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Vorwort 

zur  (lOsainiiitiUisjralH»   dos    dritten  Tli(»ils    dc»r   Fiiinnz- 

wissenschaft. 


Die  Ansarbcitnng  dieses  dritten  Theils  meines  finanzwissen- 
schaitlii-hen  Werkes  hat  mir,  neben  viel  Mtlhe,  die  ich  erwartet 
hatte,  doch  erheblich  mehr  Zeit  gekostet,  als  ich  angenommen, 
obwohl  ich  nach  langjährigen  sonstigen  Vorarbeiten  fast  alle  mir 
iür  literarische  Arbeit  verfügbare  Mnsse  seit  fünf  bis  sechs  Jahren 
diesem  Bande  gewidmet  habe.  Ich  bin  seit  1885  ans  der  parla- 
mentarischen und  politischen  Thätigkeit  wesentlich  nur  aus  dem 
Grunde  zurückgetreten,  um  für  diese  Arbeit  wieder  mehr  freie  Zeit 
zu  gewinnen,  so  schwer  mir  dieser  Verzicht  wurde  und  so  sehr 
m.  E.  eine  solche  Thätigkeit  auch  dem  nationahikonomischen  und 
iiiiauzwissenschafllichen  Theoretiker  für  seine  wissenschaftlichen 
Aufgaben  forderlich  werden  kann.  Aber  auch  die  so  wieder  ge- 
wonnene Zeit  hat  trotz  möglichster  Anspannung  neben  den  Berufs- 
nnd  Amtspflichten  nicht  ausgereicht,  um  mich  früher  als  Jetzt  zur 
Beendigung  dieses  dritten  Theiles  kommen  zu  lassen. 

Dies  zur  Erklärung  und  P^ntschuldigung  gegenüber  vielfachen 
3Iahnnngen  und  Klagen  über  das  langsame  Vorrücken  meines 
Werkes. 

1  ra  indessen  wenigstens  den  Fortgang  meiner  Arbeit  zu  zeigen 
nnd  da  die  in  diesem  Bande  behandelten  Gegenstände  es  auch 
suchlich  erlaubten,  haben  mein  verehrter  Herr  Verleger  und  ich 
ODS  seinerzeit  entschlossen,  die  verschiedenen  fertigen  Abschnitte 
dieses  Bandes,  soweit  sie  etwas  einigermassen  Selbständiges  und 
Abgeschlossenes  bildeten,  nach  und  nach  apart  als  einzelne  Hefte 
in  die  Oeffentlichkeit  gelangen  zu  lassen. 


jV  Vorwort. 

So  erschien  im  October  1886  das  erste  Heft,  die  „Steuer- 
geschichte'' bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  im  Mai  1887  das 
zweite  Heft,  die  „Einleitung  zur  Besteuerung  des  19.  Jahr- 
hunderts  und  die  britische  Besteuerung",  nach  einer 
längeren  Pause  —  zu  welcher  ich  vomemlich  durch  die  Führung 
des  Decanats  der  philosophischen  FacultUt  dahier  von  October  1887 
bis  1888,  eines  unter  den  hiesigen  Verhältnissen  sehr  viel  Zeit  be- 
anspruchenden akademischen  Amtes,  unvermeidlich  genöthigt  wurde 
—  erst  im  September  1888  ein  drittes  Heft,  in  welchem  der  an- 
gedeuteten Behinderungen  wegen  noch  nicht  einmal  der  ganze 
Gegenstand  Platz  gefunden  hat,  ,,die  französische  Be- 
steuerung seit  1789",  nemlich  die  „geschichtliche  lieber- 
sieht  darüber,  die  directe,  die  Verkehrs-  und  die  Erb- 
schaftsbesteuerung". Erst  jetzt  bin  ich  ungeachtet  ununter- 
brochener angestrengter  Arbeit  im  Stande,  das  vierte  Heft,  mit  der 
Darstellung  „der  französischen  Verbrauchsbesteuerung 
nebst  den  Zöllen  und  der  Departemental-  und  Com- 
munalbesteuerung"  und,  damit  den  dritten  Theil  dieses  Werks 
abschliessend,  auch  die  Gesammtausgabe  dieses  Bandes  zu  ver- 
öffentlichen. 

Wer  grössere  Arbeitskraft,  mehr  freie  Zeit  für  literarisch- 
wissenschaftliche Arbeit  hat,  mag  ja  schneller  fertig  werden.  Ich 
kann  nur  sagen,  dass  es  mir  nicht  möglich  war.  Der  grosse  Stoff, 
das  viele  Einzelne,  die  Behandlungsweise,  welche  ich  für  geboten 
hielt,  haben  ausserdem  ein  besonders  sorgfältiges  und  langsames 
Arbeiten  nothwendig  gemacht. 

Der  nunmehr  vollendete  dritte  Band  erledigt  aber  trotz  seines 
grossen  Umfangs  und  engen  Drucks  die  Aufgabe,  welche  ich  mir 
für  ihn,  allerdings  unter  etwaiger  Zuhilfenahme  eines  Theils  eines 
weiteren  Bandes,  anfangs  gestellt  hatte  (S.  1,  9,  219  ff.),  nicht 
einmal.  Ich  schliesse  ihn  in  dem  erreichten  Umfang  mit  der 
britischen  und  französischen  Besteuerung  allein  ab.  Es  fehlen  also 
in  der  Darstellung  der  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts  nicht  nur 
die  deutschen  Staaten,  sondern  auch  die  übrigen  grösseren  euro- 
päischen und  Nordamerika,  deren  Besteuerung  ich  im  Rahmen 
dieses  Werkes  in  besonderen  Abschnitten  mit  behandeln  wollte 
(§.  103—105). 

Diese  Absicht  habe  ich  auch  nicht  aufgegeben  und  möchte  sie, 
wenn  Zeit  und  Kraft  bleibt,  später  zur  Ausführung  bringen.  Doch 
erst  später,  insbesondere  erst  dann,  wenn  es  mir  möglich  ge- 


Vorwort.  V 

wesen  sein  wird,  das  Werk  durch  die  vorausgeheDde  Darstellung 
der  systematischen  „speciellen  Stenerlehre"  und  des  Staats- 
schaldenwesens  endlich  zu  einem  gewissen  formellen  Abschlnss  zn 
bringen. 

Darin  liegt  allerdings,  wie  ich  offen  bekenne,  eine  Aenderung 
im  Plane  des  ganzen  Finanzwerks,  zu  welcher  ich  erst  während 
der  Ansarbeitang  dieses  dritten  Bandes  und  durch  die  dabei  ge- 
machten Erfahrungen  gelangt  bin,  von  welcher  dann  jedoch  auch 
die  Darstellung  der  britischen,  vollends  aber  diejenige  der  franzö- 
sischen Besteuerung  schon  deutliche  Spuren  an  sich  tragen. 

Ich  habe  zwar  niemals  —  wie  mir  von  einer  Seite  aus,  und 
zwar  nach  dem  von  dem  meinigen  abweichenden  Standpuncte  des 
Urtheilenden  in  anerkennender  Weise,  nachgesagt  worden  ist  — 
die  Absiebt  gehabt,  die  Finanzwissenschaft  sozusagen  in  die  Dar- 
stellung des  concreten  Finanz-  und  Steuerwesens  einielner  Staaten 
auslaafen  zu  lassen.  Das  wtirde  ich  für  falsch  halten,  ich  stand 
and  stehe  heute  noch  vielmehr  zu  den  methodologischen  und  syste- 
matologiscfaen  Ansichten,  welche  ich  mehrfach  in  diesem  Werke, 
in  meiner  „Grundlegung^^  und  an  anderen  Orten  vertreten  habe, 
speciell  auch  in  diesem  Bande  in  §.  2  (S.  7):  Die  Finanzwissen- 
!^;baft  und  jeder  ihrer  Theile,  auch  „die  specielle  Steuerlehre  haben 
die  concreten  Verhältnisse  und  Fragen  einzelner  Länder  nur  als 
ihr  Untersnchungsmaterial  aufzufassen  und  zu  behandeln, 
am  ihrerseits  wieder  allgemeinere  Ergebnisse,  der  Kritik 
wie  der  These,  daraus  für  die  Wissenschaft  vom  Finanzwesen 
überhaupt  zu  gewinnen,  das  Generelle,  Typische,  Entwick- 
longsgesetzmässige  aus  dem  Individuellen,  Verschie- 
denen, Concreten  abzuleiten^'  u.  s.  w.  Ich  betrachtete  und 
betrachte  daher  ktirzere  historische  Uebersichten  und  eingehendere 
Darstellungen  der  bestehenden  Besteuerung  einzelner  Länder,  wie 
ich  sie  in  diesem  Bande  zu  geben  versuche,  doch  nur  als  Vor- 
bereitungen für  die  Lösung  der  eigentlich  finanz wissen- 
schaftlichen Aufgabe,  welche  nach  den  angedeuteten  Gesicbts- 
puncten  auch  in  der  „speciellen  Steuerlehre'*  vorliegt  und  in  der 
nsystematischen^'  speciellen  Stenerlehre  näher  zu  bebandeln  ist. 

Als  Vorbereitungen  für  die  Lösung  dieser  Aufgabe  gehören 
solche  Uebersichten  und  Darstellungen  zwar  m.  E.  nicht  unbedingt 
falbst  in  ein  umfassender  angelegtes  finanzwissenschaftliches  Werk, 
iber  sie  dürfen  wenigstens  in  ein  solches  Aufnahme  finden. 


VI  Vorwort. 

Das  rechtfertigt  sich  auch  noch  durch  die  anderweiten  Inter- 
essen, auch  des  Unterrichts,  der  Praxis,  welchen  ein  derartiges 
Werk  dienen  soll  und  unbeschadet  seiner  Hauptaufgaben  dienen 
kann.  Ja,  diese  Hauptaufgaben,  wie  ich  sie  in  der  3.  Auflage 
des  1.  Bandes  (§.  12)  hingestellt  habe  —  woran  ich  festhalte  — , 
werden  in  jeder  Hinsicht  durch  solche  Uebersichten  und  Dar- 
stellungen des  Finanz-  und  Steuerwesens  einzelner  Länder  gefördert. 
Diese  Erwägung  bestimmte  mich  seinerzeit,  sie  in  mein  Werk  auf- 
zunehmen. Ich  wusste  dabei  auch  und  habe  das  in  jedem  Stadium 
meiner  Arbeit  bestätigt  gefunden,  dass  nicht  nur  die  eigene  spe- 
ciellste  Durcharbeitung  der  Bestenerungsverhältoisse  eines  einzelnen 
Landes  für  einen  finanzwissenschaftlicben  Autor  ganz  unentbehrlich 
ist,  sondern  dass  sie  vollends  in  Verbindung  mit  der  Arbeit  der 
Zusammenfassung  des  Stoffs,  behufs  Darstellung  des  Ganzen  für 
die  Oeffentlichkeit ,  recht  förderlich  ftir  den  Autor  und  damit  für 
sein  Werk  Wird. 

Namentlich  Ein  wichtiges  und  richtiges  iinanzwissenschaftliches 
Ziel  spcciell  in  Betreff  der  Steuerlehre  lässt  sich  wohl  nur  durch 
Vorbereitungen  wie  die  hier  besprochenen  erreichen,  nemlich  die 
Herstellung  einer  „vergleichenden  Steuerwissenschaft^^ 
Dieselbe  darf  eben  nicht  bloss  aus  einigen  mehr  oder  weniger 
richtigen  Gedanken  ktlhn  entwickelt,  sondern  muss  auf  haltbaren 
Fundamenten  mit  zuverlässigem  Material  aufgebaut  werden,  nicht 
blo^s  ein  Product  genialer  Speculation  und  geistvoller  Geschichts- 
construction,  sondern  auch  wirklicher  sorgfältiger  Durchforschung 
des  Thatsächlichen  und  seines  Entwicklungsprocesses  sein. 

Ich  läugne  nicht,  dass  gerade  die  höchst  anziehenden  Versuche 
solcher  Speculation  und  Construction  in  einem  mit  Recht  berühmten 
Finanzwerke  mir  die  Ueberzeugung  abrangen,  es  mtisse  für  den 
besagten  Zweck  so  vorgegangen  werden,  wie  ich  es  in  den  Vor- 
bereitungsarbeiten dieses  Bandes  zu  thun  begonnen  habe.  Denn 
bei  genauerer  Untersuchung  erwies  sich  mir,  dass  jene  Speculationcn 
und  Constructionen  zu  viel  Unsicheres,  Hypothetisches,  bloss  Blen- 
dendes, zu  weitgehende  Generalisationen  neben  vielem  unzweifclhait 
Richtigen,  vortrefflich  Combinirten  und  grossartig  Concipirten,  ent- 
hielten, und  im  Einzelnen  öfters  mit  souveräner  Verachtung  über 
das  Tliatsächliche,  das  legislative  Detail  aus  den  einzelnen  Staaten 
hinweggegangen  werde,  in  dem  mitgetheilten  Thatsächlichen  sich 
auch  häutig  eine  Menge  Unrichtigkeiten  vorfänden.  Hier,  wie, 
nebenbei  bemerkt,  in   der  StaatsschuUlenlehre.     Das  hindert  mich 


Vorwort.  VII 

ebeDSOweuigy  wie  einen  der  ^^Exactesten''  unserer  ,,exacten^' 
hiatoriscfaen  Nationalökonomen,  trotz  alledem  und  alledem  den 
hohen  Werth  des  Stein'schen  Werks  anzuerkennen,  wenn  ich  dem 
letzteren  anch  gerade  nicht  das  Epitheton  besonderer  ^^Bxaetheit'^ 
beilegen  kann.  Aber  jene  Mängel  bestärken  mich  doch  in  meiner 
Aufiassangy  dass  erst  auf  Grund  solcher  vorbereitender  darstellender 
Abschnitte  Aber  die  Besteuerung  einzelner  Länder,  wobei  auch 
mehr  ins  Detail  als  in  den  allgemeinen  ^historischen  Uebor- 
bUcken^'  Stein's  eingegangen  wird,  die  vergleichende  Steuerwissen- 
sehaft  wirklich  correct  und  zuverlässig  aufgebaut  werden  kann. 

Nnn  liegt  freilich  gegen  mein  eigenes  Vorgehen  in  diesem 
Bande  ein  Einwand  nahe,  der  mir  auch  mehrfach  begegnet  i^t,  und 
der  dnreh  mein  vorläufiges  Wieder- Aufnehmen  der  systematischen 
speciellen  Steuerlebre,  noch  bevor  ich  mit  der  Darstellung  der  Be- 
steaernng  der  einzelnen  Länder  zu  Ende  gekommen  bin,  sogar  noch 
seine  Bestätigung  zu  finden  scheint. 

Es  heisst,  solche  Darstellungen,  wie  meine  noch  mehr  als 
kurze  Uehersicht  gehaltene,  aber  dennoch  schon  umfangreiche  — 
„Stenergeschichte'',  mehr  noch  wie  meine  „britische''  und  vollends 
erst  wie  meine  „französische''  Besteuerung  seien  gewiss  erwtinscht 
DDd  nothwendig.  Aber  sie  gehörten  formell  und  materiell  nicht 
mebr  in  den  Kahmen  der  „Finanzwissenscbaft",  auch  »elbst  eines 
umfangreich  angelegten  finanzwissenächaftliehen  Werkes.  Sie  wären 
ein  geeigneter  Gegenstand  selbständiger  Schriften  über  allgemeine 
oud  specielle  Steuergeschichte  und  positives  Steuerrecht.  Der  finanz- 
wi^senschaftliche  Autor  könne  sie  auch  nicht  selbst  liefern,  er  dürfe 
nnd  müsse  sich  an  die  Arbeiten  Anderer  über  diese  Gegenstände 
anlehnen  und  daraus  den  Stoff  für  seine  Zwecke  entnehmen,  — 
eine  FVage  der  einfachen  und  richtigen  wissenschaftlichen  Arbeits- 
tbeilung. 

Ich  will  die  relative  Berechtigung  dieser  Auffassung  nicht  be- 
streiten. Aber  ich  mache  dagegen  geltend,  was  mich  eben  zu  den 
Darstellungen  dieses  Bandes  geführt  hat:  das  Finanz-  und  Steuer- 
wesen eines  Landes  bietet  doch  eigentlich  erst  in  der  eigenen 
Bearbeitung  dem  finanzwissenschaftlichen  Autor  das  „ünter- 
sachungsniaterial",  welches  er  braucht,  in  derjenigen  Weise 
formell  und  materiell  vorbereitet,  wie  er  es  braucht. 
Aach  so  tüchtige  Werke,  wie  wir  sie  über  britische  und  vollends 
über  französische  Besteuerung  besitzen,  liefern,  weil  von  Anderen 
Dod    nach    anderen    Gesichtspuncten    gearbeitet,    dieses    Unter- 
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snchangsmaterial  nicht  so,  als  wenn  sich  der  Autor  selbst  ,,seine 
Bausteine  zuhaut".  Das  habe  ich  früher  und  auch  während  der 
Ausarbeitung  des  vorliegenden  Bandes  immer  wieder  empfunden. 
Daher  mein  Beginnen. 

Auch  ist  schon  etwas  gewonnen,  wenn  der  finanzwissenschaft- 
liche Autor  selbst  nur  die  Besteuerung  eines  oder  einiger  Länder 
so  eigens  ftir  seine  Zwecke  darstellt.  Es  giebt  ihm  das  Gelegen- 
heit, so  wenigstens  einen  Theil  seines  Baumaterials  selbst  sich  vor- 
zubereiten, und  ermöglicht  ihm  dann,  mit  mehr  Nutzen  das  von 
Anderen  beschaffte  mit  zu  verwenden. 

Für  den  Autor  und  den  Leser  aber  ergiebt  sich  der  Gewinn, 
dass  in  der  Darstellung  der  Steuergeschichte  und  des  Steuerrechts 
eines  Landes  dieselben  Fragen,  nur  in  anderem  Zusammenhang 
und  in  anderer  Behandlungsweise,  wie  in  dem  systematischen  Theil 
der  Finanzwissenschaft  zur  Erörterung  gelangen.  Dadurch  erfolgt 
eine  Ergänzung,  deren  Werth  auf  der  Hand  liegt  Bei  dem 
Genügenlassen  mit  bloss  historischer  Darstellung  und  anderseits 
mit  bloss  systematischer  und  principieller  Behandlung  bleibt  in 
beiden  Fällen  ein,  wenn  auch  verschiedener,  Mangel.  Beides  gehört 
zusammen. 

Ich  glaube  daher,  dass  es  auch  für  die  Lehr  zwecke  eines 
Werkes,  gleich  dem  vorliegenden,  gut  ist,  Darstellungen,  wie  sie 
dieser  Band  bringt,  in  die  Finanzwissenschaft  als  solche 
einzureihen. 

Dabei  kämpft  man  allerdings  mit  äusseren  und  inneren 
Schwierigkeiten,  welche  ich  schon  beim  Beginn  meiner  Arbeit  an 
diesem  Bande  recht  wohl  erkannt  hatte.  Sie  haben  sich  mir  aber, 
wie  ich  einräume,  erst  im  weiteren  Verlauf  vollständig  gezeigt. 
Sie  haben  mich  denn  auch  schliesslich  bestimmt,  es  vorläufig  bei 
den  in  diesen  Band  aufgenommenen  Darstellungen  concreter  Stener- 
verhältnisse  zu  belassen,  diesen  Darstellungen  aber  dafür  auch 
diejenige  Form  und  denjenigen  Umfang  zu  geben,  welche  mir 
nothwendig  erschienen.  Vollends  die  „französische  Besteuerung" 
hat  sich  dabei  dann  freilich  fast  zu  einer  Monographie  des  Gegen- 
stands erweitert,  dient  aber  gerade  in  dieser  Gestalt  zur  Erreichung 
meines  Zwecks. 

Schon  in  der  „Steucrgeschichte^^  schien  es  mir  richtiger, 
mich  auf  die  Darstellung  der  Besteuerung  einiger  wichtigerer,  be- 
sonders interessanter  oder  für  den  deutschen  Autor  in  Betracht 
kommender  Länder  zu  beschränken,  dafür  dann  aber  das,  was  ich 
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dantellte,  besonders  je  mehr  es  in  die  nenere  Zeit  geborte,  wenig- 
stens YerhSltnissmässig ,  etwas  eingehender  zn  behandeln.  Denn 
loch  hier  kam  es  anf  Einzelheiten,  nicht  bloss  auf  einige  Allgemein- 
heiten an.  Gerade  dadoreh  hat  meine  ,,8teaergesehichte''  schon 
einen  etwas  bedeutenderen  äusseren  Umfang  erreicht. 

Sollte  nun  aber  die  Darstellung  der  ,,Be8teueruDg  des  19.  Jahr- 
bondertB^'  ihren  Zweck  erfttUen,  so  musste  sie  den  einzelnen  wich- 
tigeren Ländern  einen  angemessenen  Raum  widmen.  Ich  glaubte 
indessen  immerhin,  diesen  Raum  so  beschränken  zu  können,  dass 
die  Darstellung  der  Besteuerung  der  meisten  Staaten,  welche  ich 
überhaupt  behandeln  wollte  (§.  104,  105),  noch  in  diesem  Bande 
Platz  finden  könnte.  Ich  hatte  dabei  zunächst  auch  noch  mehr  an 
Verweisungen  auf  die  Schriften  über  das  Steuerwesen  der  einzelnen 
Lander  gedacht  und  mich  auf  die  Hervorhebung  des  „Hauptsäch- 
lichsten^^ beschränken  wollen. 

Allein  bei  der  Ausarbeitung  überzeugte  ich  mich  bald,  dass  so 
knapp  gehaltene  Abschnitte  nicht  genügen  könnten.  Es  wäre  dabei 
wiedenun  nor  das  Allgemeinere  kurz  anzudeuten  möglich  gewesen, 
das  flir  die  specielle  Steuerlehre  gerade  als  „Untersuchungsmaterial'' 
so  nothwendige  und  so  werthvolle  Detail  hätte  fast  ganz  fehlen 
müssen.  Wenn  es  femer  auch  nicht  möglich  und  für  den  Zweck 
Dicht  nöthig  war,  jede  Phase  der  Entwicklung  der  Steuergesetz- 
gebung zu  verfolgen,  so  musste  doch  zum  Verständniss  der  be- 
stehenden Gesetzgebung  und  zur  Würdigung  ihrer  finanziellen 
Wirkungen  unvermeidlich  auch  auf  die  wichtigeren  Entwicklungs- 
phasen eingegangen  werden.  Der  Verweisung  auf  die  Speeial- 
^hriften  endlich  habe  ich  mich  vielfach  bedient,  aber  sie  konnte 
die  eigenen  Austührungen  um  so  weniger  ersetzen,  da  eben  die 
Art  und  Weise  der  Behandlung  des  Stoffs  nach  den  verschiedenen 
Aufgaben  and  Zwecken  dieser  Schriften  von  der  in  diesem  Werke 
oj.  E.  gebotenen  Behandlung  abwich.  So  wuchs  der  Raum,  den 
ich  einzelnen  Staaten  nothwendig  gewähren  musste,  erheblich. 

Ich  erkannte  das  schon  bei  der  Darstellung  der  britischen 
Be^^teuerung,  welche  doch  in  der  verhältnissniässig  grossen  Einlach- 
heit  der  letzteren  weniger  Schwierigkeiten  als  die  Darstellung  des 
>Stcaerwesens  der  Gontinentalstaaten  bietet.  Meine  Darstellung  uuifasst 
jetzt  140  Druckseiten.  Ich  glaube  nicht,  dass  man  ihr  mit  Recht 
den  Vorwarf  zu  grosser  Au8flihrlichkeit,  auch  im  I^ahmeu  dieses 
n'erks,  machen  kann.  Sie  bringt,  hoffe  ich,  wirklich  ziemlich 
^tic^  Wesentlichere,   aber  auch   nicht  mehr.     Einiges  darin   hätte 
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ich  gern  erweitert,  so  die  Darstellung  der  Veranlagung  der  Ein- 
kommensteuer, Anderes  gern  mehr  mit  hineingezogen,  so  die 
Schilderung  des  Zolltarifs  und  der  Phasen  der  Tarifpolitik  vor  den 
grossen  Zollreformen.  Das  wäre  zu  rechtfertigen,  vielleicht  zu  ver- 
langen gewesen.  Ich  habe  es  aus  Rücksichten  auf  den  Raum 
unterlassen  und  mitunter  längere  Ausfuhrungen  wieder  bei  Seite 
gelegt. 

Bei  der  Darstellung  der  französischen  Besteuerung  war 
von  vornherein  mit  einem  viel  umfassenderen,  aber  meines  Erachtens 
auch  finanz-  und  steuerwissenschaftlich  noch  viel  werthvolleren  und 
interessanteren  Material  zu  arbeiten.  Vortreffliche,  zum  Theil 
eminente  finanzielle  und  verwaltungsrechtliche  Schriften  lagen  in 
Fülle  vor,  darunter  deutsche,  wie  das  zwar  weit  zurück  liegende, 
1857  erschienene,  aber  unübertroffene  Werk  eines  theoretisch 
durchgebildeten  Meisters  der  Praxis,  wie  von  Hock,  und  das  ver- 
hältnissmässig  neue,  erst  1882  erschienene,  im  Einzelnen  ungleich- 
massig  gearbeitete,  aber  in  einigen  Abschnitten  der  Darstellung  der 
Besteuerung  ebenfalls  werthvolle  und  überall  —  freilich  mehr  an 
statistischen  Daten,  als  in  der  Darlegung  der  historischen  Entwick- 
lungen und  der  finanzrechtliehen  Verhältnisse,  wo  es  öfters  ein- 
gehender sein  könnte  —  stoffreiche  von  von  Kaufmann.  Aber 
auch  hier  sah  ich  bald,  dass  einfache  Verweisungen  nicht  genügten. 
Abgesehen  davon,  dass  ich  in  der  Auffassung,  so  vielfach  in  Betreff 
der  Beurtheilung  der  Steuerpolitik  von  v.  Kaufmann  und  den  fran- 
zösischen Theoretikern,  abwich,  war  in  den  deutschen  und  selbst 
in  den  französischen  finanzrechtlichen  Werken  die  ganze  Behand- 
lungsweise  des  Stoffs  eben  eine  andere,  als  ich  sie  für  die  mir 
vorschwebenden  Ziele  brauchte.  Zugleich  lockte  mich,  wie  meine 
Vorgänger,  wie  namentlich  v.  Hock,  welcher  es  in  classischen, 
auch  von  v.  Kaufmann  in  der  Vorrede  citirten  Worten  ausgesprochen 
hat,  freilich  auch  das  Interesse  an  dem  Stoff,  dem  —  Dank  einer 
ruhelosen  inneren  und  äusseren  Politik,  der  Folge  des  französischen 
Nationalcharacters  —  gewaltigsten  Steuerwesen,  das  die  Welt 
bisher  gesehen.  Dieser  Stoff  erwies  sich  zugleich,  wie  kein  anderer, 
geeignet,  bei  seiner  eingehenderen  Behandlung  fast  alle  modernen 
Steuerarten,  Steuerformen  und  Steuerfragen,  welche  in  syste- 
matischer Ordnung  gerade  den  Gegenstand  der  speciellen  Steuer- 
Ichre  bilden,  an  einem  Beispiel  von  ungeheuerer  und  durchaus 
actueller  practischer  Bedeutung  zu  erörtern.  Die  ausgedehnten, 
vielfach  aufigezeichnetcn  Bearbeitungen  der  französischen  Besteuerung 
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md  einzelner  Tbeile  derselbeD  erleichterten  die  Aufgabe  der  Dar- 
iteDong,  in  einigen  Abschnitten  ennr^glichten  sie  sie  mir  erst. 

So  glaubte  ich,  gerade  die  französische  Bestenerang  als  ein 
md  wobl  als  das  bedeutendste  Beispiel  der  ^^Besteuerung  des 
19.  Jahrhnnderts^^  herausheben  und  in  einem  Umfang  darstellen  zu 
dfirfeoy  welcher  freilich  das  Maass  eines  blossen  ,,Abschnitts'^  der 
ipeciellen  Stenerlehre  in  einem  finanzwissenschaftlicben  Werke  über- 
neigt  (549  Seiten). 

Aber  ich  habe  in  dieser  ^^französischen  Besteuerung''  nun  auch 
xn  zeigen  yermocht,  wie  ich  mir  die  Darstellung  der  concreten  Steuer- 
Terhaltnisse  eines  Landes  einerseits  als  eine  vorbereitende  Arbeit 
Ar  die  ,, systematische'^  specielle  Stenerlehre  und  anderseits  als 
einen  integrirenden  Theil  der  speciellen  Stenerlehre  und  damit  der 
Finanzwissenschaft  denke. 

Auch  didactisch  scheint  es  mir  empfehlenswerth,  beim  Studium 
der  Finanzwissenschaft  sich  einmal  so  in  das  grosse  und  schwierige 
Detail  des  Stenerrechts  und  der  Stenerverwaltung  eines  wichtigen 
Staats  hineinzuarbeiten.  Unsere  Finanzwissenschaft  hat  sieh  zu 
einseitig  mit  den  allgemeinen  Principienfragen  der  Besteuerung, 
mit  dem  ,ySein -Sollen'^,  den  volkswirthschaftlichen  Seiten  und 
Wirkungen  der  Steuern  beschäftigt.  Die  specielle  Stenerlehre  hat 
die  Aufgabe  (§.  1,  2),  zu  zeigen,  y,wie  man  es  macht  und  gemacht 
hat",  wie  und  mit  welchen  Mitteln,  auf  welchen  Wegen  im  Einzelnen 
„steuertechnisch*'  Gesetzgebung  und  Verwaltung  bestimmte 
steuerjiolitische  Probleme  zu  lösen  gesucht,  welche  oft  unüberwind- 
liche Schwierigkeiten  sie  hierbei  gefunden,  womit  sie  sich  häutig 
haben  begntigen  mtissen.  Das  eben  ersieht  man  gut  aus  der 
bpecielleren  Darstellung  der  Besteuerung  eines  einzelnen  Landes. 
Frankreichs  „moderne  Besteuerung"  eignet  sich  für  alle  diese 
Zwecke  aber  mehr  als  diejenige  eines  anderen  Landes.  Der 
^radicale"  Brueh,  welcher  1789  flf.  mit  dem  Steuerwesen  des  ancien 
regime  erfolgte,  war  zwar  hier,  wie  auf  anderen  Gebieten,  mehr 
vun  formeller  als  von  materieller  Bedeutung.  Denn  überall  wurde 
bei  dem  Aufbau  und  Wiederaufbau  des  Steuersystems  au  die 
älteren  btcnern  und  an  deren  Technik  und  Verwaltung  angeknüpft, 
wie  gerade  die  genauere  Untersuchung  zeigt.  Indessen  bildet  die 
cr^te  Revolution  doch  auch  hier  einen  wahrhaft  Epoche  machenden 
Abschnitt.  Das  Jahrhundert  „178i>— 1889"  scheidet  sieh  noch  mehr  als 
anderswo  von  der  früheren  Zeit  ab.  Die  wcebsclvollc  äussere  und 
iunere  französische  Geschichte  hat  dann  auf  dem  Finanz-  und  ins- 
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besondere  dem  Besteuerungsgebiete  zu  Experimenten  genöthigt,  wie 
sie  wiederum  y  etwa  mit  Ausnahme  Nordamerikas  in  der  kurzen 
Spanne  des  Bürgerkriegs,  kein  anderes  Land  aufweist.  Frankreich 
war  auch  in  Steuerfragen ,  wie  im  öffentlichen  Leben  überhaupt, 
das  yyLand  der  Rosscuren  für  ganz  Europa'^  Eben  deshalb  ist 
seine  moderne  Besteuerung  so  ausnehmend  interessant  und  auch 
für  die  Theorie  so  lehrreich,  wie  kaum  eine  andere. 

Das  meine  Rechtfertigung  dafür,  dass  ich  die  „moderne  fran- 
zösische Besteuerung''  so  zum  „Lehrexempel^'  grössten  Styls 
für  die  specielle  Steuerlehre,  wie  eine  ft^rmliche  Sammlung  von 
„Steuermodellen'',  benutzt  habe.  Abgesehen  von  der  Ein- 
kommensteuer, zu  deren  Einführung  aber  auch  wiederholt  beachtens- 
werthe  Anläufe  gemacht  worden  sind  (§.  191),  bietet  die  moderne 
französische  Besteuerung  für  alle  wichtigeren  Arten  und  Formen 
der  Besteuerung  und  für  zahlreiche  Specialfragen,  welche  sich  an- 
schliessen,  in  der  That  ein  wahrhaft  ausgezeichnetes  practisches 
Beispiel  und  eine  solche  Modellsammlung. 

In  diesem  Sinne  möchte  ich  meine  Darstellung  der  französischen 
Besteuerung  als  Theil  meines  finanzwissenschaftlichen  Werkes  und 
der  „speciellen  Steuerlehre''  desselben  aufgefasst  haben. 

Gewiss  wäre  es  nun  mein  Wunsch,  in  ähnlicher  Weise,  wenn 
auch  in  geringerer  Ausführlichkeit,  die  neuere  Besteuerung  anderer 
wichtigerer  Länder  und  schliesslich  zumal  Deutschlands,  des  Reichs, 
Preussens,  der  Mittelstaaten,  dann  Oesterreichs  zu  behandeln.  Und 
als  weitere  Vorbereitung  für  die  systematische  specielle  Steuerlehre 
plante  ich  das  auch  und  wäre  es  das  Richtige. 

Wenn  ich  gleichwohl,  wie  oben  schon  bemerkt,  vorläufig 
darauf  verzichte,  so  bestimmen  mich  dazu  äussere  und  auch  persön- 
liche Gründe. 

Uebcr  die  bloss  compendiarische  Behandlung  ist  die  deutsche 
Finanzwissenschaft  hinausgewachsen.  Auch  hier  wie  in  der  ganzen 
Politischen  Oekonomie  bedarf  es  neben  den  Compendien  und  den 
Monographieen  und  Aufsätzen  umfangreicherer  zusammenfassender 
Werke,  nach  der  Weise  des  vorliegenden,  mag  dasselbe  auch  nur 
als  ein  Versuch  in  dieser  Richtung  gelten,  dessen  Mängel  dem 
Verfasser  selbst  am  Besten  bekannt  sind.    Vivat  seqnens! 

Auch  hier  aber  steigen  natürlich  die  Schwierigkeiten  mit  dem 
Umfang.  Mein  Werk  ist  jetzt  bereits  auf  drei  starke  Bände  an- 
gewachsen. Mindestens  ein  weiterer  wird  noch  durch  die  syste- 
matische   specielle    Stcuerlehre    und    die    Staatsschuldenlehre    be- 
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lospnieht.  leb  glaube  einstweilen  erst  einmal  abwarten  zu  sollen, 
•b  sieh  ein  Werk  dieser  Ansdehnung  auf  dem  deutschen  Bücher- 
■arkte  behaupten  kann.  Bisher  ist  der  Absatz  der  einzelnen 
Binde  f  welche  doch  nnr  ,yBmchstücke''  der  Finanz  Wissenschaft 
entbalten,  zwar,  von  allen  sachlichen  Grttnden,  den  Vorzügen  anderer 
feike,  wie  des  Stein'schen,  Roscher'schen,  abgesehen,  begreiflich 
liDgsamer  als  bei  kürzeren  nnd  wohlfeileren  Werken  der  syste- 
matischen Fioanzwissenschaft.  Aber  immerhin  ist  der  Absatz  be- 
friedigend nnd  bei  den  Auflagen  in  der  Doppelstärke  der  üblichen 
laseber  als  ich  erwartet  hatte.  Der  zweite  Band  ist  seit  länger 
ToUständig  vergriffen.  Indessen  erscheint  es  doch  räthlich,  dem 
deotsehen  BQcberconsumenten ,  der  bekanntlich  für  das  BUcher- 
kaofen  keinen  grossen  Magen  hat,  nicht  gar  zu  viel  zuzumutben. 
b  wird  anch  von  den  weiteren  Absatzverhältnissen  dieses  dritten 
Bandes  abhängen ,  wann  ich  mich  und  wie  ich  mich  der  Fort- 
fthning  der  Darstellung  der  Besteuerung  einzelner  Länder  in  der 
begonnenen  Weise  widmen  kann.  Der  Absatz  der  einzelnen  Hefte, 
£e  auch  weiter  apart  verkänflich  sein  werden,  wnr  bisher  über 
Erwarten  günstig. 

Dann  aber  kommen  auch  die  persönlichen  Gründe  in  Betracht, 
welche  mieh  für  jetzt  bestimmen,  die  oben  genannten  Darstellungen 
Tortänfig  zurückzustellen.  Die  Ausarbeitung  derselben  fordert  ein 
laai^s  von  Zeit  und  Arbeitskraft,  das  ich  nicht  sicher  zur  Vcr- 
ilgung  habe. 

Bei  England  und  Frankreich  lagen  anch  reichliche  und  vielfach 
Tr.rtrefflicbe  Vorarbeiten  vor,  welche  mir  in  hohem  Maasse  zu  Statten 
kommen  sind.  Die  Werke  und  kleineren  Arbeiten  von  Do  well, 
Voeke,  V.  Gneist,  Leser,  Aschrott,  J.  Wolf,  von  v.  Hock, 
^KaufmanD,  Lexis,  v.  Reitzenstein,  von  Stourni,  Sudrc 
M^oeSy  Mathieu-Bodet,  Amagat,  Perroux,  Oliho, 
Am^  n.  a.  m.,  das  vortreffliche  dictionnaire  de  Tadministration 
ino^ise  von  Block  mit  seinen  Supplementen,  das  noch  reich- 
ottigere^  im  grössten  Styl  angelegte,  aber  bei  Weitem  noch  nicht 
^e  dictionnaire  des  finances  von  Say  und  mehr  als  alle  diese 
^^e  nnd  einzelnen  Arbeiten  das  ausgezeichnete  und  höchst 
^ehhaltige,  im  französischen  Finanzministerium  herausgegebene 
Billetin  de  statistique  et  de  l^gislation  compar(^c  (seit  1877,  in 
I  Harken  Monatsheften,  bisher  25  Bände)  — ,  um  nur  die  wichtigsten 
Ritzten  literarischen  Hilfsmittel  zu  nennen ,  —  haben  mir  das 
^  mehr,     das   andere   weniger,    aber  alle  mehr  oder  weniger, 
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wesentliche  Dienste  geleistet.  Wo  und  wie  ich  sie  benutzt  habe, 
ergiebt  sich  aus  den  zahlreichen  Citaten.  Ich  bin  daneben,  wo  ich 
es  irgend  für  nöthig  hielt  und  ausführen  konnte,  namentlich  auf 
die  Gesetze,  Verordnungen,  Tarife  selbst,  als  die  ersten  Quellen  ftir 
solche  Darstellungen  der  Besteuerung,  öfters  auch  auf  Enqueten, 
Gesetzentwürfe,  parlamentarische  Verhandlungen  u.  dgl.,  wenn  sich 
dabei  auch  eine  Beschränkung  von  selbst  gebot,  um  den  Stoff  be- 
wältigen zu  können,  eingegangen.  Aber  jene  genannten  Werke 
haben  mir  vielfach  dabei  als  Wegweiser  gedient,  und  gern  gestehe 
ich,  dass  ich  z.  B.  ohne  ein  Werk  wie  das  Olibo'sche  über  die 
indirecten  Steuern,  ohne  manche  Materialien  im  Bulletin  und  ohne 
manche  Aufschlüsse  und  Fingerzeige,  die  ich  den  beiden  genannten 
dictionnaires  verdanke,  meine  Aufgabe  bei  der  französischen  Be- 
steuerung schwerlich  und  jedenfalls  nur  noch  ungenügender  und 
langsamer  hätte  lösen  können,  als  es  geschehen  ist.  Auch  hier  aber 
blieb  der  eigenen  Mühe  und  Arbeit  noch  genug. 

Für  andere  Länder,  mehrfach  auch  für  Deutschland  fehlen 
solche  Vorarbeiten  mehr  als  für  die  im  dritten  Bande  behandelten 
beiden.  Haben  wir  doch  z.  B.  für  Preussen  und  ftir  Oesterreich 
keine  einzige  zusammenfassende  etwas  eingehendere  Darstellung 
der  Besteuerung  im  19.  Jahrhundert.  Daher  verlangt  die  Behand- 
lung dieser  Länder  wieder  sehr  viel  Zeit  und  Arbeitskraft  und 
darin  giebt  es  eben  für  den  Einzelnen,  speciell  auch  nach  meinen 
l)cr8r)nlichen  und  Berufsverhältnissen  für  mich,  eine  Grenze,  die  man 
inne  zu  halten  sich  gezwungen  sieht. 

Gleichwohl  hoffe  ich  die  Fortsetzung  der  Darstellung  der  Be- 
steuerung in  einzelnen  Staaten  im  19.  Jahrhundert  nicht  liegen 
Inssen  zu  müssen.  Vielerlei  Vorstudien  dazu  habe  ich  gemacht. 
Aber  zunächst  drängt  die  zweite  Auflage  des  zweiten  Bandes  der 
Finanzwissenschaft,  dann  möchte  ich  womöglich  erst  die  syste- 
matische Steuer-  und  die  Staatsschuldenlehre  bearbeiten  und  damit 
das  ganze  Finanzwerk  zu  einem  gewissen  Abschluss  bringen,  — 
vielfachen  Wünschen  entsprechend,  meinem  eigenen  zumeist,  der 
ich  unter  der  Bürde  dieses  Werkes  seit  nur  zu  lange  schon  stehe 
und  daran  wahrlich  oft  schwer  getragen  habe  und  trage. 

Diese  längeren  Darlegungen  glaubte  ich  den  Lesern  meines 
Werkes  schuldig  zu  sein,  namentlich  denen,  welche  über  den  lang- 
samen Fortgang  desselben  unzufrieden  gewesen  sind.  „Ultra  posse 
nulla  obligatio.^' 
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Inhalt  nnd  Bebandlangsweise  mttssen  sieh  nattlrlich  durch  sieh 
selbst  rechtfertigen.  Ich  erUnbe  mir  darüber  nur  nocb  Folgendes 
hinzQzoftlgen. 

Ich  bin  in  der  älteren,  der  antiken,  der  mittelalterlicben  und 
der  neueren  Stenergeachicbte  bis  Eode  des  18.  Jahrhunderts  nicht 
Speeialforscher.  Meine  ,,Steuerge8chichte''  prätendirt  daher  auch 
nicht  ala  die  Arbeit  eines  solchen  zu  gelten.  Meine  Studien  und 
Neigungen  haben  mich  auf  andere  Stoffe  und  andere  Gebiete  geführt. 
Die  Rechtfertignng  dafflr  finde  ich  in  dem  Oebot  der  wissenschaft- 
liehen Arbeitstbeilnng.  In  der  ,,Steuergeschichte''  fasse  ich  daher 
grossentheils  nnr  die  Ergebnisse  der  Arbeit  der  Speeialforscher  zu- 
sammen. Das,  was  ich  dabei  Eigenes  biete,  liegt  vomemlich  in 
dieser  Znsammenfassung  nach  den  Gesichtspuncten  der 
vergleichenden  Steuerlehre  und  Finanzwissenschaft 
and  hier  blieb  —  nnd  bleibt  auch  nach  meiner  Arbeit,  wie  ich  gern 
einränrae  —  auch  den  Specialforschern,  zumal  reinen  Historikern 
oder  historischen  Philologen  gegenüber,  auch  für  den  Finanz- 
tbeoretiker  immerhin  noch  eine  nicht  unwichtige  Aufgabe  übrig. 

Etwa  vollends  in  Betreff  der  antiken  Besteuerung,  wo  die 
ersten  Meister  gearbeitet  und  so  Vieles  doch  ungelöst  gelassen  oder 
daoemd  der  Controverse  Überlassen  haben,  Fachmänner,  welche  in 
diesen  Stadien  ihre  Lebensaufgabe  fanden,  auf  eigenen  Füssen 
stehen  zn  wollen,  schiene  mir  nicht  nur  im  Widerspruch  mit  allen 
iiniQds'atzen  vernünftiger  wissenschaftlicher  Arbeitstheilung,  sondern 
eioe  dilettantische  Anniassung.  Da  mögen  von  Fach-National- 
nkoDomen  imr  Männer  wie  Kodbcrtus,  welche  sich  zu  Spccial- 
for?>chem  anf  diesem  Gebiete  ausbildeten,  oder  wie  Altmeister 
Wilhelm  Röscher,  welche  der  classischen  Philologie  und  Ge- 
schichtswissenschaft berufsmässig  angehören,  eigene  Lrtheile  wagen. 
Die  Gewährsmänner  meiner  Darstellung  habe  ich  überall  genannt. 
Eioe  gewisse  Hinneigung  zu  Rodbertus'schen  Ansichten  wird  man 
gerade  mir,  hoffe  ich,  zu  Gute  halten,  aber  gefolgt  bin  ich  absichtlieh 
ihm  weniger  als  anderen  Forschern  (S.  24). 

Für  das  mittelalterliche  und  spätere  Steuerwesen  glaubte 
ich  auf  Grund  meiner  Studien  mehrfach  etwas  selbständiger  ver- 
fahren zu  können.  Aber  auch  hier  sind  es  doch  überwiegend 
die  neueren  Arbeiten  der  historischen  und  rechts-  und  wirthscbafts- 
hiitoriscben  Specialisten,  auf  denen  meine  Darstellung  beruht.  Ich 
habe  sie  nnd  jeden  einzelnen  namentlich  da,  wo  ich  ihm  näher 
folgte,   stets    besonders  genannt.     Hervorheben  möchte  ich  im  All- 
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geoieinen  Eichhorn,  Waitz,  Gierke,  v.  Gneist,  Clamageran, 
Vnitry,  speciell  für  einzelne  Zeiträume,  Steuergebiete,  Länder 
ausser  den  eben  genannten,  von  denen  Clamageran  für  Frank- 
reich mir  der  wichtigste  Autor  war,  noch  Zeumer,  Hegel, 
von  Schönberg,  Falke,  Hoffmann,  Kries,  Gindely, 
O.  Schmoller,  Vocke,  Dowell  u.  v.  a.  m. 

Die  Autoren  über  die  moderne  britische  und  französische  Be- 
steuerung, welche  ich  vornemlich  mit  benutzt  habe,  wurden  oben 
schon  genannt.  Sie  sind  an  betreffender  Stelle  stets  citirt  worden. 
In  diesen  Abschnitten  —  und  im  Fortschreiten  der  Arbeit,  nach 
einem  eigenen  leicht  begreiflichen  Bedürfnisse  immer  mehr  und 
immer  ausschliesslicher  —  bin  ich  aber  auf  die  Gesetzgebung  und 
die  amtliche  Statistik  selbst  überall  zurückgegangen.  Dabei  findet 
man  denn  auch  bei  der  Vergleichung  und  Prüfung  selbst  in  den 
besten  Arbeiten  einmal  doch  mancherlei  Irrthttmer  und  sodann  in 
den  Zahlen,  Datums  der  Gesetze  u.  dgl.  manche  Schreib-  oder 
Druckfehler,  die  z.  B.  auch  im  Block'schen  dictionnaire,  bei  Vignes 
und  selbst  in  den  amtlichen  Schritten,  wie  im  Bulletin,  nicht  selten 
sind.  Die  republikanische  Zeitrechnung  in  Frankreich  mit  ihren 
römischen  Zahlen  für  die  Jahre  ist  namentlich  oft  an  Schreib-  und 
Druckfehlern  mit  schuld.  Als  ein  in  jeder  Beziehung  besonders 
werthvolles  Werk  möchte  ich  aus  der  französischen  Literatur  noch 
das  von  Stonrm,  les  finances  de  Tancien  regime  et  de  la  rövo- 
lution,  hier  dankbar  hervorheben. 

Noch  bemerke  ich,  dass  vielleicht  in  der  Darstellung  der 
französischen  Steuern  Eines  auffallen  kann:  die  sehr  seltene  Er- 
wähnung der  Theoretiker  und  der  theoretischen  Schriften,  z.  B. 
Lcroy-Beaulieu's,  Parieu's,  des  Journal  des  Economistes. 
Ich  habe  aber  absichtlich  mein  Urtheil  mir  unbeeinflusst  von  den 
Stimmen  der  Theorie  zu  bilden  und  zu  erhalten  gesucht  und  des- 
halb bekannte  Bücher,  wie  z.  B.  selbst  die  der  Genannten,  während 
meiner  ganzen  Arbeit  kaum  einmal  in  die  Hand  genommen.  Um 
Auseinandersetzung  mit  den  Theoretikern  handelte  es  sich  auch  in 
diesem  Bande  nicht. 


Meine  Darstellung  der  französischen  Besteuerung  umfasst 
gerade  den  hundertjährigen  Zeitraum  von  1789 — 1889  und  erscheint 
im  ,,Jubiläumsjahre''  der  ersten  Revolution.  Ein  interessanteres 
Stück  Stenergeschichte ,  wiederum  nur  etwa  von  den  Jahren  1861 
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bis  1865   in  Nordamerika  abgesehen,  giebt  es  schwerlicb.    Es  ist 
toch  politisch  und  wissenschaftlich  im  höchsten  Grade  lehrreich. 

Vielfach  volleodete  steaertechnfsche  Formen,  aber  im  Grande 
■ateriell  keine  so  gar  grosse  Verschiedenheit  von  den  Verhältnissen 
im  Schloss  des  Ancien  regime.  So  nicht  in  der  Vertheilang  der 
Stenerarten;  und  ob  in  der  Höhe  der  Stenerbelastang,  die  nirgend 
in  der  Welt  Ihresgleichen  findet?! 

Die  ganze  Entwicklang  and  das  Maass  der  heutigen  Belastang 
eben  das  Prodnct  der  allgemeinen  inneren  and  äasseren  politischen 
Geschichte  and  diese  —  das  Prodact  des  etwas  romanisirten ,  ein 
wenig  germanisch  yersetzten,  kelto-gallischen  Grundcharacters  der 
Nation.  Remm  novaram  semper  stadiosi.  Ein  Beispiel  der  ,, Ver- 
erbung der  Eigenschaften^'  and  der  practischen  Folgen  davon  im 
Offendichen  Leben  wie  wenige.  Und  diese  Verhältnisse  und  Ein- 
flösse schliesslich  das  Richtung  gebende,  selbst  das  Entscheidende 
fllr  die  Entwicklang  und  Gestaltung  der  Besteuerung,  deren  tech- 
nische Dnrchführung  dann  nur  Gesetzgebung  und  Verwaltung  sich 
mablässig  so  vorzüglich  wie  möglich  zu  machen  bemühen.  Und 
darin  haben  sie  Grosses  geleistet. 

Diese  Zn^anmienhänge  hat  auch  der  Finanztheoretiker  und 
dk  Finanzwissenschaft  zu  beachten.  Das  ist  wieder  etwas  ,,AI1- 
^emeines^^  das  am  Ende  wichtiger  als  alle^  „Detail'^  ist.  — 

Mit  Interesse,  ja  mit  einer  gewissen  Liebe  ist  auch  der 
deutBche  Antor  diesen  französischen  Dingen  nachgegangen.  Er 
wie  so  ziemlich  alle  wir  Deutschen  ftlhlen  nicht  Hass,  nicht  Ver- 
aehtungy  nicht  Antipathie  gegen  Frankreich  und  die  Franzosen. 
Wir  können  auch  heute  noch  französischen  Dingen  objective  Be- 
ortbeilnng  angedeihen  lassen,  —  selbst  heute  noch,  wo  uns  in  der 
angereehtesten  und  verletzendsten  Weise  nur  Hass  und  Verachtung 
und  Antipathie  entgegen  gebracht  werden,  weil  wir  —  frevel- 
haften Friedensbruch  und  Störung  der  nationalen  Einigung,  die 
Frankreich  seit  Jahrhunderten  besitzt,  siegreich  zurückgewiesen 
und  altes  ans  widerfahrenes  unverjährtes  Unrecht  massvoll  gesühnt 
haben.  Nach  Objectivität  habe  ich  überall  in  meiner  Darstellung 
gestrebt,  oft  bewundert,  was  geleistet  worden  ist.  und  wenn 
mitten  in  nüchternen  Finanzschriften  Ausfälle  gegen  Deutschland, 
Deutsche,  Frenssen,  „Prussiens''  begegneten,  nur  etwa  einmal  mit- 
leidig gelächelt  und  die  Achseln  gezuckt  und  —  des  gallischen 

Nationalcharacters  gedacht. 

II 
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Schliesslich  aber  habe  ich  allerdings  auch  eine  Genugthuang 
darüber  empfunden,  dass  uns  Deutschen  dieses  superiiscalische 
Finanz-  und  Steuersystem  —"in  seiner  Art  ein  Wunderwerk  der 
Verwaltungs-  und  Finanztechnik  —  erspart  geblieben  ist,  weil  uns 
—  die  „Rosscur''  der  französischen  Revolutionen  erspart  blieb. 

Auch  dieser  Causalzusammenhänge  sei  der  Finanztheoretiker 
eingedenk,  denn  schliesslich  sind  und  bleiben  Finanz-  und  Steuer- 
fragen  eben  doch  politische  Fragen  und  die  Lösungen,  die  sie  finden, 
eben  doch  Producte  der  politischen  Verhältnisse. 

Berlin,  5.  Juni  1889. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Specielle  Steuerlehre. 

Praxis  der  Besteuerung. 

Sechstes  bis  achtes  Buch.*) 

Die  Behaotllon^  dieses  Gegenstandes  schliesst  sich  an  dio  allgemeine  Steuer- 
re  im    zweiten  Bande  der  Kinanzvissenschaft  an  (11,  166).    Sie  folgt  auch  in  der 


^)  Die  L'mänderunjren  in  der  dritten  gegen  die  zwei  ersten  Auflagen  des  ersten 
des  der  Finanzwissenachaft  haben  sich  auch  mit  auf  die  Ilaupteintheilungen  des 
w-Q  Stotlä  bezogen,  wenn  der  er&te  Band  in  diesen  drei  Auflagen  auch  im  (ianz^n 
.-Ib^Mi  Gegen>tändc  liirliandelL  Der  zweite  Band  der  Finauzwissenschaft  hat  sich 
er  e'n»ten  Auflage  (l^bO)  an  die  Einthcilung  des  ersten  Bundes  in  der  ersten  und 
tea  AofLaure  anireschlosscn.  In  der  im  Werke  betindliehen  zweiten  Auflage  des 
teil  Banden  win.!  jet/t  der  Anschluss  an  die  Einthcilung  in  der  dritten  Auflage 
iTston  Bandes  erfolgen.  Im  vorliegenden  dritten  Baude  ist  dieser  Anschluss  anti- 
t  und  dcm^emäss  wird  die  ,,spcciclle  Stenerlehre"  y-ui  als  ,,Buch''  bezeichnet 
des  ümfaiigs  wegen  wieder  in  drei  „Bücher*',  ein  sechstes,  sieben ti;s  und 
tes  zerl*t^  nach  der  in  §.  3  angegebenen  Scheidung.  Zur  Uehersicht  und  Ver- 
hnng  werden  die  Haupteintheilungcn  und  deren  VerHudeningeü  (in  Bezeichnung 
Nommerining)  nebst  Paragraphenzahl  hier  zusammenirestellt. 

BrtiH-    1.  Auflage.  I.  Band.    2.  Auflage.  I.Band.    .'1.  Auflage. 

iUu-Wajrncr.   1S72.)  (1S77.)  (lS^j-1.) 

iniatong.  §.   1—23.  Einleitung.  §.  1— 2S.  Einleitung.    §.  1-30. 

Qi'h.       Staatsaasgaben.  1.  Buch.  Ordnung  der  Fin.-  1.  Buch.    Ordnung  d.  Fin.- 


24 — ^3**- 

Abschnitt  Allsf  e- 
iiiic  Betracht,  d.  Staats- 
sgal>*:ii.    §.   24 — 44. 

A  l»  s  c  h  n  i  1 1.  Einzelne 
:U«;nständ*.-  deS  Auf- 
Lüds.      §.   45 — 's!. 

Abschnitt.  Deckung 
r  Staat-ausgaben  und 
eirhgewirht    im  Staats- 


wirthschaft    und   Finanz- 
bedarf.   §.  21>— 12S. 

1.  Kapitel.      Ordnuim- 
dtT     Finanzwirths<',haft 
§.  30— 67. 

2.  Kapitel.  Fiiian/JxMlarf. 

g.  OS— ris. 


wirthsch.  §.  31  — 14^. 

1.  Kapitel.  Zus.liang  mit 
Staatslelien.    J$.  31  -   37. 

2.  Kapitel.  Fiii.wirtiisrji. 
d(;r  Staaten  verbiiuluni^en 
und  Selbst^erwallungs- 
Körper.     §.  3S— 59. 

3.  Kapitel.  Materielle 
Ordn.  u.  Deckungstheurie. 
§.  00—77. 

4.  K  a  p  i  t  e  1.  Formelle  Ord- 


nunjr.     §.  78— 14S. 
ach.  Ordentliche  Staats-    2.  Buch.    Die  ordentlichen    2.  Buch.       Finanzbedarf. 


üfiahmcn.  §-    ^>4  ff. 

Abschnitt.     Im  All- 
rXD.  u-  \  erschied.  Arten. 
.  M— IIGV 
.  Ab»,  h  iii  tt.     Privat- 

rwcrb.    ^.    11' — -Ol. 


Einnahmen  der  Fiiianz- 
wirthsch.     §.  129  0". 

1.  Kapitel.  Allgemeine 
Betracht,  und  Ilauptein- 
theil.     §.  129—157. 

2.  K  a  p  i  t  e  1.  Privaterwerl). 
§.  15S— 275. 


i.  W  a  g  B  «  r  ,    FinanxwiBsensehaft. 


III. 


§.  149-190. 

1.  Kapitel.  AIlg(*meines. 
g.  149—173. 

2.  Kapitel.      Einzelnes, 
g.  174—190. 


3.  Buch.  Die  ordcntl.  Ein- 
nahmen im  Allgemeinen, 
besond.  der  Privaterwerb, 
g.  197—300. 

1.  Kapitel.  Allgemeine 
Betracht,  u.  Haupteintheil. 
g.   197—217. 

2.  Kapitel.  Privaterwerb, 
g.  218—300. 

1 


2  6.  l)is  8.  B.    Speciello  Stcuerlolire. 

Reilie  der  Materien,  hier  der  einzelnen  Steuerjü^attungen  und  Steuern,  mit  einer  aus 
äusseren  GrUndcn  (in  Betreff  der  Besitz-,  speciell  der  Vermögenssteuer)  erfolgenden 
Ausnahme,  dem  dort  aufgestellten  und  bogrtlndeten  Steuersystem  (II,  362  ff.)  unter 
Benutzung  der  ebenfalls  dort  gebrauchten  un<l  erläuterten  technischen  Namen  und 
Kunstausd rücke  (s.  bes.  II,  150  l\\).  Die  von  diesen  al)wcichenden,  in  der  Theorie  sonst 
vorkommenden  und  in  der  Praxis  Üblichen  Namen  und  Ausdrucke  werden  indessen 
im  Folgenden  vielfach  daneben  vorwendet,  besonders  bei  der  zusammenfassenden  Be- 
zeichnung der  grossen  Steuergruppen. 

Die  Literatur  der  spcciellen  Steuerlehre  ist  grossenthcils  in  dem  umfassenden 
(bis  1879  gehenden)  Nachweis  über  die  gesammte  Steuerliteratur  in  B.  II  (S.  139 — 150), 
Vieles  davon  auch  in  der  allgemeinen  Bibliographie  im  1.  Bande  (3.  Aufl.  §.  30,  bis 
1S82 — 83  reichend)  mit  angeführt  worden,  so  dass  hier  jetzt  nur  einige  neuere, 
seitdem  verftflentlichte  Schriften  hinzugefügt  werden.  Die  Specialliteratur  über 
Steuergeschichte  und  bestehende  Steuergesetzgebung,  sowie  über  ein- 
zelne Steuern,  concrete  Stcucrfragen  und  dgl.  m.  wird  in  den  betreffenden 
Abschnitten  (im  (».  Buche,  bei  den  einzelnen  Staaten  und  im  weiteren  Verlauf  bei 
den  einzelnen  Steuern)  namhaft  gemacht  werdeji. 

Ein  gutes,  practisch  recht  brauchbares  bibliographisches  Hilfsmittel  für 
die  neuere  und  neueste  Literatur  auch  der  speciellen  Steuerlehre,  im  Allgemeinen  für 
die  Literatur  im  19.  Jahrhundert,  ist  die  neueste  erweiterte  Ausgabe  des  MOhl- 
brecht 'sehen  Katalog's,  dessen  schon  im  1.  Bande  (3.  Aufl.  S.  51)  rühmend  ge- 
dacht worden:  ..Wegweiser  durch  die  neuere  Literatur  der  Staats-  und  Kechtswissen- 
sehaften"  (deutsche  und  fremde)  (abgeschlossen  1.  Juli  1885),  v.  0.  Muhlbrecht, 
Berlin  lb8G  (im  Buchhandel  zu  haben).  Darin  besonders  der  Absch.  „Finanzwissen- 
schaff*  S.  237 — 2(>1,  mit  der  Literatur  unter  dem  Namen  jeder  einzelnen  Steuer. 
IJcichhaltiffe  bibliogra]»hische  Uebersiehten  der  neuesten  Erscheinungen  in  Schanz* 
Finanzarchiv  (f.  18S3  in  B.  I,  1.  Abth.  S.  4üG  ff,  f.  Is84  in  B.  II,  1.  Abth.  S.  565  ff., 
f.  1SS5  in  B.  III,  S.  427  11".^  in  systemat.  Zusammenstellung  mit  BerUcksichtigang 
der  Aufsätze  aus   Fachzeitschriften;  ferner  in  Conrad 's  Jahrbüchern  f.  Nat.-OekoD. 

Ergänzungen  (bis  Anfang  1S8G)  zu  den  Angaben  in  B.  I  (3.  Aufl.),  S.  52  ff.     '■ 
u.  B.  II  (1.  Anfl.),  S.  140  fr.,  bes.' aus  der  Zeit  1883—80. 

1.    Systematische    Finanzwissenschaft   (I,   52,  II,  140  ff.).    L.  Stein, 
Lehrb.  d.  Finanzwisscnsch.,  5.  Aufl.,  Leipzig  1885  ff.,  I  u.  IL  1.  Abth.,  2.  Abth.  1886, 
li.  Abth.   noch   zu   erwarten).   —   K.  Wale  kor,    Finanzwisscnsch.  Leipzig   1884.  —     < 
(;.  Schön  borg,   Ilandb    d.  polit  Oekon.,   2.  Aufl.,  Band  3,  Tüb.  18v^5;  darin  Tiel-   A 
fach  vermehrt  gegen  die  1.  Aufl.   die  Abh.  zur  speciellen  Steuerlehre:  A.  Wagner,    H 

directe  Steuern  i^S.  175 — 328),  Schall,  Aufwandssteuern  u.  Verkehrs-  u.  Erbschafiti-   <j 

;(• 

n.  Band.     1.  Auflage.  IL  Band.  2.  Auflage.           m.  (bez.  IV.)  Band.       y,] 

(ISSO.)  (1887.)                                       (1880.)                    :^v 

:j.  Buch.    Die  ordentl.  Ein-  4.  Buch,    (iebühren.  §.  1  ff.    0.  Buch.    Speciello  Steow-  i^ 

nalimtrn.     Fortsetz.,     bes.  5.  Buch.    Allgem.  Steuer-        lehre.  Geschichte,  GesetS-  ^^^ 

(iebühren    und    Steuern.  lehre.                                       gebung  und  Statistik  der  w 

§.  27f)— 598.  Besteuerung.    §.  4  tf.        ijY 

I.Kapitel.      Gebühren.  7.  u.  8.  Buch.  Spec.  Steuer- 


$$. 


i.l 


277—328.  lehre.    Durchführung  des  r. 

2.  Kapitel.  Besteuerung.  Steuersystems.                     :*j, 

1.  Abtheilung.    All-  9.  Buch.  Oeffontl.  (Staate-)  ^^ 

gemeine  Steuerlehre.  Credit.                                -i^-} 

Mit  dieser  Eintheilungs-  und  Bezeichnungsweise  fügen  sich  also  die  zweite  Auf-  :l.i 
läge  des  2.  Bandes  und  dieser  3.  Band  genau  an  die  3.  Auflage  des  1.  Bandes. aa*  Ki'^ 
Danach  zerfällt  der  Stoff  jetzt  in  i»  „Büchcjr'*  und  jedes  Buch  zunächst  in  „Kapitel**,  ..s.^ 
dir  Kapit.l  theils  dircct  in  „Abschnitte",  theils  in  ,.llauptab8chnitte"  imd >||.;j 
letzter«'  wieder  in  „Abschnitte",  diese  endlich  in  Paragrapln^n.  Die  Paragraphen- V|^^ 
reihe  wird  j<itzt  in  jedem  „Bande"  besonders  durchgeführt,  so  dass  B.  II  in2.  Attli^rH 
und  B.  III  mit  J^.  1  bi-ginnen.  Die  regelmässigen  Paragraphenverweisungen  betrelta  «i;« 
die.  3.  Aufl.  des  1.  Bandes  und  die  2.  Aufl.  (1871))  der  Grundlegung.  Beim  2.  Bmm1^|^ 
der  Finanzwissenschaft  wird  hier  noch  die  1.  Aufl.  und  zwar  nach  Seitenzahlen  cttbttk. 


Litentor  (Nachträge  zu  Band  I  d.  ü).  3 

$teo<.'rD,  Riccke,  Zolle  n.  Rabenzuckerstcacr,  v.  Kcitzcn stein,  das  coinmnnale 
Fuianzvesen.  —  Leroy-Beaulien,  trait6  de  la  sricn<'o  do  financcs.  2  vol.,  jot/t 
in  3.  cd-,  Par.  1SS3.  —  J.  <iarnicr.  trait«'*  de  fin.,  jetzt  in  4.  «'d.,  Par.  ISs:^.  — 
U  Lieferungen  im  Erscheinen  hegriffen  ist  ein  dictionair«'.  de  finances  v.  L.  Say. 
Par.  15*S3  tf.  —  Bocoardo,  priucip.  dclla  scienza  e  dell'  arte  dellc  finance,  prefaz. 
il  roL  X  Bibl.  d.  Econ.,  Tor.  1SS5.  —  Pierson.  Leerboek  der  8taat>hniähoudkond(;, 
1.  Th.    Haarlem  lsS5. 

2.  MoDographiecn  über  Besteuerung  im  Allgemeinen  (1.53.  II,  144tr.). 
W.  Uüscher.  Versuch  einer  Theorie  der  Finanzregalien,  (aus  d.  Abli.  der  särlis. 
AUd.  d.  Wiss.)  Leipzig  1SS4.  —  Kob.  Meyer.  Principien  der  girrechten  Besteuerung, 
Wioii  1SS4.  —  Wcstphal-Conn.  Steuersysteme  und  Staatseinnahmen  sünuntl.  Stallten 
Europas  u.  s.  v.,  Wien  1S.S4  (meist  Statistik). 

Zu  den  allgi;nieincn  deutschen  nationalökonomischen  rachzi:itM!lirirt«Mi ,  welche 
dem  Finanz-  und  Steuerwesen  unter  ihren  sonstii^on  (iegenständen  einen  IMatz  ein- 
räam<^n,  ist  seit  1S%4  eine  speciellc  Fachzeitsciiril't  für  Finanzwesen  gekommen: 
Finanz-Archiv,  herausgeg.  y.  (i.  Schanz,  jetzt  im  3.  Jahrgan«?  erseheinend, 
buchet  reichhaltig. 

3.  Finauz-  und  Steuerwesen  einzelner  Staaten  (meist nur  umfassen- 
dere Hauptwerke.  Weiteres  in  den  einzelnen  Al)sclinitten  unten.  S.  sonst  bes. 
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Staatsrechte,  2.  Aufl.  Lpz.  1SS5,  §.  201  ff,  dcrs..   Leiirb.  d.  deutschen  Verwaltungs- 
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Safflselwerk.  alle  einzelnen  deutschen  und  die  fremden  Oulturstaaten  um- 
£us^ad.     In  jeder  Monographie  auch  Uebersicht  über  das  Finanzwesen.     l)i<>,  nunsten 
Böade  über  Jie  deutschen  Staaten,  dann  Uesterreich,  Schweiz,  schon  erschienen. 
Preassen    (I,  54,  5ö,  II.  150).     C.   Bornhack,   (iirschichte   des   preiiss.    Ver- 
TaltunsTbrechts,  '■>  B..  Berl.  lS'^4 — SO  in  den  betreff.  Absduiitton  von  der  ..Finanzhoheif*. 
—  Ijaacsohn,  Geschichte  d.  preuss.  Beamten thu ms,  ii  B.  B':ri.  IsT-l — S4,  pas^ini.  — 
*.  liMnne's    pn^uss.    Staatsrecht  jetzt  in  4  Banden   in  4.    AuH.  wieder   liis   auf  e.intMi 
Sisi>nderen    BainJ    vollstündig.    —   IL   Schulze,  preuss     Staatsrecht.   II,   Lj»/,.   Is77, 
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iiidit.  Zt^clir.  N.  0.  7  und  '.>   über   Communalfinanzeu  ist  noch  hiiizugekoninnii: 
H.  l't.  B<;iträsre  zur  Finanzstat.  d.  Gemeinden  in  Preussen  u.  s  w.  f  iss.Vsl.  \\  Ilerr- 
:arih  u.  7.  Tzschoppe.   Berl.  1SS4. 

Bai  ern   (I,  .'>4,  5t»)-     M.  Seydel.  baier.  Staatsrecht.  L  München  1S^4,  S.  90  ff., 

V  275  ff.      Das  bc*stehende  Finanzrecht  in  B.  III.  der  erst  noch  zu  erwarten.  —  L.  11  ol- 

aaaii.   rJe^chichte    der   directen  Steuern   in  Baiern  v.    Ll.-ls.  Jahrh  ,   Leipz.   I^s3. 

y-rimoUer's   Forschungen.  B,  4).  —    Das  Handbuch  d(;r  gcsammten  Finanzverwaltiing 

m  K   Baiem    von    J.  Hock,    als  3.  Aufl.   des  Stockar  von  Neuforn'schen.    liegt   jetzt 

-..Uaiindisr  vor. 

Sachsen    ^L  •^>6.  H,  150).     Der  noch  ausstehende  2   B.  von  Opitz,  Staat>recht 

iü.  Sachsen   {i.   B    I-pz-  lSs4). 

W.jrtcmbcrg"  iL  54,  50,  II,  150.  S.  noch  Uieckc,  der  w.sche  Staat^baus- 
Wt  in  Srhmoller's  Jahrb.  d.  Deutschen  Reichs.  IS^M.  S.  193  ff.  --  v.  Sarvey, 
^JMtsrecht  d.  K.   W.,  2.  B.,  Ttib.  1SS3. 

Hessen  (Ir  5t»).     Küchler-Dietz,  Verwaltungsgesetzgebunir.  2.  Aufl..  Darmst. 
■^>5.  II.  S23  R-      Schanz,  Hessens  dire<:tc  Steuern.  Archiv,  issö.  l. 

Sa*hs«:  Ii  -  ^^  eimar.  Schanz.  Hcf.  d.  Einkommenst.  Finanzarch.  ls*55.  II. 
Sachsen- AI  ten  bürg.  Hesse,  St.h.h.  v.  S.-A..  Eisenl».  lbS2. 
«•^rsterrcich  (L  54,  57.  II.  150V  Ulbrich,  Lehrb.  d.  o^t«;rr.  Staatsrechts, 
Wv.  1»5>3.  S.  64l>  ff.  —  S.  Adler,  Oriranisation  d.  Ccntralverwaltunii-  unter  K. 
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Frankreich  (I,  55,  5T — 58,  II,  150).  Vnitry,  ctodos  snr  lo  regime  financier 
de  la  Franco  avant  la  rcvolution  de  1789;  2  weitere  Bände  (13.  u.  14.  Jahrh.)  zudem 
erschienenen  ersten  (5. — 13.  Jahrh.),  Par.  1883.  —  Von  Clamagoran's  hist.  de 
Timput  en  France,  wohl  dem  jetzigen  frauzös.  Hauptwerk  der  Finanzgeschichte,  fehlt 
B.  4  (Ludwig  XVI)  noch.  —  Fournicr  de  Flaix,  reforme  de  Timpot,  l,  thcor. 
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du  XIX.  siecle,  Par.  1883.  —  Nocl,  etudes  sur  la  gestion  fin.  en  Fr.  depuis  1871, 
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auch  Supplement  gcneral  de  1878—84,  Par.  1885. 

Italien  (I,  58).  Is.  Sax,  I'Italie,  ses  finances  etc.,  1859 — 84,  Par.  1S85. — 
Cucheval-Clarigny.   fin.  de  Tltalie  1866—1885,  Par.  1886. 

Niederlande  (L  58).  Sickcnga,  geschicdenis  d.  ncderlandschc  belastingcn 
sedcrt  1810,  2  vol.,  Utrecht  1882  ff.  —  Treub,  ontwikkeling  e.  verband  van  de  Rijks-, 
Pronvinciale-  cn  Gcmecntebelastiiigen  in  Nedcrland,  Leid.  1885. 

Schweiz  (I,  58).  0.  Cohn,  Steuerreform  im  C.  Zürich  und  Bundeshaushalt 
d.  Schweiz,  in  Schanz'  Finanzarch.  I,  1.  Abth.  S.  45.  —  Mühle  mann,  Steucr- 
wcsen  d.  Schweiz,  Ztschr.  f.  schweizer.  Statistik,  B.  XIX,  1883.  —  Ders.,  die  Staata- 
u.  Gemeindesteuern  in  C.  Bern,  eb.  1884. 

Uussland  (I,  58—59).  Hoffmann,  d.  Fin.  R.8  seit  d.  letzten  Orientkriege, 
1S76— 8;i.  Vicrteljahrschr.  f.  Volkswirthsch.  u.  s.  w.  XXII,  1.  H.  —  Raffalovich, 
fin.  d.  1.  Riissie  depuis  la  dernitirc  guerre,  Par.  1883,  auch  deutsch,  Lpz.  1883. 

(irossbritannien  (I,  55,  57,  II,  150).  Gn  eist 's  englisches  Verwaltungsrecht 
liegt  jetzt  in  3.  „nach  deutscher  Systematik  umgestalteter'*  Auflage  vor.  2  B.,  BcrL 
lb83— 84.  —  Ders.,  Englische  Verfassungsgeschichte,  Berl.  1882.  —  Ders.,  das 
engl.  Parlament  in  lOOOjUhr.  Wandl.,  Berl.  1886.  —  Neuestes  Hauptwerk  zur  Ge- 
schichte der  brit.  Besteuerung:  St.  Do  well,  hist.  of  taxation  a.  taxes,  4  vol.  Lond. 
1884,  die  beiden  ersten  Bände  Darstellung  der  geschichtl.  Entwicklung  im  Ganzen, 
die  beiden  letzten  über  die  einzelnen  Steuerarten.  —  Strachey,  finances  a.  pnbl. 
works  of  India,  fr.  1869—81,  Lond.  18S2. 

Nordamerika  (L  59).  B  oll  es,  tin.  history  of  the  United  States  1789— 1  »60, 
NV.  \b^3,  Forts,  bis  18b4,  N.  J.  1885.  —  Röser,  Finanzwesen  in  d.  Verein.  St, 
Schanz'  Finanzarch.  1885,  I,  179. 
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Einleitung. 


§.  1.  Die  allgemeine  Steaerlehre  hatte  die  Anfgabe,  die 
hauptsächlichen  Principienfragen  aller  Bestenerung  im  syste- 
matischen Znsammenhaog  za  behandeln,  oder  m.  a.  W.  die  Auf- 
gabe der  Entwicklang  and  Begründang  einer  allgemeinen  Theorie 
der  Bestenemng.  In  ihr  waren  daher  Princip  und  Wesen  der  Be- 
stenening,  die  ßeziehnngen  der  letzteren  zu  und  die  Abhängigkeits- 
Terhältnissc  von  der  volkswirthschaftlichcn  Organisation,  der  Eigcn- 
thomsordnnng,  der  politischen  Verfassang  und  dem  Ständewesen, 
den  mrthschafllichen  Interessengruppen  und  den  socialen  Classen, 
ferner  die  obersten  Grundsätze  der  Steuertheorie  und  practischen 
Forderangen  der  Steuerpolitik  darzulegen,  zu  entwickeln,  zu  prüfen. 
Erst  auf  der  so  gewonnenen  Grundlage  Hess  sich  die  Hauptauf- 
gabe der  allgemeinen  Steuerlehre,  die  Aufstellung  und  Begründung 
de«  gauzen  Steuersystems  und  seiner  nothvvcndigen  Glieder,  der 
emzelnen  J^tenerarten,  lösen.  Damit  war  ein  Ziel  für  die  Gesetz- 
«:e-iang  und  waren  die  Hauptwege  zur  Erreichung  dieses  Ziels  be- 
zeichnet, dem  man  zuzustreben  und  auf  denen  man  zu  schreiten 
hatte  unter  angenommenen  gegebenen  socialen ,  ökonomischen, 
rechtlichen,  technischen  Gesammtverhältnissen,  wie  z.  B.  in  der 
Frage  des  Steuersystems  der  modernen  euroi»äischen  Culturwelt. 
Erst  eine  solche  umfassende  und  eingehende  Behandlung  der  all- 
gemeinen Steuerlehre  zeigt  die  grossen  Schwierigkeiten  des  theo- 
retischen und  practischen  Steuerproblems  voll  und  ganz. 

Die  allgemeine  Steuerlehre  bildet  die  nothwendige  Vorarbeit 
för  die  specielle  Steuerlehre,  den  Gegenstand  des  sechsten  bis 
achten  ßurbs  der  Finanzwissenschaft.  In  ihr  handelt  es  sich  nicht 
Bebr  um  jene  grossen  Principienfragen,  welche  sich  an  die  Bildung 
md  den  Ausbau  des  Steuersystems  anschliesscn,  Tragen,  welche 
lier  vielmehr  jetzt  durch  die  vorausgehenden  Erörterungen  als 
friedigt   angesehen   werden,   sondern   um  eine   andere  Reihe   von 
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Fragen,  welche  unter  der  BezeichnuDg :  Fragen  der  „Steuertech- 
nik'' oder  auch  der  Steuerpraxis  zusammengefasst  werden  können. 

Unter  Steuertechnik  wird  hier  das  Verfahren  —  bei  ratio- 
nellem Vorgehen  die  „Methode"  —  verstanden,  welche  die  Theorie 
aufstellt,  begrOndet  und  empfiehlt  und  die  Praxis  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  befolgt,  um  eine  bestimmte  bei  einer  einzelnen 
Steuer  oder  Steuerart  gestellte  Aufgabe  wirklich  ziel-  und  zweck- 
gemäss  zu  lösen.  Welches  diese  Aufgabe  ist  und  sein  soll, 
das  hat  eben  die  allgemeine  Steuerlehre  in  ihren  Erörterungen  über 
das  Steuersystem  und  die  Steuerarten,  über  die  Steuerprincipien 
u.  s.  w.  zu  entscheiden :  m.  a.  W.  sie  beantwortet  die  Fragen : 
„was  ist?"  und  „was  soll  geschehen?"  Die  specielJe  Steuerlehre 
hat  dann  zu  zeigen,  wie  es  in  der  Praxis  gemacht  worden  ist 
und  gemacht  wird  und  wie  es  gemacht  werden  soll  und  muss, 
—  also  Antworten  auf  die  Fragen,  „wie?"  und  „aufweiche 
Art?"  zu  geben.  Sie,  die  specielle  Steuerlehre,  bekommt  sonach 
die  Directive  von  der  allgemeinen  Steuerlehre  hinsichtlich  des 
„Wohin?"  Aber  sie  beeinflusst  doch  auch,  rückwirkend,  wieder 
die  allgemeine  Steuerlehrc  und  deren  Postulate,  indem  sie  zeigt, 
was  überhaupt  in  der  Besteuerung  practisch  zu  erreichen  möglich 
ist,  welche  Hindernisse  und  Schwierigkeiten  sich  hier  bieten  und 
welche  notbgedrnngene  Zugeständnisse  demgemäss  hier  oft  gemacht 
werden  müssen,  —  wie  z.  B.  unter  Umständen  auf  ein  bestimmtes 
Ziel,  etwa  auf  die  genaue  Durchführung  der  Einkommensteuer, 
die  genaue  Reinertrags-Grundsteuer,  die  Besteuerung  des  reinen 
Products  bei  Steuern  wie  der  Branntweinsteuer,  eben  „aus  steuer- 
technischen Gründen"  verzichtet  und  mit  weniger  Vollkommenem 
sich  begnügt,  vielleicht  eine  principiell  richtige  Steuer  oder  Ver- 
anlagungsart wegen  solcher  Gründe  ganz  aufgegeben  und  mit  einer 
anderen,  principiell  mangelhafteren  vorlieb  genommen  werden  muss. 

Die  specielle  Steuerlehre  hat  alsdann  bei  der  Behandlung  der 
Probleme  der  Steuertechnik  die  vorerwähnten  Fragen  in  zwei- 
facher Richtung  zu  beantworten:  einmal  indem  sie  darstellt 
und  beurtheilt,  wie  die  frühere  und  gegenwärtige  Besteuerung  die 
ihr  gestellten  Aufgaben  in  Gesetzgebung  und  Verwaltnngseinrichtung 
practisch  thatsächlich  gelöst  haben  und  lösen  oder  zu  lösen 
versucht  haben  und  noch  versuchen;  sodann  wie  nach  den  theo- 
retischen Untersuchungen  und  den  practischen  Erfahrungen  das 
zur  richtigen  Lösung  eines  einzelnen  bestimmten  Steuerproblems 
einzuschlagende  technische  Verfahren  eingerichtet  werden  soll.    Im 
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erstCD  Falle  handelt  es  sich  also  um  technische,  die  cinzchien 
Steaem  betreflfende  Darstellnngen  und  damit  verbunden  um  kritische 
steaertechnische  Untersuchungen  de  lege  lata,  im  zweiten  Falle 
am  positive  Vorschläge  de  lege  ferenda.  Dort  ist  die  geschieht- 
Uche  Entwicklung  und  das  geltende  Recht  sowie  die  verwaltungs- 
missige  Durchführung  dieses  Rechts  vergleichend,  kritisch  und 
mehr  rückblickend,  hier  die  Umgestaltung  und  Fortbildung  dieses 
Rechts  and  seiner  administrativen  Verwirklichung  aufbauend  und 
mehr  vorwärts  blickend  zu  behandeln. 

§.  2.  Die  specielle  Steuerlehre  als  Theil  der  ganzen  Steuer 
lehre  und  der  Finanzwissenschaft  übcrimupt  hat  es  denigcmäss  in 
ihrem  kritischen  wie  in  ihrem  positiven  Theil  überall  mit  con- 
creten  technischen  Verhältnissen  und  Aufgaben  zu  thun.  Jedoch 
ist  das  auch  hier  nicht  in  dem' Sinne  zu  verstehen,  dass  sie  die 
Geschichte,  Statistik,  Gesetzgebung  und  Verwaltungseinrichtung 
eines  oder  mehrerer  Zeitalter  und  Länder  darzustellen  und  zu  beur- 
theilen  ond  daran  etwa  für  den  concreten  Fall  im  strengen  Wort- 
sinn Vorschläge  de  lege  ferenda  zu  machen  hätte.  Das  sind  Auf- 
gaben der  speciellen  Steuergeschichte,  -Statistik,  Steuerrechts-Dar- 
Btellong  und  der  Erörterung  der  Steuerreformen  eines  oder  auch 
mehrerer  einzelner  Länder.  Die  specielle  Steuerlchre  hat  diese 
concreten  Verhältnisse  und  Fragen  nur  als  ihr  Untersuchungs- 
material aufzufassen  und  zu  behandeln,  um  ihrerseits  wieder 
allgemeinere  Ergebnisse,  der  Kritik  wie  der  These,  daraus 
für  die  Wissenschaft  vom  Finanzwesen  überhaupt  zu  gewinnen, 
das  Generelle,  Typische,  Entwicklungsgesetzmässige 
aus  dem  Individuellen,  Verschiedenen,  Concreten  ab- 
zuleiten. Sie  muss  insofern  immer  wieder  aus  dem  Concreten  heraus 
zu  abstracten  Resultaten  kommen,  d.  h.  zu  solchen,  wo  es  sich 
nicht  um  die  concrete  Frage  und  Massregcl  eines  bestimmten  ein- 
zelnen Staats  in  bestimmter  Zeit,  —  z.  B.  um  die  Gestaltung  der 
Gewerbesteuer  gegenwärtig  in  Preussen,  —  sondern  um  diejenigen 
einzelnen  Steuerprobleme  handelt,  welche  unter  gegebenen  und  in 
der  Hauptsache  gleichen  oder  doch  höchst  ähnlichen  socialen,  öko- 
nomischen^ technischen  und  rechtlichen  Verhältnissen  des  Volks- 
und Staatslebens  in  einem  Zeitalter  bei  einer  Reihe  verwandter 
Völker  nnd  Länder  im  Wesentlichen  gleich  oder  sehr  ähnlich  liegen 
and  demgemäss  auch  auf  gleiche  oder  ähnliche  Weise  zu  lösen 
sind,  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  modernen  Gewerbesteuer  in  unserer 
Zeit  in  West-  und  Mitteleuropa.    Für  die  specielle  Steuerlehre  ist 
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daher  die  Hineioziehang,  Darstellnng  ^  Kritik  des  historischen,  sta- 
tistischen, legislativen,  administrativen  Materials  sowie  der  Reform- 
fragen über  Besteuerung  einzelner  Zeiten  und  Länder  nur  ein  me- 
thodisches Hilfsmittel  zur  Vergleichung,  um  mittelst  letz- 
terer jene  allgemeinen  Ergebnisse  zu  gewinnen,  um  welche  es 
sich  in  einer  eigenen  eigentlichen  Wissenschaft  des  Finanz- 
wesens, im  Unterschied  zur  Finanzgeschichte  und  zur  Erörterung 
der  Reformfragen  eines  concreten  Staats,  allein  handeln  kann. 

Die  dergestalt  gewonnenen  Sätze,  namentlich  auch  diejenigen 
in  Bezug  auf  Stenerfragen  de  lege  ferenda,  können  nach  dem  Ge- 
sagten, gleich  anderen  Sätzen  und  Regeln  der  practischen  National- 
ökonomie, auch  keine  absolute  Richtigkeit  und  Giltigkeit,  sondern 
nur  eine  relative  beanspruchen:  im  Wesentlichen  genauer  meistens 
nur  für  das  moderne  West-  und 'Mitteleuropa,  mit  seinen  ungefähr 
gleichen  Verhältnissen  der  Gesammtcultur  wie  auch  der  rein  natür- 
lichen Lebensbedingungen ;  weiter,  aber  schon  mit  mehr  oder  weniger 
erheblichen  Modificationen,  für  das  übrige  Europa  und  seine  Pflanz- 
staaten über  See,  besonders  in  Nordamerika,  Australien.  Eine  Aus- 
dehnung der  gewonnenen  Sätze  auf  andere  Erdstriche,  auf  die  Cal- 
turgebiete  Asiens  oder  gar  auf  völlig  uncultivirte  Länder  wird  nur 
mit  noch  viel  grösserer  Vorsicht  vorgenommen  werden  dürfen.  Die 
specielle  Steuerlehre  hat  so  in  besonderem  Grade  wieder  den  Cba- 
racter  einer  historischen  Disciplin,  d.h.  hier  einer  solchen  mit 
örtlich  und  zeitlich  bedingten  Lehrsätzen.  Mit  Rücksicht 
auf  ihre  vorwaltende  Anlehnung  an  das  moderne  Europa  kann  man 
sie  wohl,  mit  einem  Stein'schen  Gedanken,  als  heutige  euro- 
päische Steuerwissenschaft  bezeichnen. 

Das  Moment  der  Relativität  iät  ja  für  einen  grossen  Tbeii  aller  finanz- 
wissenschaftlichen Lehren  —  z.  B.  über  Domänen-,  Forst-,  Berj^wcseu,  Gcbuhrenartcn 
und  Einrichtungen  —  festzuhalten,  für  die  Sätze  der  specicllen  iStcucrlohre  aber  noch 
in  höherem  Maasse,  weil  gerade  hier  zu  leicht  das  „freie  Ermessen"  der  Gesetzgebung 
als  allein  ausschlaggebender  Factor  erscheinen  könnte  und  öfters  so  erschienen  ist, 
z.  B.  die  technische  Einrichtung  einer  Steuer,  einer  directen  Personalsteuer,  wie  der 
Einkommen-  oder  Vermögenssteuer,  oder  einer  Steuer,  wie  der  Zucker-,  der  Brannt- 
weinsteuer, muss  u.  A.  nothwendig  mit  Rucksicht  anf  Cultur  und  Sitte,  Ehrlichkeit 
und  Unehrlichkeit,  technisch-ökonomische  Entwicklung,  concreto  wirthschaftiiche  Inte- 
ressen eines  Landes,  Volkes,  Berufsstandes  getroffen  werden.  Die  Wahl  einer  ganzen 
Einrichtungsmethode,  auch  die  Wahl  einer  einzelnen  Steuer  selbst  hänp^t  bei  richtigem 
Vorgehen  von  diesen  Momenten  mit  ab.  Mit  der  aUmählicheu  geschichtlichen  Um- 
änderung der  letzteren  sind  daher  auch  m  der  Art  und  technischen  Einrichtang  einer 
Steuer  Umänderungen  geboten  (Fin.  II,  S.  292  (F.  389  ff.).  Die  frühere  Finanztheorie, 
bis  auf  Rau  und  andere  seiner  Zeitgenossen  einschliesslich,  nicht  minder  die  frühere 
Praxis  hat  das  zu  wenig  beachtet.  Jene  hat  immer  zu  sehr  nach  absoluten  Sätzen, 
diese  nach  cndgiltigen  gesetzlichen  Regulirungen  gestrebt  —  Hinsichtlich  der  er- 
wähnten Doppelan fgabe  der  speciellen  Steuerlehre  gilt  auch  hier  das  für  die  Finanz- 
wbsenschaft  überhaupt  in  Fin.  I,  3.  Aufl.  §.  12,  18  Gesagte. 
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§.  3.  Die  Gegenstände,  welche  nach  dem  Plane  dieses  Werks 
in  dem  im  Voraasgehenden  dargelegten  Gcsichtspnncte  der  Hteaer- 
chnik  ao8  in  der  speciellen  Stenerlebre  behandelt  werden  sollen, 
od  die  folgenden. 

L  Za nächst  wird  ein  Ueber blick  über  die  Geschichte, 
ie  Gesetzgebung  and  die  Statistik  der  Besteuerung  ein- 
liner  wichtigerer  Länder  und  Zeitalter  gegeben :  Buch  G  in  2  Kapiteln : 

I.  Stenergeschichte  (bis  gegen  1800)  (Kap.  1). 

i.  Stenergesetzgebung  im  19.  Jahrhundert  (seit  1815) 
id  Steoerstatistik  (Kap.  2;. 

II.  Darauf  folgt  das  Steuersystem,  im  Anschluss  an  die 
DtwiekluDg  nnd  Begründung  desselben  in  der  „allgemeinen  Steuer- 
hre''  (II,  8.  409  ff.):  Buch  7  und  8:  Die  einzelnen  Hauptarten  der 
ieaern  werden  in  nachstehender  Reihenfolge  abgehandelt: 

1.  Die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbes  sowie 
e  Verm^gensbesteuerung-  oder  die  (gewöhnlitrh  sogenannte) 
irecte  Besteuerung  (Buch  7),  nämlich  die  Ilauptgruppen 
I,  413—438,  483-485): 

1.  Reine  Personal-  und  Classensteuern  (B.  II,  416). 

2.  Classen-  und  Einkommensteuern  (II,  419). 

3.  Ertragssteuem  (II,  421). 

4.  Vermögenssteuern  (II,  483). 

2.  Die  Besteuerung  einzelner  Erwcrbsacte  undHechts- 
t;schäfte  oder  die  sogen.  Verkehrs  l)cKteuernn^  (Bueh  8, 
ap.  1).     (Stempel,  Registerabgaben  u.  d^l.   II,  43!»  -  455) 

3.  Die  Besteuerung  des  Anfall-Er wcrhs,  insbesondere  die 
rbschaftssteuer  (auch  die  Steuern  von  Geschenken,  Spiel- 
iwinnsten  u.  s.  w.)  (Kap.  2).     (II,  455—480). 

4.  Die  Gebrauchs-,  insbesondere  die  Vc rh rauch sbcöteue- 
og  oder  die  (gewöhnlich  sogen.)  ind irecte  Hosteuerun^,  nebst 
in  (directen)  sogen.  Luxussteuern  (Kap.  3).    (II,  484  -545). 

Die  bei  allen  diesen  Steuern  in  Betracht  kommenden  Principien- 
igen,  namentlich  diejenigen,  welche  die  Beziehungen  der  einzelnen 
euergattungen  zu  und  ihre  Uebereinstinimung  mit  und  Abweichung 
»n  den  obersten  Steuergrundsätzen  der  Finanzpolitik,  der  Volks- 
irthscbaft,  der  Gerechtigkeit  nnd  der  Steuerverwaltung  betreffen, 
enso  die  Fragen,  wie  diese  Stcuerartcn  und  einzelnen  Steuern 
m  Behuf  der  Bildung  eines  richtigen  Steuersystems  zu  combiniren 
id  (II,  545-566),  werden  nach  dem  oben  Gesagten  (§.  1)  im 
)kenden  als  erledigt  angesehen,  im  Hinblick  auf  die  eingehenden 


10  Specielle  Stouerlelire.    Einleitung.    §.  3. 

Erörternngen  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  im  2.  Bande.  Die 
,,specielle  Steuerlehre''  bildet  hier  eben  überall  nur  die  weitere 
Ausführung  der  ^^allgemeinen  Steuerlehre'',  indem  sie  die  Fragen 
beantwortet,  ob  das,  was  nach  der  allgemeinen  Steuerlehre  in  der 
Besteuerung  zu  erstreben  ist,  technisch  durchgeführt  werden  kann 
und  wie  es  eventuell  zu  machen  ist.  Dabei  bietet  sich  freilich 
öfters  die  willkommene  Gelegenheit,  die  früheren  Erörterungen 
und  deren  Ergebnisse  nochmals  in  Detailpuncten  zu  beleuchten 
und  dadurch  auch  wieder  zu  prüfen. 

Ucbcr  das  Vcrhältniss  der  allgemeinen  zur  speciellen  Steucrlehre  und  über  die 
Auffi^abe  der  erstcren  in  der  systematischen  Steuerlchre  habe  ich  mich  scholl  im 
2.  Bande  mehrfach  geäussert,  s.  u.  A.  II,  167.  Abweichungen  aach  in  der  for- 
mellen Behandlung  zwischen  diesem  Werke  und  denen  von  Kau,  Stein  und  auderoQ 
finanzwissenschaftlichen  Systematikern  sind  theilwcise  mit  auf  diese  meine  Schoidimg 
der  allgemeinen  und  speciellen  Steuerlchre  zurückzufahren. 


Sechstes  Büch. 

Specielle  Steuerlehre. 

Cesehiehtf ,  Recht  (Gesetzj^nD^)  ond  Statistik  der  Besteuerung 

in  wiehti^ren  Lindem  und  Zeitaltern. 

Es  iät  dies  die  Drspnlnglich  schon  für  den  zweiten  Band  in  Aoäsicht  gonom- 
Di>i;De  Panic,  der  historisch  -  statistische  ,,Anhang'\  auf  weichen  dort  mehrfach  (S.  3G5, 
SSS,  40Sj  Beza<r  genommen  war.  Derselbe  wurde  jedoch  dann  aus  inneren  uud  äusscDui 
Grojiden  auf  diesen  dritten  Band  reischoben  (II,  Vorw.  S.  YIII).  Dem  Inhalt  nach 
sc^lieai»t  er  sich  auch  noch  besser  an  die  specielle  als  an  die  allgemeine  Steuerlehre 
'  an,  ja  der  Gegenstand  gehört  zur  speciellen  Stenerlehre,  indem  es  sich  auch  bei  ihm 
darum  han<Jelt.  darzustellen,  wie  in  der  Praxis  die  technischen  Stcueraufgaben  be- 
befielt  worden  sind.  £s  erschien  passend,  diesem  zuerst  als  Anhang  zur  allgemeinen 
S<n;Qerlehre  geplanten  Abschnitt  die  Stellung  eines  eigenen  Buchs  zu  geben,  das 
zviscben  der  allgemeinen  und  speciellen  Steuerlehre  i.  e.  S.,  d.  h.  der  dogmatischen 
&örtt:niD^  darüber,  wie  die  Besteuerung  durchzufahren  ist  (7.  u.  8.  Buch),  die  Verbindung 
bildet  >^at>irlich  kann  es  sich  in  diesem  Werke  nur  um  eine  Ueb ersieht,  nicht 
&ni  eine  ausgeführte  Darstellung  handeln,  zumal  was  die  älteren  Zeiten  und  die  ganze 
Pcricflie  vor  dem  19.  Jahrhundert  und  was  das  Ausland  anlan^rt.  Auch  eine,  ja  gerade 
t!:a.-  S4jlchc  kürzere  üebersicht  ist  jedoch  geeignet  das  zu  bieten,  was  in  diesem  linauz- 
rH^ijjscbaftlicbeu  Werke  allein  in  Betracht  kommt:  ein  Bild  der  eigentlich  typischen 
Memeute  der  Entwicklunjir  und  Gestaltung  der  Besteuerung  eines  Landes  und  Zeit- 
iltcrs.  Alles  Weitere  irehört  nicht  hierher,  sondern  theils  als  steuertechnisches  Detail- 
iLatcrial  in  die  folgenden  Bücher  zu  den  Erörterungen  über  die  Einrichtung  der  einzelnen 
StcUefLi,  theils  in  die  Werke  über  Steuergeschichtc  und  Steuerrceht  des  betreuenden 
Lindes. 

Eine  Erni^änzung  der  allgemeinen  Steuerlehre  giebt  dieses  srehste  Buch  i)er»onders 
a  dem  dortigen  Abschnitt  (II,  .HS7— 4ÜS)  ., Grundzüge  der  geschiehtlichcn  Entwick- 
lüüg  de?  Steuersystems  und  der  Steuerarten",  wozu  hier  jetzt  einijro  genauere  Belege 
fj-^i^ebracht  werden.  Die  üebersicht  über  das  Steuerwe^en  «iniger  Länder  und  Zeit- 
Äittf  zeigt,  wie  man  in  diesen  das  Steuerprobiem  practisch  erfasst  und  zu  lösen  gebucht 
bat  L»en  Maö^stab  der  Kritik  liefert  die  allgemein«^  Steuerlehre  dazu.  Mit  Hilfe 
^>.?cs  Massstabes  gewinnt  man  Fingerzeige  für  die  nothwendigc  und  zweckmässige 
lüchtunir  der  Keformen,  soweit  die  Wissenschaft  in  solchen  concretcn  Fragen  uber- 
kiapt  Fingerzeige  j^eben  kann  und  darf. 

Zoirleich  leitet  dieses  Buch  dann  passend  in  die  specielle  Steucrlehre  i.  e.  S. 
(Lud  in  deren  ateuertechnische  Probleme  hinüber. 

§.  4.  Einleitung.  Die  Steuergeschichte  uud  das  positive 
Stenerrecht  eines  Landes  sind  die  Ergebnisse  der  verschiedenen 
rieh  kreuzenden  Strömungen,  welche  die  concrete  Gestaltung  der 
Besteuerung  beeinflussen.  Das  Ideal,  das  in  der  allgemeinen 
Steucrlehre    zu   ermitteln   gesucht  wird,  schwebt  bei  Culturvölkern 
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mehr  oder  weniger  klar  und  mit  höher  steigender  Calturentwick- 
Inng  immer  klarer  dem  Volksgeiste  und  der  Gesetzgebung  vor. 
Aber  nur  in  einem  langwierigen  Kampfe  mit  entgegenstehenden 
Interessen,  Mächten,  Vorurtheiicn,  technischen  Hemmnissen  and 
äcbwierigkeiten  aller  Art  kommt  es  in  der  Culturwelt  allmählich, 
bedingt  und  von  allem  Anderen,  practisch  oft  so  Entscheidenden 
abgesehen,  schon  wegen  dieser  technischen  Schwierigkeiten  nur 
unvollkommen,  immer  neuer  Verbesserungen  und  Veränderungen 
bedürftig,  im  positiven  Steuerrecht  einer  Zeit  zur  Geltung.  Practisch 
ist  das  j eweilige  Steuerrecht  immer  nur  ein  Compromiss  zwischen 
den  als  Ideal  —  und  ja  selbst  wieder  als  wechselndes  Ideal  — 
vorschwebenden  Anforderungen  an  „richtige"  Besteuerung  — 
Anforderungen,  wie  sie  die  allgemeine  Steuerlehre  zur  wissenschaft- 
lichen Klarheit  zu  bringen  sucht  —  und  den  äusseren  Hemm- 
nissen, welche  sich  der  reinen  Verwirklichung  eines  solchen 
Ideals  in  dem  jeweiligen  Steuerrecht  und  dessen  administrativer 
Durchführung  in  den  politischen,  socialen,  ökonomischen,  rechtlichen 
und  technischen  Verhältnissen  entgegenstellen.  Diese  Verhältnisse, 
und  ihr  Inbegriff,  der  jeweilige  ganze  Culturzustand,  sind  dabei 
leider  oft  mächtiger  als  alle  Bestrebungen,  das  „Ideal"  „richtiger^' 
Besteuerung  zu  „realisiren":  ein  neuer  Beleg  für  die  alte  Wahr- 
heit bei  allen  menschlichen  Dingen.  Natürlich,  dass  das  hier  90 
wenig  als  sonstwo  von  dem  Ringen  nach  dem  idealen  Ziel  abhalten 
soll  und  darf.  Man  wird  nur  geduldiger  werden,  wenn  man 
die  langsamen  Fortschritte  der  Praxis  sieht  und  einsehen  lernt, 
dass  vollends  tiefer  greifende  Steuerreformen  nicht  bloss  von  der 
Erkenntniss,  von  richtiger  Steuertheorie,  und  vom  technischen 
Können,  von  richtiger  Steuertechnik,  von  richtigem  theoretisch- 
practischcm  Verfahren,  sondern  von  stetigen  Fortschritten 
auf  allen  anderen  Culturgebieten  abhängen,  —  thatsäch- 
lieh  leider  sehr  langsame,  nicht  einmal  ununterbrochene  Fortschritte, 
welche  aber  die  Bedingungen  für  die  Verwirklichung  einer  rich- 
tigen Steuertheoric  und  für  die  wirksame  Handhabung  eines  rich- 
tigen steuertechnischen  Verfahrens  sind.  Für  die  Steuerlehre  und 
zwar  gerade  auch  für  die  specielle,  ergiebt  sich  daraus,  dass  sie 
von  ihrem  Standpuncte  aus  die  Ansetzung  von  Hebeln  aller  Art 
auf  dem  Gebiete  der  gesammten  Cnlturentwicklung  im  Interesse 
der  Durchfuhrung  ihrer  Bestrebungen  befürworten  muss.  Das  Steuer- 
geschichtliche  und  steuerrechtliche  Material  stellt  in  technischer 
Hinsicht  auch  Itir  die  Steuerlehre  die  Experimente  dar,  welche 
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bisher  gemacht  worden,  am  bestimmte  Steuerprobleme  zu  lösen, 
nd  ist  daher  auch  fUr  alle  Erörterungen  über  die  passende  Oe- 
stiltaDg  der  Besteuerong  von  grossem  Werth. 

Auf  die  allgemeineren  Momente  und  Bcdin^^ngon  der  Sti^uercutwicklung  wird 
m  Folgenden  nicht  weiter  eingegangen.  Es  muss  hier  weni^tt^ns  für  jetzt,  in  die^iein. 
Wdie  &a  dem  $^enit$ren,  wis  in  dem  schon  genannten  Atischnitt  der  all^remeinen 
Sieseriehre  aber  die  .^Gnindzüge*'  die:»er  Entwicklung  gesagt  worden  ist,  —  namentlich 
ii  Bezor  aof  das  Gesetz  der  Specialisirnng  and  Aasbildung  dns  Steuer- 
*T:items  antcr  dem  Einflosä  d«^  nationalokouomiscben  (icsetzos  der  fort- 
ickreitenden  quantitativen  und  qaalitatiren  Differenziruntc  des  arbeits- 
ikeili;  gewonn e nen  Nationaleinkommens  und  VermOirens  unter  den  he- 
tkeiiiften  Einzelwirthschaften,  mit  Verwerthuu^  Kodbertus 'scher  Gedanken 
nd  UnteKUcbungen  (in  seiner  römischen  Steuergeschichte),  II,  .Hb7,  HS\K  —  Äusser- 
em ist  in  Betreff  solcher  allgemeineren  Momente  auf  die  Al)schnitte  im  2.  Hände 
S.  ITu iL  —  2*20)  über  die  Beziehang  der  Besteaerang  zur  Organisation 
^ler  Volkswirt hächaft  und  zur  Eigenthumsordnung,  sowie  zur  inneren 
politischen  Verfassung   und   zum  Ständewesen  zu  verweisen. 

Aus  der  —  sehr  kargen  —  Literatur,  welche  mehr  von  einem  höheren,  all- 
;esieiB«:D2n  Standpunkte  aus  die  Steaergeschichte  als  Resultat  der  Okonomiseli-tech- 
usdieo,  socialen,  politischen,  cnltorlichen,  rechtlichen  Gesammtentwieklunyr  betrachtet, 
»ausser  Bodbertus*  genannten  Arbeiten  besonders  L.Stein 's  FinanzwiNsenschaft, 
iiaeatUch  auch  in  der  neuesten,  im  Erscheinen  begriffenen  5.  Auflage,  und  in 
Bezm  &af  einen  einzelnen  Staat  G.  Sc  hm  oller 's  Aufsatz  über  die  Epochen  der 
pribiiä&ischcn  Finanzpolitik  (Jahrb.  d.  0.  Reichs,  ISIT,  S.  3.H  ff.),  eine  Ariieit,  deren 
Enrebnissc  sich  ü)>rigens  mehrfach  verallgemeinern  lassen,  sowie  in  Betreff  einiger 
1  Sdtea  aoch  G.  St^hOnberg's  Geschichte  der  Baseler  Steuern  (TUb.  \bl\i)  und  über 
-  -iiaed  Werk  Sohm  in  Conrad's  Jahrb.  ISTl),  S.  25S  ff.  fiervorzuheben.  Die  sonstigen 
lerVe  über  Finanzwissenschaft  wie  über  allgemeine  (jeschichte  und  Steuerureschichte 
eiiZrloer  Ländtf*r  enthalten  eine  Menge  einzelner  Notizen  und  die  geschichtlirh(U)  auch 
/.simmeuh^nirend*.'  Darstellungen  der  Entwicklung  (darunter  z.  B.  so  vorzü^lirlie  wie 
y».':k«^*s  Werk  über  die  britische  B(3Steuerung),  aber  nicht  diesen  Hinweis  aui"  die 
Ablürie^i^keit  der  Steuerentwicklung  von  den  genannten  Gesammtverhäitnisseii,  jedtu- 
iiik  keine  s-enügondc  Beweisführung  in  dieser  Richtung.  Dies  gilt  speciell  auch  von 
Baa  Dicht  minder  als  von  änderten  seiner  Zeitiurenossen,  deutschen  und  fremden  Kinan/- 

Stein  sacht  aach  hier  Bahn  brechend  weiter  zii  ^ehcn  und  wai^t  bereits  den 
•Trtcn  Wurf  »^iner  vergleichenden  Steuemreschichtc  und  Steuergesetzjrebunir, 
«<&issti-ns  in  Bezug  auf  die  europäischen  Hauptländer,  im  Sinne  einer  Art  „vergloi- 
cLrftfler  earopaischer  Steuerwissenschaft"  An  grossen  und  auch  in  Mancliem  rich- 
'ii':ü  Conceptionen  und  an  glänzenden,  wenn  auch  mitunter  mehr  blendenden  als 
H'ibti?  bele^uchtt-nden  Schlaglichtern,  welche  auf  die  Steuerentwickluo^  und  auf  die 
■ÜT^e  bedincrendcn  Momente  fallen,  fehlt  es  bei  einem  Manne  von  Stein's  (jeiät  un<l 
leite  wir  Tiefe  des  geschichtsphilosophischen  Blicks  natürlich  nicht.  Dies  Verdienst 
tird  •.''eächmülert,  al>er  keineswegs  aufgehoben  durch  die  mitunter  ^cwa^rte  (ies«:liichts- 
■■•öHTOinion ,  durch  seine  beliebte  Handhabung  der  Schablonen  von  der  Geschlechter- 
"^i&sng.  .Standt^ordiiung,  dem  alisolaten  Staato  u.  s.  w.  auch  auf  diesem  (ie))iete, 
•ii7^:h  den  Mangel  an  Detail  und  die  Mängel  im  gegebenen  Detail,  welche  Tehler 
^UXf^Ttt  Art  die  selbstzufriedene  mikrologische  Kritik  so  «icorn  an  Stein  zu  nli^en 
^i-iÄ  Es  bleibt  trotzdem  immer  noch  WerthvoUcs  genug  Ubrin:.  Am  meisten  vor- 
iHs^  ich  in  Stein*s  vergleichenden  Behandlungen  der  Steuergeschichte  und  (iesetz- 
cr'ifme  die  m.  E.  wichtigste  Hioweisung  auf  den  Zusammenhani^  d<!r  Steiierentwick- 
lüf  mit  der  ruliswirthschaftlichen  Entwicklung  in  der  Weise,  wie  ich  es  in  H.  II, 
'>:"!  darzulegen  versachte. 

Eine  vergleichende  Darstellung  der  Steuer«?eschichte  und  iM^tehenden 
>'.-:ii-r"'esetzg'eb  ung,  besonders  nach  der  steuerte.chnisdien  Seite  liefeite,  sclum 
Jarrr  Jitr  deutsche  finanzwissenschaftliche  Literatur  in  ihrefi  grösseren  WerkiMi 
üär-üüuh    Kau);     neuerdings   auch   die    ausländische,    besonders    die    französische 
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Literatur  (Parieu,   Leroy-Bcaulicu).    Nicht  sowohl  in  förmlichen  Abrissen  und 
Ucbersichten  der  Gesetzgebung   eines  oder  mehrerer   einzelner  Staaten,   als  in  den 
Erörterungen,  Zusätzen   und   Noten  bei   ihrer  Besprechung  der  einzelnen  Steucrarten 
und  Steuern  in  der  spccicUen  Stcuerlehrc.    Als  neuestes  di^.utsches  Werk  dieser  Art 
ist  bes.  Schönberg's  Handb.  d.  polit.  Oekon.  (I.  Aufl.  B.  II,  1882,  2.  Aufl.  B.  III, 
1885)  in  seinem  finanzwissenschaftlichen  Theile  zu  nennen,  wo  meine  Abb.  „directa    J 
Steuern''  und  Seh  all 's  und  Ri  ecke 's  Abb.  über  die   anderen  Steuern   auf  diese     | 
Vergleichung  ihr  besondres  Augenmerk  richten.     Gleiches  geschieht,  wenn  auch  weniger 
ins  Einzelne  gehend,  in  Stein's  specieller  Steuerlehre  und  in  Schäffle's  Steaer-     i 
Politik.    Auch  im  vorliegenden  Werke  wird  im  7.  u.  8.  Buche  diese  vergleichende  Be-    j 
handlung  durchgeführt-    Dabei   bringen  es  jedoch  zwingende  äussere  Rücksichten  auf 
den  Raum  und  die  grosse  Schwierigkeit,  das  Material  der  Steuergesetzgebung  auch    1 
nur   der   wichtigeren   und   characteristischcn   I^änder  zu  beschauen   und  vollends   es     . 
Seitens  eines  einzelnen  Autors  zu  beherrschen,  mit  sich,  dass  man  sich  in  dieser  Hin- 
sicht zumal  in  einem  allgemeinen,  wenn  auch  (und  nur  schon  zu  sehr)  ausgedehnten    I 
finanzwissenschaftlichen  Werke  Beschränkungen  auferlegt  und  trotzdem  —  die  Gefahr     . 
von  Fehlem  und  IrrihUmeru  gewiss  nicht  immer  vermeidet.    Der  strenge  Specialist, 
welcher   seine   Lebensaufgabe   in   der   Beschäftigung  mit  Einem  Gegenstand,  iänem     i 
Lande,  vielleicht  sogar  Einem  grösseren  oder  kleineren  Zeitabschnitt  sucht  und  findet,    • 
wird  hier  auf  seinem  Speciaigebiet  sicher  stets   besser  oricutirt  sein,  aber  darüber 
hinaus  auch  oft  gar  nicht  and  jedenfalls  wird  er  selten  oder  niemals  zu  einer  solchen    :| 
weiteren   Arbeit   gelangen,   wie   sie   der  Steuerlehre   als   einem   Theil  der   Finanz- 
wissenschaft obliegt.    Denn:   Ars  longa,  vita  brevis  est.    Das  gilt  u.  A.  leider  fast    ^ 
immer  auch  von  den  an  sich  wohl  competentesten  Bearbeitern  der  speciellen  Steuer-    | 
lehre  und  der  vergleiclienden  Darstellung  der  Gesetzgebung,  von  tüchtigen  Verwaltongs- 
practikern  in  hervorragender  amtlicher  Stellung.     Wenn  solche  Männer  ausnahmsweise    ^ 
einmal  Neigung,   Müsse,  allgemeine  wissenschaftliche  Bildung  und  Fähigkeit  zur  Ute-     , 
rarischen  Behandlung  ihres  practischcn  Gebiets  haben,  so  werden  sie  sich  begreiflicher 
Weise   wieder  am  liebsten  zur  Bearbeitung  des  Finanzwesens  eines  einzelnen  Landes 
wenden  (Hock).    So  bleibt  die  schwierige  Aufgabe  eben  doch  gewöhnlich  uns  Finanz-    . 
th<;oretikern  überlassen,  die  wir  besten  Falles  einmal  etwas  parlamentarische  gesotz-    •, 
geberische  Arbeit  auf  dem  Steuergebiet  mitgemacht  haben.  ^ 

5 

§.  5.     Zu    einer    vergleichenden    Finanz-    und    Steuer-  , 

geschichte  umfassenderer  und  mehr  auf  die  Einzelfragen  ein-  i 

gehender  Art  ist  die  Zeit  m.  E.  noch  nicht  gekommen  und  kommt  ^ 

sie  wohl  sobald  noch  nicht.    Dafür  bedarf  es  grosser  Vorarbeiten  . 

für  die   wichtigeren  Länder  und  Zeitalter,   Arbeiten,   mit  denen,  ^ 

wenigstens  was  manche  Länder  und  zumal  deutsche  VerhältnÜEiBe  l 
anlangt,  bestenfalls  hie  und  da  begonnen  worden  ist. 

Für  die  alte  Welt  fehlt  wohl  definitiv,  wenn  es  auch  durch  .! 

Inschriften  u.  s.  w.  für  Einzelnes  seine  Ergänzung  findet,  das  Ma-  ^ 

terial,  um  selbst  nur  für  Hauptländer  (Roin,  Athen)  eine  wirklich  ' 
zusammenhängende,  die  Entwicklung  wenigstens  etwas  genauer  im 
Einzelnen    darlegende  Steuerge  schichte    schreiben   zu  können. 

Man  muss  zufrieden  sein,   wenn  es  gelingt,  gewisse  Hauptpuncte  ^ 

leidlich  sicher  festzustellen  und  so  ein  Bild  des  Zustands  in  ge-  ] 

wissen  grösseren  Perioden  zu  entwerfen.    Jeder  Blick  in  die  Werke  '' 

über,  römische  und  griechische  Staatsalterthümer,  in  die  Literatur  "^ 

über  das  römische  Steuerwesen  zeigt,  wie  lückenhaft  das  Material^  ^ 

wie  viel  selbst  in  Betreff  solcher  Hauptpuncte  streitig  ist,  welche  ^i 
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Menge    Controyereen    noch    unter    den    besten   Saehkennern    be- 
stehen. 

Das  Mittelalter  hat  nur  erst  die  Anfänge  einer  eigentlichen 
Steaerwirthschaflt  gehabt  Die  wichtige  Frage,  ob,  wie  und  wie 
weit  das  altrömische  Stenerwesen  sich  in  der  neuen  germanisch- 
romanischen  Staatenwelt  /orterhalten  und  dann  in  neue  Abgabcn- 
fonnen  hinüber  gebildet  worden  ist  oder  unter  solchen  fortgelebt 
hat  —  so  besonders  in  der  fränkischen  Monarchie  der  Merovinger  — , 
ferner  die  weitere  ähnlich  wichtige  Frage  über  den  Ursprang  eigent- 
Icher  „Steuern"  wirklich  öffentlich-rechtlichen  Characters, 
welche  von  anderen,  grundherrlichen,  gebührenartigen,  an  die  Aus- 
iboDg  der  Hoheitsrechte  u.  s.  w.  sich  anknüpfenden  „Abgaben'' 
principiell  verschieden  sind,  — -  diese  beiden  Fragen  bieten  selbst 
Ar  einzelne  Länder,  vollends  für  eine  allgemeinere  Erledigung 
soch  sehr  viel  Unsicheres  und  Streitiges.  Nur  emsigste  Special- 
forschung kann  hier  weiter  helfen. 

• 

IHe  TerdicDst volle  Arbeit  Scliönberg's  über  das  städtische  Steacrwesoii  Basels 
vtzt  z.  B.  Dach  des  Verfassers  eigener  Ansicht  ähnliche  mUhs«iinc  Untcrsuchunicen 
!kr  eine  Keili«:  andrer  Städte  rorans,  bevor  di«^  Ergebnisse  für  Basel  vcrallgcmrincrt 
ud  Damentlich  die  Frage  beantwortet  werden  kann,  wie  weit  das  städtischi*  Stcuor- 
wesai  der  letzten  Jahrhunderte  des  Mittelalters  die  spätere  (iescliichte  des  Steuer- 
veses''  io  den  Tcrritorialstaaten  bocinflosst  hat  (s.  Wagner,  Abli.  directe  Steuern 
ia  S  hönbcrsr's  Ilandb.  2.  A.  III,  1112).  Gleiches  gilt  von  den  worthvoIl«'.n  histDfisclu'ii 
ArbrjUr»  HegeTs  n.  A.  m.,  besonders  in  den  Bünden  der  dcuts'h^'M  Städte- ('hroniken, 
TfL*  ]it  vielerlei  weiteres  Material  liefern  und  die  ganze  Mannigfaltigkeit  städtisdion 
St  nerwescns  im  späteren  Mittelalter  zeigen. 

Fär  concentrirtere  Staatswesen  mit  bedeutenderem  öffent- 
licben  Rechtslcben,  stärkerer  königlicher  Gewalt,  früherer  Trennung 
its  öffentlich-rechtlichen  vom  privat- rechtlichen  Moment  wie  Eng- 
laud,  Frankreich,  ist  ferner  die  Stcuergeschichte  noch  leichter 
zu  verfolgen  —  und  dafllr  haben  wir  auch  umfassende  z.  Th.  aus- 
gezeichnete Arbeiten,  wie  z.  B.  Clamageran's  histoire  des  impots 
eo  France,  jetzt  aus  jüngster  Zeit  DowelTs  history  of  taxation 
in  England  —  als  in  einem  so  eigenthUmlichen  Staatsgcbilde,  wie 
eg  das  alte  Deutsche  Reich  seit  der  zweiten  Hälfte  des  Mittcl- 
ilterg,  daher  gerade  in  der  Periode  mehr  aufkommender  Steuerwirth- 
sehaft,  wnrde  und  blieb.  Das  Territorialsteucrwesen,  das 
bicfTielfach  die  Stelle  gewann,  die  dem  Reichssteuerwesen  wenigstens 
ni  einem  grossen  Theile  bei  einem  ähnlichen  Entwicklungsgänge 
^r  königlichen  Gewalt,  wie  etwa  in  Frankreich  und  England, 
lagekommen  sein  würde,  zeigt  zwar  in  den  Grundzügen  wieder 
?rosse   Uebereinstimmung,  aber  in  Einzelheiten   und  in   den  ver- 
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scbiedenen  Perioden  doch  auch  zeitweise  and  bleibend  viele  Ver- 
scbiedenbeiten. 

Hier  hat  schon   manche  mühsame  Specialforschnng  schöne  Erfolge  gehabt  und 
Bausteine  za   einer  allgemeinen  deutschen  Territorial- Steuergeschichte  gesammelt  und    i 
bearbeitet.     Aber  viel  bleibt  auch  hier,  zumal  in  Bezug  auf  Zurückgehen  zu  den  oretea 
Quellen,  noch  zu  thun  übrig.     Aufgaben,  wie  sie  in  einer  richtigen  wissenschaftlichen 
Arbeitstheilung  nicht  sowohl   der  Nationalokonom  und  Finanztheoretiker,  die  dadurch 
eben   ihrem  eigentlichen  Fache    entzogen   würden,  ols  dem   zwar  nationalökonomiacli    ' 
und    finanzwissenschaftlich  gebildeten,   vor  Allem  aber  in  solchem  Specialgebiete  ge-    ' 
schichtlichcr  Untersuchung  geschulten  Fachhistoriker  zu  stellen  sind.  ' 

Die  länger  dauernde  praetisebe  und  tbeoretische  Verquiekang  i 
des  öfTentlich-recbtlieben  und  privat-reebtlicben  Moments,  die  längere 
Andauer  der  Naturalwirtbscbaft,  der  Sieg  des  fürstlichen  Absolntis- 
mu3  mit  seinen  Folgen  für  abermalige  Veiquickung  des  steuerreeht- 
lieben  Moments  mit  anderen  bobeitsrecbtlicben  Momenten  im  Finanz-|    , 
Regal-,  Abgabewesen,  das  sind  weitere  Erscbwerungen  für  eine  über 
den  Rabmeu  des  £inzeIterritoriums  binausgebende  Steuergeschicbte 
und  oft  scbon   für  eine  solcbe,  welcbe  in  diesem  Rahmen  bleibt,'' 
gross  genug.     Die  Steuergeschicbte  wird  bier  immer  mebr   oder  * 
weniger  zur  allgemeinen  Finanzgescbicbte    und   diese  zum  Theii  '' 
wieder  zur  Ver waltun gsgesch ich te,  ja  zur  allgemeinen  politischen  ^ 
Geschichte,  welcbe  sich  so  vielfach  um  den  Nervus  rerum^  die  ^ 
Steuererträge,  als  Mittel  und  Zweck  politischer  Dinge,  dreht.  ^ 

In  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  hier  früher,  da  später,  '^ 
voll  und  ganz  erst  seit  der  Entwicklung  der  neueren  „Verfassungen"  * 
und  der  damit  beginnenden  Aera  „verfassungsmässiger'^  („consti-  ^. 
tutioneller'^)  Finanz-,  Budget-  und  Steuerwirtbschaft  ist  das  Material  *\ 
der  Steuergeschicbte  wobl  leicbter  und  vollständiger  zu  gewinnen,  ^ 
als  für  die  frühere  Zeit.  Aber  es  wird  aucb  immer  colossaler,  so  ^i 
dass  wiederum  eine  grosse  Arbeitstheilung  nothwendig  wird,  nm  !^ 
seitens  einzelner  Specialforscber  seiner  Herr  zu  werden.  Selbst  i^ 
dies  ist  bisher  meist  nur  bezüglich  einzelner  Länder,  oft  sogar  ^ 
darin  nur  einzelner  kleinerer  Zeiträume  und  einzelner  Steuerarten  \ 
erreicht  worden.  Die  staatsrechtlichen  Seiten  der  Steuerfragen,  ^'^ 
die  entwickelte  feine  Steuertechnik  —  selbst  wieder  notbwendige  i^ 
Folge  der  allgemeinen  Entwicklung  der  Betriebstecbnik  (agrarische  *^* 
Grund-,  Gewerbe-,  Branntwein-,  Zucker-,  Börsen-  und  andere  Ver-  ^ 
kehrssteuern)  —  erschweren  dann  ihrerseits  wieder  die  Arbeit  des 
Steuerbistorikers.  Und  doch  müssen  hier  erst  umfassende,  quellen-  ]^ 
massig  gearbeitete,  allseitig  genügende  Monographien  über  die  '^ 
Steuergeschicbte  der  wichtigeren  Länder  vorliegen,  wie  eine  jede  ^ 
wieder  nur  das  Ergebniss  Jahre  langer  Specialstudien  sein  kann,  H 

^; 
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wenn  eine  branchbare  Ornndlage  fUr  eine  detaillirtere  ver- 
gleichende Stenergeschichte,  z.  B.  der  modernen  enropUisch-nord- 
amerikanischen  Staatenwelt  m?)glich  werden  soll. 

An  eiiiZ4>Inen  tüchtis^cn  VorarfK'iten  dazn  f«'hlt  es  nicht,  ich  rechne  dahin  auch 
^tc  T^-nrlcichend«^  St'^uei^eschichte  einzelner  Stcuerarten.  z.  B.  die  schöne  Arbeit  ron 
JoÜBS  Wolf  über  die  Branntweinsteuer,  dessen  und  H.  v.  Kaufmann'»  Arlx'it 
iW  dii-  Zuckersteuer.  Aber  solcher,  sich  in  ihren  Materialien  und  Erirebnissen  selbst 
wir^fT  controlirender  und  kritisironder  Vorarbeiten  sind  noch  eine  Men^e  notliwondig-, 
kis  die  Z^it  zu  einer  alls-emeinen  vergleichenden  Steuergeschichte,  wie  >ie  Stein 's 
piD£ser  Wurf  bezielt,  gekommen  :m^in  wird. 

Der  enge  Zasammenbang  der  Stenergeschichte  und  Steuer- 
gesetzgebung mit  anderen  Verhältnissen  des  öffentlichen  Lebens, 
aamentlich  mit  der  Entwicklung  der  Verfassungen,  den  Kämpfen 
xwtsehen  lllrstlicher  Gewalt  und  Volksvertretung,  den  parlamen- 
tarischen Kämpi'en  und  schliesslich  mit  der  allgemeinen  politischen 
ianeren  nnd  äusseren  Staatsgeschichte  hat  aber  nun  neben  dem 
Nachtheil,  eine  Darstellung  der  Steuergesehiciite  schwieriger  zu 
nacben,  auch  den  Vortheil,  dass  Historiker,  I^iblicisten,  Politiker, 
welche  geschichtliche  Periode  und  politische  Frage  sie  auch  be- 
handeln  mögen,  fast  stets  genöthigt  sind,  der  Besteuerung  und 
deren  Streitfragen  wenigstens  einige  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 
Dadurch  sammelt  sich  in  den  betretenden  Schriften  ein  grosses 
Material  zur  Steuergeschichte  und  zum  Steuerreclit  au. 

Düis#;Ibe  wird  zwar  hier  unter  anderen  Oesifhtspuncten,  dfs  alljr'^un'iiKMi  Histo- 
riff*.  <'ultur-  und  Wirthschaftshistorikcrs ,  Korlitshistorikers  und  d«'s  Publiristcii  auf 
drfi  (»tibit-tt;  des  Staatsreobts,  gesammelt,  gesichtet,  bcurtbeilt.  Ab»?r  es  bleibt  dorh 
urk  d-iu  Steuerhistiiriker  und  dem  Finanztheoretiker  zur  Yerwcrthunt:-,  und  nauientlirh 
,izt.:Tf:T  wird  sich  für  die  Zwecke  der  tinanzwissens<haftli«lieri  Knirtcrunj?  des  Stcu«»r- 
t-^jis  oft  hier,  wohl  Tornehmlich  in  den  staatsre<'htsgesrhirhtliehen  und  staatsrerbtliob<^n 
Vt^riefj.  ntanrb>'S  Material  zusammensuchen  müssen  nnd  nucb  <lUrf<'n.  Denn  die  ur- 
^IfriDsrii'  he  Sammelarbeit  aus  erster  Qu«'lle  kann  er  gemäss  nothwendig«!r  ta«hwissi'.u- 
'  kiftiicher  Arb«:itstheilung  gewöhnlich  nicht  oder  doch  nur  zu  einem  kleinen  Theil 
^il.-t  Füntchiii'^n.  Der  Uauptmw^el  dieses  historischen  und  legislativen  Materials  in 
■l^-'i  hiitoriv:hcn  und  staatsrechtlichen  Schriften  besteht  für  die  Benutzung  zu  finanz- 
n^ifinsrhaftlichen  Untersuchungen  wohl  darin,  dass  die  Autoren  di«-  s teuer tocli- 
Li'chrn  Puricte.  dem  Zweck  dieser  Schriften  gemäss,  nur  nebenl)ei  und  kummerlieli, 
''hi-rv  £-ar  nicht  genauer  l)ehandcln.  Wenn  sie  sich  ausnahmsweise  darauf  mit  ein- 
ASr^  bf-ireh«-n  sie  hier  am  Leiehtcsten  Irrthümer  und  Fehler,  weil  «ji-in  betrellentlen 
•^ittml-r  und  liarstelbfr  diese  steuertechnische  Seite  ferner  li<?gt  und  iliin  dafür  dl«; 
Fi<'ki''&ntDi55  fehlt 

Alle  diese  Bedenken  würden  es  mir  als  ein  Wagniss  erscheinen 
iiÄsen,  nach  dem  Stande  der  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  eine 
r«rmlichc  vergleichende  Steuergeschichte  schreiben  zu  wollen,  wozu 
»eioe  eigenen  Studien  auf  diesem  Gebiete  auch  nicht  ausreichen 
'forden.  Allein  darum  handelt  es  sich  in  diesem  Werke  und  auch 
m  diesem  ersten  Buche  nicht.    Fllr  den  Zweck,  der  hier  verfolgt 
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wird,  und  m.  E.  in  der  Finanzwissenschaft  allein  zn  verfolgen  ist, 
genügt  eben  eine  Uchersicht  über  die  Hauptpunkte  des 
geschichtlichen  Entwicklungsgangs  und  des  in  einem 
bestimmten  Zeitalter,  namentlich  in  der  modernen  Zeit  und  in  der 
Gegenwart  geltenden  Rechtszustands  der  Besteuerung 
einiger  wichtigerer  Staaten. 

Für  o'ino.  solche  Uebersiclit  rciclicn  die  vorhandenen  literarischen  Hilfsmittel 
einiffcrmasscn  aus,  besonders  in  Betreff  der  beiden  für  diese  Dinge  wichtigsten  Länder, 
Frankreich  nnd  England,  viel  weniger  noch  für  Deutschland.  Es  wird  durch  eine 
solehe  Uebersicht  immerhin  ein  (Jesammtbild  vom  Stcuerwesen  einzelner  Lander 
und  Zeitalter  t^ewonnen ,  <las  zur  Ergänzung  der  Erörteningen  über  die  einzelnen 
Steuerarten  im  7.  und  S.  Buche  und  der  dort  eingestreuten  steuerhistorischen,  steuer- 
rerhtlichen  und  steuerstatistischen  Daten  auch  vom  Standpuncte  linanzwissenschaftlicher 
Behandlunir  j^eboten  erscheint.  Denn  nur  in  einem  solchen  Bilde  zeisrt  sich,  was  denn 
nun  in  der  Praxis  in  gegebener  Zeit  und  in  einem  gegebenen  I^nde  an  Gesainmt- 
leistungen  zur  Lösung  des  Steuerproblems  versucht  worden  und  wie  es  gelungen  ist. 
Aciissere  (iründe  nöthigen  dabei  und  innere  Gründe  hindern  es  nicht,  sich  im  Folgenden 
auf  Hauptländer  zu  beschränken,  so  in  der  Steuergeschichte  des  Alterthums  aaf 
(»riech enland  und  Kom,  in  derjenigen  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  wesentlich 
auf  Deutschland,  Frankreich  und  Grossbritannien.  Für  die  in  diesem  Werke 
verfolgten  Zwcck«^  genügt  eine  derartig  sich  im  Stoff  beschränkende  Darstellung. 
Wenn  sieh  dabei  die  letztere  auf  französische  und  englische  Verhältnisse  genauer 
einlasst,  so  rechtfertigt  sich  dies  durch  die  grössere  Bedeutung  der  dortigen  Vorgänge 
und  wird  nothwentlig  weg(;n  des  Mangel«;  der  deutschen  Vorarbeiten. 

Die  betrcffttndcn  literarischen  Angaben  sind  d«m  einzelnen  Absclinitten  beige- 
fügt, wobei  indessen  eine  vollständige  steuergcschichtliche  Bibliographie  nicht  bezweckt 
werden  konnte.  Viele  einzelne  Schriften  sind  in  Fin.  I  (H.  A.),  S.  52  ff.  u.  II,  S.  140  ff., 
sowie  obrn  S.  3  u.  4  genannt  worden.  Von  vergleichend-statistischen  Arbeiten, 
hie  und  da  mit  historischen  Rückblicken  (wenigstens  in  die  jüngere  Vergangenheit) 
sind  diejenigen  von  v.  Keden,  v.  Gzörnig  (österr.  Budget  v.  1802)  und  für  Deutsch- 
land, mehrfach  in  Vergleichung  mit  den  anderen  europäischen  Grossstaaten,  die 
fleissigen  Arbeiten  von  (ierstfeld,  be^.  Beiträge  z.  Keichssteu erfrage,  1S7J),  auch 
der  Aui'satz  in  (^onrad's  Jahrb.  Ib83,  B.  2  (41)  zu  nennen.  Die  wichtigsten  neuesten 
Daten  stets,  mitunter  auch  eine  v<Tgleicbend- statistische  Finanz-  und  Steuertabelle, 
zuverlässig  im  Goth.  Jahrb.  (Hofkalender). 

Erstes  Kapitel. 
Steuergeschiohte. 

Erster  Hauptabschnitt. 
Alterthnni. 

Griechenland  und  Bom. 

1.  Abschnitt. 
Griechenland. 

Literatur.  Das  Hauptwerk  ist  A.  BOrkh's  Staatshaushaltung  der  Athener, 
dem  hier  gefolgt  wird.  S.  2.  Ausg.  I,  bes.  4(»7  ff,  42.)--4r)l,  (»ISff,  r.4.S— «93. 
Eine  neue  Ausgab«-,  besorgt  v.  Frank el,  steht  für  1880  in  Aussicht  und  wird  wohl 
diese  und  jene  kleine  Venollständigung  und  Berichtigung  nach  neuem  Inschriften- 
material enthalten.    In  allem  Wesentlichen    bleiben  die  Kesultate  der  bahnbrechenden 
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iii«J  srrandicgcnden  Böcih'schen  Forschung  wohl  bestohon.  (S.  E.  Cartius,  (nMlärht- 
lü&rede  auf  A.  Bückh,  Berl.  issr»),  Rcmorkongcn  OIht  die  jrcbUhrenartigen 
Coaahmon  in  <iri«*rhenland  find«^n  sich  in  d.  Finanzwisscnsch.  II,  S.  18.  üht^r  den 
Finaazdionst  ««b.  I.  X  A.  §.  b6;  h.  darüber  auch:  Follnor.  7»  (icsrh.  d.  att. 
FiaanziTt^rwalt,  im  4.  u.  5.  Jahrb..  Wien,  1879  (Julihcfl  1S7t)  d.  Sit7..l)cr.  d.  phil.  bist, 
n.  d.  Wiener  Akail.  d.  Wij».). 

§.  6.  Die  altgriecbischcn,  speciell  die  noch  am  Besten  bekannten 
athenischen  Steuerverhältnisse  sind  mit  dem  überlieferten  lite- 
rarischeD  nnd  insehriftlichen  Material  anch  von  den  sorgsamsten 
und  bedeutendsten  Forsebem,  unter  denen  A.  Böckh  noch  immer 
die  erste  Steile  gerade  anf  diesem  Specialgebiet  einnimmt,  nnr  in 
gewissen  Grnndztigen  mit  leidlicber  Sicherheit  zu  ermitteln  ge- 
wesen. Im  Einzelnen  ist  und  bleibt  vermuthlich  vieles  unklar, 
strittig  Qud  lückenhaft ,  wenn  auch  immer  noch  von  Neuem 
kleine  Bausteine  durch  Inschriftfnnde  gewonnen  werden.  Nament- 
lich die  geschichtliche  Entwicklung  lässt  sich  aus  den  be- 
kannten Tbatsachen  nicht  mehr  genauer  in  den  Einzelheiten  nach- 
weisen. Indessen  gestatten  einige  solcher  Tbatsachen  auch  für 
die  griechischen  Stadtstaaten  den  Schluss,  dass  gewisse  typische 
Veränderungen  in  der  Besteuerung  mit  der  Entwicklung  und  Diifc- 
renzirnng  des  Volkseinkommens  und  Volksverm()gens  eingetreten 
sind.  Erheblichere  Verschiedenheiten  von  anderen  LUndern  und 
Zeilen  ergehen  sich  wohl  vornehmlich  aus  zwei  (irlindcn.  Einmal 
hat  der  eigens  vom  Bürger  zu  leistende  Wehrdienst  den 
Staatsbednrf  nicht  so  hoch  steigen  lassen.  Nach  der  Einführung 
von  Sold  in  Kriegszeiten  gaben  die  Tribute  der  Bundes- 
genossen in  Athen  die  Deckungsmittel.  Sodann  hat  das  eigcn- 
tbümliche  System  der  Liturgien,  das  sich  nicht  nur  auf  Athen 
beschränkt  hat,  ein  gewöhnliches  Stcuerwesen  weniger  nothwendig 
<reüiaebt.  Die  Liturgien,  welche  Böckh  im  Allgemeinen  noch  am 
Ersten  mit  den  heutigen  Natnrallieferungen  und  Naturalleistungen 
vergleichen  möchte,  liefen  zwar  in  der  ökonomischen  Wirkung 
anf  eine  Art  progressiver  Einkommensteuer,  ja  progressiver  reeller 
Vermögenssteuer  auf  die  reichere  Classe  hinaus.  Sie  hatten  aber 
staatsrechtlich  einen  anderen  Charactcr  als  den  der  Steuer.  Ihre 
Ueliemahme  galt  als  Ehrenpflicht,  ein  Princip,  das  zu  anderen 
Con.sequenzen  als  bei  reinen  Steuern  führt. 

Ausser  den  Domanial-  und  Bergwerkseinkünften,  den  mancher- 
lei gehührenartigen  Abgaben,  den  Tributen  kommen  für  gewöhn- 
lich, zur  Deckung  des  ordentlichen  Bedarfs  vornehmlich  nur 
iodirecte    Verbrauchs-    und    ähnliche  Abgaben,    in   Form    von 
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Zöllen  und  Marktabgaben  vor,  sodann  einige  directe  Per- 
sonalsteuern auf  gewisse  besondere  Kategorien  von  Per- 
sonen. Also  die  indirectc  Verbrauchssteuer  auch  hier  schon  eine 
normale  und  practisch  wichtige  Einrichtung:  ein  Punct  von  typi- 
scher Bedeutung  für  die  allgemeine  Steuergeschichte.  Dagegen 
fehlen,  der  antiken,  wie  der  mittelalterlichen  und  der  noch  später 
andauernden  Auffassung  von  der  persönlichen  Vollfreiheit  gemäss, 
allgemeine  Pcrsonalsteuern,  insbesondere  gleiche  Kopf- 
steuern u.  dgl.  m.,  für  die  Bürger:  auch  ein  solcher  typischer 
Punct  der  vergleichenden  Steuergcsehichte.  Für  den  ausser- 
ordentlichen Bedarf,  besonders  in  Kriegszeiten,  findet  sich 
dagegen  die  Vermögensbesteuerung  der  Bürger  und  der 
sonstigen  Freien  (Schutzverwandten,  Fremden),  auf,  wie  es  scheint, 
verhältnissmässig  rationeller  Basis,  in  angemessener  Vertheilung 
der  Lasten,  wohl  nach  dem  Princip  der  Progressivbesteuerung, 
und  in  bedeutender  Ausdehnung:  bei  fehlender  oder  unzureichen- 
der Creditbenutzung  ein  passendes  und  auch  sonst  zu  findendes 
Finanzmittel,  das  im  System  der  Liturgien  seine  cigenthümliche 
Ergänzung  findet.  Analogien  mit  dem  Steuerwesen  der  Städte 
und  Stadtstaaten  des  Mittelalters  in  den  Zöllen,  Verbrauchsabgaben 
für  den  ordentlichen,  der  Vermögenssteuer  mehr  für  den  ausser- 
ordentlichen Bedarf  treten  hier  hervor  und  lassen  darauf  schliessen, 
dass  die  Wahl  der  Steuerarten  durch  gegebene  politische  und 
wirthschaftliche  Verhältnisse  in  höherem  Maasse  bedingt  ist,  als 
die  al)stracte  Theorie  und  Politik  anzunehmen  geneigt  sind. 

§.  7.     Einzelnes. 

1)  Die  griechischen  und  specit'll  <Ue  atlienischen  Zölle  waren  eif^entlicho 
Ein-  und  Ausfuhrzölle,  vornehmlich  für  den  Seeverkehr  in  Athen,  aber  auch 
an  den  Landirrenzen  nicht  fehlend,  vielleicht  mit  SchilfTahrts-  und  Ilafengc'ldern,  als 
g^tbührenartijjen  Ahfi^aben,  verbunden.  Der  Satz  in  der  Hauptperiodo  Vöo»  <^*® 
Erhebung  schon  in  (ield.  Von  wann  an  dies  oder  überhaupt  die  ganze  Einrich- 
tunjc  'Tst  später  zu  Stande  kam,  ist  nicht  m<'hr  sicher  zu  bestimmen.  Jedenfalls 
(ie^taltungen,  die  einen  entwickelten  auswärtigen  (irosshandel  voraussetzen.  —  Statt 
der  Tribute  erheben  die  Athener  mitunter  auch  bei  den  Bundesgenossen  Ein-  und 
Ausfuhrzölle,  von  5  7o-  «"^Iso  srhon  damals  ein  Fall,  wo  eine  soHie  „indirccte"  Steuer  { 
als  zweckmässiü^es  Ersatzmittel  directer  Steuern  e.rschie.n. 

2)  Die  Marktabgaben  betn^ffen  den  Verkehr  mit  ländlichen  Producten,  welche  ^ 
in  di(^  Stadt  kamen,  und  den  etwaigen  sonstigen  Kleinverkehr  hier.  Es  waren  dies  ', 
in  einer  Hinsieht  vielleicht,  wie  an  den  mittelalterlichen  Märkten,  gebühren  artige  ^ 
Abgaben,  nämlich  für  das  Hecht  des  Verkaufs  überhaupt,  für  den  Marktstand,  ;. 
überwiegend  jedo<h  wohl  Verbrauchssteuern  (Accisen).  Die  Erhebung  erfolgte  ^ 
auf  dem  Markt«;  selbst.  al>cr  wohl  au<h  in  Form  von  Thorstenern.  Entwickelter  w 
Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  also  die  Voraussetzung.  Wiederum  ergeben  sich  ^ 
bt^merkenswerthe  Analogien  mit  den  Verhältnissen  ähnlirlier  Abgaben  mitti^lalterlicher  ? 
Städttj.  auch  was  den  gemischten  Charact^r  der  Marktabgaben  betriH't.  .j 

3)  P e  rs  0  n  a  1  s  t e  u  e  r n  und  Verwandtes.    Eine  solche  icebührenartig(5n  Characteis 
ist  das  Schutzgeld  der  Fremden  (jif-Tolxtot').    Eine  regelmässige  Bestcnerang  . 
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d*^r  ScIaFcu  ist  in  Athen  nicht  ganz  sicher,  jedoch  wahrscheiulich;  keine  eiv:cutliche 
Personal-^  sondern  eine  Art  Vermögenssteuer  (amh  ah»  Gcsindcstcuer  bri 
ScIaTeo  so  aof/nfasscn).  Einzelne  Gattungen  von  Personen  werden,  wie  es  scheint, 
mit  aas  einem  sittenpolizeilichen  Gesichtspunct  u.  d^l.  besteuert.  Dief^e  Steuern 
stellen  aber  zugleich  eine  Art  ditferenzirtcr  Gewerbesteuern  dar,  so  in  Athen  und 
auch  sonst  mitunter  auf  Wahrsager,  Quacksalber,  Gaukler,  Wunderkunstler,  namentlich 
llun^n  (beiderlei  Geschlechts). 

4)  Die  vorkommenden  Grundahgaben  scheinen  nicht  Grundsteuern,  sondern 
rrnndherrlicher  Art.  fUr  I^nd Überlassung,  eventuell  auch  fUr  die  l-eborlassuug 
der  Nutzung  öffentlicher  I^dereien  (pacht^eldarti;^  oder  zur  Anerkennung  des 
Eigenthums)  gewesen  zu  sein.  Dagep:en  w«;rden  Bt;  si  t  zw  echse  lab  gaben  von 
Grundeigenthum  beim  Verkauf  (1  7o^  erwähnt,  also  Verkehrssteuern:  ob  altV 

5)  Die  Vermögenssteuern  gehörten,  in  Athen  wenigstens,  zu  den  ausser- 
ordentlichen Steuern,  wesentlich  nur  für  Kriegs-  und  verwandte  Zwecke,  scheinen 
ynlitch  in  anderen  demokratischen  Staaten  mitunter  auch  in  P^riedenszeiten  regelmässig 
rorgekommen  zu  sein.  Nach  Höckh  sind  sie  in  Athen  vor  <lem  peloponncsischen 
Kriege  nicht  häufig  und  auch  nicht  bedeutend  gewesen.  Die  Schätzungen  nach 
der  solonischen  Classeneintheilung  hält  Böckh  nur  selten  und  nur  nebenbei 
fur  die  Steuererhebung  bestimmt  (a.a.O.  S.  652).  Die  älteren  Vermögenssteuern 
haben  aber  wohl,  wie  die  solonischo  Verfassung,  nur  das  fruchttragende  Land, 
ibo  nur  den  (jrundeij^enthümer  berücksichtigt.  Dafür  bestanden  Katastereinrich- 
inastD.  Später,  besonders  mit  der  Vermehrung  der  Vermögenssteuern  im  pelopon- 
Brsischen  Krieire,  und  sicherlieh  doch  auch,  weU  sich  eben  jetzt  das  bewegliche 
Vermögen  vermehrt  und  verselbständigt  hatte,  wurden  die  Vermögenssteueni 
diregen  allgemeine,  welche  auch  das  bewegliche  Vermögen  mit  umfassten: 
Beben  Ländereien,  Häusern  werden  daher  jetzt  zinsbare  Kapitale,  Geldvorräthe,  Sclaven, 
rohe  und  Tcrarbeitete  Erzeugnisse,  Vieh,  Hausgeräth  u.  s.  w.  mit  besteuert.  Dafür 
sind  dann  auch  allgemeine  Vermögenskataste.r  gebildet  worden.  Soweit  sich 
dÜe  Vertheilnng  der  Steuer  und  der  Steuer fuss  noch  feststellen  lassen,  cnt< 
wickelt  sich  diese  Vermögenssteuer  nach  ihrem  Etfect  auf  dio  Steuerpflichtigen  zu 
doer  Art  projrressiver  Einkommensteuer.  Aueh  die  Metöken  uuterlaircn 
J-ü  VrTmt^irenssteufm. 

*))  Unter  den  Liturgien  war  die  Trierarchie,  d.h.  dir  AusrUstuni^  u.  s.  w. 
ir.T  Krie^rsschiffi^.  die  wichtigste:  in  der  Ökonomisehen  Wirkunir,  wie  gesagt  ein«'  Art 
pr^rrcssiver  Veriuög«:ns-  und  Einkommensteuer,  auch  noeh  in  der  Keforni,  wel<ho 
l'emo-thenes  durchfülirte,  wo  die  Leistung  der  Trierarchie  nach  der  Schätzung  nor- 
Lin  »opJo. 

Allgemein    war  in   Athen   und   sonst  in  Griechenland   die   V<'rpachtung   der 

2.  Abschnitt. 
Born. 

Literatur.  Aelteres  Hauptwerk  üb«T  das  römische  Steuerwesen  ist  Burmann, 
T*--rit^ia  fK»paIi  romani,  Leid.  1734.  Die  neueren  Kcchtshisturikcr  und  politischen 
Hbiuriker  hah«n  sich  mit  dem  römischen  Steuerwesen,  besonders  dem  Burger-Tributuin 
cipi  d':m  Proviiicial-Tributum,  vielfach  beschäftigt,  ohne  bei  dem  Mangel  ausreichcüdcr 
lud  d'rr  L'ncleutlichkeit  der  vorhandenen  Quellen  auch  nur  in  alLn  Hauptpuncten  zur 
i^:TiiinatimmuDg  zu  kommen.  In  den  Nebenfragen  wimmelt  <is  vollends  von  Contro- 
Trr^D.  Darauf  auch  nur  andeutungsweise  näher  einzugehen,  als  es  im  Texte  ge- 
>tbrht,  liegt  aasserhalb  der  Aufgabe  dieses  Werks  und  auch  ausserhalb  meiner  per- 
i^Ähen  Competenz.  Eine  jüngst  gefundene  neue  I{echts(iuellc  ist  auch  für  die 
ÄftOtrfragen.  besonders  für  diejenigen,  welche  das  Provincialtributum  betreffen,  wichtig 
Ironien,  aber  hat  doch  auch  wieder  neue  Controversen  erweckt  (vgl.  Matthiass' 
5öf*r  p'-n.  Schrift):    Bruns-Sachau,  syrisch-römisches  Kechtsbuch  aus  d.  .'».  Jahrb., 

L'ip'zig  IsSO. 

r»ie  fach  wissenschaftliche   nationalökonomische    Hauptarbeit    über   die   rö- 
chen Tribata    sind  Kodbertns*  vortrelfliche  Aufsätze  darüber  in  Hildebr.  Jahrb. 
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IV,  V,  VIII;  Thcile  zu  einer  Fortsetzung  hat  er  im  Manuscript  hinterlassen.  In  der 
ürundauschauung  scheint  mir  Kodbortus  im  Kechte  zu  sein;  ich  habe  sie  meiner 
geschichtlichen  Darstellung  der  Entwicklungsprincipien  sclion  in  B.  II  zu  Grunde  ge- 
logt, 8.  bes.  II,  S.  192,  Note  34,  wo  die  Hauptpuncte  von  Kodbertus'  Ansichten  hervor- 
gehoben werden.  Einzelne  seiner  Ergebnisse,  so  seine  Meinung  tiber  die  Forterhebung 
des  Bürgertributs  (worin  Kodbertus  übrigens  von  dem  neuesten  Schriftsteller  auf  diesem  (je- 
biote,  Matthia SS,  wieder  zugestimmt  wird),  scheinen  aber  doch,  nach  dem  Urtheil  anderer 
Fachmänner,  irrig  oder  nur  theilweise  haltbar  zu  sein:  ein  Sachverhalt,  wie  er  ja  in  Bezug 
auf  Kodbertus  auch  sonst  sich  findet,  was  dessen  Bedeutung  trotzdem  nicht  eigentlich 
schuKilert.  Ich  habe  mich  hier,  wo  es  auf  das  „wahrscheinlich''  Kichtigste  iu 
der  Darstellung  ankommt,  daher  doch  weniger  an  Kodbertus  als  an  Mart^uardt  ge- 
halten, dessen  neue,  alle  bisherigen  Forschungen  zusammenfassende  Arbeit,  „die 
röm.  Staatsverwaltung'',  II,  145  fl.,  der  folgenden  Darstellung  wesentlich  zu  Grunde 
liegt.  S.  jetzt  auch  die  neue  Ausgabe  dieses  Werkes  von  Dessau,  1884.  Bei 
Mar([uardt  auch  die  weitere  allgemeine  und  monographische  Literatur.  Ausser 
den  historischen  Werken  (Niebnhr,  Mommsen,  in  dessen  röm.  Gesch.  z.  B. 
(2.  A.)  I,  772  fl'.,  II,  Kap.  XI,  S.  879  f.,  III,  S.  485  ff.),  den  Werken  über  röm.  Rechts- 
geschichte, wo  Walther  her>orzuhcben  ist,  über  römisches  Staatsrecht 
(Mommsen,  passim)  sind  die  Werke  über  römische  Staatsalterthttmer  zu 
nennen,  so  Lange  (s.  bei  ihm  bes.  über  die  ältere  Zeit,  Servianische  Censusverfass. 
u.  Steuern  I,  3.  A.,  Berl.  1S7G,  S.  487  ff.,  538  ff.,  hOO  ff.).  Für  die  spätrömischo 
Zeit  s.  L.  Bouchard,  etudes  sur  l'administr.  d.  ün.  de  Tempire  rom.  p.  299  ff.  Sehr 
klar  stellt  in  systematischer  Behandlung  das  röm.  Steuerwesen,  auch  bezüglich  der  Ge- 
staltung in  der  Provinz  Gallien,  dar:  Clamageran,  bist,  de  Timpot  en  France  I, 
livre  1.  Die  älteren  Schriften  v.  Hogewisch,  Bosse,  Dureau  de  la  Malle 
(s.  Fin.  I,  54)  genügen  nicht  mehr.  Die  wichtigsten  Monographien  des  Gegenstandes, 
bes.  über  Tributa,  Consus,  sind:  Iluschke  (Verfass.  d.  Serv.  Tüll.,  den»,  über  d. 
Census  z.  Zeit  Christi),  v.  Savigny  (über  die  röm.  Steuerverfass.  unter  den  Kaisern, 
zuerst  1823  II.,  verbess.  in  d.  „Vermischten  Schriften"  II,  07  IL,  womit  bes.  Kod- 
bertus zu  vergleichen),  Mommsen  (röm.  Tribus).  Weitere  Lit.  u.  a.  bei  Mar- 
tin ardt,  bes.  S.  7ß,  157,  200,  218  u.  a.  a.  St.  iu  den  Noten.  Neueste,  revidirende 
Arbeit  eines  Juristen,  der  sich  vielfach  den  Ergebnissen  von  Kodbertus  anschliesst, 
ibt  B.  Matthiass,  röm.  (irundsteuer  u.  Vectigalrecht,  Erlang.  1882.  —  Zur  Ueber- 
sicht:  Vocke.  directe  Steuern  d.  Kömer,  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1S59  (LV), 
S.  060. 

Ueber  die  römischen  privat-wirthschaftlichen  Einnahmen  s.  Fin.  I,  3.  A. 
§.  224,   über  Gebühren  II,  S.  13,   über  den  Finanzdienst  I,  3.  A.  §.  SO. 

§.  8.  Die  altröniischen  Steucrvcrbältnisse  lassen  sich  in  ihrer  Ent- 
wicklung und  Gestaltung,  besonders  seit  der  Kaiserzeit,  immerhin 
genauer  im  Einzelnen  und  sicherer  im  Ganzen  verfolgen,  als  die 
griechischen,  soviel  Ungewisses  und  Strittiges  auch  noch  nach  den 
neuesten  Forschern,  so  z.  B.  auch  zwischen  Bodbertus,  Mat- 
thiass, einer-,  v.  Savigny,  Huschke,  Mommsen,  Lange, 
Marquardt  u.  A.  m.  andererseits  und  dieser  selbst  wieder  unter 
einander  übrig  bleibt.  Eine  zusammenfassende  Darstellung  des 
Finanzwesens  ist  erst  ftir  die  Kaiserzeit  erlaubt.  Aber  gewisse 
Entwicklungen  lassen  sich  in  die  republikanische  Zeit  zurück  ver- 
folgen. Der  neueste  deutsche  Bearbeiter  des  römischen  Finanz-  k 
Wesens,  Marquardt,  unterscheidet  im  Ganzen  fünf  Perioden:  ^^ 
die  erste  bis  auf  den  Beginn  ausseritalischer  Eroberungen,  mit  i: 
dem  Ergebniss  des  laugdauernden  thatsächlichen  AufhOrens  der  ,^ 
Erhebung  des  Bürgertributums  (167  v.  Chr.),  die  zweite  bis  zum  ^ 


24  ß.  B.  1.  K.    Stcucrgeschichte.     1.  H.-A.  Alterthum.    §.  8,  9. 

städtische  Häuser,  Geschäftsiocale,  Wirthschaftsinventar  (anfänglich  im  engeren,  später, 
ganz  begreiflich,  im  weiteren  Umfange),  Geld  (Marquardt  II,  161,  163,  Matfhiass, 
S.  6).  Die  Berücksichtigonjr  des  beweglichen  Kapitals  (in  Industrie,  Waaren- 
handel,  Geldgeschäft,  in  den  Gesellschaften  der  publicaui)  machte  hier  steuertechnisch 
characteristische  Veränderungen  im  Einschätzungsverfahren  nothwcndig,  so  namentlich 
bei  den  gewerblichen  Unternehmungen  eine  Berücksichtigung  der  Zahl  und  Art 
der  Sclaven  (s.  neben  Marquardt.  11.  165  auch  Kodbertus  Ilildebr.  Jahrb.  VIII, 
393  ff.).  Klagen  über  den  Nicht -Abzug  der  Schulden  vom  Grundvermögen  bei  dem 
alten  Tributum  erinnern  an  bekannte  moderne  Klagen  wie  an  steuertechnische  Schwie- 
rigkeiten in  Bezug  auf  die  Berücksichtigung  der  Schulden  bei  unseren  Ertragssteuem. 
Selbstschätzung  des  Werthes  des  steuerpflichtigen  Vermögens  unter  Eid  fand  statt 
(Matthiass,  7).  Der  normale  Satz  des  Tributum  war  1  Promille  (trib.  simplex), 
der  aber  nach  Bedarf  auch  doppelt  und  dreifach  (trib.  duplex,  triplex),  früher  wohl 
auch  noch  höher,  ganz  nach  dem  Staatsbedarf  wechselnd  erhoben  wurde.  Häufig 
sind  die  als  Tribute  eingezogenen  Steuern  hinterher  aus  Kriegsbeute  und  ans  Gon- 
tributionen  der  Feinde  und  unterworfenen  Völker  zurückgezahlt  worden.  Ob  man 
sie  deswegen  mit  Mommsen  förmlich  als  „Zwangs  an  leihe''  aufzufassen  hat,  ist 
streitig  und  kaum  zu  bejahen,  da  die  Wiedererstattung  weder  auf  rechtlicher  Ver- 
pflichtung beruht,  noch  auch  immer  erfolgt  ist  (so  Mar<iuardt  II,  159).  Dio  spä- 
teren Eroberungen  und  die  Tribute  der  Provinzen  ermöglichten  dann  vom  J.  167 
v.  Chr.  an,  seit  dem  macedonischen  Kriege,  und  andauernd  während  der  ganzen  Kaiser- 
zeit, bis  zur  Einführung  des  Pro vincial -Tributum  in  Italien  am  Endo  des  3.  Jahr- 
hunderts nach  Christus,  die  Nicht- Erhebung  des  Burgertributs,  aber  ohne  dass 
eine  förmliche  rechtliche  Aufhebung  dieser  Steuer  erfolgte.  (Ucber  diesen  Panct 
bestehen  noch  unausgetragene  Controversen.  S.  Marquardt  II,  171  ff.,  anderseits 
bes.  Rodbertus,  Hildebr.  Jahrb.  II,  408  ff.  Er  nimmt  an,  dass  das  Bürgertribut, 
nach  längerer  gänzlicher  Steuerfreiheit  der  Kömer,  i.  J.  43  v.  Chr.  wieder  eingeführt 
worden  sei.    S.  schon  in  Fin.  II,  S.  186  Note  24,  ebenso  Matthiass  a.  a.  0.  S.  2  ff.). 

4)  Neben  diesem  Tributum  ex  censu  kamen  andere  Tribute 
vor,  deren  Verhältnisse  nur  unsicher  festgestellt  werden  können. 

So  das  tributum  in  capita,  das  die  „aerarii"'  wie  ein  kopfsteucrartiges 
Schutzgeld  zahlten,  im  Unterschied  von  den  steuerfreien  Proletariern  (Lange, 
I,  46!),  546,  Marquardt  II,  167);  das  tributum  der  orbi  et  viduae,  das  als 
hordearium  („(ierstengeld'\  —  „Hafergeld"  wäre  die  moderne  Analogie)  zur  Unter- 
haltung der  vom  Staate  beschafflen  Ritterpferde  diente  (Lange  I,  540).  Ferner  gab 
es  trib  Uta  temeraria,  welche  in  abnormen  Lagen,  nicht  auf  (jruud  eines  Ccnsus 
erhoben  wurden. 

5)  Eine  5  ®/o  Erbschafts-  und  Vermächtnisssteuer  für 
alle  römischen  Bürger  (lex  vicesima  hereditatum):  eine  ,,social- 
politische"  Besteuerung  der  reicheren  Klassen. 

Vielleirlit  als  eine  Art  Ersatz  des  fehlenden  Bilrgertributs  führte  Augustus 
«liese  Steuer  i.  J.  6  n.  Chr.  ein.  Dio  nächst«>n  Bhitsvenvandten  (bis  auf  die  6  ersten 
(jrade  — V— )  und  Erbschaften  unter  100,000  Sesterzen  (21,752  deutsche  Mark  nach 
dem  Geldwi-rth)  waren  frei.    (Marquardt  II,  258  ff.). 

§.  iK  —  6)  Die  directe  Besteuerung  der  unterworfenen  Pro- 
vinzen. Sie  war  von  Anfang  an,  nach  den  maassgebenden  Rechts- 
anschauungen der  Zeit,  viel  ausgedehnter  als  die  römische  directe 
Besteuerung  und  lieferte  Jahrhunderte  lang  die  Haupteinnahme  zur 
Deckung  des  römischen  Keichsbcdarfs :  wohl  das  wichtigste  ge- 
schichtliche Beispiel  dauernder  Abschiebung  von  Staatskosten  auf 
Unterworfene,  als  ein  Mittel,  heimische  Besteuerung  vermeiden  oder 
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verriDgem  zu  können  (Fin.  II,  S.  ISO).  Das  PriDcip  der  Proviii- 
eialbestenening  war  nach  der  ganz  anderen  reclitlicbcn  Stellung 
des  Provincialen  als  des  römiseben  Bürgers  zum  Staat  ein  anderes 
als  beim  Bürgertribut.  Speciell  ,,das  tributuni  soli  beruht  nicht 
auf  der  Stellung  des  Bürgers  zum  Staat,  sondern  auf  der  Stellung 
des  besiegten  Feindes  zum  Sieger  und  Eroberer^'  (Matthiass). 
Die  Verhältnisse  waren  in  den  einzelnen  Provinzen  lange  Zeit  ver- 
gehieden,  da  die  älteren  einheimischen  Steuerverfassungen  von  den 
Bumern  theilweise  beibehalten  wurden.  Die  Ilauptsteuern  sind 
grnndstenerartige  und  personal-,  namentlich  köpfst cu er- 
artige. 

S.  Marquardt  II,  175  IF.     Matthiass  S.  7  (F.     Der  gri^sstc  Thcil  des  Bodens 

ia  den  Profinzen   blieb  seinen   bisheriicen  Eigcnthtinicrn   als  pos-^essio   und    mit  d^ni 

ita*i  fnj*!tü>,*  aber  fr  galt  als  KigcDtham  des  römischen  Volks,  dos  Kroben-rs    und 

Sir*^cr5..  und  ward  deshalb  aburabcpflichtig".     Entweder  halt»*  der  B(Mlen  eine  (irund- 

äbgabe  und  zwar  eine  Kohertragsquot c,  gi^wOhnlich   den  Zehnten   /u  /.ahl*-n, 

ft-Jer  CS   wird   «dnc  feste   Natural-  o<Ier  Gcldabi^abe,    unabhängig  vom    Hoden- 

trtiair.  entrichtet.     Dies  war  das  wegen  der  Verwendung  zum  Truppensold  sogenannte 

stipcndiam    oder   Provincial-Tribatnm.      Die   (irundabgabe   haftete    auf    dem 

PrsHiBciÄlbcKlen  rcallastartig,   blieb  daher  auch  rcchtlieh  beim  Ueljcrsrang  von  (irund- 

stlkben  au  röinischc  Bürger  bestehen.    Den  Zehnten  z<'thlto  namentlich  Sicilien.  in  der 

TrpQbliLanischcn  Zeit  auch  Asien,  das  Stipendium   di<!   tibrigcn  Provinzen.     Di«»  Kr- 

k-boBff  des  letzteren  erfolgte   (zum  Thcil  im  Anschluss  an  «lic  idteren  Steuereinrirh- 

C9D:ren,   unter   denen  in   den  früheren  monarchisihen  Staaten  der  Zehnte  ganz  allsre.- 

ibKin  die  üblichste  alte  Steuer  ist)  wohl  in  d»T  doppelten  Form  der  (i  rund.ibirabe 

^A  der   Personalsteuer   (Mar«iuardt   II,    l*>5-l'.Hi.      Di«-  l'er>onaIsteU('r  war 

tviir«  eine  gleiche  Kopfsteuer,   wie  sie  in  Prrsien,   Aeiryptcn ,  Judiia  seit  AI^ts 

k:TaDd.  theils,  —  wenn  man  gcgenü))er  d(?n  \ielen  hier  vorlieumden  (■untrovors.'ii  der 

^ffiii'.-nnaassen  abschliessenden  und  zusammenfassenden,  freilich  in  ihren  Krj^c!nii>sen 

ji'.ht    unbestrittenen    Arbeit    Man|nardt*s    folu"en    darf   —    eine    direefe    Steu«!r, 

T-kh»!    als  Vermögen-   und   Einkommen>teuer  zu   eharakterisircn    ist   uinl    wohl 

vii-h  mit  Ebiii«Dtcn  einer  (iewerbebfsteuening  verbunden  war  (a.  a.  ().  S.   P.M    bis 

'  »T  .     Erg«:)mib>e.  welche,  wie  gesagt,  auch  jetzt  no«h  ni«  ht  unl»estrit(en  sind,   aber 

-  wirtbsc  haftlich    entwickelten    Ländern,    wo   «his    l»e wegliche    Verm«'»g«;n 

n^t^^sT  geworden  ist  und  sich  durch  vermehrte  Arbeitstheilun  ir  vcrschieden- 

irtiiT'  r   ErwtTb  au>«bildet,  viel  Wahrscheinlichkeit   für  sich  haben.     Sie  entsprechen 

Kih  im  «ianzen   weni«,r3tcns  der  principicllcn  Auffa-ssunu:  von  IJodbcrtus,   so- 

Ti     lüs-^rt'in    allgemeinen  Steuerentwicklungsprincip  (Kin.  IL  :i^0).   —    Liir   den  To- 

'a.l.etra?   drs  Stipendiums   haften   die  Stcuerbezirke.      iS.    auch  Mommsen,   r<\ni. 

'■^1.  IL  I.  Aufl.,  3SL) 

Gleich  im  Beginn  der  Kaiserzeit  wird  unter  Augustiis 
eine  allgemeine  Steuerreform  der  directen  Besteuerung  der 
Prorinzen  onternommen:  der  bcrUhnitc  „Census"  zur  Zeit  von 
Christi  Geburt  (Ev.  Lucä  2,  1).  Der  Zweck  der  augustischen 
Maafisregeln  scheint  ein  doppelter  gewesen  zu  sein:  die  Gc- 
wmnnng  einer  festeren  finanziellen  Grundlage  für  die 
AoHgaben  des  römischen  Weltreichs  durch  die  p]rnuttlung  und 
fe?elnng  der  ordentlichen,  aus  den  Provinzen  fliessenden  Tribute, 
Beeigemäss    die  Feststellung  der  Grundlagen  eines  Etats;   sodann 
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zweitens  die  gleichniässigere  Vertheilung  der  Lasten  inner- 
halb jeder  Provinz  unter  den  Steuerpflichtigen :  die  dem  Absolutis- 
mus eigene  Tendenz,  den  Interessen  der  vertheilenden  Gerechtig- 
keit in  Bezug  auf  die  Einzelnen  Rechnung  zu  tragen.  (Fin.  II,  198.) 

Bei  der  Spärliclikeit  uuil  Vieldeutigkeit  der  Quelleu  siud  die  Aiisichteu  über 
Wesen  und  Bedculuiij;"  dieser  Keiorm  uut«n-  dcu  Autoreu  (Uuschke,  v.  Saviguy, 
Koditertus,  Maniuardt,  Moiiinisen,  Matthiass  u.  A.  m.)  auch  jetzt  uoch  ge- 
tbeilt.  Absolut  sieber  wird  der  Sachverhalt  schwerlich  mehr  zu  ermitteln  sein.  Auch 
hier  ist  es  wohl  am  Nichtigsten,  der  neuesten,  Alles  concis  zusammen  lassenden  Arbeit 
Marquardt's  II,  lÜS  IK  im  Ganzen  zu  folgen. 

Es  erfolgte  eine  Vermessung  des  Landes,  eine  Feststellung  der  recht- 
lichen Qualität  der  (irundstückc,  wovon  wieder  die  Steuerpliichtigkcit  abhing,  end- 
lich eine  Operation,  welche  als  Classification  und  Bonitirung  der  (iruudstUcke 
nach  ihrer  (iattung  und  ungefähren  Gute,  daher  nach  ihrer  freilich  nur  ganz 
roh  veranschlagten  Ertragsfähigkeit  bezeichnet  werden  kann.  Gerade  die  letztere 
Operation  ist  aui  Wenigsten  sicher  und  genau  bekannt,  daher  hierüber  viel  Coutro- 
vei-se.  auch  zwischen  Uod))ertus  (bes.  in  Hildebr.  Jahrb.  V)  und' den  Kechtb- 
historikern,  besonders  v.  Savigny.  Unterschieden  wird  Ackerland,  Wiesen,  beide 
nach  (irOssc  und  längerem  (lOjährigen")  Ertrag  oder  bei  Aeckern  auch  bloss  in  roherer 
Weise,  nämlich  nur  als  Boden  erster  und  zweiter  C/lasse,  Weinlaud,  OelpflanzuugeiL, 
beide  nach  Zahl  der  Stücke  und  Bäume,  Forsten,  FiMthereien,  Salzwerke;  jedeuuiUs 
fino  bi'Uierkenswerthe  Analogie  zu  den  modernen  „rationellen''  Grundsteuerkatasteru. 
Zu«!:l«>ich  erfolgt  eine  Aufnahme  des  Guts -Inventars  und  des  pcraönliclicu 
Vermögens,  der  Sclaven,  nach  Zahl,  Alter,  Nationalität,  Beschäftigung,  Kunbt- 
fertigkeit,  endlich  anderer  abhängiger  Bevölkerungselemente,  liesuuders  der  coloui. 
Die  gan/.e  Operation  des  Census  ist  erst  unter  Augustus'  Nachfolgern  zu  Ende  ge« 
fuhrt  wonlen,  unter  Trajan  war  sie  fertig.  Sie  scheint  au  300  Jahre,  bis  auf 
Diüclctian,  die  (iruudlage  der  Verfassung  der  directen  Besteuerung  in  den  Pro- 
vinzen gewesen  zu  sein. 

S-  10.  Unter  Diocletian  wurde  nun,  nach  der  üblichen  Aus- 
legung der  Quellen,  einmal  das  Provincial-Tributum  lllr  den 
Boden  auch  in  Italien  eingeführt,  sodann  eine  neue  Ver- 
messung und  Einrichtung  der  Grundbestenerung  vorge- 
nommen. 
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Diese   Einrichtung  bcätand.   wie  es  scheint,   in   genaueren  Ermittlungen  des 
Werths   oder  der  Ertragsfähigkeit  der>  Bodens    und    in   der  Bildung  von    „Steuer-   "il 
hufen'"  (jugum,  caput),  d.  h.  gleicher  Steuereinheiten  aus  je  einer  gewissen  Anzahl    l 
von  (JrundstiK-ken  ver^chiedeuer  (iattung  und  (lUte  (s.  d.   dariiber  aufgefundene  Quello 
l)ei  Marquardt  II,   220).      Diese  Steuerhuf«'n   von   demgemäss   unji^leicher   Flächen*  *'t, 
grosse    wurden   dann   mit   einem    gleichen    Steuersatze   belegt   (jugatioj.      Auf  Graud 
di«'ser  Aufnahmen  scheinen  (iesammt  Steuerschuldigkeiten  der  St«;  u  er  bezirke  v^ 
fchtgebtellt  worden  zu  sein,  welche  der  Vorort  des  Bi;^irks  vorschiessen  musbte.     Als-  ^ 
dann    wurden   dieselben   nach    dem   Kataster    auf   die   einzehien    Besitzer  repartirt.  <^ 
Nähere   Darstellung    der  Entwicklung    und    des   Verfahrens,    wesentlich    KodbertUK -^^i 
beiMimmend,   von  Mar<juardt  in    Manchem  abweichend,   bei  Matthiass  S.  10  ff.  ..^ 
bis  27.     Unsicher  bleibt  immerhin  Vieles,  auch  über  das  Verhältniss  der  jugatio  smr-^ 
capitatio.     Matthiass  S.  11  sieht  mit  Kodbertus,  Jahrb.  II,  240,  in  der  jugatio-. 
di«'   selbständige  Besteuerung   des  Grundbesitzes  nach   dem    Kapitalwerth,   in   dor 
capitatio   diejeniice   des   bedeutendsten  Theils  des  antiken   Kapitals,   der  Sclavea„i 
und  des  Viehes.      Die    eapitatio  traf  aber   aueh   nach  dieser  Auffassung  dann  weiter    ■ 
das  be&ondere  Handelskapital  und  die  freie  persönliche  Arbeit  in  einzelnen  i^Ü 
selbständitren  Industriezweigen.     Streitig   ist  u.   A.   auch,    ob   das  jugum   eine  bloütL. 
ideale  Einheit  oder  eine  reale  war.     Savigny  nahm  letzteres  an.     S.Matthias»  •■ 
S.  17— IS.  ^1 
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Neben  diesem  nnDmehr  allgemeinen  Tributum,  da»  somit 
hanptsächlieh  eine  Art  Grnndsteuer  war,  entwickelten  sich  zur 
Ergänzung  andere  directe  Steuern,  besonders  fUr  die  Be- 
sitzer beweglichen  Kapitals,  die  ucgotiatores  (neben  den  in 
den  Städten  wohnenden  possessorcs  agrorum),  welche  selbständig 
Handel,  Geldgeschäft,  Industrie  betrieben,  auch  l'Ur  einzelne  Kate- 
gorien Handwerker  und  qaaliiicirter  spccitischer  Arbeiter.  Hier 
treten  wohl  Analogien  zur  modernen  Gewerbesteuer  hervor. 

Die  a.peoicJlcu  Vermögoiiäbeätaiulthcile  wenleii  zur  Steuer  eiiige^chiilzt.  Es 
vcnka  uauii  und  nach  in  der  Kaisor/.cit  solch<'U  IlaitdM'erkcni  und  Ar)Mitoni  fxa- 
wcrbc-  und  «^rwerbaleiierlichc  Abgraben  aufecle^t,  seit  Diuclctiau  corporativ.  iu<hui 
iiiie  betreuende  Cur{K»ration  die  (iesauinibteuer  aufbringen  in{i>6  und  die  Suuunc  auf 
ikre  Mitjjlicdcr  repartirt  (Mar^uardt  II.  2!M>),  himv  Bebttuerunu:  scheint  iniunT 
Brhr  nach  unten  zu  erweitert  und  bpocialibirt  wurden  zu  sein. 

Ob  und  in  welcher  Weise  auch  in  den  Städten  noch  eigent- 
liche Kopfsteuern  vorkommen,  bleibt  unsicher.  Marcjuardt 
bestreitet  es  ganz.  Dagegen  sind  nach  ihm  die  coloni  auf  den 
Landgütern  die  eigentlich  köpf  st  euer  Pflichtige  Landbe- 
Tölkernng  gewesen  oder  in  der  späteren  Kaiserzeit  geworden. 
Der  Gutsherr  hatte  jedoch  die  Kopfsteuer  seiner  Colonen  mit  der 
Grundstener  abzuliefern  und  trieb  sie  dann  von  den  einzelnen 
Colonen  wieder  ein. 

Der  Gesamnitbetrag  der  Steuer,  die  danach  zu  repartircnden 
iifteuerschuldigkeitcn  der  Steuerbezirke  und  der  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen scheinen  zu  verschiedener  Zeit  und  in  verschiedenen 
Pnivinzen  fUr  verschieden  lange  Perioden  festgesetzt  worden  zu 
sein,  von  einjährigen  an  (Aegypten).  Später,  seit  dem  4.  Jahr- 
hcodert  tritt  grösstentheils  eine  ftlufzehnjährigc  Periode  dafür  ein 
indictio).  Innerhalb  des  Jahres  bestanden  wohl  regelmässig 
drei  5iahltermine  des  Tributum. 

l-cl>i:rdic  Inilicliouen  wie  auch  uboralle^,  was  bich  auf  die  Cok>nt*n  bezieht,  herrscht 
»Ä-.r  bei  dem  Mau«fel  sicherer  (Quellen  und  der  scliwicrij^en  Ansleiruiis:  der  vorhan- 
4-feeji  Nai  hrichtew  ,  uft  nur  Notizen,  vielfach  Unsicherheit  und  Unklarheit  in  Bezug 
u:  die  re^htliclieii  und  ihatsachlichen  Verhältnisse.  < )b  vielleicht  aus  der  Analogie 
1.1 'J-ff  ru^si->cben  Leibeigenschaft  und  Steuerverfassung  in  diese  r^>l^i^chlfn  Ver- 
tiQi2Ä;  etwad  Aufklärung  mit  zu  bringen  wäreV  A«dinlichkeiten  der  Entwicklung 
rhöhcü  vurhaüdcu. 

Die  Erbschaftssteuer  zahlten  auch  die  Provinzen  neben 
fem  Tribut,  seitdem  Caracalla  das  ßlirgerrccht  an  alle  Provin- 
daleo  verlieben  hatte. 

Im  grossen  Umfang  und  mit  bis  auf  unsere  Zeit  sprichwört- 
ü  ^bliebenen  Missbräuchen  fand  in  Rom,  besonders  in  den  Pro- 
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vinzcn,  Steuerverpachtung,  auch  an  Pachtgescllschaften  der 
sogenannten  publieani,  statt.  Seit  Cäsar  wurden  aber  nur  noch, 
wie  seit  Alters,  die  indirecten  Abgaben  verpachtet,  die  directen 
durch  eigene  Beamte  und  durch  Uebertragung  der  Einziehung  an 
die  Steuerdistrictc  selbst  erhoben.  Aber  auch  hierbei  ging  es  ohne 
Missbräuche  nicbt  ab.  Der  ökonomische  Druck  auf  die  Provinzen 
ist  dadurch  noch  ausserordentlich  gesteigert  worden. 

§.  11.  Da  man  über  die  Höhe  der  Einnahmen  aus  den 
verschiedenen  Steuerarten  aus  keiner  Zeit  der  römischen  Geschichte 
etwas  Genügendes  mehr  weiss,  so  sind  Vergleiche  zwischen  dem 
Steuerwesen  des  römischen  Weltreichs  mit  den  modernen  Staats- 
besteuerungen noch  mehr  erschwert.  Im  Ganzen  möchte  die  iinan- 
zielle  Bedeutung  der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung, 
auch  in  Form  von  Zöllen,  relativ  geringer  als  diejenige  der 
directen  Besteuerung,  im  Vergleich  mit  den  Reichen  des  19. 
Jahrhunderts  gewesen  sein.  Die  directe  Erwerbs-  und  die 
Besitzbesteuerung  (Grund-,  Gewerbe-,  Personal  ,  Kopf-,  Ver- 
mögens-, Erbschaftssteuer)  steht  wohl  im  Vordergrunde.  Die  Grund- 
und  Kopfsteuern  überwiegen  in  Alterthum  (auch  in  den  asiatischen 
Despotien)  vornehmlich  mit  nach  dem  Character  der  Volkswirth- 
schaft:  der  vorherrschenden  Naturalwirthschaft  und  der  überwiegen- 
den Bedeutung  des  Ackerbaues.  In  Kom  sind  ausserdem  für  das 
Uebergewicht  der  directen  Besteuerung  in  den  Provinzen  die  po- 
litischen Verhältnisse  mit  entscheidend,  welche  eben  eine  solche 
„Ausbeutung"  ohne  Rücksicht  auf  den  besonderen  Druck  dieser 
Steuerform  (selbst  abgesehen  von  der  Steuerhöhe)  ermöglichten. 
Die  allmähliche  Specialisirung  der  directen  Steuern  und  die  Re- 
formen, welche  sich  in  der  Richtung  grösserer  Gleichmässigkeit 
der  Vertheilung  der  Steuerlast  bewegten,  erinnern  übrigens  an  die 
Entwicklung  der  europäischen  Besteuerung  seit  dem  17.  Jahrhundert. 
Der  Absolutismus  in  der  Kaiserzeit  wirkte  hier  ähnlich  wie  der 
moderne  Absolutismus.  Die  „gleichmässige  Unfreiheit" 
führte,  psychologisch  und  politisch  wohl  verständlich,  in  der  directen 
Besteuerung  zu  ähnlichen  Üonsequenzen  in  Bezug  auf  das  Postulat 
der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  wie  die  „gleichmässige 
Freiheit  und  Gleichheit"  in  unserer  „staatsbürgerlichen" 
Periode.  Die  „Ausbeutungswirthschaft"  gegenüber  den  Unter- 
worfenen durch  Publicanen  und  Beamte,  die  Sclavenwirthschafk 
und  —  auch  damals  die  allmähliche  Einbürgerung  der  „freien 
Concurrenz"    hatten   ähnliche,   nur  weit  schlimmere   Zustände  in 
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Bezug  auf  Vermögensvertheilung  gescbafien  wie  unsere  moderne 
private  „Kapitalwirthschaft"  im  System  der  freien  Coneurrenz  — 
,,im  sich  selbst  ttberlassenen  Verkehr''  (Kodbertus).  Daraus 
sind  einzelne  eharacteristisehe  Bestenerungstendenzen ,  so  in  Be- 
treff der  Erbschaflssteuer  der  Reichen,  hervorgegangen,  welche 
ein  Analogon  in  den  neuesten  Bestrebungen  der  „sooialpolitischen'^ 
Steuertheorie  (Fin.  I^  3.  A.,  §  27)  finden.  Das  relative  Zurück- 
bleiben der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  crklürt  sich  im  Uebr igen 
wohl  auch  wieder  mit  aus  der  geringeren  Ausbildung  der  Arbeits- 
theilung,  der  Geldwirthschaft,  der  Productionstechnik  und  dem 
Mangel  so  zahlreicher  zum  Steuerobject  geeigneter  Massen -Con- 
sumartikel,  wie  sie  sich  in  der  modernen  Zeit  in  Bier,  Branntwein, 
Tabak,  Colonialwaaren  bieten.  Bemerkenswerth  ist,  dass  das  Salz, 
obwohl  regalisirt,  in  Rom  nicht  als  Einnahmequelle  gedient  zu 
haben  scheint,  sondern  der  Staatssalzvertrieb  hatte  den  Zweck, 
den  Bürgern  dies  Objeet  zum  Kostenpreise  zuzuführen.  Wein  ist 
nur  beim  Absatz  an  Dritte,  nicht  beim  Eigenconsum  des  Wein- 
bauers ein  technisch  gutes  Steuerobject. 

Das  römische  Steuerwesen  zur  Zeit  der  Zerstörung  des  römi- 
«schen  Weltreichs  war  eine  grossartige  Verwaltungs- Einrichtung, 
fwelche,  wie  wir  sehen  werden,  in  die  neuen  Staatsbildnngen  mit 
übergegangen  ist,  freilich  dann  allmählich  zerfiel. 

Zweiter  Hauptabschnitt. 

Wittelalter  und  IJel^er^anpsperiode  bis  zum  Zeitalter  der  fnin- 
ziisisohen  Revolntion  (Anfanjc  des  lil.  Jahrimnderfs). 

Doutschlainl ,    Fraiikreirh,   Enirlaiitl. 

j;.  12.  Einleitung.  Innerhalb  dieser  langen  Zeit  vom  Unter- 
gang des  rrimischen  Reiches  bis  zu  unserem  Jahrhundert,  genauer 
se^airt  bi.s  zum  Zeitalter  der  franzcisischen  Revolntion  und  bis  zum 
.Dampfzeitalter'*,  der  Periode  der  grossen  modernen  technischen  Kr- 
findun^-en,  sind  natürlich  wieder  verschiedene  kleinere  Perioden  zu 
unterscheiden,  namentlich,  wenn  auch  für  die  einzelnen  Länder 
etwas  verschieden,  doch  im  Grossen  und  Ganzen  übereinstimmend, 
etwa  folgeode  ffinf:  das  früheste  Mittelalter  (5.  bis  etwa  IK 
inbrhunderl),  das  mittlere  Mittelalter  (i^-  12.  13.  Jahihun- 
•iert>,  das  spätere  Mittelalter  (13. — 15. — h\.  Jahrhundert),  die 
4'ebergangsperiode"   im   engeren   Sinne    (15.,  16. — 17.,  18. 
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Jahrhundert),  die  Periode  der  Vorbereitung  des  modernen 
Staates  durch  den  Absolutismus  (17.,  18.  Jahrhundert). 

Aber  wenn  diese  kleineren  Perioden  auch  in  der  Finanz-  und 
Steuergeschichtc  der  germanisch-romanischen  Staaten  „Absch  n  i tte" 
bilden,  soweit  in  geschichtlichen  Entwicklungen  überhaupt  von 
solchen  geredet  werden  kann,  so  erscheinen  die  erfolgten  Ver- 
änderungen doch  geringer,  weniger  tiefgreifend  und  nicht 
so  principiell  als  die  seit  und  mit  dem  Kevolutions-  und 
dem  Dampfzeitalter  eingetretenen.  Nur  England  bildet  in 
dieser  Hinsicht  in  einigen  Puncten  eine  Ausnahme,  indem  hier 
die  Wende  des  18.  und  19.  Jahrhunderts  zwar  ebenfalls  in  Um- 
fang und  Höhe,  aber  nicht  in  der  Art  und  Form  der  Besteuerung  , 
einen  so  tiefen  Einschnitt  wie  auf  dem  Continente  macht. 

Aus  dem  Standpunct  des  19.  Jahrhunderts  betrachtet,    schiebt    ' 
sich  so  doch  die  ganze  vorherige  Zeit  der  Finan/geschichte  mehr 
in   Eine  grosse  Periode  zusammen.     Selbst  die  Periode  der 
allmählichen   Einbürgerung    regelmässiger   Steuern    vom    späteren 
Mittelalter  an   und   die   noch  am  meisten  charaeteristisch  sich  ab-    , 
hebende  Periode  der  stehenden  Soldheere  seit  der  zweiten  Hälfte  des    . 

ib 

17.  Jahrhunderts,  bilden  doch  entfernt  nicht  in  dem  Maasse  „Epoche*^ 

■'>' 

als  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhundert. 

In  dieser  entstand  das  grosse  moderne  Scliuldenwesenato 
allgemeine  bleibende  Institution,  d»aher  mit  seiner  dauernden  ^ 
Belastung  des  Etats,  nahm  die  Einrichtung  der  stehenden  Heere  ^^ 
einen  neuen  Character  an  und  gewann  sie  eine  vermehrte  Bedeu-  ^ 
lung  gerade  auch  in  finanzieller  Beziehung  und  —  was  principiell  ^^ 
noch  characteristischer  als  beide  eben  genannte  Momente  —  dehnte^' 
sich  auf  allen  Gebieten  des  Volkslebens  die  Thätigkeit  der^l 
Staatsverwaltung,  unterstützt  durch  diejenige  der  Selbstver-^ 
waltungskörper,  in  ungemeinem  Grade  aus :  Die  staatliche  und^' 
communale  „Gemeinwirthschaft"  übernahm  eine  Menge'^'^ 
Aufgaben  in  der  Volkswirthsehaft,  zum  Theil  trat  sie% 
an  die  Stelle  der  Privatwirthschaften  (Fin.  I,  §  32— 37)/*i 
Zugleich  rang  sich  auch  die  Finanzwirthschaft  jetzt  erst  viUlig  aiu^ 
der  Naturalwirthsehaft  zur  Geldwirthschaft  heraus.  Ferner  ver-'tr 
breitete  sich  der  Consum  geeigneter  Objecte  der  indi^^ 
recten  Verbrauchsbesteuerung  in  unerhörtem  Maasse,  wäh^ili 
rend  gleichzeitig  die  Technik  der  Herstellung  wichtlgei^p 
solcher  Artikel  (Bier,  Branntwein,  Zucker)  an  dem  allgemeineirfkr 
Umschwung  der  Productionstechnik   theilnahm.     Nicht  minder  hali^ 
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€  Technik  in  dieser  ncaesten  Zeit  nmgestaltcnd  auf  die  Er- 
erbsYcrhältnisse  der  wirtbscliaftlichcn  Gesellschaft 
Dgewirkt  nnd  haben  die  modernen  politischen  Principien 
ST  „Freiheit  und  Gleichheit**  ihren  Siegeslauf  durch  die 
dturrolker  gemacht,  wovon  alle  Finanz-  und  Stcuerproblemc  tief 
*rfihrt  und  wodurch  die  Lösungsversuche  dafür  sehr  erschwert 
erden.  Dem  gegenüber  möchte  in  der  Finanz-  und  Steuerge- 
ihiehte  die  übliche  historische  Scheidung  von  ^^Mittelalter''  und 
feazeit"  um  die  Wende  des  15.  nnd  li).  Jahrhunderts  doch  nur 
e  Bedeutung  eines  ,, Abschnitts'*  haben,  dessen  Markirung  auf 
esem  Gebiete  auch  wieder  mit  technischen  Fortschritten 
Ichtesspniver,  Bnchdruckerkunst)  zusammenhängt. 

Dies  zur  Begründung  der  vielleicht  auffällig  erscheinenden  Zu- 
mmenfassung  der  ganzen  Periode  vom  5.  bis  Ende  des  18.  Jahr- 
mderts^  dieses  also  eingeschlo.ssen,  des  „Mittelalters"  und  der  „Neu- 
fit**  in  diesen  zweiten  Hauptabschnitt,  dem  dann  im  folgenden 
reiten  Ka]iitel  die  „neueste  Zeit**  in  zusammenfassender  Uebcrsicht 
tf  Stencrgoscbichte  des  IIL  Jahrhunderts  mit  der  Darstellung  des 
Icoerrechts  der  Gegenwart  folgt.     (Vgl.  §.  96— 100.) 

Für  das  früheste  Mittelalter,  die  Periode  der  Auflösung 
les  römischen  Weltreichs  bis  zur  endlichen  Befestigung  der  neuen 
mBaniscli- romanischen  Staatcnwclt,  bis  zur  definitiven  Tlicihing 
IcT  fränkischen  Monarchie  und  bis  zur  Entstehung  eines  eigenen 
)eiitschcn  Kciches  sind  die  ehemaligen  römischen  Ueichsgcbictc 
■er  nicht  weiter  zu  unterscheiden.  Es  genügt  an  der  Betrachtung 
ter  Verhältnisse  des  merovingischen  und  carolingischen 
bi^hes.  Auch  später  bleiben  die  Finanzvcrhältnissc  in  Deutsch- 
ud  und  Frankreich  noch  längere  Zeit  sehr  ähnlich.  Mit  der 
^erselbständigung  des  Staatslebens  in  den  neuen  Staaten  erhält 
Btörlich  auch  das  Finanz-  und  Stcnerwesen  gewisse  Verschieden- 
idteo.  Aber  ohne  dass  man  irgend  den  Dingen  Zwang  anthut 
•d  in  sehr  verallgemeinert,  begegnet  man  doch  in  der  Hauptsache 
lier grossen  Uebercinstimmung  der  Entwicklung,  wenn  auch  die  ein- 
fcbeu  Phasen  derselben,  besonders  unter  dem  Einfiuss  des  in  der  Fi- 
löz  und  Steuergeschichte  mitspielenden  politischen  Moments, 
genau  gleichzeitig  eintreten.  So  erfolgt  im  Deutschen  Keich 
bekannten  geschichtlichen  Gründen  die  Entwicklung  der  Be- 
rong  spater  und  schwächer  als  im  Ausland,  in  Frankreich 
EnHand,  nnd  überwiegend,  bald  ausschliesslich  in  Form  von 
«rritorialsteuern,   nicht  von  Reichssteuern.     Im  späteren 
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Mittelalter  und  im  Beginn  der  Nenzeit  tritt  die  Steuergeschichte 
mit  der  Geschichte  der  Landstände  im  ständischen  Patrimonial- 
staat  in  nächste  Beziehung  und  wird  so  ein  wichtiger  Theil  der 
Geschichte  des  öffentlichen  Rechts.  —  Die  Entstehung  eines  eigenen 
und  eigenthümüchcn  städtischen  Steuerwesens  fällt  ebenfalls 
meist  in  die  3 — 4  letzten  Jahrhunderte  des  Mittelalters. 

Die  folgende  Darstellung  beschränkt  sich  wesentlich  auf  die 
Länder  des  ehemaligen  Deutschen  Reichs,  auf  Frank- 
reich und  England.  Es  liegt  an  der  verschiedenen  politischen 
Entwicklung,  dass  die  französische  und  britische  Finanz-  und 
Steuergeschichte  früher  bedeutsam  und  interessant,  die  Finanz- 
wirthschaft  viel  früher  Steuerwirthschaft  wird  als  die  deutsche. 
Der  deutsche.  Staat  zerfällt  in  einem  Jahrhunderte  dauernden  Auf- 
lösungsprocess,  seine  Erben,  die  Territorien,  entwickeln  sich  erst 
in  einem  ebenso  langen  neuen  Bildungsprocess  zu  wirklichen 
Staaten.  Aber  auch  die  grössten  davon  sind  im  18.  Jahrhundert  noch 
nicht  in  dem  Maasse  zu  einheitlichen  Staaten  herausgewachsen 
wie  Frankreich  und  England  seit  Jahrhunderten.  Die  ausser- 
ordentliche Zersplitterung  der  Staatsgewalt  im  deutschen  Terri- 
torialwesen  hat  natürlich  eine  ähnliche  der  Finanz-  und  Steuer- 
einrichtungen zur  Folge  gehabt.  Das  betreffende  Material  ist  daher 
auch  schwerer  als  das  französische  und  englische  zu  überseheo, 
zu  sammeln,  zu  verarbeiten  und  bietet  nicht  das  gleiche  Interesse, 
hat  auch  Itir  die  allgemeine  vergleichende  Geschichte  wirk- 
licher Staatsfinanzen  nicht  den  gleichen  Werth  als  das  Material  ans 
Frankreich  und  England.  Die  wissenschaftliche  Verarbeitung  des 
deutschen  Stoffs  ist  bisher  ferner  viel  weniger  ausgedehnt  betrieben 
und  weniger  erfolgreich  gewesen.  Tüchtige  Kräfte  der  historischen 
Nationalökonomie  sind  jetzt  bemüht,  diesen  Mangel  zu  beheben. 
Aber  es  liegt  eben  in  unserer  deutschen  Geschichte  selbst,  dass 
erst  mit  den  grösseren  Einzelstaatsbildungen  nach  der  französischen 
Kriegszeit  und  vor  Allem  mit  der  Entwicklung  des  preussischen 
Staats  zum  politischen  Kern  des  neuen  Deutschen  Reichs  auch  das 
Finanz-  und  Stcucrwcsen  den  grösseren  Zug  gewinnen,  welcher 
dem  französischen  und  britischen  schon  länger  eigen  ist. 

Für  die  Aufgabe  dieses  Werks  in  Bezug  auf  Steuergeschichte 
und  Darstellung  des  Zustiinds  der  Besteuerung  im  18.  Jahrhundert 
ergiebt  sich  aus  diesen  Verhältnissen,  dass  hier  das  Ausland 
mehr  als  das  Inland  berücksichtigt  werden  muss,  um  ein  typi- 
sches Bild    der  Entwicklung    und   Gestaltung  des  Staatssteuer- 
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Wesens  za  erhalten.  Namentlich  das  französische  Stouerwcsen, 
fast  noch  mehr  als  das  britische,  verdient  hier  wohl  besondere 
Beachtung,  welche  ihm  in  Folgenden  aiirh  zu  Theil  geworden  ist. 
Die  vortrefflichen  Vorarbeiten  tlber  französische  Steuergeschichte, 
denen  wir  in  Deutschland  bisher  f(ir  keinen  Staat  etwas  Gleiches 
znr  Seite  zu  setzen  haben,  kommen  d:ibei  besonders  zu  Statten. 
In  einer  umfassenderen  Steuergeschichte  würde  namentlich  auf 
Italien,  Vorbild  für  Manches  im  Steuerwesen,  und  auf  Spanien 
and  Holland  einzugehen  sein,  was  ich  mir,  für  jetzt  wenigstens, 
versagen  muss. 

i}.  13.  Literatur.  S.  im  AlIgcm«Muen  ilio  Aiiu:.'iboii  in  ilii^srm  W«;rk»;  I,  :\.  A., 
>  ö4.  II.  1411  u.  oben  S.  3,  I.  Die  neueren  all)^<Mnei  n  ««n  (i esc lii  <- lits  werke 
n-büivfi  zwar  auf  Finanz-  wie  auf  Wirtbsrliafts«i:i^srliitlite  etwas  uu^hr  Kacksieht  als 
•iic  früheren,  aber  s«.'lbst  so  uuifass»'.nd  •anir«*b.*irte  wie  <i  i«^se  br«M:h  t  *s  (ieschichte 
•if>r  •i''Uts<?b«;n  Kaiserzeit  sind  doch  sehr  dürftig  in  diesen  Dingen.  Mit  am  Kiii- 
e^^ht.ndsteii  ist  die  interosante  l*eriode  des  sicü  iani  sehen  Finanzwesens  unter 
Kri'-drieh  II.  in  solchen  Werken  behandelt,  so  bes.  in  v.  Ua  uiners  IIohenstauf«Mi. 
4.  A.,  B.  III  n?5T2),  S.  'l'AS  IK,  207  «"..  eb.  in  B.  V,  S.  412  11.  aueh  eine  verirleirhend.' 
L»ar<tfUan^  des  Finanzwesens,  der  Abgraben  u.  s.  w.  im  12.  und  l.'{.  Jahrhundert.  Im 
EiD/.-lnen  ist  dies  freilich  jetzt  nicht  mehr  alles  als  eorn^t  zu  lie/iichnen.  S.  zur 
B^richtisrun^  und  Ergänzung  £.  Winkelmann,  (ieschichte  Friedr.  IL.  Berl.  iHfi.'r  I. 
54»i  Ü.  Für  die  Periode  des  15.  Jahrh.  (llussiten-,  Turkensteuer  u.  s.  w.)  s.  v.  Be- 
zoltl.  K.  Si^ismund  u.  d.  Keichskrie^e  geiren  d.  Ilussiten .  Manch.  1ST2,  S.  12(1  11'., 
I>riiy>en  ,  (jes*:h.  d.  preuss.  Politik  I.  41M»  If. 

Die  ei^entlicb  fachwissenschaftliehe  nnd  Specialliteratur  behan<lelt 
r-^iplffi  L-r-i^  Djehr  nur  einzelne  Länder  und  Theile  davon  (Territt»rien .  Stiulte  in 
It-ut-rhlan-l).  aueh  r.fters  nur  einzelne  P«Mit»den.  \'on  iSchriften  aber  j^riVs.s.re  Zeit- 
'jüD»'.'  sind  aus  der  altenn  Literatur  immer  noeh  diejeniiren  II  allm  an  n 's .  besonders 
-ria-;  deut>«he  Fin:inz*^e>chiehte  des  Mitttdalfers  (Keich)  u.  Lanj^'s  lii>t.  Kntwickl.  d. 
■J  uf-  heri  Steiji.-r\erfas-uni|;'  hervürzuh«'b»in.  Von  den  Werken  iiber  deatsehe  Staats-  u. 
K<thL>u^s*"lii'-ht'-  ist  auch  über  Finanzen  immer  noeh  Eichhorn  das  einji^ehendste 
eil]  b-:.-5t'-.  in  Kurze  auch  Walther.  Das  jetzijfe  Hauptwerk  für  die  iN-riudc  bi>  in^  12. 
Jilirh.  ist  Waitz'  dt;Qt?»che  Verfass.-(iesch.  in  d(?n  l)etrelfenden  Kapiteln  iil»er  Finanzen. 
Ciai!.  }|,-5  Verwandte  auch  in  denen  über  (ieric  ht>wesen .  Heerwesen  u.  in  andren,  s. 
«^.  fir  die  uieroving.  Zeit  B.  II  12.  A. .  S.  .'>.").*{  H. .  jetzt  in  H.  A.  \orhanderi).  far  d. 
■an.wn^.  Zeit  B.  IV  i2.  A.,  S.  ritt.),  far  d.  si.ätere  Zeit  B  VIIl.  210  If.  üeber  die 
ii'-i- ]i->t' ueru  der  Stüdte.  Entstehuni^  der  Beden  u.  Steuern  u.  städt.  Steuerwesen  im 
12.  n.  }::.  Jahrb.  überhaupt  vorzüglich  Zeunier.  de,uts<he  Städte^teucrn  (Schmoller's 
.**r5i?}i,  I).  Für  d:iü  spatere  Mittelalter  u.  die  Neuzeit  fehlen  biibr  neuere  deut^^ch^^ 
'^''Tv:  iilM?r  daü  ffesammte  Finanz-  und  Steuerwesen,  wie  das  Waitz'sche  für  die  frühere 
/.  .L  \'>Ai  s^ruö'IIejirender  Bedeutung  möchte  für  das  deutsche,  Territorialsteuerwesen  «las 
i^ffiü.iiihsT  zu  erwartende  Werk  von  La mp recht  über  die  Wirthsehaftsueschichte  von 
Tri-r  werd^'ii.  3Iebr  populär,  aber  brau<:hbar  zur  Ueb(;rsicht:  H.  Müller.  Keieh>- 
-?-5:Ta  ö.  K'-iflisreformbestrebungon  im  15.  u.  10  Jahrh.  (Hussiten-,  Turkensteuer 
-*it.;ifi.,r  Pfeiiiiii^  u.  s.  w.).  S.  im  Alljrem.  aucli  Ranke's  Deutsche  (iesch.  im  Zeit- 
yf.ei  J  Keformation  (u.  A.  über  das  (irenzzollproject  unter  T'arl  V.  in  B.  II,  -i.  Buch. 
'  *L.  2  u.  Aci'jn'^t.  in  B.  VI'.  —  üeber  das  Zollwesen:  Falke,  (ies<-h.  d.  d«Mitschen 
h^t".:Bii  <r.  Anf.  an  bis  lb.'J4),  Leipz.  IS09.  Biedermann,  d.  D.  Zollwes.  im 
MjfNldt.-r.  Viert«djahrs3chr.  f.  Volkswirth^ch.  XX.  2.  IL;  dcrs.  eh.,  IL  4.  Plan  einer 
'•  Zi.ii.i[ih»_'it  im  16.  Jahrh. 

Aus  der  werthvollen  französischen  Literatur  (u.  i^.  .')•)  If.)  s.  auch  für  dir- 
^.t  'i^  zum  *J.  Jalirh.  bes.  Clamajreran,  histoire  de  1'  imi»«'.t  L  livre  2  (imp.  I)ar- 
a:  i.  au«:li  livTc  'i  nmp.  iVodali  (njehrfach  weichen  er  un<l  Waitz  von  einander  ab); 
*^i»  Vnitry.  «'tudes  sur  le  regime  fm.  en  Fi-ance  vol.  I,  Par.  ISTs  (über  d.  röm. 
l  ^s^n«;r,   Finanzwi-wenjurhaft  ni.  ,*j 
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SteinTn  in  Gallien  v.  5. — 10.  Jahrli.  und  übrr  das  Finanzwesen  in  der  Foodalzeit).  —  üeber 
Enjirland  passin»  (incist  in  d.  (iescli.  d.  enijl.  Yerwaltungsreclits,  bes.  in  B.  I  d. 
2.  A.;  Vockc,  (iesch.  d.  Stenern  d.  brit.  Reichs,  bes.  in  den  Abschnitten  über  die 
einzelnen  Steuern;  jetzt  Do  well,  history  of  taxation  a.  taxes  in  Engl.,  4  vol.,  Lond. 
ISSI,  nanicntl.  in  vol.  I,  book  1  u.  2  ü'.;  Zeit  vor  u.  ei*stc  Zeit  nach  d.  normann. 
Eroberung.  Weiteres  üb<'r  die  französische  und  englische  Steuerliteratur  unten  im 
Anfang  der  Abschnitte  5  und  (>. 

Im  10.,  bes.  im  17.  Jahrhundert  entsteht  dann  auch  eine  zeitgenossische  F'ach- 
literatur.  S.  über  diese  in  B.  I.  8.  Aufl.,  §.  2H^  Näheres  bes.  in  Bosch  er 's  Gesch. 
i\.  I).  Nat.-Oek.  (bei  den  einzelnen  Autoren);  auch  dess.  Kegalien,  Lcipz.  1SS4. 
Speciell  Über  die  deutsche  Finanzwiss^rnschaft  im  17.  Jahrb.,  bes.  über  K.  Klock 
(wohl  mit  erheblicher  Uebertreibunj!:  seiner  Bedeutung),  L.  Steifi  in  Schanz' Finanz- 
arch.  I,  1  ir.  Manches  über  die  staatsrechtliche  Seite  u.  liber  einzelnes  Administra- 
tive der  ständischen  u.  der  späteren  Periode  des  Steuerwesens  in  den  rechtsgeschicht- 
liohen  u.  staatsrechtlichen  Werken  von  Walt  her,  Zöpfl,  Eichhorn,  bes.  K.  A. 
Zachariä,  v.  Könne  u.  a.  m.     S.  auch  in  Fin.  II  d.  Abschn.  S.  195--=-220. 

Aus  der  Special-  u.  monographischen  Literatur  sind  auch  fur  diese  Periode 
die  meisten  wichtigeren  Arbeiten  schon  in  Fin.  I,  3.  A.,  S.  54  u.  II,  15Ü  angegeben. 
Zur  Uebersicht  über  die  ganze  Periode   vom  späteren  Mittelalter   bis  ins  19.  Jahrb. 
vurzüirlich:  Seh  moller 's  .\ufsatz   „die  Epochen   der  preuss.   Finanzpolitik**    (Jahrb. 
f.  (j(\setzgeb.    1S77);   eine   Arbeit,  deren   Ilauptcrgebnissi^  sich  indessen    wohl  mehr 
verallgemeinern  lassen,   als  Schmoller   auch  nur  andeutet  und  vielleicht  nicht  einmal 
zugeben  wird.    Ein  gutes  Bild  des  eigenthUmlichen  Finanzwesens  des  preuss.  Ordens- 
landes   giebt    Toppen   in    d.   Aufs.    „Die    Zinsverfass.    Preussens    unter   d.  Herr- 
schaft des  Deutschen  Ordens",  in  d.  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  u.  s.  w.  1807,  S.  207  ff., 
n\'*  ir..  Oll  IC,  742  If.,  B.  4;   ferner  ders.  in  Sybel's  histor.  Ztschr.,  B.  46  (1881), 
S.  4.-M)  11.,  eb.  auch  Sattler,  über  d.  preuss.  Ordensstaat,   B.  40  (1SS3),   S.  248  If. 
l  eher  das  ältere   branden  b.  preuss.  P^inanz-  u.  Steuerwesen  Manches  in  Droy- 
stin's  (iesch.  d.  preuss.  Politik  und  Isaaksohn's  Gesch.    d.   preuss.  Beamtenthnms, 
bes.  in  Betreff  <ler  Behördenorganisation.     Eingehend  über  die  Zeit  Albrecht  AchiH's 
(2.  Hälfte  d.  15.  Jahrh.)  Kotelmann,  Fin.  A.  A.'s,  Ztschr.   f.  preuss.  I..andesgesch., 
B.  4,    ISOO  (fränk.  Lande,    S.  1  fl.,  95  IT.,   märkische  S.-2S3ir.,   417  Ü.);    Winter, 
mark.  Stände  z.  Z.  ihrer  höchsten  Bluthe,  1510—50,  in  ders.  Ztschr.,   B.  19,  1882; 
f.  d.    17.  u.    \>i.  Jahrh.    bes.   KiedeTs    brand.  preuss.   Staatshaushit.;    Gliemann, 
Einfahr.  d.  Accisc  in  Preussen,  Tüb.  Ztschr.   1S73,  S.  177  (womit  zu  vergleichen: 
V.  Inama- Stern  egg,   Accisestreit  d.   Fin.-Theor.  im    17.  u.  18.  Jahrh.,  eb.  1865, 
S.  515).     Manches  passiro,  im  Zusammenhang  mit  der  sonstigen  Verwaltungsgcschichte, 
in   G.   Schmoller's  Aufsätzen   über  d.  preuss.   Städtewesen   unter  Friedr.  Wilh.  L, 
in  d.  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.,   B.  8,  1871,  B.  10,  11,  12,  1873—75,  ders.  Verwalt 
Preussen's    unter  Friedr.   Wilb.   I.  (Vortrag),   Ilistor.   Ztschr.,    B.   80,    1873;   ders. 
preuss.  Beamtenstand   unt.   Friedr.  Wilh.  I.    in  Preuss.  Jahrb.,  B.  26;  ders.    in  den 
Studien    über  preuss.    Wirthschaftspolitik  1680 — 1786,    in   s.  Jahrb.   1885  ff.;   Born- 
hack's  preuss.  Verwaltungsgesch.  in  d.  betreff.  Abschnitten ;  Zakrezcwski,  über  den 
(ieneralhufcnschoss   (Diss.),  Berl.    1885.     Ueber  Schlesien  speciell:    Kries,  histor. 
Entwickl.  d.  Steuerverfass.  Schlesiens,  Bresl.  1842.     Ueber  Alt-Ilessen  (Br.  Hilde- 
brand),   Vermögenst  u.   Steuerverfass.   im    16.    u.    17.   Jahrh.,    Hild.  Jahrb.  B.  25, 
S.  297.   —   Deber  Sachsen:    Falke,  Steuerbowill.  der  Landstände  in  Cur- Sachsen,  ^ 
Tüb.  Ztschr.  1S74,  H.  3^,  S.  3S5,  1875,  S.  114:  ders.  passim  (iesch.  d.  Curfürsten 
August  V.  Sachsen,  Leipz.   1868;  über  die  ernostin.  Lande  (Thüringen)  Kius,  Finans-  ^ 
wes.  d.  ernest.  Hauses  im  16.  Jahrb..  Weim.  1S65.  —  Ueber  Baiern  jetzt  bes.  L.  Hof-  |» 
mann,  Gesch.  d.  directen  Steuern  in  B.  v.  13. — 19.  Jahrh.,  Leipzig  1883  (Schmol-  lT 
ler's  Forsch.,  B.  IV):  über  einzeln«;  baier.  Steuern  Geschichtliches  in  Vocke's  AttJ^H  ^ 
Beitr.  z.  (iesch.  d.  Einkommenst.  in  Baiern,  Tab.  Ztschr.,  B.  20  (1864),  S.  225,  aachi^^ 
liber  d.  baier.  (iewerbest.  eb.  B.  17  (lS61)  passim.  —   Ueber  Würtcmberg:  Hoff- 
mann, Finanzwes.  W.'s  zu  Anf.  d.  16.  Jahrb.,  Tüb.  1S40,  Kiecke  in  d.  WOrteab.  «Il 
Jahrb.  1?:>79.  —  lieber  II essen,  Baur,  Handb.  d.  dir.  Steuerwesens  I,  Heidelb.  1$68,)J 
1.  Abth.  S.  1  H.  —  Ueber  Mecklenburg  Finanzverh.  in  M. -Schwer.  II,  Schwer.  1878, 
S.  2  tf.  (idteres  Steuerwesen).  —  Auch  f(ir  Oeste r reich  fehlt  eine  zusammenhangreDde'ttf 
eingehen<lere  Darstcllunjr  dttr  älteren  Finanz-  u.  Steuergeschichte.     Bruchstücke  einer^   | 
solchen:  v.  Hauer.  Beitr.  z.  Gesch.  d.  österr.  Fin.,  Wien,  lb48.     Einiges  in  d.  £bir 
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I«itan^  z.  StatisL  d.  Stcaenres.  im  ost<:rr.  Kaiserstaat.  Wien,  1s.>h.  R  rüder.  Finan/- 
jK»lit.  Hutluir  IV.  T.  Oeitcrr.,  Innsbr.  1SS5.  S.  5,  \i  ff.  u.  passim  (haixli'lt  frrossjMitlu'il?» 
v«>n  tJ«!r  Rentea-AMAsung).  Sifi^m.  Adl»'r,  Organisation  d.  rentralri^walt.  untrr  K. 
Maiimilian  I.,  Leipz.  l*j*jti,  passiin.  oberleitncr,  Oi»st.*s  Fin.  unter  Ft-rdin.  I., 
Wien,  1**5'J  ..Tiirkcnsteuem  Ik^.);  ders.  Finanzlage  in  den  Krblandi-n  um  I7tJl,  Wien, 
IMJ.V  (iindely,  Geseh.  der  bölim.  Fin.  «Steuerwrsen),  Wien«T  Akad.sdir.  H.  Is. 
d  Elrert.  österr.  Finanzgescb.  (bi'S.  Böhmen,  Mähren),  U.  25  d.  S<'hr.  d.  mähr. 
Si^hJes.  <»»*s.  (bist,  stat  SectionV  Einzirlnes  in  d.  Aufs,  von  v.  Myrbarb,  östfrr. 
<j.-biiud«?steuer,  Tüb.  Ztschr.  1*J**4,  I^S.j  (aiirh  selbständig^  ersehiiMien). 

Das  mittc'laltciiiche  Finanz-  und  St<'UerveNen  d<T  Städte  ist  neuenlins^s  naeh 
d^r  prinripifllcn  und  gt'isrhii'htlicben  Seite  mchrfaeh  näher  untersucht  word<Mi.  Sii 
riiD  iiiHtke,  passim  im  (ienoss^'nschaftsrt eht ,  von  .Arnold,  von  Maurer  u.  a.  m. 
B««ODdcrs  halK>n  die  VfrOffi'ntliehunu-en  dt-r  bi>torisohen  (.ouimission  in  Munrlu^n  in 
•Jem  srrosscn  Werke  „Chroniken  d.  deutboh<*n  Städto"  \iel  Mat«>rial  lH'r\orir«'t'<Jnb'rt, 
Jorrb  das  erst  ein  irenau«*rer  F^inblick  in  das  mtwirkilte  >tädtisrhe  Finanz-  und 
Mt»uerwt->»'U  gewonnen  worden  ist.  Mehrfarh  ist  das  Material  in  jener  Publication 
»•Ibst  s«'hon  verarbeitet,  so  Ims.  von  H»'jfel  über  Nnrnberji^  in  B.  1.  2<)i<— 21H)  u. 
tilM^r  Mainz  in  B.  17.  1  OS  ff.  Das  d«'utsrhe  fac.hwi<:sen>rhaftlirh«*  Hauptwerk  über 
das  ilt«Te  stiidti>rhe  Steuerwesen  ist  Schnnberir's  liis  in  alle  Details  der  Teehnik 
rinff.-hende  Schrift,  „Basel's  Finanzverhältnisse  im  14.  u.  15.  Jahrb.",  Tub.  1s7«.». 
l>arub*  r  z.  B.  Sohm  in  Tonrad's  Jahrb.  1S7*.>,  S.  25S  If.  Felier  Ilamburir  s.  Kopp- 
mann.  Kämniereirechnun^en  v.  IL  1.  B.  1. '{.50  — 1400.  Hanib.  Istüi  mit  Forts.;  so  it.  5 
\:>*t\  —  t.'»40i  ISvT  Darüber  üsinger,  Haush.  H.'s  im  lt.  Jahrb.  in  Sybel's  Ilir^tor. 
Zt-:hr.  H.  24,  1S70,  S.  22  tf.  Einzehu^s  Bezüglieh.-.  auch  in  Bü  eher 's  Aufs,  über 
■ittelalt.  Be?i>lk.statist ,  Imjs.  in  Frank  f.  a.  M..  Tab.  Ztsrhr.  B.  :i7.  .'{s,  41,  «les;?l 
Paasch«:  über  Kostok  in  C^tnr^Vs  Jahrb.  B.  3U. 

Vgl.  auch  meine  Abb.  directe  Steuern  in  SchonlMi-^'s  Ilandl».  d.  polit.  Oekon., 
1  A.  1SS.>,  IIL  §.  13,  14,  Ue»)er  älteres  Domanial wesen  Fin.  I.  3.  A.,  i;}.  214, 
215,  üljer  Roffalicn  eb.  §.  207,  über  (jebühren  u.  dirl.  Fin.  II.  15,  über  den 
Finanzdienst  Fin.  I,  3.  A.  g.  S4,  S7— <>1. 

1.  Abschnitt. 
Das  frühere  Mittelalter  (5.  bis  9.  Jahrhundort). 


i<.  14.  Gleich  manchen  anderen  öffentlichen  Einrichtungen 
des  römischen  Staats  ist  auch  das  römische  Steuer  wesen  in 
den  auf  bisher  römischem  Reichsgebiet  sich  bildenden  neuen  ger- 
manisch-romanischen Staaten,  namentlich  in  Italien  und 
Gallien,  im  fränkischen  Reiche  der  Merovinger  zunächst 
Dfich  erhalten  und  jedenfalls  anfangs  zu  erhalten  gesucht  worden. 
•S»  insbesondere  die  Zölle  und  andere  ähnliclie  Verkehrsab- 
gaben. Jene  haben  sich  nur  nicht  als  allgemeine  Ein-  und  Aus- 
fofarzölle  an  einer  geschlossenen  Landes-Orenzzolllinie,  sondern  an 
einzelnen  Häfen,  Plätzen,  Märkten,  an  Strassen-  und  Flus-sstellen 
als  „Passirzölle"  —  so  wird  man  sie  am  Resten  nennen, 
^Jesj^er  als  „Transitzölle**  ( W  a  i  t  z  ) ,  worunter  nach  modernem 
Sprachbrauch  etwas  Anderes  zu  verstehen  ist  —  erhalten  und 
i^ind  so  in  mittelalterliche  Wege-  und  Z<»llabgaben  hinüber  gebil- 
det worden.  Aber  auch  die  Verfassung  der  hauptsächlichen  di- 
recten  Steuern  ist  eine  Zeit  lang  in  Wirksamkeit  geblieben,  so 
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namentlich  die  Grund-  und  Kopfsteuern  des  Census  oder  Tri- 
buts. Allein  dies  System  scheint  bald  zu  viel  technische  Schwierig- 
keiten nach  seiner  Einrichtung,  Fortführung,  Ausschreibung,  Er- 
hebung geboten  zu  haben  und  kam  ausserdem  mit  politischen 
Principien  und  Anschauungen  der  Germanen,  soweit  es  diese  selbst 
hätte  treffen  müssen,  in  Widerspruch.  So  sind  diese  Steuern  all- 
mählich vcrrfallen,  die  Aenderungen  und  Erneuerungen  in  Indictions- 
perioden  hiirten  auf  und  wo  die  Steuern  reell  verblieben,  da  ver- 
loren sie  mehr  oder  weniger,  nach  und  nach  selbst  völlig  ihren 
reinen  öffentlich-rechtlichen  Character.  Das  Bezugsreebt 
ging  dem  Staate  und  dessen  Vertreter,  dem  Könige,  als  solchem 
bei  den  Grundstileken  verloren  und  an  den  Grundherrn  über.  An 
Stelle  der  klaren  verwaltungsrechtlichen  Steuer-Normirung  trat  das 
Herkommen  im  Abgabewesen. 

Die   alte  lüinisrlK«  Grunds  teuer   hat  sich  da,  wo  sie  überhaupt  blieh  —  und 
das  war  wohl  zunächst  hei  ürnndslUckcn  der  Koinancn  und  allp'niein  in  überwiegend 
romanisr.JKjin  (iebiet  die  K<!g;el  —   auf  den  betrelFenden  (irundstUcken  wie  eine  RoaI- 
last  niedergeschlagen   und   ist   mit   diesen  (irundstUcken  dann  auch  in  das  Eigenthum 
d«'S  Zinse   und   Abgaben    von   den  Nutznic^ssern   ziehenden  (irundherrn    Übergegangen. 
Aus   der   «diemaligen,    btidingt   veränderlichen    Kepartionssteuer   wurde  so  eine  feste 
Quol  itätsabgabe,  die  den  walin^n  Stcuercharacter,  des  Beitra«rs  für  öffentliche  Zwecke 
verlor.     Letzteres  wenigstens,   soweit  die  (irundherrn  nicht   selbst  wieder  solche  oder 
ähnliche  Zwrckr  au>zufiiliren  hatten,  wie  es  zumal  in  der  späteren  Feudalperiode  der 
Fall  war.     Die  Aehnliclikeit  mit  Abgaben  anderen  rechtlichen  Ciiaractcrs  vom  (irund 
und  Bod«'n,  eigentlicher  Grundzinse,  wie  sie  die  von  den  Grundherrn  mit  Land 
verseh(;nen  Bebaucr  und  wenigstens  äusscrlich  ähnlicher,  öfters  nur  niedrigerer  Ab- 
gaben, wie  sie  allgemein  die  auf  erobertem  Boden  belassenen  oder  neu  auf  demselben     ; 
angesiedelten  Bebauer,   in   diesem  Fall   auch   an  d»?n  König  als  solchen,  den  obersten 
IL^rren    des   eroberten   Landes,   zu   entrichten  hatten,   begünstigte  jedenfalls  das  Ver-      ' 
schwinden   des  Steuenharacters   der  Reste   der  alten  römischen  (irundsteuern  und  die     c 
practis«he   Vermengung  der  verschiedenartigen  Grundabgaben.     Die  alte   römische 
Personalsteuer  konnte   den  vollfreien  Germanen  nicht  aufgelegt  werden,  traf  aber     ' 
nunmehr   gerade   die  Romanen  als  solche  und  später  unterlagen  andere  unterworfene    :. 
Landi'sbewohner  wohl  hie  und  da  ähnlichen  Abgaben. 

An  die  Stelle  der  allmählich  verschwindenden  oder  in  der  dem  f 
Mittelalter  eigenthtimlichen  Weise  den  öffentlichen  Rechtscharacter  ,j 
verlierenden  römischen  directen  Steuern  traten  in  den  neuen  Staaten  ^, 
aber  auch  lange  Zeit  hindurch  keine  eigentlichen  neuen  all-  ^ 
gemeinen    directen    Steuern.      Die    indirecten    Steuern,^ 
welcbe  als   Passirzölle,   Wege-,   Brückengelder  u.  dgl.  m.,  ^ 
verblieben   oder  neu   hinzukamen,    Abgaben    oft  mehr  gebühren-  i 
artiger  Natur,   traten   ebenfalls   vielfach  ans  den  Einkünften  des  ^ 
Staats    (Königs)    heraus   und  gelangten    an   Grundherrn,    Kirche,  j. 
Würdenträger,   Grosse.     Das   Königthum  bestritt  den   öffentlichen  , 
Pinanzbedarf ,  welcher   hier   wie  noch   lange  Jahrhunderte   später  , 
mit  seinem  Privatbedarf  für  Hof  und  Haushaltung  untrennbar  ver- ./; 
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banden  war,  aas  seinem  eigenen  Einkommen  ganz  tiberwiegend, 
d.  h.  aus  seinem  Grundbesitz,  aus  dem  Ertrag  der  damit  ver- 
bundenen Gerechtsame,  der  Grundzinsen  u.  dgl.  m.,  aus 
den  Einnahmen,  welche  die  Gerichtsbarkeit  und  die  Ausübung 
der  Hoheits rechte  (»Strafgelder,  Confiseationen,  Ertheihing  und 
BestättigQDg  von  Rechten  n.  s.  w.)  brachten.  Bei  der  Geringttlgig- 
keit  der  regelmässigen  „öffentlichen**  Verwaltungsthätigkciten  war 
auch  der  quasi-öffentliche  Finauzbedart'  datlir  klein.  Die  Alles  be- 
herrschende Naturalwirthschaft,  das  JSvstciii  der  Naturalleistungen 
und  persiinlichen  Dienste,  auch  im  Wehrwesen,  die  Wach-, 
Burg-,  Wegebau -Dienstpflichten,  die  Spann-,  Beherbergungs-  und 
Beküstigungspflichten  der  Bevölkerung,  auch  der  Stifter,  spiiter 
der  iStädte  gegenüber  dem  König,  seinem  Gefolge,  seinen  Boten 
nnd  Beamten,  diese  und  andere  verwandte  Einrichtungen  erklären 
e.s,  dass  es  des  eigentbümlichen  Vermitilungsglieds  zur  „Kosten- 
deckung des  staatlichen  Productionsprocesses'*  (Ein.  II,  170),  der 
eigentlichen  Besteuerung,  kaum  bedurfte,  insbesondere  nicht 
iü  Friedenszeit.  Alle  jene  mannigfachen  Lieferungen  und  persön- 
iieben  Leistungen  stellen  indessen  ttlr  diese  Periode  und  noch  lange 
^pätcr  eine  Belastung  des  Volks  ftir  Staatszweckc  dar,  welche 
freilich  ganz  anders  verlhcilt  war  und  in  anderen  Formen  erfolgt 
Ist,  als  die  sj)ätere  Besteuerung.  Sie  sind  al)er  ökonomisch  bc- 
tracLtet  durchaus  das  Analogon  der  letzteren  und  im  (Ganzen 
Hhwerlicb  immer  eine  viel  geringere  Last  gewesen. 

Nur  einzelne  Ansätze  zu  Steuern  tinden  sich  im  fränki- 
>ihen  U eiche  in  dieser  frühen  Periode,  so  die  Vorläufer 
eigentlicher  sogenannter  „  Heers  teuer  n"  (beristuora),  die  ca- 
r';iingischcn  adjutoria,  welche  zunäcbst  eine  Art  ,,Militär- 
Ersat/steuer'*  der  Zurückbleibenden  zu  Gunsten  der  den  lleerzug 
Uistenden  waren.  Auch  kamen  wohl  in  Not li Zeiten  ausser- 
<jrdentl  i che  Steuern  vor.  Nicht  minder  stellen  die  bereits  rcgel- 
'uäj^sig  werdenden  in  bestimmten  Jahreszeiten  oder  bei  bestimmten 
tielegenbeiten  erfolgenden  Ehrengeschenke  des  Volks,  bcson- 
Jen»  der  Grossen,  die  Beiträge  der  Stifter  an  den  König  tbeils 
etwas  den  öflTentlichen  Steuern  Analoges,  thcils  vielleicht  auch  die 
Anfange  von  solchen  dar. 

Nicht  allein,  aber  doch  in  erheblichem  Maassc  erklärt  sich 
das  Fehlen  der  Besteuerung,  wie  später  deren  Einbürgerung  aus 
•ier  Web  rverfassung,  nändich  aus  der  allgemeinen  Wehr- 
iiüd  Heerzug- Pflicht  der   freien    Grundbesitzer,    mit  der  weiteren 
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Pflicht    zu    eigener  Ausrüstung  und   Verpflegung,   obne   Anspruch 
auf  Sold. 

S.  über  diu  allj^eincineii  licdingungcii  für  das  Kntstehcn  von  Steuoru  die  Aus- 
fuhrungeii  bin.  II,  lOUH".  Kur  das  dort  (jcsaj^tc  liefert  die  erste  Hälfte  des  Mittel- 
alter besonders  gute  Belege.  —  Lang  (S.  4  u.  Fin.  II,  Mb,  Note  11)  übertreibt  nur 
einen  richtigen  (jedankeu  in  der  These,  dass  „jede  Veränderung  im  System  der  Auf- 
lagen oder  dem  Steuerwesctn  zuerst  in  einer  vorausgegangenen  Veränderung  des  Kriegs- 
wesens ganz  sicher  zu  suchen  sei**. 

§.  15.  Die  Ansichten  der  Historiker  über  das  Schiksal  der 
römischen  öteuerverfassung  nach  dem  Untergang  des  rö- 
mischen Reichs  und  über  denCharacter  des  Abgabewesens 
in  der  l'ränkischen  Monarchie  gehen  zwar  in  Einzelheiten 
noch  vielfach  auseinander,  aber  in  gewissen  Hauptpuncten  ist  doch 
ziemliche  Uebereinstimmung  gewonnen. 

S.  Eichhorn  I,  436,  (173,  jetzt  bes.  Waitz,  Verfassungsgcsch.  II  (2.  A.),  Kap.  2, 
nam.  S.  .504  (f.,  womit  Clamageran,  bist,  de  rimp«"»t  I,  IIOIF.  zu  vergleichen  ist. 
Er  ^iebt  eine  sehr  klare,  von  Waitz  übrigens  in  manchen  Punctcn  angefochtene 
Darstellung.  Die  Hauptergebnisse  der  neueren  französischen  Forschungen  (bes.  Guerard, 
über  das  Polyptichon  des  Abts  Irminon,  die  zur  Zeit  Karl'  des  (irossen  redigirtcu 
Kegistcr  der  Abtei  St.  Germain,  Champion niere  u.  a.  m.)  fasst  Clamageran  in 
dem  Satze  zusammen:  „ä  mesurc  que  Timpot  romain  disparait  du  domaine  public, 
nous  le  voyons  penetrer  dans  le  domaine  individuel".  Ein  historischer  Proc^ss  der 
Hinüberführung  ölfentlicher,  besonders  der  an  (irund  und  Boden  geknüpften  Steuern, 
in  das  Privatvermrtgen  Privater,  welchem  dann  in  den  letzten  Jahrhunderten,  im  mo-  • 
dornen  Staate,  wieder  ein  umgekehrter  Process  der  Beseitigung  des  ])rivaten  Bezugs-  ; 
rechts  hinsichtlich  solcher  Abgaben,  bez.  der  Kückverwandlung  derselben  in  ftlfent- 
liche  Steuern  entspricht. 

Clamageran   systemati.Mrt  die  Ergebnisse  seiner  Untersuchungen,  ähnlich  wie    •. 
es   auch    Eichhorn   und   die  Uechtshistoriker  thun,   was  Waitz  gar  zu  sehr  scheut.    ^^ 
Nati|rlich  ist  »labci   Vorsicht   nothwendig  und  zu  weite  Generalisirung  zu  vermeiden,   »j 
Aber  ohne  eine  g«*wiise  Systematisirung  und   Generali^irung   bleibt  alles  chaotisch; 
bloss  „historischer  StoU"  kein  „historischer  Aufl)au".  ^ 

Für  die  mcrovingische  und  z.  Tb.  noch  die  Carolin-'" 
gische  Zeit  unterscheidet  Clamageran  Steuern  römischen* 
und  „barbarischen**  Ursprungs  (I,  117).  Zu  jenen  gehören  * 
der  alteCensus,  die  Transport-,  Beherberguugs-,  Ver-^ 
pflegungsleistungen  der  Uuterthanen  in  Bezug  auf  königliche  ^ 
Beamte  u.  s.  w.  (paratae,  paraveredi,  hospitatura,  mansiones, '^ 
tractatoria),  die  Leistungen  bei  Wege-  und  anderen  öffentlichen^ 
Bauten  (opera,  corvadae),  die  Zölle  und  Wegeabgaben  (te-** 
lonea)  und  andere  kleinere.  Zu  den  Abgaben  „barbarischen"  Ur-.; 
Sprungs  gehören  die  mit  der  Gerichtsbarkeit  in  Verbindung^ 
stehenden,  wie  der  königliche  Antheil  am  Wehrgeld,  die*., 
Strafgelder  beim  Ausbleiben  vom  Wehrdienst,  die  Unter-'=*' 
stUtzungsleistuugen  (adjutoria)  der  Zurückbleibenden  zar^^' 
Ausrüstung  der  ausrückenden  Krieger  (Caroliug.  Capitularien  v,. 
805,  807,  812,  edictum  pistense  v.  864),  die  aus  den  alten  Ehren- 
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escbeDkeD,  welche  bei  fcierlicben  Gelegenheiten  gemacht  waren, 
enorgegangenen  regelmäsdigen  „Gaben"  (du na)  bei  den  Ver- 
immlangeo  auf  dem  Märzfelde. 

VirJ.  ubri^eus   Waitz   IV,  2.  A.  550,    über  /.woif.l hafte   Jabre^/ahlell   d«'.^  ra[». 
eJLercitu  prouovi'iido.  —  Wie  politische  L-iiiät.iiiüe  VcrainhTiiiiu:«'!!.  hiv.  Erhi'>huiiL''en 
:r  ubijrLomiDenen  Steur^rn  rerhiinifrteii,  dafür  lief'tTt  «Icr  vurgrl»Ii«.h«'  N'orsutli  K«*nii^ 
äÜpcrich*>  i.  J.  5TS  de»  Bel«*g  ü^*i*^  H,  507,  ('lamH^LTaii  I,   IT.W 

Der  Charaeter  von  eigentlichen  öflentlichen  Steuern  blcil»t 
idessen  den  Grund-  und  KopiViteuern  in  der  nierovingiscben  Zeit 
9cb  gewahrt.  Wie  lange  hier  und  ob  noch  im  7.  und  vollends 
n  8.  Jahrhundert,  oder  gar  darüber  hinaus,  ist  streitig. 

So  meiut  Waitz  U,  57G,  Jui  Lauf  der  Zeit  ibt  daA  urspniiiirlii'h  auf  röiiiiM-hen 
ianchtu£jg«:*xi  bffruh'fude  fränkische)  Steuerwe.seii  uifhr  und  mehr  in  Zt'rruttuntr  ^o- 
±-':ü.  and  zaletzt  i^t  nicht  viel  mehr  davon  iibri^  ^el»lieben  ala  eine  Abirabe,  die 
«  f'haracter  von  Zins  oder  Kent«^  ang«'noüim«*n  liatte".  Von  Kiufluss  darauf 
i  r'?vi.*s^jn.  *iiis6  mau  auch  vorher  nirbt  .:>trenf?  /wischen  üffen tlirhen  l.eiatun^cn 
rl  aAdiT'.'ii  Zahlung-eu  unterschied,  bonderu  Ixäd«*^  in  dor  Auffassun;^  d^r  Z«'it  uft 
ibz  zu^am^l«.'ll^e flössen  sei.  Claniagt.'ran  h.dt  daj^etren  auch  für  d:u>  7.  u.  ^..  ja 
iht  für  da:*  1*.  .1ahrbund«!rt  den  fn-ilicb  nirbt  in«'br  v«'riind«Tt«Mi,  nirbt  nirbr  beson- 
K  au^s^^^chrivbcüen,  sondern  ?«'Wohuheitäinäs>iir  ücri'jrelten  fränkiM'hen  ('«•nsu»  rft- 
i^rbHi  L'r?i»run^  noch  für  ein**  wirklich  steuerarti  tre,  als  solche  dem  k^Wii^ 
:  kiiTciide  uud  von  «liesem  iuiiner  wieder  re<*iamirtc  Abtrabe,  und  &ucht  dies 
.  I?5  tf.)  mit  mebr^-rcn  beacbtenswcrthen  (iründcn.  auch  nach  Auslegung  d(;r  l'apitu- 
bcü.zu  stutzeu,  (jründe,  weicht-  jedoch  Wait/  ill.  57tJ,  Note  .'{)  „nicht  genuircnd"  nennt. 

Die  Durchlöcherung  des  alten  Steuersystems,  seine 
leilweise  Beseitigung,  theilweise  Hin  iiberbildung  in  und 
erichnielzung  mit  anderen  vertragsmässigen  Privat- 
bgaben  und  mit  Abgaben  aus  dem  Titel  persönlicher  Un- 
reiheit  und  unfreien  Besitzes  wurden  durch  verschiedene 
üetände  herbeigelUhrt.  iSo  durch  die  Auflehnung  der  Freien 
Ägen  die  die  Freiheit  mindernden  Kopisteuern  und  gegen  das 
ßngetragensein  in  die  »Steuerlisten,  durch  die  (Bewährung  von  all- 
saeinen  oder  von  Steuerfreiheiten  fUr  bisher  steuerpflichtigen 
Wen  zum  Zweck  der  Belohnung  beim  L'cbcrgang  von  Boden  an 
ir  Kirche  (luimunitäten),  durch  die  Uebertragung  der  Berechtigung 
«die  Abgabe  an  Kirche  und  (irosse. 

Vk  jitz  II,  577.  I)ie  Krairc,  wie  weit  rftniischer  ;j:ru  ndsteuiTpflichtij^er 
i-ir::,  don.h  «it-n  blov>«'n  L'ebt.Tjijan;?  an  fränkische  Hesitzer  der  jrernianiscben  Auf- 
12  ir»fUt;45a.  die  kein«;  <irund>teucr  auf  eiir«'n<in,  sonilcm  nur  cin«.'n  <inind/ins  auf 
:-D  Bilden  kannte,  —  auch  gnindsteucrfrei  ^iiworden,  ist  nicht  endgiltii^  «;nt- 
<:4ii  und  wohl  sicher  und  all^cuioin  iibi;rhau)*t  nicht  mehr  zu  ent^*  liciden.  lUnh 
■J-  i'  r  Eiiiirirt  oinur  all^'-mcinen  und  i»rinci|'iell«'n  (irundateueifreih'it  in  diesen 
i.  veiiii   au«h  erstrebt,  niclit  erreicht  sein  (Wait^.ll.  bl\i  ll.-. 

Die  Zölle    römischen  Ursprungs  sind   im    fränkischen   Reich 
li^.hl  allgcuieine  Grenz-  oder  Grenzlinienzölle  bei  Ein-  und 
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Ausfuhr,  sondern  Abgaben  bei  der  Passiruug  bestimmter  Loca- 
litäten  lebhafteren  Verkehrs,  wo  dann  zu  diesem  Behuf  eine  Zoll- 
stätte angelegt  wird,  in  Häfen,  an  einzelnen  Grenzstellen,  wo  sich 
wichtige  Wege  belinden,  in  den  bedeutenderen  Städten,  in  den 
Märkten.  Waitz  nennt  sie  „Transitzölle",  besser  wie  gesagt 
etwa:  Passirzölle. 

Sic  trcHen  weiiii^ütriis  in  tlies«,T  Pt^riod«  au  und  für  sich  jeden  Eiirenthümer 
(nicht  nur  den  Kaufmann,  wie  Falke  annimmt,  Waiti  abweibt).  ZuUfreiheit  für  ihre 
(iuter  und  Waaren  wird  aber  wieder  als  Privileji*  «jfewährt,  besonders  f«ir  geistliche 
Stifter.  Der  Zollsatz  ist  wohl  theils  ein  WerthzoU,  Iheiis  ein  specifischer 
nach  Ladungen  (Waijrrn,  Schiffe,  Pferdelasten),  die  Zollzahlung  erfolgt  regelmässiger 
in  Quoten  der  passirenden  Waaren  selbst  als  in  (iehl:  also  Natural -Zollerhebung. 
Hafen-  und  manrheritü  and»?ni  Strassen-  und  Verkehrsabgabeu  S(^hliesscn  sich  au. 
Sie  scheinen  mir  doch  mehr  gebiihrenartigen,  als,  wie  Waitz  uieint,  gewerbesteu»-r- 
artigen  und  ac<ise-,  also  verbrauchssteuerartiß-en  Character  zu  haben  (Waitz  II,  602\ 
vgl.  Waitz  II,  001— «Oft,  Clamageran  I,  IHO  — lOb,  Falke,  (ieschichfe  d.  deutschen 
Zollw(isens  S.  1— 2tj. 

Bei  den  Abgaben  germanischen  Ursprungs  tritt,  abgesehen 
von  den  Tributen  fremder  Völker,  der  Character  eigentlicher 
Steuern  durchaus  zurück  hinter  denjenigen  von  Abgaben  grund- 
herrlicher,  gutsherrlicher  Natur  und  von  Leistungen 
an  den  König  als  den  (ierich  tshcrrn,  Wehrherrn, 
F  riedensbewahrer,  an  welchen  daher  namentlich  Bussen 
oder  Antheile  daran,  nicht  sowohl  öder  wenigstens  nicht  bloss 
straf-,  sondern  ersatzartige  Abgaben  für  unterbliebene 
pHichtmässige  Leistungen  (hereits  quasi  „Geldabfindungen"  für 
persönlichen  Dienst,  so  aus  dem  Titel  der  Wehrpflicht)  u.  dgl.  m. 
zu  entrichten  sind.  Auch  hier  aber  wird  das  ganze  System  durch 
Privilegien  der  Befreiung  und  durch  Uebertragung  von 
Berechtigungen  des  Abgabe-Bezugs,  besonders  zu  Gun- 
sten von  geistlichen  Stiftern  und  Grossen  durchlöchert. 
Andererseits  sind  jedoch  gerade  auch  Stiftern  ))esondere, 
abgabenartige  Leistungen,  in  Geld  oder  in  Naturalien, 
z.  B.  Bossen,  Waflen,  schon  in  merovingischer  Zeit  öfters  aufge- 
legt worden,  als  Gegenleistungen  für  Schutz,  für  andere  über- 
wiesene Einkünfte,  auch  zum  Zeichen  der  Anerkennung  des  könig- 
lichen Hoheitsrecht. 

Waitz  II,  öjf».  le)»er  die  Entwicklung  der  Immunitäten  vgl.  Waitz  IV, 
2ST  ff.,  :m  If.,  311  II. 

Die  schon  älteren  allgemeineren  periodischen  ,, Geschenke*' 
bei  bestimmten  Festen,  V'ersammlungen  werden  zu  regelmässigen 
Abgaben,  halb  freiwillig,  halb  schon  ein  wenig  steucrartig.     Tri- 
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abhiln  giger    Völker  in  Gehl   oder  in  Sachen  kommen 

EuR*  \)trzu*j^Viclie    A.l>«5ah«3  'am  Maiii^  tulirt  srhoii  in  (:a^^^lill!;i^^•h^•l•  Zeit  ilni  Nhiik'.u 
»  ;au«U  ijsi*.'r-tuc»pliui   iWaitz,  bVA)).     Auch  tmh'.n  si«h   mitunter  -mi  uiitrr  AI«'. 
cu"^  s«\Wi   ^B  r  ti  n  «l  a  b  1*;  alii'U  uuier  frt'i«n  H«>it/crii.  wrKh»*  bfiiu  Ho.'>it/w«'cliövI 
en  <iruu<l-tu«'k«Mi    1i:\fti.-ii   uii<l  nii  den  Koniij  /.u  /ahl'Mi  .siii«l.  uhii«'  fij^f'ntliclic  (inind- 
iu  so'm.   mit   ileiit'ii    s^ie  j«'«I«m*1i  t^fWolinlich  vcrmiärht  wcnifn  {v.h.  S.  r»l>4). 

§.lt>.  Die  ca  r  olingische  Zeit,  insbesondere  die  rieselx- 
jung  Carl  des  Grossen  selbst  in  den  Capitnlarien  ilndert  auf 
anzielleui  Gebiete  uicbt  so  wohl,  als  dass  sie  das  Altherkiimm 
lie  zu  erhalten  niul  zu  fixircn,  sowie  Missbräiuhe  zu  beseitig:cn 
tht.  Das  Finanzwesen  bekommt  daher  keinen  neuen 
liaracter.  Die  Hauptsache  bleibt  das  System  directer  Lei- 
ongen  (servitium,  obseciuium),  von  Arbeit,  Natura- 
en,  für  die  Be<ltirfnisse  des  Königs  und  der  Staatsverwaltung, 
»weit  von  letzterer  überhaupt  zu  reden  ist. 

S.  h^^.   Wiiitz   IV,    Kap.  r>,  in  <l.  2.  A.  S.   II  IK     So  wini  di«»   Vrr|»ll*'!ru  nie 

s  Köüi'j:>    und   sKiliK-T   Hcaintfu.  der  We«?e-  und  Bruckcinhau  und  das  .-»o  n!>tiir<* 

iijW';-v!i,   *Jor    Wacli-  und  liuri^dicnst  ^cr»*irelt.     Die  •jri-jtlirhen  Stifter  bleiben 

>«.-iidcr5  zu  L«  ihtuiij^cii  verpflichtet.    Die  rüuiiäche  Ste  ue  rver  fabsu  nir  desOensus 

t  ▼..■hl    \oll«'nd>    al?*  Beatandtheii   des  /itt'entlichen  Ke<*htä  verschwunden,  aber  in  den 

aai.hcrici  nach    Hcrkurnmcn  /u  zahlenden  (irundab^ab«^n  i^t  materiell  duch  Kiniire^ 

ifoü  iii   K#tat»jii,    wtrUD   aurh  in  anderer  Torrn,    jrebiieb^n.     Das  .,  II(;riio  m  men'"  ist 

itriur  da^  ;ille>  >»»*h<Trs<*]iende  Moment.     Die  .,(iabcn"  auf'd<:n  Keir.hsver»au)ndiiii;j«'ii 

-•I   li-i    aii«l«T':ii     Cjchijreuh'iten    verli«Ten    indessen  den  ur-^i»riin«:liciien  (.'haracter  «1er 

ici9ri;li::h'.'it   uii«l    werden  dadurch  >t«;ucrartiir.  >o  br,:Mfnd<'r.">  bt:i  Kirchen   und  M'>.-(irii 

rr'i.i.l-':r    dem     Koiiis^.     In    ein/eln*Mi   I.andcbtheilen    kommt  ii    theilr:  in  S.i«h<'h.  th«-iN 

:i  »jvl.l    ..VM^nrall-s    boondere   steuerarti«;:«'   Abgaben    an    j|«*n  Iw^nijr  vor.    in 

i^'S'ijilli-it.     >\\'&rphaljl«'n ,    bei   den    Ivh'-in-Krank' n .    d<ii    Alemannen.     l'«.'b.rwi«"j«*nd 

r  rl-rh  uiiT.  r  s t  eora,  consus,  tributum  ab«T  doch  privatrechf  lieh  c  Abgraben 

t3..h  all  li-ii  Küiii:jr  v«.*rstanden.     Die  Durchbre«  hun":  des  (iruinl/inssystf-m^  dunh  Lelur- 

:-bi  *..a  abi^alj'rpfli'lJtisren  <iriind>tiu:ken  an  dii;  Kinhe,  wird   durch  v«r.->rhi'dene  h<'- 

-iZi-A.Uiscn.    u.    A.    5>choM    damal.<)   durch   diejenige«',    dass   au«h  in  j^ulehen  I  .dl«*n  da^ 

'-T'iji/rti.  A    /iri-i>IIi<:litiLr    bleib«Mi   ^oll,   wcniirr»tens   im    I'rincip   zu    verhindern  i:esu<ht 

ritjuLi«  ho    'J'ribute    zahlen  untcrwortVnc  oder  abhan^riuc  Na<hbarv<\lker,  so  di««  >la- 

•"-hrji.     Die    Z'»ll<*    behalten    im   \V«'S«;ntli»hen   zwar   d«n  bibherii;«"n  <.'hara«ter,  abt.r 

-^  .'■;'.  .  h  r  c  II  a  rt  i  tre   KKinent   tritt   mitUFiti-r  noch  mehr  hervor,    so  /..  H    wmn  d«-r 

*■:  acLZull    nur    v«»iii  Tk.*nutz«T  zu  zahlen  ist.  abi;r  k«'in  Zwaiifr  zur  H«'nutzun;r  di-r  IJnieke 

*•--''  ■a\.     U'.r  Zi*\\    s^'H  l'iTner  jetzt  drutlich'T  >iM(irll  nur  d«n  «i  L-^tjn  f  li<  h«'n  IIand<.'l 

"'t'.i.   liii  i     niiiiiiit    so    etwas    (je  werben  te  u  erart  i  ;:<■  s  an,   «t    riehtet  A<\\  in  der 

t.  L  IM«  h   StaJiiJ ,    Nationalitat.   naeh  (ie.^cha^t^art,    l'remde  werd<,'n  Indier  als  Kinhej- 

«j-  ir    '•' la^t»::f-       Perarudiche.    locale    und    temporaire   Zoll  j»ri  v  il  eü  ien    iind   au<  h 

i  il::-.-!  !i  •_•  i  t*:  I*     tur    einzeln«-.    Waap-n    dun.hloihern    aber   das   Zollsystem    und   di<* 

■--'tiiLiL'    Voll    Zoll  rechten    an  Stifter    und   (irus.se  v«rmindrrt    l)fnii-    da^    königlich«- 

i'j-iik'.ELiij'-iJ.       Von    einzelnen  Al>)faben.    theils  als  Zoll,   theils  als  Produetionssteu<r 

'"1  i-.i   Sal/w^rken     tritt   die   Salzabu"abe     (muta,    „Mauth"    b«*.im  Transport,   hier 

'i'^M  :u    "oijrtnntJ    mehr   hervor.      Di«-    Marktj^elder,    w«;l«'hc   alle    Vfirkitufer   <les 

^'V-ir-  /.i  »intri^-litcn   haben,   vcr«'inij2:cn   die  (iebuhr  un«l  die  Steuer,  wobei  das  erste 

-'Si^jT  iikr.'r  wohl   vorwaltet. 

Der  K  r  i  egsdienst  schon  damals  und  später  noch  mehr,  bc- 
^uders  bei  weiteren  KriegszUgen  in  die  Ferne,  überwiegend  kost- 
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spieliger  schwerer  Rossdienst,  ruht  wie  früher  vornehmlich  auf  den   • 
freien  Grundbesitzern.     Der  Einzelne  muss   sich  dabei  selbst  aus- 
rüsten,  bewatTiien,  verpflegen;  gewohnheitsniässig  sollen  Kleidung 
und  Waffen  für  V^  *^^l*i'»  Nahrungsnnittel  für  3  Monate  jenseits  der 
Grenze  oder  von  der  Heeresversaninilung  aus   mitgelührt  werden. 
Carl  M.  regelt  aber  hier  Einiges  neu.    Zweierlei  verschiedene 
Abgaben  knüpfen  sich  an  den  Kriegsdienst.     Einmal  die  Strafe    , 
des  Heerbanns,  welche  die  ausbleibenden  Verpflichteten  zu  ent-    , 
richten  haben,   sodann  Leistungen  der  Zurückbleibenden    ■ 
für  die  ärmeren  Ausziehenden  (adjutoria).     Jene  Strafe, 
die  an  den  König  fällt,   war  im  Interesse  des  Dienstes   hoch  be- 
messen,  aber  „wer  sie  zahlen  wollte,   konnte  zu  Hause  bleiben"; 
in  der  That  quasi  eine  Verwandlung  der  Dienstpflicht  in  eine  Ab- 
gabe.    Sie   wurde   nach  dem   Besitz,    unter   Berücksichtigung  ., 
des  beweglichen  Vermögens,  abgestuft.     Dann  wurde  auch  das 
Maass  der  Dienstpflicht  selbst  nach   dem  Besitz  geregelt^  ^ 
ebenfalls    unter    Mit- Heranziehung    des    beweglichen    Vermögens.  _ 
Hegel  wild,  dass  auf  je  drei  Hufen  ein  Mann  zu  stellen  ist.     Und'' 
jetzt  erhalten  auch  die  Ausziehenden  von  den  Anderen  Beihilfen,** 
die  einige  Analogie,  nicht  bloss,  ja  nicht  einmal  so  sehr  zum  Sold,*^ 
wie  Waitz  meint,   als   zu  solchen  modernen  Militärdienst- Ersate- ^9" 
faxen  (Oesterreich)  bieten,   welche  den  Dienenden  in  irgend  einer *^ 
Form  zu  Gute  kommen.     Manches  Einzelne,  auch  localer  Umfang^'t- 
und  Zeitdauer  dieser  Einrichtungen  sind  unsicher.  }k. 

S.  Eichhorn  I,  §.  HiG.     Waitz  iV,    2.  A.    Kap.  9,    S.  531-633,    bes.  5S1,'^* 
■Vi«),  554,  550  —  569,  575.     Clainagcran  I,  171  ff.  'Ic 


xi^^ 


2.  Abschnitt.  , 

Deutsches  Finanz-  und  Steuerwesen  vom  9.  bis  Ende  des      ^ 

18.  Jahrhunderts.  ji^j 

i.'N 

1.   Das   Deutsche  Reich.  J^ 

V- 

§.    17.      Die    staatsrechtlichen    und    politischen    VerhältninÄk 
haben   es   nach  der  Theilung  der  fränkischen  Monarchie   niemalltii 
im   Deutschen  Reiche  zu  einer  ordentlichen  äteuerverfassaq^ii 
kommen  lassen.     Frühzeitig  und  nachhaltiger  als  in  anderen  Feili^ 
dalstaaten  geht  der  Schwerpunct  eigentlich  stjiatlicher  Tbätigkif^ 
vom    Reiche   auf   die   Territorialgewalten   Itber,   damit  daa^^ 
auch  die  Ausbildung  eines  selbständigen  Finanz-  und  ISteuerwesenj^iJd 


k 


Allfremeincr  Charactor.  43 

teD  EinDahmeqQellen  den  Reiches  gelangen  an  die  Terri- 
and  Städte.  Die  Versuche,  ein  IVnnilichcs  System  directer 
directer  Keichsstenern  (Gemeiner  Pfennig,  Hnssiten-, 
steuern  y  Kcichs- Grenzzölle)  noch  im  15.  und  Ul  Jahrhun- 
>Q  einer  Zeit  einzuführen,  wo  die  Entwicklung  und  Unige- 
:  des  Wehrwesens  und  der  wirthschaftlichcn  Verhältnisse 
*bergang  zur  Steuerwirthschaft  im  Finanzwesen  geboten 
nnd  er  z.  B.  in  Frankreich  erfolgt  ist,  scheitern  an  der 
sn  Selbständigkeit  und  Stärke  der  Fürsten,  Kitter,  Städte, 
ler  der  geschwächten  Kcichsgcwalt.  Und  der  Mangel 
Indi^cr  Keiehssteuern  sowie  eines  in  der  Periode  der 
re    nnr    dadurch    zu    ermöglichenden    Keichsheeres    he 

dann  wieder  die  politische  Entwicklung  in  der  einmal 
tencn  Kiehtung  weiter.  Das  Reich  sieht  sich,  wie  ein 
,,Staatenbiind''  (Fin.  I,  §.  IVJ),  tllr  seine  Finanzbedürfnissc 
leo  und  Krieg  auf  die  „Matricular  um  lagen**  der 
ände,  auf  das  System  der  ,,R()mermonatc**  in  den  drei 
labrbnudcrten  seines  Bestehens  angewiesen,  bis  es,  nicht 
tschnld  dieser  klaglichen  Finanzwirthschaft,  zu  Giunde  ging. 
8.    In  den  ersten  Jahrhunderten  des  selbständigen  Deutschen 

(*.». —  12  Jahrhundert),  wo  sich  allmählich  die  Lehensver- 
i;;,  «las  B  enc  fic  iai  wcscn  und  Vasall  itätsverhä  It- 
itwMckcln  und  einbürgern,  finden  sich  auch  in  Verbindung 
u  Heer  dien  st  des  I.cbcnstaats  noch  ähnlicbe  finanzielle 
uerartige  Einrichtungen  wie  in  der  carnlingis<hen  Webrver- 
Einiges  davon  erklärt  sich,  wie  öfters  in  der  für  die 
in^  des  Finanzwesens  so  einllussrcichen  Gestaltung  des 
•seiis,  mit  aus  der  Technik  des  Militärdienstes,  besonders 
11  vorwiegenden,  schweren  und  kostspieligen,  auch  Uebung 
enden  Kossdienst.  Dieser,  in  weiter  Entfernung  von  der 
li  und  tlir  längere  Zeit  zu  leisten,  be<lang  einen  Aufwand, 
11  die  weniger  Vermögenden  schwer  gewachsen  waren.  Da- 
;  allmähliche  Ausbildung  eines  eigenen  Dienststands 
lud  der  Beihilfen  der  übrigen,  nicht  dienenden  Bevölke- 
U"  Ausrüstung  und  Erhaltung  der  Krieger. 

här-'h  ancb  in  dic^>«•^  P«rio«l«'  wi»*  ^rhou  fiuhrT  ..:ibh.irigi«^c  I.t'Uto,  (Vir  iiuht 
•Ifi  KrirJT  /ü;roii,  Wajjc.ii,  iMcnJ«-,  liiiul'r  uii«l  Ainl«'r«.;s  dor  Alt  zu  licteni" 
IV.  2.  A-,  ♦»---  VIII.  i.jT).  Klo^t<r  und  Kiivh.-ii  Ikiijum  ihren  Herren  Hei- 
:  kriej-i Tischen  Ku»tun«j.  Hos?.',  Wallen,  theils  l»ei  j«Mler  Heerfahrt,  theils 
h  f,**i  der  nach  Italien  zu  leist»ii,  was  au<h  in  (ield  alilösbar  war.  Die 
Oü  Ziiiähufen  mussten  zu  soI«  lien  Zw.Mken  wühl  «.inen  besonderen  Jahrcszinü 
a  Th'-il  daron  entrichten  (eb.  VIII,  l.'iO). 
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Ja,  aus  den  carolingischen  Adjutorien  bildet  sich  jetzt  dot 
eine  allgemeiucrc  Heersteuer  ( herist uora)  der  vom  Dien 
Zurückbleibenden  aus.  Ihr  Ertrag  kam  aber  nicht  mehr  wie  b 
den  Adjutorien  dem  dienenden  Mann  unmittelbar,  sondern  de 
Diens therm  zum  Zweck  der  kiiegerischen  Rüstung  oder  d 
Kuslcndeckung  dafür  zu  Gute.  Es  scheint  sich  so  ein  8yste 
von  Dienst- Ersatzabgaben  und  von  Dienst- Beihilfen  entwicki 
zu  haben.  Der  nicht  selbst  dienende  Dienstpflichtige  niusste  eim 
festen  Beitrag,  in  Geld,  die  beireffende  Volksschicht  auch  wo 
Abgaben,  weldie  sich  nach  dem  Besitz  abstuften,  entrichten.  A 
dem  Eltrag  dieser  „Heerstcuern"  und  ähnlicher  Abgaben  wurd< 
vom  Herrn  bestimmte  feste  Beihilfen  an  die  Krieger,  in  Ge 
und  in  Naturalien,  gezahlt,  „in  gewissem  Maasse  an  Stelle  d 
Soldes"  und  so  auch  bezeichnet  (Stipendium). 

Waitz  VIII,  l.'>s— Hi.'l,  uml  Überhaupt  daselbst  das  Kap.  14  über  das  He< 
Wesen.  Noch  im  späteren  Mittelalter  kommt  etwas  Aehnliches  in  den  Städten  v 
so  /.  H.  wenn  die  zum  Kri(?jcs>i''Uff  (rayse)  ausgelosten  Burjjcr  ausbleiben  und  dal 
sieh  dun:h  (ield  loskaufen,  so  in  Nurnberir  l.'J^S,  s.  (.'hronik^n  fränk.  Städte,  Nun 
I,  2S5'.  Die  Arbeitspflichten  beim  Bau  der  Burgen,  bei  der  in  dieac  Perio 
fallend«^n  Ummauerung  der  Städte,  dir  I)i*'nsfpllichien  bei  der  Bewa«hui 
(Waitz,  VIII,  ist) — 212)  sind  directe  Personalleistungen,  weiche  eine  eigei 
liehe  Steuer,  wie  sie  bei  veriinderliT  Aibeitstheilun}?  auf  dem  (jebiete  dea  Wel 
Wesens  und  liechts-cliut/cs  spater  nöthii;-  wird,  entbehrlich  machen,  man<he  Analo 
noch  heute  in  ländlichi:n  Verhältnissen  (\Vegebau-Lei?tuiigen)  linden,  aber  doch 
bir.h  die  gleich<:  Belastung  und  aus  demselben  Titel  daratellen.  Die  üniwandlu 
solcher  Dienstpflichtt;n  in  (jcld  lässt  sich  die  ganze  (ieschichte  hindurch  ftfter.^  nat 
weisen,  („(jrabcniield"  in  Xurnbtjrg  als  Ersatz  für  nir.ht  geleistete  Arbeit  bei  c 
Herstellung  des  Stadtgrabens.     Niirnb.  Chron.  cb.). 

§.  19.  Das  eigentliche  Finanzwesen  verände 
sonst  seinen  Gesammtcharacter  nur  wenig.  Die  Haup 
einnahmequellen  sind  die  alten,  domaniale  und  an  H( 
heitsrechte  sich  anknüpfende.  Der  naturalwirthschaf 
liehe  Charactcr  l)loibt  in  den  V^erpflichtungen  zu  Lieferungen  vi 
Sachen  und  zu  persönlichen  Diensten  durchaus  vorwaltend.  Die  vc 
kommenden  Abgaben  an  den  König  und  an  seine  Beamten  stelh 
ein  der  Zeit  entsprechendes  Gemisch  von  Leistungen  auf  Grui 
hoheitlicher,  herrschaftlicher  und  privatrechtlichi 
Ansprüche  dar.  Die  moderne  Auflassung  kann  das  wohl  begri 
lieh,  nach  seinen  rechtlichen  und  ökonomischen  Bestandtheih 
zergliedern,  aber  die  damalige  Zeit  selbst  schied  nicht  so.  Ui 
wie  weit  solche  „Abgaben"  als  ölTentliche  „Steuern"  im  eigei 
liehen  Sinne  aufzufassen  sind,  steht  dahin.     Vielleicht  gar  nicl 

Waitz  (VIII,  i\\)b  If.,  .H*.)2>  wenigstens  meint  bezuglich  der  vielen  zinsartigen  A 
gabcu:  „in   alle  dem   ist  nichts,   was  den  Character  einer  öffentlich 
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Stoaer  an  sich  träs:^  NirLt  der  Köiii^.  nirht  s«mii  Hc^mter  Iialn^n  oini>  AbgaKo 
erhoben.  w<'lche  so  an^osobcn  werdm  l^ann.  Was  in  carolinjrisrhm  'Aoiton  ilor  Art 
rdTf rkommen ,  i>t  !?anz  in  den  Hinterirrund  lert'tretcn  ud<>r  bat  sriin-n  staatlirlien  Clia- 
nfter  n-rion^n."  VifldcBtig-e,  ungenaue,  für  rerhtlirh  und  t»»(hiiia«h  verschifdt'narti^o 
AhralM'H  im  Wesentliclien  ununtcrschicdlirh  je^cbrauclit«;  Ausdrih'ko.  wi»;  hesonibrs 
^»'rtt«ii>"  (auch  vectigal),  später  „Zins"  g«^hf»n  kein«'n  .sicheren  Anlialtspunrt.  S.  im 
Ä%.m*?in.n  Fin.   I  (3.  A.),  §.  S7,  Waitz,  VIII,  Kap.  15. 

Zar Dnrchfiibrang  einer  wirklichen  reg elmüss igen  Keio hs- 
stener,  des  Königs  in  Bezog  auf  die  Grossen  oder  vollends  direet 
in  Bezog  auf  das  Volk  als  die  Reichs onterthanen,  reichte  die 
koDigliche  Macht  schon  onter  den  salischen  Kaisern  nicht  mehr 
iQs  (Heinrich  V.  soll  Bezügliches  geplant  haben.)  Aosseror- 
deDtliche  stenerartige  Beihilfen  leisteten  indessen  auch 
jetzt  noch  die  Stifter  ond  nonniehr  aoch  die  Städte  dem  Könige 
mitonter.  Letztere  gaben  noch  am  Schloss  des  Mittelalters  bei  der 
ibneo  überhaupt  obliegenden  Beherbergong  und  Bcwirthung  des 
Kooigs  und  seines  Gefolges  in  ihren  Mauern  Ehrengeschenke,  z.  B. 
Becher  nud  Trinkhörner,  welche  mit  Geld  gefüllt  waren. 

RHspiel«'  ans  Nnrnbcrtr,  Gbron    I,  2S9,  aus  Basrl  ln'i  Scliönbori^,  Finan/.- 
trrfe.  S.  447. 

Die  Reichsstädte  und  die  Bischofsstildte  übernahmen 
ferner  —  allerdings  vornehmlich  erst  später,  bcs'mdcrs  seit  dem 
13.  Jahrhundert,  einzelne  aber  auch  schon  früher  —  aucli  regel 
mässji^e  „  8t äd teste uern'*  an  den  König  (mitunter  „Bete'*, 
precaria  genannt),  wie  auch  die  sonstigen  Stallte,  die  spiiteren 
J-nndstädte"  an  ihren  Herrn  (§.  21).  Die  eigentlichen  so;2;ennnn 
j  tn  Beten  (§.  32)  sind  sonst  vornehmlich  Landes-,  nicht  Kcichs- 
K  »teatrn,  wenn  auch  im  Laude  für  Rcichsz wecke,  wie  Komrnhrten, 
I  erhoben.  Sie  iielen  daher  dem  König  nicht  allgemein  und  un- 
ibrtlelbar  im  ganzen  Reiche,  sondern  nur  eventuell  auf  seinen 
[  Gütern  und   auf  den  Keiehsgütern  zu. 

1  Die  «gemischt  gebührenartigen  und  steuerartigen  Marktab- 
raben und  Zölle  sind  zwar  nach  wie  vor  imPrincip  könig- 
liebe Gerechtsame.  Aber  durch  die  zahlreichen  Verleihungen 
a  die  Territorialherren,  Bischöfe,  auch  an  die  Städte  selbst  wie 
ttderseits  durch  Befreiungen  von  der  Zollpflichtigkeit  verlieren 
sc  ihre  Bedeutung  für  das  königliche  Einkommen  mehr  und  mehr. 
iHe  mancherlei  Marktabgaben  tragen  einen  verschiedenen  Cha- 
ader:  es  sind  Bannbussen  für  Friedensverletzung,  Abgaben  aus 
^r  Gerichtsbarkeit,  Abgaben  für  das  Recht  zum  Handelsbetrieb 
i>rbaupt,  gebühreuartige  Abgaben  als  Platz-  und  Budcngeld,  auch 
^^  Messgeld  (tür  das  Messen  des  Getreides  u.  dgl.  m.).     Zülle  als 
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(Quoten)  Abgaben  von  Kauf  und  Verkauf  treten  hinzu.  Die  Ent- 
richtung der  Marktabgaben  wie  der  sonstigen  Zölle  erfolgt  in 
Geld  oder  in  Waarenquoteu  selbst.  Die  Zölle,  besonders 
aueb  als  Flusszölle,  sind  noch  Jetzt  und  bleiben  noch  Jahr- 
hunderte lang  Passirzölle,  nicht  Grenz  zolle,  wenn  auch 
oft  an  wichtigen  Grenzstellcn  (z.  H.  au  den  Strassen  sUdlich  der 
Alpenpässe)  eine  Zollerhebung  erfolgt.  Der  Zollsatz  richtet  sich 
ausser  nach  Waaren  und  Ladungen  noch  nach  der  Herkunft  des 
zahlungspflichtigen  Kaufmanns  (Begünstigung  der  Einheimischen). 
ZoUfreibelten  für  gewisse  Zölle  genossen  besonders  die  geistlichen 
Stifter,  aber  auch  die  Kauf  leute  ganzer  Städte  nach  speciellen  Pri- 
vilegien. 

Zum    Vorausgehenden   s    bes.  Waitz  VIH,  399,   2S2— 292.     Vielerlei   Notizen 
über   Marktabgaben   u.  Zölle   eb.  VIII,  2S2— 315       Eine   eigentlillmliche    Notiz   über  : 
Zollzablung  in  bestimmt  genannten  Waaren  bei  Kaum  er,  llolienstaufcn  V,  437, 
1.  A.,  ob  richtig?  —    Auch   das   (leleitsjreltl.   ..die   Hefuj^niss   von  Keisenden.  fÄr 
den  Schuf/,  dessen  sie  genossen,  eine  Abgabe  zu  fordern'*,  geht  in  diese  frühere  Zeit 
/.nrürk  (Waitz  VUI,  'Slh).     Ursprünglich   mehr  ^ebührenartiger  Natur,  als  Ersatz  für, 
die  (ieleitsk»»sten,   wird  es  später  mel»r  zur  Bttruer  und  aus  dem  Uoheitsrecht  des  Ge-" 
leitsherrn  abireleit«'t ;  es  ist  dann  zwangsweise  zu  entrichten  und  gehört  zu  den  Finanz- 
regalien. 

§.  20.  In  der  hoheustaufischen  Zeit  und  vollends  in  den: 
darauffolgenden  Jahrbunderten  bis  zum  Ausgang  des  Mittel- ^ 
alters  sind  die  älteren  Keichscinnahnie-Quellen  immer  niehr  an  die^ 
Territorialgewalten  und  an  die  Reichsstädte  übergegangen.  Inii: 
Princip,  je  nach  Umständen,  besonders  im  12.  und  13.  Jahrhundert^ 
auch  in  der  Praxis,  blieben  die  Ileersteucrn  indcs.<?en  noch  als  Keicba-ijj 
stenern  bestehen.  Versuche  zu  allgemeinen  Reichssteuern,  ausser-;^ 
ordentlichen  oder  gar  dauernden  (Reichssteuer  für  den  Krcuzzug^ 
i.  J.  1207  unter  K.  Philipp,  Pläne  v.  K.  Otto  IV.)  führen  zu  keineniii 
Erfolg.  Auch  die  Reichsausgaben,  besonders  diejenigen  für  Kriegs-^ 
führung,  werden  mit  aus  dem  K.  Ilausgut,  unter  Ilohenstaufen,  wie. 
Friedrich  II.,  aus  den  reichen  sicilischen  Einkünften  bestritten. 

In  Sicilien  war  es  Friedrich  11.  gelungen,  im  Anschluss  an  ."dtere  nurmannisclie;^ 
und  vielleicht  auch  saracenische  Einrichtungen,  eine  fUr  ihre  Zeit  relativ  tUcbtigtt« 
Finanzwirth^liaft  zu  organisiren .  deren  Werth  und  Bedeutung  freilich  öfters  UbeSn 
schätzt. worden  ist.  Neben  den  besser  geregtdten  älteren  Kinnahmen,  den  domanialoSi,. 
(ierichtsgefdllen  u.  dgl.  war  hier  schon  mehr  Steuer  wirth  schaft  erreicht  wordoB';, 
Zölle,  Verkehrsabgaben,  städtische  Verzehrungssteuern  (auch  diest^ 
schon  älter,  vielleicht  sai-acenisclien  ürsprunirs,  s.  Winkel  mann,  a.  a.  0.  I,  364>i 
3riS);  ob  eine  förmliche  (Jrundst«"uer,  bh-ibt  mir  auch  nach  Winkelmann's  Unter«-, 
suchung<'n  (S.  '.\'t\))  doch  zweifelhaft  Eine  liesondere  Eigenthilndichkeit  waren  dlijt 
ausgebildeten  Monopole  (ausser  älteren  jetzt  auf  Salz.  Eisen,  Ku|>fer,  Holi.scidc) - 
dann  der  gewinnreiche  Staatshand  (^1,  namentlich  der  (Jet  re  id  ehand  cl,  mit  dei.; 
l fberschüssen  der  Naturaleinkiinfte  und  Naturalabgaben  auch  ins  Ausland  (Afric*^ 
gefiUirt,  zwar  nicht  als  Monopol,  aber  unter  einer  gewissen  Zurikkdrängung  der  G<MD>!. 
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nirreDZ  d<^  Privatliaodols.  Af'Iiiilichcs  kam  im  proassisrhiMi  OnltMisIaiulc  (>$.  .'tl')  V(»r. 
Bi/D^Tkensworth  var  in  Sicilm  auch  die  traiizc  Onraiiisation  d«»4  KinaiizdiiMtstos,  ^pcri«*!! 
^^  K*-ohnungs-  und  Contrulwfsens.     S.  Kau  in  er  und  Winkrlma  nn  a.  a.  O. 

§.21.  In  etwas  stilrkcrcm  Maasse  konnte  sich  das  deutRcbe 
Konigthnm  anf  die  geldwirthschaf  fliehe  Steuer  Verfassung 
der  Städte  in  dem  nunmehr  (13.  Jahrh.)  wichtiger  werdenden 
System  der  Städtesteuern  stützen.  Wenn  auch  hier  die  He- 
strebnngen  nur  theilweise  von  Erfolg  begleitet  waren,  so  lag  die 
.Schnid  wesentlich  an  der  bekannten  Entwicklung  der  politischen 
Verhältnisse  seit  dem  13.  Jahrhundert.  „Die  ( Finanz) Wirthschaft 
des  Reichs  ging  (Anfang  des  13.  Jahrh.)  einer  Umwälzung  ent- 
gegen, welche  Geldstenern  und  Geldwirthschaft  an  die  Stelle  der 
Nutnralieistungen  und  der  Domünenwirthschaft  setzen  und  die 
gössen  Städte,  die  bedeutendsten  Sammelpuncte  des  Geldes  und 
daher  anch  die  ergiebigsten  Geldquellen,  der  unmittelbaren  Herr- 
schaft der  Bischöfe  entziehen  und  sie  neben  diesen  zu  wichtigen, 
selbständigen  Gliedern  des  Reichs  machen  zu  wollen  schien/' 
(Zeamer).  Unter  Rudolf  v.  Ilabsburg  gelingt  es  wenigstens, 
die  Reichssteuerpflicht  der  eigentlichen  Reichsstädte  zur 
Gtitang  zu  liringen,  aber  seine  weiteren  Versuche  einer  directen 
Besteuerung  des  EinzelbUrgers  („dreissigster  Pfennig",  als 
♦inotcn -Vermögenssteuer  von  allem  Vermögen)  unter  Durchbrechung 
derStadteinheit  sclieitern.  Nur  bestimmte  Summen  (Ibernehnicn 
dii* Städte  einzel weise  als  eine  „Bede"  („precaria")  und  unter 
deren  formellen  Bedingungen,  worauf  sie  diese  Summen  dann 
acs  ihren  Gesanimteinkünften  oder  nach  ihrer  eigenen  Stcucrvor- 
ä>^ang  aufbringen.  Auf  einem  Stüdtetag  zu  Nürnberg  waren 
K^nig  Rudolf  i.  J.  1290  solche  Summen  von  einer  Anzahl  Städte 
tpewilligt  worden.  Es  war  so  unter  Rudolf  ein  gewisses  System 
a  die  Städtesteuern  für  Keichszwecke  gekommen. 

lftum*tT  S.  100.  137,  \H>i  stellt  «liijs  SyMttiu  wie  folu^t  dar:  1^  Fortdau.T  «I«t 
*.•• 'a  jährlichen  Pncaria  in  «Jon  köniirlirhen  uml  in  o'iu/Ano.u  Bisrhofssl.nJfi n. 
»•  'ieni  KoiiiiT  ein  solrhcs  Korlit  l>i.sli«r  schon  zustand ;  di<»  von  <li«;s»r  Pflicht  !)•- 
i-'.Wi  (Fiisrhufs-)  StäJh*  sind  die  bi»riter<rn  .J'r^'ist.'idt«*'*  (im  rnt«T."irlii«'d  von  d«'n 
Hli'Jitijr^Mi  1*  ci  chsstädtcn):  2)  Vrrpflirhtung  allrr  lic.irhsstadr«»  /.ii  aiiss.r- 
•••i- ntii'^li'-'n  Li-istongcn  (h#'Sond«;rs  ßei->tcu«'rn  für  di«'  ^ross<Mi  I[ort:itr»'  und  zur 
ETfWf-u.rr  für  den  Koin«»rz«g);  .'i)  Ausdohnunjr  d»ir  zu  'AwiuVo.n  d.s  Landtriflrn^ 
-A.'Vaffi  St<'n«m  als  k'^niglirhc  Ab»ab«'n  auch  auf  Städte  wr|tlirli<r  riir>t<ii.  Di«» 
kfWi  r-rstf^a  PJlichti.'n  blieben  meistens  Jahrhunderte  lang  b«'st«'h<'n ,  di««  y:an/,«'  Ein- 
r''lirmi4  '»«s  zur  Kfformationszeit,  z.  Th.  I»i.s  ans  Knde  des  Keichs.  Au«h  dieSt<u<*r- 
'iBiiii.ii  *\>-r  J  n  liross teuer  d«'r  «'in  zel  n«!  n  Städte  hlii'b.u  urossciitliril«!  fur  immer 
■^;|  iZ"Ciiii  i.T  S.  IH'J,  150,  152).  Nur  wurden  die  Sumnuii  mitunter  iri'mäss  der 
■«;tr.'?»-n«-n  Vcränih.-runir  (d.  b.  n'S»i'lniäs>ii^:  Wrsrld»Mht«Tun}?)  des  Miinzf:j-v'.s  ent- 
:r  Vfi.I  rinii!:e.:»iidcrt  (z.  B.  in  Niirnber«^,  (-hroniken  I.  'JS'.»-.  Naturlieli.  dass  -ol.li.- 
^»il-.  SioucrbUinmen  später   bei  geringerem   Geldwerth  (auch  abgr^ndien  von  Münz- 
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versrhlrcht«».ruii}j)  uml  liölicrcm  Finanzbedarf  practisch   iuiiner  unzulänjBfliclicr  wurden. 
Einer  Erhöhung  st<'nimt  sich  aht-r  Herkommen  und  Privileg-  entjregen. 

Üa  dem  Dciitsclicn  Reiche  Jede  geordnete  Fiiianzwirthschaft, 
jede  Centralisirung  fehlte,  die  eingehenden  Städtesteuern  gewöhnlich 
sofort  l'iir  das  nächste  localc  Keichsbedllrfniss  und  besonders  zur 
Ilückzahhing  der  Anleihen,  Vorschüsse,  Versatzgelder,  mit  deren 
Hilfe  die  Reichsausgaben  gedeckt  worden,  dienten,  half  unter  Rudolf 
und  später  auch  dieses  Mittel  nicht  viel  und  nicht  dauernd. 

S.  Näheres  bei  Zeumcr,  u.  A.  S.  147,  und  in  der  ganzen  Schrift,  auch  über 
die  vcrsr.hicde.nen  Verhältniss«;  in  Bischofs-  und  königlichen  Städten  und  die  mancherlei 
politisclirn  Str<atigk(äten  zwischen  Königthum,  Biscliofen  und  Städten. 

§.  22.  Der  letzte  grössere  Versuch  directer  Reichssteuern 
erfolgte  im  15.  Jahrhundert  in  der  Steuer  des  sog.  „gemeinen 
Pfennig"  während  der  Nothzeiten  der  Hussiten-  und  später  der 
Tllrkenkriege.  Die  veränderte  militärische  Technik  (SchiesswaflFcu!), 
der  grössere  Bedarf  an  Fusstruppen,  machte  die  Lehens-Wchrver- 
fassung  und  die  ältere  Reichs  Wehrverfassung  immer  unzureichender 
und  Söldnerheere  nothwendiger.  Da/u  bedurfte  es  Geld  und 
Geldsteuern,  mit  deren  Ertrage  nach  dem  Plane  im  Hussiten- 
kriege ein  Heer  direct  für  das  Reich  geworben  werden  sollte. 
Ks  war  dies  zugleich  noch  einmal  ein  Versuch,  unmittelbar 
die  einzelnen  Reichsunterthanen  mit  einer  directen 
Reich  SS  teuer  zu  belegen,  nicht  erst  unter  Vermittlung  der  Landes- 
steuern  der  Territorien  und  Städte.  Darin  lag  die  allgemeine  po- 
litische Bedeutung  des  „gemeinen  Pfennig".  Steuertechnisch 
war  derselbe,  übrigens  verschieden  geregelt  in  den  verschiedenen 
Fällen  seiner  Bewilligung  und  Ausschreibung,  ein  ziemlich  wirres 
und  willkührlichcs  Gemisch  directer  Kopf-,  Personal-  und 
Standessteuern  mit  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
nichts  weniger  als  ein  auch  nur  für  seine  Zeit  (15.  Jahrhundert) 
leidlich  richtiges  directes  Steuersystem,  von  den  fehlenden  Garan- 
tien der  gleichmässigen  Durchführung  im  ganzen  Reiche  abge- 
sehen. Die  ungefähr  gleichzeitigen  französischen  und  englischen 
Steuern  dieser  Art  waren  indessen  ähnlich  eingerichtet.  Der  will- 
kührliche  Widerstand  einzelner  Reichsstände,  bald  dieses  oder  jenes 
Fürsten,  bald  der  Städte,  bald  der  Ritter  Hess  sich  aber  durch  die 
schwache  Reichsgewalt  bei  der  ungenügenden  Organisation  des  ' 
Umlegungs-  und  Einhebungsverfahren  nicht  mehr  brechen.  Zwi-  *^ 
sehen  1427  und  1551  elfrnal  bewilligt  und  ausgeschrieben  ist  der  S 
„gemeine  Pfennig"   nicht  ein   einzigesmal   auch  nur  einigermassen  ^ 
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Tollstandig   eingegaDgeo.     Mit  nngcstraftcm   Hohn   wiesen   Stände 
ond  Einzelne  oft  die  Zaninthnng  zu  einer  solchen  Steuer  ab. 

S.  bes.  7.  Bezold,  K.  Sigismand,  S.  120  fF.,  Malb'r,  Hoi<Iisstoucrn  S.  12  fl'.. 
Weizsäcker,  Hc.de  über  d.  i^eschicliü.  Eiitwickl.  u.  Idee  einer  all^ttm.  Hriclissteiicr, 
Btii  |H>2.  Zeamcr  S.  157,  Eichhorn  II[,  319,  Walther,  D.  Ke<  lits^esch.  S.  425  ti. 
.Vd  BebpiiJe  der  geplanten  Eiiiriclitaiig  iiia^  augrefUhrt  werd«>ii :  1427  (Kmiikf.  Keichs- 
t>^>:  Kopf-  ond  Standessteuer,  wonach  alle  weltliche  Persone/i  beiderlei  (le- 
S(*-y€cht:»  über  15  Jahre  Alten»,  auch  in  Diensten  stehendi*,  aus  dem  Stande  des  g:o- 
wrioco  Manni'S  je  1  Groschen,  jeder  Kleriker  ohn4>  Hcjietirien  und  Erbgut  2  (JroschtMi, 
jüü^r  Jude  1  fl..  jeder  gewöhnliche  Edle  3  fl.,  jedt^r  Kitter  5  f1.,  jeiier  ..Herr"'  15  H., 
jeder  Graf  25  tl.  zu  A;ihlun  hatte;  dazu  kam  eine  Einkommen-  und  VermOvrens- 
«teuer  ?oii  den  YermOglichen  (also  eventuell  von  denselluMi  Personfn,  die  eine 
Sondeisteacr  schon  zii  zahlen  hatten):  von  allem  Einkommen  der  (ic istliehen 
5*',  (au:»  Ptrüiidcn  und  kirchlichem  (iut),  von  allem  Vermögen  der  l^ien  über  200  d. 
y.  V'j  ä.  von  der  Summ«^  von  200 — 1000  fl.  Werths,  j«*  1  H.  vun  der  holirren  Summt;. 
UU^  die  Einrichtung?  der  Auflegung  u.  Erlutbung  s.  v.  Bezold  S.  l.'Ul,  Müller 
b.  12.  Meistrns  zahlten  nur  (iei^tliche  u.  arme  Leute,  nicht  Adel,  Fürsten,  Stridttr. 
Mancbi-Ti  eingegansrene  Geld  wurde  nicht  abgeliefert  (Nilrnbertc  war  der  (Vntr.U- 
aiU',  u.  das  aI>gelieferto  nicht  vollständig  filr  seinen  Zweck  verwendet,  (ian/  ähnlich 
gijif  es  spater,  1471.  1495  u.  s.  w.  1471  z.  B.  wurde  von  allen  Verui«»g(i)den  lo  7o 
rtA  Einkomm «:n,  von  der  Arbeiter-,  Taglöhner-,  Handwerkerciasse  statt  dessen  »ine 
«bgratufte  Kopfsteuer  verlangt.  Im  Jahre  1495  wurde  ebenfalls  eine  Kupf- 
3i<Qcr  (jeder  Jude  1  fl.  j«^er  andere,  über  15jährige,  wenn  er  weniger  als  500  fl. 
V»:rmugcn,  Vt*  ^-^  verbunden  mit  einer  Vermögenssteuer  beschlossen:  durch 
letztere  warco  aach  Geistliche  und  Weltliche,  Männer  u.  Frauen,  Herren  und  luter- 
tkiaea,  die  über  15  Jahr  alt  und  Q))er  500  fl.  VermOge.n  haben,  mit  Vj  A.  von  500 
6ta  1<ii)0  fl..  mit  1  fl.  von  lOOO  fl.  and  mit  einem  dem  eigenen  Ermessen  überlassencu 
kwh«reB  Betrag«)  von  Vermögen  Qber  1000  fl.  zu  besteuern. 

Dem  Reiche  als  solchem  fehlte  vor  Allem  auch  die  Vcrwaltungs- 
organisation  and  der  Controlapparat  za  einer  solchen  directcn  Bc- 
^oeinng.    Das  macht  neben  allem  Anderen,  besonders  der  Schwäche 
der  Reicbsgewalt  gegenüber  den   Reichsständen ,  Territorialherrcu 
:    Qod  Städten  y    den  geringi^Ugigen  practischen  F>folg  dieser  Anläute 

I    xq  einem  System  directer  Reichssteuern  erklärlich. 

\  -^ 

Die  Bewilligung  auf  1  oder  wenige  Jahre  (14D5  auf  4,  mit  d<'r  ausdrü«  klichen 

Ustet  dfs    Kaisers,   die  Steuern   nach  Ablauf  dieser  Zeit   nicht    wieder  fordern   zu 

V'>ii«tii.    binderte   dann  vollends  eine  ordentliche  Einbürgerung  dieses  Steuer-Systems, 

^  sau   nicht    wie   bei   ähnlichen  Vorgängen   in   anderen  iJindern   auf  eine  Wioder- 

■     iriib^  der  Bewilligung  nach  Ablauf  der  ersten  Frist  zählen  konnte. 


Nicht  einmal  so  erfolgreich  als  diese  Versuche  mit  der  di- 
(  recten  Reichsstener  des  ,,gemeinen  Pfennig'^  war  ein  unter 
Carl  V.  im  Jahre  1522  gehegter  grossartigerer  Plan  zur  Kint'ührung 
önes  allgemeinen  Reichs-Orenzzolls,  also  einer  grossen 
i&di recten  Reichsstener.  Im  Princip  galt  zwar  das  Zoll  recht 
^  königliches  Recht  noch  zu  einer  Zeit  (Sachsen-  und 
Sthwabenspiegcl),  wo  durch  Uebertragung,  Verleihung  und  Be- 
^titigang  von  Zollrechten  an  Territorialherren  und  Städte  sowie 
iirch   Gewährung    von   2k)llfreiheiten    thatsächlich    die  Zölle   fast 

LVf^^n%T,   FtnaniviMenKhmft.  III.  4 
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schon  ganz  dem  Reiche  und  dem  königlichen  Einkommen  ent- 
fremdet waren.  In  den  Wahlcapitulationen  des  14.  und  15.  Jahr- 
hunderts mussten  die  Könige  insbesondere  den  CurfUrsten  Zu- 
sicherungen geben,  es  hierbei  zu  belassen.  Die  Finanznoth  des 
Reichs  führte  indessen  auf  dem  Reichstage  zu  Nürnberg  1522, 
auch  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  einer  directen  Reichs- 
steuer, zu  dem  umfassenden  Plan,  für  die  Deckung  der  Reichs- 
bedürfnisse einen  Reichsgrenzzoll  einzuführen.  Das  Reich  sollte 
hierzu  an  allen  Grenzen  mit  Zollstätten  versehen,  der  Zoll  als 
4  %  Werthzoll  erhoben,  nothwendige  Lebensmittel  (Getreide, 
Wein,  Pferde,  Schlachtvieh,  Käse,  Salz,  Bier  und  alle  für  den 
Gebrauch  des  gemeinen  Mannes  unentbehrliche  Nahrungsmittel) 
frei  bleiben.  Die  leitende  Idee  war,  so  den  Handel  als  sol- 
chen, aber  auch  die  ausländische  Production  zu  treffen. 
Dabei  war  aber  freilich  an  eine  Beseitigung  der  zahllosen  inlän- 
dischen Zölle  und  ähnlichen  Abgaben  nicht  gedacht.  Der  Plan 
selbst  scheiterte  vornehmlich  an  dem  Widerspruch  der  Reichs- 
städte, die  das  Ilandelsinteresse  einseitig  vertraten  und  es  ge- 
fährdet sahen,  während  die  Fürsten  eher  geneigt  waren.  Die  Ar- 
gumente für  und  wider  erinnern  an  ganz  moderne  Beweisführungen 
auf  diesem  Gebiete.  Erst  mehr  als  300  Jahr  später  gelangte  der 
Plan  im  Zollverein  zur  Durchführung.  Freilich  ist  ja  selbst  noch 
in  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  ein  ähnlicher  Plan  auch  in 
Frankreich  sogar  durch  Colbert  nur  erst  theilweise  durchzu- 
setzen gewesen  (§.  64). 

S.  Kankc,  deutsche  (lesch.  im  Zeitalter  der  Reform.  II,  44  ff.,   Falke,  Qcsch. 
d.  deutsehen  Zollwesens  S.  51> — 62. 

§.  23.  Solches  Scheitern  eines  selbständigen  Reichssteuer- 
Systems  zu  einer  Zeit,  wo  schon  in  den  Territorien,  vollends  in 
einem  gnisseren  Staatskiirper  nicht  mehr  ohne  Steuern  auszu- 
kommen war,  erklärt  es,  dass  man,  dem  staatsrechtlichen  Character 
des  „Staatenbundes''  gemäss,  den  das  Reich  mehr  und  mehr  an- 
nahm, seit  dem  15.  Jahrhundert  (K.  Sigismund)  nothgedrungen  zn 
einem  System  von  Matricular  um  lagen  im  Deutschen  Reich 
gelangte.  Die  einzelnen  Reichsstände  übernahmen  dabei  nach 
einem  Anschlage  bestimmte  Summen,  welche  sie  ihrer- 
seits als  Beitrag  zu  den  Reichskosten  auf  ihre  Unterthanen  ver- 
theilten  oder  von  ihren  Landständen  sich  bewilligen  Hessen  (z.  B. 
1486,  1487,  1506).  Im  16.  Jahrhundert  bildete  sich  daraus  als 
endgiltige  Einrichtung  bis  zur  Auflösung  des  Reichs  das  System 


BOmcrmontte.  —  Deutsche  Städte.  51 

der  sogeDannten  Kömermonate,  so  genannt  nach  den  nicht 
mehr  stattfindenden  Romfahrten,  anfangs,  1521  and  später  als 
Beihilfe  zu  den  Ttirkenkriegen ,  allmählich  zur  Aufbringung  der 
meisten,  anders  nicht  gedeckten  Reichshcdürfnisse  gebraucht. 

Die  Manoscliaften,  welche  jeder  Kcichsstand  /u  sirllen  hatt«\  wurden  narh  dorn 
Mo&at5>old  (Keiter  zu  10,  seit  1541  zu  12  fl. ,  Fussknccht  zu  4  il.)  in  (icld  veraii- 
schiaet  und  so  ..Monatsschnldi^keiteir'  —  die  sos:.  Köm«;rmu  natc.  —  in 
<idd  festgesetzt,  die  dann  als  Maass  d«'r  Beihilfe  (so  und  su  vi«*l  „KAux^ruiuDatc*', 
rie  si«:  ?om  Keichstasr  J)ewilligt  wurden)  dientm  (zuitsi  nach  tl«;r  Matrikel  v.  1521). 
Aach  später  wurden  Krie^sausgaben  (so  im  30juhrigen  Kriege)  nach  diesem  Maass- 
Stabe  au3»gesobricben,  wurden  dabei  dann  aber  begroitlich  ToUends  nur  von  den  /um 
Eaiser  haltenden  Ständen  (so  im  .HOjahr.  Krieg  von  Baiern)  ontrichict.  Der  Hetra«? 
^  R5inennonatä  war  anfangs  12^,000  fl. ,  ging  auch  in  gewAhnlirh«Mi  Zeiten  nicht 
isffl'T  voll  ein  und  wurde  später  herabgesetzt.  1787  war  die  INualmatrikcI  öS/isO  t1. 
AQch  di*:s  war  keine  feste,  ein  für  allemal,  sondern  von  besonderer  Bewilliirnng  ab- 
käfigige  Keichscinnahme.  Die  ümleirung  anf  die  Lnterthanm  sollte  gleichniässig, 
äbiK  Exemtionen,  auch  undT  Mitbelastung  der  landesherrlichen  Kammergiltrr  erfolgen, 
im  tVbrigcn  war  sie  den  Landesherren  überlassen,  die  sich  nb«T  an  die  zu  repartircnde 
SaBBie  halten  mussten,  bis  zu  diesem  Betratr  die  Quoten  jedoch  e]c<'cutiviseli  beitrei- 
Wii  durften.  —  Nur  für  die  Unterhaltung  des  Heirhskaui  uiergeri  ch  ts  bestand 
?rit  154^  eine  regelmäs.>ige  Beichssteuer  auf  die  Keiehs?tände  na<*h  einem  besonderen 
BepartitioDSinaassstab.  (S.  Eichhorn  IV^  305,  Walt  her,  S.  42^  u.  schon  Kin.  I, 
1  A-,  §.  SU.) 

3.   Abschnitt. 
Deutsches  Steuerwesen. 

2.    Die  deutschen  Städte. 

§.  24.  Die  politische  Entwicklungsgeschichte  Deutschlands  hat 
es  mit  sich  gebracht,  dass  hier  der  Uebcrgang  alter  Staatsfunctio- 
Den  vom  Reiche  an  die  Territorialgewalten  und  Städte  sowie  der 
spätere  Hinzutritt  neuer  Staatsfunctionen  zum  Wirkungskreise  dieser 
Gewalten  eine  definitive,  nicht  wie  ziemlich  allgemein  anderswo, 
namentlich  auch  in  Frankreich  nur  eine  vorübergehende  Gestaltung 
der  öffentlichen  Dinge  wurde.  Dies  erklärt  es,  dass  in  Deutsch- 
land  das  Finanz-  und  Steuerwesen  aus  einer  selbständigen 
Keichsangelegenheit  Landes-  und  Stüdtcan gelegen h ei ten 
wurden.  Je  früher  und  je  stärker  sich  die  öffentlichen  Thätig- 
keiten  entwickelten  und  damit  die  Finanzbedürfnissc  wuchsen,  je 
anzareicbender  absolut  und  relativ  die  alten,  vielfach  vom  Reiche 
abgerissenen  Einnahmequellen  wurden,  desto  früher  und  umfassen- 
der mossten  sich  eigentliche  Landes- (Territorial-)  und  städ- 
tische Steuern  ausbilden. 

Am  Frühesten  und  Bedeutendsten  musste  diese  Entwicklung 
begreiflich  erfolgen  in  den  Städten,  zumal  den  Reichs-,  den 
älteren  Bischofs  Städten,   welche  sich  von  ihren  Herren  eman- 

4* 
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cipirten  und  selbst  wieder  Mitlelpuncte  kleinerer  Territorialherr- 
scl)arten  wurden ,  und  hier  namentlich  in  solchen  Städten,  welche 
geschichtlich  nicht  ans  Dorfgemeinden  hervorgegangen  waren  und 
denen  daher  grösseres  G rundeigen thum  (besonders  Gemeineigen- 
thum,  Forsten,  Weiden,  Allmenden,  Grundzinse  u  dgl.)  fehlten 
(Basel).  Der  städtische  Finanzhaushalt  wird  hier  na- 
mentlich seit  dem  13.  Jahrhundert  schon  überwiegend  geldwirth 
schaftlich  und  Steuer wirthschaftlich  gestaltet:  hier  ent- 
wickelt sich  zuerst  die  Idee  der  öiTentlich-rechtlichen  Steuer- 
pflicht des  Bürgers  als  solchen  gegenüber  dem  städtischen 
Gemeinwesen  «nls  solchem.  Die  Steuereinrichtung  besteht  regel- 
mässig in  einer  Combination  indirecter  Verbrauchs-  und 
gebührenartiger  Abgaben  (zum  Theil  im  Anschluss  an  die 
älteren  Zölle  und  Marktabgaben,  welche  die  Stadt  vom  König, 
Bischof,  Landesherrn  erl. alten,  öfters  kauf-  und  pfandweise  er- 
worben hatte)  mit  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
directen  Schätzungen,  Grund-,  Vermögens-,  Einkom- 
men-, Personal-  und  Kopfsteuern,  mitunter  auch  Gewerbe- 
steuern. Auch  die  credit wirthschaftliche  Entwicklung 
gerade  des  städtischen  Finanzwesens  ist  bedeutender  als  es 
früher  wohl  angenommen  wurde,  und  hat  schon  hie  und  da  in  zu 
starkem  Umfange,  mit  misslichen  finanziellen  Folgen,  stattgefunden. 
Wie  das  Reich  durch  das  System  der  „Städtesteuern" 
(§.  21),  so  bestreben  sich  auch  die  Territorien  durch  möglichste 
Herbeiziehung  der  Landstädte  zur  Aufbringung  der  „Land be den" 
die  entwickelte  städtische  Steuerkraft  für  Landeszwecke  nutzbar 
zu  machen. 

Die  Arbeiten  von  Hegel,  SchoDberg,  Zeumer,  die  Materialien,  welche  in 
(lern  Werke  der  deutschen  Städte  Chroniken  enthalten  sind,  geben  jetzt  einen  genaueren 
Einblick  in  die  (icstaltang  des  Finanzwesens  der  mittelalterlichen  Städte  und  beson- 
ders auch  in  die  hier  in  Hetracht  kommende  technische  Seite  des  städtischen 
Steuerwesoiis.  Die  Darstellungen  von  Arnold  (Freistädte),  ?.  Maurer  (Städtevcrfass.) 
finden  dadurch  ihre  Ergänzung  und  hie  und  da  Berichtigungen.  Die  U  eberein - 
Stimmung  in  den  wesentlichen  Puncten,  welche  die  Steuer  arten,  die  Combina- 
tion verschiedener  Steuern  im  städtischen  Haushalt,  namentlich  die  Verbindung 
directer  und  indirecter  Steuern  betreffen,  war  ?on  vorneherein  nach  Lage  der 
Verhältnisse  wahrscheiulicli  und  wird  durch  Vergleiche,  z.  B.  zwischen  Ntlrnberg, 
Hamburg,  Mainz,  Basel  bestätigt.  Gerade  das  ist  für  die  vergleichende  Finanz- 
geschichte und  für  die  Finanzwissenschaft  hervorzuheben  und  wichtiger  als  die  Beachtung 
der  Verschiedenheiten,  die  sich  aus  den  speciellen  geschichtlichen  Ereignissen,  zum 
Theil  schon  aus  der  ersten  Entstehung  und  aus  der  Entwicklung  der  einzelnen  Städte 
aus  ßischofsitzen,  Hofgemeinden,  auf  grnndherriichem  Boden  ergeben. 

§.  25.  Von  allgemeinster  Bedeutung  für  die  Erkenn tniss 
des  wahren  Wesens  der  Besteuerung  ist  der  namentlich 
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TOD  Gierke  Yortrefflich  nnd  mit  reichstem  Belegmaterial  geführte 
Nachweis,  wie  io  den  Städten  zuerst  von  eigentlichen  ^ySteacrn'^ 
an  ein  Abstraetam,  an  die  selbständige  städtische  Rechts- 
persönlichkeit als  solche,  daher  zuerst  mit  Kewusstsein  von 
einer  wahren  öffentlich-rechtlichen  Steuerpflicht  des 
Borgers  als  solchen  die  Rede  ist. 

Vgl.  auch  Schönberg,  BaseKs  Fin.  S.  10,  Schmoller,  Epochen  d.  preuss. 
FmioxpoL.  Jahrb.  1S77,  S.  112,  auch  meine  Kin.  II,  S.  204  ft'.,  bes.  aber  (iierke, 
GeB«6seoschafb recht  II,  698  ff.,  742,  754  —  7fiH.  Er  sap^t  hier  u.  A  :  ,.l>i»'  neue« 
offrDtlich-rechtlichen  Abgaben  (die  sich  auf  das  Schärfste  von  den  aus  manichfacheu 
Tit«^Ia  stamineDdeu  Abgaben  und  Zinsen  alter  Art  unterschieden)  hatten  zum  ersten 
Mal  in  D*/aCschland  die  Natur  wirklicher  Steuern.  Die  städtischen  Steuern  (sio 
^iä>en:  steureii.  beten,  gewerfe,  Schätzungen,  losuug.  schosz,  scot,  oder  collectae, 
petitioocs.  precariae.  contributiones  u.  a.  N.  m.)  waren  die  ersten  Beiträge,  welche  ein 
(jeincinw**c»eri  allein  um  des  öffentlichen  Wohles  willen  von  seinen  (jlio- 
dv:rD  als   solchen   forderte.     Einziger  und  zureichender  (irund    für  die   Erhebung 

wir  das   städtische  Bedürfniss Verpflichtet  zur  Tragung   d<*r  Steuer 

Viren  alle  Burger  und  nur  die  Bürger  allein  um  deshalb,  weil  sie  Hürgfr  warr.n. 
....  An  ^ich  war  die  Steuerpflicht  jedes  Bürgers  gleich.  Aber  sie  bestand  darin, 
öich  Verhältniss  und  Vermögen  beizutragen.*'  ((iierke  II,  (»118,  (iUt»)-  M^i'- 
Stadt  als  solche  war  das  Subject  staatlicher  Finanzhohc^it  und  unterschied 
^kk  durch    die  Einrichtung  eines  öffentlichen  Haushalts   von  allen  herrschaft- 

ikbcQ  and    genosseuschafUichen  Verbänden   alter  Art Sie  trat  den  (Einzelnen 

als  (iemein  wesen,  als  höhere  Person   des  öffentlichen  Hechts  gegenüber 

S^.  be&ass  luber  ihren  Privaterwerb  a.  s.  w.  hinaus)  zur  Deckung  ihrer  ünanziellen 
Etrdurfuisse  g'emeinheitliche,  mit  ihrer  staatlichen  Natur  zusammenhängende  Rechte, 
^/f  Allem  da:»  stivltische  Bestcneru  ngsrecht.  Dass«^lb<»  war  ein  Recht  «ler 
i'adt  als  einheitlicher  Person,  ....  das  staatliche  Hob  ei  tsrecht  eines  (i«;- 
Bteiares'jns ,  seine  (ilieder  als  solche  um  dcb  öffentlichen  iiedurßiissi's  willen  zu  be- 
UiV-Q-  eb.  742,  743).  „Die  von  der  Stadt  erworbenen  mit/baren  Regale.  Z«»lle.  Mun/.e, 
Salzmonoftol  wunlcn  Rechte  der  Stadt  als  solcher,  ....  integrirende  Be^taIld- 
ti-ik  ihrer  F'inanzhoheit,  ....  durch  verantwortliche  Heamt«.'  zum  Nut/eu  des  ge- 
Kiii-^n  Wes«Mi3  verwaltet''  Auch  „der  (iedanke  der  öffentlichen  Schuld"  kam 
ifi  fk-r  .Stadt  zuerst  zum  Durchbruch.  Die  Bestimmung  des  Stadtvennögens  ledig- 
ii:h  für  die  öffentlichen  Zwecke  des  Gemeinwesens  bedingte  dann  auch 
Einrichtungen  einer  geordneten  Finauzverwaltu  ng  und  Controle  (eh.  714). 
..M'rbt  wurde  die  Verwaltung  (der  der  städtischen  Rechtseinheit  entsprechenden 
-Staitcassc"  für  die  „Ausgaben"  und  die  „Einnahmen'*  der  Stadt  als  solcher, 
-^.  T.>4  ff.)  unter  Oberaufsicht  des  Raths  einer  besonderen  Behörde,  oft  unter  Ver- 
ö-ÜDüg  mehrerer  nur  zusammen  öffnender  Schlüssel  an  deren  verschiedejie  Mitglieder, 
UiT'^rtraut.  die  cierontliche  Verfügung  dem  Rath  überlassen,  allen  l^etheiligten  Beamten 
WbDungsIeisrang  zur  Pflicht  gemacht  und  Verantwortlichkeit  auferleirt,  fiir  die  ('on- 
7-^  aWr  eine  besondere,  vielfach  aus  Raths-  und  BurgcrausschüSben  gemeinsame 
C'^iLiaissioo  geschaffen**  (eb.  766,  auch  SchÖubcrg,  Bas.  Fin.  S.  23  ff.\ 

So  entwickelte  sich  die  Stadt  also  auch  zu  einer  eigenen 
selbständigen  einheitlichen  Finanzpersönlichkeit,  in  Bezug 
aufweiche  erst  von  wahrhaft  „öffentlichen**,  d.  h.  anerkann- 
ten Gcsanamtzwecken  dienenden  Ausgaben  und  Einnahmen, 
aod  anch  Steaern  za  reden  ist.  Unter  den  Ausgaben  tritt  dies 
i>e5<>nder8  deutlich  bei  denen  für  „der  Stadt  Kau**  (Befestigungs- 
werke,  ößentlicbc  GebUnde),  dann  allmählich  bei  allen  Ausgaben 
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für  städtische  Zwecke  im  Ganzen,    im   Unterschied  von 
Privat-  und  Einzelzwecken  der  Bürger,  hervor. 

(iierke  75$  ff.  Einzelnes  über  die  verschiedenen  Ausgaben  der  Städte  im 
Aligem.  S.  762  ff,  einzelner  Städte  wie  BaseTs  passim  bei  Schönberg,  Nürn- 
bcrg's  Chron.  I,  285-292,  Mainz'  Chron.  XVII,  108  ff,  XVIII,  2.  Abth.,  94  ff., 
10:i  ff.,  Hamburg 's  bei  Usinger.  nach  Kopp  mann,  Histor.  Ztschr.  B.  24  (1870), 
32  ff.  Besonders  charactcristische  Ausgaben  der  älteren  Zeit  sind  die  öfteren  ein- 
maligen, aber  grösseren  fUr  die  Erwerbung  von  Gerechtsamen  und 
Rechten,  insbesondere  der  Quasi- Abkauf  solcher  Rechte  (Gericht,  Vogtci,  Zoll, 
Mttnze.  einzelne  Abgaben  u.  dgl.  m.)  vom  König,  Stadtherrn,  Bischof,  wodurch  die 
mit  diesen  Rechten  verbundenen  Einnahmen  städtische  wurden.  Zur  Aufbringung 
der  Abkaufsumme  dann  wohl  Schuldaufnahmen  oder  ausserordentliche,  z.  B.  Vermögens- 
steuern (Basel). 

§.26.  Das  allgemeine  Entwicklungsprincip  für  das 
städtische  Stenerwesen  formulirt  Hegel  im  Anschlass  an 
seine  Darstellung  des  Nürnberger  Haushalts  also:  ,,Das  Steuer* 
Wesen  liat  sich  in  den  Städten  des  Mittelalters  gleichsam  vorbild- 
lich auf  dieselbe  Weise  entwickelt,  wie  nachher  in  den  grösseren 
Gemeinwesen  der  Staaten.  Man  ist  ausgegangen  von  Grund- 
zinsen und  persönlichen  Leistungen;  man  hat  sich  erst  als  diese 
für  die  Bestreitung  der  vermehrten  Communalbedtirfnisse  nicht  aus- 
reichten hauptsächlich  der  indirecten  Besteuerungs weise  durch 
Zölle  und  Accisen  zugewandt  und  ist  endlich,  als  auch  diese 
eine  weitere  Steigerung  in  Rücksicht  auf  die  unteren  Classen  (?) 
nicht  zuliessen,  bei  der  Vermögens-  und  Einkommensteuer 
angelangt^'. 

(Chron.  I,  2S4).  Ob  dies  ausnahmslos  zutrifft,  mag  dahin  gestellt  bleiben.  Aber 
die  Kegel  wird  es  gewesen  sein.  Wie  Schönberg  für  Basel  zeigt  (S.  14  ff.)  kam 
es  hier  und  kam  es  gewiss  auch  sonst  fUr  Zeit  und  Umfang  der  Ausbildung  städti- 
scher Stcuerwirthschaft  im  einzelnen  Fall  auf  die  Entstehung  der  betrefienden  Stadt 
und  auf  die  davon  mit  abhängige  Verfügung  über  anderweite,  namentlich  domaniaie 
Einkünfte  (aus  Grundbesitz  u.  s.  w.)  an.  Basel  z.  B.  hatte  kein  erhebliches  sonstiges 
(iemeindevermögen ,  weil  es  nicht  aus  einer  Dorf'  oder  Markgemeinde  zur  Stadt  ^ 
geworden  war  (Schönberg  S.  16). 

\ 

Unter  den  städtischen  Einkünften  nicht  oder  nicht  rein  . 
steuerrechtlicher  Natur  finden  sich  die  gewöhnlichen  der 
mittelalterlichen  Finanzwirthschaft  und  einige  speci- 
fisch  städtische  und  dem  Markt-  und  Handelsplatz  ent- 
sprechende: Zinsen,  Renten  von  Grundstücken,  gewerblichen 
Anlagen,  Pacht-,  Mietherträge,  Zinsen  städtischer  Kapitalien,  Ein- 
nahmen aus  eigenem  Landwirthschafts-,  Gewerbe-  und  Handelsbetrieb; 
Bussen,  Gerichtsgefälle  u.  dgl.,  die  durch  Verleihung,  Abkauf,  Pfand-  ' 
Schaft  erworbenen,  ökonomisch  und  finanzwissenschalllich  immer 
steuerrechtlichen,  nach  damaliger  Auffassung  und  gelteudem  Recht 
gemäss  aber  nicht  zn  den  Steuern  gerechneten  Zölle  und  Markt-  ^ 


i 
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abgaben,  ferner  Geleitsgeld,  Regale  (Salz),  Münze,  JudenBteuern 
(Sehatzgelder  xl  a.  m.);  gebtthrenartige,  mit  Elementen  förmlicher 
Steuern  vermisebte  Niederlaggelder  (z.  B.  vom  Waidhaas,  Tach- 
baos  in  Nürnberg),  Marktstandgelder,  Wagegelder  (Stadtwage), 
geirerbliche  Concessionsgelder,  endlich  Bürgerrechtsgelder  (für  Auf- 
nahme  in's  Bürgerrecht),  Antheile  an  Zanftgebühren  und  mancherlei 
einzelnes  Derartiges  mehr. 

Gierke  IL  754;  Beispiele  aas  Narnber^,  13SS,  bei  Hegel.  Chron.  I,  277  lt., 
US  Mainz  eb.  XYII,  108,  aus  Hambarg,  Hist.  Zbchr.  B.  24,  S.  28. 

§.  27.  Die  regelmässig  auf  besonderer  Ermächtigung  (des 
Königs  bei  Reichsstädten,  des  Bischofs  bei  Bischofsstädten,  des 
Landesberm,  Grundherrn  bei  den  betreffenden  anderen  Städten) 
beruhende  Erhebung  indirecter  Steuern  hat  sich  wohl  öfters 
an  die  alten  Zoll-  und  Marktabgaben  angeschlossen  und  stellt  dann 
eine  Art  Erweiterung  und  Ausdehnung  derselben  dar.  Zum  Theil 
bestehen  diese  indirecten  Abgaben  in  besonderen  Abgaben  auf 
einzelne  marktgängige  Waaren  und  namentlich  auf  wichtige  Ver- 
zebrnngs-  und  Genussmittel  (besonders  Getränke,  Wein, 
Bier,  aber  auch  Korn,  Salz  u.  a.  m.)  und  werden  an  den 
Hören  (Thorsteuer,  Octroi)  oder  auf  dem  Markte,  in  den 
Lagerhäusern  bei  dem  Wägen  und  Messen,  beim  Verkäufer 
nnd  Wirth  oder  beim  Consumenten  erhoben.  Sie  führen  den  Namen 
Ungeld  (Ungelt),  Cise,  Accise  (ascisia)  und  sind  als  eigent- 
liche Steuer  anzusehen,  auch  als  solche  schon  damals  aner- 
kannt und  empfunden  worden.  Ob  und  wieweit  sie  indirecte, 
Tom  Ausleger  auf  den  Consumenten  tiberwälzte  (Fin.  II,  164,  268; 
waren  nnd  sein  sollten,  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen.  Einzelnes 
Characteristische,  wie  z.  B.  die  gelegentlich  vorgekommene  Erhebung 
des  Wein  Ungelds  mittelst  Einführung  eines  kleineren  Maa.sses  als 
des  Rblichen,  wobei  die  Differenz  den  Steuerbetrag  darstellte,  deutet 
auf  die  Absicht,  gerade  den  Consumenten  als  solchen  zu  treft'cn, 
deatlich  hin.  Sonst  wirkten  solche  Abgaben,  wie  die  älteren  Zölle, 
aber  auch  wohl  als  Handels-,  Gewerbe-,  Schankwirths  und  Prodn- 
centensteuern,  sei  es  bloss  thatsäcblich,  sei  es  auch  beabsichtigter- 
maassen,  mit.  Die  Erhebung  des  Ungelds  erfolgte  wie  diejenige 
der  meisten  speciell  städtischen  Steuern  gewöhnlich  von  Anfang  - 
an  in  Geld;  doch  zeitweilig  auch  hie  und  da  wohl  in  Natural- 
qaoten. 

Solche  Acciseu  kamea  auch  im  Ausland  (Sicilieii  s.  o.  S.  40,  öOll^tiges  Italieu, 
i.  B.  iii  Veuedi^,  in  Frankreich)  vor.    Für  die  cinzcluo  Stadt  ist  ihre  Einfuhruuj^szeit 
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nicht  immer  bekannt  (z.  R.  nicht  für  Nürnberg^.  Im  12.  nnd  13.  Jahrb.  finden  sie 
sich  schon,  sind  aber  wohl  noch  selten,  im  14.  werden  sie  häufiger,  im  15.  und 
späterhin  werden  sie  allgemein  und  haben  sich  dann ,  später  mit  als  Staatssteuem, 
bis  in's  19.  Jahrhundert,  ausserhalb  Deutschlands  (Italien,  Frankreich,  Oestcrreich) 
als  förmliches  ausgebildetes  Octroisystem  und  auch  iu  einzelnen  deutschen  Ländern, 
wenigstens  in  einigem  Umfang  bis  in  die  Gegenwart  erhalten.  S.  u.  tlber  Frankreich 
g.  56,  61,  62. 

Beispiele  von  Ungeld    und  ähnlichen  Verbrauchs-  und  Yerkehrsabgabcu  im 
14.  und  15.  Jahrhundert  sind:   Hamburg  zunächst    nur  Accise  auf  fremdes  Bier 
(accisa  cerevisiae   alienae).   —    Ntlrnberg,   jedenfalls  schon  vor   1377;   i.  J.  13SÖ 
mehr  entwickelt  (»ach  dem  Vorschlage  des  deshalb  lange  Zeit  sehr  verhassten  Visirers 
Peuntinger),  bes.  für  Getränke  (Wein,  Bier,  Meth),  bei  Wein  mit  Unterscheidung  der 
Herkunft  (und   Qualität?),    Frankenwein   per  Fuder  mit  2,  Rheinwein  mit  3,  Wälsch- 
wein  mit  (>  11.,  wobei  das  Ungeld  bei  WitiKierausfuhr  des  Weins  aus  der  Stadt  auf  das 
Land   zurückgezahlt,   also   wohl  eine   Verbrauchsteuer  des  Consumenten  beabsichtigt 
wurde.     Mehr  als  der  dritte  Theil  der  städtischen  Einkünfte  kam  damals  aus  dieser 
Steuer.     1390  wurde  aurh  für  Salz  eine  Steuer  eingeführt  (Chron.  I,  281).  —  Mainz. 
Hier  in  der  1.  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  (1438  ff.)  ausgedehnte  Ungeldcr  und  andere 
verwandte  Abgaben,  die   Hegel  a.  a.  0.  systematisch  zusammengestellt  und  erörtert 
hat  (im   Anschluss   an    Finanzrechnungen).      Das  Ungeld,     früher  dem    Erzbischof 
gehörend,  später  die   Haupteinnahme  der  Stadt  umfasste  ein  Mehl -Ungeld  (ind.  für 
auswärts  gebackenes,  in   die  Stadt  gebrachtes  Brot;  Geistliche  und  ihr  Gesinde  frei); 
ein  Wein-Ungeld   vom   Zapfwein  (Pfaffen,   Geistliche   für  eigenes  (iewächs   frei); 
ein   Mutte- Ungeld,    beim   Verkauf   von  Getreide    und   anderen   trockenen   Früchten 
(nach  dem   Maass,  Mutte,  modius,  genannt),  ein  Salz- Ungeld.    Ausserdem   erhebt 
die  Stadt  Kräh  n gel d  und  verschiedene  Arten  Zölle  (die  sog.  „Rudo",    vom  Wein, 
wohl  als  Thorsteuer,   bei  Aus-,  Ein-  und  Durchfuhr,  in   verschiedenem  Satz,  je 
nachdem    eigenes    (iewächs    und   fremdes.   Burger  und  Andere  die  Pflichtigen);  ciu 
Wege-Ungeld,  nach  dem  Rad  des  bcladenen  W'agens  und  Karrens;  einen  Rh  ein - 
zoll    („Zoll'' kurzweg),  in   Quoten   vom   König  erlangt,   besonders  vom  Wein.    Ferner 
hat  die   Stadt  eine  gebühren-  und   steuerartige  Abgabe  nach  einem  Waarcntarif  für. 
die   in    das    Kaufhaus    eingelegten   Waaren   beim   Verkauf  und    einen  allgemeinen 
„Pfund zoll"  vom  Werth  der  zum  Verkauf  gebrachten  Waaren  (17*  Vo)  (™it  ge- 
wissen Exemtionen)  erhoben,  der  ebenfalb  früher  dem  Erzbischof  gehörte.    Das  un- 
geld und  die  meisten  anderen  Gefalle  waren  noch  Anfang  d.  15.  Jahrh.  verpachtet, 
jährlich  an  Bürgerconsortien ;  später  trat  aus  finanziellen  (iründen  und  um  Missbräuche 
-  des  Raths  zu  beseitigen  mit  gutem  Erfolg  allgemein  Eigen erhebung  ein.  —  Auch 
in  Basel  finden  sich  im  15.  Jahrb.  Ungelder  und  ähnliche  Abgaben,  über  die  Schön- . 
berg    einige    Einzelheiten    mittheilt.      Ein    Wein-Ungeld    und    ein    Mehl- Ungeld 
liefern  einen  Haupttheil  der  städtischen  Einnahmen,  woneben  kleinere  Posten  mancherlei 
zolUrtiger  Abgaben  (Seh.  S.  155,  191  if.).     Auch  indirecte  Fleischsteueni  des  Metzgers 
(cb.  269).    Namentlich  während  des  grossen  Menschenverkehrs  in  der  Zeit  des  Baseler 
Concils  war  der  Ertrag  des  Ungelds  bedeutend  und  durch  ein  neues  W^cin- Ungeld 
in    Wirthshäusern    erheblich    gesteigert   (eb.    S.  192    Note).     Zeitweilig   kamen   auch 
directe   Aufwandsteuern,    so   eine  Weinsteuer  vom  privaten  häuslichen  Weinver- 
brauch  des   (Konsumenten,    unter  Forderung   eidlicher  Angabe  des  Verbrauchs  vor 
(•*b.  S.  262  n.).     Ausserdem  Pfundzölle,  auch  Verkehrssteuern,  so  bei  Waaren- 
käufen  zum  Zweck  des  Wiederverkaufs  ein  Pfundzoll  von  1%  7o  ^^^  Kaufpreises,  sogar 
eine  gleiche  Steuer  bei  Geldanlagen  in  Korn-  und  Weingultenkäufen,  in  Zinsrenten- 
käufen  oder  verziuzlichen  Darlehen  (eb.  267).    Diese  Steuern  z.  Th.  als  vorübergehende, 
ausserordentliche.     Weitere  Beispiele  von  Wein-,  Fleischsteuern  („böser  Pfennig"  vom 
Zapfwein  in  Wirthshäusern)  eb.  S.  337  fl.,  428,  452,  456. 

Bei  der  loealen  Abgeschlossenheit  (UmmaueruDg,  Thor- 
controle),  der  corporativen  Gestaltung  des  Gewerbes,  der 
Kleinheit  der  Bevölkerung^;,   endlich  bei  der  leichteren 

')  Auch  in  sogen,  „grossen''  Städten,  das  Hauptergebniss  der  neueren  histori^ch- 
statist.  Untersuchungen  Hegers,    Schöubcrg's,  Bucher's,  Jastrow's  u.  A.  m. 
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CoDtrole  anter  solchen  ßevöIkernDgsTerbältnissen  begreift  sich, 
dass  die  Uogcliler  and  ühnlicbc  Abgaben  auch  steuertcchniHc  h 
sieh  empfohlen  haben  mögen.  In  allen  diesen  Beziehungen, 
aa&ierdem  nach  den  Aenderangen  der  Productionstccbuik  und  der 
CoDsamtionssitten,  sind  die  modernen  städtischen  Verhältnisse 
lodere,  welche  stenertechnisch  diese  Steuern  erschweren, 
wenn  anch  die  grosse  Bevölkerung  gewöhnlich  eine  günstigere 
(kleinere)  Quote  Ton  Erhebnngskosten  ergicbt  Auf  dem  platten 
Linde  lagen  ehemals  und  liegen  noch  heute  —  von  Grcnzzöllen 
DBd  indirecten  ir^'teuern  im  Anschluss  an  die  Productionsstätten, 
wie  schon  iiii  Mittehilter  bei  den  ISalzwerkcu,  abgesehen  —  die 
steaertecbnischeu  Verhältnisse  für  indirecte  Steuern  schwieriger 
als  in  den  Städten:  begreiflich,  dass  sie  sich  dort  später  und 
weniger  entwickelten,  wie  sich  auch  im  deutschen  Territorial 
FlDaozwcscii  und  in  der  rranz"isischen  Staatsbesteuerung  zeigt. 

§.  28.  Neben  diesen  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
stenem  finden  sich  in  den  mittelalterlichen  Städten  eigentliche' 
direete  Steuvrn  anch  früh.  In  ziemlicher  technischer  Durchbildung 
lod  in  verdchiedenen  Formen  wollen  sie,  der  (luantitativen  und 
qualitativen  DifTerenzirnng  des  städtischen  Vermögens  und  Erwerbs 
^äss,  in  der  Kegel  die  wirthschat'tlichc  Leistungsfähig- 
keit (Fin.  II,  334,  348)  berücksichtigen,  und  zwar  gewöhnlich 
nach  dtni  Priucip  der  Proporti onalbesteucrung,  gcniäbs  der 
ablieben  AnlTas^ung  der  Gerechtigkeit  vom  rein  finanziellen  Stand- 
ponete  ans  (Fin.  II,  283  fT.).  Daher  finden  sich  in  der  Kegel  keine 
allgemeinen  gleichen  Kopfsteuern,  sondern  nur  etwa  solche  für 
die  unterste  Bevölkerungsschicht  (Arbeiterdusse  und  ähnliche),  und 
diese  Kopfsteuern  dann  als  Theil  eines  allgemeineren  Steuersystems, 
in  welchem  die  Wohlhabenderen  nach  dem  Vermögen  oder 
auch  nach  dem  F^in kommen  besteuert  werden.  Hierbei  erfolgt 
ai^o  eine  tlir  die  städtischen  Verhältnisse  characteristische  Ilinwcg- 
setzorg  tiber  die  Standesverhältnisse  (welche  z.  B  beim  „ge- 
meinen Pfennig''  so  deutlich  hervortreten)  und  eine  Anerkennung 
Mogs  wirt bschaftlicher  Differenzmomente  in  „moderner"  be- 
kannter Weise.  Diese  Vermögens-  und  Einkommensteuern  suchen 
eebon  die  verschiedenen  Bestandtheile  und  Arten  von  Vermögen 
snd  Einkommen  auf,  nennen  speciell  was  sie  treffen  wollen,  was 

uS-r  üurD*»erp,  Mainz,  BascJ,  Fraukf.  a.  M.,  Dresden,  Stra&>bur^,  obwohl  vielleicht  die 
reade  r*:lativ  hoheu  Erträgnisse  der  ünirelder  and  Zölle,  z.  W.  in  Bctrell  Mainz',  doch 
»itii*r  Zweifel  erwecken,  ob  eine  so  kleine  Bevölkerunjr  solche  Reträgc  indirecter 
^taeni.  nach  dem  reellen  Kaofwerth  des  Geldes  gemessen,  auf1)ringeu  konnte. 
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nicht  (z.  B.  bleibt  mitunter,  aber  nicht  immer,  gewisses  Nutzver-  , 
mögen  frei).  Das  wichtigste  und  weitverbreitete  Hilfsmittel  ist  die  , 
eidliche  Selbsteinschätzung  vor  Steuercommissionen  —  da-  i 
her  „Eidsteuern"  — ,  gewöhnlich  ohne  genügende  Controlen,  , 
doch  mit,  gelegentlich  recht  scharfen,  Strafen  für  falsche  Angaben,  , 
auch  für  unterbliebene  Angaben  und  verzögerte  Zahlung;  ander- 
seits —  characteristisch  —  mit  strenger,  ja  strengster  Geheim- 
haltungspflicht der  Organe,  vor  denen  —  wohl  regelmässig  mttnd-  . 
lieh,  nach  entsprechender  Ladung  und  unter  Pflicht  des  persön-  ' 
liehen  Erscheinens  —  fatirt  wird. 

Solche  Vermögens-  und  Einkommensteuern  sind  sonst  gewöhn- 
lich bezüglich  der  Steuer subjecte  allgemeine,   zwar  zunächst 
der  Bürger,  dann  aber  auf  die  „Einwohner^^  überhaupt  ausgedehnt, 
mitunter  auch  auf  Adlige  vom  Lande,  die  in  der  Stadt  wohnen,    ' 
nur  die  Geistlichkeit  etwa  befreit  (bei  ausserordentlichen  Steaem 
auch  sie  nicht  immer);  und  die  „kleinen   Leute"  (Aermeren)  nur 
etwa  von  dieser  Steuer  frei,  als  vermögenslos,  dafür  aber  öfters  ' 
von  der  Personal-  oder  Kopfsteuer  getiofl*en.    Auch  in  Bezug  auf 
die  Steuer objecte  sind  diese  Steuern  gewöhnlich  allgemeine  ^ 
abgesehen  von  etwaiger  Freiheit  von  Theilen  des  Nutzvermögens  ^ 
(z.  B.   Kleidung,  Rüstung,   Waffen),  sonst  aber  alle  Arten  Ver- 
mögensobjecte,  insbesondere  die  ertraggebenden,  treffend.    Schwie-  ^ 
rigkeiten  und  Streitfragen  über  die  objective  Grenze  der  Steuer-   • 
pflicht   entstehen  auch  hier  schon  zwischen  Stadt  und  Land  und   ' 
zwischen  verschiedenen  Städten,  wenn  der  Sitz  des  Steuersubjeets.  '^ 
(vermögenbesitzender  Bürger)  und  seiner  Vermögensobjecte  (Häuser,  • 
Grundstücke,  Zinsen  und  Gülten)  local  nicht  derselbe  ist  (Fin.  II,  ^ 
320  fl*. ,   Verhältnisse    der   „Forensen").      Die   Stadt    sucht  alles  .■ 
Vermögen  ihrer  Bürger,  wo  es  auch  liegt,   zu  besteuern,  aber  v 
gcräth   dadurch   eben   in  Collision  mit  anderen  Steuerrechten  und  *^ 
Pflichten.     Aehulichc  Schwierigkeiten  erheben  sich  auch  bei  Ver-  ^ 
mögenssteuern ,  mehr  noch  bei  eigentlichen  Real-,  Grund-  und  6e-  H 
bäudesteuem,    wenn    zu   besteuernde  und  etwa   bisher  besteuerte  ^ 
Objecte  von  Bürgern  an  steuerfreie  Personen,  besonders  Geistlicb-  *i\ 
keit,  Stifter,  Adel  übergehen  und  nun  von  diesen  Steuerfreiheit  be-  .!^ 
ansprucht  wird.     Hier  sucht  man  sich  durch  den  Rechtssatz:  res  H| 
transit  cum   onere  suo,   also   durch    Radicirung  der  Steuerpflicht  ?^ 
reallastartig  auf  das  Object  zu  helfen:  wohl  einer  der  Gründe,  dass  ^t^ 
eigentliche  Grund-  und  Häusersteuern  entstanden  oder  aus  Ursprung-  'S 
liehen  Vermögenssteuern  hervorgegangen  sind.  :^ 
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Vermögens-  nod  Einkommcnsteaern  sind  endlich  wobl  anfangs 
nehr  als  ansserordentliche  aufgekommen,  bei  besonderem 
Bedarf  oder  Ausfall  anderer  Mittel,  dann  aber  doch  vielfach  regel- 
Biiss ige  Steuern  geworden,  neben  denen  gelegentlich  aber  wieder 
noch  ansserordentliche  erscheinen.  Die  mittelalterliche  Stadtver- 
&ssiing  bot  anch  für  diese  directen  Steuern  die  Mittel,  sie  passend 
eiszoricbten  und  die  ehemaligen  städtischen  wirthschaftlichen  und 
socialen  Verhältnisse  erleichterten  immerhin  die  Veranlagung  mehr 
ils  die  modernen  es  thun.  Die  zwar  keineswegs  fehlende,  aber 
doch  damals  viel  geringere  Ausbildung  der  Creditwirthschaft  im 
Prirat^erkebr  ist  ein  hierbei  zu  berücksichtigender  Umstand. 

Ausser  solchen  allgemeineren  directen  Steuern  finden  sich  in 
den  Städten  eigene  Realsteuern,  besonders  Grund-  und  Ge- 
bäadestcnern.  Ihre  Ausbildung  als  auf  dem  Object,  dem 
städtischen  Grundstück  als  solchem  haftende  Steuern  in  festem 
5atz  (Hauszins)  wnrde  indirect  durch  die  Exemtionsrechte  der 
pri?ilegirten  Stände,  besonders  der  Kirche  und  Geistlichkeit  be- 
^D«tigt  Namentlich  Hess  sich  durch  Anknüpfung  der  Steuer- 
pflicht  an  das  Object  selbst  wenigstens  die  immer  weitere  Aus- 
dehnung der  Steuerfreiheiten  städtischer  Grundstücke  beim  Ucber- 
faog  von  Bürgern  an  Privilegirte  und  somit  die  Mehrbelastung 
des  übrig  bleibenden  bürgerlichen  Realitätenbesitzes  verhindern. 
-  Endlich  sind  auch  hie  und  da  schon  Gewerbesteuern  in 
Städten  zu  finden,  welche  speciell  von  den  Gewerbetreibenden  als 
st)Iehen  als  besondere  directe  Steuern  oder  als  ein  eigener  Theil 
eines  allgemeineren  directen  Steuersystems  zu  entrichten  waren. 

BL'iäpicl''.  S.  die  oben  S.  35,  53,  54  angeführten  Schriften,  auch  Zeumer, 
riii'^atcaem  S.  59  11.  In  grösster  Ausführlichkeit  unter  Darlegunir  allt.'S  festzubtellenden 
I'rVvil>  schildert  bes.  Schöubcrg  die  Baseler  direct«;n ,  niiinlich  VjTuiö^'cnb-  und 
Perioaala'cuerii  des  15.  Jahrhundert  «ach  der  technischen  Seite.  Es  handelt  sich  daWri 
8Z.  ausser  ordentliche  Steuern,  welche,  mehrfach  in  Verbindung  mit  jrleichzcitig 
♦■D^cfrihrtea  indirecten  Steuern,  zur  Deckung  ausserordentlicher  Hedürfniss«-  (Kricus- 
lA^^,  Ankauf  von  Hechten  und  Landgebiet.  Abzahlung  von  Schulden,  li«'Lrelung 
ifkwierig  gewordener  oder  so  zu  werden  drohender  Finanzlage  im  Allgemeinen)  di^nrn. 
li.-  eiazelnen  aufgelegten  Steuern  weichen  in  einzehun  Puncten  von  einander  ab. 
^rrWiUulich  sind  die  Steuern  Classensteuern,  welche  für  gewisse  Vermögens- 
'bifeeü.  z,  B.  von  1000—1500,  von  1500—2000  11.,  feste  Steuersätze  haben  (demnach 
•iir.  Obergrenze  etwas  leichter  als  die  Untorgrenze  trelFen,  ebenso  wie  in  d<T  heutigen 
preiiöi5<heü  Classcn-  und  Einkommensteuer),  in  der  Keirel  mit  umgekehrt  pro«rressivem 
Ütrterfaai^.  Steuersubjecto  sind  alle  weltlichen  Personen,  die  geistlichen  gewöhnlich 
3Kht.  St.;uer«>bject  war  das  Nutzvermögen  seinem  Werthe  nach  mit ,  ganz  kleines 
Termdsren  ward  einmal  in  den  von  Schönberg  angeführten  Beispielen  frei  «gelassen. 
^'iTm5g»;nalo»e  Personen  zahlten  meist  eine  Personalsteuer  im  Betrage  des  niedrigsten 
Vermi^en5Steuen>atzcs.  Einmal  wnrde  auch  eine  allgemeinere  gleiche  Personalstcuer 
te^ea  der  Yermöj^enssteaer  von  allen  über  14  jähr.  Personen  erho)>en.  Zur  Besorjrunjr 
i':i  Steaergcsohäfts  wurden  eigene  Steuerherren  ernannt,  vor  denen,  unter  strenger 
^ttlX  zur   Geheimhaltung  fttr  sie,  die  Vermögen  nach  <lem  (icldwerth   eidlich    zu 
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fatircn  waren.  Sic  hatten  dabei  als  Controlmittel,  um  richtige  Angaben  zu  erzielen, 
das  Recht,  ein  Vermögen  zu  dem  fatiHen  Geldpreis  zn  übernehmen,  wenn  ihnen 
letzterer  zu  niedrig  erschien.  Aehnliche  Bestimmungen  auch  ai»  anderen  Orten,  z.  B. 
in  Augsburg.  S.  Zeumer  S.  65  fl".,  69,  Schönberg  a.  a.  0.  S.  132—137  (auoh 
daselbbt  Daten  für  andere  Städte). 

In  Nürnberg  heisst  die  hier  seit  dem  14.  Jahrb.,  zuerst  aU  ausserordentliche, 
später  als  ordentliche  vorkommende  directe  Steuer  die  „Losung*",  eine  kleine  Kopf- 
steuer ?on  jedem  Burger,  dann  eine  SVs  Vo  Vermögenssteuer.  Auch  hier,  wie  damals 
in  vielen  anderen  Städten,  eidliche  Selbstschätzung  und  (ieheimhaltung,  anrangs  sogar 
der  Summe  der  Steuer.  Im  15.  Jahrb.  (1427)  wird  der  Steuerfuss  nach  den  Ver- 
mögensobjecten  und  Ertragsquellen  unterschieden  (von  fahrender  Habe,  Kapital- 
ziuäen,  Leibgeding,  ewigen  (iulten  aus  (irundbcsitz  u.  s.  w.).  Der  Ertrag  damals  das 
Doppelte  des  IJngcldes  (Chron.  I,  282  fT.).  —  In  Mainz  bestand  um  dieselbe  Zeit  (14S8) 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer  u.  d.  N.  „Schätzung",  von  allem  liegenden  und 
fahrenden  (iut.  Grundstucken,  Hausguräth,  Kleinod,  Waffen,  Kleidung,  jährlich  zn  1, 
zeitweise  zu  iVs  %  ^^u»  Wcrth,  in  Zeiten  des  Zunftregiments  vermindert;  daneben 
ausserdem  eine  gleichhohe  andere  directe  Steuer,  „Heerd Schilling",  Vt  A-  p.  Haus- 
halt, für  die  Aermeren,  die  nur  bis  50  fl.  zur  Schätzung  bteuerten,  1  fl.,  auch  dies 
Später  ermässigt.  Auch  die  Judensteuer  gehörte  der  Stadt:  die  Judeuschaft  zahlte  ' 
ein  Pauschale,  neu  aufgenommene  Juden  eine  besonders  fcstgCNtellte  Summe,  Chron. 
XVIII  a.  a.  0.  —  Auch  Hamburg  hatte  schon  im  14.  Jahrh.  im  Schoss  seine 
directe  Vermögenssteuer  der  Bürger,  Hist  Ztschr.  B.  24,  S.  29.  —  Aehnliche  Ver- 
mögenssteuern in  Strassburg,  Augsburg,  Frankfurt  a.  M.,  Braunschweig, 
scbles.  Städten  u.  v.  a.  m. 

lieber  die   Ansprüche  der   Kirche    und   Geistlichkeit  auf  Steuerfreiheit  ; 
und   über  die  Vorbehalte  der   Besteuerung  beim  Uebergang  von  bürgerlichen  Grund- 
stucken an  die  Geistlichen  s.  z.  B.  für  das  14.  Jahrhundert  (Wien):    Bruder,   Finanx*  '' 
pol.  Rudolfs  II.  S.  47  ff.,   107  ff.     Im   Allgemeinen    über  die  Entstehung   städtischer  ; 
(iebäudesteuern   und   deren   Entwicklung  s.  v.  Myrbach,   Besteuer.  der  Gebäude  in 
Üe^terr.,  Tüb.  Ztschr.  1SS4,  XL,  549  ff.,   wo  die  selbständige  Entwicklung  der  Hans-  - 
steuern  als  reiner  Ertragsteuern,  nicht  aus  der  Grundsteuer  heraus,  für  Deutschland 
nachzuweisen   gesucht  wird ,  doch   wohl  in  zu  weiter  (icncralisirung  partiell  richtiger 
Thatsachen.     Auf  den  Zusammenhang  mit  der  Vermögenssteuer  weist  auch  Myrback  : 
hin.  eb.  556,  559  ff.     Wie  die  Exemtionsansprüche  von  Adel  und  Clerus  dazu  fühlten,  * 
dass  der  „auf  den   Hausbesitz    fallenden   Quote  der  Stadtsteuer  der  Character   einer 
Heallast  beigelegt  wunie'\  wird  von  ihm  gut  ausgeführt  (eb.  S.  561  ff.). 

4.  Abschnitt. 
Deutsches  Steuerwesen. 

3.    Die   dentscheD  Territorien   und  Einzelstaaten. 

u 

V 

a)  Entstehung?  und  Entwicklung  der  Steuerwirthschaft.  .| 

lieber  den  aitgemeinen  Entwicklungsgang  vgl.  Fin.  II,  105  ff.,  bes.  201  ff.  (Be- !) 
Ziehung  der  Bebteuerung  zur  inneren  politischen  Verfassung),  auch  S.  169  ff.  (Be-y; 
Ziehung  zur  Organisation  der  Volkswirthschaft). 

§.29.  In  den  geistlichen  und  weltlichen  Territorien, 
bleibt  dem  Finanzwesen  sein  älterer  Character  nicht  nur  das^ 
ganze  Mittelalter  hindurch,  sondern  bis  in  das  17.  Jahrhundert  in^ 
der  Hauptsache,  selbst  über  diese  Zeit  hinaus  noch  in  einem  ge-^^ 
wissen  Maasse  gewahrt,  wenn  auch  hier  ziemlich  allgemein  die!^ 
Periode  nach  dem  30jährigen  Kriege  in  der  zweiten  Hälfte  des^ 
17.  Jahrhunderts  in  der  Geschichte  der  Besteuerung  Epoche  macbt^ 
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EDtsprecheDd  der  allgemeiD  vorbcrrschendcn  Nainralwirthschaft 
d  der  VerwaltnngsorganisatioD  liegt  der  Sehwerpunct  Jahrhunderte 
igaachhierin  per85Dlichen  Dienstpflichten  und  Natu- 
lliefernugen,  ähnlich  wie  früher  im  Reiche  selbst.  Die  wich- 
sten EinkÜDfle  fliessen  ans  dem  Grundbesitz  des  Fürsten  (Reichs- 
te AUod,  Lehen);  aus  Gefällen  in  Verbindung  mit  diesem  Besitz, 
I  gericbtlicben  nnd  Verwaltungsgebühren,  Strafgeldern  u.  dgl., 
B  Begalien,  Zollen  u.  s.  w.  Der  vom  persönlichen  und  Hofbedarf 
!bt  getrennte  üffenf liehe  Finnnzbedarf  ist  rechtlieh  zunächst  auch 
I  diesem  Einkommen  zu  bestreiten  und  wird  daraus  in  normaler 
it  auch  regelmässig  thatsächlich  bestritten.    (Fin.  I,  3.  A.  §.  213.) 

Nur  in  wenigen  besonderen  Fällen  wird  eine  Rech tsp flicht 
r  Laudesbewohner  (der  ^^Unterthanen^'  im  bloss  politischen 
loe,  im  Unterschied  Ton  den  grnnd herrlichen  Unterthanen)  zu 
sonderer  Hilfeleistung  aus  ihren  Mitteln  —  insofern 
r  Steuerzahlung  —  anerkannt:  gewöhnlich  in  den  ,,drci 
Deu^'  des  FendalrecMs,  beim  Ritterschlag  des  Sohns,  bei  der  Aus- 
ttong  sieb  verheirathender  Töchter  des  Landesherm,  bei  etwaiger 
idlicher  Gefangenschaft  des  letzteren,  wo  es  ihn  auszulösen  gilt, 
so  kommt  aber  wohl  der  dem  Gebiete  eigentlich  und  unmittel- 
r  5f f e ntlichen  Interesses  angehörige  Fall  der  ,, «i  1 1  g e in e i n c u 
indesnotb",  besonders  des  Finanzbedarfs  (an  Geld  und  Sacli- 
tero)  für  Kriegszüge  und  Kriegsführung,  namentlich  im 
ichsdienste,  zum  Sohntz  der  eigenen  Landesgrenzen,  zur  Ver- 
iboDg  des  eingedrungenen  Feindes.  Zunächst  zu  Zwecken  der 
.'pression  und  überwiegend  der  Defensive,  dann  aber  doch 
eh  schon  zn  Zwecken  der  Prävention,  daher  zur  Bereitstellung 
ics  Heeres,  nnd  zu  politisch  und  militärisch  gebotener  Offen- 
ve.  Diese  Verhältnisse  fallen  practisch  bereits  mehr  ins  Gewicht, 
ichen  sich  in  den  Begründungen  der  Steaerforderungen  deutlicher 
beod  nnd  geben  auch  wohl  schon  als  Momente,  welche  eine 
enerforderüDg  des  Landesberrn  rechtlich  begründen,  in  das  Lan- 
»echt  über. 

Je  unzulänglicher  die  Lehens- Wehrverfassung  wird,  desto  stärker 
in,  anfangs  mebr  /u  ihrer  Ergänzung,  später  /n  ihrem  Ersatz,  so 
M  Finanz  bedUrfniss  für  Kriegszwecke,  wenn  auch  zu- 
itiist  als  ansserordentliches  und  vorübergehendes  nur 
»gewissen  Zeiten,  hervor.  Die  Berufung  auf  die  Thatsaclicn, 
^  (las  gewöhnliche  domaniale  n.  s.  w.  Einkommen  des  LandcM- 
'Bro  ftir  diesen    wabrhaft    öffentlichen   Landesbedarf 
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nicht  ausreiche  und  bei  den  vorgekommenen  Ereignissen  bereits 
nicht  ausgereicht  habe,  dass  daher  hätten  Schulden  aufgenommen, 
Guter  und  Renten  und  sonstige  Einnahmequellen  (z.  B.  Zolle,  Ge- 
richtsgcfälle,  ganze  Städte  mit  ihren  Abgabepflichten)  hätten  ver- 
pfändet werden  müssen,  oder  dass  das  ohne  anderweitc  Hilfe  sofort 
unvermeidlich  werden  wUrde,  —  die  Berufung  auf  solche  That- 
sachen  ist  es  denn  auch,  die  vom  13.,  mehr  noch  vom  14.  and 
ziemlich  allgemein  vom  15.,  mitunter  aber  auch  erst  vom  IG.  Jahr- 
hundert an  ein  eigentliches  Steuerwesen  öffentlich-recht- 
licher Art  in  den  Territorien  aufkommen  lässt:  neue,  ausser- 
ordentliche, für  bestimmte  kurze  Zeiträume  und  für  be- 
stimmte einzelne  benannte  Zwecke  von  den  verfassungs- 
mässigen Landständen  bewilligte  Steuern,  das  „Bedewesen** 
des  ständischen  Patrimonialstaats  (Fin.  II,  S.  201  ff.  n. 
u.  §.  32).  ^ 

Vorwaltend  sind  dies  directe  Steuern,  verschiedenen  perso- 
nalen und  sachlichen  Umfangs,  im  Ganzen  ziemlich  gleichartiger,  ' 
aber  in  Einzelheiten  doch  verschiedener  Einrichtung  nicht  nur  von  ' 
Land  zu  Land,  sondern  auch  zu  verschiedenen  Zeiten  in  demselben 
Lande.  Gewöhnlich  werden  sie  quoten weise  von  einem  bewil-^ 
ligten  Gesammtbetrag  oder  auch  gleich  in  festen  Summen  von  den  ^ 
einzelnen  drei  Ständen  wie  eine  Matricularumlage  übernommen;^ 
nach  deren  specieller Steuerverfassung  (so  besonders  in  den  Städten)  ** 
oder  nach  ihrem  Belieben  unter  den  einzelnen  Gliedern  eines  Standes  ^ 
aufgebracht,  oft  auf  die  „Unterthanen^^,  Hintersassen  ganz  oder^ 
grossentheils  gelegt.  Thatsächlich  wird  überwiegend  ländlicher ^^ 
Grundbesitz  und  Grundertrag  belastet  nach  verschiedenen  ii 
Maassstäben  und  unter  Berücksichtigung  der  rechtlichen  Qualität^ 
(nach  Ilufenzahl,  ungefährer  Flächengrösse,  Pflügen,  Hacken,  Vieh-'l 
stand  u.  dgl.  m.  und  mit  Freilassung  oder  geringerer  Belastnng^s^ 
des  kirchlichen  und  adligen  Grundbesitzes).  In  den  Städten  wer-^) 
den  ähnlich  besonders  Häuser  besteuert.  Aber  geplant  sind  öfters^'^ 
allgemeine  „Vermögenssteuern"  und  zum  Theil  werden  diese^^ 
auch  wirklich  durch  Berücksichtigung  des  gewerblichen  und  des  ver--^ 
zinslichen  Kapitals,  der  Bezüge  von  Landrenten  (Zehnten,  andere  6e-^ 
rechtsame u. s.w.),  des  allgemeinen  Nutzvermögens  einigermassen  vei^iu 
wirklicht.  Auch  ertrags-,  einkommen-  und  personalsteuerartige  AlHii 
gaben  finden  sich  dabei,  mit  festen  und  Stufen-Steuersätzen  für  einzelne£i){| 
Gewerbetreibende  und  für  die  Angehörigen  der  verschiedenen  Stände,i|f, 
bis  zu  gleichen  Kopfsteuern,  wenigstens  für  die  unteren  Stände  herabj^ 
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lodedsen  kommen  aach  bald  indirecte  Verbranchssteaeni, 

hesoDders  Tranksteaern  (vom  Wein,  Bier,  Meth),  Verkehrs- 

ibgaben  von  Kauf  und  Verkauf  auf.    Anfangs  (15.  Jahrhundert, 

Ue  ood  da  14.  Jahrhundert)  einzeln  und  seltener,   spilter,  im  IG. 

nd  mehr  noch  im  17.  Jahrhundert  ausgedehnter  und  allgemeiner 

im  territorialen  Bede-  oder  Steuerwesen   werden   sie  u.  A.   durch 

&  Kriegsncitben  begünstigt,  wo  die  directen  »Steuern  oft  versagen. 

(Höhere  Bier-,  neue  Fleisch-,  Getreidesteuern.)    Alsdann  entwickeln 

aesich  mitunter  (besonders  in  Preussen,  Sachsen)  als  „Accise- 

iTstem'^   von   der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  nn  schon 

n  einem  Uaupttheil  der  Landesbesteuerung,  namentlich  der  Staats 

besteaemng    in    den   Städten  (Preussen).      Das  Zollwesen 

bleibt  überwiegend  seinem  alten  Character  des  Passagezolls,  der 

Vegmauth    nnd   des  interprovinzialen   Zolls  treu,  doch  entwickelt 

es  sich   theil weise   auch  zu  Grenzzüllen   gegen  das  „Ausland^', 

bei  denen  jedoch  der  Ausfuhrzoll  lange  Zeit  überwiegt,  auch 

ki  Durchfuhrzoll  wichtig  bleibt,   bis  der  Einfuhrzoll  theils 

:  aig  Tolkswirthschaftliche ,  theils  als  fiscalische  Maassregel  erst  zu- 

ktit  zur  Ergänzung  des  Verbranchssteuersystems   wichtiger  wird. 

§.  30.     Aus   zeitweiligen ,  vorübergehenden  Finanzmaassregcln 

worden  die    Beden   der  Territorien   bleibende  Steuern,    als  die 

IAeDderungen  in  der  Wehrverfassung  zu  Soldheeren 
ffihrten  und  diese  letzteren  zu  stehenden  Heeren  WMirden  — 
eotgprecbend  dem  Uebergang  vom  vorwaltenden  Repressiv-  zum 
Mventivprincip  auf  diesem  Gebiete  der  Staatsthätigkcit  (Fin.  I, 
3  A.,  §.  37 j.  Auch  die  grössere  Verschuldung  und  der  Verlust 
domanialer  Einnahmen  in  länger  dauernden  Kriegsperioden  (3()jäli- 
ligcr  Krieg!)  hat  dazu  beigetragen,  ferner  das  Sinken  des  Werths 
ther  gleichbleibender  Gcldgefälle  in  der  Periode  sinkenden  Geld- 
Terths  seit  dem  IG.  Jahrhundert.  Nunmehr  war  auch  in  Frie- 
ienszeit  fUr  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schulden  und  fUr  Fr- 
pQzung  des  älteren  fürstlichen  und  Staatseinkommens  zu  sorgen. 
Nicht  in  derselben  Stärke  und  langsamer,  aber  doch  stetig 
^t  in  der  Richtung  auf  feste  Einbürgerung  bleibender  Steuern, 
Moders  seit  dem  16.  und  mehr  noch  seit  dem  17.  Jahrhundert 
iber  auch  die  Entwicklung  der  Verhältnisse  auf  dem  Gebiete  der 
feianimten  staatliehen  Civil  Verwaltung  eingewirkt:  die 
Cebertragung  von  Functionen  der  allgemeinen^  der  Polizei-,  der  wirth- 
%bfUicheu,  der  Justiz-,  Finanz-,  auch  Steuerverwaltung  von  autonomen 
Körpern  (.Städten,  Landgemeinden,  Grundherrschnfien)  auf  das  den 
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„Staat"  mehr  und  mehr  darstellende  Territorium  und  die  Ueber- 
nahrac  vieler  neuer  Verwaltungsfunclioncn  auf  diesen  Staat,  u.  A. 
auch  eines  eingreifenderen  Aufsichtsrecbts  über  Städte,  Dörfer  und 
Herrscbaften.  Freilieb  ist  dies  eine  Entwicklung,  welcbe  erst  im 
19.  Jahrbundert  zu  ibrer  vollen  principiellen  und  praetiscbcn  Be- 
deutung gelangt  (§.  96  flF). 

Aueb  speciell  volkswirtbscbaftlicbe  Bestrebungen,  be- 
sonders seit  der  zweiten  Hlilfte  des  17.  Jalirbunderts  solcbe  der 
Landeseulturpolitik  und  der  mercantilistiseben  Ge- 
werbe- und  Handelspolitik,  der  ßevölkerungspolitik 
(Einwanderang  und  innere  Colonisation),  Uberbaupt  das  staatlich 
begünstigte  Hinaus-  und  Hinüberdrängen  aus  der  stndtwirtbscbaft- 
licben,  grundherrscbaftüeben  und  klein-territorialen  Organ isations- 
form  in  die  stnats-,  d.  b.  bier  in  Deutscbland  zunäcbst  in  die 
gross  territorialwirtbscbaftlicbe  Form  volkswirtbscbaftlicber  Organisa- 
tion (Scbni oller)  spielen  hier  mit.  Sie  steigern  den  Finanzbedarf, 
namentlicb  mit  dem  durcb  diese  ganze  Entwicklung  begünstigten 
Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirtbscbaft  den  Geldbedarf. 
Ein  soleber  aber  ist  immer  mehr  nur  durcb  Steuern  zu  decken 
und  wird  dadurch  jetzt  regelmässig  und  in  stärkerer  Proportion 
gedeckt,  wenn  aucb  Regal-  und  Monopolformen  dies  äusserlieh 
nicht  in  dem  vollen  Maasse,  wie  die  Entwicklung  sich  vollzieht, 
zum  Vorschein  kommen  lassen.  Auch  diese  Entwicklung  tritt 
dann  im  19.  Jahrhundert  nur  noch  zielbewusster  und  folgenreicher 
hervor. 

Indem  sich  als  notbwendiges  technisches  Hilfsmittel  dieser  Ent- 
wicklung der  Staatsverwaltung  das  Beamtentbum  immer  selbst- 
ständiger und  bedeutsamer  als  fester  Berufsstand  mit  festen 
Geldbesoldungen  entwickelt,  wiiebst  aucb  aus  dieser  Quelle' 
wieder  ein  regelmässiger,  bleibender,  im  Ganzen  steigender  Finans- ' 
bedarf,  welcher  abermals  jetzt  immer  mehr  Geldbedarf  wird,  hinzn« 
Aucb  dies  bedingt  bleibende  Steuern.  * 

Diese  bürgern  sieb  so  trotz  alles  Widerstrebens  der  Stände^ 
und  bei  nur  zögerndem  Vorgeben  wohl  selbst  der  Regierungen  ein^- 
werden  regelmässig  und  steigen  höher,  weil  doch  der  Cbaracter^ 
des  Finanzbedai-fs  als  eines  wahrhaft  öffentlichen  nicht  mehr  ^ 
verkannt  werden  kann. 

Der  Absolutismus  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  baut  naeh^ 
dieser  Anschauung  das  in  der  ständischen  Periode  entstandene^' 
Steuerwesen,   ohne  es  principiell  und  technisch  erheblich  oder  gaf^ 
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TOD  Grond  ans  zu  Terändern,  weiter  aas,  indem  er  die  Mitwirkung 
der  Stände  bei  der  Stenerbewillignng  zu  einer  Formalität  herab- 
drfickt  oder  sie  znrflckdrängt  oder  sie  selbst  ganz  verdrängt. 

Die  zweite  Hälfte  des  17.  nnd  das  18.  Jahrhundert  sind  unter 
dem  gemeinsamen  Einflnss  aller  der  genannten  Factoren  die  E poe h  e 
des  definitiven  Uebergangs  zur  Steuerwirthseh  aft  im 
deutschen  territorialen  Finanzwesen  geworden. 

Gleiehwohl  entwickelt  sich  in  der  öffentlichen  Meinung  der 
Gedanke  der  öffentlichen  Stenerpflicht  noch  nicht  allgemein 
n  einem  selbstverständlichen  Axiom.  Auch  verbleiben  im  r)ffent- 
Behen  Recht  in  Formen  und  Verwaltungseinrichtungen  Nachklänge 
der  älteren  Auffassang  der  Steuern  als  einer  nur  ,,bittweise^^  (als 
;3ede"),  nicht  pflichtmässig  zu  gewährenden  ^Hilfe'^  der  Bevölke- 
rang  an  den  Landesherrn.  Selbst  die  Finanxtheorie  hört  noch  nicht 
^Dz  auf,  in  den  Steuern  finanzwirthschaftlich  etwas  anomale  Ein- 
ubmeo  zn  sehen  (von  Seckendorf,  von  Justi). 

Es  erklärt  sich  diese  üeatschland  weiiigsteos  in  den  letzten  Jahrhunderten  allein 
Ofathuffiliche  Erscheinung  wohl  mit  aus  der  Unfertii^keit  der  politischen  Verhältnisse 
4^  Territoriums,  das  doch  im  alten  Reiche  immer  noch  kein  wahrer  ««Staat**  war. 
h  der  ganzeu  Periode  des  aucien  regime«  ja  gerade  in  der  absolutistischen  Zeit  des 
IT.  vfid  IS.  Jahrhunderts  in  einer  Hinsicht  sogar  wieder  mehr  als  zur  Zeit  der  Macht 
^  wiHlich  Beden  „bewilligenden''  Stände  klebte  der  deutschen  Territorial- 
kcnscbaft  zu  einem  g-uten  Theil  der  Character  einer  patrimoniahui  (irossgrundherrsoliaft 
yxk  ID.  ein  Character,  mit  dem  die  Idee  von  Steuern  freier  Barger  freilich 
fcidi  rr^ht  vereinbar  ist. 

Uebrigens  ist  auch  in  Deutschland  und  hierin  ähnlich  im  sonstigen 
Eoropa  der  Fendalzeit  nnd  noch  bis  zum  Ende  des  18.  und  zum 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  eines  Umstandes  zur  Erklärung  der 
Tbatsacbe  zn  gedenken,  dass  die  ältere  Finanzwirthschaft  noch 
ttcht  in  dem  Grade  wie  die  moderne  des  19.  Jahrhunderts  Steuer- 
virthscbaft  wurde.  In  den  katholisch  gewesenen  und  gebliebenen 
Gebieten  bat  die  Kirche  und  ihre  Organe  (Stifter,  Klr)ster),  nll- 
{«nein  haben  die  Grundherrschaften  auf  ihrem  Gebiete  und 
iit  ihren  Einkünften  —  anter  letzteren  freilieh  vielerlei  Abgaben 
^i  Leistungen  der  Guts  Unterthanen  inbegriiTcn  —  manche  solche 
Vcnraltnngsanfgaben  (Patrimonialjustiz,  -Polizei,  Schul-,  Armen-, 
T^wesen,  wirthschaftliche  Angelegenheiten)  auszufuhren  gehabt, 
tdehe  später  als  „rein -offen tli che''  an  den  Staat  oder  an  öffent- 
ihe  Selbstverwaltungskiirper,  besonders  die  Ortsgcracinden 
hieran  Verbände  ad  hoc  (Wege-,  Deich-,  Armen-,  Schulver- 
tiode)  abergegangen  sind.  So  war  früher  hierfür  ein  eigentliclies 
^nerwesen    entbehrlich,   während  es  jetzt,    zumal  wegen  der 

i-  Wftf  B«r,  FuMuuwisMatehaft.  IH^  5 
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extensiv  und  intensiv  gesteigerten  Vcrwaltungstbätigkeit  auf  diesen 
Gebieten  nothwendig  wurde. 

Nicht  sowohl  im  ökonomischen  Effect  als  in  der  Form 
liegt  daher  insoweit  in  der  neueren  Besteuerung  etwas  Neues 
vor.  Es  ergiebt  sich  auch  hieraus  wieder  der  im  zweiten  Bande 
(bes.  S.  170  flf.)  mehrfach  hervorgehobene  Cliaractcr  der  Besteuerung 
als  einer  historischen  Kategorie  des  Wirthschaftslebens :  ob 
gewisse  Leistungen  der  Volkswirthschaft  (und  ihrer  einzelnen  Glieder, 
der  Einzelwirthschaftcn)  zur  Deckung  der  Kosten  öflFentlicher  Körper, 
d.  h.  der  Kosten  gewisser  gcmeinwirthschaftlichcr  Bedürfnisse,  die 
Bechtsforra  von  „Steuern**  annehmen,  das  entscheidet  sich  nicht 
ein  für  allemal  gleichmässig  nach  logisch-ökonomischer  Nothwendig- 
keit,  sondern  nach  der  gegebenen  historisch-rechtlichen  Organisation 
der  Volkswirthschaft. 

§.  31.  Für  die  Richtigkeit  dieses  Satzes  liefert  die  ültere 
Finanzgescbichtc  der  mittelalterlichen  Staaten  und  Territorien  tiberall 
reiche  Belege,  wofür  auch  schon  die  Darstellung  im  2.  Bande  (Fin. 
S.  169  flf.,  195  ff.)  zu  vergleichen  ist.  Ein  besonders  gutes  Beispiel 
für  die  Möglichkeit  sogar  einer  grossartigeren  territorialen  Finanz- 
wirthschaft  ohne  eigentliche  Steuern  bietet  auch  die  Zinsver- 
fassung des  preussischcn  Ordensstaates.  Dieselbe  stellt 
zwar  im  Grunde  doch  nur  eine  erweiterte  domaniale  Finanz- 
wirthschaft  dar,  aber  sie  zeigt  manches  Eigenthümliche,  das  auf 
die  politische  Entstehungsgeschichte  des  Ordensstaates  und  auf  die  ' 
Occupationsgeschichte  des  Landes  zurückzuführen  ist.  ^ 

S.  die  oben  S.  34  gen.  Arbeiten  von  Toppen  und  Sattler.  Die  Finanzyer-  ij 
fassunj?  war  in  den  einzelnen  Theilen  des  Ordenslandes  nicht  ganz  die  gleiche  (so  4i 
Abweichungen  im  Culinerland  und  in  PomercUcn,  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  IV.  611,  s 
742).  In  den  Couitureien  des  eigentlichen  Prcussens  findet  sich  in  Betreff  der  h 
finanziellen  und  sonstigen  Leistungen  (Kriegsdienst  und  andere  Dienste)  namentlich  \f 
eine  Unterscheidung  der  Hauptmasse  der  unterworfenen  alten  Landesbewohner,  dann  ^i 
der  preussischen  Freien ,  weiter  der  Deutschen ,  bei  denen  wieder  Bauern ,  Freie,  j; 
Städter  unterschieden  werden.  Die  erste  Classe  (Masse  der  Landesbewohner)  hatten  i;, 
nngemessene  Kriegsdienste,  Dienste  beim  Burgbau,  bäuerliche  Arbeit  und  von  dem  t^ 
ihnen  tiberlassenen ,  nach  polnischen  „Haken"  (Flüchenmaass)  angeschlagenen  bäoer-  % 
liehen  Boden  den  Zehnten  (in  bestimmten  Maassen  vom  Hauptgetreide)  sowie  das  -^ 
..Dienstgut"  (slusim\  d.  h.  eine  Abgabe  in  (ield  zum  Zeichen  der  Anerkennung  -;^ 
der  Oberherrschaft  des  Ordens  und  zum  Zweck  der  Gewährung  einer  Vergütung,  des  »^ 
Wart-  und  Wachdienstpersonals  zu  entrichten.  Die  preussischen  ,. Freien"  waren  ^ 
vom  Zehnten  und  von  bäuerlicher  Arbeit  frei.  Sie  lebten  nach  culmischem  oder  nach 
Magdeburger  Kecht  und  standen  letzteren  F'alles  den  deutschen  Freien  gleich.  ^  Die  .J. 
Freien  hatten  ungemessenen  Kriegsdienst  und  den  Burgbautlienst,  sodann  an  Natural- 
und  Grldabgaben  eine  ebenfalls  nach  dem  Flächenmaass  (nach  „Pflügen"  zu  4  Hufen,  ^1 
diese  zu  P/^  Haken)  festgestellte,  dem  Zelmten  gegenüber  sehr  viel  leichtere  Abgabe  (^ 
(V^i^  desselben  ungefähr)  u.  d.  N.  „Pflugkorn",  sowie  das  unten  genannte  „Wartcgeld" 
zu  leisten.  *  >^l 
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Eine  Ei^enthümlichkeiC  des  OrdenssUates  war  nun,  dass  auch  der  cingcwaudc.rti' 
'Itfotscbe  BaDenujtand  allgemein  für  sein  Land  eine  Abgabe,  den  ,, Zins*\  nicht  den 
Zehnten,  an  den  Orden  za  zahlen  hatte.  Der  Zins  wurde  nach  Hufen  berechnet. 
Da.^  Dorfland  und  das  Land  der  jüngeren  Städte  bestand  ▼ornehmlich  aus  ,.Zinshufeu*\ 
Der  Inhaber  {Hafner)  hatte  in  rcrschicdener  Höhe,  mit  Abstufung  nach  Fruchtbarkeit 
deä  Bodens,  nach  örtlicher  Sicherheit,  eine  (ieldahgabe  und  ein«;  Abgabe  von  einigen 
Uubnem  oder  1  Gans,  hie  und  da  auch  Ton  Pfetlcr,  Safran  zu  entrichten.  Statt  der 
Hohner  konnte  Geld  oder  Hafer  geleistet  werden.  Bei  besonders  ungünstigen  N'er- 
hiltnissen  bestanden  ..Freidörfer^'  ohne  Zinspflicht  Die  Zinshufner  hatten  ausserdem 
das  .,Pflagkom*'  zu  geben.  Neben  dem  gewöhnlichen  Hufenzins  kommt  ein  „Garten- 
ziBs^  (ron  Gärtnern  bei  Städten  und  Dörfern),  Wiesen-  und  Waldzins  vor.  Mitunter 
rerden  Fon  ganzen  Dörfern  Wiesen  und  Wälder  gemeinschaftlich  gegen  Zins  über- 
■«amen.  In  Dörfern  des  grossen  Werder  sind  einzelne  Hufen  gegen  „Zins^crste*' 
uägegebcn.  Aber  auch  eigentliche  Verpachtung  von  Grundstiici(en  findet  sich.  Für 
Fährrecht  and  Fischerei  muss  ein  Wasserzins,  fUr  Forstnutzungen  (Ja^^d)  auch  ein 
Zios  '^rlefTt  werden.  Die  Mahlen  zahlen  einen  Muhlcnzins  (in  (letreide,  Mehl.  Malz. 
loch  Geld),  die  Kruger  und  Krczmer  in  Dörfern  und  besonders  bei  den  Ordensburgen 
fÄikin  Zios  für  das  Schank-  und  Wirthsrccht.  Hie  und  da  in  Dörfern,  allgemein  in 
•Jen  Städten  kommen  in  Geld  Zinsen  rerschiodener  Art:  Hufen-,  Hof-,  Buden-. 
Fleisch-.  Brodbank'.  Badestubeuzins  Tor.  Auch  ..erkaufte  Zinsen'%  laufende  Leistungen 
für  CapitalitrD .  welche  der  Orden  ausgeliehen,  finden  sich.  Die  Zinshufner  sind  im 
Uebrigen  schaarwerkpflichtig.  Im  Kriegsfall  haben  sie  Gefahrte  und  Lebensmittel  zu 
liefern. 

Die  deutschen  «.Freien**  sind  Ton  Zehnten,  Zinsen,  bäuerlicher  Arbeit  regel- 
Bääsit:  frei,  aber  zum  Kriegsdienst  verpflichtet.  An  Abgaben  haben  sie  „in  rccognitio- 
sea  domini'*  massige  Beträge  in  Geld  (auch  Wachs),  dann  ..Pflugkorn''  (1  SchcÜel 
Waizen  oder  Ko^trcn  von  jedem  in  (lebrauch  stehenden  deutschen  Pflug)  und  das 
>üc.  „Wartegeld"  zu  leisten:  letzteres  eine  von  allen  Deutschen  („Freien"  und 
Zia.'sbauem)  und  von  den  preussischen  „Freien''  zu  entrichtende  Abgabe  für  einen 
Wrmmmtcn  Zweck  (Unterhaltung  der  Warten,  woher  der  Name):  stcuorartig,  in- 
sofern sie  nicht  ursprünglich  vom  Orden  ausbedungen,  sondern  von  den  Stünden  „von 
kta.-  der  herrn"  (<*x  pctitione  dominorum)  bewilligt  war  (alt,  schon  vor  12^0).  Die 
Earrichtuntf  erfolgte  in  GeW.  {Toppen,  Ztschr.  f.  prcuss.  (iesch.  IV.  210 — 231, 
345— 35.H). 

Dirr  grossen  Naturaleinkunfte  des  Ordens  trcben  (lelegenheit  (wie  in  Sicilien, 
*.  0  S.  40j  zu  einem  umfangreichen  ,4itaatlichen*'  Getreidchand  el  und  zu  sonstigem 
i-.T.tjireiolicu  Handel  (so  mit  Bernstein  und  mit  Importen  aus  di^m  Auslände),  der  von 
In  Grö-?3=chäIFern  zu  Marienburir  und  Königsberg  betrieben  wurde  (Toppen,  Hist. 
t^::iT.  B.  46.  S.  4.H<),  Sattler,' eb.  B.  49,  S.  250).  Auch  einige  Mühlen  hat  der 
■  •raon  auf  eii?ene  Hechnung  bewirthschaftet. 

^i*;ht  man  nun  von  dem  Kochts^und  des  Zinssystems  ab,  so  gleicht  das  Abgabc- 
•Tütem  doch  auch  ökonomisch  wieder  einem  gewöhnlichen  Steuersystem,  namentlich 
•i.*i  Leistungen  der  Zinshufner  einem  Grundsteuersystem.  Aber  erst  nach  den  schweren 
Sr>L'-zeiten  des  Ordens  kommt  es  formell  zu  einer  eigentlichen  Besteuerung 
itk  r<^rhtiicheu  Sinne,  da  die  alten  Einkünfte  jetzt  nicht  mehr  ausreichen.  So  wird 
zuerst  1411  ein  Vermögensschoss  (IVs  Vo^  von  Bevollmächtigten  der  Kitterschaft. 
i<r  grccÄcn  und  der  kleinen  Städte  bewilUj?t,  der  später  in  höherem  Betrage  (3Vs  7o) 
Titderholt  werden 'muss.  Auch  eine  Tisch-  und  Familien  Steuer,  auf  dem 
j\uu:n  Lande  eine  neue  Hufensteucr,  sowie  eine  Steuer  von  Dienstlöhnen. 
süiaziQ  <:in  Pfundzoll  treten  hinzu.  Ein  anderes  Finanzmittel  ist  die  Gewähruntr 
ier  Erlaubnisä  gegen  Geld,  Korn  bei  bt^tehendem  Ausfuhrverbot  auszufahren.  S.  Töp- 
\:L.   Hist.  Ztschr.  B.  46,  S.  436  fl*. 

§.  32.  Ueber  Wesen,  Ursprung  und  Entwicklung  der  sogen. 
Beden  (Beten)  in  Deutschland  gehen  die  Ansichten  der  Rechts- 
ond  Wirthschaftshistoriker  noch  immer  auseinander. 

S.  in  Betreff  früherer  Ansichten  u.  A.  Htillmann,  Finanzgesch.  S.  115  ff.,  133, 
^:  in  der  Bede  „eine  wegen  des  Besitzes  von  Grundstücken  geforderte  Leistung,  eine 
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ünindabgabc**  sieht,  was  theils  ein  zu  weiter,  die  Grundzinse  des  Beneficialwesens 
mit  umfassender,  jedenfalls  diese  nicht  ;;i:ehörig:  ausschliesscnder,  theils  ein  zu  enger, 
auf  manche  vorkommende  Abgaben  (u.  A.  auf  die  von  HuUmann  selbst  mit  als  Beden 
aufgeführten  Judenschutzgelder)  dann  nicht  anwendbarer  Begriff  wäre.  Ebensowenig 
haltbar  ist  aber  die  Auffassung  von  Lang,  gegen  die  Hüll  mann  a.  a.  0.  polemisirt: 
danach  gebührte  die  Bede  nur  dem  Lehensherrn,  sie  hafte  nicht  auf  den  Köpfen 
nach  dem  Vermögen,  sondern  auf  den  Häusern  und  liegenden  Gründen;  der  Unter- 
schied zwischen  Bede  und  Steuer  sei :  jene  sei  eine  in  gleichem  Verhältniss  auf  Heerdo 
und  Rauchfange  gelegte,  gleichbleibende  „Grundsteuer"',  die  Steuer  dagegen  eine  nicht 
sich  gleichbleibende  Vermögenssteuer,  die  dann  auf  Stände  und  Einzelne  repartirt  sei 
(Lang,  Hist.  Entwickl.  S.  54  ff.,  57,  üO,  107—111). 

Später  hat  Eichhorn  (Rechtrfgesch.  II,  §.  806)  die  Beden  in  nächste  Verbin- 
dung mit  dem  Kcichsdienst  und  der  Landesvcrtheidigung  gebracht:  der 
Landesherr  erhob  nach  ihm  krafl  Landeshoheit  eine  Abgabe  u.  d.  N.  „Bete"* 
(precaria)  als  Beihilfe  dazu  und  Entschädigung  dafür,  dass  er  mit  seinen  Leuten  den 
Dienst  leistete  und  ihn  den  Landesbewohnern  so  ganz  oder  theilweise  abnahm.  Hier- 
nach würden  sich  doch  die  Beden  vornehmlich  als  eine  Art  „Heersteuern",  wie  die 
IrUheren  ähnlichen  Abgaben  (s.  S.  37,  44)  characterisiren.  Dem  Kcichsdienst  steht  der 
Besuch  des  kais.  Iloflagcrs  und  des  Reichstages  gleich.  Diese  Beden  hätten  nach 
Eichhorn  die  Vasallen  und  Bitter,  weil  sie  den  Heerdienst  selbst  Iciäteten,  nicht 
getragen,  sondern  nur  die  übrigen  Einsassen.  In  den  „drei  hergebrachten  Fällen" 
der  Auslösung  des  Landesherrn,  der  Ausstattung  der  heirathenden  Töchter,  des  Ritter- 
werdens des  Sohnes  hätten  aber  auch  Vasallen  und  Ritterschaft  Bete  geleistet  (Eich- 
horn II,  S.  457).  Diese  auch  sonst  angenommene  Ansicht  vom  Ursprung  der  Beden 
specialisirt  den  Forderungsgrund  wohl  etwas  zu  sehr  und  erklärt  notorisch  andere 
Beden,  des  Vogts,  Grafen,  sowie  auch  andere  Fälle  von  BedeA  des  Territorial-  und 
Obcrhcrrn  (Bischofs,  Fürsten)  nicht  genügend.  Aber  sie  möchte  doch  insofern  richtig 
sein,  als  sie  wenigstens  den  häufigsten  Entsteh ungsgrund  der  Boden  richtig  an- 
giebt.  Es  lässt  sich  mit  ihr  sowohl  die  Entstehung  ausserordentlicher  („Noth- 
beden"),  als  ordentlicher  Beden  daher  doch  in  den  Hauptfällen  gut  erklären. 
Sie  steht  auch  mit  der  Ansicht  Zeumer*s.  der  eine  vorzügliche,  zugleich  die  um- 
fassendste neueste  Untersuchung  des  Gegenstandes  geliefert  hat  (Städtesteuern  S.  36  ff., 
41  ff.,  49,  auch  6  H.),  nicht  in  dem  Maasse,  scheint  mir,  in  Widerspruch,  wie  Zeumcr 
annimmt,  sobald  man  Eichhornes  Ansicht  in  der  angegebenen  Weise  modißcirt. 
Dass  die  Vogtbeden  nicht  als  Steuern  für  den  Reichsdienst  anzusehen  sind,  mag 
zuzugeben  sein.  Dass  regelmässige  Beden  neben  wirklichem  Kriegsdienst  und  neben 
Extrastencrn  vorkommen  (Z.  S.  45),  stösst  Eichhornes  Meinung  nicht  um,  sondern 
veranlasst  nur,  sie  einzuschränken. 

Zeumer  betrachtet  die  Begriffe  von  Bede  und  Steuer  im  Wesentlichen  als 
identisch,  die  gebrauchten  Namen  (bes.  precaria,  precatura,  pctitio,  collecta,  exactio, 
demanda,  anderseits  stiura)  wechseln  mehrfach  nur  local.  Der  Name  ,.Bede"'  selbst 
ist  früher  wohl  mit  „bieten*',  „gebieten",  .,Gebot**  (Lang,  v.  Maurer,  anfangs  aacb 
Eichhorn),  auch  mit  „bäten"  oder  .,beten"  gleich  „helfen"  (Moser)  in  Verbindung 
gebracht  worden,  aber  wohl  .sicher  mit  Unrecht,  er  hängt  mit  „bitten",  „anfordern'* 
zusammen.  Insofern  ist  ursprünglich  auch  eine  gewisse  „Freiwilligkeit"  zur  Zahlung 
von  Beden  an  den  Vogt,  Grafen,  Landesherrn  vorhanden,  die  in  den  Verhandlungen 
der  Stände ,  in  den  Cautelen  bei  der  Bewilligung  der  Beden  noch  lange  nachklingt 
und  sich  in  der  „vertragsmässigen"  Regelung  der  Beden  als  Steuern  im  ständischen 
Patrimonialstaat  knndgiebt  (Fin.  II,  199  ff.).  Aber  doch  erscheint  es  fraglich,  ob 
man  mit  Zeumer  kurzweg  in  den  Beden  ursprünglich  private  Unterstützungen  des 
Vogts  und  Grafen  sehen  soll,  die  dann  —  hier  „einmal  umgekehrt"  wie  sonst  im 
Mittelalter  —  in  öffentliche  Befugnisse  umgewandelt  worden  seien.  Und  noch 
weniger  sicher  begrtlndet  ist  wohl  das  Endergcbniss  von  Zeumer 's  Untersuchung, 
die  N'erbindung,  in  welche  er  das  Bederecht,  weil  es  ursprünglich  vorzugsweise  mit  der 
Vogtei  und  Grafengewalt,  die  nie  ganz  ihren  öffentlichen  Charactcr  eingebüsst  hätten, 
verbunden  gewesen  sei,  mit  der  Gerichtsbarkeit,  als  dem  vorzüglichsten  gemein- 
sami'.n  Recht  des  Vogts  und  Grafen,  bringt:  „an  dieses  (Recht  der  Gerichtsbarkeit) 
knüpfte  das  politische  Bewusstsein  der  Zeit  das  Besteuerungsrecht  an"  (Zeumer 
S.  47  ff.).  Die  Beweisführung  ist  nicht  ganz  überzeugend.  Waitz  (Verf.gcsch.  VllI, 
394  ff.),  der  für  die  Periode  bis  zum  12.  Jahrh.  in  den  Beden  nicht  eben  begrifflich 
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klar  etwas  „unter  dem  Begriff  der  Steuer,  wcoo  auch  zuuächst  nicht  der  öfTentlichen 
Stirer  Fallendes'*  findet,  meint  (S.  39^  u.  Note  4),  im  ersten  Panctc  abweichend,  im 
zvdten  mehr  zustimmend  zu  Zeumer:  ««Wird  das  Recht  (anf  Forderung  von  Beten) 
spÄter  wohl  mit  der  Gerichtsbarkeit  zusammengebracht,  so  kann  das  wenigstens  nicht 
lil^emein  der  Gmnd  gewesen  sein:  nicht  sowohl  ein  Öffentliches  Hecht,  das  spater 
kerrschaftlich  geworden,  als  rielmehr  ein  herrschaftliches,  das  sich  nur  an  ältere 
tievohnheiten  anlehnt  und  erst  im  Lauf  der  Zeit  wieder  mit  hoheitlichen  Befugnissen 
sich  rerbondeo  hat,  scheint  zu  Grunde  zu  liegen/' 

So  ist  aach  bis  zur  Gegenwart  eine  Uebereinstimmung  der  Forscher  nicht  erzielt 
¥ordea.  Die  etwas  modificirte  Eichhorn 'sehe  Ansicht  möchte  doch  die  richtigste 
Ueiben.  Sie  ist  aus  den  obwaltenden  Verhältnissen  auch  dcductir  zu  begründen: 
lad  ohne  m.  £.  mehrfach  gewagte  Deductionen  geht  es  auch  bei  Zeumer  gerade  in 
diesem  Pancte  nicht  ab. 

Demnach  sind  die  Beden  doch  wohl  insofern  schon  ursprling- 
lieh  als  öffentlich-rechtliche  Abgaben  der  Bevölkerung  (even- 
tuell anter  Freilassung  einzelner  Classen,  wie  der  Ritterschaft)  an- 
zusehen,  als  sie  rechtmässig  nur,  aber  anderseits  auch  gerade  in 
denjenigen  Fällen  von  öffentlichen  Antoritäten,  dem  Vogt  und 
Grafen,  wie  dem  Bischof,  Fürsten,  Landesherrn,  König  gefordert 
werden  durften,  wo  es  sich  um  Beihilfe  zur  Kostendeckung  von 
solchen  ,yöffentlichen'^  Leistungen  handelte,  welche  jene  Autoritäten 
von  Aintswegen  auszuführen  hatten.  In  solchen  Fällen  sind  sie 
auch  thatsächlich  vornehmlich  gefordert  worden.  Wenn  nicht 
immer  ansschliesslich  und  mitunter  nur  überhaupt  tllr  den  Vogt, 
Grafen,  Herren,  ohne  specielle  Nennung  eines  einzelnen  Zwecks, 
80  lag  dies  eben  an  der  gewöhnlichen  Vermischung  des  privaten 
Qod  öffentlichen  Moments  bei  den  obrigkeitliehen  Autoritäten  des 
Mittelalters.  Die  Missbräuche  von  Bede- Forderungen  werden  ge- 
rade dann  gerügt,  wenn  es  sich  um  ganz  oder  überwiegend  pri- 
vate Zwecke  des  Fordernden  handelt.  Diese  KUgung  solcher 
Fälle  als  Missbräuche  und  die  Versuche,  sie  abzustellen,  sieh  auch 
bezügliche  Versprechungen  des  Herren  gebeo  zu  lassen,  weisen 
implicite  darauf  hin,  dass  es  sich  doch  schon  ursprünglich  der 
freilich  nicht  klar  erfassten  Idee  gemäss  bei  den  Beden  um  Ab- 
gaben öffentlich  rechtlicher  Natur  handelte. 

In  mancherlei  verschiedenen  Fällen  wurde  dann  herkömm- 
lich das  Recht  zur  Forderung  einer  Bede  für  die  betreffende  Auto- 
toritat anerkannt.  Der  Heerdienst  und  Verwandtes  war  aber 
der  Hanptfall.  Da  er  dem  Landesherrn  zu  leisten  war,  so  ist 
aoch  die  Bede  vornehmlich  ein  landesboheitliches  Recht. 
Gegentiber  dem  Rechtssatze,  dass  die  Kosten  der  landesherrlichen 
und  anderen  öffentlichen  Flüchten  aus  den  gewöhnlichen  doma- 
Dialen  und  anderen  älteren  Einkünften  zu  bestreiten  waren,  war 
die  Forna  der  Beden  als  einer  nur  auf  „Bitte"  und  „Anfordern" 
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ZU  leistenden  Abgabe  bei  der  noch  fehlenden  oder  nur  dunkel  em- 
pfundenen Idee  einer  allgemeinen  Steuerpflicht  (Fin.  II,  205)  und 
bei  der  Vermischung  privater  und  öfltntlicher  Thätigkeiten  und 
Ausgaben  begreiflich  genug.  Indessen  hat  sich  frühzeitig  aus  den 
Verhältnissen  selbst  ein  gewisser  Zwang  zur  Gewährung  der 
„Bitte"  ergeben,  weil  das  öffentliche  Interessen -Moment  in  der 
Forderung  nicht  verkannt  werden  konnte,  auch  nicht  in  den  „drei 
Fällen"  (Auslösung  aus  Gefangenschaft  u.  s.  w.),  nach  mittelalter- 
licher Auffassung  des  Verhältnisses  der  Bevölkerung  zum  Landes- 
herm. 

Auf  der  Grundlage  des  Herkommens  entwickelte  sich  dann 
das  „Bederecht"  weiter.  Es  ward  als  ein  später  nur  dem 
Landesherrn  zustehendes  Recht  Gegenstand  der  vertragsmässi- 
gen  Regelung  mit  den  Ständen.  Waren  feste  bleibende  Beden 
eingebürgert,  so  verzichtete  wohl  der  Landesherr  einmal  auf  sie, 
um  sich  andere  Beihilfen,  z.  B.  Gewährung  von  Nothbeden,  geben 
zu  lassen.  Oder  er  übertrug  die  Beden,  wie  andere  grund herrliche 
und  hoheitsrechtliche  Einkünfte  an  Dritte,  z.  B.  an  die  betreffende 
Stadt,  als  die  Finanzeinheit  in  Bezug  auf  ihre  Bürger,  oder  an 
Andere  im  Wege  der  Verleihung,  Verpfändung  —  also  als  Mittel 
des  Rcalcredits  — ,  auch  der  Verschenkung.  Daher  ist  auch  durch 
die  Beden  nicht  immer  eine  dauernd  fliessende  Quelle  ordentlicher 
öflFentlicher  Einkünfte  eröff'net  worden. 

Der  Name  „Bede"  wurde  dann,  wie  in  solchen  Fällen 
öfters,  populärer  und  technischer  Ausdruck  für  „Steuer  über- 
haupt". Er  findet  sich  daher  für  letztere  auch  häufig  gebraucht, 
wo  er  streng  genommen  niemals  genau  gepasst  hatte  oder  wenig- 
stens später  nicht  mehr  passte. 

Im  Uebrigeu  ist  aus  dem  blossen  Namen  und  aus  anderen  deutschen  und  vollends 
aus  den  vieldeutigen,  für  mancheriei  Verschiedenes  gebrauchten  lateinischen  Aus- 
drucken der  rechtliche  und  ökonomische  Character  einer  Abgabe  auch  in  der  späteren 
Zeit  des  Mittelalters  ebensowenig  sicher  zu  bestimmen,  als  aus  den  Worten  ,,Zins'\ 
„census**  der  Character  dieser  betreflendcn  Abgabe.  Vgl  die  Noten  bei  Waitz  und 
Zcumer.  Dass  jedenfalls  im  ständischen  Territorialstaat  Bede  und  Steuer  gleich- 
bedeutend, erstcres  nur  der  ältere,  früher  häufigere  Ausdruck  ist.  darf  bestimmt 
angenommen  werden.  Der  Zusammenhang  der  Entwicklung  dieser  Beden  mit  der 
allmählichen  Entwicklung  des  Bogritis  „öffentlicher  Bedürfnisse'',  namentlich  solcher 
des  Landes  selbst  und  des  Landesherrn  als  des  Repräsentanten  des  Landes, 
daher  das  besondere  Hen'ortrcten  von  Forderungen  zur  Gewährung  von  Beden  in 
„Landesnoth''  ist  z.  B.  unverkennbar  in  der  Mark  Brandenburg,  1281,  indem 
von  Eichhorn  zum  Beleg  seiner  Ansicht  angeführten  Falle,  IL  462,  wo  eino  be- 
sondere Bedelcistung  „si  terrae  nostre  guerrarum  periculum  ingrucrif'  in  Aussicht 
genommen  und  geregelt  wird. 

Beachtcnswerth,  aber  ohne  nähere  Erläuterung  auch  nicht  sicher  zur  Erkeuntniss 
des  Wesens  der  Sache  führend,  sind  die  sonstigen  Bezeichnungen  einer  Bede 
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oder  Steuer.     So  die   ron   der  Vcrrt-rhiiun^swüiac   hcnj^cuoinmcnen   uml   di«- 
)e<iL'-.*ii.    Welch«'   auf  das   Mumciit   der   Hilfe,    Uiit«^  rät  Ut/untr   hiiiwci-^cii.     Uiiti'r 
dru  eij;ejithumJicbeo   techniäcbeu  Ausdrucken  t*rsterer  Art  konuiit  „tallia"  >talia)  im 
aLt,vui>.'iofD  Sinne  vou  Bede,  petitio  vur  (ächuD  iui  ]2    Jahrb.).     Dioa  Wurt.  dxs  fraii- 
iwis-:].«.-  -.  taille",  enj(Iische   „talla^c'',   die  baupt>äcbli(  bc  dirertc  Staatsaleucr  d»;s 
i&cIt^D  r<:?ime  in  Frankreich  seit  d.  15.  Jahrb.  (§.  55.  5S',  und  die  verwandton  mittolalter- 
liib-lareiitiachen  Worte  incisio,  (insoisioK    incisura,  später  cisa,   adci.^iu,  acrisa, 
Cise.    Ziese,    Accise,    deutsch    „Kerbe**   sind    von    der   Verrecb  n  un>r>weisf* 
jü  ..Kcrbh  öl/f  rn'*,   an   aneinander^ideirten .    mit   bicb  ent^p^ocbenden   Kin&cbnitti>n 
rrnyfhcn'.'-n    k'.*rl>»türkefi  hörigen ommen.     Sie    bieten   ein    ^utes   lU'i.^piel.   wie   >icb   an 
sc-icbe  äussere    Eiorichtuuureu   der  techni^cbo  Si)racbu:ebniU(:b    und  die  Hel!rili.^biMuni^ 
iaiaapfou.     Später    Nchei«ien  sich   dann  Namen    und   Reif  rille   oder    letztere  verengern 
sich  ifcirenu bor  dem  urspriinirlichen  alUenieinen  Ii<'icri(i.     So  wird  incisio  und  tallia 
JiifantTS    woeiitlich    mit    Bede    gleichbedeutend   gebraucht,    äpäter   ersteres 
o'id  die  Synonyme  au s>chliesslicb  (bei  uns  unil  au^serbalb  Deutsehlands)  üblich 
f-i  iiidirecte    Verbrauchssteuern,  besontlers  Trank-,  städt.  Tborsteuern 
D. -J^L   Tallia.    Taille    wird   in  Deutschland    unsrebraucblicb,   vorenjiiTt  sieb  in   Krank- 
r-ri'.li   auf  ilio   Bedeutung   der  dire<-ten  (irund-    und  HauÄsteuer  (taille  reelle)  und  der 
cirerreu  Vcrinuzens-,  Erwerb-  und  Personalsteuer  -t.  personelle).  —  Nach  einer  fruhe- 
r;ii  anderen    aber    unrichtigen   Ableitung  wird   Accise   auch   mit  assisa  (assi»ia>.   den 
'irricLtatairen    in    Verbindung   gebracht,    so   in   Frankreich,    hier  sei   eine   Steuerauf- 
IfTiu::  erfolgt    DHil    der  Name   dann  auf  die  Abirabe  selbst  Übertragen  worden  {/„  B. 
Beru.-Iin,  preu>s.  Acci>everfa&s.,  Berl.  17i)7  S.  21  1!".).     S.  auch  u.  J$.  55.  5S.  b\i  und 
dma^eran    über  die  Etymologie   von  „taille**  I,  *iOO.   Name  seit  11.  Jahrbundert. 
VüD  Hilfe,  l'nterstützu»:  hergenommen  sind  die  Worte  adjutorium,  su  bsi- 
diain.  ad ju  nien  t  u  ui,  aides,  aid  (englisch},  das  deutsche  „Steuer**  selbst.  „Struer*', 
fiühzritig  als  stvora.  stiura  vorkommend  (s.  o  S.  37.  41),  local  früh  statt  dem  anderswo 
f-lfrauchteu   ..Bede**  iXblich  (sO  in  Oesterreich  für  Vogtbede,   im  sadlichsten  Deutsch- 
iiiiJ  überhaupt  für  Beden  an  Grafen,  Karsten  und  Herren.  Zeumer,  S,:i^\  bedeutet 
'.tymologisch    so    viel    wie    Stärkung,  Unterstützung,    Hilfe.      Im   Sinn   von  offentlich- 
K.htliiher  aus  dem  Privatvermögen  oder  Privateinkommen  entrichteten  Ab^^abo  bür?«'rt 
C3  ?i,b  Wi  uns  deliuitiv  unter  Verdrängung  fast  aller  anderen  .ijl.eichbcdeut«'iiden  Aus- 
i:.  Le^-iü.     <  „Abgaben**.  „Auflagen"  sind  keine  fe>ten  tecli  n  i>chen  He/ei«hiiuii}^«,'n 
:.T'.ri«'ii.    ..Schätzung**   in   der  Praxis,   fast  auch   schon   in  der  Theorie  veraltet, 
i-'Jui   auf   gewi»e   directe   Steuern   l)esoliränki).     In   Frankreich    v«reris»t   >irh  die 
ll-.  i'.'Utniiir  von   ai«les.    droits  d'aides  dahin,  dass  darunter  g(•wis^e  innere   \  erbrauehs- 
irrj'fvn .   iiamentlich    die  Steuern   auf  (ietrUnke  ver.-'tamlen  werden.     rrspruiii-Iieh  be- 
J:-tete  aides  eine  x\rt  allgemeiner  directer,  nameutlirb  Kiiikuniniensteiitir,  im  1  1.  .lahr- 
'jj-i-ir-ii  speciell     indirecte  Steuern    überhaupt,   eiMschlie''.-»lich    Nerkaiils^teuern.      Der 
jJjemUn»!    Ausdruck   für  Steuer  wird  der  unserem    ,.Aiit'lai:e**    wörtlich    p-nau   eiit- 
:lTe..L:iide    Ausdruck    „impot**.     S.  über  diese  T(;rminologie    bes.   eingehend    Hull- 
tmn.  rinaiizgercb.  S.  1 15  fi'.,  KM  — 151  (auch  über  Zins.  Tribut  el>  ).  Waitz,  Verf- 
?-.-:b.  VllI,  394  If.   Zeumer,   Stadte^teucr  S.  .'i  tf.,  MG  IF.,    Vignes  I,  114,  Clama- 
i-TAu  I.  p.  XV  Note  und  mehrfach,  z.  ß.  II.  '».     Leber  das  englische  tallnge  u. 
^   71  d.   u.   Dow  eil  III,   14. 

§.  33.     Beispiele. 

Di»-  Stcaerjrescbichte  der  deutschen  Territorien  selb-t  nur  aluissartig  hier  dar- 
'X-Ueü.  ebenso  in  das  vielfach  erst  noch  dunh  specielle  rntersuchuntren  i:en.iuer 
:ü.  '.rmittelnde  technische  practiache  Detail  der  Steuerveranlasrung,  -Erhebung  und 
-V^rwaltuu:r  hier  näher  einzugeben,  iat  nicht  die  Aufgabe  dieses  Werkes,  aiieh  nicht 
"i  l;-:-cin  sechsten  Buche.  Nur  an  einigen  Beispielen  mag  'i-e/eigt  und  er>ehon 
T  rdca,  wie  man  practisch  vorging  und  was  man  erreichte. 

Die  Technik  der  Veranlagung  und  Verwaltung  war  all|;eniein 
ziemlich  und  oft  recht  unvoUkonunen,  was  indessen  in  der  gegebc- 
nfrü  wirthschaftlichen  Lage  begreiflich  war  und  auch  nicht  immer 
!v.«  lästig  empfunden  wurde.     Zumal  bei  der  anfänglich  nur  kurzen 
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Zeitdauer  der  ausserordentlichen,  für  wenige  Jahre  hewilligten 
Steuern  und  bei  den  häufigen  Aenderungeu  konnte  sich  eine 
ordentliche  {Steuertechnik  und  Steuerverwaltung  nicht  ausbilden. 
Erst  mit  der  bleibenden  Einbürgerung  der  neuen  Steuern  wurden 
die  vorübergehend  erträglichen  Mängel  schwerer  empfunden.  Allein 
die  Macht  des  Herkommens  und  das  Stände-,  Classen-  und  Privi- 
legienwesen erschwerten  auch  jetzt  noch  erheblichere  Reformen. 
Erfolgte  Ueberwälzungen,  thatsächlich  massige,  wenn  auch  öfters 
nominell  hohe  Steuersätze  machten  dieselben  auch  wieder  practisch 
nicht  in  dem  Maasse  nothwendig,  als  es  nach  der  rohen  Veran- 
lagungsart erscheinen  müsste. 

Ein  grösserer  Uebelstand  wurde  die  Stabilität  der  Ka- 
taster von  directen  Steuern  (besonders  Grund-  und  ähnlichen 
Steuern,  eventuell  als  Theilen  von  Vermögenssteuern)  während 
langer  Perioden.  Die  viel  langsameren  Veränderungen  der  Ver- 
kehrs-Technik und -Oekonomik,  die  Stabilität  der  wirthschaftlichen 
Rechtsordnung  und  die  „Gebundenheit"  der  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse überhaupt  bewirkten  indessen,  im  Unterschied  zur  heuti- 
gen Zeit,  auch  eine  viel  grössere  Stabilität  des  einmal  gegebenen 
Zustands  der  volkswirthsehaftlichen  Production  und  Vertheilung: 
jener  „Process  der  qualitativen  und  quantitativen  Differenzirung 
des  Volkseinkommens  und  Vermögens  in  den  Einzeleinkommen 
und  Vermögen",  welcher  gegenwärtig  eine  Stabilität  der  Steuer- 
kataster in  manchen  Puncten  öfters  bald  unerträglich  und  vor 
Allem  im  Interesse  der  gerechten  Steuervertheilung  stets  Er- 
neuerungen der  Kataster  und  selbst  neue  Reformen  der  Gesammt- 
besteuerung  und  jeder  einzelnen  Steuer  nothwendig  macht  (Fin.  II. 
292  ff.)  —  er  vollzog  sich  eben  ehedem  viel  langsamer  und  über- 
haupt in  viel  geringerem  Maasse.  Die  landwirthschaftliehe, 
die  gewerbliche  Technik  (auch  in  den  Zweigen,  deren  Artikel 
einer  indirecten  Steuer  unterlagen.  Hier,  Wein),  das  Communica- 
tions- und  Transportwesen  waren  ebenfalls  so  stabil,  dass  einmal 
die  Veranlagung  von  directen  (Vermögens-,  Grund-,  Haus-,  Per- 
sonal- und  Einkommen-)Steuern  und  von  indirecten  Abgaben  (Zölle, 
Accisen,  Tranksteuern)  technisch  viel  leichter  als  in  der  Gegenwart 
war,  anderseits  auch  eine  rohere  Veranlagung  einigermaassen  aus- 
reichte. Die  socialen  und  politischen  Verhältnisse  der  vornehmlich 
steuer/.ahlenden  unteren  Bevölkerungsschicht  waren  endlich  auch 
nicht  dazu  angethan,  den  Landesherren  und  die  steuerbewilligenden, 
aber  gar  nicht  oder  nur  theilweise  selbst  steuerzahlenden,  gewöhn- 
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^^^  ^      ^       ^Hintersassen  belastenden  privilegirten 
^XitjXex    ^^  ^OjV^Xx       >^irthscliaftlich  und  technisch  zweck- 


[  \>e^^^  ^^\^  ^^^V  ^'^^''^o'^g'^ög  ^^^  Verwaltung  hinzu- 
iiA  fe^  \\Xf^  ofi^\  ^^^  „aufgeklärte  Despotismus", 
^^y^  xc^^^  tVu  ^^^  seines  Staats  eigenes  wirthschaiV 
^oW^^^^  ^\t  ^g.v\  ^^^e,  hat  daher  bedeutendere  Steuer- 
lutexe  g\c\>t  6  ^men  und  theilweise  verwirklicht,  wenn 
en  ^^^      Y^   tioC^   ^^ter   grosser  Schonung  der  privilegirten 

K  tfi  Vch  ^^^  ^^^  *^^^^ergeschichte  jedes  Staats  und  Territoriums 
^A  massg^^^^^®'^  Einfluss  des  Finanzbedarfs,  daher  der 
bcsünitnenden  Lebensgescbichte  des  Staats  und  unter  dem 
fla&s  der  gegebenen  Bevölkerungs-,  Social-  und  Wirthschafts- 
•hUtni^'se  ibr  individuelles  Gepräge.  Deshalb  kann  auch 
^  eine  umfassendere  Vergleichung,  wie  sie  indessen  hier 
ith  dem  Stande  der  Vorarbeiten  und  aus  Rücksichten  auf  den 
mm  aasgescblossen  ist,  das  Typische  in  der  Entwicklung  und 
«fatlichen  wie  technischen  Gestaltung  des  älteren  deutschen  Terri- 
fial-Steaerwesens  sicherer  und  genauer  ersehen  Inssen.  Gerade 
ieses  Typische  und  streng  genommen  dies  allein  kommt  aus 
er  concreten  Steaergeschichte  der  Länder  für  die  Finanzwissen- 
ehaft  in  Betracht.  Einigermassen  lässt  sich  dasselbe  indessen 
ach  durch  eine  beschränktere  Vergleichung  und  durch  Aus- 
rahl  solcher  Beispiele,  welche  sich  dem  Typus  nähern, 
rmitteln. 

In  letzterer  Beziehung  sind  begreiflicher  Weise  Länder  mit 
pfhältnissmässig  weniger  bewegter  innerer  und  äusserer  politischer 
reschichte  und  mit  griisserer  Stabilität  ihres  Gebietsumfangs  in 
iogeren  Zeiträunicn  geeignetere  Beispiele  als  andere  mit  entgegcn- 
^»efzten  Erscheinungen.  Nur  muss  das  betreffende  Land  an  und 
or  sich  gross  genug  und  seine  Geschichte  noch  bedeutsam  genug 
ein,  am  von  einer  der  Lage  der  gesammten  Verhältnisse  ent- 
prechenden  Entwicklung  des  Finanz-  und  Steuerwesens  sprechen 
I  können.  Unter  dieser  Voraussetzung  wird  das  Steuerwesen 
ines  solchen  Landes  aber  mehr  den  Character  des  Typischen, 
1*8  aus  normalen  Entwirklungsverhältnissen  eines  fortschreiten- 
kn  Gemeinwesens  hervorgeht,  besitzen  als  das  Steuerwesen  eines 
a  Stillleben  dahin  vegetirenden  Kleinstaats  oder  als  dasjenige 
iaes  hervorragenderen  Staatswesens  mit  bewegterer  Geschichte. 
*Dter    den    deutschen    grösseren    Territorien,    welche    Vorgänger 
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heutiger  Einzclstaatcn  sind,  entspricht  Baiern  wohl  den  Voraus- 
setzungen eines  solchen  typischen  Beispiels  besonders  gut,  wes- 
halb dessen  Steuerentwicklung  und  Gestaltung  hier  etwas  eingehen- 
der behandelt  werden  soll.  Daran  schliessen  sich  neben  einiget! 
Daten  aus  anderen  Territorien  etwas  speciellere  Darstellungen 
wichtiger  Steuerverhältnisse  in  österreichischen  Ländern  und, 
in  einiger  systematischen  Vollständigkeit,  eine  Uebcrsicht  des 
Steuerwesens  im  brandenburg-preussischen  Staate,  beson- 
ders im  18.  Jahrhundert.  Der  Vergleich  der  Besteuerung  in  diesen 
politisch  bewegteren  Staaten   mit  derjenigen  Baierns  ist  lehrreich. 

lu  Baiurn  sind,  von  den  zeitweiligen  LandestheiluDgea  abgesehen,  bis  zum 
Beginn  des  ]9.  Jahrhunderts  die  Gebictsveränderungen  nicht  erheblich,  auch  die 
Gebietserweiterungen  nicht  beträchtlich  gewesen.  Das  Land  hat  über  600  Jalir  unter 
derselben  Dynastie  ununterbrochen  gestanden.  Au  den  Welthändeln  haben  sich  seine 
Fürsten  nur  im  17.  und  18.  Jahrhundert  in  etwas  grösserem  Maasse  betheiligt.  Die 
innere  Verfassung  und  Verwaltung  hat  sich  nicht  besonders  verändert,  die  wirthschaft- 
liche  und  die  Culturentwicklung  blieb  langsam,  normal,  ohne  bedeutendere  Umgestal- 
tungeu.  Da  sich  Fürsten  und  Volk  gegen  die  Reformation  ablehnend  verhielten, 
fehlen  hier  auch  die  wirthschafdichen  und  die  finanziellen  Folgen  der  Reformation, 
die  frühzeitige  Säcularisirung  des  geidtlichen  Guts  u.  s.  w.  Dio  genannte  Schrift  von 
L.  Hoffmann  giebt  eine  gute  Uebcrsicht  der  wesentlichen  Puncto  der  baierischen 
Steuorgeschichte,  auch  mit  Berücksichtigung  des  hier  besonders  hergehörigen  Steuer- 
technischen. Sie  bebandelt  genauer  nur  die  directen  Steuern,  erwähnt  jedoch 
auch  die  indirecten.  Jene  sind  hier,  wie  sonst  meist  in  den  Territorien,  lange  Zeit 
die  wichtigeren  und  diejenigen ,  welche  für  dio  politischen,  die  technischen  und  die 
allgemeinen  Principienfrageii  in  der  Periode  des  selbständigen  territorialen  Steuer* 
Wesens  vornehmlich  in  Betracht  kommen. 

Die  folgende  Darstellung,  bei  welcher  im  Einzelnen  Manches  nach  den  gerade 
vorhandenen  Vorarbeiten  ausgewählt  werden  musste,  betrilll  demnach  so  verschiedene 
Theile  Deutdchlands,  dass  sie  hinreichen  wird,  sich  ein  Bild  von  dem  älteren  deutschen 
Territorial-Steuerwesen  zu  mach«.'n.  Mehrfach  muss  dabei  jedoch  statt  der  Schilderang 
der  Entwicklung  diejenige  des  Zustandos  in  einer  bestimmten  Periode  genügen.  Die  *« 
allgemeine  Darstellung  der  Verhältnisse  in  den  §§.  29  und  30  findet  auch  dabei  ihre  . 
Bestätigung  durch  thatsächliche  Belege.  *• 

■t 
b)  Einzelne  grössere  Territorien,  besonders  Baiern.  ^ 

§.34.     Baiern.  > 

S.  Ho  ff  mann  a.  a.  ().,  dessen  Darstellung  dieser  Uebcrsicht  zu  Grunde  liegt  ^ 
Seydel,  baier.  Staatsrecht,  I,  93—111,  bes.  über  die  indirecten  Steuern  S.  96  fr.       ^ 

Die  hier  seit  dem  12.  und  13.  Jahrhundert  nachweisbaren,  im^ 
14.  Jahrhundert  sich  öfters  wiederholenden  Steuern  (unter  diesem  i^ 
Namen)  sind  directe  von  verschiedener  Veranlagungsart  und  Aus- j^ 
dehnung.  u 

So  mehrfach  Vieh-  und  Klauensteuern  (1302,  1322,  13S3)   mit  bestimmten  !■ 

verschiedenen  (ieldbcträg(.'n  nach  dem  Haupte  der  Vichart ;  ferner  Steuern  nach  den  ^ 

(letreideertrag  in   (ieldsätzen,    die   nach   der   Kornart    abgestuft  sind,    eine   Art^{ 

roher  (i rundsteuer  (1311),    verbunden  mit  Besteuerung  der  Herrenzinsc  und  Nli-.j^ 

turallieferungen ,   der  Widums-  und  Pfarreigüter,  der  Habe  der  abhängigen  Banientejj^ 

(Vh).     Aber  auch  allgemeine  Vermögenssteuern  des  ganzen  Landes  in  verschie»  j.' 

(leuer  Veranlagung   und  Ausführung  finden  sich.     So   1390  der  „20.  Pfennig",  mHj^ 

'M 
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leä«ili^o§r  <1er  Sudte  und  Märkte,  dos  Adr>ls.  der  Klöster  und  Stifter;  1.S9ß  narh 
iMtt  noch  vorliaDdenen  geoaueren  Stcocrordnung,  welche  das  VcraiiIa;;unf]^tresohäft 
i^U  (Hofiniaon.  S.  11  ff.):  Angaben,  wer  und  was  stmerpfliclitig  und  frei  (letzteres 
fetcr.  Kuechtti  ohne  Vermögen;  vom  Vermögen  auch  Koss,  Wallen,  Kleidung.  Betten 
W-:  eidliche  Dcclaratioa;  Adel,  Städte,  üeistlichktjit  jo  für  f>ich  steuernd;  die  (irund- 
iUea  des  Herzogs  apart;  Leitung  durch  eine  ätändi>ohe  (.entralbehOrde.  Auch  im 
1  Jahrh.  kommen  Vermögensoteuern  („20.  Pfennig")  vor  (^Inifolstädtisches  (Jebiet). 
iwt  J^andstf  uern",  .Jlussitensteuern"  verschiedener  Art,  auch  Kopf-  und 
^ersoaalsten  ern  da1>ei.  Adel  und  Geistlichkeit  steuern  öfters  mit.  aber  das  Bc- 
neben  nach  Steuerfreiheit  tritt  in  der  Auffassung  hervor,  dass  dir  Besteuerung  ihrer 
MBdkoldeQ  nicht  direct  durch  andere  Organe,  sondern  durch  sie  selbst  erfolge,  sie 
üblich  aber  dann  frei  seien. 

Am  Bemerkenswerthesten  sind  aas  der  früheren  Zeit  (bis  An- 
bog des  16.  Jahrhunderts)  llür  die  allgemeineren  PrincipientVagen 
1er  Stenergeschichte  wohl  zwei  Punete:  Der  beginnende  Kampf 
cwischeD  indirecten  und  direeten  Steuern  und  die  Verbreitung 
ier  „Landsteuer''  als  einer  wesentlich  auf  den  ,, armen  Leuten", 
Jee  gmndberrliehen  Unterthanen  lastenden  direeten  Steuer,  an 
kr  die  8tädte  nnd  Märkte  aber  mit  festen  Beitragssummen  be- 
kSigt  blieben.  Die  indireete  Steuer  als  Territorialslener  ist 
Ir  einzelne  baierisehe  Theile  bis  in  das  14.  Jahrhundert  zurück 
ffl  Ycrfolgen,  als  „Getränke-Ungeld". 

IISS  wird  es  in  einem  Laudestheil  einmal  für  einige  Jahre  bewilligt  (vom 
Euer  4  Maass  iu  Geld,  mit  gewissen  persönlichen  Befreiungen  für  den  Eiirengebrauch 
ad  ZaveisuujB:  einer  £rtrae:s<|Uote  an  die  (lemeinden),  aber  hartnäckigem  Wider- 
s-rbto  LTT^'-Uuber  bald  eine  „Landsteuer**  an  seine  Stelle  gesetzt. 

Die  „Landsteuer  *  (speciell  im  Münchener  Gebietstheil)  unter- 
ebeidet  sich  von  der  „Stands teuer"  dadurch,  dass  wenigstens 
a  der  späteren  Ausbildung  sie  Adel  und  Geistlichkeit  nicht  mehr 
rifft.  sondern  nur  deren  Unterthanen,  Hintersassen,  dann  die  fürst- 
khen  direeten  Unterthanen  (Kasten-,  Urbarsieute),  die  Lohnarbeiter, 
Ti^löhner,  ferner  aber  auch  die  Städte  und  Märkte.  Die  Stand- 
«euer  wird  dagegen  auf  die  Stände  als  solche  gelegt.  Die 
eoterthänigen  Bauern  werden  nach  dem  Hoffuss,  d.  h.  nach  Rang 
öd  Grösse  ihres  Hofs  mit  entsprechend  abgestuften  Geldsteuer- 
ötieD,  die  Arbeiter  n.  dgl.  nach  dem  Einkommen,  die  Städte  und 
Harkte  mit  bestimmten  Summen,  die  sie  nach  ihrer  Willkür  bei 
ith  nmlegen  oder  aufbringen,  besteuert.  Bewilligte  oder  ge- 
Waachte  Gesammtsummen  werden  auf  die  einzelnen  V^erwaltungs- 
pbiete  des  Territoriums  in  bestimmten  Quoten  repartirt.  Diese 
UiKUtener  wird  die  wichtigste  und  häufigste. 

Stifiti^keitcu  zwischen  dem  Herzog  und  dem  Adel  libcr  die  Ausdehnung  des 
fatr^trusiräreohts  und  zwischen  den  Ständen  selbst  üIkt  di«-  Steucrvcrtheilung  sind 
fcdk  Zeit  U5.,  16.  Jahrh.)  characteristisch.  Veranlagunpr,  Erhebung.  Vcrrechnunj;, 
W,Liften  ub«:r  Art  und  Umfang  der  Vermögcns-Fassionen  (bei  den  „armen  Leuten") 
^xa.  dass  man   in   der  Steuertechnik  doch  Fortschritte  machte   und  dass  die  Ver- 
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waltungsorganisation  sich  irervollkommuctc.  Der  Adel  wünschte  die  individuelle  Ver- 
anlagung der  städtischen  Bürgerschaft  zur  Aufbringung  bewilligter  Summen  (von  Ver- 
mögenssteuern u.  dgl.),  statt  der  fixen  Stadtsteuer-Beiträge ,  drang  aber  damit  nicht 
durch. 

Erschwerte  Finanzlage  (SchuIdeD,  Kriegskosten)  führte  im  16. 
Jahrhundert  zur  weiteren  Einbürgerung  der  immer  auf  Zeit  be* 
willigten  Steuern,  wobei  der  Ausschuss  der  Stände  ein  einflass- 
reiches  Organ  wird.  Die  Quotitäts-Landstener^  als  Gombi- 
nation  von  Vermögens-,  Einkommen-,  Personalsteuern  (nach  Per- 
sonenClassen),  gelegentlich  mit  Ausdehnung  auf  weitere  als  die 
ob^n  genannten  Personenkreise  (Adlige,  Beamte,  Ausländer),  mit- 
unter pauschalirte  Standessteuern,  wobei  die  drei  stener- 
bewilligenden  Stände  bestimmte  Quoten  der  Summe  übernehmen, 
bleiben  die  Hauptformen  der  directen  Steuern.  Von  indirecten 
werden  die  Getränkestenern  (in-  und  ausländischer  Wein, 
Branntwein,  Bier,  auch  Ausfuhrabgabe  von  Wein)  wichtiger 
(1542),  aber  auch  sie  sind  nur  für  bestimmte  Zwecke  und  Zeiten 
bewilligt,  wiederholen  sich  indessen  bald  regelmässig  und  werden; 
später  darch  höhere  Sätze  oder  Zuschläge  ergiebiger  gemacht 
(Bie raufschlag.)  Schuldentilgung  ist  ein  Hauptzweck  der  Be- 
willigungen; aber,  characteristisch  für  die  Entwicklung  der  öffeni-i 
liehen  Finanzwirthschaft,  wird  auch  Ansammeln  von  Vorrätheo, 
(Reservefonds)  mitunter  schon  ein  solcher  Zweck. 

Wie   weit  man  Mitte  des  16.  Jahrh.   bereits  in  der  Technik  der  Veranla-i 
gung  und  auch  einigermaassen  in  der  Durchfuhrung  des  Princips  der  Allgemein-, 
heit  gelangt  war,  zeigt  be^sonders  eine   lehrreiche  eingehende  Steuerinstructioa' 
V.  1554    (S.  fv.  Scyfried],  Urkunden   z.   Gesch.  baier.  Landsch.,    S.   420  ff.,   danack. 
Hoff  mann   S.  59  u.  Beil.  I  daselbst  S.  170  ff.,  wo  die   erneute  Instr.  v.  1612  da-, 
neben  gestellt).    Hier  findet  sich  eine  Aufzählung  der  einzelnen  besteuerten  Personen** 
classcn  und  Ertrags-   und  Besitzarten ,  welche  nach  einer  ständischen  Bewilligung  r*  i 
1553   mit  einer    combinirtcn    Vermögens-,    Einkommen-  und   Personal- 
steuer belegt  werden.     Der  Schwerpunct  dieses  directen  Quasi-Steuersystems  lag^ 
immer  norh  in  der  Vennögens-Besteuerung  der  Bauern  und  Bewohner  des  plat-^ 
ten  Landes,  wobei  genaue  Personal-  und  specialisirte  Vermögensaufnahmen  vorge-, 
schrieben   werden;  Steuerfuss   5  **/„.     Auch  Pächter,   dann  allgemein  ländliches  tie-'l 
sinde  („Ehehalten''),  sowie  andere  Classcn  der  ländlichen  Bevölkerung  (Wirthe,  Tage-;^ 
löhner  u.  s.  w.)  werden  nach  Fall rnissanscli lag,  Einkommen,  (rutdttnken  mit  besteuert 
Ausser   dieser  Hauptmasse    des  altbesteuerten   Volks    werden  jetzt  jedoch  auch   dkk 
Beamten  (auch  adlige)  besteuert,   und   zwar  die  höheren  für  das  Einkommen  ohne,k 
die  niederen  für  dasjenige  mit  dem  Gehalt  dabei  (10  7o^*'   ferner  andre  Diener  ü. 
Dienerinnen   für  ihren  Lohn  (mit  45  Pfcnn.   von  Pfunde  zu  240  Pf.)  und  sonstige*« 
Personal- Kategorien,  u.   A.  auch  die  (icistlichen ,   ))CSonders  die  niederen.     Die  Be- 
steuerung greift  aber  schon   über  die  Personen  hinaus  und  sucht  gewisse  Ertr&gC 
des   Inlands   als  solche  zu   treffen,  z.  B.    wenn  Zinse  an   weltliche   „Ausländei^ 
(Steuerfuss   Va«)  hinausgehen.     Mancherlei  Specialbestimmungen   und    Modificationen 
des  Princips  finden  sich  bei  der  Besteuerung  des  Besitzes  „ausländischer**  geistliclien 
Forsten.     Ueberhaupt   eine  Fülle  von  Detailbestimmungen  über  die  subjec-^ 
tive     und    objective    Steuerpflicht,    Forensen -Besteuerung,    an    Fremde 
hinausgehendes   und  an  Einheimische   von   auswärtigem  Besitz  hinoin-i 
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reken<les  EiDkommeo,  Aber  Adol,  Geistliche,  ülier  einzelne  andere  Olassen, 
Doppelbesteuerung  u,  dgL  m. 

Solche  BefttimiDungeD  zeigen,  dass  man  es  schon  mit  einem 
itbwierigen  Stenerproblem  zu  thnn  und  dies  erkannt  hatte  und 
ueh  Möglichkeit,  soweit  die  Privilegien,  das  Stände-  and  Classen- 
lesen  nnd  die  Anschanungen  der  Zeit  es  erlaubten,  nach  „Allge- 
■einheit'^y  freilich  noch  durchaus  nicht  nach  gerechter  „Gleich- 
itttngkeit^'  der  Sätze  strebte.  Der  Hanptdrnck  lag  stets  auf 
1er  bäuerlichen  ländlichen  Bevölkerung.  Auch  die  da- 
Mken  noch  apnrt  bewilligte,  auf  die  drei  Stände  repartirte  Standes- 
tfeaer  wird  doch  iheilweise  wieder  ähnlich  aufgebracht,  indem 
fie  zunächst  besteuerten  Glieder  (landsässiger  standschaftlicher 
Adel,  Prälateo,  auch  wohl  die  Städte,  die  Landbesitz  haben)  ihre 
Qiote  mit  anf  ihre  Unterthanen  legen. 

Diese  Stenereinrichtung  erhält  sich  mit  kleineren  Abweichungen 
pniune  Zeit.  Die  „Landsteuem''  werden  jedoch  gegen  Finde  des 
IS.  und  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  schon  regelmässiger,  z.  B. 
uf  grossere  Jahresperioden  bewilligt,  in  denen  sie  (z.  B.  in  einer 
^  l^jährigeii)  dann  so  und  so  viel  mal,  etwa  in  3  Jahren  2  mal 
•der  in  bestimmten,  im  Voraus  festgesetzten  Jahren  zu  erheben 
nd.  Die  Veranlagung  erfolgt  nicht  jedesmal  von  Neuem,  sondern 
Dich  den  alten  Katastern.  Von  Einzelheiten  sind  Festsetzungen 
TOD  Taxwerthen  von  Verniögensobjecten  in  den  Instructionen  (z.  B. 
ÜrVieh),  dann  besonders  die  genauere  Unterscheidung  der  Kechts- 
^itat  des  bäuerlichen  Besitzes,  wonach  sich  wieder  der  Steuer- 
his  mit  richtet,  bcmerkeuswerth.  Von  den  indirecten  Steuern 
Mrgert  sich  der  Bieraufschlag  ebenfalls  als  bleibende,  bez. 
Rgdmäasig  von  Neuem  bewilligte  Einnahme  ein  und  wird  schon 
beioDders  wichtig.  Bereits  erreichte  der  Ertrag  der  Aufschläge 
fie  B5he  der  directen  Landsteuer  (um  1612). 

Während  des  ;'5()jährigen  Krieges  vermehrt  sich  die  Steuerlast 
itffrKch  ungemein,  u.  A.  auch  durch  die  „Kömermonate'^  für  das 
trieb,  die  Baiern  genau  entrichtete. 

Z.  B.  1635—1644  815,  mit  1,4S9,OOU  fl.,  HofTmaiin,  S.  85. 

Statt  von  den  Ständen  selbst  wurden  aber  von  deren 
Iwtbnss  (den  „Verordneten'^)  die  Steuern  bewilligt,  öi'ievs 
Ml  eigenmächtig  vom  Ftirsten  ausgeschrieben,  und  die  land- 
tbftliche  Steuerverwaltung  mehr  und  mehr  von  ihm  Uhernommeu. 
jieli  fdr  die  Kriegssteuern  blieb  die  Ilauptforni  die  Ver< 
[i'l^eDS',    Einkommen-    und    Personalsteuer,    aber    mit 
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Mitbelastung  der  weltlichen  und  geistlichen  Grundherren,  der  Zio-  t 
sen  und  Güten,  der  städtischen  Häuser,  Bürger,  Einwohner  u.  s.  w.  ] 
(nach  Ciassensätzen);  so  1638:  d.  h.  eine  erhebliche  Ausdehnung  i 
der  „Allgemeinheit"  und  einigermaassen  selbst  der  „Gleichmässig- 1 
keit"  unter  starker  monarchischer  Gewalt  (CurfÜrst  Max)  auch  hier,  ] 
wobei  schon  die  politische  Maxime  des  öffentlichen  Wohls  und  i 
des  Landesbedarfs  zur  Motivirung  dient  und  u.  A.  die  Landschaft  zu  -^ 
den  Kosten  der  Landesvertheidigung  (mit  %)  und  der  fürstlichen ; 
Schulden  Beiträge  übernimmt.  Das  Aufschlagsystem  wird  aa8-t| 
gedehnt  (1634  auf  Schlachtvieh  und  Fleisch)  und  durch  Er-  . 
höhung  der  Sätze  ergiebiger  gemacht  (Wein,  besonders  aber; 
Bier). 

Hier  kommt  zu  dem  alten  „ersten  Pfennig"  per  Maass  1634  ein  zweiter,  1672,  ^ 
1076    ein    dritter,    1706    ein    vierter,    der   vorübergehend    wieder  aufgehoben    wird, 
,. Allenthalben  getroffene  Compositionen  verringerten  diese  Sätze."    (Hoffmann).        i 

Wie  immer  nach  grossen  Kriegen^  blieb  auch  hier  im  Frieden  . 
ein  grosser  Theil  der  Steuerlast  bestehen  und  zeitweilig  mussten /* 
harte  Vermögens-,  Einkommen-,  Kopfsteuern  den  ausserordentlichen. 
Bedarf  für  Kriege  (TUrkenkrieg,  spanischer  Erbfolgekrieg,  bez,'* 
österreichischer  Krieg)  decken.  Schulden wesen ,  Militär,  Landes*^ 
cultur,  Verbesserung  der  Kammergüter  u.  s.  w.  bedingten  aber^' 
auch  mehr  bleibende  ordentliche  Steuern.  Unter  diesen  treten!^ 
die  Aufschläge,  besonders  auf  Bier,  auch  bereits  auf  Tabake 
(mehr  aus  sitten-  und  luxuspolizeilicher  Tendenz,  1669),  vorüber-.^ 
gehend  auf  Getreide  (1702)  mehr  hervor.  Aber  die  wenig  ver-^l 
besserten  Landstenern  nach  altem  Anla^efuss  (von  1612,  zjn^, 
Th.  V.  1594)  bleiben  die  Hauptsache.  Der  Landtag  kommt  nach^j 
langer  Pause  noch  einmal  1669  zusammen,  aber  ohne  entsprechen-^.]^ 
den  Erfolg  für  die  Steuerreform.  Von  da  an  ist  der  etwas  ver-iij 
änderte  Verordnetenausschuss  wieder  die  dem  Landesherrn^ 
gegenüberstehende,  wenig  mächtige  Instanz  in  Finanz-  und  Steuer-^i^ 
Sachen.  Auch  die  steigenden  Militär-  und  Kriegsausgaben  (Endc^ 
des  17.,  Anfang  des  18.  Jahrhunderts)  wurden  ausser  durch  ver^- 
schiedene  ausserordentliche  Steuern  und  Schulden  durch  Multipla^ 
(mehrfache  Simpla)  der  alten  Steuern  (Standessteuem,k 
Landsteuern  der  Unterthanen,  nach  der  Anlage  von  1594  und  1612^|. 
also  jetzt  sehr  ungleichmässig,  dazu  Steuern  der  übrigen  „Unbe-^^. 
freiten")  bestritten.  Diese  reelle  Steigerung  des  Steuerfusses  musste, ' 
die  Ungleichniässigkeiten  alter  Steuern  natürlich  noch  viel  empfind«^ 
lieber  machen,  vollends,  da  das  Multiplum  für  die  einzelnen  Steuernd 
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ODgleieii  war,  z.  B.  mehrfach  das  nur  Zweifache  bei  der  Standes-, 
du  Dreieinhalbfache  bei.  der  Untertbanensteaer.  Die  MUngel  sta- 
biler Kataster  (hier  bei  der  alten  vennögenssteuerartigen  Land- 
rtener  der  Unterthanen  doch  wesentlich  rohe  Grundsteuerkataster) 
tntea  auch  hier  immer  schärfer  hervor,  je  liinger  die  Zeit  der  Ver- 
aalagunt;  and  die  Katastrirung  zurücklag  und  je  verschiedener  die 
Vdiältnisse  der  einzelnen  Landestheile ,  Ortschaften  und  Ilrtfe  in 
dieser  langen  Periode  geworden  waren. 

Zu  dareb^reifenden  Reformen  kam  es  aber  auch  noch  im  18. 
Jahrhundert  nicht.  Auch  in  neuen  Kriegsläuften  (1740  AT.)  werden 
M  in  der  Hauptsache  die  alten  directen  Steuern  mit  ihrer  ver- 
alteten Veraolagnng  beibehalten,  nur  auf  einige  andere  Personal- 
nd  Einkommenkategorien  ausgedehnt  und  in  ein  wesentlich  bloss 
formales  System  von  9  „Classen^'  directer  Steuern  gc- 
bncht  Die  Stenerausschreibung  bestimmte  dann  verschiedene 
od  in  den  einzelnen  Jahren  wieder  wechselnde  Mnltipla  des 
•Simplnms  jeder  Classe,  wobei  wie  gewiihnlich  die  für  die  Maasse 
der  Landbevölkernng  bestimmten  ,,Landsteuern^'  am  Höchsten, 
seist  in  2 — Stach  so  hohen  Multiplis  als  bei  den  anderen  Steuer- 
classen  angesetzt  wurden. 

L  Cl.  Staiidstcucrn ,  meist  2fach,  ahcr  auch  1  — P/^fach,  selten  liölur,  II.  (-1. 
Liai>t':a«!ni .  3.  '-i^'^,  4fach.  st.'lten  iiicdriirer,  später,  Emle  des  Is.  Jahrh.  5,  sulbsit 
•rVl.  III,  (.'1.  ,.Comp«>siiiomfn'*  meist  wie  Cl.  I,  IV.  Cl.  Horreiiiriit>teuer»  d^irl..  V.  Cl. 
NMt-ir^äibigor  in  ziemlich  iihiilichcm  Satze,  später  P/^fach,  \  I.  Ci.  «rewissc  Trivat- 
kifiiulisTen  meist  2fach.  VII  Cl  Invobncrsteaern  dsgl.,  VIII.  CI.  WiJuinsti'U.Tu  2. 
ii:-:  m-ist   Ifach,  IX.  Cl.  „Fourageaiilajce"  dsgl. 

Das  Hinzielen  auf  „allgemeine''  und  nach  dem  einmal  angenoin- 
meuen  Verhältniss  für  ,,gleichmüs8ig'^  geltende  directe  Hesteueiung 
aller  Classen,  Personen,  Erträge,  von  den  unbedingt  befreiten  ab- 
^e>ieben,  ist  wohl  erkennbar  und  für  das  18.  Jahrhundert  mit 
*eiaer  deutlicbercn  Tendenz  zur  gerechteren  und  wirthschaftlich 
nthtigeren  Vertheilung  der  Steuerlast  characteristisch.  Aber  wie 
rrob  mecbaniseh  diese  Combination  so  ungleichartiger  Elemente! 
Wie  notbwendig  ein  Bruch  mit  solchem  „System"  und  ein  Neubau, 
vic  unvermeidlich  die  tiefere  Umgestaltung  des  Steuerwesens  im 
li*.  Jahrhundert,  der  Uebergang  in  allgemeine  rationelle  Ertrag- 
^eaem  oder  zur  Einkommensteuer  war,  das  ergiebt  sich  aus  solchen 
Verbältnissen  mit  Nothwendigkeit. 

Ein  IT4C  einmal  gemachter  Versach  ciiiiT  aligemcincren  rlas>irnirten  Pcrsonal- 
■J^J  Krirfrlrttotaatssteaer,  welche  mit  ihnjii  SlufensätziMi  narh  ]J(rruf«Mi ,  (jewrrbeii, 
li;*nc':vjmfaog^.  HofgrOssc  auf  eine  ganz  rohe  KiiikommenstcMier  hinauskam  dloli- 
itt  S.  15!»).  war  verfrüht  und  wurde  zu  (iunsten  drs  alten  Sy.steins  witnler  vrr- 
i^is^'.i     Au  einzelnen,  bcachtenswerthen ,    nur,  wie  es  scheint,  ziemlich   erfolglosen 
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Bestimmungen  des  Steuerrechts  hat  es  nicht  gefehlt.  So  wird  die  bis  auf  20  7u  ^^^ 
Zinsen  gehende,  übrigens  viele  Exemtionen  enthaltende  „Kapitalsteuer''  u.  A.  durch 
Vei*sagung  des  Rechtswegs  bei  gerichtlichen  Klagen  ,*  bia  die  Steucnjuitlungen  vorge- 
bracht seien,  zu  sichern  gesucht  (1765);  trotzdem  war  der  Ertrag  minimal  (1790, 
M57  Hl).  (Hoff  mann  S.  156,  162.)  Als  ferner  die  Landsteuer  Ende  d.  Jahrhunderts 
bis  auf  das  6facbe  hatte  erhöht  werden  müssen,  sollte  die  Grundherrschaft  selbst  da- 
von iVi  Simpla  tragen ,  eventuell  sich  die  Anrechnung  dieses  Betrags  vom  Grund- 
holden bei  dessen  Zahlungen  gefallen  lassen  müssen,  aber  auch  das  wird  schwerlich 
erreicht  sein.    (Eb.  S.  16()j. 

Aus  den   von   Ho  ff  mann  (S.  159  ff. ,  200  ff*.)  mitgethoilten  Finanzübersickteu 
fUr  1777   und  1800  (nach  v.  Krenner)  ergeben  sich   einige  Thatsachen  von  alige- 
meinerer Bedeutung  für  die  Beurtheilung  des  deutschen  Tcrntorialfinanzwesens  am 
Schluss   der   .,alten  Zeit.''     Die  „Staatsauf lagen"    aller   Art  überwiegen  in  der 
ganzen  Netto-Einnahme  bereits  weit  (1777  8.21  M.  fl.  von  4.3S  M.  ff.),  obwohl  unter 
den   übrigen   Einnahmen  aus    Erträgen   der   Staatsgüter    und   aus  Kenten   nutzbarer 
Rechte  auch  steuerartige  wie  Salzge^lle,  sowie  aus  Salzhandel,  Gerichtsgefälle  waren. 
Unter  den  Auflagen  befanden  sich  1777:  allgemeine  Grund-  u.  Vermögens- 
steuern 1.808  M.  H.  (davon  Landstener  1209,  Anlagen  nach  dem  Hoffass  0.37, 
Weggeldersatz  als  Zugviehsteuer  •. —  seit  1765  —  0.110,  Staatsbeitrag  der  Geist-     , 
lichkeit  0.119  M.  fl),   „Gewerbesteuern"  (specielle,  f.  Mühlen,  Tanz,  Musik, 
0.019  M   fl.),  „Personalsteuern'*  0.230  M.  fl.  (darunter  besonders  eine  Familien-    i 
u.  Heerdsteuer  in  Stadt  u.  Land  mit  0.09  M.  fl.,  Stempeltaxe  0.069,  der  Rest    ^ 
Pferdegelder  u.  Conditionssteuer,   Quartierservis,  Thorsperrgeld,    Straftaxen,   Jaden-    ^ 
toleranzgeld).    Als  directe  Steuern  kommen  von  dem  Allen  vornehmlich  die  allge-    • 
meinen  Vermögens-  u.  die  Familiensteuern  in  Betracht,  zusammen  1,898,000  fl., 
denen  dann  ein  Nettoertrag  der  indirecten  Steuern  von  nicht  ganz  Va  ^^i^ser  Summe 
gegenübersteht:  1,155,000  fl.,  wovon  74,000  fl.  Getränk-  u.  Viehungeid,  625,00011.    ; 
Aufschläge,  grossentheils  —  wohl  c.  85  °/y  —  auf  Bier,  der  Rest  auf  Wein  o.   *^ 
auf  Schlachtvieh   u.  Fleisch,   endlich  456,000   fl.  ans  Mauthen,  Accisen, -.j^ 
Brücken-  u.  Wegzöllen.     Die  Mauth- und  Acciseordnung  v.  1764  beruhte  mit  auf  ^ 
protectionistischen    Gesichtspuncten    (Seydel,    Staatsrecht    I,     104).      S.    weiteres  ** 
mancherlei  Detail  bei   Hoff'mann   a.  a.  o. ,  auch  f.  1800,    bis  wohin   sich  die  Ein-  -^ 
nahmen  aus  den  einzelnen  Steuern  absolut  u.  relativ  nur  wenig  verändert  haben.  '^ 

Das  Ergebniss  ist  demnach:   vorwaltende  Steuer-  und  i« 
zwar  directe  Steuerwirthscbaft,   welche  in  der  rohen  Form  von  .^ 
Multiplis  alter  Steuern  sich  dem  unvermeidlich  wachsenden  Bedarf 
einigermassen  angepasst  hat,  aber  ein  wirres  Conglomerat  vielfiU-^ 
tiger,  ungleichartiger  und  ungleichmässiger,  vornehmlich  die  länd-^. 
liehen  und  unteren  Classen  belastender  Steuern  darstellte.  Daneben  ^S 
indirecte  Steuern,  von  denen  die  wichtigste,  der  Bieraufschlag, ^ 
soweit  er  Preis  und  Qualität  beeiuflusste,  doch  auch  tiberwiegend^W 
die  Massen  des  unteren  Volks  traf:  Steuerverhältnisse,  welche  deO;^ 
französischen  des  ancien  rc^gime  in  diesen  Puncten  der  Ungleich-^ 
mässigkeit  und  der  Mehrbelastung  der  ärmeren  Clnssen  doch  viem|| 
fach  gleichen. 

§.  35.      Von  anderen   Ländern  zeigt  Alt-WUrtemberÄ - 
im  IG.  Jahrhundert  folgende  Steuern.  ^^ 

Hoffmann,  Fin.  W.s   zu  Anf.  d.  16.  Jahrh.  S.  4S  ff*.,  60  H".    Ausser  manchÄ 
steuerartigen   Einnahmen    unter  den   Regalien    und  Gebühren:   d  irccte  Steuern  ai^^- 
Vermögens besitz  und  Erwerb,   nämlich   1)  die  alte  Bede,  eine  feste  Ortliök^ 
Jabressteucr.   nach    LagerbUchern   normirt,   für  ganze  Bezirke,   (iemeiuden  und  MttT' 
kungen,  mit  manchen  Ungleichheiten,  nach  verschiedenen  Kechtstiteln ,  theils  in  G«wt|[g 

»I- 
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theils  in  Natmilien,  nnprOnglich  wohl  ans  schütz-  nnd  schirmrechtlichen  Verhält- 
Hissen  hervorgegangen;  2)  der  ^Landschaden'\  eine  jährlich  auf  die  Landschaft 
ar  Deckung  der  in  angleichem  Maasse  zn  leistenden  öfTentlichen  Aasgaben  umgelegt«*. 
Repartionssteaer ;  3)  S c h a t z a  n g e n  fUr  ausserordentliche  Bedürfnisse,  Vermögens- 
steaern,  in  der  ßegel  nur  aaf  besondere  ständische  Bewilligung,  }>ei  und  nach 
Kriegen,  dann  aber  schon  regelmässiger  werdend.  Da  sich  der  Adel  immer,  die 
Stifter  meistens  entzogen,  wurde  gewöhnlich  nur  die  Landschaft  getroffen.  Abge- 
ordnete der  letzteren  theilten  die  Summe  auf  Städte  und  Acmter  aus,  die  unterste 
Grundlage  wurde  durch  indinduelle  Selbstschätzung  gewonnen.  An  die  Stelle  7on 
Nr.  2  and  3  traten  nach  1514  die  mit  den  Ständen  verabschiedeten  Landsteuern.  — 
lodirecte  Steuern:  1)  Zölle,  seit  1473  im  Lande  gleichmässiger  geordnet,  wobei 
Vein  eine  besondere  Hauptkategorie;  2)  Ungeld:  Abgabe  von  den  in  den  Wirth- 
Schäften  verschenkten  Getränken,  besonders  Wein;  vornehmlich  eine  städtische  Abgab4^ 
üe  nar  Ortlich  ganz  oder  theilweise  in  landesherrlichem  Besitz  stand.  —  In  den  steuer- 
ti^hnischen  Principien  warde  auch  später  nicht  sehr  viel  geändert,  die  directe 
Termögenssteuer  worde  im  17.  und  noch  im  18.  Jahrh.  auf  neue  Kataster  ge- 
grändet  (1713  ff.),  Kopfsteuern  damit  verbunden,  die  Sätze  des  Ungeldes  und 
»derer  Accisen  gesteigert,  Stempelpapicr  eiogefahrt  (1714)  (Schmoll  er, 
Üpodi.  d.  preoss.  FinanzpoL  S.  63). 

Fränkische  Lande  der  Hoheozollern. 

S.  Kotelmann,  Fin.   Albr.  AchiU's,   Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  III,  1  ff.,  auch 

Tocke,  Sieoerwes.  im  16.  u.  17.  Jahrb.,  in  Anspach,  Arch.  d.  bist.  Ver.  f.  Mittel- 

feukea,  1870.     Hier  bestand  im  15.  Jahrhundert  unter  Albrecht  Achill  eine  tüchtige, 

fiU  geordnete,  gat  controlirte  Finanzverwaltung,  deren  Grundsätze  und  Einrichtungen 

kMM  z.  Th.    für  die  Mark  Brandenburg  Muster  wurden.     Die  Bede  oder  Steuer 

vv  aach  hier  arsprUnglich  freiwillig  im  jedesmaligen  einzelnen  Bedarfsfall  gewährt, 

4n    krmft    fürstlicher   Machtvollkommenheit   ausgeschrieben    und    repartirt  worden, 

äadich   re^elnütesig,  nur  mit  seltenen  Ausnahmen,  wenn  man  sie  einmal  entbehren 

tute.    Mit  solcher  Bede  werden  z.  B.  1472  die  Soldaten-  zur  Tarkenhilfe  gestellt. 

Dvch  Yertrm^   mit  der  Landschaft  wurde  dann  diese  unregelmässige  Steuer  in  eine 

kite  jährliche   „Gülte'*  verwandelt.     In  Ortschaften   wie  Culmbach  finden  sich  Ab- 

ob«a   von    den    Handwerkern,    Badstuben.     Sonst    mancherlei    Naturalabo:ahcii    und 

Indtsleistiuigen ,   die  mitunter  in  Geld  ablösbar  sind.    Die  wichtigsten  indirccten 

ibfaben  sind    Zölle  u.  dgL  und  Ungeld  (von  jedem  verkauften  Fuder  Weins  oder 

Kcxs),  sowie    Zapfenzins  als  feste  Jahresabgaben  von  Wein-  und  Bierschenken  (Art 

Ikeazabgabe). 

Alt-Hessen. 

Ueber    alt-hessische  Steuern,   bes.   Vermögenssteuern,  s.  Hildebrand  in 

[i^akrb.   1975,  B.  25,  S.  297  ff.    Bis  Anfang  des   16.  Jahrhunderts   keine   Steuern, 

f4r  Kömermonate,  für  Türkensteuern  allgemeine  Vermögens-   und  Ein- 

[^■ensteaern.    Im  17.  Jahrhundert  Erhebung  der  Steuern  nach  den  alten  Katastern, 

ugeaügepden   Bectificationen ,  Ende  d.  17.  Jahrh.   ist  die  alte  Vermögens-  und 

imensteaer   aach    hier   mehr   eine    Combination    von    Grund-,   Gefäll-, 

r«rbe-,  Viebsteuern   geworden.     1741,  1764    wird  ein  freilich  noch  ziemlich 

Grandsteaersystem,  doch  mit  der  reinen  Rente  ahi  Grundlage,  eingerichtet. 

KcttefBchaft  bleibt  frei  von  den  älteren  Steuern,  niedriger  besteuert  auch  später. 

1S14  werden  die  alten  Steuern  an  Stelle  der  westfälischen  wieder  eingesetzt! 

|.  36.     Kur-Sachsen.     Ein    gutes   Beispiel   der  Steuerent- 

LDg  unter  dem  Anwachsen  des  öffentlichen  Bedarfs,  nach  der 

»Htischen   Seite  —  Steuerbewilligung  im  Zusammenhang  mit 

Landständen  —  und  nach  der  technischen  Seite  — Art  der 

ilten  Steuern,  Einbürgerung  indirecter  neben   diiecten,   Um- 

mg  der  letzteren  —  bietet  auch  die  Steuergeschichte  Kur- 

ksens  vom  15. — 17.  Jahrhundert. 

Viffter,  FliLaaswiMeiueluft  III.  G 
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S.  Fftlte,  TUb.  Ztschr.  B.  30,  S.  395  IT.,  B.  31.  S.  114  ff.,  gote Uebersicbl  der 
Ilunptpuncte  in  dem  KeBUmi  S,  180—182. 

Die  Beden  lassen  sich  hier  als  ausserordentliche  BeihilfeD  an 
den  Landcsherrn  bis  in  die  Mitte  des  12.  JahrhundertB  znrUck- 
verfolgen.  Einzelne  Städte  Übernahmen  schon  seit  Ende  des  13. 
Jahrhunderts  feste  jährliche  Abgaben  („Jahrrenten").  Aehnlicli 
wurde  die  „Landbede"  oder  „ordentliche  Bede"  tooi  länd- 
lichen Grnndbeeitz  (Adel,  Klöster)  im  14.  Jahrhundert  in  eine  feste 
jilbrlicbe  Abgabe  umgewandelt.  Neben  diesen  ordentlichen  Stadt- 
und  Landbeden  kamen  aber  im  14.  Jahrbandert  für  neue  ausser- 
onlentliche  Bedtlrfuisse  neue  ausserordentiche  Beden  aaf, 
welche  von  den  Stünden  der  einzelnen  Landestheile  epeciell  bewilligt 
wurden,  regelmässig  als  Abgaben  vom  nnd  nach  dem  Grund- 
besitz (unbeweglichen  Vermögen)  in  Quoten  des  Jahresgrnnd- 
zinses.  Ein  wichtiger  weiterer  Schritt  erfolgte  1438,  indem  von 
da  an  regelmässig  allgemeine  LandesTersammlungen  (zn 
Leipzig)  Steuern  bewilligten,  so  damals  zur  Bezahlung  der  zu  Über- 
nehmenden landesherrlicben  Schulden ,  nachdem  man  eine  vor- 
geschlagene allgemeine  Vermögenssteuer  verworfen,  in  Form  einer 
„Zisc",  d.  h.  hier  einer  Verkanfsabgabe. 

Diu  Vi^tkfinfer  hallen  Bin  hei  jedem  Kanfgi'sch^  Ton  g'eirissen  bcnsnnten  Wunn  ; 
im  Betrag  «n  '/m-  ''enn  aie  Inländer,  von  '/ao  'i^on  sie  fremde  Kanfleole  wircn  i 
(...fU^lt"  und  ,.3U.stu"  Pfennig)  za  ontrichten.  Steu.-rpflichüge  Olijecto  waren  die  * 
(iittränle  (in  Fäüsem  oder  verzapft),  (ictreide  (aasser  Brot  und  Kleie),  Feld-  nnd., 
(iarti^nfrUchte,  alles  Mnrkirich,  alle  Erzeugni^w  nnd  Arboit»siaffe  der  I land werke,  t, 
(icldumacliliire.  Wechsel.  Manche  llefreinngen,  u.  A,  die  Prodocte  von  Adel,  Geiatllcli-  :^ 
Lei),  das  von  Btirgcrii  im  Weichbild  ;;eivonnenc  Getreide  (i.  l'alku  a.  a.  ü.  B.  31»,  S.  401); 

Aus  dieser  auf  kurze  Termine  verwilligten,  aber  wiederholten '^ 
Besteuerting,  in  welcher  wohl  die  Trankstener  schon  am  Wichtigsten 
war,  entwickelte  sich  später  eine  eigentliche  indirecte  Ver-jj 
brauchssteuer,  besonders  auf  Getränke.  („Ungetd",  „Trank.-^ 
stcner"). 

äa  NTO  eine  Traniislenur  von  5  tiroschen 
t>  Jtiisr-:  Beim  Bier  wurde  die  Stenor  bald  an 
Städten  nnd  bi'im  Adel,  woncbea  in  Wirthahäi 
dnuerti'.  Vonlbergi^hcnd  wurde  diu  Ungeld  auf  < 
nuagedebnt  (I4S1).  Seit  1502  wird  die  TrantBI 
Brau-Bier  immer  Tugolmlmigcr.  vofUr  die  8< 
sii-hertun  Brau-,  bez.  Absalznanopel  itrebeo.  D 
Jenem  Betrage  und  fOr  verschiedene  Zeltrftome  b 
mittel  zur  Beziiblang  der  fllrHtlichen  und  Lande« 
..urdi'iiilicliou"  Steuer.  Wo  sie  von  Bier.  Wsin  < 
Sit;  vun  dieui-in  durch  Maas^veridciaeruns  oder 
.111»  d.  ll>.  Jahrb.  bei  Falke  K  SO,  8.  415,  43 
onli'nllirh.'  TranLsteiK'ni  (ancli  spccioll  fUt  Wdii) 


Sirhseii.    Oesierrdcli.  H>t 

So  bBrgerte  sich  die  indirecte  Hteuerform  in  Sachsen 
definitir  ein,  bcBonders  znr  Bestenening  der  StUdte  und  mittelst 
deren  tfaeils  rechtlicben,  theils  factischen  AbaatKmonopols  zur  He- 
steaerung  des  Getränkeconsums  Uberbaapt.  In  der  Acciseverlaitsung 
des  17.  nnd  18.  Jahrbanderta  ging  man  in  Sachsen  wie  im  preussiseben 
^itaate  in  dieser  Richtung  dann  consequent  und  erheblich  weiter 
Dnd  gelangte  zn  einem  allgemeineD  Acciaesystcm  (endgiltig 
geordnet  1707). 

S.  spi.-cicU  über  die  Flciscbdteaer,  bes.  in  Leipzig',  Gi^rlacli,  Ploisi-hciinHuiii 
Uipzig'a,  Diss-,  lS§ti.  S.  3SE;   such  ia  Conrads  Jahrb.  I^^K. 

Die  directe  Besteuerung  blieb  aber  daneben  in  ihrer  Knt- 
Ricklang  nicht  znrBck,  wenn  sie  auch  im  10.  Jahrhundert  znnUchet 
TDmebmlich  die  angserordentlicbeD  Decknngsmittel  fUr  die 
Torkenkriege,  Befestignngswesen  and  sonstige  Kriegsausgahen  zu 
Uefem  batte.  lieber  den  Umfang  der  Bctheillgnng  an  diesen  Lasten 
lagen  die  einzelnen  Stände  und  Classen  stets  im  Streit,  Adel, 
ipeciell  wieder  die  Grafen  nnd  Herren,  Prälaten,  StUdte  und  Jtdrger. 

Diu  Hmoplfonn  wai  die  allgt-'meine  VormOj^eas^teuur  Tun  «Hein  nulz- 
liUrD .  ijreleireollich  aach  tod  allt:iii  VeimOi^cii  (mit  bestiiumt  Wnaanti-D  AiuiiahuiL'ii. 
*iE  Silbieigi'Schirr ,  üescbmeida  und  bei  armen  Lcnten  Zngrieb),  /.  lt.  mit  1  "/o  van 
■ier  EitleräL'haft ,  l*/»"/»  Ton  Stidien,  PräJatea,  binerlicbcii  linlerthantu  l.»o  15112); 
Jtii<f1k.'n  «iDkomiiieiist<:aerattiirc  Absalien  Ton  den  Bt'SitzliueD.    Eine  ähnlicli«. 
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kommen-,  Personal-  und  Standesstenern,  wie  im  Deutschen 
Reich  y  nur  dass  diese  Steuern  in   Oesterreich  wirksamer  durch- 
geführt wurden.    Die  Entwicklung  ist  im  16.  Jahrhundert  in  den 
einzelnen  staatsrechtlichen  Gebieten  selbständig,  aber  unter  dem 
Druck  gleicher  Verhältnisse  und  wohl  auch  unter  der  Einwirkung 
des    Beispiels    ähnlich.     In    Nieder-Oesterreich    dienten   im    ! 
16.  Jahrhundert  zur  Ergänzung  des  landesfUrstlichen  Einkommens    ' 
zunächst  die  von  den  Ständen  zu  bewilligenden  Contributioneni 
deren  Normalsatz  seit   1542   der  1  Vo   Gültanschlag  von  dem  Er-   * 
trägniss  des  landschaftlichen,  der  1^/3  %  Anschlag  von  demjenigen  ^ 
des  unterthänigen  Grundbesitzes  (incl.  Vieh)  war.  •' 

Hiernach  waren  auch  dio  oberen  Stände,  einbeüniscbe  Prälaten  und  firemda   ^ 
geistlicbe  Forsten,  Herrenstand,  Adel  and  Ritterschaft,  ebenso  Pfarreien  und  Stiftangeii 
contributionspfichtig,   wenn   aach  in  geringerem  Maassc  als  die  Unterthanen.    Di«ee 
(iillt,  anfangs  zur  Hälfte  erhoben,  stieg  im  16.  Jahrhundert  auf  das  iVa«  2,  2^/iftiche^ 
woneben  die  Stände  aucli  wohl  noch  Soldaten  auf  eigene  Rechnung  stellen  und  untflT- 
Iialten    mussten.     Im   Wesentlichen  war   diese   Contribution    eine  Grondertragssteuer,  ^ 
Anfang  des   16.  Jahrhunderts  meist  im  Jahrcsbetrage  von    16  —  20,000,  später  and  ,^ 
Ende  desselben  meist  ?on  150,000  fl.  und  mehr,  Summen,  welche  in  Friedennelt  .^ 
namentlich  zur  Berichtigung  der   von   den  Ständen   zu  Übernehmen  gewesenen  Hof-  , 
schulden    dienten.     Zur   Ergänzung    des  Stcuerbcdarfs  kamen    um  so  mehr  weiteie  ^ 
dirccte  und  indirecte  Steuern   in   Betracht:   von  jener  die   Urbarsteuer  (der  '^ 
„Hausgulden''),  mit  bestimmten  festen,   nach  und  nach  gesteigerten  Sätzen  von  jedem  ^ 
Haus,  bez.    behausten  Gute  in   den  Städten,    Märkten    und  (wohl   wie   in  Böhmen 
von  der  „Ansässigkeit")  auf  dem  Lande;  ferner  eine  Kopfsteuer,  die  Leibs  teuer«  ^ 
wöchentlich   1,  auch  2  Pfennig  (Ende  des  16.  Jahrhunderts   aufgehoben);    dann  die^ 
ausserordentlichen    TUrkensteuern,   z.  B.  1523    in   folgender  Weise  normirt: ..  ^ 
von  Waaren,  Gutern,  Reuten,  Zehnten,   Bergrechten ,  von  liegendem  Gelde,  von  Besol-  'K 
düngen  von  100  fl.  '/,  ü.,   von  50  fl.  2  Schill.,  von  25  ü.  1  Schill.;   far  die  hOhena^j^ 
Stände  (Geistliche,  Adel,  Doctorcn)  eine  abgestufte  Standcs-Kopfsteuer  von  5,  4,  S,  2,  ' 
1  fl.     Weiter  steuerten   ein   Edelmann ,   Pfarrer,  Vicar,   Bürger  von  seinem  Besitz  im  % 
Werth  von  1000  fl.  1  fl.,  von  unter  1000—500  ^g  fl.,  von  500—100  fl.  2  Schill.,  Toa^fc- 
100—50  fl.  1  Seh.,    von  50—25  fl.  V*  Seh.    Bei  den  Bauern  ermässigten  sich  diese 
Sätze  in  denselljen   Werthclassen  des  Besitzes   etwa  auf  die  Hälfte,   bei  Bäuerinnen '^1 . 
noch  mehr.    Besoldete  Priester  zahlten  vom  fl.  Einkommen  1  Kr.;   Handwerker  QBd^ 
nicht  angesessene  Knechte  12  d.  p.  Kopf,  alle,  die  weniger  als  25  fl.  besitzen,  Mok^ 
Mönche  und  Nonnen  10  d.;  alle  Personen,    die  das  Sacrament  empfangen   4  d.;  TeB^ljj 
Kleinodien  war  von  100  fl.  2  Seh.  zu  zahlen.    Also  eine  classificirte  Vermögens^h 
Einkommen-,  Personal-,  Standes-  und  Kopfsteuer  (s.  Oberleitnor,  Fln.-/" 
läge  Nied.-Oesterr.,  S.  27,  woselbst  auch  die  Sätze  von  späteren  ähnlichen  Steneffti^ 
im  16.  Jahrhundert).  ^ 

Daneben  werden  die  indirecten  Steuern  ergiebiger  gemacbi^^ 
besonders  Ungeld  (Zapfenmaass,  Tranksteuer),  das  z.  B.  1568 
verdoppelt  wurde.  M'^ 

Die  Einrichtung  war  die  einer  „Schanksteuer"  nach  der  Höhe  des  Abeatnf^^ 
nelimlich  von  jedem  Eimer  gegen  Gold  ausgeschenkten  („verzapften*')  Getränkes  maastü^-- 
i\  „Achterin"  von  den  Con^sumenten  gezahlt  werden,  indem  der  Wirth  entsprcdiWÄ^*' 
das  Mass  verkleinerte  und  statt  35  jetzt  41  Acliterin  aus  dem  Eimer  machte.  tUM 
hatte  in  Geld  p.  Maass  die  Steuer  abzuführen.  Ferner  wurden  Aufschläge,  (beJ^ 
Zölle)  von  verschiedenen  Waaren  theils  beim  Verkauf  im  Inlande  und  bei  d«/"^ 
Auiffuhr  (von  Wein,  Bier,  Meth,  Branntwein,  Getreide,  Vieh  und  anderen  ländlidMÄt 
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ProdoctcD,  Fiächen,  Fleisch,  in  Werthqooten  and  in  spcciftörhca  Sätz<ui\  tboils  l>ci 
der  EiDfahr  and  bei  der  inländischen  Production  von  gewiäseii  feiii«>u 
Loxnswaaren  (Gold-  und  Silbenraaren,  kostT>aren  Kleidungsstofl'<*.n  u.  d«:!.,  lianch- 
veri,  Glaasachen)  nach  dem  Werth  erhoben.  Aach  die  Mauthuu  mit  ihren  Zilien 
haben  mm  Theil  den  Character  indirecter  Steuern.  Unter  den  lanüt^ifUrstlichon  Kin- 
Dahmen  gehören  die  erheblichen  aas  den  Salzämtern  (besonders  dem  Wicn«'r) 
ebenfalls  theilweise  hierher.  Im  Ganzen  haben  sich  so  schon  im  16.  Jahrhundert  die 
indiivcten  Steuer- Erträgnisse  stark  gesteigert,  so  dass  sie  nicht  immer  so  ^ar  viel 
hinter  den  directen  Steoem  (incl.  Contribationen)  zartlckblie)>en. 

§.  38.  Von  anderen  österreichischen  Fjändem  ist  Böhmens 
^energescbichte  vom  16.  ins  17.  Jahrhundert  durch  Gindely, 
Schlesiens  fttr  dieselbe  Periode  durch  Kries  eingehend  nach  der 
technisebeny  administrativen  und  politischen  Seite  behandelt  worden. 

S.  Gindely,  Wiener  Akad.8chr.  B.  18,  1869,  S.  89—168;  Kries*  o.  S.  U 
pA.  eigene  Schrift  Diese  aasgezeichneten  Arbeiten  liegen  der  folgenden  Darstelluug 
a  Cirande.  Sie  ist  absichtlich  etwas  eingehender  gehalten,  um  mit  diesen  ^uten 
Böspieleo  einen  gcnaaeren  Einblick  in  deutscbt^s  schon  entwickelteres  territoriales 
St*nerwesen  im  16.  Jahrhandert  zu  geben.  Bei  den  oftmaligen  Vcrändorun^^en  der 
MasBregeln.  welche  zunächst  immer  noch  bloss  für  einige  Jahre  gctrott'en,  wenn  auch 
Eide  des  16.  Jahrhunderts  schon  gewöhnlich  wiederholt  werden,  und  bei  der  Ver- 
fickeltbeit  der  einzelnen,  sich  den  Standcs?erh&ltnissen  anschliessenden  Bestim muntren 
is  es  schwer,  das  Wesentliche  in  Kürze  zusammenzufassen.  Nur  das  Detail  gieht  ein 
nfles  Bild  des  bunten  Steuergemenges,  das  zunächst  wie  ein  Chaos  erscheint  und 
dctnoch  gewisse  principielle  Tendenzen  in  sich  birgt. 

Man  erkennt  y  wie  der  wachsende  Finanzbedarf  doch  in  den 
emmal  gegebenen  wirthschaftlichen  und  rechtlichen  Verhältnissen 
uf  die  aasgedehntere  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allge- 
feeinheit  hinwirkt  und  bestimmte  Hauptsteuern,  dirccte 
Vermögens-,  aber  auch  schon  Immobiliar-Ertragsstcncrn, 
freilieb  in  roher  Form,  indirecte  Steuern,  Trank-,  besonders 
Bierstenern,  Zölle,  nach  vergeblichen  Versuchen  mit  al I gern  ei- 
teren Verkaufsstenern,  aus  manchen  anderen  zur  Ergänzung 
fieser  Uauptsteuem  dienenden  kleineren  Steuern  in  den  Vordcr- 
;nmd  treten:  die  typische  Entwicklung  in  der  Folgezeit. 
Z^eich  ist  Böhmens  Finanz-  und  Steaergeschichte  ein  gutes  Bei- 
ipiel  für  die  Finanzen  eines  bedeuteAderen,  von  den  Weltercig- 
ffi^D  (Türkenkriege)  näher  berührten  Territorialstaats  des  16. 
iUrtianderts,  der  schon  Hauptglied  eines  grösseren  Staatswesens 
lieirorden. 

Das  auch  in  Böhmen  zunächst  noch  immer  für  den   fUrst- 

nnd    den   öffentlichen    Landesbedarf  dienende    ordentliche 

gliche   Einkommen   überwiegend   privatwirthschaftlicheu,  aber 

manchen  Elementen  steuerartiger  Natur  versetzten  Charaetcrs, 

Landgütern,  Bergwerken,  städtischen  Kammerzinsen,  Salzregal, 

Völlen,    Ungelt,  Bierabgaben,  reichte  bei  dem  Kriegsbedarf 

nicht  mehr  aas,  auch  wenn  es,  wie  in  Böhmen  einmal  durch 
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den   den  königlichen  Städten  zur  Strafe  aufgelegten  Biergroschen, 
einseitig  durch  die  königliche  Gewalt  zu  vermehren  gesucht  wurde. 
Zur  immer  stärkeren  Ergänzung  traten  seit  Ferdinand  I.  die  stän- 
dischen Steuerbewilligungen  hinzu ,  welche  allmählich  regelmässig 
und  höher  werden  mussten.   Der  Widerstreit  zwischen  den  Interessen 
des  Adels  und  der  Städte  untereinander  und  mit  der  königlichen 
Gewalt,  mit  wechselndem  Erfolge  für  die  Betheiligten  ausgefochten, 
führte  zur  Wahl  technisch  verschiedener  Steuerformen  und  zur  mehr 
oder  weniger  hohen  Mitbelastung  des  Adels  und  der  Geistlichkeit 
Von  den  Ereignissen,  welche  die  mancherlei  theils  geplanten,  theils 
kürzer  oder  länger  durchgeführten  Maassregeln  betreffen,  sind  wohl 
die  bemerkenswerthesten  der  Kampf  der  höheren  Stände  wider  die 
allgemeine  Vermögenssteuer  zu  Gunsten  einer  ausgedehnten 
Verkaufssteuer,  dann,  als  sich  letztere  practisch  nicht  bewährte, 
der  Ersatz  der  Vermögenssteuer    durch   eine  wesentlich  nur  die 
Städte  und  die  Guts-Unterthanen  treffende  Haus*  und  An- 
sässigkeitssteuer, endlich  die  grössere  Entwicklung  der  Zölle 
und   der  indirecten  inneren  Verbrauchssteuern,  beson-  < 
ders  der  Biersteuer,  Steuern,   aus  deren  Verbindung  unter  ein-  l 
ander  und  mit  einigen  anderen  Steuern  doch  im  ersten  Viertel  des  ^ 
17.  Jahrhunderts  eine  Art  rohes  Steuersystem  geworden  war.       . 
Die  Verkaufssteuer  wurde  1534  an  Stelle  der  sonstigen  » 
Vermögenssteuer  einmal  versucht,  nach  italienischen  und  spanischen  . 
Analogieen  —  sie  kam  auch  in  Frankreich  vor,  §.  53  ff.  — ,  misslang  i\ 
aber  in  ihrer  ausserordentlichen  UnvoUkommenheit  völlig.  - 

Sic  sollto  alle  möglichen  laDdrirthschaftlichen ,  aber  auch  manche  industrielle  ^ 
und  alle  sog.  Kaufmannswaaren  treffen,  mit  Voo  ^^  Erlöses,  den  der  Verkäufer  (Kauf-  ^ 
mann')  wöchentlich  auf  Treu  und  Glauben  anzugeben  hatte.     Auf  dem  Lande  traf 
sie  die  Untcrthanen.     Schon   im  2.  Jahre   ihres  Bestehens  entzog  man  sich  dieser  |^ 
uberläätigcn  Abgabe  grossen  theils,  im  3.  völlig.    Es  fehlte  also  ganz  an  genügendem 
( -ontrolapparat.    Auch  ein  späterer  neuer  Versuch  („80.ste  Groschen"  vom  Verkauf  ^ 
jeglicher  Sachen)  verlief  nicht  viel  besser  (1570).    Erst  als  man  die  stets  nur  korze  (| 
Zeit  bestehende  Steuer  auf  einige  wenige  geeignete  Artikel  beschränkte  (1575,  1586, 
1595),  zuletzt  besonders  auf  Getränke,  Vieh,  Fische,  war  der  Erfolg  besser.  ^ 

Die  Hauptsteuer  war  längere  Zeit  eine  directe  allge-t 
meine  Vermögenssteuer  (1527—34,  1537—66).  es 

Die  Steucrsubjecte  derselben  waren  anfangs  die  Mitglieder  der  drei  Stände«  ^ 
die  Geistlichkeit,  die  freien  Besitzer,  die  Lehensleute,  welche  sich  wohl  an  ihren  Unter-  *• 
thanen  oftmals  dafdr  schadlos  hielten,  bis  diese  letzteren  seit  1542  auch  direct  als^ 
solche  mit  zur  Vermögenssteuer  veranlagt  wurden.  Das  Steuere bject  war  das  ^ 
unbewegliche  und  bewegliche  Vermögen,  einschliesslich  Erb-  und  Kammerzinse  mid'^ 
luti'ressen  tragende  Kapitalien,  ausschliesslich  Kleider,  Kleinodien,  baares  un verzinstes  ^ 
(icld,  nach  Schätzungsanschlägen  auf  Grund  von  Fassionen  des  Adels  u.  s.  w.  Diese  ^ 
Steuer,  gewöhnlich  Vs  Vo  vom  Vermögen,  also  bei  Annahme  5  %  Ertrags  fast  V4  toä^ 
diesem,  war  jedenfalls  drückend  und  besonders  dem  Adel  lästig,  trotz  der  sicher  meist  ^ 
viel  zu  niedrigen  Einschätzungen.  ^ 

< 
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An  Stelle  dieser  Steuer  trat  indessen  1567  eine  sogenannte 
Haosstener. 

Dieselbe  traf  nach  4  GUssen,  am  Höchsten  in  den  kjJn.  Städten,  am  Niedrigsten 
aif  dem  Lande  die  Häoser,  bez.  die  „Ansässigkeiten''  der  Untertbanen  auf  dem  Lande, 
d.  b.  die  einzelnen  bäuerlichen  Anwesen,  lieäs  aber  don  Adel,  auch  die  höhere  Geist- 
Mkeit  frei,  ausser  deren  städtische  Häuser  und  Kapitaibesitz,  fUr  welch'  letzteren 
diese  Stände  jetzt  eine  besondere  Steuer  zu  zahlen  hatten.  Diese  Stenerfn-iheit  dauerte 
in  Wesentlichen  bis  1595,  wo  der  gesteigerte  Finaiizbedarf  sie  zu  beschränken  nuthigte. 

Der  Adel  wnrde  nun  nach  der  Zahl  der  bäuerlichen  Ansässig- 
keiten auf  seinen  Gütern  selbst  bcstenert,  nur  für  den  eigens  bc- 
wirthschafteten  Besitz  blieb  er  frei.  Die  Hauptlast  trug  der  Bauer 
in  seiner  eigenen  yyHaassteaer'^ 

Der  Gatshcrr  hatte  die  Zahl  seiner  unterthänigen  bäuerlichen  Ansässigkeiten  an- 
ageben.  daTon  seit  1595  seine  eigene  Steueriuote  zu  entrichten  und  seit  15()7  die- 
jesige  der  Unterthanen  zu  erheben  und  abzuführen.  Die  Steuersätze  wurden  gelegentlich 
fAdhu  aber  waren  wohl  ftlr  die  einzelne  „?olle  Ansässigkeit''  (deren  im  17.  Jahr- 
ködert  auch  Quoten  unterschieden  werden)  gleich,  also  reell  ungleich  je  nach  der 
Tttschiedenen  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Bauerhöfe.  Von  ihren  etwaigen  Mietheni 
lad  ihrem  Gesinde  konnten  die  besteuerten  Unterthanen  bestimmte  Beitrüge,  so  vom 
Seand«  Vao  ^^^  Lohns,  zur  Mittragung  der  Steuern  erheben.  Die  Pfarrgeistlichkeit 
war  schon  anfangs  auch  mit  einer  Haussteuer,  etwas  höher  als  die  Hauern,  belegt, 
kr  gutsbesitzeode  höhere  Glerus  wie  der  Adel  behandelt. 

In  der  schwierigen  Finanzlage  1595  ff.  trat  zur  Haussteuer  eine  zweite  directe, 

Ü^ch  geordnete  Steuer  hinzu  (die  „Sammlung*',  zbirka).    Auch  einzelne  speciclle 

Basen  werden    wohl  direct  mit  festen  Steuersätzen  belegt,  so  die  Schafmeister  und 

Srbafknechte.  —   Zur  Ergänzung  kam  1596  eine  allgemeine   Kaminsteuer  in  den 

UDfflaiiertcD  Städten  und  auf  den  Adelshöfen  hinzu,  auch  zeitweilig  eine  ^eworl)liche 

Lidensteaer,  eine  Muhlsteuer  nach  den  Mahlgängen,  selbst  einmal  eine  directe 

'jctreidestener   vom,  bez.   nach   dem  Ernteertrag.    Zu  dem  System  dtu*  directen 

Silfliem  gehörte  auch  eine  hohe  Judensteuer:  seit  1567  eine  Kopfsteuer  für  niänu- 

jcke  Juden,   in   verscliiedenen  Sätzen,   niedriger  für  Kinder  bis  10  Jahre,  höher  für 

u  ilteren  in  den  kön.  Städten  ansässigen;  auf  dem  Lande  zahlte  dor  Jude  die  Übliche 

Eussteuer.     Später  höhere  Sätze,  andere  Altersclassen  (10 — 20  J.  u.  älter),   Steuer 

af  vnibliche  Personen  ausgedehnt,  Kopf-  und  Haussteuer,  letztere  2 — 3  mal  so  hoch 

ü  für  Christenhäuser. 

Unter  den  in  directen  Stenern  nehmen  auch  in  Böhmen  die 
Trankst eaern,  besonders  die  Biersteuer  im  16.  Jahrhundert 
beits  eine  bedentende  Entwicklung  und  werden  bald  ein  festes 
Buptglied  des  territorialen  Steuersystems,  indem  die  ständischen 
Bewillignogen  regelmässig  werden. 

1534  eingeführt  besteht  die  Steuer  hier  zuerst  als  Malzsteuer  und  als  Bicr- 
'Mui  aaf  Schankbier.  1546  bleibt  nur  letztere  bestehen  und  wird  seit  1552 
Kauaent,  mit  2  Groschen  per  Kopf  beginnend  steigt  sie  allmühlich  auf  6  (ir.  Zu 
ü«r  Sündisoben  Steuer  kommt  in  den  kön.  Städten  ein  weiterer  Groscheu  als  kön. 
ia£uflage.  Der  Adel  war  für  seinen  Bedarf  frei.  Die  Einrichtung  bestand  darin, 
iv  in  jedem  Bezirk  Biersteuereinuehmer  fungirten,  bei  denen  die  Brauenden  ihre 
bächt  zn  brauen  und  die  Grösse  ihres  Suds  anmelden  mussten;  dafür  bekamen  sie 
öl  dem  Braumeister  abzulieferndes  Zeichen,  nach  dess<;n  Empfang  dieser  erst  brauen 
'Ml.  Wöchentlich  wurden  diese  Zeichen  mit  den  Registern  der  Einnehmer  ver- 
|64»a:  vierteljährig  die  Steuer  abgeführt.  Sie  war  also  eine  Brausteuer  vom 
[•»^m.  Wahrscheinlich  bestand  auch  die  Bicraccisc  für  fremdes,  in  einen  Ort 
hfefihrtes  Bier.   —  Audi  eine  Weinsteucr,  vom  Schankwein  beim  Wirth, 
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mit  Qualitätsfuss  nach  Hürkaiift  üud  z.  Th.  nach  Sorte  des  Weins,  wird  als  standische 
1575  eingeführt;  ebenso  1593  eine  Branntweinstcaer  beim  Ausschank. 

Die  älteren  Zölle  waren  auch  in  Böhmen  alte  königliche  Ge- 
l*älle,  vielfach  aber  an  Adel  und  Klöster  vergeben,  daher  wenig 
ergiebig  für  den  König.  Es  gelang  jedoch  dem  König  die  Ein- 
führung neuer  Zölle,  neben  den  alten  privatisirten ,  und  zwar  in 
Form  von  Grenzzöllen. 

An  bestimmten,  tlbrigens  vielfach  nicht  unmittelbar  an  der  Grenze  liegenden 
Hebestellen  (1550  c.  50,  1612  79  Stellen).  Der  Zoll  war  vornehmlich  Ausfuhr- 
zoll, mit  verschiedenen  Sätzen  für  die  Waarenarten.  deren  allmählich  immer  mehr 
bczollt  wurden,  eine  Menge  agrarischer,  industrieller  und  diverser  Kaufmannswaareu. 
Die  Hebestelleu  durften  nicht  durch  Benutzung  anderer  Wege  vermieden  werden, 
eventuell  schwere  Strafen ,  Confiscaticn.  Die  technische  Einrichtung  und  das  Zoll- 
verfaliren  schon  leidlich  gut  geordnet  (G i n d e  1  y .  S.  1 3 1 ).  Ausser  diesen  königlichen 
kamen  mehrfach  zeitweise  noch  ständische  Ausfuhrzölle  auf  einzelne  Waareu- 
gattungen  hinzu.  Die  Einfuhrzölle  auf  ausländische  Waaren  Hessen  sich  gegenüber 
den  Adelsprivilegicn  nicht  an  die  Grenze  legen,  bestanden  daher,  wie  früher,  vorr 
nehmlich  in  Ungelten  bei  Einfuhr  in  die  grösseren  kön.  Städte.  Diese  Ungelte  um- 
fassten  zugleich  heimische  agrarische  Artikel  bei  der  städtischen  Einfuhr  und  directe 
Abgaben  fOr  heimische  Industrieartikel. 

Gindely  voranschlagt  die  Vermehrung  der  Steuereinnahmen  seit  Ferdinand  L 
bis  zur  Zeit  des  30  jähr.  Kriegs  auf  das  Vierfache.  Von  420,407  Schock  böhm. 
(Tfoschen  (zu  2  ThI.  oder  2Vs  fl.  rh.)  kamen  um  1()15  60,000  auf  die  Biersteuer, 
H0,000  auf  andere  Trank-  und  die  Verkaufsstouem,  also  Vö — V4  *^f  indirecte  Steuern, 
168.356  auf  die  Unterthanensteuern,  40,625  auf  die  Städtß,  14,000  auf  die  Kapita-  \ 
listf^i.  04.203  auf  die  eigene  Steuer  der  oberen  Stände  nach  Massgabe  ihrer  Uuter- 
thanen,  9000  auf  die  Judensteuer.  4245  auf  die  Mühlsteuer,  der  Rest  auf  Steuern 
verschiedener  Personenkategorieen  (a.  a.  0.  S.  104). 

§.  39.  Auch  in  Schlesien  war  das  16.  Jahrhundert  der  Zeit^  ' 
räum,  in  welchem  sich  die  Einbürgerung  bleibender  Steuern  ent-  [ 
schied,  unter  fortwährenden  Kämpfen  der  fürstlichen  Gewalt  mit 
den  Ständen.  Schulden,  deren  Uebernahme  die  Stände  nicht  ; 
weigern  konnten,  Beihilfen  zu  den  TUrkenkriegen  sind  auch  hier 
das  treibende  Element.  Eigene  Landesbehörden  (das  General-  , 
stcueramt)  und  die  neu  gebildete  Königliche  Kammer  fungiren  für  ' 
das  Finanz-  und  Steuerwesen.  An  dem  rechtlichen  Character  der  l 
Freiwilligkeit  und  des  Ausserordentlichen  suchen  die  r 
Stände  zwar  auch  bei  den  regelmässig  werdenden  und  immer  von  l 
Neuem  bewilligten  Steuern  festzuhalten,,  die  Erhebung  und  Ver-  i\ 
waltung  der  Steuern  bleibt  zum  Theil  in  ihren  Händen,  die  Con-  ,^ 
trole  über  die  Verwendung  der  bewilligten  Gelder  wird  als  Recht  1 
beansprucht.  Aber  das  „öffentliche  Bedürfniss'',  das  vom  ^l 
König  geltend  gemacht  wird,  erlangt  ungeachtet  alles  Stränbens  ti 
der  Stände  doch  schon  als  der  tiefere  Grund  der  Steuerbewilligungen  ^ 
allgemeinere  Anerkennung,  der  Uebergang  der  Finanzwirthschaft  t, 
zur  Steuerwirthschaft  wird  definitiv  vollzogen.  Die  ständische  Mit-  'S 
Wirkung  wird  in  einzelnen  Fällen  (Grenzzoll)  schon  im  16.  Jahr*  ^ 

'1 
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haDdert,  allgemeiner  im  17.  JahrhoDdert  in  und  nach  dem  SOjähr. 
Kriege  zniückgedrängt  zu  Gunsten  der  landesherrlichen  Yerwal- 
tang.  Manches  in  der  Entwicklung  and  in  der  Wahl  der  Steuer- 
arten  ist  der  böhmischen  Bestenerang  analog.  Die  ständischen 
Bewilligungen  in  Böhmen  (und  Mähren)  gehen  regelmässig  den 
schlesischen  voran  und  dienen  ihnen  dann  zum  Muster.  Auch  all- 
gemeine Landtage  aller  böhmischen  Länder  kommen  wohl,  nici.st 
in  Prag,  zusammen.  Schlesien  und  die  anderen  Gebiete  suchen 
bei  gemeinsamen  Lasten  ein  festes  Quotenverhältniss  zur 
Äafbringung  von  Gesammtsummen  festzuhalten  (nach  altem  Brauch 
Böhmen  1,  Mähren  Vt»  Schlesien  ^.'3,  Lausitz  \'Jy  doch  nicht  immer 
mit  Erfolg,  indem  besonders  Schlesien  zur  Uebernahme  grösserer 
Beiti^ge  genöthigt  wird. 

Die  drei  regelmässig  werdenden  Hauptsteuem  sind  die  directe 
Schätzung,  die  Biersteuer,  der  neue  Grenzzoll,  wozu  ge- 
l^entlich  auch  in  Schlesien  Verkaufs  steuern  (von  Bier,  Ge- 
treide, Wolle,  Wein,  Salz,  Fischen)  treten. 

Die  Schätzung,  indictio  (Kries,  S.  14,  37  fT.)  war  die  älteste  und  wichtigste. 
Sdt  1327  wird  sie  in  Terschiedener  Weise  ond  Höhe  mehrfach  bcwilliirt,  soit  1570 
Tird  sie  eine  jährliche,  in  renchiedenem,  aUmählicIi  stark  »tcii^endcn  Betrage.  Sic 
var  eine  allgemeine  Vermögens-  und  Einkommensteuer,  indem  die  Stände 
ftiT  sich  sclhist  und  für  ihre  Unterthancn  nach  Pflicht  und  Gewissen  die  betrofFondeu 
Aiifaben  za  machen  hatten.  Adel  und  Geistlichkeit  wurden  mit  belegt,  überhaupt 
cib  es  wenig  subjective  und  objective  Ausnahmen.  Die  Steuer  wurde  in  ProiniUe 
ies  Steoerkapitals  („Generalschatzung*')  bewilligt,  anfangs  (> — 12,  später  50 — 80,  zulet/t 
idhät  150  und  mehr.  Die  Durchführung  im  Einzelnen  blieb  jedem  Stande  überlassen, 
^oigte  aber  auch  nach  Angabe  der  Steuerpflichtigen  (auch  der  Uuterthanen).  Dir 
ij^rbong  der  Steuer  und  die  Abfuhrung  der  Summe  an  die  ständische  Gasse  war 
ebezkfalis  Sache  jedes  Standes.  Das  Bedenkliche  war  nur,  dass  die  Steuer  nicht  mehr 
•  Ml  reranUgt  wurde,  sondern  nach  der  Einschätzung  von  1527  sich  stabilisirte,  während 
>f  Sceacrfnss  reränderlich  blieb.  Auf  diese  Weise  wurde  die  Schätzung  in  der 
Haptsache  eine  in  der  Veranlagung  feste  Ertragssteuec  vom  Grün deigenthum, 
tvk  stabilem^  bis  1740  nicht  wesentlich  veränderten  Kataster,  natürlich  mit  wachsender 
Ciddchheit  der  Belastung  im  Laufe  der  Zeit.  An  Beform  bestreb  ung«m  hat  es  nicht 
ttkklL  auch  der  KOnig  drängt  darauf  hin,  aber  Alles  ohne  Erfolg. 

Die  Biersteuer  (seit  1546)  wird  ebenfaUs  eine  regelmässige  und  kommt  als- 
M  unmittelbar  in  königliche  Verwaltung  (Kries,  S.  63  ff.).  Frei  sind  Adel,  Geist- 
brikUit  für  den  Uausrerbrauch,  Bürger  für  den  Festverbrauch.  Man  niotivirt  schon: 
.Tua  der  gemeine  Mann  zahlt  solichen  (Bier-)  Groschen,  der  es  nicht  innen  wird'' 
iir]«<t,  S.  64).  Die  Steuer,  Anfangs  }>eim  Verkauf,  auch  vom  Malz  erhoben,  wird 
■bau  ('wie  in  Böhmen)  eine  eigentliche  Brausteuer  vom  Gebräu,  nach  Anmeldung 
Bd  Eatnahme  von  Brauzetteln  beim  Steuereinnehmer.  Sie  wird  bald  erhöht  (1516 
1  anwehen  vom  Fass,  dann  2,  3,  4,  5,  seit  1585  6  Gr.,  so  wesentlich  bis  1624,  von 
ti  12  Gr.).  Die  sich  rermehrenden  Unterschleife  zum  Nachtheil  des  königlichen  Ein- 
«■Beoä  (der  Ertrag  diente  zum  Hofhalt  und  zur  Schuldendcckung)  zu  beseitigen, 
tBttm  die  Stände  weder  guten  Willen  noch  Fähigkeit  genug.  Reformen  gelin luren  erst 
is  selbständi|rer  gewordenen  kön.  Gewalt  im  17.  Jahrhundert. 

Der  neae  Grenzzoll  wird  vom  König  selbständig  i.  J.  1556,  unter  Hinweg- 
<ZBa»  Qber  Privilegien,  eingeführt  und  gegen  die  Remonstrationen  von  Städten  und 
^flidf!a  festgehalten  (Kries,  S.  73  ff.).  Er  gilt  mit  als  Mittel  zur  Besteuerung 
Hl  Wweg^chen  Venn^cns.  Er  ist  Tomehmlich  Ausfuhrzoll  für  die  wichtigsten 
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agrarischen  und  industriellen  Prodncte,  traf  als  solcher  auch  die  nur  darch- 
geführten  auswärtigen  Producte;  sodann  ist  er  Einfuhrzoll  für  wenige  Gattungen 
fremder  Luxuswaaren.  Später  (1600)  wird  er  ausgedehnt  und  erhöht,  mehr  noch 
nach  1624;  fremde  Kaufleute  und  Juden  werden  höher  bczollt  Die  Erhebung  er- 
folgte zum  Theil  an  der  Grenze,  z.  Th.  unter  Versiegelung  der  Packen  am  Bestim- 
mungsorte; die  Verzollung  z.  Th.  nach  Gewicht,  z.  Th.  nach  dem  Werth,  tlber  welchen 
Modus  mehrfach  debattirt  wird  und  in  Betreff  dessen  Aenderungen  stattfinden. 

Statistisches  s.  in  den  Tabellen  bei  Kries.  Z.  B.  1620  bewilligte  Schätzung 
(82  7oo)  c.  666,000  Tbl.  schles.,  Biersteuer  c.  89,200  Tbl.,  GrcnzzoU  1608  (nach  Verb. 
V.  einem  Quartal  und  incl.  Lausitz)  c.  50,000  Tbl.  Die  Ende  des  16.  u.  Anf.  des  17.  Jahr- 
hunderts Üblichen  40—50  Promille  der  Schätzung  ergaben  3—400,000  Tbl.  Diese 
directen  Steuern  überwogen  also  noch  bedeutend. 

§.40.  Die  österreichischen  Steuerreformen  des  18. 
Jahrhunderts.  Es  hat  im  17.  Jahrhundert  nach  dem  30jähr. 
Kriege  in  Oesterreich  wie  anderswo  nicht  an  Reformversuchen  ge- 
fehlt,  80  unter  Ferdinand  III.  und  Leopold  I.  Unter  letzterem 
wurde  z.  B.  in  Böhmen  bei  der  Haus-  oder  Ansässigkeitssteuer 
der  Unterthanen  die  Aenderung  getroffen,  nicht  mehr  bloss  auf 
die  Grösse  der  Robotschuldigkeit,  sondern  auf  Umfang  und  Er- 
tragsfähigkeit des  unterthänigen  Besitzes  Rücksicht  zu  nehmen. 
Die  indirecte  Verbrauchsbesteuerung  erlangte  damals  auch 
in  Oesterreich  eine  erhebliche  weitere  Ausdehnung  (höhere  Getränke- 
steuem,  Getreide-,  Fleischaufschläge  u.  a.  m.  s.  §.  44),  die  in  Stempcl- 
form  erhobenen  Steuern  begannen.  Bedeutendere  Reformen 
der  alten  Steuern  erfolgten  aber  erst  im  18.  Jahrhundert,  beson- 
ders auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung,  der  sogenannten 
Contribution.  Die  Grundsteuerreform  unter  Karl  VI.  im 
Mailändischen  (censimento  milanese),  die  ,)Steuerrecti- 
ficationen'^  unter  Maria  Theresia,  die  Josefinische 
Steuerreform  in  den  deutschen  Ländern  stellen  wohl  das 
Wichtigste  dar,  was  zur  Herbeiführung  einer  allgemeineren  und 
gleichmässigeren  directen  Besteuerung,  zumal  in  einem  Grossstaate, 
vor  dem  19.  Jahrhundert  in  Europa  geschehen  ist.  Das  bleibt 
richtig,  obwohl  die  theresianischen  Rectificationen  nur  theilweise 
durchgeführt  wurden  und  noch  unvollkommen  genug  waren  und 
die  josefinische  Reform  grossentheils  wieder  rückgängig  gemacht 
wurde.  Die  Verhältnisse  der  einzelnen  Kronländer  bieten  manche 
Verschiedenheit  und  können  hier  nicht  alle  dargestellt  werden.  Im 
Folgenden  daher  nur  Beispiele. 

S.  die  auch  nur  kurze  Darstellung  in  dem  Werke:  „Tafeln  z.  Statistik  d.  Steuer- 
woseiis  d.  österr.  Kaiserstaats"  Wien  1858,  Einl.  über  d.  directen  Steuern,  S.  XI  fl'. 
Linden,  Grundsteuerverfass.  in  d.  deutschen  u.  ital.  Provinzen  d.  österr.  Monarchie, 
Wien  1840,  I,  Einleitung,  v.  Hauer,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Ost.  Fin.,  Wien  1848,  S.  30, 
35  ff.,  243  ff.  A.  Beer,  Staatshaush.  Ocst.-üng.s  seit  1868,  Prag  1881,  Kap.  1,  S.  1  ff. 
Passim  auch  besonders  Über  die  Geb&udesteuer  und  damit  Zusammenhängendes:  v.  My  r- 
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hach,  Oesterr.  Gebäadest.,  Tüb.  Ztschr.  JSS5,    In  Kür/c  Wagner,  in  Scliönbcrg's 
Uandb.  2.  A.  ILI,  193  C,  welcher  Darsteliang  ich  hier,  mit  einigen  Ergänzungen,  folfre. 

Im  Mailändischen  hatten  schon  früher  Grnnd Vermessungen 
und  Kapital  Schätzungen  stattgefunden.  Durch  Patent  vom  19. 
April  1719  wurde  eine  umfassende  Grundkatastrirung  angeordnet, 
die  mit  längeren  Unterbrechungen  (durch  Krieg  u.  s.  w.)  durchge- 
führt und  erst  gegen  1760  beendet  wurde,  von  welchem  Jahre  an 
der  „censimento  milanese''  in  Wirksamkeit  trat. 

uTafeln"  S.  XII,  XXIII  ff.).  Das  Wesentliche  war:  „man  wählte  für  die  Ver- 
messung nur  technisch  gebildete  Geometer,  erhob  den  Bnittocrtrag  der  landwirth- 
sohaftlichen  Prodacte,  reranschlagte  ihn  zu  Geld,  ermittelte  die  Caltnrkosten.  brachte 
diese  wie  die  (Kosten  der)  Elementarschäden  von  dem  Rohertrage  in  Abzog  und 
Düterzog  schliesedich  die  bekannt  gemachten  Schätznngsopcrate  auf  rorgekommcnc 
BeclamAÜonen  einer  Bension  und  Correction''.  Im  Ganzen  wie  in  riolen  Einzelheiten 
das  Verfahren,  das  dann  später  bei  der  französischen  und  anderen  modernen  Grond- 
stener  -  Katastrirongen  zum  Vorbild  gedient  hat  Die  Grund-  und  Hausbesitzer  hatten 
die  erforderlichen  Angaben  über  Umfang,  Grenzen,  Culturbeschatfenheit  ihres  Grundes, 
Bestimmung  der  GebAude,  tiher  aUe  damit  verbundenen  Einkaufte  und  darauf  haftenden 
Lastun  zu  machen,  in  besonderen  Fassionen  für  jeden  in  verschiedenen  Gerich tsbozirkeu 
oder  Pfarreien  liegenden  Besitz.  Dann  erfolgte  die  geometrische  Aufnahme  (ohne 
vorangegangene  trigonometrische  Vermessung),  die  Entwerfung  topographischer  Flur- 
Urtea  für  jede  Gemeinde,  eine  sorgfaltige  Einschätzung  der  nach  Gulturait  und 
Bonität  anterschiedenen  Grundstücke  durch  Scli&tzleuto  nach  dem  Roherträge  und  nach 
den  Gewinnungskosten  und  Abzügen,  unter  Reducdon  der  Ergebnisse  auf  die  zu  Grunde 
^[elegte  Flächeneinheit  (pertica).  Die  allgemeinen  Localmomento  (Ebene,  Berge) 
Turden  u.  A.  in  der  Abstufung  der  Abzugstiuoten  für  Elementarschäden  berücksichtigt. 
Die  ermittelten  Nettoerträge  wurden  alsdann  theils  nach  vorgeschriebenen,  theils  nach 
l>estimmten  Localpreisen  in  Geld  berechnet.  Zur  Controle  der  grewonnenen  Schätzungs- 
er^ebnisse  dienten  Vergleichunjaren  mit  Verkehrsthatsachen  (Kauf-,  Pachtpreisen,  Theil- 
parht^erhältnissen).  Der  festgestellte  Reinertrag  wurde  darauf  für  die  Flächeneinheit 
Kdr-r  Culturart  und  Bonitätsclassc  zu  4  ^/o  capitalisirt  und  von  diesem  Capitalwerth 
eine  Quote  als  Steuer  bestimmt  Abweichend  von* den  ländlichen  Grundstücken  wurden 
die  Gebäude  in  den  Städten  sowie  die  Miethhäusor  auf  dem  Lande  nach  dem 
Tirklichen  oder  geschätzten  Miethertrage  (unter  Abschlag  einer  Quote,  Vs  zur  Aus- 
deichung  mit  der  Grundsteuer,  eine  weitere  Quote  für  Unterhaltungskosten)  eingesteuert 
is-sl  V.  Myrbach,  Tüb.  Ztschr.  1S85,  S.  89\  die  übrigen  ländlichen  Wohngebäude 
Qach  der  Grundfläche  (Areal)  nach  Maass^abe  der  anstossenden  ((iartcu-)  Grundstücke 
reranla^  —  Mit  diesem  sorgfältig  und  rationell  durchgeführten  System  hielt  die 
^moderne  rationelle  Grunndsteuer''  (Fin.  II,  423)  in  teclinischer  wie  poli- 
tischer Hinsicht  (Allgemeinheit,  Gleiclimässigkeit,  keine  Privilegien)  ihren  Einzug  in 
das  Steuerwesen  unserer  heutigen  Zeit. 

Zwar  in  ähnlicher  Tendenz  nach  der  technischen  und  poli- 
tischen Seite,  aber  bei  Weitem  nicht  mit  gleicher  Consequenz  und 
Sorgfalt  erfolgten  die  Reformen  der  directen,  besonders  der  Grund- 
Bestenerang  in  den  deutsch-österreichischen  Erblanden 
unter  M  aria  Theresia.  Was  erreicht  wurde,  war  immerhin  eine 
erhebliche  Verbesserung,  aber  nicht  entfernt  etwas  so  relativ  Voll- 
kommenes wie  der  berühmte  censimento  milanese.  Die  wirthschaft- 
liehe  und  die  politische  Entwicklung  des  18.  Jahrhunderts  Hess 
das  hier  noch  nicht  zu.  Die  weiter  gehenden  und  tiefer  greifen- 
den Umgestaltungen  Josef  II.  erwiesen  sich  auch  auf  diesem  Ge- 
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biete  noch  als  verfrüht.  Die  theresianische  ,,Steaerrectifi- 
cation"  hat  daher  zwar  auch  schon  etwas  vom  Gepräge  einer 
neuen  Zeit;  aber  noch  nicht  den  scharf  modernen  Gharacter  des 
mailänder  Systems. 

,,TafelD''  S.  XII  ff.  .,Dcr  bis  dahin  ganz  steuerfreie  oder  nur  dorch  freiwillige 
oder  zeitweise  Umlagen  besteuerte  gmndherrliche  (Dominical-)  Besitz  in  den 
deotsch-slanschen  L&ndern  wurde  von  Maria  Theresia  bleibend  mit  einer  Steuerqaote 
belegt  —  dem  sogenannten  militareextraordinarium  fardie  Unterhaltung  des 
Heeres,  während  der  Kusticalbesitz  zu  seinen  früheren  Lasten  noch  ausserordent- 
liche Steuern  a.  d.  N.  ,,militare  ordinariam''  für  den  gleichen  Zweck  zu  tragen 
hatte  — .  Aber  man  konnte  noch  nicht  alle  Begünstigungen  dieses  bisher  so  pri?i- 
legirten  Besitzes  anfhOren  lassen  nnd  die  1748 — 56  vorgenommenen  Stener-Bectifica- 
tionon  massten  sich  daher  anf  die  Behebung  der  auffalligsten  Mängel  beschränken. 
Man  musste  sich  in  einigen  Provinzen  mit  (anvollständigen)  Fassionen,  in  anderen 
mit  oberfläclilichen  Schätzungen  begnügen,  ohne  in  eine  specielle  Bemessung  oder 
Ertragserhebung  einzugehen  und  da  hierbei  nicht  überaU  dieselben  Grundsätze  be- 
folgt wurden,  so  konnte  auch  das  Ergebniss  der  Rectification  nicht  gleichförmig  und 
gleich  gut  sein.''  Dennoch  blieb  die  theresianische  Rectification  vielfach  bis  weit 
in  das  19.  Jahrhundert  hinein  die  Grundlage,  obgleich  sie  nur  provisorisch  hatte 
gelten  sollen. 

In  den  einzelnen  betroffenen  Ländern  wurde  verschieden  verfahren,  in  Nieder- 
Oesterreich  folgendermassen :  ermittelt  sollte  werden  der  Ertrag  des  gesammten, 
obrigkeitlichen  und  unterthänigen  Grund  und  Bodens,  der  Nutzungen  und  obrigkeitl. 
Gefälle  davon  (Zehnten,  Dienste,  Gaben,  Gerechtsame),  der  Nutzungen  der  Gebäude 
und  der  mit  denselben  untrennbar  verbundenen  Gewerbe  u.  Industriezweige  (wie 
Mühlen  u.  dgl.).  Für  Grundstücke  und  Gebäude  in  Städten  und  Märkten  suchte  man 
nach  Fassionen,  Schätzungen  und  Superrevisionen  den  Werth,  für  Gewerbe  u.  s.  w. 
den  Gewinn,  für  die  Häuser  in  Wien  den  (jährlich  zu  fatirenden)  Miethzins  zu  er- 
mitteln. Nutzungen,  Gefalle,  der  Ertrag  von  Wald  und  Auen  wurden  nach  lOjährigem 
Durchschnitt  th.  nach  Localpreiscn  th.  (Feldfrüchte,  Wein,  Frohnden)  nach  gleich- 
förmig vorgeschriebenen  Preisen  veranschlagt,  dann  ^/^  für  Yerwaltnngskosten  abge- 
rechnet. Die  Häuser  auf  dem  Lande  wurden  in  6  Glassen,  mit  Steuersätzen  von 
17,-20  fl.  belegt.  Die  Wiener  Häuser  zahlten  in  der  Stadt  V?.  in  den  Vorstädten  Vio 
des  Zinsertrags  (auch  die  ständischen),  die  übrigen  städtischen  Häuser  6 — 50  fl. 
jährlich,  der  ländliche  Rustical besitz  Vso*  ^^^  Dominicalbesitz  ^i^^  des  Steuercapitals, 
bis  1791  fast  Gleichstellung  zwischen  beiden  eintrat  Die  Berechnungsart  der  Steuern 
blieb  die  alt  herkömmliche  (Dominicalsteuer  in  Herrenpfunden  zu  4  fl.,  Rusticalstcuer 
in  Kusticalpfunden  zu  8  fl.  u.  s.  w.). 

In  Böhmen  war  schon  1713  mit  einer  neuen  Veranlagung  des  Grundbesitzes, 
der  (lewerbe  und  der  Dominicalnutzungen  begonnen  worden,  mit  Hilfe  von  abgefor- 
derten Fassionen.  Nach  mehrfachen  Erneuerungen  und  Ergänzungen  des  Materials 
wurde  176S  die  Rectification  beendigt.  Der  herrschaftliche  und  unterthänige  Besitz 
))Iicb  auch  in  der  Veranlagung  geschieden.  Der  erstere  wurde  nach  controlirten  Fas- 
sionen nach  seinem  Reinertrag  in  Geld  veranschlagt  und  sammt  dem  Betrage  der 
obrigkeitlichen  Nutzungen  mit  29  7o  belegt  Der  Ertrag  des  unterthänigen  Besitzes 
(incl.  der  damit  näher  verbundenen  Gewerbe,  Mühlenbetrieb  u.  s.  w.)  wurde  eben- 
falls nach  Fassionen  und  Schätzungen  ermittelt,  dann,  im  Anschluss  an  das  ältere 
System  (s.  o.  S.  86,  87)  „Ansässigkeiten"'  zu  je  180  fl.  dieses  festgestellten  Ertrags 
gebildet  u.  mit  Vs  (^^  ^0  Steuer  belegt.  Die  städtischen  Häuser  wurden  in  5  Städte- 
CIassen  mit  Sätzen  zu  3 — 15  fl.,  in  den  Vorstädten  mit  dem  halben  Satze,  andere 
Häuser  in  niclit  classificirten  Städten  und  in  Dörfern  (hier,  wenn  sie  ohne  wesent- 
lichen Grundbesitz)  mit  IV5  fl*  belegt;  die  Prager  Häuser  in  eine  der  5  Städte- 
Classcn  gesetzt  und  hier  mit  dem  doppelten  Normalsatz  belastet  In  besondrer  Weise 
wurden  noch  die  Dominicalhäuser  (auf  dem  Lande)  besteuert  Auch  die  Personal- 
gewcrbe  wurden  getrofien.  In  Böhmen  allein  blieb  1792  von  der  späteren  josefi- 
nischen Reform  Einiges  erhalten,  namentlich  die  Vertheilong  der  ganzen  Steuersumme 
zwischen  Dominien  und  Unterthanen  nach  dem  Grundertrage,  wie  ihn  die  neue  Ka- 
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tistziruii^  ermittelt  hatte;  die  Unterrertheilung  aaf  beide  St&nde  erfolg  th.  nach 
dem  alten  therofiianischen,  th.  nach  dem  neaen  josefioisrhen  Anschlage. 

Weit  grossartiger  nach  der  politischen  Seite,  in  der  Gleicb- 
stellang  von  Dominical-  nnd  Rnsticalbesitz  durchgreifender,  nach 
der  technischen  Seite  (wenigstens  dem  Plane,  viel  weniger  freilich 
der  Äasftihrang  nach)  immerhin  vollkommener  war  die  josefi- 
nische Grundsteuer-Reform.  Die  gleichförmige  Regelung 
der  Gmndstener  in  einem  so  verschiedenartigen  und  so  grossen 
Gebiete,  wie  dem  österreichischen  Staate  (deutsch-slavische  Lande) 
war  ein  f&r  die  damalige  Zeit  überaus  kühner  Gedanke,  und  die 
rasche  Durchführung  in  nur  4  Jahren,  freilich  um  den  Preis 
mancher  Flüchtigkeit  und  Ueberstürzung  war  nicht  minder  ausser- 
ordentlich. Oesterreich  ftihrte  hier  etwas  aus,  was  um  dieselbe 
Zeit  Frankreich  wohl  erwog,  aber  noch  für  zu  schwierig  hielt. 

Der  ganze  Grandbedtz  (Patent  v.  20.  April  17S5),  einerlei  ob  herrschaftlicli 
oder  nnterthänig,  sollte  nach  Verhältniss  seines  Ertrags  (Nutzens)  gleichmässig  zu 
Goosten  der  Staatscasse  im  ganzen  Staatsgebiete  besteuert  werden.  Zu  diesem  Zwecke 
eine  allgemeine  Vermessang  (ausser  in  Waldungen  und  Gebirgen  meist  nur 
durch  Bauern  mit  der  Mes^kette)  aUes  Ertrag  gebenden  Bodens,  eine  Ermittlung  der 
Roherträge  darch  controlirte  Fassionen  der  einzelneu  Besitzet,  Veranschlagung  der 
Erträge  za  Geld  nach  dem  lOj&hrigcn  Durchschnitts-Marktpreisc  v.  1772 — S2.  Als- 
dann zwar  Besteoerang  dieses  Geld-Bohertrags  gleichm&ssig  im  ganzen  Gebiete  mit 
derselben  Qootc,  jedoch  mit  ?eischieden  hohen  Quoten  nach  den  Ünlturarten,  worin 
imnierhin  eine  freilich  unzureichende  Rücksicht  auf  die  ungleichen  Productionskosten 
W,  die  eigentlich  zu?or  zur  (lewinnung  einer  richtigen  Keinertrags-Grundlago  für  die 
Bä^enerong  hätten  abgezogen  werden  müssen:  100  ü.  Rohertrag  sollten  bei  den 
Aeckem  10  fl.  37*/ j  Kr.,  bei  Wiesen  17  fl.  55  Kr.,  bei  Hutweiden,  Gestrüppen, 
Wäld<:m  21  fl.  15  Kr.  Steuer  tragen  (Galicien  Vs  weniger).  Der  Steuersatz  (12  bis 
13  7«)  sollte  mit  den  Leistungen  der  Unterthanen  an  die  Gutsherrschaft  30  %  i^icht 
a>R>rsteigen ,  eine  wohlgemeinte,  freilich  in  „Pri?atrechte''  eingreifende  Bestimmung, 
äQ  der  später  das  Werk  scheiterte  (§.  43). 

Aach  die  Häuser -Besteuerung  wurde  neu  und  gleichförmig  regulirt  (Pat.  v. 
1.  Sept.  17^8).  Frei  blieben  ausser  öU'entlichen  Gebäuden  die  Häuser  der  bloss  von 
Undwirthscbaft  lebenden  Landlcute  u.  einiger  anderen  „kleinen  Leute'',  auch  die 
Fibrillen.  Die  übrigen  Wohnhäuser  waren  in  Stadt  und  Land  nach  dem  Miethzinse 
3iiter  Abzog  von  10  7o  davon  für  Unterhaltungskosten  mit  gleicher  Steueniuote  zu 
bdegen. 

Das  ganze  neue  Steuersystem  trat  schon  am  1.  Nov.  1789  in 
Wirksamkeit,  aber  —  nur  für  \/j,  Jahr,  da  es  der  heftigen  Oppo- 
sition, vor  Allem  der  in  ihren  Interessen  verletzten  Grundherren 
(§.  43),  za  Liebe  von  Leopold  II.  sogleich  wieder  aufgehoben 
wurde,  bis  auf  die  erwähnte  spätere  thcil weise  Mitbenutzung  in 
Böhmen.  Erst  nach  der  französischen  Kriegszeit  kam  Oesterreich 
auf  den  Plan  einer  allgemeinen,  gleichmässigen  Grundsteuer- Ka- 
tastrimng  in  seinem  ganzen  Gebiete  (ausserhalb  Ungarns)  zurück 
(Patent  vom  23.  Dec.  1817). 

Wegen  seiner  alterthümlichen  Form  (,der  Kepartition  nach  ,.Steuerknechten*\  die 
lus  Jen  fnther  zu  steUenden  Kriegsknechten  hervorgegangen ,  waren)   und  dor  Beibe- 
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haltang  der  Werthkatastrirang  verdient  das  „Peräquations-System'Mn  Tirol  v.  J.  1774 
bez.  1784,  das  bis  zu  dem  neuesten  Kataster  in  Kraft  war,  noch  hervorgehoben  zu  werden. 
Von  den  Grundstacken,  Häusern,  Realgewerben,  Dominical  -  Nutzungen  wurde  der 
Capitalwerth  nach  Fassionen  und  Schätzungen,  unter  Berücksichtigung  der  wirk- 
lichen Kaufpreise  ermittelt,  davon  Vm  ^^  Steuercapital  (unter  einer  weiteren  Aus- 
gleichung zwischen  grösseren  und  kleineren  Grundstücken  zu  Gunsten  der  letzteren) 
angeschlagen  u.  auf  die  5000  ,,Steuerknechte''  aufgerechnet,  indem  ein  jeder  solcher 
gleich  9000  Ü.  Steuercapital  angesetzt  wurde.  Er  hatte  anfangs  normal  54  fl.  jährlich 
Steuer  zu  tragen  (0.6  "/q  vom  Capitalwerth). 

§.  41.  Oesterreichs  Finanz-  und  Steuerwesen  in 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts.  Die  langwie- 
rigen und  kostspieligen  Kriege,  in  welche  Oesterreich  im  18.  Jahr- 
hundert wiederholt  verwickelt  wurde,  haben  natürlich  auf  seine 
Finanzen  einen  grossen  Einfluss  ausgeübt.  Die  steigenden  Be- 
dürfnisse für  Heer,  Schulden  u.  a.  m.,  welche  dann  auch  in  die 
Friedenszeit  mit  übergingen,  besonders  der  Aufwand  für  ein 
grosses  stehendes  Heer,  waren  wie  überall  das  treibende  Element, 
in  der  Entwicklung  auch  der  Besteuerung.  Steuerreformen  wie 
die  vorhin  besprochenen  wurden  dadurch  nothwendig,  zumal  die 
alten  Grundlagen  der  directen  Steuern  sich  bei  erhöhtem  Steuer- 
bedarf erst  recht  unzulänglich  erwiesen.  Aber  auch  die  Entwick- 
lung der  übrigen  älteren  Steuern  und  die  HinzufUgung  neuer  konnte 
nicht  ausbleiben.  Auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung 
blieb  die  um-  und  ausgebildete  und  erhöhete  „Contribution", 
wesentlich  eine  Grundsteuer,  das  wichtigste  Stück,  aber  mehr- 
fach wurde,  besonders  in  den  Kriegszeiten  des  18.  Jahrhunderts 
und  der  Revolutionszeit  mit  Vermögens-,  allgemeinen  Ein- 
kommen-, Kopf-,  Personal-  und  C  lassen  steuern  u.  dgl.  m. 
als  ausserordentlichen  Steuern  experimentirt,  auch  die  Geist- 
lichkeit zu  Steuerleistungen  veranlasst.  Neben  der  Contribution 
als  der  directen  Hauptsteuer  erlangte  die  indirecte  Besteuerung 
in  ihren  verschiedenen  Arten  und  Formen,  welche  in  der  öster- 
reichischen Verwaltungspraxis  dazu  gerechnet  wurden,  eine  be- 
deutendere Ausbildung  und  eine  einigermassen  feste  Ausgestaltung 
zu  einem  zweiten  Haupttheil  der  ordentlichen  Steuern  des  Gesammt- 
staates.  Es  gehören  dahin  namentlich  die  Zölle,  Mauthen, 
die  inneren  „Aufschläge"  (Verzehrungssteuern,  besonders 
die  Getränkesteuern),  die  Einnahmen  aus  dem  Salz-,  Tabak-, 
Lottoregal,  ferner  von  verkehrssteuerartigen  und  anderen  ver 
wandten  Steuern  die  Stempel  und  Taxen,  endlich  die  Erb- 
steuer. Mit  diesen  Steuern  hat  sich  die  österreichische  Monarchie 
seit  Maria  Theresia  doch  schon  ein  einigermassen  einheitliches, 
wenn  auch  mit  vielen  provinziellen  Verschiedenheiten  versehenes 
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Steuersystem  im  18.  Jahrhandert  geschaffen:  eine  bei  den  schwie- 
rigen Verhältnissen  dieses  Staats  um  so  beachtenswerthere  Leistung. 
Leider,  dass  man  nur  nicht  Energie  genng  besass,  die  Bestenerung 
noch  mehr  an  Stelle  der  Scbuldvermehmng  und  Papiergeldausgabe 
treten  zu  lassen.  Selbst  in  Friedenszeiten  verblieb  gewöhnlich  ein 
mehr  oder  weniger  hohes  DeOcit  im  Staatshaushalt.  Zu  rühmen 
8iod  die  Verbesserungen,  welche  im  Etats-,  Gassen-,  Rechnungs- 
und  Controlwesen  eintraten. 

Eine  follständige,  qneUenmuasig  pearbeitcte  Finanz-  und  Stcaergeschichte  ücster- 
reichs  im  IS.  Jahrhundort  und  fdr  die  frühere  Zeit  fehlt  noch:  cino  lohnensvcrthc 
ond  interessante  Aufgabe,  deren  Lösung  auch  zq  mancher  Bcrichtigang  in  der  U('b<*iv 
schitzong  anderer,  z.  B.  preussischer,  und  in  der  Unterschätzan^  Osterreichiärher 
Leiätongen  auf  diesem  Gebiete  fuhren  möchte.  Eine  an  Material  reiche  Vorarbeit 
dazu.  bes.  far  die  ]>dhmischen  Lande,  ist  d'EWert's  Osterr.  Finanzgesch.  (1882, 
N  0.  S.  35),  die  mir  leider  für  meine  Arbeit  zo  spät  zukam  und  nicht  speciellcr  mehr 
Wnntzt  werden  konnte.  Oberleitner,  Finanzlage  in  den  dcntsch-österr.  Erblindem 
im  J.  1761  (Wien  1865)  giebt  ?omehmlich  nur  statistische  Daten,  besonders  aber  das 
Detail  der  Ausgaben,  aber  ohne  systematische  Verarbeitung  und  Vollständigkeit.  In 
beiderlei  letzteren  Hinsichten  bieten  H.  r.  Hauer 's  „Beiträge  z.  Geschichte  d.  Osterr. 
Finanzen^,  Wien  1848,  mehr,  aber  manche  Locken  sind  auch  hier  geblieben  und  die 
ZorerUsäigkeit  Fon  Einzelheiten  ist  wohl  mitunter  nicht  ganz  sicher.  ?.  Czörni^'s 
Statist  Uandbüchlein  (Wien  1861)  enthält  Ue)>ersichten  der  Staatsnettoeinnahmen  u. 
Ansgabeo  ?on  1781  an  nach  Hauptmbriken  (S.  122),  welche  auf  den  Abschlüssen 
des  Central -Rechnungsdepartemeots  beruhen  u.  den  Beweis  fUr  die  bereits  erreichte 
Ceotralisimng  des  Ga^n-  und  Rechnungswesens  liefern.  A.  Beer,  Finanzen  Oester- 
rächs  im  19.  Jahrhundert,  nach  archir.  Quellen,  Prag  1S77,  S.  389  nennt  die 
Czornig'schen  Daten  indessen  „nicht  ganz  correct",  besonders  für  die  spätere  Kriegs- 
zeit, als  die  Noten  (das  Papiergeld)  ein  beträchtliches  Disairio  besassen.  da  G  zürn  ig 
3Q<h  fiir  diese  Zeit  die  Posten  im  Nennwerth  des  allerdings  ^eit  ISOO  stark  ent- 
verth.rten  Papiergelds  angiebt,  in  welchem  Wcrthe  sie  doch  auch  wohl  allein  den 
amtÜchon  Rechnungen  entnommen  sein  kOnnen.  Beer  gicbt  nach  einer  amtlichen 
luirechnung  von  1799  an  die  Summen  nach  dem  jährlichen  Durchschnittscurs  in 
<  vorent-MtiDze,  ein  Verfahren,  das  noch  weniger  zulässig  erscheint,  weil  die  Zahlungs- 
Tirrpflichtnogen  an  den  Staat  und  rom  Staate  meist  nur  indirect  in  ihrer  Höhe  vom 
<'aräwerth  abhängen  und  der  Curswerth  des  Papiergelds  und  die  Kaufkraft  desselben 
ikh  durchaus  nicht  gleichmässig  bewegen  (S.  391).  In  d«'m  „Anhang'*  a.  a.  0. 
S.  .'JSy — S92  liefert  Beer  übrigens  eine  Keihe  statistischer  Daten  für  die  Zeit  von 
IT^n) — ISIO,  welche  einen  guten  Anhaltspunct  geben.  Sie  beziehen  sich  wohl  auf 
N'ttozahlcD,  was  indessen  nicht  gesagt  ist.  Ueljcr  die  Entwicklung  der  Besteuerung 
V  Beer 's  spätere  Schrift  „d.  Staatshaushalt  Oesterreich-Üngams"  seit  1S6S  (Prag  ISSl), 
1.  Kap.  z.  Gesch.  d.  directen  Steuern,  bes.  im  Anfang  Über  d.  Josefin.  Steuerreform, 
S.  4S  über  Besteuerung  des  beweglichen  Vermögens  u.  passiin  im  Kap.  3  Einzelnes 
aaoh  zur  Geschichte  der  indirecten  Steuern,  incl.  Monopole,  Stempel  u.  s.  w.,  auch 
im  ]*».  Jahrhundert.  In  Ktlrze  Einzelnes  zur  neueren  Stcuergeschichte  in  Dessary's 
»irandzugen  der  österr.  Finanzgesetzkunde,  Wien  1S55.  I)es.  §.  39  If.  Sporadisch«' 
historische  Daten  u.  KQckblicke  auch  in  Konopasek-Mor-Blonski,  Fin.-(iesetzkunde 
tl  O^t.  Kaiseistaats,  2.  Aufl.  Wien,  IbbO. 

§.42.  Finanzbedarf  und  Steuerentwicklung  inOcster- 
reich  im  18.  Jahrhundert. 

Die  österreichische  Staatsschuld  im  Ganzen,  mit  allen  ihren  mannigfachen 
K.^!f;goricn  betrug  schon  1755,  als  Erbschaft  aus  dem  17.  Jahrhundert,  irrossentheils 
i'&«r  aus  den  Kriegen  der  ersten  Hälfte  des  IS.  Jahrhunderts  ll")  Mill.  i\,  Capital 
iii  Nennwerth  u.  stieg  durch  den  siebenjährigen  Krieg  1703  auf  271.^7  Mill.  ti., 
!:M  war  sie  2^6.86  mit  11.474  M.  fl.  Zinsen  (nach  Czörniir  2S3.3  M.  fl.  Capital), 
i:'+2  377.00  mit  17.20  M.  fl.  Zinsen  (nach  Czömig  399.!)  M.  H.).  ISIO  «^)^<.22  M.  II. 
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CapiUl  mit  39.76  M.  iL  Zinsen  (nach  Czörnig  727.2.  1811  806.7  M.  fl.),  ohne  das  seit 
1762  ff.  hinzugekommene  Papiergeld,  (t.  Hauer  S.  163,  Oberleitner  a.  a.  o.  S.  9, 
C zornig,  HandbUchlein  S.  132;  vgl.  auch  zur  Geschichte  d.  Staatsschuld  im  18. 
Jahrhundert  Beer,  Fin.  Oest.'s  S.  39S  ff.)  So  wurde  diese  Post,  das  jährliche 
Schulderforderuiss,  insbesondere  fUr  Zinsen,  bereits  im  18.  Jahrhundert  wie 
in  Frankreich  u.  England  ein  wichtiges  Glied  des  ordentlichen  Bedarfs  und  ein  Ele- 
ment, das  stark  auf  Steuervermehrung  hindrängen  musste. 

Dazu  kam  der  Militäraufwand,  auch  in  Friedenszeit.  Das  1748  neu  be- 
gründete Militärsystem  erforderte  für  ein  stehendes  Heer  von  108,000  Mann  von  den 
Ständen  der  deutschen  u.  ungarischen  Erblftnder  jährlich  14.67  M.  fl.  (Oberleitner 
S.  3,  Hauer  S.  33).  In  den  Kriegen  stieg  natürlich  dieser  Aufwand  ausserordent- 
lich, z.  B.  in  dem  einen  Jahre  1761  auf  40.71  M.  fl.  (Oberleitner  S.  13,  woselbst 
Spccialisirung  dieser  Ziffer).  Später  in  den  1780er  Jahren  betrug  er  auch  in  Friedens- 
zeit S(!hon  immer  einige  30  M.  fi. ,  um  in  den  neuen  Türken-  und  Franzosenkriegen 
auf  das  3 — 4fache  dieser  Summe  anzuwachsen  und  in  den  kurzen  Friedenszeiten  kaum 
einmal  unter  50  Mill.  im  Jahre  zu  sinken. 

Die  dritte  Hauptgattung  der  Ausgaben  für  Hof  und  Civilverwaltung  war 
doch  auch  bereits  in  ansehnlicher  Steigerung  begriffen  und  konnte  demnach  von  Jahr 
zu  Jahr  immer  weniger  aus  den  alten  Einnahmequellen  der  „Cameralverwaltung*',  aus 
DomäneneinkUnften,  älteren  Zöllen  u.  Gefällen  u.  dgl.  m.  gedeckt  werden.  Auch  hier- 
für musste  daher  immer  mehr  Steuerwirthschaft  eintreten. 

Die  Entwicklung  des  Bedarfs  (in  Nettozahlen,  also  namentlich  ohne  die  Er- 
hcbungs-  und  Bewirthschaftungskosten  der  Einnahmezweige)  ergiebt  sich  aus  folgen- 
den Daten  (nach  den  oben  genannten  Schriften,  die  aber  in  dep  Zahlen  nicht  immer 
g<'.nau  übereinstimmen). 

(ianze  Jahresausgabc  1719  34.19        M.  fl.  (Oberleitner  a.  a.  0.  S.  8). 

1754        c.  36.0—40   „    „  (gleich  Einnahme?  eb.  S.  9). 
1781  65.0  „    „  (Czörnig  S.  123). 

„  „  1  <  ÖD  oi,4  „       „  „  „         ,« 

„  „  iivZ  yu.o  „    „         „         ,)      „ 

]]  II    Durchschn.  1780—90     83.28         "    !!  (Bee"r,  Fin."s.  390). 

In  letzter  Ziffer  incl.  Kriegsjahre.  Die  einzelnen  Kriegsjahre  haben  natürlich 
viel  höhere  Ziffern,  für  die  Deckung  dient  dann  aber  der  Staatscredit  (iucl.  Bankozettel- 
aus<^abe)  wesentlich  mit 

Die  Hauptrubriken  der  Ausgabe  sind  in  Mill.  fl. 

Schuldetat.  Milirär.  Givilverwalt.  Summe. 

(Zinsen,  incl. 
Tilgung  u.  EinlOs.) 
1781  (Czörnig)        18.59  33.11  18.30  65.00 

1786  „  18.75  33.27  29.37  81.40 

1792  „  21.05  44.34  25.36  90.76 

1804  „  39.01  46.10  28.95  114.06 

1781—90  (Beer)  12.5    (Zinsen)        44.93  .14.49  71.92 

(Summe  stimmt  nicht  mit  der  von  Beer  angegebenen  obigen  Summe  von  83.28, 
H.  a.  a.  0.  S.  390,  389.     Daten  f.  1793—98  u.  1799—1810  eb.) 

Einigermassen  entsprach  dieser  Steigerung  der  Ausgaben  diejenige  der  Netto- 
Steuerertr&ge. 

1754  wird  die  Staatseinnahme  also  berechnet  in  Mill.  fl.  (Oberleitner  S.  9). 
(Jedenfalls  netto.) 

Domänen 1.0  Taxen 0.4 

Bergwerke 2.0  Lotto 0.187 

Contribution 14.671  Post 0.2 

Mauthen  (u.  Zölle?)  .    .      3.1  29.80S 

Tranksteuer  u.  Salz    .     .      5.0 

Tabak 1.5  Lombardei 3.0 

Landgrafenamt  (Vieh-  u.  Niederlande 7.0 

(letreideaufschlaK)  .     .       1.5  39^80  8~ 

Linien-  u.  Sperrgelder    .       0.25 
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Von  den  7  MiO.  ans  den  Osterr.  Niederlanden  kamen  aber  nur  1.7  M.  in  die 
Viäier  Centralcaase.  Oberleitner  giebt  36  Mill.  als  Summe  an,  was  mit  seinen 
einzelnen  Posten  nicht  stimmt. 

Nach  grossen  Bnbriken,  wobei  zn  den  indirecten  Steuern  manche  ge- 
bührenartige,  Stempel,  Erbetener,  wohl  auch  Lotto,  Post  gerechnet  sein  werden,  waren 
fhe  Nettoeinnahmen  (Czörnig  S.  122,  womit  zu  ?ergleichen  Beer,  Fin.  S.  889  ff.) 
ia  Mill.  iL 


1751 

1796 
1792 
1S04 


Yom  Staats- 

Directe 

Indirecte 

Andere 

Summt 

eigrathuDL 

St 

eucrn. 

Zuflösse. 

5.05 

24.61 

28.00 

8.12 

65.78 

5.63 

24.49 

32.62 

11.58 

74.31 

6.39 

22.70 

87.82 

20.27 

86.67 

14.77 

3568 

39.98 

17.13 

107.57 

Regalien  (?) 

Ansserord. 

5.385 

24.762 

31.147 

11.816 

73.11 

1750—90  (nach  Beer) 

Beer  giebt  ab  Summe,  abweichend  ron  seinen  einzelnen  Zahlen,  73.62  M.  fl.  an. 

Die  einzelnen  Hauptstenem  hätten  in  1780—90  durchschnittlich  ergeben: 

Mill.  fl.  Mill.  fl.  MiU.  fl. 

Grondsteiier    .     .  24.76  Zoll 6.053  Stempel     ....  0.96 

GrenzproTente      .     1.09  PassagegcbOhren    0.482  Taxen 0.83<> 

Schuldensteuer    .    0.452  Gonsumtsteuer  .    2.413  Erbsteuer.    .     .     .0.329 

Jttdeasteuer     .    .    0.265  Getränkesteuer  .    4.649  Lotto 1.1 

Sohnd.  ecclesiast    0.124  Salz     ....  10.7  Post 1.2 

Directe  Steuern  .  26.691        Tabak.    .    .    .    3.1  Verkehrst,  u.  a.  m.  4.425 

Indir.  Steuern    .  27.397 

Je  nach  der  Bubridrung  einzelner  Steuern  und  Gefälle  zu  den  indirecten  oder 
anders  ergiebt  sich  ein  etwas  Terschiedenes  Yerhältniss  im  Ganzen.  Beer  rabricirt 
Salz,  Tabak  u.  a.  Begalien  nicht  gleichmässig,  ohne  es  anzugeben,  wodurch  Immgeii 
entstehen.  Die  indirecten  Ycrbrauchssteuem  incl.  Zölle,  Monopole,  mit  den  Ver- 
kehrasteoem  (Stempeln  u.  s.  w.)  haben  Ende  des  18.  Jahrhunderts  im  Ertrage  die 
ordentlichen  directen  Steuern  etwas  fiberwogen.  Aber* zu  letzteren  sind  wiederholt 
ia  den  frtiheren  Kriegen  des  18.  Jahrhunderts  Zuschläge  (so  im  7  jähr,  zur  Contri- 
botion'i  und,  wie  auch  in  den  fransös.  Kriegen,  ausserordentliche  neue  directe 
St>riiem  hinzugekommen.  Im  J.  1761  z.  B.  war  eine  Contribution  der  deutschen  und 
GGiffar.  Erbländer  Ton  14.25  Mill.  fl.  und  eine  zweite  Contribution  in  demselbr'U  Jahre 
Too  den  deutschen  Ländern  mit  10.20  Mill.  fl.  veranschlagt  (Oberleitner  S.  13). 
l-DtfT  Bertkcksichtigung  dieser  Verhältnisse  kamen  in  einzelnen  Kriegsjahren,  so  1807, 
•Ji^  directen  den  indirecten  Steuern  fast  gleich,  mitunter  Übertreffen  sie  sie  (ISOS,  1812). 

§.  43.  Uebersicht  der  einzelnen  Hauptstenem  Oester- 
reicbs  im  18.  und  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 

I.  Directe  Steuern,  nehmlieh  als  bleibende  ordentliche 
.Steuern  die  Contribution,  subsidium  ecclesiasticum,  die 
Jndensteuern,  als  ausserordentliche,  welche  durch  Wiederholung 
DDd  längeres  Verbleiben  bisweilen  zu  ordentlichen  werden:  Ver- 
mögenssteuern, Kopf-,  Personal-,  Standes-,  Classen- 
und  Einkommensteuern. 

1.  Contribution  oder  (im  Wesentlichen)  Grundsteuer, 
bez.  Real  Steuer,  mit  anderen  Elementen  verbunden. 

Es  ist  dies  die  im  §.40  besprochene  directe  Hauptsteuer, 
deren  Reform  nnter  Maria  Theresia  1748  ff.  und  unter  Josef  II. 
1785  ff.  vorgenommen  wird. 

A.  Wagner,   Finanstruaenachaft.   KL  7 
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Den  Anstoss  zq  Maria  Theresias  „Steucrrectificatioii"  gab  der  Milit&rbedarf. 
Die  Steuer  war  wohl  in  der  Hauptsache  Grund-  und  Gcb&ude-Ertragssteuer,  aber  um- 
fasste  in  älterer  Weise  andere  Erträge,  bez.  Einkommen  noch  mehrfach  mit  Die 
Yerselbstandigang  der  Gebäudesteuer  und  ihre  völlige  Loslösung  von  der  Grundsteuer 
erfolgte  in  Oesterreich,  nachdem  die  Josefinische  Keform  gescheitert,  definitiv  erst 
1820;  die  ordentliche  directe  Besteuerung  der  Erträge  beweglichen  Vermögens,  der 
Gewerbe  und  des  Einkommens  liberaler  Berufe  und  der  rein  persönlichen  Arbeit  in 
selbständigen  Steuern  erst  seit  1S13  (Erwerbsteuer,  Pat.  v.  31.  Dec.  1812),  bez.  seit 
1S49  (Einkommensteuer).  Die  Contribution  war  als  Repartitionssteuor  eingerichtet, 
woran  jede  Provinz  mit  einem  bestimmten  Quotienten  zur  Aufbringung  der  Summe 
betheiligt  ward  (z.  B.  1748  war  die  Zahl  aller  Qnotienten  zur  Aufbringung  von 
12,734,000  fl.  ordinärer  Steuer  für  10  Jahre  1357,  wovon  Böhmen  545,  Mähren  und 
Schlesien  212,  Niederösterreich  200,  Oberösterreich  100.  Steiermark  150,  Kärnthen 
100.  Krain  nebst  Gradisca  und  Görz  50  zu  übernehmen  hatte.  Hauer  S.  33).  Zur 
Erleichterung  der  Steuerleistungcn  in  schlechten  Jahren  wurden  1748  ein  Geld-  und 
ein  Köruerfonds  begründet,  die  in  besseren  Jahren  durch  eine  etwas  stärkere  als  die 
der  Steuerquote  entsprechende  Erhebung  und  durch  Getreide  Vorschüsse  der  Herrschaften 
au  die  Gemeinden  dotirt  wurden  (Hauer  S.  34).  —  Zur  Zurücknahme  der  Josefin. 
Grundsteuerreform  unter  Leopold  H.  hat  wesentlich  die  Verbindung  beigetragen,  in 
welche  die  Steuerregelung  mit  derjenigen  der  Urbarialforderungen  der  Dominien  gebracht 
worden  war.  Hierbei  war  für  alle  Staatssteuerleistungen  und  Leistungen  aus  dem 
Unterthancn verband  ein  Maximum  (30  7o)  fcstfiTCStellt  worden,  das  dieselben  vom 
ermittelten  Brnttoertrag  nicht  überschreiten  sollten.  Da  auf  die  Stenor  rund  12 — 13  7u 
(12  fl.  13^/,)  Kr.  fielen,  mussten  die  gutsherrlichen  Einkünfte  entsprechend  vermindert 
werden,  wenn  sie  17 — 18  7o  überstiegen  (Pat  v.  10.  Febr.  1789).  Dies  erregte  starke 
Misszufriedenheit  unter  den  Berechtigten  schon  zu  Josef  IV  Lebzeiten,  die  dann 
unter  seinem  Nachfolger  durchdrang  (Hauer  S.  38,  bes.  Beer,  Staatshaushit  Oest- 
Ung.s  S.  2—11). 

2.  Snbsidiam  ecclesiasticum:  eine  directe  Steuer  vom 
Ertrag  der  geistlichen  Guter,  Beneficien  und  sonstiger  Genüsse 
geistlicher  Gorporationen  und  Personen. 

In  den  deutschen  Ländern  ursprünglich  mit  päpstlichem  Brevo  auf  Zeit  für 
Türkenkrieg  bewilligt  (1736),  dann,  wie  auch  in  Ungarn  (seit  1716,  seit  1769  ohne 
päpstliche  Ermächtigung)  forterhoben;  nominell  in  Ungarn  anfangs  5,  dann  10  7o* 
aber  nacli  dem  Ertrag  der  Steuer  zu  schliessen  nach  sehr  massigen  Anschlägen. 
(Hauer  S.  59  fi.). 

3.  Judensteuern.  Neben  den  etwaigen  sonstigen  allge- 
meinen ^  von  denen  die  Juden  wie  die  übrige  Bevölkerung  ge- 
troffen werden,  haben  sie  in  Oesterreich  im  18.  und  bis  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  noch  Extrasteuern  als  ,,Juden'^  ,,tolerirte 
Juden^^  zu  zahlen  gehabt,  verschiedene  in  einzelnen  Provinzen. 

Besonders  wichtig  waren  diejenigen  in  den  Ländern  starker  judischer  Bevölkerung, 
namentlich  in  Galicien.  Die  betreffenden  Abgaben  sind  technisch  nicht  immer 
eigentliche  directe  Steuern,  sondern  indirecto  Verbrauchssteuern,  wie  der 
Aufschlag  auf  Koscherfleisch  und  Koscher-Ess- irnd  Trinkartikel  und  der 
Lichterzündungsaufschlag.  Aber  auch  diese  nehmen  durch  die  Eigenthümlich« 
keit  des  Consums,  den  sie  treffen,  durch  die  Form  der  Erhebung  und  gewisse  Haftungs- 
verbindlichkeiten der  Gemeinden  etwas  von  einer  directen  Steuer  an.  SpecicU  eine 
solche  war  die  Familicnsteuer  oder  Taxe,  die  Toleranztaxe,  die  Ver- 
mögenssteuer. 

In  der  Bukowina  bestand  z.  B.  eine  besondere  Familicnsteuer  von  5  fl.  für 
die  Familie  (cxcl.  jüdische  Ackerbauer);  hierund  in  Galicien  ein  Koscherfleisch- 
auf seh  lag,  statt  «'iner  Vermögens8t<;uer  seit  1784,  von  damals  J'/*  Kr.  per  Pfund 
von  allem  Schlachtvieh,   dann   ein   Lichterz Un du ngsaufschlag   (regnlirt    durch 
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PiL  ?.  13.  Sept.  ISIO)  ron  jedem  Docht  eines  Unschlitt-  oder  Lampenlichts,  das  an 
einem  SabKath  oder  Feiertag  in  der  Wohnung  einer  judischon  Familie  ang.czUndet  wurde, 
5  Kr.,  ron  jedem  der  2  gesetzlichen  Lichter  das  Doppelte:  für  Wachslichter  und 
Lichter  an  besonderen  Feiertagen  höhere  Sätze;  bestimmte  Zahl  armer  Famili«Mi  befreit 
oder  halb  besteuert  (Ertrag  dieses  Aufschlags  1831  iu  (ialicien  247,14>i  fix  S. 
Uioer  S.  26 — 29,  auch  über  die  Abweichungen  in  anderen  Provinzen. 

Die  ToransgeheDden  waren  die  eigentlichen  ordentlichen 
direeten  Steuern.  Erst  1812  trat  dazu  dann  in  der  Erwerb- 
steuer (Patent  vom  31.  Dec.  1812)  eine  bleibende  selbständige 
directe  Steuer,  welche  im  Wesentlichen  eine  Gewerbesteuer 
darstellt,  noch  gegenwärtig  besteht  und  uns  als  Theil  des  mo- 
dernen österreichischen  Steuersystems  erst  im  folgenden  Kapitel 
Daher  zn  beschäftigen  hat. 

Die  übrigen  direeten  Steuern  werden  bcstimmnngsmässig  als 
ausserordentliche  eingeführt,  meist  in  Kriegszeiten,  für  Kriegs- 
kosten, auch  für  Schuldentilgung,  wiederholen  sich  aber  (U'ters, 
wechseln  zwar  in  einzelnen  Vorschriften  mehrl'ach,  werden  jedoch 
in  länger  dauernden  Kriegsperioden,  wie  der  französischen,  auch 
jährlich  wiederholt,  so  die  damaligen  Personal-  und  Classensteuern, 
die  auch  nach  dem  Frieden  verblieben,  und  leiten  so  eine  regel- 
mässigere  Besteuerung  des  beweglichen  Vermögens  und  seiner 
Erträge  sowie  des  persönlichen  Einkommens  durch  eigene  directe 
'Steuern  mit  ein. 

4.  Vermögenssteuern,  nominelle,  aber  reine,  d.h.  wirk- 
lich nach  dem  Vermögen  veranlagte,  wenn  auch  iu  einigen 
Pnccten  mit  Rücksicht  auf  Ein  kommen  Verhältnisse,  denen  kein 
bestimmt  zu  ermittelndes  Capital  zu  Grunde  liegt,  geregelte,  sind 
im  18.  Jahrhundert  und  in  der  Kriegszeit  Anfang  des  19.  Jahr- 
handerts  vorgekommen,  zeigen  aber  schon  durch  die  geringen  Er- 
träge, dass  sie  nicht  genügend  durchgeführt  worden  sind. 

So  1702  VcrmOgensstoucr  in  Böhmen  und  Niedcröstcrrüich ,  als  wirklich  all- 
gemeine, für  Kriegskosten,  ohne  Zulassung  von  Pauschaliningen :  alle  I^ndesbcwohrior, 
aa*  h  Corporationen,  ferner  im  Inland  Realitäten  besitzende  Ausländer,  ausschliesslich 
(4ü?s  di-s  armen  Bauersmanns  und  der  Leute  mit  noch  nicht  5  fl.  VermOgcn.  mit  1  "/u 
?0Q  allom  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögen  nach  Fassionen  besteuert,  ('api- 
tiUcn  in  inländischen  Staatsfonds  frei;  ebenso  Geld  für  den  vierteljährigen  llaus- 
Wdarf  und  Wirthschaftsrorrätho  fur  1  Jahr;  Gehalte,  Löhne  und  IndustrialeiiikUnfte 
&ach  Einkommeubetrag  reranlagt,  mit  6  Kr.  (lO^/o^  vom  Gulden.  —  Diese  Steuer 
vird  öfters  ebenso  oder  ähnlich,  mitunter  mit  anderen  SteucrfUsscn,  und  sonstigen 
Ucineren  Abweichungen  (z.  B.  1734  Einkünfte  unter  500  li.  und  überhaupt  arme 
Bi^rger  und  Bauern  frei)  wiederholt,  so  1704,  1701),  1713,  1734,  1737,  1747,  IsOG, 
—  hier  */^  **/©,  aber  nur  Vermögen  tlbcr  1000  fl.;  Ertrag  in  den  deutschen  Erb- 
iad^ru  1^07  4.9S  M.  fl.,  wovon  in  Böhmen  1.00,  Niederösterrcich  \M:\  M.  fl.  — , 
l^ln.  hier  mit  10  7o  ^^^  l>eweglichen  und  unbewc4!:lichcn  Stammvermögen,  abzüglich 
Cr  Lasten,  zur  Schuldentilgung,  bei  uiibewegliciicm  Vermögen  in  15,  bei  beweg- 
lichem in  5,  bei  Grosshändlern.  Kaufleuten  in  2  Jahresraten  zn  erlegen.  (S.  Hauer 
S  5»>— 53). 
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5.  Kopf-,  Personal-,  Standes-,  Classen-  und  Ein- 
kommensteuern. Diese  begegnen  auch  in  Oesterreich  in  dieser 
Periode  in  der  Form  von  Kopf-,  Rang-,  Standes-  und  Be- 
rufssteuern, wie  in  Preussen  (§.  48),  Frankreich  (§.  60) 
und  England  (§.  81)  ungefähr  in  dieser  Zeit:  ein  characteristischer 
Punct  (§.  93;.  Der  Uebergang  zur  stärkeren  Berücksichtigung  der 
wirthschafüichen  vor  den  Standes  Verhältnissen  wird  jedoch  in  ge- 
wissen Classensteuern  bereits  gemacht,  auch  an  Versuchen  zu 
förmlichen  Einkommensteuern  fehlt  es  nicht. 

Kopf-  und  Standessteuern  kommen  z.B.  1690, 174G,  1758,1759  ror  und  noch 
spätere,  so  die  Classenstener  ?on  1799,  halten  sich  in  einzelnen  Classen  einfach  an 
den  Berufsstand.  (S.  Hauer,  S.  54  ff.).  Die  Kopfsteuer  von  1746  trififl  alle  Landes- 
hüwohner,  auch  Geistliche,  Militärs,  den  Hofstaat  und  legt  dann  jeder  Standeskategorie 
einen  bestimmten  Steuersatz  auf,  so  beim  Hofstaat  dem  Obersthofmeister  450  fl.  bis 
herab  zum  Kapelldiencijungen  Y«  ^^  bei  der  Geistlichkeit  dem  Erzbischof  600  fl.  bis 
zum  einfachen  Geistlichen  mit  2  fl.,  beim  Adel  600  f.  (FUrst)  —  20  fl.,  bei  den 
Beamten  450  fl.  (Minister)  —  1  fl.,  beim  Militär  400  fl.  (Feldmarschall)  —  4  fl.,  bei 
den  Stadtbewohnern  75  fl..  (grosse  Wechsler)  —  12  Kr.  (TaglOhner),  bei  der  Land- 
bevölkerung 15  fl.  (Oberbeamte)  —  4  Kr.  (Bauerknecht).  Juden  jeder  2  fl.,  mit  Ge- 
sammthaft  der  Ortsjudenschaft.  1758  dieselbe  Steuer  mit  bedeutend  höheren  S&tzen 
(bis  4000  fl.).  Frauen,  Kinder,  Wittwen,  Dienstboten  nach  besonderer  Norm.  Die 
Steuer  von  1759  bildete  eine  nach  Standes-  und  Berufsverh&ltnissen  geordnete  Classen- 
Steuer;  4  Classen,  I.  mit  6  fl.  (Prälaten,  Herren-,  Bitterstand,  kais.  Käthe  u.  s.  w.), 
II.  4  fl.  (Nobilitirte,  Universitätsglieder,  Magistratspersonen,  Wechsler,  Handelsleute 
u.  s.  w.),  IH.  2  fl.  (übrige  Hof-,  Civil-,  Militärpersonen,  Herrschafts1i)eamte),  IV.  1  fl. 
(Burgerstand  und  alle  Personen  über  dem  Bauerstand).  Das  Familienhaupt  hatte  für 
jedes  Familienglied,  auch  für  jeden  seiner  Beamten  und  Dienstleute  den  Ciassensatz, 
dem  es,  das  Haupt,  angehörte,  zu  entrichten. 

Classensteuern  mehr  als  rohe  Einkommensteuern  wurden  1768,  1764 
(„Schuldensteuer^^  zur  Tilgung  der  Staatsschuld),  1799,  1801,  1804  ff.,  jetzt  in 
Verbindung  mit  einer  Personalsteuer  und  von  da  an  so  jährlich  bis  1830  erhoben. 
Die  Steuer  von  1763  tbeilte  die  Bevölkerung  nach  dem  Einkommen  in  12  Classen 
mit  Steuersätzen  von  V4 — 100  fl.,  Ehefrauen  wie  Männer,  Kinder  mit  Vs  ^^  väter- 
lichen Steuersatzes,  Juden  mit  dem  Doppelsatz  ihrer  Classc;  in  der  Steuer  von  1761 
wurde  die  Zahl  der  Classen  auf  24,  mit  Sätzen  bis  900  fl.  vermehrt,  Frauen  und  zu 
versorgende  Kinder  frei  gelassen.  (Hauer  a.  a.  0.).  In  der  Classensteuer  von  1799 
(Pat.  V.  1.  Nov.)  trat  eine  nach  Procenten  des  durch  Fassionen  zu  ermittehden  Ein- 
kommens erhobene  Einkommensteuer  (von  2V2  bei  100 — 300  fl.  Einkommen,  bis 
zu  20  7o  ^*lr  ^^cr  150,000  fl.)  in  Verbindung  mit  einer  Classensteuer  fttr  Gewerbs- 
leute, Dienstboten,  Taglöhner  u.dgl.  (Hauer  S.  56,  Beer,  Staatshaush.  S.  48  ff.). 
Der  Adel  hatte  sub  flde  nobili,  Geistlichkeit  sub  fide  sacerdotali,  die  Anderen  sul) 
clausula  juratoria  zu  fatireu.  Auch  Militärs  versteuerten  ihr  Einkommen  ausser  der 
(iage.  Die  Knstical-Contribuenten  hatten  ohne  Fassionen  bloss  einen  Zuschlag  von 
15  %  zur  Contribution  als  Classensteuer,  die  Gowerbsleute  u.  s.  w.  nach  Berufs-,  Be- 
triebsumfangs-  und  Ortsclassen  feste  Sätze  zu  zahlen  (10—30  fl.  in  Wien,  sonst  von 
1  fl.  an),  ähnlich  Dienstboten,  Knechte,  Taglöhner  kleinere  Classcnsätze  von  Vx — iV«  fl« 
Die  Steuer  von  1804  (Pat  v.  12.  Sept.)  behielt  die  Einkommensteuer  in  denselben 
stark  progressiven  Sätzen  bei,  aber  mit  Wegfall  specieller  Fassionen  (!),  sie  stellte 
femer  noch  mehr  Classen  (36)  auf;  auch  ward  eine  Personalsteuer  von  Vs  A-  ^^^ 
jedem  über  15  Jahr  alten  Landeseinsaäsen  erhoben,  also  eine  reine  Kopfs  euer, 
frei  nur  Militärs  und  wirklich  Arme.  Ein  60  7o  Zuschlag  als  „Kealitätensteuer"*  zur 
Dominical-  und  Kusticalcontribution  wurde  damit  verbunden,  um  die  Gleich mässigkeit 
der  höheren  Belastung  in  den  Köthen  der  Kriegszeit  herbeizufuhren. 

Mit  einer  förmlichen  Einkommensteuer  zu  10  7»  ^^r  schon  1743  einmal 
ein  Versuch  gemacht  worden  (Realitätenertrag  nach  6 jährigem  Durchschnitt,  Gehalte 


•  •  • 

•  •    • 
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and  Pensionen  noter  200  iL  frei).  In  einer  Extra-Kriegssteuer,  die  1778,  178*.)  aud 
17'iO  erhoben  warde ,  war  neben  einem  20,  bez.  30  7o  Zuschlag  zur  Rustioal-  uud 
50.  bez.  60  %  Zoschlag  zur  Dominicalcontribution .  sowie  einer  Pauschsteuer  der 
Jidenschaft  das  sog.  ^qoartom  genus  hominum*'  (CapitaÜsten ,  Kaufleute,  liberale 
Bemfe  u.  dgL)  ebenfalls  mit  einer  10,  bez.  12  7o  Einkommensteuer  belegt  worden 
iHiaer  S.  60). 

Gewiss  Alles  Versuche  in  richtiger  Richtung  zur 
stärkeren  Belastung  der  Einkünfte  des  beweglichen 
Vermögens  und  Capitals,  der  persönlichen  Einkünfte 
nnd  der  wohlhabenderen  Glassen  überhaupt;  characte- 
ristische  Anzeichen  dafttr^  dass  die  sich  vollziehende  Umgestaltung 
im  Erwerbsleben  —  der  sich  fortsetzende  Process  der  qualitativen 
nnd  quantitativen  Differenzirang  des  Nationaleinkommens  und  Ver- 
mdgens  im  Einzeleinkommen  und  Vermögen  (Fin.  II)  —  in  der 
Bedeutung  für  die  nothwendige  Fortbildung  und  Umgestaltung  der 
Besteuerung  bei  immer  steigendem  Finanzbedarf  erkannt  wurde; 
aber  auch  Belege,  dass  man,  zomal  unter  den  unruhigen  Zeitläuften, 
sienertechnisch  noch  nicht  fähig  und  politisch  noch  nicht  vorurtheils- 
loeand  energisch  genug  war,  ein  ordentliches  System  einer  zweck- 
missigen  neuen  directen  Besteuerung  zu  begründen:  ein  Problem, 
mit  dem  man  in  der  folgenden  Friedensperiode  nach  1815  in 
Oesterreich  sich  von  Neuem  befasste,  ohne  bis  heute  über  ein  zwar 
leidlich  rationelles,  aber  aach  hyperfiscalisches  Ertragssteuersystem 
hinausgekommen  zu  sein. 

§.  44.  —  II.  Indirecte  und  sonstige,  theils  diesen 
verwandte,  theils  anderweite  Steuern,  nämlich  Zölle, 
Manthen,  innere  Aufschläge  (Verzehrungssteuern), 
Salz-,  Pulver-,  Salpeter-  und  Tabakmonopol,  Lottoge- 
fäll,  Stempel,  Taxen,  Erbsteuer. 

1.  Die  Zölle  kamen  seit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  und  vol- 
lends im  18.  Jahrhundert  auch  in  Oesterreich  immer  mehr  unter 
handelspolitische,  bez.  protectionistische  ßesichtspuncte, 
daher  Einfuhrverbote  auf  feinere  Fabrikate,  hohe  Zölle  überhaupt, 
äocb  luxuspolizeiliche  Tendenzen  dabei,  was  Alles  dem  fiscalischen 
Interesse  Abbruch  thun  musste,  hier  aber  nicht  näher  zu  verfol- 
gen ist. 

S.  a.  A.  Hauer  S.  4  ff.  Ein  einheitliches  Zollgebiet  wurde  aber  noch  nicht 
vrrdcht.  Wenn  auch  dem  Ausland  gegenüber  die  ^«österreichischen  Länder''  eine 
An  Einheit  bildeten,  blieben  doch  Zwischenzölle  zwischen  den  deutschen  Provinzen 
■äs  zu  Josef  IL 'Zeit  bestehen  und  auch  in  dem  neuen  Zolltarifsystem  von  17S8  ver- 
bheben die  ZoUgmppen  der  deutschen  und  galicischen,  der  ungarisch -siobeubUrgischen, 
-ier  italienischen  Provinzen,  und  Tirols.  Die  Zwischenzölle  zwischen  diesen  Gruppen 
Tarcu  aber  massiger  als  gegen  das  Ausland.  Zwischen  den  deutschen  Erblanden  und 
kn  ungarischen  var  dann  auf  beiden  Seiten  die  Ein-  wie  die  Ausfuhr  allgemein 
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zollpflichtig^.  Auch  dio  wichtigsten  b^inanzzöllo,  diejenigen  auf  Colouialwaareu,  unter- 
lagen doch  noch  der  mercantilistischcn  Beargwohnung,  baares  Geld  ins  Ausland  zu 
ziehen.  Die  Einfuhrzölle  im  (ianzen  wurden  aber  auch  in  Oesterreich  in  dic^r  Zeit 
vor  den  verbliebenen  Ausfuhr-  und  vollends  den  Durchfuhrzöllen  in  immer  stärkerem 
Maasse  das  finanzielle  Hauptobjcct  des  ZoUwcscns.  Blonski,  österr.  Finanzgcs.- 
kunde  I,  326  ü*. 

2.  DieMauthen,  Strassen-,  BrUcken-,  WassermautheD,  hatten 
im  18.  Jahrhundert  wohl  überwiegend  Gebührencharacter,  Zahlung 
für  Bau,  Erhaltung,  Einrichtungen  des  Wege-,  Strom-,  Hafenwesens, 
aber  doch  immer  etwas  mit  steuerartigen  Elementen  verbunden. 
So  speciell  die  Passagemauth  von  1760. 

Sie  war  von  jexlem  Pferd  eines  Personenwagens  mit  6  Kr.  neben  der  Wege- 
mauth  bei  jedem  Wegschranken  and  den  Linien  Wien 's  zu  zahlen,  Bauernfuhren  and 
Lastwagen  frei.  Möglichste  Aufhebung  und  Beschränkung  der  älteren  zahlreichen 
^rundherrschaftlichcn  und  communalen  Mauthen,  so  17S4  der  Privatmauthen  an  der 
Donau;  zur  Erhaltung  der  Plade  am  Strom  ärar.  Abgabe  von  12  Kr.  vom  Schifl- 
Pferde. 

3.  Innere  Aufschläge  (Verzehrungssteuern).  Diese 
alten,  theils  landesfürstlichen,  theils  ständischen,  theils  auch  com- 
munalen (städtischen)  Steuern  sind  auch  in  Oesterreich  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  erhalten,  vermehrt,  erhöht  und  weiter  ausgebildet 
worden.  Aber  zu  einer  einheitlicheren  Regelung  oder  auch  nur 
Codification  der  gesetzlichen  Bestimmungen  kam  es  in  dieser  Pe- 
riode noch  nicht,  sondern  erst  im  19.  Jahrhundert  (1829),  wenn 
auch  Josef  II.  (1784,  1788)  einige  Reformen  in  der  Zahl  der  Ob- 
jeete  und  im  Tarifwesen  herbeiführte  und  weitere  plante.  Es  blieb 
im  Ganzen  bei  der  historischen,  provinciellen  und  localen  Mannig- 
faltigkeit dieser  Steuern,  bei  ihren  verschiedenen  Verwendungs- 
zwecken und  verschiedenen  Namen  der  einzelnen  Abgaben  selbst 
und  ihrer  Zuschläge.  Auch  eine  so  principielle  Gestaltung,  wie  in 
der  prcussischen  Acciseverfassung  für  die  Städte  (§.  47,  49),  wurde 
nicht  herbeigeführt,  wenngleich,  wie  überall,  nach  den  Consumtions- 
verhältnissen  und  nach  den  Erlicbungsmodalitäten  (auf  den  Märkten, 
an  den  Thoren)  diese  Steuern  überwiegend  die  städtische  Bevölke- 
rung trafen.  Zu  einer  „Uni versalaccise^'  von  allen  verkauften 
Feilschaften  kam  es  1708  in  Böhmen,  aber  sie  hatte  keinen  Be- 
stand. 

Die  Hauptsache  blieben  die  (ietränkesteuern,  besonders  auf  Wein  und  Bier, 
wo  zu  den  älteren  Aufschlägen  wiederholt  neue  hinzutraten  oder  höhere  Sätze  auf- 
l^ele^t  wurden,  mit  manchen  provinciellen  Verschiedenheiten  (u.  A.  neben  dem  alten 
Ungeld  der  so^.  Taz,  eine  Zapfab^bo  des  Ausschänkers  von  Getränken  nach  der 
Menge,  Eimer,  berechnet,  woneben  Bier  auch  einer  Productionsstcuer  unterlag;  Ein- 
zelnes bei  Dcssary,  Finanzgesetzkunde,  §.  41,  ders.  Handb.  der  Gesetze  u.  s.  w. 
tlber  d.  österr.  Verzehrsteuer,  2.  Aufl.  1S46,  §.  3,  v.  Hauer  S.  20;  über  die  Brannt- 
weiubesteucrung  und  böhm.  Universalaccise  J.  Wolf,  Branntweinst,  Tub.  18S4, 
S.  429 — 436).     Neben   den    (ietränken    bestand   aber   von   wichtigeren   Stoueru   der 
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GetreideMifechUy,  der  seit  1646  bei  jedem  Verkauf  der  meisten  Getreidearteu  auf 
dem  Markte  mit  1  Kr.  pro  Hetze,  und  der  Fleisch  aufschlage  der  in  rerschiedcneu 
äheren  Formen  fftr  die  vicbtigsten  Fleischarten  (1631, 1634)  beim  Auftrieb,  MarktTcrkauf, 
FOD  Schiacht-  uod  Stechrieh,  seit  169S  uuter  Hinzufügung  eines  „neuen  Fleischkreuzeis" 
Tom  Pfund  (später  als  StUcksatz)  bei  der  A)>(tlhrung  des  Viehs  zum  Schlachten  er- 
hoben wnrde.  Beide  AufechUge  haben  mehrfach  Veränderungen  erfahren  (besonders 
1714).  Die  Getreide-  und  Viehaufschläge  bildeten  den  Uaupttheil  der  rem  Iland- 
irafeJiamte  renralteten  sogen,  „handgräflichen  Gefälle  oder  Aufschläge''. 
Von  anderen  Aufschlägen,  welche  öfters  nur  yorUbergchend  bestanden,  sind  aus 
dem  17.  und  IS.  Jahrhundert  noch  zu  nennen  der  auf  Pferde  (1659,  1714,  beim 
Vcikauf  nach  dem  Werth,  bei  der  Ausfuhr  nach  dem  Stück,  auch  zu  den  handgräf- 
iichen  Aufschlägen  rehftrig),  die  auf  diverse  agrarische  und  andere  Roh- 
stoffe und  Victnalien  (Häute,  Felle,  Wachs,  Honig,  Unschlitt,  Federn,  Flachs, 
Hanf,  Zwetschken,  Käse,  Schmalz,  Holz,  türkische  Wolle,  Baumöl  u.  a.  m.),  auf  Manu- 
facte  u.  dgl  (Stiefel,  Schuhe,  Tücher,  Seidenwaaren.  Kleinodien  1642).  In  Städten 
iam  noch  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  ein  Haarpuder-  und  Schminkeaufschlag  vor; 
£ude  des  17.  Jahrhunderts  einer  auf  Billards  u.  dgl.  Spieltische,  Kegelbahnen  (1692 
för  das  Wiener  Zuchthaus).  Wie  in  anderen  Ländern  dienten  Ausfuhrzölle  auf  einige 
dieser  Artikel,  so  bei  Pferden,  zur  Ergänzung  dieser  Aufschläge,  wie  anderseits  Ein- 
fahrzölle ^bei  Wein  u.  a.  m.).  Die  Erhebung  der  Aufschläge  erfolgte  öfters  durch 
Stcuerpichter.  Die  Stände  waren  in  verschiedener  Weise  an  der  Erhobung  mit  be- 
theiligt S.  weiteres,  aber  nicht  vollständiges  und  nicht  immer  correctos  Detail  bei 
Hauer  und  Dessary  &  a.  0.,  bei  letzterem  auch  das  Datum  der  wichtigeren  Patente. 
Wolf  S.  43.*l  citirt  eine  mir  nicht  zugänglich  gewesene  Arbeit  von  P lenke r  über 
die  Entwicklang  der  indirecten  Abgaben  in  Oesterreich  in  der  Oesterr.  lievue  lS6d, 

n-iv. 

4.  Das  Salzregal  im  Anschluss  an  den  bedentenden  uralten 
Salzbergbau ,  besonders  im  oberösterreicbischen  Salzkammergut, 
wurde  in  den  einzelnen  Provinzen  in  verschiedener  Weise  für  fis- 
caliscbe  Zwecke  ausgenutzt,  wobei,  wie  in  Frankreich  verschiedene 
provinzielle  Salzpreise  bestanden.  Die  Privateinfubr  von  Sulz  aus 
dem  Ausland  war  streng  verboten,  der  Verkehr  zwischen  den  Pro- 
vinzen controlirt,  und  eventuell  auch  wie  die  private  Salzgewin- 
onng  untersagt.  Mehrfach  bestand  auch  hier  der  sogenannte 
„Salzzwang"  (Salzconscription),  wie  in  Frankreich  (§.  63)  und 
Prenssen  (§.  49),  durch  den  die  Salzsteuer  vollends  den  Cbaracter 
einer  hohen  Kopfsteuer  gewann. 

Die  StJLnde  und  die  Dominien  hatten  hierbei  eine  Vennittlerstellung;  sie  nahmen 
ein  bes^timmtes  S^izquantum  pflichtm&ssi^  zu  einem  gewissen  Preise  ab  und  von  ihnen 
lUein  war  dann  das  Salz  zum  Consum  zu  einem  entsprechend  höheren  Preise  zu  be- 
ziehen oder  muaste  eventuell  beim  Salzzwang  nach  gewissen  Einheitsmengen  per  Familie, 
Kopf  und  Vieh  abgenommen  worden.  Für  Dominien  und  Stände  fiel  dabei  ein  Gewinn 
ab,  der  letzteren  Falles  als  Landessteuer  neben  der  Staatssteuer  erscheint.  In  anderen 
Provinzen  hatte  der  Staat  ftrarische  Magazine,  aus  denen  licenzirte  Khnnvcrschleisser 
(iaa  Salz  zam  Debit  zu  beziehen  hatten.  Josef  II.  führte  Erleichterungen  herbei,  ß^ab 
sogar  in  dem  neu  erworbenen  salzreichen  Galicien  den  Handel  mit  Stein-  und  Sud- 
s^l/,  auch  die  Ausfuhr,  ausser  nach  den  deutschen  und  ungarschen  Landen  frei  (1 78«'i), 
90  daas  nur  eine  Salzsteuer  an  der  Productionsst&tte  im  Absatzpreis  bei  den  Urarischcu 
Werken  bestand.  Ertrag  des  Regals  1779  8.9,  1780—90  10.7  MiU.  fl.  (Hauer, 
S.  62  £,  Beer,  Staatshaushalt,  S.  114.) 

5.  Schiesspulver-  und  äalpeterregal;  schon  seit  1772 
in  Militärregie. 
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H.  Das  TabakmoDopol  begann,  nach  einer  Periode  blossen 
Einfahrzolls  auf  fremden  Tabak,  in  den  dentsch-böhmischen  Erb- 
landen bereits  1670  ff.  Anfang  des  18.  JabrhuDderts  verliess  man 
indessen  eine  Zeit  lang  das  Monopol  za  Gunsten  eines  Aufschlags 
auf  den  Verkauf  inländischen  und  ausländischen  Tabaks,  mit  höheren 
Sätzen  fUr  letzteren  (1706),  später  (1714)  eines  Aufschlags  auf  die 
Erzeugung  und  Einfuhr.  Im  J.  1723  (Patent  v.  11.  März)  wurde 
jedoch  das  Monopol  wieder  eingeführt  und  ist  seitdem  bestehen 
geblieben,  aber  im  18.  Jahrhundert  nicht  im  ganzen  Staate,  sondern 
nur  in  den  deutsch-böhmischen  Erblanden,  ausser  Tirol,  und  in  Gali- 
cien  in  Geltung  gewesen.  Anfangs  war  der  Verschleiss  meistens  pro- 
vinzenweise  verpachtet.  Seit  1783,  bez.  1784  ist  allgemein  die 
eigene  Regie  eingetreten  und  festgehalten  worden.  Der  bemerkens- 
werthe  Punct  war,  dass,  im  Unterschied  zu  Frankreich,  wo  noch 
Neck  er  das  fttr  undurchführbar  hielt  (§.  63),  der  private  Tabak- 
bau in  bestimmten  Gegenden  gegen  jährliche  Licenz  und  Pflicht 
der  Ablieferung  des  Products  zu  angemessenem,  von  der  Verwaltung 
bestimmten  Preise  an  die  Monopolverwaltung,  gestattet  war.  Das 
Monopol  war  also  Gross-  und  Kleinhandels-  und  Fabrikations- 
monopol. 

Der  Ertrag  stieg  im  18.  Jahrhundert  ?on  Vs  ^u^  Über  3  Mill.  fl.  Strenge  Gon- 
trolen  und  schwere  Strafbestimmongen  überwältigten  den  Schmuggel  gleichwohl  nicht 
(S.  Hauer  S.  67—69,  Beer,  Staatshaosb.  S.  118—120,  t.  Plenker,  d.  (Vsterr. 
Tabakmon.,  Wien  1857.) 

7.  Das  LottogefäU  hat  sich,  verhängnissvoll  genug,  noch 
dazu  als  genuesisches  oder  Zahlenlotto,  seit  1751  in  Oesterreich 
als  fiscalische  Einrichtung  eingebürgert,  anfangs  in  Pacht,  seit  1787 
in  eigener  Regie. 

Ertrag  anfangs  260,000  fl.  Pachtsamme,  zuletzt  unter  Maria  Theresia  800,000. 
Hauer  S.  95  ff..  Beer,  Staatshaush.  121.  Definitive  Regelung  durch  Patent  v. 
13.  Mirz  1813. 

8.  Das  St  empe  Ige  fäll  trat,  wie  Überall  nach  holländischem 
Muster,  bereits  1686  in  den  deutsch-böhmischen  Ländern  als  Ein- 
richtung eines  Urkundenstempels  ein,  wurde  besonders  durch  Gesetze 
von  1762,  1784  und  1802  revidirt  und  weiter  entwickelt. 

Wie  in  Frankreich  wurde  in  Folge  der  Misszufriedenheit  mit  dem  Stempel  der- 
selbe 1693  und  1695  rorttborgehend  aufgehoben  und  durch  eine  Verbrauchssteuer 
(Aufschlag)  auf  Papier  und  Bücher  ersetzt  (Hauer  S.  19).  Nach  dem  Ges.  v.  1686 
(Pat.  ?.  1.  KoF.)  bestanden  drei  Werthstempelclassen  von  1  fl.,  15  Kr.  und  6  Kr., 
nach  dem  v.  1 762  (Pat.  ?.  3.  Febr.)  4,  nämlich  noch  eine  höhere  von  2  fl.  Stempel- 
pflichtig waren  Urkunden  über  Rechtsgeschäfte,  Verträge,  Quittungen,  Vollmachten, 
Decrete  Über  Amts-  und  Dienstverleihungen,  Gesuche  u.  dgl.  m.  Eine  EigenthtUnlich- 
keit  war,  wie  noch  conset^uenter  in  dem  josefin.  Gesetz  7om  5.  Juni  1784,  dass  sich 
die  Benutzung  der  Stempel  nicht  nur  nach  der  Gattung  der  Urkunde  und  dem  Wcrth 
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d«  Geldbetngs,  auf  den  sie  tdch  iMXogr,  sondern  auch  nach  dem  Kang,  Stand  und 
Bernf  der  Aassteller  der  Urkunde  richtete,  wobei  diese  Stande  in  die  vier  Classt^n 
des  Stempels  eingeth^t  waren,  die  yomehmsten  in  die  höchste,  die  nicht  spcciell  er- 
¥iluten,  die  unteren  Stinde,  in  die  niedrigste  (Hauer  S.  9b,  die  Einzelheiten  hei 
fieer  a.  a.  O.  S.  178—180).  Das  Gesetz  v.  1802  (5.  Oct.)  thcilte  die  ücldwcrthe 
der  Urkunden  in  14  Classen.  —  Auch  Spielkarten,  Kalender  {tmit  1711)  waren 
ü  Behreren  Stofensitzen,  seit  1789  auch  Zeitungen  dem  Stempel  unterworfen.  Die 
spätere  Osterreichische  Gesetzgebung,  besonders  das  Gesetz  ?om  27.  Jan.  1840  war 
dae  Fortbüdmig  der  früheren,  wob<;i  dann  die  Abstufung  nach  dem  Stand  und  Haii^ 
umfiel.  Urhebong  des  Stempelgefälls  anfangs  auch  durch  Pächter.  Ertrag  1761 
lOberleitner  S.  15,  19,  20)  234,000  fl.  brutto,  152,000  fl.  netto,  1780-90  960,000  H. 

9.  Die  älteren  Taxen  betrafen  besonders  aU  Gehaltsabzüge 
die  Beamten  (^^Karenztaxe'^). 

So  nach  Tazordnung  fon  1751  und  1757  Quoten  von  (iehalten  der  Staats- 
beamten bei  der  ersten  Anstellung  und  Verbesserung  ('/,,  später  ^4);  seit  1763  auch 
tof  ständische  und  städtische  Beamte  ausgedehnt.  1775  eine  Jahressteuer  ?on  (jehaltcn, 
Peoäionai  ond  aUen  Bezflgen  ans  Staatscassen  ron  5 — 10  %  (,. Arrha''),  also  eine 
fi^oldungsstcoer.  Hau  er  S.  100  ff.  —  Der  Name  „Taxen''  wird  mitunter  auch  fUr 
lodere  Abgaben  gebrancht,  so  für  Gebtlhren  ron  Kcchtsgcschäften ,  die  die  neuere 
däerr.  Gesäzgebong  neben  dem  Stempel  unterscheidet. 

10.  Eine  eigene  Erbschaftssteuer  ist  nnter  dem  Namen 
Erb  Steuer  im  siebenjährigen  Kriege  (Fat.  v.  7.  Jani  1759)  zur 
Capitaltilgong  ständischer  Anleihen  eingeführt ,  später  aber  beibe- 
halten worden. 

Sie  betmg  10  */•  von  dem  lastenfreien,  also  reinen  Erbschaflsrermögen  und  Legat; 
frei  Erbschaften  zwischen  Eltern  nnd  Kindern,  pia  legata  und  Stiftungen,  dann  Be- 
tri^e  bis  500,  bei  Legaten  bis  100  fl.  Neue  Regelung  durch  Pat.  ?.  15.  Oct  1810 
Hauer  8.  53—54).  Ertrag  1761  257,000,  1780—90  329,000  fl.  (Oberleitner 
^  15.  19,  Beer,  Fin.  S.  389). 

Die  indirecte  and  verwandte  Besteuerung  war  hiernach  im 
Oesterreicbischen  Staate  des  ancien  regime  doch  schon  ziemlich 
entwickelt,  in  Hinsicht  ihres  Umfangs  und  ihrer  Specialisirnng  oder 
Differenzimng.  Bei  der  Fortbildung  und  Um-  und  Neugestaltung 
im  19.  Jahrhundert  nach  den  Finanzwirren  der  französischen  Kriegs- 
zeit werden  dann  besonders  die  Verzehrungssteuern,  namentlich  auf 
Getränke  (später  Zucker),  die  Zolle  und  die  Stempel  und  Gebühren 
von  Rechtsgeschäften  ausgebildet. 

Das  österreichische  Steuerwesen  war  allerdings  den  unerhörten 
finanziellen  Anforderungen  in  der  langen  französischen  Kriegszeit 
nicht  gewachsen.  Es  in  derselben  neben  der  Vermehrung  des 
Papiergelds  und  der  ttbrigen  Staatsschuld  wenigstens  verhältniss- 
mässig  eben  so  bedeutend  zu  entwickeln  wie  in  dem  Staate  des 
anderen  grossen  Bekämpfen;  Napoleons,  Englands,  dazu  fehlte  die 
Energie  und  reichten  auch  die  viel  weniger  entwickelten  wirth- 
schaftlichen  Hilfsmittel  der  Länder  und  Völker  der  österreichischen 
Monarchie  nicht  aus.    Mit  daher  eine  noch  viel  schlimmere  Papier- 
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geld-  and  Schuldenwirthschaft.  Anderes  wird  auf  die  politischen 
Verhältnisse,  Verfassungs-  und  Ständewesen  zurückzuftlhren  sein. 
Aber  im  Uebrigen  darf  doch  billig  behauptet  werden,  dass  von 
Karl  VI.  bis  Josef  II.  das  österreichische  Stenerwesen  in  einer 
für  rasch  steigende  Friedensbedürfnisse  annähernd  genügenden  and 
in  politisch  wie  technisch  ziemlich  befriedigender  Weise,  verglichen 
mit  anderen  Staaten,  entwickelt  worden  ist.  Auch  den  oft  za 
seinen  Ungunsten  in  diesen  Dingen  gemachten  Vergleich  mit  dem 
friedericianischen  Preussen  (§.  49)  braucht  das  Oesterreich  Maria 
Theresia's  und  Josef  ^  II.  nicht  zu  scheuen.  Die  österreichische  „Con- 
tribution''  war  immerhin  bereits  mehr  nach  den  richtigen  Forde- 
rungen der  „Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit''  eingerichtet 
worden,  als  die  preussische  noch  bis  zuletzt.  Wie  in  Frankreich 
und  England  war  auch  der  staatliche  Character  des  Finanz- 
wesens in  der  vorherrschenden  Steuerwirthschaft  vor  der  älteren 
Domanialwirthschaft  bereits  weit  mehr  als  in  Preussen  zur  Gel- 
tung gelangt. 

d)   Brandenburg-preussischor  Staat 

§.  45.  In  diesem  Territorialstaate  treten  auch  noch  in  den 
ersten  200—250  Jahren  der  Herrschaft  der  Hohenzollern ,  bis  zur 
Zeit  des  Grossen  Kurfürsten  im  Finanz-  und  Steuerwesen  wie  in 
anderen  politischen  Verhältnissen  nur  etwa  solche  specifisch  eigen- 
tbümliche  Abweichungen  von  anderen  grösseren  deutschen  Terri- 
torien hervor,  welche  sich  aus  der  Verfassung  und  ans  der 
Besiedlungsgeschichte  der  auf  slawischem  Boden  errichteten 
Grenzmarken  ergeben. 

S.  bes.  Schmollor,  Epochen  der  prcuss.  Fiuanzpolit  a.  a.  0.,  wo  nur  ?ieUeicht 
das  Abweichende  von  dem  allem  deubchen  Territorialfinanzwesen  Gemeinsamen  etwas 
ZQ  sehr  hervortritt;  in  der  Hauptsache  sind  dio  ,,3 — 4  Epochen  der  preuss.  Finanz- 
politik'' doch  diejenigen  der  deutschen  territorialen,  in  mancher  Hinsicht  diejenigen 
der  wcst-  und  mitteleuropäischen  überhaupt ;  s.  ausserdem  die  o.  S.  34  gen.  Schrineu 
und  Aufsätze  ?on  Toppen,  Kotclmann,  Riedel,  Gliomann,  Schmoller;  im 
Allgemeinen:  Isaacsohn's  Gesch.  d.  preuss.  Beamtenthums,  Droysen's  Gesch.  der 
preuss.  Politik,  Born  hack 's  preuss.  Verwaltungsrecht  passim. 

Hier  im  Nordosten,  östlich  der  Elbe,  wie  auch  im  Südosten, 
östlich  des  Inn  und  der  baierisch-böhmischen  Grenze,  entwickeln 
sich  nicht  oder  in  viel  bescheidenerem  Maasse  geistliche  und  welt- 
liche Immunitäten,  reichsunmittelbare  Gebiete  von  Fürsten,  Grafen, 
Kittern,  Reichsstädte.  Die  landcsftirstliche  Gewalt  nimmt  daher, 
trotz  aller  Beschränkungen  durch  die  Lehensveriassung  und  das 
Ständewesen,  doch  dauernd  eine  andere  Stellung  ein,  als  im  eigent- 
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liehen  Alt-Deatschland.  Das  Erobertingsprincip,  die  daraas  bervor- 
gebende  Behandlang  des  Grund  und  Bodens,  der  verbleibenden 
Reste  der  slawisehen  Bevölkerung,  die  Ansiedlnogsart  der  einwan- 
dernden deutschen  Bauern,  die  allgemeine  und  die  besondere  Kriegs- 
dienstpflicht  der  Ritter,  die  Anlegung  von  Burgen  und  befestigten 
Städten  bedingen  von  vornherein  manche  Abweichungen  von  der 
Organisation  des  öffentlichen  Diensts  und  der  Verwaltung,  daher 
lieh  im  Finanzbedarf,  verglichen  mit  dem  westlichen  Deutsch- 
laad.  Aber  sie  gestatten  auch  von  vornherein  eine  andere  Ein- 
riehtnng  der  öffentlichen  Einkünfte,  namentlich  aas  dem 
Bechtstitel  der  Landvergebung  kraft  Obereigenthums  die  Auflegung 
specieller  Kriegs-  und  anderer  Dienstpflichten  und  die  Belegung 
mit  Zinsen,  eventuell  auch  die  Belastung  mit  Zehnten. 

^In  der  Zinsyerfassun^  liegt  der  Schwerpanct  der  Fioanzon.  Zu  dem  Cciisus 
TOI  dem  rergehenea  Lande  kommt  der  Zins,  den  nrsprUnglich  alle  (iewerb-  und 
Handeltreibenden  in  den  Städten  ron  ihren  Buden  und  Verkaufsstelleu,  den  jeder  mit 
dem  Mahlrecht  Beliehcnc  Ton  seiner  Mühle  an  den  Markgrafen  hier,  an  den  Orden 
•iort  za  zahlen  hat/*    (Schmoller  a.  a.  0.  S.  54). 

Za  diesen  Zinsen  u.  dgl.  m.  treten  in  grösserem  Umfang  als 
im  Westen  Einkünfte  aus  den  Wäldern  und  sonstiger  privat- 
wirthschaftlicher  Art,  sowie  aus  Regalien. 

Eigentliche  Steuern,  Beden  konnten  so  länger  fehlen 
oder  nnbedentender  bleiben  als  im  Westen  (§.  29  iT.).  Die  im  13. 
Jahrhnndert  in  Brandenburg  in  Form  einer  Vermögenssteuer 
beistehende  Bede  wurde  sogar  abgelöst,  bez.  durch  eine  regel- 
mässig zn  zahlende  kleine  ersetzt,  woneben  nur  in  gewissen  ausser- 
ordentlichen Fällen  noch  eine  besondere  Bede  verlangt  werden 
darfte  (s.  o.  S.  70).  Indessen  kam  es  im  14.  Jahrhundert  zu  einer 
fast  allgemeinen  Veräusserung  oder  Verpfändung  der  meisten  landes- 
herrlichen Einkünfte  (Zins,  Zehnte,  Bede,  Zölle,  Mtlnze,  Gerichts- 
gefalle  n.  s.  w.),  so  dass  die  Hohenzollern  im  15.  Jahrhundert  die 
3lark  fast  ohne  Einkünfte  und  verschuldet  übernahmen.  Diese  po- 
litische nnd  Finanzlage  war  es,  in  welcher  es  alles  Widerstrebens 
der  Stände,  des  Adels,  der  Prälaten  und  Klöster,  der  Städte  unge- 
achtet im  15.  Jahrhundert  auch  in  der  Mark,  wie  unter  dem  Ein- 
flass  der  Niederlagen  im  preussischen  Ordenslande  (§.  31)  zur 
Einführung  neuer  bleibender,  wenn  auch  nur  für  kurze 
Termine,  eventuell  für  bestimmte  Zwecke,  in  Veranlagungsgrund- 
^tzen  und  Höhe  noch  öfters  veränderter  Steuern,  directer 
wie  indirecter,  kommen  musste. 
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In  der  Periode  vom  15. — 17.  Jahrhundert  zeigt  dann  die 
brandenbnrg'sche  Finanz-  und  Steuergeschichte  naeh  der  politi- 
schen wie  nach  der  technischen  Seite  des  Steuerwesens  die  allge- 
meinen Züge  der  damaligen  deutschen  Territorialfiniüizen.  Die 
Domänen-,  Regalien-  und  Gebührenwirthschaft  überwiegt  noch 
ganz,  aber  die  Steuerwirthschaft,  wenn  auch  bezüglich  der  Formen 
und  des  Umfangs  noch  in  tastenden  Versuchen,  bürgert  sich  doch 
fest  ein.  Die  Zeit  nach  dem  30jährigen  Kriege  bis  zum  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  (bis  zum  Zusammenbruch  des  prenssischen 
Staats,  von  1640—1806,  Schmoller's  „dritte  Epoche"),  ist  mehr 
oder  weniger  überall  in  Deutschland,  besonders  in  den  grösseren 
weltlichen  Territorien,  wie  im  westlichen  Europa  eine  neue  Pe- 
riode des  Finanz-  und  namentlich  des  Steuerwesens,  mit  weit  mehr 
gemeinsamen,  als  verschiedenen  Zügen  in  den  öffentlichen  Ausgaben 
und  Einnahmen,  im  Hervordrängen  und  Ueberwiegendwerden  der 
Steuerwirthschaft ,  in  der  Verbindung  volkswirthschaftlicher  und 
fiscalischer  Gesichtspuncte ,  in  den  Versuchen  zu  Steuerreformen, 
in  der  Combination  verschiedener,  besonders  indirecter  mit  directen 
Steuern. 

Was  der  brandenburg-preussische  Staat  hier  etwa  vor  anderen 
(auch  vor  Oesterreich)  in  finanzieller  Beziehung  voraus  hat,  das 
sind  doch  weniger  die  leitenden,  überall  ziemlich  gleichartig  her- 
vortretenden Principien  der  Finanz-  und  Steuerpolitik  oder  die 
Organisationen  und  administrativen  und  technischen  Einrichtungen 
des  Steuerwesens,  als  die  grösseren  practischen  Erfolge  der  ein- 
geschlagenen Politik.  Diese  waren  wieder  den  Vorzügen  der 
allgemeinen  Organisation  und  Verwaltung  des  rasch  emporsteigen- 
den prenssischen  Staatswesens,  den  Erfolgen  glücklicher  Politik, 
und  den  ungewöhnlich  tüchtigen  Regenten  und  deren  Staatsdienern 
zu  verdanken,  die  „ein  fest  gefügtes  staatliches,  vor  Allem  durch 
die  Accise  und  die  mercantilistische  Färbung  gekennzeichnetes 
Finanzwesen  geschaffen"  haben  (Schmoller). 

Wohl  in  einigen  Puncten,  aber  nicht  im  ganzen  Character 
zeichnete  sich  dies  Finanzwesen  in  dieser  Epoche,  im  17.  und  18. 
Jahrhundert  vor  demjenigen  anderer  Territorien,  auch  Oesterreichs 
und  Frankreichs  aus.  Die  directe  Besteuerung  blieb  sogar  in 
ihrer  Einrichtung  und  in  ihren  nur  partiellen  (provinciellen)  Re- 
formen zurück,  besonders  hinter  der  österreichischen.  Die  Allge- 
meinheit und  Gleichmässigkeit  wurde  gegenüber  den  Vorrechten 
des   ritterschaftlichen  Besitzes   immer   noch   wenig   gewahrt,    die 
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Gmodsteaern  und  verwandten  Abgaben  behielten  ihre  bante,  system- 
lose historische  Mannigfaltigkeit.  Die  stärkere  and  verhältniss- 
mlssige  Belastung  der  wohlhabenderen  Classen  durch  angemessene 
direete  Stenem,  Erbschaftssteaem  n.  dgl,  gerade  znm  Ausgleich 
der  die  unteren  Classen  und  zum  Theil  die  Mittelstände  mehr  be- 
lastenden directen  und  indirecten  Steuern  fehlte  und  wurde  nicht 
ernst  genug  versucht:  das  Problem,  dessen  genügende  Lösung  bis 
heute  die  preussisehe  Steuerpolitik  verabsäumt  hat,  wenn  auch 
tllmäUieh  Einiges  in  dieser  Richtung  geschehen  ist.  Frankreich 
bot  in  diesem  Puncte  durch  seine  neuen  directen  Steuern  (Capi- 
tation,  Zwanzigsten)  schon  im  18.  Jahrhundert  ein  günstigeres 
Bild,  trotz  seiner  Taille. 

§.  46.  Die  Steuern  des  15.  Jahrhunderts  waren  zunächst,  wie 
im  14.  Jahrhundert  direete  Beden,  dann  auch  in  Brandenburg 
indirecte,  Trank-,  besonders  Biersteuern  und  Zölle. 
Ausserordentliche  Landbeden  waren  auch  hier  bisher  nur  in  den 
drei  Fällen  einer  Hauptniederlage,  eines  Landkriegs  und  der  Aus- 
steuer von  Prinzessinen  zu  verlangen.  Es  gelingt  den  Hohen- 
zoUem  (Albrecht  Achill  1470  ff.)  durch  langwierige  Verbandlungen 
mit  den  widerstrebenden  Ständen,  Adel  und  Städten,  doch,  ziem- 
lieh regelmässig  sich  wiederholende,  wenn  auch  immer  nur  fUr 
knrze  Zeit  bewilligte  Beden,  besonders  zur  Deckung  zu  über- 
nehmender Schulden,  zu  erlangen  und  das  Biergeld  durchzu- 
setzen, dessen  Einführung  wie  diejenige  anderer  neuer  Ziesen  und 
Zolle  auf  Wein  und  sonstige  Verbrauchsgegenstände  zugleich  mit 
dem  Recht,  bestehende  derartige  Abgaben  zu  erhöben,  dem  Mark- 
grafen durch  kaiserliches  Privileg  1456  gestattet  worden  war. 

KotelmaDD  a.  a.  0.  S.  2S7.  Die  ältere  Landbede  des  18.  Jahrh.  (precaria 
•tiactoria,  „Stener**,  .,Landschoss'\  „(irossenschatz")  war  auch  in  der  Mark  der 
U>:t2  nach  eine  allgremeine  VerinOgcDSätüUcr  aller  Volksclassen  (Unterthancn. 
<itbtliche,  Adel,  Stiidte,  arme  Leute)  ?on  unbeweglichuin  und  beweglichem  Vcrmöjifj'n. 
Ihe  lUaen  steuerten  aUgemcio,  Ritter,  Knappen,  Pfarrgeistlichc  haUen  aber  eine 
Anzahl  Höfen  frei.  Sonst  wurde  auf  dem  Lande  der  Character  der  Bede  als  Ver- 
muffDdsteaer  indessen  schon  erheblich  modificirt,  indem  die  Bede  nach  dem  Zins 
geregelt  vnrdc,  der  von  der  Bauerhufe  an  den  Grundherrn  zu  zahlen  war.  Man 
5Üdete  Steoereinheiten  zur  Grundlage  der  Berechnung  („Stuckgeld",  „frustum")  und 
belegte  diese  mit  Quoten  zur  Steuer.  (Kotelmann  S.  423  ff).  Diese  Steuereinheiten 
Uiebeu  im  Ganzen  stabil.  Die  Bede  war  in  Geld  zu  zahlen.  Die  übrigen  klcintMi 
Leute  auf  dem  Lande  wurden  anfangs  wohl  nach  der  fahrenden  Habe  zur  Bede  ver- 
uUgt  später  (Ende  des  14.  Jahrhunderts)  steuerten  auch  sie  anders,  im  N'erhältniss 
ZQ  ihrem  gmud herrlichen  Zinse,  in  Geld,  aber  auch  in  Hühnern,  Wachs,  Pfefler.  In 
itü  Städten  würde  nach  Kotelmann  ursprünglich  wohl  nach  llufenzins  von  der 
^üoJtischen  Feldmark  (Orbede),  nach  Ruthenzins  (einer  Art  (iehuudesteuer  nach  Länge 
'^•iT  StrassenfroDt)  und  nach  anderen  Zinsen  zu  schössen  gewesen  sein.  Doch  wird  die 
ii^gel  dann  auch  hier  die  eidliche  allgemeiue  Yermögenssteuor.  Meistens 
vurdr'    den    Städten    aber   die    Abfindung    mit    gewissen    festen   Jahres- 
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sammeD,  die  sie  Übernehmen  massten,  überlassen,  welche  sie  dann  nach  ihrem 
Steuersystem,  gewöhnlich  wohl  als  Yermögensätoner ,  bei  sich  aufbrachten  (KoteN 
mann  S.  430,  433,  Beispiele,  Schmoller  a.  a.  0.  S.  42).  Werden  von  den  Ständen 
Gesammtsummen  tibcrnommcn  und  bewilligt,  z.  B.  fUr  landesherrliche  Schulden, 
so  wird  über  die  Contingento  öfters  zwischen  Kitterschaft  und  Städten  gestritten. 
Bestimmte  Quoten  (z.  B.  50  ^/^^)  sacht  man  dabei  herkömmlich  festzuhalten,  aber  die 
Städte  müssen  gewöhnlich  mehr  übernehmen  (Ende  des  15.  Jahrhunderts  meist  '/& — Vs* 
auch  im  10.  Jahrhundert  ähnlich). 

Im  16.  Jahrhundert  gingen  in  den  Grundlagen  der  directen 
Besteuerung  Veränderungen  vor,  in  der  Mark  wie  in  anderen, 
später  zum  preussischen  Staate  gehörenden  Gebieten.  So  wird 
zur  ^yZeit  der  höchsten  Macht  der  Stände^^  in  dieser  Periode  (in 
der  Mark  seit  1521,  dann  mehrfach  von  Neuem  bewilligt,  schliess- 
lich regelmässig  geworden)  zur  Aufbringung  der  bewilligten  Gelder 
auf  dem  Lande  ein  Hufenschoss  benutzt. 

S.  Winter,  murk.  Stände  f.  1540—1550,  Ztschr.  f.  preuss.  Gösch.  B.  19,  bes. 
S.  540  ff.  Durch  Verordnete  des  Kurfürsten  far  jeden  Bezirk  sollte  z.  B.  1540  eine 
Taxirung  der  BauergUter  erfolgen,  nach  Werth  von  Hof,  Haus,  Hufe,  Pferden,  nach 
bestimmten  Taxen  für  das  übrige  Vieh,  die  Grundstücke  waren  nicht  nach  der  Fläche, 
sondern  nach  dem  Erntequantum ,  unter  Anlegung .  fester  Taxpreise  für  die  Früchte 
zu  veranlagen.  Der  Uebelstand  war,  dass  diese  Taxirungen  nur  ganz  roh,  ohne  genügende 
Beachtung  der  Werth-  und  Ertragsunterschiede  durchgeführt  wurden  und  die  späteren 
Hufenschosse  meist  auf  den  alten  ungenügenden  Grundlagen  verblieben,  daher  sehr 
ungleichmässig  waren  und  dies  immer  mehr  wurden.  Bis  in  das  18.,  ja  19.  Jahr- 
hundert blieben  sie  in  bestimmten  Sätzen  in  der  Mark,  nebst  einem  1550  hinzuge- 
kommenen Giebelschoss  bestehen.  Aehulich  wurden  andere  Classen  der  Land- 
be?ölkerung  mit  festen  Schosssätzen  belegt,  nach  Katastern,  in  denen  im  17. 
Jahrhundert  wohl  einige  Veränderungen,  aber  keine  genügenden  Verbesserungen  ein- 
traten (so  in  Brandenburg  1624,  1643,  zuletzt  1680).  Die  wesentliche  Steuerfreiheit 
des  ritterschaftlichen  Besitzes,  die  fast  alleinige  Belastung  der  Bauern  und  die  völlige 
Ungleichmässigkeit  der  Belastung  derselben  blieb  bestehen,  bis  in  die  Neuzeit  — 
Indessen  waren  es  später  nicht  diese  alten  niedrigen  Schösse,  sondern  die  neue  „Con- 
tribution'',  welche  seit  dem  17.  Jahrhundert  vornehmlich  auf  die  Landbevölkerung 
drückte.  Noch  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  waren  z.  B.  die  meistüblichen  Sätze  der 
alten  Schösse  nur:  Bauer,  auch  Kossat  von  seinem  Hause  8 — 12  Gr.  Giebelschoss,  von 
jeder  Hufe  8  Gr.  Hufenschoss,  Dorfschmied  vom  Laufschmiede  16  Gr.,  vom  Erb- 
schmiede 1  Tbl.  8  Gr.  bis  2  Thl.,  Paar  Hausleute  8  Gr.,  einzelner  Einlieger  4  Gr. 
(Borowski,  preuss.  Kameral-  und  Finanzwes.,  3.  A,  Berl.  1805, 1,  247).  Die  Kitter- 
schaft übernahm  im  16.  Jahrhundert  mitunter  die  Zahlung  von  „Lehenpferde- 
geldern",  z.  B.  1550  20  fl.  für  das  Pferd. 

Als  allgemeines  Entwicklungsprincip  ergiebt  sich 
die  Differenzirung  der  alten  Vermögenssteuern  in  ein- 
zelne Objectsteuern  auf  bestimmte ,  leichter  zu  ermittelnde 
Gegenstände  des  Besitzes,  bez.  Ertrags. 

S.  darüber  bes.  Schmoller  a.  a.  0.  S.  49,  (wobei  ich  dahin  gestellt  sein  lasse, 
ob  hier  nicht  etwas  zu  sehr  generalisirt  wird):  „die  Tendenz  ist  überall  dieselbe: 
statt  des  Vermögens  wird  der  Kopf,  der  Viehbesitz,  der  Hausbesitz,  der  Schornstein, 
dit;  Hufe  als  solche  besteuert;  der  reiche  wie  der  arme  Mann,  das  gute  und  das 
schlechte  Vieh,  das  grosse  und  das  kleine  Haus,  die  schlechteste  Hufe  im  Sand,  wie 
die  beste  im  Weizeuacker  zahlt  dabei  gleichviel;  oder  wenn  noch  einige  Abstufungen 
gemacht  werden,  so  sind  sie  unbedeutend  genug.''  Steuertechnische  und  standes- 
egoistische politische  Interessen,  besonders  des  Adels  haben  hier  wohl  zusammen  auf 
solche  Entwicklung  hingewirkt,  worin  Schmoller  beizustimmen  sein  wird. 


15. — 17.  Jahrhundert.  Hl 

Wie  in  anderen  deutschen  Territorien  ist  das  15.  Jahrhundert 
aaeh  in  der  Mark  die  Zeit,  wo  die  Biers  teuer  als  Territorial- 
steoer  eingeführt  wird,  anfangs  immer  nur  nach  Bewilligungen  für 
*  eiDe  Reibe  von  Jahren  und  etwa  für  bestimmte  Fiuanzzwecke 
(Schalden)y  dann  wiederholt,  im  16.  Jahrhundert  regelmässiger 
werdend  nnd  sich  fest  einbfirgemd,  und  zwar  vornehmlich  als 
territoriale  Hauptsteuer  der  Städte. 

Die  ^Bierziese^  beg^innt  14SS  auf  7  Jahre  mit  12  Pfennigen  Ton  der  Tonne, 
wofOD  Vs  ^61^  Städten  Terbleiben  soUte.  Die  Oberst&nde  sind  fUr  ihr  zum  eigenen 
Bedarf  gebnates  Bier  frei.  Im  16.  Jahrhondert  wird  die  ,^ltc''  Bierziese  beständig 
(1313)  IL  tritt  ZQ  ihr  «ine  ,^eiie''  Ziese.  bez.  die  Erhöhung  der  Sätze  (1540er  Jahre, 
bes.  i349X  Die  Stiuite  erstreben  dafür  die  aosschliessliche  Braugerechtigkeit,  der 
Adel  soll  strengr  nur  für  seinen  Eigenbedarf,  der  Bauer  nur  für  bestimmte  Feste  for 
Sek  nnbesteaert  braaen  dürfen.  Die  ursprOnglich  wohl  Tomehmlich  als  Schanksteuer 
getkiante  lud  darcbgefUirte,  daher  auf  die  Tonne  gelegte  Biersteuer  wird  später  auch 
kier  auf  das  Gebrän  selbst  nach  dem  Malzverbrauch  gelegt.  Die  Erhöhung  der  Sätze, 
besoDdos  bei  der  ^neuen  Ziese'"  £.  d.  16.  Jahrhunderts  nnd  im  80j&hr.  Kriege  macht 
die  Steuer  er^ebiger  (Winter  a.  a.  0.  S.  256,  v.  Beguelin,  histor.  krit  Darstell, 
d.  Accise-  o.  Zollrerfass.  in  d.  prcuss.  Staaten,  Berl.  1797,  S.  77,  83,  88,  90.  Bo- 
rovski   S.    276,   Schmoller  S.  43).     Das  spätere  preussische  Finanzprincip,  die 

iSüdie  romehmlich  in  der  Form  indirecter  Verbrauchssteuern  zu  den  Landes- 
Mfirfhidsen  herma  zo  ziehen,  liegt  hier  schon  im  Keim  vor.  Ueber  eine  ähnliche 
Teadenz  in  Frankreich  schon  im  15.  Jahrhundert  s.  n.  §.61. 

Daneben  werden  die  Zölle  erhöbt  und  vermehrt ,  am  Wich- 
tigsten war  der  Ausfuhrzoll  in  Lehnzen,  namentlich  fUr  Korn.  Sie 
verändern  aber  ihren  wirthschaftlichen  und  fiscalischen  Character 
Doch  nicht. 

§.  47.  Erst  nach  dem  30jährigen  Kriege  wickelt  sich  die 
preussische  Finanzwirthschaft  aus  der  älteren  Natural-  und  vor- 
herrschenden Domanialwirthschaft  mehr  heraus  und  kommt  es  zu 
emer  umfassenderen  Stenerwirthschaft,  zugleich  zur  Verdrängung 
des  ständischen  Einflusses  durch  die  sich  emancipirende  monar- 
chische Staatsgewalt.  Die  aus  dem  grossen  Kriege  herüberge- 
kommene Finanznothy  die  neuen  Bedürfnisse,  besonders  für  Militär, 
aHgemeine  Landesverwaltung  und  Landescultnrz wecke  sind  auch 
hier  das  treibende  Element,  aber  zu  auch  nur  halbwegs  genügen- 
den Reformen  und  Einrichtungen  der  älteren  nnd  der  neu  aufge- 
I  l^en  directen  Steuern  („Contribution"),  besonders  der  länd- 
licben  Grnnd-  und  ähnlichen  Steuern  kam  es  im  17.  und  selbst 
im  18.  Jahrhundert  nur  ausnahmsweise  (so  zum  Theil  im  Magde- 
I  boi^chen,  besonders  in  Ostpreussen,  nicht  ausreichend  in  der  Mark, 
I  in  Pommern,  in  Cleve).  Gegenüber  den  Adelsprivilegien,  der  steten 
^  Neigung,  alte  Repartitionsmaassstäbe  wie  wohlerworbene  Rechte 
fest  zu  halten,  bei  der  Eifersucht  der  Stände  untereinander,  von 
Stadt  und   Land  gegeneinander,  von   Landestbeil  gegen   Landes- 
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theil,  welche,  znfäUig  und  vielfach  noch  nicht  lange  unter  Einem 
Landesherrn  vereiDigt,  sich  doch  noch  in  fast  nichts  als  Glieder 
Eines  Staatswesens  fühlten,  —  aber  auch  bei  den  wohl  empfun- 
denen Schwierigkeiten  der  technischen  Seite  von  Reformen 
der  directen  Steuern  gelangte  man  zu  keiner  einigermaassen  be- 
friedigenden Gesammt-Verfassung  dieser  Steuern.  Diese  Aufgabe 
hat  der  Staat  Friedrich  Wilhelm'  I.  und  Friedrich'  des  Grossen 
noch  fast  ganz  der  Folgezeit,  dem  19.  Jahrhundert  zu  lösen  über- 
lassen. Die  grosse  Mannigfaltigkeit  der  directen  Abgaben  ver- 
schiedensten Ursprungs,  Namens,  Art,  Höhe  in  derselben  und  vol- 
lends in  allen  Provinzen  zusammen  genommen,  hinderte  die  Ueber- 
sichtlichkeit ,  die  Vergleichung,  die  Reform.  Und  doch  hätte  die 
grosse  Steigerung  der  Steuerlast  im  17.  Jahrhundert  erst  recht 
eine  solche  Reform  noth wendig  gemacht,  weil  dabei  die  Ungleich- 
mässigkeiten  in  der  Vertheilung  immer  empfindlicher  werden 
mnssten. 

S.  die  Uebersicht  der  Vorgänge  und  des  wonigen  durch  einzelne  Befonnen 
Erreichten  bei  Schmoller,  Epochen,  S.  52 — 64.  Ders.  passim  in  s.  Studien  aber 
prciiss.  wirthsch.  Politik  (1680—1786)  in  s.  Jahrb.  1885,  1886. 

Gleichwohl  hat  sieh  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
jene  Gestaltung  des  preussischen  Steuerwesens  eingebürgert,  welche 
bis  zur  Zeit  von  1806  das  eigentlich  Characteristische  bleibt 
und  trotz  ihrer  Mängel,  —  Schädigung  des  Verkehrs,  mehr  noch: 
ungleichmässige  Lastenvertheilung  —  auch  ihre  unverkennbaren 
Vorzüge  hatte:  die  directe  Besteuerung  in  verschiedenen 
Formen,  wohl  unter  dem  Namen  „Contribution''  zusammen- 
gefasst  (der  aber  als  technischer  Ausdruck  eine  engere  Bedeutung 
hat)  wird  die  eigentliche  und  wesentlich  alleinige  Staats- 
besteuerung des  platten  Landes,  die  indirecte  Besteuerung, 
vornehmlieh  die  Accise,  wird  die  staatliche  Uauptsteuer  der 
Städte,  von  diesen  aber  durch  deren  Productions-  und  Absatz- 
vorrechte auf  das  platte  Land  wohl  mit  ttberwälzt.  Das  Zoll- 
wcsen  tritt  in  nahe  Verbindung  mit  der  Accise,  bildet  aber 
ausserdem  noch  eine  allgemeinere  Form  der  Staatsbesteuerung. 
Gleiches  gilt  von  den  Stempeln  (seit  1683)  und  von  den  Mono- 
polien  und  Regalien. 

Die  einzelnen  „Provinzen'',  d.  h.  die  alten,  ehemals 
selbständig  gewesenen  Gebietstheile  wurden  zwar  in  einigen 
Puneten  der  Besteuerung,  besonders  in  der  Acciseverfassung  im 
18.  Jahrhundert  ein  wenig  assimilirt,  aber  im  Wesentlichen  blieb 
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doch  einer  jeden  ihre  eigene  Stenerverfassung ,  zumal  in  Bezug 
lof  die  dtrecte  Contributioo.  Darauf  kann  liier  nicht  genauer  ein- 
gegangen werden.  An  dieser  Stelle  kommt  wieder  wesentlich  nur 
du  Gemeinsame  in  den  verschiedeneu  principiclleu  ISteuerver- 
fassnogen  in  Betracht 

lo  die  volle  Wirklichkeit  dieser  Verhältnisse  ^ieht  man  ah(>r  nur  «lurrh  «lad  De- 
aibtodiam  einer  <;inzelnen  Stcuerrerfassuntr  hinein,  wie  /.  H.  üorjcniij^en  des  Her- 
ufthvms  Magdeburg  in  der  DaräU-llan)^  Ton  W.  A.  Klevi/.  (StiMiorrtTt*.  im  Her/. 
M..  2  Bde.  Beri.  a.  Leipz.  1797.  mit  reirhem  (^ui-ll^nmatmal  u  Statist.  Daten). 
1  darüber  auch  die  (während  dies  jre9chrieb«.*n  wird  norh  ausstehende)  weitere  be- 
£äfii''ke  Stndie  Srhmoller's.  Erst  hierbei  cr^riebt  sich  deutlieh  dir  (  nKleiehmässig;- 
iät  der  Bela:^toIlg,  das  Bedenkliche  und  Willkuhrlichc  der  nnter  maneherlei  Namen 
roriommendcn,  zunächst  für  einzelne,  oft  nur  vorubenrehende  Zwecke  erfolj^ten,  dann 
abfr  bleibend  frewordencn  Steuerznschläge  zu  den  älteren  Uauptsummen  unter  ein- 
fi'ibtr  Benutzung  der  alten  unvollkommenen  (irundlairm  dafür,  die  ungemeine  I^rivi- 
Itfirnn^  des  Adels  und  anderer  Thoile  der  höheren  Stande,  der  lilieralen  ]{erufe,  die 
lVb*rIa5tang  d«T  Bauern  (s.  z.  B.  die  Berechnuns:en  von  Klewi/  a  a.  O.  S.  79  H.) 
uj4  (dorrh  die  Accisoi  der  stadtischen  eigentlichen  Kiwerbsstände,  besonders  der 
utcren  Cla<seii .  deren  Hauptbrdurfnisse  alle  besteuert  sind  Kr^t  hirrhci  crgiebt 
-.Od  eadlirh  aiioh  die  für  die  frtlhere  Z**it.  im  Gegensatz  zur  htuti^^en  tileicharti^keit 
—  der  Folgr^  der  Rechtsgleichheit  —  so  eharacteri>tinche  ausserordentliche 
Maiinitrfal  t  i  ^kcit  der  Detailausführung  der  Bestrunung,  mitunter  beinahe  von 
U&rf  zu  Dorf  Verschiedenheiten,  weil  einmal  getrotfene  KinriehtunL^-n,  g«'Wälirte  Frei- 
bejien  und  Aasnahmen  sich  als  wohl  erworbene  Hechte  ro<lgli<*h!>t  fortzuerben  suchten 
.5.  KltrwizV  Die  Besteuerung  ei  nigcr  Lu  xusbedürfnisse  der  Wohlhaben- 
deren bildet  (regen  die  Ueberlastnng  der  Kleinen  nicht  entfernt  finc  genügende  Aus- 
ridchung.  Und  doch  galt  nicht  nur  die  preussische  Finanz-  und  Steuer  Verwaltung 
vecen  ihrer  goten  formellen  Ordnung  und  Rechtlichkeit,  welche  unter  den  grossen 
3 d  strengen  K«»nigen  erreicht  worden  war,  sondern  auch  di«*  i»nMi^sis<]ie  Steiierver- 
fa^^^&g  in  ihren  Grundlagen  als  *^ine  vorzugliche  und  mii^tcririltiu-e.  Klowiz 
ifri-ht  von  d.-r  ..Beirluckung**  des  liv.n.  Magdeburg  durch  de>seii  Steu«Tverfassuug 
'\r.rw.  S.  Vil  l)':r  ungemeine  Fortschritt,  den  das  19.  Jahrhundert  dajregen  iremarju 
lu.  t>!<'ibf  bei  allen  verbliebenen  und  neuen  Mängeln  der  besteh(mden  Stcuerverfassung 
tr-'^tlif  h. 

Auch  die  Einzelheiten  «ler  historischen  Entwicklung  des  pn-u^ischen  Steuer- 
T'i>tDi  seit  dem  Grossen  Kurfürsten  können  hier  nicht  verfolgt  werden.  Sie  bieten 
ii  lir-ser  Zeit  noch  kein  so  allgemeines  Interesse  für  die  vergleichende  . Steuer- 
E^scbichte  als  die  französischen  und  englischen  Steuerentwickluniren.  PIs  ist  dafür 
'T'äi.od'.rs  auf  Schmoller*s  einschlägiurc,  theils  s<hon  verftHentlichte,  theils  noch  zu 
'"»artende  Arbeiten  über  preussische  Verwaltungsgeschichte  neben  seinem  Aufs. 
-Epochen**  u.  s.w.  zu  verweisen.  S.u.  A.  über  Magdeburg  d.  Aufs,  im  Jahrb.  f. 
'•ri-^eb-  lSr>»^,  über  Ostpreusscn  in  d.  histor.  Ztschr.  H  .Hü,  si)ecicll  über  die  Ke- 
f-Q  d«  o>tpreuss  Generalhufenschosses  Zakrzewski.  Steuerreform  in  Ostpreussen, 
!T;0— 19.  Berl.  ISSti,  Diss..  als  Theil  einer  von  Z.  zu  erwartenden  Sehr.  ..Preusrj. 
i>:ftrmen  dirc-ter  Steuern  i.  IS.  Jahrhundert."  Im  AUiremeinen :  Born  hack.  Gesch. 
i.  preuss.  Verw.  rechts  I,  21Sff.,  4ü4  «..  11,  102  11.,  I  lo  H.,  2  iS  11..  342  li.  Die 
r-hfig^ten  Daten  über  legislative  u.  Vcn^altungsmaassrej^eln  bei  Horowski  a.a.O., 
•iie  V*?rordnnngen  selbst  z.  Th.  in  Mylius  corp.  constit.  march.  (in  d.  li  Ausg.  von 
Birowski  regelmässig  citirt).  Eine  t'ebcrsicht  der  zeitgenüss.  Fachliteratur  eb. 
\U\  ff.  Borowski  bat  das  Verdienst,  eine  klare,  knappe,  systemat  i sehe  Leber- 
'::kt  .bor  di«;  Haiiptpuncte  de-»  prcussischen  Steuerwesens,  wie  es  im  1 's.  Jahrhundert 
■-'.t  ^-ingebürgert  hatte,  zu  geben,  welche,  wie  es  nur  eine  systematische..  nicht*'eine 
-.T-ori^che  Darstellung  vermag,  die  leitenden  Grundzuge,  das  Typische  im  Chaos 
.-:  zufälligen  Details  gut  heiaus  treten  lässt.  Gerade  auf  dieses  Typische  kommt  es 
'<;  d<::  Behandlung  dieses  Gegenstands  auch  in  dieseui  Werke  aliein  an.  Dem  Fol- 
:=L.i.-,ri  liegt  vornehmlich  BorowskiVs  Buch  (I,  227  — 2ys.  II,  314  fr.,  317,  352 
'.i  357.  zu  Grunde. 

Jl  W^i^Ber,  FLaanzwiMeBsehaft.    lU.  b 
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§.  48.  Uebersicht  des  preussischen  Steuersystems 
um  1800. 

I.  Directe  Besteuerung,  Dämlich  Lehenritterpferde- 
geld,  Contribution,  Cavalleriegel  d,  Hufen- und  Giebel- 
schoss,  Kriegsmetze,  Fouragelieferung,  verschiedene 
andere  kleinere  Abgaben,  Judensteuern. 

1.  Lehcnritter-Pfcrdegeld,  die  wesentlichste,  oft  die  ein- 
zige Abgabe  an  den  Staat,  welche  der  sonst  steuerfreie  adelige 
Grundbesitz  für  seine  Lehen  als  Ersatz  des  einstigen  Natural-Ross- 
diensts  zu  leisten  hatte. 

Wie  schon  früher  in  der  Mark  und  iu  anderen  deutschen  Territorien  statt  der 
pflichtmässi^en  Leistun^^  dieses  Dienstes  Geldzalilungcn  vorgekommen  waren  —  auch 
in  Form  ständischer  Steuerbcwiiligungen  nach  diesem  Fusse  — ,  so  wurde  auch  im 
17.  Jahrhundert  für  das  Pferd  40  Thl.  Abgabe  als  freiwillig  zu  tlhernehmcnder  Ersatz 
bestimmt  (Mark,  Hjiul).  Später  erfolgte  allgemein  die  Festsetzung  eines  jährlichen 
Geld-Kanons  für  die  ermittelten  Lehenpferde -Stellungspflichten,  meist  unter  gleich- 
zeitiger Aufhebung  des  Lehensbandes  und  Allodification  der  Lehen  (1717—18),  so 
in  der  Mark  (4ü  Tlil.  p.  Pferd),  Pommern  (20  Thl),  Magdeburg  (40  Thl.,  s. 
auch  Klewiz  a.  a,  0.  S.  63;  hier  z.  B.  24572«  Pferde),  Ostpreussen  (grössere 
Güter  10  Thl.). 

2.  Contribution  (Generalhufenschoss,  Hufensteuer,  Land- 
Steuer),  die  hauptsächliche  directe  Steuer  von  den  steuerbaren 
Aeckern  des  platten  Landes  (auch  wohl  der  Mediatstädte). 
Sie  hat  sich,  wesentlich  fUr  die  Militärbedürfnisse,  im  17.  Jahr- 
hundert, verschieden  in  den  einzelnen  Provinzen,  ausgebildet  und 
fest  eingebürgert.  Ueberwiegend  war  sie  eine  rohe  Grund- 
steuer, nach  alten  Katastern,  welche  hie  und  da  Verbesserungen, 
jedoch  keine  durchgreifenden  erfuhren,  ausser  in  Ost-,  später  West- 
preussen  und  Schlesien,  wo  indessen  die  Reformen  aach  noch  viel 
zu  wünschen  übrig  üessen.  Die  Contribution  traf  aber  auch  noch 
andere  als  die  grundbesitzenden  Classen  auf  dem  Lande  mit  di- 
recten  Abgaben  und  hat  hiernach,  wie  nach  einzelnen  sonstigen 
Momenten  noch  etwas  von  dem  Wesen  der  älteren  Vermögens-,  Per- 
sonal- und  Einkommensteuern  an  sich. 

Die  Hnfenzahl  und  eine  Classification  der  Hufen  nach  der  Aussaat,  dieser 
letzteren  nach  der  HodengUte  (z.  B.  mit  Abstufung  der  Steuersätze  p.  Scheffel  Aus- 
saat nach  der  Ackergütc,  höchster  Satz  fUr  den  besten,  niedrigster  Satz  für  den 
schlechtsten  Acker) ,  unter  Bertlcksichtigung  von  anderen  Umständen ,  wie  Wieswachs, 
Viehzucht,  Holzung,  Lage  u.  dgl.,  sollten  die  Grundlage  für  die  Vertheilung  der  llaupt- 
summen  und  für  die  Quotensätze  der  Hufen  bilden.  Allein  eben  dies  wurde  in  den 
mehrfach  begonnenen  Kevisionen  doch  nur  ungenügend  ausgeführt.  (Vgl.  Borowski 
I.  2.S3,  Schmoller,  Epochen,  S.  54  i\\).  In  der  Mark  hören  die  Revisionen  seit 
1783  auf.  Die  Contribution  wird  hier  im  Durchschnitt  nach  den  verschiedenen  Arten 
der  Güter  auf  17—26,.  18—83,  28—42,  35—70  %  vom  Keinertrag  berechnet.  (Ueber 
Magdeburg  s.  Klewiz  I,  13  ff.).  Hie  und  da  findet  sich  auch  eine  Vichsteuer  von 
Kind  und  Schaf  (eine  Zeitlang  auch  im  Herz.  Magdeburg,  hier  auch  vom  Pferd). 
Ländliche  Handwerker,  Fischer,  Hirten,  Krüger,  Schmiede,  Müller  n.  dgl.  unterliegen 
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Uaujk  CUssensätzen  nach  ungefährer  Leistungsfähigkeit.  Aehnlich  im  Magdcbur- 
riicben  (sogen.  „ Nahrungssteuer**,  z.  B.  Mühlen  1,  2,  .S,  4  Thl.,  KrQgc  1,  IV«,  2 
TkL.  Schmiedea  V^,  %,  1,  2  Thl.,  Taglöhnor  meist  \'^—\  Tbl.  jährlich,  Klewiz  I, 
21—24).  Adel,  Geistlichkeit,  Universitäten,  Schulen,  wohithätiure  Stiftungen  u.  s.  w, 
aftd  in  der  Mark  für  ihren  eigenen  Grundbesitz,  nicht  jedoch  die  Rittergüter  für  die 
er&t  erworbenen  steuerpflichtigen  Bauerhufen,  frei. 

In  Ostpr aussen  erfolgte  durch  die  unter  heftiL^eni  Widcrätand  dos  Adels  durch- 
fefübrte  eiudringendere  Regelung  des  üeneralhufenschosses  (1715  tf.)  eine  gerechtere 
lukü  Tirthschaftlich  bessere  Vertboilung  der  Steuerlast  Namentlieh  wurd(;  die  (trund- 
Aeuer  auf  verschvicgenen  Hnfenbesitz  anssredehnt.  Grösse  (doch  nur  theilweise  durch 
Vermessung),  (^ulturart,  Bonität,  Ertragsfähigkeit  der  ländlichen  (inindstücke  behufs 
Vertheilung  d'^r  Steuer  genauer  ermittelt,    der  adlige  (iruiidbesitz  neben   dem   köll- 

1     B^hen  und  bäuerlichen,  allerdings  mit  geringerem  Steuersatze,  regelmässig  mit  be- 

I  steoert  (Zakrzewski^  Diss.  S.  10 — 18,  Borowski  I.  235,  Srhmollcr,  Epochen, 
i'^L  Für  die  nicht  grund besitzende  Bevölkerung  auf  dem  Laude  waren  Personal- 
steotm  (Kopf-,  Klauen-,  HornschO.<se)  nach  bestimmten  Sätzen  zur  C^ntribution  zu 
ziklcii.  —  lo  Schlesien  wurde  1743  ff.  die  (Juntribution  neu  j^eregelt,  nach  gleich- 
faili  rcrbe^ertcm  Grundkataster,  wobei  auch  der  adlige,  der  Pfarr-  und  Schulbesitz, 
die  kön.  Domänen  u.  s.  w.  mit  besteuert  wurden,  zum  S'euerfuss  von  2^\'^  %  vom 
Keiüertrag,  während  die  Bauergüter  34,  die  geistlichen  «JrdensgUtcr  4üV3..die  bischof- 
lick  bresUn 'sehen  Domkapitel-  u.  KlostergUter  50  Vn  zahlten,  llaiidnerker,  Krämer 
B.  d^I.  m.  auf  dem  platten  Lande  trugen  auch  hier  eine  ., Nahrungssteuer'  in  ver- 
schiedenen Sätzen.  Auch  in  Westpreussen  (ähnlich  s]>äter  in  dem  neuen  Sitd- 
pfsossen)  wurde  1772  alsbald  nach  dem  Landeserwerb  eine  Steuerrei^olung  vorgc- 
DODmen  u.  ebenfalls  der  adlige  Besitz  (incl.  Unterthanen-Zinsl  mit  25.  die  geistlichen 

I     (rüter  mit  50,    die  freien   und  köUmischen  mit  25 — 2S,  die  adliiren  u.  köiiigl.  bäuer- 

I     liehen  mit  33*/3  */©  des  Ertrags  besteuert. 

Meistens  war  die  Contribution  in  Monatsraten  {&u(  den  Dörfern  etwa  zunächst 
M  den  Schulzen)  zu  entrichten. 

3.  Cavallerie-Geld. 

Fouragc-,  Seryis-,  Speiscgelder,  eine  in  einigen  Provinzen,  meist  in  Form  einer  Zu- 
^•.lAff^uote  zur  Contribution  zu  zahlende  Abgabe  der  Dörfer  an  Stelle  der  Kin«niar- 
liningi-  u.  Naturalvcrpflegungs-Last  in  Betreff  der  ('avallerie. 

4.  Hufen-  und  Giebelschoss. 

Dif  alte  aus  dem  16.  Jahrhundert  herrührende  ländliche,  be/.  dörfliche  Steuer 
m  f^ten  Sätzen  nach  der  Hufe,  dem  (iiebel  (Hausei,  auch  nach  fixen  Person alsätzcn 
fiir  einzelne  Classcn  (s.  o.  S.  110). 

5.  Kriegsmetze. 

Eine  s«.'it  1636  von  den  „contribuablcn  Unterthancn'*  zu  leistende  Abi^abe  von 
Mehl  und  Malz,  anfangs  in  natura,  später  z.  Th.  in  (ield  zu  entrichten. 

Die  eigentliche  Contribution  (N.  2)  war  von  allen  diesen  Ab- 
gaben die  erheblichste. 

Z.  B.  im  Kreise  Beeskow-Storkow  nach  einer  Tabelle  bei  Borowski:  6015  Tbl. 
l\*trib.  jährlich,  16ü4  Tbl.  Cavalleriegcld,  734  Tbl.  Hufen-  und  Giebelschoss,  2\i  Wisp. 
b  Schetf.  Kriegsmetze. 

6.  Natnral-Fourage-Lieferung. 

..Die    von    einer  Profinz  für  die  dort  liegende  Cavallerie  an  f/.u  bringen  de  und  in 

utora    abzolieferude    Quantität   Hart-   und   Kauchfutter,   auch    Unterbringung   einer 

frTisscn  Anzahl  Pferde   auf  Grasung  zur  Sommerzeit,  gegen  gewisse  Vergütung" 

Borowski,   249 — 257).     Wegen  dieser  Vergütung  fehlt   der  reine  Steuercharactcr. 

\)t:  aiJelige  Grundbesitz  war  aber  wieder  frei. 

7.  Verschiedene  andere  kleinere  Abgaben  des  platten 
Lajides. 
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Borowski  S.  258  ff.  So  die  „Potsdamer  Bettgelder"  in  Kur-  und  Neumark 
für  die  Unterhaltung  der  Betten  eines  Bataillons;  die  Brauziese  von  Gutsbesitzern  mit 
Braugerechtigkeit  (Brauen  für  Eigenbedarf  auf  adeligen  Gütern  frei);  „Schäferschatten- 
hufengeld*',  Geldbeiträge  von  4,  5,  6  Tbl.  der  Herrschaften  in  jedem  Dorf,  als  Bei- 
hilfe zur  bäuerlichen  Contribution ;  in  Ost-  und  Westpreussen  auch  Kopf-,  Hörn-, 
Klauenschösse,  Schutz-  und  Nahrungsgelder,  Bienenzinse  von  gewissen  Personen  auf 
köii.  Domänen. 

8.  Allgemeine  Landespflichten  des  platten  Landes  und 
der  Mediatstädte  noch  neben  den  Steuern:  Vorspann,  Einquar- 
tirungslast. 

9.  Abgaben  der  Juden. 

Meist  als  eine  Spccialart  der  directen  Besteuerung,  mit  gebuhrenartigen  Ele- 
menten verset/t,  aufzufiissen.  So  die  allgemeinen  Schutzgelder  (z.B.  Kanons-  und 
Toleranzgebuhren  der  in  Schlesien  etablirten  Juden),  nebst  Beiträgen  fUr  bestimmte 
Zwecke  und  einzelnen  Abgaben  verschiedener  Art  bei  speciellen  Gelegenheiten  (Bo- 
rowski  II,  547  tp.  Für  die  pflichtmässigen  Leistungen  haften  die  judischen  Colo- 
nien  solidarisch. 

An  Versuchen  zu  allgemeineren  directen  Steuern  hat 
es  übrigens  auch  im  preussischen  Staate  nicht  gefehlt.  Zur  Deckung 
von  Kriegs-  u.  dgl.  Ausgaben  griff  schon  der  Gr.  Kurfürst  zwei- 
mal (1G77  und  1679),  sein  Nachfolger  achtmal  (zwischen  1690 
und  1710)  zu  einer  ausserordentlichen  allgemeinen  Kopf- 
steuer (Kopfschoss),  die,  wie  die  etwa  gleichzeitigen  österreichi- 
schen (§.  43),  englischen  und  französischen  „Kopfsteuern"  (§.  60 
und  81)  abgestufte  oder  Classen-Kopf-  und  Landessteuern  waren. 

Sie  trafen  in  bestimmten  Sätzen  vom  Forsten  und  König  an  (1000,  später  2000 
und  4000  Tbl.)  jeden  Einwohner  bis  zum  Tagelöhner  (4  Gr.)  und  ergaben  bei  jeder 
Anlage  etwas  über  200,000  Thl.  (Riedel  S.  32,  48).  Leider  hat  sich  daran  auch 
in  Preussen  keine  bleibende  Institution  angeknüpft. 

§.49.  —  II.  Indirecte  Besteuerung,  nämlich  städtische 
Accise,  Ergänzungssteuern,  Zölle,  Stempelwesen,  Re- 
galien, besonders  äalzregal,  Tabakmonopol. 

1.  Städtische  Accise. 

Gliemann's  und  v.  Inama-Sternegg's  oben  S.  34  gen.  Aufsätze,  Riedel, 
Staatshaush.  S.  :^1,  50,  64,  102  fr.,  15S  ö'.,  212ff.),  Schmoller,  Epochen  S.  CO  ff., 
über  das  „Gemeinsame  in  der  Accisebewegung''  in  Deutschland  und  anderen  Ländern, 
eb.  S.  61  ff..  Bornhack  II,  112,  251,  343,  Beguelin,  Accise?erfass.  S.  94,  97  ff., 
eingehend  über  die  französ.  Regie  S.  lOtsff.,  über  die  Verwaltung  der  Accise  S.  209, 
235  ff,  Borowski  S.  265-275. 

Die  Accise  im  preussischen  Staate  war  „ein  System  von 
(8taats-)Steuern,  das,  ausschliesslich  auf  die  Städte  beschränkt, 
neben  einer  massigen  Kopf-,  Gewerbe-  und  Grundsteuer,  wesent- 
lich indirecte  Steuern  und  zwar  solche  auf  Getränke,  Getreide, 
Fleisch,  Victualien  und  Kaufmannswaaren  umfasste;  die  Erhebung 
fand  in  verschiedener  Weise,  tbeils  beim  Einbringen  in  die  Stadt, 
theils  bei  der  Production,  theils  beim  Verkaufe  statt.  Die  einzelnen 
Steuersätze  waren  relativ   sehr  niedrig,   aber  dafür   nm   so  zahl- 
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reicher    anf  mögliebst    viele    Artikel    und    Waaren    ausgedehnt^' 
(S  c  h  m  o  1 1  e  r). 

Die  neue  Accise  (im  Uuterschied  ?on  der  alten  des  15.  Jahrhunderts  und  von 
it&  alteu  Tranksteueru)  begann  in  einzelnen  Städten  der  Mark  Itill,  blieh  1(>67  noch  • 
fefoltativ-,  wurde  dann  aber  16S0  (^Ed.  v.  27.  Mai)  all/i^euiein  einj^efuhrt,  auch  im 
H'iz.  Magdebur;^  und  auf  einer  re?idirten  Ordnung  von  ios4  [2.  Jan.)  fest  begründet. 
ITt»!  erfolgten  Erhöhungen,  auch  die  Einfuhrung  in  Pouiiueni,  unter  Friedrich  Wil- 
\t]m  I.  diejenige  in  anderen  Provinzen,  unter  Friedrich  d.  Gr.  in  Schleaien,  erbt  spät 
ih  den  vesitfal.  Provinzen  (1777),  unter  mannigfachem  Widerspruch  (s.  Beguelin 
S.  172  ff.),  noch  zuletzt  1S04  in  den  Erwerbungen  aus  dem  Reichsdeputations-Ilaupt- 
sfhlas-^,  dagi^gcn  nicht  in  Sud-  und  Neuoütpreussen.  1736  20.  Dec.)  wurde  ein  unifabsendea 
Acrise - Kcgiement  erlassen,  1766  die  Verwaltung  der  Accise  und  Z<Wlo  einer  eig«'nen 
A'iiDinistration  unter  fransUJsi^chen  Beamten  („K«''gie'')  aus  steuertechnischen  Gründen 
iLk'itngeD  IS.  Beguelin  S.  lOSÜ.,  Biedel  S.  10;^tl.>,  diese  verhasste  Einrichtung 
aber  17S6  vou  Friedr.  Wilh.  IL  wieder  beseiti;(t.  S  Instnict.  v.  15.  Nov.  17>>6, 
Accii^urif  F.  25.  Jan.  17S7  und  Reglement  v  3  Mai  17S7.  (Ueber  die  strittigen 
iuozielIeD  Erg^ebnisse  der  französ.  Regie  s.  Riedel  S.  100).  Die  Tarife,  anfangs 
promciell  ven>chicden,  wurden  17S7  mehr  unificirt  (h.  Borowski  S.  270). 

Die  accisepflichtigen  Hauptartikel  waren  1)  (iotreide,  Eingangsaccibe  von  allem 
ii  Städten  eingehenden  Getreide,  z.  B.  4  Pfenn.  v.  Scheffel,  Accise  auf  Scharren- 
Bod  Hausbacken.  WeizcnmehUteucr,  Mahlaccisc,  der  auch  Mt^hl  und  Brot  vom  Lande 
nierworfen  war.  Nach  der  Verwendung  des  (letreides ,  zu  Brot,  Bier,  Branntwein 
vc!vhiedr-nc  Sätze,  z.  B.  Mahlaccise  für  Weizen  zu  Brot  0  oder  ^  Gr.,  Roc:g<'n  2  Gr. 
p^rSch..  Getreide  zum  Brauen  und  Brennen  IS,  21  Gr  —  2)  Getränkeaccise,  bes. 
TOB  Bier,  bez.  vom  Malr,  che  es  zur  MUhle  geht  Causser  den  älten*n  „Bier- 
zieien*',  in  verschiedenen  Landestheilen ,  deren  Ertrag  meist  nicht  in  die  Staats- 
UäMT  ?iDg);  ron  Branntwein  nach  dem  Schrot;  von  Wein,  Land-  und  fremden 
Weinen  nach  Sorte  und  Güte.  —  3)  Fleischaccise  (Schlachtaccise  von  Scharren- 
SckUchtvieh ,  Accise  vom  Hausschlachten,  Handln ngsaccise  von  dem  zum  Verkauf  in 
Stidi-^n  ^'insrehcnden  Vieh;  von  dem  vom  platten  Lande  eingehenden  Fleisch  aller 
Art.  auch  iSpeck,  von  Fedenieh,  Wildprett,  aller  Art  Fisfh'-n;  Accise  vom  Vichhandel 
auf  Jahrmärkten.  —  -1;  Accise  von  anderen  Lebens-  und  Genussmitteln ,  Vic- 
tBiii^-n,  Material-,  Colonial-,  Specerei-,  Apothekerwaaren,  so  von  Kaflee,  ("hocolade, 
Zütk,:!.  Theo,  Tabak,  (lewUrzcn,  Sj»ecereien.  Delicatessen,  Salz,  Essig,  Obst,  (iarten- 
fnchten.  Eiern,  Botter,  Honig,  Käse,  ()«den.  Medicamenten,  Mineralwasser.  —  5)  Accise 
isf  Bob-  und  Hilfsstoffe  der  Production,  Fabrikation,  auch  auf  gewisse  Manu- 
fitur-  lind  Fabrik  waaren  selbst,  z.  B.  Tals,  Haare,  Borsten,  Federn,  Leder,  Stärke, 
XQtzholz,  Flachs,  Hanf,  Baumwolle,  Steine,  Metalle,  Farbwaaren,  Seiden  waaren. 

Frei  v«'^n  Accisezahlung  (excl.  Delicafessenstcuer)  waren  aber  auch  hier  wieder 
ie  adelige  Grundherrscbaft  u.  dgl.,  die  in  und  bei  acci^ebaren  Städten  auf  ihren 
•litem  wohnt,  auch  deren  Pächter  und  Wirthschaftsdiener;  ferner  Geistliche,  üni- 
T«:r5;utdu,  Stiftungen  u.  dgl.,  Postmeister  und  Posthaltcr,  Dümänenbeamte,  Furst- 
!«->ii«nTe.  RitterguUbesitzer  und  deren  Beamte.  Waaren  für  Militär  und  Fur>ten;  auf 
frwiisc  Freijahre  auch  Kunstler,  Fabrikanten,  Handwerker  mitunter.  Endlich  an  sich 
die  Bewohner  des  platten  Landes.  Doch  mUssf.n  sich  die.^e  einmal  factisch 
:>T.'>hnlich  mit  den  gebrauchten  acciscpflichtigen  Waaren  aus  den  Städten  versehen 
«üi*i  sudann  müssen  die  Land-Krämer,  Krüger.  Wirthe  ihre  Waaren  auch  spcciell  aus 
ir:i  Stallten ,  unter  besonderer  vom  Acciscamt  controlirter  Buchführung  entnehmen. 
Iisofern  trägt  das  platte  Land  (auch  der  Adel»  dif  xVccise  doch  theil- 
»-^iie  mit.  Ausländische  höher  belegte  Waaren  müssen  ferner  auch  von  Land- 
kräaern  und  Landbewohnern  bei  directem  Bezug  veraccist  werden. 

Dir»  Verwaltung  der  Accise  besorgten  in  ober>tcr  Stelle  eine  General-Acciso- 
iiid  Zolladministration ,  in  jeder  Provinz  dann  eine  Prov  ine  ial- Accise-  und  ZoU- 
i:r«tion.  in  den  Städten  endlich  die  Accibe-  und  Zollämter.  Die  Erhebung  und 
CiJütrole  erfolgte  zunächst  an  den  Thoren,  durch  die  Thorschreibereien 
'^^■JL  Eingang  der  Waaren  in  die  Städte,  doch  durften  hi»'r  nur  kleine  Beträge  bis 
4  Gr.  in  mittleren,  bis  10  Gr.  in  grossen  Städten  erhoben  werden,  (irössere  Beträge 
Tsrden  durch  die  Accisehäuser  in  den  Städten  eingezogen,   wohin  die  Waaren 


118  6.  B.    l.K.   Steuergeschiclite.   2  H.-A.  4.  A.   Preassen.    g.  49. 

demgcmä$;s  unter  Gontrole  zu  leiten  waren.  Vornehmlich  für  den  grösseren  und 
Grossverkehr  des  Handels  dienten  die  Packhöfe,  mit  Lagerräumen,  meist  an  Strömen, 
zuerst  1699  auf  dem  Werder  zu  Berlin  eingerichtet.     (S.  Beguolin  S.  206  ff.). 

2.  Ergänzungssteuern  dieser  ordentlichen  oder 
Haupt-Accise  waren:  gewisse  Zuschläge  in  besonderen  Fällen, 
sodann  die  sogen.  Fix ac eisen,  endlich  gewisse  directe  städtische 
Steuern. 

a)  Zu  den  ersteren  gehören  die  „Ergänzungs-Accise",  zur  Ausgleichung  bei 
Waaren,  welche  aus  Provinzen  und  Orten  mit  niedrigeren  in  solche  mit  höheren  Accise- 
s&tzen  gehen;  die  Nachschussaccise,  von  accisepflichtigen  Waaren ,  welche  von 
einer  Stadt  oder  Provinz  in  die  andere  versandt  werden,  4  Pfenn.  v.  1  Thl.;  die 
Uebertragnng saccisc ,  ein  Zuschlag  zur  Accise  für  Waaren ,  deren  Acciso  min- 
destens 12  Gr.,  im  Betrage  von  1  Gr.  4  Pf.  p.  Thl.,  mit  Ausnahmen;  der  Impost, 
höherer  Aufschlag  bei  gewissen  Luxussachen,  besonders  Weinen;  die  Losungsaccise 
für  Waaren  des  platten  Landes  zum  Verkauf  auf  Jahrmärkten  (meist  2  Vo);  Wage- 
gelder, Zettelgolder  u.  dgl. 

b)  Die  Fix  acciso  traf  in  offenen  Städten  einige  Gegenstände,  wie  Holz, 
Gartengewächse,  Wirthschaftsvieh ;  auch  waren  mitunter  einzelne  vorstädtische  Gewerbe 
nach  fixen  Sätzen  belastet,  ferner  auf  dem  platten  Lande  diejenigen  Landhandwerker, 
welche  über  die  bestimmte  beschränkte  Zahl  hinaus  zugelassen  wurden  (Beguclin 
S.  2U>. 

c)  Städtische  Aecker,  Wiesen,  Gärten  waren  insbesondere  in  offenen 
Städten  an  Stelle  der  Accise  von  den  Erzeugnissen  einer  directen 
ReaUteuer,  das  städtische  Milchvieh,  in  einzelnen  Landestheilen  auch  das  Zug- 
vieh, Ochsen,  Pferde,  einer  besonderen  Viehsteuor,  für  welche  Register  des 
Bestandes,  des  Ab-  und  Zugangs  geführt  wurden,  unterworfen.  —  Eine  Steuer  für  die 
Stadtcasso  war  daneben  der  alte,  zuletzt  1707  und  1713  regulirte  Schoss,  eine 
Realsteuer  von  Häusern,  Gärten  und  ländlichen  Grundstücken  der  Städte. 

3.  Zölle,  Landzölle  zwischen  den  Provinzen  an  bestimmten 
Strassenstellen  und  Orten  im  Binnenlande,  noch  mit  Zwang,  die 
Zollstrassen  inne  zu  halten  und  Gontrole  darüber;  Grenzzölle 
alsDurch-,  Aus- und  Eingangszölle;  Fluss-  undWasser- 
zöUe;  Schifffahrtsabgaben;  Hafengelder  u.  dgl.  m. 

Sie  hatten  zum  Theil  noch  den  älteren,  gemischt  gebühren-  und  steuerartigen 
Gharacter  eines  Entgelts  fttir  die  Benutzung  der  Strasse,  Brücke,  einer  Schutzabgabe, 
einer  Erlaubnissgebühr,  zum  Theil  schon  einen  reineren  fiscalischen  oder  Steuer- 
character,  so  in  der  höheren  Belastung  fremder  feinerer  und  Luxuswaaren.  endlich 
auch  volkswirthschaftliche,  schutzzöllnerische  Nebentendenzen,  bei  fremden  Fabrikwaaren 
(Ed.  V.  1772);  auch  wollte  man  nach  Möglichkeit  das  „Ausland'*  mit  belasten,  so  in 
den  Durchfuhrzöllen.  Der  Zoll  wurde  entweder  nach  Transporteinheiten,  so  in  älterer 
Weise  nach  Pferdelasten,  oder  nach  der  Gewichtsmenge  (Centuer)  oder  specificirt  in 
verschiedenen  Sätzen  nach  Waarengattungen  erhoben.  Die  finanzielle  Bedeutung  des 
gesammten  Zollwesens  blieb  indessen  neben  derjenigen  der  Accise,  mit  dem  es  in 
engster  Verbindung  stand,  noch  untergeordnet.  Die  Schafl'unig  eines  einheitlichen 
binnenzoll-freion  inneren  Markts  durch  ein  eigentliches  LandesgrcnzzoU-System  wurde 
noch  nicht  erreicht,  wenn  auch  1805  die  die  Provinzen  von  einander  scheidenden 
Landzölle  endlich  aufgehoben  wurden.  Die  Acciseverfassung  hätte  dann  auch  erst 
gründlich  umgeändert  werden  müssen.  Der  Colonialwaaren-Consum  war  auch  noch 
nicht  ausgedehnt  genug,  um  die  Einfuhrzölle  als  Finanzzöllc  recht  ergiebig  zu  machen. 
Er  wurde  aus  mercantilistischen  Rücksichten  wohl  selbst  zurückgedrängt  (Kaffee  unter 
Friedrich  IL). 

4.  Stempelwesen. 

Eingeführt  unter  dem  Gr.  Kurfürsten  16S2,  seit  16S3  in  den  Rechnungen  er- 
scheinend, schon  1G95  und  1701  erweitert,  wurde  es  1765  (Ed.  v.  16.  Mai)  u.  1766 
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(Hioptrej^L  r.  13.  Mai),  noch  weiter  auf  andere  V<  rtiüL^o  und  rrkundm  auMi'dolint. 
v>:h  in  bisher  stempelfreien  Provinzen  einn^eführt.  uliji«  t  uann  vrr^rhifdnn'  ranicn* 
V:  fi.'richtlicheü  und  Verwaltuniapiacteu  (kön.  Patent«*,  DiitlMUh',  Itcstalhni^'Mi.  C^üummiso., 
B<fiiadigiing:eu ,  ConcetisioDcn ,  Privilegion,  Standi-äi*rlioliiHi>r('ü  u.  s.  wj.  Poounn'nU;, 
Urianden,  Coutracte  bei  W'crth  von  ulier  50  Thl.,  Wcrli^«-!,  Obliuationen,  Krl>- 
tii(iJiiD?fU .  Vollmachten;  auch  Laufinäuuische  HaIld<'I^hllrhe^  (..Paraphenstinper', 
\—V)  Thlj;  dano  Spielkarten,. Kalender  u.  a.  lu.  (Horowski  S.  :^52 — .'i.')7). 

5.  Regalien.  Aasser  den  nicht  spcciell  hierher  gehörenden, 
l'eberschttsse  gebenden  Mttnz*  und  Postregalien,  den  vorüber- 
gebend  für  die  Finanzen  t'ungirenden  Lotterie-,  Tabak-  und 
Kiffeebrenncrei-Regalien  bez.  Monopolien,  dem  Berg-,  liern- 
6tein-y  dem  Mühlstein-Regal  ist  hier  besonders  nur  das  Salz- 
regal zu  erwähnen. 

Dass«:lbe  hat  in  seiner  administrativen  EinrichtuiiL'*  srit  d^'m  (ir.  KurfUrbten,  der 
?i  1606  in  umfassendem  Maasse,  duch  unter  Frcila>'«iiiiir  d<.*r  Prälaten,  llernn  und 
Kittef  einffefuhn  hatte,  verschiedene  VerändiTuuiren  erfahren  (Riedel,  S.  20,  41, 
7y,  yS.  217,  Borowskill,  314  Ö'.^.  In  dtn  mit  Thorcn  fJfc^chlt^^i>onen  Städtm  durfte 
d«  ^alz  nur  mit  den  amtlichen  Attesten  der  Kon.  Sal/iuspfoturen  u.  Factoren  v<>r- 
iebcu  einircheo ;  ausserhalb  derselben  gab  es  Salznie<lcila'c«rn  und  Salzfacton-ien  (Srlle- 
rcjen  .  Hi^rr  bestand  (seit  17H5  im  «ganzen  Staate),  wie  in  ß:röisen  Theilen  Frank- 
H-hs  (^.  63)  die  Einrichtung  der  sog.  Salzconscription,  wonach  jedem  liau:>wirth 
Jährlich  eine  bestimmte  Menge  Salz  zum  Ankauf  nach  dem  Hegalpreisf  verschiirben 
TDrde  (zuletzt  4  Metz.  p.  Kopf  jeder  über  0  Jahr  alten  Person,  dazu  i>in  Zu&<-lilag 
121  Ein^chlachten  a.  fUr  Milchvieh,  sowie  eventuell  zum  Hraucn).  In  darU)>cr  zu 
fixenden  Bilchem  irorde  der  Ankauf  controlirt.  Etwaigi'.r  Mindcroonsum,  bez.  An- 
Lufvarmit  höherem  Satze  nachträglich  zu  berichtigen.  So  kam  die  Salzs teuer  in 
iititT  Form  einer  directen  Kopfsteuer  vollends  irleich.  Der  f;rundb«?sitz»;ndc 
AJel  irar  von  dieser  Conscription  frei.  Evbt  1^05— tl  ward  die  Aufhebuiifr  di(;ser 
IiLrxhtung  beschlossen,  zugleich  mit  anderen  Ver*'alfuujrsri'f«»nu«'u  auf  dem  (iebi»'tc 
ürt  Silzp-irals.     Der  Ertra«^  war. um  1'?05  c.  '  ,  Mill.  Thl. 

Doä  i'abakmonopoi  wurde  1705  eingeführt,  /unäch>t  au  eine  (iescllschaft  ver- 
N-htr-t.  nach  deren  Misslingcn  kurze  Zeit  an  die  fran/<'>i><h'*  I{«irie  übertragnen,  dann 
avr  durch  eine  selbständiffe  Staatsbehörde  verwaltet.  Der  Ertrag  stieg  l)i^  17s5 — SJ» 
i3l  i.  1,2S6.00Ü  Thl.  Unter  Friedr.  Wilhelm  II.  wurdi*  e,s  indessen  üleich  naeji  de>sen 
rivn<;-iuüicä3iiiritt  aufgehoben,  17'J7  von  Neuem  eingeführt,  vun  Friedrich  Wilhelm  Ilt. 
.  -J»-  h  noch  in  demsell)en  Jahre  wieder  beseiti^it  und  nur  der  in-  und  auslänjlis<'he 
Tit-ak  höher  besteuert  (Riedel,  S.  103,  1,^9,  P.ni,  2!:o  —  Das  seltsame  Evperi- 
2'C.t  d»rs  Kaff cebrennerci-Monopols  •17'^!  1,  wonach  eine  Staatsl»eh('Mde  das 
k>y:hii''?alicbe  Recht  erhielt,  Städte  u.  plattes  Land  mit  uel>ranntem  n.  gemahlenem 
LL*:ee  zu  rersehen,  war  auch  nach  einer  aus  tiAcali^ehen  Hü'ksichten  und  um  des 
>chnin?gels  Willen  erfolgten  Herabsetzung  der  ubeitriebeuen  Preise  wenig  ergi«rbitc 
jiriü'irtrag  zuletzt  96.000  Thl.)  u.  wurde  nach  Friedrich  des  (ir.  Tode  auch  &ulort 
iafu-ehoben  'Riedel,  lOG— lOS,  184).  leber  die  Lotterie  (17(13,  Zaldenh)tterie, 
ryat-.r  mit  Cia>scnlott«Tie  verbunden')  s.  Ode  brecht,  (iesch.  d  preuss.  Lotteriewesens, 
l'^'.hr.  f.  preuss.  (»esch.  B.  I,  und  jetzt  bes.  Warschauer.  Zahlenlotterie  in  Preu^sen, 
L.ipz.  lsS5.  'Liter,  daselbst  S.  3,  l))- 

In  der  Schlussperiode  des  alten  preussischen  Staats  um  Isod  werden  die  tre- 
iiiLmten  Steuern  auf  Iß — 20  Mill.  Thl.,  neben  c.  **  Mill.  Thl.  Domanial-Hein- 
"Ttnz  geschätzt  (Schmoller,  Epochen  S.  74'.  Die  (.'ontribution  «les  platten  Landes 
Tj:d  auf  5.S,  die  Accise  der  Städte  auf  9.5  Mill.  Thl.  v-raubchlaiit  (eb.  S.  (iO). 
:l.e•^.•l  giebt  für  17tM»— 97  als  Bruttoertrag  der  Accise  7.s:t,  der  Z.Mle  2.9S,  zu- 
•--iB.!DcD  nebst  Strafgeldern  10.94,  netto  S>0  M.  Thl..  nach  <lom  Etat  für  iSOtJ— 7 
::r2  M.  ThI.  br.  an  (S.  164,  21()-. 

Die  Besteuerung  hat  hiernaeh  schon  liber  -/:»  der  Staatsein- 
knofte   und    in   ihr  die  indirecte  Iksteucrung  (cinscbliesslich  Salz- 
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regal,  Lotterie)  nach  der  Bruttoeinnahme  wieder  über  ^/g  betragen. 
Nach  der  Einrichtung  der  directen  und  indirecten  Besteuerung 
lastete  der  Steuerdruck  aber  ganz  tiberwiegend  auf  den  unteren 
und  den  Mittelclassen.  Die  Städte  erscheinen  wohl  auch  dem 
platten  Lande  gegenüber  stärker  belastet,  wenn  man  auch  ihre 
grössere  Steuerfähigkeit  und  die  Mittragung  der  Accise,  der  Zölle 
und  der  Salzsteuer  im  Regal  durch  die  Landbevölkerung  mit  be- 
rücksichtigt. Das  sind  Mängel,  welche  gleichwohl  den  hohen 
Werth  der  Gestaltung  eines  leistungsfähigen  Steuersystems  in  dem 
unter  so  manchen  Schwierigkeiten  sich  entwickelnden  brandenburg- 
preussischen  Staate,  in  Ländern  von  den  knappen  Bevölkerungs-, 
Wirthschafts-  und  Culturverhältnissen,  wie  sie  einmal  damals  hier 
bestanden,  doch  nur  wenig  schmälern  können. 

Sc  hm  oller  a.  a.  0.  S.  78  fasst  sein  Urtheil  über  das  ältere  preussibche  Finanz- 
wesen also  zusammen:  „Es  ist  natürlich  zuzugeben,  dass  es  niemals,  selbst  in  seiner 
besten  Zeit  nicht,  absolut  vollendet  war:  es  trug  nach  allen  Seiten  den  Stempel  seines 
Urs|>rungs  an  sich.  Vieles  hatte  die  Noth  u.  nicht  die  Einsicht  dictirt.  Die  Accise 
hatte  manche  Mängel,  die  ländlichen  Kataster  waren  theilweise  noch  entsetzlich,  die 
Steuerfreiheiten  des  Adels  dauerten  in  mehreren  Provinzen  noch  fort.  Das  Gassen- 
weson  war  noch  nicht  einheitlich  geregelt.  Es  existirte  noch  keine  Centralcasse ,  in 
der  sich  sämmtliche  Ausgaben  u.  Einnahmen  einheitlich  überblicken  liessen.  Aber 
im  Grossen  u.  Ganzen  ist  dieses  Finanzwesen  doch  eine  der  grössten  Leistungen  hohen- 
zollcrnscher  Staatskunst.''  Dies  Urtheil  des  in  dieser  Materie  besonders  competenten 
Autors  möchte  wohl  zu  billigen  sein,  aber  allerdings  nur  mit  wesentlichen  Einschrän- 
kungen, soweit  es  den  Vergleich  mit  England,  Frankreich,  Oesterreich  an- 
langt, welchen  Scbmoller  zu  sehr  zu  Gunsten  Preussens  ausfaUen  lässt 

5.  Abschnitt. 

FransÖBischea  Finanz-  und  Steuerwesen  vom  0.  bis  Ende 

des  18.  Jahrhunderts. 

1.   Einleitung. 

§.  50.  Frankreich  erfreut  sich  einer  umfassenden ,  eingehen- 
den und  vielfach  ausgezeichneten  wissenschaftlichen  Bearbeitung 
seiner  Finanz-  und  Steuergeschichte.  Diese  Literatur  übcrtriflFt  die- 
jenige Deutschlands  entschieden ,  was  sich  aber  freilich  aus  der 
leichteren  Aufgabe  mit  erklärt.  Die  französische  Finanzgeschichte 
ist,  wie  alle  Finanzgeschichte,  das  Spiegelbild  der  politischen  Ge- 
schichte. Die  Entwicklung  und  jeweilige  Gestaltung  der  Finanzen 
wurde  durch  die  politischen  Verhältnisse  maassgebend  bestimmt 
und  hat  dann  wieder  der  Staatsentwicklung  Vorschub  geleistet,  so 
u.  A.  besonders  die  frühe  Einbürgerung  eines  festen  Steuersystems, 
der  directen  taille  und  einiger  wichtiger  indirecter  Steuern 
(auf  Getränke,  besonders  Wein,  Salz  u.  a.  m.)  schon  im  15. 
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Jibrhandert.  Dem  Königtbnm  glückte  es  frlther  und  in  stärkcrem 
Gnde,  zur  Obmacht  zq  gelangen ,  den  Staatsgedanken  zur  Ent- 
vicklaog  zu  bringen  nnd  ein  förmliches  staatliches  Finanz- 
und  SteaerBystem  zu  bilden.  Wie  die  politische,  so  ist  daher  auch 
die  {ranzösiscbe  Finanz-  und  Steuergeschichte,  trotz  zahlreicher  bis 
zor  Revolution  verbleibender  provinzieller  Verschiedenheiten,  schon 
in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  und  vollends  vom 
16.— 18.  Jahrhundert  eine  viel  einheitlichere,  als  die  deutsche. 
Das  erleichtert  natürlich  auch  die  wissenschaftliche  Ansammlung 
und  Verarbeitang  des  Stoffs  ausserordentlich. 

Am  Schlnss  des  ancien  regime  waren  zwar  im  Finanz-  und 
Steaerwesen  schwere  politische  Mängel  geblieben,  welche 
Tomehmlich  anf  das  absolute  Regiment  und  das  Privilegienwesen 
zarückzafiihren  sind.  Aber  selbst  auf  diesem  Gebiete  waren  unter 
Ludwig  XVI.  durch  Türgot,  Necker,  durch  einzelne  Intendan- 
ten der  Provinzen,  durch  die  neuen  Provincialversammlungen  und 
die  Notabelnversammlnng  von  1787  wichtige  nnd  entscheidende* 
Reformen  in  Bezug  auf  Beschränkung  willklihrlicher  Ausgaben, 
ittf  den  königlichen  Hof  halt,  auf  Verbesserung  und  gerechtere 
Vertheilang  der  directen  Steuern,  namentlich  der  tnille,  theils  schon 
ausgeführt,  theils  angebahnt  worden.  In  finanztcchnischcr 
Hinsicht  war  aber  sogar  die  indirecte  Besteuerung  (Getränke- 
Meoern,  Tabakmonopol)  unter  der  Verwaltung  der  fcrmes  und  die 
Verkehrsbesteuerung  (Vorläufer  des  Enregistrement; 
droits  de  contröle,  d'  Insinuation,  de  centi(?me  denier),  dann  das 
Etat-,  Rechnungs-,  Zahlungswescn  (comptabilit^)  schon 
ziemlich  vollendet  eingerichtet.  Ks  handelte  sich  auch  hier  mehr 
am  allgemeine  volkswirthschaftlichc  und  politische  Reformen  (im 
Zollwesen,  bei  der  Salzsteuer,  der  drückenden  gabeile),  als  um 
technische  und  rein  administrative.  Das  französische  Steuerwesen 
steht  in  letzterer  Hinsicht  im  18.  Jahrhundert  doch  schon  recht 
hoch  und  konnte  für  andere  Grossstaaten  in  manchen  Einriebtungen 
als  Muster  dienen.  Die  genaueren  Darstellungen  neuerer  franzö- 
sischer Fachschriftsteller  werden  hier  dem  ancien  regime  wieder 
gerecht.  Man  begreift  danach,  dass  es  bei  einem  Friedrich  d.  Gr. 
doch  nicht  nur  seine  bekannte  allgemeine  Vorliebe  für  französische 
Einrichtangen ,  sondern  gute  sachliche  Gründe  waren,  die  ihn  zur 
Herbeiziebnng  französischer  Finanzbeamten  veranlassten.  Auch  ist 
gerade  jüngst  wieder  der  genauere  Nachweis  geliefert  worden, 
durch  Ren^  Stonrm,  dass  sich  die  willkührliche  Zerbrechung 
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des  überkommenen  Steuersystems  in  den  ersten  Jahren  der  Revo- 
lution bitter  rächte  und  dass  bei  dem  Aufbau  des  Steuersystems 
des  modernen  Frankreich  unter  der  ersten  Republik  und  unter 
Napoleon  I.  fast  Überall  an  die  besten  Traditionen  des  älteren 
Systems  angeknüpft  wurde  und  werden  musste.  Vieles  was  als 
„neu"  gilt,  hat  sich  bei  genauerer  Betrachtung  nur  als  Wieder- 
herstellung und  freilich  auch  nach  der  politischen  Seite  als  Ver- 
besserung des  „Alten**  erwiesen.  Nur  die  Sucht,  möglichst  tiberall 
die  „grosse  Revolution"  als  Schöpferin  von  durchaus  Neuem  er- 
scheinen zu  lassen,  hat  darüber  Täuschungen  bewirkt. 

Für  die  allgemeine  Stcuergeschichte  und  für  die  Finanz- 
wissenschaft ist  diese  Wiederherstellung,  Fortführung  und  Ver- 
besserung des  Finanz-  und  Steuerwesens  der  alten  französischen 
Monarchie  in  demjenigen  des  „modernen  Frankreichs"  des  19. 
Jahrhunderts  besonders  zu  beachten.  Wiederum  zeigt  sich,  dass 
die  Dinge  hier  viel  mehr  „geschichtlich  gebunden"  sind,  als 
die  individualistische  Auffassung  annimmt.  Die  gegebene  volks- 
wirthschaftliche  Entwicklung  und  Rechtsordnung,  die  gegebenen 
Anforderungen  an  den  Staat  und  die  übrigen  öffentlichen  Körper, 
die  gegebene  politische  Organisation,  für  welche  die  mehr  for- 
malen Fragen  der  Verfassungsform  hier  nur  von  relativ  unter- 
geordneter Bedeutung  sind,  entscheiden  über  die  öflFentlichen  Finanz- 
bedürfnisse und  über  die  Art  ihrer  Deckung,  daher  über  das  Steuer- 
system, über  die  Gattungen  der  Steuern,  in  der  Hauptsache. 
Nur  bei  dem  Ausbau  im  Einzelnen  kann  sich  der  politische 
Standpunct,  der  Wunsch  und  Wille,  die  technische  Fähigkeit  der 
Gesetzgeber  specieller  von  Einfluss  zeigen.  Wenn  selbst  ein  Sturm, 
wie  er  in  den  1790er  Jahren  über  Frankreich  dahin  fegte,  es  nicht 
dahin  gebracht  hat,  dass  ein  wesentlich  anderes  Steuersystem,  son- 
dern nur  das  entwickelte  und  verbesserte  des  ancien  regime  nach 
wiederhergestellter  Ordnung  das  Steuersystem  des  nach-revolutio- 
nären  Frankreich  geworden  ist,  so  muss  doch  wohl  ein  solches 
System  wenigstens  in  seinen  Hauptpuncten  ein  noth wendig  ge- 
gebenes sein.  Hat  es,  wie  gar  nicht  zu  leugnen  ist,  immer  noch 
grosse  politische,  wirthschaftliche  und  technische  Mängel,  so  folgt 
daraus  natürlich  die  Pflicht  des  Theoretikers  nnd  Practikers,  diese 
Mängel  festzustellen  und  möglichst  zu  beseitigen.  Aber  nur  der 
Doctrinär  und  der  politische  Dilettant  können  aus  solchen  Mängeln 
und  aus  der  sich  immer  wieder  bald  offenbarenden  Unmöglichkeit, 
diese  Mängel  alle  genügend  zu  beseitigen,  ein  Verdict  gegen  das 
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ganze  System  ableiten,  in  dem  Wahne,  es  durch  ein  von  Grund 
US  anderes  nnd  „Yollkommenes^'  ersetzen  zu  können.  Die  ^,Voll- 
komnienbeit''  ist  auch  hier  nur  das  Ideal,  dem  zuzustreben,  das 
aber  ewig  unerreichbar  ist.  Die  „Unvollkommenheit^'  ist  und  bleibt, 
wie  leider  in  allen  Realitäten  dieser  Welt,  auch  hier  das  Gesetz, 
das  uns  and  unsere  Einrichtungen  beherrscht.  Das  lehrt  auf  dem 
inanziellen  Gebiete  ein  Vergleich  der  Besteuerung  Frankreichs  im 
18.  and  19.  Jahrhundert  in  besonders  deutlicher  Weise. 

S.  uher  die  französische  finanzielle  Literatur  <li<.^  in  R.  I  (3.  A.)  S.  55  u. 
jÜ—hl  genaiiutco  Werke.  Aus  den  rdteren  Lit.  sind  HaiUy.  hist.  fin.  u.  die  Eiu- 
leiniaren  in  Pastoret's  ordonn.  des  reis  de  Franc«*  hcrvorziihclKin.  Eine  kurze  l't'ber- 
scbt.  besonders  nach  den  persönlichen  Momenten  (^(ieuüralcoiuroleurei,  aber  ohne  f^e- 
fil^de  Darstellung  des  Sachlichen  u.  mei&t  aus  Monthion's  in  B.  I,  S.  5S  ^eu. 
yhrift  ?iebt  Bresson  hist  financ.  (bis  um  1S2S;  2.  Aufl.  1^40).  Intor  drr  ni'uesten 
fauzeeschicbtlichen  Literatur  rasten  hervor:  Vuitry,  ctud«>s  sur  ie  rcirime  fin.  d. 
L  Fr.  avanc  la  rcrolntion,  8  ?oL  Par.  1S7S  fl*.  u.  Olama^eran,  hist.  de  V  iuip«*>t 
a  Fraucc.  lüsher  3  ?ol. .  Par.  1S()7,  JS6^,  IS*«»),  bis  zum  Schluss  der  Ke- 
äcniDir  Ludwiff'  XV.  Ein  weiterer  Band  über  Ludwiir  XVL  ist  zu  erwarten.  Ein 
TORü^liches  Werk,  das  der  folgenden  Uehersicht  zumei^t  zu  (irunde  liegt.  Den  Zu- 
suA  am  Schlu:>s  des  ancien  regime  ersieht  mau  gut  aus  Necke r 's  Scbriften,  be- 
:«ider&  ans  den  —  allerdings  sehr  weitschweifigen,  in  einzelnen  Abschnitten  ncbrn 
nel  Gatem  ao erträgliches  Selbstbcwusstseiu  zeigenden  —  drei  Bunden  de  l'admini- 
antion  des  fiuances  de  France,  1784,  auch  mit  Kefurmvorschlägen  (z  B.  l'niiicatiüu 
4^  tjahelle,  der  Salzsteuem).  Ueber  die  einzelnen  Steuern  u.  deren  Einrichtung  im 
dajLaligcn  Frankreich  die  Encyclop.  m^thodii[ue,  fiuances,  17S4.  Kurze  üebersicht 
Übaßt  B^rsteaemng  bei  Vignes.  traiti*  des  imp^^ts,  Par.  IbSO,  4.  ed.  I.  10  H.,  113  11'. 
Dii^  tllgcinoincn  politischen  Missstände  in  der  damaligen  Bc^ttvirTuntr,  den  Steuerdruck. 
tf-.  EinwiriuoiT  dieser  Verhältnisse  auf  die  ReFolution^bewegung  schildert  Taine  gut, 
E;.i?tchQnir  des  modernen  Frankreich.  (D.  Uebersetz.  v.  Katicher,  Leipz.  1^77,  bes.  l, 
B.  S.  K-  2,  S.  35*J  ft.).  Jungst  hat  dann  Kcn6  Stourui  in  dem  2bandi!r«*n  Werke: 
ks  triances  de  V  ancien  regime  et  de  la  revolutiou,  origines  du  Systeme  iin.  actuel, 
Pir  ISSS  durch  einen  historischen  Rückblick,  besonders  auf  di«;  Periode  des  IS. 
]ihihunderts  und  durch  eiue  eingehende  Darstellung  der  ,.Neugestaltun!^"  d«'S  Steucr- 
iTS'.aii  in  der  ReFolutions-  und  Kaiserzeit  unter  genauer  Vi-rgleichung  des  alteren 
Steürfrrechts  nnd  der  unter  Ludwig  XVL  noch  vor  ITSII  «geplanten  Keformeu  mit  der 
vstebeadeu  Gesetzjrebung  nachgewiesen,  dass,  wie  gesagt,  die  Verländung  des  neuen 
BK  d'.-m  alten  Steuersystem  doch  eine  ?icl  innigere  ist,  aU  man  meistens  ohne  »re- 
giere l'utersucbong  angenommen  hat.  Stourm  zeigt  das  im  Einzelnen  bei  den 
T'rKhiedencn  Steuergattungen  und  ermässigt  den  oft  verkiindet«'n  Ruhm  der  ersten 
E'.TCiiatioiisjabre  erheblich.  Es  ergiebt  sich  besonders,  wie  thöricht  die  Niederreissung 
fM  der  ganzen  indirecten  Besteuerung  war,  ohne  dass  man  dafür  einen  Flrsatz  hatte, 
>Jcr  einen  solchen  in  der  Reform  der  directen  Besteuerung  finden  konnte.  Erst 
Napoleon  I.  schaffte  durch  die  Rückkehr  zu  passenden  indirecten  Steuern  (auf  (ie- 
Tiakc,  Tabakmonöpol)  hier  Wandel.  S.  auch  Sudre,  les  fin.  de  la  Fr.  au  XIX.  sii'-cie, 
2  iU.  Par.   ISS.^,  11,  L  1,  eh.  1  ff.  (handelt  besonders  üb.?r  die  Zeit  ?.  1S00  bi-^  ISIS). 

§.  51.  Für  die  Zeit  von  der  endgiltigen  AutlöHung  der  caro- 
ÜDgiscbeD  Monarchie,  also  bis  in  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts, 
ist  hier  auf  die  frühere  Üebersicht  in  §.  14 — 1(>  zu  verweisen,  in 
welcher  auf  Gallien  nnd  Westfranken  besonders  Bezug  genommen 
wurde.  Die  Nachwirkung  römischer  Einrichtungen  und  die  An- 
knüpfung daran  ist  natürlich  hier  bedeutender  als  im  östlichen 
oder  dentsefaen  Theile  des  fränkischen  Reiches. 
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Die  Finanzverhältnisse  haben  sich  in  den  ersten  Jahrhunder- 
ten des  selbständig  gewordenen  westfränkischen  Reiches,  in  der 
Periode  der  Einbürgerung  des  Feudalsystems,  nur  wenig  verändert 
und  bieten  wieder  im  Ganzen  wie  in  vielen  Einzelheiten  ungefähr 
dasselbe  Bild  wie  im  Deutschen  Reiche.  Anders  wird  dies  unter 
dem  Einfluss  der  politischen  und  Kriegsverhältnisse  (englische 
Kriege)  mit  dem  Emporsteigen  der  königlichen  Macht  und  mit 
den  wachsenden  eigentlichen  Staatsbedürfnissen  in  den  letzten 
Jahrhunderten  des  Mittelalters.  Die  Einbürgerung  stehender  Heere 
und  fester  bleibender,  auch  directer  Steuern  (der  taille)  im  15. 
Jahrhundert  (Ordonnanz  von  1439)  bildet  hier  einen  Abschnitt, 
mit  dem  die  Periode  des  älteren  Finanz-  und  Steuersystems 
mehr  noch  vorwaltend  feudalen  Characters  abschliesst,  wie  man 
es  mit  Clamngeran  auffassen  darf  (seine  Periode  des  „impot  f^o- 
dal").  Dann  entwickelt  sich,  wenn  auch  unter  manchen  Wcchsel- 
fällen,  allmählich  das  monarchische  Frankreich  des  ancien  regime. 
In  diesem  baut  sich  das  K^nigthum  sein  eigenes  Finanz-  und 
Steuersystem  in  Gemässheit  der  Bedürfnisse  eines  monarchischen, 
aus  dem  Feudalismus  zum  modernen  eigentlichen  Staate  sich  ent. 
wickelnden  grossen  Gemeinwesens  aus.  Oefters,  aber  auch  vom 
15  bis  zum  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  (1614)  immer  nur  vor- 
übergehend, unter  Verhandlungen  und  Kämpfen  mit  den  Stän- 
den, überhaupt  unter  Mitwirkung  der  letzteren,  auch  der  Reichs- 
stände. Diese  zweite  oder  neuere  Periode  —  Clamageran's 
„monarchische  Besteuerung"  —  reicht  bis  1789.  In  ihr  lassen 
sich  wieder  mehrere  kleinere  Perioden  unterscheiden.  Einen  wich- 
tigeren Wendepunct  bildet  das  letztmalige  Zusammenkommen  von 
Reichsständen  im  Jahre  1<)14.  Die  etwa  von  hier  an  zu  rechnende 
absolutistische  Zeit  der  vier  letzten  Ludwige  (Ludwig  XllI — XVI) 
bildet  für  sich  wieder  die  Abschlussperiode  der  Steuerge- 
schichte des  französischen  Königthums. 

Im  Vergleich  mit  dem  deutschen  Finanz-  und  Steuerwesen 
macht  das  franz?>sische  seit  Jahrhunderten  einen  modernen  und 
zugleich  den  Eindruck  eines  wahrhaft  staatlichen.  Dieser 
Doppel  -  Character  tritt  dagegen  in  Deutschland  selbst  in  den 
grössten  Territorialstaaten ,  die  österreichische  und  preussische 
Monarchie  nicht  ausgenommen,  überhaupt  erst  im  18.  Jahrhundert 
hervor,  aber  auch  da,  selbst  in  den  Staaten  Friedrichs  d.  Gr.  und 
Maria  Theresia's,  noch  nicht  in  demselben  Grade  als  in  Frank- 
reich. 


Perioden  der  fraozOs.  t'inanzgeschichtc.  125 

Aach  hier  zeiget  sich  wieder  im  Finanzwesen,  was  Frankreich  Dank  seiner  frU- 
keien  Entwicklung  zu  einem  eigentlichen  Staate,  daher  ?or  Allem  Dank  seinem  König- 
ikom,  For  IXeatschlaiid  voraus  hat.  Fragen,  welche  bei  uns  heute  noch  erst  zu  lösen 
nid,  wie  diejenigen  einer  für  den  Staatsbedarf  genugenden  ordentlichen  indirecteu 
SesteiKrang,  hat  Frankreich  schon  im  Zeitalter  des  ancicn  regime  erledigt  t'nd 
Fngen,  welche  bei  uns  noch  nicht  einmal  ins  Auge  gefasst  werden,  sind  in  Frank- 
Rick  ehenfalls  in  diesem  Zeitalter  schon  erörtert  und  einer,  wenn  auch  noch  sehr 
BroUkommenen  L&sung  entgegen  geführt  worden:  die  yrleichmässigere  Gestaltung 
ack  der  directen  Besteuerung  (capitation.  Zwanziir:)te  des  1^.  Jahrhunderts,  freilich 
ost  Gedanken  an  grossere  Reformen  der  taille)  —  eine  Forderung;,  welche  volkswirth- 
sckiftlich  schliesslich  kaum  weniger  wichtig  als  diejenige  der  gleich  missigen  Ver- 
kiacbsbesteaerang  und  des  (irenzzoUwescns  in  einem  einheitlichen  Vt^rkehrsge- 
feie  ist 

2.    Aeltefe  Periode  (9.— 15.  Jahrhundert). 

§.  52.  Aoeh  im  westfräDkischen  Reiche  ist  dei*  König  für 
sdoeo  Hof  bedarf  and  für  den  damit  verbundenen,  öffentlichen 
Zwecken  dienenden  Bedarf,  soweit  letzterer  überhaupt  in  dieser 
frohen  Zeit  (9.— 12.  Jahrhundert)  vorkommt,  auf  seine  Do  man  ial - 
einkflnfte,  auf  die  damit  verbundenen  Gerechtsame  und  auf  Ein- 
klnfle,  welche  mit  der  Ausübung  von  Hobcitsrcchten  verbunden 
»od,  angewiesen.  Dies  bleibt  noch  spät  ein  Grundsatz  des  öffent- 
lichen Rechts.  Eigentliche  allgemeine  Steuern  finden  sich  für 
^wohnliche  Bedarfszwecke  nicht,  wohl  aber  kommen  sie  für 
aasserordentliche  öffentliche  Zwecke,  so  im  9.  und  im  An- 
fang des  10.  Jahrhunderts  für  die  Tribute  au  die  Normannen, 
j  später  ftir  Kreuzzüge  (1147)  vor  und  zwar  als  directe  Perso- 
nal-^ Kopf-,  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 

Die  sonstigen  steuerartigen  Abgaben,  welche  auch  der  König 
sls  Lebens-    nnd   grosser  Grundherr  von    seinen   directen   Unter- 
thanen  nnd  Vasallen   bezog,    bilden   zunächst  nur  ein  Glied  des 
allgemeinen  Systems    der  Feudalabgaben    an    den    Herren 
iSeigneur).      Zu  diesen  Abgaben  gehörten  auch  „Aid es''  (auxilia) 
aod  „Exaetions'^    (exactiones),    rechtlich,   aber  nicht   immer  that- 
sac'blich    sich    unterscheidende   steuerartige  Zahlungen   der   Unter- 
I    ihanen  nnd  Vasallen.     Sie  werden  mit  der  Erweiterung  des  könig- 
\    liehen  Domaniums  und  der  königlichen  Macht  vom  11. — 13.  Jabr- 
\    bondert   vom    Königthnm   als    dem  Suzerain    auf   das  Gebiet   der 
'    ^rr>8sen    Vasallen  ausgedehnt    und,    zum   Theil    uoter  Mitwirkung 
j    der  Reichsstände  (^tats  g^n^raux),  weiter  ausgebildet.     Die  Ver- 
wendung  der  auf    diese  Weise   erlangten  Einkünfte    erfolgt    vor- 
Dthmlich  ftir  öffentliche  Zwecke  (Kreuzzüge,   Landes vertheidigung, 
j    N-ildheere),    während   die  DomanialeinkUnfte  i.  e.  S.  für  den  Hof- 
bit vorbehalten  bleiben.    Schliesslich  bilden  sich  aus  diesen  Aides 
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ordentliche  bleibende  Steuern.  Dieser  Abschluss  der  Ent- 
wicklung erfolgt  zu  einer  Zeit,  wo  gleichzeitig  das  stehende  Heer, 
wenn  auch  zunächst  im  kleinen  Umfang,  als  feste  Institution 
sich  einbtirgert  und  einen  bleibenden  öffentlichen  Finanzbedarf  im 
Landesin^erresse  hervorruft,  welcher  sich  aus  den  tibrigen  ordent- 
lichen Rinkilnften  des  Königs  nicht  bestreiten  liess  (1439  bez. 
1445).  Für  dieses  Heer  wurde  ein  fester  Jahresbetrag  der  taille 
von  1.2  Mill.  Livres  bestimmt  (1445).  Die  Erhebung  besonderer 
grundherrlicber  Taillen  (tailles  seigneuriales)  neben  der  könig- 
lichen Taille  wurde  zugleich  an  die  königliche  Erlaubniss  ge- 
bunden und  so  wenigstens  rechtlich,  freilich  noch  lange  nicht  fae- 
tiscb,  diesen  Steuern  der  Feudalherren  zu  Gunsten  der  alleinigen 
Königssteuer  ein  Ende  gemacht:  principiell  wohl  der  bedeutsamste 
Schritt  in  der  politischen  Seite  der  französischen  Steuerge- 
schichte dieser  Periode. 

In  technischer  Hinsicht  sind  die  Steuern  (aides,  exactiones, 
taliae)  besonders  früher,  wesentlich  directe  Steuern  manchfaeh 
verschiedener  Art,  thatsächlich  überwiegend  vom  ländlichen 
unterthänigen  Grundbesitz,  wenn  auch  als  Vermögens- 
und Einkommensteuern,  als  Heerdsteuern,  Kopfsteuern 
aufgelegt.  Aber  bald  kommen  auch,  neben  den  alten,  jetzt  meist 
dem  Grundherrn  zugefallenen  Passagezöllen,  neue  indirecte 
Steuern  auf,  besonders  von  Getränken,  von  Salz,  als  Abgaben 
vom  KaufundVerkauf  speciell  benannter  Waaren  (namentlich 
Wein)  oder  der  Waaren  überhaupt,  als  Ausfuhrzölle,  als  städ- 
tische Octrois  (für  die  Stadtcasse,  aber  auch  mit  Antheilen  des 
Königs  und  als  Mittel  zur  Zahlung  der  königlichen  Steuern,  welche 
die  Stadt  zu  tragen  hat).  Der  Name  „aides^',  ursprünglich  allge- 
mein für  steuerartige  Abgaben  und  selbst  wohl  besonders,  wie  talia 
für  directe  Steuern  gebraucht,  wird  mehr  und  mehr  auf  derartige 
indirecte  Abgaben  beschränkt  (§.  32,  S.  71). 

Schon  im  15.  Jahrhundert  hat  Frankreich  so  ein 
umfassendes  Staatsstcuersystem  erreicht,  das  zwar  noch 
eine  sehr  kunterbunte  und  politisch  wie  technisch  unvollkommene 
Gestalt  hat,  aber  doch  einen  geeigneten  Ausgangspunct  für  die 
Weiterentwicklung  einer  Besteuerung  bildete,  wie  sie  ein  vom  Feu- 
dalstaat zum  modernen  Staat  sich  herausbildender  öffentlicher 
Körper  für  seinen  unvermeidlich  rasch  wachsenden  Finanzbedarf 
brauchte.  Es  war  dieselbe  Zeit,  wo  das  Deutsche  Reich  vergeb- 
liche Anläufe  nach  einem  gleichen  Ziel,   festen  ergiebigen  Reichs- 
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steuern^  machte  (§.  22)  und  wo  auch  unser  Territorialsteuerwesen 
eben  erst  io  Bahnen  einlenkte,  welche  Frankreich  bereits  länger 
mit  einem  gewissen  Erfolge  beschritten  hatte:  die  Bahnen  der  in- 
directen  Verbrauehsbesteuerung. 

Es  Hegt  im  Cbaracter  alles  älteren  Stcuerwcäcns,  der  sich  wioder  aus  der  Ent- 
^ehaogs-  und  EntwickloDgspeschichte  der  Bestuuerung  lt>diglich  unter  dem  Eiiifluss 
pncrischer  BedQrfnisäe  und  (iesichtspunctc  erklärt,  dass  es  so  ungemein  schwierig, 
amtlich  nnmuglich  ist,  in  kurzen  Zügen  ein  genügend  vollständiges  Bild  solcher 
älteren  Bosreuerung-  zu  geben.  Der  stete  enge  Zusammenhang  mit  den  Übrigen  Finanz- 
lad  mit  politischen,  rechtlichen,  wirthschaftlichcn  Verhältnissen  sowie  mit  der  allge- 
udoeo  Yerwaitang.  worauf  hier  doch  nicht  weiter  eingegangen  werden  kann,  erhöht 
4iese  Schwierigkeiten  noch.  Selbst  fUr  das  französische  Steuerwesen  gilt  dies,  ob- 
ddch  dies  früher  nach  einer  gewissen  Einheitlichkeit  und  U<^b<^rsichtlichkeit  strebt 
QBd  sie  aach  erreicht  und  trotz  der  ?ortrefl'lichen  Vorarbeiten,  welche  über  die  fran- 
z>)iis*rhe  Finanz-  und  Steuergeschichte  vorhanden  sind.  An  mancherlei  unsicher  auf- 
H[lärteQ  Pauctea  und  literarischen  Streitfratruii  fehlt  es  natürlich  auch  hier,  zumal 
für  die  ältere  Zeit,  nicht.  Ich  muss  für  das  Einzelne  und  für  den  neue^sten  Stand 
der  Untersachungen  auf  die  umfassenden  Werke  von  Clamageran  und  Vuitry  fer- 
T?iseD.  Hier  sollen  nur  einige  typische  und  für  den  ganzen  Ent  wicklungs- 
^ADg  characteristische  und  maassgebende  Verhältuisse  etwas  genauer  her- 
Tgr^'ehoben  werden,  besonders  nach  Clamageran*s  Darlegungen. 

§.  53.  Unter  den  mancherlei  verschiedenartigen  Abgaben 
des  Feudalsystems  an  den  Lehensherrn  haben  die  aides  und 
eiaetioDS  in  der  That  wohl  am  meisten  die  Natur  steuer- 
artiger Abgaben,  wenn  auch  sie  nicht  allein  und  wenn  sie  selbst 
2Lnch  nicht  immer  schon  als  reine  Steuern  erscheinen. 

Die  aides  (auxilia)  sind  „ausserordentliche  Subsidien  aller 
rntertbanen  und  Vasallen  an  den  Herren,  im  Verhältniss  zu  den 
Einkünfleii  geliefert.'* 

Clamageran,  I,  109.  Es  gehören  dahin  die  auch  in  anderen  Ländern  des 
Fec'lal>y5tcm.s  so  verbreiteten  „drei  Fälle"  der  „aides  legitimes*',  herkünun- 
lirhe  Zahlungen  bei  Gelegenheit  des  Kitterschlags  des  Sohns  des  Herren,  der  V«'r- 
brirathang  seiner  (ältestem  Tochter,  des  Lo^kaufs  des  Herrn  aus  der  <iefangenschaft. 
Dem  König  als  Suzerain  und  obersten  Lehensherrn  steht  dieser  Anspruch  ebenfalls 
ra.  Der  uns  fremdartigste  Fall,  der  L^skauf  des  gefanireiien  K^^nigs,  spielt  in  der 
'•iMfei5rh«;n  (jcschichte,  wo  solche  Gefangenschaft  des  MonarcluMi,  ehar.icteristis<h 
f-rüu?,  nir-ht  ganz  selten  war  (K.  Johann.  Franz  L.  —  Napoleon  I.  und  HL!)  mehr- 
te' h  eine  besondere  Rolle.  Er  wiegt  auch  fmaiiziell  schwer.  So  betrug  das  Löse- 
rrli  K.  Johann's  1860  3  Mill.  Goldthaler,  was  nach  Clamageran  3().27  Mill.  fr.  heu- 
:.stn  «icldtrs  u.  nach  dem  relativen  (ieldwerth  gar  201  Mill.  fr.  (V)  wäre.  (Cl.  I,  37'J). 
ur  Franz  I.  waren  nach  Pavia  2  Mill.  Goldthaler  oder  4  Mill.  Livres  zu  zahlen, 
fl'^jch  23-5S  M.  fr.  oder  101  M.  fr.  nach  jetzigem  Geldwerth  (Clam.  II,  102i.  Die 
Adligen  hatten  nach  alter  I^ihensrerpflichtung  dafür  V^  ihrer  LehenseinkUnfte  beizu- 
traren  feb.  II,  115). 

Von  den  genannten  aides  unterschieden  sich  die  aides  grazieuses  dadurch, 
'U»  sie  die  Zustimmung  der  Leistenden  bedangen.  Doch  bildeten  sich  auch  hier 
iÄilc  ]«:^timer  Hilfe  aus,  so  beim  Krenzzug,  bei  der  Landesveitheidigung  und  beim 
Erverb  von   Herrenland  (einmal  bei  Lebzeiten  des  einzelnen  Herren). 

Im  Unterschied  von  allen  diesen  aides  werden  diecxactioncs 
als  Abgaben  cbaracterisirt,  die  nicht  auf  Herkommen,  auch  nicht 
aaf Zastimmang  der  Uuterthanen  beruhen,  sondern  willktihrlich 
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vom  Herren  nach  Bedarf  aufgelegt  werden,  derentwegen  dann  auch 
Zusagen  gemacht,  Missbräuche  und  Uebertrcibungen  in  Privilegien 
abgestellt  werden.  Zu  diesen  exactioncs  rechnet  das  französische 
Feudalreclit  besonders  die  unter  dem  Namen  taille  (talia,  tolta) 
nachweisbar  seit  dem  11.  Jahrhundert,  sachlich  vermuthlich  schon 
früher  vorkommende  directe  steuerartige  Abgabe. 

Ueber  die  Namenserklärung:  gehen  die  Ansichten  auch  hier  auseinander  (s.  o. 
S.  71,  Clainageran,  I.  200).  Mitunter  wurde,  mit  einer  unliebsamen  Nebenbedeu- 
tung, eine  solche  ohne  Bewilligung  der  Besteuerten  vom  Herren  (Seigneur)  und 
speciell  vom  König  aufgelegte  (directe  wie  indirecte)  Steuer  maltOte  genannt  (dor 
einen  Bedeutung  unseres  „üngelts"  vielleicht  entsprechend?).  Speciell  wird  dieser 
Ausdruck  seit  Ende  des  18.  Jahrhunderts  der  übliche  für  directe  Taillen,  welche 
missbräuchlich,  vexatorisch,  anders  als  in  herkömmlicher  Weise  und  ohne  Schonung 
der  Eximirten  aufgelegt  werden  (Clam.  I,  310).  Die  gewöhnliche  taiUe,  unter  ver- 
schiedenen localen  Namen,  oder  auch  andere,  aber  ähnliche  Steuern  werden  früh- 
zeitig gern  nach  ,,feux"  als  Rauch-  oder  Feuers  teilen -Steuern  (fouages,  fo- 
cagia)  aufgelegt.  Sie  sind  somit  wohl  wesentlich  directe  Familiensteuern,  in- 
dessen fallen  sie  damit  nicht  durchaus  zusammen,  sondern  treffen  wirklich  Haus- 
bewohner-Gruppen, die  dieselbe  Feuerstelle  benutzen  (Clam.  I,  201).  Man 
bildete  auch  wohl  eine  Art  fictiver  Steuereinheiten,  indem  man  das  Land  in 
eine  Anzahl  StUcke  ungleicher  Grösse,  aber  nach  Zahl  der  Bewohner,  Bodenbeschaflen- 
lieil,  Productiöns-  und  Verkehrsverhältnissen  gleichen  Werths  eintheilte  und  diese  Ein- 
heiten dann  als  .,feux''  ansah  und  besteuerte  (so  in  Languedoc  u.  Theilen  der  Dau- 
phine,  1376,  Clam.  I,  403).  Die  Staats-Taille  wurde  noch  im  18.  Jahrhundert  in 
vielen  Thoilcn  Frankreichs  nach  ..fenx"  aufgelegt  und  noch  damals  kam  es  vor,  dass 
sich  auf  dem  Lande  viele  Litute  in  Eine  Behausung  zusammendrängten,  um  einer  be- 
sonderen Taille  zu  entgehen. 

Neben  diesen  wesentlich  directen  steuerartigen  Abgaben 
finden  sich  im  Feudalsystem  zahlreiche  und  mannigfaltige  andere, 
welche  als  indirecte  Verbrauchs-,  als  verkehrssteuer- 
artige  Abgaben,  oft,  wie  bei  Zöllen,  Wegeabgaben,  ver- 
bunden mit  gebührenartigen  aufzufassen  sind.  Auch  sie  fallen 
dem  Lehensherrn,  dem  Grundherrn,  eventuell  dem  König  als  solchem 
zu  und  ihr  Bezug  wird  vollends  zu  einem  tibertragbaren  verkäuf- 
lichen Privatrecht. 

Einzeln  gehören  z.  B.  hierhin  die  Wejce-  und  Passagezölle,  meist  nach  der 
Menge,  der  Last  u.  s.  w. ,  mitunter  in  natura  erhoben  (wichtig  darunter  der  Salz- 
zoll);  die  Yerkaufsabgaben ,  besonders  auf  Märkten,  frühzeitig  namentlich  auch 
eine  Abgabe  vom  Weinverkauf  im  Kleinen  (foragium,  forage);  die  iu  der  Form  der 
Bannrechte  (banalites),  besonders  bei  BannmUhlen,  -Backöfen,  -Keltern  unterlaufen- 
den Abgaben,  Jiuch  der  Extragewinn  bei  dem  Vorverkaufsrecht  des  gutsherrlichen 
Weins  gehört  hierher  (banvin,  Clam.  I,  21. H).  Auch  Besitz  wechselabgaben 
(droits  de  mutation)  hnden  sich  nicht  nur  gegenüber  Unfreien,  sondern  auch  gegen- 
über Freien,  Vasallen  und  anderen  Unterthanen,  sowohl  beim  Erbgang  als  bei  Eigen- 
tlfumsübertragungen  unter  Lebenden  mit  oder  ohne  Entgelt  und  gehen  spater  aus 
dem  Feudalsystem  unmitrelbar  oder  iu  Form  von  Abgaben,  welche  nach  Analogie 
dieser  Feudalabgaben  gebildet  wenien,  in  das  Staatssteuersystem  über  („droits  de 
rclief  et  de  rachat'*,  ,.lods  —  laudes,  „Laudemialabgaben"  —  etventes", 
Clam.  I,  20S).  Auch  die  (ieri  ch  tsherrlichkeit  giebt  bei  Straf-  unl  Civilsachen 
Gelegenheit  zu  mancherlei  Abgaben,  die  in  Princip  und  selbst  in  Form  („fixe"  und 
„proportionale"  Gebühren,  letztere  in  Werthquoten  vom  Streitobject)  den  späteren 
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TierichtsgebalireD   ond  mit  ihnen  rerbundenen  Verkehrsst«*nern   ron   gewissen  Rechts- 
geächäAcQ  in  einiger  Hinsicht  gleichen. 

Uebersiebt  man  diese  nnd  manche  andere  Abgaben,  Verpflich- 
tOD^en  zo  persönlichen  Leistungen  u.  dg!  ro.,  so  ergiebt  sich  auch 
hier  wiederum,  wie  schon  früher  hervorgehoben  (S.  66),  dass  in 
der  Fendalzeit  die  Summe  dieser  Abgaben  und  Leistungen  in  ihrem 
Haapttheil  politisch  und  als  ökonomisches  Belastungsmoment  der 
abhängigen  Bevölkerung  dasjenige  darstellte,  was  später  die  eigent- 
h'che  Besteuerung  an  Staat,  Gemeinden  u.  s.  w.  für  die  Bevölke- 
niog  bedeutet;  dass  eigentlich  nur  die  Vertheilungsi'orm  dieser 
Lasten,  dann  das  Bezugsrecht  dieser  Einkünfte  gewechselt  hat; 
dass  aber  auch  früher  der  belasteten  Bevölkerung  in  gewisseu 
Leistungen  der  „Herren"  (Schutz  u.  s.  w),  ebenso  wie  in  den 
heatigen  Leistungen  der  öffentlichen  Körper,  Gegenleistungen  für 
die  Abgaben  aller  Art  geworden  sind:  immerhin  also  auch  eine 
gewisse  „Reproductivität"  dieser  Ahgaben.  Das  Bedenk 
liehe  war  die,  freilich  durch  das  „Herkommen"  vielfach  be- 
schrankte Willkühr  der  Feudalherren  (auch  des  Königs)  in  der 
Aaflegnng  der  Lasten  und  in  der  Verwendung  der  Er- 
träge, welche  letzteren  natürlich  auch  wie  anderes,  privatwirth- 
schaftliches  Einkommen,  rein  persönlichen  Zwecken  mit  dienten, 
wie  ja  vor  der  Aera  der  Civillisten  schliesslich  auch  die  Steuer- 
erträge als  Theil  des  „königlichen  Einkommens",  namentlich  auch 
im  alten  Frankreich.  Das  weitere  Bedenken  war  die  Exemtion 
der  privilegirten  Classen,  besonders  des  Adels  und  der 
Geistlichkeit,  von  den  meisten  dieser  Abgaben  und  Lasten: 
der  grosse  IJebelstand,  der  dann  auch,  in  der  Hauptsache  bis  zum 
Schluss  des  ancien  regime,  im  Staatssteuersystem  Frankreichs  ge- 
blieben ist. 

Fassen  wir  schliesslich  die  von  den  Feudalherren  und  vom 
König  als  Domanialherren  und  feudalem  Suzerain  bezogenen 
steaerartigen  Einkünfte  in  dieser  Periode  des  Mittelalters  als  ,,die 
Steuern  des  Fcudalstaats"  zusammen.  Sie  sind  zu  den  ge- 
mischt privaten  und  öffentlichen  Zwecken  des  Staats  in 
der  feudalen  Gesellschaftsorganisation,  für  welche  das  damalige 
Fraokreieh  ein  so  besonders  characteristisches  und  t}  pisches  Bild 
debt,  bestimmt  In  wesentlicher  Uebereinstimmung  mit  Clama- 
geran  kann  man  dann  wohl  folgende  drei  Momente  als  die  be- 
sonders bezeichnenden  in  dieser  Besteuerung  hervorheben:  ein- 
mal die  ausserordentliche  locale  Zersplitterung,  zweitens  die 
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privatrechtliche  Auffassung,  daher  besonders  die  Ver- 
käuflichkeit,  drittens  die  Regelung  der  Besteuerung  vornehm- 
lich durch  das  feste  Herkommen. 

Dies  in  dem  Maasse,  dass  „Herkommen",  „cou tarne"  ond „Steuer",  „im- 
pot"  förmlich  Synonyma  werden.  Nor  in  dem  Erforderniss  der  Zustimmung 
der  Pri?ilcgirten  (des  Adels)  zu  den  aides  gracieuses  und  in  den  willkahrlichen 
herrschaftlichen  Taillen  auf  die  ünterthanen,  auch  die  persönlich  freien,  im  Gehiete 
des  Herren  wohnenden  (talia  ad  voluntatem,  maltote)  erleidet  die  entscheidende  Macht 
des  Herkommens  Beschränkungen.     (Gl am.  I,  220  tf.). 

§.  54.  Gegen  das  Feudalsystem,  speciell  gegen  die  Feudal- 
rechte und  Anmaassungen  der  grossen  Herren,  namentlich  auch 
auf  dem  Gebiete  der  steuerartigen  Gefälle,  erhob  sich  vom  11. 
Jahrhundert  an  in  Frankreich  eine  zweifache  Reaction:  ein- 
mal diejenige  der  Communen  (communes),  der  Städte,  dann 
diejenige  des  Königthums. 

Die  erstere,  die  hier  nicht  näher  zu  7erfolgen  ist,  hatte  gerade  auch  für  das 
herrschaftliche  Besteuerungsrecht  einige  bemerkenswerthe  Folgen,  gewisse  Feudallasten 
in  den  Städten  und  deren  Bannmeile  verschwinden  oder  werden  geregelt;  so  wird 
mehrfach  die  willkuhrliche  taille  zur  bewilligten,  städtische  Verbrauchs-  und  Ver- 
kehrsabgaben, auf  Wein,  Salz,  als  Thorsteuern  erhobene,  wie  sie  sich  in  französischen 
Städten  im  11.,  12.  Jahrhundert  oft  finden,  werden  beseitigt  oder  ermässigt  oder  ihr 
Ertrag  wird  ganz  oder  theilweise  den  Städten  gelassen,  wie  es  auch  mit  Taillen  vor- 
kommt. Durch  schriftliche  FeststeUung  der  .coutumes  wird  vielen  Missbräuchen  und 
Weiterungen  der  Herren  der  Boden  entzogen.  (Näheres  bei  Clamageran  I,  227 
bis  256.) 

Das  Königthum  hob  sich  empor  mittelst  Ausdehnung 
seines  eigenen  Domaniums  und  der  Pflege  der  damit  ver- 
bundenen Gerechtsame  sowie  durch  die  schärfere  Geltendmachung 
seiner  Suzeränetätsrechte  im  ganzen  Reiche,  auch  in  den 
Gebieten  der  grossen  Kronvasallen,  und  hier  besonders  durch  die 
erfolgreiche  Ableitung  eines  allgemeinen  Besteuerungsrechts 
aus  dem  Rechte  des  Suzeräns. 

Clam.  I,  256  £,  274  £ 

Indem  es  dem  Königthum  in  Frankreich,  im  Unterschied  von 
Deutschland,  gelang,  die  grossen  Lehen  wieder  mit  der  Krone  zu 
vereinigen,  wurde  bereits  im  13.  Jahrhundert  (Ludwig  IX.)  die 
Grundlage  für  eine  wirkliche  Staatseinheit  gelegt.  Damit  wird 
auch  der  Boden  für  eine  einheitlichere,  schon  mehr  centralisirte 
wahre  Staatsverwaltung^  und  für  manche  Verbesserungen  auf 
finanziellem  und  Besteuerungsgebiet  gewonnen.  U.  A.  wurde  in 
dem  nunmehr  direct  vom  König  abhängigen  Gebiete  die  wichtigste 
directe  Steuer,  die  taille,  durch  gewählte  Vertheilungscom- 
missionen  gleichmässiger  repartirt,  im  Princip  nach  Maassgabe  des 
Vermögens,   mobiles   halb  so  hoch  als  immobiles  gerechnet,   also 
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Proportionalbestenenuig  (Mitte  des  13.  Jahrhnnderts)  und  bei  der 
AafbriDgDDg  von  Stenersunimen  durch  Landestbeile  und  Cfemein- 
den  (Pfarreien)  nach  der  im  französischen  Taille-Recht  immer  gel- 
tenden, wenn  auch  missbräuchlicb  nicht  immer  befolgten  und  daher 
oft  TOD  Neuem  eingeschärften  Regel  für  die  unterste  Repartition 
der  anfzubriDgenden  Steuersnmmeu  auf  die  einzelnen  Pflichtigen 
(eventaell  auf  die  „feux"):  „le  fort  portant  le  faiblc". 

Z.  B.  i.  J.  1404,  CUm.  I,  441,  264. 

Als  Suzerän  erhebt  der  König  den  Anspruch  auf  allgemeine 
Aid  es  Ton  allen  Personen  und  Gütern  im  Staate  und  erreicht  es  schon 
im  12.  Jahrhundert,  dass  zu  den  drei  alten  Fällen  legitimer  Hilfen 
(aides)  noch  der  eines  Kreuzzugs  hinzugefügt  wird,  wofür  allge- 
meine Vermögenssteuern y  nach  eidlicher  Selbstangabe,  erhoben 
werden  (1147,  1188),  principiell  auch  mit  von  Adel,  Geistlichen 
and  von  beweglichem  wie  unbeweglichem  Vermögen. 

Clam.  I,  279.  Aach  später  kommen  mehrfach  ausseronleutliche  allgemeine  Vor- 
■'>geas-  aod  Personalstcaern  7or,  so  z.  B.  1294  ein  HuiidrUstcr,  1245  ein  buufzii^ter. 
als  Venndgcnsäteaer  bei  über  100  L.  Vermögen  und  mit  De<^roäsivscala  und  Maximum, 
bei  denen,  die  weniger  als  100  L.  besitzen  als  Fersonalstcuer  mit  bostimiiiteti  bilt/cn. 
Das  PriBüip  der  AllgemeiDhcit  wird  mit  gewissen  Kinschrfmkuiigcii  dal)ci  bewahrt, 
z  B.  gewiäse  Vermdgenstheilc,  das  MobiliarfermOgen  des  Adels  bleiben  frei.  Einzelne 
Süiite  Iö>en  sich  mit  fixen  Summen  von  der  specicUen  Kinsteuerung.  ((/lain.  I,  31.^  ti.) 
b  Eri*^zeiten  kommen  solche  Steuern  öfters  vor.  auch  unter  mrhr  udcr  weniger  voll- 
*ii&di?cr  Miterfabsung  von  Adel  und  Geistlichkeit.  (B<ji3]iiel  einer  wirklich  ail- 
gtüD  einen  Einkommensteaer  vom  immobilen  and  mobiltMi  Vermöi^en  i.  .1.  liioG,  mit 
iDfekehrt  progressivem  Steaerfuss  and  Steuermaximum ,  Erhebun«?  <lurrh  ständische 
Beamte,  Selbstdeclaration,  event.  unter  Eid,  Bewilli^:ang  durch  dw.  Ueichs&t.mde,  Clam. 
I.  -^»•4).  Auch  werden  wohl  für  unterbleibenden  Krieersdit'nst  besondere  Steuern  als 
Ersatz  «erhoben. 

Die  Kirche  und  derClerus  werden  sonst  öfters  zu  beson- 
deren Beisteuern  veranlasst,  regelmässig  unter  dem  Namen 
„don  gratuit"  in  Form  sog.  decimes  von  ihren  Einkünften. 
Diese  Beisteaem  zahlen  sie  dann  in  kritischen  Zeiten  auch  in 
mehrfachen  Beträgen ,  aber  die  Vertheilung  derselben  nehmen  sie, 
im  Allgemeinen  auch  noch  in  den  letzten  Jahrhunderten,  nach 
ihrem  eigenen  Gutdünken  nach  bestimmten  Maassstäben  unter  sich 
selbständig  allein  vor. 

Herkömmlich  werden  solche  Zahlungen  auch  hier  hei  gewissen  ausserordent- 
>.B<n  FäUen.  früher  beim  Kreazzug,  später  beim  Ketzerkrieg  (noch  im  1().  Juhr- 
ii&ftfiert  ist  ein  practisch  sehr  bedeutsamer  Fall  die  starke  Reisteuer  des  Clerus  in 
^  HageDOtteakrieg:en),  dann  Überhaupt  bei  Kriegen,  die  der  Pabst  billigte. 

§.  55.  —  I.  Directe  Steuern.  Die  directe  Hauptsteuer 
der  Masse  der  ländlichen  Bevölkerung  und  der  Städte  wird  für  Kriegs- 
and  ähnliche  Zwecke,  für  LandesYcrtheidigung  immer  mehr  im  14. 
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und  15.  Jahrhundert  die  taille.  Sie  wird  jedoch  noch  nicht  regel- 
mässig erhoben,  von  den  Reichsständen  vielmehr  auf  bestimmte 
Jahre  und,  nach  einem  allgemeinen  Princip  der  damaligen  Finanz- 
politik, wie  andere  Steuern  für  bestimmte  Ausgaben  bewilligt, 
also  wie  im  älteren  deutschen  ständischen  Patrimonialstaat  und  wie 
auch  in  England.  Adel,  Clerus,  einzelne  Privilegirte,  Beamte  sind 
regelmässig  von  den  Taillen  und  ähnlichen  Steuern  frei,  doch  ge- 
legentlich mit  weiteren  persimlichen  nnd  sachlichen  Beschränkungen 
dieser  Steuerfreiheit,  z.  B.  bei  Taillen  für  Kriegszwecke  auf  wirk- 
lich Waffen  tragende  oder  dazu  unfähige  Adlige.  Bei  Stcucrbe- 
willigungen  der  Provincial-  und  der  Reichsstände  werden  vom 
Clerus  dann  wohl  gleichzeitig  Decimen  als  „don  gratuit'^  über- 
nommen. Bei  ständischen  Bewilligungen  werden  oft  Summen  im 
Ganzen  bewilligt  und  diese  dann  von  den  betheiligten  Provinzen 
und  den  drei  Ständen  unter  sich  repartirf,  auch  wohl  von  einzelnen 
Provinzen  und  Städten  die  übernommenen  Summen  dabei  auf  andere 
Art,  y.  B.  durch  indirecte  Verbrauchssteuern  (besonders  auf  Ge- 
tränke) oder  durch  Zuschläge  zu  solchen  aufgebracht. 

Aus  der  Periode  der  schweren  englischen  Kriege  in  der  ersten 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  geht  aber  alsdann  schliesslich  die 
wichtige  Einrichtung  einer  bleibenden  Taille  hervor. 

Sie  wurde  zunächst  von  den  Reichsständen  (den  Etats  g6neraax)  im  Jahrcs- 
bctrag  von  1.2  Mill.  L.  (gleich  9.564  M.  fr.  heutigen  Geldes  und  68.'66  Mill.  fr. 
hcutii^en  (ieldwerths  nach  Clamagcran)  bewilligt.  Ohne  erneute  Mitwirkung  dieser 
Stände  blieb  darauf  dieser  Betrag  definitiv  als  ein  festes  Steuereinkommen 
dem  Könige  zur  Hallung  eines  Soldheo.rs  zur  Verfügung  gestellt. 

Seitdem  bildet  diese,  wichtige  Steuer  einen  Hauptpfeiler 
der  Staatsbesteuerung  bis  zur  Revolution.  Sie  wurde  nur 
allmählich  stark  erhöht,  tbeils,  besonders  im  15.  und  16.  Jahr- 
hundert durch  neue  ständische  Bewilligungen,  theils,  besonders 
später,  einseitig  durch  die  königliche  Gewalt. 

Clam.  I,  483  ff. 

§.  56.  —  II.  Indirecte  Steuern.  Schon  in  der  hier  behan- 
delten Periode  bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  hatte  aber  auch 
die  indirecte  Verbrauchs-  und  die  Verkehrsbesteuerung 
in  mancherlei  verschiedenen  Formen  eine  grössere  Ausdehnung 
gewonnen  und  sich  fest  eingebürgert.  Auch  hier  bildet  das  König- 
thum,  öfters  unter  Mitwirkung  der  Provinzial-  und  Reichsstände, 
welche  für  bestimmte  Zwecke  Bewilligungen  gerade  solcher  Steuern 
nicht  selten  denjenigen  von  directen  Steuern  vorziehen,  die  älteren 
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Abgaben  des  Fendalsystems,  wie  sie  dem  Kinii«;  au8  seinem  direeteD 
Gebiete  zuflössen,  weiter  aus,  gestaltet  sie  um  und  fügt  neue  hinzu. 

1)  Zuerst  sind  hier  die  Zölle  zu  nennen. 

L'uter  dieseu  werden  dia  Auüf uhrzOllo  au  d«'ii  (ireiizcn  gc)^<wi  da&  Au»laud 
üpikre  .«traitc  foraiite**)  und  auch  gofi^eii  aiiilert-  Provinzen  cntwi>'ielt  (hesondors 
ia^vlLuoli  früh  wichtig,  im  14.  Jahrhandeit  aber  auch  diu  Aubtuhrz^Uc  auf  (ictrcide, 
Wdm  Vicrb,  Salz,  Fische  u.  a.  m.,  mitunter  ganz  alI^:emein(^  meiät  uicdri^^e  äpecifischc, 
ikr  auch  massige  Werthzölle,  z.  ß.  '/^).  Da  das  Zollredit  zur  Domaine  KchOrtu 
Biil  so  nicht  dem  s»täudischcn  Einfluh::»  unterlag,  war  die  Krone  auch  in  den  Zeit>Mi 
stiiieror  ständischer  Macht  hior  unabhäugig«>r.  Der  cigmthunilichc  Uuiätand.  da.s» 
£e  Siaoern  nicht  in  allen  Provinzen  dieselben  waren  und  einzelne  ProvinriaUtänd«> 
sidi  weigerten,  bestimmte  Steuern  mit  zu  übernehmen,  führte  dazu ,  ge^en  dieM) 
Pr^fifizeu  wieder  ein  Grenzzollsystem  von  inneren  Zöllen  ^aurh  vornehuili'h 
Ausfohrzöllc  für  die  Ausfuhren  dahin»  einzurichten  U37U,  Claui.  I,  400). 
Der  An bf uhrzoll,  nicht  der  Einfuhrzoll,  wie  in  der  heutiiren  Zeit,  war  und  wurde 
danaU  immer  mehr  für  Jahrhunderte  der  tinanziell  bedeutsamste  Theil  des  Zollw(*sens, 
vk  auch  ähnlich  anderswo,  besonders  in  England:  überhaupt  ein  characteristisrher 
^reschichtlicber  Ditf'crenzpunct  des  älteren  und  des  neueren  (^  Finanz -"i  Zollwesens 
ä.  Uagner,  Zölle,  Staatswörterb.  XI,  349). 

2)  Wiederholt  kommen  in  dieser  Periode  auch  in  Frankreich 
Versuche  mehr  oder  weniger  allgemeiner  Verkaufsabgaben, 
denen  man  wohl  den  Mischcharaeter  von  Verbrauchs-,  Verkehrs-  und 
gewerbesteuerartigen  Auflagen  zusprechen  kam,  vor. 

Sie  sollen  z.  B.  jeden  Verkauf  und  Kauf  mit  einer  Werthi|Uote  (1.S14  z.  R.  f>  d. 
p.  L ,  d  h.  V40-  '**'^6  sogar  nach  ständischer  Rewilligung  in  Langue  d'oil  12  d., 
irB'h  hifT  mit  Freilassung:  von  Käufen  unter  5  L..  Ol  am.  I,  3t)l),  47S)  treffen  und 
T-D  beiden  Parteien  gezahlt  werden  (wohl  meist  zur  Hälft«*^.  Aber  sie  lind«;n  grossen 
Uid'TSTand  and  werden  keine  bleibende  Institution. 

3 — 5)  Umsomehr  entwickeln  sich  besonders  drei  wichtige 
andere  indirectc  Steuern  zu  einer  solchen:  städtische  Thor- 
j*teuern  („Octrois")  für  alle  mögliclie,  namentlich  ländliche 
Producte,  Wein,  dann  in  verschiedenen  Formen  aparte  0  et  ranke-, 
besonders  Weinsteuern  („aides"  im  en;;sten  Sinuc,  dem  später 
allein  bleibenden),  und  endlich  die  allmählich  zur  schwersten  und 
bedenkliebsten  französischen  Staatssteuer  werdenden  Salz  steuern, 
die  beröchtigte  „gab eile". 

3)  Die  städtische  Thorstenern,  welche  beim  Eingang  in  die  Städte  erhoben 
TiMeQ,  dienen,  wie  schon  bemerkt,  be:ionders  für  die  städtischen  Zwecke  selbst,  wie 
ifl  D»:utschland.  Sie  beruhen  regelmässig  auf  der  in  den  städtischen  Privileü:ien  und 
i.offimunalkarten  oder  durch  speciclle  Autorisation  des  Königs  —  d.  h.  nach  dem 
•jccküischen  Ausdruck  durch  „octroi",  von  wo  der  Name  auf  die  Steuer  selbst  u))er- 
tii£  —  ertheilten  Erlanbni&s  zur  Erhebuue:.  Theils  Aniheile  daran,  theils  Einkünfte 
tUraoa,  mit  welchen  die  sonstigen  städtischen  Steuerver])flichtungen  gegen  den  König 
^^chen  wurden,  fielen  dem  Stadtherrn,  bez.  dem  KOnig  zu.  In  den  grösseren 
^iiten.  zumal  in  Paris,  bürgert  sich  diese  Besteut-rungsart  besonders  ein,  \va^  später 
PI  -^lüer  eigcnthümlichen  iiestaltung  des  Steuerwesens  fuhrt  (s.  u.  §.  (il,  62). 

4'  Die  Getränke-,  namentlich  die  Wein  steuern,  da  e>  sich  in  jener  Zeit 
''t:ui]iui\icU  nur  hei  Wein  um  Bezug  eines  Ver/«'hrungsi«egenstandes  ans  anderen 
'Kfcaden  handelte,  werden  schon  damals  (Anfang  des  l.i.  Jahrhunderts  und  wohl 
Wh  früher)  zum   Theil  in   Form  vou  Transportabgaben   und   Passagezöllen 
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und  namentlich  in  Form  von  solchen  städtischen  Eingangsabgaben  erhoben  (z.  B.  in 
Paris,  Clam.  I,  466).  Diese  Form  als  Glied  des  allgemeinen  Systems  der  Getränke- 
steuern hat  sich  durch  die  ganze  Zeit  des  ancien  regime  erhalten  und  besteht  noch 
gegenwärtig,  ist  also  ein  halbes  Jahrtausend  alt,  was  doch  auch  wieder  auf  die  Steuer- 
technische  Zweckmässigkeit  schliessen  lässt. 

Abgesehen  hiervon  werden  die  Getränke,  speciell  der  Wein  noch  in  zwei 
anderen  Formen  besteuert,  welche  dafür  üblich  werden,  einmal  in  Form  einer  Ver- 
kaufsabgabe beim  Grossverkauf  (z.  6.  \'ij,  so  1360  und  öfters),  wo  der  Käufer, 
dann  namentlich  in  Form  einer  Con  sums  teuer  (z.  B.  V4  ^™  1374,  V«  13^3)  im 
Kleinabsatz,  wo  der  Consumcnt  durch  Preiserhöhung  oder  Maassverminderung  vom 
Wirthe  oder  Weinverschleisser  belastet  wird  und  der  Steuerbetrag  dann  von  diesem 
letzteren  abzuführen  ist.  —  die  spätere  und  noch  heutige  „Detailabgabe**,  ein 
Hauptglied  des  französischen  Weinsteuersystems.  Das  letztere  lässt  sich  daher  in 
seinen  verschiedenen  Hauptbestimmungen  schon  in  diese  frühe  Periode  zurückvor- 
folgen.  Die  der  Zeit  entsprechenden  Exemtionen  von  solchen  Abgaben,  so  für  den 
Adel  für  seine  eigenen  Erzeugnisse  beim  Grossverkauf  und  zum  Theil  auch  beim 
Absatz  des  Bannweins  im  Kleinverkauf,  fehlten  nicht  (s.  z.  B.  Ordonn.  v.  1436,  wo 
der  Wein  Vs»  36  d.  v.  1  L.,  zahlt,  Clam.  I,  478  ff.).  Als  Erhebungssystem 
wird  die  Steuerpacht,  bereits  mit  Versteigerung,  bevorzugt.  Zahlreiche  Ver- 
änderungen, da  die  Bestimmungen  regelmässig  nur  für  gewisse  Jahre  und  Ausgabe- 
zwecke getroffen  werden,  und  die  mannigfaltigsten  localen  und  provinciellen  Verschieden- 
heiten, zum  Theil  auf  Gniud  von  Privilegien  einzelner  Landestheile  nach  der  ver- 
schiedenen Stellung  des  Königthams  in  denselben  und  nach  der  verschiedenen  Auf- 
fassung der  Stände,  sind  auch  hier  für  die  Zeit  characteristisch.  Aber  in  der  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts  ist  doch  in  den  Weinsteuern  ein  weiteres  wichtiges 
Stück  eines  allgemeineren  Steuersystems  des  Staats  im  Wesentlichen  fest 
begründet.  Schon  seit  1413  erscheinen  die  aides  eigentlich  als  bleibende,  keiner 
speciellen  neuen  ständischen  Bewilligung  bedürftige  Steuern. 

5)  Salzsteuern  finden  sich  in  Frankreich  unter  den  Abgaben  an  die  Feudal- 
herren und  auch  unter  denen  an  den  König  in  verschiedeneu  Provinzen  schon  vor 
dem  14.  Jahrhundert  mehrfach,  in  verschiedenen  Formen,  mitunter  gleich  bei  den 
Salinen,  beim  Absatz  von  da  aus  (Art  Productionssteuern),  auch  unter  den  Passage-, 
Aus-  und  Einfulirzöllen  (Clamagerau  I,  352  ff.).  Sie  bildeten  so  ein  Glied  einer  all- 
gemeinereu Steuergattung ,  namentlich  der  sog.  gab  eile,  worunter  früher  theil& 
jede  Art  Steuer,  theils  besonders  Auflagen  auf  Waaren  verstanden  wurden.  Dann 
wird  dieser  Name  speciell  für  die  Salzsteuer  (ga belle  du  sei)  üblich  und  seit 
dem  16.  Jahrhundert  dafür  wesentlich  allein  noch  gebraucht,  so  dass  nun  „gabolle" 
und  Salzsteuer  dasselbe  bedeuten  (Clam.  I,  351).  In  der  Mitte  des  H.Jahrhunderts 
tritt  in  dieser  Besteuerung  eine  wichtige  technische  Entwicklung  ein.  Es  werden 
nämlich  zur  grösseren  Sicherung  der  Salzsteuer  königliche  Salzmagazine  an- 
gelegt, in  welche  alles  Salz  aus  den  Salinen  u.s.  w.  gebracht  und  aus  welchen  es 
allein  durch  k.  Agenten  verkauft  werden  darf,  wobei  der  Käufer  den  Steuerzuschlag 
zum  Preise  zahlen  musste  und  jeder  Salzverkauf  ausserhalb  der  Magazine  verboten 
wurde  (Clam.  I.  353).  Diese  Einrichtung  war  der  Ausgangspunct  für  die  spätere 
Gestaltunjf  der  drückenden  Gabelle ;  an  und  für  sich,  die  Salzsteuer  als  eine  berech- 
tigte überhaupt  zufregeben,  ein  steuertechnisch  zweckmässiges  System,  solange  die 
Steuersätze  massig  blieben  und  der  Zwangsabkauf  gewisser  Mengen  nicht  dazu 
kam.  Allein  zu  letzterer  eigenthümlichen  und  vielfach  sehr  drückenden  Massregel, 
der  auch  in  Deutschland  (Preussen  §.  49,  Oesterreich  §.  44)  später  vorgekommenen 
sogen.  „Salzconscription'*,  gelangte  man  in  einigen  Provinzen  (denen  der  Langue 
d'oil)  schon  im  14.  Jahrhundert,  1373,  um  den  Salzschmuirgel  zu  bekämpfen  Die 
salzstcuerpflichtige  Bevölkerung,  zu  welcher  die  privilegirten  blassen  im  Allgemeinen 
aber  wieder  nicht  gehören,  muss  gewisse  Mengen  Salz,  wie  sie  für  den  Consum  als 
nothwendig  gelten,  familien-  oder  haushaltungsweise  aus  den  Salzmagazinen  ent- 
nehmen und  wird  in  dieser  Beziehung  streng  controlirt.  Mit  schweren,  zum  Theil 
grausamen  Strafen  wird  jede  Contravention  bedroht  (Clam.  I,  342  ff.).  Damit  begann 
das  verhasste  Salzsteuersystem  Frankreichs,  das  übrigens  ebenfalls  die  mannifrfachsten 
Veränderungen  im  Laufe  der  Zeit,  namentlich  eine  ausserordentliche  Erhöhung  der 
Preise,   bez.  Steuersätze  erfuhr,  in  den  verschiedenen  Landestheilen  die  grössten  Un- 
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lldchlieiten,  besonders  im  Preise  oder  Steuersatz  bewahrte  (§.  63)  und  bis  zum  Schluss 
des  aoci^n  regime  in  seiner  Eutartuug  zu  einer  bchweren  Kopfsteuer  eiucu  besonderen 
Stda  des  Anslosses  bildete.  (S.  Ciamag  er  an  I,  420,  425,  402  u.  a.  St.  m.).  Die 
Aifbahme  der  Gabelle  (wie  anch  der  sog.  traite  foraine)  unter  die  Domanialein- 
hafte  schon  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  hat  diese  Entwicklung  begünstigt. 

§.  57.  —  III.  Sonstige  Steuern.  Es  fehlt  schon  in  dieser 
Periode  nicht  an  mancherlei  weiteren  steiierartigen  Einkünften 
des  Königthams,  von  denen  einige  mit  den  Gerechtsamen  des 
Fendalberren  und  Snzerän's  zusammen  hängen ,  daher  zuerst  und 
besonders  im  Gebiete  des  Domaniums  sich  ausbilden  und  auch 
später  zu  den  Einktlnften  des  domaine  gerechnet  werden. 

D.  A.  gehören  dahin  die  „droits  de  sceau'",  Siegel^elder  und  Kanzlüi- 
uxes  nach  einem  umfassenden  Tarif  für  mancherlei  Verwaltungs-,  gerichtliche  und 
Qfilacte.  Abgaben,  welche  als  Vorläufer  späterer  Verkehrssteuern  und  Verwaltungs- 
febtthren,  wie  im  französischen  System  des  Enre^ristrcment«  erscheinen  (Ord.  v.  1420 
Clam.  I,  493). 

Wichtig  war  auch  und  blieb  in  den  nächsten  Jahrhunderten  die  unter  dem 
Namen  droit  d'amortissement  ?orkommende,  schon  im  13.  Jahrhundert  (1275)  vom 
KOnigthum  genauer  geregelte  Abgabe  ?on  solchen  weltlichen  (jutern,  welche  aji  di«; 
Kirche  und  an  andere  Gorporationen  der  „todten  Hand"  übergingen,  sowuhl  als  (ve- 
ächenk.  testamentarisch  wie  unter  ouerosem  Erwerbstitel.  Dafür  hatte  der  Erwerlier 
dann  einige  Jahreseinkanfte  (damals  meist  2 — 3)  als  Abgabe  an  den  König  zu  ent- 
richten. i>ie  oftmalige  neue  Regelung  und  Einschärfung  dieser  Abgabe  zeigt,  dass 
ikre  Durchführung  schwierig  war.  {Gltun.  I,  270,  297,  425).  Ebensolche  Abgaben 
kitten  die  b ärgerlichen  Erwerber  ron  adligen,  kriegsdicnstfroieu  Lehen 
z&  entrichten  (Clam.  eb.),  „droits  de  franc-fief.*' 

Auch  manche  andere  Abgaben  des  Feudalsystems 
gelang  es  dem  französischen  Königthum  den  grossen  Lehensherren 
xa  entziehen  und  zu  Kroneinktinften  zu  machen.  Nimmt  man  hinzu, 
dass  das  Rechnungs-  und  Controlwcsen  durch  eine  gewisse 
Ceotralisirnng  der  Finanzverwaltung  und  durch  Einrichtung  von 
Beehnnngskammern  (cour  des  comptes)  schon  seit  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts  (1309  oder  1306?)  bereits  eine  gewisse 
Garantie  für  die  Ordnung  im  Finanzwesen  bietet,  so  ergiebt  sich 
wiedemm  die  relativ  bedeutende  Höhe  der  Entwicklung,  welche 
die  französische  Finanz-  und  Steuer  Verwaltung  bereits  im  15.  Jahr- 
hundert erreicht  hat     Welcher  Abstand  gegen  Deutschland! 

Clamageran  I,  295,  357. 


3.    Neuere  Periode  (Mitte  des  15.  bis  Ende  des 

18.  Jahrhunderts). 

§.  58.  Auf  der  geschilderten  Grundlage  hat  sich  die  franzö- 
si^he  Staatsbestenerung  weiter  entwickelt,  ohne  in  der  langen  400 
bis  öOOjäbrigeu  Periode  bis   zum  Zusammcnstur^i  des  „alten  Regi- 
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ments'^  eine  durcbgreifeudc  UmgestaltuDg,  nicht  im  Ganzen,  kaam 
auch  nur  auf  dem  Gebiete  einer  einzelnen  öteuergattung  zu  er- 
fahren. Weder  einer  der  tüchtigeren  Könige  noch  einer  der  vielen 
hervorragenden  Staatsmänner  und  ausgezeichneten  Finanzminister 
(Generalcontroleure),  deren  sich  Frankreich  wiederholt  erfreut  hat, 
selbst  nicht  SuUy  und  Colbert,  noch  Turgot  und  Necker 
haben  eine  grundsätzliche  Um-  und  Neugestaltung  des  Steuer- 
systems auch  nur  versucht.  Alle  Reformversuche  und  wirklieben 
Reformen  beschränken  sich  auf  Abstellung  von  politischen,  ad- 
ministrativen und  technischen  Mängeln  der  einmal  überkommenen 
Besteuerung,  auf  den  folgerichtigen  Ausbau  und  die  Vervollständi- 
gung der  letzteren  und  auf  Verbesserungen  einzelner  Steuern. 
Aber  erst  im  18.  Jahrhundert  —  zum  Theil  erst  als  es  zu  spät 
war,  unter  Ludwig  XVI.  —  wurde  ernstlich  daran  gedacht,  den 
Hauptübelstand,  die  Steuerfreiheit  der  privilegirten 
Stände,  und  die  unverhältnissmässig  schwere,  dabei 
auch  noch  sehr  ungleichmässige  Belastung  der  unteren 
und  Mittelstände,  besonders  der  Landbevölkerung,  zu  be- 
heben. 

I.  Die  directe  Besteuerung. 

1.  So  blieb  denn  die  allmählich  sehr  erhöhete  taille  die 
directe  Hauptsteuer.  Sie  traf  vornehmlich  die  ländliche 
bäuerliche  und  abhängige  Bevölkerung,  dann  zum  Theil 
auch  die  städtische  Bevölkerung,  anfangs  die  ganze,  später  mehr 
nur  diejenige  der  kleineren  Städte,  mit  manchen  Ausnahmen  auch 
unter  den  Städtern.  In  den  einzelneu  Provinzen  vielfach  ver- 
schieden geordnet  und  im  Lauf  der  Zeit  manchen  kleinen  Ver- 
änderungen in  der  Auflegung  und  Vertheilung  unterzogen  zerfiel 
sie  im  Wesentlichen  in  die  beiden  Arten  der  taille  personelle 
im  gi'össten  Theile  Frankreichs  und  der  taille  reelle  in  einigen 
Provinzen. 

Entsprechend  wenigstens  den  älteren  wirthschaftlichen  Ver- 
.  hältnissen  ^  aber  gegen  die  ursprüngliche  Absicht  und  gegen  den 
eigentlich  rechtlichen  Character  traf  die  taille  doch  thatsächlich 
vornehmlich  das  Einkommen  aus  dem  Grundbesitz  der  nicht 
privilegirten  Classen.  Deshalb  hätte  sie  sich  allmählich  zu  einer 
förmlichen  Grundsteuer  entwickeln  sollen,  für  welche  eine 
Bodenkatastrirung  nothwendig  gewesen  wäre.  Im  17.  und 
besonders  im  18.  Jahrhundert  wurde  ein  solches  Bedürfniss  auch 
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wohl  Seitens   der  Verwaltang  und  einzelner  Provinzialstände  em- 
pfnndeD.     Aber  zu  einer  Verwirklicbaug  kam  es  nicht. 

Am  Uebelsten  fahren  dabei  die  Landestheile  der  taille  per- 
sonelle, wo  die  taille  dem  Ziele  nach  eine  allgemeinere 
!T  Vermögens-,  Erwerbs-  und  Personalsteuer,  technisch 
'  wesentlich  eine  directe  Familien-  und  Hausbaltungssteuer, 
neist  nach  Feuerstellen  aufgelegt,  —  eine  „lleerdsteucr"  — 
war  und  für  die  richtige  Veranlagung  die  genügenden  Aubalts- 
pucte  fehlten  oder  von  den  localen  Besteuern ngsorgaucn  miss- 
hfäaehlich  nicht  ordentlich  aufgesucht  wurden.  Daher  hier  vollendw 
ein  immer  weniger  erträglicher  Zustand  mit  der  allmUhlichcn  starken 
Steiget ung  der  zu  repartirenden  Summen.  Das  Priucip  der  com- 
■DDalen  Solidarbaft  iWr  die  Repartitionsquote  bei  den  unter- 
fkü  loeaien  Einheiten,  den  Kirchspielen,  erwies  sich  dabei  beson- 
ders  drfickend.  Die  taille  reelle  war  mehr  eine  wirkliche 
directe  Kealsteuer  für  den  Grund-  und  Ilausbesitz,  auf  unvollkom- 
flienen  nnd  nach  und  nach  wegen  unterbleibender  Verbesserungen 
I  imoier  ungenügender  werdenden  Grundlagen.  Indessen  bot  diese 
Form  einer  wenn  auch  sehr  mangelhaften  Grundsteuer  doch  gegen 
WUlkühr  and  Vexationen  der  Stenerorgane  mehr  Schutz.  Erst  im 
li  Jahrhundert  sind  in  einigen  Provinzen  einige  wichtigere  Ver- 
bej^rungen  der  taille  durchgeführt  und  erheblichere  allgemeine 
Reformen,  welche  unter  Ludwig  XVI.  geplant  waren,  hinderte  nur 
der  Ausbrach  der  Revolution.  Schon  vor  demselben  war  ernstlich 
an  die  Beseitigung  der  Steuerprivilegien  und  der  grossen  Un- 
gleichheiten der  taille  gedacht  worden  (Notabeinversammluug  von 

2.  Ausser  der  taille  sind  mehrfach  vorübergehend  ausser- 
ordentliche directe  Steuern  vorgekommen.  Die  „dons 
gratuits*'  des  Clerus  (ein-  und  mehrfache  „Decimen"  von 
den  kirchlichen  Einkünften)  bleiben  eine  ausserordentliche,  einer 
directe  n  Standessteuer  vergleichbare  Leistung  an  die  Stants- 
rasse.  Aber  ihre  perioden weise  doch  recht  häutige  Wiederholung 
!a5$t  sie  auch  einigermaassen   als   eine   ordentliche  Steuer  mit  an- 

leLeo. 

Erst  im  18.  Jahrhundert  kam  es  jedoch  zu  zwei  neuen  blei- 
!   beoden   ordentlichen   directen  Steuern,   mit  denen   recht- 
lich ein   fast   allgemeiner,  factisch   wenigstens  doch  auch  ein 
wirklicher   bedeutender  Bruch  mit  dem  Priucip   der  Steuerfreiheit 
der  privilegirten  Stände  (Adel,  Hof-  und  andere  Beamte,  Geistlich- 
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keit,  Städter)  vollzogen  wurde.  Es  war  dies  die  capitation, 
eine  Art  allgemeiner  classificirter  Standes-,  Berufs-,  Personal-  und 
Einkommensteuer,  zuerst  1695,  dann  wieder  1701  als  Kriegssteuer 
eingeführt,  später  permanent  geworden;  sodann  eine  allgemeine 
Quoten-Einkommensteuer  (zuerst  1710—1717),  von  wechseln- 
•  der  Quote  (V007  Vao>  Vio)>  die  längste  Zeit  hindurch,  seit  1749  Vgo» 
daher  meist  unter  dem  Namen  des  „Zwanzigsten ''  bekannt, 
welcher  Betrag  dann  aber  wieder  zeitweilig  verzw'ei-  und  verdrei- 
facht wurde.  Diese  Steuern  waren  richtig  gedacht,  sie  entsprachen 
dem  Streben,  die  Steuerlast  gerechter,  gleichmässiger,  unter  ange- 
messener Mithereinziehung  der  privilegirten  Classen  zu  vertheilen 
und  so  den  Steuerdruck  in  und  nach  schweren  Kriegen  und  bei 
bleibender  allgemeiner  Erhöbung  des  Finanzbedarfs  und  der  6e- 
sammtbesteuerung  erträglicher  zu  machen.  Leider,  dass  nur  auch 
hier  wieder  die  Ausführung  hinter  der  leitenden  Idee  weit  zurück 
blieb,  neue  Exenitioneu  stattfanden,  die  Wohlhabenderen  nicht  ent- 
sprechend belastet  wurden,  der  Clerus  sich  zum  Theil  durch  Ca- 
pitalzahlungen  und  Erhöhung  seiner  dons  gratuits  frei  kaufte  und 
die  Masse  auch  dieser  Steuern  wiederum  auf  den  „peuple  tail- 
lable^'  fiel,  welcher  vielfach  diese  neuen  Abgaben  nach  Maass- 
gabe der  unvollkommenen  Veranlagung  der  Taille  aufgelegt  bekam. 
Die  Gesammtheit  dieser  directen  Staatsbesteuernng  in 
ihrer  ungenügenden  Veranlagung  bildete  beim  Ausbruch  der  Re- 
volution eine  schwer  drückende  und  viel  angegriffene  Last.  Gleich- 
wohl wandte  sich  aus  practischen  und  doctrinären  Gründen,  näm- 
lich unter  dem  Einfluss  der  physiokratischen  Lehre,  die  Opposi- 
tion in  den  Reicbsständen  und  den  späteren  parlamentarischen 
Körpern  sowie  im  Volke  weniger  gegen  diese  directe,  als  gegen 
die  indirecte  innere  Verbrauchsbesteuerung,  besonders  gegen  die 
freilich  mittlerweile  auch  sehr  vermehrten  und  erhöhten  Octrois^ 
Aides  (Getränkesteuern)  und  die  Gabelle.  In  angemessener  Um- 
gestaltung zu  einem  viergliedrigen  Ertragssteuersystem,  besonders 
unter  Umbildung  des  den  Bodenertrag  treffenden  Haupttheils  der 
Taille,  der  Capitation  und  der  Zwanzigsten  zu  einer  auf  dem 
Princip  des  Parcellarkatasters  beruhenden  Grundsteuer,  ist  die 
directe  Besteuerung  des  ancien  regime  im  modernen  französischen 
System  der  directen  Steuern  des  19.  Jahrhunderts  wieder  aufgelebt. 

§.  59.  Wiederum  vornehmlich  mit  Benutzung  von  Clamageran's  Werk  hebe 
ich  hier  nur  einige  steuergcschichtlich  uud  principicU  tinanzwisscnschaftlich  wichtige 
Puncto  aus  der  Entwicklungsgeschichte  der  tailic  und  der  Übrigen  directen  Steuern 
henror. 
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I.  Die  Taille. 

Die  Einführung  eioer  bleibenden  directen  Steuer  in  der  taillc  erfolgt  iu  der 
kkrea  und  ausiEresprocbenen  Absiebt,  Mittel  für  Sehnt/,  und  Schirm  des 
Landes  zu  g-ewinuen.  Daher  soll  die  Steuer  aueh  uiü^j:  liehet  gleich  massig 
xiii.  w^  aber  die  der  Zeit  eDtüprechciidüii  Excmtiuiieii  iii<-ht  hindert  (Ord.  v.  Ulfi, 
90  Schüler  der  Unirersi täten.  Edelleuto.  Cleriker  u.  a.  in.  frei.  Clam.  11,  10).  Schon 
cta  Meoscheualter  später  entsteht  ein  priucipiell  wi<'htiuf«'r  Steuerplau.  wohl  auf  (irund 
de:  gemachten  stouertechnischcn  Erfahrungen  und  der  hcreits  eiugeta'tenen  Entwick- 
Ms.  Q.imlich  die  taille  als  directe  Steuer  zur  Hauptstt-uer  des  platten 
LuiJeä,  unter  tbeilweiser  Aufhebung  iudirecter  Steuern,  und  umgekehrt  die  in  directe 
Boieuerang,  bea^onders  aides,  octrois,  zur  Ilauptsteuer  des  Staats  in  den 
Siädten.  unter  Befreiung  der  letzteren  von  der  taillc.  zu  machen  (Ludwig  XI,  14^2, 
Ciam.  II.  35  H'.).  Dieser  steuertechuisch  begreifliche  und  plausible  Plan,  der  ein 
ulreffleinervs  Entwickln ngsprincip  der  BeAteuening  zur  Ki'ht.schnur  nimmt  iPreussen 
^  47,  S.  1 12),  ist  nur  theilweise  ausgeführt  wonlen.  aber  auch  in  diesem  rtTwirklicliten 
Infaüg.  bestooderb  in  Betreff  der.  Städte  und  der  Bcschränkun.ir  der  Weinsteuern  und 
U'j^-ren  Ver/ehrungsateuern  auf  dem  Lande,  practisch  und  princifdeil  wichtig.  Die 
Irti^rhung  der  TaiÜen,  die  Erhebung  mit  dem  Prinzip  di*r  Solidarhaft  der  kirch>piele 
nhi-n  den  Reichsständen  i.  J.  14U4  bereits  reichen  Anlass  zu  lebhaften  Klagen. 
Aber  auch  danach  blieb  die  tailie  die  feste  directe  Staatnsteuer.  Man  einigte  sich 
Gerrits  iiber  «Mnen  bestimmten  Gesammtbetrag  und  dessen  Vertheilung  auf 
ii-f  Tertreteuen  Prorinzen  und  deren  Bezirke,  so  den  (ii>dank<:n  des 
^ffleinsHmen  Staatiinteress^^  anerkenneml.  Der  Betrag  der  taille,  die  nnn  detinitiv 
"iif  Repartitions Steuer  war.  wuchs  dabei  tnttz  alles  Sträubens  der  Provinzial- 
^tude  und  der  Keichsstäude,  zumal  freilich  in  dfii  Zeiten,  wo  das  K<»niKthum  d«>n 
auodis^rhen  Einfluss  zurückdrängte  und  die  Ueichsstände  nicht  berief,  besonders  unt'T 
d«  politischen  Ereignissen  und  dem  steigenden  Finan/bedarf  des  K».  Jahrhunderts 
ii&D<r  mehr.  Die  taille  zerfiel  schon  in  ein  „principal"  und  einigr  ,.crues", 
f'.r  Specialzweckc  <l>esonden  militärische),  neben  der  taille  entstand  ein  „taillüu", 
t^ti  (jeldcrsatz  für  Natnralliefeningcn.  In  den  1570  er  Jahnen  hatte  sich  die  (iesamuit- 
Ti.\.-  s*:hon  auf  c.  14  Mill.  L.  (fr-ilich  |».'i<'ht«»r«'ii  <iflds  als  im  1.').  ,lMhrhund»*rti 
-rii'jbL  Di'i  Steuer  war  so  allgemein  und  fest  ein;:el»arirert.  da.s.>>  auf  d<T  Stimd«-- 
Trr^mmlung  zu  Blois  157ß — 77  schon  ein  l*lan.  alle,  auch  die  indir«i-teri  Sla;itr>- 
5tei:-nj .  in  eine  ein  ziere  ausgeglich'Mie  TailK:  u.tailh-  i'i:ali-e"i  /u  vi-rwandeln 
Mfuuihte.  —  in  Form  einer  abgestuften  Heerdsteuer,  von  1  s-d.  —  .>0  L.  nach 
i.T  Lei^tunfräfahigkeit.  unter  Beschränkung:  der  Steiiert'rciheit  ausschliesslich  auf  Kdel- 
'.-Uk  und    üei>tliche.  —   Der  dritte  Stand   lehnte  das  Project  ab.     C'lani.  II,  217  (f.) 

Bei  der  starken  Steitrerung  der  Summe  der  Taille  wurde  die  bessere  l'nter- 
T  nliL-ilung  der  li:tzteren  auf  die  Kirchspiele  in  den  Steuerbe/.iikeu  -  -  im  Hauptthe.il 
•:->  J*fiaat<ffebiets .  d.  h.  ausserhalb  der  sopen.  pays  detats.  heisren  sie.  ..electious", 
« i?u<'h  dieäi«.'S  Gebiet  dann  das  der  ..pays  d'election"  (genannt  wird  -  und  auf  die 
'iniKih-'D  Steuerjtflichtigen  immer  wichtiirer.  Denn  w\r  g<'wi'>hnlich,  :iuch  heute,  bei 
■>:j  directirn  Sta.it3Siteuem,  gingen  die  B'*sch werden  mehr  noch  gegen  die  V'erthei- 
lih-i  als  iregeu  die  Höhe  der  Taille.  Die  Willkuhr  der  Veranlagunirsorifane  („elus") 
T4H  Jiun  vollends  unerträglich.  Die  zahlreichen  persönlichen  Befreiungen  durch 
Pnrilf'jr.  Amt,  wobei  das  vcrhängnissvolle  Cieschäft  des  .Veniterverkaufs,  wes(*ntli<:h  eine 
'.'."'diN-peration,  immer  zahlreichere  Personen  ausser  Adel  und  Klerus  von  der  taille 
f^fiVitc.  —  in  den  l7S0er  Jahren  gaben  4000  Aemter  den  Adel  u.  damit  die  ganze, 
♦•UWJ  Aemter  die  ganze  oder  theilweise  Freiheit  von  der  taille  (Sturm  I,  y^)\  — 
äv  h  durch  Abkauf  der  Steuerpflicht  v«'rengerten  d«Mi  Kreir,  «ler  Steuerpfliehtigen,  viel- 
fich  gerade  um  die  Steuerfähig^ren.  wahrend  der  Rest  des  peuple  tailliable  höhere  und 
Tili  •Jen  Steuerhetrag  der  Befreiten  sich  erhöhende  Summen  aufbringen  musste.  Die 
Hiftbarkeit  dt.^r  Steuererheber  far  ausbleibende  vor»ceschriebene  Schuldigkeiten  und 
i:r  sdidarhaft  des  Kirchspiels  für  Steuerreste  wurden  um  so  «IrUekender.  Mit  Re- 
f''na!>läben  und  Reformversuchen  beschäftigen  sich  daher  Stände  und  Verwaltung 
ft:it  dem  Ende  des  IG.  und  in  den  beiden  folgenden  Jahrhunderten  vielfach  und 
^i-iEcrhiii  wird  doch  auch  manches  Einzelne  verb««i)serr.  S.  z.  H.  tllamageran 
*L  2.>7.  S57  ft".  —  Edict  Ton  1600,  von  Sully.  bessere  (iarantieen  für  Ver- 
t-Aüht    der   Taille   unter  den   u.   in   einem  jeden  Kirchspiel.  Solidarhaft  wesentlich 
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aufgehoben  — ;  immer  wieder,  freilich  nicht  genügend  durchgeführte  Versuche,  die 
bei  der  taille  personelle  besonders  bedenklichen  persönlichen  Steuerfreiheiten  zu  be- 
schränken, z.  B.  1634,  1768,  Glam.  U,  496  ff.,  III,  393;  ähnliche  Bestrebaugoii 
Colbert's  1670,  II,  S.  619  ff.,  auch  Milderung  der  z.  Th.  entsetzlich  harten  Exe- 
cutionsmaassre^eln,  aber  wieder  Festhalten  an  der  Solidarhaft,  ob.  627,  III,  262.  In 
den  sogen,  pays'  d'  etats  (mit  provinzialständischer  Steuerverwaltung)  wichen  die  Ein- 
richtungen von  denen  in  den  „pays  d'  clection'\  mit  kön.  Verwaltung,  etwas  ab.  In 
jenen  kam  es  wohl  einmal,  so  1665  in  der  Provence,  zu  neuer  Katastrirnng,  die  auch 
bei  der  einzigen  Provinz  der  pays  d'  election  mit  taille  r6elle,  Moutaubau,  1666  unter 
Mitberücksichtiguug  des  beweglichen  Vermögens,  der  industriellen  Einkünfte  stattfand« 
aber  allerem  eine  Katastriningspläne  scheiterten  damals  wie  später,  z.  B.  noch  1763  ff. 
(Clam.  11,  628,  III,  371,  387),  theils  wegen  der  Abneigung  der  Privilegirten ,  deren 
Interessen  die  „Parlamente**  vornehmlich  vertreten,  theils  wogen  der  technischen 
Schwierigkeiten,  welche  in  einem  so  grossen  Lande  wie  Frankreich  für  unüberwind- 
lich galten.  In  einzelneu  Landestheilen  wird  durch  tüchtige  Intendanten  die  Veran- 
lagung aber  wohl  nach  neuen  u.  rationelleren  Katastern  verbessert,  so  durch  Turgot 
im  Limousin  (oeuvrcs  de  T.,  6d.  Guillaumin  I,  512,  De  Lavergne.  6con.  tin.  au  XVIII. 
sit>cle,  Par.  1^71,  Clam.  III,  441,  Sturm  I,  72  ff.),  auch  1772  im  Pariser  luten- 
danturbezirk ,  wo  specielle  Declarationen  der  Steuerpflicbtigen  verlangt  u.  durch  die 
Kirchspieleinwohner  selbst  controlirt  werden,  Clam.  III,  410,  Sturm  I,  75. 

Umfassendere  Reformen  wurden  im  letzten  Jahrzehnt  des  ancien  regime  geplant, 
z.  Th.  für  die  capitation  und  die  Zwanzigsten  zugleich  mit,  da  diese  drei  hauptsäch- 
lichen directen  Steuern  wenigstens  beim  peuple  taillable  doch  auf  Eine  Hauptsteuer 
in  nicht  einmal  erheblich  verschiedenen  Formen  hinauskamen  und  auch  die  beiden 
anderen  in  der  Hauptsache  nach  Maassgabe  der  taille  aufgelegt  wurden.  Auch  trafen 
alle  drei  überwiegend  das  Einkommen  aus  Grundbesitz.  Neck  er  veranschlagte,  dass 
im  Beginn  der  1780er  Jahre  von  den  91  Mill.  L.  der  Taille  wohl  81,  von  den  76.5 
Mill.  der  Zwanzigsten  (mit  Zuschlägen)  wohl  74,  von  den  41 — 42  MilL  der  capitation 
wohl  22,  also  zusammen  von  219  Mill.  wohl  177  Mill.  L.  auf  den  Grundbesitz  fielen 
(administr.  d.  tin.  I.  159  ff.).  Mnn  fixirte  1768  den  (lesammtbetrag  des  principal 
der  taille,  aber  die  Zuschläge  für  besondere  Zwecke  dazu  blieben  bestehen  und  ver- 
änderten sich,  1780  wurde  jedoch  auch  der  Betrag  der  Zuschläge  (arcessoiro)  für 
Staatszwecke  fixirt  und  sollte  von  nun  nur  durch  förmliches  eiuregistrirtes  Gesetz 
verändert  werden  können  (Sturm  I,  57  ff.).  Die  von  Neck  er  begründeten,  dann 
verallgemeinerten  Provinzialversammluugen  haben  in  einigen  Provinzen  in  den  17S0er 
Jahren  auch  in  der  Verth eilung  der  Taillen  erhebliche  Verbesserungen  eingeführt 
und  überhaupt  den  Privilegirten  gegenüber  bereits  die  Grundsätze  der  „staatsbürger- 
lichen Periode"  vertreten.  Einzelnes  davon  ging  in  die  spätere  Grundsteuergesetz- 
gebung über  (s.  Sturm  I,  71 — 110).  Die  Notabeinversammlung  von  1787  ging  in 
dieser  Richtung  noch  weiter,  gab  alle  Privilegien  bei  den  directen  Steuern  preis  und 
sprach  sich  für  einen  ..imp^t  territorial"  in  einem  festen  Betrage  von  80  Mill.  L. 
aus.  der  dann  nach  verbesserten  Katastern  repartirt  werden  sollte.  Ein  demgemäss 
erlassenes  Edict  (1787)  wird  jedoch  gleich  darauf  wegen  des  Widerspruchs  der  Par- 
lamente wieder  zurückgenommen  (Sturm  I,  111—123). 

§.  60.    2.  Die  Capitation. 

Sie  war  1695  im  Kriege  als  allgemeiue  proportionale  Einkommeubteuer  geplant, 
wurde  aber  als  Kopfsteuer  nach  Standes-  und  Berufsclassen  durchgeführt,  ähnlich  wie  die 
ungefähr  gleichzeitigen  preussischen  (§.  48).  Österreich.  (§.  4  (),  englischen  (§.  bO  ff.)  sogen. 
Kopfsteuern.  Frei  sollten  ursprunglich  wirklich  nur  Arme  u.  dgl..  und  Taiiiezahler  unter 
40  sols  sein.  Aber  der  Clerus  wusstc  sich  wieder  durch  Erhöhung  seines  don  gratuit, 
bez.  durch  Zahlung  eines  Pauschale  frei  zu  machen.  Die  gesammte  übrige  Bevölke- 
rung, einschliesslich  selbst  die  kön.  Familie,  der  Hof,  Adel,  Beamte  und  jedwede 
Privilegirte,  war  nach  Rang,  Stand  und  Beruf  in  22  Steuerclassen  mit  Sätzen  von 
2U00  L.  bis  herab  auf  20  sols  eingetheilt  (^Ord.  v.  18.  Jan.  1695  u.  spätere.  Einzelnes 
bei  Glamag.  III,  34  ff).  Es  mögen  mit  steuertechnische  Rücksichten  gewesen 
sein,  welche  dieses  an  sich  einfache  System  wählen  Hessen.  Aber  der  Mangel  war, 
da^is  die  Classen  wohl  zu  wenig  den  Wohlstandsdiffereuzon  entsprachen  und  die  Ver- 
mögens- und  Einkommeusungleichheiten  in  derselben  Steuerclasse  nicht  berücksichtigt 
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Toideo.  '/,  des  Ertrags  von  fast  24  Mill.  roh,  incl.  ('lenisgabe,  soll  etwa  von  den 
SceierD  der  Pririlcgirten  hergerührt  haben.  Nach  Kriegssrhloss  fi<>I  die  Steuer  109^ 
TjdiT  fort.  ITOl  wird  sie  aber  ?on  Neuem  eingeführt,  nioht  verbessert,  in  etwas 
yi«rc-n  Steaersätzen.  Nicht  nur  der  Clerus,  sondern  auch  andere  Knrpcrs<'haftnn 
düfcn  sich  darch  ,.abonnemcnts*'  mit  Pauschsummen  abfinden.  Seit  170S 
rcrien  —  eine  Creditoporation  —  Ablösun<^en  zufrclaüsen ,  un«l  vom  Clerus  (bloss 
H  dem  Darlehen  des  6fachen  seines  Jahrespaui^rhalcs).  von  Provinzen.  Städten. 
InoDfen  und  selbst  einzelnen  Privaten  geleistet.  Auf  den  peuple  taillable  wurde 
^egen  seit  1705  die  Kopfsteuer  in  der  für  ihn  veranschlagten  Summe  einfach  nach 
Ttrhältniss  der  taille  repartirt  Als  1715  die  gewahrten  Befreiungen  (gegen  Ab- 
JkBog}  zarOck'ia^nommen  wurdeu,  blieb  der  Clerus  dennoch  definitiv  befreit  unter  Ver- 
lieht auf  die  Rente  ans  seiner  Abl'^sungssummc.  Die  Steuer  blieb  aber  jetzt  aueh  narh 
dn  Kriege  bestehen  (Gl am.  III,  S9  ff.,  Sturm  I,  9).  Verschiedenheiten  bestanden  theils 
uch  Prorinzen  (nach  dem  rechtlichen  und  administrativen  Unterschied  der  pays  d*  61ection, 
^  d'  etats,  p.  conqois),  th.  nach  Personalgruppen  (Pariser  rommunaut<^s  d'  arts  et  m<''ti(>rs, 
Bit  Solidaiiiaft,  1721.  dann  Hof leute ,  besoldete  Beamten,  wo  der  Abzu^  der  Steuer  am 
'.»ehalt  erfolsrte,  der  speciell  besteuerte  Clerus  der  neuen  (irenzlande.  (Harn.  III.  227). 
^•iÄr,  1747,  erfolgte  eine  weitere  Erhöhun«:  der  Satze,  17t)Ü  eine  solche  für  die 
u-bt  taille^ahlcndcn  Kopfsteuerpflichtigen.  Mit  einigen  10  Mill  L.  in  den  letzten 
Jikr^b  dts»  ancien  regime  erreichte  die  capitation  nicht  viel  weni^rer  als  die  Hälfte 
ifer  taiUe.  An  KUgen  aber  Missbräuche  mancher  Art  fehlte  es  nieht.  FUr  die  tail- 
Isbles  war  die  Steuer  nur  ein  hoher  Zuschlag  zur  taille.  wodurch  die  Un- 
cl:i'?hheit  und  der  Druck  der  letzteren  natürlich  nor.h  stie^^. 

3.  Die  Einkommenstener. 

Sie  wurde  als  „Zehnter*'  und  ,J^wanzigHter"  ebenfalls  zuerst  in  der  schweren 
Zeit  d«:»  spanischen  Erbfolgekriegs  1710  eingeführt,  zum  Schreeke.n  der  Privilegirten. 
Imi  damalige  „Zehnte "  war  eine  allgemeine  Einkommensteuer  von  aller  Art  Einkommen. 
ii?besondere  aber  von  demjenigen  der  Privilegirten,  mit  DccUrationszwan>r  und  Strafen 
M  onterbleibendtiu  oder  falschen  Angaben.  Bei  einigen  Einkorn menarten  ((jehalte, 
Pu:btreDten  u.  dgl.)  erfolgte  die  Erhebung  mittelst  Abzugs  bei  der  Zahlung  an  den 
E^re^ihtigten.  Auch  von  dieser  neuen  directen  Steuer  wnsste  si.h  der  Clerus  Freilieit 
jS  .cr!>chatfen,  gegen  Gewährung  eines  ausserordentliihr-n  don  grutuit.  Ein/ein»;  Coi- 
p:riri<.neii.  Provinzen  u.  Städte  lAsten  dureh  einmalige  grö>sere  Zahlungen  die  Steuer- 
piirht  wieder  ab  oder  erlangten  das  Recht.  Pauächsummen  zu  zahlen  (Clani.  KI.  92 
fci^  li>«),  Sturm  I,  10,  55).  1717  aufgehoben  wurde  der  ..Kricgs/.chnte"  noch  einige 
MiifT  Sparer  zeitweilig  wiederholt  u.  als  Abzug  an  Pensionen  u.  (ieh.ilt<Mi  (..dixieme 
k  r-.lcQUr"')  beil>chalten.  Abweichend  von  dieser  Steuer  wurde  1725—27  ein  Ver- 
:fl''h  mit  einem  Natural-Funfzigsten  ü^emacht,  der  wenig  i>efriedigte  (Clam.  III, 
-*^S  ff..  240)  Dagegen  bürgerte  sich  später  als  ordentliche  Steuer  von  der  Art  des 
Z^hLtfTQ  d«:r  Zwanzigste  ein.  Er  wurde,  zunächst  zur  Dotation  einer  neuen  Se.hulden- 
(IziDr^asse,  1749  wieder  als  ganz  allgemeine  Einkommensteuer  (nur  Staatsgläu- 
':'.:^i  frei  ,  mit  ähnlichen  Bestimmungen  wie  beim  Zehnten  eingeführt  In  einzelnen 
Viij-rstrcbenden  Provinzen  gewährte  man  auch  für  diese  Abgabe  Abonnements.  Der 
•- -ni  mit  amtlicher  Aufnahme  seiner  (iiiter  u.  Einkünfte  bedrohte  Clerus  remon- 
"Tine  indes-sen  lebhaft  u.  setzte  auch  hier,  gegen  (lewährun?  «fines  ausserordentlichen 
i-j  mtuit.  seine  Freilassung  wieder  durch.  Nach  der  Einfuhrung  eines  zweiten 
Z^Mzi^rsten  1756  regt  sich  allgemeinerer  Widerstand  der  Parlamente,  der  cour  des 
lides  B  anch  der  Geschäftsleute.  1760— fi4  wird  aber  sosrar  ein  <lritter  Zwanzigster 
«riitvben,    der    in   den    17S0er  Jahren   wiederkehrte. 

Der  Erhebungsdienst  der  directen  Steuern,  in  eigener  Kogie,  war  im  Uebrigcu 
HiEnde  des  ancien  regime  doch  schon  ganz  leidlich  geordnet  und  auch  nirht  gerade 
&'lir  sehr  kocitspielig.  Seltsamkeiten  und  Weitläufigkeiten,  die  Necker  abzustellen 
ii'ttte.  so  in  dem  jahresweisen  Alterniren  der  Generaleinnehmer  und  der  zu  grossen 
Zihl  dii^r  Verwaltungsbezirke  (Generalitäten)  fallen  freilich  auf.  Berechnunsr  von  Er- 
irVQagsko^ten  n.  Ersparungsvorschläge  in  Necker 's  gen.  Werk,  I.  Kap.  3 — h. 

4.  Steuern  des  Clerus. 

Die  Freiheit  des  Clerus  auch  noch  von  di«;sen  neuen  directen  Steuern  ist 
«i  lierTor>pringeudcr  Panct     Uebrigens  war  der  Beitrag  des  Clerus  in  den  Dccimen 
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und  den  dons  grataits,  wenn  auch  nicht  ganz  regelmässig  und  nicht  hoch  genug 
doch  nicht  ganz  unbeträchtlich.  Neck  er  hat  eine  umfangreiche  Untersuchung  zum 
Vergleich  zwischen  der  wirklichen  Belastung  des  Clerus  durch  seine  Beisteuern  und 
derjenigen  Belastung  angestellt,  die  den  Clerus  getroffen  liätte,  wenn  er  wie  der  Adel 
an  den  Zwanzigsten  u.  der  Kopfsteuer  betheiligt  worden  wäre.  Danach  wttrde  der 
Minderbeitrag  des  „französischen"  Clerus  doch  nur  7— 8  7o  betragen  haben  (10.05 
gegen  10.7 — lO.S  Mill.  L.),  abgesehen  von  dem  zeitweiligen  dritten  Zwanzigsten. 
Dem  „französischen**  steht  der  „fremde**  Clerus  in  den  neu  eroberten  Provinzen 
gegenüber,  der  relati?  noch  etwas  weniger  beitrug  (Necker,  admin.  d.  fin.  II,  30S  if., 
3*25  tr.).  Die  ron  ihm  übernommenen  Beiträge  repartirte  der  Clerus  unter  sich  nach 
einem  System  von  8  Classeu,  in  Sätzen  von  Vm — V«  ^^^  Einkommens  der  einzelnen 
Pflichtigen,  unter  Berücksichtigung  der  fUr  die  Leistungsfähigkeit  neben  dem  Ein- 
kommen mitsprechenden  Momente  (Neck er  eb.  p.  313).  Erheblich  getroffen  wurde 
gerade  das  geistliche  Gut  ausserdem  durch  die  wiederholt  neu  geregelte  und  einge- 
schärfte an  sich  alte  (s.  o.  S.  135)  „Amortisationsabgabe'*  (droit  d'  amortissement), 
die  zuletzt  wieder  1751  auf  Vs  ^^  Werths  der  adligen  und  Ve  desjenigen  der  bllrger- 
liehen  (iuter  u.  beweglichen  Guts  gesetzt  ward,  welche  irgend  eine  beständige  welt- 
liche oder  geistliche  Corporation  (communaute)  erwarb  (Clam.  III,  315). 

5.  Andere  directe  Steuern. 

Auch  solche  sind  vorübergehend  in  früheren  und  nocli  im  18.  Jahrhundert  ver- 
sucht worden,  z.  B.  directe  Luxussteuern  (auf  Dienstboten-halten,  Luxus- 
pferde 1759). 

6.  Wegbaufrohnde. 

Wichtiger  und  zu  grossen  Beschwerden  Anlass  gebend  war  die  Einführung  einer 
Naturalleistuug,  der  persönlichen  Arbeit  für  den  Wegebau,  der  sog.  corv6e  royale 
(1738),  um  deren  Umgestaltung  in  eine  Geldsteuer,  als  Zuschlag  zur  taillo  Tur- 
got  u.  a.  m.  sich  bemühten.  1787  erfolgte  auch  noch  die  allgemeine  Umwandlung 
der  Wegfrohndeu  in  eine  Geldabgabe.  Im  19.  Jahrhundert  ist  man  auf  die  aller- 
dings facultative  Natural-  statt  der  Geldleistung  zurückgekommen.  (S.  Clam.  111,249, 
396  ff.,  Necker,  admin.  I,  28,  Stourm  I,  Kap.  7,  S.  221—237). 

II.  Die  indirecte  Besteuerung. 

§.  61.  Nicht  minder  bedeutend  als  diese  directe  Besteuerung 
hat  sich  seit  dem  15.  Jahrhundert  die  indirecte  Verbrauchs- 
besteuerung, namentlich  in  Form  von  inneren  Steuern  auf  Salz, 
Getränke  und  andereArtikel  (Talg,  Oele,  Leder,  Eisen  u.  a.  m.), 
auf  Tabak  (in  Monopolform)  entwickelt,  im  Ganzen  aber  wiederum 
nur  durch  Ausbau  und  Vervollständigung  des  schon  Mitte  des  15. 
Jahrhunderts  begründeten  Steuersystems.  Das  Grenzzollsystem 
ist  dagegen  in  seiner  Entwicklung  und  seinem  Ertrage  zurtlckge- 
blieben.  Bei  den  Einfuhren  wurde  der  finanzielle  durch  den  pro- 
tectionistischen  Gesichtspunct  zu  sehr  gekreuzt,  und  *noch  fehlte, 
selbst  bis  zuletzt,  der  Massenconsum  von  Colonialproducten  u.  dgl.m., 
welche  im  19.  Jahrhundert  finanziell  die  wichtigsten  Zollartikel 
geworden  sind.  Ausfuhrzölle  und  innere  Provinzialzölle  waren 
nicht  so  ergiebig.  Die  Gesammtheit  der  indirecten  Verbrauchs- 
steuern und  einiger  verwandten  warf  aber  am  Schluss  des  alten 
Staats  schon  mehr  ab  als  die  directen  Steuern  trotz  deren  Verviel- 
fältigung und  Erhöhung. 
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Der  Hanpttheil  der  indirecten  Stenern  wurde  meist  von  An- 
üuig  an  durch  Pächter,  im  17.  und  besonders  im  18.  Jahr- 
Imdert  regelmässig  durch  einige  grosse  Pacbtgesellschaften 
erhoben,  so  besonders  diejenige  der  fermes  gönerales  für  die 
wichtigsteD  indirecten  und  fUr  gewisse  Verkehrssteuern. 

Zuletzt  umfassten  sie  gewöhnlich  die  grossen  und  kleinen  Ga)>ellen,  d.  h.  die 
fickägsten  Saizstenern ,  wesentlich  in  Form  des  Regals,  im  Hauptthcil  des  Staats- 
ptie»,  die  aidea,  aaf  Getrinkc.  Talg,  Oele  a.  a.  m.,  die  inneren  und  auswärtigen 
Tstk  und  Terwandten  Abgaben,  das  Tabakmonopol,  die  .,Controlabgahe''  für  gewisse 
iKktsgescbäfte,  and  ?erscbiedene  zum  Domanium  gehörige  Abgaben. 

FQr  einzelne  meist  neuere  Steuern  bestanden  besondere 
Pichten.  Ein  Theil  der  indirecten  Abgaben  war  aber,  besonders 
io  der  letzten  2^it,  auch  in  eigene  R^gie  genommen.  Die  Iran- 
lösischen  Verbältnisse  sind  durch  die  Möglichkeit,  diese  beiden 
Systeme  za  vergleichen,  lehrreich.  Durch  Geltendmachung  der  Con- 
forrenz  stand  sich  der  Staat  zuletzt  beim  Pacbtsystem  kaum 
schiechter  als  bei  der  R^gie,  welche  überhaupt  nicht  so  sehr  in 
ihrer  Einriebtang  von  der  ferme  abwich  (Necker,  s.  u.),  wenn 
uch  bei  der  Vergebung  der  Pachten  alle  Missbräucbe  niemals 
TOllig  überwanden  worden  sind.  Die  Technik  der  Verwaltung  der 
Flehten  war  bereits  sehr  vervollkommnet. 

Der  schlimmste  Punct  der  indirecten  Besteuerung  war  und 
blieb  die  hohe,  zum  Theil  in  drückendster  Form  -  im  Hauptthcil 
de»  Staats  nach  -  dem  Princip  des  Zwangsabkaufs  oder  der  Con- 
scription  —  aufgelegte  und  zudem  in  verschiedenen  Landestheilcu 
höchst  ungleichmässige  Salzsteuer.  Der  letztere  Umstand,  die 
provinzielle  Verschiedenheit  der  Steuerverfassung, 
zd^  sich  in  steuertechnischer,  volkswirthschaillicher  und  ver- 
kehrspolitischer Hinsicht  auch  bei  anderen  Steuern,  den  Getränke- 
^aem,  den  Zöllen  nachtheilig.  Er  erklärt  sich  vornehmlich  dar- 
lu,  dass  Privilegien,  Interessen,  Vorurtheile  und  die  altbistoriHche 
iparte  politische  Stellung  vieler  Provinzen  noch  immer  und  bis 
ZOT  Revolatioo  die  Einheitlichkeit  und  Gleichheit  der  indirecten 
I  Steuern«  damit  aber  auch  die  Einheit  des  volkswirthschaftlichen 
>  Markts  nicht  herbeizuführen  gestatteten.  Diesen  Fortschritt  ver- 
dankt Frankreich  voll  und  ganz  erst  der  Revolution.  Im  Zoll- 
'^vstem  werden  daher  noch  bis  zuletzt,  wie  schon  nach  Colbert's 
is  dem  Puncte  der  Beseitigung  der  inneren  Zölle  und  der  Bildung 
^es  Grenzzollsystems  nur  theilweise  geglückten  Maassrcgeln  und 
Verwaltnngseinrichtungen  verschiedene  Provinzialgruppen 
^teraohieden,  welche  gegeneinander  durch  Z  o  1 1 1  i  n  i  e  n  geschieden 
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sind.  Die  neu  eroberten  Grenzprovinzen,  auch  die  ebemals  deutsehen, 
haben  so  zwischen  sich  und  dem  altfranzösischen  Gebiet  noch  Zölle, 
nach  dem  „Ausland"  dagegen  noch  nicht.  Auch  bei  der  Taille 
waren  noch  manche  provinzielle  Verschiedenheiten  geblieben,  aber 
dies  störte,  wie  Verschiedenheiten  bei  directen  Steuern  überhaupt, 
nicht  in  dem  Maasse  als  die  Differenzen  der  indirecten  Besteuerung. 
Die  Ein-  und  Ausfuhrzolltarifc  wurden  seit  Colbert  bc- 
wusst  mit  nach  den  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncten  des 
Schutzsystems  geregelt,  öfters  daher,  wie  bemerkt  zum  Nachtheil 
des  fiscalischeu  Interesses.  Das  Tabak  mono  pol  hat  sich  durch 
steigende  Erträge  während  des  ganzen  18.  Jahrhunderts  schon 
finanziell  gut  bewährt.  Es  war  vornehmlich  ein  Monopol  der 
Einfuhr  fremder  Tabake,  woneben  der  inländische  Tabak- 
bau verboten  war.  Letzteres  hielt  man  damals  fUr  unbedingt  noth- 
wendig  im  fiscalischen  Interesse  des  Monopols.  Erst  bei  der  Er- 
neuerung des  Tabakmonopols  unter  Napoleon  I.  wusste  man  den 
controlirten  und  unter  Ablieferungszwang  gestellten  heimischen 
Tabaksbau  mit  dem  Monopol  zu  vereinigen.  Einzelne  neue  Landes- 
theile,  so  Elsass,  Ftnndern  und  selbst  mitten  im  Lande  einzelne 
Städte  (Bayonne,  lothring.  Orte)  waren  übrigens  früher  dem  Tabak- 
monopol nicht  unterworfen,  gewöhnlich  nach  Specialprivilegien. 

Neben  den  directen  Steuern  und  der  indirecten  Verbrauchsbe- 
steuerung hat  sieh  auch  die  dritte  grosse  Gruppe  der  Steuern, 
die  Verkehrssteuer,  die  Steuer  auf  Kechtsgeschäfte 
(„Acte**)  in  den  letzten  Jahrhunderten  ziemlich  erbeblich  entN^Ickelt 
und  seit  1655  war  auch  die  Erhebung  solcher  und  verwandter 
Steuern  und  Gebühren  für  Verwaltungsthätigkeiten  in  Stempel- 
form (timbre)  hinzugekommen. 

Das  ancien  regime  hatte  sonach  ein  Steuersystem  erreicht, 
welches  zwar  grosse  Mängel  im  Einzelnen  zeigte,  jedoch  bereits 
ein  principiell  ziemlich  vollständiges  genannt  werden 
muss.  Denn  abgesehen  von  den  Steuerfreiheiten,  welche  wesent- 
lich aus  dem  politischen  Standpunct  zu  beurtheilen  sind,  hatte 
sich  die  Besteuerung  doch  schon  der  veränderten  und  wachsenden 
quantitativen  und  qualitativen  Diiferenzirung  des  Nationalvermögens 
und  Einkommens  einigermaassen  anzupassen  gewusst.  (Fin.  II, 
365  flF.) 

§.  62.  Die  zeitlichen  und  localen  Verschiedenheiten,  die  zahl- 
reichen Veränderungen  in  der  indirecten  Besteuerung  im  Einzelnen 
sind  begreiflich  noch  viel  grösser  nls  in  der  directen  Besteuerung. 
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Das  steaertechnigche  Detail  ist  vollends  ein  massenhaftes.  Von 
einer  genaueren  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklang  muss 
daher  hier  ganz  abgesehen  werden.  Auch  die  blosse  Heraashebung 
des  Wichtigeren  ist  aber  bei  der  hier  gebotenen  Beschränkung  noch 
sebwieriger  als  bei  der  directen  Besteuerung.  Im  Folgenden  wird 
Dar  Einiges  zur  Characteristik  der  Hanptglieder  der  indirecten  und 
Verkehrssteuern  gegeben,  nämlich  der  Getränkesteuern  (aides), 
anderer  innerer  Verbrauchssteuern  (,, Accisen^'),  der 
Btädtischen  Octrois,  der  Salzsteuer,  der  Tabakbe- 
steuerangy  der  Zölle  und  ähnlicher  Abgaben,  der  Steuern  auf 
Acte,  Rechtsgeschäfte  u.  s.  w.,  des  Stempels. 

Clamageran's  Werk  ist  auch  hier  wicdtT  das  rüichh&lti(p>tü  und  sorj^fältigdt«^ 
and  für  diese  Uebersicht  vornehmlich  beuutzt  wonleii.  Stuurm  zeigt  lehrreich  di«;  An- 
iiilpfangen  der  jetzigen  an  die  alte  Besteuerung. 

1.  Die  Getränke-,  besonders  die  Weinsteuern. 

Sie,  die  sogen,  droit  d'aides  werden  ein  Hauptglied  der  indirecten 
Best eae mag;  sie  sind  aber  auch  jetzt  zum  Theil  wieder  eine  Art  der  allgc- 
neinen  Passagezölle,  der  Grenzzölle  und  zwar  früher  in  den  Woinbanprovinzen 
aach  woU  gerade  der  inl&ndischen  und  ausländischen  Ausfuhrzölle,  sodann  st ädt- 
iiicker  Eingangsabgaben  (Octrois)  und  eines  allgemeineren,  auch  manche 
aadere  Artikel,  wenigstens  in  einigen  Landestheilen ,  zumal  in  Städten  (Paris)  uui- 
ffesenden  Accisesystems.  So  war  namentlich  die  Geträukesteuer  mit  der  städtischen 
fingangssteoer  auf  die  Artikel  Holz,  frische  Seefische,  Vieh  mit  gespaltener  Klauo, 
ia  äthistorischer  näherer  Verbindung,  Abgaben,  die  man  wohl  auch  zusammen  unter 
d^tffl  Namen  „aides'*  speciell  verstand. 

Neben  solchen  Weinabgaben  beim  Transport  kommen  die  alten  Formen  der 
Vtrkaafsabgabe  beim  Grossverkauf  und  beim  Ausschank  vor.  Im  crsteren 
i'aU  ist  die  Weinateuer  auch  öfters  nur  der  praktisch  wichtigste  Specialfall  einer  all- 
gemeinen oder  doch  einer  manche  andere  Artikel  mit  umfassenden  A'crkaufbabgabe 
Tom  Waarenverkehr  (so  z.  B.  1597  bei  der  Abgabe  u.  d.  N.  ,,pancarte''  oder  ..sou  pour 
UfTf*.  die  ausser  Weinen  eine  Menge  anderer  Artikel,  Nalirungsmittel ,  Kohstoli'e 
uch  Kunstwaaren  traf,  beim  Eingang:  in  die  Städte  u.  s.  w.  vom  Grossverkelir  und 
spei:it;ll  rom  Verkäufer  erhoben  wurde.  Ciamag.  H,  563  ff).  Die  Bestimmung  der 
Abgabe  als  specifische  Steuer,  nach  der  Menge  (dem  alten  FlUssigkeitsmaasi 
}.  „muid**),  also  ohne  Rücksicht  auf  Qualität  und  Werth  bildet  bei  den  Abgaben,  welchi* 
iich  an  den  Transport  ankntlpfen,  die  Kegel.  Bei  den  Verkaufs-  und  Schankubgabea 
Tird  dag^en  eine  Werthquote  als  Steuer  gefordert,  doch  daneben  kommt  auch  hier 
•■iie  specifische  Abgabe  vor.  Nach  d.  Ord.  v.  16S0,  der  Grundlage  der  Getränke- 
äteaeru  bis  ITSl),  war  der  „droit  de  gros'*  5  7o  ^^u»  declarirten  Preise  (seit  1043) 
ä^bbt  einem  specifischen  Zuschlag  von  167«  sols  p.  muid  (0.31  fr.  p.  Ilectol.),  beim 
%>iDverkauf  bz.  5  L.  8  s.  p.  muid  und  6  L.  15.  s.  (^2.01  u.  2.51  fr.  p.  Hectul.). 
"Fsterer  Satz  in  Häusern,  wo  der  Wein  mit  fortgenommen,  letzterer  in  solchen,  wo  er 
retraoken  wurde.  Ein  „droit  de  quatrieme'*  war  dabei  wieder  eine  Wcrth- 
VJuten-Abgabe  nach  dem  Verkaufspreis.  (Stourm  I,  326.  Clam.  U.  040). 
Air  specifische  Abgaben  kommen  auch  Eich-,  Mess-  und  Maklergebühren 
.iif  i,dr.  de  jange  et  de  Courtage),  die  eine  beim  ersten  Verkauf,  bz.  beim  ersten 
iiuiidwecbscl,  die  andere  bei  jedem  Verkauf,  in  3  verschiedenen  und  steigenden  Sätzen 
\  fer  Rer,  Wein.  Branntwein  (so  1674,  1680.  1767,  Clam.  H,  640,  III,  31)1)).  Zur 
^  Ers^uzung  dienten  Jahres taxen  („annueis*')  der  Getränkeverküufer,  Wirthe.  in  ver- 
3>'üiedener  Höhe  in  Stadt  und  Land  für  jede  Getränkeart  je  einmal  der  einfache  Betrag 
iOHj.  172^,  Clam.  III,  258),  ähnlich  den  englischen  Linccnzabgabcn.  Naturlich  hat 
"las  ganze  System,  wie  auch  noch  das  gegenwärtige  französische,  das  in  den  GrundzUgeu 
ircD  älieo  f?leicbt  (3.0.  S.  121  ff.),  eine  Unmenge  von  ControK-n  und  Strafliestimmungcii 
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enthalten  müssen,  bei  denen  WillkUhr  nicht  immer  zu  yenneiden  war  und  durch  die  doch 
die  Contrarentionen  nicht  völlig  unterdrückt  wurden ,  — Weinberg- und  Weinbau- 
controlcn,  Transport-,  Absatz-,  Kellercontrolen  u.  s.  w.  Dieselbe  Menge 
Wein  wurde  so  rom  ersten  Weinbauer  an  bis  zum  Schankwirth  und  Consumenten  von 
zahlreichen  verschiedenartigen  Abgaben  getroffen,  die  vielfach  von  Provinz  zu  Provinz 
und  Stadt  zu  Stadt  wechselten  und  selbst  von  der  Verwaltung  nicht  mehr  ordentlich  zu 
übersehen  waren.  Mehr  hierin  als  in  der  Hohe  der  Abgaben  lag  das  Debel.  S.  das  Beispiel 
von  dem  Fass  Wein,  das  von  Roanne  nach  Paris  geht,  aus  d.  physiokr.  Ztschr.  Ephe- 
mcriden  (1775)  bei  Stourm,  I,  473.  Gerade  gegen  diese  Yerkehrsplackereien  und  Gon- 
trolen  bei  den  Getränkestcuem  und  den  Octrois  wandte  sich  die  Opposition  und  die 
Animosität  beim  Ausbruch  der  Revolution  zumeist  (Stourm,  I,  245  fT.,  Taine- 
Katschcr,  I)  und  aus  diesem  Grunde  hat  die  Revolutionsgesetzgebung  sie  beseitigt. 
Vieles  lag  an  der  noch  fehlenden  Unification  der  Getränkesteuer  im  ganzen  Staate. 
Aber  einige  Hauptpunkte  der  Einrichtung,  der  Controlen  und  Strafbestimmungen  sind 
die  nothwendige  Consequenz  des  ganzen  Systems  solcher  Steuern,  daher 
auch  in  der  jetzigen  französischen  Gesetzgebung  im  Wesentlichen  ebenso  zu  linden. 
Steuertechnisch  beachtenswerth  ist,  dass  der  Weinbau  als  solcher  schon  in  der 
alten  Gesetzgebung  regelmässig  nicht  getroffen  wurde,  sondern  erst  der  Verkehr  mit 
und  der  Absatz  und  Gonsum  von  Wein. 

2.  Andere  innere  Verbrauchsteuern. 

Ausser  den  bei  den  Aides  unter  der  vorigen  No.  schon  genannten  und  der  in 
den  städtischen  Octrois-Tarifen  und  in  den  inneren  Passagezöllen  enthaltenen  kommen 
in  verschiedenen  Zeiten  mancherlei  sonstige  derartige  Steuern  auf  bestimmte  Artikel 
vor.    Im  16.,  besonders  17.  und  IS.  Jahrhundert  haben  die  dringenden  Finanzbedürf- 

nisse,  in  einzelnen  Fällen  auch  Luxus-  und  sittenpolizeiliche  Ansichten  darauf  i 

hingewirkt  und  so  eine  dem  englischen  Accisesystem  ähnliche  Gestaltung  hervor-  i 

gerufen.    Den  allgemeinen  deutschen  Accisen  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  laasen  ) 

sich   diese   Abgaben    nicht  gleichstellen,   nur   die   städtischen  Octrois   bieten  etwas  ^ 

Aehnliches.  i 

Wichtigere  oilcr  characteristische  Beispiele  sind  die  Steuern  auf  Tuch  und  an-  ; 

dere    Wollwaaren    (1582),   Leinwand  (16.  Jahrb.),   auf  Zinngeschirr  (1674),  ^ 

auf  Eisen  (in-  und  ausländisches,  1626,  specialisirter  Tarif  nach  Verarbeitungsstufe  ^ 

1680),  auf  Papier  (1653),  auf  Talg  (1690  erhöht),  Lichter  (1693.  1748),  Stärke  .^ 

und  Puder  (1715),  Hüte  (1600),   Leder  (schon  im  16.  Jahrb.),  Kupfergeräth  ^ 

(1745),  Oele,  (17.  18.  Jahrb.),  ausländische  Bücher  (1772),  unverarbeitetes  q 

Gold  und  Silber  (geregelt  16S0),  Gipssachen  (1701)  u.a.m.  Hie  und  da  spielten  ^ 

wohl  auch  gcwerbe-  politische  und  Controlabsichten  mit,  so  bei  den  mar-  ^ 

kirten  Waaren  (Tuch,  Eisen,  Zinn  u.  a.  m.).     Auch  Mehlaccisen  sind  vorgekommen.  j| 

Seitdem,  besonders  im  16.  Jahrhundert  und  später,  der  Gonsum  von  Golonialwaaren,  ^. 

Gewürzen,   Specercien,  Zucker,  Kaffee,  Tabak  aufkam,  wurden  diese  Artikel  durch  ^ 

Einfuhrzölleund  wohl  auch  durch  innere  Steuern  mit  getroffen;  ähnlichLuzus-  J 

kleidun gsstoffe  und  Verwandtes  aus  dem  Auslande,  wo  protectionistische  Absichton  ^ 

mit  zu  hohen  Abgaben  fahrten,  wenn  sie  nicht  etwa  ganz  zu   einem   Verbot  der  .. 

Waareneinfuhr  den  Anlass  gaben.    Seltsame  Beispiele  sind  noch  Perrückensteuern  J; 

(1708),  Eis- und  Schneemonopole  (1701).   Weiter  ist  auch  hier  der  Spielkarten-  ^ 

Stempel   zu  nennen.    Viele  dieser  Abgaben  bestanden  nur  kurze  Zeit,  einige  daron  ^ 

kehrten  mehrfach  wieder,  einzelne  finanziell  wichtigere  haben  sich  im  1 8.  Jahrhundert  , 

eingebürgert.    Sie  wurden  in  die  Steuerpachten  mit  aufgenommen.  . ' 

Endlich  muss  das  System  des  Verkaufs  von  „Aemtern'*  für  den  wirth-  ^ 

schaftlichen  Verkehr,  zum  Gontroliren,  Messen,  Wägen,  Gcschäftsvermitteln  n.  ^| 

dgl.  m.,  das  im   17.  und  18.  Jahrhundert  ein  beliebtes  Finanz-  bz.  Greditmittel  war,  }[ 

auch  unter  dem  Gesichtspunkt  der  indirecten  Besteuerung  mit  aufgefasst  werden,  denn  "^\ 

mit  diesen  regelmässig  unbesoldeten  Aemtern  war  das  Recht  zur  Gebührenerhebung  ^ 

verbunden  und  diese  Gebühren   wirkten  wie  entsprechende  Steuern   auf  die  Objecte,  ^ 

deren  Verkehr  sie  betrafen.  *' 

3.  Die  städtischen  Octrois  oder  Eingangsabgaben.  ! 

Sie  dienton  mehrfach  mit  zur  Erhebung  einiger  der  unter  den  aides  genannten     v 
Abgaben,  besonders  von  Wein,   Vieh,  Holz.    Sie  trafen  ausserdem  land wirth-    ^ 
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cka/tliche  and  manche  andere  Artikel.  Als  alte  städtische  Abgaben  kommen  sie 
melunlicli  den  Stadtcasson  zu  gute,  doch  Antheile  daran,  wie  besonders  bei  den 
iediakeoGtrois,  und  indircct  st&dtische  Stenerieistongen  daraus  flössen  auch  jetzt  noch 
tm  Staate  za.  In  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  wurden  die  Tari&itzc  stark  erhöht 
icr  za  erhöhen  erlaubt,  dafür  aber  dem  Staate  die  H&Ifte  des  Ertrags  zugesprochen, 
)  lach  ähnlichen  roraosgegangenen  Massregeln  166«S  durch  Colbcrt,  also  zur  Zeit 
iMT  ihnlichen  Finanzpolitik  in  Deutschland  (Prcussen).  Weitere  Erhöhungen  in 
MfEzeiten  erfolgten  nun  um  so  eher,  so  1710.  Auch  dieses  Octroisystcm  ist  be- 
üBÜich.  nachdem  es  in  der  Revolutionszeit  zertrümmert  und  vorUssen  worden,  iui 
9l  Jahifaiuidert  wieder  ein  Haupttheil  der  Communalbesteuerung  geworden  und  dient 
Kk  jetzt  wieder  mit  zur  Erhebung  der  Getrinkrstcucrn  (Fin.  I.  3.  A.  §  59). 

§  63,  —  4.  Die  Salzsteuern. 

Sie  sind  Tom  15.  bis  IS.  Jahrhundert  immer  schwerer  und  druckender  geworden 
udi  die  im  Haapttheil  des  Staatsgebiets  eintretende  starke,  mitunter  Übermässige 
iMong  der  Steoersitze.  bz.  Begalpreise,  fkst  mehr  aber  noch  durch  die  drackenden 
erwaltangsfornien  ^Salzconscription) ,  Controlen  und  grausamen  Straf bestimmungeu 
RS  zn  Galeere  und  Todesstrafe)  wider  den  immer  wieder  auflebenden  Salzschmuggel. 
Hzterer  var  nicht  nur  ron  der  See  und  von  den  Salinen  aus  und  an  den  Grenzen 
q^  das  Ausland  im  Schwünge,  sondern  auch  im  Innern  dt^s  Staates  zwischen  den 
Torinzen  mit  verschiedenen  Steuersystemen,  namentlich  von  den  Landestheilen  mit 
itdrigeren  Steuern  und  Salzprcisen  in  die  anderen.  Wiederholt  werden  schon  seit 
n  15.  Jahrhundert  Beformen  geplant,  besonders  im  Sinne  einer  Ausgleichung  der 
loriaziell  höchst  verschiedenen  Abgaben  und  etwa  der  Erhebung  der  Salzsteuer  als 
Imdoctionssteoer  bei  den  Salinen  (Richelieu).  In  einzelnen  Provinzen  wird  auch 
iiiges  gelegentlich  gebessert,  aber  die  HauptQbelst&nde  blieben  und  angesichts  der 
HUieQen  Schwierigkeiten,  einen  Ersatz  für  den  Ausfall  zu  finden  und  den  Wider- 
lid  der  privilegirten  und  niedrig  besteuerten  Provinzen  zu  Überwinden,  wagte  selbst 
tdi  zuletzt  Neck  er  in  den  17$0er  Jahren  nur  an  eine  Unification  der  Salzsteuem 
I  ganzen  Staate  and  an  eine  Ueralisotzung  des  Salzpreisos  auf  einen  mittleren  Betrag 
I  denken  (admin.  d.  fin.  II,  23  R).  Characteristisch  ist  dabei,  dass  bei  ihm  wie  bei 
ideren  Politikem  und  wie  es  scheint  auch  in  der  Ofientlichen  Meinung  die  Salzsteuer 
ier  das  Salzmonopol  vornehmlich  wegen  ihrer  vexatorischen  Einrichtung  als  bedenk- 
ck  erscheinen,  nicht  aber  eigentlich,  weil  sie  ein  so  nothwendiges  Consumptibil  trafen 
id  lamäsaig  vertheucrten  und  so  als  Kopfsteuer  den  Druck  der  taille  noch  vermehrten, 
üe  Salzsteuer  wird  als  Verbrauchssteuer  viel  weniger  bedenklich  als  eine  Mehl-  oder 
liotsteaer  gefanden  (Neck er).  Die  Veränderungen  im  Einzelnen  und  in  den  ver- 
ckiedenen  Provinzen  können  hier  nicJit  näher  verfolgt  worden.  Immer  neue  Erhöhungen 
iff  Saoe  und  Preise,  besonders  bei  den  grandes  und  Jen  pctites  gabelles,  und  ver- 
irrte Controlen  sind  die  Begel.  Hie  und  da  sind  blutige  Aufstände  erfolgt,  z.  B. 
h  die  Verpachtung  der  Salzmagazino  an  Gesellschaften  von  Spoculantcn  1548  statt- 
aad  in  den  Provinzen  zwischen  Ocean,  Loire  und  Gironde  (Clam.  II,  141).  Aber 
■aek  im  18.  Jahrhundert  noch  hat  keine  Steuer  zu  so  zahlreichen  Verfolgungen  wegen 
i^oatravcntionen  Anlass  gegeben  (Neck er). 

Die  Gnmdlage  der  Gesetzgebung  bis  1789  war  eine  revidirende  Ordonnanz  von 
Gilbert  von  1680  (Clam.  II.  636  fi).  Am  Schluss  des  ancien  regime  bestanden  fol- 
.^ode  6  verschiedene  provinzielle  Systeme  der  Behandlung  des  Salzes,  bez.  der  Salz- 
«ur  (Necker,  admin.  d.  fin.  II,  C.  1,  bes.  p.  12  ff.  Stourm  I,  303  ff.):  Das 
i^iet  der  sog.  grandes  gabelles,  c.  '/,  der  französischen  Bevölkerung  umfassend, 
u  Salzpreis  v.  c.  62  L.  p.  Quintal;  das  Gebiet  der  petitcs  gabelles,  c.  Y^  der 
iW'Äcrnng,  Preia  337«  L.;  das  Gebiet  der  Salincnprovinzen,  c.  V,-  der  Bevöl- 
ttn^,  Preis  21  Vs  ^«  ^^  Gebiet  der  von  der  Salzsteuer  durch  Loskauf  befreiten 
Ptovinzen,  über  Ve  <^ö'  Bevölkerung,  Preis  6—10—12  fr.;  das  Gebiet  der  freien 
Provinzen,  tiber  7^  der  Bevölkerung,  Preis  2—8—9  L.;  das  Gebiet  des  „quart- 
^4ai]lon'^  (Name  von  der  ursprttnglichen  Verpflichtung  der  privaten  Salzwerke,  den 
%Ren  Theil  ihrer  Fabrikation  an  die  kön.  Salzmagazine  abzuliefern),  nur  in  einem 
Heil  der  Xormandie,  Preis  16  L.,  also  Preisdifferenzen  von  1  :  10 — 30  und 
■ekr!  Daher  eine  enorme  Uebcrlastung  besonders  der  Provinzen  der  beiden  Gabelles, 
n  iit  Folge  dessen  auch  der  Consum  kaum  halb  so  hoch  als  in  den  anderen  Pro- 
S52*ii  war.     (Die  Statistik  des  Salzconsums,  die  freilich  des  Schmuggels  wegen  Fehler 
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enthält,  diente  früher  nnd  auch  heute,  z.  B.  für  Clamageran,  um  die  Lage  der  Be- 
völkerung zu  beurtheilen  und  deren  Gesammtbewegung  und  Zahl  zu  schätzen.)  Na- 
mentlich in  den  Provinzen  der  grossen  Gabellen  bestand  die  „Salzconscription"  in  ] 
aller  Strenge.  Man  unterschied  hier  mehrere  Arten  des  Salzverkaufs  aus  den  Maga-  | 
zinen,  besonders  die  vente  par  impöt  und  die  vento  vplontaire.  Beide  Ver-  ] 
kaufsformen  bildeten  die  „Salzpflicht''  (devoir  du  sei)  und  beide,  trotz  des  ' 
Namens  auch  die  zweite,  enthielten  einen  Zwang  zum  Salzkauf.  Bei  der  ersten  ' 
im  Gebiet  der  Salzmagazine  an  den  Grenzen  wurde  nur  auch  im  Voraus  der  Ge-  ^ 
sammtbetrag  Salz  festgesetzt,  der  mindestens  verkauft  werden  musste  und  der  dem-  ' 
gemäss  zum  Abkauf  auf  die  Einwohner  repartirt  wurde,  der  grosseren  Schmuggel-  * 
gefahr  wegen.  Bei  der  zweiten  Korm,  im  Gebiet  der  im  Innern  liegenden  Maga-  ^ 
zine,  wurde  das  Minimalquantum  jeder  Person,  das  sie  an  Salz  kaufen  musste,  ^ 
festgestellt.    Nur  darüber  hinaus  war  der  Kauf  „freiwillig"  (Clam.  III,  222). 

Mancherlei  Missbräuche  bestanden  noch  ausserdem  bei  den  amtlichen  Verkäufen, 
z.  B.  die  Lieferung  feuchten  Salzes,  wogegen  sich  die  Verordnungen  öfters  wenden. 
Der  Ertrag  der  grossen  und  kleinen  Gabellen  überstieg  in  den  1770er  Jahren  40  MÜL 
L.  und  war  höher  als  die  Taille  dieser  Provinzen.  Die  Gabellen  und  sonstigen  Salz- 
steuern wurden  durch  Pächter  verwaltet  und  bildeten  im  18.  Jahrhundert  einen  Theil  ^ 
der  fermes  g6n6rales. 

5.  Die  Tabakbesteuerung.  *•- 

Sie  kam  zuerst  im  J.  1625  auf,  und  zwar  in  Form  eines  Einfuhrzolls  für  a 

fremde  Tabake,  ausschliesslich  solcher  von  einigen   französischen  Colonicn  (SO  sols  .^ 

p.  Pfund).     1664  wurde  dieser  Zoll  stark  ermässigt,  aber  zugleich  ein  nieclrigerer  »^ 

Differentialzoll  für  französischen  Colonialtabak  aufgelegt.     Schon   1674  ging  man  ja-  ;, 

doch  zum  vollen  Monopol  über  (endgiltig  geregelt  in   Ord.   v.   16S1 ,  Clam.  11,  ^ 

654),  wonach  Einfuhr,  Cultur,   Fabrication,   Transport,  Verkauf  den  Privaten  unter  ^ 

schweren  Strafen  verboten  wurde.    Doch  wurde  nach  der  Ordonnanz  noch  an  einigen  j^ 
Orten  der  heimische  Tabaksbau  unter  fiscalischer  Controle  zugelassen,  was  aber  nicht 

ausgeführt  worden  zu  sein  scheint    Nur  die  nicht  im  allgemeinen  Steuergebiet  einge-  j|^ 

schlossencn  Provinzen  (namentlich  Elsass-Loth ringen)  entwickelten  daher  den  Tab«k-  ^, 

bau  und  versorgten  damit  das  Monopolgebict  mit      Das  Monopol  wurde  anfangs  für  - ' 

500.000  L.  verpachtet.     Dieser  Ertrag  stieg  bis  1719  trotz  der  dazwischen  liegenden  !, 

schweren  Kriegszeit  in   den  Pachten  auf  4 — 6  MiU.  L.      Danach  erfolgte   1719  die  '\ 

Aufhebung  des  Monopols  u.  sein  Ersatz   durch  einen  stark  differcnzirten  EinfnhrzoU,  ' 

der  am  Niedrigsten  für  die  Tabake  aus  den  nicht  zum  französ.  Steuer-  und  Zollgebiet  ,, 
gehörigen    Provinzen    (Elsass,    Lothringen,    Flandern,    Artois,    Franche-Comti'O    war 

(Clam.  III,  199).     Indessen  kehrte  man  schon  1721  zum  Monopol  zurück,  nachdem  ^^ 

man  wahrgenommen,  dass  der  Schmuggel  sich  vermehrt,  aber  die  Detailpreise  sich  .'^ 

nicht  ermässigt  hatten  (Clam.  III,  216,  335).     Von  Neuem  erfolgte  Verpachtung  des  -^ 

Monopols,  seit   173S   mit  an  die  fermes  gcnerales  und  mit  rasch  steigenden  Ertrag-  !^ 

nissen,  welche  grösstentheils  der  Vermehrung  des  Consums  und  der  besseren  Bekam-  ^^ 

])fung  des  Schmuggels,  etwas  auch  Preiserhöhungen  zuzuschreiben  waren.     Schon  in  ^ 

den    1760er  Jahren  stand   der  Tabak   mit  22  MiU.  L.  im  Generalpachtanschlag.    Bis  5' 

1790  erhöhte  sich  diese  Summe  auf  30 — 31  Mill.  L.     In  der  öffentlichen  Meinung  '^• 

fand  das   Monopol   keinen  ernstlichen  Gegner,   obwohl  auch   bei  dieser  Einrichtung  '^ 

schwere,  ja  grausame  Strafen  zur  Bekämpfung  des  Schmuggels  bestanden.     Necker  '1i 

dachte  besonders  an  die  Beseitigung  der  Monopolfreiheit  und  des  Tabakbaues  in  den  ^ 

ausgeschlossenen  Provinzen,  von  denen  aus  auch  der  Schmuggel  am  meisten  betrieben  ^ 

wurde,  eventuell  mittelst  Ablösung  und  Entschädigung.     Auch  ihm  erschien  der  ein-  '^ 

heimische  Tabaksbau  mit  dem  Monopol  unvereinbar.     Selbst  die  constituirende  Ver-  **)! 

Sammlung  und  die  radicalen  Steuerpolitiker  der  Revolutionszeit  zögerten  anfangs  etwas  <4 

mit  der  Beseitigung  des  Monopols,  das  indessen  1790  aufgehoben  wnrde.  um  nach  ^ 

verschiedenen  Steuerexperimenten,  mit  Zöllen,   Fabrikationssteucr  im  J.  1810  wieder  ^ 

horgi>stellt   zu  werden,  nunmehr  unter  Zulassung  des  inländischen  Tabakbaues,  aber  ^ 

natiirlich  mit  Ausdehnung  des  Monopols  auf  das  ganze  Staatsgebiet.    S.  bei  Clama-  ; 

geran  UI.  passim  manche  statistische  Daten,  sonst  Necker.  admin.  d.  tin.  II,  Ch.  2,  4 

bes.  Stourm  I,  ch.  14.  r 
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§.  64.  —  6.  Zölle  und  ähnliche  Abgaben. 

DiedC  Verbältnissti  bieten  wiederom  für  eine  knappe  Darätelluug  gruäsc  ScbwitTig- 

Iciteo,  wegen  der  proyiDziellen  Qnd  localcn  Mannigfaltigkeit  dieser  Abgaben  und  der 

CvsiUcte  der  verschiedenen  politischen  und  wirthschaftlichcn  Tondcnzen,  welche  äi«h 

\äa  mit  den  rein  fiscalischen  kreuzen.     Bestrebungen,  dii'  inneren  Zölle  zu  beseitigen 

4der  doch  zu  vermindeni  Dnd  zu  errnnssigen.  (ironz/ölle  t!:an/.  an  ihre  Stelle  treten  zu 

'a»efi .    die    Tarife    nach    wirthschaftspoIitisch(>ii ,    pn»tectioiii«)tisohen    KUcksichten   m 

Trfdn,  dir*  romehmlich  als  KinanzzOlle  funginmden  Ausfuhrzoll«;  aufzuheben,  bei  den 

£lAfehizöIlen    (ron    Colonialwaaren ,    LuxQsfabrikaten)   das  liscalische  Interesse   mehr 

a  r«rfo]gen  treten    schon  seit  dem    16.  Jahrhundert,  dann    noch   di^utlic.her  seit  der 

]Otte  iies    17.    Jahrhunderts   hervor.      Hier,    wo    es    sich   nur   um   die   iinanzwissen- 

sdilUiche    Behandlung  d«fs  Zollwesens   handelt,   ist   auf  diese   complicirten    Verhult- 

liSK  nicht  einzDj^hen.     Aber  die  wirthsohaftspolitischo  Seite  derselben  ist  wichtiger 

tk  die  finanzpolititiche.  da  sich  alle  die  mannigfaltigen  zullartiiren  Ab;rabon  selbst  lüs 

OB  Schiass  des  ancicn  n-gime   nicht  zu   einem   su   bedeutenden  Kinnahmeposten  er- 

iiAben  hatten,    airrolut   and  in  Vergleieh  mit  den  anderen  indirecten  Steuern,   wie  es 

erst  im  19.  Jahrhundert  der  wesentlich  u.  selbst  allein  aus  KinfuhrzOllen  herrührende 

ZflUenrag  geworden  ist.     (.Ertrag  der  .,traites''  in  den  ITliOer  Jahren  15  Mill.  L.,  von 

1^2  Mill.  in  den  fenues  g^ner.,  von  welcher  übrigen  Summe  allerdings  Einiges  noch 

a  den  Zöllen  gehört     (icsammtertrag  aller  Zölle  nach  Necker  II.  175  c.  22  Mill.  L. 

F^.    Die  Consamverhältnisse  der  Bevölkerung,  die  unentwickelten  Communications- 

nittd.  das  bis  zu  Prohibitionen  schreitende  Schutz/oUsystem,  der  viel  geringere  aus- 

T«rtige  Handel  erklären  diese  geringere  Bedeutung  der  Zolleinnahmen   ehemals,   ob- 

.    t\ä£k  darunter    noch  so  manche,  im  VK  Jahrhundert  we^rire lallen«*  Erträge  „innerer"' 

[    ZdUe  0.  dgl.    luit    enthalten  sind.      Der   alterthümlich<n    Einrichtung   des  ZoIlwe^en^ 

,    «ti^iach  eine  alterthomliche  Terminologie  für  manche  Einnahmen,  welche  schon  im 

:    Mflfca  Jahrhundert   kaum  mehr  verständlich  war.     Der  Name  .,douanes*'  kommt  erst 

afit  aof.      Daä   Ganze    erscheint   so    uns  Modernen  noch  chaotischer,   als  es  wirk- 

kkw. 

Man    kann    wohl   (ähnlich  wie  N  e  c  k  c  r)  dreierlei  H  a  u  p  t  a  r t  e  n   von  Zöllen 

:    ur-rrscheideu :  Zölle  im  Verkehr  mit  dem  Ausland.  Zölle  im  Verkehr  zwischen 

■cbreren  Provinzen,   Zölle  („Localzölle'')  auch   in  ilerselbcn  Provinz  an 

{v«-r9chiedeneu  Localitäten  (Stiidten,  Weg-,  Flussstellen,  Haien  u.  dgl.  ni.).  Die 
i.-<{teren  sind  z.  Th.  wege:eldartige  Abgaben.  Eine  vierte  besondere  Kategorie  bilden 
^  Schiff fahrtsab gaben  (Tonnengelder <  in  d«'n  Seehäfen.  iS.  (Maniageran, 
'juam.  im  Index  v.  vol.  III  s.  v.  douanes,  cinq  grosses  fermes  u.  a.  m. .  Neeker 
M«ia.  d.  fin.  IL  eh.  4  (droits  de  trarte),  Stourni  II.  eh.  Ib.).  Neck  er  (II,  175  bis 
i'^i  rechnet  fQr  seine  Zeit  von  22  Mill.  L.  roh  c.  12  Mill.  vom  ausländischen 
Hi&iiel.  wovon  uljer  '3  von  Einfuhrzöllen,   5  .Mill.    von   inneren   u.  Local- 

;     :.'IlcD.   5  Mill.  von  Abgaben,  welche   mit  Salzsteoer.  aides  in  Verbindung  stehen. 

I     ib-i  gr wisse  innere  Abgaben  von  Colonialwaaren  u.  Schifffahrts^elder. 

I  a.   Die  ZöUe   im   Verkehr  mit  dem  Auslande  werden   seit  dem   10.  Jahr- 

h&*iert  aus  linanz-  und  aus  schutzzollpolitischen  Rücksichten  besonders  entwickelt. 
itAas-  und  Einfahrzölle,  anfangs  mehr  als  erstere.  dann  mehr  als  letztere. 
Si«  siad  aber  el>onfalls  alten  Ursprungs  („Transitzölle''  an  bestimmten  Orten")  und 
Vrrri»  jetzt  nur  schärfer  zo  (rrenzzöllen  im  auswärtigen  Verkehr  ausgebildet  (alte 

\  !ub«q:  traite  foraine,  reve,  hautpassage,  impos  i  tion  foraine).  Anfangs 
nrcQ  e;>  gewöhnlich  allgemeine  massige  (/..  B.  5  7»)  Werth/ölle  von  allen 
'■i&-  und  ausg«^ führten  Waaren,  mit  einzelnen  Freilassungen  u.  ein/einen  höheren 
i«Kü,  z.  B.  ftir  Wein.  Später  wird  in  den  Tarifen  mehr  specialisirt.  Neben  zeit- 
Teüiren  oder  bleibenden  Prohibitionen  für  Ein-  oder  Ausfuhr  (letzteres  z.  B.  bei  (ie- 
^!ü3e  ans  theuemngspolizei liehen,  militärpolitischen  Gründen  —  16.,  17.  Jahrhundert 
~  ^J»crc5  besonders  seit  Ende  des  17.  u.  im  IS.  Jahrhundert  aus  gewerbepolitischen) 
tsdto  sich  besonders  Ausfuhrzölle  für  Stapclproducte  (z.  B.  Wein,  feine 
Lrinvand)  u.  für  gewerbliche  inländische  Kohstoffe  sowie  höher«?  Ein- 
^i:rzdlle  für  Luxuscousumtibilien  (z.  B.  153*J  U.  levantin.  Specereieu)  n. 
^^iitre  Fabrikate.  Die  allgemeinen  Werthzölle  werden  z.  Th.  in  apecifischo 
'- ier  Ausfuhr  vem'audelt  („traite  domaniale",  z.  B.  1577),  in  einigen  Fällen 
»■  b  bei  der  Einfuhr.     Wo  Werthzölle  bleiben,  werden  amtliche  Waaren  preise 
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zu  Grunde  gelegt,  die  gewöhnlich,  mitunter  stark,  unter  den  wirklichen  stehen  (be- 
sonders in  Zeit  der  Gcldentworthung  im  16.  Jahrhundert).  Die  Erhöhung  dieser 
Preise  ist  dann  ein  Mittel,  um  selbst  bei  dem  gleichen  Zollsatz  die  Zölle  zu  steigern 
(Beispiel  bei  Clam.  II,  233,  Tarife  von  1542  u.  15S1).  Colbert  hat  durch  seine 
berühmten  Tarife  von  1664  u.  1667  in  diese  Dinge  mehr  System  gebracht  u.  den 
Schutzzollgesichtspunct  dabei  schärfer  entwickelt  Die  au^ärtigen  Zölle  waren  eben- 
falls meist  verpachtet,  in  Verbindung  mit  den  inneren. 

b.  Die  Zölle  im   interprovinzialen  Verkehr.     Um  sie  zu  verstehen,  mnss 

man  an  die  ZoUverwaltunpeintheilung  des  Staatsgebiets  anknüpfen,  eine  Eintheilang, 

welche  auch  für  die  Zölle  im  auswärtigen  Verkehr  wichtig  war.     Sie  erklärt  sich 

historisch    mit   aus   der  Entwicklung  des  Staatsgebiets.     Für   einen  Haupttheil   des 

letzteren  bestand  lange  Zeit  die  u.  d.  N.  „cinq  grosses  f  er  mos''  bekannte  Pacht 

Sie  ftlhrte  davon  den  Namen,  dass  sie  5  grössere  Pachten  umfassto  (1582,  Näheres  ^ 

bei  Clam.  II,  257).     Im  IS.  Jahrhundert  gehörte  diese  Pacht,  zu  den  fermes  g6-  i 

ncrales,   wurde  aber  unter  dem  alten  Namen  bis  zuletzt  als  ein  besonderer  Theil  • 

unterschieden.      Dies  Gebiet  hiess  hiemach  das  der  „provinces  des   5  grosses  i 

fermes*'  und  umfasste  Mittel-   und  Nordfrankreich.     (Die  einzelnen  dazugehörigen  >i 

Provinzen  bei  Neck  er,  II,  169,  Stourm  I,  471).    Dafür  galt  der  Colbert'sche  Tarif  J 

von  1664.    Eine  zweite  ungefähr  ebenso  grosse  Provinzialgruppe  (provinces  r6-  i 

put6cs  ctrang6res)  umfasste  vornehmlich  den  Süden  (südlich  von  Lyon  —  Mou-  || 

lins  —  Kochefort,  doch  incl.  Bretagne  u.  Franche-Comt6),  mit  abweichendem  Zollsystem* 

u.  besondrer  Verwaltung,  mit  vielen  Verschiedenheiten  aber  auch  innerhalb  ihres  Ge-  > 

biets,  in  den  einzelnen  Provinzen.    Eine  dritte  Gruppe  endlich  bildeten  die  nea  er-  f 

obertcu  Grenzprovinzen  (die  drei  Bisthümer,  Lothringen,  Elsass),  die  „provinces  [ 

d*  etrangur  offectif*,  die  ganz  ausserhalb   des  französischen  Zollsystems  standen  * 

u.  durch  eine  Zolllinie  gegen  die  alt&anzösischcn  Lande  getrennt  waren,  aber  mit  * 

dem  nichtfranzösischen  (deutschen,  schweizerischen,  österr.-niederländischcn)  Gebiet  im  ^ 

Allgemeinen  frei  verkehrten.     Die  interprovinzialen  Zölle  trafen  nun  diesen  Verkehr  ^i 

/.wischen  den  Landesgruppen.    Aber  die  provinziellen  ZwischenzolUiuien  hingen  auch  > 

mit  der  sonstigen  Stcuerverfassung  zusammen.     So   hatten  seit  Alters  die  mit  aides  .| 

belegten  Provinzen  gegen  diejenigen  Provinzen,  welche  diese  aides  nicht  mit  trugen, 

Ausfuhrzölle  für  gewisse  Producte  (Clam.  II,  372).  * 

j 

Frankreich  hat  wiederholt  Anläufe  gemacht,  alle  solche  provinzielle  Zwischen-  c 

Zölle  und  was  an  sonstigen  verwandten  Abgaben  bestand,  zu  beseitigen  (Vorschlag  i 

des  tioro  etat  in  den  Reichsständen  1614,  Clam.  II,  441,  Vorschlag  der  Regierang  ;i 

1622,  diese  Linien  an  die  Auslandsgrenzen  des  Staats  zu  verlegen,  von  den  Provin-  i 
ziabtäuden,  mit  Ausnahme  von  Burgund,  abgelehnt  eb.  456).     Seilest  Colbert  aber 

gelang  nicht  mehr  als  die  Zusammenfassung  der  Provinzen  der  cinq  grosses  fennos  . 
m   Ein   Aussengrenz-Zollgebiet   (1664),    da   die   anderen   den  Anschluss   weigerten. 

Für  die  genannte  zweite  Gruppe  wurde  dann  der  gemeinsame  Tarif  von  1667  ge-^  I 
gtiben.     So  blieb  Frankreich  bis  zur  Revolution,  seiner  historischen  Entwicklung  ge- 
mäss ähnlich  wie  Deutschland  bis  zur  Gründung  des  Zollvereins  (1S34),  wenn  auch 

freilich  bereits  in  viel  geringerem  Maasse,  zollpolitisch  und  damit  volkswirth-  3 

schaftlich   getheilt     Die  Einheit    des  Zoll-  und  Wirthschaftsgebiets  t 
durch  Aufhebung  der  interprovinzialen  und   der  Localzöllu,  freilich  mit  Ausnahme 

der  städtischen  Octrois,  hat  Frankreich   erst  endgiltig  durch  die  Revolution  erreicht  i 

(Aufhebung  aller  inneren  traites  u.  s.  w.,  45  verschiedener  „droits  locaux*'  durch  Ges.  { 

V.  5.  Nov.  1790  im  damal.  Anschlag  21.7  Mill.  L.)  \ 

c.  Eigentliche  Localzölle.  Die  unter  der  vorausgehenden  Rubrik  go-  ^ 
nannten  lassen  sich  von  diesen  Localzöllen  i.  e.  S.  nicht  immer  unterscheiden,  von  , 
letzteren,  den  Ueberresten  des  älteren  Zollwesens  bestanden  die  zahlreichsten  und  ' 
mannigfaltigsten  im  Besitz  des  Königs,  der  Corporationen ,  der  Grundherren,  Stifter  * 
(Stourm  I,  473  sagt  fast  1600).     Auch  sie  sind  erst  in  der  Revolutionszeit  gefallen. 

d.  Schifffahrts-  oder  Tonnengelder  trafen  endlich,  wesentlich  zum  Schatz  , 
der  nationalen  Rhederei,  seit  1659  die  fremden  Schiffe  in  französischen  Häfen.  Ein  * 
bekannter  Anlass  zu  den  Streitigkeiten  mit  Holland,  England  im  17.  Jahrhundert  (droits  i 
de  fret,  50  sols  p.  Tonne,  später  stark  erhöht). 
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§.  65.  —  7.  Verkehrssteaern  nnd  Gebühren  anf  Rechts- 
geschäfte, Urknoden  n.  dgl.  a.    Hierher  gehören: 

a)  als  Vorläufer  des  modernen  Enregistrement  und  Stempels 
ie  alten  Siegel-  nnd  Kanzleigelder,  droits  de  sceau. 

Sie  sind  seit  dem  15.  Jahrhondert  wicdorholt  auf  douo  Fälle  ausgedehnt«  im 
iri£»tz  eriiOht  worden  (so  1594,  1619)  und  haben  öfters  zu  Missbr&ucheu  der  Be- 
tten Gelegenheit  und  zu  Beschwerden  Anlass  gegeben. 

b)  Die  droits  de  contröle. 

15$1  für  nosssergerichtliche,  notarielle  u.  dgl.  Acte  eingeführt,  allmählich  weiter 
^geddint  (1705  zeitweise  auf  Tauf-,  Heiraths-,  Hegräbnissacten,  1706 
&äw  rnnf  PrifaturlLunden),  erhöht  und  aus  einer  anfanji^s  bloss  fixen  Uebuhr  (p. 
lyierblntt.  hoher  p.  Pergamentblatt)  zn  einer  gleichzeitig  proportionalen  Abgabe 
7öV«%  fttr  Acte  bis  10,000,  Vio  7o  "^r  10,000  L.)  entwickelt.  Zu  diesem  Be- 
if  moasten  die  betreffenden  Acte  auszugsweise  in  ein  öffentliches  Register 
ngetrngen  werden  n.  daraber  auf  der  Urkunde  eine  Eintragung  erfolgen  (s.  u. 
CUb.  iL  23S,  217,  Stonrm  I,  395).  Diese  Einrichtung  nnd  Abgabe  findet  sich 
sentlich  ebenso  im  heutigen  Enregistrement. 

c)  Eine  dritte  Abgabe  waren  die  droits  d' Insinuation. 

Eine  Poimalität  bei  Acten,  deren  Bestimmungen  zu  kennen  das  Publicum  in- 
neaurt  ist,  daher  Eintragungszwang  in  öffcntl.  Register  beeideter  Beamten  u.  Mit- 
eflang  an  die  Interessenten;  besonders  für  Schenkungen  unter  Lebenden  1539  ein- 
filkrt,  allmählich  erweitert,  1553,  1703,  so  dass  eine  Reihe  wichtiger  sonstiger 
ichtsgeschflfte  daron  1>etroii'en  wurden  (Gl am.  II,  110,  III,  72),  auch  Legate,  mit 
■nähme  (170S)  von  Schenkungen  u.  Legaten  Ton  Ascendonten  an  Desoendcnten; 
r  Sieoenatz  war  V««-  ^'^  ^^^  "  ftosgedehnteren  —  „transcription*'  ist  im 
idemen  französischen  Recht  die  Insinuation  ersetzt  (Stonrm  I,  395). 

d)  Die  vierte  Abgabe  endlich  war  der  centi^me  dcnier. 

Für  Eigenthumswechsel  Ton  Immobilien  unter  Lebenden  und  von  Todcs- 
egeu.  1705  eingeführt  ftlr  solchen  Wech:}el  in  Folge  Heirathsvertrags  und  Erbgangs, 
bfter  in  directer  Linie,  später  erweitert,  zeitweise  auch  auf  „imme übles  fictifs'' 
•eaten,  Aemter).  Die  Abgabe  ist  der  Vorläufer  der  ungt;mein  hoh<!n  gegenwänigen 
iBZösischen  Mutationsabgaben.  Stourm  hat  nachgewiesen,  dass  die  älteren  tech- 
sehen  Einrichtungen  dieser  Abgaben  schon  recht  vollkommen  u.  den  gegenwärtigen 
laiich  sind. 

^.  Der  Stempel  (timbre),  wesentlich  zur  Gattung  der  unter 
r.  7  genannten  Abgaben  gehörend,  aber  legislativ  apart  ausgebildet 
sd  technisch  etwas  verschieden. 

Die  Einfiihrung  ab  „droit  de  formule''  <Tfolgtc  für  Papier  und  Pergament 
I  HersteUang  von  Urkunden  1655.  Die  Stemp^^lung  wurde  aber  erst  seit  einem 
len  Edict  v.  1671  aUgemeiner  durchgesetzt  Nur  gewisse  leicliter  zu  erfassende 
rkusden  waren  stempelpflichtig.  Tarif  von  16S0  u.  1748,  nach  Grösse  des  Blatts 
lam.  II,  643,  III,  300).  EÜrtrag  zuletzt  an  6  Mill.  (Näheres  Stourm  I,  444  ff.). 
Bch  hier  waren  die  neuen  Grenzprovinzen  von  der  Stempclabgabe  frei.  Ausser- 
KB  bestand  im  IS.  Jahrhundert  die  oben  genannte  Papier-Verbrauchssteuer,  die 
}Ibert  grossem  Widerstand  gegentlber  bald  wieder  hatte  fallen  lassen. 

Anch  bei  diesen  acht  Gattungen  indirecter  Verbrauchs- 
nd  Verkehrssteuern  gab  es  im  ancien  regime  nicht  nur, 
ie  bemerkt,  mancherlei  povinzielle,  locale  Verschiedenheiten  und 
IxemtioDen.  Auch  Standes-  und  Personalprivilegien  (z.  B.  bei 
er  Salzstener)  durchlöcherten  ausserdem  das  Princip  der  ,,A11- 
emeinheit  und  Gleichmässigkeit''  noch  bis  zuletzt  mehrfach. 
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§.  66.  Die  Regel  bei  den  meisten  dieser  Abgaben  war  die 
Verpachtung,  bei  welcher  im  18.  Jahrhundert  immer  mehr  die 
Neigung  hervortrat ,  die  nächsten  Abgaben  in  Einer  Pacht  zu- 
sammenzufassen, den  fermes  g^nerales;  wohl  auch  mit  Rück- 
sicht auf  die  administrative  Zusammengehörigkeit  einiger  Gattungen 
nach  dem  Veranlagungs-,  ControK  und  Erhebungsdienst. 

Iii  den  schwierigen  Zeiten  des  spanischen  Erbfolg^okriegs  mussten  indessen  dio 
Zölle  der  5  grosses  fermes  und  selbst  die  aidcs  und  gabelies  und  die  sonst  mit  ver- 
pachteten DomanialeinkUnfte  in  eigene  Regie  genommen  werden,  da  man  keine  Pächter 
dafür  fand.  Nach  allgemeinerer  KAgie  kelirtc  man  1726  zur  Pacht  zurück.  Aach 
später  traten  noch  Wechsel  zwischen  Regie  u.  Pacht  ein;  einzelne  Steuern,  z.  B.  auf 
Leder,  wurden  in  Regie,  andere,  z.  B.  auf  Stärke  u.  Papier  in  Pac^t  erhoben.  Die 
Unterschiede  zwischen  beiden  Systemen  waren  überhaupt  aber  mehr  nominell  alt 
reell  (^s.  u.\  Die  Pachtcontracte  wurden  regelmässig  auf  eine  Reihe  von  Jahren 
meist  6,  abgeschlossen,  auf  den  Namen  eines  Mitglieds  der  Pachtgesellsch&ft ,  in 
festen,  vom  I?ächter  zu  versprechenden  Summen,  mit  Veranschlagung  der  einzelnen 
Hauptarten  von  Abgaben  bei  den  fermes  gcn/rales,  mitunter  mit  Festsetzung  etiras 
höherer  Jahressummen  für  Frieden^jahre ,  etwas  niedrigerer  für  Kriegsjahre.  Die 
Zahlnngdbedingungen  enthalten  manche  Kebenpuncte,  so  dass  aus  den  blossen  Summen 
des  Pachtschiliings  die  Last  der  Pächter  nicht  genau  zu  ersehen  ist.  Erhebliche, 
übrigens  verzinsliche  Vorschüsse  sind  zu  machen,  der  König  behält  sich  Antheile 
am  Gewinn  der  Pachter  vor,  wobei  sogar  einmal  das  Publicum  in  Form  einer  Actien- 
gesellschaft  participirt,  die  Zahlungstermine  werden  verschieden  geordnet,  ein  Fixum 
von  einigen  100,000  L.  fallt  bei  Abschluss  des  Vertrags  an  den  Geueralcontrolear, 
andere  Leistungen  zu  Gunsten  der  Beamten,  der  Pensionscassen  werden  den  Pächtern 
aufgelegt.  Durch  dergleichen  u.  durch  die  steigende  Concurrcnz  sind  im  Laufe  des 
IS.  Jalirhunderts  die  ehemals  grossen  Gewinne  der  Pachter  (so  noch  bei  der  Rück- 
kehr zur  Pacht  1726)  jedenfalls  erheblich  verringert  worden.  (Viel  Details  bei  Clam., 
z.  B.  lll,  442,  Gewinn  der  Pächter  1774  ff.  bei  152  Mill.  Pachtsumme  der  fermee 
geuer.  auf  6  Mill.  veranschlagt,  wovon  noch  1.654,000  L.  an  Pensionen  u.  an  gewisse 
betheiligte  Personen  abgingen). 

Am  Schlnss  des  ancien  regime  war  aber  das  Bedtirfniss,  aus 
administrativ-technischen  Grtinden  zu  verpachten,  kaum  mehr 
da,   mehr  aus  creditpolitischen.     Uebrigens   bestand   zwischen 
der  damaligen  R^gie  und  der  Pacht  für  das  fi scalische  Interesse     *ll 
kein  sehr  erheblicher  Unterschied  mehr.  ^k 

Vgl.  die  Ausführungen  Neck  er 's,  adm.  d.  fin.  L  134  ff.  Die  damalige  U^e  if 
war  eigentlich  der  ferme  im  Wesentlichen  gleich;  dort  hatten  die  „rögisseurs**  einen 
Antheil  an  dem  eine  gewisse  Summe  übersteigenden  Ertrage,  hier  der  KOnig  an  dem 
die  Pachtsumme  übersteigenden  Ertrage.  Regisseurs  und  Fermiers  hatten  das  Be-  > 
triebscapital  zu  liefern  und  das  galt  noch  als  Grund,  nicht  zu  reiner  R^gie  durch 
Staatsbeamte  mit  festen  Gehalten  überzugehen  (Kecker  1,  131)  H'.).  Im  Uebrigen 
trugen  die  Pachter  das  Hisico  eines  hinter  der  Vertragssumme  zurückbleibenden  Er- 
trags, während  dies  bei  der  B6gie  der  Staat  trug.  Necker  hat  einige  kleinere  Regie- 
verwaltungen in  Eine  Generalregio  vereint 

§.  67.  Die  französischen  Finanzen  am  Schlnss  des 
ancien  regime.  Trotz  der  Fülle  historischer  und  legislativer 
Details  und  statistischen  Stoffs,  welcher  itlr  das  französische  Finanz- 
wesen vorhanden,  veröffeotlicht  und  zum  Theil  von  Necker  an  bis 
in  die  neueste  Zeit  ausgezeichnet  verarbeitet  worden  ist,  bekommt 
man  doch  nicht  leicht  ein  zusammenfassendes  Bild  mit  genauen 
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Zweok  der  Vergleichung  mit  anderen  Staaten  und  mit 
D  Zeit.  I>ie8  liegt  nicht  an  Mängeln  der  Bearbeitung 
\s  j  Bondera  slh  der  ganzen  Organisation  der  früheren 
'altnng  ,        ^^relcbe    prinzipiell  finanzwissenschattlich    ver- 

Einnalimen       so    die    steuerartigeu    und    privatrecht- 

und   Ausgstbexi     nicht  gehörig  auseinanderscheiden  läsBt. 

ts  und  ReolixiimssaLbschlüsse  enthalten  auch  wesentlich  die  Nettozahlcu, 
iVL  '£inna.liinen  dLie  firhebungskosten,  aber,  zuinal  früher,  auch  eine  Mcusrc 
•gezogen  sind  ,  mrelclic  gleich  zur  Zahlung  auf  die  speziellen  Einnahmen 
vikTen.  I>iese  Seträg^o  kamen  daher  nicht  an  die  Centralstelle  und  nur 
schon  Tcrktlrzto  Einnsiliincbetrag  galt  hier  als  disponibel,  ßci  den  fernics 
iiluiapt  nar  clie  Reinerträge  in  die  Kechnungcn.  (Vgl.  die  Etats  für  177311. 
tncbügnn^    lt>«i    O  1  a.  m  a  g.  III,  449  tJ.) 

1  kann  nur  ersehen,  dass  die  Einnahmen  in  den  1770er 
l%Oer  Jahren  schon  weitltberwiegend  stenerartige  und 
e\wa  zur  kleineren  Hälfte  direete,  zur  grösseren 
:ecle  Verhraii  chs-  und  Verkehrsstenern  waren,  wobei 
.  lu  vergessen  ist ,  dass  die  verpachteten  indirecten  hier  mit 
demen,  weil  mit  Nettozahlen  erscheinen.  Bei  den  Ausgaben 
Uut  den  ersten  Anblick  das  Vorwalten  der  Heeres-  und 
irineausgaben  vor  den  Civilausgaben ,  unter  letzteren  das 
Äe ZttTÜckstehen  eigentlich  politisch,  kulturlich  und  volkswirth- 
Wlich  productiver  neben  einem  allerdings  relativ  und  absolut 
«ii bedeutend  en  Aufwand  des  königlichen  Hofs  und  der 
^SnigL  Familie  aui*.  Bei  näherer  Betrachtung  und  einer  wenn 
Mth  nur  summarischen  Vergleichung  mit  den  jetzigen  Etats  zeigt 
^  indessen ,  dass  -die  grossen  drei  Hauptposten  der  Ausgaben, 
^kold,  Heer  und  Flotte  und  Civil-  und  Finanzverwaltung  in  den 
telen  Jahren  den  ancien  regime  nicht  wesentlich  in  ihren 
Qiiotenvon  der  gegenwärtigen  Vertheilung  dieser  Posten 
»kweiehen.  % 

Djf^  ist  das  Resultat  folgender  Uebersichtcn ,  der  ersten  nach  Clamageran 
^  IM— 453)  für  17T3,  der  zweiten  nach  Nockcr  für  den  Anfang  der  1780er 
^'^'-.  wo>jei  für  das  VerstS-ndniss  der  einzelnen  Posten  auf  die  Erläuterungen  Necker'!> 
'^J3^n  werden  mnss   (EinnÄhnJen  I.  eh.  1,  L'ebers.  S.  35 — 3(5,  Ausgaben  II,  eh.  12. 

'^^.  S.  .516 517).        Von    Necker  sind   soweit   als   möglich   Brutto ctats  gebildet 

'■^ti.  die  alwr  unvermeidlich  viele  Schätzungszahlen  enthalten.  Die  Clamageran'schcn 
^^  stellen  nur  partiell  einen  Bruttoetat  auf.  In  Ncckcr's  Zahlen  b(3ziehen  sich 
^De  Posten  (so  die  Octrois,  Necker  I,  24).  auf  eigentlich  couniiunale  Ein- 
^ea  mit,  wofür  aber  auch  unter  den  Ausgaben  die  (icgeriposten  stehen.  Wo  es  sich 
^ '•j'.hnische  Benennangen  handelt,  di«'  deutsch  nicht  unzweideutig^  wiederge- 
''^i  werden  können ,  sind  die  französischen  Bezeichnungen  geblieben.  Die  Keihen- 
%  der  Posten  weicht  zuin  Zweck  der  besseren  Kategorisirung  und  Systematisirung 
'äi  «riimaj^eran  und  NecLer  ah.  Der  Werth  des  Li  vre  war  um  1773  fast  nicht  grösser 
a^^raUder  des  Frank    (1.02  fr.). 
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I.  Etats  für  1773  in  MUl.  L. 
A.  Einnalimen. 

1.  Meist  directe  u.  dgl.  Steaern. 

Recettes  g6n6r 136.00 

(Taille  [1773]  66.17) 
(Capitation  [1768]  41.70 


(Zwanzigster  [1768]  34.0) 

Aus  d.  pays  d'  6tat  ....  23.6b 
(directe  u.indirecte) 

Zwanzigster  d.  Provinzen    .    .  0.13 

,,          von  Paris    .    .    .  3.88 
Capit.   V.   Par.    and   des    ails 

et  m^tiers 2.05 

Capit.  des  Hofs 0.45 

Steuer  des  „fremden"  CIcrus  .  0.51 

Maltcb.  Orden 0.10 

lOOster  d.  Aemter     ....  2.00 
Zehnter  „de  retenuc",  Amortis.- 

abgaben  u.  s.  w 5.15 


178.95 


3.  Domänen   und   Forsten   (priv.- 

wirthsch.  Einkünfte^    ...        6.10 

4.  Ferme  der  Posten      ....        7.71 
Summe  1—4  374.96 

davon    wosentl.    Steuern 

(1  u.  2) 360.85 

davon  andere  (3  u.  4)     .    .      14.11 
von  diesen  Einniüimen  „rein", 
d.  h.  far  andere  Ausgaben 
verfügbar  (s.  o.)     .    .    .    .    214.96 


2.  Meist  indirecte  Steuern  (Ver- 
brauchs- u.  Verkehrsst) 
Formes  gener.  (netto)     .    .    .     132.00 
davon  grand.  gabell.    .    28.36 
petit.         „       .      9.05 
traites      .    .    .    14.91 
aides   ....    35.79 
Tabak.    .     .    .    23.10 
dom.   d'  Occid. 
(Abgab,     von 
amerik.    Pro- 
ducten)     .    .      2.05 
dom.  et  contröle    15.58 
Lothringen  .    .      3.14 
Zuschläge  dazu  (neue  sols  pour 

livre) 22.00 

Paclit  V.  Papier,  Stärke  u.  s.  w.        1.48 
Pacht  V.   Sceauz  und  Poissy 

(Consumt.abg.) 0.60 

Besondere  Pachten     ...    .        0.37 

Municip.-Octrois 1.08 

Flandr.  C!onsumt.abg.  .  .  .  U.30 
licgie  des  dr.  r6unies  .  .  .  8.92 
„  „  „  r6serv6s  .  .  .  6.83 
„  „  sur  hypoth.  .  .  4.79 
Grundherrsch.  Rechte  (p6ages)  2.50 
Marc  d'or  (Gunst-  u.  Privü.- 

taxe") 0.40 

Zufäll.  Einkünfte  (meist  indirect)        5.68 


186.90    ^ 


B.  Ausgaben  1773  (Details,  abweichend  nach  Ergebniss,  z.  B.  fdr  köu.  Haas 
hier  37.23  M.  L.,  bei  Ciamag.  UI,  508). 


1.  Nicht-militärische. 

Köngl.  Haus  u.  Fam.     .     .     .  32.00 

Auswärtiges 8.00 

Gehalte  des  Conseil   ....  4.50 

Pensionen 8.00 

(feheime  Ausgaben     ....  8.00 

Indische  Comp 5.00 

Caisse  des  arr^rages  ....  20.00 
Zinsen,  Erlässe  u.  Kosten  der 

Finanzen 19.70 

Rackzahlungen 3.00 

Bettler  u.  Vagabonden    .    .    .  0.96 

~109.16 


2.  Militärische. 

Militär.  Ausgaben  (incl.  Mar6- 

chauss6) 97.29 

Marine  u.  Colonieen  .    .    .  30.00 

Samma  1  u.  2 236.45 

3.  Abzüge  von  den  Einnahmen   .     160.00 
nämlich  Zinsen  der  Schuld  u. 

Verwaltungsausgaben,  welche 
auf  Special-Einnahmecasscn 
angewiesen  waren ,  Erhe- 
bungskosten, von  den  Steu^- 
pachten  abgesehen  u.  s.  w. 
Summa  aller  Ausgaben  .    .    .    396.45 


IL  Keck  er 's  Anschlag  für  den  Beginn  der  1780er  Jahre  in  Mill.  L. 

A.  Einnahmen. 

1 .  Wesentlich  directe  Steuern.  2.  Wesentlich  indirecte  Steuern . 

Zwanzigste 55.0           Fennes  göner. 166.0 

3ter  Zwanzigster 21.5           K6gie  g6n6r. 51.5 

Taille 91.0  Fermes  de  Sceaux  etc.  ...  1.1 


Latus:  167.5 


Latus:  218.6 
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Transport: 

CapiUtion 

Loc^aaflagen 

Steaem  des  Gleros  .... 
Dir.  Steaem  Gorsicas  c  .  . 
Par.  Häoserst  f.  Gardctnippcn 
U'^efrohndea  oder  Steuern 
dafor    

3.  A  n  d  e  r  e  Einnahmen. 

Poäten 

Meäsa^erie-Pacht 

Mftnze 

Lotterie 

Sjl  N.  3 

TotaJsDiDme 


167.5 

41.5 

2.0 

11.0 

0.20 

0.5 

20.0 
242.50 

10.» 
l.l 
0.5 

11.5 


23.4 

5S5.0 


Transport : 
Rc^e  des  poudrcs  .  .  . 
Dr.  du  marc  d'or  .... 
Droits  in  den  pays  d'  ^tat 
Aides  V.  Yürsailles  .  .  . 
Indir.  Steaem  Gorsicas  c.  . 
Gelegrentl.  Einkünfte  (meibt  in- 

directo  Abg.)     .... 
Verschied,  kl.  indir.  Abg.  . 
Gewisse  Abg.  an  Prinzen  u.  s.  w 
Steuerstrafen«   Pfändungen 

(meist  V.  indir.  Abg.) 
Domaniale    steaerartige   Einn 

(meist  Verkehrsstouern)    . 
Octrois 


B.  Aasgabeu  im 

I.Hof 

Eöni^l.  Haas  .    .    . 

Haofiwache      .     .     . 

Gebäode  (meist  f.Uof  > 

Ausgaben  fLk.Häoscr 
'    UsBs  d.  Königin 

Kto.  Familie  .    . 

Eon.  Prinzen  .     . 
ISebuld      .    .     . 

Schnldziiisen   .    . 

RUckzahlongen 

Pensioaea  .     .    . 

3.  Kriegsdepartemeut 
MüitÄr  .... 
Harioe  .... 

4.  Auswärtiges    .     . 

5.  Staats  -  CiTilferwal- 

tong    .... 
&.  Innere  Verwaltang, 

Jostiz  .  .  . 
Staatjsecret     and 

Verwalt.beafflte 
Intendanten  d.  Pro- 

Tinzeo  .  . 
Polizei  .  .  . 
Justiz,  .  .  . 
Marechaoäsc   (Art 

Gensdarm.)  . 
Bettlerdepots  . 
(iefang^nisöe .  . 
Pronnzialausgabn 
D^L  in  Corsica 
Bes.  Aoflg.  in  pays 

d'  ctats  .  . 
Wohlthätigkeit. 
&ka  o.  Erhalt  d.  Ja- 

sdzgebäade  . 
Dracksachen     . 
Postintend.  n.  ge- 
heime Ausgab. 
Pariser  Pjflaster 


13.0 

0.2 

3.2 

1.5 

4.0 

3.5 

8.5 

—      262.5 
207.0 
27.5 
28.0 

—        150.S 
105.6 
45.2 


2S.45 

4.0 

1.4 
2.1 
2.4 

4.0 
1.2 
0.4 
6.5 
O.S 

1.5 
1.8 

0.8 
0.2 

0.45 
0.9 


8.5 
02.122 


Anfang  der  1780er  Jahre  nach  Necker. 

—         33.7  b.  Cultus  u.  Unterricht 

Kirchl.  Ausgaben . 
Bes.  Ausg.  d.  franz. 
Clerus.    .     .     . 
Dsgl.   des    „frem- 
den*'   .... 
Uniyersit.,    Collegs 
Akademie    .    .    . 
Bibliothek    .     .     . 
Pflanzengarten  etc. 
c.  Volkswiräsch.  Ver- 
waltung  .     .     . 
Brücken  und 

Chausseen     .     . 
Strassenbau      .    . 
Gestüt     .     .     .     . 
Ermantcr.  d.  Han- 
dels    .... 
Postausgabeu    .     . 
fi.    Fiuanzverwaltung    . 
Erhebongskosten    d. 
Steuern  .... 
Kosten    des    königl. 
Schatzes   u.  s.   w. 
Verschied.  Gehalte  . 
Gew.  Vergütungen  f. 
Steuerfreiheiten  u. 
dergleichen      .     . 
Orden  des  hl.  Geists 
iEhrensold) .     .     . 
Verschied.  Ausgaben 
Unvorhergeseh.  Aus- 
gaben     .... 
Zar  Abrnndung  .     . 
7.  Ausgaben  der 
St&dte  u.  s.  w. 
Summe    aller    Aus- 
gaben     .     .     .     . 


218.6 
0.8 
1.7 
10.5 
(1.9 
0.34 

5.7 
2.5 
2.5 

7.5 

41.0 
_27^ 

319.04 


3.472        — 
1.6 

0.75 

0.05 

0.6 

0.3 

0.1 

0.072 

30.2  - 

8.0 

20.0 

0.8 

0.8 
0.6 
—         66.378 

5S.0 

2.0 
0.4 


0<^ 

0.6 
1.5 

3.0 
0.07S 

—  26.0 

—  610.0 


löB        <».  B.     1.  K.    Stcuergcschichte.     2.  U.-A.    6.  A.    England.     §.  r.S. 

Diese  Kubricirang  entspricht  so  viel  als  möglich  einem  modernen  Staatshaas- 
haltetat.  .  Einige  Posten  lassen  sich  freilich  auch  anders  vertheilen ,  z.  B.  die  Pen- 
sionen unter  die  FinauzFerwaltung  stellen.  Die  damaligen  Pensionen  sind  doch  bereits 
überwiegend  reell  erworbene,  nicht  mehr  bloss  (jUnstlingspensionen.  Im  heutigen 
fnuizösischen  Budget  werden  sie  indessen  auch  zur  Schuld  gerechnet.  Bei  den  ein- 
zelnen Poston,  die  hier  unter  innere  Verwaltung,  Justiz  u.  Finanzrerwaltung  gestellt 
sind,  lässt  sich  die  Einreihung  nicht  ganz  sicher  richtig  machen. 

Vergleicht  man  einen  solchen  Etat  der  letzten  Jahre  des  ancien 
regime  mit  einem  gegenwärtigen  französischen,  z.  B.  dem  für  1886, 
so  ergiebt  sich  wie  bemerkt,  in  den  Quoten  der  einzelnen 
Hanptrnbriken  der  Ausgaben  kaum  eine  Veränderung! 
Das  Kriegsdepartement  beanspruchte  schon  damals  wie  jetzt 
etwa  */4  der  Gesammtausgabe,  allerdings  etwas  mehr  damals  unter 
Ausscheidung  nicht  staatlicher  Ausgaben  (für  die  Städte,  die 
Strassen).  Auch  der  Schuldetat  ist  in  beiden  Fällen  annähernd 
der  gleiche  (c.  44%).  „Das  Jahrhundert  der  Revolutionen"  hat 
also  hier  nicht  viel  geändert.  Nur  die  Hofausgabe  ist  zeitweilig 
fortgefallen.  Die  gesammte  Civil-  und  Finanzverwaltung 
verlangt  wiederum  eben  dieselbe  Quote.  Aber  die  Gesammtausgabe* 
hat  sich  absolut  von  1780  bis  1886  verfünffacht.  (1886  Ge- 
sammtausgabe 3179  Mill.  Fr.)  In  der  Nothwendigkeit,  dafür^ 
Einnahmen  zu  beschaffen,  lag  das  Problem  für  die  französische 
Besteuerung,  die  sich  doch  annähernd  etwa  ebenso  entwickeln 
musste  und  das  auch  gethan  hat.  Die  übertriebene  Creditwirth- 
schafl  im  ancien  regime  des  18.  Jahrhunderts  findet  ihr  Analogon 
nur  wieder  in  derjenigen  des  modernen  französischen  Staats  im 
19.  Jahrhundert.  Alles  wohl  wiederum  Belege,  dass  die  politischen 
„Verfassungsformen"  auch  auf  dem  finanziellen  Gebiete,  wie  auf 
so  manchem  anderen,  wenigstens  in  Frankreich,  nicht  die  ihnen 
gerade  hier  so  gern  beigelegte  Bedeutung  besitzen. 

6.   Abschnitt. 

Britisohes  Finanz-  und  Steuerwesen  bis  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts (1815). 

1.  Einleitung  und  Ucbcrsicht. 

§.  68.  Wie  Frankreich  so  besitzt  auch  England  eine  tüchtige 
finanzgeRchichtlichc  Literatur.  Es  erklärt  sich  dies  ebenfalls  aus 
der  frühzeitigeren  Ausbildung  eines  einheitlichen  Staatswesens,  für 
welches  das  bezügliche  legislative  und  statistische  Material  über 
Finanzsachen  zudem  durch  die  parlamentarische  Verfassung  leichter 
zugänglich    gemacht   worden  ist.     Der  enge  Zusammenhang  der 
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FiDanz-  nnd  besonders  der  StenerverhUItnisse  mit  der  Gestaltung 
Qod  WeiterentwickloDg  des  Staatsrechts,  namentlich  mit  den  Be- 
riehnDgeii  zwischen  Königthnm  nnd  Parlament  von  den  Zeiten  des 
eormannischen  Lehensstaats  an  hat  es  dabei  freilich  bewirkt,  dass 
in  den  meisten  Bearbeitungen  der  Finanz-  and  Steuergesehichte, 
ntihst  in  den  betreffenden  Spezialschriften,  das  staatsrechtliche 
Moment  —  das  „finanzhoheitliche''  6ne ist's  —  vor  dem  uns  hier 
aliein  näher  angehenden  technisch-administrativen  voransteht, 
io  den  reebtsgeschichtlichen  und  staatsrechtlichen  Schriften  natürlich 
Tollends.  Demnach  wird  diese  Seite  und  mit  ihr  die  eigentlich 
fioanzwissenschaftliche  auch  in  den  Werken  der  letztgenannten  Art 
nicht  in  dem  Maasse  wie  in  der  Regel  in  continentalen  Schriften 
6ber  die  Verhältnisse  continentaler  Staaten  nebensüchlieh  behandelt 
oder  nnr  flüchtig  oder  gar  nicht  berührt.  Die  Einsicht,  dass  die 
wirkliche  Bedeutung  einer  Finanzmaas^regel,  einer  Steuer  erst  in 
der  Art  ihrer  praktischen  Durchftihrung  ordentlich  hervor- 
tritt, m.  a.  W.,  dass  auch  hier  die  Steuerverwaltung  ebenso 
wichtig  nnd  mitunter  selbst  wichtiger  als  die  S  teuer  Verfassung 
i«t,  bat  in  der  englischen  Gesetzgebung  und  in  den  sich  an- 
Khli^senden  Verordnungen  und  Maassregeln  der  Verwaltung  zur 
Aasf&hmng  frühzeitig  zu  einer  besonderen  Berücksichtigung  der 
technisch  -  administrativen  Seiten  geführt,  z.  B.  in  Betreif  des  Vcr- 
aDlagnngsverlahrens  und  der  Erhebung  der  älteren  directen  steuern, 
der  Communal-,  Armensteuern,  auch  der  neueren  Einkommensteuern. 
Dadurch  ist  auch  die  Aufmerksamkeit  der  Kechtsbistoriker  und 
iielbst  der  allgemeinen  Historiker  auf  diese  Seiten  der  Finanz-  und 
Stenerverbältnisse  Englands  mehr  hingelenkt  worden,  so  dass  die 
Darstellungen  dieser  Schriftsteller  dem  Finanztbeoretiker  und  Prak- 
tiker in  diesem  Punkte  mehr  zu  bieten  pflegen  als  etwa  die  deutschen 
ipeüiehichtlichen  und  staatsrechtlichen  Werke  über  die  analogen 
dtatschen  Verhältnisse. 

Wie  die  allgemeine  und  die  Geschicbtc  des  r)ffentlichcn  Rechts, 
w)  hat  auch  die  englische  Finnnzgeschichte  durch  die  nor- 
mannische Eroberung  eineu  scharfen  Einschnitt  erhalten^  der 
anf  Jahrhunderte  hinaus  bemerkbar  bleibt.  Im  normannischen 
Lebensstaat  entwickelt  sich  frühzeitiger  nnd  grossartiger  ein  selb- 
ständiges staatliches  Finanz-  und  Steuerwesen  und  ein  geordneter 
"itaatUcher  Finanzdienst,  welcher  sich  im  Sehatzamt  (Exchequer) 
aU  oberster  Casseri-,  Rechnungs-  und  Controlinstanz  concentrirt. 
^\t  der  Magna  charta,  genauer  seit  der  sich  an  diese  ankntipfenden 
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Entwicklung  der  reichsständischen  Verhältnisse,  speciell  seit  1297, 
entsteht  dann  ein  formliches  parlamentarisches  Steuer- 
bewilligungsrecht gegenüber  dem  Königthum,  das  anfangs 
mehr  nur  für  directe  Steuern,  später  auch  fttr  die  im  Uebrigen 
zum  alten  Kronrecht  gehörenden  (alten)  Zölle  (besonders  an  den 
Häfen,  fUr  den  auswärtigen  Verkehr)  und  für  neue  indirecte 
Abgaben  (in  Form  von  Zöllen,  inneren  Accisen,  Verkehrs- 
steuern) eine  durchschlagende  praktische  Bedeutung  gewinnt.  Um 
so  bemerkenswerther ,  da  gerade  die  auf  Bewilligung  der  scutagia 
und  auxilia  bezüglichen  Artikel  12  und  14  der  Magna  Charta  in 
die  späteren  Erneuerungen  oder  Bestätigungen  dieser  Acte  nicht 
mit  übergegangen  sind.  Durch  die  Ausbildung  des  Parlaments, 
wobei  das  —  nicht  in  continentaler  Art  curienweise  Tagen,  sondern 
frühzeitig  erreichte  —  vereinte  Tagen  und  Lasten  tragen  der  im 
Parlament,  im  Oberhaus  und  in  dem  in  Finanz-  und  Steuersacben 
früh  entscheidend  werdenden  Unterhaus  vereinigten  verschiedenen 
Stände  und  Glassen  wichtig  wird,  wird  in  England  weit  früher  als 
auf  dem  Gontinente  der  Gedanke  der  Steu erpflicht  im  öffent- 
lichen Interesse  eine  reale  Macht.  Er  führt,  auch  wenn  die 
Steuern  nur  auf  bestimmte  kurze  Zeiten  und  nur  für  bestimmte 
Verwendungszwecke  bewilligt  werden,  eben  doch  zur  Uebemahme 
von  Steuern  um  des  Staates,  des  „Gemeinwesens'^  willen. 
Als  dann  die  langen  französischen  Kriege  und  die  inneren  dynas- 
tischen Kämpfe  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  das 
alte  ohnehin  verminderte  königliche  Einkommen  aus  dem  Dö- 
manium  und  aus  den  früher  ungemein  bedeutenden  Lehens- 
gefällen und  Hoheitsrechten  (Gerichts-,  Polizeihoheit)  un- 
zureichend machen,  wird  dieses  Einkommen  im  königlichen  wie 
im  Staatsinteresse  durch  Steuerbewilligungen,  besonders  von  ge- 
wissen Zöllen,  auf  die  Lebenszeit  jedes  Monarchen  ergänzt  und  so 
die  Steuer  eigentlich  schon  permanent  gemacht.  Beachteuswerth 
ist  dabei ,  dass  bis  zum  17.  Jahrhundert  von*  indirecten  Steuern 
wesentlich  nur  Zölle,  besonders  die  Ausfuhrzölle  auf  die  eng- 
lischen Stapelartikel  Wolle,  Wollfelle,  Leder  und  die  Ein- 
fuhrzölle auf  Wein  bestehen,  innere  indirecte  Verbrauchssteuern, 
die  den  Briten  so  anstössigen  continentalen  „Accisen^^  (excises), 
sogar  Bier-  und  Salzsteuern,  die  so  früh  auf  dem  Continent  be- 
liebten, dagegen  fehlen:  also  keine  Besteuerung  noth wen- 
diger Lebensmittel.  Auch  die  directen  Steuern  sind,  von 
einem    Theil   der   älteren    tallagia    und    der   nur   vorübergehend 
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Torgekommenen,  übrigens  bisweilen  ciasBificirten  Kopfsteuern 
abgesehen,  in  der  früheren  2^it  so  aufgelegt,  dass  sie  die  unteren 
Cbssen   frei  lassen  oder  nur  massig  treffen  (allgemeine  Ver- 

^  B5gen-y  Einkommensteuern,  Zehnter  und  Ftinfzehnter, 
Grondsteaern).  Finanz-  und  steuergeschiebtlicb,  mit  Rücksiebt 
uf  Höhe  and  Arten  der  Besteuerung,  kann  man  wohl  die  Zeit  bis 
m  ersten  Kevolution  oder  etwa  bis  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  als 
die  „ältere  Periode^'  zusammenfassen,  wenn  auch  seit  dem  15. 
nd  mehr  noch  im  16.  Jahrhundert  schon  erheblichere  Entwicklungen 
nd  (Jmgestaltongen  gegen  die  frühere  Zeit  eingetreten  sind. 

§.  69.  Mit  der  ersten  Revolution,  der  Republik  und  der  Ktuart'- 
tehen  Restauration  beginnt  eine  zweite  „neuere  Periode^',  welche 
Ins  zum  Schloss  des  ersten  französischen  Krieges  (1815)  gerechnet 

)  werden  mag.  Bei  immer  grösserem  Mangel  älterer  Einnahmen  aus 
Domaninm,  Hobeitsrechten,  Lebensverhältnissen,  mehr  freilich  noch 
wegen  der  allgemeinen  und  wegen  der  durch  Revolution  und  Kriege 
fennlaasten  Steigerung  der  Ausgaben  und  bald  auch  wegen  des 
Anwachsens  einer  grossen  verzinslichen  Staatsschuld  erlangt  die 
Bcsteaerong  mit  und  seit  der  ersten  Revolution  eine  immer  grössere 
Avsdehnong.  Auch  die  neuen  Steuern  werden  bei  dem  Verbleiben 
der  Staatslasten  thatsäcblicb  bleibende,  ganz  neue  Steuerarten 
kommen  auf,  die  älteren  werden  ergiebiger  gemacht,  vielfache  Ver- 
iadeningen,  oft  nur  Experimente,  im  17.  und  mehr  noch  im  18.  Jahr- 
huidert  dentiieb  mit  unter  dem  Einfluss  der  parlamentarischen 
Verfassung  nnd  des  Wechsels  der  Parteien  in  der  Regierung,  er- 
Mgen.  Die  älteren  Formen  der  directen  Besteuerung  werden 
Behr  verlassen,  nachdem  die  Republik  mit  schwereren  directen 
^teoem  („Monatsanlagen''),  neben  ihren  indirecten,  operirt 
bt  Im  18.  Jahrhundert  bleibt  die  directe  Besteuerung  von  Ver- 
^igen  nnd  Einkommen  ganz  zurück.  Die  1692  neu  regnlirtc 
Landstener  (landtax)  wird  thatsäcblicb  immer  mehr  eine  lUud- 
fielie  Gnindsteuer,  fibrigens  noch  mit  wechselndem  (Friedens-  und 
Kri^-)  Fasse  im  18.  Jahrhundert.  Neben  ihr  besteht  nur  noch 
le^eilig  eine  Haussteuer.  Nur  in  der  Ausbildung  ziemlich 
kiher  directer  Luxussteuern  findet  im  18.  Jahrhundert  die 
ttdirecte  Verbrauchsbesteuerung  einigermassen  eine  Ergänzung  zu 
Luten  der  oberen  Classen.  Im  Uebrigen  ist  seit  der  Republik 
isd  immer  mehr  in  den  folgenden  Kriegsperioden  der  Schwerpunkt 
kr  Bestenerang  in  hohe  und  drückende  indirecte  Ver- 
Wauehsstenern,    Zölle,    innere    Acciscn,    auf   Getränke, 
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Golonialwaaren ,  jetzt  auch  Salz  und  sogar  auf  Mannfactor-  und 
Rohstoffe  gelegt  worden:   im  Ganzen  doch  eine  zu  einseitige,  von 
Classeninteressen    der    höheren    Stände    nicht    freie  Steuerpolitik. 
Daneben  beginnen  auch  die  Verkehrssteuern  in  Stempelform 
und  die  Erbschaftssteuern  sich  zu  entwickeln.    Jede  der  zahl- 
reichen Kriegsperioden  des  18.  Jahrhunderts,  besonders  der  spanische 
Erbfolgekrieg,  der  siebenjährige,  der  amerikanische  Unabhängig-  ' 
keitskrieg  führt  zu  einer  grossen  bleibenden  Schuld-  und  Steuer-  J 
Vermehrung.     In    den   Kriegen    der    französischen    Revolutionszeit  i 
geht  diese  Entwicklung  nur  noch  schneller  und  stärker  vor  sich,  i 
Die    enorme    indirecte   Besteuerung   wird  hier  aber  wenigstens  ■ 
durch  Ausdehnung  und  Steigerung  der  directenLuxussteuern,  i 
der  Erbschaftssteuern    und  besonders  durch  eine  sehr  hohe  | 
Einkommensteuer  ergänzt.   Eine  übrigens  schon  ältere  englische  4 
EigenthUmlichkeit  ist  die  Besteuerung  gewisser  Gewerbe  in  Form  ^^ 
von  Licenzen,  wesentlich  zur  Ergänzung  der  Verbrauchssteuern  «i 
(Wirthschaften ,    Schankhäuser   und  andere  derlei  Geschäfte,   be- ^' 
sonders  ftlr  accisepflichtige  Artikel).  '^ 

Ergiebiger,  beweglicher,  mehr  dem  Finanzbedarf  und  seinem  ^ 
riesigen  Wachsthum  sich  anschmiegend,  als  die  continentalen ,  be-  j 
sonders  die  deutschen  und  französischen  Steuersysteme,  war  das  *^\ 
britische  im  18.  und  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  gewiBB  ii; 
geworden.  Manches  Einzelne  war  seit  dem  17.  Jahrhundert  hol-  ^ 
ländisehen  Musteiii  nachgeahmt.  Ende  des  18.  Jahrhunderts  ii 
scheint  Ad.  Smith  auf  die  Steuerpläne  der  Finanzmänner  einen  '^ 
gewissen  Einfluss  erlangt  zu  haben.  Die  ganze  Besteuerung  mit  | 
ihren  Zöllen,  Accisen,  Verkehrssteuern,  hohen  Luxussteuern,  Erb- 1) 
Schafts-  und  Einkommensteuern  entsprach  den  Verhältnissen  eines  r, 
Landes,  dessen  Volkswirthschaft  aus  der  „Agriculturperiode"  in  die  i 
„Manufactur-  und  Handelsperiode"  hinüber  gelangt  war,  einiger-  .| 
massen ,  wenn  auch  das  Zollsystem  nicht  nur  nach  seiner  proteo-  ^ 
tionistischen ,  sondern  auch  nach  seiner  iiscalischen  Seite  dem  ]: 
Handel  schwere  Lasten  und  Belästigungen  auflegte.  Da  wenigstens  ^• 
ausser  Salz  die  nothwendigsten  Lebensmittel  von  inneren  Accism  ^ 
frei  waren,  bei  den  damaligen  Productions-,  Bezugs-  und  Absatz- i, 
Verhältnissen  die  Zölle  dafür  (Kornzölle)  auch  nicht  erheblich  als  '^ 
Belastungs-  und  Vertheuerungsmomente  in  Betracht  kamen,  und 
die  „kleinen  Leute"  sonst  kaum'directc  Staatssteuern  zahlten,  so  • 
war  eine  solche  Ueberbttrdung  der  unteren  Classen  wie  in  Frank-  ^ 
reich  durch  Taille,  Getränke-,  Salzsteuern,   Octrois  oder  auch  wie  i^ 
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1^    k  Preüssen  dnrch  ContribntioDy  Salzregal  und  Accise  zwar  in  Eng- 

■|    land  nicht  vorbanden.    Die  Korn-  und  Viehziille  wirkten  erst  nacb 

J    i&eser  Zeit  in  nnserem  Jabrbundert  stärker  nacb  unten  zu  belastend 

1    ein,  wenn  auch  die  älteren  Korn- Exportprämien  wohl  etwas  preis- 

steigemden  Einfluss  hatten.    Aber  von   einer  nur  leidlich   gleich- 

j   missigeo    Besteuerung  der  einzelnen  Volksciassen   und  von   einer 

^'ertheilnDg    der    Steuerlast    nach    richtigen    volkswirtbscbaftlichen 

Gründen  konnte  auch  in  Grossbritannien  nicht  die  Rede  sein.     Die 

dgenthUmliche    Communal-,    auch  Armenbesteuerung,    mit    ihrem 

leitenden y  partiell,  aber  eben  doch  nur  partiell  richtigen  Grund- 

Mtz,    wesentlich   bloss  den  Benutzer  von  Realitäten  zu  belasten, 

I   beruhte  wenigstens  auf  einem  klaren  Princip.    Die  Staatsbesteuerung 

erscheint  dagegen  schon  vor  den  französischen  Kriegen  und  vollends 

im  Scbluss  derselben  doch  ebenso  s}  sternlos  als  masslos. 

S.  aber  die  britische  Finauziiteratur  Fin.  I,  :i  A.  S.  55  u.  57.  Aeltcre^i 
Hiiptw-:rk  fUr  die  ältere  Zeit  ist  Th.  Madox,  history  and  anti(iiiitics  of  thi*.  exi-hc- 
{i^r  of  the  KiDSTS  ofEoglaod,  2.  c<l.  Lood.  1769,  2.  vul.,  noch  heute  nicht  i^nnz  er- 
MR.  aoch  Gneiäts  Darstellanp  der  be/U^liclien  Partieen  mehrfach  mit  zu  (irundo 
&itead.  Fenier  Sinclair,  hibt.  of  the  public  revoaue  of  the  brit.  «^mpire  2.  vüI.  X  ed. 
Lofid.  1^03.  Cunningham,  bist  of  customs.  aids.  äubsidies  etc.  fr.  Will,  the  eonqucror 
Im  Ue  y«Mr  177S.  H.  ed.  Lond.  1778.  Doubleday.  financial  etc.  history  of  Engl.. 
Ind.  1>4T.  W.  Taylor,  hist.  of  taxation  of  Engl.,  Loud.  1S5^.  Jetzt  vornehmlich 
!  'las  Tichtigste  und  umfassendste  neue  Fachwerii:  St.  Do  well,  history  of  tazation  and 
I  ixr^  iD  England,  from  the  earliest  timcs  to  the  present  day  (ISSS),  4  vol.  Lond. 
l*!J4.  velchem  Werke  eine  sketch  of  the  history  of  taxcs  (Loiul.  1S7H)  voran^-ini;. 
{  ^Jit  zveckmässi^  ist  hier  in  den  beiden  ersten  Bänden  die  Entwicklungsgeschichte 
i  -Irr  (lesammtbesteuerung  und  der  damit  zusammenhün^enden  Finanzverhältnisse  (ander«* 
I  EuaiuD'^o,  Ausgaben,  Staatsschuld)  in  fortlaufender  Darstellung  gegeben,  mit  KUck- 
^Irht  auf  die  politischen  und  alliremeinen  geschichtlichen  N'erhältnisse,  ohne  dieisen 
,*iv:h  (Viellficht  von  dem  «twas  breit*'!!  Eingehen  auf  di<-.  parlamentarischen  Ketj^-ierungs- 
T^hsel  im  IV  und  19.  Jahrhundert  abgesehen)  zuviel  Kaum  zu  widmen.  In  de.n 
>&idea  folgcDdeo  BäDd«'U  werden  dann  in  systematischer  Keihenfolge  die  einzelnen 
^c-^rn  in  ihrer  Kntwickelun^r  und  ihrer  administrativ-te'.-hnischen  Einrichtung  genauer 
^aifüelt.  DoweU's  Werk  liegt  der  ful!;:enden  Skizze  vornehmlich  zu  Grunde.  Aus 
irr  iifutschen  Fachliteratur  i^t  das  Hauptwerk  W.  Vocke's  vortrelllicho  „Geschichte 
'^•r  Steuern  des  britischen  Reiches" ,  Leipz.  1  **<Wi ,  \  on  dem  eine  neue  Auflage  und 
•fii^tPJDg  bis  zur  (iegeuwart  erwünscht  wäre.  Vocke's  Werk  Itehandelt  manche 
vki-cb-admini^itrative  Puncte  vorzU^flich  und  eingehender  als  (in eist  und  selbst 
lisDowell.  wie  es  überhaupt  auch  durch  des  letzteren  Werk  nicht  ersetzt,  wenn 
^,  wie  gleich faliä  durch  Gueist,  da  und  dort  berichtigt  wird.  Es  hat  den  Vorzug» 
-ÖKfitreDg  :»yätemati8irenden  und  dadurch  manche  Puncte  blosser  als  die  rein 
frische  DarstcHang  klärenden  Behandlung  des  Stoii's  vor  anderen  Werken  voraus. 
*7  das  15.  und  16.  Jahrhundert  bietet  G.  S<-hanz'  „englische  Ilandelspolitii»  gegen 
^  des  MitteJaJters"  2.  B.  Leipz.  ISSl,  pasisim  Einzelnes,  besonders  jurehört  der  Ab- 
i^^fciiü  tiber  die  Zölie.  B.  1.  S.  1  ff.,  hierher.  Sonst  auch  Port  er 's  progr.  of  the 
'JOfiLÄ.  Tooke'ä  hist,  of  prices  (deutseh  v.  A>her\  L.  Levi.  hist.  of  brit.  commerce, 
-^■:l  ISTl. 

Die  reiche  verfassougsgeschichtliche  und  verwandte  Literatur  behandelt,  wie  ho- 
c<^:.  di»:  FinaDZ-  nnd  Steuenrerhältnisse  mehr  oder  weniger  eingehend  mit.  Ueber- 
vi:  'ier  wichtigeren  neueren  Werke  in  M  Uhlhre<ht's  Wegweiser  S.  2S0  und  in 
■-''  N-Mfa  der  GneistVhen  Schriften.  Unter  den  neueren  i«<t  als  eines  der  besten 
•  •J  llll.:a^>t'Dd^teIJ  W.  Stubbs'  constitutiunai  history  zu  nennen.  Hier  muss  es  icf- 
i.  ft»-^ner.   Finanzwi«M»nm'lmft.  Ul.  11 
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nügen,  auf  Gn  eist 's  bezügliche  Werke  hinzuweisen,  in  denen,  meistens  in  den  Ab* 
schnitten  ron  der  ,,Finanzhoheit'\  die  wichtigsten  Puncte  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung, der  Verfassung  und,  besonders  bei  den  directen  Steuern,  aoch  der  Aus- 
führung und  Verwaltung  der  Besteuerung  klar  dargestellt  werden.  S.  B.  Gneist, 
englische  Verfassungsgeschichte,  Bcrl.  1882,  ders.  das  englische  Verwaltungsrecht, 
2.  Aufl.  Berl.  1867,  2  B.,  3.  Aufl.,  „nach  deutscher  Systematik  umgestaltet",  2.  B. 
Berl.  1883  —  84,  femer  Seifgovemment ,  Communalverfassung  u.  s.  w.  in  England, 
Berl.  1871;  dazu  die  jüngst  erschienene  kleinere  Schrift:  das  englische  Parlament  in 
tausendjährigen  Wandlungen,  Berl.  18(6.  Register  und  genauere  Inhaltsübersichten 
erleichtem  die  Auffindung  der  Darstellungen  der  finanziellen  Verhältnisse  in  Gneist's 
grossen  Werken.  Aber  auch  in  den  anderen  Abschnitten  findet  sich  manche  beachtens- 
werthe  Thatsache  und  Aeusserang  Über  englische  Finanz-  und  Steuersachen,  wenn 
man  auch  die  englischen  Vorgängen  sich  anschliessende  principielle  steuerpditischo 
Ansicht  Gneist's  über  directe  und  indirecte,  Personal-,  Bc^-,  Verbrauchssteuern  und 
deren  specielle  Verwendung  für  Staats-,  Communal-  und  Keichszwecke ,  als  zu  selir 
zugespitzt  und  complicirte  Fragen  nach  einer  zu  einfachen  Formel  lösend,  nicht  ganz 
theilen  wird. 

2.  Aeltere  Periode  (bis  Mitte  des  17.  Jahrhunderts,  oder 

bis  zur  ersten  Revolution). 

§.70.  —  I.  Angelsächsische  Zeit.  Es  ist  nicht  über- 
raschend und  nur  ein  neuer  Beleg  fttr  die  abgesonderte  Ent- 
wicklung der  britischen  Inseln,  dass  von  der  auf  diesen  einst 
ebenfalls  eingeführten  römischen  Steuerverfassung  nach  der  Ver- 
treibung der  römischen  Herrschaft  nicht  einmal  Spuren  zurfick- 
geblieben  zu  sein  scheinen. 

In  der  angelsächsischen  Staatsbildung  ist  der  König,  wie  ) 
in  der  fränkischen  Monarchie,  für  seinen  Hof-  und  Hausbedarf  und  ^ 
fttr  die  zum  Königthum  gehörenden  öffentlichen  Thätigkeiten  gleich-  i 
falls  vor  Allem  auf  sein  grosses  Dom ani um,  das  er,  wie  andere  \ 
Grossgrundbesitzer  als  Privateigenthum  (böcland)  besass,  angewiesen,  i 
Dazu  traten  Einkünfte  aus  nutzbaren  Rechten  an  öffentlichem ,  Ein-  ^ 
zelnen  zur  Nutzung  überlassenen  Land  (fo  1kl and),  besonders 
wohl  Naturallieferungen.  Aus  dem  obersten  VeriUgungsrecht  des 
Königs  über  das  Folkland  und  über  die  darauf  angelegten  Häfen 
und  Strassen  wird  bereits  in  dieser  Periode  ein  bis  in  die  spätere 
Zeit  (selbst  noch  bis  in  das  17.  und  18.  Jahrhundert)  anerkanntes 
Recht  des  Königs  zur  Regelung  des  Verkehrs  der  Märkte,  des 
Handels  u.  s.  w.  und  hieraus  wieder  das  Recht  zur  Bezollung  ^ 
des  Verkehres  abgeleitet.  Zölle,  Steuer-  und  gebührenartiger  ^ 
Natur,  sind  also  auch  in  England  uralt.  Die  Verpflichtung  zur  ' 
Stellung  und  Ausrüstung  von  Schiffen  seitens  der  Shires  S 
und  Hundertschaften  in  Kriegsgefahr  führte  wohl  bereits  zu  stener- 
artigen  Zahlungen  („Zwecksteuern''),  um  die  betreffenden  Kosten 
aufzubringen  („Schiffgeld'').     Rauch-   oder  Heerdsteuern 


lind  nicht  ganz  nnbekannt.  Zur  Einftthrang  einer  eigentlichen 
directen,  zunächst  ausserordentlichen  Steuer  führen  sodann  die 
Eimpfe  mit  Dänen  und  Normannen.  Zur  Zahlung  von  Tributen 
wird  eine  Hufensteuer  von  allem  Grundbesitz  erhoben, 
Ton  der  hida  zu  100,  bez.  120  Acres,  das  sog.  Dänengeld. 
Diese  später  im  Betrag  für  die  Hufe  fixirte  Steuer  bleibt  dann 

«'  One  nnperiodische  königliche  Abgabe,  welche  besonders  bei 
drohender  Kriegsgefahr  gefordert  zu  sein  scheint.  Förmlich  auf- 
gAoben  wird  sie  am  Schluss  der  angelsächsischen  Periode  unter 
Eduard  dem  Bekenner,  doch  kommt  der  Name  noch  in  der  nor-^ 
ninniachen  Zeit  vor,  vielleicht  nur  als  Belastungs-  und  Vertheilungs- 

||  äi88  anderer  Abgaben.  Weitere  mannigfaltige  und  im  Gesammt- 
betrag  erhebliche  Einkünfte  von  schwer  genau  zu  bestimmendem, 
Hberwi^end  jedoch  wohl  gebtthrenartigem  finanzwirthschaft- 
üthen  Charakter  knüpfen  sich  an  die  Ausübung  der  Hoheits- 

.    rechte,  besonders  der  Kriegs-,  Gerichts-,  Polizeihoheit  und 

(XD einzelne  besondere  Gerechtsame  (an  Forsten,  an  gewissen 
Bergwerken,  Strandgut,  herrenlosem  Gut  u.  s.  w.). 
,  Dovell  I,  S— 12,  Gneist,  englische  Verfass.-Geschichte  S.  «,  24—29,  S.  174, 

'    \&bt^  iro  die  plaoaible  Meinung  geftossort  wird,  das  in  der  normannischeu  Zeit  cr- 
Tikttte  ^änengeld**  einzelner  Grundstücke  sei  hier  die  feststehende  alte  Taxe  des 
I    (kvadertiBgs,    nach   der  die  späteren  tallagia,  dona,  auxilia  aufgelegt  worden  seien. 
\    M  der  Torherrschenden  Natnralwirthschaft  und  den  mancherlei  Verpflichtungen  der 
•  I    Besitzer  und  Bebauer  des  Folldand  zu  Leistungen  und  Lieferungen,   f^-mer  bei  den 
i;    Us  der  Eiiegshoheit,   Polizeihoheit,  Gerichtshoheit  fliessendeu  Dienstpflichten  (Burg- 
11    yn),  Schlitzabgaben,  Bussen,  welche  letzteren  auch  in  der  angelsächsischen  Zeit  be- 
!    Jon  wichtig  sind,  'lässt  sich  auch  in  England  wie  auf  ilem  Contineut  der  ökonomische 
•^  rechtliche  Character  einer  Abgabe  u.  s.  w.  in  dieser  Periode  nicht  sicher  fest- 
«efiea.    Iiamentlich  bleibt  die  Entscheidung,   ob  eine  solche  Abgabe  als  wirkliche 
^teoer  anfeilfassen,  öfters  streitig.    Die  englischen  Autoren  nehm<*n  es  häufiger  an, 
ibGaeiat  and  andere  Deutsche. 

IL  Zeit  des  englisch-Dormanniscbeii  Lebensstaats 
lad  seiner  Fortbildung  bis  zur  ersten  Revolution. 

§.  72.  Die  normannischen  Herrseber  baben  das  bestebende  augel- 
ächsische  Finanzrecbt  und  die  daraus  für  den  König  folgenden 
I  Gerechtsame  und  Einkünfte  im  Wesentlichen  erbalten.  Durch  die 
i^emein  ausgedehnten  Confiscationen  wurde  aber  das  D  o  m  a  n  i  u  m 
iflgaerordeDtlieh  vergrössert.  Die  Vergebung  des  Landes  nach 
Fendalrecht,  an  Kronvasallen  und  von  diesen  an  Aftervasallen, 
6t  volktändige  Embürgerung  des  Feudalsystems  und  die  im 
teefasten  Maasse  fiscalische  Ausnutzung  der  Hobeitsrecbte 
katdann  zu  einem  umfassenden  System  von  Dienstpflichten, 
Leistungen,  Abgaben,  Gebühren,  Bussen  geführt,  welche 
tJDkQnfte  dem  Finanzwesen  des  normannischen  Lebensstaats  sein 
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))e8onder8  characteristisches  Gepräge  geben.  CharacteriBtisch  im 
Unterschied  zu  den  continentalen,  den  französischen  und  deutsehen 
Verhältnissen  übrigens  doch  weniger  nach  den  Principien,  welche 
der  Entwicklung  zu  Grunde  liegen  ^  als  nach  dem  Grade  dieser 
Entwicklnng.  Man  kann  die  betreffenden  Leistungen  und  Abgaben 
(grundherrliche,  lehensberrliche,  königliche  gebühren-  und  steuer- 
artige) wohl  in  drei  Glassen  bringen:  solche,  welche  die  Doma- 

nialbevölkerung    auf  Domanialland,   solche,    welche  die  ! 

im  Lehensverhältnisse  stehende  Classe  und  solche,  welche  ^ 
die     gesammte    Bevölkerung     als    königliche    Unter- 
thanen  betrafen. 

1.  Besondere  Leistungen  derDomanialbevölkerung.  ^ 

Das  Domanialland  zerfiel  in  die  Forsten,  in  das  an  länd-  ; 

liehe  Pächter  (tenants)  vergebene  und  in  das  Land,  aaf  dem  • 

Städte   und  Flecken    mit  Grundzins  angelegt  waren.     Die  ; 

ländliche  Bevölkerung  hatte  für  den  Hof  Naturalien  zu  liefern,  die  i 

aber    frühzeitig    in  feste  Geldabgaben   verwandelt  wurden  (unter  | 

Heinrich  L,  Anfang  des  12.  Jahrhunderts).     Die  Veranlagung  er-  j 

folgte  grafschaftsweise,  der  Sheriff  erhob  die  Renten  und  führte  j| 

sie  an  die  Schatzkammer  ab.     Das  ursprünglich  ähnliche  Verhält-  j| 

niss  in  den  Städten,  wobei  die  städtischen  Renten  durch  den  Sheriff  ^ 
gesammelt  und  zu  den  Grafschaftsrenten  geschlagen  wurden,  er- 
fuhr allmählich  die  Veränderung,  dass  die  meisten  Städte  durch 
königliche  Freibriefe  (charters)  das  Recht  erlangten,  den  städtischen 

Zins  selbst  einzusammeln  und  ihn  direct  abzuführen.    Wagen  und  ', 

Pferde  waren  für  den  königlichen  Transportdienst  zu  * 

liefern.     Für    den   königlichen  Haushalt  bestand   ein  Vor-  , 

k  aufs  recht  zu  bestimmtem  Preise  in  Bezug  auf  Provisionen  u.  dgl.  ' 

Von  den  im  Hafen  ankommenden  Weinladungen  durften  1—2  !• 

Fässer  genommen  werden,  das  Recht  der  prisage,  woraus  sich  '. 

später  der  Einfuhrzoll  für  Wein  entwickelte.  ' 

Dowcll,  I.  15 — li).    (i n eist,  engl.  Vcrfasöuugsgeachichtc  165— 166.    Vocke,  * 

S.  128  ff.  (am  eingcliendstcn,  in  einzelnen  Piinctcn  abwtacliend.  indem  Ub«>rbanpt  nicht  ^ 

alle  Einzelheiten  «^anz  geklärt  !<ind).  ü 

Die  domanialen  tenants  mussten  eigentliche  Kriegsdienste  mit  I 

leisten.     Sie  hatten  aber  auch  bei  ausserordentlichen  Bedürfnissen  i$ 

des  Königs,  besonders  bei  Kriegszügen,  Unterstützungen  zu  i^ 

geben,  welche  sich  in  den  tallagia  (tallages)  zu  einem  förmlichen  ^ 

System  ausserordentlicher  Abgabon   steuerartigen  Characters  ent-  ^ 

wiekelten.      Der    reine   Character    einer    allgemeinen    öffentlichen  ^ 
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Steaer  fehlte  diesen  Abgaben  insofern  noch,  als  die  Verpflichtung 
aas  der  Ansiedlnog  anf  Domanialland  abgeleitet  ward,  ausserdem 
aber,  wie  das  Sehildgeid  der  Vasallen,  wohl  vornehmlich  als  Er- 
satz nicht  geleisteten  Kriegsdiensts  erhoben  wurde.  Die  Abgabe 
war  im  Princip  eine  Quoten-Steuer  vom  beweglichen  Ver- 
mögen, bis  zu  Vio)  selbst  einmal  V«  (1294).  Doch  erfolgten  z.  H. 
mit  London,  das  ihr  unterlag,  auch  Vereinbarungen  über  bcstimnite 
:Minimen  statt  der  directen  Einzel- Veranlagung,  die  dann  in  dem- 
selben Grössenverhältniss  von  den  Richtern  anf  dem  Lande  durch- 
g:efllhrt  wnrden  (12.  Jahrhundert).  Später  sind  selbst  Verhand- 
longen der  Finanzbeamten  mit  einzelnen  Bürgern  über  deren  Hci- 
8(ener  vorgekommen.  Das  Becht  des  Königs  als  Domanialherren, 
TsUagien  zn  fordern,  bez.  aufzulegen  war  indessen  anerkannt  und 
wurde  auch  in  der  Magna  charta  nicht  durchgreifend  beschränkt. 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  erfolgen  wohl  Vereinbarungen  mit  Ke- 
präsentanten  der  der  Taille  unterworfenen  Städte  und  Grafschaften 
9ber  die  Qnote.  Im  14.  Jahrhundert  verliert  jedoch  die  Abgabe  ihre 
{Selbständigkeit  und  geht  in  dem  System  von  allgemeinen  Landcs- 
stenem  vom  beweglichen  Vermögen  mit  auf.  Nur  in  der  höheren 
Qnote,  dem  Zehntel,  welches  Städte  und  Domanialbauern  statt 
des  Fünfzehnte!  der  übrigen  Bevölkerung  zahlten,  wirkt  die 
ilte  Taille  nach.  Die  Bewilligung  erfolgt  nunmehr  mit  durch  das 
Parlament 

Dowell.  I,  18,  41—43,  t>0— 67,  III,  74.  Gueist,  Y.jrfassuiigsgc&chichtc  S. 
::i.  172.  Yocke.  S.  136,  139.  Er  nonnt  das  tallagium  vu^lfach  „Stemr"  dtT 
Ujoianial-Tcnantä.  In  der  Literatur  werden  die  tallagia  nicht  inim«T  von  den  eigeut- 
j'.h  leben  rechtlichen  Abgaben  (auxilia,  aids.  dona)  unterschit.'dm  und  •änc  nahe 
^zieboüi^  besteht  ja  zwiächeii  diesen  Abiraben,  auch  zu  den  Schildgcldi^rn  (scu- 
u?it).  Aber  der  rechtliche  Character  ist  doch  verschieden,  ind<'m  sich  die  talla^ia 
iof  ein**  andere  Volksclasse  beziehen  und  der  Zusainmenhaiii!;  mit  dem  Domanium 
tlcQtlich  i:>t.  —  Der  Name  entspricht  dem  i'ranzösis<-hen  tuill(>  (s.  u.  S.  12S),  auch 
'QttiDir  kommt  vor.  Die  ursprUn;cli<-he  Bedeutung  des  AuMJrucks  ist  auch  hier  nicht 
liizveifelhaA.  Dowell  denkt  nicht  an  die  Verrechnun«rsweise,  obw'ohl  in  £nglan<I  dos 
Eiakerben  ebt^nfalls  üblieh  war  and  selbst  im  Scliatzdienst  ei-st  im  Is.  Jahrhundert  j|;:anz 
Näeitigt  wurde  (17S3!  s.  Gueist  über  die  tally.  den  court  tally  und  den  eigenthüm- 
liehen  Dienst  darin,  Verfassungsgeschichte  8.  1711).  Dowell  sa<rt  einfach  iIII,  74 j : 
-tlic  King  tallaged  (finom  talliare,  to  cnt  oll'  a  part)  his  tcnants''. 

§.  72.  —  2.  Leistungen  nach  dem  Lehenrecht. 

Im  eigentlichen  Lehensverhältniss  war  auch  im  englisch-nor- 
mannischen Staate  wie  in  den  continentalen  Fendalstaaten  ausser 
dem  wirklichen  Waffendienst  seitens  der  Kronvasallen  dem  König 
nur  die  „Hilfe"  (aid,  auxilium)  in  den  „drei  Fällen"  zu 
leisten :  beim  Bitterschlag  des  ältesten  ISobns,  bei  der  Verheirathung 
der  ältesten  Tochter,  hei  seiner  eigenen  GefaDgenschal't  das  Löse- 
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geld.  Hierzu  kamen  aber  von  Anfang  an,  wiedemm  nicht  prin- 
cipiell  abweichend  vom  continentalen ,  speciell  vom  französischen 
Lehenrecht  y  aber  rechtlich  mehr  entwickelt  und  practisch  längere 
Zeit  hindurch  schärfer  durchgeführt,  sehr  beträchtliche  ,,Lehen8- 
accidenzien'^,  besonders  beim  Tode  des  Vasallen  und  bei  dem 
hierbei  möglichen  Rückfall  des  Lehens ,  wo  eine  erhebliche  Ab-  . 
gäbe,  anfangs  willktthrlichen  Betrags,  später  in  festen  Summen 
nach  Art  und  Grösse  der  Lehensherrschafl  zu  entrichten  war  (re- 
levium,  relief),  um  als  Erbe  des  Verstorbenen  das  Lehen  zu 
erhalten.  Ferner  wurden  die  dem  König  zustehenden  Vormund- 
schaftsrechte über  minderjährige  Lehensnachfolger  in  starkem 
Maasse,  selbst  durch  das  Mittel  des  Meistgebots  für  Uebertragung 
der  Vormundschaft,  finanziell  ergiebig  gemacht.  Endlich  wurde 
das  oberlehensherrliche  Recht,  für  Mündel  beiderlei  Geschlechts 
die  Verheirathung  zu  bestimmen,  fiscalisch  ausgenutzt,  sei  es 
in  Zahlungen  tUr  die  Verheirathung  mit  einem  Mündel  oder  für 
die  Ertheilung  der  Erlaubniss  an  die  Mündel,  sich  nach  eigenem 
Willen  zu  verheirathen  oder  auch  nicht  zu  verheirathen.  Die 
zwischenzeitliche  Ausnutzung  rückfälliger  Lehen,  bei 
Aussterben  oder  Verwirkung,  vor  der  nenen  Vergebung  bildete 
eine  weitere  lehenrechtliche  Einnahme. 

Dowcll  [,  20—25.  Gncist,  Verfassungsgesckichte  S.  166,  167.  Yocke 
S.  166  fi'.,  besonders  177 — 190.  Die  missbräuchUcho  Ausiiutzang  der  Bechte  des 
königlichen  ObereigenthUmers  der  Lclien  und  die  ungebührlichen  Auzilien  -  Forderungen 
bildeten  Bcschwerdepuncte,  denen  Bestimmungen  der  Magna  Charta  abzuhelfen  suchten, 
freilich  ohne  sonderlichen  Erfolg. 

Zu  diesen  Leistungen  und  Abgaben  trat  schon  seit  der  Mitte 
des  12.  Jahrhunderts  (allgemeiner  zuerst  1159)  eine  Ersatz -Ab- 
gabe der  Vasallen  für  den  sonst  zu  leistenden  Lebens-Kriegsdienst 
in  der  Form  einer  Geldzahlung  von  jedem  Lehen  des  Kronvasallen, 
das  sogenannte  scutagium  oder  Schild  geld,  als  Leistung  an 
den  König  wohl  auch  donum  genannt.  Es  ging  wohl  vornehm- 
lich mit  aus  militärtecbnischen  Bedürfnissen  naeh  geschulten  Sold- 
truppen statt  der  Lehenstruppen  und  ans  den  Schwierigkeiten  des 
Diensts  weit  von  der  Heimath  (in  Frankreich,  Irland)  hervor,  ähn- 
lich wie  schon  die  alte  deutsche  Heersteuer  (S.  44).  Dieses 
Schildgeld  bürgert  sich  immer  mehr  ein,  iUhrt  freilich  zu  manchen 
Missbräuchen,  seine  Erhebung  wird  in  der  Magna  charta  an  die 
Bewilligung  des  hier  vorgesehenen  commune  consilium  geknüpft, 
eine  jedoch  später  wieder  aus  den  neuen  Redactionen  dieser  Charte 
weggefallene  Clausel.     Im  13.  und  bis  ins  14.  Jahrhundert  ist  das 
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ScUldgeld  die  dgentliche  LeheoBBteuer.  Dann  geht  aacb  diese» 
Bit  in  die  allgemeinen  Vermögenssteuern  auf,  der  Name  kommt 
aber  wohl  noch  später  vor.  Die  Untervasallen  hatten  wieder  ähn- 
liehe Sehildgelder  an  den  Kronvasallen  zu  zahlen.  Bei  der  wirth- 
lehaftlichen  Natur  des  Vermögens  und  Einkommens  der  Vasallen 
kann  das  Schildgeld  wohl  vornehmlich  eine  freilich  roh  veranlagte, 
Bach  der  Zahl  der  Lehen  sich  richtende,  im  Satze  später  feste 
Grundsteuer  vom  Lehensbesitz  genannt  werden. 

Dowell  I,  37—40,  49—56,  III,  74.  Gneist,  Verfassuugsgcschichtc  S.  in4, 
in-173,  24«,  255,  258,  S09,  848,  367,  Vocke  S.  171  ft.  Venuilagung:  und  Er- 
hi^ug  erfolgte  durch  den  Sheriff,  Streitigkeiten  und  Zweifel  über  den  Umfang  der 
Tcrpiichtiuig  wurden  darch  Jurys  aus  Rittern  und  Freisatuen  entschieden.  Ucber  die 
Msechtlicbeii  Puncte,  Bewillirungsrecht ,  Magna  Charta,  Wicdorauf hcbung ,  bez. 
der  betreifenden  Artikel  s.  Qneist,  bes.  S.  253,  258,  343. 


§.73.  —  3.  Abgaben  der  Unterthanen  überhaupt  an 
den  König. 

Hierher  gehören  vornehmlich  zweierlei:  Abgaben  in  An- 
knfipfnng  an  die  Ansttbnng  weiterer  Hoheitsrechte,  besonders 
der  Gerichts-  nnd  Polizeihoheit  und  wirkliche  allge- 
meinere Steuern. 

a.  Die  ersteren  sind  im  englisch-normannischen  Staate  beson- 
ders eigenthtlmlich  zu  einem  förmlichen  fi scalischen  System 
von  Bussen,  Strafgeldern  nnd  „Abfindnngs- Strafgeldern^^  in  den 
logenannten  amerciaments  und  von  gebUhrenartigen  Zahlungen 
flr  königliche  Leistungen  in  Privatsachen  in  den  sogenannten  fines 
sosgebiidet  worden.  Beide  Abgaben  können  nicht  als  eigentliche 
Steuern  bezeichnet  werden,  ebenso  wenig  aber  als  reine  Gebühren, 
iäe  lanfen  nur  in  ihrer  Wirkung  auf  etwas  der  Besteuerung  Aehn- 
liebes  hinaus,  die  amerciaments  haben  sich  sogar  zu  einer  Art 
^ner  vom  beweglichen  Vermögen  nach  Anlage  und  Fuss  ent- 
wickelt, nnr  dass  sie  bloss  in  besonderen  Fällen  einer  persönlichen 
rirafireehtlicben  oder  polizeirechtlichen  Schuld  vom  Schuldigen  zu 
oitrichien  waren.  Das  Ganze  hängt  mit  dem  Straf-  und  Polizei- 
reeht,  dem  Grerichtsverfahren  und  der  obersten  Stellung  des  König- 
thnms  zoaammen  und  wird  nur  in  Verbindung  hiermit  überhaupt 
rentändlich.  Das  Cbaracteristische  ist  nur  die  Ausnutzung  der 
Hobdtarechte  zu  streng  fiscalischen  Zwecken  in  offenkundiger 
Weise.  Zn  solchen  fiscalischen  Tendenzen  finden  sich  in  andern 
Ländern  nur  Ansätze,  während  England  diese  Tendenzen  in  den 
enten  Jahrhunderten  der  normannischen  Herrschaft  völlig  ent- 
wickelt zeigt. 
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S.  schou  Fiii.  II,  S.  16.  Dowoll  I,  28,  25  if.  Vocke  S.  lUT  ii\  bes.  aber 
hier  und  für  die  Puncto,  welclie  mit  Strafirccht,  Gerichtswesen,  Polizei  -  Verordnungs- 
recht, Polizeiverwaltang  u  s.  w.  zusammenhängen,  Gneist,  so  über  amerciaments 
Verfassungsgeschichte  S.  157 — 184,  über  fines  168 — 171.  Die  amerciaments  werden 
zu  einer  Abfindung  mit  einer  Geldstrafe  an  Stulle  der  Coniiscation  oder  statt  der  in 
einem  Gerichtsverfahren  zu  erwartenden  Strafe.  Statt  der  ursprünglichen  festen 
Ordnungsstrafe  bei  Vergehen  wider  Gesetz  und  königl.  Befehl  wird  eine  „nach  dem 
muthmasslichen  Betrag  des  beweglichen  Vermögens  abgestufte''  Abgabe  erhoben,  in 
immer  mehr,  immer  willkllhrlicheren  Fällen  und  Beträgen  (Straf-  und  Polizeif&lle), 
aus  „königlicher  Gnade''  (Gneist  S.  160,  161).  Ueber  die  Fines  äussert  sich  Gneist 
S.  168:  „Sie  sind  königliche  Gebühren  im  weitesten  Sinne  des  Worts,  ebenso  characte- 
ristisch  für  das  System  dieser  Verwaltung  wie  die  amcrciauLcnts ,  mit  denen  sie  oft 
zusammenfliessen.  Die  Stellung  des  Königs  ergab  eine  lange  Reihe  arbiträrer  Ge- 
walten, Verhältnisse,  in  denen  er  bewilligen  oder  versagen  konnte.  Dabei  erscheint 
es  als  unabänderliche  Maxime,  dass  nichts,  was  versagt  werden  kann,  ohne  Geldgebühr 
gewährt  wird,  eine  Maxim»,  deren  Reminiscenzen  in  das  heutige  Verwaltungsrecht 
hineinragen.  Die  Zeitgenossen  scheinen  dies  System  mehr  als  Druck  wie  als  Ungebühr 
empfunden  zu  haben,  denn  der  König  hatte  das  formelle  Recht  dazu."  Gneist  bringt 
die  Fines  in  3  Classen:  für  Gewährung  von  liberties  und  franchises,  in  Processsachen, 
für  Gnadeubewilligungen,  wozu  dann  viertens  noch  die  Fines  für  Lehenserneuerungen 
und  Veräusserungen  treten.  Die  amerciaments  gaben  besonders  hinsichtlich  ihrer 
Höhe  und  Unverhältnissmässigkeit  Anlass  zu  Beschwerden,  denen  die  Magna 
Charta  Rechnung  trug.    (Gneist,  S.  24S.) 

§.  74.  —  b.  Eigentliche  allgemeiDere,  wenn  auch  noch 
ausserordentliche  Steuern  kommen  itlr  die  ganze  Bevölke- 
rung in  der  Form  di  recter  Steuern,  neben  und  statt  der  bestimmte 
Classen  treffenden  tallagia,  anxilia,  scntagia  schon  im  12.  Jahr- 
hundert auf  und  lösen  diese  letzteren  Abgaben  ab  oder  nehmen 
sie  mit  in  sich  auf.  Femer  bilden  die  zunächst  aus  dem  Recht 
des  Königs  an  der  Domäne  und  aus  dem  Recht  der  Regelung  des 
Handels  und  Verkehrs  abgeleiteten  Zölle  allmählich  eine  mehr 
generell  wirkende  eigentliche  ordentliche  Besteuerung  de^ 
Handels  und  besonders  der  am  Export  betheiligten  Productions- 
zweige,  sowie  —  namentlich  wohl  bei  Wein  —  der  Consumenten 
überhaupt. 

Dem  normannischen  Königthum  gelang  die  Einbttrgerung  all- 
gemeinerer directer  Vermögenssteuern  als  eines  ausseror- 
dentlichen Finanzmittels  bei  besonderem  Bedarf  ebenso  wie  die 
Besteuerung  des  Adels  und  der  Vasallen  in  den  Schildgeldern  sehr 
früh  und  viel  wirksamer  als  in  Deutschland  und  selbst  als  in 
Frankreich.  Die  Besteuerung  umfasste  den  sämmtlicbcn  Grundr 
besitz  und  bald  auch  das  bewegliche  Vermögen,  zu  welchem  beim 
ländlichen  Grundeigenthtimer  Vieh,  Betriebscapital  und  die  Erzeug- 
nisse selbst  gerechnet  wurden.  Das  Land  wird  dabei  bald  auch 
beim  Lehensbesitz  nicht  mehr  nach  Lehenseinheiten,  sondern,  aller- 
dings durch  eigene  aparte  Kommissionen,  wie  beim  sonstigen  Grund* 
besitz  nach  der  Grösse  mit  festen  Sätzen  ftir  die  Hufe  Landes 
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acagianiycaraeate),  daher  immerhin  wirksamer  uml  gleich- 
nger,  wenn  auch  anfangs  noch  ohne  genügende  Kttcksieht  auf 
Sflte,  eingeschätzt.     Letzterer  Mangel  wurde  bald  beseitigt,  in- 

aacb  der  Ertrag  durch  die  Einschätzungscommissionen  der 
Schaft  f&r  die  Steuerveranlagung  ermittelt  wurde.     Uas  bewcg- 

VermOgen,  unter  Freilassung  bestimmter  einzelner  Gegen- 
le,  verschiedener  bei  verschiedenen  Classen,  wird  auch  hier 
Snind   eidlicher  Declarationen ,  mit  entsprechenden  Controlen 

Straf bestimmnngen ,  unter  genauer  Specificirung  der  Objecto 
Localcommissionen  aus  dem  Ortsschulzen  und  Freisassen  ver- 
gt,  —  fär  diese  frühe  Zeit  (12.-14.  Jahrhundert),  wie  es 
int,  steaertechnisch  ganz  gut.     Eine  bestimmte  Quote,  welche 

den   Zeitverhältni^sen  und  dem   Bedarf  wechselte,   Vio>  \is> 

Vm>  ^'4o  ^^^  andere,  hie  und  da  auch  höhere  Sätze  wurden 
ben.  Die  Norm  wird  „der  Fünfzehnte  und  Zehnte'% 
be  immer  gemeinsam  erhoben,  bez.  bewilligt  werden,  die  zweite 
'jt  ffir  die  städtische  und  Domanialbevölkerung,  die  erste  für 
übrige.    Das  Ganze  stellt  schon  ein  durchgeführtes  Geldsteuer-, 

wenn  aacb  nicht  nominell,  so  doch  reell  ein  Einkommen- 
ler System,  neben  den  speciellen  Grundsteuern,  wie  den 
agien  und  Tallagien,  und  den  allgemeinen,  wie  dem  Hufen- 
Bs  (caracagium)  dar.  Letzterer  kam  jedoch  im  13.  Jahrhundert 
lesondere  Steuer  ab,  wie  allmählich  auch  die  Schildgelder  und 
igien  (13.,  14.  Jahrhundert). 
Unter  mancherlei  Experimenten  gelangt  man  nunmehr  in  der 

des  festen  parlamentarischen  Steuerbewiliigungsrecbts  (seit 
)  zu  einem  festen  System  der  directen  Besteuerung, 
welches  das  Ziel  vorschwebte,  „alle  Grund al^gaben  in  eine 
:emeine  Grundsteuer,  alle  persönlichen  Abgaben  in 
*  gleichmässige  Einkommensteuer"  (Gneist)  hinüber- 
bren.  Ein  Ziel,  das  freilich  nur  mangelhaft  erreicht  wurde. 
Igen  doch  auch  nach  der  politischen  Seite  zeigt,  wie  weit  Eng- 

scbon  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  dem  Con- 
it  in  der  annähernden  Verwirklichung  der  (Grundsätze  der  „Ali- 
sinbeit  and  Gleichmässigkeit'*  der  Besteuerung  und  in  der  Ueber- 
lung  von  Steuerprivilegien  eximirter  Stände  voraus  war. 
Zu  einer  eigenthttmlichen  Gestaltung  kommt  man  hierbei  mit 
„Fünfzehnten  und  Zehnten^'  schon  im  14.  Jahrhundert 
4),  indem  die  Steuerpflichtigen  es  durchzusetzen  wissen,  dass 
Gmnd  der  damaligen,  für  die  Folgezeit  festgehaltenen  Veran- 
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lagung  diese  Steuer  nunmehr  einen  festen  Gesammt betrag  i 
erreicht,  welcher  auf  die  Grafschaften  und  Städte  wie  bei  i 
einer  Repartitionssteuer  nach  dieser  Veranlagung  re-  r 
partirt  wird.  i 

Obgleich  der  Name  «^Fünfzehnte  und  Zehnte''  bleibt  und  rechtlich  die  Steuer   | 
den  Gharacter  der  Quotitätssteuer  niclit  rerliert,  wird  sie  so  doch  thats&chlich  etwas 
Anderes,  natürlich  aber  auch  im  Laafe  der  Zeit  nngleichmässiger  und  mit  steigendem 
Bedarf  und  sinkendem  Geldwerth  unzulänglicher.    Daher  wird  diese  feste  Sunune,  dt    ] 
durchgreifende  Veranlagungsreformen  sich  gegenüber  dem  zähen  Widerstand  und  der 
Eifersucht  der  Grafschaften  und  Städte  unter  einander  nicht  durchführen  lassen,  wie   ^ 
eine  Art  ,,Simplum''  angesehen  und  werden  später  (16.  Jahrhundert)  bei  grosserem   . 
Bedarf  und  geringerer  Last  der  alten  Bepartitionssumme  —  einer  Mitfolge  des  ge- 
sunkenen Geldwerths  —  mehrere  solche  ,,Simpla''  bewilligt. 

Anderseits  erhält  die  genannte  Steuer  in  der  (directen)  ,,Sab- 
sidie^',  die  sich  yornehmlich  unter  den  Tudors  entwickelt,  eine  Er- 
gänzung und  zum  Theil  eine  reelle  Erhöhung  fUr  das  schon  i 
durch  den  ^^Fünfzehnten  und  Zehnten''  getroffene  Einkommen. 

Die  „Subsidic"  (in  diesem  Sinne  —  auch  bei  Zöllen  und  Yerbrauchssteaem  i 

und  mitunter  ganz  allgemein  für  bewilligte  Steuern  kommt  der  Ausdruck  vor  —  theilt  i 

sich  in  zwei  Theile,  eine  directe  Steuer  der  Personen  mit  Grand  besitz  (,4d  terris**)  i 

und  eine  directe  Steuer  der  bewegliches  Vermögen  besitzenden  Personen  LJLn  i 

bonis*').    Der  volle  Normalsatz  für  die  erste  ist  4  Sh.  (20%)  ^om  Pfund  Steru^g  i 

des  jährlichen  Werths  des  Bodenertrags,  für  die  zweite  2  Sh.  8  d.  (ISVsVo)  ^^^  ^®Bi  \ 

ermittelten  Werth  der  beweglichen  Steuerobjecte  (Geld , '  Waaren,  Yorräthe,  Haodialt-  i 

Sachen,  mit  gewissen  Ausnahmen).  Auch  bei  dieser  Subsidie  als  Quotitätssteuer  kam  es  | 

aber  bei  mangelhaften  neuen  Veranlagungen  und  bei  dem  Streben  der  besteuerten  ) 

Landestheile,  Städte  und  Einzelnen,  ältere  EinSchätzungssummen  möglichst  festzuhalten,  | 
zu  derselben  thatsächlichen  Gestaltung  wie  bei  dem  „Fünfzehnten  und  Zehnten":  der 

Botrag  Einer  Subsidie  fixirte  sich  mehr  und  mehr  auf  eine  annähernd  , 

gleich  bleibende  Geldsumme,  wieder  eine  Art  ,3implum'',  von  welchen  dnnn  . 
ebenfalls  im  16.  Jahrhundert,  besonders  gegen  dessen  Scliluss,  mehrere  auf  einmal 

bewilligt  wurden.     Es  ward  dabei  üblich,  „Fünfzehnte  und  Zehnte''  und  „Snbfiidien*^  ' 

gleichzeitig  und  zwar  von  erstercn  doppelt  so  viel  als  von  letzteren  zu  bewilligen.  ' 

Das  ,,System^S  welches  diese  directe  Besteuerung  sonach  dar-  < 

stellt,  war  daher  immer  noch  mangelhaft  genug.     Die  Zusammen-  ! 

sehweissung  von  beiden  genannten  Steuern  und  die  Bewilligung  i 

mehrfacher  Simplen  mochte  einigermaassen  dem  Finanzbedttrfhias  ' 

entsprechen,  volkswirthschaftlich  richtig  und  gleichmässig  war  i 
diese  Besteuerung  nicht  und  wurde  es  natürlich  im  Lauf  der  Zeit, 

bei  nngleichmässiger  Entwicklung  der  verschiedenen  Orte  und  . 
Gegenden,  immer  weniger. 

Die  allmähliche  Verminderung  der  ursprünglichen  Einheitssummen  („Vi«  ^^^  < 
V,o''  sank  von  88—89,000  auf  30,000  Pf.  von  1854  bis  zu  Elisabeth)  erklärt  sich  theil-  : 
weise  aus  der  Nothwendigkeit.  die  Quoten  „verfallener  Orte*'  zu  vermindern. 

Die  Subrepartition  der  einmal  feststehenden  Quoten  unter 
die  kleineren  Verwaltnngseinheiten  und  schliesslich  unter  die  ein- 
zelnen Steuerpflichtigen  machte  auf  die  Daner  begreiflich  mehr 
Schwierigkeiten  bei  dem  beweglichen  Vermögen,  wo  die  persön-  : 
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beben  nnd  ökonomischen  Verhältnisse  sich  rasch  ändern,  als  bei 
dem  Grundbesitz.  Letzterer  konnte  nach  alten  Katastern  besteuert 
werden,  ftlr  das  bewegliche  Vermögen  waren  öftere  Ernenerangen 
der  Einschätznng  unvermeidlich,  aber  die  gesammte  Steuerqnote 
diflir  wurde  eben  nicht  wesentlich  verändert.  Thatsächlich  ent- 
wickelte sich  so  die  Besteuerung  des  Grundbesitzes  zur 
Object-  und  Ertragssteuer,  die  andere  behielt  mehr  von 
der  Personalsteuer. 

S.  über  „tax  on  moreablcs"  Döwcll  I,  41— 40  („Saladins-Zdmt*'  von  11»*»*, 
Ereu&hrer  selbst  frei,  wie  io  Frankreich.  6S— *»()  U^- •I&brhundcrt);  dasell»ät  Details 
;ber  Einschätzungsr eifahreo .  auch  alte  shcdutub,  welche  die  grosse  Specialiäining 
wfcn,  S.  SO).  S.  95— 101,  115—130  (14.  15.  Jahrh.).  147—155  (15.  Jahrb.),  U)*»  bis 
\^  16.  Jahrb.).  1B3  ff.  passim,  224  ff.  17.  Jahrb.).  auch  Dowell  II,  75  —  82. 
Gleist,  yerfaasangBgeschicbte  bes.  S.  301— 3f>S,  S.  3^)1— ;<9<>  über  die  Entwicklung 
te  parlamentariscben  Steuersystems,  auch  S.  175 — 170,  302.  Vocke  S.  4S2  ff.  bis 
4^.  —  Cebcr  die  älteren  Grundsteuern  (carucagium ,  hydagium)  Gneist  a.  a.  O., 
Dewcll  I,  57—59,  Vocke,  S.  47»— 4M. 

Entsdieidend  ftlr  das  förmliche  Steuerbewilligun^srccht  der  Keichs- 
jüide  ist  ein  Statut  Eduards  I.  r.  1297  (de  tallagio  non  comcdendo),  wodurch  die 
ArecttA  Steaem  und  auch  die  Erhöhungen  der  alten  Zolle  u.  s.  w.  an  die  Zustimmung 
der  Stände  gebunden  werden.  Steuerpolitisch  wie  ]>olitisch  wichtig  war,  dass  der 
Citrus  ^für  seinen  Lehensbesitz)  und  der  Adel,  wenn  auch  in  besonderer  Form  und 
nch  aparter  Einscbitzung ,  der  allgemeinen  Steuer  mit  unterworfen  wird. 
EakoBLBensteaer  zablte  der  Clerus  fbr  seine  sonstigen  fliukünfto  noch  bis  nach 
ia  Reformation  auf  Grund  fon  Bewilligungen  seiner  Hepriisentantcn  (Con?ocation), 
DSfdmäatig  in  einer  festen  Summe,  wozu  das  Parlament  seine  Bestätigung  gic)}t.  Die 
liteierbewilligQni^  werden  in  der  älteren  Zeit  zwar  ächon  oft  wicdorholt.  aber  sie 
dfolgen  doch  regelmässig  für  ein  betreffendes  Jahr  und  für  bestimmte  Be- 
iirfnis&e.  wie  besonders  KricgszUge  u.  dv:I.  Factisch.  ni<'ht  rechtlich  worden 
£e  genannten  directen  Steuern  so  zu  bleibeiidi^n  ordentlichen. 

Die  oben  S.  169  angeführten  zusammenfassenden  Wort«*  (iueist*s  (Vcrfanäongsge- 
xhichte  S.  368)  bezeichnen  den  Grundzug  der  Entwickluntr  wohl  richtig.  Von 
eiMs  ,.festen  Grundsystem  der  Besteuerung*'  kann  man  freilich  nur  mit  einer  gewissen 
Easchränkong  sprechen,  da  doch  auch  in  England  manche  locale,  temporäre  und 
siadisclie  Verbchiedenbeiten  rerblieben  und  wiederholte  Versuche  mit  anderen  Formen 
ier  directen  Bestenerung  gemacht  wurden. 

Die  Bewilligung  der  „Fünfzehnten  und  Zehnten*'  in  Multiplis  \am 
£tde  der  Begiemng  Elisabeths  z.B.  4,  6,  8),  die  lIin/.ufUgun;^  der  „Subsidie*' 
iW  auch  wieder  deren  Bewilligung  im  Mehrfachen  der  einfachen  Sub- 
s:4ie  (za  derselben  Zeit  2,3,  4fach^  erklären  sich  zu  einem  guten  Theil  aus  dem 
Zmckbleiben  des  eingeschätzten  hinter  dem  wirklichen  Werth  und  aus  der  herkömm- 
t:k  gewordenen  Stabilität  der  Summe  des  „Simpiums**,  Der  höchste  vorgekommene 
Betng  einer  einfachen  Subsidie  soll  120.000  Pf.  Sl,  der  durchschnittliche  70—80,000, 
«er  Elizabeth  etwa  80,000,  wie  damals  der  einfache  „Vj.%  "»d  ^•l«"  30.000  Pf.  St. 
i^esen  sein  < Dowell  I,  147,  III,  SD.  Die  Veranlagung  reicherer  L<^ute  blieb  zu- 
-la  wesentlich  hinter  der  Wirklichkeit  zurUek,  was  den  geringen  Steuerertrag  z.  B.  ein- 
tti&er  anch  reicherer  Städte  mit  erklären  soll  (Do well  I,  109,  Beispiel  aus  Bristol», 
lach  die  Experimente  mit  anderen  Formen  directer  Besteuerung  wurden  wohl  mit 
<arch  solche  Mängel  Teranlasst. 

Einzelne  Poncte,  so  in  Betreff  des  Verhältnisses  der  „Fünfzehnten  und  Zehnten* 
ar  Subsidie  and  Einzelnes  in  dieser,  so  die  Land  besten  eruniiir  und  diejenige  des  be- 
leriichen  Gntd,  verlangen  übrigens  noch  ein«',  erneute  genauere  Prüfung.  Die  Dar- 
ic<!ÜaDgen  der  Aatoren,  anch  der  wichtigsten  neueren  ^^Gneist,  Stubbs,  Dowell).  stimmen 
üchi  ganz  überein.  Die  „Subsidie''  ist  allerdings  wohl  überwiegend  Grundsteuer 
''vaeist  meint,  es  sei  dies  Wort  unter  K.  Marie  das  feste  technische  für  Grundsteuer 
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g»!Worden,  Vcrfassua^geschichte  S.  396),  die  „Vir  ^^^^  Vio"  ^i^^  Einkommensteuern,  aber 
Hie  Subsidic  ist  dies  eben  thcilweisc  auch.  S.  auch  Vocke  S.  490  ff'.  Die  nus 
Modernen  fremdartige  Bestcnenuig  des  beweglichen  Vermögens  in  Fünfzehnten, 
Zehnten  und  Sabsidie  nominell  nach  dem  Kapitalwerth  ?onObjecten,  während 
bei  Land  schon  länger  nach  Ertragswerth  gerechnet  wurde,  erhielt  sich  noch 
später  auch  bei  anderen  Steuern,  so  bei  der  Vermögenssteuer  ?on  1692  ff.  S.  ttber 
diese  Puncte  Vocke  S.  492  ff.,  ]>es.  Note. 

§.  75.  Sonstige  directe  Steuern  sind  in  den  letzten  Jalir- 
hunderten  des  Mittelalters  nur  eine  vorübergehende,  hie  und  da 
jedoch  wiederholte  Einrichtung  gewesen.  Es  gehören  dahin  Kopf- 
steuern,  abgestufte  oder  classificirte  Kopf-  und  Standes- 
stcuern,  Haus-  und  Familiensteuern,  auch  Versuche  mit 
allgemeinen  Einkommensteuern  selbst  nach  progressivem 
Steuerfuss;  früher  auch  die  im  Mittelalter  üblichen,  freilich  mehr 
einer  Erpressung  und  Vermögensconfiscation  als  einer  normalen 
Besteuerung  gleichkommenden  Belastungen  der  Juden,  bis  letztere 
1290  vertrieben  und  fUr  Jahrhunderte  des  Landes  verwiesen  wurden 
(bis  1644).  Auf  eine  Art  abnormer  directer  Steuern  oder 
Zwangsanlehen  lief  die  eigenthümliche,  fast  zu  einem  „System'^, 
wenn  auch  nur  missbräuchlich ,  ausgebildete  Practik  der  „bene- 
volences''  hinaus,  durch  welche  einzelne  reichere  Leute  zu  be- 
sonderer Beisteuer  an  den  König  unter  Anwendung  von  Gnaden- 
bezeugungen, Ueberredung,  aber  auch  von  mehr  oder  weniger 
Zwang  und  Bedrohung  mit  Gewaltthat  veranlasst  oder  genöthigt 
wurden:  zugleich  ein  Mittel,  die  parlamentarische  Zustimmung  zu 
umgehen  (15.  bis  17.  Jahrhundert). 

Manche  Notizen  bei  Gneist.  bes.  Verfassungsgeschichte  8.  891  ff.,  Vocke, 
S.  4S6— 489,  505-510,  bes.  Dowell  passim  I,  105—108,  113,  119  u.a.m.,  lU, 
5—12,  13. 

Eine  reine  Kopfsteuer  wurde  1377  zum  ersten  Male  aufgelegt.  4  d.  („groat'\ 
daher  „tallage  of  groats*'  genannt)  von  jeder  über  14 jährigen  Person  beiderlei 
(leschlechts,  wirkliche  Bettler  ausgenommen,  dazu  12  d.  von  jeder  geistlichen  Person 
mit  Beneficien,  4  d.  von  jeder  anderen  zum  Cierus  gehörigen.  Eine  Wiederholung 
einer  solchen  Steuer  1880  gab  Anlass  zu  einem  Bauernaufstand  und  wurde  nicht 
wieder  versucht — :  3  groats  von  jeder  Über  1 5jährigen  Person,  wobei  aber  Gesammt- 
schuldigkeitcn  für  jede  Township  u.  s.  w.  gebildet  wurden  und  nach  französischer  Praxis 
(,4e  fort  portant  le  faible''  s.  o.  S.  131)  gewisse  Uebertragungen  unter  den  Einzelnen 
stattfinden  sollten,  doch  unter  Festiialtung  eines  Minimums  von  2  d.  für  den  niedrigst 
Veranlagten  und  sein  Weib  und  eines  Maximums  dsgl.  von  60  groats.  —  Im  15.  Jahr* 
hundert  (1439,  1442,  1452  ff.)  wurden  Fremde,  die  von  den  anderen  directen  Ein- 
kommensteuern frei  waren,  einer  mit  nach  Beruf  und  Beschäftigung  abgestuften  Kopf- 
steuer unterzogen.  Sic  hatten  damals  wie  noch  lange  später  auch  höhere  Zölle  als 
Einheimische  zu  zahlen. 

Eine  classificirte  Kopf-  und  Standes-  (liang-)  Steuer,  der  etwas 
späteren  deutschen  ähnlich  (S.  48),  wurde  nach  einem  umfassenderen  Tarif  mehr- 
fach versucht,  so  1879,  1513  und  noch  öfters  im  17.  Jahrhundert,  besonders  unter 
William  III,  zuletzt  1698,  jedoch  in  dieser  Zeit  schon  mehr  entwickelt  zu  einer  er- 
giebigeren, die  Wohlstandsverhältnisse  mehr  mit  berücksichtigenden  Steuer,  die  so  zu 
einer  rohen  Einkommensteuer  wurde  (Tarif  der  älteren  und  späteren  bei  Vocke, 
S.  506  ff.). 
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Eine  eigenthOmliche  Haus-  und  Familiensteut*  r.  aufgelegt  auf  die  grösseren 
HuiihaltDDgeii  and  nach  lindlichen  und  städtischtm  Kirclispiolen  und  weiter  nurh 
i^«toft.  wurde  1427  versucht  (Do well  I,  110  ff.     Vocke  S.  508». 

Eine  An  allgemeinerer  Einkommensteuer  wurde  1435  in  besonderen 
lätken  neben,  1450  anstatt  der  „V,.^  und  '/,„*'  probirt,  unter  t'rcilassun^  der  Personen 
JK  eiste  Mal  mit  5,  das  zweite  Mal  mit  1 ,  bez.  2  Pf.  St.  Jahreseinitommen ,  mit 
iiveDdaoer  eines  progressiren  Steuerfüsses,  1450  6  d.  r.  Pfunde  o<ler  2'/,''/,,  von  1  bis 
»PL  1  sh.  oder  5%  von  über  20—200  Pf.,  2  sh.  oder  10"',,  von  über  20()  Pf 
DöTcll  I,  124,  12S.     Vocke  S.  50<»). 

Auf  eine  besondere  Form  der  Grundsteuer  liefen  Woll-  und  Schaf- 
seiem  hinaos,  so  die  von  Eduard  lU,  1332  tf.,  wo  eine  eigenthUmliche  Ver- 
aäckung  von  directer  and  indirecter  Steuer  in  Bezuir  auf  Wolle  vorliegt  (Do well  I, 
1)2  f,  Vocke  S.  4S7)  and  abermals  unter  Eduard  VI.  l.'>50,  wo  die  Srhafsteuer  uml 
&  Steaer  aaf  Wollmanufacte  fiir  den  englischen  Markt  vielbric  ht  agrar-  und  sorial- 
piütBrhe  Tendenzen  gegen  die  damalige  ubermässisre  Ausdehnung  der  Schafzucht 
nit  verfolgt  Jizhen  (Vocke  S.  43S,  Dowell  L  184). 

Ueber  die  „Besteaerung"'  und  die  ganze  Behandlung  der  Juden  ä.  Dowell  I, 
Ü— 91,  Vocke  S.  161  ff.,  Gneist.  Verfassungsgeschichte  S.  18«  Note.  Die 
Jtdcoäcliaft"'  war,  continentaler  gleichzeitiger  Auffassung  entsprechend,  als  durehaus 
Hr  gedoldet  ein  Bestandtheil  des  königlichen  Domaniums.  In  der  älteren  Zeit  fun^^irtc 
f;i  »e  ein  eigenes  „Judenschatzamt*'  (^exthequer  of  the  Jews). 

Die   „benevolences''   wurden  unter  Eduard  IV  1463  und  später  trotz  parlii- 
»atarisclier  Kecriminatiou  wiederholt,  so  unter  Heinrich  VIII.  und  zuletzt  noch  unter 
Jacob  I.   and  Karl  I.   mit  verschiedenem  Erfolge   durchzuführen  gesucht,  schlie.sslieh 
ikr  in  der   rom  KOnig  acceptirten  .,petition  of  rights''  1627  verboten.     S.  Dowell 
1     L  155  ff.,  201    ff^.,  242  ff.,  Gneist,  Verfassungsgeschichte  S.  423,  550. 

§.76.     CommuDalbestenerung.     Unter  den  aus  der  angel- 
]   ^hsiscben    Zeit    herrOhrenden    allgemeinen    Lasten    der    grund- 
j   besitzenden  Bevölkerung,  insbesondere  der  ländlichen  unterthänigen, 
I   iber  auch  z.  ß.  der  Klöster  hat  sieh  die  ganze  Zeit  hindurch  die 
^  sog.  trinoda  necessitas,   Burg-,   Weg-   und   Brückenbau,   er- 
•   bitcn.     Dieses  wie  Anderes  in  der  Gemeinde  wurde  lange  grossen- 
theilg  durch    Naturalleistungen   ausgeführt.     Soweit  man   aber  im 
15.  Jahrhundert  schon  in  den  Commnuen  zur  Geldwirthscbaft  ge- 
lugt ist,    wie  im  Armen wesen,   setzt  sich  herkömmlich  bereits 
der  Haaptgrundsatz  der  späteren  und  noch  der  gegenwärtigen 
englischen    Communalbesteuerung  fest:    die  Communalsteuer 
wird  wesentlich   als  directe  Realsteuer  vom  ,, sichtbaren  nutz- 
baren fiealbesitz  in  der  Gemeinde'^  eingerichtet,  nach  Haushaltungen 
veranlagt,  so  dass  ausser  dem  selbst  bewohnenden  Hauseigenthümer 
Oid  selbst wirthschaftenden  Grund-  und  Hausbesitzer  auch  Pächter 
lod  Mietfaer    eommunalsteuerpflichtig    sind.      Die   Armensteuer 
<{N)or  rate)   wird   für  die  Armenlast   nach   diesem  Grundsatz   ein- 
geriehtet  und  wird  wieder  das  Modell  für  die  übrigen,  verschiedenen 
Zwecken   dienenden  Gomrounalstenem.     Innere  Verbrauchssteuern 
fThorstenem  y   Accisen),  eigentliche   Einkommensteuern   und   Zölle 
verbleiben  för  den  Staat.    Aber  mancherlei  gebührenartige  Abgaben 
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kommen  neben  jener  Hauptsteuer  in  den  Gemeinden,  KirchspieleOi    \ 
Stadien,  Communalverbänden  vor.  -i 

S.  darüber  schon  Fin.  I,  bes.  in  d.  3.  Ausg.  §.  53  und  die  dort  angegebene  i 
Literatur.  Im  Allgemeinen  namentlich  Gneist  an  vielen  Stellen  seiner  Werke,  so  i 
u.  A.  in  d.  Verfassungsgeschichte  S.  307,  531.  646,  v.  Reitzenstein  in  Schön«  i 
borg 's  Handb.  d.  polit.  Oeiion.  2.  Aufl.  III,  619. 

I 

§.  77.  Die  Zölle  im  auswärtigen  Verkehr  unterstehen  in  « 
England  seit  Alters  dem  König  in  dessen  Doppeleigensehaft  des  ^ 
Schutz-  und  Sebirmherrn,  welcher  insbesondere  Fremden  erst  Schutz  \ 
und  Recht  zum  Handelsbetrieb  zu  geben,  und  des  obersten  Polizei-  j 
herm ,  welcher  den  Handelsverkehr  zu  regeln  Recht  und  Pflicht  | 
hat.  Die  Zölle  für  die  in  den  Häfen  ein-  und  ausgeführten  Waaren 
und  etwaige  specielle  Abgaben  der  Kauflöute  als  solcher,  besonders 
der  Fremden,  haben  insofern  etwas  Gebührenartiges:  sie  sind  eine 
Gegenleistung  für  Schutzgewähr  und  für  die  Gestattnng 
des  Handelsbetriebes.  In  Häfen  kommt  vielleicht  auch  noch 
ein  anderes  Gebtlhrenmoment  hinzu:  die  Vergütung  für  die 
Benutzung  der  Anlagen  u.  s.  w.,  so  u.  A.  wohl  in  den 
mancherlei  schon  alten  Nebenabgaben  im  Zollwesen. 

Der  König  beansprucht  demnach  auch  das  Recht;  unabhängig 
von  Parlament  Zölle  aufzulegen  und  zu  erhöhen  und  übt  es  bis 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  auch  ziemlich  unbehindert  aus.  Selbst 
bis  zu  Confiscationen  der  Waaren,  wofttr  die  Kaufleute  dann  Los- 
kaufsummen geben  müssen,  ist  es  gelegentlich  und  zu  Verhand- 
lungen mit  den  Kanfleuten  über  Einrichtung  und  Höhe  der  Zölle 
ist  es  öfters  gekommen. 

Die  Magna  charta  sucht  das  Reclit  der  Zollerhebung  auf  die  alten  Zölle  zu  be- 
schränken, unter  Verbot  der  neueren  Vermehrungen  und  Erhöhungen  („male  tolte'*)i 
1275  wird  auch  der  lange  Zeit  besonders  wichtige  Ausfuhrzoll  auf  Wolle,  Wollfelle 
und  Leder  rom  Parlament  bewilligt  Aber  erst  in  Eduard's  I.  confirmatio  chartamm 
wird  endgiltig  das  Recht  des  Parlaments,  neue  Zölle  und  Erhöhungen  zu  bewilligen, 
anerkannt.  Nur  die  alten  gewohnten  Zölle  (antiqua  customa)  verbleibendem 
König  unmittelbar  zur  Verfügung  als  erbliches  Kroneinkommen.  Noch  spät,  bei  den 
staatsrechtlichen  Streitigkeiten  im  17.  Jahrhundert,  und  sogar  in  der  Frage  des  Rechts 
der  Besteuerung  der  americanischen  Coloniecn  im  1 8.  Jahrhundert  werden  indessen 
wohl  einzelne  Massregeln  der  Zollpolitik  mit  dem  alten  königlichen  Recht  der  ,,Regn- 
lirung  des  Handels'*  in  Verbindung  gebracht. 

Im  14.  Jahrhundert  dringt  der  Einfluss  des  Parlaments  in 
Betreff  der  Zollerhebung  sonst  auch  factisch  im  Wesentlichen  dnrch. 
Die  Zölle  werden  bleibende  ordentliche  Steuern  (Abgaben 
auf  Wolle,  Felle,  Leder,  allgemeine  „Tonnen-  und  Pfund  steuern^'), 
bei  denen  die  alten  Zollsätze  erbliches  Kroneinkommen,  die  neuen 
und  die  Erhöhungen  (nova  oder   parva  customa,  darunter  später 
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knnders  die  für  fremde  Kauf  lente)  parlamentarisch  zu  bewilligendes 
EnkommeD  bilden. 

Der  Charmcter  ordentlicher  Einnahmen  auch  bei  letzteren  tritt  indessen  darin 
hant,  dam  dieselben  dem  Könif  als  Snbsidie  aaf  Lebenszeit  bewilligt  werden, 
Mkz&eh  seit  Ende  des  14.  Jahrhundert  (Richard  IL),  regelmässig  an  die  Tudora,  auch 
■  Jacob  L  In  characteristischer  Weise  wird  solche  Zollbewilligung  durch  die  dem 
fliillthiim  obliegende  Farsorge  für  die  Sicherheit  des  Staats  begründet,  also  durch 
imhr  alle  Besteoening  entscheidende  politische  Moment. 


So  wird  die  ,,indirecte  Besteuerung'^  sebon  damals,  wie 
a  der  modernen  Zeit,  der  Orundstein  des  engliscben  Steuer- 
lystems,  allerdings  mit  der  wesentlichen  Beschränkung  auf  diese 
E5lle  im  answärtigen  Verkehr,  während  andere  innere  indirecte 
lier  Verbraachsstenem ,  von  einzelnen  Maassregeln  der  Woll- 
bHteoeniDg  and  der  etwaigen  steuerartigen  Wirkungen  der  Stapel- 
nehte  ond  Handelsmonopole  abgesehen,  bis  in  die  Mitte  des 
17.  Jahrfaiinderts  fehlen.  Die  directen  Steuern  in  ihren  wechselnden 
BevilligaDgen,  stellen  gegenüber  den  Zöllen  dagegen  auch  damals, 
wie  jetzt  die  Einkommensteuer,  das  mehr  variable  Element  des 
Steterwesens  dar. 

(Jeher  die  staatsrechtliche  Seite  des  Zoll wcsens  s.  Gncist,  Vcrfassnngsgeschichte 
in.  TT,  165.  171,  S64,  393,  Dowell  I,  82  ff..  146,  163,  211,  Vockc  S.  2S5  ff. 
Lttterer  stellt  eine  zwar  nicht  sichere,  aber  plausible  Yennothnng  auf,  dass  der  be- 
ute wichtige  alte  WelnzoU  rom  eingeführten  fremden  Wein,  die  sog.  prisa  (pri- 
iigeJL  wonach  f&r  den  König  1 — 2  Tonnen  Wein  rom  Schiffe  in  natura  fttr  den  Hof- 
Wstf  genommen  werden  durften,  seinen  rechtlichen  Ursprung  in  der  hintersässischen 
lirfenngBpflicht  (porveyance) .  der  analog  auch  die  fremden  Kaufleute  unterzogen 
ieiea,  habe,  a.  a.  0.  S.  283. 

TechDisch  waren  die  alten  Zölle  allgemeine  Ein-  und 
Usfnbrzölle  fttr  Handelswaaren  in  Form  von  Werth- 
t511en  neben  einzelnen  höheren  specifischen  Zöllen, 
nter  denen  der  Weinzoll  bei  der  Einfuhr,  die  Zölle  auf  Wolle, 
follfelle,  Leder  und  auf  einzelne  andere  Stapelproducte  bei 
ier  Anafnbr  von  Anfang  an  voranstehen. 

IKe  Werthzfllle  wurden  frahur  nach  den  Facturen,  bez.  nach  eidlicher 
Deklaration  aufgelegt,  später  legte  man  amtliche  Werthe  in  „Taxbüchern" 
'^««ks  of  rat  es,  Preislisten)  zu  Grunde,  um  Missbräuche  zu  überwinden.  Diese 
Tothe  wichen  aber  wohl  Ton  rornherein  und  vollends  im  Lauf  der  Zeit  wieder  von 
ia  vizUichen  ab,  blieben  z.  B.  bei  dem  sinkenden  Geldwerth  im  16.  Jahrhundert 
ter  ihm  zurück,  worauf  man  neue  Taxbücher  ausgab.  Dies  war  aber  zugleich  ein 
fittd.  Bin  ohne  Aenderung  der  Zollsätze  die  Erträge  zu  erhöhen.  Besonders  seit  dem 
li  Jahrhondeit,  einzeln  schon  früher  machen  sich  dann  auch  protectionistischc 
Tcidenzen  in  der  Zollpolitik  und  Begünstigungen  der  einheimischen  vor  den  frcm- 
b  Eanflenten,  unter  denen  wieder  einzelne  Kategorieen  verschieden  behandelt 
'9ddi.  anch  in  den  Zollsätzen  geltend,  indem  letztere  für  die  Einheimischen  niedriger 
^Nien  werden.  Hierdurch  werden  die  Verhältnisse  noch  verwickelter,  als  sie  schon 
^Ofk  die  DnterBcheidun£  der  .,alten  oder  grossen''  und  der  theils  in  ZuschJagfonu, 
tö  als  neue  Abgabe  für  denselben  Artikel  auftretenden  „neuen  oder  kleinen'*  Zölle 
nrie  d^r  späteren  „Auflagen*'  (impoHts)  werden.     Wo  dieäe  verscliiedenen  Abgaben 
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nach  dem  Werth  erhoben  wurden ,  sind  wohl  selbst  verschiedene  amtliche  Preise  den 
verschiedenen  Zollsätzen  derselben  Waare  zu  Grunde  gelegt  worden. 

S.  auch  über  die  technischen  Puncte  be^.  Vocke  a.  a.  0.  n.  Dowell,  namentl. 
I,  S2— 88,  131—146,  1()3— 167,  211  ft.;  fUr  d.  15.  u.  16.  Jahrhundert,  bes.  für  die 
handelspolitische  Seite  Schanz  a.  a.  0.,  mit  der  Statistik  der  Zollerträge  im  2.  Bande 
S.  37  fr.    Manches  hängt  eng  mit  der  gesammten  Handelspolitik  der  Zeit,  den  Stapel- 
rechten,  der  Stellung  der  fremden  Kaufleute,  namentlich   auch  der  hansischen,  zu- 
sammen  und   betrifft  daher  die  uns  hier  wesentlich  allein  angehende  finanzielle  Seite  i 
de^  Zollwesens   nur  indirect.     Kine  veraltete  Terminologie,  die  sich,  wie  so   oft  in  . 
"Enjrland,  lange  erhielt,  erschwert  das  Verstündniss  noch.    Die  alten  WerthzöUe  waren 
wohl  eine  bestimmte  Quote  vom  Werth,  Vio«  ^/m-    ^^^  traten  dann  in  Verhandlungen  I 
mit  den   kaufmännischen    Korporationen  oder  in  Parlamentsbewillignhgen  Zuschläge,  u 
z.  B.  1302  3d.  p.  Pf.  St.  (V/^^/o)-     Die   „alten    oder  grossen  Zölle"   (antiqna 
seu  magna  customa)  umfasstcn  nach  der  Amtstorminologie  die  alten,  vor  der  Magna  .1 
(harta  bestandenen  nebst  den  parlamentarischen  Zuschlagsbewilligungen  von  1275,  die  ^ 
„neuen  oder  kleinen  Zölle*'  die  aus  Vereinbarungen  mit  den  fremden  Kauflenten 
1302  hervorgegangenen  Zuschlagzölle  bei  der  Ausfuhr  von  Wolle,  WoUfellen,  Häuten, 
gewissen  TUcheni,  Wachs,   daher  speciell  vom  fremden  Kaufmann  zu  bezahlende 
Zölle.     Aehnlich  tritt  zur  alten  prisage  von  Wein,    die  aus  einer  —  auch  bei  an-  *' 
deren   älteren  Zöllen   anfangs   vorgekommenen  —  Naturalquote  (das  so  und  so  vielta  ^ 
Fass,  z.  B.  das  lOte)  zu  einem  specifischen  (ieldzoU  geworden,  eine  neue  Zollabgab«  ^ 
der  Fremden  („butlerage'*,  später  , .Tonnen  geld",   ton  nage  genannt).    Finanziell  '■ 
am    Wichtigsten  war   lauge  Zeit   der  Ausfuhrzoll  auf  Wolle.     Das   Königthum  ^ 
sucht  den  Grundsatz  als  seine  Prärogative  festzuhalten,  ohne  Mitwirkung  des  Paria-  ^ 
ments  mit  den  Kaufleuten,  namentlich  den  fremden,  selbst  Zölle,  besonders  auch  neue  -^ 
Zuschläge  zu  vereinbaren,   so   wiederholt  vom  14. — 16.  Jahrhundert.     Das  Parlament  *^ 
reagirt  dagegen,   auch   wohl  auf  Anlass  von  Klagen,  z.  B.  Seitens  der  Grundbesitzer,  ^ 
die  darauf  hinweisen,  dass  die  Kaufleute  wegen  der  höheren  Wollzölle  eben  niedrigere  il 
Wollpreisc  zahlten,  also  doch   der  Landwirth  den  Zoll  trage  (1348,  Dow  eil  I,  185).  4 
Um   solche  Separatverhandluugen  des  Königs   mit  Kaufleutcn  und  Städten  zu  verbin-  li 
dorn,  bleibt  aber  dann  dem  Parlament  mitunter  nur  übrig,    selbst  Zollsubsidien  <l 
zu  gewähren.  k 

Aehnlich    fügte    die   Kegicrung   von   sich    aus   zu    den    „Subsidien'%    „Zöllen**  ^ 

(customs)  noch  „imposts"'   für  andere  Waaren  oder  als  Zuschläge  zu  sonstigen  Zoll-  '^ 

abga)>en,  so  unter  Maria,  Elisabeth  und  besonders  unter  Jacob  I.  (Tabak.  Corintheo),  ^ 

was  zu  Streitigkeiten  und  Processen  über  die  Kechtsbestäudigkeit  die^r  „Auflagen**  U 

und   schliesslich  mit  zu  den   politischen  Kämpfen   unter  Karl   I.   führte.  ''l 

Ueber  das  Verhältuiss  der  Erträge  der  verschiedenen  Zollkategorieen  J^ 

geben  die  Daten   u.  Tabellen  bei  Schanz   (II,  37,  481  Aufschluss.    Danach  ergaben  '^ 

z.  B.  während  der  Kcgierungszeit  Heinrich'  YII.  in  London  in  23 — 24  Jahren  die  ]| 
„Subsidic'*   rund  126,000,   die  parva  customa  97,000,  die  magna  customa  6400,  der 

Wollzoll   der  Stapelkauf leute    216,000,    zus.   447,000   Pf.   St.,    ebenso   während    der  ^\ 

Ro^ierung'szeit   Heinrich'    VIII.    in   London    in  c.   38  Jahren   die   Su)>sidie  388,000,  )| 

die   parva    customa  227,000    (wovon   Ausfuhrzoll   185,000,   Einfuhrzoll   42,000),   die  ^^ 

magna  customa  32,000,   der  Wollzoll  der  Stapelkauflcute  247,000,  zus.  die  Londoner  «H 

Zölle  überhaupt  895,000  Pf.  St.  Ertrag.     Bemerkens  werth  ist  der  kleine  Ertrag  der  L 

älteren  oder  magna  und  der  grotfso  der  neuen  oder  parva  customa,  dann  ganz  allge-  ' 

mein  characteristisch  das  Ueborwiegcn  der  Erträge  des  Ausfuhrzolls.  ^j 

Zollprobeu  aus  dem  15.  Jahrhundert,  zugleich  Proben  des  Did'erentialzoUsystems,  <( 

sind   z.  B.   unter  Eduard  IV.  (1460—83).   für  Wolle  (Sack)  und  Wollfelle  (240  Stück,  ,. 

früher  300):  Ausfuhrzoll  für  Inländer  33 Vg  sh.,  für  Ausländer  66*78  sh.,  ^^^  die  Last  } 

Leder  66*/,  n-  73 V,  sh.,  Tonnengeld   für  Wein   p.  Tonne  3  sh.,   für   süssen  Wein.  ^ 

von  Fremden  eingeführt  6  sh.,  Pfundgeld  von  anderen  Waaren  bei  Aus-  und  Einfuhr  ^ 

1  sh.  oder  5%  ^o™  Werthc  p.  Pf.  St.,  2  sh.  bei  einzelnen  Waaren,  von  Fremden  * 

exportirt,  so  Zinn  (Do well  I,  145,  Vocke  S.  91,  mit  weitren  Proben).  »j 

Zum  System  der  amtlichen  W  erthe  als  Grundlage  der  Werthzölle  ging  man  ,| 
jedenfalls  unter  Maria  um  1558  über,  vielleicht  schon  etwas  früher.  —  Die  Zölle,  hex. 

bestimmte  Arten  derselben,   waren   früher  mitunter  verpachtet  gewesen,   öfters  au  ^ 
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bade  Eftofleute.     Doch  fand  schon  im  18.  Jahrhundert  Selbstverwaltung:  der  Weil- 
Llederzdlle  statt  und  sp&ter  ist  diese  die  Kegel. 

3.  Neaere  Periode  (von  der  ersten  Revolution  bis  1815). 

§.  78.  —  I.  Veränderung  und  Ausbildung  der  Be- 
«teaerung  in  der  Zeit  der  Revolution  und  Republik.  Es 
waren  bekanntlich  besonders  steuerpolitische  Streitfragen, 
vdehe  zn  den  Zerwürfnissen  zwischen  dem  Stuart'schen  Königthum 
nd  dem  Parlament  geführt  haben.  Unter  den  Rechten,  welche 
fleh  Karl  I.  zusprach  und  practisch  ausübte,  erregte  die  eigen- 
■Iditige  Ausschreibung  von  .^Schiffsgeldern^^  am  meisten 
Aogemiss. 

Aaf  Grund  d&i  alten  königlichen  liechtea,  Mittel  zum  Schutz  des  Landes  in 
<ie£üir  ZB  eriieben,  und  der  Pflicht  des  Landes,  diesi'  Mittel  dann  zu  gewähren, 
mdeft  Mich  froher  schon  mitunter  ?on  den  KOstengegunden  die  Stellung  und  Aus- 
tMniig  joa  Schiffen  oder  statt  dessen  die  Bezahlung  von  Mitteln  dafUr  gefordert. 
Aa  solche  Pr&cedenzflüle  anknüpfend  wurden  1634  solche  „Schiffgclder"'  mittelst 
ttwriirhfr  YerordniiDgen  C^hip  writs")  ohne  parlamentarische  Zustimmung  auf 
4k  Sttdte  und  Gimlschilten  an  der  Koste  ausgeschrieben ,  in  festen  Summen ,  bez. 
■(&  ¥aniiig»be  der  fOr  die  einzeben  Orte  festgestellten  Schiffi»tellnngspflicht ,  aber 
ngu  die  YoTanssetzong:  in  Priedenszeit.  Gleichwohl  drang  die  Regierung  damit 
die  beaondere  Schwierigkeit  durch.  Dies  änderte  sich,  als  1635  eine  neue  Aus- 
vkiöhang  ron  Scbiffgeldem,  nunmehr  zugleich  für  die  Binnengebiete,  erfolgte«  wo- 
Wi  der  ViMSL,  auf  diese  Art  im  Grunde  nur  eine  nicht  bewilligte  Steuer  in  Form  einer 
j  itrscten  TennögeiiaBteiier  zu  erheben,  unrerkennbar  war.  Denn  nicht  auf  die  Schiffe, 
'<  »den  auf  das  Geld  war  es  abgesehen.  Die  Steuer  wiederholte  sich  noch  mehrfach, 
\  ftkite  za  BeaDStmndungen  der  Besteuerten  und  wurde  schliesslich  1640  vom  ..langen 
Pkriament"*  für  ungesetzlich  erklärt.  Eine  gerichtliche  Entscheidung  durch  einen 
.  pHteiisciMn  Gerichtäof  hatte  dem  König  Kecht  gegeben.  Die  Veranlagung  des 
I  .SckÜgeldtf'^  war  übrigens  besser  ab  diejenige  der  älteren  directen  Steuern  gewesen. 
I  (Dfiwell  L.  228 — 241,  eine  Uebersicht  der  Schifi'sstcllungspflichteu  für  die  einzelnen 
'  'jdfichafteu  o.  Städte  eb.  S.  265.  Auf  5  Tonnen  des  Schiffs  wurden  2  Mann  ge- 
Rchaet,  bei  der  Ablösung  in  Geld  fUr  die  Tonne  10  Pf.  St.) 

In  dem  nnnmehrigen  Kampf  zwischen  Künigthum  und  Parla- 
■CDt  haben  auf  beiden  Seiten  freiwillige  Beisteuern,  besonders 
Abfieferangen  von  Juwelen  und  Silbergeschirr  u.  s.  w.,  eine 
iigewObDiich  erhebliche  Rolle  gespielt.  Dann  ist  aber  seitens  der 
iiegreichen  Partei  in  der  Republik  auch  mit  neuen  starken 
eigentliehen  Steuern  vorgegangen  worden.  Die  directe  Be- 
rtraerting  von  Einkommen  und  Vermögen  erfolgte  in  der  wirk- 
itmeren  and  gleichmässigeren  Form  der  „Monatsanlagen''  an 
^e  der  älteren  directen  Steuern.  Vornehmlich  aber  wurde  jetzt 
eioe  omfasaendere  innere  indirecte  Verbrauchsbesteue- 
TiDgy  —  Ä c  eisen  —  begründet.  Diese  wurde  von  jetzt  an  neben 
len Zöllen,  in  deren  Tarifen  die  Einfuhrzölle  nun  allmählich 
ik  finanziell  wichtigere  Seite  werden,  die  Gnmdlage  der  britischen 
>taatsbei»teaerung  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein   und   besteht  in 

A.  W»fK«r:  FiBMXviwiMiiiekAft.  III.  12 
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Haupttbeilen  (Steuern  auf  Bier  und  Branntwein)  heute  noch.  Das  " 
energische  Cromweli'sche  Regiment  hat  insofern  in  England  dauernd  i 
nachgewirkt,  wie  das  Napoleonische  in  Frankreich.  Darüber  « 
können  die  späteren  Aenderungen  in  beiden  Ländern,  in  der  Re-  ; 
Staurationszeit  und  in  den  folgenden  Perioden,  nicht  täuschen.  « 
Die  alten  directen  Steuern  (Subsidien  und  „  Fünfzehnte!  und  .i 
Zehntel'^)  genügten  nach  Veranlagung,  Höbe  und  Zahlungstermin  ■ 
(jährlich  oder  halbjährlich)  den  Bedürfnissen  nicht  mehr.  An  ihre  '* 
Stelle  traten  die  „Monatsanlagen  (monthly  assessments) ,  eine  ^ 
directe  Vermögen-  und  Einkommensteuer  nach  neuer  » 
Veranlagung  unter  umfassenderer  Einbeziehung  von  Besoldungen  j] 
(ausser  in  Heer  und  Flotte)  und  anderem  persönlichen  Erwerb,  u 
monatlich  zahlbar.  ,^ 

Sie  wurden  nach  Bedarf  in  Monatssommen  festgestellt  (35,000—120,000  Pf.  St  ^^ 
in  England,  Jahresdurchschnitt,  incl.  Schottland  u.  Irland,  1  Mill.  Pf.  St)  und  diese  *} 
Summen  dann  auf  die  Grafschaften  und  Städte  nach  dem  höchsten  früheren  Subsidien^  ^i 
betrag  einer  jeden  repartirt.  Diese  localen  Einheiten  hafteten  dann  ftlr  ihre  Quote,  "ii 
Die  Subrcpartition  auf  die  Einzelnen  wurde  gegen  die  Subsidie  verbessert,  indem  dto  ^i 
Localgcwalten  statt  der  Commissäre,  welche  bei  der  Subsidie  vom  Lordkanzler  and  ^ 
anderen  obersten  Beamten  ernannt  waren,  die  Veranlagung  besorgten.  Bei  Grund  und  '4 
Boden  war  der  Inhaber  zahlungspflichtig,  mit  dem  Recht,  wenn  er  Pächter,  den  4i 
Pachtzins  um  den  Steuerbetrag  zu  kürzen.  (Dowell  II,  4 — 6,  Vocke  S.  495  £)  —  ii 
Eine  andere  directe  Steuer  war  eine  Zeitlang  eine  „Mahl zeitst euer'*  (meal  tax),  % 
im  Betrage  des  Preises  einer  Mahlzeit  in  der  Woche  von  jeder  Person. 

Das  alte  Zollwesen  blieb  bestehen,  handelspolitische  und  !j 
politische  Gesichtspunkte   führten    aber   zu   einzelnen  besonderen 
Maassregeln.  ^ 

Wollausfuhrverbot,  höhere  differentielle  Belastung  spanischer  Weine,  zeitweises  ^' 
Verbot  der  Einfuhr  französischer  Weine,  Seide,  WoUe  als  Repressalie.  (Do-  I^ 
well  II,  6,  7.)  ^ 

Am  wichtigsten  war  die  Einführung  innerer  Verbrauchs-  ^ 
steuern  auf  eine  Anzahl  Artikel  (1643),  eine  Accise  (exci8e>^ 
mit  noch  holländischem  Muster,  zahlbar  beim  Verkauf  der  Artikel.  ] 
Eine  in  England  früher  nur  in  einzelnen  Fällen  versuchte,  niemak  ^ 
eingebürgerte  Steuerform,  welche  das  KOnigthum,  selbst  die  StuartSi  ^ 
nicht  einzuführen  gewagt  hatte  und  welche  jetzt,  wie  ähnlich  ^'' 
gleichzeitig  auf  dem  Continent,  trotz  anfänglicher  Abneigung  und  ^' 
Widerstand  des  Volkes  angenommen ,  auch  im  Parlament  ähnlich  ^ 
günstig  wie  damals  vielfach  auf  dem  Festlande  beurtheilt  wurd^  ^ 

„The  most  equal  and  indifferent  levy  that  could  be  laid  on  the  people'*,  1629  ^ 
<Dowell  II,   11).     Zuerst  wurden   1643  besonders  Getränkesteuern   auf  inlftn-  ^ 
dische   Artikel  (AIo,  Bier,  Aepfel-   und  Bimwein,  Branntwein),   eingeführt,   1644  , 
aber  auch  Fleisch,  Victaalien,  Salz,  Alaun,  Vitriol,  Hopfen,  Saffran,  Stärke,  Heth,  ' 
gewisse  Mützen,  alle  Arten  Hüte,  Seiden-  und  Wollwaaren,  Zinn,  Eisen  u.  verschie-  || 
dene  Eisenwaaren.  Kupfer.  Blei,  Ciftschutze ,  (ilas  u.  (ilaswaarcn,  Öele,  Seife  u.  a.  m. 
einer  „excise**   (,.new    impost")    unterworfen.      Die  auf  Zeit   aufgelegten    Steuern  ^ 
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iidea  später  feriängert,  nur  Fleisch  u.  heimisches  Salz  wieder  frei  gegeben, 
le  rom  ParUment  eingesetzte  Verwaltung  hatte  eingreifende  Befugnisse  zur 
■nok  nnd  GonfiscatioD ,  mit  entsprechenden  Straf bestimmungen ,  auch  das  Recht 
r  Terpftchtnng  der  Einhebung.  SteuerpflicbtigüS  Subjcct  war  meistens  der  Produ- 
kt (bei  Hopfen  der  Pflanzer),  mitunter  der  en>te  K&ufer,  auch  wohl  der  Exporteur 
•  bei  Zinn).  In  Verbindung  mit  der  Accise  u.  deren  Tarif  wurde  der  Einfuhr- 
•Iltarif  entsprechend  umgestaltet  und  erweitert,  einzelne  Sätze  erhöht,  nacli  fioanz-. 
US-,  schntzzollpolitischen  Gesichtspuncten.  Speci fische  kommen  neben  Werth- 
illsitzen  ror.  Für  letztere  wird  ein  neues  amtliches  Wcrthbuch  eingeführt;  dii- 
iBm  ucht  besonders  genannten  Artikel  zahlten  5  "/„  vom  ;reschätzteu  Wcrth.  ( I)  o  - 
eil  II,  S-~16,  daselbst  Auszüge  aus  den  Tarifen.     Vocke.  S.  360  IT.) 

l'nter  den  Colonialwaaren  beginnen  Zucker  u.  besonders  Tabak  wii-htigcr«.* 
inniaitikel  zu  werden,  wobei  nur  die  ditferentielle  Btfhandluug  der  frigenen  Colonial- 
nach'  dem  zur  Herrschaft  gelangenden  liandclspolitisclien  System  das  tiscalische 
beeintrichtigt.  Die  Besteuerung  des  Tabaks  hatte  sihon  unter  Jacob  I.  be- 
wo  1604  in  luus-  u.  sittenpolizeilicher  Tendenz  der  yirginische  Tabak  einer 
■cUagstener  aus  ,Jmpost''  auf  Grund  königL  Verordnung  ?on  6V3  sh.  p.  Pfund  (ie- 
kk.  neben  der  allgemeinen  Abgabe  ?on  2  d.  nach  dem  Zoilbuch,  unterworfen 
«den  war.  Der  aufkommende  inlindische  Tabakbau  wurde  dann  mit  aus  fiscalisühen 
ciidea  rerboten,  die  Einfuhr  von  Tabak  an  Speciallicenzeu  gebunden.  Die  KepubÜk 
aiOte  den  Tabak  stark  ditferentiell  (id.  p.  Pfund  Gewicht  von  englischen  Golonien, 
A.  von  anderen  Lindem).  Wie  überall  dehnte  sich  trotz  Steuer  und  anfdnglicher 
ofiigii^  oder  missliebiger  Benrtheilung  des  „Tabaktrinkens''  das  Bauchen  aus  und 
KhMB  die  Ertrige  der  Steuer  an.  Durch  das  festgehaltene  Verbot  des  inländischen 
lUhans  kat  sich  England  die  Möglichkeit  gesichert,  in  der  noch  heute  bestehenden 
«■hoben  Einfuhrzolls  den  Tabak  zu  besteuern,  ohne  für  fiscalische  Zwecke 
■  Monopol  greifen  zu  mOssen  (Do  well  IV,  265  ff.,  I,  218  ff.,  Vocke  S.  301,  340, 
»  aber  die  scharfe ,  auch  sachlich  kaum  begründete  Bemerkung  gegen  das  Verbot 
s  id^dischen  Tabakbaus  —  „der  Ausbund  aller  gewaltsamen  Eingriffe  in  die  Rechte 
H  EigeDthiinis^'  (!)  —  und  die  daran  geknüpfte  Invective  gegen  das  republicanische 
ie^Bent  sich  schon  dadurch  erledigen,  dass  das  Verbot  damals  nicht  erst  eingeführt, 
An  nur  bestätigt  worden  ist). 

Die  EinfÜhniDg  der  Accisen  in  das  Steuersystem  in  der  da- 
itligen  Zeit  in  England,  wie  unter  ähnlichen  schwierigen  Ver- 
ütDissen  auf  dem  Continent  (auch  in  Deutschland),  auch  wie  noch 
I  19.  Jahrhundert,  während  des  Bürgerkrieges  in  Nordamerika, 
iUet  ein  wichtiges  Moment  der  vergleichenden  Finanzgeschichte: 
ie  innere  indirecte  Verbrauchsbesteuerung  stelltsich 
ier  regelmässig  als  ein  brauchbares  und  wenigstens 
elativ  nothwendiges  Hilfsmittel  ein,  Finanzschwierig- 
eiten,  welche  anspolitischen  Verhältnissen  hervorgehen, 
irierwinden  zu  helfen.  Die  erste  französische  Republik  konnte 
iB  diesem  Mittel  nur  absehen,  nachdem  sie  es  aus  überwiegend 
Ndriniren  Gründen  aufgegeben,  weil  sie  rücksichtslos  zur  Papier- 
ddpresse  griff,  was  bei  ordentlichen  Steuereinnahmen,  besonders 
(crbranchssteuem  y  wenigstens  nicht  in  diesem  Maasse  nothweudig 
^worden  wäre. 

Die  englische  Republik  aber  hat  bei  allen  Mängeln  ihres 
^ersysteros  doch  immerhin  eine  Besteuerung  geschaffen,  welche 
tt  er!«te  und  wesentlichste  Problem  alles  Steueiwesens  gelr»8t,  den 
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ersten  der  ,, leitenden  obersten  Steuergrundsätze '^  erfüllt  hat:  die 
Mittel  für  grosse  und  rasch  gestiegene  Bedürfnisse  eines  Staats- 
haushalts organisch  im  Wege  der  Besteuerung,  statt  bloss 
oder  überwiegend  im  Wege  der  Schulden ,  zu  liefern  und  damit 
eine  durch  die  Verhältnisse  einmal  gebotene  Thätigkeit  des  Staats 
finanziell  zu  ermöglichen. 

Bei  der  Beartheilong  solcher  geschichtlicher  and  practischor  Verh&ltnuise  sind  die 
Sätze  der  ,,aUgemeinen  Steuerlehre''  mit  Recht  die  Richtschnur.  S.  Fin.  II,  S.  231  ff.  über 
di«'  ««finanzpolitischen  Grandsätze''  der  Besteaerang  und  deren  berechtigtes  Yoranstoheft. 

§.  79.  —  IL  Die  Periode  der  Restaurationszeit  und 
der  letzten  Stuarts  (1660  —  1688).  Die  Restauration  ver- 
sucht zwar  in  der  directen  und  indirecten  Besteuerung  auf  das 
ältere  System  zurückzugreifen,  aber  ohne  entsprechenden  Erfolg. 
Die  noch  einigemale  angewandten  alten  Formen  der  directen  Steaem 
(Subsidie)  erweisen  sich  zu  mangelhaft.  Es  müssen  für  ausser- 
ordentlichen Bedarf  die  ,, Mona tsan läge n^'  der  Republik  und 
besondere  neue  Kopfsteuern  dienen,  und  eine  Heerdstener 
wird  sogar  eine  ordentliche  directe  Steuer,  auch  eine  ,yBanquier» 
besteuerung''  und  eine  Steuer  auf  gewisse  andere  Ein- 
kommen wird  eingeführt.  Die  älteren  Zölle  (Tonnen-  und 
Pfundgeld)  werden  mittelst  eines  neuen  Zolltarifs  und  Hinzn- 
fügung  von  neuen  Abgaben  auf  Weine,  Zucker,  Tabak,  französische 
und  indische  Leinen-  und  Seidenwaaren  und  Branntwein  weiter 
entwickelt  und  dem  König  Karl  II.  auf  Lebenszeit  bewilligt.  Da 
das  ehemalige  erbliche  Kroneinkommen  zur  Bestreitung  der  ihm 
obliegenden  Ausgaben  ftir  den  königlichen  Hof  und  Haushalt  und 
für  die  auf  jenes  Einkommen  mit  angewiesenen  Verwaltungs- 
bedürfnisse nach  dem  Zusammenschmelzen  des  älteren  Domaniums 
und  der  Aufhebung  der  alten  Feudalgefälle  nicht  mehr  ausreichten, 
musste  es  anderweit  ergänzt  werden.  Dies  geschieht  u.  A.  durch 
die  Bewilligung  einer  „erblichen  Accise'S  besonders  auf  Ge- 
tränke (einschliesslich  Kaffee,  Thee,  Ghocolade),  wozu  noeh 
eine  „temporäre  Accise''  in  Zuschlägen  auf  dieselben  Artikd 
tritt.  Durch  diese  Einrichtungen  wird  das  System  der  „Givil- 
liste'^  in  England  eingeleitet:  der  einzige  Punkt  von  dauernder 
Bedeutung  aus  den  Neuerungen  der  Restaurationszeit.  Auch  Ab- 
gaben im  Gerichtsverfahren  werden  neu  eingeführt. 

S.  über  das  Einzelne,  das  hier  nicht  specieller  interessirt,  Dowell  II,  17 — 87, 
Vocke  S.  497,  511,  299  ff.,  362  u.  sonst  passim.     Die  1670  versuchte  directe  Be- 
steoerung   gewisser  Einkommen    sollte   namentlich  Leih-    u.  Geldcapital   treffen 
(15  sh.  ?.  Pf.  St  oder  '/♦  7o  von  100  Pf.  St.  Banquiercapital  und  von  an  den  KOnig' 
geliehenem,  tlber  6  Vo  rerzinsiichen  Capital  —  also  eine  Zinsreduction  — ,  6  sh.  oder 
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IJ*«  ram  soosti^en  beweglichen  VermÖKeD,  1  sh.  |ö  %]  von  (iruml-  u.  I^Tf?- 
«obennp.  2  sh.  rem  Pf.  St  oder  10  7«  ^ou  Bctfoldangcn  u.  dgl.).  Ueber  di*» 
Xifilliste^',  die  cnt  ällmihlich  ?on  anderen,  als  den  den  eigentlichen  königlichen 
Hrf-  QBd  HandbedArf  betreffenden  Anigmben ,  vOllig  ervt  im  19.  Jahrhundert ,  befreit 
fvde,  frfiher  den  HaopttheÜ  der  Kosten  der  Civilvenraltang  u.  A.  m.  mit  amfassto, 
i  hereits  Fin.  L  3.  A.  §.  175,  S.  405. 

IIL  Die  Periode  von  Wilhelm  III.  bis  zur  franzö- 
liiehen  Revolation  (1688—^1793). 

§.  80.  Allgemeiner  Gharacter  dieser  Zeit.  Die  bestim- 
MBden  allgemeinen  Factoren  f&r  die  Entwicklung  des  britischen 
Rmoz-  and  Steuerwesens  sind  hier  die  wiederholten  grossen 
■d  kostspieligen  Kriege,  welche  stets  mit  einer  starken  Vor- 
■ehnmg  der  Staatsschuld  und  einer  mit  daraus  hervorgehenden 
teeraden  Erhöhung  des  Finanzbedarfs  verbunden  waren ,  femer 
ie  defiDitive  Einbürgerung  des  parlamentarischen 
Pirteiregiments,  in  Händen  einer  Aristocratie ,  welche  in  der 
Snerpolitik  doch  ähnlich  wie  der  Absolutismus  auf  dem  Continente 
fie  indirecte  Verbrauchsbesteuerung  als  die  weniger  unmittelbar 
irlekende  za  einseitig  begünstigte,  ohne  an  der  Gefahr  einer 
DdierUstang  nach  Unten  zu  Anstoss  zu  nehmen.  Der  Gang  der 
Eitwieklaog  im  Grossen  tritt  in  den  für  Grossbritannien  vollständiger 
ih  für  andere  Staaten  in  dieser  Zeit  vorliegenden  und  einigermassen 
mgieicbbaren  Zahlen  am  deutlichsten  hervor. 

Xadi  d.  Betnins  Über  public  income  a.  ozpenditnre  giebt  Do  well  <;inige  llaupt- 
riaea  für  die  einzelnen  Perioden,  woraus  hier  folgende  Zusammenstcllunf^  u:ehildet 
vird  (in  MilL  Pf.  St). 
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Die  Zahlen  der  Amgaben  beziehen  sich  (ausser  um  1810)  auf  die  Friedeusotats 
betreffende  Zeit;  bei  der  Schuld  umfassen  sio  den  Dienst  der  Leib-  und  Zeit- 
■aei  Bit     Ixland  aiisgeschloflsen. 

SpecieU  wmr  (Dow  eil  II,  402)  in  MiU.  Pf.  Stder 

läef  in  IiL  a.  gtgtn  Frankr.  16S8 — 97      .    .    . 

Spa.  ErfoLkrieir  1702—13 

löeg  Bit  Spanien  1718— 21 

Dit  u.  tot.  Erbf.krieg  1739—48 

&^jihr.  Krieg    1756—63  (Ausgaben  bis  1766) 
iMac.   Uoabhangigfc.brieg    1776—85  (Ausgaben 
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§.  81.  —  1.  Die  dir ecte  Besteuerung  wird  das  Gebiet  manch-  I 
facber  Versuebe,  nacbdem  einmal  die  alten  Formen  aufgegeben  i 
und  aueb  die  ,, Monatsanlagen''  der  republikaniscben  Zeit  nicht  r 
mehr  ttir  genügend  befunden  waren.  Nach  bald  wieder  beseitigten  i 
abgestuften  Kopf-,  Classen-  und  Standessteuern,  6e-  i 
burts-,  Heiraths-  und  Begräbnisssteuern,  welche  auf  eine  i 
robe  Art  Einkommensteuer  hinauskamen,  auch  Junggesellen-  n 
Steuer,  blieb  die  Hauptsteuer  doch  die  als  Quotitäts-,  Vermögens-  e 
und  Einkommensteuer  gedachte,  sebr  bald  zur  Repartitionssteuw  « 
werdende  Landsteuer  (landtax  1692).  Sie  umfasste  principiell  i; 
den  Ertrag  beweglichen  Vermögens  und  gewisser  persönlicher  Ein-  i 
künfte  (Besoldungen)  mit,  anfangs  auch  factisch,  aber  sie  wurde  h 
im  Laufe  der  Zeit  fast  gänzlich  zu  einer  Grundsteuer  von  real-  | 
lastartigem  Character,  deren  lange  Zeit  veränderlicher  SteuerfusB  | 
sich  Ende  des  18.  Jahrhunderts  auf  den  ursprünglichen  Normalsats  j 
von  20%  festsetzte.  Da  die  Veranlagung  nach  dem  ursprünglichen.  ^ 
Kataster  verblieb,  bildete  sich  dieser  Charakter  nur  um  so  schärfer  ^ 
aus,  wobei  die  Steuer  den  Character  als  „Steuer''  immer  mehr  •; 
verlor,  auch  nach  der  Entwicklung  der  einzelnen  Gegenden  natürlich 
immer  ungleichmässiger  wurde.  In  dieser  Versteinerung  bot  sie 
die  Gelegenheit,  in  der  schweren  Zeit  der  französischen  Bevolutions-  '^ 
kriege  Gegenstand  einer  grösseren  Finanzoperation  zu  werden,  ^ 
indem  ihre  Ablösung  seitens  der  Verpflichteten  wie  auch  ihrer  Er-  ^j 
Werbung  als  feste  Rente  seitens  Dritter  durch  entsprechende  Capital- 
zahlung  unter  ziemlich  günstigen  Bedingungen  gestattet  wurde:  eine 
Maassregel,  welche  bis  in  die  neueste  S^eit  hinein  fortgesetzt  worden 
ist  und  die  verhältnissmässige  Unbedeutendheit  des  Rests  dieser 
„Landtaxe"  im  heutigen  britischen  Finanzwesen  erklärt. 

Zu  dieser,  soweit  sie  noch  als  Steuer  anzusehen  war,  eine  i 
Ertrags- Grundsteuer  darstellenden  Landtaxe  kam  nach  Beseitigung  ^ 
des  unpopulären  früheren  Heerdgelds  eine  Haussteuer  in  Form 
einer  Fensterstener  (1696),  später  (1778)  trat  dazu  noch  eine  ^ 
besondere  Ertragssteuer  von  Wohnhäusern.  ^ 

Eine  Reihe   von  anderen  Steuern  haben  etwas  vom  Character  t. 

m 

einer  Gewerbesteuer  an  sich  und  stellen  eine  Art  Special- ^ 
Gewerbesteuern  dar.  Sie  lassen  sich  aber  auch  und  zum  Theil  \ 
noch  mehr  (mit  Vocke)  als  „Anhängsel  indirecter  Consnm-  ** 
tion 8 steuern"  ansehen.  So  schon  aus  dieser  Periode  die  Steuern  ^ 
auf  „Verkehrs-Gewerbe"  (Halten  von  Stadtdroschken,  hackney  ^ 
coaches,  seit  1691,  bez.  1694,  Landkutschen,  stage  coaches,  1694  1^ 


Directe  Steuern  seit  ir»ss.  \^i^ 

bez.  1775,  Mietbpferde  und  Miethwagen,  1771*;;  ferner  Steuern  auf 
Gewerbe,  welche  sich  mit  aecisepflichtigen  Gegenständen 
beschäftigen,  wo  der  Licenzzwang  zn  einer  Besteuerung  (Licenz- 
abgabe)  benutzt  wurde,  (s.  §.  86,  besonders  auf  die  mit  Bereitung, 
Verkauf,  Ausschank  von  Branntwein,  Bier,  Wein  u.  dgl.  sich  be- 
fusenden  Gewerbe);  weiter  meist  schon  aus  dieser  Zeit  Steuern 
inf  Gewerbe  und  Beschäftigungen  der  Rechtsanwälte,  Notare, 
Bankhäuser,  Auctionatorcn  u.  a.  m.  Auch  eine  Besteuerung 
der  Hansire r  und  ähnlicher  Personen  (16i)7),  ferner  einmal  eine 
aUgemeiDcre  Ladenstener  (1785—81^)  ist  vorgekommen  und 
önzelDe  andere  directe  Steuern  (auf  Actiencapital  gewisser  Art, 
1698,  auf  Besoldungen,  1758)  sind  versucht  worden. 

Daa  Ganze  dieser  directen  Steuern  ntellt  etwas  selbst  für  eng- 
fiMhe  Verhältnisse  auffallend  Systemloses,  Wirres  und  WillkUhr- 
Sdies  dar.  Gleichwohl  erhielt  sich  Manches  davon  bis  in  die 
leoeste  Zeit. 

§.  $2.      Die  schon   unter  der    Uestauradun   vur^uchtcn   Kopfätuucrn    dieuton 
ottr  Wühelm  IIl.  seit  16b9  einige  Male  zur  Deckun<r  des  au3seronl(>ntlicb(.>n  Bedarfs 
iitr  KiiegazvecLc ,  zuletzt,  da  sie  unpopulär  und  unzweckmässig  waren,  169S.     Diese 
Steoem  vmreo,  wie  die  früheren  ähnlichen,  keine  reinen  Kopfsteuern,  sondern  nach 
;    laap.  Beruf,  L«;beD88tellunfr,  ungefährer  Ein  kommonschät  zun  g  u.dgl.  m. 

iikainfL  Sie  giugen  aber  auf  die  „kleinen  Loute**,  Händler,  Handwerker,  Arbeiter, 
OiMbotea.  au^chliesslich  wirklich  Amte  und  Allmosenempfanger,  herab,  in  foston 
fitzca.  wohl  einmal  mit  einem  Minimum  vun  ]  d.  p.  Woche,  in  einmaligen  oder  mehr- 
1  uligea  BiUen  im  Jahre,  mit  Jahreserträgen  bis  000,000  Pf.  St.  und  darul»cr,  also  doch 
1    eikeWich.     (Do well  HI,  9  ft'.,  4S  IT.,  Vurke  S.  .'ill  lt.,  daselbst  Tarifproben  u.  di-l.) 

9  Wie    diese    Kopfsteuern    waren    auch    die    siltsamen  (icburts-.    Ueiraths-, 

SIeerdigungs-,  Junggesellensteuern  eine  unvollkummcne  Art  Einkommen- 
Seatf.  b«n  der  man  wie  bei  indirecten  Steuern  (auch  Verkchrsstcucrn)  an  oin  be- 
I  flamt'rs  Ereiguisb  oder  einen  Zustand  die  subjcctive  Steuerpflicht  anknüpfte  und  durch 
leracksicfati^nng:  von  Rang,  ß<.'ruf  und  I>ibensstcUuntr  die  verschiedene  Leistung^- 
f^Üffieit  and  die  stärkere  Steuerkraft  der  Vornehmen  und  Reichen  zu  IterUcksichtigen 
isrif.  Sie  trafen  aber  schliesslich  Jedermann,  mindestens  mit  dem  niedrigsten  Satze 
'4d.  bei  Gebort»-  u.  Todesfallen,  2'/j  sh.  bei  Verheirathung ,  1  sb.  den  Junguresellün). 
I'«»ell  II,  4»,  Tarif  ü,  409.  Vocke  S.  5H-.  Die  St..uer  bestand  HiOö— 170ß, 
JikrescTtn^  aofang^  c.  52.000  Pf.  St..  später  weniger. 

Der  ..Landsteuer*  (Landtaxe)  von  1092  waren   108S  noch  Vermögenssteuern 

J  ForB  der  Mouatsanlagon,  dann  10S9  eine  Steuer  vorangei^ngen.  bei  welcher  (irund- 

leaxz  und  Verwandtes  nach  dem  Ertrag,   persönliches  Vermögen   nach   dem  Werth. 

I    ^  unter   Annahme   einer   (»  %    Rente   davon    als   Einkommen ,    Einkommen    von 

;    Aeatem  a.  d^L   (erd,  Kriegsdienst)  nach  den  Gehalte   veranlagt  war.     Diese  Gniud- 

>    lifc  hUeb  auch   bei  der   1692   als  Kriegshilfe  gewälirten  „Pfundrate''  von  4  sh.  oder 

;    21*',:  HaashaltinFcntar  und  ländliches  Betriebscapital  war  frei.     Die  Einschätzung 

'    VIT  lagen ügend  ,   sie  ergab  zunächst  1.92  Mill.  Pf.  St.  Ertrag,  in   den   3  folgenden 

[    Urea  bei  dem  Streben  nach  Ermässiguni;:  der  Einschätzun<r  »citens  der  Besteuerten 

!    vaifer.     Eben  diese  Wahrnehmung  führte  dazu,  1G97  eine  feste  Summe  als  Re- 

}    |irtitions4aote  auszuschrei))en  und  diese  nach  der  bislierigen  Veranlagung 

[    ^B  1692    auf    die  Grafschaften    und   Kirchspiele  zu    vcrtheilen.     Jene. 

^läne  wurde,   ziemlich  genau  nach  Maassgabe  der  fnllicren  Einschätzungen  einer 

.Dftischillingrate^',   auf  1.484,015  Pf.  St.  oder  auf  494,671  Pf.  St.  p.  Schilling  vom 

H.S^  festgesetzt,   der  Schilling  nahezu  also  7«  Mill.  Pf.     In  dieser  Weise  wurden 
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von  da  an  bald  2,  bald  3  oder  4  sb.  auägescbriebeu,  in  Kriegszoitcu  mebr,  in  Friedens- 
zeiten weniger.  Die  Staatscasse  bekam  so  freilieb  einen  fast  gar  nicbt  schwankenden 
Ertrag  verbürgt,  da  die  Grafecbaften,  Städte,  Kircbspiele  für  ihre  Quote  aufkommen 
mnssten.  Aber  die  locale  Yertheilung  und  reelle  Belastung,  schon  ursprünglich 
mangelhaft  genug,  wurde  natürlich  immer  ungleichmässiger.  Die  Subrepartition  der 
Quoten  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  erfolgte  nach  dem  Gesetz  und  thats&chlich 
mit  Unterscheidung  von  3  Kategorieen  von  Personen  durch  specielle  Einschätzung: 
1)  auf  die  Besitzer  beweglichen  Vermögens  (Geld,  Forderungen,  Waaren  u.  s.  w.,  also 
au  sich  Rentiers,  Kaufleute,  Gewerbetreibende  u.  dgl.  m.)  nach  dem  früheren  Satz 
von  6  7o  ^^^  Werth  als  muthmaasslichem  Einkommen;  2)  auf  gewisse  Öffentliche 
Beamte  (ezcL  Kriegsdienst)  und  im  Princip  auch  auf  Personen  mit  sonstiger  gewinn- 
bringender Th&tigkeit;  3)  auf  die  Eigenthümer  von  Grundstücken  u.  dgl.  unbeweg- 
lichem oder  diesem  gleichgestelltem  Vermögen  (z.  B.  Zehnten).  Die  beiden  ersten 
Kategorieen  wurden  nun  nach  dem  ausgeschriebenen  Schillingfusse  besteuert;  was 
dann  von  der  aufisubringenden  Quote  noch  übrig  blieb,  hatte  der  Grundbesitz  nach 
dem  veranschlagten  Ertrage  zu  übernehmen.  Da  nun  im  Verlauf  der  Zeit  die  erste 
Kategorie  von  Personen  ohne  Ersatz  durch  neue  allmählich  fast  ganz  aus  der  Ein- 
schätzung herausfiel,  auch  bei  der  zweiten  Kategorie,  den  Beamten  u.  s.  w.,  eine 
ähnliche  Entwicklung  eintrat,  musste  später  die  ausgeschriebene  Kirchspiel- 
quote fast  ganz  vom  Grundbesitz  aufgebracht  worden.  So  ward,  nicht 
nach  Absicht  des  Gesetzes,  sondern  nach  mangelhafter  Durchführung  eines  an  sich 
nicht  falschen  Prindps,  desjenigen  der  Repartitionssteuer,  die  „Landtaxe"  thatsäch- 
lich  fast  vollständig  eine  Art  roher  Grundsteuer.  Nur  geringfügige  Reste  der 
Landtaxe  blieben  gewohnheitsmässig  an  einzelnen  Aemtem  und  einzelnem  bewege 
liebem  Besitz  hängen.  Auch  diese  Roste  wurden  bei  den  Besoldungen  1S76  (zol6& 
noch  823  Pf.  St.  Ertrag!)  und  beim  beweglichen  Besitz  schon  1833  ausgehoben. 
Wie  in  anderen  Fällen  hatte  der  Pächter  die  Steuer  zu  zahlen,  mit  dem  Recht  dafür 
den  Pachtpreis  zu  kürzen.  Ein  ähnliches  Recht  des  Grundbesitzers  seinem  Gläubiger 
gegenüber,  welcher  letztere  anfangs  in  der  ersten  Kategorie  von  Personen  mit  steuer- 
pflichtig war,  hatte  wohl  schon  von  vorne  herein  keine  wesentliche  practische  Be- 
deutung und  verlor  sie  natürlich  später  ganz.  Nach  der  Union  wurde  SchotÜand  mit 
einem  festen  Betrage  von  rund  48,000  Pf.  St.  als  voller  (4  sh.-)  Rate  in  die  Land- 
taxe einbezogen.  —  Der  den  Grundbesitz  betreffende  Theil  der  Landtaxe  war  zu  dem 
zuletzt  eingebürgerten  Fuss  von  4  sh.  p.  Pf.  St  unter  Pitt*s  Verwaltung  für  bleibend 
erklärt  una  1798  zur  Ablösung,  bez.  zum  Ankauf  freigestellt  worden  (zuerst  zum 
40fachen  in  den  damals  niedrig  stehenden  3  7o  Staatsschuldscheinen  oder  zum 
30fachen  baar,  später  günstiger).  Von  dem  Betrag  von  etwas  über  2  Mill.  Pf.  St 
(2,037,627)  incl.  Schottland  nach  der  vollen  4  sh.-Rate  war  so  1810  noch  1,438,000, 
1820  1,204,000,  1860  1,149,000,  gegenwärtig  noch  1,064,000  Pf.  St  Jahresertrag  der 
alten  Landtaxe  übrig  geblieben.  S.  Dowell  II,  50—53,  73,  82,  87,  99,  125,  215, 
III,  93—102,  Vocke  S.  499—504,  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  Aufl.  Ü, 
781  ff.,  790 — 793  (eingehend,  bes.  über  die  Veranlagungs-  u.  Einschätzungsbdbörden), 
kürzer  3.  Aufl.  11,  626,  628  —  629.  Auch  Gneist,  d.  engl.  Grundsteuersystem, 
Berl.  1859. 

Die  neue  Haussteuer  begann  1696  als  classificirte  Fenstersteuer 
(z.  B.  2  sh.  für  jedes  Wohnhaus,  —  excl.  Hütten  (cottages),  d.  h.  Häuser,  die  keine 
Kirch-  u.  Armenraten  zahlten  —  mit  weniger  als  10  Fenster,  10 — 20  Fenster  6,  20  a. 
mehr  10  sh).  1709  wurden  diese  Sätze  für  grössere  Häuser  erhöht  1747  wurde, 
z.  Th.  um  die  Umgehung  der  Steuer  durch  Fensterschluss  zu  verhindern,  eine  feste 
Hausstcuer  von  2  sh.  für  jedes  bewohnte  Wohnhaus,  mit  einer  Fenstersteuer 
für  Häuser  von  10  und  mehr  Fenstern  nach  einem  progressiven  Tarif  bei  steigender 
Fensterzahl  verbunden.  Später  wurden  die  Steuersätze  weiter  gesteigert.  Im  J.  1778 
wurde  dazu  noch  eine  neue  Haus-Ertrag  Steuer  gefügt  (kleine  Häuser,  Geschäfts-  u.  dgl. 
Hänser  frei,  Fuss  von  2*/«  und  bei  grösseren  Häusern  von  5  Vo  1*779  bez.  2'/^,  S'/^, 
5  Vo).  Die  Fenster-  wie  die  Haussteuer  waren  übrigens  vom  Inhaber,  nicht  vom 
Eigenthümer  als  solchem  zu  zahlen ,  —  mit  Ausnahmen  bei  der  Fenstersteuer  — ,  also 
keine  directe  Ertrags-,  sondern  Wohnungs-  oder  Miethsteuer.  (Dowell  II, 
54,  118,  169,  in.  193—197,  204—207,  Vocke  S.  468  ff.,  Gneist,  Verwaltungsrecht, 
Aul  H,  798,  8.  A,  II,  637.) 
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Ueber  die  mamcherlei  gcwcrbebtcuürartiKcu  St«'Uorii,  iliu  im  Tcxtocrwahiit 
miea.  s.  beeonden  die  ansführllche  klare  Daratcllung  Vocko's,  8.  420 — 45S,  wolchß 
■  Yergleiicli  aach  mit  Do  well  (bes.  ?ol.  III)  doch  den  Worth  der  sy^ematisircndon 
iiiiiLhea  Behandlnngsweise  solcher  Dingte  deutlich  zoisrt.  S.  sonst  auch  Do  well  II. 
U— 72  «.  psKtm  foL  TL  Auf  das  Liceuzsystem  in  VcrMndung  mit  inniTcn 
TertnocliasteQeni  wird  unten  zurück  zu  kommen  sein  (§.  S«>). 

§.  83.  —  2.  Die  sogen,  directen  Luxus-,  Nutzungs-und 
ihnliehe  Steuern  sind  eine  England  nicht  ansscbliesslicb  angehörigc, 
tber  dort  gerade  seit  dieser  Periode  (18.  Jahrhundert)  besonders 
mgdiildete  nnd  in  einigen  wichtigen  Fällen  noch  heute  bestehende 
Boteiieniiiggform.  Sie  stellen  sich  als  ein  etwas  roher  Versuch 
dier  directen  Sonderbesteuerung  der  wohlhabenderen 
iBd  vornehmeren  Stände  dar  und  wirken  für  die  Steuer- 
fficlitigen  wie  eine  besondere  Einkommensteuer,  freilich  wie  eine 
neb  znOlIigen  Verbrauchsarten  und  Gesellschaftssitten  aufgelegte, 
Uer  doch  recht  ungleichmässige.  Sie  sind  zugleich  Vorläufer 
■tocher  anderer  ähnlichen,  welche  in  der  Kriegszeit  aufgelegt 
wirden,  aber  auch  Vorläufer  und  Ergänzung  allgemeiner  Einkommen- 
Ueunk  der  „besseren  Stände'S  wie  während  der  französischen 
Kiiegsperiode  einmal  besonders  frappant  hervortritt  (im  „triple  assess- 
MBt",  §.  89).  An  einzelne  Objecte,  Nutzungen,  Genüsse, 
Dienste  sieb  haftend  haben  diese  Steuern  freilich  auch  durch 
aSgiiehe  Ueberwälzung  und  hie  und  da  nach  den  Veranlagungs- 
aodilitäten  wohl  die  Wirkung  von  indirecten  Verbrauchsteuern 
ctwis  mit. 

Es  gehören  schon  aus  der  Zeit  vor  dem  französischen  Kriege 
Uerfaer  die  Stenem  auf  das  Halten  von  Garossen,  auf  den  Besitz 
TOB  Silbergeschirr,  auf  das  Halten  männlicher,  kurze  Zeit 
lieh  weiblicher  Dienstboten,  auf  das  Halten  von  Luxus- 
Pferden,  auch  Rennpferden,  auf  Jagdlicenzen.  Diese 
iiteiiem  werden  in  der  Kriegszeit  erhöht  und,  um  diesen  Gegenstand 
Uer  gleieb  zu  erledigen,  um  einige  weitere  vermehrt,  so  auf  den 
Gcbmacb  von  Haarpuder,  auf  Hunde,  auf  Schlag-  und 
TiBchennhren,  auf  Wappenftthrung.  Alle  diese  Steuern 
fdifieseen  sieb  somit  an  Hausstandsverhältnissc  und  Gegen- 
stinde  des  persönlichen  Gebrauchs  und  der  Lebensweise 
der  höberen  Stände  an.  Sie  werden  unter  dem  technischen 
Xamen  „assessed  tax  es'',  zu  denen  auch  wohl  die  Steuer  auf 
keirohnte  Gebäude  gerechnet  wird,  zusammen  g^fasst  und  untcr- 
itiien  einer  gemeinsamen  obersten  Verwaltungsbehörde. 

Die  raiAiiJiteD  Steuern  begannen  mit  der  Carosdensteucr  (1747),  der  Steuer 
*«  Prirstnilmrerk  flUr  Zwecke  des  personlichen  Genusses,  in  der  bewnssten  Absicht. 
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auf  diese  Weise  die  wohlliabendereu  und  vornehmeren  Classen  ergänzangsweise  zu 
besteuern,  neben  den  allgemeineren  Verbrauchssteuern  und  bei  der  Stabilität  der 
Landtaze.  Also  ein  steuerpolitisch  bedeutsamer  Gedanke,  der  sich  aber  damals  wie 
später  selbst  in  einem  fUr  diese  Steuern  so  ungewöhnlich  geeigneten  Lande  wie  Eng- 
land weder  nach  der  fiscalischen  Seite,  dem  Ertrage,  noch  nach  der  Seite  der  gerechten 
Vertheilung  der  Steuerlast  besonders  bewährte.  Mit  den  einzelnen  Steuern  wurde 
mehrfach  in  den  Einzelheiten  der  Einrichtung,  der  Veranlagung  und  der  Steueis&tze 
experimentirt,  um  sie  ergiebiger,  schwerer  zu  umgehen  zu  machen  und  sie  gerechter 
zu  vertheilcn.  Die  Tendenz  zur  Casuistik  in  der  englischen  Gesetzgebung  üand  hier 
ein  offenes  Feld  zur  Bethätigung.  Verwandter  Art  wie  die  Uhrensteuern  waren  die 
in  Stempelform  erhobenen  auf  Hilte  und  Handschuhe.  Es  genagt  fdr  uns. 
später  im  nächsten  Kapitel  auf  die  noch  bestehenden  britischen  ^irecten  Luxus-  und 
ähnlichen  Steuern  einzugehen.  Ueber  die  damaligen  Anfänge,  die  Entwicklung  und  die 
Einzelheiten  der  Gesetzgebung,  der  Tarife  und  der  Statistik  ziemlich  eingehend  Do  well 
passimll,  119,  131,  169,  176,  208,  210,  214,  bes.  III,  169—321  (bis  zur  Gegenwurt), 
Vocke,  S.  459,  460,  469—475,  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  A.  II,  289, 
789  IT.,  8.  A.  II,  637  ff.  —  Der  Ertrag  war  bei  der  Carossensteuer  1747  in  Eng- 
land 60,000,   SchotUand   1000,    1793  219,000,   1816  bez.  448,000  n.  13,000  Pf.  St 

—  Die  Pferdesteuer  von  1784  gab  1786  117,000  Pf.,  als  sie  zunächst  fttr  Luxua- 
pferde  (zum  Reiten  u.  Fahren)  eingeführt  war.  Später  als  sie  auf  andere  Pferde ,  in 
der  Landwirthschaft  und  den  Gewerben,  zu  verschiedenen,  massigeren  Sätzen,  ausge- 
dehnt und  in  der  Kriegszeit  erhöht  worden,  trug  sie  in  England  allein  1816  1,226,000  Pf. 

—  Die  1777  eingefahrte  Steuer  auf  männliche  Dienstboten  (später  mit  progras- 
sivem  Stcucrfnss  bei  steigender  Zahl  Bedienten  in  Einem  Haushalt  und  mit  Zuschlägen 
bei  Junggesellen-Herren)  gab  1790  99,000,  1810  471,000  Pf.  St  —  Die  kurzlebige 
Steuer  auf  weibliche  Dienstboten  (1785—92),  bei  der  aber  die  Rücksicht  auf 
kleine  Kinder  in  der  Familie  Ermässigungen  bedang,  Junggesellen  wieder  doppelt  be- 
steuert waren,  trug  31,000  Pf.  —  Die  Jagdlicenzs teuer  von  1784/85  gab  1791 
69,000  Pf.  in  England,  4500  in  Schottland.  —  Die  Silbergeschirrsteuer,  der  die 
Besteuerung  des  Fabrikats  beim  Producenten  vorangegangen  war  (1720),  bestand  von 
1756 — 77  für  den  Besitz  von  Silbergeschirr,  war  5  sh.  für  je  100  Unzen  (weniger 
war  frei),  bis  zu  einem  Maximum  von  100  Pf.  St;  Ertrag  18,000  Pf.  (Dow eil  Ul. 
242).  —  Die  Haarpudersteuer  von  1795  war  in  der  Art  angelegt,  dass  jeder 
Puder  Benutzende  jährlich  sich  beim  Stempelamt  melden,  eine  Licenz  nehmen  und 
dafür  1  Gninee  (21  sh..  1808  23V«  ^^m  der  später  gebliebene  Satz)  entrichten  musste, 
mit  gewissen  Befreiungen.  Ertrag  1796  210,000  Pf.  StI  1800  104,000,  1812,  55,000, 
1820  34,000,  1840  6000,  1868  1000,  1869  aufgehoben  (Do well  HL  288—292, 
Vocke  S.  474).  —  Die  noch  bestehende  Wappensteuer  von  1798  für  jede  Person, 
welche  ein  Wappen  braucht  oder  führt  oder  Wagen,  Siegel,  Geschirr  u.  andere  Artikel 
mit  Wappen  darauf  besitzt ,  mit  höheren  Sätzen  für  Wappen  am  Wagen ,  ergab  1 798 
45,000,  1816  42,000  (England  und  Schottland),  jetzt  noch  77,000  Pf.  St  (Dowell  III, 
MIO— 320,  Vocke  S.  472).  —  Die  Uhrensteuer  von  1797—98  betraf  ebenfalls  den 
Besitz,  nicht  die  Fabrikation  von  Uhren  (Schlag-,  Wanduhren  5  sh.,  goldene  Taschen- 
uhren 10,  silberne  27s  b^)«  ^^^  Angabepflicht  des  Besitzers,  wurde  aber  bald  als 
nachtheilig  für  die  Uhrmacher,  die  ausserdem  eine  Licenz  zu  zahlen  hatten,  aufge- 
geben (Dowell  III,  308).  —  Die  noch  jetzt  als  Staatsstener  bestehende  Hunde- 
steuer, die,  wie  gewöhnlich  auch  polizeiliche  Zwecke  mit  hatte,  wurde  1796  ein- 
geführt, hatte  einen  nach  Art  der  Hunde  und  mit  nach  persönlichen  Verhält- 
nissen der  Besitzer  abgestuften  Tarif  und  gab  1796  70,000.  1816  in  England 
145,000,  in  Schottland  15,000,  1884  842,000  Pf.  St,  Dowell  III,  293—804, 
Vocke  S.  474. 

§.  84.  —  3.  Indirecte  Verbrauchssteuern  und  ver- 
wandte, Zölle  und  Accisen. 

a.  Die  Zölle  knüpfen  sich  auch  in  dieser  Periode  zunächst 
noch  an  das  alte  System  (Pfund-  und  Tonnengeld)  an, 
neue  Zuschläge   bei   alten  Artikeln   und   neue  Zölle  treten 


I 


hinza   and  werden  tarifniässig  apart  erhoben  iumI  verrechnet  wie 
iknlich  auch  bei  den  Aeoisen. 

£5  hingt  dies  mit  dem  rechtlichen  Character  die^ur  .Vlit;abüü  aU  „ZwecLsteucrir', 
nr TfifveiidaDi^  fOr  eine  bestimmte  einzelne  Au^urahe  udrr  (wie  bei  den  Aua- 
iibeB  der  sog:.  Gifilliste)  einer  bestimmten  Katriroric  von  Ausgaben  za- 
■Ml«  Dadurch  wird  das  Zollwesen  aiisserord<:ntiich  romplicirt  und  unübersichtlich. 
Eis  die  Pitt'sche  Maassreg^el  der  Schaffang  eines  sojr.  „ronsolidirten  Fonds** 
SB  renchiedonen  Zöllen  and  Accisen  '17S7L  die  nonmohr  für  dir  Ausgaben  dieses 
Fads  pemaoent  werden,  bewirkt  hierin  eine  freilich  noch  nicht  ausreichentie  Vor- 
Differentialzolle,  bei  Colonialproductcn  zum  Schutz  der  eigenen  Colonien, 

gegen  die  Prodncte  bestimmter  Länder  (Frankreich)  machen  das  Tarifwosen 
Tenrickelter. 


Die  Einfuhrzölle  treten  für  fisealisehe  wie  für  protectio- 
oistische  Zwecke  immer  mehr  in  den  Vordergrund,  die  Ausfuhr- 
iQlle  znrflck,  sie  werden  fUr  britische  Erzeugnisse  (Korn,  Woll- 
rtoffe  1700,  die  meisten  übrigen,  ausgenommen  gewisse  Rohstoffe 
1721)  grossentheils  beseitigt,  aus  handelspolitischen  Rücksichten. 
Bd  den  Einfuhrzöllen  werden  neben  dem  alten,  erhöhten,  auch 
Gi^nsland  handelspolitischer  Experimente  bildenden  Wein  zoll 
(Mediaen- Vertrag  mit  Portugal  1703,  Zollkampfpolitik  gegen  Frank- 
reieh)  die  Colonialwaaren-Zölle  nach  den  Consumtionsverhält- 
nnen  immer  wichtiger.  Einzelne  Maassregeln  im  Gebiete  des  Zoll- 
wesens  und  der  Zolltarife  erklären  sich  aus  den  nothwendigen 
Beziehungen  der  Zölle  zur  Accise,  auch  aus  der  Be- 
kimpfuDg  des  Schmuggels  (Tarifreductionen,  Waaren- 
hiQssystem,  auch  mit  Lagerangszwang).  Im  Ganzen 
waltet,  wie  vollends  in  der  französischen  Kriegsperiode  1793  ff*., 
im  Zolltarif  noch  die  ältere  Praxis  ob:  ein  sehr  umfassender 
Tarif  mit  zahlreichen  Positionen  und  hohen  Zollsätzen. 
Diese  Praxis  entspricht  aber  auch  den  fiscalischen  Interessen,  so 
laoge  der  Consum  von  Luxus-Massenartikeln  doch  immer  noch  be- 
idiriinkt  ist,  und  ist  so  lange  auch  wohl  der  gleichmässigeren  Vcr- 
dieilung  der  Steuerlast  günstiger.  Die  Zölle  konnten  auch  das 
eiBiichste  Mittel  bieten,  die  Finanzlasten  des  Mutterlands  mit  auf 
die  Colonieen  zu  wälzen.    Aus  dem  betreffenden  Versuch  ging  be- 

i  kaimtlicb  der  americanische  Unabhängigkeitskrieg  hervor  (1773). 
b.   Die   Accise  der  vorigen  Periode   wird  erhalten   und  auf 

'  iminer  mehr  Artikel  verschiedenster  Art,  Verzehrungsgegenstände, 
Hohstoffe,    Fabrikate  ausgedehnt  und  in  den  Sätzen  zur  Deckung 

I    des  steigenden  Bedarfs  erhöht.    Namentlich  werden  die  Getränke - 

i  steuern  schwerer,  auch  fangen  die  Probleme  der  Steuertechnik, 
in  Zusammenhang  mit  den  Zöllen  (bei  Branntwein)  und  mit  den 
teehnischen  Prodnctionsverbältnissen  (Aenderungcn  darin,  gewerb- 
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licbo  Prodaction  für  den  Absatz  und  häusliche  fUr  den  eigenen 
Bedarf,  so  bei  Bier)  an,  mehr  Schwierigkeiten  tn  bieten.  Das 
Licenzsystem  wird  auch  zum  Zweck  der  Stenercontrole  weiter 
entwickelt.  Von  Artikeln  unentbehrlichen  Nahrungs- Bedarfs  wird 
indessen  doch  nur  Salz  besteuert,  auch  diese  Steuer  zeitweilig 
aufgehoben.  Die  Sympathie  leitender  Staatsmänner  (besonders 
Wal  pole 's)  für  die  Accise,  bei  practischen  Politikern  immer  be- 
greiflich, führte  auch  zu  weitergehenden  Plänen  einer  allge- 
meinen Accise,  auch  einer  fiscalisch  noch  wirksameren  Be- 
steuerung von  Wein  und  Tabak,  mit  in  der  Tendenz,  die  in- 
directe  Verbrauchsbesteuerung  noch  in  umfassenderer  Weise  an 
Stelle  der  directen  Besteuerung  (auch  der  Landtaxe)  treten  zu 
lassen.  Allein  diese  Pläne  scheiterten  am  Widerstand  der  freilich 
zum  Theil  irre  geleiteten  und  vornrtheilungsvollen  „öffentlichen 
Meinung^^  und  der  Parlamentsopposition  (1732). 

Die  englische  Accise  wurde  daher  nicht  eine  so 
allgemeine,  wie  z.  B.  die  preussische,  sondern  sie  erstreckte 
sich  damals  wie  später  immer  nur  auf  eine  freilich  ziemlich  grosse 
Zahl  —  in  der  Hauptzeit  28  —  einzelner  wichtiger  Artikel, 
welche  im  Productions-  und  ersten  Absatzstadium  ge- 
troffen werden.  Dies  hatte  die  wichtige  Folge,  so  generelle  Ver- 
kehrscontrolen  wie  bei  dem  continentalen  städtischen  Accisesystem 
entbehrlich  zu  machen,  Stadt  und  Land  nicht  steuerpolitisch  zu 
trennen  und  nicht  verschieden  zu  besteuern,  die  Privat-Bevölkernng 
nicht  durch  Controlen  in  ihrem  Verkehr  zu  belästigen.  Die  Gon- 
trolen  konnten  vielmehr  auf  die  betreffenden  Gewerbetreibenden 
und  Händler,  auf  Producenten  und  Localitäten  der  Production  und 
auf  den  Absatz  und  Verschleiss  der  accisepflichtigen  Artikel,  mehr- 
fach mit  Zuhilfenahme  des  Licenzsystems ,  beschränkt  werden, 
waren  hier  freilich  um  so  schwerer.  Aber  diese  Belästigungen 
hat  England  immer  leichter  als  die  allgemeinen  Verkehrscontrolen 
ertragen;  umgekehrt  war  und  ist  es  zum  Theil  noch  heute  in 
Deutschland:  ein  characteristischer  Unterschied,  der  für  Besteuerungs- 
maassregeln  zu  beachten  ist. 

§.  85.  Nach  dem  Zwecke  dieses  Werks  kann  auch  hier  auf  das  Zolliresen, 
welches  immer  und  vollends  in  dieser  Zeit  nicht  bloss  nach  fiscalischen,  sondern  mit 
nach  handelspolitischen  Momenten  geregelt  wird,  nicht  genauer  eingegangen  werden. 
Nach  den  englischen  Productions-  und  Handelsverh&ltnissen  hat  hier  die  Bezollung 
auch  noch  mehr  als  in  den  meisten  anderen  Ländern  eine  speciell  volkswirth- 
schaft liehe,  nicht  bloss  iiscalische  Bedeutung.  Bei  der  Gestaltung  des  britischen 
Zwischenhandels  in  Colonialproducten  bietet  u.  a.  das  Lagerhaussystem  ein 
Mittel  zur  Besteuerung  des  Auslands.     Zwischen  ZOIIen    und  Accisen  kamen  auch 
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VeischiebongeD  for,  einzelne  Artikel  unterlagen  (wie  auf  dem  ('üntiuentc  ao  in 
Prenssen),  sowohl  dem  allgemeinen  Zoll  (PfundgeJd)  als  einer  Accise.  Thee. 
Kaffee,  GhocoUde  wurden  z.  B.  16S9  aas  der  hier  unzweckmibsigen  Accis«;  heraus- 
genommen, wo  sie.  wie  andere  Getränke,  beim  Detaildobit  al!>  Getränk  besteuert  ire- 
▼^9en  waren,  tmd  üpecielleu  Zöllen  unterworfen. 

Die  „erbliche  Accise**  g«*hörte  auch  unter  der  neuen  Dynabtit-  zum  <*rb- 
lichen  Kroneinkommen,  die  ,,temporire  Acriso''  und  die  Zölle  (Tonnen-  und 
Pfundgeld)  wurden  wieder  auf  Lebenszeit  jedes  neuen  Königs,  die  Zölle  Wil- 
helm UL  zuerst  allerdings  nur  auf  4  Jahre  bewilligt.  Später  wurden  die  alten  Zölle 
aber  permanente  Steuer.  Das  alte  Tonnen-  und  Pfundgeld  erfuhr  in  seineu 
Sioea  dann  wiederholte  Zuschläge,  so  1HU2,  170.H.  1747,  im  vollen  RetraKe  oder 
dem  mehrfachen  seines  alten  Satzes,  aurh  wohl  in  einer  <^uote  daron,  unter  Namen 
wie  ,4mpoet*\  „new  subsidy*'  von  1698,  „one-third  subsidy**  v.  1703,  „two-third  sob- 
ädy^  T.  1764,  n.  a.  m.  (s.Z.  B.  Dowell  11,  83,  95,  120),  mit  neuen  speciellen  V«r- 
veadangszwecken,  z.  B.  für  die  Zinsen  der  verschiedenen  neuen  Anleihen.  Die  fremden 
£aafleate  zahlten  dabei  noch  etwas  höhere  Sätze.  Durch  Erneuerung  der  amtlichen 
Preislisten  wurden  gelegentlich  die  tarifmä^sigen  Waarenpreise,  na<'h  denen  sich  das 
Pfiindgeld  als  WerfhzoLl  richtete,  mit  den  wirklichen  in  grossen'  Uebereiustimmung 
$«4»rai:ht  So  trat  1724  ein  neues  ..Katenbuch'*  zu  dem  veralteten  von  1660  hinzu.  Zu 
dem  allgemeinen  Pfundgeld  kamen  dann  noch  die  Differential  zoll  zuschlägt; 
fia  gewisse  Waaren  gewissen  Ursprungs,  z.  B.  französische,  und  wieder- 
koh  andere  Zuschläge  fisealischcr  Tendenz  zu  einzelnen  Colonialwaaren. 
Sflkhe  allgemeine  und  besondere  Zusehläge  wurden  aber  ünanzrechtlich  anders  als 
die  ahen  nrsprUnglichen  Sätze  des  Pfundgelds,  z.  B.  nur  auf  gewisse  Zeit,  bewilligt. 
wenn  dann  auch  später  erneuert.  Mitunter  erfolgten  schon  im  Anfang  des  IS.  Jahr- 
knnderti  ,«Zollcousolidationcn*',  wobei  dann  auch  die  verschiedenen  Zuschläge 
aebst  dem  alten  Satz  in  feste  specüische  ((iewichts-)SätZ4'  für  einzelne  Artikel  ver- 
YiAdelt  wurden,  so  unter  der  Verwaltung  Wal  pole 's  (1721  IT.),  welche  überhaupt 
■aacherlei  Verbesserungen  im  Zollwesen  herl>eiführtc  is.  Dowell  II,  92 — 96).  Als 
Beiipiel  einer  Herabsetzung  der  Zölle  im  fiscalischcu  Interesse,  um  des  Schmuggels 
kiduer  Herr  za  werden,  ist  die  starke  Ke<luction  des  Theezolls  durch  Pitt  17h4  zu 
aeanen  (sogar  ?on  119  auf  12%%  des  Werths,  Dowell  II,  1S3,  IV,  245). 

Zn  den  eigenthUmlichen  Mitteln  der  Coutrole  gehört  das  Lagerhaussy^tem 
iwar^hoose  system)  und  auch  bei  den  Zöllen  mitunter  das  Licenzsystem.  Das 
«Tstere  diente  handelspolitischen  und  tiscalischen  Zwecken  zugleich.  Es  kommt  in 
zwei  Formen,  als  „freies**  und  als  „obligatori^sehes"  vor,  in  letzterer  Eigen- 
schaft besonders  im  fiscalischen  Interesse.  So  wurde  1700  das  System  für  asiatische 
Seidenwanren  eingeführt,  die,  in  Englautl  verboten,  vom  Handel  unter  genügender 
Sicherheit  f^r  die  Verwaltung  be^jucm  sollton  exportirt  werden  können.  1709  wurde 
das  System  aof  Pfeffer  ausgedehnt,  der  bei  der  Einlagerung  im  Entrepot  die 
Hälfte  des  Zolls,  bei  der  Herausnahme  zum  inländischen  Consuni  die  andere  Hälfte, 
ZBS  Export  nichts  mehr  zahlen  musste.  wobei  der  IMckbehalt  der  ersten  Zollhälfte 
uf  eine  Bestenerung  de>  ausländischen  Consums  hinauslief,  wenn  nicht  volle  Ruck- 
^«igAtiing  eintrat  1711  wurde  das  Lagerhaus  für  Thee  u.  Kaffee  en^lt'net,  zunächst 
«kie  EinUgerungszwang,  1723  aber  mit  diesem,  wob«i  «ine  kleine  Abgabe  bei  der 
Eiaiagerong.  der  Rest  des  Zolls  nur  bvi  der  Herausnahm«.-  zum  h<.rimischen  Consuui 
ra  entrichten  war.  bei  derjenigen  zum  Export  nicht.  Ueber  eine  andere  bemerken;»- 
Terthe  Einrichtung  des  Theezolls.  1  sh.  p.  Pfund  i^ei  Herausnahme  des  Thees  zum 
feciausch'^n  Consum  aus  tlcm  Lagerhaus.  25  "/„  vom  (iros>preise  bei  den  öH'entlirhen 
Tiriäufen  der  ostind.  Kompagnie,  ohne  (iewährun«^  eiaea  Ruckzolls  beim  Export,  in 
IT4Ö,  ^-  Dowell  IV,  244.  Der  weitere  Plan  Walpolc's.  auch  Wein  und  Tabak 
'iif&rm  Lagerbauszwang  zu  unterwerfen,  stand  mit  anderen  Finanzpläuen  i  Ausdehnung' 
lerAcfise,  bleibende  Ermässigung  der  Landsteuer'  zusammen  und  scheitelte  an  dieser 
V-rbisdung  (1732!.  Später  d'ranir  Pitt  bei  Tabak  damit  durch  « 17S9).  Es  war  dabei 
üe  Absicht,  um  den  Schmuggel  besser  bekämpfen  zu  können,  den  Artikel  wirksam 
'i<B  Zoll  und  zugleich  der  Äccisr  zu  unterwerfen  und  die  Vors(?hnften  der  Con- 
7>le  >#ei  der  Accise  so  leichter  auf  ihn  anwenden  zu  können  Dowell  IL  70,  97, 
l'W,  l**2).  Das  Lioenzsystem  Hess  »ich  dann  auch  mit  verwenden.  Es  wurde 
.•;.h  »tfiust    \n:i   zollpflichtigen  fremden   —   im  Unt<Tschi<Mi  vun   arcisepflichtii^en  hei- 
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misclieu  —  Artikeln  zu  Steuer-  und  Controlzwecken  mit  benutzt.  So  wurden  die 
Verkäufer  von  Thee,  Kaflee,  Chocolade  an  Licenzen  und  Abgaben  dafQr  gebunden 
(1780).    üebcr  das  Lagerhaussystem  Do  well  IL  76,  97,  100,  192. 

Die  grosse  Pitt'sche  Consolidationsmassregel  von  1787  bezog  sich  auf 
diu  Zölle  und  einige  Accisen  zugleich  und  hatte  neben  der  steuertechnischen  und 
steueitidministrativen  eine  wichtige  finanzrechtliche  Seite.  Das  ältere  System,  gewisse 
Kinnahmeu  für  eine  bestimmte  Ausgabe  zu  verwenden  und  dafür  festzulegen,  war 
schon  früher  modificirt  worden,  indem  man  drei  grössere  stehende  Fonds  hierfdr  ge- 
bildet hatte.  Jetzt  wurden  diese  iu  den  einen  „consolidirten  Fonds''  vereinigt  Dieser 
Fonds  wurde  u.  A.  mit  den  nunmehr  zusammengezogenen  Zöllen  u.  gewissen  Accisen 
gespeist,  wobei  die  alten  ursprunglichen  Zollsätze  und  die  zahlreichen  späteren  Zu- 
schläge in  einen  einzii^en  Satz  fUr  die  Waarenkategorieon  und  einzeben  Waaren  zu- 
sammengezogen wurden.  Dadurch  hörte  auch  die  verwickelte  aparte  Verrechnung 
jeder  der  alten  Zollquoteu  auf;  es  waren  zuletzt  21  der  letzteren  zu  unterscheiden  ge- 
wesen. Eine  weitere  Förderung  bestand  in  der  Anlegung  eines  alphabetischen 
Zolltarifs  mit  c.  1200  Einfuhr-,  50  Ausfuhrposten,  unter  jenen  noch  300  WerthzOlle, 
die  übrigen  specihsche  (Vocke  S.  311).  Oeber  die  Zollconsolidation  u.  Gonsolidirten 
Fonds  s.  Dowell  U,  190,  Gneist,  Verwalt.recht  2.  A.  11,  807,  833,  840.  üeber 
das  Zollwesen  dieser  Periode  überhaupt  Dowell  U,  passim,  46,  59,  83,  91  £,  120  ff., 
187,  Yocke  S.  303 — 311.  üeber  die  Besteuerung,  bez.  das  Zollwesen  in  den  nord- 
americanischen  Colouieen  Dowell  H,  144 — 164. 

Die  Ausdehnung  der  Accise  inländischer  Erzeugnisse  auf  immer  mehr  Artikel 
und  die  Erhöhung  der  Sätze  ging  in  noch  rascherem  Tempo  vor  sich  als  die  Ent- 
wicklung der  Zölle,  mit  denen  im  üebrigen  die  Accise  mehrfach  eng  zusammenhing. 
So  wurde  die  Accise  schon  in  dieser  Periode  und  vollends  in  der  folgenden  Kiiegs- 
zeit  die  ertragreichste  Gattung  der  britischen  Besteuerung.  Die  Einzelheiten  lüer 
genauer  zu  verfolgen,  hat  keinen  Zweck,  wenn  auch  bei  der  Veranlagung  der  ein- 
zelnen Steuern,  besonders  der  Getränkesteuern  (Bier,  Branntwein)  manche  steuertech- 
nische und  administrative  Puncte  von  allgemeinerer  Bedeutung  hervortreten.  Es  ge- 
nügt hier,  die  Liste  der  einzelnen  wichtigeren  Artikel  zu  geben.  Schon  1698  wunle 
die  Salz  accise  wiedereingeführt;  1730  aufgehoben  wurde  sie  schon  1732  abermals 
eingeführt  und  blieb  mit  bedeutender  späterer  Steigerung  der  Sätze  bis  nach  der 
französischen  Kriegszeit  (1825)  bestehen.  Bier  wurde  beim  gewerbsmässigen  Brauen, 
in  eigenen,  öfters  erhöhten  Malz-  (1697)  und,  wie  schon  früher  einmal,  Hopfen- 
steuem  (1710,  beim  Bauer),  welche  auch  die  Privatbrauerei  trafen,  und  mittelst  Li- 
c  e  n  z  der  Verkäufer  besteuert ,  Branntwein  bei  der  Herstellung  (Destillation) ,  1 690, 
als  Materialsieuer,  mit  verschiedeneu  Steueraätzen  nach  der  Art  des  Materials  und 
ebenfalls  in  Licenzform.  Daneben  kommen  hier  die  Zölle  für  fremde  (französische) 
und  coloniale  Spirituosen,  besonders  Rom  iu  Betracht,  wobei  die  Tarifsätze  mit  unter 
handeis-  und  sanitätspolitischen  Rücksichten  normirt  werden.  Weitere  accisepflichtige 
Getränke  waren  Obstwein,  Meth.  Unter  den  anderen  inländischen  Accise-Artikeln 
befindet  sich  ein  Rohstoff  des  allgemeinen  Verbrauchs,  die  Steinkohle,  eine  alte 
Steuer  in  London,  jetzt  (1695)  auf  alle  seewärts  angebrachte  (heimische)  Kohle 
gelegt,  auf  der  exportirten  als  Ausfuhrzoll  lastend;  femer  Stärke  (1712),  Ziegel 
(1784),  (wozu  1794  Steuern  auf  Baustein  u.  Schiefer  traten).  Die  Hauptartikel 
über  waren  Manufacte  oder  Fabrikate  für  den  heimischen  Gebrauch,  die  im 
Laufe  des  18.  Jahrhunderts,  mit  manchen  Aenderungen  im  Einzelnen,  der  Accise 
unterworfen  wurden,  meistens  für  den  Bedarf  der  Kriegszeiten,  der  Anleihen.  So 
Glas  (1695—99,  1745  ft.).  Stein-  u.  irdene  Flaschen  (1696—98,  1812  ff.), 
Lichter  (Kerzen.  1709),  Leder  (1697—1700,  1710  ü.).  Seife  (1712),  Papier 
(1712,  —  bis  18611),  auch  Pergament,  Pappdeckel,  bedruckte  Seiden-, 
Leinen-,  Baumwoll-,  heimische  Stoffe  (1742,  1787),  gewisse  Arzneimittel 
(Quacksalbereien,  1783),  Parfümerieen  (1786),  Gold-  u.  Silbergeschirr  (1720, 
1784,  in  Verbindung  mit  Licenzen),  auch  Gold-  u.  Silberdraht  (1711).  Dazu  die 
schon  früher  (S.  186)  erwähnten  Artikel :  Hute  u.  Handschuhe.  Endlich  sind  Ab- 
gaben verwandter  Art  die  Steuern  auf  Spielkarten  und  Würfel  (schon  unter 
Karl  L,  dann  1711),  auch  verbunden  mit  Licenzen  für  Fabrikanten  und  Verkäufer; 
ferner  die  Steuern  auf  Zoitungon.  Kalender  und  auf  Zeitungsannoncen 
1,1712).     Die   Steuern  von  Auctioueii  (1777)  und  von   Feuer-  und   See  versiehe- 
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mren    (1782,    hez.   1795)   haben    doch    einen    anderen,    mehr    Te^keh^s^4teu^rartigeIl 
Chuacter. 

Die  BelidtigiUjr  dorch  die  Accise  wuchs  noch  durch  das  System  der  Steuer- 
yacht, das  erst  aumihlich  zu  Gunsten  der  Eigenerhebung  aufgegeben  wurde.  Der 
Ertrag  der  AccIbc  stieg  ron  1—1.4  Mill.  Pf.  St.  zu  Anfang  des  IS.  Jahrhundert<> 
itf  10  Mill.  am  ScUqss  der  Periode  (um  1792),  derjenige  der  Zolle  dorh  nur  in  dur- 
«Ibn  Zeit  ron  c  1.1 — 1.5  rein  auf  c.  4.5  Mill.  Pf.  rein  (brutto,  exrl.  Hiickzöile  u. 
PiiBien.  c.  5  Mill.).  Ueber  die  Accise  s.  Vocke  S.  36:i  rt,  Dowell  passim  IL  44, 
ä&ff.  ^  ff.,  73  ff.  171  u.  bes.  in  roL  IV,  wo  die  Geschichte  jedes  einzelnen  Haupt- 
artikels der  Zolle  u.  Accisen  eingehend  im  Zusammenhang  behandelt  wird.  Gneist. 
y.Twah.recht  2.  A.,  II,  SlO.  üeber  Walpole's  Pläne  v.  173:i  Dowell  II,  100  tl., 
Tecke  S.  365  ff.  a.  Leser,  «-in  Accisestreit  in  Enirland,  Ileiilelb.  1879  (bes.  über 
ät  damalige  Streitscbriftliteratnr). 

§.  86.  —  4.  Ein  besonderes  Moment  in  der  Acciseverfassung 
bildet  das  mehrfach  bereits  berührte  Licenz System  für  Prodii- 
centen,  Händler ,  Wirthe  u.  dgl.  m.,  welche  mit  «accisepflichtigen 
Artikeln  zu  thnn  haben,  das  dann  auch  noch  eine  etwas  ausge- 
dehntere Anwendung  anf  andere  Gewerbe  und  Gewerbsthätigkeiten 
(so  Rechtsanwälte y  Bankhäuser)  gefunden  hat.  Das  Licenzsystem 
besteht  in  der  Verpflichtung,  den  ihm  unterworfenen  Gewerbebetrieb 
behördlich  anzumelden,  mitunter  früher  auch  dafUr  eine  Concession 
in  erlangen,  dann  aber  insbesondere  für  die  Licenz  eine  bestimmte 
jlhrliche  Abgabe  zu  entrichten.     Die   betreffenden  Geschäfte 

:  mit  acciaepflichtigen  Artikeln  unterliegen  darauf  dem  Visitations- 
reeht  der  Acciseverwaltung.  Die  Abgabe  hat  einen  gemischt  gewerbe- 

!;    isteaerartigen  (s.  o.  8.  182)  und  verbrauchssteuerartigen  Character. 

[;(  ruumziell  im  Ganzen  nicht  unbeträchtlich  ist  ihr  Ertrag  doch  nicht 
der  einzige,  nicht  einmal  der  Hauptzweck  des  Systems.    Dieser  liegt 

:  rielmehr  darin,  dass  sich  die  Verwaltung  so  ein  wirksames  Mittel 
der  Controle  und  der  Beschränkung  von  Schmuggel  und  Unter- 
scUeif  in  gewissen  accise-  und  zollpflichtigen  Waaren  verschafl't 
litt  Dies  Mittel  hatte  bei  den  hohen  Abgabesätzen  und  den 
Schwierigkeiten  einer  sonstigen  ausreichenden  Controle  doppelten 
Werth,  bildete  in  seiner  ausgedehnten  Anwendung  aber  freilieh 
einen  aosserordentlich  eingreifenden  und  demgem'äss  empfind- 
lichen Controlapparat.  In  gewissem  Umfang  besteht  die  Einrieb- 
tng  noch  gegenwärtig. 

Daa  eDglische  Licenzsystem  hatte  seinen  UrspruuL^  in  puli/.eihohoitlichen  (aichcr- 
kit»-,  sanitäts-,  gewerbepolizeilichen.)  Befog'ni5>cu  der  Staatsp*walt.  Es  >\'uide  zuerst 
n  Intervssse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sitte  auf  Wirthshauser  (^besonders  Ale- 
iMS«SK  die  an  sich  nach  gemeinem  Recht  keiner  Concession  bedurften,  anp^ewandt 
14.  jährfanndert)  und  hat  sich  dann  brauchbar  erwiesen,  steiier])olitlscheu  Zwecken 
^  dienen.  Die  betreflenden  anfanglieh  mehr  gebuhrciiartig<;n  Abgaben  wurden  zu 
i!caeiartifeD  entwIckeU,  wobei  mitunter  aber  auch  noch  polizeiliche  KUcksichten  auf 
^htTt  Abgabesätz«  hinwirkten,  so  bei  Branntwein.  Di«*  ursprunglich  in  der  Weise 
Tftcr  Oebahr  gleichen  oder  höchstens  nu  paar  Stufen  umfassenden  Satze  wurden 
iflitT   mehrfach   in  ein  ganzes  System,  /..  U.   mit  Abstufungen  der  Satze  nach  dem 
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Miethwerth  der  Localitäten  (Branntveinschenken)  oder  nach  dem  Umfang  der  Pro-  .i 

duction  (Bierbrauer)    gebracht    und  so  in  der  That  gewerbesteuer-  und  selbst  rer-  i 

brauchssteuerartige  Abgaben.    Nach  und  nach,  grossentheils  schon  im  18.  Jahrhundert,  b 

und  in  der  Kriegsperiode  sind  so  zahlreiche  Gewerbe  accisepflichtiger  Artikel  dem  i 

Licenzsy Stern  unterworfen  worden,  namentlich  Branntweinbrenner,  -Hindier  und  -Aw-  i 

Schanker,  Bierbrauer,  Mälzer,  Malzröster,  Rostmalzhändler,  Bierh&ndler,  Bierrirthe,  i 

Obstweinschenken,  Speisewirthe,  Weinschenken,  Meth-  und  SUssweinverkäufer,  H&ndlar  ^ 

mit  Thee,  Kaffee,  Chocolade,  Cacao,  Pfeffer,  Tabakfabrikanten  und  Tabakhftndler,  ^i 

Essigfabrikanten,  Papierfabrikanten,  Seifensieder,  Kartenfabrikanten  u.  WOrfelmacher,  > 
(iold-  u.  Silberarbeiter  u.  Händler,  Wildprethändler ,  ArzneiFerkäufer  u.  a.  m.    Noch 

1834,   nachdem   die   ehemaligen  28  Acciseartikel  auf  12  reducirt  worden,  sollen  „im  % 
ganzen  Königreich  (incl..  Schottland  und  Irland)  588,000  Gewerbetreibende  in  ihrem 
(jeschäftsbetrieb  einer  periodischen  Visitation  der  Accisebeamten  unterworfen  gewesen 

sein"  (Gneist,  Verw.recht  2.  A.,  H,  810).    S.  bes.  Vocke,  S.  433—446,  448  ff.;  " 

er  unterscheidet    gewurbe-,    bez.    licenzsteuerpflichtige    Geschäfte,    welche    sich    mit  ' 

accisepflichtigen   und    mit    stempelpflichtigen   Gegenständen  befassen;   in  ' 

der  vorigen  Aufzählung  sind  einige  der  letzteren  bereits  mit  enthalten,  ausserdem  ge-  * 

hören  noch  Notare,  Rechtsanwälte,  Bankhäuser,  Taxatoren,  Auctionatoren  zur  zweiten  '^ 

Art;  Do  WC  11  H  passim,  so  p.  82,  lY,  145  ff.  (Ursprung  der  Wirthshauslicenzen)  o.  ^ 

bei  den  einzelnen  Artikeln.     Gneist  a.  a.  0.  S.  810—812.     Tarifproben  und  stati*  '} 

stische  Daten  über  die  Erträgnisse  in  einzelnen  Perioden  bei  Vocke,  Dowell.  * 

§.  87.  —  5.  Verkehrssteuern,  namentlich  mittelst  Stern-  ^ 

pels  erhobene,  Erbschaft sstenern.    Auch  diese,  geschichtlich  | 

und  technisch  gewöhnlich  in  näherem  Zusammenhang  stehenden  « 

Steuern  haben  sich  vornehmlich  in  dieser  Periode  des  18.  Jahr-  ^ 

hunderts  in  England  eingebürgert  und  entwickelt.     Sie  kommen  ^ 

jedoch  als  Finanzobject  erst  in   der  folgenden  Kriegsperiode  und  ^ 

im  19.  Jahrhundert  zu  voller  Ausbildung  und  Bedeutung.    Immer-  , 

hin  haben  diese  Abgaben  schon  im  18.  Jahrhundert  den  Handel-  ^ 

und  Geldgeschäft  treibenden  und  den  reicheren  Classen  im  AUge-  i', 

meinen  ähnlich  wie  die  directen  Luxussteuem  einige  Belastungen  * 

zugeschoben,  von  denen  diese  Classen  bei  der  sonstigen  Grestaltnng  ^ 

des  Steuersystems  frei  geblieben  wären.  ^ 

Der  Stempel   hat  in  England  auch  als  Erhebungsform  einiger  anderen,   so  ? 

mehrerer  der  früher   genannten  Abgaben   (auf  Zeitungen  u.  a.  m.)   gedient     For  ^ 

Rechtsgeschäfte,  bez.  die  Urkunden  darüber  und  für  Aehnliches  ist  er,  wie  überall  ^ 

damals  nach  holländischem  Muster,   1694  eingeführt  worden.     Urkunden  über  kön«  ' 

Verleihungen  ?on  Land,  Aemtem,  Würden,  aber  Verträge,  Testamente,  andere  Rechts-  ^ 

geschäfte  wurden  nach  einem  sechsstufigen  Tarif  (40,  5,  2Vs«  1  sh.,  6  d.,  1  d.)  ftlr  - 

stempelpflichtig  erklärt  (5  u.  6  Will,  et  Mar.  c.  21,  9  u.  la  Will.  III  c.  25).     An-  s 

fangs  auf  kurze  Termine  bewilligt,  wurden  diese  Stempelabgaben   1710  gleich  Mif  ^ 

96  Jahr  gewährt.     Vormehruogen ,  Erhöhungen,  Aendurungen  traten  im   18.  Jahr»  • 

hundert  mehrfach  ein  (1710,   1711,    1714,   1757,   1776,  1777,   1782,   1788,   1784).  . 

U.    A.    wurden   die   anfänglichen   festen,   bez.   nach   dem  Umfang   des  verwendeten  ' 

Papiers  sich  richtenden  Abgaben  in  gewissen  Fällen  als  Proporüonalabgaben ,   nach  \ 
der  Höhe  des  Werths,  auf  den  sich  das  Rechtsgeschäft  bezog  (1714),  eingerichtet 

Auch  wurde  die  Uebertragung  von  Actien  u.  dgl.  abgabepflichtig  gemacht     1782/83  'i 

wurden  Wechsel  und  Noten  (promissory  notes)  stempelpflichüg,    Versicherangspolicea  k 
zahlten  ebenfalls  Stempel,  1782   wurden  die  Abgaben  für  Feuerversicherung,   1795 

fQr  Seeversicherung  als   förmliche  Quotensteuem   eingerichtet     Eine  Auctionssteuer  <) 

traf  1777  Immobilien  mit  3  d.,  Mobilien  mit  6  d.  p.  Pf.  St     S.  Dowell  II,  passim,  ^ 

so  62,  80,  bes.  III,  321  IT.,  156  ff".,  Gneist  Verw.recht,  2.  A.  II,  812,  bes.  Vocke  ' 

S.  216  ti'.,  wo  die  verwickelte  Materie  wieder  in  ein  klares  System  gebracht  wird:  ^ 
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jticbuilren"  in  btümptilturia,  .,V  «-Tkehrdbteur rir*  in  St'.m(M*irurin  (iiicl.  Ki-I>- 
ckkfissteuer,  VenicheningäibgabeD)  „(iebrauchr). steuern"  «i^^l.  Unter  den  „(re- 
likRii**  befinden  sich  inticä^ea  manche  Posten,  wr^Iohe  wohl  ebt^näu  s<'hr  uJer  b*'sser 
■  den  Verkehnsteueru  tu  rechoon  sind  (Urkundenäteinpel,  Vollmachtstempel).  Inter 
let  Gebnachs»teaern  in  Stempelfurm  sind  die  oben  schon  liei  d«'r  AccUe  mit  ge- 
■Bten  (aof  Zeitanircn,  Karten,  Wilrfol  n.  a.  m  mit  enthalten.  Der  lioht^rtrat^  des 
jMUDmten  Stempels,  incl.  Erbschaftssteuer  nach  ITTt),  war  \1\:\  10^,000.  17(i3 
.11,000,  1790  1,415.000  Pf.  ^Vocke  S.  216). 

Principiell  nnd  bald  auch  practisch  am  wichtigsten  war  die 
QnfthraDg  förmlicher  Erbschaftssteuern. 

Ke  beginnen  in  der  Form  eines  fixen  l'rkunden>tfn)pels  l(iU4  als  Theil  des  all- 
feinen  Stempelsystems,  mit  welchem  die  Urkunden  ubf-r  ..Bestätigun«r  des  Testa- 
tetts*  nnd  über  .,dLC  Ermächtijfuug  zur  Verwaltunju:  eiut.'S  Intcstatnachlassc»**,  in 
NÖden  Fillcn  für  Beträge  erst  von  20  Pf.  an  und  mit  Beschränkung  auf  beweg- 
iches  und  diesem  rechtlich  frleichgest<:lltes  X'ermö^rn.  b<.'le«rt  wurden.  1779  trat 
bio  eine  dreistufige  Sc^la  febter  S^t/i*  nach  dem  >\'trrth betrat;  der  Krbschaft  an 
iftdie  der  älteren  Abgabe,  eine  Sctla,  welche  in  d».'r  franzOtisciii^n  Krie^^äzcit  weitfr 
I  einer  etwas  genaueren  Proportionaiscala,  aber  immer  mit  Stufen^ütz<.•n,  auäge.staltet 
mnk.  mit  Freilassang  der  Beträge  unter  100  Pf.  und  mit  etwas  veräclnedenem  Tarif 
binteätat-  und  testamentarische  Erbfolge,  für  en^tre  höher  (um  eine  verschied i*ne 
tme,  ^.  Leser,  Tub.  Ztschr.  IbSl.  S.  347  iregcn  Vockc  S.  224).  Auch  sonst 
*^^  es  nicht  an  Absonderlichkeiten  und  Willkuhrlichkciten,  so  bestand  ein  Maximum, 
kber  das  die  Steuer  nicht  wuchs,  freilich  er>t  b«!  1  Mill.  Pf.  St.  Der  technische 
bae  dieses  Glieds  der  Erbschaftssteuer  ist  probate  and  admiuistration  duty, 
imt  kurzveg  probate  duty.  Auf  die  Personen  der  Bc«rb(en  und  Erbenden  und 
■f  dr:ren  Beziehungen  zu  einander  nimmt  sit*  nicht  Kncksicht.  Dies  that  dairegen 
üe  zweite  Urbschaftssteuer.  die  legacy  duty.  von  17S0,  die  das  nach  gesetzlicher 
Eztfolge  oder  testamentarisch  gi^erbte  Vermögen,  jedoch  wiederum  nur  das  bewegliche, 
wh  einem  Tarif  traf,  welcher  die  Verwandtschaftsverhältnidse  in  dt:r  üblichen  Weis«; 
tticisichtigte ,  die  directe  Linie,  auch  Khegattcn  frei  licsä,  die  Seitenlinie  nach  der 
Suc  der  Verwandtschaft  mit  2—0  %,  mit  letzterem  Satz  auch  nicht  verwandt«-  Erben 
nd  lÄratare  traf.  In  der  Kriegszeit  wurden  die  Sätze  später  erlii"^ht.  auch  di«5  Di.'s- 
ndeaten  (1S04)  und  die  Ascendenteu  (1S15)  mit  1  Vo  zur  Steuer  her:tn>rezo;;-t'n.  Die 
'iienrerfang  des  unbeweglichen  Vcrmou:ens  unter  die  Krb>chaftASte(ier  hat  Pitt 
796  rrrffeSens  geplant,  sie  erfolgte  erst  ISÖH  durch  (iladstnn«'  (.,su  cc  ession 
iity~L  Manohc  Einzelheiten  dieser  Steuern  wie  der  oben  genannt«»  \'erkehrsste.uern 
Ai^Ok  mit  Eigcnthumlichkeiten  des  englichen  Priv.itrecht>  zusimuien  nnd  sind  ni<-ht 
ncht  zu  vorstehen,  auch  nicht  in  Kurz»-  darzust'dien.  S.  Du  well  II,  \l'^  u.  passim. 
ö-UI,  13S — 155,  Gneist,  engl.  V«;rw.recht,  2.  A.  II,  **05.  ^1*^  am  Klarsten  V'ocke 
.223—230,  eingehend  L<?ser,  brit.  Erbsch.besteuerun^  probate  u.  le^-acy  dut\  .  in 
i.Tab.  Ztschr.  1SS1.  S.  323  ff.,  49011'.  mit  einzelnen  Berichtigungen  V'ocke 's  und 
»aae^•r  Auseinandersetzung  der  Kechtsverhältnisse. 

§.  88.  —  IV.  Periode  der  grossen  frauzösischeu 
Kriege  (1793 — 1815).  Auf  dem  Continent  sieht  das  Zeitalter  der 
iniar>3iscben  Revolation  das  überkommene  Steuerwesen  absichtlich 
ttitrümmert  werden,  wie  in  Frankreich  oder  unter  den  Kriegs- 
Bdgiii»8en  den  Dienst  versagen,  mit  seinen  Staaten  zusaniinen- 
bccchen  and  schliesslich  einem  umfassenderen  Um-  und  beinahe 
Xeabaa  weichen,  wie  in  den  anderen,  vom  Kriege  näher  berührten 
«Stuten,  auch  in  Oesterreicb,  w^enn  hier  auch  die  Ankiiüpl'ung  an 
die  Vergangenheit  gewahrt  bleibt,  in  Preusscn  und  den  neuen 
tischen  Mittelstaaten,  den  Rechtsnachfolgern  des  alten  Territorial- 
fttrümmers,  wo  schon  die  Veränderung  des  Staatsgebiets  griissere 
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UmgestaltUDgeu  bediDgte.  Eben  deswegen  ward  oben  das  dentsehe  i 
und  das  französische  Steuerwesen  nur  bis  zu  dieser  Periode,  nnr.i 
das  österreichische  etwas  mit  in  sie  hinein  verfolgt  Der  Um-  und  n 
Neubau,  soweit  die  spätere  Entwicklung  nach  1815  daran  anknttpft|  ii 
während,  wie  besonders  in  Frankreich,  sonst  nach  der  Kriegs-  i 
zeit,  wie  vornehmlich  in  Preussen,  Oesterreich,  den  deutschen  Staaten  ii 
soll  erst  im  folgenden  Kapitel  dargestellt  werden.  Der  Bruch 
mit  der  Vergangenheit,  der  im  und  nach  dem  Kriege  eintrat,  ist 
so  vollständig,  dass  dieses  Vorgehen  zulässig  und  zweckmässig  ist. 
Anders  ging,  wie  in  so  manchen  Dingen,  so  auch  im  Steuer* 
wesen  die  geschichtliche  Entwicklung  in  England  vor  sich. 
Etwas  wie  ein  „Bruch^^  mit  der  Vergangenheit,  wenn  auch  nicht 
so  tiefgreifend  wie  um  die  Schwelle  des  19.  Jahrhunderts  in  den 
Continentalstaaten,  znmal  in  Frankreich,  war  hier  schon  im  17.  Jahr- 
hundert erfolgt.  Die  französische  Kriegszeit  stellte  die  unerhörtesten 
Anforderungen  an  den  britischen  Staatshaushalt  und  die  Besteue- 
rung. Aber  die  Fortentwicklung  konnte  sich  doch  Dank  der  in- 
sularen Lage  des  Landes  wiederum  einmal  ruhiger  und  gleich- 
massiger  auf  der  gegebenen  geschichtlichen  Grundlage 
des  Steuerwesens  vollziehen.  Ein  Bruch  mit  der  Vergangenheit 
trat  jetzt  nicht  mehr  ein.  Im  Wesentlichen  wurden  die  bestehen- 
den Steuern,  die  Zölle,  Accisen,directen  Luxussteuern, 
Stempel-,  Verkehrs-,  Erbschaftssteuern  wegen  des  unge- 
heuren steigenden  Finanzbedarfs  nur  schärfer  ausgebildet, 
im  Einzelnen  vermehrt  und  in  den  Sätzen  erhöht,  wie 
dies  schon  im  Vorausgehenden  mehrfach  mit  angedeutet  worden 
ist.  An  dies  zuletzt  freilich  vollends  extravagant  gewordene  Steuer» 
System  knüpfte  dann  die  Weiterentwicklung  nach  dem  Frieden  an. 
Es  wurde  allmählich,  soweit  der  Finanzbedarf  es  gestattete,  wieder, 
wie  ein  aus  seinem  Bett  getretener  Strom,  eingedämmt  und  ab- 
gelassen. So  erklärt  sich  auch  auf  diesem  Gebiete  dieselbe  Er- 
scheinung, wie  in  anderen  Verhältnissen  des  britischen  Staatslebens: 
auch  die  britische  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts 
ist  weit  mehr  als  fast  überall  auf  dem  Gontinent  ein  Produet 
einer  langen,  kaumunter-,  niemals  völlig  abgebroche- 
nen historischen  Entwicklung.  Daraus  erklären  sich  zu- 
gleich wie  bei  anderen  britischen  Institutionen  ihre  Vorzüge  und  ■ 
ihre  Mängel.  Eben  deswegen  wurde  bereits  und  wird  im  Folgenden  ^ 
noch  in  unserer  Darstellung  auf  die  Veränderungen  in  dieser  Kriegs-  V 
Periode  etwas  mit  eingegangen.  ; 
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Nar  Eine  Stenerart  tritt  in  dieser  Zeit  in  mächtiger,  wenn 
aaeh  technisch  nnvoUkonimener  Entwicklung  neu  hervor,  die 
directe  Einkommensteuer,  leider,  um  sofort  nach  dem  defi- 
nitiTen  Frieden  wieder  für  längere  Zeit  zu  verschwinden:  ein  nn- 
erfrenliehes  Zeichen  des  Egoismus  der  besitzenden  Classen  und 
der  Schwäche  der  das  Parlament  beherrschenden  Parteien. 

Die  ausserordentliche  Vermehrung  der  Gesammtbesteuerung  in 
aDen  möglichen  Formen  in  der  Kriegszeit,  als  „Noth  an  Mann  uud 
Staaf'  gingy  ist  aber  anderseits  ein  grossartiges  beweisendes  Bei- 
spid  fflr  die  politische  Tüchtigkeit  und  wirthsehaftliche  Leistungs- 
und OpferfUhigkeit  des  britischen  Volks  in  solchen  Nothzeiten.  Sie 
weicht  von  der  gleichzeitigen  leidigen  Praxis  der  Continentalstaaten 
sehr  erfreulich  ab.  Sie  findet  ein  bemerkenswerthes  Analogen  nur 
in  den  Vorgängen  bei  den  stammverwandten  Nordamerikanern 
während  des  Bürgerkriegs.  Abweichend  von  manchem  anderen 
Staate  yersteht  man  es,  in  solchen  Zeiten  nicht  bloss  zur  Papier- 
gddpresse  und  zur  Vermehrung  der  verzinslichen  Staatsschuld,  die 
ja  auch  damals  in  England,  wie  1861  ff.  in  den  Vereinigten  Staaten 
im  colossalsten  Maassstabe  erfolgte,  sondern  zugleich  zur  Ver- 
ffl«hrnng  der  Steuern,  auch  schon  für  die  Deckung  wenigstens 
eines  Theils  der  Kriegs-  und  Anleihekosten  im  Kriege  selbst  zu 
greifen.  In  der  britischen  wie  in  der  nordamerikaniscben  Steuer- 
geschichte liegt  daher  hier  doch  ein  Beispiel  vor,  von  dem  die 
^Vlssenschaft  Act  zu  nehmen  hat:  dass  es  nämlich  immerhin  mög- 
lieh  nnd  auch  wohl  richtig  ist,  schon  unmittelbar  die  Kriegs- 
kosten mit  ans  Steuern  zu  decken. 

Eine    Bestätigonjar   der  Theorie   der  Deckung   des  Finanzbedarfs   im   1.   Band«^, 
Rn.  I,  3.  A.,  §.  73. 

Die  früher  schon  erwähnten  Erhöhungen  der  Accise-  und  Zollsätze  waren 
Q'-hrlach  gmnz  exorbitant.  Besonders  gesteigert  wurde  die  Salzsteucr,  von  5  sli., 
km  hoben  Satze  ans  dem  amerikanischen  Kriege,  auf  10  sh.  (179^»)  u.  auf  15  sh.  p. 
Bashel  (1S05),  dem  30fachen  des  Preises  von  steuerfreiem  Salz.  Der  Ertrag  stieg 
Kif  c.  1.5  Mill.  Pf.  (Vocke  S.  396,  Dowoll  IV,  5,  in  den  Zahlen  abweichend^. 
D»  ZackerzOlle  wurden  7mal  im  Kriege  erhöht,  der  Ertrag  stieg  ?on  1.32  in  1792 
aaf  fast  3  MilL  Pf.  in  1815.  (Do well  IV,  27).  Die  gleichfalls  mehrfach  erhöhcten 
TabakzOlle  stiegen  7on  Va  *uf  über  2  Mill.  Ertrag  (Dowell  IV.  276),  die  wieder- 
hat stark  erhöhten  Theezölle  von  650,000  auf  3.6  Mill.  Pf.  (eb.  S.  247).  Die 
Steuern  anf  Bier,  Malz,  Hopfen  wurden  nicht  minder  stark  erhöht,  sie  warfen 
toäammen  1815  9.6  Mill.  Pf.,  die  Malzsteuer  allein  6  Mill.  gegen  bez.  3.6  und  1.2 
MilL  in  1793  ab,  (eb.  S.  126,  127).  Diese  Beispiele  genügen.  Im  Grade  verschieden, 
ia  Princip  ähnlich  ging  es  mit  den  meisten  anderen  Accisen  und  Zöllen,  auch  mit 
Stempeln,  Erbschaftssteuern,  directen  Luxussteuern  (assessed  taxes).  Der  Gcsammt- 
ertraf  der  Zölle  stieg  roh  (aber  nach  Abzug  der  Rückzöllc,  Prämien  u.  dgl.)  von  c. 
3.7  MiU-  in  1789,  5.9  Mill.  in  1796  auf  S.6  in  1800,  14.3  Mill.  Pf.  St.  in  1815, 
i-ijenige  der  Accise  von  10  Mill.  in  1792  auf  14  in  ISOO,  25  in  l*>10,  an  30  am 
Si^ilass   der   Kriegszeit   (Vocke  S.   359,  36SV,   der  Ertrag   der  Stempel   «Jncl.  Erb- 
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sehaftssteuer  u.  Stempel  auf  Gebrauchsdinge)  von   1.4  Mill.   roh  in  1790  auf  3  MilL  ji 

in  1800,   5.(5  in  1810,   6.8  in  1820  (eb.  S.  21ß).     Von  den  Erbschaftssteuern  gaben  .. 

die  probate  duty  1805  0.31,  1810  0.44,  1820  0.79,  die  legacy  duty  1800  0.14,  1810  ■ 

0.44,   1820  0.91  MUl.  Pf.   (eb.   225,  226).     Consolidationen   der  Zoll-  und  Stempel*  ^j 

tarife  erfolgten  1803,  bez.  1804  u.  1808.     Dagegen  blieb  die  alte  Landsteuer  stabil  . 

und   verminderte   sich   in    dieser  Periode   durch   die   schon  besprochene  Maassregel  ^ 

(S.  184)  der  Ablösung.  ! 

Die  stärkere  Belastung  der  besitzenden   und  reicheren  Glassen  er-  « 

folgte  immerhin  durch  manche  der  Steuersteigerungen  im  Verbrauchssteuersystem  der  v 

Zölle  und  Accisen,  speciell  durch  die  Erbschaftssteuer-  und  Stempelerhöhungen  et-  ^ 

was  mit.  wenn  auch  schwerlich  cbenmässig.     In   bedeutenderem  Grade  wurden  diese  ^ 

Glassen  durch  die  Erhöhungen   der  directen  Luxussteuern  (asessed  taxes)  zur  ^ 

Tragung  der  Kriegskosten  mit  herangezogen.     Die  Kutschensteuer  ist  um  17 — 45  '/^  iL 

die  Pferdesteuer  um  über   100  7o^    ^i^  Bedicntenstcuer  um  50—100  7o    gesteigert  '■[ 

worden,   auch  die  Haus-   und  Fenstersteuer  wurde  erhöht  (der  complicirto  Tarif  bei  g 

Vocke  S.  477,   Dowell  III,    198.  208^.     Der  Ertrag  der  Häosersteuer  war  1792  . 

0.17,  1810  0.97,  1820  1.25,  derjenige  der  Fensterstcucr  bez.  0.96,   2.47,  2.56  Mill.  ." 

Pf.  (Vocke  S.  467).  1 

§.  89.  Die  Einkommensteuern  der  Kriegszeit.    In  der 

speciellen  Absicht,  die  reicheren  Glassen  einmal  er«  a 
heblich  mit  zu  belasten  und  in  der  Idee,  die  assessed  taxes 

und  die  Haussteuern  hierfür  wie  eine  Art  Einkommenstener  ^ 

zu  benutzen,  wurde  im  Jahre  1798  durch  Pitt  das  sogenannte  -- 
triple  assessment  durcbgeflihrt. 

Auf  Grund  der  Steuerveranlagungen  des  vorausgehenden  Jahres  würden  die 
Steuerzahler  nach  der  Höhe  ihrer  Steuerschuldigkeit  in  5  Glassen  gebracht  und  hatten  ^ 
dann  bei  einer  Schuldigkeit  von  unter  25  Pf.  St.  das  3fache,  bei  25 —  unter  SO  Ft  " 
das  SVsfache,  bei  30 —  unter  40  Pf.  das  4fache,  bei  40 —  unter  50  Pf  das  4V»fache,  i| 
bei  50'Pf.  u.  darüber  das  5fache  zu  entrichten  (mit  einigen  weiteren  Modificationen).  ,; 
So  wurde  diese  Veranlagung  von  Steuern  nach  gewissen  Ausgaben  die  ;^ 
Basis  einer  directen  Vermögens-  u.  Einkommensteuer.  In  den  Neben-  ^ 
bestimmungen  trat  dieser  Character  noch  mehr  hervor.  So  war  Einkommen  bis  60 
Pf.  von  dieser  Steuer  frei,  solches  von  60 — 200  genoss  Ermässigungen  in  der  Art,  ^ 
dass  die  Steuerschuldigkeit  im  Ganzen  eine  progressiv  steigende  Quote  des  Einkommens  >| 
(Vü — 1^%)  "i^'^t  übersteigen  sollte.  Auch  der  Bezieher  eines  höheren  Einkommens 
konnte  eine  Herabsetzung  seiner  Gesammtsteuer  auf  10  7o  seines  Einkommens  ver- 
langen, wenn  er  nachweislich  in  der  erwähnten  Form  mehr  zahlte.  Eltern  von  4  ^ 
und  mehr  Kindern  hatten  ebenso  Anspruch  auf  mit  der  Zahl  der  Kinder  steigende  .^ 
Ermässigungen.  Auch  einige  andere  Erleichterungen  ftlr  verschiedene  Berufsdassen  ^ 
wurden  gewährt.  Zur  Durchführung  des  Keclamations Verfahrens,  um  Ceberbtlrdang  | 
nachzuweisen,  wurden  Vorschriften  tiber  Ausweise  und  Berechnungen  des  jährUchen  ), 
Einkommens  gegeben,  wobei  die  Keclamanten  in  9  verschiedene  Glassen  nach  den  -, 
Quellen  ihres  Einkommens,  ganz  wie  bei  einer  wirklichen  Einkommensteuer,  einge-  ^ 
theilt  wurden.  Der  Ertrag  war  c.  5  Mill.  Pf.,  doch  hatte  Pitt  auf  das  Doppelte  ge-  ^^ 
rechnet.  Man  ging  dann  von  dieser  rohen  Form  einer  nach  Ausgabeverhält-  .] 
uissen  veranlagten  zur  förmlichen  Einkommensteuer  Über,  indem  das  System  ^ 
der  Keclamations  -  Einkommennachweise  des  triple  assessment  obligatorisch  gemacht 
wurde  (Dowell  II,  214,  bes.  lü,  174—177.  Vocke  S.  521—523.  Beider  Dar- 
stellungen, besonders  die  Ertragsangaben,  weichen  etwas  von  einander  ab). 


I 


Die  neue  Einkommensteuer  von  1798—99  (39  Georg  III,  c.  13,  * 

verbessert  durch  39  Ge.  III,  c.  22)  war  im  Princip  und  im  Wesen^  i 

liehen  in  der  Ausführung  eine  wirkliche  Personal-Gesammt-  ^ 

einkommensteuer,  welche  im  Inland  wohnende  In-  und  Aus-  i 
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Ünder  nach  Maassgabe  ihres  Einkommens,  abwesende  Inländer 
(ftbsentees)  nach  Maassgabe  ihres  Einkommens  aus  Eigenthum  im 
Ifiland  traf. 

Vie  Steaerpflichtigen  hatten  nach  bestimmten  Schumatcn  fUr  die  einzelnen  £in- 
bwDenaiten  Dedarationen  zu  machen.  Die  zulässigeren  Al>znj|f«'  vom  KohtiHrag  zur 
fiUiULg  des  Beineitrags  oder  ,J!inkommens''  im  eigentlichen  Sinne  i^s.  Grundltguni^  I, 
t  A.,  §.  S2 — S4)  und  die  weiteren  zulässigen  Abzil^e  zur  lUIdun^^  des  Steuer- 
fflichtigen  Einkommens  waren  ^enau  angegeben.  Die  St**uer(*omuiissäre  wurden 
■s  denen  ftlr  die  Landtaze  gewählt«  in  London  und  den  urrösseren  Stiidtrn  fungirteii 
jflAikdi  besondere  „Handelscommissäre"*  fi\r  die  Veranlagun:;  der  IIan(leli>einkommen. 
Ke  Vennburnng  und  Erhebung  erfolgte  durch  Localbeamt** ,  wobei  das  tiäculiüclii- 
baatmt  durch  einen  Steuerinspector  mit  dem  Kechte,  die  Kinschätzung-  zu  erhöhen. 
vikrreBonLmen  wurde.  Einkommen  bis  CO  Pf.  war  wieder  steuerfrei,  von  da  bis  zu 
ÜO  PL  and  m«hr  stieg  der  Steuersatz,  wie  bei  der  vorhin  bi-sproohcnen  Steuer,  von 
V«  auf  10  ^/g;  in  Familien  traten  Ermässigungen  für  die  Kinder  ein  und  zwar  für 
jedes  Kind  ein  mit  der  Höhe  des  Einkommens  Mih  v<.Tniindernder  Ab/ugssatz  (5  7„ 
fe4üO  Pf.  EinJfommen,  4  7o  von  400—1000.  ;j  *»  „  von  1000—5000,  2  "/„  von  über 
«M)  Pf).  Die  Steuer  bestand  bis  lb02  (Frieden  von  Amiens),  ergab  &tatt  d<-r  erholllen 
10  Mill.  öder  wenigstens  7.5  Mill.  nur  zwischen  5.6  u.  <>.25  Mill.  und  liel  ebenso 
Tic  die  roransgegangene  unter  der  Abneigung  des  Parlaments .  der  besitzenden ,  )>e- 
»aden  anch  der  handeltreibenden  Classen.  (Do well  II,  215  li.,  III,  103—110,  mit 
cim  Modter  der  shedules  der  Yeranlafcung,  im  Anhang  Pitt*s  Kcd«'  v.  3.  Dcc.  179s 
hnha,  p.  351—372,  Vocke  S.  521—527.) 

Der  Wiederbeginn  des  Kriegs  nöthigte  bald,  znr  Einkomnien- 
iteaer  zurttckzakehren.  Doch  wurde  in  dein  nenen  Gesetz  des 
Min.  Ad  dington  von  1803  (43  Georg  III,  c.  122)  die  Grundlage 
ud  insofern  aach  der  Grandcharacter  der  ISteuer  erbeblich  ver- 
ändert, besonders  in  der  Tendenz,  die  Offenlegung  der  Einkonimcn- 
verhältnisse,  der  unpopulärste  Punct  der  vorigen  Steuer,  nur  rn  ge- 
ringerem Maasse  erforderlich  zu  machen.  Die  »Steuer  wurde  so, 
fteich  der  jetzigen  britischen  Einkommensteuer  von  1842,  „ein 
Ertragssteuersystem  mit  Einkommensteuermonientcn^' 
iVocke). 

lo  5  AbtheiloDgen  wurden  die  Kinkommcn  aus  Iminobiliar))esitz,  aus  Landwirth- 

a-kafbbetrieb  (Pacht  und  Selbstbetrieb\  aas  öli'entlichen  Fonds  ' unter  Freilassung  von 

a  AoäiaD«]    wohnenden   Ausländem  >,  aus  anderen  g:i.'werl)liclicn  und   Erwerbsthatig- 

ieiteii,  endlich  aas  Besoldungen  veranlagt:  das  ,,Schcdul-System*'   auch   di>r  houtig<?n 

iuMtzgebunir.      D*;clarationen  waren   nur  für  das  gewurhlichc  u.  dgl.  Einkommen  <;r- 

ifi^rlich;    hier    blieb   die  Steuer  unmittelbar  Einkommensteuer.     Bri  den  andorm 

Zridjen,   btisonders  dem  Grandbesitz,  Pachtungen  (bei  Fonds  seit  l*^or>)  orf(»lgt«^  die 

Bcseoernng  wie  bei  den  Ertragasteaem  an  der  Quelle,  daht^r  z.  B.  beim  Pächtrr. 

Xistber  für   den  EigenthUmcr,  beim  Schuldner  für  den  (iläuMgor,   mit   drm  Kccht, 

ht  eDtsprecheoden  Abzüge  der  Steuer  bei  der  K''nt«'nzahlim{r   u.  s.  w.  zu   machen. 

Fvüifa  mit  Kindern  behielten  ähDliche  Ermässi^ungsansprüche  wie  frUh<T;   ()0  Pf. 

bfi-beu  steaerfrei,  dann   war  der  Fuss  progressiv,   von  ^q  bis  .')"'„  von    150  Pf.  an, 

tit  etwas  massigeren  S&tzen   für  P&chter.      Iii   diesen  Summirungen   der  Ertrüge  /.u 

liHm  EinlcomiDen ,  der  Besteaerung  nach  progressivem   Fuss,    der   Freiheit  kleinen 

Eiakbameoä   a.    s.   w.   war   wieder    der   Charaeter  der  Einkommensteuer  fcstgc- 

!w«a.     Der  Ertrag  war  zwischen   4.1  und  5.35  Mill.  Pf.  1*^05   erfolj^t«*  ein«-  kleine. 

1*06  eine  Erhöhung  bis  za  10%.    (Dowell  II,  220,  III.  110-118,  Vocke  S.  527 

'^'-i  ^2.  beide  mehrfach  abweichend  von  einander). 

Im  J.  1S06  wurde  ein  neues  Gesetz  gegeben  (4t)  Georg  III,  c.  l.H),  mit  mancher- 
'^  Aliändenmgen   des  vorigen,  aber  doch  im  Ganzen  auf  derselben  Grundlage.    Es 
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bildet  den  gesetzlichen  Boden  bis  1815,  bez.  1816.  Die  Steuerfreiheit  hörte  bei  50  Vt 
auf,  bis  150  Pf.  trat  ein  massigerer  Fuss  ein,  der  nach  einem  cigenthumlichen 
Princip  der  Berechnung  festgesetzt  war  und  schliesslich  bei  150  Pf.  und  mehr  auf 
1 0  Vo  ^^i^S-  I^ic  Ermässigungen  für  Familien  mit  Kindern  hörten  auf,  weil  sie  z« 
viel  Mühe  gemacht  und  zu  Missbräuchen  gefuhrt  hatten.  Der  Ertrag  stieg  von  12.8 
Mill.  in  1806,  11.9  in  1807  auf  15.5  in  1812,  15.6  in  1815.  Schon  1815  bestand 
die  Absicht  die  von  vorneherein  nur  für  die  Kriegsdaucr,  also  als  ausserordent- 
liche Steuer  in  der  früheren  Weise  bestimmte  Einkommensteuer  aufzuheben.  Na- 
poleon's  Rückkehr  nöthigtc  noch  einmal,  sie  zu  verlängern,  aber  im  J.  1816  fiel  die 
Steuer  im  Parlament  unter  dem  Druck  der  „öffentlichen  Meinung",  d.  h.  der  Wunsche 
der  reicheren  Classen,  während  die  Regierung  vergebens  sie  wenigstens  zum  halben 
Satze  noch  behalten  wollte,  was  gewiss  das  Richtigere  gewesen  wäre.  (Do well  II, 
224,  III,  113  bis  116,  Vocke  S.  532—538.) 

Erst  nach  26  Jahren,  bei  Sir  Robert  Pecl's  Steuerreformen  der  40er  Jahn 
kehrte  sie  wieder  (1842),  um  seitdem  nicht  wieder  zu  verschwinden,  trotz  der  Often 
gehegten  Absicht,  sondern  das  nothwendige  und  zweckmässige  „mobile  Eiern ent^^ 
im  grossen  britischen  Staatshaushalt  zu  bilden.  (Wagner,  Abh.  directe  Steuern  in 
Schönberg's  Handb.  d.  polit.  Oekon.  2.  A.  III,  818). 

7.  Abschnitt. 

Steuergeschichtliche  Ergebnisse. 

§.  90.  Das  Ergebniss  der  voransgeheDden  steuergeschicht- 
lichen Darstellungen  in  diesem  Kapitel  ist  bereits  in  jenem  Ab- 
schnitt der  allgemeinen  Steuerlehre,  zu  welchem  dieses  Kapitel  die 
genauere  Ausführung  bilden  und  die  Beweisführung  liefern  sollte, 
im  zweiten  Bande  dieses  Werks  zusammengefasst  und  vorweg  ge- 
nommen worden.  Mit  der  dort  gegebenen  „Uebersicht  über  die 
Grundzüge  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Steuersystems  und 
der  öteuerarten"  (II,  387—408)  stimmt  das  Ergebniss  dieses  Kar 
pitels  vollkommen  überein.  Was  dort  in  grossen  Grundzügen  und 
zum  Theil  mit  Benutzung  der  deductiven  Methode  entwickelt  wor- 
den ist,  hat  hier  jetzt  seine  Bestätigung  im  Einzelnen  und  unter 
Anwendung  der  historisch-ihductiven  Methode  gefunden.  Dadurch 
ist  ein  volleres,  farbenreicheres,  belebteres  Bild  gewonnen,  das  Ab- 
stracte  und  Allgemeine  durch  concretes  Detail  ausgefüllt,  dem  Ver- 
ständniss  näher  gebracht,  sind  die  Umrisslinien  sozusagen  mit 
Farben,  mit  Licht  und  Schatten,  das  Gerippe  mit  Fleisch  und  Blut 
versehen  worden.  Aber  alles  Wesentliche,  worauf  es  in  der  Fi- 
nanzwissenschaft und  in  der  vergleichenden  Steuerge- 
schichte, im  Unterschied  von  der  Einzelgeschichte  eines  be- 
stimmten Staats  und  Zeitalters,  ankommt,  ist  bereits  in  jener 
„Uebersicht  über  die  Grundzüge  der  Steuerentwicklung"  im  zwei- 
ten Bande  enthalten.  Das  vorstehende  Kapitel  hat  Ergänzungen, 
aber  nicht  Berichtigungen  gebracht  und  imGanzen  überhaupt 
nichts  Neues  im  Vergleich  mit  jener  Uebersicht  bringen  sollen 
und  können. 
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E»  üt  mit  ein  methodologischer  (icäichtäpuiict ,  dt^sstMitwoj^cn  ich  «lii's  hier 
hnouder?  hciTorhehe,  gegenüber  dem  etwas  zu  aiibi'ruclisvullt'n  Auftrutfii  uml  doii 
e*wts  /Q  ^^roMScii  Worten  des  .^ökononiisohcu  Historismus*',  auch  auf  ili<-  (iffalir  hin, 
deu  Eiiiwaud  zii  begeg^eu,  warum  ich  deim  dann  äelbst  ein  so  umtait^n^ches  con- 
cr':<-3teuergeschichtlicheä  Kapitel,  wie  das  vorausgehende,  in  dieses  W<rk  aut'L'^i'nuuinhii 
bbe.  Deo  Werth  und  das  BedUrfniss  solchen  concreten  DctaiN  ^cradi*  für  di<>  spc*- 
■  c.rlle  Steat-rlehre ,  diese  an  sich  und  wieder  als  Theil  <1it  ganz'-n  Steurrlehre  und 
i  Ui  Finanzwissezischaft  genommen,  bestreite  ich  natürlich  nicht.  Al»er  für  einen  an- 
I  i«rea  und  zwar  für  den  zuo&chst  in  B«.>tracht  kommenden  Hauptzweck,  für  die  (ic- 
vinnang  des  Einblicks  in  die  causalen  und  conditionellcn  Verhält- 
lisse  der  Steiierentwicklung  überhaupt,  den  Punct  des  eig''ntlich  wissen- 
schaftlichen Interesses  in  der  Sache,  kann  jene  „Uchcrsicht"  in  der  all<^emeinen 
Suoerlehre  jJles  das  bieten  and  bietet  sie  in  der  That  alhs  das,  was  tur  die  Losun;r 
dtr  einen  Aufgabe  der  Fioanzwisscuschaft .  der  theoretischen,  ertordt-rlich  i.st 
FuL  I,  3.  A. ,  §.  12,  s.  auch  in  diesem  B.  IH.  §.  I  u.  2\  Die  l cbereinstimmunir 
icr  Ergebnisse  jener  früheren  „Uebt^rsicht**  mit  denen  dii:ses  jet/if^en  steuergeschicht- 
Üi:heQ  Kapitels  und  die  relative  Untergeorduetbeit  der  Bedeutung  dieses  Details,  diesem 
-CoDcreten*',  selbst  in  der  hier  befolgen  vergleichenden  Bchandlunu-,  grgcnUtxr  dem 
.Alkemeinen'',  dem  „Al>stracten'*  in  der  früherui  Behandlun^^  des  (i<.'genstands  liefert 
B.  £.  d'-o  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Erörterungen  im  1.  Bande  nbcr  Aufgabe 
35d  M*-'tho<Ien  der  Finanzwissenschaft,  speciell  ul»er  dt-n  Wcrth  der  (icschichte  als 
Vrthode.  d<?r  soir.  „historischen  Methode"  in  letzterer  ÜiM-iplin  ^l'in.  8.  A.  I,  g.  12, 
'S).  Zugleich  wird  hier  wohl  ein  Beitrag  zu  dem  neuerdin^'^s  so  h<ftig  gewürdcn<-n 
X^odenstreit  in  der  Nationalökonomie  überhaupt  ^egcb«*n.  Meine  Stellung  dazu, 
die  Mitteistellang  zwischen  den  beiden  Extremen  Sc  hm  oller 's  und  M  enger 's,  ist 
Sbr  ähnliche  wie  diejenige  Gust.  Cohn*s.  Meine  bezüglichen  Ausführun;ren  in  dem 
Aafiatz  .^btematische  Nationalukonomio*'  (Courad's  Jahrb.  isSf)  I,  S.  11)7.  bes.  S. 
^ü^fi)  finden,  scheint  mir,  in  dem  im  Vorausgehenden  Gesagten  und  in  meiner  He- 
vriafuhroug  mit  dem  Versuch  sell)St  in  der  stcuergeschichtlichen  Skizze  in  der  all- 
readnen  St*:oerIehre  ihre  Bestfttignng. 

V^'ie  man  aber  auch  hierül)er  urtheile  und  wie  sehr  man  im  methoi]olo<rischen 
>uaJ[un<:t  abweiche:  das  ist  doch  wohl  volh.>nds  unbestreitliar.  dass  nur  eine  vcr- 
rleiirhcnde  Steiiergesrhichte  überhaupt  die  in  der  mehr  theoretiM-hcn  wie  in  der 
BiliT  practischen  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  (Fin.  I,  3.  A.,  S.  12)  vorliegenden 
Probleme  zu  lösen  ermöglicht.  Die  concrete,  noch  so  „exacl"  fe^tL'^est•■llte.  Steuerüe- 
^.'ki'ihte  eines  einzelnen  Landes  ist  die  nothwendige,  nach  dem  Grade  ihrr  Ziiver- 
Unirkvit  and  Objectivit&t  mehr  oder  weniger  werthvolle  Vorarbeit  tur  einen  solchen 
^jaozTiaS'^nscliaftlichen  Zweck,  niclit  weniger,  aber  auch  nicht  mehr,  un<i  immer  nur 
'VAf  historische,  nicht  an  sich  schon  eine  nationalükonomischc  oder  Staats  wiesen - 
>cliaftliche  Arbeit.  Dass  a)>er  sogar  zum  richtii^en  Verständnis»  und  zur  objcctiven 
k.ntik  der  concreten  Finanz-  und  Steuergeschichte  auch  eines  einzelnen  Landes 
«:.•«  durch  die  Vergleichung  der  richtige  Standpunct  irewonnen  wird,  möchte  ich 
ik  ein  bt^sondercs  methodologisches  Ergebniss  aus  diesem  Nteuergeschichtlichen  Ka- 
pitel hervorheben.  Erst  durch  Vergleichung  tritt  das  (iute  und  Schlechte  in  die 
richtige  Beleuchtung  und   erst  bei  ihr  wird  man  weder  Lob  noch  Tadel  übertreilien. 

§.  91.  Das  „Gesetz  der  fortschreitenden  Differen- 
ziran g  des  Steuersystems"  oder  der  Entwicklungsprocess, 
welcher  sich  mit  der  Besteuerung  in  Folge  der  fortschreitenden 
fiualitativen  and  quantitativen  Differenzirung  des  Volkseinkommens 
and  Volksvermögens  im  Einkommen  und  Venn()gen  der  Einzelnen 
vollzieht  (Fin.  II,  387—389),  war  die  Formel,  in  welche  an  der 
angeflihrten  Stelle  im  zweiten  Bande  dieses  Werks  die  entwick- 
longsgesetzmässigen  Beziehungen  zwischen  Volks- 
wirthschaft  und  Besteuerung  auf  ihren  abstracten  Ausdruck 
gebracht  worden  sind.    Dies  Gesetz  hat  in  diesem  Kapitel  überaM 
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seine  BestätigUDg  gefunden.  Durch  die  Ausführungen  über  die 
Steuergeschichte  der  einzelnen,  in  diese  Untersuchung  gezogenen 
Länder  ist  zugleich  dargelegt  worden,  in  welcher  Weise  dieses 
Gesetz  sich  tiberall  in  die  Einzelheiten  der  Besteuerung  hinein 
durchsetzt. 

Die  politischen,  rechtlichen,  socialen,  technischen 
Verhältnisse  bilden  dabei  bald  Momente  der  Hemmung,  bald 
solche  der  Beförderung  des  Processes,  in  der  diesem  immanenten 
Tendenz  sich  zu  entwickeln,  d.  h.  die  Besteuerung  zu  gestalten. 
Aber  hier  früher,  dort  später,  hier  in  diesen,  dort  in  jenen,  ausser- 
lieh  mehrfach  verschiedenen,  indessen  demselben  Specialzweck 
einer  bestimmten  Art  der  Besteuerung  dienenden  Formen  kommt 
schliesslich  doch  ein  in  den  entscheidenden  Puncten  an- 
nähernd gleiches  Steuersystem  in  den  Staaten  unserer 
Culturperiode  zu  Stande,  wie  es  den  im  Ganzen  so  gleichartigen 
wirthschaftlichen  Gesammtverhältnissen  der  Arbeits-  und  Eigen- 
thumstheilung,  der  Production  und  der  Vertheilung  des  Productions- 
ertrags  entspricht. 

Der  treibende  Factor  dabei  ist  öfters  das  politische 
Bewusstsein  der  Zeit  und  das  mit  diesem  verbundene  Streben 
nach  „gerechter"  Steuervertheilung.  Die  veränderten 
wii*thschaftlichen  Verhältnisse  machen  die  bisherige  Besteuerung 
unzulänglich,  Berichtigungen,  Ergänzungen,  „Reformen"  mit  einem 
Worte  werden  Postulate  des  politischen  Bewusstseins  und  des  Ge- 
rechtigkeitsgefühls. Diese  Postulate  gelangen  dann  aber  um  so 
mehr  zu  ihrer  Verwirklichung  in  der  Ausgestaltung  des  Steuer- 
systems, je  grösser  der  Finanz-  und  Steuerbedarf  wird  und  je  mehr 
daher  auch  unmittelbar  das  Finanzinteresse  eine  solche  Ausgestal- 
tung verlangt,  weil  es  nur  durch  dieselbe  befriedigt  werden  kann. 

Auch  fur  den  in  der  allgemeineii  Steuerlehrc  (II,  §.  400,  S.  292  ff.)  hervorge- 
hobenen Eiufluss,  welchen  die  Entwicklung  der  privatwirthschaftlicheu  Arbeitstheilung 
und  der  Technik  auf  die  practische  Durchführung  der  Principien  der  Allgemeinheit 
und  Gleich mäsäigkeit  in  der  Besteuerung  ausübt,  finden  sich  in  diesem  steuergeschicht- 
lichen Kapitel  viele  einzelne  Belege. 

§.  92.  Schon  am  Ende  der  Periode,  bis  zu  welcher  die  Steuer- 
geschichte vergleichend  verfolgt  worden  ist,  am  Schluss  des  „ancien 
regime"  —  wie  man  die  „alte  Zeit"  bei  der  universalen  Bedeutung 
der  französischen  Revolutionsepoche  nunmehr  wohl  zusammenfassend 
für  ganz  Mittel-  und  Westeuropa  nennen  kann  —  zeigt  sich  in  der 
Ausbildung  der  Besteuerung  zn  einem  drei  bis  viergliedrigen 
,, Steuersystem"  eine  grosse  Uebereinstimmung,  jede  der 
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m  oder  vier  grossen  Stenergruppen  zunächst  als  ein  solches  Glied 
■d  als  ein  Ganzes  betrachtet:  überall  eine  Combination  von 
ireeter  „bernfsmässiger  Erwerbsbesteuerung''  (II,  4i;^, 
irtirngs-,  Personal -y  Einkommensteaem  n.  s.  w.),  mit  ,,indi- 
eeter  Verbraochsbesteuerung''  (II,  49(>fF.),  beide  ergänzt 
iith  ^yVerkehrsbestenerung'*  einzelner  Erwerbsacte 
nd  Rechtsgeschäfte  (Stempel  u.  s.  w.,  II,  439  ff.),  und,  wenn 
leh  noch  nicht  so  allgemein,  durch  Bestenernng  des  „An- 
iU-Erwerbs''  (Erbschaftsbestenerung,  11,455,  470).  In 
ieier  Uebereinstimmnng  liegt  doch  wohl  ein  guter  historischer  In- 
Ktionsbeweis,  wie  fUr  die  relativ  grosse  Gleichartigkeit  der  wirth- 
rhaillichen ^  socialen,  rechtlichen,  technischen  Verhältnisse,  anf 
tkhen  dies  Steuersystem  sich  aufbaut,  so  für  die  wenigstens 
elatiye  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  eines 
eichen  Steuersystems  um  die  Scheide  des  18.  und  19.  Jahr- 
inderts.  Ina  Laufe  des  letzteren,  bei  dem  Um-  und  Neubau  nach 
er  grossen  Epoche  der  französischen  Kriege,  wird  dann  das  Steuer- 
fstem  der  verschiedenen  Länder  noch  gleichartiger,  aus  nahe- 
egenden,  in  der  Gleichmässigkeit  der  Entwicklung  der  gesammten 
iawirkenden  Verhältnisse  liegenden  Grtlnden. 

Innerhalb  jeder  der  genannten  grossen  Steuergruppen  finden 
cb  Stenem  verbunden,  in  welchen  die  einzelnen  Länder 
och  mehr  Verschiedenheiten  zeigen.  Die  Ausbildung 
id  Fortentwicklung  der  Einzelsteuern  jeder  Gruppe  ist  bis  zum 
sginn  des  19.  Jahrhunderts  nicht  überall  die  gleiche  gewesen, 
n  meisten  Verschiedenheiten  sind  wohl  gerade  bei  den  an  sich 
testen,  bei  den  directen  Steuern  und  zum  Theil  auch  bei 
Ä  Zöllen  geblieben.  Die  junge  Verkehrsbesteuerung  (be- 
nders  Stempel),  die  Erbschaftsbestenerung,  wo  sie  be- 
eht,  die  Verbrauchssteuern  in  Monopolform  zeigen  schon 
ehr  üebereinstimmung.  Die  sonstige  innere  indirecte  Ver- 
rauchsbesteuerung  (Accisen)  bürgert  sich  überall  ein  und 
^hnt  sich  seit  dem  17.  Jahrhundert  mächtig  ans,  hat  auch  viel 
leichartiges,  bewahrt  aber  anderseits,  theils  zwischen  England 
id  dem  Continent,  theils  auch  sonst  zwischen  einzelnen  Ländern 
iwme  tiefere  technische  Verschiedenheiten  (allgemeine  Accisen, 
ie  in  Prenssen  und  anderen  deutsehen  Staaten;  Form  der  städti- 
•hen  Thorsteuer,  wie  hier,  aber  auch  in  Frankreich;  Accisen  be- 
immter  einzelner,  doch  wenigerer  wichtiger  Artikel,  wie  in  Eng- 
oid,  theilweise  auch  in  Frankreich). 
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Die  directen  Steuern  hängen  regelmässig  in  ihrer  speciellen 
Ausgestaltung  mehr  und  unmittelbarer  als  andere  Steuergattungen 
von  den  gegebenen  concreten  politischen,  rechtlichen,  socialen 
Verhältnissen  eines  Landes  ab.  Der  Process  der  Umbildung  der 
älteren  directen  Steuern  und  der  Ausbildung  der  gesammten  directen 
Besteuerung  zu  einem  „System'^  erfährt  durch  diese  Verhältnisse 
öfters  besondere  Hemmungen  (Kampf  um  persönliche,  Standes-  und 
reale  Steuerfreiheiten  bei  der  Umbildung  des  Ständewesens,  Inte- 
ressen der  besitzenden  Classen,  österreichische,  preussische  Contri- 
butionen,  französische  Taille,  englische  Landtax).  Die  directe  Be- 
steuerung hat  so  naturgemäss  mehr  einen  y^erdigen  Beigeschmack'^ 
nach  den  gegebenen  Verhältnissen  von  Land  und  Leuten.  Aber 
in  dem  Ersatz  des  älteren  directen  Vermögenssteuersystems  durch 
specielle  directe  Ertrags-,  Personal-,  Classen  steuern,  in  dem  Hin- 
streben auf  das  „moderne  rationelle  Ertragssteuersystem''  und  dessen 
beginnende  Entfaltung  (Fin.  II,  423  ff.,  Continent,  englische  Ein- 
kommensteuer), in  den  freilich  mehr  oder  weniger  geschickten, 
energischen,  erfolgreichen  Reformversuchen  der  directen  Besteuerung 
im  18.  Jahrhundert,  besonders  in  den  Bemühungen  nach  einer 
politischen  und  technischen  Reform  des  wichtigsten  Theils  dieser 
Besteuerung,  desjenigen,  welcher  davon  das  Grundvermögen  und 
seine  Erträge  trifft  (Oesterreicb,  preussische  Provinzen,  Frankreich), 
in  den  vorttbergehend  oder  bleibend  neu  hinzutretenden  Personal- 
steuern verschiedener  Art,  durch  welche  auch  die  privilegirten 
steuerfreien  Stände  und  die  wohlhabenden  Classen  stärker  ftlr  die 
steigende  Steuerlast  mit  herangezogen  werden  sollen  (Kopf-,  Rang-, 
Standes-,  Berufs-,  Vermögenssteuern,  England,  Frankreich,  Oester- 
reicb, Prenssen)  —  in  dem  Allen  offenbart  sich  in  dieser  Periode 
doch  ein  gleichartiges  Bedürfniss :  die  Folge  der  gleichartigen  Fort- 
bildung der  wirtbschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  und  des 
stärker  werdenden  politischen  Hindrängens  nach  Steuerreformen 
sowie  des  regeren  Gerechtigkeitsgefühls  der  regierenden  und  der 
höheren  Classen  überhaupt.  Die  Abweichungen,  welche  England 
zeigt,  besonders  in  der  Stabilität  der  Landtax  (übrigens  mit  höherem 
Stenerfuss),  finden  wenigstens  in  directen  Luxus-  und  Erbschafts- 
steuern, in  der  französischen  Kriegszeit  auch  in  der  schweren  Ein- 
kommenbesteuerung eine  gewisse  Ausgleichung  (§.  82,  83,  88,  89). 

Die  Zölle  behalten  auf  dem  Continent  den  alten,  vielfach 
übrigens  übereinstimmenden  Character  und  weichen  von  dem  eng- 
lischen Zollsystem,  in  welchem  die  Finanzzölle  als  Einfuhrzölle 
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schon  mehr  das  Hanptobject  werden,  insofern  noch  ab.  Wenn  auch 
der  GrenzKoU  vor  dem  inneren  Zoll,  der  Einfuhr-  vor  dem  Au8- 
Dfid  DarchlabrzoU  immer  mehr  ber\ortreten,  so  bleibt  doch  noch 
das  System  der  ProvincialzOlle,  selbst  in  Frankreich  theilweise, 
besteben,  fehlt  also  die  Einheitlichkeit  des  Zoll-  und  Wirthschafts 
gebiets  und  sind  die  Zölle  noch  nicht  in  dem  Masse  wie  ini  l\K 
Jahrhundert  wesentlich  nur  ^^Verbrauchssteuern  in  Zollform'^  Ge- 
Bieinsam  aber  ist  dem  Zollwesen  der  europäischen  Länder,  hier 
Eogland  eingeschlossen,  die  Kreuzung  des  tiscalischen  durch  den 
handelS'  und  überhaupt  volkswirthschaftspolitischen,  den  Protections- 
gesichtspnnct,  das  öftere  Zurücktreten  des  ersteren  vor  dem  letz- 
teren, Verhältnisse,  welche  zwar  in  den  früheren  Jahrhunderten  auch 
nicht  immer  ganz  gefehlt  haben,  im  17.  und  18.  Jahrhundert  aber 
viel  schärfer  und  allgemeiner  hervortreten. 

§.  93.     Greht  man  von  den  grossen  Steuergruppen  und  den  in 
ihnen  enthaltenen  Steuergattnngen  auf  die  einzelnen  Steuern 
selbst   zurück,  so  treten  die  auch  noch  am  Ende  des  18.  Jahr- 
bonderta   verbliebenen    Verschiedenheiten    zwischen  den  einzelnen 
Landern   bestimmter  hervor.     Das  ist  auch   begrcitlich,  weil  die 
coDcrete  Ausgestaltung  einer  Steuer  immer  von  den  concreten 
socialen,    rechtlichen,   wirthschaftlichen ,  technischen  Verhältnissen 
abhängen  mnss  und  in  gewissen  Grenzen  auch  Spielraum  für  sub- 
jcctive   Willkühr  bleibt.     Diese  Verhältnisse    sind  eben  doch  nur 
im  Grossen  und  Ganzen   die  etwa  gleichen,  im  Einzel- 
nen bleibt  manche  Verschiedenheit,  welcher  sich  das  Steuer- 
recht anpassen  muss.    Die  einzelnen  Länder  stehen  auch  nicht  ganz 
in  demselben  Entwicklungsstadium  dieser  Verhältnisse,  was  wiede- 
rum ein  etwas  verschiedenes  Entwicklungsstadium  der 
Besteuerung  bedingt. 

Di5  deatsche  Steaerwesen  i.  B.  hat  unverkennbar  noch  am  Si^hluss  unserer 
Periode  eineu  weniger  modernen  Character,  ah»  bereits  das  französische  und  englische, 
;noz  in  EinkUng  mit  der  im  Verglcicli  zu  letzteren  L.-indern  zuruckgebliol)enen  (ie- 
ftamtentwicklang.  Vom  österreichischen  und  preussischen  Steuerwesen  gilt  difs  aber 
Tt^niger  aIs  von  demjenigen  der  anderen  deutschen  Territorialstaatcn ,  ebenfalls  aus 
I-icht  Ijejrreif liehen  Grttndrn.  Erst  im  Laufe  des  11).  Jahrhunderts  wird  der  Vor- 
9)>rung  des  westeuropäischen  ?or  d<.'ui  deut£K:h<;n  Stcui-rwcstMi  immer  kleiner,  wie  «s 
ii«:deniiu  von  der  öesammtentwicklun<r  der  wirthsohaftlirhm  N'crhältiiisse  ^ilt.  aber 
ranz  Terschwunden  ^z.  B.  im  (iebiete  der  Verkehrs- .  der  YtTbrauchsbcsteuerung^  ist 
■^t  immer  noch  nicht. 

Steuern  wie  die  Zölle  im  auswärtigen  Verkehr  und  wie 
die  grossen  inneren  Verbrauchssteuern  setzen  zu  ihrer  genügenden 
tioanzieilen  Ausgestaltung  auch  ein  grösseres,  arrondirtes  Wirthschafts- 
Dod  Staatsgebiet  voraus.     Dieser   Mangel  in   Deutschland  erklärt 
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wiederum  die  geringere  und  spätere  Entwicklung  dieser  Abgaben 
bei  uns.  Mehrfach  ist  ja  selbst  gegenwärtig  hier  noch  Manche^ 
nachzuholen,  was  das  Ausland  längst  erreicht  hat  (genügende 
Tabak-,  Getränkebesteuerung). 

§.  94.  Doch  nicht  nur  am  Schluss  des  ,,ancien  r^gime^'  besteht 
so  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  in  der  Einrichtung  der  Gesammt- 
besteuerung,  worüber  die  vorhandenen  Verschiedenheiten  nicht 
täuschen  dürfen,  —  auch  früher  zeigt  sich  doch  wiederholt  in 
manchen  characteristischen  Beispielen  eine  gleichartige  Ent- 
wicklung. 

Dahin  gehört  in  der  directen  Besteuerung  das  ältere  Ver- 
mögenssteuersystem in  den  Städten,  Territorien  und  Staaten, 
mit  ähnlichen  oder  gleichen  Bestimmungen  über  Steuersubjecte, 
Steuerobjecte,  Veranlagung,  Fassionen,  Steuereid  u.  v.  a.  m.;  femer 
das  System  ausserordentlicher  Vermögens-,  Personal-, 
Einkommensteuern  mit  ähnlicher  Durchführung  im  Einzelnen 
am  Schluss  des  Mittelalters  und  darüber  hinaus  (14. — 16.  Jahr- 
hundert, „gemeiner  Pfennig''  in  Deutschland,  Türkensteuern  der 
Territorien,  ähnliche  Steuern  aber  auch  in  Frankreich,  England). 
Diese  Steuern  gestalten  sich  nach  unten  zu  Kopf-  und  Glas  sen- 
gte u  er  n;  für  die  Mittel-  und  höheren  Stände,  einschliesslich  die 
sonst  privilegirten  steuerfreien,  werden  sie  zu  Standes-,  Rang- 
und  Berufs  steuern  mit  bestimmten  höheren  Steuersätzen,  also 
mit  Bemessung  der  Steuerfähigkeit  überwiegend  nach  Standesver- 
hältnissen. Solche  Steuern  kehren  aber  ziemlich  gleichmässig  noch 
einmal  Ende  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert  wieder  in  den  neuen 
sog.  „Kopfsteuern'',  als  ausserordentlichen  Kriegssteuern  (Eng- 
land: poll  taxes,  Frankreich:  capitation,  Preussen,  Oesterreicb), 
also  mit  so  später  Beibehaltung  der  Standes-  und  Ranggrundlage 
solcher  Steuern,  was  besondere  Beachtung  verdienen  möchte  (s.  §.  43, 
48,  60,  81):  doch  wieder  ein  Hinweis  darauf,  dass  s  o  1  c  h  e  Steuern 
den  damaligen  Verhältnissen  und  Anschauungen,  sogar  in  Eng- 
land, noch  entsprachen,  wie  2—3  Jahrhunderte  früher  zur  Zeit  des 
„gemeinen  Pfennig"  und  der  ähnlichen  Steuern  in  anderen  Ländern. 
Die  Zersetzung  des  alten  Rang-  und  Ständewesens  durch  die  Ent- 
stehung einer  „freieren  wirthschaftlichen  Gesellschaft"  (oder,  wenn 
man  so  will,  des  „Capitalismus")  hatte  zwar,  vollends  in  England, 
in  Frankreich,  aber  auch,  wennschon  noch  weniger  erfolgreich  in 
Deutschland,  begonnen;  das  zu  weit  gehende  Absehen  von  Ver- 
ivr)gens-  und  Einkommendifferenzen  in  demselben  Stand,  Rang  und 
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Beruf  zeigte  sich  auch  bereits  misslich.  Aber  es  konnte  eben  doch 
noch  stattfinden,  wie  die  Möglichkeit  solcher  Steuern  in  diesen 
Terschiedenen  Ländern  beweist.  —  Auch  die  Weiterentwicklung 
der  älteren  directen  Bestenerong,  die  Reformen  im  18.  Jahrhundert 
dann  nnd  das  Hinstreben  auf  eigene  Grund-,  Haus-,  Gewerbesteuern 
bieten  in  den  einzelnen  Ländern  manche  Analogie. 

Noch  mehr  Uebereinstimmung  in  der  Fortentwicklung  wie  in 
dnzehien  Steaerexperimenten  nnd  in  bleibend  werdenden  Neu- 
gestaltungen zeigt  sich  aber  schon  in  frtlheren  Perioden  in  der 
indirecten  nnd  der  verwandten  Besteueiung  (Verkehrssteuern 
0.8.  w.)y  besonders  in  den  Accisen,  den  allgemeinen  Ver- 
kiafstenern,  den  Stempeln  und  Gebühren  von  Rechts- 
geschäften. 

So    ist   die  Einbürgerung  der  Accise  als  städtische   und 
itidtische   Staats  Steuer  in  den   letzten   2—4  Jahrhunderten  des 
Mittelalters  anf  dem  Gontinent  sehr  allgemein  wahrzunehmen.     Bc. 
soodere   Getränkesteuern    (Wein ,   Bier ,    Mcth ,   etwas   später 
Branntwein)    kommen   als  communale  und  Staatssteuern  hier  wie 
in  England   nicht  viel  später  (besonders  im  15.  Jahrhundert)  auf, 
werden   bleibend,   dann   ausgedehnt    und  erhöht.     Versuche  all- 
gemeiner Verkaufssteuern  sieht  das  16.  Jahrhundert  in  Böh- 
men (§.  38)    wie  in  Frankreich  und  Südeuropa  schon  früher  (14., 
15.  Jahrhundert  in  Frankreich,   §.  56).     Das  17.  Jahrhundert  mit 
seinem  überall  rasch  steigenden  Finanzbedarf  ist  das  Zeitalter,  wo 
»ich  die  St äatsaccise,  entweder  als  allgemeine  und  wieder 
i^peciell  für  Städte  oder  als  eine  gewisse  wichtigere  Artikel 
herausgreife nde,    im    europäischen    Steuersystem,    selbst   im 
englischen  (§.  78,  84),   festsetzt.    Sie  zur   hauptsächlichen  Staats- 
bei^tenemng  der  Städte  zu  machen  gelingt  dem  grossen  Kurfürsten 
nnd  seinen  Nachfolgern  in  Preussen,  ist  aber  schon  ein  Gedanke  der 
französischen  Steuerpolitik  im  15.  Jahrhundert  (§.  59,  S.  139)  und  ent- 
spricht, wenn  auch  nicht  so  streng  folgerichtig  im  Steuerrecht  durch- 
geführt wie   in  Preossen,   doch  den  factischen  Verhältnissen  auch 
sonst  einigermassen  in  andren  Ländern.    Die  Colonialwaaren- 
bezoUnng  wird  seit  dem  17.  Jahrhundert  begreiflich  nach  und  nach 
überall  ein  wichtigerer  finanzieller  Punct  und  fuhrt  zur  steigenden 
finanziellen  Bedeutung  der  Einf uhrztHle.    Finanz regalien  werden 
im  16.  nnd   17.  Jahrhundert  vielfach   begünstigt,   nur  in    England 
gelingt  das  nicht.     Das  Salz  als  Monopol  wird  wichtiger.     Der 
^Salzz wang^'    (f,Salzconscription'^)    wird   Verwaltungsmassregel 
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in  mehr  als  einem  Lande,  freilich  nicht  überall  zur  nämlichen  Zeit 
(Frankreich  §.  63,  Preussen  §.  49,  einzelne  österreichische  Provinzen, 
§.  44).  Der  Tabak  wird  im  17.  Jahrhundert  schon  beliebtes 
Steuerobject  und  bald  in  Monopolform  (Oesterreich,  §.  44,  Frank- 
reich, §.  63,  später  auch  Preussen,  §.  49).  Die  Einrichtung  des 
Stempels  hat  sich,  von  Holland  ausgehend  (1624),  schon  vor 
Ablauf  des  17.  Jahrhunderts  als  ein  besonders  verftlhrerisches 
Steuermittel  in  den  verschiedensten  Ländern  eingebtlrgert,  speciell 
in  den  oben  näher  behandelten  (§.  34,  44,  49,  65,  87)  und  wird  im 
18.  Jahrhundert  mit  verwandten  Abgaben  schon  in  ein  System 
gebracht,  das  sich  freilich  im  19.  Jahrhundert,  mit  der  steigenden 
Bedeutung  der  Geldwirthschaft  und  des  Creditverkehrs,  noch  einer 
besonderen  Entwicklung  und  Ausdehnung  fähig  zeigen  sollte. 

§.  95.  Wie  ist  diese  Uebereinstimmung  in  verschiedenen  Län- 
dern in  diesen  einzelnen  Perioden  der  frtlheren  und  späteren  Zeit 
zu  erklären?  Zum  Theil  sicherlich  durch  Uebertragung  and 
Nachahmung  fremder  Muster.  In  den  Motivirungen  neuer 
Steuern  oder  von  Reformen  bestehender  Steuern  wird  das  mitunter 
ausdrücklich  hervorgehoben. 

So  erging  es  wohl  z.  B.  mit  den  städtischen  Accisen  der  älteren 
Zeit,  den  Getränkesteuern  (Bier)  der  deutschen  Territorien  seit  dem 
15.  Jahrhundert,  mit  den  allgemeinen  Verkaufssteuern,  den  Accisen 
und  Stempeln  des  17.  Jahrhunderts,  den  Regalisirungen  und  Mono- 
polen, auch  selbst  mit  den  allgemeinen  directen  Kopf-,  Rang-, 
Standes-,  Berufssteuern  des  14.— 16.  und  wieder  des  17.  und  18. 
Jahrhunderts.  Italien,  Spanien,  später  notorisch  besonders  die 
Niederlande  liefern  solche  Muster.  Die  politischen  und  dynastischen 
Beziehungen,  so  innerhalb  der  grossen  habsburgischen  Monarchie, 
früher  Englands  mit  der  Normandie  und  Frankreich,  später  mit 
Holland,  Frankreichs  durch  die  letzten  Valois  mit  Italien  (Medici) 
haben  hier  mehrfach  solche  Uebertragungen  begünstigt. 

Hier  ist  noch  ein  weites  wenig  bebautes  Gebiet  der  historischen  Forschung, 
wobei  wohl  besonders  dem  Einfluss  Italiens,  seiner  Städte  und  Territorien,  und  Hol- 
lands, in  geringerem  Maasse  auch  Spaniens  nachzugehen  wäre.  Am  deutlichsten  tritt 
im  17.  und  18.  Jahrhundert,  wie  in  allen  wirtlischaftlichcn  Verhältnissen,  die  Bedeu- 
tung des  vorbildlichen  Heispiels  der  Niederlande  hervor.  Eine  detaillirte  österreiclüsche 
Finanz-  und  Steuergeschichte,  welche  von  der  Zeit  Maximilian  I.  an  diese  Verhält- 
nisse genauer  verfolgte,  würde  muthmaasslich  fUr  diese  Frage  der  „Uebertragung  von 
Steuereinrichtungen''  besondres  Interesse  bieten.  Im  städtischen  Steuerwesen  dos 
späteren  Mittelalters  und  der  Folgezeit  hat  wohl  innerhalb  ganz  West-  und  Mittel- 
europas, im  deutschen  territorialen  Steu<^rwesen  innerhalb  Deutschlands,  hier  wiederum 
zugleich  durch  den  Einfluss  dt*r  politiseh«'n  Verbindung  und  der  Dynastieen,  eine 
solche  Uebertragung  stattgefunden. 
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Gewiss  aber  sind  die  Stenennaassregeln  auch  oftmals  in  ver- 
sehiedenen  Ländern,  ganz  selbständig  von  einander 
inf  ähnliche  oder  fast  gleiche  Weise  getroffen  worden.  Der  stei> 
gende  Finanzbedarf  als  treibender  Factor,  politische  und  Gerechtig- 
katBanschaaungen  mitwirkend,  gegebene  wirthschaftliche,  sociale, 
rechtliche  y  technische  Verhältnisse  ähnlicher  Art  —  das  hat  von 
selbst  zn  gewissen  Einrichtongen  des  Stenerwesens  in  wesentlich 
Ibereinstimmender  Art  in  verschiedenen  Ländern  und  Städten 
Ähren  mfissen.  Z.  B.  lagen  die  Acciseeinrichtung  in  den  Städten, 
die  Thorsteaem,  die  Fortbildung  der  älteren  Zölle,  die  Besteuerung 
der  Getränke ,  die  Aenderungen  darin ,  z.  B.  der  Uebergang  von 
der  Bierbestenemng  beim  Schankwirth  mit  zu  der  oder  nur  zu  der 
Bestenemng  beim  Brauer,  doch  für  jede  Verwaltung,  an  die  ein- 
Bil  solche  Aufgaben  herantraten,  sehr  nahe.  Nicht  minder  gilt 
du  von  der  so  vielfach  übereinstimmenden  Einrichtung  von  Ver- 
BSgens-  und  ähnlichen  Steuern.  Von  gegebenen  Ausgangspuncten 
ui  mnsste  so  die  „Natur  der  Dinge'^  d.  h.  die  innere  Logik  der 
Dinge  gewiss  oft  zu  gleichen  Maassnahnien  führen.  Tüchtige  Ver- 
wiltungsmänner  finden  sich  dann  bei  solchen  Aufgaben  immer 
eiainal  nnd  operiren  eben  nach  dieser  „inneren  Logik  der  Dinge'^ 
So  bei  der  ganzen  Steuereinrichtung,  so  bei  Einzelheiten,  z.  B.  der 
Veranlagung,  der  Controle,  der  Erhebung  u.  s.  w.  bei  mancherlei 
Steuern,  namentlich  auch  bei  der  Acciseeinrichtuug  und  den  Ge- 
triokesteuern ,  wo  mitunter  überraschende  Uebereinstimniung  be- 
gegnet, welche  trotzdem  recht  wohl  durch  Vorgehen  verschiedener 
Personen   ganz  unabhängig  von  einander  herbeigeführt  sein  kann. 

Die  Historiker  neigen  hier  wolil  *'i«Mler  öfters  zu  der  Ucbcrschätzung  der  He- 
«Intobg  des  „Vorgehens  nach  fremden  Mustern"  und  dah<r  dor  ,.U(?bertra^un^'\  als 
■Jb  in  häafig  liöchst  einfachen  Sachen  —  blossen  (^ons<Miucnzen  gewisser  Verhältnisse 
-  schier  nirgends  eine  Originalität  anzunehmen  wäre.  Man  wird  versucht  zu  fragen, 
vi«  ach  denn  dann  das  erstmalige  Vorgehen  dessen,  d<'m  alle  Anderen  gefolgt  sein 
«Ütn,  erklären  Hesse?  Der  im  Text  behandelte  Punct  ist  auch  fUr  die  früher  l>e- 
rihnc  Methodenfrage  (§.  90)  bcachtenswerth.  Das  „aus  der  Natur  der  Dinge  Dedu- 
JKh"  behält  auch  hier  eine  gewisse  Berechtigung,  nicht  minder  dann  dir  Annahme, 
^  Andere,  Practiker,  auch  öfters  so  verfahren  sein  werden. 

§.  96,  Es  ist  auch  hier,  wie  in  anderen  geschichtlichen  Ent- 
vicklungeDy  ein  zwar  anziehendes,  dennoch  nitissiges  Heginnen,  die 
Frage  zn  erörtern,  welche  Fortbildung  der  europäischen  Besteuerung, 
issbesondere  in  den  im  vorausgehenden  behandelten  Staaten,  ein- 
Rtreten  wäre,  ohne  die  Ereignisse  im  Zeitalter  der  französischen 
Berolation.  Nur  das  sei  in  dieser  Hinsicht  hervorgehoben,  dass 
die  im  18.  Jahrhundert,  auf  dem  Continente  also  in  der  Periode 
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des  ^.aufgeklärten  Despotismus'S  bereits  erreichte  Ausdehnung  der 
Besteuerung  und  die  damals  hervortretenden  Tendenzen  zur  Reform 
doch  die  Aussichten  für  die  Zukunft  nicht  ungünstig  erscheinen 
Hessen. 

Im  Sinne  grösserer  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit,  nament- 
lich in  der  Richtung  auf  eine  Beschränkung  der  Steuerfreiheit  der  i 
privilegirten  Stände,  auf  wirthschaftlich  und  technisch  bessere  Ge- 
staltung der  Steuern,   besonders  der  directen,  arbeitete  man  doch 
bereits  mehrfach,  in  Preussen  und  den  deutschen  Territorien,  wie  i. 
in  Oesterreich,    Frankreich,    am  Wenigsten    freilich  in   England*  ^ 
Gewiss  wären  ohne  den  Ansporn  des   Revolutionszeitalters ,   den  ^ 
Druck  rasch  steigenden  Finanzbedarfs  und  ohne  die  schnell  und  ^, 
mächtig  sich  verbreitenden  neuen  politischen  Anschanngen  wie  in 
allen  Verhältnissen  des  öffentlichen  Lebens,  so  auch  in  denen  der 
Besteuerung    die  Entwicklungen    langsamer,    die    Umgestaltungen 
geringer  geblieben,  das  Alte,  das  geschichtlich  Ueberkommene  hätte  ,, 
sich  auf   dem  Steuergebiete  länger   und   umfassender  behauptet    . 
Aber  ein  Stillstand  wäre  nicht  zu  erwarten  gewesen.    Dafür  war 
der  Finanzbedarf  auch  schon  zu  gross,  die  ihm  bereits  innewoh-    , 
nende  Wachsthumstendenz  schon  zu  mächtig  geworden.    Und  auch 
neue  politische  und  Gerechtigkeitsideen  und  daraus  gerade  auch 
hier  abgeleitete  Forderungen  im  Steuerwesen  machten  sich  bereits 
vor  1789  hinlänglich  deutlich  geltend. 

Allein,  die  Erschütterungen,  welche  die  europäische  Staaten- 
welt durch  die  Ereignisse  im  Zeitalter  der  französischen  Revolution  ^ 
erlebte,  wirkten  nun  auf  das  Finanzwesen  so  gewaltig  ein,  dass  ^^ 
wohl  mit  Recht  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhundert  als  eine  ^ 
Zeit  aufgefasst  wird,  welche  wie  kaum  eine  andere  in  der  Steuer-  ^ 
geschichte  wahrhaft  Epoche  gemacht  hat  (§.  1^).  Um  so  mehr  ^ 
freilich,  als  andere  Factoren,  neue  politische  Ideen,  neue  ' 
technische  Erfindungen,  eine  neue  wirthschaftliche  ' 
Rechtsordnung  ebenfalls  jetzt  auf  tiefgreifende  Umgestaltungen  ^' 
im  Steuerwesen  hindrängten.  So  hebt  sich  die  „Besteuerung  des  '^ 
19.  Jahrhunderts'^,  das  Thema  des  folgenden  Kapitels,  von  der  ^ 
früheren  Besteuerung  doch  in  jeder  Hinsicht  bedeutsam  ab.  > 


.) 

■« 


Zweites  Kapitel. 

Die  Besteuening  des  19.  Jahrhunderts  (seit  1815). 
Stenerrecht  (Gesetzgebuiif)  und  Stenerstatistik. 

Einleitung  und  Uebersicht. 

§.97.  Die  beeinflussenden  Faetoren.  Die  ungeheuren 
fofitiBeben  Breif^iissGy  besonders  die  furchtbaren  Kriege  im  Gefolge 
kt  französischen  RevoIntioD,  haben  auf  das  Finanzwesen  Europa's 
micbst  den  mächtigsten  Einfluss  gehabt.  Aber  einen  schliesslich 
ioch  nocb  nachhaltigeren  und  bedeutenderen  haben  im  Laufe  des 
IS.  Jahrhanderts  andere  Faetoren  erlangt,  die  am  Schluss  des 
mrigen  Kapitels  schon  erwähnten:  die  neuen  politischen 
lieen,  die  nenen  technischen  Erfindungen  mit  ihren 
nsere  Volkswirthschaften  und  socialen  Verhältnisse  umgestaltenden 
TkkoDgen,  die  nene  wirthschaftliche  Rechtsordnung,  als 
fa  Prodnct  der  wirthsehaftlichen  und  techniscben  Veränderungen 
■d  der  politischen  Ideen.  Das  Alles  zusammen  drängte  auf  eine 
tiefgreifende  Umgestaltung  des  geschichtlich  Über- 
kommenen Steuerwesens  hin.  Die  grossen  Gebietsvcrändc- 
ris^n,  besonders  in  Mitteleuropa,  vor  Allem  in  Deutschland,  machten 
eile  solche  ausserdem  nothwcndig.  Bei  dieser  Umgestaltung  er- 
kagte  dann  aber  auch  die  neue  Steuertheorie,  das  Ergebniss 
4er  jungen  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie,  in  der  Gcsetz- 
^boDg  das  Stimmrecht 

Die    nächste    und    allgemeinste    Folge    der    langen 
Kriegszeit    war   ilir  alle  davon   berührten   Staaten   —   also   im 
Wesentlichen    fUr  ganz  Europa  —  eine  bleibende  starke  Er- 
höhung des   Finanzbedarfs,  besonders  für  Staatsschulden 
lod  für  das  Wehrwesen,   das  nunmehr  vollends  die  feste  I'rä- 
TeDtivtnstitatioD  wird;  auch  nach  definitiv  wiederhergestelltem  Frie- 
den,   Fnndirungs-   und  Tilgungsoperationen   in    Bezug  auf  Staats- 
kchoMen,  Papiergeld ,   Massregelu  zur  Ilensteilung  des  immer  noch 
^''rten  Gleichgewichts  im  Staatshausbalte  traten  nothwendig  hinzu. 
Ke«  erheischte   die  Beibehaltung  oder  selbst  die  Vennehrung  der 
Gierigen,  mit  durch  Kriegssteuern  erzielten  Einkünfte.    Tm  diese 
U^ten  erträglicher  zu  machen,  namentlich  .^ie  volkswirthschaftlich 
Bild  nach   den  Anforderungen   der  neuen  Politik  gerechter  zu  ver- 

L  Wifpacr,  FiiuuizwfveiMebaft.    IIT.  14 
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theilen,  waren  Reformen  der  Gesammtbesteuerung  unver-  i 
meidlicb.  i 

Beachtenswerth  ist  dabei  für  die  damaligen  Auffassungen  in  i 
allen  Staaten  nach  der  Kriegszeit,  dass  mau  zwar  so  die  dauernde  \i 
Beibehaltung  der  Einkünfte  aus  der  Besteuerung  für  nothwendig  <; 
ansah,  aber  auch  auf  eine  annähernde  Stabilität  des  Finanz-  j 
bedarfs  in  Friedenszeiten,  selbst  mit  der  ziemlich  allgemein  i 
beabsichtigten  und  auch  in  Gang  gebrachten  Schuldentilgung  auf  i 
eine  wenn  auch  nur  allmähliche  Wiederabnahme  dieses  Bedarfs  tr 
rechnete.  M.  a.  W.  der  Gedanke  an  einen  wachsenden  öffent-  ^ 
liehen,  namentlich  staatlichen  Finanzbedarf,  als  die  j 
finanzielle  Consequcnz  des  ,, Gesetzes  der  steigenden  Zunahme  der  , 
öffentlichen,  besonders  der  Staatsthätigkciten*'  (Fin.  I,  3.  A.  §.  36)  ., 
lag  der  Praxis  wie  der  Theorie  noch  fern.  Daher  denn  auch  der  j 
Plan  von  Steuereinrichtungen,  durch  welche  günstigsten  Falles  , 
wesentlich  nur  für  die  Deckung  des  zunächst  gegebenen  Be- 
darfs gesorgt  wurde,  und  von  „stabilen"  Steuern  (wie  den  Er-  . 
trags-,  besonders  der  Grundsteuer),  welche  mit  ihren  gleich  bleiben- 
den Erträgen  nur  hierfür  die  Mittel  sichern  sollten. 

Allein  auch  bei  einer  solchen  Beschränkung  des  Steuerproblems  ^ 
blieben    der  Schwierigkeiten    der  Lösung    desselben   noch  genug.    , 
Denn  die  alten  Einnahmequellen  aus  der  Zeit  vor  der  Kriegsperiode  . 
reichten  nicht  mehr.     Ueberall,  auch  da,  wo  wie  in  den  deutschen 
Staaten   immerhin   noch  ein  erhebliches  altes  Domanium  geblieben 
war,  musste  die  Steuerwirthschaft  doch  in  den  Vordergrund  treten. 
Die  Schuldenwirthschaft    der  Kriegszeit   sollte    und  konnte   nicht 
fortdauern.     Die  älteren   wie  die  neueren   in   der   Kriegszeit  ver- 
suchten Steuern   bedurften   einer  Umbildung  vom  Standpunct  aller 
in  Betracht  kommenden  Interessen  aus  —  der  Finanzen  selbst,  der    ' 
Volkswirtbscbaft,  der  Gerechtigkeit,  der  Politik,  der  Steuertechnik  —    ' 
dringend.     Erwägt    man   alle   diese   Schwierigkeiten,    so   wird   es   \ 
vollends  i)egreiflich,  wenn  die  europäische  Steuerpolitik  der  ersten   ^ 
Jahrzehnte  nach  1815  mit  der  Herstellung  eines  „definiti ven'*    , 
Steuersystems,   d.  h.  eines   den   für  bleibend  gehaltenen    ^ 
Verhältnissen  des  damaligen  Finanzbedarfs  genügen-    ' 
den,  das  Ihrige  vollauf  gethan  zu  haben  glaubte  und  sich  weitere 
Sorgen  um  eine  hinreichend  entwicklungsfähige  Besteuerung 
nicht  machte. 

§.   98.     Die    entwicklungsgesetzmässige    Bedarfs- 
steigerung in  ihrem  Einfluss  auf  die  Besteuerung.    Bei 
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aUer  Sparsamkeit,  bei  allem  Streben,  den  Bedarf  Dicht  weiter  an- 
wachsen zu  lassen,  ein  Streben,  dem  die  Zcitverhliltnisse,  das  all- 
gemeine Rabebedtiribiss  nach  der  langen  Kriegszeit,  günstig  waren, 
blieb  jedoch  eine  Weiterentwicklung  des  Finanzbcdari's  später  nicht 
103,  weil  sie  von  mächtigen  Factoren  der  Entwicklung  des  Volks- 
lebens bedingt  wurde.  Schon  anianglich  die  nothwendige  Heilung 
fo  vieler  Schäden  aus  der  Kriegszeit,  dann  allmählich  so  manche 
neae  Bedflrfnissc  des  wirthschaftlichen  und  geistigen  Lebens  der 
Völker  erheischten  doch  neue  Finanzmittel.  Neue  politische  Stö- 
niDgen  fehlten  auch  in  der  Zeit  von  1815 — 1848  chent'ails  nicht 
ganz.  Und  als  dann  die  Umgestaltung  der  Productions- 
teebnik  (Dampf!)  die  wirthschaftlichen,  socialen  und  Cultur- 
Terbältnisse  immer  mehr  veränderte,  als  die  Hevr>lkerung  tlbcrall 
nsch  stieg,  als  die  neuen  politischen  und  socialen  Ideen  Gemeingut 
worden  und  das  Alles  das  Staatsleben  wie  die  Finanzen,  letztere 
oaeh  ihren  Aasgabe-  wie  Einnahmeverbältnissen ,  mächtig  beein- 
losste,  da  konnte  auch  das  Phantom  eines  „stabilen  Finanz- 
]  bedarf 8"  und  demgemäss  einer  nach  Einrichtung  und  Ertrag 
I  ^stabilen  Besteuerung"  nicht  mehr  bestehen  bleiben.  Die 
f  Bestenerang  mnsste  in  Fluss  kommen,  zur  wahrhaft  „modernen" 
!  werden,  indem  sie  sich  den  „modernen"  technischen,  wirthschaft- 
lichen, socialen,  politischen  Verhältnissen  anzupassen  suchte.  Eine 
Bewegung,  welche  auf  dem  Continent  mehrfach,  besonders  in 
Deutschland,  Oesterreich,  Italien  länger  künstlich  zurückgedämmt 
worden  ist,  durch  die  Ereignisse  von  1848  und  wieder  von  1859, 
1866,  1870  aber  hier  dann  nur  einen  um  so  stärkeren  Impuls  er- 
halten hat. 

Ziemlich    aUc  Hauptgebiete  dus   Finanzbedarfs   li.aben   <\r\\,   lnjdingt  durch   dif 
lanricklun^  der  Thätigkuit  des  Staats  und  dor  übrigen  ftlfeiitlicluin  Kör[)er,  ausgedehnt 
"Jcf  m.  a.  W.,   die  Ausgaben   sind   gestiegen  und  stoiircn    lortwülirond.     Kriege  und 
l»ekite   haben   von  Neuem  den  Schuidcnftat  vielfach  gcs>teigtrt.     Aber  auch  für  pro- 
dacüre   ond    rentable  Yerwentlungcn,   besonders   fiir  Kisenbiihnen,   ist  das  g«'srhehcn. 
Die  ftistcD  beiden  ürsaclien  wirkten  unoiittelbar  auf  einen  erhöhten  rinan.:bedarf  wegen 
cO«eren  Zins-   und   eventuell  Tilgcerfi»rdernisses,  die  letzte   wcni:;stcns  da,   wo,   in 
iileidings  selteneren,  aber  zeitweilig  doch  mehrfach  vorgckomnioni.'n  Fiilli;n,  die  Kiscn- 
bakn-   und  dgl.  Schulden   in   den  Ueberschüssen  der  bctreUcnden  Verwaltungoa  keine 
i^T'^ichendc  Deckung  fanden.     Der  Militär-  und  Flottenaufwand  hat  in  Eurt»i>a  ziem- 
lich ailgemein  auch  in  Friedeoszeit  stark  zugenommen  und  verlangfo  als  durch  bleibende 
Einrichtuneea  Feranlasst  auch   durch  ordentliche   Einnahmen,    also   besonders   durch 
Sj'saem  seine  Deckung. 

Absolut  und  relativ  ebenso  stark,  ja,  zumal  unter  Einbeziehung 
der  Finanzen  der  Gemeinden  und  sonstiger  Selbstverwaltungskörper, 
BK'h  stärker  ist  indessen  besonders  in  den  letzten  Jahrzehnten, 
«nd  hier  nahezu  in  progressivem  Maasse,  der  „Civil aufwand" 
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gewachsen.  Der  Erklärungsgrand  liegt  in  der  Entwicklang  der 
socialen,  wirtbscbaftlicben  und  Culturverhältnisse  and  BedOrfnisse/ 
in  letzter  Linie  in  der  „Aasdehnung  der  Gemeinwirthschaft", 
in  vermehrten  „Ge  m  ei  n  bed  ti  r  f  n  i  s  se  n",  in  der  Ueber- 
nabme  der  verschiedensten  Thätigkeiten  auf  die  Verwaltung  des 
Staates,  der  Gemeinden  und  der  Communalverbände,  sodann  anch 
in  der  vermehrten  „Intervention  der  öffentlichen  Gewalt  in  die 
Angelegenheiten  der  Privatwirthschaften"  (oben  §.  12).  Eben  des- 
wegen ist  die  Erscheinung  so  allgemein,  wenn  auch  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  zeitlich  und  auf  den  einzelnen  Gebieten  nicht 
ganz  gleichmässig  und  sonst  etwas  verschieden,  je  nachdem  es 
sich  um  den  Staat  oder  um  sämmtliche  oder  bestimmte  einzelne 
Selbstverwjdtungskörpcr  handelt.  Fasst  man  alle  diese  „öffent- 
lichen Kihper'^  zusammen,  so  tritt  jene  Erscheinung  nur  um  so 
frappanter  hervor. 

Bcobachtungsmässig  und  nach  der  Einsicht  in  die  causalen 
und  conditionellen  Zusammenhänge  ergiebt  sich  alsdann  aber  auch, 
dass  man  es  hier  mit  entwicklungsgesetzmässigen  Ver- 
hältnissen zu  thun  hat,  welche  sich  nicht  willkürlich  hemmen 
und  beseitigen  lassen,  noch  willkürlich  gemacht  werden.  Den 
richtigen  Standpunct  auch  für  das  prnctische  Handeln,  hier  speciell 
für  das  Beschaffen  der  finanziellen  Mittel,  insbesondere  der  Steuern 
zur  Durchführung  eines  solchen  entwicklungsgesetzmässigen  Gangs 
der  Dinge,  gewährt  freilich  erst  die  Einsicht  in  diese  Gaasal- 
verhältnisse. 

Ich  kann  mich  für  Weiteres  hier  auf  die  eingehenden  Erörterungen  in  meiner 
„Grondlegung'*  (bes.  §.  171—178,  s.  auch  Fin.  8.  A.  g.  36,  37)  beziehen.  Die  Richtig- 
keit der  dortigen  Auffassung  wird  m.  £.  durch  die  Erfahrungen  gerade  auf  finanziellem 
Gt^biete  bestätigt.  Ich  halte  sie  auch  einer  skeptischen  Bemerkung  Schmoller's 
(Epochen  d.  prouss.  Finanzpolit,  Jahrb.  1S77,  S.  110).  die  höchstens  eine  frühere  For- 
mulirung,  nicht  den  wesentlichen  Kern  meiner  Meinung  trifil  (s.  Grundleg.  S.  308), 
voll  und  ganz  aufrecht.  Anderseits  liefert  wohl  die  Möglichkeit,  mich  auf  diese  Auf- 
fassung zur  Erklärung  der  Steuergeschichte  beziehen  zu  können,  den  Beweis,  dass 
die  „principielle''  Behandlung  der  Probleme  auch  für  solche  practische  Puncto  erst 
auf  den  richtigen  Standpunct  des  Verständnisses  des  „Werdens  und  Gewordenseini** 
der  Dinge  wie  des  „Geschchcnsollens'*  in  Betrefif  ihrer  hinführt.  Auch  Stein  und 
Röscher  gelangen  hier  zu  keiner  mich  befriedigenden  Auffassung.  So  ersterer  nicht 
in  seiner  zu  weit  gehenden  Reaction  gegen  den  „Staatssocialismus*'  (5.  Aufl.  Fin.  I, 
148  ff.),  letzterer  nicht  in  den  Ausfuhrungen  über  die  Staatsausgaben  in  seinem  „System 
der  Finanzwissenschaft'*,  Stuttg.  1886,  §.  110,  wo  übrigens  die  absolute,  oft  auch  die 
relative  Zunahme  der  Staatsausgaben  als  eine  „zu  den  zweifellosesten  und  auffälligsten 
Erscheinungen  der  neueren  Flnanzgeschichto  gehörende  Thatsache"  gerechnet,  auch 
in  dieser  Tendenz  ein  „unzweifelhaft  commnuistischer  Zug'*  anerkannt  wird.  Aber 
die  weitere  Auafohrung  Roscher's  bleibt  bei  den  AeusserUchkeiten  der  Erscheinung 
hängen,  zu  den  tieferen  Ursachen  dringt  sie  nicht  hindurch.  S.  jetzt  über  und  gegen 
Stein*8  und  Roscher's  Polemik  wider  den  „Staatssocialismus''  meine  Aufsätze  „Finanz- 
wissenschaft und  Staatssocialismus'*  in  d.  Tub.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1887. 
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In  der  neaeren  nnd  nenesten  Geschichte  der  ßesteueraDg  spiegelt 
Rcli  daher  fiberall  die  wachsende  Schwierigkeit  wieder,  die  Ertrags- 
iahigkeit  der  bestehenden  Steuern  mit  den  zuuehmcnden  Finauz- 
bedOrfnissen  in  Einklang  zu  bringen  und  Steuerreformen  herbeizu* 
ftiiren,  welche  diesen  Bedürfnissen  entsprechen  und  doch  zugleich 
dem  «yGesetz  der  Differenzirung  des  Volkseinkommens  in  den  Einzel- 
einkommen''  (Fin.  II,  S.  387  ff.,  oben  §.  90  ff.)  und  den  politischen, 
socialen,  wirthschaftlichen,  technischen  und  Gerechtigkeitspostulaten 
genfigend  Rechnung  tragen. 

1  Diejenigen  Theoretiker,  Finanzpractiker  und  politusrhcu  Parteien,  welche  für  die 

l    ur':deuteten  Caasalzusammenhängo  kein  Verständniss  haben   oder  sich  dai^e^^en  7er- 

i    schÜessen,   sind    dabei  naturlich  am  Wenigsten  fähig,  der  Steuerpolitik  den  richtigen 

j    leg  ZQ  veisen.     Ihnen  ist  alle  erfolgte  Steigerung  des  Finanzbedarfs  und  Ausdehnung 

I    kx  Steuern    and   aUe  weitere  Entwicklungstendenz  in  dieser  Richtung  besten  Falles 

t    rtYis  Gnindverkehrtes  und  HOchstwillkürlichcs ,   wenn   nicht  gar  der  Beweib  fUr  die 

XichtgelOste.  den  Egoismus  und  die  Bosheit  der  Ke;;:ierenden  und  fUr  den  Unverstand 

i    i^r  misen  contribuens  plebs.    Mit  solcher  Auffassung,  wie  sie  bei  uns  besonders  die 

!    Jttitächhttspaitei'*   und  deren   Wortführer  vertreten,  ist  an  diesem  Orte  nicht  abzu- 

■    iKkoen     Die  Oberflächlichkeit  dieser  Ansicht  ergicbt  sich  filr  Jeden,  der  nur  ein 

I    Jtak  objectiv    den  Steuerfragen    gegenüber   tritt   und  sie   in  dem   hier  dargelegten 

tiwiiächafdichen   Zusammenhange  erfasst.     Wohl  aber  kann   man   doch   sagen:    wir 

TiKo  auch    in    der  Praxis   weiter,   wenn   das  Verständniss   dieser  bedingenden   und 

mkhlichen   Verhältnisse    bei    den    „Practikern",    den   „Politikeni"    aller  Parteien. 

MTJe  in   den  Regierungen  selbst  etwas   weiter  wäre.    Die  Geringschätzung  der 

,,     .Tlttorie"^   rächt  sich  hüben  und  drttben  im  politischen  Leben,  Koyer-Collard's  Wort 

}     fcajw  (s.  Vorwort  zu  Fin.  U,  S.  YII).  Ezempla  sunt  odiosa,  aber  sie  liegen  nalie  genug. 

§.  U9.  Weitere  Facto ren.  Neben  den  angedeuteten  Fac- 
'»oreo,  welctie  die  Entwicklung  der  europäischen  Besteuerung  in 
diesem  Jabrbnodert  beherrscht  haben  und  fortwährend  mächtiger 
beherrsebeiiy  haben  freilich  auch  andere,  theils  verwandte,  theils 
*  snngtige  Unaatände,  begreiflicher  Weise  verschieden  in  den  einzelnen 
Ländern,  aaf  die  Fortbildung  nnd  Um-  und  Neugestaltung  der  He- 
steaerang  mit  hingewirkt  und  thun  dies  noch,  so  insbesondere 
gewigse  Gerechtigkeitspostulate  und  volkswirthschaft- 
lir^he  Interessen. 

Am  Allgemeinsten  ist  noch  das  den  politischen  und  socialen 
Ideen  der  Keazeit,  freilich  dabei  auch  einseitigem  j^Iudividualismus'^ 
ent^precheDde  Bestreben ,  den  „Gerechtigkeitspostulaten^^ 
der  Allgeraeinheit  nnd  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung 
mehr  als  früher  nachzukommen. 

Dabei  wird  aUerdings  in  der  Theorie  noch  überwiegend,  in  der  Praxis  in  noch 
Vf'teKm  Maasse  die  „Allgemeinheit  ond  Gleicbmässigkcir'  bloss  in  dem  in  der  all- 
rcBdoen  Steaerlebre  (II,  S.  285  fi.)  besprochenen  Sinne  der  ..rein  finanziellen*',  nicht 
itf  .jodAlpolitischen'*  Auffassung  Tcrstanden:  Proportionalbesteuerung.  unter  mög- 
iniater  An  frech  terhaltang  der  auf  dem  Boden  der  be^t<'henden  wirthschaftlichen  Rechts- 
■jfia-iag  einmal  erreichten  Einkommen-  und  Vcrmf^gensvortheilung  ist  das  Ziel.  Aber 
nrrh  Einzelne,  freilich  an  sich  von  diesem  ,,rein  ünanzieileu''  Standpuncte  aus  folge- 
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widrige  und  incorrecte  Abweichungen  (De^essivscala,  Gewährung  des  steuerfreien 
ExiAtenzminimums  bei  Einkommenstcnern ,  Ertrags-  neben  Einkommensteuern,  Erb- 
schaftb-,  manche  Verkehrssteueni)  erfolgen  mehr  und  mehr  Abweichungen,  in  der 
Richtung  nach  der  „social politischen"  Besteuerung  hin  (Fin.  II,  287  ff.).  Grössere 
Reformen  der  Verbrauchssteuern  (Zölle,  innere  Steuern)  im  Sinne  der  Beseitigung  oder 
Verminderung  der  vorausgesetzten  Ueberlastungen  der  unteren  Classen  durch  manche 
dieser  Steuern  werden  durch  das  zwingende  Bedürfniss  der  Deckung  der  Ausgaben 
gehemmt,  aber  einzelne  erfolgen  gleichwohl  (Aufhebung  der  Salzsteuer,  England, 
Rusbland;  Ersetzung  des  Sal/monopols  durch  eine  andere  Sal/steuer,  Deutschland; 
Aufhebung  der  Getreide-  und  sonstiger  Nahmngsmittelzölle ,  England;  Ermässigung 
mancher  anderer  Zölle,  England  und  Gontinent)  und  zwar  moti?irt  mit  durch  Er- 
wägungen der  Gerechtigkeit.  Und  wo  sie  nicht  stattfinden  oder  neue  indirecte 
Steuern  auf  wichtige  Consnmtibilien  hinzu  kommen  oder  die  alten  erhöht  werden 
(z.  B.  auf  Tabak,  Getränke),  da  hat  doch  auch  die  Praxis  das  Bedürfniss,  sich  mit 
den  Einwänden  vom  Standpuucte  der  Gerechtigkeit  einigermassen  abzufinden;  was, 
selbst  wenn  der  Erfolg  solchen  Strebens  problematisch  ist,  doch  beweist,  dass  man 
auch  hier  die  Bedeutung  eines  solchen  Einwands  an  und  far  sich  würdigt,  ein  deat- 
licher  Fortschritt  gegen  früher.  So  motivirt  man  mit  dem  Zwange  der  Finauznoth, 
mit  der  Wirkung  einzelner  solcher  Steuern  als  Schutzzölle,  mit  der  Annahme  —  frei- 
lich mehr  Behauptung  als  Beweisführung  —  dass  die  betreffende  Steuer  auf  Preis 
und  Güte  des  Artikels  nicht  oder  nicht  dem  Steuersatz  entsprechend  einwirke  u.  dgi.  m. 

Ausser  aus  Gründen  der  vertheilenden  Gerechtigkeit  werden 
Steuerreformen  überhaupt  und  speciell  auch  wieder  in  der  Richtung 
grösserer  Gleichmässigkeit  der  Steuerbelastung,  aber  auch  immer 
mehr  aus  volkswirthschaftlichen  Gründen  verlangt,  ver- 
sucht und  theilweise  erzielt. 

So  die  vielfachen  grossen  Ertrags-,  besonders  die  Grundsteuerreformen,  femer 
diejenigen  des  Zolltarifs,  der  Accise  (Thorsteuer),  der  Stempel-  und  Verkehrssteuem, 
endlich  besonders  wegen  der  grossen  privatwirthschaftlichen  und  dadurch  auch  volks- 
wirthschaftlichen Bedeutung  der  nächst  betroffenen  Productionszweige,  die  Reformen 
in  den  inneren  Getränkesteuern .  in  der  Zuckersteuer,  in  der  Salzsteuer  (Beseitigung 
des  Monopols),  in  der  Tabaksteuer,  bei  welch'  letzterer  die  fiscalischen  Interessen  aber 
mehr  im  Vordergrund  bleiben.  Auch  sanitäts-  und  sittenpolizeiliche  Momente 
finden  hierbei,  was  das  Ob,  das  Wie  und  Wie  viel  der  Steuer  anlangt,  mitunter  be- 
absichtigter Maassen  ihre  Berücksichtigung  sowohl  nach  der  Richtung  der  Freilassung 
oder  Ermässigung,  als  nach  derjenigen  der  Erhöhung  des  Steuersatzes  (Salz,  Brannt- 
wein, Bier;  in  England  auch  Zucker,  Thee). 

§.  100.  Einfluss  der  Besteuerungstheorie.  Bei  solcher 
Berücksichtigung  der  volkswirthschaftlichen  Interessen  lag  die  Ge- 
fahr nahe  und  ist  auch  nicht  immer  vermieden  worden,  Steuer- 
fragen einseitig  als  Fragen  des  Glasseninteresses  gewisser  Erwerbs- 
stände  und  Productionszweige  aufzufassen  und  in  der  Gesetzgebung 
sie  so  zu  behandeln.  So  konnte  ein  neues  störendes  Element  in 
die  Steuervertheilung  eindringen.  Der  „Parlamentarismus" 
erhöhte  eine  solche  Gefahr  wohl  öfters  mehr,  als  dass  er  sie  ver- 
minderte. Um  so  nothwendiger  wurde  die  Ausbildung  der  volks- 
wirthschaftlichen Steuertheorie,  welche  die  gesammten 
Verhältnisse  der  volkswirthschaftlichen  Production  und  der  Ver- 
theiluDg  des  Productionsertrags  und  die  Beziehungen  der  Bestene- 
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nmg  und  der  einzelnen  Stcuerarteu  dazu  ins  Auge  tasstc.  Eine 
solche  Theorie  war  nun  das  Ergebuiss  der  neueren  uational('>kono- 
ffiischen  Wissenschaft.  Und  wie  mau  diese  Theorie  auch  immer 
ceurtheile,  wie  sehr  sie  die  Mängel  ihrer  Grundwissenschaft ,  der 
iDdividnalistischen  Nationalökonomie,  an  sich  tragen  mag,  es  war 
doch  Loimerbin  viel  mit  ihr  gewonnen  und  ilire  Fingerzeige  für  die 
Praxis  konnten  auf  die  Dauer  nieht  unbeachtet  bleiben.  An  Stelle 
blosser  Regeln  der  Routine  und  der  fiuan/iellen  Plusmaeherei  traten 
vissenseh  aftliche  GrundsUtze.  Ihnen  zu  f(>I;;en,  mindestens 
*  .^!ch  mit  ihnen  und  den  auf  sie  gestützten  Einwänden  auseinander 
ZQ  setzen,  wurde  das  Streben  der  Praxis,  die  eben  damit  und  seit- 
dem immer  mehr  zur  „rationellen*'  Praxis  zu  werden  suchte. 

P'ür  aUes  Bezügliche  ist  hier  besonders  auf  d'w.  „alljjcomeine  Steuerlehrc**  (B.  II 

£~?  Wcris^  zu    verweisen.     Nur  einige  Beispiel«'.     A.  Smith 's  herUhmte  Steuer- 

liZ-ii'^  iVin.  II,  S.  220  tf.),   bo  wcni^  ^ie  orisriiiiil  waren  und  m)  v^hr  in  der  liaupt- 

r*!  dis    panz»;  Stetiei'problem  noch   unictflöst  bteckte,   wurcn  dudi  von  nachlialtijffm, 

«trr'jsreiohem   Einfluss  auch  auf  diu  Praxis.    Die  Kritik  di;r  indi  rrctcn  St«'Ui;rn 

ijwfi  i'eiieii's  der  Physiokratou ,   wie   der  SpiktcrL-n    wies   bei  alli:r   ihrer  Ein^itiiigkeit 

f      iii-i  Cnffeschichtlicbkeit  doch   auf  die  besomleren   (iefahren  dieser  8teucrjr;Utun)r   für 

t     Iz  ST-ueruberlaatUDjL'-  der  Consumcnten  besteuerter  Artikel,  daher  auf  die  Möjjiiclikeit 

i.'A  friUrjt    Wahracheiuiichkeit   einer  ..uii«;rerechten"  Besteuerung:   der  unteren   Clas^en 

ini'.L  ?ewi3>e  iuiJirecte  Steuern  (Kin.  II,  50G  IT.K  hin.     Die  UeberwiiUungblehre, 

iUGrJiüich  Ricartlo's,  trotz  der  Fehler,  frerade  dieser.   Hess  erkennen,   da>s  für  die 

Faze  drrr    eniJ.sriltigen  Vertheilung  der  Steuerlast  nicht  die  erste  Auflej^unj?  da>  Be- 

rticx'iade   jei   uri'i   z»,'iirtc,   welche  Tendenzen  der  CeberwiU/un;?  im  ..freim   N'erkelir* 

■i-rh  srUotid  machten,  daher  Vi-n  der  l'raxis  zu  b<"a<:hten  seien  (Tin.  II.  2.')!)  II".).     Die 

J^iLl  rich'JiTor   Steuerarteu'*,   sowie   die   Einrichtuni:   mancher  ein/einer  Puncte   bei 

--i»*i  Steurr   uiUsT^tcn    durch   solche   Lehren   beeinflu>st   wenlen  (l'in.  II,  'IH'J  11").     Di«-. 

iJüit   Ton    der    ,. Production   der  steuern    in    d-T  Vdlkswirthschaff    «:ab 

Ücccb  der  DOÜiwciidigren  Schonun;?,  besonders  be/.uj'lich  iles  N:ition:ilkapitaIs  i^Fin.  II, 

f. '3TU — ;j721,    daher    auch   filr   ein  richtiges   Maa>s   ih-r  Be^reuernn;r.   und- wiederum 

■Q:l  Bc^elu    lilr    die  Wahl    der  Steuerarten    un«l    für    die   Einiiclitiinn-    der  Steuern 

1  E.  „k-rine  Bc=teuerunif  der  Koh&toÜe  der  Production",   wio  im   Zoll-  und  Accisc- 

T-c'j.  ..Verlesuii^r  der  Steuer/ahlunjr  möglichst  an  den  Schlu><,  nicht  an  den  Anfang 

■1-r  Pr->lQCtiüü'*,     daher  z.  B.   „DiOj?lich'»i   nahe   an   den   C^)n^umenten    bei  indirccten 

V-rKraachs»teuerir''.     Die  Lehre  vom   öffentlichen  (,'redit  wirkte  refurmirend  auf 

ii".  Theorie    und  Praxis  der  Deckunjr  des  Finan/bedarfs  und  auf  «las  Staats>chuld.'ii- 

T«scn.  dessen   Umfan;?  und  dessen  Formen  (Fin.  I,  ii.  A.  J:}.  li'»  (I.).     Erst  die  volks- 

'«*7*.bächaftlicbe  Steuertheori  o   endlich   machte  die   hulii'  >oc,ialpol  itir»che. 

l-:iiC'MTi!Z  iill*:r  BesteUerungstYag'Mi  klar.     >o  leitete  sie  die  Aui■fa^^ung  ein,   «lass  die 

V'.:irTi  «litik    ^'*^^^    zugleich   ein  Theil  der  Socialpi»litik   sei,   wumus  dann  freilich 

'^:  ^piffT,  Wesentlich  er»t  im  letzten  Menschenalter,   die  weit«  ivn  tlienreii^chen  und 

■ir.:i5cheii  Fol'j"eruntren  gezogen  wurden.    Es  giebt  kaum  ir^'^nd  eine  ein/eine  S'euer- 

■TftTm   und   neue   Steuer  seit  1S15  in  unseren  „(.'ulturstaafen".    bei  welcher  sich  nicht 

Jii  *jiQZru    wie   in  zahlreichen  Einzelhcit-n  der  F^inrichtnntr  die  nenicksichtijriinu:  der 

•-IkiTFirthscbatilicheü  Steuerlehren  von,  öfters  masMifbemltiii,  EinHuss  zeiü:te.    Wo  aber 

.v.»:hwöhl  anerkannte  ?olkswirthschaftliche  Ltdirsiit/.:  und  .*Sreueriet;eln  unburUcksichtigt 

'■^'ibea   oder    zDrück^jtehen ,  gesclii«'ht  es  ni<;ht  au^  L'nkenntniss  odrr  aus  Missachtung 

^r.*rr,:  der  pHixi?,  soudem  noth^ri-drungen.  wegen  d'U  Schwi»rii::keiten  bt.i  der  Durch- 

iitriLz   solcher   Satze    und  Regeln    und  —  weil    eben    einmal    das    ..ub<Tste   (iebot** 

■^^tu-iLg;  des  Finanzbedarfa**  ist.    Aber  auch  dies  (iebot  erhiilt  seine  vt»lkswirthschaft- 

::i-;  IWzmnduiiir  Fin.  II,  §.  «^66 — ?»rs:  anders,  aber  unziitnll'-nd  im  Ein\\and,  Koscher, 

•;.  ^.  4-1  am  SchJuss). 
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§.  101.  Unification  des  Staatssteuersystems.  End-  « 
lieh  kommt  in  zwei  eminent  praetischen  Puncten  eine  besondere 
Kichtang  der  Steuerpolitik  in  diesem  Jahrhundert  in  der  Staats- 
und in  der  Communalbestenernng  immer  mehr,  selbst  vollständig 
zur  Geltung,  wodurch  das  Steuerwesen  namentlich  in  einzelnen  3 
Ländern  gegen  früher  eine  andere  Gestalt  gewinnt:  einmal  wird^  ? 
die  Staatsbesteuerung  im  ganzen  Gebiete  möglichst  zu  einem  g 
einheitlichen,  gleichmässigen  System  zusammenge-  " 
fasst,  unificirt;  ferner  wird  die  Communalbesteuerang  i^ 
der  Autonomie  der  Gemeinden  und  sonstiger  Körper  entzogen,  ^ 
soweit  das  nicht  schon  vorher  geschehen  war,  und  ebenfalls  unter  i 
einheitliche,  gleichmässige  staatsgesetzliche  Normen,  , 
in  Communalsteuergesetzen  oder  Gemeinde-  (Kreis-,  Provinzial-  , 
und  dgl.)  Ordnungen  gestellt.  ^ 

Die  Unification  des  Staatssteuersystems  entsprach  ^ 
nicht  nur  einer  schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  ancien  . 
regime,  besonders  im  ISten,  begonnenen  und  in  Staaten  mit  starker  ^ 
Staatsgewalt  (Frankreich,  Preussen)  oder  starkem  Staatsbewusstsein 
des  Parlaments  (England)  bereits  ziemlich  weit  gediehenen  Ent- 
wicklung nach  grösserer  Einheitlichkeit  und  Centralisation ,  nach  i 
Beseitigung  oder  doch  Beschränkung  der  historischen  Verschieden-  • 
heiten  der  provinziellen  Steuerverfassungen  auch  auf  diesem  Gebiete. 
Sie  entsprach  vollends  der  Richtung,  welche  im  und  seit  dem  « 
Revolutionszeitalter  in  wie  ausserhalb  Frankreichs  mächtig  ge- 
worden und  bei  mancher  Uebertreibuug  und  Einseitigkeit  doch  ) 
auch  von  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  wie  der  Verwaltung  ver- 
langt wurde.  Selbst  in  Frankreich,  wie  sich  aus  der  früheren  ' 
Darstellung  ergiebt  (§.  58,  59,  63,  64),  war  bis  zur  Revolution  noch  ^ 
manche  tiefgreifende  provinzielle  Verschiedenheit  der  Steuerver-  ' 
fassung,  z.  B.  bei  der  Taille,  den  Salzsteuern,  den  Zöllen,  geblieben.  ^ 
Auch  Grossbritannien  zeigte  noch  im  19.  Jahrhundert  Verschieden-  < 
heiten  in  England,  Schottland  und  Irland. 

In  manchen  Staaten,  besonders  denjenigen  deutschen,  welche 
sich  durch  Annexionen  definitiv  vergrösserten  und  abrundeten, 
machten  ausserdem  die  Gebietsveränderungen,  bez.  Er- 
weiterungen, zum  Tbeil  schon  während  der  französischen  Kriegs- 
zeit (Rheinbundstaaten),  vollends  nach  dem  Friedensschluss, 
eine  solche  Unification  der  vielfach  so  verschiedenen  Steuersysteme 
der  bisher  selbständigen  oder  zu  anderen  Staaten  gehörenden  Landes- 
theile  nothwendig. 
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So  geschah  es  auch,  freilich  nicht  sofort  und  nicht  in  Bctrctr  allur  Steuern,  in 
Prevsseo  und  den  doatscheu  Mittelstaatcn,  in  Ocsterrcirb,  zumal  inner- 
hlb  der  Grnppc  der  „deutsch-slavi  schon  Erbland«-",  währoml  Un^furn  mit 
5ebciiläDdern,  Lombardo-Vcnetie  n  noch  mi-hr  Bi^sondcrcs  )M>hieltcn.  Kr^t 
dnch  ein  gleiches  VerbraQch!»ätMuer-  und  (ircn /.Zollsystem  konnte  mit  den 
Prorinzialzöllen  gebrochen  und  ein  cinh^-itliches  WirthschaftS};c  biet 
veaifrsteas  innerhalb  der  EinzcUtnatsgrunzen  g:csc hallen  werden.  Schwie- 
liger wir  die  AusgleichuDir  der  Kealsteucrn.  bcsomiei's  der  Grundsteuer,  sie 
iaS  ia  einzdlnen  Staaten  anch  erst  später  sreiun^en,  mit  zuletzt  in  Preusscn  (ISßl  ii.. 
ärcad-^ceocrregiiliniDg).  Je  grösser  und  vcr:>chiedenartigcr  das  Staat^^:ebiet  nach  den 
urcrlichcn  peofrrap bischen  und  nach  den  historischen  Verhältnissen  der  einzelnen 
Ijitde»thei]e  und  je  ängstlicher  die  Scheu,  rücksichtslos  yorzu^ehen.  dt'^to  grosser  die 
ScliTJerigkeiteu  solcher  Unificatiun,  was  es  begreiflich  macht,  dass  Preussen  und 
l'etferreich  hierin  hinter  Frankreich  unil  di-n  deutschen  ßheinbund-  und  späteren 
ILn?l-!taaten  etwas  zurück  blieben.  Achnlichc  Aufgaben  der  Steui^rpolitik  tauchten 
mü  in  Preusscn  von  Neuem  nach  IStiB  und  fUr  Italien  nach  lS5i)  auf. 

Soweit  es  sich  um  Steuerleistungcn  der  cinzcln(Mi  Ijandes- 
theile  für  den  „Haup tfiuanzbcdarr^,  zimial  den  ccutrali- 
sirten  Theil  davon  (Fin.  I,  3.  A.  {?.  43)  handelt,  war  eine  Tni- 
kation  mindestens  der  Hauptsteuern  um  so  notbwendiger,  je  relativ 
mid  absoint  br^her  dieser  Bedarf  war,  je  mehr  er  mit  aus  Steuern 
gedeckt  werden  mnsste  und  je  grössere  Verscbiedenbeiten  die  pro- 
Tinriellen  Stenerverfassnngen  noch  zeigten. 

Denn  einen  sonstigen  Schlüssel  zur  Vertheilung  dieser  Staatblasten  auf  die  Laudes- 
4eik,  wie  man  es  Tersucht  hat,  zu  finden,  in  der  (Jr^Js^ü  der  Fläche,  der  IJevftlke- 
70^  QDd  dg^l.  unsicheren  Kennzeichen  der  ..Steuerfähigkeit"  mehr,  und  dann  etwa 
■iies^n  S".hiü»sel  durch  Zuschläire  oder  Quoten  ron  iranz  verschiedenen  Steuern  der 
LiLdestbeile  in  der  Praxis  zu  handhaben ,  d.is  war  ein  höihst  unvirllkommenes  Hilfs- 
särA.  Jeder  solche  halbwegs  brauchbar«;  Lastenvertheilung>schliissel  setzte  eben  das- 
Ktfc  foraus,  was  er  hier  ersetzen  soll:  eine  einheitliche,  auch  gleichniässig  dun.h- 
r^fakrte  Steuerverfassung,  mindestens  in  Hezni>-  auf  eine  llauptsteuer.  z.  B.  eine  «-in- 
LaisensteuerartifTO,  mittelst  deren  man  allenfalls  die  verschiedene  locale  und  ))riiviiizi«'Iie. 
»inhscbafi liehe  Leisiongs-  und  Steui-rf-ihigkeit  ermitteln  könnte. 

Gerade  die  Rücksicht  auf  die  Forderungen  der  Allgemeinheit 
ond  Gleicbmilssigkeit  und  auf  die  volkswirthscliaftliehen  Interessen 
mame  daher  in  den  neuen  Staatsgebilden  des  lil  Jahrhunderts 
auf  eine  solche  Unification  der  Stenerverfassungen  bindrängen.  Ibre 
Herbeiführung  war  die  Voraussetzung  für  ein  Steuerwesen,  welches 
sich  den  Staatszwecken  und  den  aus  ihnen  hervorgehenden  Hedtirf- 
üissen  anschmiegt.  Es  war  insofern  auch  nicht  durch  die  Sucbt 
mechanischer  Gleichmacherei  und  (ibermässiger  Centralisation ,  wie 
wohl  eingewandt  worden  ist,  z.  B.  Seitens  des  Particiilarisnius, 
«mdem  durch  die  Entwicklung  der  modernen  Volkswirtbschaft,  der 
Di'Hiemen  Gesellschaft,  des  modernen  Staats  und  durch  Jenes  oben 
?Aon  berührte  Hindrängen  aus  der  ]»rivatwirthscbaftlichen  in  die 
?emeinwirthschaftliche  Organisationsform  und  die  wahre  „Staats- 
wirth?chaft"  begründet. 

S.  Tiber  diese  rnification  der  Steuervuif^issun^^en  K'au,  linanzwiss.  [.  §.  270,  2S0. 
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§.  102.  Die  Beschränkung  der  communalen  Auto- 
nomie in  der  Besteuerung  und  die  staatsgesetzliche- 
Normirung  der  Communalbesteuerung  hatte  schon  in  der 
vorausgehenden  Periode,  besonders  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
auf  dem  Continente  wohl  ziemlich  überall  bedeutende  Fortschritte 
gemacht. 

Das  Oberaufsichts-  und  6encbmigungsrecht  des  Staats,  be/.  des  Königs  oder 
Fürsten  über  die  Communalbesteuerung,  auch  der  Städte,  der  Reichs-,  Bischofs-,  Land- 
städte, war  überhaupt  ahes  Recht,  in  verschiedenen  Ländern  wiederholt  anerkannt  und 
ausgeübt,  wie  die  Privilegien  u.  dgl.  in  Zoll-,  Accise-  und  sonstigen  Steuersachen 
ergeben.  Mit  dem  Emporkommen  der  städtischen  Macht  in  den  letzten  Jahrhunderten 
des  Mittelalters  waren  diese  Gerechtsame  der  Staatsgewalt  nur  thatsächlich  vielfach 
zurUclifrcdrängt  und  mitunter  war  von  den  Städten  auch  vertragsmässig  oder  im  Wege 
der  besonderen  Verleihung  oder  nach  Herkommen  das  eigene  selbständige  Steuerreoht 
erlangt  worden.  Die  Missbräuche  im  städtischen  Finanz-  und  Steuerwesen,  das  wirth- 
schaftliche  und  politische  Herabkommen  der  Städte,  die  Wiedererstarkung  des  forst- 
lichen Regiments,  die  ZurUckdräugung  der  ständischen  Macht  und  die  ganze  Zeit- 
richtung überhaupt  brachten  darin  besonders  seit  dem  17.  Jahrhundert  einen  Wandel 
hervor  (Preussen!).  Auch  in  England  waren  übrigens  gerade  in  Steuersachen, 
speciell  in  Betreff  der  Wahl  der  Steuern  die  Städte,  Grafschaften,  Verbände,  Kirch- 
spiele u.  s.  w.  (für  Armenzwecke  u.  a.  m.)  seit  Alters  durchaus  nicht  frei,  sondern 
an  Staatsaufsicht  und  Staatsgenehmigung  gebunden  und  danach  rechtlich  wie  that- 
sächlich von  wichtigen  Steuern  ausgeschlossen  (Einkommensteuern,  Zölle,  meist  Accisen) 
und  auf  ganz  bestimmte  Steuern  (besonders  vom  Ertrage,  bez.  der  Benutzung  des 
sichtbaren  Realeigenthums)  seit  Jahrhunderten  und  bis  in  die  Gegenwart  hinein  an- 
gewiesen (oben  §.  76,  Fin.  I,  3.  A.  §.  53). 
f 

Nach  der  Kriegszeit,  im  19.  Jahrhundert,  war  die  weitere  Be- 
schränkung der  Steuer-Autonomie  der  Communen  eitie  nothwendige 
Folge  der  politischen  Auffassung,  wie  sie  im  neuen  Staats- 
recht zur  Geltung  gelangte,  und  des  practischen  Bedürf- 
nisses. ^ 

Nur  der  Staat  erschien  als  Ursprung  des  Besteuerungs-  ^' 
rechts,  d.  h.  der  rechtlichen  Befugniss,  zwangsweise  Beiträge  der  ^ 
Unterthanen  oder  sonstiger  Personen  (auch  fremder)  und  von  ihrem  "^ 
Besitz  oder  Einkommen  zu  erheben  (Fin.  II,  169).  Bosteuerungs-  . 
rechte  der  Gemeinden,  Städte,  Verbände  konnten  nur  als  aus  diesem 
Staatsbesteuerungsrecht  abgeleitete,  vom  Staat  auf  diese  Körper 
übertragene  gelten.  Das  bedingte  denn  auch  eine  ei-gene  ^ 
staatsgesetzliche  Normirung  und  Regelung  der  Com-  ^ 
munalbestenerung,  wenigstens  in  Hauptpuncten ,  besonders  in  ^ 
Bezug  auf  die  Wahl  der  Steuerarten  und  auf  die  Höhe,  ^' 
namentlich  die  ohne  besondere  Genehmigung  nicht  zu  Uberschrei-  ^ 
tende  Höhe  der  Steuersätze.  Nur  in  gewissen  gesetzlichen  ^ 
Grenzen  blieb  daher  den  Communen  (und  den  später  wieder  körper-  ^ 
schaftlich  organisirten  Verbänden,  Kreisen,  Bezirken,  Provinzen  u.  s.  w.,  '< 
den  sog.   „Communalverbänden  höherer  Ordnung^')   ein  Spielraum    < 


^ 
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Ar  die  Selbstbestimmang  in  Stenersachen.  Mag  man  im  Einzelnen 
kier  und  da  in  dieser  Beschnlnkung  der  Autonomie  und  in  der 
XonniruDg    der  staatlichen  Ant'sichtä-   und  Genelimigungsrechte  zu 

aweit  gegangen  sein,  schon  in  der  Gestaltung  des  Rechts,  vollends 
in  der  Handhabnng  desselben:  im  Princip  kann  eine  solche  Stellung 
jfö  CommaDalstenerrechts  im  modernen  Stcuerrechtssystem  über- 
haupt nar  ilLlr  politisch  richtig  und  staatsrechtlich  folgerichtig  und 
correet  gelten. 

Aber  auch  dringende  practische  Bedürfnisse  nüthigten 
u  einem  solchen  Vorgehen.  Mit  der  inneren  persönlichen  und 
lirthscbattlicben  Verkehrsfreiheit  im  modernen  Staate  war  eine 
grössere  Autonomie  der  Communen  in  der  Besteuerung  unvereinbar. 
1  Bei  dem  Drang  nach  Entwicklung  der  Communalthätigkeit  drohte 
dne  za  willfahrige  Ausbildung  der  Steuern  nach  Art  und  Höhe 
■it  maneben  Gefahren  für  die  Communaltinanzen  selbst.  Und  nicht 
^irhgiltig  war  endlich  für  den  Staat  die  Gefahr,  bei  seinem 
egeoen  nnvermeidlitb  starken  und  wachsenden  SteuerbcdUrfniss 
in  Conflict  mit  der  Communalbestenerung  zu  gerathen,  wiederum 
kiigiich  der  Art  und  Höhe  dieser  Steuern  gegenüber  der  einmal 
Torhandenen  wirthschaftlicben  Leistungsfähigkeit  und  Steuerfähig- 
kdt  der  Bevölkerung. 

Der  Unifieation  der  Staatsbesteuerung  musste  also  einheitliche 
ÄUtsgesetzliche  Normirung  der  Communalbesteuerung  im  heutigen 
Staate  zur  Seite  gehen. 

S.  bereits  in  B.  I,  8.  A.  §.  44 — 50  die  nähere  Bchandlunjr  der  dort  vorvureg- 
f^hnaenea  Fragen  über  Conimunalboäteacruiig  in  dein  AbM'hnitt  vom  Finan/webon 
iffStlbstrenraltunsTskörper,  nebst  den  Daten  und  Ausfjihrungt'n  über  Eiis^land,  Preussen 
ifci  aadertf  d<;utsche  Staaten,  Oestcrreicb  und  Frankreich.  Ferner  v.  Ueitzenstein, 
ÜL  cofflmonalcä  Finanzwesen,  in  Sehönbcrira  Hand)),  d.  jiclit.  ( ickun.  2.  Aull.  III.Ö.jO. 

$.  103.  Den  Gegenstand  der  Darstellung  in  diesem 
Kapitel  bildet  die  Besteuerung  der  im  vorigen  Kapitel  in  ihrer 
iteaergescbiehtlicheu  Entwicklung  vorgeführten  Staaten,  jedoch  jetzt 
»t  Aasdebnung  auf  andere  wichtigere  fremde  Staaten  und  auf 
»öiere  deutsche  Einzcl>taaten.  Die  steuergeschichtlichc  Entwick- 
ln^ im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  namentlich  seit  1815 ,  aber 
»weit  nötbig  auch  in  die  vorausgehenden  Kriegs-  uud  Revolutions- 
jakre  hinein,  wird  hier  bis  in  die  unmittelbare  Gegenwart  herab 
^olgt  (Jeberblicke  über  den  jetzigen  Stand  des  Steuerrechts, 
«wie  statiötiscbe  Uebersichten  oder  Daten,  werden  eingefügt. 

Aeusävre  und  iunere  Grunde,  Kuckäichten  auf  di-u  Kaum,  auf  die  vorhandenen 
^üarb-iten,  auf  Jas»  allgemeine  Interesse  und  auf  da?jeni|re  speciell  für  uns  Deutsche 
tsfi&f^a  al>er   auch   hier  keine  ganz  gleichmässigc  liehandlung  des  Stotfs.     Von  d^n 


i 
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fremden  Staaten  werden  wiederum  nur  England  oder  Grossbritannien  and  Frank- 
reich verhältnissmässig  eingehender,  daneben  kürzer  7on  den  Grossstaaten  Italien, 
Rnssland  und  Nordamerika,  noch  kürzer  andere  europäische  Staaten,  also  nament- 
lich die  so^en.  aussordeutschen  Mittclstaaten  behandelt  werden.  Die  Ein- 
beziehung Nordamerikas  (Union),  dessen  Steuergeschichte  während  des  Bürger- 
kriegs und  in  einigen  Puncten  seitdem  bleibend  yon  besonderem  Interesse  ist,  bedäif 
keiner  weiteren  Begründung. 

Das  Steuerwesen  der  deutschen  Staaten,  zu  welchen  hier  0 esterreich 
noch  mitgerechnet  wird,  kann  hier  ebenfalls  nicht  in  ganz  gleichmässigor  Welse  zor 
Darstellung  gebracht  werden.  Vornehmlich  handelt  es  sich  für  uns  hier  umPrenssen 
und  Oestcrreich,  seit  1866,  bez.  1671  um  den  Norddeutschen  Bund  und  das 
Deutsche  Reich,  bei  Ocsterreich  seit  1868  um  „West-Oesterreich**  („Cislei- 
thanien''  oder  die  „im  Keichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder''),  wobei  ein 
Seitenblick  auf  Ungarn  geworfen  werden  kann.  Sodann  wird  aber,  wenngleich  kürzer, 
die  Besteuerung  der  deutschen  Mittelstaaten.  Sachsens,  Baicrns,  Württem- 
bergs, Badens,  Hessens,  mit  einem  Rückblick  auf  das  ehemalige  Königreicli 
Hannover,  zur  Darstellung  gelangen.  Von  der  Besteuerung  der  übrigen  Klein- 
staaten kann  dagegen  nur  Einzelnes  hier  einbezogen  und  nur  mit  einigen  Strichen  .< 
darüber  orientirt  werden,  was  indessen  nicht  hindern  wird,  in  diesem  Kapitel,  wie  in 
den  folgenden  beiden  Büchern  der  speciellen  Steuerlehre  einzelnes  besonders  Beachten«-  ' 
werthe  auch  aus  diesen  Ländern  etwas  näher  mit  zu  berücksichtigen.  Die  literarischen  | 
Nachweisungen  u.  dgl.  m.  werden  bei  den  einzelnen  besprochenen  Staaten  mit  an- 
gegeben. • 

Der  ganze,  in  diesem  Kapitel  zu  behandelnde  Stoff  wird  in  zwei  Haupt-  { 
abschnitte:  „Ausland'*  und  „Deutschland  und  Oestorreich"  zusammengeüe^sst  . 
Abweichend  vom  vorigen  Kapitel  wird  die  ausländische  Besteuerung  in  diesem  vor  * 
der  deutschen  behandelt.  Sie  hat  in  dieser  Periode  mehrfach  anregend  und  als  Master  ; 
auf  die  deutsche  Besteuerung  eingewirkt.  Auch  ist  sie,  mit  Ausnahme  der  italienischeo, 
schon  aus  politischen  Gründen  früher  als  die  deutsche  zu  einem  gewissen  Abschlofls  ^ 
gelangt.  r 

Die  innige  Beziehung  der  Besteuerung  zur  Volkswirthschaft  ist  im    19.  Jahr- 
hundert wissenschaftlich  immer  mehr  erkannt  worden  und  practisch  im  Steaerrecht  < 
immer  mehr  zur  Geltung  gelangt,  indem  die  einzelnen  Steuern  mit  nach  volkswirth-   > 
Schaft  liehen  Gesichtspuncten  geregelt  werden  (§.  99,  100).    Vor  allem  gilt  diet,    . 
noch    mehr   wie   früher   von  der  Zollgesetzgebung  und  der  Gesetzgebung  über   ^ 
solche  indirecte   Verbrauchssteuern,  welche  mit  den  Zöllen  in  näherer  Ver- 
bindung stehen  (Zucker-,  Branntwein-,  Tabaksteuer  u.  a.  m).     Dem  Zwecke  dieses 
Werkes  gemäss  kann  hier,  wie  schon  im  vorigen  steuergeschichtlichen  Kapitel,   nnr   I 
die  finanzielle  Seite  dieser  Steuern  eingehender  behandelt  werden,  also  im  Zoll-    , 
wesen  der  Finanzzoll,  nicht  der  Schutzzoll,  sonst  müsste  sich  dies  Buch  zn  einer   - 
Geschichte  der  Handelspolitik  erweitern.    Völlig   trennen  lässt  sich  aber  freilich  das   I 
finanzielle  oder  fiscalische  und  volkswirthschaftliche  oder  handelspolitische  Moment  in    ; 
diesen  Dingen  einmal  nicht    Das  letztere  soweit  als  irgend  thunlich  zurücktreten  za    ' 
lassen  wird  jedoch  das  Bestreben  sein.  ; 

§.  104.    Üeberblick.    Im  ersten  Hauptabschnitt  wird  ^ 
hier  mit  England  begonnen,  dessen  Steuergescbichte  und  heutiges 
Steuerrecht  mehr  wie  bei  den  continentalen  Staaten  die  ununter- 
brochene Fortsetzung  der  vorausgehenden,  zuletzt  durch  die  fran- 
zösischen Kriege  so  gewaltig  beeinflussten  Besteuerung  ist  (§.  88),   ' 
England    ist  ein  gutes  Beispiel  dafür,    wie  auch  ein  Grossstaat,  ' 
welcher  sich  in  seinen  politischen  Aufgaben,  namentlich  anderen 
Grossmächten  gegenüber,  beschränkt  und  neue  Weltkriege  fast  um 
jeden  Preis   vermeidet,    durch   enorme   volkswirthschaftliche  Ent- 
wicklung  eine   grosse   alte  Staatsschuld,  selbst  ohne  bedeutende 
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EapiUütilgnDg  derselben,  relativ  erträglicher  machen  and  sein 
Steoersystem  nach  yolkswirthschaftlichen  Interessen  oder  nach  dem, 
WI8  einmal  gerade  dafttr  gilt,  reformiren  kann  (Zoll-,  Accise-, 
LBxnssteuerreformen).  Zugleich  zeigt  England  in  der  Aadbildung 
kt  Einkommen-  nnd  der  Erbschaftssteuern  richtige  Erkenntniss 
4er  heatigen  Aufgaben. 

Das  Gegenstück  bildet  Frankreich  mit  seinem  völligen 
«Neubau'^  der  Besteuerung  in  und  nach  der  Kevolutions-  und 
Kriegszeit  y  wenn  dieser  Neubau  diesen  Namen  auch  nicht  ganz 
m  eigentlichen  Sinne  verdient,  sondern  zum  Theile  dooh  nur  ein 
lacb  einer  Periode  der  Lücke  und  der  Experimente  wieder  auf- 
paommener  Uro-  und  Fort  bau  der  Besteuerung  des  ancien  re- 
gmt  ist  (§.  50).  Zugleich  beweist  Frankreich  die  —  in  unserer 
Zeit  wenigstens  —  relative  Untergeordnetheit  der  Staats-  oder  Ver- 
j  ässuDgsform  lUr  das  Finanz-,  Steuer-,  Staatsschuldeuwesen  und 
•ffenbart  die  Folgen  ruhelosen  Ehrgeizes  und  ewiger  Ncuerungs- 
neht  eines  Volks  fllr  die  masslose  Steigerung  seiner  Staatsschulden 
ud  Stenem. 

Rnssland  zeigt  auch  auf  dem  Steuergebiet  manche  aus  den 

besonderen  wirthschaftlichen,   socialen,   rechtlichen  und  politischen 

Verbältnissen  des  Landes  hervorgehende  EigenthUmlichkeitcn,  durch 

I   welche  es   sich  von  Mittel-  und  Westeuropa  unterscheidet;   so  sein 

I  Usberiges    Kopfsteuersystem,    zum   Theil    auch   seine   Branntwein- 

I  besteuemng.     Aber  auch  die  grossen  finanziellen   Schwierigkeiten 

i  treten   bei  Rnssland  hervor,  unter  welchen   ein  so  gewaltiger  und 

»  ehrgeiziger  Staat  trotz  —  und  wegen!  —  seiner  (icbietsgriJsse 

:  ud  Volksmenge    bei    der   weit   geringeren   wirthschaftlichen   und 

t&karlichen  Entwicklung  seiner  Bevr)lkerung  in  Concurrenz  mit  den 

i  Tiirgesehrii teueren    europäischen    Staaten    kämpfen    muss.      Diese 

'  «Schwierigkeiten    äussern    auf  Russlands  Steuerw^esen    wie   freilieh 

loch   mehr    auf  sein   Staatsschulden-    und   Papiergeld wesen   ihren 

\  iiebthareu  Einfluss. 

Italien  zeigt  dagegen,  was  unter  den  schwierigsten  politischen 
■  iimI  heutzQtage  nicht  eben  besonders  günstigen  wirthschaftlichen 
Verb^ltnissen  die  Finanz-  und  Steuerpolitik  eines  energisch  und 
^iri<>iisch  geleiteten  neuen,  auf  alten  Particularstaaten  sich  anf- 
'•anendcn  Einheitsstaats  in  der  Cousolidati'Ui  und  IJniliciition 
äw  Besteuerung  zu  leisten  vermag.  Ks  zeigt  sieh  au(?h,  welche 
'^«kononiie  an  politischer  Arbeit  auf  diesem  (iebicte  in  einem 
^ioheitsstaate;   verglichen   mit  den  Verhältnissen   eines  zwar 


• 
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glücklich  Yom  Staatenbund  znm  Bundesstaat  fortgeschrittenen,  aber  e 

eben  doch  —  Bundesstaat  gebliebenen  politischen  Körpers  wie  ^ 

des  Deutschen  Reichs,  möglich,  welche  zweckmässige  Vereinfachung  - 
und  Gleichartigkeit  der  Besteuerung  erreichbar  ist. 

Nordamerika  ist  dann   wieder  ein  Beispiel   eines  Jugend-  .j 

kräftigen,  energischen,  patriotischen  und  wirthschaftlich  mächtigen  i 

Staates,  welcher  wie  aus  dem  Nichts  ein  ungeheures  Steuersystem  ^ 
in   der  Nothzeit  rasch   ins   Leben  ruft  und  von  demselben   auch 
später  soviel   bestehen  lässt,   um  aus  den  Erträgen  desselben  eine 

riesige  Staatsschuld  rasch  reell  in  bedeutendstem  Maasse  zu  tilgen.  ^ 

Nur  in  dem  ersten  Puncte,  in  der  Schaffung  und  Entwicklung  des  ^i 

Steuersystems  findet  Nordamerica  in  seinem  britischen  Stammland  ^ 

in   der  französischen  Kriegszeit  eine  Art  Vorbild,   in  dem  zweiten  a 

steht  es  einzig  da,   freilich  unter  den  auch  einzig  günstigen,  in  ; 


t 


^ 


Europa  geschichtlich  unmöglichen,  auch  in  England  fehlenden  Ver-  aö 
hältnissen,  seinen  Militär-  und  Flottenaufwand  in  der  Friedenszeit  f^ 
ausserordentlich  vermindern   und  gewissermassen   das  so  Ersparte 
für   die  Tilgung  der  Staatsschuld  flüssig  machen  zu  können,   weil  ^ 
es  eben  in  seiner  Nachbarschaft  keine  halbwegs  ebenbürtige  poli-  • 


^ 


Ut 


tische  Gegner  hat.  '» 

Die  übrigen  europäischen  Staaten,  von  denjenigen  im  vf 
Gebiete  des  ehemaligen  türkischen  Reichs  und  von  dem  unter  ^ 
revolutionären  Zuckungen  und  Bürgerkriegen  nicht  zur  Ruhe  kom-  ^^ 
menden  und'  deswegen  sich  nur  wenig  wieder  emporhebenden  "^^ 
Spanien  abgesehen,  genossen  in  diesem  Jahrhundert  seit  1815 
eine  selten  oder  nie  unterbrochene  Ruhe.  Auch  diejenigen  von  ^ 
ihnen,  welche  noch  einmal  in  eigene  Kriege  verwickelt  wurden,  ^ 
wie  die  Niederlande,  Belgien,  Dänemark,  befanden  sich  y^y, 
nach  definitiver  Erledigung  der  betrelTcndcn  Streitfragen  in  der-  ^ 
selben  Lage.  Sie  konnten  in  diesem  Stilllcben  auch  ihre  Bestene*  ^ 
rung  am  Leichtesten  nach  modernen  Bedürfnissen  und  Anschauungen  *^ 
reformiren,  wenn  auch  einige  von  ihnen  in  alten  und  neuen  Kriegs-  »^ 
schulden  noch  manche  Bürde  hatten  und  haben.  Bedeutendere  *^k 
Leistungen  der  Steuerreform  als  andere  Staaten ,  die  eben  doish  '^"^ 
mit  für  sie  die  „europäische  Rüstung**  zu  tragen  haben  —  wag  ;i 
Holland,  Belgien,  die  Schweiz  so  leicht  übersehen  —  haben  sie  ?^ 
gleichwohl  kaum  zu  Wege  gebracht:  vielleicht  ein  Beleg,  dass  ein  v* 
gewisser  Druck  der  Nothwendigkeit  auch  hier  wie  in  so  vielen  ^'= 
Dingen  als  Ansporn  zu  Verbesserungen  sein  Gutes  hat.  Anderseits  ^i 
beweist  die  Bedarfsvermehrung  auch  in  solchen  von  Militärlasten  % 
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eoiger   bedrfickten  Staaten,   dass  eben  in  der  That  jenes  Gesetz 
sr  Zunahme  der  Staatsthätigkeiten  ein  allgemeines  ist  (§.  98). 

§.  105.  Deutschland,  Preussen  und  Oesterreich  (zweiter 
ftoptabscbnitt)  sind  mehr  als  irgend  welche  andere  europäische 
laten  ans  der  französischen  Kriegsperiode  mit  wesentlich  ver- 
iderten  und  verbesserten  Gebietsverhältnissen  hervor- 
igangen.  Diese  Verbesserung  war  doch  auch  für  das  Finanz- 
id  Steuer wesen  von  grossem  Wertb. 

So  traarig  die  roransgegangene  Kries^zcit  bis  1S13  fdr  Deutschland  verlaufen 
.  so  QDbefriedig-end  die  Bildung  des  Deutschen  Bundes  in  politischer  Beziehung,  so 
oif  Preaäiäen  auch  in  territorialer  Hinsicht,  in  scinom  und  Deutschlands  Interesse, 
rch  die  dcfinitife  Gcbictsregclang  des  Wiener  Congrcijscs  genügend  gestärkt  und 
renndet.  so  bedenklich  in  yielcr  Hinsicht  die  relati?  besonders  bedeutende  (iebiets- 
grödserong  ond  damit  Stärkung  der  Mittelstaat>.>n,  namentlich  der  vier  süddeubchcn 
i  Hannovers  war  und  so  viele  unbedeutende,  aber  zum  Thcil  ebenfalls  noch  etwas 
grOsserte,  Kleinstaaten  mit  kleinen  (icbietsfctzcn  leider  noch  aus  der  grossen  Kata- 
}p]ie  übrig-  geblieben  waren:  ein  ungeheurer  Fortschritt  war  es  doch  von 
i  324  ,^taaten'^  und  570  ..Ländern''  des  alten  Reichs  zu  den  30  nunmehrigen 
«reräoen  Eiazelstaaten''.  wie  in  politischer,  so  in  volkswirthschaftlicher,  administra- 
!r  uid  nicht  zuletzt  auch  in  finanz-  und  steuerpoli  tisrhcr  und  -tech- 
scher Hinsicht. 

Das  alte  Deutsche  Reich  (ausschliesslich  dv.r  Provinz  Preussen,  aber  mit  dem 
sab  nominell  nicht  zum  Reiche  gehörigen  Preussibch- Schlesien)  umfasste  1791 
.975  Qa.Meilen  mit  570  reichsunmittelbaren  „Landen"  (Territorien  und  Verbänden), 
s  zu  524  ..Staaten"  gehörten.  Die  Durchschnittsgrösse  eines  „Landes"  im  schwäbi- 
lei  Kreise  war  z.  B.  U.7  Qu.M.  (163  auf  ßuO  Qu.M.,  nämlich  49  kur-  und  reichs- 
:«diche.  4S  Reichsstifter  und  Kloster,  21  Lande  von  Reirh>fj:rafen,  33  Reichsstädte 
d  Rei-?h:>dörfer.  9  reichsritterschaftliche  Verbände  und  Herrlichkeiten),  die  (irösse 
les  olierrheinischen  Kreislandes  war  6.6,  eines  fränkischen  7.3  (^u.M.  3u4  Klein- 
atoi  nmfaasten  1?30  Qu.M.,  oder  durchschnittlich  6,02!  Vom  Reichs-,  ])ez.  späteren 
adesgebiet  hatte 

1792  1S16 

Oestereich 3919  35«S  Qu.M. 

Preussen 2340  33S1 

Baiern S61  1390 

Würtemberg      ....       166  354 

Baden 62  27S 

Hessen-Darmstadt  ...         6S  153 

Hannover 512  699 

Sachsen 686  272       „ 

Ind  dabei  war/^n  alle  diese  Staatsgebiete  immerhin  ge^cn  früher  ausserordent- 
i  viel  besser  arrondirt.  Vornehmlich  doch  nur  in  Thürini;^en  bestand  noch  als 
e*t  ans  der  allen  Zeit  die  3chlirams»tc,  für  die  Verwaltunsr  so  störende  En-  und  Ex- 
•»«iwirthsrhaft  Die  hier  nicht  speciell  genannten  Kleinstaaten  (incl.  Kurhessens, 
dUfci^i-Lauenburgs,  Mecklcnb.-Schwerins),  31  an  <ler  Zahl,  hatten  doch  um  IS  16 
IT  jBoch  1350  Qo.M.  Gebiet,  oder  jetzt  im  Durchschnitt  ca.  44  Qn.M.,  seihst  die  2S 
«arn  ohne  die  zuletzt  genannten  drei  gröS'ieren,  bez.  7(i9  und  ca.  27  Qu.M.:  doch 
»er  ein  bedeutender  Fortschritt  gegen  17921  S.  v.  Viebahn,  Statistik  u.  s.  w. 
«:»chhnds.  Berl.  1S5S,  I,  29.  32,  103  u.  A.  Wagner,  Entwirkl.  d.  enrop.  u. 
a-^.h-a  Staatsgebiets,   Preuss.  Jahrb.   1S67,  IbO^,  XIX,  :)4I.  547,  XXI,  299.  .n^6. 

.\uch  diese  Venlndcrung  der  Gebietsverliältnissc  war  eine  und 
ftne  der  unwichtigsten  Voraussetzungen  wenigstens  für  eine  Art 
taats leben  in  moderner  Weise  und  damit  fUr  eine  angemessenere 
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Entwicklung  und  Gestaltung  des  Stenerwesens.  Unter  der  ihnen 
vergönnten  äusseren  politischen  Ruhe  und  unter  dem  vielfach  gOn* 
stigen  Einfluss  des  neu  beginnenden  Verfassungslebens  konnten 
gerade  die  Mittelstaaten  und  vollends  die  tüchtigeren  unter. den 
Kleinstaaten  auch  innerhalb  ihres  Gebiets  leichter  als  Preussen 
oder  gar  Oesterreich  ihr  Finanz-  und  Steuerwesen  umgestalten.  In 
mancher  Hinsicht,  besonders  in  der  directen,  namentlich  der  Ertrags- 
besteuerung, und  in  einigen  indirecten  Innern  Verbrauchssteuern, 
auch,  seitdem  sie  auf  ein  selbständiges  Zollwesen  ebenso  in  ihrem 
finanziellen  als  in  ihrem  wirthschaftlicben  Interesse  verzichtet  hatten, 
als  Glieder  des  Zollvereins  haben  diese  Staaten  ganz  Tüchtiges  im 
Steuerwesen  geleistet. 

Das  Zurück bleibea  grosser  innerer  Verbranchsstcnern ,  mit  Aasnahme  der  süd- 
deutschen, besonders  der  bairischen  Bierbesteuerung,  und  die  noch  ungenügende  Ent- 
wicklung des  deutschen  Zoll  wesens,  auch  nach  der  «Seite  der  Finanzzölle,  war,  wie  in 
Preussen  selbst,  mehr  die  Folge  der  unfertigen  politischen  Verhältnisse  und  der  da- 
von mit  bedingten  unvollkommenen  ZoUvcreinsverfassung.  Das  in  den  süddeutschen 
Staaten  schon  von  der  Rheinbundzeit  her  besonders  rücksichtslose  Nivelliren ,  wie  in 
Allem,  so  auch  im  Finanz-  und  Steucrwescu,  war  doch,  wenn  man  billig  sein  wiU, 
durch  die  geradezu  unerhörte  bisherige  Territorialzersplitterung  and  die  unbedingte 
Nothwendigkeit,  diese  annectirten  Gebiete  in  dem  ncueu  Staatskörper  zusammenza- 
schweisacn  —  w^s  freilich  oft  mit  etwas  rauher  Hand  geschah,  —  geboten.  Man 
denke  an  den  schwäbischen,  fränkischen,  die  rheinischen  Kreise! 

Für  Preussen  und  Oesterreich  waren  die  Aufgaben  viel  , 
schwerer,  für  ersteres  wegen  der  grossen  Verschiedenartigkeit  und  ^ 
geographischen  Ausdehnung  seiner  neuen  Bestandtheile,  für  Oester-  < 
reich   wegen   der  Heterogenität  seines  alten  wie  neuen  Länderbe-  i 
Stands :  Lombardo-Venetien,  Galizien,  Ungarn  neben  der  althistori-  i 
sehen  Mannigfaltigkeit  der  nationalen,  geographischen,  wirthschaft-  < 
liehen   Verhältnisse   der  „deutsch -slavischen"   Lande!     Für  beide   : 
deutsche  Grossstaaten  waren  die  Schwierigkeiten  der  Finanz-  und 
Steuerreformen  auch  grösser,  weil  es  sich  eben  um  Grossstaaten   ■ 
mit  andauernden  bedeutenderen  politischen  Aufgaben,  d.  h.  finan.   , 
ziell:  mit  grösseren  Finanzbedürfnissen,  auch  mit  dem  Erbe  grösse- 
rer Finanzlasten  aus  der  Kriegszeit  handelte.    Auch  die  Zeitver- 
hältnisse für  Reformen   im   Steuerwesen  waren   in   einer   Hinsicht 
doch  ungünstiger  als  sie  es  früher  für  die  Staaten  des  Rheinbundes 
gewesen. 

So  stramm  absolutistisch  Hess  sich  jetzt  nicht  mehr  verfahren ,  auch  im  absolo- 
tistischen  Preussen  und  Oesterreich  nicht.  Freilich  mnss  man  andrerseits  zugestehen:  ' 
gerade  im  absolutistischen  Preussen  und  Oesterreich  nicht.  Die  Versäumung  i 
der  Grundsteuerregelung  war  eine  bedenkliche  Unterlassungssünde  des  absolutistischen 
Preussens,  die  übermässige  Schonung  der  besitzenden  und  wohlhabenderen  Classen, 
welche  durch  die  neue  Glassensteuer  und  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  auch  nicht 
entfernt  genügend  mit  belastet  wurden,  nicht  minder.    Die  dem  Finanzbedarf  und  dem 


Uehorblick  der  Staattu.  225 

iHtsscIliildeiiveson  gegenüber  unzureichende,  wenn  aucli  auf  einigen  Steuergebieten 
Shnd-.  Häosersteucr,  Monopole,  Verzehrnngssteuer ,  Zoll«*)  nicht  nnbedoutende  und 
Atisch  vie  technisch  zum  Theil  tiichtig<>  Steuerentwirklunur  Oesterreichs  beliess  oh 
»  doch  bei  einem  schleichenden  Deficit  und  bei  un/.uliinglicher  Consolidirung  der 
iuozefl,  namentlich  der  Staatsschuld,  des  PapiergoMes,  in  der  I.iuircn  t'riodunszeit : 
e  UoterlassungssUnde  des  absolutistischen  Oesterreich.  Indessen  ,  wie  ausserordent- 
±  Tjel  schwieriger  war  eben  auch  der  Cebergang  vom  Absolutismus  zur  constitutio- 
)ba  Monarchie  in  den  beiden  deutschen  Grossstaaten ,  vi^rglichcn  mit  den  anderen 
■Bcken  Staaten! 

Id  leUter  Linie  ist  fllr  manches  Geschehene  wie  unterbliebene 
leh  im  Steuerwesen  die  Unfertigkeit  der  politischen  Ver- 
issang  Deutschlands  von  1815  —  1871  verantwortlich  zu 
lachen.  Seitdem  ist  in  Deutschland  am  Um-  und  Weiterbau  der 
^neruDg  in  der  nach  der  Erfahrung  aller  Länder  unvermeid- 
dien  RichtnDg  einer  Ausdehnung  der  Zrdle,  der  übrigen  indirecten 
erbraaehs-  nnd  der  Verkehrsbesteuerung  mit  Eifer  und  nicht  ohne 
Irfolg  gearbeitet  worden.  Aber  freilich  noch  immer  nicht  mit  aus- 
eichendem Erfolg. 

Die  Cnterlassangssünden  der  früheren  Zeit,  wcnngloicli  durch  die  deutsche  poli- 
Kk-feschicht liehe  Entwicklang  begreiflich,  sind  eben  nicht  so  leicht  gut  zu  machen. 
toSderatirc  Character  des  neuen  deutschen  Staats  macht  auch  die  Aufgaben  noch 
■pUdTter  als  im  Einheitsstaate,  indem  die  Heichäbeäteuerunic  und  iliojcnige  der 
ozelstaaten  ineinandergreifen  und  auf  den  Stcuergebieten .  wo  sie  geschieiion  sind, 
Be  doppelte  gesetzgeberische  Arbeit  nöthig  wird.  Das  hat  u.  A.  leicht  den  Nach- 
ksL  das5  eine  Stcuergattung  unentwickelt  bleibt,  wie  denn  7.  B.  gerade  in  Preussen 
M  bedauerliche  Stagnation  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgrbung  über  die  directe  Re- 
KKnmg  eingetreten  ist. 

Oesterreich  hat  durch  die  Herbeiführung  des  bereits  besei- 
ijt  gewesenen  Dualismus  eine  umgekehrte  Entwicklung  wie  ücutsch- 
isd  seit  18()«>  erfahren,  worunter  die  Ausbildung  der  Besteuerung 
ibeofalls  gelitten  hat.  Und  je  unabhängiger  das  Verhilltniss  von 
rsgam  und  Nebenlanden  zur  Gesammtmonarchic  wird,  je  mehr 
ach  in  der  Westhälfte  ähnliche  Tendenzen  zur  (Geltung  kommen 
»fflten,  desto  mehr  Gefahren  drohen  doch  für  die  einheitliche  und 
suem  modernen  Grossstaat  nothwendigc  Gestaltung  des  Steuer- 
»esens. 

In  ganz  Europa  ist  die  Besteuerung  durch  ihre  Entwicklung 
ia  19.  Jahrhundert  immer  gleichartiger  geworden.  Abcrauch 
&  „neue  Welt"  hat  nichts  eigentlich  Neues  auf  diesem 
Gebiete  zu  schaffen  vermocht,  am  Wenigsten  in  den  Stcuorgattnngen, 
eber  Einiges  in  den  technischen  Momenten  der  Veranlagung  und 
Erfeebnnff  einzelner  Steuern.  Besonders  interessant  ist  in  dieser 
Bin?ieht  für  die  vergleichende  »Steuergeschichte  und  Gesetzgebung 
*r Vorgang  in  Nordamerica,  demjenigen  americaniseben  Staats- 
wesen, welchem  im  Wesentlichen  doch  allein  der  Cliaracter  voller 
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eoropäischer  GesittuDg,   daher  Vergleichbarkeit  mit  earopäischen'- 
Staaten,    zugestanden  werden  kann.    Der  grosse  Anlauf  zu  den 
mannigfaltigsten  Steuern  während  des  Bürgerkriegs  endet  mit  dem 
Verbleiben  bei  Einfuhrzöllen  und  denselben  inneren 
Verbrauchssteuern,    wie  in   ,)Old  Europe'',    wenn   auch   mit  • 
manchen  bemerkenswerthen  abweichenden  Einrichtungen  im  Ein-  * 
zelnen.    Doch  ein  neuer  Fingerzeig  für  Praxis  und  Theorie,  dass  ^ 
gewisse  Hauptsteuern  trotz  aller  Mängel,  welche  sie 
haben    mögen,    die    —    wenigstens    für  jetzt    noch    — 
schlechtweg     nothwendigen    Glieder    eines    grossen  ^ 

Staats-Steuersystems  sind.        .  3 

« 

Erster  Hauptabschnitt.  ^ 

Die  auslftndisclie  Besteaemnir  im  19.  Jahrlimideit.  * 

t 

1.  Abschnitt.  ^ 


Grossbritannien  (England). 


t 


Literatur.     Zum  Theil    dieselbe  wie 


i  in  dem  früheren  steuerg^esohichtlicheil  ,i 
Abschnitte,  besonders  die  Werke  von  Vocke  (bis  1S65),  Dowell  (bis  1884)«  Gneist  ^ 
0.  Hubner,  Berichte  d.  Statist.  Centralarchivs  Nr.  1—3,  Leipzig  1858—59,  bes.  % 
Nr.  2  (Abgaben).  Für  die  Zolle  und  damit  zusammenhängendes  FinanzicUes  und  ., 
Handelspolitisches  passim  auch  Tooke  und  Tooke-Newmarch,  history  of  pricef,  -' 
deutsche  Bearbeitung  von  Ashcr,  2  B.  Dresden  1858 — 59;  desgl.  passim  L.  Lefi,  ()| 
history  of  british  commerce,  1763 — 1870,  London  1871.  "Von  Fachaufsätzen  «U- ., 
gemeineren  Inhalts  s.  Schütz,  engl.  Steuer-  und  ZoUwesen,  Tub.  Ztschr  IV,  1847,  9 
Nasse,  Reformen  im  brit.  Stenerwesen  seit  Peel's  Einkommensteuer,  ebd.  X,  1854.  {^ 
Weitere  Literaturangaben  unten  bei  den  einzelnen  Steuern.  -i 

Statistisches,  öfters  mit  langjährigen  Uebersichten,  in  Porter*s  progress  of  ^^ 
the  nation,  in  dem  Abschnitt  vom  public  revenue  and  ezpenditure;  jährlich  die  neuesten  \^ 
Daten,  mit  Bückblicken,   im  Statesman's  yearbook  (seit  1864),  jetzt  herausgeg.  von 
Koltie;  dann  in  den  amtlichen  Statistical  abstracts,  jährlich,  mit  15jährig«& /.' 
Rückblicken.  ^ 

Die  englischen  Gesetze  über  Steuern  sind  auch  nach  den  Gonsolidationea  \\ 
von  Steuern  (Zollen  u.  s.  w.)  und  nach  den  neueren  Vereinfachungen,   welche   mit  '^ 
Zöllen  und  Acci^en  erfolgt  sind,  immer  noch  ausserordentlich  schwerfällig  gefasst,  dia  '< 
Ausführungsverordnungen  nicht  minder.     An  Werken   zur  Uebersicht  und   für  du 
practische  Hedürfniss  zum  Nachschlagen  u.  dgl.  fehlt  es  nicht.    Einige  der  hierher-  >^ 
gehörigen  Werke,  speciell  die  von  mir  gebrauchten,  werden  unten  bei  den  einzdaea 
Steuern  genannt.    Werthvoll,  besonders  für  alle  practischen  Puncto,  für  YerwaN  ^* 
tung,  Geschichte,  Statistik,  sind  die  inhaltsreichen  jährlichen  Yerwaltunga-  )j^ 
berichte  einzelner  Finanzdepartements,  so  besonders  die  retums  and  reports  of  the  ., 
commissioners  of  inland  revenue,  namentlich  die  umfassenden,   mit  grösseren  Rück*  '^\ 
blicken,   so  für  1856—69  und  für  1870 — 84.     Daraus  und  aus  anderen  amtlichda  :^^ 
Materialien  giebt  die  vom  französ.  Finanzministerium  seit  1877  in  monatlichen  Heften  . 
herausgegebene  Zeitschrift  „Bulletin  de  statistique  et  de  Ugislation  compar^e  (Paris,  M 
Imprim.  nation.)  viele  und  grössere  Auszüge.     Auch   für  die  britische  Steuer-  |. 
gesetzgebung  ist  diese  Zeitschrift  eine  vorzügliche  Quelle.  —  Ueber  die  britische  ^ 
Gommunalbesteuerung,  s.  schon  Fin.  I,  3.  A   §.  53,  nebst  der  dort  genanntea  ^j 
Literatur;  dann  v.  Reitzenstein,  Communalfinanzen  in  Schönberg's  Handb.  2.  A.  ^ 
III,  568,  61  y.  ' 
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Die  Hanptpancte  der  Entwicklung  der  britischen 

Besteoerang  seit  1815. 

§.  106.  Das  jyVereinigte  Königreiche^  war  aus  der  Zeit  der 
Edsischen  Kriege  mit  einer  ungeheueren  Steuerlast,  einer  riesigen 
tsschiüd  und  einer  entwertheten  Papierwährung,  aber,  was 
flir  die  Finanzen  in  Betracht  kam,  endgiltig  politisch  sieg- 
Aber  seinen  Gegner  hervorgegangen.  Die  Verzinsung  der 
Idy  die  Herstellung  der  Valuta  und  des  Gleichgewichts  im 
ishanshalte,  welcher  zunächst  nur  von  den  eigentlichen  Kriegs- 
&ben  entlastet  wurde,  erlaubten  keine  erhebliche  Steuervermin- 
Dg.  Wenn  man  ernstlich  an  die  Tilgung  der  Kriegsschulden 
Bgen  wäre,  hätte  die  Besteuerung  der  Kriegszeit  in  ihrem 
jnmtbetrage,  wenn  auch  nicht  nothwendig  in  ihrer  Einrichtung, 
r  im  Wesentlichen  erhalten  werden  müssen.  Allein  dieser 
;abe  der  Tilgnng  hat  sich  Grossbritannien  nicht  unterzogen. 
Drnck  einzelner  Steuern,  besonders  der  hohen  Einkommen- 
er, ward  zu  stark  empfunden,  gerade  diese  Steuer  war  zu  un- 
ilär,  als  dass  der  „Parlamentarismus''  es  über  sich  vermocht 
6,  aus  Gründen  höherer  Staatspolitik  an  solchen  Steuern  behufs 
ddentilgong  festzuhalten  und  so  um  der.  Zukunft  der  Finanzen 
en  die  Gegenwart  zu  belasten.  Mit  dem  Fortfall  der  Einkommen- 
er,  welcher  gleich  nach  dem  Kriege  stattfand  (181G),  war  für 
;c  auf  eine  reelle  Tilgung  des  Capitals  der  Kriegssehuld  ver- 
tct.  Die  Hebung  des  Credits  ermöglichte  wenigstens,  durch 
Fersionen  und  Zinsreductionen  die  Zinsenlast  zu  vermindern. 

S.  schon  oben  S.  198.  Die  ulierciltc  Aufiiebuni^  der  Einkommensteuer  zeigte 
später  wiederholt  bei  jeder  Finanzreform  als  oin  Fehler.  Auch  Do  well  betont 
lioär.  Ucber  die  Maassregeln  auf  dem  Gebiete  des  britischen  Staatsschulden wesens, 
iräokang  und  Einstellung  des  Tilgungsfonds,  Zinsreductionen,  Umwandlung  in 
Otiten  ü.  s.  w.  ist  in  diesem  Werke  erst  später  im  Bucho  vom  öftentlichen  Credit 
adeln. 

Nach  Stenergattungen  gestaltete  sich  die  britische  Besteue- 
;,  welche  in  der  französischen  Kriegszeit  von  17  auf  67V4  Mill. 
St.  (ohne  Irland)  gewachsen  war,  so,  dass  am  Ende  des 
icgs,  am  1815,  die  indirecten  Verbrauchssteuern  (Ac- 
en  und  Einfuhrzölle)  allein  für  sich  und  vollends  mit 
I  .^tempelabgaben  tiber  die  directen  Steuern,  selbst 
der  Aufhebung  der  Einkommensteuer,  bei  Weitem  über- 
gen,  nach  dem  Fortfall  der  Einkommensteuer  natürlich  nur 
80  mehr.  Sie  fielen  zudem  in  starkem  Maasse  auf  wichtige 
riehrangs-  und  Genussmittel  auch  der  unteren  Classen 
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und  auf  Rohstoffe  der  Fabrikation.  Im  Zolltarif  herrscl 
einerseits  der  streng  fiscalische .  anderseits  der  protectionistis( 
und  prohibitorische  Charaeter,  in  der  Acciseverfassung  ( 
fiscalisehe  mit  störenden  Wirkungen  fUr  die  Industrie. 

Do  well  II,  239  C,  247  ff.  giebt  folgende  lehrreiche  Uebersicht  der  Steu 
um  1815,  wobei  er  einige  Posten  freilich  anders  als  üblich  ist  unter  die  „direct 
und  die  ,,yerbraucbsäteuom''  rubricirt.  Die  letzteren  sind  dabei,  an  sich  passen< 
nach  Gegenständen,  statt  nach  den  Yerwaltnngszweigen  (Zollen  und  Accisen), 
denen  sie  gehören,  rabricirt.  Die  Summirung  der  einzelnen  Ziffern  ergiebt  67V«  ^ 
Pf.  St.,  S.  239  giebt  Dowell  fttr  alle  Steuern  687^  Mill.  an.  Es  scheinen  aber 
der  Liste  keine  Steuern  zu  fehlen,  so  dass  die  kleinere  Ziffer  wohl  die  richtige 
Die  Zahlen  in  1000  Pf.  St. 


I.  Directe  Steuern. 


Landtaxe 

Haus-  und  Luzussteuem  u.  dgl 
Einkommensteuer  .... 
Erbschaftssteuern  .... 
Yersicherungssteucr    .    .     . 

Auctionsbteuer 

Wagen-,  Poststeuer  u.  dgl. . 
Schifffahrtsgelder  (Tonnengeld) 


1.196 

6.500 

14.600 

1.297 

918 

284 

472 

172 


Soda,  Indigo,  Potasche,  Eisen, 

Pelzwerk 

Hanf 

Andere  Einfuhrzölle  .... 
Ausfuhrzölle 


1. 


25.438 


II.  Verbrauchssteuern. 


Salz 1.617 

Zucker 2.957 

Corinthen,  Rosinen,  Pfeffer  494 

A.  Zus.  „Essbares"        ~.  6.Ö68 

Bier 8.330) 

Malz 6.044  >  9.596 

Hopfen 222J 

Wein 1.901 

Spirituosen 6.700 

Theo 8.591 

Kaffee 277 

B.  Zus.  (jetränke      .     .'.  22.065 

C.  Tabak 2.026 

Kohlen  und  Schiefer  ....  916 

Bauholz    • 1.802 

Baumwolle 760 

Seide 450 


D.  Zus.  Rohstoffe  u.  s.  w.      C. 

Leder 1 

Seife 

Mauer-,  Ziegelsteine  .... 

Glas     .   • 

Lichter ; 

Papier ' 

Bedruckte  Webwaaren     ...  ; 

Zeitungen '. 

Ankündigungen      .     .     .     .  _^ '. 

E.  Zus.  Mannfacte  u.  s.  w.      3J 

II.  Summe  Verbrauchssteuern     39.1 

m.  Stempel  aller  Art  .     .      2. 
Summe  I— III     ....     67.! 

Dazu  aus  Irland: 

Zölle 2.i 

Aocise  (eigentliche  und  andere 
unter  Verwaltung  des  Accise- 
departements  stehende  Ein- 
künfte)   3. 

Specielle  Abgaben      .... 

Stempel 1 

"6^ 
Summe    von    (irossbritanni(;n 
und  Irland^ 73.. 


§.  107.  Die  Entwicklung  der  Besteuerung  bestand  nun  dar 
dass  gleich  anfangs  die  besonders  unpopuläre  Einkomme 
Steuer  fiel,  später  (1819,  1823)  auch  Erleichterungen  in  den  c 
recten  Luxus-  und  verwandten  und  in  der  Fenstersteu 
eintraten,  1833  die  Haussteuer  aufgegeben  wurde. 

Bei  den  indirecten  Steuern,  Zöllen  undAccisen,  k; 
der  Gesichtspunet  der  Entlastung  der  Volksmasse  besonders  in  < 
Aufhebung  der  bereits  früher  ermässigten  Salzsteuer  (1825)  u 
in  einigen  Erleichterungen  der  Accisen  zur  Geltung.    Seit  den  182< 
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JikiVD,   besonders  1824,  dann,  unter   der  Einwirkung  von   Par- 

lelTs  Ideen   der  Steuerreform  1830  (f.,  voll  und  ganz  aber  erst 

Kit  Sir  Robert  Peel's  grossartiger  handelspolitischer  Reform   in 

'  ireiliändlerischer  Richtung,  trat  die  Zoll-  und  Accisepolitik 

loter  Tolkswirthschaftliche  und  rationell-fiscalisehc 

Gesichtspnncte  im  Sinne  einer  möglichsten  Befreiung  des 

i  Verkebrä  von  den  Fesseln  des  Zoll-  und  Acciscsystems  und  einer 

|F5rdernng  der  Volkswirthschaft,  besonders  der  Industrie 

j  od  des  Handels,  durch  solche  Befreiung  und  durch  die  damit 

I  rerbandene  Erleichterung  der  Concurrenz  gegen  das  Ausland:  Vcr- 

)  einfachnng  des  Zoll-  und  Accisetarifs  durch  Beschränkung 

fcr  Zahl   der  steuerpflichtigen  Artikel  auf  einige  von  wirklich 

bedeutendem   und  möglichst  von  rein  fiscalischem  Inter- 

I  esse,  ohne  protectionistische  Nebenwirkungen,  daher  auf  die  drei 

'Getränke:    Branntwein,  Bier,  Wein,   auf  Tabak,   Thee, 

Zicke r  (bis  zu  dessen  Freigabe)  und  auf  wenige  andere  Gegeu- 

tfnde  des  Einfuhrzolk.    Fortfall  vor  Allem  der  Rohstoffzölle 

od  Steuern,  der  störenden  Fabrikat-Accisen,  der  Korn- 

■d  sonstigen  agrarischen  Schutzzölle,  der  Differential- 

i9lle   zu   Gunsten   der  eigenen  Colonialproducte ,    demnach   mit 

Prdcgebnng   des  Schutzzollmoments  in  der  Colonial-,  Agrar-  und 

bdostriepolitik.     Regelung  der  wenigen  verbleibenden  Zölle  und 

iecisen   im  Tarif  mit  nach  Rtlcksichten  auf  die  Schmuggelgefahr, 

daher  insofern  Steuerermässigungen,  doch,  mit  der  Verbesserung  der 

SieQerverwaltung,  auch  wieder  mehr  im  fiscalischen  (Tabak,  Brannt- 

veiD)  und  im  sänitäts-  und  sittenpolizeilichen  Interesse  (Branntwein) 

i^ktve  Stenersätze.     Auch   in  den  Stempelabgaben   erfolgen 

bformen   im   Verkehrsinteresse,    daher  Vereinfachungen  und   Be- 

fdiräukungen.    Verbrauchssteuern  und  Stempel  passen  sich  so  der 

-freien  Verkehrsgeseilschaft''    immer   mehr   an.     Ob   in    gleichem 

lusse  den  Forderungen  grundsätzlich  richtiger  Steuerpolitik,   be- 

mders  anch   denjenigen  der  vertheilenden  Gerechtigkeit  ist  zwar 

atht  ebenso  sicher,  aber  doch  in  Bezug  auf  die  Richtung  der  Reform 

Qzogeben.    Ein  characteristischer  Punct  bleibt  das  Licenzsystem 

Ar  gewisse  Gewerbe,  besonders  ftlr  solche,  deren  Artikel  accise- 

od  zollpflichtig  sind,  demnach  zur  Ergänzung  der  indirecten 

Verbraucbsbestenerung. 

Anfang;s  vornehmlich  zur  Durchführung  der  Zoll-  und  Accise- 
itformen,  um  die  möglichen  Einnahmeausfälle,  welche  das  Gleich- 
seht im  Staatshaushalt  stören  könnten,  zu  decken,  erfolgt,  1842, 
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die  bedeutsame  Wiedereinführung  der  Einkommensteuer 
durch  Sir  Robert  Peel.    Immer  nur  periodisch  bewilligt,  zunächst 
auch  wohl  als  nur  vorübergehende  Massregel  gedacht,  bleibt  diese 
Steuer  doch  trotz  ihrer  technischen  Unvollkommenheit,  ihrer  geringen 
Popularität  und  der  öfteren  Angriffe  auf  sie,  bestehen.    So  gewinnt 
sie  mit  der  Zeit  den  Character  eines  festen  Ergänzungsglieds 
im   britische.n   Staatssteuersystem,    mittelst  dessen  Dank 
dem  Grundsatz  der  Beweglichkeit  des  Steuerfasses  die  kleineren 
Schwankungen    des  Gleichgewichts   im  Staatshaushalte  ohne  das 
stete  unliebsame  Zurückgreifen  auf  den  Staatscredit  ausgeglichen 
werden.     Ein   finanzpolitisch  und  finanztechnisch  wichtiger  Fort- 
schritt,   in   welchem    bis  jetzt  Grossbritannien  allen  Grossstaaten 
voraus  ist.    Nur  die  deutschen  Mittelstaaten  haben  ähnliche,  aber 
nicht  so  wirksame  Einrichtungen.    Zum  Hebel  einer  erfolgreichen ' 
Staatsschuldentilgung  hat  aber  auch  England  diese  Einrichtung  der  - 
beweglichen  Einkommensteuer  noch  nicht  ausgebildet.    Zu  diesem  i 
Zwecke  müsste  es  darauf  verzichten,  bei  jeder  Verbesserung  den 
Finanzlage   sofort   den  Fuss   der  Einkommensteuer   stark  zu  er-i 
massigen,  und  gerade  den  Ertrag  „einiger  Pence  vom  Pfund  Ste^i 
ling"  mehr,  der  disponibel  wird,  zur  Tilgung  verwenden.    Zugleich  i 
wird  übrigens  in  der  dauernd  beibehaltenen  Einkommensteuer  doch ! 
auch  wohl  ein  Mittel  gesehen,  um   im  Sinne  gerechterer  Steuer- < 
vertheilung  die  wohlhabenderen  Glassen  angemessener  mit  zu  be- 
lasten.    Einzelne  Puncte   der  Einrichtung  (Steuerfreiheit,  Steuer- i 
ermässigung)  sind  mit  in  solchem  Sinne  zu  verstehen. 

Die  leitenden  Ideen  der  grossen  Stenorrefonnen  Peers,  namentlich  auf  dem: 
Gebiete  der  Zölle  und  Accisen  und  in  Betreff  der  Benutzung  der  Einkommensteuer  za 
diesen  Beformen,  also  finanztechnisch  ausgedrackt,  die  Ideen  eines  th  eil  weisen 
Ersatzes  der  iudirecten  durch  directc  Steaern,  sind  mit  auf  Sir  Henrjr 
Parnell  zurückzuführen.  Derselbe  verlangte  in  seiner  Schrift  ,,on  fiuancial  reform^ 
(ISSO):  1)  Aufbebung  der  störenden  Steuern  auf  Rohstoffe  der  Fabrikation,  dos  Haos- 
und  Schiffbaues;  2)  der  den  Fabrikbetrieb  und  seine  Entwicklung  störenden  Accisen 
auf  gewi^se  Fabrikate,  besonders  Glas,  Papier,  bedruckte  Webwaarcn;  3)  Herabsetzung 
der  Steuern  auf  Spirituosen  und  Tabak,  um  den  Schmuggel  zu  bewältigen;  4)  znr 
Durch führun/i:  dieser  Reformen  eine  Steuer  auf  Vermögen  und  Einkommen.  (S.  Aus» 
Züge  bei  Do  well,  IL  27ö.)  Practlsche  englische  Politiker  rerlangen  nicht  wie  un- 
practische  deutsche  Steuererlasse  ohne  gleichzeitigen  Ersatz. 

Die  früher  für  solche  Zwecke  mit  benutzten  direcfen  Luxus- 
steuern werden  dagegen  dieser  Aufgabe  zwar  nicht  ganz,  aber 
doch  zum  Theil  entzogen,  indem  sie  vereinfacht,  einige  davon 
aufgehoben,  andere  ermässigt  werden.  Sie  bilden  indessen  noch 
jetzt  einen  characteristischen,  von  den  continentalen,  besonders  den 
deutschen  Staatssteuersystemen  abweichenden  Punct  der  britischen 
Besteuerung. 
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DtLgegen  hat  eine  Ausbildang  der  Erbschaftssteuern;  be- 
londers  darch  Ausdehnung  derselben  auf  das  Immobiliarvermögen 
(Gladstone,   1853)  und  durch  weitere  Reformen  stattgefunden, 
wodurch  diese  Steuern  in  ihrer  Ergiebigkeit  stark  gesteigert  worden 
md.   Sie  bilden  so  eine  vermögenssteuerartige  Ergänzung 
ier  Einkommensteuer^  einigermassen  eine  höhere  Besteuerung 
des  fandirten  Einkommens,   dessen  Quelle  eben  den   Erbschafts- 
rteoem   unterliegt,   und  eine  principiell   beachtenswerthe, 
»eh  practisch  ins  Gewicht   fallende  Besteuerung  der 
Mittelclassen  und  der  reicheren  Bevölkerung.    Für  diese 
Schichten    wesentlich  als  directe  Steuer  wirkend,  dienen  sie  so 
mit  der    Einkommensteuer  zur   Ausgleichung   der  auf 
Massenconsnmptibilien  gelegten  Zölle  und  Accisen  und 
zir  höheren,  daher  gerechteren  Belastung  der  Wohl- 
habenderen. 

Nur  die  Bedeutung  einer  kleinen  Ergänzungssteuer 
der  directen  Besteuerung  hat  die  wiedereingeführte,  an  Stelle  der 
aufgehobenen  Fenstersteuer  getretene  Haussteuer  (1851).  Die 
alte  Landtaxe  ist  unverändert  geblieben  und  hat  sich  durch 
weitere  Ablösungen  noch  etwas  vermindert.  Unmittelbar  wird 
daher  im  britischen  Staatssteuersystem  der  Realbesitz  (ländliches 
ood  städtisches  Grundeigenthum)  an  sich  und  verglichen  mit  dem 
CoDtinent  nicht  erheblich  belastet,  zumal  die  Haussteucr  den  Cha- 
ncter  einer  den  Benutzer  (Bewohner,  Miether,  selbstbewohnenden 
Eigenthümer)  treffenden,  also  insofern  einer  directen  Gebrauchs- 
steuer hat.  Wer  sie  reell  trägt,  hängt  natürlich  von  den  Ueber- 
wilzung^yerbältnissen  ab.  Der  hiernach  in  der  Besteuerung  sehr 
begünstigt  erscheinende  Resdbesitz  wird  indessen  in  seinen  Er- 
trigen  dnreh  die  Einkommensteuer  (Äbth.  A,  bez.  auch,  mittelst 
Ceberwälznng  von  Seiten  des  Pachters,  Abth.  B)  belastet.  Ausser- 
dem aber  trägt  er  direct  oder  indirect,  freilich  letzteren  Falles 
Qor  eventnell  und  vielfach,  gerade  unter  englischen  Verhältnissen, 
wohl  nur  partiell,  wiederum  in  Folge  von  Ueberwälzungsverhält- 
fmeUy  den  Haupttheil  der  hohen  Comrounal-  oder  Local- 
steuerlast. 

Die  letztere,  welche  wie  überall  so  auch  in  Grossbritannien 
st^rk  gestiegen  ist,  ruht  nach  dem  noch  geltenden  alten  Rechts- 
prioeip  der  Localbesteuerung  (§.  76)  vornehmlich  auf  dem  „sicht- 
baren Realbesitz''  in  der  betreffenden  Steuergemeinschaft,  d.  h. 
der  Benutzer  (Miether,  Pachter,  Selbstbewohner,  Eigenwirthschafter) 
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der  Realitäten  wird  besteuert,   daher  direct  oder  eventuell  durch    i 
Ueberwälzung  indirect  der  Grund-  und  Hauseigenthümer.  : 

Theoretische  Angriffe  auf  dieses  Grundprincip  der  britischen  Commuualbesteae-  ! 

rung  sind  neuerdings  öfters  erfolgt,  practische  Bestrebungen  einer  Modification  dieses  , 
Grundsatzes  auch  hervorgetreten.    S.  darüber  die  parlam.  Verhandlungen  y.  23.  Man 

und  11.  Mai  1886,  im  Auszug  im  Bulletin  de  Statist,  etc   des  französischen  Finanzmin.  1 

1886,  I,  667  ff.    Die  principiell  bedeutsame  Motion  Roger 's  zu  Ungunsten  der  Grund-  , 

eigenthümer  wurde  angenommen,  s.  weiter  unten.    Aber  in  der  Gesetzgebung  ist  noch  ' 

nichts  weiter  erreicht,  als  die  Beschränkung  einiger  älteren  Steuerfreiheiten  fur  gewisse  r 
Kealitäten.    Sonst  kommen  wesentlich  nur  gebühren  artige  Abgaben,  die  freilich 

mitunter  wohl  die  Natur  von  Steuern  mit  annqhmen,  in  der  Communalbesteuerung  ?or.  ^ 

§.  108.  Die  britische  Besteuerung  bat  so  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts eine  viel  einfachere,  technisch  bedeutend  verbesserte,  auch  ' 
mehr  den  finanzpolitischen,  volkswirthschaftlichen  und  Gerecbtig-  ^ 
keitsgrundsätzen  (Fin.  IL  220-  362)  entsprechende  Gestaltung  ge- 
wonnen. Sie  wäre  wohl  auch  der  Aufgabe  gewachsen  gewesen,  ' 
erheblichere  Beiträge,  als  es  geschehen,  zur  Tilgung  des  CapilaU  ' 
der  Staatsschuld  zu  liefern,  zumal  Grossbritannien  sich  vor  neuen,  ^ 
sehr  langdauernden  und  kostspieligen  Kriegen  im  Ganzen  zu  hüten  ^ 
gewusst  hat.  Selbst  der  Krimmkrieg  bildet  hiervon  nur  eine  kleine  ' 
Ausnahme.  Aber  dem  Drang  nach  Steuererleichterungen,  s' 
der  Neigung  der  parlamentarischen  Parteien,  sich  darin  d 
zu  überbieten,  der  etwas  zu  starken,  übrigens  durch  einseitige  ^ 
theoretische- volkswirthschaftliche  Ansichten  über  den  Werth  freier  *i 
wirthschaftlieher  Bewegung  unterstützten  Sucht,  Handel  und  Industrie  i 
von  Steuern  zu  entlasten,  ist  es  zuzuschreiben,  dass  man  mit  Auf-  ; 
hebung  und  Verminderung  alter  Steuern  öfters  etwas  zu  rasch  vor-  ; 
gegangen  ist  und  sich  dadurch  der  Verfügung  über  flüssige  Tilge-  • 
mittel  beraubt  hat. 

Der  Einfluss  der  Beseitigung  und  Ermässigung  von  ZöUeu  und  Acciseu  auf  den 
Preis  und  dadurch  auf  den  Gonsum  betreffender  Artikel  wird  zwar  gerade  durch 
britische  Beispiele  mehrfach  besonders  deutlich  gezeigt,  und  ist  von  da  aus  zur  frei- 
händlerischen Parole  auch  einer  fi scalisch  richtigen  Steuerpolitik  geworden. 
Aber  an  Uebertreibungcn  der  fiscalisch  günstigen  Wirkung  solcher  Massregeln  liat  es 
auch  hier  nicht  gefehlt.  Und  die  besonderen  mitwirkenden  Umstände,  z.  B.  PreisfaU 
von  Colonialwaaren  wegen  Beseiti^ng  des  Quasi -Absatzmonopols,  welches  das  Diffe- 
rentialzollsystem den  Producten  britischer  Colonien  gewährt  hatte  (§.  ISS),  sind  ebenfalls 
nicht  immer  gebührend  gewürdigt  worden. 

Das  britische  Steuersystem  hat  auch  noch  gegenwärtig  einen 
stark  ausgeprägten  ,, nationalen*'  Typus,  wenn  auch  etwas  weniger 
als  früher.  Es  passt  sich  den  Interessen  der  heutigen  volkswirth- 
schaftlichen Hauptproductionszweige  Grossbritanuiens,  des  Handels 
und  der  Industrie,  unter  Preisgebnng  des  landwirthschaftlichen 
Interesses  seit  Aufhebung  der  Schutzzölle,  an;  nicht  minder  den 
Consumtionsverhältnissen  des  britischen  Volkes  in  den  Hanptposten 
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der  Zölle  und  Accisen  (Spirituosen,   Bier,  Tabak,  Thce),   freilich 
bei  fehlenden  oder  nnzureichenden  Qualitätssteuerfifssen   (Tabak ! 
Tbee!)   anter  mannigfacher  Verletzung  der  Interessen  der  unteren 
Clsissen.     Eb  ist  tlQr  Friedenszeiten  und  selbst  für  die  Anforderungen 
der  kleineren  Kriege^  welche  das  Weltreich  ähnlich  wie  einst  Rom 
irgendwo    in    seinen  Colonien  oder  mit  Mächten  zweiten  und  dritten 
SiDgcs    im    politischen,   will    sagen    im    Handelsinteresse    so   oft 
fthren  moss,  hinlänglich  elastisch  und  entwicklungsfilhig.     Ks  ent- 
spricht in  seiner  Einkommensteuer,  seinen  Erbschafssteuern,  seinen 
Uxnssteuern ,    seinen   Weinzöllen    massigen   Ansprüchen  „socialer 
Steaergerechtigkeit"  (Ein.  11,  287  ff.),    ohne  sich   indessen   bereits 
entschieden   auch  nur  prineipiell,  geschweige   practisch  auf  einen 
wichen  Staodpnnet  zu  stellen.    So  trägt  das  britische  Steuersystem 
im  Ganzen    ein   Gepräge,   das  mit  der  volkswirthschatllicheu  und 
socialen  Entwicklung  seines  Landes  und  Volkes  im  IIK  Jahrhundert 
;    in  Uebereinstimmnng  ist.    Gegen  den  Continent  möchte  es  zurück- 
[    Heben  in  der  Technik  der  direeten  Steuern,  voranstehen  in  deren 
'    Beweglichkeit  (Einkommensteuer,  Luxussteuern,  Erbschaftssteuern, 
Commnnalbesteuerung),  besonders  verglichen  mit  den  continentalen 
I    Ertragsstenem,  voranstehen  auch  im  Zoll-  und  Accisewesen  und 
im  Licenzsystem.    Ein  „System"  im   umfassenden   wissenschaft- 
I     Kcheo  und  rationell -practischen  Sinne,  wie  es  zur  relativ  möglichst 
;    vollkommenen   Durchführung  aller    vier  Reihen   von   Steuergrund- 
;    ützen   nnd   zur  vollständigen    verhältuissmässigen   Belastung  aller 
:    ^Sieiierkräfte  nach  deren  Leistungsfähigkeit  gefordert  werden  mUsste 
iFin.  II,  365—566),  ist  das  britische  bestehende  Steuersystem  frei- 
Sch  noch    lange  nicht,  wenn  auch  mehr  als  das  ältere  und  ni(*tit 
veoiger,   eher  mehr  als   eines  der  Steuersysteme  eines  grösseren 
Cootinentalstaates. 

g.  lö'^.  Zorn  Vergleich  uiit  dfu  o)»eii  S.  22h  anjjjcgcbenon  Daten  t'ilr  1S15 
'firMD  folgende  für  1^84 — S5.  nach  dem  R»'chnuug8abschluss,  möfjlichöt  in  gli'i('h«;r 
^rä<.  grvppirt  wie  die  obigen,  in  Mill.  Pf.  St.  (roh).  Diosc  Zalilcn  beziehen  8i«h 
füt  aW  auf  Irland  mit. 

L   Directü  Steuern. 

Uidaxe l.Otil  Trausport:  4.2'.)7 

Hübsteaer J.S5()      Verbchied.  gewerbliche  l.icenzen 

'fif-nsteoer ö4H  (ausser  bt*i  Verbrauchssteuer- 

XiftAÜ-:bebicnstbotcusteuer     130  artikeln) 20ti 

Vippasteuer 77  Einkommensteuer 12.192 

Httdesteoer 342  Erbse  haft>steuern 7.S19 

Jicdsckeiflsleuer    .     .     .     .     1S7  Versicherungsbteu«Tn  (Stempel)    .  183 

Tifeflscbeioätouer     ...       84  Eisonbahnrei&esteuorn     .     .     .     . 392 

Siame:  Laxas  a.  dgl.  St.  1.377  Summe:   I.  Directc  Steuern     25.0S9 

Latus:  4.297 
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n.  Vorbrauchsstenern. 

Corinthen  (Zoll) 341 

Rosinen         , 156 

Fruchte 50 

A.  Zus.  „Esöbares"      .     .  547 

Bier  (Accisc) 8.707 

Wein  (Zoll) 1 .235 

Spirituosen -Accise    .     .     14.61S\  .q^vo^ 

Spirituosen -Zoll    .     .     .      4.313/  ^^'^"^^ 

Theo  (Zoll)       4.795 

Kaffee 210 

Cichorien  -  Accise  ....     2.31  p^^ 

Cichorien -Zoll      ....    6G.3Jf ^^ 

B.  Zns.  Getränke  .     .    .     .     33.947 


C.  Tabak  (Zoll) 9.376 

D.  Verschied,  andere  Zollein- 

nahmen           111 

E.  Gewerbl.  Licenzen  f. 

Bereit.,  bez.  Debil  v. 
Bier,  Wein,  Spirit., 
Tabak  u.  s.  w.      ...       2.008 


Summe:  IL  Verbrauchssteuern 

(Zölle,  Accisen,  Licenzen)    45.989 

III.  Stempel  und  Verw^andtes 
(ohne  Erbschaftssteuer 
u.  Versicherungssteuer)       4.018 

Summe  1—111^75.096 


Die  Vergleichung  der  jetzigen  und  der  früheren  Daten  ist  nicht  fUr  jeden  ein- 
zelnen Posten  zulässig.  Die  gewerblichen  Licenzen  bei  Verbrauchssteuerartikeln  sind 
von  Do  well  vielleicht  zu  den  directen  Steuern  gerechnet.  Ueber  die  Elnrechnung 
einiger  Posten  in  diese  Tabelle  fUr  1884 — 85  bei  den  directen  Steuern  kann  man 
Bedenken  hegen.  Es  ist  auch  dabei  zum  Zweck  des  Verglelolis  Dow  eil  gefolgt 
worden.  Bei  der  grossen  Schwankung  der  Erträge  der  jetzigen  Einkommensteuer 
nach  dem  wechselnden  Steuerfuss  ergeben  sich  natürlich  auch  ftlr  die  Summe  der 
directen  Steuern  und  für  das  Verhältniss  zu  den  übrigen  in  einzelnen  Jahren  grosse 
Verschiedenheiten.  Der  Ertrag,  bez.  der  Steuerfuss  (6  d.  p.  Pf.  St.)  war  1884 — 85 
etwas  höher  als  meist  in  der  neuesten  Zeit.  Keine  andere  Gattung  und  kaum  ein 
Posten  einer  Gattung  der  britischen  Steuern  schwankt  so  stark  im  Ertrag  wie  die 
Einkommensteuer.  Die  Vergleichung  zwischen  beiden  Perioden  wird  dadurch  gestört, 
dass  Irland  1815  bei  den  einzelnen  Posten  (Accise-  und  Zollposten)  nicht,  wohl  aber 
1884—85  inbegriffen  ist.  So  viel  als  möglich  ist  darauf  im  Folgenden  Rücksicht 
genommen. 

Die  Summe  der  directen  Steuern  ist  mit  25,089,000  Pf.  St.  1884—85  fast 
genau  dieselbe  wie  1815  (25,438,000  Pf.  St.),  die  Quote  von  der  gesammten  Be- 
steuerung aber  von  37.8  7^  ohne,  34.6  7o  mit  Irland  auf  33.4  7o  (incL  Irland)  ge- 
sunken. Der  Vergleich  wird  indessen  richtiger,  wenn  man  für  1815  die  schon  1816 
(bis  1842)  fortgefallene  Einkommensteuer  weglässt.  Dann  bleiben  doch  nur  10,838,000 
Pf.  St.  directe  Steuern  damals,  oder  20.6  7o  von  52,668,000  Pf.  St.  im  Ganzen  ohne 
Irland  oder  18.4  7o  von  58,927,000  Pf.  St.  mit  Irland.  Die  directe  Besteuerung 
hat  sich  hiernach  erheblich  vermehrt,  um  132  7o*  ^^^  relativ  viel 
stärker,  auch  absolut  noch  stärker  als  die  Verbrauchsbesteuerung, 
Dank  der  Rückkehr  zur  Einkommensteuer  und  der  Entwicklung  der  Erbschaftshe- 
steuerung.  Socialpolitisch  und  nach  dem  Gesichtspunct  der  Gerechtigkeit  ist  das  ein 
Fortschritt:  wesentlich  dem  Umstände  zu  verdanken,  dass  die  Einkommensteuer  ans 
einer  ausserordentlichen  Kriegssteuer  in  der  früheren  Periode  eine  ordentliche 
Friedenssteuer  in  der  gegenwärtigen  geworden  ist,  wobei  allerdings  die  abso- 
luten und  die  Relativzahlen  in  Jahren  mit  niedrigerem  Einkommensteuorfnss  sich 
entsprechend  anders  und  zwar  nach  der  genannten  Richtung  ungünstiger  stellen« 

Die  Vorbrauchsbeateuerung  war  anfangs  44.742,000  und  ist  jetzt  45,989,000 
Pf. St.  (beide  Male  hier  einschliesslich  Irlands),  ist  also  fast  gleich  geblieben  und  von 
der  Quote  von  68.5  7o  um  1815  auf  diejenige  von  61.2  7o  von  der  Gesammtbesteuerung 
um  1S85.  unter  Weglassung  der  Einkommensteuer  um  1815  von  allen  Steuern  indessen 
von  der  Quote  von  75.9  7o  damals  auf  die  von  iM.2  ^/^  )ttzt  gcsunVen.  Aach 
das  ist  nach  der  angedeuteten  Richtung  erfreulich.  Um  so  mehr,  da 
die  Zusammensetzung  der  Verbrauchsbesteuerung  viel  günstiger, 
namentlich  auch  nach  dieser  Richtung,  geworden  ist.  Die  Salz-  und  die  Zucker- 
steuer (und  Zoll),  alle  Rohstoff-  und  Fabrikatzöllc  und  Accisen  sind  fort-« 
gefallen,  die  Biersteoer,  die  Weinzöllo,  Theezölle  sind  ermässigt,  die 
Erträge  der  beiden  ersten  gesunken.  Der  Hauptertrag  der  Verbrauchssteuern  in 
Zoll-  und  Acciseform  rührt  jetzt  aus  Branntwein  und  Tabak  her,  zusammen,  ein- 
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schliesslich  der  nicht  aHeia,  aber  zum  bei  Weitem  irrössten  Theil  auf  Braontwein- 
GDd  TabakfabrikatioQ  and  Handel  fallcDden  gewerblichen  Licenzcn.  30.3  Mill.  Pf.  St. 
ificr  6Ü.0  ^/^,  aller  Verbrauchssteaern  des  ganzen  Köni^^reichs,  gegen  bez.  c.  U  Mill. 
?t  Sl  oder  c.  23  7a  ^^  ^^^^  ^^  Grossbritannien  allein,  also  ohne  Irland.  D.  h.  die 
Verbrauchssteuern  liegen  allerdings  auf  Maäsenconsumptibilien, 
iber  auf  Fiel  veniger  bedenklichen  als  ehemals,  vornehmlich  auf  solchen. 
Vä  velchen  auch  ans  anderen  als  fiscalischcn  Gründen  eine  hohe  Besteuerung  erträg- 
Ikb  oder  selbdt  za  fordern  ist  (Branntwein!).  Ein  socialpolitischer  und  mit 
Sccksicht  «of  die  Verkehrserleichterungen  ein  Folkswirthschaftlicher  Fort- 
schritt. Dabei  Formen  der  indirectcn  Besteuerung,  welche,  zum  Thoil 
Diok  der  inaiularen  Lage  des  Landes,  weniger  verkehrstörend  und  weniger  kostspielig, 
ib  vielfach  die  continentalen  analogen  Steuerformen  sind.  So  z.  B.  keine  Mono- 
pole, wenn  auch  Aufrechthaltong  des  Verbots  des  inländischen  Tabak- 
kiaes.  Aber  allerdings  Formen,  welche  den  Gross  betrieb  mehr  oder  weniger 
Tdraossetzen  und  jedenfalls  ihn  begünstigen,  so  besonders  bei  der  Brannt- 
¥einbrennerei.  Tabakfabrikation  und  einigermasscn  auch  bei  der  Bier- 
brauerei. Ein  Cnterschied  besonders  von  deutschen  Productions-  und  Stcu»;rver- 
kllmisaien.  weicher  zwar  nach  einer  Seite  technisch  vortheilhaft,  nach  anderer 
Seite  selbst  technisch  nachtheilig  ist  (Branutwciubn^nnerei  in  England  bIs 
s^tische  Grossindostrie,  ohne  specielle  Beziehung  zur  Landwirthschaft)  und  vollends 
socialpolicische  Bedenken  hat. 

Die  Stempelerträfre  sind  nur  massig,  um  21.6  Vo  gewachsen,  da  die  Koforuicn 
ia  Sinne  der  Verkehrserieichterung  auf  diesem  <jebiet<*  bedeutend  waren.  Die  bri- 
tische Stempelgesetzgebnng  ist  einfacher  nnd  nicht  entfernt  so  chioanös  und  so  volks- 
virtkschaftlich  bedenklich  and  superfiscalisch  als  einzelne  contincntale,  liesonders  die 
fiaozteiscbe.  Der  Stempel  fUr  Versicherungsgcsch&fte  (in  den  beiden  Tabellen 
kei  den  directeo  Steuern  eingesetzt)  ist  in  seinem  bei  Weiten  einträglichsten  Thcile 
^T  euer  Versicherung)  aufgehoben,  fUr  S  e  o  Versicherungen  sehr  ermäss  igt  worden. 


2.   Die  einzelnen  Steuern. 

Dieselheu  werden  hier  jetzt  in  der  diesem  Werke  zu  Grunde  liegenden  &yste- 
■atischen  Ordnung  und  Classification  besprochen,  in  I.'ebereinstimmung  mit  dem 
System  der  allgemeinen  Steuerlohre  (Fin.  II,  362  f!.),  daher  in  der  oben  in  §.  H 
iS  9'  für  die  specielle  Steuerlehr«*  angegebenen  Keihenfolg»«.  Das  )>edingt  Ab- 
veichungen  vom  Gange  der  historischen  Entwicklung  und  von  den  obigen  statistischrn 
Uebersichten  der  britischen  Besteuerung  (S.  22S  und  S.  23'n.  Es  wird  aber  so  der 
Tichtige  Yortheil  erreicht,  durch  die  Fe^thaltun^  eiuer  b«'.stimmten  wissenschaftlichen 
<^laäsification  der  Steuern  die  Vergleichung  der  verhchicdonen  practisoheu  Steuer- 
sjstemo  der  einzelnen  Länder  unter  einander  auch  in  dics'*n  Abschnitten,  dem  Zwecke 
fieses  Werks  gemäss  zu  erleichtern  und  die  Darstellung  so  schon  hier  iiii'hr  (1<t 
fTstematischen  im  7.  und  S.  Buch«*  anzupassen. 

Die  Steuern  der  verschiedent-n  Länder  fup.n  sich  allerdings  in  ein«-,  bulcho 
ChHi£catioD  nicht  ganz  gleichmässig  hinein.  Mitunter  sind  daher  auch  klein*.'  Ab- 
veichuoiccn  nothwendig.  Es  kann  die  Einreihung  einer  Steuergattung  und  ein<'r  (ein- 
zelnen Steuer  in  die  Kategoricon  unseres  allgemeinen  Systems  im  concreten  Falle 
^wierig:keitcn  machen  und  es  können  Zweifel  entstehen ,  ob  man  so  oder  so  rubri- 
■•^rea  soll,  z.  B.  was  England  betrifft  hinsichtlich  der  eigcnthiimliclien  Gattung  der 
Kverblicben  Licenzsteuern,  der  sog.  Luxusstouern  (älteren  as^^essed  tax»'S,  jet/.igen 
äc«aces  for  establishment) ,  einzelner  in  Stcmpelform  oder  durch  die  Stempclverwal- 
flag  erhobener  Steuern,  der  Steuer  von  Eisenbahnreisen.  Im  Folgenden  wird  an- 
gveben,  in  welche  Kategorie  jedesmal  eine  solche  Steuergatton:^  od«.T  Steuer  einge- 
Bikt  iit.  Auch  hierbei  hat  der  Gesichtspunct  obgewaltet.  ))ei  der  Darstellung  der 
prictischen  Steuersysteme  der  einzelnen  Länder  möirlich^t  irl  eich  massig  vorzu- 
Jtiien,  um  die  Vergleichung  zu  erleichtern,  daher  mit  Kiick>icht  hierauf  mitunter 
etras  anders,  als  wenn  es  sich  um  die  selbständige  Darstellung  eines  einzelnen  prac- 
'Jacken  Steuersystems  handelte.  Wo  bei  der  Ruliricirung  Zweifel  entstehen  können, 
^  das  im  Folgenden  bemerkt    Mehrfach  haben  Steuern  auch  »'inen  gemi seh  ton 
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Obaracter,  z.  B.  diejenigen  des  eofclischen  Licenzsystems  für  Gewerbe,  welche  mit 
Herstellung  und  Handel  von  Getränken,  Tabak  zu  thnn  haben,  den  Doppelcharacter 
einer  speciellen  (lewerbesteuer  und  einer  Verbrauchssteuer.  Gleichwohl  sind  sie,  am 
Wiederholungen  zu  vermeiden  und  Zusammengehöriges  nicht  zu  zerrcissen,  nur  bei 
Einer  Klasse  abzuhandeln,  in  Betreff  deren  man  freilich  wieder  zweifelhaft  sein  kann. 
Mit  der  dann  getroffenen  Wahl  der  Einreihung,  z.  B.  in  Folgendem  in  Betreff  solcher 
Licenzsteuern,  soll  die  Möglichkeit  und  Zulässigkeit  einer  anderen  Wahl  nicht  be- 
stritten werden.  Erwägungen  der  Zweckmässigkeit  werden  hier  aber  entscheiden,  iin~ 
vermeidlich  etwas  mit  nach  subjectivem  Ermessen. 

Eine  völlig  gleichmässige  Behandlung  der  einzelnen  Steuern  wird  in  diesem 
Werke  nicht  beabsichtigt.  Vornehmlich  nur  solche  Steuern  des  einzelnen  Landes, 
welche  finauzwissenschaftlich,  -technisch  und  -politisch  von  grösserem 
allgemeinem  Interesse  sind  und  in  dem  einzelnen  Lande  eine  besonders 
cigenthumliche  Gestaltung  erhalten  haben,  sollen  hier  ebgehender  behandelt 
werden,  wobei  aber  äussere,  besonders  räumliche  Rücksichten  auch  noch  eine  Aus- 
wahl bedingen  und  zu  Beschränkungen  nöthigen.  Die  tlbrigen  Steuern  können  nur 
kurzer  besprochen,  mitunter  selbst  nur  eben  angefahrt  werden.  Zu  einer  solchen 
Behandlnngswcise  nöthigt  der  verfügbare  Raum  unbedingt,  nicht,  nach  Stein 's  Auf- 
fassung, eine  principiclle  Erwägung  in  Betreff  einer,  m.  E.  unhaltbaren  Unterschei- 
dung von  Finanzwissenschaft  und  Finanzgesetzkundo.  Letztere  ist  ein  Fundament  der 
ersteren.  Bei  England  wird  hier  nach  dem  angegebenen  Gesichtspunct  die  Ein- 
kommensteuer am  Ausfuhrlichsten  behandelt. 

Die  vorangeschickten  Bemerkungen  gelten  für  alle  folgenden  Abschnitte,  in  denen 
die  „einzelnen  Steuern"  eines  Landes  dargestellt  werden. 

§.  110.  Ueb ersieht.  Die  britisehe  Besteuerung  seit  1815 
und  in  ihrem  gegenwärtigen  gesetzlichen  Zustande  wird  hier  in 
folgender  Ordnung  dargestellt: 

I.  Die  Staatsbesteuerung. 

A.  Die  dircete  Besteuerung  (im  Sinne  der  Besteuerung 
des  berufsmässigen  Erwerbes  u.  s.  w.,  Fin.  II,  413  flf.  u.  oben  S.  9). 

1.  Die  Einkommensteuer. 

2.  Ertragssteuern.  Die  britische  Einkommensteuer  hat  zum 
Theil  den  Character  eines  „Systems  der  EJrtragsbesteuerung".  Von 
ertragssteuerartigen  Steuern  werden  hierher  gestellt: 

a.  Die  alte  Landtaxe. 

b.  Die  Haussteuer  (nebst  der  ehemaligen  Fenstersteuer). 

c.  Gewerbliche  u.  s.w.  Licenzabgaben,  ausserhalb  des 
Gebiets  der  eigentlichen  Verbrauchssteuern,  aber  einschliesslich  der 
Licenzen    und    Certificate    in    der    Verwaltung    des    Stempelamts. 

Eigentliche  Personal-  und  C lassensteuern,  sowie  Vermögens- 
steuern hat  Grossbritannien  in  dieser  Periode  nicht. 

B.  Die  Verkehrsbesteucrung  (im  Sinne  von  Fin.  II,  439  ff. 
und  oben  S.  9);  nebst  verwandten,  aus  der  britischen  Besteuerung 
hier  eingereihten  Steuern,  aber  unter  Ausschluss  einiger  Abgaben, 
welche  in  England  zum  Stempelamt  ressortiren,  jedoch  anderen 
Steuercharacters  sind  und  hier  in  andere  Rubriken  eingereiht 
werden  (besonders  die  Erbschaftssteuern,   auch  gewisse  Licenzen, 
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Medicament-,    Spielkarten-,    Gold-  und  Silberwaaren - ,  ZeitungR- 
ttenern). 

1.  Stenern  io  Stempelform  u.  dgl.  m. 

a.  Urknnden Stempel  (incl.  Wechsel -^  Banknoten-,  Quit- 
tings-  und  sonstige  Pennystempel ,  auch  Versieberungs- 
Stempel). 

b.  Patentabgaben. 

e.  Andere  „verschiedene". 

2.  (Ehemalige)  Auctionssteuer. 

3.  Transportsteuern  (ältere,  anfgebobenc,  Tonnengelder, 
tSteoer  von  Eisenbahnreisen). 

C.  Anfallerwerbs-Stenern. 

Hierher  gehört  die  umfassende  Erbschaftsbesteuernng. 

D.  Gebrauchs-,  bez.  Verbrauchssteuern,  nebst  tech- 
iiseh  verwandten  (so  bei  den  Zöllen). 

1.  Accisen  oder  innere  (inländische)  Verbrauchs- 
steuern (incl.  in  Stempelform  erhobene). 

a.  Aeltere,  aufgehobene. 

b.  Bestehende  (auch  reformirte),  besonders  auf  Uier  (Malz), 
Spirituosen,  Cichorie,  verschiedene  in  Stempelform. 

2.  Zölle. 

a.  Aeltere,  aufgehobene. 

b.  Bestehende,  besonders  auf  Wein,  Spirituosen,  The e, 
Kaffee,  Tabak  —  Zoll,  als  britisches  System  der  Tabakbesteue- 
ruDg  — ,  und  auf  verschiedene  andere  Artikel  (s.  o.  S.  22Sj  234 
die  Tabellen). 

3.  Gewerbliche  Licenzsteuern  in  Verbindung  mit  Ver- 
kranchssteuerartikeln. 

4.  Directe  „Gebrauchssteuern".     Steuern  auf  Objecte 
des  Xutzvermögens  oder  auf  Nutzungen  dieser  Objecte  und  auf 
^wisse  persönliche  GenUsse,  einschliesslich  der  sog.  direc 
ten  Lax  US  steuern  (Fin.  II,  48G,  503). 

a.  Aeltere,  aufgehobene. 

b.  Bestehende,  eventuell  reformirtc,  und  zwar  die  3  noch  be- 
stehenden „Luxussteuern",  auf  Wagen,  Wa  ppcnfUhrung, 
Halten  männlicher  Dienstboten  und  die  Stenern  auf  H  un  de, 
asf  Jagd-  und  Waffenscheine. 

IL  Die  Communal-  oder  Localbesteuerung. 
Sie  zerfallt  für  unsere  Darstellung  in  zwei  Ilauptartcn: 
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A.  Zuschläge  zu  Staatsstenern,  welche  Grossbritannien 
nicht  kennt. 

B.  Selbständige  oder  eigene  Steuern.  Dies  sind  die 
britischen.  Bei  ihnen  kann  sich  das  System  der  Staatsbestenerung 
wiederholen,  was  allerdings  gewöhnlich  nur  mit  einigen  Gliedern 
desselben  der  Fall  ist.  In  Grossbritannien  handelt  es  sich  vor- 
nehmlich um  directe  Localsteuern. 

Dio  genauere  Darstellung  der  Entwicklungsgeschichte  der  einzelnen  Steuern  seit 
1815  wird  hier  ebenfalls  nicht  beabsichtigt.  Dafür  wie  für  alles  weitere  Detail  in 
Betreff  jeder  einzelnen  Steuer  ist  auf  die  Gesetze  selbst  und  auf  die  grösseren  finan- 
ziellen und  staatsrechtlichen  Werke,  besonders  auf  Yocke,  Dowell  und  für  Yer- 
waltungsrechtliches  auf  Gneist  zu  verweisen.  Dowell's  Werk  i&t  durch  die  er- 
wähnte formelle  Doppelbehandlnng  des  Gegenstands,  in  fortlaufender  zusammenhän- 
gender historischer  Darstellung  und  nach  den  einzelnen  Steuern,  jede  fur  sich, 
besonders  instructiv  (o.  S.  IGl).  Es  handelt  sich  eben  für  uns  in  diesem  Pinanzwcrkc 
auch  in  diesem  Kapitel  nicht  um  die  DarsteUung  der  Geschichte  und  des  positiven 
Eechts  der  Besteuerung  eines  einzelnen  Staats,  hier  Englands,  als  solche,  als 
Selbstzweck,  sondern  um  die  Gewinnung  des  Thatsachenmaterials  für 
die  Aufgaben  der  Finanzwissenschaft  insbesondere  hinsichtlich  der  speciellen 
Steuerlehre,  nach  den  in  Band  I  (3.  A.)  §.  12  dargelegten  und  oben  §.  1  ff.  wieder- 
holten Gesichtspuncten :  ein  methodologisches  Moment  betreffs  des  Unterschieds  zwischen 
concreter  Finanzgeschichte  und  Finanzwissenschaft  (s.  auch  o.  S.  199). 

Die  Steuerentwicklung  Grossbritanuiens  steht  in  diesem  Jahrhundert  vollends 
unter  dem  Einfluss  der  Strömungen  des  Parlamentarismus,  Zusammenhänge, 
welche  hier  im  Einzelnen  in  der  Regel  auch  nicht  einmal  nur  angedeutet  werden 
können. 

Die  Geschichte  der  britischen  Zoll-  und  Accisereform  ist  endlich  besonders 
in  den  20er  und  seit  den  40er  Jahren  weit  weniger  von  rein  finanziellen,  als  von 
volkswirthschaftlichen,  namentlich  handelspolitischen  Ansichten  und 
Interessen  bestimmt  worden,  jetzt  in  freihändlerischer  wie  ehedem  neben  streng  fis- 
calischer  zun  Theil  in  protectionistischer  Richtung.  Das  gilt  von  Grossbritannien  in 
noch  höherem  Maasse  als  von  den  meisten  anderen  modernen  Staaten,  so  sehr  auch 
hier  überall  der  Zolltarif  und  in  geringerem  Grade  die  innere  Yerbrauchsbesteuerung 
(Zucker,  Tabak,  Branntwein!  Exportbonificationen !)  solchen  sog.  „volkswirthschaft- 
lichen" neben  oder  selbst  statt  rein  finanziellen  Rücksichten  unterlagen  und  noch 
unterliegen.  Auch  hier  wird  jedoch  diese  Seite  der  Sache  soweit  als  irgend  möglich 
zurückgestellt,  um  die  Behandlung  im  Rahmen  fin an z geschichtlicher,  finanzrecht- 
licher und  finanzwissenschaftlicher  Darstellung,  unserer  Aufgabe  gemäss,  zu  halten. 

1.  Staatssteuern.    A.  Directe  Steuern. 

1.  Einkommensteuer. 

Noch  giltiges  Hauptgesetz  5  und  ß  Vict.  c.  35  (1842);  verschiedene  gesetzliche 
Veränderungen,  bes.  über  die  Höhe  des  steuerfreien  und  steuerermässigten  Einkom- 
mens, über  viele  einzelne  Puncto;  1S53  erfolgt  die  Ausdehnung  auf  Irland,  das  anfangs 
dieser  Steuer  nicht  unterworfen  war,  16  und  17  Vict.  c.  34;  der  Steuerfuss  jetzt  in 
den  Inland  revenue  acts  jährlich  festgestellt.  S.  von  neuereu  Gesetzen  bes.  43  und 
44  Vict  c.  19.  —  Ward,  income  tax,  4.  ed.  1885;  Ellis,  guido  to  thc  income  tax 
acts,  Lond.  1886,  2.  ed. 

Kries,  engl.  Einkommensteuer,  Tüb.  Ztschr.  1854,  X,  199  ff.,  479  ff.,  auch 
Nasse  daselbst  S  74  ff.;  Vocke,  S.  538 — 5'.<0  und  über  das  Steuerregulirungsvcr- 
fahren  S.  597 — 626,  eine  ganz  vorzügliche  Darstellung  bis  1866;  von  Vocke  auch 
der  Aufsatz  in  der  Tüb.  Ztschr.  B.  1^,  1862,  Besteuerung  der  Gewerbe  in  England; 
Dowell,  II,  305,  807,  321,  325,  327,  333,  353  u.  a.  m.,  bes.  III,  119—137,  bei  ihm 
Angabe  der  kleineren  Veränderungen,  die  wir  hier  nicht  verfolgen  können;  Gneist, 
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ogL  yenrmltiingBrecht,  3.  Aufl.  n,  §.  85  (S.  629—636):  die  inhaltsreichen  Keports  of 
^  commissioners  of  Inland  refenoe,  mit  reichem  statistischem  Material.  Zum  Theil 
iasach  sUtist  Daten  und  Debersichten  aber  die  Einrichtung  im  Bulletin  des  franzOs. 
RmnymfnisteriQms,  so  1877«  I,  bes.  1886,  l,  158 — 171.  Zweimalige  parlamentarische 
rotersacliaDgscommissionen  mit  Beports  über  die  Einkommensteuer,  1S52  (Vorsitz  ron 
fine)  üDd  1S61  (Vorsitz  ?on  Hnbbard).  S.  darüber  Vocke,  S.  560  ff.,  57h  ff. 
-Kaa.  FiD.  II,  §.400,  Note  a:  Röscher,  Fin.  §.  74,  Note  2;  Stein,  Fin.  5.  Aufl. 
0,  2.  Abfh.  S.  418,  425  (sehr  ipcorrect). 

Benutzung  der  Statist  Daten  der  engl.  Einkommensteuer  zur  Schätzung  des  bri- 
tiKhen  Yolkaeinkommens  mehrfach,  aber  nicht  mit  ganz  sichcrem  Erfolge,  was,  ausser 
'     Bit  dea  Schwierigkeiten,  Steaerdaten  fttr  solche  Zwecke  zu  benutzen,  noch  specicil 
t    Bit  der  Einrichtong  dieser  Steuer  und  mit  dem  Einschätzungsverfahren  zusammen- 
f    klagt  S.  die  Schrillen  Ton  Baxter,  nation.  iucome  of  thc  United  Kingdom,  London 
I     1S6^;  Gif  fen,  in  Jonm.  of  the  Statist  socicty  1S7S   und  jetzt  in  seinen  essays  on 
[    iuBce.  London  ISSO,  p.  16] — 196,  auch  passim  in  dem  Aufs,  prosrr.  of  the  workiug 
;     riasses,   2.  ser.  der  cssays,  London  1886,  p.  365  ff.;   ygl.   auch  Kodbertus,   litcr. 
•>     ICifhlaw  B.  III,  Berlin  1885,  S.  46  ff.  und  anderbeits  mein  Vorwort  hierzu,  eb.  S.  IX; 
,     SStbeer,    Volkseinkommen  in  Preusäen,  Leipzig  1S79  und  ders.  im  Arbeiterfreund 
XITF.  1S75.  S.  281  ff.  Daraber  die  Kritik  der  Benutzung  der  Einkommensteuer-Daten 
.     ftr  solche  Zvecke  ?on  v.  Heyking,  Tab.  Ztschr.  ISSO,  S.  164  ff.    Spociell  eine  Stati- 
stik der  ,,gewcrbL  Einkommen'*  der  Abtb.  D  ron  1845 — 1SS4  in  den  Rcp.  of  iul.  rer. 
nd  demnach  in  Bull.  1886  II,  520  ff.  (mit  graph.  Darätellung). 

\  §.  111.   —  a.  Character.    Die  neue  britische  „Eigenthuras- 

(oder  Vermögens-)  und  Einkommensteuer"  (property  and  income 
tax),  wie  sie  amtlich  aus  historischen  Gründen,  aber  nicht  correct 
heisst,  ist  eine  Wiederholung  der  letzten  gleichen  Kriegssteuer  von 
1806,  mit  einigen  Veränderungen  und  Verbesserungen  (s.  o.  S.  197). 
Ihre  Einrichtung  ist  seitdem  in  den  Grundlagen  und  Hau|)tpunctcn 
nicht  verändert  worden,  wohl  aber  in  manchen  Einzelbeiten.  Sie 
ist  hiernach  im  Princip  eine  subjectiv,  in  Betreff  der  Steuer- 
pflichtigen, und  objectiv,  in  Betreff  der  ihr  als  Object  unter- 
liegenden „Einkommen"  oder  Erträge,  allgemeine  direete 
cinkom  mensteuerartige,  nicht  wirklich  streng  als  Einkommen- 
steuer aufzufassende  Besteuerung,  von  welcher  jedoch  wegen  der 
Höhe   des   Einkommens  gewisse  Personen   und   wegen  des  Ver- 

p    Wendungszweckes   gewisse  Einkommen   frei   gelassen  werden. 

■    Inde^isen  spricht  die  gesetzliehe  Vermuthung  fUr  die  SteuerpHicht, 
bw  der  Gegenbeweis  geführt  ist. 

Ihrem  technischen  Character  nach  unterscheidet  sich  diese 
Steuer  von  den  continentalen,  namentlich  den  deutschen  Einkommen- 
i^nem  dadurch,  dass  sie  nur  eine  einkommenstcuerartige 
Zusammenfassung  eines  Systems  von  Ertragssteuern 
isr.  Der  strenge  Subjectsteuercharacter  bleibt  dabei  hinter  dem 
der  Objeetsteuer,  daher  die  Besteuerang  des  in  einer  Person  zu- 
«unmenfliessenden  Einkommens  hinter  der  Besteuerung  der  Ein- 
kommentbeile  oder  Erträge,  welche  der  Steuerptlichtigc  aus  ver- 
^faiedenen  Quellen  bezieht,  zurtick.     Aber   in  wichtigen  Special- 
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bestimmuDgen  wird  doch  auch  wieder  der  Character  der  Sobject-, 
Personal-  und  Gesaminteinkommen-Steuer  gewahrt. 

Dahin  gehören  namentlich  die  Normen  bezüglich  der  Freiheit  eines  kleinen 
Gesammteinkommcns  (unter  150,  dann  unter  100,  jetzt  wieder  unter  150  Pf.  St, 
9.  §.  113);  der  niedrigeren  Besteuerung  eines  massigen  mittleren  Ein- 
kommens (jetzt  bis  400  Pf.  St.  durch  Zulassung  eines  steuerfreien  Abzugs  von 
120  Pf.  St.  bis  dahin  (s.  §.  113);  des  Kechts  einer  Compensation  von  Ge- 
winn und  Verlust  in  verschiedenen  Unternehmungen  und  Anlagen  desselben  Steuer- 
subjects;  des  durch  Cautelen  —  üngiltigkeit  entgegengesetzter  Verträge,  Strafbestim- 
mungen —  geschützten  Bechts  des  Schuldners  seinem  Gläubiger,  des  Pach- 
ters seinem  Grundherrn  den  betreffenden  Quotenabzug  der  Steuer  für  die  Zinsen  zu 
machen,  wenn  der  Pflichtige  die  Einkommensteuer  für  das  Zins-  und  Pachteinkommen 
des  Berechtigten  mitgezählt  hat;  des  Rechts  auf  Steuorerlass  oder  Ermässi- 
gung wegen  Lebensversicherungs-Prämienzahlungen  (bis  zum  Maximum 
von  Ve  ^^^  steuerpflichtigen  Einkommens)  und  ähnliche  Bestimmungen  mehr. 

Die  Folge  ist,  dass  namentlich  soweit  es  im  Interesse  des 
Steuerpflichtigen  liegt,  um  Steuererlass  oder  Ermässigung  zu  er- 
langen, auch  bei  Personen  mit  Einkommen  aus  den  verschieden- 
artigen Ertragsquellen  des  Gesetzes  und  aus  ein  und  der- 
selben, aber  an  verschiedenen  Orten  gelegenen  und 
besteuerten  Ertragsquelle  eine  Summirung  der  Einkünfte  zu 
einem  Gesammteinkommen  erfolgt.  Damit  finden  eventuell 
Steuerermässigungen  der  Steuerquote  des  Einzelnen  oder 
Steuerrückzahlungen  der  bereits  zu  viel  erhobenen  Steuer- 
beträge statt.  Freilich  ein  sehr  umständliches,  lästiges  Verfahren 
für  die  Verwaltung  und  zugleich  „eine  unversiegliche  Quelle  von 
Unterschleifen"  (Vocke). 

Eine  rationelle  Ertragsbesteuerung  will  die  Reinerträge 
treffen.  Die  britische  Einkommensteuer  entspricht  auch  als  „System 
der  Ertragsbesteuerung"  dieser  Sonderung  nicht  genügend. 

Denn  die  steuerpflichtigen  .^Erträge"  oder  Einkommenpartiale  des  Gesetzes  sind 
theils  überhaupt  nicht,  theils  nicht  in  übereinstimmender  Weise  (privatwirthschaftliche) 
Reinerträge,  sondern  in  wichtigen  Fällen  nur  Roherträge  nach  Abzug  gewisser, 
aber  nicht  aller  davon  zur  Berechnung  des  eigentlichen  Reinertrages  abgehenden 
„Kosten",  —  wirklich  volkswirthschafUicher  oder  „natürlicher**  wie  einzelwirth- 
schaftlicher,  d.  h.  Dritten  als  Einkommen  zu  Gute  kommender  Kosten  (Grundlegung 
§.  SS).  Daher  sind  auch  die  in  den  verschiedenen  Abtheilangen  des  britischen  Gesetzes 
ermittelten  „Einkommen**  nicht  immer  voll  und  ganz  Einkommen  (oder  wie  ge- 
wöhnlich, aber  logisch  nicht  correct  gesagt  wird,  nicht  „Rein-Einkommen,  Grund- 
legung §.  84)  im  wirthschafts  -  und  steuerwissenschaftlichen  Sinne.  Bei  der  recht- 
lichen und  factischcn  Ungleichheit  der  Abzüge  vom  Rohertrag  sind  die  Reste,  welche 
als  steuerpflichtiges  „Einkommen**  gelten,  demnach  auch  nicht  einmal  immer  unter 
einander  streng  vergleichbar,  weil  nicht  ganz  nach  denselben  Grundsätzen  berechnet 
Darunter  leidet  wieder  der  Character  der  britischen  Steuer  als  ,.E  in  komme  n*'- 
steuer.  Ein  Punct,  der  die  Bezeichnung  dieser  Steuer  mit  diesem  Namen  und  ihre 
Vergleichbarkeit  mit  den  contincntalen  Einkommensteuern  indessen  deswegen  weniger 
misslich  erscheinen  lässt,  weil  auch  bei  den  letzteren  in  dieser  Hinsicht  viele  Mängel 
bestehen. 

Das  Moment  der  „Allgemeinheit*'  ist  der  britischen  Ein- 
kommenst'^uer  deutlich  aufgeprilgt  (S.  folg   §).     Dies  rechtfertigt, 
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ae  eiue   ,, a  1  Ige lu eine'*   Einkoiiimeosteucr  zu   ucunen,   trotz  der 
LxemtioneD,  die  sie  hat. 

S.  meioe  Abb.  „diroote  Steuern"  im  Schön bcr»(*ächen  Handbuch,  2.  Aud. 
HL  2^.  —  Schon  in  Fin.  II,  420  (§.  457)  habe  ich  die  britisclic  Eiakommenstüucr 
»  w\i  hier  characterisirt  und  sie  als  eine  der  drei  typischen  llauptfurmen 
ÜT  ^Sabjectbesteuerung  des  bernfsmässit^eu  Erwerbä**  bezeichnet  (cb. 
1455.  S.  417).  Schon  früher  und  besonders  scharf  hat  Vockc  (namentlich 
'iiHf  «ine  ähnliche  Characterisirung  gej^eben,  was  für  diu  Auffassung  in  der 
4c«fe$ch«n  Wissenschaft  massgebend  ^.'worden  i»t.  Er  sagt:  „bic  i»t  nicht  eine  Ein- 
kMuaenstener,  sondern  ein  System  der  Besteuerung  theils  nach  dem  rehen,  theils  nach 
km  reinen  Ertrage,  theils  nach  einem  vorausgesetzten  oder  durchschnittlichen  Mittel- 
tif  zwischen  bciden'\  Er  riihmt  ihr  aber  duch  vor  den  rerwandten  Steuersystemen 
ptoerer  anderer  (auch  deutscher)  Staaten  mehr  .^Volistnndisrkeit.  (üeichuiäs^igkeit 
od  ]forimale.  welche  sie  der  Gesammteiukommcnbteuer  ii:ih>:r  stellen,"  nach.  Ein 
richtigeres  Cnhoil,  als  Stein  auf  Grund  einer  sehr  uberllüchlichen  und  incorrecten 
Ur^teUoD^  fällt,  obgleich  er  sich  dabei  auf  die  iliui  gewonlene  „Krundüche  Aufklä- 
luf*  durch  Vocku  und  Gneist  beruft  (5.  A.  II.  2.  S.  A'lit}.  Jene  Vocke'bchc  Auf- 
fiaf»ag  findet  sich  übrigens  auch  in  EiUland.  Du  well  ILI,  12G  nennt  diu  Steuer 
A  ccmprebensire  System  of  direct  taxation,  ruther  than  a  singlo  tax*'.  S.  auch 
l'A'ii.  incoine  tax  ncts  p.  43. 

$.112.  —  b.  Einriebtuug.  Uas  Ziel  der  allgemeinen  directen 
EJDkoinniensteuer  sucht  das  britisebe  Gesetz  dadurch  zu  erroichcn, 
ii88  es  alle  Personen,  welche  Einkommen  beziehen,  und  alle  ,;Kin- 
kommeu''  —  dies  AVort  in  dem  Sinne  des  Gesetzes  genommen  — 
velehe  bezogen  werden,  fUr  steuerpflichtig  erklärt,  vorbehaltlich 
der  bestimmt  bezeichneten  Ausnahmen. 

Von  letzteren  abgesehen,  wird  daher  der  ,, Grundsatz  der  Allgemeinheit" 
Sit  m>jglich£ter  Folgerichtigkeit  subjectir  auf  britische  Unterthanen,  welche 
a  Iiiliod  wohnen  oder  nur  zeitweilig  abwesend  sind  und  auf  Auslander,  welche 
yy.:  eine  guirisde  Zeit  (6  Monat)  im  Inland  anwesend  sind,  objectiv  auf  alle  aus 
ica  loiand  stammenden  —  einerlei  üb  hier  bleibenden  uder  au  In-  uml  Ausländer 
^JSfebenduD  —  und  aus  dem  Ausland  kommenden  Erträge  oder  Einkommen  au- 
2tTudt.  Elliä  p.  43:  „ererythiug  in  the  nature  of  property,  with  produces,  or  is 
:ip&b;e  cf  producing,  or  itself  consiäts  in,  au  annual  income  or  reveuuo,  is  the 
iw-ict  of  the  taxation,  if  either  the  property  is  situate  ur  the  income  enjoyed  in 
Zz  Cüited  Kingdom.**  vVgl.  Fin.  U,  g.  103  if.  und  das  spätere  Buch  b.  im  Abschnitt 
^A  ddr  Einlommensteaer).  Doppelbesteuerung  in  In-  und  Auaiand,  für  In-  und  Aus- 
i^r  wird  so  ailenlings  nicht  immer  rermieden. 

Zur  Durchfllhrung  der  Steuer  ist  alles  überhaupt  vorkommende 
«taerpflieblige  Einkommen   in   fünf  grosse   Abt  heil  ungen  — 
iQtlivh  „Schcdules**,  mit  A  bis  E  bezeichnet  — ,  wesentlich  nach 
to  groi^sen  Kategorien   der  Einkommenvcrtheilung   in   der  Volks- 
^rtb«chaft  eingetbeilt. 

Im  Vollständigkeit  zu  erreiclien  und  Zweifel  über  die  Einreihuiic:  zu  beheben, 
i'A  die  einzelnen  Arten  „Einkommen",  bez.  Ertrag,  weiche  in  jede  Abtheilung  ge- 
V'-'t  ^Uen .  genauer  bezeichnet,  mehrfach,  freilich  kaum  vermeidlich,  etwas  wiil- 
^vL  Indem  alles  nicht  specieU  gennaunte  Einkommen,  wie  in  ^udd<>uS<']len  Er- 
^t>Qer«iyst«:men  (Baiem,  WUrtemberg)  in  eine  bestimmte  Abtheiiuni;  (Srhed.  D) 
^^- iiüiiin/csetzt  wird,  wird  objectire  Allgemeinheit  fuimell  verbürgt, 
i-.s  p.  43  If. 

b'ii  fünf  Abthoilungen  entsprechen  so  fünf  besonderen  directen 
-''•:rü  uüur  ci($cutlich  wieder  Steuersystemen,  und  zwar  die  vier  ersten 
1  Wayo«,r,  FinaDZ«li»«Ji*cbia.  III.  IG 
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einigermassen  den  betreffenden  continentalen   Ertragsstenern  (Grand-,  Gebände-  — 

Shed.  A  — ,   Capitalrenten Shed.  C  — ,  Gewerbesteuer  incl.  landwirthschaftlidie 

Pachterstcner  —  Shed.  D  und  B  — ) ,  die  fünfte  der  continentalen  Besoldungs  -  und 
(höheren)  Gagen-  und  Lohnsteuer.  Bei  dieser  Abtheilnng  und  bei  einigen  Unter- 
abtheilungen der  vierten  (D)  tritt  das  Moment  der  Subject-,  Personal-  und  Einkommen«' 
Steuer  schärfer  hcr?or,  während  bei  den  anderen  die  britische  Einkommensteuer  dea 
Charactcr  eines  Systems  von  Ertragsstcuern  deutlicher  zeigt.  Auch  sonst  sind  die 
fünf  Abtheilungen  und  die  Unterabtheilungen  darin  mannigfach  verschieden.  Daher 
geht  aus  der  formellen  Gleichheit  der  Behandlung  dieser  „Einkommen*^  als 
gleichartiger  Grössen  eigentlich  eine  reell  ungleiche  Behandlung  hervor. 

Von  Interesse  für  mancherlei  volkswirthschaftliche  und  socialpolitische  wie 
finanzielle  Fragen  sind  die  statistischen  Daten  der  einzelnen  Abtheilungen. 
Zwischen  den  Abtheilungen  haben  einzelne  Verschiebungen  stattgefunden.  So  standen 
die  Einkünfte  der  Eisenbahnen,  Canäle,  Bergwerke,  Eisenwerke  und  verschiedener 
anderer  ähnlicher  Geschäfte  früher  in  Shed.  A,  jetzt  seit  1867,  in  D,  was  bei  Vcp- 
gleichungen  verschiedener  Jahre  zu  beachten  ist.  Näheres  in  den  Gesetzen  und  syste- 
matisch verarbeitet  bei  Ellis  p.  44  — 115.  S.  sonst  Vocke  S.  545fr.,  Gneist, 
Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  S.  631(1'.,  Dow  eil  11,  127  ff..  Bullet  de  statist.  (franzOs. 
Finanzmin.)  1886  I,  163  fr..  Statistik,  168  fr.  (aus  d.  grossen  28stcn  amtl.  Beport). 

Abth.  A'  umfasst  den  jährlichen  Ertrag  der  Ländereien  (incl. 
Zehnten),  der  Häuser  und  verschiedene  kleinere  Posten  Erträge, 
welche  mit  dem  Grund  und  Boden  in  Verbindung  stehen.  Die 
Steuer  trifft  hier  also  im  Princip  den  Eigenthtimer,  als  den  Er- 
tragsbezieher. 

Ellis  p.  44  (T.  Der  zu  ermittelnde  Ertrag  ist  bei  verpachtetem  und  ver- 
miethetem  Eigenthum  der  wirkliche,  sonst  der,  zu  welchem  verpachtet  oder  ver- 
miethet  werden  könnte ;  bei  wechselnden  Erträgen  (z.  B.  aus  Zehnten,  Obereigenthum, 
aus  den  anfangs  hierher  gestellten  Bergwerken)  der  3 — 7  jähr.  Durchschnittsertrag. 
Von  diesem  Rohertrag  sind  specicil  genannte  Abzüge  zu  machen,  bei  Häusern  gehören 
dazu  aber  z.  B.  Reparaturkosten  nicht.  Daher  umfasst  der  steuerpflichtige  Ertrag 
mehr  als  den  eigentlichen  Reinertrag,  aber  eine  ungleiche  Quote  des  Rohertrags 
schon  rechtlich  nach  Objccten  und  wohl  auch  factisch  in  verschiedenen  Landestheilen 
nach  der  Praxis  des  Einschätzungsverfalirens.  An  die  continentalo  Grundsteuer  er- 
innert es,  wenn  Landgüter  ausser  Betrieb  und  unbebaute  Grundstücke  doch  steuer- 
pflichtig sind.  Aber  in  der  neuesten  landwirthschaftlichcn  Krise  hat  man  in  solchen 
Fällen  die  Steuer  erlassen. 

Steuerfrei  sind  unbewohnte  Häuser  —  hier  also  Einkommensteuerprincip  — , 
dann  nach  Objecten  das  Staatseigenthum ,  auch  gewisses  Eigenthum  von  Wohlth&tig- 
keits-  und  Unterrichtsanstalten,  sowie  das  Grund-  und  Gebäudeeigenthum  öffentlicher 
Gärten,  Eisenbahnen,  Canäle,  Bergwerke,  Steinbriiche,  wenn  es  in  diesen  Fällen  nicht 
einen  von  demjenigen  der  Unternehmung  getrennten  Ertrag  hat.  Der  gesammte  Unter- 
nehmungsertrag fällt  dann  unter  Shed.  D. 

Steuerpflichtiges  Subject  ist  zwar  der  Eigenthümcr  oder  Ertragsbezieher,  der 
dann  den  ratenweisen  Steuerantheil  bei  der  Zahlung  von  Erbzinsen,  Schuldzinsen 
u.  8.  w.  seinem  Gläubiger  abrechnet.  Aber  oft,  so  in  England,  zahlt  Pachter  und 
Miether  die  Steuer,  mit  Abzugsrecht  bei  Pacht-  und  Miethzins. 

Ueber  die  Einschätzung  s.  u.  §.  114.  Von  den  Steuerpflichtigen  in  Abth.  A  weiden 
zunächst  Declarationen  über  den  Ertrag  gefordert,  welche  mit  den  Einschätzungen 
zur  Armentaxe  verglichen  werden.  Die  Einschätzung  findet  alle  3  Jahre  statt,  wobei 
Veränderungen  im  2.  u.  3.  Jahre  zulässig  sind.  Der  grösste  Theil  des  steuerpflichtigen 
Einkommens  der  Shed.  A  fällt  auf  Hänser,  lSSd/84  127.05  MiU.  Pf.,  65.44  MilL 
auf  Ländereien  und  umgewandelte  Zehnten,  der  kleine  Rest  v.  0.85  auf  kleine  Posten, 
von  im  Ganzen  193.34  Mill.  Pf.,  wovon  175.56  Mill.  Pf.,  nach  Abzug  der  verschie- 
denen Befreiungen  und  Ermässigungen  (so  wogen  Einkommenhöhe  unter  150  Pf. 
11.80  Mill.  Pf.),  stcuerpflichüg. 
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Abtb.  B.  nmfaBst  das  Einkommen  der  ländlichen  Pächter 
Ib  solcher. 

Diaselbe  vird  aber  ohne  Weiteres  in  der  Höhe  einer  Quote  des  ▼irklichen  oder 
wAltTti*n  Pmchtzinses  angenommen,  nnd  zirar  zu  Vs  in  England  and  zu  '/•  in  Schott- 
ii  lad  Irland;  an  sich  nnd  auch  in  dieser  prorinziüllen  Ditf'crcnz  willlcuhrlich,  aber 
■Bch  C/4  and  '/^)  schon  im  alten  Einkommcustcucrgcsetz.  Nachiruis  geringeren 
idommens  als  diese  Quote  zum  Zireclc  der  Stcucrormäsdigung  ist  dem  Plicliter  ge- 
ltet Aoch  hier  dreijährige  Revisionen  und  Fordenin^^  von  Declarationen. 
llis  p.  69  ff.  ErtragMnschlag  ron  B  in  1SS3/84  65.51  Mill.  Pf.  St.,  wovon  33.46 
HL  Pf.  besteuert 

Abtb.  C  nmfasst  die  Erträge^  welche  als  Zinsen  nnd  Renten, 
u  der  britischen  nnd  indischen  Staatscasse  (Staatsschuld),  auch 
Breh  Vermittlnng  britischer  Geschäfte  (Banken  u.  s.  w.)  aus  Colo- 
iil-  und  fremden  Staats-  und  Gesellschaftscasscn  für  Staatsfonds, 
iienbabnwertbe  n.  a.  m.,  sodann  auch  für  inländische  städtische 
ikihen  dareh  die  Stadtcassen  an  physische  oder  moralische  Per- 
men  nnd  Gesellschaften  gezahlt  werden.  Also  im  Wesentlichen 
oe^Capitalrentenstener^'  auf  Zinsen  u.  s.  w.  von  üff ent- 
chen Werthpapieren,  d.h.  von  solchen,  welche  in  Gross- 
ritaonien  und  Irland  znr  Auszahlung  gelangen.  (Andere  Zinsen, 
fridenden  0.  s.  w.  aus  „Börsen-AYerthpapieren'^  stehen  in  Abth.  D.) 

Hier  erfolgt  der  Stcaerabzog  gleich  bei  der  Auszahlung  der  Zinsen,  also  als 
fcs.  ^Couponsteuer*',  ohne  besondere  Declaration  d'^s  Pdicbtigcn,  Seitens  der 
lUenden  Gasse.  Die  Baniien  u.  s.  w.,  welche  die  Auszahlungen  der  Zin«<cn  für  fremde 
id  Colonial - Werthpapiere  vermitteln,  haben  enbprcchonde  Verpflichtungen,  den 
leKrcommissären  die  erforderlichen  Angaben  zu  machen.  Misslich  hU  d:\as  so  die 
■Kiakanfte  ans  fremden  Werthpapieren  nur  bei  Vorhandensein  und  Benutzung 
iläadischcr  Zahlstellen  gutroQen  werden.  Dadurch  bleibt  jedenfalls  ein  erheblicher 
kä  solcher  EiokQnfte,  zumal  aus  Papieren  des  «.internationalen**  Verkehrs  unbe- 
Mtrt  Dt^nn  wenn  er  dann  auch  unter  die  Declarationspflirlit  von  Abth.  D  fällt, 
ku  diese  Pflicht  hier  nicht  genügend  zur  Erfüllung  gebracht  werden.  Besondere 
»ddiafigkeiten  erge1>en  sich  ferner  aus  den  Steuorrcstitutionen  wegen  kleinen  Steuer- 
Mfli  fider  stenercrmässigten  Einkommens,  für  das  der  volle  Steuersatz  in  der  „Coupon- 
teB*r*  abgezogen  worden  war.  Steuerfnu  ist  in  A])th.  C  das  Einkommen  von  Wohl- 
kitiffkeit»anstaltcn ,  fricndly  socicties  und  ähnlichen,  von  Sparca^scn;  auch  das  Ein- 
■UDf-n  ans  Capital,  das  der  Königin  oder  fremden  Gesandten  gehört.  Ellis  p.  75  ff.  — 
'«««erter  Betrag  1S83/84  40.58  Mill.  Pf,  wovon  18.93  auf  die  fund.  Schuld, 
-'W  anf  die  schwebende,  1.07  auf  Londoner  und  andere  städtische  Anleihen,  7.15 
if  indische  Werthe,  13.23  auf  ausländische  und  Colonialfonds.  Statistik  der  be- 
ttcertrn  fremden  Fonds  im  gen.  Bulletin  1886  I,  541. 

Abtb.  E  nmfasst  die  Gehalte  und  Pensionen  u.  dgl.  m. 
ier  Staats-  nnd  sonstigen  öffentlichen  Beamten,  sowie  der 
feoerpflicbtigen  Privatbeamten  und  ähnlicher  Angestellter  (bei 
Sesellsebafteny  Eisenbahnen,  Kaufleuten  u.  s.  w.). 

Dift  Erhebung  erfolgt  wie  bei  Shed.  C  gleicli  Seitens  der  auszahlenden  Gasse 
^^t  AbzQjers  7om  Gebalte  n.  s.  w.  Corporationen  u.  dgl.  haben  den  Gesammtbetrag 
*afuhrcn  und  ihre  Beamten  entsprechend  zu  kürzen.  Hier  also  im  Wesentlichen 
>K  Eiakommenstener  der  Beamten  wie  auf  dem  Gontinent.  Bes.  wichtig  aber 
KT  die  Steuerfreiheit  bis  150  und  Ermässigung  bis  400  Pf.  St.    Das  steuerpflichtige 
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Einkommen  berechnet  sich  aus  dem  ganzen  nach  Abzug  der  amtlichen  Ausgaben, 

welche  auf  dem  Gehalt  u.  s.  w.  etwa  lasten.    Betrag  18S3/84  37.73,  wirklich  besteuert  i 

29.51  Mill.  Pf.  St     Ellis  p.  112  ff.           *  j 

Abth.  D  umfasst  speciell  das  gewerbliche,  mercantilCi  '!\ 
liberale  Professionseinkommen  und  äbnlicbes,  principiell  « 
aber  weiter  überhaupt  alles,  unter  keiner  der  4  anderen  ^ 
Shedulen  bereits  versteuerte  Einkommen,  daher  sehr  b 
verschiedenartige  Einkünfte.  Ausser  den  gewöhnlichen 
(Privat-)  Gewerben  gehören  somit  namentlich  die  Erwerbs- 
u.  dgl.  Gesellschaften  und  die  grösseren  Erwerbsunter- 
nehmungen, einschliesslich  der  Eisenbahnen,  ferner  Einkünfte  ' 
aus  fremden  und  Colonialanlagen,  aus  gewissen  Zinser-  s 
trägen  u.  a.  m.  hierher.  •' 

Das    allgemeine    Einschätzungsprincip    ist   hier   Declarationsp flicht  unter  '4 
Strafandrohung  bei  Unterlassung  (50  Pf.  St.)  und  unter  Gewährung  weiterer  Contnd*  ^ 
mittel  für  die  Steuerbehörde.    Bei  dennoch  unterbleibender  Declaration   bedient  sidi 
die  Verwaltung,  wie   auch   in  Shed.  A  und  B,   des   der  continentalen  (preussischen)  t 
Praxis  ebenfalls  nicht  unbekannten  Mittels,  den  letzten  Steuerbetrag  starl^  zu  erhöheD,  ■ 
um   eventuell  Reclamationen  hervorzurufen   und  dann   genauere  Belege  verlangen  zu  ' 
können.    Die  Einschätzung  erfolgt  jährlich,  meist  nach  dem  Durchschnitt  des  £r-  rj^ 
trags  in  den  3  letzten  Jahren,  bei  Bergwerken  in  den  5  letzten,  bei  Eisenbahnen,  Can&len,  j 
Docks  und  verschiedenen  industriellen  Unternehmungen  nach  dem  vorjährigen  Ertrage.  ^ 
Ob  und  was  zur  Berechnung   des  steuerpflichtigen  Ertrags  mit  zu  den  abzusetzenden  i^ 
Gewinnungskosten   gerechnet  werden  darf,    richtet  sich  nach  den   Verhältnissen  der  1 
einzelnen    Ertrags-   oder   Einkommenkategorien    in   Abth.   D.     Z.   B.    bei    Gewerben  t- 
(Fabriken  u.  s.  w.)  die  durchschnittlichen  Reparaturkosten  der  Gebäude,  bei  geouetheten  <: 
Gebäuden  der  Miethzins  dafür  (bis  zu  einer  Maximalquote  von  '/«  des  Geschäftsertrags),  t. 
die  Auslagen  fUr  Werkzeuge,  YerarbeitungsstoÜb,  der  Abnutzungsbetrag  der  Maschinen,  ^ 
definitiFe  Geschäftsverluste,  Versicherungsprämien,  nicht  aber  Schuldzinsen,  für  die  !]• 
jedoch  der  Steuerbetrag  dem  Gläubiger  abgezogen  werden  darf.    Verluste  und  Gewinne  t^ 
verschiedener  Unternehmungen  desselben  Unternehmers,  auch  an  verschiedenen  ^ 
Orten,   dürfen  hier  compensirt  werden.     Es  kommt  hier,  wie  immer  in  derartigen  ., 
Fällen,  Alles  auf  die  practische  Handhabung  der  Vorschrihen  an.    Ob  in  dieser  lün-  ^ 
sieht  namentlich  ein   gleichmässiges  Verfahren  im  ganzen  Lande  inne  gehalten  ^ 
wird,  ist  zweifelhaft.    Dass  die  Declarationen  besonders  der  privaten  Handel-  and  ,., 
Gewerbetreibenden  oft  hinter  dem   wirklichen  Einkommen  zurückbleiben  und  ea  an  ■. 
gentlgenden  Controlmitteln  fehlt,   ist  sicher  und  hie  und  da  durch  eclatante  Fälle«  ^ 
wie  bei  Entschädigungsansprüchen  für  Expropriationen,  constatirt  worden.    Die  Ein- 
schätzung der  Handel-  und  Gewerbetreibenden  bildet  daher  auch  die  ,- 
schwierigste  Aufgabe  bei  der  britischen  Einkommensteuer.   KUcksichten  t 
auf  Geheimhaltung  der  Einkommenverhältnisse  haben  hier  auch  zu  Abweichungen  rem 
sonstigen  Einschätzungsverfahreu  geführt,  indem  die  Gensiten  auf  ihren  Wunsch  nicht  ^ 
von  den  sonstigen  Localorganen ,  welche  sich  aus  Mitbürgern  und  eventuell  Concar-  T 
renten  zusammensetzen,  sondern  von  Specialcommissären  des  Goncralsteueramts  ", 
eingeschätzt  werden  (s.   u.  §.  114).     Mit  diesen  werden  dann  von  grossen  Geschäfts-  ^ 
häusern  auch  wohl  bestimmte  Summen   als  „Steuerabfindungen''  für  mehrere  Jahre  ** 
verabredet.    Die  Wahrnehmung  des  fiscalischen  Interesses  ist  bei  Shed.  D  ^ 
die  besonders  wichtige  Aufgabe  der  „Steuer  auf  seh  er''    und  „Steuerinspec-  ^ 
toren",  die  hierfür  vermehrt  worden  sind  (s.  u.  §.  114).    Das  Einschätzungsverfahren  * 
ist  in   Abth.  D  sonst    bei  den   verschiedenen  Unterabtheilungen   wieder  verschieden.  ^ 
Die  Steuerbefreiungen  sind  dieselben  wie  in  Shed.  C.    S.  Näheres  bei  Vocke  ^ 
und  specieller,    bes.  mit  Rücksicht    auf  die  StreitfäUe  und   deren  gerichtliche  Ent-  '^ 
Scheidungen  bei  Ellis  p.  78 — 112.     Im  Jahre  18S3/S4  betrug  das  eingeschätzte  Ein-  ^ 
kommen  in  Shed.  D  t>91..H4  Mill.  Pf.,   das   wirklich   besteuerte  252.02;    von  erstorer  • 
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käme  fielen  auf  Handul.  dewerb»*  und  (IHicraK;)  Hrriifo  im  All;;euicinoii  1^1.02, 
ifd'  rerschiedene  Specialgroppcn  von  Krträgen  110.32  (davon  ii.  A.  auf  die  frühore 
5:.  3  der  Shed.  A  23.5«*»,  nämlich  u.  A  Berufwerke  IM,  mctalluriar.  Werki;  3.01, 
utfahriken  -I.Sb.  Wasserwerke  3.01,  CanÄlo  3.37.  StcinluMioln«  O.IM',  dor  Re.st  auf 
Siiitt^a.  Alannwerke.  risclicrei  und  J:i;,nlcn,  Markt-.  Wrjr/öllc;  feniLT  auf  andurc 
airkt  ZQ  dieser  Nr.  3  f^ehöreudc  Unternohmungon  X^M\,  auf  1>rit.  Kiacnhahnen  33.05 
uf  {i*:mdv  Bahnen  3.7S.  auf  äonsti^rc  fremde  Anla(^i'ii  \)  (iT,  auf  vorsdiiedeuc  Zinsen 
i»i2.  auf  Anderes  \.'M  Mill.  Pf  St.  Die  neuest<'n  mir  vorlif::jcnden  Daten  des 
S».  Bep.  of  iiil.  rev.  f.  lSS4/*»5  weichen  von  diesi;n  Zaiil'.-u  nur  weniu:  ab.  Danach 
nr  der  jreschätztc  Bohertrag:  v.  ..trades  and  profesMons*'  1^0.  l^,  «iie  Ab/uire  3S.1S,  der 
räne  Betrag  142.30;  bei  allen  Ubrii^eu  Zwui^^en  der  Shed.  D  (..ölientl.  (iesellsch.**  u  s.  w  ) 
Vi.  112.04  — 2.«r>— 109.40,  zus.  bez.  292.52-  40.s;;  —  251.00  Mill.  Pf.  St. 

§.  113.  —  c.  Unter  den  principiellcn  Streitfragen  aller 
Einkommenbestenernng  ist  («)  diejenige  wegen  Steuerfreiheit 
und  t;;f)  S  teuere rmäs sign ng  des  kleineren  Einkommens  durch 
die  britisebe  Gesetzgebung  mehrfach  etwas  verschieden  entschieden, 
aber  von  Anfang  an  eine  solche  Steuerfreiheit  gewahrt  worden. 
Dem  besteuerten  kleineren  Einkommen  wurde  später  eine  Er- 
BMsigung  des  Steuerfusses  („Degressivfuss")  zu  Theil.  Zum 
Progressivfuss  fttr  höheres  Einkommen  ist  die  britische  ße- 
Keaernng  nicht  gelangt. 

Ceber  ditfiie  Streitfragen  s.  Wagner,  Abb.  diroctr  Steuern  im  S«hAnberü-Vh«'n 
Eiiidb.  2.  Anfl.  III,  §.  US  ff.,  S.  299. 

c)  Steuerfreiheit  des  kleinen  Einkommens.  Zuci-ät  (lb42)  war  Ein- 
ifittacn  bi5  loO  Pf.  St,  seit  1S34  nur  bis  100  Pf.,  seit  IST?  wieder  bis  150  Pf.  St. 
»tiuerfrei;  also  eine  Grenze  von  2000  und  3000  M..  ein  Finjrerzeis:,  dass  filr 
ikwt>*bIiDd  (Frcusbcn,  Ftiföt  Bismarok's  Ideen-  eine  P^iiikommi-n-Steuerpfliiht  von 
'^•.".i  M.  an  t-rät  mit  einem  viel  zu  hohen  Ilftraj^e  b«,'j;inncn  wünlr.  iDas  Vorhandcn- 
*b  der  —  i.*b«.*n  nicht  alliremeiucn  —  Ertrags^ti-uern  d:uu.'b«;n  liefert  keinen  durrh- 
-'aljcenden  Einwand  ircgen  diese  Ansicht). 

,i?)  Fast  mt'br  wie  über  diesen  Punct  schwankte  mau  hinsichtlich  der  (n^wührunjcf 
■i."rr  St  euerer  m  äs»  ijrunir  für  kl**ineros  besteuertes  Einkommen,  wobei  man 
**:h  die  Vcrsochung  zur  Defraudation  bei  einem  sofort  nach  der  steuerfreien  (irenze 
■ffl!L"vteDdyn  vollen  Steuersatze  berUrksichti.j»te.  Bei  der  Einführung  der  Steuergrenzc 
•Ji  !•>»  Pf.  an  ond  bei  den  bald  eintretenden  höheren  Steuersätzen  wahrend  des 
iSmiiiTirrsrä  setzte  man  den  Steuerfuss  für  Einkommen  von  100 — 150  Pf  St.  massiger 
«fc  fir  Löhr-p-'s  an.  ein  bis  lSO;j  beibehaltener  Modus  (1^54  bez.  5  und  7  d.  p.  Pf, 
:**:  10  D.  14.  1^56  Il^'j  uud  10,  1S5S  5  und  7,  1S5')  5  und  5,  ISOO  aber  wieder 
*\iLd  y.  1S61  7  und  10,  1S02  6  und  0,  ISCy  ebenso).  Von  1S04  an  wurde  der 
^jfflrEjatz  gleich  gesetzt,  aber  für  Einkommen  von  100 — 20l>  Pf.  St.  der  Betrag  von 
l**  PI  für  steuerfrei,  fon  1873  au  von  Einkommen  von  100—300  Pf.  ebenso  der 
iiöc  von  SO  Pf.,  von  1ST7  an  bis  jetzt  von  Einkommen  von  150—400  Pf.  der  Bc- 
^  ^oü  120  Pf.  fiir  steuerfrei  erklärt  (amtl.  Uebors.  d.  Inland  reveniie  oitice  im 
tiia.  aaaozmin.  Bulletin  1S77  I,  161,  1^*54  ü,  072).  Dadurch  wird  die  Weitläufi^^- 
•^  J«  britischen  Verrechnungs-  und  eventuell  liestitutionsverfalirens  bei  die.ser 
SKer  natürlich  sehr  gesteigert.  lSS4/*'5  beanspruchten  43S  51)5  Pei-suuen  die  gesetz- 
•^>  Stti]>:remiaä»igun:;  für  49.03  Mill.  Pf.  St.  Einkommen  (2^).  Kep  Inl.  rev.  p.  45, 
^J)-:*:  Daten  Dow  oll  III,  13.t).  Aber  der  „Einkommen'"steuer-Character  iliesos  brit. 
^"^iffetenersystems»  wird  dadurch  ebeu  gewahrt:  ein  wichtiger  Vortheil.  r«bcr  «Iie  .\rt 
'-: '».Ii^dmachung  der  Freiheit  und  Ermässigung  s.  Ellis  p.  20311'. 

y)  Die  Frage,  ob  und  wieweit  Steuerfreiheit  oder  Ermässigung 
*Kt  Dach  der  Art  der  Öteucrsubjectc,  daher  auch  nach  dem 
^^rwendungsz wecke  des  betreffenden  Einkommens  oder  des 
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Eigen thums,  aus  dem  es  hervorgeht,  zu  gewähren  sei,  ist  öfters 
erwogen,  bestritten  und  befürwortet  worden.  Das  Gesetz  gewährt 
einige  Exemtionen,  aber  nur  in  beschränktem  Umfange. 

Besonders  für  Staatseigenthum,  für  Wohltb&tigkeits-,  Armen«, 
5ffentliclie  Untorrichtsanstalten,  gewisse  Arbeitervereine  u.  dgL  m.,- 
übrig'ens  mitunter  in  verschiedenem  Umfange  in  den  einzelnen  Shedulen  (s.  vor.  §). 
Gladstone's  Bestreben,  die  Steuerfreiheit  fUr  solche  ,,charitiei>''  aufzuheben,  sclieiterte 
an  dem  allgemeinen  Widerstand  (1863).  (Do well  IH,  124).  Die  umfassenden 
Bewecfung  fur  „Ersparungen*'  Steuerfreiheit  zu  erlangen,  führte  wenigstens  zu 
Freiheit  der  Lebensvesichorungs-Prämienzahlungen,  bis  zu  Ve  ^^  ^^^ 
kommins,  fur  die  Censiten  der  Abth.  D  u.  £.  woraufhin  in  1884/85  50.026  PersoneB 
in  D  mit  1.27  Mill.  Pf.,  26,793  Personen  in  E  mit  0.49  Mill.  Pf.  St.  1884/85  tm. 
76,819  Pers.  mit  1.76  Mill.  Pf.  in  der  Yeranlagung  ermässigt  wurden  (29.  Bep.  inl. 
rcv  p.  46).  Bei  den  anderen  Abtheilungen  erfolgen  unter  dem  gleichen  Titel  An- 
sprache auf  Ruck/.ahlungei#der  erhobenen  Steuer  (Verfahren  u.  A.  bei  EUis  p.  212). 
Die  Freiheit  der  Sparcassen  und  friendly  societies  liegt  doch  anders,  da  es  sich  hier 
so  wie  so  um  Einkommenverhäitnisse  der  „kleinen  Leute'"  bandelt,  denen  ohnehin 
nach  Höhe  des  Einkommens  Steuerfreiheit  zusteht  Der  Fall  der  Lebensversichenmip 
ist  nicht  unbedenklich,  da  somit  andere  Ersparungen  besteuert  bleiben,  z.  B.  TOa 
Kränklichen,  die  nicht  zur  Versicherung  zugelassen  werden.  Es  tritt  also  ungleich* 
massige  Behandlung  ein.  Das  Princip  solcher  Steuerfreiheit  der  Ersparungen  ist  abw 
auch  allgemein  anfechtbar  und  wäre  practisch  ein  Privileg  der  Beicheren.  S.  Über 
diese  und  ähnliche  Puncto  die  parlam.  Reports  v.  1852  und  1862,  Vocke,  S.  5dS 
570,578  ff. 

d)  Lebhaft  ist  wiederholt  die  Frage  über  eine  höhere  Bestene- 
rnng  des  sog.  fundirten  gegenüber  dem  rein  persönlichen  Ein- 
kommen erörtert  werden.  Principiell  hat  diese  höhere  Besteaeraog 
wohl  Billignng  gefanden,  doch  nicht  allgemein.  Practisch,  bez.  io 
der  Gesetzgebung  ist  sie  bisher  nicht  durchgedrungen,  vornehmlich 
weil  man  zweifelte,  ausreichend  sichere  und  anwendbare  Kriterien 
der  Unterscheidung  finden  zu  können. 

Bei  dem  Fehlen  sonstiger  grösserer  Ertragssteuern,  ausser  den  Besten  der  altea 
Landtaxe  und  der  Uaussteuer,  wird  das  fuudirte  Einkommen  in  Grossbritannien  nloht, 
wie  z.  B.  in  Preussen  (hier  ausser  bei  Leihcapitalien)  noch  neben  der  Einkommdll« 
Steuer  getroffen.  Dageg~cn  geschieht  dies  aUerdings  indirect  durch  die  bedeutendo 
Erbschaftsbesteuerung.  S.  über  die  Streitfrage  die  gen.  Beports  und  die  AnszQge 
bei  Vocke  S.  567  ff.,  woselbst  auch  weitere  Schriften. 

Auch  andere  Puncto,  so  aus  dem  Gebiete  der  Fragen,  ob  und  wie  weit  nocli 
andere,  die  Leistungsfähigkeit  beeinflussende  Umstände  zu  berücksichtigen  seien, 
(Wagner,  dir.  Steuern,  im  Schönb.  Handb.  2.  A.  III,  304,  §.  101),  sind  erOrtert 
worden;  so  z.  B.  der  Gedanke  einer  Capitalisirung  der  einzelnen  Einkommen  nadi 
versicherungstechnischen  Grundsätzen  (Vocke,  S.  564).  Aber  all  dergleichen  erwies 
sich  als  falsch  oder  doch  als  zu  gekünstelt  und  undurchführbar.  Auf  den  mir  wich- 
tigst erscheinenden  Punct,  die  Berücksichtigung  der  Familien  grosse,  namentlich 
der  Kinderzahl,  wie  in  der  ersten  Einkommensteuer  von  1798 — 1803  (s.  o.  S.  197) 
ist  man  aus  gleichen  Gründen  in  der  Gesetzgebung  nicht  zurückgekommen  (S.  meine 
Abb.  „directe  Steuern''  in  SchOnb.  Handb.  g.  101). 

€)  Die  theoretisch  controverse  und  ebenfalls  practisch  schwierige 
Frage  der  continentalen  Einkommenbesteuerung  hinsichtlich  der 
Besteuerung  der  Erwerbs-,  besonders  der  Actiengesell- 
sc haften  u.  dgl.  m.  und  die  connexe  Frage  der  Doppelbesteuerung 
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des  bezdglichen  EinkommeDS  bei  der  Gesellschaft  und  beim  Actionär 
1.  s.  w.  haben  in  der  britischeQ  EiokomnienbesteueruDg  geringere 
Schwierigkeiten  gemacht  Indem  hier  die  Erträge  der  Actien- 
gesellsebafteD ,  meist  in  Sbed.  D,  eventuell  auch  in  A  an  der 
Qaelle  besteuert  werden ,  sind  die  betreffenden  Zinsen  und  Divi- 
denden bei  dem  einzelnen  Action'ür  ohne  Weiteres  steuerfrei. 

Aber  aUerdiui^  wird  so  der  Grundsatz  der  Steuerfreiheit  l'Ur  kleiues  uud  der 
IzBSaairün^  fiir  kleineres  Einkommen  indirect  durchbroclien,  da  für  die  durch  Bc- 
ftienn^  des  Gesellschalbertra^s  sich  ergebende  Zins-  und  Dividenden  Verkürzung 
koBe  Steaerrückrergtitung  an  die  Actionäro  mit  kleinem  Einkommen  erfolgen  kann. 
S.  aber  die  Frage  Wagner  im  SchönT>crg'schcn  Handbuch  a.  a.  0.  §.  103. 

^)  Die  Bcstenernng  des  aus  Grossbritannien  und  Irland 
itimmenden  Einkommens,  mag  es  von  im  Inland  oder  im 
Aosland  wohnenden  Briten  oder  Fremden  bezogen  werden,  wird 
durch  das  System  der  britischen  Einkommensteuer  im  Prineip  voll- 
ündlg,  in  der  Praxis  wenigstens  wohl  besser  als  durch  unsere 
contisentalen  Einkommensteuern  erreicht,  Dank  dem  Grundsatze 
der  Besteuernng  der  Einkommen  an  der  Quelle,  namentlich  auch 
fllr  Zins-  und  Dividendenerträge  in  der  Couponsteuerform  der  Shed. 
C  and  in  der  Form  der  Besteuerung  der  Unternehmungen  selbst 
(GeBellscbaften  n.  s.  w.)  in  Shed.  D. 

Die  im  Aasland  wohnenden  Briten  und  Fremden  unterliegen  hierbei  aber  freilich 
-ifeir  DoppelbesteuernDg,  wenn  si«;  die  fremden  directcn  Staatssteuem  zahlen  mtiäsen. 
l*tb  ist  jedoch  eben  nicht  immer  zu  vermeiden  und  kein  Grund  für  eine  Aenderung 
«tes  brit.  Steuerrechts.  S.  Fin.  II,  g.  406 — 408.  Die  Ausländer,  welche  im  Aus- 
lud wohnen,  tragen  so  u.  A.  jetzt  auch  die  Einkommensteuer  von  ihrem  Bebitz  in 
HiL  Scaatspapieren,  Gonsob  u.  s.  w.  In  diesem  Puncto  gleicht  die  cnu^l.  Hinkommen- 
ikMii  der  Shed.  C  anderen  „Conponstcuern'\  der  (österreichischen,  italienischen, 
iu^rh  WagDcr  a.  a.  0.  in  SchOnb.  Handb.  III,  2f)7. 

1^)  Die  Besteuerung  des  aus  dem  Auslande  kommenden 
Ebkommens  ist  im  Prineip  steuerpflichtig  bei  allen  im  Inland 
wohnenden  In-  und  Ausländern,  wird  aber  thatsUchlieh  sicher 
ueh  hier  nur  unvollständig  und  ungleichmässig  erreicht ,  am 
Tenigsten  vennnthlich  für  nicht  in  England  zahlbares  Zinseiu- 
kommen  ans  fremden  Werthpapieren. 

EiUaS  der  „Coupon steuef*  bez.  Klickcrsatz  des  Steuerabzugs  wird  denjenigen 
'AAaaland  wohoendeu  Fremden  bei  Werthpapieren  gewährt,  deren  Zinsen  und 
mieftden  in  Grossbritanmen  (London)  zahlbar  bind,  wenn  diese  Personen  ein  so^. 
Affidarit  einreichen,  d.  b.  eidesstattlich  versichern,  dass  die  Coupons  u.  s.  w. 
^Uea  gehören.  S.  über  die  Formalitäten  dafür  Saling's  Börsenpapiere,  1.  li.  v.  Sieg- 
i:\ii,  4.  Aufl.     BerL  1SS4  S.  85.    Ellis  p.  22b. 

0)  Eine  Besteuerung  der  im  Ausland  wohnenden  Briten 
iü  ihr  im  Ausland  erworbenes,  bez.   aus   dem  Auslande 
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kommendes  Einkommen  findet  im  Allgemeinen  nicht  statt,  wohl  ^ 
aber  ausnahmsweise.  i 

So  haben  im  Ausland  lebende  Briten  nicht  das  Recht,    das  eben  genannte  'j 
Affidavit  betreffs  Steuererlass  in  dem  angegebenen  Falle  einzureichen.  —  S.  über  diese 
für  alle  Besteuerang  principicU  wichtige,  für  die  Einkommcnsteaer  besonders  practisch  '  • 
wichtige  und  schwierige  Casuistik  der  Einkommenarten  nach  Herkunft,  Bezug,  Staats-    . 
angehörigkcit  des  Beziehers  u.  s.  w.  Fin.  II,  §.  403  ff. 

§.  114.  —  d.  Das  Einschätzungsverfahren  (die  „Ein- * 
Steuerung")  bildet  bei  jeder  directen,  besonders  wieder  bei  jeder  •• 
Einkommensteuer  den  schliesslich  practisch  wichtigsten,  aber  aach  ^ 
den  schwierigsten  Punct,  das  eigentliche  Kreuz  dieser  Steuern.  In  * 
der  Gestaltung  dieses  Verfahrens  liegt  zugleich  das  für  die  ad-  ?, 
ministrative  Seite  jeder  concreten  solchen  Steuer  Characte-  « 
ristischc.  Für  die  britische  Einkommensteuer  gilt  dies  vollends,  .j 
Diese  administrative  Seite  hängt  aber  zugleich  mit  allgemeineren  ^ 
Puncten  der  Verwaltungsorganisation  und  des  Verwaltungsrechte  ^ 
zusammen,  und  wiederum  in  eigentbümlicher  und  ausgeprägtester  : 
Weise  in  England.  Dadurch  wird  vollends  eine  einfache  Darstellung  ^ 
der  massgebenden  Verhältnisse  erschwert,  eine  kurze,  wenn  Über- 
haupt, so  jedenfalls  nur  bedingt  möglich  gemacht.  Gleichwohl  .*, 
kann  nur  eine  solche  hier,  bei  der  nothwendigen  Beschränkung  auf  ^ 
das  finanzwissenschaftlich  Wichtige,  in  Frage  kommen.  Um  so  .. 
mehr  ist  zu  betonen,  dass  das  britische  Einschätzungsverfahren  der  ^ 
Einkommensteuer  in  engem  Zusammenhang  mit  der  britischen  Ver-  ^ 
waltungsorganisation,  mit  gewissen  Grundsätzen  und  Einrichtungen  : 
der  Selbstverwaltung  und  einzelne  Theile  jenes  Verfahrens  mit  '., 
britischen  Grundsätzen  der  Verwaltungsjnstiz  stehen  und  nur  in  ^ 
diesem,  hier  bloss  anzudeutendem  Zusammenhang  genügend  ver-  ;^ 
ständlich  werden ,  an  sich  und  zum  Zweck  der  Vergleichung  mit  . 
dem  EinschHtzungsverfahren  anderer  Länder,  z.  B.  Prcussens. 

Daher  der,  freilich  nach   dem  Gesagten  begreifliche  Mangel  der  meisten  Dar-    « 
Stellungen  solcher  Steuern  in  den  finanz wissenschaftlichen  Werken,  selbst  in  grosseren    - 
und  in  Monographien,  z.  B.  bei  Röscher,  Fin.  §.74,  Note  2.    Auch  Dowell  giebt 
nur  wenige  Andeutungen.    Um  so  werthvoller  die  umfassende  und  klare,  im  Folgenden 
vielfach  benutzte  Darstellung  Vocke's,  S.  597 — 626,   die  knappe,  ihre  Ergänzung  in    ' 
anderen  Abschnitten  seiner  grossen  bezüglichen  Werke  findende  Gn eist's,  engL  Ver-     - 
waltuntfsrecht,  3.  Aufl.  II,  632  ff.,  worauf  gerade  hier  zur  Ergänzung  besonders  hin- 
zuweisen ist.    Gneist  berücksichtigt  nur  auch  in  seiner  neuesten  Darstellunir  noch  za 
wenig,   dass    die  Eiusteuerungen    doch  thatsäcblich  überwiegend  in   der  Hand  yon 
Steuerbeamten  liegen  und  der  Commissionsapparat  des  Selfgovernments 
Tielfach  nur  noch  äusserliche  Zuthat  ist,  wenn  derselbe  auch  die  formell  entscheidende 
Instanz   bildet    S.  sonst  z.  B.  Ellis  eh.  III,  p.  116 — 202  über  assessment  und  col- 
le<'tion.    Einzelnes  wurde  auch  o.  in  §.  112   bei  den  einzelnen  Abtheilungen  schon 
erwähnt. 

Als  leitender  Grundsatz  des  hritischen  Einscbätzungsverfahrens    • 
ist  wohl  das  Znsammenwirken  von   Steuerbehörden  bez.  \ 
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Steaerbeamten  desStaats,  als  Vertretern  des  fiscalischen 
Interesses,  mit  Commissionen  und  Wahlbeamten  der 
Selbstregiernng  zu  bezeichnen. 

Meiätens  wird  nur  letzterer  Punct  als  chararteiisti^ch  i)«fn'orirohobcii  und  dann 
dne  Stutze  der  ludindualintcressen  der  Ccnsiten  «rel'undon.  Aber  der  erste  Tunct 
ist  ebenso  wesentlich  und  mindestens  cbt^nso  nothwondig,  wie  das  i>ritis<'he  (reset^  in 
4«D  den  Behörden  und  Beamten  des  Staats  sref^ebcnen  wüite:ehendcn  Mitwirkunj^s-, 
CoQtrol-.  Reriäions-.  Remonfltrationsbcfu^nissen  auch  anerkennt.  Die  thatäächlicho 
Eatwic&lan^.  vor  Allem  bedingt  durch  das  BedUrfniss  nach  fachmännischer 
Erledigung:  der  Dinge,  hat  aber  sogar,  hier  wie  in  anderen  Fällen,  die  wirk- 
lichen Entscheidungen  mehr  dem  Selfgorerument  und  beinen  Commissionen  und  Beamten 
eatzogen.  Ja.  aus  einem  speciellen  Grunde  wird  von  vielen  privaten  Gensiten  die  Ein- 
steaerang^  durch  oder  ?on  Staatsbeamten  derjenigen  durch  und  von  Localcommissionen 
^r  Mitbarger  rorgezogen:  um  die  Einkommenvcrhältnissc  mehr  den  Nachbarn  geheim 
a  halten.  Dieser  Gcsichtspuuct  hat  selbst  zu  einer  bezUirlichen  Befugniss  der  Gen- 
siten der  Shed.  D  (Handel-  und  Gewerbetreibende  u.  s.  w.)  geführt ,  sich  durch  Spe- 
dalcommissare  des  obersten  Steueramts  einschätzen  zu  lassen  (s.  u.\ 

Die  staatlichen  Behörden  und  Beamten  der  Einkommen- 
stenem  sind:  das  ,,äteueramt  fUr  inländische  Einkünfte^' 
(board  of  the  commissioners  of  inland  revenue),  die  Steuer- 
inspectoren  und  die  Steueraufseher  (surveyors). 

Jenes  Amt  ist  die  oberste  Gentralbehörde,  zu  wclclier  aubser  der  Ein- 
fcommenäteuer  noch  die  Land-,  Haussteuer,  die  directen  Anfwandssteuero,  Licenzen, 
Acdse,  Stempel  (incl.  Erbschaftssteuer)  ressortiren.  Eine  Abthoilung  dieser  Behörde 
fiugirt  als  Specialcommission  für  die  Einkommensteuer  (,.special  conimissionerä")- 
Ab  diese  f^eht  auch  das  Geschäft  der  Einschätzung  derjenigen  Gensiten  der  Shed.  D 
'ikr.  welche  von  dem  Rechte  Gebrauch  machen,  sicli  lieber  so  als  durch  ihre  Krcis- 
strBerbehördo  eini»teuem  zu  lassen.  Auf  jährlichen  Kundreisen  wird  dann  diese  Ein- 
^^hitznnir  l>esorgt. 

Die  aui  erfahrenen  „Aufsehern"  gewählten  Stcue  rinspectoreu  (Anfangs  für 
Ornftbritannieii  10,  später  m.  W.  vermehrt,  so  für  London)  haben  für  irrOssere  Districte, 
ihrem  Namen  entsprechend  die  obere  Aufsicht  über  den  Vollzug  der  gesetzlichen  Ein- 
steoening.  sowohl  gegenüber  den  „Aufsehern"  als  den  Einsteuerungsbehörden  der 
Selbgtrerwaltu ug  und  hierbei  das  fiscaliäche  Interesse  wahrzunehmen,  zu  welchem 
Behuf  sie  den  Sitzungen  jener  Behörden  beiwohnen,  Kevi'^ionen  verlangen  dürfen  u.  s.  w. 

Die  Steneraufscher  (anfangs  140  uhne  Irland)  haben  in  kleinereu  Local- 
■lUtricten  die  Vertretung  des  fiscalischen  Interesses  und  sind  auch  „das  instruirende 
Mittelglied  zwischen  den  Steuer})flichtigen  und  den  Specialcouimissären  in  Fällen  der 
Berefong,  Einsteuerung  und  Befreiung"  (Vo<ke  S.  5liS,  Dow  eil  III,  131).  Inspec- 
-•TTen  und  Aofseher  fungiren  übrigens  auch  mit  für  andere  Steuern  des  Inlanddcpar- 
teoents. 

Die  Steaerbehörden  und  Beamten  des  Selbstvervvaltungs- 
System»  sind  die  Generalconnnissäre  der  Local- Sleuer- 
districte  (je  ^ — 10  Kirchspiele,  einzelne  Städte),  die  zu  sät  z  lieben 
Commissäre,  die  Secretäre  für  l)eiderlei  Coniniissäre,  die 
iocalen  Steuereinschätzer  (assessors)  und  die  localen  Steuer- 
erheben 

Näheres  (bes.  aber  Anstellungs- ,  Vergutuiij?sverhaltnii>se  der  Beamten,  letzteres 
•rin  auch  princix>iell  nicht  unwichtiger  Punct)  Vocke  S.  599—603,  Gueist,  Ver^ 
nltin^srecht  3.  A.  III,  633,  Ellis  p.  117  IF.  U  bes.  im  Index  v.  EUis  sab  f. 
iü'sssmcut,  asäessors,  mit  der  Darstellung  der  Verliältnisse  bei  den  einzelnen  Shodaln). 
'*).r  amtlichen    englischen   Namen    werden  von    deutschen   Autoren  verschieden  fcr- 


250  6.  B.  2.x  Steuerrecht.   1.  H.-A.    1.  A.   England.   §.  114. 

deutscht  Gneist  nennt  den  „assessof*  Gemeindeeinschätzer,  Yocke  Einsteuerer 
oder  Steaerveranlager.  ,,Clerk''  ist  der  allgemeine  Name  des  höheren  Unterpeisonals, 
wie  der  Secretäre  u.  s.  w.,  aber  auch  der  „Schreiber*,  wie  Vocke  hier  sagt. 

Die  Goneralcommissäre  sind  anfangs  fUr  jeden  District  (Kreis,  Stadt)  von 
den  Commissäreu  der  Landsteuer  ernannt,  dann  durch  Gooptatiou  aus  Gensiten  des 
Districts,  die  einem  Gensus  von  mindestens  200  Pf.  St.  Einkommen  oder  5000  Pf.  St 
beweglichem  Vermögen  entsprechen  müssen,  ergänzt,  3 — 7  fOr  den  District,  nebst 
Ersatzmännern.  In  grossen  Städten  treten  Vertreter  der  Gommune  und  auch  mitunter 
grosser  Geschäfte  (in  London  der  Bank  v.  England  u.  a.  m.)  hinzu.  Die  zusätz- 
lichen Gommissäro  („Beigeordnete**,  Vocke),  mit  dem  halben  Gensus,  fungiren 
fUr  Theile  des  Districts.  Der  Secretär  ist  der  „geschäfts-  und  gesetzeskundige**  Hilfs- 
beamte der  Gommissäre  (Vocke,  S.  602).  Der  Steuoreinschätzer  ist  der  von 
den  Gommissäreu  jährlich,  meist  fUr  ein  Kirchspiel  nach  Anhörung  der  Kirchspiel- 
versammiung  ernannte  Localbeamte  for  das  eigentliche  Einschätzungsgeschäft.  Er 
ist  meist  zugleich  Steuerorheber. 

Die  Gommissäre  stehen  im  reinen  Ehronamtsdienst,  sind  daher  ohne  Vergütung, 
die  Beamten  beziehen  bestimmte  kleine  Quoten  der  Steuersummeh  ab  Tantieme,  sind 
demnach  au  höheren  Einschätzungen  interessirt.  Die  staatlichen  Steueraufseher  hatten 
früher  neben  kleinen  Gehalten  auch  Tantiemen,  sind  aber  jetzt  ausschliesslich  auf 
erhöhte  Gehalte  gesetzt. 

Die  Ausführung  der  Einschätzung  liegt  nun  zunächst 
in  den  Händen  des  localen  Steuereinschätzers^  der  das  ganze 
Geschäft  für  die  Gommissäre  vorbereitet  und  diesen  seine  Vor- 
schläge flir  jeden  Censiten  macht.  Es  besteht  dabei  der  Grandsatz 
der  Melde-  und  der  Declarations-  oder  Fassionspflicht, 
jener  speciell  für  die  Hausbesitzer,  dieser  für  die  Gensiten  nament- 
lich der  Abth.  A,  B,  D.  Unterbleibt  die  Fassion,  so  schlägt  der 
Einschätzer  selbständig  vor.  Schon  bei  der  Feststellung  des  Vor- 
schlags des  Einschätzers  kommt  eventuell  die  Mitwirkung  der 
,,Aufseher''  vor.  Von  den  Gommissären  gehen  die  Vorschläge  des 
Einschätzers  an  die  Aufseher  oder  Inspectoren,  denen  alle 
Materialien  der  Einschätzer  und  Gommissäre  offen  stehen,  und 
versehen  mit  ihren  Bemerkungen  und  eventuell  abweichenden 
Schätzungsvorschlägen  an  die  Gommissäre  zurück.  Diese  stellen 
nun  die  Schätzungen  eigenmächtig,  aber  natürlich  gewöhnlich  nach 
den  Vorschlägen  der  Einschätzer  und  Aufseher  fest,  wobei  nament- 
lich letzterer  (oder  der  Inspector)  wieder  Gelegenheit  hat,  seinen 
Standpunct  zu  vertreten.  Alsdann  erfolgt  die  Mittheilung  der 
Schätzungen  an  die  Gensiten,  unter  Gewährung  einer  Berufungs- 
frist. Die  Berufung  geht  an  die  Gener alcommissäre ,  also  an 
dieselbe  Instanz,  welche  die  Festsetzung  vornahm ,  doch  an  andere 
Mitglieder,  ausserdem,  insbesondere  bei  Abth.  D  auch  an  die  staat- 
lichen Specialcommissäre. 

Einzelnes  ist  in  dem  Festsetzungs  -  wie  in  dem  Berufungsstadium  auch  nach 
den  Abtheilungen  des  Gesetzes  etwas  verschieden  normirt.  Auch  der  Stcuoraufseher 
hat  das  Bcmfungsrecht  und  ist  als  Vertreter  des  iiscalischon  Interesses  in  der  Be- 
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nÜDOgsüistajiz  za  hOreo,  vodürch  üDoOthigö  Schitzangshcrabsetzaugeu  crepart  worden. 
fiefiOireDde  Controlmittd  sind  besonders  iu  dieser  lustanz  gegeben ,  auch  bei  Shed.  D. 

WirJ  bei  dieser  die  Einschätzung  gleich  durch  die  staatlichen  Spo- 
cialcommissäre  statt  dorch  die  Kreis  -  GencralcommissSre  verlangt,  so  fallen  die 
SBBSti^en  Functionen  des  localen  Einscb&tzers  hier  dem  btaatlicheu  Auiäehor  zu.  Der 
OSKR  pfl^  aber  diesem  ihm  wegen  der  dabei  ihm  entgehenden  Tanti<>mcn  unlieb- 
saaea  Ver&hren,  dessen  iänzelheiten  ihm  wie  der  localen  Commission  allerdings  f^e- 
kirn  bleiben,  durch  Eingabe  ?on  Gutachten  über  die  Einschätzung  des  betrell'enikin 
Censiten  an  die  Specialcommissäre  ein  Paroli  zu  bieten  (Vocke  S.  013,  Ellis 
pu  1S6  ff.).  Berufung  auch  hier  an  dieselbe  Instanz,  also  an  die  Specialcommissäre, 
•der  danach  und  auch  statt  dessen  an  das  oberste  Steueramt  (Vocke  ob.). 

Die  Einzelheiten  bei  den  Abtheilongeu  bei  Vocke  S.  ()U5— G15,  genauer  bei 
£llis.  Ein  aUgemeines  Controlmittel  (Übrigens  zum  Thcil  auch  vice  versa)  für  die 
Fasdooen  der  Censiten,  bes.  in  A  und  B,  liefern  die  Einschätzungen  zu  den  Local- 
steoeru  nach  dem  Princip  der  Armensteuer  (poor  rate)  Ueber  das  weitläufige 
Verfahren  der  Befreiung,  Ermässigung,  Kestitution  bereits  erhobener  Steuern  Vocke 
S.  616  tf^  Ellis  eh.  4;  Gneist  a.  a.  0.  nicht  detaillirt  genug  und  in  Einzelheiton 
ucht  ganz  correct  Ueber  das  Strafsystem,  im  Allgemeinen  hohe  Geldstrafen« 
Vocke  S.  612  ff.,  Ellis,  Index  s.  v.  penalties. 

In  dem  ganzen  Steaereinschätzuugsveriahren  haben  so  der 
locale  ätenereinschätzer  und  der  staatliche  Steneranfseher  doch 
RchÜicb  mid  mehr  noch  thatsächlich  eine  sehr  maassgebende 
ätellang  und  faetisch  wohl  meistens  die  Entscheidung  ^  wenn  diese 
aoch  den  Generalcommissären  formell  zusteht.  Namentlich  das 
fscalische  Interesse  erscheint  so  besser  gewahrt,  als  z.  B.  in 
Prenssen,  das  Interesse  gleichmässiger  Veranlagung  der  Censiten 
vermnthlich  aber  ebenfalls. 

Vocke  S«  624  hebt  die  Stellung  jener  Beamten  auch  henor,  sieht  jedoch  darin 
«ras,  iras  vom  theoretischen  Standponcte  bedenklich  gefunden  werden  konnte,  was 
fi  aber  nach  britischer  Praxis  rechtfertigt.  Man  kann  es,  gerade  gegenüber  preussi- 
Kkcfl  Erfahrangcn,  wohl  aUgemeincr  rechtfertigen.  Die  „Selbstverwaltung*'  verdient 
rende  aaf  diesem  Gebiete  nur  bedingt  die  ihr  oft  gewordene  Anerkennung.  Das 
richtige  fiscalische  Interesse  geht  auch  dem  Individualinteresse  vor 
lad  ist  zugleich  das  Interesse  gleichmässiger  Steuervertheilung.  Unabhängige 
Staatsbeamte  bieten  öfters  in  beiderlei  Hinsicht  für  die  Einschätzungen  mehr  Garantie 
iji  ..bürgerliche  Localcommissionen'*  und  möchten  für  unsere  Lander  den  Vorzug  vor 
diesen  Terdienen,  da  die  Garantieen  für  die  gesetzliche  Wahrung  der  Individualinter- 
eifitii  gegenüber  solchen  Staatsbeamten  sich  jf^tzt  hei  uns  genügend  einrichten  lassen. 

Die  Erhebung  der  Steuer  wird  durch  den  britischen  Grund- 
satz, die  Einkommensteuer  als  eine  an  die  Einkommenquellen  ge- 
legte Ertragsstener  einzurichten,  beeinflusst,  indem  PUchter, 
Miether,  Schuldner  u.  s.  w.  zahlungspflichtig  für  ihre  Gläubiger  u.  s.  w. 
MQd,  diesen  aber  die  Steuerquote  an  Rente  und  Zins  abziehen 
können.  Entgegengesetzte  Verträge  sind  ungiltig,  der  den  Abzug 
weigernde  Grundherr  und  Gläubiger  ist  stniftllllig. 

Der  Steuertermin  war  früher  vierteljährig,  mit  4%  Rabatt 
bei  Vorausbezahlung  mehrerer  Termine,  seit  1870  aber  ein- 
jährig (im  Januar).     Die  Erhebuni;snrt  ist  Abholung  und  Zu- 
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Sendung.     Stenerriickstände   sind  durch  gerichtliche   Klage  bei- 
zutreiben. 

§.  115.  —  e.  Steuerfuss.  Der  im  Princip  bewegliche, 
daher  gesetzlich  immer  nur  auf  bestimmte  Zeiträume,  neuerdings 
regelmässig  nur  auf  ein  Jahr  festgestellte  Steuerfuss  der  britischen 
Einkommensteuer  —  tlblicher  Weise  in  der  Form  von  so  und  so 
viel  Pence  Sterling  vom  Pfund  Sterling  (1  p.  =  0.4166...%)  — 
ist  einer  der  bezeichnendsten  Puncte  dieser  Steuer  und  auch  einer 
der  finanzpolitisch  zweckmässigsten  (§.  107  S.  230).  Die  practische 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  der  Beweglichkeit  des  Steneriusses, 
namentlich  in  der  Richtung  der  Erhöhung  bei  steigendem  Staats- 
bedarf, wird  allerdings,  wenn  nicht  bedingt,  so  erleichtert  durch 
den  Umstand,  dass  der  Staat  allein  diese  Steuer  erhebt.  Dieselbe 
wird  nicht,  wie  meist  in  Deutschland  (Prenssen!)  durch  Zuschläge 
oder  analoge  Steuern  der  Gemeinde  und  Verbände  belastet,  was 
bei  uns  auch  selbst  vorübergehende  stärkere  Erhöhungen  für  die 
Staatssteuer  sehr  erschwert. 

Nar  aaf  diese  Weise  sind  die  kleineren  Schwankungen  des  Gleichgewichts  im 
Staattjhanshalte  ohne  Störung  für  die  Staatsverwaltung  und  für  den  Finanzbedarf,  da- 
her ohne  die  Nothwendigkeit,  gebotene  Ausgaben  einzuschränken,  wie  anderseits  ohne 
stetes  Schuldenmachen  auf^zugleichen.  Wenn  auch  in  England  mit  dem  politischen 
System  des  Parlamentarismus  zusammenhängend,  ist  eine  solche  Beweglichkeit  des 
Steucrfusses  doch  durchaus  nicht  die  Folge  eines  bestimmten  politischen  Systems  oder 
gar  einer  bestimmten  Verfassungsform ,  sondern  politisch  unbedenklich  und  finanzpoli- 
tisch nur  passend  auch  mit  den  Finanzeinrichtungen  anderer  als  der  britischen  Ver- 
fassung recht  wohl  zu  verbinden.  Hier  liegt  ein  wirklich  nachahmenswerther 
Punct  vor. 

In  der  systematischen  Behandlung  der  Einkommensteuer  im  späteren  8.  Buche 
dieses  Werks  und  schon  vorher  im  Abschnitt  über  Preussen,  wo  diese  Beweg- 
lichkeit des  Steucrfusses  fehlt,  und  vielfach,  aber  mit  Unrecht  als  mit  an  sich  rich- 
tigen politischen  Maximen  im  Widerspruch  stehend  gilt,  wird  darauf  zirUckzukommen 
sein.  S.  auch  Wagner,  Abh.  directe  Steuern  im  Schönbcrg'schen  Handb.  2.  A.  III, 
S.  313,  §.  108. 

Zuerst  wurde  die  Einkommensteuer  von  1842  durch  Peel  auf  3  Jahr  verhingt 
und  erreicht,  1845  und  1848  wieder  auf  3  Jahr,  1851  auf  1  Jahr,  seitdem  überhaupt 
jährlich  bewilligt,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  ohne  solche  Bewilligung  die  ganze  Ein- 
kommcnsteuergcsetzgcbung  ausser  Kraft  tritt  (Ellis  p.  2);  was  aber  keine  noth- 
wendige  Folge  der  Beweglichkeit  des  Steucrfusses  ist.  Erst  seitdem  ist  diese  Be- 
weglichkeit immer  mehr  practisch  geworden,  ohne  dass  indessen,  wenn  es  nicht 
passend  erschien,  der  Fuss  jährlich  ein  anderer  wurde.  Das  parlamentarische  System 
hat  nur  etwa  den  Nachtheil  gehabt,  dass  in  günstiger  Finanzlage  der  Wetteifer  der 
Parteien  und  ihrer  am  Kuder  befindlichen  Staatsmänner  stärkere  Verminderungen  des 
Steucrfusses  veranlassen ,  als  namentlich  mit  Rücksicht  auf  Schuldentilgung  gerade  in 
solchen  Perioden  erwünscht  gewesen  wäre.  Selbst  die  wiederholten  Anläufe  in  früherer 
Zeit  zur  Aufhebung  der  natürlich  immer  noch  vielfach  unpopulären  Steuer  (Glad- 
stone)  sind  dem  parlamentarischen  System  zur  Last  zu  legen. 

Der  normale  Steuerfuss  für  das  voU  besteuerte  Einkommen,  abgesehen  also  von 
den  oben  S.  245  schon  erwähnten  Ermässigungen  für  kleines  Einkommen,  war  seit 
lS4i  in  den  mit  5.  April  endenden  Jahren: 
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(> 

25 

1SS5 

() 

2.5 
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9 
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ISSI) 

8 
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IHA 

7 

2  9166.... 

1S74 
1S75- 

-76 
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2 
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i  Die  H(Vhe  des  jedesmaligen  Stenerfusscs  spiegelt  die  Finanzlage  nnd  weiter  die 

I  firtksduitliche  nnd  politische  Lage  einigcnnaasscn  ab.  Bemerkenswert!!  ist,  dass  nnr 
}  kEiimmJuieg  und  1860—63  nnd  jüngst  wieder  der  Satz  von  ü — 7  oder  25— 2.917  "/^ 
^  ikotie^en  worden  ist:  also  normale  Qnote  niedriger  als  bei  der  preussischen  classi- 
faxtea  Einkommeustener. 
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Die  britische  EinkommeDsteucr  nimmt  so  die  Ergänznngs- 
fnnetion  im  EiDnahme-  UDd  namentlich  im  Steuersystem  ein, 
welche  der  Staatshaushalt  bedarf  and  welche  sie  —  oder  eine  mit 
ihr  viTbandene;  eventuell  auch  eine  an  ihre  Stelle  tretende  Ver- 
iirifl«DS8teaer  —  allein  ordentlich  ausi'illlen  kann.  Denn  nur  sie 
&£st  sich  so  im  Fuss  verändern  ohne  durchschlagende  Bedenken, 
wie  sie  bei  blossen  Ertragssteuern  in  solchem  Fall  vorliegen,  und 
nit  unmittelbar  sicherem,  bezwecktem  Erfolg,  wie  er  bei  indirecten 
Vcrbranehs-  und  Verkehrssteuern  im  Falle  von  Steuererhöhungen 
nicht  verbürgt  werden  kann. 

§.  116.  —  f.  Das  wirkliche  finanzielle  Ergebniss  der 
Einkommensteuer  hängt  ausser  von  der  Höhe  des  Steuerfusses  von 
der  Grösse  der  britischen  Einkommen  und  von  dem  Erfolg  des 
EinschätzuDgsverfahrens  ab.  Die  ungeheuere  Steigerung  des  Ein- 
kommens, verbunden  mit  der,  freilich  doch  in  dieser  Hinsicht  nur 
in  zweiter  Linie  mitwirkenden  Verbesserung  der  Einschätzung,  hat 
es  zu  Wege  gebracht,  dass  die  Ergiebigkeit  der  Steuer  seit  1842 
lad  seit  1^54  (Ausdehnung  auf  Irland),  trotz  der  grösseren  Steuer- 
kfrduDgen  nnd  Ermässigungen,  ungemein  gewachsen  ist.  Der 
pPcnce  vom  Plund"  (d  p.  L.),  ein  beliebter  statistischer  Maassstab 
4cr  Wohlstandsentwicklung,  ist  von  1842 — 1885  in  Grossbritannien 
iobnc  Irland)  von  c.  801.000  auf  c,  1.^)00,000  Ff.  St.  Steuerertrag, 
iko  auf  weit  mehr  als  das  Doppelte  gewachsen. 

Letztere  Zahlen  nach  dem  Steucrcrtrag  bercclmct.  Eino  Berochiiiing  nach  den 
^k  bkht  darch  die  Abzüge  ?erminderton ,  statt  nach  den  wirklich  besteuerten  Ein- 
'ützoBiren  ergiebt  aof  den  d  1S43  1.04C.ÜU0,  ls>5  2  477.000  Pf.  St.  Der  Steuer- 
'HUf  vkr  io  den  enten  10  Jahren  zwischen  5.5  und  5.9  Mill  Pf.  St  Im  Krimui- 
öx  s^ieg  er  anf  16.5 — 16.9,  seitdem  war  er  in  minimo  bei  2  d  Fuss  c.  4  Mill.,  bei 
i^'kShereo  Stofeo  der  letzten  Jahre  roh    1SM— S6:  10  65,  9.0-5,  119,  10,72,  12.0, 
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15.1«  Mill.  Pf.  (Stat.  ab3tr.  1871—85  p.  9),  d.h.  bei  den  niedrigsten  Sätzen  6—7 7o» 
bei  den  höheren  neuesten  16 — 20  ^/^  des  Stenereinkommons  Grossbritanniens  nnd 
Irlands. 

Die  Ergebnisse  der  Einschätzung  bieten  im  Ganzen  nnd  in  den  einzelnen  Shednln 
nnd  deren  weiteren  Unterabtheilangen  sehr  interessante  Einblicke  in  die  Entwicklung 
des  Volkseinkommens  und  in  dessen  Vertheilung  auf  die  grossen  Erwerbsciassen ,  so- 
wie in  die  Veränderungen  dieser  Vertheilung.  Aber  das  x  bleibt  eben,  wie  weit  die 
Veränderungen  wirkliche,  wie  weit  sie  nur  Ergebnisse  anderer  Einschätzung 
waren.  Einen  nicht  unerheblichen  Thcil  der  Zunahme  wird  man  wohl  sicher  auf 
letzteren  Umstand  rechnen  mttssen.  Die  Sache  liegt  ähnlich,  nur  dem  Grade  nach 
noch  schärfer  wie  bei  den  Zunahmezahlen  der  Bevölkerung  nach  unseren  Zählungen, 
wo  auch  ein  Theil  wohl  —  besonders  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhun- 
derts —  auf  das  yerbesserte  Zählverfahren  zu  setzen  ist  Einzelne  frappante  Zahlen, 
z.  B.  bei  den  Häusern,  könnten  besonders  auf  verbesserte  Einschätzung  deuten,  wenn 
auch  die  stetige  ziemlich  gleichmässige  Zunahme  das  wieder  zweifelhaft  macht 

Bei  der  Vcrglcichung  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  wichtige  ünterabtheilung 
„Eisenbahnen,  Canülc,  Steinbruche,  Berg-,  Eisenwerke*  Gaswerke,  Fischerei,  und  ?er- * 
schiedene  andere  Gewinne''  seit  1867  aus  Shed.  A  in  Shed.  D  gesetzt  ist  In  den 
folgenden  Summenzahlen  der  Sheduln  sind  diese  Posten  auch  später  noch  bei 
Sh.  A  eingesetzt  (Die  Zahlen  für  1843  und  1854  aus  Vocke  S.  590,  Dowell  III, 
375,  die  späteren  ans  den  Stat.  abstr.  Nr.  23  und  33,  grösseres  Detail  in  den  Rep. 
of  inl.  revenue,  so  im  29sten,  1886,  p.  34  ff.)  Die  Zahlen  in  Mill.  Pf.  St  mit 
2  Decimalen. 

A.  B.  C.  D.  E.  Summa 

(Grundcig.")        (Pacht)  (Zinsen  (Gewerbe)  (Gehalte) 

U.S.  w.) 

Gr.Brit.        Irl.    Gr.Brit  Irl.  Gr.Brit  Irl.    Gr.Brit      Irl.    Gr.Brit.  Irl.    Gr.Brit    Irl. 
1843  95.2S  —     46.77    —    27.91    —  71.33         —      9.72    —      251.01      — 

1854        111.22        11.77  47.S4    2.70  26.S7  1.45        78.40        4.62  13.58  0.S6    286.92    21.4( 

1866        151.74        13.88  53  28    2.96   "^07  128.50        5.93     ^23^75         387.89    25.2i 

1872  ca.  179.0     ca.  14.5     56.24    2.96       38.65      ca.  156.8    ca.  65        27.77         439.42    26.01 
1885    „  240.4      „   15.9     55.25  (9.9s)      41.01       „  222  8     „   8.9        38.32         594  55(36.9! 

Um  die  Ausscheidung  der  oben  genannten  Daten  für  Eisenbahnen  u.  s.  w.  aus 
Shed.  D  und  deren  Uebertragung  auf  Shed.  A  für  1872  und  1S85  vornehmen  zu 
können,  mussten  bei  einer  Ausscheidung  Irlands  aus  den  nur  für  den  ganzen  Staat 
für  einige  Posten  vorliegenden  Daten  Schätzungen  erfolgen,  weshalb  die  Zahlen  hier 
mit  „circa''  bezeichnet  sind.  Bei  Irland  sind  früher  in  Shed.  B  die  besteuerten 
Pachtgewinne,  seit  1S74  die  vollen,  von  denen  aber  nur  Va  steuerpflichtig,  angegeben. 
Die  Ziffer  von  9.98  für  1885  reducirt  sich  also  auf  ca.  3.33  Mill.  Pf.  im  Vergleich 
mit  früher. 

Das  verschiedene  Wachsthum  der  Zahlen  der  einzelnen  Sheduln  weist  gewiss 
auf  Verschiedenheiten  in  der  wirklichen  Zunahme,  aber  doch  auch  wieder 
auf  ungleichmfissige  Veränderungen  des  Einschätzungsverfahrens  hin.  Für  manche 
Schlüsse  muss  man  aber  die  Zahlen  noch  weiter  zerlegen.  So  war  der  eingeschätzte 
Einkommenbetrag 

1860  1866  1872  1885 
(bez.  1862) 
Bei  A. 

Und  England 42.94  46.42  48.96  47.59 

.,    Schottland 6.28  6.85  7.33  7.46 

Häuser  England 48.7S  60.81  76.48  112.79 

„      Schottland 4.98  5.95  7.53  12.28 

Bei  D  (hier  auch  vor  1867). 

Bergwerke  England 3.66  4.51  5,71  6.61 

Schottland  .....      0.36  0.49  0.60  0  98 

Eisenwerke  England 1.13  1.34  2.65  1.92 

Schottland      ....      0.38  0.50  0.49  0.34 
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1S60  1866  IST  2  1$S.> 

Oioz.  1862) 

Eisenbahn.  England 10.73        15.62         19.79        Hi.bl 

SchottUnd      ....       1.30  IMh  2.37  3.90 

Diferse  andere  Gesch&fte  im  ganzen  (in  1S62) 

Königreich       ....      5.14  6.55  7.05         14.85 

Handel,  Gewerbe,  persönliche  Be- 

rofo  (in  1860) 

Sonstiges,  England bl.92       115.60  —  — 

Schotdand 13.97         12.90  —  — 

Vereinigtes  Königreich .    95.44       134.44       163.25       230.72 

Die  jeweilige  wirthschaftliche  Lage  ist  an  mehreren  dieser  Zahlen  gut  zu  ver- 
folgen, namentlich  wenn  dabei  noch  weiter  nach  einzelnen  Jahren  antcrschieden  winl. 
Die  Landertrige  (und  die  damit  genaa  tibereinstimmenden  Pacht  gewinne  in  Shcd.  B) 
and  seit  lange  wenig  gestiegen,  neuerdings  gesunken:  in  England  1S77 — Sl  51.8 — 51.6, 
lendem  stetig  herab  auf  47.59  in  1885,  d.  h.  auf  die  Höhe  von  1867,  ähnlich  in 
Schottland  (Max.  1S80  7.771,  während  die  irländischen  Dat<;n  merkwürdiger  Weise 
lach  jetzt  noch  sUbil  sind  (1S80  9.981,  fast  ebenso  in  den  folgenden,  1885  9.983), 
Yis  doch  wohl  wiederum  die  Ungleichmftssigkeit  und  Uuzuverlässigkcit  des  Ein- 
Kkitzungsrerfahrens  zeigt  Uebcr  die  Einschätzung  der  Landerträge  seit  1845 
1  aach  Bullet.  1886  II,  524,  mit  graph.  Darstellung.  Die  ungeheure  Vermehrung 
des  Hanseigeuthums  erklärt  sich  aus  der  wachsenden  städtischen  Volksanhäufung 
nd  den  Neubauten,  doch,  wie  bemerkt,  auch  nicht  wohl  allein*,  aber  sie  erfolgt 
imnerhin  nicht  sprungweise.  Shed.  C  ist  weniger  gewachsen,  als  man  erwarten 
■dchte.  In  der  sonst  an  sich  und  für  die  Stcuerf ragen  interessantesten  Shed.  D 
Kigen  einige  Berg-  und  Eisenwerke  begreiflich  starke  Schwankungen,  die  bei  der 
Teigleichang  der  einzelnen  Jahre  noch  mehr  herrortreten,  o])wohl  hier  mehrjährige 
Darchschnitte  der  Einschätzung  zu  Grunde  liegen  (z.  B.  in  England  stieg  der  Er- 
trag der  Bergwerke  ?on  5.71  in  1872  auf  6.48,  9.25,  12.58,  13.22  (Max.  1876),  12.72, 
11.62  MüL  Pf.  in  1873—78;  seitdem  sank  er  mit  Schwankuniren  meist,  ähnlich  in 
Schottland,  desgL  in  beiden  Ländern  bei  Eisenwerken).  Das  Princip  der  Ein- 
schätzung nach  Durchschnitten  fuhrt  so  in  den  mageren  Jahren  zu 
schweren  Belastungen,  freilich  in  fetten  Jahren  erentuell  zu  niedrigerer  Be- 
stnerun?.  Die  mei&ten  anderen  Rubriken  der  Shed.  D  entwickeln  sich  gleichmässiger 
lad  stetig  steigend.  Doch  haben  hier  Veränderungen  der  Kubricirung  stattgefunden, 
•he  die  Verg^eichnng  stören.  Die  „diversen  anderen  Geschäfte''  umfassen  Canäle 
Mit  1^76  ind.  inländ.  SchißTahrt,  Docks  und  anderes  dergleichen),  Ga&werke,  Stein- 
•jrtche,  Fischereien.  Salz-  und  Alaunwerke,  Wasserwerke,  Markt-,  Wegezöllo  ver- 
sciiiedener  Art.  Die  grossartige  Zunahme  des  Haupteinkommens  der  Abth.  D,  aus 
Gewerben,  Handel,  den  sonstigen  Berufen  im  Allgemeinen  und  den  tlbrigen  in 
änd.  D  stehenden  Erträgen  selbst  in  der  längere  Zeit  recht  ungünstigen  Periode 
ISTl — 85  (wo  übrigens  Ton  1875 — 82  ein  Stillstand  und  gelegentlich  ein  Rückgang 
^tnt)  ist  wohl  auch  in  erheblichem  Maasse  mit  auf  Verbesserung  der  Ein- 
ichitzungcn  zurückzuführen. 

Die  Veranlagnngs-  und  Erhebungskosten  der  Ein- 
kommensteuer lassen  sich  bei  der  Function  der  Staatsbehörden 
und  Beamten  mit  für  die  anderen  Einkünfte  des  ,,inlilnd.  Departe- 
ments'^  nicht  ganz  genau  bestimmen ,  sind  aber  massig,  wohl  nur 
wenig  tlber  S^l^. 

Die  gesammten  Kosten  dieser  Einkünfte  (ausser  der  Einkommenstenor,  die  Ac- 
n^.  Stempel,  Erbschaftssteuer,  Taxen)  betrugen  im  Durchschnitt  von  1SS2— S6  3.47oi 
v^  annähernd  auch  für  die  Einkommensteuer  zutreffen  mOchtc  Eine  specielle  Be- 
r«hnoDg  für  sie  (bei  Vocke  S.  1)02)  ergiebt  3.0y7o'  I^io  Koston  in  Form  von  Be- 
mtea-Tanticmen  schwanken  mit  dem  Steuerfuss,  die  Besoldungen  und  fixen  Kosten 
!^en  sich  natürlich  bei  höherem  Fuss  günstiger.  Berücksichtigt  man  das  complicirtc 
^  kostspielige  Rechnungs-  und  Rcstitntionsverfahren  bei  den  Stencrfrcihciten  und 
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Stenerermässigungen,  so  erscheinen  jene  Kosten  nicht  eben  hoch.  Gegenüber  Deutsch- 
land  fallen  freilich  die  höheren  Einzelsteuer-Sammen  und  der  jetzt  nur  einmalige  Er- 
hebungstermin günstig  ins  Gewicht 

•         •         •         • 

2.   Die  Landsteuer. 

• 

§.  117.  Diese  (ausschliesslich  grosbritannische)  Steuer 
(land  tax)  ist  durch  die  Beseitigung  der  .kleinen  Beträge,  welche 
davon  noch  auf  bewegliches  Vermögen  und  auf  Aemter  fielen 
(1833,  bez.  1876),  für  den  nicht  abgelösten  Rest  eine  ganz  einer 
Reallast  gleichende  dauernde  unveränderliche  oder  „stabile"  Grund- 
steuer geworden. 

Das  Erforderliche  hierüber  ist  schon  oben  in  §.  $2  dargelegt  worden.  Ertrag 
in  1884/S5  l»u63,*jt;8  Pf.  St.  (Rechnungsabschluss,  was  etwas  mehr  als  der  für  188:^84 
auf  l,0ti0,524  Pf.  angegebene  Restbetrag  wäre).  Wo  sie  noch  besteht,  wird  ihr  Betrag 
bei  der  Einschätzung  des  Einkommens  in  Abth.  A  der  Einkommensteuer  für  die  be- 
treffenden Grundstücke  abgezogen.  Die  Ablösung  ist  noch  ferner  gestattet,  erfolgt 
aber  nur  in  sehr  kleinem  Maasse,  ca.  3 — 4000  Pf.  St.  jährlich  (nicht,  wie  Gneist, 
Verw.r.  3.  Aufl.  II,  624  sagt,  nur  500—1000  Pf.),  was  mit  an  dem  hohen  Preise 
der  Ablösung  liegen  mag,  der  sich  nach  neuen  Bestimmungen  ?on  1853  mit  Back- 
sicht auf  den  Curs  der  Consols  auf  das  29  fache  stellt.  Abgelöst  wurde  1798  und 
1799  435,885  Pf.  St.  Steuer,  1»»00— 1S63  348.509  Pf.  St.,  1864-85  72,085  FL  St, 
fast  nur  in  England,  nur  wenige  Pf.  in  Schottland.  Nach  d.  28.  Rep.  an  inl.  rcvenue, 
in  Bull,  de  Stat.  1886,  I,  6^  08.  Natürlich,  dass  die  alten  Einschätzungen  äusserst 
ungleich  geworden  sind.  Literatur  auch  für  die  jetzige  Landsteuer  schon  oben  S.  184. 
Details  in  den  Rep.  on  inl.  rev. 

.*J.    Die  Haussteuer. 

§.  117*.  Die  Haussteuer  in  ihren  beiden  älteren  Formen,  als 
classificirte  Fenstersteuer  und  als  Ertrags-  oder  richtiger 
Wohnungs-  und  Miethsteuer  hat  unter  dem  Wechsel  der  An- 
sichten über  den  steuerpolitischen  Werth  dieser  beiden  Steuerformen 
seit  1815  eigenthdmliche  Wandlungen  durchgemacht ,  ans  denen 
schliesslich  seit  1851  eine  einzige  reformirte  Wohnungsstener 
hervorgegangen  ist  (14  u.  15  Vict.  c.  36),  welche,  wie  die  früheren, 
aber  nur  für  Grossbritannien,  nicht  für  Irland  gilt. 

Die  hohen  Sätze  der  Kriegszeit  wurden  durch  Herabsetzung  und  durch  Gewähr- 
ung von  Steuerfreiheiten  für  bestimmte  Arten  von  Gebäuden  weniger  drückend  ge- 
macht Bei  den  Keformen  der  1^30  er  Jahre  erfolgte  die  Aufhebung  der  Wohnungs- 
steuer unter  Verbleiben  der  Fenstersteuer,  in  der  Meinung,  dass  letztere  mehr  die 
wohlhabenderen  Olassen.  auch  des  ländlichen  Grundbesitzes  treffe  (]8:U.  4.  Will.  c.  19). 
Dabei  wurde  die  Fenstersteuer  zugleich  für  Landhäuser  auf  kleineren  Land<^tern  mit 
einer  Rente  von  unter  200  Pf.  St.  aufgehoben.  Gerade  diese  Steuerform  blieb  jedoch 
schon  wegen  der  mit  ihr  verbundenen  Visitationen  unpopulär,  hatte  nachweisbar  auch 
in  England  Nachtheile  sanitärer  und  sonstiger  Art  wegen  ihres  Einflusses  auf  die 
Bauart  im  Gefolge,  führte  zu  mancherlei  Streitfragen  in  Betreff  des  Begriffs  „Fenster'* 
bei  der  Veranlagung  und  wurde  schliesslich  1851  aufgehoben,  dafilr  aber  an  ihrer 
SteUe  die  verbesbone  Wohnungssteuer  wieder  eingeführt.  Die  Fenstersteuer  ergab 
1S15  ca.  2  Mill.,  zuletzt  ISoO  1.71  Mill.  Pf.  St.,  die  Wohnungssteuer  IKU  ca. 
1.2  Mill.  Pf.  St.  S.  oben  §.  12,  S.  184  über  die  frühere  Häuserbesteuerung.  Dow  eil 
III,   199  ff.,  201   (hier  über  den  Streit  über  den  Begriff  „Fenster"),   210  ff.,  218  ff., 
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bei.  über  die  einzelnen  Phasen,  gew&hrten  Exemtionen  a.  dgi.  Vocke,  S.  464  ff,, 
Cieist,  YerwaltongSFecht  3.  A.  II,  637.  Näheres,  anch  Statistik  in  den  Rep.  of  inl. 
ixr.  Auszüge  ans  dem  2^^8ten  im  franzOs.  fio.  min.  Bullctiii,  1SS6  I,  59,  64  ff.  EUis, 
nüe  to  the  honse  tax  acts,  1SS5. 

Die  jetzige  „Steuer  von  bewohnten  Häusern"  (inhabited 
hoüses  tax)  ist,  wie  die  beiden  früheren  Häusersteuern,  regelmässig 
vom  Bewohner,  bez.  Miether  zu  zahlen,  also  eine  direete  Nutzungs- 
oder Anfwandsteuer,  doeh  bei  getheilt  vermietheten  Häusern  zu- 
Bäebst  vom  Eigenthümer  zu  entriehten.  Sie  hat  daher  und  wegen 
der  etwaigen  Ueberwälzungsverhältnisse  doeh  den  gemischten  Cba- 
racter  einer  Ertraga-Gebäudesteuer  und  einer  Wohnungssteuer.  Die 
WDStigen  wichtigsten  Grundsätze  sind :  Steuerfreiheit  fUr  alle  Wohn- 
hinser  unter  20  Pf.  St.  Jahresertrag,  für  leerstehende  Häuser  wäh- 
rend des  Unbewohntseins,  Steuerfuss  der  eigentlichen  Wohnhäuser 
?d.  vom  Pf.  St.  (3.75 ®/o),  von  Wohnhäusern,  welche  zugleich  mit 
Ar  gewerbliche  Zwecke  verschiedener  Art  (Handel,  Läden,  Gewerbe-, 
Gaäturirthschafts-,  Schank-,  Pachtbetrieb  u.  s.  w.)  dienen,  G  d.  vom 
PL  St  (2.507o)  vom  geschätzten  Ertrag. 

Frei  sind  ansserdom  Hospitaler,  Annenschalen  und  veischicdcne  Ähnliche  Arten, 
iuA  die  Häuser  der  kOn.  Familie,  anch  grössere  Arbeitorhäoser,  mit  darin  getrennt 
fskiltenen  Wolmongcn,  wenn  wirklich  Ton  der  arbeitenden  Classo  bewohnt  und  falls 
tt  einzelne  Wolinong  unter  20  Pf.  St.  Jahresmicthwerth.  Zubehör  zu  den  Häusern 
i^äitnü  bis  zu  1  Acre,  Ställe  u.  dgl.),  wird  mit  im  Ertragswcrth  voranschlagt.  Die 
KÄrsroriecn  doT  niedriger  besteuerten  gewerblichen  Wohngebäude  sind  genau  be- 
Züktiaec.  An  Streitfragen  z.  B.  Über  die  Steuerfreiheit  nach  dem  Meriimal  des 
jicht  bewohnten"  Hauses  und  Über  die  Frage  der  steuere rmässigten  Häuser  fehlt 
ts  üicht,  z.  B,'  ob  die  Anstellun«;:  eines  Wächters  in  einem  Hause  es  zu  einem  „be- 
iTQ^kiten'^  nnd  dann  steuerbaren  macht,  in  welchem  Falle  jetzt  im  Allgemeinen  das 
Eb3s  steuerfrei  bleibt 

Die  Steuer  untersteht  mit  dem  Amt  für  die  inländischen  Einkünfte  (o.  §.  114). 
lit  Veranlaj^ang  erfolgt  wie  bei  den  „assessed  taxcs"  (directen  Gebrauchs-,  Luxus- 
>:4em)  durch  locale  Steuereinschätzer,  welche  von  den  Commissären  der 
ludsteuer  aus  den  Einwohnern  kirchspielweise  ernannt  werden,  mit  Berufung  an 
Ustrictscommissionen,  die  Erhebung  durch  ebenso  ernannte  Erhebe r.  Gewöhnlich 
•Bo^n  in  England  in  beiderlei  Hinsicht  wohl  die  Localbeamten  der  Einkommen- 
^r,  in  Schottland  dagegen  die  staatlichen  Steueraufscher  und  ebensolche  Erheber. 
bi^  Einschitzcr  sind  für  die  Auslassung  eines  steuerpflichtigen  Hauses  verantwort- 
Jrh.  anter  Busse  von  20  Pf.  St  Der  einzuschätzende  und  dann  steuerpflichtige  Er- 
t^sTerth  ist  der  ?olle  Mieth-  oder  Wohnwerth,  also  eigentlich  (wie  in  Preussen)  der 
lUcrtrag  des  Hauses,  falls  der  EigenthUmer  zahlt  Wo  dieser,  wie  bei  getheilt  ver- 
■iätbeten  Häosem,  der  Steuerpflichtige  ist.  aber  nicht  im  Erhebungsbezirk  wobnt 
«kj  in  bestimmter  Frist  nicht  zahlt,  müssen  die  Miether  die  Steuer  entrichten,  haben 
ü«r  das  Becht,  wie  in  analogen  Fällen  der  Einkommensteuer,  den  Steuerbetrag  an 
^  Miethe  zu  kurzen.  —  Für  London  hat  ein  besonderes  Gesetz  von  1S69  (32  u.  33 
^i£t  e.  67  s.  45)  einiges  Nähere  geregelt.  Es  wird  eine  Abschätzungsliste  fUr  den 
S^^eitrag  anfigestellt  und  alle  5  Jahre  revidirt. 

Steuerertrag  (netto  Zahl  der  be-              Ertrag  in 

in  1000  Pf.)  besteuert.  Häuser  1000  Pf.  St 

li61/62                       827  556.437                    26,436 

1S71/72                    1,250  805,912                    41,417 

1SS2/S3                    1,792  1,153,S0S                    59,801 

A.  W^gaer,  FinaiuviNHenacluift  III.  17 
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Der  Einscbätzungsbetrag  der  Steuer  (incl.  wegen  Leerstebens  befreite  Häaser  u.  s.  w.)  ' 

18S3/84  2,041,3Sl  Pf.,  wovon  auf  London  80i),r>33,  auf  übriges  England  1,109,325,  * 

auf  Schottland  123,423  Pf.  St.  '- 

In    1S82/S3   waren  zu  «  Pence  besteuert  242,228  Häuser  mit  Läden    u.  dgL,  i 

mit  12.16  Mill.  Pf.  St.  Mietliwerth,  ^4,758  Bierhäuser  u.  dgl.  mit  5.62  Mill.,  38,067  ' 

Farmhäuser  mit  0.805  Mill.,  zus.  360,041  Häuser  mit  18.59  Mill.  Pf.  Miethwerth  zun  i 

niedrigen,  793,755  Häuser  mit  41.27  Mill.  Pf.  Miethwerth  zum  vollen  Stenerfas8  fon  . 
9  d.    Daher  im  Ganzen  besteuert  1,153,808  Häuser  mit  59.86  Mill.  Pf.  St  Ertrag»-^: 

wertli.                                                                                                                                ^  i 

Steuerfrei  waren  in  1882/83  wegen  Ertrags-  oder  Miethwerth  unter  20  Pf.  St  i 

4,457,618  Häuser  mit  33.75  Mill.  Pf.  Miethwerth,  426  der  kön.  Familie  mit  216,000  Pt  i 

Miethwerth,  19.806  Hospitäler  u.  dgl.  mit  1.21  Mill.  Miethwerth,  362,740  nicht  zun  i 

Bewohnen  bestimmte  Gebäude  mit  25.21  Mill.  Pf.  ^licthwerth,  zus.  4,840,590  Häuser  x 

mit  62.38   MilL  Pf.   Miethwerth.     Demnach  ist  noch  nicht   der  fünfte    Theil  i 

aller    Häuser    besteuert,    freilich    die    durchschnittlich   etwa   fünfmal  ;i 

werthvolleren.     Selbst  in  London  sind  steuerfrei  wegen  Kleinheit  des  Ertrags  •; 

an  bewohnten  Häusern:  21,745  mit  unter  10  Pf.,  53,252  mit  10—15  Pf.,  71,358  ; 
mit  15  bis  unter  20  Pf.  Ertragswerth. 

Die  britische^  Häusersteuer  stellt  so  im  Ganzen  wohl  ^ 
eine  Ergänzung  der  directen  Besteuerung  der  wohl-  ■ 
habenderen  Classen  neben  der  Einkommensteuer  und  eine  ^ 
Ergänzung  der  Gewerbesteuer  der  Abth.  D  der  Einkommensteuer,.' 
sowie  der  gewerblichen  Licenzabgaben  dar.  Zum  Theil  ist  sie  ' 
auch,  bei  Belastung  des  Hauseigenthümers  direct  oder  durch  Ueber-  ^ 
wälzung,  eine  directe  reale  Ertragssteucr,  die  neben  den  Communal-»  i 
steuern  ins  Gewicht  fällt.  Ihre  Höhe  stellt  sich  etwa  auf  diejenige  i 
der  prcussischen  Staats -Gebäudesteuer  von  vermietheten  Häusern.  : 
Unmittelbar  unterliegt  auch  sie  nicht  Communalzuschlägen ,  aber  4 
die  Armen-  und  sonstigen  Communalsteuern  haben  doch  wesentlich. ;: 
dieselbe  Grundlage  bei  Hausbesitz. 

4.    Gewerbliche  und  ähnliche  Licenzabgaben 
(ausserhalb  des  Gebiets  der  Gegenstände  des  Vcrbrauchsstoaersystems ,  s.  u.  §.  153^ 

S.  0.  §.  81  (S.  183,  185),  §.  8f>.  Dowcll  passim  II,  bes.  III,  20  ff.  (tlf ,  ; 
taxes  on  particular  professions  and  businesses),  IV,  325.  370,  379,  französ.  Ballot.' ^ 
de  Statist  1h^5  II,  495  ff.,  II,  592,  594,  Vocke  420  ff.  (unter  „Gewerbesteuer"),  } 
bes.  447  ff.  (Geschäfte,  die  bich  mit  stempelpilichtigen  Gegenständen  beschäftigen),  "^ 
Gneist,  engl.  Verwaltungsrccht  II,  640  (bei  „Stempelsteuer").  Jetziges  HauptgesctI  -; 
für  die  dem  Stempelauit  unterstehenden  Licenzen  die  allgemeine  CoutiolidatioDSacio  'f 
über  Stempel  von  ISTO  (33  et  34  Vict.  c.  97).  -\ 

§.  118.  Die  betreffenden  Steuern  hängen  zum  Theil  mit  dem  :^ 
Stern pelwesen,  zum  Theil  mit  dem  Accisewesen  zusammen  und  i 
werden  von  den  bezüglichen  beiden  Abtheilungen  des  Steueramts  fflr  .^ 
inländische  Einkünfte  verwaltet,  die  meisten  jetzt  vom  ^Acciseamt  ^ 
Sie  haben  einen  gewerbesteuerartigen  Character  für  gewisse  ^' 
einzelne  Berufe,  Gewerbe  und  Erwerbsarten.  Wären  die  .^ 
Steuersätze  nicht  meistens  so  niedrig,  so  würde  man  sie  auch  mit  '^ 
als  indirecte,  zu  überwälzende  Steuern  ansehen  können.  ^^ 

•li 
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Sie  sind  jedenfalls  den  nach  unserer  Classification  («1.  llOi  zu  den  Verkehrs- 
Kcen  ^^tellteo  gewerblichen  Liconzabgaben ,  welrho  mit  yerl>rauch;>- 
5[^ieTfreiren ständen  (Getränken,  Tabak)  in  Verbind uiij^  ätohen.  und  den  bei 
i&  Verkehrssteaern  mit  zn  erwähnenden  (von  Aurtioncn,  von  Transport- 
lustan^en)  rervandt,  Schriftsteller  und  Practikor  rubriciren  \crsrhiodon.  öfters 
ID3^>.'Ii  sie  diu  hier  herausgehobenen  mit  d<>.n  el)en  g:enaniiten  in  Kiiie  Kubrik  oder 
se  ibril::tt  nach  den  Verwaltungszweigen  lAccise.  Stempel)  oiu.  Vocko  clas.siticirt 
4pi£i':h:  Steuern  von  Gewerben  mit  acciseptlichtiL''('n ,  mit  stempelpllichti^ri.'n  Gegen- 
li&Jcik  und  FOD  sonstigen  Gewerben  ^S.  45  ')•  Doch  wird  audi  dadurch  Verwandtes 
lEeiainJerserissen.  Ich  habe  die  mir  zwc(-kiiiä:>sig  achoinendc  Kintheilung  vorge- 
vmmü .  ohne  das  auch  dabei  hervortretende  Miäsiirhe  einer  Trennung  verwandter 
frj^e  zu  Tcrkenncn  Es  liegt  eben  ein  nur  historisch  /u  verstehen<ies  Gebiet  briti- 
Kler  BesteueranfT  vor,  das  principiuU  eine  ^lisehung  verscliiedenartiirer  Elemente 
«iUL  Auch  spociGsch  polizeiliche  Momente  üsicherheits-,  sitten-.  gewerbepoli- 
eüiclie)  spielen  boi  den  folgenden  Fällen  ähnlich  wie  im  Licenz^ystem  der  Schank- 
LJeL  GewerlK'  (§.  \biij  mit,  bei  denen  dies  System  nur  noch  mehr  der  Sicherung 
i:r  33caUM:hen  Interessen  dient. 

Die  hierher  gehörigen  „Specialgcwerbestcucrn"    reffen  in  der 
Form   fester   jUhriieher  Liceuzabgaben    des  Stempel- 
imts:  deu  Beruf  der  Rechtsanwälte,  Notare  und  der  ähn- 
tchen,    im   britischen  Rechts-  und   Gerichtswesen   vorkommenden 
Personen;    das  Notenbankgeschilft  (ausser  der  ,,Notcnsteuer''y 
kez.  des  Xotenstempels);  gewisse,  behufs  Controle  zu  registrirende 
psandheitsscbildliche  Fabriken.      Zur  Accisse    ressortireu    mit  im 
Uebrigen  ganz  ähnlichen  jährlichen  Abgaben:  die  Auctionatoren 
!  ttdTaxatoren  (appraiser);  gewisse  Verm  ieth er  von  müblir- 
'  Jen  Wohnungen;   die  Pfandleiher;   die  Hausirer  u.  dgl.; 
ik    Wil  dprethändler;     die    Gold-    und    Silberarbeiter 
'   Fabrikanten)   und  Händler;  die  Patentheilmittel- Verkäu- 
fer: die  Karten-  und  Würfelmacher  und  Händler. 

S.  das  Einzelne  hiertlber  bei  Vocke  und  Do  well  an  den  oben  S.  25S  an- 
'  :-:ihi:i.u  S*»^lic'n.  Hier  nur  als  Buinpiul:  liechtsanwaltsohafi  u.  s.  w.  (Üowell 
.  iL^j—2-i.  Vucke  447.  (ineist,  Verwaltunirsr.  II,  (Il-t).  Mchrlarhe  Aouderunneu 
^'  Si*-ie.  neucrdins's  Ermä?iaiji,Tingcn.  So  1S15  für  sollicitürs,  atturneys,  notarics, 
p.v'vrs.  agr.'üt9.  prucurators  Jahrescertiücat  für  12  l'f.  in  Londun  und  Kdinburg, 
^Pf.  sooät,  b^iibe  l{ate  in  den  ersten  3  Jahren,  «'inntalige  StempcltaAc  für  Zulassung 
»Praxis  25  IT,  zur  Vorbereiiung  da/u  120  Pf.  in  London,  00  s>ünat,  fur  con- 
5^:cr=.  special  pleaders.  equity  drauirlit^^nien  d<;»jrl.  12  und  S  Pf  1^53  Er- 
Ks^MfLiJ^:  J  Ab  re  «certificate  zur  advocator.  umi  Notari:itspra\is  von  •.»  (in  don 
'Eiüj'-jftä'lten.  inol.  Dublin)  un«!  6  Pf.  sonst,  die  llälfio  in  d^Mi  «Tston  3  Jahren,  bO  (in 
S-i.aiiad  tio  Pf-  Taxe  für  diu  Vurbereitun^js/eit:  fur  die  Zula&s>u  nj?  zur  Advo- 
■Ä'-r  vrUT  5h  und  '2b  Pf.  St.  (Tarif  des  Gesetzes  von  IbTO  sub  v.  adnii?Mon,  articies  of  oleik- 
äqi.  "•.-rrincato^.  Ertrag  l^vS  lo^OOO  Pf.,  ISs.ö  16  ^.000  Pf.  —  Nutenbankliccn/  jiilir- 
^i  3 1  Pf.  für  jede  einzelne  Notenltank  (private  and  Joint  btork  b.j  und  fur  jedes  ZfVeig- 
?a:':äfi  bii  a,uf  4  ;  für  4  und  mehr  genü|jft  1  Li'-enz.  Daher  z;ihlreiche  Li«;enzen  besonders 
i^iotrlanil  sin  1SS5  579  neben  (»02  in  Eufiland,  2'.».  Kep  inl.  rev.  p.  IS);  Ertrag 
Ä'i 'i'i.OiHJ  Pf.  —  Uaasirsteuer  DoweJl  lll,  :u)— 31K  Vocke  S.  450.  Taxe 
»tc-siaf:.  ie  nachdem  zu  Fuss  oder  mit  Pfeiden  ilas  (ieschaft  f^n^trieben  und  dann 
a-i  PiVrdezahl  (2  Pf.  für  den  Mann,  4  für  das  Pf.rd):  seit  1*^72  Fus.-,hiiusirer, 
u^i- Haoä  und  Laden,  frei.  —  Licenz  für  Kartenverkäufer  lb70  aufgehoben, 
i  li?  für  Pabrikanten;  für  diese  1  Pf.  jährlich.  Würfelsteuer  und  Licenz  der 
^-•ftiiLicher  1S62  aafgehoben. 
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Zahl  der  Licenzen  und  Ertrag  von  18S4/85  nach  den  ßep.  of  inl.  rcv. 


unter  Acciseamt 

unter  Stempolamt 

Zahl 

Steuer- 

Zalil      Steu 

ertr.Pf.St. 

crtr.F 

Auctionatoren,  Taxa- 

Licenzen  u.   Certi- 

toren, Vermiether 

11,8-3 

feOJ34 

ficate  der  An  walte. 

Pfandleiher  .    .    . 

4,712 

35,340 

Notenbanken,gew. 

Hausirer  .... 

0,932 

27,388 

gobundheitsschäd- 

Wildprethändler     . 

3,342 

6,084 

licher  Fabriken  u. 

Gold-  u.  Silberarb. 

andres  mehr  .     .          19,430       153 

f.  ordin.  Waaren 

1 1 ,095 

26,435 

dgl.   fdr    feinere 

Waaren      .     .     . 

8,756 

21,873 

Arzneirerkäufer 

20,012 

5,003 

Kartenmacher    .    . 

19 

19 

Summe 

01,751 

203,470 

Von  im  Ganzen  im 

Gebiet  der  Accisc- 

vcrwaltnng     .     .2 

.572,768 

3,580,443 

Die   übrigen  Licenzen   der  Accisevcrwaltung   fallen   grösstentheils    auf  die 

Getränken  und  Tabak 

in   Vcrbindunir   stehenden   Geschäfte,   dann   auf   die    Lu: 

Hunde-  und  Jagdsteuern.    S.  a. 

§.  153  ff*. 

B.    Die  Verkehrsbesteuerung. 

1.  Die  zum  Stempelamt  ressortirenden,  insbesond 
die  Steuern  in  Stempelform. 

Ausser  den  Erbschaftssteuern  und  den  im  vor.  §.  und  unten  in  §. 
bei  den  directen  Gebrauchssteuern  mit  behandelten  (s.  auch  o.  §.  1 10).  Uebor 
ältere  Stempelwesen  oben  §.  87.  Vocke  S.  214  ff.  Er  unterscheidet:  Gebuhrei 
Stempelform,  Verkehrssteuern  desgl.  (nämlich  Erbschaftssteuern  —  Vertragsstempel 
übrige,  wohin  er  die  Versicherungsabgaben,  Wechsel-,  Noten-,  Quittungs-,  Annon 
Stempel  und  einige  andere  stellt),  Gebrauchsstcuem  desgl.  Es  ist  nur  auch  hie 
schwierig,  diese  principiell  richtigen  Unterscheidungen  streng  auf  die  practisc 
Einzelfälle  anzuwenden,  bei  welchen  öfters  Mischcharacter,  auch  zwischen  Gel 
und  Verkehrssteuer,  vorliegt.  Dowell  II,  240,  265,  282,  284,  357  und  passim  ' 
die  Veränderungen  seit  1815,  im  Zusammenhang  III,  334 — 346,  Gneist,  Ver 
tuugsrecht  3.  A.  II,  639  ff.,  Kep.  of  inl.  revcn..  Bullet  1885  II,  586  ff.  Jetz 
Hauptgesetz  die  Stempel-Consolidationsacte  vom  10.  August  1870,  33  u.  34  Vict.  c 
und  management  act  c.  98.  Manches  Einzelne  hängt,  wie  immer  bei  diesen  Steu 
mit  dem  Formalismus  des  Privatrechts,  namentlich  des  Vertragsrec 
zusammen,  ist  daher  in  England  besonders  verwickelt  gewesen  und  auch  noch  . 
nicht  immer  leicht  und  sicher  verständlich  und  in  Kürze  überhaupt  kaum  geiiüj 
darzustellen.  Die  jetzige  Gesetzgebung  ist  aber  verhältnissmässig  einfach,  weit  o 
als  die  französische,  und  auch  viel  weniger  fiscalisch. 

§.  119.  Das  britische  Stempelwesen  war  schon  im  18.  Jahrhund 
dann  aber  vollends  in  der  Kriegszeit  immer  ausgedehnter,  ^ 
wickelter,  unübersichtlicher,  iiscalischer  geworden.  Es  gab  so  ai 
dem  Ehrlichen  zu  IrrthUmern  und  Straffälligkeit  reichlich  Anb 
Einzelne  Aenderungen  und  Erleichterungen  erfolgten  wohl,  a 
eine  umfassende  Reform  oder  auch  nur  eine  Consolidation  der 
übersehbar  gewordenen  älteren  Gesetzesnormen  scheiterte  lange 
den  inneren  technischen  Schwierigkeiten  des  Gegenstands  —  c 
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flAmalige  ErfahruDg  gerade  mit  dieser  Steuergattung  —  und  auch 
a  finaDziellen    BedeDken.    Erst  1870  gelang  eine  Consolidations- 
tdc  (33  u.  34  Vict.  c.  97—98),  welche  an  die  Stelle  der  vielfach 
TerinderteD ,    aber    bis    dahin    doch   Hanptgrnndlage   gebliebenen 
Stempelacte    von   1815  (55  Georg  III,  c.  184,  185)  trat.    Seitdem 
nid  keiDe  bedeutenden,  aber  einige  kleinere  Aenderangen  erfolgt. 
Unter  den  principiellen  steuerpolitischen  Fortschritten 
find  besonders  bemerkenswerth :  die  erfolgten  Beschränkungen 
der    Stempelpflichtigkeit;     die     Ermässigungen     des 
t^tempels,    besonders  auch  für  kleinere  Geschäfte;   die  ra- 
tionellere   Gestaltung   der  Steuerscalen,    besonders  bei 
ioiei gentliehen  Wert hstemp ein  (ad  valorem-Abgaben); 
fie  Einftihrnng   eines  mehrfach  angewendeten   niedrigen   Pix- 
itempels,    des   Pennystempels,   besonders  für  Quittungen 
(1853,  16    u.   17   Vict  c.  59);    unter    den    steuertechnischen 
Fortschritten,    welche    die    Benutzung    des    Stempels    als   Steuer- 
crhebongsfonn  erleichtern :  die  umfangreiche  Zulassung  der  Stempel- 
■arke  (a^besive  stamps)  neben  dem  oder  statt  des  Drucks tem- 
pels,  bez.   Stempelpapiers,  —  wobei  jedoch  auch  nach  dem 
Gesetz  von  1870  der  Druckstempel  noch  die  Regel  bildet  und  die 
l^tempelmarke  nur  in  den  ausdrücklich  im  Gesetz  genannten  Fällen 
idliÄsig   ist    (sect.  23  d.  Ges.  von  1880  eh.  97)  —   endlich  jUngst 
!l881j  die  Zulassung  der  Benutzung  der  Postmarken  als  Stem- 
pelmarken für  Beträge  von  1  d.  bis  2^/^  sh.,  mit  gewissen  Ausnahmen 
144  ü.  45  Vict.  c.  16,  s.  47). 

Die     britische    Gesetzgebung    besteuert    nunmehr    namentlich 
Vertrags-  und  andere  Urkunden,  Wechsel,  Anweisungen, 
Banknoten,  Lebens-  und  Seeversicherungspolicen  (bis 
I  lud  auch  Feuerversicherungspolicen),  und  zwar  diese  alle 
•  in  der  Regel   nach    einem   Proportional-  oder  Gradations- 
(Stafen-)  Werthstempel  (sog.  duty  ad  valorem),   mitunter 
I   aber   auch    nach  einem   Fixstcmpel;    ferner   mit  dem   Penny- 
!'  Stempel    Quittungen    und   verschiedene  andere   Urkunden 
des  Geschäftsverkehrs  und   persönlicher  Verhältnisse. 
AiKserdem  unterliegen  Stempelabgaben  Arzneimittel,  Spiel- 
;    karten,  Gold-  und  Silberwaaren  —  also  Abgaben  gemisch- 
ten  Cbaracters,    mit    Verbrauchssteuer-    und    Gebührenelementeu 
i  §.  118)  — ,  weiter  ressortirten  Erfindungspatente  und  ge- 
wisse Amtsgebübren   bis   vor  Kurzem   ebenfalls  zum  Stempel- 
amt,    s'e    werden  eventuell    statt  baar  in  Stempelform  entrichtet. 
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Endlich  unterstehen  dem  Stempelamt  die  im  vor.  §.  genannten  ^ 
Anwalts-  und  ähnliche  Taxen  oder  Certificate  fUr  Noten- 5 i 
banken,  auch  Adelsdiplome,  Wtirdentaxen,  jedoch  nicht  mehr  die  f 
im  Gesetz  von  1870  noch  enthaltenen,  jetzt  sterapelfreien  Urkunden  . 
tiber  Amtsernennungen  und  über  Verleihung  kirchlicher  Pfründen.  ^ 
Der  wichtigste  Posten  der  ganzen  Stempelverwahung  ist  aber  die  ^ 
Erbschaftssteuer  (§.  122).  >i 

Unterschiede  gegenüber  der  continentalen,  besonders  der  fran-  / 
zösischen,  aber  auch  deutschen  Gesetzgebungen  liegen  namentlich  ci 
darin,  dass  die  Abgaben  im  Immobilienverkehr  unter  Lebenden,  '^ 
besonders  bei  Kauf  und  Verkauf,  niedriger,  weniger  drückend  und  i 
störend,  aber  auch  demgemäss  fiscalisch  weniger  ergiebig  sind ;  ferner  * 
darin,  dass  der  niedrige  Penny-Fixstempel  eine  so  umfassende,  ^. 
aber  auch  fiscalisch  durch  seine  relativ  hohen  und  fast  stetig  stei-  •: 
genden  Erträge  befriedigende  Anwendung  findet;  endlich  darin,  '. 
dass  durch  Stempelmarken  und  Postmarkenbenutzung  und  durch  : 
relative  Einfachheit  des  Tarifs  den  Interessen  des  Geschäftsver-  .; 
kehrs  möglichst  Bechnung  getragen  ist. 

Wichtige  Recbtsgrundsätze   sind,    dass   bei  dem  Vertrags-  ' 
Stempel  nicht  das  Rechtsgeschäft  als  solches,  sondern  die  Ur-  ^ 
künde  darüber,  bez.  das  Papier,  auf  welchem  die  letztere  ent-  ' 
halten  ist,  stempelpflichtig  ist;  ferner,  dass  bei  nicht  gestempelten   ] 
Urkunden   ausser  den    angedrohten  Defraudationsstrafen ,    recht- 
liche Ungiltigkeit,  bez.  Unklagbarkeit  eintritt.  Auch  können 
die  Commissäre  des  inländischen  Einkommens  von  der  Person,  die 
es  angeht,  nach  dem  Gesetze  um  ihre  Meinung  gefragt  werden,  ob 
und   in  welcher  Höhe  eine   Urkunde  stempelpflichtig  sei.     Gegen 
ihre  Entscheidung  i^t  Appellation  an  oberste  Gerichtshöfe  (in  Eng- 
land court  of  exchequer)  zulässig. 

S  bes.  das  Gesetz  von  1870  eh.  97  s.  16—20.  Die  Beamten  der  CinlircTichto 
sind  verpflichtet,  die  ihnen  yorgelei^ten  Uriiunden  auf  ihre  richtige  Stempelung  za 
prtlfen  und  övcntucll  die  nachträgUche  Stempelung  und  Erhebung  der  Geldstrafen  za 
veranlassen. 

§.  120.  Die  Einzelbestimmungen  und  besonders  der  Tarif  eines  modernen 
Stempelgesetzes  sind  auch  bei  erreichter  Vereinfachung  und  Godüication  wie  in  Eng- 
land immer  noch  etwas  so  Umfassendes  und  Detaillirtos ,  dass  es  nicht  möglich  ist 
und  auch  nicht  viel  nützte,  grössere  Auszüge  daraus  zu  geben.  Es  muss  hier  au 
einigen  Andeutungen  und  Beispielen  genügen  und  im  Uebrigen  auf  das  Gesetz  selbst 
und  auf  Commentare  dazu  hingewiesen  werden.  VortreffUch  und  im  Rahmen  eines 
solchen  Werks  relativ  sehr  reichhaltig  ist  Vockc's  Darstellung.  Aber  leider  ist  sie 
durch  die  neue  Gesetzgebung  in  manchen  Puncten  antiquirt,  da  sie  nur  bis  1SG5  geht. 
Do  well  classificirt  zwar  in  seiner  speciellen  Darstellung  in  B.  III  ganz  gut,  aber  in 
den  Hauptclassen  der  Verkehrsgeschäftc  und  Verträge  systemisirt  und  classificirt  er 
nicht  genügend  im  Einzelnen,  und  giebt  nicht  viel  Details,  namentlich  auch  nur  wenige 
Tarifproben.    Näheres  in  Chitty's  stamp  laws. 


a.>  Der  Urk  au  den  Stempel,  besonJiTS  für  Vortr.i'jsurkuiKlen.  IüitIilt  gc- 
i-lmn  üövrh  jetzt  über  50  Katosroriccii  rrkuii<Ii'n.  mit  vii.-Icn  Veix-hiciltMiheitcii  unter 
euuiljr  iu  Betreff  der  St^'uerpiliclit.  \l\r  vii'htisrsten ,  l)i'>niiili:rs  di.juiii^jeii  nhrv  for- 
■dt-.*  Venrujfe  uutor  Siciicl  uml  mit  sol'.imer  r-bcriralu^  (1«t  (.'rkumlf,  mit  Stempeln 
kdraloriiim,  audere  mit  Fixstempolu;  in  di-r  lii-u'<.-l  mu»»  Sti.'mpelp.'ipi(^r  dafür 
SätotZT  werdoij,  in  irewi^son,  näher  ln/eirlineten  Fällen  i.-t  dii-  Anwendung  von 
Si^xpfflmarken  zulässitj^.     Einifc  Hauptfiiilc  >i]id : 

r:  L-rkoüden  über  t'cbcrtrnpunijen  (»onv-Viinces  or  tianst'ers)  im  \\V«ce 
V-  Vtrrkaufs  von  jeder  Art  Eiv^enthum,  uusjrenoninien  das  unt«^r  ^'{  pjnannte, 
ruc  id  ralorem-Ab^abe,  mit  Stufensärzeu .  früher,  bis  1  >.'>(),  durchschnittlich 
1"..,,  seitd':m  *'^**.„;  im  (iesetz  von  1>70  6  d.  für  Weiih  bis  5  Pf..  1  >h.  für  iibcr 
5— i(i  Pf.  u.  s.  V,  iVj  PI'.  St.  für  27Ö— :i«Mf  Pf.,  von  da  an  fur  je  50  Pf  St.  oder 
äaen  'fheil  darou  5  sh.  oder  Vi**/,,.  Diese  Abpabe  trillt  alm»  namentlich  auch  V«,*r- 
«'  Uale  vün  Immobilien,  in  erheblich  niedriirerem  Satze  als  mei.st  auf  dem  Conti- 
lett:  aber  mit  demselben  Satze  auch  l)eurkundeii- VerkaulVvertraire  vuu  beweulichen 
befeostaudeii.  Ausdrücklich  Stempel  frei  sind  nur  Virrkäufc  (auch  andere  U<-ber- 
n^jren,  Verpfaudumren)  von  Schiffen  und  Schitlsantheilen. 

■i)  Urkunden  über  Ucbertrapunir  im  \Vcü:c  des  Verkaufs  od-T  sonstwie, 
tdj  WertL papieren  („stock",  nach  der  im  nesetzi'  l.M-lindlichcn  authentischen 
laterpretation  soct.  2  Nr.  \}):  eine  ,J{ör5ensteU"r*,  alten  l'r>prun;rs.  früher  als  Fix- 
Seac-rL  jetzt  als  solcher  nur  noch  für  Ucbertratfun;;i:  von  ..Stock**  der  Bank  von  Kng- 
iud,  7',^  sh.,  und  von  .JStock**  der  Ostin«!.  Cuuipajfnie.  l'/\,  Pf.  St.;  von  anderem 
-Stjvck^  od'jr  „funded  debt'*  jetzt  eine  ad  valorem- Abarabe  von  2';^  sh.  für  je 
Um  Pf.  oder  einen  Theil  davon  nach  dem  Nennwerth  (*'h"'„\  Frei  sind  jedoch 
r^bertraruD^en  von  inländischen  Staatspapieren  i;;overnmcnt  or  parliamcntary 
^f.jds  or  fand?)- 

ys  LTkuiiden  über  Schuld-  und  Pfandverträire,  Sc  huldverschrei- 
i-^Djcn  tincl.  Hypotheken  —  mortgage,  debenture,  bond,  covcnant,  Warrant  of  at- 
fcioer  to  coofess  and  enter  up  judi^ment,  forciirn  s«;ciirity  jeder  Art).  Kbenfalls  alte 
yrJLpiJpCichtigkeit,  früher,  wie  wohl  bei  (i«;buhren,  um^rekehrte  Propressivabijabe, 
I\  und  mehr  bei  kleinen,  ein  Minimum  bei  ^:rosseu  Summen,  mit  absolutem  Staxi- 
aiiL  T«!  25  Pf.  St.,  seit  1S5Ü  eine  rationelle  Proportion.ilscala  mit  Stuf ensätzen. 
!:3  <ijs  von  1S70,  wenn  es  sich  um  die  einzijre  oder  er>te  Siclicrhcit  handelt,  s  d. 
fa:  B^träffe  bis  25  Pf.,  V'^  sh.  für  solche  von  2.')— 50  Pf.  u.  s.  w.,  von  nOO  Pf.  St. 
S-JTse  aa'  2*  g  sh.  für  je  100  Pf.  oder  einen  Theil  davon  (*'„**  o»;  wenn  es  sich  um 
•.\i-atijral-  oder  Hilfssicherheitcn  handelt,  Od.  für  je  loO  Pf.  (V,,""'.,J.  Für  Ueber- 
Tj^un^en    u,  s.  w.  von  Schuldverschreibunircn  cbmfalls  0  »1.  für  100  Pf. 

rf  Pacht-  und  Miethvertriijrc  Cabui>tik.  Für  Wohnhäuser  oder  Theilo 
ii'a  mit  Jahre?rentc  bis  10  Pf.  nur  der  Penny.-tempel,  fur  möblirte  IIäur»er  oder 
Ziiic-r  bis  25  Pf.  Jahresrentc  2^'.^  sh.  In  anderen  F.illcn  ein  Proportional- 
:!ciapil,  ia  Form  eines  dreiclassif^cn  Stufentaiifs  je  nach  einer  Pachtdauer 
■Js  3^1  Jahr  oder  unbestimmter  Dauer,  nach  .'{5 — lOOjiihrijrer  und  nach  längerer 
hcer:  beginnend  mit  den  drei  Classen  von  0  d.,  ;i  !>h.  und  <»  sii.  bei  Jahresrente  bis 
■>Pf..  danu  1  sh.,  0  sh.  und  12  sli.  bei  Kente  von  .5 — 10  u.  s.  w.;  Vi.»n  lOO  Pf. 
■'^lirtr^rcnte  an  für  je  oO  Pf  oiler  einen  Theil  «lavon  5  sh. ,  P/^  Pf.  und  *»  Pf.  oder 
'j.  '  cnd  •i*'/^,  aber  eben  immer  nur  von  der  Jahresrente,  nicht  vom  Pacht- 
'j1  Mi'jthzins  der  ^^anzen  Pacht-  und  Miethzeit. 

f)  Urkunden  über  l{enten-Aus.-etzun»ren  (Settlements),  einerlei  ob  auf 
Lud  öder  anderes  vererbbarcs  Vermögen  zu  (iunsten  Dritter,  d.  h.  Anderer  als  des 
Eülenthümcrs  des  VermiJirens,  fundirt:  eine  in  England  besoiiders  häulJge  (repliogeu- 
ieiV  Die  Steuer  ibt  jetzt  ebenfalls  ein  proportional«-r  Stemp-l,  5  sli.  ('V/V  von 
■t  ii»ü  Pf.  gestifteter  Itenten. 

;:)     Vertragsentwürfe    und     einfache    VerlräüO,     nicht     unter    Siegel 
i*'r»,tment.>')  jetzt  6  d.,  wenn  über  lieträge  von  midir  als  ö  Pf.;  frei  u.  A,  Arbeits- 
öi-.thTertrajre.   Vertrüge  über  Waarenvi-rkäufe.    Frülier  Stulensatz  nach  Fmfang  .;\Vort- 
;.-J:  d-^  Vertra^JTS. 

1,1  Lehrliiigs vertrage  (instrumenta  of  apprenticeshij)).  Fixstcmpel  von  2Vi  sh., 
«■--liü  k.-iu  Lelirgeld  verabredet,  sonst  von  je  .")  l'f.  ."»  sh.  Stempel  (0'/,/;  frei  Ver- 
:■':-  ■..'■»'.- r  Kinder  zu  La.sten  von  Kirchspielen  u.  dgl. 
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d)  Urkunden  über  Tazationon  von  Yermögensobjecten:  Stufentarif  von  3  d. 
bei  Werth  bis  5  Pf.,  6  d.  bei  5—10  Pf.  Werth  u.  s.  w.,  10  sb.  bei  100—200  Pf., 
15  sh.  bei  200—500  Pf.,  1  Pf.  bei  über  500  Pf.  Frei  Taxationen  für  Erbschafts- 
steuer-Zwecke. 

t)  Allgemeiner  Urkunden  Stempel,  für  nicht  speciell  mit  ad  valorcm- Ab- 
gaben belegte  und  nicht  sonst  im  Gesetz  besonders  genannte  Urkunden  (auch  Ver- 
träge) 10  sh ,  früher  l'/^  Pf.  St. 

x)  Beglaubigte  Copieen  imd  Auszüge  (aus  gerichtlichen  und  anderen 
öfientlichen  Registern,  ezcl.  standesamtlichen  —  wo  die  Gebühr  nur  1  d.  s.  u.  — 
Copieen  von  Testamenten  u.  dgl.,  von  stempelpflichtigen  Urkunden)  Normabatz  1  sh. 

b)  Der  Stempel  für  Wechsel  (auch  promissory  notes  und  ähnliche  Papiere, 
ausschliesslich  Banknoten)  war  früher  mit  Classen  nach  der  Yerfallzeit  (bis  7,  8 — ^0, 
über  60  Tage),  nach  einer  Scala  unglei(5hmässig  abgestuft,  ziemlich  hoch  (z.  B.  für 
inländische  Wechsel  von  100 — 150  Pf.  nach  den  3  Verfallzeiten  iVj»  4,  4Vi  sh.  oder 
für  100  Pf  V41  2«  2V4  Promille)  und  mit  einem  gleichen  Maximalsatz  für  Wechsd 
über  1000  Pf.,  bez.  (bei  mehr  als  Ttägiger  Verfallzeit)  über  8000  Pf.  1854  erfolgte  eine 
Reform  und  Ermässigung,  Wegfall  der  Berücksichtigung  der  Verfallzeit  Jetziger 
Normalsatz  von  1  sh.  p.  100  Pf.  (78*^/00)«  beginnend  mit  1  d.  für  Wechsel  unter  5, 

2  d.  für  5—10  u.  «.  w.,  9  d.  für  50—75,  1  sh.  für  75—100  Pf.  Stcmpelpflichtig 
sind  alle  Wechsel,  welche  im  Inlande  gezogen  oder  zahlbar  gemacht  oder  wirklich 
gezahlt  oder  indossirt,  oder  in  irgend  einer  Weise  negotiirt  werden.  Der  früher  mas- 
sigere Stempel  für  fremde  Wechsel,  welche  auf  britische  Häuser  gezogen,  hier  zahl- 
bar gemacht  oder  negotiirt  werden,  ist  seit  1854  der  gleiche  wie  für  inländische. 
Sichtwechsel  zahlen  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Betrag  nur  den  Pennystempel. 
Stempelmarken  sind  nur  bei  diesen  und  bei  fremden  Wechseln  verwendbar,  die  übrigen 
müssen  auf  Stempelpapier  geschrieben  werden.  S.  Vocke,  S.  243  fT.,  Dow  eil  III, 
339,  Bull.  1885  II,  588,  Stamp  act  von  1870  sect.  48—55,  Tarif  sub  bills  of  ex- 
change.    Ausnahmen  hier  im  Tarif. 

c)  Der  Stempel  für  Banknoten  ist  nach  der  Höhe  der  Stücke  abgestuft  (Tarif 
sub  „banknote",  und  sect.  45—47:  bis  1  Pf.  5  d.,  1 — 2  10  d.,  2 — 5  15  d.  u.  s.  w., 
50—100  Pf.  8Vj  sh.),  wird  aber  fast  gar  nicht  entrichtet  (1884—85  308  Pf.  St),  weil 
die  Notenbanken  fast  alle  statt  dieses  Stempels  Pauschales  zahlen.  Bei  der  Bank 
von  England  ist  eine  Abfindungssumme  von  60,000  Pf.  für  Notenstempcl  in  den  Zah- 
lungen enthalten,  welche  diese  Bank  dem  Schatz  zu  leisten  hat.  Die  anderen  Zcttel- 
banken  zahlen  nach  der  Durchschnittshohe  ihrer  Notencirculation ,  die  englischen 
37,  sh.  fttr  100  Pf.  Noten  im  Semester  (37/7oo  jähriich).  Kleine  Verschiedenheiten 
in  den  einzelnen  Theilen  des  Königreichs  Vocke,  S.  245,  Bull.  1885  II,  589. 

d)  Der  Pennystempel  von  1855  trat  für  Quittungen  an  die  Stelle  eines 
Gradationsstempels.  Er  trifft  jetzt  Quittungen  von  2  Pf.  St.  an,  mittelst  Marke.  Tarif 
sub  receipt,  mit  den  Ausnahmen  daselbst;  auch  sect  120  (Begriff*  des  „receipt*')  bis 
123.  Derselbe  Stempel  gilt  für  Sichtwechsel,  Sicht-Anweisungen  auf  den 
Inhaber,  seit  1858  auch  für  die  bis  dahin  stempelfreien  Ghecks  auf  Banken,  für 
Subscriptionscertificate,  für  Börsenschlusszettel ,  Dock- Auslieferungsscheine,  Versiche- 
rungspolicen (ausser  See-  und  Lebensversicherung),  Vollmachten  für  Abstimmung 
in  Versammlungen,  Copieen  und  Auszüge  aus  Standesamtsregistern  u.  a.  m.  Ver- 
wandte, aber  etwas  höhere  Fixstempel  für  Frachtbriefe  (Ü  d.),  für  Warrants  for 
goods  (3  d.),  für  Pässe  (6  d.),  fttr  Notariatsacte,  Wechselproteste  (1  sh.)  u.  a.  m.  Nur 
für  Quittungen,  Anweisungen,  Wechsel  ist  die  Briefmarke  statt  der  Stempelmarke 
zugelassen.    Vocke,  S.  245—247,  Dowell  III,  338,  Bullet  1885  II,  590. 

e)  Der  ehemalige  hohe  Stempel  auf  Feuerversicherungen  (bis  1864  normal 

3  sh.  für  100  Pf.  Versicherungswerth  oder  17,^/00,  seit  1864  bez.  1865  17«  »h. 
oder  '/i^/uo"  seit  1833  landwirthschaftliche  Vorräthe  u.  dgl.  frei)  ist  nach  langer 
Agitation  trotz  seiner  hohen  Einträglichkeit  (Max.  1864  incl.  Irl.  roh  1.7  Mill.,  186S 
rein  1.02  MiU.  Pf.)  im  Jahre  1869  aufgeholfen  worden  Die  Police  zahlt  jetzt  nur 
den  Pennystempel.  (Vocke,  S.  238—240.  Dowell  III,  159—161.)  —  Die  See- 
versicherung mit  verschiedenen  Tarifen  nach  Verschiedenheiten  der  Reisen  und 
Reisedauern,  ist  1867  zuletzt  vereinfacht  und  ermässigt  worden.  Reisepolicen  zahlen 
3  d.  für  100  Pf.  Versicherungssumme  (*/«°*/oo\  Zeitpolicen  bis  6  Monate  dgl.,  längere 
6  d.  (Vocke,  S.  240-242,  Dowell  III,  162—166,  Bnll.  1885  II,  591).  —  Die 
Lebensversicherung  unterliegt  einem  gegen  früher  ebenfalls  ermässigten  Stempel 
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ai:  einer  Scala  nach  der  HöLo  der  VcrsicliorunL'^s>umm>-.  Ins  lo  Pf.  t  d..  über 
:0-25  3  d..  über  25—500  Pf.  filr  je  50  PI*,  od.r  r'iiio.u  Thoil  davon  (»  d.  (V/'",„), 
T«  500—1000  Pf.  für  je  100  Pf.  oder  Theil  davon  1  >li.  i'/^Vu.,).  von  über  1000 
far  jü  1000  Pf.  (Hier  Theil  davon  10  yb.  (Vock.-.  S.  212.  Hüll.  1SS'>  II,  :>'M  mit 
Feikr  im  Tarifsatz;  im  aiotl.  Tarif  sub  v.  polii.c  «»f  insuiaruc,  Nr.  1). 

f'  Ab^bcn  fiir  Erfindungsratente  falbn  «iL'rntlioh  nii-.ht  uiiti-r  d.;n  KL'j^riir 
cVr  Verkehrssteuer  und  überhaupt  nur  theil  wo iso  uutor  don  dor  St<-u«rr.  Xrucsto 
bnt.  Gesetz  über  Patente  vom  2"i.  Aug.  isS-T  Tarif  cntwfdor  in  ,';  Siitz^-n  25,  ."lO 
ni  100  Pf.  St.  bei  Ertlieilung:.  beim  Ablauf  des  n.  und  des  ^.  Juhres  oder  jahrliih'- 
JU>^'>en  im  {rleichen  Gc^iamm tbctrage,  »tei;jend  vom  1. —  l.'J.  Jahr  von  10--20  Pf.  St. 
Vk  betreffenden  Einnahmen  flioääen  jet^t  unmittcl)»ar  in  das  Si'hat^amt  und  gidiören 
a  Jen  „Fcrschiedeneo  Einkünften**.    S.  über  di«:  früher.-n  Taril'o  Vooki-,  S.  220. 

Der  ReiDertra«:  der  irenanuten  VcrkchrssteuiTn  in  St« -mi»».'! form  war  in  1000  Pf.  St. 
iBaRrt.  1S^5  ir,  hH): 

IvVJOO         1S7I/T5         IS^I/S5 
Verträge  und  andere  Urkunden    ....     1.27!»  l.'J^^o  J.S12 

Wechsel  n.  s.  w 505  003  Vt'M) 

Baninoten \      ^.,  f        l.l'.i  0.:M 

Abfindungsbetrag  der  Baukcu      .     .     .     .  j      ''  j     1 10  12S 

Penny-Stempol .'JSS  717  *»31 

zusammen     2.211  ;i.771  :;.57.'{ 

Feaerverbicherunp 1,132  —  — 

Seeversicherung' .-{24  125  1  h» 

Lebensiersichcning bei  Vcrträ;ren        22  'M 

Ezfindiuigspatentc 102  150  — 

Svmme   der  Einnahmen  de;i  Steuipclamts      4.()S'^  4.Ü9t  1.1  ßfi 

In  letzteren  Summenziffern  sind  inbcgrilFen:  die  Stempel  für  Heilmittel,  (iold- 
ui  Silbersachen.  Spielkarten,  ZoitunRen  'Jct/t  aufgehoben).  Certill'^ate  und  Liccn^en 
'i. -i  S.  260.  and  , «verschiedene  Abjsaben'*  (lotzt«:re  seit  1^S2/S.*J  hier  ebenfalls  nicht 
sir  berechnet).  Es  fehlt  aber  in  der  Summe  der  Eitrair  drr  Erbschaflsstt-uer.  Von 
da  l.S  MiU.  Pf.  dos  frkundcnstcuipcls  komm(>n  0.0  auf  EiLn-nthumsuberiravungi«n, 
flTpcihek-srü ,  Pachten  u.  dgl..  0.6  auf  Uebi.rtragunu  v«»n  Fonds  nml  Acti'^n .  iKS  auf 
iJtt  .\ndcrrt  nach  d.  2^.  J{ep.  of  inl.  rev.  Ilull.  l**^.'»  II.  .'»>Sj.  —  Soitd-m  die  Post- 
Bjrlie  auch  für  ;;uwi<jäc  Stcmpelzahlunirf.'U  zugrl.is^i'ii  ist,  orloli^t  eine  rebcrtragung 
-J3«  Betrags  von  jetzt  455.000  Pf.  St.  von  dur  i-incassirendi-n  l'ostvorwaltung  auf  die 
1f-3ij^Wf:TwaltUüg  (Bnll.  1SS5  II,  5^0.  Do  wo  II  III.  :\\:i). 

§.  121.  Zur  Verkchrsbestcuerun^  kann  man  ausser  den 
••r^'enanDteii   eigentlichen  iSteni  pelab^al)cn  noch  steilen: 

i.  Die  cheiualigc  Auctions Steuer. 

'^.  Die  cheiualigc  Steuer  auf  den  Trans  j) ort,  })e/..  auf  Tran  s- 
p'-rtmi  ttel  uud  Transportgewerhe,  sowie  die  noch  bestehende 
•*<eaer  auf  den  Personenverkehr  der  Eisenl)ahnen,  bez. 
ufden  Ertrag  daraus. 

1.  I>io  A  n  otionssteucr  'seit  1777)  traf  nMl»i.'wo«rlichos  und  ihm  j:leirh;reslelltrs 
J::-:iiUiü  mit  :^  d.  vom  Pf.  St.  (l'/,"V,  b.-weirli-h.-s  ]nit  «  d.  '2'./'.,).  "»t  spjtt'ien 
^oMETiüireii  fiir  Auctioneu  von  Wolle  und  von  fpimden  l*r«Mlu«t<.-n.  Sic  «Ttni};  zu- 
■^  Hh'i.ooÖ  Pf.  lind  wurde  lb45  autVehoIien.     Üowell  III.  150-15**. 

2.  Die  StciK-m  auf  Transport  und  Transport  mitti.l  habi.ii  di-n  MisrJi- 
itfvter  ri>ii  specicllen  Gcwerbcfetcuern  für  «lic  iK-treli-.MKbjn  Transportirew^Tbe 
^•iTori  indirectcn  Verbrauchssteuern  <s.  sohon  o.  ?$  M  S.  1^2-.  Vocke  botont 
»^■n*res,  er  bebandelt  sie  als  Steuern  auf  „Verkrhi-si^owrrbi-.'  l»ri  dtMi  (i«<W(,Tl)esteU('rn 
'i  424  if.;.  Dow  eil  reiht  sie  unter  den  „Steuern  auf  liesondi-re  Bcnife  und  (i<^- 
'toc"  iin  nnd  l>ezeichnct  sie  ins^rosammt  als  ..Steuern  auf  Personen,  wclih«*  Fort- 
-•i^azsmiKel  besorgen"  (III.  40  11"). 

1!  Die  drei  iltcren  auf  Stadtdroschkcu.  auf  Landkutsrhun  und  auf 
Hi'rihpfer'lc  und  Mieth wagen  haben  unter  dem  Kinlliiss  di-r  Veränderungen  in 
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den  Communications-  und  Transportmitteln  und  in  Gemässlieit  der  Yerkebrsbedfirfnisse 
des  Publicums  sowie  der  Concurrenzvcrliältnisso  der  Transportmittel  unter  einander 
zuerst  Veränderungen  und  Ermässigungen  erfaliren,  bis  sie  schliesslich  ganz  aufge- 
geben wurden,  alle  3  von  1870  an,  Ertrag  damals  bez.  106,000.  49,000  und  144,000* 
Pf.,  in  Grossbritannien.  Die  Stadtdroschken  unterliegen  jetzt  der  Wagenstcuer.  Aach 
an  Besteuerung  der  Canali'ahrt  und  der  Dampf  bootreisenden  ist  gedacht  worden.  Die 
Einzelheiten  der  genannten  Steuern  sind  steuertechnisch  von  Interesse  wegen  der 
Schwierijfkeiten,  die  dabei  zu  überwinden  waren,  und  der  dadurch  bedingten  Experi- 
mente. So  wurde  noch  1853  die  undurchführbar  gewordene  „Meilensteuer"  der 
Landkutschen  in  eine  höhere  Licenzabgabe  nach  Zahl  der  Pferde  und  Wagen  ver- 
wandelt.   Kelches  Detail  bei  Vocke  und  Do  well. 

b)  Die  Besteuerung  des  Persoueu Verkehrs  der  Eisen- 
bahnen ist  zunächst  nur  historisch  als  Ergänzung  der  genannten  ' 
Transportsteuern  erklärlich.  Sie  kann  indessen  in  ihrer  Entwick-  . 
lung  als  eine,  wenn  auch  in  der  Form  —  weil  sie  den  rohen 
Ertrag  bloss  des  Personenverkehrs  trifft  —  zu  bemängelnde  : 
Ertragssteuer  der  Eiscnbahnunternchmungen  aufgefasst  ; 
werden.  ■ 

Sie  wurde  anfangs  auch  nach  den  Grundsätzen  eines  „Meilengcldcs"  eingefilhrt  ^ 
(Vi  d.  p.  engl.  Meile  für  je  4  Passagiere,  1832),  1842  aber  in  eine  5%  Steuer  vom  • 
Ertrag  des  Personenverkehrs  verwandelt.  Die  1844  gesetzlich  eingeführten  billigen  '■' 
Pei-sonenzügc  III.  Gl.  wurden  jedoch  von  der  Steuer  befreit.  Dies  bot  den  Gesell- -  J 
Schäften  Gelegenheit,  durch  Vermehrung  solcher  Züge  die  Steuerfreiheit  in  grösserem  « 
Maasse  zu  erreichen,  bis  diese  Freiheit  1863  genauer  bestimmt  und  beschrankt  wurde, '  c 
aber  nicht  mit  ausreichendem  Erfolge.  Jüngst  (1883  46  u.  47  Vict.  c.  34)  sind  die  >. 
Fahrten  unter  und  bis  1  d.  per  Person  und  Meile  steuerfrei  gemacht  und  ftlr  *. 
„städtische  Züge"  der  Steuersatz  auf  2  7o  ermässigt  worden:  ein  bedenklicher,  aber  .; 
cliaracteristischer  Sieg  des  kapitalistischen  ,.railway  interest".  Steucrcrtrag  1836  .: 
10,000,  1840  112,000,  1845  315,000,  1865  445.000,  18S3  810,000  Pf.  St.,  dagegen  a 
1S84/85  und  18b5/S6  nur  noch  392,000  und  347,000  Pf.  St.  Die  Steuer  ist  als  eine  ^ 
Art  „Eiseubahnstcuer"',  d.  h.  als  eine  Ertragsstcuer  von  den  Eisenbahnen,:» 
welche  efTectiv  deren  Reinertrag  trifft,  gegenüber  dem  factischen  Monopol  der  Bahnen  i 
gerechtfertigt.  Ihre  jetzige  Ermässigung  war  ein  Geschenk  an  die  Eisenbahogesell-*  i^ 
Schäften.  Vocke,  S.  431,  Do  well  III,  64 — 70.  Bes.  über  die  principielle  Seite  ?; 
und  den  egoistischen  Kampf  der  Eisenbahugesellschaften  gegen  die  Steuer  und  flai  j 
die  Ausdehnung  der  Steuerfreiheit,  die  sie  denn  auch  jetzt  erreicht  haben,  G.  Colin,  n 
engl.  Eisenbahnpolit.  Leipz.  1874  I,  88,  II.  304—318.  Er  fasst  die  Steuer  auch  als  ^' 
eine  richtige  und  massige  Steuer  auf  den  Gew^inn  der  Eisenbahnunternehmungen  •, 
auf  (S.  316).  Diese  Bestcuerungsfrago  ist  auch  für  die  principielle  Beurthoilung  des  ..] 
Privatbahnsystems  lehrreich.  Die  brit.  Bahnen  haben  tlbrigens  auch  Armen-  and  ^■ 
sonstige  Communalstcuer  zu  entrichten,  etwa  im  doppelten  Betrage  der  Staat-  :; 
liehen  Eisenbahnsteuer,  ohne  dass  darüber  Klage  geführt,  wenn  auch  wohl  gewünscht  C 
worden  ist,  der  Staat  solle  diese  Steuer  beziehen.  Cohn  II,  305,  316.  Ueber  ^i6  ^ 
neueste  Gesetzgebung  Ders.  im  Arch.  für  Eisenbahnwesen  1883,  S.  484,  1S84,  S.  26,  .; 
s.  auch  Bull.  1883  II,  308.  1 

s 

C.   Die  Erbschaftsbesteuerung.  ^^ 

S.  0.  §.  87,  S.  193.  Vocke,  S.  224—232,  Dowcll  II,  passim,  III,  138  ff.,  \^ 
bes.  144  tf.,  150  ff.,  155,  Gneist,  Verwaltungsrecht  3.  A.  II,  641  Note  (ohne  Bück-  > 
vsicht  auf  die  neuere  Gesetzgebung),  BuUet.  franv.  1885  II,  714—723,  nach  dem  ^ 
2S.  Bep.  on  inl.  rev. ,  Leser,  brit.  Erbschaftssteuer,  Tüb.  Ztschr.  1881,  S.  323  £,  : 
406  (F.,  Trevor's  taxes  on  succession,  4.  ed.  by  E.  Frecth  und  B.  J.  Wallace.  S' 
Lond.  1881,  mit  Abdruck  der  Ilauptjresetze  (von  36  Georg  III,  c  52,  1796  an)  im  ^'^s 
Anhang  p.  299—441.  'M 
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Di'?  principielle  Erörterunf^  der  Erbäiluil'tsätuui.'r  iiiul  üU*  ])riiii'i tiidlc 
BcjrrULDdans;  dieser  Stoaergattunj?  i^t  vorhriltnisMiMS-i:;  iMnt'a«h,  trotz  d>.T  <li- 
»ci  in  Betracht  kommondoD  tieferen  ruchlsiiliilosuphiäelicn  uml  natiüiialökonouiisclhu 
Fzacen  (ä.  Fiii.  II,  476  IT.).  Die  prac  tische  Du  ri-h  fuhriin^  diT  au  >u\i  .-tiirli 
eisfachcu  Grundüätzo  dieser  Steuern  bietet  da;^i-'i-eii  ;l:ru^^e  S'.-hM'irri^ki'iti'n.  ufil  ilab(.-L 
FiivicLelto  erbrechtliche  Verhältnisse  zu  l»tTürkriihti;r'.n  ^in'l,  wcIcIm.'  viieik-r  mit 
drQ  sos^tiiren  VeruifigeDsrccht .  namentlii'h  mit  dem.  Kiu;«:iitliiims-.  Nutzni'-^Ming'Mivlit 
JL  Verbinduii$r  »tc-hen.  Daher  müssen  ai«h  sohon  die  ji^cMf/lifhin  Norni-Mi  dir  Krl»- 
>:haftiNe>teaerong  in  eine  weitjjchendc  i'asui>tjk  einlassen,  l>ei  vvelclur  trutz-ilem 
bu&er  leicht  Lücken,  Widers|trUchc  und  Zwcifrl  iidri;:'  bli-iiM-n  \\<rden,  welilio  dann 
tt-.i  deai  Vollzug  des  (icsetzes  hervortri-ten.  Die  •■inzclni'U  ijtr^timnuiiiireii  d«  r  «'uii- 
^■:r«:ii  ErbschaftsKcstcuerung  tjlncs  Lamles  erlialtm  dem;r"iiiä>s  notlnvcndiju  ihren  spe- 
äfcchcn  Gharacter  durch  das  geltende  privat«-  Vermi^jr'-ns-  und  insbesondere  PIrl»reclit 
in  Landes. 

Di«L*s    gUt   vüUcnds   von   der    l)ritis«;lii-u    Erbachaftsbeateucrun^-,    w.;l«rhe    uhn<' 

LcAütniss  des  hczUsrlichcn  Piiratrechts  sogar  in  ihn-n  Haupt};rundaiitz<.'n,   so  schon  in 

iirer  Glie<IeruDg    in    verschiedene  Steuern,   voll'^nds   in    manchen  ilinjr  «jinzelnen  Ue- 

sdsxiijiiren    gar  nicht  zu  verstehen,  in  Einzelln.-iten  kaum  zu  bc>rriif*n  ist,  während 

äe.b»!  auffallende  SeUsanikt'iteu  mit  Sätzen  des  Priv.-itrn'hts  in  Virbindun;:  stehen  und 

■iuuj,  zirar  tiuanzpolitisch  nicht  richtig,  aber  g'-srt/gelMMisch  du<'h  begreifli'li  wi-rdon. 

Er  ii'.  dis  Verdienst  der  schönen  Arbeit  Lc&er's  in  di.r  Tab.  Zischr. ,  die  britische 

L't>>:haft3besteuerung  gerade  nach  dicker  privatrechtlichen  Seite  b«diand(^lt  und  Vieles 

u  ilir  $0  zum    ciüteii  Male  —  wenig>tens  für  die  cnntini-ntaUr  L'inanzwisscnscliaft  — 

Li:  !;estellt  zu  Jiaben.     Er  weist  nach.  wii.>  die  Auabilduni^  dieser  Dcätuuerun*;  ,.gänz' 

I      I:cfa  darch  die  £igenthümlichkciten   des  engli^chen  Privatrechts  bestimmt  worden  ist" 

Ttb.  Ztfchr.  Bd.  37,  324).     Er  zeigt  auch  mehrfach  richtiy;,  dass  I»fstimmun;jfen  der 

bTiDachea  Erbschaftsbcsteuerunir  und  selbst   der  Character  tier  iMiizeinen  St«Mnrn  von 

i»  FlaanzautorcD  falsch  aufgefasst  wurden  sind ,  wril  der  Zusammenhang  clies<.>r  He- 

siaanA^tn  und   Einrichtungen  mit  Normen  des  englischen  Privatioclits  gar  nicht  ge- 

uaat  oder  nicht  richtig  erkannt  worden  iat. 

'  Manche   Incorrecthcitcn  dieser  Autoren    auch  Vu<-ki.''&)  bind  fnälich  auch  die 

'      !*■*.  urcrmeid liehe  Folge,  einen  so  durchaus  caauirjtischfn  (if>;«Miatand  in  iin«.r  knaj»jn'.n 

J     DiPi-Ünog  ziisaininf*nlas."5en  zu  niiissen,   wobei  iiui  Ilauptpuncti;  br.haudcll.   aber  d'w. 

f     '?ii8i-tü  nicht  berückssichtigt   werden  kann.     Auch  in  »liesem  \\\-iko  iat  krin  an<hir«;s 

;     feilen  möglich.    Um  so  mehr  ist  aber  darauf  hinzuwei>eM.  dasa  nur  ein».-  dv:tail- 

I    i:ri.Bde    Darstellung    ein    vollständiges    und    in.  den  Kin/elht:iteii   ^enau  rich- 

i    'itii   Bild    der    brit.    Erbschaftsbesteuerung    und    nur    eine  sohhe  auch   erst  «'inen 

I    '.rlifi'en  Einblick    in  die  Ingen i«^sität   dieser  Besteuerung  und  in  dit?  grussen  Schwie- 

I    UvMv:i  ihror.   wie   freilich  (wenn  auch  wohl  sonst  iji  gerin^reiem  Maassei  ji'der  ?>b- 

1    :.":ilblK:=tcaerang'   gebiMi   kann.     In  dieser   Hinaiciit   m-i  auf  L".ser'.s,    leider  bisher 

:    ^'d:  Vüi'e:idt:te ,    Arbeit   Bezug   genommen.     In   das  Detail  und  in  die  Casuiaiik  mit 

!    ii-i'i-rhx  nuf  die  üerichtsentscheidunjren  fahrt  das  Werk  von  Trevor,   besondrrs  in 

i     i-:  üinestcii  Auflage,  gut  ein.  Eine  kürzere  Darstellung,  wie  sie  hier  allein  in  Fiage 

i    'T-J,  Lann  aUo    nur  ein  Bild  von  der  unirefähren  Gestaltung  diesi  r  imtisrhen  De- 

'    5=-ccnng  entwürfen. 

Auch    die    Weiterentwicklung  der    brit.    Eri>schafisl»e^truerung    in   di-smi  Jahr- 

I    t-i:it  wird  nur  in  Verbindung  mit  Eigenthtindichkeiten  des   brit.  Privatrcchts  ganz 

'     '-TiiiadlicL.     Si*-'  wardo  von  dem  Gedanken  getragf n .  allmählich  den  Uebergang  von 

i^sL^hr^m   und   Nut/Jmgen  bei  Todesfällen  —  «b.'r  Ausdruck  ..To-lessteuern"  ist  wohl 

'"n  Polickeni    zum   öfiern  gebraucht  worden,    Dow  eil  nennt  sie  ,.taxes  on  property 

■-  its  devoIutioD    in   eunse<juence  of  a  death**  —  immer  tollst.indiiier.   jilei'hmässiger 

■o:  Tiihertr  zu    be.?teuern.     Noch  die  n«'uesten  V«Tänderuni:en  «ler  <ieset/.gebung  ver- 

*^:l?';a  z.  Th.  dieses  Ziel. 

Di'V  Ilauptg^onetze  fUr  die  Periode  si-it  IS  15.  ausser  Klein'.ien  einzelnen  (worüber 
-cs-:r  und  TtcvoT'  sind:  über  die  probate  und  die  I'-ü^ii'.y  dufy  5'»  (ie"rii-  III, 
-  iS4  ium  11-  Juli  1^1 5»  über  die  successiou  duty  Hl  und  IT  Vict.  c.  '>[  vom 
1  Air.  1S5:^.  Von  älteren  kommt  bes.  noch  .'10  Geori:-  III,  r.  ."ii».  vom  2t).  April  ITUi;  in 
i;fr4«.Lt.  Xeae^ste  ßeformen  durch  4*{  u.  41  Vict.  ••.  1  l  pari  HI,  vom  21.  März  IbSU. 
■"-- '*:'r.  ^.  lüi  part  III,  von  ISSl  (Inh  rev.  antl  cu^toms  iwt).  S.  «iarubcr  noch  die 
^'-^.ü^TiiTfia.  im  Anhang  bei  Leser,  Tab.  Z.  IM.  .'17,  S.  :^T0.  :>:u.  Do  well  III,  \UA: 
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l)cs.  die  Budgetreden  von  Gladstoiie  und  Childers,  im  Auszug  im  Bullet.  18S0  I, 
256,  18S1  I,  320,  1882  I,  427,  1885  I,  567.  Die  Gesetze  selbst  im  Anhang  ?on 
Trevor.  Einige  Verschiedenheiten  bestehen  oder  bestanden  zwischen  England,  Schott- 
land, Irland.  S.  darüber  die  gen.  Schriften,  bes.  Leser  und  Trevor.  Hier  wird  vor- 
nehmlich nur  die  Gesetzgebung  für  England  berücksichtigt.  Da  sich  die  amtlichen 
Namen  der  Steuern  in  Deutsch  nicht  genau  wiedergeben  lassen,  sind  sie  hier  zunächst 
beibehalten  worden. 

§.  122.  Die  beiden  selbständigen  Glieder  der  ErbscbaftHbesteuerung, 
welche  ans  der  vorausgehenden  Periode  überkommen  waren  (§.  89), 
die  probate  duty  und  die  legacy   duty,  sind   1853  dureh  ein 
drittes  Glied,  die  succession  duty,  1881  dureh  ein  viertes  Glied, 
das   sich  speciell  an  die  probate   duty  ansehliesst,   die  account 
duty,  ergänzt  worden.    Im  Wesentlichen,  vorbehaltlich  der  im 
Gesetz  näher  bezeichneten  Bestimmungen,  treffen  die  probate,  die 
account    und    die  legacy  duty    das   persönliche  bewegliche    ; 
Vermögen,    die    succession    duty   das    unbewegliche  und  ibn^ 
gleichgestelltes  Vermögen,  welche  beim  Todesfall  nach  der  gesetz-    ' 
lieben  Erbfolge  (ab  intestato)  oder  nach  Testament,  bez.  eventuell    ' 
jetzt    auch    nach    Familienstiftung,    Rentenaussetzungen  u.  dergh    ^ 
(settlement)  an  andere  Personen  zu  Eigenthum  oder  Genuss  tiber-    ^ 
gehen.  > 

Der  Begriff   dos    „beweglichen"    und    „unbeweglichen**    Vermögens  I 
und  der  speciellen  Rechte  daran,  welche  übertragen  werden,  richtet  sich  aber  nach 

den  eigenthtlmlichen  Normen  des  englischen  Rechts  und  mitunter  auch  nach  Specialvor-  "* 

Schriften  der  Erbschaftssteuergesetze,  welche,  besonders  ftir  zweifelhafte  Fälle,  angeben^  ; 

welche  Steuern  in  den  und  den  Fällen  der  Vererbung  und  Ererbung,  des  Legats  u.  s.  w.  ^^ 

in   Anwendung  zu   kommen  haben.     Daher  ist  das,   was  die  einzelne  der  genanuten  '* 

Steuern  wirklich  treffen  soll  und  trifft  oder  nicht  tri£l\,   nicht  aus  einem  relati?  ein-  } 

fachen  und  festen  Rechtsbegriff  der  Rechtswissenschaft  oder  des  continentalcn  Rechts,  ** 

wie  „bewegliches"    und  .,unbewegliches"   Vermögen,    üebergang  von  „Eigentbum'\  ^ 

„Nutzung''  u.  s.  w.,    sondern  nur  aus  den  englischen  Begriffen  und  deren  * 

authentischer    casuistischer  Interpretation   in  den   Gesetzen,    hie  und  da  ^ 

auch  in  den  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe   zu  entnehmen.    Demnach  kann  oline  ^ 

sulcho  Casuistik  nur  ungefähr  das  Wesen  der  einzelnen  Steuern  in  der  Art  bezeich-  m 

net  worden,  dass  angegeben  wird,  was  „im  Wesentlichen'*  ihr  Object  ist.  ^ 

Nicht  nur  die  complicirto  Construction  der  britischen  Erbschaftsbesteuerung  als  ^ 
eines  Steuersystems  von  drei  oder  jetzt  vier  einzelnen  Steuern,  auch  der  objective  In-  -k 
halt  und  Umfang  jeder  derselben,  die  Bestimmung  der  Steuersubjecte,  die  Modalitäten  ii 
der  Veranlagung,  der  Anmeldungen  und  Declarationen,  der  Festsetzungen  und  Berech- 
nungen,  der   Erhebungen,   der  Vorschriften   in   Betreff  der  Verantwortlichkeit,    der 
Steuerhaftung,   der  Strafen   u.  s.  w.  und   die  Casuistik  in  allen  diesen  Dingen  sind  '^ 
grossentheils  Conscquenzen  des  cigenthümlichen  Formalismus  des  britischen  Erb-  L 
rechts,   Familienrechts,    Eigenthumsrechts   und   der  sonstigen  Rechte  an  Vermögens- 
massen  und  an  einzelnen  Arten  von  Vermögensobjccten.     Willkürlich,  Widerspruchs-  ^ 
voll,  unklar,   unzweckmässig,  rein  vom  stoucrrechtlichen  Gesichtspunct  und  mit  conti-  {^ 
nentalen  Augen  betrachtet  werden   diese  Einzelheiten  verständlich  und  erscheinen  sio 
nothwendig  und  folgerichtig  vom  Gesichtspunkt  des  britischen  Privatrechts  und  seines  k 
Formallsmus  aus.  ^ 

Von  jenen  vier  Steuern  des  „Systems"  sind  die  probate  und  ^ 
die  account  duty  im  Allgemeinen  indifferent  hinsichtlich  ^^ 
der  Personen,  welche  als  Erben,   Legatare,  in  den  Genuss  von  j 
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en  Renten  y  von  FamilienstiftuDgen  Eiutretenüe  u.  s.  w. 
eines  Todesfalls  Eigenthum  oder  andere  liechte  an  Ver- 
ler Natznngen  erlangen.  Diese  beiden  Steuern  treffen 
tlassnng  kleiner  Erbschaften  u.  s.  w.  (früher  bis  20,  jetzt, 
bis  lOO  Pf.  St.)  nach  einem  zuletzt  1881  gegen  früher 
iten  und  verbesserten,  nunmehr  bis  1000  Pf.  St.  progres- 
er,  nach  der  abnehmenden  Summe  betrachtet,  degressiven), 
n  3  ^/q  betragenden  Tarif  alle  unter  sie  fallenden  Betrüge, 
:  nunmehr  der  „reinen''  Erbschaft  (abzüglich  Schulden 
ligungskosten),  gleichmässig,  einerlei  wer  der  Empfänger  ist. 

nanzpolitische  Aoomalic  von  im  Allgemeinen  (nicht  durcLaus  gleichmässig) 
Ifte  höheren  Steuersätzen  der  Intostat-  gegenüber  den  testamcntarisclion 
wurde  darch  Gleichstellung  der  Sätze  (Ib^jO"),  das  ehemalige  Maximum 
)Ctr&§^  für  Erbschaften  von  1  Mill.  Pf.  St.  und  darüber  wurde  durch  £in- 
ler  weiteren  Steigerung  der  Steuer  (1859^  beseitigt 

beiden  andern  Erbschaftssteuern  dagegen,  die  legaey  und 
succession  duty  von  1853  belegen  die  Erbschaflen  und 
lach  einem  Tarif,  dessen  Sät/.e  nach  der  Nähe  der 
ddtschaft,  bez.  nach  der  NichtVerwandtschaft 
i  dem  Rechtsvorgänger  und  dem  Rechtsnachfolger,  an 
Eigenthum  oder  Nutzungen  gelangen,  abgestuft  sind. 

T  nach  dem  auch  in  den  continentalcn  Gesetzen  üblichen  Grundsatz,  die 
^udtcn  Rechtsnachfolger  (cinsehliessHch  des  Wittwers  und  d(>r  Wittwe")  gar 
'  niedrig*.,  die  Seitenlinie  und  die  entfernteren  Verwandten  höher,  die  ent- 
ODcl  die  Nicht?er wandten  am  höchsten  zu  besteuern .  und  /war  jetzt  mit 
1  •/„  (Descendcnten  und  Aseendenlen  des  Verstorbenen),  ,S"/„  (^Geseliwister  dos- 
lercQ  Naclikommen),  57o  (Onkel,  Tanten  desselben  u.  drren  Nai-hkouinien\  H^u 
,  Grosstanten  desselben  und  deren  Nachkommen),  10%  (alle  anderen  Personen). 
Dd  Wittwen  sind  allgemein  steuerfrei  von  diesen  beiden  Steuern.  Seit  der 
resetzgebuug  sind  auch  die  mit  1"'(,  besteuerten  Descendcnten  und  Asccndentcn 
isru  dieses  Procent  als  durch  die  gezahlte  probate  und  account  duty  fur  mit  be« 
lt.  In  Fällen,  wo  die  beiden  letzteren  Steuern  nicht  eintreten,  bleibt  die  even- 
äerpflichtigkeit  mit  1  *^/^  bei  <ler  Icgacy  und  successiun  duty  bestehen. 
Steuerfreiheit  nach  dem  Betrage  ist  fur  Erbtheile  auf  100  und  jüngst  auf 
>t.  bei  diesen  Steuern  ausgedehnt  worden,  diejenige  für  Legate  geht  bis 
falls    die    Summe    dieser  Legate  für    diesel))C  Person  nicht   ^00  l*f.   uber- 

2  legacy  und  succession  duty  ergänzen  sich  in  der  Weiso, 
das  Cresetz  durch  seine  \'or8chriften  Über  das  Eintreten  einer 
[er  beiden  Steuern  in  bcstinnnten  riillen  angicht.  Was  unter 
e  fallt,  kann  daher  nicht  in  den.scll)en  Fällen  unter  die  an- 
allen. Auch  kann  man  wieder  nur  im  Allgemeinen, 
1  vorbehaltlich  der  Abweicliun^en  und  der  casuistischen 
nuDgcn  des  Gesetzes,  sagen,  dass  die  legacy  duty  das 
:gliche",  die  succession  duty  das  „unbewegliche^* 
;en    treffe.     Eine  wichtige  Ausdehnung  der  Erbschaftssteuer 
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hat  die  succession  daty  auf  die  Anfälle  ans  Rentenanssetznngen  nnd 
Familiensliftungen  (Settlements)  gebracht,  die  von  den  beiden  älteren 
Steuern,  der  probate  und  legacy,  nicht  getroffen  wurden  und  in 
England  practisch  wichtig  sind. 

Nicht  übersehen  werden  darf,  namentlich  auch  um  die  Erb- 
schaftsbesteuerung der  näheren  Verwandten  richtig  zu  würdigen, 
dass  die  legacy  duty  regelmässig  zur  probate  und  ae- 
count  duty  hinzutritt.  Daher  werden  auch  die  nächsten 
Verwandten  in  den  wichtigsten  Fällen  bei  Mobiliar-  und  diesem  - 
gleichgestellten,  der  probate  duty  unterworfenen  Nachlass  nicht 
unerheblich  besteuert.  Es  besteht  somit  für  das  bewegliche 
u.  dgl.  Vermögen  eine  formelle  und  materielle  Doppelbesteue-  ^ 
rung,  durch  probate,  account  und  legacy  duty;  für  das  unbeweg- 
liche und  das  übrige  der  succession  duty  unterliegende  tritt  da- 
gegen nur  diese  letztere  Steuer  ein.  Eine  völlig  gleiche  Behand- 
lung jedweden  Vermögens  imd  jedweder  Erben  u.  s.  w.  ist  daher 
doch  noch  nicht  erreicht. 

Auch  die  Special bestiuiinun^cu  über  die  Abhängigkeit  der  Stenerpflichtigkeit 
vom  Domicii  des  Rechtsvorgängers  (Erblassers),  des  Bechtsnachfolgers  (Erben,  Legatars, 
in  Stiftangsgenass  Eintretenden  u.  s.  w.)  sowie  vom  Domicii  des  einzelnen  VermOgens- 
objects  ergeben  immer  noch  Ungleichmässigkeitcn  im  rechtlichen  und  thatsäck- 
liehen  Umfang,  in  welchem  je  nachdem  Personen  und  Vermögen  oder  Vermögens- 
bcstandtheile  getroffen  werden. 

Nicht    minder    folgen    solche   Ungleichmässigkeiten    aus    dem    cigenthümlichen 
Grundsatz,    den   vollen   Capitalwerth   als  Eigenthum  der  von   der  probate  und 
legacy  duty  getroffenen  Objecto  nach  dem  Curs  (z.  B.  bei  Werthpapieren)  oder  nach 
dem  Schätzungswerthe  (z.  B.  bei  Kunstsammlungen)  der  Berechnung  der  Steuerpflichtig- 
keit und  des  Steuersatzes   zu   Grunde  zu  legen,  bei  der  succession  duty  aber  den  er- 
mittelten Ertrag  von  Land  als  Jahresrente  anzusehen,  deren  Capitalwerth  nach  ge-     i 
sctziichen   Berechnungstafeln    in   Gcmässheit   des  Lebensalters    des  Erben   berechnet 
wird,   und  dann  auf  diesen   Capitalwerth   den  gesetzlichen   Steuersatz  anzuwenden, 
und    zwar    auch    beim    Eigenth  umsUberri^ang  von  Land  (16   und    17    Vict.    c.  51 
sect.  21   und  ff.   mit  Angaben   über  die   Berechnungsweise  der  verschiedenen   Arten 
von  real  property  und   Tabellen  für  Berechnung  des  Renten werths  in  jedem  Alters- 
jahre:  „tue  interest  of  every  successor  ...  in   real  property  shall  be  considered  to 
be  of  the  valuc  of  an  annuity  equal  to   the  annual  value  of  such  property  . . .  and 
payable  from  the  date  of  his  becomiug  cntitled  thcreto  in  possession  or  to  the  receipt     ^ 
of  the  income  or  profits   thercof  during  the  residuc  of  bis  life   . .  .  and  every  such 
annuity  shall  be  valucd  according  to  the  tables  in  the  Shedule  anncxed  to  this  Act"     i 
Trevor,   p.  354,  149,  197,  363  ff.).    Mit  hieraus   sowie  aus  den  mancherlei  bri-     '■ 
tischen  Belastungen  der  Bodenrente  zu  Gunsten  Anderer  und  aus  dem  zum  Theil  hier- 
mit zusammenhängenden    Umstände,    dass  gewisse  Theilc  des  Grundeinkommens  und     i 
ihres   Capitalwerths    unter  die  anderen  Glieder  der  britischen   Erbschaftsbesteuening     i 
fallen,  erklärt  sich  auch  der  relativ  kleine,  allerdings   auch  hinter  den  gehegten  Er-     ' 
Wartungen     bei    der    Einführung    dieser    Steuer    zurückgebliebene    Ertrag    der    suc- 
cession duty. 

Von  den  vier  leitenden  Grundsätzen,  welche  nach  den  Erörte- 
rungen der  „allgemeinen  Stencrlehre"  (Fin.  II,  479)  für  eine  ratio- 
nelle   Erbschaftsbestcuerung    aufzustellen    sind,    —    nämlich   dem    " 
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Grnndsatz  einer  Beseitignng  der  Intestaterblol^c  über  einen  nicht 
IQ  entfernten  Verwandtschaftsgrad  hinaus,  dem  wcitfien  einer  Mit 
bestenerang  der  nächstverwandten  Erben  (geradi-r  I^inie),  dem  fer- 
neren eines  Progressivstenertarifs  nach  der  Höhe  der  Erliantljcile 
I Erbportionen;  und  Legate,  welche  ein  Einzelner  crhillt,  und  dem 
Tierten  eines  Progressivstenertarifs  nach  dem  VerwandtRchal'tsgrade, 
—  sind  demnach  nnr  der  zweite  und  vierte  in  ziemlich  gcnllgender 
Weise,  namentlich  insofern  auch  die  directc  Linie  n)it^etronen  wird, 
im  britischen  Erbschaftsstcuersystcm  anerkannt  und  durchgeführt 
worden.  Der  dritte,  welcher  in  England  mitunter  Befürwortung 
fand  —  ein  Vorschlag  von  J.  St.  Jlill  läuft  auf  etwas  Achnliches, 
nur  noch  weiter  Gehendes  hinaus  —  ist  nur  in  der  Steuerfreiheit 
kleiner  Beträge  und  der  niedrigeren  IJcstcucrung  kleinerer  zur 
Geltung  gelangt,  was  noch  nicht  genügt. 

Beachtenswerth  ist,  dass  die  eindringlichen,  die  ])rivaten  Ver- 
■K'gens-  und  Familienverhältnisse  durchforschenden  J*roceduren  des 
Eicsiencrungs Verfahrens  bei  der  Erbschaftsbesteuernng  von  den  in 
solchen  Dioden  sonst  so  empfindlichen  Hriten,  wie  es  scheint,  gut- 
wülig  ertragen  werden.  Von  Einfluss  ist  darauf  wohl,  dass  es  sich 
dabei  am  altgewohnte  gerichtliche  Einmischungen  handelt  und  dnss 
die  letzteren  meist  nur  einmalige  und  seltene  sind.  Die  Erbschafts- 
kejtenernng  fangirt  so  doch  als  eine  recht  ])assendc  ver- 
aügenssteucrartige  Ergänzung  der  directen  IJesteuc- 
TODg,  speeiell  der  Einkommensteuer  und  schliesslich  des  britischen 
Stenersystems  überhaupt. 

§.  12.S.     Einiire  weitere  EinzcUieitcn  hinsiilitlirh  il»'r  «miizoIiumi  Eil»ächarissti'ii(*rn 
m  £r::änzunje:  des   Voniusgchemlen. 

l!  Die  probate  duty  iL«?ser.  S.  :<2T— :i70.   Vofki-,  S.  22:J~22:.,  Duwell 

Cl  342—147,    Bullet  fran^.  iSS.)  II,  Tlö,  Tili,  Trevor  eh.   1     liänjrt  in  ihrer  Bc- 

rrciaanir  anf  „bewegliches"    Vcrmfigen.    in   ihivr   fiiilu'nfn    Sili<-iUun«:  nacli  «li;r  Art 

i.r  Vf:r«:rliuiiür.    bc-son<Jers  ab  intotaio  und  tostainentariM'h .  in   ihren  hiuinach  früher 

:i*':*i*iii    ;.?rsrhicdeneii  SteucKätzeii   speeiell  mit  nur  historisch  ver>tiindlich«*n  Piin- 

"li-rti  i^:-.5  brit.    Vermögens-  und  Krbr»'chts  zubamnicn,  wi<?  dioscs  l.-'ser  Tuh.  Ztsrh. 

'*.  ^.  -i27   fl*.   naher.  Do  well  III,  130  in  Kürz«?  dar]»*.irt.  worauf  hier  allein  viTwi«-sen 

Triiia  k.-iijü.      Der  Name  ».probate*'  duty  erkliirt  sich  aus  (h-r  Anwendung  der  Steuer 

mii»:liit  auf  die  dureh  let/twiljige  V er f lU»"" ii g  < Testament,  will)  verorl»t«n  \ach- 

.Jc>\  wo  eiDO  .iiutliche  BestätiL^ung  des  T«rstann,'nts  unt<T  <i«T  Fornh'l  „probatum  est" 

:i-Vjir!.     Hier   knüpft  sich  die  Steuer  an  di-n   als«»  ..approbirten"  Ictzt-'U   W  illen.     Die 

utl-jiT'^  Steuer  wuniu  dann  auf  Intes tater bfüllr.  untl  auf  suhhi^   testannMitarisch«' 

WuLje,   wo   iui    Testament  kein   Kx«rcntor  «;niannt   war   (s.  L«^s»'r  a.  a.  (.).)  an-<g«'- 

^Ji&l,  To    nach    dem   geltenden  Keohtc   eine  amtliclu;  Krniächtiüung  zur  V<>rwaltung 

•■■r^fz:  Nachla-sSf:«  mittelst  Ernennung  von  ,,Admini>iiraturL'n**  dur«  h  ,.I«'tt«Ts  of  aduiini- 

STjdijii"  orfolirt.    Hier  knüpfte  s>ich  die  Steuer  an  die»«"  h^tt«M-^  und  fnlirte  d^-mgianiiss 

^;  GüieracbicJ  der  probate  duty  i.  e.  S.  den  Ijczuulichen  Naim'n.    In  wi"iter«^ni  Sinn 

^i  j^:h  dem  popalären,  spater  auch  dem  amtlichen  kiirziTi-n  Spra('hi;«'.braui-h  hiissen 

•■-  .iü!r:.T   nnd  heisson    namentlich  jetzt,   wo   die  l'ntfrs'hifdi'  d(;s  Steuvrtarifs  fort- 

^*?iÜ'::j   aiiid    and    wesentlich  Eine,    nur  in   Ausfiihruuizsformalien   narh   den   l)eideu 
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Hauptarten  der  Erbfolge  Verschiedenheiten  zeigende  Steuer  Forliegt,  beide  genannta     i 
Steuern  zusammen  „probate  duty".  i 

Das  Wesen  dieser  Steuer  bezeichnet  Leser  (a.  a.  0.  S.  387)  folgendermaassen:  i 
,,sie  ist  eine  mittelst  Stempels  zur  Erhebung  kommende  Abgabe  von  denjenigen  Ur«  i 
künden,  deren  Ausstellung  unerlässlich  ist,  so  oft  Jemand  zur  Verwaltung  eines  Mobiliar*  j 
nachlasses  berechtigt  werden  soll".  Die  getroffenen  Urkunden  sind  der  pro  bäte  of  i 
will  (Bestätigung  eines  im  Testament  bezeichneten  Exccutors,  in  England  und  Irland),  i 
die  lettors  of  administration  (Einsetzung  eines  Administrators  mit  und  ohne  i 
Testament  ebendaselbst),  das  inventory  (Inventar,  in  Schottland  stets  bei  Verwal-  i 
tang  eines  Mobiliamachlasses  erforderlich)  (Leser  eb.)*  'i 

Die  früheren,  im  Allgemeinen  um  die  Hälfte  höheren  Steuersätze  (o.  §.  87,     i 
Leser  S.  347)  galten  für  die  Intcs  tat  nachlasse,  die  niedrigeren  für  die  testa-  '  j 
mentarischen  (auch  für  die  ohne  letztwillig  bestimmten  Exeoutor,  wo  daher  leiten     t 
of  administration  in  Betracht  kamen).    Durch   die  neuen  Gesetze  von  18S0  und  1882 
ist  in  diesen  und  anderen  Puncten  Gleichheit  eingetreten,  im  Allgemeinen  so,  dass  im     > 
fiscalischcn  Interesse  die  Sätze  der  testamentarischen  Erbfolge  ungefähr  auf  diejenigen     ) 
der  anderen   crhölit  worden  sind,    nicht  ganz  bei  kleineren,   etwas  mehr  als  das  bei 
grösseren  Beträgen.   Der  jetzige  Tarif  ist:  bis  100  Pf.  rein  (nach  Schuldenabzug)  frei,     ; 
100—500  Pf.  für  je  angefangene  50  Pf.   1  Pf.  (2%),   doch  mit  der  Erleichterunr, 
dass  Beträge  bis  300  Pf.,  zugleich  unter  erleichternder  Erhebungsform  (indem  nämlich 
probate  und  letters  of  administration  hier  gegen  besonderes  Affidavit  durch  Vermittlan^    , 
des  Steueramts  zu  erlangen  sind,  Trevor  p.  24),   iVa  Pf.  Steuer  und  V*  Pf-  Amts- 
gebühren zahlen,  500—1000  Pf.  für  je  angefangene  50  Pf.  IV^  Pf.  Steuer  (2V,7o)» 
1000  Pf.  und  darüber  für  je  angefangene  100  Pf.  3  Pf.  oder  3  %  Steuer.     Früher 
hatte  die  probate  duty  die  Erbschaft  ohne  Schuldabzug  besteuert,  indessen  konnte 
innerhalb   3  Jahren    bei  Nachweis   der  Schulden   der  für  diese  mit  erhobene  Betrag 
zurückgefordert  werden.    Jetzt  erfolgt  die  Steuerbemossung  gleich  unter  Abzug  der 
Schulden  und  der  in  vernünftigen  Grenzen  gehaltenen  Beerdigungskosten. 

Der  nach  dem  Zeitpunct  der  Besitznahme  (nicht  des  Todes  des  Verstorbenen)  zu 
l)crechncnde  Werth  der  Erbschaft  ist  von  den  Executoren  und  Administratoren  in 
Form  eines  „Affidavit*',  einer  schriftlichen  eidlichen  Erklärung,  vor  dem  Gericht  zum 
Behuf  der  Erlangung  ihrer  Bestätigung  anzugeben,  worauf  die  Steuer  durch  Aufdruck  ' 
eines  Stempels  der  Stempelbehörde,  jetzt  auf  dieser  Affidavit-Ürkunde  selbst,  bemessen 
und  erhoben  wird.  Der  erwähnte  P/o  Stempel  der  legacy  und  succcssion  duty  gilt 
jetzt  damit  als  berichtigt.  Die  Garantie  der  richtigen  Besteuerung  liegt  mit  in  dem  Gha 
rakter  der  zu  stempelnden  Urkunden  als  gerichtlicher  (Leser  S.  304),  in  der  Ver- 
antwortlichkeit dar  Nachlassverwalter  und  der  Gerichtsbeamten,  denen  daher  auch 
Strafen  angedroht  sind. 

Der  grosse  Umfang  der  probate  duty,  daher  auch  der  hohe  Ertrag,  erklärt 
sich  mit  durch  die  eigenthümliche  Ausdehnung  des  Begriffs  „persönliches  und  beweg- 
liches. Vermögen''.  So  gilt  die  Nutzniessung  von  Grundstücken,  welche  nicht  speciell 
„auf  Lebensdauer''  bestimmter  Personen,  sondern  auf  irgendwelche  Zeittermine  in 
Jahren  läuft,  zum  „Mobiliarvermögen"  gehörig  und  ist  der  probate  unterworfen:  practisch 
wichtig  bei  den  städtischen  bezüglichen  Rechtsverhältnissen  (Leser  S.  353.  Dowell 
III,  145:  „immoveable  moveiiblcs",  leasehold  statt  freehold).  Auch  sonst  so  manches 
Eigenthümliche  (s.  Leser  a.  Ji.  0.).  Bewegliches  Vermögen,  das  im  Ausland  ge- 
legen (fremde,  in  Grossbritannien  nicht  domicilirte  Werthpapiere !) ,  z.  13.  von  der 
probate  duty  frei  (Trevor  p.  10,  42). 

2.  Die  account  duty  ist  1881  zur  Ergänzung  der  probate  duty  für  einige 
Fälle  eingeführt,  welche  letztere  Steuer  nicht  tritlt:  für  die  donatio  mortis  causa;  für 
den  Erwerb  in  Folge  des  Ueberlebens  der  Person,  welche  mit  einer  anderen  ein,  im 
Falle  des  Todes  der  früher  sterbenden,  der  überlebenden  allein  verbleibendes  Eigcn- 
thum  besessen  hatte;  für  den  Vermögenserwerb  einer  Person,  der  derselben  durch 
den  Tod  einer  anderen  zugefallen  ist,  welche  ihr,  unter  Vorbehalt  einseitiger  Auf- 
lösung des  Versprechens  in  einer  anderen  Urkunde  als  in  einem  Testament,  rein 
schenkungsweise  jenes  Vermögen  übertragen  hatte  (ausschliesslich  solcher  Fälle  zu 
Gunsten  des  anderen  Theils  der  Ehegatten,  wenn  dies  vor  der  Eheschliessung  ab- 
gemacht ward).  Name  von  der  Verpflichtung,  eine  bezügliche  „Rechnung"  beim 
Steueramt  einzureichen.  Tarif  und  Einrichtung  wie  bei  der  probate  duty,  doch  mit 
kleinen  Abweichungen.     (Leser  S.  532,  Bull.  1885,  II,  717,  Trevor  eh.  2.^ 
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§.  134.  —  3.  Die  lepacy  duty  ut  cbcDfaüs  eine  Eixänzun^  der  probate  tluty, 
äit  trifit  ujc  Erb&cLaftCD.  Erbantheile  and  Lüvrate  bei  der  A u>t heil u nie  an  di«;  Km)  r.truis- 
kerecfatijrteo    in  den  nich  dem  Verwandtschaftsfitrhältni^s  der  lm/t<T(>[i  /niu  Krij!:i^>>'  r 
WstioiBiten    geä«Czlichen  Tarifsätzen.     iVockc  S.  22n— 22"«.    Dnweil  ILI.  ]  T.i  -  l.V». 
153. 134.  Leser  a.  a.O.  2.  Artikel. S. 41»»— 5M4,  llull.  Ins'i.  II.  71s— 720,  'J'irv.ir  rli. :;. 
Begrifflich  ist  im  Stnüe  des  Steacr]|re»et2es  Jotracy*  (..Vt*nnäi'h(iii^v.  wuIut  Vdc.ki* 
&  Steuer  „Vermach tiiiäSbt euer**  nunnt*  jede   tcstiunentariM  he  ViTtViirimir,   ilumh 
tidcbe   Eiirenthüm    oder  Natznicssänng  purhönlichcii   oder  hrweirlicUeii    Vriiin^ons   an 
Jraindeii   ub«rtr3jt;en  wird,   einerlei   ob  diu  betrellfndeü  nhjecte  selbst  s<  hon  in  ilei 
Ei^cliaft   sich    beftoden   oder  durch  Verkauf  oder  Ver{irändiiii^  (MlH■^  Imiiinbils   rr^t 
n  realiüren    sind    and  üb  die  Vermächtuissc  in  Ca[titaläumiiii.:ii  oder  in  K<'iit<!ri  orliT 
Aiauitäten    beätfhcu:   ferner   umfasat  der  BegritT  die  donatio  mortis  raiisM.     ((itMiaiie 
i^Miisök.  W93  oach  den  legacy  duty  act»  unter  Jegracy"  ä:ehört,  bei  'I'revor  p.  (;o--lo2). 
Ihe  Intestaterbfolge  in    Mobil iaruachlasä  wird    aber  dann    ebenfalis  und    i^leich- 
BAäi^dcT  legacy  duty  untenrorfen.    Leser  unterschoidet  in  ^^enauerer  lormulirun^  der 
Eixalieh^D  Steuerpilicbti^keit  drei  KAlle:  1)  den,  wo  durrh  die.  !oL^'l<'.y  duty  die  LeL''Htü 
ad  Aotheile  an  einer  vMobiliar-^  ErWhaft.  weun  sie  vom  Naclilassverwalter  demji:niü:en, 
kL  äie   bestimmt    sind,    ausgeliefert  oder  vum  Nai-hla>>\rer->\ alter  als  ihm  selbst  oder 
äer  Toa   ihm    vertretenen   Person  zufallend  zurückbehalten    werden,    je  naeh   ihrem 
B^jure  vocd  nach  dem  Verwandtschaftsverhältni^s  des  Kuipian^ers  zum  Verstorbenen) 
nreisieaem  sind:  2)  den  Fall,  wenn  aus  einem  Immubiliarnaehlasse  Jemandem  Mobiliar- 
tnh'^,  sei    es  als  Lc^at  oder  auch  als  Unirors^tlerbschaft,  zu  fallen ;   .'0  den  Fall  der 
^^■utio  mortiü  causa  bczUi^lich  perbonlichen  und  beweglichen  Vermögens  (Leser  a.  a.  H. 
y  4!*7,  49^). 

Die  übrigens  nicht  ausnahmslose  Ke^irel  i<;t.  dass  dii-.  Veritflichtunir  zur  Knt- 
^^Ltot;^  der  ietrary  duty  durch  das  Domicil  iles  Heerbten  bestimmt  wird,  daher 
■it  drT  Rfrrht-ifolgt%  dass  das  wo  immer  gelegene,  im  Inland  domlcilirren  verstoibeneii 
Ixiü  wie  ADsläiidern  gehört  habende  Verm^g'.'n  steuerptiichtii:-  i>t.  Also  z.  11.  im  Aus- 
:iaJ  iHttindliches  Mobiliarrcrmögen  eines  in  Ensrland  wohnenden  Briten  i^t  Steuer- 
pii'Lä?,  auch  wenn  die  Erben  und  Le;i:ataro  Ausländer  sinii  und  im  Ausland  wohnen, 
issefon  in  England  befindlichcH.  weh  hes  «-in  im  Ausland  domicilirti-r  Verstorbener 
Jit::!j^st.  ist  nicht  steucrptiichti^;,  aueji  wenn  es  an  Inlünd'r  t'.illt  (L<'Ser  S.  .'lUU, 
UL  IH«*.!,  II,  719,  Trevor  p.  51  fl'.,  mit  Kechi?i;dlen). 

N*T;tzuu«r  s  nrchte  an  Immobili«'n  filr  bf\->timmf<*  J:ihre.  dejiM-Injld-*  .  wehlu; 
il:  Mur..iliarTi-nnög';n  der  probate  unterliegen  ^S.  272»,  sind  seit  \^ö:i  «ler  legaey  duty 
v^i.^:a  und  der  succession  duty  unterstellt. 

L»en  vielfältigen  Venchiedenhciten  der  testnuientarisehen  He>limmunp;en  \ind  di.Mi 
^"übälrrjL^aeii  bei  Vererbunjj  von  Nutzniessungon  trügt  das  .Steuer;:(;set/.  mitte.lst  einijr 
T-!::h-;ri  «Jasoistik  UVchnung,  wobei  dann  wieder  manche  Eigenthümliehkeiten  luitiselu-r 
^b!:Terhältnisse  und  Winhschafts-  und  lamilienäittcn  lii-rvoitreti-n.  Leser  triebt 
tiiicits  l>t:merkenswerthe  Einzelne  an.  Ueber  die  Complieatij»nen,  so  die  Mö^ilielikeit 
•'.a-.r  Cum  ulat  ion  einer  ganzen  Kcihe  lejiaey  duties  in  Einem  I'alle  iz.  11.  wenn 
Lriri-reiiten  auf  mehrere  Loben  von  dem  ersten  Langhd>end<'n  gleii-h  anl'  di«'  Naeh- 
itsiLrij  irizwischen  verstorb^JUer  EmpfangsbercchtiL'^ten  tibergehen),  s.  aueh  Hnll.  I^^sr», 
il.  TlM.     Weiteres  Casoistischc  bei  Trevor. 

I)^;r  sienei Pflichtige  Betrag  des  Mobiliarvormrt';ensw(;rths  ri«ht«,-t  suh  nach  dem 
^ci:{<Q:icte  der  Vertheilung  an  Erben  und  LeL'-atar*  und  iat  im  Allgemeinen 
W  Ca])italw<:rth.  Fur  Zeit-  und  Leibrenten  i>ind  amtlichir  Tafeln  fiir  die 
t*:*.:hnang  des  Capitalwerthes  ?orgcsch rieben  «Leser  S.  r>17  H'.,  Tr(^vor  p.  iH\'.\  H'., 
■lii  TafrJn  dos  Ges.  r.  1S53'.  Bi-i  der  leiracy  duty  von  .lahresrenten  orfolut  zur  Kr- 
■■vhtoruRg  der  Sieueiidlirhtiiren  cini*  Verschiebunu"  und  N'ertheilunji^  der  Steiier/ahlung 
■'.i  r.'.'T  Jabr'räratcu. 

Die  Xiicbstverpfliehteten  zur  Steuer/jihlung  >intl  die  Nachlassv '-rwal  t<.r  i^Tre- 
'i'Ti.  122  IL,  schon  nach  den  Gesetzen  von  17!H)  u.  IS  IT)-.  Diese  haben  die  Krb- 
^'hxfic-n,  Erbantheile  und  Legate  geiren  «Quittung  des  EmidVini^ers  an-.znantworten, 
■i  v.;.her  auch  der  Steuerbetrag  und  Stcuerfus-»  anzusreben  iat.  1)1«^'  <juiltuni»«'n 
■■  I  d^iin  '»innen  kurzer  Frist  (21  Ta-ie'  an  die  St. rut-rbi-hftrde  abzuliefern,  wo  si«* 
■V    A  i ij  n  t'  r .   Fi nr.nzi» i^.M'n-'Hiuft.  III.  1  ^ 
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mit  dem  betreffenden  Stempel  gegen  Zahlung  der  Schuldigkeit  yeTsehen  werden  (Leier 
S.  526.    Etwas  abweichendes  Verfahren,  wenn  der  Verwalter  selbst  Erbe  oder  Legatar,  k 
eb.  527).    In  gewissen  Fällen,  bei  sich  sehr  verzögernder  Abwicklung  und  schwieriger  i 
Wcrthfeststellnng  der  Erbschaft,  kann  auch  Steuerabfindung  far  die  legacy  doty 
stattfinden  (eb.  528). 

Unter  den  Cautelen  zur  Sicherung  des  Fiscus  befindet  sich  die  BestimmoDg, 
dass  nur  die  abgestempelte  Quittung  Beweiskraft  für  die  Ausliefernng 
der  Erbschaft  u.  s.  w.  hat.  Ferner  sind  empfindliche  Geldstrafen  angedroht,  ao 
z.  B.  10  7o  ^^  Betrags  des  Legats  u.  s.  w.  bei  Auslieferung  ohne  Quittung  oder  bdi 
Empfang  ohne  Ausstellung  der  Quittung,  u.  a.  m.  (Leser  S.  529,  Trevor  p.  146).. 

4.  Die  succcssion  duty  hatte  durch  ihre  Tendenz,  vornehmlich  das  noch  nicht 
durch  die  anderen  Steuern  getroffene  Immobiliarvermögen  zn  besteuern,   eine) 
besondere  principiello  Bedeutung  (Vocke  S.  224,  Dowell  III,  150—154,  Bull.  1886,  ^ 
II,  720 — 722,   Trevor  cb.  4).    Dadurch,   dass    sie   ausserdem   den  Debergang  tob  j^ 
Gentlssen   aus  Settlements,   in  Bezug  auf  bewegliches  wie  unbewegliches  TeP-^ 
mögen,  und  die  bis  lS5d  der  legacy  duty  mit  unterstellten  leaseholds  traf,  war  mia.^ 
Anfangs  der  Ansicht,   dass  der  Ertrag  erheblich  sein  werde,  zuerst  400,000,   spiftirj- 
bis  2  Mill.  Pf.    Letztere  Erwartung  ist  nicht  erfallt  worden,  namentlich,  weil  manchei  ,^ 
aus  dem  Gebiet  des  Immobiliarvermögens  schon  mit  unter  die  legacy  duty  fiel,  fernar  J 
weil  das  britische  Grundeigenthum  so  vielfach  mit  Reuten  u.  dgl.  zu  Gunsten  nalnr  J 
Verwandten  belastet  ist,  welche  niedrige  SteueVsätzo  zahlen,   endlich  weil  der  Steuer.^ 
bei  Grundeigenthum   nicht  der  Gapitalwerth,    sondern  der  Genusswerth  w&hrend  der'.; 
wahrscheinlichen  Besitzdauer  (o.  S.  270)  zu  Grunde  gelegt  wird,  z.  B.  zahlt  ein  Grund*  • 
besitz  von  500u  Pf.  Werth  und   von  150  P£  Jahresreinertrag  bei  einem  35 jährigen^ 
Erben  nur  fUr  2862  Pf.  St.  Annuitäten  werth  Steuer,  weniger  wenn  der  Erbe  ftlter," 
mehr  wenn  er  jtlnger,  niemals  aber  für  mehr  als  2890  Pf.  St.  (BuU.  p.  721). 

Die  Steuerpflicht  richtet  sich  nach  dem  Domicil  des  Objecto,   daher  tsiSt^ 
sie  nur  Immobilien,  welche  im  Königreich  liegen,  und  Mobilien,  welche  hier  wirklicli  i 
oder  nach   legaler  Fiction   sich   befinden.    Mancherlei  Gasuistik   auch   hier   wieder^ 
(Trevor  p.  163  ff.,  167  ff.),  * 

Im  Wesentlichen  sind  die  Bestimmungen  über  die  legacy  duty  analog  anwendbar  i 
auf  die  succession  duty.  Die  Steuer  von  Grundeigenthum  und  von  Pachten  ist  in  ^ 
8  halbjährigen  Baten  zu  entrichten,  deren  erste  1  Jahr  nach  Besitzerlanguog  fällig  wird.  ^ 
Ruckständige  Steuerbetr&ge  sind  (wie  auch  bei  den  andern  Erbschaftssteuern)  mit  4  */#  ^ 
Verzugszinsen  belastet.   Vorauszahlungen  geniessen  einen  gleichen  Discont  -^ 

§.  125.  Die  finanziellen  Ergebnisse  der  britischen  Erb-(« 
Schaftssteuern  zeigen  ein  im  Ganzen  fortschreitendes  Wachsthnoii  5 
das  wohl  wiederum  die  gemeinsame  Folge  des  steigenden  Wohl- 
standes in  den  besteuerten  Glassen,  der  Verbesserungen  des  Steuer- 1^ 
gesetzeS;  besonders  der  erhöhten  Steuersätze,  welche  wirksamer  als  \ 
die  Ausdehnung  der  Steuerfreiheiten  und  Ermässigungen  fUr  kleine  i 
Erbschaften  waren,  und  endlich  der  Verbesserungen  der  Steuer-- 
Veranlagung  und  Erhebung  ist.  Wie  weit  letzterer  Umstand  von^ 
Einfluss  war,  lässt  sich  freilich,  zumal  für  Fernstehende,  nicht  näher  ^ 
ermitteln.  > 


Die  Statistik  der  Erbschaftssteuern  und  der  VermOgensbeträge,  welche  ihnen 
Grunde  liegen ,  bieten  wieder  fiel  Interesse  für  die  Beurtheilung  der  Vermögen»-  ^ 
Verhältnisse.  Da  die  probate,  legacy  und  succession  duty  mehrfach  verwandte  Ver-  ^ 
mögensarten  treffen,  kann  man  übrigens  auf  die  relative  Höhe  und  Belastung  dei  -, 
Mobil-  und  Immobilvermögens  aus  den  Daten  dieser  Steuern  keinen  Schluss  ziehen.      ^ 

Der   Ertrag   dieser   Steuern   für  das   ganze   Königreich   (incl.   Irland)    war   in  > 
Mill.  Pf.  St.  (nach  Vocke,  Dowell,  Stat.  abstr.,  Bull.,  Rep.  of  inl.  rev.):  i 

i 
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Probate 

Legacy. 

Sacccssion. 

Summe 

fscit  1SS2  incl. 

accooDt  daty). 

ISIO 

441 

441 

— 

881 

1S20 

789 

906 

— 

1696 

184U 

989 

1203 

— 

2192 

1S50 

1031 

1384 

2415 

1S60 

1395 

1567 

603 

3564 

1S70 

1981) 

2157 

806 

4953 

1S«^0 

3218 

2827 

780 

6826 

ISS4 

4063 

2822 

935 

7819 

lSS5/Sft 

4104 

2475 

85S 

7436 

Seit  1SS2    sind   von  der  Icg^acy  und  snccossion  duty  die  Erträge  des  1  7o  ^^^ 
fcecten  Linie    fortgrefallen,   bez.  mit  in   der  probate   enthalten.    Der  im  Jahre  der 
le&rm  anf  125,0UU  Pf.  St  veranschlagte  Verlust  an  legacy  duty  b«!trug  in  Wirklich- 
kit S1.S90  Pf-  für  spätere  Jahre  wurde  er  auf  720.000  Pf.  veranschlagt.    Der  finan- 
ifaUeMehrertrafC  der   ISSler  und  lS82er  Reformen  wurde  auf  700,000  und  515,000  Pf. 
■I  1  Jahre,  aaf  700,000  und  720.000  Pf.  für  spMer  angenommen  und  war  im  ersten 
viiUicli    532,000    und    454,9^)0  Pf.  (Stat.  abstr.  no.  33,   p.  24,  25).     Die  jährlichen 
Irtnffischwankunj^cn    sind  natürlich   mit  die  Folge  der  individuellen   Erbfälle  (Hohe 
4er  Erbschaften.    Verwandtschaftsgrade).    So  war  der  Ertrag  der  legacy  1884;S5  und 
l^'"^  2.S12   and  2.475,  der  succcssion  duty  0.930  und  0.85s  Mill.  Pf.  netto. 

Der   Nettobetrag   des   den   Steuern   unterworfenen  Vermögens   war   im   ganzen 
State  in  MilL  Pf.  (Stat  abstr.  no.  33,  p.  32): 


Lecacy. 

Succession. 

Summe. 

1S70 

85.70 

37.05 

122.75 

ISSl 

109.85 

38.75 

147.60 

Probate. 

Succession. 

Summe. 

1SS2 

124.05 

40.16 

164.21 

1SS4 

134.29 

46.91 

181.20 

1SS5 

138.01 

45.42 

183.43 

Wefen  Veränderung  der  Gesetze  18S1 — 1882  bezeichnet,  nach  dem  Stat.  abstr., 
T«  da  an  das  der  probate  duty  unterworfene  Vermögen  am  Besten  den  VermOgens- 
vec^5«l  dorch  Todesfall.  Neue  statistische  Zusammenstellung  im  29.  Kep.  of  inlaud 
Ter.  p.  XIV. 

Abg^esehen  von  einigen  ganz  kleinen  Beträgen  in  anderen  Sät/en  i^alten  Kesten't 
Tiren  bei  der  lejracy  und -succession  duty  die  Steuerclassen  foIgendcnnas.sen  1885/86 
Vitheüigt  [in  1000  Pf.  St]  (29.  Rcp.  inl.  rev.  p.  XV): 


feraer. 

1  •■; 

Stea«r- 
•Ttimgr- 
22» 

Legacy. 
Stenerpflicht     %  der 
TenBö^B.      Steuern. 

22.941             9.2 

0  0  des 
Vermögens. 

32.1 

Stener- 
ertraff. 

3:^5 

Succession. 

Stoui-rpflicht.     ^  ü  dor 
VennOipen.      Stcoem. 

33,21()           37.9 

%d«8 
Vermögens. 

7:^.3 

3\ 

1017 

53,879         40.8 

47.5 

267 

8,S2b          30.2 

10.5 

5% 

1S9 

3,771            7.6 

5.3 

42 

835            4.8 

1.8 

<  •  . 

27 

448            1.0 

0.6 

11 

184            1.2 

0.4 

MV, 

1031 

10,304          41.4 

14.5 

229 

2.273          25.9 

5.0 

Sune 

2493 

71.375        100.0 

100.0 

885 

45,416        100.0 

100.0 

ükI  nach  anderen  Sätzen). 

Die  Summen  schwanken  nicht  unerheblich.  Im  Jahre  vorher  (1S84/85)  war  z.  B. 
—  tkeilweise  in  Folge  besonderer  Anstrengungen,  Reste  licreiuzubriugen  —  die  Ver- 
s^'^eaasummc  bei  der  legacy  duty  84.85  Mill.  Pf.,  wovon  .Hl.O  allein  mit  dem  1  Vu~ 
in  (cerade  Linie).  Bcroerkenswerth  sind  auch  die  Verschiedenheiten  der  Classen 
Wi  Widen  Steacm,  so  besonders  das  Ueberwifgeu  der  1  %-Clasae  bei  der  succession 
^:  was  auf  ^anz  rerschiedencn  Erbgang  hindeuten  kOnnto:  auf  ein  weit  grosseres 
ZtAamen halten  des  Vermögens,  also  besonders  des  immobilen,  im  Erbirung  der  directen 
Ixe.  Da  indessen  nach  dem  neuen  Gesetz  jetzt  die  1  %  legacy  duty  und  succeäsion 
fcty  durch  die  Abgabe  bei  der  probate  duty  gleich  mit  gedeckt  wird  (o.  S.  269),  so 
i^  Tc?zt  riel  Heinere  Summen  in  der  1  °/^;^C\iisae  besteuert  als  früher,  so  dass  dieser 

18* 
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Schluss   nicht  ohne  Weiteres  statthaft  ist.    So  war  z.  B.  1879—1880  57.4  7o  des  ge-  j 
sammten  Vermögens  gegen  nur  32.1 7o  jß^zt  in  der  1.  Classe  der  legacy  duty.  Damals  kam 
vom  Vermögen  tlber  die  Hälfte  auf  die  gerade  Linie,  auf  die  nächste  Seiten-  ) 
linie  (3  7o-Classe,  Geschwister  und  deren  Descendenten)  fast  ein  Drittel  (31.1  •/Ü,  ^ 
zus.  8S.5  7o  mit  60.8  7o  ^^^  Steucrertrags ;  jetzt  bei  der  legacy  duty  zus.  nur  79.6  % 
mit  50  7o  <^cs  Steuerertrags.    Auffallend  bleibt  aber  immerhin  die  viel  stärkere  Quote  I 
des  Vermögens  in  der  1.  Classe  bei  der  succcssion  verglichen  mit  der  legacy  dutyr*. 
73.3   gegen   32.1  7o  "^d   auch  gegen   nur   57.4  7o  in    1879/80  (S.  ältere  Daten  der 
legacy  auch  bei  Leser  a.  a.  0.  S.  534,  nach  d.  22.  u.  23.  Rep.  of  inl.  rev.     Die  i 
Vermögensquote  der  1  7o-aasse  war  1877/78—1879/80  59.0—56.45—57.41,  der3Vo- 
Classe  29.1— 3  L6— 31.06  7o).     Der   finanzielle   Schwerpunct   der   Erbschaft»-' 
Steuer  liegt  bei  so  niedrigen  Steuersätzen  der  geraden  Linie  doch  in  der  Besten erang  \ 
der  nächsten  Seitenlinie  (37o)  ^ßd  der  ganz  entfernt  Verwandten,   bes. 
Nichtverwandten  (10  7ü- Classe),  die  1885/86  zusammen  bei  der  legacy  82.2,  bca  ' 
der  succcssion  duty  56.1  7o  Ertrag  gaben  und  auch  vor  der  Compensation  der  1  •/^  ] 
legacy  und  succcssion  duty  durch  die  probate  bei  der  legacy  allein  68 — 70  7o»   ^"^  \ 
bteuerpolitisch  beachtenswerth  ist. 

§.  126.    Anhang.    Körperschaftssteuer.  ' 

Wiederholt  ist  in  England  die  Besteuerung  körperschaftlichen  u.  dgl.  Vermögens  ' 
und  Einkommens  erwogen  worden,  oder  eine  Besteuerung  des  Vermögens  „der  tcdten  j 
Hand'*,  zugleich  als  Ersatz  der  hier  entgehenden  Erbschafts-  und  Besitzwechselsteaern.  • 
Ein  Anfang  mit  dieser  Steuer  wurde  durch  das  Gesetz  48  und  49  Vict.  c.  51  jQDgst  * 
gemacht.  Es  unterwirft  das  (reine)  Einkommen  der  Körperschaften  u.  s.  w.  einer  | 
5  7o  Jahressteuer.  Da  aber  der  weitaus  grösste  Theil  des  Vermögens  und  Einkommcmi 
solcher  Körperschaften  gesetzlich  steuerfrei  blieb,  weil  und  soweit  er  ölfentlicbea  ' 
religiösen,  Wohlthätigkeits- ,  Erziehungszwecken  dient  oder  für  bestimmte  gesetzlich  ■ 
vorgeschriebene  Zwecke  verwendet  wird,  fällt  nur  ein  kleiner  Theil  der  Corporationen 
u.  s.  w.  und  ihres  Einkommens  unter  die  neue  Steuer,  noch  erheblich  weniger,  als  ' 
man  beim  Erlass  des  Gesetzes  veranschlagte,  nämlich  nach  den  Ergebnissen  des  ersten  . 
Jahres  1885/86,  worin  die  Steuer  in  Kraft  stand,  noch  nicht  10 7o  <^es  bezüglichen 
Einkommens.  Dieselbe  traf  den  Betrag  von  593,000  Pf.  Einkommen  von  city  com-  ^ 
pauies,  city  of  London  Corporation,  inns  of  court,  von  102,000  Pf.  von  anderen  Körpern,  • 
wie  Clubs,  Provinzialgilden,  unreformirte  Corporationen ,  schottische  Incorporationen  ^ 
u.  dgl.  m.,  zus.  von  695,000  Pf.  St.  Der  Steuerertrag  im  genannten  Jahre  war  nur  ^ 
33,661  Pf.  St.  (29.  Rep.  of  inl.  rev.  p.  20).  < 

Das  Einkommen  der  Erwerbsgesellschaften  aller  Art  fällt  unter  die  Ein-  4 
kommensteuer  mit.  Aber  eine  Ersatzsteuer  für  die'  entstehenden  ErbschaftssteoeA  ^ 
und  Besitz  wechselabgaben  dieser  Gesellschaften  fehlt  in  Grossbritannien  noch.  ^ 


5 


D.  Gebrauchs-,  insbesondere  Verbrauchsbestenerung.      '] 

(S.  0.  §.  84-86,  auch  §.  83.)  ' 

§.  127.  Im  Allgemeinen.  Auf  diesem  Gebiete  liegt  nach  ^ 
dem  Früheren  (§.  106  flF.)  der  Schwerpunct  auch  der  britischen  *• 
Staatsbesteuerung,  und  hier  haben  die  bedeutendsten  Veränderungen,  ^ 
meist  in  der  Richtung  grösserer  Vereinfachung  und  der  Concentri-  ^ 
rung  der  Besteuerung  auf  wenige  Hauptartikel  stattgefunden:  ^ 
Bier,  Branntwein,  Wein,  Tabak,  Thee  sind  die  richtig  aHB- ^ 
gewählten  und  iiscalisch  passend  behandelten  fünf  Artikel ,  welche  ^ 
fast  den  ganzen  riesigen  Ertrag  der  „Accisen  und  Z(11Ie"  geben,  ^ 
45  Mill.  Pf.  St.  oder  98%  von  den  gegenwärtigen  46  Mi  11.  Pf.  St  \ 
(incl.  Licenzen).  Die  beiden  ersten  Artikel  gehören  der  Accise,  die  < 
drei  letzten  dem  Zoll  an,  dem  auch  fremde  Spirituosen  unterliegen.  [ 
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Die  principiellen  und  practischen  Gesichtspuucte  verkchrs-, 
virthschafis-,  sanitäts-,  sittenpolitischcr  Art  bei  dieser  Gestaltung 
Jer  „indirecten  Besteuerung''  und  der  Auswahl  und  Behandlung 
der  genannten  Stenerobjecte  liegen  auf  der  Hand.  Sie  bedürfen 
lach  keiner  besonderen  Begründung.  Nur  darauf  ist  hier  hinzu- 
veiseDy  dass  eine  solche  Gestaltung  der  indirecten  Verbrauchs- 
besteoernng  an  Voraussetzungen  gebunden  ist,  welche  nicht  überall 
Torhanden  sind:  nur  ein  Land  mit  einer  sehr  wohlhabenden  Be- 
'  Tölkening,  einschliesslich  der  unteren  Classen,  und  mit  so  ei<^en- 
thflmliehen  Consnmtionsverhältnissen,  wie  Grossbritannien,  kann  mit 
loaiizieUem  Erfolg  und  ohne  gar  zu  starke  —  übrigens  auch  hier 
licht  fehlende  —  Beeinträchtigung  der  „Gleichmässigkcit"  der  Be- 
itenerung  so  vorgehen.  Beide  Rücksichten  nöthigen  anderswo  zu 
dner  Ausdehnung  der  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  eine  grössere 
Anzahl  Artikel  und  zu  massigeren  Steuersätzen  auf  die  einzelnen, 
ksonders  auf  diejenigen  der  Massenconsumtion.  Zur  Nachahmung 
iit  die  britische  Reform  der  indirecten  Steuern  daher  nicht  ohne 
Weiteres  geeignet.  Das  wird  sich  im  Folgenden  deutlich  ergeben, 
ttch  in  Betreff  der  öfters  behaupteten  „vorbildlichen^^  Bedeutung 
der  2^1lreform  nnd  zwar  selbst  der  FinanzzoUreforui  (§.  .140). 

Accise-  und  Zollvesen  h&Dgen  überhaupt,  vollends  in  (irobsl)ntannicn  en^  zu- 
saaaea  und  mit  dem  crstcren  hier  in  einigen  Thcilen  auch  das  Stein pclwosi/n.  Durch 
TtlMTtn^Dg  von  Steaern  auf  cini<rc  Gcg-enstande  vom  Accise-  zum  ZoUdepartemont 
»bcäonden  1S25  Caffee,  Cacao,  PfcITer,  Tabak,  Wein,  fremdo  Spirituosen,  aurh  Thee), 
'iurrL  Verschiebanifen  der  Ressorts  zwischen  Acciso-  und  St<'Hjpc'lv«'rwaItung  vso 
mitu  1S64  Licenzen  für  venchledenc  Geschäfto  von  der  Arcise  zu  d<Ui  Stempeln 
-.scrtrairenV  sowie  durch  Umgestaltung  der  assessed  taxos  in  Licen/abgabcn  unter  der 
lcci56venraltuDg  (1S67,  1869)  sind  Verändmia^en  im  Cmi'antr  dor  einzehien  Ver- 
▼ikangen  eiog'etreten ,  welche  bei  Vergleichuugen  der  finanziellen  Ergebnisse  vor- 
•cki>.^Qer  Jahre  zu  borQckfichtigeu  sind. 

§.  128.  Verwaltungsorganisation.  Die  Acciseverwal- 
tong  bildet  seit  1849  (12  n.  13  Vict.  c.  1)  mit  der  Stcnii)elverwaltung 
ieinscbliesslich  Erbse haftssteuern)  und  derjenigen  der  directon 
Steaern  (Land-^  Haus-,  Einkonimensteuer)  zusammen  das  inlän- 
dische Generalsteueramt  (board  of  commissioners  of  inland 
revenne,  s.  o.  §.  114).  Die  Zölle  unterstehen  einer  correspondi- 
rcDden  obersten  Centralbehörde,  dem  Generalzollamt  (board  of 
CMmmissioners  of  customs). 

Oft)  inländische  Steueramt  (aus  5  Mitgliedern,  einschliesslich  dem  Vor- 
ffieoden  und  dessen  Stellvertreter)  ist  für  die  ihm  unteratehi^nden  Steuern  zwar  ein 
ö&keitliches ,  aber  für  jede  der  grossen  Steuert^ruppen  bestehen  Uuterabtln;ilungen. 
I>tT  Dienst  zerfällt  in  den  Jinneren*'  beim  CentraLamt  und  in  den  ,, äusseren''  im  Lande. 
Er  am  fasse  an  6000  Beamte  aUer  Art. 

Zum  Innendienst  der  Accise  gehören  unter  1  Oberbeamten  drei  Classen 
^-11  In.'^pectorcn  (3,  8,  20  an  dor  Zahl\  welche  zum  Theil  Inspectiousreisen  zu  machen 
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haben.  Ftir  den  A  n  s  s  e  n  d  i  e  n  s  t  ist  der  Staat  in  grössere  Einnahmebezirke  (colIecti<Hii)^  " 
und  diese  wieder  in  Unter-  und  in  Wachbezirke  cingetbeilt.  1885  gab  es  daHif  ^ 
90  Bezirksbeamte  (collectors)  mit  325  Gehilfen,  440  Aufsehern  (Supervisors  — f  vaaatt 
50  Prüfern,  examiners,  am  Centralamt),  1400  division  officers,  1070  ride  offioMt»  ■' 
850  Assistenten,  zusammen  ein  Personal  von  82  Beamten  im  Innen-,  4175  im  Aasaeav  jn 
dienst  (Nach  den  Auszügen  aus  d.  28.  Bep.  d.  commiss.  of  inl.  rev.  in  franzOs.  Bou.  ^ 
1 885,  II,  224  ff.,  woselbst  Weiteres  über  die  Organisation  des  Amtes  und  DiensIMi  «Ol 
Darüber  auch  Gneist,  engl.  Yerwaltungsrecht  3.  A.  II,  §.  93,  S.  670  ff.)  \l. 

Das  Central -Zollamt  besteht  aus  4  Mitgliedern  (incl.  1  Vorsitzender  und  desscni 
Stellvertreter).    In  diesem  Amt  fungiren  ferner  1  Generaleinnehmer,  1  Geueralcontrolevt;  t\ 
1  Generalinspector,  1  Secretär,  1  Solicitor  und  die  entsprechenden  Bureaubeamten  Hc  ^ 
den  Central-  und  Abtheilungsdienst,  im  Ganzen  1881  194  Beamte  des  GcneralzolUmta. 

Für  den  Zolldienst  im  Lande  steht  das  Londoner  Zollamt,  bei  dem  elVB  Cl 
die  Hälfte  der  ZolJgeschäfte  zusammenläuft  (mit  1856  Beamten  in  1881)  und  te  i^ 
Liverpooler  (mit  789  Beamten)  apart  neben  der  sonstigen  Proviucialzollverwaltiiog»  ^ 
die  noch  2368  Beamte  zählt,  daher  zusammen  für  diesen  Dienst  5013  Beamte,  aoMor  || 
der  jetzt  unter  der  Admiralität  stehenden ,  für  die  ZoUzwecke  mit  dienenden  Küstaa-  , 
wache.    (Nach  Gneist,  a.  a.  0.  II,  §.  92,  S.  666  ff.)  ^^ 

1.  Accise 
(nebst  den  in  Stempelform  erhobenen  bezüglichen  Abgaben).    (S.  o.  §.  84,  85.)         / 

§.  129.    Ueb ersieht.    Die  Gesehichte  der  britischen  Accise^ 
seit  1815,  ans  welcher  die  jetzige  Gestaltuog  dieses  Bestenernngs-  ^ 
Zweigs  hervorgegangen  ist,  lässt  sich  anf  wenige  Grandzüge  znrflck«  ^ 
führen:  einmal  wnrde  allmählich  mit  den  mancherlei,   meist  ü 
kleineren  Accisen  aufgeränmt,  welche  besonders  im  18.  Jahr- 
hundert aus  fiscalischen  Rücksichten  für  viele  Artikel  eingeführt 
und  in  der  Kriegszeit  zum  Theil  enorm  im  Steuersatz  erhöht  worden 
waren  (Salz!),  jetzt  aber  aus  principiellen  steuerpolitischen  Rück- 
sichten (Salz!),  aus  Gründen  des  Productions-  und  Verkehrsinteresses  c 
(Kohle,   Ziegel   und   Bausteine,   andere  Roh-   und  Hilfs- 
stoffe   und    Fabrikate,    namentlich   Seife,    Leder,    Glas, 
Papier,  Zeitungen  u.  m.  a.  m.)  bedenklich  erschienen.    Nur  ein 
paar  finanziell  ganz  untergeordnete  Accisen,  zeitweilig  auf  inlän- 
dischen Zucker,   bleibend  auf  Gichorie   und   auf  Kaffee- 
mischungen wurden  zum  Schutz  des  betrefiTenden  Zolls  auf  Zucker 
und  Kaffee  neu  eingeführt.    Es  wurde  zweitens  die  Besteuernng  von 
Bier  (bez.  seinen  Bestandtheileu)  und  Branntwein  in  principiell 
steuerpolitisch,  volkswirthschaftlich  und  steuertechnisch  fllr  passend 
gehaltener  Weise  rationell  und  dem  fiscalischen  Interesse  gemäss 
ausgebildet,  wobei  in  den  steuertechnischen  Puncten,  besonders  bei 
Bier,  unter  dem  Wechsel  der  Anschauungen  und  der  Productions- 
technik    und  Oekonomik  (Hausbrau,  Absatzbrau)    experimentartig 
Aenderungen  erfolgten,  wie  aus  gleichen  Gründen  anf  dem  Gontinent. 
Es  wurde  drittens  das  erst  später  (§.  153)  zu  besprechende,  weil  auch 
mit  Zoliartikeln  (Wein,  Tabak)  in  Verbindung  stehende  System 


Acciscn.  279 

gewerblichen  Licenzen  fUr  die  gewerbsmässige  BeschUf- 
;  mit  Herstellang  and  Absatz  der  Geträuke  und  anderer  Ar- 
ao  erheblich  aosgebildet,  dass  darin,  auch  nach  der  Seite  des 
ddlen  Ertrags,  eine  wichtige  Ergänzung  der  Ver- 
lehsbeste  a  e  r  Q  ng  gesehen  werden  muss.  Viertens  hat  die 
lucb  zur  Accise Verwaltung  gestellte,  von  uns  hier  ebenfalls  apart 
erst  später  (§.  155)  zn  behandelnde  directe  Gebrauchs-  und 
flssebeBteaerung  auch  Vereinfachungen  durch  Wegfall  der 
er  auf  einige  Objecte  und  Erleichterungen  für  die  bestehen 
iebenen  Steuern  erfahren.  Nur  die  Schiesswaffen-  (Ge- 
ir-)8tener  ist  von  derartigen  neu  hinzugekommen.  Die  oben 
21)  sebon  behandelte  Eisenbahnsteuer  steht  jetzt  auch  mit 
!r  der  Acciseverwaltnng. 

§.  130.  —    1)    Aufgehobene  Accisen. 

Teber  die  M^en^o  der  frühereD,  Id  der  französischen  Kriegszeit  ausgedehnten 
otohten,  jetzt  aofgehobenen  Acciscn,  s.  o.  §.  85.  S.  V30,  §.  88,  S.  195. 
kIbm  bea.  bei  D  o  w  e  1 1  im  stenergeschichtlichen  Rahmen  passim  in  vo\,  II  (so  p.  254, 
,  ISS,  266,  279,  2S5,  294,  308,  314,  323,  341)  und  in  vol.  IV,  bei  den  einzelnen 
ftda,  19IJ  ff.;  femer  bei  Vocke  S.  370  1t'.,  394—407.  Vorübergehend  waren  un- 
idüar  nacb  dem  Kri^^e  auch  noch  einzelne  Erhöhungen  ?on  Accisos&tzen  ror- 
so  fUr  Seife,  Malz.    Die  wichtigsten  dieser  später  aufgehobenen  Accisen 

Ertrag  1815,      Aufhebung    Ertrag  um  die  Zeit 
1000  Pf.  im  Jahre        der  Aufhebung, 

lüOO  Pf. 

1.  Salz 1600        1825        1780 

2.  Steinkohle s94        1S31         830 

3.  Ucbter 354  1S31  476 

4.  l^er 698  1830  360 

5.  Seife 712  1853  1126 

6.  Papier 466  1861  1350 

7.  Stirkc 47  1834  90 

S-  Glms 424  1S45  600 

9.  Ziegel  Ti.  s.  w 269  {^^^  11%]  450 

10.  Bedrackte  Gewebe   ....      388  1831  600 

11.  Zeituiigen 383 1855 488 

Summe:  6235  —  8156 

12.  Kalender ?  1834  c.  33 

13.  Stein-  n.  ird.  Flaschen     .     .  c.   V  1834                         3.7 

14.  Würfel ?  1S62                         5(?) 

15.  Annoncen 125  1853  181 

Die  Ansfahr-RiIckvergQtnngen  sind  hier  möglichst  abgerechnet.     Die  Daten  be- 
xidica  sich  aaf  das  jeweilige  Geltungsgebiet  der  Steuer,   das  nicht  immer  Irland  mit 


Di«  Aufhebung  der  Salzsteuer,  welche  auch  Salz  für  gewerbliche  Zwecke 
iTiehsalz  massiger)  mit  getroffen  hatte,  erfolgte  in  zwei  Schritten,  1S22  durch  Er- 
■äsigfing  fon  15  auf  2sh.  p.  Bushel,  1825  durch  Aufhebuni^  des  Kests.  Das  Interesse 
teSaJz  Terbrauchenden  Gewerbe  mit  ein  Beweggrund  (Dow eil  lY,  5,  Vocke  S.  397). 
Ke  Steinkohlonsteuer  traf  nur  die  zu  Wasser  zugeführtc  Kohle,  daher  einzelne 
('T.e  auch  hierdarch  ungleich.  Der  Ausfuhrzoll  für  Kohle  M  erst  1845.  (Dowell 
V.  415—41%.  Vocke,  S.  370  ff.) 
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Auch  bei  der  Aufhebung  der  anderen  Accisen,  besonders  auf  Lichter,  Leder,  ft 

Seife,  Glas.  Ziegel,  Webwaaren,  auf  Papier,  Zeitungen,  Annoncen,  w&r  die  HQcksicht*  j 

auf  die  Interessen  der  betroffenen  Gewerbe,  welche  das  Product  herstellten  oder,  wie  '" 

z.  B.  bei  Seife,  es  als  Hilfsstoff  brauchten,  und  die  Rtlcksicht  auf  den  freien  Verkehr  k 

gewöhnlich   ebenso   oder  noch   mehr  maassgebend   als   das   „Onsumenteniuterease^.  y 

Jene   ersteren  Interessen    hatten  sich  auch  in  Presse  und  Parlament  eine  mitimter  ^«^ 

ziemlich  einseitige  Vertretung  geschaffen.  Wie  weit  z.  B.  die  Aufhebung  der  ZtÜTsmffh^  h 

Annoncen-  nnd  Papiersteuer  wirklich  den  „Gonsumenten"'  zu  Gute  kam,  steht  aach  ;, 

für  England  dahin.    Vocke  urtheilt  bisweilen  etwas  zu  optimistisch  aus  dem  liberal-  ' 

Ökonomischen  Gesichtspunctc.    Bei  Lichtern,  Ziegeln  wirkte  Übrigens  wohl  auch  der  j\ 
Fortschritt  der  Beleuchtungs-  und  Bautechnik  auf  Aufhebung  der  Steuer  mit  hin. 

2)  Aeltere  kleinere  verbliebene  Verbrauchssteuern  , 
in  Stempelform  und  neuere  kleinere  Accisen. 

Umfassendes  Werk  über  die  practischen  Seiten  der  britischen  Accise:  J.  Bell  , 

a.  J.  II.  Dwelly,  the  laws  of  excises,  Lond.  1875  (1100  p.  in  S%  auch  viele  ältere  * 

Gesetze  (Wortlaut),    a)  Hierher  gehören  aus  dem  Stempelamt  Fon  älteren ;^ -nach  p| 
Aufhebung   der  Wtlrf eisteuer  nur  noch:    1)  die  Spielkartensteuer.    Ermässigung 

der  hohen  Steuern  ?on  1S04,  27«  sh.,  und  noch  1$2S  1  sh.  per  Spiel,  mit  um  den  ^^ 

Unterschicif  zu  bekämpfen  auf  3  d.,    1862,  durch  25  und   26  Vict.  c  22,  Ertrag  j. 
1885/86  15,852  Pf.;   Dowell  IV,  327,  Vocke  S.  252;  ausserdem  besteht  noch  eine 

Licenz  der  Kartonfabrikanten  s.o.  S.  259.   —  2)  Patentirte  Hellmittel  ^ 


kauf  er  u.  s.  w.,  seit  1875  im  gleichförmigen  Satz  von  5  sh.,  1885  20,279  Licenzen 
mit  5070  Pf  Ertrag  (s.o.  S.  260,  DowelllV,  368  ff.,  Vocke  S.  219).  —  3)  Gold- 
und  Silbersachen  unterliegen  seit  1789  dem  Stempel ungszwang  behu&  der  Be- 
steuerung, wobei  jedoch  viele  Artikel  ausgenommen  sind  (Liste  derselben  bei  Do^ell 
IV,  386  ff).  Steuersatz  seit  1815  17  sh.  per  Unze  Gold,  1V|  sh.  per  Unza  SUber. 
Ertrag  1885/86  für  Gold  22.310,  fdr  Süber  45,003  (nach  29.  Kpt.  of  inl.  rcv.  p.  17, 
nach  dem  Parlament,  rcv.  return  vom  26.  Sept.  1886  51,763  Pf.  (?),  vielleicht  hiorincl. 
Zollertrag),  zusammen  67,313  Pf.  St.  Ausländische  Waarc  unterliegt  derselben 
Abgabe  als  Zoll.  Ausserdem  auch  hier  Licenzen  fUr  Händler  (s.  o.  S.  260),  mit 
2  Classen,  zu  5  Pf.  15  sh.  für  Vertrieb  von  feineren  und  2  Pf.  6  sh.  für  den  von 
ordinäreren  Artikeln,  1885  bez.  3794  und  1 1 ,062  Licenzen  mit  22,014  und  26,327  Pf., 
zusammen  48,341  Pf.  Ertrag  (Dowell  IV,  379—388,  Vocke,  253—255).  —  b)  Neue 
Accisen.  1)  Die  kleine  Accise  auf  Gichorie  wurde  1860  zum  Schutz  des  Kaffee- 
zolls eingeführt,  anfange  mit  3  sh.  per  Gentner,  später  erhöht,  jetzt  12  sh.  1  d.,  neben 
einem  seit  18S3  bestehenden  Einfuhrzoll  auf  Gichorie  von  jetzt  13  sh.  3  d.:  inländisches 
Product  also  etwas  begünstigt.  Ertrag  1885  2537  Pf.  St.  Der  Zollertrag  ist  gegen 
70.000  Pf.  St.  —  2)  Früher  unterlagen  der  Accise  auch  andere  Stoffe,  welche  statt 
Kaffee  oder  Gichorie  gebraucht  wurden;  seit  18*^2  trat  an  Stelle  dieser  Abgabe  eine 
solche  für  Artikel  zur  Kaehahmung  von  Kaffee  oder  Gichorie  und  für  Mischungen 
dieser  Artikel  mit  Kaffe  und  Gichorie,  mit  */j  d.  für  je  Vi  Pfund.  Ertrag  abneltmend, 
1885  3859  Pf  St.  (Dowoll,  257  —  260,  Vocke  S.  393.  29.  Kep.  Inl.  Rev.  p.  15). 
—  3)  Inländischer  (Rüben-)Zucker  wurde,  besonders  bei  der  Verwendung  der 
Brauereien,  mit  Sätzen  von  der  Höhe  des  Zolls  besteuert.  Der  Ertrag  für  Rüben- 
zucker speciell  war  minimal.  Die  Accise  fiel  mit  dem  Zuckerzoll  1875  und  für  Bier- 
brauer mit  der  Reform  der  Biersteuem  1881. 

3)  Die  Bierbesteuerung. 

§.  131.  Ueb ersieht.  Diese  Besteuerung  bildet  nunmehr 
mit  und  nach  der  Branntweinbesteuerung  den  gegenwärtig  finan- 
ziell allein  ins  Gewicht  fallenden  Theil  der  eigentlichen  britischen 
Accise.     Die  Bierbesteuernng  hat  seit   1815  mancherlei  Verände- 
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rvitgen  erfahren.  Zn  nnterseheiden  ist  die  eigentliche  Besteuerung 
des  Bieres  selbst,  die  Steuer  auf  die  Materialien  der  Hier- 
bereitODgy  Hopfen  und  Malz,  auch  Zucker,  und  die  Steuer 
in  Form  von.  Licenzen  für  die  mit  Herstellung  und  Al)satz  von 
Mer  beschäftigten  Personen.  Von  den  Licenzen  sind  hier  nur 
diejenigen  auf  Mälzer  und  Brauer  zn  erwähnen.  Die  anderen 
Licenzen,  anf  Händler,  Wirthe  u.  s.  w.  werden  unten  im  Zusammen- 
hang mit  den  anderen  ähnlichen  Licenzen  behandelt  (§.  153). 

Die  Bierbestenerang  des  vorigen  Jahrhundert»  und  der  Kriegs- 
zeit, in  welcher  die  Sätze  stark  erhöht  worden  waren,  bestand  in 
der  Verbindung  einer  Fabrikat-  mit  zwei  Rohstoffsteueru, 
limlich  der  drei  Steuern  auf  Bier  selbst,  auf  Hopfen  und 
auf  Malz,  wodurch  eine  sehr  hohe  Gesammtbesteuerung  erreicht 
wirde.  Zn  deren  Ermässigung  erfolgte  1830  die  Aufhebung  der 
Bier  Steuer,  welche  letztere  nur  das  für  den  Absatz,  nicht  das  für 
den  Haasverbranch  gebraute  Bier  getroffen  hatte,  daher  keine  all- 
gemeine gewesen  war.  Von  den  beiden  Materialsteuern  fiel  die- 
jenige anf  Hopfen  1862,  wofdr  indessen  die Brauereilicenzen  erhöht 
worden.  Die  der  baierischen  ähnliche  Malzbesteuerung,  obwohl 
Rohste  ff  stener,  galt  vielfach  als  technisch  besonders  passende 
Fomi  der  Bierbesteuerung.  Zu  ihr  trat  seit  1817  noch  die  Steuer 
anf  den  beim  Brauen  immer  mehr  als  Malzsurrogat  mit  verwendeten 
Zucker  (Stärkezucker).  Im  Jahre  1880  glaubte  mnn  indessen, 
aach  mit  Rücksicht  auf  die  eingetretenen  Aenderungen  im  wirth- 
sckaftliehen  Character  der  Brauerei,  bei  welcher,  /uuial  nach  dem 
L'mfang  der  Fabrikation,  die  gewerbliche,  für  den  Verkauf  arbeitende 
die  private  zum  Hausverbrauch  grossentlieils  verdrängt  hatte,  im 
Wesjcntlicben  wieder  zur  Besteuerung  des  Bieres  selbst,  bez. 
der  Bierwürze,  also  zu  einer  Art  (Halb-jFabrikatsteuer  zurück- 
kehren zu  sollen.  Üie  technischen  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der 
Messapparatc  (des  Saeeharometersjschienen  auch  die  sichere 
Messung  des  specifischen  Gewichts,  bez.  des  Zuckergehalts  der 
Würze  za  gestatten  und  demnach  eine  beztigliche  Besteuerungs- 
methode anwendbar  zu  machen. 

Das  Licenzsystem  bildet  die  Grundlage  der  Besteuerung,  in- 
dem es  dazn  dient,  die  Bierbrauerei  unter  die  Controle  der  Accise- 
Terwaltnng  zn  stellen  und  dem  Brauer  die  Verbindlichkeit,  gewisse 
Vorschriften  zu  erfüllen  und  gewissen  Controlen  sich  zu  unter- 
ziehen, wirksam  aufzuerlegen.  Die  Steuer  ist  dann  etwas  ver- 
schieden   eingerichtet   für   die    gewerbliche   Absatz-Brauerei 
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und  für  die  private  Hausbrauerei.  Der  Normalsteuersatz  für 
die  Steuereinheit  von  36  Gallonen  Bierwürze  von  1,057^  specifischen 
Gewichts,  dem  Durchschnittsergebniss  von  2  BushelMalz,  istöViSb., 
ungefähr  der  Ertrag  der  bisherigen  Steuern  (auf  Malz  und  Zucker), 
an  deren  Stelle,  zugleich  mit  der  Absicht  einer  geringen  Erhöhung 
des  Ertrags,  die  neue  Steuerform  trat.  Das  finanzielle  Ergebnias 
(incl.  Licenzen)  war  eine  kleiue  Steigerung  der  Erträge. 

Diese  Besteuerungsmethode  hat  das  Gute,  sicherer  als  die 
Malzsteuer  auf  Bier  einen  Qualitätssteuerfuss  anzuwenden, 
soweit  diese  Qualität  von  der  Schwere  der  Würze  abhängt  und  das 
Sacchafometer  zuverlässig  ist.  Einzelne  Technologen  (so  Rud. 
Wagner)  erklären  diese  Bierwürzsteuer,  die  auch  in  Oesterreich 
besteht,  für  die  beste.  Von  anderen  Seiten  wird  sie  aber  bemängelt, 
namentlich  wegen  auch  ihrer  doch  unvermeidlich  noch  weitgehenden 
Controlen  und  wegen  der  dem  Saccharometer  doch  immer  noch  an- 
haftenden Fehler.  Der  Uebergang  von  der  Rohstoffbesteuerung 
(Malzsteuer)  zur  Fabrikatsteuer,  auch  zu  einer  derartigen,  ist 
steuerpolitisch  und  steuertechnisch  auch  in  diesem  Falle  sonst  wohl 
als  ein  richtiger  Fortschritt  zu  bezeichnen. 

§.  132.    Einzelnes  über  die  Bierbesteuerung. 

S.  Dowell  IV,  127—144,  über  Licenzen  etc.  S.  145  ff.  Vocke,  S.  384— 392, 
414  ff.,  BaU.  frang.  1880,  II,  57  ff.;  18S5,  II,  :<66  ff ,  auch  1880,  I,  427  (Gladstone's 
Finanzprogramm  für  die  Biersteuer).  Holzner  in  dem  Aufsätze  „Methoden  der 
Bierbesteucraug'*  in  der  Zeitschrift  für  Brauwesen,  Festnummer  18S0,  S.  44—53; 
H.  ist  Gegner  dieser  Form.  Bell  a.  Dwelly,  excise,  p.  285,  569.  Schäffle  in 
der  TUb.  Zeitschrift  1881,  S.  185.  Rud.  Wagner,  Chem.  Technologie,  11.  Aufl., 
S.  684.    Erträge  um  1815,  s.  o.  S.  195. 

Die  ältere  Biersteuer  war  ?on  Anfang  an  (1649)  nach  der  Biersorte,  bez. 
nach  dorn  Bierpreise  abgestuft  gewesen,  so  z.  B.  1784  nach  3,  1802  nach  2  Sorten 
(„starkes''  Bier  über  16  sh.  per  Barrel  zahlte  10  sh.,  „Tafelbier''  16  sh.  und  darunter 
2  8h.  Steuer),  1823  wieder  nach  3  Sorten  (bei  der  zweiten  mit  weiteren  Clausein)  und 
etwas  ermässigten  Sätzen  (9  sh.  10  d.,  4  sh.  UVs^m  1  sh.  llVgd.),  (etwas  andere  Sätze 
in  Schottland  und  Irland),  bis  1830  die  Aufhebung  mit  einem  Verlust  von  3.11  MiU. 
Pf  für  die  Staatscassc  erfolgte,  was  sich  aber  durch  Steigerung  des  Ck>nsums  bei  der 
Malzsteuer  etwas  ausglich  (Do well  IV,  133).  Die  damals  für  die  Aufhebung  der 
Biersteuer  entscheidenden  Gründe  waren:  Beseitigung  einer  Belastung,  die  bloss  das 
Absatzbier  traf  und  derentwegen  die  Brauerei  für  eigenen  Bedarf  sehr  ausgedehnt 
blieb,  Bruch  des  Monopols  der  grossen  gewerblichen  Brauerei,  die  durch  diese 
Steuerform  begünstigt  wurde,  Minderung  der  den  Betrieb  vertheuernden  (Controlen. 
(Dowell  IV,  128—132). 

Die  Malzsteuer  (seit  1697)  war  am  Schlüsse  des  letzten  Krieges  ron  9  d.  per 
Bushel  Malz  vor  1780  auf  4  sh.  57*  d.  (höher  als  der  Preis  des  Malzes),  die  Hopfen- 
steuer von  1  d.  per  Pfund  damals  auf  2  Va  d.  gestiegen.  Nach  Ermässigungen  und 
Erhöhungen  (1816,  1819)  erfolgte  1S22  eine  Herabsetzung  der  Malzsteuer  auf  2  sb. 
7  d.  Die  hohe  Gesammtbcsteucrung  scheint  doch  den  Preis  zu  hoch  getrieben  und 
den  Consum  vermindert  oder  gehemmt,  ihn  vielleicht  auch  anderen  Getränken  (Thee?) 
zugetrieben  zu  haben  (Vocke  sucht  das  zu  beweisen  S.  386  ff.).  Die  Steuer  auf 
Malz  wurde,  wie  damals  auch  andere  Steuern,  seit  1840  bleibend  um  ö'^/q,  im  Krim- 
kriege  vorübergehend  1854  —  56  auf  4  sh.  erhöht.  Seitdem  blieb  sie  auf  dem  alten 
Satze   von  2  sh.   7  d.  plus  57o  ^is  zur  Aufhebung,  bez.  zur  Einführung  der  neuen 
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ffic^tener.  Der  Steuerertrag  war  in  Grosshritaniik'ii  1^15  6.01.  1S22--28  .M.S6, 
!S30  1.23.  lS-10  (Dach  fort|?efalleoer  Biorsteaor)  suji^ar  o.ai».  Ibll  — 13  wiuder  nur 
i'^>.  1S50— 53  5.5.  IS56  6.70  (Krie?;ssat^\  IS61  6.21.  Is71  H.4>,  1^77  iMax )  s.04, 
1^^  6.70  MilJ.  Pf.  St.  (roh,  aber  abzUsliih  Riu'kznhlnn;;cii  und  Au^fuhrrt^rgrutunüV. 
Uati-n  nach  Dowell  u.  Stat  abstr).  Etwas  t;clieiuuit  i^t  di<j  Zunahme  der  Malz5teu<'r 
LjcrdiDgs  seit  Ende  der  40cr  Jahre  durch  die  steigende  Mitverwcnduiij^  von  Zu<-ker. 
vekfaer  seit  1S47  (mit  äp&tereo  Stcoererh^hungen.  so  1>6L  1^70)  daher  mit  beatcuort 
Tude,  and  zwar  gleich  hoch  w^ie  Malz  äelb>t,  zuletzt  mit  21  »h.  6'/«  d.  per  210  Tfund, 
üä  ficich  S  Bubhcl  Malz  galten  (llolzner  S.  52).  In  den  letzten  Jahren  vor  der 
CBwandlani^  der  Bierstener  (1S7S— SO)  warf  die  Zucker^reuer  5— G  10,000  Tf.  St.  ah, 
Yudor^h  äich  damals  die  ganze  Bierbesteueruug  auf  S^/^—s';^  Mill.  l*f.  btellte  >,uhüe 
dk  Dcenzen).  Immerhin  ein  orhobiich  lanKbam<fn''i  W'ach!^thum  der  Steuer  als  bei  der 
Srauitweinsteaer,  des  Gonsums  als  )>ei  Zucker,  Thee.  Wein,  was  allerdini^s  doch 
wähl  mit  aof  zu  hohe  Bcbtcociung  hinwciht.  Consum  per  Kopf  im  ganzen  Staate 
1^52,  1S72.  16S2  von  Bier  bez.  0.60S,  0.8S5,  0.7Ü6  BarreU.  vun  Wein  0.231,  0,527, 
1.406  Gallonen,  Ton  Branntwein  (elDheiuiisch  und  fremd)  t.OD.'i,  l.]2*J,  1  045  (iallouen, 
TC&  Thee  1.9U0,  4.010,  4.676  Pfand.    (2lt.  Inl.  rav.  rep.  p.  12). 

Die  Hopfen  Steuer,  vor  der  Aufhebung  1S62  ermässiirt  (ISÖO),  hatte  nach  be- 
iUAten  Ernte-  und  Preisschwank ongcn  des  Products  einen  selir  rerftuderlichen  Ertrag, 
Yuach  diese  Biermate rialsteuer  wenig  passend  erscheint  <1'*15  222,000,  1S52— 55 
447.Ü0O.  277.ÜO0,  S6.000,  720.000  Pf.,  Dowell  IV,  134).  Bei  der  Aufhebung 
virnk  der  Verlust  an  Accise  auf  250,000,  an  Zoll  auf  <.)0,000  Pf.  St.  geschätzt 
StaL  aVstr.  'So.  23,  1S76,  p.  11).  Die  Accise  hatte  auf  dem  Hopfen  beim  Produ- 
ctaien  (Telegen.     Hopfensurrogatc  waren  steuerfrei  ^owesen. 

Die  Geäetzgebung  über  die  Malzsteoer.  —  beginnend  mit  S  u.  \)  Will.  IV  (1697), 
:.  22  bis  za  1  Vict.  c.  49  (1837);  die  einzelnen  Gesetze  bei  Dowell  IV,  137.  Note 
r.iin.  die  vor  ISSO  noch  geltenden  abersetzt  in  der  Zcitsclirift  für  Brauwesen,  I.  Jahrg., 
^(l12,  13  —  fasbt  Holzner  a.  a.  0.,  S.  50  ff.  in  ihren  Hauptbestimmungen  ubef  die 
itc^xJsche  Einrichtong  und  Oontrole  zusammen.  Er  sagt:  „die  englische  Malzäti^uer 
f^  diesen  Namen  eigentlich  nicht  mit  Kecht,  sondern  sie  sollte  Öerstensteuer  nach 
Mnas  oder  Gewicht  mit  Berücksichtigung  der  Qualität  heissen*'.  Sic  traf,  wie  dii; 
Hof'feusteaer .  anch  die  Brauerei  für  Eigenbedarf  (S.  auch  Bull.  ISbO,  II,  57  Uljer 
it:a  Chanu:ter  der  Malzsteuer.i.  Mälzerei  und  Brauerei  waren  getrennt,  Keide  an 
Ijc«uen  geknüpft.  Die  Besteuerung  schloss  bich  an  die  Miilzerei  an.  die  grlciätete 
Z&hJang  der  Malzstcuer  hatte  der  Brauer  dann  nachzuweisen.  Die  Steuer  richtete 
i-Kix  aach  Wahl  des  Malzers  entweder  nach  dem  Volumen  der  geweichten  oder 
u.'h  dem  Gewicht  der  trockenen  Gerste,  aus  dem  h-tzterenfalls  das  Volumen 
uch  einer  gesetzlichen  Keductiousziti'er  berechnet  \i  urde.  Das  Einweichen  der  (ierste 
bar.£  nach  schriftlicher  Anzeige  beim  Steueramt  unter  t.'ontruie  von  Steuerbeamten  in 
^stimmten  Tagesstunden  und  innerhalb  bestimmter  Zeitfristen  zu  geschehen.  Dabei 
teätaLden  vielu  Detailrorscbriften  über  das  Verfahren,  die  Apparate  u.  s.  w.  und 
Stnfaiidrobun^en  (Malzen  ohne  Anzeige  mit  100  Pf.  St.  und  ('onfiscation  der  (lerste 
2&  btaa6en).  Vom  berechneten  Volumen  der  eiugeweicht''n  Gerste  wurden  nur  S1.5"^„ 
als  steuerpflichtige  Menge  Bushel  angerechnet.  Das  ^anze  Steuerverfahren  hatte  clic 
u  sich  berechtigte  Tendenz,  neben  der  Menge  die  Qualität  des  Malzes  zu  be- 
ncksichtigen.  was  aber  doch  nur  ung«'nugend  und  nur  um  den  Preis  lästiger  Coutrolon 
erreicht  wurde.  Mit  letzterer  wegen  wurde  beim  Biereximit  auisser  der  vollen,  nach 
■iem.  angenommenen  ProductionsergcbniüS  durch  Keduction  festgestellten  Malzsteucr 
loch  ein  ZuscbUg  ?on  ca.  3  d.  per  Barrel  Bier  für  anderweite  Auslagen  rückvergütet. 
Malz  zur  Fütterung  und  zur  Branntweinbereitung  war,  unter  bestimmten  ('ontrolen  vor- 
{eLommen,  steuerfrei,  Ezportmalz  erlangte  Kuckvrgütung  bis  auf  7\//',,. 

§.  133.  Die  Rückkehr  zur  Bierstciier  und  die  Aul'bebung 
der  Malzs teuer  im  Jahre  18^0  erfolgten  wesentlich  mit  im  Intcr- 
egfeC  der  Gerste  bauenden  Landwirthschaft,  besonders  des  leichteren 
Ackerbodens.  Sie  wurden  jetzt  durch  den  eingetretenen  starken 
KSekgang  des  Umfangs  der  Uausbrauerei  und  der  Anzahl  der  im 
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GewerbsumfaDg  durchschnittlicb  stark  gestiegenen  ,,Brauereien  aaf 
Absatz  und  Verkauf"  (1853  45,294,  1879  nur  noch  22,278  Brauereien) 
erleichtert.  Die  besonderen  Verhältnisse  der  Hausbrauerei  schienen 
sich  jetzt  unschwer  durch  einige  Specialbestimniutfgen  berücksichtigen 
zu  lassen.  Auch  das  Fallenlassen  einer  Rohstoifsteuer  sprach  mit 
für  dies  Vorgehen.  Ob  die  neue  Steuerform  auch  eine  Verminderung 
der  betriebstörenden  Controlen  zugelassen  hat,  wie  erhofft  wurde, 
ist  dagegen  weniger  zweifellos.  Der  aufgetauchte  Gedanke,  die 
ganze  Bierbesteuerung  aufzuheben,  wurde  verlassen  wegen  der 
finanziellen  Bedeutung  des  Objects,  wegen  der  steuerpolitiscben 
Geeignetheit  dieser  Steuer,  auch  weil  die  Biersteuer  durch  die-  , 
jenige  des  Weins  und  Branntweins,  letzterer  das  „Nationalgetränk" 
in  Schottland  und  Irland,  wie  Bier  in  England,  gefordert  zu  sein 
schien.  Auch  der  Gedanke  einer  Herabsetzung  der  Malzstener 
erschien  unberechtigt,  u.  A.  wegen  der  Zweifel,  wie  viel  davon  dem 
Consumenten  zu  Gute  kommen  werde  (sie!). 

Dowell  IV,  ]37  £  Gladstone's  Finanzrede  vom  10.  Juni  1880,  übersetzt 
im  französ.  BüU.,  1880,  II,  427  ff. 

Das  neue  Gesetz  von  1880,  (43  u.  44.  Vict.  Inl.  rer.  act  c.  12,  20),  das  auch 
die  Brauereilicenzen  erheblich  herabgesetzt  hat,  unterscheidet  eigentlich  drei  Arten 
der  Bierbrauerei:  1)  einmal  für  den  Hausbedarf  in  ganz  kleinem  Umfang,  d.  h.  in 
Häusern  mit  wenijfcr  als  10  Pf.  St.  Jahresmicthw^erth:  hier  besteht  nur  die  Ver-i- 
pflichtung,  eine  jährliche  Licenz  fUr  6  sh.  zu  nehmen,  ohne  eine  weitere  Steuer  fOr 
das  Bier,  dessen  Absatz,  bez.  Verkauf  nach  Aussen  verboten  ist,  entrichten  zumOssen; 
2)  sodann  die  Brauerei  für  den  Hausbedarf  in  etwas  grosserem  Umfang,  aber  mit  den- 
selben Verkaufsverboten,  d.  h.  in  Häusern  von  über  10  Pf.  St.  Miethwerth  betrieben: 
hier  tritt  zu  der  6  sh.- Licenz  eine  Materialsteuer,  indem  für  je  2  Bushel  Malz, 
dem  angenommenen  Stoffbedarf  für  36  Gallonen  Bierwürze  von  1,057"  Gewicht,  oder 
für  das  gesetzliche  Aequivalent  von  1  Bushel  Malz  (41  Pfund  Korn  oder  37  Pfund 
Zucker)  je  6  sh.  3  d.  Steuersatz  zu  zahlen  sind;  endlich  8)  die  gewerbsmässige 
Brauerei  zum  Verkauf  von  Bier  (Absatz),  wo  die  Licenz  1  Pf.  St,  und  die 
Steuer  regelmässig  nach  dem  Quantum  und  (^uale  der  Bierwürze  fUr  den  Ein- 
heitssatz von  36  Gallonen  im  specißschen  Gewicht  von  1.057°  beträgt.  Die  Malz- 
menge dient  hier  nur  als  weiteres  Controlmittel,  indem  diese  36  Gallonen  zu  1.057® 
als  Minimalergebniss  der  Production  gelten.  Die  Steuer  will  aber  die  Bierwürze 
nach  ihrem  Zuckergehalt  selbst  zum  unmittelbaren  Steuerobject  machen.  Ausnahms- 
weise wird  davon  abgewichen,  wenn  die  Bierwürze  bereits  in  Gährung  übergegangen 
und  deshalb  die  ursprüngliche  Schwere  der  Würze  durch  das  Saccliarometer  nicht 
mehr  bestimmt  werden  kann.  Hier  wird  gemäss  einer  dem  Gesetze  beigefügten  Reduc- 
tionstabelle  aus  dem  Alcoholgrad  nach  einem  näher  angegebenen  technischen  Ver- 
fahren (Art.  9  des  betr.  Abschnitts  des  Biersteuergesetzes)  die  Schwere  der  Bierwürze 
berechnet. 

Umfassende  und  einschneidende  Gontrolvorschriften  und  Strafandrohungen  sind 
auch  bei  der  neuen  Biersteuer  geblieben,  nur  dass  davon  jetzt  die  Bereitung  des 
Malzes  nicht  mehr  unmittelbar  getroffen  wird  und  die  Anwendung  von  Malzsurrogaten 
erleichtert  ist. 

Zunäclist  besteht  der  Licenzzwang,  das  Brauen  ohne  richtige  Licenz  zieht 
eine  Strafe  von  100  Pf.  und  Confiscation  der  Geräthe,  Materialien,  Bierwürze,  des 
Bieres  nach  sich.  Dazu  kommt  der  Anmelde-  und  Declarationszwang,  nach 
vorgeschriebenem  Formular,  in  Bezug  auf  die  Menge  der  zu  verarbeitenden  Stoffe, 
auf  die  Zeit  des  Einweichens  des  Korns  oder  Malzes  u.  s.  w.,  wiederum  mit  Strafen 
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r«a  IUI)  Pf.  bei  VerätOsscn.  Dif!  Hausbraucr  kiWinon  dur«  h  du*.  ,.('uuiiiiiss:in;  dfs 
iaUndischen  'EiDkommcns"  gcnöthigt  worden,  vor  o.uinn  Vnrih'.usncYixo.r  (Jiler  vnr 
eioer  ADiierea  competenton  Behörde  die  Hirliti^^lioit  ihrer  An>;abiMi  zu  erliärtin.  Diu 
Sfenerbeamteii  haben  das  Kocht,  zu  geeigneten  Standen  dii>  IMume  des  Hausbrauei-s 
n  betreten  ond  dessen  (icräthc  n.  s.  w.  zn  priiteii.  Dor  Vi-rkiiur  an  Ilausliraubier 
uch  Aoäsen.  auch  der  Versut^h  dazu  ist  mit  10()  IM'.  Strafe  beilroht. 

Schärfer  sind  die  Controlen  der  Absatzbraue ri*!.  Sic  unterließt  dem  Zwani;, 
d^  Behörde  eine  genaue  Besrhn'ibung  der  Localitilt<-n  und  di*r(ieriithe  /.u  uber- 
rtbeu.  auch  be/llgliche  Vcr/cichniäse  im  Locale  an/uliet'tcn .  die  (icrtthe.  u.  s.  w.  so 
iifzQ&telleD  ,  dass  sie  den  Beamten  zur  Me>.sunir  zu!rlin;i:lir|i  siud.  wk/.u  iiorh  audere 
ihühche  B€r;nmiuun«reu  kommen  (Cont^avelltion^st^afe  loo  Vi.).  Kbi;n»o  uiuan  bei 
jedem  fiebrän  der  Zoitpnnct  fnr  die  einzelnen  l'roi'>  «lun'U  und  dif  Art  und  Nummer 
■ici  dab<?i  srcbrauchten  Gerürhc  angegeben  werden.  Di«-  .Vnwesenhrit  «i^s  St«*uer- 
Vuiiea  b<i  diesen  Procedoren ,  für  deren  Vornahme  /.um  Tin.'il  gewisse  Fri^tfU 
rorreächricben  sind,  ist  geboten,  ßuchun  «i^szw an  u^  besteht  für  jedi-s  <iebräu.  nament- 
lich muss  Volumen  und  Schwere  genau  in  l{etri.>ier  eingetragen  werden.  Diese 
K-^gist^r  stehen  dem  Steuerbcamten  jederzeit  zur  Einsicht  otl'en.  Zur  Ausgleichung 
TOD  A)»i7äng'on  u.  dergi.  wird  eine  Differenz  bis  zu  \**,„  nachgeM:li<'n,  um  welche 
^■jlameu  und  Gewicht  der  wirklich  gewünnen<',n  Hierwur/f  hinter  denjenigen  der 
rKhatiDesmä«>si|g  (nach  der  Malzmenge  ii.  s.  w.*  angenommenen,  bei  unvullständigi>r 
üswindluDs:  der  Kohstofle  in  Zucker,  zurückbleiben ;  desgleichen  eine  Diii'eren/  bis  O'Vo 
kr  Menge  in  Folge  von  zufälligen  Verlusten.  An«!erer>eits  aber,  wenn  in  irgend 
-iA'Di  Moment  das  spociflsehe  (iewicht  der  Bicrwür/c  mtdir  als  2%  des  vom  Brauer 
t:fclin<:n  (i(>ersteigt ,  gilt  das  (iebräu  für  ein  neues,  voll  iler  Steuer  unterlieirendes. 
>  'ritnrentiünvn  gegen  die  einzelnen  Controlvurschriften  ^ind  reaelmii^Niir  mit  100  Pf.  St. 
^•-ÜT'  Lt.  Die  Steuerbeamten  haben  das  Kivht,  bestund  ig  T.ig  und  \:uht  di«;  Ab>at/,- 
'.niereien  behufs  Controlc  zu  besuchen. 

Die  Aüsfuhrvcrgutuug  der  Steuer  iät  t»  üh.  3  d.  t'ur  j>!  ;l(i  (ialiunen  Bier  von 
I.UST  (jrad  und  in  diesem  Verhrdtniss  für  anderes. 

Eine  wesentliche  Aenderunsr  und  Ermässigung  haben  die  Itrauereiliccn/.en 
^.'fahren.  Jetzt  bestehen  massige  fixe  Sätze  von  1  Pf.  und  (i  ^h..  ausnahm>wei!»i: 
■«iL.,  bei  Hausmiethwerth  von  10—1."*  Pf.  und  seit  l*»**j  für  klein.'  IIau>l»r.iuer  nur 
Isfi..  seit  1S^6  fnr  solche  bis  S  Pf.  Mieihwerth  sogar  Liren/st'Mierfreiheit.  Vordem  l»e- 
:*iiid<:D  huhi^re  Stufensätze  nach  Maas»;cabe  der  (irü^s«:  der  Bierproduct inn. 
.V  <-:LuTi  nach  dem  ersten  Liccnzsy^^tein  von  17^4  und  naeli  den  ver-^eliif.Mlini-n  \  er- 
udrruDireu  desselben:  ebenso  für  Mälz<.>reien  nach  liem  Cmfang  der  Prodiiction. 
l'i^2  w Union  die  Braulicenzen  erhöht,  um  den  Ausfall  in  rul;re  der  Aufhebun;:  der 
H.;[«f'.'ü Steuer  zu  decken.  Seit  1S75  zahlten  die  Brauereien  fiir  je  ."io  Barrel  12' '..^h. 
Liceflzzu^chlai^  zn  den  alten  Sätzen  ron  vor  1^()2  Der  Ertrag  dievr  Lic^'uzen  betrug 
Ji  Jen  letzten  Jahren  vor  1:*S0  ca.  lOO.OOtl  Pf.  jährlich.  ls>0  lo:>.;no  Pf.  für 
23.*3S  Personen.  Der  jetzige  Licenzertraü:  ist  vi^l  niedriy:«'r  und  wey:en  Abnahme 
d-rr  Zahl  der  Brauereien,  besonders,  aber  nicht  allein,  der  llauslirauereien  und  in  Folgte 
■irr  neuesteD  Herabsetzung  der  Licenz  für  letztere,  sich  vermindern<l:  lssl/^2  Ab- 
iitzbnaer  15,774,  andere  110,025.  Steuer  4!),s'M)  Pf.  St.,  lss:,.Si)  he/.  i;j.:<OS  und 
&5.-101  Licenzen  ^ wovon  64,^29  zu  4  sh.,  24.02tizu  (»>h..  ti.:i!H)  zu  «Jsh.  LicMiz).  30.;i70  Tf. 
£.*t.^.  Die  Licenzen  der  Mälzer,  Malzpi^ter.  l«u:>tmal/händler  sind  ISSO  autVehubeii 
»vri^n. 

Der  Hierconsum  hat  sich,  wohl  unter  dem  Eini]u>s  der  wirthscjiaftliclien  Lage. 
:z  den  letzten  Jahren  etwas  vermindert,  auch  seit  der  neuen  Steu(;r:  lsT2  per  Kupf 
=|>S5.  1***52  0  7fi6,  I*^^r>  0.740  Barrels  im  iranzen  Staate.  Dir  Bier-^t«uer  ■  rgal»  roh, 
i^züglich  Riicl Zahlungen  und  Au^fuhrverjrutung,  Issi  »,2  **.:»:t,  lS'*rs:>  s..",|.  js^.*!  s(i 
?.4M'Mill.  Pf.  St.  Versteuert  wurden  lss5  ^>f}  durch  Al)>at/brauer  27.0'.»  1  Mill.  IJarreN 
T-jvüD  2-^TÜ'J  in  England)  und  nur  100,i:i7  Barrels  l)i>  auf  1»;**  ganz  in  Enu'Iand» 
ijrch  Hausbrauer,  zus.  27.11).")  Mill.;  exportirt  davnn  .'>ls.{H);i  Barrels.  Die  Haus- 
'oui-roi .  «ibwolil  sie  auf  di'm  Lande  auch  day>  Bier  f>ir  die  eii^enen  l'eldnriKlter  mit 
.i-f-rni  darf,  wird  hiernach  trotz  der  liohen  Steuer  »h-r  Ab.-atzlnaiierei  inimei-  mehr 
■i'-Tch  diese  verdrängt.  Tebrigens  ist  in  diesen  Daten  «lii-  Productiuii  der  ganz 
ii:;ri---n  H.-iusbranereien,  die  keine  Bier>tener  zahlen,  nicht  mit  enthalte». 
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4)  Die  Branntweinbestenernng. 

Dowell  IV,  195—237  (a.  A.  S.  195  ff.  über  die  verschiedenen  in  Grossbritannien 
und  Irland  üblichen  Sorten  Trinkbranntveins;  auch  über  die  Gesetzgebung  Tor  1815, 
die  in  die  Periode  seit  1815  hinüberging,  S.  226  ff.  über  die  Licenzen).  Yocke 
S.  372—382  (etwas  dürftiger  als  in  anderen  Abschnitten).  Jetzt  aus  der  deutschen 
Literatur  besonders  reichhaltig  J.  Wolf,  Branntweinsteuer,  Tüb.  1884,  S.  155 — 207 
(Gesch.  d.  Gesetzgeb.,  des  Consums,  Statistisches,  bes.  Steuertechnisches,  S.  192  ff.). 
Er  folgt  z.  Tli.  dem  französ.  Bericht  v.  Jacqu^me,  I^gislat.  fisc.  d.  roy.  uni,  Par. 
1876,  über  d.  brit.  Branntweinsteuer.  Im  Bull.  fran<;.  Auszüge  aus  dem  grossen  28.Eep. 
of  inl  re\r.  1885,  II,  362  ff.,  II,  492  (Licenzen).  Aus  dem  Werke  von  Ken6  Stourm, 
l'impot  sur  lalcool  dans  les  principaux  pays,  Par.  18S6,  Auszüge  in  ders.  Zeitscbr. 
1886,  II,  533—546.  Statistisches  in  den  Beports  of  inland  revenuc  jährlich,  mit 
manchem  Detail  über  diese  Steuer.  Die  einzelnen  Gesetze  bei  Dowell  und  Wolf, 
speciell  in  Bell  a.  Dwelly,  laws  of  excise.  Die  wichtigsten  neueren  waren:  6  Georg 
IV,  c.  80  yon  1825,  23  und  24  Vict.  c.  114  von  1860,  43  und  44  Vict.  c.  24  von 
1880.  Die  letzte  Gesetzgebung  war  ein  Theil  des  damaligen,  u.  A.  auch  auf  die  Biersteuer 
(oben  S.  284)  sich  erstreckenden  Finanzreform  -  Planes  von  Gladstone.  S.  dessen 
bezügliche  Rede  in  Bull.  1880,  I,  424  ff.,  436  (Vorschläge  wegen  Aendferung  und 
Erhobung  der  Licenzen).  Vgl.  auch  Bourne,  national  expenditure  upon  alcohol.  Jönm. 
of  Stat.  Society,  1882,  p.  297  ff.,  R.  Wagner,  ehem.  Technologie,  11.  Aufl.  714  ff.  — 
Die  Branntwein  beste  uerung  hängt  mit  so  vielen  und  so  verschiedenartigen  Fragen  und 
Puncten  zusammen,  hat  im  Vereinigten  Königreich  so  manche  Veränderungen,  auch 
im  vorigen  Jahrhundcit,  erfahren,  bes.  im  Steuerfuss,  enthält  so  viel  technische  Special- 
fragen, dass  eine  kurze  Darstellung  besondere  Schwierigkeiten  macht  und  sich  auf 
wichtigere  Puncto  beschränken  muss.  Die  genauere  geschichtliche  Entwicklung  s.  bei 
Dowell  und  bes.  in  der  vorzüglichen  Darstellung  J.  WoIf*s. 

§.  134.  Ueberblick.  Characterisirung  der  britischen 
Branntweinbesteaerung.  Diese  Besteuerung,  liefert  dem  bri- 
tischen Schatz  bedeuteud  grössere  Erträge  als  diejenige  irgend 
eines  anderen  Verbrauchssteuerartikels  und  sogar  die  Accise  von 
inländischem  Spiritus  allein  mehr  als  eine  ganze  einzelne  Gattung 
der  übrigen  Steuern.  Mit  dem  Zoll  auf  fremde  Spirituosen  zu- 
sammen giebt  sie  jetzt  19  Mill.  Pf.  St.  (mit  den  bezüglichen  Licenzen 
sogar  c.  20.5  Mill.)  Ertrag  oder  etwas  mehr  als  ein  Viertel  aller 
Steuern.  Unter  der  Annahme,  dass  die  Branntweinsteuer  ganz 
oder  weit  überwiegend  auf  den  Preis  im  Kleinverkehr  geschlagen 
wird,  würde  durch  diese  Steuer  allerdings  die  Deckung  einer  un- 
gewöhnlich grossen  Quote  der  Staatslasten  auf  die  Branntwein 
consumirende  Bevölkerung  allein  geschoben  und  letztere  so  relativ 
überlastet:  eine  bedenkliche  Folge  so  hoher  Besteuerung  Eines 
Consums  vom  Standpunct  der  Steuergerechtigkeit  aus,  um  so  mehr 
da  genügende  Compensationssteuern  im  britischen  Haushalt  fehlen, 
denn  die  Thee-,  Bier-  und  VVeinsteuern  reichen  für  diese  Function 
nicht  aus. 

Dies  Bedenken  wird  zwar  durch  die  Natur  des  Branntwcinconsums  vermindert, 
da  eine  Einschränkung  des  letzteren  in  vielen  Fällen  sanitäts-  und  bittenpolitisch,  auch 
wirthschafts-  und  selbst  allgemein  politisch  erwünscht  ist,  und  die  Steuern  auf  die 
genannten  drei  anderen  Artikel  wenigstens  einige  Compensation  bewirken.  Aber  auch 
durch  diese  Erwägungen    wird  jenes  Bedenken   nicht    beseitigt,    weil   es  bei   der 
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Beoitheüang  des  Branutweinconsoms  durchaus  auf  dc^tsoa  Art.  namentlich  uuf  dessen 
uitliche  Tenheilun^:  und  auf  die  Umstände,  unter  denen  der  Branntwein  verzehrt 
wild,  ankommt  Je  nachdem  kann  dann  anch  eine  stark«»  Branntwruiuconsumtion,  z.  B. 
per  £opf  der  BovOikening  im  Jahre,  ungeföhrlich  sein.  Vocke  (S.  381)  hat  insofern 
dock  nicht  Unrecht,  principiellc  Bedenken  über  die  überaus  hohr  1>ritische  Branntwcin- 
tteoer  xa  äossem. 

Es  ist  characteristisch,  dass  gleichwohl  das  gcnnnntc  Hcdcnken 
Diemals  die  Tendenz  za  möglichst  hoher  Besteuerung 
des  Branntweins  in  Grossbritannien  und  Irland  gehemmt  zu  hahen 
seheint.  Im  Gpegentheil  scheute  man  sich  um  so  weniger  vor  mög- 
ficbster  Verfolgang  des  fiscalischcn  Interesses  an  hohen  SteucrsUtzcn, 
wenn  dadarch  der  Preis  auch  sehr  vertheucrt  wurde,  weil  gerade 
diese  Wirkung  dem  saniUtts-  und  sittenpolizeilichen  Interesse  für 
entsprechend  galt.  Mitunter,  so  mehrmals  im  18.  Jahrhundert,  ist 
letzteres  Interesse  auch  wohl  dem  fiscalischen  voran  gestellt  worden, 
selbst  wenn  die  hohe  Steuer  Production  und  Consnmtion  verminderte. 
Bisweilen,  besonders  in  den  finanziellen  Schwierigkeiten  von  Kriegs- 
zeiten,  ist  freilich  auch  das  iiscalische  Interesse  vorangegangen, 
ToUends  wenn  die  Abnahme  der  Production  mehr  nur  die  legale 
traf  und  Einfuhrschmnggel  und  heimliche  inländische  Brennerei 
das  liscalisehe  Interesse  an  hohen  Steuersätzen  bceintnichtigte, 
wobei  die  entsprechende  Förderung  des  sanitäts-  und  sittenpoli- 
tischen doch  ausgeschlossen  war.  Die  Geschichte  der  britischen 
Branntweinsteuern  ist  lehrreich  wegen  der  Experimente,  zu  welchen 
die  Berücksichtigung  dieser  yerschiedenen ,  bis  zu  einer  gewissen 
Hube  der  Stener  übereinstimmenden,  darüber  hinaus  sich  kreuzenden 
Interessen  führte.  Gerade  wegen  der  Schmuggel-  und  Defraudations- 
gefahr  konnte  das  sanitäts-  und  sittenpolitische  Interesse  an  höchsten 
Steuersätzen  nach  britisch -irischen  Erfahrungen  nicht  ausschliesslich 
massgebend  werden,  auch  wenn  man  das  iiscalische  hätte  durchaus 
hinter  dasselbe  treten  lassen  wollen.  Es  ist  9chon  viel  erreicht, 
dass  y.j^t^^  ^'^^  allen  Seiten  zugegeben  wird,  die  Branntweinsteuer 
sei  auf  dem  höchstmöglichen,  mit  der  Bewältigung  des 
Unterschleifs  noch  vereinbaren  Satze  zu  halten"  (Dowell). 

Das  ist  nicht  nothwendiir  und  practisoh  in  der  That  kaum  dor  rein  fis- 
c&Iisch  rorthcilhaftcstü  Satz,  aber  wohl  derjeni^^e,  bei  welchem  das  sanitäts-  und 
^itcnpoUtischc  Interesse  und  das  fiscalischc  am  Büsten  vereini«rt  und  erstr.rcs  principiell 
ud  practisch  sogar  in  stärkerem  Grade  wahrgenommen  wird.  I)agi'i::cn  wird  dabei 
'hs  bkteressö  gleichmässiger  Steuerbelastnnfi:  aller  Volkskrise  allerdinfj^s  nicht  un- 
Töcütlich  und  wie  gesagt  niclit  ganz  unbedenklich  prcisgeireben.  —  l'cber  den  Zu- 
sammenhang zwischen  Struerhöhe.  Consum,  iH.-iiidicher  ßreiinerci,  Einruhrsclimugirel, 
L^caliächcin  und  sittenpolitischem  Interesse  verbrcitfii  sich  ailo  Darstfllnngen  der 
f»ntischen  nninntweinbesteueruug,  so  auch  Dow  dl,  Vocke,  J.  Wolf.  Beachtons- 
Tcrth  bes.  die  Experimente  mit  sehr  hohen  Stoueni  (z.  Th.  Licenzstcuern  für  Klein- 
Terkaof)  172*^,  1736  und  1819,  womit  man  jedesmal    zu  weit   geu^angen  war  und  im 
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fiscalischcn  wie  sonstipren  Interesse  umkehren  mosste.  (Vocke  S.  373,  Dovell  IV, 
202.  206,  Wolf,  S.  15S  ft.)  Man  hat  lange  Jahre  zurück  eine  noch  jetzt  jährlich 
aufgemachte  amtliche  Statistik  der  Entdeckung  heimlicher  Dcfraudations« 
Brennereien,  deren  Daten  wohl  den  Zusammenhang  mit  den  Steuersätzen,  aber, 
wie  die  neuerliche  starke  Abnahme  beweist,  aucli  mit  der  fortschreitenden  Concen- 
tration  des  Grossbetriebs,  mit  Fortschritten  der  Productions-  und  Steuertechnik  und 
im  Goutrolwesen  zeigen.     Viele  Daten  bei  Wolf,  jährlich  im  Rep.  of  inl.  rev. 

Mehrfache  Vorgänge  in  der  Geschichte  der  britischen  Bräunt- 
weinsteuern,  besonders  Ende  der  1830er  und  im  Beginn  der  1840er 
Jahre  in  Irland  (Pater  Matthew!)  und  in  geringerem,  aber  all- 
gemeinerem Grade  in  den  letzten  Jahrzehnten  im  ganzen  Staate 
liefern  den  Beweis,  dass  eine  energische,  auf  „V^iluntarismus'^ 
beruhende  Consumenthaltung,  wie  diejenige  in  Folge  der 
Mässigkeitsbewegung,  auch  fiscaliseh  spürbare  Wirkungen 
mit  sich  bringen  kann.  Freilich,  wie  all  dergleichen,  mehr  vorüber- 
gehend als  dauernd,  aber  immerhin  doch  auch  stenerpolitisch 
beachtenswerth. 

Vocke  S.  37G,  Dowell  IV,  210,  Wolf  S.  JT8.  Der  Ferstcuerte  Consnm  war 
in  Irland  bei  wenig  veränderter  Steuer  (1S40  von  2V3  auf  2V3»  1842  auf  SVs  sh. 
per  Gallone,  1844  wieder  2^^)  in  1838  12.30,  1839  10.82,  1840  7.40,  1841  6.85, 
1842  5.29,  1843  5.55,  1844  0.45  Mill.  Gallonen,  der  Steuerortrag  fiel  von  1.43  MiU. 
auf  c.  850,000  Pf.  St.,  erst  1852  stieg  der  Consum  wieder  aber  8  Mill.  Gallonen, 
allerdings  jetzt  sogar  ))ei  einer  seit  1840  um  Ys  venninderteu  Bevölkerung.  Tabellen 
bei  Vocke  S.  413,  Wolf  S.  175. 

§.  135.  Bei  Branntwein  sind  im  Vereinigten  Königreich  auch 
Volks wirthschafts-,  speciell  handelspolitische  Interessen 
in  der  Besteuerung  von  Bedeutung  geworden:  gegenüber  der  Ein- 
fuhr von  fremden  und  Colonialspirituosen  (§.  150)  und  der  Ausfuhr 
von  heimischem  Spiritus.  Der  freihändlerisehe  Gesichtspunct  der 
Gleichstellung  von  Accise  und  Zoll  hat  zwar  im  Ganzen  seit 
dem  Handelsvertrage  mit  Frankreich  von  18G0  gesiegt.  Aber  in  dem 
kleinen  Plus  des  Einfuhrzolls,  als  einem  Ersatz  der  indirecten 
Spesen,  welche  die  inländische  Branntweinsteuer  durch  ihre  Con- 
trolen  u.  s.  w.  dem  Brenner  auferlegt,  ist  ein  Element  geblieben, 
das  wenigstens  dem  Schutzzoll  principiell  und  practiseh  nicht  ganz 
fern  steht. 

Näheres  über  die  BezoUung  der  fremden  und  Colonialspirituosen,  bes.  Rum. 
bei  Dowell  IV,  214  If.,  221  ff.  und  unten  in  §.  150.  ücber  die  Berechnungen  des 
„Schadens"  der  Steuerbelfistigungen  u.  s.  v.,  um  das  Plus  des  Zolls  zu  reclitfertigon, 
s.  Wolf  S.  182—184.  Die  Brenner  verlangten  ein  Plus  von  97«  d.  per  Gallone  im 
Zoll  gegen  die  heimische  Steuer.  Man  gewährte  1800  5  d.,  verminderte  aber  gleich- 
zeitig die  Belästigungen  und  Beschränkungen  der  Brennerei.  ISSl  wurde  dieser  Satz, 
nach  erfol)5ter  Verbesserung  der  Me>sungen  der  Ab'oholstärke  des  importirtcn  Brannt- 
weins, auf  4  d.  gesetzt.     Bull.  18sü,  II,  542. 

Im  Unterschied  von  der  continentalen,  hesonders  der  nord- 
deutschen Branntweinbesteuerung  tritt  dagegen  die  Berücksichtigung 


der  land  wirthsehaft liehen  Interessen  %nni  Vorthcil  des  Fiscus 
und  einer  an  sich  rationellen  Bestencrnngsnictiiode  weder  nach  der 
Art  noeh  nach  der  Höhe  der  Besteuerung  so  entscheidend  hervor. 
Sic  fehlt  indessen  in  der  lange  Zeit  erheblich  niedrigerer  schottischen 
and  besonders  irischen  Besteuerung  nicht  gan/,  f(ir  welche  Er- 
missi<;nng  freilich  auch  Rücksichten  auf  das  Fabrikanten-  und 
sehe  noch  auf  das  Consumentenintoresse  Schottlands  und  Irlands 
mitsprachen. 

In  tlon  3f  aterialii^ii.  die  zor  Brennerei  benutzt  wt.Tden.  b:il)«Mi  tn.'M't/lirlii; 
&:scIiräiiki]D£rt:ii  stattgefunden,  und  frUiier  i:>t  auch  d<r  Steuorsat/  nach  (l<n  Matorialittn 
»jiil  F»irschif4ieii  gewc-äcn  (17.  Jahrhundert-.  ri'ln*rwi.*«riMid  wird  Kuiii  gebrannt, 
tts'.-rdeiu  Zacker  und  Melasse;  Külu-n  und  Kartnfr<'ln  nur  w^ni)^.  Di-ubchor  KartoH'ol- 
fTÄr  «in!  u.-rjerdinga  btark  eingrfohrt. 

Erst  allnaäblich  und  schrittweise  ist  die  0  I  eich  Stellung  der 
^tenersätze  im  ganzen  Vereinigten  Königreich,  welche  von  der 
Eiuheit  des  Staats-  und  Marktgebiets  wie  vom  tiscalischen  Interesse 
an  höheren  Steuern  und  an  der  Beseitigung  des  Schmuggels  nach 
England  gefordert  war,  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  vollständig 
ei?t  seit  1858  erreicht  worden.  Damit  tiel  die  an  deutsche  Ver- 
bältnisse  erinnernde  Anomalie  von  provin  ei  eilen  Zwischen- 
zidllinien  und  siegte  die  Unification  der  Besteuerung  auch  hier. 

Indem  dieao  (ilcichstellung  auf  den  .sel))ät  wieder  «3twas  erhöhten  englisrh<-u 
>Lt7  ;ii  ScliottlaDd  und  Irland  erfolgte.  10  hh.  per  (iallone  (proof  ,  hat  man  in  <;lci(.'h«M- 
'»iii^  das  fi^caliächc  und  das  sanitäts-  und  sitt'.'npolitische  Intcre.^sr  an  lioli-T  Hc- 
^^^.  nj3:r  walinf'.nommen.  Allenlings  aber  \^t  wiederum  dunh  «lieM*  lornit;!]  ^IiM«iu.» 
7-bji:i'lJuüg  mittelst  eiucs  so  hohen  Stuue^^afzes  dii;  Vcrtheilun;;  der  durch  die  lirannt- 
^■riTi-ioULT  dartf-cstolltcn  StL-ucrbelastunjjf  fur  die  einzidm-n  TIunK*.  di's  Verein if|:tcn 
K-nirreichs ,  nach  den  Wohlstands-  und  Consumv^Thidtnissen  der  Hevolkcniiig:,  r«'«;Il 
':  .^'o  ich  massiger  «geworden. 

isii.-he  di'J  Stcui-raätze  in  den  penannti-n  Werken.  iiln:r?iehtlirli  in  den  Tabrlli-n 
-iVt-rke  S.  413,  Wolfs.  1157.  170.  auch  Uiill.  lss<;,  H.  .Vi:},  .vu.  Der  Steuer- 
:j7  "viiicht  isich  auf  die  (iallone  ..proof  spirits"  naeh  Sykes"  Iljdroini-ter  (ein;^el'uhrt 
■l^'h  «jirf.  V.  ISIS,  5*»  (ieörg  IIl .  c.  i^).  Bis  l*»21  bratiehte  man  die  mITi*  ..Wein- 
r^Kb-r'  '.zu  .■S.7S5  Liter),  suitdoui  die  imperial  »lalUini;  (4.51']  Liter).  In  neueren 
r_rli?h'.ü  Siatistikeu  und  bei  den  Atitoren  sind  die  Steuersiitze  auili  fiir  die  fruiieri; 
Li:  luf  die  neur;  ^rCssere  (iallone  uiniijenMlinet.  ..Proof  spirit"  i>t  sob-hor,  w<'lclier 
'•j  oi'*  Fabnrnhcit  ^enau  '"^/,3  Tiieibj  des  irleichen  Volumens  destillirien  Wax^ers 
^.■-21  Er  entspricht  ö'^f^  des  Centebimal-Ab:oholomet<*rs  ;(iay-Lussao,  TralJe^). 
:suer  (nach  JaciiuAmo)  57.(1«  firad  (Dowell  IV,  2n(;,  Note.  Mull.  Ih*?.'),  II.  .'MU. 
>vi.  11.  o'id).  Dieser  ..proof  spirit"  iüt  der  lejrale  Typus  für  den  Steuersatz.. 
Si:ä  imtlir-heu  Tabellen  werden  Spirituosen  anderer  Stiirki?.  suweit  sie  zur  Heateuerung- 
i>^eli5seii  siuU  —  sie  messen  bestimmten  weiteren  Starke  typen  entspreclien  --.  in 
pTXeBirn  ,.tlb<:r  und  unter  proor*  uniirererhnet  und  demgemfiss  besteuert.  Steuer- 
;..'jV;n  d«;r  früheren  Zeit  sind:  lb2(>  England  per  (iallone  11  sh.  ^V'i  d.,  Schottland 
^■- Vu.  2*/,  d.,  Irland  5  sb.  7\f^  d .  Ib2(>  England  7  sh.,  Scholthuid  und  Irland  2  >h.  10  d., 
Mii  E/i5lajid  7  sh.  lU  d.,  Schottland  M  sh.  S  d.,  Irland  2  sh.  s  d.  Zwis<:h.?n  l'^5:{— 5(; 
Ltlairl  auf  S,  Schottland  desgl.,  Irland  (>  >h.  2  d.,  Ib5>  auch  letzleres  auf  s  d. .  so 
"■rxftstfjUunir,  seit  l&ßl  alle  Sfttze  auf  10  sh.  — 

Der' Steuersatz    ist   jetzt    mit    10  sh.    per  Galh)nc    „proof 
•'/.rit-i'*  wieder  auf  eine  Hohe  gekommen,  welche  hinter  derjenigen 

A.  Wi^nbr.  Fiiianziri<<«M'n)U'|inft.    111.  11) 
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am  Schluss  der  französischen  Kriegszeit  und  selbst  hinter  der  noch  ' 
grösseren  von  1819 — 25  in  England  nicht  mehr  weit  zurücksteht  ' 
(Maximum  damals  11  sh.  8V4  d.  per  Gallone).  Damals  hatte  dieser  > 
hohe  Steuersatz  seinen  fiscalischen  Zweck  so  wenig  als  seinen 
sanitäts-  und  Sitten  politischen  erreicht,  indem  legale  Produetion  nnd  ' 
Steuerertrag  ab-,  und  heimliche  Brennerei  und  Schmuggel  stark  ' 
zunahmen.  Bei  den  hohen  Steuersätzen  der  Gegenwart  haben  1 
sich  ähnliche  Missstände  nicht  mehr  gezeigt.  Namentlich  die  heim-  ' 
liehe  Brennerei  ist  sehr  viel  unbedeutender  geworden  und  versorgt  , 
meist  nur  den  kleinen  Eigenbedarf  der  Brenner. 

Der  jetzige  Steuersatz  ist  ein  enorm  hoher  auch  im  Vcrgrleich  mit  demjenigen    ' 
anderer  Länder.    Er  beträgt  per  Hectoliter  reinen  Alcohols  (nach  Jacqaßme)  477  Fr. 
19  c.  oder. 386.52  Mark.    Genaue  Vergleichungon  sind  nur  bei  demselben  Steuer^ 
System  mOglich.    Annähernd  trägt  der  Branntvrein  fur  1  Hectolitor  reinen  Alcohol  tu 
Kussland   182.1,   Irland   193.8,   Frankreich  124.8,   Norddeutschland    —  26.2  Markt   • 
(Schall  in  Schönberg's  Handb.,    1.  A.,  III,   353,   nach  bad.  amtl.  Berechnungen,  . 
England  hier  auf  394.45  Mark  berechnet). 

In  dem   neuerlichen  Stillstand,  ja  selbst  Rückgang  der  heimischen  legalen  be- 
steuerten Produetion,  der  Einfuhr  fi-emder  Spirituosen  seit  Mitte  der  1870er  Jabro  1 
zeigt  sich  freilich  wohl,  dass  der  gegenwärtige  Steuersatz  für  das  rein  fiscalischo   , 
Interesse  doch  zu  hoch,  aber  dem  sanitäts-  und  sittenpolitischen  wirksam  dionUch  iat. 
Indem  man  ihn  trotz   des  ersteren  Umstands  festhält,   stellt  man  eben  erfreulicher  j 
Weise  das  fiscalische  Interesse  nicht  mehr  voran.    Der  Rückgang  der  Gonsnmtlon  per  \ 
Kopf  —  nach  Stourm  a,  a.  0.  —  vom  Maximum  von  3.34  Liter  in  1875  fast  stetig  ' 
lierab  auf  2.49  in   1885,    heimische   und    fremde  Spirituosen,   auf   reinen  Alkohd  j 
rcducirt,  nachdem  der  Gonsum  Anfangs  der  1850  er  Jahre  schon  2.83  Liter  gewesen 
und  vorübergehend  zurückgegangen  war,  1862  auf  2.15  —  ist  auf  die  wirthschafüicbe  f 
Lage  der  Yolksmasson,  auf  Verbreitung  anderer  Genüsse  nnd  auf  die  Ausdehnung  der  ; 
Mässigkeitsbewegung  zurückzuführen. 

Nach  Stourm  war  der  versteuerte  in-  und  ausländische  Branntwein  1 876 1 09.65  HllL  - 
Liter  (in  Bull.  a.  a  0.,  p.  587,  Zahlen-  und  Maasslrrthum)  reinen  Alkohols,  der  seit-  % 
dem  fast  stetig  bis  auf  90.61  Mill.  in  1885  Hei,  Steuer-  und  Zollertrag  in  1875/76  ^ 
544.4  Mill.  Frcs.,  per  Kopf  16.40  Frcs.,  1885/86  439.0  Mill.  Frcs.  und  11.98  Frcs.      ' 

Steaerpolitisch  bemerkenswerth  bleibt,  dass  nach  britiscb-  ^^ 
irischen  Erfahrungen  sehr  starke. Steigerungen  der  Steuer-^ 
Sätze  auf  einmal  den  fiscalischen  und  die  sonstigen  Zwecke  nicht  l 
sicher  erreichen,  wohl  aber  allmählich,  wenn  sie  den  Wohlstands*  .^ 
Verhältnissen  und  den  stenertechnischen  Fortschritten,  besonders  ^ 
des  Controlwesens,  sich  mehr  anpassen. 

In  dieser  Hinsicht  ist  der  Vergleich  der  ungunstigen  Ergebnisse  der  übermässigen  ^ 
Steuersätze  der  1820  er  Jahre  (wie  auch  der  1730  er  Jahre)  mit  den  günstigeren  der 

1860er  Jahre   lehrreich.     In  England   sank  der  Gonsum  ?on  5.26  Mill.  OaUenen  \ 

in  1818  bei  der  hohen  Steuer  auf  3.68  in  1825,  1860  bei  der  SteuererhOhung  toü  w 

S  auf  10  sh.  von  11.86  Mill.  Gallonen  in  1859  auf  10,48  in  1863.  erst  1871  erreichte  ^ 

er   wieder  die  frühere  Höhe  und  überstieg  sie  von  da  an  steigend  bis  um  1ST6;  *< 

ähnlich   ging  es   in   Schottland   und   Irland.     Die   Zahl   der   entdeckten   heimlichen  <i 

Brennereien    war   in    den   1830er  Jahren  in  England  2—300,    Schottland  4—700,  1 

Irland  3 — 8000  jährlich,  seitdem  immer  weniger,  jetzt  nur  noch  in  England  5 — 10,  *i 

Schottland  8—20,  Irland  8-900  jährlich.  V 
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Dem  gewerbUc^ien  Interesse  der  Brennerei  dient  das  gut  ent- 
wickelte LagerliftUssystem  IKir  steuerfreien  beiiniscben  Brannt- 
veia  bis  zn  dessen  Hinansgabe  zum  Consuin;  dem  Interesse  der 
Spiritnti  fllr  tccbniscbe  Zwecke  brauebendcn  Gewerbe  die  steuer- 
freie Abgabe  von  denaturirteni  Spiritus  (seit  1855). 

IVbcr  das  LagerliaDssystem  DowcII  IV,  213,  Wolf  S.  IS^,  Rull.  iVam;. 
luyä.  II,  S64.  Jähr].  SUtistik  in  dem  Rep.  of  inl.  rov.  Starke  Vormi'hrun^  der 
Tirritke  in  den  letzten  Jahren,  mit  weil  gewisse  Sortm  (irlMler  Whisky)  durch 
fa^jere  LMgerung  ao  Qoalit&t  gewinnen  (Wolf).  lr)72  lagerten  22.(>,  1SS2  51.4, 
ISÜ  64.4  Mill.  Gallonen.  Alle  mdglichün  Manipnlatioiion  kennen  mit  dem  Spiritus 
ii  dieKD  Lageriiftasem  ror  der  Steacrzahlanp:  vorgenommen  werden. 

Di«Denatnrirung  des  gewerblich  frcbrauchten  Spiritus  erfolgt  mit  lOVo  Hol/- 
eöA,  f&r  Pollrer  mit  Schellack,  unter  Controle  und  der  I>ebit  elx-nfalls  in  Verbindung 
iiiUcenzen.  (technisch  sog.  mcthylated  spirits)  Vockc  S.  3S2,  Wolf  S.  IbU,  199, 
UL  ISS5.  II,  3t>5.     «CS.  19  u.  19  Vict.  c.  3S.    Statistik  in  Kop.  of.  inl.  rev. 

§.  136.  Mit  unter  dem  Einfluss  der  colossnlen  Kteuer- 
kühe,  der  Sten erform  und  besonders  der  mit  durcb  diese  ge- 
koteoen  Controlmassregeln  und  der  fllr  die  Brennerei 
tifgestellten  Steuervorscbriften  bat  die  britisebe,  zumal  die 
englischey  mehr  und  mebr  aber  aucb  die  sebottisebe  und  die 
nehe  Branntweinbrennerei  und  selbst  die  Raffinerie  des  Brannt- 
veinSy  im  tiefgreifenden  Unterschied  von  der  continentalen,  besonders 
der  Dorddentschen  Branntweinproduction ,  den  Cbaracter  eines 
lindwirthscbaftlichen  Nebengewerbes  ganz  verloren 
nd  denjenigen  einer  städtischen  Industrie  und  eines  ausser- 
<»rd  entlieh  eoncentrirten  capital  kräftigen  (i  ross- 
betrieb s  gewonnen,  in  einem  anderswo  unbekannten  Grade. 
Wesentlich  ein  Product  der  eigentbtimlicben  Hesteuerungsweise 
:  iitdtnn,  wecbselwirkend ,  dieser  einmal  erreichte  wirthsehaftliche 
ad  technische  Cbaracter  der  britischen  Brennerei  auch  theils  eine 
Voraussetzung^  theils  ein  begünstigender  Umstand  fllr  die  bestehende 
Begtenemngsweise  geworden,  namentlich  daflir,  dass  die  aus 
kttterer  folgenden  steuertechnischen  Consecjuenzen,  in 
Betreff  der  Controlen  u.  s.  w.  tlberbaupt  mit  Erfolg  gezogen 
Verden  konnten  und  gezogen  wurden.  Für  die  Vergleichung 
der  britischen  Branntweinsteuer  und  ihrer  finanziellen  Ergebnisse 
irit  den  betreffenden  »Stenen'erbältnissen  anderer  Länder  und  für 
die  Erwägung  von  Branntweinsteuern  nach  britischem  Muster  ist 
diese  Sachlage  vor  Allem  zu  beachten. 

Die   Zaiil  der  Brennereien  war  in  England  schon  Anfan«^  des  Jahrhunderts 

f     «kr  klein.    Zmhl  der  Licenzen  fUr  Brenner  in  lb()4  19,  für  Haflineure  Tio,  1S30  11 

]     M  9b,   1860    16  und   104,   1S69   S  und  lOS.   18^5  zusammen  13S;   in  Schottland 

1^16  7ü  Brenner  und  1  Baffincar,  ISdO  249  und  9,  ISOO  125  und  9,  isr)9  110  und 

IV  1SS5  zusammen  149:  in  Irland  1S24  SO  Brenner.  S  Raffmenre.  lS3o  79  und  17, 

iSO  35  Dnd  45,    ]Sft9   24  und  89,  IbSj  zusammen  dt.     Diir  Hn-nncrei  ist  daher  in 

19* 
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Eogland  uogloich  mehr  im  Grossbetrieb  concentrirt,  jetzt  auch  in  Irland  als  ia  Schotl- 1 
land.  (Daten  nach  Wolf  und  Reports).  Im  Durchschnitt  prodncirte  eine  Breoneid 
1SS2/83  in  England  772,000  Gallonen  (20,150  Hectolitcr  reinen  Alcohol)  und  zMtbi 
586,000  Pf.  St.  Steuer,  in  Schottland  155,000  Gallonen  (4050  Hectolitcr  rein)  nitg 
77,500  Pf.  St.  Steuer,  in  Irland  275,000  Gallonen  (7,150  Hectolitcr  rein)  mit. 
137,500  Pf.  St.!  Die  grössten  Fabriken  (gerade  in  Schottland)  geben  bis  1*/«  Mlö.! 
Pf.  St.  Steuer !    (Wolf  S.  203  IT.).  .    , 

;,Die  englische  Branntweinsteuer  hat  seit  den  ersten  Tagen: 
ihres  Bestands  keine  sie  der  Fahrikatsteuer  vollkommen  ent-i 
fremdende  Aenderung  der  Erhebongsform  erfahren.  Sehwankte  sier 
auch  manchmal  vom  Wege  ab  y  so  liefen  die  Bestimmungen  derig 
betreffenden  Gesetze  doch  immer  auf  Fabrikatsteuer  hinaas'^i 
(J.  Wolf).  Die  folgerichtige  Durchbildung  einer  Fahrikatsteuer^, 
mit  möglichst  genauer  Messung  der  Menge  und  Alcoholstärke!^ 
des  Products,  daher  mit  angemessener  steuerpolitisch  so  wichtiger- 
und  richtiger  Berücksichtigung  der  Qualität:  das  ist  das  ziemlich'; 
erreichte  Ziel  der  britischen  Branntweinbesteuerung  auch  in  den 
neueren  Gesetzen  (von  1860  und  von  1880)  gewesen.  Alle  Einzel-, 
heiten  der  Vorschriften  und  Controlen  dienen  d6m  Zweck  der  Er-« 
reichung  dieses  Ziels.  Sie  sind  die  Voraussetzung  des  Princips, 
der  Fabrikatsteuer  unter  britischen  Branntweinproductionsvcr-i 
hältnissen  und  wieder  die  Folge  der  practischen  Durchführung  dieses 
Princips. 

Durch  ein  Gesetz  von  1784  wurde  in  England  an  Stelle  der  Fabrikatsteaer; 
vom  Branntwein  eine  Steuer  von  der  gcgobrencn  Würze  (fcrmented  wort  oder  Mwash**)- 
gcstellt,  wobei  im  Allgemeinen  100  Gallonen  ,,wasb''  aus  Getreide  für  20  GaUonM' 
Spiritus  von  1 — 10  Grad  über  „proof"  gerechnet  und  danach  besteuert  wurde:  eiDe^ 
Halb- Fabrikatsteuer,  an  deren  Stelle  1825  wieder  die  eigentliche  FabrikatstcuÄr*' 
trat.    Do  well  IV,  204.     J.  Wolf,  Branntweinsteuer  S.  202.  * 

Nur  in  Schottland  war  einmal  ein  anderes  Branntweinstcnerprincip.  nach  dea^ 
sog.  Blasenzins  in  Kraft  (1787 — l'^OS).  Mit  diesem  hat  man,  wie  in  diesem  imd^ 
ähnlichen  Fällen,  bei  Steuern  „nach  Betriebscinrichtuugen*%  nach  „Kolistofimcngen^^ 
auchsonst,  die  Erfahrunggemacht,  dass  die  technisch  euPr od uctionsfor tschritte,^ 
hier  die  bald  erreichte  und  sich  immer  mehr  steigernde  Beschlounigang  d«r)9t 
Destillation  mittelst  entsprechend  veränderter  Gonstruction  der  Blase,  die  B^t;^ 
Steuerung  immer  wieder  unverhältnissmässig  und'  gegen  die  Absicht  des  Gesetzgebdll'' 
verminderten.  Freilich  eine  „Prämiirung  des  technischen  Fortschritts''  durch  ^k 
Steuerform,  aber  doch  eine  in  mehr  als  einer  Hinsicht  missliche  Consequenz,  d«r^ 
sich  die  Gesetzgebung  schwer  anpassen  kann.  In  dieser  Einsicht  wurde  diese  B&'l 
steucrungsart  auch  in  Schottland  schon  lb02 — 3  zu  Gunsten  der  Fabrikatstooer,  dto^ 
man  ohnehin  schon  zuvor  in  massigem  Satze  mit  jener  verbunden  hatte,  wieder  tctt 
lassen.  In  10  Jahren  war  man  dahin  gelangt,  eine  Blase,  deren  Leerung  anfangti' 
24  Stunden  oder  gar  6  Tage  gedauert,  aUe  3  Minuten  füllen  und  leeren*  zu  kOnildB.^ 
(DowcU  IV,  207  nach  amU.  Mittheilung,  Vocke  S.  377,  Wolf,  S.  Iö6).  —  Ancih^ 
in  Irland  bestand  ein  ähnliches  System  mit  ähnlichen  Erfolgen  zeitweilig  Ende  doa^ 
vorigen  Jahrhunderts  (Do well  IV,  209,  Wolf  S.  167).  .. 

Ein  weiteres  Chnrakteristikon  der  britischen  Branntwein-^ 
besteneruDg  ist  wiederum,  wie  bei  den  Bier-  und  anderen  Ver-^ 
brauchssteuern,  eine  bei  Branntwein  nur  noch  in  besonderer  Aa8-^ 
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Mdud^  stattfindende  Benutziin^  des  Liccnzn ysteiiis  für  die 
■it  Erzeugung,  Kaffiuirnng,  Handel,  Klcinabsutz  u.  s.  \v.  des  l^rannt- 
weins  beschäftigten  Personen,  hez.  (4cwcrbel)etricbc.  Auch  hier 
dieDt  dieses  Licenzsvsteni  vornehndich  Controlzweckcn,  hat 
aber  anch,  besonders  nach  Umfang,  Einrichtung  und  Ilrihe  seiner 
SiteBenfatzc  für  den  Kleinhandel,  eine  nicht  unerhebliche  t'in  an - 
lielle  Hedeutung  durch  seinen  Ertrag.  Den  giössten  Thcii  dcä 
Ertrag  der  Wirthschafts-  UTid  I!andelsliccn/en  der  a<*ci8ept1ichti;;cn 
Getrinke,  etwa  ^-4  von  den  nahezu  2  Millionen  IM'.  St.,  rührt  v<»ni 
KnDDtweindebit  her  (§.  13:i  ff.). 

$■  137.  Einzolucs  Über  (Mo  ätcucrtccLiiischc  Si:ito  der  britischen 
traftiLtveinbeätciieraDj^.  8.  bi>äi.  Wolt'S.  lUlMI..  Ilciiu:.  nraiintwrinstcui:r'>yst(:mo, 
lA  Zeibohr.  1S70,  S.  5S3  ti.  uiui  passiin.  K.  Wa^rncr.  ehem.  Tüchiiol..  11.  Autl. 
i'\h.  Dowcll  und  Vockc  j^clicn  auf  diese  Dinge  iii<;ht  uülicr  ein.  Die  (ifsetze 
w  ]^(»i)  und  ]^Sü  (Codification>.  Bell.  Manual  f.  o.Y«-iM>  oflirers.  Bell  a.  Dwelly, 
teiftf  exoise,  p.  343—456,  über  meihyl.  spirit  p  157  IL,  Bull.  tVain;.  iss«!,  II,  510 
^:feBrm=.  1SS5.  II,  362.    Das  frrossc  Detail  kann  hier  natürlich  nicht  f>:i'g:cbch  wcrdiMi. 

Das  britische  Branntwcinäteucrsyatrin  lieruht  auf  einer  irrassm  Menire  ein/einer. 
ikkA  eiD!;ehtiDder.  aber  auch  lä>tit;er  (Jontruleu  und  Kef^leinent^:  wahrhaft 
.tyrinais*  h«;"  Vorsichtsmaa-vtregeln  di-s  Fiseus.  wii*  ^ir  «inr  fiaii/.nriihchi-  Kni|i;i'ti;- 
Cüiääiua  B'^Dfit.  Vou  fler  Anlat^e  der  Brennerei  und  den  Arbeiten  in  derselbi-n 
a  K3  ZQin  ei^enüii'hen  Consum  unterließt  der  Branntwi-in  fortu:eser/.t  d<.*n  Cuntrulen 
i:  5U.-aerT*.  Twaltuntr. 

Si<  beginnen  mit  den  Liceu/<-u  der  Brenner  (und  den  verwandten  der  Hainnture 
nJdtr  Falirikantcri  deuaturirteu  ircwcrblichen  Spiritu:^).  die  nur  unter  L''ewissen  Bit- 
teii^rrn.  besonders  betreffs  der  Erfnllun«^  der  ;;e?»tellti'n  AnlordiTuniren  an  «lie 
'-ir?  und  die  Kinrichtunir  der  Fabrik  ir«')feb«:n  werden.  Di«'  I.icen/  der  BieiunT. 
iiftcvnre  und  der  Il'-rftteller  vou  denaturinein  Branntwein  kostet  In"..  Tf.  St.  jiiiirlich. 
Iftucn  oliiic  Licenz  iat  mii  etner  Strafe  von  500  Pf.  biMlrnht.  Dii:  Brcnneri-i  sdll 
a  «fer  h'>i  hstenä  '.'4  enyl.  Meil«;  entfernt  von  einer  Marktsta^it  lieü:en  oder  es  niUftSen 
T^kioEiireu  für  die  St>^uerheaniten  an  (Jrt  und  Stelle  heru:e;:i'l)en  wi.-rden.  Audi 
vtn  <ie  weui<r9tcns  ^:^  Meile  getrennt  von  anderen  Brenni-reien,  Kaftinerieen,  Li(|ueur- 
iMikta.  lie^ijn.  (iross-  und  Kleinhandelsbetrieb  <les  Brenner^  sellist  i>t  wiederum  nur 
a  carftmt  gelegenen  Localen,  ge^en  besondere  Licenzen  j;e>tattet.  Die  Vorschrift<'n 
*ys  die  Einrichtung  betreffen  aUc  für  den  Umfang  unil  die  Art  des  Betriebes 
'idtifen  tci^hniscbcn  Puncte,  deren  Cuntrole  durch  das  fisoalixlie  Interes-^i;  bedingt 
Tvl  So  die  Minimalgrösse  der  Brennblasen  (in  England  100  (iallonen.  in  Sc.hott- 
q4  md  Irland  40  Gallonen),  Zahl  der  Blasen,  die  ,.ZHhl,  C^jn^truction .  Leiatungs- 
Si^eit,  Aufstellaog.  gcgcnseiti;:e  Verbindung  wie  Benutzung  der  verschiedenen 
^Äae  und  Apparate"  (Wolfi,  ebenso  die  Zahl  nnd  Art  der  nelfnungen  di;r  .\uf- 
uhBes«nb!>e.  Ein  besonderes,  jetzt  sehr  ingeniös  ausgel)ild<'t<-s,  alter  li<)ch>t  c«>m- 
lädrtä  Gull trol mittel  bilden  die  /ahln-ichen  amtlichen  Verschlusse  und  Schlüssel 
fe;  Apparat!'  vbis  120  in  einer  Fabrik!),  namentlich  bei  dem  Snnimelgeniss  fiir  <l«'n 
Ücobol.  wo  die  VcRichlUsse  dann  besonders  complicirt  sind  und  ihre  Nummern  off 
svccbaelt  ircrden  (Ball.  1SS6,  II,  540,  Wolf  S.  11)4). 

Nicht  minder  wir«l  der  Betrieb  der  Brcnn^-rei  ^ü-lltst  botändJL'"  steueramtlich 
^•nrarrht.  und  der  Dienst  der  Beamten  unterliegt  wiedt-r  ein«'r  regelmässigen  ober- 
"i+chL  Die  Betriebsthfitigkeitcn  sind  sellist  wie<ler  steueramtlich  irer«i;olt  untl  tlurfen 
iö  u  d-.-r  festgesetzten  Weise  nach  erfolgter  Anzeige  unter  Anwesenhtit  und  Auf>i'  ht 
^Keamren  in  den  vorgeschriebenen  Zeitpuncten  und  Fristen  ^>tattlinden.  Die  Brennerei 
*ri  ii  allen  ihren  Hauptstadieo  beoliachtet  und  controlirt.  /.  'Ih.  auf  Grund  von  Auf- 
|ft'bBagi:n,  welche  der  Brenner  selbst  zu  machen  und  die  der  Beamte  zu  verificirea 
W-  '^•.-  wird  hesonden  Art  und  Menge  der  Hohstotle,  Menge  und  Dichte  «Zucker- 
r^ttl»  .|.,-  Würze  (wort)  ?or  der  (iährung.  dann  «ler  geu'-ohreFh'n  Würze  '.wash),  Menge 
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und  Stärkegrad  des  Alcoholä  aui'gezeichDet  und  controlirt.  Giebt  die  Steneicontfoki ' 
mehr  als  die  gesetzlicli  zalikssigeu  Differenzen  in  Menge,  Dichte,  Stärke  des  betreffiBnT  ' 
den  Products  gegen  die  Aufzeichnungen  des  Brenners,  so  unterliegt  dieser  Strafea  ' 
(200  Pf.).  Aus  den  Messungen  in  den  früheren  Productionsstadien  wild! 
nach  bestimmicn  gesetzlichen  Kednctionsvcrhältnissen  auf  die  Gewinnung  eioAr  be*  ! 
stimmten  Menge  und  Stärke  Alcohol  geschlossen.  So  wird  insbesondere  aus  dorn  ' 
Quantum  und  aus  dem  mittelst  des  Saccharometers  constatirten  Zuckergehalt  und  der ' 
(iewichtsdifiercnz  der  Würze  vor  und  nach  der  Gährung  dio  muthmassliche  Alcohol-  ' 
menge  ermittelt.  Alsdann  wird  der  zunächst  zubereitete  Lutter  amtlich  gemessen  und  ' 
nach  dem  St&rkegrad  bestimmt,  und  zum  Sclüuss  geschieht  dies  mit  dem  fertigen 
Branntwein,  mitteist  des  Alcoholometers.  Entsprechend  dem  Princip  der  Fabrikat- 
steuer wird  dio  Steuer  nach  diesem  letzten  Messungsergebniss  berechnet,  doch  ?or- 
behaltlich  einer  Erhöhung  der  Stenerschuldigkeit  gemäss  den  Berechnungen  in  den 
vorausgegangenen  Halbfabrikatsstadien.  Der  Spiritus  muss  bestimmte  St&rkegrenzeo  | 
innehalten,  bez.  nicht  unter-  noch  Überschreiten.  Er  wird  unter  stoueramtlicher  Con-  ' 
trolc  in  Fässern  nicht  unter  9  Gallonen  in  die  Branntweinmagazine  gebracht.  Die' 
Einbringung  in  Lagerhäuser  oder  die  Hinausgabe  in  den  Verkehr,  direc(' 
aus  der  Brennerei  oder  aus  dem  Lagerhaas,  erfolgt  wieder  unter  stoueramtlicher  Coür  ' 
trole,  nach  bestimmten  für  die  Versendung  gegebenen  Vorschriften,  und  gegen  specieUeft  ' 
Erlaubnissschein  so  wie  bei  Versendung  von  Mengen  von  über  1  Gallone  an  eines  ^ 
Empfänger  mit  Begleitschein.  Formalitäten,  die  besonders  den  Verkehr  mit  RaffinearoB, ' 
Grosshändleru  und  Schenkwirthen  betreffen,  deren  Unterlassung  oder  Missbraoch  mÜ' 
schweren  Geldstrafen  (100—^00  Pf.)  und  Gonfiscation  bedroht  ist  und  zur  indirectOB' 
Gontrole  der  Brennereien,  sowie  zur  Erschwerung  des  Absatzes  der  heimlichen  Brenne- ' 
rcien  dient.  (Eingehende  klare  Darstellung  dieser  Verhältnisse,  der  Gontrole  der  Rnffi-  ' 
nerieen,  der  Händler,  der  Fabriken  fUr  denaturirten  Spiritus  u.  a.  m.  bei  Wolf,  dem  < 
im  Obigen  mehrfach  gefolgt  wurde.)  —  Das  Licenzsystem  filr  die  Raffinerieen,  i 
Händler,  Wirthc  liefert  die  Handhaben  mit  zu  dieser  „Absatz-  und  Verkehrs«' 
controle''  des  Branntweins.  Von  diesem  System  wird  unten  in  §.  153  im  Znsammeo- 
hang  mit  den  anderen  verwandten  Licenzen  gehandelt  werden.  Buchungszwang  ' 
der  Händler  u.  s.  w.  nach  amtlichen  Formularen  im  Gontrolinteresse. 

Alle  diese  Gontrolmassrcgeln  erreichen  gegenwärtig  ihren  Zweck,  die  Sichenug  ' 
des  fiscalischen  Interesses,  wohl  ziemlich  ausreichend,  wenngleich  die  absolute  2Sii-' 
verlässigkeit  der  Messinstrumente,  Saccharometer,  Alcoholometor,  auch  in  England^ 
nicht  unbedingt  verbürgt  werden  kann.  Die  Gontrolmassregeln  tragen  zu  der  starken 'i 
Grossbetriebstendenz  der  britischen  Brennerei  aber  auch  bei.  Den  Fortschritten  derl^ 
Technik  in  der  Anlage  und  dem  Betrieb  werden  durch  die  gesetzlichen  Vorschrillen  ^ 
und  Gontrolen  wohl  Hemmungen  bereitet,  wenn  auch  „die  Erzeugung  der  destillations-  * 
fähigen  Flüssigkeit  selbst  keinen  Vorschriften  unterworfen  ist''  (Wolf).  Die  Höhe  dor^ 
Steuer  und  das  Moment  des  Grossbetriebs  begünstigen  aber  auch  wieder  alle  Be-  i 
strebungen ,  durch  technische  Verbesserungen  an  den  Productionskosten  zu  sparen. « 
Bei  der  heutigen  britischen  Gestaltung  der  Brennerei  und  Raffinerie  läge  der  Uebo^* 
gang  zum  Monopol  in  mancher  Hinsicht  nahe.  Er  wäre  auch  weniger  schwierige ^ 
als  auf  dem  Gontinent  mit  seiner  zersplitterten  Brennerei  und  mit  den  hier  bestehenden  »I 
mannigfachen  Interessenbeziehnngen  zwischen  Brennerei  und  Landwirthschaft.  DMt\ 
Monopol  des  Staats  träte  eben  nur  an  die  Stelle  der  factischen  Monopole  der  grossen  < 
Privatbrennercien ,  gewiss  eher  im  Gonsumenteninteresse  als  gegen  dasselbe.  Defi 
unmittelbaren  Uebertragung  des  britischen  Steuersystems  auf  Länder  wie  Deutschland  i 
stehen  wohl  vornehmlich  der  ganz  andere  volks-  und  privatwirthschaftlichet 
Gharacter  unseres  Brennereigewerbes  und  der  damit  verknüpften,  besonders  land*^ 
wirthschaftlichen  Interessen,  femer  aber  auch  der  Kostenpunct  des  britischentj 
Goutrolsystems  gegenüber,  das  danach  nur  auf  relativ  wehige  Grossbrennereien  ^ 
anwendbar  erscheint. 

Anhang.  Zu  den  britischen  Geträukesteuem  gehörten  früher  auch  die  iniin- ^ 
dischen  Accisen  auf  süsse  fabricirte  und  andere  Eunstweine  (auch  aus  importirten  ! 
Trauben),  auf  M e t h ,  auf  Obstweine.  Finanziell  wenig  ergiebig,  für  die  Fabrikation  ^ 
besonders  lästig,  schwer  zu  controliren,  die  Obstweinsteuer  nach  der  Obsternte  im^ 
Ertrage  sehr  schwankend  (Ertrag  dieser  einen  Steuer  z.  B.  1810  52.009,  1817  8.368,^ 
1820  wieder  58.064  Pf.  St.),   sind   diese  Steuern  bereits   1830  (Obstwein)  und  1834  < 
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(Ae  aodereo^  aufgehoben  worden  (Dow eil  IV.  1S4— i!)0.  2:iS— 240.  Vo«  kc  S.  'M)i, 
4li'.  Dem  Li cenz System  der  Händler,  l>oäon<lers  für  den  Kltiiiahsatz  ist  aber 
lith  and  Knnstwein  und  Obutwoin  seit  lb6U  untiTworfca  fs.  u.  §.  153),  ftlr  sUsä<; 
faWicirte  Weine  besteht  auch  die  FabriLationsIiceiiz  (Do well  IV,  \*X\,  210,  Ucp.  of 
iiLrer.  itriebt  die  Statistik).  Die  Wcinhaudeld-  und  Khiiuabsatzli' uiizcu  umfasbon  seit  1S75 
«ki«  weitere  Erliöhanp  der  Steuonutze  die  (jcschäfte  in  tli«'seu  irenanntci)  (ictränkcii 
■iL    Doch  giebt  es  auch  Special lirrnzon  für  das  (irschäft  in  letzten:»  allein. 

reber  die  ErUebangskosteu  der  Accisen  liegen  mir  kein«-  »pcdellen  I)«-- 
lechaoageB,  sondern  nur  die  Daten  für  die  ^cm einsamen  Ko^ti-n  d«;r  ..Inlandsteuorn" 
w  ijefzt  3.37  %.  9.  0.  S.  255^. 

2.    Die  Zolle. 

Siehe  obeu  g.  84,  S5.  Vocke  S.  :(14  ii..  die.  cinzehii-n  wichtigeren  Finanz- 
tfeeh.  S.  327  IT.  Ueliorbicht  der  Zolleinkunfte  in  d.  Beil.  III.  S.  :{5h  bis  1SB<>), 
Tvifproben  eb.  S.  355  (WeizeuzAlle)  und  die  Beilage  am  Schluäs  S.  042.  Dowell 
HfuriB,  lies.  p.  264.  267  ff.,  2D6,  H0{\  ff.  (Peel'&ühe  Ketorm  ]>)12),  HIT.  :^23  (lief. 
1.1^:,  335  (firanzös.  llandelsvertrsfr),  339,  340,  354,  357  iZuekerzoU  ISO!»,  373  (dsgl. 
\Sill7Z\  3S1  (dsgL  1874/75);  die  einzelnen  Hauptartikol  ircnauer  behandelt  in  vul.  IV, 
jskr  Span  für  sich.  Wichtig,  auch  für  die  U  e  f  o  r  m  d e r  F i  n  a n zz  ö  11  u ,  Colon ialwaaren 
W.die  CntexsDchang  der  ZoUtngen  durch  die  Oommiä^iion  von  1S40.  U'*]>ort  derselben, 
Tenbct  über  das  complicirte,  auch  tiscali&ch  Dachtbeiliire  Tanfsybtcni  und  über  die 
Sckttzzollpoiitik  (Beport  of  thc  commiäsion  appoiuted  to  iu<|uirü  into  thc  sevcral  duties 
Inried  on  impoits  into  the  UnitetI  Kingdom,  IS40\  Siehe  darUl)er  den  Artikel  Custom's 
Mn,  effects  of  thc  protectire  sybtom,  in  der  Edinburgh  Biview  isil,  Jan..  No.  140. 
|L  4li  ff.,  anch  Uichelot  in  dem  unten  genannten  Werke  I,  175  ff.  Neben  und 
4  Tor  d«n  pairlainentarischen  Verhandlungen,  den  FinanzczpotMS  d(;r  Sehatzkanzli-r 
-.hiacial  Statements,  worunter  die  geüammelt  herauti<re);ebenun  von  (iludbtone  hervur- 
akeben)  u.  s.  w.  sind  die  £n<iueten  und  diir  Berichte  darüber  auch  für  iliesen 
befeutand  die  erste  Qoelle,  wie  vor  allen  der  v:enannte  von  1S4U.  (iute  Bearlteitungcn 
ia  bezüglichen  Materialien  in  den  jucrotuen  Reviews.  Freilich  nicht  durchaus  objectiv. 
jwdetn  aus  dem  leitenden  wirthschaftspolitischen  Standpunct  einer  Jediai,  was  aber 
b<s  der  häaSiTvn  gleichzeitigen  Behandlung  derscliicu  Dinge  und  l'rairfn  durch  v«t- 
»ked^ne  lUtTneu  eine  oft  besonders  lehrreiche  Verffleichung  der  Auffab^u^;!en  er- 
•Äfhcht.  Die  grossen  han<lels-  und  zollpolitisch eu  Massregeln  und  Kifurmen,  aueh 
w\k  der  fiDaiiziellen  Seite,  sind  so  besonders  aus  den  Ess^tys  der  Edinburgh  Keview 
vtigiatisch,  liberal)  und  Quarterly  Keview  (toryistisrh,  cunsen'ativ)  vortn'tilich  zu 
^crfileen.  Schon  die  ersten  Bände  der  Ediiib.  Kev.  <seit  1^02-  sind  reich  an  der- 
uöf»  Abhaadinngen  (z.  B.  vol.  5,  1  SO  I,  observ.  an  b  o  u  n  t  y  u  p  o  n  e  x  p  u  r  t  c  d  com. 
5a.  24.  1S07  über  indischen  Handel  und  Fortdauer  des  Munupols  der  ost- 
i&Jiachen  Compaguie,  No.  21,  1S07.  westin  di seh <*  Angeleu:enheiten).  L-eber 
4eiBvgiBn  der  freihaudlerischen  Beweguni;  und  der  ersten  Zollreforui- 
9-riode  (Hoskisson)  <.  Quart.  Uev.  1821,  No.  4<S,  frerdum  of  commerce  (an- 
UapCesd  an  die  Berichte  einer  Unterhaus<:ommissiun,  betr.  die  Untersuchung  der  Mittel 
ZV  Ansdehnung  ond  Sicherung  des  auswärtigen  HandeU;  dun  haus  Schutzzoll  maisch), 
(JWtKeF.  No.52,  1822  Ober  Colon ialpolitik  (ebenfalls  anknüpfend  an  pari.  Kcports). 
Aidereneits  Edinb.  Be?.  No.  85,  1S25,  über  die  La^^c  der  Sridenindustrie:  eb. 
V  i^,  IS26  aber  Holzhandel  und  Holzzölle;  eh.  No.  8S,  1820.  über  Abschall'un^^ 
kr  Cornzölle  (anknüpfend  au  Jacob's  amtlichen  Bericht,  darüber  auch  Quart.  Kev. 
!)26.  No.  6U;;  über  die  Br  an  utw  ein  abgaben,  Edinb.  Kev.  No.  "^'J,  1820;  eb.  No.  00. 
IS27,  Qber  die  Klagender  Schiffseigent hUmer  und  das  Krciprocitätssystem; 
4  aber  indischen  Handel;  eb.  No.  Ol.  1S27.  ub^r  briti>ohe  Baum  Wollindustrie 
iich  eb.  Ko.  92.  über  Schuld  red  uctiun,  u.  A.  über  VrrlhcUf  runden  durch  die 
Xoaopolc:  Quart  Ber.  No.  711,  1820,  über  Besteuerung  und  Ausgaben^  — 
leWr  die  Reformporiode  1841  ff.  be.s.  der  üben  genannte  Artikel  in  der  Edinb. 
1^.  aber  Zölle;  eb.  No.  146,  1841.  über  indischen  Handel  •  anknüpfen«  1  an 
^i^^  des  Cljerbanses) ;  eb.  No.  148,  1841,  über  Budget  fragen;  eb.  No.  150,  1842, 
tW  die  schwebenden  Finanzmassregeln;  eb.  No.  151,  1842,  über  das  Budget; 
^b.No.  152.  1842,  über  Fr.  List's  System  und  die  (iefahren  für  den  britischen 
9aadel;    eb.   No.  153.  1842,  Über  die  letzte  Parlamcntssession  (Finanzmass- 
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regeln);  eb.  No.  155,  1S43,  Über  die  ungünstige  Lage  in  den  Industrieb^zirken; 
eb.  No.  157  tiber  „free  trade  and  rctaliation  (von  Senior);  ob.  No.  15S,  1845, 
über  das  Ministeriam  und  die  letzte  Session;  eb.  über  die  Tarife  des 
Deutschen  Zollvereins.  Und  zahlreiche  weitere  über  die  wichtigeren  Handels- 
und  zollpolitischen  Ereignisse  und  Massregelu  in  den  folgenden  Jahren. 

Von  zusammenfassenden  Arbeiten  über  die  neuere  Handels-  und 
Zollgeschichte  Englands  s.  Pauli,  Geschichte  Englands  seit  1^14,  Leipz.  lS64ffM, 
passim,  bes.  I,  326  fF. ;  A-  Beer,  Gesch.  d.  Welthandels,  Wien  1864,  ÜI,  Kap.  4;  Porter, 
progr.  of  the  nation,  passim;  Tooke  and  Newmarch,  history  of  prices,  passim.  lies. 
aber  in  vol.  V,  pai  t  lY,  über  die  fortschreitende  Anwendung  der  Frcihandelsgrundsätzc, 
p.  391  (F.  (die  wichtige,  den  Anstoss  zu  den  freihändlerischen  Zollreformen  gebende 
„Petition  von  Londoner  Kaufleuten  in  1820'\  eb.  vol.  VI,  331);  in  Asher's  Bearbeitung 
von  Tooke  (Drosd.  1S59)  II,  188;  L.  Levi,  history  of  british  commerce  1763—1870 
(^Lond.  1872\  passim,  reichhaltig,  bes.  pari  III,  Kap.  1,  2,  7,  9,  10,  partIV,  Kap.  1.  3,  10, 
part  V,  Kap.  1«  6,  7.  Die  verhältnissmässig  eingehendste  Darstellung  der  britischeu 
Handels-  und  Zollreform  i:>t  wohl  Ki'chelot's  histoire  do  la  reforme  douaniöre  cu 
Angletcrre,  Par.  1853,  bes.  I,  Kap.  2  (Periode  v.  1822  ff.),  Kap.  5  (Per.  v.  1841  ff.). 
Um  das  Zollsystem  voll  und  allseitig  zu  bcurtheilen ,  muss  auch  der  hinzukommende 
Einfluss  der  Navigationsacte  beachtet  worden.  Siehe  darüber  die  bezügliche  £u- 
(iu<!-te  mit  Bericht  von  1S47;  lUcardo  (jun.),  anatomy  of  the  navigations  laws,  Lond. 
1847,  und  „die  englische  Navigationsacte",  Protokolle  des  ZeugonverhOrs  der  Special- 
commission von  1847  (im  Auszuge),  Ilamb.  1S48. 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  zwischen  Handels-  und  Zollpolitik,  zwischen 
Handebfragen  und  Fiuanzfragen  würde  in  einer  eingehenderen,  monographischen  Dar- 
stellung des  britischen  Zollwesens,  als  sie  in  dieses  Finanzwerk  gehört,  die  finanzicllo 
Seite  der  Streitfrage  „Freihandel  und  Schutzzoll'*  näher  mit  zu  behandeln  sein.  Hier 
muss  es  uns  genügen,  auf  diesen  Zusammenhang  hinzuweisen,  weshalb  auch  obigo 
genauere  Literaturübersicht  gegeben  wurde.  Im  Folgenden  haben  wir  es  an  sich  nur 
mit  dem  Finanzzoll  zu  thun;  mit  dem  Schu.tzzoll  nur,  soweit  er  auch  etwas  ein- 
bringt oder  andererseits  durch  seine  Verbindung  mit  dem  Finanzzoll  das  Finanzintercssc 
schädigt.  Von  den  wichtigeren  einzelnen  Finanzzollartikeln  (Theo,  Kaffee,  Zucker, 
Tabak.  Wein,  Spirituosen)  hat  aber  jeder  seine  eigene,  auch  filr  allgemeine  Zollfrageu 
wieder  viel  Lehrreiches  bietende  Geschichte,  weshalb  darauf  etwas  nälier  einzugehen 
♦ist  (§.  146—150). 

§.  138.  üeberblick.  Die  Geschichte  des  britischen  Zoll- 
wesens seit  1815  bildet  einen  wichtigen  Theil  der  allgemeinen 
wirthscbafts-  und  besonders  handelspolitischen  Geschichte  des  Ver- 
einigten Königreichs.  Die  Streitfrage  zwischen  Schutzzoll  und  Frei- 
handel in  Bezug  auf  Agrar-,  Montan-  und  Industrieproducte,  sowie 
auf  Schifffabrtsgesetzgebung  wird  in  dieser  Periode,  bej?ondcrs  in- 
den  Jahren  1824—25  und  1841-53  zu  Gunsten  des  Freihandels 
ausgefochten.  Doch  gehören  diese  Frage  und  die  mit  ihr  in  Ver- 
bindung stehenden  Tarifmassregeln  nur  in  soweit  hierher,  als  auch 
die  Finanzen  davon  berührt  werden.  So  lange  Schutzzölle  ge- 
setzlich bestanden,  zum  Theil  an  Stelle  früherer  Einfuhrverbote, 
und  durch  ihre  Höhe  nicht  prohibitorisch  wirkten,  war  die  Summe 
der  Einnahmen  aus  diesen  Zöllen  doch  nicht  unbedeutend,  wenn 
auch  schwankend.  Die  freihändlcrischen  Tarifreformen  berührten 
daher  auch  das  iiscalische  Interesse.  Die  Zollermässigungen, 
welche  der  Aufhebung  der  Schutzzölle  mehrfach  vorangingen,  be- 
einträchtigten  dies  Interesse  aber  nicht  immer,  mitunter  förderten 
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sie  68,  oder  der  erwartete  Einnabnieausrall  wurde  wcnig^tcus  mehr 
oder  weniger  ansgeglichen ,  weil  die  Eiiifiilir  uiid  der  Consuin  /u-, 
die  Preise  der  bezollten  Waaren  und  der  Srljniu^^el  abnahnion. 
Aach  der  vollständige  Bruch  mit  den  Sebutz/öllcn  hnt  das  tisciiÜHclie 
Interesse  oicht  in  dem  rein  reehnung8nKt88i>r;  pMnäss  des  Woj^falls 
der  bisherigen  ZolleinkUnfte,  möglichen  Betra«^e  geschädigt.  Denn 
der  allgemeine  Anfsehwung  von  Handel,  Verkehr.  Production  und 
Cunsumtion  und  besonders  die  Zunahme  des  ('onsuiiis  und  der 
Einfohr  der  verbleibenden  Finanzzollartikel  brachten  eine 
Yennehrang  der  Zollerträge,  durch  welche  die  Ausfalle  in  Folge 
weggefallener  oder  ermässigter  Zölle  mehr  als  ausgeglichen  wurden. 

Mitaatcr  wirkte  f^imsti«!:  mit,  d:k>.s  bei  ciii/cliicu  Artikeln,  Vfir  Zucker,  Kalict.', 
ü.*  in  Diffcrontialzollsätzcii  zu  (iuuätcn  ilcr  rulonien  zur  <ifltun^  irflunirtc. 
aorh  dt:m  riiiAnziutcrcssc  schiidlichü  Srhutzzollinoincnt  Wf^t^ricl.  Dieses 
ieoteK  hatte  einzelaeii  Froiluct«:»  eine  Art  M unopol  auf  <lem  lihtisclieii  Markte 
^cgetK-n  Qud  ihre  Preise  Ubermiläüi^  g^cbtcigert.  Nunuiohr  trat  ein  Sinken  der  Preise 
ud  eine  Ausgleichung  derselben  mit  den  Weltmarktpreisen  i*in :  nieht  liloss  die  \'o\v:v 
•ier  £rmÄ3»i||rung  iles  Zollsatzes  au  sieh,  sondern  aue.h  der  (ileiehsteliunu;  des- 
itrlbeu  mit  dem  Zollsatz  für  alle>  hetnffende  Prutjuct.  Ein  Punet, 
T«kher  namenilich  bei  der  Wurdigiinir  der  Füllten  der  /ueker-  und  Kaii'ee/.dllrerornien 
^^I2  S,  zu  bcnieksicbtigen  ist,  —  Folgen,  welche  mau  also  nicht  oline  Weiteres  bloss 
AIS  ZioUermäs'Sigungen  erwarten  könnt«*. 

So  vardc  in  der  Zolltarifcnquetc  von  1>(0  ron  /«Milien  betont,  wie  solir  das 
Hfiaazinterossc  anter  den  Diirercntialzüllen  leide.  /.  B.  wenle  beim  /ull  von  21  ^]|. 
in:  C^lonial-.  iron  tJ.^  sh.  fUr  fremden  Zucker  der  Preis  des  ersteren  um  .*»(>",„ 
iLd  mehr  künstlich  erhöht;  ähnlich  bei  Kaffe  irep.>n  coniiiientale  Preise  um  sO"  „  (Zoll 
4  !*.  für  we^tind.  Colonial-,  *)  d.  für  Importe  aus  dem  Gebiete  <ler  ostind.  Comp.,  incl. 
iV.i.  15  d.  für  iVemilcn  Kaffee  per  Pfund,  weslialb  ^ni^se  Mass«i»  bra>il.  und  anderen 
:;-mdt:u  Kad'ces  zuvor  nach  dem  (Jap  ^iniren,  um  von  da  /um  niedrij^eren  Satz  lin- 
fcf^hrt  zu  werdcnr.  ähnliche  Wirkunf^  auf  die  Preise  b«'i  Holz  Ditierentialzoli  zu 
iikbtK'U  Canada»).  Anschlatr  des  Verl usts  für  die  Staat '«casae  weg:en  dies<'r  Ver-. 
LUtcise  an  Zufjker,  Katt'ee,  Uolz,  um  1^40  auf  1'.^  Mill.  Pf.  (Siehe  den  genannten 
Artikel  im  Edinb.  Kc7.  1S41,  No.  14(>  und  die  daselbst  mit^^ethciiten  Zeu<;^enau8sa||^eu 
i-.'t  der  Oommissioji,  lies.  Porter,  M'Oregor.  Hum«*.  Bo wring  u.  A.,  au<;h 
iii'.helot  I,  IS^,  IbH)- 

wVehnlich  wirkte  die  Beseitigung  des  (rechtlichen)  M  unopuls  der  ostindisehcii 
'.ömpagnie  in  Bezug  auf  die  ehinosische  Thee einfuhr  nach  (irossbritannien  ein. 
ifia  Monopol  hatte  wie  ein  hoher  Kxtrazoll  auf  den  Prei>  irewirkt.  Seine.  Aufhebuni^ 
laste  daher  dic^ellHiu  Folgen  wie  eine  starke  ZollermäAsi^Cunir  für  Preise  und  ('onsum 
blxn.  Schon  in  den  lS20er  Jahren  berechnete  man  aus  dem  Verglei«-h  der  britischen 
■u»!  der  Uambunrcr  Theepreise.  dass  (irossbritanuiens  i'on^umcntcn  das  Monojjol  den 
Th^  um  jährlich  l.b  Mill.  Pf.  St.  vertheure  (Levi,  i».  2J»;,  Edinb.  Kev.  1S27,  No.  1»2, 
3i  dem  Artikel  über  Keduction  der  S«  huld,  wo  der  pleieh«*  Verlust  am  „Mouejud'  der 
vesHjkdischou  Pflanzen  auf  1.5s,  am  canadischen  Holzhandel  auf  1.5  Mill.  Pf.  )>e- 
:=dibet  wird.  Leber  die  üstindische  Compairnie  und  die.  (i<.setzuebuni;  v^n 
:*3:i.  Bichelot  I,  159  ff.\ 

Gfinätig  für  einige  der  grossen  Finauzzollartikel  (Ziu'ker, 
Vein,  Tabak,  Branntwein)  war  es,  im  Untersebied  zu  oon- 
'i&entalen,  anch  deutschen  Verhältnissen,  dass  der  betreuende 
Fmanzzoll  sonst,  von  den  Differentialzöllen  t'Ur  die  Colonicn  ab- 
^sehen,   voll   als  solcher  wirken   konnte   und   nicht  in   einen 
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halben  Schutzzoll  verwandelt  wurde,  weil  der  eingeführte  fremde 
Artikel  mit  einem  heimischen,  nicht  oder  niedriger  besteuerten  con- 
curriren  musste. 

Denn  cino  iuländiüchc  Wein-,  Tabak-  und  im  Wesentlichen  auch  Rttbenzacker- 
production  fehlt  in  Grossbritannien,  der  gewonnene  Rübenzucker  wurde  gleich  hoch 
wie  fremder  Zucker  besteuert.  Die  Einfulir  ?on  Branntwein  betraf  und  betrilt  in  beson- 
derem Maasse  feine  Qnalit&tsbranntweine  (französische,  Rum  u.  dgl.),  die  trotz  des  etwas 
höheren  Zolls  die  Goncurrenz  mit  dem  inländischen  Kornbianntwein  aushalten.  Neuer- 
dings sind  Zoll  und  Acciso  bei  Branntwein  auch  gleichgestellt  und  nach  der  Alcohol- 
stärke  bemessen,  wenn  auch  der  heimische  Branntwein  in  dem  „Spesenersatz-Zuschlag*^ 
eine  kleine  schutzzollartige  Begünstigung  geniesst  (§.  135,  S.  288).  Ganz  ohne  Schutz- 
zollwirkung ist  dieser  Zuschlag  nicht,  insofern  liegt  hier  und  bei  den  früheren  höheren 
Branntweinzöllen  eine  gewisse  Benachtheiligung  des  Finanzinteresses  vor.  S.  Dow  eil 
IV,  214  ff.  über  die  BczoUung  fremder  Spirituosen,  u.  u.  §.  150. 

§.  139.  Die  Zolleinkflnfte  Grossbritanniens  und  Irlands 
sind  im  Gesammtertrage  seit  den  französischen  Kriegen  von  22  bis 
23.5  Mill.  Pf.  St.  auf  ca.  20  Mill.  in  der  Gegenwart  gesunken. 
Sie  bilden  demgemäss  eine  kleinere  Quote  der  gesammten  Staats- 
einkünfte und  speciell  der  Steuererträge  als  ehedem  (jetzt  von 
letzteren  ca.  V4;  damals  über  Vs)*  Dies  ist  die  Wirkung  der  frei- 
händlerischen, die  Schutzzölle  beseitigenden  und  die  Finanzzölle 
crmässigcnden  und  auf  wenige  Hauptartikel  beschränkenden  Han- 
dels- und  Zollpolitik,  aber,  bei  den  eingetretenen  grossen  ZoU- 
reductioneo,  auch  ein  Zeichen  enorm  gesteigerter  Einfuhr  und  Con- 
sums  der  wenigen  noch  bezollten  Artikel. 

Es  ist  in  Grossbritaniüen  üblich,  bei  Veränderungen  der  Zölle,  wie  auch  anderer 
Steuern,  bes.  der  Accise,  den  Entgang  aus  aufgehobenen  und  ermässigten  Zöllen, 
auf  Grund  der  bisherigen  rechnungsmftssigen  Ergebnisse  der  Einnahmen,  eventuell 
unter  Absetzung  eines  Anschlags  fUr  Termehrte  Einnahme  aus  dem  begehen  bleiben- 
den Zoll  wegen  mnthmasslich  sich  steigernder  Einfuhr  und  Gonsums  (oder,  bes.  froher, 
wegen  Abnahme  des  Schmuggels)  zu  yeranschlagen  und  ebenso  den  muthmasslichen 
Ertrag  von  neuen  oder  erhöhten  Zöllen  (eventuell  ebenfalls  unter  Schätzung  der 
Abnahme  von  Einfuhr  und  Gonsnm  und  der  etwaigen  Zunahme  von  Schmuggel). 
Natürlich,  dass  man  hier  mit  unsicheren  Grössen  rechnet  und  die  wirklichen  Ergeh- 
nisse oft  andere  sind.  Neuerdings  werden  die  „budgetmässige  Schätzung'',  einmal  für 
das  Jahr  der  Aenderung,  dann  für  ein  ganzes,  mitunter  noch  ftlr  ein  späteres  Jahr 
unterschieden  und  damit  das  „wirkliche  Ergebniss''  verglichen  (so  im  Statist  abstr.). 
Aus  diesen  „verminderten'*  und  „vermehrten"  Zöllen,  Acciscn  u.  s.  w.  kann  man  so 
annäherungsweise  die  finanzielle  Bedeutung  der  getroffenen  Maassregeln 
ersehen. 

Die  betreffenden  amtlichen  Daten  sind  in  die  Statistical  abstracts  und  regel- 
mässig in  die  Werke  über  Handeki-  und  Zollpolitik  übergegangen.  Sie  haben  letzteren 
Falles  dann  auch  wohl  für  die  Kichtigkeit  einer  bestimmten  einzelnen  Maassregel  oder 
einer  ganzen  Politik  als  Material  dienen  sollen.  Aber  zu  derjenigen  strengeren  Beweis- 
führung, welche  hierfür  noth wendig  wäre,  reichen  sie  doch  nicht  aus.  Besonders 
sind  die  Freihändler  zu  geneigt  gewesen,  aus  gewissen  Ziffern  der  S^llstatistik  günstige 
Schlüsse  zu  ziehen,  ohne  genügend  zu  untersuchen,  ob  und  wie  weit  eine  eingetretene 
günstige  Erscheinung,  z.  B.  eine  Vermehrung  der  Zolleinkünfte  trotz  aufgehobener 
oder  verminderter  Zölle  gerade  die  Wirkung  dieser  Maassregel,  was  zu  gern  ohne 
Weiteres  angenommen  wurde,  und  nicht  ganz  oder  doch  theilweise  die  Wirkung 
anderer  Umstände  sei,  die  vielleicht  von  der  Zollverändernng  ganz  unabhängig  sind. 
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9iei  nor  —  wie  z.  B.  bei  Aafhebnog  ron  DiffercntiAlzölluu,  welche  die  PrcUc  ci^cii- 
tkOaüich  beeiDfliueteii  (s.  S.  297)  —  in  ciflein  concreten  Fall  begleitende  Erscheinungen 
<li«tier  Yerändeniog  wmrcn.  Meist  wird  hier  auch  die  dirccte  Uebertraf^un«:  einer 
ZoUindenuig  auf  den  Preis  und  vollends  auf  den  Detailpreis,  der  für  den  Consuui 
Bit  entscheidend  ist,  als  anbedingt  sicher  angenommen :  der  bekannte  deductive  Schluss 
der  Preistheorie,  dessen  Richtigkeit  eben  erst  zu  prüfen  ist.  Britische  Zoll-  und 
SteeerBmaasrepelii  und  die  bezüglichen  statistischen  Daten  sind  wohl  auch  deshalb 
beioiideEB  gern  fillr  solche  SchltUse  benutzt  worden,  weil  die  Verhältnisse  hier  für  das 
C^erinent  einfacher  za  Hegen  schienen  und  betiuem  brauchbare  Daten  leicht  zur 
Haod  waren.  Andanemd  finanziell  angttnstii;;e  Ergebnisse  von  ZoUverminderungcn 
(Eaflee,  §.  146,  anch  Wein,  §.  149)  werden  dabei  von  den  Freihändlern,  weil  ihrer 
Theorie  widersprechend,  nicht  immer  genügend  hervorgehoben.  Nach  amtlichen  Auf- 
Hellui^en  ergeben  sich  folgende  Zahlen  in  1000  Pf.  St.: 

Zölle  Zollertrag 


erlassen 

neu  Hufj^^elegt. 

Anfang  d.r 

IS15--20 

749 

1.7S6 

23.488 

1821—25 

4.570 

46 

22.572 

1826—80 

1.512 

297 

22.855 

1831—35 

2.000 

66<) 

21.612 

18S6-40 

148 

1.061 

23.04(i 

1841—45 

5.586 

161 

23.515 

1846—50 

2.389 

2 

22.278 

1851-53 

2.397 

16 
4.035 

22  197 

^as.  (bis  Krimkrieg): 

19.351 

1853—54 

9S3 

2.66(i 

22.152 

1854—55 

3 

22.017 

1856—60 

982 

5S7 

23.612 

1861—65 

6.234 

23 

24.391 

1866—70 

4.165 

2 

21.302 

1871—75 

4.143 

0.2 

20.23t) 

1876—80 

— 

7.iO 

20.197 

1881—85 

nichts 

nichts 

19.210 

18^5 

«« 

4.02S 

19.722 

Zus.   1854-85: 

16.510 

1815—85: 

35^861  " 

8.063 

Der  Zollertrag  bctrifil  die  Hoheiunahmo,  abzüglich  Ktickzahlungcn  und  Prämien, 
aber  noch  incl.  Erhebungskosten.  (Die  Daten  bis  1S54  bei  Tooke,  history  of  pricos 
V,  393,  394  =»  Tooke- Abb  er  11,  189.  Die  späteren  Daten  berechnet  nach  den 
Zahlen  für  die  einzelnen  Jahre  in  den  Stat.  abstr.  Die  ZuIIertragsdaten  bei  Touke 
inmiieD  mit  denen  bei  Vocko,  S.  359,  nicht  tiberein,  bes.  fur  die  frühere  Zeit  sind 
sie  bei  Yocke  erheblich  kleiner,  vielleicht  weil  er  nur  die  beim  Zolldepartement 
berechneten  Zölle,  nicht  die  damals  unter  der  Accise  stehenden  (s.  o.  S.  277)  hier 
eiagerechnot  hat,  was  für  die  Vergleichung  mit  den  späteren  Jaha^n  nothwendi^  ibt^. 

Aus  der  im  Ganzen  nicht  bedeutenden  Abnahme  der  Zollcin- 
kfinfle  (10%  seit  Mitte  der  20er  Jahre),  trotz  mehr  aufgehobener 
27.8  Mill.  Pf.  Sl.  seit  1815  oder  23.8  Mill.  seit  1825,  haben  die 
Freihändler  gern  günstige  Schlüsse  auf  die  selbst  fiscal!  sc  he 
unbedingte  Zweckmässigkeit  der  liberalen  Handels-  und  Zollpolitik 
gezogen.  Allein  ob  man  in  dieser  Richtung  nicht  doch  gerade  im 
berechtigten  F  i  n  a  n  z  interesse  etwas  zu  weit  gegangen  ist  und 
nicht  besser  daran  gethan  hätte,  wenigstens  die  Finanzzölle  etwas 
ergiebiger  za  erhalten,  so  n.  A.  durch  Beibehaltung  wenigstens 
eines   massigen  Zackerzolls,    ist  eine  andere  Frage  (§.  147). 
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Gro88britannien  hätte  sich  damit  eine  Einnahme  zu  stärkerer  Re- 
(luction  der  Staatsschuld ,  nach  gutem  nordamericanischen  Muster, 
und  wohl  auch  flir  manche  sonst  erwünschte  Zwecke  der  gesammten 
Staatsverwaltung  ohne  erhebliche  Bedenken  erhalten  können.  Die 
Ucbertrcibiingcn  des  ,,commercial  interest**  in  der  freihändlerischen 
Auffassung,  speciell  Gladstone's  Einseitigkeiten  und  —  das 
leidige  parlamentarische  Rennen  um  Volksgunst  durch 
den  Köder  der  Steuerermässigungen  kommen  in  den  grossen  Zoll- 
erlassen wohl  etwas  zu  sehr  zur  Geltung.  Wie  weit  dabei  die 
Zollerlässe  wirklich  voll  und  ganz  den  „Consumenten"  zu  Gute 
gekommen  sind,  wie  weit,  mindestens  eine  Zeitlang,  bis  die  Con- 
currenz  die  Ausgleichung  bewirkt  hat,  Beträge  der  erlassenen  Zölle 
bei  Interessenten  anderer  Stadien  des  Absatzprocesscs  hängen  ge- 
blieben sind  und  deren  Gewinne  vergrössert  haben,  bliebe  ausserdem 
noch  festzustellen. 

Tooke,  Ashur,  L.  Le?i  und  wer  sonbt  (Uc  freihändlerisckc  Richtung  der 
Handelspolitik  vertritt,  Laben  für  diese  Seiten  der  verwickelten  Frage  kaum  je  auch 
nur  ein  wenig  Vorständniss.  „Sic  stehen  eben  auf  dem  rein  deductivcn  Standpunct 
in  der  Preis-  und  Ueberwälzungslehre'\  bemerken  dann  die  .Jiistorisch-inductiveu*' 
Nationalökonomen.  Aber  auch  vom  ,,rein  deductiven''  Standpunct  aus  ist  solche  Ein- 
seitigkeit ein  recht  wohl  vermeidlicher  Fehler.  Denn  selir  wohl  sind  auch  von  diesem 
die  „Hemmungsmomente*'  in  der  Preisausgleichung  mit  zu  berücksichtigen.  Und  die 
Bedeutung  der  allgemeinen  finanzpolitischen  Seite,  sich  Einkünfte  ,.in  Re- 
^•ervc**  für  Schuldentilgung^  u.  a.  m.  zu  erhalten,  brauchte  auch  vom  freibändlcrischcn 
Standpunct  nicht  verkannt  zu  werden.  In  der  Deberschätzung  der  Segnungen  des 
„entfesselten  Verkehrs*  liegt  der  Fehler.  Do  well  hat  z.  B.  fUr  die  Bedenken  der 
zu  weit  gehenden  Beseitigungen  und  Ermässigungen  der  Zölle  (Zucker)  wohl  ein  Auge. 
Yocke  beurtheilt  die  ZoUreformcn  m.  E.  für  die  britischen  Finanzin tercssen  etwas 
zu  günstig  und  trägt  auch  den  erwähnten  Bedenken  nicht  genügend  Rechnung  (S.  350  11.). 
Die  beliebten  freihändlerischeu  Nutzanwendungen  des  britischen  Beispiels  fUr  andere 
Länder  weist  aber  auch  er  in  die  richtigen  Schranken. 

§.  140.  Systematischer  Charactcr  der  britischen  Zoll- 
reform. Die  einzelnen  Maassrcgeln  der  britischen  ZoUreinrm  im 
19.  Jahrhundert  lassen  sich  auf  bestimmte  einfache  Grund- 
sätze zurückführen.  Ja,  sie  sind,  abweichend  von  der  üblichen 
sonstigen  britischen  Gesetzgebuugspolitik ,  in  der  That  eigentlich 
die  Ausführung  bestimmter  Principien  der  Freihandels- 
doctrin,  die  zuvor  für  die  Richtung  und  Durchführung  der 
Reform  nufgestellt  worden  sind  (Sir  H.  Parnell,  Zolluntersuchungs- 
commission  von  1840).  Daher  bildet  die  britische  Zollreform,  wenn 
auch  nur  allmählich  schrittweise  und  mit  der  in  England  üblichen 
Vorsicht  durchgeführt,  mehr  ein  einheitliches  durchdachtes 
System  handeis-  und  wirthschaftspolitiscber  Massregeln,  als  mau 
es  sonst  jenseits  des  Canals  auf  legislativem  Gebiete  zu  finden 
pflegt.     Mit  daraus  erklärt  sich,  dass  diese  Zollreform  vielfach  als 
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Codex  freihändlerischer  Handels-  und  Zollpolitik,  auch 
FioanzzoUpolitik  angesehen  worden  ist  und  eine  vorbildliche 
BedeotUDg,  wenigstens  nach  freihändlerischerAuilassung,  erlangt  bat. 
Ihr  Werthy  anch  für  die  vergleichende  lietracbtung  des  Zoll- 
wesens  und  fttr  dessen  finanzwissenscbaftlicbe  Beurthcilung,  soll  ibr 
aoeh  Dicht  bestritten  werden.  Die  britische  Zollrefomi  eignet  sieb, 
wie  keine  andere  Entwicklung  einer  Zollverfassung,  vortreülich,  um 
iB  ihr  die  Grundsätze  freibändleriscber  Tarifpolitik  zu  entwickeln 
and  mit  ihr  nnd  ihren  volkswirtbscbaftlichen  und  finanziellen  Er- 
gebnissen diese  Grundsätze  auch  nach  manchen  Seiten  hin  zu  be- 
gründen. Aber  die  ,,vorbildlicbc''  Bedeutung  dieser  britiscben 
Zollrefonn  fUr  andere  Staaten  kann  ibr  doch  nur  in  beschränktem 
Maasse  zugestanden  werden.  Denn  ihre  Voraussetzungen  wie 
ihre  Folgen  sind  zum  grossen  Tbeile  doch  specifisch  britische 
and  zwar  specifisch  britische  aus  der  Zeit  einer  noch  genttgen- 
den  Sicherung  des  heimischen  Bodens  gegen  auswärtige 
Feinde  Dank  der  insularen  Lage  und  aus  der  Periode  der 
industriellen  und  eommerciellen  Suprematie  Gross- 
britanniens im  19.  Jahrhundert.  Ob  auch  nur  in  diesem 
Inselstaate  selbst  diese  Folgen  noch  auf  lange  Dauer  segens- 
reiche zn  nennen  sein  und  die  Vorausset/.ungen  einer  solchen 
Handels*  nnd  Zollpolitik  demgeniäss  dauernd  vorhanden  bleiben 
werden,  —  das  muss  die  Zukunft  lehren.  Durchaus  unzweilelhaft, 
^ogar  wahrscheinlich  ist  es  nicht. 

Nur  die  insalarc  Lage  des'StaatsgJibicU  jjcstattct  es  —  «.-iDstweilcn  — ,  dio  cin- 
li ei  mische  WchrFcrfassung  so  völlig  zu  vernachlüäsi«^en  und  rolkswirtbschaftlicli 
du  Flauptmaterial  tüchtigen  Heerwesens,  eine  zahlreiche  lUnd liehe  Hevölkurung, 
üahcza  aaf  den  Aussterbeetat  kommen  zu  lassen.  Nur  eine  Politik,  welche  das  nicht 
rlauht  scheuen  zu  mUssen.  kann  das  ,Jand wirthschaftliche  Interesse"  so  preis- 
^beo,  wie  es  durch  die  Freibaudelspolitik  in  Agrarproductcn  geschehen  ist  und  wie 
•^.  gegenüber  der  neuesten  überseeischen  Goncurrenz.  bis  jetzt  geschieht.  Nur  uine 
solcbe  Politik  freilich  kann  auch  den  „Enteignungs-  und  Knterbungsprocos^"  der 
ileineren  l&ndiichen  Grund betiitzer  und  die  Anhäufung  dieses  Bu^itzes  in  immer 
veDigeren  Händen  und  im  Majoratsverband  so  ruhig  vor  sich  gehen  lassen.  Dabei 
i^t  nicht  zu  tibersehen,  dasa  die  moderne  volkswiithschaftliche  Entwickelung,  vollends 
in  Orosäbritannien  und  [riand,  diese  Conccntrationstendeiiz  des  Grundbesitzes  noch 
steigert  QDd  die  Freihandolspolitik  in  Agrarpro<lucten  den  landwirtlischafdiohen  (iross- 
botrieh  uocli  nothwendiger  macht 

Man  glaubt  sodann  für  sicher  annehmen  zu  dürfen,  dass  die  britische  Kriegs- 
marine den  Inselstaat  genügend  schntzcn  und  das  Weltmeer  für  den  britischen 
Ein-  and  Ausfuhrhandel  mit  Bestimintlieit  uti'eii  halten  könne.  Das  mag  einst- 
weilen noch  zu  holfen  sein.  Viel  ungewisser  als  ehedem  ist  es  dureli  die  Kntwicklung 
der  fremden  Kriegsflotten  schon  geworden,  und  mit  der  Ausdehnung  des  britischen 
Welthandels  steigern  sich  die  Gefahren,  Zufuhren  von  BrotstoK'en  und  Kohmaterialien 
der  lada&trie  gehemmt  zn  sehen,  immer  mehr.  Besonders  günstig  erscheiu<.-n  die  Ans- 
sichten  für  die  Zukunft  daher  nicht  gerade. 

Nur  die  erreichte  Stellung  der  britischen  Industrie  und  des  Handels 
im  Weltverkehr  macht  ferner  ein  Zoll-  und  Accisesystem  wie  das  heutige  britische 
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möglich,  weil  finanziell  ergiebig  genug.  Denn  nur  bei  dieser  Stellung  ist  es  durcli- 
fahrbar,  auf  wenige  Hauptartikel  des  Zolls  und  der  Accise  so  enorme 
Steuern  zu  häufen.  Diese  Artikel  können,  obwohl  so  durch  Steuern  Ferthenert,  bei 
einer  zahlreichen  und  wohlhabenden  Mittelclasse  und  Arbeiterberölkemng,  denen  die 
gewaltige  Industrie  direct  und  indirect  ein  reichliches  Einkommen  gewährt,  immer 
noch  den  enormen  Absatz  finden,  welcher  dem  Staatsschatz  durch  Zoll  und  Accise 
noch  die  Deckung  des  Staatsbedarfs  ?erbQrgt.  Die  Fortdauer  dieser  Verhältnisse 
ist  naturlich  von  der  Fortdauer  der  Suprematie,  des  reichlichen,  gewinn- 
bringenden, mindestens  in  gleichem  Maasse  wie  die  Volkszunahme  steigenden  Absatzes 
der  britischen  Industrie  im  Weltverkehr  abhängig.  Bietet  sich  hierfür  eine  genugende 
Burgschaft  in  Zukunft?  Kaum,  schon  nach  der  Entwicklung  der  Dinge  in  den  letzten 
Jahrzehnten  zu  scbliessen.  Denn  der  europäische  Gontinent  und  Nordamerica  eman- 
cipiren  sich  immer  mehr  von  der  Botmässigkeit  der  britischen  Industrie  und  machen 
dieser  in  den  Übrigen  fremden  Absatzgebieten,  ja  sogar  in  England  selbst,  steigende 
Concurrenz.  Was  dann,  wenn  die  britische  industrielle  und  commercielle  Suprematie 
einmal  definitiv  gestürzt  ist? 

Die  wirklich  vorbildliche  Bedeutung  der  britischen  Zollreform  ist  nach  dem 
Allen  eine  rcclit  bestreitbare.  Die  politischen  und  wirthschaftlichen  Voraussetzungen 
dieser  Reform  mögen  für  Grossbritannien  in  den  letzten  Jahrzehnton  zugetroffen  sein 
und  dort  noch  für  länger  bestehen.  Anderswo  fehlen  sie.  Die  speciellen  Gon- 
sumtionsverhältnisse  (Theo,  Bier,  Branntwein)  bieten  weitere  Verschiedenheiten, 
welche  eine  Uebertragung  der  britischen  Beform  auf  andere  Länder  erschweren 
müssten. 

§.  141.  System  und  einzelne  Hanptgrnndsätze  der 
britischen  Zollreform. 

Ich  benutze  hier  meinen  Artikel  „Zölle",  im  Bluntschli-Brater'schen  Staats- 
wörterbuch, XI,  840—397,  bes.  349  (Ausfuhrzoll),  859  ff.  (Einfuhrzoll)  mit,  (geschrieben 
1868).  Siehe  ausser  den  übrigen  genannten  Werken  0.  Hubner's  Berichte,  bes.  S.  2. 
Der  jetzige  Zolltarif  u.  A.  im  Supplementband  des  (amtlichen)  Deutschen  Handels- 
archivs: „Die  Zolltarife  des  In-  und  Auslandes'*,  Berlin  1884,  No.  6  (nur  iVt  Seiten), 
Uebersicht  mit  allen  etwa  neuen  Veränderungen  in  Stat  abstr.,  so  in  No.  33,  1886, 
p.  26,  mit  Gruppirung  der  Tarifsätze  als  eigentlicher  Einfuhrzölle  und  als  Ersatzzölle 
für  fremde  Waaren  gegenüber  der  Accise  und  anderen  Steuern  (Stempel)  auf  heimische 
Artikel. 

Die  einzelnen  Maassregeln  der  britischen  Zollreform  lassen 
sich  im  Wesentlichen  auf  fünf  Hauptgrandsätze  zurückfuhren, 
welche  freilich  eng  mit  einander  zusammenhängen  und  von  welchen 
der  zweite  bis  fünfte  die  Ausführung  des  ersten,  der  zweite,  dritte 
und  vierte  die  Ausführung  speciell  der  Freihandelspolitik  sind. 
Nämlich:  1)  die  Vereinfachung  des  Tarifs,  2)  die  Aufhebung 
der  Rohstoffzölle,  3)  diejenige  der  Lebensmittelzülle  und 
landwirthschaftlichen  Schutzzölle,  4)  diejenige  der  Fabrikat- 
schutzzölle, 5)  die  Vereinfachung  der  eigentlichen  Finanz- 
zölle mittelst  Beschränkung  derselben  auf  wenige  Haupt- 
artikel grosser  Einträglichkeit,  unter  Wegfall  fast  aller 
übrigen. 

1.  Vereinfachung  des  ganzen  Zolltarifs  durch  Be- 
seitigung der  Ausfuhrzölle,  Verminderung  der  Positionen 
der  Kinfnlir/ölle,  auch  betreffender  Finanzzölle,  und  ße- 
scbränkung  der  letzteren  auf  wenige  passende  Hauptartikel, 
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ohne  oder  nur  ansnabmsweise  mit  QaalitätsuDterscbeidang  im  Zoll- 
satz: anf  diese  besonders  seit  der  Reform  von  1842  deutlicbe 
Entwicklnng  fllbrte  ausser  der  freibändlerischen  mit  den  Scbutz- 
lOOen  aofrämnenden  Politik  zweierlei  bin :  einmal  der  Wunscb,  die 
TeriiehrsbelftstigeDden  Controlen  fllr  den  Handel  m()glieb8t  za  ver- 
mindem,  die  Erbebnngskosten  za  ermässigen ;  sodann  aber  nament- 
fieb  die  schon  ältere ,  aber  immer  mebr  sieb  zeigende  Wabrnebmung, 
dass  llberbanpt  nur  eine  verbältnissmRssig  kleine  Zabl 
TOD  Zollartikeln  ein  bedeutenderes  Finanzinteresse 
nach  den  ZoUerti^Lgen ,  die  sie  gäben ,*  böten ,  und  es  sogar  nur 
^anz  wenige  Hauptartikel  wären,  welcbe  den  bei  Weitem 
grussten  Tbeil  der  Zolleinkunft e  (einige  90%  derselben) 
abwürfen.  Oaber  scbloss  die  Streicbung  der  meisten  übrigen 
Artikel  ans  dem  Tarif  keine  sehr  erbeblicben  Verluste  der  Staats- 
easse  in  sieb,  so  dass  das  betreffende  Opfer  um  so  eber  zu  Gunsten 
des  „freien  Verkebrs'^  und  der  Consumenten,  aucb  wo  es  sich  um 
Finanzzollartikel  handelte,  gebracht  wurde.  Eine  ähnliche  Wahr- 
nehmung hat  man  zwar  auch  in  anderen  Ländern  gemacht.  Allein 
im  Vereinigten  Königreich  tritt  diese  Gestaltung  der  Zolleinktinfte 
dem  Grade  nach  viel  prägnanter  hervor.  Dies  hängt  mit 
apecifischen  britischen  Consumtionsverbältnissen  und 
mit  der  seit  lange  ungemein  ausgedehnten  und  meist  immer  noch 
zanebmenden  Consumtion  einiger  wichtiger  ,, Luxus- Masse n- 
fonsnmtibilien  (Tabak,  fremde  Spirituosen,  Thee, 
Wein)  zusammen,  welcbe  nach  britischen  Wohlstands-  und  Ein- 
kommensverbähnissen  einen  hoben  Zoll  ertragen  können.  Auch 
in  dieser  Hinsicht  ist  die  britische  Zollreform  daher  flir  andere 
Linder,  fisealiscb  betrachtet,  nicht  ohne  Weiteres  nachahmbar. 
Aoch  ist  es  klar,  dass  die  Aufhebung  mancher  Zölle,  die  Herab- 
KtzuDg  anderer  und  die  Beibehaltung  einiger  weniger  in  hohen 
äUzen,  den  Priucipien  der  „Allgemeinheit^^  und  der  „Gleich- 
mässigkeit^',  daher  der  „gerechten  Steuervertheilung'', 
einem  Zielpuncte  auch  für  die  Gestaltung  der  indirecten  Verbrauchs- 
bestenerung,  nicht  durchaus  entsprechen.  Das  ^,Gerechtigkeits- 
postulat^  ist  hier  dem  volkswirtbschaftlichen  Vcrkehrsintercsse  und 
dem  steuertechnischen  mebr,  als  richtig  erscheint,  geopfert  worden. 

Die  freihäiiillcrische  und  die  auch  die  FinaiizzöIIc  ennössigcnde  und  kleinen^ 
bcj^idgeade  britische  ZoUreform  hat  sich  im  Wesentlichen  in  fünf  grossen  Sclirittcn 
T&Uzog«ii,  TOD  denen  der  zweite  und  dritte  und  zum  T\n:\\  noch  der  vierte  wieder 
liher  zusammenhingeD.  Den  vorsichtigen  Beginn  machte  1S24— 26  Huskisson  (bes. 
'i-ifcu  5  Georg  IV,  c.  74  und  6  Cieorg  TV.  c.  13,  r.  105  ff,  r.  111,  grosse  Acte  der  Zoll- 
eü&9olidatioa  amd  Tarifecte,  Aufhebung  zahlreicher  alter,  die  Fassung  war  die  Arbeit  von 
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J.  D.  Hume,  Dowoll  II.  262  ff.,  Lcvi,  p.  157  il".,  Riclielot  I,  60  ff.).  Dann  kam 
eine  längere  Paasc,  nur  mit  kleineren  Veränderungen.  Darauf  folgten  die  grossen 
Zollreformen  Peel's  u.  a.  m.,  bes.  1S42,  1845/46:  zweiter  und  dritter  Schiitt« 
namentlich  5  und  6  Vict.  c.  47,  Tarifactc  von  1842  (Dowell  II,  804  ff.,  Lcfi, 
p.  261  ff..  Richelot  I,  %12  ff.),  und  9  und  10  Vict.  c.  22,  23  von  1840,  eb.  1858 
machte  alsdann  Gladstono  den  vierten  grossen  Schritt:  16  und  17  Vict.  c.  106, 
Tarifacte  (Do weil  II,  323,  Levi,  p.  363)  und  mit  dem  französischen  Handoli- 
vertrag von  1860  folgte  der  fünfte  (23  und  24  Vict.  c.  110,  Tarifacte)  und  damit 
der  Abschluss.  (Dowell  II,  334  ff.,  Levi,  p.  403  ff,  412).  In  der  Regel  werden 
nur  die  Pccl-(iIadstone'schcn  Tarifreformen  als  erste  bis  vierte  Revision  des  Tarifli 
bezeichnet.  In  anderen  Jahren  geschah  nur  Einzelnes  mehr  zur  Ergänzung.  Die 
Modification  und  später  die  Aufhebung  der  alten  Navigationsacte  (12  und  18  Viel, 
c.  29,  1849)  sowie  die  Accisereformen  übten  direct  und  indirect  auch  Eiufluss 
auf  die  Zölle  aus. 

Folgende  üebersicht  (bis  1855)  gicbt  0.  Hübner  a.  a.  0.,  Heft  2,  S.  4,  ohne 
Quellenangabe,  doch  ohne  dass  wesentliche  Fehler  zu  vermuthen  sind.  Für  die  ältere 
reriode  bestanden  ausser  solchen  Artikelzöllen  noch  meist  allgemeine  Einfuhr-  und 
ehemals  zum  Theil   auch   Ausfuhrzölle   in  kleinen   Werthquoten  von   den  nicht  auf- 


gezählten Artikeln. 
Haupt- 
artikel. 
1660  490 

1 789  290 

1S26  432 

1841  564 

1849  233 

1S55  153 

1862  49 


Einfuhrzölle: 

ünterab- 

thcilungen. 

1140 

1135 

848 

4S8 

282 

261 

64 

131 


Zu- 
sammen. 
1630 
1425 
1280 
1052 
515 
414 
113 


Haupt- 
artikel. 
212 
50 


5 


Ausfuhrzölle : 
ünterab- 
theilungcn. 
111 
35 
19 
19 


Zu- 
sammen. 
828 
85 
24 
24 
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Im  Tarif  für  1 886  betreffen  die  Zahlen  der  ersten  Reihe  die  selbständigen  Ein- 
fuhrzölle, die  der  zweiten  Reihe  die  Zollsätze  für  Artikel,  welche  der  Accise  und  dem 
Stempel  unterliegen.  Wie  Hübner  die  Hauptartikcl  und  Unterabtheilungen  gezählt 
hat,  ist  nicht  genau  ersichtlich.  In  den  Tarifen  von  1862  und  1886  sind  als  „Unter- 
abthcilungen''  apart  nur  die  neben  dem  IlauptzoUsatz  der  Waarengattung  de^  betreffenden 
Artikels  speciell  aufgeführten  Unterrubriken  gezählt.  Sollte  Hübner  anders  verfahren 
sein,  so  wären  die  Summenzahlen  zu  gross:  «loch  ibt  das  nicht  anzunehmen.  Mit  den 
zollstatistischcn  Daten  stimmt  diese  Statistik  der  Tarifsätze  nicht  völlig  überein,  z.  6. 
ist  in  letzterer  hier  der  Posten  „trockene  Früchte**  mit  dem  Einheitssatz  von  7  sh.  per 
engl.  Centner  als  Ein  Hauptartikel  gezählt,  während  in  der  Zollertragsstatistik  daraus 
drei  Rubriken  (Oorinthen,  Rosinen,  andere  Früchte)  gemacht  werden.  In  dieser  Weise 
aufgestellt,  würde  die  Zahl  der  Zollpostcn  im  Tarif  auch  gegenwärtig  noch  etwas 
irrösscr  sein  als  nach  obiger  Üebersicht. 

Die  Erfahrung,  dass  eine  grosse  Menge  der  Zolltarifposten  wenig  oder  selbst 
nichts  eintrügen,  hatte  man  schon  im  vorigen  Jahrhundert  gemacht.  1798  gaben 
von  über  1200  Zollpobten  nur  160  ein  jeder  mindestens  1000  Pf.  St.  Ertrag,  1040 
XUS.  nur  S5.000  bis  11 1.000  Pf.,  durchschnittlich  von.  diesen  also  1  nur  80  bis  100  Pf. 
Die  Commisbion  von  1840  constatirte  einen  ähnlichen  Sachvorhalt,  nur  noch  schärfer 
auf  (irund  einer  amtlichen  Berechnung  des  Zoll inspectors.   Hiernach  ergaben  183S/89: 


147  Posten 

nichts 

349  Posten 

jeder 

unter  100  Pf., 

zusammen 

8.000  Pf. 

132       „ 

»' 

100—500  Pf., 

1» 

32.000    „ 

45       „ 

»» 

500— lOÜO  Pf., 

«» 

32.000    „ 

107       „ 

»> 

1000—5000  Pf., 

1^ 

245.000    „ 

780       „ 

»* 

von  0—5000  Pf., 

»» 

317.000  Pf. 

63       „ 

»« 

5000—100.000  Pf.. 

*r 

l.:^97.000    „ 

10       „ 

»♦ 

100.000-500.000  Pf., 

n 

1.838.000    „ 

9       „ 

1' 

Vi  Million  und  mehr 

1» 

18.575.000    „ 

862       . 

_ 

22.127.000  Pf. 

I 
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DiV  9  letzten  HAnptArtikel  urabon  also  S3.!»7„  «l«'r  Sninuie,  «Ho  VJ  IctzttMi  l»2..'J7u. 
Zb  Jjüirt?  IS'i^  gaben  IT  Hauptariikol  Zucker«  Th^o,  T;ibak,  Spiiituosen,  Wein,  Hol/, 
Jwn.  Kaflcc,  Dutter.  Corinthun.  Talg.  Saaten,  Kosincn,  Kii:>(\  liauuiwoUe.  SrliatVoIle, 
Sei4eDfabriLato)  91,  29  andere  47,,.  zusammon  iVt  Artikel  «»s"/,,  der  ZoIlr-inkUnfte  (Tookc 
^421.  =  Ashcr  II.  20S.  Kicli.^loi  I.  Is2,  Edinh.  Krv.  No.  IUI,  a  n.  O.).  In  der 
raaiiiission  und  in  der>'n  Ri.Ticht  von  1810  fan<l  darauf  li in  dii>  iWsoitij^uniJ:  dor  klein« >u 
&Üf«^t**u  aacli  vom  finanziellen  Standpnnctc  nnd  /ur  Krlc.'icliterung:  dos  Verkehrs 
in  B'*farirortung'  und  crfolgto  in  dt^n  Kofornicn  \tm  l''t2  und  1^45  au'h  grosscn- 
ieiis. 

Das  Cc1>crgc wicht  der  grossen  Hau]>tartikel  in  den  Zollrefonnon  trat  dann  immer 
mthr  hrrfCkr.  l'sSG  irabcn  schon  die  W  Artikel  Zu<-kor.  TIht.  Tal>ak.  S]drituosen, 
IflB,  Katfec  SS.?»,  T»  weitere  (Hol/.  Korn,  Seiden fabrikat«:,  Crtrinihen.  Hosinun.  Hutt«'n 
7J.  ZB&ammvn  12  Artikel  06.27,,  der  ZoUcinkiinft«'.  Dom  rreihändieritehen  Dräniren 
nf  BijS4>itigi]ng  immer  wcit<'rer  Z«)lle  setzte  sii-h  dah'T  audi  das  Finanzlnterfsse  immer 
T-»:ai^or  stark  cntiregen.  So  crfulL'te  die  „Vereinfachung"  d«.\s  Zolltarifs  norh 
»ti!'?r.  Anrli  nach  Aufhebuufr  der  ZnckerziMl«'  sind  es  du*  4  Hauptartikel  Taliak, 
IVe.  Spirituopoii ,  \V<-in.  die  ISSö/Vl  von  di-r  Zolleinnahrne  vun  11J.IJ2  Mill.  l*f. 
U.2*„.  die  H  ferneren,  Corinthcn,  Kain-<-.  KoMn«n.  di--  -i.H"  „.  ziis  aUn  7  Artikel,  die 
.•S5*  ,  orgalK-n. 

Wie  achr  die  Zunahme  des  Konsum ^  daher  der  Kinfuhr  der  Hauptartikel, 
ntUti  fryhrr  h<:\  den  hohen  Zollsiitzen,  bpäter  bei  den  i'nn.'is>igten  eine  grosse 
jb^ulut''i  Ei  n  ii.'ihmc  irewährte  und  so  <*bcii  iliesc  Knt\vi<-klung  des  Zultlarifs 
I.cariziull  utuglicli  machte,  ergii-bt  sieh  u.  A.  aus  lulg<'nd<'n  Zahhrn:  dtrr  Zollertrag 
i-.r  •'.  Hauptartikel  Zarkcr,  Tabak,  Thi*e,  .Spirituosen.  Wfin .  KalH-o,  in  jssr»  nhni* 
ijrlT.  ilso  nur  .'i  Artikel;  war: 

17!»»       4.04  Mill.  Pf.  IhüU     Is.si   Mill.  VW 

ISIO     I5.fis      „       ..  1M>2     22.12      .. 

1>2U     15.77  „  1H71      l<l.5'i 

lS4il     16.7."»      ..       ..  issö     nt.HJ      ., 

Aus   solchen  Zahlen   folgt.  da«s    finanziell    nnrh    britisrhen   Kif.-ihiungi'n  «-ine 

l?;''bräiiku]i  ir    der  Z«'illr    auf    wenige   Hauptartikel    nur   er^t   dann   als 

Tk.Ätisre    Kill  an/ Politik    orsrheint.    wenn   der   Tnnsuni   dieser   Artiki*!   Iiin- 

Un^li'oh    allgccmein   und  stark  verbreitet  i>t.   und  auch  uut<T  dieM-r  Voraus- 

^2Qur  nur.    wenn   man   auf  ciniir«>  Artikel  sehr  höh«-  Y.nWr   set^t   und  dabi-i  noch 

HK  genügend    grosse   K  in  fuhr  und    Consunition    und    i-ine   Itewäl  t  i<rung 

ir?»  Schmu  ^-gols  orwarten  kann  ^Tabak,   Spirituosen,   aiirh  Tliee.  der  immer  noeh 

i-B  für  ein  so  verbreitetes  Consumptibil  hohen  Zoll  von  <>  d.  per  IMuml  (iewirht  odi'r 

'  Vi  Mark  per  50  Kilo  unterliegt,  r.  6  Mark  mehr  als  im  ei höhten  deutsehen  Tarif^^atz 

•^t  1S79  filr  den  hei  uns  so  wenig  ronsumiiten  Artikel). 

§.  142.  —  2.  Aufhebung  der  Rohstottzöllc.  Ein  weiteres 
Priocip  der  liritischen  Zollreform,  das  auf  die  besprochene  Ver- 
^facbuDg  lind  Beschränkung  des  Zolltarifs  mit  einwirkte,  war  die 
Kuglichstc  Beseitigung  der  Einfuhrzölle  auf  die  flir  die 
I  Umigebe  Industrie  erforderlichen  oder  wHnschenswerthen  fremden 
!  2-jhfttoffe  und  zum  Theil  auch  Halbfabrikate,  namentlich 
jfJcbe,  welche  wie  z.  B.  Baumwolle,  Seide  llberhnupt  nur  aus  dem 
Auslände  bezogen  wurden,  aber  auch  solche,  weiche,  wie  z.  B. 
v-bafwolle,  zwar  im  Inland  ebenfalls  erzeugt  wurden,  aber  nicht 
H  der  fllr  die  Industrie  erforderlichen  Menge  oder  BcschaflFenheit. 
ü^aige  Conflicte  des  industriellen  und  des  Fabrikatexportintcrcsses 
"lit  dem  agrarischen  oder  auch  montanistischen  wurden  schliesslich 
<iU  zu  Gunsten  des  ersteren  und  damit  de^s  der  Industrie  und  dem 

A  'iVkgner.  Fiuiiniwi«<iciis«hiirt  IIT.  20 
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auswärtigen.  Handel  voitheilhaften  Freihandelsprincips  ent-  ' 
schieden.  Das  früher  nicht  unerhebliche  Finanzinteresse  stemmte 
sich  dieser  Reformrichtung  doch  auch  nicht  gar  zu  stark  entgegep  * 
oder  wurde  eventuell  schliesslich  geopfert.  Anderseits  siegte  das  J 
Freihandelsprincip  auch  im  Ausfuhrhandel,  indem  die  etwa  noch  * 
verbliebenen  Ausfuhrverbote  (Maschinen)  und  Ausfuhrzölle  (so  auf  \ 
Kohlen)  beseitigt  wurden.  Bei  diesem  ganzen  Tbeil  der  Tarif-  n 
poIitik  war  das  Finanziiiteresse  immer  besten  Falles  ein  kleines  ^ 
Verzögerungsmoment  in  dem  Siegeslauf  des  Freihandels  gegentlber  i 
dem  Schutzzoll.  ^ 

;1 

Das  Einzelne  und  Genauere  gehOrt  deshalb  nicht  hierher,  sondern  in  oIbo  ^ 
Geschichte  der  britischen  ZoIIrcform  aus  dem  handelspolitischen  Gcsichtspanct.  Bai 
mehreren  der  Einfuhrartikel  kamen  früher  auch  Differentialzölle  zwischen  fremden 
und  britisch -colonialen  Producten  in  Betracht  und  complicirten  die  Sache  nach  d«r  ' 
handelspolitischen  wie  nach  der  finanziellen  Seite.  Die  wichtigsten  F&Ue  des  RoM-  1| 
Stoffzweigs  betrafen  die  Spinn-  und  Webstoffe  und  Holz.  Die  Einfuhrzölle  r 
auf  fremde  Producte  zum  Ersatz  der  Accise  auf  heimische  betrafen  mehr  Fabri-  f 
kate  (s.  u.).  Systematisch  erfolgten  die  Ermässigungen  und  Beseitigungen  dieser  ^ 
Zölle  besonders  bei  den  viermaligen  Tarifrevisionen  Peel's  und  Gladstone's  1841  '^' 
bis  1S60.  Die  einzelnen  wichtigeren  Artikel  verfolgt  Do  well  im  4.  Bando  jeden  ^ 
besonders  in  ihrer  ganzen  Zollgeschichte.  Meist  daraus  die  folgenden  Notizen.  Der  ^ 
innere  Zusammenhang  der  Massregeln  tritt  dabei  freilich  zurück.  Vgl.  daraber  bes.  ^ 
Richelot,  so  über  die  Reform  von  1842  und  1846,  I,  237  ff.,  246  ff.,  auch  Leri,  ^< 
Vocke.  Dow  eil  verfolgt  gleichfalls  mehr  nur  die  finanzielle  Seite  der  ZollpoUtik.  -j^ 
Knrzer  Rückblick  bei  ihm,  II,  336—339.    Hier  mögen  kurz  angefahrt  werden:  li 

Baumwolle  (Dowell  IV,  448 — 453).  Vor  der  französischen  Kriegszeit  ia  ^ 
Wesentlichen  zollfrei  (nemUch  wenn  aus  britischen  Colonien  und,  wenn  in  britischen  'i 
SchiU'en  eingeführt,  auch  aus  andren  Ländern)  wurde  dieser  Artikel  in  Kriege  mit  ^i 
ziemlich  hohen  Zollsätzen  belegt,  mit  Unterscheidung  eines  niedrigeren  Satzes  vom  ^ 
britischen  Colonialproduct  (dem  die  BaumwoUo  der  Vereinigten  Staaten  aber  gldcki*  %i 
gestellt  ward)  und  eines  höheren  von  sonstigem  Product  und  ausserdem  mit  b^  ^i 
günstigendcm  Satz  für  Importen  auf  britischen  Schiffen,  auch  mit  Kriegszuschllgen  k 
zu  den  NormalzoUsätzen.  Ertrag  1815  760,000  Pf.  St.  FortfaU  der  Kriegszoschlige  (^ 
nach  1815,  Ertrag  dann  369,000  Pf.  In  den  Tarifen  von  1819  und  1825  WerthAiU,  Ik 
fdr  fremde  Wolle  (6%,  1819  für  Importe  in  fremden  Schilfen  127«,  was  1825  be-  % 
seitigt).  Wolle  der  eigenen  Colonien  frei.  Später,  1831,  wieder  höherer  specifiscber  » 
Zoll,  zum  Ersatz  der  aufgehobenen  Accise  für  bedruckte  Waare,  1 833  ermässigt  (2  sli.  i| 
11  d.  per  engl  Centner).  In  der  Zollreform  von  1845  fiel  der  BaumwolJzoU  lüs  Roh-  ^] 
stofl'zoll,  mit  einem  Verlust  von  ca.  6S0,000  Pf.  für  die  Staatscasse.  Auch  BaumwoU«  ifj 
garn  wurde  zollfrei.  ; 

Schafwolle  (Dowell  IV,  429  —  436).  Der  ehemalige  Ausfuhrzoll  auf  4 
Wolle  (s.  0.  S.  174  ff.)  hatte  längst  seine  Bedeutung  verloren.  Seit  1647  war  im  (^ 
industriellen  Interesse  ein  Ausfuhrverbot  eingetreten,  das,  lange  practisch  ziemlick 
bedeutungslos,  1^25  wieder  durch  einen  Ausfuhrzoll  ersetzt  wurde.  Während  der  t^ 
französischen  Kriege  war  aber  auch  ein  Einfuhrzoll  auf  fremde  und  Colonialwolle 
gelegt,  der  mit  mehrfachen  Veränderungen  und  Ermässigungen,  in  niedrigerem  SaU  *i 
für  britisch  coloniale  Wolle,  bis  diese  lb25  frei  wurde,  in  höherem  für  fremde  Wolle,  n 
bis  1845  bestand.  In  diesem  Jahre  fiel  er  nebst  dem  Zoll  auf  alle  übrigen  Wollen  '^ 
(.Alpacca  u.  s.  w.)  gleichfalls  fort.  t 

Flachs  (Dowell  IV,  444 — 447).    Roher  war  bis  zu  den  französischen  Kriegen  u 
zollfrei,   zubereiteter  (dressed)  und  rohes  Leinengarn    schon  vorher  bezollt.    In  der 
Kriegszeit   wurde  auch  roher  Flachs  dem  Einfuhrzoll  unterworfen,    aber  bedeutend   i 
niedriger  als  dressed  fiax.     In   der  Reform  von    1825  ff.   erfolgte  Gleichstellung  und   , 
bedeutende  Ermässigung  der  Zollsätze,  1845  ebenfalls  Aufhebung,  auch  für  Garn. 
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U*nf  (roher),  wesentlich  nar  £infnhrpn)dact,  war  seit  ISOO  bezollt,  auch  noch 
sftch  den  Kriegen  und  ziemlich  hoch.  Zollfrei  wiederum  seit  lS4r>.  Do  well  IV, 
«7— 42S). 

Seide  (Dowell  IV,  437-44^),  rohe  und  p^czwirnto  nnwio  gefürinc  gezwirnte, 
rxr,  mit  höheren  Sätzen  für  Zwirn,  schon  vor  dem  irrosiien  Kriej^e  hezollt  gewesen. 
Bei  der  Reform  Ton  ]S25/2r)  darrh  Hoskisäon,  die  aurh  Seldonwaaren  ulicrhaupt  betraf, 
wuden  di«  Zölle  für  liohsoido  und  Zwirn  crmääsigt  und  mehr  abgestuft.  1S45  und 
&«46  wurden  mach  dicsse  Zölle  beseitigt. 

Saaten    (.Oelsaatim   u.  8.  w.:.     (Dowell   IV,    4r>5 — 157).     Die  Zölle    darauf, 

■aanigüach   nach  Sorten  abgestuft,  berührten  in  vorschicdnner  Weise  landwirthschaft- 

Ikhc  Interessen,  die  theils  den  freien  Import  verlangten  fSiisaat),  theils  ihm  entgegen 

Tircfi.     1S42.   1S46  erfolgten  Ermässigungen,  diu  allgemeine  Aufhebung  erst  bei  dor 

jixiOAn  Tarif rerision**  ron  1S5')  durch. <iiiidstouc. 

Talg:,    mit   niedrigerem  DiHTerentialzoll  für  britisches  Colonialproduct,   höherem 

Zfl'J  für  fremdes,  wurde  1S46  im  Zoll  crmässigt,  aber  erst  ISOO  frei.   (Dowell  IV,  454). 

Soda,    mit    aus   protectiouistischem  Zweck    bezollt,    vnn    dir   Entwicklung   dor 

Technik    beeinflosst,  wurde  1S42  im  Zoll  crmässigt,   IMii   freigegeben.    (Dowell  IV, 

423.  426\ 

Indigo,  im  rorigon  Jahrhundert  zeitweise  als  britisches  Colonialproduct  direct 
iaportirt  sogar  mit  Einfuhrprämie  venehen,  sonst  /olifrei,  wurde  in  der  Kriegszeit 
Hch  bezollt,  1S25  im  Zoll  crmässigt  (mit  Differential prinri])),  1S15  befreit.  Ebenso 
Cschenille  (Dowell  IV,  4G4— 466\ 

Holz.  (Bauholz,  fiir  Häuser,  Schifi'c,  Bretter  u.  s.  w.)  hat  <Mnc  rcrwirkeltero 
laOgeschichte,  in  der  es  sich  seit  1S09  besonders  um  die  differcntielle  Zulli>eganstigung 
4K~canadischcn  gegcnaber  dem  baltischen  Holze  handelt.  Kriegspol itiriche 
Bsichcspancte  spielen  anfangs  dabei  mit.  Auch  finanziell  war  der  Zoll  nicht  uner- 
kbikh.  aber  stark  schwankend  im  Ertrage.  Der  Streit  aber  diesiMi  Zoll  wurde  in  den 
Il«7,  30er  nnd  40er  Jahren  lebhaft  discutirt.  Auch  in  dt^n  Reformen  von  1S42, 
1SI5,  dann  in  1847,  1S4^,  1S51  erfolgten  nur  Krmüssigungen  des  höheren  Zolls 
fir  fttlcisches  Holz,  der  Differentialzoll  blieb.  Er  wurde  erst  1S60  zu  (iunstcn  des 
Qiiheitlichen  mä&iigen  Zollsatzes  beseitigt  und  dieser  dann  isCiG  aufgehoben.  Ertrag 
\^Vd  615.000,  1S65  320,000  Pf.  St.  (Dowell  IV,  41<)— «24.  auch  die  ob<Mi  S.  295 
ra.  Anf»äue  im  Edinb.  Ker.). 

Kohle  fStein kohle)  kommt  für  On>5».sbritannien  nirjit  als  Einfuhrartikel  in 
Betncht  Sie  war  aber  Gegenstand  der  inliindischru  Hi'stcuorung,  bei  Süetransport, 
w  erst  l^Sl  aufgehobene  Abgabe  (s.  o.  S.  *J7!0.  Im  auswärtigen  Verkehr 
Hotaad  ein  nicht  unerheblicher  Ausfuhrzoll,  mit  mäshiiciTem  Satz  für  britische 
befaiffe.  Nach  Terschiedenen  Wandlungen,  auch  nach  einer  Aufiiebung  filr  britische 
Schiffe  von  1$^4 — lb42,  wurde  der  Zoll  1S45  für  Export  in  allen  Schilien  aufgehoben, 
T«it  der  letzte  britische  Ausfuhrzoll  fiel  (Dow«-ll  IV.  411— 41S). 

Eisen,  vor  dem  technischen  Aufschwung  der  britischen  Eisengewinnung  in 
Ccba-Hohdfen,  Tomehmlich  Einfnhranikel,  war  besonders  in  der  französischen  Kriegs- 
Ht  erheblichen  und  steigenden  Zöllen  unterworfen,  mit  >tarker  diticrentieller  Bc- 
riistinuig  des  Colonialproducts.  ZoUermässigungcn  «Tfulgten  1S25  und  1S42,  diu 
iifbe^yang  1S45.  (Dowell  IV,  45ri— 4G:J).  —  Aueh  die  anderen  rohen  Metalle 
nd  andere  Boh-  und  Hilfsstoffe  der  Industrie,  z.  ß.  Farbstoffe  sind,  so- 
vüt  sie  frQher  bezollt  waren,  von  Zöllen  befreit  wonlen. 

§.  143.  —  3.  Beseitigung  der  LebensmittelziUle  und 
ier  darin  enthaltenen  landwirthschaftlichen  h)chutzzölle 
wir  ein  dritter  leitender  Grundsatz  der  britischen  Zollretorm.  In 
iiADdelspolitischer;  volks-  und  landwirthschai'tlichcr  Keziehung  wohl 
itr  prineipiell  wichtigste  und  practisch  ticfstgreifendc  Theil  dieser 
Beforrn  ist  diese  Maassregel  doch  i'ttr  die  iinanz-  und  steuerpolitische 
Mte  der  letzteren  nicht  von  so  grosser  praetischer  Bedentang 
zeweseoy  als  andere.   Denn  das  Finanzintere.sse  an  den  betreffendem 
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Zolleinkünften,  wenn  die  Höhe  und  Einrichtnng  der  Zölle  über-  . 
baupt  die  Einfabr  zaliess,  war  docb  verhältnissmässig  antergeordnety  ' 
wenn  aucb  in  einzelnen  Jahren,  je  naeh  den  Ernten  und  Preisen,  , 
von  denen  bei  dem  System  der  ,,gleitenden  Scala''  die  Hohe  i 
des  Zolls  mit  abhing,  die  Zollerträge  nicht  ganz  unbedeutend  j 
waren. 

Prineipiell  wichtig  waren  aber  auch  in  steuerpolitischer  Hin-  ^ 
sieht  bei  dieser  Maassregel  die  mit  entscheidenden  Gründe:  Ver-  ii 
brauchssteuern  überhaupt  nichtmehrauf eigentlicheLebens-  ' 
und  Nahrungsmittel  (Getreide,  Fleisch,  Fettwaaren  u.  s.  w.)  za  , 
legen.  2: 

Damit  wurde  ein  gerade  in  der  britischen  Doctrin  lange  verbreiteter,  wenn  aodi  i^ 
nadi  seiner  practiscbcn  Tragweite  überschätzter  theoretischer  Grundsatz  der  Besteocmiic  ^ 
in  der  Praxis  aucritannt,  dass  solche  Steuern  yerwerflich  seien,  weil  sie,  den  Pnil  ]^ 
mindestens  um  den  Zollbetrag  erhöhend,  den  Consnmenten  schwer  und  gerade  dift  t^ 
unteren  Classen  zum  Theil  umgekehrt  progressiv  belasteten.  'n 

In  England  traten  dazu  noch  besondere  Bedenken  gegen  landwirthschaft-  ^• 
liehe  Schutzzölle,  welche  in  der  That  ein  richtiges  und  wichtiges  Moment  enthielte!,  ^ 
wenn  man  auch  bei  der  Annahme  der  vollen  Verwirklichung  dieses  Moments  uaisli  ^ 
der  theoretischen  Möglichkeit  und  Tendenz  in  der  Praxis,  wie  gewöhnlich  in  der  1 
abstract-deductiveiL  Nationalökonomie  der  Briten,  vielfach  zu  weit  ging  und  die  ^ 
practischen  Gegenströmungen  und  Hemmungen  nicht  genügend  in  Rechnung  zog.  Bei  ^ 
der  steigenden  Bedeutung  der  Einfuhr  der  wichtigsten  agrarischen  Nahrungsmittel, 
besonders  Korn  (Weizen)  und  Vieh,  gegenüber  der  heimischen  Production,  Uonsomtiöa -^| 
und  Productionsfahigkcit  wurde  nämlich  angenommen,  dass  die  heimischen  Dorck-  ^ 
Schnittspreise  überhaupt,  also  von  der  gesammten  Consummenge,  durch  die  Zölle  und  ^ 
gar  durch  die  nach  ihrer  Höhe  prohibitorisch  wirkenden  Zölle  künstlich  stark  erhOlü  *^| 
wurden.  Ebenso  schloss  man,  dass  die  Absperrung  der  fremden  Zufubr  die  ein*  ^ 
heimische  Production  nöthige,  für  die  Deckung  des  Bedarf  unter  ungünstigeren  3^  ^Ü 
dingungen,  mit  höheren  localen  Kosten  zu  producircn,  —  nach  der  Ricardo*Bcbea  M 
Lehre  „auf  noch  schlechteren  und  noch  entlegeneren  Grundstücken''  und  „mit  nenea,  % 
noch  vermehrten  Kapital-  und  Arbeitsserien  auf  den  biähor  schon  bebauten  Feldern**«  ^I 
Dadurch  stiege  abermals  der  „den  Preis  bestimmende  Productionskostensatz  des  notar  il 
den  imgunätigstcn  Bedingungen  gewonnenen,  aber  zur  Deckung  des  Gesammtbedarfil  i^ 
noch  erforderlichen  letzten  Theils  des  Angebots".  Die  Consumenten  litten  demnadi  i* 
von  Neuem  durch  die  agrarischen  Schutzzölle,  auch  das  Minimum  der  ArbeitslObM  ii| 
müsse  daher  steigen  und  „die  Industriellen  höhere  Löhne  zahlen,  welche  die  Gon*  i% 
currenz  mit  dem  Ausland  erschwerten''.  Diese  in  England  vollends  damals  verbreitete  i; 
Bicardo*sche  Lelire  zieht  sich  wie  der  rotbe  Faden  durch  alle  freihändlerischen  Beweie-  c 
fahrungen  hindurch.  Diese  Argumentation  gegen  die  „Komzölle"  wurde  aber  wiederom  )» 
unter  britischen  Verhältnissen  besonders  zwingend:  weil  nach  der  Agrarverfassung  und  .^ 
den  bestehenden  Grundbesitzverhältnissen  von  all  diesen,  aus  der  „mehrfachen  Be-  k. 
Steuerung  des  Volks"  hervorgehenden  Vortheilen  wesentlich  nur  die  kleine  Classe  der  ^. 
Landlords  profitire.  Schwerlich  würde  mau  bei  verbreitetem  bäuerlichen  Grundeigeb-  ^ 
tlium  80  leicht  sich  über  die  ländlichen  Interessen  zu  Gunsten  der  InduötrieUen,  com-  ,^ 
merciellen,  städtischen  und  Consumenteniuteressen  hinweggesetzt  haben.  \ 

Es  giebt  keinen  interessanteren  und  lehrreicheren  Theil  der  britischen  handele-  ^ 

politischen  und  Zollgeschichte  als  die  „Kornzollfrage"  seit  der  Restauration  der  Stuarts.  /* 

Aber  die  genauere  Verfolgung  dieser  Frage  in  ihren  wechsebden  Phasen  gehört  wieder  ^ 

nicht  in   dies  Finanzwerk.     Die  vielerlei   trefflichen  und  reichhaltigen  Bearbeitungen  ^ 

dieses  Themas  geben  das  Material  nahezu  erschöpfend,  aber  die  Beweisführung  ist  ,.-; 

gewöhnlich    gar   zu    einseitig   aus   dem    „verführerisch  einfachen"   freihändlerischeii  '■* 

Gesichtspuncte.    Von  diesem  aus   werden  eben   die  weiteren   Zusammenhänge   ^ 

solcher  Fragen  und  der  Entscheidungen  derselben  mit  der  Richtung  der  volks-  ^ 
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Tirthschaftlichen  GesAmmtentvicklnng   and    insofern  mit  dem  Schicksal 

Us  ganzen  Volks  und  Staats,  iu  der  Tendenz,  auäschlicsslich  das  ,,rein  Okono- 

üche  Moment**    za   würdigen,   unberücksichtigt  gelassen.    £r:»t  eine   freilich   vohl 

iDch  nicht    ganz   nahe'  Zakonft  wird  cnd^iltig  ihr  Unheil   über  diese   Politik   fällen 

kfloKfi.    Manche  Anzeichen  haben  sich  aber  schon  eingestellt,  die  das  optimi^tischo 

ÜRkeil  der   Freihändler  mindestens  einzaschränkon  nnthi};:en.     S.  über  die   Kornzoll- 

pilitik  nnd  Verwandtes  bes.  Tooke,   in  den  Abschnitten  von  den  Kornpreisen,   auch 

^m  in  pnxt  IV,  vol.  V  (Freihandelspolitik),  pag.  3U1  »'..  4:{3  (bei  As  her  II,  ISS. 

214':  Leri  p.  218  flF.,  292  if.;   Richelot  I,  109—131,  27S— 417:  Bastiat,  Cobdeu 

«h  liffoe,  oeurrcs  rol.  IIL    Ueber  die  finanzielle  Seite  Dowell  IV,  7— 19  (Korn, 

Ijeb.  Fleisch,  Butter,  Kiso).     Uebersicht  der  Wcizonz(^llü  (welche  auch  die  Norm 

fliff  die   im   Vcrh&ltniss  dazu   bczollten  anderen  Kornartcn  bilden)  bei  Vockc  S.  855 

ilM»— 1S64). 

Cnrland   war  in  der  zweiten  Ilälfto  des  vori»[:(in  Jahrhunderts  aus  einem  körn- 

mfdhrenden ,    freilich    dafUr   bereits  Ausfuhrprämien    mit   anwendenden   Lande   ein 

■dii£M:h  schon  Komzufuhr  bedorfendcs  gewurden.    Während  der  französischen  KricjTS- 

mä.  wechselten    unter  dem  Einfluss  der  Ernten  und  der  politischen   Ereignisse  die 

Ittsrei^clii.    ZeitweilifT  (1S04)  bestand  eine  grossstufigo  „gleitende  Scala''  (d.  h.  die  Ein- 

äetoing,  dass   der  Zoll  in  umgekehrter  Richtung  wie  der  Preis  sich  bewegt),  mit 

Bisdgen  Sätzen  bei  (hohen)  als  wOn^tchenswerth  «^reitenden  Preisen  (03 — 66  sh.  p.  Qu. 

Teizen.  2^/,  sh.  bis  6  d.  Zoll)  und  einem  sehr  hohen  Einfuhrzollsatz  ^247«  sh.),  wenn  der 

Frds  unter  diese  Grenze  fiel.    1S15  trat  dann  Zollfreiheit  beim  Preise  von  SOsh., 

te  anfenommencn  ,jiothwendigen  Renumerationsprcis''   (C!olonialpro<luct  etwas  nie- 

iiiger),  darunter  aber  Einfuhrverbot  ein.    Da  die  Marktpreise  viel  niedriger  waren. 

MBie  eine  Einfuhr  nicht  stattfinden.     1S22  kehrte  man  zu  einer,  wenige  Stufen  ent- 

^■''f^'f  geltenden  Scala  zurück,  mit  verschiedeneu  Sätzen  fUr  Colonial-  und  fremdes 

San  ^letzteres  höher),  auch  meist  prohibitorisch  nach  den  Preisstellungen. 

IHes  System    wurde,   nach   kleineren  Veränderungen,  182S   wieder  für  länger 

yHnaeoL    Die  Scala  wurde  dabei  fUr  den  Weizen  ,. feiner'*,  d.  h.  in  kleineren  Stufen 

phüdet:  bei  66— 67  sh.  p.  Qu.  Preis  war  der  Zoll  21'/3  sb..  stieg  dann   um  1  sh. 

lit  jedem  1  sh.  des  Preis  Sinkens  und   fiel  in   etwas  stärkerer  Proirr  es  bion 

■Bdem  Preissteigen:   bei  67— 68  sh.  Preis  1S%  sh.  Zoll,  bei  06—6'.)  16%.  boi 

»-T0  ISVs'    *>«i  70—71   lOV«,  bei  71—72  6-/,,   bei  72—73  2%,   bei  über   73  sh. 

'.  ä.  ZolL     Diese  „sinnreiche"*  Zollscala  mu.ss  man  doch  mit  Tooke  u.  a.  m.  als  eine 

WokÜche  „Prämie  für  den  Spccu lauten**  bezeichnon,  eine  Kinrichtunii^,   dio 

änu  Hauptzweck,    Erhaltung  leidlicher  Preisstabilität,   nicht  erreicht  und  zu  grossen 

Schwankungen  der  Einfuhr  und  der  ZoUcinkUnftc  führt:  denn  sie  veranlasst  den  Korii- 

kndel  zn  möglichstem  Abwarten  hoher  Preise  und  bestimmt  ihn  vollends,  selbst  darauf 

fanrirfceo.  weil  er  dann  am  Proiso  und  Zoll  zugleich  gewinnt,  worauf  sofort  rasch 

Imko  einclarirt   werden,   welche  den  Preis  alsbald   wieder   drucken.    Einfuhr  von 

tmeo  1S29 — 31    1663—1661—2504,   1S34— 36  170—66—211  Tausend  Qu.  Orooke- 

Adbcr  II,  520).     In  dem  ziemlich  starken  Einfuhrjahre  1S10  (2432  Tausend  Qu.)  war 

^ZoUertrap  1.157  MiU.  Pf.  St. 

Üater  dem  Einfluss  der  frcihäudlerischen  Bewegung  und  speciell  der  ,.Anti- 
^«ragesetZ'Lipa^  von  Cobden,  Bright  und  Genossen  kam  dann  die  KornzoUfrage 
'Mli.  wieder  in  Fluss  und  wurde  durch  die  irische  Kartoflelkrankhcit  noch  rascher 
näiem  Abschluss  fast  ganz  im  freihändlerischen  Sinn  gebracht.  Peel  setzte  1S42 
Md  domal  eine  neue  gleitende  Scala  mit  niedrigeren,  &Wo  der  Einfuhr  günstigeren 
Fpödätzen  fest  (bei  51  sh.  und  darunter  20  sh.  Zoll,  bei  66 — 60  sh.  6  sh.,  bei  75  sh. 
ud  sehr  1  sh.  Zoll).  1S46  wurde  diese  Scala  wieder  <;twas  ;;unstiger  gestaltet. 
Ofkich  aber  bestimmt,  dasb  vom  1.  Februar  1S40  an  Korn  zu  dem  festen  Zollsatz 
'Q  1  fth.  p.  Qa.  eingeführt  werden  kAnne,  bei  normalen  Preisen  ca.  2  7o  ^^^  etwas 
ftekr  oder  weniger  (Gesetz  9  und  10  Vict.  c.  22  von  1S4H).  Ertrag  z.  B.  1S64/65 
'ßiiiL)  563.000  Pf.,  1S6$/6U  89S.000  Pf.  (Stat.  abstr.).  Auch  diese  „Rogistrirunics- 
Mi^"  fiel  vom  1.  Joni  1869  an  fort,  nachdem  sie  vorher  (1>»64)  noch  in  einen  Gewichts- 
■1  fOB  3  d.  p.  engl.  Centoer  jeder  Art  Getreide  umgewandelt  worden  war.  Die  bei 
kr  Politik  mitspielende  Erwägung,  England  zum  grossen  Zwischcnhandelsplatz  in 
«itmdö  werden  za  sehen,  ist  eigentlich  nicht  iu  Erfüllung  gegangen.  Denn  der 
Si^it  ia   ziemlich    unbedeutend,    das  fremde   (ietroidc  bleibt   fast  ganz  für  den 
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heimischen  Gonsum  im  Inlande.  Die  Preise  sind,  vollends  in  neuester  Zeit,  erhelüich 
gewichen.  Grossbritannien  bezieht  auch  bei  normalen,  ja  bei  guten  Ernten  mehr  al$ 
die  Hälfte  des  Bedarfs  an  seinem  Hauptbrotstoff  Weizen  aus  dem  Auslande,  bei 
schlechten  Ernten  schon  drei  Viertel.  Die  günstigen  wie  die  auch  recht  emsten 
Folgen  hiervon  sind  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  zu  erörtern.  (Ueber  den  britischon 
Getreidehandel  u.  s.  w.  Statistisches,  mit  Commentar  in  freih&ndlerischer  Be- 
leuchtung ,  in  7.  Neumann-Spallart,  Uebersichten  der  Weltwirtlischaft ,  Jahrg. 
1881—92,  Stuttg.  1884,  S.  121—127.) 

Wie  mit  Getreide  ging  es  mit  Vieh,  Fleisch  u.  s.  w.  Die  Verbote  oder 
verbotartig  wirkenden  Einfuhrzölle  machten  1842  m&ssigeren  Zöllen  Platz,  die  meist 
schon  1846,  der  Best  1853  aufgehoben  worden  sind.  Nicht  in  dem  Maasse,  wie  bei 
Korn«  auch  vornehmlich  ^rst  in  neuester  Zeit,  aber  gleichfalls  doch  bedeutend  hat  die 
Einfuhr  zugenommen,  wozu  die  Verbesserung  der  Communicationsmittel  besonders 
beitrug  (Neu mann,  Uebersichten  a.  a.  0.  S.  165).  —  Der  1846  reducirte  (früher 
für  britisches  Colonialproduct  massigere,  auch  für  Einfuhr  in  britischen  Schiffen  er- 
m&ssigte)  Butterzoll  wurde  1853  weiter  ermässigt  (halber  Satz  für  britisches  Colonial- 
product), 1860  aufgehoben.  Die  Einfuhr  hat  sich  colossal  gesteigert.  Ebenso  ging 
es  mit  dem  Käsezoll  (ermässigt  1842,  1845,  1853,  aufgehoben  1860)  und  mit 
anderen  verwandten  (so  für  Obst,  frische  Südfrüchte),  auch  mit  dem  Beiszoll  (frei 
seit  1653),  Olivenölzoll  (frei  seit  1845). 

§.  144.  —  4.  Ein  vierter  Grundsatz  der  Zollreform  war  der 
Brnch  mit  dem  Schutzsystem  für  Fabrikate,  indem  seit 
den  1820er  Jahren  die  etwaigen  Einfuhrverbote  (so  auf  Seiden- 
waaren)  aufgehoben,  die  Zölle  ermässigt  und  schliesslich  (1860) 
im  Wesentlichen  vollständig  beseitigt  wurden,  nur  mit  denjenigen 
Ausnahmen,  welche  das  Accisesystem  fUr  einheimische  Fabrikate 
bedang.  Da  aber  in  diesem  auch  die  meisten  ehemals  belasteten 
Artikel  freigegeben  wurden  (o.  S.  279),  so  konnte  auch  der  Zoll- 
tarif von  den  entsprechenden  Compensatiooszöilen  entlastet  werden. 
Die  verbliebenen  Fabrikatzölle  betreffen  daher  nur  noch  Spirituosen 
und  Gegenstände,  bei  denen  Spiritus  zugesetzt  ist,  demnach  wesent- 
lich Finanzzölle  auf  diese  Artikel.  Die  Zölle  auf  Tabak- 
fabrikate sind  vornehmlich  ebenfalls  nur  Finanzzölle  und 
unten  beim  Tabak  mit  zu  erwähnen  (§.  148).  Die  finanzielle 
Einbusse  an  Zolleinkttnften  in  Folge  der  Aufbebung  der 
Schutzzölle  auf  Fabrikate  war  bei  der  erreichten  Entwicklung  der 
heimischen  Industrie  nicht  erheblich,  denn  Grossbritaunien  ging  ja 
erst  zum  Freihandel  auf  diesem  Gebiete  über,  als  es  in  den  meisten 
und  wichtigsten  Industrien  der  Ueberlegenheit  über  das  Ausland 
in  Qualität  und  Preis  sicher  war. 

Weiteres  Eingehen  auf  diesen  Pnnct  muss  bei  der  dnrchans  vorwiegenden  han- 
delspolitischen, nicht  finanzpolitischen  Bedeatnng  desselben  hier  unterbleiben. 
(S.  n.  A.  Yocke  S.  820 — 326.)  Die  practisch  wichtigste  Einzelfrage  betraf  Seidon- 
fabrikate,  deren  Einfahr  im  Interesse  der  heimischen,  aus  Frankreich  und  meist 
durch  Hugenotten  übertragenen  Seidenindustrie  1765  verboten  worden  war.  Eine 
Maassregel,  die  auch  indische  Waare  traf.  Bei  dem  Artikel  war  indessen  auf  den 
relativ  leichten  Schmuggel  Rücksicht  zu  nehmen.  Huskisson's  Tarif  von  1825 
setzte  an  Stelle  des  Verbots  der  Einfuhr  ZöUe  von  25—30—50  7o  des  Werths.  Auch 
in  der  Peel 'sehen  Reform  erfolgten  zun&chst  bei  diesem  Artikel  nar  ZollreductioDeo, 
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ät  Anfhebiuig   dioses  wie  anderer  als  kloiiicr  Rest  noch  verbliebener  Fabrikatcn/dlle 

ffäcbah  nach  dem  franzObischcn  HandeUFcrtrag  von  IhßO.    An  Einkünften  von  Sciden- 

mrca-ZOllen  entfiel  dadurch  damals  307,000  Pf.  St.  (Stat.  abstr).     Auch  die  übrigen 

FfthrikaUftile  (Spinn-  nnd  Webvaaren,   verarbeitete  Metalle.    Porcellan-,  Glasvaareu, 

Ledenraaren  n.  s.  w.)  sind  meistens  in  der  Huskisson*schen  reriode  von  der  vcrbot- 

aitifen    Hohe     herabgesetzt    worden.      Durch    die    an    den    französischen    Handels- 

Ttnng  sich  anschliessenden  Beformen  wurde  mit  dem  kleinen  Rest  auch  dieser  Zölle 

aif^cr&amt   vZolIcinbusso  dadurch  z.  B.  an   Lcderwaaren   73  000  Pf.  St.*.    Noch   sei 

ervihnt.    das   u.  A.  fUr   Seiden waaren    ehemals   Ausfuhrprämien    bestanden 

kineo,  andererseits  im  Interesse  der  Erhaltung  der  l-ebe rieben hcit  gewisser  Industrien 

die  Aasfahr  gewisser  Werkzeuge  nnd  Maschinen   verboten   gewesen  war  (wie  auch 

fie  Aoswanderang  gewisser  Arbeiter).    1S24 — 25  war  die  Aufhebung  jener  Maschinen- 

mAihrTerboCe   nach  commissioaeUcr  UntcnuchuDg  angeregt  worden,  aber  noch  nicht 

^nchmseUen  gewesen.    Sic  erfolgte  nach  erneuter  Prüfung  er&t  1S43. 

§.  145.  —  5.  Ein  fünfter  Grundsatz  <Ier  britischen  Zollreform, 
zom  Theil  nur  eine  Conseqaenz  der  anderen  genannten  Grundsätze, 
war   die   BescfaränkuDg   des  Zolltarifs  auf  wenige   ergiebige 
Finanzzollartikel  aus  der  Colonial-  und  Materialwaaren- 
branche    (Thee,   Kaffee,   Caeao,    Corinthen,   Kosinen, 
sonstige    trockene  Südfrüchte,    Tabak,    früher  Zucker),    dann 
Wein  and  fremde  Spirituosen.    Uer  finanziell  zweckmässigen 
Gestaltung,    namentlich  der  genügenden   Ergiebigniachung    dieser 
Zölle  kam  es  zu  gute,  dass  es  sich  zumeist  um  Artikel  fremder 
Katar-    and  Productionsmonopole   handelt,  welche  im  Vereinigten 
Königreich  entweder  nicht  erzeugt  werden  können  (Thce,  Kaifec, 
Cacao,  Südfrüchte,   Wein,   feine  Branntweine   aus  Wein   und  tro- 
pischen Producten),  oder  sich  wenigstens  in  der  inländisclicu  Pro- 
ilnetion  nicht  wie  auf  dem  Continent  eingebürgert  haben  (Kü ben- 
zack er),  oder  durch  gesetzliches  Anbauverbot  ausgeschlossen  sind : 
der  wichtige,  für  die  ganze  Hesteuerungsart  und  Hohe  entscheidende 
loAct    bei  Tabak.     So    kam   die  F i n a n z zollfrage  nirgends   in 
Confliet  mit  der  Schutz  zollfrage,  und  konnte  die  Hezollung  ledig- 
lieh nach   den  für  richtig  gehaltenen  steuerpolitischen  Grund- 
iitzen  eingerichtet  werden. 

Bei  einzelnen  Colonialwaaren,  besonders  bei  Zucker, 
Kaffee,  kamen  früher  allerdings  auch  in  den  Zöllen  colonial- 
H'hatz  -  politische  Rücksichten  und  zeitweilig  einmal  selbst 
bostimiute  „ ethische'*,  wie  in  der  Begünstigung  des  Products 
.freier"  gegenüber  dem  Product  der  Sclavenarbeit,  zur  Geltung, 
wodurch  das  reine  F  i  n  a  n  z  Interesse  geschädigt  wurde.  Alicr  mit 
dem  Fallenlassen  dieser  Nebenrüeksichtcn  ändert  sich  das. 

Die  specifisch  eigenthUmlichen  Consumtionsvcr- 
kaltnisse  (Zacker,  Thee,  Spirituosen)  und  die  insulare  Lage 
des  Lande»?,    welche  letztere  zwar  nicht  eine  Ueberwältigung  aber 
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allmählich  doch  eine  hinlänglich  erfolgreiche  Bekämpfung  des 
Schmuggels  ermöglichte,  gestatteten  es  dann  auch,  das  an- 
genommene Finanzzollsystem  finanziell  so  ergiebig  durchzuftthreOi 
wie  es  geschehen  ist. 

In  der  Regelung  der  Zollsätze  und  hinsichtlich  der  defini- 
tiven Beibehaltung  oder  Aufhebung  der  aus  den  älteren 
Tarifen  überkommenen  Finanzzollposten  kamen  verschiedenerlei 
Principien  in  diesem  Jahrhundert  zur  Geltung.  Nach  freihändle- 
rischem Grundsatz  und  mit  Rücksicht  auf  das  Gonsumenten- 
Interesse,  nebenbei,  aber  ausser  bei  Spirituosen,  Tabak  kaum 
irgend  bemerkenswerth ,  auch  des  Schmuggels  wegen  wurden  itir 
wichtige  Artikel  die  Zollsätze  ermässigt,  so  bei  Thee,  Kaffee, 
Cacao,  Gorinthen,  Rosinen,  Zucker,  Wein,  auch,  und  zwar  schon 
früh,  bei  fremden  Spirituosen,  Rum.  Bei  Zucker  führte  diese 
Richtung  der  Politik,  nach  vorausgegangenen  starken  ZoUreduc- 
tionen,  sogar  zur  Aufbebung  des  Zolls  (1874);  eine  auch  unter 
britischen  Verhältnissen  finanzpolitisch  kaum  zu  billigende 
Maassregel.  Die  Zollreduotionen  waren  häufig  von  Zunahmen  der 
Einfuhr  und  des  Gonsums  begleitet,  welche  wenigstens  mit  auf 
diese  Reduction  zurückzuführen  sein  werden,  so  dass  die  ZolK 
casse  den  Ausfall  allmählich  wieder  ersetzt  erhielt  Aber  gleich- 
massig  und  entsprechend  haben  sie  diese  Wirkung  nicht  immer 
gehabt  Mitunter  ist  dieselbe  auch  ausgeblieben,  wie  bemerkens- 
werther  Weise  bei  Kaffee,  dessen  Einfuhr  zum  Gonsum  nach  der 
erheblichen  Zollermässigung  von  1872  (von  28  auf  14  sh.  per  eng- 
lischen Gentner)  sogar  fast  beständig  weiter  abgenommen  hat, 
sodass  die  Staatscasse  einen  bleibenden  Ausfall  erleidet  (§.  146). 
Ein  Beispiel;  dass  die  freihändlerische  Lehre  von  der  steten  finan- 
ziellen Vortheilhaftigkeit  der  Zoll-  und  Steuerreductionen  auch 
schon  unter  britischen  Verhältnissen  auf  einer  zu  weitgehenden 
Generalisation  beruht.  Es  kommt  eben  auch  noch  auf  andere  Fac- 
toren,  besonders  auf  die  Gonsumtionssitten ,  an.  Der  Wein  zoll 
zeigt  nicht  ganz  Dasselbe,  aber  Aehnliches  (§.  149). 

Wesentlich  fi scalische  Rücksichten  haben  die  Zollgesetz- 
gebung bei  Tabak  und  Spirituosen  geleitet  Daher  hier  nur 
ZoUreductionen  des  Schmuggels  wegen  und  zur  Gleich- 
stellung der  Spirituosenzölle  mit  der  inländischen  Accise, 
sonst  aber,  wie  bei  letzterer  und  hier  auch  bei  dem  Mitsprechen 
sanitäts-  und  sittenpolitischer  Erwägungen  (o.  S.  287),  möglichste 
Hochhaltung  und  eventuell  noch  Erhöhung  der  ZöllCi  ohne 
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wdtere  Rttoksicbt  auf  das  mercantile  und  auf  das  CoDsamenten- 
interesse.  Bedenken,  auf  diese  Art  die  GonsumenteD  von  Spirituosen 
nd  Tabak  in  nnverbältnissmässig  starker  Weise  für  die  Deckung 
des  Staatabedarfs  zn  belasten ,  haben  sich  nicbt  besonders  geltend 
gonachty  sind  jedenfalls  nicht  practisch  wirksam  geworden,  so 
wenig  wie  bei  der  inländischen  Branntweinaccise  (8.  287).  Im 
fiiealischen  Interesse  hat  man  sich  auch  nicht  gescheut,  das  Licenz- 
sy stein  der  Gewerbetreibenden,  Händler  und  Debitanten  auf  Tabak 
Bit  auszudehnen.  Die  Besteuerung  der  fremden  Spirituosen  ist 
sonst  ohne  schntzzOllneriscbe  Nebenabsichten  mit  der  inländischen 
Branntweinaccise  in  Uebereinstimmung  betreffs  der  Höhe  der  Steuer- 
litxe  gebracht  worden.  Der  leitende  Grundsatz  ist  auch  hier  die 
Bemessnng  der  Steuerhöhe  nach  der  Ale  oh  ol  stärke. 

Auch  die  Weine  werden  jetzt  mit  nach  diesem  Princip  be- 
iteaert.  Daher  ist  jetzt  bei  allen  drei  steuerpflichtigen  Getränken, 
Bieff  Branntwein,  Wein,  dieses  wichtige  Moment  in  der  Besteuerung 
berfleksichtigt  und  in  die  letztere  so  eine  Art  Qualitäts-Steuerfuss 
sowie  eine  gewisse  principielle  Uebereinstimmung  gebracht  worden. 
Dem  Licenzsystem  unterliegt  der  inländische  Weinverkauf  und 
AuBchank  ebenfalls  (§.  153). 

Abgesehen  hiervon  bleibt  es  aber  ein  wesentlicher  Mangel, 
dass  bei  den  Zöllen  fast  kein  Qualitätssteuerfuss  besteht, 
bei  Tbee,  Wein,  Branntwein,  Kaffee  und  den  kleineren  Artikeln 
gar  nicbt,  bei  Tabak  und  Tabakfabrikaten  in  der  Hauptsache  auch 
nicht.  Die  z.  B.  bei  Thee  öfters  erörterte  Frage,  einen  solchen 
Steaerfass  einzufahren,  ist  bisher  wegen  der  zolltechnischen  Schwie- 
rigkeiten und  wegen  der  Gefahren  des  IJ^nterschleifs  verneinend 
entschieden  worden.  Bei  Artikeln  von  so  grossen  Qualitätsver- 
schiedenheiten  wie  den  genannten  und  bei  Consumtionsverhältnissen 
wie  sie  in  Grossbritannien  bei  Thee,  Tabak,  Wein  vorliegen,  ist 
dies  ein  entschiedener  Mangel:  die  Consumenten  der 
ordinäreren  Sorten  werden  relativ  stärker  belastet. 

Die  grosse  Vereinfachung  des  Zolltarifs  hat  auch  die  Folge, 
dass  das  steuerpolitisch  nicht  unberechtigte  „Luxussteuer- 
element^S  welches  gerade  im  Zollwescn  durch  angemessen  hohe 
Beiollang  von  feineren  Consumptibilien  der  wohlhabenderen  Classen 
ohne  groBse  Schwierigkeiten  in  das  Steuersystem  aufgenommen 
werden  kann,  ganz  entfällt.  Die  sogenannten  directen  Luxus- 
steuern bilden  dafür  einigen,  aber  keinen  ausreichenden  Ersatz, 
roUends  seitdem  sie  im  Vereinigten  Königreich  ebenfalls  beschränkt 
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worden  sind  (§.  155).  Doch  ist  einzuräumen,  dass  die  directen 
Steuern  (Einkommensteuer)  und  die  Erbschaftssteuern 
das  Ziel,  das  eine  „Luxusbesteuerung''  verfolgt ,  besser  erreichen, 
wenngleich  in  der  heutigen  britischen  Besteuerung  auch  noch  nicht 
soweit,  wie  es  möglich  und  richtig  wäre. 

§.  146.  Dio  einzeltfon  Hanptartikcl  der  Zölle.  S.  ausser  den  anderen 
genannten  Werken«  den  Keports  der  commissioners  of  cnstoms,  den  statistischen  Daten 
in  den  Statist,  abstracts  bes.  Vocko  8.327 — 349  (bis  1866)  und  namentlich  Dovell, 
vol.  IV,  der  anch  hier  jedem  einzelnen  Uauptartikcl  eine  eingehendere  Darstellang 
seiner  Zollgeschich to  und  seiner  Bedeutung  in  Handel  und  Consumtion  widmet  Dio 
folgende  Ucbersicht  ist  wegen  des  oben  schon  erwähnten  Sachverhalts  (S.  296),  dass 
die  einzelnen  wichtigeren  britischen  Finanzzollartikel  eine  allgemein  lehrreiche  Zoll- 
geschichte  gehabt  haben,  etwas  eingehender  gehalten,  als  das  sonst  für  unsere  Zwecke 
bei  anderen  Ländern  geboten  wäre.  Gerade  der  britische  „Zoll"  ist  eben  ein  „System" 
im  Kleinen  fUr  sich  und  ein  Uaupttheil  des  britischen  Steuer-  und  besonders  des 
Verbrauchssteuer  Systems.  Als  Grundlage  hat  dieser  Darstellung  Tomehmlich  DoweU's 
Work  gedient,  woneben  aber  andere  Darstellungen  (Vocke,  Porter,  Tooke,  Len, 
Richelot)  und  die  amtlichen  Statistiken  und  Documente  mit  benutzt  wurden,  wonach 
Manches  ergänzt  und  Einiges  berichtigt  wurde.    Bei  Vocke  einzelne  Irrthumer. 

1.  Theo  (Vocke  S.  330-335,  Dowell  IV,  241— 250).  Der  Artikel  hatte  sich 
schon  im  18.  Jahrhundert  immer  weiter  in  der  Consumtion  yerbreitet  und  begonnen« 
Nationalgetränk  zu  werden.  Er  hatte  auch  damals  schon  wechselnden  Besteuerungs- 
grundsätzen unterlegen  und  eine  1 784  erfolgte  starke  Reduction  des  Steuersatzes  durch 
rasche  ausserordentliche  Steigerung  der  legitimen  Einfuhr  fttr  die  Finanzen  sich  so 
einigermaassen  bezahlt  gemacht  (s.  schon  o.  S.  189).  Aber  in  der  französischen 
Kriegszeit  hatte  dio  Finanznoth  doch  zu  allmählichen  neuen  und  bedeutenden  Er- 
höhungen der  Steuer  gezwungen,  wobei  dann  die  legitime  Einfuhr  zum  Consum 
wenigstens  nicht  stieg,  aber  die  Einnahme  doch  von  580,000  in  1790  auf  4.06  Mill.  Pf. 
in  1815  wuchs.  Der  Theo  unterstand  der  Accise,  die  Besteuerung  erfolgte  bei  den 
Theoauctionen  der  ostindischen  Gompaguie,  welche  das  Monopol  der  Einfuhr  bis  1  ^34 
hatte.  Diese  Verhältnisse  Hessen  die  Werthbesteuerung  zu,  die  bis  zur  Aufhebung 
jenes  Monopols  und  bis  zur  gleichzeitigen  HinOborstellung  des  Thces  von  der  Accise- 
zur  ZoUferwaltung,  d.  h.  bis  1834,  bestand.  Bis  1805  zwei  Qualitätsfasse,  zuletzt  Ton 
65  und  95  7o  ^o™  Werth  für  Theo  bis  27«  sh.  per  Pfund  und  für  theuroren  Thee. 
1806  trat  aber  der  Einheitssatz  von  96%  ein,  bis  1819,  wo  wieder  eine  kleine  Diffe- 
renz gemacht  wurde:  96  7o  für  Thee  bis  2  sh.  per  Pfund,  100  7o  für  theureren.  Mit 
den  erwähnten  Veränderungen  im  Jahre  1834  trat,  wohl  mit  Noth wendigkeit,  ein 
anderes  Zollprincip  ein:  specifischer  Zoll,  aber  mit  Qualitätsfuss -nach 
3  Sorten  (iVs«  2V6«  ^  s^-  P^^  Pfund),  wobei  sich  indessen  die  sichere  Sortenuuter- 
Scheidung  zolltochnisch  zu  schwierig  erwies.  Daher  seit  1836  Einheitsfuss  von 
2  sh.  1  d.  für  das  Pfund  Thee,  seit  1840  mit  dem  allgemeinen  5  7o~ Zuschlag,  der 
damals  eintrat  (daher  2  sh.  2V4  d.).  Einfuhr,  Consum,  Zollertrag  nahmen  beständig 
zu ,  obgleich  der  Zollsatz  für  Durchschnittssorten  immer  noch  200  7o  ^^  Preises 
betrug.  Eine  schrittweise  Ermässigung  des  Zolls  erfolgte  aber  erst  von  1853  an,  in 
Consequenz  der  Grundsätze,  welche  die  Zollreform  beherrschton,  nur  noch  einmal 
etwas  verzögert  durch  den  Krimmkrieg.  Der  Zollsatz  kam  so  von  1852 — 1857  von 
2  sh.  2V4  d.  auf  1  sh.  5  d.  per  Pfund,  eine  Verminderung  um  35  7o«  während  die 
Zolleinnahme  nor  um  15  Vo<  definitiv  nur  um  7  7o  ^^^^'  Diese  Erfahrung,  verbunden 
mit  der  Finanzlage  und  principiellen  steuerpolitischen  Erwägungen  führte  1863  zuf 
Herabsetzung  des  Zolls  auf  1  sh.,  1865  sogar  auf  6d.,  dem  noch  jetzt  geltenden  Satze. 
Bei  demselben  hat  sich  allerdings  die  Einnahme  einige  Jahre  lang  auf  etwas  weniger 
als  die  Hälfte  der  Einnahme  beim  Zoll  von  17  d.  vermindert.  Aber  mittlerweile  ist 
in  den  letzten  Jahren,  allerdings  also  erst  nach  ca.  15 — 20  Jahren,  bei  dem  immer 
mehr  steigenden  Theeconsum  der  Zollertrag  wieder  auf  80  7o  ""^  ^i^^^r  desjenigen 
beim  Zollsatz  von  17d.  gewachsen.    Es  war: 
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Einfohr  zum  Consum 

Zollertrag 

(1000  Pfund). 

(1000  Pf.  St). 

2bM\H 

4.05S 

32.252 

3.473 

54.713 

5.yS4 

78.217 

.1.1  S6 

7S.794 

5.4S5 

102.265 

2.600 

123.401 

3.079 

157.397 

4.1  Ii2 

182.4ÜS 

4  79(> 

4.1S7 

war  dt>r  Thcoronsum 

IStil   2A\\),    1871   3.92,    l^sl 

1S15 
1S40 
1852 
185'^ 
1862 
1866 
1871 
1878 
1884 
1885 
Per  Kopf  der  Be?OlkcruDg  war 
US,  1895   5.02  Pfund  i^Stat.  abstr.l 

2.    Kaffee  (Vockc  S.  345—347,   Dowell  IV,   251—250,    Cirhoricnstcuer 

ek  S.  257  ff.,  Vocke  S.  346,  und  oben  bei  der  Acoiso  S.  2S0).     Der  Artik(>l  bat  bei 

iDoB  Wechsel   der  Zollprincipien  und  Zollsätze  und  trotz  der  neueren   starken  Vcr- 

■ÜMknuiir  der  letzteren  im   britischen  Consum   nicht  die   leitende  Stellung  wio  bei 

aideien  Völkern,   z.  B.  den  Deutschen   erlanj^t.     Wie  schon   bemerkt:   ein  nicht  un- 

viditifer   Beleg  dafür,   dass  die  „Zollpolitik''  nicht  der  so  allgemein  entscheidende 

Factor  für  Handel  und  Consum  ist,  wie  die  Freihändler  annehmen.    Im  vorigen  Jahr- 

kuid«it  hat  allerdings  eine  remunftige  Ermässigung  der  überhöhen  Zölle  [[l>ii)  gute 

Ftdlj^en   für  Consum  und  Finanzen  gehabt.    In  den  französischen  Kriegen  erfolgten 

icne  starke   ZoIlcrhOhungcn,  doch  schon   ISOS  wieder  Ermässigungen.    Störend   und 

ladrtheilig    aach    fUr  die  Finanzen  war  aber  das  Differentialzollsystom,   zu 

GoBstea   des  (westindischen)  britischen  Colonial-  und  in  geringerem  Maasse  des  ost- 

■dbchea  Kaffees.    Dadurch  traten   einerseits  monopolistische  Preisstellungen  ein,  so 

der  niedrigere  Zollsatz  für  Colonialkaffce  nicht  entsprechend   zur  Geltung  kam, 

kronzendo   Einflösse,    indem    „fremder"'    Kaifeo    behufs   Erlangung   des 

Zolls  Zuerst  nach  dem  Cap  verechii!^  wurde  (Rieh <;lot  I,  IM),  Edinb.  Kev. 

l'Ml,  Ko.  146,  Artikel  über  customs  duties.  Rep.  v.  1S40,  s.  o.  S.  297).    Die  Zollbätze, 

aich  der  niedrigste  Satz,  waren  z.  B.  ]si<)  per  Pfund  britisches  Colonialproduct  12  d., 

a^tindisches  (incl.  Cap-Gebict)  18  d.,  fremder  30  d.,  seit  1^25  die  Hälfte  hiervon,  seit 

1&34  aller  Kaffee  aus  britischen  Besitzungen  gleich  hoch  bezahlt.    In  den  30er  Jahren 

trat  der  Zoll  mit  unter  die  RQcksichton  auf  die  Unterseheidting  von  „Sciavenprodnct" 

»d  Prodact    „freier  Arbeit"    (wio    mehr   noch    Zucken.    Nach    verschiedenen  Ver- 

ttdernngen  nnd  Ermässigungen  (1842,  1844}  erfolgte  dann  erst  1S51  die  Beseitigung 

kr  Differentialzölle  und  die  Ermässigung  d<\s  EiuheitszoUs  auf  3  d.  per  Pfund,   1S72 

nf  IVjd.,    eine  Massregel,   welche,   wie  bemerkt,   gleichwohl  den  Consum  nicht 

steigerte,   obschon  seit  Ende  der  70cr  Jahre  die  Weltmarktpreise  des  Kaffees  auch 

soch  enorm  gesunken  sind^    Der  genannte  Zoll  betrifil  rohen  Katfee,  gebrannter  zahlt 

2d.  per  Pfond.     Cichorie  und  andere  Kaffeesurrogate  zahlen   letzteren  Zollsatz  auch 

ud  rah  last  den  gleichen  wie  Kaffee,  13^/3  sh.  gegen  14  sh.  per  Centner. 

1815 
1840 
1854 
1872 
1885 
Per  Kopf  ist  der  Gentner 

3.  Cacao  (auch  Chocolade)  ^,DoweU  IV,  261,  2621  unterlag  früher  gleich- 
iiQs  höheren  und  Differentialzöllen  mit  Begünstigung  des  britischen  Colouialproducts, 
die  seit  1S42  ermässigt,  seit  1853  gleichgestellt  und  weiter  crmässi^t  sind.  Zoll  jetzt 
Id.  per  Pfiond,  fQr  Halsen  und  Schalen  2  sh.  per  Centner,  fUr  Chocolade  2  d.  per 
Pfimd.  Stenerortrag  1885  70,500  Pf.,  Consum  per  Kopf  ISOl  0.12,  lsS5  0.40  Pf., 
üo  starke  Zanahme,  ganz  anders  als  bei  Kaffee. 

4.  Bosinen,  Corinthen  und  andere  trockene  Südfrüchte  (Dowell  lY, 
vT— 4r  sind  in  ihren  ehedem  ausserordentlich  hohen  Zollsatztm  (20—40  sh.  und  mehr 


Einfuhr  zum  Consum 

Zollertrag 

(1000  Pfund). 

(1000  Pf.  St.). 

6.117 

277 

28.664 

922 

37.471 

468 

30.576 

361 

32.704 

205 

von  1861— S5  von  1.21 

auf  O.J)0  Pfunt 

316  6.  B.  2.  K.   Steoerrocht.    1.  H.-A.    1.  A.   England.   §.  147. 

per  Centner)  wiederholt  crmässigt  worden  und  nnterstehcn  jetzt  seit  1960  dem  gleichen 
Steuersatz  von  7  sh.  per  Centner.  Der  Consum  per  Kopf  ist  seitdem  etwas,  aber  seit 
1S68  kaum  mehr  gestiegen  und  schwankt  nur  nach  den  Ernten  (per  Kopf  1861  3.50, 
186S  4.24.  1885  4.12  Pfund  Rosinen  und  Corinthcn).  Ertrag  1870  463.000,  1885 
498,000  Pf.  St.  —   Frische  Südfrüchte  (Orangen,  Citronen)  sind  seit  1860  zollfrei. 

5.  PfcfCer,  früher  tlbermässig  hoch  besteuert  (bis  2Vi  sh.  per  Pfund),  irurdo 
schon  1825  und  1S37  ermässigt  im  Zoll  (6  d.,  immer  noch  150—200  %  ^^^  Preise), 
1865  mit  einem  Vorlust  von  124.000  Pf.  St.  freigegeben,  —  auch  um  die  starke 
Neigung  zu  Fälschungen  abzuschwächen  (Do well  IV,  35 — 36). 

6.  Die  verschiedenen  kleineren  Artikel,  welche  im  britischen  Zolltarif 
jetzt  noch  stehen,  sind  nur  zum  Ersatz  der  Accise  (Spiritus,  Bier)  und  des  Stempeid 
(Gold-  und  Silbersachen,  Spielkarten)  bezollt  und  tragen  zusammen  nur  etwa  150,000  Pf.  St 
jährlich. 

§.  147.  —  7.  Zucker  hat  eine  seiner  wirthschaftlichen  Bedeutung  entsprechende 
iuhaltrciche  und  wechselnde  handelspolitische  und  Zollgeschichte,  welche  vorläu6g  mit 
der  radicalen  Massregel  der  Aufhebung  des  Zuckerzolls  ihren  Abschluss  ge- 
funden hat.  Diese  Geschichte  schliesst  wichtige  colonialpolitische,  in  der  zeit- 
weiligen höheren  BezoUung  des  „Sclavenproducts''  auch  ethische  Momente  und  schwie- 
rige und  verwickelte  stcu ertechnische  Fragen  ein,  hinsichtlich  des  Verhältnisses  Toa 
Rohzuckerzoll  zum  Raffinadezoll  und  in  Betreff  der  Normirung  der  Bück  Zölle. 
Hier  haben  sich  protectionistische  Rücksichten  zu  Gunsten  der  britischen  RafH- 
nerie  lange  Zeit  erhalten.  Die  steuertechnischen  Fragen  und  die  verwandte  Frage  der 
Stellungnahme  zu  den  Ausfuhrprämien  fremder  Länder,  wie  gegenwärtig  besonders 
continentaler  der  Rubenzuckcrproductiou,  bind  ein  schwieriger  Punct  der  ali- 
gcmeinen  Frage  rationeller  Zuckerbosteuerung,  worauf  aber  erst  im  spä- 
teren systematischen  Theil  unserer  „specielleu  Steuerlehre''  näher  einzugehen  ist 
Wegen  der  schwierigen  Lage  der  britischen  Zuckerraffinerie  gegenüber  den  contincn- 
taicn  Ausfuhrprämien  hat  die  „Zuckerzollfrage''  auch  nach  Aufhebung  dos  Zolls  ihre 
actuelle  Bedeutung  noch  nicht  ganz  verloren. 

Die  folgende  Uebersicht  der  Zollgeschichte  beschränkt  sich  möglichst  auf  die 
allgemeineren  steuerpolitischen  Momente.  Die  Werke  über  die  Geschichte 
der  britischen  Handelspolitik  widmen  dem  Zucker  natürlich  ihre  besondere  Aufmerk- 
samkeit (vgl.  z.  B.  Richelot  I,  135,  255,  260{  424).  Ueber  die  steuerpolitischo  Seite 
Vocke  S.  336—341,  Do  wo  11  IV,  20—35.  Vgl.  auch  v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie, 
Bcri.  1878,  S.  159— 163  (ohne  Berücksichtigung  der  ehemaligen  Differentialzölle),  S.  172  ff. 
über  die  Zuckerconvention;  J.  Wolf  pas^im  in  den  3  Abh.  über  die  Zuckersteuer  in 
d.  Tüb.  Ztschr.  1882,  u.  A.  S.  644,  ders.  in  Schanz'  Finanzarchiv  1886,  HI,  B.  1. 
S.  70  ff.). 

Zucker  war  schon  im  1^.  Jahrhundert  ein  verbreitetes  und  immer  mehr  sich  ver- 
breitendes Genussmittel  in  Groi>sbritannien  geworden,  das  vornehmlich  aus  Jamaica  kam. 
Die  Colonial-  und  Schifffahrtspolitik  verschaffte  dieser  Colonie  ein  factischcs  Monopol 
und  hohe  Preise  ihres  Products  auf  dem  britischen  Markte.  Die  inländische  Raffinerie 
genoss  in  hohen  Ruckzöllen  für  den  importirten  Rohzucker  Ausfuhrprämien.  Während 
des  nordamericanischen  Krieges  und  in  höherem  Maasse  während  des  französischen 
wurde  Zucker  dann  immer  mehr  ein  Hauptobject  starker,  steigender,  übrigens  das 
Colonialproduct  und  von  diesem  wieder  in  höherem  Grade  das  westindische,  erheblich 
durch  Differentialzölle  begünstigender  FinauzbezoUung,  aus  welcher  aber  wieder  der 
höhere  Raffinadezoll  einen  starken  Schutzzoll  mit  enthielt  Die  Zunahme  des  Verbrauchs 
wurde  unter  diesen  Verhältnissen  langsamer,  aber  stockte  doch  kaum.  Der  Zoliertrag 
stieg  am  Schlüsse  der  Kriegszeit  auf  47««  uach  Abzug  der  Rückzölle  und  Prämien 
auf  3  Mill.  Pf.  Unterschieden  wurde  im  Tarif  Rohzucker  und  Raffinade,  dann, 
practisch  nur  bei  ersterem,  britisch-westindischer  mit  niedrigstem,  britisch-ostindischcr 
mit  höherem  Differentialzoll  und  „fremder*'  Zucker  zu  einem  factisch  prohibitorisch 
wirkenden  Zoll,  wobei  zu  bemerken,  dass  bei  diesem  Artikel  Schmuggel  kaum  ins 
Gewicht  fiel.  Der  höhere  Zoll  auf  Raffinade  sicherte  der  britischen  Raffinerie  damals 
und  später  den  heimischen  Markt  und  die  zu  hohen  Rückzölle  ein  lohnendes  Ausfuhr- 
Geschäft. 

Nach  1815  wurde  Zucker  zunächst  nur  wenig  von  den  hohen  Kriegszöllen  ent- 
lastet, erst  1826  stärker.     Der  Zoll  betnig  fUr  braune  Muscovadc  der  britischen  Au- 
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uJkn  ond  Maaritins'  27.  britisch  Ostindiens  37,  Uor  ,.Frcin<lü**  03  sh..  so  ilasü  dem 
eßten  seia  factischcs  Monopol  und  hohe  Preise  verblieben.  Weitere  Ermässigungeil 
erfolgten,  Consiim  nud  Zollertrag  stiegen.  Mit  der  Aufhebung  der  Sclarerei  im  britischen 
Westiodien  Termindeite  sich  dessen  Prodactioosfähigkeit,  das  factische  Monopol  dieser 
Coloaien  auf  dem  britischen  Markt  vard  durch  Gleichstellung  der  Zölle  für  brit.  west- 
9id  ostindidchen  Zacker  1S36  etwas  beschrankt  (24  sh.  Zoll).  Um  so  mehr  wurde 
iber  jetzt  festgehalten  an  der  höheren  BezoUung  des  fremden  Zuckers  überhaupt 
nd  zamal  dessen,  welcher  „Sclafenprodacf*  war.  Diese  Politik  wurde  auch  in 
der  Periode  der  Peel^scben  Zollreform  nicht  sofort  verlassen.  Doch  erfolgte  wenigstens 
1544  eine  bedentcnde  Beduction  des  Zolls  auf  fremden,  „nicht  von  Sclavtm  producirten 
Zocker^  C^on  63  auf  34  sb.,  beide  ^lal  mit  5  7»  Zusclilag,  gegen  2t  sh.  und  5  *>  „  für 
bntiscbeQ  Golonialzncker) ,  1845  eine  weitere  I^eduction  di;r  Zölle  für  beide  Zuckor, 
kber  mit  rerbleibendcffl  Differentialzoll  (16—14  und  26— 2:i>/,  sh.).  Erst  1S46  wurde 
der  Cbterschied  im  Zoll  zwischen  fremdem  Zucker  nach  „Sclarenproducf*  oder  ««ireiem" 
bcseitij^t,  unter  mitwirkender  Erw&gung,  dass  andere  ,,Sclarenproducte*'  (Baumwolle. 
Tabak  n.  s.  w)  doch  nicht  ausgeschlossen  werden  könnten  und  der  „Sclavnnzuckor* 
asswÄrts  sowieso  seinen  Absatz  fände.  Zugleich  wurde  181H  fremder  direct  iuipor- 
nncr  Zacker  weiter  im  Zoll  ermäs^igt  und  die  (ileichstelluiig  dieses  —  zunächst 
noch  nicbt  des  nicht  direct  impoftirten  —  mit  dem  britischen  (/olonialzucker  bis 
1&51,  bez.  1S54  mittelst  allmählich  fallender  Sätze  augebahnt.  Dieser  Bruch  des 
Colonialmonopols  war  neben  der  Verminderung  der  Zölle  ein  wichtiger  Factor 
fdr  die  Preisstollong  und  Consumvcrmehrung ,  daher  auch  für  den  Zollertrag  des 
Zuckers  in  Grossbritannion. 

Seitdem  bat,  mit  TorQbergehender  Unterbrechuui^  während  des  Krimmkriegs,  der 
laterc^enstandpanct  des  Freibandeis  und  der  Consumenten  nach  und  nach  vollständig 
ff«3icgt,  indem  in  mehreren  grossen  Schritten  (1S64,  1^70,  1873)  der  ZuckcTzoll  weirer 
Mentend  crmüssigt  nnd  schliesslich  1874  ganz  aufgehobtm  wunie  (Zoll  für  raninirt(>n 
Zocker  1S64,  IS70, 1873  per  Centner  12,  0,  3  sh.,  für  nicht  raffinirten  in  4  Classen,  nach 
^JAcm  mit  der  Entwicklung  der  Znckerindustrie  angenommenen  System,  %.  B.  1.  ('lasse 
11*.*,,  i*/^,  2*/«  sh.).  Zugleich  fielen  die  kleine,u  NelienzOlle  auf  (Jegcnstände,  welche 
9it  Zocker  bcrgcstcllt  sind  f Früchte  u.  s.  w.\  Eine  Zolleinnalime  von  fast  t»'/^  Mill.  Pf. 
im  Beginn  der  60er  Jahre  ist  so  aufgegeben  worden.  Auch  Do  well  (IV,  :{2)  meint, 
o»  bitte  mit  l{Qck.Hicht  auf  die  Zukunft  es  liei  den  Zollen  von  1^73  lieber  be- 
taseo  sollen. 

Der  Zackerconsum  ist  allerdings  stark  gestiegen.  Vornehmlich  continentale. 
uch  deutsche  Rübenzucker  beherrschen  jetzt  den  britischen  M.uit  mit.  Kraft  der 
ihnen  zn  gute  kommenden  zu  hohen  Steuerrückvergütungen,  d.  h.  thatsächlichen  Aus- 
fuhrprämien haben  sie  jetzt  auch  in  Raffinade  und  in  den  besseren  Rohzuckersorti-n 
mehr  nnd  mehr  der  britischen  Raffinerie  auf  deren  Gebiet  Concurrcnz  gemacht.  Diese 
CöDcarrenz  hatte  alleniinirs  schon  in  der  Zeit  der  Bezollung  des  Zuckers  stärker  zu 
Verden  begonnen.  Das  Verhältniss  zwischen  Kaffinade/oll  und  Rohzuckcrzoll  und 
irischen  diesem  und  dem  Rückzoll  beim  Export,  welches  fniher  auch  in  Gross- 
QritaDnicn,  wie  in  vielen  anderen  Ländern,  auf  eine  Zollbegünstigung  der  inländischen 
Kaf6nerie  bioanslief,  batte  sich  gegemiber  den  Bezügen  von  westindischem  Rohzueker 
IQ  wenij^er  znckerreiclier  Qualität)  unter  dem  Einfluss  der  continentiden  Besteuerungs- 
^crhältnisse  und  des  Imports  coutinentaler  Rohzucker  von  grösserem  Zuckerirelinlt  s<.>lion 
für  die  britische  Raffinerie  schwieriger  trestaltet.  Seitdem  ist  die  Laire  der  letzteren 
alier  nocb  viel  misalicher  geworden.  Während  ISOl  neben  M.y*  i'iund  Rohzue.ker 
p«r  Kopf  nur  0.94  importirter  raffinirtcr,  1S72  l»ez.  4 MS  und  6.1!)  consumirt  wurde, 
Tareo  diese  Zablen  1885  bez.  öS. 53  und  15.75  I*fnnd,  d.  h.  der  Consum  fremden 
TafSoirten  Zockers  war  relativ  viel  mehr  gestielten  «ils  der  des  Kohzuekers.  Diese 
Verhältnisse,  welche  mit  dem  continentalen  Prämiensystein  mit  Recht  in  Verbindung 
»bTa«:bt  werden,  haben  bei  den  Interessenten  der  britischen  Raffinerie  und  den 
britiscben  Zuckercolonien  und  in  weiteren  Kreisen  der  britischen  Bevölkerung,  auch 
catcr  den  Arbeitern,  Unruhe  und  Ajj^itation  auf  Abänderunjr  er^^ougt,  (entweder  mittelst 
tJ^nrentiooen  mit  den  Gontinentalstaateu  zur  Veränderung  ihrer  Besteuern n.i|r  oder  selbst 
ar  Ein fuh rang  einer  „Ausgleich  ungsabsjabe"  gc^gon  die  eoiitiuentalen  Export- 
prämieo.  also  insofern  zur  Rückkehr  zu  einem  eigenartigen  Zuckerzoll.  Die  leb- 
bfte  Bewegung  hat  indessen  zu  practischen   Ergebnissen   bisher  nicht  gefuhrt  (vgl. 
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7.  Kaufmann  S.  163,  Wolf,  Tab.  Ztscbr.  1S82,  S.  647  und  Finanzarchi?  1886,  S.  70£). 
Ihre  Ziele  stehen  auch  mit  der  streng  freihändlerischen  Lehre  in  Widerspruch.  Denn 
nach  dieser  ist  das  „Geschenk*',  welches  die  fremden  L&uder  durch  ihre  Aasfahr- 
prämien  den  britischen  Consumenten  machen,  ein  unbedingter  Vorthcii  für  die 
britische  Volkswirthschaft,  ein  Nachtheil  nur  fttr  das  Ausland. 

Zuckerzollconvcntionen  hat  England  1865,  1875  und  1877  mit  Frankreich, 
Holland.  Belgien  abgeschlossen.  Sic,  bes.  die  erste  und  principiell  wichtigste,  gingen 
darauf  hinaus,  auf  Grund  technischer  Versuche  das  Rendement  verschiedener  Zucker- 
sorten festzustellen,  „den  Zuckergehalt  jeder  Znckersorte  zu  bestimmen  und  allen  Roh- 
zucker eines  Landes  nur  mit  einer  solchen  Abgabe  zu  belegen,  welche  im  genauen 
Yerhältuiss  zu  dessen  Zuckergehalt  stehe,  auch  beim  Exporte  des  Zuckers  genau  die 
und  nicht  mehr  als  die  ausgelegte  Stcucrsumme  rackzuvergUten*'  (Kaufmanns.  177). 
An  den  Mängeln  der  Conventionen  und  an  der  schleohten  Durchführung  derselben 
scheiterten  diese  Bestrebungen,  die  auf  eine  vertragsmässige  Ausschliessung  der  wirth- 
schaftspolitischen  Begünstigung  gewisser  Zweige  der  Zuckerindustrie  und  des  Zucker- 
handels hinausliefen  (Kaufmann  S.  177  ff.,  Wolf,  Tub.  Ztschr.  1882,  S.  644). 

Bei  der  Statistik  der  Einfuhr  und  des  Gonsums  muss  man  allen  Zucker  und  die 
Melasse  auf  eine  Einheitsqualität,  z.  B.  Raffinade  oder  Rohzucker  einer  bestimmten 
Classe  reduciren,  bei  den  Zollerträgen  die  Ausfuhr-Rdckzölle  und  Prämien  abrechnen. 
Dies  geschieht  in  den  amtlichen  und  Privatwerken  nicht  immer  übereinstimmend,  wes- 
halb die  Daten  in  ?crschiedenen  Schriften  (z.  B.  bei  Porter,  Vocke  —  wo  auch  die 
Angabo,  S.336,  welcher  „Zucker"*  und  „Zollertrag**  gemeint  sei,  fehlt — ,  Dow^ll  u.a.ni.) 
nicht  harmonlren.  Porter,  progress  (ed.  3,  1847,  S.  553)  berechnet  die  Zucker- 
consumtion  (Melasse  redncirt)  1830  auf  4.27,  1845  auf  5.09  Mill.  Centner,  per  Kopf 
bez.  19.9  und  20.3  Pfund,  also  immerhin  schon  in  der  Periode  des  früheren  pro- 
tectionistlschen  Differentialzollsystems  und  der  hohen  Zölle  eine  zwar  nicht  steigende, 
aber  doch  eine  Gonsumtion,  welche  noch  die  heutige  deutsche  (ca.  7  Kilo)  bei  Weitem 
übersteigt  Porter  zeigt  die  Abhängigkeit  der  Gonsumschwankungen  vom  Preise  des 
Artikels;  bei  hohen  Preisen  fällt  der  Gonsum  alsbald.  Der  Zoll  hat  daher  gewiss 
einen  Einfluss.  Aber  die  ehemalige  schon  so  hohe  britische  Gonsumtion  von  Zucker 
zeigt  doch  andererseits,  dass  ausser  Preis  und  Zoll  und  allgemeiner,  vom  Wohlstand 
bedingter  Zahlungsfähigkeit  doch  die  einmal  bestehende  Gonsumtionssitte,  in 
diesem  Fall  wohl  namentlich  der  Zuckergebrauch  bei  den  Getränken  (Thee)  und  bei 
gewissen  beliebten  Nahrungsmitteln,  ein  vom  Preise  und  zumal  vom  Zoll  doch  nicht 
so  direct,  wie. meist  angenommen  wird,  beeinflusster,  selbst  aber  wesentlich  mit  ent- 
scheidender Factor  ist.  Bis  18G1  hatte  sich  nach  den  obigen  Daten  der  Gonsum  fast 
verdoppelt.  Er  ist  seitdem,  mit  nur  kleinen  Schwankungen,  jährlich  regelmässig  ge- 
stiegen. Die  späteren  Zollermässigungen  machen  sich  in  dem  betreffenden  und  dem 
nachfolgenden  Jahre  wohl  etwas,  aber  doch  nicht  so  besonders  stark  bemerklich 
(1S64— 66:  per  Kopf  Rohzucker  35.01— M3.80— 37.05,  raff.  Zucker  0.95—3.03—2.73; 
18ti9— 71:  Rohzucker  38.83—41.40—41.51,  raff.  Zucker  3.73— 5.83— 5.29 ;  1873—75: 
Aufhebung  des  Zolls,  43.96—47.48—53.97  Rohzucker,  7.63—8.89—8.88  raff.  Zucker). 
Natürlich,  dass  die  Yerminderuug  oder  Beseitigung  schon  an  sich  niedriger  Zollsätze 
nicht  einen  gleichen  Einfluss  auf  den  Gonsum,  weil  nicht  auf  den  Preis,  erwarten 
lässt,  als  die  absolut  bedeutendere  Verminderung  absolut  höherer  Zölle.  Aber  die 
freihändlerische  Üeberschätzung  des  Nachtheils  der  Zölle  und  des  Vortheils  ihrer  Ver- 
minderung oder  Aufhebung  möchte  sich  aus  obigen  Daten  doch  auch  wieder  ergeben. 
Nur  die  Raffinadeneinfuhr  wird  unmittelbar  durch  die  Zollreformen  begünstigt. 

Der  Zollertrag,  abzüglich  KückzöUen  u.  s.  w.  war  1815  2.96,  1841  5.2,  1863 
(Max.)  6.43  Mill.  Pf.  St.  Die  ZoUreduction  1864  brachte  ihn  1864  herab  auf  5.25  MiU., 
er  stieg  wieder  bis  5.65  (1866);  die  Reduction  von  1870  verminderte  den  Ertrag  von 
1869  auf  1870  von  5.40  auf  3.22,  die  von  1873  von  1872—73  von  3.28  auf  1.84  Mill.  Pf.  St. 
Wäre  z.  B.  eine  Ermässigung  der  Biersteuer  nicht  richtiger  gewesen  als  die  völlige 
Beseitigung  des  Zuckerzolls,  wenn  man  einmal  glaubte,  eine  solche  Einnahme  von 
3—6  Mill.  Pf.  St.  wirklich  aufgeben  zu  sollen? 

§.  148.  —  8.  Tabak.  Die  Bezollung  von  Tabak  und  Tabak- 
fabrikaten hat  in  Grossbritannien  eine  besondere  und  höhere  Be* 
deutung  als  in  anderen  Ländern  ohne  Tabaktnonopol.    In  diesen 
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ist  sie  eiu  Glied  der  Tabakbestcucrnng,  neben  der  inliindiscbcn 
Besteuernngy  in  GroBsbritannien  ist  die  Tabakbe/.olIung  das  System 
der  Tabakbestenerang.  Das  hier  ausserdem  bestehende  Licenz- 
system  für  Tabakfabrikanten  und  Tabakhändier  (§.  15«3)  dient 
wesentlich  nnr  dazu,  dies  System  der  Tabakbestenernng  ausschliess- 
lich vermittelst  des  Einfuhrzolls  auf  fremden  Tabak  unter  schärfere 
and  sicherere  Controlen  zu  stellen  und  es  so  practisch  durchführ- 
barer zn  machen.  Die  Einnahmen  aus  den  Tabakliceuzcn  sind 
■obedentend,  vollends  gegenüber  dem  Zollertrag. 

Die   Voraussetzung  für   diese   eigenartige   britische  Tabakbe- 

rteaerang   liegt  in  dem  seit  dem  17.  Jahrhundert   ununterbrochen 

bestehenden,   auf  Schottland  (unbedingt  seit  1782)  und  (1832)  auf 

Irland    ausgedehnten  und   wohl  wirksam  durchgeführten   Verbot 

des    inländischen  Tabakbaues.     In   Irland    war  seit  1779 

Tabakbao  erlaubt  gewesen,  auch  unbesteuert,  aber  trotzdem  wenig 

entwickelt  geblieben.    Was  bei  gewissen  Colonialwaareu  durch  die 

Nttar  der  Dinge,   Klima  u.  s.  w.,   das  wird  also  hier  durch  eine 

Massregel  der  Rechtsordnung  herbeigeführt:  die  Besehriln- 

kang  der  Consumtion  auf  ausländisches  Product.     Für 

die  Tolkswirthschafis-   und   steuerpolitischc  Beurthcilung  liegt  die 

Sache   bei   Tabak    in   Folge  dieses    wirthschaftsrochtiichen 

Ansschlusses  natürlich   doch  anders  als  bei  jenen  Coloniiilwanren. 

Günstig  für  Grossbritnnuicn  ist  es,  dass  niemals  eine  freie  Tabak- 

foltnr  anfgekommen   war,  deren   Unterdrückung  ein  wirthschaf'ts- 

politischer  Grund  gegen  das  britische  Tabaksteuersystem  hätte  sein 

können.     Ausserdem    kommt  Grossbritannien    bei    diesem  System 

wieder  seine  insulare  Lage  zu  statten,  weiche  die  Bekämpfung 

des  Schmuggels  erleichtert,  freilich  ihn  nicht  ganz  zu  unterdrücken 

Termoclit    bat     Auch    mit   deswegen    das    Liccnzsystem    und    die 

mancherlei   inländischen   Controlqn   bei   Transport,   Bezug,  Absatz 

Ton  Tabak  und  Tabakfabrikaten. 

Der  leitende  Gedanke  fiir  die  Normirung  der  Zoll  höhe  war 
^hon  seit  dem  vorigen  Jahrhundert,  ähnlich  wie  bei  der  Branutwein- 
rteuer  (S.  287)  der  lediglich  fiscalische:  eine  so  bedeutende 
H$he  der  Zölle,  als  sie  irgend  mit  der  Bewältigung 
iles  Schmuggels  vereinbar  wäre  und  —  abweichend  von 
den  Grundsätzen  der  Branntweinsteuer  —  als  sie  im  fisca- 
lischen  Interesse  selbst,  mit  Rücksicht  auf  die  fisca- 
lisch  Tortheilhafte  Zunahme  der  (.'onsumtion  sich  richtig 
erwiese.      Daher   Zollermässigungen    der   in   diesem   Jahr- 
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hundert  immer  sehr  hohen,  aber  gelegentlich  überhohen  Zölle,  wenn 
letztere  nach  diesen  beiden  Rücksichten  nachtheilig  erschienen; 
Wiedererhöhungen,  w6nn  es  danach  für  zulässig  galt.  Die 
sonst  üblichen  freihändlerischen  Rücksichten  bei  den  Zöllen  und 
Accisen  auf  das  Handels-  und  das  Consumenteninteresse  sind  bei 
Tabak  so  wenig  als  bei  Branntwein  practisch  wirksam  geworden. 
Das  ist  zwar  im  Ganzen  Steuer  politisch  nicht  zu  beklagen.  Aber  ^ 
die  sehr  hohen  Zölle  rufen  doch  drei  nicht  unwichtige  Bedenken 
hervor:  einmal,  dass  so  die  Tabakconsumenten  einen  sehr  hohen, 
wohl  einen  unverhältnissmässig  hohen  Antheii  an  der  gesammten 
Steuerlast  tragen,  gegenwärtig  den  achten  Theil;  sodann,  dass 
der  Schmuggel  eben  dieser  hohen  Zölle  wegen  trotz  aller  Ver- 
folgungen und  Controlen  lebensfähig  bleibt  und  wohl  bleiben  wird  ^ 
endlich,  dass  die  hohen  Zölle  die  Verfälschung  der  Tabakfabrikate 
und  die  Benutzung  von  Surrogaten  zu  nahe  legen.  Auch  das  Fehlen 
von  Qualitätsfüssen,  bez.  Werthzöllen  ist  ein  Uebelstand,  da 
in  Folge  dessen  die  ordinären  Tabake  zu  hoch  und  deren  Gon- 
sumenten  unverhältnissmässig  hoch  besteuert  werden.  Durch  die 
höheren  Zölle  der  Tabakfabrikate,  besonders  der  Gigarren,  mag  - 
dies  in  etwas  gut  gemacht  werden,  da  die  letzteren  meist  aus 
feineren  Sorten  bestehen  werden,  übrigens  auch  wieder  nur  einem 
Einheits- Gewichtszoll,  ohne  Rücksicht  auf  Qualität,  unterliegen. 
Etwas  ist  und  war  besonders  früher  bei  den  sehr  hohen  Gigarren- 
Zöllen  die  betreffende  Zolldifferenz  übrigens  auch  wohl  mit  von 
proctectionistischem  Ghara'cter  für  die  britische  Tabakfabrikation. 
Gonsumirt  wird  auch  in  Grossbritannien  weit  überwiegend  inlän- 
disches Tabakfabrikat  (ca.  96  %),  allerdings  etwas  weniger  als 
z.  B.  in  Deutschland  (ca.  98.5  %),  aber  die  Einfuhr  ausländischen 
Fabrikats  ist  neuerdings  in  stärkerer  Zunahme  begriffen  als  die- 
jenige von  Rohtabak.  Die  Ausfuhr  von  Tabakfabrikaten  beträgt 
etwa  Va  der  Einfuhr. 

Ucber  die  Tabakzölle  Vockc  S.  311—813  und  445—44«  (Liccnzcu ) ,  Dowoll 
IV,  265—283.  Deutsche  Tabaksstcuercnquetc  1879,  B.  III,  Anlage  XII,  S.  1— C4, 
Statistik  V,  27 — 39.  Bearbeitung  dieses  Materials  dnrch  Scliiifflo  in  d.  Aufs.  „Er- 
gebnisse der  deutschen  Tabaksteucrcnriuete**,  Tüb.  Ztschr.  B.  85  (1879).  S.  547,  641, 
B.  86,  S.  73 ;  über  d.  engl  System  das.  B.  35,  S.  554,  655,  B.  36,  S.  79.  S.  auch 
oben  S.  189.  —  (icsoXz  1  und  2  Georg  IV,  c.  109,  ?om  10.  Juli  1821  (zur  besseren 
Sicherung  der  Accise  auf  Tabak),  3  und  4  Vict.  c.  18,  vom  3.  Juli  1840  (neue  Vor- 
schriften über  Tabakaufdicht),  5  und  6  Vict.  c.  93,  vom  10  August  1842  (desgl.), 
26  Vict.  c.  7,  vom  27.  März  1863  (Zulassung  von  Tabakfabrikation  unter  Caution). 
Verschiedene  weitere  kleinere  gesetzliche  Venlnderungcn  seitdem  (Tabakenqucte  III, 
37  ff.,  nebst  Verfügungen  des  obersten  Zollamts).  Die  (jesetze  Uberset2t  in  B.  III  der 
Enquete.  Bell  a.  Dwelly,  laws  of  ex  eise,  p.  985.  Statistik  auch  im  Journ.  of  tho 
Stat.  Soc.  18b2  (Artikel  von  Axon  tlber  hritischcn  Tabakconsum\ 
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Schon    im  Yorigen  Jahrhoaücrt  hohen  Zöllen   unterwortVn  gab  der  Tabak  Jorli 

vecen  des  Schmuggels  nnd  der  Defraudationen  aller  Art  (a.  A.  mittelst  betrügerischer 

GevinDe  bei  Erlangunfr  der  RQckzölle  für  ansgefuhrten  Talmk)  nur  mässis^e  Reinerträ^v. 

Mit  deswegen  hattn  Walpolc  den  Plan,  den  Tabak  dem  Lai^erhaaszwanp  und  diMii 

Accisesystem    zo  ODtenrcrfen  (.1738),  was  aber  erst  Pitt  1780  aoszu fuhren  L^elanu 

;«.  S.  ISO).     Danach  wnrde  nur  der  kleinere  Theil  d<'r  Abgabe  (damals  Va)  i^l"*  Zoll 

^   drT  Einfuhr,   der  grossere  Rest  als  inlundisrho  Arcisc  b<n  dem  ücbenrang  aus 

icm  Lagerhaus  in  den  ronsam  erhoben.    Die  Zölle  waron  horh  und  diff>>rentiell 

Mch   der  Herkunft,   so  1787  15  d.  per  Pfnnd   für  Tabak  aus  Irland,  den   britischen 

('«lonien  nnd  aus  den  Vereinigten  Staaten .   8'/«  sh.  für  anderen  (spanischen  und  por- 

ogieaischen).     In   der  französischen  Kriotrszeit  erfolgten  verschiedene  ansehnliche  Er- 

Minngen  der  Zoll*  und  der  ArcisesStze,  bi'i  denen  die  legitime  Einfuhr  zum  Consum 

weaif,  der  Ertrag  immerhin  auf  das  Vierfache  wuchs,  von  «a.  ^'^  auf  ca.  2  Mi  11.  PI'. 

iiinflsbritaDDi^n   excl.  Irland).    Abgabe   im   (tanzen    ISIT)   8  sh.  2  d.  (colonialeri   und 

iÜL  Vy^  d.   (fremder)  per  Pfund.     Dennoch  wurden  diuM}  Sätze  von  4 — ^0()  7n  ^<'"> 

fenh   noch  gesteigert.    1S19  auf  bez.  4  und  (>  sh.     Im  fiskalischen  Interesse  zur 

Bewältigung   des  Schmoggels   und  zur  Stirigerun^;  drs  Consums   erfolgten   dann  1S2G 

nd  1S2T  ErmSssigungen  und  zugleich  eine  bedeutende  Verminderung  der  diHerentiellen 

ZuJlbegQnstigang  des  britischen  Colon ialtabaks.    Aber  auch  die  neuen  Sät/e  von   1^27 

Uiebcn    sehr    hoch  (2V4  sh.  fllr    bri tisch -colonialen.    8  sh.    filr  fremden   Kohtabak, 

^i  «ifl.  (U  filr  Clgarren  per  Pfund).    Der  Artikel  war  jetzt  wied«ir  nur  dem  ZuU  unter- 

vGffen   nnd   aus  der  Accisc  herausgenommen.     Consum  und  Ertiag  stiege n  auch  nur 

lutanan,   aber  doch   fortgesetzt.    Zu   einer  weiteren  Ermässigung  der  Zölle,   welche 

s^hriach   ans  di:n  angeführten  (iründen  im   tiscalisrhen  Inten-ssi^  befürwortet  wurde, 

am  •*s  indessen   nirht,  auch  nicht  in  der  Peorschen  Zollreform,   wo  nur  die  ditfe- 

r^aticlle  Begünstigung  des  britischen  Colon  ialtabaks   fortfiel   und   der  Zoll   dafür  auf 

■i'D  höheren    allgemeinen  Satz  gestellt   wurd«:.     ISO.'t  erfolurti;  sou:ar  eine  kleine-   Er- 

Mong  des  Rohtabakzolls,  187S  eine  abennaligc,  so  dass  der  Zoll  jetzt  .'IV^  sh.  filr 

Tahik  mit  mehr  als  10  Pfund  Feuchtigkeit  in  100  Pfund  nnd  8  sh.  10  d.  für  solchen  mit 

Teiliger  alä  10  Pf.  darin  per  Pfund  ist.  wohl  durchschnittlirh  -lOO-GOO",,,  vom  NVerth, 

Vi  ordinären  Tabaken    mehr,   bei    feineren    weniger.     Nur   die   Zölle    für   Tabak - 

fibrikate.  besonders  fQr  Cigarren  wur<len  1SG8  stark  orniussiirt,  für  Clgarren  vun 

1  -wf  4*/,  »h.  per  Pfund.    Doch  haben  aueh  hier  später,  gerade  in  <l«:n  letzten  Jahren 

^edtr  Erhöhungen  stattgefunden,  so  dass  die  Zölle  geurenwärtig  für  (.'iirarriii  7)"^ ,,  sli.. 

fii  Tabakfabrikaie  4  sh.  4  d.  und  4  sli.  10  d..  filr  St^hnupftabak   \  sh.  1  d.  und  4  sh.  lo  d. 

>r  Pfund    sind,     (iewisser   in    controlirten    Häusern    unter   Sieherstellunu:    des    Zolls 

^ibrieirter  Tabak  (Cavendish  und  Negroheail)  zahlt  4  sh.  4  «1.  (Stat.  al)>tr.  \o.  88,  p.  20). 

Bei  dieser  streng  fiscalisrh  gebliebenen  Zollpolitik  ist  der  legitime  Consum  aurli 

'.2  d<n   l'^tztcn  25  Jahren  nur  wenig,  ve.rglichen  mit  anderen  Artikeln,  gestiegen,  in 

Un  letzten  Jahren   fast  gleich  geblieben  (ISOl  per  Kopf  1.20  Pfund,  allmählich  )>is 

uf  1.49  in  1S77,  dann  herab  auf  1.41  in  I*9i)l,  wieder  auf  1.4.'»  in  IS^Ö).    Ein  so  all- 

lesh^ia.  a)>or   auch   so  übermässig  verbreiti?te>^  Genussmittel .   wie  in  Deutsehland  und 

T-lbt  in  MonopoUändi^m  wie  Oestern^ich,  ist  Tabak  demnach  in  (irossbritannien  nicht. 

lAi  hohen  Preise  Tertheuprn   ihn   fnr  die  unteren  Classen   zu   sehr.     Das  tise.ilisehe 

ij-i  das    f. 'Onsumenteninturesse  sowie   dasjenige   gerechter  Steue.rvcrtheilung    wurden 

■•"ja  MonofM)!   )>esser  fahren.    Aber  ilie  steigenden  Zollertrage  zeigen  doch 

aaerhin.   dass   bei  dem  britischen  System  und  )>ei  so  eolossal  hohen 

Z'Üäätzcn.   welche   der  freihändlerischen  Auffassung  auch  l>ei  Finanzzöllen  wiiler- 

^r^rben.  da.s  fiscal isrho  Interesse-  prosperiren  kann.     Die  Zollerträi>-e  sind 

ri  im  Wesentlichen  gleich   bleibenden,   nur  seit  lS(i8   )M*i  Falnikaten   \ erminderten, 

Mdt  im  Ganzen  noch  etwas  gesteigerten  Zöllen  von  2.b.'>  Mill.  Pf.  St.  um   1S80  (jetzt 

•atI.  Iriand  gen^chnet)  auf  8.71  in  1S18,  5.01  in  ISOO.   O.Ol  in  1^70,  8.05  in  IbSO, 

''->i  in    1S85    gestiegen   (immer  excl.  RUckzölIe  u.  dgl.  girechnet),    per   Kopf  ISIIO 

A.  14  sh-,   1S>5  5.1  sh.  (5.2  Mark),  was  doch  kein  übles  finanzielles  liesultat  ist. 

Zur  Sicherung  des  Fiscns  unterließt  Einfuhr,  Handel,  Fabrikation,  Transpurt. 
A'jvatz  von  Tabak  und  Tabakfabrikat<.'n  allerding«^  mancherlei  Besehränkun^m  und 
'•^i^rrol'-n  und  aurh  im  inländischen  Verkehr  d>'m  Lieenzsysteni.  St»  ist  die  Kin- 
■^l:  luf  gewisse  Häfen  •37),  in  gewissen  Mengten  (Min.  so  Pf.\  in  gewissen  Schulen 
M..-I  12Ü  Tonnen  i  beschränkt.  Tabak  fa  bri  kanten  und  Tabakhändler  bedürfen  der 
•'■■■enz  seit  17S9,  s.u.  §.  153».  Diese  ko^t^t  fUr  di»-  ersteren  j«*  na«h  dem  Umfanu- 
JL  Vftifiittr,  FinaaiwiMeiiKhftft.  III.  'i\ 
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des  Betriebs,  welcher  nach  der  Menge  des  im  Vorjahr  verarbeiteten  Tabaks  jubrlicli 
bemessen  wird,  fUr  je  angefangene  20,000  Pfund  Tabak  je  ö'/^  Pf.  St..  für  mehr  als 
100,000  Pfund  Tabak  ^V/^  Pf.  St.  (irrthümlich  Vocke  S.  445).  Im  Jahre  1885/8G 
zahlten  501  Fabriken  7156  Pf.  St.  Tabakhändler  zahlen  öVgSh.  Liccnz  (1885/86  290,032, 
Ertrag  77,832  Pf.  St."^.  Daneben  gicbt  es  „gelegentliche  Liccnzeu'*,  für  höchstens 
3  Tage  auf  einmal,  mit  4  d.  Steuer  per  Tag  (1885/86  12,536,  Ertrag  331  Pf.  St.). 
Hausirhandel  mit  Tabak  und  Verkauf  ausser  in  den  licenzirten  Läden  ist  verboten. 

In  Verbindung  mit  dem  Licenzsystem,  das  der  Steuerverwaltung  umfassende 
Controlrechtc  giebt,  lässt  sich  nun  einigermassen  sicher  darauf  hinwirken,  dass  mögliclist 
nur  legitim  eingeführter  und  verzollter  Tabak  verarbeitet  und  consumirt  wird.  Zu  dem 
Ende  besteht  „der  strenge  Bezettelungszwang  far  Kohtabaktransporte ;  der  Anmelde-, 
Buchungs-,  Localtrennnngszwang  für  Fabrikanten;  der  Verpackungs-  und  Etiquettinings- 
zwang  für  die  unter  ZoUverscliluss  gefertigten  Cavendish-  und  Ncgrohcad -Tabake;  das 
Verbot  der  Einfuhr  von  Tabakstengeln;  minutiöse  Verbote  (bez.  Vorschriften)  tiber 
den  Wassergehalt  der  Import-  und  der  (ausgeführten)  Rückvcrgülungstabake  und  über 
die  Zumischung  fremder  Ingredientien,  gehandhabt  mit  Hilfe  von  Probeanalysen  durch 
das  Zolllaboratorium;  das  genannte  Hausirhandelsverbot;  Vorschriften  über  das  Probe- 
ziehen aus  den  Zolllagern  zur  Versendung"  (Seh  äf  lle  a.  a.  0.  Tüb.  Ztschr.  B.35,  S.656). 
Ausser  über  Schmuggel  und  über  enorme  Preise  des  Fabrikats  ist  docli  auch,  wie  dio 
deutsche  Enquete  feststellte,  über  stark  verbreitete  Beimischungen  und  Verfalschungoii 
zu  klagen.  1844  schlugen  vernommene  Zeugen  den  geschmuggelten  Tabak  auf  8  (80?)  bis 
100  7o  ^^^  legitim  eingeführten  an.  Untersuchungen  des  Kegicrungslaboratoriams 
ergaben  1867  von  den  eingesandten  Proben  74.5,  bez.  47  "/o,  1870  von  432  Proben 
312  oder  72.2  7o  Fälschungen  (Deutsche  Enqu6te  V,  30). 

§.  149.  —  9.  Wein  hat  auch  im  modernen  britischen  Zollwcsen  fortgesetzt  seine 
alte  Kolle  als  wichtiger  Finanzzollartikel  gespielt.  (Vocke  S.  328— 330,  Dowell  IV, 
162—184,  Cust.  Kep.).  Das  britische  Weinsteuersystem  ist  ebenfalls  dio  Be zol- 
lung allein,  nur  mit  Licenzen  für  Handel  und  Absatz  von  Wein  verbunden. 
Es  kam  auch  hier,  wie  bei  Tabak,  Grossbritannien  zu  gute,  dass  inländischer  Weinbau 
fehlte,  Wein  auch,  mit  Ausnahme  des  Capweins,  kein  britisches  Colonial-Einfuhrprodnct 
war,  weshalb,  mit  letzterer  Ausnahme,  protcctionistische  Rücksichten  und  darauf  be- 
ruhende Ditferentialzölle  fortfielen.  Der  Weinconsum  beschränkte  sich  nach  Sitte  und 
wirthschaftlichen  Verhältnissen  auf  die  wohlhabenderen  CJlassen,  was  höhere  Zölle 
erlaubte,  wobei  aber  freilich  andererseits,  solange  diese  Zölle  sehr  lioch  gehalten 
wurden ,  auch  der  Kleinconsum  auf  diese  Classen  beschränkt  blieb.  Statt  der  eigent- 
lich protectionistischen  Rücksichten  kamen  bei  Wein  jedoch  seit  dem  17.  Jahrhundert 
und  bis  in  das  19.  hinein  handelspolitische  und  selbst  allgemein  politische 
in  den  Weinzöllen  mit  zur  Geltung:  besonders  begünstigende  Dififerentialzöllo  für 
die  Portweine  (Methuen- Vertrag  1703,  bis  1831)  und  ben  ach  th  eiligen  de  für  die 
französischen  (auch  die  deutschen  und  andere  fremde).  Ein  System,  das  im 
vorigen  Jahrhundert  zu  starkem  Schmuggel,  besonders  in  französischen  Weinen,  führte, 
aber  erst  1831  einer  Gleichstellung  der  Weinzölle  Platz  machte.  Es  hat  wohl 
dazu  beigetragen,  dass  sich  portugiesische  und  spanische  Weine  im  britischen  Consum 
so  überwiegend  eingebürgert  haben  und  trotz  der  gleichen  Zölle  noch  gegenwärtig  im 
Vordergrund  stehen. 

Während  der  französischen  Kriege  sind  die  WcinzöUe  aus  finanziellen  Gründen 
sehr  gesteigert  worden,  was  freilich,  neben  anderen  umständen,  zur  Verminderung  der 
Einfuhr  führte.  Dio  Zölle  und  Accisen  betrugen  scliliesslich  für  dio  Weingalionc 
7  sh.  7  d.  für  Portweine,  11  Vi  J^h.  für  französische  oder  9  sh.  1  d.  und  13  sh.  9  d.  für 
die  spätere  Gallone  (von  der  alten  oder  Weingallone  rund  6  gleich  5  der  späteren 
imperial  gallon  gerechnet).  Der  Schmuggel  ward  auch  bei  Wein,  nach  dem  vergeb- 
lichen Versuche  Walpole's  von  1733,  durch  die  Pitt'sche  Einrichtung,  den  Wein 
mit  unter  das  Accisesystem  zu  stellen  (1786),  zu  bekämpfen  gesucht.  Seitdem 
(bis  1825)  wurde  die  Weinsteuer  theils  als  Zoll,  theils  als  Accise  erhoben.  Erst  1835, 
als  nach  verschiedenen  Reformen  der  Schmuggel  weniger  mehr  zu  befürchten  schien, 
hörte  diese  Unterstellung  unter  die  Accise  ganz  auf.  Doch  verblieb  das  Licenz- 
system  für  den  Weinhandel.  Der  Ertrag  der  Weinsteuern  hatte  sich  während 
der  französischen  Kriege  etwa  verdoppelt  und  betrug  um  1815  1.9  Mill.  Pf.  St.  ((Jross- 
britannion). 
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Erst  bei  der  Tarif rt- form  von  1S25  wurden  «lio  übcrliolien  W'einsteucm  orhoblich 
Tcmiindort,  cioch  unter  ßcla^sunf;  der  I)ifrorential7.üII(;  (1  äli.  10  d.  Purt\»'cin.  7  sh.  .-t  d. 
fr4azi>sis4*lii»,  2  üh.  5  d.  Capwcin  für  ilic  neue  (iallom».).  l^-M  rriwljrtc  dir  (iIci('h.«>tL'lluni; 
an:  öi>h.  «  d.  (Capwoin  j«;düoh  2  i-li.  9  d.).  llhiboi  l.licb  es  ^scit  ISlO  5  sh.  *»  d.) 
b>  /-am  französischen  llandcisvcrtrni;  von  1^00.  Der  \V(*inconbuni  war  bis  dabin 
'jiH«-ilut  wcui^  gc^ticjrc^,  per  Kopf  gesunken,  doch  halte  der  Zollortra}?,  nach  dem 
Hvraliifelicn  auf  1.3 — l.G  Mill.  bei  d<;r  früheren  ZuIIritdiKMioii.  wiedr-r  seine  Ilrdic  um 
lS::i  crrcirlii,   l.S— l.l»  Mill.  Pf. 

In  dein  j^rnannten  Vertrag  war  die  starke  Enn.'issijriinu:  der  ])ritischen  Weinzölle 

viüi.-:   der    oder  selbst  das  westMitlichste  Zut:«.:stäridniäs,  da^  (iros^britannien    /.unäehst 

OL  rniikreich    wachte.     Zug-Ieich   wurde   durch    diu  Aimahmi'   eines   neuen  Weinzoll- 

{n3i:i|ii>.   iiümlich  der  Zollbemessung  narh  dem  Spiri  t  u^^ehalt.  uine  allgemein 

viiihtiüO  und   wohl  im  Ganzen  riehtij|re  Eiiirichtnni^  des  Wi-inzolls  herbei^retuhrt.  wi-lche 

lie*.adV'r3   den    leichteren  Weinen  zu   jjcuUj   kam.     Die  Zölle    w.-in-n    hieniaeh:    fiir 

^'k'mi  in   Fänäern  von  weniger  als  15  (irad  Aleohol  naeh  Sykes  Hydrometer  ln»'.'hstens 

l  =h.  per  fiallonc,   von   15 — 2tJ  (irad  höchstens  1  sh.  (i  d.,  von  20  — 10  (Jrad  höchstens 

t  *h.,  Klasclienwein  jier  (iallonc  2  ^h.  O'r.uizös.  Il.iriiJeUvi'rtrag  v.  2."{.  Jan.  IMjO,  Art.  0, 

Nd  I.  u.  A.  im  PfirUüä.  Handcl>archiv'  ISOO,  I.  I  |!t>.    Hahl  daniuf  wurden  die  Weinzölle 

r««j  IStjl  an  allgemein  gesetzt  auf:  Wein  von  wenitrer  als  Is  (irad  (im  französ.  Vertrag  15) 

l:-t.  r-:r  Oallone.  von  iS— 20  1  .sh.  U  d..  von  2«". — 10  2  sh   5  d..  von  40 — 15  2  sh.  11  d., 

r;a&c  hon  wein ,   unter  40  (Jrad  2  sh.  5  d.  ^Preuss.  HandeKarohiv    ISUO,  11,  251).     Diiis 

Tar.Ti  Kroifisäigungen  auf  die  HidTtc  und  ein  Fünftel  bis  SiMh>tel  tler  hihheris^'U  Zölle. 

rMrUitie    und    britische   (•ohinialw<.'inc   waren   dun^haus   gleich   ^leslellt.     Es   sind   aber 

riviii  nndi  weitere  Ermässigungen  unil  Vereinfachungen  gefulgt,  su  da-^s  der  Ztdl  seit 

!>T«  far  Wein  von  weniger  als  20  (irad   1  sh  .  von  20  bis  wiMiiger  als  A'l  (irad  2V2  ^1>-» 

fjT  j»>len  »'eirein  (irad  Starke  ,*l  d.  ist.     KlaM-hen-  und  Fasswein  st  dit  «:leich. 

Allerdin^  hat  sich  bei  dieser  starken  Zi.illermrisMtj:ung  unmittelbar  die  Wein- 
eiLfuhr  zum  (Jonsum,  besonders  von  franzöMichen  WciinMi .  hindeutend  gehoben  und 
U:  dann  langsam  weiter  gewachsen  (vor  ISOI  0'*/4— 7'/»  Mill.  (iallonen.  isr»l  lo.OO, 
1>»;2  9.T6,  1S03  10.42.  1S04  11.10.  ISOT  i:;.07,  IMIS  15.00.  ISTO  ls.5l  Miil.  (iall., 
Maximum,  ^citdem,  freilich  unter  dem  Eintluss  »ler  Weinernten,  i-in  nur  ls**0  Sl 
K.t'iTbrüclieiies  Sinken.  lbs5  lU.ll  Mill.  (iall.  oder  per  Kdjd"  vor  IsOl  ca.  0.21  (iall., 
')?J7  in  1M»1,  0.50  in  l^OS,  0.50  in  ]">!:',  un«l  Is70,  o:^^  in  l^s"».  1,,-i  nur  iniis>i-er 
v^i»»;ning  dtT  Weinj)reise  in  den  h*tz(e.n  .lahrenl.  !);•>  z.iirt  dorh  im  (ian/.'.'u.  dass 
'ii-'  Wijinzollreiluction  nicht  in  dem  erwart«-t«*n  Maasse  auf  die  ('niisunierlirdinnir  hin- 
.vTiiil  hat  und  daher  fiscalisrh,  ähnlich  wie  Ihm  Kallee,  niclit  oline  Weiteres 
r-:.tiL'  war.  Der  Zollertrag  sank  nach  ISOO  auf  1.10  Mill  IM'.  St.  (1S02>,  hob  sieh 
'i'  wf  1.7*.>  Mill.  in  ls70  und  i-t  seitdem  fast  stetig  jiihiii«h  gesunken,  ls^5  bis  auf 
M9  Miil  Pf.  St..  was,  gegcnllber  den  EinfuhrziUern.  ubriuens  auf  Zunahme  des 
''•r-ums  J^.'i«:htcrcr  Weine  hinweist. 

Die  Licmzeu  für  Händler  un«l  Wirthe  Mud  ein  Theil  des  alli^enieinen  I.icenz- 
T'tems  für  den  (ietränkcabsatz  und  we^rden  unti'n  mit  diesen  zusammen  behandelt 
«r-rrJ-n  i?5.   15:;*. 

§.  ioO.  —  10.  Die  fremden  Spirituosen  (Vocke  S.  .ni.'l— :J45,  Dowell 
iV,  211 — 225,  Statistisches  im  Stat.  abstr.,  im  (.^u^t.  Kep.,  auch  im  fraui^ös.  IJulIetin 
'>%  II.  5*-J7).  Die  BezoUung  unterschied  früher  be.Minders  ..frennlen'*  Branntwein 
ti>l  unter  di<:sem  wieder  ..brandy",  d.  i.  (meist  französischer)  Wein-Hrannt  wein 
-KrAiizbranntwein'*),  (ienever,  d.  i.  (mttist  holländisi'her)  Branntwein  aus  Kogi^en 
:r,J  (iii-f^te  und  anderen  Artikeln  mit  Zusatz  von  Wachludder-Kssenz.  und  „sonstigen 
M'M.t  iK^^iwiders  genannten  fremden  Branntwein",  wohin  später  und  noch  gr-genwärti«; 
Ji-jitt  contincntalcr,  bc^.  deutseher)  Kartollel-  unil  Kubenluanntwein  fiehört.  Allem 
ii'ivm  ..fremden"  Branntwein  stand  der  ..coloniale",  bes.  der  Hnm  aus  den  britisch 
tstin.ijhrhen  Zuokercolonien,  hergest'dlt  aus  Melasse  und  l{uck>tänilen  bei  der  Kohr- 
it'ierge wi nn  11  ng,  gegenüber. 

Die  britische  Zollpolitik  gintr  seit  dem  17.  Jahrhundert  und  immer  consei]Uenter 
"■i'l  srharfer  im  vorigen  Jahrhuiidert  und  in  der  lVanzö^is<.'hen  Krii'gs/eir.  darauf  aus, 
•i'irJi  Ijöh'jre  AbgabiMi  verglichen  mit  »lenjenigen  fur  den  einheimis(h«'n  Branntwein 
l-:i  Jerzlenwi  zu  schntzen  und  aueh  wohl  dii-.  giös^ere  St.  ue.itahiüktMt  nianclier  fremder 
Crt.^iLtt4'i;ihe  ibes.  des  französisehen)  sowie  des  b'ums  zui^leii'h  liscalisch  au>zunutze.n; 
1  ;Mr  d'.-n    letzteren   wieder    nach   ctdonialpolitlschem    (inindsjitz  im   Zull  diireri-nticU 
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gegen  den  „fremden''  Branntwein  zu  begünstigen.  Rücksichten  auf  die  Einschränkung 
des  Branntweingenusses  und  Frankreich  und  Holland  gegenüber  auch  speciell  handels- 
politische und  politische  gegnerische  Tendenzen  führten  im  vorigen  Jahrhundert  ond 
in  der  französischen  Kriegszeit  zu  sehr  hohen  Abgaben  rom  fremden  Branntwein. 
Dadurch  wurde  aber  nur  ein  colossaler  Schmuggel,  welcher  bei  diesem  Artikel  be- 
sonders leicht  ist,  liegünstigt,  was  dann  wieder  aus  fiscalischen  Gründen  zu  Steuer- 
reductionen  (so  schon  1787  vorübergehend)  führte.  Zur  besseren  Controle  wurde  der 
eingeführte  Branntwein,  wie  einige  andere  der  schon  besprochenen  Artikel,  unter  d^ 
Lagerhauszwang  und  die  Accise  gestellt  und  die  Abgaben  zum  kleineren  Theil  ab 
Zoll,  zum  grösseren  als  Accise  erhoben  (bis  1S25).  Aber  bei  der  hohen  Besteuening 
und  der  Differenz  der  Gesammtabgabe  gegen  diejenige  für  Rum  und  für  heimischen 
Branntwein  wurde  man  des  Schmuggels  doch  nicht  Herr.  Als  man  die  hohen  Kriegs- 
Sätze  auch  nach  1815  nicht  wesentlich  verminderte  und  1825  sogar  wieder  erhöhte 
und  bis  1846  so  beibehielt,  blühte  der  Schmuggel  mehr  als  je.  Die  Steuer  für  Franz- 
branntwein und  Genever  war  1814  22  sh.  G  d.  für  die  neue  (imperial)  Gallone,  seit 
1840  22  sh.  10  d.,  britisch  westindischer  Rum  zahlte,  in  ebenfalls  in  der  Kriegszeit 
erhöhten,  aber  lange  nicht  so  stark  gesteigerten  Sätzen,  zuletzt  13  sh.  IIV,  d.,  wurde 
aber  schon  1824  etwas  und  1825  auf  8  sh.  6  d.  ermässigt  (1830  9  sh.),  als  britischer 
Branntwein  in  England  7sh.,  in  Schottland  und  Irland  nur  2  sh.  10  d.  entrichtete - 
(o.  S.  289).  Diese  differentielle  Begünstigung  des  Rums  gegenüber  anderem  fremden 
Branntwein  hat  demselben  eine  bevorzugte  Stelle  in  der  britischen  (Konsumtion  ver- 
schaff und  bis  in  die  Gegenwart  erhalten. 

Erst  1846  wurde  der  Zoll  für  „fremden''  Branntwein  ermässigt,  auf  lush.  per 
(iallone,  immer  noch  fast  der  doppelte  damalige  Satz  für  englischen  (7  sh.  10  d.),  der 
mehr  als  vierfache  (3  sh.  8  d.)  für  schottischen  Branntwein.  Nur  die  weiteren  Steuer- 
erhöhungen des  inländischen  Branntweins,  die  Erhöhungen  der  Sätze  in  Schottland 
und  Irland,  die  schliessliche  Gleichstellung  aller  Sätze  im  Vereinigten  Königreich  ver- 
besserten das  Vcrhältniss  für  fremden  Branntwein  etwas.  Aber  erst  1860  (französischer 
Handelsvertrag)  fiel  der  Schutzzoll  und  der  Differentialzoll  zu  Gunsten  des  Rums  im 
Princip  ganz  und  in  der  Praxis  fast  ganz,  indem  der  Zoll  nur  um  jene  „Ersatz- 
abgabo" für  die  Kosten  des  britischen  Accisesystems  höher  angesetzt  worden  durfte  als 
die  Accise  (britisch -französischer  Handelsvertrag  von  1860,  Ari.  7,  8).  Seitdem  hat 
der  Zoll  nur  die  gleichen  Veränderungen ,  bez.  Erhöhungen  (um  2  sh.)  erfahren  wie 
die  Accise.  Gegenwärtig  ist  der  Zoll  für  alle  gewöhnlichen  Arten  des  Branntweins 
1 0  sh.  4  d.  per  Gallone  proof  gegen  eine  Accise  von  1 0  sh.  für  einheimischen  Brannt- 
wein. Importirte  Liqueure  u.  dgl.,  Flaschenbranntweine  ohne  Stärkeangabe  zahlen  14  sh., 
parfümirte,  Kölnisch  Wasser  u.  dgl.  16  sh.  6  d.  Ausserdem  unterliegen  einige  andere 
Spiritus  enthaltende  Artikel  einem  die  Accise  ausgleichenden  Zoll. 

Seit  dieser  Gleichstellung  hat  Rum  zwar  sein  absolutes  Uebergewicht  über  anderen 
ausländischen  Branntwein  behauptet,  aber  relativ  ist  er  erheblich  zurückgewichen. 
Franzbranntwein  wird  jetzt  weit  mehr  im  legitimen  Handel  eingeführt,  als  ehedem, 
auch  anderer  „fremder"'  Branntwein  hat  sich  sehr  vermehrt.  Die  Einfuhren  schwanken 
nach  den  Ernteverhiiltnissen  der  bei  der  Aus-  und  Einfuhr  betheiligten  Länder  erheblich. 
Bis  1867  stiegen  sie  von  5.19  Mill.  Gall.  in  1861  (wovon  3.45  Rum,  1.60  Brandy, 
0.14  andere  Branntweine)  auf  8.34,  blieben  bis  1870  auf  dieser  Höhe  und  stiegen 
dann  weiter  bis  auf  11.85  Mill.  Gall.  in  1875  (5.39  Rum,  4.47  Brandy,  2.00  andere). 
Seitdem  haben  sie  nicht  unerheblich  und  fast  regelmässig  Jahr  für  Jahr  abgenommen, 
was  ausser  auf  Ernteverhältnisse  (Wein)  auf  Verminderung  der  Consumtion 
schliessen  lässt,  da  eine  Zunahme  de^  Schmuggels  unwahrscheinlich  ist  Die  heimische 
Erzeugung  für  den  Bedarf  des  Inlands  ist  ebenfalls  in  dieser  Periode  gesunken  (S.  290"). 
In  1885  war  die  Einfuhr  nur  8.01  Mill.  Gall.  (Rum  3.86,  Brandy  2.69,  andere  1.47). 

Aehnlich  hat  sich  natürlich  auch  der  Zollertrag  bewegt.  Er  stieg  von  2.65  Mill. 
Pf.  St.  in  1861  (31.  März  1861/62)  auf  6.14  in  1875,  und  sank  seitdem  auf  4.15  in 
IS85:  ein  Sinken  um  2  Mill.  Pf.,  dem  ein  genau  ebenso  starkes  bei  der  Accise  (von 
15.15  auf  13.14  in  denselben  Jahren  gegenübersteht,  zusammen  also  von  21.29  auf 
17.29  Mill.  Pf.  Bei  der  stetigen  gleichmässigen  Abwärtsbewegung  dieser  Zahlen  ist 
das  bemerkenswerth.  Es  könnte  den  Gedanken  nahe  legen,  rein  aus  fiscal ischem 
Grunde  die  Steuern  zu  ormässigen,  wenn  nicht  die  anderen  öfters  erwähnten  Rück- 
sichten dagegen   sprächen  und  das  Sinken  des  Oonsums  erfreulich  erscheinen  Hessen. 
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Auf  dau»  amfasseiuiu  Licouzt^ystem  im  S|»irituuaitihaii(lfl .  wi'lchf'ä  naturlirli 
in  Absatz  fremden  Bnuutvciiiä  in  akh  bi  lilio^t,  komiiHii  wir  uiit«'ii  in  §.  l.'i.'t  im 
ZsäaBoicnhaiDg  za  spn.vhcn. 

g.    151.     Zullvcrfalircii.     Die  gn^ssen   Vcrcinraehungcn   dcK 
EinfabrzoIltaritB  und  des  inländUchcii  AcciscwcHCiiH,  die  Heseitiicun^ 
aller  Ans-  nnd  Darchluhizüüe,   die  durch  die  Keforin  der  EinCuhr- 
lolle    and    der  AeciHC  bedingte  Kc8chränkiin^  der  Kiickzrdle,   der 
Fortfall  vou  Auäfuhrpräniien ,  die  vrijlige  L'iiigeHtaltiui^  der  SehitV- 
EahrtsgCHetzgcbnng  (Navigationsacten),  deren  iiianeherlei  Trivilegieii 
Ar  die  britiscbe  Flagge  und  deren  DitVerential  ScbiflValiriHahgaben 
ind  Differentialzölle  dem  Prineip  der  Oleiehntellung  der  fremden 
Bit  der  beimischen  Flagge  in  «illen  Abgaben  wichen ,  der  Weglall 
der  älteren  colonialpolitischen  Massregeln,  die  volle  Aufnahme  auch 
Irlinds   in   das  britische  Zollsystem,   die  Gleichstellung  der  Zoll- 
ud  Accisesätzc  (Branntwein)  im  ganzen  Vereinigten   Königreiche, 
welche  die  Voraossctzung  der  Beseitigung  von  Zwischenzolllinien 
tehnfs  der  Erhebung  von  Ausgleichungsabgabcn  war  —  dies  Alles 
ud  was  sonst  an  einzelnen  Massregeln  verwandter  Art  im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts,  besonders  in  und  seit  der  Zeit  der  llu8kiss<»n'- 
Bcben  nnd  mehr  noch  der  reel'sehen  und  Gladstone'schen  Reformen 
geschab,  ermöglichte  es  auch,  Vereinfachungen  und  Erleich- 
terungen im  Zoll  verfahren,  daher  in  Hezug  auf  Veranlagung, 
ErhebuDgi   Controle  der  Zölle,   wie  in  Bezug  auf  das  Lagerbau.s- 
ivstem  und  das  Kttckzollwesen  eintreten  zu  layscn. 

Wiederholt  sind  zu  diesem  Behuf,  in  Fortführung  der  grossen 
Pitfschen  Zollconsolidation  von  17^7  fo.  S.  KM))  und  zur  Ver- 
besserung des  Tarifwirrwarrs,  welchen  die  Zollmassregelu  in  der 
fnozösiscbcn  Kriegszeit  mit  sich  gebracht  hatten,  neue  „Zoll con - 
«ülidationen*'  erfolgt,  d.  h.  Gesetze  erlassen  worden,  welche  unter 
Aoffaebung  zahlreicher  älterer  die  Normen  für  die  gesammte  Ein- 
richtang  nnd  Verwaltung  des  Zollwcsens,  ilir  die  Kechte  und  Pflichten 
der  Zollbehörden  und  des  Publicums,  für  die  Veranlagung,  Er- 
iKboDg  nnd  Controle  der  Zr»||c,  für  Lagcrhaussystem  und  Kückzrijlc, 
ffir  das  Zollstrafrecht  u.  s.  w.  neu  zusammenfassten.  Freilich  im 
^«anzcn  mehr  eine  Art  Codiiication  des  noch  geltend  bleibenden, 
[     ab  eine  Schaffung  neuen  Zollrechts. 

Beende»  wichÜL^e  derartige  <jcb<:tzc  bind  dir  (lon-^ulidatiun^actcn  von  1^2.*) 
•  «ieor?  IV.  c.  105— i'l«),  von  JS45  («»  u.  U  Vict.  v.  V.).  von  1V>-J  (10  u.  17  Vi.f. 
1'J7)  und  die  ueU'^tu.  uocb  geltend'^  von  ISTO  'Jl.  Juli.  .'•!<  u.  tO  Vict.  c.  'M,  an 
>  iich  je  ift  der  Zwischenzeit  und  wieder  beit  1^70  kN^incn.^  Erj^äuzunuun  an^e- 
-UfeÄCD  bal>eD.  —  Vgl.  Vockc  S.  :n2  iL,  Dowcll  H.  2(;S,  (inoist,  ü\\\;\.  V.t- 
'allftbjnirccht,  3.  A.  IL  S-  S3  (S.  OIU),  auch  g.  \n  {H.  006 <,  beä.  llamol.  the  lu>^:> 
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of  CDstoms  etc.,  Lond.  1876.  Abdruck  der  „Customs  consolidation  act,  1876",  mit 
Beilagen.  Wichtig  für  Tabak  die  „Mauufactared  tobacco  act"  (26  Vict.  c.  7),  lici 
Hamcl  S.  221. 

Alle  diese  sieh  folgenden  Gesetzgebungen  haben  Verein- 
fachungen des  Zollverfahrens,  Erleichterungen  des 
Verkehrs,  Ermässigungen  der  Controlen,  Milderungen 
der  Strafen,  nach  dem  Geist  und  den  Grundsätzen  der  neueren 
Zeit  und  speciell  in  Folge  der  freihändlerischen  Zollreformpolitik, 
gebracht.  Namentlich  die  grosse  Verminderung  der  Zollpositionen 
und  die  Beseitigung  aller  Differentialzölle  und  der  Werthzölle  haben 
in  dieser  Richtung  zweckmässige  Veränderungen  ermöglicht. 

Trotzdem  ist  das  britische  „Zollrecht'  noch  jetzt  complicirt 
genug  und  das  darauf  beruhende  Zollverfahren  nichts  weniger  als 
wirklich  bequem  und  einfach  für  das  Publicum  und  speciell  für 
den  Kaufmann  und  SchiffsfUhrer.  Schon  der  grosse  Umfang  auch 
noch  der  Consolidationsacte  von  1876  (290  Artikel!  ohne  die  geltend 
gebliebenen  älteren  Bestimmungen)  zeigt  das  äusserlich  und  jeder 
Blick  in  das  Gesetz,  namentlich  in  die  Abschnitte  von  den  Control- 
rechten  der  Verwaltung  und  den  Pflichten  des  Publicums,  bestätigt 
das.  Manches  hängt  hier  allerdings  mit  den  eigenthUmlichen  geo- 
graphischen Bedingungen  des  britischen  Zollwesens,  mit  der 
insularen  Lage  des  Zollgebiets  und  der  Aufgabe,  Seekilsten 
als  Zollgrenzen  zu  bewachen  und  demgemäss  Schiffsverkehr 
zu  tiberwachen,  zusammen.  Und  manche  eingreifende  noch  ver- 
bliebene Controlvorscbrift  (und  Strafbestimmung)  ist  auch  speciell 
auf  den  Character  des  britischen  Zolltarifs  und  Accisetarifs  zurück- 
zuführen,  namentlich  auf  die  ausserordentliche  Höhe  der 
Spiritusaccise  und  Zölle  und  der  Tabakzölle  und  auf  die 
mit  daraus  hervorgehende  immer  noch  vorhandene  Gefahr  eines 
starken  Schmuggels,  besonders  in  diesen  zwei  Artikeln. 

Aber  auch  unter  Berücksichtigung  dieser  Verhältnisse  bleibt 
es  auch  für  die  allgemeinen  Principicn fragen  der  Zollpolitik  be- 
mcrkenswerth,  dass  das  britische  Zollverfahren  nach  allen  Tarif- 
reformen u.  8.  w.  immer  noch  so  viel  „Belästigendes",  „Chicanöses" 
für  den  Verkehr  behalten  musste.  Der  freihändlerische  Optimismus 
und  die  freihändlerische  Beweisführung  in  Betreff  der  günstigen 
Wirkungen  „liberaler"  Tarifpolitik  auf  das  Zollverfahren  haben 
gerade  nach  britischen  Erfahrungen  wieder  einmal  das  Ziel  Über- 
schossen. Man  tibersah  hier  zu  leicht,  dass,  solange  überhaupt 
nur  noch  Ein  Zollposten  im  Tarif  steht,  ein  grosser  Zollcontrol- 
apparat  in  Wirksamkeit   bleiben    muss;    auch   dass  ein    einziger 
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vichligerer  inllindischer  Acciscposten,  wenn  der  betreffende  Artikel 
auch    aus    dem  Anstände    bezogen   werden   kann,    dieselbe  Noth- 
wendigkcit   mit  sich  bringt.     Vollends  Kiickzrdlc,  LagerbauKsystem, 
Käckvcrgiitungcn    von   Aecisen    für   cxportirte,    im    Inland   aecise- 
pflk-htigc  Waaren  bedingen  auch  bei  einem  so  einfachen  Zoll-  und 
Accisetarif  wie  dem  heutigen  britischen,   noch  einen  ziemlich  com- 
plicirten   Zolivcrwaltungs-  nnd  Controlapparat.     Mit   dem   an   sich 
riebtigen  Einwand,  dass  man  bei  niedrigeren,  den  Schmuggel  jiicht 
so  lohnenden  Zoll-   nnd  AcciseslUzen   diesen  Apparat  noch  verein- 
fachen   krmnte,   wird  in   der  Frage  des   „einfachen"  Tarifsystems 
deshalb    nichts  Entscheidendes  bewiesen,   weil  eben  einige  Z<")lle 
ood  Acciscn,    wie   die  in   Grossbritnnnien   verbliebenen,    relativ 
beste  Stencrn   sind,   wiederum  al)er  nur  bei  hohen  Sätzen  so 
nel  einbringen,  als  der  Fiscus  bedarf  und  als  es  gerade  vollends 
durch  den  Wegfall  anderer  Zölle  und  Aecisen  geboten  ist. 
Nor  die  dnrch  Überwiegende  stcuerpolitische  Kücksichten  aber 
tben   aasgeschlossene   gänzliche    l>eseitignng   aller    Zölle 
nnd  Aecisen  ermöglichte  eine  Aufhebung  des  ZoUcontrolappaiats, 
weon  nieht  selbst  dann  noch  um  der  llandelsstatistik  willen 
Manches  davon  verbleiben  mUsstc. 

Verseil icdcno  Dcciarationspflirhton  des  Publicums,  hr'i  Ein-  und  Ausfuhr,  ('(»n- 
tr&iitichtc  Jlt  Vurwaltui)^  und  Straf br^timinun^cn  hr/ii>h<*.n  si<  ]i  in  Kiiirland  aurii 
r'it  ST-hon,  cinztilno  ?ulli:?,  an<lurti  w»;nijfst«'ns  gr^■i^^tlMltlll•il•>  fa(ti->rh,  auf  Intm-'ssm 
Dicht  der  Zullvcrwaltun;?  als  cim^s  Theils  dos  Einuahni<.'d<>i):irt<'in<'nts,  stMtdi^rn  als  eines 
'^jttrolurgaii:;  fur  statistischü  Aufnahmen  (z.  Ti.  Art.  l'.l  «los  <irsi>t/i's  von  IbTCi,  wunach 
dl-.-  Eiofuhrur  und  EinpfäDgcr  von  Barren  und  Mün/o  innerhalh  10  Tap/n  dem  Zoll- 
amt r:iDcu  vahrcn  und  vollständigen  liericht  über  sulrhc  Einfulir,  deren  (iewicht  und 
lerth,  ai>ergtibcD  musscn,  bei  20  l*f.  St.  Strafe). 

^.  152.  Ue)K;r  Einzelnes  s.  die  Arte  von  1S7(>  selbst.  Der  Hauptinhalt 
ikorZ'T,  aber  ohne  Ht^rvorhebunu-  der  gerade  für  die  iinan/.wi>senschaftli(;ho  Seite 
«ichtJiren  Puncte,  bei  (in eist,  engl.  Verwaltungsr.  3.  A.  II,  it'lH)  ist  der  fol^rende. 
ih-  Actö-  selbst  zerfallt  in  12  Abschnitte: 

I.  All^emeiuc  Zollvorwaltung,  Behörden-  und  Beamtenwesen,  Art.  1—10, 
B«;tifflZDUO?eii  über  die  Häfen,  Lafi^erhäuser,  wo  das  Nähen*  dem  Schatzamt,  bez.  dem 
*Kiien&lzoiJamt  anzuordnen  gestattet  wird,  Art.  11  —  10,  Vorschrift«-n  über  «lie  Ztdl- 
cHicbunir.  das  Zahlungs-,  Casscn-,  Uechnungswesen ,  Art.  IT — 21),  über  Streitigkeiten 
iTiacb«n  dc;i  Zollbeamten  und  den  Pilichtigen,  Art.  5*0,  .*M  ,  über  das  Verfahren  da- 
w.  Art.  32— 3^. 

II.  Einfuhr  und  Lagerhauswcson,  Art.  .'<0— !K).  Darin  u.  A.  über  Ein- 
fuhrierbotü,  Art.  42:  brit.  Nachdrucke,  falsche  und  irefälsehte  brit.  Münzen,  obscöne 
BüJer.  Bücher  u.  s.  w.,  auch  fremde  Artikel  und  Ver|)ackung«Mi.  welche  ^)i(•h  durch 
^3?i»Iiruchcnüü  Bezeichnungen  u.  dgl.  m.  als  britisttho  ausgeben,  brit.  Stempel  u.  dgl. 
trucQ  oder  nachahmen;  auf  spec.  Verordnung  krankes  Vieh,  inficirte  Häute,  Hörner 
'odl  dgl.,  auch  W'alfen  und  Munition  u.  s.  w. ;  ferner  all>;emein  einige  Artikel, 
i'.Ttih  Einfuhr  im  Interesse  der  Zoll-  und  Aeeiseeinn  ahmen  aus  an- 
itTih  Artikeln  verboten  ist,  so:  gewisse  E.Ytracte  und  Essenzen  aus  Malz  (mit  Aus- 
^hmtü  nach  dem  Tarife),  aus  Kallee,  Cichorie,  Thee,  Tabak,  pulverisirter  für  Schnupf- 
^'uk  Torbereiteter  Tabak,  Tabakstengel,  Mehl  aus  diesen,  gesusster  Tabak,  Spirituosen 
Uaer  gevi^e  LikOrc,  parfum.  und  medicin.).   Tabak,  (Mgarren  dürfen  ferner  nur  in 
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Schiffen  geiriesor  Grösse,  in  gewissen  Mengen  und  Verpackungen«  Tabak  und  Wein 
auch  nur  in  den  spccieli  dafür  zugelassenen  Häfen  eingeführt  werden.  Weiter  finden 
sich  hier  die  Bestimmungen  über  das  Visitationsrecht  der  Zollbeamten,  speciell  auf 
Schiffen,  über  die  Pflichten  der  Schiffsführer,  so  in  Betreff  ihres  nach  gesotzl.  Formular 
zu  erstattenden  Ladungsberichts  (mit  verschiedenen  Strafandrohungen  von  100  Pf.  St.); 
über  die  Declaratiouen  der  verschiedenartigen  Einfuhren  (für  heim.  Gebrauch,  für 
Lagerhaus,  wieder  nach  gesetzlichen  Formularen),  mit  Strafandrohungen  u.  dgl.  m. 

Besonders  eingehende  Bestimmungen  über  die  Einbringung  von  Waaron  ins 
Lagerhaus,  über  die  Verpflichtungen  der  Lagerhausverwaltungen,  die  Manipulationen 
in  dem  Lagerhaus  (mit  Spccialvorschriften  für  Spirituosen  und  Wein,  sowie,  aus  der 
mauofactured  tobacco  act,  über  Tabak  und  dessen  Verarbeitung  gegen  Cautiou),  über 
die  Bedingungen  für  die  Uoberführung  von  Lagerhausgütem  von  einem  Lagerhaus 
zum  anderen  (Art  76 — 96).  Das  ganze  System  hat  bei  der  jetzigen  Beschränkung 
der  Zölle  und  Accisen  auf  wenige  Hauptposten  die  alte  allgemeine  Bedeutung  zwar 
nicht  mehr,  aber  gerade  bei  diesen  verbliebenen  Posten  und  deren  hohen  Zollsätzen 
ist  es  hier  wieder  um  so  wichtiger.  In  der  Kegel  richtet  sich  die  Verzollung  nach 
dem  Landungs>  und  Einbringregister  der  Lagerhausgüter,  doch  mit  Ausnahmen,  so 
bei  Wein,  Spiritus,  Tabak,  J^'eigen,  Gorinthen,  Rosinen  nach  dem  schliesslich en  Aus- 
gang aus  dem  Waarenhaus,  wenn  kein  betrügerischer  Abgang  vorliegt  (Art.  78,  98). 
Waaren,  die  binnen  5  Jahren  nicht  ausdeclarirt  werden  für  heim.  Gebrauch  oder  Aus- 
fuhr, müssen  von  Neuem  „gelagerhaust''  werden  (Art.  92).  Ausser  den  Zöllen  und 
den  eigentlichen  Lagerhausgebühren  haben  Lagerhauswaaren,  welche  zum  heimischen 
Consum  —  ahjo  nicht  zum  Export  —  ausgehen,  ViVo»  Tabak  */„7o  vom  Werth  aJs 
Abgabezuschlag  zu  entrichten  (Tarifacte  1876,  Hamel  p.  220). 

III.  Ausfuhr,  Art.  100 — 139.  Controlen,  Meldepflichten,  Declarationen  (Ver- 
klarungen) sind  trotz  der  Beseitigung  aller  Ausfuhrzölle  auch  hier  nothwendig  ge- 
blieben, ausser  für  statistische  Zwecke  behufs  Sicherung  des  Accisewesens  und 
des  Lagerhaussystems  und  behufs  Verhütung  von  betrügerischer  Erlangung  von 
Rückzöllen  auf  zoll-,  accise-  und  stempelpflichtige  Waaren.  Lagerhausgütor  dürfen 
z.  B.  nicht  in  Schiffen  von  weniger  als  40  Tonnen,  britische  und  irische  Spirituosen, 
bei  Strafe  der  Confiscation,  nicht  in  Gefössen  von  weniger  als  9  Gall.  ausgeführt 
werden  (Art.  100,  103).  Die  Ausfuhr  von  Lagerhausgütem  und  von  Waaren  mit 
Rückzollaiispruch  unterliegt  speciellen  Controlen,  auf  deren  Innehaltung  empfindliche 
Strafen  angedroht  sind  (z.  B.  Art.  114,  115).  Bei  Waaren,  denen  bei  der  Ausfuhr 
Rückvergütungen  gewährt  werden,  muss  ausser  der  Controle  der  richtigen  Feststellung 
bezüglicher  Ansprüche  natürlich  besonders  eine  Controle  der  wirklichen  Verschiffung 
ins  Ausland  und  des  nicht  wieder  Landens,  daher  hierfür  auch  eine  bezügliche  Con- 
trole der  gesammten  Einfuhr  stattfinden.  Durch  genaue  Vorschriften  über  die  Decla- 
rationen, z.  Th.  wieder  nach  amtlichen  Formularen,  über  die  Schiffi$manifeste ,  die 
Visitationsrechte  der  Zollbeamten  u.  m.  a.  m.  wird  das  Bezügliche  festzustellen  gesucht. 

IV.  Küsten  schiff  fahrt,  Art.  140 — 148.  Auch  sie  unterliegt  gewissen  Con- 
trolen, Melde-  und  Declarationspflichten,  mit  im  Litcrcsse  der  Sicherung  der  Einfuhr- 
zoll- und  Acciseeinkünfte. 

V.  Britische  Besitzungen,  Art.  149—164.  Einige  Specialbestimmungcn 
über  den  Verkehr  mit  diesen,  bes.  auch  mit  den  Canalinscln. 

VI.  Cautionen  (bonds)  und  andere  Sicherheiten  in  Zollsacheu,  Art.  165 — 167. 

VII.  Falsche  Declarationen,  Art  168.  Für  jeden  Einzelfall  verschiedener 
naher  bezeichneter  Vergehen  100  Pf.  St.  Strafe. 

VIII.  Schmuggel,  Art.  169 — 217.  Die  insulare  Lage  des  Vereinigten  König- 
reichs bedingt  hier  die  Concentration  der  Controlen  auf  den  Schiffsverkehr, 
lieber  diesen,  besonders  über  die  Control-,  Visitations- ,  Verfolguugsrechte  der  Zoll- 
beamten und  über  die  Strafen  (Öfters  Confiscation  von  Schiff  und  Gut)  daher  eingehende 
Vorschriften,  auch  Rechte  der  Zollverwaltung  zum  Erlass  von  Verordnungen  (so  über 
Schiffe  und  Boote  unter  100  Tonnen).  Den  im  Dienst  verwundeten  Beamten  sind 
Entschädigungen,  denen,  welche  Schmuggler  festnehmen  und  Contrebande  confiscireu 
(bes.  Spirituosen  und  Tabak)  Belohnungen  in  Aussicht  gestellt  (Art.  210—216). 

IX.  Strafverfahren  (Art.  218—274).  Eingehende  Vorschriften  (u.  A.  in 
Art.  233  mit  eigenthümlichen  Specialisirungen  nach  den  defraudirten  Mengen  Spiri- 
tuosen und  Tabak). 

X.  Land-Clausoln,  Art  275,  276  (Geld  aus  Landverkäufen). 
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XL  Insel  Man«  Art.  277 — 2S3.  Sic  niumt  in  üinig:cu  Puucten  des  Zollwesoiis. 
h  des  Taiifs,  noch  eine  apaite  Stelluug  ein,  wenn  sie  auch  in  ZolJi»achon  aU  Thoil 
dtt  Verein.  EOnig^reidis  gilt.     Eigener  ZoUertrag  der  Insel  1^^5/86  56,228  Ff.  St.. 
u  die  briL  SCantscnase  fliessend.   Zolltarif  für  Man  .*i7  u.  .'iS  Vict.  c.  4<>.  bei  Ilauiel 
i     ^  22S. 

XII.  Vermischtes,  Art.  284— 2l»0. 

Die    Kosten   der  Zollrervaltaug  (Erhcbungäkostcn)    bolruircn   vur  den   {;ni»en 

{KÜündlcrischeu  Keforuicu  der  1840er  Jahre  ca.  1.3  Mill.  Pf  St.  oder  ca.  5.5",,  dos 

Rohertrags   der  Zölle.     Erheblicher  sanken  sie  erst  nach  den  Keforuien  der  iSöOer 

.     Jibre.    Aber  seitdem  (jetzt  iud.  Zollpeosionen)  haben   sie  im  abaolutcn  ße- 

!     (rage  kanm  mehr  abgenommen,  trotz  der  weiteren  Vereinfachung  dca 

\    Tarifs.    Sic  bewegen  sich  seit  1S60  zwischen  1  Mill.  und  ca   \mH>W)  Tf.  St.  (ISHD 

>     l,02d^4$,   1S70  967JS4,  ISSO  1MI2.491,  1^)S5.  min..  «J.'>j.452  l'f.  St.,  durChschnittlieli 

-'     IS60— €4  994,03U,  1$8I— S5  t)M,50U  Pf.  St.).    Kelativ  äind  sie  sogar  bei  den 

cTwas  verminderten  ZoUeinktinften  etwas  :<rcstie$reu ,  von  4.25Vo  in  1^^^^  -  <'>1 

Mf  4.91*/«  in   ISSl — bo.    Auch  dies  zeigt,  dass  <Iiü  freihändlerische  Begründung  von 

ZoUfeformeu   im    fiscalischeu  Interesse    mit   dem   Hinweis  auf  die  Verminderung  der 

Iihebiuigskotiten  selbst  in  Bezug  auf  ürusbbritannien  an  Uebertreibungen  leidet.  (W'ei- 

*K  fttatisL  Daten,  etwas  anders  berechnet,  bei  ^'ocke  S.  -iot);  s.  übrigens  auch  oben 

i3(f4.) 


3.  (iewerbliche  Liceuzsteueru  in   Verbindung   mit    Verbrauch^bteuer- 

artikeln. 

t'eber  das  Geschichtliche  s.  o.  §.80  und  Dowell  IV.  145  11*.  Die  hier  zu 
Httrai^htendeu  bilden  die  Ilauptgrupfjo  der  gewerblichen  Licenzabgabcn,  die  ubriuren 
And  schon  oben  §.  US  S.  25H,  auch  §.  130  S.  2S0  behandelt  worden.  Die  Liccnz- 
iieaem,  welche  sich  an  die  Fabrikation  selbst  auächliessen,  sind  ebenfalls  oben 
aa  betreffender  Stelle  schon  erwähnt  worden,  so  bei  der  Bi  erst  euer,  §.  130  S.  2SH, 
^  133  8.  285,  bei  der  Brauutweiubtcuer  §.  137  S.  203,  beim  Tabakzoll 
$.  14S  S.  321.  Ueber  die  Gesetzgebung  im  10.  Jahrhundert  und  über  die  ^egen-' 
vartig  geltenden  Bestimmungen  s.  Vocke  S.  133  If.  („Gewerbe,  die  sieh  mit  ucciae- 
Pflichtigen  üegenstanden  beschäftigen"',  Vocke  fasst  di<;  betreR'enden  Abgaben  al:> 
..ticwerbesteaeru''  auf,  eb.  Kückblickc  auf  die  fruhere  Gebetzgcbung);  Gneist.  engl. 
Verwaitaugsr.  3.  A.  II,  MA  (mit  zu  einseitiger  Auffassun;^  deb  Zwecks  des  Systems, 
übrigens  uor  wenige  Worte  darüber:  eingehender  eb.  7t>l  lt.  ub«T  Schankconcessionen 
I.  ä.'w.);  Dowell  IV,  145  11.,  bes.  119— HU  (Hierlicenzen),  170  ff.,  IM  — ISl 
Wciitliceiizeu),  lUO— 194  i^stb&e  Kuubtwein-  u.  dgl.  Liceii/en),  220  iL,  232—237 
! Bräunt weiuHcenzen).  210  (Ubstweinlicenzen),  S.  407 — 109  (Anh.,  Uebersicht  die^tr 
Lii-enzen»:  S.  2S2— 2b3  (Tabaklicenzen);  mit  allen  Einzelheiten:  Bell  a.  Dwelly, 
^vsof  excise,  b.  HI,  p.  502 — 1012  (Brauer  p.  509,  Tubakmanufact.  ]>.  9S5).  Ueber  die 
Branntwein liceiizcn  auch  Wolf,  Branntweinsteuer  S.  173  ti'.  —  Franz.  Bull.  IbSO,  1, 131  iL, 
lS*i5  II.  490  ff.  (nach  28.  Kep.  inl.  rev.),  mit  Statistik,  auch  ISSO  II,  515;  d.sgl. 
T).  Bep.  p.  4,  und  Anh.  p.  IX,  X,  XI.  Mit  noch  weiteren  Details  und  Angal».'.  der 
bCeueibätze.  im  Uerenue  return  1SS5/S6,  Pari.  pap.  25.  Sept.  ISSO.  Zu  den  Accise- 
üceozen  gehören  jetzt  ausser  den  hier  behandelten  und  den  im  i^.  IIS  besprochenen 
tuch  die  nuten  in  ;$.  155  darzustellenden  „directen  (icbrauchssteuern'*  (Luxus-,  llnnde- 
:teaeni  u.  s.  w.).  Die  statistischen  Daten  gestatten  die  erforderliche  Tl-ennun^^  Die 
Uc^DZeu  „on  dcalers  in  and  retailcrs  of  exciseable  li<iuors  nsed  ;i*>  beverage"  bilden 
111  Gesetz£:ebuug  und  Statistik  eine  näher  zusammenhängende  und  zugleich  die  \m 
Viritem  einträglichste  Gruppe. 

In  der  gewerbepolizeilichen  Seite  des  Ga^t-  und  Schankwirthschaftsgewerbes 
ist  seit  1S09  (Liceosing  act,  32  und  33  Vict.  c.  27)  das  strenger«-.  Co n cessio us- 
ivätem  wieder  angenommen  und  durch  weitere  (lesetze  durchgeführt  worden  (bes. 
lic.  act  1872,  35  und  30  ^'ict.  c.  t»4).  S.  das  Näher«*,  das  nicht  hierher  gehört,  bei 
•ineitt,  engl.  Verwaltongsr.  3.  A.  II,  705 — 700.  An  diese  polizeilichiMi  Licenzen 
^Uiessen  sich  dann  die  Steuerlicenzen  an. 

Eine   Consolidation   der  (iesetzc  iiber  letzt«.'re   i>t  bisher  nicht  erfolgt.     Tür  die 
'-iflzeluen  voEBchiedoncu  Licenzen  gelten  daher  noch    mancherlei  verschiedene  ältere 
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Gesetze,  mit  vielen  Detailbcsümmungeu,  so  dass  eine  knappe  Uebersiclit  Schwierigkeiten 
macht.  Nur  Einiges  ist  in  dem  Gesetz  von  1880,  43  und  44  Yict.  c.  20  jetzt  etwas 
mehr  einheitlich  geregelt.  Auch  zwischen  den  einzelnen  Theilen  des  Staatsgebiets 
(England,  Schotlland,  Irland)  bestehen  in  Vorschiiftcn  und  Steuersätzen  noch  einige 
Verschiedenheiten.    Die  üebcrsicht  am  Schluss  des  §.  154,  S.  335  ergiebt  das  Nähere. 

§.  153.  Die  gewerblichen  Licenzsteuern,  welche  mit  Fabri- 
kation, Handel,  und  besonders  Kleinabsatz  von  Ver- 
brauchssteacrartikeln,  namentlich  von  Getränken  in  Ver- 
bindung; stehen ,  haben ,  wie  die  Übrigen  brilischcn  gewerblichen 
Licenzabgabcn  des  Accise-  und  des  Stempelde|)artenient8  (§.  118, 
130)  den  Character  von  Specialgewerbesteuern  fdr  gewisse 
einzelne  Geschäfte.  Hei  einzelnen  dieser  Licenzsteuern,  besonders 
bei  denjenigen,  welche  sich  mit  nach  dem  Geschäftsumfang 
richten,  tritt  dieser  Character  wegen  der  Höhe  der  betreflfenden 
Steuerschuldigkeiten  auch  schärfer  hervor.  Vollends  in  diesem 
Falle  erlangen  diese  Licenzsteuern  aber  auch  in  höherem  Maasse 
als  die  anderen  kleineren  den  Character  indirecterVerbrauchs- 
s  teuer  n,  bei  welchen  auf  eine  gewisse  lieber  wälzung  auf  die 
Consumenten  der  Getränke  u.  s.  w.  mit  gerechnet  wird  und  eine 
solche  auch,  wenigstens  in  gewissem  Umfange,  wahrscheinlich 
erfolgt. 

Darauf  lässt  auch  der  bedeutende  Gesammtortrag  dieser  Steuern  schliesson,  von 
denen  die  mit  Handel  und  Kleinverschleiss  von  Getränken  in  Verbindung  stehenden 
fast  2  Mill.  Pf.  St.  (1.86  in  1885/8r)),  diejenigen  vom  Branntveinausschank  allein  fast 
iVä  Mill.  Pf.  St.  (1S85/S(>  1.48)  abwerfen.  Insofern  sind  diese  Licenzsteuern  daher 
ein  nicht  unerheblicher,  z.  B.  für  Branntwein  (einschliesslich  dos  fremden  eingeführ- 
ten) etwa  87o  betragender  Zuschlag  zu  den  eigentlichen  Verbrauchssteuern  (Acciso 
und  Zoll)  auf  diese  Artikel.  Dieser  Zuschlag  wird  aber  nach  einem  ganz  anderen 
Princip  als  die  Hauptsteuer  aufgelegt  und  demgemä>s  allerdings  auch  in  seinen  Wir- 
kungen von  dieser  Hauptsteuer  mehrfach  abweichen,  namentlich  mehr  oder  weniger 
als  Gewerbesteuer  auf  den  Reinertrag  der  betreffenden  Geschäfte,  besonders  des  Wirths- 
haus-  und  Schankgewerbes  wirken. 

Den  Beweis  liefern  diese  Licenzsteuern,  selbst  —  oder  gerade 
auch  —  die  hohen  Abgaben  vom  ßranntweinschank  aber  allerdings 
in  der  allgemeinen  Frage  der  Getränkebesteuerung  wohl  auch, 
dass  man  mit  einer  „Schanksteuer^'  allein  die  vorhandene 
und  aus  allgemeinen  fioanziellen  Gründen  nothwendig  auszubeu- 
tende Steuerfähigkeit  der  Getränke  nicht  genügend  ausnutzen 
kann,  sondern  eine  solche  Schankstcuer  ricTitiger  Weise  nur  er- 
gänzend zu  anderen  Steuern  hinzutritt.  Für  letztere  Function 
empfiehlt  sie  sich  allerdings  finanzpolitisch  und  noch  aus  anderen 
Gründen.  Das  britische  Licenzsteuersystem  dient  hier  zugleich  als 
passendes  Controlmittel  für  die  Hauptsteuern  (Accisen,  Zölle) 
der  betreffenden  Artikel  und  eignet  sich  ausserdem  dazu,  andere 
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gewerbepolizciliche  und  sittenpolitisclic  Zwecke  mit 

ertüllcn  zu  helfen.    Wo  eine  Fitianzlicenz  mit  Stcuerpflicht  nn  die 

Voraassetzung  einer  zuvor  erlangten  obrigkeitlichen  Licenz,  d.  h. 

einer  (friedcnsrichterliehen)  Gcwerbcconcession  geknüpft  wird,  wie 

mehrfach,   bietet  die  Lieenzsteuer  auch   ein   passendes   Mittel  der 

Besteiierang    solcher    GewerbeconecHsionen,     bez.    des 

denselben    zu    verdankenden    GeschUftsgewinns.      Ausserdem 

^^  gerade  in  solchen   Fällen  die  Lieenzsteuer  auch  dircct  oder 

iodirect    mit    zu    einer    Hesteucrung    des    ,,Conjuncturenge- 

winDs"  werden,  wekher  den  betreflenden  geschiii't liehen  Gebäuden 

vod    Localitäten   speciell   durch    das  Sehankgcwerbe   u   s.  w.  zu- 

wächst   und  so   auf  deren  Mieth-  und  Capital wcrtli  etwas  crmlissi- 

^ud  einwirken,  was  eine  günstige  Folge  wäre:   ausdrüeklieh  eine 

der  Absichten   des   neuen  erlir>hcten    Licenzstcuertarifs   von    1880, 

besonders  für  Branntweinansschank. 

Als  Ganzes  betrachtet  hat  dieses  System  von  Licenzsteuern 
somit  wohl  als  Glied  der  Gewerbe-  und  der  VerbrauchsbcHteueiung 
einige,  auf  andere  Weise  nicht  oder  nicht  so  leicht  zu  erzielende 
Vorzüge,  wenn  auch  bei  seiner  DurehCUhrung  manche  Bedenken 
aaftanchen  und  sieh  schwerlich  ganz  beseitigen  lassen  und  in  den 
Einzelheiten  Vieles  etwas  willkürlich  und  fragwürdig  erseheint. 

In  letzterer  Hinsicht  erklärt  sich  manches  Einzelne,  wie  so  oft 
in  britisehcn  Verhältnissen  und  speciell  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Bestenernng,  aus  einer  längeren  historischen  Kntwieklung  der 
ganzen  Gesetzgebung,  deren  Kinzelbcstimmnngen,  wenn  auch  auf 
gewissen  gemeinsamen  Grundgedanken  beruhend ,  nicht  in  ein 
streng  einheitliche?«,  „rationelles**  System,  wie  nach  dem  Muster 
coDtinentalcr  Hteuergesctzc ,  gebraeht  worden  sind.  Einiges  ist  in- 
dessen in  dieser  Richtung  neuerdings,  besonders  dnreh  das  Gesetz 
Von  1880,  geschehen.  Alte  Gewohnheiten  der  steuerpflichtigen 
Gewerbctieibenden  will  man  auch  wohl  nicht  durch  gnJssere  Neue- 
riogen  stören.  Dass  die  „Rücksieht  auf  den  Sehenkwirth**  eine 
ordentliche  Wirthschaftsbesteuerung  in  Grossbritannien  und  Irland 
nicht  gehindert  hat,  ist  übrigens  ein  günsti'jjos  Zeichen  der  poli- 
tiseben  Reife  der  Nation  und  der  Unabhängigkeit  von  Parlament, 
Parteien  und  Regierung,  wenigstens  in  einem  solehen  Puncto. 

Würde  es  sich  in  dieser  Lieenzgesetzgebung  übrigens  bloss 
nm  (iscalische  Inten ssen  handeln,  so  läge  eine  grössere  Ver- 
einfachung der  betreffenden  Besteuerung  wohl  nahe.  Aber  es 
werden  zugleich  be s  ti m  m  t  c  g e  w  e r  b e p o  1  i  z e  i  I i c h e  Te n d  c n z en 
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mit  verfolgt,  welche  sich  mit  dem  blossen  Stenerinteresse  mitunter 
kreuzen  und  ihrerseits  zu  einer  Reihe  von  Specialbestimmungen 
den  Anlass  gegeben  haben.  Die  Polizei  des  Schankgewerbes  be- 
ruhte seit  lange,  besonders  in  Bezug  auf  Branntwein,  und  beruht 
noch  jetzt  mit  auf  gewissen  sitten-,  sanitäts-  und  bisweilen  auch 
sicherheitspolizeilichen  Gesichtspuncten,  welche  mit  Recht  den  rein 
liscalischen  und  den  „Interessen  der  Gewerbefreiheit''  öfters  voran- 
gestellt werden.  Es  ist  ein  ähnliches  Verhältniss  wie  bei  der 
Branntweinbesteuerung  überhaupt  (§.  134).  Deswegen  bestehen 
diese  und  jene  besondere  Vorschriften.  Auch  auf  die  Steuer- 
sätze selbst  haben  solche  Gesichtspuncte  ihren  Einfluss  geübt, 
so  in  der  Ermässigung  der  Steuern  bei  Schankgeschäften,  welche 
früher  als  zur  üblichen  Stunde  oder  Sonntags  schliessen,  auch  in 
der  Begünstigung  des  Ausschanks  verschiedener  Getränke  in  dem- 
selben Geschäft,  besonders  von  Bier  und  Wein  neben  Branntwein, 
auf  Grund  ein  und  derselben  Licenz,  ohne  weitere  Steuercrhühung, 
so  im  Gesetz  von  1880.  Auch  hier  ist  zwar  das  Einzelne  öfters 
etwas  willkürlich  und  von  fragwürdigem  Werth,  aber  der  leitende 
Gedanke  doch  klar  und  im  Ganzen  berechtigt. 

Das  ganze  britische  Licenzsystem  ist  so  von  fiscali- 
schcn  Besteuerungs-  und  Controltendenzen  undsolchen 
anderen  Rücksichten  gemeinsam  beherrscht.  Es  theilt 
die  zu  controlircnden  und  zu  besteuernden  Gewerbetreibenden  regel- 
mässig nach  den  llauptartikeln,  in  denen  sie  Geschäfte 
machen  (Wein,  Bier,  Branntwein,  süsser  Kunstwein  incl.  Metb, 
Obstwein,  Tabak)  und  dann  wieder  bei  jedem  Artikel  in  drei 
Classcn  ein,  eigentliche  Fabrikanten  nebst  Hilfsgeschäften 
(Bierbrauer,  Branntweinbrenner  und  Raffineure,  Süssweinmacher, 
Essigfabrikanten,  Tabak fabrikanten),  ferner  Händler,  insbesondere 
Grosshändler,  endlich  Kleinhändler  (Wirthe,  Ausschänker, 
Speisehauswirthe  u.  s.  w.,  Tabakhändler).  Gewisse  Licenzen  um- 
fassen das  Recht  mit,  andere  Getränke,  als  das  Hauptgetränk, 
auf  das  sie  sieh  beziehen,  zugleich  zu  debitiren,  so  die  neueren 
Branntwein-DetailgeschäfL-Licenzen  das  Recht  zum  Bier-  und  Wein- 
verkauf. In  anderen  Fällen  muss  zur  Hauptlicenz  eine  Zusat/.- 
licenz  genommen  und  bezahlt  werden,  so  zur  (Gross-)Handelslicenz 
für  Branntwein  die  Licenz,  auch  im  Kleinen,  in  gewissen  Minimal- 
mengen, Branntwein  oder  überhaupt  fremde  Liköre  zum  Consuni 
ausser  Haus  zu  verkaufen.  Mancherlei  minutiöse  Detailbestim- 
mungen  gelten    hier   noch  gegenwärtig,    auch  mitunter  von  den 
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englischen    verchiedeDc  noch  in  Schottland  und   Irland.    Hei  den 
Detailgeschäften  für  Getränkeabsatz ,  speciell  von  Bier  und  Wein, 
bestehen   z.  B.   niedrigere   »StcnersUtze   für   den    Vcrkanf  znni 
CoDsnin  answärts  nnd  höhere  f(ir  denjenigen  znni  Consnni 
an  Ort  ond  Stelle,  d.  h.  im  Wirthshaus  u.  b.  w.   selbst.    Die 
Fabrikanten-,  Händler-  nnd  Bier-  nnd  Wcin-Kleinhündlerliccnzen 
sind  in  einem  oder  wenigen  festen  Stcn  er  Sätzen  zu  bezahlen, 
nur  au8nahro.sweise  in  etwas  abgestuften  Sätzen  nach  dem  Mieth- 
werth   der   Localität  (bei  Hausbrauern,  Speisebäusern) ;   bloss 
bei    Tabakfabrikanten    genauer    nach    dem    Oeschäftsumfang 
tVerarbeitnngsmenge).    Der  Branntweinschank  wird  dagegen 
nach    einer  Steuerscala,   welche  sich  genau   nach  dem  Mi eth- 
wcrth   der  Geschäftslocale  richtet,   besteuert  und  gerade  diese  Li- 
cenzen  geben  den  bei  Weitem  grl^sstcn  Theil  des  Gesanmitertrags 
der  Getränke-  und  verwandten  (Speisehäuser,  Tabakläden)  Licenzen. 
Der  ganze  Licenzstenertarif  hat  so  noch  heute  einen  grossen  Um- 
fang, er  zählt  fllr  Getränke  und  Tabak  74  Sätze,  theils  für  die  ver- 
schiedenen  steuerpflichtigen  Gewerbegattungen,  theils  und  nament- 
lieb  fllr   den  verschiedenen  Betriebsumfang  und  die  verschiedene 
Betriebsweise  desselben   Gewerbes.     So    ähnelt  er  auch  hiernacli 
etwas  den  Tarifen  der  continentalen  allgemeinen  „Classengcwerbc- 
stcnern"    —    mit   ihren   „(Tewerbegattungsciassen"  und   „Betricbs- 
nmfangselassen^^ 

§.  154.  Eiuzclncs,  )iC80iidcrs  Ubor  ditt  Kleinliandris-  iiiul  Wirtlishnus- 
lumzcn.  (S.  bes.  Dowell  n.  a.  0.,  dem  liior  iiiclirfarli  ii:ofolj;^t  wurde,  aurh 
V..rke  und  BuUetin  a.  a.  0.  Der  jetzige  Staml  drr  Steiiorsiit/.o  im  I{cvcnu('  nitiini 
n-ifi  2r>.  Sept.  1SS6.  mit  genauerer  Detaillirum::  als  iin  Kep.  of  inl.  r''venu«\  aurli 
^>  Betreff  der  Zahl  der  Licenzen  und  der  Ertrairr  der  einzelnen.) 

1.  Die  Wein  licenzen  stehen  sreschichtlich  mit  illteren  polizoiliolien  liouulirungen 
^t  Wrinhanser  aus  dem  sitten-  und  sii^herheitsjtolitischcn  (iesiclitspuiii't  in  /usamnien- 
^JJ^f.  Der  Klcinverkauf,  insbesondere  der  ScluMikwirthe  für  Ausschank  von  Wein,  der 
in  Gr^schäftslocal  verzehrt  wird,  unterlag  polizeilicher  Concession  und  in  Verbindung? 
hüjit  U'^cnzstenem ,  die  im  yorigen  Jahrhundert  (1757)  in  ein  System  jiihrlir.her 
Abgaben  *rebracht  wurden,  mit  dreierlei  Sätzen  für  Weinverkauf  allein  lam  Hüch- 
f^'-n),  fllr  Verkauf  yon  Wein  und  Bier  (Mittelsatz)  und  von  beiden  nebst  Hranntwein 
üifrlrigstcr  Satz),  wozu  in  beiden  letzteren  Fällen  noch  die  speciellen  Hier-  und 
Bniintweinliccnzabgaben  traten.  Mit  starken  Erhöhunuen  (noch  in  1S15)  ginu:en  diese 
Uranien  in  die  Friedensperiode  Über  (damali«i:er  Satz  für  die  ;l  Kategorieen  10  Pf. 
^sh.  —  S  Pf.  S  sh.  —  4  Pf.  S  sh.).  Im  Jahre  1S2:)  wurde  die  Einrichtung  in  der 
Art  abgeändf^rt,  dass  die  lieiden  letzteren  Sätze  für  licenzirte  Rier-  un«!  für  Hier-  und 
Branntwein  -  Wirthshäuser  auf  die  Hälfte  herabgesetzt  und  fiir  Wein  s[»cciell,  der  in 
Wiebig«T  Menge,  aber  nicht  zum  Consum  im  Local ,  verkauft  würde,  eine  cii?ene 
lUndelslicenz  von  JO  Pf.  St.  eingeftihrt  wurde,  l'ni  den  Consum  leichterer  fran- 
7'>>L^hi.T  Weine,  nach  dem  Handelsvertrag  von  IStW»,  zu  be^•^mHtigen .  wurden  l^tiO 
Ir-ondcre  Wein-Detaillicenzen  gestattet,  einmal  zum  Consum  im  I.ocal  für 
li'.enzirtc  Speisehäuser  (rcfreshment  höuscsi,  welche  letzteren  in  Städten  über 
In.oOO  Einwohner  mindestens  2t»  Pf.,  in  anderen  (»rten  mindestens  10  IM".  Jahres- 
fci«:thwerth    haben    mnssten   und    dann    eine    Weinliceuzabgabe    von    '6  Vi.  *t  sh.   bei 
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einem  Micthwcrth  unter  und  von  5  Pf.  5  sh.  bei  einem  solclien  über  50  Pf.  zabltcn ; 
sodann  zum  Verkauf  in  Flaschen  ausser  Haus  seitens  irgend  welcher  Krämer, 
mit  Liccnzabgabe  von  2  Pf.  2  sh.  und  3  Pf.  3  sh. ,  jo  nachdem  der  Mietliwerth  des 
Ladens  unter  oder  über  50  Pf.  St.  Seit  1S69.  dürfen  Weinlicenzcn  der  Acciseverwal- 
tung  wieder  nur  bei  Vorweis  einer  obrigkeitlichen  Licenz  (magistorial 
Jicence'^  ertheilt  werden  (s.  sub  2).  Die  Handels-  und  Detaillicenz  von  Wein  umfasst 
künstlichen  Süsswein,  biit.  fabricirte  Weine,  Meth  u.  dgl.  Der  in  neuerer  Zeit  sonst 
wenig  veränderte  gegenwärtige  Stand  der  Weinlicenzen  und  der  mit  anderen  üctränkc- 
licenzen  combinirten,  d.  h.  Wein-Kleinabsatz  und  Schank  mit  umfassenden  Licenzen 
crgiebt  sich  aus  der  unten  folgenden  Uebersicht. 

2.  Die  Bierlicenzen  stehen  gleichfalls  geschichtlich  in  Verbindung  mit  der 
alten  Wirthschafispolizei  und  der  obripkeitlichcn  (friedensrichterlichen)  Concession  und 
Oberaufsicht  der  BierhUnser  (seit  1552),  ein  erst  1830  aufgegebenes  gewerbepolizei- 
liches System.  An  diese  polizeilichen  Concessionen  (magisteiial  licenccs)  wurden  im 
18.  Jahrhundert  (1710)  anfangs  kleine,  dann  höhere  Jahresabga'ben  in  Stempel- 
form (auf  dem  Gewerbeschein)  angeknüpft,  welche  mit  anderen  verwandten  Abgaben 
später  (180S)  vom  Stcmpelamt  auf  die  Acciseverwaltung  übergingen.  Der  Abgaben- 
satz war  2  Pf.  2  sh.,  wurde  1815  verdoppelt  und  zahlten  denselben  damals  in  (iross- 
britannien  (^ohno  Irland)  jährlich  59 — 60,000  obrigkeitlich  licenzirte  Häuser.  Später 
erfolgte  eine  Abstufung  dieser  Sätze  mit  nach  d e m  (aus  der  Haussteuer  entnommenen) 
Miethwerth  des  Locals,  indem  die  Ueinercn  Geschäfte  etwas  ermässigt,  dann  auch 
alle  Sätze  etwas  herabgesetzt  wurden  (1824:  bis  20  Pf.  St.  Mietlie  1  Pf.  1  sh.,  darüber 
3  Pf.  3  sh.).  Zur  Erleichterung  des  Bierab^atzcs,  nach  der  Aufhebung  der  Biersteuer 
in  1830,  wurde  eine  neue,  bloss  steueramtliche  Licenz  für  gewisse  kleinere  Bior- 
geschäfte  eingeführt,  von  2  Pf.  2  sh.,  mit  Cautionsstellung.  Bald  darauf  (1S34)  wurde 
das  jetzt  noch  bestehende  System  einer  Unterscheidung  zwischen  Geschäften,  welche 
das  Bier  zum  Consum  imLocal,  und  solchen,  welche  es  ausser  Haus  verkaufen, 
schärfer  durchgeführt.  Die  Inhaber  der  ersteren  bedurften  zur  Erlangung  der  Licenz 
eines  Zeugnisses  „guten  Characlers**  bez.  in  gewissen  Städten  des  Nachweises  einer  ge- 
wissen Miethhöhe.  Sie  hatten  die  dreifache  Abgabe  (3  Pf.  3  sh.)  der  anderen  (1  Pf.  1  sli.) 
zu  entrichten.  (Technische  Bezeichnung:  houses  „on"  und  ,.oir**  sc.  the  premises.) 
In  den  Bedingungen,  diese  Licenz  zu  erlangen,  traten  aber  noch  Erschwerungen  ein, 
auch  wurden  dieselben  auf  die  zweite  Classe  Häuser  mit  ausgedehnt.  Daneben  ver- 
blieben die  Licenzinhaber  der  eigentlichen  obrigkeitlich  concessionirten  Wirthshäuser 
(licensed  victuallers  or  publicans)  bestehen.  Unter  den  verschiedenen  weiteren  Ver- 
änderungen war  die  wichtigste  die  durch  die  „Wein-  und  Bierhausacte  von  1869" 
(32  und  33  Vict.  c.  27),  wonach  steneramtliche  Licenzen  für  eigentliche  Bierhäuser 
und  für  Kleingeschäfte  zum  Bierabsatz  ausser  Haus  nur  an  Personen,  welche 
friedensrichterliche  Erlaubniss  vorweisen,  ertheilt  werden  dürfen.  —  Auch 
der  Bierhandel  in  grösseren  Mengen  ist  für  andere  Personen  als  die  Brauer 
selbst  an  eine  Licenzsteuer  geknüpft.  Weitere  Einzelheiten  orgeben  sich  aus  der 
unten  folgenden  Uebersicht  der  jetzigen  Tarifsätze  und  den  Bemerkungen  dazu. 

3.  Die  Branntwein  licenzen  für  alle  Geschäfte ,  welche  mit  Fabrikation,  Kaffi- 
nirung  (früher  auch  Destillirkolbenfabrikation,  jetzt  nur  für  Geschäfte,  welche  Dcstillir- 
apparate  benutzen),  Handel  und  besonders  mit  Kleinabsatz  und  Ausschank  von  Brannt- 
wein zu  thun  haben,  sind  seit  Alters  die  gewerbepolizeilich  und  finanziell  wichtigsten, 
am  meisten  systematisch  ausgebildeten  und  einträglichsten  aller  britischen  Licenzen 
überhaupt.  Das  obrigkeitliche  (friedensrichterliche)  Licenz-  oder  Concessionsprincip 
ist  auf  die  Branntweinschenken  von  den  Bierhäusern  allerdings  erst  später  (1701)  über- 
tragen worden,  als  der  Branntwein  mehr  und  mehr  Volksgeträuk  geworden  war.  Jähr- 
liche Licenzsteuern  für  den  Kleinabsatz  kamen  erst  seit  1729  auf.  Dann  wurde  aber 
gerade  das  obrigkeitliche  und  steueramtliche  Licenzsystem ,  nach  den  Grundsätzen  der 
Berücksichtigung  dos  Ortsbedürfnisses  und  des  Characters  der  Con- 
cessionsbewerber,  und  gelegentlich  in  Verbindung  mit  sehr  hohen  Steuersätzen 
(1736  50  Pf.  St.)  für  den  Kleinhandel  in  Branntwein  besonders  ausgebildet.  Doch 
musste  von  solchen  Steuersätzen  bald  wieder  a]>gegangen  werden.  Mancherlei  oxpcri- 
mentartige  Aenderungen  folgten  sich.  Die  steueq)olitisch  wichtigste  war  die  Ein- 
führung von  Zuschlagsteuern  nacJi  Massgabe  des  Miethswerths  des  Locals 
zu   einem   festen   allgemeinen   Licenzsteuersatze   jn   1787  (letzterer  2  Pf.  0  sh.,  dazu 
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fkr  Häus^^r   unter  JöPf.  Sf.  Mictliwcrth  2  Pf.  8  sh.,   dann  narh  einer  Scala  stcii^cndit 

ZiächlÄge,  für  15—  20  Pf.  Micthwenh  2  I'f.  1t>  bli.  Sicn«r  u.  s.  w.,  für  50  und  mehr  Pf.  St. 

Hk-thwcrth  4  Pf.  Ifisli.,  also  hier  ein  Maximum).    Dies  System  ist  seitdem  fcebliebcn 

waA  hat  nor  in  den  Stcuorsätzen  und  in  einem  Puncto  der  Scala  wiederholt  Veriinde- 

nafi^n  crfübrcn  (älteres  Hauptgesetz  der  Excise  Licensrs  (Konsolidation  act  von   1  >s25, 

6  Geoix  IV.  c.  Sl).    Die  wichtigste   neuere  Massregel  <Tfuljrte  ISSO  in  der  Kic.htung 

elfter  ErhOhong  der  Liccnzsteuern  für  den  Kleinhandel  in  Spirituosen 

113  n.  44  Vict.  c.  20).     Es  wurde  ein  neues,  im  ganzen  Staate  gleichmi'issiges  Licenz- 

i^reoi-rr^iystcin,  mit  genauer  abg^cstufter  und  steigende  Sätze  ))is  zu  über  700  Pf.  St.  Mieth- 

wenh    enthaltender,  also  das  Maximum  erheblich  weiter  hinausschiebender,   übrigens 

an  solches   bels-ssender  Scala   eingeführt,   wobei   die  Licenz   aber  auch  zum  Verkauf 

lUer  anderen  Getränke,  Wein,  Dier,  Obstwein  u.  s.  w.,  neben  Hranntwrin  bereclitigt. 

Ihe  Speciallicenzcu  für  die  anderen  (ictninko  blieben  ind<.\ssen  bestellen,   damit  auch 

eewiäse  Abweichungen  in  einzelnen  Fällen  in  Irland  und  Schottland  von  der  englischen 

(pSrfrtz^ebang.     Das  Gesetz  von  18S0  hatte  ausdrücklich  den  Zweck,  den  aus  den  Oon- 

<«§sitioen  zum  Schankgewerbc  nach  der  Licenzacto  von  l^iW)  und  1ST2  entspringenden 

£ictl:^1ien  Monopolen    eine  höhere  Steuer  aufzulegen  (Do well  IV.  235).     Der  Mehr- 

tr.ns   dieser  Schanklirenzen   wurdo  für  ein   Jahr  auf  295,000  Pf.  St.   veranschlagt, 

tftib  sof^ar  432,700  Pf.  St.,  was  den  damals,  ISM,  glei«'hzeitig  eintretenden  Verlust 

US  der  Ermässigung  der  Brauer-  und  Mälzerliccnzen  (3S  1,000  Pf.  St.)  mehr  als  deckte. 

Dk-=o  Koform  war  wohl  gewerbepolitisch  und  finanziell  richtig.    Die  mancherlei  Kinzel- 

käten  des  Tarifs  ergeben  sich  aus  der  folgenden  Ucbersicht. 

Auch  der  Handel  mit  Spirituosen  in  grösseren  Mengen  {2  (iailonen  oder 
fchr  auf  einmal  verkaufen)  unterliegt  einer  Licenz  Kleinhändler  können  eine  Zusatz- 
&ceoz  für  den  Absatz  ausser  Hans  in  grösseren  Mengen  (über  1  Quartilnsche)  crwerl>en. 
Ausser  diesen  drei  wichtigsten,  auf  Wein,  ßier,  Branntwein  bezüglichen  Licenzen 
ph  DuJ  f^icbt  es  noch  verschiedene  andere,  wie  sie  die  folgende  Ucbersicht  nach 
4eB  gegenwärtigen  Stand  der  Gesetzgebung  zeigt.  Einzelne  weitere  sind  beseitigt 
TorüeD. 

Ccbcrsicht  über  die  Steuersätze,  Anzahl  und  Ertrair  der  Licenzen 
ia  Jahre  1.  April  18J55/S0. 

Nach  dem  genannten  Revenue  retnrn.  womit  zu  vergleichen  Hep.  of  inl.  rev. 
S>t.  29,  j>.  IX  11*.,  Do  well  IV  a  a.  O.  pas^im.  bes  Anhang  p.  107,  Bull.  1N^5,  IL 
■!*i*)|f.,  Statistik  für  P^S4/55  eb.  p  4110.  Die  Fabrik-  und  Handelslicenzen  sind 
Vi  den  betreffenden  Artikeln  mit  in  diese  üebersicht  auf^-enommen  worden.  Wo 
■'.■-bts  Besonderes  bemerkt,  gelten  die  Daten  für  den  ganzen  Staat.  Da  diese  Dinge 
mur.his  £igenthümliche  bieten,  das  nur  aus  den  Einzelheiten  des  Tarifs  genügend 
^ry:h'.'ü  werden  kann,  wird  hier  eine  vollständige  l'cbersicht  gege])en. 

I.  Weiulicenzcn    (ohne   die    mit  anderen   com-    Steu(trsat/..        Anzahl.         Ertrag, 
binirten).  Pf.  sh.  d.  Pf.  St. 

A.  Wein  band  1er  (in  fremdem  Weine,  nicht 

licenzirt  für  Kleinverkauf  von  Bier  u  Spiritus)     10  lo  —  4,*I51  4(i.(;40 

B.  Wein-Kleinhändler. 

1.  lu  England  und  Irland: 

a.  für  Wein,  im  Local  zu  verzehren  :{   10  —  130  1.400 

b.  für  Wein,  nicht  im  Local  zu  verzehren       2   10  —  ;l.^'',l  **,r»?J5 

c.  gelegentliche    Licenzen,    nicht    iiber 

3  Tage  auf  einmal,  per  Tag    .     .     .     —     1   --  50.)  ii'6 

2.  In  Schottland  allein: 
Materialisten  f  Verkauf  von  Wein,  nicht 

zum  Verzehr  im  Local 2     4     1  y,.-!sl  7,4i>0 

IL  Biorliccnzcn. 
A.  Brancr. 

1.  Rrauer  für  zu  verkaufendes  Bier  ...       1 i:{,:iu^  i:i,:{0'i 

2.  Andre  Brauer  (nicht  Bi(;rsteuerj>flichtige\ 
a.   Mit  Localen  im  MiethwiMlh  von  nicht 

über  10  Pf.  St.  jahriich      ....     —     0  S^,'M)5  20.1S4 

(seit  1.  Oct  Ihijö  4  sh.) 
(seit  l'sbG  bis  S  Pf.  Miethwerth  frei.) 
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Stcueisatz.       Anzahl.        Ertrag. 
Pf.  Sil.  d.  Pf.  St 

b.  Mit  Localen  ?on  über  10,  aber  nicht 

über  1 5  Pf.  St.  Miethwerth     ...     —     9—  G,396  2.878 

(Biersteuer-Pflichtigkcit  in  gewissen 
Fällen,  s.  o.  S.  284.) 
K  Bierhändler. 

1 .  Verkäufer  von  starkem  Bier,  in  Mengen 
nicht  unter  4'/«  Gall.  oder  2  Dutzend 

Quartflaschen 3     ß     1'/*      8,110  27,4n4     ; 

2.  bsgl.,  mit  Zu satzlicenz  fUr  Kleinverkauf, 

zum  Consnm  ausserhalb  des  Locals  .     .       15  —  4,320  5,477     , 

C.  Bier-Kleinhändler. 

1.  Für  Bier,  im  Local  zu  verzehren,  im 

ganzen  Staate 3  10    -        33,010         115,310     ] 

2.  Für  Bier,  nicht  im  Local  zu  verzehren, 

in  England  und  Wales 1     5  —        12,515  15,701 

3.  Bierverkauf  in  Schottland  durch  Krämer 
(grocers). 

a.  InLocaÜjnunterlOPf.St.  Miethwerth  2  10  —  70  175 

b.  In  Localen  über  10  Pf.  St.      ...  4  4—  21s  918 

4.  Verkauf  von  Tafelbier  allein    ....  —  5—  187  47     . 

5.  Oelegentl.  Licenzen,  nicht  über  3  Tas:e 

auf  einmal,  per  Tag  .     .  ' —     l  —  1.173  80 

in.  Combinirtc  Wein- und  Bicrlicenzen  für 
Kleinhändler. 

A.  Verkauf  zum  Verzehren  im  Local     ...      4 4,408  17,643 

B.  Dsgl.  ausserhalb 3 1,253  :*,794 

IV.  Branntweinliccnzi>n. 

A.  Fabrikanten. 

1.  Brennereien  (distillers) 10  10  —  108  1,767 

2.  Kaffinerieen 10  10  —  183  1,969 

3.  Fabriken  für  denatur.  Spiritus.     ...  10  10  —  19  210 

B.  Spirituoscnhändler. 

1.  Zum  Verkauf,  nicht  unter  2  Gallonen    .     10  10  —  9,019  96.209 

2.  Mit  Zu  satzlicenz,  zum  Klein -Verkauf 
von  fremden  Liqueuren  u.dgl.,  ausser- 
halb des  Locals  zu  verzehren  ....       2     2  —  5  10 

:t.  Mit  Zusatzlicenz,  zum  Klein -Verkauf 
von  Spirituosen  od.  Liqueuren,  in  Mengen 
nicht  unter  1  Quartflaschc  in  den  Original- 
iiaschen,  zum  Oonsum  ausserhalb      .     .      3     3  —  5,995  19,189 

C.  Kleinhändler.  Schcnkwirthc  u.s.  w., 
jetzt  mit  Licenzen,  die  meistens  zum  gleichen 
Verkauf  von  Bier  und  Wein  mit  ermäch- 
tigen, also  insofern:  combinirtc  Klein- 
handelslicenzen  für  Getränke. 

1.  Im  ganzen  Staate,  mit  Berechtigung  4  10—  ^*^^l  qi  «»«jj  i  43H4'i8 

auch  Bier  und  Wein  zu  verkaufen   .     .  00 J  •    ^    » »  ,  •    ,  •» 

Der  Tarif  richtet  sich  nach  dem  Mieth- 
w«>rth  der  Local itätM: 

bei  unter  10  Pf.  St.  Mi(rthwerth  .     .       4  10  —  10,07S  45,351 

bei  10  bis  unter   15  Pf.  Miethwerth       6 8,250  49,500 

„    15    ..       „       20    „             ,.                8 14,178  113,424 

„    20    „       „       25    „             „  11 9.062  99.682 

u.  s.  w. 

')  Dit^  grüssten  (ics<-häfle  ganz  überwiegend  in  England,  so  von  denen  über 
500  Pf.  Miithe.  bez.  über  50  Pf.  Steuer  440,  in  Schottland  32,  in  Irland  1.  —  Er- 
mässigungen  der  Steuersummen  um  V?  erlangen  diejenigen  Geschäfte,   welche  für 
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Steaersatz. 

Anzahl. 

Ertrag. 

Pf.  8h.  d. 

Pf.  St. 

25 

13,409 

335,222 

»0 

7,912 

238,200 

55' 

78 

4,290 

60 

280 

lt),800 

20 

2.063 

53,260 

20 

108 

2.016 

30  -    — 

4 

120 

bei  50  bis  anter  100  Pf.  Miethvcrth 

„  100    „       „      200    „ 
a.  s.  w. 

Uei  600  bis  unter  700- PF.  Miethw«rth 
bei  700  Pf.  und  darüber  Miethwerth 
Hotels  Ton  20  Ft  Miethwerth  u.  mehr 
Theater  „  50  „  „  „     „ 

Rcstanr.  „  400  „ 
2.  In  Schottland  speciell. 

Ebenfalls  Steuersatz  nach  dem  Mieth- 
werth   (nnter   10  Pf.  St.   4  Pf.  4  sh., 
i  10—20  Pf.  Miethw.  5  Pf.  5  sh.  u.  s.  w., 

i  über  50  Pf.  Miethw.  IJ^Pf.  13  sli.).  — 

Bier  darf  nnter  dieser  Lic^nz  mit  ver-      4     4  —  | 
;>  kauft  werden,  wenn  dazu  ein  friedcn.s-    *     'hin       [         4.021  36,32:i 

"t  richterliches  Gertificat  erlangt  ist      .    .     13  13  —  | 

^,  .^.  In  Irland  speciell. 

Für  Geschäfte,  welche  far  Thce,  Kaffee 

u.  s.  w.  licenzirt  sind,  ebenfalls  nach  dem 

Miethwerth ;  bei  nnter  25  Pf.  St.  Mietliw. 

9  Pf.  18sh  5V4d.,  bei  25— SOPt  Miethw.      9  I  s    57^1 

1 1  Pt  6d.,  bei  über  50  Pf.  Miethw.  1 4  Pf.  Ms  }       498  5J!)0 

6sh.  7V4d.») 14     0     77J 

4.  (iele deutliche  Licenzen. 
Per  Tag  2  sh.  6  d.;   für  mindestens  4     —     26) 
and  höchstens  6  Tage,  nach  den  ersten  bis       >      33,884  5,369 
6  Tagen:  10  sh —  10  — J 

5.  Wcinh&ndler    in    dcnatnrirtem 
Spiritus —  10  —  8.087  4.143 

V.  Obstweinlicenzen. 
Spccielle:  die  Wein-  und  Bierliccnzen  u.  s.  w. 
BBfassen  Obstwein  mit. 
K I  ei  nabsatZTon  Obstwein  (Apfel- u.  Bim  weinet       1     .">  —  70  175 

n.  Süss  wein-    (swects)    Licenzen    (incl.    Mcth, 
britischer  oder  Kunstwein). 

A.  Fabrikanten  und  Händler  im  Grossen  (nicht 
unter  2  Gallonen  verkaufen) 5     5  —  71  402 

B.  Detailgeschäfte(8pecielleLicenzen  dafür)      1     5—  2,669  3,356 

HL  Speise  häaserlicenzen(refre8hmcnthousos). 

A.  unter  30  Pf.  Jahresmiethwerth     .    .    -   .    —  10     (i  3,935  2,268 

B.  Mit  30  Pf.  und  darüber 1     1  —  4.114  4,588 


^  Verkauf  Ton  berauschenden  Getränken  im  Local  ihr  Local  am  Sonntag  gesclilosseii 
UteB  oder  täglich  Abends  eine  Stande  früher  als  gewöhnlich  srhliesscn,  um  10  Uhr; 
^9  sich  zu  beidem  rerpflichtet,  erhält  eine  Ermässigonji:  um  V?-  Hestlmmungen, 
v^ke  Qbri^ens  auch  für  die  Speciallicenzen  für  Rier  nebst  Obstwein,  für  Bier  und 
l^ai,  für  Wein-  und  Speisehänser  und  für  Detailisten  in  „sweets"  gelten:  ein  cha- 
Meristisches  Mittel,  durch  Steuervortheile  den  „Voluntarismus"  der  Wirthe  anzu- 
fRBeii,  statt  eine  zwingende  Vorschrift  zu  erlassen.  Aber  nur  ein  kleiner  Theil  der 
^üickäfle  macht  sich  diese  Vortheile  zu  nutzen:  18S5/86  hatten  im  ganzen  Staate  für 
Branntwein  allein  11,22S  Geschäfte  „6-Tage-Licenzeu''  (am  Meisten  in  Schottland, 
*UD  in  Irland^  12S  „Früh -Schluss -Licenzen**,  1507  beiderlei  Licenzen  (29.  Hep.  of 
3kL  rer.  p.  XI). 

*)  Die  meisten  Kleingeschäfte  werden  jetzt  na<h  dem  Gesetz  von  1880  und  dem 
aier  1  genannten  allgemeinen  Staatstarif  belebt,  so  in  Irland  16,712  neben  diesen  498, 
ä  Schottland  7429  neben  diesen  4021. 

A.  W  a  g  B  •  r ,  FiasaswitMiiMliaft  III.  Tl 
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Steuersatz.       Anzahl.        Ertrag. 
Pf.  sh.  d.  Pf.  St. 

VIII.  Passagicrschifflicenzen. 

A.  Für  Verkauf  von  Getränken  und  Tabak  im 

ganzen  Jahre 5 388  1.940 

B.  Dsgl.  fttr  1  TsifT 1 35  35 

IX.  Essigfabrikantenliccnzcn 5     5  —  ('»5  348 

X.  Licenzen  für  Gebraucher  von  Dcstillir- 

apparaten  (Chemiker  u.  a.  m.) —  10  —  SOG  442 

XI.  Tabaklicenzen. 

A.  Tabakfabrikanten. 

Nach  der  verarbeiteten  Menge:  bis 20,000 Pf. 

5  Pf.  5 sh.,  bis  40.000  Pf.  1 0  Pf.  10  sh.  u. s.  w.,       5     5 

llber  100,000  Pf.  31  Pf.  10  sh.;  Anfänger         bis       }  5GI  7,150 

mit  Zuschlag  von  5  Pf.  5  sh 31   10 

R.  Tabakhändler. 

1.  Im  Allgemeinen —    5     3      290,032  77,833 

2.  Gelegentliche  Licenzen,  nicht  über  3  Tage 

auf  einmal,  per  Tag  ....... 4         12,586  381 

Die  Gesammtzahl  aller  in  dieser  Uebersicht  genannten  Licenzen  war  in  1SS5/86 
(liop.  of  inl.  rev.)  655,074  mit.  1,995,431  Pf.  St.  Ertrag,  von  einem  Totalbetrag  allcfr 
jetzigen  ,,Acci3cIicenzen*'  (d.  h.  incl.  „establishment  licences'',  Hondelicenzen  u.  a.  m., 
s.  0.  S.  259)  von  2,582,704  mit  8,563,104  Pf.  St.  Ertrag.  1869/70,  von  wo  an  dieso 
Licenzen  meist  unter  die  Acciseverwaltung  gestellt  wurden,  war  der  Ertrag  3.78, 
1873/74  im  Maximum  3.94  Mill.  Pf.  St.  .     . 

Eine  durchgehende  allgemeine  Untersclieidung  in  obigen  Licenzen  ist  die  in 
„Händler*' (dealers)  und  „Nichthändler*'.  Zu  erstoren  gehören  wieder  zweierlei 
Personen,  einmal  solche  („dealers"  im  engern  Sinn),  welche  nur  eine  gewisse 
Minimalquantität  oder  mehr  auf  einmal  .verkaufen  dürfen  (Spiritus  2  Gallonen, 
Weine  und  sweets  jede  Menge,  sweets  allein  2  Gallonen  oder  1  Dutzend  Quartflaschen, 
Bier  4Vt  Gallonen  in  Fässern,  2  Dutzend  .Qnartflaachen);  sodann  solche  Personen, 
welche  als  Kleinhändler  (retailcrs)  in  geringeren  Mengen,  als  in  den  durch 
die  Ilandelslicenz  gestatteten,  absetzen:  speciell  Spirituosen  aber  nicht  weniger  ab 
1  Quartflasche,  fremde  Spirituosen  in  Flaschen,  bez.  1  Flasche,  Bier  )>eliobig.  Die 
„Nicht-Händler- Licenzen"  betreffen  wiederum  zweierlei,  zunächst  die  „liccn- 
zirtcn  Wirthshäusor**  (licensed  victuallcrs  or  publicans).  welche  eine  obrigkeit- 
liche Concession  (Licenz)  besitzen  und  die  erforderlichen  Steuerlicenzen  dazu 
«Twcrbon;  dann  die  übrigen  Wirthshäuser  (Wein-,  Bier-,  Obstweinhäuser).  Beide 
dürfen  Getränke  zum  Consum  im  Local  und  nach  ausserhalb  verkaufen.  Dazu 
kommen  dann  die  Detailgeschäfte  mit  dem  Rechte,  bloss  nach  ausserhalb  (des 
Locals)  Getränke  zu  verkaufen  (wine-  and  beershops).    (Nach  Dow  eil  IV,  467.) 

Man  sieht,  dass  die  britische  Neigung  zur  Gasuistik  und  Individualisining  der 
Verhältnisse  auf  diesem  (iebiete  mefkwtirdig« stark  entwickelt  geblieben  ist. 

4.  Dircctc  Gebrauchssteuern  (Luxussteuern  u.  dgl.). 

S.  0.  §.  83  aber  die  frühere  Zeit  Vocke  S.  252,  469  („Aufwandsteuem"). 
Dowell  II,  240,  202,  260,  355,  III,  179  fr.,  die  einzelnen  Steuern,  jede  besonders 
in  ilircr  geschichtlichen  Entwicklung  von  Anfang  an,  mit  vielen,  zu  den  steuergeschicht- 
lichen und  steuertechnischen  Cnriositäten  gehörenden  Details,  in  I^,  221 — 321;  BuIL 
1885,  II,  497  fr.;  s.  auch  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht  3.  A.  II,  087;  Statistik  bes. 
im  Rep.  of  inl.  revenue.  Die  hier  behandelten  Steuern,  die  frtlher  sogen,  assessed 
taxes,  stehen  jetzt  unter  der  Acciseverwaltung  und  gehören  formell  zu  den  ,Jjiceiiz- 
steuern'*  der  letzteren,  wo  sie  auch  in  der  Statistik  der  Reports  mit  aufgeftüirt 
werden  (s.  29.  Rep.  p.  13,  X).  Sie  bilden  nach  dem  britischen  Finanzvcrwaltungsrecht 
eine  Abtheilung  der  gesammton  „Accise licenzen",  deren  Haoptabtheilung  die  in 
§.  153r-154  behandelten  „gewerblichen  Licenzsteuern  in  Verbindung  mit  Verbrauchs- 
steuerartikeln" und  deren  weiter«;  Abtheilnng  die  in  §.118  behandelten  „gewerb- 
lichen und  ähnlichen  Licenzabgaben"  sind. 
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§.  155.     Im  Allgemeinen.     Diese   in  Grossbritannien   be- 
Mmders    stark    nnd   mehrfach   eigenthttmlich   ausgebildete  Steucr- 
grappe  war  aus  der  französischen  Kriegszeit  in  hohen  Steuersslt/.en 
md  in   einem  sehr  verwickelten,  schwer  ti bcrseh baren ,  auf  zahl- 
reichen  einzelnen  Gesetzen  beruhenden  Zustande  in  die  Friedens- 
periode   nach    1815   hinüber   gegangen.     Gleichwohl    erfolgte   im 
Wesentlichen   nnr  die  Aufhebung  der  schwer  belastenden  Steuer 
Inf  landwirthschaftlieh  benutzte  Pferde,  worauf  die  Pfcrde- 
ftener  in  der  Kriegszeit  (1795)  ausgedehnt  worden  war,   im  Jahre 
1821^  sowie  eine  Herabsetzung  der  Steuersätze  auf  die  meisten 
ftbrigen   betreffenden  Steuern   auf  die  Hälfte  in  1823,  zugleich  in 
fiesem  Jahr  die  Aufhebung  dieser  Steuern  in  Irland,  soweit  sie 
da  überhaupt  bestanden  hatten  (Wagen-,  Pferde-,  Bedienten-,  Ilunde- 
tteaer).     In  dieser  Höhe  und  Ausdehnung  und  in  der  alten  Ver- 
nlagnngsart  blieben  diese  Steuern  bis  1853  kaum  verändert  be- 
Meben.     Aach  hier  erfolgten  zunächst  nur  einige  Vereinfachungen 
ud    Ermässigungen,    aber   noch    keine    Veränderung    der    Ver- 
tnlagnngsart. 

Diese  bestand.  In  derselben  Weise  wie  b^'i  anderen  .^directen'*  Stencrn  und  drm 
iKkdiclien  Cbancter  dieser  directen  „Gebrauchssteuern''  allcnlings  gemäss,  in  einer 
jährlichen  Einschätzung  durch  Steuercominissionou.  Vor  diesen  hatte 
4n  Steoerpilicbtige  seine  Declaration  ii))er  die  steuerpflichtigen  Momente  zu  machen, 
mi  zw  in  Gemässhcit  desjenigen  ^crOssten  Besitzes  st<;uerpÜichtigi'r  Objecte  \,Pferde. 
Tard,  Hnnde,  wappentragender  Gegenstände  u.  s.  w.)  oder  (lesjeni<;^en  gr^^ssten 
Uuuigs  steuerpflichtiger  ,,Genüsse**  u.  dgl.  (IlaarpuderverwtMidung,  nach  der  Personen- 
aU,  Halten  männlicher  Dienstboten),  welche  im  forausgehenden  Jalire  stattgefunden 
iotteo.  wonach  dann  die  Steuer  für  das  laufende  Jahr  1)eme:»sen  wurde.  Das  mag 
hif  und  da  Härten,  z.  B.  für  Personen,  deren  Yermöi^ensverhältnisse  »ich  rersehleclitert 
kinei,  mit  sich  gebracht  haben.  Doch  ist  dieser,  in  England  besonders  lienor- 
ßkobäie  Mangel  wohl  der  unwichtigere  und  klebt  ohnedem  jeder  Einkommensteuer 
nd  ähnlichen  ebenso  an.  Nachthoiligcr  waren  die  Weitläufigkeit  des  Veranlagungs- 
Tafkhiens.  die  Schwierigkeit  der  Controle,  die  Leichtigkeit  ?on  Hintergehungen,  die 
Streitigkeiten  in  Betreff  derjenigen  Steuern ,  welche  in  Progr«^si\rsätzen  nacli  Zahl  der 
Wseasenen  Pferde,  Wagen,  gehaltenen  Diener  bemessen  wurden.  Dalier  /..  B.  zaldlose 
pfrichiliche  Entscheidungen,  die  selbst  wieder  schwer  zn  übersehen  waren.  Die  1853 
•fifdpa  Beseitigung  ron  ProgressiTSätzen  nach  Zalil  der  Pferde,  Wagen,  I.aknicn  und 
ten  Ersetzung  (wenigstens  im  Wescntliclien^  durch  einen  Einheitssatz,  sowie  die 
fieseitignng  des  Zuschlags  zur  Bedientensteuer  für  ledige  Herrschaften  bezweckten 
THMbmlich  die  steuertechnische  bequemere  und  weniger  zu  StreitfiUlen  Anlass  ))ietende 
Temli^ng  nnd  Erhebang  der  Steuer.  S.  das  Gesetz  4.t  Geori;  HI.  c.  IMi,  Do  well 
m  179—182. 

Zn  der  Verzögernng  einer  eingreifenderen  Keform  und  P>- 
ttässigang  der  genannten  Steuern  trug  lange  Zeit  wobl  die  nieht 
toberecbtigte  Erwägung  bei,  dass  diese  Steuern  bei  allen  ihren 
Mängeln  doeh  im  Ganzen  den  Character  zweckmässiger 
Lninssteaern  an  sich  trügen.  Selbst  von  der  Hundesteuer, 
die  sonst    wegen    ihrer    sanitätspolizeilicbcn  Seite  anders  zu  be- 

22* 
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urtbeilen  ist^  galt  das  einigcrmassen ,  gerade  bei  dem  britisehen  -^ 
tlunde-  und  Jagdsport.  Kinc  Extrabelastung  der  reichere^-i 
Classen,  wenn  aueh  ohne  genaue  Bescbränkung  auf  diese,  erfolgte  i 
so  durch  ein  drittes  Glied  bezüglicher  Steuern,  neben  der  neuen  i 
Einkommensteuer  von  1842  und  den  Erbschaftssteuern,  was  bei  v 
den  schweren  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  Ma^senconsamtibilien  i 
(Accise  und  Zölle)  vollends  in  Betracht  kam.  i 

Erst  1867  erfolgte  für  die  Hundesteuer,   1869  ftir  die  UbrigM  i 
bezüglichen  Steuern  die  Hinüberflihrung  aus  den   Einschätzangs-  ii 
steuern  zu  den  Licenzsteuern  der  Acciseverwaltnng.     Die  4 
Erhebung  ging  damit  von  Localbeamten  auf  Beamte  der  staatlicbea  <i 
Finanzverwaltung  über.    Jetzt  ist  vom  Steuerpflichtigen  im  Janaar  i 
nach  Massgabe  seines  Hausstandes  die  erforderliche  Jahreslicenz  1 
zu  nehmen,  mit  Zusatzlicenzen  für  etwaige  Vermehrung,  z.  B.  in  i^ 
der  Zahl  der  Bedienten,  Hunde  im  Laufe  des  Jahres,  vom  2^it-  n 
puncte  des  Haltens  und  Besitzes  an.   Durch  weitere  Vereinfachnngen^  > 
Streichung  einzelner  Steuern  (Pferdesteuer,  auch  für  Rennpferde,  | 
1874,  Haarpuder  1869),   Ermässigung  der  Sätze,   andererseits  Er-  . 
hr^hung  derselben  für  Hunde  in  1878,  aber  nicht  auf  den  als  zn  , 
hoch  erwiesenen  früheren  Satz,  von  dem  die  Steuer  1869  herab-  , 
gesetzt  worden,  endlich  durch  Hinzufügung  einer  Schiesswaffen-  , 
Steuer  (1870),  eine  Art  Ergänzung  der  Jagdlicenzsteuer,  ist  dag   , 
gegenwärtige  Licenzsteuersystem  für  diese  Steuergruppe  entstanden.  ^ 
Es    umfasst  jetzt  nur  noch  6  (bez.  mit  der  Wildhandelsteuer  7)  , 
Glieder,  die  drei  sogen,  „dir ecten  Luxussteuern"  oder  amtlich 
sogen,  establishment  licences,  für  Halten  von  Wagen,  Bedienten 
und  Führen  von  Wappen,   dann   die  Hundesteuer,  die  Jagd- 
licenzen  (nebst  der  als  siebentes  Glied  zu  rechnenden  Licenz  fUr 
Wildhandel)  und  die  Gewehrsteuer.    Das  Geltungsgebiet  der   . 
vier  ersten  Steuern  ist  übrigens  auf  Grossbritannien  beschränkt 
Nur  die  drei  letzten  gelten  auch  in  Irland. 

Steuerpolitisch  und  steuertechnisch  beachtenswerth  ist,  dass  ^ 
die  Licenzs  teuer  form  bei  diesen  Steuern,  so  insbesondere  bei.  '. 
der  Hundesteuer,  gegenüber  der  früheren  Einschätzungs-  \ 
Steuer  form  sich  fiscalisch  bewährt  hat;  ferner,  dass  von  den  ^ 
neueren  massigeren  Steuersätzen,  so  wieder  namentlich  bei  i 
Hunden,  dasselbe  gilt,  wenn  auch  in  einigen  Fällen  der  F^uxus-  ' 
steuer-Character  der  Abgabe  einen  höheren  Satz  rechtfertigen  \ 
oder  selbst  fordern  würde;  sodann,  dass  die  nach  diesem  Character  ' 
der  Abgabe  und  zum  Theil  auch  nach  sonstigen,  in  Betracht  kom- 
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menden  Erwägungen  berechtigte  Ab  Hin  in  ug  der  SteuersUtze,  nach 

der  Zahl   und  Art  der  steuerpflichtigen  Übjecte,   nach  den  pcrnön- 

Uehen   Verhältnissen  des  Steuersubjects,      -  ulso  die  Anwendung 

einer  Art  eines  an  sich  rationellen  ,,Qualilät8stcueri'usses'^  —  bei 

der  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  zu  viel  Schwierigkeiten 

niacbte,   dabei  zu  leicht  Umgehungen  eintraten,   so  dass  die  Vcr- 

ciDlachnng  des  Steuersatzes,  möglichst  zu  einem  Einheitssatz  —  so 

jetzt  allgemein,   mit  Ausnahme  der,  übrigens  in  der  Classificatiun 

der  Steaersätze   gleichfalls  vereinfachten  Wagensteuer    und  der 

Vappenstener,   ferner  der  nach  der  Zeitdauer  abgestuften  Jagd- 

ficenzen  —  auch  im  administrativen  und  tiscalischen  Interesse  lag. 

Endlich  ist  die  massige  Einträglichkeit  dieser  Steuern, 

'  uual  ihres  Luxussteuertheils,  selbst  unter  britischen  Verhilltnissen, 

bemerkenswcrtb.     Die   eigentlichen,    allerdings    auf  England   und 

Schottland  beschränkten,  3  ,,Luxussteuern^'  tragen  kaum  *\|  Mill. 

Pf.  St.y    1  ^/o  der  gesammten  Staatssteueru,   eine  Summe,   >velche 

iirch  Hinzatritt  der  Übrigen  4  noch  bestehenden  Steuern  auch  nur 

aof  1.3  —  1.4  Mill.  Pf.  St.  steigt.     Doch   werden   von  diesen   vier 

mderen  Steuern  eine  Menge  Steuersubjecte  getroffen,   bei  denen 

die  Abgabe  den  Luxussteuercharacter  ganz  verliert,  wenn  auch  der 

wirkliche  britische  „Hunde-  und  Jagdluxus^^   durch   sie  einiger- 

Diassen    mit  belastet  wird.     Abgesehen   von   den  speciellcn   nicht- 

fiscalischen  Kticksichten,  weiche  bei  der  Hunde-,  Jagd-  und  Gewehr- 

steaer  mitsprechen,   wird  man  so  immer  wieder,  selbst,  ja  gerade 

aoch  anter  britischen  Verhältnissen,   zu  der  Ansicht  geführt,   dass 

das  berechtigte  Ziel  solcher  „directer  Luxussteuern'^ 

einfacher   und   gleichmässigcr   durch    eine  selbst   nur 

massige  Progression  des  Steuersatzes  für  höheres  (und 

allenfalls  auch,  oder  noch  besonders,  flir  fundirtcs)  Einkoninieii 

zo  erreichen  wäre,   wobei   man  die  specicilcu  Schwierigkeiten 

and  Belästigungen  dieser  „Gebrauchssteuern''  vermiede. 

^.  15t>.  Einzeln  CS.  Das  Ilauptgcsctz  der  Kc form  ist  von  ISUl),  .Ti  u.  *{3  Virt. 
..1-1.  Dms  Folgende  vornehmlich  nach  Do  voll,  ein  Aufzug  mit  cinigeu  Krgäu/uugen 
ttd  Hen'orhcbong  der  stcaürtechniscbon  Ilauptpuiicte,  etwas  umfasäcuder,  als  der 
practbchen  Wichtigkeit  dicbcr  Steuergattung  entspricht,  ;iber  hier  auigcnommcu,  weil 
StS€  Steaem,  die  einzigen  cinigermassen  i>opulareu,  oft  zur  Nachahmung  cmpfoblcn 
verdeu,  die  sie  nur  sehr  bedingt  verdienen  möchten.  Die  mancherlei  öteucrtechniächeu 
S^hviengktiit<ru,  die  man  meiät  unterschätzt,  ergehen  das  auch. 

L  Wagenstcuer  (Vocke  S.  lOD— 471,  Dowell  lll,  221— 'l'M).  Sie  war 
Ui  Prifatvageu  zum  persönlichen  Genuss  („Luxu>wafi^cn*')  in  erhöhten  hohen  Sätzen 
ifed  mit  ciuem  complicirten  Tarif  aus  der  Kriegszeit  überkommen,  1810  mit  einem 
Enrag  voa  461,00U  Pü  St.  in  Grost<britannicn .  wo  sie  allein  bestand.  Mieth wagen 
Taren  jetzt  mit  besteuert.  Der  Tarif  unterschied  Wagen  i^carriages)  von  vier  und  von 
Toi^cr  Käderu,  traf  erstere  mit  höheren  und  nach  der  Zahl  der  besessenen  Wagen 
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bis  zu  9  Stück  progre&sivcu  Sätzen,  letztere  mit  nacli  der  Bespannung  (1  oder  2  und 
mehr  Pferde)  abgestuften  Sätzen;  auch  andere  Wagen  (carts)  zahlten  2  ermässigte 
Sätze«  je  nachdem  sie  mit  nicht  metallischen  oder  ohne  Federn  waren.  Veränderungen 
in  Bauart  und  Mode  der  Wagen  veranlassten  später  auch  solche  in  der  Bcsteuerong. 
Mancherlei  Casuistik  griff  Platz.  Auch  nach  der  WerthhOhe  der  Wagen  wurde  ge- 
legentlich im  Steuersatz  unterschieden.-  1823  wurden  die  Sätze  auf  die  Hälfte  cr- 
mässigt.  In  der  Keform  von  1853  wurden  immer  noch  drei  Tarifclassen  (fUr  Privat-, 
für  Miethwagen  und  für  nur  gelegentlich  zur  Beförderung  von  Passagieren  benutzte 
Wagen)  mit  weiteren  Unterabtheilungen  (mit  4  und  mit  weniger  als  4  lUidern,  bei  den 
crsteren  nach  Hadhöhe,  bei  beiden  nach  Bespannung,  Zahl.  1  oder  mehr  als  1,  und 
Art,  Pferde  und  Ponies)  und  im  Ganzen  überhaupt  noch  16  Steuersätze  unterschieden; 
die  Miethwagen  zalüten  im  Allgemeinen  den  halben  Satz  der  Privatwagen.  Die  Sätzo 
waren  aber  überhaupt  ermässigt  worden  (16  und  17  Vict.  c.  90).  Der  Ertrag  sank 
durch  diese  Keform  von  400,000  auf  284,000  Pf.,  erhob  sich  aber  allmählich  wieder 
auf  die  frühere  Höhe.  Die  Keform  von  1869  bestand  für  den  Tarif  in  der  Besei- 
tigung der  Steuerabstufung  nach  Bespannung  und  Kaddurchmessor. 
Ein  Verlust  an  Einnahme  war  nicht  beabsichtigt,  sondern  eine  kleine  Erhöhung,  die 
in  Wirklichkeit  bald  bedeutender  wurde.  Der  jetzige  Tarif,  in  dem  1884  noch  die 
nach  Aufhebung  der  besonderen  Droschkenstcuorn  (s.  o.  S.  266)  seit  1869  hier  ein- 
bezogenen hackney  carriages  weiter  ermässigt  wurden,  ist  aus  der  unten  folgenden 
Uebersicht  zu  ersehen.  Der  Ertrag,  welcher  1864  ungefähr  wieder  soviel  als  1853 
betrug,  ist  jeUt  ca.  550,000  Pf.  St. 

2.  Pferdesteuer  (Vockc  S.  471—472,  DowoU  IV,  255—261).  Die  im 
französischen  Kriege  erhöhte  und  auf  landwirthschaftlich  und  im  Gewerbe  benutzte 
Pferde  ausgedehnte,  also  nicht  mehr  bloss,  wie  ursprünglich  (1784).  private^  (Luxus-), 
Wagen-  und  Keitpferde  treffende  Steuer  hatte  einen  höheren  Tarif  für  letztere,  einen 
niedrigeren  für  die  übrigen  Pferde.  Diese  unterlagen  einem  festen  Stücksatz  (14  sh. 
in  1808,  17V«  für  Wirthschafts- ,  21  sh.  für  gewerbl.  Pferde  in  1812,  mit  gewissen 
Ermässigungen  für  Ponies  und  für  Pferde  kleiner  Farmen).  Die  privaten  Kult-  und 
Wagenpferdo  zahlten  nach  einem  nach  der  Anzahl  der  Pferde  im  Besitze  Eines 
Herrn  (bis  zu  20  Stück)  nicht  unwesentlich  steigenden  Progross ivsatz  (exci. 
Ponies),  also  dem  Character  einer  spccifischttn  Luxussteuer  angemessen.  Der  Ertrag 
war  in  England  allein  1816  1,226,000  Pf.  St.  (ohne  Schottland,  wo  die  Steuer  aber 
auch,  ebenso  wie  bis  182H  in  Irland,  bestand).  Nach  dem  Kriege  erfolgten  Erleich- 
terungen in  gewissen  Fällen  für  landwirthschaftliche  und  einzelne  andere  gewerbliche 
Pferde,  1821  die  Aufhebung  für  erstere,  mit  in  Kücksicht  auf  die  Nothlage  der  Land- 
wirthschaft,  auch  auf  die  principielle  Bedenklichkeit  solcher  „Werkzeugbesteuoruug** 
und  auf  die  ungleiche  Belastung  der  einzelneu  Wirthschaften  nach  Maassgabe  ihrer 
Gulturartcn  (Do well  III,  258).  1823  wurde  die  Steuer  im  Allgemeiucn  (nicht  ganz 
genau  und  gicichmussig)  auf  die  Hälfte  ermässigt,  unter  Beibehaltung  der  Tarifprin- 
cipien.  Die  Gladstonc'sche  Keform  von  1853  erstreckte  sich  auch  auf  diese  Steuer, 
vereinfachte  und  ermässigte  den  Tarif,  verliess  die  Progressivsteuer  und  stellte  im 
Wesentlichen  für  vier  Gattungen  Pferde  (excl.  Rennpferde  s.  u.)  vier  feste 
Stücksätze  auf  (21  sh.  jedes  Keit-  und  Wagen pferd  von  über  13  Faust  Höhe, 
1 0*/a  sh.  für  kleinere  (Ponies),  denselben  Satz  für  Pferde  zum  Geworbebetrieb,  S'/^  »h. 
für  jeden  Pony  in  diesem),  mit  bestimmten  Befreiungen  in  gewissem  Umfang  für  ein- 
zelne Berufsstüude  (Geistliche,  Aerzte,  Farmer,  Hirten  u.  a.  m.)  und  allgemein  für  die 
Pferde  von  (damals  eigenen  Transportsteuern  unterworfenen,  s.  o.  §.  121)  Stadt- 
droschken, Landkutschen,  für  im  Besitz  der  Pferdeverleiher  u.  s.  w.  befindliche  Pferde. 
Der  Ertrag  wurde  von  diesen  Aenderungen  nicht  wesentlich  berührt  Im  Jahre  1869 
wurde  bei  der  Umwandlung  der  Steuer  in  Acciselicenz  der  Tarif  im  Wesentlichen 
auf  den  Einheitsstücksatz  von  107«  sh.  p.  Pferd  vereinfacht,  was  eine  auf  50  bis 
60,000  Pf.  geschätzte  Einbusse  bedang.  1874  erfolgte  dann  aber  im  Interesse 
der  Pferdezucht  die  Aufhebung  der  Steuer,  mit  einem  Verlust  (iuci.  c.  9000  Pf. 
für  Kennpferde)  von  c.  480,000  Pf.  St.  —  Die  Steuer  auf  Kennpferde  (Vocke 
S.  471,  Dowell  lU,  262—267)  bestand  eine  Zeitlang  (bis  1835)  in  der  doppelten 
Form  als  Theil  der  Pferdesteuer,  zu  deren  Satz  und  (seit  1784)  als  Steuer  am 
Kennplatze  für  jedes  am  Kennen  betheiligte  Pferd,  entzog  sich  aber  in  letz- 
terer Form  vielfach  der  Erhebung.  1835  trat  an  Stelle  beider  eine  einzige  Steuer 
zu  dem  (das  Maximum  des  progressiven  Pferdesteuersatzes  noch  übertreffenden)  Satze 
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TOD  S'/s  PL  Nach  iicacii  Experimenten  mit  dor  Erhcbun^sart  (is.'it;  kürzte  Zeit  wieder 
am  Rennplätze  selbst)  fiel  die  Steuer  mit  der  Pferdestriior  aus  don  nämUch(>n  (iruiidr^n 
wir  fliese,  1S7-I. 

3.  BisdiculüUbteuor  (Vocke  S.  i7a— 171,  Dowell  III,  24:5— 251).  Diese 
ebeofalU  umcli  progrctuivcn  Siitzen  gl>mä^ä  der  Anzalil  der  Itedienteu  Kiner  Ilerr- 
»c-baft  (Liä  11  bteigeodcr  Satz)  erhobene,  in  hölioron  Sätzen  un\  erheirathete  Ilorn-n 
treffende,  iui  Kriege  erhöhte  und  auf  mancherlei,  nicht  zu  dun  hiiuslichen  „Bedienten" 
im  eigeutlicheo  Sinuc  gehöreuded  g^eworbliche:»  Ililläpcrsonal  an&uedelinte  Steuer  gin^c 
■ii  einem  Ertrage  von  5— 6Ü0,0UO  Pf.  St.  in  die  Friedenäpcrioile  liinubcr.  1S2.1 
wurden  auch  hier  die  Sätze  auf  die  Hälfte  herabgesetzt.  1^'So — lU  viele  Kategoriecn 
^Bediente**  u.  ä.  w.  befreit.  1S53  erfolgte  die  Vereinfachung  durch  Ersetzung  der  Pro- 
(rreaardätzc  und  der  Zuächläge  für  unverheirathete  Herren  mittelst  ein(;s  zweistufigen 
StttcLsatzeä  ^im  Weaeutlichcn  nach  dem  Alter  unterschiedeno  Diener,  iSjäbr.  und 
iStcrc  21  bh..  jiiugerc  und  einige  ihnen  gicirhgeatellte  10'  .;  sh  .  Der  Ertrag,  damals  etwas 
über  200,000  Pf.,  wurde  nicht  erheblich  verändert.  Die  Hefurm  von  1^0!)  führt«: 
daou  den  Einheitssatz  von  15  bh.  für  jeden  „männlichen  l)i«:nbtboteir'  anale  servant) 
iicrlvci.  Einige  Schwierigkeiten  macht  die  geaeizliclu;  Definition  dieses  „steucrpflich- 
tigeu  Objccb"  iDowell  HI,  250),  in  dessen  Mannichfaltigkcitcn  bich  britischer  Lu.yus 
ibpief^elt  1S73  sind,  Zweifeln  gegenüber,  alle  ausschliesslich  im  Hotel  oder  in  (iast-, 
^'iwfiso-.  Schankwirthschaft  i>csch&ftigteu  Personen  .steuerfrei  geworden. 

4  und  5.  Von  zwei  anderen,  die  erste  neuerdiiJtr>  besonders  mit  a]tväti;rischem 
Bedien tcnluxus,  die  zweite  zum  Theil  mit  dem  E^uipaurenluxus  zusammenhängenden 
adtsameu  „Luxassteuenr*  ist  die  mit  dem  Modewechsel  fast  ganz  uneinträglich  ge- 
wordene Haarpudersteuer  bei  der  Ueforni  von  ISO!)  endlich  aufgchubcu  worden 
j.  o.  S.  1S6,  Vocke  S.  474,  Dowell  III,  2ij8— 2!»2,  Einbusse  ca.  li05  Pf.,  Steuer- 
silz  1  Ff.  3'.'.  sh.):  die  andere,  die  Steuer  auf  Wappenführung  ist  dagegen  ge- 
blieben (Vocko  S.  472,  Dowell  HI,  310—317).  Die  Steuer  war  in  erhöhten  Sätzen 
oacb  den  eigcuthümlichcn  älteren  Veraidagungsprincipien  mit  einem  Ertrag  vun 
43,ÜOO  P£  St.  in  die  Friedensperiode  hinubergcgauLren.  Di*;  Steuer  stufte  sich  nach 
Z  Sätzen  ab.  am  höchsten  war  sie  für  die  WagensteuerpHichtigen,  2  Pf.  S  sh.,  wobei 
ts  seit  ISOl  einerlei  war,  ob  der  Wagim  seilet  mit  dem  Wappen  vei'sohcn  war  oder 
nicht:  früher  war  Eibteres  das  Merkmal  der  Steuorpflicht;  den  mittleren  Satz  zahlten 
Jic  Thur-  und  Fenstersteuerpflichtigen,  21  sh.,  den  niedrigsten  (12  sh.>  die  übrigen 
^Teucrpflichtigcn  Wappenführer  (spec.  die  an  ihren  (iegenständcn,  auch  an  ihren  jie- 
dienten  Wappen  anbringenden  Personen).  Die  Steuer  war  so  eine  Ergänzung  der 
pfnannten  anderen  directen  Steuern  und  eine  Art  Adels-,  aber  auch  Eitelkeits- 
steuer, da  nicht  beim  Hcroldsamt  registrirte,  (Adels- 1 Wappen  auch  steuerpflichtig 
varcn.  1^5'i  erfolgte  die  Vereintaehung  auf  2  Sätz<>.  i für  Personen,  welclie  für  vier- 
rädrige, zwei-  und  mehrspännige  Wagen  zahlten  und  für  andere  Personen),  ISHO  die 
raändcruu^  in  eine  zweistufige  Steuer  i'iir  Wappen  am  Wagen  und  für  auf  andere 
WeiäC  geführte  Wappen,  was  eine  kleine  Erlragse.rhöhung  von  ca.  H9,000  auf  7(i  bis 
TS.000  Pf.  herbeigeführt  hat.  Zu  Zweifeln  gab  der  Hegritf  „Wappen"  (armurial 
eoägo),  namentlich  bei  dem  zweiten  stcuerpfiiehtig<'n  Fall  Anlass.  Die  ganze  Steuer 
«erscheint  Überlebt  und  höchstens  in  der  Verbindung  mit  Wagensteuern  und  allenfiilli 
sjic  .,AdeLstiteh>teuern*'  haltbar. 

Ij.  Hau  des  teuer  (Vocke  S.  474,  Du  well  HI,  2'.).*;— 3nt).  Sie  ist  in  (irosd- 
t-ritanoien,  im  Untenchied  vom  Continent,  wo  sie  häufig  (übrigens  auch  nicht  immer) 
< '4mm  analsten  er  ist,  Staats  Steuer.  Ihn*  Entstehung  wie  Entwicklung  ist  wesentlich 
von  .Jiaiidepolizcilichen'',  sanitären  u.  dgl.  Kucksichten  boeinflusst  worden.  17!M)  cin- 
^efolirt  hat  die  Steuer  im  Satzi;  Unterschiede  nach  Art  der  Hunde  (gn^yhound^, 
Jagd-  und  andere  Hunde),  nach  der  Zahl  der  Hunde  Eines  Bcbitzers  gehabt  und 
mehrfach  Veränderungen  crfahre.n.  Theilweise,  so  in  dem  Satze  für  die  Koppel 
Hunde  (3ü  Pf.  St.)  und  in  dem  höheren  Satze  für  greyhounds  (1  Pf.  St.i  und  Jagd- 
hunde und  für  „mehr  als  V*  Hund  (11  sh.  p.  Stück,  gegen  S  sh.  für  Einen  Nicht- 
Ja;dhuud  eines  Besitzers)  hatt«>-  di«*-  Steuer  einen  Luxussteuercharactcr.  Wegen 
^.Anouth'"  konnte  Steuerfreiheit  beansprucht  werden.  Junge  Hunde  (unter  0  Monat) 
waren  frei.  Mit  einem  Ertrag  von  160,000  Pf.  St.  in  (irossbritaunien  ging  sie  in  die 
KriedcnsjKsriode  Über.  Kleine  Farmer  wurden  1*<24,  alle  Farmer  1S34  für  Hirton- 
bundc  von   der  Hundesteuer  b«:freit.    Im  Jahre  lSr>:j  wurden,  wie  bei  den  anderen 
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.«asscsscd  taxes**  die  UutcrscheidungssHtze  beseitigt,  ein  gegen  den  bislierigen  niedrig 
stcn  Satz  (9Vt  ^^-^  erhöhter  Einheitssatz  (]2  sb.)  eingeführt,  die  Befreiang  wegen 
,,Annuth''  aber  aufgehoben  und  Hunde  zur  Aufsicht  und  zum  Treiben  von  Vieh  all- 
gemein befreit.  Der  Ertrag  stieg,  aber  irgend  genügend  durchgeführt  wurde  die 
Steuer  in  der  alten  Erhebungsform  nicht.  Erst  der  Ucbergang  zum  Licenz- 
sy Stern,  wonach  mit  dem  Erwerb  des  Hundes  dessen  Besitzer  steuerpflichtig  wird«  und 
die  Ermässigung  des  Steuersatzes  auf  5  sh.,  sowie  die  Aufhebung  aller  Be- 
freiungen, mit  Ausnahme  der  für  junge  Hunde,  hat  zur  möglichst  umfassenden  wirk- 
lichen Besteuerung  der  Hunde  geführt:  186G  auf  1867  ist  die  Zahl  der  besteuerten 
Hunde  von  394,837  auf  828,341 ,  der  Ertrag,  trotz  der  Ermässigung  der  Steuer  auf 
unter  die  Hälfte,  so  auch  bald  wieder  auf  seine  Höhe  vor  der  Keform  gestiegen. 
Das  neue  System  der  Erhebung  gestattete  dann  auch  187S  ohne  Bedenken  eiue  Wieder- 
erhöhung des  Steuersatzes  auf  7^/^  sh. ,  wobei  aber  Schäferhunde,  in  gewisser  Be- 
schränkung (im  Ycrhältniss  zur  Zahl  der  Schafe,  Maximum  8)  wieder  befreit  wurden. 
Die  Zalil  der  besteuerten  Hunde  ist  übrigens  seitdem  nicht  unerheblich  gesunken 
(1S76  1.374,  1885  0.915  Mill.  Hunde,  in  beiden  Jahren  mit  genau  dem  gleichen 
Steuerertrag,  343,000  Pf.  St.).  —  In  Irland  ist  die  Staatssteuer  seit  1823  aufge- 
hoben, aber  aus  „hundepolizeilichen*'  Gründen  eine  Local abgäbe  von  2  sh.  p.*  Hupd 
1865  wieder  eingeführt  worden. 

7.  Jagdlicenzen  (Vocke  S.  252,  Dowell  III,  268—280).  Die  Abgabe, 
1784  von  Pitt  eingeführt,  steht  mit  dem  eigenthümlichon  englischen  Jagdrecht  in 
geschichtlichem  Zusammenhang,  speciell  mit  den  Anforderungen,  Welche  in  letztcrem 
an  die  das  llecht,  „Wild  zu  tödten*'  beanspruchenden  Personen  gestellt  wurden.  Die 
Zaiil  dieser  Personen  war  hiernach  eine  beschränkte  (im  Allgemeinen  Landeigenthümer 
von  über  100  Pf.  St.  Jahresrente),  so  dass  das  Jagdrecht  als  eine  Art  Privileg  er- 
schien. So  wurde  es  mit  einer  Inxussteuerartigen  Jahressteuer  belegt  in  der  Form, 
dass  der  betreflende  Jäger  seinen  Namen  und  Jagdplatz  beim  Friedensrichter  einregi- 
striren  und  darüber  ein  Certificat  (Jagdschein)  erlangen  musste.  Dies  unterlag  einem 
Stempel  (zuerst  von  42  sh.,  später  höher).  Ebenso  musstcn  Wildheger  besonders 
cinregistrirt  werden  und  Steuer  zahlen  (anfangs  IOV9  ^ih.).  Zur  besseren  Sicherung 
der  Abgabe  wurde  schon  1785  die  Pflicht  zur  Kegistrirung  und  Entnahme  von  Jagd- 
scheinen allgemein  für  alle  Personen,  welche  mit  Hunden  oder  Waflen  Wild  fangen 
oder  tödtcn  wollen,  ausgedehnt.  Im  Kriege  erfolgte  eine  Erhöhung  der  Sätze,  auch 
mit  der  Uebertragung  der  Abgabe  vom  Stempelwesen  zu  den  „assessed  taxes'*  eine 
Acnderung  des  Verfahrens  bei  der  Ausstellung  der  Jagdscheine  und  bei  der  StMier- 
crhebung  (1808).  Am  Ende  des  Kriegs  war  die  Steuer  3  Pf.  137«  s>h.  und  für  Wild- 
heger, wenn  für  sie  gleichzeitig  die  Bedientensteucr  zu  zahlen  war,  25  sh.  Ertrag  in 
(irossbritannien  1815  132,000  Pf.  Seit  1840  war  der  Steuersatz  4  Pf.  0  sh.  10  d., 
für  Heger  1  Pf.  7V2  sh.  Schon  1860  erfolgte  hier  die  Uebertragung  der  Steuer  zu 
den  Acciselicenzen.  Zuscleich* wurden  Jagdscheine  zu  ermässigten  Sätzen  für  Theile 
eines  Jahres  gestattet,  mit  um  Umgehungen  zu  verhüten,  eine  später  noch  weiter 
durchgeführte  Einrichtung  (1883),  die  den  Steuerertrag  herabdrUckte.  Eine  Eigen- 
thümlichkeit  besteht  darin,  dass  die  Jagdscheine  für  das  Gebiet  de's  ganzen 
Staats  (seit  1827  incl.  Irland)  gelten.  In  Irland  bestehen  jetzt  dieselben  Steuersätze, 
nur  dass  Wildheger,  weil  die  Bedientensteuer  hier  fehlt,  einen  höheren  Satz  tragen. 

8.  Zum  Verkauf  von  Wild  (mit  gewissen  Ausnahmen)  ist  ebenfalls  eine 
A(xiselicenz  zu  entnehmen,  welche  nur  an  Personen  mit  friedensrichterlicher  Licenz 
zum  Wildverkauf  ertheilt  wird  (Dowell  III,  280). 

9.  Schu  SS  Waffensteuer  (Dowell  III,  281 — 2S7):  die  einzige  neue  derartige 
Steuer.  Sic  verdankt  ihre  Enbtehung  im  Jahre  1870  mancherlei  Missständen  in  Bezug 
auf  den  Gebrauch  von  Schiesswaifen ,  übermässiger  Verfolgung  der  Vögel  u.  dgl.  m. 
Sic  umfasst  Schusswafl'en  jeder  Art  (auch  Pistolen),  die  ausserhalb  des  eigenen  Wohn- 
hauses und  Hofes  gebraucht  werden,  mit  gewissen  Ausnahmen.  Jede  betreuende  Per- 
son muss  eine  Jahreslicenz  zu  10  sh.  nehmen.  Steuer-  und  Polizeibeamle  haben  für 
britische  Verhältnisse  ziemlich  weitgehende  Controlbefugnissc  (Gun  License  Act,  1870, 
33  und  34  Vict.  c.  57). 

Ueborsicht  über  den  Steuersatz,  die  Anzahl  und  den  Ertrag  der  gegen- 
wärtig bestehenden  Licenzcn  dieses  Steuergebiets,  für  1885/86,  nach  dem  Bevenue- 
Kcturn  für  1885/86  und  29.  Kep.  of  inl.  rev.  p.  10. 
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Steucrsal/.        Anzahl.         Krtraf^. 
rf.  öh.  d.  rf.  St. 

1.  Wageuftteucr. 

a.  Droschkcii  iMielh-) --  15  -           24,0',»s  Isjlti 

fV.  Alle  audern  Wa^eu. 

4ridrig,im(iow.TODDiijidebtcnä4(>iitii.  2     2  —        110,5(14  2tK5js4 
uit  weniger  als  4  KädiTn,  wlcr  4rHdrig, 

aber  weniger  als  4  Centn,  wiegend    .  -    15  —        .no2,511  22r.>s.s 
b.  VUi  die  Zeit  vom  1.  Uct.  Im  31.  Dec. 

ß.  Droschken  (Mieth-) —     7     «              027  2nh 

>  ^i.  Alle  andern  Wagen. 

4ridrig,  wie  oben 11  —              71  s  751 

andere,  wie  oben —    7    0           1,534  575 

zusammen:  Wagenäteuor 470.1*52  542,380 

1  Bedientensteacr ~  15  —       1S3.231>  137.120 

3.  Wappenstcucr,  nämlich  56,047  76,H40 

a.  Kikr  Wappen  am  Wagen 2     2  —  1<>,1)44         35,5S2 

b.  Anderweit  gebraucht 11—         30,103         41,05'< 

Summt»   1 — 3:   sogen,   dircctc   Luxunstoucrn 

iestablidhmont  liccuses* 710.23S       75ti,450 

4.  IluAdoscener -70       t)15,4!U       313,310 

y  Jagd  schein  Steuer  (license  „to  kill  gam«r*M. 

a.  Fikr  das  ganze  Jahr 3 1 

b.  Für  B  Monate 2 I 

c.  tielegentlich,  fQr  14  Tage  im  Zusammen-  I        ....  ...        ...  ...» 

l^^^        .  .     .  r  1 i        <»l),.iil         1<S,403 

d.  Wildheger  (Orossbritannien).  ganzjährig    .         2 

(Iriand  3,  halbjälirüch  2  Tf.) 

5.  Wild  band  eisteuer 2 3,452  0.1H)4 

7.  Schubswaffen&teuer,  für  jede  Person  —  10  —        173,552         Sfi,770 

Sumuia  1—7 I,soy,307     1,371  >l  3 

Für  1815  wird  der  Ertrag  dieser  Steuern,  von  denen  Nr.  1 — 4  damals  auch  in 
kiaad  galten,  auf  2.7 — 2.8  Mill.  Pf.,  also  auf  etwa  doppelt  mi  IiücIi  als  jetzt,  zu  ver- 
asichlagen  sein,  wovon  fast  die  lUlftc  auf  die  aufgehobiMie  Pierdcstcucr  kam.  l)ur 
Enng  der  anderen  wäre  demnach  annähernd  gleicbgcbliebeu .  hat  sieh  aber  unter 
4ea  dozclncu  (iliederu  veivchoben.  Kinige  Posten  tlor  U(;bersiebt  haben  imnierlüii 
ftvis  (iewerbesteuerartiges,  ähnlich  wie  die  Ubrijuren  Lioinzen. 

Die  Erhobungskosten  dieser  wie  der  übrigen  in  §.  IIb  und  in  §.  153.  15t 
Kadetten  Licenzen  der  Acciscvcrwaltung  niOehten  naeli  der  sehr  groi^sen  Zahl  der 
^äuebeu  Ltcenzen  und  der  kleinen  Durchschnittscinnahuie  t'ur  jede  0^^5/>^()  2,5S2,704 
Lk«B2en  mit  3,5SH,104  Pf.  Ertrag,  also  ca.  1.1  Pf.  St.  p.  Stikk)  nicbt  ganz  unbe- 
^htlicli  sein.  Denn  viel  Vcrwaltungs- ,  Control-,  Vr,rr<(  luiungs- ,  Casäcnarbeit  läuft 
wer.  Aber  eine  spocicllc  Ausscheidung  dieser  Kosten  von  denen  der  Inlands- 
Bäteuening  überhaupt  scheint  nicht  zu  erfolgen  un<l  ist  genau  auch  wohl  kaum  möglich. 

II.  Localstenern. 

S.  oben  §.  76,  auch  §.  107  S.  232.  üebcr  diis  „riiiaiizwcAcn  der  l)ritischen 
Sidb»tv»trwaltiuig"  ist  schon  in  B.  I  (3.  Aufl.")  §.  53  zusammenhängend  gehandelt 
voiden,  wobei  das  Communalsteuersystem  bereits  kurz  characterisirt  wurde.  S.  bes. 
Im  ff.  Eb.  auch  die  bezügliche  Literatur.  Zu  den  dort  genannten  Schriften  ist 
itch  hinzuzufügen:  v.  Ueitzcn stein,  communaics  Tinanzwesen  in  der  2.  Aufl.  des 
Scbteberg^schcn  Uandb.  der  polit  Oekon.  ILI,  508  1!'.,  010  11'.  (in eist,  engl.  Vor- 
vibufigsrecht«  S.  Aofl.  II,  §.  8b.    Aschrott,   das  engl.  Armenwesen,  Leipzig  1SM>. 

Das  britische  Localsteuersystem  (local  taxation)  ist  auch  in  seiner  heutigen  (ic- 
fnkQog  nur  historisch  und  nur  im  Zusammenhang  mit  der  »ganzen  geschichtlichen 
Ltvicklung   und   heutigen  Verfassung  der  Localverwaliung ,   des  localou   „Seif- 
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government''  ?öllig  verständlich.  Darauf  ibt  aber  in  der  Hauptsache  nicht  in  der 
l<Mnauzvissenschaft  und,  sowuit  es  hier  hinein  gehört,  nicht  an  dieser  Stelle  einzugehen. 
Kä  muss  genügen,  auf  die  kurze  Uebersicht  des  Gegenstands  im  1.  Bande  (3.  A.)  §.  53 
zu  verweisen.  Die  Einrichtung  der  Localverwaltung  ist  im  Uebrigeu  hier  als  bekianut 
vorauszusetzen.  Die  grossen  Werke  Gn  eist 's  bieten  alle  erforderliche  Belehrung,  die 
Skizzen  von  Ernst  Meier  in  v.  HoltzendorlTs  liechtsencyclop&die  und  von  Georg 
Meyer  im  Schön berg'schen  Handbuche  geben  gute  knappe  Darstellungen  dieser  LocaJ- 
Verwaltung. 

Hier  ist  bloss  die  Localbosteuerung  ftlr  sich  vom  Standpunct  der  Steuer- 
technik und  Steuervcrwaltung  aus  darzustellen  und  zu  beurtheilen,  im  Rahmen 
der  Aufgaben,  welche  für  die  „specielle  Steuerlehre''  zu  stellen  sind  (o.  §.  1  ff.)  und 
in  diesen  Abschnitten  über  das  coiicrete  Steuerrocht  einzelner  Staaten  zu  lösen  gesucht 
werden. 

Die  Specialliteratur  auch  für  diese  Seite  der  Localbesteuerung  s.  bes.  bei 
Gncist,  namentlich  im  Werke  über  das  brit.  „Selfgovernment*' ;  dann  Ixsi  As  eh- 
ret t,  dessen  umfassendes  Werk  über  englisches  Armenwesen  zugleich  die  neueste 
gründliche  Bearbeitung  dieses  immer  noch  besonders  wichtigen  Theils  der  Locslvor- 
waltuug  ist.  Hauptquellc  für  die  Materialien  sind  die  älteren  und  neueren  Reports 
über  Localsteuern,  Armensteucr  u.  s.  w.  Bes.  der  grosse  vom  Armenamt  (poor  law 
commissioners)  erstattete  Rep.  on  local  taxation,  3  vol.  1843 — 44,  Auszug  daraus  1846 
unter  d.  T.  „the  local  taxes''.  Ferner  der  Rep.  of  Lord*s  Committee  on  the  laws 
rclating  parochial  assessmeots,  1850.  Dann  Rep.  on  kcal  taxation  von  1870. 
Göschen 's,  damals  Präsident  des  Armenamts,  Bericht  an  das  Schatzamt  von  1870 
(bes.  über  das  Anwachsen  der  Localbesteuerung,  mit  dem  —  in  den  Ergebnissen 
nicht  ganz  sicheren  —  Versuch  einer  statistischen  Vergleichung  der  Gesammtbelastung 
des  Real-  und  des  beweglichen  Vermögens,  bez.  Einkommens  durch  die  Staats-  und 
Localbesteuerung;  in  den  Beilagen  auch  mit  —  noch  weniger  zweifellosen  —  Ver- 
gleichen der  Staats-  und  Localbesteuerung  verschiedener  coutinen taler  Länder).  Reiches 
statistisches  Material,  mit  allem  Detail,  in  den  Annual  local  taxation  returns  (benutzt 
für  das  Folgende  wurde  besonders  der  für  1SS3/84):  llauptdaten  auch  im  Statist, 
abstract  (N.  33  für  1871— S5  p.  34,  mit  Rückblickend  Speciell  über  die  Local- 
besteuerung: Gncist,  Selfgovernment»  3.  A.  von  1S71  g.  17—25  (Ck>mmunal- 
steuersystcm,  S.  110—160),  §.  OS,  90  (Steuereinschätzung  und  Erhebung  der  Armen- 
steuer u.  s.  w.);  ders. ,  engl.  Verwaltungsr.  3.  A.  U,  §.  88  (nur  üeberblick).  Gneist 
ist  wohl  zu  unbedingt  Anhänger  des  brit.  Locabteuerprincips  (ausschliessliche  Be- 
steuerung des  sichtbaren,  Ertrag  gebenden  Realbesitzes),  berücksichtigt  die  ernsten 
Bedenken,  welche  dies  Princip  selbst  in  Grossbritannien  liat,  wo  ihm  die  gescMcht- 
liche  Entwicklung  zur  Seite  steht,  und  die  mancherlei  neueren  practlschen  und  theo- 
retischen Angriffe  auf  das  Princip  auch  jonseit  des  Canals  nicht  ausreichend,  und  geht 
wohl  vollends  viel  zu  weit,  dies  in  dortigen  Verhältnissen  selbst  jetzt  noch  relativ  be- 
rechtigte, jedenfalls  erklärliche  Princip  zu  einem  „allgemeinen''  Princip  der  Com- 
munalbesteuerung  zu  erheben,  worin  sich  Gneist  mit  gewissen  freihändlerischou 
Doctrinären  berührt.  S.  darüber  und  dagegen  schon  Fin.  I,  3.  A.  S.  113  und  unten 
§.  161;  ferner  im  Unterschied  zu  dieser  Auffassung  Gneist*s  u.  A.  schon  Bödikor, 
Communalbesteuerung  in  England  und  Wales,  Berlin  1873.  und  auch  Aschrott, 
a.  a.  0.,  in  Abschu.  2,  Cap.  3,  mit  klarer,  übersichtlicher  und  doch  ziemlich  ins  Ein- 
zelne gehender  Darstellung  der  Hauptpnncte  der  Gesetzgebung,  des  Verwaltungsrechts 
und  der  Technik  der  Armenstcuer,  S.  209—232;  dasellist  §.  3  S.  221  die  Kritik  des 
Steuerprincips  der  poor  rate,  die  ich  im  Ergebniss  für  richtig  halte,  mit  der  ich 
aber  im  Einzelnen  nicht  ganz  übereinstimme,  namentlich  bleibt  ein  Haupteinwand  von 
Asch  rott  ganz  unberührt:  die  ungleiche  Quote  der  Ausgabe  f&r  Wohnung  nach  der  Eiu- 
kommenhöhe  (s.  u.). -^  Ucber  das  Veranlagungsverfahren  (Einschätzung)  s.  auch 
(in  eist  und  As  ehre  tt  (a.  a.  0.  S.  227  ff.),  woselbst  weitere  Specialliteratnr.  Die 
Nachschlagebücher  über  die  Functionen  der  Friedensrichter  (so  bes.  das  verbreitetsto 
von  Burn,  justice  of  the  peace,  in  zahlreichen  Auflagen)  geben  das  Genauere;  desgl. 
die  Commentarc  zu  einzelnen  der  wichtigeren  neueren  Gesetze  (s.  Note  in  Asch  rott 
S.  227).  —  Do  well  behandelt  die  Localbesteuerung  nicht  mit,  Vocke  nur  in  aller 
Kürze  (S.  637—642).  Wcrthvoll  von  etwas  älteren  deutschen  Arbeiten  noch:  Kries, 
Gemeindesteuern  in  England,  Tüb.  Ztschr.  1855.  —  S.  auch  Bulletin  1878,  I.  370 
(Erfolg  des  Gesetzes  von  1871),  1881,  I,  425,  18S2  II,  452,  1885  I,  354  (Statistik), 
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1SS2  II.   364  ff.  (HaftiuabgabcD) ,   ISSO  I,  f>HT   i^iioucbtc   Kcformtoiidciizcn .  auch  im 
ParlaoK^Qt,  mit  Statistil  S.  t)72). 

Die    britiiiclio    Comiuunalstcucrg^esrt^cbuag    ist    ni'-ht    •  oJiticirt.     Kino   M(;ii«;i^ 
ältere  und  neuere  Get»ctze  gclteu  nuch  neben  einander«  biriweilen  so,  da^s  nur  rihiselne 
Beütiaunaugen    der  älteren  durch  ein  neueres  üesetz  uligeändert  worden  sind.     Es  ist 
vcdcr  möglich   noch   nothwcudig.  auf  diese   einzehien   (jeset/^e  hier  einzu;;ehen  (Hier 
sie  aach   iiur   hier  si>eciell  anzui'uhreu.     S.  das  Wichtigere  davun  bei  (in eist,   auch. 
Doch   dctaillirtcr,  bei  Aschrott.     Altes   Ilauptgesetz   i'iir  die    Aruiensteuer  vpuur 
rate  ..  dem  geschichtlichen  Ausgangspunct  der  gesauunten  jlirecten)  Localltesteuerung, 
ans  deren  &triigen  aach  andere  Ausgaben  mit  bestritten  oder  nach  deren  lirundsätzen 
—  wenigstens  im  Wesentlichen  —  die  übrigen  Localsteueni  vi-ranlugt  werden,  i^t  das 
berühmte  Gesetz  der  Elisabeth,  4.M  Eliz.  c.  2,  bes.  sect.  1  :l()Ot).     Auf  der  durcli  dies 
^ftittt   g:c^obeuen    Grundlage    beruht  die  Loailbebtcuerung  in  der   Hauptsache   norli 
Kgcnwärtig.     Durch  authentische  lnteri>retation,  durch  die  Judicatur  der  coiniK-tenteii 
ficrichtshöfe  und  durch  spätere  Gesetze  ist  nur  die  rechtliihe  Bedeutung  des  leitenden 
Hauptgrundsatzes  der  Besteuerung  in  jenem  (jesetze  gegen  Zweifel  genauer  testgestellt 
vordun.     Ebenso  haben  dann  spätere  (.ie»etzc  noch  andere  Au&>:aben  auf  den  Ertrag 
ilcr  Armeusteuer  angewiesen   und   für  andere  l.ocalstcueru  dabselb«;  Steuerprincip  wie 
io  der  Armenateuer,  eventuell   mit  Llcinen  Abweichungen.   fe»tgesetzt.     Von  neueren 
>ie:£eUcii  bind  etwa  hervorzuheben:  M  und   1   Vict.  e.  St)  von   lS40  (Zweifel  behebende 
gesetzliche  Begrenzung  des  Stcuerobjccts  der  A^nl<>n^teuer,  Ausschluss  der  Besteuerung 
run  Uaudüls-    und  Gewerbekapital,  Aschrott  S.  21 S);   Union   assessinunt  couimittee 
Act  von  1SG2.  25  und  'iti   Viet.  c.  lO:;   ^Gneist,  Selfgovernm.  S.  5üb,  :}T4,   Asch- 
rott S.  9A)  nebst  Union  asscssment  Act  von  ISsO.  4.M  und   11  Vict.  c.  7  (Asrhrott 
S.  lITi;    Kaling  act  von  1S74,  37  und  3S  Virt.  c.  oSl  (Aschrott  S.  218,  tb.  11«, 
BnlledD  1S7H  I,  '170);  Kegelung  des  Systeuä  des  Compounding  tlie  rates  (Besteuerung 
<l4s  Eigenthümors  an  Stelle  kleiner  occupiers)  durch  Ges.   von  Isdu.  :r2  u.  Xi  Vict. 
c  41  nebbt  mehreren  Nachträgen  (Gnu ist.  Selfgovern.   S.  14H,   577  lt.,  Aschrott 
S.  116,  220  .    Die  Anzahl  alK-r  bezuglichen  (iesotze  ist  gross,  die  Einzelbestiuiniungcn 
find  kaum  tlberäMshbar  and  können  nur  in  ausführlichen  mojrographischen  Bearbeitungen 
dcb  Gegenstands    behandelt   wurden.     Seilest    (in  ei  st 's    umfasbendc    Darstellung    im 
^.•Ifgovcrnmunt"  a.  a.  O.  ei-acht'^ptlt  das  Detail  noch  bei  Weitem  nicht.    Ai>ehrott'^ 
flci^ge  lind  sorgfältige  Arbeit  (450  S.)  zeigt,  welche  Aufgaben  hier  IVir  di-.n  Sprria 
Itjteo  vorliegen.     Allerdings  behandelt  er  den  (iegensland  als  Theil  des  Verwaltungs- 
T-xhu  und    beschränkt  sich  nicht  auf  die   Armensteurr,    sondern   erörtert  das  ge- 
kannte Annenrecht.   Aber  die  Fragen,  welchr  sich  auf  diese  Steuer  beziehen,  hängen 
mit  dem    ganzen   Armen  -  Verwaltungsrecht  eben    doeh   <;nu;e   zusammen,    irerade   ))ei 
hm  ,.Z vecksteuersybteui"  England^.    Doi  den   übrigen  Verwendungszwecken  d>T 
Armenäteaer  und  bei  ilen   !»onstigen   l>ritisehen  T.oealsteuern  wurde  (.*s  sich  gleichfalls 
i;ai  omfabaciide  Aufgaben   für  die   wia?>enschaftliche  monographische  Behandlunu  de.s 
'.T^cD Stands  Landein. 

Möglichste  Beschränkung  der  Darbtelluntr  und  Beurthcilung  ist  dagegen  liiiT 
^iiis'^K  Aufgabe. 

§.  157.  —  1.  iSystcni  und  Grundsälze  der  Localbc- 
Ktcncrang.  Dan  altgcHcliielitlicIic  und  biHbcr  t'cKtgchaltcnc  h>yslciii 
der  britisch -irischen  Local-  oder  (i.  w.  S.)  ('oniinunalhestciierung 
nnd  das  VerhältniHS  zwischen  Staats-  und  C'oinniunall)estcuerun|^ 
beroht  anf  folgCDden  drei  einfachen  Grundsätzen ,  welche  auf  dem 
CoDtincnt  (in  West-  und  Mittolcuropa)  theils  fehlen,  theiis  wenig- 
Kteas  nicht  so  streng  folgerichtig,  zumal  in  früherer  Zeit,  entwickelt 
worden  sind. 

a)  Zunächst  ist  die  Grundlage  der  Lucalbesteuerung  (in  Kirch- 
äpicly  Stadt,  Grafschatlt,  Verband)  von  Alters  her  das  »Staats- 
gcsctZ;   und  zwar  in  Bezug  auf  die  vur;^eschriebcucn  oder 
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zulässigen  Aufgaben  des  betretenden  Comniunalkörpers ,  für 
deren  Ausführung,  bez.  Kostendeckung  allein  Localsteuern  gesetz- 
lich erhoben  werden  dürfen,  also  dem  zu  Besteuernden  gegenüber 
allein  rechtniHssig  sind  (Fin.  1,  3.  A.  §.  51). 

b)  iSodaun  werden  als  Localsteuern  nur  bestimmte  gesetz- 
liche Steuern  für  bestimmte  vorgeschriebene  oder  zulässige 
Zwecke  gestattet  oder  m.  a.  W.  die  Localsteuern  sind  nicht, 
wie  meistens  auf  dem  Gontinent,  wie  ferner  die  St aats steuern  jetzt 
wenigstens  fast  allgemein  —  und  zwar  im  Wesentlichen  auch  in  Gross- 
britannien —  allgemeine  Steuern  für  allgemeine  („etatmässige'O 
Localausgaben  überhaupt,  sondern  für  concret  bestimmte  Spe- 
cialzwecke, daher  „Zw  eck  steuern"  im  Character  des  älteren 
Steuerwesens  des  Feudal-  und  ständischen  Patrimonialstaats  und  zum 
Thcil  noch  dos  absolutistischen  Staat«  des  vorigen  Jahrhunderts,  sowie 
im  Character  des  älteren  (spätmittelalterlichen)  städtischen  Steuer- 
Wesens  (Fin.  1, 3.  A.  S.  111).  Dieser  Grundsatz  bedingt  auch  noch  jetzt 
einige  Eigcnthümlichkeitcn  der  Steuerverwaltung  und  Technik  in 
Bezug  auf  Veranlagung,  Erhebung,  Verrechnung  der  Localsteuern. 
Uebertragungen  zwischen  verschiedenen  Steuern,  ihren  Erträgen 
und  Verwendungszwecken  sind  im  Allgemeinen  unzulässig.  Das 
Gleiche  gilt  von  den  Jahreserträgen  und  Jahreslasten :  jeder  Jahres- 
bedarf ist,  von  der  auch  gesetzlich  geregelten  Zulässigkeit  von 
Anleihen  abgesehen,  durch  Steuern  (bez.  sonstige  ordentliche 
Einnahmen)  desselben  Jahres  zu  decken. 

c)  Ein  dritter  besonders  wichtiger  und  folgenreicher  Grund- 
satz, der  vornehmlich  den  Unterschied  zwischen  der  britischen  und 
der  continentalen  Besteuerung  bildet,  ist  der,  im  Wesentlichen 
ausschliessliche,  Vorbehalt  bestimmter  Steuergat- 
tungen und  der  dazu  gehörigen  Einzels tenern  einerseits 
für  die  Staats-,  anderseits  für  die  Local  beste uerung.  Jener 
sind  die  Zölle  (jetzt  Einfuhrzölle)  und  Ac eisen  nebst  den  Liceuz- 
stcuern,  die  persönlichen  Subjectsteuern  (jetzt  die  Ein- 
kommensteuer), etwaige  allgemeine  Vermögens-  und 
Grundsteuern  (jetzt  die  alte  Landtaxe  und  die  Iläusersteuer),  auch 
die  Verkehrssteuern  in  Stempelform  und  die  Erbschafts- 
steuern vorbehalten.  Daher  fehlen  sowohl  Communalstcuern  in 
Form  von  Zuschlägen  zu  diesen  Staatsstcucrn  als  auch  in  Form 
selbständiger  Localsteuern  derselben  Steuerart  wie  die  St^iats- 
stcueru  (Fin.  I,  3.  A.  §.  51).  Die  eigentliche  Localbesteuerung 
besteht  dagegen  ebenso  ausschliesslich  und  ohne  irgend  eine  Wahl 
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der    Localverwaltangcn    in   einer   e  i  g  o  n  t  h  (i  ni  1  i  c  h  e  n    0  a  1 1  u  n  g 
directer  Steuern,   welche  die  Natur  der  Ertragssteuer  von 
Eigenthnm  und  Nutzungen  und  der  Verbrauchssteuer  (Aufwand- 
Steuer)    von   Genüssen  vereinigt  und  je  nach  den  Steuerolijectcn 
(ländliche  Grundstücke  u.  dgl.  —  Häuser,  besonders  Wohnhäuser), 
sowie  je  nach  den  eintretenden,  bez.  eingetretenen  UcberwUlzungs- 
verhiltnissen  mehr  oder  weniger  oder    selbst    ausschliesslich   die 
WirkoDg  der  einen  oder  anderen  dieser  beiden  Steueni  hat.     Das 
Princip  dieser  Localbesteuerung  ist  von  der  Arniensteuer  (poor  rate) 
auf  die  wichtigsten  übrigen  Localsteuern  übergegangen ,  es  besteht 
in  der  gleicbmässigen  Besteuerung  des  sichtbaren,  Er- 
trag   gebenden    (Real-)    Besitzes    im    Kirchspiel    beim 
Dutzenden    Inhaber   (occupier)   (Gneist).    Die   Höhe   dieser 
Bestenemng    richtet    sich    nach    dem    durch   Jede   Steuer    zu 
deckenden  Jahresbedarf,  daher  nimmt  die' Localsteucr  den 
Cbaraeter    der    Kepartitionsst^uer,    der    durch    eine   jede    zu 
deckende   Bedarf  den  eines  »Steuercontingcnts    <in,  und  der 
Steaerfass  wechselt   nach   der  HjUic  der  eingeschützten 
itenerpflichtigen  Ertrüge  der  Steuerobjecte  und  nach 
der  HQfae  des  zu  repartirenden  Steuercontingcnts. 

Diese  Localsteuern  haben,  wie  alle  Steuern,  insofern  die  Natur 
dnes  subsidiären  Deckungsmittels,  als  sie  erst  eintreten,  wenn 
dir  bestimmte  Zwecke,  für  welche  gesetzlich  solche  Steuern  er- 
hoben werden  dürfen  oder  müssen,  Staatszuachüsse  und  auch 
eigene  Anleihen  der  betreffenden  Selbstverwaltnngsverbände  aus- 
geschlossen sind,  ferner  etwaige  sonstige  ordentliche  Ein- 
Dabmen  derselben  nicht  zur  VcrtUfgung  stehen. 

g.  1.>S.  Solche  andere  ortlvntlichc  Kinnalnnoii  fehlen  auch  der  hritisrh- 
irischen  Localrervaltung  nicht,  manclie  Aiisga])oz\i'iMgr  derselben  werden  dadurch 
nra  oder  grossentlieils  gedeckt.  (,Vgl.  auch  (inoist,  S«dfi;ovornm.  §.  25.)  Aher 
'fiireiitllohe  Steuern  finden  sirh  unter  <lcn selben  fast  gar  nicht.  Dar- 
ilü-r  darf  man  sich  darch  den  Namen  nicht  tauschen  lassen,  wclchrr  selbst  amilich, 
2.  B-  in  don  statistischen  Ausweisen,  mitunter  einem  Th<il  dies(>r  Kinnahmen  gegcbi  ii 
ripj,  indem  eine  (imppe  als  „indirecte  Localsteuern'*  /.usammenü:cras>t  und  diin 
Jirccten,  den  taxes  otler  rates  gegenüber  gestellt  winl  (z.  \\.  in  (ioschcn's  Kc- 
pHTt  von  1S70  p.  8  0.  r»).  Diese  Einnahmen  sind  grossentheils  (lebiihren,  l»rz.  ge- 
bühre nartigc  (iefälle,  freilich  mit  stenerartigen  Elementen,  welch«*  steuerartiu:«^ 
Wiri[on^en  haben  können,  darunter.  Ihr  speciclhr  Name  ist  „folls,  dues  or  duties**, 
iorh  .-fees**.  Eine  andere  (»rnppc»  hat  überwiegend  den  ('haracter  privatwirtJi- 
^chafclicher  ErwerbseinkOnfte,  aber  wiederum  steckt  in  einzelnen  Theilen 
'Javon  manches  GebAhrcnartige. .  I)i<;  «■itrentlichcn  dir-ctcn  Localsteuern  (rates") 
ij^travren  in  England  und  Wales  jetzt  etwa  die  Ilidfte,  in  Schottland  und  Irland,  da- 
b^r  auch  im  ganzen  Sta:itc  etwas  aber  dir  Hälfte  der  silmmtlichen  Zultilsse  an  Ein- 
nahmen oder  Eiof^ängen  (einschliesslich  derjenitren  an  Staatszuseliilssen  und  Anleihen». 
Di>  «rstgrnannten  gebbhrenarti^rn  Abgaben  machten  in  England  und  Wales  Ober  ein 
Fdaft«^! ,    in    S^-liottiand    etwa  ein    Drittel,    in   Irland   ein  Siebentel   bis 
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tj^anzcn  Staate  ungefähr  ein  Fünftel  der  dirocten  Localstcuem  ans.  Daneben  sind  die 
ebenfalls  gebQhrenartigen ,  überwiegend  jedoch  vcrmnthlich  privatvirthschaftlichen 
Einnahmen  aus  Gas-  und  Wasserwegen,  die  Eenten,  Zinsen,  vermischten  Einnahmen 
nicht  unerheblich.  Aber  der  Schwerpnnct,  zumal  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen liegt  doch  in  den  directen  Localsteucrn. 

Statistisches  über  die  Localfinanzen  schon  in  Band  I,  ^.  A.  S.  113.  Die  amt- 
lichen statistischen  Daten  sind  indessen  weder  ganz  yoUst&ndig,  noch  ganz  conect, 
wie  (lies  amtlicherseits  selbst  zugestanden  wird.  So  ist  erst  kurzlich  ein  erhebliclicr 
Fehler  in  den  alteren  Daten  flber  die  Einnahmen  aus  ,,rat6s'\  d.  h.  ans  directen 
Localsteucrn  entdeckt  worden,  indem  sich  fand,  dass  ?or  ]8S2/8d  grosse  Einnahmen 
aus  dem  Verkauf  von  Gas  und  Wasser  Seitens  der  städtischen  Sanitätsbehörden  zu 
den  ratcs  gerechnet  worden  waren.  Dieser  Fehler  ist  jetzt  soweit  als  möglich  auch 
f\\T  frühere  Jahre  zurück  wenigstens  far  England  und  Wa^es  berichtigt  worden;  für 
Scliottland  und  Irland  scheint  es  nicht  gegangen  zu  sein.  (Stat.  abstr.  No.  33,  p.  35, 
3S  Note."»    Die  Hauptposten  der  Einnahmen  sind  in  1000  Pf.  St.  (eb.). 

England  und  Wales  Schottland 

1S67/68     1879/80     1883/84  1867/68  1879/80  1883/84 

Dirccte  Stcnem  (ratcs).     .     .1     «p^ba     f22.493      25.6301     .  ^..f.      « ««o       qoio 

Aus  Gas-  und  Wasserwerken  ./     ^^'^^^    \  3.201         5.383/     ^'^^^       ^.622      3.312 

„Indirecte  Abgaben"      .    .     .        4,350        4.574        4.95S         500       1.060 r.032 

Znsammen 20.7S0      30.268  35.971  2.000  3.682  4.344 

Renten  und  Zinsen    ...     .1  10-4/      764  1.495\  .-^  /    253  215 

Verkauf  von  Eigenthum     .     ./  ^^'^*     J      536  686|  *^"  \     41  — 

Vermischtes L833        4.986  2.343  100  417  377 

Zns.eigcneu.  meist  ord.Einn.      23.9(57"     36.554      40.495      2.650      4.393      4.936 

Staatszuschilssc 957         2.734         3.507  200  556  617 

Anleihen __5.517 13.718 7.157 250       1.122       1.718 

Summa 30.441       53.007       51.160       3.00Ö    "  6.071       7.271 

Die  schottischen  Daten  z.  Th.  Schätzungen.  In  Irland  waren  1S83/S4  die 
Localstcuem  (rates)  2,937,000,  die  indirecten  Abgaben  434,000,  die  ganzen  Eingänge 
4,290,000  Pf.  St. 

Einen  völlig  genOgenden  Aufschlass  über  alle  einzelnen  Einnahmezweige  und 
Posten,  aus  denen  sich  die  gebflhrenartigen  „indirecten  Abgaben"  und  die  anderen 
(rrup]>en  der  ordentlichen  Einnahmen  zasammensetzen ,  geben  auch  die  Reports  und 
Keturns  nicht.  Aber  dass  es  sich  bei  den  „indirecten  Abgaben''  fast  durchaus  um 
(iebuhren  n.  dgl.  handelt,  wo  die  Abgabe  wesentlich  den  Oharacter  eines  Entgelts 
für  eine  Leistung,  bez.  eines  Beitrags  zur  Kostendeckung  der  letzteren  hat,  er- 
sieht sich  mit  Sicherheit  aus  den  einzelnen  Zweigen.  Nor  kann  dabei  nach  der  Höhe 
des  Abgabesatzes  und  nach  den  Umständen,  unter  denen  die  Abgabe  erhoben  wird, 
die  „Gebühr"  allerdings  leicht  in  eine  .,indirecte  Verbrauchssteuer**  übergehen,  wie 
z.  B.  auch  bei  den  Einnahmen  von  Gas-  und  Wasserwerken,  städtischen  Pferdebahnen 
(tramways)  u.  dgl.  m. 

Wichtigere  Zweige  der  „indirecten  Abgaben"  sind  z.  B.  nach  dem  Ausweis  für 
1S6S  (Göschen 's  Bericht  S.  3)  in  England,  in  1000  Pf.  St. 

Marktgelder 30 

Brücken  und  Fähren      ....       110 

Häfen 1.260 

Chausseegelder 970 

Ix>otscn-  und  Louchtfeuergelder  .       610 

City-Kohlen-  und  Weinabgabe    .       235 

Znsammen 3.215 

neben  „rates 16.600 


Summa 19.815 

Nur  die  kleine  alte  londoner  Kohlen-  und  Weinabgabe,  die  allein  zu  stehen 
scheint,  hat  voll  den  Charactcr  einer  Verbrauchssteuer.  Neuere  vollständigere  Daten 
geben  übrigens  erheblich  höhere  Zahlen,  z.  B.  für  die  Marktgelder  (so  allein  in  den 
Borough  urban  sanitary  accounts  fUr  1S83/S4  318,000  Pf.  St.,  returns  part  III,  p.  XHI). 
Ein   Hauptposten  sind  die  Hafengelder  und  die  übrigen,  mit  der  Schifffahrt 
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icnhftngenden ,  die  in  eiDi-  grosse  Menge  Spcci«iIabu:A))en  zerfallen,  im  (ianzcri 
recht  erklecklich  sind  und  schon  dadurch  wohl  etwas  mit  den  Charactcr  Ton  Steuern , 
■icht  aar  toh  GebQhren  haben.  In  einer  franzüs.  Arbeit  werden  diese  Localabpraben 
der  englischen  Hftfen  allein  um  1877  auf  ca.  150  Mill.  Fr.  oder  6  Mill.  Pf.  St., 
fir  die  10  Hanpthafenorte  incl.  I^uchtthurmabgaben  auf  120.70  Mill.  Fr.  oder  cn. 
3  3fill.  Pf.  St.  feran^chlagt  (BuU.  1882  II,  868).  Unter  den  ausserdem  in  den  I^cal- 
fiuiu-Tabelleii  rieh  findenden  zahlreichen  Posten  fallen  die  Einnahmen  aus  (ias- 
oad  \k'a8serwerken  durch  ihre  Hohe  auf.  Diese  und  andere  Posten  (Pfenlebahnon, 
Schlarhtli&aeer,  Bäder,  Waschhäuser  u.  v.  a.  m.)  zeigen,  dass  auch  in  England,  wie 
wMt  d^B  Contioent,  immer  mehr  Einnahmen  der  Communon  und  Communalverbünde 
aas  modernen  ^emeinwirthschaftlichen  Anätalti>n  und  Unternehmungen'*  der 
9flentlirben  KOipcr  herrühren,  was  natürlich  entsprechend  Steuern  unnOthig  maclif. 
Denn  ganz  oder  groesentheils  werden  so  die  Kasten  dieser  „gemeinnützigen''  Einricli- 
niDgen  gedeckt  oder  selbst  UeberschQsse  darüber  hinaus  erzielt:  ein  Belc^  fUr  die 
Richtigkeit  der  Gnindauflassung  dieses  Works  (s.  Ein.  I.  84.  $.  27).  Aurh  S<-hul- 
^elder  bilden  eine  locale  Einnahme  in  den  Ausweisen. 

§.  159.  —  2.  Die  Ansführnng  des  Localstenerprin- 
cips  in  GesetzgebaDg  und  Verwaltung  hat  sich  in  allem  Wesent- 
Kehen  an  diejenige  des  Armenstenerrechts  angeknüpft:  in  Bezug 
inf  die  Stenersnbjecte,  die  »Steuerobjecte^  das  Steuer- 
Tcrtheilnngsprineip  oder  den  Steuerfuss,  das  Vcran- 
lagnngs-  oder  Einschsitznngs-  und  Erhcbnngsverfahren. 

a)  Steuersubject  ist  der  „oceupier"  des  Steucrobjects, 
d.  h.  der  letzteres  nutzende  Inhaber,  daher  derjenige  Eigen- 
tbflmer  von  Steaerobjecten ,  welcher  dieselben  sell)st  nutzt  (der 
ttibstwirtbschaftende  Grundeigenthünicr,  eigenbewohnende  Haus- 
eigentbUmer  n.  s.  w.),  sowie  der  Pächter,  Micthcr,  Nicsshrauchcr 
n.  ».  w. 

Gneist,  Vcrwaltungsreclit  ü.  (»53,  Selfgovern.  §.  24,  S.  14t),  Aschrott  S.  21»i. 
Eine  alte  Aasnahme  von  dieser  Beschränkung  der  Steucrsnbjecte  bei  der  eigentlirhen 
ArmcDStcoer  bildet  die  persönliche  Besteuerung  des  Pfarrers  und  Virars,  welche 
Bach  einer  seltsamen  Auslegung  des  Armeniresetzi'S  von  1(»01  von  der  (ofTenlhir  ur- 
i^ranglich  beabsichtigten)  Besteuerung  aller  „Einwoliner"',  auch  der  Nicht-ocrupiers 
rr«  Realit&ten,  allein  dauernd  practisch  geworden  ist.  Kine  neuere  allgrmHne  Aus- 
lahme  ist  aas  steuertechnischen  Gründen  eingetreten,  indem  bei  «cewissnn  kleineren, 
wif  kürzere  Zeit  vermietheten  oder  verpachteten  Ornndstucken  (8 — 20  Pf.  St  K'enti*. 
Terschie4cn  nach  Orten"!  der  Eigen thUm er.  nicht  der  Inhaber  der  Steuerpflichtiir«* 
iiL  Zahlt  der  subsidi&r  verpflichtete  Inhaber  in  gewissen  F&llen,  so  hat  er  das  Recht, 
dk-  St«faer  dem  EigenthUmer  bei  der  Zinszahlung  abzuziehen:  so  dass  also  hier  die 
^t'^ner  als  Ertrags  Steuer  des  Ei<]rcnthUmers  gedacht  ist.  Practisrh  ist  dies 
SMT'^n.  System  des  «.Compounding  the  rates''  jetzt  sehr  ausgedehnt.  Gneist, 
vifgov^ru.  S.   MO  ff.,  578,  Aschrott  S.  lin,  220. 

b)  Steaerobject  ist  nach  der  eigenthUmlichen  Auslegung, 
welche  die  mehrdeutigen  Bestimmungen  hierüber  im  Gesetz  von 
IGOl  für  die  Armensteuer  durch  die  Praxis,  Judicatur  und  schliess- 
lich auch  endgiltig  durch  die  Gesetzgebung  gefunden  haben,  nur 
der  „sichtbare  nutzbare  Kealbesitz  in  der  Gemeinde'' 
(visible  profitable  property  situatcd  locally  within  the  parish): 
d.  h.    der  (Rein-)    Ertrag  von  Länderelen,    Häusern,  Zehnten, 
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Kohlenbergwerken  und  verkäariichem  (nutzbarem)  Niederwald 
(saleable  underwoods),  nach  dem  Wortlaut  das  Gesetzes  von  1601 
und  nunmehr  auch  von  anderen  Bergwerken,  Waldungen  (Hoch- 
wald) und  Jagdrechten  (Rating  act  von  1874).  Bewegliches 
Vermögen,  bez.  sein  Ertrag  und  sonstige  Einkünfte,  mit 
Ausnahme  der  Pfründe  des  Pfarrers  und  Vicars  bei  der  Armen- 
steuer, sind  dagegen  nicht  Steuerobject  der  Localbestenernng,  wie 
in  Entscheidung  alter  Streitfragen  ein  (provisorisches,  aber  wieder- 
holt erneuertes)  Gesetz  von  1840  endgiltig  festgesetzt  hat. 

(jnoist,  Verwaltungsrecht  11,  652,  Selfgovornm.  S.  143 ff.  Asclirott  S.  10, 
110,  210  tf.  Dio  folgcnreicbü  Beschränkung  der  objectivcn  Steuerpflicht  auf  das  „un- 
bowcgliclie  YermOgen''  in  dcofi  genannten  Umfang  ist  in  der  Tbaf  wohl,  „auf  die 
Tendenz  der  englischen  Judicatur,  die  gesetzliche  Verpflichtung  zur  Steuerzahlung  in 
möglichst  engem  Sinne  zu  intorprctiren''  (Aschrott,  S.  217)  zurückzuführen, 
Zweifeln  ilber  den  Sinn  des  gesetzlichen  Wortlauts  gegenüber,  (iewfss  ein  Princip, 
durch  das  eine  starke  Sicherung  der  Individualinteressen  des  Steuerpflichtigen  ver- 
bürgt, aber  wobei  dio  Gesetze  auch  ungemein  formalistisch  und  hier,  wie  öfter, 
schwerlich  nach  der  eigentlichen  Absicht  des  (lesetzgebers,  ausgelegt  werden.  Das 
(jesetz  V.  1840  trat  ein,  als  die  Judicatur  sich  der  Ausdehnung  der  Localstouerpflicht 
auf  „stock  in  trade'',  sichtbares,  in  der  parish  angelegtes  Handels-  und  Gei^erbe- 
kapital,  geneigt  zu  zeigen  schien  (Gneist,  Seifgov.  S.  145  Note  1).  Eine  andere 
l>ago  ist  die  von  Gneist  angenommeno  unbedingte  Zweckmässigkeit  einer  solchen 
neschränkung  der  objectiven  Communakteuorpflicht.  S.  u.  §.  161.  Auch  die  frühere 
Beschränkung  der  Stcuerpflicht  auf  Kohlenbergwerke  und  Niederwald  war  schwer- 
lich in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  gelegen,  der  wohl  nur  exempliflcirte.  Ueber 
dio  practische  Bedeutung  der  durcli  Ges.  v.  1S74  eingetretenen  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  s.  Bull.  1 878,  I,  370  fl'.  In  England  und  Wales  wurde  ein  Ertrag  von 
1,433,000  Pf.  St.  (Wald  298,000,  Bergwerke  655,000,  Jagdrechte  485,000)  in  Folge 
dieses  Gesetzes  steuerpflichtig,  etwa  1 V4  %  der  bisher  schon  versteuerten  Gesammt- 
i*.rträge.  Frei  von  der  Steuer  sind  nach  dem  Verwendungszwecke  gewisse  Gebäude, 
wie  gottesdienstliche,  öffentlichen  Verwaltungszwecken  dienende  nnd  einige  andere, 
au  deren  Befreiung,  bez.  neuerliche  Besteuerung  sich  wieder  eine  formalistische 
spitzfindige  Judicatur  und  casuistischc  Gesetzgebung  angeknüpft  hat  (Gneist,  Seif- 
governm.  S.  145,  Aschrott  S.  219). 

c)  Der  ohne  specielle  ßestimmang  des  Gesetzes  durch  die  Praxis 
von  Jahrhunderten  eingebürgerte  und  auch  kaum  bestrittene  Grund- 
satz der  Vertheilung  der  Steuerlast  auf  die  steuerpflichtigen 
»Subjecte  ist,  dass  die  erforderlichen  Steuerbeträge  (der  Armensteucr 
wie  der  übrigen  nach  ihrem  Muster  veranlagten  Localsteucrn) 
gleichniUssig  nach  der  Höhe  der  ermittelten  Reinerträge 
aufgebracht  werden,  oder  m.  a.  W.,  dass  der  Stenerfuss  ein  pro- 
portionaler ist,  also  die  gleiche  Quote  vom  Ertrag,  ohne 
Rücksicht  auf  dessen  Quelle  oder  dessen  Höhe,  bei  dem  einzelnen 
Steuerobject  und  Subject:  „a  fair  and  equal  pound  rate".  Der 
Stenerfuss  wird  daher  in  der  üblichen  Weise,  z.  B.  ganz  wie  hei 
der  Einkommensteuer,  in  „sb.  und  d.  vom  Pf.  St.''  jährlich  fest- 
gestellt. 
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Gn^ist,    Si'lfiforemin.    S.    i;t:>,   .ViT,   Aschrutt    S.   22s.      Ein    Grs.   v.   IMti 

(LM  Georg  Iir.  i:.  12    s,  1!»)  brainiit   iKmi   irwälintcii  0Mjrli>*'lH'ii  Ausdruck.     Im   (lo<. 

r.  IftOl  Srf^^^.  1    ist  schon  von   ilor  Aun)rin<^unjc  »Icr  Mitt«'l  fiir  ili».«  Annonversorjrnn;? 

.^-t-onliiig   to  th«-  ability  of  tlic  p.1ri^h''   die   Ucdo.   worin  man  allen falK  aber  dorJi 

fi'.i^bt  sicher,  d«^n  <irandsatz  der  Sti?u«TV«rthcMlunn:  nadi  d«T  I-fistuugsf';iliiü:k<'it"  di-r  Kin- 

7':lAeii  anerkannt  fmdi-n  k<lnnt(^.  was  dann,  in  d<^r  üblichen  Anslcsruiiir  dicsps  Prini-ips 

\\n.  II.  §.  -ItTtr..  S.  .'iS-l)   auf  dt.Mi   ])rik{)urtionaIon  Stiniorfuss   Iiinaudkami'.  —   Ein«.- 

Prir^russtou  dts  Struorfussi's  narh  dor  IIr»h«*  des  KrtrafTs.  Im^z.  Einkomnn'ns  könntr 

^IrenllicU   penulfi   l)ci   einer  ArmonstrUtT  nah«  lieiriMi.    Ab«T  rs   set/tc  fr«*ilirh  ein«' 

VrrvaiMlIaiig  dieser  und  der  U)tri<r('n   Lo<'aUt<'ncrn  aus   oinor  Stounr,  die  wes«>ntlirli 

'i-n   rharartiT  eini.T  Objertsteuor   bat.    in   Hni*,   di»'  Ertrage   Keim   l?ozir»ber  sum- 

Kir'iide  Snbjectsti-uer  voraus.    Soweit  di<' brit.  Localbostcuerun*;  als  Ertragssti-urr 

Tirkt.  ist  sio  Be&tcuerang  des  fundirtcn  Einkomnu^ns.   aber  eben  mit  lieäiiirünkunj^ 

acf  iIas  a  n  h  •.•  w  o g li r  h c  Vcrmrigon. 

§.  ir»0.  —  d)  Die  Veranlagung  der  Loealstciicrn,  insbc- 
siindere  der  Armensteacr  erfolgt  kirchs|)iel\vci8e  durch  die  betref- 
fenden Beamten,  namentlich  die  Arnienaiifseher,  wobei  jetzt,  nneh 
dem  Gesetz  von  lh(ß2,  eine  Einschätzungsconnnission  im  Armen- 
verband (Union),  welche  sich  aus  den  nach  bestimmten  Normen 
Tom  Collegium  der  Kreisannenräthe  (boards  of  guardian)  Krwählten 
msaninicngesetzt,  die  Oberaufsicht  hat,  Directiven  gicbt  und  unter 
rmstiindcn  auch  andere  Personen  für  die  P^inschätzung  an  Stelle 
der  Amicnaufseher  ernennen  kann. 

Di«:  Armenaufschcr  und  die   ihnen  Jetzt  immer  mebr  bei  (b;r  Vitranlagun;^  zur 

Seite  st'.'ht^iideTi,  vom  Gesetze  g^c^tatteten.  Anfseber-  und  Einnehmer- Assistrnt<Mi,  wi>b-be 

'.••^>Idrt«;    f«^t«  Dcrnfslieamte  sind,   hab«Mi  Listen   diT  Srenersnbjrcte   und  der  Stoui-r 

•■'•yrte   /u    entwerfen,  den   durch   die  Steuer   zu   deekenden    Beilari".   re^•elnlä^»si^:    im 

W-riDS   fi^r   ilas   kommende   Jahr,   daher  j.ibrliob    fi^st/ustttiii-n.   den   stfUeriiflichtipMi 

Errag  in    vorgeschri ebener   Wei.>e   zu   ermittchi,  indem  sie   zunächsi  den  Ivolnrtrau-, 

«ItTif,  diu    Abzugsbetrajie,    darauf    den   Ifeinertrag  l'ur  jedes  nbjiMt  l»ereehnen,    \n'/.. 

*  tit/on ,    auä    dem  V»-rhiiltni>s   des  zu  deckenden  Ib-darfs  un<l   der   zu  besteuernden 

&.Miiertnigssiimme    den    Vertbcilungsse.bliissel   oder  Steuerfuss    zu  u'-ewinnen  und  bier- 

joch  di:n   Beitrag  jedis  cinzohien  Steuer>ul)jec.ts  dor  Leeulsteuer  zu  erinittebi.     (ie^en- 

■J'T  der    ilcingemass  entworfenen   Einseh  ätz  ung'«li>te.    hat  jetzt  in    einem   lUupttbeil 

:Ji-IandM    die    Union -Einsf^hät/untiseummission   gewisse   Cnntrol-,  A!»änderunu:s-,    Er- 

Lift/UNs:srorhte.     Auch  kann    ein  Aufseher  wh-r   ein   Steui^rpHicJitiger   Iteehimatiuncn 

^•scn   die   EiiJS'"hätzang  Anderer  fxler   eines  anden.'n    KinlispieU   derselbirn    Armen- 

d:i'iijri  tk^i  dit^ser  Commissiun  erheben,  was  wi-gen  der  neuirrlicbcri  Trngung  der  Arnnwi- 

!.uirn    durch    ilie    Union   als   (ianzes.   ^t-itt   dureh   das  Kiri^lispiel   wiebtig  si'in    kann. 

biriu    wird    diu    Liste   festgestellt    und   mit  v<-rl)indlieher   Kraft    lur   .-db*.  Dctheiligten, 

jü-h  die  Anfseh«'r  veröllcntlieht.     IJeeLimation  en   d-r  Sti;uerpJlieliti«:eii  ja    ei-rener 

>vh':  erfolgen  au  fricf]en<»richterlic.he  Iiezirk>si:ssionen  und  aneli,  wie  fennM-  Ueiufun'; 

»■-_«ii  die  Entschciduni^cn  ilieser  Frietb'nsrichter,  an  die  (^iiartaKitznngen  der  I'riedens- 

r>bii.T.     Rechtliche   Prineipienfragen  grhen  eventuell   von    hi<.'r  zur  Entseb<Mdung  an 

•;-;i  hiVhsd'ii  Gerichtshof.     Die  Erhebung:  diT  Steuer  st«'bt  auch  den  Auf^^ebern  zu. 

•rfiil^t  A)t*'T  jetzt  ebenfalls  meistens  durch  eigene  nerufsbeamte,  gewölinlieli  in  «juartal- 

rJ.-n.     S.  Näheres   ftber  alle  diese   Punete.  und   anilere   verwandte  (z.  1».   Everutiun) 

r-i  Gn.-ist,  Selfjirovi^nim.  §.  «.»S  S.  .jt».')  IL,  aiieh  S-  ',)9,  und  Aschrott  S.  227-  2;{2. 

Der  finanziell  wichtigste  Punct  bctritVt  die  Kein  ertrag« - 
ermittln ng.  Es  ist  sehr  bemerkenswerth,  dass  diese  im  Princip 
jahrlich  nnd  ohne  umfassende  (irundkataster,  wenn  auch  Jetzt 
m'ini  mit  Hilfe  von  festen  Flurbüchern  für  ländliche  Grundstücke, 
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und  natürlich  im  Wesentlichen  nach  den  Daten  der  bisherigen  Ver- 
anlagung erfolgt.  Das  hat,  besonders  früher,  leicht  dazu  geführt, 
ähnlich  wie  bei  älteren  continentalen  Grundsteuern  und  Vcrm(5gens- 
stenern,  ()fters  alte  Einschätzungen  lange  Zeit  fast  unverändert  zu 
lassen,  wodurch  natürlich,  selbst  wenn  diese  ursprünglich  richtig 
gewesen,  allmählich  grosse  Ungleichmässigkeitcn  zwischen  einzelnen 
Steuerpflichtigen  und  von  Kirchspiel  zu  Kirchspiel  entstanden,  häufig 
in  der  Absicht,  da  man  es  für  Union,  'Grafschaft  und  ähnliche  Ver- 
bände mit  der  Aufbringung  von  Steuercontingenten  in  einer  Gemein- 
schaft zu  thun  hat,  die  Kirchspielsquote  niedrig  zu  hnlten.  Daher 
hat  auch  hier  die  Gesetzgebung  Erneuerungen  und  richtigere  Aus- 
führungen (so  durch  besoldete  Taxatoren)  crmnglichen  müssen 
(1836,  1862).  Immerhin  erfolgen,  wenn  auch  die  Einschätzung 
jährlich  stattfindet,  die  Erneuerungen  der  Grundlagen  dieser  Ein- 
schätzung doch  thatsächlich  nicht  allgemein  so  häufig,  nur  dass  das 
Recht  dazu  vorhanden  ist.  Und  das  bleibt  ein  Vorzug  vor  den 
continentalen  Grundsleuern.  Eine  grosse  Erleichterung  des 
Veranlagungsverfahrens  liegt  sonst  in  Grossbritannien  natürlich  bei 
ländlichen  Grundstücken  in  der  weiten  Verbreitung  der 
Zeitpacht,  welche  die  Gewinnung  der  Ertragsdaten  fast  ebenso 
einfach  macht  wie  bei  städtischen  vermietheten  Gebäuden.  Bei 
vorherrschendem  Selbstbetrieb  nnd  vollends  bei  bäuerlicher 
Wirthschaft  würde  das  britische  Localsteuersystem  wenigstens  auf 
dem  Lande  schon  wegen  der  steuertechnischen  Schwierigkeiten  der 
Veranlagung  kaum  haltbar  sein.  Jedenfalls  würde  die  Veranlagung 
auf  dem  Lande  bei  ländlichen  Grundstücken  die  Einrichtung  eines 
umfassenden  Grundertragskatasters  unter  solchen  Verhältnissen  auch 
auf  den  britischen  Inseln  bedingen. 

An  steue^rtechnischen  und  principiellen  Schwierig-, 
keiten  der  Veranlagung  der  Localsteuern  und  bezüglichen  Streit- 
fragen fehlt  es  auch  jetzt  schon  nicht.  Sie  betrefTen  besonders  den 
Begriff  und  die  diesem  Begriff'  folgerichtig  entsprechende  und 
gleichmässige  practische  Ermittlung  des  steuerpflichtigen 
Ertrags,  sodann  die  Anwendung  des  Princips  der  Ertragsbe- 
steuerung auf  specifische  Realitätenarteu,  wie  Bergwerke, 
Eisenbahnen,  Canäle,  Wasserwerke  u.  a.  dgl.  m. 

(S.  (larlllxT  Cincist,  SclfgOFcrnm.  S.  147  ff..  Aschrott  S.  22Sfr.)  In  der 
Praxis  und  in  der  JadicAtur  hat  sich  die  Ansicht  ausgebildet  und  ist  dann  von  neueren 
(jesetzcn  gebilligt  wordon,  da.ss  der  .,steucrpflichti|j:e  Reinertrag'*  (ratcable  value) 
des  zur  Aruionstcuer,  bez.  zu  den  I.ocnlstourrn  zu  veranlagenden  Steuerobjcrts  in  der- 
jenigen durchschniUlichen  Tacht-  oder  Miethnjnte  bi^tche,  zu  welcher  man  das  Objcct 
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i<iniiicbt'ii'k.  HaQd)  ublirlnT  Weis«;  wirklich  vtTpai-litc  imIci-  \i  riiiictli''  odiT  vi'rjiacliti'.ii 

od^r   i'-rmi':theii   köiiia*,  ah/u^licli  der  Abgalit-ii  uihI  S(imiitii,  W(.'Icb>'  auf  <ii<'äcr  Kr- 

rn;>rTUt'j    xu  Laätcu   <lcs  Pachten»  uiiü  Micthors,   hv/..  ^•'Il>^tiui(/x'iicl>'ii  Ki<:rnthuiiicn», 

Js  der    b(cUt*q)flichü;:iMi    Pcisoitcii,   riwa   riihi'n    i/.  U.  I.;ui(lta\<\    IIaiis:»t<?U'T;,  >owi«'- 

^j/iiclich    der    muthinasslichoii    Kcpunttur-,    ViTsichcniiiir:)-    und    si»iibti;;i!ii    Kosfcn, 

T'.kh*.-    zur  £rha[(iiiig  dus  Mhjui.b  in  soiiii.'iii,   diu  iMühcriiic.  Kciiti.-  Quhmdrn  /u&taiid 

•hlrch^•-hDittlich   aut/.iivriidvii  sind.     Sn  wird  das  rrinr;ii>  auch  ic-äct/iich  auaf^i'driickt 

iü  ti  uml  7   Will.  IV,  c.  ?Mi  s.  1  ((iii«i>t,  Srlfgovcruin.  S.   I  |s.   Aschrotr  S.  22!»). 

Kur  diti  Erinittlun;;   der  „rohen   Uontu**   •s:ri»<>s  c>timat>:'l  rmtal    wird  *">  hi<>rnai-h 

ki  iJcDi    iruWuhiilii-hcii   (Wohn-)  llausi>c.siu  und  ländlichen,  d.  h.  lujidwirth^rhai't- 

li-.h  lurjiUtztL'ii  (irundatucLen   geradu   in  hritiM-hen  Vcrhü]tni>s<  n  ni<-ht  h'ifht  an  L''t'nii'* 

c^itdi-ii    Anhaltspunct'-n   in   UDächwer  fcbtzubt>'lleiid«.-n   wirklich   ^'rzahlt'-n    Miuth-   und 

l'ichtr>.-iiruji  odi.T  in  danach  ätattfindondcn   isioinliih  ^i^h<■^'•n  Andchlägcn  f'hhn.     Di" 

staatliche  Ilaoädtcucr,  die  Kiiikouiiiicustcücr,  Ahth.  A.  uml  II.  K'hcn  vic.Hach  gehniuchN' 

i-it'To    Aiihaltaiiujicte.    uhrij^ons  auüh   wi:(:h.-:clw«:ihc,   zur   Krmittlun:;   der  roh'Ui  und 

:rdli*. h    luehr  noch  der  reinen    Kente.     Mehr  Schwierii^keiten    uiacht   auch   bei 

Jivj-.ji    ;;<;  wohnlichen    i>t'Miorobjccten    die    1  es  tse  t/un;:    der    xVb/UKf>p»»tcn. 

aiuii   'i'T    auf  Schätzunjfen  beruhendi-n.   wie  der  K'-paratur-  und  In-Stand-lIalhing.-i- 

kftät'-n.     Hierl>ei  etfolgi'n  wohl  nicibt.    .ihnlich  wii-  b^-i  cüntini-ntalen  <irund.steuern  für 

•b.  ,.i*roductionäko»teu*'     und    lx;i   höh'ien   IlaUdäteueni ,  schcmatitch   in    bestiniintcn 

ijiurt':ii,  classcnweibe  nach  (jattungen  \un  Objecten,  Ab/U^e  (Mt  mit  !:eaetzlii-heni  Maxi* 

c'iib    in    London'.     Naturlich    kommt    hier  Alles    auf   di^    Art    der   Aii>f'uhrung   an. 

U'iile  Vt-Tächiedcnheiteii   der  Praxis   wi:rden   alier   durch   da:>  ^ci:cnseitii;c  lnt<TüdSo 

I      'M  kirchs]deJe,  sich  wegen  Ifepartition  cine.s   Steuerc(tniin^:cnts  richtig    bfateucrt  zu 

I      vlfju,    wölil    eini^ermasbcn    i:i    Schranken    •rehalti'ii    uml   dunh   die   wü('häcl6eiti;;>;n 

Ü>  clam.itionsrecht**  <ler  Kirchspi«:I-Auräeher  aubt^eglichen. 

Erheblich  s>chwierii;;er  ist  diu  Ermittlung  de^t  ät<-ucr|dlichtigen  Keinerrrai;»  bei 
i<f)j^<:ten,  die  äelbbt  be  wirthbchaftet  werden  und  einen  Analoüieschlubs  von  anderen 
pAcbt-  lind  Miethrent''n  nicht  wohl  zula.^ben.  So  IM-Minden»  bei  den  sprossen  mo- 
•J-.:ii'ii  (Privat-) rntr.^ruchinungen  des  Verkehrsw)seii.<>  und  ähidichcn  i.Kisenbahnen. 
tiiulen ,  (ias  u.  Wa^b«;rwerken  u.  a.  ii\.),  die  uberiiau]tt  belti>n  oder  nie  vrp.tchtot 
•^J  Qiid  bei  l  liternchmun'ren,  —  zu  drn«:ji  die  vurgenanntiMi  nbrii^en-*  mit  gehören  — , 
l  :  veL.hcii  der  K'einertra;;:  der  li<alitiit  (irund-Ntuck.  delt.Midi-  nur  ria<  h  willkubr- 
■i  hvu  Fictioneh  von  iiemjeni;;en  deä  boubtii^en  (lapitai^  getrennt  w<Tdcn  kann,  /.  H. 
'•.:  labrikf^n,  Bergwerken.  Vollends  bei  «»olchen  rnlern«hmungt'n.  welch«-,  hich.  wie 
Kotiibahncn.  (banale,  über  viele  Kirch>piele,  Annen-  und  and'Te  N'-riiande  und  <ii'at'- 
»•  haften  aosdchnen  und  doch  wirthschafilich  und  r'-chtlich  ein  einheitliches  Kr- 
'.i.'rohj«:it  bilden ,  Werden  «liese  Schwierigki-iten  bei  der  Eiubchät/un;»  eines  Theil- 
Etra^ä  in  den  ein/eljien  (Jomniun<-n  u.  .-.  w.  ohne  Willkuhr  kaum  lObbar.  Etwa-^ 
A.-buli-  b'S'  Z'^igt  bich  in  der  contincntalen  (vummunalbcsteucrung  di-r  Ki^i'nbahnen 
.:■- •;i:;cntli«.'li  principwiilriir ,  nur  eine  (,'oii.-e«|iii'nz  di.-a  lalsclpm  Privat  l»ahnbystem.i 
...1  der  die.><:Ui  gemabsen  iSehandlung  der  B.ihnen  aU  P^werbbunternehmunizcn,  :>tatt 
^-  b*;ini  Stäataliahnsy>t';m  als  «)irentli<-hcr  Anstalten,  i.^t  und  mit  dem  Siege  di<.-,es 
^vaitiTid  So  gut  wird  fallen  milssen ,  wie  eine  (lummunallicsteuermig  der  Po^^t  fehlt. 
b;  britiv-hc  Praxis  h.it  sich  hier  wieder  durch  ihre.  Casuistik  zu  helfen  ^^isuchi, 
i-.r  an  Str<:itfällen  für  die  Judicatur  fehlt  es  <labei  niclit.  In  manchen  l'allcn  i-^t 
'-jk-«htel<lin^'^^  auf  dem  Wege  des  gesetzlichen  Einschä(zun^s\erfahrens  nicht  zum 
^i!  zu  kouinien.  (/harai'teristisch  dafür  i>t.  <]ass  zwischen  Eisen liahnen  und  Kirch- 
-'.'•i'.vn  tlic  Localstcuer  «ifiers  v-rtragsm. issig  ijere^rclt  wird.  (Vgl.  (inei->l, 
vlfir^.v.  S.  111  Note,  Aschrott,  S.  22',»  Nffe.,  (Jenaueres  in  den  v«mi  beiden  citiiten 
*".il'a  roh  Kurn's  just,  of  pi;ace>. 

Der  btcuerpflichtigo  Keinertrajr  des  Stcueiubjects  (ratealde.  rental).  wi-Icher 

«!  I  fei'hJiysslicL  den  Vertheilungbmas>-<tab  für  da--  Steuercontingent  biMot,  ist  so  doch- 

-'.'iiih    wie    bei    uubcren   continentalcn   Krtrau's-    un«l    Kcal-  'drund-.    Ilaus-';  Steuern 

■■?  ..Kaiabtralrcinertrau"    —  nur    ein   dem    wirklicjien   (auih    Durchschnitts-» 

i  .i-.nr.TL'^   sich   annähe rnder.    und   zwar   reirclmässiir   nicht   unerh'-blich   hinter 

!:i— Ibcii.  wie  auch  hinter  dem  für  die  Einkommensteuer  eingeschätzten  noch  zu  ruck - 

.  ib>Mid«jr.     In   welchem  Maasse,   das   Uisst  sich   natürlich    nicht  allgemein  sicher 

:t5-;ü.     Bei    dor    Berechnung'   des  Stcuorfusscs   au?   d'in   \'orhiUtniss   zwischen   dem 
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steuerpflichtigen   Ertrage  und  dem  Betrage  der  Arincnstener  oder  aller  Localsteuera 
iät  nur  nicht  zu  übersehen,   dass  dieser  Fuss,  ähnlich,  wenn  auch  nicht  in  gleichem'  \ 
(iradc  wie  bei  den  maisten,   zumal  schon  etwas  älteren  coiitincntalen  (irundstcuero, 
nominell  zu  hoch  erscheint,  dass  also  die  wirkliche  Stcuerbclastung  be-  -^ 
deutend    massiger   ist.      Gegenüber   unseren   rechtlich    oder    thatsächlich    mehr   oder  | 
weniger  stabilen  continentalcn  Kealsteuern,  besonders  der  Grundsteuer,  haben  die  bri- 
tischen Localsteuern   in  der  wenigstens  principiell  jährlichen  neuen  Einschätzung  '^ 
indessen   einen  Vorzug,   weil  eine  Garantie  dafür,  dass  die  Einschätzungen  einiger-  | 
masseu    den   wirklichen  Bewegungen   des   Keincrtrags   sich   anpassen.    Ein   weiterer  . 
Vorzug  liegt  in  dem  Kepartitionscharacter  der  britischen  Localsteuern,  namentlich  ^ 
bei  Steuercontingenten ,  welche  sich  nach  dem  Bedarf  ändern  und  von  verschiedenen  * 
Einschätzungsbezirken  derselben  Steuergemoinschaft  (so  von  den  Kirchspielen  für  die 
Union)  aufzubringen  sind,  was  el>en  ein  gegenseitiges  Gontroliutercsso  bedingt.  ^ 

Für  die  allgemeine   principielle  Beurtheiluiig  des  britischen  Localsteuersystems    ;| 
(§.  161)  kommen  diese  Mängel  und  Vorzüge  der  Veranlagung  natürlich  auch  mit  in 
Betracht. 

Das  Vcrhältniss   des  rohen   zum   steuerpflichtigen  Ertrag   des  der    :l 
Armensteuer  (für  Armen-  wie  für  sonstige  Zwecke)  unterworfenen  Koalbesitzos  sowie    . 
die  Höhe  dieser  Steuer  und   danach   dos  Steuorfusses  ist  aus  der  amtlichen  Statistik 
der  Local  taxation  returns  und  des  Stat.  abstract  zu  ersehen.    Für  England  und  Wales     3 
allein  war  es  (Stat.  abstr.  No.  33,  p.  80,  Loc.  tax.  ret.  für  1883/84,  part  I,  9,  II)  in 
Mill.  Pf.  St. 

(jeschätzter      Kein-    K<'inertrag  Armen-    Danach  Gcsammt-  Davon 

Kohertrag.      ertrag.     7n  vom     Steuer      Steuer-    ausgäbe,      für     f.  andere 

Kohertrag.     etc.       fuss  "/o-  Arme.    Zwecke. 

1S71        126.47         107.40        84.9         12.12         11.3         12.09         7.89         4.21 
1S85        172.65         145.53         84.3         15.55         10.7         15.65         8.41         7.24 

Würde  man  die  sämmtlichon  übrigen  dirccten  Localsteuern  (ratos)  auf  diesen 
nämlichen  steuerpflichtigen  Keinertrag,  übrigens  nicht  ganz  correct,  mit  vertheilen, 
d.  h.  ausser  der  Armensteuer  weitere  ca.  10  Mill.  Pf.  St.  in  1885,  so  stiege  der 
Steuerfuss  auf  ca.  17.6  "/o  nominell.  Göschen  (Hep.  p.  17)  berechnet  unter  Mit- 
benutzung der  älteren,  freilich  unzuverlässigeren  Schätzungen  den  Steuerfuss  (d.  h.  die 
Belastung  des  steuerpflichtigen  Ertrags)  per  Pf.  St.  auf: 

für  Armen-  für  alle 

Versorgung  allein  Katen 

sh.    d.  sh.    d. 


1803 

•^     4V. 

4     57, 

1813—15 

2    4'/, 

3     174 

1817 

3  IOV4 

1827 

2     5V4 

3     8 

1841 

1     HV4 

2     7 

1«^68 

1     6 

3     4 

Also  eine  trotz  der  absoluten  Stouervcrmehrung  relative  Verminderung  der  Last, 
zumal  fiir  die  eigentliche  Armenversorgung.  Die  beiden  Beträge  für  1868  sind  bez. 
7.5  und  16.67  7o»  welche  letztere  ZilFer  seitdem  bis  1885  doch  auch  nach  obigem 
ungefähren  Anschlag  nur  um  ca.  1  7o  gestiegen  wäre.  Bemerkenswerth  ist  da^ 
relative  Sinken  der  eigentlichen  Armenlast  und  das  enorme  Steigen  der  sonstigen, 
durch  Steuern  zu  deckenden  Locallasten;  letzteres  dieselbe  Erscheinung  wie  auf  dem 
Continente.  Das  Vcrhältniss  des  localsteuerpflichtigen  Koinertrags  zu  dem  für  die 
Einkommensteuer  veraiüagten  Keinertrag  des  Grundbesitzes  wurde  um  1860  auf  70  :  100 
veranschlagt,  wonach  sich  jener  nominelle  Steuerfuss  von  16— 18  7o  schon  auf 
ca.  11 — 13  Vo  verminderte,  in  Wirklichkeit  wohl  noch  erheblich  mehr  (Göschen 's 
Kep.  p.  15).  —  Für  eine  Menge  weitere  Puncto  interessantes  statistisches  Material  in 
dem  genannten  Keport  und  in  den  Kcturns;  auch  in  Gneis t 's  Selfgovemm.  (aus  dem 
Journ.  of  tlie  stat.  soc.  B.  32)  weitere  statistische  Daten  (S.  154  IT.,  über  d.  com- 
pounding  system  S.  579). 
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§.  161.  —  3.  Die  Bonrthcilaug  des  hrititscbcii  Local- 
etenersysteais  wird  verHcliicdcnc  Pnnctc  zu  aiitcnjcheidcu  haben, 
die  bier  aber  nicht  alle  berücksichtigt  werden  soilen  und  überhaupt 
Dicht  alle  einer  Erörterung  in  einem  Finanzwerk  unterzogen  werden 
kuDOCD,  bo  z.  B.  die  wichtige  Beziehung  dc8  StcuerHyHtenis  zum 
britiHcbcn  SSelfgovcrnnient  nichf.  In  Betracht  kämen  hier  etwa 
folgende  Panctc :  a)  das  Verhältniss  derLocal-  zur  Staats- 
besteacrang  und  die  Stellung  der  crsteren  als  Glied  der  Ge- 
sa mmtb  es  tcuerung  des  Vereinigten  Königreichs;  b)  das  Ver- 
haltniss  der  Localbesteuernng  zu  den  Verwaltungszwecken 
ihrer  Erträge;  c)  die  principielle  steuerpolitische  Beur- 
theiluDg  der  Localbesteuernng,  namentlich  ihres  Ilauptgrundsatzes, 
als  Steucrgattung,  und  zwar  überhaupt  an  und  für  sich,  als 
Comniunalsteuer,  und  nach  beiden  Puncten  als  britische 
Steuer;  d)  die  steuertechnische  Beurtheilung  desgleichen  nach 
diesen  Richtungen. 

Anch  diese  Seiten  der  Localbtcurrfragc  wiird'Mi  in  ''Imt  irrÖS2>enMi  nionogra- 
fhi»chen,  wenn  aach  auf  das  finanzwisscnhchaftlickf.  Moment  sich  boschräniiendcn 
Behandlung  des  (icgcnstands  za  eingehenden  umfangreichen  Erörterungen  Anlass  gehen 
Qad  nur  in  solchen  erschöpfend  behandelt  werden  iiAnnen.  Die  meistens  mehr  Fcr- 
valtnngsrcchtliche  Literatur  des  Gegenstands  hat  diese  Seiten  wohl  berührt 
iffecist,  jüngst  Aschrott\  aber  df>m  Standpunct  und  den  Zielen  der  Autoron  gemäss 
ue  weder  eingehend  genug,  noch  gerade  für  den  Hnanz wissenschaftlichen  Standpunct 
i-rlhg  befriedigend  erörtert,  geschwi'in^e  erledigt.  Nicht  «Miimal  für  England,  noch 
veDisrer  für  die  allgemeine  (^ommuiialstcuerfra;:»,  in  welrlicr  das  eigeufhümlirho  bri- 
"ische  System  <rine  besondere  Kollu  in  Discussioncn  und  Vorschlägen  de  h'.sa  ferenda 
:  iyifdi  bat,  —  in  Dculschland  nam'^ntlich  auf  <incist's  Autorität  hin  und  auch 
Dich  den  Anregungen  der  „Deutschen  Krcihandclsschule'  als  der  Vertreterin  des 
PriiK-ijA»  der  Besteuerung  „nach  dem  Interesse**  oder  „nach  Leistung  und  (iegen- 
listaug'*  (Fin.  H,  §.  421  i!'.),  was  man  im  britischen  Loc^ilsteuoi'systcm  passend  durch- 
C'f'ihrt  fand.  Soweit  auch  dieses  Stuck  briti^^cher  nest<'.u<Tung  als  „Vorbild"  hat 
b'rbaileu  sollen,  wird  es  indessen  nach  der  Systematik  dieses  Werks  erst  im  späteren 
•y&tvmaüscheii  Theil  der  „speciellen  Steurri^hrc"  zu  prüfen  sein.  Die  folgende  Kritik 
i-eschriüLt  bich  auf  einige  Bemerkungen  zur  Beurtlurilung  des  Systems  als  (ilied  der 
britischen  Besteuerung,  wulxä  es  sich  nur  um  die  Anwendung  dieser  Steucrart  auf 
3f-eci fisch  britische  Verhältuissc  handelt.  Nur  nebenbei  kann  ein  Blick  auf  die 
..rortiUd liehe*'  Bedeutung  der  britischen  Localbcbteuerung  für  andere  Länder,  ähnlich 
vi'.:  bei  der  Zollreform  >.§.  IIH,  geworfen  werden.  Die  hcrvor^^ehobenon  einzelnen 
Püiiirtc  einer  fiuanzwissenschaftlichen  Hetriichtung  stehen  unter  sich  natürlich  wieder 
la  <Dg«n  Zusammenbang.  Einiges  zu  einer  bezüglichen  Kritik,  besonders  dos  vierten 
pNnrta,  der  stcuertcchnischen  Seite  der  Frage  ist  auch  schon  im  vorigen  Paragraphen 
^i  der  ..Vcraidaguug"  bemerkt  worden. 

Der  Historiker,  Politiker  und  Vcrwallungsrechtsvertretcr  wird 
die  britische  Localbesteuerung  zunächst  als  Prodnct  der  ge- 
schicbtlichcn  Entwicklung  und  speciell  der  Selbstver- 
waltung auflassen,  sie  so  zu  verstehen  suchen  und  nach  den 
{.gegebenen  Verhältnissen  wenigstens  bedingt  rechtfertigen.  Allein 
damit  ist  die  Aufgabe  der  finanzwissenschaftlichon  Kritik 


358  6.  B.  2.  K.  Steuerrecht.    1.  II.-A.    1.  A.    England.    §.  1.61. 

nicht  erledigt.  Es  gilt  für  diese,  nun  auch  das  entwickelte  Local- 
steuersystem  nach  den  vorhin  genannten  Seiten  auf  seine  Prin- 
cipicn,  seine  technische  Beschaffenheit,  seine  Function  und  Wir- 
kungen zu  prüfen.  Hier  werden  sich  Vorzüge  und  Mängel  finden, 
aus  deren  Vergleichung  schliesslich  der  Werth  des  Systems  für 
Grossbritannien,  die  Richtung  der  etwa  erforderlichen  Reform  und 
auch  die  Bedeutung  des  Systems  als  Vorbild  für  andere  Länder 
sich  ergeben  wird.  Wenn  irgend  wo,  so  sind  freilich  auch  bei 
der  iinanzwissenschaftlichen  Kritik  eines  solchen  practischen,  eben 
als  geschichtliches  Product  aufzufassenden  Gebiets  absolute  Urtheile 
zu  vermeiden. 

a)  In  ihrem  VerhUltniss  zur  Staatsbesteuerung  be- 
trachtet hat  die  britische  Localbesteueiung  einige  steuertech- 
nische Vorzüge,  auch  verglichen  mit  den  analogen  Verhält- 
nissen auf  dem  Continent.  Auch  bildet  sie  principiell  steuer- 
politisch aufgefasst,  im  Ganzen  eine  passende  Ergänzung  der 
ersteren,  indem  sie,  soweit  sie  als  Ertrags  Steuer  auf  den  Grund- 
cigenthümer  oder  auf  den  langjährigen  Bodenmiether  (wie  in  städti- 
schen Verhältnissen)  —  auf  beide  direct  oder  durch  Ucbcr- 
Avälzung  —  fällt,  der  ungenügend  entwickelten  staatlichen 
Realbesteuerung  gegenüber  eine  Ausgleichung  bewirkt.  Nicht 
minder  ergänzt  sie  als  directe  Besteuerung  das  wesentlich  aus 
indirectcn  Verbrauchssteuern  bestehende  Staatssteuersystem, 
freilich  mit  der  Einschränkung,  dass  sie  in  städtischen  Ver- 
hältnissen, soweit  nicht  endgiltige  Tragung  durch  den  oder  Ueber- 
wälzung  auf  den  Grund-  und  Hanseigenthümer  eintritt,  als  Woh- 
nungssteuer ähnliche  Wirkungen  wie  eine  Verbrauchssteuer  sogar 
auf  nothwendige  Lebensbedürfnisse  hat. 

Collisioncn,  wie  sie  bei  dem  Zasclila^syätem  für  Communaläteucni  oder  auch 
bei  gleichartigen  Staats-  und  Commanalsteiiern  nebeiieinauder  unvenncidlich  sind, 
kommen  unmittelbar  bei  dem  verschiedenen  technischen  Charactor  der  betreffenden 
Besteuerungen  in  Grossbritannien  nicht  vor:  ein  Vortheil  für  beide,  wie  sich  u.  A. 
ergiebt,  wenn  mau  unsere  continentalon  staatlichen  Einkommen-,  Personal-  und  £rtra^^s> 
steuern  mit  ihrer  Belastung  durch  Zuschläge  für  Gemeinden  und  Verbände  oder  das 
Nebeneinanderstehen  besonderer;  aber  gleicher  Gommunal-  und  Staatssteuern  dieser 
Art  mit  den  britischen  Verhältnissen  vergleicht. 

Mittelbar  haben  freilich  beide  Besteuerungen  doch,  auch  in  Grossbritannien 
gemeinsame  Beziehungen,  was  bei  der  Entwicklung  gegenseitige  KUcksichtnalimen  be- 
dingt, weil  beide,  —  die  Localsteuer  wenigstens,  soweit  sie  als  Ertragsteuer  wirkt,  daher 
namentlich  für  ländliche  Grundstücke  —  wenn  auch  in  verschiedener  Form,  doch 
dasselbe  Steuorobjcct  belasten:  das  Kealvcrmögeu,  welches  in  der  Staats-Grund- 
steuer (Landtaxe),  Haussteuer,  in  Abth.  A  und  B  der  Einkommensteuer  (theil weise 
auch  in  D).  dann  weiter  in  gewissen  Stempeln  und  mittelst  der  Erbschaf u>steueru 
besteuert  wird.  Indessen  sind  gerade  die  ah  RealvermOgenssteuor  wirkenden  Theile 
der  britischen  Staatsbesteuernng  verkümmert,  wie  die  Landtazc,  weniger  ausgebildet, 
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wie  die  Hausstcucr,  die  Erbscliaftsätcucr  für  IiiiiuübiliarvcriiM^^oii,  aurli  <lic  St>>uiiKl 
fu  Rechts»gcsc hafte  in  Bezog  darauf.  Daher  wirkt  die  Localbe^teutruii;;  hier  steiirr- 
{«ütiäch  und  titeucrtechuisch  uieht  ungreeiguet  als  Erj^ün/.uit;;  der  (iebauiintbe.steueruii^^ 
nach  dieber  Kichtuog. 

Die  Denerliche  starke  Ertrajpivermehrun*^  der  Localstruern,  weleln-  wenijrer  <I(T 
Armeurersori^ng,  als  den  übrigen,  auf  die  Armcnstcuer  und  auf  iJie  nach  ^leiehcui  l'rinri]) 
ibd  Modos  eingerichteten  Locabteacm  angewiesenen  Localausgaben  zuzuschreib'Mi  i^t, 
droht  ailerdiogs  nach  dem  einseitigen  Prineip  der  Local)M;btcU(;runj^  zu  einer  l'eber- 
hirduD?  wenigstens  des  ländlichen  Keaibosit/es  zu  fuhren,  da  auf  dicken 
i&e  Locaibteoer  leichter  uberwülzt  werden  wird.  (iefahnMi  dieser  Art  werden  in 
England  uicht  mehr  verkannt,  wie  auch  die  beliebten  vergleichenden  Iiereclwiuii;;:cii 
4cr  ganzen  Steuerbelastang  der  beiden  ;^rosscn  Verniüüens-  und  Ertrairsgattungcn, 
des  immobilen  und  mobilen,  ergeben  (vgl.  (löschen 's  Report,  freilich  mit  m.  K.  recht 
zweifelhaften  Ergebnissen). 

Fasst  man  die  Localsteuorn  kurzweg  als  directe  auf  und  nimmt  man  an,   was 

allcrdiogs  nor  bedingt  zulä:>sig  ist,  dass  dieselben  als  eine  nur  nach  einem  besonderen 

liruadhatz   veranlagte  Ertrags-   und  Ein  komm  ensteurr  fungiren  —  Jenes  mehr  in 

liodhchen.  dieses  mehr  in  städtischen  A'crhidtnisscn  — ,  so   wurde  das  Vorhältnivs 

zrischeu    dirccten   und   indirecten  Steuern   in  der  (iesammtbeäteucrun:^  des  Ver- 

daigtcn    Königreichs  stark  zu  Gunsten  der  ersteren   verschoben   werden:    zu   den  ca. 

25  MiU.   Pf.  St.    directer   Staatssteuern    um    1SS5    {p.  o.    S.  2*U}    wunlen    dann 

C2. '4\   voder  31.4  V)  MiU.  Pf.  St.  directer  Localbteuern  treten  (.eine  Schiitzungu- 

zifler,  weil  für  Schottland  und  Irland  die  irrthumlich  bei  den  ,.rates''  mit  eingt^sefzten 

Eianahmcn    aus  Gas-  und  Wasserwerken  nicht  genau  ausgeschieden  werden  können. 

s.  0.  S.  550).    So  stiege  die  (ieaammtt)estcucrung  des  Staats  und  der  Localverwallun'^en 

TöD  ca.    75  auf  ca.  lOö  Mill.  Pf.  St.  (ohne   einen   Zuschlag   fiir   „in directe    Local- 

itenem",  da  diese  nach  den  früheren  — S.  .'MO  —  fast  durchaus  Gebühren  üindi,  die 

directe  Besteuerung  von  25  auf  56  Mill.  Pf.  St.  und  die  Quote  der  directcn  Steuern 

TOD  33.4  "/o  l>eim  Staate  allein  auf  ca.  51.9  "/^  in  der  (icsammtbestcuerung:  also  mehr 

„direcie"   als   iudirccte  Verbrauchs-,   Verkehrs-   und  Erl)schaftssteuern 

ZQsammeu  !  Bei  der  schwierig  zu  beurtheilenden  und  jedenfalls  mannigfach  ungleichen, 

)>Csoudcr^   nach   städtischen    und   ländlichen  Verhältnissen  verschiedenen  Wirkun«;  der 

Lo>:2L]stcaem  (wie  anderseits  auch  bei  «ler  ebenfalls  schwierig  festzustellenden  Wirkuiiy; 

dirr  staatlichen  Haussteuern  und  Liconzen)  kann   man  freilich  auf  ein  sulclies  liluss<v> 

Kechnungserjrebniss   nicht  allein  ticwicht  legen.     Aber  so  viel  Idcibt  d(Mh  iniUMM- 

von   dcins«dben   filr  die  allgemeine  Characteristik  der   britischen  Hesteucrun;;-    richtig, 

ilass    mit    Inbegriff  der   Localsteuern    die    directe    ncsteuerunu    einen 

fcchr    erheblichen  Th eil   der  (iesammt  beste uerunj;-    ausmacht    und  zwar 

ircgenwärtig  einen   grösseren  als  im  IS.  Jahrhundert  und  in  der  französischen 

Kriegszeit,  da  seit  die:>er  die  i  n  d  i  r e  c  t  c  V  e  r  b  r  a  u  c  h  s  b  e  s  t  e  n  e  r  u  n  g  absolut  sehr 

w»;uig,  die  directe  Staats-  und  Localbcsteucrunj?  >anunt  den  Erbschaft?>- 

stcurrn    absolut    sehr   erheblich   zugenommen   haben   is.  o.  S.  234».     Das   bei 

uns   oft  gerühmte  starke   „Vorwiegen   der  Verbrauchsbesteuerunir"   in  (irosbbrifannien 

beruht   daher  auf  unrichtigen  Annahmen.     Nach   der  Verthcilung   der  Verwaliungs- 

thütigkcitcn  zwischen  Staat  und  Localkörpcrn  gerade  in  (irossl»ritannien  im  Unterschied 

■|i>ni   C^ontinent   verdienen   diese  That^achcn    noch    b«;sondere   IJeachtung:    d<'r('ivil- 

viT  wallungsauf  wand    wird   eben  wesentlich  «lurch  directe  Besteuerung  gedeckt. 

Ea  fragt  sich  nur,  ob  durch  passende  directe  Steuern,  gera<le  was  diese  Verw«'ndunu,b- 

zvc<:ke  anlangt.     Dos  fuhrt  auf  den  zweiten  hier  zu  betrachtenden  Punct  mit  hin. 

§.  162.  —  b)  Das  Vcrhältniss  der  Lücalhcslcucrung  zu  den 
Verwendungszwecken  ihrer  Erträge  ergiebt  sich  aus  dem 
„übertragenen"  und  „eigenen"  Wirkungskreise  der  britischen 
Selbstvcrwaltungskörper. 

(Kill.  I,  3.  A.  §.  -ir»,  bii.)  Danach  winl  auch  jetzt  noch  in  j;:rös&erem  Maassc 
Vieles  von  dem,  was  auf  dem  Continente  unmittelbar  vom  Staate  und  mit  Staats- 
liättelu,  also  auch  fnit  Staatsstcuern  auf  dem  (jebiete  der  ,.Cultur-  und  Wohl- 
fahrtsfördcrung",    daher   der    Civil  Verwaltung   ausgeführt   wird,   durch    die 
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Selbst verwaltun^Ti^kÖrpcr  and  aaf  deren  Kosten  besorgt.  Die  Ausgaben  der  bri« 
tischen  Local Verwaltung  betreflTen  daher  auch  gegenwartig  in  grösserem  Maasse 
als  auf  dem  Continciit  Zwecke,  welche  wir  dem  Staate  zu  vindicircn  pflegen,  neben 
rein  localcn  Zwecken.  Durch  veruiührte  unmittelbare  Thätigkeit  und  Aufwand  des 
britischen  Staats  auf  dem  (iebiet  der  Civilverwaltung  und  durch  das  System  der  Staats* 
Zuschüsse  fiir  Localausgaben ,  besonders  solche,  welche  mehr  im  staatlichen  als  im 
communalen  Interesse  oder  doch  mit  im  ersteren  zu  liegen  scbeiuon,  hat  sich  zwar  in 
diesem  Jahrhundert,  zumal  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  grössere  Annäherung  bri- 
tischer an  contincntalc  Ycrhültnissc  rollzogen,  aber  bedeutende  Unterschiede  bestehen 
immer  noch. 

Vgl.  schon  die  Daten  in  V'm.  I,  3.  A.  §.  53.  S.  114,  für  1873/74.  Neuere  sind 
die  folgenden  (Stat.  abstr.  No.  33,  p.  34,  37),  in  1000  Pf.  St.  für  18H7/b8  u.  1883/S4. 

England  u.  Wales            Ganzer  Staat 
1867/68  18S3/84       1867/68     1SS3/84 
Durch  Verbände  u.  Kirchspiele  für  Armen- 
versorgung      7,498  M50|                         [10,440 

l'ür    andere    Parochialausgaben    aus  >        0,884      < 

poor  rate «50  l,0t)lj                        |   1,167 

Aus  Anleihen  dafür S20  508             04S              54« 

Durch  Schulbchördeu —  4,530            —             5,736 

Durch  städtische  und  Municipalautori- 
täten  für  Polizei,   Sanitätswesen 

und  andere  öffentliche  Werke     .  13,026  27,765         14,424        31,376 

Durch  ländliche  Sanitätsautoritäten  .  —  511  4  649 
Durch  (irafschaftsautoritätcn  f.  Polizei, 

Irrenwesen 2,319  2,855] 

Durch    Landstrassen-    und    Strassen-  l        i?  oor  «  oti 

behönlen 1,400  2,080  [        ^'^^^          ''»'"^^ 

Durch  Chaussee behörden 1,059  102j 

Kür  Brücken  und  Fähren 136  8             136                 8 

l'Ur  Entwässerung.   Deichbau  u.  s.  w.  205  469             251             511 

Durch  Hafen  behörden 2,072  3,359          2,582          4,911 

Durch  Lootscn behörden 332  417             361             469 

Aus  Leuchtfeuergeldern  (Handelsmarine- 
fonds)    270  352             428              529 

Durch  Begräbnissbehörden 209  495             216             509 

Aus  Kirchen-  und  geistlichen  Steuern     .     .  306  1 1             358               78 

Durch  andere  Autoritäten   .    .    .     .__^    . 142 83  211 1S6 

SümmeT~3Ö,'455         52,958        ^^XÄÄ        64,087 

Einnahmen  (s.  o.  S.  350)  zusammen   .     .     .30,441  51,160  36,496  62,721 

wovon  Anleihen 5,517  7,157  6,001  9,224 

Staatszuschüsso 957  3,507  1,235  4,239 

Eigene  (meist  ord.)  Einnahmen     23,967  40,496  29,257  49,258 

wovon  directe  Localsteuern  c.  14,400  25,630  c.  17,900  c  31,400 

Hier  bind  offenbar  mehrfach  auch  Veränderungen  in  den  statistischen  Aufnahmen 
und  (jruppirungcn,  dann  wohl  namentlich  Vervollständigungen  der  Daten  eingetreten, 
so  dass  die  Erhöhungen  und  Verschiebungen  der  einzelnen  Posten  und  die  Zunahme 
der  Summen  der  Wirklichkeit  nicht  genau  cntsi^rechen.  Die  Kirchensteuer  ist 
aufgehoben  worden. 

Eh  ist  hiernach  besonders  der  Localaufwand  für  Armen-, 
Schill-,  Sanitätswesen,  Sicherheitspolizei,  Verkehrs- 
wesen (Strassen,  Brücken,  Häfen,  Wasserbau  a.  s.  w.), 
welcher  neben  dem  allgemeinen  Verwaltungsanfwand  in  den  Aus- 
gabeetats der  Localverwaltungen  steht.  Ob  und  was  man  von  dem 
Aufwand    für   die   aufgezählten    Thätigkeiten    dorn   Staate    als 
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solchem  oder  den  localen  Verbänden  und  Gemeinden 
richliger  Weise  znwälzt,  lüsst  nicli  nicht  endgiltig  principiell  ent- 
scheiden (Fin.  1,  3.  A.  §.  13;  4(5  fl'.).  Genug,  dass  im  Vereinigten 
KoDigreich  auch  jetzt  noch  mehr  davon  als  auf  dern  Contineute 
den  SelbstverwaltnngHkörpern  zugeschoben  ist,  wenn  es  sich  dal)ei 
aoch  sicher  oft  um  mehr  oder  ebenso  sehr  staatliehe  als  loeale 
ADgelegcnhcitcn  und  Interessen  handelt. 

Um  so  bedenklicher  erscheint  es  dann  allerdings,  auch 
Dach  dieser  Seite  betrachtet,  diesen  grossen  und  steigenden  Ge- 
»mmtanfwand  für  ein  solches  staatlich -loealcs  Mischgebiet  von 
Verwaltungsausgaben,  soweit  er  Überhaupt  durch  Steuern  bestrilten 
wird,  ganz  durch  Eine  Steuerart  und  zumal  durch  die  geschicht- 
licb  tibcrkommene  Armensteucrt'orm,  wesentlich  die  Beitrags- 
gniudlage  für  alle  Localsteuern ,  aufzubringen.  Denn  wie  auch 
ifliuicr  diese  Steuerform  wirken  mag:  eine  einseitige,  daher 
ODglcichmässige  Belastung  gewissen  Besitzes,  bez.  Ertrags 
ODd  Einkommens  tindet  sicherlich  dabei  statt.  Das  widerspricht 
aber  den  gesammten  und  noch  speciell  einigen  der  hauptsächlichen 
Verwendungszwecke  der  Localstcuern ,  wie  besonders  denen  ftir 
Araicn-,  Sanitäts-,  Schul-,  theilweise  auch  selbst  ftir  Verkehrswesen. 
)fan  kann  and  darf  solche  im  Wesentlichen  allgemeine,  in 
ihrem  Nntzeffect  uuuuterschicdlich  allen  Personen  und  allem 
Besitz  zn  gute  kommende  Ausgaben  nicht  so  ausschliesslich  durch 
Eine  and  gar  eine  solche  Steuer  decken  (Fin.  II,  §.  424,  S.  347). 
Es  lässt  sich  annehmen,  wofUr  auch  immer  mehr  Symptome  und 
Uazntriedeuheitstendenzen  sprechen,  dass  vollends  mit  der  Weiter- 
entwicklnng  der  Localverwaltungsthätigkciten  und  des  Aufwands 
dafür,  wie  etwa  in  den  letzten  20  Jahren,  dies  einseitige  Local- 
steaersystem  anhaltbar,  weil  unerträglich  ungleichmäsüsig 
belastend  werden  wird.  Diese  Annahme  findet  ihre  Bestätigung 
und   weitere  Begründung  in  der  Erörterung  des  folgenden  Puncts. 

g.  163.  —  c)  Die  britische  Localbcstcuerung  ist  nach  ihrem, 
der  Arniensteuer  entnommenen  Hanptgruudsatz  eine  Steuergat- 
tung, welche  gewiss  gerade  in  der  Local-  oder  Communal- 
bestencrung  principiell  berechtigt  und  zweckmässig  er- 
scheint, aber  nur  in  bestimmter  Beschränkung,  daher  nur 
in  ihrer  Anwendung  auf  bestimmte  Verwendungszwecke 
oder  Ausgaben,  bez.  auf  Quoten  der  letzteren  und  nur  in 
Verbindung  mit  anderen  geeigneten  Localstcuern.  Das  folgt 
sowohl  ans  den  niathmasslichen  Wirkungen  der  Ausgaben, 
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welche  mit  den  Localsteueni  bestritten  werden,  als  auch  aus  den 
nuUhinassliclicn ,  unter  verschiedenen  Verhältnissen  selbst  wieder 
verschiedenen  Wirkungen  der  britisclien  Localstcucrn  nach 
dem  Musler  der  Armenstener  selbst. 

Soweit  diese  Steuern  direct  oder  durch  Ueberwälzuug 
als  Ertragssteuer  vom  Grund-  und  Hauseigenthiimer  —  hierhin 
unter  den  cigenthümlichcn  britischen  Grundeigcuthumsverhältnisscn 
auch  Derjenige  gerechnet,  welcher  unter  laugjähriger  Bodenpacht 
auf  IVemdem  Boden  Häuser  baut,  sowie  der  langjährige  Häuser- 
micther  —  wirklich  getragen  werden,  sind  sie  nur  zur  Be- 
streitung solcher  öffentlicher  localcr  „Sonderausgaben'*  gerecht- 
fertigt, deren  Verwendung  wirklich  schliesslich  als  Renten erhöhung 
dem  Grundbesitz  zu  gute  kommt.  Bei  anderen  „Sonderausgaben" 
und  bei  allgemeinen  Ausgaben  —  des  Staats  wie  der  Gemeinde 
—  trifVt  dies  nicht  zu.  Werden  diese,  wie  in  Grossbritannien, 
gleichwohl  damit,  und  sogar  damit  ausschliesslich,  gedeckt,  so  tritt 
eine  unbillige  Verletzung  der  Gleichmässigkcit  ein.  Das 
ist  aber  hier,  d.  h.  bei  einer  Wirkung  der  Localsteuer  als  Ertrags- 
steucr,  um  so  bedenklicher,  da  eine  Ausgleichung  dieser  Ueber- 
lastung  durch  Fort-  oder  Klickwälzung  der  Steuer  in  diesem  Falle 
wenig  wahrscheinlich  ist  und  jedenfalls  keine  Bürgschaft  für  ge- 
nügend gleichmässige  endgiltige  Vertheilung  der  Steuerkraft  bietet. 

Ich  wjjiiilc  Ilicr  die  Tcriiiiiiologio  und  B6wcisführuiig  aus  der  „Allgemeinen 
Sl<  uerlehre'\  l»es.  Fin.  II,  §.  423,  424,  S.  ,S45  ü".  an.  S.  auch  meine  „Commuual- 
hteuerfran^e''.     Ucbcr  Ueberwälüung  b.  Fin.  II,  §.  «82—31)5,  S.  250  ü". 

Nun  kam  aber  die  britische  Localsteuer  nach  ihrem  eigenthüm- 
lichen  Bcsteuerungsprincip  und  nach  dessen  eigenthündicher  tech- 
nischer Durchführung  gar  nicht  allgemein  als  Ertrags  Steuer  von 
Kealeigenthum  aufgefasst  und  deren  Wirkungen  ihr  zugeschrieben 
werden.  Eine  solche  Steuer  ist  sie  wesentlich  nur  in  iäudiichen 
Verhältnissen ,  bei  landwirthschaftlichcm  Scibstbctricb 
des  Eigenthümcrs  und  bei  Zeitpacht,  und  letzteren  Falls 
auch  nur  bei  nicht  allzu  langen  Tachtperioden. 

Denn  hier  wird  allcrdinprs  anzunehmen  sein,  dass  re^elmässi«;  der  (irundeij^en- 
t  h  \\  m  e  r  die  Localsteuer  endgiiliß"  träjj^t,  indem  sie  z.  B.  vom  besteuerten  Pachter  l)ei 
der  liejjelung  des  Pachtzinses  als  Abzugsposten  in  Betracht  gezogen  und  so  dem 
Kigenthümer  gewöhnlich  überwälzt  werden  wird.  Nur  nicht  in  Kechnung  gezogene 
l.o<!aIbtcuercrhöhungcn  während  des  Pachttermins  oder  höhere  als  durclischnittlich 
veranschlagte  Localsteuern  wird  der  Pachter  zeitweise  tragen,  wo  dann  wiederum  die 
erwähnte  bedingte  Berechtigung  der  Steuer  hinfällig  würde. 

In  dem  anderen,  praetiseh  vornehmlich  wichtigen  Falle,  wo 
die  Localsteuer  vom  Hausmiether  bezahlt  wird;  wie  in  städti- 


ichen  Verhältnissen,  und  zwar  nach  der  Mictlie,  winl  zwnr 
anch  wohl  der  Miethpreis,  wie  im  vorigen  Falle  der  I^achtpreis, 
Tom  rechnenden  Mietbar  mit  Kncksicht  auf  die  L<»oalstener  be- 
rechnet und  im  niedrigeren  Mietbpreise  eventuell  dem  Ver- 
miether,  dem  tirnnd-  oder  IlauHcigcntbllnier,  xugewälzt  werden. 
Allein  einmal  wird  bier  nicbt  immer  so  genau  gereebnct,  sodann 
steht  es  dabin,  ob  die  IJeberwUlzung  gelingt. 

Wenn  ja,  so  ist  die  Steuer  eine  Ilausertragssteuer,  und  es 
treten  dieselben  Bedenken  ein,  wie  in  dem  bcsprocbenen  Falle. 

Sf^lbst  noch  grAssnrc  üann.  woim  (iriiiKl-  und  Ilaiisrii^iMifliuiii  ^Pircinit  und  )>ri 
lurjähriiTcin  fVintrart  eine  robcrwalzun^  vom  Hauslii^sitzor  auf  «Irn  (iruii(Icii;t>i)thiiui<'r 
kQ«gfrS^)iIos5#?n  ist.  Dattel  ist  es  i'reilirh  inöülirh  und  nirlit  «Mninal  nnwalirsrhoinlicli. 
da»*  aorli  bei  Absr]ilas<t  solcher  Vertrag«'  (\'w  Loralsteii»T  inui  seihst  «Irn-n  iin^:ewis<p. 
ibi>r  möi^liclic  und  ninthinassliihe  Striueniiiu:  im  Lauf  der  racIitiMTJodi;  Imm  der 
IVhtzinflcaIculation  mit  rcranschla^t  und  daraufhin  die>rT  Zins  L>rniässi|rt  wird,  wonaeli 
iir*ler  ücr  Grund  eigcnthümer  mit  iiesti'uert  wiirdo  (was  Asehrott  in  diT  Note  S.  222 
U']  el>enso  die  hier  citirtc  Stelle  im  Keport  von  \^7t{)  übrrsielu).  —  Ili-im  Compoun- 
4iDfr-Systcin  (o.  S.  S.il)  LommtMi  die  möglichen  l'ijberwrdzungen  d.T  Steuern  im  lioln-n-n 
Uifthprt*isc  Tom  stenerpflichtigon  KiV''nthUmer  auf  dm  Mirther  in  Retracht. 

Wenn  nein,  wenn  die  Ueberwjllzung  auf  den  Vermletbcr  und 
IlanseigenthUmer  nieht  gelingt,  sondern  der  Miether,  bez.  bei  Kigen- 
wobncn  der  Hauseigenthflmer  als  Bewohner  die  I-,ocalstcuer  end- 
gihig  trägt,  so  nimmt  die  Steuer  überhaupt  wieder  einen  anderen 
Charaeter  an  und  zwar  eventuell  einen  doppelten:  entweder 
denjenigen  einer  Wohnungs-,  d.  h.  einer  Verbrauchs-  odcv 
Aofwand  Steuer,  oder  den  jenigen  einer  nach  einem  Verbrauchs- 
luonicnt  veranlagten  Einkommensteuer. 

Im  ersten  Falle  hat  sie  dann  voll  und  ganz  die  Hedenken 
einer  Wohnungs  Steuer  und  damit  einer  Verbrauchssteuer  auf 
eine  noth wendigste  BedUrfnissbefricdigung.  Sie  wird  daher 
im  hohen  Maassc  ungleich  massig  wirken. 

Zumal  da  hier  auf  sonstigfi;  \V«;it«;rwül/Mn!r  (/.  H.  auf  die  ( 'onsunirntiMi  d«'r 
ArlH:itsleistun«i:en  de^  besteuerten  Miethrrs)  vollends  unsicher,  M'tm  p:ar  nirbt  /u 
r'.':hnen  sein  wird.  Auch  komm«-n  noch  die  speciiillen  PedenkiMi  hinzu,  wrbbr 
iG-i  dem  nn;rleich  hohen  Micthauf^vand  narh  Hausstands-  und  ramilirnüioss.'. 
ji'h  (fi^snndh<:itsverhältnis>en ,  nach  bx'ab.n  Vfrliiiltni^son  hervorffidH-n  —  l(»t/ten*>< 
»if-htig".  wie  bei  einer  Staats-\Vobnungh>teurr.  auib  Im-I  «riner  LoraNt«'uer  w.«;:i'n  der 
';:»L'b:ii'Iien  Preise  der  Wohn un^-en  in  v»'rsclii«;drnen  Stad tth«'.ilrn  und,  w«'nn 
•:?  Mr-b,  wie  in  England,  um  Aufbringunir  von  Kn-is-,  Arm«Mivorbandsk(Jsti'n  ii.  dj^l.  m. 
bndelt.  in  versi-hiedcnen  W'ohnort«n  desselben  Steuerifzirk^. 

Im  zweiten  Falle,  wenn  die  Steuer  als  eine  Einkommen- 
steuer augeschen  wird,  bei  welcher  aus  der  Miethc  oder  dem 
Wob nungsauf wand  auf  die  KinkommenhiUie  geschlossen 
wird,  kommt  ein  durchschlagender  anderer  Kinwand  zur  (Jeltun^. 
Wäre   dieser  Sebluss  berechtigt   und   allgemein  zutretlend,   so  ent- 
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fielen  allerdings  die  Hauptbedenken,  welche  aus  den  Verwendungs- 
zwecken der  Localsteuern  gegen  das  Princip  der  letzteren  erhoben, 
wurden.  Es  blieben  umgekehrt  nur  Bedenken  in  solchen  Fällen, 
wo  der  dem  Gnnind-  und  Ilauseigenthlimer  zu  gute  kommende  Ver- 
wendungszweck eine  hiihere  Sondcrbesteucrung  des  Grund-  und 
Ilauseigenthums  wirklich  einmal  rechtfertigt.  Aber  jener  Schluss 
ist  unberechtigt,  denn  die  Miethhöhe  oder  die  Ausgabe  für  das 
WohnungsbedUrfniss  steht  mit  der  Einkommenhöhe  nicht  in  einem 
festen  und  gleichmässigen  Verhilltniss,  sondern  nach  bekannten 
stitistischen  Erforschungen  ist  die  Wohnungsausgabe  relativ 
um  so  grösser,  als  Quote  bemessen,  je  kleiner  das  Ein- 
kommen ist  und  umgekehrt.  Die  Localsteuer  als  solche  Ein- 
kommensteuer verstösst  demnach  besonders  stark  gegen  die 
proportionale  Einkommenbesteuerung.  Sie  ist  eine  umgekehrt 
progressive,  während  gerade  für  manche  der  britischen  Ver- 
wendungszwecke, namentlich  für  Armenversorgung,  eher  eine  dircct 
progressive  zu  verlangen,  jedenfalls  eher  zu  rechtfertigen  wäre. 
Im  Ergebniss  ist  daher  die  britische  Localbesteuerung  wegen 
ihres  einseitigen  Ilauptgrundsatzes  principiell  steuerpolitiscb 
überhaupt,  vollends  aber  als  einzige  Form  der  Localbesteuerung 
überwiegend  bedenklich,  an  sich  und  auch  unter  den  spe- 
eifischen  britischen  Verhältnissen. 

Bei  Gncist  fchlün  eben  hier  die  principieHcn  nationalökonomidchcn  und  finanz- 
wissenscliaftlichen  Gcsichtspunctc,  wodurcli  (\W  politische,  historisclie  und  vciwalnings- 
rrchtlichc  Auffassung  doch  zu  berichtigen  ist.  Daher  seine  zu  günstige  Bcurtheilung 
de.s  liritischen  Systems.  Aschrott,  S.  222  (f.  kommt  spcciell  für  die  Armcnsteu<T 
zu  demselben  ürtheil  wie  ich  hier  (S.  224).  Er  unterscheidet  auch  richtig  die  poor 
rate  je  nach  Umstanden  als  Ertrags-  und  als  Aufwandsteuer.  Al)er  er  verfolgt 
nicht  «genügend  die  Fälle,  wo  sie  Ertragssteucr  ist  und  unterscheidet  bei  der  „Auf- 
wandstener*'  nicht  richtig  die  Wirkung  als  Verbrauchssteuer  und  als  £inkommenst<'uer. 
die  nach  dem  Wohnungsaufwand  bemessen  wird.  Mi  11,  den  er  citirt,  macht  gerade 
drn  Fchlschluss,  aus  den  W'ohnungsausgabcn  auf  die  gleichen  Delationen  der  Vcr- 
m«')gensverhultnisse  schliessen  zu  wollen  Nicht  der  Fall  des  „Geizhalses"  und  der 
„grossen  Familie",  sondern  der  ungleichen  Quote  der  Wohnungsausgabc  von 
ungleich  hohem  Einkommen  bildet  den  entscheidenden  Punct  in  den  Argumenten 
gegen  die  Steuer. 

Es  kann  nicht  Wunder  nehmen,  dass  demnach,  vollends  mit  der  Vermehrung 
der  Localausgaben  und  der  Zuschiebung  von  Aufgaben  auf  die  Communen  durch  den 
Staat  —  ganz  wie  bei  uns  — ,  auch  in  England  zwei  Strömungen  mächtiger 
werden:  einmal,  lieber  die  betreuenden  Aufgaben  und  Lasten  unmittelbar  beim 
Staate  zu  belassen  oder  neue  ihm,  nicht  den  Selbstverwaltungskorporn  zuzuschieben, 
mindestens  Staats  zu  Schüsse  für  die  letzleren  in  solchen  Fällen  zu  verlangen  (siehe 
darüber  den  characteristischen  Vorfall  im  Unterhaus  lSü5,  den  A Schrott  in  der 
Note  S.  220  mittheilt);  sodann  die  einseitige  ausschliessliche  Local 
besteuerung  einer  bestimmten  Desitzart  zu  modificiren.  S.  darüber  dieselbe 
Stelle  und  aus  einer  Debatte  in  l^^ii  «lie  oben  S.  2.M2  angeführte  Motion  Kogers, 
Bull,  issr»,  I,  (H»T  ir.  Si<;  ging  darauf  hinaus,  gerade  den  Grund-  un<I  Kaus- 
eigenthUmer  als  den  zu   bezeichnen,   der  weniirstens   die   Hälfte   der   Localsteuer 


StcQcrpol.  nnd  stnucrtcrlm.  nciirthoiliinü:  diT  Loc^lstou^r.  QCu) 

tn^ea  soUo,  wäbrcml  er  jetzt  bei  der  Bertteiierang  des  Bciiut/.crs  nicht  genügend 
[^«äofleii  verde  und  vollends  die  Eigenthümer  dor  stfid tischen  (irundstUckc 
fcdner  Localsteiicr  unterworfen  seien,  obwohl  der  Wcrtli  ilirer  GrundstUde  wesentlich 
n»  Uen  Localrcrwcndungen  abh&nge.  Die  Kesolution  wnrde  angenommen,  anch  be- 
fikrwortet  Tom  Präsidenten  des  Local  go?ernmeiit  )»oard,  Ohamberlain.  Die  damalig«^ 
Debatte  hat  die  ganze  Frage  bcrQhrt,  ein  anderer  Vorschlag  verlanirte  Hevision  der 
Terfcältnisse,  in  denen  unbewegliches  und  beweirliches  Vermrigen  den  Loc^lstenern  /.ii 
utenrerfcD  sei,  wurde  aber  a))gelehnt. 

§.  1()4.  —  d)  In  stcuertcchn  isclicr  Hinsieht  möchte  die 
britische  Localbestcucrung  dagegen  gerade  wegen  ihrer  verhlUt- 
nissmässigcn  Einfachheit  und  —  in  den  nieinten  Füllen 
wenigstens  —  leichten  Durchruhrbarkeit,  ferner  wegen 
ihrer  Beweglichkeit  günstig  zu  beortheilen  sein. 

lo  den  Hauptfullen,  bei  gewöhnlichen  Wohnhüusem  und  ländlichen,  landwirth- 
srkaftlich  benutzten  Grundstücken,  treten  diese  günstigen  Seiton  )>esondcrä  deutlich 
krror.  Freilich  würden  sie  bei  vorwaltendem  landwirthscliaftlirhen  Selbstbetrieb  und 
^iii*!TliclM:r  Wirtlischaft»  wie  schon  bemerkt,  sich  kaum  zeigen  können.  Die  filr  unsere 
ctotineDtale  C-ommunal-Einkommcnbestcuening  so  schwirrigen  Vragen  der  Itestenernng 
^r  Forenseil,  der  Actien-  und  Tihnlicher  Ciesellschafiten  falh>n  in  England  fuit.  In 
ifi«b<r  Hillsicht  gleicht  die  britische  I..ocalbestouening  unseren  communalen  Object- 
«der  Er trai^s steuern  (Grund-,  Häuserstener),  durch  die  in  di<'sem  Punctr  aurh 
inae  Schwierigkeiten  bereitet  w«*rden  {Vui.  II,  g.  41i),  411  S.  320  tt'.). 

Die  Unabhängigkeit  derLocalbcstcuerungvonder 
•Staat sbestenerung  erleichtert  sodann  die  richtige  Lösung  der 
sfenerteebnischen  Aufgaben  der  ersteren  ebenfalls  nicht  unwesent- 
lich: ein  Vorzug  vollends  vor  dem  continentalen  System  derCNnii- 
niunalzusehliigc  zu  directen  Staatssteuern.  Denn  letztere 
können  unmöglich  den  localen  Verhältnissen  so  gut  Hechnung  tragen^ 
Zoschl:ige  ZQ  ihnen  daher  auch  nicht,  als  selbständige  Localsteuern. 

Wenn  die  britischen  in  diesitr  Hinsicht  nirht  alles  Wünsrhcnsworth«*  leisten,  so 
liegt  dies  in  Mangeln  der  (iesetzgcbung  und  Durch fiihning,  die  sich  immerhin  lcicht«*r 
als  l>ei  einor  allgemeinen  Staatssteuer  beseitiu^en  lassen  möchten.  Die  so  wichtige 
Besteuerung^  localcr  Conjuncturengcwinnc  l>esonders  des  städ  tischen  (irund  - 
i^is^eiithunis,  Uberhanpl  der  eigentlichen  (irundrente,  können  lucale  (jinnd- 
ind  Ilaussteuern ,  Tcrbunden  mit  bezHL'lichen  nesit/wechsclahufalien,  wtthl  aiiniiliemd 
fenQgcnd  bewerkstelligen  (Fin.  II,  g.  ITC» — IM,  S.  4(;:Mr.).  Die  Kcigers'sche  Keso- 
lution Ijcz weckt  doch  implizite  Derartiges. 

KDcIlicb  sind  gewiss  erhebliche  Orilnde  auch  für  locale  Ver- 
brauchssteuern, Accisen  u.  dgl.  m.  /umal  in  städtischen, 
vollends  in  grossstädtischen  Gemeinden  noch  in  unserer  Zeit 
geltend  zu  machen.  Aber  die  principicilen  Hedenken  gegen 
alle  solche  Steuern  vom  Standpunctc  der  Allgemeinheit  und  (fleich- 
mässigkcit  der  Besteuerung  aus  und  die  verkehrspolitischen 
ond  steuertechnischen  Hedenken  wegen  der  Verkehr>5störungen, 
der  ungleichen  Besteuerung  von  Stadt  und  Land,  der  Abtrennung 
der  Städte  vom  Lande,  wegen  der  Anregungen  zum  Schmuggel, 
wegen  der  Erhebungskosten  u.  a.  m.  dürfen   doch  nicht  übersehen 
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werden,  so  z.  B.  auch  bei  dem  in  vielen  Continentalländern  noch 
80  verbreiteten  städtischen  Thorsteuersystem  (Frankreich,  Italien, 
Oesterreich  u.  a.  L.  ni.).  Grossbritannien  hat  Dank  seinem  Local- 
steuerprincip  das  Alles  im  Wesentlichen  schon  seit  Alters  und 
ebenso  in  der  Neuzeit  vermieden  und  gezeigt,  dass  es  doch  mög- 
lich ist,  einen  hohen  und  steigenden  Localbedarf  durch  dirccte 
Besteuerung  allein  zu  bestreiten. 

Auffällig  und  kaum  riclitii;:  ist  es  nur,  dass  uian  das  System  gewerblicher 
Licc  nzsteuern,  besonders  fUr  das  Scliankgewerbe  allein  fUr  den  Staat  aus- 
gestaltet hat.  Der  Bezug  dieser  Abgaben  durch  diesen  statt  durch  die  Gemeinden 
liat  selbst  aus  dem  (icsichtspunct  der  Correspondonz  von  Last  und  Vortheil  ein  prin- 
ripiclles  Bedenken.  Jedenfalls  liessen  sich  eine  Betheiligung  der  Gemeinden  au 
diesen  Licenzstcuern  oder  aurh  Zuschläge  zu  den  betrelFenden  Staatssteuern  für 
die  (ienieinden,  etwa  bei  der  Schanksteuer  namentlich  auch  für  die  Armenverbände 
(ünions),  recht  gut  steuerpolitisch  principi«;ll  rechtfertigen  und  recht  einfacli  an  das 
staatliche  Licenzsteuersystem  anknüpfen.  Das  letztere  ist  wie  zu  diesem  Behufe  ge- 
macht. Dann  nidime  wenigstens  in  dieser  Form  die  Gemeinde,  das  Kirchspiel,  der 
Loralverband  an  den  Verbrauchssteuern,  namentlich  an  denen  fUr  Getränke,  passend 
Antheil  (§.  15:t,  154). 

Die  Ausschliesslichkeit  des  britischen  Localsteuerprineips 
erscheint  nach  dem  Allen  finanz wissenschaftlich  als  der 
Hauptmangel. 

Die  „vorbildliche"  Bedeutung  vollends,  welche  man  dem 
Princip  der  britischen  Localbesteuerung  wohl  zugeschrieben  hat 
(S.  357),  mr>chte  der  letzteren,  wenigstens  nach  finanzwissenschaft- 
licher Betrachtung,  kaum  beizulegen  sein.  Namentlich  an  eine 
lieber  tragung  auf  unsere  Continentalländer,  zumal  an  eine  mehr 
oder  weniger  ausschliessliche  Begründung  unserer  Communalstenern 
auf  jenes  Princip,  kann  der  Finanzmann  nicht  ernstlich  denken. 
Selbst  wenn  die  britische  Localbesteuerung  noch  mehr  steuerteeh 
nisclie  Vortheile  hätte,*  als  ibr  eigen  sind,  und  selbst  wenn  ihr 
Princip  allgemeiner  berechtigt  w*dre,  als  es  ist,  mtisste  die  neue 
Einfuhrung  dieser  Steuerart  in  anderen  Verhältnissen  überwie- 
gende Bedenken  bieten.  Nur  ihr  historischer  Character, 
ihre  alte  Einbürgerung  macht  diese  Steuerart  auf  den  britischen 
Inseln  erträglich.  Aber  die  Nachtheile  des  leitenden  Steuerprincips 
möchten  auch  hier  mit  der  Steigerung  der  aufzubringenden  Steuer- 
summen immer  empfindlicher  werden  und  mehr  als  die  Vortheile 
ins  Gewicht  fallen. 

Die  „Localsteuerreform",  mehr  als  die  Reform  der  Staats- 
steuern, wird  daher  wohl  bald  auch  jenseits  des  Canals  in  den 
Vordergrund  treten  und  ist  auch  die  dringendere. 
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2.  Abschnitt. 

Frankreich. 

Literatur,  lieber  sie  ist  auch  fUr  das  lli.  Jahrhumlort  ilus  ^Qnstif^o  Irthril 
ra  fallen,  welches  üben  schon  über  die  t'ran/.üsisch«;  Fiuanzliteratur  ausgesprochen 
rurJe  (§.  SO-.  Nur  leidet  dieselb«-,  unil  jeinchr  sie  dii;  Z».'iton  di-r  jowrilifj^iin  Gegen- 
vart  behandelt,  deMo  mehr,  mit  sultouon  Ausnahmen  an  zwd  FeiiliTu:  einmal  sind 
•iie  mei^tCD.  auch  die  bloss  historischcMi.  s<;lbät  die  rein  administnitiven  Schriften  nicht 
immer  in  politischer  Hinsicht  objectiv  gonuii'.  ^ondcrn  leicht  in  ihren  Urthcilen 
etwas  nach  dem  persönlichen  politischen  Sfandpunct  IhnT  VerCisscr  gefiirbt,  namentlich 
a&ch  den  drei  Hauptrichtuniren :  royalistisch,  uapol<jonis<-h-imporiali>tisch,  ri^publikanisch. 
ras  in  dem  Parteii^etriebe  eines  ,. Jahrhunderts  der  Kevulution"  sfino  Erklärung,  damit 
\\h:T  nicht  seine  Eutschuldigunfc,  noch  weuiirer  seine  Kuchtfertigung  lindet.  Sodann 
Lommt  selbst  iu  reinen  Fachwerk«.-n  leider  das  libt^rspann  te  französische 
Nitionalgcfühl  zum  Ausdruck,  namentlich  bei  der  Dai-stellunt:-  der  Kinanzcalami- 
täten  in  Folpe  nngünstifrer  Kriejro  wie  I^IM  tf.  und  wieder  ISTO— 71. 

Die  französische  Nationaleitolkcit  und  der  Mangel  an  Sclbstorkenntniss  Itcwirken 

Jiit»T  eine  öfters»  vOUig  falsche  Ri:urtheilung  der  Kreignisse  und  Massregeln.     Statt  die 

firthschaftlichen    und   finanziellen  Folgen  von  politischen  En-ignissen.  wi«>.  denen  von 

ISU  und  1S15,  1S70 — 71  einfach  hinzunehmen,  als  selbstverschuldet,  auch  als 

fr^rechte  Sühne,  verdiente  Strafe  oder  statt  sich  wrnigstens,  wenn  man  glaubt. 

iii  nicbt   otfen  eingestehen  zu  durfm ,    mit  objectivcr  Darstellung  des  Thatsäclilichen 

m  begütigen,   werden  die  Schriftsteller  einerseits  sentinii-ntal   in  Bezuu*   auf  das. 

v^as  ihr  Vaterland  verdien termaassen  erlei<Iet,  —  das  sind  nur  „malheurs''  „desastre.s'' 

•Jcr  belle  France,   der  ,,grande  nation"  —  anderseits  werden  sie  hämisch,  bitter  und 

cogerecht,  wenn  die  misshandelten  oder  provocirten  Feinde  sii.'gen  und  nun  auch  ein* 

hjI  Contribationen   erheben  und   Erhaltung  der   Ilesat/ungstruppen   verlangen,   wobei 

Frankreich   bisher  ja,  muthmasslich  /.u  seinem  eigi'nen  Schaden,  weil  es  sonst  vielbücht 

d'.-Q    erhaltenen   Denkzettel   etwas   länger  empfunden    hillte.    unveihältnissmässig 

geschont    worden   ist(l*jl4I    1**15!    Is71  I).     Sohlie   ..Stimmunjr"    behcrr>(ht   z.  IJ. 

-'inz   daä    unten   genannte    Buch    von    Sudre.     Aber  selb-,t  ein    Werk   wie   ilcr  neue 

Dictionnairo    de    linances  scheut   »ich  nicht.    Mitarbeiter   wie    Hoit«'au    schämen  sich 

AJcht,    z.  B.    einen   e)>enso  sachlich  unrichtigen,  wie  albernen  uml  hiimischen  Ausfall 

2Qf  Prenssen  zu  ma«-hen .  bei  Erwühnunir  der  OontributiiMien  deaseDien  an  Fninkreieli 

1m)T  tf.  (dict.  p.  547,  Note  1  .    Eines  der  mancherlei  An/.eich«'n  sittlichen  und  geistigen 

*%:rfallä  der  frauzoschen  Nation  selbst  in  Kreisen  ihnr  gei>tigen  P^lite. 

Aus  der  reichen  Literatur  sind  einiire  Schriften  ^hon  oben  S.  123  genannt 
';:id  characterisirt  worden.  S.  ferner  die  Liti-raturangab.  i»  in  Fin.  I,  l\.  A.,  S.  57, 
II.  33.  III,  4.  Viele  dieser  Schriften  behandeln  die  llesteui-rung  nur  nebenbei. 
Uciche  Bibliographie  im  dict.  de  lin..  bes.  in  Boiteau's  Artiki:l  budicet  giui'ral  de 
Utat  p.  711)  if.  und  in  den  Specialartikeln;  auch  in  lUuck's  dict.  de  l'admin.  fram;. 
AVitc-rc  Literatur  über  die  einzelnen  Steuern  folgt  unti*n  bfi  der  l)ar>tellung  der 
Utzteren.  Aus  der  grossijn  Literatur  (iber  die  gesauimte  I^jSt(Mle^Ilng,  deren  Ent- 
rxUuug  nud  den  Zusammenhang  mit  <len  übrigen  Fiiian/.angelegeniieiti'n  wenlen  hier 
nur  einige  Blicher  herausgehoben,  welche  meistens  für  das  I''uU«'n(le.  besonder^  für  die 
l*-;l>er3icht  ül)er  die  Stenerentwicklun;;-  von  17^!)-  1^S7  jjenauer  benutzt  worden  sind. 
Uiimit  ist  die  betreffende  Literatur  aber  lautre  ni':lit  er^x.'liDpft. 

Boiteau's   genannte  bchöni*.   reichhaltiire    und  doch  ub''rnichtli«he  grosse  Ab- 

iindlung   in   dem  genannten  Artikel   budget  gen^ral   d'-  IV-tat,    im  «lict.  «b'  tiu..  eine 

einfassende  Finanzgeschichte  Frankreichs    [k  ."iOl — 721.    «'nge  und  iriosso  S«;iten);  eb. 

■i«  Crisenay's  Art.    budg.    departem.    und  cnmmunal.      Die   Artikel    iib»T   einzelne 

^ituern    and  Steuergruppen  („cfintributimis  direett;:)",   ,.'.ontr.   imlircitiv  u.  s.  w/^  in 

I'.'.o   li's  dict.  de  l'admin.  fran«;.,  mit  den  Fortsei /.nnge.»  unil  Jahressupplementen,  und 

iüi  diff.   de   fin.   (noch   unvollen<let).     Fur  die  neuiff  und  in-nsti'  Zeit,  besonders  seil 

1ST7.  aber  mit  zahlreichen  historischen  uiul  >tatisiisch<Mi  Abhan<llung»"n  über  die  Ent- 

«i'.kiuDiren  im  19.  Jahrhundert  da^  Ilulletin  de  stati^t.  et  <le  legislation   compari'-c  d«-s 

Fii-anzminlsteriams   (seit    1*377 1.     In    den    genannten    Werk«*»    auch   die    Angabe   der 

k.  Wagner,  Fiiiaiuiwi*MOMchaft.    IM.  24 
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einzeloen  Gesetze,  im  liull.  besonders  reiche  Statiätik.  S.  sonst  die  französischen 
Faclizeitschrifien  (Journ.  des  Econ.  u.  s.  w.),  auch  allgemeinere ,  wie  Revue  des  deux 
mondes  für  einzelne  Perioden  und  für  die  Massregeln  der  neuesten  Zeit.  Von  Sammel- 
werken Über  die  Gesetzgebung  z.  B.  A.  Roger  et  A.  Sorel,  codes  et  lois  usuelles; 
DeJean  code  annote  des  nouF.  impOts,  in  verschiedenen  Auflagen;  Dalloz,  repertoire. 
üeber  die  directcn  Steuern  Perroux,  L6gislat.  d.  contr.  dir.,  Par.  1S60,  3.  6d.  1S76. 
Deutsch  von  Joppen,  Strassburg  1874.  Ueber  die  indirccten  Steuern  der  grosse 
'S  bändige  Code  des  contribut.  indir.  et  des  octiois  von  M.  Olibo,  viele  Aufl.,  5. 
1S7S.  u.  a.  m. 

üeber  die  Periode  der  Revolution  und  des  ersten  Kaiserreichs  bes. 
A.  Stourm,  les  finances  de  l'ancicn  regime  et  de  La  revolution,  2  vol.  Par.  lSb5. 
mit  Blicken  auf  die  Weiterentwicklung  bis  heute,  ein  vorzugliches,  für  die  folgende 
Uebersicht  der  Steuerentwickelung  von  mir  besonders  benutztes  Werk,  Über  das  schon 
oben  S.  123  geurtheilt  wurde.  Gaudin.  duc  de  Gacte,  Finanzministcr  Napoleon 's  I, 
notice  historique  sur  les  fm.  d.  1.  France  (ISOO— 1814),  Par.  1818,  vermehrt  in 
mcmoires  et  Souvenirs,  2  vol  1823.  —  Ueber  die  Peiiode  der  Restauration  und 
Julimonarchie  Ch.  Sudre,  les  fin.d.  1  Fr.au  XIX.  siecle,  2  vol.  Par.  1883.  Calman, 
hist.  parlement.  des  tin.  de  la  restauration,  Par.  18G^.  de  Chabrol,  rapport  au  roi 
sur  la  Situation  des  fin.  1830  in  d'Audiffret's  syst,  fin  (s.  u.)  vol.  1,  (über  die 
Steuern  p.  36  ff.),  üeberblick  über  die  ganze  Periode  bis  1870:  Comto  de  Casa- 
bianca,  fin.  frauQ.  Par.  1880.  —  üeber  die  neueste  Zeit  nach  1870:  Mathieu- 
Bodet,  Fin.  min.  1874—75,  lin.  frauQ.  de  1870—78,  2  vol.  Par.  1881,  von  Hirsch- 
feld, Finanzen  Frankreichs  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71,  Berl.  1875  (besonders 
S.  7S  fi. ,  114  iW).  üeber  die  Ideen  und  Pläne  zur  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer oder  Vermögens- (Capital-) Steuer  nach  dem  Kriege,  Yves  Guyot. 
impot  sur  le  reveuu.  Par.  1887,  materialreicher  Bericht  im  Namen  der  Budget- 
commission, 1886.  J.  Chailley  l'impOt  sur  le  revenu,  legislat.  comparee  etc. 
Par.  1884.  L.  Wolowski,  Timput  sur  le  revenu  (Rede  in  der  Nationalversammlung). 
Menier,  th6orie  et  application  de  l'impot  sur  le  capital.  Par.  1874  (mit 
Kritik  der  bestehenden  Besteuerung).  L.  Say,  solut.  dcmocrat.  de  la  question 
de  Timput.  Par.  1886.  Neuestes  Project  des  Finanzministers  Dauphin  (Art. 
Einkommensteuer  auf  der  Grundlage  der  reformirten  Personal-  und  Mobiliarsteuer, 
Februar  18S7),  darüber  G.  König,  un  nouvel  impOt  sur  le  revenu,  2.  ed.,  Par.  1S87. 
(S.  meine  Anzeige  dieses  Buchs,  Tüb.  Ztschr.  1888,  I).  Passim  auch  Tr6sor  de 
la  Rocque,  les  fin.  de  la  rö.publique,  les  chambres  prodigues,  Par.  1884. 

Zur  Statistik  siebe  besonders  den  Artikel  budg.  gener.  von  Boiteau  im  dict. 
de  fin.;  das  Bull,  de  Statist,  des  Finanzministeriums;  Nicolas,  budgets  de  la  France; 
F.  Faure,  budgets  de  la  France  depuis  20  ans,  1868-87,  Par.  1887. 

Aus  der  systematischen  Darstellung  der  bestehenden  Besteuerung,  mit  Blicken 
in  die  geschichtliche  Entwicklung,  besonders  in  diesem  Jahrhundert,  sind  auch  neben 
und  zum  Theil  selbst  vor  den  französischen  Werken  die  beiden  deutschen  hervor- 
zuheben: von  Hock,  Finanzverwaltung  Frankreichs,  Stuttgart  1857,  in  manchen 
Partien  auch  heute  noch  unübertroffen,  durch  Klarheit  und  Präcision  besonders  aus- 
gezeichnet, wenn  auch  öfters  etwas  zu  wenig  Stoff"  gebend;  und  von  Kaufmann, 
Fin  Frankreichs,  Leipzig  1882  (über  die  Steuern  S.  152 — 500),  besonders  über  die 
neuesten  Gestaltungen,  mit  kritischen  Bemerkungen,  denen  ich  mich  übrigens  nicht 
immer  anschliessen  kann.  Ein  stoff'reiches ,  aber  den  Namen  eines  „Sy&tems"  mit 
unrecht  führendes  Werk  ist  das  grosse  Systeme  liiiancier  de  la  France  von  Maniuis 
d'Audiffret,  3.  6d.  Par.  1863 — 70,  6  vol.,  eine  reichhaltige  aber  breitspurige  Sammlung 
von  Berichten,  Studien  u.  s.  w.  über  die  verschiedenen  Theile  des  Finanzwesens, 
namentlich  aus  der  Zeit  der  Restauration  bis  zu  derjenigen  des  zweiten  Kaiserreichs 
(darüber  urtheilt  .schon  von  Hock  ähnlich,  Vorw.  S.  VI).  Daraus  hervorzuheben 
für  die  Besteuerung:  in  vol.  I  der  de  Chabrorsche  Bericht  an  den  König  über  die 
Finanzverwaltung,  1830,  mit  Darstellung  des  Steuersystems;  in  vol.  II,  1.  Buch  die 
referirende  Kritik  der  Be.«<teuerung :  in  vol.  IV  die  Betrachtung  der  Finanzlage  in  ver- 
schiedenen Zeitpunrten,  so  1816  und  besonders  über  die  Finanzkrise  von  1848  und 
ilie  damaligen  Steuermassregeln  (p.  13t>  IF.),  auch  über  einzelne  Steuern  (p.  216  H\). 
Son.st  besonders  E.  Vignes,  traite  des  impots  de  France,  4.  6d.  par  Vergniaud, 
Par.  ISSO,  2  vol.  üeber  die  Organisation  der  Steuerverwaltung  im  Finan/.minibterium 
ausser  den    Werken   v.   Hork's   und    v.  Kaufmann 's  s.  J.  Josat,   le   ministcre   de 
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;iuaaccs,  Par.  1>*>2,  besonders  ubtT  die  fünf  irrossoii  lii«'rliijrir*rli"rii:«?n  (ijMirralJiroctiiUMMi 
.directu  StcocrD:  EDrcsristnMiicnt .  Doinüncn  und  Sti'ni|H'I ;  iudirocti.'  Steuern:  Z<^Ilc; 
^tutsmanu facti] ren .  Tabakmooopu!)  |i.  435 — 59>.  Zur  Kritik  drr  rraiizösiscIuMi  iJe- 
5t-:xieniDg  im  Ganzen  aud  Einzelnen  s.  besondere  V.  Leroy-Bi'aulieu'd  traite  de 
b  sciencc  de  tinanocä,  jetzt  in  .'{.  Auli.,  eine  Kritik,  welcher  ich  alttT  weder  in  dem 
AoerkenDendcn  noch  in  dem  Ablehnenden  immer  beistimmen  kann:  ferni^r  E.si|U.  d«>. 
Pariea  traitc  des  impwts,  auch  mit  vielem  un<l  werthvollcm  hiMturisohcn .  admini- 
strativen und  steaertechniüchfn  Detail. 

Die  französische  liestcueruntr  der  (rej^tMiwart  ist  in  di>r  Zf.it  der  ersten  Kevolutinn 
ar.d  Na|K)Ieon*s  I.  bejrründet  wurden.  IXiher  inn>s  liier  in  die  l'eriüde  ?or  l'jly 
zanlckgef^angcn  werden.  Die  Steuerexperimente  der  Kevwhitiuns/j-it  sind  auch  von  so 
rr>fssem  allgemeinem  Interesse  für  die  ver^leichenile  Finan/ir«'M'hichte  und  für  die 
Steaertheorie .  da»»  es  zweckmiissi^  erschien,  ^ie  in  unsere  Darstellung  mit  einzu- 
^Tben.  Die  französische  Besteuerung  hat  aber  trotz  der  Festhaltun>r  der  ihr  damals 
regebenen  (irnmllairen  doch  durch  die  äusseren  und  inneren  politischen  Verh^Utnisse, 
!ltiat5amwüLzungen  u.  s.  w.  die  Impulse  ihrer  Weiterentwicklung  erhalten.  Deshalb 
U,-darf  CS  hier,  im  Unterschied  zu  unserer  Darstellung  der  britischen  Besteuerung, 
tiiier  ffeDaacreu.  mehr  in>  Einzelne  gehenden  Dar>ti;llung  auch  dtrr  (iesammtentwickluug 
di:r  fninzusischen  Beateuerunir  im  folgenden  ersten  Unterabschnitt,  ..Über  die  Haupt- 
fUDCte  der  Entwicklung".  Diese  Besteuerung  ist  ferner  ein«.-  complicirtere  gewesen 
ofid  mehr  noch  im  L-iufe  des  ]\K  Jahrhunderts  geworden,  als  die  britische,  weshalb 
Tie*kTUEn  die  Darstellung  allgemein  und  auch  schon  im  1.  Unterabschnitt  erheblich 
cnfangreichcr  werden  musste.  Die  Darstellung  schlicsst  sich  im  übrigen  hier  und  im 
2.  Untcrabäclinitt  von  den  ..einzelnen  Steuern'*  foruiell  möglichst  der  vor.iusgehenden 
dor  britiächrii  Besteuerung  an,  um  die  Vergleichbarkeit,  dem  Zwecke  dieser  Abschnitte 
jQ  diesem  Welke  gemäss,  zu  erleichtern. 

1.  Die   Hauptpunctc   der  Entwicklung  der  franzr)sisohen 
Besteuerung  seit  der  ersten  Revolution. 

I.    Ucborblick  der  (icsammtcnt  wicklunir  d  er  Besteuerung  und  ihrt;r 

Erträge  im  11).  Jahrhundert. 

§.  165.  Die  ungeheueren  inneren  und  äusseren  llmwiilzungen, 
welche  Frankreich  seit  17iS!»  bis  zur  (legeuwart,  im  „Jahrhundert 
seiner  Revolutionen^^  durchgemacht  hat,  spiegeln  sich  natürlich  in 
seiner  Finanzgesehichtc  und  auch  in  der  Umgestaltung  und  Ent- 
wicklung seiner  Besteuerung  während  dieses  Zeitraums  besonders 
frappant  ab.  Die  ruhmsüchtige  kriegerische  auswärtige  Politik  und 
die  ruhelose,  immer  wieder  von  Grund  aus  die  innere  |)olitische 
VerfassuDg  und  Regierungst'orm  umgestaltende  innere  Politik  hat 
das  französische  Volk  eudgiltig  —  solange  nicht  etwa  ein  neuer 
vStaatsbankerott,  wenigstens  eine  Zeit  lang,  Erleichterungen  ver- 
sebafR  —  mit  einer  Belastung  durch  Staatsschuldeu ,  Militäretat 
und  in  Folge  deren  schliesslich  mit  einer  Steucrbelastung  zu  zahlen, 
welche  sonst  nirgends  in  der  Welt  ihres  (Jleichen  lindct. 

Wenn  andere  Staaten  vorrtb«^  rgelicnd  einmal  rerinden  ihres  I^bens  haben, 
•v  die  grOssto  Ansi»annung  der  Finan/kräfte,  d«:r  IJobt«'ueriuiir  und  iles  Staatscri'dit-^ 
▼ühl  oder  übel  l'latz  jrreifen  inn>s,  wcrauf  ai)er  mit  daiii'nnler  Kühe  der  inneren  un<l 
.J^^i^r-ii  j>olitischen  Verhültni««;  aui-h  t'nr  dir  1  inanzen  wiedi^r  ein«.;  lange  Zeit  iler 
inliti'.iMi  Stabilität  eintritt.  —  -^o  au.-:::.*i'r;ii»f  in  <irn-^l»rit.inni«  n  vi>r  und  naiji  I*Sir> 
':il   in  Nnrdami^rika   vor   und    nath    l'^»;.')-.   al>t'r  doih   au«  h    in  Italien   vor  und  nach 
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1871,  in  Oesterreich  vor  und  nach  1615  und  wieder  vor  und  nach  18(56,  in  Preussen 
und  Deutschland  vor  und  nach  1815  und  1871  — ,  so  zeigt  Frankreich  auch  nach 
seiner  ersten  grossen  Kevolutions-  und  Kriegsperiode  ein  ganz  anderes  Bild.  Die 
neuen  Revolutionen,  der  wiederholte  Wechsel  der  Verfassungen,  der  Regierungen  und 
der  Dynastien,  die  neuen  Kriege  und  die  andauernde  Vorhereitung  auf  einen 
abermaligen  Krieg  „der  Revanche**  haben  immer  wieder  bald  geftlhrt  und  führen 
jetzt  beständig  zu  erneuter  ungemeiner  Anspannung  der  Finanzkraft,  periodisch, 
wie  auch  in  ähnlicher  Lage  in  anderen  Staaten,  in  besonderem  (trade,  aber,  im 
Unterschied  von  anderen  Staaten,  nunmehr  auch  bleibend,  indem  eben  ein  wirk- 
licher Ruhezustand  niemals  lange  währt.  Ausgaben,  Einnahmen,  Staatsschulden, 
Steuern  unterliegen  daher  in  Frankreich  im  10.  Jahrhundert,  auch  seit  1815,  nicht 
nur  dem  allgemeinen  Gesetz  der  Zunahme,  welches  auf  iinanziellem  Gebiete  der  Reflex 
der  beiden  grossen  Entwicklungsgesetze  des  öfientliche]i  Lebens  fortschreitender 
Culturvölker  ist,  des  Gesetzes  der  wachsenden  Ausdehnung  und  inneren  Entwicklung 
der  öffentlichen,  speciell  der  Staatsthätigkeiten  und  des  (iesctzos  der  immer  mehr  vor- 
waltenden Präventivthätigkeit  (Fin.  I,  3.  A.,  §.  36,  37).  Sie  zeigen  vielmehr  noch  eine 
besondere,  dem  Grade  nach,  verglichen  mit  anderen  Culturstaaten ,  stärkere, 
dem  Tempo  nach,  auch  in  längerem  Durchschnitt,  raschere  Zunahmetendenz. 

Insbesondere  für  die  Besteuerung  lagen  daher  in  Frank- 
reich seit  der  ersten  Revolution  immer  wieder  neue  grosse  und 
schwierige  Aufgaben  vor,  um  erhöhte  ordentliche  Einnahmen  neben 
und  statt  der  doch  nicht  allein  möglichen  Benutzung  des  Staats- 
credits  zu  beschaffen.  Steuergeschichtlich  und  steuerpolitisch  ist 
es  dann  in  hohem  Maasse  bemerkenswerth,  wie  man  auch  über 
die  innere  und  äussere  politische  Ursache  dieses  Entwieklungs- 
bedttrfnisses  denken  mag:  die  französische  Besteuerung 
hat  sich  auf  der  Grundlage,  welche  ihr  in  der  Zeit  der 
ersten  Revolution  und  endgiltig  namentlich  durch 
Napoleon  I.  gegeben  war,  im  Wesentlichen  unverändert 
durch  alle  neuen  Wechselfälle  des  französischen  Staats- 
lebens hindurch  seitdem  erhalten  und  sich  dergestalt  der 
Lösung  jener  schwierigen  Aufgaben  gewachsen  gezeigt, 
sogar  in  der  schwersten  politischen  und  finanziellen  Krisis,  welche 
Frankreich  durch  seine  Schuld  durchleben  sollte,  derjenigen  von 
1870—71  u.  ff.  Nur  Eine  wichtige  Ausnahme  bildet  in  dieser  Hin- 
sicht die  französische  directe  Besteuerung.  Dieselbe  ist  in  ihrer 
Ausdehnung  und  Entwicklung  mit  theilweiser  Ausnahme  der 
Patentstener  unverhältnissmässig  hinter  derjenigen  ziem, 
lieh  aller  übrigen  Steuern,  namentlich  der  beiden  grossen 
Gruppen  der  indirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrs- 
besteuerung (Enregistrement  und  Stempel)  zurückgeblieben, 
was  auf  den  Mangel  innerer  Entwicklungsfähigkeit  scbliessen 
lässt.  Dieser  Mangel  ist  wohl  auf  den  Ertragssteuercharacter 
der  französischen  directen  Besteuerung  mit  zurückzuführen,  hängt 
aber  auch  damit  zusammen,  dass  diese  Besteuerung  die  Grundlage 
der  Localbestenerung  ist. 
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Abgesehen  hiervon  liegt  eine  prac tische  Kewilhrung  dos 
modernen  französischen  Steuersystems  vor,  welche  kein  wissen- 
Hchaftlicher  und  finanzpractischer  ivritiker  des  letzteren  unbeachtet 
lassen  darf,  so  Vieles  er  mit  Recht  an  diesem  System  zu  tadeln 
haben  mag.  Auch  in  rein  politischer  Beziehung  verdient  es 
Beachtung,  dass  Frankreich  hei  allen  seinen  neueren  Verfassungs- 
nnd  Regiemngswechseln,  wohl  unter  der  Nachwirkung  der  traurigen 
Erinnerungen  an  die  leichtsinnige  Zertrümmerung  des  Steuersystems 
der  alten  Monarchie  in  den  ersten  Jahren  der  ersten  Revolution, 
in  der  Steuerpolitik  merkwürdig  conservativ  geblieben  ist  und 
—  damit  gute  practische  Erfolge  erzielt  hat.  Auch  wer  mit  Recht 
an  der  nach  dem  letzten  Kriege  eingeschlagenen  Politik,  den  grossen 
Mehrbedarf  an  Steuern  fast  nur  durch  Erhöhung  der  Steuersätze 
der  indirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrssteuern  zu  decken» 
Manches  auszusetzen  hat,  muss  nach  den  Erfahrungen  eines  neuen 
halben  Menschenalters  zugestehen,  dass  diese  Politik,  rein  finanz- 
politisch, nach  ihrer  Leistung  für  die  Bedarfsdeckung  beurthcilt, 
sich  aaf  den  Erfolg  berufen  kann. 

Eb  erklärt  sich  so  eine  an  sich  auffällige  Erscheinung.  Trotz 
der  ungemeinen  Steigerung  des  Finanz-  und  Steuerbedarfs,  welche 
in  Frankreich  seit  1815  eingetreten  ist,  wie  immer  der  Folge 
der  aus  der  eingeschlagenen  inneren  und  äusseren  Politik  hervor- 
gehenden neuen  Verwaltungsaufgaben,  und  trotz  des  gewaltigen 
rnterschieds ,  welcher  in  dieser  Hinsicht  zwischen  England  und 
Frankreich  in  dieser  Periode  (1815—1885)  besteht,  ergiebt  sich  in 
Einer  Beziehung  eine  Aehnlichkeit  zwischen  der  britischen 
and  französischen  Besteuerung  am  Anfang  und  am  Schluss 
des  19.  Jahrhunderts:  die  Grundlagen  und  die  Haupttheile 
des  Steuersystems  haben  sich  bei  beiden  nicht 
wesentlich  verändert. 

Von  der  Besteacrang  audercr  Coiitiucntalstaatcu .  auch  dor  doutscheii,  gilt  das 
nicht  im  gleichen  Maassc.  In  Frankreich  ist  es^bei  dem  auf  allen  anderen  Lebens- 
rcbieten  sonst  so  deutlich  hervortretenden  sanf^imiiäch- nervösen,  neuerungssuchtigen 
Keltisch- gaUischea  Cbaracter  des  französischen  Volks  —  reniin  novaruin  semper 
5tDdiosi!  —  und  bei  dem  Anreiz  zu  grösseren  Veränderungen  dtis  Steuersystems, 
v..-iche]i  die  ungeheure  Vermehrung  des  Steuerbedarfs  gerade  in  den  beständigen 
Staats amwälzuD gen  leicht  ge1)cn  konnte,  nur  viel  auffälliger  als  in  Cirosshritinnion  bei 
•iem  britischen  Volks-  und  Staatscharacter  und  bei  nicht  erheblich  gewachsenem 
Sieocrbedarf  (S.  22S,  23  J) 

Die  bekannte  Thatsache  der  langsamen  französischen  Volksvermehrung  könnte  in 
ciaer  Hinsicht  die  Festhaltung  des  am  Schluss  der  erbten  Kcvolutionsperiodo  neu 
^Kfrundetcn  Steuersystems  selbst  noch  auffälliger  erscheinen  labsen.  Denn  die  grosse 
Vermvhrong  der  Steuereinnahmen  musste  so  für  d<m  Einzelnen  durchschnittlich  noch 
Sehr  als  Last  ins  Gewicht  fallen,  zumal  diese  Last  nach  den  gleichbleibenden  Steuer- 
'^Ttheilnngsprincipieu  zu   tragen   war.    In  anderer  Hinsicht  erklärt  aber  diese  lang- 
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^alne  Volksvcrmehninp:  die  Stabilität  dos  Steuersystems  nnd  die  Steigerang  der  dunh- 
bclinittlichcn  Stcucrrahigkcit  der  Bevölkerung  vielleicht  etwas  mit:  der  Belastungs- 
coefficient,  welcher  anderswo,  besonders  bei  den  germanischen  Völkern,  zumal  bei 
dem  deutschen,  für  den  jeweils  erwerbenden  Theil  des  Volks  die  Aufziehung  einer 
der  Zahl  nach  stäii^^reu  neuen  Generation  bildet,  ist  bei  den  Franzosen  schwächer, 
so  dass  eine  bedeutendere  Steuerbelastung,  zur  Durchführung  der  Politik  der  „gloire** 
und  zur  Tragung  ihrer  wirthschaftlichen  und  finanziellen  Folgen,  ermöglicht  wird. 
Ob  aber  die  Grenze  der  Steuerfähigkeit  nunmehr  nicht  mehr  und  mehr  auch  trotz 
dieser  geringeren  Belastung  des  französischen  Volks  mit  .,nationalcn  Auferziehungs- 
kosten" erreicht  ist?  vgl.  u.  §.  177. 

§.  166.  Die  französische  Finanzstatistik  gestattet 
vergleichende  Rückblicke  auf  den  Gang  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben und  der  Hauptrubriken  beider  bis  in  die  erste  Zeit  des 
Consulats  zurück.  In  der  vorausgehenden  eigentlichen  Revolutions- 
zeit bis  zum  Directorium  sind  zum  Theil  gar  keine  Budgets  und 
P2tats  zu  Stande  gekommen  und  war  das  Rechnungswesen  unter 
den  Wirren  der  Revolution  und  unter  den  Excessen  der  Papier- 
geldwirthschaft  ganz  zerrüttet,  so  dass  brauchbare  Daten  für  die 
Vergleichung  aus  dieser  Periode  fehlen  *).  Die  grossen  Regierungs- 
wechsel haben  dann  Anlass  gegeben,  summarische  und  Durch- 
schnittsdaten für  die  Perioden  der  verschiedenen  Regierungen  zu 
bilden.  Die  genauen,  bis  auf  die  Einser  gehenden  Zahlen  sind 
aber  allerdings  nicht  durchaus  streng  vergleichbar,  weil  nicht 
immer  sich  auf  ganz  dieselben  Thatsachen  beziehend,  auch  ent- 
halten die  Zahlen  für  die  frühere  Zeit  (Consulat)  Lücken  und 
sind  Veränderungen  in  der  Buchungs-  und  Berechnungs weise  und 
Classification  störend.  Doch  bleiben  die  Daten  für  die  ausreichende 
annäherungsweise  Vergleichbarkeit  hinlänglich  brauchbar. 

Siehe  Nicolas,  budgets  de  la  Franc^j  und  z.  Th.  danach,  z.  Th.  berichtigend 
den  genannten  Artikel  von  Boitcau,  budget  gOner.  im  dict.  de  (in.  mit  zahlreichen 
vergleichenden  Berechnungen.  Die  folgenden  Zahlen  sind  diesem  Werke  entnommeu 
oder  nach  den  dort  gegebenen  berechnet,  unter  Ergänzung  aus  anderen  (Quellen  (u.  A. 
aus  den  älteren  Budgets  selbst). 

Durch  die  Gebietsveränderungen  unter  Napoleon  I.,  nach  1S14  und  wieder 
nach  1870  (von  dem  Zuwachs  von  Nizza  und  Savoien  abgesehen"!  werden  die  Ver- 
gleichungen  abermals  gestört,  was  sich  hier  nicht  ändern  lässt,  aber  bei  der  Ver- 
gleichung nicht  vergessen  werden  d»rf.  In  den  letzten  Jahren  des  ersten  Kaiserreichs 
zur  Zeit  seines  grösbten  Umfangs  ilHlH)  zählte  Frankreich  ca.  t'2.5  Mill.  Einwohner, 
gegenwärtig  auf  seinem  verkleinerten  (Jebiete  ca.  3S  Mill.  Im  (lebietsnmfang  von 
1S15  hatte  Frankreich  ISÜß  29.11.  1S21  :^0.40,  ISöB  30.04  Mill.  Einwohner.  Durch 
Nizza  (Departement  Seealpen)  und  Savoien  sind  ISOO  737,000  Einwohner  (Zählung 
von  1S61)  dazugekommen,  durch  den  Verlust  von  Elsash-Lothringen  1S71  1,597,000  Ein- 
wohner ausgeschieden.  Daher  Einwohnerzahl  1861  37.39,  ISCfi  38.07,  1872  36.10, 
18S1  37.67  Mill.  (Ann.  Statist.  1882,  p.  7). 

Die  Steigerung  der  mittleren  Budgets  des  (iesamm  tetats  der  Aus- 
gab«'n  nach  dem  genannten  Artikel  im  dict.  de  fin.  p.  713  war  folgende  in  Mill.  Frcs.: 

")  Siehe  dict.  de  fin.,  Boitcau 's  Art.  budget  general  de  l'etat,  p.  540  lY.  mit 
einzelnen  Daten  über  die  Wirren,  Stourm,  II.  eh.  21—30  und  Schlus». 
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GoosnUt  und  1.  Kaiserreich  (1^*01— 14i     .     .     .      1»S5> 

ResUuration  (1SI5— 30. \0H\  W 

Jalimonarchie  (1830—47) 12S7.5 

Zweite  Republik  (1848—51) 15S7.S 

Zweites  Kaiserreich  (1S52— IS 70) 2150  3 

Dritte  Republik  (l»i71— S4) 3492.*! 

Oder  jährliche  Vermehrung  4.0^»  "„  im  Mitteil  Minimal-  gepeii  Maximal- 
bodget  fer^chcn  (ISliJ  mit  «96,  lss2  mit  4235  Mill.  Frc^.)  sog^ar  jährlich  7.4  "/„! 
Rnod  also  selbst  bei  erstcrer  Berechnung  5  7o  8»cgen  eine  BiMrölkerungsrcrmehrung 
(luf  das  heutige  Gebiet  berechnet)  ?on  jährlich  nur  0.5  ^{S-)  zwischen  ISOl  — ISSl 
ood  bloss  0.8S%  seit  lb21. 

Einigennaassen  musste  der  £rtra<r  d(.>r  Steuern  sich  dieser  Bewegung  nach 
Umfang  und  Tempo  anpassen  und  hat  das  auch  so  /.iemlich  gcthau,  wenn  sich 
auch  die  Quote  der  ausserordentlichen  Deckungsmittel  etwas  erhöht  hat  (von  10.5  "/o 
der  Gesammtaasgaben  unter  Napoleon  I.  9.1  und  6.b  7u  unter  den  beiden  folgenden 
iSoiglichen  Dynastien,  auf  16.0%  von  1S48— 70  und  14.2  7o  seitdem,  neben  einem 
kleinen  unbedeckt  bleibenden  Rest  von  1 — 5  %  meistens). 

Die  ordentlichen  (Nor mal-) einnahmen  allein  und  unter  ihnen  die  Steuern 
und  steuerartigen  haben  sich  nämlich  folgendermaassen  entwickelt,  nach  Jahros- 
dn  roh  schnitten,  berechnet  aus  den  Summen-Daten  und  Perioden  im  dict.  de  ßo., 
p.  714,  wobei  für  die  erste  Periode  vielleicht  eine  Zeitdauer  von  14  Jahren  100  Tagen, 
statt  blos  von  14  Jahren  —  wegen  der  Rückkehr  von  dor  republikanischen  zur  christ- 
lichen Zeitrechnung  in  1807  —  anzunehmen  gewesen,  die  Durchschnittsziffer  also 
ii.  2Vo  kleiner  ausgefallen  wäre:  doch  ergiebt  sich  aus  dem  Material  des  dict.  nicht 
sicher,  ob  hier  nicht  schon  corrigirt  ist,  und  zudem  kOnnen  aus  den  angedeuteten 
(TTünden  die  Daten  dieser  ersten  Periode  doch  nur  Annäherungswerth  haben. 

1801  -14  1815    30  1S31— 47  1848—51  1852-70  1871— S3 
In  Hill.  Frcs.  jährlich: 

Domänen  und  Forsten      105.2          35.1  37.0            3r».5  49.2  52.4 

Directc  Steuern  .    .    .     375.0        355.0  389.4          428.8  494.4  710.3 

ludirecte  Steuern    .     .     370.5         514.3  680.3           720.8  1119.7  2047.2 

Anderes     .     -     ...       33.2           24.7  41.1             72.1  126.4  262.3 

Summa"  884.0'      929.1         1148.4         i25'^.2         1789.7    "    3072.3 

tjder  in  7o 

r>omänen  und  Forsten  12.0  3.s  'A.2  3.0  2.8               1.7 

Directc  Steuern .     .     .  42.4  3^.1  33.!»  31.0  27.7  23.1 

Indire'te  Steuern     .     .  41.8  55.4  59.3  57.2  62.5  66.7 

Andere:*     ,     .     .     ,     .  3.^  2.7  3.6  5.s  7.0  8.5_ 

Summa     100.0         100.0     "lOO.O  100.0  ioO.O  100.0 

ProgruSbion  (im  Vergleich  mit  der  Periode  1815—30): 

D^.mäuen  und  Forsten      300.0         IOO.O  107.1  104.0  140.2  149.6 

Directc  Steuern  .     .     .     105.6         100.0  109.7  120.S  139.3  200.1 

ludirecte  Steuern     .     .      72.0         100.0  132.2  140.1  217.7  398.0 

Dir.  und  indir.  St.  zus.      85.S         lOO.O  123.1  132.2  185.7  317.4 

Anderes     .     -  _^'  ^ 134.4     _  10J).0^         166.4  291.9  511.S J062.6 

Summa      95.1     ~  lÖÖ.lT      "  123;6   '       135.4       "   192^6  330.2' 

Die  Erträge  der  Dumäneii  und  Forsten  umfassen  hier  besonders  in  der  ersten 
Periode  die  aus  der  Revolutionszeit  fortdauernden  Yeräusserungcu  mit.  Daher 
•Jie  damalige  höhere  ZiH'er.  Bei  <k'ii  directen  Steuern  sind  die  allgemeinen  (fdr  den 
Staat)  und  die  Specialfonds  (für  die  Departements  und  Gemeinden^  bei  den  indirecteu 
Steuern  auch  die  Monopole,  dann  namentlich  die  Verkchrsstcuern,  (Eiiregistre- 
ment  und  Stempel)  und  die  Einnahmen  aus  der  Post  und  Telographie,  unter  „Anderes** 
die  sonstigen  als  regelmässige  anzusehenden  mancherlei  verschiedenen  Einkünfte, 
•darunter  auch  der  Ertrag  der  neuen  3°/o  Steuer  von  Werthpapieren  mit  jetzt  ca. 
48  MilL  Frcs.,  die  eigentlich  zu  den  directen  Steuern  geh<irt),  hier  in  Eine  Rubrik 
zusammengefasst.  Auch  dies  Verfahren  bedingt,  dass  die  Daten  nur  annäherungs- 
weise vergleichbar  sind  und  die  aus  den  Zahlenreihen  und  aus  ihren  Ver- 
i'ldichangen,  daher  besonders  aus  den  Relativzahlon  zu  ziehenden  Schlilssc  nicht  ganz 
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so  streng  ausfallen  können,  als  wenn  man  es  init  völlig  homogenen  Grössen  zu  thuu 
hätte.  Aber  auch  so  bleiben  die  Daten  nach  den  verschiedensten  Seiten  belehrend 
;renug.  Bei  der  Abnormität  der  Verhältnisse  in  der  ersten  Periode  (Consulat  und 
Kaiserreich)  empfiehlt  es  sich,  der  Progrcssionsberechnuug ,  wie  oben  geschehen,  erst 
die  Daten  der  zweiten,  der  Restaurationsperiode,  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  ungeheure  Vermehrung  der  Gesammteinnahmen 
und  der  Steuern  und  unter  letzteren  wieder  der  indirecten 
(einschliesslich  der  Verkehrssteuern)  tritt  schlagend  hervor. 
Ebenso  die  Thatsache,  dass  mit  der  kleinen,  auf  gewisse  steuer- 
politische Maassregeln  der  zweiten  Republik  zurückzuführenden 
Unterbrechung  in  der  Periode  von  1848  —  51  (s.  §.  171),  der 
Schwerpunct  der  ordentlichen  Einnahmen  immer  mehr 
in  die  indirecten  Steuern  fällt  und  diese  ganz  das  Ueber- 
gewicht  über  die  directen  erlangen:  in  BetreflF  der  Ge- 
sammtzunahme  und  der  Vertheilung  auf  directe  und  indirecte 
Steuern  eine  wesentlich  verschiedene,  zum  Theil  geradezu  ent- 
gegengesetzte Entwicklung  als  in  Grossbritannien  (S.  234). 

Durch  die  Ausscheidung  der  Post-  und  Telegrapheneinnahmen  aus  den  Daten 
für  die  französischen  indirecten  Steuern  wUrden  sich  die  absoluten  und  besonders  die 
relativen  Zahlen  doch  nicht  erheblich  ändern.  Auch  die  Weglassung  der  „Zinsrenten- 
steuer" von  Werthpapieren  bei  den  directen  Steuern  wird  mehr  als  aufgewogen  durch 
folgenden  Umstand.  Es  sind  nämlich  dafür  unter  den  directen  Steuern  hier  die 
Zuschläge  für  Departemental-  und  Commuualzwecke  zu  den  Staatssteuern 
mit  eingesetzt.  Dieselben  betrugen  in  der  letzten  Periode  schon  über  '^  der  dem 
Staate  verbleibenden  directen  Steuern  und  haben  sich  besonders  in  dieser  neuesten 
Zeit  gegen  früher  sehr  gesteigert.  Die  bedeutende  Vermehrung  des  Jahresdurch- 
schnitts der  directen  Steuern  in  der  Periode  der  dritten  Republik  fällt  grösstentheils 
auf  diese  Specialfonds. 

Die  obigen  Durch schnittsdaten  lassen  aber  die  Entwicklung  noch  nicht  so 
scharf  hervortreten,  wie  sie  wirklich  war.  Diejenigen  aus  der  letzten  Periode  sind 
gegenwärtig  schon  wieder  erheblich  überschritten,  ohne  Aussicht  auf  Wieder- 
abnahme. Vergleicht  man  einige  Hauptzahlen  eines  einzelnen  Jahresetats,  nämlich 
des  letzten  vollen  Budgets  Napoleons  I.  (1818),  der  Restauration  (1830),  Louis 
Philipp's  (1847),  Napoleons  III.  (1870)  und  von  1885,  so  zeigt  sich  folgende  Ent- 
wicklung (in  Mill.  Frcs.): 

1813        1830        1847        1S70       1^8^^^^^*^^™,^ 

Directe  Steuern  (nur  f.  d.  Staat)    318.3      327.G       331.7       332.8      474.4       1448'' 
Enregistrement,Stempel,Domänen     170.0       185.3       200.2       460.6      699.4      383.0 
Eigeutl.  indir.  St.  (Zölle  u.  innere)    379.5       375^9 512.8       755.6     1483.0     ^94.5 

Zusammen  Steuern     867.8'    88S'8~'ilÖ4?7     1549.0     2656.8      ~299.0~ 
(Posten 13.0         30.5         49.7         89.3       135.7       444.9) 

Die  Domäneneinkünfte  bei  Enregistrement  und  Stempel  betragen  bis  1870  nur 
einige  Millionen;  in  der  Zahl  für  1885  fehlen  sie  (hier  19.9  Mill.  Frcs.).  Die  Steuer 
von  Werthpapieren  ist  in  1885  hier  mit  50.16  Mill.  Frcs.  bei  den  directen  Steuern 
eingesetzt;  ebenso  die  kleineren,  diesen  Steuern  assimilirten  Specialtaxen.  Man  sieht, 
dass  die  Zahlen  für  1S30  gegen  1813  wenig  verändert  sind,  freilich  sich  auf  ein 
Gebiet  mit  bloss  %  der  früheren  Bevölkerung  (1813  42.5,  ls31  31. S  Mill.)  beziehen. 
Erst  seitdem  und  in  immor  stärkerem  Maasse  seit  lb48  haben  die  indirecten  Ver- 
brauchs- und  die  Verkehrssteuern  die  colossale  Steigerung  erfahren.  Die  directen 
Staatssteueni  sind  bis  1870  so  gut  wie  ganz  stabil  geblieben  und  auch  seitdem  weit 
weniger  gewachsen,  selbst  wenn  die  genannte  Zinssteuer  von  Werthpapieren  mit  zu 
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ihüttU   ^crcchuct  wird.    Üie  directcu  Steuern  iHtrugeii   \>>M)  'M\:A,    1S70  21.:),    1SS5 
nur  17.S".'<,  alk-r  Stcucru. 

Aus  viDcin  Vergleich  mit  (irossbritanniim  orjiiL'bt  sich,  dass  Frankroioli 
1U9  der  langen  Periode  der  Kevolutions-  und  napolcouischcu  Kriege 
i]upleich  weniger  finanziell  belastet  und  steuerbebilrdet  hcrvor- 
;efangun  ist,  als  sein  grosser  Kival.  Das  erklärt  sich  aus  dem  iStaatsbankcrott 
und  der  einfachen  Abschtittclung  der  Papieri^eldschuld  in  der  l\L'Volutiousz«>it,  ferner 
dinos.  dass  Napoleon  seine  Krieg:e  weder  iu  erlieblichem  Maasse  mit  Steuern  noch 
mit  Staatssclnildeu  des  eigenen  Landen,  sondern  auf  Kosten  seiner  besi(.>«icten  (io^ner 
führte,  endlich  auch  daraus,  dass  Frankreich  selbst  1S14  und  \>>\ö  in  finanzieller  Hin- 
sicht, in  Bezog  auf  Kriegsentschädijrung  u.  s.  w.  ausserordentlich  —  man  darf  wohl 
5agcn  übermässig  und  ungcbahrlich  —  trcschont  worden  ist.  Nur  so  konnti;  die 
Finanzpcriode  von  1813 — 1S16  ohne  ein  besonders  ltosscs  Wachsen  der  verzinslichen 
yaatäichnld  und  der  Steoeni  abgewickelt  und  auch  die  ganze  Ke>taurations]ieriode 
biudarch.  selbst  nach  Bezahlung  der  massigen  Krieg^confribution  an  di<>  Alliirten 
'TOO  MilJ.  Krcs. ,  ausser  der  Erhaltung  der  fremden  Occupationsarmeo  auf  5  Jahre, 
TIS  auf  150  Mill.  jährlich  veranschlagt  wurde)  und  der  Kntschiidigung  d>T  Emigrirten 
Dominell  1  Milliarde,  aber  in  Form  ,'i7o  l^ente.  wovon  schliesslich  nur  ca.  2()  Mill. 
Froj.  Heute,  in  Folge  späterer  Maassrcu:eln  der  Juli-Ke*>ierung,  zur  Zahlung  kamen, 
iki>'.lz  rom  27.  April  1825,  s  Sudre  I,  440  tl. ,  4H0)  und  nach  Keparirung  der 
Kriegsschiidon ,  ohne  eine  besonders  starke  Steigerung  der  Besteuerung  gewirthschaftet 
»erden.  Finanzielle  Vortheile,  welche  natiirlich  auch  den  folgend«'n  Perioden  bis  in 
äk  (jegcuwart  hinein  za  (iute  gekommen  sind,  wahrend  (irossbritannien  und  manche 
lodere  Staaten  bis  heute  an  den  Finanzlasten  aus  der  französischen  Kriegszeit  tragen, 
li  änauzstatistischer  Hinsicht  sind  die  grossen  l'rocentzahh.'n  der  Stcuerprogression 
luturlich  auch  durch  die  kleinen  absoluten  Zahlen  der  Steuerertrüge  der  früheren 
Zeit  mit  b^-dingt. 

U.  Die  Beätrucrung  wahrend  der  erst«'n  Periode  der  ersten  Revolution 

(bis  zum  Directorium\ 

§.  167.  Im  früheren  steuergeschichtlichcii  Kapitel  ist  der  Zu- 
stand des  französischen  Steuerwescus  am  Schluss  des  ancien  regime 
dargestellt  worden  (§.  58—67).  An  manchen  schweren  Mängeln 
hat  dies  Stenerwesen  gewiss  gelitten,  besonders  die  hauptsächliche 
direete  Steuer,  die  taille  und  die  grossentheils  in  Form  eines  Zu- 
ü«hlags  zn  ihr  erhobenen  Kopfsteuern  und  Zwanzigsten  (g.  59,  ßO), 
von  den  indirceten  Steuern  namentlich  die  Salzsteuer  (gabelle  §.  63). 
Die  Steuerprivilegien  der  höheren  Stände,  die  Uebelstände  bei  der 
Einschätzung,  Auflegung,  Erhebung,  Verwaltung  der  directen  und 
der  meist  verpachteten  indirceten  Steuern,  die  Buntscheckigkeit 
und  Ungleichmässigkeit  der  Gesammtbesteuerung  im  ganzen  Staats- 
gebiete erheischten  gewiss  ebenso  dringend  Abstellung,  als  die 
vielen  Missbräuche  in  Bezug  auf  die  \'crwendung  der  Staatsgelder. 

Eine  kritische  L'ebersicht  der  Mängel  der  Best«'U<;runü;  des  ancien  re;^ime,  aller- 
liüsTä  etwas  gefirbt  durch  die  Tendenz,  das  neue  nesteucrungssyst(.'m  in  möj^lichst 
cüftozendcs  Licht  treten  zu  lassen,  ^icbt  die  interessante,  und  characteristischc  „zVdresse 
fier  Nationalrersammlunßf  an  die  Franzosen  Über  die  Zahlun;^  d<'r  St<'uern"  („contri- 
Bations**  s.  u.)  vom  Juni  1791.  Wieder  abgedruckt  in  Vves  (iuvüt,  Tiuipüt  sur  le 
rereno,  Par.  1SS7.  p.  2S4— 30'J. 

Die  unbefangene  Betrachtung  und  die  echt  historische  Auf- 
fassung, welche  die  Dinge   aus  dem  Gesichtspunct  und   dem 
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Können  der  Zeit  selbst  und  auch  vergleichsweise  nach  den 
Verhältnissen  anderer  Länder  in  derselben  Zeit  beurtheilt,  mfissen 
indessen  der  neueren  Forschung  darin  Recht  geben,  dass  das 
französische  Steuerwesen  unter  Ludwig  XVL  und  in  wichtigen 
Theilen  selbst  von  den  Zeiten  Ludwig's  XIV.  her,  namentlich  in 
steuertcchnischcr  und  administrativer  Hinsicht,  doch  bereits 
manches  Brauchbare  und  Gute  enthalten  hat.  Daher  sind  denn 
auch  manche  Grundsätze  und  selbst  vieles  Einzelne  in  Betreff  der 
Ausfuhrung  aus  dem  älteren  Steuerrecht  wenig  verändert  in  das 
neue  der  Revolution  und  Napoleon's  L  tibergegangen.  Ausserdem 
hat  man  aber  namentlich  in  den  letzten  Jahren  vor  1789,  be- 
sonders auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung,  ernstlich  an 
Reformen  gedacht  und  Einzelnes  davon  zur  Ausführung  gebracht 
(§.  50).  Hierfür  ist  namentlich  auf  das  Werk  von  Ren6  Stourra 
zu  verweisen. 

An  diese  Reformarbeiten  aus  den  Jahren  1787  und  1788  hat 
man  zwar  in  der  ersten  Zeit  der  Revolution  angeknüpft.  Aber 
von  vornherein  entwarf  man  doch  dabei  fälschlich  für  die  gesamratc 
Besteuerung  einen  Neubau-Plan,  welcher  auf  einseitigen  poli- 
tischen und  volkswirthschaftlichen  Theorien  und  unhaltbaren 
practischen  Gesichtspuncten,  u.  A.  auch  in  Betreff  der  patriotischen 
Willigkeit  zur  Zahlung  von  Steuern  unter  den  freien  „Bürgern", 
beruhte.  Es  wäre  viel  richtiger  gewesen,  sich  auf  einen  lang- 
samen und  vorsichtigen  Umbau  des  geschichtlich  überkommenen 
Steuersystems  zu  beschränken.  Bevor  aber  jener  Neubau  auch  nur 
in  der  Gesetzgebung  fertig  geworden  und  als  nur  erst  einzelne 
Thcilc  dieser  Gesetzgebung  in  den  ersten  Stadien  der  administrativen 
Durchführung  begriffen  waren,  hatte  die  Bevölkernng  schon  vielfach 
mit  Einstellung  der  alten  Steuerzahlungen  begonnen,  ohne  den 
patriotischen  Mahnrufen  der  Nationalversammlung  Gehör  zu  schenken 
und  ebenso  wenig  geneigt,  die  neuen  Steuern  ordentlich  einzu- 
richten und  zu  zahlen.  Die  schwache  Staatsregierung  war  diesen 
Wirren  gegenüber  machtlos.  So  sank  das  alte  Steuersystem  in 
Trümmer  oder  versagte  den  Dienst.  Das  neue  blieb  zunächst  auf 
dem  Papiere  stehen  und  ergab  keine  irgend  genügenden  Erträge: 
die  eigentliche  finanzielle  Erklärung  für  die  erste  Einführung 
und  baldige  Vermehrung  des  Papiergeldes,  der  Assignaten,  zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs,  da  auch  auf  den  normalen  Staats- 
crcdit  unter  den  damaligen  politischen  und  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnissen nicht  mehr  zu  rechnen  war.   Man  beging  so  den  grossen 
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stencrpolitiechen  Fehler,  alte  Steuern  aiit*ziif:;cl)oii ,  bevor  man  in 
Denen' einen  sicheren  und  gentlgcndcn  Ersatz  hatte.  Diesen  Fehler 
haben  die  Briten  immer  vcnnieden.  Auch  die  Franzosen  haben 
aber  wenigstens  in  der  Folgezeit,  bei  ihren  neuen  politischen  Tm- 
wälznngen,  ihn  im  Wesentlichen  zum  Heile  ihrer  Finanzen  zu 
vermeiden  gelernt,  wie  hier  hervorgehoben  werden  mag.  Zwar 
machte  die  provisorische  Regierung  von  1848  einen  thürichten 
Anlauf  mit  einer  solchen  umstllrzenden  Steuerpolitik ,  doch  wurden 
ihre  Maassregeln  bald  wieder  rückgängig  gemacht  (§.  171). 

Ceber  diu  Volksbcwegungeu  s^cgeii  »lie  alten  Sti'Urrii,  iM'Sondcrs  ilic  (it-tränkc- 
stt-ai;m  iaid'*s»\  Sal/steucrn,  Octrois,  und  ub»T  die  rnfi»hi«k«'it  und  mehr  noih  LasMff- 
k.it  der  mit  der  Vi>ranla^an^  der  ri<*iien  direkten  St«u.rn  l)i*traut«'n  Localorjjane  s». 
"h-.-*.  Taiiio.  Ent»tehun<r  des  modern«!»  Trankreiob,  nani.  I.  IM.  V,  Kap.  2.  und 
Stourm.  P'in.,  der  zugleich  vortrclilicli  v«>in  ht'.'ncrt('rhnis.»;lii'n  Standpuncte  aus  Ubrr 
6»  neue  Steuersystem  und  dessen,  mitunter  aussei  lieh  verliüllte,  Anknüpfung  an  die 
Eiurichtuni^eii    des  alten  handelt.     Im  (ian/.en  i^laubte  ieh  ihm  hier  toliren  zu  dürfen. 

Die  genannte  „Adresse'*  tiber  die  Steuerzahlung  ist  eines  Jener 
freilieh  allen  Fremden  vielfach  phrasenhaft  erseheinenden  fran- 
zösischen Actenstiicke ,  das  aber  an  sich  nach  seiner  schönen  und 
hohen,  onr  eben  viel  zu  idealistischen  Auffassung  doch  Interesse  bietet : 
eine  patriotische,  an  Gefllhl  und  Vernunft  appellirende  Apostrophe 
hinsichtlich  der  Nothwendigkeit  und  Hcilsamkcit  des  Steuerzahlcns, 
sobald  eine  gute  „Verfassung''  richtige  Verwendung  der  Kiträgc 
nnd  gute  Einrichtung  des  Hteucrwcscns  verbürgt.  Ein  ActenstUek, 
wie  wenige  characteristisch  für  den  edlen,  aber  un|)ractischen 
Idealismus  der  Politiker  der  ersten  Jahre  der  Kevolution  selbjst  auf 
einem  so  nüchtern  realistischen  Cfcbietc  wie  dem  der  Besteuerung. 

Warum  waren  die  alten  Steuern  so  verhasst?  Weil  es  „ Auf- 
lagen*' („impositions"),  von  einer  willkührlichen  Gewalt  auf- 
gelegt, waren,  nicht  „Beiträge**  („contributions"),  wxlchc 
vom  „allgemeinen  Willen**  der  Nation  bestimmt  werden.  Diese 
Terminologie  wird  dann  in  der  ganzen  Periode  festgebalten  und 
mit  dem  Worte  „contributions**  dem  erleuchteten  Volke  das  Steuer- 
lahlen  mnndgerecht  zu  machen  gesucht.  „Nul  de  vous  nc  sc 
refnse,  ni  ne  se  refusera  jamais  ä  payer  sa  justc  part  dos  depcnses 
pabliques  faites  h  son  profit  (sicl),  sans  drprrdation,  avee  une  sage 
treonomie  que  vos  representants  ont  sevrreuient  jugee,  dont  ils  vous 
rendent  et  vous  faut  rendre  comptc,  et  <|ui  ne  sont  trop  a  eharge 
•d  personne,  lorsque  tout  le  monde  y  concourt  a  raison  de  ses 
facultas,  dans  une  equitable  proportion.**  Keiner  wird 
sich  weigern  zu  steuern  I  »So  rufen  die  Volksvertreter  im  Augen- 
blick, wo  bald  keiner  mehr  Steuern  zahlt  I!  — 
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!;.  d*^r  ..A«ire>v:"  Tur'k-n  di-:  U^heris-en  Steaeni  in  fünf  Hauptclasscn 
/-  >:4'.L!:  1  di-;  dir«;  et -eil.  tailk-  reelle  nn«!  perso&i?IIe,  Zvuizir^ten.  Kop&teoer,  auch 
'AkUh^ü:  2  Monopole  und  ao ä«chlies»lichc  Pririlepien.  «ie  die  Salzsteuer, 
Tio^tk.  proriiiz^bvcifc  auch  Gt:trinke?teQeni .  ferner  die  gewerblichen  Abgaben  bei 
'J-::i  31': U»';r richten  u.  s.  w.:  3  inner»;  Verbrauchssteaern,  wie  besonders  die 
ii'ii  h:tTlni':  oüd  aii>kre  Artikel:  4  inner«;  und  Grenzzölle  beim  Transport  von 
\^'*'4r':n:  5  Steucsrn  auf  IC cchtsgeäc hafte  actes'.  Controle,  insinoation.  centi6me 
<)-:ni"r  u.  s.  w.  Fast  nur  di^^se  fünfte  Classe  findet  Gnade  in  der  Nationalrersammlanng, 
«ir'l  h<:iU.'halt'.'n  and  gebt  refonuirt  ab  Abgaben  der  Begtstrirvng,  des  Stempels  nud 
llypoth'rkenwesenä  in  das  nvoe  St^Qtrrsystem  über.  Sonst  wird  bloss  der  Grenzzoll 
'.-rhalten.  die  älteren  dirccten  Steuern  werden  in  die  neuen  directen  umgewandelt. 

Der  Plan  ftlr  das  Dene  Stenersvstem  der  RcTolntionsära  be- 
ruhte  y  anter  dem  unverkennbaren  und  nach  nachweisbaren  Ein- 
tinm  physiokratischer  Ideen,  besonders  aach  über  indirecte 
Besteuerang*;,  auf  einer  einseitigen  Vorliebe  ffir  directe 
Htatt  indirecter  Steuern  und  zugleich  auf  einer  unzuläng-* 
liehen  Doctrin  der  directen  Besteuerung.  Die  Weiter- 
entwicklung war  in  Frankreich  später,  nach  wiederhergestellter 
Staatsordnung,  und  andauernd  die  dieser  Richtung  gerade  ent- 
gegengesetzte: immer  mehr  indirecte  neben  fast  stabil  bleibenden 
directen  Steuern.  Die  Geschichte  hat  also  dem  System  der 
Revolution  eine  entschiedene  Ablehnung  zu  Theil  werden  lassen. 

Diese  Auffassungen  der  Revolutionspolitiker  ffihrten  dazu,  dass 
die  indirecten  Steuern  grossentheils  aufgehoben  wurden,  wozu 
freilich  die  thatsächliche  Suspension  dieser  Steuern  von  den  ersten 
Tagen  der  Revolution  an  durch  die  wilden  Volksbewegungen, 
welche  namentlich  gewissen  Steuern  dieser  Gattung  (Salz-,  Ge- 
trünkesteuern,  städtische  Octrois)  besonders  feindlich  waren, 
beigetragen  hat.  Auch  das  Tabakm onopol,  obgleich  weniger 
misslicbig  und  nicht  einmal  von  den  politischen  und  national- 
ökonomischen Doctrinären  der  Nationalversammlung  so  scharf  als 
andere  Steuern  angefochten,  fiel  schliesslich,  und  zwar  mit  aus 
einem  ganz  doctrinären  Grunde,  weil  man  in  dem  damals  noch 
lllr  nothwcndig  geltenden  Verbot  des  einheimischen  Tabakbaues 
eine  inconstitutionellc  Eigenthumsbeschränkung  sah.  Dagegen 
wurde  aus  polizeilichen  und  politischen  Gründen  das  Pulver- 
rii onopol  beibehalten  (Jahr  V)  und  verblieb  ununterbrochen  bis 
heute.  Von  den  Zöllen  wurden  aus  zutreffenden  Gründen  die  so 
iihernuH  läHtigen   zahlreichen  inneren  beseitigt.    Die  weniger  be- 

S  V.  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs  S.  IGl,  195  bezweifelt  das  wohl  mit  Un- 
rci  ht.  Nicht  bloäs  die  ,,ciuzigc  Grundsteuer*',  sondern  die  Polemik  gegen  die 
indirecte  Besteuerung  und  der  Eifer  fur  ein  „einfaches"  directes  Steuer- 
system sind  physiokratischc  Momente.  Dupont,  de  Nemours,  war  auf  die  Steuer- 
c:esetzgebung  von  besonderem  Einfluss. 
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fehdeten  Aassen-Grenzzölle,  besonders  die  Einfuhrzölle, 
wurden  dagegen  erhalten.  Alle  bisher  durch  Zölle  von  einander 
getrennten  Gebietstbeile  Frankreichs  und  die  noch  ganz  ausserhalb 
des  älteren  Grenzzollsystems  stehenden  Provinzen  (§.  64)  wurden 
jetzt  in  das  Eine  neue  grosse  Zollgebiet  aufgenommen  und  so  das 
TOD  Colbert  vergeblich  erstrebte  Ziel  erreicht:  ganz  Frank- 
reich zn  einem  grossen  einheitlichen,  im  Inneren  möglichst 
ron  Zöllen  freien  Wirt  hschafts-  und  Mark  tgebiet,  das  gegen 
das  Aasland  durch  den  Grenzzoll  abgeschlossen  war  und  einem 
Einheitstarif  für  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  unterstand,  zu- 
sammenzufassen. Eine  der  bedeutendsten  wirthschattspolitischen 
laassregeln  der  Periode,  welche  auch  wichtige  rein  politische 
Folgen  flir  das  innere  Zusammenwachsen  der  Provinzen  und  ihrer 
Bevölkerung  und  für  die  Amalgamirung  der  Grenzprovinzen  hatte. 
Diese  ^^Einheit  des  Markts^'  und  des  Zollsystems  ist  Frankreich 
seitdem  erbalten  geblieben.  In  der  Kevolutions-  und  Kaiserzeit 
warde  die  Einrichtung  des  Zolltarifs  und  die  thatsächliche  Function 
des  ganzen  Zollsystems  freilich  wesentlich  durch  den  (jang  der 
auswärtigen  Politik  mit  bestimmt.  Die  rein  fi scalische  »Seite 
des  Zollwesens  kam  daher  hier  auch  nur  wenig  zur  Geltung,  wie 
die  massigen  Zollerträge  zeigen.  Erst  nach  1815  ward  der  Grenz- 
zull  das  systematische  Mittel  zur  Durchführung  einer  bestimmten 
Handelspolitik,  namentlich  der  schutzzöUnerischen ^  wobei  die 
Fmanzinteressen  aber  ebenfalls  noch  zurücktreten  mussten. 

Siehe  Stonrm,  I,  2i>4  if.  Dk'  revolutionären  Volksb<.>wegun<^cn  wandten  sicli 
•«(Aders  gegen  die  Fcrkehrsh'/inmenden  inneren  Stcucni.  Aber  die  ftlTentliche 
Xcinong  and  die  Gesetzgeber  worden  auch  durch  die  physiokratischc  Kritik  der 
iadirecten  Steuern  mit  bestimmt.  Während  der  rcvolutienürcn  ilochfluth  blieb  diese 
liGfflmnng  herrschend,  wenn  es  auch  an  einzulncn  ge^^nerisclien  Ansichten  nicht  fehlte 
ud  einzelne  Politiker  allmählich,  durch  die  Missstandu  belehrt,  den  indirecten  Steuern 
ficder  günstiger  gesinnt  wurden.  Solche  Moinuji^en  waren  in  der  Schreckenszeit 
ibcr  verfehmt  und  wagten  sich  daher  nur  schlichtem  hervor.  Erst  mit  dem  Consulat 
ud  Kaiserreich  gewannen  sie  wieder  die  Oberhand.  Nach  kurzem  Zögern  fiel  so  die 
ulzstener  (Gesetz  vom  21. — 30.  März  1790),  ein  Jahr  später  auch  die  Getränk c- 
Äroer  (2. — 17.  März  1791)  und  die  städtischen  Octrois  (19.— 25.  Februar  1791), 
vc-Büc  auch  das  städtische  Finanzwesen  zerrüttet  wurde.  An  Ersatzplänen  und 
virklichen  legislativen  Ersatzversueben  mit  Hilfe  von  direoten  Steuern  fehlte  es 
üchi  (z.  B.  in  Form  von  Zuschlägen,  so  für  die  Salzsteuer,  1790),  aber  solche 
^-innche  misslangen  bei  der  AosfUhrung  und  wurden  dann  auch  wieder  rückgängig 
Koacht.  Das  Tabakmonopol  fiel  durch  Gesetz  vom  20. — 27.  März  1791,  die 
iaaeren  Zölle  durch  Gesetz  vom  HO.  October  —  5.  November  1790,  ebenso  die 
T*rächiedenen  älteren  kleineren  inneren  Verbrauchssteuern.  Auch  die  Kcfürnien  im 
Zvllwesen  nnd  Zolltarif  knüpften  an  umfassende  Vorarbeiten  aus  den  letzten 
Iikra»  des  ancien  regime  an  (liberaler  Tarifentwurf  vor  der  Notabeln Versammlung 
•M  17S7''.  Elsass- Lothringen  sperrte  sich  damals  sehr  gegen  die  Einverleibung  in 
d«  allgemeine  französische  Zollgebiet.  Die  neuen  Einrichtungen  wurden  durch  die 
I^^ffte.  bez.  Gesetze  vom  5.  November  17!M),  l.>.  März  1791  iTarifgeseiz\  23.  April 
~  1.  Mai  1791  (Organisation  des  Zolldienstes).  2S.  Juli— 1>.  u.  22.  August  1791  (Zoll- 
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verfalireul  begründet,  tccliiiiscli  zum  Tlicil  in  vorzügliclier  Weise  und  cndgiltig,  aber, 
wie  Stourm  wieder  im  Einzelnen  nachweist,  doch  vielfach  ziemlich  genau  nach  den 
alten  Reglements,  so  das  letzte  (niäctz  über  das  Zollverfahren  nach  einer  Ordonnanz  Ton 
16S7  (s.  Stourm,  I,  (il— SO).  Erst  nach  wiederhergestellter  Staatsordnung,  d.  h. 
von  den  Zeiten  des  Consulats  an  kamen  auch  alle  diese  Gesetze  zur  ordentlichen  Aus- 
führung. 

Weniger  allgemeine  und  heftige  principielle  Opposition  scheinen 
in  der  Revolutionszeit  eigenthümlichor  Weise  die  Stempel-  und 
die  Registrirungs-  und  Besitz  wechselabgaben  gefanden 
zu  haben,  welche  das  ancien  regime  bereits  in  seinen  droits  de 
contröle,  d'insinuation  und  dem  centieme  denier  besessen  hatte 
(§.  65).  Hier  gelang  eine  aus-  und  fortbauende  Gesetzgebung, 
über  Enregistrement  1790  und  tiber  Stempel  1791,  welche  aller- 
dings auch  erst  später  unter  dem  Directorium,  1798,  zum  Abschluss 
kam  und  damit  erst  ordentlich  practisch  brauchbar  wurde  (§.  169). 

Die  Hauptgrundsätzc  und  die  verwaltungstechnischen  Normen  und  Einrichtungen 
sind  übrigens  auch  hier  aus  den  früheren  Gesetzen  und  Institutionen  herüber  genommen 
worden.  In  der  Zeit  der  schlimmsten  politischen  Excessc  und  der  Papiergeld  wirren 
versagte  der  Erhebungsmcchauismus  dieser  schwierigen  Steuern  begreiflich  fast  völlig 
seinen  Dienst,  die  Stempelcinnahme  verschwand  zeitweilig  beinahe  ganz,  so  dass  nicht 
einmal  die  Kosten  dieses  Verwaltungszweigs  gedeckt  wurden. 

Schon  in  normalen  Zeiten  der  inneren  und  äusseren  Politik 
würde  es  schwer  gewesen  sein,  den  Ausfall  der  gesetzlich  auf- 
gehobenen indirecten  Steuern  und  sonstigen  beseitigten  Abgaben 
und  Einnahmen  in  der  gebotenen  Weise  durch  Eröffnung  neuer 
ordentlicher  Einnahmen  zu  decken.  Letzteres  konnten  bei  der  ein- 
geschlagenen Steuerpolitik  wesentlich  nur  directe  Steuern  sein. 
Die  Gesetzgeber  der  Revolution  bewegten  sich  schon  in  der  ersten 
ruhigeren  Periode  in  einer  doppelten  Illusion,  einmal  über  die 
mögliche  Verminderung  der  Staalsausgaben ,  welche  durch  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsreformen  erzielt  werden  könnte,  sodann 
über  die  hinlängliche  Ergiebigkeit  der  directen  Besteuerung  zur 
Bestreitung  des  verbleibenden  und  durch  andere  ordentliche  Ein- 
nahmen nicht  gedeckten  Theils  des  Finanzbedarfs.  Bald  zeigte 
es  sich,  wie  wenig  reelle  Ersparnisse  an  den  Ausgaben  eines 
grossen  Staats  mit  bedeutendem  Schulden-  und  Militäretat  und 
grossen  und  sich  vermehrenden  sonstigen  Verwaltungsausgaben 
auch  beim  besten  Willen  zu  erreichen  waren  und  wie  schwer,  ja 
unmöglich  es  sei,  den  grössten  Theil  des  nicht  weiter  verminderungs- 
fähigen Ausgabeetats  auch  durch  noch  so  zweckmässig  eingerichtete 
directe  Besteuerung  zu  decken.  Aher  in  doctrinärer  Verblendung 
und  in  schwächlicher  Nachgiebigkeit  gegen  die  Agitationen  leiden- 
schaftlich erregter  Volksmassen  hielt  man  an  jenen  Illusionen  fest, 


Die  Dcae  dircctc  ncbtctierun^  der  KcvoIutiouäZcit.  ;-i81 

lertrümmerte  das  System  der  indirceten  Steuern  und  äciiiif  ein 
neaes  directes  Steuersystem,  dessen  Krtiäge  l'ür  alle  auf- 
gegebenen  EinDabmen  genügenden  Ersatz  bieten  sollten,  Jedocb 
dies  Dicbt  vermochten,  auch  wenn  es  gelungen  wäre,  es  rascher 
Dod  besser  darchzuführen,  als  es  Jahre  hindurch  geschah. 

§.  168.  Die  neue  directe  Besteuerung  sollte  an  die 
Stelle  der  beseitigten  Taille,  Zwanzigsten,  Kopfsteuer,  auch  der 
Zehnten  treten  und  Ersatz  fllr  diese  und  eventuell  l'dr  weitere  nul- 
gebobene  indirecte  Steuern  (so  die  Salzstcuer)  liefern.  Sie  stellte 
ZDgleieh  den  Kern  des  neuen  „verfassungsmüssigen'^  Steucr- 
ivstems  dar. 

Ftlr  sie  insbesondere  nämlich,  wenn  auch  für  alle  etwaigen 
sonstigen  Steuern  gleichfalls,  werden  die  „politischen^^  Maximen 
der  „staatsbürgerlichen  GesellschaiV'  anerkannt  und  verfassungs- 
Dässig  und  gesetzlieh  festgestellt:  dass  jede  Steuer,  um  lechts- 
giltig  zn  sein,  auf  dem  Gesetze  beruhen,  alle  Steuern  und 
sonstigen  öffentlichen  Lasten  von  den  Bürgern  und  Eigenthümcrn 
im  Verhältniss  zu  deren  Vermögen  und  Fähigkeiten 
getragen  werden  müssten,  und  jede  Stener  nur  zum  V  ort  heil 
der  Gesammtheit  eingeführt  werden  dürfe.  Die  Steuern  sollten 
jährlich  bewilligt  werden  und  in  der  Kegel  nicht  über  das  be- 
treffende Jahr  hinaus  gelten,  was  insbesondere  tUr  die  directen 
Steuern  staatsrechtlicher  Grundsatz  geblieben  ist.  Politische  Maximen 
rod  staatsrechtliche  Grundsätze,  welche  einen  bedeutenden  politischen 
Fortschritt  gegen  das  ancien  regime  ergeben. 

Siehe  Acte  constitut.  du  5  fructid.  an  III,  d.clar.  ilcs  droits,  art.  H»,  :u)l,  dörr. 
Jk  l'issemhl,  constit.  du  7  Oct.  17S9. 

Aber  mit  solchen  blossen  „Principien"  war  keine  reale  Steuer- 
politik zn  betreiben.  Die  neu  geplante  directe  Besteuerung  zumal 
reichte  für  den  Bedarf  nicht  aus  und  konnte  schon  ibrer  s teuer- 
technischen  Natur  nach  nicht  ausreichen,  obwohl  sie  gewiss 
im  Vergleich  mit  den  frllheren  directen  Steuern  manche  und  crheb- 
Ecbe  politische,  ökonomische  und  technisciie  Vorzüge  bcsass.  Auch 
nach  ihrer  vollen  Entwicklung  war  sie  eben  bloss  ein  Ertrags- 
itenersTStera.  Einem  solchen  feblt  einmal  die  Fähigkeit,  über 
einen  massigen  Betrag  hinaus  sich  ergiebig  machen  zu  lassen, 
vollends  in  der  Ergiebigkeit  einigermaa:>sen  mit  dem  steigenden 
Hnanzbedarf  und  gar  mit  dem  Wachsthum  franziKsischer  Etats 
«elbst  wachsen  zu  können.  Dabei  verfolgte  man  in  der  neuen 
directen  Bestenerung  die  Tendenz,  möglichst  nur  nach  realen,  nicht 
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nach  personalen  Momenten  die  Steuerfähigkeit  zu  bemessen  und 
letztere  daber  aus  objectiven  äusseren  Merkmalen  abzaleiten. 
Das  macbt  eine  solcbe  Besteuerung  wiederum  nur  besebränkt 
ertragsfäbig  und  in  den  Erträgen  wenig  entwicklungsfäbig.  Nicht 
ein  Ertragssteuersystem  und  nicht  einzelne  Ertragssteuern,  sondern 
nur  eine  Subjeetsteuer,  wie  eine  Einkommensteuer  oder 
eine  Vermögenssteuer,  lässt  sich  —  wenn  freilich  auch  nur 
in  gewissen  Grenzen  —  nach  dem  Finanzbedarf  ergiebiger  machen. 
In  der  Revolutionszeit,  allerdings  im  Hinblick  auf  gewisse  Uebel- 
stände  und  Missbräuche  bei  dem  alten  Steuersystem,  und  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  hat  man  in  Frankreich  eine  solcbe  Subject- 
Steuer  vermieden,  in  übertriebener  Befürchtung  wegen  des  Moments 
der  „Willkühr"  (des  „arbitraire")  bei  der  Veranlagung  von  und 
der  Einschätzung  zu  solchen  Steuern  und  in  zu  weit  gehender 
Scheu  vor  dem  für  eine  ordentliche  und  brauchbare  directe  Be- 
steuerung eben  einmal  unvermeidlichen,  wenn  auch  etwas 
lästigen  Eindringen  in  die  persönlichen  wirthschaftlichen  Verhält- 
nisse der  Steuerpflichtigen.  Auch  selbst  bei  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  welche  eigen tlich  als  Einkommensteuer  vom 
beweglichen  Vermögen  und  von  persönlichen  Einkünften  — 
im  Gegensatz  zu  solchen  aus  dem  Grund  und  Boden  —  gedacht 
war,  hielt  man  sich  daher  nicht  an  das  Einkommen,  sondern  an 
das  „objective  äussere"  Merkmal  der  Wohnung  (s.  u.). 

Dieser  tiefe  innere  Mangel  der  damals  geschaffenen  directen 
Besteuerung  war  ein  verhängnissvoller  Verstoss  gegen  die  beiden 
„finanzpolitischen  Steuerprincipien"  der  „Ausreichendheit"  und  „Be- 
weglichkeit" (Fin.  II,  §.  366  ff.).  Selbst  wenn  die  directe  Be- 
steuerung bloss  ein  Glied  eines  umfassenderen  Steuersystems 
hätte  werden  sollen,  mussten  sich  aus  solcher  Einrichtung  der- 
selben grosse  Missstände  ergeben.  Diese  mussten  aber  um  so 
grösser  werden  —  und  sind  es  geworden  —  je  mehr  diese  Be- 
steuerung, nach  ihrer  ursprünglichen  Idee,  wesentlich  „das  Steuer- 
system", sogar  nicht  nur  des  Staats,  sondern  auch  der  Departements 
und  Gemeinden,  durch  das  „Zuschlagsystem",  werden  sollte. 
Alle  sonstigen  Vorzüge  dieser  Besteuerung  heben  diese  Mängel 
nicht  auf. 

Anfänglich  hatte  man  aber  nicht  einmal  ein  umfassendes  und 
ausgebildetes  Ertragssteuersystera  im  Sinne.  Man  dachte  viel- 
mehr nur  an  Eine  directe  Hauptsteuer  und  Eine  directe 
Nebensteuer,  die  nunmehr,  nach   der  allgemein  hervortretenden 
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Idee  der  völligen  Unification  der  Staatsbeste neruDg  (§.  lOl), 
gkichmässig  im  ganzen  Staatsgebiete  und  ohne  irgendwelche 
persönliche  Privilegien  eingerichtet  werden  sollten.  Beide  sollten 
rasammen  den  Ersatz  und  die  Umbildung  der  bisherigen  directen 
Steuern  darstellen  und,  wie  gesagt,  womöglich  auch  Etwas  zur 
Deckung  des  Ausfalls  der  aufzugebenden  sonstigen  Steuern  liefern. 
Entsprechend  jenen  älteren  directen  Steuern  und  auch  den  ge- 
gebenen wirtbschaftlichen  Verhältnissen,  ferner  ebenfalls  unter 
Nachwirkung  physiokratiscber  Ideen,  sollte  der  Schwerpunct  der 
directen  Besteuerung  nach  wie  vor  in  der  Grund besteuerung  oder 
derjenigen  des  Immobiliarvermögens  in  Land  und  Stadt  (daher 
einschliesslich  der  mit  Häusern  bebauten  Grundstücke)  und  des 
daraus  fliessenden  Einkommens  liegen,  wobei  nur  alle  bisherigen 
Exemtionen  und  Privilegien  des  bevorrechteten  Grundbesitzes  weg- 
zufallen hatten  und  auf  „gleichmässige^^  Steuerveranlagung,  „ein 
Jeder  nach  seinem  Vermögen  und  seinen  Fähigkeiten'^,  abzuzielen 
war.  Hierfür  war  die  Grundsteuer  (contribution  fonci^re,  Gesetz 
T.  1.  December  1790;  bestimmt.  Durch  die  hohe  Ansetzung  ihres 
Contingents,  ursprünglich  für  das  Principal-Contingent  allein  (ohne 
Zuschläge)  auf  240  Mill.  L.,  war  sie  auch  finanziell  als  der  Haupt- 
pfeiler des  neuen  Steuersystems  geplant.  Dieser  Betrag  erwies  sich 
freilich  als  viel  zu  hoch  gegriffen  und  musste  wiederholt  und  noch 
big  weit  in  das  neue  Jahrhundert  hinein  ermässigt  werden  (§.  184). 
Die  zweite,  die  Nebensteuer,  sollte  das  persönliche  und  das 
aus  beweglichem  Vermögen  herrührende  Einkommen  treffen: 
die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  (contribution  personelle  et 
mobili^rey  Gesetz  vom  13.  Januar  —  18.  Februar  1791),  wesent- 
lich an  Stelle  derjenigen  Theile  der  bisherigen  directen  Steuern, 
welche  dieses  Einkommen  hatten  belegen  sollen  (§.  59,  GO).  Cm 
die  Schwierigkeiten  und  die  früher  vielfach  beklagte  Willkübr  bei 
der  Ermittlung  dieses  Einkommens  behufs  der  Steuerveranlagung 
zu  vermeiden,  sollte  aber,  wie  bemerkt,  auch  hier  sich  wesentlich 
an  äussere  objective  Merkmale,  namentlich  den  Woh- 
DQogsaufwand  oder  die  Miethe,  gehalten  und  daraus  auf  die 
Einkommenhöhe  geschlossen  werden.  AnfäDglich  war  von  dem 
dergestalt  ermittelten  Steuersoll  einer  Person,  welche  gleichzeitig 
Grundbesitz  hatte  und  daher  zur  Grundsteuer  veranlagt  war,  das 
Grundstenersoll  des  Steuerpflichtigen  abzuziehen,  um  Doppel- 
besteuerang  zu  vermeiden  und  wirklich  nur  das  nicht  aus  Grund- 
besitz herrtihrende  Einkommen  zu  treffen.   Eine  später  weggefallene 
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Bestimmung,  aber  eine  richtige  Consequenz  der  Idee,  durch  die 
beiden  genannten  Steuern  eine  wirkliche  Einkommenbesteuernng 
zu  realisiren.  Für  andere  directe  Steuern  war  daher  auch  eigent- 
lich kein  Raum  in  diesem  System.  Nur  die  Unzulänglichkeit  der. 
Einnahmen  und  die  ungenügende  Erreichung  des  Zieles  mit  der 
Grund-  und  Personalsteuer  veranlassten  später  die  Einfügung  zweier 
weiterer  directer  Steuern,  der  gleich  zu  nennenden.  Zeitweise  sind 
ausserdem  einige  Luxus  steuern  mit  der  Personalsteuer  verbunden 
gewesen.  Das  Contingent  der  letzteren  war  zuerst  auf  60  Mill.  L. 
gesetzt,  eine  Summe,  die  sich  ebenfalls  als  zu  hoch  erwies  und 
vermindert  werden  musste. 

Weiteres  über  diese  Steuern  unten  bei  der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern, 
§.  Ib3  if.,  s.  Stonrm  I  eh.  5  u.  6  u.  eh.  8.  Definitive  Ordnung  der Personalstcuer. 
die  vom  Convent  zeitweise  beseitigt  worden,  durch  Gesetz  vom  23.  December  1798 
(3  nivOsc  YII)  unter  dem  Directorium.  Auch  die  Grundsteuer  kam  erst  durch  Gesetz 
vom  24.  November  1799  ordentlich  in  Gang.  Die  Luxus  steuern  beruhten  ebenfalls 
auf  dem  Gedanken,  wie  bei  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  aus  gewissen  äusseren 
Merkmalen  auf  das  Einkommen  zu  schlicssen  und  sollten  eine  Zeitlang  statt  der 
Wohnung  zur  Veranlagung  der  Pcrsonalsteuer  dienen.  Sie  trafen  Kamine  u.  dergl., 
männliche  Dienstboten,  Luxus -Pferde,  Maulesel,  Wagen  (Gesetz  vom  25.  Juli  1795), 
ergaben  wie  gewöhnlich  weit  weniger  als  man  erwartet  hatte,  verblieben  gleichwohl 
auch  nach  der  WiciderherstcUung  und  Keform  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  (1798) 
und  wurden  erst  1806  aufgehoben  (Stourm  I,  254,  261).  Sie  hatten  auch  wohl  zur 
Zeit  ihrer  Einführung  etwas  mit  die  Tendenz  einer  höheren  Besteuerung  der  Beichercn, 
ähnlich,  nur  gemässigter,  wie  die  unten  zu  erwähnenden  Progressivsteuern. 

Die  beiden  anderen  Steuern  des  neuen  Systems  directer  Be- 
steuerung, die  Patent-  (Gewerbe-)  Steuer  (Gesetz  vom  2.  — 
17.  März  1791)  und  die  Thtir-  und  Fenstersteuer  (Gesetz  vom 
24.  November  1798)  lagen  anfangs  nicht  im  Steuerplane  und 
passten  auch  in  diesen  nicht,  wenn  eben  das  Ziel  der  directen  Be- 
steuerung durch  die  Grund-  und  Personalsteuer  allein  richtig  erreicht 
worden  wäre.  Sie  verdanken  beide  lediglich  fi scalischen  Er- 
wägungen ihre  Einführung,  wobei  die  erste  nur  ausserdem  noch 
in  dem  Wegfall  der  alten  gewerblichen  Abgaben  bei  dem  früheren 
Gewerberecht  im  jetzt  eingeführten  System  der  Gewerbefreiheit  ihre 
Begründung  fand.  Erst  durch  spätere  Gesetze  ist  die  Patentsteuer 
zu  einem  umfassenden  System  der  directen  Gewerbebesteuerung 
ausgebildet  worden.  Die  Tbür-  und  Fenstersteuer  wurde  ohne 
älteres  französisches  Vorbild  nach  englischem  Muster  eingeführt. 
Nur  die  Patentsteuer  wurde  als  Quotitätssteuer,  die  drei 
anderen  als  Repartitions steuern  eingerichtet 

Der  Convent  hat  die  Patentsteuer  aufgehoben  (1793),  sie  aber  noch  selbst  wieder 
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icUoss  erst  1S44  (Gesetz  Tom  25.  Aprili.  S.  Stourm  I,  »:h.  10  u.  9  (ThUr-  und 
Fenstcrsteuer)  und  Weiteres  unten  §.  19^.  Tobor  die  Piiteutsteucr  s.  auch  oben  go- 
Bumte  ^\dresse'*  an  die  Steuerzahler. 

So  ist  in  der  Zeit  der  ersten  Revolution  und  ersten  Republik 
das  moderne  System  der  direetcn  Besteuerung  in  Frankreich  be- 
gifludet  worden,  wobei  das  Einzelne,  besonders  bei  der  Grundsteuer, 
QbrigeDS  anter  mannigfacher  Anlehnung  an  die  Arbeiten  der 
Provinzial-  und  Notablenyersammlungcn  der  letzten  Jahre  des  alten 
Regiments  geordnet  wurde.  Zur  genügenden  gesetzlichen  Ausbildung 
DDd  ordentlichen  practischen  Durchführung  gelangte  aber  auch 
diese  directe  Besteuerung  erst  unter  dem  Gonsulat  und  Kaiserthuni 
Napoleon'sl.  Ihren  Abschluss  fand  die  legislative  und  administrative 
Arbeit  anf  diesem  Gebiete  erst  unter  den  späteren  Regierungen  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts. 

Auf  die  wichtigeren  Entwicklungsphasen  dieser  Steuergesetzgebung  wird  unten 
J.  1S3  tf.)  bei  der  Darstellung  jeder  einzelnen  Steuer  mit  eingegangen  wenlen.  — 
Sicht,  wie  sich  die  neue  Besteuerung  verwirklichte,  denn  sie  blieb  längere  Zeit,  bis 
nr  Wiedürhcrstellung  geordneter  politischer  Zustände,  grossentheils  unausgeführt,  wohl 
aber,  wie  man  sich  in  den  ersten  Jahren  der  Devolution  etwa  das  Steuersystem 
äunücll  fangiren  dachte,  ergiebt  sich  aus  Aufstellungen  und  Buügctentwiirfen  in 
der  l^islmtiren  Versammlung  (1791 — 92)  und  im  Conveut  1792—95.  Danach  wurde 
L  B.  far  1792  eine  Einnahme  von  530  Mill.  Lirres  veranschlagt,  worunter  die  Grund- 
oeaer  mit  240.  Mobiliarsteuer  mit  60,  Patentstcuer  mit  24,  Kinregistriruni?,  Stempel 
0.  &.  w.  mit  70,  Zolle  nur  mit  15  Mill.,  „patriotische  Steuer"  mit  85.  Alle  älteren 
iadirecten  Steuern  fehlten,  die  Übrigen  Einnahmen  sollten  aus  Posten,  Messagcricen, 
SaÜBen,  Pulver,  Forsten,  T^tterie  und  aus  den  Einkünften  der  Nationalguter  (4S  Mill.) 
ikommen.  Aber  der  Anschlag  der  ordentlichen  Ausgaben  war  5^0,  der  ganzen  77r>  Mill. 
Xach  dict.  de  fin.  p.  529,  woselbst  weitere  Daten,  p.  5M5,  541. 

Eine  dem  Besitz  als  solchem  und  etwa  dem  fuudirten 
nnd  dem  höheren  Einkommen  überhaupt  feindliehe  Tendenz 
hat  die  Gesetzgebung  über  die  genannten  Steuern  auch  in  der 
ReTolutionszeit  nicht  besessen.  Ueberhaupt  walteten  bei  der  da- 
maUgen  Reform  der  directen  Steuern  wesentlich  politische,  volks- 
wirthsehafUiche  und  steuertechnische  sowie  administrative  Tendenzen, 
nicht  eigentlich  socialpolitische  ob.  Die  ^^staatsbürgerlichen'^ 
Grundsätze  der  Gesetzmässigkeit,  Allgemeinheit  und 
Gleichmässigkeit  —  keine  Exemtionen,  keine  Privilegien  — , 
das  Streben,  alle  „WillkUhr"  bei  Veranlagung  und  Erhebung 
io(}glich8t  auszuschliessen ,  die  Besteuerung  also  gerecht,  bequem, 
emfach,  klar,ttbersichtlich,verständlich,gleichmässig  im  ganzen 
Staate  (LFnifieation),  auch  wohlfeil  nach  der  Seite  der  Kosten  zu 
Bachen,  die  Veranlagung  und  Erhebung  dem  Volke  selbst  mit  zu 
übertragen,  waren  Leitstern  und  Zielpuncte.  In  BetrciT  der  „All- 
Semeinheit'^  und  „Gleichmässigkeit^^  stand  diese  Gesetzgebung 
wesentlich  auf  dem  Boden  der  Proportionalbesteuerung,  nicht 
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der  ProgressivbesteueruDg.  Auch  die  Beseitigung  der  iDdirecten 
Steuern  ging  jedenfalls  mehr  aus  Rtlcksichten  und  Tendenzen  der 
genannten  Art,  ferner  aus  physiokratisehen  Auffassungen  und  all- 
gemeinen ,,Freiheitsbestrebungen'',  als  aus  socialpolitischen  Rück- 
sichten auf  die  wirklich  oder  vermeintlich  von  diesen  Steuern 
(Salz,  Getränke,  Lebensmittel)  besonders  belasteten  unteren  Classen 
hervor ,  mit  anderen  Worten :  sie  war  mehr  eine  Zweckmässigkeits- 
als  eine  Gerechtigkeitsfrage.  Doch  haben  Rücksichten  auf  die 
unteren  Classen  wohl  etwas  mit*  gesprochen.  Nur  zur  Zeit  der 
Hochfiuth  der  revolutionären  Bewegung  hat  man  gesetzgeberische 
Versuche  mit  starken  Extrasteuern,  bez.  Zwangsanleihen 
der  „Reichen''  als  solcher  unter  Zugrundelegung  eines  unge- 
heuerlichen progressiven  Steuerfusses  gemacht.  Diese  Ver- 
suche haben  ganz  ungenügende  finanzielle  Erfolge  gehabt.  Ihr 
fast  völliges  Misslingen  ist  allerdings  nicht  bloss  auf  ihre  Maass- 
losigkeit,  sondern  auch  auf  die  ganzen  Zeitverhältnisse  mit  zu 
schieben. 

S.  Stourm  II,  eh.  27,  p.  368 — 387.  Progressive  Zwangsanleiho  Fon  1793. 
Unterscheidung  ?on  nothwcndigcm  und  reichlichem  Einkommen.  Kleine  Einkommen 
bis  1000  bez.  1500  L.  (mit  Unterscheidung,  ob  der  Bezieher  ledig  oder  ?crheirathet, 
auch  weiter,  ob  und  wer  ihm  zu  Lasten)  sind  als  „nothwendige*'  frei.  Alsdann 
zahlen  die  höheren  für  das  Plus  den  Progressivsatz  von  10^/^  fOr  1000  u.  s.  w.,  steigend 
bis  50 7o  für  9000  L.;  alles  Einkommen  über  9000  zahlt  für  das  Plus  1007o,'  wird 
also  vollständig  fortgenommen!  Nivellirungstcndenzen  gegenüber  den  PrivatvermOgen 
werden  ausdrücklich  mit  verfolgt  Die  Zwangsanleiho  war  unverzinslich.  Wieder- 
holung 1795  und  selbst  noch  zuletzt  unter  dem  Directorium  1799  ähnlich.  Bestimmte 
politisch  verdächtige  Classen  und  gewisse  Erwerbe  werden  dabei  speciell  aufSs  Korn 
genommen.  Erfolg  in  allen  Fällen  trotz  der  Drohungen  gering,  meist  gingen  nur 
wcrthlosc  Assignaten  ein.  Die  Maassregel  von  1799  wurde  unter  dem  Consulat  als- 
bald aufgehoben.  In  der  ersten  Zeit  der  Revolution  hat  man  auch  mit  freiwilligen 
„patriotischen"  Steuern  wenig  erfolgreiche  Versuche  gemacht.  So  1789  eine  patriotische 
Steuer  von  V«  ^^^  Einkommens  nach  Necker's  Vorschlag  (Stourm  II,  259);  Ertrag 
höchstens  30 — 50  Mill.  statt  der  mindestens  zu  erwartenden  500  Mill.  L.  Auch  „patriotische 
Gaben''  in  der  ersten  enthusiastischen  Bewegung  blieben  ganz  geringfügig  (ebenda 
S.  260  ff.). 


III.  Die  Besteuerung  während  des  Directoriums,  Consnlats  und 

Kaiserthums  Napoleon^s  I. 

§.  169.  Schon  zur  Zeit  des  Directoriums  hatte  man  auch  auf 
finanziellem  Gebiete  wieder  ein  wenig  in  geordnetere  Bahnen  ein- 
zulenken gesucht.  Gedanken  zur  Wiederherstellung  selbst  indirecter 
Steuern  wagten  sich  wenigstens  hie  und  da  wieder  hervor.  Auf 
dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung  machte  man  in  der  Gesetz- 
gebung erhebliche,  in  der  Verwaltung  freilich  nur  erst  geringe 
Fortschritte.    Die  in  den  ersten  Jahren  der  Revolution  begonnene. 


Die  Besteuerung  zur  Zeit  des  Directoriums.  387 

aber  ins  Stocken  gerathene  legislative  Arbeit  wird  wieder  aufge- 
nommen. 

So  wird  die  Gesetzgebung  über  die  Personal-  und  Mo  biliar  Steuer  (Gesetz 
Tom  23.  Decenber  1T9S),  Qher  die  Patentsteuer  (verschiedene  Gesetze  von  1795 
Ihs  9S)  in  dieser  Periode  zum  Abschlass  gebracht,  dio  Thür-  und  Fensterstuuer 
eingefiÜiTt  (Gesetz  rem  24.  November  179h).  Auch  die  Grundsteuer  erhält  in  dem 
Gesetz  rom  23.  November  179S  (.H.  frini.  VII)  wenigstens  nach  einer  Seite  ihre 
legisIatiTe  Vollendung.  Die  theils  in  Folge  falscher  Verwaltungsgrundsätze  —  wie 
beionddrs  bei  der  Grundsteour  —  theils  in  Folge  der  i>olitischen  und  ünanziellen 
Wirren,  besonders  der  Papiergeldmisswirthschaft,  uüsslun^ene  oder  ganz  unterbliebene 
administrmtire  Durchführung  der  neuen  directen  Steuern  wird  wieder  in  Gang  zu 
hoDgen  gesucht.  Aber  namentlich  bei  der  Grundsteuer  noch  fast  ohne  Erfolg,  indem 
BIO  n.  a.  hier  noch  vergebens  die  Herstellung  der  Steuer -Stammrollen  den  Händen 
ufUiiger  oder  widerwilliger  Localorgane,  denen  man  sie  unrichtiger  Weise  anvor- 
tnnt  hatte,  zu  entziehen  und  sie  Staatsbehörden  zu  übertragen  sucht. 

Erhebliche  legislative  Fortschritte  erfolgen  dagegen  wieder 
auf  dem  Gebiete  der  Verkehrsbesteuerung. 

Hier  wird  durch  das  Stempolgesetz  vom  3.  November  179S  (13.  brum.  VH) 
und  durch  das  Gesetz  über  Einrogistrirung  und  Kegistcrabgaben  vom 
12.  December  1798  1.22.  frim.  VH)  die  Gesetzgebung  von  1790—91  erst  ordentlich 
puctisch  brauchbar  gemacht  und  dio  endgiltige  Grundlage  fUr  diese  juristisch  und 
technisch  so  besonders  schwierige  Besteuerung  bis  auf  die  Gegenwart  geschaffen. 
Obwohl  man  sich,  wie  schon  bemerkt,  auch  hier,  wesentlich  wieder  an  die  Gnind- 
äätze  and  Bestimmungen  der  älteren  Gesetzgebung  anlehnte,  zeigen  die  Gesetze  von 
179S  doch  auch,  über  welche  ausgezeichnete  fachmännische  Kräfte  das  revolutionäre 
Fnakreich  in  seinen  gesetzgebenden  Körpern  auch  in  dieser  Zeit  noch  verfugte.  Zu 
beachten  ist,  dass  die  Erbschaftsbesteuerung  in  der  französischen  (iesetzgebung  ein 
iotegrirender  Bestandtheil  des  Enregistrements  ist.    (S.  u.  §.  211  ff.). 

Nur  auf  dem  Gebiete  der  indirecten  Steuern  blieb  es  auch 
uiter  dem  Directorium  im  Wesentlichen  noch  bei  bloss  akademischen 
Erörterangen  und  Anregungen.  Die  Gesetzgebung  wagte  noch 
nicht,  zu  diesen  Steuern  zurtickzukehren. 

Knr  eine  kleine  Ausnahme  hiervon  macht  eine  neue  innere  Tabaks besteuerung 
oad  eine  Besteuerung  des  öffentlichen  Personenfuhrwerks,  bez.  Trans- 
ports (1797),  ferner  der  Spielkarten,  die  dem  Stempel  unterlagen.  Sonst  wurden 
Uo«  die  städtischcji  Octrois,  speciell  für  Getränke,  der  dringenden  Finanz- 
Morfnissc  halber  in  einigen  Städten  wiederhergestellt,  so  in  Paris  (Gesetz  vom 
IS.  October  1798). 

Also  im  Ganzen  unter  dem  Directorium  doch  unverkennbare 
Fortschritte  zur  finanziellen  Ordnung,  nur  dass  eben  die  Staats- 
verwaltung noch  viel  zu  schwach  war,  die  erlassenen  tüchtigen 
Gesetze  ordentlich  durchzuführen  und  politische  Wirren  immer 
wieder  störend  einwirkten.  Dass  auch  die  Gesetzgebung  selbst 
^legentlich  wieder  in  wildrevolutionäre  Bahnen  auch  auf  diesem 
Gebiet  einlenkte,  bewies  der  Versuch  mit  progressiven  Zwangs- 
anlehen von  den  „Reichen"  (der  „classe  aisöe"),  den  das  Directorium 
nicht  nur  1795,  sondern  selbst  1799  noch  einmal  machte. 

Erst  mit  dem  Consulat  und  mit  der  Consolidation  der  neuen 
monarchischen  Staatsgewalt,  welche  anfangs  unter  dieser  ver 
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hüllten,  bald  unter  der  oflFenen  Form  des  Kaiserthums  der  revo- 
lutionären Anarchie  ein  Ende  machte,  kam  auch  in  alle  Maass- 
regeln  zur  Wiederherstellung  der  finanziellen  Ordnung  ein  neuer 
energischer  Zug,  bei  welchem  der  Erfolg  nicht  ausbleiben  konnte. 
Die  Ordnung  der  Besteuerung  war  hierbei  eine  Hauptsache. 
Sie  erfolgte  durch  Napoleon  I.  und  seine  tüchtigen  Minister,  be- 
sonders Gaudi n  (den  späteren  Herzog  von  Gaeta)  in  zwei- 
facher Weise. 

Einmal,  schon  alsbald,  durch  Ergreifung  richtiger  Ver- 
waltungsmaass regeln,  um  die  brauchbaren  Steuergesetze  der 
vorausgegangenen  Periode  der  Revolution  nun  auch  zur  ordentlichen 
ernstlichen  Ausführung  zu  bringen,  woran  es  bisher  zumeist 
gefehlt  hatte.  So  kommt  besonders  die  Veranlagung  und  Erhebung 
der  directen  Steuern,  dann  der  Registerabgaben  und  Stempel 
jetzt  erst  gehörig  in  Gang.  Soweit  nöthig,  wird  auch  die  be- 
zügliche Gesetzgebung  zu  diesem  Behufe  fortgebildet,  so  nament- 
lich diejenige  über  die  Grundsteuer. 

So  wird  schon  durch  ein  Gesetz  von  1799  (24.  November)  die  Herstellung  der 
SteaerstammroIIen  wieder  Staatsbehörden  übertragen,  die  ganze  Arbeit  mehr  cen- 
tralisirt  und,  soweit  eine  Mitwirkung  von  Localorganen  verbleibt,  eine  staatliche  Theil- 
nahme  an,  und  Oberaufsicht  über  die  Arbeiten  dieser  Organe  eingerichtet.  Nur  so 
erwies  es  sich  möglich,  die  Verzögerung  dieser  Arbeiten  und  die  daraus  hervor- 
gehenden Rückstände  aus  directen  Steuern  zu  beseitigen  (Stourm  I,  167  ff.).  Auch 
das  Steuerexecutionsweseu  wurde  im  Verordnungswege  (4.  August  ISOO) 
practisch  wirksam  geregelt.  In  den  rasch  steigenden  Steucrerträgen  und  der  Ver- 
minderung der  Bückstände  zeigt  sich  bald  der  Erfolg  dieser  Maassregeln.  Das  Budget 
des  Jahres  IX  (22.  September  1800—1801)  konnte  schon  mit  einiger  Sicherheit  auf 
den  wirklichen  Eingang  von  263  Mill.  Frcs.  directer  Steuern,  123  Mill.  Enregistrement 
imd  Stempel  rechnen,  neben  freilich  nur  12  Mill.  indirecter  Steuern  (ZöUe).  Etwas 
später  kommt  es  dann  auch  für  die  Grundsteuer  zur  Lösung  einer  noch  ganz  uner- 
ledigt gebliebenen  Aufgabe,  zur  Herstellung  eines  Katasters.  Nach  verschiedenen 
Experimenten,  welche  nicht  genügen,  entschliesst  man  sich  zu  der  schwierigen 
Operation,  eine  Parcellarkatastrirung  durchzuführen  (Gesetz  vom  15.,  25.  Septbr. 
1807),  womit  man  freilich  erst  nach  Jahrzehnten  fertig  wurde  (1845)  (Stourm  I, 
192  ff,  s.  u.  §.  185). 

Die  zweite  grosse  steuerpolitischc  Maassregel  Napoleon's  war 
dann  etwas  später  die  Wiedereinführung  ergiebiger 
innerer  indirecter  Steuern,  d.  h.  auch  hier  in  allem  Wesent- 
lichen die  Rückkehr  zu  dem  alten,  jetzt  nur  angemessen  ver- 
besserten Steuersystem. 

So  wurde  zucret  die  Getränke-,  besonders  die  Wein-,  Branntwein-, 
Ciderbesteuerung  wieder  eingeführt,  anfangs  in  ungenügender  Form,  als  Steuer  beim 
Producenten  (Gesetz  vom  25.  Februar  1804),  bald  in  den  alten  und  dann  seitdem  im 
Wesentlichen  bestehen  gebliebenen  Formen  der  Circulations -  und  Klein-  (Detail -"i 
abgaben  (Gesetz  vom  24.  April  1806)  und  der  Eingangsabgabe  in  Städten  (Gesetz  vom 
25.  November  1808).  In  den  Jahren  1812,  1813  und  1814  erfolgten  in  einigen 
Puncten  Abänderungen  und   Weiterbildungen  dieser  Steuerformen  („einzige  Steuer*' 
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als  Tierte  Form  in  gewii»en  Fällen).    Auch  (hu>  Hier  wurde  durch  das  (josctz  vi»n 
ISOS  eiDer  Steuer  beim  Brauer  unterworfen. 

Selbst  die  Salzsteucr,  an  die  man  Übrigens  schon  unter  dem  Dircctorium  wieder 
gedacht  hatte  (Stourm  I,  SIS),  kehrte  wieder,  aber  in  gerinp^erer  Höhe  und  uhno  die 
ilAigen  ErhebuDgs-  und  Controlmaassregeln  der  alten  (labelle,  welche  diese  Steuer 
im  ancien  regime  mehr  als  dio  Besteuerung  an  und  für  sich  so  verhasst  i^^eniacht 
btten  (Geaetz  yom  24.  April  —  4.  Mai  1S0()  und  verschiedene  Dccrcte  aus  dieser 
Zeil .  Sie  wurde  jetzt  als  Productions&teuer  an  den  Salzwerkeu  und  Salinen  und  als 
Grenzzoll  rom  auswlrtigen  Salze  erhoben.  So  ist  sie  Bestandtheil  der  modernen 
friDzAeischeii  Be&teuening  geblieben,  nur  1S48  vorUl)crgcheud  aufgehoben,  aber  noch 
in  demselben  Jahre  in  geringerer  Höhe  wieder  herge^tellt  worden. 

Der  Tabak  war  nach  Aufhebung  <les  Monopols  nur  dem  Einfuhrzoll  unter- 
vorfen  irewesen,  nur  Rohtabak  durfte  eingeführt  werden,  nicht  fremdes  Fabrikat.  Der 
iolindische  Tabakbau  war  frei,  der  Zollertratr  minimal.  Schon  das  Directorium  er- 
liöhle  den  Zoll  erheblich  (1796)  und  führte  eine  technisch  ganz  unvollkommene, 
■teige,  wenig  crtragsfUhige  inländis'che  Fabrikationssteuer  ein  (Gesetz  vom 
12.  Norember  179S).  Das  Consulat  und  Kaiserthum  verbessern  diese  Besteuerung^- 
fonn  zunächst  mittelst  einiger  neuer  Gesetze,  verschärfen  die  Controlen  und  erhöhen 
den  Steoersatz,  wobei  man  zu  einer  Zwangsmarkirung  schreitet  ((iosetze  von  1S02, 
]>04.  1606)  und  erzielen  rasch  steigende  Erträge  ;1S02— 10  von  1.1  auf  25.5  Mill.  Frcs. 
(kne  den  Zoll).  Dennoch  wird  ISIO  das  Monopol  durch  einfaches  Decret  wieder 
eingeführt  (29.  Dccember  18 10.,  jetzt  aber  mit  Zulassung  inländischen  Tabak- 
baocs  nach  dem  Licenzsystem  und  mit  Ablieferungszwang  vcrgl.  oben  S.  14$\ 
Bald  sich  finanziell  gut  bcwähreud  ist  das  Monopol  dann  definitiv  verblieben  und  eine 
immer  wichtigere  Einnahmcfiuellc  geworden  (Stourm  I,  379  ff.). 

Getränke  und  Tabak  unterstanden  mit  einigen  anderen  Abgaben  unter  dem 
eisten  Kaiserreich  der  gemeinsamen  Uegic  des  droits  reu  nies,  und  die  Erträge 
erschienen  unter  diesem  Namen  in  den  Etats.  Die  älteren  kleineren  inneren  indircctcn 
Steuern  hst  Napoleon  nicht  wiederhergestellt,  jedoch  die  Steuer  von  öltbntlichem  Fuhr- 
werk, bez.  Transport,  auf  den  regelmässigen  Waarentransport  (]S04'i  ausgedehnt. 
Erst  in  der  neuesten  Finanzperiode  nach  1S70  sind  einige  der  übrigen  älteren  inneren 
Steuern  wieder  erschienen.  Ausser  den  inneren  kamen  aber  vormehrte  indirccte 
Steuern  im  Tarif  der  Einfuhrzölle  vor,  wobei  der  Ertrag  freilich  von  der  jeweiligen 
Politik  .Continentalsperre)  stark  beeiuflusst  wurde.  Im  Jahre  IMO  haben  inach  dem 
Ergebniss,  dict.  de  Hn.,  p.  554')  die  indirecten  Steuern  bereits  wieder  217.1  Mill.  Frcs. 
gelkfert  (gewöhnl.  Zölle  und  Salz  92.8 ,  ausserordentliche  Zollabgaben  S  1  ,  droits 
rionies  109,  Salz  und  Tabak  jenseits  der  Alpen  7.s>,  neben  191.4  Mill.  aus  Enre- 
gistrement,  Stempel  (und  Domänen)  und  302. G  aus  den  directen  Steuern.  Werden 
die  Yerkehrssteneru  in  französischer  Weise  zu  den  indirecten  gerechnet,  so  hätten 
diese  damals  ahK>  schon  wieder  das  l'cbergewicht  Über  die  directen  gehabt  ( V?  '•  ^'i^- 

Diese  Rückkehr  zur  indirecten  Besteuerung  ist  der 
Dapoleonischen  Regierung  von  principiellcn  und  politischen  Gegnern 
dieser  Steuern  wohl  zum  Vorwurf  gemacht  worden.  Gewiss  mit 
Unrecht.  Als  Glied  des  modernen  Steuersystems  konnten  diese 
.Steuern  in  einem  grossen  Staatshaushalte,  wie  dem  französischen, 
auf  die  Dauer  unmöglich  fehlen.  Ihre  nothwendige  Wiedercin- 
ftihraDg  bat  gerade  als  Beleg  für  ihre  allgemeine  Unentbehrlichkeit 
nod  als  Berichtigung  des  einseitig  auf  direete  Steuern  begründeten 
>>teuer8y8tems  in  der  ersten  Periode  der  Revolution  eine  allgemeine 
^uergeschiehtliche  Bedeutung  für  die  Steuerlehrc,  wovon  auch  der 
Fioanztheoretikcr  Act  zu  nehmen  hat. 
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lY.   Die  Besteuerung  unter  der  Restauration  und  Julimonarchio 

(1S14  — 1848). 

§.  170.  Die  wiederhergestellte  bourboDische  Monarchie  hatte 
die  finanzielle  Erbschaft  der  vorausgegangenen  Perioden  zu  über- 
nehmen. Handelte  es  sich  hier  auch  einschliesslich  der  Contri- 
bution  an  die  Alliirten  und  der  Entschädigung  der  Emigranten  um 
geringere  Lasten,  als  sie  andere  Staaten  aus  der  langen  Kriegszeit 
tibernommen  hatten  (§.  165),  so  doch  immerhin,  in  Verbindung  mit 
allen  anderen  Finanzerfordernissen,  welche  die  Herstellung  und 
Befestigung  der  neuen  Staatsordnung  und  die  Erholung  der 
französischen  Volkswirthschaft  von  den  Kriegsläuften  mit  sich 
brachte,  um  recht  schwierige  finanzielle  Aufgaben.  Frankreich 
hat  dieselben,  ebenso  wie  die  späteren  nach  den  neuen  grossen 
politischen  Katastrophen,  verhältnissmässig  leicht  gelöst.  Seine 
wirthschaftliche  und  finanzielle  Elasticität,  die  Schwungkraft  seines 
Staatscredits  erwies  sich  schon  damals  bedeutend. 

Siehe  besonders  Sudre,  fin.  de  la  France,  I,  Uwe  2,  ein  Werk,  von  dem  die 
frühere  Bemerkung  in  der  Vornote  S.  367  über  den  Ton  selbst  französischer  Fach- 
werke in  Bezug  auf  solche  Nothzeiten  Frankreichs  in  besonderem  Maasse  gilt.  Femer 
im  dict.  de  fin.  Boiteau's  Artikel  budg.  g6n6r.,  p.  560  ff. 

Die  ernste  Probe,  welche  in  solchen  Zeiten  auch  an  die  Be- 
steuerung herantritt,  hat  die  letztere  damals  im  Ganzen  gut 
bestanden.  Selbst  von  den  directen  Steuern,  den  am  Wenigsten 
entwicklungsfähigen,  ist  das  für  diese  Periode  anzuerkennen.  Sie 
sind  in  ihrer  Grundlage  unverändert  geblieben  und  haben,  mit 
Ausnahme  der  Patentsteuer,  auch  nur  wenige  Veränderungen  von 
Einzelheiten  erfahren. 

Bedeutende  Zuschläge,  wie  schon  in  den  letzten  Jahren  Napoleon's  I.,  konnte  man 
wenigstens  vorübergehend  in  den  ersten  Jahren  der  Restanration  selbst  auf  die  directen 
Steuern  zur  Erhöhung  der  erforderlichen  Einnahmen  des  Staats  selbst  legen  —  was 
übrigens  in  verschiedener  Höhe  für  die  einzelnen  Steuern  geschah  —  sowenig  gerade 
ein  Ertragsstouersystem  wie  das  französische  hierfür  sonst  geeignet  ist.  Man  ging 
dann  auch  (181^,  1821),  wie  schon  wiederholt  in  der  früheren  Periode,  zu  Er- 
mässigungen des  Principal-Contingents  der  Grundsteuer  über,  namentlich  zu 
Gunsten  der  besonders  überlasteten  Departements  (§.  184).  Aber  auch  später  kamen 
noch  Zuschläge  für  allgemeine  Staatszwecke  zu  den  directen  Steuern  vor;  so  suchte 
die  Julimonarchie  mit  auf  diese  Weise  ihre  Finanzverlcgenhciten  zu  überwinden.  Da 
es  in  Frankreich  sonst  fast  keine  selbständigen  directen  Steuern  der  Departements  und 
Gemeinden  giebt,  muss  der  betreifende  Steuerbedarf,  soweit  er  nicht  durch  die  wieder 
immer  allgemeiner  gewordenen  städtischen  Octrois  in  den  meisten  grösseren 
Städten  gedeckt  wird,  durch  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteuern 
(Centimes  addition.  dtüpart.  et  commun.)  bestritten  werden.  In  der  Periode,  von 
welcher  hier  die  Rede  ist,  haben  sich  daraus  noch  keine  Missstände  ergeben.  Priu- 
cipielle  Veränderungen  oder  auch  nur  Erweiterungen  des  Systems  der  directen  Be- 
steuerung hat  man  nicht  für  geboten  erachtet.  Der  Gedanke  der  eigentlichen  Ein- 
kommensteuer gewann  in  der  Praxis  keinen  Boden.  Selbst  der  kurze  Zeit  zu  Gesetzes- 
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bift  g^ekommeno  Versnch,  die  Personal-  von  dor  Mobiliarsteucr  zu  trennen  und 
wenigstens  die  entere,  femer  die  Thttr-  und  Fcnsterbtcuer  als  Quotitfttsstcuer  ein 
znrichten  (Gesetz  rom  26.  März  1$31X  um  sie  besser  mit  Vermehrung  der  nevOlkening 
ud  des  Wohlstands  im  Ertrag  wachsen  zu  lassen,  scheiterte  an  der  Opposition  des 
Poblicmiis,  welches  in  dieser  Steuerform  eine  Art  Kopfsteuer  sah,  und  wurde  schon 
m  folgeDden  Jahre  rückgängig  gemacht  (Gesetz  vom  21.  April  1832,  v^^l.  Sudre  II, 
176  ft.  Die  Umänderung  hatte  z.  Th.  einigen  Ersatz  für  die  Ermässigung  der  Ge- 
triskestencm  im  Jahre  1S60  schatten  sollen,  s.  u.  §.  190  ff.).  Nur  die  Patentsteuer 
erfahr  eine  umfassendere  Aus-  und  Fonbildun^,  aber  doch  im  Kahmen  der  bisherigen 
Sannen,  wesentlich  abschliessend  durch  das  wichtige  Gesetz  vom  25.  April  1844 
(q.  §.  190  ff.). 

Die  beiden  anderen  grossen  Steuergruppen ,  die  indirecten 
Ferbranchsstenern  und  die  Verkelirssteuern,  erwiesen  sich 
schon    in   dieser  Periode  elastisch  genug ,  um  höhere  Erträge  für 
den    stetig,    aber    doch   im  Vergleich   mit  der  späteren  Zeit  nur 
massig   steigenden  Bedarf  zu  liefern,    ebenso  die  städtischen 
Octrois.     Auch    an    den  Grundlagen    und   Hauptnorroen    dieser 
Steuern   ist  wenig  verändert  worden,   am  Meisten  noch   bei  den 
Getränkesteuern,  bei  welchen  auch  mehrfach  bestimmte  politische 
und  wirthschaftspolitische  Rücksichten  auf  die  Producenten  (Wein- 
baaem)  und  auf  die  Consumenten  Einfluss  erlangten.    Der  Zoll- 
tarif   trat   mehr  und  mehr  unter  handelspolitische,   hoch- 
Bchatzzöllnerische  Gesichtspuncte,  auch  in  Betreff  der  Agrar- 
prodncte.    Ans  gleichen  Gründen   wie  in  anderen  Ländern  wurde 
bei  der  immer  grösseren   Bedeutung  der  Rüben  zu ckerindustrie 
dieser  Zucker  einer  besonderen,  bald  wiederholt  erhöhten  Steuer 
unterworfen,  welche  seitdem  ein  Glied  der  französischen  inneren 
indirecten  Besteuerung  geblieben  ist.     Die  Transportsteuern 
wurden   mit  der  Entwicklung  der  Eisenbahnen   und  DampfschiflFe 
ergiebiger,   da  die  Besteuerung  des  öffentlichen  Fuhrwerks  auf  sie 
ausgedehnt  wurde,   zunächst  freilich   (1838)   mit  einer  eigcnthttm- 
lichen,  erst  später  beseitigten  Beschränkung.   Das  Tabakmonopol 
theoretisch  einmal  angefochten,   bürgerte  sich  fest  ein.     Die  Be- 
anstandungen,   welche    die    Getränkesteuern,    besonders    die 
Weinstenern    und    das    Tabakmonopol    gelegentlich    gefunden 
haben,  veranlassten  Enqueten,  aus  denen  diese  Steuern  aber  sieg- 
reich   hervorgegangen    sind,    nur    dass    bei    den   Getränkesteuern 
einzelne    Modificationen    vorgeschlagen    und    dann    auch  von  der 
Gesetzgebung    vorgenommen    wurden.      Die    Register  abgaben 
und  Stempel  wurden  nur  in  Einzelheiten  fortgebildet. 

Das  System  der  Steuern  für  die  drei  französischen  Haupt^etränlie,  Wein,  Obst- 
wein, besonders  Apfelwein  (cidrc),  Branntwein,  ist  durch  seine  ganze  Einrichtung, 
namentlich  durch  seine  Controlen,  für  die  Nächstbetheiligten,  die  Producenten,  Händler, 
Wirthe  sehr  iSstig.  Beim  Wein  kommt  ausserdem  das  Interesse  der  unteren  Classen 
kls  der  Consumenten   stark  mit  in  Betracht.     Diese  Verhältnisse  erklären   es,   dass 
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gerade  diese  Steuern  in  politisch  erregten  Zeiten  immer  besondere  Opposition  ge- 
funden haben,  so  in  der  ersten  Revolution  die  v^ides",  dann  wieder  die  emeutea 
Getränkesteuern  1814,  1S29 — SO,  1S48.  Mehrere  Ileformmaassregeln  sind  daher  von 
den  Regierungen  um  der  politischen  Popularität  willen  in  solchen  Zeiten  vorgenommen 
worden.  So  1814  (Gesetz  der  Restauration  vom  8.  December),  1815  von  Napoleon  L 
(Decret  vom  8.  April),  18'iO  (Gesetz  vom  17.  October  und  vom  12.  December,  nach 
den  Vorschlägen  der  damaligen  Enquete,  nebst  weiterem  Gesetz  vom  21.  April  1832); 
dann  wieder  1848  (s.  u.).  Die  Grundlage  fur  die  Getränkebesteuerung  in  einer  xirt 
Codification  und  Fortbildung  der  Gesetzgebung  aus  der  Kaiserzeit  wurde  durch  die 
Gesetze  vom  8.  December  1814,  28.  April  1816,  und  fUr  Branntwein  speciell  durch 
Gesetz  vom  24.  Juni  1824  gelegt  (Festhaltung  der  Werthbesteuerung  von  1812  und 
genauere  Durchfuhrung  der  Besteuerung  nach  dem  Alcoholgehalt).  Weiteres  unten 
bei  den  einzelnen  Steuern.  Siehe  besonders  Stourm  I,  356  ff.  und  derselbe  in 
dem  Artikel  boissons  im  dict.  de  fin.  Ueber  die  Steuerermässigung  von  1S30,  Sudrc 
II,  105.  —  Einführung  der  Rubenzuckersteuer  durch  Gesetz  vom  18.  Juli  1837, 
Erhöhungen  1839,  1840,  1843;  hier  Gleichstellung  des  Steuersatzes  mit  dem  Zollsatz 
für  französischen  ColoAialzucker.  —  Bei  den  Eisenbahnen  wurde  im  Fahrpreis  der 
eigentliche  Transportpreis  und  der  Preis  für  die  Benutzung  der  Fahrstrasse 
unterschieden  und  nur  ersterer  Theil  besteuert  (Gesetz  vom  2.  Juli  1838).  —  Das  Tabak- 
m onopol  ist  auch  damals  noch  gelegentlich  vom  Standpuncto  der  ,.Eigenthums- 
freiheit*'  (wegen  der  Culturbeschränkungen)  angegriflen  worden.  Die  Enquöte  von 
1835  fand  auf  Wunsch  des  Parlaments  statt,  von  ärem  Ergebnlss  sollte  die  Fortdauer 
des  Monopols  abhängig  sein.  Das  Ergebuiss  war  den  letzteren  durchaus  günstig 
(Gesete  vom  12.  Februar  1835,  23.  April  1840). 

V.  Die  Besteuerung  unter  der  zweiten  Republik  und  dem  zweiten 

Kaiserreich  (1848—70). 

§.  171.  Die  Regierung  der  Februarrevolution  versuchte  zuerst 
auf  die  verhängnissvolle  Bahn  der  Steuerpolitik  der  ersten  Revo- 
lution einzulenken.  Die  gewöhnlichen  Illusionen  solcher  Zeiten, 
dass  man  den  Finanzbedarf  nach  und  durch  eine  Staatsumwälzung 
leicht  erheblich  herabsetzen  könne ,  die  doctrinäre  Abneigung  gegen 
die  indirecten  Steuern  überhaupt  und  die  besonderen  Bedenken 
gegen  einzelne ,  nach  unten  zu  drückende  und  verkehrstörende 
Steuern,  wie  die  Salz-  und  die  Getränkesteuern,  die  Vorliebe  für 
die  directen  Steuern,  endlich  auch  Popularitätshascherei  gegenüber 
der  städtischen  Bevölkerung,  das  Alles  vereint  ftthrte  zu  sehr 
unüberlegten  Experimenten  mit  sofortiger  Beseitigung  und  Ver- 
minderung indirecter  und  Erhöhung  der  directen  Steuern. 

S.  besonders  Marquis  d'Audiffret,  syst.  Hn.,  Über  die  Finanzkrise  von  1848,  IV, 
99  ff.  Namentlich  wurde  die  Salzsteuer  von  1849  an  ganz  aufgehoben  (Decret  der 
provisorischen  Regierung  vom  18.  April  1848),  bald  zwar  wiederhergestellt,  aber  nur 
im  Betrage  eines  Drittels  des  alten  Steuersatzes  (Gesetz  vom  28.  December  1848). 
S.  d'Audiffret,  syst.  fin.  IV,  136  ff.,  140,  mit  zu  einseitiger,  aber  doch  den  Um- 
ständen nach  nicht  unrichtiger  Polemik  gegen  diese  Maassregel.  —  Aus  den  unpopu- 
lären Getränkesteuern  strich  die  provisorische  Regierung  gleichfalls  alsbald  die 
wichtigste  Abgabe,  die  „Detailgebühr"',  und  suchte  sie  durch  eine  allgemeine  Con- 
äumtionssteuer  zu  ersetzen,  was  einen  bedeutenden  Ausfall  (51  MiU.  Frcs.)  ergeben 
hätte  (Decret  vom  30.  März  1848).  Doch  wurde  auch  hier  die  alte  Gesetzgebung 
bald  wieder  hergestellt  (Gesetz  vom  22.  Juni  1S48).  Nach  einem  Gesetz  vom  19.  Mai  1849 
sollte  aber  sogar  die  völlige  Aufhebung  der  Getränkesteuem  von  Anfang  1850  an 
eintreten,  welche  Maaasregel  indessen  ebenfalls  noch  vorher  wieder  rückgängig  gemacht 
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vordeo  ist,  unter  prorisorischer  Bcibohaltang  der  bishorif^en  Gesetzgebung  ((iesetz  vom 
20.  December  1S49).  Es  wurde  aber  eine  nene  En<|Ucte  über  die  Getränkebesteuerung 
eingerichtet  (1849—51),  deren  Vorschläge  unbedingt  für  Beibehaltung  dieser  Steuern 
ausfielen,  im  Uebrigen  anf  Ermässigung  der  Eingangsabgaben  Un  den  Städten)  und  auf 
rerschiedene  kleinere  Veränderungen  und  Erleichterungen  der  bestobenrlen  Gesetz- 
gebung hinaouingen,  was  dann  ein  neues  Gesetz  vom  17.  MArz  1S52  genehmigte. 
(Siehe  Stourm  s  gen.  Artikel  im  dict.  de  fin.,  p.  423  f!'.). 

Umgekehrt  schritt  man  sofort  (16.  März  1848)  zu  einem  Steuerzuschlag  von 
45*/«  zum  Principalcontingent  der  directen  Steuern,  welche  Maassregel  „a  fait  vivre 
r^tat,  mais  toa  la  repnbliqne  et  jeta  les  paysans  dans  le  partidc  rEoipire"'  (ßoiteau 
im  dict  de  fin.  p.  577).    Sie  wurde  1S50  wieder  beseitigt. 

Die  „allgemeineEinkommenstcner''  blieb  Project.  Ernstlich  wurde  über- 
hanpt  nur  einmal  an  eine  Einkommensteuer  vom  beweglichen  Vermögen  gedacht,  die 
»her  nach  dem  TOi^elegten  Gesetzentwurf  nur  eine  Verdoppelung  der  Personal-  und 
Mobiliar-  und  der  Thtlr-  und  Fensterstener  gewesen  wäre  (Proj.  Goudchaux\  Siehe 
d'Andiffret  IV,  144,  Guyot,  imp.  sur  le  rovenu,  Paris  1SS7,  p.  19.  Auch 
progressire  Erbschaftssteuern  wurden  projectirt.  Beachten swerth  aus  dieser  Periode 
ist  sonst  die  EinfQhrung  der  directen  Besteuerung  des  unbeweglichen  Be- 
sitzes der  „todton  Hand'',  in  Form  eines  Zuschlags  von  62Va%  ^Q  der  Grund- 
steuer, Zum  Zweck  eines  Ersatzes  der  bei  diesem  Vermögen  wegfallenden  Besitz- 
wechsclabgaben  (Gesetz  vom  20.  Februar  1849),  ferner  einige  VerJinderungcn  der 
Stempel-  und  Enregistrements-Gesetzgebung,  besonders  durch  Gesetz  vom 
5.  Juni  1850  in  Betreff  der  Besteuerung  der  Actiengesellschaften  und  gewisser 
Werthpapiere. 

Seitdem  ist  man  in  Frankreich  mit  der  Erhöhung  der  directen 
Steoem  auch  aus  politischen  Gründen  sehr  vorsichtig  geworden, 
wenigstens  soweit  es  sich  um  Staats  zuschlage  handelt.  Denn  die 
Zuschläge  zu  diesen  Steuern  itirDepartemental-  uodCommunal- 
z wecke  Hessen  sich  bei  dem  französischen  Steuersystem  nicht 
vermeiden.  So  charakteristisch  diese  Steuerpolitik  des  Staats  in 
speciell  politischer  Hinsicht  ist,  so  darf  doch  anderseits  nicht  über- 
sehen werden,  dass  Ertragssteuern,  wie  die  französischen,  die 
einfache  gleichmässige  procentweise  Erhöhung  im  ganzen  Staats- 
gebiete am  Wenigsien  vertragen.  Damals,  1848,  wie  1871  flf.  zeigte 
«ich  der  Mangel  einer  allgemeinen  directen  Subjectsteuer,  wie  der 
Einkommensteuer  in  Frankreich  doch  in  der  That  nachtheilig. 
Eine  allgemeine  Einkommensteuer  neu  einzuführen,  war  freilich 
auch  und  wurde  immer  mehr  eine  schwere  Sache,  weil  jede 
politische  Partei,  die  sich  damit  befasste.  Nachtheile  für  ihre 
Stellung  davon  befürchtete. 

Da  die  Maassregeln  auf  dem  Gebiete  der  indirecten  Besteuerung 
Dur  theilweise  oder  nur  eine  kurze  Zeit  lang  wirklich  ausgeführt 
wurden,  konnten  sie  auch  in  den  Etats  und  Finanzergebnissen 
keine  erheblichen  Spuren  hinterlassen.  Doch  erklären  sie,  in  Ver- 
bindung mit  der  Erhöhung  der  directen  Steuern,  die  kleine  Ver- 
schiebung der  Quoten  der  Erträge  von  directen  und  indirecten 
Steuern  mit,  welche,  abweichend  von  dem  frühereu  und  späteren  Ent- 
wicklungsgang,   während    der  kurzen  Lebensspanne   der   zweiten 
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Republik  stattgefunden  hat  (s.  o.  S.  373  die  Tabelle).  So  endet 
die  ,,zweite  Republik''  wenigstens  ohne  erhebliche  Schädigung  des 
französischen  Steuersystems  zu  hinterlassen. 

Das  ,,zweite  Kaiserreich''  war  immer,  auch  zur  Zeit  seines 
festesten  Bestands,  darauf  erpicht  und  auch  darauf  angewiesen, 
die  Bevölkerung  nicht  durch  unpopuläre  Steuerpolitik  zu  erregen. 
Es  hat  daher  die  in  dieser  Hinsicht  besonders  misslichen  directen 
Steuern  im  Wesentlichen  unberührt  gelassen,  nachdem  die  1848  er 
Steuerzuschläge  wieder  aufgehoben  waren.  Die  übrigen  Steuern 
erwiesen  sich  durch  ihr  natürliches  Wachsthum  ergiebig  genug,  um, 
hie  und  da  unterstützt  durch  Veränderungen  und  durch  Erhöhungen 
der  Steuersätze  (so  bei  Tabak),  den  steigenden  Finanzbedarf,  soweit 
er  nicht  durch  Anleihen  definitiv  gedeckt  wurde,  mit  ihren  Erträg- 
nissen bestreiten  zu  können.  Da  das  bestehende  Steuersystem 
ohnebin  mit  mehr  oder  weniger  Fug  und  Recht  als  das  „napo- 
leoniscbe"  galt,  blieb  die  neue  kaiserliche  Regierung  auch  mit 
dieser  „conservativen"  Steuerpolitik  ihren  sonstigen  Traditionen 
und  Tendenzen  getreu.  Die  einzige  Maassregel  von  grösserer  Be- 
deutung ist  die  Reform  des  Zolltarifs  in  Verbindung  mit  dem 
,)napoleonischen  System  der  liberalen  Handelsverträge",  das  durch 
den  berühmten  britisch-französischen  Vertrag  vom  23.  Januar  1860 
eingeleitet  wurde.  Auch  diese  Maassregel  hat  aber  für  die  Be- 
steuerung doch  nur  secundäre,  refiectorische  Bedeutung,  ihre  eigent- 
liche liegt  auf  handelspolitischem  Gebiete.  Finanziell  war  sie  nach- 
theilig, da  sie  andauernde  erhebliche  Ertragsverminderungen  mit 
sich  brachte. 

Da  es  sich  nur  um  Einzelhoitcn  handelt,  welche  die  Gesetzgebung  dos 
zweiten  Kaiserreichs  an  der  überkommenen  Besteuerung  geändert  hat,  genügt  es,  auf 
die  spätere  DarsteUung  der  einzelnen  Steuern  zu  verweisen  (§.  1S8  ff.).  Beachtens- 
worth  ist  u.  a.  die  Weiterentwicklung  der  Besteuerung  der  Werthpapiere  durch 
HinzufUgung  einer  Umsatzsteuer  (Gesetz  rem  23.  Juni  1857),  die  schärfere  Be- 
steuerung des  Eisenbahntransports  (Gesetz  vom  14.  Juli  lb55,  übrigens  nach  den 
alten  Grundsätzen  der  Besteuerung  „Öffentlicher  Fuhrwerke'')«  die  differentielle  ZoU- 
bcgünstigung  des  französischen  Colonialzuckcrs  gegen  die  Steuer  dos  ein- 
heimischen Kübenzuckors,  mehrfache  Veränderungen  in  der  Patentsteuer  (besonders 
durch  Gesetz  vom  4.  Juni  1858).  Die  principiell  und  practisch  wichtigste  Maassregel, 
die  Zolltarifreform  hat,  wie  gesagt,  von  1860  an  erhebliche  Ausfälle  an  den 
früheren  Einnahmen  zu  Wege  gebracht,  wobei  es  bis  1870  definitiv  verblieben  ist. 
Die  Zuckerbesteuerung  erfuhr  einige  Aenderungen,  aber  nicht  in  der  Grundlage. 

Die  Entwicklung  der  Erträge  der  französischen  Besteuerung 
unter  dem  zweiten  Kaiserthum  lässt  sich  kurz  dahin  charakterisiren : 
der  Schwerpunct  fiel  immer  mehr  in  die  Verkehrssteuern  und 
in  die  indirecten  Verbrauchssteuern,  wie  schon  die  früheren 
Uebersichten  (S.  373  und  S.  374),  speciell  in  Enregistrement, 
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Stempel^  Getränkesteaer,  Zuckersteuer,  Tabakmonopol, 
wie  die  folgende  Uebersicht  ergiebt.  Nur  die  Salzsteuer  zeigt  in 
Folge  der  1848  er  Maassregel,  die  Zoll  einnähme  in  Folge  der 
neuen  Handelspolitik  eine  rüekläufige  Bewegung.  Die  Einnahmen 
aus  der  direeten  Besteuerung  bleiben  stabil,  wenigstens  was  den 
Staat  betrifft.  Denn  diejenigen  aus  Zuschlägen  zu  diesen 
Steuern  f&r  die  Departements  u.  s.  w.  haben  sich  auch  in  dieser 
Periode  schon  stark  vermehrt,  nicht  minder  übrigens  dieOctrois- 
Einnahmen  der  Gemeinden. 

In  der  folf^oden  Tabelle  siod  fUr  die  Darstellan^;  der  Steucrcntwickluo^  in  der 
Periode  der  „dritten  Repablik**  (§.  172)  gleich  die  statistiscben  Daten  mit  beigefügt 
Die  Zahlen  sind  Brnttozahlen  der  Budgets  in  Mill.  Frc». 

1847  1870  1885  Progression  in  7o- 

Einnahme.  Einnahme.  Einnahme.  (A  b  nähme  m.  —  bezeichnet) 

1870      1885     1885 

gegen     gegen    gflgen 

1847      1847      1870 

L  Staatsbestenerang. 
A.  Directe. 

1.  Grundsteuer  ...  —  172.5  177.5  —  —  2.9 

2.  Peni--u.Mobiliarst.  —  53.6  67.4  —  —  25.8 

3.  Thftr-  n.  Fenaterst.  —  39.4  46.0  —  —  17.0 

4.  Patcntatener .    .    .  —  66.8  104.9  —  —  57,0 

5.  Nebentaxe    ...  —  0.6  0.6  —  —  — 

Summe  1-5     331.7  332.8  396.4  0.3  19.5         19.1 

6.  Einkommensteuer  f. 

bewegl.  Vermögen       — ._--- 5ÜL1 — — -^ 

Summe  A.    331.7  332.8  446.5  Ö.3"       34.6        34.2' 


B.  Verkehrssteuern. 

1.  Enregistrement .     .  214.5          362.8  553.5  69  2  J58.4  52.6 

2.  Stempel    ....  39.3            83.7  154.5  113.0  293.1  82.2 

Summe  B.  253.8           446.5  708.0  75.9  179.0  J8^5 

C.  Indirecte  Verbrauchssteuern. 

1.  Zölle  u.  Nebenabg.  160.3            75.1  290.9  (-50.1)  81.5  274.0 

2.  Salzst.  (inlÄnd.  Salz)  70.7            31.*i  33.4  (-55.0)  (—52.7)  5.0 

3.  Getränkesteuer  .    .  102.0          243.4  455.1  138.6  336.2  ^7.0 

4.  Inland.  Zuckör  .    .  19.3           111.8  151.1  479.3  683.0  35.2 

5.  Tabatanonopol    .     .     112.5 246.8 379.1 H?^  237.0  53.6 

Summe  C.  464.8          708^9  1309.6  52.5  18l77  84.7 


D.  Uebrigeklein.St.       48.0  54.8  228.3  14.2        375.6      316.6 


Summe  I  (A— D)  Staatsst.  1098.3         1543.0  2692.4  40.5  145.2  74.5 

IL  Depart  u.  Gommunaibesteucrung. 

A.  ZuschL  z.  den  dir.  St      86.2          233.8  348.7  171.2  304.5  49.1 

B.  Octiois  d.  Gemeinden      88.0          201.3  277.1  128.7  215.0  37.7 


Summe  II.     174.2  435.1  625.8         150.4        259.2        43.8 

Die  „übrigen  kleineren  Steuern**  (Rubrik  D)  umfassen  hier  mancherlei  „Ver- 
schied ene8'%  was  in  den  französischen  Etats  zu  den  ,4ndirecten  Steuern**  gerechnet 
Tird  (1S85  z.  B.  in  obigem  Posten  ?on  228.3  Mill.  39.6  Mill);  ferner  das  PuUer- 
oonopol  (1847  6.0,  1870  13.2,  1885  14.9  Mill.  Eres.);  in  1885  sodann  die  „den 
direeten  Steuern  assimilirten  Specialtaxen**  (zus.  27.  Mill.,  wovon  6.1 
Steuer  f on  Gutem  der  todten  Hand ,  2.8  Bergwerksabgaben ,  4  5  Gebühren  für  Verl- 
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fication  der  Maasse,  Gewichte  u.  s.  w.^  0.3  für  ApothekeiiTisitation,  10.6  Pferde-  und 
Wagensteuer,  1.1  fur  Billards,  1.5  für  geschlossene  Gesellschaften,  also  nicht  bloss 
„Steuern",  sondern  auch  „gebuhrcnartigc*'  Einkünfte,  sonst  meist  directe  Steuern); 
weiter  die  ebenfalls  bei  den  directen  Steuern  mit  eingesetzten  Transportsteuern 
von  den  Eisenbahnen  (lSä5  92.3  Mill.) und  vom  sonstigen  öffentlichen  (regel- 
mässigen) Fuhrwerkstransport  (1SS5  4.5  Mill.);  endlich  in  1885  auch  die  seit 
dem  Kriege  eingeführten  neuen  kleineren  inneren  indirecten  Steuern  ron 
einzelnen  Objecten  und  Fabrikationen  (18S5  50.1  Mill,  nämlich  vom  Zündholzmonopol 
17.1,  Papier  15.9,  Mineralöl  O.OOS,  anderen  Oelen  3.1,  Stearin,  Kerzen  9.0,  Essig  etc. 
2.S,  Dynamit-  und  Nitroglycerinfabrikation  2.3.  S.  darüber  u.  die  Darstellung  der 
neusten  Zeit).  Obige  Daten  verstehen  sich  hier  immer  ohne  Algier,  das  in  den 
jetzigen  französischen  Budgets  bei  den  einzelnen  Einnahmezweigen  mit  seinen  Ein- 
künften erscheint.  Kleine  Vcrscliiebungen  in  der  Etatisiruug,  bes.  in  Rubrik  D, 
sind  wohl  eingetreten,  aber  zu  unbedeutend,  um  die  Yergleichbarkeit  der  Daten  in 
den  3  angeführten  Jahren  weiter  zu  stören.  Die  kleinen  Abweichungen  der  Zahlen 
in  obiger  Tabelle  von  den  früheren  auf  S.  373/374  erklären  sich  aus  kleinen  Verschieden- 
heiten der  Rubricirung  der  einzelnen  Steuer-  und  gebuhrcnartigen  Einnahmen  unter 
die  angeführten  Gruppen. 

Bei  der  Departements-  und  Ck>mmunalbesteuerung  sind  die  Zuschläge  zu  den 
directen  Steuern  aus  den  Etats  (sog.  „Specialfonds*',  neben  den  „Generalfonds'' 
für  den  Staat),  die  Octroieinnahmen  aus  der  Statistik  der  Octrois  im  Bull,  de  stat  XI, 
53  entnommen.  Die  Zahl  in  der  Col.  für  1870  ist  hier  die  brauchbarere  für  1869 
(1870  sank  die  Octroieinnahmc  auf  167.2  Hill.),  die  Zahl  in  der  Col.  für  1885  die- 
jenige für  1880.  Für  1882  war  die  Einnahme  ca.  290  Mill.  Frcs.  (Block's  Annuaire 
1886,  p.  113).  Die  Zahl  der  Gemeinden  mit  Octroi  war  1831  1467,  1847  1459,  1S09 
1543,  1882  1535.  Im  Jahre  1847  kam  vom  angegebenen  Bruttoertrag  36.1  Mill.  auf 
Paris,  51.9  auf  alle  anderen  Orte,  1869  bez.  107.6  und  93.8,  1880  141.9  und  135.2, 
18S2  150.9  und  139  Mill.  In  Paris  sind  die  Erträge  des  Octroi  also  bis  1870  stärker, 
seitdem  schwächer  als  in  den  Provinzialorten  gestiegen. 


VI.  Die  Besteuerung  unter  der  dritten  Republik 
(1870  bis  zur  Gegenwart,  bez.  1885). 

§.  172.  Eine  Vermehrung  der  Steuererträge  um  weit 
mehr  als  eine  Milliarde  Francs,  um  11—1200  Mill.  Frcs., 
von  1870  bis  zur  Gegenwart,  ohne  Aussicht  auf  die  Möglichkeit 
einer  Wiederverminderung,  ja  mit  der  sicheren  Aussicht  einer  neuen 
Vermehrung  —  unter  den  allgemeinen  und  unter  den  in  Frank- 
reich noch  speciell  auf  die  immer  weitere  Vermehrung  des  Finanz- 
bedarfs  hinwirkenden  Ursachen  — :  das  ist  das  Ergebniss  der 
neuesten  republikanischen  Finanzperiode,  wie  es  aus  den  Zahlen 
der  letzten  Uebersicht  deutlich  hervortritt. 

Reichlich  die  Hälfte  dieser  delinitiFen  Steuervermehrung  wird  dircct  auf 
den  deutsch -französischen  Krieg,  namentlich  auf  die  Zinsen  der  Staatsschulden  zu 
rechnen  sein,  welche  Frankreich  fUr  die  Deckung  seiner  Kriegskosten  und  sonstigen 
mit  dem  Kriege  unmittelbar  zusammenhängenden  Ausgaben  und  zur  Bezahlung  der 
deutschen  Kriegscontribution  und  der  übrigen  Leistungen  des  französischen  Staats  an 
Deutschland  aufzunehmen  hatte.  Hierbei  ist  ein  entsprechender  Betrag  schon  für  das 
„Retablissement"  des  franztVsischen  Heeres  eingerechnet,  etwa  1  MiUiarde.  Dann 
kommt  man  auf  rund  10  Milliarden  „Kriegskosten'',  welche  nach  dem  Zinsfuss 
der  damaligen  Anleihen  5 — 600  Mill.  Frcs.  jährlich  verlangen,  jetzt  allerdings,  nach 
erfolgter  und  weiter  möglicher  Zinsreduction ,  etwas  weniger.  Vergl.  die  amtlichen 
Daten  Über  die  französischen  Kriegskosten  in  Fin.  I,  3.  Aufl.,  S.  451.  Von  der  anderen, 
wohl  etwas  kleineren  Hälfte  der  Steuervermehrung  wird  ein  nicht  unerheblicher  Betrag 
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uf  die  Sc  eigcrung  desMilitair-  und  Marinctuüicctä  und  auf  die  Ziuscn  dcr- 
jeoigeii  Aoleih^,  welche  für  die  Stärkuujyr  der  französischen  Krici;-smaclit,  noch  ausser 
fv  das  Retablissement ,  aofgünommeo  worden  sind,  licausprucht  werden:  wohl  eine 
iidirecte  finanzielle  Folfc  des  letzten  Kriegs.  Der  ordentliche  Militäretat  allein 
m  Ton  1S70 — 1SS5  ron  373  aaf  59(>,  der  ordentliche  Marino-  und  Colonialetat  von 
1(>3  auf  234  Hill,  gestiegen.  Man  kann  250— .HOO  Mill.  Frcs.  vermehrten  Steuerbedarf 
UosB  auf  diese,  lanaclist  verbleibende  Erhöhung  der  >;;enannten  beiden  ordentlichen 
Etats  ansetzen.  Nimmt  man  hierzu  die  Zinsen  der  weiteren  Anleihen  für  militärische 
nd  maritime  Zwecke,  so  erlangt  man  wohl  die  Summ«'  von  s()0— ^)00  Mill. 
Frcs.,  d.  h.  von  */» — V4  ^^^  Steucrvcrmehrung,  welche  dircct  und 
indirect  jenem  Kriege  zuzuschreiben  sind.  Der  Ktat  der  Schuld  im  ordent- 
lichen (allgemeiDen^  Budget  war  1S70  (mit  Pensionen^  l<M),  IVtsr»  1277  Mill.  Frcs. 
So  fiel  haben  sich  die  Franzosen  schon  jetzt  ihren  ungerechten  und  kleinlich  neidischen 
V'iderspmcb  gegen  die  politische  Consolidation  des  deutscheu  Volks  kosten  lassen  I 
Nor  der  Ecst  ron  V4 — Va  <^cr  Steucnrerujehrun>^  fällt  auf  die  sonstige  Steigerung  des 
ordentlichen  Finanzbedarfs,  vornehmlich  auf  diejenige  des  Otlentlichen  Unterrichts-  und 
Riatenbedarf^.  Um  mehr  als  100  Mill.  (von  2,'JS  auf  3H\)  Mill.)  haben  sich  auch 
die  Regie-,  Betriebs-  und  Erhebungskosten  vermehrt.  Ueber  die  bedenkliche  Ver- 
Khwendungssocht  im  französischen  Finanzwesen  und  üi)er  die  politischen  Einflüsse  darauf, 
><50Dders  seit  1S75,  verbreitet  sich  mit  Schilderungen  der  furchtbaren  Corruption 
^nm  in  grao.  aber  mit  Anführung  zahlloser  Thatsachen,  deren  Richtiirkcit  im  Einzelnen 
freilich  der  Fremde  nicht  prüfen  kann,  die  Schrift  von  Tri'sor  de  la  Ho(|ue,  les 
Boances  de  la  r6pablique,  les  chambres  prodigucs.    Par.  lsS4. 

In  der  BeschafTuDg  dieser  ungeheuren  Steuereinnahmen  hat 
die  „dritte.  Republik'',  wie  gleichfalls  die  Zahlen  in  der  obigen 
Uebersicbt  genauer  zeigen,  wesentlich  die  Wege  der  i^aiscr- 
liehen  Steuerpolitik  weiter  verfolgt.  Auch  jetzt,  wie  in  der 
Toraasgehenden  Periode,  rühren  die  vermehrten  Einnahmen  vor- 
nehmlich  ans  dem  Enregistrement,  Stempel,  den  Getränke- 
steuern,  dem  Tabakmonopol,  der  Zuckerstener  her.  Ab- 
weichend von  der  letzten  Periode  ist  nur  der  Zoll  wieder  in  sehr 
starkem  Maasse  ergiebiger  gemacht  worden.  Ferner  ist  von  den 
alten  directen  Hauptsteuern  wenigstens  die  Patentsteuer  in 
ihren  Erträgen  namhaft  gesteigert  worden,  die  anderen  haben  von 
selbst  allmählich  ein  wenig  höhere  Erträge  ergeben.  Endlich  hat 
sich  die  Gruppe  der  „kleineren  Steuereinnahmen"  durch 
Einführung  einer  Anzahl  neuer  directer  (Luxus-  u.  dgl.)  und 
indirecter  Steuern  und  durch  die  Erhöbung,  bez.  Ertragsent- 
wicklnng  anderer,  besonders  der  Eisenbahntransportsteuern 
im  Ertrage  erheblich  vermehrt  und  ist  in  der  „Einkommen- 
steuer von  beweglichen  Werthen"  (Werthpapiercn)  eine 
neue  Stenerquelle  erschlossen  worden. 

Auf  die  Verkchrsuteucrn  (Enregistrement  und  Stempel)  und  die  vier 
;:rosseD  indirectcn  Verbrauchssteuern  (Z5lle.  doch  meist  Einfuhrzölle,  aber 
mit  allen  Nobeneinnabmen,  Getränkesteuern,  Zuckerstener,  Tabakmonopol) 
kommen  Ton  der  Stenervcrmchning  von  ca.  1 1 50  Mill.  Frcs.  iscit  1 S70)  ca.  S6ü  Mill., 
(1.  h.  diese  genannten  Steuern  zeigen  eine  Ertragszunahme  von  76.6  7o  ^"^  lieferten 
illein  fast  757»  i"*^'^)  zu  der  genannten  Gesamnitvennehrung.  Die  directen  Steuern 
die  4  alten  nebst  der  Steuer  von  Werthpapieron)  haben  zur  Venuehrung  des  ganzen 
Stcaerertrags  nur  ca.  114  Mill.  Frcs.  oder  noch  nicht  ganz  107«  <^.ft)7o  beigetragen, 


398  '>.  B.    2.  K.   Steuorreclit.    l.  H.-A.   2.  A.   Frankreich.   §.  173. 

d.  h.  nur  um  34.2 °/n  ihres  früheren  Ertraj^s  mehr  abgeworfen;  die  alten  directen 
Steuern  allein  gaben  zum  neuen  Stcuerbedarf  (in  1885)  sogar  nur  ca.  64  Mill.  oder 
ca.  5.5%  her.  Einen  grösseren  Beitrag  hat  die  Gruppe  der  „kleineren  Steuern"  ge- 
liefert, ca.  174  Mill.  Frcs.  oder  etwa  ]5  7o  ^^^  Gesammtzunahme.  Da  diese  Gruppe 
früher  noch  wenig  entwickelt  war,  ist  die  Ertragssteigerung  bei  ihr  die  relativ  stärkste 
(376  7o)-  Verschiedene  zwischen  1871  und  18S5  eingeführte  und  wieder  beseitigte 
Stenererhöhungen  und  neue  Steuern  idnd  hier  zunächst  unberücksichtigt  geblieben  (s.  u.>. 

Man  ersieht  hieraus,  dass  in  der  Tbat,  wie  schon  im  Allge- 
meinen oben  (§.  165)  bemerkt  und  jetzt  durch  die  angegebenen 
Daten  genauer  erwiesen  wird,  rein  fiscalisch  betrachtet,  die 
französische  indirecte  Verbrauchs-  und  die  Verkehrs- 
besteuerung auf  ihrer  alten  Grundlage  sich  fähig 
zur  Erfüllung  der  colossalsten  Anforderungen  in 
Bezug  auf  höhere  Ergiebigkeit,  auch  binnen  kurzer 
Zeit,  gezeigt  haben;  dass  die  directe  Besteuerung  des 
alten  Systems  dagegen  in  dieser  Hinsicht  viel  weniger  geleistet  hat ; 
dass  endlich  auch  Steuern  in  neuen  Formen  (Einkommensteuer 
von  beweglichen  Werthen)  und  neue  Steuern  in  alten  Formen 
(kleinere  indirecte,  sowie  directe  Luxus-  und  ähnliche  Steuern) 
doch  nur  massige  Beihilfe  bei  vermehrtem  Bedarf  gewährt  haben, 
sei  es,  dass  man  diese  Art  der  Besteuerung  nicht  weiter  entwickeln 
wollte,  oder  es  nicht  konnte. 

§.  173.  Die  Steuerpolitik  der  dritten  Republik  war 
hiernach,  abweichend  von  derjenigen  der  ersten  und  auch  noch 
der  zweiten  eine  wesentlich  conservative,  d.  h.  eine  solche, 
welche  möglichst  an  dem  übcrkopimenen  und  bestehenden 
Steuersystem  festhielt  und  dasselbe  durch  Erhöhung 
der  Steuersätze,  Auflegung  von  Zuschlägen  zu  den 
alten  Steuern  und  durch  Ausbau  im  Einzelnen  (Stempel, 
Enregistrement,  Zölle)  für  den  neuen  grossen  Finanzbedarf 
ergiebiger  zu  machen  suchte  und  auch  mit  bedeutendem 
Erfolge  dies  zu  Wege  brachte.  Das  ist  eine  wichtige 
Thatsache  der  Steuergeschichte,  welche  auch  für  die  allge- 
meine vergleichende  Steuerpolitik  und  für  die  Be- 
steuerungstheorie besondere  Beachtung  verdient.  Für  die  Be- 
urtheilung  des  Werths  dieser  französischen  Steuerpolitik  ist  dieser 
fiscalische  Erfolg  nicht  gering  anzuschlagen,  aber  allein  durch  ihn 
wird  dieser  Werth  natürlich  auch  nicht  bestimmt. 

Das  ungemein  starke  und  steigende  Uebergewicht, 
welches  die  Verkehrssteuern  und  die  indirecten  Ver- 
brauchssteuern vor  den  directen  Steuern,  zumal  in  der 
Staatsbesteuerung,  in  dieser  neuesten  Periode  durch  die  nach  dem 
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Kriege  eiDgeschlagene  und  bisher  im  Wesentlichen  aufrecht  er- 
haltene Steuerpolitik  erlangt  haben,  hat  sicherlich  auch  seine  be- 
denklichen Seiten  in  allen  in  Betracht  kommenden  Beziehungen, 
rolkswirthschaftlich,  socialpolitisch,  auch  finanz])olitisch. 

Die 'UberinässiiTCii  BolastuniriMi  der  Kechtsircschäfto  verscliiodcnstcr 
An.  besonders  des  Besitzvrechsels  von  Immohiliou  zumal  unter  Lebenden, 
ia  (iebiete  des  Stempels  und  der  Ueg'istriru  ngsabj^cabon  inüchten  dabei  das 
Bedenkliebste  sein.  Aber  auch  die  theils  bisher,  und  meistens,  verbliebenen,  theils 
venijEStens  zeitweilig  durchg^efuhrtcn  £rh(Uiung;en  der  Eisenba hntransport- 
steaeTD.  vieler  Zolle,  des  Zuckers,  und  bei  den  (ietranken  der  Weinsteuern 
bibcn  doch  auch  volkswirthschaftlich  und  mit  Iiiicksiclit  auf  die  Vertheilung  der  Steuer- 
last Seitens  der  endgiltigpcn  Steuerträger,  unbestreitbar  gewioiitige  Nachtlieile  im  (ie- 
foIg<^.  Nicht  anbedini^t  tadelfrei,  weil  auch  hier  die  „(ilcichinässigkoit*'  der  Steuer- 
T«rthcilang  wohl  in  erhöhtem  Maa.säc  verlet/t  worden  ist,  aber  doch  in  j^eringercm 
(irade  bedenklich  sind  von  den  wichtigeren  Steucrmaassregeln  nur  diejenigen,  durch 
veiche  dem  Tabak  im  Monopol  und  dem  Branntwein  unter  den  (letränkc- 
steuern  höhere  Erträge  abgewonnen  worden  sind.  Die  starke  Ertragszunahme  bei 
den  Getränkesteuern  fällt  nämlich  ganz  Überwiegend  auf  Branntwein,  in  erheblich 
geriogerem  Maassc  auf  Wein,  noch  weniger  auf  Bier  und  Cider.  Auch  unter  den 
Zollcrhöhungen  sind  manche  in  volkswirthschaftlirhcr  und  socialpolitischer  —  d.  li. 
die  Stcaervertheiluug  auf  die  Steuerträger  betrell'ender  —  Hinsicht  iVajrwUrdige.  Das- 
selbe ^ilt  von  den  neu  eingeführten  inneren  indirecten  Steuern,  besonders 
denj«jnigcn  auf  Zündhölzchen.  Papier,  Stearin  und  Lichter.  Oele,  Essig 
FOD  den  wieder  aufgehobenen  auf  Seife  Cichorien,  von  der  allerdings  giinz  kurz 
dauernden  i.t^'^)  Erhöhung  der  Salzstcucr.  Steuern  und  Stcuererhuhungen,  welche 
»rinzeln,  roUends  vorübergehend,  als  Finanzmittel  während  einer  schweren  Krisis  sich 
immerbin  mögen  rechtfertigen  Lissen,  aber  welche  insgesammt  zu  cler  ganzen  srlion 
50  grossen  Bürde  an  indirecten  Verbrauchssteuern  in  Frankreich  liinzutretend  doch 
TuUends  eine  ungleichmässigcre ,  vielfach  mehr  nach  unten  zu  4)ela>tende  Steucr- 
renheilung  herbeigeführt  haben.  Durch  die  Entwicklung  der  Ertrage  der  städtischen 
•  ►ctrois,  an  der  die  (i  et  ranke  und  Esswaaren  in  besun«loreni  Maa^se  betheiligt 
sind,  wird  diese  Einwirkung  der  Besteuerung  noch  gesteigert. 

Allen  diesen  Maassregeln  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrs-  und 
der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  stehen  auf  demjenigen  der 
directen  Besteuerung  im  Wesentlichen  nur  drei,  an  sich  und 
im  Vergleich  mit  dem,  was  bei  jenen  anderen  Steuern  geschah, 
kleine  Maassregeln  der  Steuervermehrung  gegcnllber:  Einmal  die 
Zuschläge  zur  Patentsteuer,  welche  diese  directe  Steuer  allein 
in  starkem,  auch  wohl,  besonders  anfangs,  in  zu  starkem  Maasse 
(60%  neben  Erhöhungen  einzelner  Sätze  für  1873,  43  ^^  für 
1874 — 79)  trafen  und  seitdem,  verringert  von  1880  an  auf  20%, 
geblieben  sind,  während  die  drei  übrigen  der  grossen  directen 
Stenem  auch  jetzt  von  Erhöhungen  verschont  gelassen  wurden, 
80  speciell  auch  die  hierfür  am  Meisten  in  Frage  gekommene,  weil 
früher  wiederholt  im  Principalcontingeut  herabgesetzte  und  von  ehe- 
maligen Staatszuschlägen  (1850)  befreite  Grundsteuer.  Sodann 
die  drei  directen  Gebrauchs-  und  Luxussteuern,  auf  Wagen 
und  Pferde,  auf  geschlossene  Gesellschaften,  Clubs  u.  dgl. 

A.  Wagner,  Finanzwi»««.»n«haft.    HI.  20 
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lind  auf  Billards,  welche  alle  drei  unter  den  ersten  Steuerniaass- 
regeln  nach  dem  Kriege  (September  1S71)  gestanden  haben  und 
bisher  bestehen  geblieben  sind.  Endlich,  als  einziger  in  der 
Gesetzgebung  durchgedrungener  Theil  einer  Art  Capitalrenten- 
steuer  eine  3^/,^  Steuer  auf  die  Zinsen  von  Werthpa-pieren, 
mit  Ausnahme  derer  der  französischen  Staatsschuld  (1872),  während 
eine  Besteuerung  der  Hypothekenzinsen  zwar  durch  ein  bezügliches 
Gesetz  eingeführt,  aber  noch  vor  dessen  Durchführung  wieder  auf- 
gehoben wurde. 

§.  174.  Diese  gleich  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege, 
namentlich  1871  und  1872  begründete  und  mit  zwar  zahlreichen, 
aber  sachlich  nur  geringen  Veränderungen  seitdem  festgehaltene 
Steuerpolitik  drang  nur  unter  lebhaften  publi  eis  tischen  und 
parlamentarischen  Kämpfen  in  der  Gesetzgebung  durch. 
Einigermaassen  Uebercinstimmung  bestand  unter  den  Urtheils- 
lahigen  in  Betreff  einer  Erhöhung  der  Steuersätze  bei  den  Kegi- 
strirungs-  und  Stempelabgaben,  dem  Tabakmonopol,  den  Getränke- 
und  Zuckersteuern,  den  Finanz -Einfuhrzöllen.  Aber  über  das 
Maass  der  Erhöhung  dieser  Steuern  gingen  die  Ansichten  aus- 
einander, wonach  dann  auch  wieder  die  Meinungen  über  die 
weitere,  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs  einzuschlagende  Steuer- 
politik abwichen.  Bei  den  Zöllen,  besonders  den  Einfuhrzöllen  auf 
Kohstofte,  Halbfabrikate  und  Fabrikate,  ferner  bei  den  von  einer 
Seite  wieder  mehr  mit  verlangten  Ausfuhrzöllen  führten  die  gegen- 
sätzlichen handelspolitischen  Standpuncte,  der  freihändlerische  und 
schutzzöllnerische ,  zu  verschiedenen  Ansichten  auch  über  das 
Maass,  in  welchem  selbst  in  einer  solchen  Finanzkrisis  diese  Zölle 
mit  als  Mittel,  Erträge  für  die  Finanzen  zu  beschaffen,  benutzt 
werden  sollten,  dürften  und  könnten.  Die  Hochschutzzollpolitik 
vonThiers  wollte  aus  den  Zöllen,  namentlich  der  Rohstotfe,  auch 
der  Gewebe  und  anderer  Artikel  mehr  noch  weit  grössere  Summen 
herausschlagen,  so  dass  auf  diese  Weise  der  Haupttheil  des  Bedarfs 
gedeckt  werden  sollte.  Doch  drang  diese  Politik  nur  einen  Augen- 
blick durch  und  wurde  alsbald  wieder  aufgegeben  und  nur  in  be- 
schränkter Weise  wirklich  durchgeführt.  Etwas,  aber  nicht  mit 
besonderem  Erfolg  wurde  die  starke  Erhöhung  der  indirecten 
Steuern  und  der  Finanzzölle  auch  aus  dem  social  politischen 
Gcsichtspunete,  im  Interesse  der  weniger  wohlhabenden  Consu- 
menten,  angefochten.  Diese  Tendenz  führte  dazu,  die  kaum  er 
folgte  Erhöhung   der  Salzsteuer  sehr   bald   wieder  rückgängig   zu 
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machen  nnd  später ,  als  die  Vcrbe$:scrung  der  Finanzlage  wieder 
Steaerermässignngen  erlaubte ,  die  Weiu-  und  Obstweinsteuern  (in 
allen  ihren  Formen,  besonders  auch  die  wichtigste  Abgabe, 
die  sogenannte  Detailabgabe),  ebenso  die  Zuckersteuern  wieder  er- 
heblich zu  ennässigen  (1881). 

In  stärkerer  Opposition  gegen  die  nach  dem  Kriege  einge- 
schlagene Steuerpolitik  standen  zwei,  auch  im  Parlament  ver- 
tretene Ansichten,  einmal  diejenige,  welche  die  vorhandenen 
directeu  Steuern,  namentlich  auch  die  Grundsteuer,  dann  be- 
sonders die  Personal-  und  Mobiliar  Steuer  neben  der  Patent- 
steuer in  der  damaligen  Fiuanzkrisis  erheblich  mit  erh()hen  wollte, 
sodann  diejenige  welche  es  l'Ur  die  Bedarfsdeckung  vornemlich 
auf  eine  neue  directe  Steuer  absah.  Unter  dieser  meinten  die 
Meisten  eine  eigentliche  Einkommensteuer,  im  Hinblick  auf 
das  britische  Muster,  freilich  ohne  dass  der  Chai acter  dieser  so- 
genannten „Einkommensteuer"  dabei  immer  richtig  verstanden 
worden  wäre  (s.  o.  §.  111).  Andere  hatten  eine  ,,(.apitalsteuer**, 
d.  h.  im  Wesentlichen  eine  allgemeine  Vermögenssteuer, 
auch  vom  Gebrauchs-  und  Nutzvermögen,  nicht  nur  vom  Rente- 
gebenden, im  Sinne.  Ueber  die  Einrichtung  solcher  Steuern  und 
über  ihre  Höhe,  daher  ihre  Ertragsfähigkeit  gingen  die  Meinungen 
wieder  vielfach  auseinander.  Dass  eine  solche,  an  sich  und 
vollends  in  der  damaligen  Finanzlage  <lem  französischen  Steuer- 
system fehlende  Steuer  doch  immer  und  auch  damals  nur  die 
KoUe  einer  mehr  oder  weniger  ergiebigen  Ergiinzungssteuer,  auch 
lür  die  Deckung  des  neuen  Finanzbedarfs,  spielen  kimne,  wurde 
von  den  Anhängern  dieser  Steuern  wohl  nicht  immer  genügend 
hevorgehoben,  was  die  Abneigung  Anderer  gegen  diese  Steuern 
noch  steigerte.  Radicalcre  Politiker  dachten  an  höhere  Steuer- 
sätze, um  einen  möglichst  grossen  Theil  des  neuen  Bedarfs  mit 
dem  Ertrage  solcher  Steuer  zu  decken,  auch  wohl  an  Progressivität 
oder  doch  an  einen  höheren  Normalsatz,  mit  Degressivität 
für  kleinere  Einkommen  und  Vermögen,  und  Steuerfreiheit  unter 
einem  gewissen  Minimum.  Auch  darin  gingen  die  Vertreter  solcher 
Steuern  aus  einander,  ob  und  wie  weit  die  letzteren  zugleich 
an  Stelle  der  bisherigen  directcn  treten,  ferner  ob  sie  definitiv 
oder  nur  für  die  Zeit  der  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Finanz- 
schwierigkeiten, also  als  ausserordentliche  Steuern  eingeführt 
werden  sollten.     Manche  dachten  nur  an  Letzteres. 

Beide  oppositionelle  Richtungen  verschaflften  sich  keine  Geltung. 

26* 
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Steuertechnische,  volkswirthschaftliche,  am  Meisten  wohl  eigentlich 
politische  Gründe  setzten  sich  dagegen  und  bestimmten  die 
parlamentarischen  Majoritäten  und  die  wechselnden  Regierungen 
zur  Annahme  der  geschilderten  Steuerpolitik. 

Die  Auflegung  starker  und  gleichmässiger  Zuschläge 
für  den  Staatsbedarf  zu  den  directen  Steuern  fand  ihre 
berechtigten  Bedenken,  welche  freilich  in  solcher  Lage  nicht  allein 
hätten  entscheiden  sollen,  in  der  höchst  unvollkommenen, 
ungleichmässigen  Steuervertheilung  dieser  Steuern  auf 
den  bestehenden  Grundlagen,  besonders  bei  der  Grund- 
steuer zwischen  ganzen  Landestheilen,  Departements,  Gemeinden 
und  einzelnen  Steuerpflichtigen  (§.  183  fiF.).  Eine  Herstellung 
besserer  Grundlagen,  daher  wieder  namentlich  bei  der  Grundsteuer 
eine  umfassende  Revision  des  Katasters  oder  vollends  eine  Neu- 
katastrirung  war  viel  zu  zeitraubend,  um  damit  sofort  vorgehen 
und  dann  höhere  Steuern  -erheben  zu  können.  Auch  war  Rück- 
sicht darauf  zu  nehmen,  dass  die  ebenfalls  rasch  steigenden 
Departemental-  und  Communalzuschläge  ohnehin  die  bestehenden 
directen  Steuern  stark  erhöhten  und  die  Ungleichmässigkeiten  der 
Beinstungen  durch  diese  Steuern  schon  sehr  viel  bedenklicher 
machten.  Bei  der  Patentsteuer  galten  die  Grundlagen,  mit  Recht 
oder  Unrecht,  für  nicht  so  incorrect,  als  bei  der  Grundsteuer  und 
bei  den  anderen  directen  Steuern.  Daher  glaubte  man  hier  eher 
starke  Staatszuschläge  zeitweilig  auflegen  zu  können.  Aber  ein 
grosser  Theil  der  steuertechnischen  Bedenken  gegen  solche  Maass- 
regeln blieb  auch  hier  bestehen,  und  mit  der  vorgenommenen  Er- 
höhung that  man  wohl  das  Aeusserste,  was  zulässig  war.  Neben 
diesen  steuertechnischen  Rücksichten  sprachen  gegen  eine  stärkere 
Erhöhung  der  directen  Steuern  nach  Ansicht  der  entscheidenden 
legislativen  Factoren  auch  volkswirthschaftliche  Gründe, 
Befürchtungen  einer  weiteren  Schädigung  der  Production,  des 
wirthschaftlichen  Fortsehritts.  Allein  mehr  als  das  Alles  haben 
politische  Erwägungen  eine  solche  Steuererhöhung  widerrathen, 
besonders  Rücksichten  auf  die  Stimmung  der  Land- 
bevölkerung, welche  mau  nicht  abermals,  wie  1848,  durch 
Steigerung  der  Grundsteuer  in  ihren  Interessen  verletzen  und  so 
der  jungen  Republik  abspenstig  machen  wollte.  Republikanische 
Finanzautoren  wie  Boiteau,  sind  naiv  genug  gewesen,  das  offen 
auszusprechen.  Einer  der  mancherlei  Fälle,  wo  im  modernen 
Frankreich  die  Steuerpolitik  von  solchen  Rücksichten  nicht  eben 
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xom  Vortheil  der  fioaDziellen  Seite  und  der  objectiveu  EntscheiduDg 
der  Sache  beBtimmt  worden  ist. 

Es  yerhäit  sich  ähnlich  mit  der  damaligen  und  der  späteren 
Ablehnang  der  Pläne  einer  allgemeinen  directen 
Personalsteaer,  Einkommen- wie  Vermögenssteuer.  Pläne, 
vrelche  niemals  ganz  von  der  Tagesordnung  verschwanden,  auch 
in  der  neuesten  Zeit  (1886—87)  wieder  mehr  hervorgetreten,  aber 
bisher  immer  noch  unausgeführt  geblieben  sind.  Die  in  Frankreich 
meistens  überschätzten  technischen  Schwierigkeiten  und  Mängel 
einer  solchen  Steuer,  die  Abneigung  gegen  „arbiträre^'  Einschätzungen 
oder  widerwärtige  Declarationspflichten,  nationale  Vorurtheile,  volks- 
wirthschaftliche  —  am  Wenigsten  begründete  und  zu  l)egründende  — 
BeftirchtUDgen  wegen  Schädigung  der  Productionsinteressen  und 
des  Fortschritts  der  Productivität  stemmten  sich  zugleich  mit 
wiedernm  wohl  noch  mehr  entscheidenden  politischen  Rück- 
sichten immer  wieder  gegen  diese  Steuern.  In  letzterer  Hinsicht 
kamen  Befürchtungen  bezüglich  des  schlimmen  Eindrucks  einer 
solchen  Besteuerung  auf  die  Bevölkerung  —  auf  die  Wähler, 
speciell  auf  die  wohlhabende  Bourgeoisie  in  Betracht,  auch 
wohl  noch  Befürchtungen  in  Betreif  radical  demokratischer, 
namentlich  socialistiscber  Steuerpolitik,  zu  welcher  diese  allge- 
meinen Einkommen-  oder  Vermögenssteuern,  z.  B.  durch  An- 
wendung des  progressiven  Steuerfusses,  gerade  in  Frankreich  be- 
sonders leicht  Anlass  und  Anreiz  geben  könnten.  Die  Vorgänge 
Englands,  Italiens,  der  Schweiz,  deutscher  Staaten  galten  nicht 
als  für  Frankreich  hinlänglich  beweisend.  Von  da,  woher  man 
am  Meisten  die  Muster  für  eine  vernünftige  und  brauchbare  Ein- 
kommensteuer hätte  nehmen  können,  von  Deutschland,  wo  wie  in 
Frankreich  die  Einkommensteuer  neben  und  über  einem  Ertrags- 
!<teuer8ystem  besteht  oder  aus  diesem  hervorgegangen  ist,  wollte 
oder  konnte  man  in  diesen  Dingen  nichts  lernen,  theils  wegen  der 
gewöhnlichen  geringen  Kenntniss  der  deutschen  Verhältnisse  in 
Frankreich,  theils  wegen  der  nationalen  Eitelkeit  und  Animosität, 
welche  Steuern  nach  deutschen  Mustern  nicht  angebracht  erscheinen 
Hessen  und  lassen. 

Das  bisherige  Endergebniss  aller  dieser  Bestrebungen  und 
Kämpfe  um  die  Entwicklung  der  französischen  Besteuerung  seit 
dem  Kriege  von  1870—71  ist  das  geschilderte:  die  Aufbringung 
des  enormen  neuen  Stcucrbedar Is  ganz  überwiegend 
durch  Zuschläge  zu  den  Verkehrs-  und  indirecten  Ver- 
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brauchssteuern,  unter  Beibehaltung  der  bestehenden 
Steuerl'ornien  und  Arten,  nur  mit  Ausbau  des  Einzelnen 
und  Einfügung  einzelner  neuer,  aber  untergeordneter 
Thelle  in  das  Steuersystem.  Der  bald  wieder  erreichte  volks- 
wirthschaftliehe  Aufschwung  Frankreichs  trug  das  Seine  dazu  bei, 
diese  Steuerpolitik  durch  die  ohnehin  steigenden  Erträge  der  Ver- 
kehrs- und  indirecten  Verbrauchssteuern  erfolgreich  zu  machen. 
Es  ist  auch  nicht  wahrscheinlich,  dass  mit  diesem  Steuersystem 
in  naher  Zukunft  erhebliche  Veränderungen  vorgenommen  werden, 
wenn  auch  unter  den  neueren  schlechter  gewordenen  wirthschaft- 
lichen  Verhältnissen  der  Steuerdruck  überhaupt  und  die  Steuer- 
belastung durch  einzelne  Steuern,  wie  die  Registrirungsabgaben, 
die  Getränkesteuern,  Octrois,  Zölle  und  anderseits  durch  die  directen 
Steuern,  besonders  die  Grund-  und  Patentsteuer,  immer  härter 
empfunden  werden.  Aber  die  daraus  hervorgehenden  Reforra- 
bestrebungen  finden  an  den  politischen  und  steuertechnischen 
Schwierigkeiten  ihrer  Durchführung  und  an  der  fiscaiischen  Noth- 
wendigkeit,  den  riesig  angewachsenen  und  weiter  wachsenden 
Steuerbedarf  zu  decken,  kaum  zu  tiberwindende  Hindernisse. 


VII.    Die  Erprobuuj?  der  verschiedenen  Steuerarten   in  den  politischen 

Katastrophen  und  Finanznöthen  Frankreichs. 

§.  175.  Die  ungewöhnlichen  äusseren  und  inneren  politischen 
Katastrophen,  welche  Frankreich  in  den  letzten  hundert  Jahren 
durchlebt  hat,  machen  das  Finanz-  und  Steuerwesen  desselben  in 
besonderem  Maasse  geeignet,  um  daran  gewissermaassen  experi- 
mentell den  Einfluss  solcher  Zeitumstände  auf  die  Ergiebigkeit 
der  einzelnen  Einnahmequellen,  namentlich  der  einzelnen  Steuer- 
arten zu  prüfen.  Auch  die  während  und  nach  solchen  Katastrophen 
vorgenommenen,  auf  Ertragserhöhung  abzielenden  Besteueruugs- 
m  aassrege  In  lassen  sich  an  den  Daten  der  französischen 
Steuerertrags -Statistik  hinsichtlich  ihres  finanziellen  Erfolgs  be- 
sonders gut  exj)erimentell  erproben.  Oder,  in  der  Terminologie 
unserer  „allgemeinen  Steuerlehre*^  gesprochen  (Fin.  II,  220  ft'.): 
Die  eigenthümlicheu  geschichtlichen  Verhältnisse  des  französischen 
Staats  ermöglichen  in  vorzüglichem  Grade  eine  Prüfung  des  fran- 
zösischen Steuersystems  und  seiner  einzelnen  liestandtheile ,  der 
verschiedenen  Steuerarten  und  Steuern,  an  dem  Maassstabe  der 
ersten    aller    theoretischen    und    practisehcn    Grundsätze    der   1)C- 
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steneroDg,  der  „finanzpolitischen"  Principien  der  „Ans- 
reichendheit*'  und  „Beweglichkeit'*  (Fin.  II,  §.  3(55-368), 
mit  anderen  Worten  man  kann  die  einzelnen  Steuern  in  Frank- 
reich gut  anf  ihre  finanzielle  Elasticität  prüfen. 

Die  Ergebnisse  lassen  sich  freilich  nur  mit  Vorsicht  verallge- 
gemeinern.  Ohne  Weiteres  darf  selbst  in  zukünftigen  ähnlichen  Zeit- 
verhältnisseu  Frankreichs  nicht  immer  das  Gleiche  erwartet  werden, 
da  die  bestimmenden  und  bedingenden  Grundverhältnisse  sich  ver- 
ändern können.  Noch  vorsichtiger  wird  die  Uebertragung  solcher 
Ergebnisse  auf  andere  Länder  geschcbeu  müssen,  und  vollends  die 
Ableitung  allgemeiner  fester  „Regeln"  aus  den  ein-  und  selbst 
mehrmaligen  französischen  Erfahrungen  nur  ganz  bedingt  statthaft 
sein.  Allein  einigen  allgemeineren  Werth  für  die  Be- 
ortheilnng  der  einzelnen  Stcuerartcn  nach  dieser  Seite  der  finan- 
ziellen Elasticität  und  insofern  für  die  allgemeine  Theorie  und 
Praxis  der  Besteuerung  haben  die  Thatsachen  der  französischen 
Steaerertrags-Statistik  immerhin. 

Sie  zeigen,  dass  in  rein  fiscalischer  Hinsicht,  welche  eben 
doch,  nach  unseren  „finanzpolitischen"  Principien,  in  erster  Linie 
steht  nnd  stehen  muss,  die  indirecteu  Verbrauchssteuern 
(innere,  Monopole,  Zölle)  und  die  Verkehrssteueru  (Stempel, 
Enregistrement)  in  politischen  Katastrophen  und  in  den  diese 
begleitenden  Verkehrsstockungen  und  wirthschaft liehen 
Xothständen  erhebliche  Ausfälle  erleiden,  aber  doch  nicht 
immer  ganz  so  bedeutende  und  namentlich  nicht  so  an- 
dauernde als  man  öfters  von  vornherein  erwartet  hat.  Solche 
Ausfalle  treten  bei  den  directen  Steuern,  ausser  in  Fällen  feind- 
licher Gebietsoccupation,  wie  1870—71,  und  völliger  Desorganisation 
der  Verwaltung,  wie  in  der  ersten  Revolution,  nicht  ein.  Sie  lassen 
sieh  hier  eventuell  auch  als  „Küekstände"  später  wieder  einbringen, 
zumal  beim  Repartitionsprincip ,  was  natürlich  bei  jenen  anderen 
beiden  Gruppen,  abgesehen  von  einigen  Fällen  beim  Enregistrement, 
ausgeschlossen  ist. 

Die  französische  Steuerstatistik  lässt  ferner  den  finanziellen 
Erfolg  einer  Erhöhung  der  Steuersätze  bei  den  indirecten 
Verbrauchs-  und  den  Verkehrssteuern  mehrfach  günstiger, 
sicherer  und  rascher  hervortreten,  als  man  ebenfalls  öfters 
vermuthet  hat.  In  der  Bewegung  der  betreifenden  Einnahmen  ist 
allerdings  schwer  und  mehrfach  gar  nicht  der  EinHuss  der  Steuer- 
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erböhung  von  dem  etwa  parallel  gehenden  der  wirthschaftlichen 
Entwicklung  abzusondern.  Aber  das  Ergebniss  lässt  sieb  doch 
mit  »Sicherheit  constatiren,  dass  die  freibändleriscbe  Ansicht,  höhere 
Steuersätze  seien  nicht  immer,  öfters  gar  nicht  vorthcilhaft,  selbst 
mitunter  schädlich  für  den  Ertrag,  eine  zu  weit  gehende  Genc- 
ralisation  einzelner  Thatsachen  und  ein  zu  einseitiger  Schluss  der 
apriorischen  Deduction  ist.  Die  gemachten  Erfahrungen  sind  daher 
auch  für  das  Gesammturtheil  über  die  französische  Steuer- 
politik im  19.  Jahrhundert  wichtig.  Sie  erklären  und  recht- 
fertigen diese  Politik,  wenigstens  rein  nach  der  fiscalischen  Seite, 
ihrerseits  wieder  luit. 

§.  176.  Die  Daten  aus  der  rcriodc  der  erbten  Revolution  und  Napoleon's  l., 
ohnehin  zum  Theil  nur  liickenhaft  und  unsicher,  liefern  wegen  der  völlig:  abnormen 
inneren  und  äusseren  politiächen  Yerhältnisäe  und  wegen  der  Gebietsveränderungen 
weniger  brauchbares  Material  zur  Vornahme  einer  solchen  Prüfung  der  Steuern  auf 
ihre  finanziello  Elasticität.  Dagegen  bietet  die  Zeit  um  ISäO.  um  1848  und  nament- 
lich um  1870  —  71  die  geeigneten  statistischen  Daten,  wenn  auch  in  der  letzten 
Periode  während  des  Kriegs  selbst  die  Abspielung  desselben  ganz  auf  französischem 
Boden  und  hinterher  die  Auscheidung  Elsass-Lotliringens  störende  Factoren  für  die 
statistische  Beobachtung  und  Vergleichung  sind.  In  Betrcß'  der  eigentlichen  Kriegs- 
zeit kann  man  aber  anderseits  aus  den  Daten  der  Jahre  1870 — 71  auch  wieder  specicll 
den  Einfluss  solcher  Zeitumstände  auf  den  Stcuerertrag  gut  verfolgen. 

S.  Über  solche  „Proben*'  der  Steuern  schon  Fin.  II,  bes.  §.  368  u.  Note  14 
S.  236;  auch  Leroy-Beaulieu,  fin.  (1.  Ausg.)  I,  220  il'.  Hier  folgen  Daten  tiber 
einige  Hauptarten  der  in  Betreff  der  Frage  besonders  bemerkenswerthen  Steuern. 

Einret^istrirungsabgaben  und  Stempel  zeigen  eine  besonders  starke 
Attection  durch  solche  politische  Ereignisse,  welche  den  wirthschaftlichen  Verkehr 
stark  beeinflussen.  Von  1S16  — 1S30  mit  wenigen  Unterbrechungen  im  Ertrage  be- 
ständig gestiegen,  erfahren  sie  um  die  kritischen  Perioden  folgende  Ertragsschwankungen 
(Bull.  Ibv2,  XII,  12).     (Mill.  Frcs). 


Enregistr. 

Proportion. 

Stempel. 

Proporti 

1816 

118.1 

24.9 

1829 

155.5 

100.0 

28.8 

100.0 

1830 

153.5 

9S.7 

28.0 

97.2 

1831 

146.2 

94.0 

28.2 

97.9 

1832 

168.7 

109.2 

28.9 

100.3 

1846 

219.9 

100.0 

40.4 

100.0 

1847 

228.7 

104.0 

41.7 

103.1 

1848 

173.4 

78.9 

30.9 

76.4 

1849 

189.4 

86.1 

32.7 

80.9 

1850 

208.3 

94.7 

39.8 

98.5 

1851 

199.2 

90.6 

41.3 

102.1 

1852 

223.2 

101.5 

44.3 

109.5 

1853 

241.9 

109.9 

46.5 

114.9 

Also:  1S30  —  32  starke,  aber  nur  kurze  Affection  des  Enregistrement  -  Ertrags, 
kaum  eine  wahrnehmbare  beim  Stempel.  Von  da  an  wieder  wenig  unterbrochene 
Steigerung  beider  Erträge,  Maximum  1847.  Dagegen  um  1848  erheblich  stärkere 
und  länger  andauernde  Atfection  beider  Erträge,  frühere  definitive  Erholung  des 
Stempels.  Nach  1853  weitere  Ertragssteigerung,  bei  Stempel  kaum  einmal  und  nur 
unbedeutend  unterbrochen  bis  1869,  bei  Enregistrement  nur  Markirung  des  Krim- 
kriegs bloss  in  lb54  und  des  italienischen  Kriegs  in  1859  durch  kleine  Verminderung 
der  Erträge.  Maximum  1864.  Bei  Enregistrement  immer  mehr  Einfluss  des  (ic- 
schäftsgangs  im  Verkehr  (Speculation  u.  s.  w.). 
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Eiiregistr.     Proportion,    Stempel.     Proportion. 


1S6S 

:J69.S 

100.0 

So.O 

100.0 

1S69 

372.0 

lOO.ti 

H0.3 

1 05. 1 

1*»70 

200.7 

7S.0 

74.0 

ss.l 

1871 

341.1 

02.2 

S2.2 

00.7 

1S72 

430.2 

ns.7 

i;i7.7 

102.0 

1S73 

420.7 

llt>.2 

ItO.l 

105  0 

ISSl 

571.S 

154.0 

155.4 

1S2.S 

Hier  zcifron  die  Eiunahnion  aus  Kl)^e^i^>t^.•mcIlt  uii«!  St^nipol  eine  tinf^cfähr 
elv:niO  starke  Ati'ection  in  1h70  wie  in  1s4h,  wrun  aui'h  «li«^  Auhtallc  in  hciMen 
Jahren  durch  vcseutlich  vcfbcliiodcnc  fiiistfiiMic  bo<lin^t  >in<l.  Sic  erholen  bich  aljor 
Mrlir  viel  rascher,  eigentlich  »cbon  ls71  vollständiir ,  wenn  ni.-m  licJiMikt.  dass  diT 
Krieg  noch  die  ersten  Monati;  umfasste.  daiui  dfi-  (!oiüiiiun«*:iiifstand  k:im  und  Elsass- 
L'thrinjrea  (mit  4*/«  der  hishorigen  fran/OMsclu-n  Hrv^lluTunir,  aber  wohl  einem  etwas 
-iiTltzren  Autheil  an  den  SUiataeinuahmeu^  abgetreten  war.  Im  Jalire  1S71  kann  die 
huhi-  Einnahme  selbst  auffallen,  da  die  SteuerorhOhun;reu  hier  ikoch  nicht  viel  e.in- 
»irkeü  konnten.  Sie  erklart  sich  in  bemerkenswerther  \Vei>c  aber  indirect  gerade 
mit  aus  deu  Kriegsrerhultnissen .  namlieh  aus  tleu  zahlreichen  Tod  es  fallen,  widrh«; 
cin^n  ungewöhnlich  starken  steuerpflichtigen  Besitzweehsel  von  Todes- 
Tcgen  mit  Moh  brachten  {WerthbetraL-  dieses  WeehseU  ISOO  3637,  1^70  3372, 
IMl  5011.  1H72  3051,  Bull.  Iss4,  xV,  54  0.  Dadunh  wurden  anderweitc  Aus- 
falle aufgem'Ogeii,  so  bei  dem  wichtigen  PosttMi  den  Earei^istrements  „t'ebertragungen 
luu  Immubilicn  mit  onerosem  Titel  unter  Lebentlen",  wo  /.  B.  IMiO  2477,  1S70  nur 
1721,  1*»T1  nur  1511,  1ST2  wieder  24^2  Mill.  l'rrs.  steuerpflichtijcen  Besitzwcohsels 
>tattfauduii  {ßull.  1^70.  V,  370».  Wie  viel  naehhaltiger  der  Verkehr  und  damit 
fine  Verkehnwteuer  wie  das  Enregistremmt  dun.h  politisch-revolutionäre  Wirren,  wie 
■litr  1S4Ser.  gestört  wird,  als  dun^h  eiFien  Kriejf,  wie  den  15!>70— 71er,  wenn  dabei 
■li-  ..{^Hentlichti  Ordnung'*  nicht  dauernd  leidet,  ergiebt  der  Vergleich  der  obiucn 
Daten  um  IMS  und  um  1^71. 

Die  St  euer  erhöh  ungen  bei  Enregistrement  und  Stempel  hatten  nacli  dem 
Kii-*ge  fast  sofort  ihren  erwart uijgr»mä.'»sisi:en  Erfolg  und  ubi^rlral'eii  ihn  bei  dem  raschen 
V':Tkt:hrsaufT»chwnng  baM.  Bei  beiden  Steuern,  vielleicht  bfim  Enregistrement, 
W'-iiiürbtcns  bei  Hanptbestandtheilen  ile^sclben .  noch  etwas  mehr,  ist  der  Einlluss  der 
«iitb^rhafilichen  Verkehrslage  auf  Zahl,  .Vrt  und  Höhe  d^r  Imskt/r ,  dahrr  auf  den 
^r-.uerertrag  zu  ilurchsi'hlagend.  al>  da>^  selb>t  ^o  hohe  SfiUtMsärze,  wie  die  fran- 
z-'i'.isihen  v'iur.  starke  Vermindernnjr  der  Umsätze  uml  damit  der  Erträjre  herbeiführten. 
Er>t  mit  dem  Rückganjr  der  (leschäfte.  von  1S^2  an  erlitt«'n  die  Einnahmen  des 
Larcfn^trements  auch  Verminderungen  nnd  blieben  hinter  den  Voranschlägen  ziemlich 
?;riii:k:  Ertra«^  1S83  545.5  Mill.  ge;?en  .Anschlag  von  503..i  Mill.,  Ertrag  1hs5 
■*i21.4  Mill.  Eine  Ueberspannung  einer  solchen  Steuer,  wenigstens  unter  gewissen 
Z.it Verhältnissen,  wird  hier  zuzugeben  sein. 

Das  Tabakmonopol,  als  die  alleinige  Form  der  französischen  Tabakbesteuernn^, 
bat  durch  die  Ereignisse  von  l'>30  und  selbst  von  ls4s  so  irut  wie  gar  nicht  in 
meinem  Absatz  (der  Menge  des  verkauften  Tabaks  nacln  und  in  s<;inem  Roherträge 
;;fiil  Keinertraire  gelitten.  Anders  war  es  be«::reiniih  b<»i  den  Krieirserei;^nissen  von 
>Tu--71.  Nach  denselben  iteiirt  die  Einnahme  zwar  baM  wieder  auf  die  frühere 
H"h  •  und  überragt  fcie,  a)>cr  unter  thin  Einthiss  der  staiken  Erhöhung  des  Preises, 
a]-«>  der  Steuer  (für  den  Ilauptartikel.  ordinären  Rauchtabak  z  B.  vun  0  Frcs.  auf 
II  Frcs.  50  0.  das  Kilogramm,  nach  (Jesetz  vom  2!».  Februar  ls72)  braucht  die  Ab- 
MV.iücnge  immerhin  einige  Jahre.  3- -4.  um  auf  die  frühere  Höhe  /u  steigen.  Dann 
jiiTimt  aie  langsam  weiter  zu.  .Vehnliche  Erfahrung  wie  l^tio  11'.  mit  der  Ende  1^00 
rfiilL'^ten  Preiserhöhung  (von  7  Frcs.  25  l.'.  auf  0  Frcs.  f.  ord.  Tabak).  Das  Tabak- 
7i>.<iJupoI  hat  daher  eine  bc«leutende  und  dauernde  finanzielle  Elasticität 
'"-•i  Stcuererhöhungeu  für  die  I)i;ckung  des  Finanzbedarfs  irezei«;t.  I>as  bestätigen 
f-L'vude  Daten  (in  Mill.  Kilogr.,  bez.  Mill.  Frcs.-  (Bull.  1,  07  H.,  X,  :U>1,  XVII, 
';:lt;.  XXI,  141  i. 


IslO 

10.30 

1829 

11.07 

isao 

11.17 

1S81 

ll.OS 

isn 

18.08 

IS4S 

18.80 

ls4}* 

1S.84 

1^50 

10.-22 

1S59 

2b.60 

1  SßO 

29.5S 

I>501 

28.21 

ISG8 

29.44 

1S69 

82.57 

IS70 

81.85 

1S71 

26.97 

1S72 

27.08 

1ST8 

2S.84 

1S75 

80.87 

1S80 

88  50 

1  SS;i 

85.77 

ISS(i 

•> 

• 
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Verkaufte  Menge    lirtheiimahmo        R»'iiicrtrajr 

MilJ.  Kilof^r.         Mill.  l-ivs.  Mill.  Frcs. 

55.80  88. 8H 

00.01  45.68 

07.27  4078 

00.10  45.92 

117.70  80.89 
110.20  85.27 
117.18  S5.14 
122.12  8S.92 
1  79.75  1 29  60 
195.82  143.70 
210.10  108.85 

227.14  170.S7 

255.71  197.21 
244.20  109.29 
218.22  108.11 
209.08  218.72 
291.98  288.17 
318.55             •     254.55 

840.15  282.54 
c.  372.50  c.  808.55 
c.  86S.98  — 

In  den  letzten  Jahren  selbst  hier  Sta^ntation  und  kleiner  Rückgang. 

Die  Getränkesteuern  umfassen  die  4  Ilauptartikel  Wein,  Obstwein  (bcsoiido 
Apfelwein,  ()ider\  Hier,  Branntwein.  Das  complicirtc  System  der  Weinbebteuerun- 
namentlich  der  Umstand,  da&s  dieselbe  sich  an  den  Transport  undConbUm,  ni»  1 
an  die  erste  Erzeugung  des  Weins  anschlicsst,  bedingt,  dass  der  Ertrag  der  Weil 
Steuer  viel  weniger,  als  es  sonst  der  Fall  sein  würde,  \on  dem  Ernteausfall  abhänu 
also  relativ  stabiler  ist.  Daher  können  sich  auch  bei  diesem  Artikel  die  Zeitverhäl 
nisse,  Erwerbslage  u.  s.  w.  und  die  Steuermaassregeln  unmittelbarer  von  Einllu: 
zeigen.  Dasst-lbe  gilt  vom  Obstwein.  In  den  Materialien  der  (ictränkesteuercnqu." 
von  1879  tr.  sind  viele  interessante  statistische  Daten  enthalten  (s.  bes.  B.  IX  u. 
des  Bulletin,  so  X,  366;  XllI,  352;  XI,  403;  XIX,  202).  Danach  war  der  Ertn 
in  Mill.  Frcs.  ohne  verschiedene  allgemeine  Nebcnabgab<n,  Liccuzen  u.  s.  w.). 

Wein.  Branntw.       Alle  (ietränke 

(incl.Bier,Cider). 

1880  60  54  20.24  98.25 

1881  85.20  1452  62.90 
Starke  Ermässigung  durch  damalige  Keduction  dos  Steuersatzes. 

NN'ein.  Branntw.       Alle  (ietränke. 

1M7  .')9.72  25.21  101.00 

IMS  51.S9  28.27  90.S5 

1819  55.92  28.14  93.98 

IsjO  58.77  24.42  100.15 

Maximum  des  Ertrags  in  1^46,  nur  wenig  höher  als  1847  (102.50'.  I>i 
Steuererlasse  der  48  er  Revolution  blie))cn  grosseutheils  unausgeführt  oder  wurd«'n  ;il; 
bald  wieder  ruckgängiir  gemacht  (s.  o.  §.  170.  Von  1851  an  dann  rasche  Erir.iL'; 
steig<^runp. 


Wein. 

Branntw. 

Alle  (ietränke. 

1 809 

122.54 

90.09 

248.4> 

1S70 

1 08.08 

84.01 

219.02 

1871 

108.15 

1 1 0.54 

245.^7 

1872 

189.20 

119.00 

288.07 

1S78 

140.51 

1  1^.92 

820.84 

1^70 

1>9.29 

108.84 

895.28 

ism) 

177.08 

220.94 

48551 

issl 

i:{9.72 

287.59 

409.97 

1 885 

185.10 

28s.:^.S 

410.80 
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Der  Ausfall  also  nur  in  ISTO;  schon  1*:»T1,  olmo  Ebarte-Lüthrinjrcn,  wieder  ein- 
^holt:  die  StcucrcrbOhun^en  von  Endo  1^71  an  von  raschem,  bedeutendem  und 
bleibendem  finanziellen  Erfolge,  zumal  bei  liranntwein,  aber  doch  auch  bei  Wein  und 
Cidcr.  Endo  ISSO  Ermässip^ung  der  \Vt?insteuer,  daher  von  hier  an  p:ennf;:erer  Ertraj^. 
Der  Branntwein  zeigt  am  Meisten  seine  Struorfahi^^keit  und  die  ziemliehe  Indiflerenz 
»eäue^  Absatzes  gegen  hohe  Steuern,  da  bei  ihm  di«^  Detailpreis«^  von  anderen  Taitoren 
V'jit  mehr  abhängen. 

Die  Zuckersteuer  i.'»t   unter  den  heuti;:en  Productions-.  Heznjc^-  und  Absat/.- 

re^)lttltDis^eIl   zu  sehr  von  Ilandelsconjunotu  ren    becinHusat,    so  dass  wir  sie  für 

diene   l7utL-rbachung  tibcrKehen.     Dasselbe  irilt  von  den  Einfu  hrziUlcn.     Audi  hier 

fcaben     >Uh    aber   die   Erhöhungen    nach    dem    Kri<'^e    doch   l)ald   tinauziell   bewährt. 

Weiteres  unten  in  der  Darstellung,^  der  einzelnen  Steuern. 

Dagegen    liefern   die   städtischen  Octrois  noch   beachteiiswerthes   Material 

hinsichtlich  der  finanziellen  Elasticität  soh-.her  indirecter  Verbrauchsabgaben.   Naturlich, 

da>s  bei  ihnen  politische  und  wirlhschafilich«.-  Local Verhältnisse,  wie  etwa  in  Paris 

i^70 — 71.    besondere  Bedeutung  gewinnen.     S.  bes.  d.  Abh.  im  Bull.  XI,  48  (1.,  50. 

Dii:    Statistik  gestattet   mit   ihrer   rnterschei  lun^i    der   Artikel- (iruppen    und  einzelnen 

Artikel    l^bes.   bei   den  Getränken)  auch   einen    Eini»lick   in   EinzelverhältniäS«;,   welche 

Beachtung    verdienen.     Die  Artikel   des  Octrois   zerfallen    in  die  ß  (iruppen  Getränke, 

VLrzeliruujr?^gegcnständc,  Brennstolle,  Futter.  Materialien  (zum  Bau  u.  s.  w.),  und  ver- 

schittlene    Objecte.      Auch    der    Antheil    der    einzelnen    (ietränke,    besondei"s    des 

Branntweins,  in  kritischen  Perioden  ist  beichtenswerth.    Das  Verhältniss  zwischen 

lUAi'  und  Reinertrag  stellt  sich  natürlich  in  solchen  Zeiten  ungünstiger,  da  der  Haupt- 

tbeil    der    Erhebungskosten    sich    nicht    mit   den   Einnahmoausfällen    vermindert.     Es 

war  in  Mi  11.  Frcs.: 


Bohertr.  d. 

Reinertrag. 

Vom 

Koh 

ertrag  fie 

len  auf 

Von  d.(jetrnnken  au 

Octrois. 

Getränke 

N: 

ihrun'.rsm. 

Material. 

Wein. 

Branntw. 

1S51 

54.24 

4S.30 

22.03 

1 0  1>5 

2.00 

14.00 

2.24 

1>4T 

ST.DS 

7S.3S 

3S.43 

20.Ö0 

IM» 

22.63 

4.05 

I'^IS 

76.63 

67.7S 

33.S2 

23.0«; 

4  25 

20.5S 

3.0t» 

IS41I 

^6.41 

77.41 

3S.IS 

20.01 

4.S5 

24  71 

4.00 

IS^O 

»M.34 

M.SO 

42.0'> 

2U.30 

.').7I 

20.63 

4.2!» 

IS.Vi 

'.»6.43 

S0.70 

3S.31 

30.00 

11.01 

22.(55 

4.20 

>»;'.♦ 

201.M5 

IS5.0I 

S'.).03 

4S.S9 

23.05 

00  00 

7.40 

>T0 

107.17 

150.'57 

sO.l  1 

15.SS 

13.0S 

55.  M) 

0.71 

:>:i 

I.Mi.o'» 

UiM»2 

75.^2 

41.S5 

7.^I> 

4S.13 

0.00 

1S72 

1  \}\K  13 

1S1.1»2 

05.'».'» 

4S.S7 

lo.y.) 

04.74 

^.63 

1>t:-; 

211.0!^ 

102.SS 

102.25 

51.10 

10  13 

00.06 

12.12 

Also  1S4S  und  wieder  1S70  —  71  st;irke  Ausfälle,  1S4^  aber  nur  in  diesem 
Jahre,  vun  Baumaterialien  abgesehen,  wo  der  Ertra/jj  länger  niedrig  bleibt;  in  beiden 
P-rio«len  nur  kurz  dauernde  Al)nahme  bei  dun  (jetränken,  Brannfweinertrag  alsbald 
'si.riJer  stark  steigend.  Bei  Materialien  Erholung  des  besonders  stark  gesunkenen 
Ertrags  zwar  schon   1S72,  aber  erst  1ST7  werden  die  Zahlen  von  lSt50  wieder  erreicht. 

Paris  sf-ociell  lä-sst  die  Einflüs.se  noch  schärfer  hervortreten: 

Kohertiag.  Davon  Von  den  (ietränken 

(ietränke.  Verzehrungs-  Materi-  Wein.  Branntw. 

iiegen>lände.  alien. 

1>47                30.00              17.10  ■    7.17  4.12  12.21  1.07 

1S4S               2S.20             15.45  4.70  1.02  KMO  l.N» 

1*»40                :HMi              1S.4S  7.05  2.03  13.00  2.01 

1>50               30.32             20.^50  SOO  2.45  14.02  2.15 

ISOO  107.50  54.4!»  10  77  14.0b  11.20  3.74 

1>70  so.üf»  47. SO  13.::0  7.01  37.75  3.47 

I>71  0S.50  41.»^0  10.23  1.0:i  -iO.OI  |.S2 

1S72  100.44  5^.02  15.31  s.07  43.0S  4.74 

ls73  107.07  03.1S  15.04  7.5s  45.21  7.10 

Auch    liier    verdient   ausser  der   allueuieinr-n  Bewegung  besonders  diejenige  der 
Hfannivein-    und    der  Materialiensteuer- Erträge   Beacliiimg   (das  Belagerungs-    und 
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Comifiunejahr  1871 1).  Wie  weit  in  1870 — 71 ,  auch  nach  der  Aufhebung:  der  Be- 
lagerung, die  Octroierhebuiig  etwa  sibtirt  war,  ist  mir  unbekannt.  Der  Ertrag  von 
Materialien  erreichte  in  Paris  erst  lb53  wieder  denjenigen  von  1846  —  47,  erst  1880 
denjenigen  von  1869,  während  der  Branntweinertrag  schon  1875  sich  gegen  1969 
mehr  als  vordoppelt  hatte  und  auch  hinterher  noch  erheblich  stieg  (1880  10.35  Mill.). 

Vergleicht  man  mit  diesen  Bewegungen  der  Erträge  der  Verkehrs-  und  indirecten 
Verbrauchssteuern  diejenigen  der  directon  Steuern,  so  zeigen  diese  allerdings  fast 
durchaus,  wie  es  scheint,  nur  Schwankungen,  welche  auf  einer  Veränderung  des  Sieuer- 
fiisscs  beruhen.  Ich  muss  aber  dahin  gestellt  sein  lassen,  wie  hier,  z.  B.  in  der 
Periode  1870  —  71,  gerechnet  worden  ist.  Denn  wenn  in  1870  —  71  die  directeu 
Staatssteuorn  wenig  oder  keine  Ausfälle  zeigen,  obwohl  sie  in  grossen  Theilcn  Frank- 
reichs wenigstens  nicht  in  die  französische,  sondern  in  die  deutsche  Gasse  flössen,  so 
ist  das  nicht  recht  verständlich.  Ob  hier  unter  dem  „produit  annuel"  etwa  doch 
nur  die  Vorschreibungen  oder  zwar  die  legalen  Abzahlungen  der  Steuerverbindlich- 
keiten, auch  wenn  sie  wie  damals,  an  die  Deutschen  erfolgten,  zu  verstehen  sind? 
Auch  die  Berechnung  der  Extrazuschläge  von  1S48  fehlt  in  den  Ausweisen  im  Bull.  VII, 
240  und  XX,  220  ff.  Das  Principalcontingent  nebst  allgemeinen  Zuschlägen  für 
die  Staatscasso  hätte  sich  hiernach  in  den  beiden  neuesten  kritischen  Perioden 
folgendermaassen  bewegt  (in  Mill.  Frcs.). 


Grund- 

Personal- u. 

ThUr-  u. 

Patent- 

Zusammen. 

steuer. 

Mobiliarst. 

Fensterst. 

steuer. 

1847 

1Ü0.7S 

41.84 

29.18 

37.45 

299.25 

1S48 

191. IS 

42.27 

29.70 

37.69 

300.84 

1H49 

um.os 

42.31 

29.92 

36.00 

298.31 

1850 

190.76 

42.96 

30.01 

36.97 

300.70 

1860 

174.96 

.54.38 

39.49 

72.15 

340.9S 

1S70 

175.S1 

Dd.ol 

40.12 

73.14 

344.57 

1S71 

171.05 

54.69 

38.86 

6S.45 

333.04 

1S72 

172.43 

56.07 

39.42 

76.70 

344.63 

Hier  zeigt  sich  vornehmlich  nur  bei  der  Patentsteucr  und  auch  bei  dieser  erst 
im  zweiten  Jahre  der  Katastrophen  eine  merkliche  Abnahme.  Bei  den  drei  anderen 
Steuern  kann  übrigens  der  Character  derselben  als  Kepartitionssteuern,  wonach  die 
Jahrescontingente  unabhängig  von  Ausfällen  bei  einzelnen  Steuerpflichtigen  von  der 
(jesammtheit  aufgebracht  werden  müssen,  die  Stabilität  der  Steuererträge  mit  erklären. 
Sollte  diis  richtig  sein,  so  \k%Q^  hier  ein  Fall  der  guten  finanziellen  Bewährung 
dieser  Steuereinrichtung  vor.  Aber  freilich  träte  dabei  die  Rücksicht  auf  die  zahlungs- 
fähigen Stcueq)f]ichtigen  in  den  Hintergrund. 

Die  1872  eingeführte  3Vü  Steuer  vom  Einkommen  aus  Mobiliarwerthen  tWerth- 
l>ai)ieren)  ist  rasch  von  6. OS  (Semesterertrag  1872)  auf  31.75  und  34.18  Mill.  Frcs.  von 
1872 — 74  gestiegen,  dann  5  Jahre  lang,  bis  1878,  im  Ertrage  fast  stabil  geblieben, 
darauf  mit  Schwankungen  weiter,  bis  48  Mill.  Frcs.  in  1883  gestiegen,  seitdem  aber 
wieder  etwas  gesunken  (1885  45.87  Mill.):  sie  zeigt  also  jedenfalls  entfernt  keine 
solche  Elasticität  wie  die  Verkehrs-  und  Verbranchssteuern. 


VIH.   Rückblick  auf  die  französische  Steuerentwicklung 

seit  1789,  bezw.  Isl5. 

§.  177.  Die  französische  Besteuerung  hat  so  zwar  die  ihr  in 
der  Zeit  der  ersten  Kevolution  und  Napoleon's  I.  gegebene  Grund- 
hige  im  Wesentlichen  beibehalten.  Aber  auf  dieser  Grundlage  hat 
sie  sich  unter  dem  Drang  der  regelmässigen  und  der  in  den  immer 
neuen  politischen  Katastrophen  förmlich  ruckweise  erfolgenden 
Steigerung  des  Finanzbedarfs  ungemein  entwickelt  und  im  Ertrage 
vermehrt. 
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In  dieser  Hinsicht  bietet  sie  ein  \ö\\\g  anderes  ßild  als  die 
britische  Besteuerung  (§.  107,  lOö):  diese  hat  sich  vereinfacht,  die 
iranzösisebe  sich  complicirt,  jene  ist  im  Ertrage  für  den  Staat  von 
1815  bis  zur  Gegenwart  (1885)  kaum  gewachsen,  diese  hat  sich 
verdreifacht  und  auch  die  Localbestenerung  für  Departements 
End  Gemeinden  ist  rascher  und  stärker  als  in  (Tiossbritannien  ge- 
stiegen. Die  britische  Besteuerung  warf  bei  ihrer  Krtragsstabilität 
zwar  kaum  für  die  Tilgung  der  Schulden  der  früheren  Kriegszeit 
etwas  Erhebliches  ab,  aber  auch  von  der  französischen  ist  trotz 
ihrer  enormen  Zunahme  in  dieser  Hinsieht  kaum  mehr  zu  rühmen 
und  bei  den  immer  neuen  Schuldaufnahmen  in  Revolutions-,  Kriegs- 
und Friedenszeiten  wäre  eine  massige  Tilgung  aus  Staatsüber- 
schü8sen  auch  eine  Danaidenarbeit  geblieben. 

In  der  britischen  Besteuerung  sind  die  directen  Steuern  ge- 
steigert, die  indirecten  Verbrauchs-  und  ein  Theil  der  Verkehrs- 
stenern  im  Ertrage  fast  gleich  geblieben,  aber  die  ersteren  auf 
geeignetere  Objecte  concentrirt  worden.  In  Frankreich  haben  um- 
^kebrt  die  directen  Steuern  nur  eine  massige  Zunahme,  die  anderen 
eine  absolnt  und  im  Vergleich  mit  jenen  wahrhaft  colossalo  Er- 
tragsvermehrung erfahren.  Allerdings  sind  dabei  auch  hier,  wie 
io  Grossbritannien,  aus  der  Branntwein-  und  Tabakbesteuerung  bc- 
^uders  grosse  Ertragssteigerungen  erzielt  worden.  Aber  während 
das  britische  gesunde  Nationalgetränk  der  Massen,  das  Bier,  in 
der  Besteuerung  erleichtert,  ist  in  Frankreich  der  im  Consum  analog 
stehende  Wein  immer  mehr  fiscalisch  ausgebeutet  worden.  Die 
Salz-  und  Zuckersteuer  sind  jenseits  des  Canals  gefallen,  mit  allen 
Schutzzöllen  die  meisten  kleineren  Finanzzölle  beseitigt  oder  er- 
mässigt,  in  Frankreich  die  Zölle  wieder  stark  gesteigert,  die  Zucker- 
*leaer  ergiebiger  gemacht  und  auch  die  Salzsteuer,  wennschon  er- 
mässigt,  beibehalten  worden,  und  kleinere  innere  Verbrauchssteuern, 
die  in  England  alle  verschwunden  sind,  sind  in  Frankreich  wieder 
oen  aufgekommen. 

So  ist  die  gesammte  Steuerlast  hier  mehr  nach  Unten  zu 
felegt,  umgekehrt  wie  in  Grossbritannien:  eine  socialpolitisch 
Qngünstigere  Gestaltung  in  Frankreich.  Die  angemessenere 
Mitbelastnng  der  besitzenden  und  wohlhabenderen  Classcn  ist  dort 
durch  die  erneute  Entwicklung  der  Einkommensteuer  und  durch 
die  Ausbildung  der  Erbschaftssteuern  erfolgt.  In  Frankreich  hat 
man  trotz  der  enormen  Zunahme  der  gesamn)ten  Steuerlaj^t  eine 
allgemeine   Einkommensteuer  immer  noch  vermieden.     Durch  die 
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Hcgistrirungs-  und  Stempelabg<aben  und  theilweise  durch  die  vier 
grossen  Ertragssteuern  und  die  neuen  kleinen  Luxussteuem  werden 
zwar  die  besitzenden  und  wohlhabenderen  Classen  höheren  Ein- 
kommens auch  hier  mehr  mit  belastet,  immerbin  einigermaassen 
zum  Ersatz  der  fehlenden  Einkommensteuer,  was  bei  dem  Ver- 
gleich des  französischen  mit  den  Steuersystemen  anderer  Länder 
nicht  tiberseben  werden  darf  (§.  215).  Im  Enregistrement  ist  ferner 
eine  hohe  Erbschaftsbesteuerung  enthalten.  Aber  alle  diese  Steuern 
trcflfen  auch  den  kleinen  Besitz  und  das  kleine  Einkommen  und 
auch  bei  ihrem  Proportionalitätsprincip  oft  schwerer  als  den  grösseren 
Besitz  und  das  höhere  Einkommen.  Ausserdem  belästigen  diese 
Registrirungs-  und  Stempelabgaben  auch  den  legitimsten  wirth- 
schaftlichen  Verkehr  in  empfindlichster  Weise,  str>ren  ihn  und  unter- 
binden ihn  zum  Theil,  und  natürlich  desto  mehr,  je  höher  die 
Steuersätze  gesteigert  und,  auch  deswegen,  die  Controlmaassregcln 
verschärft  worden  sind.  Frankreich  band  daher  in  gesteigertem 
Maasse  durch  seine  Verbrauchs-  und  Verkehissteuern  den  Verkehr, 
vcrtheuerte,  durch  seine  Transportsteuern,  seine  Frachten,  während 
Grossbritannien ,  wie  in  der  Zollpolitik ,  so  in  der  Politik  seiner 
inneren  Besteuerung  die  ehemaligen  Fesseln  des  V^erkehrs  immer 
mehr  löste.  Während  so  Grossbritannien  sein  Volk  und  seine 
V^olkswirthschaft  auch  durch  seine  Steuerpolitik  concurrenzfähigcr 
machte,  freilich  nicht  ohne  einige  bedenkliche  Folgen,  wie  die 
Preisgebung  seiner  Landwirthschaft,  hat  Frankreich,  um  die  Mittel 
für  die  Politik  ruhelosen  Ehrgeizes  nach  Aussen  und  ewiger 
Neucrungssucht  im  Inneren  zu  beschaffen,  sein  Land  und  Volk 
mit  einem  Steuerbetnige  nicht  nur,  sondern  auch  in  Steuer- 
formen belastet,  die  mehrfach  kaum  erträglich  erscheinen  und 
anderswo  schwerlich  ertragen  würden.  Sie  könnten  immerhin  auch 
ein  Factor  sein,  welcher  an  dem  veihältnissmässigen  Zurückbleiben 
des  französischen  Volksthums  und  damit  der  Bedeutung  Frank- 
reichs im  Conccrt  der  raschen  und  rüstiger  vorwärts  schreitenden 
übrigen  leitenden  Culturnationcn,  der  Briten,  Deutschen,  Nord- 
amerikaner,  Italiener  eine  gewisse  Mitschuld  mit  hat.  Das  ist  das 
„Facit^^  aus  der  Finanzrechnung  eines  „Jahrhunderts  der  Revo- 
lutionen". 

Rein  in  steuertechnischer  und  damit  auch  in  politischer 
Hinsicht  zeigt  die  heutige  französische  Besteuerung  gewiss  manche 
Vorzüge  im  Vergleich  mit  der  Besteuerung  des  ancien  regime  und 
in   einigen  Puncten   auch  im  Vergleich  mit  anderen  Ländern.     Die 
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Gleiebuiässigkcit  im  ganzen  Staatsgebiete,  die  streng  duiehgei'lthrte 
Unitieation,  die  festen  geset'/liclu'n  und  administrativen  Normen, 
welche  alle  „Willkiihr"  der  Verwaltiingsbelir»rden,  eine  der  Hanjit- 
klagen  in  der  Zeit  vor  17?<1»,  mriglichst  ansschliessen,  die  Heseitigung 
fast  aller  rechtlichen  provinziellen,  realen  und  personalen  Stener- 
exemtiouen  und  Privilegien  die  in  der  Getränkebesteuerung  t'llr 
Eigeobrau  und  Eigenbrennerei  noch  verbliebenen  finden  gerade  im 
Augenblick  besondere  Opposition,  so  dass  sie  viclleielit  bald  fallen 
werden  —  dies  und  Anderes  mehr  sind  sicher  erhebliche  Fort- 
sirhritte,  welche  bei  der  grossen  Ansjjannung  der  Steuerschraube 
noch  ihren  besonderen  Werth  haben.  Der  Grundsatz  der  „He- 
siininitheit"  der  Besteuerung  (Fin.  II,  S.  b'M)  ist  so  innner  besser 
xur  Durchführung  gebracht  worden. 

Freilich  ist  dies  nur  durch  einen  grossen  Formalismus 
und  Schematismus,  in  der  dirccten  wie  in  wichtigen  Zweigen 
der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  ((ietränkesteuerni)  und  in  der 
Verkehrsbesteuerung  (EnregistrementI)  erreicht  worden,  woran  fman 
in  Frankreich,  um  Klarheit  und  Präeision  in  die  Steuergesetz- 
gebung und  Verwahung  zu  bringen  und  um  die  Willkiihr  der 
Behörden  möglichst  zu  beseitigen,  vorzugsweise  Gewicht  gelegt  hat. 
Die  Folge  hiervon  ist,  dass  in  der  gesammten  Hesteuerung 
mechanische  Rechnungsoperationen  eine  grosse  Anwendung 
tinden,  das  dem  franzr.sisehcn  Geist  auch  sonst  entsprechende 
^mathematische  Moment"  in  solchen  Dingen ,  wie  es  nament- 
lich in  der  directen  Besteuerung,  den  Getränkesteuern  und  dem 
Enregistrcnient  hervortritt.  Dieser  Vortheil  „mathematischer  Bc- 
stioimtheit"  wird  indessen  um  einen  ziemlich  hohen  Preis  ge- 
wonnen:  viel  und  theurc  Controlen ;  trotz  der  grossen  Steuererträge, 
bei  denen  sich  diese  Verhältnisse  an  und  für  sich  gtinstiger  stellen 
niössen,  hohe  Erhebungskosten;  sehr  scharfe  Verst^issc  gegen  den 
Grundsatz  der  „Bequemlichkeit"  (Fin.  U,  i:}.  535);  vor  Allem  aber 
eioe  eben  nur  ganz  mechanische  I)urclif(lhrung  des  auch  der 
französischen  politischen  Auflassungseitder  Bevolntion  wichtigsten 
Grundsatzes  der  „Gleichmässigkeit^^  der  Besteuerung,  der  all- 
;:emein  verlangten,  viel  gerühmten,  seit  der  ersten  Revolution  in 
allen  Verfassungen  hochgehaltenen  und  vermeintlich  erreichten 
.jProportionalitüt  der  Steuern  nach  den  Kräften  eines  Jeden". 
Abgesehen  davon,  dass  diese  Proportionalität  bei  den  fran- 
zösischen indirecten  Verbrauchs-  und  den  Verkehrssteuern  eine 
blosse  Illusion  ist,  kann  sie  doch  auch  da,  wo  man  sie  am  Meisten 
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erstrebte  und  das  ganze  System  zu  diesem  Zweck  einrichtete, 
bei  der  directen  Besteuerung,  nicht  für  auch  nur  halbwegs  erreicht 
gelten.  Gerade dasMechanisch-Reehnungsmässige,  ,,Matbe- 
matische^',  das  Anknüpfen  der  Steuer  an  reale  Momente  kann  bei 
so  veränderlichen  und  individuellen  Verhältnissen,  wie  den  Rein- 
erträgen des  Grundbesitzes,  der  Häuser,  der  Gewerbe,  bei  Steuern 
nach  der  Miethe  (Personal-  und  Mobiliarsteuer,  Patentsteuer)  un- 
möglich zu  einer  wirklieh  proportionalen  Steuer  führen.  Der 
stärkeren  Berücksichtigung  des  personalen  Elements,  der 
Subjectbesteuerung  statt  der  Objectbesteuerung  gelingt  das 
immer  noch  besser,  wenn  dabei  auch  oder  gerade  weil  dabei  nicht 
bloss  mechanisch  gerechnet,  sondern  nach  dem  arbitrium  boni  viri 
abgewogen  und  ermessen  wird.  Das  will  man  aber  in  Frankreich, 
nach  dem  Gesagten,  viel  zu  sehr  und  aus  nicht  unrichtigen,  aber 
auch  nicht  allein  berechtigten  Gründen  ausschliessen. 

Der  mechanisch-rechnungsmässige,  „mathematische**  Character 
der  französischen  Besteuerung  hat  derselben  manche  Anerkennung 
unter  Theoretikern  und  Practikern  verschafft,  auch  der  Uebertragung 
einzelner  Theile  davon,  so  der  Grundsteuer,  Patentsteuer,  des 
Enregistrements  auf  andere  Länder  Vorschub  geleistet.  Er  könnte 
auch  wohl  dazu  beitragen,  es  berechtigt  erscheinen  zu  lassen,  der 
modernen  französischen  Besteuerung  den  Namen  eines  wirklichen 
„Steuersystems*'  mit  besonderem  Fug  zu  ertheilen.  Allein  bei 
näherer  Betrachtung  verdient  diese  Besteuerung  diesen  Namen  doch 
höchstens  im  formalen  Sinne,  wegen  ihrer  angedeuteten  Eigen- 
schaften, nicht  im  materiellen  Sinne.  Denn  dazu  fehlt  ihr  eben 
doch  zu  sehr  die  nothwendige  Uebereinstimmung  mit  den  obersten 
Steuerprincipien  und  die  wirkliche  verhältnissmässige  Erfassung 
aller  Steuerkräfte  nach  deren  Leistungsfähigkeit  und  nach  den  An- 
forderungen eines  wahren  Steuersystems,  wie  es  in  unserer  „allge- 
meinen Steuerlehre"  aufgestellt  worden  ist.  Darüber  dürfen  die 
eleganten  Formseiten,  die  wie  in  allem  Französischen  auch  in  der 
dortigen  Besteuerung  hervortreten,  nicht  hinwegtäuschen,  wie  sie 
es  nach  der  Neigung  des  französischen  Volksgeists  so  leicht  thun. 
Man  fasst  hier,  ähnlich  wie  in  der  Staatsverfassung,  ein  Problem, 
das  seiner  ganzen  Natur  nach  eine  solche  einseitige  Lösung  nicht 
zulässt,  zu  ausschliesslich  mechanisch  auf  und  will  es  mit 
zu  ausschliesslich  mechanischen  Hilfsmitteln  lösen. 

Wenn  wir  sagen ,  die  britische  Besteuerung  verdiene  den  Vor- 
zug vor  der  französischen,   so  meinen  wir  damit  natürlich  nicht, 
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dtss  man  Kwiscben  beiden  beliebig  wechseln,  die  britische  etwa  in 
Frankreich  annehmen  sollte  oder  könnte.  Die  practischen  Steuer- 
8j8teaie  sind  dafür  viel  zn  sehr  ^^geschichtlich  gebunden*^  haben 
la  viel  yyErdgeschmack''  des  Landes,  in  dem  sie  entstanden  sind. 
Mit  dem  einfacheren  britischen  System  würde  man  die  in  Frank- 
reich erforderlichen  Summen  hier  auch  schwerlich  aufbringen. 
Aber  richtig  möchte  eben  doch  bleiben,  dass  die  britische  Besteuerung 
an  sich  den  Vorzug  verdient,  sie  ist  eben  auch  das  Product  einer 
gltlcklicheren  Geschichte  und  einer  glücklicheren  Volksanlage,  als 
die  französische  Besteuerung. 

Weiteres  zum  Beleg  und  zur  Begründung  des  Gesagten  im 
Folgenden. 

2.  Die  einzelnen  Steuern. 

In  BetrcfT  der  Beliaiidlungsweise  gelton  aucli  für  üaä  Fulgcnde  die  Bemerkungen 
üben  S.  235  bei  dcu  britischen  Steuern.  Eine  Töilig  glcichinaäsige  Behandlung  der 
einzelnen  Steuern  wird  auch  hier  nicht  beabsichtigt.  Vielmehr  werden  die  letzteren 
je  nmch  ihrer  chartctcriätischen  Eigenthtimlichkcit  und  mithin  finanz- 
wissen schmft  liehen  Wichtigkeit  mehr  oder  weniger  eingehend  besprochen,  kleinere 
«Dd  unwichtigere  bloss  erwähnt  werden. 

§.  178.  Uebersicht.  Die  moderne  franz<)siscbe  Besteuerung 
des  19.  Jahrhunderts  wird  hier  in  folgender,  in  diesem  Werke 
allgemein  festgehaltenen  Ordnung  zur  Darstellung  gelangen.  Diese 
Ordnung  weicht  mehrfach  von  der  Classification  der  franziisischen 
Verwaltungspraxis  und  des  Etats  etwas  ab. 

I.  Die  Staatsbesteuerung. 

A.  Die  directe  Besteuerung. 

1.  Die  vier  grossen  directen  (Ertrag8-)Steuern. 

a.  Die  Grundsteuer  (contribution  foncirre).  Neuerdings 
zerlegt  in: 

AT.  Grundsteuer  von  unbebautem  Boden  oder  eigentliche 
Grundsteuer  (contribution  fonciore  des  propri^tös  non  baties). 

ß.  Grundsteuer  von  bebautem  Boden  (propriet^s  bAties) 
oder  Gebäude-Grundsteuer. 

b.  Die  Personal- undMobiliar  Steuer  (contribution  personelle 
et  mobiliere). 

c.  Die  Thor-  und  Fenstersteuer  (contrib.  desportes  etfenPtres). 

d.  Die  Patent-  oder  Gewerbesteuer  (contiibution  des 
patentes). 

Dazu  als  kleine  Nebenabgabe: 

e.  Die  Taxe  der  ersten  Anktindigung  (taxe  de  premier 
tvertissement). 

▲.  WacB«>'i  nuoswitwBMhaift  III.  27 
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2.  Die  Steuer  von  den  Gütern  der  todten  Hand  (taxe  snr 
les  biens  de  main  morte). 

3.  Die  Bergwerksabgaben. 

4.  Die  3*Vo  Steuer  vom  Einkommen  aus  beweglichen 
Werthen  (Werthpapieren,  sur  le  revenu  des  valeurs  mobilieres). 

Die  unter  1  genannten  vier  Hauptsteuern  biltlon  den  alten  (i rundstock  der 
luodcrnen  französischen  directen  Besteuerung.  An  dieselben  schliesscn  sich  administrativ, 
indem  sie  unter  der  „(ieneraldirection  der  directcu  Steuern"  mit  stehen  und  etnt- 
miissig  die  sogen,  „den  directen  Steuern  gleichgestellten  (assimilirten) 
Specialtaxen"  an,  jetzt  8  an  der  Zahl.  Davon  hiud  nur  die  obigen  Nummern 
2  und  8  hier  eingestellt;  3  andere  werden  in  der  Kubrik  D,  4  unten  aufgeführt. 
nJimlich  auf  Wagen  und  Pferde,  Billards,  (Je  seil  Schäften.  Die  8  übrigen 
gehören  mehr  zu  den  (jebuhren  als  zu  den  Steuern,  nämlich  die  Abgaben  fiir 
Vcrification  der  Maasse  und  (fcwichte,  desgl.  der  Alkohole  meter  und 
die  Abgaben  ftlr  die  Aufsicht  ti  her  Apotheken  und  Drogueriehan  dlungen ; 
sie  könnten  allenfalls  auch  mit  als  kleine  Specialgewerbe^teuern  aufgefasst  werden. 
Die  dies<'u  „Gebühren"  verwandten,  aber  mehr  steuerartigeu  Abgaben  für  Gon- 
trole  der  Gold-  und  Silberwaaren  und  des  denaturirten  Alkohols, 
ferner  fUr  verschiedene  andere  Beaufsichtigungen  in  derSteuerverwaltung 
werden  in  Frankreich  zu  den  „indi  recten"  Steuern  gerechnet  und  bilden  bei  diesen 
im  Etat  einen  Theil  der  „verschiedenen  Abgaben  und  Einkünfte  aus  verschiedenen 
Titeln"  (s.  Bulletin  XX,  202,  von  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs,  S.  456).  Wiederum 
ähnliche  Abgaben  stehen  noch  unter  einer  anderen  Abtheilung  des  Etats,  den  „ver- 
schiedenen Erträgen  des  Budgets"  so  die  Abgaben  für  die  Fntersuchung  «les  in 
Frankreich  eingeführten  Viehs,  die  Ucberschüsse  der  Münzverwaltung,  der 
Ei-satz  für  die  Beaufsichtigungskosten  der  Eisenbahnen,  sowie  der  gleiche 
Ersatz  bei  verschiedenen  anderen  Gesellschaften  un«l  Anstalten. 

Die  unter  Ko.  4  genannte  Steuer  wird  mit  Kecht  hier  eingereiht.  Sie  wird  aber 
in  der  französischen  Praxis  und  im  Etat  nicht  zu  den  directen  Steuern  gestellt,  sie 
untersteht  mit  der  Generaldirection  des  Enregistrenients,  ihr  Ertrag  wird  jedoch  im 
Etat  nicht  bei  diesem,  sondern  unter  der  Kubrik  „verschiedene  Einkünfte"  eingestellt. 

Die  Licenzabgaben  im  Gebiete  der  Verbrauchsbestcuerung,  besonders 
der  Getränkesteuern,  ferner  bei  Öffentlichen  Fuhrwerksunternehmungen, 
einschliesslich  Eisenbahnen,  und  in  einigen  anderen  Fällen  (Gold-  und  Silber- 
waaren, Si)ielkartcn ,  Dcbit  von  Tabak  und  Pulver)  haben  zwar  einerseits 
auch  in  Frankreich  die  Natur  einer  directen  Steuer,  einer  kleinen  Spccial- 
uc  wer  best  euer,  stehen  aber  anderseits  mit  den  betreffenden  indireeten  Verbrauchs- 
und Transportsteuern  u.  s.  w.  in  der  nächsten  Verbindung,  so  dass  sie,  wie  in  der 
Dai*stellung  der  britischen  Besteuerung,  passend  im  Zusammenhang  mit  den  genannten 
Steuern  behandelt  werden  (s.  Bull.  XX,  51»S).  Das  Licenzwesen  untersteht  der  Ver- 
waltung der  indireeten  Steuern ,  seine  Ertrage  erscheinen  im  Etat  bei  den  „ver- 
schiedenen Abgaben  und  Einkünften  aus  verschiedenen  Titeln"  in  dieser  Verwaltung. 

B.  Die  Verkehrsbesteuerung  nebst  verwandten  Abgaben. 

1.  Das  System  der  Registrirungsabgaben  (droits  d'enre- 
gistrement,  de  greffc  et  d'hypotheque),  welches  in  Frankreich  auch 
die  Erbschafts-  und  »Schenkungssteuern  umfasst. 

2.  Die  Hesteuerung  mittelst  Stempels,  bez.  im  Gebiet  der 
Stempel  Verwaltung. 

Beide  sehr  entwickelte  und  verwickelte  Abgabearten  stehen  mehrfach  im  Zu- 
sammenhang, aber  der  Stempel  iut  keine  Erhebungsform  der  Begistrirungsabgaben 
und  letztere  sind  nicht  eine  P'orm  der  Erhebung  von  sonst  etwa  auch  durch  Stempel  zu 
berichtigenden  Abgaben.  Beide  umfassen  eigentlicheVerkehrsstcuorn,  eigent- 
liche Gebühren  und  vermischte  Abgaben  dieses  zweifachen  Characters  und,  wie 
gesagt, auch  die  steuerpolitisch  wieder  besonders  aufzufassenden  Erbschafts-  und 
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Seh  enkuDgsstcuerii.  In  Betn-tr  der  (irbiihrcn  ist  /um  Thcil  schon  auf  die  An- 
gaben io  Fin.  II,  33  tt.  zu  verwoisiin.  Enrc}»ii>tieincnt  und  Strin|»olwcsen  bildiiu  bbhcr 
mit  den  Domänen  zusammen  VAimu  j^rossen  AVrwaltunffszwcig,  fine  (icueraldiructiou 
im  Finanzmini^teriDm.  Die  Ertnijje  der  beiden  «jistcn  w^.Tdrn  zu  den  „indirecteii 
Steaern  und  Einkünften'*  im  Etat  gcrcrlinet.  Ein  iilcin<T  Betra«::  Stcmpeleinnahuien, 
fast  ganz  aus  Quittungsstcuipeln  der  Vcrl)rauihsstt;ucraahlung«'n,  steht  unter  den  „ver- 
schiedenen Abgaben  und  Einkünften  aus  ver^ehiedeiu^n  Tit'.dn''  bei  den  indirecten 
Steuern  (Bull.  XX,  2C2,  v.  Kaulmann,  S.  157).  Unter  di«'ser  Kubrik  ersrheint  auch 
der  Ertrag  der  Spielkartcnsteuer.  Zu  anderen  «'iy:entJi<:hen  Verbrau^hssteuer- 
erhebungon  wird  der  St«^mpel  in  Frankreich  noch  nicht  benutzt.  Die  fran/Osischen 
Erbschafts-  und  Sc hcnkun ^»steuern  hängen  steuertechnisch  mit  dem  Enre- 
gistrement  zu  enge  zusammen,  um  nicht  auch  in  der  Darstellung  damit  verbunden 
werden  zu  mtlssen.  Daher  bleiben  für  die  beson<b*re  Behandlung  dieser  Steuern  unter 
C  nar  einige  Puncte  übrig. 

3.  Abgabe  von  den  E r fin d im gs patenten. 

Der  Ertrag  steht  bei  den  ..v«.*r5chiedinen  Erträgen  d«'S  Bu<l«rets". 

4.  Transport  steuern 

a.  von  den  Eisenbahnen; 

b.  von  anderen  öffentlichen  Fuhr-  und  Transportunter- 
neboiangen  mit  regelmässigem  Dienst  (auch  zu  Wasser). 

Stehen  unter  der  Verwaltung  der  „indir«(rten  Steuern"  und  die  Erträge  im  Etat 
ebenfalls  bei  diesen. 

C.  Anfall  er  w  erb  sbesteuerung. 

Hierher  gehört  die  umfassende  E  r  bsc  hafts-  und  S  ch  en  k  u  n  gs- 
besteaening,  welche  im  Enregistrement  enthalten  ist  und  in  der 
Hauptsache  unten  bei  dieser  Abgabekategoric  mit  behandelt  werden 
wird.  Auch  die  Erträge  jener  Besteuerung  sind  aus  denjenigen 
des  Enregistrements  nur  nach  den  speciellen  statistischen  Ausweisen 
auszuscheiden.  Eine  Besteuerung  von  Looseu  u.  dgl.  ist  mit  der 
unter  A,  4  genannten  Steuer  auf  Wcrthpapiere  verbunden  worden. 

D.  Gebrauchs-,  namentlich  Verbrauchsbesteuerung, 
nebst  technisch  verwandten  oder  sonst  damit  in  näherem  Zusammen- 
hang stehenden  Steuern  (so  bei  den  Zöllen). 

1.  Die  inneren  Verbrauchssteuern. 

a.  Bei  privatwirthschaftlichcr  Productionsweisc: 

«.  Die  Salz  Steuer,  im  Inneren  und  iui  Bezirk  der  Zollverwaltung. 

Dieser  Unterschied  wird  in  Frankreifli  siit  liinge  festjrehalten.  Dit  ei^te  Theil 
der  Salzsteuer  untersteht  dahrr  d»T  „Verwaltung  der  indirecten  Steuern"  und  sein 
Krtrag  erscheint  im  Etat  bei  diesen  Steuern;  der  zweite  Th(;il  untersteht  als  Zoll  un«l 
il>  Verbrauchssteuer  der  Zollverwaltung  und  sein  Ertrau:  wird  b<n,  brz.  neben  den 
Z'illen  aufgeführt. 

j9.  Die  Getränkebesteuerung.    Auf: 
aa)  Wein, 

bb)  Obstwein  (Cider)  u.  dgl., 
cc)  Branntwein  (Alkohol), 
dd)  Biier. 

27* 
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;'.  Die  inländische  Rübenzuckersteuer. 
6,  Die  neueren  noch  bestehenden  kleineren  derartigen 
Steuern;  auf: 

aa)  Papier, 

bb)  Mineralöl, 

cc)  andere  Oele, 

dd)  Stearin  und  Kerzen, 

ee)  Essig  und  Essigsäure, 

ff)  Fabrikation  von  Dynamit  und  Nitroglycerin. 

f.  Andere  verwandte  Steuern. 

aa)  Prtifungsabgabe  von  Gold-  und  Silberwaaren. 
bb)  Denaturalisirungsabgabe  von  Alkohol. 
cc)  Spielkartensteuern. 

Diese  drei  Abgaben  gehören  zu  den  „indirecten  Steuern'*  des  französischen 
Rechts,  ihre  Erträge,  wie  schon  bemerkt,  zu  den  „verschiedenen  Abgraben  und  Ein- 
nahmen aus  yerschiedenen  Titeln''  hei  dieser  Steuergruppe  im  Etat. 

C.  Aufgehobene  derartige  Steuern  (Seife,  Cichorien), 
b.  Verbrauchssteuern  in  Monopolform. 

u.  Das  Tabak  monopol. 

ß.  Das  Schiesspulvermonopol. 

y.  Das  Ztindhölzchenmonopol. 

2.  Die  Zölle,  als  Verbrauchssteuern  (Finanzzölle)  und  als 
Schutzzölle,  insbesondere  die  Einfuhrzölle. 

a.  Eigentliche  Zölle   (seit  1882   nur  noch  Einfuhrzölle). 

b.  Statistische  Abgabe. 

c.  Schifffahrtsabgaben. 

Diese  letzteren  könnten  auch  zu  den  Tran  spür  tsteuern  oben  (B,  4)  gestellt 
werden,  stehen  indessen  mit  dem  Zollwesen  in  nächster  Verbindung.  Sie  sind  finanziell 
zugleich  mehr  Gebühren  als  Steuern. 

d.  Nebenabgaben  der  Zollverwaltung. 

3.  Gewerbliche  Licenzsteuern,  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Verbrauchsbesteuerung  (s.  o.,  S.  416). 

4.  Directe  Gebrauchs-  und  Genusssteuern. 

a.  Wagen-  und  Pferdesteuer. 

b.  Billardsteuer. 

c.  Steuer  auf  gesellige  Vereine,  geschlossene  Gesellschaften 
u.  dgl.  (cercles,  socic^t^s  et  lieux  de  röunion). 

Wie  oben  bemerkt,  administrativ  und  etatmässig  zu  den  „den  directen  Steuern  assi- 
milirten  Spccialtazen"  gehörig. 

II.  Departemental-  und  Communalbesteuerung. 
A.  Die  directen  Steuern. 
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Fast  ansschliesslich  in  Form  von  Zuschlägen  zu  den 
directen  Staatssteuern,  namentlich  den  vier  Hauptstenern ,  mit- 
unter za  einzelnen  der  assimilirten  Specialtaxen:  sogen.  Zuschlag- 
Centimen  flir  y^Specialfouds^^  zu  Departemental- und  Communal- 
zweeken.  Also  im  Allgemeinen :  keine  selbständigen  directen 
Localsteaem.  Sonst  findet  sich  nur  eine  directe  Gebrauchs- 
sfteuer,  die  Hundesteuer,  als  obligatorische  Gemeindesteuer. 
Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  nach  Wunsch  in  Geld  abzu- 
lösende Verpflichtung  zu  Naturalleistungen  für  die 
Vicinalwege  bei  den  Commnnen  ein. 

B.  Die  indirecten  Steuern. 

Dahin  gehören  die  sehr  verbreiteten,  in  den  meisten  grösseren 
Gemeinden,  namentlich  den  Städten,  tUr  Co  mmun  alz  wecke 
erhobenen,  bisweilen  auch  mit  zur  Aufbringung  eines  Theils  des 
directen  Staatssteuercontingeuts  (Personal-  und  Wohnungssteuer, 
Thür-  nnd  Fenster^teuer)  der  Gemeinde  und  zur  Miterhebung  der 
staatlichen  Getränkesteuern  (ICingangsabgabe,  einzige  Steuer) 
dienenden  Octrois. 

Za  den  ,,dircctcn  Steuern"  stellt  dos  trajizödiächu  Fiiiauzrccht  auch  noch  eiuige 
SjMfciaUb/araben,  welche  nicht  den  follen  Character  eigentlicher  Steuern  haben,  sondoni 
iQthr  ZQ  den  Gebühren  und  Kostenerüätzen  trehören.  So  Jic  Abgabe  für  die  Unter- 
hiltauj^  der  Börsen  und  Handelskammern  von  gewis^^ou  Patentsteuerpllichtijären. 
die  Abgaben  i'iir  Erhaltung  der  Deiche  und  Dämme,  für  Flusäreinigung, 
Bewässerung,  Entsumpfung.Minenentwiisserung,  fiir  Abwehr  von  Uebcr- 
achweminuugen,  für  städtische  Pflasterung  u.  dgl.  m.    S.  Vignes,  I,  S2  tt.,  Ss. 

Schon  diese  Uebersicht  zeigt,  dass  namentlich  die  französische 
S t a a 1 8 besteuerung  eine  ausserordentlich  complicirte  Ein- 
richtung ist,  weit  mehr  als  die  gegenwärtige  britische,  auch 
mehr  als  diejenige  Deutschlands,  Preussens  und  anderer  Einzel- 
!$taaten.  Von  den  wichtigeren  einzelnen  Steuern,  so  den  directen, 
den  Getränkesteuern,  dem  Zollwcsen  gilt  das  wieder  in  besonderem 
and  noch  höherem  Maasse  und  vollends  Enregistrement  und  Stempel 
stellen  ein  eigenes  complicirtes  förmliches  Verkehrssteuersystem 
dar.  In  der  folgerichtigen  Uurchführung  des  leitenden  Princips 
einer  Steuer  zeichnet  sich  die  französische  Besteuerung  aus. 
Manches  Einzelne  in  der  feineren  Durchführung  erklärt  sich  mit 
ans  dem  Streben  nach  einer  solchen  logischen  Consequeuz.  Aber 
auch  die  Höhe  der  Summen,  welche  durch  die  Steuern  zur  Deckung 
des  Bedarfs  aufgebracht  werden  müssen,  erklärt  eine  derartige  Ein- 
richtung der  Steuern  mit,  um  auf  diese  Weise  die  Tragung  der 
Lasten  besser  zu  ermöglichen  und  leichter  zu  machen. 
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FUr  die  Darstellung  bietet  diese  BoschafFenheit  der  französischen  Besteucning 
ihre  «'igencn  Schwierij^keiten.  So  verwickelte  Dinge  lassen  sich  namentlich  nicht 
leicht  zugleich  kurz  und  klar  darstellen,  wie  es  doch  nach  dem  Chararter  dieses 
Werks  u^eboten  ist.  Eine  umfasscndcJ,  im  Raum  weniger  beschrankte  monographische 
Bohandlujiji^  der  französischen  Besteuerung,  w^o  auch  der  für  dies  Werk  leitende  Go- 
sichtspunct,  nämlich  die  Vergloichung  mit  anderen  Ländern  vorzunehmen  oder  vor- 
zubereiten und  das  Steuerwesen  eines  Landes  zum  Zweck  der  Gewinnung  fiuanz- 
wissenschaftli  eher  Ergebnisse  darzustellen,  zurücktritt,  hat  es  in  einer  Hinsicht 
leichter.  Im  Folgenden  gilt  es,  möglichst  nur  das  Wesentliche  der  Einrichtungen 
hervorzuheben.  Fiir  vielerlei  Einzelnes,  so  für  die  kleinereu,  weniger  wichtigen  Steuern, 
und  für  die  hier  gar  nicht  oder  nur  ganz  kurz  behandelten  Seiten,  so  die,  welche  die 
verfassungsmässigen  politischen,  die  administrativen  Verhältnisse,  das 
S  t e u  e  r  b e  h ör d c  n  w es e n ,  die  V  e r  w al t u n  gs r ec h t s p  f  1  cg e  in  Steuersachen  bctrelt'en, 
ist  auf  die  Specialliteratur,  besonders  auf  diejenige  des  französischen  Verwaltungsrechts, 
u.  A.  namentlich  auf  Block's  dictionnaire  und  auf  die  grösseren  Monographien  des  fran- 
zösischen Finanzwesens,  aus  der  deutschen  Literatur  auf  die  Werke  von  v.  Hock  und 
V.  Kaufmann  zu  verweisen.  Wenn  trotzdem  unsere  ganze  Darstellung  der  fran- 
zösischen Besteuerung  und  auch  diejenige  einiger  der  wichtigeren  einzelnen  Steuern 
und  Stcuerarten  erheblich  mehr  Kaum  als  die  Darstellung  der  britischen  Besteuerung 
umfasst,  so  liegt  das  in  <ler  grösseren  Verwickeltheit  dieser  Dinge  in  Frankreich,  ver- 
glichen mit  England,  dessen  jetzt  viel  einfachere  Besteuerung  auch  einfacher,  kurzer 
und  leichter  dargestellt  werden  kann.  Im  Uebrigen  gelten  auch  für  das  Folgende 
die  Bemerkungen  auf  S.  23b. 


I.   Die  Staatsbesteuerung. 

A.   Die  directen  Steuern, 

Wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergicbt,  hängt  Gesetzgebun  g  und  Verwaltung 
der  einzelnen  französischen  directen  Steuern  näher  zusammen.  Die  wichtigeren  (ie- 
setze  werden  jedoch  erst  unten  bei  den  einzelnen  Steuern  genannt.  S.  Perroux- 
Joppen.  die  französischen  directen  Steuern.  Block,  Art.  contributions  directes  und 
patentes  im  dictiunn.  und  in  den  suppl6m.  dazu. 

Auch  die  Literatur  behandelt  diese  Steuern  regelmässig  gemeinsam.  Biblio- 
graphie bei  Block,  dictionn.  p.  OT.-i  IK  Stourm  I,  eh.  o  — 10.  Vignes  I,  9  fi'., 
19—110.  V.  Hock,  Cap.  4  (S.  13^— 17()\  v.  Kaufmann,  S.  152— 20:i,  Bulletin 
(bes.  auch  f.  Statistik)  s.  Generalregister  zu  Band  XX  (ISSÖ)  unter  dem  Worte  „con- 
triliutions  directes*'.     Faure,  budgets  de  la  France  p.  70  if.  — 

Uebcr  die  directo  Besteuerung  im  Ganzen  beziehe  ich  mich  vorläufig  auf 
meine  betreuende  Abhandlung  in  Schönl)erg's  Handb.  d.  polit.  Oekonomie,  2.  Aufl., 
Ill,  17»)— :^2s. 


1.   Die  directen  Steuern  im  Allgemeinen. 

§.  179.  Die  französischen  directen  Steuern,  namentlich  die 
vier  grossen  Hauptsteuern,  bilden  nicht  nur  technisch,  sondern  auch 
finanz-  und  verwaltungsrechtiich  eine  eigene  Gruppe  eng  zusammen- 
gehörender Steuern,  für  welche  eine  Reihe  gemeinsamer  Grund- 
sätze und  Normen  gilt.  Sie  haben  zwar  ihre  Rechtsgrundlage  in 
den  für  sie  bestehenden  einzelnen  Steuergesetzen.  Aber  erst  durch 
da*<  jährliche  Finanzgesetz,  welches  den  von  einer  jeden  Steuer 
nach  Hauptsummc  (principal)  und  Zuschlägen  zu  erhebenden 
1»  et  rag    feststellt,    erlangt    die  Verwaltung    das  Recht  zur  Aus- 
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Bcbreibung  und  Erhebung  den  Steuerpflichtigen  gegenüber.  Wie 
auch  in  anderen  Ländern  stehen  die  directen  Steuern  näher  als  die 
anderen  Stenerarten  mit  der  gesauimteu  allgemeinen  Landes- 
verwaltong,  der  Staats-,  wie  der  Selbstverwaltung  in  Beziehung, 
namentlieb  in  Betreff  ihrer  Veranlagung,  Vertheiluug  und  Aus- 
scbreibang.  Sie  bilden  ferner  die  Grundlage  für  das  direete 
Departeniental-  und  Conimunalsteuersystem,  welches  in  der  Form 
von  Zuschlägen  zum  Principalcontingent  der  drei  grossen 
Repartitionssteuern,  derGrundsteuer,  L^ersonal- undMobiliar- 
stener  und  Thtir-  und  Fenstersteuer,  und  zu  den  Normal- 
sätzen der  Patentsteuer  und  einzelner  der  kleineren  directen 
Steuern  eingerichtet  ist.  So  stellen  die  directen  Steuern  Frank- 
reichs in  ihrer  Gesammtheit  in  jeder  Hinsicht  einen  wahren  Eck- 
pfeiler des  ganzen  französischen  Steuersystems  dar  und  nehmen 
eine  besondere,  hervorragende  Stellung  auch  im  Organismus  der 
Staatsverwaltung,  wie  in  demjenigen  der  Selbstverwaltung  der 
Gemeinden  und  Departements  ein. 

Nach  ihrem  Character  als  Kepartitionssteuern  bilden  die 
drei  vorgenannten  Steuern  dann  wieder  in  finanz-  und  verwaltungs- 
rechtlicher Hinsicht  eine  eigene  Gruppe  für  sich,  welche  der 
als  Quotitätssteuer  eingerichteten  Patentsteuer  gegenüber 
steht.  Die  kleineren  directen  Steuern  oder  die  sogen,  „den 
directen  Steuern  gleichgestellten  Si)ccialtaxen",  welche 
aber  nur  theilweise  als  eigentliche  direete  Steuern  aufzufassen  und 
hier  zu  behandeln  sind  (S.  416),  bilden  wieder  eine  andere  engere 
Gruppe  für  sich.  Völlig  administrativ  getrennt  steht  bisher  von 
den  übrigen  directen  Steuern,  zu  denen  sie  ünanzwissenschaftlich 
gehört,  die  Einkommensteuer  von  beweglichen  Werthen. 
Die  Licenzabgaben  endlich,  welche  ebenfalls  finanzwissen- 
schaftlich und  auch  nach  den  sonstigen  Kriterien  des  französischen 
Finanzrechts  zu  den  directen  Steuern  gehören,  werden  als  eine 
Art  Anhängsel  in  Form  dirccter  Steuer  zu  den  inneren  indircctcn 
Verbrauchssteuern  gereiht. 

Iiu  französischen  Finanzrecht  ist  eine  Art  „Loi^aldcfiuitiun"  des  Bcgriir» 
„dirccter'  und  „iudirectcr"  Steuern  rccipirt  wurden,  welolio  zurn>t  im  (jcsetz  vuui 
>.  Januar  1790  von  der  constituirenden  Vcnjunimluni^  aufgestellt  worden  i&t.  Sie  hat 
auch  in  der  gegenwärtigen  finanz-  und  vcrwaltuniisrechtlichen  Eintheiluug  un- 
aduiinistrativcn  Beliandlung  der  StoU(?rn  ilire  practi&che  Bestätigung  gefundens 
,,Dircctc"  Steuern  sind  danach  dit^'-nigen,  welche  direct  auf  Personen  und  Eigcnd 
■  huüi  .,bcz.  (irundeigenthum)  j^elegt  mittelst  Katasters  und  Steuerrollen  U«*>le. 
rjorninatifs)  erhoben  und  unmittelbar  vom  Steuerpflichtig«  n  in  die  Cass«-.  des  mit  der 
Erhebung  betrauten  Steuereinnehmers  eingezahlt  werden.  „In direete"  Steuern  sind 
dagegen  diejenigen,  weiche  auf  l-ahrikation,  Verkauf,  7'ransport,  Einfuhr  von  ("oiismn- 
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tibilien  und  Handelsobjecten  haften  und  7on  den  Consumenten  «jndiroct''  gezahlt 
werden  (vgl.  Fin.  11,  §.  338.  388).  Das  Merkmal  der  röles  nominatifs  wird  bei 
der  Classification  und  bei  der  Einreihung  der  einzelnen  Steuern  unter  die  directen 
des  Finanz-  und  Yerwaltnngsrechts  in  Frankreich  gern  besonders  betont  Man  hat 
selbst  die  Namen  ,,nominative*'  und  ,,nicht  nominative*'  an  Stelle  von  „directen"'  und 
,«indirecten''  Steuern  vorgeschlagen  (Cabantous).  Hiernach  sind  auch  die  „den 
directen  Steuern  assimilirten  Specialtazen*\  ferner  die  communale  Hundesteuer,  die 
Naturalleistung  für  Yicinalwcgebau  im  französischen  Recht  „directe''  Steuern. 
Vgl.  Perrouz-Joppen,  S.  2.  Noten,  Art  contrib.  dir.  in  Blockes  dict  No.  1  fl., 
Josat,  minist  de  fin.,  p.  14,  435;  auch  v.  Kaufmann,  S.  J56. 

Die  directen  Steuern,  mit  den  erwähnten  Ausnahmen  (Steuer 
von  bewegliehen  Werthen,  Licenzabgaben)  unterstehen  einer  der 
grossen  Generaldirectionen ,  in  welche  das  französische  Finanz- 
ministerium eingetheilt  ist  (Fin.  I,  3.  A.,  §.  99),  der  ,,6eneral- 
direction  der  directen  Steuern^^  Letztere  zerßlllt  in  eine 
Centralverwaltung  zu  Paris  und  in  die  Local-  oder  Departemental- 
verwaltung.  Für  jedes  der  86  Departements  steht  ein  Steuer- 
Director  an  der  Spitze  und  verfügt  über  ein  Personal  von  Controleuren 
und  Inspectoren  für  den  Dienst.  Zu  diesem  gehört  in  dem  Ressort 
der  genannten  Generaldirection  ausschliesslich  die  Veranlagung 
und  die  Repartition,  nicht  auch  die  Erhebung  der  directen 
Steuern,  welche  zur  Generaldirection  des  öffentlichen 
Rechnungswesens  ressortirt  und  von  eigenen  Beamten  dafür 
erfolgt.  An  die  Thätigkeit  dieser  Behörden  und  Beamten  der 
eigentlichen  staatlichen  Steuer  Verwaltung  der  directen  Steuern, 
schliesst  sich  diejenige  von  Behörden  und  Beamten  der  allge- 
meinen staatlichen  Landesverwaltung,  sowie  der  localen 
„Selbstverwaltung"  —  soweit  diese  Bezeichnung  für  die  be- 
treffenden französischen  Einrichtungen  zulässig  ist  —  an,  nämlich 
des  Maire,  des  Unterpräfecten  und  des  Präfecten,  dann  des  Muni- 
cipalraths,  des  Arrondissementsraths  und  des  das  Departement  ver- 
tretenden Generalraths,  sowie,  besonders  für  das  Reclamationswesen, 
des  Präfecturraths  und  des  Staatsraths,  endlich  der  bürgerschaft- 
lichen Repartitions-  und  Classificationscommissionen. 

§.  180.  1.  Die  Steuerrepartition.  Eine  specifisch  eigen- 
thümliche  Function  mehrerer  dieser  Behörden,  namentlich  der 
General-  und  Arrondissementsräthe  und  der  localen  Repartitions- 
commissionen  wird  durch  den  Character  dreier  der  grossen  directen 
Steuern  als  Repartitionssteuern  und  durch  die  Verände- 
rungen in  den  steuerpflichtigen  Objecten,  welche  ge- 
setzlich auch  hier  zu  berücksichtigen  sind,  bedingt. 

Das  jährliche  Finauzgesetz  bestimmt  die  Höhe  des  Jahres- 
Principalcontingents  jeder  Steuer  und  der  allgemeinen  Steuer- 
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»schlage  (Centimes  additioneis  g^n^raux)  für  die  Staatscasse, 
sowie  der  Stenerznscbläge  für  die  Departements-  und  Communal- 
aosgaben  und  für  verschiedene  Specialzweckc  (budget  siir  r^ssonroes 
speciales,  fonds  d^partementanx,  fonds  communaax,  und  Specialfonds 
für  Aasfülle  a.  dgl.  m.).  Das  hiernacb  den  Departements  zu- 
fallende and  von  jedem  einzelnen  aufzubringende  Contingent  wird 
alsdann  in  einem  jeden  von  seinem  Generalrath  auf  die  Arron- 
dissements  der  Departements,  vom  Arrondissementsrath  die  be- 
treffende Quote  weiter  auf  die  Gemeinden  verlheilt.  Darauf  werden 
die  Gemeindecontingente  unter  Benutzung  der  vorbereitenden  Arbeiten 
der  staatlichen  Steuerbeamten  (Controleure  und  Erheber),  welche 
die  Mutterrollen  zu  entwerfen  und  die  Besitzveränderungen  auf  dem 
Laufenden  zu  halten  haben,  durch  die  localen  Repaititions- 
commissionen  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  verthcilt. 

Diese  Commissioncn  setzen  sich  aus  dorn  Mairc,  seineiu  Adjuncten  und  ftiuf 
^ndstcuerpflichügeru  GcrnüindcbUr^ern  zusauimcn.  Die  letzte  Untervcrthcilung  oder 
die  Indindoalrepartition  des  Gemeindecontingonts  erfolgt  nach  dorn  Kataster  bei  der 
GniDdBteoer,  nach  dem  Steuertarif  bei  der  Thür-  und  Fonstcrsteuur ,  und  zwar  hier 
Torbehaltlich  der  Abänderungen  des  Tarifsatzes,  welclie  die  Aufbringung  des  Con- 
tingeDts  etwa  bedingt,  sowie  für  den  nach  der  Wohnungsmietho  aufzubringenden  Theii 
der  Perronal-  und  Mobiliarsteuer,  welcher  nach  Abzug  des  durch  die  Personalsteuer 
aufbrachten  Theils  von  dem  betreuenden  Contingont  noch  übrig  bleibt,  nach  den 
ermitteiteo  Micthwerthen.  Auch  die  Steuercontingente  der  Gruml-  und  der  Thtir-  und 
Feoätersteucr  stclbst  erleiden  übrigens  noch  kleine  Veränderungen  durch  <lie  Ver- 
Ifldemngen  im  Umfang  der  steuerpflichtigen  Objecte  heim  landnirthschaftlich  benutzten 
Boden  (Zerstörungen,  Abschwemm ungen  u.  dgl.\  Zutritt  von  bislier  steuerfreiem  Staats- 
QDd  Krongut,  in  Folge  Uebcrgangs  in  Privatbesitz,  z.  B.  von  Wald,  zum  steuerpflichtigen 
Boden  und  besonders  bei  den  Gebäuden  (Neubauten,  Brand,  Einreissen  u.  s.  w.). 
Hierdurch  sind  dann  wieder  Veränderungen  in  der  Vertheilung  der  Departemental- 
CoütiDgente  auf  die  Arrondissemcuts,  die  (iemeinden  und  die  einzelnen  Steuerpflichtigen 
bedingt,  am  das  erstere  Contingent  aufzubringen.  Arbeiten,  welche  die  Steucrbeamtini 
vCoDtroleare)  und  Bepartitionscommlssionen  auszuführen  haben.  Während  sich  so  inner- 
halb der  Departements  und  weiter  hinab  nach  den  Veränderungen  im  Bestand  der 
steaerpiiichtigcn  Objecte  die  Repartitionscoutingente  der  Airondis<cments  und  Gemeinden 
und  die  Stcuerquoten  der  Einzelnen  beständig  etwas  verändern ,  steigt  das  Principal- 
coutiugeot  der  drei  Repartitionssteuern  zu  Gunsten  der  Staatscasse  nur  um  den  Betrag, 
um  welchen  »ich  die  steuerpflichtigen  Objecto,  bei  der  Moliiliarsteuer  auch  die  steuer- 
pflichtigeu  Miethcrtiägc  mehr  vermehren  als  vermindern.  Dadurch  können  dann  auch 
Qoch  VeRichiebungen  der  Departemental-Contingente  im  Rahmen  des  fixirten  und  nur 
der  eben  erwähnten  Veränderung  tbez.  Erhöhung)  unterliegenden  Staats- Principal- 
coatiagents  erfolgen.  Bei  der  Personal-  und  Mobiliar-  und  der  Thur-  und  Fenster- 
steuer  war  einmal  eine  periodi^che  Revision  der  Repartition  auf  die  Dci)artements  be- 
absichtigt gewesen  ((iesetz  von  18.S2,  1S3S),  aber  wegen  der  Opposition  dagegen  wurdi* 
bie  wieder  aufgegeben  (,ls44").     Darüber  unten  bei  den  einzelnen  Steuern. 

S.  über  die  Organisation  der  oben  genannten  Behörden  und  über  die  Function 
d'ir  letzteren  und  der  betheiligten  einzelnen  Beamten  die  vielen  Einzelbestimmungen, 
namentlich  bei  der  Repartition,  bes.  in  Perroux- Joppen,  Abschn.  2.  Art  contrib. 
'ürecics  in  Blockes  dict.  No.  11— H2,  Josat,  p.  431  —  443,  460  II.,  465—471. 
0.  Mayer,  Französisches  Verwaltungsrecht,  1.  Abschnitt.  Einzelnes  davon  unten  bei 
drn  einzelnen  Steuern. 

Die  drei  französischen  directen  Repartitionssteuern  bilden  eines 
der  wichtigsten  practischen  Beispiele  des  Repartitionssteuer-Princips 


424  6.  B.    2.  K    Steuerrecht.    1.  H.-A.    2.  A.    Frankreich.    §.  180. 

in  der  modernen  Steuergesetzgebung,  lieber  dieses  Princip  wurde 
schon  in  der  ,,allgemeineu  JSteuerlehre"  in  diesem  Werke  gehandelt 
(Fin.  II,  §.  543  ff.).  Die  dort  hervorgehobenen,  diesem  Princip 
eigenthUmlichen  Vorzüge  werden  auch  in  Frankreich  anerkannt 
und  von  Autoren  wie  von  Hock  gerühmt.  Durch  die  den  Ein- 
zelnen und  den  Gemeinden  hinsichtlich  ihrer  Steuerquote  gestatteten 
Keclamationen  kann  auf  die  relativ  gleichmässigere  Steuervcr- 
theilung  mit  hingewirkt  werden,  ohne  Beeinträchtigung  des  fiscalischen 
Interesses. 

Der  wesentliche  Mangel  der  genannten  drei  Steuern  liegt 
darin,  dass  die  Grundsteuer-Contingente  der  Departements, 
Arrondissemen  ts  und  Gemeinden  nach  alten,  von  vornherein 
unrichtig  gewesenen  und  mittlerweile  immer  unrichtiger  und  ungleich- 
massiger  gewordenen  Maassstäben  geregelt  sind;  ferner,  dass  die 
Individualrepartition  der  Grundsteuer  nach  dem  im  Ganzen 
stabilen  und  notorisch  höchst  unglelchmässige  und  immer  ungleich- 
massiger  werdende  Einschätzungen  enthaltenden  Kataster,  die 
Individualrepartition  der  Mobiliarsteuer  nach  der  miss- 
lichen Grundlage  der  Miethe  und  diejenige  der  Thtir-  und 
Fenstersteuer  nach  einem  unvermeidlich  mangelhaften  Tarif 
erfolgt.  Alle  diese  Mangel  haften  aber  dem  Repartitionsprincip 
als  solchem  nicht  an,  sondern  sind  vielmehr  die  Folge  einer  Ab- 
weichung von  demselben  und  einer  verhüllten  Zugrundelegung  des 
Quotitätsprincips. 

Ein  weiterer  Mangel  ist  die  das  berechtigte  fiscalische 
Interesse  verletzende  zu  grosse  Stabilität  der  staatlichen 
Principalcontingente.  Diese  letzteren  erhöhen  sich,  bei  dem 
Unterbleiben  der  allerdings  ursprünglich  im  Plan  gewesenen  allge- 
meinen Erneuerung  oder  wenigstens  Revision  des  Grundsteuer- 
katasters, bei  dieser  Steuer  und  ebenso  bei  den  zwei  anderen  im 
Wesentlichen  nur  durch  die  kleinen  allmählichen  Mehrzunahmen 
als  Verminderungen  der  Steuerobjecte ,  sowie  der  Mietherhöhungcn 
bei  der  Mohiliarsteuer  und  der  communalen  Volkszunahme,  wo- 
durch eventuell  eine  höhere  Tarif classe  der  Thür-  und  Fenster- 
steuer zur  Anwendung  in  einer  Gemeinde  kommt.  Auf  diese 
Weise  gerathen  die  drei  Repartitionssteuern  immer  mehr 
in  ein  Miss verhältniss  zu  den  übrigen,  stark  im  Er- 
trage wachsenden  Steuern  und  speciell  auch  zu  der 
directen  Quo titätssteuer,  der  Patentsteuer.  Aber  auch 
dieser  Mangel  ist  wenigstens  keine  noth wendige,  wenngleich  aller- 


Die  Steuerrepartition.  425 

diogs  eine  aus  anderen  mitspielenden  Gründen  sieh  hier  leichter 
eiDStellende  Folge  des  Kepartitionsprincips ,  und  anderseits  vom 
Standpunct  der  Steuerpflichtigen  und  auch  von  demjenigen  einer 
sparsamen  Finanzpolitik  aus  überhaupt  nicht  unbedingt  ein 
„Mangel**,  sondern  wenigstens  iitters  ein  relativer  Vorzug. 

Das  richtige  und  berechtigte  fiscalische  Interesse  würde  freilich 
gerade  in  Frankreich  bei  seinem  stark  gestiegenen  und  fortwährend 
steigenden  Steuerbedarf  eine  grössere  Beweglichkeit  und 
Steigerung  auch  des  Principalcon tingcnts  der  drei 
Repartitionssteuern  fordern.  Damit  fe>teht  das  Kepartitions- 
priocip  nicht  in  Widerspruch.  Im  Gegentheil  ist  einer  der  leitenden 
Gedanken  bei  der  Anwendung  dieses  Princips  der,  dass  mit  dem 
Bedarf  die  Ertragssumme  einer  Steuer  und  der  Steuer- 
fuss  wechseln  (Fin.  II,  §.  545  u.  a.).  Das  ist  in  Frankreich 
versäumt  worden,  weil  die  Steuerpflichtigen  zu  stark  opponirten 
und  eben  die  letzte  Vertheilungsgrundlage  (Kataster  bei  der  Grund- 
steuer,  Besteuerungsmaassstab  bei  den  beiden  anderen)  eine  zu 
wenig  verlässliche  und  zum  Theil  geradezu  unrichtige  und  unge- 
rechte ist  Bei  der  Quasi-Gesammthaftung  der  Steuerpflichtigen, 
welche  das  Repartitionsprincip  bedingt,  war  dann  auch  eine  Ver- 
änderung der  Grundlagen  der  Vertheilung  besonders  missliebig, 
weil  jeder  einzelne  Pflichtige  und  jede  Contingentsgemeinschaft 
f  Departement,  Arrondissement,  Gemeinde)  sich  vor  Mebrbelastungen 
in  F'olge  anderweiter  Minderbelastungcn  fürchtete. 

Indessen  folgt  doch  aus  dem  Allen  kein  durchschlagender 
Einwand  gegen  die  Kepartitionsstcuer  als  solche,  sondern  nur 
Hoviel,  dass  auch  hier  eigenthümliche  Schwierigkeiten  vorliegen  und 
dass  die  genügende  finanzielle  Krgicbigmachung 
Boleher  Steuern  an  die  Voraussetzung  richtiger  Be- 
steaemngsgrundlagen  (Kataster)  und  Maassstäbe  ge- 
bunden ist,  weil  man  beim  Vorhandensein  solcher  die  richtige  durch 
die  Gesammtentwicklung  des  Steuerbedarfs  gebotene  Erhöhung  der 
Principalcontingente  nicht  wird  zu  scheuen  brauchen  und  den 
Widerstand  der   Interessenten   dagegen   leichter  überwinden  kann. 

Ich  lialtt:  daher  doch  mein  miUbti^C'-^  l'rthoil  über,  «las  Kopartitionsprinoip  aus 
•I'jr  „allgemeinen  StoncrKihrc*  {Viii.  II.  ^.  513 — r)4r),  S.  5'.)1  Hj  aiiirocht.  S.  sonst 
an.h  \ou  Hock«  Fin.  Frankr«'ich>,  S.  110.  eine  M.liun  im  H.  II  von  mir  »itirtc  Stelle 
S.  .V.»5  Note). 

I>ii*  Verletzung  des  Hs«alisihiMi  Interesses  cririebt  sich  .■lUJ^  der  p:eringen  Steigerung; 
'1-r  Ertraiwziffern  der  drei  KepariitioMsstcueni.  Z.  R.  wmlis  d:«s  PriucipalcontingeDt 
•i  >  Staats  (ind.  Zuschlü^^o  zu  den  kleinen  Spcriult'unds)  bi>i  d  r  (irundateuer  1S51  bit 
l'^TO   ,mit  Elsasd- Lothringen')  nur  von   1»)3.VJ    auf  175. bl,   von   1S71— S5  (ohne 
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abgetrcteuen  Provinzen)  nur  von  171.05  auf  181.40  Mill.  Frcs. ,  bei  der  Pcrsonal- 
und  Mobiliarsteuer  in  denselben  Perioden  von  43.17  auf  55.51  und  von  54.69  auf  70.26, 
bei  der  Thür-  und  Fenstersteuer  von  30.18  auf  40.12  und  von  38.86  auf  47.20  Mill.  Frcs., 
wobei  noch  bei  allen  drei  Steuern  die  Ertragsvermehrung  bei  sonst  stabilem  Contingent 
und  Fuss  vornehmlich  von  sogen,  „bebauten"  (d.  h.  als  Area  der  Gebäude  dienenden) 
(irundstücken ,  sowie  von  den  Gebäuden  und  Wohnungen  selbst  herrührt.  (Bulletin 
vol.  XX,  p.  220  ff.). 

Die  wirkliche  Einbringung  der  ausgeschriebenen  Staats-, 
Departements-,  Arrondissements-  und  Gemeindeconlingente  der 
Repartitioussteuern  wird  durch  Einrichtungen,  welche  diese  Steuern 
speciell,  thcilweise  aber  auch  die  directen  Steuern  überhaupt  be- 
treffen, zweckmässig  im  fiscalischen  Interesse  verbürgt.  Diese  Ein- 
richtungen bestehen  in  den  fonds  de  non  valeurs  et  de  secours, 
die  durch  Zuschlagcentimen  gespeist  werden ,  und  ausserdem  gerade 
bei  den  Kepartitionssteuern  in  der  Wiederaufleguug  der  in  einem 
Jahre  gewählten  Erlasse  und  Reductioncn  von  Steuerqnoten  auf  die 
Contingentsgemeinschaft  im  nächsten  Jahre. 

Der  fonds  de  non  valeurs  oder  der  Steuerausfalle,  welche  durch  üueiu- 
bringlichkeit  der  Individualquotcn  der  Repartitioussteuern  und  der  ausgeschriebenen 
Steuerschuldigkelten  der  Patentsteucr,  sowie  bei  dieser  Steuer  auch  durch  Erlass  oder 
Ermässigung  der  Steuern  entstehen,  wird  jährlich  im  Etat  mit  bestimmten  Centimen 
(seit  lange  regelmässig  1  für  die  Grund-  und  Personal-  und  Mobiliarstcucr,  3  far  die 
Thür-  und  Fenstersteucr,  5  für  die  Patentsteuer)  dotirt.  Um  diese  Centimen  erhöhen 
sich  daher  die  Contingente  und  schliesslich  die  Individualbeträge.  Die  Au:>fäJIc  und 
bei  der  Patentsteucr  die  Erlasse  und  Ermässigungen  werden  aber  so  zu  Gunsten  des 
Fiscus  gleich  gedeckt.  Ein  Haupterklärungsgrund  für  das  sichere  Eingehen  der 
Summen  der  Hanptcontingente  der  Kepartitionssteuern  und  auch  der  Budgetsummen  der 
Patentsteuer.  Ausserdem  steht  im  Staatshaushaltsetat  ein  Hilfsfonds  für  Hagel- 
schiag,  Brand,  Ueberschwemmung  u.  dgl.  m.,  der  durch  Zuschlagcentimen  der  Grund- 
und  der  Personal-  und  Mobiliarstouer  (gewöhnlich  1)  dotirt  wird  und  Steuerausfällo 
aus  solchen  Titeln  deckt. 

Die  Ausfälle  in  Folge  von  Erlass  oder  Ermässigung  rechtmässig  ge- 
schuldeter Beträge  bei  den  Repartitionssteuern  (nach  Reclamationen  auf  Ent- 
lastung und  Reductioncn,  welche  für  begründet  erachtet  wurden,  s.  folg.  §.)  werden 
dagegen,  dem  Princip  dieser  Steuern  gemäss,  im  nächsten  Jahre  auf  die  betreffende 
Contingentsgemeinschaft  wieder  mit  repartirt,  eine  Möglichkeit,  worin  sich  eben- 
falls ein  Vortheil  dieses  Repartitionsprincips  für  den  Fiscus  zeigt.  Siehe  U.A.Block, 
dict.  Art.  contr.  dir.  No.  IM,  320—322,  bes.  Perroux-Joppen,  §.  44S  ff.  über 
Entbürduugen  und  Ausfallfonds.  Die  erste  Einrichtung  eines  solchen  schon  nach 
(lesetz  vom  14.  October  1791.  Auch  für  dio  directen  Zuschlagsteuern  der  Departements 
und  Gemeinden  bestehen  wieder  eigene  Zuschlagcentimen  zur  Deckung  von  Ausfällen. 
Das  jährliche  Gesetz,  welches  die  directen  Steuern  und  Zuschläge  dazu  feststellt,  ent- 
hält in  seinen*  Annexen  die  Ziffern  der  einzelnen  Arten  von  Zuschlägen.  S.  z.  B.  f. 
1S81  die  Uebersicht  in  v.  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs,  S.  792;  für  IStJS  — S6  in 
den  Tabellen  bei  Faure. 

§.  181.  2.  Das  Keciamationswesen  bei  den  directen 
Steuern  gestaltet  sich  in  Frankreich  zunächst  wieder  für  die 
Repartitionssteuern  eigenthtimlich.  Hier  kommen  nämlich  ausser  den 
Reclamationen  einzelner  Steuerpflichtigen  auch  solche  der 
localen    Contingentsgem  eins  chatten,    der    Gemeinden, 
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ArrondissementH  und  eventuell  auch  der  Departements  ^egen 
das  ihnen  zur  Aufbringung  zugetheilte  Contingcnt  vor. 

Vgl.  Fin.  II.  §.  582  11'.,  S.  671  li*.  Da  die  Departoinentscontingente  durch  das 
Houizgesetz  fest{|:estellt  werden,  geht  die  etwaige  Hoclaniation  des  Departements 
LD  Form  des  Gesuchs  an  die  Legislative  selbst.  Reclauiationeu  (Kt  (iemeindeii 
gehen  seitens  des  Gemeinde-  oder  Municipalraths  zur  BegutArlitui)!»-  an  den  Arron- 
diääemeotsrath  und,  wie  gleichfalls  solche  der  Arrondissemontsriithc  Über  die  Kopartition 
der  Arrondissements-Contiugentc,  znr  endgiltigcn  Entscheid unu:  an  den  Oeneralrath  des 
Departements.  Hier  ist  also  nar  (iesurh.  nicht  verwaltun^srechtliche  Beschwerde 
oder  Klage  zulässig,  (.mit  dner  Ausnahme  b«.'i  (iemciuder<M'lamationcn  in  einem  Falle 
betr.  leerstehende  Häuser,  wo  auch  d«r  Priitecturrath  ent^<heidi*t\  S.  Perrou.v- 
Joppen,  Ko.  352 — 358. 

Anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Bezug  auf  Keclamationen 
einzelner  Steuerpflichtigen  sowohl  gegen  die  Veranlagung 
als  auch  gegen  die  Erhebung  directer  Steuern.  Hier  wird  mit 
der  scharfen  Consequenz  des  französischen  Verwaltungsrechts  im 
Gebiete  der  dirccten  Besteuerung  zwischen  den  Begründungen 
ond  den  zulässigen  Rechtsmitteln  bei  Keelamationen  unter- 
schieden. 

Das  französische  Ueclit  unterscheidet  ferner  auch  in  Betreff  der 
Com pe tanzen  für  die  Entscheidung  von  Fragen  der  Veranlagung 
(^einschliesslich  der  Kepartition)  und  der  Erhebung  (einschliesslicli 
des  Zwangsverfahrens)  scharf  zwischen  den  directen  Steuern 
einer-  und  den  beiden  anderen  grossen  Steuergruppen,  den 
indirecten  Verbrauchssteuern  und  den  Register-  und 
Stempelabgaben  anderseits.  Bei  den  dirccten  Steuern  speciell 
wird  in  Keclamationssachen  der  Weg  des  Gesuchs,  aus  Billig- 
keitsgrtlnden,  und  der  Weg  des  Rechtsstreits,  der  ver- 
waltungsrechtlichen Beschwerde  bez.  Klage,  aus  Rechts- 
er (in  den  streng  unterschieden. 

Competent  in  Betreff  der  Veranlagung  und  im  Wesent- 
lichen auch  der  Erhebung  der  directen  Steuern,  daher  in  den 
hierher  gehörigen  Reclamationssaehen ,  ist  die  Verwaltung  und, 
soweit  es  sich  um  streitiges  Recht  handelt,  die  zu  ihr  gehörige 
Ve rw alt ungs Justiz,  und  zwar  letzteren  Falles  auch  in  Betreff 
der  Erbebung  und  des  Zwangsverfahrens  mit  Ausschluss 
der  Civiljustiz  überall  da,  wo  die  Entscheidung  nach  den 
durch  die  Steuergesetzgebung  für  die  Steuererhebung  festgestellten 
Kegeln  zu  erfolgen  hat.  Unterschieden  wird  alsdann  mit  scharfer 
Logik  bei  Reclamationen,  ob  dieselben  eine  gesetzlich  unrichtige, 
also  unrechtmässige  Besteuerung,  an  und  für  sich  oder  der 
Höhe  nach  behaupten  und  demnach  eine  Entlastung  (dccharge) 
oder   eine  Herabsetzung  (reduction)  als  rechtlich  begründet, 
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verlangen,  oder  ob  sie  um  Erlas s  (remise)  oder  Ermässigung 
(modcration)  unter  Vorbringung  von  B  illigkeitsgrUnden  nach- 
suchen. Im  ersten  Fall  handelt  es  sich  um  eine  rechtliche 
Streitfrage,  welche  in  Frankreich  aber  nur  im  verwaltungs- 
rechtlichen Streitverfahren,  in  erster  Instanz  von  dem 
Präfecturrath,  in  zweiter  vom  Staatsrath,  als  den  Verwaltungs- 
gerichtshöfen, entschieden  wird.  Im  zweiten  Falle  handelt  es  sich 
um  eine  reine  Verwaltungssache,  in  welcher  die  Ver- 
waltungsbehörden allein,  der  Unterpräfect  und  Präfect  in 
erster,  der  Minister  in  zweiter  Instanz  competent  sind  und  nach 
Billigkeitsgründen  entscheiden.  Hier  enthält  die  Reclamation 
(i.  w.  S.)  daher  nur  ein  Gesuch,  eine  Bitte,  dort,  bei  Rechts- 
fragen, eine  Beschwerde,  bez.  verwaltungsrechtliche  Klage. 

Die  Reclainationen  letzterer  Art,  auf  Entlastung  oder  Hcrabsetzuna:  nach  Kechts- 
srründen,  wird  zunächst  an  den  Unterpräfecten  oder  Präfecteu  gerichtet  und  kann 
natürlich  auch  von  diesen,  also  als  Beschwerde,  im  Verwaltungswege,  im 
Sinne  des  Keclamanten  erledigt  werden.  Andernfalls  g«;ht  sie  vom  Prät'ecten  an  den 
Präfecturrath  zur  Entscheidung  im  Kechtswege,  als  Verwaltungsklage.  Dieser 
Uath  entscheidet  nach  Einholung  des  Berichts  des  Steucrdircctors  und.  wenn  dieser 
Bericht  ablehnend  ist,  nach  erfolgter  Untersuchung  durch  Experte,  worauf  der  Kcclamaiit 
dringen  kann.  Zur  ersten  Anbringung  der  Reclamation  besteht  eine  Frist  von  3  Monaten 
nach  Publication  der  Steuerrollen.  Die  Zahlungspflicht  in  Betrefi'  der  einmal  vorge- 
schriebenen Steuer  läuft  indessen  auch  nach  und  während  angebrachter  Reclamation 
li  Monate  lang,  innerhalb  welcher  Frist  jede  Reclamation  regelmä-jsig  erledigt  sein 
soll.  Die  Ausfälle  durch  Entlastungen  in  Folge  fur  rechtlich  begründet  anerkannter 
Reclamationen  werden  bei  den  Rcpartitionssteuern  —  ganz  folgerichtig  —  auf  die 
('ontingentsgemeinschaften  wieder  mit  aufgelegt,  bei  der  Patentsteuer  aus  dem  Aus- 
fallfimds  mit  gedeckt. 

Die  Reclamationen,  welche  Gesuche  um  Erlass  oder  Ermässigung  enthalten, 
stutzen  sich  dagegen,  wio.  gesagt,  nicht  auf  Rechtsgrilnde,  sondern  auf  Billigkeits- 
gründe, z.  B.  auf  venchwundeno  oder  verminderte  Zahlungsfähigkeit  des  Ccnsiten. 
Sie  werden  von  den  genannten  Verwaltungsinstanzen  entschieden  ebenfalls  nach  voraus- 
gegangener Untersuchung  und  Berichterstattung  desSteuercontroleursundSteuerdirectors. 
l)io  so  entstehend«'n  Ausfälle  werden  auch  bei  den  Repartitionssteuern ,  —  wiederum 
folgerichtig  —  auf  den  Ausfallfonds  übernommen. 

Die  Competenz  des  Präfecturrachs  in  Streitfragen  der  Veranlagung  und 
Reclamation  beruht  auf  unzweideutiger  positiver  gesetzlicher  Norm  (Gesetz  v. 
28.  pluv.  VIII,  Art.  4,  v.  21.  April  lSiJ2,  Art.  20).  Die  gleiche  Competenz  in 
Streitsa«*hen  der  Erhebung  (und  des  Zwangsverfahrens)  bei  den  directen  Steuern  ist 
nur  durch  die  Judicatur  des  Staatsraths  begründet  worden.  'Doch  wird  hier  unter- 
schieden: wo  es  sich  um  Entscheidung  nach  speciellen  Regeln  der  Steuer- 
erhebung handelt,  ist  der  Präfecturrath  (und  Staatsrath),  wo  es  sich  um  An- 
wendung der  Regeln  des  gemeinen  Rechts  handelt,  sind  auch  hier  die  Civil- 
gerichte  competent  (Vi gn es  I,  107,  nach  Durieu,  tTa\U\  sur  les  poursuites  en  mat. 
de  contr.  dir.  I,  394). 

Bei  den  genannten  beiden  anderen  grossen  Stenergruppen 
besteht  dagegen  in  Betreff  der  Competenz  und  des  Rechtswegs 
bei  Reclamationen  ein  wesentlicher  Unterschied  von  den  directen 
Steuern.  In  Betreu'  der  Veranlagung,  der  Erhebung  und  des 
Zwangsverfahrens    ist    hier    durchaus    die    Civilgerichts- 
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barkeit  conipetent,  nicht  die  Vcrwaltnngsgerichtflbarkeit.  Hier 
handelt  es  sieh  in  Kechiniationen  daher  auch  um  Klagen  in 
Betreff  behanptetermaassen  von  derVenvaltong  unrichtig  angewandten 
Rechts.  Der  Anbringung  solcher  Klagen  kann  nur  natiirlich  auch 
hier  der  Beschwerdeweg  bei  den  Verwaltungsbehörden  selbst 
vorangehen,  welche  letzteren  ausserdem  selbstverstiindlich  auch  hier 
bei  Gesnchen  um  Erlass  <ider  F'rmässigung  aus  Killigkeitsgründen 
competent  sind. 

S.  die  besonders  klare  Dar^ti'Iluiig  diiiäi-r  Dinge  und  df.s  l'ntorschicds  hr\  di>n 
STvijUDijten  Steuenrrappcn  in  Vij^ncs  I.  lU  11'.,  10(>  H". ,  2^'\  ff.,  4<)5  H'.  Ftnu-r 
Pradirr-Fod«>r«'',  droit  administratif  7.  ed.,  ji.  .'iSO.  u.  Mayer,  Französ.  Verw. 
ntrht  S,  s4,  126.  31*2  (mit  den  ('itatfMj  d«;r  ausfuhrlirhfn  Erörterung  dieser  Tuni-t*^ 
in  d*?r  fninzös.  Tcrwaltungfdrechtlichen  P'achlitrratur,  bes.  in  Du  Tour,  traite  g<ner.). 
Blo'k,  dict.  Art.  contrib.  <lir.  No.  'IV.i—'IhH.  Perroux-.loppen  No.  :{51»  - 17^, 
uiit  Berücki'ichtiirung  der  VtirhidlHisso  bei  den  linzclnen  dinMtcn  Steuern. 

§.  182.  3.  Erhebung  und  Zwangsverfahren.  Ein  lein 
durchgebildetes  verwaltungsrechtliches  Gebiet,  mit  /ahlreichen  Einzel- 
bestimmungen ,  kleineren  Verschiedenheiten  bei  den  einzelnen 
Steuern,  aber  im  Wesentlichen  mit  gleichen  Grundsätzen  und  Normen 
bei  allen  directen  Steuern. 

a)  Erhebung. 

Die  Jahresschuldigkeit  an  directen  Steuern  wird  jedem 
Steuerpflichtigen  auf  Grund  der  Steuerrolle  besonders  angezeigt 
i„premier  avertisscmcnt"),  wofür  zur  Kostendeckung  5  Cent, 
erhoben  werden. 

Die  oben  in  der  Ueberai«'ht  S.  41.'>  genannte  taxe  de  preuiier  aver- 
tis>emcnt.  Im  Etat  wird  der  Krtrag  dieser  Steuer  besonders  aufgeführt ;  er  war  z.  B. 
f'.r  ISST  auf  G16.500  Frcs.  nebst  4211,. ')()(»  Krcs.  fur  Specialfonds,  zusammen  auf 
l.iMC,«>UO  F'rc:J.  veransrhbgt,  enLs|»re<^hend  einer  Zahl  von  20.02  Mill.  ,, Ankündigungen" 
Diiii  zwar  allein  bei  den  i  Hauptäteuern.  ßei  den  kleinrn'U  directen  Struern  kommt 
'ü'?  Taxe  auch  vor. 

Die  Steuerzettel  enthalten  die  Beträge  der  einzelnen  Steuern, 
in  Hauptsummc  (principal)  und  Zuschlägen  und  nach  den  Be- 
stimmangszwecken  der  letzteren  (für  Staat,  Departement,  Gemeinde, 
Specialfonds)  gelrennt  ausgewiesen.  Die  Erhebung  erfolgt  gemeinsam 
durch  die  staatlichen  Einnehmer  (percepteurs),  welche  zu  diesem 
Behuf  sich  in  jeder  Gemeinde  ohne  ständiges  Stcueramt  zu  be- 
stimniten  Terminen  einfinden.  Dies  wird  öfientlich  bekannt  gemacht, 
woraaf  die  Pflichtigen  die  fällige  Steuer  zum  Einnehmer  zu  bringen 
haben.  Die  Zahlungspflichtigen  sind  die  in  den  Steuerrollcn  auf- 
geführten Personen,  bez.  deren  Erben.  Die  Grundsteuer  darf  auch 
statt  vom  Eigenthtimer  vom  Pächter  oder  Miether  gefordert  und 
umgekehrt    dürfen    für    ihre  Zahlung   der  oder  die  Pächter  vom 
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Eigentbümer,  mit  gewissen  Beschränkungen;  delcgirt  werden,  wobei 
aber  der  EigenthUmer  eventuell  verhaftet  bleibt.  Die  eigentlich 
von  jedem  „Bewohner"  gesetzlich  schuldige  Thlir-  und  Fenster- 
steuer wird  vom  EigenthUmer,  Usufructuar,  Hanptpächter  und 
Hauptmiether  gefordert,  vorbehaltlich  des  —  in  der  Regel  nicht 
formell  ausgeübten  —  Rechts,  die  Steuer  pro  rata  anderen  Pächtern 
und  Miethern  seitens  des  Eigenthümers  u.  s.  w.  anzurechnen.  Die 
sämmtlichen  directen  Steuern  werden  regelmässig  in  Monatsraten 
fällig  und  werden  so  erhoben,  gesetzlich  und  factisch  jetzt  am 
ersten  des  folgenden  Monats  fUr  den  verflossenen  Monat,  wobei 
Vorauszahlung  mehrerer  Monatsraten  oder  der  ganzen  Jahres- 
schuldigkeit zulässig  ist,  doch  ohne  Anspruch  auf  Discont. 

Uebrigens  kann  in  Ausnahmefällen  zur  Sicherung  des  Fiscus,  z.  B.  bei  Uauäirern, 
Failliten,  Ortsdomicil  Wechselnden  (so  bei  der  Personal-  und  Wohnungssteuer),  die 
Zahlung  der  ganzen  Jahresschuldigkeit,  bez.  des  Rests  davon  auf  einmal  verlangt 
werden.  Die  „Jahrcszwölftel"  oder  Monatsraten  der  directen  Steuern  sind  auch  staats- 
rechtlich, z.  B.  für  die  BudgetbewiUigung,  und  statistisch,  für  Vorgleichungcn  hin- 
sichtlich des  Stcnereingangs  unter  dem  Einllnss  der  wirthschaftliclien  und  politischen 
Lage,  wichtig  (Monatsubersichten  im  Bull.  Statist.).  S.  tlber  die  Steuererhebung  das 
weitere  reiche  Detail  der  Vorschriften  in  Pcrroux-Joppen,  No.  47*J  ff.,  500—537 
und  Block,  dict.  contr.  dir.  No.  254 — 265.     Vignes,  I,  95  ff. 

b)  Zwangsverfahren. 

Die  Vorschriften  darüber  tragen  in  ihrer  Schärfe  das  Gepräge 
der  Zeit,  in  der  sie  entstanden  sind,  der  späteren  Jahre  der  ersten 
Revolution,  wo  man  nach  den  üblen  Erfahrungen  der  voraus- 
gegangenen Zeit  die  Nothwendigkeit  strengerer  Maassregeln  im 
fiscalischen  Interesse  nicht  mehr  verkennen  konnte  und  wieder 
wagte,  damit  Ernst  zu  machen,  freilich  besonders  erst  seit  dem 
Consulat  (Gesetz  vom  17.  brum.  V,  Art.  3,  besonders  Consular- Ver- 
ordnung V.  16.  thermid.  VIII  oder  4.  August  1800  u.  a.  m.).  Sie 
sind  dann  in  der  Folgezeit  im  Einzelnen  weiter  ausgebildet  (Gesetz 
vom  25.  März  1817,  Reglem.  vom  26.  Aug.  1824,  Reglem.  vom 
21.  Dec.  1839),  aber  vornehmlich  erst  jüngst  durch  das  Gesetz  vom 
9.  Februar  1877,  welches  die  übrigens  im  Wesentlichen  in  der 
Praxis  schon  obsolet  gewordene  Einrichtung  der  „Steuereinlieger" 
(garnisaires)  auch  formell  beseitigte,  wenigstens  in  diesem  Puncte 
gemildert  worden.  Der  wichtige  Fortschritt  in  der  nachrevolutionären 
Periode  gegenüber  dem  harten  Zwangsverfahren  des  ancien  regime 
lag  daher  auch  hier  nicht  sowohl  in  milderen  Grundsätzen,  als 
in  der  Herstellung  einer  strengen  rechtlichen  und  administrativen 
Ordnung  des  Zwangsverfahrens,  auch  seiner  Kosten,  sowie  in  der 
Gewährung  genügender  Cautelen  für  die  Steuerpflichtigen  gegen 
Willkühr  und  Amtsmissbrauch  der  Erhebungs-  und  Execntionsorgane. 
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In  dieser  Hinsicht  sind  die  Bestimmungen  des  französischen  Ver- 
waltangsrechts  musterhaft.  Die  nicht  zu  leugnende  Schärfe  mancher 
einzelnen  Bestimmungen  dieses  Rechtsgebiets  ist  aber  bei  Steuern^ 
lamal  bei  directen  Steuern,  nicht  wohl  zu  vermeiden,  wenn  das 
Ziel,  der  richtige,  vollständige  und  möglichst  rechtzeitige  Steuer- 
eingang erreicht  werden  soll. 

Uebcr  die  VerorduuDg:  von  ISOO  und  die  Weiterbildung  der  bezUgÜchen  (ieset/- 
geboDg  (aber  „poursuites*')  s.  Stourm,  I.  1S2  t1'.  Für  alles  Einzelne  Pcrroux- 
Joppen,  No.  538 — 581,  auch  passim  No.  582—015,  Block  dirt.  art.  contr.  dir.  §.  2tiO 
l»ü  319;  auch  Supph^mente.  so  suppl.  gcner.  (J878 — 84),  s.  garnisairc,  p.  216.  Vigncs, 
1,  97  ff.  Für  das  Bc^chlafmahmererfahren  kommen  auch  die  Bestimmungen  des 
Coda  do  proccd.  ci?.  in  Betracht.     Im  Folgenden  nur  die  GrundzUgc  des  System:^. 

Steuerpflichtige,  welche  nach  Ablauf  des  Steuertermins,  bez. 
der  Steuerfrist,  d.  h.  10  Tage  nach  ersterem  noch  in  Rückstand 
mit  Raten  directer  Steuern  sind,  sollen  zuerst  noch  einmal  durch 
den  Stenererhcber  kostenfrei  gemahnt  werden,  und  zwar 
mindestens  8  Tage  vor  dem  ersten  Acte  des  Verfahrens,  welcher 
Kosten  machen  kann.  Blieb  diese  Mahnung  ohne  Erfolg,  so  treten 
Zwangsmaassregeln  in  gesetzlich  bestimmter  Reihenfolge  ein, 
welche  durch  Steuerexecutoren  (porteurs  de  contrainte)  ausgeführt 
werden.  Die  erste  Zwangsmaassregel  bestand  früher  in  der  Ein- 
qaartiemng  von  Steuercinliegern  (garnisaires)  in  der  Behausung  des 
rQckständigen  Steuerpflichtigen,  wobei  Kost  und  nach  einem  Tarif 
Gebühren  zu  entrichten  waren. 

Es  wurde  dabei  Collect iv -Einquartierung  i^garnison  collective),  durch  Eineu 
Einlieg-er  bei  mehreren  rückständigen  Steuerpflichtigen,  unter  Vcrtheilung  der  Kosten 
«of  diese,  fdr  höchstens  10  Tage  in  ein-  und  derselben  (iemcinde,  und  ludividual-Ein- 
•laarticniDg  (garnison  individuelle^  durch  cinon  Eiulieger  bei  Einem  Rückständigen, 
«ier  mindestens  40  Frcs.  schuldete,  und  für  höchstens  '1  Tage  unterschieden.  Das 
feDannte  Gesetz  von  1S77  hat  diese  letztere  £inri<'htung  i'ormell  und  sachlich  beseitigt 
and  aiiä  der  erstcren  eine  „Mahnung  mit  Kosten*'  gemacht,  sie  sachlich  aber  belassen. 

Die  zweite,  jetzt  dem  einzelnen  Rückständigen  gegenüber 
die  erste  Zwangsinaassregel  ist  der  Zahlungsbefehl  mit  An- 
drohung von  und  Berechtigung  zur  Beschlagnahme.  Zwischen 
dieser   und   dem  Befehl  muss  mindestens  eine  Frist   von  3  Tagen 

liegen. 

Die  Beschlagnahme  selbst  darf  nur  die  Mobilia robjectc  und  die  noch  im 
Felde  stehenden  Fruchte  <les  Steuerrestantcn  umfassen,  mit  gewissen  Aur^nahmen  in 
Betreff  einiger  nothwendiger  (iebrauchsgegenstände  und  Arbeitsguräthe.  Das  Im- 
mobiliarvermögen, im  Einzelnen  das,  was  nach  französischem  Civiirecht  darunter 
^t,  ist  von  der  Beschlagnahme  ausgeschlossen.  Die  in  Beschlag  genommenen  Objecte 
dürfen  nicht  früher,  ahs  mindestens  S  Tage  nach  der  Bi-schlagnahme  und  nur  auf 
Grund  einer  besonderen  Ermächtigung  dos  Unterpräfccten  unter  genau  im  Einzelnen 
weiter  vorgeschriebenen  Formen  un<l  Cautelen  verkauft  worden.  Haftbarkeit  der 
Steocrorheber,  im  Falle  die  letzteren  in  den  Executionsmaassregcln  Nachlässigkeiten 
oder  Verbäamnisse  begehen,  und  gewisse  Fiscalpiivilegien  sichern  ausserdem  das  hs- 
calidche  Interesse  bei  der  Erhebung  der  directen  Steuern. 

k.  Vag]i«r,  FinaniwIweniKhart.    UL  2S 
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Zu  einzelnen  weiteren  Bemerkungen  über  die  in  den  §§.  179 — 1S2  behandelten 
Punct<j  wird  sich  im  Folgenden  bei  der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern  noch  Ge- 
legenheit finden. 

§.  183.  4.  Erhebungs kosten  (i.  w.  S.).  Dieselben  zerfallen 
in  die  Veranlagungskosten  und  die  eigentlichen  Er- 
hebungskosten (i.  e.  S.). 

Zu  den  crstercn  werden  in  Frankreich  wie  in  anderen  Ländern  gewöhnlich  nur 
die  laufenden,  Jährlich  unirefähr  in  d«!mselben  Betrage  sich  wiederholenden,  ein- 
schliesslich derjenigen  Kosten,  welche  die  £?idenzhaltung  der  Kataster  betretfen, 
gerechnet.  Genauer  genommen  mtlssen  aber  die  eigentlichen  Kataster-  oder 
Katastriruugskosten  auch  dazu  gesetzt  werden,  daher  besonders  die  ersten  Kosten 
d*iT  Anlage  eines  dauernden  Katasters,  also  namentlich  des  Grandsteuer- 
katasters.  Ein  entsprechender  Zinsbeting  und  streng  genommen  ein  Amorti- 
sutions-  und  Erneu  er  ungsbetrag  von  den  Kosten  der  ersten  Katasteranlage  gehört 
daher  eigentlich  auch  zu  den  ., Veranlagungskosten**  der  directen  Steuern,  was  u.  A. 
bei  der  Vergleichung  der  gesammten  Erhebungskosten  der  verschiedenen  Steucrarten 
in  demselben  und  in  verschiedenen  Ländern  zu  beachten  ist. 

Die  laufenden  Vcranlagungskosten  lassen  sich  von  den 
Verwaltungskosten  der  sämnitlichen  Steuern  und  zum  Theil  der 
Finanzen  überhaupt,  besonders  für  den  Centraldienst,  nicht  ganz 
genau  ausscheiden.  Sie  und  die  einzelnen  Erhebungskosten  sind 
ferner  bei  dem  engen  Zusammenhang,  in  welchem  gerade  in  Frank- 
reich die  directen  Steuern,  besonders  die  vier  grossen,  stehen,  in  der 
Hauptsache  nur  im  Ganzen  für  die  unter  der  Verwaltung  der 
„Direction  der  directen  Steuern*'  stehenden  Steuern  (daher  für  die 
vier  Hauptsteuern  und  die  denselben  assimilirten  Specialtaxen)  an- 
zugeben, nicht  für  jede  einzelne  Steuer.  Da  ausserdem  auf  diesem 
Gebiete  Veränderungen  in  Einzelheiten  der  Verwaltung,  in  der 
Etatisirung  und  Verrechnung  vorzugehen  pflegen,  wie  das  auch  in 
Frankreich  geschehen  ist,  auch  die  betreffenden  Beamten,  z.  B.  die 
Steuereinnehmer  (percepteurs)  mitunter  noch  andere  Functionen 
ausüben,  so  sind  ganz  genaue  Kostenberechnungen  für  längere 
Perioden  auch  aus  den  Daten  der  Budgets  und  Etats  schwierig  und 
selbst  von  den  amtlichen  Organen  nur  mit  gewissen  Schätzungen 
für  einzelne  Posten  ausführbar.  Man  hat  es  daher  doch  nur  mit 
Näherungswerthen  zu  thun.  Soweit  die  Kosten  für  sachliche 
und  persönliche  Ausgaben  feste  sind  (fixirte  Gehalte  u.  s.  w.)  im 
Unterschied  zu  procentweisen  (wiedenim  Erhebungsdienst  der  fran- 
zösischen directen  Steuern  vorkommenden,  übrigens  nach  degressivem 
Procentsatz  normirten  Tantiemen),  stellen  sie  sich  natürlich  mit 
der  Steigerung  der  Steuererträge  relativ  günstiger,  was  man 
auch  in  Frankreich  wahrnimmt.  Da  die  Erhebung  der  Zuschläge 
für  Departemental-  und  Communalzwecke  durch  die  Staatsverwaltung 
mit  erfolgt,  so  müssen  zur  Berechnung  der  relativen  Kosten  die 
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GesammteiDnahmcii  an  dircctcn  Steuern  zum  Vergleich  gezogen 
werden. 

S.  T.  Kaufmann.  S.  200 — 2(i.'),  mit  Daten  aus  dem  Hud;?.  f.  ISSl  und  anderen 
Statut.  Daten.  Blockes  dictionn.  Art.  pcrccptcurs,  p.  14iM  ,  supid.  f^rm-r  ,  p.  .'t5t>. 
(ieDGTalinstniction  d.  Finan/min.  vom  20.  Juni  1S59.  (iesctz  vom  25.  Juli  1S79. 
dazu  Ministeriai-Yerordnanf?  vom  0.  August  IbTO  und  10.  Februar  18^0  (Ermässigung 
der  Tantit^metarife  für  die  Steuereinnehmer  vom  20.  Decemlier  1S71  und  20.  November 
1^74-.  Die  folgenden  Daten  alle  aus  dem  Rull.  Manche  verhingen  aber  zum  Vcr- 
ständniss  und  zur  Erklärunur  d«:r  Berechnunj^sweise  rine  genauere  Erläuterung,  wofür 
auf  die  angefahrten  Stellen  im  Bull,  zu  verweisen  ist.  S.  ferner  die  ziemlich  detail- 
lirte  Köstenslatistik  f.  ISOs— 18S7  in  der  Tabelle  biri  F.iure,  p.  192  If. 

Die  eigentlichen  Vt?ranlagungskosti^n  der  dircctcn  Steuern  (frais  dassiettc") 
vnrden  jungst  durch  eine  eigi;nc  umfassende  statistisrhe  Arbeit  der  (ieneraldireotion  der 
directcn  Steuern  von  1S23  an  zusammen-restellt  '.Bull.  1SS7,  XXI,  r)77  iL).  Sie  beziehen 
^ch  auf  die  festen  <iehalte  und  gewisse  Indemnitäten  im  Centnil-  und  im  äusseren 
Dienst,  auf  die  BuTcaukosteu  der  Direktoren,  die  Reisekosten  <ler  Inspertoren .  die 
beiderlei  Kosten  der  Controleure.  auf  IIilfsleistun<rcn  und  unvorhergesehene  Kosten, 
luf  Kosten  der  Katasierumschn-ibungen  (mutations),  endlich  auf  Druck-  und  Kollen- 
uifertigangä-  und  Ankundigungskosten.  Hierbei  fehlen  also  nicht  bloss  die  cigent- 
]ich*:n  Katasterkosten,  sondern  auch  alle  Kosti*n  für  di«:  an  der  Veranlagung  der 
dtrircten  Steuern  mit  theilnehmenden  Communal-,  Arrondissements-  und  Dcpartcmcnts- 
•ifgane.  die  sich  nicht  feststellen  lassen.  Auch  bcscliränkt  sich  jene  Arbeit  auf  Be- 
rechnung  der  Kosten  für  die  4  directcn  Hauptsteufm  (nebst  Zuschlägen),  einschliesslich 
der  Ronen-  und  IlandolsLimmcrabgabc,  aber  ausschliesslich  aller  Ubriicen  assimilirten 
Sp^cialtaxen.  Die  Kosten  haben  relativ  etwas  abgenommen,  absolut  sind  sie  um 
TO— ^0*/o  s«it  1S23  gestiegen.  In  Procenten  der  Hinnahmt;  waren  sie  1823  1.13, 
1S27  ond  1S2S  (Max.-  1.2:i,  ISO«  1.01,  1S71  1.00,  IbSU  0.927,,:  absolut  1823  3.90, 
lSi)9  5.S0,  1S86  7.09  Mill.  Frcs.,  die  Einnahmen  bez.  343.G,  520.2.  70S  0  Mill.  Frcs. 
Wurde  man  auch  nur  die  4%  Zinsen  der  Kosten  des  (jrundsteuerkatastcrs,  ohne 
«ioen  Ansatz  für  Amortisationskosti*n  des  Ict/tt^ren.  hinzuschlaL'-en.  mit  ca.  0  Mill.  Frcs., 
so  stiege  der  Prorentsatz  um  ca.  "/-  oder  auf  gegenwärtig  ca.  1.7  17ü- 

Die  eigentlichen  Erlicbuntrskosti'U  (i.  e.  S.)  bestehen  bei  den  directm 
St'iOeni  vornehmlich  aus  den  B4:züg«'n  der  Einnihmer  (percei)teurs\  Diese  BezUo:e 
Setzen  sich  zusammen  aus  kleineren  ffsten  Provisionen  filr  jeden  Artikel  der 
Steoerrollen  und  aus  proportionalen  Provisionen  nach  dem  Betrag  der  Hollen 
fiüDösS  eines  mit  dem  Betrage  abnehmenden  Tarifs,  wo/u  dann  noch  37o  Tantieme  vom 
Betrage  der  Gommunalauflagen,  Börsen-  und  Handel^kuinmerauflage,  von  den  assimilirten 
Taxen  nnd  den  Geldstrafen  kommen.  Die  Zahl  der  Einnehmer  ist  jet/t  5203.  Die  neuer- 
li<th*.'n  Ermässigungen  der  Proportionalprovisionon  «T^s^ebcn  sich  aus  der  Abnahme  des 
pFocentsatzes  dieser  Tantit>men  von  d«>n  zu  erhebenden  Beträgen.  Ausst^rdem  gehören 
hierher  die  Beiträge  des  Staats  zu  d«'n  Ko^t<;n  fUr  diu  Zwangsbeitreibung  (indem- 
nites  et  »ecours  aux  porteurs  de  coniraintd,  (in  den  letzten  Jahren  ca.  409,000  Frcs.), 
dann  die  Kosten  für  die  Einziehun.i;-  von  Geldstrafen  u.  dgl.  (ca.  400,000  Frcs.) 
und  Untcrsttltzungsbeiträge  filr  <li«;  Einnehmer  und  deren  Angehörige 
ca.  200.000  Frcs.\  Die  BezUge  der  Einnehmer  (excl.  derjenigen  fiir  Coni- 
aunalaaf lagen)  waren  nach  den  definitiven  Crediten  ls72  ll.*>7,  1S74  (Max.-  12.40, 
I*»75  11.S3,  1879  12,  18S4  11.70  Mill.  Frc^.  Ofler  in  Prorenten  «b^r  Summen  in  den 
Rollen  in  denselben  Jahren  bez.  2.3<^S.  2.202,  1.902,  2.00S,  1,91SVü-  wozu  «lann  noch 
':a.  45  Mill.  Frcs.  BezUge  von  Communalauf lau:en  kommen,  so  da^s  Mch  der  Procent- 
•4tz  auf  ca.  2.65  erhöht  (Bull.  XIX,  272).  Einschliis^lich  der  drei  anderen  vor- 
senannten  kleinen  Posten  (nach  Faur«*.  p.  194)  sind  demnach  die  eigentlichen  Kr- 
hcbangskostcn    ca.  12.77  Mill.   oder  ca.  2.0S,  mit  den  CommunalbezUgen  ca.  2.Sl%. 

Die  Erhebungskostcu  im  weiteren  Sinne  (Veranlagungs-  und  eigentliche 
Erhebnngskostcn) ,  aber  ohne  erstmalJL^r  Katasterkosten,  betragen  nach  <liesen  Hcrech- 
Qungen  ca.  3,  bez.  3.73  7o- 

Hiermit  stimmen  andere  amtliche  Berechnungen,  wie  sie  die  (üeucraldirection 
ii-:r  r4JIDptaMli^;  publique  von  Zeit  zu  Zeit  angestellt  liat,  ziemlich  genau  ilberein 
iBoll.  XVI,  15,  and  I,  125).     Wie  daselbst  näher  im  Einzelnen  züfermässig  begründet 

2S* 


434        ß.  B.    2.  K.   Steuerrecht.    1.  H.-A.    2.  A.    Frankreich.    §.   183,  184. 

wird,  waren   die  Erhcbungskosten  im  weiteren  Sinne  fUr  die  directen  Steuern  und 
die  anderen  grossen  Steuergnippcn  folgende  in  "/o  <^es  Ertrags: 

1828        1876       1884 

Dirocte  Steuern 5.1  3.5        3.7 

Enrcgistrement,  Stempel,  Domänen        5.2  2.5         2.2 

Zölle  und  Salz 16.2         10.2         7.7 

Indirecte  Steuern 15.0  3.7        4.0 

Bei  den  directen  Steuern  sind  hier  die  Specialtaxcn  einbegriffen,  ohne  dieselben 
stellen  sich  die  Kosten  etwas  günstiger.  So  in  1884  für  die  directen  Hauptsteuorn 
allein  (incl.  alle  Zuschläge)  auf  3.40  Vo-  Eigentliche  Veranlagungskosten  7.81,  Er- 
hebungskosten i.  e.  S.  11.40,  desgleichen  fUr  die  Com munalauf lagen  4.52,  Indemnität 
der  porteurs  de  contrainte  0.44  Mill.,  zusammen  *i4.17  Mill.  Frcs.  bei  710.44  Mill.  Frcj*. 
Ertrag.  FUr  die  assimilirten  Specialtaxen  (todte  Hand,  Bergwerke,  Wagen  und  Pferde, 
Billards,  Gesellschaften)  werden  die  Kosten  auf  1.262  Mill.  Frcs.  (594,000  für  Ver- 
waltung, 668,000  für  Erhebung)  oder  auf  5.75%  berechnet  (Ertrag  21.98  Mill.  Frc*.\ 
Die  vortreffliche  formelle  Ordnung  des  Erhebungsdienstes  der  directen 
Steuern  ergiebt  sich  aus  dem  prompten  Eingang  der  fälligen  Steuern,  aus  den 
gewöhnlich  erheblichen  Vorauszahlungen  auf  noch  nicht  fällige  Monatsraten  oder 
Zwölftel  und  aus  den  massigen  Kosten  für  die  Beitreibung  der  Kückstände. 
Auch  darüber  liegen  lehrreiche  statistische  Zusammenstellungen  vor  (so  für  1815 — 84 
im  Bull.  XVII,  142  ff.),  aus  denen  hervorgeht,  dass  bis  1850  die  Rückstände,  seitdem 
die  Vorauszahlungen  am  Jahresschluss  überwiegen,  und  in  politisch  unruhigen  Jahren 
sich  das  Verhältniss  wieder  umdreht.  So  war  in  Procenten  einer  Monatsrate 
am  Jahresschluss  rückständig  1815  87,  sich  vermindernd  bis  1824,  hier  nur  noch  6, 
l&MO  wieder  51,  1831  142,  1847  34,  1848  124,  1849  68,  1850  0,5,  1870  71, 
1S71  33%*  dagegen  anticipativ  gezahlt  1851  5,  später  meist  einige  60,  1869  62, 
1872  31,  1884  627„.  Die  Kosten  der  Eintreibung  waren  auf  1000  Frcs.  1847 
1.97,  1848  3.35,  1849  4.29,  1850  3.38,  allmählich  herab  auf  1.28—1.36  vor  dem 
letzten  Kriege,  auch  1870—71  nicht  höher,  1872  dagegen  1.91,  1881  (Min.)  1.71, 
1884  1.82  °7oo'  ^^so  durchweg  etwas  höher  als  vor  dem  Kriege,  was  doch  steigenden 
Druck  andeutet. 

2.   Die  vier  directen  Hauptsteuern, 
a.   Die  Gnindstcuer. 

Gesetzgebung  (Hauptgesetze\  Decret  vom  23.  November,  1.  December  1790; 
alle  Hauptbestimmungen  zusammenfassendes,  dadurch  formell  reclitlich  zur  definitiven 
Grundlage  gewordenes  Gesetz  v.  3.  frimaire  VII  (23.  November  179S),  zugleich  eint* 
Codification  der  Reglements  u.  dgl.  Katastergesetz  vom  15.,  25.  September  1807. 
Recueil  m6thodique  der  Gesetze,  Reglements,  Instructionen  u.  s.  w.  über  Kataster 
l^amtlich)  von  1811.  Gesetz  vom  31.  Juli  1821  (Beschränkung  des  Katasters  auf  die 
Benutzung  beider  Repartition  innerhalb  der  Gemeinde).  Gesetz  vom  29.  Juli  1881 
(Theilung  der  Grundsteuer  in  die  von  proprictcs  non  bäties  und  bäties).  —  Perroux- 
Joppen,  No.  13—10,  160—204,  359—409.  Block,  dict.  Art.  cadastre  u.  contrib. 
directes. 

Literatur.  Bibliographie  eb.  p.  309,  673.  Stourm.  I,  eh.  5  u.  6  (p.  124 
bis  220):  Vignes,  I,  25—39;  v.  Hock,  S.  138—144;  v.  Kaufmann,  S.  165  bis 
194.  Statistik  u.  dgl.  bes.  im  Bull.,  so  über  den  „livre  terrier  du  cadastre"  XVII, 
613;  Enquete  von  1851  über  Grundeinkünfte,  VI,  110,  185,  248;  neuste  Eaquittc  von 
1880  ff.,  VI,  70,  317,  XIII,  129,  283,  419,  576,  685,  XrV\  35,  XVI,  273.  Ferner 
XIII.  416  (Theilung  der  Grundsteuer)  u.  a.  m. 

Ueber  die  moderne  Grundsteuer  überhaupt  s.  m e  1  n e n  Aufsatz  in  Schöuberg's 
Handbuch,  2.  Aufl.,  III,  230—250. 

§.  184.  1.  Character,  Repartition  und  locale  Contin- 
gente.  Die  französische  Grundsteuer  ist  eine  allgemeine  Er- 
tragssteuer des  gesammten  Grund  und  Bodens,  ein- 
schliesslich desjenigen ,   auf  welchem  Gebäude  errichtet  sind  ^  und 
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zwar  nach  dem  Princip  der  KepartitionsHteuer  und  des 
Parcellar-Reinertragskatasters.  Sie  trifft  ausserdem  die 
Gebäude  auch  nach  ihrem  Ertrage,  enthUit  also  in  doppelter 
Hinsicht  eine  Gebäudesteuer  in  sieh  (§.  187). 

Nach  der  ursprÜDglichen  Idee  der  Gesetzgebung  in  der 
ReYolationszeit  sollte  sie,  wie  bemerkt  (§.  168j,  die  hauptsächliche 
directe  Steuer  sein  und  an  die  Stelle  der  aufgehobenen  Steuern  des 
ancien  regime,  besonders  der  Taille,  Zwanzigsten,  Kopfsteuer,  auch 
der  Zehnten  treten.  Im  Unterschied  von  diesen  älteren  directen 
Steuern  sollte  sie  nach  dem  ersten  Ilauptgesetz  vom  1.  December 
1790  nur  keinerlei  reale  und  personale  Exemtionen  gestatten, 
möglichst  genau  und  gleichmässig  den  Keinertrng  des  Bodens, 
d.  h.  denjenigen  Theil  des  Rohertrags,  welcher  „nach  Abzug  von 
Cnltnr-,  Saat-,  Ernte-  und  Unterhaltungskosten  übrig  bleibe'^ 
treffen,  im  Steuersoll  jährlich  nach  dem  Bedarf  festgestellt,  zunächst 
auf  240  Mill.  L.,  und  diese  Summe  dann  nach  dem  Reinertrag  auf 
die  einzelnen  Verwaltungsabtheilungen  des  Staatsgebiets  bis  herab 
auf  die  Gemeinden  und  schliesslich  auf  die  einzelnen  Grund- 
besitzungen, daher  als  Repartitionssteuer,  aufgetheilt  werden.  Die 
Principien  der  „Allgemeinheit"  und  „Gleichmässigkeit",  die  „staats- 
bürgerlichen Gerechtigkeitsprincipien",  diejenigen  der  „Wahl  der 
richtigen  Steuerquelle",  nämlich  des  als  eiuzelwirthschaftlicher  Rein- 
ertrag vom  Gesetz  bestimmten  Theils  des  Rohertrags,  und  der 
„Wahl  der  richtigen  Steuerart",  der  Steuer  vom  Bodenreinertrag, 
auch  der  Grundsatz  der  „festen  Bestimmtheit"  waren  so  der  Leit- 
stern, während  in  der  Festsetzung  des  erforderlichen  Steuersolls 
das  finanzielle  oder  Staatsinteresse,  dem  „finanzpolitischen"  Princip 
der  Besteuerung  gemäss,  wahrgenommen  wurde  (Fin.  II,  S.  220 
bis  360).  Die  Feststellung  eines  individuellen  Steuermaximums 
(V/3  vom  Reinertrag,  später  V.;)y  iß  dem  Sinne,  dass  ein  Grund- 
besitzer, welcher  durch  die  aufgelegte  Repartitions(iuote  mehr  als 
diesen  Satz  hätte  zahlen  müssen,  eine  entsprechende  Ermässigung 
verlangen  konnte,  sollte  vor  übermässigem  Steuerdruck  schützen. 
Diese  Bestimmung  ist  jedoch ,  ohne  formell  aufgehoben  worden  zu 
sein,  ein  todter  Buchstabe  geblieben. 

Die  allgemeine  Beurtheilung  dieser  so  geplanten  Grundsteuer 
unterbleibt  hier,  da  es  sich  dabei  um  das  allgemeine  Grundsteuer- 
problem, nicht  um  eine  specifisch  französische  steuerpolitische  und 
-technische  Frage  handeln  würde.  Giebt  man  einmal  die  Berechtigung 
der  Ertragsstenem  überhaupt  und  der  Grundsteuer  insbesondere  im 
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modernen  Steuersystem,  ferner  auch  die  Berechtigung  zu,  die  Grund- 
steuer durch  die  Höhe  ihres  Fusses  in  dem  Maasse,  wie  in  Frank- 
reich, ergiebig  zu  machen,  so  entsprach  der  französische  Reform- 
plan mit  der  Grundsteuer  den  Forderungen  richtiger  Steuerpolitik. 

Aber  man  unterschätzte  von  vornherein  die  enormen  tech- 
nischen Schwierigkeiten  der  erforderlichen  ordentlichea 
Bodenkatastrirung,  nach  der  eine  solche  Grundsteuer  allein 
richtig  durchzufuhten  ist.  Die  Geschichte  dieser  französischen 
Steuer  hat  den  Beweis  geliefert,  dass  auch  das  richtig  gestellte 
Grundsteuerproblem  schlechterdings  nur  sehr  mangelhaft  gelöst 
werden  kann.  Namentlich  das  Hauptziel,  die  gleichmässige 
Besteuerung  des  Bodenreinertrags,  ist  trotz  aller  Bemühungen  und 
Kosten  nicht  entfernt  genügend  erreicht  worden. 

Hierzu  kam  dann  noch  eine  besondere  Schwierigkeit  in  den 
damaligen  Verhältnissen  Frankreichs,  welche  man  gleichfalls  von 
vornherein  nicht  gebührend  gewürdigt  hat.  Die  Erhebung  einer 
solchen  neuen  Grundsteuer  hätte  die  vorausgehende  gelungene 
Bodenkatastrirung  bedingt,  um  alsdann  erst  die  Repartition  der 
aufzubringenden  Steuersumme  richtig  durchführen  zu  können. 
Allein  eine  solche  Katastrirung  war  in  einem  grossen  Staate  ein 
langwieriges  und  kostspieliges  Werk.  Man  fasste  sie  zwar  gleich 
Anfangs  ins  Auge,  gelangte  aber  in  der  Revolutionszeit  lange  nicht 
einmal  zur  endgiltigen  Wahl  des  Katasterprincips,  und  als  dies  dann 
im  Princip  des  Parcellarkatasters  angenommen  war  (1807), 
dauerte  die  Ausführung  des  Katasterwerks  noch  manche  Jahrzehnte. 
Natürlich  konnte  die  Staatscasse  nicht  auf  den  Ertrag  der  neuen 
Steuer  warten,  nachdem  man  einmal  tibereilt  die  alten  Steuern  der 
früheren  Periode  aufgehoben  hatte.  So  half  man  sich  mit  dem  in 
solcher  Lage  unvermeidlichen,  aber  au  sich  unrichtigen  Auskunfts- 
mittel, im  Wesentlichen  doch  nach  den  alten  Katastern 
und  nach  den  Erträgen  der  zu  ersetzenden  Steuern 
mit  gewissen  angemessen  erscheinenden  Umänderungen 
die  Steuersumme  zu  vertheilen  und  so  die  Steuercontin- 
gente  der  neuen  Verwaltungsabtheilungen,  der  Departements, 
Arrondissements  und  Gemeinden  zu  bilden. 

Als  sich  diese  Kepartition  dann  vielfach  unzulänglich,  namentlich  ungleich- 
massig  erwies  und  auch  die  allmählich  fertig  werdenden  Katastercrgobnisse  solche 
Un^leichmässigkeiten  in  der  Steuerbelastung  der  verschiedenen  LandestheÜe  zeigten, 
ei-öchienen  Veränderungen  der  Repartition  geboten,  wurden  von  d<m  überlasteten  oder 
sich  für  überlastet  haltenden  Landcäthcilen  eifrig  verlangt,  auch  von  Regierung  und 
Parlament  öfters  erwogen  und  mehrmals  vorgenommen.  Allein  ein  sicherer  Maass- 
stab  dafür  fehlte.     Nach   mehr  oder  weniger  zuverlässigen  Anhaltspuncten  erwog 
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oder  traf  man  AenderoDgen,   wohl  in  der  gc))Otcncn  Richtung,  aber  ohne  genugendo 
(iewidsbeit  des  richtigen  Maasses. 

Nach  Vollendang  des  Katasters  hätte  es  dann  nahe  gelegen, 
wie  die  Individaalrepartition  in  den  Gemeinden,  welche  so 
gescbiehti  so  auch  die  Feststellung  der  Gemeinde-,  Arrondissements- 
nnd  Departementscontingente  nach  dem  Kataster  vorzunehmen. 
Allein  die  Ergebnisse  der  Ertrags-Katastrirung  konnten  datlir  wieder 
nicht  als  zuverlässig  genug  gelten  und  die  Veränderungen  der 
Contingente,  welche  bei  diesem  Vorgehen  hätten  stattfinden  müssen, 
erschienen  gegenüber  der  bereits  wieder  eingebürgerten  bisherigen 
Repartition  —  ein  Analogon  zu  den  ehemaligen  Steuercontingenteu 
des  ständischen  Staats  (s.  z.  ß.  §.  47  oben),  wo  jede  einmal  ein- 
gebürgerte Repartition  auch  immer  bald  als  „wohlerworbenes 
Recht''  der  Interessenten  und  jede  Veränderung  daran  als  Ver- 
letzung dieses  „Rechts''  galt  —  zu  einschneidend,  um  sie  zumal 
bei  der  zweifelhaften  Brauchbarkeit  der  Katastrirungen  für  eine 
gleichmässige  Einschätzung,  vornehmen  zu  dürfen.  So  ist  es  denn 
im  Wesentlichen  beim  Alten  geblieben  und  das  vollendete 
Kataster  wird  für  die  Feststellung  der  localen  Gontin- 
gente,  der  Gemeinden,  Arrondissements  und  Departe- 
ments nicht  benutzt. 

Ohne  umfassende  und  eingreifende,  auch  in  nicht  zu  langen 
Perioden  erfolgende  Revisionen,  wie  sie  das  französische  Gesetz 
zwar  in  Aussicht  nimmt,  aber  nicht  durchgeführt  hat,  muss  ohne- 
dem selbst  eine  anfänglich  gelungene  und  gleichmässige  Katastrirung, 
zumal  der  Erträge  (aber  auch  der  Grundwcrthe)  im  Laufe  der  Zeit 
and  vollends  unter  den  gegenwärtigen  so  rasch  wechselnden 
ökonomischen,  technischen  und  Conimunicationsverhältnisseu  immer 
wieder  bald  unrichtig  und  gegenüber  den  Thatsachen  der  Wirklich- 
keit local   in   ganz   verschiedenem   Grade  unglcichmässig  werden. 

Fehlt  es  zu  der  genauen  Ikmessung  dieser  Veränderungen  auch  wieder  au 
völlig  znTerlässigen  Anhaltspuncten ,  so  kann  man  doch  die  ungefähre  Ungleich- 
mäsäigkeit  der  Entwicklung  feststellen.  In  Frankreich  sind  reichliche  Erfahrungen 
in  ditiäcr  Hinsicht  gemacht  worden,  welch«;  die  Grundstcucrkatastrirung  im  Ganzen 
ungünstig  beurtheilen  lassen,  und  zwar  nicht,  wegen  eines  falschen  Princips  oder 
maDgelhafter  Durchfuhrung  der  Arbeiten,  sondern  wegen  solcher  Verhältnisse,  die  im 
Wesen  der  Sache,  im  Problem  selbst,  liegen.  Auch  die  geraume  Zeit, 
welche  die  Katastrirung  eines  grossen  Landes  erheischt,  und  die  unvermeidliche, 
schon  anfängliche  Ungleichmässigkeit  in  der  Ausfuhrung  der  Arbeiten,  bei 
den  Bonitirungen,  Ertragsschätzungen  u.  s.  w.,  betlingen  neue  grosse  Mängel,  derent- 
wegen auch  gleich  nach  Vollendung  eines  solchen  Katasters  die  Ergebnisse  desselben 
angleichmäüsig  sind,  wie  sich  in  Frankreich  ebenfalls  gezeigt  hat. 

Einige  specitische  Mängel  der  französischen  Grundsteuer  er- 
klären sich  allerdings  aus  dem  Princip  des  ParccUarkatasters  und 


438        6-  B.    2.  K.   Steuerrecht.    1.  H.-A.    2.  A.    Franlireich.   §.  184,  185. 

des  Ertragskatasters.  Aber  zur  Wahl  dieser  beiden  Kataster- 
principien  statt  eines  Guts-  und  eines  Werthkatasters  war  man,  in 
einem  grösseren  Lande  zumal,  doch  wohl  mit  Recht  gelangt,  in 
BetreflF  des  ersteren  Princips  auch  nach  vergeblichen  anderweiten 
Versuchen  (§.  186).  Bei  den  genannten  beiden  anderen  Kataster- 
principien  wären  die  Fehlerquellen  wohl  noch  reichlicher  geflossen, 
und  für  genügende  Werthkatastrirung  würde  es  auch  vermuthlich 
an  brauchbarem  Material  in  Kaufpreisen  u.  dgl.  mehr  gefehlt 
haben  (§.  190). 

PrU  fangen  der  Ergebnisse  des  Parcellar  -  Ertragskatasters  an  Kauf-  und 
Pachtpreisen  und  an  Daten  aus  Grundcreditgeschäftcu  u.  s.  w.  sind  wiederholt 
erfolgt:  und  danach  sind  Kectificationen  der  Contingentc  vorgeschlagen  und  zum 
Theil  ausgefülirt  worden.  Aber  die  Frage  blieb  und  bleibt  auch  hier  immer  wieder: 
ob,  wie  weit,  wann,  wo  man  mit  Zuverlässigkeit  nach  solchen  Daten  aus  dem 
Yerkehrsleben  selbst  die  Gleichmässigkeit  der  Grundsteuer  verbürgen  kann. 
Eben  dieser  berechtigte  Zweifel  stellt  sich  auch  immer  grösseren  und  allgemeineren 
Veränderungen  einer  einmal  bestehenden  Grundsteuer- Rcpartition  entgegen:  es  ist 
eben  fraglich,  wie  weit  diese  Veränderungen  wirklich  wahre  „Kectificationen" 
sein  wUi^en.  Noch  jüngst  hat  eine  französische  Enquete  fUr  die  Frage  der  Reparti- 
tions- Veränderung  viel  interessantes  Material  hervorgefördert.  (Einige  Daten  daraus 
im  folgenden  Paragraphen).  Aber  der  Benutzung  desselben  far  den  practischen  Zweck 
selbst  steht  man  doch  mit  Recht  sehr  zaghaft  gegenüber.  Das  Bedenken,  dass  eine 
grössere  Veränderung  der  Contingcnte  zudem  leicht  mehr  oder  weniger  auf  den  Bodo  n- 
werth  selbst  einwirken  könne,  verlangt  dabei  ausserdem  seine  Beachtung  und  recht- 
fertigt neues  Zögern  mit  oder  selbst  Abstehen  von  einer  Rectification  der  alten 
Contingeute. 

§.  185.  Alle  diese  Verhältnisse  erklären  einige  zunächst  auf- 
fällige Thatsachen  der  Geschichte  der  modernen  französischen 
Grundsteuer,  Thatsachen,  von  welchen  die  Finanzwissenschaü;  für 
ihre  Stellung  zur  Grundsteuer  überhaupt  Act  zu  nehmen  hat. 

So  hat  die  ursprüngliche  Hauptsumme  (principal)  des 
Grundsteuercontingents  des  ganzen  Staats  erhebliche  Herab- 
setzungen erfahren,  weil  man  auf  diese  Weise  noch  am  Besten 
die  geboten  erscheinenden  Erleichterungen  einiger  Landestheile 
glaubte  herbeiführen  zu  können  und  eben  nicht  wagte,  dem  Wesen 
der  Repartitionssteucr  gemäss,  die  so  abgenommenen  Summen 
auf  die  anderen  Landestheile  aufzulegen.  Auf  diese  Weise  ist  das 
Principalcontingent  seit  geraumer  Zeit  (1821)  aber  im  Wesent- 
lichen thatsächlich  stabil  geworden,  gegen  die  Natur  jeder  Steuer, 
auch  gegen  die  ursprüngliche  Absicht  des  Gesetzgebers  und  im 
vollen  Gegensatz  zur  Entwicklung  des  französischen  Steuerbedarfs 
und  der  meisten  übrigen,  besonders  der  indirecten  Verbrauchs-  und 
der  Verkehrssteuern,  aber  auch  der  Patentsteuer,  zu  welchen  allen 
die  Grundsteuer  daher  immer  mehr  in  ein  Missverhältniss  ge- 
kommen ist. 
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Mehrfach  haben  zvar  Zuschläge  zur  Grundsteuer  in  rerschiedeiier  Höhe  und 
Zeitdauer  auch  für  allgemeine  Staatszweckc  stattgefundcii.  Aber  die  wenigstens 
hicrdarch  bedingte  Veränderlichkeit  der  Grundsteuer  ist  mit  dem  nunmehr  seit  lange 
definitiven  Wegfall  dieser  Zuschläge,  seit  1S51,  verschwunden.  Allerdings  mit  unter 
Einwirkung  politischer  Interessen,  aber  doch  auch  in  der  Einsicht,  dass  eine  so 
Qüglcichmässig  rertheilte  Steuer,  wie  die  französische  Grundsteuer,  durch  solche 
Zuschläfre  für  allgemeine  Staatszwrcke  vollends  unirlcich massig  wird.  Mit  der 
factischen  Stabilität  verliert  sich  aber  b<;i  einer  solchen  Steuer  der  eigentliche 
Steuercharacter  allmählich  und  tritt  derjenige  einer  Keallast  hervor,  selbst  bei  dem 
französischen  Repartitionsprincii).  Nur  dor  Cinstand,  dass  die  französische  Grund- 
steuer auch  mit  Zuschlägen  für  Departemental-  und  Communalzwecke 
bole^  wird  und  dass  diese  wechseln  und  im  Allgemeinen  steigen,  verhindert 
die  volle  HinUbcrbildnng  der  (irundsteuer  zu  einer  Hcallast. 

Das  ursprünglich  nach  einer  freilich  sehr  unsicheren  statistischen  Schätzung  dos 
Boden-Reinertrags  von  1200,  dann  von  1440  Mill.  Livres  auf  '/.,,  bez.  auf  ^'ü  hiervon, 
daher  auf  240  Mill.  Livres  festgesetzte  Principalcontingent  wurde  wegen  der 
Kepartition,  die  man  doch  nicht  vom  (irund  aus  umzuändern  wagte,  zunächst  um 
:!].941,000  Frcs.  im  Jahre  1797  herab^^esetzt ,  wobei  die  für  überlastet  geltenden 
D(;partement?  Ermässisrungen  von  25 — 12"'y,  die  für  richtig  l>clegt  geltenden  solche 
von  10%,  die  für  bisher  begünstigt  gehenden  solche  von  9 — 1%  erhielten  (Gesetz 
r.  IS.  Prärial  V.  oder  0.  Juni  1797)  Eine  neue,  aber  für  alle  I)ei>artements  gleiche 
Ermässigung  um  10,902,945  Frcs.  erfoljjte  schon  durch  Gesetz  v.  9.  Vendem.  VI. 
Bald  darauf  wurden  die  bisher  mit  besteuerten  und  übermässig  belasteten  National- 
piter,  welche  keinen  Ertrag  gaben,  steuerfrei,  wodurch  17,659,550  Frcs.  von  dem 
Contingente  fortfielen.  Der  Haupttheil  davon,  1()  Mill.,  wurde  wieder  zu  Entlastungen 
Dich  einer  für  die  als  überlastet  geltenden  Departements  progressiv  )?ünstiger  werdenden 
Scala  benutzt  (Gesetz  v.  7.  Brum.  VII.  oder  2h.  October  17!»^).  Eine  ahnliche  Maass- 
rcgel war  die  Befreiung  der  Staatswälder  von  der  Grundsteuer  (Gesetz  v.  19.  Vent.  IX. 
oder  10.  März  ISOl)  und  die  Entlastung  einer  Anzahl  überbürdeter  Departements  um 
einen  hierdurch  frei  werdenden  Betrag  von  li, 192,300  Frcs.  Weiten^  Verminderungen 
crfolctcn  1S04  um  S,434,000,  1S05  um  3.092,000,  1^19  um  3,97^,000,  1S21  (Gesetz 
V.  31.  Juli)  um  13,446,123  Frcs  ,  welche  in  verschiedener  Weise  den  Departements 
irot  gebracht  wurden,  theils  in  höherem  Maasse  «len  überlasteten,  th«'ils  irleichmässig 
allen.  So  stellte  sich  das  Principah-ontingent  seit  lb21  auf  154,681,351  Frcs.  und 
ist  seitdem  im  Wesentlichen  so  geblieben,  indem  es  nämlich  nur  durch  den  gesetz- 
lichen Zutritt  zur  und  Austritt  von  (irundstücktsi  aus  der  SteuerpÜichtigkeit  kleinere 
Aenderungen,  etwas  erheblichere  nur  in  Betreu'  der  Steuer  von  „bebauten  Grund- 
stücken** erleidet.  (Alle  Daten  auf  «len  Umfang  Frankreichs  von  Ibl5  bezoiron,  die 
obigen  meist  nach  Stourm,  I,  201 — 210.  S.  auch  Su«lre,  I,  309,  359,  Vigues. 
I.  31\  Nach  endgiltiger  Aufhobung  der  17*^,,  Zu-ichliige  für  allijemeine  Staatszwecke 
zur  Grundsteuer  von  1^51  an  durch  (jesetz  vuui  14.  August  1!^0  i^t  das  (irund- 
steuer-Principalcontingent  des  Staats  nur  nuch  mit  kleinen  Zuschlagen  für  Ausfälle 
und  Aushilfen  belegt.  Einschliesslich  dieser  Zuschläge  betrug  es  1S51  163.S9, 
1S70  n5.sK  1S71  nachdem  Verlust  von  Elsass- Lothringen  171.05,  lsS5  Is  1.40  Mill.  Frcs. 
«Bull.  XX,  220).  also  für  das  heutijre  Frankreich  nur  etwa  V4  der  ursprunglichen 
Summe  ?on  240  Mill.  Dazu  traten  :iber  allcrdins:s  DepartemeuUd  -  und  Communal- 
Zuichläge  1S38  mit  70.87,  1S51  mit  U6  29.  1^70  mit  146.52,  lss5  mit  192.0S  Mill.  Frcs. 
(BulL  eb.),  so  dass  die  Entlastungen  seitens  des  Staats  durch  diese  Zuschläc:e  drei- 
fach übertroffen  werden. 

Abgesehen  von  den  erwähnten  Veränderungen  der  Kepartition, 
welche  auch  doch  wieder  unvermeidlich  etwas  willktthrlich  erfolgten, 
ist  demnach  die  ursprüngliche  Kepartition  von  1791  bis 
heute  verblieben.  Damit  hat  man  aber  eigentlich  nur  die 
Ungleichmässigkeiten  der  Besteuerung  des  ancien  regime 
bis  in  die  Gegenwart  hinein  erhalten. 

Man  kann  u.  A.  in  den  überlasteten  und  unterlasteten  Departemental -Grappw 
noch  jetzt  die  alte  Eintheilung  Frankreichs  in  pays  d'dection  und  pays  d'ötats  wieder  , 


440  ß.  B.    2.  K.   Steuerrecht.    1.  H.-A.   2.  A.   Frankreich.    §.  185. 

finden,   so    dass   auch    hier   das   ,,AItc''    unter   dünner   Tünche   des  „Neuen"   liegt. 
(Stourui,  I,  212,  nach  den  parlamentarischen  Berichten  und  Debatten  rou  1S21). 

Dreimal,  1818—1821,  1851—54  und  1879—83,  sind  grosse 
Enqueten  über  das  Grundeigenthnm  (insbesondere  das  „nicht  be- 
baute'*, d.  h.  im  Wesentlichen  das  landwirthschaftliche),  seine  Er- 
träge und  seine  Steuerbelastung  angestellt  worden,  um  das  Ver- 
hältniss  der  bestehenden  Besteuerung  zu  den  „wirklichen'^  Er- 
trägen, bez.  den  dafür  geltenden,  aus  Kauf-  und  Pachtpreisen 
u.  dgl.  m.  ermittelten,  zu  bestimmen  und  eventuell  eine  sichere 
Grundlage  für  eine  neue  Repartition  oder  Feststellung  der  localen 
Contingente  zu  gewinnen.  Aber  trotzdem  diese  Untersuchungen 
kaum  denkbare  Ungleichmlissigkeiten  der  Belastung  ergeben  haben, 
hat  man  doch  nur  in  ganz  beschränktem  Maasse  die  Ergebnisse 
der  ersten  Enquete  von  1818  ff.  zu  einer  Veränderung  der  Repartition 
benutzt  (1821).  In  dem  Dilemma,  dort  ermässigen  und  hier  erhöhen 
zu  sollen,  wagte  man  nur  Ersteres  zu  thun,  und  in  geringerem 
Grade,  als  es  den  Untersuchungsergebnissen  entsprochen  hätte. 
Das  wird  nach  dem  oben  Gesagten  auch  immer  wieder  begreiflich. 
Nach  der  Natur  der  Sache  konnte  den  „Ergebnissen"  eben  doch 
auch  keine  volle  Richtigkeit  beigemessen  werden.  Der  Vergleich 
der  Ertragsschätzungen  des  Katasters  mit  den  Kauf-  nnd  Pacht- 
preisen und  den  Daten  anderer  Rechtsgeschäfte  ist  gewiss  inter- 
essant und  giebt  gute  Fingerzeige  für  Aenderungen.  Aber  eine 
sichere  Grundlage  ftlr  Repartition  und  Katasterrectification  geben 
eben  auch  die  Kauf-  und  Pachtpreise  u.  s.  w.  nicht. 

S.  bes.  Stourm,  I»  211  fl'.,  von  Hock.  S.  142,  y.  Kaufmann,  S.  177  fl. 
(mit  vielen  Daten  aus  den  Enqueten).  BuU.  VI,  HO,  1S5,  248  über  die  Unter- 
suchung von  1851  if.  (der  resumirende  Bericht  von  Vandal,  auf  den  schon  Hock 
Bezug  nimmt;  der  ein/Jge  von  86  Handschrift- Bänden  der  Enqudte,  welcher  dem 
Brande  des  Finanzministeriums  1871  entgangen  ist).  Ueber  die  neueste  Unter- 
suchung von  1S80  ff.  s.  Bull,  an  den  oben  S.  434  genannten  Stellen,  höchst  reich- 
haltige nnd  interessante  Materialien.    Nur  hieraus  einige  Daten. 

Die  neue  Abschätzung  des  Ertrags  der  „nicht  bebauten''  Grundstücke,  nach  den 
(icsetzen  vom  3.  August  1S75  und  i).  August  1879,  erfolgte  nach  einer  umfassenden 
Instruction  (s.  dieselbe  im  Bull.  VI,  317).  Der  Katastralrcinertrag  von  805.04  MiU.  Frcb. 
und  der  eingeschätzte  Ertrag  um  1851  von  1824.19  MiU.  Frcs.  wurde  nach  der  neuen 
Abschätzung  von  1880  tf.  auf  2045.51  Mill.  Frcs.,  der  Verkauüswerth  dafür  auf 
91.58  Milliarden  Frcs.  (Bull.  XIII,  130)  veranschlagt,  also  der  Ertrag  auf  mehr  als 
das  Dreifache  do-s  ersteren  und  um  45%  lOß^^r  ^^^  ^^r  zweite,  wobei  aUerdings 
1879  die  von  Italien  abgetretenen  Gebiete  eingerechnet  sind,  die  1851  fehlen,  was 
aber  das  Ergebniss  wenig  verändert  (Im  Katasterertrag  sind  diese  Gebiete  einge- 
schlossen). Zu  der  Ertragssteigerung  hat  die  Ertragserhöhung  der  einzelnen  Cultur- 
arton,  auch  der  üebergang  von  Grundstücken  in  höhere  Culturarten,  bes.  die  Ver- 
wandlung von  Haide  und  Weiden  in  Ackerland,  Wiesen  und  andere  Culturclassen  bei- 
getragen (Bull.  Xni,  130,  nach  Depart.  eb.  282  ff.).  Diese  Ertragssteigerung  läuft 
auf  eine  Verminderung  der  Steuer  hinaus,  in  Betreff  des  Principals  auf  weniger 
als  V»«  clie  Fortbewegung  in  der  seit  1791  beständig  zu  verfolgenden  Richtung.  Der 
ursprungliche  (geplante)  Steuersatz  des  Principab  von  20,  bez.  16.677o  ^^  ^^^  ganze 


Grandstoaer.    Dugleichmääsigkeit  derselben. 


441 


Grandstciicr  (incl.  ,«bebauto''  Grundstücke),  der  durch  die  bis  1S21  erfolgten  Steuer- 
ermässigQDgen  schon  auf  ca.  13  9,  bez.  10.7  gefallen  war,  ist  durch  eine  solche  £r- 
tnigscntwicUuDg  auf  jetzt  etwa  4  Vu  (iuim^r  nur  für  das  Principal)  gesunken.  (Siehe 
auch.  T.  Kaufmann,  S.  ISS  u.  fl.).  Bei  den  „nicht  bebauten''  (irundstucken  allein 
war  der  Steuersatz  nach  dem  Kataster  ll.Tt).  nach  der  Einschätzung  in  der  Knquete 
?on  1851  6.44,  nach  der  von  1S79  4.49%  '^Bull.  XIV,  43,  wiederum  1S79  incl. 
italienische  Departements,  was  aber  auch  hier  auf  die  Durchschnittszahl  ohne  sonder- 
lichen EinÜuss  ist.  Die  ehemaligen  elsass-lothringischen  Departements  sind  in  diesen 
und  den  obigen  Zahlen  abgerechnet).  Ein  gutes  Beispiel  der  allmühliclien  Erleichterung 
und  Quasi -Abwälzung  einer  stabilen  Grundsteuer  durch  die  Ertragssteigerung,  welche 
letztere  freilich  wieder  die  manbigfachsten  Ursachen  hat,  eine  davon  auch  in  der 
Preissteigerung  der  Producte.    (Fin.  II.  S.  273). 

Allein  diese  Entwicklung  ist  eben,  wie  vorauszusehen  war  und  durch  die  Er- 
gebnisse der  Untersuchungen  von  1S51  und  1S79  Überall  bestätigt  worden  ist,  ganz 
ungleichmässig  nach  Culturarten  und  Landestheilcn  erfolgt,  so  gegen  die 
Katastralschätzungen  bis  1S51  und  wieder  gegen  die  Einschätzungen  von  1851  bis 
1S79.  Gerade  dadurch  ist  die  (irundstcuer  selbst  eine  immer  ungleichmässigere  Last 
geworden.  Das  Maass  dieser  Ungleichmässigkeit  ist  in  der  Enqu«';te  von  ISSO  auf 
mancherlei  verschiedene  Weise  berechnet  worden  (s.  die  angeführten  Stellen  im  Bull.). 
Bei  den  Gulturgruppen  für  den  ganzen  Staat  ergab  sich  Folgendes  (Bull.  XIII, 

5S3;  XIV,  36). 

isjl  IbSO  4-ud.— «0.   %  d.  Principtl« 

Ertrag  \k  Ilei't.  in  Frcs.  d.  Gmndsi.  nach 

.Sch&izangT.1879 

Grundstücke  höherer  Art  (Gärten  cto  119.61  166.06  4-38.0  4.30 
Ackerland  u.  ihm  gleichgestelltes  (auch 

Boden  der  Häuser)    ......  42.49  56.74  -|-33.5  4.64 

Wiesen  n.  dg! 72.60  96.67  -r33.1  4.69 

Weioland 69.38  129.95  +87.3  2.95 

Waldangen 20.18  22.50  -fll.5  5.26 

Weiden,  Haidc  u.  s.  w 4.64  6.12  +31.8  5.12 

Venjcbiedene  Culturen 49.10  42.61  —13.2  4.73 

AUgcm.  Durchschnitt :58.01  52.87  -\  38.9  4.49 

Etwas  abweichende  Ergebnisse  nach  dem  Vergleich  der  Verkaufs wcrtho. 
Per  Hectar  waren  diese  von  1851 — 53  bis  1879— S3  um  43.45%  gestiegen,  im  ganzen 
Staate  und  bei  allen  Culturen  im  Durclischnitt,  mit  Dilferenzen  n<icli  Departements 
von  -(-  140.70  Vo  J™  Maximum  im  Departement  AUier  (abgesehen  vom  Seinedepartement, 
wo  die  Steigerung  auf  1373.12%  berechnet  wird)  und  +0.96%  i"  Vaucluse  im 
Minimum,  bez.  sogar  neben  einer  Abnahme  in  5  Departements  von  im  Maximum 
15.38%  (Ober-Alpen).     (BuU.  XIII.  584  IL). 

Eine  „Ausgleichung**  des  Principals  der  Departemental-Contingente  nach 
der  Einschätzung  von  1879  wurde  für  die  „nicht  bebauten"  (irundstUckc  gegenüber 
der  jetzigen  Repartition  zur  Aufbrin«^ung  des  bestehenden  (lesammtcontingents  von 
118,853,588  Frcs.  eine  Mehrbelastung  von  41  Departements  um  11.157,464  Frcs.  und 
eine  Minderbelastung  von  47  Departements  um  den  gleichen  Betrag  bedingt  haben. 
Die  Mehrbelastung  betrüge  im  Maximum  374.0S%  (Corsica)  und  7t).72"'^o  (Aude), 
im  Minimum  0  39%  (Loire),  die  Minderbolastung  im  Maximum  37.71  (Oberalpen), 
im  Minimum  0.61%  (Loire  et  Chcr)  und  die  verschiedensten  Sätze  in  den  dazwischen 
liegenden  Fällen  (Bull.  Xtll.  585  ff.,  XVI,  37  ff.). 

Bertlcksichtigt  mau  vollends  nur  die  P2xtreme,  t>o  fand  man  schon  1851  die 
Minimalbelastung  eines  ganzen  Departements  durch  die  (irundsteucr  (principal)  mit 
.•i.SO,  die  Maximalbelastung  .jüit  9.18%,  also  wie  1  :  2.42  (Bull.  XIV,  40).  Nach  der 
En«|U»>tc  von  1874  stellten  sich  die  Extreme  noch  stärker  heraus,  nämlich  folgender- 
maassen  (Tabelle  XXXI,  Bull.  XIV,  40)  nach  (Jcbietsabtheilungcn ,  in  Proc^ntcn  der 
drundatcuer  vom  „wirklichen'*  Ertrag. 

(iemcindcn.         Cantone.        Arrondissem.     Departem. 

(     0.19  1.00  0.74  0.95 

.  .^..   .      ,u  1    *  '».17  1.26  1.40  2.50 

4  Mmimalbclastunj^en      .     .     \     .....  .  ....  .  _.  .,  J;. 

^  *      0..)9  1.d()  1.74  2..'SS 

9.5S  1.54  1.91  2.60 
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Gemeinden. 

CaDtouc. 

Arrondissem. 

Dopart< 

(  20.76 

10.32 

7.67 

6.47 

1  22.57 

10.32 

7.82 

6.67 

1   29.59 

11.25 

8.06 

6.80 

l  30.03 

15.57 

9.47 

7.21 

158.1 

15.6 

12.8 

7.6 

4  Maximalbelastungt/n    .     .     . 

Verh.  V.  Miu.  zu  Max.  wie     1 
Verb,   des  höchsten   Minimum 
zum  niedersten  Maximum    1  :     35.8  6.7  4.0  2.5 

Man  sieht:  Hock 's  Wort  vor  30  Jahren  (Fin.  Frankreichs,  S.  142),  man  sei 
Uberzeujjt,  „es  gäbe  Departements,  die  27^  Mal.  und  Gemeindon,  die  10  Mal  so  hoch 
als  andere  besteuert  sind",  bezeichnet  jetzt  schon  bei  Weitem  nicht  mehr  die  Ex- 
treme! Freilich  muss  man  immer  wieder  daran  erinnern,  dass  hier  die  Unrichtig:- 
keit  der  bestehenden  Grundsteuervertheilung  au  dem  srewiss  wieder  recht  unvoll- 
kommenen Maassstabe  der  neuen  cursorischeu  Abschätzung  nach  Kauf-  und 
Pachtpreisen  u.  dgl.  m.  bemessen  wird.  In  Wirklichkeit  können  die  Extreme 
kleiner,  freilich  aber  in  manchen  Fällen  auch  noch  i^rössor  sein. 

Durch  den  Hinzutritt  der  Zuschläge  für  Departemental-  und  Communalzwccke 
wird  die  Differenz  der  Steuerbelastung  wiederum  bald  verkleinert,  bald  vergrössert 
werden. 

Jedenfalls  ergiebt  sich  aus  allen  diesen  und  zahlreichen 
weiteren  Thatsachen,  welche  die  letzte  Enquete  hervorgeiordert 
hat,  dass  man  doch  mit  Recht  Bedenken  tragen  musste,  eine  so 
völlig  ungleichmässig  vertheilte  und  in  dieser  Hinsicht  be- 
ständig ungleichmässiger  werdende  Steuer,  wie  die  Grund- 
steuer, mit  allgemeinen  und  gleichen  Zuschlägen  für  die 
Staatscasse  zu  belegen,  selbst  in  den  Finanznöthen  und  bei  den 
allgemeinen  Steuererhöhungen  nach  dem  letzten  Kriege.  Mindestens 
hätte  einer  solchen  Maassregel  erst  eine  Steuerausgleichung 
vorangehen  müssen.  Allein  eine  solche  setzte  wieder  eine  zeit- 
raubende und  kostspielige  neue  Katastrirung  oder  doch  wenigstens 
eine  Untersuchung,  wie  die  1879  ff.  vorgenommene  voraus.  Jedoch 
auch  die  Ergebnisse  einer  solchen  Operation  waren  sicher  von 
vornherein  wieder  sehr  mangelhaft  und  mussten  es  vollends  immer 
bald  wieder  mehr  und  mehr  werden.  Aus  den  französischen  Er- 
fahrungen darf  man  daher  wohl  den  Schluss  ableiten,  dass  auch 
die  moderne,  sogen,  „rationelle"  Grundsteuer,  wegen 
ihrer  unvermeidlichen  grossen  und  in  Folge  der  ver- 
schiedenen Entwicklung  der  einzelnen  Landestheile 
immer  grösser  werdenden  Ungleichmässigkeit  und 
schon  dadurch  bedingten  Stabilität,  wenigstens  in 
einem  grösseren  Staate,  keine  passende  Staatssteuer 
für  allgemeine  Staatsbedürfnisse  und  vollends  unge- 
eignet ist,  mit  —  ohne  Willkühr  wieder  kaum  anders  als  gleich 
hoch  zu  stellenden  —  Steuerzuschlägen  für  den  wachsen- 
den Staatsbedarf  belegt  zu  werden. 
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Nor  durch  beständige,  in  kurzen  Zeitränmen  erfolgende 
nnd  eingreifende  Revisionen  liesse  sich  diese  Steuer  für 
die  Deckung  des  Staatsbedarfs  geeigneter  machen.  Aber  solche 
Revisionen  sind  steuertechnisch,  dann  wegen  des  Kostenpuncts 
schwer  ausführbar  und  wegen  schwerer  anderweiter  Bedenken, 
welche  aus  der  ökonomischen  Natur  des  Grnndeigenthums,  be- 
sonders des  ländlichen,  und  ans  dessen  Hewirthschaflung  folgen, 
zu  beanstanden.  Ist  die  Grundstcuervcranlagung  und  die  Steuer- 
repartition,  wie  in  Frankreich,  aber  einmal  thatsächlich  längere 
Zeit  unverändert  geblieben,  so  wird  nicht  nur  jede  Revision 
technisch  immer  schwieriger,  kostspieliger  und  in  ihren  Ergeb- 
Dissen  unsicherer,  mtisste  sie  nicht  nur  zu  einer  fast  völligen  Er- 
neuerung der  Katastrirung  fuhren:  sie  schneidet  ausserdem 
in  die  Reinerträge,  die  nach  Abzug  der  neuen  Steuer 
bleiben,  und  dadurch  in  die  Werthe  des  Grundeigen- 
thunis  so  bedeutend  ein,  dass  man  wieder  kaum  wagen  wird, 
die  Nenvertheilung  der  Steuer  danach  zu  bewerkstelligen.  Die 
französischen  Enqueten  von  1851  und  1879  sind  eben  deshalb  auch 
ohne  practischen  Erfolg  geblieben. 

Im  Jmbre  1884  hat  eine  eigene  Commission  im  Finanzministerium  die  Erj^ebnisso 
der  Eaqn^te  von  1S79,  welche  zuvor  in  den  Departements  den  Generalrftlhen  vorgelegt 
worden  waren,  zu  prüfen  gehabt.  Die  Gcneralrätbe  hatten  sich  im  Allgemeinen 
rOnstig*  über  die  Genauigkeit  der  Ergebnisse  geäussert.  Reim  Bo^:lnn  der  Arbeit 
<]S79)  hatte  man  übrigens  zur  Beruhigung  der  Bevölkerung  amtlich  versichert,  dass 
die  etwaige  Ausgleichung  der  Ungleichmässigkeiten  einzi;;  durch  Entlastungen, 
nirht  durch  Erhöhungen  erfolgen  kOnne:  wiederum  im  Widerspruch  mit  den  noth- 
wendigen  tiscalischen  Anforderungen,  aber  nach  La«re  der  Dinge  und  Interessen  ebenso 
cbaracteristisch  als  begreiflich.  Im  Ministerium  herrschte  die  Ansicht,  dass  ohne  eine 
?leichzeitige  Revision  der  Individualrepartition,  daher  des  Parccllarkatasters  eine  Aus- 
gleichung auch  nicht  wohl  statthaft  sei.  Ebenso  galt  die  letztere  für  störend  für  die 
Dcpartemental  -  und  Communaltinanzen  wegen  des  Zusciilagsystems.  Die  genannte 
< 'entralcommission  erklärte  die  Ergebnisse  der  En(iu«*te  von  1S7U  tf.  für  hinlänglich 
zuverlässig.  Der  Antrag  auf  eine  allgemeine  Ausgleichung  wurde  indessen 
abgelehnt,  ähnlich,  aus  tiscalischen  Gründen,  der  eines  Erlasses  von  11.8  Mill.  Frcs. 
dt^  Principals  in  den  über  <len  Durchschnitt  überlasteten  Departements.  Die  Com- 
mission  entschied  sich  schliesslich  dahin,  der  Kegierung  zu  rathen,  einen  Theil  des 
«.'ontingcnfs  der  „unbebauten"  Grundstücke  auf  dasjenige  tler  für  weniger  hoch  be- 
steuert geltenden  ..bebauten"  zu  übertragen,  zuvor  aber  eine  Hevision  der  Einschätzung 
d«:d  „bebauten  Eigenthums"  vorzunehmen.  Die  Kosten  dafür  wurden .  Je  nach  der 
MitberUcksichtigung  oder  nicht  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  und  der  Thür-  und 
Feostersteuer  dabei,  auf  4 — 2  Mill.  Frcs.,  die  Zeitdauer  auf  2 — 1  Jahr  veranschlagt. 
Für  die  Enqoete  von  1879  H'.  war  ein  Credit  von  1  Mill.  erftilnet  gewesen.  Bis  jetzt 
ist  es  zn  einer  weiteren  Keform  und  Veränderung  der  Repartition  und  der  Contin- 
gente  nicht  gekommen.  Durch  das  Finanzgesetz  vom  ^.  August  isS.'),  Art  .*M,  wurde  auch 
eine  Aufnahme  allen  „bebauten  Eigenthums"  und  Schätzung  seines  wirklichen  Mieth- 
werths  angeordnet  und  dafür  später  ein  Credit  eröllhet  i^öcsetz  vom  b.  Juni  ISST^i. 
Diese  Aufnahme  ist  jetzt  im  Gang  und  schreitet  rasch  vor. 

§.  186.  2.  Katastrirung.  Die  Nothwendigkeit  einer  allge- 
meinen  Bodenkatastrirung    zur    besseren   Vertheiiung    der    älteren 
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directen,  meist  den  Grundbesitz  treffenden  Steuern  (Taille  u.  s.  w.) 
hatte  man  in  Frankreich  schon  in  den  letzten  Jahrzehnten  des 
ancien  regime  empfunden  und  wiederholt  ernstlicher  an  eine  solche 
Operation  gedacht  (§.  59).  Die  politischen,  vornemlich  in  den 
ständischen  Verhältnissen  liegenden  und  die  technischen  Schwierig- 
keiten der  Sache  hinderten  aber  ein  Vorgehen  damit.  Durch  die 
Revolution  waren  die  ersteren  beseitigt,  nur  die  letzteren  geblieben. 
Die  unruhigen  Zeitverhältnisse^  die  dringenden  Finanzbedttrfnisse 
Hessen  es  aber  auch  jetzt  nicht  sobald  zu  einer  so  langwierigen 
und  kostspieligen,  geordnete  ruhige  Verhältnisse  fast  unbedingt 
voraussetzenden  Operation  kommen,  wenn  man  deren  Unentbehr- 
lichkeit  für  die  zweckmässige  und  gerechte  Durchführung  des  neuen 
Steuersystems  auch  von  vornherein  nicht  verkannte.  Ueber  parla- 
mentarische und  legislative  Monologe  in  Betreff  der  Nothwendigkeit 
einer  Katastrirung  kam  man  bis  zur  Zeit  des  Consulats  nicht 
hinaus.  Erst  hier  begann  die  Ausführung,  anfangs  indessen  nach 
Plänen,  welche  dem  Gedanken  einer  Verkleinerung  und  Verein- 
fachung der  riesigen  Arbeit  entsprungen  waren,  sich  aber  bald  als 
unzureichend  für  den  Zweck,  namentlich  für  die  Grundsteuer- 
Veranlagung  der  einzelnen  Besitzer  erwiesen  (Katastrirung  nach 
„Culturmassen^',  Versuch  einer  Beschränkung  der  Katastrirung 
auf  eine  grössere  Anzahl,  1900,  Mustergemeinden  und  Anwendung 
der  dabei  erhaltenen  Ergebnisse  auf  die  übrigen  48,000).  Man 
schritt  daher  nach  diesen  vergeblichen,  zeitraubenden  und  immer- 
hin schon  kostspieligen  Vorarbeiten  (20  Mill.  Frcs.)  zur  letzten 
Consequenz,  zur  Katastrirung  der  einzelnen  Parcellen  (Gesetz 
vom  15. — 25.  September  1807).  Eine  Arbeit,  welche  nur  langsam 
fortschreiten  konnte,  so  dass  beim  Sturz  Napoleon's  I.  erst  Vi  von 
Frankreich  vermessen,  Vs  katastrirt  war  und  die  ganze  von  den 
späteren  Regierungen  fortgesetzte  Arbeit  im  Wesentlichen  erst  1845, 
vollständig  im  continentalen  Frankreich  erst  1850,  in  Corsica  (bis 
auf  kleine  noch  heute  verbliebene  Reste)  erst  1858  und  in  den 
neuen  ehemals  italienischen  Departements  noch  gegenwärtig  nicht 
ganz  vollendet  ist.  Die  Kosten  sind  bis  um  1850  schon  auf 
150  Mill.  Frcs.  berechnet  worden,  also  etwa  auf  den  einjährigen 
Betrag  des  Principalcontingents  (nach  dessen  Reductionen  nach 
1821).  Dieselben  sind  bis  1821  vom  Staate,  seitdem  tiberwiegend 
von  den  Departements  getragen  worden.  Die  ursprünglich  be- 
absichtigte Benutzung  des  Katasters  zur  Vertheilung  der  Grund- 
steuer   auch    unter    den    Gemeinden    und    Arrondissements    eines 
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Departements  ist  nach  verschiedenen  ^  ungenügend  ausgefallenen 
Versuchen  und  nach  bereits  früher  erfolgter  Beschränkung  der  Be- 
nntzüDg  des  Katasters  zur  Vertheilung  des  Departementalcontingents 
auf  die  Arrondissements  desselben  Departements  (1813),  dann  des 
Arrondissementscontingents  auf  die  Cantone  desselben  Arrondisse- 
ments (1818)  seit  1821  definitiv  aufgegeben  worden.  Seitdem  dient 
das  Kataster  ausschliesslich  zur  Indi vidualrepartition 
unter  den  Grundstücken,  bez.  Grundbesitzern  jeder 
Gemeinde  (Gesetz  vom  21.  Juli  1821).  Im  Jahre  1850  ward 
den  Gemeinden  das  Recht  ertheilt,  auf  Verlangen  des  Municipal- 
raths  und  unter  Beistimmung  des  departementalen  Generalraths 
auf  Gemeindekosten  eine  Revision  oder  Erneuerung  des 
Katasters  vorzunehmen,  wenn  mindestens  30  Jahre  seit  der 
Katastrirung  verflossen  sind.  (Gesetz  vom  7.  August  1850,  Art.  7). 
Von  diesem  Rechte  ist  nicht  besonders  oft  Gebrauch  gemacht 
worden.  Gegen  seine  Anwendung  stemmen  sich  in  den  Gemeinden 
ähnliche  Interessen  ^  wie  gegen  die  Veränderung  der  localen  Con- 
tingente  selbst. 

S.  bes.  Stourm,  I,  192—200.  Vignes,  I,  32  IF.,  von  Hock,  S.  14^  ff.,  von 
Kaufmann,  S.  176,  Block 's  rlict.  Art.  cadastrc.  Bei  dorn  Versuch  eines  blossen 
..Colturmasseo -  Katasters*'  vermied  man  dio  mühsame,  zeitraubende  und  kostspielige 
Abmessung  und  Einschätznnsr  der  einzelnen  Parccllen  und  beschränkte  sich  auf 
diejenige  der  im  Zusammenhang  liegenden  analogen  Culturen.  Eine  Neukatastrirung 
ist  im  Ganzen  zwischen  1828  —  83  in  2265  Gemeinden  von  ca.  3H.100  erfolgt,  meist 
solchen  mit  stark  zersplittertem  Grundbesitz  (Bull.  XIV.  GßO.  XVI,  182),  speciell  nach 
dem  Gesetz  von  1S50  sogar  nur  in  328  Gemeinden,  wovon  bei  Weitem  dio  meisten 
im  Departement  Nord,  wo  die  fortgeschrittene  Parcellirung  nach  dem  ersten  Kataster 
rt..1S,  nach  dem  zweiten  bloss  0.29  Mectare  pro  Parcelle  un<l  bez.  2.23  und  1.85  pro 
Eigen thQmer  ergab. 

§.  187.  Die  Katastrirnng  selbst  erfolgte  in  Frankreich,  wie 
in  den  meisten  neueren  Grundsteuerkatastrirungen  nach  dem  System 
des  Parcellar-Reinertrags-  und  Classenkatasters  mit  der 
Einschätzung  der  einzelnen  Parccllen  in  die  Bonitätsclassen  jeder 
Caltnrart  nach  Typen-Grundstücken.  Sie  bietet  nur  einzelnes 
Eigentbümlicbe ,  wovon  Einiges  in  den  nächsten  §§.  mit  erwähnt 
wird,  während  eine  allgemeine  Darstellung  hier,  unter  Verweisung 
auf  die  allgemeine  Lehre  von  der  modernen  Grundsteuer,  unterbleiben 
kann.  Auch  auf  eine  specielle  Kritik  braucht  hier  nicht  eingegangen 
zu  werden.  Das  System  hat  auch  in  Frankreich  dieselben  allgemeinen 
Vorzüge  und  Nachtheile  gezeigt  wie  in  anderen  Landen. 

y^  Torläufig  Über  die  Grundsteuer  im  Allgemeinen  und  Über  die  ,.Katastcr- 
systeme"*  meine  Abb.  directe  Steuern  imSchönberg'schen  Handbuch  der  politischen 
Uekonomie,  2.  Aufl.,  III.  230  IT..  241  ff.,  auch  S.  210. 

Erschwerend  für  die  Lösung  der  Hauptaufgabe,  die  richtige,  wenigstens  ver- 
hältoisismässige  Ertragseinschät^ung,  wirkten  wohl  gerade  in  Frankreich 
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manche  Umstände.  So  der.  dass  es  sich  um  ein  so  grosses  Gebiet  mit  sehr 
verschiedenen  Boden-  und  Besitzverhältnissen,  auch  Culturen  handelte; 
dass  der  französische  Grundbesitz  nach  den  Eigen thumsrerhältnissen  zum  Theil  sehr 
zersplittert  und  die  eiitzelnen  Besitzungen  gewöhnlich  stark  parccUirt  sind, 
daher  die  Zahl  der  Parcellcn  eine  riesige  und  deren  Grösse  oft  sehr  klein  ist;  dass 
die  Katastrirung  Jahrzehnte  dauerte,  in  den  verschiedenen  Landestheilen  zu 
verschiedener  Zeit  und  von  einem  verschiedenen  teclinischen  Personal  durchgeführt 
wurde,  was  von  vornherein  üngleichmässigkeiten  auch  schon  der  ersten  Ertrags- 
cinschätzung  bewirken  musste.  Die  specifischen  Mängel,  welche  dem  Parcellar- 
kataster  aus  solchem,  verglichen  mit  einem  freilich  direct  nicht  wohl  herzustellenden 
„Gutskataster*S  principiell  ankleben,  weil  die  Zusammenfassung  der  Parcellcn  Eines 
Besitzers  zu  einer  Besitz-  und  Wirthschaftseinheit  unbeachtet  bleibt,  mtlssen 
bei  der  französischen  Bodenparcellining  nothwendig  in  besonderem  Maasse  hervor- 
treten, zumal  bei  der  landwirthschaftlichen  Hauptcultur,  dem  eigentlichen  Feldbau. 
Das  Gleiche  wird  von  den  specitischen  Mängeln  des  stets  unvermeidlich  auf  unsicheren 
Kechnungs-  und  Schützungsoperationen  beruhenden  Reinertragskatasters  als 
solchen,  verglichen  mit  dem  Werth-  oder  Verkehrs  kataster  gelten,  da  die 
Fehleniuellen  bei  ersterem  mit  grösserer  Parcellirung  wohl  progressiv  stärker  werden. 
Die  ungemein  viel  höheren  Einschät/^ungszahlen  in  den  Enqoeten  von  1851  und  1879  ff. 
gegenüber  den  Katastraleinschätzungen  legen  die  Vcrmuthung  nahe,  dass  die  letzteren 
schon  von  vornherein  viel  zu  niedrig  waren;  die  Ertrags-  und  Werthstoigerung  also 
theilweise  wohl  nur  eine  rechnungsmässige,  keine  wirkliche  ist.  Aber  wie 
sich  die  wirklichen  Erträge  zu  den  katastralen  in  den  verschiedenen  Gegenden  und 
Einzelfällen  schon  anfangs  verhalten  haben  mögen,  das  bleibt  unbekannt.  Nur  aus 
der  ganzen  Art  der  Ertragskatastrirnng  lusst  sich  schliesscn,  dass  hier  grosse  Diffe- 
renzen vorhanden  gewesen  sein  werden.  Man  wird  daher  in  der  Annahme 
kaum  irren,  dass  die  Grundsteuervertheilung  unter  den  Grundbesitzern 
innerhalb  der  Gemeinden  nach  dem  Kataster  auch  sehr  grosse  Üngleichmässig- 
keiten und  mit  der  verschiedenen  Entwicklung  der  Verhältnisse  der  einzelnen  Besitzer 
und  Wirthe  ebenfalls  immer  mehr  üngleichmässigkeiten  an  sich  haben  wird,  ähnlich 
wie  bei  den  localen  Contingenten  (S.  441).  Die  Benutzung  des  Katasters  gerade  zur 
Vertheilung  des  communalen  Contingents  auf  die  einzelnen  Besitzungen  ist  daher  auch 
von  zweifelhafter  Berechtigung,  wenn  man  die  Erzielung  wenigstens  verhältniss- 
mässig  gleich  massiger  Stcuerbelastung  der  einzelnen  Grundbesitzer  damit  erreichen 
will.  Bei  der  grossen  Abhängigkeit  dos  wirklichen  Keinertrags  eines  landwirth- 
schaftlichen Anwesons  von  dem  Grade  der  Parcellirung,  Arrondiruug,  von  der  Lage 
der  Parcellcn  zum  (iutshof  und  zu  einander,  der  Zugehörigkeit  derselben  zu  Gütern 
verschiedener  Grösse  —  die  französische  Annahme  „mittlerer"  (iutsgrösscn  thut  eben 
wieder  den  reale j»  Verhältnissen  Zwang  an  — ,  endlich  von  der  Persönlichkeit  des 
Wirths  einer  Besitz-  und  Wirthschaftseinheit  kann  man  selbst  zweifeln,  ob  die  fran- 
zösische Praxis,  unmittelbar  nach  dem  Kataster  grade  die  Individaalrepartition 
der  Grundsteuer  vorzunehmen,  nicht  noch  anfechtbarer  ist,  als  die  Benutzung  des 
Katasters  für  die  Feststellung  der  localen  Contingente  sein  würde,  welche  man  in 
Frankreich  vermieden  hat.  Denn  hier  würden  wohl  eher  Ausgleichungen  zwischen 
ungleichmässigen  Einschätzungen  vor  sich  gehen ,  als  innerhalb  ein  und  derselben 
Gemeinde  bei  dem  Besitzer  verschiedener  Parcellcn. 

Durch  die  Katastrirung  und  die  partiellen  Erneuerungen  derselben,  sowie  durch 
die  früher  genannten  mehrfachen  Eu(inrten  und  versuchsweisen  Neueinschutzungen  ist 
sehr  viel  interessantes  statistisches  Material,  besonders  auch  über  die  Besitz-  und 
Parcellirungsverhältnisse,  hervorgefördert  worden,  das  allerdings  agrarstatistisch 
noch  wichtiger  als  steuerstatistisch  ist.  Aber  die  Schwierigkeit  der  Lösung  des  Problems 
einer  allgemeinen  französischen  Grundsteuer  ist  nach  solchen  statistischen  Daten  derBcsitz- 
und  Parcellirungsverhähnisse  erst  recht  zu  würdigen  und  die  notorische  Mangelhaftigkeit 
der  Ergebnisse  der  grossen  mühevollen  und  kostspieligen  Katastrirungsarbeit  wird  dann 
auch  leicht  begreiflich.  Nur  einige  wenige  Daten  zum  Beleg.  (Vielerlei  aus  der  neuesten 
und  der  1851er  Euqu6te  im  Bull.,  so  VI,  110,  185,  248  über  1851,  aus  dem  Kataster 
u.  a.  XVII,  613  ff).  Nach  dem  Kataster  war  der  französische  Boden  52,153,150  ha, 
davon  steuerpflichtiger  „nicht  bebauter"  49,144,077  ha,  desgleichen  „bebauter* 
244,893  ha,  nicht  steuerpflichtiger  2,763,5S0;  die  Zahl  der  Eigenthümer  11,030,001, 
der   Parcellen    126,079,902,   also   pro   Eigenthümer   4.7    ha,   pro    Parcellc   0.41  ha. 
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(RolL   XVII,    625).     Femer   war  die   Zahl  der  (irundsteucrquoten  (sog.   cotes) 
(BalL  XVI,  156,  XIX,  624  uod  mehrfach.     S.  auch  Kaufmann,  S.  184  ff.): 

1S35         lü,893,52S 

1S58         13,118,723 

iwti^     i  14,271,167  bebaute  \  ,.„.„.,,,»„  ,i^ 

1  "'^    <     /.  --,k\M«»     •  u.  u  I     *     )  urundstücke. 
\     (j.oi9,7Ui<  nicht  bebaute  j 

Die  Zahl   der  kleineu  Quoten  bis  5  Frcs.  Steuer  (Principal  und  Zuschläge)  war 

hicnon  1835  47.79,  1858  50.97,  jetzt  51.337o.  ist  also  in  stetiger  Zunahme  begrifl'cu. 

In  den  2265  neukatastrirten  (ieuicinden  war  (Bull.  XVI,  182): 

bei  der  ersten     bei  der  neuen 

Katastrirung. 

Um&ng  des  steuerpflichtigen  Bodens,  ha  2.()45,765  2.(>S1,942 

Zahl  der  Parcellen 7,62S,52S  h,068.469 

Zahl  der  Eigenthumer 730,524  S 13. 180 

Mittlere  Grösse  der  Parcelle,  ha  .     .     .  0,35  0.33 

Desgl.  des  Bcsitzthums,  ha 3.(;2  3.30 

Einen    besonders    guten  Einblick  in   die  grosse  Bebitzzersplitteruug  giebt  eine 

neuerdings  erfolgte  amtliche   Zusammenstellung  der  (i rossen  der  Besitzungen,    im 

Boll.  XVI,   l^ü  (für  die   einzelnen   Departements,  S.  158 — 179).     Hiernach  war  in 

ganz  Frankreich,  mit  Ausnahme  von  Pari^  und  364  noch  nicht  katastrirten  Gemeinden 

in  Corsica,  Saroten  und  Obersavoien,  das  Ueberwiegen  der  ganz  kleinen  Besitzungen 

doch  sehr  bedeutend,   wie    folgende  Uebersicht  zeigt  (weitere  Einzelheiten  in  Betreff 

der  hier  fehlenden,  mittleren  Kategorien  von  2 — lOü  ha.     Bull.  XVI,  IbO). 

Kategorie.                Zahl  der              Flächeninhalt  Procent  Procent  des 

Steuerquoteu.                   ha.  der  Zahl.  Flächeninhalts. 

0—10  a      .     .     .     .       2,670,512                    108,231  1S.9S  0.22 

10—20  a       .     .     .     .       1,444,951                    213,7*59  10.2S  0.43 

20—50  a       .     .     .     .       2,482,380                    b'lhjbi  17.64  1.66 

50— 100  a    .     .  _^   .       1.987,480 1,420,785  14.12  2.88 

Zusammen  8,5S5.323  2.574,589  Ü1.Ö2  "              5.19 

1—2  ha 1,840,045  2,036.807  13  07  5.34 

Total 14,074,801  49,388,304  100.00  100.00 

Da?on  nur  grössere  Be- 

sittnngen  100-200  ha  31,567  4,338,240  0.22  S.79 

Ueber  200  ha    .     .     .  17,676  8,017,542  0.12  16.23 

Welche  Aufgaben  der  Katastrirung! 

üeber  die  leitenden  Grundsätze  der  Katastrirung,  besonders  des  Ver- 
messungs-  und  des  Einschätzungsverfahrens,  s.  ausser  den  Gesetzen  (3.  frimaire 
nL  oder  28.  November  1798,  15.-25.  September  ISOT,  31.  Juli  lb21)  besonders  den 
amtlichen  recueil  methodique  des  lois,  decrets,  reglemcuts,  Instructions  etc.  sur  le  cadastre 
de  la  France  von  1811 ;  ferner  spätere  Keglcments  vom  3.  October  1821,  15.  März  1827. 
Bibliographie  der  Literatur  des  französischen  Katasters  bei  Block,  Art.  cadastre,  p.  309 
ond  Art.  contrib.  dir.,  No.  64 tf.  Kurze  systematische  Daratellung  des  französischen 
Katasterwesens  in  dem  ersten  Artikel,  eingehender  in  Perroux-Joppcn,  No.  160  ff. 

§.  188.  3.  Unter  den  einzelnen  EigenthUnilichkeiten  der 
französischen  Grundsteuer  und  ihrer  Katastrirung  mögen  hier 
folgende  als  beachtcnswerth  hervorgehoben  werden. 

a)  Der  Umfang  der  Grundsteuer  ist  in  Bezug  auf  die  ihr 
unterliegenden  Grundstücke  weit  gezogen  und  mehrfach  eigen- 
thQmlich  bestimmt.  Namentlich  ist  ausser  dem  gewöhnlich  überall 
der  modernen  Grundsteuer  unterworfenen  land-  und  forstwirth- 
schaftlich  oder  in  einer  diesen  verwandten  Weise  benutzten 
Boden  auch  der  mit  Gebäuden  bebaute  und  der  verschiedenen 
anderen   Verwendungszwecken  dienende  Boden   zur  Grund- 
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Steuer  herangezogen.  Ausserdem  unterliegt  aber  bei  Gebäuden 
auch  das  Gebäude  selbst,  bez.  dessen  Ertrag  der  Grundsteuer, 
welche  also  insofern  in  Frankreich  in  doppelter  Weise  auch  zugleich 
eine  Gebäudesteuer  mit  umfasst.  Erst  jüngst  ist,  nach  länger 
gehegtem  Plane,  eine  förmliche  Theilung  dieser  Grundsteuer 
in  eine  solche  vom  „nicht  bebauten"  Grundeigenthum  (agra- 
rischem u.  s.  w.)  und  vom  „bebauten"  (den  Häusern  u.  s.  w.) 
erfolgt  und  so  eine  eigentliche  Gebäudesteuer,  ausser  der 
bestehen  gebliebeneu  ThUr-  und  Fenstersteuer  und  der  Mobiliar- 
steuer, geschaffen  worden  (Gesetz  vom  29.  Juli  1881).  Doch  ist 
diese  Theilung  der  Grundsteuer  mehr  von  formeller,  als  von  prin- 
cipieller  und  practii^cher  Bedeutung,  indem  insbesondere  kein 
anderes  als  das  bisher  geltende  Veraulaguugs-  und  Einschätzungs- 
verfahren damit  eingeführt  worden  ist.  Es  ist  daher  auch  ganz 
richtig  die  alte  Bezeichnung  „Grundsteuer"  die  gemeinsame,  für 
beide  nunmehr  geschiedene  Theile  dieser  Steuer  geblieben. 

a)  Gebäude-Grundsteuer.  Die  Bodenfläche  (area),  auf 
der  das  Haus  steht,  wird  nach  dem  Satze  des  besten  Acker- 
landes (1.  Bonitätsciasse)  der  Gemeinde,  das  Gebäude  seihst 
nach  seinem  Miethwerth,  unter  entsprechendem  Abzug  für  die 
Bodenfläche,  zur  Steuer  veranlagt. 

Bei  Wohnhäusern  und  Fabriken,  wie  ähnlichen  {gewerblichen  Gebäuden 
soll  der  10 jährige  Durchschnitt  des  Miethwerths  zu  Grunde  gelegt  und  behufs  Be- 
rechnung des  steuerpflichtigen  Heinertrags  bei  den  Wohnhäusern  von  diesem  Werih 
V4,  bei  <len  gewerblichen  Gebäuden  V3  fiir  Abnutzung,  Untcrhaltungs-  und  Kcparatur- 
kostcn  abgesetzt  werden.  Das  Minimum  des  so  verbleibenden  Ertrags  uiuss  aber,  je 
nach  der  Zahl  der  Stockwerke  des  Hauses  (1-,  2  und  mehrstöckig)  das  2-.  3-  und 
4  fache  <les  Satzes  der  besten  Bonitätsclassc  in  der  Gemeinde  für  die  dem  Ackerbau 
durch  das  Haus  entzogene  Bodenflächc  erreichen.  Für  die  Veranlagung  der 
Gebäude  wird  auch  in  Frankreich  zwischen  dem  platten  Lande  und  den  kleineren 
Orten  einer-,  den  grosseren  Orten  (Städten)  anderseits  unterschieden,  wie  in  Oesterreich. 
Preussen  u.  a.  L.  m.  Dort  werden  die  Häuser  in  der  Kegel  in  C lassen  (bis  10^ 
gebracht,  hier  einzeln  veranlagt.  Letzteres  pflegt  auch  allgemein  bei  industriellen 
Gebäuden  zu  geschehen.  Die  zum  landwirthschaftlichen  Betrieb  dienenden  Gebäude 
entrichten  nur  die  Boden  flächcnsteucr  nach  dem  Satz  des  besten  Ackerlands  der 
(iemcinde.  Durch  manche  ca^u  istische  Bestimmungen  werden  ausserdem  bei  den 
Gebäuden  die  verschiedenen  Verhältnisse  berücksichtigt.  Neubauten  u.  dgl.  unter- 
liegen in  den  ersten  2  Jahren  nur  der  bisherigen  Steuer  der  Boden  fläche,  erst  vom 
dritten  Jahre  an  der  durch  die  Normen  für  Gebäude  festgestellten  (irundsteuer.  Di«; 
erneuerte  Einschätzung  der  Gebäude  erfolgt  alle  10  Jahre.  S.  Ferro u x- 
Joppen,  No.  21 U  H. ,  mit  den  Stellen  aus  dem  Gesetz  v.  H.  frini.  VH.  und  aus  dorn 
recueil  mcthod. 

Ueber  die  Trennung  der  Grundsteuer  in  die  genannten 
beiden  Abtheilungen  bestimmte  das  Finanzgesetz  vom  29.  Juli  18^^1 
Art.  2,  Alinea  3  bloss:  „Le  rcvenu  cadastral  afferent  pour  1882 
aux   proprietes  baties,  abstraction  l'ait  de  celui  du  sol,   sera 
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separ^    des    autres    revenus    lignrant  aux   matriccs  cadastrales   et 
g^Dcrale^,  et  sera  inscrit  u  part  (laus  les  dites  matriccs". 

Mit  Hilfe  eines  besonrlcren  Credit«  wunlc  diese  Operation  dann  durchgeführt. 
(Bull.  X,  82.  Block,  supplem.  g«Mi.'T.  l>7s/si.  p.  1:12,  woselbst  das  betreffende 
Circular  des  General  -  Directors  dt-r  dirccten  Steuern  vom  20.  Deconibor  1S»1>.  Das 
Ergebniss  war  in  1S84  für  das  Principal  (nicht,  wie  Kaufmann  S.  174  sagt, 
incliisife  Zuschlagcentim«n  1  lls,()50,252  Frcs.  fur  die  (irundsteucr  der  nicht- 
bebaaten.  57,070,621  Frcs.  für  die  der  bebaut«ni  (inindstiicke ,  riclitiger  j^esagt, 
«ler  Gebäude,  da  die  Bodenllächr  der  letzteren  bei  d^'r  (irundateuer  der  „nicht  be- 
bauten (irundstUcke**  angesetzt  geblieben  ist.  /.u^ammen  17r»,720.S7,-J  Frcs  (Bull.  XIII, 
J19.  woselbst  auch  die  Vorthcilung  nach  Dirpartementsi.  Seitdem  wird  in  den  Etats 
and  Fioanzgesctzeu  diese  Thcilung  festgehalten.  Durch  die  letztere  hat  sich  die  Zahl 
d.^r  individuellen  Steuerquoten  bei  der  (ir'sammtgrund^tcucr  natürlich  sehr  vermehrt. 
S  die  Zahl  o.  S  -117.  Statistik  der  (iebäudcartciu  nach  dem  Kataster  im  Bull.  XVII, 
017  ff.  (aus  dem   1S71   allein  un verbrannt  gebliebenen  Bande,  s.  0.  S.  -147). 

Eine  endgiltige  Reform  der  Gebäudestcuer  ist  durch  diese 
Maassregel  nicht  erreicht  worden.  Es  orgiebt  sich  nur  eher  die 
Möglichkeit,  wie  schon  öfters  geplant  war,  die  Grundsteuer  des 
„bebauten  Eigenthums"  allein  zu  erhöhen.  Eine  allgemeine  Maass- 
regel dieser  Art  bleibt  jedoch  misslich,  da  in  den  einzelnen  Städten 
und  auf  dem  platten  Lande  die  Verhältnisse  zu  verschieden  sind, 
die  agrarische  Grundsteuer  ohnedem  fast  stabil,  die  Gebäudegrund- 
steuer durch  Neubauten  u.  s.  w.  in  Zunahme  begriffen  ist  —  sie 
hat  sich  seit  1835  im  Principal  immerhin  um  ca.  84%  vermehrt  — 
und  die  Gebäude  ausserdem  noch  direct  oder  indirect  durch  die 
zwei  anderen  directen  Steuern,  die  Thür-  und  Fenster-  und  die 
Mobiliarsteuer,  getroffen  worden.  Eine  tiefere  Keform  miisstc  wohl 
zu  einer  völligen  Abtrennung  der  Gebäudesteuer  von  der  Grund- 
steuer, zur  Beseitigung  der  getrennten  Hestcnerung  der  Boden- 
fläche des  Hausos  und  des  letzteren  selbst  und  zur  Verschmelzung 
der  Gebäudestencr  mit  der  Thiir-  und  Fenstersteuer  fuhren,  wobei 
die  Unterscheidung  der  Gebäude  c lassen  Steuer  und  der  Gebäude- 
zinssteuer, nach  österreichischem  >fustcr,  dann  strenger  durchzu- 
führen sein  möchte. 

§.  189.  ß)  In  der  Grundsteuer  für  den  ,,  nicht  bebauten" 
Grundbesitz  werden  Hauptkategorien  von  ("ulturarten  und 
in  denselben  weitere  Unterabtheilungen  unterschieden. 

In  den  statistischen  VerarbcifutiiJteii  des  Materials  nicht  trän/,  in  liieicher  Weise, 
rjiuijütiich  etwas  verschieden  in  der  Statistik  des  Katasters  tlivre  terrier  du  cadastre, 
V'':.\\.  XVII.  613  n.)  und  in  (h^r  Statistik  der  nenen  Kiiischiit/ung  bei  der  Enqiirte 
von  1>7V  if.  (z.  ß.  Bull.  XIII.  l.'JO).  Die  Hau  j»t  kate  t:t»rien  sind  im  Kataster 
Ackerland.  Wiesen,  Wein  l)eri^e.  Waldungen  und  verschiedene  Grund- 
^t'irke.  letztere  weiter  ontprschiedeu  in  (Järten  (auch  Ob^tj^ärten,  Baumschulen), 
NV.;ideiigre  büschc  u.  dj;l.  (oseraics,  saiij>saies,  auliiaies),  Steinbrüche  und  Ber^- 
Terke,  Wasserpfuhle  u.  dgl.  i.auch  Bewü^scirunirscanäle,  Schwr.nunen).  Schiff- 
fihrtscanäle  (und  die  ihnen  ^leicliu-cstelltcu  Eii^en  bah  neu ,  be/..  Bahndämme 
u.  dirl.),   Hai  de-  und  Weideland  (auch  Torfiand,   Sümpfe,  Kelsland,   uncultivirtes 
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Gebirg:sland ,  sonstiger  uucultivirter  Bodeu),  Teiche,   Oliven-,   Mandel-,  Maul- 
becrpflanzungen  n.  dgl. ,   Kastanien wälder.     In   der  Statistik,  zu  welcher  die 
letzte   grosse  Enquote  führte,  hat  mau   7  Hanptkategorien  gebildet  und  die  ein- 
zelnen  Cnterabtheilungen    in    diese  etwas  anders   eingereiht:    Grundstücke   höherer 
Güte  (Gärten,  Obstgärten,  Hanffelder  u.  dgl.),  Ackerland  und  demselben  gleich- 
gestelltes Land  (darunter  der  Boden  des  „bebauten"  Eigen thums,  Wasserstücke,  Pfuhle, 
Baumschulen,   CaniUe,   Eisenbahnen  u.  s.  w.).   Wiesen  (Grasplätze  u.  dgl.),  Wein- 
land,  Waldungen  (auch  Weidengebilsch),  Haido-  und  Weideland  (und  anderes 
unculti?irtes),   eudÜch   Culturen,  die  in  keiner  der  genannten  6  Gattongcn  schon 
enthalten    sind.     Es    ergiebt  sich  aus   dieser  Uebersicht   die  weite  Ausdehnung 
und    .»Allgemeinheit"    der   französischen    Grundsteuer,    was   die   steuerpflichtigen 
Grundstucke    anlangt.     Die  Einschätzungsgrundsätze    für    diese  verschiedenen 
„Cultarcn"  weichen  in  Einzelheiten  von  einander  ab.   Siehe  besonders  das  Gesetz  vom 
3.  frim.  VII.  und  recucil  method.;  danach  Perroux-Joppen.  No.  172  ff.     Block, 
dict.  Art.  contrib.  dir.  No.  6G  ff.,  auch  Art.  cadastre.     Für   Oedland   u.  dgl.  muss 
mindestens  ein   Ertrags-   und  Steuerminimum   von  5Ü,   bez.  10  Cent,  per  Ilectar  an- 
gesetzt werden.     Boden,  welcher  bloss  zu  Vergnügungs zwecken  dient,  Lustgärten 
u.  dgl..  wird  der  höchsten  Bonitätsciasse  des  Ackerlandes  in  der  Gemeinde 
glcichge&tellt.    Bergwerke  zahlen  Grundsteuer  nach  der  Grösse  der  benutzten  Ober- 
fläche, in  der  Höhe  das  Satzes  der  angrenzenden  Grundstücke,  Schifffahrts- 
canäle  und  nach  deren  Analogie  Eisenbahnen  für  den  benutzten  Boden  (abgesehen 
von  dem,    der  Gebäude    trägt)  im   Verhältniss  des   besten  Ackerbodens  der  Ge- 
markung.    Ueber  die  immer  besonders  schwierige  Veranlagung  von  Weinland  und 
Waldungen   s.  die  gesetzlichen  Bestimmungen  an  den  genannten  Stellen.     Die  Ver- 
heerung  des   Weinlands  durch   die  Keblaus  hat  auch   für  die  Aufrechthaltung  der 
Gnindsteuer    Schwierigkeiten     bereitet    und    sind    Steuererlasse    und    Ermässigungen 
mittelst  des  Aushilfsfonds  (S.  i'lG)  gewährt  worden.    Das  neue  Gesetz  v.  1.  Dec.  1SS7 
gewährt  z.  B.  in  den  von  der  Reblaus  afficirtcn  Departements  zeitweilige  Befreiungen 
von   der  Grundsteuer  für  jüngere  als   4jährige  Rebenpflanzungen,   ä  Conto  des  fonds 
de   non-valeurs.     Die  letzte  Enquete  erwies  u.   A. ,   dass   von  823.509   ha   Weinland 
231,763  (mit  einem  Katas  tral ertrag  von  4,398,372  Frcs.)  keinen,  338.168  ha  bereits 
von   der  Reblaus  angegriü'enen  Bodens  einen   erheblich  verminderten  Ertrag  ergaben. 
23,148   ha   neu  bepflanzt,  nur  230,091  ha  noch  unversehrt  waren  (Bull.  XHI,   31b). 
Für  uncultivirtes  Land,  sowie  für  cultivirtes,  das  mit  Weinstöcken,    Maulbeerbäumen, 
Obstbäumen  bepflanzt  wird,  bleibt  die  alte  Besteuerung  15—30  Jahr  lang  unerhöht. 
Ebenso  wird  die  Anlage  von  Wäldern  durch  niedrigeren  Steuersatz  begünstigt.   (Rec. 
meth.  Art.  111  iK,  Perroux-Joppen,  No.  247  Ü'.). 

In  Betreff  der  Befreiungen  von  der  Grundsteuer  (auch  der 
in  ihr  enthaltenen  Gebäudesteuer)  hat  die  Gesetzgebung  geschwankt, 
wenn  auch  die  Hauptbestinimungen  schon  im  Gesetz  v.  3.  frimaire 
Vn.  getroffen  sind.  An  Casuistik  fehlt  es  nicht.  Es  werden 
bleibende  und  zeitweilige  Befreiungen  unterschieden. 

Bleibend  fr  ei  ist  zunächst  vcräusserliches  und  nicht  veräusserliches  ertragloses 
Staats-,  Departemcntal-  und  Communaleigenthum,  auch  Gebäude,  von  letzteren  auch 
noch  bestimmt  genannte  Kategorien  öffentlicher,  kirchlicher  u.  dgl.  Gebäude.  Das 
ertrags fähige,  für  veräusserlich  erklärte  Staatscigenthum  ist  staatssteuerpflichtig 
wie  Privatbesitz,  also  die  Domänen  n.  dgl.;  durch  ein  besonderes  Gesetz  sind  aber 
die  Staatsforsten  bleibend  befreit  worden  (19.  ventuse  IX.).  Zu  den  Kosten  der 
V'icinalwego  tragen  diese  jedoch  bei,  seit  1870  auch  für  eine  feste  Summe  zu  den 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Zuschlagcentimen  für  Departemcntal-  und 
(!om  munalausgaben.  S.  die  Zusammenstellung  der  durch  verschiedene  (Jesetze, 
Verurdnungen,  Staatsrathentscheidungcn  gegebenen  Bestimmungen  im  Art.  contrib.  dir. 
in  Blocks  dict.,  No.  101  ff.  und  in  Perroux-Joppen,  No.  230 — 246,  mit  weiteren 
Ein/ellH?itcn,  über  Krongut  (nur  staatssteuerfrei),  Privatgut  des  Staatsoberhaupts 
(besteuert),  Gemeindeeigenthum  (im  Allgemeinen  staatssteuerpflichtig),  Stiftung^eiffen- 
tlium  (desgleichen,  in  beiden  letzteren  Källen  mit  Ausnahme  der  dem  Dionst  be- 
stimmten Häuser).    Beim  Uebergang  von  Staats-  und  sonstigem  öifentlichen  Grund-  und 
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Gcbiodeeigenthnm  in  Privatbttäitz  tritt  rcgclmussig  Steucri)lliohtigkcit  nach  den  allj^e- 
meinen  Normen  ein.  Za  den  zcitwoiligen  Befrciuni2:eD  i^chörcn  die  oben  g-cnannten 
im  Interesse  der  land-  und  forstwirthschaftlicheii  Cultur,  ferner  diejenigen 
für  ncae  Gebändc  (S.  44S). 

§.  190.  b)  In  den  Grundsätzen  und  in  der  Praxis  des 
Einsebätzungsverfahrens  bietet  die  französische  Grundsteuer 
im  Uebrigen,  wie  bemerkt,  kaum  etwas  EigenthUmliehes.  Es  werden 
eben  die  Folgerungen  gezogen,  welche  aus  der  Natur  des  einmal 
gewählten  Katastersystems,  des  Parcellar-,  Reinertrags-  und 
Classenkatasters,  mit  Noth wendigkeit  abzuleiten  sind. 

Eine  individuelle  Abschätzung  der  einzelnen  Parcellen 
oder  anch  nur  der  einzelnen  Besitzeinheiten  wäre  bei  einer 
Zahl  von  weit  über  100  Millionen  der  ersteren  und  weit  über 
10  Millionen  der  letzteren  allerdings  nicht  wohl  möglich  gewesen. 
Die  etwaigen  Ergebnisse  hätten  sicher  noch  viel  mehr  Fehler  ent- 
baiten,  als^bei  dem  gewählten  Einschätzungs-  oder  Classenkataster. 

Fraglicher  ist  es,  ob  man  nicht  allgemeiner  als  erste  Grund- 
lage der  Abschätzung  Verkehrs werthe,  Kauf-  und  Pacht- 
preise,  statt  der  doch  nur  durch  eine  rohe  Veranschlagung 
erlangten  und  in  der  That  auch  nur  so  erlangbaren  Ertrags- 
wert he  hätte  bestimmen  können  und  sollen.  Aber  der  Einfluss 
localer  und  temporärer  Verhältnisse  auf  die  Verkehrswerthe, 
zumal  in  den  unruhigen  Jahrzehnten,  welche  dem  französischen 
Katasterwerk  vorangegangen  sind  und  in  welche  dessen  Aus- 
führung theilweise  noch  hineinfiel,  war  bei  diesen  Werthen  wohl 
in  einena  so  grossen  Staatsgebiete  noch  weniger  betreffs  seiner 
Bedentang  ttlr  die  Abweichungen  von  normalen  Werthen  fest- 
zustellen und  die  Reduction  der  gefundenen  Werthe  auf  Mittel- 
werthe  wohl  noch  schwieriger  und  unsicherer  als  bei  den  Ertrags- 
werthen. 

Indem  man  bei  letzteren  überall  durchschnittliche  Verhält- 
nisse, in  den  landwirthsöhaftlichen  und  ähnlichen  Culturen  ge- 
wöhnliche, gemeindeübliche  Wirthschaftsmethoden  zum  Aus- 
gangspanct  für  die  Bestimmung  der  Katastralertragswerthe  nahm, 
mnssten  die  letzteren  freilich  von  vornherein  vielfach  von  den 
wirklichen  Erträgen  mehr  oder  weniger  abweichen,  überwiegend 
wohl,  aber  wieder  in  ungleichem  Grade  in  den  einzelnen  Fällen, 
zu  niedrig  ausfallen,  so  dass  der  reelle  Steuersatz  gleich 
Anfangs  hinter  dem  nominellen,  gewiss  oft  erheblich,  zurück- 
geblieben ist. 
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Man  legte  im  Allgemcineu  15jährige  Durchschnitte  für  die  Berechnung  der 
Roherträge  zu  ürunde,  mit  Ausschluss  der  2  besten  und  schlechtesten  Jalire,  so  bei 
den  Ackerfeldern.  Kleinere  WerthdilFcrenzcn  wurden  absichtlich  ilherschen,  so  in  der 
Bestimmung,  dass  bei  einer  Culturart  in  der  (iemeiude  höchstens  5  Bonitätsclasscn  zu 
unterscheiden  seien,  wobei  dann  in  jeder  zwei  Parcellcn  als  Typen,  eine  höhere  und 
eine  niedrigere,  ausgesucht  und  durch  Vergloichung  mit  diesen  die  Kinschutzuug  der 
übrigen  Parcellen  der  Culturart  in  die  Bonitätsclasbcn  bewerkstelligt  wurden. 

Man  kann  dieses  Verfahren,  ferner  diegcsetzliili  vorgeschriebene 
und  in  der  Katastrirung  befolgte  Methode  der  Rohertrags-  und  der 
Productionskostenveranschlagung  leicht  kritisiren  und  als  „roh** 
bemängeln,  die  Ergebnisse  davon,  die  Keinertragsschätzungen  daher 
auch  mit  Recht  in  Betreff  ihrer  Zuverlässigkeit  und  selbst  nur 
ihrer  Gleichmässigkeit  beanstanden.  Damit  wird  hier  jedoch  deshalb 
nicht  viel  bewiesen,  weil  einmal  zur  Lösung  der  gestellten 
Aufgabe  nicht  wohl  anders  vorgegangen  werden  konnte.  Die 
Kritik  trifft  die  Aufgabe  selbst,  das  „Grundsteuer-  und  das 
Katastrirungs problcm"  als  solches.  Das  wäre  wohl 
schon  von  Anfang  an  einzusehen  gewesen.  K«  ist  jct'^,  nach  so 
vielen  misslungenen  Erfahrungen,  zu  denen  die  französischen  als 
ein  besonders  lehrreiches  Beispiel  gehören,  nur  leichter  zu  ver- 
stehen. 

Daher  halte  ich  z.  B.  die,  auch  hie  und  «la  im  Einzelnen  zu  berichtigende  Dar- 
stellung und  Kritik  von  v.  Kaufmann  ij''in.  Frankreichs,  S.  175  11'.)»  u.  A.  dessen 
m.  E.  unrichtige  Auffassung  des  Berichts  von  Van  dal,  in  mehreren  Puucten  für 
unzutreffend. 

Besondere  Aufmerksamkeit  wird  den  Besitz  Veränderungen 
gewidmet,  die  bei  so  zersplittertem  Grundbesitz  auch  für  die  Er- 
hebung der  Grundsteuer  manche  Mtthe  mit  sich  führen. 

Der  Steuerpflichtige  ist  regolmilssig  der  EigenthUmer  (auch  der  l;sufructuar\ 
der  jedoch  seine  Pächter  mit  der  Zahlung  betrauen  kann,  was  dem  Steuereinnehmer 
anzuzeigen  ist  und ,  wenn  der  Pächter  mehr  als  3  sind ,  überhaupt  nur  unter  Mit« 
Wirkung  des  Steuerdirectors  erfola^en  darf.  Für  jeden  Besitzer  wird  eine  (irundstcuer- 
rolle  angelegt,  in  welcher  die  Quoten  seiner  einzelnen  Parcellen  vereinigt  sind.  Ucber 
die  Besit/voränderungon  (mutations)  werden  besondere;  Bacher,  jetzt  Blätter  gefuhrt. 
Hier  sind  die  Besitzveränderungen  s«>itcns  der  Parteien  anzuzeigen  und  dann  einzu- 
tragen. Bis  dies  geschehen,  bleil)t  der  l)ishor  eingetragene  Eigenthümer  fiir  die  Steuer 
verpflichtet.    (Perroux-Joppen,  No.  170  it.,  2G0  Ü'.). 


b.  Personal-  und  Mobiliarsteucr. 

Gesetzgebung,  (llauptgfsetz')  Decret  vom  13.  Januar,  18.  Februar  1701, 
Gesetz  vom  3.  NivAse  VII.  (23.  December  179^).  Gesetz  vom  2t).  März  ls31  i vor- 
übergehende Trennung  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  und  Gestaltung  der  erstcren 
als  Quotitätssteuor).  Gesetz  vom  21.  August  1832,  Grundlage  des  bestehenden  Kecht** 
(Wiedervereinigung  der  beiden  Steuern),  (ieset/.  vom  1.  Auirust  tsl4  (Vermehrung 
und  Verminderung  der  Departements -Contingente  um  r)'"o  des  /u-  und  abgehenden 
Miethwerthbeirags  von  Neubauten  und  zerstörten  Wohnhäusern').  Perroui-joppon, 
No.  17—24,  2S6— 306,  410  «'.,     Block,  diction.  Art.  contrib.  dir.,  No.  125— 171). 
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Literator.  Die  französische,  meist  die  allgemeine  über  directc  Steuern, 
Bibliographie  bei  Block,  dict,  S.  073.  Stourm,  I.  eh.  S,  p.  2.S*S — 2(i4  (Historisches). 
Yipnes,  p.  39—47;  v.  Hock,  S  145—147;  v.  Kaufmann,  S.  195— 2ÜS  (auch 
Statistisches).  Statistik,  meist  nur  der  Erträ;::«,  im  Bull.,  IV,  11)7.  VH,  240, 
XX,  219,  XIX,  621.  F.  Fanrc,  l)udj.-ets,  \k  74—70  (1«^08— S7).  —  Ueber  die  mit 
der  Gestiiltang  der  Personal-  und  Mobiliarstcuer  mehrfach  in  Verbindung  stehenden 
fnnzOäiächcn  Pläne  zur  Aasbildung  einer  Einkommensteuer  s.  Vves  Guyot,  l'imput 
>ir  le  rcFenu,  Par.  1SS6,  und  König,  nouv.  imp.  sur  le  revenu ,  2.  6d. ,  Par.  1S87. 
(.Mjsetzentwurf  des  Ministers  Dauphin  im  Bull.  XXI  0SS7),  p.  276,  mit  Motiven 
i.bicht  za  Stande  gekommen). 

§.  191.  1.  Die  Mobiliarsteuer  als  Grundlage  einer 
Art  Einkommensteuer.  Der  ersten  Einführung  dieser  eigen- 
tbümliehen  Steuer  lag  der  Gedanke  zu  Grunde,  die  nicht  aus 
Grundbesitz  herrührenden  Einkünfte  einer regelmUssigen directen, 
der  neuen  Grundsteuer  correspondirenden  Steuer  zu  unterwerfen, 
daher  die  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  und  aus 
rein  persönlichem  Erwerb.  Diese  Einkünfte  waren  im  Princip 
auch  den  älteren  directen  Steuern,  namentlich  den  Zwanzigsten, 
der  Kopfsteuer,  der  taille  personelle  mit  unterlegen  gewesen,  that- 
säcblich  aber  von  diesen  Steuern,  theils  gar  nicht,  theils  nicht 
•cenägend  und,  worüber  am  Meisten  geklagt  worden,  fast  immer 
nur  ziemlich  willktihrlich  getroffen  worden  (s.  ^.  59,  60). 
Um  diesen  Fehler,  besonders  den  letzteren,  zu  vermeiden,  hatte  man 
hie  und  da,  so  in  Paris,  schon  früher  die  Kopfsteuer  nach  der 
Wohnungsmiethe  aufgelegt.  Eine  Idee  dieser  Art  hegte  auch 
bereits  die  Notabclnversammlung  von  1787  bei  ihren  liiinen  zur 
Reform  der  directen  Steuern.  Die  Gesetzgebung  der  Revolutions- 
zeit entnahm  diesem  Ideenkreise  den  Gedanken,  nach  objectiven 
äusseren  Merkmalen  auf  die  Steuertahigkeit  der  Bezieher  von 
Hinkünften  aus  beweglichem  Vermögen  und  aus  persönlichem  Er 
werbe  zu  schliessen,  um  die  befürchtete  .,Wi]lkühr"  bei  der 
Veranlagung  und  ein  lästiges  Eindringen  in  die  persön- 
lichen Verhältnisse  mögliehst  zu  vermeiden,  und  fand  das 
geeignetste  Merkmal  hierfür  in  dem  Wohnungsanfwand  oder 
Wohnungswerth  (Valeur  loeative),  bez.  dem  Miethwerth  der 
■  rrivat-)  Wohnung. 

Hierbei  dachte  man  aber  zuerst  an  eine  auf  der  Basis  dieses 
„äusseren  Merkmals*'  aufzubauende  e i n  k o  m  m e  n  s  t e u  e r  a  r t i g e 
Abgabe  für  die  gesammten  Einkünfte  und  Personen,  indem  aus 
dem  Wohnungsaufwand  auf  die  Höhe  des  Einkommens  geschlossen 
und  das  also  berechnete  „Einkommen'^  besteuert  w^erden  sollte. 

Man  beachtete  dabei,  was  u«'.uerc  statistische  Uutcrsucliungen  im  (ranzen  als 
richtig  erwiesen  haben,  dass  der  Wülmnn^saufwand  der  L«'Ute  mit  kleinerem  Ein- 
kommen   ein    ferhäitnissmüssi^       -    /u    diesem    Einkommen,    als    Quote    davon 
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berechnet  —  grösserer  sei  and  amgekohrt.  Daher  benutzte  man  eine  progressive 
Coefficientenreihe  zur  Bildung  der  steuerpflichtigen  Einkommen  aus  dem  Wohnungs- 
werth  Torschiedener  Höhe,  um  auf  diese  Weise  annähernd  proportional,  dem 
Plane  nach  mit  einem  Steuerfuss  ron  5Vo«  die  dergestalt  berechneten  „Einkommen'' 
zu  besteuern.  An  sich  und  der  Richtung  nach  ganz  richtig,  nur  dass  die  Coefficieirten 
ohne  genügende  Anhaltspuncte  der  Erfahrung  und  der  ?orausgehenden  statistischen 
Erforschung  der  Thatsachen,  ziemlich  willkührlich  bestimmt  waren,  man  nament- 
lich auch  ausser  der  Höhe  des  Wohnungswerths  nicht  andere,  für  das  Verhältniss 
zwischen  diesem  Werth  und  dem  Einkommen  mit  in  Betracht  kommende  Momente,  so 
besonders  die  Grösse  und  Art  der  Wohnorte  noch  irgend  welche  sonstige  ein- 
flussreichc  individuelle  Momente  mit  berücksichtigte.  Der  GoefAcienten  waren  im 
Ganzen  IS,  beginnend  mit  2  bei  einer  Miethe  von  100  Frcs.  und  weniger,  S  bei 
100--500  Frcs.,  4  bei  500—1000  u.  s.  w.  und  endend  mit  127^  bei  12000  Frcs.  und 
darüber.  Um  der  Steuer  den  Character  der  Steuer  vom  beweglichen  Vermögen 
und  von  persönlichen  Einkünften  zu  bewahren,  sollte  der  getroffene  Steuerpflichtige 
das  Recht  haben,  seine  Grundsteuerquote  von  der  Mobiliarsteuerquoto  abzuziehen. 
Ergänzt  wurde  diese  Steuer  einmal  durch  eine  allgemeine  Personalsteucr 
im  Betrag  von  dreitägigem  Arbeitslohn,  eine  Steuer,  welche  von  den  Arbeitern 
aber  nur  die  einen  höheren  als  den  gemeinen,  amtlich  ermittelten  Lohn  in  der 
Gemeinde  beziehenden  zu  entrichten  hatten,  also  meist  nicht  die  gewöhnlichen  Tage- 
löhner, zweitens  durch  „Luxussteuern'*  auf  das  Halten  von  Dienstboten  und  auf  den 
Besitz  von  Pferden  und  Mauleseln  zum  persönlichen  Gebrauch.  (S.  bes.  Stourm, 
I,  347  ff.,  V.  Kaufmann,  S.  196  ff.  König,  p.  3  ff,  Bull.  XXI,  277,  Motive  dos 
Entwurfs  von  1887). 

Doch  ist  diese  ganze  Gesetzgebung  nicht  ordentlich  zur  Durch- 
führung und  practischen  Anwendung  gelangt.  Nach  verschiedenen 
Veränderungen,  auch  nach  einem  Versuch  mit  einer  abgestuften 
(C  lassen-)  Personalsteuer  kehrte  das  Gesetz  von  1798 
(3.  Nivose  VII)  zu  der  allgemeinen  Personaltaxe  und  zu  der 
unmittelbaren  Mobiliar-  oder  Wohnungs-  (Mieth-) Steuer, 
unter  Verzicht  auf  den  Versuch,  aus  der  Miethe  das  „Einkommen*^ 
zu  berechnen,  zurück  und  legte  so  den  Grund  zu  der  noch  heute 
geltenden  Gesetzgebung.  Die  anfangs  noch  verbliebenen  Luxus- 
steuern, zu  denen  auch  noch  solche  auf  Kamine  und  Oefeu  ge- 
kommen waren,  fielen  1806  fort,  ebenso  die  Abzüge  der  Grund- 
steuer von  der  Mobiliarsteuerquote  folgerichtig  mit  der  Aufgabe  des 
Versuchs,  die  Mobiliarsteuer  zu  einer  Art  Einkommensteuer  zu  ge- 
stalten. 

Der  Gedanke,  das  stcuertechnisch  schwierige  Problem  einer  Einkommensteuer 
von  den  persönlichen  Arbeits-  und  den  Einkünften  aus  beweglichem  Vermögen  auf 
einem  Wege,  wie  dem  des  Gesetzes  von  1791  zu  lösen,  liegt  nahe.  Die  Ermittlung 
des  Wobnungsaufwands,  bezw.  Miethwcrths  bietet  zwar  ausserhalb  der  grösseren  Städte 
und  zumal  in  ländlichen  Verhältnissen  auch  manche  nicht  unerhebliche  Schwierigkeit, 
aber  nicht  so  bedeutende,  wie  die  Ermittlung  des  Einkommens  selbst.  Schwerer  wiegt 
das  Bedenken,  dass  eben  der  RUckschluss  vom  Wohnungs-  oder  Miethwerth  auf  die 
Einkommenhöhe  immer  ein  unsicherer  bleibt  und  fUr  jene  Coefficientenreihe  wohl 
die  Richtung,  aber  nicht  genügend  sicher  die  ziffermftssige  Grösse  und  Ab- 
stufung der  einzelnen  Goefficienten  angegeben  werden  kann,  auch  die  individuellen 
Verhältnisse  gorade  auf  diesem  Gebiete,  selbst  im  nämlichen  Orte,  zu  grosso  Ver- 
schiedenheiten zeigen.  Indem  man  ferner  die  Goefficienten  über  eine  gewisse  Höhe 
der  Miethe,  daher  des  Einkommens  nicht  wachsen  lässt,  werden  wieder  die  ganz 
grossen  Einkommen  besonders  begtUistigt,   d.   h.  nicht  nur  nicht  progressiv,  sondern 
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nicht  einmal  proportional,  rielmchr  untcrproportional  bi^stcucrt.  Der  unbcätrcitbaro 
Vorthcil  allein,  durch  ZuKrundclcguiig  solcher  ,.iiussercn  Merkmale"  da&  Moment 
der  „Willkühr*'  aaszaschliesscn  —  das  zudem  bei  eiireiisbewühiiten  Häusern  und  auf 
dem  Lande,  sowie  in  der  Wahl  der  Coeflicienten  gross  ^enug  bleibt  — ,  kann  doch 
hier  nicht  den  Ausschlag  geben.  Wäre  das  Einkommensteuerproblem  so  leicbt  zu 
lösen,  wie  auf  solchem  Wege,  so  würde  man  sicherlich  auch  in  anderen  Ländern, 
velche  EiDkommensteuern  haben,  auf  di(3Sen  naheliegenden  Ausweg  gefallen  sein. 
Bei  einer  Besteuerung  der  ImmobiliaroinkUnfte  durch  die  Grundsteuer  und 
der  MobiliareinkUnftc  durch  diese  einkommensteuerartige  Mo1>iliarstener  würde 
lusserdem  diese  tief  greifende  Verschiedenheit  der  Steuerprincipien  sehr  störend  ge- 
worden sein. 

Es  berührt  daher  eigenthümlich,  dass  man  jüngst  von  Neuem  auf  den  leitenden 
Gedanken  des  Gesetzes  von  1791  in  dem  Dauphin 'sehen  Plan  der  Umgestaltung 
der  Mobiliarsteuer  zu  einer  Art  Einkommensteuer  der  perscVnlicheu  und  der  Einkünfte 
aas  beweglichem  Vermögen  zurückgekehrt  ist,  „um  die  Mobiliarsteuer  besser  mit  den 
indiridacJlen  Fähigkeiten  in  ein  richtiges  Verhältniss  zu  bringen**,  ohne  doch  der 
„Willkühr*  oder  der  listigen  „In«|uisition"  wieder  Thür  und  Thor  zu  öli'nen.  ((iesetz- 
trntwnrf  vom  27.  Februar  1SS7\  Danach  sollten  die  Personal-  und  die  Mobiliarsteuer 
wieder,  wie  1831,  getrennt  und  in  Quotitätssteuern  verwandelt,  auch  die  erstcre  nach 
!♦  Ortsclassen  abgestuft  (IV4 — 4 Vi  Frcs.)  und  die  zweite  .,einkommcnsteuerartig**  aus- 
gestaltet werden,  nach  den  Grundsätzen  des  (icsetzos  von  1791,  aber  mit  Modificationcn: 
weniger  Coefficienten  nach  der  Höhe  der  valeurs  locatives,  7  statt  l>s,  um  absichtlich 
grössere  Spielräume  zu  gewähren,  und  Combination  derselben  mit  9  Orts- 
classen nach  der  Bevölkerungsgrösse ,  wie  bei  der  Patentstcuer  (Min.  Orte 
anter  2000  Einw.,  Max.  Paris),  um  den  localen  Verschiedenheiten  der  Proportion 
von  Miethwerth  zu  Einkommen  möglichst  Rechnung  zu  tragen,  nnd  mit  Gewährung 
von  Mobiliarsteuerfreiheit  unter  einem  nach  Ortsclassen  abgestuften  Miethwcrth- 
fflinimom  (25  Frcs.  in  den  kleinsten  Orten,  500  Frcs  in  Paris\  um  die  „kleinen  Leute*' 
aoBser  durch  die  Personalsteuer  nicht  noch  durch  die  Mobiliarsteuer  zu  belasten. 
Gewiss  alles  richtige  Grundsätze,  —  wenn  einmal  der  Ilauptgrundsatz,  die  Auffindung 
einer  Steuergrundlagc  in  der  geschilderten  Weise,  zugegeben  wird.  Aber  iu  diesem 
Poncte  treffen  das  neue  Project  dieselben  Einwürfe  wie  das  Gesetz  von  1791.  Die 
jrrossen  Einkünfte  würden  bei  dem  Maximalcoefficienteu  von  10  für  Micthen  von 
15,000  Frcs.  und  darüber  in  Paris  und  von  .MOUO  Fres.  und  darüber  in  den  kleinsten 
Orten  anch  wieder  unverhältnissmässig  geschont  worden  sein.  S.  den  (Jesctzcntwurf 
im  Bali.  a.  a.  0.,  die,  wenn  auch  mit  ModiHcationen  doch  zu  einseitig  den  Plan 
empfehlende  (auch  die  Priorität  desselben  beanspruchende)  Schrift  von  König  und 
darüber  meine  Rec.  in  d.  Tüb.  Ztschr.  ISS^,  S.  171  ti'.,  und  die  Schanz 'sehe  im  Finanz- 
archiv, V  (1888),  1,  S.  522  ff. 

§.  192.  2.  Character.  Die  französische  Personal-  und 
Mobiliarsteuer  ist  eine  aus  zwei  versebiedenen  Gliedern  bestehende 
Repartition 8 Steuer,  welche  indessen  in  der  untersten  Stufe 
ihres  Personalsteuerglieds,  bei  der  Individualbesteuerung,  zu 
einer  Qaotitätssteuer  wird.  Das  Gcsaniintcontingent  des  Staats 
und  die  Contingente  der  Departements  werden  alljährlich  durch 
das  Finanzgesetz  festgestellt,  die  letzteren  Contingente  dann  durch 
die  Bepartitionsbehörden  (§.  180,  Generalräthe  u.  s.  w.)  auf  die 
Arrondissements  und  Gemeinden,  schliesslich  die  Gemeinde- 
contiogente  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  vertheilt.  Für  die 
letzteren  hat  die  Personalsteuer  den  Charcater  einer  gleichen 
Kopf-  bez.  Familiensteuer  in  derselben  Gemeinde,  einer  im 
Fusse  etwas  verschiedenen  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  etc., 
insoweit  in  der  That  den  Character  einer  Quotitätssteuer  mit 
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einem  nach  dem  etwa  verschiedenen  Anschlag  des  Arbeitslohns 
jährlich  möglicherweise  etwas  wechselnden  Fusse.  Die  Mobiliar- 
steuer hat  den  Character  einer  Kepartitions-,  Wohnungs-  oder 
Mielhsteuer  mit  einem  Fusse,  welcher  sich  aus  dem  Verhältniss 
zwischen  dem  Conimunalcontingcnt,  genauer:  der  durch  die  Mobiliar- 
Steuer  zu  deckenden  Quote  des  Communalcontingcnts  der  ver- 
einigten Steuer  einer-  und  den  ermittelten  Mieth-  oder  Wohnungs- 
wertheu anderseits  ergiebt. 

Die  Pcrsonalsteuer  wird  in  der  Weise  aufgelegt,  dass  der 
Generalrath  für  jede  Gemeinde  den  Werth  des  Arbeitstages  inner- 
halb der  gesetzlichen  Grenzen  von  ^/,j—Vj^  Frcs.  festsetzt,  worauf 
alsdann  der  dreifache  Betrag  dieser  Summe  als  Personaltaxe 
bestimmt  und  von  jedem  in-  oder  ausländischen  Einwohner  der 
Gemeinde,  beiderlei  Geschlechts,  der  „im  Genuss  seiner  Rechte" 
und  nicht  notorisch  arm  ist,  erhoben  wird.  Der  sich  so  ergebende 
Gesammtbetrag  der  Personalsteuer  wird  darauf  von  den  betreffenden 
localen  Contingenten  (der  Gemeinde,  des  Arrondissements,  Departe- 
ments) der  vereinten  Steuer  abgezogen  und  der  Rest  als  Mobiliar- 
steuer nach  Verhältniss  der  Miethwerthe  repartirt.  Bei 
letzteren  handelt  es  sich  aber  nur  um  die  dem  persönlichen  Be- 
dUrfniss  dienende,  daher  möblirte  („Privat*'-)Wohnung,  demnach 
mit  Inbegriff  entsprechender  Neben localitäten,  aber  mit  Ausschluss 
der  gewerblichen,  geschäftlichen  Räume,  bei  möblirt  vermietheten 
Wohnungen  oder  Zimmern  (chambres  garnies)  unter  Veranschlagung 
des  Miethwerths  ohne  Möbel. 

Die  Cusuistik  in  nczii;r  auf  «lic  Stoiierpflicliti^^koit  bei  der  Personal-  und  Mobiliar- 
steuer und  auf  die  Ausnalmien  davon  ist  gross,  liegt  aber  in  der  Natur  der  Verhält- 
nisse und  aucli  darin,  dass  eben  doch  unvermeidlich  gesetzlich  nicht  scharf  bestimmbare 
Kriterien  fur  die  „äusseren  Merkmale'*,  nach  denen  die  Steuer,  um  „Willktihr  zu  ?er- 
mcidon",  aufscelegt  werden  soll ,  gebraucht  werden  müssen.  So  z.  B.  in  Bctrett'  dos 
Moments  ..sich  im  Genuss  seiner  Hechte  betindend"  (jonissant  de  ses  droits).  Im 
Allgemeinen  sind  dana<'h  doch  der  Personalsteuer  in  den  Familien  gewöhnlich  nur 
die  Familienhäupter  allein  unterworfen,  nicht  die  Angehörigen,  w«'.nn  auch  mit 
nianclierlei  Ausnahmen  (z.  R.  für  minorenne  wie  majorenne  Kinder,  die  bei  ihren 
Eltern  leben,  aber  eigene  Mittel  habend.  Insofern  waltot  eben  mehr  der  Famiiien- 
stcuer-  als  der  reine  K  opfbteuercharacter  bei  der  Pcrsonalsteuer  ob.  Das  ergiebt 
sich  auch  aus  den  Zahlen  derCensiten  im  Vergleich  mit  der  Volkszahl:  Pcrsonal- 
steuerquoten  allein  1 ,7()0,*2()O,  Personal-  und  Mobiliarsteueniuoten  6,402,^135,  zusammen 
S,22y,PJ5,  Mobiliarsteuerquoten  allein  2:!5.ÜÜ3  (in  I8s5,  BuU.  XIX,  621).  Für  die 
sogen,  arbeitenden  (.'lassen  ^tellt  die  Personalsteuer  für  sich  und  auch  in  Verbindung 
mit  der  Mobiliarsteuer  eine  dircctc  Arbeitslohnstcucr  dar.  Gewöhnliche  Üicnsi- 
buten  sind  personal.steuerfrei.  Auch  in  notrelfder  mobiliarsteuerpflichtigen  Wohnungen 
ist  die  ('asui'-tik  genau.  S.  aus  der  (Jesetzgebung  das  Gesetz  vom  21.  April  1S32. 
aber  auch  andi^e  ältere,  ferner  Ministerialerlasso,  Staat.'sraths- Entscheidungen  tlber 
einzehu!  Falle.  Detail  bei  Pcrroux-J  opp'jii,  No.  1IS6  If,  Block,  dictionn.  contiib. 
dir.,  No.  120  11.,  137  tl. ,  lO'J  H".  Besondere  Bestimmungen  über  Officiere,  die 
tlioilweise   von    der  Steuer  frei  sind,    so  die  Oflioitie  der  Land-   und  Seemacht  ohne 
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ftiSton  Sitz  und  mit  Wobnong:  in  «Km' (ianiisoii ;  ilaiii'y;«Mi  r^im]  .Jio.  wol<*lio  fur  sich  nnd 
ihre  Familien  hosontlere  WohniiniriMi  hal)-»!!.  >t<-U'Ti)l!iilifi- .  .li.;  öffentlichen  Ho- 
amtcn  im  All^^emcinün  ebenfalls. 

Die  Personal-  uml  Mobiliar^tcncr  i.-t  für  «las  uan/e  Jahr  da  zu  /ahh-n  ,  wo 
dt-r  Steuerpflichtige  im  Hejrinn  des  Jahr('>  dninicilirte,  auch  wenn  er  im  Laufe  de?» 
Jahres  btirbi,  Wohnunjr  und  (ieHi«'in«le  verlib>t  u.  s.  w.  Eiüenthiiinlielic  \  eri»lliehtun;^en 
der  Controle-,  der  Anmeldunsf  bei  der  Stenerbeh(»rdo,  bez.  l*oli/ei,  und  »ventucll  der 
HafiuDj;:  haben  die  IlausjM^'-ftnthiiuier  und  liauiitniiether  fur  iliro  steuer- 
pdicbtiffen  Miether,  so  wenn  diese  ans-  «)der  f<rt/iehcn.  oder  heiinüeh  dir«  \\\dinun^ 
Terla^raen. 

Die  Personalsteucr  knupft  sieh  au>sehlie>>lieh  an  das  l>oiniciI  de>  Mouer- 
pflichtigcn,  die  Mobiliarsteuer  ist  eventuell  aueh  aur^serhalb  dos  Domicils  in  jeder 
(.Jemeinde,  wo  der  Pllichti«;»;  eine  W'uhnuniJC  inne  liat.  /u  entrichten. 

Znschlafifcentimeu  aller  Art  sind  nur  bei  der  Mobiliar-,  nicht  bei  der  rersonal- 
steuer  gcatattet. 

Als  eine  Art  Kopf-  oder  Familienstciior  tretlen  die  Tcrsonal- 
jiteuer  die  Bedenken  einer  solchen,  die  Kinkoinnicn-,  Hesitz-,  Standes- 
verhältnisse nicht  beachtenden  dirccten  Steuer.  Bedenken,  welche 
indessen  durch  die  Niedrigkeit  des  Steuersatzes  (im  Maximum 
4*  \,  Frcs.  oder  vom  Arbeitseinkommen  durchschnittlich  wolil  nur 
weüig  über  V2 — ^/4%j  gewöhnlich  bei  niedrigcrem  Satze  weniger) 
and  durch  den  Hinzutritt  der  nach  anderen  Klcmenten  aulgelegten 
Mobiliarsteuer  gemindert  werden,  wodurch  die  Personalstcuer  bloss 
eines  der  Elemente  eines  directen  Steuersvstems  wird.  Immerhin 
würde  die  Hintiberflihrung  der  Personalsteuer  in  eine  mehr  ein- 
komroensteuerartige,  mindestens  in  eine  personale  dassensteuer  und 
die  1831  vollzogene,  aber  schon  1832  wieder  rückgängig  gemachte, 
1887  neu  geplante  Trennung  der  Personalstcuer  v(»n  der  Mobiliar- 
steuer berechtigt  erscheinen. 

Gesetz  Tom  26.  März  ISrU,  das  w«i^n;n  der  lebliaften  Opi)0sition  j;:cgcn  die  Ver- 
«raiidlung  der  Personalstcuer  in  eine  auch  d«  in  li:Jcalisrh»Mi  Interesse  melir  dienende, 
roii  der  Mobiliarsteuer  s:etrennte  (Juütitiitr.steuer  s«  hon  dunh  (ie^etz  vom  21.  April  is:i2 
■aieder  bcscitiirt  wurde.  Dauphin '>  (i.t^et/.eiitwinf  von  ls>T  s,  o.  S.  1.").*).  Die 
P'-rsonalsteuer  soUle  hiernach  in  4  fe,-ten  Sät/eii  nach  Mrts-.  bc/.  Ib-völkeruns^si^'rössen- 
.:la&>eii  \nnter  2ü00  Einw.,  1 — ."iOOO  u.  s.  w..  über  lOO.OtU),  am  Ilik'h>t<'n  Paris)  mit 
P/j.  2,  2'/.2  u.  s.  w.  bis  4'/.,  l'rcs.  erhoben  wrden.  auch  feiiierhin  ohne  die  sunstii^en 
Zuächlagceiitimen  bleiben,  «foch  einem  .')%  Zuschla:^  fur  Kntlastungcn  ui»<l  Ausfälle 
unterliegen.     BuU.  XX 1,  2S1. 

Die  Mobiliarsteuer  charactcrisirt  sich  steuertechnisch  und 
steuerpolitisch  als  eine  allgemeine  Wohnungs-  oder  Mieth- 
steuer  mit  proportionalem,  nur  nach  der  Natur  der  Pcpartitions- 
steuer  etwas  wechselndem  Steuerl'usse.  Danach  unterliegt  sie  den 
Dicht  unwesentlichen  allgemeinen  principiellcn  l»edcnkcn,  welche 
eine  solche  Steuer  in  Bezug  auf  den  stcuei technischen  Doppel- 
character,  den  man  ihr  beilegen  kinin,  trclt'cn.  Ob  man  sie  nämlich 
als  Verbrauchssteuer  lUr  einen  der  wichtigsten  und  stärksten 
Consume,    die  Befriedigung    des   Wohuungsbedlirfnisses,   oder   als 
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eine  Art  „Einkommensteuer",  bei  der  man  auf  die  Höhe  des 
Einkommens  aus  dem  Wohnungsaufwand  schliesst,  auffasst:  in 
beiden  Fällen  ist  sie  bedenklich  wegen  ihrer  Belastung  eines  noth- 
wendigen  Consums  und  wegen  ihrer  Ungleichmässigkeit.  Ohne 
Steuerfreiheit  für  kleine  Wohnungen  der  Aermeren  und  mit  pro- 
portionalem Steuerfiiss  wirkt  sie,  vollends  neben  der  Personalsteuer, 
umgekehrt  progressiv  auf  die  „kleinen  Leute",  die  Masse  der  Be- 
völkerung. Bedenken,  die  sich  in  Frankreich  bei  dessen  sonstiger 
hoher  Verbrauchsbesteuerung  noch  steigern.  Durch  die  mangel- 
hafte Festsetzung  der  oberen  Contingente  (§.  193)  steigern  sich 
diese  Bedenken  in  Bezug  auf  die  Gleichmässigkeit  abermals.  Die 
Steuer  erscheint  danach  in  ihrer  gesetzlichen  Gestalt  namentlich 
als  allgemeine  Staatssteuer  und  mit  ihren  Zuschlägen  für  Departe- 
mental  zwecke  misslich,  weniger  als  Co  mm  un  aisteuer.  Nicht 
unbedenklich  ist  aber  endlich,  dass  sie  als  dritte  directe  Steuer, 
neben  der  Grundsteuer  und  der  ThUr-  und  Fenstersteuer,  an  das 
Wohnhaus  sich  anschliesst  und  wenigstens  durch  mögliche  Ueber- 
wälzung  auch  wieder  den  Hausertrag  trefiPen  kann,  wobei  dann 
noch  an  die  hohe  Verkehrsbesteuerung  der  Immobilien  (Enregistrement) 
zu  denken  ist.  Eine  Ersetzung  der  Mobiliarsteuer  durch  eine 
wirkliche  Einkommensteuer,  in  welchem  Falle  dann  auch  die 
Verbindung  mit  der  zu  einer  Classensteuer  umgebildeten  Personal- 
steuer beibehalten  werden  könnte,  wäre  daher  gewiss  ein  richtiger 
Schritt  und  eine  passende  Reformmaassregel.  Die  mechanische 
Benutzung  der  Mobiliarsteuer  zur  Construction  einer  Einkommen- 
steuer, wie  im  Gesetz  von  1791  und  im  ministeriellen  Project  von 
1887,  reichte  freilich  hierzu  nicht  aus  und  unterliegt  besonderen 
anderweiten  Bedenken  (S.  455). 

§.  193.  3.  Die  Festsetzung  der  Contingente  des 
Staats  und  der  Departements.  Die  Art  und  Weise  dieser 
Festsetzung  ist,  ähnlich  wie  bei  der  Grundsteuer  (§.  184),  eine 
besonders  schwache  Seite  der  Personal-  und  mehr  noch  der 
Mobiliarsteuer.  Weder  das  berechtigte  fiscalische  Interesse  an 
sleigenden  Erträgen,  parallel  der  wachsenden  Leistungsfähigkeit 
der  steuerpflichtigen  Bevölkerung,  noch  das  Interesse  der  ver- 
theilenden  Gerechtigkeit  in  Bezug  auf  die  Belastung  der  ver- 
schiedenen Laudestheile,  der  Departements,  ist  genügend  wahr- 
genommen. 

Die  anfäuglirhe  F'cststellunj^  des  Staatucontiiigents,  mit  60  MiU.  Frcs..  erfolgte 
gerade  so  willkuhrlich ,  wie  bei  der  (irundsteuur.  Die  Suuimc  erwies  sich  zu  hoch 
und  masste  stark  hcra))ge»ictzt  werden.     Aber  da  man  auch  hier,  wie  bei  der  Gnind 
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^teaer,  wegen  des  dringenden  Fiiiajizlicdarfä  und  dv.v  Zeitdauer  einer  urdcntlichen 
Katastrirong,  nicht  zn?or  die  letztere  vorirenonimcn  hatte,  so  fehlte  fUr  die  Bestimmung 
der  Höhe  des  Staatscontingcnts  und  der  Vcrtheilunp^  desselben  auf  die  Departements, 
daher  anch  für  den  Betrag  der  Ennlissiirungen  ein  sicherer  Maassstab.  Die  ursprüng- 
liche Vertheilung  war  wieilerum  ebenso  wie  bei  der  (jrundstcuer,  wesentlich  nach  dem 
Verhältniss  der  Steuern  des  ancien  r«';gime  erfolgt,  enthielt  also  deren  Uugleichmässig- 
keiten  noch  in  sich.  In  mechanischer  Weise  verminderte  man  dann  das  Staats- 
coDtiugcnt  und  nahm  man  an  der  Departementalrepartition  Verminderungen  vor.  d.  h. 
man  entlastete  einige  Departements,  di(;  für  überbürdet  galten,  ohne  zu  wagen,  dem 
Wesen  der  Bcpartitionssteuer  gemäss,  dafür  andere  wieder  entsprechend  höher  zu  be- 
lasten. Schon  das  Gesetz  von  170S  setzte  das  Contingeut  des  damali<^en  Staats  nur 
auf  30  Mill.  Frcs.,  wovon  20  auf  die  eigentliche  Personalsteuer,  iVi  Mill.  auf  die 
inbegriffenen  Luzussteuem,  3  auf  Abgaben  von  Besoldungen  (der  Beamten  u.  a.  m.), 
nur  oVi  auf  die  eigentliche  Mobiliarsteuer  fielen  (Stourm,  I,  2()0\  1S06  wurden 
die  Luxnssteuern  aufgehoben,  die  (5%.i  Besoldungssteiiern  wurden  vermindert.  In 
dem  Frankreich  nach  1S15  betrug  das  Staatscontingcnt  der  Personal-  und  Mobiliar- 
>teuer  ca.  27  Mill.  Frcs.  Von  1S20  an  wurden  dann  Pläne  für  eine  neue  Kepartition 
der  Mobiliarstener  auf  Grund  einer  Aufnahme  der  Miethwerthe  im  ganzen  Staate  ver- 
folgt, aber  ein  befriedigendes  Resultat  wurde  nicht  erreicht  (Gesetz  vom  2:(.  Juli  1S20. 
Einige  statistische  Daten  bei  v.  Kaufmann.  S.  202).  £s  erfolgten  kleine  Entlastungen 
einiger  Departements.  Die  Abzüge  an  den  Besoldungen  fielen  fort  (1821).  Der 
zweckmässige  Plan,  die  Personalsteuer  von  der  Mobiliarsteuer  ganz  zu  trennen  und  sie 
in  eine  Quotitätssteuer  mit  festen  Steuersätzen  zu  verwandeln,  wurde  zwar  Gesetz 
i26.  M&rz  1S3P,  aber  musste,  als  „zu  fiscaJisch'*  bald  wieder  rückgängig  gemacht 
werden. 

Daä  nene  Gesetz  vom   21.  April  lb32  führte  nicht  nur  die  Vereinigung  beider 
Steuern  wieder  herbei,  es  setzte  auch  das  Staatscontingent  wieder  ziemlich  wiljkührlich 
fi-st  (34  Mill  im  Principal)  unter  gleichzeitiger  Entbürdung  der  für  überlastet  geltenden 
Departements  um  3  Mill.  Frcs.     Für  die  Vertheilung  dieser  Summe  auf  die  Departe- 
ments wurde  zwar  eine  etwas  veränderte,  jedr.ch  abermals  ziemlich  willkührliche  (irund- 
lage  bestimmt.     Es  wurde  nämlich  Vs  ^^^  Contin>ienis  nach  Verhültniss  der  Personal- 
:ifener  im  Jahre  1831.  Va  "«"^ch  Verhältniss  der  Mobiliarsteuer  im  Jahre  1830,  ^/^  nach 
Verhältniss  der  amtlichen  Aufnahme  der  Miethwerthe  repartirt.     Um  dann  weni^^stens 
die  Bepanition  einigcrmaassen  in  Einklang  mit  der  Entwicklung  der  wirklichen  ^lieth- 
werthe   zn    halten ,    wie  es  fiscalisches  und   Gerechtigkeitsinteresse  forderten ,    wurde 
)ics>timmt,  dass  in  1S34  und  dann  von  5  zu  5  Jahren  eine  neue  Kepartitiun  unter  den 
Departements  nach  den  Miethwertheu  erfolgen  solle.     Allein  dies  unterblieb,  die  Be- 
stimmung  wurde   1838   auch   gesetzlich   beseitigt  und   ein   neuer  Kepartitionsplan  im 
Jahre  IS'12,  mit  10jährigen  Erneuernngsperioden ,  kam  ebenfalls  nicht  zu  Stande.    So 
verblieb   es   bei   der  Kepartition   von    1832   endgiltig  bis  heute,   nur  mit 
viner    Ausnahme,    dass    von    1840    an   die   betreuenden   Departementalcontingentc 
jährlich  um  die  Stenerquoten.  welche  auf  zerstörten  Häusern  lagen,  vermindert,  um 
die   oprocentigen  Miethwerthe  hinzu  gekommener  neuer  oder  umgebauter,  zur  Grund- 
steuer Veranlagter  Häuser  vermehrt  wurden  (.Gesetz  vom  4.  August  1844).   Hiernach 
:)teigt    allmählich    das  Staatscontingent    selbst  etwas,    aber  doch    nur  langsam.     Die 
Steigerung    der    Personalstcuer   allein,    die    Folge    der    Volksznnahme    und    eventuell 
>teigeiider  Lohnhöhe,  kommt  der  Staatscasse  nicht  zu  gute,  sondern  bewirkt  nur  eine 
Verminderung  der  Mobiliarstener.     Die  Vorquickung  beider  Steuern  führt  daher  leicht 
/n  einer  Verschiebung  zu  Ungunsten  der  Pei-sonalsteuerpflichtigen.   Das  Staatscontingent 
war    1 832    (mit  allgemeinen   Zuschlagcentimen    für  Staatszwecke ,    Ausfälle   u.   s.   w.) 
:iUA].  183S  42.59,  1846  41.50,  1848  42.27,  ISTO  55.51,  l^'l  (^ohnc  Elsass-Lothringen) 
.'.4.G1K   1885  70.20  Mill.  Frcs..  eine  stetige,  aber  langsame  Zunahme. 

Natürlich,  dass  bei  solcher  Stabilität  der  Departcmental- Kepartition  die  Steuer 
auch  immer  unfähiger  für  die  Belastung  mit  allgemeinen  Staatszuschlägen  wurde 
ULid  selbst  1871  fi'.  ebenso  wie  die  (irundsfeucr  davon  befreit  blieb.  Innerhalb  des 
TJrizelnen  Departements  besteht  dieser  Mangel  bei  der  lvej)artiiion  des  Departemental- 
< 'oiitingents  auf  Arrondissements  und  Gemeinden  und  schlies>lich  auf  die  Einzelnen 
T^Digstens  nicht,  weil  hier  jährlich  die  Veränderungen  der  Persimenzahl ,  Lohnhöhe 
•iü'\  .Mietliwerthe  bei  der  Kepartition  berückhi«^hti»t  werden.  Die  starke  Steigerung 
der  Departemental-Zuschläge   (183^  9.31,  1885  32.^0  Mill.  Fns.)  und  der  Communal- 
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Zusclilagc  i^bcz.  4.01  iinl  2s.!)7  Mill.  Frcs )  unterliegt  daher  nicht  dem  Bedenken, 
dem  eine  solche  Vermehninfr  des  Staatscontingents  hei  dessen  Kcpartitiousstabilität 
ausgesetzt  wiire.  Die  Ubri|L:en  Bedenken,  welche  die  Steuer  als  solche  treuen,  treten 
aber  bei  dieser  Steigerunjr  der  Zuschliijre  auch  hier  liervor.  Nebenbei  bemerkt, 
markirt  sich  die  Perioiht  ISTl  11'.  aurli  b.-i  diest^n  Zuschlägen  nicht  besondi^rs  ab. 
a^ull.  XX,  221). 

Dass  bei  dieser  Sachlage  die  Reform  der  Personal-  und 
Mobiliarsleuer  noch  immer  nicht  zu  Stande  gekommen  und  au 
Stelle  dieser  Steuer  n<>ch  keine  ordentliche  Einkommensteuer  ge- 
treten ist,  erweckt  billig  Erstaunen.  Aber  es  zeigt  sich  wiederum, 
welche  besondere  Schwierigkeiten  Reformen  der  directen  Steuern  in 
unserem  „Zeitalter  des  Individualismus^"  linden  und  auch  —  dass 
diese  Schwierigkeiten  wohl  durch  das  Repartitionssystem  mit  seinen 
localen  Contingenten  in  einem  grösseren  Staate  noch  gesteigert 
werden.  Auch  hier  sehen  die  unterlasteten  Landestheile  (Departe- 
ments) den  „Besitz"  eines  bestimmten,  ihnen  günstigen  Contingents 
einer  Staatssteuer,  wie  im  Mittelalter  und  später  im  ständischen 
Staate  die  Stände  und  Landestheile  ein  einmal  übernommenes  Con- 
tingent,  gleichsam  wie  ein  „wohlerworbenes  Recht"  an  und  sträuben 
sich  gegen  die  Consequenzen  des  Repartitionssystems,  dass  Ver- 
änderungen der  localen  Contingentc  eintreten,  mit  Minder- 
belastungen da  und  Mehrbelastungen  dort.  Immerhin  möchte 
auch  diese  Wahrnehmung  indessen  nicht  gegen  das  Repartitions- 
system überhau|)t  sprechen ,  sondern  nur  gegen  das  unpassende 
Verfahren  bei  der  ersten  Einführung  desselben  in  Frankreich  und 
gegen  die  schon  anfängliche  Fcsthaltung  stabiler  Departemental- 
Contingente.  Aber  bei  der  allgemeinen  Würdigung  des  Repartitions- 
und  des  Quotitätssvstems  kommen  freilich  diese  Schwierigkeiten 
einer  Erhöhung  des  Gesammtcontingcnts  und  einer  Veränderung 
der  Localcoiitingente  in  Betracht.  Nur  w^enn  man,  was  recht  wohl 
möglich  ist,  principiell  und  practisch  die  Repartition  nach  diesen 
beiden  Seiten  genügend  in  Entwicklung  und  Bewegung  hält,  treten 
in  iiscalischer,  administrativer  und  in  Hinsicht  der  distributiven  Ge- 
rechtigkeit die  Vnrtheile  des  Repartitionssystems  ordentlich  hervor. 
Sonst  wird  man  in  allen  diesen  Beziehungen  dem  Quotitätssystem 
den  Vorrang  einräumen  müssen. 

§.  194.  4.  Zahlung  des  Communalcon tingents  der 
Steuer  aus  dem  Octroi-Ertrag.  In  eigenthümlicher  Weise  kann 
die  Personal-  und  Mobiliarsteuerbelastung  der  Gemeinden  und  ihrer 
Bewohner  durch  die  Bestimmung  der  französischen  Gesetzgebung 
vermindert  werden,   dass   das  Communalcontingent   dieser 
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Steuer  ganz  oder  theilweise  ans  der  Ootroicinnahme 
gedeckt  werden  dürfe. 

Es  setzt  dies  einen  Bosohliih^  des  Muuiiipalraths.  Antrat?  beim  Piäfeoten  und 
Genehmigunj^  durch  Vurordnung  des  Staat.sulH.'iliauj>ts  voraus.  Der  vcrbIoil)ende  Kost 
der  Steuer  wird  nur  auf  die  M  ohiliartiuotun  lidcjit,  ev<'ntU('.ll  unter  Freilassung 
der  kleineren  Miethen  und  mit  einem  rroirressivtarif  für  die  liölicren.  weirh.i 
einzelne  Municipalrathsbescldüssc  wieder  von  der  Staatsbehörde,  l)e/.  (Jeni  Staatsober- 
haupt zu  genehmigen  s«ind.  l)al»ei  soll  darauf  nelialten  werden ,  dass  di<;  jrrösseren 
Steuerpflichtigen  mit  höheren  Miethen  aber  aueli  m»  nielit  nielir  zalilen.  als  sie  bei 
der  Kcpartition  des  vollen  Contingents  der  Personal-  und  Mobiliarsfeucr  /nhlen 
müsbten.  i^Gesetz  vom  21.  x\pril  1^:12,  Art.  20.  .M.Juli  Isjr,.  Art.  .5;  die  Kinriohtun«»- 
beruht  aber  schon  auf  Bestimmuniicn  eines  Gtjsetzes  von  i**Ob).  Nur  wenijre,  meist 
jLTössere  Städte  haben  diese  Einrichtung  anj^enonimen  i  Paris,  Lyon,  Marseille.  Bordeaux, 
drei  andere).  In  Paris  besteht  zur  Peckung  des  Kests  der  Personal-  und  Mül)iliar- 
steu^r  ein  Micthsteuertarif,  der  Wohnungen  unter  250  Fros.  freilässt,  solche  von 
250— 191»  Frcs.  mit  :',,  von  500—999  Frcs.  mit  5.  von  1000- lüMj  Frcs.  mit  7,  von 
loOi)  und  darüber  mit  9**;o  trillt.  Al-o  ein  im  Prinrij)  richtiger,  der  Abnahme 
der  Wobnungsquote  vom  steigenden  Einkommen  einigermaassen  Rechnung  tragender, 
insoweit  wirklich  proportionaler  Tarif,  dessen  Progression  nur  zu  frUh  endet. 
iS.  PerrouT-Joppen,  No.  302— :^0t,  Vignes,  I,  10,  v.  Hock.  S.  140,  v.  Kauf- 
mann, S.  745,  mit  etwas  abweichenden  Angaben). 

Die  ganze  Einrichtung  ht  immerhin  ein  characteristisches 
Beiitpiel  der  Conibiuation  directer  und  indirectcr  (Ver- 
brauchs-) Besteuerung  und  des  Ersatzes  jener  durch  diese, 
wobei  übrigens  der  partielle  Verbiauchssteuercharacter  auch  der 
Mietbsteuer,  nicht  nur  des  Üctrois  zu  beachten  ist.  Ein  Beispiel 
einer  Tendenz,  die  sich  in  der  älteren  und  neueren  Steuergeschichte 
mehrfach  zeigt. 

c.   ThUr-  und  Fenstersteuer 

Gesetzgebung.  (Ilauptgesetze).  Erstes,  die  Steuer  neu  al.«»  Ergänzung  der 
Mubiliarsteuer  einführendes,  aber  (irundlage  gebliilniies  (iesct/.  v.  4.  Friniaire  VII. 
fi'.'er  24.  November  1T9S.  Sj);iter  nur  kb-ine  Moditirafionen  von  Einzelheiten.  Tarif- 
erhöhungen ,  Umgestahun;;  der  ur>pnin^lieh«;n  yuotiiät'^.^teiier  in  eine  Repartitions- 
>:.;uer  mittelst  Feststellung  von  ('ontinü<nten  ,  unter  Ueii)ehaltung  der  nur  naeh  der 
KepanilioD  zu  modificireLden  Quotititt.->;itze  eiiK-r^  Tarifs,  nach  (iesetz  v.  1*{.  Mor.  X. 
oder  'S.  Mai  1S02.  Vorübergehende  linwanillunjr.  —  wie  bei  der  Per^onal^teue^ 
S.  455  —  in  eine  Quotitätssteuer  durch  (iesetz  vom  2(».  Miirz  l^cll,  Kuekverwandlung 
in  Kepartitionssteuer  durch  (iesetz  vom  21.  April  1^'I2.  das  seitdem  formell  die  (irund- 
lage der  Steuer  bildet.  Bestimmungen  über  die  n<'rii«;ksichtigung  der  Neubauten  und 
(lebäudezerstöruniren  ))ei  der  Feststellung  der  (.'«miinaente  im  (iesetz  vom  17.  Arne.  1^-15, 
:ber  die  Berftrksichtignng  d«;r  communalen  V'>lks/ahlen  naeh  einer  aintlirhen  Z  dilung 
für  die  Tarifclassen  und  weiter  für  «iit;  Depariemental- Contingenti^  dureh  (iesetz  vom 

4.  Augu-it  1*544.  (iesetz  vom  30.  Juli  l^^.">,  Ait.  .'> — ■>  ^Modilieation  der  Besteuerung 
in  Oncn  übcT  5000  Einwohner,  s.  auch  Bull.  XIII.  .'»fWi).  l'erroux-Jopi>cn .  Xo.  25 
■».is  :;0,  265— 2Sr»,  416  11..  Bloek's  di.t.  Art.  eontrib.  dir.,  ]>a>s..  be^.  No.  isO— 21b; 
snpjd.  gencr.  (IsTS — S4),  p.    I'IT,  >u]»pl.  annuel   Is^ö.  ]>.  27). 

Literatur.  Bibliographie  bei  Block  dict.,  ]».  (*»7;<.  dire<te  Steuern.  Stourm, 
I.  eh.  *.♦,  p.  265 — 274;  Vigues     I,  47 — 52;  v.  Hock,  S.  147 — 140;  v.  Kaufmann, 

5.  209 — 215  ^übrigens  mit  einigen  Irrthilmern  in  der  Dai-stellung).  Statistik  bei 
Kaufmann  ob.,  Faurc,  budg..  p.  77,  7S,  Bull.  u.  a.  XX.  21U.  VII,  PK),  XIX,  (121, 
l;«.  II.  225  ff",  uiid  über  die  Steuer  in  den  Orten  über  5000  Einwohner,   XIII,  500. 

r.'ebcr  diese  Steuer  als  Form  einer  (iebäudesteu(;r  s.  meinen  Aufsatz  in 
Schöüberg's  Handbuch  der  politischen  Oekonomie.  2.  A,  III.  257. 
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§.  195.  1.  ('har acter.  Die  ThUr-  und  Fenstersteuer  ver- 
dankt rein  fiscalischen  BedUri'nissen  im  Jahre  1798  ihre  erste  Ein- 
führung in  die  französische  Gesetzgebung,  mit  nach  englischem 
Muster.  Sie  erweist  sich  so  von  vornherein  als  ein  anorganisches 
Element  des  neuen  directen  Steuersystems,  ist  aber  gleichwohl, 
wenn  diesem  auch  erst  etwas  später  nur  mechanisch  angefügt, 
dauernd  und  im  Wesentlichen  auf  ihrer  ersten  Grundlage  ein  Glied 
dieses  Systems  geblieben.  Dazu  hat  ausser  dem  finanziellen  Be- 
dürfniss  der  unzureichende  und  doch  auf  der  gegebenen  Grund- 
lage nicht  hinlänglich  steigerungsfähige  Ertrag  der  drei  anderen 
directen  Steuern,  besonders  der  Grund-  und  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  dann  aber  wohl  auch  der  steuertechnische 
Character  der  Thür-  und  Fenstersteuer  selbst  beigetragen.  Denn 
so  denkbar  äusserlich  mechanisch  und  insofern  steuer- 
politisch bedenklich  diese  Steuer  ist,  so  lässt  sie  sich  doch  ver- 
hältnissmässig  leicht  nach  den  äusseren  einfach  zu  constatirenden, 
kein  „lästiges  Eindringen^'  in  die  persönlichen  und  ökonomischen 
Verhältnisse  erfordernden  Merkmalen,  nach  denen  sie  aufgelegt 
wird,  veranlagen.  Sie  entsprach  so  in  besonderem  Maasse  Auf- 
fassungen und  Bedürfnissen,  welche  man  in  Frankreich  gern  als 
„dem  französischen  Volksgeist  eigenthttmlich^'  bezeichnet  und 
namentlich  in  der  Periode  der  Steuerreform  der  ersten  Revolution 
grundsätzlich  zu  berücksichtigen  gesucht  hat,  wie  auch  schon  bei 
der  Mobiliarsteuer. 

Obgleich  als  Ergänzung  der  Mobiliarsteuer  gedacht  und  bestimmt, 
nicht  den  Hauseigcnthümer  als  solchen,  sondern  den  Benutzer, 
daher  bei  vermiethetcn  Wohngebäuden  und  Gebäudetheilen  den 
Miether  als  solchen  nach  seiner  steuerpflichtigen  Tbtir-  und 
Fensterzahl  zu  besteuern,  wird  die  Steuer  doch  vom  Eigenthttmer 
(auch  Usufructuar  und  allerdings  auch  vom  Miether  eines  ganzen 
Gebäudes)  gefordert  und  bezahlt,  dem  indessen  das,  formell  wie 
es  scheint  meist  nicht  besonders  geübte  Recht,  verbleibt,  den  raten- 
mässigen  Antheil  von  seinen  Miethern  sich  vergüten  zu  lassen. 
Practisch  vollzieht  sich  die  endgiltige  Tragung  der  Steuer  also 
gewöhnlich  in  der  Regelung  des  Miethpreises  und  erscheint 
die  Thür-  und  Fenstersteuer  im  Uebrigen  steuerpolitisch  wohl  über- 
wiegend, mitunter  ganz,  immer  mehr  oder  weniger  als  eine  Haus- 
Ertragssteuer.  Ihre  Auf  legung  nach  dem  äusseren  Merkmal  der 
Thiiren  und  Fenster  und  die  Belegung  des  Hausertrags  schon  durch 
die  „Grundsteuer  für  bebaute  Grundstücke"  und  durch  die  Grund- 
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Steuer  für  das  HausgrundstUck  (§.  188)  machen  die  Steuer  als  eine 
Hansertragssteuer  dann  nur  noch  besonders  bedenklich.  Bedenken, 
welche  sieb  noch  dadurch  steigern,  dass  die  Mobiliarstcuer  sich 
auch  an  Wohnung  und  Haus  anschliesst,  also  sogar  eine  drei- 
fache Combination  directer  Steuern  beim  Hause  vorliegt.  Wie  es 
sich  da  mit  dem  leitenden  Grundsatz  der  modernen  französischen 
Besteuerung  verhält,  „Jeden  nach  seinen  Fähigkeiten  zu  besteuern", 
bleibt  fraglich  genug.  Unberechenbare  Ueberwälzungsverhältnisse 
bei  allen  drei  Steuern  mindern  die  Bedenken  in  diesem  Puncte 
nicht. 

Selbst  wenn  man  aber  die  Thlir-  und  Fenstersteuer  nicht  als 
Ertragssteuer,  sondern  als  Wo hnungs Steuer  auffasst  und  in  dieser 
wieder  den  Doppele haracter  der  Verbrauchs-  und  der  Ein- 
kommensteuer, wie  bei  der  Mobiliarsteuer  (§.  191),  anerkennt, 
unterliegt  die  Steuer  nicht  nur  den  principiellen  und  j)raetischen 
Bedenken  jeder  Wohnungssteuer  dieses  regelmässig  vorhandenen 
Doppelcharacters ,  sondern  auch  noch  den  speciellen  Bedenken, 
welche  ans  der  Veranlagung  der  Steuer  nach  einem  so  äusser- 
lichen  und  für  die  wirkliche  Werthbestimmung  des  Hauses  oder 
der  Wohnung  wenig  zuverlässigen  Merkmal  hervorgehen. 

§.  106.  2.  Die  Besteuerung  der  einzelnen  steuer- 
pflichtigen Subjecte  und  Objecte.  Die  Steuer  characterisirt 
sich  weiter  im  Wesentlichen  für  die  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen als  eine  Quotitäts-Hausclassensteuer  von 
Wohnungen,  bezw.  Wohngebäuden.  Denn  der  Character 
der  Bepartitionssteuer,  den  sie  wegen  der  Festsetzung  des 
Staats-  und  der  Localcontingcnte  (der  Departements,  Arrondissements 
und  Gemeinden)  so  zu  sagen  „nach  oben  zu"  trägt,  kommt  „nach 
nnten  zu"  nur  in  den  kleinen  Modificationen  zur  Geltung,  welche 
die  individuellen  Steuerschuldigkeiten  nach  den  Abweichungen 
zwischen  dem  aufzubringenden  Contingcnt  und  dem  aus  der  An- 
wendung des  Tarifs  auf  die  Steuerobjeete  gei)ildeten  „Steucrsoll" 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  etwa  erfahren.  In  der  Hauptsache  bleibt 
die  Steuer  so  eine  Quoti  tätsstcuer  und  zwar  eine  nach  einem 
Classen-  und  Stufentarif  erhobene  Hausciassensteuer  für 
die  unmittelbar  Betroffenen,  die  HauseigenthUmer  (und  Haupt- 
miether). 

Jede,  auch  die  beste  Hausciassensteuer  ist  stcuertechnisch 
nnd  fiteuerpolitisch  nur  von  {>  r  o  b  1  e  m  a  t  i  s  c  h  c  ni  W  c  r  t  h.  Priuoipiell 
aligemein,  practisch   wenigstens   in  den   Städten,   vollends  in  den 

A.  W»(rn«r,  FiiianzwLs«easchaft.    III.  MO 
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grösseren,  steht  sie  in  dieser  Hinsicht  hinter  einer  freilich  nicht 
überall  anwendbaren,  mit  Recht  meist  auf  die  Städte  beschränkten 
„Hauszinssteuer"  zurück,  der  relativ  besten  „Gebäudesteuer^'  und 
Ertragssteuer  überhaupt. 

S.  meine  Abhandluns:  im  Sc hönber^' sehen  Handbuch,  III,  259  ff.  Das 
hat  man  auch  in  Frankreich  nicht  ganz  verkannt  und  wohl  mit  deswegen  Paris  und 
einzelnen  anderen  Städten  (Lyon,  Bordeaux)  gestattet,  nach  einem  besonderen  Tarif, 
der  eine  Combination  der  Besteuerung  nach  „Hausöffnungeu"'  mit  einer  solchen  nach 
dem  Miethertrag,  bezw.  Kcinertrag  der  Häuser  enthält,  ihr  Contingent  aufzubringen. 
(Decret  für  Paris  vom  17.  März  1S52,  Art.  10,  Perroux- Joppen.,  No.  270  ff.,  wo- 
selbst der  Tarif  für  Paris;  fi\r  Bordeaux  Gesetz  vom  5.  Mai  1855,  Art  14).  Die 
speciello  Ungeeignethcit  einer  blossen  Thür-  und  Fenstersteuer  für  Grossstädte 
hat  zu  solchen  Exemtionen  ausserdem  noch  beigetragen. 

Unter  den  möglichen  Formen  einer  Hausciassenstener  ist  dann 
aber  wieder  diejenige  einer  immer  so  mechanisch  äusserlichen  und 
zugleich  unvermeidlich  an  casuistischen  Bestimmungen  so  reichen 
Steuer,  wie  eine  Thür-  und  Fenstersteuer,  noch  besonders  zu  be- 
mängeln. Nicht  sowohl  deswegen,  weil  diese  Steuerreform  wie 
eine  „Besteuerung  von  Licht  und  Luft"  wirkt,  gesundheitlich  und 
sicherheitlich  unzweckmässiges  Bauen  veranlasst  —  obgleich  auch 
in  dieser  Hinsicht  die  Bedenken  nicht  so  völlig  fehlen,  wie  z.  B. 
V.  Kaufmann  meint  — .  Wichtiger  ist  das  Bedenken,  dass  auch 
der  noch  so  zweckmässig  -abgestufte  Tarif  einer  „Thür-  und 
Fenster"- Steuer  weder  den  Ertrags-  noch  den  Wohnungswerth- 
verschiedenheiten  von  Ort  zu  Ort  und  von  Gebäude  zu  Gebäude  in 
demselben  Ort  sich  richtig  anzupassen  vermag,  sowie  dass  auch 
die  feinste  gesetzliche  Casuistik  und  deren  weitere  Entwicklung 
durch  Verordnungen  der  Verwaltungsbehörden  und  Entscheidungen 
der  Verwaltungsgerichtshöfe  ein  grosses  Maass  von  „Willktihr" 
nicht  zu  beseitigen  vermag.  Der  Werth  einer  Steuer,  welche  nach 
einem  „einfachen",  „sichtbaren"  äusseren  Merkmal  aufgelegt  wird, 
wird   aber  gerade  in   dieser  Vermeidung  der  Willkühr  gefunden. 

Die  französische  Gesetzgebung  hat  einen  principiell  richtigen 
und  ziemlich  feinen  Gl a s sc n- Tarif  für  die  Veranlagung  der 
Thür-  und  Fenstersteuer  aufgestellt. 

Es  werden  darin  bei  kleineren  Häusern  bis  5  „Ocfihungen*"  3,  bei  grösseren 
sogar  4  richtig  ausgewählte,  den  Wohnungs-  bez.  Hauswerth  wesentlich  mitbestimmende 
Elemente  zur  Bildung  eines  Cla^senschcmatismus  combinirt,  nämlich  die  Grösse 
der  OrtsbcFölkerung  nach  6  „Ortsclassen",  die  Zahl  der  „Oeffnungcn*'  (bei 
den  Häusern  bis  incl.  5  Oeffnungen),  die  Zahl,  Art  (Thore,  Hausthürcn,  Fensterzahl) 
und  Lage  der  Fenster  (bis  incl.  2  und  im  3.  und  höheren  Stockwerken)  in  den 
Häusern  mit  6  und  mehr  „OeUnungen".  So  entsteht  schon  für  die  kleineren  Häuser 
die  Zahl  von  30  Steuerclassen ,  fdr  die  grösseren  eine  sich  der  Zahl,  Art  und  Lage 
der  OelFnungen  fein  anschmiegende  Steuerclassenzahl,  wie  der  folgende  Tarif  des 
(iesetzes  von  1852  (fiir  das  Principal)  zeigt: 
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Weitere  casaistischo  Beritimmunaron  dos  (icsetztis  und  Auslcicung^^»  hinsichtlich 
dtiSscB,  was  als  .,Ortsb<;völkerung"  der  < )rtstarif<lasse  «gerechnet  wird  (im  Alljremcinen 
die  Zahl  der  Ortsauwcscndcn,  ausschliesslich  des  Militärs  und  der  Insassen  der  sogen. 
„Anstalten'",  s.  Verordnung  vom  4.  Mai  1S40,  bei  Perroux-Joppen,  No.  269,  auch 
bisher  nur  die  Bevölkerung  innerhalb  der  Octroigren/e  bei  Orten  über  5000  Einw., 
jetzt  diese  BerOlkerung  in  dem  „agglomerirten  Thoil"  der  (iemeinde,  die  übrigen 
Häaser  der  letzteren  unterließen  dem  Tarif  der  Landgemeinden,  (ieseiz  vom  30.  Juli 
1&85);  ferner  die  Casuistik  in  Betreff  der  steuerpflichtigen  „Wohnung'*,  bezw.  des 
„Wohnhauses*'  und  der  übrigen  steuerpflichtigen  Häuser,  sowie  in  Betrelf  d«!S  Begriffs 
„Thorweg*'.  „Thür**,  „Fenster"  u.  s.  w.  dienen  dazu,  den  Tarif  bei  der  practisrhen 
Anwendung  noch  mehr  sich  den  Verliältnisscn  des  Wohnungswerths  anp;ussen  zu  lassen. 

Und  dennoch  bleiben  auch  bei  diesem  entwickelten  Stufen- 
tarif und  dieser  Casuistik,  zumal  in  den  Städten ,  vollends  in 
den  grossen,  sicherlich  von  Ort  zu  Ort  und  in  demselben  Orte 
bei  verschiedenen  Gebäuden  sehr  erhebliche  Ungleichmässig- 
keiten  bestehen,  welche  bei  einer  eigentlichen  Ertragssteuer  des 
Eigenthttmers  oder  Miethsteuer  des  Miethers  viel  mehr  vermieden 
würden. 

Dieselben  werden  durch  die  starken  Departemental-  und  Communalzuschlägc 
(s,  a.  S.  468),  wie  durch  die  bei  dieser  Steuer  bestehenden  allgemeinen  Staatszuschläge 
und  die  kleinen  Nebenzuschläge,  —  durch  deren  (jesammtheit  das  Principal  jetzt  fast 
Terdoppelt  wird,  18S7  betragen  sie  05.1  "/o  ^^^^  Principals  —  noch  wesentlich  gesteigert, 
also  drückender. 

Die  weitgehende  Casuistik  bei  dieser  Steuer  —  hinsichtlich  der 
Stcuerpflichtigkeit  und  Steuerfreiheit  der  ganzen  Gebäude  und 
Wohnungen,  dann  hinsichtlich  der  Begriffe  „Oeffnung",  Thorweg, 
Thtir,  Fenster  und  der  Steuerpflichtigkeit,  Steuerfreiheit  und 
Steuerhöhe  dieser  „Oeftnungen"  —  erklärt  sich  zum  Theil  aus 
ungenauen  und  willkUhrlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes,  zum 
Theil,  wie  auch  die  britische  Erfahrung  zeigt  (%  117*),  aus  dem 
Wesen  dieser  Steuer  und  aus  der  öfters  nur  scheinbar  so  ein- 
fachen Bemessungsbasis  „handgreiflicher*^  und  gleichwohl  viel- 
deutiger „äusserer  Merkmale". 

Der  leitende  Grundsatz  des  Gesetzes  erscheint  einfach  genug: 
nämlich,  dass  „ThUren  und  Fenster,  welche  nach  den  Strassen, 
Höfen    und   Gärten    der  Gebäude    und   Fabriken   (usines)  hinaus- 
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gehen,  steuei-pflichtig  sind^'  (Gesetz  v.  4.  Frim.  VII.,  Art.  2).  In 
der  Anwendung  und  Auslegung  dieses  Grundsatzes  ei^eben  sich 
jedoch  eine  Menge  Schwierigkeiten,  welche  die  angedeutet« 
Gasuistik  nOthig  machen. 

So  in  Betreff  des  steoertechnischen  Begriffs  „Fenster",  „Thtlr**,  „Thorweg", 
vUsincs".  Beim  besten  Willen  bleibt  in  den  Entscheidungen  manche  WillkUhr  übrig:. 
S.  das  Einzelne  bei  Perroux-Joppen,  No.  265  ff.,  27.H  ff„  und  Block,  dict  Art 
contrib.  dir.,  No.  180  ff.,  195  ff.  Vornehmlich  hat  man  die  Wohnräume  besteuern 
wollen.  Bei  der  Veranlagung  entstehen  Zweifel,  wenn  geschäftliche  (gewerbliche^ 
und  Wohnräume  nicht  getrennt  sind  u.  i.  a.  F.  m.  Das  Gesetz  ron  1798  will  ferner 
die  Steuer  auf  „u  sin  es"  legen,  ein  späteres  (4.  Germin.  XL,  Art.  19)  beschränkt  die 
Steuer  bei  „Manufacturen"  auf  die  „Fenster  der  persönlichen  Wohnung  und  der- 
jenigen der  Aufseher  und  Commis".  Aus  diesen  Vorschriften  entwickelte  sich  wieder 
die  Streitfrage,  was  eine  „usine"  und  was  eine  „Manufactur"  sei  und  eine  weit- 
gehende Gasuistik  (Perroux-Joppen,  No.  281,  Block  a.  a.  0.,  No.  206.  Unrichtig 
Kaufmann,  S.  214,  „usine"  heisst  hier  auch  nicht  „Hüttenwerk").  Man  legte  den 
Unterschied  in  folgende,  bei  der  practischen  Anwendung?  vielfach  wieder  unzulängliche 
Momente:  steuerfreie  „Manufactoren"  seien  „grosse  industrielle  Anstalten,  welche  in 
Werkstätten  eingetheilt  seien  und  zahlreiche  Arbeiter  beschäftigten'',  „Fabriken" 
(usines)  seien  dagegen  „industrielle  Anstalten,  wo  die  natürlichen  und  künstlichen 
Motoren  das  hauptsächliche  oder  wirksamste  Agens  der  Fabrikation  seien".  Die  eigen- 
thümlichcn  Entscheidungen  hieniach  a.  a.  0.  (Perroux-Joppen,  S.  82)  Steuerfrei 
sind  ferner  ausdrücklich  die  ThUren  und  Fenster  zur  Beleuchtung  und  Lüftung  der 
wichtigsten,  speciell  genannten  land wirthschaftlichen,  nicht  zur  Wohnung 
bestimmten  Gebäude,  sowie  der  für  einen  öffentlichen  Dienst  bestimmten  Locali- 
täten,  was  wiederum  zu  casuistischen  Unterscheidungen  Anlasa  giebt.  Dienst- 
wohnungen der  Beamten  sind  steuerpflichtig.  Oeffnungen ,  welche  aus  gesund- 
heitspolizeilichen Kücksichton  in  Häusern  angebracht  werden,  sind  drei  Jahre  lang 
steuerfrei. 

Aus  der  Statistik  (Bull.  II,  226,  s.  auch  v.  Kaufmann,  abweichend)  sei  Folgendes 
angefahrt.   Allgemeine  Aufnahme  der  Gebäude  und  Fabriken  fand   1822  und  1841  statt. 

1822  1871  1876 

1.  Zahl  der  Häuser  und  Fabriken  mit 

weniger  als  6  Oeffnungen   ...  —  5,672,692  5,698,575 

2.  Desgl.  mit  mehr  als  6 —  2,776,264  2.931,607 

8.  Zusammen 6,432,000  8,448,956  8,630,182 

4.  Zahl  der  Oeffnungen  bei  1    .     .     .            —  17,273,978  17,447,43» 

5.  Desgl.  bei  2 —  38,678,224  41,04':».295 

6.  Zusammen :J3.949,46S  55,952,202  58,495,733 

7.  Durchschnittszahl  d.  Oeffnungen  bell             —  3.04  3.06 

8.  „  2  —  13.93  14.00 

«r.  ,,  ,,  ,,  im 

(ianzen 5.28  6.62  6.77 

Die  Zahl  der  Häuser  nach  der  Zahl  der  Oeffnungen  war  1S85  (Bull  XIX,  621): 

Mit  1  Oelinung    ....  248,352  Mit  5  Oeffnungen     .     .     .  849,961 

Mit  2  Oeffnungen      .     .     .  1,827,104  Mit  6  u.  mehr  Oeffnungen  8,259,331 

Mit  3  Oeffnungen      .     .     .  1,624,516         Zusammen 8,975,166 

Mit  4  Oeffnungen      .     .     .  1,165,902  Einzelne  Steuerquoten  .     .  6,715,208 

Nur  die  Häuser  mit  1  Oeffnung  nehmen  beständig  etwas  ab  (1837  waren  es  346,40  H, 
mit  2  neuerdings  ebenfalls.  Am  Stärksten  nehmen  die  grösseren  Häuser  mit  6  und  mehr 
Oeffnungen  zu.  Auf  1  Steuerquote  kommen  1.83  Häuser,  was  auch  darauf  hindeutet, 
dass  meistens  die  EigenthUmer  zahlen  werden,  freilich  mit  bedeutenderen  Ausnahmen 
in  den  grösseren  Städten,  wo  die  Zahlen  der  Statistik  für  die  Steuerpflichtigen  2  bis 
3  Mal  so  gross  als  für  die  Häuser  sind,  was  auf  entsprechende  directe  Besteuerung 
der  Miether  schlicsson  lässt.  Der  Steuorbetrag  für  1  Haus  war  1885  im  Principal 
4.42.  mit  allen  Zuschlägen  8.64  Frcs.,  für  1  Stenerquote  5.91   und  11.52.     Nach  einer 
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Tabelle  bei  t.  Kaufmann  (S.  212)  würde  die  Steuer  für  1  Haus  18.HS  3.25  Vrcs. 
i.princ.)  gewesen  sein,  und  zwar  in  Ortüchafteu  bis  5U00  Eiiiw.  2.17,  in  solchen  von 
50 — 100,000  Einw.  21.55,  in  grösseren  55,71.  Hiernach  erscheint  die  Steuer  auch 
g^egenwärtig  noch  mAssig,  aber  relativ  besonders  niedrig'  in  grösseren  Städten,  was 
wieder  auf  die  mangelhafte  Vcranlagungsbasis  hinweist,  bei  der  man  eben  keinen  an- 
gemessen hohen  Tarif  für  die  Städte  anzuwenden  wajrt. 

§.  197.  3.  Die  Repartition  und  die  Feststellung  der 
Contingente.  Ungünstige  finanzielle  Erfolge  mit  der  ursprüng- 
lichen Qaotitätssteuer  führten  1802  zur  Verwandlung  der  Steuer  in 
eine  Repartitionssteuer.  Für  die  angemessene  Bestimmung  der 
Höhe  des  Staatscontingents  und  der  Repartition  desselben  auf  die 
Landestheile  (Departements)  bis  herab  zu  den  Gemeinden  fehlten 
aber  wieder,  wie  bei  der  Grund-  und  Personal-  und  Mobiliarsteuer, 
die  genügenden  Daten.  Daher  setzte  man  das  Staatscontingent 
auf  Grund  der  bisherigen  Erträge  in  lö02  niedrig  und  wohl  zu 
niedrig  an  (16  Mill.  Eres.)  und  die  Vertheilung  auf  die  Departe- 
ments blieb  ungleichmässig.  Die  richtige  Verwandlung  der  Steuer 
in  eine  Quotitätssteuer  im  Jahre  1831  (Gesetz  vom  26.  März  1831) 
bot  das  Mittel  zur  angemessenen  Steigerung  der  Erträge  und  zu 
einer  richtigeren,  freilich  die  bisher  begünstigten  Landestheile 
empfindlich  mehr  belastenden  localen  Steuervertheilung.  Aber  beide 
Wirkungen  dieses  Gesetzes  fanden  auch  bei  dieser  Maassregel,  wie 
bei  der  gleichzeitigen  ähnlichen  in  BetreflF  der  Personalsteuer 
(S.  459)  heftige  Opposition,  der  man  durch  Rückkehr  zu  der 
Repartitionssteuer  schon  in  1832  (Gesetz  vom  21.  April  i832) 
Rechnung  trug.  Indessen  wurde  gleichzeitig  auf  Grund  der  nach 
dem  vorigen  Gesetze  erfolgten  Veranlagung  das  Staatscontingent 
jetzt  wesentlich  erhr)ht,  auf  22  Mill.  im  Principal,  und  die  locale 
Vertheilung  berichtigt.  Da  man  ferner  bald  darauf  dafür  sorgte, 
dass  alle  Contingente  durch  die  Berücksichtigung  der  Neu-  und 
Umbauten  —  unter  Abrechnung  der  zerstörten  Gebäude  —  sich 
entsprechend  erhöhten  und  veränderten  (unter  den  Departements, 
Arrondissements  und  Gemeinden)  nach  Gesetz  vom  17.  August  1835 
und  die  Departementalcontingente  sich  nach  Gesetz  vom  4.  August 
1844  in  Gemässheit  der  von  der  wechselnden  Grr)sse  der  Orts- 
bevölkerung abhängigen  Sätze  des  Steuertarifs  veränderten,  d.  h. 
gewöhnlich  erhöhten,  so  blieb  die  Entwicklung  des  Ertrags  und 
die  locale  Vertheilung  dieser  Steuer,  abweichend  von  der  Grund- 
und  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  mehr  in  Einklang  mit  dem  fis- 
calischen  Interesse  und  mit  einer  der  Tendenz  des  Gesetzes  wirk- 
lich entsprechenden  localen  Vertheilung,  sowohl  von  vornherein, 
als  mehr  und  mehr  im  Laufe  der  Zeit.    Als  Glied  des  directen 
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Steuersystems  ist  die  Thtlr-  und  Fenstersteuer  freilich  auf  diese 
Art  zu  den  beiden  anderen  Repartitionssteuern ,  besonders  zu  der 
wesentlich  stabilen  Grundsteuer,  hierin  ähnlich  wie  die  Patent- 
steuer, immer  mehr  in  ein  Missverliältniss  gekommen. 

Zum  Principal  der  Thür-  und  Fenstersteuer  werden  auch  seit  der  Gesetzgebung 
von  1832  bc^tändig  Zuschläge  für  die  allgemeine  Staatscassc  erhoben  (15.S7o^*  ^i^^' 
schliesslich  der  Zuschläge  für  die  Nebeufonds  (Ausfallfonds  u.  s.  w.)  des  Principab 
und  der  oben  genannten  Zuschläge  betrug  der  Ertrag  für  den  Staat  1838  26.56, 
1870  40.12.  1S71  (ohne  Elsa^i-Lothringen)  3S.93 ,  1885  47.20  Mill.  Frcs.,  süeg  also 
von  1838 — 1885  (wo  im  letzten  Jahre  Elsass- Lothringen  fehlt,  Nizza  und  Saroien  in- 
bcgrifFen  ist)  um  77.7  7o-  I^  derselben  Zeit  wuchs  der  ebenso  berechnete  Ertrag 
der  Personal-  und  Mobiliarstcuer  nur  um  64.9 7o'  ^cr  Ertrag  der  Staatsgrandsteucr 
sank  sogar  unter  dem  Eiufluss  des  durch  die  anderweitc  Ertragssteigerung  noch  nicht 
wieder  eingebrachten  Erlasses  der  Staatszuschläge  seit  1851»  ?on  1838—85  um  6Vo- 
Bull.  XX,  220  fF.  Ungemein  sind  bei  der  Thur-  und  Fenstersteuer  die  Zuschläge  für 
Departemcntal  -  (von  183^  —  S5  von  1.95  auf  12.73)  und  für  Gommunalzwecke  (dgl. 
von  1.17  auf  18.09  Mill.  Frcs.)  gestiegen,  was  bei  der  ungleichmässigen  Belastung  der 
(icbäudc  in  ein  und  demselben  Orte  doch  auch  grosse  Bedenken  hat.  (Bull,  eb.,  s, 
auch  Faure,  S.  77). 

Die  Zusammenziehnng  der  Thür-  und  Fenstersteuer  mit  der 
Grundsteuer  von  „bebauten  Grundstücken"  und  der  Grundsteuer 
von  den  Grundstücken,  auf  denen  die  Häuser  stehen,  in  eine 
einzige  eigentliche  Gebäudestcuer  erschiene  das  Zweck- 
massigste.  Diese  Steuer  wäre  dann  wohl  wesentlich  auf  die  Wo  fan- 
ge bau  de  zu  beschränken  und  in  allen  grösseren  Ortschaften 
nach  dem  Ertrage  (Wohnungswerth,  valeur  locative,  Miethwerth) 
aufzulegen,  die  Thür-  und  Fenstersteuer  wie  die  Grundsteuer  von 
gewerblichen  Gebäuden,  namentlich  von  Fabriken  u.  dgl.  m. 
in  die  Patentsteuer  völlig  mit  einzugliedern.  Aber  Frankreich 
hat  sich  seit  der  ersten  Revolution  wenig  zu  tieferen  Reformen 
der  directen  Steuern  befähigt  gezeigt.  Sonst  würde  man  wohl 
schon  längst  in  der  angedeuteten  oder  einer  ähnlichen  Weise  vor- 
gegangen sein. 

d.  Die  Patentsteuer. 

(iesctzgebung  (Ilauptgesetze).  Erstes  Gesetz  vom  2. — 17.  März  1791;  nach 
Aufhebung  1793  neu  begründet  durch  Gesetz  vom  4.  Thcrmid.  III.  (22.  Juli  1795^ 
erweitert  durch  Gesetz  vom  G.  Fructid.  IV.  (23.  August  1796),  modificirt  durch  andere 
im  Jahre  V,  endgiltig  festgestellt  durch  Gesetz  vom  7.  Brum.  VI.  (2b.  October  1797) 
und  bes.  vom  1.  Brum.  VII.  (22.  October  179S).  Veränderungen  durch  Gesetz  vom 
25.  März  1817,  15.  Mai  1818,  19.  Juli  1819.  Umfassende  Codification ,  nach  ver- 
geblichen früheren  Versuchen,  und  Ausbildung  durch  das  Gesetz  vom  25.  April  1844, 
die  Hauptgnindlago  bis  zum  Gesetz  von  18S0.  Abänderungen  durch  Gesetz  vom 
18.  Mai  1850  (Ausdehnung  der  Steuer  auf  liberale  Berufe  u.  dgl.  m.,  Tabelle  „G"), 
10.  Juni  1S53,  4.  Juni  1858,  26.  Juli  1860,  2.  Juli  1862,  13.  Mai  1863,  18.  Juli  1866, 
2.  August  1868.  10.  Mai  1869,  27.  Juli  1870,  29.  März,  16.,  23.  Juli  1S73  (Steuer- 
orhöhungen).  Nach  längereu  Vorbereitungen  neue  Codification  durch  das  Gesetz  vom 
15.  Juli  1S80,  welches  jetzt  die  Grundlage  bildet.  S.  Perroux-J  oppeu,  No.  307 
bis  351,  427-430,  Block,  dict.  Art.  patentes,  p.  1447,  im  Suppl.  gen6r.  (1878—84), 
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p.  346  idms  neoe  Gesetz  von  1S80,  hier  falsch  vom  14.  Juli  datirt).  Rull.  VIII,  1 
■^daa  (iesetz  von  18801.  Dejoan,  code  d.  nouv.  irnpöts,  Par.  1S75,  2.  ed.,  p.  1H6  11'., 
212,  213,  313,  407.  Amtliche  Ausgaben  des  Gesetzes  von  l*sSO,  ein  Octavband  von 
2S7  Seiten ,  nur  das  Gesetz,  die  Tarife  und  die  Noniondatur  der  Gewerbe  enthaltend ! 

Literatur.  In  Frankreich  meist  die  allgemeine  Über  directe  Steuern.  Biblio- 
trniphie  bei  Block,  dict,  p.  673.  Daselbst  Art.  patentes.  Stourm,  I,  eh.  10,  p.  275 
bis  294,  Vignes.  I,  52 — 63,  v.  Hock,  S.  153 — 157,  aus  den  Tarifen  eb.  in  den 
Anlagen.  S.  617  if.,  v.  Kaufmann,  S.  215 — 251  (auch  grössere  Auszüge  aus  den 
Tarifen).  Statistik  besonders  bei  v.  Kaufmann.  Faure,  p.  70  ff..  Bull.  VIII, 
SS  ff.  (1859—79).  Jährliche  Statistik,  so  XXI,  491  f.  18S6;  Erträge  eb.  XX,  219 
■seit  1838).  Umfassende  Statistik  der  einzelnen  eingesteuerten  Gewerbe  jeder  Classe, 
mit  Angabe  der  besteuerten  Miethwerthe,  nach  den  Rollen  von  1SS5,  im  Bull.  XXII, 
355—418. 

üeber  die  Gewerbesteuer  im  Allgemeinen  und  besonders  tlberdas  Grund- 
princip  der  französischen  s.  meine  Abhandlung  directe  Steuern,  in  SchOnberg*s  Hand» 
)mch  der  politischen  Oekonomie,  2.  A.  III,  278  ff.,  284. 

§.  198.  1.  Character.  Die  französische  Gewerbesteuer, 
welche  den  Namen  Patentsteucr  trägt,  ist  von  den  directen  Steuern 
Frankreichs  die  eigenthümlichste  und  finanzwissenschaftlich  inter- 
essanteste, daher  wird  sie  hier  auch  am  Eingehendsten  erörtert. 
Sie  ist  nicht,  wie  die  drei  bisher  besprochenen  directen,  eine 
Repartitions-,  sondern  eine  Quotitätssteuer.  Seit  ihrer  end- 
giltigen  Begründung  durch  das  Gesetz  von  1798  (22.  October, 
1.  Brum.  VII.)  hat  sie  keine  Veränderung  ihres  eigentlichon  Grund- 
princips,  der  Besteuerung  nach  äusseren  Merkmalen  der 
Ertragsfähigkeit,  erfahren.  Wohl  aber  ist  sie  in  immer  erneuter 
legislativer  Arbeit  auf  dieser  Grundlage  folgerichtig  ausgebildet 
und  dadurch  erheblich  vervollkommnet  worden.  Sie  konnte  sich 
^0  einigermaassen  den  grossen  technischen  und  ökonomischen 
Veränderungen  des  Gewerbewesens  im  19.  Jahrhundert  anpassen 
und  hat  sich  in  Folge  dessen  auch  von  den  französischen  directen 
Steuern  allein  zu  starken  P^rhöhungen  behufs  Deckung  des  ge- 
wachsenen staatlichen  Finanzbedarfs  geeignet  erwiesen  (1872  ff.). 
Das  Entwicklungsprincip  der  Steuer  war:  immer  feinere 
Casuistik  in  Betreff  der  „äusseren  Merkmale*'  der 
Veranlagung.  Dadurch  hat  sie  sich  zu  einer  nach  solchen 
Merkmalen  immer  sorgfältiger  specialisirenden  Classen- 
Gewerbesteuer  entwickelt.  Was  eine  Gewerbesteuer  dieser 
Art  —  und  eine  Ertrags-  oder  auch  eine  directe  Steuer  dieser  Art 
überhaupt  —  zu  leisten  vermag,  das  leistet  die  französische  Patent- 
steaer.  Ihre  Vorzüge  wie  ihre  Schwächen  liegen  in  diesem  ihrem 
steuertechnischen  Character  begründet. 

Die  erste  Einführung  der  Patentsteuer  erfolgte  lediglich  aus 
fiscalischen  Rücksichten  (§.  168),  da  die  anfängliche  Idee,  dass  die 
gewerblichen  Einkünfte  durch  die  Mobiliarsteuer  ausreichend  für  den 
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Fiuanzbedarf  mit  zu  besteuern  seien,  sich  als  eine  Täuschnng  erwies. 
Man  verband  dann,  eigenthünilich  genug,  die  Einführung  der 
Steuer  mit  derjenigen  des  Systems  der  Gewerbefreiheit,  indem 
man  Anmeldungen  der  gewerblichen  Unternehmer  und 
Entnahme  eines  „Patents'*  für  das  zu  betreibende  Gewerbe 
vorschrieb  und  für  dieses  Patent  die  Zahlung  einer  Abgabe 
verlangte.  So  erklärt  sich  auch  der  Name  der  neuen  Gewerbe- 
steuer. 

Hiermit  war  zugleich  und  auf  die  Dauer  ein  erster  Grund- 
satz dieser  Steuer,  die  Vorschrift  der  Anmeldung  des  Gewerbe- 
betriebs und  damit  zur  Gewerbestcuerveranlagung,  ange- 
nommen. Aus  der  anfanglich  geplanten  Besteuerung  der  gewerb- 
lichen Einkünfte  durch  die  Mobiliarsteucr  entnahm  man  dann  einen 
zweiten  Grundsatz  der  Patentsteuer:  die  Besteuerung  nach  einem 
Proportionalsatz  vom  Miethwerlh  der  Räume  für  den  Gewerbe- 
betrieb, in  drei  progressiven  Sätzen  von  10,  12 V2  und  15%  des 
Micthbetrags,  zunächst  noch  ohne  „festen  Satz^'  (droit  fixe). 
Nach  vorübergehender  Aufhebung  der  Patentsteuer  (21.,  22.  März 
1793)  und  einfacher  Mit- Unterstellung  der  gewerblichen  Einkünfte 
unter  die  Mobiliarsteuer,  kehrte  man  aus  specifisch  -  politischen 
Motiven  der  Epoche')  1795  (Gesetz  vom  22.  Juli,  4.  Thermid.  III.) 
zu  der  Patentsteuer  zurück,  gestaltete  sie  aber  jetzt  anders,  nämlich 
auf  der  Grundlage  von  festen  Steuersätzen  nach  (6)  Classcn 
von  Gewerben  und  nach  der  Ortsbevölkerung  (4  Classen), 
doch  ohne  Proportionalsätze  nach  der  Miethe  oder  dgl.  mehr, 
womit  zwei  weitere  leitende  Grundsätze  der  Patentsteuer 
—  Besteuerung  nach  Gewerbegattungsclassen  und  nach  Orts- 
Bevölkerungsclassen  —  eingeführt  wurden,  freilich  noch  in 
roher,  viel  zu  wenig  specialisirender  Form. 

Die  baldige  Fortbildung  der  Steuer  erfolgte  dann  so,  dass  die 
verschiedenen  Grundsätze  der  erwähnten  Gesetze, 
namentlich  der  Anmelde-  und  Patentnahmezwang,  die  Ab- 
stufung der  „festen**  Sätze  nach  Gewerbegattungen  und  bei 
den  wesentlich  für  den  Ortsbedarf  arbeitenden  Gewerben  nach 
Ortseiassen,  mit  dem  Princip  der  „Proportionalsätze'* 
nach  dem  Miethwerth  —  bald  der  Wohnräume,  bald  der 
gewerblichen  Localitälen  je  nach  Verschiedenheit  der  Gewerbe  — 
combinirt  wurden,    wobei   indessen   die  Casuistik  der   Classi- 

')  S.  Stourm,  I,  282  fT.,  auch  für  weitere  Eiozelheiten   der  Entwicklung. 
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fication  iaimcr  noch  eine  wenig  entwickelte  blieb,  u.  A.  die  „Pro- 
portionalabgabe'^  gleichmässi^^  10'^,^  war.  (Gesetz  vom  (>.  Fruct.  IV. 
-  23.  August  17D6  — ,  V>.  Frim.  V.  —  29.  November  17i»8  -  , 
1.  ßrum.  VJI.  —  22.  October  1798  -  ). 

So  war  die  Gewerbesteuer  als  l^ateutsteuer  nach  einem 
CJassenschematismus  und  mit  zwei  grundsätzlicli  verschiedenen 
.Steuersätzen,  dem  „festen  Satze*'  (droit  fixe),  welcher  sich  aber 
nach  Gewerbegattungen  und  eventuell  weiter  nach  Ortsclassen  ab- 
stufte, und  dem  „Proportionalsatze''  nach  dem  Miethwerth 
endgiltig  begründet  worden. 

Die  Fortentwicklung  in  der  Gesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts 
bestand  folgerichtig  und  leicht  begreiflich  in  der  weiteren  und 
feineren  Ausbildung  des  Classens}  stems.  Hierbei  gelangte 
man  auch,  besonders  bei  der  (grossen)  Industrie  und  Handels-, 
Bank-  und  dgl.  Gewerben,  für  ein  und  dasselbe  Gewerbe  zur  Ein- 
fügung von  „veränderlichen  Steuersätzen"  nach  Merk- 
malen des  Betriebsumfaugs  einer  einzelnen  gewerblichen 
L'Dtemehmnng,  damit  zur  Aufstellung  von  Betf iebsumfangs- 
Classen,  sowohl  bei  Gewerben,  welche  ohne  Rtlcksicht  auf  die 
Grösse  der  Ortsbevölkerung  besteuert  werden,  als  auch  bei  einer 
Anzahl  von  Gewerben,  wo  ausserdem  die  „festen  Sätze"  nach  Orts- 
classen  verschieden  sind.  Nach  früheren  Gesetzen  und  Bestimmungen 
in  dieser  Richtung  (1817,  1818)  kam  das  ganze  System,  erheblich 
verfeinert,  in  dem  Hauptgesetz  vom  25.  April  1844  zu  einem  ge- 
wissen Absehluss. 

ludessen  hat  man  in  der  eingeschlagenen  Richtung  immer 
feinerer  Casuistik,  daher  immer  grösserer  Specialisirung 
der  Classification  und  der  Steuersätze  auch  seitdem  fort- 
zuarbeiten  nicht  geruht,  so  in  den  oben  S.  468  genannten  Gesetzen. 
Dabei  sind  dann  auch,  wie  übrigens  schon  in  Gesetzen  der  Revo- 
lutionszeit, theils  Erleichterungen,  Beschränkungen  und 
Ausnahmen^  theils  Ausdehnungen  der  Patentsteuerp flichtigkeit 
erfolgt.  Ersteres  namentlich  in  Bezug  auf  gewisse  Kleingewerbe, 
Letzteres  besonders  hinsichtlich  der  „liberalen  Professionen"  (Gesetz 
vom  18.  Mai  1850).  Das  neue  Gesetz  vom  15.  Juli  1880  hat  dann 
wieder  einen  Absehluss  gebracht.  Die  nimmer  ruhende  ökonomisch- 
technische  Entwicklung  bedingt  aber,  dass  jeder  solche  „Absehluss" 
doch  wieder  nur  die  Bedeutung  eines  Provisoriums  hat.  Die 
8teuerverwaltung  arbeitet  selbst  beständig  weiter  und  bereitet  immer 
neue  gesetzliche  Veränderungen  vor.    Eben  dadurch  passt  sich  die 
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französische  Patentsteuer  den  Verhältnissen  des  gewerblichen 
Lebens  immer  sorgfältiger  an,  steigt  sie  in  den  Erträgen  und 
erweist  sie  sich  auch  in  den  Steuersätzen  selbst  steigernngsfähig, 
im  grossen  Unterschied  namentlich  von  der  Grundsteuer ,  ihrem 
hauptsächlichen  Seitenstück. 

§.  199.  2.  Einrichtung  der  Patentsteuer  im  Einzelnen. 

a)  Umfang.  Die  Steuer  triflfl im  Wesentlichen  die  „Gewerbe 
yn  engeren  Sinne",  und  zwar  die  gewerblichen  Unter- 
nehmer als  solche  für  ihr  „Gewerbe"  mit  bestimmten  im  Gesetz 
genannten  Ausnahmen,  aber  inbegriffen  auch  einige  in  den 
Tarifen  speciell  genannte  Erwerbsarten  (wie  die  einzeln  aufge- 
zählten „liberalen  Berufe"),  welche  gewöhnlich  nicht  zu  den  „Ge- 
werben" gerechnet  werden. 

„Tout  individu,  Fran(;:ais  au  ctrangor,  qui  exercc  on  France  un  commerce,  une 
Industrie,  une  profcssion,  non  compris  dans  les  excoptions  determinues  par  la  präsente 
loi,  est  assujetti  ä  la  contribution  des  patentes"  (Art.  1  des  Gesetzes  von  18S0,  auch 
von  1844). 

Nicht  patentsteuerpilichtig  sind  danach  namentlich  (Art.  13  des  Gesetzes  von 
1S44,  Art.  17  des  Gesetzes  von  ISSO)  folgende  wichtigere  Glassen:  die  Lohuarboiter 
aller  Art,  auch  kaufmännische  (Commis),  Beamte  der  gewerblichen  Unternehmungen; 
Künstler,  Lehrer,  Zeitungsheransgeber;  die  öffentlichen  Beamten; 
die  Landwirthe.  als  solche,  also  ausser  den  selbstwirthschaftenden  EigenthtUncrn 
auch  Pächter,  soweit  sie  nur  eigene  Erntcproducto  verkaufen;  die  Bergwerks- 
besitzer für  den  Bergbau  und  für  den  Verkauf  der  Borgwerksproducte  (nicht  auch 
für  die  Umformung  der  letzteren,  also  z.  B.  für  Hüttenwerke);  dann  einige  specielle 
Kategorien  (z.  B.  Hebammen,  Fischer,  Marketender,  öffentliche  Schreiber,  Handels- 
schi ff  kapitäne,  die  nicht  auf  eigene  Rechnung  fahren,  unentgeltlich  verwaltete  Spar- 
uud  Yersorgung^cassen ,  autorisirte  Gegcnseitigkcits -Versicherungsanstalten ,  Salzteich- 
ßcsitzcr  und  Pächter  o.  a.  m.) :  endlich  die  im  Folgenden  noch  genannten,  gemeinhin  zu 
den  „Gewerben**    i.   c.   S.   gerechneten  gewerblichen  Kleinunternehmungen. 

Hiernach  umfasst  die  Patentstcuer,  im  Ganzen  ebenso  wie  die 
meisten  Gewerbesteuern  anderer  Länder,  die  regelmässigen  grossen 
Kategorien  „gewerblicher"  Unternehmung:  Handwerk,  Manu- 
factur,  Fabrikwesen,  Htittenwesen,  Handel,  Agentur- 
Commissions-,  Geld-,  Bank-,  Versicherungsgeschäft, 
Transportgewerbe  (auch  Eisenbahnen),  Gast-  und  Schank- 
gewerbe,  Dienstleistungs-Gewerbe  (Theater  u.  s.  w.,  regel- 
mässige [gewerbsmässige]  Zimmervermiethung ,  chambres  garnies), 
endlich,  abweichend  von  manchen  anderen  Gesetzgebungen,  einige 
wichtigere  Arten  liberalerProfessionen,  die  selbständig,  nicht 
im  (öffentlichen  oder  privaten)  Dienstverhältniss  ausgeübt  werden. 

Unter  den  gewerblichen  Unternehmungen  sind  aber  einige 
wegen  ihrer  ökonomischen  Unbedeutendheit  oder  wegen  der 
gewöhnlichen  Dürftigkeit  ihrer  Betreiber,  ausdrücklich  für 
steuerfrei  erklärt,  einige  andere  werden  wenigstens  niedriger 
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Hs  zu  den  aligemeiDCu  Steuersätzen  besteuert:  Kleingewerbe, 
Ilandelsgewerbe,  H aus irge werbe,  Handwerk,  Haus- 
indastrie  gewissen  geringen  Umfangs  und  gewisser  Art. 
Befreiungen,  welche  neben  der  socialpolitischen,  zunilchst  dafür 
maassgcbenden  auch  eine  steuertechnis  c  he  Bedeutung  haben,  indem 
dadurch  dieZahlderPatentsteuerpflichtigen  erwünscht  vermindert  wird. 

Die  Rechtsform  der  Unternehmung  ist  an  sich  für  die 
Steuerpflicht  gleichgiltig,  doch  bestehen  für  die  Veranlagung  der 
Erwerbsgesellsehaften  einige  Specialbestimmungen. 

Alle  steuerpflichtigen  Gewerbe  werden  in  den  den  Gesetzen 
beigefügten  Tarifen  und  in  den  zu  letzteren  gehörigen 
Namensverzeichnissen  einzeln  in  der  bestimmten  Tarifclasse, 
unter  die  sie  fallen  sollen,  aufgeführt.  Hier  nicht  speciell  ge- 
nannte Gewerbe  werden  durch  die  Verwaltungsbehörden  einst- 
weilen nach  Analogie  der  niichstvcrwandten  des  Tarifs  veranlagt 
und  betreifende  Listen  solcher  Gewerbe  alle  5  Jahre  der  Legislatur 
zur  Genehmigung  vorgelegt  (Gesetz  von  1880,  Art.  4).  So  bleibt 
die  Besteuerung  in  Uebereinstimmung  mit  der  Entwicklung  des 
Gewerbewesens. 

Die  als  ein  Theil  der  Tabelle  „D"'  der  neueren  (icsetze,  worin  die  Proportional- 
>iue  zusammengestellt  sind,  aufgeführten,  seit  dem  (le^etz  vom  18.  Mai  ISaO  pat(tnt- 
steut-rpfliclitig  gewordenen   „liberalen  Berufe"   bind    immerhin  etwas  willkiihrlich 
aus  der  Gesammtheit  solcher  Berufe  lierausjrehoben.     Es  gehören  (hihin  jetzt  folgiMide 
L  Th.  hier  besser  mit  den  französischen  technischen  Namen  bezeiclmetc  Karejrüricu. 
(untUche  Aasgabe  S.  6S,  auch  Per roux- Joppen,  S.  25!),  Statistik  im  Bull.  XXII. 
413):    Acrzto    und    Personen   des    Ilcilberufs    iDr.    med.,    Dr.    chir. .    zahnärztliche 
Chirurgen ,    officiers   de    sante.    Thicrärzte),    Anwälte.    Notare    und   andere   mit 
Rechts-    und   Gerichtswesen   in    V«?rbindiing   stehende   P«Tsonen  (Advocaten    bei 
J^n  Gerichten,   bei  dem  Staatsrath  und  Cassation&hof ,  Sachwalter  —  avou<s  — .   Be- 
roILmächtigte  bei  den  Handelsgerichten,  greffiers,   huissiers.   referendaires   au   sceau. 
•-oiiimissaires-priseurs),  Architecten.  Civilingenieurc,  Vorsteher  von  Schul- 
Bfld    Erziehungsanstalten    (Pensionen).      Warum    andere    verwandte    ViiWc.    aus- 
dracklich  steuerfrei  sind,  z.  B.  ((icsetz  von  ISSÜ  Art.  17),  „K  Uiistler**  iMalcr. 
Bildhaaer,   Stecher,   Zeichner,  „die  als  Kunstler  gelten"  —  allerdings  diese  alle  nur, 
TcDu   sie  sich   auf  den  Verkauf  ihrer  eigenen  Kunsterzengnissc  heschi.iiiken ,   ferner 
«Iramatische   Künstler),  dann  auch   „Professoren   der  scliflnen   Literatur,   der   Wissen- 
schaften, der  Cnterhaltungskünste",  sogar  Zeitungsherausgeber,  ist  nicht  ücnUgend  zu 
littgründen.     Die  Patentsteuerfreiheit  der  Beamten  und  angestellten  Angehörigen 
liberaler  Berufe  (in  einem  .,Dienstverhältniss")  liegt  anders.     Allerdings  werden  aber 
diese  letzteren  Patentsteuerfreien  unzureichend,   weil  allein  durch  die  Personal-  und 
MubiliaTSteuer  und   die  Thür-  und  Fenstersteucr  und   auch  hier  nicht  einmal  ininn-r 
dircct,    sondern  nur  eventuell  indirect,    durch    üeberw.ilzung.   lietroHen.      Alles  ein 
ß'.-wcis,  dass  der  Grundsatz  der  „Allgemeinheit*'  und  der  „(ileichmässigkeif  auch  im 
modernen  Frankreich   nur  mangelhaft  durchgeführt  ist;   el^Misu  der  der  ( deich mässiL»- 
keit    aach    bei   den   patentsteucrpllichtigen   liberalen   Bernlen    we^•en    drv   Besteuerung 
Mosb  nach  dem  Miethwcrth  der  benutzten  Räume  ;s.  u.'. 

Die  Steuerfreiheiten  und  Erleichterungen  von  Kleingewerben  be- 
treffen namentlich  folgende  Fälle  nach  den  genannten  (Jesetzen  von  1814,  lS5,'i,  185S. 
1S62,  1S6S,  welche  fortschreitend  Erweiterungen  der  Befreiungen  brachten,  und  jetzt 
nach  Gesetz  Ton  1880  (Art.  17):  Arbeiter  und  Handwerker,  welche  zu  Hause  od(;r 
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bei  anderen  Gewerben  ohne  Gehilfen  (Gesellen)  oder  Lehrlinge  arbeiten,  einerlei 
üb  im  Auftrage  eines  Untcruclimers  oder  auf  eigene  Rechnung  und  mit  eigenen 
Materialien  und  ob  mit  oder  ohne  Schild  oder  Laden,  wobei  aber  die  mit  dem  Manne 
zusammen  arbeitende  Ehefrau,  die  mit  Eitern  zusammen  arbeitenden  im^erheiratheten 
Kinder,  auch  ein  einfacher  Handlanger  nicht  als  Gehilfen  oder  Lehrlinge  gelton; 
ferner  sind  befreit  Handwerker,  die  zu  Hause  mit  einem  unter  16jährigen  Lehrlinge 
arbeiten,  auch  die  Witwe,  die  mit  Hitfe  eines  einzigen  Arbeiters  oder  Lehrlings  du 
Gewerbe  ihres  Mannes  fortsetzt;  weiter  Personen,  die  im  Umhergehen  auf  den 
Strassen  u.  s.  w.  Blumen .  Zunder ,  Besen ,  Gipsfiguren  oder  Frtlchte ,  Gemüse .  Butter, 
Eier,  Käse  und  andere  geringe  Esswaarcn  verkaufen;  endlich  sind  noch  frei:  Schuh- 
flickcr,  kleine  Lumpensammler  (mit  Hacken),  Wasserträger  (mit  Tragband  oder  Hand- 
wagen), herumziehende  Schecrenschleifer,  Krankenträger.  Besonders  durch  das  Haupt- 
gesetz von  1S44  und  das  spätere  von  1S5S  sind  so  V4  Million  Kleingewerbetreibender 
gegen  früher  aus  der  Pateutsteuer  ausgeschieden.  Das  letzte  Gesetz  von  ISSO  hat 
in  dieser  Hinsicht  keine  erheblichen  Aenderungen  mehr  gebracht. 

Steuererleichterungen  geniessen  alle  Personen,  welche  andere  als  die 
vorerwähnten  kleinen  Artikel,  im  Umherziehen  oder  in  Buden  und  Ständen 
(echoppes  und  6talages)  als  Händler  verkaufen:  sie  zahlen  nur  die  Hälfte  des 
Steuersatzes,  welchen  die  Kaufleute  für  dieselben  Gegenstände  mit  Läden  entrichten 
(Gesetz  von  1S44,  Art.  14,  von  18S0,  Art.  18,  mit  Ausnahme  der  Fleischer  und 
anderer  Kauflentc,  die  festen  Stand  in  Hallen  und  Märkten  haben). 

Die  Associes  en  commandite  sind  nicht  patentsteuerpflichtig.  Die  Patente 
sind  persönlich.  Bei  „societes  en  nom  collectif**  zahlt  nur  der  Haupt- 
theilnehmer  die  ganze  „feste'*  Abgabe  des  Gewerbes,  die  anderen  Theiluehmer  zahlen 
diese  Abgabe  in  gleichen  Katen  noch  einmal  (mit  einer  Mazimalgrenze  für  den 
Einzelnen,  '/^o,  bei  Mitgliedern  einer  Arbeiterassociation).  Die  „Proportionalabgabe'' 
wird  nur  fUr  das  Wohnhaus  des  Haupt theilnehmers  und  fUr  die  Localitäten,  welche 
den  allgemeinen  Geschäftszwecken  dienen,  berechnet.  (Gesetz  Von  1880, 
Art.  20,  Abweichungen  von  diesen  Grundsätzen  nach  Art.  21  fUr  Gewerbe  in  Tarif- 
tabelle C  u.  B).  —  Gewerbe  und  Handel  treibende  anonyme  Gesellschaften  zahlen 
für  jedes  ihrer  Etablissements  unter  Bezeichnung  des  Objects  der  Unternehmung  eine 
einzige  feste  Abgabe  (Gesetz  von  1880,  Art.  22). 

Wer  Waaron  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  bringt,  wenn  auch  zum  Verkauf 
auf  fremde  Rechnung,  bedarf  eines  Hansirpatents  der  betreffenden  Art  (mit  Packen, 
Saumthier,  Wagen;  Gesetz  von  1880,  Art.  23). 

Auswärtige  Handelsreisende  werden  auf  demselben  Fasse  wie  französische 
in  dem  botreffenden  Heimathlande  des  Reisenden  behandelt  (eb.  Art.  24). 

Besondere  Bestimmungen  gelten  für  Fälle,  wo  ein  Patentsteuerpflichtiger 
(patentable)  in  demselben  Etablissement  verschiedene  Gewerbe  ausübt,  oder  wenn 
ein  solcher  mehrere  Geschäfte  hat  (eb.  Art.  7,  8,  9\ 

§.  200.  b)  Das  Classensystem  und  die  Steuersätze 
darin.  In  Form,  Namen  und  Einzelheiten  der  Einrichtung  ab- 
weichend kommen  die  Steuerclassen  der  französischen  Patentsteuer 
doch  auf  die  allgemeinen  Unterscheidungen  und  Classen- 
typen  der  neueren  Classen- Gewerbesteuern  hinaus.  Es  werden 
nämlich  unterschieden: 

I.  Gewerbe,  welche  wesentlich  für  den  Ortsbedarf  arbeiten, 
und  andere. 

II.  Bei  der  erstgenannten  stufen  sich  die  „festen"  Steuersätze 
nach  einem  System  von  Ortsclassen,  gemäss  derBevölkerungs- 
grösse  der  Gemeinde,  ab,  bei  den  letztgenannten  nicht.  Das  Orts- 
classen-Princip  beruht  mit,  nicht  allein,  auf  dem  Gedanken,  nach 
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der  Ortsgrösse   den  Betriebs  um  fang,   bezw.  die  Ertrags-   und 
Steaerfäbigkeit  eines  Gewerbes  zu  bemessen. 

III.  SSmmtliche  Gewerbe  sind  in  Gattungsclassen  nach 
ihrem  ganzen  ökonomischen  Gharacter,  namentlich  nach  ihrer 
ungefähren  einzelwirthschaftlichen  Bedeutung  und  theil- 
weise  zugleich  in  Betriebsumfangs-  und  Krtragsfähigkeits- 
Classen  (bei  ein  und  derselben  Gewerbegattung)  gebracht,  und  zwar 
zunächst  in  vier  Hauptclassen,  wovon  die  beiden  ersten 
(A  und  B)  in  Combination  mit,  in  beiden  Fällen  übrigens  ver- 
schiedenen, Ortsclassen,  die  beiden  letzten  (C  und  die  Ab- 
theilang  liberale  Berufe  in  D)  ohne  diese  Combination.  Die 
weitere  Classification  innerhalb  jeder  dieser  llauptclassen  ist  ver- 
schieden eingerichtet,  wie  in  §.  201  und  202  gezeigt  wird. 

IV.  Bei  den  Gewerben  aller  Classen,  mit  Ausnahme  von  Klein- 
gewerben in  Orten  unter  20.000  Einwohner  in  der  ersten  Haupt- 
classe  (A),  wird  der  Betricbsumfang  für  die  Steuerbemessung 
der  einzelnen  zu  einer  Gewerbegattung  gehörigen  Unternehmung 
berücksichtigt  und  zwar  mittelst  der,  selbst  wieder  abgestuften, 
Proportionalabgabe  nach  dem  Miethwerth  der  Localitäten.  Bei 
gewissen  Gewerben,  namentlich  der  dritten  llauptclasse  (C),  aber 
auch  einzelnen  anderen  in  der  zweiten  (B),  wird  ausserdem  der 
Betricbsumfang  nach  gewissen  äusseren  Merkmalen  desselben 
bestimmt  und  die  Steuer  mit  danach  bemessen. 

V.  Die  Steuersätze  sind  sonach  dreierlei  Art: 

1.  Ein  „fester"  Satz  (droit  fixe),  vornehmlich  nach  der 
Gattung  des  Gewerbes,  theilweise  auch  nach  dem  B  et  rieb  s- 
amfang,  bei  den  Gewerben  der  ersten  und  zweiten  llaupt- 
classe (A  und  B)  classen  weise  abgestuft  nach  der  Grösse  der 
Ortsb evölkerung,  bei  der  dritten  (C)  nicht;  bei  der  vierten, 
den  liberalen  Berufen,  fehlt  der  „feste"  Satz. 

2.  Ein  proportionaler  Satz  verschiedener  Höhe,  nach  dem 
Miethwerth,  und  zwar  regelmässig  (mit  seltenen  Ausnahmen) 
demjenigen  der  Wohnung  und  der  etwaigen  besonderen 
gewerblichen  Anstalt  (des  industriellen  Etablissements),  all- 
gemein bei  allen  patentsteuerpfliclitigen  Gewerben.  Er  dient  dem 
Üoppelzweck,  der  Steuerabstufung  nach  Gewerbegattungen 
und  nach  den  Betricbsumfang  des  einzelnen  Gewerbes  der- 
selben Gattung:  dem  ersteren  Zweck,  indem  der  Proportionalsatz 
bei  verschiedenen  Gewerbegruppen  und  mitunter  auch  bei 
der  Wohnung  und  der  gewerblichen  Anstalt  (auch   wohl  den   ge- 
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trennten  Verkaufsniagazinen)  eine  versckiedeDe  HShe  hat;  den 
zweiten  Zweek,  indem  ein  bestimmter  Proportiooalsatznteh 
dem  genannten  Mietliwerth  ein  und  dieselbe  Gewerbeart  in  ver- 
sehiedencm  Maasse  trifft,  ßei  den  Gewerben,  wo  der  y^feste* 
Satz  nach  Ortsclassen  versehieden  ist  (A  und  B),  wird  der 
ßetriebsumfang  datier  in  zweifacher  Weise  bei  der  Bemessang 
berückHichtigt;  bei  anderen,  besonders  der  Ilauptelasse  C,  wird  dies 
durch  den  folgenden  Punct  unter  No.  3  erreicht  Die  beachtens- 
werthe  und  für  das  System  characteristische  Entwicklung  war  die 
alimähliche  Differenzirung  der  ursprünglich  gleich  hohen 
( 10 ^|^^)  Troportionalabgabe. 

3.  Ein  veränderlicher  Satz  nach  äusseren  Merkmalen 
des  Hetriei)äum  fangs  bei  gewissen  Gewerben,  nameDflich 
den  jenigem  der  dritten  llauptclasse  (C),  auch  bei  einzelnen  der 
zweiten  llauptclasse  (B).  Durch  die  verschiedene  Normirang 
der  Kinheitsbeträge  dieses  „veränderlichen"  Satzes  wird  ausser* 
dem  auch  die  (icwerbegattung  berücksichtigt,  also  die  Classi- 
iication  nach  Gattung  und  Betriebsumfang  combinirt. 

§.  201.  Das  Classification ssystem  der  französischen Paten^ 
Steuer  gestaltet  sich  nach  den  im  Vorausgehenden  angegebenen 
Kiementen  und  nach  den  weiteren  Bestimmungen  der  Gesetzgebung 
über  die  Classification  dann  schliesslich  im  Wesentlichen  folgender- 
maassen. 

Erste  llauptclasse  (Tabelle  A  des  Tarifs),  die  grosse 
Masse  der  gewi>huliehen  Geschäftsleute,  Kaufleute,  Gewerbe-  - 
treibenden,  besonders  der  Arbeiter  beschäftigenden  Handwerker  | 
—  ,,commer(;ant8  ordinaires  et  artisans  occupants  des  ouvriers", 
wie  sie  in  der  Patentstatistik  kurz  heissen  —  daher  <iuch  der 
Zahl  nach  an  " ,.,  aller  Patentsteuerpflichtigen  (gegenwärtig  nahezu 
1,400,000  oder  84"  ,j  aller  in  1885)  umfassend.  Die  „festen"  Sätze 
wechseln  hier  nach  einem  „Generaltarif'*  von  8  Gattungs- 
und, wie  bemerkt,  (auch  zum  Theil  Betriebs umfangs-)  und 
9  Or tsclassen  (die  erste  davon  Paris).  Die  Proportional- 
abgabc ist  im  Gesetz  von  1880  wieder  etwas  ermässigt,  im  Prin- 
cipal regelmässig  —  „vorbehaltlich  die  Ausnahmen'*  —  '/j,,  bei 
Gattungsciasse  1—3,  ^y^^  bei  Gattungsciasse  4 — G  und  S'r,o  bei 
(▼attungsclassc  7  und  8  des  Miethwerths  der  Wohnung  und  der  ge- 
werblichen Anstalt.  Sie  entfallt  jedoch  in  beiden  letzteren  Classen 
(7  und  8)  in  den  4  untersten  Ortsclassen  (d.  h.  in  denen  mit  Be- 
völkerung unter  20,000  Einwohnern). 
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Die  Classificatiou  nach  Gewerbciruttiingcii  kann  man  genau  nur  aus  den  umfang- 
reichen Tarifen  und  NomencIatur-TabclI<Mi  st^lbst  eiitnehuion.  Die  jungst  veröffent- 
lichte Statistik  <^Bq11.  XXII,  360  ff.)  gicbt  dabei  noch  einen  besseren  Einblick  in  das 
charac-tcristische  Einzelne.  B(;i  einer  blossen  ZusanimeDfassung  und  Hervorhebung 
des  Hauptsächlichen  ergiebt  sich  zur  Characterisirung  der  Gattungsciassen  etwa 
Folgendes  'nach  der  Einleitung  zu  der  genannten  Statistik,  Bull.  XXII.  '{54,  etwas 
eingehender  Kaufma-on,  S.  233 — 235):  1.  Classe  die  meisten  (irosshändler  (d.  h. 
Teiche  an  andere  Händler,  Halbgrosshändler  und  Kleinhändler  verkaufen);  2.  Classe 
die  meisten  Halbgrosshundler  (d.  h.  welche  an  Kleinhändler  und  an  das  Consumenten- 
pftblicum  yerkaafeu);  3.  Classe  gewisse  (iross-  une  Halbgrosshundler,  welche  kleinere 
Kcioertrage  .als  die  in  Classe  1  und  2  zu  erzielen  scheinen,  auch  einige  Kleinhändler 
0.  dgL,  die  von  grösserer  Bedeutung  als  die  (Jeschäfte  der  folgenden  Classcn  (z.  B. 
Cooditoreieo .  Juwelen-  und  Bijouteriehandcl,  Verlagsbuchhandcl,  grössere  Schneider, 
UJen  fUr  kleidungsstotfe);  4.,  5.,  und  0.  Classe  Kleinhandel  und  (iewerbe  (Handwerk) 
mit  Handelscharacter;  7.  und  S.  Classe  kleine  Handwerker  u.  dgl. .  besonders  zu 
Hause  für  fremde  Unternehmer  (Meister)  arbeitende,  geringer  Kleinhandel  u.  dgl. 
Die  Verthcilung  der  verschiedenen  Gewerbe  und  auch  desselben  (Jewerbes  verschiedenen 
tTiaraf:ters,  ümfangs  und  muthmaassliclien  Ertrags  in  die  Classcn  i>t  sicher  mit  grossem 
Sachverstäudoiss,  feinem  Tact  und  nach  vielfachen  „ungefähren''  Erfalirungsthatsachen 
in  BetreS  der  Bedeutung  und  Einträglichkeit  der  (jescliäfte  gemacht  (z.  B.  bei  den 
^iast-  und  Schankgewerben  unter  Berücksichtigung  der  Art  des  Betriebs,  des  Besitzes 
ron  BilUrds  oder  nicht  u.  dgl.  m.,  so  u.  A.  VS'einhändlcr  en  gros,  in  Classe  1,  Wein- 
käodler  en  detail,  die  gewöhnlich  ausser  Haus  nach  Körben  oder  Flaschen  verkaufen, 
in  Classic  4,  Weinhändlcr  en  detail,  die  bei  sich  versclienken  und  Billard  halten,  in 
Clasäe  5,  ebensolche,  aber  ohne  Billard,  in  Classe  (>,  Verkäufer  von  Wein,  Cider, 
Bier  ,.ao  petit  detail**  in  Classe  7).  Das  Fragliche  bleibt  nur  immer,  ob  diese  in  der 
Richtung  gewiss  richtigen  Abstufungen  auch  dem  Maasse  nach  allgemein,  in 
Betreff  der  Gattungen  und  vollends  einzeln,  in  Betreif  der  einzelnen  (icschäfte  jeder 
'iittang,  zu  einer  richtigen  Verhältnissmässigkeit  der  Steuer  fuhren?  Der 
imische  Panct  in  dieser  ganzen  Besteuerungsmethode  „nach  äusseren  Merkmalen'*! 
(S.  u.  §.  205). 

Der  jetzige  Classcn-  und  Ortstarif  (fdr  das  Principal)  ist  der  folgende: 

Urt-wlaswiii ,  Einwohnonahl 
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12 
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In  Classe  7  und  8  entfällt,  wie  bemerkt,  von  Urtsclasse  6  incl.  an  abwärts  die 
Proportionalabgabe. 

Die  Bevölkerung  der  Gemeinde  wird  nach  der  letzten  Volkszälilung  und  nach  dem 
Decret  darüber  berechnet,  wie  bei  der  Thür-  und  Fewstersteuer.  daher  im  Allgemeinen 
anter  Abzug  der  Militär-  und  der  Anstaltenbevölkcrung  ^^Perroux-Joppen,  No.  33, 
s.  0.  S.  465).  Unterschieden  wird  dabei  in  (Jemeinden  mit  einer  Gesammtbevölkerung 
ron  über  5000  Einwohnern,  ob  der  (iewerbetreibende  in  dem  zusammenhängend 
gebauten  Theile  der  Gemeinde  (partie  agglomeree)  o«ler  ausserhalb  dieses  Theils 
in  der  Gemeinde  sein  Gewerbe  betreibt.  Im  ersten  Falle  richtet  sich  die  Steuerstufe 
üÄch  der  Onsclasse,  in  welche  die  Gemeinde  nach  ihrer  Ge sa mm tbevöikerung  gehört, 
im  zweiten  Falle  nach  der  Classe,  in  welche  sie  nach  der  Zahl  der  nicht  zusammen- 
hängend wohnenden  Bevölkerung  gehören  wurde  (Gesetz  von  IsSO  und  von  1844, 
Art.  6).  Bei  dem  Uebergang  einer  (iemeinde  nach  einer  neuen  Zählung  in  eine 
hiihere  Ortsbevölkcrungsclassc  ist  der  höhere  feste  Urtsclassensatz  in  den  ersten 
■i  Jahren  nur  zur  Hälfte  zu  zahlen  (eb.  Art.  5). 
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Zweite  Hauptclasse  (Tab.  B):  die  „haute  commerQanls" 
der  Patentsteuerstatistik ,  eine  verhältnissmässig  kleine  Anzahl 
solcher  Gewerbe  (ca.  16—17,000  gegenwärtig,  oder  ca.  1%  aller), 
welche  im  Allgemeinen  flir  wichtiger  und  durchschnittlich 
steuerfahiger  als  diejenigen  der  ersten  Classe  gelten,  z.  B.  Wechsel- 
agenten,  Banciuiers,  Wechselstuben  (für  Geschäfte  in  Werthpapieren), 
gewisse  Commissionäre,  grössere  Kaufleute  (nigociante),  Makler, 
Seeversicherer,  grössere  Verkaufsmagazine,  Droschken-,  Omnibus- 
Unternehmungen  u.  dgl.  m.  Diese  Geschäfte  unterliegen  deshalb 
einem  Specialtarif  mit  höheren  Sätzen,  welche  wieder  nach 
Ortsclassen,  aber  nach  solchen  grösseren  Bevölkerungs  -  Spiel- 
raums, als  in  Classe  A,  und  ausserdem  mehrfach  nach  Merkmalen, 
welche  für  das  Domicil  wichtig  sind  —  so  Vorhandensein  oder 
Fehlen  eines  Entrepots  —  und  nach  Merkmalen  des  Betriebs- 
umfangs  abgestuft  sind.  In  letzterer  Hinsicht  besteht  daher  das 
Princip  „veränderlicher"  Sätze,  wie  in  der  dritten  Hauptclasse 
(C)  auch  hier.  Die  „festen"  Sätze  sind  regelmässig  erheblich 
höher  als  auch  für  die  ersten  Unterclassen  in  Hauptclasse  A,  die 
Proportionalabgabe  auch,   regelmässig  früher  Vis 7  jetzt  Vio- 

Der  Tarif  auch  bei  Kaufmann,  S.  236  ff.  Die  StaHstik  von  18S5  führt 
31  Kategüden  von  (Jewerbcn  auf,  inucrhalb  deren  die  Ortsclassensät^c  und  z.  Th.  die 
veränderlichen  Sätze  wieder  viellach  verschieden  sind.  Die  Ortsclassen  weichen  nicht 
nur  von  denen  der  Classe  A  ab,  sondern  sind  auch  hie  und  da  unter  den  verschiedenen 
Kategorien  der  Classe  B  wieder  etwas  verschieden.  In  der  Regel  bestehen  höchste 
Sätze  für  Paris,  dann  Ortsclassen  von  Über  100.000,  r>0,001  — 100,000,  30,001—50,000, 
15,001—30,000  und  15.000  Kinwohnern  und  darunter,  mehrfach  in  Combination  mit 
dem  Umstand,  ob  der  Ort  des  Domicils  mit  oder  ohne  Entrepot  und  mit  höherer 
Steuer^tufe  im  «^rsteren  Falle.  Die  kleineren  Landstädte  sind  also  meistens  mit  den 
Landgemeinden  in  Eine  unterste  Classe  vereinigt.  Beispiele  von  festen  Sätzen, 
Ortsstufen  und  veränderlichen  Sätzen  nach  Merkmalen  des  Betriebsumfangs  sind: 
Ban^iuiers  in  Paris  2000  Frcs.,  in  den  5  gonannten  Ortsclassen  1000,  500,  -iOO, 
300,  200  Frcs.  (mit  Modilicaiionen  der  zweit-  und  drittletzten  Classe  nach  dem 
Moment  des  Entrepots).  dann  für  jeden  angestellten  Conimis  u.  dgl.  liber  5  hinaus,  ebenfalls 
abgestuft  nach  denselben  Ortsclabsen,  je  50,  40,  25,  20,  1 5,  1 0  Frcs. ;  bei  Ban«juiers,  welche 
Emissionsgeschäfte  für  fremde  Länder  betreiben,  Zinszahlstellen  dafür  haben,  erhöhen 
sich  die  .,festen  Sätze"  um  die  Hälfte;  l)ei  (Jrosskaufleuten  feste  Ortssätze  von 
500  «Paris),  400,  300.  200.  150,  100  Frcs  und  Comnüssätze  (wie  0.)  von  25.  20,  15, 
10,  S,  5  Frcs.:  bei  Droischken-  und  dt,^l.  Lohnfuhrunternehmungen  Orts-  und 
Betriebsumfangssätze  nacl»  Zahl  und  Wagen,  bei  Omnibusunternehmungen  desjrleichen 
nach  Zahl  der  Plätze  in  den  Wagen.  Die  neuere  (iesetzgebung  hat  im  Allgemeinen 
die  Sätze  der  Classe  B,  um  sie  der  durchschnittlich  grösseren  Leistungsfähigkeit  dieser 
(.'lasse  anzupassen,  nicht  unwesentlich  erhöht,  was  sich  am  Deutlichsten  im  Durch- 
schnittssteuersatz eines  Patentsteuerpllichtigen  ausdruckt:  1880  3f)4.7S,  lbs2  4ü2.b5  Frc«., 
während  dieser  Satz  in  Classe  A  etwas  gesunken  (bez.  von  37.48  auf  34.93  Frcs.) 
und  bei  den  zwei  anderen  Classen  auch  nur  wenig  gestiegen  ist  (Classe  C  75.43  und 
S3.25,  Classe  D,  liberale  Berufe,  40.55  und  49.75).  Die  Steuerlast  ist  also  hier  immer- 
hin etwas  mehr  auf  die  stärkeren  Unternehmungen  des  Privatcapitalismus  geschoben 
wordcMi.  Ob  genügend?  Die  ob  auch  nur  wenigstens  gleich  hohe  proportionale 
Bestcueiung  liin  Vorhältniss  zum  Keincrtra«;)  der  wichtigeren  (irossgesc hafte  im  Ver- 
gleich   mit   d»'n    kleineren    ist  ein   besonders  misslicher  Punct  der  modernen  „ratio- 
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nt^llen'*   Gewerboclassensteocrn    nacli    der  Mt^thode    ütir   Veranlagung   nach    äusseren 
Merkmalen. 

§.  202.    Dritte  Hauptclasse  (Tab.  C).     Hierhin   gehiiren 
namentlich  industrielle   Unternehnningen   (Fabriken,    Manu., 
factaren  und  dgl.,   Hüttenwerke),  doch  auch  eine  Anzahl  anderer, 
80  grössere  Transportunternehmungen  (Riseubahncu,  Dampfschifte), 
Yersichernngsgesellschaflen    (auf    Erwerb) ,    die    gHissten    Banken 
(u.  a.  die  Französische),  Bunkactiengesellschaften  (Iberhaupt,  Militär- 
lieferanten, Theater,   Coneertunternehmungen   u.  dgl.  m.,  einzelne 
mehr  commercielle   Geschäfte,   endlich   namentlich   der   Hausir- 
handel,    also  doch   manche  Kategorien   und   Fälle,    deren   Ein- 
stellnng  in  diese  Abtheilung  statt  in  A  oder  B  auf  einer  gewissen 
Wiilkühr    beruht.     Die   Zahl    der  Patentpflichtigen   dieser   Haupt- 
elasse  hat  nach  dem  letzten  Gesetz  von  1880  etwas  abgenommen, 
«e   beträgt    gegenwärtig   nicht   ganz   200,000  oder  etwa  V/^   der 
Classe  A  nnd  nahezu  12%  der  Gesammtzahl.   Die  Bevülkerungs- 
grosse  der  Gemeinde  wird  hier  nicht  bcrtlcksichtigt.     Die  be- 
treffenden Unternehmungen  sind  wieder  in  5  Speciale  lassen 
eingereiht.     Für  jede  derselben  ist  namentlich  die  Proportional- 
abgäbe  verschieden,   theils  nach  der  Höhe  ihres  Satzes,    theils 
nach  dem  Umfang  der  Localitäten,  auf  die   sie  sich  bezieht 
(Wohnnng,  industrielles  Etablissement,  getrennte  Verkaufsmngazine, 
mit    mehrfach   nach    diesen   Kategorien    wiederum    verschiedenen 
Proportionalsätzen).     Die    einzelnen   Unternehmuugsarten  jeder 
Specialciasse    unterliegen    meistens    wieder    bestimmten   „festen^' 
(Einheits-)  Sätzen,   zu  denen  dann  „veränderliche^^  Sätze  nach 
Merkmalen  des  Betriebsumfaugs  treten.   Bisweilen  fehlen  die 
festen   Einheitssätze  ganz   und  werden  nur  solche  „veränderliche" 
Sätze    erhoben.     Beachtenswerth   und   characteristisch  gerade   für 
das   französische  Gewerbesteuersystem,   im  Unterschied  auch  von 
verwandten  Systemen  anderer  Länder  (so  der  deutschen  Staaten) 
ist  es,    dass  man  sich  bei  der  Wahl  solcher  „äusseren  Merkmale" 
fast  ansschliesslich  auf  solche  beschränkt  hat,  welche  den 
Arbeitsfactor  oder   den  Factor  der  Maschine,   des  Apparats 
D.  dgl.   m.   darstellen,   daher  nicht  den  Ertrag,    sondern    nur  die 
Ertragsfähigkeit   eines  Gewerbes   erkennen   lassen   und   ohne 
besonderes  Eindringen    in    die    privaten   Vermögens- 
und Erwerbs  Verhältnisse   zu   constatiren  sind:   Arbeiterzahl, 
Masehinenart  und  Grösse,    Ofenraum,   Gerässgröasc  u.  dgl.,   unter 
Ausschluss  von  Menge  der  verbrauchten  Roh-  und  Hilfsstofle,  der 

1.  WftgB«r,  PinanswiMenscbaft.  III.  '^1 
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erzeugten  Fabrikate,  des  benutzten  Kapitalbetrags,  der  wirklich 
erzielten  Erträge.  Nur  in  wenigen  Fällen  wird  nach  dem 
„Kapital"  (so  bei  Bankactiengesellschaften)  oder  naeh  dem 
Ertrag  (bei  Theatern  u.  dgl.)  die  Steuer  bemessen. 

Auch  für  diese  Classe  Tarifproben  bei  Kaufmann,  S.  241  H".  Nur  die  Tarif- 
tabelle selbst  giebt  natürlich  vollen  Einblick.  Die  Normirung  der  „festen'' 
Sätze  und,  was  practisch  hier  wichtiger  ist,  die  Abstufung  der  Proportionssät/c 
und  die  Einreihung  dcrtiewerbe  in  die  fünf  Specialclasscn,  sowie  die  Be- 
stimmung der  Betriebsumfangs-Merkmale  für  die  „veränderlichen*' 
Sätze  und  die  Bemessung  der  letzteren  ist  sicher  wieder  mit  grossem  G«^schick 
vorgenommen  worden.  In  den  allmählich  hier  eingetretenen  Aenderungeu  offenbart 
sich  das  Streben,  die  Gcsammtpatentsteuer  einer  Unternehmung  mit  der  P^ntwicklunu,- 
der  technischen  und  ökonomischen  Verhältnisse  un<l  mit  derjenigen  der  „Leistungs- 
fähigkeit'' möglichst  in  Einklang  zu  halten.  Aber  das  unvermeidlich  Willkührliche 
des  ganzen  Systems  tritt  (h)ch  überall  entgegen  und  die  grosse  Frage  bleibt  immer: 
wie  weit  eben  die  verschiedenen  (ie Werbegattungen  dieser  Classe  C  unter 
sich  und  verglichen  mit  denjenigen  der  Abtheilungen  A  und  B,  ferner  wie  weit  die 
verschiedenen  einzelnen  Unternehmungen  derselben  Gewerbegattung  bei  diesem 
V'erfahren  in  richtiger  V  erhältnissmässigkei t  besteuert  werden.  Die  Modi- 
ficationen  bei  der  Anwendung  eines  der  Besteueruugsprincipien  in  solchen  Fallen,  wo 
die  Anwendung  zu  Härten  führen  könnte,  enthalten  wiederum  ein  an  sich  richtiges 
Individualisirungsmoment.  aber  zugleich  doch  abermals  ciwui  Willkuhrlichcs. 

Unter  den  „veränderlichen"  Sätzen  nach  Betriebsumfangs- Merkmalen  ist  der- 
jenige, welcher  sich  nach  der  Arbeiterzahl  richtet,  der  häufigste,  im  Allgemeinen 
bei  denjenigen  Manufacturen  und  Fabriken  in  Anwendung,  bei  welchen  der 
„Arbeitsfactor"  vor  oder  statt  des  „Maschinenfaciors"  u.  dgl.  noch  den  Vor- 
rang für  die  Ertragsfähigkeit  behauptet.  Die  Steuer  eines  Gewerbes  steigt  dann  mit 
jedem  Arbeiter  um  einen  bestimmten  Satz  (früher  in  der  Kegel  3  Frc5. ,  nach  Gesetz 
von  ISSO  meist  höher,  am  Häufigsten  4  Frc^.,  aber  auch  2,  2V3,  3,  37»,  ö,  0,  7, 
selbst  10  Frcj.)-  Dabei  werden  Arbeiter  unter  IG  und  über  05  Jahre  nur  zur  Häjfte 
gerechnet  (Gesetz  vom  4.  Juni  1S5S,  Art.  10,  Gesetz  von  ISSO,  Art.  10).  Die  Tarif- 
tabelle bestimmt  genau  in  allen  einzelnen  Fällen,  wo  der  „veränderliclie"  Satz  sich 
nach  der  Arbeiterzahl,  wo  nach  anderen,  sachlichen  Bctriebselementcn,  Maschincn- 
zahl.  Apparaten  u.  s.  w.  richtet.  Und  zwar  wird  regelmässig  entweder  nach 
der  Arbeiterzahl  oder  nach  solchen  sachlichen  Factoren  die  Steuer  bemessen, 
bei  der  üblichen  Betriebstechnik,  nicht  nach  beiden  zugleich.  Die  frtlher  hier  und 
auch  b«'i  einigen  anderen  Betriebsmerkmalen  geltenden  Max  im  a  (der  nach  dem 
Merkmal  sich  richtenden  Gesammtabgabe)  sind  seit  1S72  (Gesetz  vom  24.  März  1S72. 
Art.  2)  beseitigt,  womit  eine  Begünstigung  des  Grossbetriebes  fortgefallen  ist. 

Beispiele  von  „sachlichen"  Merkmalen  für  die  Bestimmung  der  „veränderlichen" 
Sätze  sind:  Lastengehalt  bei  Schilfen,  Geschäftsumfaug  der  Militärlieferanten,  Ofen- 
inhalt bei  gewissen  Fabrikationen  (Gips,  Kalk),  Ofenzahl,  Feueressen,  Braupfannen- 
grösse  (bei  Brauereien),  zuriickgelegte  Wegelänge  und  Wagcngrösse  (Diligencen  beides. 
Eisenbahnen  ersteres'*,  bei  verschiedenen  Industrien,  Hüttenwerken,  Spinnereien, 
Zwirnereien,  Webereien,  Zeugdruckereien,  Drahtziehereien,  Mühlen,  Papierfabriken. 
Porcellanfabriken ,  Brennereien  u.  s.  w.  dient  gewöhnlich  das  für  die  Technik  des 
Betriebes  characteristische  und  wichtigste  Betriebsmerkmal  als  (irundlage  für  den  ver- 
änderlichen Satz  (z.  B.  die  Zahl  der  Spindeln,  der  Webstühle,  der  Drucktische,  der 
Walzcnpaar(\  der  Inhalt  der  (iährbottichc  u.  dgl.  m.). 

Hausirer  werden  nach  Transportart  (Packen,  Lastthiere,  Wagenart,  1,  2- 
und  mehrspännig).  dann  nach  Wagen  zahl  besteuert;  Hausirer  bloss  mit  gewissen 
gemeinen  Waaren  (Besen,  Korbwaaren,  irden  Geschirr  u.  dgl.)  nur  zur  Hälfte  der 
sonstigen  Sätze,  ebenso  bei  Eselgespann  und  bei  Hausiren  im  Umkreise  von  20  Kilo- 
meter. Die  bloss  ausnahmsweise  Berücksichtigung  des  Kapi talbetrags  selbst 
(bei  Bankactiengesellschaften)  hat  bei  dem  Princip  der  „Oef fentlichkeit"  für 
solche  Unternehmungen,  ähnlich  die  Besteuerung  nach  gewissen  Erträgen  (Theater, 
Ooncerte)  nach  der  Notorietät  der  Ertragsverhältnisse  keine  Schwierigkeit  und  nichts 
Lästiges.     Eine   allgemeine   Pflicht,  der   Steuerverwaltung   Einsicht   in   die    Waaren- 
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Euipfanfirs-  und  Expeditionsrcgistor  zu  ircwähren,  best<!lit  für  Eisenbahnen,  Fluss-, 
See-  und  I^ndtnnsportiinterneh munden.  Entrepots-  «ml  Ma^azinverwaltungen  ((leset/ 
vou  1S^>0,  Art.  »Tl. 

Die  Proportionalabf^abe  fiigt  sirh  in  dirser  Tlassr  den  Verhältnissen  des 
B'.-triebä  und  der  Leistungsfähigkeit  besonders  fein  an,  in  Sätzen  seit  ISSO  \'on  V.jo 
friiher  von  '/j^i  bis  Vo)«  ™'^  sachgeinässen  üntorscheidun^^en  von  Wohnung,  indu- 
striellem EtabU^seIneut,  davon  getrennten  Verkaufsniagaziuen ,  wobei  die  Sätze  tlieils 
nach  diesen  Verschiedenheiten  der  Localitäten  verschieden  hoch  sind .  theils  nur  die 
eine  o*ler  andere  Art  der  Localitäten  trellen ,  z.  H.  in  der  5.  SpecialdasM;  nur  die 
Wuhnnng  ('  J. 

Vierte  Hauptclassc  (eiue  Abtheilung  der  den  Prüportional- 
tarif  enthaltenden  Tab.  D):  nur  die  oben  (8.  473)  genannten  „libe- 
ralen Berufe",  die  keinen  „festen*'  Steuersatz  haben,  sondern 
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bloss  der  Proportionalabgabc  für  ihre  Privatwohnung  zu 
unterliegen.  Hier  nimmt  die  Patentsteuer  daher  ganz  den  Cha- 
racter  der  Mi  et  h  Steuer  an  und  erscheint  Je  nachdem  als  eine 
Verbranchs-  oder  als  eincEinkommeusteuer  dieser  BerufscIasse,  wobei 
die  richtige  Verhältnissmässigkeit  der  Besteuerung  unter  den  einzelnen 
>Stenerpflichtigen  gerade  dieser  Classe  und  im  V^ergleich  mit  den- 
jenigen der  anderen  Classen  freilich  zweifelhaft  genug  bleibt. 

Die  Proportionalabgabe  aller  Putentsteuerpflichtigen  ist  durch  die  Tab.  ü 
in  Anhang  zu  dem  (iesetze  für  die  einzelnen  Classen  und  Unterelassen  norutirt.  Sie 
enthält  jetzt  Sätze  von  Vio'  Viö-  V^o«  Vuo'  ^!*n^  'üü'  '  *i'  also  eine  grosse  Differenzirung 
Qod  im  Allgemeinen  eine  Knnässigung  gegen  den  ursprunglichen  Einheitssatz  von 
10*  g.  Die  kapitalkräftigeren  und  ertragsfähigeren  Unternehmungen .  bezw  (iewerbe- 
gattungcu  mit  höherem  Proportionalsatz,  die  anderen  mit  niedrigerem,  die  schwächsten 
am  Niedrigsten  zu  belegen  od«;r  auc.h  ganz  zu  befreien,  ist  das  leitende  Princip  dieser 
Uifferenzirung  der  Sätze.  r)b  das  auf  diese  Weise  richtig  erreicht  wiril,  steht  wiider 
ilahin. 

Die  Grandlagc  der  Proportionalabgabe  ist  der  Miethwerth  (valeur  locative) 
des  Wohnhauses  wie  der  verschiedenen  und  verschiedenartigen,  zur  Aus- 
übung des  steuerpflichtigen  Gewerbes  dienenden  Localitäten  ((iesetz  von 
1544,  Art.  9,  Gesetz  von  1S80,  Art.  12).  Er  wird  nach  authentischen  Miethvt^rträgen 
oder  nach  gehörig  registrirten  wörtlichen  ErklärunpMi  oder  durch  Vergleich  mit 
anderen  Localitäten,  deren  Miethwerth  bekannt  ist.  festgestellt,  bei  Fabriken  u.  dgl. 
fir  diese  als  Ganzes  genommen  und  mit  ihren  materiellen  Productiünsmitteln  (also 
z.  B.  Maschinen)  ausgestattet.  Hierdurch  wird  <lie  Proportionalal)gabe  in  Einklang 
mit  der  Bewegung  der  Miethwerthe  g«ihalten,  alho  in  der  Kegel  ertragsreicher  werden. 
Nähere  Bestimmung  über  das,  was  als  steuerpflichtiges  „Wohnhaus''  gilt,  über  die 
urtliche  T-Agc  der  steuerpflichtigen  Lo<\ilitiiten  in  Art.   14  des  (iesetzes  von   IsSü. 

§.  203.  c)  Weitere  Einzelheiten  der  Einrichtungen. 
Von  solchen  sind  als  bemerkenswerth  etwa  noch  folgende  hervor- 
znheben. 

(()  Die  Steuer  wird  jährlich  veranlagt.  Dieser  Cm^tand,  in  Verlnntlung  mit 
'lern  Quotirätssteuercharacter  der  Patentsteuer  und  mit  dem  System  der  l'roportional- 
Qnd  der  veränderlichen  Sätze,  be<lingt,  gegenüber  den  drei  anderen  grossen  directen 
Steuern,  aJs  Kepartitionssteuern ,  besonders  gegenüber  der  (irundsteuer,  die  grössere 
Beweglichkeit  und  Steigerungsfahigkeit  der  Erträge.  lMs«:alis(h  ein  Vortheil,  vom  Stand- 
pQüct  der  richtigen  Vertheilung  der  directen  Besteuerung  etwas  nicht  Unbedenkliches. 

ß)  Üer  Steoerpflichtige  muss  stets  auf  Anforderung  der  Behörde  sein  Patent 
vorweisen  können.  Gewerbebetrieb  ohne  Patent  ist  straffidlig  und  zieht  unmittelbar 
Verfolgung  nach  sich.    (S.  Gesetz  von  IbbO,   Art.  iri.   X^).     Frühere  schärfere  B«- 
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stimm ungon.  u.  A.  über  Deounciaritenaotheile  der  Patentinhaber  gegen  stenerpdichtigo. 
pateritIo:)C  (jewerbetroibende  in  den  Gesetzen  der  ßcvolatioDSzeit,  dann  über  die  Pflicht 
stct'T  Krwähnung  des  Patents  bei  gerichtlichen  Schritten  und  !*ei  OH*entlichen  gewerb- 
lichen Anzeigen  sind  beseitigt  worden. 

/'  Die  Steuer  wird  für  das  ganze  Jahr  von  allen  geschuldet,  die  im  Januar 
das  steuerpflichtige  (iewerbr.  betreiben.  Doch  erfolgt  auf  Antrag  Uebertragung  des 
Patents  an  denjenigen,  welchem  ein  steuerpflichtiges  Gewerbe  cedirt  wurde.  Nur  bei 
Schlusä  des  Gewerbes  in  Folge  ?on  Tod  oder  Fallissement  wird  auf  Reclamation  vom 
folgenden  Monat  an  die  Steuer  erlassen.  Im  Tarif  des  Jahres  begonnene  Gewerbe 
werden  vom  Monat  der  Eröflhung  an  steuerpflichtig.  Ebenso  treten  die  Erhöhungen 
der  festen  und  der  Proportionalsätze  ein,  wenn  ein  Steuerpflichtiger  ein  mit  höherem 
testen  Satz  belastetes  Gewerbe  übernimmt  oder  sein  Gewerbe  in  eine  (Gemeinde  mit 
höherem  Ortssatz  überträgt  oder  Locale  mit  höherem  als  dem  Miethwerth  der  frQher 
benutzten  gebraucht.  (Gesetz  von  IbSO,  Art.  2S\  Dagegen  werden  Veränderungen 
des  Miethwerths  desselben  Ix)cals  oder  der  Merkmale,  nach  denen  sich  die  ver- 
änderlichen Sätze  richten,  erst  bei  der  neuen  Veranlagung,  also  vom  folgenden  Jahre 
an,  regelmässig,  wie  es  scheint,  nach  dem  Stande  zur  Zeit  der  Veranlagung,  benick- 
hichtigt.  Die  Patentstcuer  ist  wie  die  anderen  directen  Steuern  in  Zwölfteln,  also  in 
Monatsraten  füllig.  Doch  müssen  Hau  sirer  und  überhaupt  Gewerbetreibende,  deren 
(jewerbe  nicht  an  einem  festen  Orte  ausgeübt  wird,  die  ganze  Steuer  auf  einmal  bei 
Auslieferung  des  Patents  zahlen.  (Gesetz  von  1880,  Art.  29;  ebenso  bei  Wohnungs- 
wechsel ausserhalb  des  Erhebungsbezirks,  eb.  Art.  30). 

rf)  Die  Patentformulare  sind  jetzt  stempelfrei  (Gesetz  vom  4.  Juni  185"^, 
früher  V/^  Frcs.  Stempel  p.  Patent  nach  Gesetz  von  1844).  Dafür  werden  aber  all- 
ice meine  Zuschlagcentimcn  zum  Principale  erhoben,  deren  Betrag  jährlich  das 
Finanzgesetz  feststellt.  Ferner  werden  5%  Zuschläge  zum  Principale  und  zu  den 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Departemental-  und  Communalzuschlägen  erhoben 
zur  De ckung  der  Entlastungen,  Herabsetzungen,  Erlasse,  Ermässigungen, 
und  zur  Bestreitung  der  Druck-  und  Expeditionskosten  der  Patent- 
formulare (Gesetz  von  18^0,  Art.  31,  36).  Von  dem  Principalsatz  der  Patentsteuer 
fliesscn  aber  nur  02%  i"  die  Staatscasse,  8%  ^^  <^*®  Gasse  der  Gemeinde, 
wo  das  Gewerbe  steueqjflichtig  ist,  eine  Bestimmung,  durch  welche  man  gerade  bei 
einer  solchen  (^uotitätssteuer  glaubte  das  Interesse  der  Communalverwaltung  an  richtiger 
Veranlagung  der  Censitcn  anregen  zu  sollen  und  zu  können.  Ob  das  mit  Erfolg  hier- 
durch geschieht,  vermag  ich  nicht  anzugeben. 

t)  Die  Patentsteucr  hat  nach  dem  letzten  Kriege  allein  von  den  directen  Steuern 
Steigerungen,  namentlich  erhebliche  Erhöhungen  einiger  ihrer  Sätze  und 
allgemeine  ausserordentliche  Zuschläge  zu  Gunsten  der  Staatscasse  erfahren. 
So  wurd(t  durch  Gesetz  vom  29.  März  1872  Art.  1  (jetzt  als  Art.  8  im  Gesetz  von 
ISSO)  die  frühere  massigere  Besteuerung  eines  „patentable",  welcher  mehrere 
Etablissements,  Läden,  Magazine  derselben  Art  oder  verschiedener  Arten  besitzt 
und  betreibt  und  im  Gesetz  von  1844  bloss  einen  einzigen  Steuersatz,  nach 
den  (iesetzcn  vom  18.  Mai  1850  und  4.  Juni  1858  ausserdem  für  die  Zweiggeschäfte 
je  einen  h a  1  b e n  Steuersatz  zu  entrichten  gehabt  hatte,  jetzt  in  die  volle  Besteuerung 
nnrh  Maassgabe  aller  seiner  Geschäfte  verwandelt.  Dasselbe  Gesetz  v.  1872  beseitigte  die 
Maxima,  welche  di(5  Sumu)c  der  „veränderlichen"  Sätze  nach  Betriebsmerkmalen 
erreichen  durften  (Art.  2).  Ferner  wurde  der  Proportionalsatz  nach  dem  Miethwerth 
für  die  erste  Unterdasse  der  Hauptclasse  A  und  für  die  ganze  Hauptclasse  B  von 
V,ß  auf  Vio»  für  die  2.  und  3.  ünterclasse  von  A  von  V-o  »üf  '/,5  schon  vom 
1.  April  1S72  an  erhöht  (Gesetz  vom  29.  März  1872,  Art.  4).*  Dann  folgte  bald  die 
Auflegung  eines  allgemeinen  ausserordentlichen  Zuschlags  von  00%  zum  Principal 
für  das  Jahr  ls73  ((iesetz  vom  10.  Juli  1872\  wovon  bloss  die  7.  und  S.  Ünterclasse 
der  Hauptclasse  A  in  C)rt<«n  unter  20.000  Einwohnern  und  diejenigen  übrigen  Patentablen. 
welche  nicht  mehr  als  S  Frcs.  Principal  zahlten,  befreit  blieben.  Von  1874  an 
wurden  diese  00  7©  »"^  ^'^  herabgesetzt,  (Gesetz  vom  24.  Juli  187:<\  erst  von  1880 
an  (Finanzgesetz  für  1880  vom  30.  Juli  1870,  Art.  1)  auf  20  ^V  Das  Patentgesetz 
von  1880  brachte  dann  auch  wieder  Ermässigungen  der  Proportionalabgabe,  so  für 
die  ersten  3  Classen  von  A  von  Vw  ^^^'  Vis  »«f  V«©  ('^^Je  vor  1872,  wo  Classe  1 
aber  schon  Vis  g^ozahlt  hatte).  So  betrugen  die  Zuschlagcentimen  fnr  allgemeine  Zwecke 
bis    1872   15.8,  dann  1873  79.6,   1874—1880  02.6,  1880  fi'.  39.0%,   neben   solchen 
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f\lr  Departements,   1872  27.5,  allmählich  bis  lSs4  auf  32.1  •'/„  steigend,  und  solchen 
für    Gemeinden,  die  von   29.5  auf  3&.(>  siiej^en   (s.   Faure,   Tab.  S.  ^1).     Zur  ver- 

glcichsweisen  Beurtheilung  der  Patentsteuer  und  der  anderen  directen  Steuern  ist  diese 

urössere  .,Tragfihipkeit**  der  erstercn  immerhin  bcarhtenswertli. 

Z)  Die  Veranlagnnjj  der  Steuerpflichtip:cn  und  die  Aufstellung  der 
Stencrrollen  erfolgt  jährlich  durrh  die  Controleure  der  directen  Steuern  gemeinde- 
weise, unter  Assistenz  des  Maire  oder  eines  Delegirten  desselben,  die  bei  ab- 
weichender Meinung  dies  in  der  Kolle  vermerken.  l3ie  Rolle  wird  dann  10  Tage 
lang  im  Secretariat  des  Maire  zur  Kenntnissnahme  der  Interessenten  aufgelegt,  von 
letetereD  dem  Maire  etwaige  Einwendungen  kundgegeben ,  dann  wird  nach  neuen 
10  Tagen  die  KoUe  vom  Maire,  mit  dessen  Bemerkungen,  dem  Dirertor  der  direcl(Mi 
Steuern  (früher  zunächst  dem  Unterpräfecten  und  mit  dessen  Bemerkungen  jenem 
Director'i  überreicht.  Letzterer  stellt  die  unbestrittenen  Sätze  fest,  hinsichtlich  der 
bestrittenen  berichtet  er  dem  Priifecten.  Wenn  dieser  dem  üirector  nicht  beistimmt 
wird  an  den  Finanzminister  berichtet.  Der  Präfect  setzt  dann  die  Rolle  fest  und 
macht  sie  vollstreckbar  (Gesetz  von  1S44,  Art.  20,  von  isso,  Art  25,  etwas  ab- 
weichende Bestimmungen  für  Paris). 

r^)  Beclamauten  gegen  die  ihnen  aufgelegten  Steuersätze  kunnen  durch  Vor- 
legung von  Gesellschaftsacten,  ordnungsmässig  geführten  Journalen  und  HandelsbUchern 
und  anderen  Documentcn  ihre  Keclamationen  zu  begründen  suchen  (Gesetz  von  1S80, 
Art.  26'i.  Reclamationcn  um  Entlastung  oder  Herabsetzung  und  Bitten  um  Erlass 
'••der  Ermässigung  (s.  o. ,  §.  Ibl)  gehen  an  den  Maire  und  werden  im  Uebrigen  wie 
M  den  anderen  directen  Steuern  behandelt  (eb.  Art.  27  >. 

§.  204.  3.  Zur  Statistik.  Der  Ertrag  der  Patentsteuer 
hat  sich  seit  1838  iblgendermaassen  entwickelt  in  Mill.  Frcs. 
(Bull.  XX,  219). 


Principal  f.  Staat, 

Für  Departements 

Für  Gemeinden 

(ohne  die  8<»/o  für 

nebst  Zuschlägen 

nebst  Zuschlägen, 

(icmeinden)  nebst 

f.  Ausfalle  etc. 

ind.  die  SVo  V. 

Summ( 

uUirem.  Zuschlügen. 

Principal. 

1S3< 

31.00 

2.44 

3.6S 

37.12 

]^44 

37.SG 

4.1S 

5.64 

47.67 

1S45  (neue»  Ges  > 

36.90 

4.21 

5.40 

46.51 

1S4S 

37.09 

5.01 

6.25 

4S.94 

1H9 

36.00 

5.50 

6.65 

48.14 

!S70 

73.14 

17.76 

21.45 

112.35 

IS71  lohne  Elsassi 

6S.45 

17.SS 

21.75 

108.07 

1^72 

76.70 

1^.20 

25.25 

120.14 

1^73 

130.SS 

21.1s 

29.19 

181.24 

1S74 

119.26 

21.32 

30.76 

171.33 

IS79 

12S.40 

24.34 

3S.22 

1 90.96 

1?80 

103.7S 

23.56 

37.26 

164.61 

1SS5 

106.91 

26.32 

3S.6«» 

171.92 

Von  1849— 1S70,  von  1874—1879,  von  isso— 1885  ist  die  Steigerung  des 
Principals  u.  s.  w.  ununterbrochen.  An  Beleg  fUr  die  Entwicklung  der  Steuercrträgo 
in  Verbindung  mit  dem  gewerblichen  Leben  (genaueres  Detail  nach  Zwecken  der 
Erträge  bei  Faure,  S.  79  fl".  Der  „Krie«:szuschlaV*  brachte  1873  45.41,  1874  32. S8, 
1879  "35.41.  1880  15.61,  1885  16.62,   1887   16.43  Mill.  Fros.V 

In  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen,  deren  Vertheilung  auf  die  4  Hauptclassen. 
die  Steaererträge  der  letzteren  und  die  Zusammensetzung  derselben  aus  den  „festen" 
and  den  „proportionalen"  Abgaben,  die  Durchse  hnittsbehistung  eines  Patents 
\tdeT  Glasse  und  die  Bewegung  der  zur  Bemessung  der  Proportionalabgabe  dienenden 
Miethwerthe  giebt  folgende  Uebersioht  einen  Einblick.  Sie  ist  nach  den  Materialien 
im  Bull.  Vin,  88 — 111  und  den  , jährlichen  Statistiken"  im  Bull.  (spcc.  IX,  313,  XI. 
32.^,  XXI,  491)  zusammengestellt  und  «'nthält  nur  die  Daten  für  characteristische 
Jahre,  nach  den  politischen  Verhältnissen  (1870 — 71)  oder  nach  Aenderungen  der 
lieäetzgebung  (1880 — 81).     Besonders    der  Einfluss  des   (iesetzes   von   18*^0   ist  bc- 
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acbteriiverth.  l)\*i  Ertragszahlen  aud  B'^lastuBesziffern  betreffen  nur  das  Priacipale. 
(Vgl.  aoch  die  Daten  bei  f.  Kaufmann.  S.  24S — 251,  die  zum  ThcU  etwas  aas- 
fübrlicher  sind). 

1S70  ISTl  ISSU  ISSl 

Zahl  der  Steacrpfli<:btigen  {s.  u.<. 


1S59 


1SS6 


(X  A       .     .     . 

MSS/JJ** 

1.222,591 

1.140,421 

1,353.987 

1,353,376 

1.402.40S 

..    B  .     .     .     . 

11,513 

14,670 

13,00S 

16,239 

16,267 

16,570 

..<:.... 

1S5.479 

197,941 

184,099 

221,566 

204.107 

194,699 

.,    D  .     .     .     . 

52,012 

51,965 

4S,84ü 

49.754 

49,907 

50,871 

Summa     .     .     . 

1,437,922 

1,4S7,167 

1 ,386,36s 

1,641.546 

1,623,657 

1,664,548 

Mittlerer  Botrag  für 

1  Patent,  i 

in  Frcs. 

Cl.  A  .     .     .     . 

2S.56 

3S.17 

3H.1S 

37.48 

34.48 

36.38 

..    B  .     .     .     . 

295.45 

322.S5 

318.911 

.364.78 

453.28 

434.70 

.,    ij   . 

57.01 

64.:t7 

63.23 

75.43 

79.71 

87.33 

„    D   .     .     .     . 

27.42 

34.77 

34.55 

46.55 

48.86 

54.54 

Zusammen    .     . 

34.34 

44.35 

44.01 

46.11 

44.80 

46.86 

Ertrag  des  Principals  in  den  Classen, 

in  Mill.  Frc*. 

A.  feste  Abgabe 

17.72 

21.77 

20.15 

21.62 

23.19 

24.39 

„    proport.  Abg. 

1  «.24 

24.90 

23.39 

29.12 

23.47 

26.63 

,.    zusammen 

33.9« 

46.67 

43.54 

50.74 

46.66 

51.02 

B.   f'-.ste  Abgabe 

2.10 

2.63 

2.21 

2.47 

3.71 

3.36 

,.   proport.  Abg. 

1.31 

2.11 

1.93 

3.46 

3.67 

3.84 

„   /uaammeu     . 

3.47 

4.74 

4.15 

5.92 

7.37 

7.20 

(..  feste  Abgabe 

5.1% 

5.66 

5.03 

8.14 

8.85 

8.79 

,,   proport.  Abg. 

5.39 

7.0S 

6.61 

8.57 

7.42 

8.21 

.,   zusammen 

10.5S 

1274 

11.64 

16.71 

16.27 

17.00 

I).  proport.  Abg. 

1.43 

l.bl 

1.69 

2.32 

2.44 

2.77 

Sa.  feste  Abg.  . 

25.01 

30.06 

27.39 

32.24 

35.75 

36.53 

,,    proport. Abg. 

2447 

35.90 

33.63 

43.46 

37.00 

41.46 

,.    im  Ganzen  . 

49.3S 

65.95 

61.02 

75.69 

72.74 

78  00 

Miethwcrthe  für  die  proport.  Abgabe,  Mill.  Frcs. 

Cl.  A  .     .     .     . 

354.SD 

552.b9 

519.57 

680.41 

687.74 

785.88 

.,    B   .     .     .     . 

21.47 

32.82 

28.83 

41.43 

41.89 

44  84 

.,      ü     . 

1S2.09 

228.32 

211.59 

286.84 

301.50 

340.10 

„    D  .     .     .     . 

21.40 

27.10 

25.31 

34.74 

36.58 

41.62 

Summa     .     .     . 

570.S1 

Ml. 14 

785.30 

1043.43 

1067.72 

1212.55 

Die  „Zahl  der  Steuerpflichtigen**  begreift  in  all  diesen  Statistiken  genauer  gesagt 
die  „Zalil  der  festen  Steuersätze  oder  der  Theile  davon,  nebst  der  Zahl  der  Patentableu 
in  Abth.  \y\ 

Durch  den  Verlust  von  Elsass-Lothringcn  schieden  49,679  Patente  mit  2.14  Mill. 
l'rcs.  Ertrag  aus,  die  Gcsammtabnahme  1871  gegen  1870  war  aber  100,799  Patente 
mit  4.94  Mill.  Frcs.  Ertrag,  wovon  eine  Kleinigkeit  auf  gesetzliche  Abänderung 
(140  P.  und  13,638  Frcs.  Ertrag),  fast  Alles  auf  den  Einfluss  der  damaligen  politischen 
Ereignisse  zu  setzen  ist  (Hüll.  VIII,  101). 

Der  Einfluss  des  Gesetzes  von  1880  zeigt  sich  besondere  in  der  Abnahme  der 
Zahl  d<*r  Patente  in  Classe  C,  der  Erträge  der  Proportionalabgabc,  namentlich  in  A, 
Folge  der  Herabsetzung  des  Satzes,  und  der  Ertragssteigerung,  bes.  der  festen  Abgabe, 
in  (blasse  B,  Folge  der  Erhöhung  der  Sätze. 

Die  ungemein  starke  Steigerung  der  Miethworthe,  an  und  für  sich  beachtens- 
worth,  zeigt,  dass  in  der  Proportionalabgabe  vom  Miethwcrth  wenigstens 
cinigennaassen  ein  geeignetes  Mittel  anzuerkennen  ist,  die  Steuer,  gemäss  dem  fiscalischen 
und  dem  Gerechtigkeitsinteresse,  der  Entwicklung  der  Leistungsfähigkeit  anzupassen. 
Das  Vcrhältniss  zwischen  den  Erträgen  beider  Theile  der  Steuer  hat  sich  immer  mehr 
zu  (iunsten  der  Proportionalabgabe  verechoben,  eine  Bewegung,  in  die  nur  gesetzliche 
Aenderungen,  wie  im  (iesctz  von  1880,  hemmend  eingreifen.  Die  Entwicklung  der 
Unternehmungun  zum  Grossbetrieb  (so  in  B)  trägt  zu  dieser  Bewegung  auch  etwas 
mit  bei  und  spiegelt  sich  in  den  Zahlen  ab.  In  der  Hauptclasse  C  (grosse  Industrie^; 
steigt  der  Ertrag  der  „veränderlichen"  Abgabe  (oben  bei  dem  „festen*  Satze  inbc- 
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griffen)  in  Zeiten  pUnstiger  Coujunctur  mit  der  vonncbrtrii  Arboitcrlx'sc'liJiftigunj;^, 
lebhafterem  Geschäftsbetrieb  u.  s.  w..  was  sich  bei  (Ji^m  Vergleich  dor  einzelnen  Jahre 
auch  etwas  ersichtlich  macht. 

Innerhalb  der  Hauptclassen  sind  natUrlicli  die  ViM'liältnisse,  namentlich  auch  dit 
Miltelbeträge  eines  Patents  na«h  den  Specialclasson  und  weiter  nach  den  einzelneii 
<iattangen  in  jeder  der  letzteren  selir  verschi«-.d«ni.  Kur  die  N  Cl.issen  der  Hauptdasso 
A  s.  eine  Statistik  bei  v.  Kaufmann  (S.  251,  oline  Quellenangabe),  wonach  187o 
die  Durchschnittssteuer  eines  Patents  im  Principal  war  (Jlass«-,  1 — 9:  bez.  Frcs.  177. 
235,  104,  55,  36,  24,  15,  8.  Grosses  interessantes  Detail  jetzt  in  der  Statistik  fui 
1SS5  im  Ball.  XXII,  35011.,  doch  nicht  fUr  die  Erträge  und  die  Mittelbelastungen 
der  Spccialclassen  und  Geschäfte.  Immcrliin  bekommt  man  einen  Einblick  in  die 
(jliederung  im  Einzelnen  und  in  die  verschiediMio  Hfthc  iWt  Miethwerthc  bei  ver- 
schiedenartigen Gewerben,  Verhältnisse,  welche  für  die  lieurtheilun^  der  Patentstouer 
mit  in  Betracht  kommen,  hier  aber  nicht  weiter  verfolgt  worden  können. 

Die  Bedeutung  der  Specialclassen  ergiobt  sich  aus  folgenden  Zahlen  der 
..Patentpflichtigen*-  (im  oben  S    481  genannten  Sinne)  fnr  1SS5  iHuU.  XXII,  ^51»): 

Zahl.                      Miethwerth  Miethwerth 

Mill.  Frcs.  p.  Patent,  Frcs. 
Classe  A. 

1.  Classo  ....    4(».74H           67.21  1438 

2.  .,    ....  15,162  .-n.^y  2110 

A 58,894  '»2.37  1568 

4 185,557  154.45  831 

5 282,587  160.44  .566 

6 501,226  1!»8.43  nm 

7 226,722  62.36  275 

** 77,458  0.77  126 

Summa.     .          .     .  131)4,640  777.01  557 

Classe  B 16,607  45.42  2735 

Classe  C. 

1.  Classe    ....  26,26.-}  11.06  421 

2 10,706  18.43  1722 

3 117,36r,  225.31  1020 

4.   , 10,646  77.53  7282 

5 31.706  4.65  146 

Summa 106.777  237.01  1204 

Classe  D 50,S40  41.11  808 

Zusammen 1658,882  1200.55  724 

In  den  Classcn  2  bis  4  von  C  wird  nü«;h  zwischen  W'erth  der  Wolinung  und 
<les  industriellen  Etablissements  unterschieden;  er  ist  in  Classe  3  bez.  1**.6()  und  206.74, 
in  Classe  4  bez.  6.35  und  71.18  Mill.  Frcs.  Die  Bedeutung  der  Gewerbegattung,  des 
Betriebsumfangs  und  der  Ertrags-  und  Stcuerf.ihigkeit  der  (iewerbe  jeder  Class«-  spiegelt 
äch  ia  den  Durchschuittsmiethwerthen  bezeichnend  ab. 

§.  205.  4.  Zur  Kritik  der  französischen  Patentstouer. 
Nach  „äusseren  Merkmalen^',  welche  sich  zugleich  möglichst 
ohne  lästiges  Eindringen  in  die  persönlichen  Verhältnisse  eines 
gewerblichen  Unternehmers  und  in  die  inneren  Gcschättsverhältnissc 
ermitteln  lassen,  will  die  französische  Patcntstcucr  dns  schwierige 
Problem  der  modernen  Gewerbesteuer  lösen.  Dadurch  snll  das 
allgemeine  Ziel,  welches  der  französischen  Gesetzgebung  l)ei  allen 
direeten  Steuern  seit  der  Revolution  vorschwebt,  nämlich  unter 
Aasscbluss  jeglicher  subjectiven  WillkUhr  von  Ver- 
anlagungsbehörden, Commissionen  u.  s.  w.  die  Be- 
steuerung durchzuführen,  hier  auf  dem  Gebiete  des  Gewerbewesens 
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erreicht  werden.  Die  berttcksicbtigten  ,,än8seren  Merkmale"  sollen 
dabei  so  ausgewählt  werden,  dass  sie  mit  Sicherheit  auf  die  — 
wenigstens  ungefähre  —  Einträglichkeit  der  besteuerten  Gewerbe 
und  Berufe  einen  Schluss  gestatten,  damit  der  leitende  Hanpt- 
grundsatz  der  modernen  französischen  Steuerpolitik,  „Jeden 
nach  seinen  Fähigkeiten"  zu  den  öifentlichen  Lasten  herbei- 
zuziehen, verwirklicht  werde.  Alle  die  dargestellten  Einrichtungen 
der  Patentsteuer,  namentlich  der  Classenschematismus,  dienen  den 
genannten  zwei  Gesichts-  und  Zielpuncten,  die  immer  weitergehende 
Individualisirung  und  Specialisirung  in  der  Classification  besonders 
dem  zweiten  davon. 

Die  Kritik  wird  zugeben  müssen,  dass  die  französische  Gesetz- 
gebung sich  im  Ganzen  auf  dieser  einmal  gewählten  Grundlage 
folgerichtig  und  dem  practischen  Bedttrfniss  nach  gleichmässiger 
Veranlagung  der  Gewerbe  gemäss  entwickelt  hat.  Zwar  erheben 
sich  auch  hier,  diese  Grundlage  selbst  als  richtig  zugegeben, 
manche  Bedenken  gegen  Einzelheiten  des  französischen 
Classificationssy Sterns.  Aber  es  ist  einzuräumen,  dass  diese 
Einzelheiten  für  die  Beurtheilung  nicht  entscheidend  und  auch  noch 
der  Verbesserung  und  Veränderung  Tähig  sind. 

So  inacheii  sich  Bedenken  geltend  gegen  duä  doch  recht  mechanische 
Princip  von  „Urtsclassen''  bloss  nach  der  Bevölkerungszahl,  ohne  KUcksicht  auf  so 
manche  andere  Umstände,  welche  daneben  die  wirthschaftliche  Bedeutung  eines  Ortes 
und  der  darin  betriebenen  Gewerbe  bestimmen;  so  gegen  die  Yertheilung  mancher 
Gewerbearten  in  die  verschiedenen  Classen  und  unter  die  verschiedenen 
Steuersätze,  wenn  auch  im  Ganzen  gerade  hierbei  mit  grossem  Tact  und  Ycrständniss 
vorgegangen  ist;  so  gegen  das  zwar  steuertechnisch  bequeme,  aber  doch  nicht  ge- 
nügend zuverlässige  Princip  der  Proportional  ab  gäbe  gerade  nach  dem  Mieth- 
werth.  welcher  doch  auf  die  Proportionalität  der  Reinerträge  der  Gewerbe  nur  einen 
sehr  unsicheren  Schluss  gestattet  und  bei  gewissen  gewerblichen  Localitäten,  so  bei 
Fabriken  u.  dgl.,  auch  ohne  die  sonst  so  verfehmto  „subjective  Willkülir**  nicht  zu 
ormittefn  ist;  so  endlich  auch  gegen  das  Princip  der  „veränderlichen"  Sätze 
vornehmlich  nach  der  Arbeiterzahl  und  der  Zahl  und  Art  der  sachlichen  Betriebs- 
factoren. Die  Veranlagung  der  Steuer  nach  Kapital  betrügen,  wenigstens  bei 
Grossgcwerhen ,  hesondcrs  bei  Handels-,  Bank-,  Fabrikgeschäften,  böte  wohl  mehr 
Garantie  für  richtige  Verhältnissmässigkeit  der  Besteuerung  unter  verschiedenen  Ge- 
werhcarton  und  einzelnen  Gewerbebetrieben  derselben  Art.  Aber  —  sie  verstiessc 
freilich  mehr  gegen  den  Grundsatz  sich  nur  an  leicht  erkennbare  äussere 
Merkmale  zu  halten ,  und  bedingte  ein  „lästiges  Eindringen''  in  persönliche  und  Be- 
triebsvcrhähnisse  in  höherem  Grade,  als  die  Ermittlung  der  Zahl  der  Arbeiter,  Commis, 
Maschinen,  Miethwerthe  u.  s.  w.  Die  an  sich  richtige  Abstufung  der  Proportional - 
abgäbe  verstösst  anderseits  freilich  wieder  gegen  die  Tendenz,  „VVillkühr  auszu- 
schliessen"  —  und  auch  eine  „gesetzliche"  Bestimmung  dieser  Art  ist  doch  „Will- 
kühr**,  wennschon  keine  subjective  —  stark.  In  dieser  Hinsicht  wird  sie  von  dem 
gleich  zu  erörternden  Haupteinwurf  gegen  die  ganze  Grundlage  der  französischen 
Patentsteuer  mit  getroffen. 

Auch  unter  wesentlicher  Festhaltung  dieser  (irundlage  lässt  sich  indessen  durch 
immer  weitere  Specialisirung,  auch  doch  wohl  mitunter  durch  Zurückgehen  auf  das 
Anlage-  und  Betriebskapital  selbst,  statt  bloss  auf  einzelne  herausgegriffene  Bestand- 
theile  beider  letzteren,  das  ganze  System  noch  verbessern  und  so  den  Mannigfaltig- 
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keitco  der  concrcten  Vcrhältuisso  noch  feiner  anpassen.  Durcli  lUidung  von  ,,Stcuei'- 
{^csollscbaftcn"  von  (Jewerbsgenossen ,  welche  die  tarifinässiiceu  (Kontingente  der 
Patentsteuer  von  Gewcrbegruppen  auf  die  cinzt-Inon  Steucrpllichtijrcn  zu  vertiieilcn 
hätten  und  dabei  individuelle  Verhältnisse  mit  berücksichtigen  uiussten  und  könnten. 
einige rmaaädcn  nach  prenssischem  Mustor.  Hesse  sich  endlich  wühl  auch  in  Frankreich 
die  alleinige  Entscheidung  nach  mechanischen  Elementen  etwas  zurückdrängen,  auch 
M.omeuto  der  Quotitäts-  und  Kepartitioussteuer  passend  vereinigen,  aber  freilich  — 
nicht  ohne  dass  ,,subjectiver  Willktlhr*  dabei  ein  Spielraum  eröHiict  wird.  Es  fragt 
sich  uür,  ob  das  nicht  mehr  ein  Vortlieil,  als  ein  Nachtheil  i^t,  verglichen  mit  dem 
gegenwärtigen  Zustande,  womit  wir  zu  dem  Haupteinwurfe  kommen. 

Die  eigentlicheu  principiellen  liedcnken  betreflFeii  eben 
die  ganze  Grundlage  der  Patentsteucr   und   damit  gerade  den 
leitenden  Gedanken,  nach  noeb  so  passend  und  fein  specialisirten 
^/äusseren  Merkmalen^'  eine  Gevverbebesteuerung  richtig  durch- 
ftthren  zu  wollen,    zumal   in   unserer  Zeit   beständig   wechselnder 
Technik,  Communieationswesens  und  unter  moderner  Gewerbefreiheit. 
Es    ist  mit  anderen   Worten   in   erster   Linie   die  Methode, 
gegen  welche  sieh  die  Kritik  wenden  muss,  nicht  die  Ausführung 
der  Methode,  die  in  Frankreich  vielfach  vorzUglich  ist.     Nach  der 
einmal   angenommenen  Methode   kann   man   weder  die   wirklichen 
noch  die  verhältnissmässigen  Reinerträge,  nach  denen  sich  doch  die 
Besteuerung  richten  mUsste,  genügend  zuverlässig  ermitteln.    Denn 
einmal     werden    dabei    ebenso    wichtige    oder    selbst    wichtigere 
Factoren   für  die  Bestimmung   dieser  Reinerträge,    als   die  berück- 
sichtigten  „äusseren  Merkmale"   unbeachtet  gelassen  -    vor  Allem 
die  Persönlichkeit  des   Unternehmers,    auch  als   .Subject   von 
Vermögensrechten  — ,  sodann  fehlt  ein  Maassstab  zur  Messung 
der  wirklichen  Bedeutung  der  einzelnen,   im  Ciassenschematismus 
aufgenommenen  „äusseren  Merkmale"  für  die  Gestaltung  des  Rein- 
ertrags,  endlich   kann  man  überhaupt  aus  solchen  äusseren  Merk- 
malen höchstens,  und  auch  das  nur  bedingt,  auf  die  absolute  und 
relative  Ertragsfähigkeit  und  allenfalls  auf  den  Rohertrag,  nicht 
aber,   wie   es  doch  erforderlich  wäre,   auf  den  Reinertrag  einer 
Gewerbegattung    und    eines    einzelnen   Gewerbes   schliessen.     Mit 
Hilfe   der  französischen  Patentsteuermethode  gelingt  es,  bestenfalls 
die  Richtung,  in  welcher  sich  die  Erträge  muthmaasslich  bewegen, 
und   ganz   ins   Ungefähre  gewisse  Grösscnmaassc   dieser 
Erträge,   innerhalb   weiter  Grenzen,    festzustellen.     Aber  das 
genügt   eben  für  die   Lösung  der  wirklich   vorliegenden   Aufgabe 
noch  lange  nicht. 

Ja  gerade  die  an  sich  richtige  Specialisirung  und  Individuali- 
sirung  im  Classificationssystem  steigert  in  einer  Hinsicht  die  Be- 
denken^  denn  dabei  werden  wiederum   nach   mehr  oder  weniger 
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zufälligen  Nebcnumständcn,  nur  weil  dieselben  sich  leicht  ermitteln 
lassen,  Ertrags  Verschiedenheiten  vermuthet,  welche  in  vielen 
Fällen  der  Wirklichkeit  nicht  entsprechen  werden,  weil  andere, 
nicht  beachtete  Factorcn  wichtiger  sind.  Dies  gilt  z.  B.  von  dem 
mechanischen  Ortsclassensjstem,  der  Proportionalabgabe  nach  dem 
Miethwerthe,  der  „veränderlichen"  Abgabe  nach  der  Arbeiter- 
zahl u.  a.  m. 

Vielleicht,  dass  das  Classificationssysteni  der  Patentsteuer  bei 
festem,  dem  Individualismus  Schranken  auflegenden  Ge\verberecht, 
wie  im  Zunftwesen,  bei  relativ  stabiler  Gewerbetechnik,  wie  vor 
dem  Dampf-  und  Maschinenzeitaltcr,  bei  unvollkommenem  und 
lange  Zeit  unverändert  bleibendem  Communications-  und  Transport- 
wesen, wie  ehedem,  zur  Lösung  des  Problems  einer  „gleichmässigen** 
Gewerbesteuer  leidlich  ausreichen  würde.  In  unserem  Zeitalter  des 
„ökonomischen  Individualismus'',  beständiger  Umgestaltung  der 
Technik,  der  Betriebsformen,  der  Betriebsgrössen ,  des  Communi- 
cations- und  Transportwesen«  reicht  das  System  entschieden  zur 
Lösung  dieser  Aufgabe  nicht  aus.  Es  läuft  auf  ein  System  von 
doch  mehr  oder  weniger  willkührlichen  Gewerbetaxen  für  die 
verschiedenen  Gewerbegattungen  und  einzelnen  Gewerbe  hinaus, 
das  zwar  recht  rationell  erscheint  und  zweifellos  sehr  scharf- 
sinnig ausgebildet  ist,  aber  im  Grunde  doch  auf  einer  Reihe  mehr 
oder  weniger  willkührlicher  Vermuthungen  tiber  die  absolute 
und  relative  Ertragsfahigkeit  der  Gewerbe  beruht. 

Von  einem  weiteren  Ilaupteinwurf,  nämlich  der  fehlenden 
richtigen  Verhältnissmässigkeit  der  Patentsteuer  zu  den 
anderen  Ertragssteuern,  soll  hier  nicht  einmal  gesprochen 
werden.  Er  trifft  alle  einzelnen  Glieder  eines  jeden  neueren 
Ertragssteuersystems.  Auch  in  Frankreich  hat  man  sich  mit  diesem 
Problem  des  richtigen  Verhältnisses  der  Ertragssteuern  unter  ein- 
ander nicht  weiter  beschäftigt,  obgleich  dessen  Stellung  und  Lösung 
der  Frage  nach  der  richtigen  Gestaltung  jeder  einzelnen  Ertrags- 
steuer vorangehen  müsste.  * 

Mit  dieser  Kritik  in  §.  205  ist  eigentlich  der  systematischen  „speciellen 
Stouerlehro**  schon  vorgegriHcn  worden.  Da  indessen  gerade  die  französische  Patent- 
>t«3uer  als  ein  besondd's  gelungenes  Beispiel  des  auf  Classilicationsmcrkmalen  beruhenden 
Krtragssteuersystcnis  gilt,  in  Frankreich  wie  vielfach  ausserhalh,  und  da  diese  Steuer 
öfter  als  Muster  gedient  hat;  darf  sich  auch  schon  an  sie  wohl  eine  mehr  die  ganze 
Methode  betreffende  Kritik  anknupfcn.  Für  das  Weiter«;  hinsichtlich  der  Kritik  beziehe 
ich  mich  vorläufig  auf  meine  Abh.  „directe  Steuern"  im  Schönberg'schen  Hand- 
buch der  politischen  Oekonomie,  2.  Aufl.,  bes.  §.83  ff.,  S.  275  il'.  Was  ich  hier 
allgemein  ausgeführt  habe,  lindct  meines  Erachtens  in  der  Kritik  des  glänzendsten 
Beispiels  der  Gewcrbebesteucrung  „nach   der  Methode   der  äusseren  Merkmale'*,    der 
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fniDzösiscfaeii  Patcntstcuer,  seine  volle  Bestätigung.  Das  halte  ich  u.  A.  auch  Vockc 
gegenüber  aufrocht,  auch  gegenüber  seiner  Abwehr  meiner  Kritik  ^Schanz'  Fin.  Arch., 
1S88,  L  472  Note). 

Implicite  folgt,  nebenbei  bemerkt,  aus  einer  Kritik,  wie  der  vorausgehenden  der 
fnazöäiächcji  Patentstcuer  auch  die  relative  Rechtfertigung  anderer  mangelhafter 
Steuern,  wie  der  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern,  was  ebenfalls  Vocke'b  Ueber- 
scb&tzuog  der  Ertragssteuern  gegenüber  hier  gesagt  werden  mag. 


3.   Die  übrigen  (kleineren'  dirccten  Steuern. 

Als  solche  werden,  abweichend  von  der  franz<lbi.schen  Terminologie  und  Ver- 
waltUBgspraxis ,  nur  drei  hier  an  dieser  Stelle  behandelt,  die  Steuer  von  den 
Gutem  der  todten  Hand,  die  Bergwerksabgaben  und  die  37ü  Steuer  vom 
EiDkommcn  aus  beweglichem  Vermögen  (s.  o.  S.  41ti). 


a.   Die  Steuer  von  den  Gütern  der  todten  Hand  (taxe  sur  Ics  biens  de  mainmorte). 

Gesetzgebung.  Einfuhrung  der  Steuer  durch  Gesetz  vom  20.  Februar  1849. 
Erhöhung  des  Steuersatzes  durch  Gesetz  vom  .SO.  März  1872,  auch  30.  December  1873, 
Gesetz  vom  14.  December  1875  (Befreiung  der  Actiengcsellschaftcn ,  welche  aus- 
schliesslich An-  und  Verkauf  von  Immobilien  betreiben).  Perroux- Joppen,  Ko.  ()55 
bis  657.  Block,  dict.  Art.  mainmorte,  p.  1219,  suppl.  g6ner.,  p.  273,  Dejean,  codc 
d.  noav.  imp.,  p.  185. 

Literatur.  Vignes,  I,  7(5,  v.  Hock,  S.  158,  v.  Kaufmann,  S.  252 — 254, 
Block,  a.  a.  0.  Statistik  Bull.  I,  213  fl\  (eb.  VHI,  249,  Besitz  von  Congrcgationen. 
s.  auch  Kaufmann,  a.  a.  0.).     Faure,  p.  82. 

§.  206.  Character  und  Einrichtung.  Diese  directe  Steuer 
iut  in  Folge  der  politischen  Strömungen  von  1848  eingeführt  worden, 
verdankt  aber  doch  auch  principielleu  und  schon  illteren  Er- 
wägungen ihre  Entstehung.  Sie  hat  einen  verschiedenen  steuer- 
politischen  und  steuertechnischen  Character.  In  crsterer 
Hinsicht  ist  sie  eine  Ersatz  Steuer  der  im  Gesetz  genannten 
juristischen  und  dgl.  Personen  für  die  im  französischen  Register- 
abgabenwesen (Enregistrement)  enthaltenen  Steuern  vom  Besitz- 
wechsel von  Immobilien  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen, 
da  diese  Personen,  „weil  sie  selten  veräussern  und  nicht  sterben*' 
thatsächlich  von  diesen  Registrirungsabgaben  nicht  getroffen  werden: 
eine  principiell  steuerpolitisch  gerechtfertigte,  ja  folgerichtig 
zu  fordernde  Abgabe,  wenn  einmal  solche  Besitzwechselsteaern 
bestehen.  In  steuertechniseher  Hinsicht  ist  sie  eine  directe 
Steuer  und  zwar  in  Form  eines  bestimmten  Zuschlags  zur 
Grandsteuer,  welche  die  betreffenden  juristischen  Personen  von 
ihrem  Immobiliarbesitz  zu  cutrichten  haben:  eine  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen gewählte  Form,  einen  Ertrag  direct  zu  be- 
bteuern,  den  man  nach  Lage  der  Verhältnisse  hier  nicht  durch  die 
,,Verkehr88tenern'*  treffen  kann. 


i 
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Principiell  ist  die  Steuer  steuerpolitisch  und  -tecbnisch  kaum 
auzufechten.  Misslich  bleibt  indessen  zweierlei,  einmal  ob  die 
Ersatzabgabe,  welche  sie  darstellt,  ihrer  Höhe  nach  in  richtigem 
Verhältniss  zu  denjenigen  Steuern  steht,  welche  sie  ersetzen  soll; 
sodann  dass  ein  gleichmässiger  Zuschlag  zur  Grundsteuer  die 
Ungleichmässigkeit  der  Veranlagung  der  letzteren  unter  den  in 
Frankreich  bestehenden  Verhältnissen  noch  steigert  und  für  die 
Belasteten  so  wieder  sehr  ungleichmässig  wirkt.  Für  das  richtige 
Verhältniss  zwischen  der  zu  ersetzenden  Summe  der  Besitzwechsel- 
abgaben und  dem  als  Ersatz  dafür  dienenden  Grundsteuerzusehlage 
sind  ganz  sichere  Anhaltspuncte  schwer  zu  finden.  Die  für  die 
Normirung  der  Steuer  vom  französischen  Gesetzgeber  benutzten 
bieten  aber  wohl  die  Garantie  dafür,  dass  die  Ersatzsteuer  ungefähr 
in  ihrer  Höhe  richtig  bestimmt  worden  ist.  Die  ungleichmässige 
Wirkung  des  gleich  hohen  Zuschlags  zur  Grundsteuer  ist  ein  inte- 
grirender  Fehler. 

Das  Gesetz  von  1849  stellte  die  Höhe  auf  62.5  7o  Zuschlag  zur  Grundsteuer. 
Auf  diesen  Satz  kam  man  in  der  Annahme,  dass  Immobilien  einmal  in  20  Jahren 
im  Besitz  wechseln,  dann  ca.  5Vü  Besitzwecliselabgaben  vom  Kapitalwerth  oder  einen 
einjährigen  Ertrag  (diesen  also  hoch,  d.  h.  zu  5*^^©  gerechnet)  a.h  Steuer  zu  tragen 
hätten,  daher  jährlich  57o-  Daraus  ging  beim  damaligen  Anschlag  des  jährlichen 
Ertrags  des  bctreff'ondon  Besitzes  auf  06  Mill.  Frcs.  ein  Steuerbetrag  von  3.3  Mill.  Frcs. 
oder  ein  Zuschlag  von  62.5 7o  zum  Grundsteueri)rincipal  dieses  Besitzes  henor  i^siohc 
Vignes,  I,  76  Note,  auch  Kaufmann,  S.  252).  Nach  dem  Kriege  wurde  der 
Zuschlag  mit  Rücksicht  auf  die  mittlerweile  erfolgte  allgemeine  Ertragssteigerung  auf 
707o  erhöht  (Gesetz  vom  30.  März  1872,  Art.  5),  im  Widerspruch  mit  der  Ablehnung 
der  allgemeinen  Erhöhung  der  Grundsteuer  und  mit  characteristischer  Hinwegsetzung 
Über  die  doch  auch  bei  diesem  Besitze  der  todten  Hand  aus  der  ungleichartigen  Ver- 
anlagung der  Grundsteuer  folgenden  Bedenken  gegen  eine  gleichmässige  Erhöhung. 
Dagegen  war  es  allerdings  folgerichtig,  weil  dem  Character  der  Er^atzstcuer  far  die 
Immobiliarmutationsabgaben  entsijrechend,  die  Steuer  denselben  „Kriegszuschlägen'*  wie 
diese  letzteren  Abgaben  zu  unterziehen  (dass.  Gesetz,  auch  Gesetz  vom  30.  Decomber  1 873, 
^eitdem  25%).  Die  Steuer  beträgt  daher  S7.57„  des  Grundsteuerprincipals.  Natürlich 
aber,  dass  die  aus  der  Ungleichmässigkeit  der  Grundsteuer  hervorgehenden  Bedenken 
gegen  dicbcn  Modus  der  Besteuerung   durch    diese  Zuschläge  noch  verstärkt  werden. 

Steuers ubjecte  sind  die  im  Gesetz  speciell  genannten: 
Departements,  Gemeinden,  Hospitäler,  {Seminare,  Kirchen  (fabriques), 
religiöse  Congregationen,  Consistorien,  Wohlthätigkeitsanstalten  und 
„-Bureaux"  (technischer  Name),  anonyme  Gesellschaften  (Actien-), 
öflentliche  gesetzlich  autorisirte  Anstalten.  Steuerobjecte  sind 
die  diesen  Subjecten  „gehörenden",  der  Grundsteuer  unterworfenen 
Immobilien. 

Gesetz  von  1^49,  Art.  1.  Die  nicht  unzweideutige  Wortfassung  hat  zu  Zweifeln 
und  zu  casuistischen  Entscheidungen  der  Judicatur,  des  Staatsraths  Anlass  gegeben, 
wodurch  der  subjcctive  un<l  objcctive  Umfang  der  Steuer,  daher  auch  dio  Be- 
frniungen  in  der  Verwaltungspraxis  sich  in  einigen  Punctort  eigenthümlich  und 
wenn  nicht  gegen  die  ursprüngliche  Absicht  des  Gesetzgebers,  so  doch  bisweilen  wohl 
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^egen  die  rationelle  und  iolfrcriclitigc  =;t«u<M|)oliti>,cli<?  Ausbildung-  einer  solchen 
..Steuer  der  todten  Hand"  gestaltet  haben.  So  u.  a.  in  Vo\gc  <Jcs  Ausdrucks,  dass 
die  steuerpflichtigen  Immobilien  den  St<uerobje«'ten  ,,g:ehören"  niUssen  (,,aj)  parte - 
uant'*  aox  .  .  .)»  was  zur  Steuerfreiheit  der  Grundstücke  der  Eisenbahn-,  Canal- 
gesellschaften  geführt  hat;  dass  nur  „etablissouicnts  publics  legalem  eiit  autoris6s'* 
Steuersobjecte  sind,  ebenfalls  mit  eigenthumlichen  practisrhon  Conscquenzen.  u.  a.  F. 
m.  (s.  Block,  dict.  u.  suppl.  a.  a.  O.,  auch  Vii?nes).  Die  im  Gesetz  vom  14.  Decbr. 
1S75  ausdrtlcklich  gewährte  Steuerfreiheit  für  anonyme  (iesclischaften ,  welche  sich 
aosschlif^slich  dem  An-  nnd  Verkauf  von  Immobilien  witimen,  ist  daü:cg<»n  folgerichtig, 
da  hier  ja  die  Voraussetzung  der  ErsatZateuiT  fehlt,  vielmehr  die  durch  dic.*<e  zu  er- 
setzenden Besitzwechselabgaben  selbst  eintreten. 

Eine  richtige  Consequenz  des  dem  (Jesetz  von  ls4t»  zu  (Jrunde  liegenden 
Gedankens  würde  es  dagegen  sein,  auch  das  in  \V  ert  h  papieren  u.  dgl.  bestehende 
bewegliche  Vermögen  der  genannten  Steuersubjecte.  welches  doch  auch  seltener  als 
unter  physischen  Personen  im  Besitz  wechseln  wird,  ein«r  besonderen  Ersatz  abgäbe 
für  diejenigen  zum  Stempel-  und  Kcfiisterabgabew^esen  gehörenden  Besitzwcchsel- 
stenem  zu  unterwerfen,  welche  den  Verkehr  in  Werthpapieren  trellcn.  Befreiungen 
far  Banken  u.  dgl.,  nach  Analogie  des  genannten  (iesetzes  von  1S7.>,  waren  dabei 
freilieb,  wenigstens  in  gewissem  Unifani^.  zu  gewähren. 

Für  gewisse  ähnliche  Fälle  hat  die  neueste  französische  Gesetzgebung  auch 
einen  wenigstens  verwandten  (iedanken  verwirklicht:  durch  das  Finanzgesetz  vom 
'1\  December  ISSO,  Art.  4,  ist  für  alle  (rcsellschaften  und  Associationen  des  Civil- 
rechts,  welche  den  Zutritt  neuer  Mitglieder  gestatten,  bestimmt,  dass  hier  Vermögcns- 
zawächse,  welche  auf  Grund  von  Anfallclauseln  von  Seiten  ausscheidender  Mitglieder 
zo  Gunsten  der  verbleibenden  eintreten,  der  Besitzwechselabgabe  von  Todes- 
vegen  unterliegen,  wenn  der  Zuwachs  sicli  bei  Todesfällen  zuträgt  und  der 
Scbenkongssteucr  in  allen  andi;rr>n  Fällen,  ohne  HUcksicht  auf  etwaige  frühere 
Zessionen  unter  Lebenden.  Diese  vornehmlich  auf  religiöse  Congregationen 
abzielende  Bestimmung  wird  durch  Finanzgesetz  vom  20.  I)e«*ember  lsS4  so«rar  aus- 
'IrQcklicb  gerade  für  diese  wirksam  gemacht.  Eine  solche  specielle  Tendenz 
der  Besteuerung  hat  aber  doch  ihre  B«'denken.     (S.  auch  unten  unter  §.  20S1. 

Der  Ertrag  der  Steuer  hat  anfangs  die  crstre})te  Summe  von  '.\.^  Mill.  Frcs. 
nicht  ganz  erreicht,  noch  1S6S  war  er  nur  ."J.tJO,  1*570  .■{.72,  1^1  \  (ohne  EIsass-Loth- 
ringen)  3.56.  1S73  und  "4  nach  der  Erhöhung  4.()7,  bez.  1.02,  1ST7  .'i-ll,  iss4  .').li:{, 
1^S7  lAnschl.)  6.41  Mill.  Frcs.  1S77  unterlajren  der  Steuer  (Bull.  I,  214)  4,sy7.000  ha 
Wald,  2,612,000  ha  uncultivirtes  Land,  Weiden  und  dgl.,  nur  524.000  ha  landwirth- 
:ichaftliches  und  dgl.  Culturland,  15.667  ha  industrielle  (Grundstücke,  6104  ha  „bebaute** 
Gmudstücke.  91.9%  dieser  siimmtlichen  (irundsfücke  gehörten  Gemeinden,  die  vor- 
Dir^hmlich  den  Wald  und  die  uncultivirten  (irundstncke  besasNen,  von  geringem  Ertrag, 
Tc^ahalb  sie  auch  nur  mit  5r).2  °/„  an  der  Steuerlast  betheiligt  &ind.  Den  grös>ten 
Besitz  hatten  sodann  die  Hospitäler,  3.79"/,,  des  Landes,  schon  von  höherem  Werth 
imeist  I^ndgut^  mit  13.S5%  der  Steuer:  darauf  die  anonymen  (iesellschaften  (bes. 
mit  industriellen  Grundstücken)  mit  2.027«  *^^'^  Landes  und  17.2S%  der  Steuer:  die 
hureAUT  de  bicnfaisanre  mit  bezw.  0.()2  und  2.4.->.  die  religiösen  ('onuregationcn  mit 
Wzw.  0.3S  und  1.79%,  also  auch  mit  werth  vollcrem  Besitz  u.  s.  w.  Die  letztere 
Kategorie  bezieht  sich  dabei  nur  auf  die  „autorisirten"  Conirregationen:  die  von  der 
Taxfj  der  todten  Hand  freien  ,.nicht  autorisirten*'  haben  auss(;nlem  noch  einen  nicht 
unerheblichen  Immobiliarbesitz.  L'nd  derjenige  beider  Arfen  ist  in  starker  Zunahme 
begriffen  (vgl.  die  Statistik  im  Bull.  VIII,  24'.)).  Ob  das  so  g(?fähriicli  ist  und  ob  es 
darch  Umgestaltung  der  Steuer  zu  beschränken  gesucht  werden  sollte,  wj.-  v.  Kauf- 
mann S.  253  andeutet,  bleibe  dahin  gestellt.  Noch  weiter  als  durcli  die  genannten 
ftchon  nicht  unbedenklichen  Gesetze  von  l^SO  und  IS^l  zu  gehen,  möchte  kaum 
üthlich  sein.  Die  Zunahme  des  Besitzes  in  solchen  Händen  i^t  doch  unuleirh 
weniger  bedenklich,  als  der  Ueberganu-  von  Bo«1<mi  an  städtische  (Kapitalisten,  Hijrsen- 
Oianner  nnd  selbst  an  alte  Grundaristokratie,  da  «1er  Besitz  der  ( •onirregatiouen  direct 
and  indirect  im   Wesentlichen  iremein  n  iltzij^en  und  verwandten  Zwecken  dient. 
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b.   Die  Berg  Werksabgaben  (redcvances  des  mines). 

Gesetzgebung.  Kinfuhrung  der  Steuer  durch  das  allgemeine  Bergwerks- 
gesetz vom  21.  April  IblO,  Art.  33  ff.,  dazu  Decret  Über  die  Durchführung  der  Steuer 
vom  11.  Mai  ISll,  später  moditicirt.  aber  in  der  Hauptsache  geltend.  Neuere  Decrete 
vom  öO.  Juni  ISdO,  27.  Juni  ISOO.  bes.  11.  Februar  1874.  ücsetz  vom  17.  Juni  lS4ü, 
Art.  4  (Wegfall  der  Proportionalabgabe  an  den  Staat  für  Salzwerke  und  Salinen). 
S.  besonders  die  eingehende  Darstellung  der  Gesetzgebung  in  Pcrroux-Joppcn , 
No.  GHS — 725.  kürzer  im  Art.  mines  in  Block's  dict.  Art.  raincs,  No.  44 — 48. 

Literatur.  Block,  a.  a.  0.  und  suppl.  gen«'r.,  p.  283  (Gesetz  vom  27.  Juli 
ISSO),  auch  für  die  ganze  Bergworksgesetzgebung,  die  bei  dieser  Steuer  immer  von 
Wichtigkeit  ist;  Bibliogr.  did..  S.  1298.  Vigncs,  I,  74  ff.,  v.  Hock,  S.  15J<, 
V.  Kaufmann.  S.  255,  Arndt  in  Conrad's  Jahrb.,  B.  3G,  S.  031.  Statistik  im 
Bnll.  XV,  533  ff. 

üel)cr  Bergwerksbesteu  eru  ug  überhaupt  s.  meine  Abh.  directe  Steuern 
im  Scljrmberg'schen  Handbuch  der  ptJitischen  Oekonomie,  2.  Aufl.,  HI,  2S5  und 
Arndt,  a.  a.  (J.,  S.  174,  030. 

§.  207.  Bergwerke  unterliegen  in  Frankreich,  wie  alles  Grund- 
cigcnthuni,  zunächst  der  Grundsteuer  und  zwar  für  die  in  An- 
spruch genommene  Oberfläche  nach  dem  Steuersatze  der  angrenzenden 
Grundstücke  (S.  450).  Dagegen  sind  die  BergwerksconcessionUre 
als  solche,  nämlich  soweit  sie  nur  ihre  Producte  fth'dern  und 
verkaufen  —  also  nicht  für  etwaige  Verarbeitung,  Verhüttung  etc. — 
pateu  tsteuerfrei,  so  früher  und  noch  nach  der  neuesten  Gesetz- 
gebung (Gesetz  von  1880  Art.  17).  Es  war  daher  folgerichtig, 
nicht  auf  Grund  der  rechtlichen  Natur  des  Bergwerksbesitzes, 
sondern  nach  der  ökonomischen  Bedeutung  desselben,  die  Berg- 
werke —  allerdings  streng  genommen  nur  die  concessionirten, 
weil  allein  gesetzlich  patentsteuerfreien  —  einer  der  Patentsteuer 
cinigermaassen  analogen  directen  Ertragssteuer,  einer  Art 
,,Specialgewerbesteucr"  zu  unterziehen,  der  dann  aber  auch  die 
ohne  oder  ohne  ordnungsmässige  Concession  betriebenen  Berg- 
werke unterstellt  worden  sind.  Eine  derartige  Steuer  wurde  durch 
das  Gesetz  vom  21.  April  1810  mit  eingeführt  und  durch  das 
Deeret  vom  11.  Mai  1811  geregelt.  Diese  Steuer  enthält,  wie  die 
Patentsteuer,  „feste"  Sätze  und  „proportionale"  Sätze.  Jene 
richten  sich  nach  dem  Umfang  des  concessionirten  Grubenfeldes, 
bezw.  bei  Bergwerken,  welche  ohne  Concession  betrieben  werden, 
nach  der  Ausdehnung  des  Betriebes  und  betragen  10  Frcs.  für  das 
Quadratkilometer  des  Feldes.  Die  proportionalen  Siltze  richten 
sieh  nach  dem  festgestellten  Reinertrag  eines  Bergwerks,  sollen 
im  Maximum  des  Principals  5^7ü  des  Reinertrags  nicht  überschreiten, 
der  specielle  Steuersatz  soll  durch  das  jedesmalige  Finanzgesetz 
festgestellt  werden,  er  betrügt  regelmässig  unverändert  Jahr  aus 
Jahr    ein   5'V<r     Ini    Unterschied  von   der   Patentsteuer   wird   hier 
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also  der  ReiDertrag  selbst  die  Hasis  der  Proportionalabg^ibe  und 
wird   nicht  nur  aus  „äusseren  Merkmalen"  auf  diesen  geschlossen. 

Zur  Ennittclaii^  des  Keincrtr.igs  hestcht  eine  alltTilin^s  nicht  unbedingte  Ver- 
{•flichtiing  der  ßcrgwerksl>«^trciber ,  orforderlirln*  An«ral»on  zu  inaclien ,  in  deren 
Erioancrelang  vou  Auitswcgen  eine  xVbschlitzung  dureh  rine  zu  diesem  Zweck  aus  dem 
Prifccten,  zwei  von  diesem  ernannten  Mitglieilern  des  (rcneralratlis,  dem  SttMienlirector, 
dem  Bergwerksingenieur  und  zwei  herv(»rra»i^cndsten  nerirwcrksbesitzern  zusammen- 
gesetzte Commission  erfidgt.  Diese  ('ommission  prüft  auch  die  «'inf^ereichtcn  An- 
j^nhen  der  Besitzer  oder  Betreiber  und  stellt  den  st.u<.Tidli«|ifi{ron  UeirnTtra«;-  fest. 
Sie  hat  Recht  und  Pilicht,  tiber  die  den  h'ein'-rtrau:  l)edingenden  und  bestimmenden 
P'rüductions-  und  AbsatzverhiUtnissc  «li«*  erforderlii^lMM»  Nachforschun;;;<'n  anzustrdien. 
<ienaue  Norioeu  über  die  Berechnunir  des  lieinertiaus  au^  dem  K'cdi«  rtrajr  und  den 
PrüdactioDskostcn ,  unter  niilierer  Angabe,  was  als  letzten-  ab«rezogi'n  weiibn  darf, 
rirc.  V.  IStlO,  Perroux-.Io[)i»en.  No.  (Wjs.  Not.-,  auch  I)«eret  v.  II.  Kcbruar  ISTl 
iib«T  den  „Beinertrae^"*.  Seit  ls77  wenleii  für  die  Benu-hnunu-  die  ge  f(Tr<lerten , 
nicht  mehr  wie  bis  dahin  die  verkauften  Mcnsren  zu  (irundo  gelegt.  ,Ie<ies  ein- 
zelne Bergwerk  wird  als  selbstäntiiges  Steuerobject  behandelt,  aucli  w(;nn  Ein  Besitzer 
mehrere  hat,  daher  erfolgt  auch  keine  ( 'umpt.'nsatiun  tb-r  lieinerträue  und  Verluste  für 
mehrere  Bergwerke  desselben  Besitzers,  eben-^o  ni«ht  für  mehrere  .lahre.  In  jeder 
Beziehung  also  hier  ein  „Eindringen''  in  die  iK^rM'»nlielun  und  ökonomischen  Ver- 
bältnisse, was  die  fninzosischc  (i'jsctzücbunir  sonst,  m»  bei  rlcr  Patentsten. t,  so  ausser- 
urdentlich  und  so  bedenklich  ubertreil»cnd  scheut.  (S.  besonders  Decret  von  IslI, 
Art.  16  tf.,  bei  Perron X- Joppen,  No.  Ü^l  II. i.  Blo^s  die  rechtliche  und  ökonomisch- 
technische  Natur  des  Bergbaus  rechtfertiirt  doch  ein  so  vftllij;:  al) weichendes  Ver- 
lialten  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  kaum.  Ja.  gerade  bei  Bergwerken  und 
Wissentlich  nur  bei  diesen  den  wirklichen  Keinertraü-  der  Sttruer  zu  (innule  zu  le.üvn, 
welcher  bei  Bergwerken  doch  stets  nur  unsicl-.er  zu  berechnen  ist  —  da  Alles  von 
der  unlösbaren  Frage  abhängt,  wie  lange  «.'in  bestimmtes  B«*rirw«Tk  dauern  wird,  wie 
weit  der  „Reinertrag"  daher  wirkli«'her  Beinertrafr  oder  Amortisation  i>t  — ,  muss 
sogar  noch  Bedenken  gegen  diese  Anomalie  im  französi>;clien  Steuerrecbt  erregen. 
Andere  Gesetzgebungen  haben  «liese.r  Bedenken  wege.n  auf  I\  einertransb<».st(*uerung 
der  Bergwerke  verzichtet. 

Befreit  von  der  Pro[»ortiünalabi,Mbe  sind  Salzwcrke  u.  s.  w.  (mines  de,  sei, 
j-jurco  et  puib  d'eau  salee),  die  fest(j  Abuab«'  zahlen  sie  '(iesetz  vom  IT.  Juni  ls|(». 

An.  4.  2  . 

Ausser  der  unmittelbaren  Ftiststellung  der  Steuer  nach  dem  l\<;inertrag  sind 
Abonnements  fiir  die  Proportionalabgabe  zwisclien  dem  ris«Mis  und  «len  Bergwerks* 
n^jiroibern,  regelmässig^  auf  (Jrund  fünf|ährigcr  Durchschnitte  des  Ueinertrags,  statthai't 
I Decret  von   ISll,  Art.  81   fl".,  Decret  von   IMiO,  IM.O.   m?!). 

Auch  bei  dieser  Steuer  bestcdit  ««in  ,,  A  usfallfonds'',  welcher  mit  einem  Zu- 
N^hlag  von  10*^,0  zum  Principale  dotirt  wird  und  aus  tlcm  Entlaatuniien.  Befreiungen, 
Minderungen  zu  Gunsten  der  mit  Verlust  arbeitenden  Beriiwr'ike,  der  von  ))esonden;n 
L'üfallcn  betroffenen  erfolgen,  sowie  gewisse  Kosten  der  Ste.uerv«Taidagunj^  und  Er- 
iiebung  bestritten  werden  (Näheres  schon  im  Decret  von  isipi.  Anfangs  sollte  uber- 
haopt  der  Ertrag  der  Steuer  nicht  in  die  Staatscasse  zu  allgemeinen  Staatsau><gaben 
tlieäsen,  sondern  einen  Specialfonds  für  Zwecke  der  J^ergwerksverwaltung  biMen.  was 
aber  schon  seit  1S15  aufgehört  hat. 

Der  Ertrag  der  Bergwerksabgaben  ine].  Zuschlag  für  .Ausfall fonds,  mucIi  mit- 
Qfjter  gt^wissc  Gebühren)  war  l*»2(l  222,000  l'rcs. ,  stieg  eist  etwas  mehr  s.  it  den 
1^4üer  Jahren  (Max.  fUr  1^'IS  nach  <ler  Veranlauunir  auf(irund  des  Ertrags  in  1^17 
TiJT.ÖOO),  1S6Ü  l,4ül,0ü0,  1S71  Kdine  Elsass)  1.12J;.00O.  isTHMav..  Si»eculatinns)aliri 
3.309.000  Frcs.,  1SS3  2,793.000  Trcs..  isSö  und  ls^«i  '  Anschlag)  2.bO  Mill.  Frcs. 
iBull.  XV,  538,  Faure,  p.  82). 

'.'•  Die  Steuer  vom  Ertrag  i Einkommen!   aus   bewi«: liehen   Weithen   oder  «lie  Eitrags- 
steucr  von  Werthpapieren.     (Taxe  sur  le  revenu  des  valeurs  mobilieres'. 

Gesetzgebung.  Einführung  durch  das  (irundlau:(;  gebliebene  (Jesetz  vom 
2ti.  Juni  1872,  Decret  mit  Ausführungsreglement  vom  ü.  December  1^72.    Ausdehnung 
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der  Steuer  auf  Loosc  und  RUckzabluu^sprämien  durch  Gesetz  vom  21.  Juni  1S75, 
Kcglcment  dazu  vom  15.  Deccmber  1875.  Gewisse  Beschränkungen  in  Bezug  auf 
Steucrobjectc  durch  Gesetz  vom  1 .  Dccember  1 875 ;  umgekehrt  bezügliche  Ausdehnungen 
durch  Gesetz  vom  28.  Deccmber  1880.  Art.  3,  und  29.  Deccmber  1884,  Art.  9. 
(Besteuerung  der  Einkünfte  religiöser  Congregationen).  Block,  dict.  Art.  valeure 
raobili(>rcs,  No.  13—17,  p.  17S9,  suppl.  g6nt*r.,  p.  434,  suppl.  annuel  1885,  p.  18, 
Bull.  VIII,  399,  XVI,  017,  XXII,  234.  Dejean  code,  p.  207  ff.,  278  ff.  (Gesetz 
und  Decret  von  1872). 

Literatur  s.  Block  gen.  Artikel.  Vignes,  I,  40*1 — 411.  Kaufmann,  S.  290 
(nur  Erwähnung).  Statistiii  jähilich  in  derjenigen  der  Enregistrementsverwaltung. 
für  1872—86  Bull.  XXII,  234  (Erträge  und  belegte  Werthe  nach  Hauptarten,  auch 
graph.  Darstellung).  Ueber  die  Projccto  einer  umfassenderen  Einkommensteuer  nacli 
dem  Kriege  von  1871,  woraus  dann  die  hierzu  besprechende  Steuer  allein  verwirklicht 
worden  ist,  Vves  Guyot,  imp.  sur  le  revenu  (Par.  1886),  eh.  IV. 

§.  208.  Charactcr,  Umfang.  Diese  Steuer  ist  die  einzige, 
welche  die  Franzosen  zur  nothwendigen  Ergänzung  ihres  directen 
Ertragssteuersystems  nach  dem  letzten  Kriege  eingeführt  haben, 
zugleich  die,  einzige,  womit  man  ein  wenig  in  die  Bahnen  der 
directen  Einkommenbesteiferung  eingelenkt  hat.  So,  wie  sie  aus 
umfassenderen  Plänen  zur  Besteuerung  von  Erträgen  oder  Ein- 
künften aus  beweglichem  Vermögen  oder  „Kapital"  allein  Übrig 
geblieben  ist,  stellt  sie  eine  partielle  Kapitalrentensteuer 
dar,  welche  sich  ziemlich  willkührlich  auf  die  Zinsen,  Renten, 
Dividenden  u.  s.  w.  von  gewissen  im  Gesetz  genannten  Capital- 
anlagen,  namentlich  gewisser  Werthpapiere,  beschränkt. 
Wichtige  analoge  Zinscrtnige,  besonders  aus  (in-  und  aus- 
ländischen) Staatsfonds,  dann  aus  hypothekarischen 
Darlehen  u.  a.  m.  sind  dieser  Steuer  nicht  unterworfen.  Ein 
gleichzeitiges  Gesetz  (28.  Juni  1872)  über  die  Besteuerung  der 
Zinsen  aus  letzteren  mit  2^Vo  war  noch  vor  seiner  Ausführung  am 
20.  Deccmber  1872  aus  Rücksicht  auf  Grundcredit  und  Immobiliar- 
besitz wieder  aufgehoben  worden.  Dem  Umfang  oder  den  Steuer- 
objecten  nach  ist  diese  Steuer,  als  Kapitalrentensteuer,  daher 
viel  zu  eng  bemessen  und  damit  eben  kein  genügendes  Glied 
des  Ertragssteuersystems  geworden.  Die  Ausdehnung  des 
ursprünglichen  Umfangs  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1875  ist 
zwar  richtig  gewesen,  diejenige  durch  die  Gesetze  von  1880  und 
1884  aber  nicht  ohne  Bedenken. 

Der  Umfang  der  Steuer  ist  der  folgende: 

Nach  (Icui  Gesetz  von  1872  sind  Steuerobject:  die  Zinsen,  Dividenden,  Ein- 
künfte und  andere  Erträge  von  Actien  jeder  Art,  von  irgendwelchen  (in-  und  aus- 
ländischen) (iesellschaftcn .  Compagnien,  Unternehmungen,  finanziellen,  industriellen, 
commerciellen  oder  des  Civilrechts;  die  jährlichen  Konten  und  Zinsen  von  Anleihen 
und  Obligationen  von  (^in-  und  ausländischen)  Provinzen,  Departements,  üe- 
meinden,  Corpoi-ationen ,  ölfentlichen  Anstalten,  Gesellschaften,  Compagnien,  Unter- 
nehmungen u.  s.  w. :  endlich  die  Zinsen,  Erträge,  Beneficien  von  In  teressenantheilen 
und  Commanditkapitalien  in  Gesellschaften,  Unternehmungen  u.  dgl.  deren  Kapital 
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nicht  in  Actien  eingethcilt  ist  (Gesetz  von  IS72,  Art.  >,  l).  Die  inthrtarh  ang^ercgtt; 
Ausdehnung  der  Steuer  auf  franzOsisnhe  Staatsfonds  ist  aus  i»riiicipicllen  Be- 
deoken  nber  die  rechtliche  Zulässi^keit  einer  solchen  Besteuerung  und  aus  Hurk- 
sichten  aaf  den  Staatscredit  und  auf  wunsclienswerth  erscheinende  Begünstigung  der 
Kapitalanlagen  in  der  einheimischen  Staatsrente  unterblieben,  Rücksichten,  welche  M 
dem  Greditbedürfniss  des  Staats  um  1872  und  bei  näherer  Aussicht  auf  die  Möglich- 
keit von  Zinshcrabsctzungen  der  steuerfreien  Heute  allerdings  zu  nehmen  waren.  Die 
Einbeziehung  ausländischer  Staatsfonds  wurde  noch  unmittelbar  bei  der  letzten 
ßerathung  des  Gesetzes  von  1S72  beantragt,  aber  docli  aus  Ojjportunitätsrücksicliten. 
u.  A.  damals  wohl  auch  aus  Rücksicht  auf  die  Betheiligung  fremden  Kapitals  an 
französischen  Staatsanleihen  unterlassen ,  wo  man  dann  auch  Seitens  fremder  Staaten 
eine  Bestenemug  der  letzteren  unter  Umständen  hätte  erwarten  können  (Italien).  Auch 
hätte  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  in  der  angenommenen  Form  auf 
fremdu  Staatspapierc  sich  weniger  leicht  anwenden  lassen,  da  man  sieh  wohl  scheute, 
fremden  StaatsrcRfierungen  gegcnii})er  die  Cautelen  zu  verlangen,  welche  das 
(iesetz  sonst  für  die  Zulassung  tänes  Papiers  zur  französischen  Börsen uotiruog  stellt  (s.  u.). 
Durch  das  Gesetz  vom  21.  .luui  IS?.')  sind  dann  folgerichtig  auch  Loosc  (^nach 
dem  ganzen  Betrage)  und  die  aus  der  Differenz  zwise.hen  dem  Emissionscurs  und  dem 
HücLzahlungsbetrage  von  Anleihen  sich  ergebenden,  im  Grunde  Zinsen  vertretenden 
Prämien  der  Steuer  vou  1S72  unterworfen  worden,  mit  einigen  besonderen  Bestim- 
mungen Über  die  Durchführung,  wie  sie  die  eigenthUmlichen  Aniortisationspläne  bei 
solchen  Anleihen  bedingen  (Reglemejit  vom  15.  December  1875). 

Nach  dem  Wortlaut  des  (iesetzes  von  1S72  waren  die  Actien  und  Interessenten- 
antheile  von  Gesellschaften  jeder  Art  Stt;uerobject,  daher  auch  selbst  von  gewöhn- 
lichen offenen  Handelsgesellschaften  oder  Collectivgcsellschaften  (socii'tcs  en  nom  col- 
lectif).  Das  wurde  als  zu  weitgehend  durch  Gesetz  vom  1.  December  1^75  beschränkt. 
indem  letztere  Gesellschaften,  dann  Arbeiter- Cooperativgenossenschaften  für  ganz  frei 
aad  bei  einfachen  Commanditgesellschaften  nur  die  an  die  Cummanditisten  für  die 
eingelegten  Commanditkapitalien  gezaldten  Erträge  für  steuerpflichtig  erklärt  wurde.n. 
Aach  hier  ergiebt  sich  dann  aber  immer  die  unglcichmässi^e  Behandlung  ganz  ähn- 
licher Kapitalanlagen  durch  die  dem  Umfang  nach  zu  enge  französische  Kapitalrenten- 
Steuer.     Die  Zinserträge  von  gewöhnlichen  Darlehen  bleiben  eben  frei. 

Die  Ausdehnung   der  Steuer  durch    die  (iesetze  von  ISSO  und  1SS4  auf  eigen- 
thümlich  liegende  andere  Fälle  von  (iesellschaftcn  und  Asso<:iationen  ist  zwar  in  einer 
Hinsicht  auch  folgerichtig,   in  anderer  doch  nicht  ohne  prinzipielle  Bedenken,   zumal 
hier  durch  die  Besteuerung  z.  Th.  nicht  bloss  finanzielle,  sondern  andere,  namentlich 
den   religiösen  Genossenschaften    n.   dgl.    gegenüber  kirchen politische  Sonder- 
zweckc   verfolgt   werden.     Nach   dem  (iesetz   vom    2^.  Deeember  ISSü,   Ait.  H   sollen 
nämlich  der  Steuer  des  Gesetzes  von  IS72  aurli  die  jährlichen  Erträge  und  B<ineficien 
>olcher  Gesellschaften  und  anerkannter  und  nicht  anerkannter  Associationen  unterliegen, 
Ijfi   welchen   die  Erträge   nicht  ganz  oder  nur   tlicil weise   unter  ihre  Mitglieder  ver- 
tlicilt    werden    müssen.     Soweit  dabei   die  Höhe   dieser  Ertrag«*    nicht  nach   den  Be- 
stimmungen   des   (iesetzes  von    1S72   zur   Veranlagung   der  Steuer   bemessen   werden 
kann    und  keine  entsprechenden  zuverlässigen  Angaben  der  (lesellschaftsvertreter  vor- 
liegen, soll  als  Ertrag  der  Satz  von  5%  ^^»'^  detaillirt  abzuschätzenden  Wertlis  der  das 
(iesellschaftskapiral  bildenden  bewe^glichen  und  unbeweglichen  Vermögensbestandtheile 
angesetzt  werden.     (Ueber  den  mit  Art. '»  des  genannten  (iesetzes  zusammenhängenden 
Art.    4   s.   ü.  §.  200,  S.  491).     Das  (iesetz  vom  29.  December   ISS4.    Art.  9  wendet 
•lann    die   genannten  Bestimmungen   des  (iesetzes   von   1*5S0  und  damit  die  Steuer  des 
^iesetzes  von  1872  speci«dl  auf  alle  ..religiösen  Congregatiomui,  Ve.rbindungen  (oommu- 
nautes)  and  Associationen,  autorisirte  wie  nicht  autorisirte'*.  an  und  bestimmt  für  diese. 
vie  für  alle  anderen,  im  Gesetz  von  lb*>9  bezeir.l»iu.'ten  (iesellsehaften  oder  Associationen, 
die  ihre   Erträge   nicht  ganz   oder  theilwei^e   unter  ihre    Mitglieder  vertheilen ,   dass 
allgemein    als   steuerpflichtiges  Einkommen   der  Satz  von  .">"/„  des  Bruttowerths  der 
besessenen    oder    occupiilen   beweglichen   und   unbeweglichen    (iütt;r  der   betreffenden 
^«cllschaften   angenommen   w<Tdcn   soll,    w.nn    nicht  ein    noch   höheres  Einkommen 
<'onstatirt  ist.     Detaillirte    Declarationen    des   Vermögens    bilden  die  Basis  der   Ver- 
tüligung.      Wie    man    auch   über   den   specielbai   Zweck   dieser   vornehnilieh   auf  die 
religiösen   CJong^egationen   abzielenden   Besteuerun«;:  denke   und    wenn   man   auch   an- 
nimmt, dass   nntcr  den  so   besteuerten   Einkünften   manche  Zinserträge  sind,   welche 
\.  Wasner,  FinanzwiinenHchaft.   III.  32 
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durch  die  Steuer  von  1S72  sonst  nicht  getroffen  würden  und  eigentlich  dadurch  ge- 
troffen werden  sollten,  zwei  erhebliche  rein  steuerpolitische  Bedenken  hleihen 
docli  bestehen.  Einmal  trifft  die  also  ausgedehnte  Steuer  eben  nun  Zinsen,  welche 
bei  anderen  Beziehern  rechtlich  und  factisch  frei  bleiben:  ein  Verstoss  gegen 
die  Gleichmässigkeit  einer  Kapitalrentensteuer,  und  zweitens  nimmt  die  Steuer 
zum  Theil  so  einen  ganz  anderen  Cbaracter  als  den  gerade  einer  Kapitalrentensteuer 
an:  sie  wird  hier  wirklich  eine  rohe  Gosammteinkommensteuer  in  Form  einer 
Vermögenssteuer,  wodurch  natlirlich  die  „Gleichheit  vor  dem  Gesetz"  anderen  Per- 
sonen gegenüber  verletzt  wird. 

§.  209.  Für  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer 
ist  ein  steuertechniseh  zweckmässiges  Verfahren  angenommen 
worden.  Durch  dasselbe  erleichtert  und  sichert  man  f(ir  die 
practisch  wohl  wichtigsten  Fälle  die  Durchführung  der  Kapital- 
rcntensteuer  wesentlich,  aber  freilich  triflFt  man  andere,  jedenfalls 
indessen  weniger  zahlreiche  und  wichtige  Fälle,  welche  unter  die 
Steuer  gehören  würden ,  eben  wegen  des  gewählten  Verfahrens 
nicht. 

Das  Verfahren  besteht  darin,  dass  man  zu  Steuersubjecten 
nicht  die  Zins-  und  Dividendenempfänger  u.  s.  w.,  dieGläubiger 
gemacht  hat,  welche  man  doch  eigentlich, besteuern  will,  sondern 
die  die  Zahlung  der  Zinsen  u.  s.  w.  Leistenden,  die  Schuldner, 
die  Gesellschaften  selbst.  Diesen  letzteren  sind  daher  be- 
treffende Verpflichtungen  der  Declaration,  Gestattung  der 
Controle  durch  die  Steuerbehörde,  dann  der  directen  Steuer- 
zahlung auferlegt,  mit  dem  Rechte,  sich  an  den  Empfangsberechtigten 
(also  namentlich  den  Gläubigern)  durch  entsprechenden  Abzug 
der  Steuer  bei  der  Zinszahlung  u.  s.  w.  schadlos  zu  halten.  So 
nimmt  die  Steuer  den  Cbaracter  einer  Dividendenverkürzung 
gegenüber  Actionären  und  ähnlichen  Personen  und  einer  als  Zins- 
reduction  erscheinenden  Couponsteuer  gegenüber  Obligationären 
u.  s.  w.  an,  soweit  nicht  letzteren  Falls  der  Schuldner,  die  Ge- 
sellschaft, die  Corporation  etwa  die  Steuer  endgiltig  auf  sich  über- 
nimmt, was  nicht  unzulässig  ist.  Natürlich,  dass  aber  so  sich  der 
Cbaracter  der  Steuer  theilweise  verändert.  Trotzdem  bleibt  dieser 
Modus  der  Veranlagung  und  Erhebung-  fiscalisch,  steuertechnisch 
betrachtet,  überwiegend  vortheilhaft.  Denn  er  verbürgt  eine  möglichst 
sichere  Einsteuerung  der  Steuerobjecte,  auch  des  Haupttheils  der 
in  ausländischen  Effecten  bestehenden,  eine  wohlfeile  Ver- 
anlagung und  Erhebung,  auch  weil  man  es  mit  weniger  und  mit 
den  zahlungsfähigsten  Steuersubjecten  zu  thun  hat.  Misslich  bleibt 
nur,  dass  die  Kapitalanlagen  in  solchen  ausländischen  Effecten, 
welche  nicht  in  Frankreich  notirt  werden,  sich  der  Steuer  ent- 
ziehen, was  aber  gerade  unter  französischen  Verhältnissen  practisch 
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nicht  so  sehr  ins  Gewicht  fallen  mag.  In  allen  diesen  Puncten 
zeigt  die  Veranlagung  dieser  Steuern  viel  weniger  Scheu  vor 
scharfen  Anforderungen  an  die  Steuersubjecte  in  Betreff  der  An- 
gaben und  Controlen,  vor  „Eindringen  in  die  persönlichen  und 
ökonomischen  Verhältnisse",  als  bei  den  jllteren  grossen  directen 
Steuern. 

Für  die  französischen  Zahlung- Leistenden  und  SteuerpHichtigen  liisst  sich 
die  Zahlangspflicht  unschwer  durchfuhren.  In  Betrefl  fremder  EHecten  besteht  die 
Vorschrift,  dass  sie  in  Frankreich  nur  notirt,  uegociirt,  zum  Verkauf  gebracht  nnd 
emittirt  werden  dürfen ,  wenn  sich  die  Zahlungspflichtigen ,  bez.  deren  gesetzlich  zu 
l>esteUende  verantwortliche  Vertreter  in  Frankreich  der  Zahlung  der  Steuer  (ebenso 
wie  derjenigen  der  Stcmpelabguben  und  Transmissionssteuer)  unterziehen  (Gesetz  von 
1ST2,  Art.  4,  Decret  von  18T2,  Art.  3  und  4).  Eben  diese  Vorschriften  mochte  man 
wohl  Dicht  auf  fremde  Staaten  anwenden  und  Hess  mit  deshalb  die  Fonds  derselben 
steoerlrei  (s.  o.).  Effecten  von  fremden  Gesellschaften  und  Unternehmungen,  welche 
nicht  in  Frankreich  notirt  werden,  unterließen  der  Steu»T  in  dem  Falle,  dass  die  bc- 
treffenden  Gesellschaften  u.  s.  w.  in  Frankreich  liegendes  bewegliches  oder  unbeweg- 
liches Vermögen  besitzen,  im  Verhältniss  der  daraus  sich  ergebenden  Einkünfte 
(Decret  von  1S72  eb.,  s.  u.  die  statistischen  DatcnV  Alle  übrigen  fremden  Effecten, 
die  eigentlich  nach  dem  Sinn  und  wohl  selbst  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  steuer- 
pflichtig wären,  bleiben  bei  diesem  Verfahren  also  frei.  Die  Steuer  ist  in  vier  Qnartal- 
tenninen  zu  zahlen,  bei  Actien  nnd  anderen  wechselnden  Erträgen  auch  und  zwar 
zu  Vö  ^*^^  letztjährigen  Steuerbetrags,  mit  definitiver  Abrechnung  liber  die  Steuer 
nach  Beendigong  «les  Jahres-Kechnungsabschlusses  der  Gesellschaften  (Decn't  von  1S72, 
Art  1,  2). 

Strafen  von  100 — 5000  Frcs.  (nach  Art.  10  d«is  Gesetzes  vom  23.  Juni  1^^57)  und 
eventuell  weitere  nach  Art.  30  des  Gesetzes  vom  22.  Genn.  VII.  treten  bei  Vergehen 
der  Steuersubjecte,  auch  in  Betreff  von  Unterlassungen  von  od<r  Mängeln  in  den 
Declarationen  ein  (Gesetz  von  1872,  Art.  5). 

Die  Steuer  ist  im  üebrigen  eine  Qiiotitätssteuer  zu  dem 
festen  Steuersatze  von  3 ^7o  jälnlich.  Mit  diesem  Satze,  dessen 
Stellang  auf  5  %  angeregt  worden  war,  bleibt  die  Steuer  unzweifel- 
haft hinter  dem  Satze,  welchen  selbst  gegenwärtig  noch  die  fran- 
zösische Gnmdsteuer  erreicht  (S.  441),  zurück.  Ob  auch  hinter 
dem  Mittelsatze  der  Patentsteuer,  lüsst  sich  nicbt  sagen.  Zuschläge 
zu  der  Steuer  werden  nicht  erhoben.  Einen  höheren  Satz  als  3"/„ 
glaubte  man  aus  mancherlei  Rücksichten  der  Creditpolitik,  bei  der 
möglichen  Ueberwälzung,  bezw.  bei  der  endgiltigcn  Tragung  durch 
die  gesetzlichen  Steuersubjecte  vermeiden  zu  sollen. 

Die  Steuer  steht  in  gewisser  Verbindung  mit  den  beiden 
anderen  Steuern,  durch  welche  die  französische  Gesetzgebung  die 
Werthpapiere  trifft,  dem  Stempel  und  der  Transmissions- 
stener  (§.220).  Da  diese  Steuern  unter  der  Direction  für  Stempel 
und  Enregistrement  stehen  und  einige  steuertechnische  Einzelheiten 
in  der  Veranlagung'  bei  der  3*'/,,  „Einkommensteuer'*  den  Ein- 
richtUDgen  des  Enregistrements  angepasst  sind,  lag  es  nahe,  die 
neue  Steuer  selbst  unter  diese  Direction,  nicht  unter  diejenige  der 
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di reden  Steuern  zu  stellen.  Eine  „ dir ecte"  Steuer  ist  sie  steuer- 
politisch und  technisch  gleichwohl,  wenn  auch  die  „vorschuss- 
weise" Zahlung  durch  die  Schuldner  und  Gesellschaften  u.  s.  w. 
an  Stelle  der  Gläubiger,  Actionäre,  welche  eigentlich  besteuert 
werden  sollen,  ihr  immerhin  einen  eigenthümlichen  Character  giebt. 
Verhältnisse  dieser  Art  kommen  aber  auch  sonst  bei  „directcn" 
Steuern  vor,  so  im  französischen  Recht  bei  der  Thlir-  und  Fenster- 
steuer (§.  195,  196). 

Die  Steuer  trat  mit  1.  Juli  1^72  ein.  Ihr  Ertrag  war  im  ersten  FoUen  Jahre 
1»73  37.55,  1874  34.18,  bis  1878  34—35,'  18ii0  39.10,  1881  44.46,  1883  (Max.) 
47.98,  1884  —  86  46.83,  45.87,  47,28  Mill.  Frcs.;  seit  1^85  incl.  Steuer  von  den 
religiösen  Congregationen.  Einige  90 7o  kamen  regelmässig  auf  französische 
Werthe,  auf  fremde  1873  2.06,  1882  (Max.)  4.10,  1880  3.48  Mill.  Frc^.  Üie  Summe 
der  besteuerten  Erträge  war  in  Mill.  Frcs. 

1873  1886 

Französische  Acticn 437.06  581.57 

Französische  Obligationen  und  Anleihen  ....       504.47  710.86 

Französ.  Interessentenanth.  u.  Commanditkapitalien        47.87  110.33 

Summa  französische  Werthe 989.40         14:)8.7(» 

Fremde  Acticn 22.85  42.54 

Fremde  Obligationen 44.25  62.79 

Fremde  Gesellschaften  mit  Out  in  Frankreich   .     .  1.66  10.40 

Summa  fremde  Werthe 68.76  115.7'5 

(jcsammtbetrag 1058.16         1574.54 

Die  Anlagen  besonders  in  fremden  Actien  haben  1886  erheblich  al)genouimen. 
Die  einzelnen  Jahre  dazwischen  zeigen  auch  sonst  manches  Beachtenswerthe  (Bull.  XXll, 
2:i5).  Zur  Würdigung  der  ökonomischen  Bedeutung  der  Anlagen  ist  nicht  zu  über- 
sehen, dass  alle  Staatsfonds,  als  steuerfrei,  hier  fehleii. 

4.  Ruckblick  auf  die  französische  dirccte  Besteuerung  im  Ganzen. 

§.  210.  Ein  Rückblick  auf  die  im  Vorausgehenden  abge- 
handelten einzelnen  directen  Steuern  des  modernen  Frankreichs 
kann  in  Betreff  dieser  ganzen  Steuergruppe  nur  bestätigen,  was 
schon  in  dem  Rückblick  auf  die  gesammte  französische  Steuer- 
entwicklung im  19.  Jahrhundert  hervorgehoben  wurde  (§.  177). 
In  der  politischen  Seite  des  Stenerwesens,  in  der  formellen 
Ordnung  dieser  directen  Steuern,  in  der  technischen  Durch- 
arbeitung einmal  angenommener  Grundsätze  für  die- 
selben haben  Gesetzgebung  und  Verwaltung  Bedeutendes  geleistet 
und  Erhebliches  erreicht.  Ein  grosser  Fortschritt  ist  hier  gegen 
das  Steuerwesen  des  ancien  regime  nicht  zu  verkennen.  Wirkliche 
Steuerprivilegien  und  Exemtionen  im  rechtlichen  Sinne  sind  gefallen. 
Die  „staatsbürgerlichen"  Bestenerungspostulate  als  politische 
Anforderungen  sind  erfüllt. 

Allein  mit  dem  Allen  sind  doch  im  directen  Steuerwesen  mehr 
nur  formelle  als  materielle  Fortschritte  constatirt.     In  letzterer 
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Hinsicht  kann  man  gerade  auf  Grund  einer  speciellen  Darstellung 
und  Prüfung  wie  der  vorausgehenden  nicht  verhehlen,  das»  viel 
weniger  erreicht  worden  ist,  als  xu  verlangen  wäre.  Ein  Steuer- 
systeuiy  das  diesen  Namen  verdient,  stellt  die  moderne  fran- 
zösische directe  Besteuerung  —  weder  für  sich  als  Ganzes,  noch 
in  ihren  einzelnen  Gliedern,  noch  als  Theil  der  gesammten  Be- 
steuerung betrachtet  —  entfernt  nicht  dar.  Den  nothwendigen 
finanzpolitischen  Grundsätzen  und  Anforderungen  hinlänglicher 
„Ausreichendheit"  und  „Beweglichkeit*^,  um  sieh  dem 
durch  sie  zu  deckenden  Theil  des  wachsenden  Finanzbedarfs, 
namentlich  des  staatlichen,  anzupassen,  entspricht  sie  ganz  unge- 
nügend. Die  Gerechtigkeitsgrundsätzc  und  Anforderungen  der 
„Allgemeinheit"  und  ,,Gleichmässigkeit"  und  damit  die 
nicht  nur  formelle  „Gleichheit  vor  dem  Gesetz",  sondern  die 
materielle  Richtigkeit  des  Gesetzes  selbst,  daher  die 
(wenigstens  proportionale)  Gleichheit  der  Steuerbclastung 
aller  Derer,  welche  Steuerträger  sein  sollten,  erfüllt  sie 
ebenso  wenig.  Der  so  oft  als  Leitstern  in  und  seit  der  ersten 
Revolution  hingestellte  Grundsatz,  „Jedermann  nach  seineu 
Fähigkeiten  zu  besteuern",  der  grosse  Grundsatz  der  „Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit",  auch  wenn  er, 
gegen  seinen  wahren  Sinn,  nur  auf  allgemeine  proportionale 
Gleichmässigkeit  der  Steuerbelastuug  gedeutet  wird,  ist  von  seiner 
Verwirklichung  weit  entfernt. 

Dies  ergiebt  sich  unzweifelhaft  aus  dem  Verhältniss  der 
directen  Steuern  zu  einander,  wenn  sie  als  Glieder  einer  Gruppe 
aafgefasst  werden,  wie  aus  den  inneren  Verhältnissen  jeder  ein- 
zelnen Steuer,  von  dem  Verhältniss  der  directen  Steuern  überhaupt 
zu  allen  übrigen  Steuern  gar  nicht  zu  reden. 

Die  französischen  directen  Steuern  stellen  im  Wesentlichen 
eine  sogen.  „Ertrags  besten  er  ung"  dar.  Als  solche  erfassen 
sie  aber  weder  alle  ErtrJige,  Einkommen,  Vermögen  derjenigen 
Einzelnen,  welche  in  einem  wirklichen  Steuersystem  dieser  Art 
Steuerträger  sein  müssten,  sind  also  nicht  wahrhaft  allgemein, 
noch  erfassen  sie  die  Erträge  u.  s.  w.,  welche  sie  treffen,  gleich - 
massig. 

In  ersterer  Hinsicht  fehlt  «rcrado,  die  systematische  Au&bilduiij?  der  Ertrags- 
besteuerang.  Ganze  Berafsciasscn  und  Eitragsartcn  werden  nicht  dircct  besteuert, 
höchstens  iudircct  mitunter  durch  nicijt  genau  zu  verfoI}rcude  Uel)erwälzung  getroUen. 
So  aas  der  Be?Ölkcrong  Theilo  der  arbeitenden  Ciasse,  der  liberalen  Berufe,  vielfach 
>üe  Beamten,  diu  laudwirthschaft liehen  Pächter,   äo   aus   den  Erträgen   die  von  den 
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eben  genannten  Personenkreisen  bezogenen,  ferner  grosse  Theile  der  Zinsrenten,  ohne  ila^s 
in  beiden  Fällen  von  einer  angemessenen  Compensation  durch  die  tibrigen  Steuern 
oder  allgemein  von  steuerpolitisch  berechtigter  Steuerfreiheit  zu  sprechen  wäre. 
Die  Ertragssteuersystemc  anderer  Länder,  so  der  süddeutschen  Stiaten,  leisten  in 
dieser  Hinsiclit  in  systematischer  Durchfuhrung  des  einmal  angenommenen  Ertragb- 
steuerprincips  entschiöden  mehr.  Die  Erfassung  und  Nichterfasssung  der  Steuerkräftc 
durch  die  directen  Steuern  beruht  ja  in  Frankreich  freilich  auf  dem  Gesetz,  nicht 
auf  Willkühr  der  Verwaltung  mehr.  Allein  die  botreffende  (iesetzgebung  selbst  ist 
eben  vielfach  ganz  willktlhrlich  verfahren. 

In  Bezug  auf  die  Gleichmässigkeit  der  directen  Steuern  gegenüber  den  durch 
sie  getroffenen  Steuersubjecteu  und  Steuerobjecten  sind  aber  auch  in  Frankreich  nicht 
einmal  ernstliche  Versuche  gemacht.  Wenn  man  nur  die  beiden  wichtigsten  Steuern,  die 
Grundsteuer  und  die  Patentsteuer  vergleicht  und  etwa  noch  die  Berg werks- 
s  teuer  und  die  \V  er  thpapi  er  Steuer  mit  herbeizieht,  wo  ist  da  irgendwie  eine 
„gleichmässige"  Besteuerung  der  durch  diese  Steuern  getroffenen  Objccte  und  persön- 
lichen Träger  zu  finden?  Schon  diese  Steuern,  vollends  die  zwei  anderen  grossen 
directen  hinzugenommen,  stellen  doch  nur  eine  willkuhrliche  ganz  anorganische 
Aneinanderreihung  directer  Steuern  von  völlig  verschiedener  Einrichtung,  schon  des- 
halb von  ünvergleiclibarkeit  unter  einander  und  von  verschiedener  Höhe  dar. 

So  erfüllen  diese  Steuern  in  der  That  materiell  das  politische, 
„staatsbürgerliche''  und  das  Gerechtigkeitspostulat  all- 
gemeiner und  gleichmässiger  Besteuerung  durchaus  unge- 
nügend. 

Ebenso  wenig  befriedigend  gestaltet  sich  jede  einzelne 
Steuer,  wenn  man  sie  für  sich  nach  ihrer  Einrichtung  und  ihren 
inneren  Verhältnissen  betrachtet. 

Die  colossalen  Ungleich mässigkeiten  der  Grundsteuer  haben  sich  einigermaassan 
auf  Zahlenausdriicke  zurückführen  lassen  (§.  185).  Diejenigen  der  Patentsteuer  sind 
vielleicht  nicht  geringer,  trotz  des  ingeniösen  special isirenden  Classenschematismus. 
Wenn  man  dies  auch  ziffermässig  nicht  so  leicht  genau  nachweisen  kann,  die  Kritik 
der  einzelnen  maassgebenden  Factoren  gestattet  einen  solchen  Schluss  mit  Sicherheit, 
ja  nöthigt  dazu  (§.  205).  Und  mit  den  einzelnen  übrigen  Steuern  steht  es  schwerlich 
sehr  viel  besser.  Das  Problem  liat  man  hier  zwar  in  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung jeder  dieser  Steuern  richtig  erfasst,  aber  theils  nicht  den  richtigen  Wog  zur 
Lösung  beschritten ,  theils  auf  richtigem  Wege  die  Schwierigkeiten  nicht  überwinden 
können.  So  ist  man  daher  auch  hier  weit  entfernt  von  „gleichmässiger"  Be- 
steuerung aller  Grundbesitzer  und  Grundbesitzungen,  aller  Gewerbetreibenden  und  Ge- 
werbebetriebe, aller  Hausbesitzer  und  Häuser,  aller  Hausbewohner  und  Wohnungen 
u.  s,  w.  u.  s.  w   geblieben. 

Nicht  allein  aus  diesen  misslichen  Verhältnissen,  aber  wesent- 
lich mit  aus  ihnen  erklärt  sich  die  geringe  Fähigkeit  der  fran- 
zösischen directen  Besteuerung,  sich  in  den  Steuersätzen  und  ab- 
gesehen hiervon  durch  eigene  Entwicklung  der  Stcuersubjecte 
und  Steuerobjecte  im  Ertrage,  namentlich  für  die  Staatsbedürf- 
nissc,  steigern  zu  lassen.  Unter  den  allgemeinen  Entwicklungs- 
bedingungen modernen  öffentlichen,  besonders  Staatjsbedarfs  und 
unter  den  speciellcn  Bedingungen  dafür  in  Frankreich  musste  diese 
relative  Ertragsstabilität  der  directen  Steuern  dann  auch  wieder  um 
so  mehr  zu  der  zum  Theil  übermässigen  Steigerung  der  Erträge 
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der    beiden    anderen  grossen   Steuergruppen,    der   Verkehrs-   und 
der  directen  Verbrauchssteuern,  hindrängen. 

Alles  in  Allem  kann  so  das  Urtheil  über  die  moderne  fran- 
zösische directe  Besteuerung  in  steuerpolitischer  und  steuer- 
technischer Hinsicht  doch  kein  besonders  günstiges  sein. 

Die  Ursache  davon  liegt  sicherlich  mit  und  selbst  wohl  über- 
wiegend in  den  überaus  grossen  Schwierigkeiten  einer  finanziell, 
volkswirthschaftlich;  technisch  und  nach  den  Gerechtigkeitspostulaten 
befriedigenden  directen  Besteuerung,  t heilweise  aber  doch  auch 
in  inneren  Mängeln  der  Gesetzgebung,  welche  sich  hätten 
vermeiden  lassen.  Diese  Mängel  sind  wieder  grundsätzlicher 
und  practischer  Art. 

Gewiss  war  es  richtig,  der  directen  Besteuerung  eine  be- 
deutsame Stellung  im  Steuersystem  zu  erhalten,  auch  nach  der 
Abkehr  von  der  einseitigen  Tendenz  in  den  ersten  Zeiten  der 
ersten  Revolution,  als  diese  Besteuerung  zu  der  ganz  vorwaltenden 
oder  nahezu  zur  alleinigen  halte  gemacht  werden  sollen;  und 
gleichfalls  war  es  richtig,  das  Streben  zu  verfolgen,  „Jeden  nach 
seinen  Fähigkeiten  zu  besteuern".  Allein  dann  musste  man  auch 
grundsätzlich  für  den  rechten  Zweck  die  rechten  Mittel  wählen, 
d.  h.  hier  sich  nicht  darauf  beschränken,  nach  mehr  oder  weniger 
zuverlässigen,  oft  recht  unzuverlässigen,  wenn  auch  verhältniss- 
mässig  leicht  zu  constatirenden  „äusseren  Merkmalen"  Object-  oder 
Ertragssteuern  allein  einzurichten,  sondern  man  musste  den  moralischen 
and  politischen  Muth  haben,  unter  Gewährung  aller  erforderlichen 
Bärgschaften  für  den  Ausschluss  von  „Willkühr"  von  Verwaltungs- 
organen, Subjectsteuern  zu  bilden  und  in  die  persönlichen  und 
ökonomischen  Verhältnisse  der  Wirthschaftssubjccte  und  ihrer 
Wirthschaften  bei  diesen  Steuern  wie  bei  den  daneben  bestehenden 
Objectsteuem  so  weit  einzudringen,  als  es  eben  für  die  Durchführung 
wirklicher  allgemeiner  Steuern  und  fdr  gleichmässigc  Veranlagung 
derselben  geboten  ist.  Hier  siegte  aber  in  Frankreich  ganz  der 
„Individualismus",  d.  h.  hier  die  Rücksicht  auf  wirkliche  oder 
vermeintliche  Interessen,  auf  Vorurthcile,  Emptindungen  der  Be- 
völkerang.  Mit  den  viel  zu  weit  gehenden  KUcksiehtcu,  welche 
man  dort  in  dieser  Beziehung  nahm,  ist  weder  eine  „gerechte" 
noch  eine  finanziell  hinlänglich  ergiebige  Besteuerung,  vollends 
keine  directe,  welche  solchen  beiderlei  Anforderungen  entspricht, 
vereinbar.  Das  scheint  man  aber  in  Frankreich  immer  noch  nicht 
eingesehen   zu  haben.     Sonst   wäre  es  in  der  Periode  von  1871  ff. 
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ZU   einer  gründlicheren  Reform   der  directen  Steuern  und  endlich 
zur  Einführung  einer  Einkommensteuer  gekommen. 

Praetisch  aber  war  es  ein  verhängnissvoller  Fehler,  dass 
man  in  der  ersten  Revolution  viel  zu  raseh  die  alten  Steuern  be- 
seitigte und  ohne  genügende  Vorbereitung  die  neue  directe  Be- 
steuerung legislativ  feststellte  und  dann  administrativ  durchführte; 
dass  man  ferner  aber  auch  später  an  der  einmal  im  ersten  Jahr- 
zehnt der  ersten  Revolution  gelegten  Grundlage  dieser  Besteuerung 
mit  geringen  Veränderungen  festhielt.  Thatsächlich  sind  in  Folge 
dessen  bei  der  Grundsteuer  und  bei  der  Personal-  und  \Vohnung.s- 
steuer  (S.  459)  in  grossem  Umfang  die  Ungleichmässigkeiten  der 
directen  Steuern  aus  der  früheren  Königszeit,  über  die  man  doch  so 
klagte,  mit  viel  zu  geringen  Abänderungen  in  die  neuere  Zeit  hinüber- 
gegangen und  selbst  bis  heute  erhalten  worden.  Die  Unfähigkeit 
der  französischen  directen  Steuern,  sich  den  gesteigerten  An- 
forderungen des  Staatsbedarfs  anzupassen,  hängt  mit  diesen  Ver- 
hältnissen ebenfalls  zusammen. 

Was  danach  zu  geschehen  hätte,  möchte  auf  Grund  der  ge- 
gebenen Darstellung  und  Untersuchung  doch  auch  der  fremde 
Theoretiker  sagen  dürfen:  Beschränkung  der  zu  aus- 
schliesslichen Beachtung  der  mechanischen  „äusseren^' 
Merkmale  und  Einfügung  subjectiver  Momente  in  die 
Ertragsbesteuerung,  ferner  Danebenstellung  einer 
Einkommenbesteuerung  und  theilweise  Uinüberführung 
der  Ertragssteuern  in  eine  solche. 

B.    Die  Verkehrsbesteuerung. 

1.    Die  K  c;f  istrirungsabgabeu,  das  Stcmpelwesen  und  andere 

verwandte  Abgaben. 

a.   Iin  Aligemeinen. 

Gesetzgebung.  S.  schon  die  üebersicht  in  Fin.  II,  33  ^im  Folgenden  Be- 
richtigungen dazu).  Die  hierher  gchörigeu  (iesetzo  zerfallen  in  vier  Kategorien,  ent- 
sprechend den  viererlei  ., Abgaben"  dieses  Gebiets,  sie  stehen  aber,  wie  diese  Ab- 
gaben selbst,  in  Zusammenhang  unter  einander:  Gesetze  über  die  Kegistriraugs- 
abgaben,  über  den  Stempel,  über  die  Gerichtsschreibereigebühren,  über 
die  Uypothekcngcbühren.  Das  Gebührenelemcnt  und  das  Steuerelement  in 
den  betreffenden  Abgaben,  besonders  in  den  ersten,  wird  in  der  Gesetzgebung  selbst 
nicht  scharf,  meistens  gar  nicht  getrennt.  In  die  steuerpolitisch  und  steuertechnisch 
besonders  zu  beachtende  Verwickeltheit  und  beständige  Veränderungs- 
bedürftigkeit dieser  Gesetzgebung  giebt  schon  die  folgende  Üebersicht  der  Gesetze 
einen  Einblick.  Sie  ist  absichtlich  eingehender  gehalten  worden,  auch  um  die4>eu  eigen- 
thUmlichen  Gharacter  einer  solchen  Steuergesetzgebung  zugleich  mit  hervortreten 
zu  lassen. 
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-  1.  Die  Rcgistrirungsabgabcii  (droits  d'cnrcgistroincut),  welche  diu  Erb- 
schaft äbesteuerung  mit  in  sich  cDthalten,  wurden  in  der  Kevolutionszeit  durch 
das  Gesetz  vom  5. — 19.  December  1700  neu  begründet.  Nach  verschiedeneu  weiteren 
Gesetzen  wurde  jedoch  erst  durch  das  an  Stelle  aller  bisherigen  tretende  Hauptgesetz 
Tom  22.  Frimaire  VII.  (12.  December  179b)  die  endgiltige  Grundlage  des 
Systems  gelegt.  Zahlreiche  weitere  Gesetze  haben  das  letztere  in  Einzelheiton  ver- 
äudcrt,  ausgebildet«  die  Sätze  mitunter  ermässigt,  häuliger  erhöht,  aber  das  System 
selbst  ist  iu  seinen  Hauptpuncten  so  wie  es  das  Gesetz  vom  22.  Frimaire  VII. 
eingerichtet  hatte,  bestehen  geblieben.  S.  das  Gesetz  vom  Frimaire  u.  A. 
bei  Jacob,  Gesetze  tlber  Enregistremont  u.  s.  w.,  S.  21— 06  (deutscher  Text).  Manche 
einzelne  kleinere  Veränderungen  bind,  wie  auch  auf  anderen  Gebieten  des  französischen 
Steuerweseos,  in  den  JahresAnanzgesetzen.  Einuahmegesetzen  u.  s.  w.  getroffen  worden. 
S.  die  Daten  derGesetze  boiVignes,  I,  329,  Block,  dictionn.,  Art.  cnregistrement, 
p.  S7S.  Hervorgehoben  mögen  hier  in  chronologischer  Keihe  folgende  Gesetze  werden, 
die  wichtigeren  davon  sind  durch  ge&perrte  Schrift  („Gesetz")  bezeichnet  i^s.  den 
Text,  soweit  er  hergehört  und  in  Kraft  bis  ISTO  blieb,  bei  Jacob,  nach  1S70  z.  B. 
bei  Dejcan,  a.  a.  0.):  22.  Pluviose  VII.  (10.  Februar  1799,  Förmlichkeiten  bei  Ver- 
steigerungen); Gesetz  vom  27.  VentOse  IX.  (IS.  März  1801,  regelt  verschiedene 
Pancte  bei  der  Erhebung  der  Kegistrirungsabgaben);  Gesetz  vom  28.  April  1816 
(Finanzgesetz,  Tit.  VII,  Art.  37—59,  einige  Veränderungen,  dann  verschiedene  Steuer- 
erhöhuDgcn  gegen  das  Gesetz  vom  Frim.  VII,  auch  Tarif  der  Siegelgebühreu  und 
20 Vo  Registerabgaben  dabei,  für  Adels-,  Wappcnverleihungen  u.  a.  m.,  Jacob, 
S.  162—183;  dazu  K.  Ordonn.  vom  22.  Mai  1816,  eb.  S.  ISO  ff.);  Finanzgeseiz  vom 
25.  März  1S17,  Art.  74,  75,  dsgl.  vom  15.  Mai  1818,  Art.  73  iW  (kleine  Veränderungen); 
Gesetz  vom  16.  Juni  1824  (Ermässigungen  von  Sätzen  der  Registrirunirsabgaben 
und  Stempel);  18.  April  1831  (über  Enregistromentsgebuhrcn  von  Erwerbungen  der 
Gemeinden,  öficntlichcn  Gorporationen  u.  dgl.);  21.  April  1832  (über  event.  Erlass 
gewisser  Siegelgebuhren  des  Gesetzes  von  1816);  Gesetz  vom  21.  April  ls32  (Art.  33 
des  betreffenden  Einnahmebudgetgesetzes,  Tarif  der  Sehen kungs-  und  Erb- 
schaftsabgaben in  der  Seitenlinie);  24.  Mai  1S34  (dsgl.  Einnahmegesetz, 
Art.  11  fF.,  verschiedene  Tarifändenuigen);  3.  Mai  1841,  Art.  5S  (Gebührenfreiheit 
hei  Expropriationen);  25.  Juni  1841  (Besteuerung  der  Lebertragung  verkäuflicher 
Amtsstellen);  19.  Juli  1845  (Einnahmegesctz ,  kleine  Tarifänderungcn"» ;  3.  Juli  1846; 
25.  März  1S48  i Dorret,  Ermässigungen  des  Wcchselprotesttarifs);  Gesetz  vom 
18.  Mai  1850  (Regelung einiger  Puncte  und  Sätze  der  E  rbschafts-  und  Schenkungs- 
abgaben u.  a.  m.);  Gesetz  vom  5.  Juni  1^50  ivt)rnehmlich  über  Stempel  von 
Handelseffecten,  Werthpapieren,  aber  auch  mit  einzchicn  Bestimmungen  über 
Kegistrirung) ;  7.  August  1850  (^Finanzgcsctz,  Art.  7,  Ermässigungen  einiger  Sätze); 
10.  Df^cember  1850  (gewisse  Gebuhrenfreiheiten  bei  Ehcschliessung  Armer  u.  s.  w.); 
22.  Januar  1851  (Stundungsgewähr  für  Ktgistrirungsabgaben  bei  „Armen");  8.  Juli 
1S52;  5.  Mai  1855  i Finanzgesetz,  Art.  15  (Wiederaufhebung  der  Ennässigung  des 
Gesetzes  vom  7.  August  1850);  Ges<',tz  vom  23.  Juni  1857  (Einführung  einer  eigenen 
rebertraguugsabgabc  —  „Transuiissionsstcucr**  -  von  Werthpapieren, 
dazu  Ausführungsdecret  vom  17.  Juli  1857;  11.  Juni  1859  (Tarifänderungen);  27.  Juli 
18TU  Ermässigung  der  Abgabe,  bei  gewissen  Tauschen  ländlicher  (irundstücke).  — 
Dann  kommen  nach  dem  Kriege  von  1S70 — 71  grade  bei  diesen  Abgaben  die  Er- 
höhungen der  Steuersätze  und  die  Aufleirung  neuer  Zuschläge  für  die 
Staatscasse  zum  Principale,  neben  den  alten  (s.  u.\  meist  für  das  ganze  (iebiet 
der  betreffenden  Verwaltung  (also  incl.  Stempel  u.  s.  w.).  So  II  auptgesetz  über 
Kegisterabgaben  und  Stempel  vom  23.  August  1871;  16.  September  ls71  (auch  andre 
Steuern  betr.);  Gesetz  vom  28.  Februar  1872  (Eififiihrun«r  abgestufter  .,fester 
Satze"  für  den  „droit  fixe**  bei  gewissen  Urkunden  i;  30.  März  1872:  30.  December 
1S73;  Gesetz  ?om  19.  Februar  1874  (Tariferhöhung);  21.  Juni  1«75;  .HO.  December 
1876;  26.  März.  1878;  18.  December  1878  (gewisse  Urkunden  bei  milit.  Requisitionen 
gratis  zu  registriren) ;  23.  Octobcr  18^4  (speciell  über  gerichtliche  Verkäufe  von  Im- 
mobilien) und  3.  November  1884  «einige  Tarifcrmässij^ungen). 

Decrete  des  Staatsoberhaupts,  Verordnungen  der  Ccntralbehörden.  Entscheidungen 
aod  Gutachten  des  Staatsraths,  Urtheile  der  Judicatur  sind  bei  dem  Registerwesen 
(>esonders  zahlreich  und  wichtig  und  steigern  die  Casuistik  und  das  Detail  ins 
Cnendliche.   ikauie  das  ist  auch  wieder  i'ur  dies  Gebiet  Steuer  technisch  besonders 
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7u   beacIitCD.    Theoretisch  und  practisch  aber  ein  schwacher  Panct  dieser  Steucrart! 
Achnliches  gilt  vou  der  folgenden  (jattung. 

2.  Stempel  (droits  de  timbre).  Die  neue  Kegclung  dieses  Steuergebiets  erfolgte 
zunächst  durch  das  Gesetz  vom  12.  December  1790  — 18.  Febrnar  1791,  das  bald 
Veränderungen  erfuhr  und  durch  das  Hauptgesetz  vom  13.  Bramaire  VII.  (13.  Novbr. 
179S)  ersetzt  wurde  (bei  Jacob,  S.  1 — 20).  Letzteres  ist  die  Grundlage  dos 
Stempelwesens  geworden  und  bis  heute  geblieben.  Alle  weiteren  Gesetze. 
Docrete  haben  es  nur'  in  Einzelheiten  abgeändert  und  ausgebildet.  Mehrere  der  beim 
Enregistrement  genannten  Gesetze  betreffen  gleichzeitig  den  Stempel  mit.  Hervor- 
zuheben sind:  Gesetz  vom  9.  Vendöm.  VI.  (30.  September  1797,  Stempel  von  Ein- 
Ufabon  an  Behörden,  von  Zeitungen  und  periodischen  Blättern);  Gesetz  v.  0.  Prairial  VII. 
{'Ib.  Mai  1799,  u.  A.  Stempel  für  gedruckte  Anzeigen);  Gesetz  vom  28.  April  1SH> 
l^Art.  02,  63,  71,  7.5,  70.  dann  in  Art.  243  besonderer  Stempel  von  10  Gent,  für  die 
Bezettelungen  und  Quittungen  bei  indirccten  Steuern);  Gesetz  vom  16.  Juni  1S24 
(Einzelnes);  Gesetz  vom  24.  Mai  1834  (Einzelnes);  Gesetz  vom  20.  Juli  1SS7  (an 
Stelle  der  Stempel  von  Handelsbüchern  tritt  ein  37ü  Zuschlag  zur  Patentsteuer,  s.  o. 
Gesetz  vom  5.  Juni  1S50  (Stempel  von  Handelseffecten,  Schlussnoten. 
Acticn,  öffentlichen  Obligationen,  Versicherungspolicen,  bei  Jacob, 
S.  233 — 247);  Gesetz  vom  22.  Januar  1851  (Freiheit  für  mit  „Armenrecht"  Begünstigte > ; 
(jcsetz  vom  2.  Juli  1S02  (verbchie<lenc  Aenderungen,  Erhöhungen),  dazu  Decretc 
vom  30.  Juli,  29.  October,  S.  December  1S02;  Gesetz  vom  13.  Mai  1863  (Etatsgesetz, 
Stempel  für  ausländisclie  Staatspapiere};  Decret  (der  neuen  Regierung,  unmittelbar 
nach  Napoleon's  III.  Sturz)  vom  5.  Scptouiber  1870,  Aufhebung  des  Stempels  von 
Zeitungen  u.  dgl.).  —  Nach  dem  Kriege  auch  hier  die  Erhöhungen  und  Aus- 
dehnungen des  Stempels  durch  Gesetz  vom  23.  August  1S71  (u.  A.  Einführung 
eines  allgemeinen  Quittungs-  und  Chcckstempcls) ;  Gesetz  vom  30.  März  1872  (Stempel 
von  Eisenbahnrecepissen  und  Schitf'sconnossamcnten);  Gesetz  vom  25.  Mai  1S72 
(Aenderung  des  Stempels  von  fremden  Staatspapieren);  kleine  Aenderungen  in  den 
Etatsgesetzen  der  Periode;  Decret  vom  30.  December  1873  (Formalion);  Gesetz  vom 
19.  Februar  1874  (Erhöhungen);  Dccret  vom  19.  Februar  1874  (Stempelmarken  fiir 
IlandelselFecten  und  Warrants);  Finauzgesetz  vom  22.  December  1878  (Ermässigung 
des  Stempels  fiir  Handelseffecten);  Gesetz  vom  30.  März  1880  (^Stempel  von  Affichen); 
Decret  vom  29.  April  1*^81  (Stempelmarken). 

3.  Gerichtsschreibereigebühren  («Iroits  de  greife),  theils  zu  (junsten  des 
(ierichtsschreibers  (grcrUors),  theils  als  Abgabe  für  die  Staatscasse.  Hauptgesetz 
für  Civilgc richte  und  Handelsgerichte  vom  21.  V(;ntose  VII.  (11.  März  1799, 
bei  Jacob,  S.  104—110)  und  Decret  vom  12.  Juli  1808  (Jacob,  S.  137);  Ordonn. 
vom  9.  October  1825;  für  andere  (ierichte  und  Behörden  verschiedene  Bestimmungen, 
s.  Vignes,  1,  458;  Gesetz  vom  10.  November  1S75  über  Friedensrichter. 

4.  Hypothekengebühren  -.droits  d'hypotheques).  Bestimmungen  auch  hierüber 
in  dem  Haui>tgesetz  über  Hypotheken w  esen  vom  21.  Ventose  VII.  (11.  März 
1799,  Art.  19  tt'.,  bei  Jacob,  S.  100  tl.i.  Aenderungen  der  Sätze  im  Gesetz  vom 
28.  April  1810,  Art.  00.  Ol;  Gesetz  vom  23.  August  1871,  Art.  5  (Dejean,  p.  10). 

Alle  diese  verschiedenen  Abgaben  (mit  einzelnen  Ausnahmen)  unterliegen  Staats- 
zuschlägen zum  Princii)al,  so  einem  lOproccntigeu  als  Kriegszuschlag  schon  1799 
eingeführten  ((iesetz  voui  0.  Prairial  VII.  oder  25.  Mai  1799),  aber,  mit  Ausnahme 
beim  Stempel,  wo  er  durch  das  Gesetz  vom  28.  April  1810,  Art.  67  zeitweilig  beseitigt 
wurde,  beständig  gewordenen.  Zu  diesem  Zehntel  trat  zeitweise  ein  weiteres  (1855  bis 
1857,  1862 — 04),  auch  anderthalb  Zehntel  (1864 — 71),  nach  dem  letzton  Kiege  wieder 
711  dem  alten  von  1799  ein  zweites  Zehntel  (Gesetz  vom  23.  August  1871,  Art.  1.  2, 
woselbst  auch  die  Ausnahmen),  seit  1874  für  Register-  und  Hypothekcn- 
abgaben  (auch  Geldstrafen)  ((iesetz  vom  30.  December  1873,  Art.  2),  noch  ein 
lialbes  Zehntel.  Daher  ist  der  Zuschlag  seitdem  im  Ganzen  25^0  f^lr  die  eben  ge- 
nannten, 20%  für  die  Stempel-  und  (icrichtsschreibera  bgaben.  Einzelne 
Tarifposten  sind  von  allen  Zuschlägen  frei  (so  die  (Quittungs-  und  Gheckstempel .  die 
Effecten -Transmissionssteuer).  Die  grosse  Ertragssteigerung  seit  dem  Kriege  ist  zu 
einem  erheblichen  Theile  auf  diese  starken  Zuschläge  von  20— 25%  zurückzufiihren. 
Im  Vergleich  mit  den  directen  Steuern  ist  zu  beachten,  dass  bei  den  hier  be- 
-^prochenen  Verkehrssteuern  Departemcntal-  und  Communalzuschläge  fehlen. 
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Ansser  den  4  iBrenauDten  Abjrabcu  btchcii  mit  dem  (icbictc  dieses  j^anzen  Vor- 
waltungszweigs  noch  in  Zusammeuhaii«::  die  als  Ersatz  der  Kegisterabg:aben  u.  s.  w. 
eioiifeführte  directo  Steuer  fon  den  (iütern  der  todten  Haud  (o.  S.  489».),  die 
aber  nicht  imter  der  Verwaltung  des  Enre^istreinents  mit  steht;  die  (Jirecte  Steuer 
vom  Ertrag  beweglicher  Werthe  (einschliesslich  der  Steuer  auf  Lose  und 
Prämien),  (o.  S.  494  ff.),  welche  zu  dieser  Verwaltung  ressortirt;  die  besondere  Steuer 
ronSee-  und  Landversicherunjrcn  im  (iesctz  vom  2.S.  August  1^71.  welche  von 
Vignes  n.  A.  ebenso  wie  die  beiden  vorher  genannten  und  wie  die  Effecten- 
Transmissionssteuer  vom  23.  Juni  lb57  als  „Anhang"  zu  den  Kegisterabgaben 
angesehen  wird.  Wir  ziehen  bci<le  letztere  zu  diesen  A))gaben  hinzu,  während  die 
beiden  anderen  oben  (§.  206,  208  tt.)  abgehandelt  worden  ^^ind. 

Literatur.  Stourm,  1,  eh.  XV  und  XVI,  p.  394-469.  Vignes,  I.  eh.  3, 
I».  320 — 473  (vorzügliche,  reichhaltige  unci  doch  gedränjfte  systematische  Behandlung), 
Tarife  daselbst  I,  414  «.,  II,  397—410.  v.  Hock.  Kap.  5.  No.  1,  2,  4,  S.  177—209, 
21S — 223.  v.  Kaufmann.  S.  277 — .'tOO.  Block,  dictionn.  und  Supplemente,  Art. 
enregistrement ,  timbro,  grefßors,  hypoth««iues  (verwaltungsrechtlicher  Standpunct;  in 
den  Daten  der  Gesetze  hier  und  da  Fehlen.  Bibliographie  der  Special  werke  des 
Finanz-  und  Verwaltungsrechts  im  Block'schen  dictionn.  am  Schluss  des  Art.  enregistr. 
•dict.,  p  8SS,  suppl.  gencr.  p.  186),  umfassende  Commentaie  u.  dgl.  So  Dalloz  et 
Vergc,  Code  de  1  enregistrement,  de  timbre  etc.,  Par.  1878.  Garnier,  r6pert.  gener. 
et  raisonnö  de  l'enregistrement ,  6.  ed.,  Par.  1878,  3  vol.  Naquet,  traite  theor.  et 
prat.  des  droits  d'enregistrement,  3  vol.,  Par.  1882.  Die  neuesten  Gesetze  bei  Dejean, 
Code  de  nonv.  imp.  (von  mir  speciell  benutzt),  Roger  et  Sorel.  codes  et  lois 
UdUelles.  —  Bei  der  Schwierigkeit  der  Materie,  den  vielen  juristischen,  technischen 
Ausdrücken  ist  es  erwünscht,  dass  für  Elsass-Lothringen,  wo  diese  wie  die 
übrige  französische  Steuergesetzgebung  verblieben  ist,  mittlerweile  übrigens  einige 
Aenderangen  erfahren  hat,  deutsche  Bearbeitungen  des  legislativen  Stofis,  der 
Gesetze  selbst,  der  Dccrete,  Staabrathentscheidungen  u.  s.  w.  vorhanden  sind.  Ich 
habe  besonders  die  genannte  Schrift  von  Jacob,  „die  (iesetze  Über  Enregistrements-, 
Stempel-,  Hypothekeugebühren  und  ahnliche  Abgaben  in  Elsass-Lothringen",  Strass- 
burg  1S7S,  benutzt.  S.  ausserdem:  Lcydhecker,  «lie  indirecten  Steuern  in  Elsass- 
Lothringen,  2  B.,  Strassburg  1877,  und  die  (halbamtlichen)  Sammlungen  der  in  Elsass- 
Lothringen  geltenden  Gesetze,  3  B. ,  Strassburg  Ih80 — 81,  daraus  B.  2,  französische 
Eiuzelgosctzc. 

Es  liegt  im  Wesen  dieses  Steuergebiets,  dass  die  Steuernormen  sich  an  das 
Privatrecht,  namentlich  an  die  Kechtsnormeii  fiir  Eigenthum,  Nutzung,  Pfandrecht, 
Oblig:ationen recht  und  an  das  ganze  Vertragsre<  lit,  dann  an  das  Erbrecht,  an  das  ganze 
Handels-,  an  das  Processrecht  u.  s.  \v.  nälier  anschliessen.  Manches  Eigenthümlicho 
*Ut  französischen  betrellenden  Besteiierun;:  ist  die  Folge  der  Anpassung  der  Steuer- 
normen  an  diese  Rechtsnormen.  Die  Verwickeltheit  der  ersteren ,  die  Casuistik  wird 
wieder  durch  die  letzteren  bedingt.  Daher  ist  im  Allgemeinen  auch  hier  im  Steuer- 
w«seu  auf  die  französischen  „Codes",  den  Code  civil,  code  de  commerce,  code  de 
I»roc«*dure  civilc  und  auf  die  Commentare  da/.u  sowie  auf  die  Literatur  über  fran- 
zösisches Privatrecht  hinzuweisen.  Vielerlei  Streitfragen  des  Steuerrechts,  welche  die 
Gerichtshöfe,  der  Staatsrath  zu  entscheiden  haben,  entstehen,  weil  es  sich  nicht  nur 
um  steoerrechtliche ,  sondern  um  privatrechtliche  Streitfragen  dabei  handelt.  Daher 
denn  auch  die  bezeichnende  Auffassung  der  französischen  Juristen,  dass  „Enre- 
gistrement und  Stempel  die  einzigen  eines  Juristen  würdigen  Stcucr- 
maierien"  seien.  Vom  Standpunct  der  Steueri)olitik  und  Steuertechnik  gerade  kein 
Lob,  für  die  finanz wissenschaftliche  Darstellung  ein  sehr  erschwerendes  Moment, 
aber  eine  Auffassung,  welche  doch  bei  der  linanziellen  theoretischen  und  i»ractischen 
B»Mirtheilung  dieses  „Verkehrssteuersystems**  recht  beachtet  werden  muss.  Wenn  in 
Krankreich  der  „feine  juristische  Character"  des  Gegenstands  })esonders  scliarf  hervor- 
tritt,  wenn  die  Zahl  der  Dccrete,  Verordnungen,  Erlasse  u.  s.  w.,  welche  die  Durch- 
fuhrung der  Gesetze  erfordert,  schon  vor  Jahren  auf  über  dritthaibtauscnd  be- 
rechnet worden  ist  und  jetzt  danach  3000  übersteigen  mag,  wenn  alles  dies  die 
princi  piellen  Bedenken  gegen  diese  Besteuerung  steigert,  so  ist  doch  auch  nicht 
m  übersehen,  dass  gerade  die  ungemeine  Ausdehnung,  welche  man  in  Frank- 
reich dem  Enregistrement  und  Stempelwesen  gegeben  hat,  und  die  enorme  Höhe 
vieler  Steuersätze   (Besitzwcchsel    von   Lmmobilien    unter  Lobenden!    Erbschafts- 
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Steuer!)  unvermeidlich  eben  die  feine  Kechtstechnik,  die  ancnd liehe  Casuistik, 
die  zahlreichen  Streitfragen,  weil  es  sich  um  schwere  Belastungen  handelt, 
bedingen.  Eine  ausserordentliche  Belästigung  des  Verkehrs,  eine  übermässige  Be- 
lastung zahlloser  Kechtsgeschäfte  und  Rcchtsthatsachen  (wie  bei  Todesfällen  und 
Erbgang)  sind  die  Folge  von  dem  Allen.  Aber  der  Staat  hat  sich  so  auch  eine 
ungeheure  Ertragsquelle  fUr  seine  grossen  Bedürfnisse  eröühet,  die  ihm  jetzt  au 
700  Mill.  Frcs.,  mehr  als  ein  Viertel  seiner  heutigen  enormen  Steuereinnahme  abwirft. 

Höchst  werthvoU,  reichhaltig  und  detaillirt  ist  die  Statistik  dieser  französischen 
Besteuerung,  die  in  den  Finanzwerken  nicht  genügend  verwerthet  wird.  Siehe  die 
Tabellen  Faure's,  p.  SS  ff.,  besonders  aber  die  Jahresberichte  der  Direction  dcb 
Enregistrement  im  Bull,  (für  18^6  in  vol.  XXII,  139),  und  die  langjährigen  Uück- 
blicko  in  einzelnen  Arbeiten  daselbst,  sol,  309,  XII,  38.  XV,  540  (Successionen  und 
Donationen  seit  1S26,  ^uch  XVII,  404,  XXI,  137);  V,  370,  XVI,  152  (Uebor- 
tragungen  von  Immobilien  unter  lästigem  Titel  seit  1827),  I,  24,  III,  343  u.  a.  m. 
Eine  Statistik,  welche  für  manche  finanzielle,  ökonomische  und  selbst  für  die  eigen- 
thumliche  französische  populationistische  Frage  (Erbfolgestatistik)  von  hohem  Interesse 
ist  und  monographische  Bearbeitungen  verdiente. 

Die  Darstellung  dieser  Besteuerung  bietet  erhebliche,  in  der  Sache  liegende 
formelle  und  materielle  Schwierigkeiten,  wenn  sie  sich  nicht  auf  blosse  Tarifpröbcn 
und  statistische  Daten  beschränken  will.  Eine  erschöpfende  Behandlung  erfordert 
grossen  Kaum,  eine  knappe  muss  Vieles  und  darunter  doch  auch  wichtiges  Einzelne 
übergehen.  Die  privatrechtliche  und  verwaltungsrechtliche  Seite  hängen  eben  zu  enge 
mit  der  finanziellen  zusammen.  Musterhaft  und  noch  knapp  ist  die  Dar:?tellung  von 
Vignes,  aber  immerhin  150  Seiten  umfassend.  Auch  die  Block'schen  Artikel  ver- 
dienen Anerkennung.  Im  Folgenden  ist  naturlich  nur  eine  Hervorhebung  der  Haupt- 
puncte  möglich. 

§.  211.  1.  G(5schäftskrei8  und  Dienstorganisation. 
Die  Verwaltung  der  Register-  und  Sterapelabgaben  unter- 
steht einer  der  grossen  Geueraldirectionen  des  Finanz- 
ministeriums, zn  welcher  zugleich  der  „domaine**,  d.  h.  das  Staats- 
eigenthuni  (mit  Ausschluss  der  Staatsforsten  und  der  einem  öffent- 
lichen Dienst  gewidmeten  Objecte)  ressortirt,  weshalb  die  Direction 
die  Benennung  „Registrirung,  Domänen  und  Stempel"  l'tihrt, 
eine  eigenthlimlichc  Verbindung  von  Steuer-  und  anderen  Geschäften. 
Ausser  den  genannten  Verkehrssteuern  ist  dieser  Direction  auch 
die  Verwaltung  der  Steuer  vom  Ertrag  beweglicher  Werthe 
(S.  494  ff.)  und  der  Versicherung  tibertragen,  auch  führt  sie  noch 
einige  andere  Geschäfte,  u.  A.  vereinnahmt  sie  einen  Theil  der 
Forsterträge,  ferner  die  übrigens  zum  „domaine"  gehörigen  herren- 
losen Hinterlassenschaften  u.  a.  m.  Hiernach  erscheinen  unter 
ihren  Gesammteinnahmen  verschiedenartige  Posten.  Ihre  weitaus 
bedeutendste  Thätigkeit  hat  sie  indessen  speciell  auf  dem  Gebiete 
der  Registrirung,  des  Stempels  und  der  anderen  dazu  gehörigen 
Abgaben  (S.  502)  und  der  grösste  Theil  der  Einnahmen  ihrer  Ver- 
waltung rührt  daraus  her. 

üeber  den  Geschiiftskreis  der  Direction  s.  Bull.  I,  310,  Block,  diciionn.,  Ait. 
enregistrem.  No.  25,  Josat,  minist,  de  tin.,  p.  47t)  II.  Die  Verwaltung  des  „domaine" 
unfasst  das  gesammto  Staatseigenthum,  mit  Ausschluss  der  Staatsforsten,  welche 
bis  1820  unter  dieser  Direction  standen,  jetzt  zum  Ackerbauministerium  gehören,  dann 
auch    ausgenommen   die   nicht   zu   einem   öffentlichen   Dienst   bcbtimmten    Objecte. 


Re^triruDgsal)gaboii.     Dienstor^anisation.  507 

specicll  Immobilien,  die  den  betrefrenden  Fachinioistericu  unterstehen  (Josat,  p.  509  ff., 
513).  Gewisse  Ertrage  der  Staatsforsten,  so  diejenigen  für  Holzscliläire,  welche 
nicht  von  den  Generaleinnehmcrn  vereinnahmt  werden,  und  verscliiedene  andere  Forst- 
erträge flieäsen  aber  auch  bei  der  Registrirungrsdirection  ein.  Zur  Würdigung  der 
Organisation  und  der  Kosten  dieser  Direction  ist  dieser  weite  auf  vielerlei  Anderes, 
als  auf  die  Yerkebrssteuem  sich  beziehende  (ieschäftskreis  zu  beachten.  Von  den 
Einnahmen  kamen  ISSG  (Bull.  XXII,  139  fif.)  auf  die  Haui)tu:ruppen  folgende  Summen 
in  Mi II.  Frcs. 

Eigentliche  Registrirungsabgaben  (i.  e.  S.)      .     .     4()5.34 

Droits  de  greife 8.08 

Hypothekengebühren 5.69 

Geldstrafen  im  Gebiet  der  Direction 1.27 

See?ersicherungspolicen 0.23 

Efiectentransmissionssteuer 36.90 

Verschiedene  Einnahmen  d.  H«'gist.-Abtlicilun;?  .         1.56 

Zusammen  Hegist.  im  weiteren  Sinne     519.11 
Stempel 156.14 

Summa     675.25 
37o  Mobiiiarwertbsteucr 47.24 

Summa  „Steuern*'  722.49 

Domäuenerträge 17.06 

Forsterträge 7.58 

Verschiedene  Einnahmen 1.83 

Summa  Summarum     748.95 

Unter  den  „verschiedenen  Einnahmen  der  Uegist.- Abtheilung"  Siegelgelder 
204,000  Pres.,  Justizkosten  1.2S  Mill.  Unter  den  „Domänenertriigen"  regelmässig  die 
Hauptsumme  ans  Veräusserungan  beweglicher  und  unbeweglicher  Objecte  (11.74  Mill), 
2.57  Mill.  ans  herrenlosen  Verlassenschaften  u  s.  w.   S.  weitere  Statist.  Daten  u.  §.  224. 

Eine  Zusammenstellung  der  Erträge  und  Verwaltungskosten  der  Direction  von 
179«— 1S78  im  Bull.  I,  309  ff.  Die  „persönlichen  Kosten"  sind  von  67o  in  1S20 
auf  4  94  in  1830,  3.86  in  1850,  2.83  in  1969,  2.12%  i»  1875  gefallen,  vornehmlich 
wt-gen  der  Ertragssteigerung,  auch  weil  die  Ertragsantheilc  (rcmiscs)  der  Beamten 
nur  vom  Principal,  nicht  von  den  Zuschlägen  berechnet  werden.  Die  persönlichen  Kosten 
waren  1875  14.18,  die  sachlichen  u.  s.  w.  1.80,  zusammen  15.9b  Mill.  Frcs.,  bei  670.3  Mill. 
Einnahme,  also  ca.  2.37Vo  Kosten  im  Ganzen,  jetzt  wohl  nur  2V4V01  allerdings  sehr 
niedrig,  auch  niedriger  als  die  der  directen  Steuern  (s.  0.  S.  434),  —  wobei  freilich  immer 
fraglich  bleibt,   ob  alles  Erforderliche  richtig  angesetzt  worden  ist  und  werden  kann. 

ihrer  Orgauisati  on  nach  zerfällt  auch  diese  Direction  in 
einen  Central-  und  einen  Local-  oder  Departementaldienst. 

An  der  Spitze  des  ersten  steht  der  Generaldirector,  unterstutzt  durch  einen 
Verwaltnngsrath  (4  Mitglieder')  und  «las  erforderliche  Bureau-,  Heehnungspersonal  u.  s.  w., 
alle  cautionsfrei. 

Der  Localdienst  gliedert  sich  zunächst  nach  Departements  und  umfasst 
iü  jedem  ein  höheres  und  ein  niedereres,  bezw.  eigentliches  Localdienst-Personal,  das 
im  Allgemeinen  cautionspflichtig  ist.  Zu  ersterem  gehört  für  jedes  Departement 
ein  Director  und  ein  Inspector,  dann  Unterinspectorcn  und  Verilicatoren,  in  besonderer 
Stellnng  ein  garde-magasin  contruleiir  de  cüuiptabilite.  Der  Inspector  hat  n.  A.  die 
Verificatoren  und  in  Soperrovision  die  Einnehmor  (receveurs)  selbst  zu  controliren, 
die  l'nterinspectoren  und  Verificatoren ,  gewöhnlich  je  1  in  jedem  Arrondi^sement, 
haben  den  ganzen  Dienst  der  Rechnung  legenden  Keamten  'comptabl.'s)  und  Ein- 
nehmer speciell  zu  c-ontroliren.  Im  Local-  und  eigentlichen  Kinnalimedienst  fnngircMi 
für  die  Registriruug ,  für  die  Veranlagung  und  Erhebunji  der  Abgalten  und  für  den 
Debit  des  Stempelpapiers  die  Einnehmer  („receveurs''j ,  gewCdinlich  in  jedem 
Canton  je  1.  die  Hypothekenbewahrer,  in  den  Ilauptorten  der  Departements 
and  meistens  in  denen  der  Arrondissements  je  1.  In  grösseren  Städten  giebt  es 
fomer  eigene  Beamte  zur  Cuntrole  der  Erbfolgen.  Mieth-  und  Pachtverträge,  münd- 
lichen ErUärungen.     (Vignes,  I,  470  H'.,  Josat,  p.  4>>3  ft'.,  Block,  dictionn.,  No.  13 
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bi^  24  im  Arr.  Krir-rjri^tr- n.-ri:!  .  Di-r  Fli:.rj'.'bmer  siiiJ.  vie  uid-rre  d«mti^  fnazteixlif 
Fifi;tfizr>.;aiLt':  ••i^-;  r-T'-j^-^ur-,  i-anicili»:!-  d«:r  AiTöLdi&" mvDts  s.  bei  Block  n.  d.  W/^anf 
mkWii^t  ^'tthskiXK  Dbd  auf  £ ;  li  b  a L  m '.- a & :  L ••:  I e  rcmlS'.-ä  reäeUL  llicrfOr  gilt  ein  flüt  der 
Snuiicie  abü«rbni'rLdv-r  derr'r^-'iv.'r  Tarif-atz,  der  j*rtzt  z.  B.  bei  2 — 3  MÜL  auf  0.1. 
\t^Ä  :i  —  ('ß  Mill.  a'jf  ü.'j.">'.  b.i  über  »i  >lill.  Frcs.  auf  U.Ol*,  siakt  Siippl.  pener. 
ßlo^kS.  p.  1*55]  Eil  fruber  >.-:?t'fbeud*.*3  Maximom  der  rcsises  eiBes  Einnehmers 
loii  12.«><>(l  Fr'>.  i<st  1*»S2  (i'sseitiL't  VMr<]t:ii.  Ebcd<;rm  siüd  aoch  die  bbrigfn  Beamtra 
*ii:%  KüT':K'i'.XT'rui':u* .  wi«:  -^boii  vor  17 VI  l>ei  dcD  auaJogen  Abgaben,  nnf  solche 
Tuiii»'m*'.ü  re^Ttzt  jt^w^ä'-ü  .  »a^  er«t  1^17  beseitigt  varde.  wo  fftr  sie  feste  (iehalte 
^iritrat':D.     '.Stourm.  I.  43u. 

Dieser  steuerteehnisch  gerade  bei  dieser  Steoergrappe  be- 
Kondern  wichtige  Loeal-,  Inspeetions-  und  ControldicDst  ist  der 
Aufgabe,  die  hier  vor  Allem  in  der  vollständigen  and  richtigen 
Veranlagung  besteht,  wohl  gut  angepasst.  F8r  diese  Veran- 
lagung ist  die  Voraussetzung  die  sichere  Constatirnng  der 
Kteuerpfliehtigen  Rechtsgeschäfte  und  derjenigen  That- 
sachen,  an  welche  sich  Steuerrälle  anknüpfen,  wie  namentlich  der 
Todesfälle  und  der  Erbfolgen,  sowie  in  allen  Fällen,  wo  das 
Maass  der  Steuerpflicht  sich  nach  der  Werthhöhe  richtet,  wie 
namentlich  bei  allen  Proportionalabgaben,  die  sichere  Fest- 
stellung dieser  Werthhöhe.  Beides  sucht  die  Organisation 
des  Dienstes  zweckmässig  zu  verbürgen.  Die  Stellung  der  Ein- 
nehmer auf  Tantiemen  trägt  dazu  auch  mit  bei. 

Zur  Mithilfe  in  der  Lösung  dieser  schwierigen  Aufgabe  der 
Kegistrirungs-  und  Stcmpelverwaltung  dienen  dann  die  Ver- 
pflichtungen anderer  Behörden  und  Beamten  zu  erforder- 
lichen Anzeigen  (z.  B.  der  Standesämter  in  Betreff  der  Todes- 
fälle) und  zur  Krtheilung  erbetener  Aufschlüsse,  die  Be- 
rechtigungen der  Begisterbeamten  zu  Nachforschnngen 
in  d(!ii  Acten  anderer  Behörden,  die  Verpflichtungen  anderer 
BelM'irden  zur  Controle  (z.  B.  der  (Tcrichte  in  Betreff  der  vor 
sie  kommenden  Urkunden,  Kechtsgeschäfte,  Vorgänge  bezüglich  der 
erfolgten  richtigen  Hcgistrirung  und  Stempelung),  endlich  und 
namentlich  die  V^erpflichtungen  des  Kechtsgeschäfte  ab- 
schliessenden, Erbschaften  antretenden  u.  s.  w.  steuerpflichtigen 
rublicums  selbst  zur  Anmeldung,  Hegistrirung,  Stempelung 
und  die  Androhung  von  Kechtsnachthcilen  und  Strafen 
bei  Unterlassungen  der  Hegistrirung  und  Stempelung  und  bei 
Verkürzungen  des  Fiscua  (z.  B.  in  Folge  unvollständiger  oder 
falscher  Angaben). 

Ob  alle  diese  Hilfsmittel  neben  der  guten  Organisation  des 
Verwaltungsdienstes  ausreichen,  die  gesetzliche  Besteuerung  voll- 
ständig und  richtig  durchzuführen,  darüber  stimmen  auch  in  Frank- 
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reich  die  Urtheile  nicht  ganz  überein.  Wo  empfindliche  Rechts- 
nachtheile  drohen,  und  die  Betheiligten  selbst  ein  wesentliches 
Interesse  an  der  Erfallnng  aller  rechtlichen  Formalitäten,  an  die 
sich  dann  die  Steuer  gleich  anknUptl,  haben,  wie  wohl  im  Ganzen 
meistens  beim  Verkehr  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  in 
Immobilien,  da  mag  das  Ziel  der  Besteuerung  wohl  ziemlieh 
erreicht  werden.  Jedenfalls  werden  hier  weniger  Fälle  der  vrdligen 
Unterlassung  der  Steuerzahlung,  bei  ganz  unterbleibender  Regi- 
strimng  und  Stempelung,  als  der  theil weisen  Hinterziehung,  be- 
sonders vermittelst  zu  niedriger  Werthangaben,  vorkommen.  Die  zur 
Verhütung  letzteren  Vergehens  eingeführten  Controlen  der  Ver- 
waltung, so  das  eventuell  statthafte  amtliche  Untersuchungsver- 
fahren („expertise")  7  werden  schwerlich  immer  ausreichen.  Bei 
Verkehrsvorgängen  und  Rechtsgeschäften,  welche  sich  auf  beweg- 
liche Werthe,  besonders  auf  AVerthpapiere  (Namenspapiere), 
)>eziehen,  dürfte  auch  die  französische  Verwaltung  mit  allen  ihren 
fiscalischen  Hilfsmitteln  eine  vollständige  Durchführung  der  gesetz- 
lichen Besteuerung  kaum  erreicht  haben:  das  heikle  Problem  einer 
solchen  „Verkehrsbesteuerung",  das  für  die  Beurtheilung  des  steuer- 
politischen und  steuertechnischen  Werths  derselben  von  Wichtig- 
keit ist,  weil  eben  die  gleichmässige  Behandlung  des  Immobiliar- 
und  Mobiliarverkehrs  dabei  wieder  nicht  durchführbar  erscheint. 
Die  ungemeine  Höhe  vieler  Steuersätze,  besonders  des  Imnio- 
biliarbesitzwechsels  und  der  Erbschaftssteuern,  steigert  natürlich 
die  Hinterziehungs-  und  Verkürzungstendenz  sehr.  Die  mitunter 
mögliche  Wahl  zwischen  verschiedenen  Einkleidungsformcn  von 
Rechtsgeschäften  mit  verschiedener  Steuerh(jhe  mag  auch  ein  wenig 
in  dieser  Richtung  wirken.  Die  Controlen,  die  bei  diesen  Abgaben 
besonders  wichtigen,  unentbehrlichen  und  auch  im  französischen 
Recht  sehr  ausgedehnt  angewendeten  Androhungen  von  Rechts- 
nacbtheilen  und  Strafen  wenden  sich  demgemäss  gegen  alle  solche 
Versuche,  aber  reichen  schwerlich  immer  für  den  Zweck  aus.  Alles 
das  bedingt  unvermeidlich  wieder  thatsäehliche  Ungleichniässig- 
keiten  der  Besteuerung  und  ))ildet  so  ein  Bedenken  gegen  die 
letztere. 

§.  212.  2.  Reclamatioucn.  Beitreibung.  Zwangsver- 
fahren. Auch  bei  diesen  Abgaben,  wie  bei  den  directen  Steuern 
(§.182)  unterscheidet  das  französische  Recht  einmal  Reclamationeo, 
welche  aus  Billigkeitsgründen  um  „Erlass" 
massigung"     bitten    und    innerhalb    der    Verwaltunj 
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Instanz  allein  erledigt  werden;  sodann  solche  Reelamationen, 
welche  als  Beschwerden  wegen  unberechtigter  oder  unrichtiger 
Veranlagung  oder  ebensolcher  Zahlungsleistung,  also  wegen  ver- 
letzten Rechts  eventuell  zunächst  ebenfalls  an  die  Verwaltung 
gehen,  aber  auch  danach,  bei  unbefriedigendem  Bescheid  für  den 
Reclamanten ,  oder  gleich  von  vornherein  als  Steuerklagen  an 
die  Gerichte  gebracht  werden  können  und  hier,  wenn  Zahlung 
schon  geleistet  war,  Restitution  verlangen. 

Das  Recht  der  Verwaltung,  Erlass  oder  Ermässigung 
zu  gewähren,  ist  indessen  bei  diesen  Abgaben  —  dem  Wesen 
derselben  allerdings  wohl  entsprechend,  also  logisch  folgerichtig  — 
erheblich  beschränkter,  als  bei  anderen  Steuern,  so  den 
directen,  und  war  es  früher  noch  mehr. 

Nach  Art.  59  des  Gesetzes  vom  22.  Frim.  VII.  war  der  Verwaltung,  bei  persön- 
licher Verantwortlichkeit  der  Beamten,  <lie  Gewährung  von  Erlass  oder  Ermässigung 
der  Abgaben  und  Strafen  untersagt.  Doch  hat  man  dies  später  beschränkt  auf  die 
einfachen  Abgabesätze  und  die  schon  gezahlten  (Straf-) Aufschläge  dazu  und 
die  Geldstrafen.  Sind  diese  noch  nicht  bc/ahlt,  so  kann  der  Finanzminister  dafür 
Nachlass  oder  Ermässigung  gewähren.  (Jacob,  Note  zu  Art.  59  des  genannten  Ge- 
setzes, S.  53,  Vigncs,  I,  397.  S.  auch  Art.  60  dieses  Gesetzes:  „eine  gesetzlich 
erhobene  KegistiirgebUhr  kann  nicht  zurück  erstattet  werden".  Dennoch  Ausnahmen, 
s.  Jacob,  Note  zu  diesem  Artikel,  S.  54.  Vignes,  S.  397  U). 

Steuerklagen  wegen  verletzten  Rechts  gehen  bei  diesen 
Abgaben  regelmässig  zur  Entscheidung  an  die  Civilgerichte, 
welche  auch  alle  Strafen  dabei  verhängen. 

Gesetz  v.  Frim.  VII.,  Art.  65.  Vignes,  I,  466.  Ein  wesentlicher  Unterschied 
von  der  Sachlage  bei  den  directen  Steuern,  wo  die  Verwaltungsjustiz  hier  competcnt 
ist  (§.  ISl).  Bei  den  Register-  und  Stempelabgaben  u.  s.  w.,  wo  es  sich  regelmässig 
um  streitige  Privatrechtsfragen  in  solchen  Reclamationen  handelt,  —  z.  B.  ob  ein 
Kechtsgescljäft  unter  die  und  die  Tarifposition  fällt  —  ist  es  nur  folgerichtig  und 
zwtv:kmäss>ig,  hier  die  Civiljustiz  für  competent  zu  erklären,  wie  das  auch  andere 
(iesetzgebungen  in  ähnlichen  Fälhin,  z.  B.  im  Stempelwesen,  gethan  haben. 

Die  Beitreibung  veranlagter  rälliger  und  unbezahlt  ge- 
bliebener Abgaben  erfolgt  nach  vorausgegangener  Mahnung,  inner- 
halb 8  Tagen  zu  zahlen,  durch  einen  Zwangsbefehl  des  com- 
petenten  Steuerbeamten,  welcher  vom  Friedensrichter  des  Cantons, 
worin  das  Steueramt  liegt,  visirt  und  für  vollstreckbar  erklärt  ist. 
Die  Vollstreckung  dieses  Befehls  kann  aber  durch  die  Wider- 
spruchsklage des  Steuerschuldners  unterbrochen  werden,  lieber 
diese  Klage  entscheidet  das  Civilgericht  des  Steuerbezirks. 

Gesetz  v.  Frim.,  Art.  ü4 .  (»5.  S.  Jacob,  S.  56.  Vignes,  I,  4t»7  IL  Keine 
Berufung  gegen  das  ürtheil,  Anfechtung  nur  durch  Nichtigkeitsbeschwerde  (Art.  65\ 
S.  f.  Weiteres  zum  Vergleich  auch  oben  §.  1S2  über  diese  Puncte  bei  den  directen 
Steuern.  Auch  Block,  dict.,  Art.  Enregiatrement,  No.  10-1  — 108.  Vignes,  I,  283  fr. 
über  diese  Verhältnisse  bei  den  Verbrauchssteuern,  welche  principiell  bei  den  Ver- 
kehrssteuera  ebenso  oder  ganz  ähnlich  liegen ,    während  sie  bei  den  directen  Steuern 
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gegen  beide  Steüergmppen  abweichen.  —  Bei  den  zum  Theil  nnr  kurzen  Ver- 
jährungsfristen der  Registerabgaben  gewinnt  das  Beitreibun^verfahrcn  besondere 
Wichtigkeit. 

Einzelnes  weitere  Hierhergehorige ,   dann   über  Steuerstrafen  und  Rechts- 
nacHtheile  im  Folgenden  bei  den  einzelnen  Abgaben. 

b.   Die  Registrirungsabgaben. 
Gesetzgebung  und  Literatur  s.  o.  S.  503  und  S.  505. 

§.  213.  1.  Ursprung.  Zur  Würdigung  dieses  ganzen  com- 
plicirten  und  den  Vermögensverkehr  so  schwer  belastenden  Steuer- 
systems ist  immer  wieder  darauf  hinzuweisen,  dass  es  in  seiner 
Grundlage  und  seinen  leitenden  Grundsätzen  aus  dem  ancien 
regime  herUbergenommen  worden  ist,  nur  unter  anderen  Namen 
und  mit  Aendcrungen  und  Verbesserungen,  sowie  mit  feinerer 
systematischer  Durchbildung  im  Einzelnen,  freilich  aber  auch  mit 
weit  höheren  Steuersätzen.  Die  Vorgänger  der  heutigen  Register- 
abgaben sind  die  ehemaligen  Abgaben  unter  dem  Namen  contröle, 
insinuation  und  centieme  denier  (§.  65),  deren  administrative  und 
steaertechnische  Durchführung  formell  bereits  vor  1789  eine  im 
Ganzen  wohl  gelungene  war,  so  dass  Manches  davon  in  der  Folge- 
zeit für  die  Einrichtung  des  Enregistrement  als  Muster  dienen 
konnte  und  in  der  Tbat  in  den  neuen  Gesetzen  und  Reglements 
vielfach  nur  copirt  worden  ist.  Die  Revoiutiousgesetzgebung  hob 
diese  älteren  Abgaben  und  Einrichtungen,  mit  Ausnahme  der 
„Insinuation"  auf  (Gesetz  vom  5.-11).  Deceniber  1790),  führte  sie 
aber  vereinfacht  unter  anderen  Namen  gleichzeitig  wieder  ein,  als 
Abgaben  von  Urkunden  und  von  Eigenthumswechsel,  zu- 
nächst freilich  nach  Normen,  welche  das  fiscalische  Interesse  nicht 
genügend  sicherten  und,  nach  den  Ideologieen  der  Zeit,  der  Bereit- 
willigkeit und  Ehrlichkeit  der  „Bürger'',  der  gesetzlichen  Steuer- 
zahlung nachzukommen,  zu  viel  zutrauten  (gen.  Gesetz  von  1790). 
Nachdem  dies  durch  die  Erfahrung  erhärtet  war,  verschiedene 
Experimente  sich  nicht  bewährt,  die  politischen  Zeitverhältnisse 
aber  begonnen  hatten,  sich  wieder  zu  klären,  hat  dann  das  grund- 
legende Hauptgesetz  vom  22,  Frimaire  VII.  (12.  Deceniber 
1798)  das  System  des  Enregi streraentendgiltig  festgestellt. 
In  diesem  Gesetze  ist  aber  im  Wesentlichen  das  Gute  und  Brauch- 
bare ans  der  Gesetzgebung  der  früheren  Zeit  nur  in  verbesserter 
Gestalt  beibehalten  worden.  Alles,  was  seitdem  h 
diesem  Gebiete  geschah,  bildet  nur  den  Ausbau  des  8] 
Gesetzes  vom  22.  Frimaire  VII. 

JL  Wftgaer,  Füuiunriaeenacbaft.    IlL  83 
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Vortretflicli  weist  Stoürm,  I,  394 — 443  überall  die  wenig  verborgenen  Ver- 
bindongbfäden  zwischen  der  alten  und  neuen  Gesetzgebung  nach,  da  auch  hier  die 
üblichen  französischen  Illusionen  über  die  „Neuheit*'  des  Steuerwesens  der  ersten 
Revolution  verbreitet  sind.  Doch  sind  diese  Beziehungen  zwischen  dem  „Neuen**  und 
„Alten"  auch  schon  früher  von  den  Fachaiitoren  bemerkt  worden.  S.  auch  Vignes, 
I,  323  ff.  —  Diis  erste  Gesetz  von  1 790  litt  an  dem  allgemeinen  Fehler  der  Zeit,  den 
Steuerpflichtigen  zu  viel  Ehrlichkeit  zuzutrauen  und  der  Verwaltung  die  Mittel  zur 
Controle,  zur  Entdeckung  und  Verfolgung  der  Hinterziehungen  zu  versagen  oder  zu 
beschränken.  Daher  unterblieb  die  Anmeldung  und  Registrirung  so  vieler  steuer- 
pflichtiger Rechtsgeschäfte  oder  wurden  namentlich  die  Wertho  zu  niedrig  angegelien. 
Das  Gesetz  vom  Frimaire  VII.  gab  in  allen  diesen  Beziehungen  der  Verwaltung  die 
nöthigen  Hilfsmittel  wieder,  nachdem  schon  ein  (lesetz  vom  9.  Vendemiaire  VI. 
(30.  September  1797)  die  Verwaltung  ermächtigt  hatte,  bei  Zweifeln  über  richtige 
Werthangaben  in  den  Urkunden  auf  die  „Expenise"  zurückzukommen.  Blosse  Straf- 
androhungen, für  deren  Anwendung  die  Handhabe  fehlte,  hatten  sich  unzulänglich 
erwiesen.  Freilich  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Zeit  für  die  Bewährung  eines 
milderen  Gesetzes  gleich  demjenigen   von  1790  damals  die  denkbar  ungünstigste  war. 

§.  214.  2.  Der  finanzpolitische  Character  der  Regi- 
strirungsabgaben.  „Die  Einregistrirung  ist  eine  Förmlichkeit, 
welche  darin  besteht,  dass  in  ein  öffentliches  Register  bürgerliche,* 
gerichtliche  und  aussergerichtliche  Urkunden  nnd  Erklärungen  über 
Eigenthumswechsel  wörtlich  oder  auszugsweise  eingetragen  und 
dabei  zu  Gunsten  des  Schatzes  Abgaben  erhoben  werden."  So 
definiren  Cuenot  und  Verpy  in  ihrem  Artikel  über  die  Ein- 
registrirung (Enregistrement)  im  Block'schen  Wörterbuch  (No.  1) 
die  Einrichtung  und  fügen  dann  in  der  auch  bei  anderen  fran- 
zösischen Autoren  (z.  B.  Vignes)  übliciien  Weise  hinzu,  diese 
Einregistrirung  habe  einen  doppelten  Character,  den  einer 
öffentlichen  Dienstleistung  im  Interesse  der  Bürger  und  den 
einer  Besteuerung  im  Interesse  des  Staats.  Hiermit  wird  richtig 
der  finanzpolitische  Doppel-  oder  Mischcharacter  der  fran- 
zösischen Registrirangsabgaben  anerkannt:  sie  sind  im  Allge- 
meinen, freilich  nicht  alle  und  nicht  alle  gleichmässig,  „Gebühren" 
und  „eigentliche  Steuern". 

a)  Jenes,  soweit  wirklich  aus  sachlichen,  rechtstech- 
nischen und  verkehrspolitischen  Gründen,  im  Interesse  der 
allgemeinen  Ordnung  und  Sicherheit  des  Verkehrs,  der  Rechts- 
geschäfte, des  Erbgangs  und  daher  im  wirklichen  Interesse  der 
Nächstbethciligten  eine  Einregistrirung  erfolgt,  eventuell  auch  obli- 
gatorisch ist  —  ein  Umstand,  welcher  den  „Gebührencharacter" 
der  dabei  erhobenen  Abgabe  nicht  aufhebt  —  und  die  Abgabe 
nach  ihrer  Höhe  in  „angemessenem",  d.  h.  zu  der  Vergeltung  des 
„Dienstes",  der  verursachten  Kostenprovocation  und  der  erforder- 
lichen Beitragsleistung  für  die  Deckung  der  Kosten  der  Register- 
einrichtung —  soweit  diese  letztere  eben  im  Verkehrs  Interesse 
liegt  —  in  „richtigem  Verhältniss"  steht. 
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Ganz  scharfe  Kriterien  zur  Feststellung  letzterer  Momente  fehlen  zwar  der  Natur 
der  Sache  nach.  Aber  ungefähre  Anhaltspuucte  zur  Abschätzung  bieten  sich  und 
reichen  aus.  Der  Gcbührenrharacter  der  Abgabe  wird  auch  noch  nicht  durch  die 
Abstufung  der  letzteren  nach  den  W'erth grossen,  auf  welche  sich  die  Kechts- 
^e^häfte  u.  s.  w.  beziehen,  aufgehoben.  Denn  «.'inmal  bietet  die  Proportion  zwischen 
dieser  Werthgrösse  und  der  Höhe  der  Abgabe  immerhin  öfters  ein  Merkmal  zur  Be- 
messung der  ungefähren  Bedeutung  der  durch  die  Kegistereinrichtung  vertretenen 
Jilfentlichen  Dienstleistung"  und  sodann,  was  noch  ipehr  zutrifft,  lässt  sich  nach  einer 
ä'tlchen  Proportion  die  Vertheilun.üC  der  (iesammtkostt?n  der  Einrichtung  am  Besten  auf 
die  einzelnen  Fälle  der  Dienstleistung  vornehmen.  Auch  eine  „Proportionalab- 
?abe'\  wie  im  französischen  Rcffisterwesen,  verliert  daher  den  Gebühre ncharacter 
üoch  nicht  völÜg.     S.  auch  Fin.  11,  277  ff.,  bes.  §.  29.^,  Vignes,  I,  323,  330  fl'. 

b)  EigeDtliche  Steuern  sind  die  französischen  Registrirungs- 
abgaben  dagegen  in  allen  den  Fällen,  wo  sie  nicht  Gebühren, 
und  in  allen  denjenigen,  wo  sie  nur  theilweise  Gebühren  sind: 
daher^  w'o  kein  sachlicher,  reehtstechnischer  und  verkehrspolitischer, 
sondern  "nur  ein  fiscalischer  Grund  die  Einregistriiaing  einer 
Urkunde,  eines  Rechtsgeschäfts,  eines  Vorgangs  u.  s.  w.  bedingt 
und  wo,  selbst  wenn  Gründe  ersterer  Art  vorliegen  und  daher 
eine  wirkliche  öffentliche  Dienstleistung  stattfindet,  die  Höhe  der 
Abgabe  nach  den  vorhin  angedeuteten  Merkmalen  die  für  eine 
„Gebühr**  zulässige  Höhe  übersteigt. 

Hiemach  sind  die  Registerabgaben  Frankreichs  theils  nach 
dem  ersten  Umstände,  weil  nur  aus  fi scalischem  Grunde  die 
Registrirang  verlangt  wird,  theils  und  im  Ganzen  mehr  noch  aus 
dem  zweiten  Grunde,  weil  die  Höhe  der  Abgabesätze  eine  sehr 
bedeutende  ist,  weit  überwiegend  eigentliche  Steuern,  welche 
daher  nach  steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Gesichtspuncten 
zu  beurtheilen  sind.  Bloss  „Gebühren^*  sind  unter  den  Register- 
abgaben kaum  vorhanden. 

Ob  und  in  welchem  Maasse  die  einzelnen  Registerabgaben  nur 
Steuer  oder  mehr  oder  weniger  Steuer  oder  Gebühr  sind,  ist 
wesentlich  nach  allgemeinen  sachlichen,  rechtstechnischen  und 
verkehrspolitischen  Gründen  zu  entscheiden. 

[n  Frankreich  ist  man  auch  Seitens  der  Finanzmünner  (z.  B.  Vignes,  I,  330ft".) 
zu  sehr  geneigt,  die  nach  der  specifisrhen  Rechtstechnik  des  französischen 
Civilrechts  und  Processrcchts  gebotenen  Einreaistriningon.  obligatorischen  Er- 
klärungen über  Eigenthums-  und  Bcditzwechsel  und  s<  hriftlichen  Beurkundungen  schon 
immer  als  hinlängliche  sachliche  Bejrnindnngrn  der  rriisunition  eines  ,,öffeut- 
lichen  Diensts*'  und  daher  der  Erhebung  einer  „Gebilhr"  in  der  Abgabe  anzu- 
erkennen, was  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  zugegeben  weiden  kann.  Es  liegt  dieser 
Ansicht  die  andere  zu  Grunde,  dass  die  französischen  civil-  und  processrcchtlichen 
Bestimmungen  die  an  sich  juribtisch  gebotenen  sind,  was  bchon  durch  die  Ab- 
weichungen anderer  Rechtssysteme  widerlegt  wird.  Nach  fi  na  nz  wissen  schaft- 
lich er  Auffassung  sind  die  französischen  RegisttTabjjaben  daher  in  noch  geringerem 
Ma;is<e,  als  nach  der  oben  angedeuteten  Ansicht,  und  mitunter  überhaupt  nicht  mehr 
„GebQhren'*,  wo  sie  es  nach  letzterer  noch  sind. 

33* 
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Demgemäss  sind ,  wenn  man  einige  HaaptTälle  betrachtet, 
generisch  die  an  den  Eigenthamswechsel  von  Immobilien, 
unter  Lebenden  wie  von  Todeswegen,  unter  lästigem  Titel  oder 
unentgeltlich  sich  knüpfenden  Registerabgaben  ebenso  wie  die 
Hypothekenabgaben;  entschieden  zum  Theil  Gebühr  und  als  solche 
gerechtfertigt.  Auch  von  Abgaben  für  Eintragungen  in  solche 
Register,  welche  aus  rechtstechnischen  Gründen,  z.  B.  im  Gebiete 
des  Handelsrechts,  Gesellschaftsrechts,  geführt  werden,  gilt  dies. 
Die  Registerabgaben  von  Rechtsgeschäften  bezüglich  beweglicher 
Objecte  und  bezüglich  der  blossen  Nut  zu  ngs  Übertragung  von 
Immobilien  (Pacht-  und  Mieth vertrage)  fallen  dagegen  im  Allge- 
meinen aus  dem  Gebührengebiet  ganz  heraus.  Auch  von  den 
Erbschaftsabgaben  als  solchen,  soweit  sie  sich  nicht  auf  Immo- 
biliarnachlass  beziehen  und  nicht  an  sachlich  allgemein  begründete 
Amtshandlungen  der  Gerichte  u.  s.  w.  sich  anschliessen,  gilt  das- 
selbe. Ebenso  von  zahlreichen  einzelnen  Verträgen,  Urkunden, 
Geschäften  aller  Art,  welche  die  französische  Gesetzgebung  direct 
oder  indirect  —  so  namentlich  bei  Producirung  vor  Gericht  — 
der  Registrirung  und  den  Abgaben  dafür  unterwirft,  z.  B.  Heiraths- 
verträge, Versteigerungen,  Submissionen  von  Arbeiten,  Lieferungs- 
verträge, Schenkungen  u.  v.  a.  m. 

Das  französische  Gesetz  verlangt  nicht  von  allen  Urkunden,  Verträgen,  Rechts- 
geschäften unbedingt  die  Registrirung,  sondern  nur  von  speciell  genannten, 
die  innerhalb  gesetzlicher  Fristen  unter  Strafandrohung  registrirt  werden  müssen. 
Aber  auch  fUr  andere  Urkunden  u.  s.  w.  besteht  ein  bedingter  oder  indirector 
Registnrungszwang ,  indem  von  denselben  „weder  in  öflentlichen  Urkunden  noch  vor 
Ciencht  noch  vor  irgend  einer  eingesetzten  Behörde  Gebrauch  gemacht  werden  darf, 
bevor  die  Registrirung  stattgefunden  hat'\  was  dann  die  Abgabepflichtigkeit  und 
Zahlun^^  bedingt  (Gesetz  vom  22.  Frim.  VIL,  Art.  23,  42—44,  47,  48,  Gesetz  vom 
2b.  April  1816,  Art.  57).  Auch  bei  den  unbedingt  zu  registrirendon  Urkunden  u.  s.  w. 
liegt  ausser  in  der  Strafandrohung  und  in  der  unmittelbaren  Gefahr,  in  Betreff  der 
unterlassenen  Registrirung  und  Abgabezahlung  entdeciit  und  dann  bestraft  zu  werden, 
ein  mächtiges  Compelle,  die  Registrirung  wirklich  vornehmen  zu  lassen,  in  dem 
drohenden  Rechtsnacht  heil,  die  Urkunde  nicht  vor  Gericht  u.  s.  w.  produciren 
zu  können  und  wenn  letzteres  eventuell  geschehen  muss,  um  so  sicherer  der  Strafe 
fUr  unterlassene  Registrirung  zu  verfallen. 

Man  hat  mit  Rücksicht  auf  diese  Verhältnisse  dann  bisweilen  die  Ansicht  ver- 
treten,  die  französische  Kegistrirungsabgabe  sei  eben  auch  allgemein  der  Preis 
—  und  insofern  wenigstens  für  einen  Theil  ihre^  Betrags  wieder  allgemein  eine 
„Gebühr**  —  welcher  fiir  die  allgemeine  von  der  Rechtsordnung  anerkannte  Verwend- 
l)arkcit  der  Urkunde  als  rechtliches  Beweismittel  bezahlt  werde,  aci  eine  Bezahlung 
für  den  Schutz,  welchen  die  Gesellschaft  den  Rechtsgeschäften  u.  s.  w.  zu  Theil 
werden  lasse.  Darauf  läuft  z.  B.  eine  diese  Abgaben  mit  begründende  Bemerkung 
von  Vignes,  I,  322  (womit  die  Ausführung  eb.  S.  330  l\.  zu  vergleichen  ist) 
wenigstens  mit  hinaus,  (ianz  unhaltbar  ist  diese  Auffassung  wohl  nicht.  Sie  würde 
indessen  folgerichtig  einen  allgemeinsten  und  unbedigton  Registrirungszwang  aller 
denkbaren  Rechtsgeschäfte  mit  entsprechender  Abgabepflichtigkeit  und  sonstiger 
Nichtigkeit  (Nullität,  voller  Ungiltigkeit)  bei  unterlassener  Registrirung  fordern,  was 
an  der  Durchführbarkeit,  von  anderen  Bedenken  abgesehen,  scheitert.    Und  das  ist 


Regristerabgabeii.     Character.  515 

auch  ^eg-en  die  Auffassung  bei  dem  bestehenden  t'ranzöäidchen  System  einzuwenden: 
CS  ist  und  bleibt  zu  zufällig,  daher  in  der  Praxis  zu  ungleichmässig,  o)»  und 
welche  Urkunden  registrirt  und  belastet  werden  und  wie  man  den  Tarif  nach  der 
Verschiedenheit  der  Rechtsgeschäfte  u.  s.  w.  gestaltet.  Die  wirkliche  Benutzung  einer 
Urkunde,  z.  B.  als  Beweismittel  vor  (iericht,  rechtfertigt  daher  auch  noch  nicht  die 
franz^ische  Forderung  der,  wenigstens  nachträglichen  Kegistrirung  und  Abgabezahlung, 
die  immer  in  einer  Menge  anderer  Fälle,  wo  es  nicht  zu  einem  Rechtsstreit  kommt, 
unterbleibt  Das  richtige  (iebuhrenmoment  in  den  „Gerichtskosten*'  bei  Processen 
liegt  doch  nicht  bei  Registerabgaben  von  gerichtlich  zu  producirendi-n  Urkunden  vor. 
V<m  der  allgemeinen  Unzulässigkeit  der  Theorie,  die  Besteuerung  auf  den  „Schutz- 
gesichtsponct'^  (^.protection  sociale'')  zu  begründen,  soll  hierbei  gar  nicht  einmal  geredet 
werden  (s.  Fin.  U,  §.  340,  419). 

Auch  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  französische  Register- 
abgabe generisch  nach  der  Art  der  betroffenen  Rechtsgeschäfte, 
Vorgänge  und  Urkunden  eine  „Gebühr"  in  sich  schliesst,  bleibt 
die  Abgabe  aber  nach  ibrerHöhe  regelmässig  doch  zum  grössten 
Tbeil  eigentliche  Steuer,  die  nur  als  solche  beurtheilt  und 
eventuell  gerechtfertigt  werden  kann.  Auch  die  Immobiliar- 
geschäfte,  Eigenthumswechsel  u.  s.  w.  sind  dieser  Höhe  der 
Abgabesätze  nach  in  Frankreich  weit  mehr  wirklichen  „Steuern", 
als  „Gebühren"  unterworfen. 

Vgl.  daher  die  Tarifsätze  des  Enregistreuicnt,  bes.  die  Proportionalabgaben  unten 
in  §.  218.  Z.  B.  5.5,  mit  den  Decinien  6.S75  7ü  Abgabe  von  Verkäufen  von  Immo- 
bilien; 1,  S,  6.5,  7,  S,  9%  nebst  25^0  Zuschlag  bei  den  Erbschaftsabgaben,  üeber 
V4  des  Ertrags  des  eigentlichen  Enregistrement  (18S6  12C.32  Mill.  von  165.34)  kommt 
allein  auf  die  gewöhnlichen  Verkäufe  von  Immobilien  unter  Lebenden,  mit  Ausschluss 
von  besonderen  Fällen,  z.  B.  bei  Verkäufen  b«hufs  Theilung  unter  Miterben  u.  a.  m. 

Welcher  Theil  der  Registerabgabe  auch  in  den  Fällen,  wo 
letztere  wirklich  „Gebühr"  mit  ist,  als  „Gebühr",  welcher  als 
„Steuer^'  anzusehen  ist,  lässt  sich  natürlich  nicht  ziifermässig, 
sondern  nur  begriifsmässig  sebeideu,  daher  auch  in  den  Erträgen 
nicht  trennen.  Jedenfalls  ist  aber  die  „Öteuerquotc"  erheblich 
grösser  als  die  „Gebührenquote".  Im  Folgenden  kommt  die  Register- 
abgabe nnr  als  Steuer  zur  Erörterung. 

Was  im  Vorausgehenden  vom  finanzpolitischen  Character  der  Kegistrirungs- 
ahgaben  gesagt  worden  ist,  gilt  niutatis  umtandis  im  Wesentlichen  auch  von  den 
Hypotheken-,  (ierichtsschroibcrei-  und  den  in  Stempelform  erhobenen  Abgaben.  Die 
beiden  ersteren  sind  in  der  Hauptsache  nur  „(iebuhren",  die  letzteren  umgekehrt  ganz 
überwiegend  „Steuern",  doch  enthalten  auch  die  französischen  HypothekengcbUhren 
far  die  „Ueberschreibung**  von  Immobiliarbcsitzwechsel  ein  starkes  Steuerelement, 
s.  §.  2 J  9. 

§.  215.  3.  Der  steuerpolitische  Character  der  fran- 
zösischen Kegisterabgaben,  daher  derjenigen,  welche  nur, 
und  der  übrigen,  soweit  als  sie,  „Steuern"  sind.  Die  über- 
mässige Ausdehnung  und  Höhe  dieser  Abgabco,  auch  wenn 
dieselben  als  Steuern  aufgefasst  werden,  daher  die  einseitige  und 
übertriebene  fiscalische  Tendenz  in  der  Entwicklung  dieses  ganzen 
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Abgabesystems  ist  nicht  wobl  zu  leugnen.  Sie  ergiebt  sich  ans 
jedem  Blick  in  den  Tarif  und  aus  der  Vergleichung  mit  den 
gleichen  oder  ähnlichen  Abgaben  anderer  Länder.  Damit  wird 
aber  in  steuerpolitischer  Hinsicht  doch  nur  ein  Uebermaass 
constatirt  und  gerügt,  das  Abgabesystem  im  Ganzen  und  in  seinen 
wichtigeren  Theilen  ist  unabhängig  von  diesem  Uebermaass  des 
Fiscalismus  vom  Standpunct  der  allgemeinen  und  der  fran- 
zösischen Steuerpolitik  aus  zu  characterisiren. 

a)  In  ersterer,  in  allgemeiner  Hinsicht  entspricht  ein  Ver- 
kehrssteuersystem, wie  dasjenige  der  französischen  Registerabgaben 
(und  im  Ganzen  auch  der  Stempelabgaben)  den  Anforderungen, 
welche  für  ein  modernes  Steuersystem  aufzustellen  sind:  es  greift 
da  ein,  wo  die  Übrigen  Steuern  rechtlich  oder  factisch  Lücken 
lassen  und  daher  einer  Ergänzung  und  eines  Ersatzes  be- 
dürfen. 

Die  pfincipielle  Rechtfertigung  solcher  Verkehrssteuern  und 
das  principielle  Verlangen  danach  für  ein  ordentlich  ausge- 
staltetes Steuersystem  unserer  Periode  bei  hoch  entwickeltem 
Creditverkehr ,  regem  Besitzwechsel,  beim  Bezug  von  zufällig  an- 
gefallenen oder  speculativ  erstrebten  „Conjuncturengewinnen"  aller 
Art  in  Folge  solchen  Besitzwechsels,  überhaupt  bei  einer  volks- 
wirthschaftiichen  Organisation,  wie  der  heutigen  wesentlich  privat- 
wirthschaftlichen  in  dem  Gebiete  unserer  Cultnrvölker,  ist  in  unserer 
„allgemeinen  Steuerlehre''  (Fin.  H,  S.  439  ff.,  455  ff.)  näher  be- 
gründet worden;  ebenso  die  Rechtfertigung  des  und  das  Verlangen 
nach  einem  Erbschaftssteuersystem,  welches  ein  Bestandtheil  des 
französischen  Registrirungsabgabensystems  ist  (Fin.  II,  S.  476  ff.). 

Alles  dort  früher  Ausgeführte  nöthigt  uns,  rechtfertigt  es  aber 
u.  E.  auch,  principiell  das  französische  Enregistrement 
mit  seinen  Steuern  (und  ähnlich  das  Stempelwesen)  gegen 
die  zu  weit  gehenden  allgemeinen  Angriffe,  die  es  als  Be- 
steuerungseinrichtung öfters  erfahren  hat,  in  Schutz  zu 
nehmen.  Bestände  es  nicht,  so  raüsste  mau  es  —  unbeschadet 
der  Frage  seiner  Ausdehnung,  Einrichtung  im  Einzelnen  und  der 
Höhe  seiner  Steuersätze  —  steuerpolitisch  verlangen,  wie  es  auch  in 
anderen  Ländern  zu  verlangen  ist.  Denn  auch  durch  die  noch  so 
vollkommene  Einrichtung  der  übrigen  Steuern  ist  die  einmal  zur 
Verwirklichung  der  obersten  Steuerprincipien  zu  fordernde  syste- 
matische Ausgestaltung  des  Steuerwesens,  namentlich  die  recht- 
liche und  thatsächliche  Erfassung  und  wenigstens  einigermaasseu 
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gleicbmässige  Belastung  aller  Erträge,  Einkomnicn,  GewiDiie  u.  s.  w. 
nicht  zu  erreichen.  Eine  „Verkehrsbesteuerung",  wie  Enregistrement 
und  Stempelwesen,  ist  freilieh  ein  ziemlich  rohes  und  an  sich 
wieder  recht  unvollkommenes  Hilfsmittel  zur  Annäherung  an  dieses 
Ziel,  aber  immerhin  ein  Hilfsmittel,  dessen  Fehlen,  bei 
seiner  sonstigen,  wenigstens  partiellen  Unersetzbarkeit  durch 
Ausgestaltungen  der  übrigen  Steuern,  schlimmer  ist,  als  seine 
Fehler  sind. 

ÄDgesichts  der  eigeutbumlichen  jüngsten  Preisgebuuj?  soiner  eigenen  früheren, 
im  Kern  doch  haltbarnn  „Verkehrsbteuertheorie*'  scitiius  L.  v.  Stein 's  ;j:laube  ich 
auch  zu  dieser  Stelle  dies  hervorheben  zu  sollen,  gerade  bei  der  Besprechung  des 
wichtig^teii  und  für  die  principiellen  (iegner  •;:ünstigstcn ,  weil  so  berechtigten  Ein- 
väoden  wegen  hscalischer  Maasslosigkeit  ausgesetzten  practischen  Beispiels  der  Ycr- 
kehrsbesteuerung.  Ich  halte  Stein  gegcniibor  (4.  Aufl.  der  Fiuanzwissenschaft  II, 
152,  5.  Aufl.,  II,  2.  Abth.,  S.  212)  meine  Ausführungen  im  2.  Bande  meiner  Finanz- 
visseoschaft  i^bes.  S.  439  flf.  u.  §.  409,  470)  aufrecht  und  bin  durch  das  genauere 
Studium  des  französischen  Enregistrement  in  meiner  Auffassung  noch  bestärkt  worden. 
S.  auch  die  Bemerkungen  über  und  gegen  Stein  in  meinem  Aufsatze  „Finanzwissen- 
schaft und  Staatssocialismus*'  I,  Tüb.  Ztschr.  ISSs,  S.  43  Note,  S.  46  Note. 

b)  Im  französischen  ^Steuersystem  speciell  nimmt  aber 
Enre^strement  (und  Stempelwesen)  vollends  eine  an  und  für 
sich  ganz  berechtigte  Stellung  ein.  Es  bildet  hier  eine  nicht 
anpassende  Ergänzung  der  directen  Steuern,  u.  A.  nach  seiner 
Wirkung  als  Besteuerung  von  Besitz,  von  Rentenquellen,  also 
auch  des  fundirten  Einkommens,  überhaupt  einigermaassen  einen 
Ersatz  der  fehlenden  directen  Einkommen-  und  Vermögens- 
bestenernng  und  einen  Ausgleich ungsfactor  neben  den  so 
ausserordentlich  entwickelten  indirecten  Verbrauchssteuern  (inneren 
und  Zöllen).  Dies  gilt  von  dem  Enregistrement  sowohl,  soweit 
es  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  betrifft,  als  namentlich  auch, 
soweit  es  die  Erbschaftsbesteuerung  in  sich  enthält.  In  seiner 
Wirkung  derjenigen  von  directen  Steuern  wesentlich  gleichkommend 
und  nach  diesem  entscheidenden  Moment  mehr  zu  diesen  als  zu 
den  „indirecten"  gehörig,  mit  denen  es  sonst  wohl  zusammen- 
gezogen wird,  stellt  es  so  auch  das  Gleichgewicht  zwischen  diesen 
beiden  Steuerarten  mehr  her.  Das  ist  auch  bei  Ver^leichung  der 
französischen  mit  anderen  Besteuerungen  zu  beachten.  Und  wenn 
Frankreich  mit  Recht  dafür  getadelt  wird,  dass  es  die  eigentlichen 
directen  Staatssteuern  neben  den  indirecten  Verbrauchssteuern  nicht 
genügend  entwickelt,  die  Einführung  einer  eigentlichen  Einkommen- 
steuer unterlassen  hat,  so  muss  dieser  Tadel  im  Hinblick  auf  das 
Enregistrement  (und  den  Stempel)  doch  erbeblich  eingeschränkt 
werden.     Denn    mindestens    theilwcisc    wird    durch  letgtereg 
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in  Bezug  auf  die  Vertheilung  der  Steuerlast  etwas  Aenliches  erreicht 
als  durch  die  Einkommen-  oder  eine  ihr  verwandte  Steuer  (z.  B. 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer). 

Die  Frage  läuft  dann  insofern  auf  eine  steuertechnische 
hinaus:  auf  die  Wahl  der  einen,  der  directen  Steuer,  der  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuer,  oder  des  Enregistrements  und 
Stempels  zur  Erreichung  desselben  steuerpolitischenZiels.  Wenn 
man  auch  hierbei  die  erste  Steuerart  meines  Erachtens  mit  Recht  vor- 
zieht, so  sind  doch  gewisse  Vorzüge  auch  der  zweiten  nicht  zu 
verkennen,  —  immer  zunächst  nur  die  principicUe  Frage  nach  der 
ganzen  Steuerart  gestellt,  ohne  Rücksicht  auf  die  speciellc 
.Ausgestaltung,  welche  Enregistrement  und  Stempelwesen  in  Frank- 
reich gefunden  haben.  Denn  diese  Ausgestaltung  ist  nicht  die 
allein  mögliche  und  kann  und  muss  vielfach,  vollends  in  den  hohen 
Steuersätzen,  preisgegeben  werden,  —  Sätze,  welche  freilich  die 
nothwendige  Folge  eines  enormen  Finanzbedarfs  sind  (§.  225)  — 
ohne  dass  damit  dasPrincip  solcher  Besteuerung  fallen  gelassen 
wird.  Sicherlich  verbleiben  freilich  auch  bei  einem  maassvolleren, 
weniger  ausgedehnten,  weniger  fiscalisch  übertriebenen  Verkehrs- 
stenersystem  in  der  Weise  des  französischen  Enregistrements  (und 
Stempels)  immer  noch  viele  Bedenken  und  Nachtheile,  steuer- 
technischer wie  principieller  steuerpolitischer  Art,  Bedenken,  welche 
in  den  Principien  einer  solchen  Besteuerung  begründet  sind,  also 
sich  nicht  völlig  beseitigen  und  nur  theilweise  durch  passende 
Einrichtungsmodalitäten  vermindern  lassen.  Aber  es  fragt  sich 
eben,  ob  diese  Bedenken  erheblicher  sind,  als  bei  einem  Einkommen- 
(oder  Vermögens-)  Steuersystem  oder  gar  bei  einem  Ertragssteuer- 
system. Nur  so  vergleichsweise,  daher  relativ  lässt  sich  der 
grössere  oder  geringere  Werth  oder  Un.werth  einer  Steuergattung 
in  einem  concreten  Falle  aber  richtig  beurtheilen. 

Dieser  steuerpolitische  Character  der  Einregistrirung  als  eines 
wichtigen  Ersatz-  und  Ergänzungsglieds  der  französischen 
Besteuerung  ist  im  Uebrigen  genauer  nur  aus  den  grundlegenden 
Bestimmungen  der  bezüglichen  Gesetzgebung,  daher  namentlich  des 
Hauptgesetzes  vom  22.  Frimaire  VII.  (12.  December  1798)  abzu- 
leiten. Zur  Darstellung  dieser  Bestimmungen  wenden  wir  uns 
jetzt  zunächst,  um  dann  zum  Scblnss  noch  einmal  in  einem  kritischen 
Rückblick  auf  den  steuerpolitischen  Werth  der  Registrirungsabgaben 
zurück  zu  kommen  (§.  225). 

S.  bc8.  Vigucb,  I,  333  ff. 
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§.  216.  4.  Das  System  und  die  leitenden  Principien 
der  Einregistrirnng  und  des  Abgabewesens  dabei. 

a)  Grundsätze.  Der  allgemeine  Grundsatz,  welcher  die 
Regel  aufstellt,  ist,  dass  alle  der  Kegistrirung  unter- 
worfenen Urkunden,  Rechtsgeschäfte  und  Handände- 
rnngen  (mutations)  auch  abgabepflichtig  sind.  Theils  zu  diesem 
Zwecke,  theils  oder  zugleich  schon  aus  rechtstechnischen  Gründen 
ist  die  —  directe  oder  indirecte  —  Registrirungspflicht  weit 
ausgedehnt.  Sie  tritt  präsumtiv  überall  ein,  wo  es  sich  um 
Urkunde,  Rechtsgeschäft,  Handänderung  handelt  und  wo  das  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  von  der  Registrirung  absieht  oder  wo  aus  der  Aus- 
lassung bei  denjenigen  speciclien  Fällen,  in  welchen  in  Ermangelung 
von  Urkunden  „Erklärungen"  verlangt  werden  (s.  u.),  das 
Fehlen  der  Registrirungspflicht  —  wenigstens  bis  auf  Bezugnahme 
vor  Gerichten  u.  s.  w.  —  implicite  folgt,  endlich,  wo  aus  gewissen 
concladenten  Thatsachen  hervorgeht,  dass  eine  Uebertragung 
von  Eigenthum  oder  Nutzniessung  von  Grundstücken,  welche  gesetz- 
widrig nicht  registrirt  worden  ist,  stattgefunden  haben  muss. 

S.  für  letzteren  Punct  Gesetz  vom  P'riin.  VII.,  Art.  12,  13,  z.  B.  Eintragun«^ 
dnes  neaeo  Eigenthilmerä  in  die  Grundsteuorrollc,  Zahlung  von  Steuern  durch  ihn, 
EiDgehong  ?on  Mieth-  und  Pachtverträgen.  Hock,  S.  184  gencralisirt  daher  zu 
sehr,  wenn  er  sagt:  „dem  Princip  nach  wird  das  abgeschlusäcuc  Rechtsgeschäft,  nicht 
die  darüber  aufgenommene  Urkunde  besteuert'*.     S.  unten. 

Nar  in  beschränktem  Maasse  bestehen  Ausnahmen.  Einmal  von  der 
Begistrirongspflicht  selbst,  so  u.  A.,  ausser  für  Urkunden  der  Regierung,  der 
&ffendichen  Verwaltungen  (wo  aber  Verkäufe  und  gewisse  Verträge  wieder  zu  regi- 
striren  sind),  fiir  Steuerquittungen,  für  Eintragungen  und  Uebertragungen  unter 
lästigem  Titel  (also  u.  A.  nicht  im  Erbgang  i  im  grossen  Staatsschuldbuch.  Ferner 
werden  eine  Anzahl  Urkunden  zwar  registrirt,  aber  unentgeltlich  (z.  B.  für  die 
Heirath  ,^rmer*')-  Endlich  werden  manche  Urkunden  zwar  registrirt,  aber  die  Ab- 
gabe einstweilen  nur  ins  Debet  geschrieben,  wo  es  dann  von  den  Imständen 
abhangt,  ob  später  eine  Beitreibung  erfolgt.  (S.  Vignes,  I,  .'{65—308,  wo  die  Gc- 
setzessteUen,  Block,  dict.  Art.  Enregistr.,  No.  110—119.) 

Registrirungspflichtig  und  abgabepflichtig  sind  danach 
in  der  Regel  alle  gerichtliche  und  aussergerichtliche, 
notarielle  Urkunden,  ferner  auch  solche  private  (unter 
Privatunterschrift),  welche  unter  Lebenden  wie  im  Sterbefall  Eigen- 
thum und  Nutzniessung  an  unbeweglichen  Gütern  übertragen, 
Miethe  und  Pacht,  Unterpacht,  Cession  von  Pacht  u.  dgl.  m.  bei 
diesen  Gütern  betreffen;  endlich  auch  solche  andere  Privat- 
urkunden,  von  welchen  vor  Gericht  oder  Behörden 
Gebrauch  gemacht  wird  (S.  514).  Hier  wird  also  nicht  das 
Rechtsgeschäfl  schon  als  solches,  sondern  nur  das  schriftlich 
beurkundete  zur  Eintragung  und  Abgabeentrichtung  verpflichtet, 


520       6.  B.   2.  K.   Steuerrecht.    1.  H.-A.   2.  A.   Frankreich.   §.  216,  217. 

aber  nicht  die  Scbriftlichkeit  unbedingt  verlangt  und  etwa 
zur  Voraussetzung  der  Rechtsgiltigkeit  gemacht. 

Dazu  treten  jedoch  Fälle,  wo  ein  Rechtsgeschäft  als  solches, 
bezw.  eine  Handänderung  (mutation)  a  1  s  s o  1  c h e  der  doppelten 
Verpflichtung  unterliegt  und  daher,  bei  fehlenden  Urkunden  (also 
u.  A.  regelmässig  bei  Intestaterbfolge,  bei  vielen  Schenkungen)  inner- 
halb bestimmter  Fristen  unter  Strafandrohung  abzugebende  Er- 
klärungen zur  Erflillung  dieser  Verpflichtungen  vorgeschrieben 
sind.  Dahin  gehört  jede  Uebertragung  des  Eigenthums  oder  der 
Nutzniessung  unbeweglichen  Guts  unter  Lebenden,  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Guts  im  Sterbefall  (beides  schon 
nach  Gesetz  von  1801),  ferner  jetzt  auch  jede  Uebertragung  der 
Nutzung  unbeweglichen  Guts  (also  alle  Pachten  und  Miethen, 
mit  Ausnahme  mUndlicher  Vermiethungen  auf  höchstens  3  Jahre 
und  für  höchstens  100  Frcs.  jährlich)  und  jede  Uebertragung  zu 
Eigenthum  unter  lästigem  Titel  von  Handelsfonds  u.  dgl. 
(fonds  de  commerce  ou  de  client^les). 

Beides  letztere  der  Dcciarationsp flicht  uuterworfen  durch  Gesetz  vom 
23.  März  1871,  Art.  II  (s.  Dejean,  p.  13  If. ,  mit  den  Noten),  bezw.  Gesetz  vom 
2S.  Februar  1S71 ,  Ait.  7  u.  S  (eb.  p.  147);  die  beiden  alteren  Vorschriften  schon 
im  Gesetz  vom  27.  Vent.  IX.,  Art.  4,  in  Verbindung  mit  22.  Krim.,  Art.  12,  22,  24,  38. 

Vignes  (l,  337  ff.)  leitet  zwei  „allgemeine  Kegeln"  fttr  die  Abgabe- 
pflichti«^kcit  ab:  1.  es  bedarf  einer  Urkunde  (acte),  ausgenommen  in  den  Füllen, 
wo  zum  Ersatz  jene,,  Erklärungen'*  verlangt  worden;  2.  die  Urkunden  müssen  dem 
Kegisteramt  vorgelegt  werden,  ausgenommen,  wenn  nicht  schon  die  Geschäfte  (Um- 
sätze) als  solche,  auf  Grund  jener  „Erklärungen"  register-  und  steuerpflichtig  sind. 
Daher  sind  Besitzveränderungen  beweglicher  Guter  unter  Lebenden  im  Allge- 
meinen nur  bei  Beurkundung  pflichtig  und  diese  Beurkundung  ist  nicht  obligatorisch, 
so,  dass  davon  etwa  die  Kechtsgiltigkeit  des  Geschäfts  abhinge,  weshalb  sich  die 
meisten  letzteren  der  Strafe  entziehen  (gegen  den  Wortlaut  des  ursprunglichen 
Gesetzes). 

§.  217.  b)  Die  Abgabearten.  Die  Registerabgaben  zer- 
fallen nach  der  ursprünglichen  Gesetzgebung  (Jahr  VII)  in  zwei 
Arten;  durch  ein  neueres  Gesetz  (28.  Februar  1872)  ist  noch  eine 
an  die  erste  Classe  der  bestehenden  sich  anlehnende  und  sie  in 
gewissen  Fällen  verändernde  dritte  Art  hinzu  getreten.  Diebeiden 
alten  Arten  sind  die  sogen,  festen  Abgaben  (droits  fixes)  und 
die  sog.  proportionalen  oder  verhältnissmässigen  Abgaben 
(droits  proportionnels),  die  neue  Classe  ist  die  der  abgestuften 
festen  Abgaben  (droits  fixes  gradues).  Die  Anwendung  jeder 
der  drei  Arten  richtet  sich  nach  der  Art  der  Urkunden,  Rechts- 
geschäfte, Handänderungen  (mutatious). 

a)  Nach  den  grundlegenden  Normen  des  Art.  3  des  Gesetzes 
vom  22.  Frim.  VII.  und  dem  damit  in  Verbindung  stehenden  Tarif 
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(Art.  68)  nnterliegen  der  festen  Abgabe  diejenigen  „bürger- 
lieben ,  geriehtlichen  und  aussergerichtlichen  Urkunden ,  welche 
weder  eine  Sehuldver bindliehkeit  (Obligation),  noch  eine 
Schuldbefreiung  (libc^ration),  noch  Vertbeilung  unter 
Gläubigern  (coUocation)  oder  Liquidation  von  Geld-  und  Werth- 
beträgen,  noch  eine  Uebertragung  von  Eigentbum,  Nutz- 
niessung  oderGenuss  an  beweglichem  oder  unbeweglichem  Gut 
enthalten*'.  Hiernach  kann  man  wohl  mit  Vignes  sagen:  die 
feste  Abgabe  tritt  bei  Urkunden  mit  bloss  darlegendem 
oder  erklärendem  Inhalte  (actes  d^elaratifs)  ein.  Der  Tarif 
classificirt  diese  Urkunden  dann  und  unterwirft  sie  ver- 
schiedenen festen  Sätzen,  welche  gegenwärtig  im  Principal  von 
^4  bis  150  Frcs.  gehen.  Das  Missliche  möchte  dabei  nur  sein, 
dass  die  feste  Abgabe  in  zahlreichen  Fällen,  wie  gewisse  Rechts- 
und Verwaltungsgebühren  auch  sonst,  in  ein  ungünstiges  VerhäUniss 
zur  Steaerfahigkeit  der  Betroffenen,  zu  deren  Einkommen  und 
Vermögen  tritt,  leicht  nach  Unten  zu  härter,  einigermaassen 
„umgekehrt  progressiv"  wirkt. 

In  der  Uebersotzung  des  Art.  3  bin  ich  Jacob  gefolgt.  Ganz  unzweideutig  ist 
tüch  das  Original  nicht.  Der  Tarif  triö't  gewöhnliche  burgeriichc  und  Verwaltungs- 
l'rkundea  mit  1  V« — 22*/^  Frcs.,  gerichtliche  mit  iVi — 150.  aussorgerichtlichc  mit 
*'\ — 37 Vi  Frcs.,  Urkunden  des  Civilstands  mit  3 — 150  Frcs.  Das  Einzelne  im  Tarif 
§.  6*$,  bei  Jacob,  S.  58  ff",  (mit  den  Abänderungen  des  Gesetzes  vom  Krim.  VII.). 
Die  ,jfe6te  Abgabe**  gleicht  hiernach  doch  sehr  dem  Stempel  und  in  vielen  Fallen 
würde  es  einfacher  erscheinen,  die  betretfonde  Urkunde  nur  für  st  cm  pelpf  lichtig 
ZQ  erklären  (was  sie  ausserdem  noch  sein  kann  und  rcgeluiässig:  ist\  Die  Kegistrirung 
ist  nur  ein  gutes  Controlmittel  der  Steuererhebung. 

Bloss  ein  kleiner  Theil,  r.a.  ^^^^^  ^^^'^  Ertrags  des  eigentlichen  Enrcgistrcmcnt 
fallt  auf  die  feste  Abgabe.     Es  war  in  IS^O  (Bull.  XXII,  150). 

Zahl  Stück.        Ertrag  Mill.  Frcs.       Abg.  p.  Stück. 

(mit  Decimen) 
BargerL   u.  administrative  Urkunden       2,8"S,5t)4  9,541  ca.     4     Frcs 

Gerichtliche  Urkunden 2,167,b00  9,96b  ,.      4.6     „ 

Aussergerichtliche  Urkunden   .     .     .       6,554,169  17,474  .,      2.7     „ 

arilstands- Urkunden S,92S  199  ,.    22.3     „ 

Zusammen 11,109,467  37,231  „      3.3     „ 

Ertrag  incL  49,000  Frcs.  nach  alteren  Tarifen.  G<.'sammtertrag  des  Enregistrement 
465.34  Mill.  Frcs.  —  Aber  welche  Verwaltungsarbeit  und  welche  Belästigung  des 
Pablicams  durch  diese  .Kegistrirung  von  über  1 1  Mill.  Urkunden ,  ohne  sehr  erheb- 
lichen finanziellen  Effect  und  doch  nur  mit  bescliränkterer  Stutzung  durch  die  Gründe, 
welche  die  Proportionalabgabe  steuerpolitisch  rechtfertigen.  So  ist  diese  „feste  Ab- 
gabe^* auch  stcuertechnisch  mehr  als  die  andere  zu  bemängeln. 

ß)  Die  1872  neu  eingeführte  Classe  der  abgestuften  festen 
Abgabe  hat  Grundsätze  der  gewöhnlichen  festen  und  der  Proportional- 
abgäbe  in  Verbindung  gebracht.  Sie  stuft  nämlich,  so  der 
niathmaasslicben  »Steuerfähigkeit  der  Betroffenen  sich  mehr  an- 
passend^ als  die  feste  Abgabe,  für  bestimmte,  im  Gesetz  ge- 
nannte   Urkunden    die   Abgabe    nach    grossen    Stufen 
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der  Werth betrage,  auf  welche  sich  die  Urkanden  —  ohne 
zur  Proportionalabgabe  Anlass  zu  geben  —  beziehen,  selbst 
wieder  ab.  Wohl  ein  an  sich  richtiger  Fortschritt  gegenüber 
der  reinen  festen  Abgabe,  wobei  freilich  Auswahl  der  Urkanden 
und  Höhe  und  Abstufung  der  Abgabesätze  wieder  ziemlich  will- 
klthrlich  bestimmt  wurden  und  werden  mussten. 

S.  das  Gesetz  vom  2S.  Februar  1S72  bei  Dejean.  p.  13'.)  Ü.  mit  Noten.  Die 
•lieser  abgestuften  festen  Abgabe  unterworfenen  Urkunden  betreffen:  Bildung  und 
Verlängerung  von  Gesellschaften  (^fur  den  Betrag  der  Zabringungen ,  Apports, 
nach  Abzug  der  Schulden,  wo  ohnehin  die  Unterstellung  unter  die  feste  Abgabe, 
statt  unter  die  proportionale,  von  zweifelhafter  Berechtigung  und  insofern  eine  Ver- 
günstigung ist);  Urkunden  über  Handänderung.jeder  Art  i^auch  Nutzniessung,  Genuss) 
an  unbeweglichem  Gut  im  Ausland  oder  den  Colonien  unter  Lebenden,  wenn 
diese  Urkunden  Rechtswirkuug  innerhalb  Frankreichs  erlangen;  dgl.  über  Verkauf 
havarirter  Schiffe;  Ueirathsverträge  (nach  dem  reinen  Betrage  der  persönlichen 
Zubringungen  der  künftigen  Gatten);  Theilungen  unter  Miteigenthümern  (auch  Mit- 
erben) unter  Schuldabzug  (in  letzterem  Puncto  richtig  abweichend  von  der  Pro- 
portionalabgabe, wo  diese  als  Erbschaftssteuer  fungirt);  Auslieferung  von  Legaten; 
Zustimmung  zur  Auf  hebung  von  Beschlagnahmen  von  Hypotheken ;  Fristverlängerungen 
von  Schulden:  Zuschläge  für  Bauten,  Lieferungen  u.  s.  w.  seitens  des  Staatsschatzes 
und  Cautionsstelluug  dafür;  Ausgabe  neuer  Titel  für  acuten  u.  dgl,  wo  die  Schuld 
begründenden  Urkunden  registrirt  sind;  im  Ganzen  10  Arten  von  Urkunden.  Der 
Tarif  ist:  5  Frcs.  für  Summen  von  5000  Frcs.  in  den  Urkunden,  10  i^rcs.  für  solche 
von  5—10,000  Frcs.,  20  Frcs.  für  10—20,000  Frcs.  und  weiter  20  Frcs.  für  jede 
volleji  oder  angefangenen  20,000  Frcs.  Also  1  Promille.  Der  Ertrag  war  18S6  für 
429,928  Urkunden  lO.r.o  MiU.  Frcs.,  p.  Stück  ca.  25  l^>cs.  (davon  94,884  „Theilungen*^ 
mit  4.136,  105,5«5  Hcirathscontracte  mit  2.186,  p.  Stück  ca.  20  Frcs.,  Bull.  XXII, 
151).  Im  Ganzen  noch  nicht  ein  Drittel  des  Ertrags  der  festen  Abgabe  und  nur 
ca.  273%  ^^  Ertrags  des  ganzen  Enregistrement ,  von  dem  daher  die  feste  und  die 
abgestufte  feste  Abgabe  nur  etwas  über  10"/©  einbringen. 

§.  218.  y)  Die  Proportionalabgaben,  die  dritte  Art  der 
Kegistrirungsabgaben ,  sind  mithin  das  eigentliche  Finanz- 
objeet  in  der  Einregistrirung.  Sie  liegen  nach  dem  maassgebenden 
Art.  4  des  Gesetzes  vom  22.  Frim.  VII.,  was  dann  in  dem  Tarif- 
artikel 69  specialisirt  wird,  auf  „Schuldverpflichtungen 
(obligations),  Schuldbefreiungen  (liberations),  Verurtheilungen, 
Vertheilungen  unter  Gläubigern  (coUocations)  und  Festsetzung  von 
Geld-  und  Werthbeträgen  (liquidation  de  sommes  et  valeurs)  und 
auf  jeder  Uebertragung  von  Eigenthum,  Nutzniessung 
oder  Genuss  beweglichen  oder  unbeweglichen  Guts"  und 
zwar  werden  sie  „nach  den  Werth en  aufgelegt".  Daher,  wiederum 
mit  Vignes:  die  Proportionalabgaben  treffen  Urkunden  und 
Thatsachen,  durch  welche  Rechte  oder  Eigenthum  zu- 
crtheilt  werden  (actes  au  faits  attributifs).  Der  Tarif  classificirt 
dann  die  verschiedenen  steuerpflichtigen  Fälle  und  belegt  sie  mit 
bestimmten  Werthprocenten,  welche  ursprünglich  von  V4  bis 
&Vo  güagen,  aber  mancherlei  Veränderungen  erfahren  haben.    Als 
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procentweise  Abgabe  ist  die  Proportionalabgabe  den  oben 
erwähnten  Bedenken  der  „festen"  Abgabe,  sieh  nicht  der  Steuer- 
fähigkeit der  Betroffenen  anzupassen,  nicht  ausgesetzt.  Sie  ent- 
spricht vielmehr  nach  ihrem  Steuerfuss  —  freilich  darum  noch 
nicht  an  und  flir  sich  und  ihrer  ganzen  Natur  und  Wirkung  nach  — 
dem  leitenden  Gedanken  der  „staatsbllrgerlichen  Besteuerung",  der 
„Proportionalbesteuerung"  (Fin.  II,  §.  396  ff.).  Da  fast  90^ ^  des 
Ertrags  des  Enregistrement  auf  diese  Abgabe  fallen,  so  ist  das 
auch  für  die  principielle  stenerpolitiscbe  Gesammtbeurtheilung 
dieses  ganzen  „Verkehrssteuersystems"  zu  beachten.  Allein  gerade 
hier  zeigt  sich  freilich  auch  einmal  deutlich,  dass  auch  die  „Pro- 
portionalbesteuerung", welche  kleine  und  grosse  Umsätze  u.  s.  w. 
mit  gleichem  Steuerprocent  belegt,  immer  noch  nach  Unten  zu 
schwerer  drückt,  wie  ja  die  „gleichquotige"  Einkommensteuer  im 
Grande  ebenfalls. 

Nach  einer  sachlichen  Classification  des  Tarifs,  welcher  sich  auch 
die  Ertimgsstatistik  der  Registerverwaltung  anschliesst,  werden,  meistens  mit  einer  An- 
zahl Specialnibriken ,  die  wieder  verschiedene  Steuersätze  haben,  folgende  Haupt- 
arten  ?on  Fillen  gegenwärtig  mit  den  angegebenen  Principalsätzen  getroffen,  zu 
welchen  letzteren  dann  seit  1873  noch  die  2V2  Decimen  oder  25°/o  Zuschläge 
für  die  Staatscasse  hinzutreten.  Statistische  Daten  für  ISSC  (Bull.  XXII,  144  ff.) 
werden  hier  beigefOgt,  sie  lassen  die  finanzielle  Bedeutung  der  einzelnen  Kategorien 
am  Besten  hervortreten. 


Hestduerter 

Ertrag 

Dnrch- 

Tarifsatz 

Anzahl  der 

Werth 

MilLFrcs. 

schnittB- 

(Principal). 

Fälle. 

Mill.Frcs. 

(mit 
Decimen). 

belast.(m. 
Dec.)  V 

L  Oebertragungon  unter 

Lebenden,m.  lästigem 

TiteL 

A.  Von  beweglich.  Gut 

(Verkäufe  u.  dgl.)   . 

2,(auchl,u.V.^ 
u.  a.  m.) 

513,928 

918.06 

18.52 

201 

B.  Von  nnbewegl.   Gut 

(Verkäufe  u.  dgl.)    . 

5.5(auch4,3.5, 
2.  1,  0.2) 

923,368 

2,104.41 

139.04 

6.61 

Zusammen  I.      .     .    . 

1,437,296 

3,022.49 

157.56 

5.21 

n.  Verschied.Urkunden, 

Verträge  n.  s.  w.  unter 

Lebenden. 

A.  Pacht,Miethe,antichret. 

Verträge 

0.2  (auch  2,  4) 

2,913,646 

2,915.44 

7.74 

0.26 

B.  Zuschläge  an  Mindest- 

fordemde,  Vergebungen 

Ton  Arbeiten  u.  s.  w. 

1 

77,186 

292.50 

3.66 

1.25 

C.  Schuldverschreibungen 

1  (aucbV2i^,u. 
feste  Sätze) 

2,222,910 

2,152.77 

32.08 

1.49 

D.  Schnldbefreiungen  .    . 

0.50 

486,566 

1,132.44 

7.10 

0.63 

E.  Vemrtheil. ,     Vertheil. 

unter  Gläubigern  etc. 

0.50   (auch  2) 

243.986 

572.87 

4.16 

0.73 

F.  Oantionen  u.  dgl.    .     . 

0.50  (auch 
0  25,  0.1 1 

78,174 

210.97 

1.08 

0.51 

Zusammen  II.     .    .     . 

6,022,468 

7,276.99 

55.82 

0.77 

Summe  I  und  II    .    . 

7,459,764 

10,299.48 

213.38 

2.07^ 
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III.  Schcnkangcn  (unent- 
geltliche üebertragiiiigcn 
unter  Lebenden). 

A.  In  directer  Linie    .     . 

B.  Unter  (iatten       .     .     . 

C.  In  der  Seitenlinie   .     . 

D.  Unter  Nichtverwandten 
Zusammen  III  (incl. 
ältere  Fälle)  .... 

Dieselben  Fälle: 

Bewegliches  Gut  (incl. 
Werthpapiere)     .     . 

Unbewegliches  (iut 
Dieselben  Fälle: 

In  Heirathsverträgen  . 

Ausserdem     .... 

IV.  Erbschaften  (Han<l- 
ändcrungcn  durch  Sterbe- 
fall). 

A.  In  directer  Linie    .     . 

B.  Unter  Gatten      .     .     . 

C.  In  Seitenlinie     .     .     . 

D.  Unter  Nichtverwandten 
Zusammen  IV  (incl. 
ältere  Fälle)  .... 

Dieselben  Fälle: 

Bewegliches  Gut  (incl. 
Werthpapiere)     .     . 
Unbeweg^liclies  Gut 
lll  u.  IV  zusammen   . 

Sa.  der  Proportional- 
absaben    


Erläuterungen 
Tabelle. 


und 


BoRteaert^r      Ertrag 

Durrh- 

Tailf^aU 

Anzahl  der 

Werth        Will  Fro«. 

srhnitt"- 

(Principal;. 

Fälle. 

Mill.  Frrs.         (mit 

b<'la!<t.  in. 

Docini^n;. 

Der..  "^ 

fl  a.L25(2.5U)\ 
n.5u.  -2.75  v4)| 

152,240 

954.6s 

IS.  13      1.90 

/  1.5  u.  3,  3  ( 
\       u.  4  5        f 

7^5 

4.25 

0.0S2   1.93 

|4.5u.  6.50,5  u.l 
\  7,  5.5  u.  S  / 

S.280 

35.41 

2.69     7.60 

0  u.  9 

5,2110 

24.06 

2.54   10.55 

166,596       1,01S.40       23.44     2.30 


98,745 
67.S50 

97,640 
6S,955 


591.46 
426.94 

552.46 
465.94 


11.49 
11.94 

10.76 
12.6S 


1.94 

2.S0 

1.97 
2.72 


1 

539,478 

3,583.24 

44.79 

1.25 

3 

166.735 

520.71 

19.53 

3.62 

6.5,  7,  8 

190,182 

1,045.27 

88.66 

8.49 

9 

38^,167 

220,02 

21.75 

11.28 

934,568       5,369.24     176.73     3.29 


524,832 

409,730 

1,101,164 


2,616.30 
2,752  88 
6,387.64 


93.90 

S2.S2 

200.17 


3.59 
3.01 
3.13 


8.560,928     16,687.12     413.55     2.48 
Ausführungen    zu     dieser    Tarifübersicht    und 


Zu  I.  A.  Der  wichtigste  hierher  gehörige  Fall  betrifU  Urkunden  über  Ver- 
käufe bewej; lieber  Sachen  (wozu  im  Princip  auch  Fonds,  Effecten,  Werth- 
papiere gehören),  mit  dem  Principalsteuersatz  von  2"/o'  Fast  die  Hälfte  des  Steuer- 
ertrags von  I.  A  kommt  auf  diese  Fälle  (1886  S.64  Mill.  Frcs ,  bei  345.55  Mill.  Frcs. 
besteuertem  Werth).  An  sich  natürlich  sehr  wenig,  da  der  bei  Weitem  grösste 
Theil  des  betreffenden  Umsatzes  sich  der  Steuer  entzieht,  weil  er  nicht 
beurkundet  werden  muss  und  auch  wobl  im  Falle  der  Beurkundung  nicht  immer 
versteuert  wird.  Eine  Ergänzung  bildet  in  Betreff  gewisser  Effecten  die  „Trans- 
missions"-(U  msatz-)steuer  von  1857  (rf.  u.  §.  220).  Sonst  kommt  hier  das  oben 
Gesagte  (S.  520)  in  Betracht,  dass  schriftliche  Beurkundung  nicht  erforderlich,  nicht 
das  Rechtsgeschäft  als  solches,  sondern  nur  die  Urkunde  steuerpflichtig  ist  und  nicht, 
wie  in  anderen  Fällen,  wo  Urkunden  fehlen,  Declarationen  verlangt  werden.  Man 
könnte  das  eine  Lücke  im  Gesetz  nennen  und  gegentlber  der  allgemeinen  Fassung 
des  Art.  4  des  (iesetzes  vom  Frimaire  ist  es  auch  eine  solche.  Doch  hat  man  wohl 
von  vornherein  nicht  den  ganzen  Verkehr  und  Umsatz  in  beweglichen  Gütern  —  also 
die  Masse  der  „Baarge^chäfte" !  —  register-  und  steuerpflichtig  machen  wollen  und 
wenn  man  es  gewollt  hätte,  es  nicht  können.  Aber  Ireilich  wird  so  von  vorn- 
herein der  Verkehr  in  Mobilien  viel  weniger  getroffen  als  der  in 
Immobilien,  was  für  die  Beurthcilung  des  ganzen  Systems  zu  beachten  bleibt. 
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Der  Steuersatz  von  2Vo  gi^t  ferner  für  Verkäufe  \ron  fonds  de  commerce 
et  de  dient t^l CS,  worauf  fast  V4  <^es  Ertrags  von  I.  A  kommen  (JSSü  4.33  Mill.  Frcs. 
bei  17,H.08  Mill.  Werth);  dann  für  Versteigerungen,  Herauszalilungen  von 
trben  an  Miterben  (soultes  de  partage)  und  Vertheilungen  von  beweglichem  Gut 
(Code  civil,  Art.  1075  u.  1076);  weiter  für  Errichtung,  ('ession,  Delegation 
von  Renten  oder  Pensionen  (Ertrag  393,000  Fns.  für  15.72  Mill.  Frcs.  Werth 
in  IbSO). 

1*/«  (früher  V^)  im  Principal  zahlen  namentlich  Cessioncn  und  Dele- 
gationen von  Schuldforderu  np:en  auf  Zeil  (criances  a  terme),  im  Ertrage  die 
'irittwichtigste  Uubrik  von  I,  A  (1^80  2.01   Mill.  Frcs.  für  2UJK09  Mill.  Frcs.  Werth). 

^i^io  öffentliche  Verkäufe  neuer  Waarcn  und  Verkäufe  von  be- 
weglichen Gütern  und  Waaren  in  Concursen  (0.5S  Mill.  Frcs.  Ertrag  für 
'.»2.25  Mill.  Werth  in  18S6);  desgleichen  von  Interessen  an  th  eilen  in  Gesell- 
schaften  (andere  als  Actien,  0.20  Mill.  Ertrag  für  32.39  Mill.  Werth  in  1SS6). 

Auch  andere  Sätze  kommen  unter  I,  A  noch  vor,  u.  A.  0.1  °'„  für  öffentliche 
Kn -gros- Waarcn  verkaufe  (Auctionen,  für  15.70  Mill.  Frcs.  Werth,  in  ISSG 
57.000  Frr^.  Ertrag). 

Zu  I.  B.  Den  Ilauptposten  bilden  hier  die  «rewöhnlichen  Verkäufe  von 
Immobilien  (Gntndstücken,  fläuseni)  mit  cK^m  ungemein  hohen  Steuersatz  von  5.5  **/(, 
(mit  /nschlag  C.*j75\  übrigens  einschliesslich  des  1  Y^Vo igtjn  Transscriptionssatzes 
von  den  Hypothekengebühren,  der  seit  ISIO  gleich  mit  der  eigentlich  4%  Kegister- 
abgalwj  erhoben  wird  (s.  u.  §.  219).  Also  1—2  Jahreserträge!  90%  des  Ertrags 
von  I.  B,  an  60%  des  von  lästigen  Rechtsgeschäften,  über  '/,  des  ganzen  Enregistrements- 
erttags  fallen  auf  diese  Rubrik  (1886  120.:i2  Mill.  Frcs.  Ertrag  von  139.04  von  I.  B, 
hei  einem  Umsatz  von  1S37.4  Mill.  Frcs).  Da  hi(;r  eben  Beurkundung  oder  in 
deren  Ermangelung  Erklärung  und  Ei nregistrirung  obligatorisch  sind,  ferner, 
Eigenthumsübcrgang  sich  hier  nicht  leicht  verbergen  lässt,  sondern  in  concludenten 
Tliatsachen  hervortritt  —  woraus  dann  die  Kegistrirungspflicht  fol«!:t,  s.  0.  S.  519  — 
so  fallt  dieser  Hanptvcrkehr  in  Immobilien  auch  thatsächlich  wohl  ganz  unter  die 
Einregistrirung  und  Steuer,  noch  neben  der  hohen  Gnindsteuer,  im  wesentlichen 
unterschied  vom  beweglichen  Vermögen.  Die  Controlmittel,  um  die  gesetzliche 
Verpflichtung  zur  onlentlichen  Erfüllung  zu  l)ringen,  und  das  rechtste<'hnische  Inter- 
esse der  Betheiligten  an  dieser  Erfrdlung  bewirken  bei  diesen  Geschäften  wohl 
ziemlich  sicher  und  vollständig  die  Einregistriruug.  und  Versteuerung  an  sich.  Nur 
iui  Puncte  der  Werthhöhen  mögen  Hinterzi<dinngen  trotz  aller  Cautelen  nicht  ganz 
zu  verhindern  sein.  —  Demselben  Steuersatz  unterliegt  der  Betrag  des  erlangten 
Mehrwerths  bei  Tausch  nicht  aneinanderstossender  Grundstücke  (Ertrag 
0  43  Mill.  Frcs.). 

4°/o  tragen  Versteigerungen  und  II  e  rauszahl  ungen  unter  Miterben 
und  MiteigcnthUmern  (('.  «iv. ,  Art.  1075,  1070),  (b^  zweite  Ertragsposten  von 
I.  B  (ISS«  11.02  Mill.  für  220.31  Mill.  Werth);  ferner  Auflösung  von  Verkaufs- 
•  ootracten  durch  Urtheilsspruch. 

3'/^%  gewöhnliche  Tausche  (auf  «'iiicr  Seite.  ISSO  0.80  Mill.  Ertrag  i'ur 
1*5  39  Werth). 

2%  Verkäufe  von  Staatsdomänen. 

1%  der  Mehrwerth  bei  Tauschen  aneinanderstossender  Grundstücke. 

0.2%  der  Tausch  aneinanderstoss«;nder  (irundstücke,  insbesondere  in 
I^ndgemeinden  von  ländlichen  Grundstücken:  ein  so  massiger  Satz  im  agrar- 
p^^litischen  Interesse  solcher  Maa.ssregeln  (betroHener  Werth  in  ISSß  bei  23 IS  ge- 
wöhnlicher Tausche  2.99  Mill.  Frcs.,  speciell  in  derselben  od«;r  ifi  Narhbargemeinden 
«iT2S  Fälle  niit  7.92  Mill.  Werth,  sonstige  von  liindlichen  (irund-stücken  1021  mit 
2  02  Mill.). 

Auf  die  ganze  Kategorie  I  kommt  ra.  %  des  Ertrags  der  Proportionalaligabe 
des  Enrcg^strement  vom  Verkehr  zu  lüstiücm  Tit<'l  unter  Leben<len,  wovon  aber 
der  Immobiliarvcrkchr  an  SS";^,  der  Mobiliarver kehr  nur  etwas  tib.>r  12% 
tTä!5t.    Zq  letzterem  tritt  jedoch  noch  die  Effecte  n-Umsatzstc  uer  (§.  220). 

Zu  II.  A.  Der  normale  Hauptsatz  ist  hier  der  massige  von  0.2°',,  für  die 
gewöhnlichen  Pacht-  und  Mietliverträge  ül»er  Immobilien  von  begr«'nzter 
Ihaer,  sowohl  wenn  sie  schriftlirh  als  auch  wenn  sie  mündlich  abgeschlossen 
:ind  (Zahl  der  crsteren   in  lS8ö  700,065  für  20S7  Mill.  mit  5.22  Mill.  Stouerertrajf, 
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der  letzteren   2,170,695   für  803  Mill.  mit  2  Mill.  Ertrag,  wozn   dann   noch   andere 
nicht  spccificirte  kommen,  für  14.07  Mill.  Werth). 

Dagegen  zahlen  Urkunden  über  Pacht  und  Miethe  von  Immobilien  auf 
Lebenszeit  oder  unbegrenzte  Dauer  4  (1886  für  7.92  Mill.  Werth.  an 
400,000  Frcs.  Ertrag),  von  Mobil ien  in  letzterem  Fall  27o-  ebenfalls  27«  anti- 
chretische  (Nutzungspfand-) Verträge  tibcr  Immobilien  (18b6  161  für  2.08  MiU. 
Werth). 

Zu  II.  B.  Dem  Satz  von  l7o  unterliegen  die  genannten  Geschäfte  (adjudications 
au  rabais  et  march6s),  unter  Privaten  („autres  que  ceux  de  fournitures",  1SS6 
35,042  mit  8508  MiU.  Werth  und  1.07  Mill.  Ertrag)  und  von  Departements,  Ge- 
meinden, öffentlichen  Anstalten  (39,755  für  206.52  Mill.  Werth,  mit  2.58  Mill 
Ertrag).  Bei  den  erstercn  möchte  die  niedrige  Zahl  auf  Unvollständigkeit  der  Regi- 
strirung  hinweisen. 

Dem  festen  Satz  von  3  Frcs.  im  Principal  unterliegen  solche  als  Handels- 
urkunden geltenden  Verträge  (1886  nur  2389). 

Zu  II.  C.  Schuldverschreibungen  („obligations'').  Der  Hauptsatz  von  1 
(früher  Va^Vo  betriflt  die  gewöhnlichen  Schuld  vertrage,  (auch  Rechnungsabschlüsse, 
Geldhinterlegungen,  Anweisungen  u.  dgl.  m.),  worauf  auch  die  Hälfte  des  Ertrags 
der  Kategorie  fällt  (1SS6  16.22  Mill.  für  433,596  Fälle  mit  1297  Mill.  Werth;  muth- 
maasslich  vornehmlich  nur  Fälle,  wo  die  Einregistrirung  wegen  gerichtlicher  u.  s.  w. 
Producirung  der  Urkunden  erfolgen  muss). 

ViVo  Billets  ä  Ordre,  Warrants,  Wechsel  (protestirte),  auch  Frist- 
gcwähiungen,  Prolongationen  u.  dgl.  (atermoiements),  die  dritte  Rubrik  dieser  Kategorie 
dem  Ertrage  nach  (1886  1,777,175  für  605  Mill.  mit  3.78  Mill.  Ertrag);  femer 
Crediteröffnungen  und  Realisationen  (nur  4985  für  139.2  Mill.  mit  0.87  Mill. 
Ertrag). 

87o  vo"  d*ir  Prämie  Feuer  Versicherungsverträge  und  Policen  (2707  Fälle 
für  111.3  Mill.  mit  11.13  Mill.  Ertrag).  Diese  Abgabe  von  der  Feuervorsicherung 
und  eine  ähnliche  von  V2V0  von  der  Seeversicherung  (gleichfalls  von  den  Prämien, 
Principal,  wozu  bei  dieser  Versicherung  keine,  bei  der  8%  Feuerversicherung  dagegen 
die  25%  Zuschläge  treten)  —  nicht  von  anderen  Versicherungen  —  ist  erst  durch 
Gesetz  vom  23.  August  1871  Art.  6  zu  einer  unbedingten  geworden.  Früher  hing 
ihre  Zahlung  nur  von  der  bedingten  Registrinmg  ab.  Die  Veranlagung  und  Er- 
hebung beider  Versicherungssteuern  ist  auch  etwas  anders  eingerichtet,  nicht  unmittelbar 
an  die  Registrirung  geknüpft  (s.  Vignes,  I,  411).  In  der  Statistik  winl  die 
Feuerversicherungsabgabe  bei  den  „Obligationen**,  die  Seeversicherung  apart  auf- 
geführt (1886  für  45.53  Mill.  Ertrag  0.228). 

Ausserdem  sind  mit  verschiedenen  Sätzen  andere  Verträge  belegt,  und  einige 
tragen  feste  Sätze  (Urkunden  über  Waarendcpots  und  Konsignationen,  3  Frcs.,  Lehr- 
verträge. 1  '/^  Frcs.  bloss  194!).  — 

Die  wirklichen  (leschäfte  und  Verträge  dieser  Art  müssen  viel  zahl-  und  umfang- 
reicher sein.  Das  Princip  der  Registrirung  behufs  Processen  u.  dgl.  wirkt  eben  nicht 
ausreichend.     Das  Gleiche  gilt  von  den  folgenden  Kategorien. 

Zu  IL  D.  Schuld  befrei ungen.  Registrirte  Quittungen  über  Geldsummen. 
Werthe  u.  s.  w.  V//o.  (1886  4S4,95i3  über  li32.3  Mill.  Frcs.  mit  7.07  Mill.  Ertrag). 
Ausserdem  20%  <icr  von  der  betreuenden  Behörde  erhobenen  Siegel gebühren- 
sätze  für  Adelstitel  u.  a.  m.  (Ertrag  35,000  Frcs,  s.  Jacob.  S.   181). 

Zu  II.  E.  V  er  urt  heil  ungen  u.  s.  w.  Richterliche  Urtheilc  (bei  allen  in 
Betracht  kommenden  Gerichtshöfen),  welche  Verurtheilungen ,  Vertheilungen  unter 
Gläubigern,  Festsetzung  streitiger  Beträge  von  Geldsummen  und  beweglichen  Werthen 
enthalten,  unterliegen  der  Abgabe  von  VaVo»  ebenso  gerichtliche  und  freundschaft- 
liche Protokolle  über  Vertheilung  unter  Gläubigern  (1886  190,858  Fälle  mit  368.06  Mill. 
Werth  und  2.30  Mill.  Frcs.  Ertrag,  bezw.  16,049  für  187.3  uild  1.17  Mill.). 

2%  tragen  dagegen  Urthcile  über  Schadenersatz  (1886  37,079  Fälle  über 
27.52  Mill.  Frcs.,  mit  0.69  Mill.  Ertrag). 

Zu  II.  F.  Cautionen  (Verbürgungen  »über  Geldsummen,  bewegliche  Gegen- 
stände, Sicherheitsleistungen  mit  diesen  u.  dgl.  m.)  tragen  ebenfalls  7^%  (gewöhnl. 
Bürgschaften  1886  54,685  für  163  Mill.  Frcs.  mit  1.02  Mill.  Ertrag);  %7o  gewisse 
Cautionen  staaü.  Rechnungsleger;  VioVo  Pacht-  und  Miethcautionen  (18S6  23,366  für 
46.97  Mill.  Frcs.). 
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Die  ODgeflUire  Durchschnittäbclastung  der  eüizelnen  Ilaiiptarten  von  1>eurkundeten 
und  sonst  registrirangspfÜchügen  Keclitsifeschiiften  ergiobt  «lie  letzte  Verticalspalte 
der  L'eberaicht.  Die  UDgemoin  viel  höhere  Belastung  des  I  in  in  o  biliar  Verkehrs 
springt  in  die  Augen.  Die  für  französische  Verhältnisse  auffallend  massige  Belastung- 
der  Pacht-  und  Miethgeschäftc  gewährt  nur  guui  kleine  Compensation ,  namentlich 
wenn  man  aasserdem  die  directe  Besteuerung  berücksichtigt. 

Zu  III.  Schenkungen  f.transmissions  entre  vifs;  ä  titre  gratuit).  Die  Hegister- 
abgaben  dafür  (,,Schenkungs8teuern")  sind  wesentlich  eine  (übrigens  nicht  unbe- 
denkliche, §.  242^  Ergänzung  der  Abgaben  für  Erbschaften.  Daher  bestehen  auch 
wie  bei  letzteren  für  die  Steuersätze  Abstufungen  nach  der  persönlichen  Be- 
ziehung, bezw.  dem  Verwandtschaftsgrad  von  Schenkt  r  und  Beschenktem.  Es 
wenien  fUr  die  Steuersätze  4  Kategorien  von  Personen  unterschieden,  directe  Linie, 
Ehegatten,  Seitenlinie  und  Nichtverwandte:  in  der  Seitenlinie  drei 
weitere  Rubriken,  die  erste  Brüder  und  Schwestern,  Onkel  und  Tanten,  Neffen 
und  Nichten,  die  zweite  (jrossonkel,  (irosstanten ,  (irossneö'en ,  (irossnichten ,  (ie- 
schwisterkindor ,  die  dritt«?  Verwandte  über  den  vierten  (irad  hinaus  und  bis  zum 
zwölften  Grade  umfassend.  Mit  der  Entfernun^r  der  Vi^rwandtschaft  steigen  in 
üblicher  Weise  die  Steuersätze  für  die  Schenkungen,  wie  fUr  die  Erbschaften.  Ausser- 
dem wird  bei  jeder  dieser  Rubriken  und  Kategorien  unterschieden,  ob  die  Schenkung 
im  Heirathsvertrage  oder  ausserhalb  eines  solchen  erfolgt.  Im  ersteren  Falle  sind 
die  Sätze  im  Allgemeinen  erheblich  niedriger.  Bei  der  directen  Linie  wild  noch 
weiter  unterschieden,  ob  die  Schenkung  ausserhalb  des  Heirathsvertrags  ohne  oder 
mit  Bestimmung  Über  VermOgcnstheilung  (partage^  erfolgt  (Art.  1075  und  1076  des 
Code  ci?il),  wo  im  letzteren  Falle  die  Sätze  wieder  niedriger  sind.  Endlich  werden 
bei  allen  Kategorien  und  Rubrikvn  gewöhnliches  bew«- glich  es  Out,  französische 
und  ausländische  Staatspapiere,  desgl.  bewegliche  Werthe  (Actien.  Obligationen, 
Gesellscbaftsanleihcn  u.  s.  w. ,  kurz  \Verth))api<u'e ,  ausser  Staatspapieren)  und  Immo- 
bilien unterschieden,  wobei  die  drei  <*rsten  (Gattungen  Vermögen  regelmässig  aber 
den  gleichen  und  zwar  niedrigeren,  die  Immobilien  einen  höheren  Steuersatz 
in  jeder  Kategorie  und  Rubrik  der  directen  Linie  und  untiT  (iattcn  haben,  während 
in  der  Seitenlinie  und  unter  Nichtverwandten  Immobilien  und  übriges  Ver- 
mögen d  ens  elbcn  Satz  tragen.  Der  Schenkungssteuertarif  wird  so  ziemlich  mannigfaltig. 
Zu  IV.  Dem  gegenüber  ist  der  Erbschaftssteuertarif  insofern  einfacher,  als 
«:r  nur,  und  zwar  in  derselben  Weise  wie  bei  den  Sclienkungen.  die  Erbfälle  nach 
den  persönlichen,  bezw.  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zwis«hen  Erblasser 
und  Urben  unterscheidet,  allein  danach  die  Steuersätze  abstuft,  ilagegen  die  vier  Arten 
Vermögen  für  Jede  Personen-  oder  Verwandtschaftsclass«*  mit  demselben  Steuer- 
riatzc  belegt. 

Hiemach  sind  die  Zahlenangaben  in  der  Uebersi<'ht  in  der  Colonne  des  Steuersatzes 
/u  verstehen. 

In  der  directen  Linie  ist  bei  <len  Schenkungssteuevn  der  niederste  Satz 
im  Principal,  also  ohne  die  allgemein  jetzt  25"/,,  Zuschläge  dazu)  1  **„  für  alle 
Arten  beweglichen  Vermögens  bei  Uebertrauungen  ausserhalb  von  Heiraths- 
'.••rträgen  mit  Bestimmungen  über  Vermögeii^theiluiiii-.  1.5"  y  fiir  Immobilien;  1.25  und 
Iwzw.  2.75  im  Ehecontract;  2.50  und  be7w.  4  ausserhalb  des  Khecontracts  und  ohne 
Bestimmung  über  Thcilung.  —  Bei  Galten  gelten  die  beiden  niedrigeren  Sätze  (1.5  u. 
-'.'y'  für  Mobilien  und  Immobilien  im  Ehecontract,  die  beiden  höheren  iß  u.  4. 50' 
dgl.  ohne  diesen.  —  In  der  Seitenlinie  die  dreierlei  Sätze,  je  der  niedrigere 
für  Ehecontracte,  der  höhere  wenn  die.se  fehlen,  für  die  im  St(;uersatz  unterschiedenen 
•^  Verwandtschaftsgrade  (also  4.5  und  0.5,  5  und  7,  5.5  und  s,  ohne  Unterscheid unii 
']er  Vermögensart).  Ebenso  bei  Nicht  verwandten  ((>  und  U*';,)  nur  Unter>cheidung 
nach  ,4iö  oder  nicht  im  Ehecontract  übertragen'*.  —  Bei  den  Erbschaftssteuern 
'l'-T  Seitenlinie  bezichen  sich  die  .'l  angegebenen  Sätze  i(;5.  7,  ^'\)  auf  die  drei 
Verwandtschaftsgrade. 

Alles  in  allem  eine  für  die  directe  Linie  doch  nicht  «-ben  hohe  Belastung, 
^oueben  diejenige  für  Gatten  hoch  «Tscheint  (anders  als  in  England,  s.  o.  S.  209). 
l>ie  Belastungsziffer  für  die  Seitenlinie  ist  in  der  Uebei-sicht  Hetzte  Spalte)  die  durch- 
«.chnittliche  der  drei  Verwandtsehaftsgrade,  für  die  weitaus  wichtigsten  Fidle  (erste 
Seilenlinie)  ist  sie  natürlich  etwas  niedrig«'r.  In  einzelneu  Jaliren  selbstverständlich 
^<:rschiedene  Ergebnisse  der  Erträge  und  Durchsrlmittslielastungen.  je  nachdem  sich 
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die  mit  verschiedenen  Steuersätzen  belegten  Erbschaftsarten  verschieden  gestalten  (so 
in  der  Seitenlinie).  Dio  Erbschaftssteuern  ertragen  7  —  8  Mal  so  viel  als  die 
Schcnkungssicuern.  Etwas  könnte  dies  üebergcwicht  durch  die  gleich  zu  erwähnende 
inutlimaassliche  factische  Lücke  im  Schenkungssteuerwesen  mit  bewirkt  werden.  Und 
beide  Steuern  zusammen  ertragen  niclit  viel  weniger  als  die  Hälfte  der  gaiuEen  Pro- 
portionalabgabe  oder  fast  soviel  wie  der  Vcrkelir  unter  Lebenden  zu  l&stigcm  Titel. 

Ob  die  Scheniiungs-  und  Erbschaftssteuern  bei  allen  Arten  von  Vermögen 
gleichmässig  zur  gesetzlichen  Durchführung  kommen,  ist  wenigstens  in  Betreff  der 
ersteren  bei  den  \V er th papieren  nach  den  statistischen  Ausweisen  wohl  zweifelhaft, 
denn  die  der  Schenkungsstcuer  unterworfenen  Staats-  und  sonstigen  Fonds  und  Effecten 
weisen  doch  auffallend  niedrige  Beträge  auf,  sowohl  im  Vergleich  mit  den  übrigen 
besteuerten  Werthen  als  mit  den  Effecten  selbst  bei  den  Erbschaftssteuern.  Auch 
wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  Schenkungen  unter  Lebenden  besonders  ländliche 
Anwesen  betreffen  werden  ((iuts Überlassungen  an  die  Kinder),  sind  die  Fälle  bei 
Effecten  doch  unerwartet  wenig  zahlreich  und  die  Werthsummen  niedrig.  So  unter- 
lagen 1S86  gewöhnliches  bewegliches  Gut  in  96.698  Fällen  für  558.7,  immobiles  in 
67,850  für  426.9,  dagegen  Staatsfonds  nur  in  710  für  15.3  und  andere  Effecten  nur 
in  1337  für  17.4  Mill.  Werth  der  Schenkungssteuer:  bei  der  Erbschaftssteuer  sind 
dieselben  Zahlen  bezw.  1630.2  —  2752.9  —  351.4  —  634.8  MilL  Werth,  letztere 
beiden  Ziffern  für  Effecten  u.  s.  w.  auch  noch  niedriger  als  man  erwarten  möchte. 
Ist  diese  Muthma^issung  richtig,  so  läge  hier  ein  steuertechnischer  Mangel  des 
Systems  vor,  der  wiederum  auf  eine  factische  Begünstigung  des  Mobiliarvermögens 
und  zumal  des  auch  sonst  so  schwer  durch  Steuern  fassbaren  der  heutigen  „privat- 
kapitalistischen** Volkswirthschaft,  des  in  Urkunden  des  Creditverkehrs  bestehen- 
den, hinauskommt. 

üeber  die  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Werths  für  die  Berechnung 
der  Proportionalabgabe  s.  u.  §.  223. 

Zur  Vervollständigung  der  Einnahmen  des  eigentlichen  Enregistrement  ist  noch 
tler  (strafweise  aufgelegten)  höheren  Abgabesätze  (s.  u.  §.  221,  222)  zu  erwähnen, 
die  18S6  3.95  Mill.  Frcs.  ergaben. 

§.  219.  5.  Hypothiekengebtihren.  An  das  geschilderte 
System  der  Registerabgaben  und  speciell  der  Proportionalabgabe 
schliessen  sich  die  Hypothekengebtihren  und  die  Umsatz- 
oder Transmissionssteuer  von  Actien  und  Obligationen  an. 

Die  Hypothekengebtihren  haben  in  stärkerem  Grade  als 
die  bisher  besprochenen  eigentlichen  Enregistrementsabgaben 
„Gebühren"-Character.  Auch  sie  zerfallen  in  „feste"  und  „pro- 
portionale". Die  ersteren  fallen  in  bestimmten  Sätzen,  nach 
einem  ursprünglich  von  1810  herrührenden,  später  z.  Th.  ver- 
änderten Tarif  den  Ilypothekenbeamten  zu,  kommen  aber  in  einigen 
besonderen  Fällen  auch  anstatt  der  Proportionalabgabe,  im  Inter- 
esse der  Erleichterung  des  Verkehrs,  zu  Gunsten  der  Staatscasse 
vor.  Die  Proportionalabgabe  ist  jedoch  die  eigentliche  Hypotheken- 
gebUhr  für  den  Staat.  Sie  zerfällt  in  die  Einschreibungs- 
gebühr (droit  d'inscription)  und  die  Ueberschreibungsgebühr 
(droit  de  transcription).  Die  erste  ist  allein  eine  wirkliche  Hypo- 
theken abgäbe  und  zwar  wesentlich  „Gebühr".  Sie  wird  für  die 
Eintragung  hypothekarischer  Forderungen,  Jetzt  (Gesetz  vom 
23.  August  1871)  auch  von  Hypotheken  behufs  Sicherstellung  von 
Crediteröffnungen   erhoben  und  beträgt   1   Promille   im    Principale 
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(jetzt  mit  250/0  Zuschlag)  (Gesetz  vom  21.  Vent.  VII.,  Art.  20  und 
Gesetz  vom  28.  April  1816,  Art.  60).  Die  Uebcrschreibungs- 
gebühr  wird  für  die  Uebertragung  der  den  Besitzwechsel  des 
Grundeigenthnms  selbst  betreffenden  Urkunden  in  die  Hypo- 
tbekenregister  mit  V  ^^la  vom  Gesammtl)etrage  des  Preises  der 
Uebertragungen ,  wie  dieser  bei  der  Registrirung  berechnet  wird, 
angesetzt  (Gesetz  vom  21.  Vent.  VII.,  Art.  25).  Sie  ist  also  nicht 
eigentlich  Hypothekenabgabe  und  auch  nur  nebenbei  ftlr  einen 
kleinen  Theil  ihres  Betrags  „Gebühr**,  und  insofern  den  Register- 
abgaben ziemlich  gleich  zu  stellen.  Diese  Abgabe  wird  denn  auch 
nach  dem  Gesetz  von  1816  regelmässig  gleich  bei  der  Ein- 
registrirung  der  betreffenden  Urkunden  mit  erhoben,  wodurch 
der  ursprüngliche  Abgabesatz  bei  Iramobilienverkäufen  von  4% 
auf  5  V/2%  im  Principal  gestiegen  ist  (s.  0.  Tab.  S.  523  u.  S.  525). 
Ist  dies  geschehen,  so  ermässigt  sich  die  Uypothekenabgabe  für 
die  Umschreibung  in  den  Hypothekenregistern  auf  den  festen  Satz 
von  1  Frcs. 

Im  Interesse  der  Beglinstigung;  elterlicher  Vermögenstlieilungen  unter  den 
Kindern  bei  Lebzeiten  (Art  1075  und  107G  des  Code  civ.)  ist  die  üebcrschrcibungs- 
gebühr  in  diesen  Fällen  auf  \'2"/o  bcrabjj^esctzt  worden  (1875).  S.  Näheres  b('i 
Vig^nes,  I,  462,  Tarif  II,  405  v.  Kaufmann,  S.  21MK  JUock's  dictionn.  Art. 
hypotheque.  Das  Uauptf^esctz  vom  21.  VentOse  \'II.  in  den  hergehörigen  Bebtiui- 
mon^n  bei  Jacob,  S.  IHO  H".  —  In  der  Statistik  dir  Enregistrcments- Verwaltung 
bilden  die  Hypothekenabgaben  eine  besondere  Abtheilung,  mit  Unterscheidung  der 
proportionalen  üeberschrcibungsabgabeii,  ob  sie  von  den  Einnehmern  des  Eure- 
gistrement  (reccTeurs)  od«.T  von  don  Hypotliekenbewahrcrn  (conservateurs)  erhoben 
werden  (z.  B.  ISSfi  von  erstercn  1.5s  Mili.  Frcs.,  für  S4.21)  Mill.  Werth,  von  letzteren 
0.3S7  für  20.61  Mill.).  Dazu  treten  die  von  den  IlypothoKcnbewahrcrn  fUr  den  Staat 
«erhobenen  festen  Abgaben  (1886  007,000  Fr<s.).  Als  Ertrag  der  Inscriptions- 
abgabe  ist  für  224.25  Mill.  2.80  Mill  Frcs.  angegeben  und  zwar  nach  dem  Tarifsatz 
^on  1.25  Procent  (nicht  Promill«' ,  auch  in  anden.n  Berichten).  Sollte  hierunter 
die  allgemeine  Ke  g  ist  er  abgäbe  von  0  1)1  igat  ionen  (s.  o.  S.  526)  verstanden  sein, 
yf»  fallt  der  niedrige  Betrag  des  Steuerobjects  auf  und  würde  die  l**%o  Hypotheken- 
Inscriptionsgebühr  fehlen.  Daher  bleiben  mir  hier  die  statistischen  Buchungen  unver- 
ständlich. Die  volle  5\/^%  H«^sitzwechselabgabe  von  Immobilien  unter  Lebenden 
talso  nicht  nur  4%)  ist,  wie  die  Tab.  o.  S.  52*3  ergiebt,  bei  diesen  Verkäufen  schon 
angerechnet.     Der  Gesammtertnig  der  Hypothekengebühr(^n  war  1S86  5.6S  Mill.  Frcs. 

§.  220.  6.  Die  sogenannte  Umsatzsteuer  von  Acticn  und 
Obligationen  von  in-  und  ausländischen  Actiengesellscliaften 
u.  dgl.,  Corporationen ,  öftentlichen  Körpern  —  nicht  des  fran- 
zösischen noch  fremder  Staaten  —  bildet  nach  dem  grundlegenden 
Ue«etz  vom  28.  Juni  1857  (Art.  G  ff.)  eine  nicht  unwichtige  Er- 
gänzung des  Verkehrssteuersystems  des  Enregistrement.  Sie  füllt 
eine  Lücke  desselben  aus,  belastet  im  Werthpapierumsatz,  den  sie 
trifft,  das  bewegliche  Kapital  in  gebührendem  Manssc  mit  und 
bildet    mit  dem   Stempel   von   Werth  papieren   (Gesetz   vom 

34* 


:,:^)  6.  B.    2-  K.   Stroerr^ht.    1.  H.-A.   2.  A.   Fnakidcli.   §.  220. 

h.  Juni  1850,  8.  u.)  oud  der  „Einkommenstener  von  beweg- 
lichen Wert  hcn"  fS.  4M)  wieder  eine  Art  eigenes  dreigliedriges 
.System  znr  Besteuernng  des  in  gewissen  Werthpapieren  angelegten 
rider  durch  dieselben  repräsentirten  beweglieben  Kapitals,  bezw. 
des  Ertrags  des  letzteren.  Eine  einigermaassen  genfigende  Ans- 
gleichang  der  Besteuerung  dieser  Art  des  beweglichen  V^ermOgens 
mit  derjenigen  des  Immobiliareigenthams  ist  freilich  aach  durch 
diese  drei  Steuern  noch  nicht  erreicht,  vollends  wenn  man  neben 
den  Kegisterabgaben  die  directe  Besteuerung  Frankreichs  mit  be- 
rücksichtigt. Und  die  Umsatzsteuer  allein  gleicht  wieder  innerhalb 
der  Verkehrsbesteuerung  die  Belastung  der  Immobilien  mit  der 
schweren  Besitzwechselabgabe  nicht  aus. 

S.  (laä  (genannte  (ie^tz  roD  1S57  bei  Jacob.  S.  267.  Dazu  das  Decret  rom 
17.  Juli  1S5T  ob.  S.  270.  KrweiteruDg  der  Steuerpflicht  auf  solche  Werthpapiere, 
W'fldi«;  das  Gesetz  von  1S57  nicht  tretrofien  hatte,  und  Erhöhung  des  Steuersatzes  nach 
dem  Kriege  durch  Gesetz  vom  Iß.  September  1871.  Art.  11.  weitere  Erhöhong  durch 
Gesetz  yom  30.  März  1S72.  Art.  1  und  Wiederermäaäigung  durch  Gesetz  rom  29.  Juni 
\^12.  Art.  3,  als  die  3"^  Einkommensteuer  von  Werthpapieren  eingeführt  wurde. 
S.  mit  den  betreffenden  Koten  Dejean,  p.  65,  179.  209.  Vignes,  I,  402—405, 
Block,  dict.  Art.  valenrs  mobilieres,  Xo.  7 — 12,  v.  Kaufmann,  S.  2S9.  Statistik, 
sp<iciellere  fUr  1S77 — 79,  Bull.  VIII,  150  (Septembemummer) ;  kürzer  jährlich  im  Bericht 
der  Kegister?erwaltun^,  für  1S^6  Bull.  XXII,  152. 

Nach  Wortlaut  und  Tendenz  des  Gesetzes  vom  Frimaire  VII. 
wurden  auch  die  Effectennmsätze ,  wie  alle  Handänderungen 
(mutations),  der  Registrirung  und  somit  der  Besitz wecbselabgabe 
für  bewegliche  Wertbe  unterliegen,  wenn  diese  Umsätze  beur- 
kundet oder,  wie  gewisse  Immobiliargescbäfte  zum  Zweck  der 
Einregistrirung,  dedarirt  werden  mUssten.  Da  Ersteres  hier 
regelmässig  nicht  der  Fall  ist  und  Beides  ans  technischen  und 
verkehrspolitischen  Gründen  schwer,  wenn  überhaupt,  erzwungen 
werden  kann,  so  entzieht  sich  der  Effectenumsatz  der  Besteuerung 
durch  das  Enregistrement  gro.ssentheils,  meist  völlig,  nach  der  Aus- 
stcUungsform  solcher  Wertbpapiere  namentlich  als  Inhaber-,  aber 
auch  als  Namenspapiere.  Das  war  auch  die  französische  Erfahrung 
gewesen.  Mit  der  steigenden  Bedeutung  der  Kapitalanlage  in 
Effecten  und  des  Umsatzes  der  letzteren  wurde  das,  zumal  gegen- 
über dem  Immobiliarumsatz  und  auch  dem  controlirbaren  und  daher 
einregistrirbaren  beurkundeten  Umsatz  anderer  beweglicher  Werthe, 
ein  immer  grösserer  Uebelstand,  welcher  die  Gleichmässigkeit  der 
Verkehrsbestcuerung  und  auch  das  fiscalische  Interesse  verletzte. 
Der  erstere  Umstand  mehr  wie  der  letztere  —  was  in  der  fran- 
zösischen Fachliteratur  (so  bei  Block)  und  danach  z.  B.  auch  von 
Kaufmann    unrichtig    ausgeführt    worden   ist,    —   musste   daher 
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lolgerichtig  zn  depi  Gedanken  einer  ICraatzstcticr  der  Hcgt- 
atrirnngsabgabe  l^r  HandänderuDgcn  bei  EfTcctcn  f'ilbren.  In  dem 
einmaligen  Emiggionestempel  (Gesetz  vom  5.  Juni  ItJÖO^  konnte 
eine  solche  Eraatzstetier  theils  gar  nicht,  thcits  nicht  genügend 
gefnnden  werden.  Gerade  in  einem  Steuersystem  wie  dem  fran- 
zösiacben  Enregistrement  bildete  dafaer  die  Einfuhrung  einer  eigenen 
UmsatzBteaer  von  EfTecten  eine  l'olgcriehtige  stcuerpulitiaehc  Maass- 
regel. Es  iet  das  Verdienst  des  Gesetzes  von  1857,  unter  Napoleon  lil., 
diese  Gonseqnenz  gezogen  zn  haben,  wenn  auch  die  Durchführung 
des  Gedankens  eigentbümlich  ausgefallen  ist.  Denn  eine  wirk- 
liche Umaatzsteaer  ist  die  Abgabe  wenigstens  in  den  wichtigsten 
Fällen,  bei  den  Inhaberpapieren,  nicht  geworden,  sondern  es  wurde 
wieder  nur  ein  Ersatz  einer  solchen  Umsatzsteuer  fUr  Eß'ecten  in 
den  angenommenen  Noimen  geschatlen  Daher  kann  diese  Steuer 
aach  nur  bedingt  als  eine  sogen.  „Börsenstcuer"  bezeichnet 
werden.  Man  schente  die  nnlengbaren  Schwierigkeiten  einer  wirk- 
lichen Umsatzsteuer  hei  Inhabeqtapieren  und  die  —  wirklich  oder 
vermeintlich  —  verkebrshemmenden  und  deshalb,  vielfacher,  freilich 
zweifelhatl  berechtigter  Annahme  nach,  schädlichen  volkswirth- 
EchafUichen  Folgen  einer  solchen  Steuer. 

Die  Steaer  trifft  bestiiTimtc  Kategorien  verhandclbarer 
oder  börsengängiger  Wcrthpapicre,  nach  dem  Gesetz  von 
1857  Actien  (auch  luterimsächeine)  und  Obligationen  von 
jeder  Art  (privater)  Gesellschaften  (tinunziciler,  industrieller, 
commercieller ,  civilistischer  Actiengesellschaften ,  Vereine,  Unter- 
nehmungen jeder  Art),  und  zwar  inländischer  wie  aus- 
ländischer; nach  dem  Gesetz  vom  16,  September  1871,  Art.  11 
auch  die  Obligationen  von  Departements,  Gemeinden,  öffentlicher 
.\i)8talten,  der  Gesollschart  des  Credit  fungier,  die  bis  dahin  frei 
waren,  auch  die  ausländischen  (Gesetz  vom  30.  Mni  1872,  Art.  1). 
Die  ansländischen  Effecten  durl'ten  nach  dem  Gesetz  von  1857 
(Art.  9}  an  der  Börse  im  Inland  weder  amtlich  notirt  noch  gehandelt 
werden,  ohne  Bezahlung  der  Abgabe;  nach  dem  Gesetz  vom 
30.  März  1878,  Art.  2  ist  auch  Emission  und  Zum-Vcikauf-stellcn 
ohne  die  Erfüllung  dieser  Bedingung  verhotcu.  Gleiche  Bestim- 
mungen, wie  sie  auch  fllr  die  Stempelung  auswärtiger  Effecten 
gelten.  Während  der  letzteren  aber  auch  fremde  Staatspapiere, 
welche  in  Frankreieh  emittirt,  gehandelt,  notirt  werden,  unterworfen 
^iind,  ist  die  hier  besprochene  Abgabe  auf  Htiuk  tspapiere  nicht 
aDsgedehnt. 
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Sie  führt  nur  den  Namen  Umsatzsteuer  (droit  de  trans- 
mission),  aber  sie  ist  formell  eine  solche  nur  hei  denjenigen  in- 
ländischen Eifectcn,  welche  als  N  a  m  e  n  s  papiere  (titrcs  nomi- 
natifs)  bloss  durch  eine  Umschreibung  in  den  Büchern 
des  Emittenten  (der  Gesellschaft  u.  s.  w.)  rechtsgiltig  übertragen 
werden  können.  Hier  wird  sie  auf  Rechnung  des  Staats  von  der 
betreffenden  Gesellschaft  u.  s.  w.  bei  jeder  Umschreibung  von 
Actien  und  Obligationen,  auch  bei  einer  Umwandlung  von  Namens- 
in  Inhaberpapiere  und  umgekehrt,  erhoben,  und  zwar  regelmässig 
nach  dem  mittleren  Börsencurse  des  dem  Geschäft  vorangehen- 
den Tages,  ursprünglich  zu  dem  Satze  von  Vs^/o,  seit  1871  von 
\i2^lo  (ohne  Zuschläge). 

(Decrct  vom  17.  Juli  1S57,  Art.  2,  'S.)  Nur  der  7.-8.  Theil  des  Ertrags  der 
ganzen  Steuer  kommt  auf  diese  eigentliche  .,Umj>atz'' Steuer  (1886  2.01»  Mill.  Vics. 
von  417.4S  Mill.  Frcs.  Umsatz  von  Actien,  Ö.OS  Mill.  von  615.49  Mill.  Umsatz  von 
Obligationen,  zusammen  5.17  MiU.  Ertrag  von  1031. ?J3  Mill.  Umsatz,  während  der 
ganze  Ertrag  cG.yti  Mill.  Frcs.  wari. 

Bei  den  inländischen  EÖecten,  welche  auf  Inhaber  lauten, 
sowie  bei  allen  ausländischen  (also  hier  auch  bei  den  Namens- 
papieren, Decret  vom  17.  Juli  1857,  Art.  10),  ferner  auch  bei  den- 
jenigen, welche,  nicht  auf  den  Inhaber  gestellt,  doch  auch  ohne 
Umschreibung  in  den  Büchern  des  Emittenten  rechtsgiltig  tiber- 
tragen werden  können  (Gesetz  vom  23.  Juni  1857,  Art.  6)  tritt  an 
beeile  der  Uebcrtragungsabgabe  in  jedem  einzelneu  Falle  eine 
jährliche  obligatorische  Abgabe,  ein  sog.  (Zwangs) Abonne- 
ment. Diese  Abgabe  wird  nach  dem  Uurchschnittscurse 
der  Actien  und  Obligationen  im  voraufgcheudeu  Jahre  berechnet 
und  beträgt  davon  jetzt  Vft'Vo  (ohne  Decimcu). 

Anfangs  iCiesetz  von  1857)  nur  0.1 2"/©  (Gesetz  vom  23.  Juni  ls57,  Art.  r>,  vom 
29.  Juni  1872,  Art.  3,  über  die  Berechnung  des  Curses  Decret  von  1857,  Art.  7: 
Summirung  der  Curse  nach  den  Notizen  und  Dividirung  durch  die  Zahl  der  Notizen). 
Nähere  Vorschriften  regeln  das  Einzelne  in  Betreff  (ler  ZahlungspHicht  der  Gesell- 
schaften u.  s.  w.  (s.  das  Decret  von  1857  und  das  Decret  vom  24.  Mai  1872,  hoi 
Dejean,  p.  192).  Die  Emittenten  haben  die  Abgabe  nach  vierteljährlichen  Kegistern 
vierteljährlich  zu  entrichten.  Ausländische  Uesellschaften  u.  s.  w.  müssen  einen 
verantwortlichen,  vom  Finanzminister  genehmigten  Vertrel«.*r  im  In  lande  stellen 
(Decret  von  1857,  Art.  10».  Die  Abgabe  von  ausländischen  Eli'ucten  wird  übrigens 
nur  von  einem  Theile  der  betreffenden  Actien  und  Obligationen  erhoben  (mindestens 
^',,)  des  Kapitals  der  ersteren,  Vj^  desjenigen  der  letzteren);  von  welchem  Theile,  das 
bestimmt  der  Finanzminister  nach  Anhöiiing  einer  fachmännischen  Commission,  wobei 
alle  3  Jahre  Kevision  vorbehalten  bleibt  (s.  Decret  vom  24.  Mai  1S72). 

Die  ietztbesprochenc  Steuer,  durchaus  die  Hauptsache  bei  der 
sogen.  Umsatzsteuer,  ist  also  gar  keine  „Umsatz"steuer,  sondern 
eine  nominelle  Kapitalsteuer,  im  Effect  eine  Ertrags- 
Rteuer    von    Actien    und   Obligationen.      Bei    letzteren    dies 
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allerdings  nar  dann,  wenn  sie  von  dem  zunächst  zahlungspflichtigen 
Aussteller  wirklich  den  Obligationären  bei  der  Zinsauszahlung  an- 
gerechnet wird,    was  gesetzlich   zulässig  ist   und  um   der  Steuer 
wenigstens   einigermaasseu   ihren  ursprünglich  beabsichtigten  Cha- 
racter  zu  erhalten,  auch  folgerichtig.     Das  thatsächliche  Vorgehen 
scheint    verschieden     zu    sein.      Erlolgt    die    Ueberwälzung    vom 
Schuldner  auf  den  Gläubiger  nicht,   so  wird  die  Steuer  auch  bei 
den    Obligationen,    wie    bei    den    Actien,     zu    einer    Steuer    des 
Schuldners,    also    bei   Gesellschaften    zu   einer   Ertragsstcuer    von 
freilich  problematischem  Werthc. 

.Joteriiationale"  (jescUschafteii ,  wie  z.  B.  die  ;jfrossc  österreichische  Sudbahn 
haben  ein  verschiedenes  Verfahren  befolgt,  n«uerdings  die  ji^enannte  den  Botrajs:, 
pauächalirt  mit  anderen  Couponsteueiabzüjjeii,  abjre/.oiJ^en ;  anders  die  franzrtsisch- 
Merreichische  Staabbahnjjrcsellschaft.  Vgl.  Siegfried,  Saling's  Börsenpapiere,  Th.  I, 
4.  Aufl.,  Berlin  1SS4,  S.  57,  75;  Der  selb«;  in  der  Ztschr.  f.  Kapital  und  Rente, 
XII,  1  IS  tr.  über  die  französische  EÜcctenbesteuernng. 

Der  Umstand,  dass  die  zweite  Art  der  „Umsatzsteuer"  nicht, 
wie  der  Effcctenstempel  einmal  und  nach  dem  Nennwcrth,  sondern 
jährlich  und  nach  dem  Curswerth  erhoben  wird,  unterscheidet 
dic^  Steuer  immerhin  von  der  gewöhnlichen  Stempelabgabe.  Der 
Ertrag  schwankt  daher  natürlich  mit  den  Cursen  und  soweit  diese 
nicht  rein  durch  äussere  politische  u.  dgl.  Umstände  und  Specu- 
lationen^  sondern  durch  die  Ertriigsverhältuisse  bestimmt  werden, 
steigt  und  fällt  er  mit  diesen,  was  im  Ganzen  ein  Vorzug  ist. 
Aber  die  Häufigkeit  und  Seltenheit  der  Eflfecteuumsätze  selbst  ist 
abgesehen  von  ihrem  Einfluss  auf  den  Curs  indifferent  für  den 
Ertrag  und  da  Jahresdurchschnittscurse  die  Grundlage  der  Steuer- 
berechnung bilden,  kommen  die  speculativcn  Cursschwankungen 
innerhalb  des  Jahres,  soweit  sie  sich  ausgleichen,  auch  für 
den  Ertrag  nicht  weiter  in  Betracht.  Daher  kann  diese  Steuer  in 
keiner  Weise  als  eine  genügende  Lösung  des  Problems,  die 
Börsenumsätze  zu  treff'en,  gelten. 

S.  die  statistischen  Daten  im  Bull.  a.  a.  ().  Die  einzelnen  Jahre  zeigen  in 
den  Gesammterträgcn  geringere,  in  den  Summen  der  belegten  Werthc  j^rostse 
SchwaokQogen,  welche  letzteren  nicht  bloss  auf  Cursiinderuniren  zurückgeführt  werden 
köDDcn,  mir  aber  sonst  nicht  reclit  erklärlich  sind,  namentlich  was  das  inerkwiirdi«: 
<d\yst  von  Jahr  zu  Jahr  schwankende  Verhältniss  zwischen  Actieii  und  Obligationen 
aolangt.  Der  amtliche  Bericht  klärt  das  nicht  auf.  So  war  z.  B.  1SS4 — SO  (Bull.  XX, 
4ST,  XXII,  253): 

18S4 
..Abonuenientä''      Belegte 
zu  0.2  7o^         Werthe 
MUl.Fr. 
Fraazös.  Actien       5,495.'i 
Fraiizös.    Oblig.       7,794.3 
ZatAmjlica    .     .     13,289.6 


1SS5 

18S6 

Ertrag 

Bclegfc 
Werthe 

Ertrag 

Belegte 
W'Tthe 

Ertrag; 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

1 0.iMJ 

6,012,6 

13.S:i 

4.62ö.:{ 

U.25 

15.59 

6,655.7 

13.:j3 

S.1I57.S 

17.92 

26.5$ 

13,568.3 

27.16 

13,583.2 

27.17 
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„Abonnements" 
(zu  0.2  7o) 

Ausländ.  Acticn 
Ausländ.  Oblig. 
Zusammen  .  . 
Summa  .  .  . 
DazuTransmiss.- 
^Steuer(0.5Vj. 
Inland.  Actien  . 
Inland.  Obligat. 
Zusammen  .  . 
Ganze  Steuer(m. 
Strafzuschl.) . 


18S4 
Belegte 
Werthe 
Mill.  Fr. 
1,247.4 
1,121.2 
2,368.6 
15,658.2 


662.2 
522.6 

1,184.8 


Ertrag 

Mill.  Fr. 

2.49 

2.24 

4.74 

31.32 


3.31 
2.61 
5.92 


1885 
IJclegtc 
Werthe 
MUl.  Fr. 
1,195.3 
1,218.7 
2,414.0 
15,982.3 


426.8 
556.9 
983.7 


Ertrag 

Mill.  Fr. 

2.39 

2.44 

4.83 

31.99 


2.13 
2.78 
4.92 


1886 

Belegte 

Werthe 

Mill.  Fr. 

2,312.04 

0.064  (!) 
2,312.1 
15,895.3 


417.84 

615.49 

1,033.33 


Ertrag 

Mill.  Fr. 

4.62 

0.00012S  t,?) 

4.62 
31.79 


2.09 
3i)8 
5.17 


16,843.0       37.24 


3Ü.90       16,494.3 


36.96 


16,975.6 

Während  die  Werthe  und  die  Erträge  jeder  der  drei  Kategorien  (inländische 
Abonnements,  ausländische  desgleichen,  Transmissionssteuer)  und  die  Gesammtverthc 
und  Ertrage  wenig  verschieden  sind ,  zeigeu  sich  ausserordentliche  Verschiebungen 
zwischen  Attien  und  Obligationen  jeder  Kategorie,  besonders  bei  den  Abonnements, 
wo  die  ausländischen  Obligationen  1886  geradezu  verschwinden.  Speciellere  Unter- 
scheidung der  einzelnen  Arten  Effecten  fUr  1877 — 79.  Bull.  VIII,  150.  Damals  tratcu 
solche  Schwankungen  zwischen  Actien  und  Obligationen  nicht  hervor.  Belegter  Werth 
1877  —  79  11,406.4  —  11,901.4  —  13,000.7  Mill,  Ertrag  bezw.  25.15,  26.89, 
29.97  Mill.  Frcs. 

Auch  bei  der  Zusammenziehung  der  Kegisterabgabe  fUr  üebertrag^ugen  be- 
weglichen Guts  unter  Lebenden  zu  lästigem  Titel  (Verkäufe  u.  s.  w.,  o.  S.  523  und 
S.  524)  mit  dieser  Effectenabgabe  erhält  man  z.  B.  für  1886  nur  55.48  Mill.  frcs. 
Ertrag  gegen  139.04  Mill.  bei  den  gleichen  Geschäften  mit  Immobilien.  Das  Miss- 
verhältniss  bleibt  gross  genug. 

Zu  bemerken  ist  übrigens,  dass  die  Uebertragung  von  Eflecten, 
auch  derjenigen,  welche  die  „Umsatzsteuer"  trifft,  schenkungs- 
weise und  im  Erbgang  der  Registrirung  und  der  betreffenden 
Abgabe  unterworfen  bleibt.  Freilich  mit  zweifelhafter  Wirkung 
wenigstens  bei  Schenkungen  (S.  528). 

§.  221.  7.  Die  Durchführung  der  tarifmässigen  Regi- 
st rirungsbe  Steuerung. 

a)  Allgemeines.  Ein  so  umfassendes,  verwickeltes,  öfters 
feine  und  streitige  Rechtsfragen  berührendes  Verkehrssteuersystem, 
wie  das  geschilderte,  welches  zugleich  vielfach  so  hohe,  ja  mit- 
unter drückende  Steuersätze  enthält,  macht  für  seine  strenge  Durch- 
führung auf  der  gesetzliehen  Grundlage  natürlich  grosse  Schwierig- 
keiten. Zur  Ueberwindung  derselben  bedarf  es  daher  eines  mächtigen 
Apparates  von  einzelnen  gesetzlichen  und  administrativen 
Ausführungsnormen,  Verwaltungseinrichtungen,  Control- 
maassregeln  und  Strafbestimmungen. 

Ein  ausserordentliches  Detail,  das  hier  nicht  nur  nicht  erschöpft,  sondern  nicht 
einmal  vollständig  auch  nur  in  Betrefl'  aller  wichtigeren  Puncte  erwähnt  werden  kann. 
Mehr  zur  Characterisirung  des  Ganzen  und  mehr  beispielsweise  werden  hier  nur  einige 
dieser  wichtigeren  Puncte  aus  diesem  grossen  Gebiet  zahlreicher  Einzelheiten  von 
ungleicher,  jedoch  auch  in  den  scheinbar  nebensächlichsten  Bestimmungen  nicht 
er  Bedeutung   herausgehoben.     Unberücksichtigt  dürfen  diese  Dinge  aber  auch 
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für  die  finanz vissenschaftlichc  Betrachtung  ciiicb  Steuersystems  wie  des  fran- 
zösischen Keg^sterabgabewescns  nicht  bleiben.  Denn  sie  gehören  zu  denjenigen 
Momenten,  ron  welchen  der  ünanzielle  Krfol;^  und  die  gesetzliche  gleithmässige  IJe- 
hindluDg  der  steoerpflichtigcn  Fälle  abhängen,  in  welchen  sicli  aber  auch  die  Be- 
lästijaugen,  Störungen,  immer  verbleibenden  üngloiclimässigkeiten  der  Belastung  und 
damit  die  steucrpolitisclien  Bedenken  besonders  stark  zeigen. 

Die    gesetzmässige    Durchführung    der    Registriruugsabgabcn 
bedingt  vor  Allem,   dass  alle  registrirungs-  und  abgabepflichtigen 
Urkunden  und  die  auch  ohne  Beurkundung  hierzu  verpflichteten 
Kechtsgeschäfte  und  Handänderungen  (mutations),  wie  im 
Erbgang    und    schenkungsweise,    vollständig,    recht- 
zeitig,  am  rechten  Ort,   d.   h.  vor  dem  legalen  Registeramte, 
and,    soweit  das  in   Betracht  kommt,   daher  namentlich  bei  der 
Proportionalabgabe  (und  der  „festen  abgestuften**)  im  wirk- 
lichen  Werthbetrage   zur  Registrirung   und  Abgabeveran- 
lagnng  und  alsdann   demgemäss  die  gesetzlichen  Abgabebeträge 
zur  Erhebung  gelangen. 

Um  dies  zu  erreichen,  sind  einmal  gewissen  amtlichen 
Personen,  wie  den  Gerichtsvollziehern  u.  dgl.  m.  und  den  Ge- 
richtsschreibern ftir  alle  von  ihnen  ausgehenden  oder,  wie  den 
Notaren,  für  alle  von  ihnen  aufgenommenen  Urkunden  Ver- 
pflichtungen zur  Einreichung  der  Urkunden  bei  dem  zuständigen 
Registeramte  auferlegt.  Gleiche  Verpflichtungen  liegen  dem  (Privat-) 
Publicum  für  Urkunden  unter  Privatunterschrift  ob,  und  zwar 
an  bedingt,  wenn  es  sich  um  Testamente  und  um  die  oben 
(S.  519)  genannten  Rechtsgeschäfte  handelt,  durch  welche  unter 
Lebenden  Handänderungen  erfolgen,  sowie  in  gewi>$sen,  ebenfalls 
früher  (8.  520)  schon  erwähnten  Fällen,  wo  auch  ohne  Beurkundung 
ein  solcher  Besitzweehsel  zu  ,,deolariren^*  ist;  ferner  bedingt, 
wenn  die  Urkunden  vor  Gerichten  oder  Behörden  benutzt  werden 
sollen^  in  welchem  Falle  sie  vorher  einregistrirt  und  die  Abgaben 
dafür  gezahlt  werden  müssen.  Als  Ansporn-  der  betreffenden  Per- 
sonen zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  dient  theils  einzeln, 
theils  verbunden  einerseits  die  Androhung  von  Rechtsnach- 
theilen,  von  erhöhten  Gebtihrensätzen  oder  von  Strafen 
bei  überhaupt  oder  in  der  gesetzlichen  Frist  unterlassener  Ueber- 
reichnng  oder  Anmeldung  zur  Eintragung  auf  dem  Registeramte, 
bei  Verheimlichungen,  bei  unrichtigen  Werthangaben,  auch  bei  Aug- 
stellung von  Gegenscheinen  unter  Parteien,  wodurch  zum  Zweck 
der  Steuerdefraudation  ein  Preis  in  einer  registrirtcn  Urkunde 
erhöht  wird  (Art.  40  des  Gesetzes  vom  22.  Frim.  VII.);  anderseits 
die  Ausstattung    der   registrirtcn   Urkunden    mit  gewissen 
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Rcchtsvortheilen.  Für  die  verschiedenen  Fälle  von  betheiligten 
Personen,  in  Betracht  komnieudeu  Urkunden,  Rechtsgescbäften, 
Vorgängen  sind  verschieden  lange  Fristen,  innerhalb  deren  die 
Registrirung  regelmässig  zu  erfolgen  hat,  festgesetzt. 

Unter  den  angedrohten  Rechtsnachtheilen  findet  sich  die 
Nichtigkeit  der  nicht  oder  nicht  gehörig  oder  nicht  rechtzeitig 
registrirten  Urkunde,  bezw.  des  Rechtsgeschäfts,  die  logisch  richtige 
Consequeuz  in  diesem  wie  in  dem  analogen  Falle  der  unterlassenen 
Stempelung,  in  der  französischen  Gesetzgebung  nur  in  ganz  be- 
schränktem Maasse,  so  für  Gerichtsvollzieher  und  andere  mit  ahn 
liehen  Befugnissen  versehene  Beamte  bei  unterlassener  Registrirung 
von  Zustellungen  und  Protokollen,  woftlr  der  Zuwiderhandelnde  der 
Partei  verantwortlich  ist  (Gesetz  vom  22.  Frim.  VII.,  Art.  34).  In 
dem  practisch  bedeutsameren  Falle  von  Unterlassung  der  unbedingt 
obligatorischen  Registrirung  von  Urkunden,  Rechtsgeschäften,  Erb- 
fällen oder  bei  Verheimlichungen,  bei  zu  niedrigen  Werthangaben, 
hat  man  regelmässig  nicht  so  weit  zu  gehen  gewagt.  Hier  tritt  als 
Rechtsnachtheil  nur  die  einstweilige  Unbrauchbarkeit  einer  Urkunde 
für  die  Benutzung  vor  Gerichten  und  Behörden,  also  namentlich 
als  Beweismittel  in  Rechtsstreilen,  dann  die  Verpflichtung  zu  nach- 
träglicher Registrirung  und  dabei  eine  erhöhte  Abgabe  als  Strafe 
ein.  Nur  bei  der  Ausstellung  von  Gegenscheinen  zum  JJweck 
der  Steuerhinterziehung  mittelst  zu  niedriger  Preisangaben  in  den 
Urkunden  bestimmte  das  Gesetz  vom  22.  Frim.  VII.,  Art.  40  auch 
Nichtigkeit,  was  indessen  durch  das  Civilgesetzbuch  (Art.  1321) 
auf  Nichtigkeit  Dritten  gegenüber,  nicht  unter  den  Parteien  selbst, 
beschränkt  wurde.  Die  Straferhöhung  der  Abgabe  ist  in  diesem 
Falle  aber  besonders  scharf,  das  Dreifache  des  gewöhnlichen 
Satzes. 

Besonders  gute  klare  Darstellung;  aller  dieser  Puncto  bei  Vigncs,  a.  a.  0. 
Mehrfach  kommen  auch  hier  für  die  Kegisirirung  rech tstcchnis che  Begründungen 
in  Betracht,  daher  Bestimmungen  des  französischen  Ciyilrechts.  Von  diesen  gilt  jedoch 
das  oben  S.  513  Gesagte:  sie  können  als  genügende  Begründung  einer  finanziellen 
Gebühr,  geschweige  einer  Steuer  nicht  gelten.  So  die  Fiction  eines  nothweudigcu 
„öH'entlichen  Dienstes",  um  durch  die  Einregistrirung  die  Existenz  einer  Urkunde, 
oines  Kechtsgeschäfis  u.  s.  w.  zu  sichern  oder  die  (notarielle)  Authcnticirung 
noch  zu  vervollständigen  oder  (so  bei  Privaturkunden  u.  s.  w.)  das  Datum 
Dritten  gegenüber  zu  vergewissern  (s.  Vigncs,  I,  330  ffO. 

§.  222.  b)  Einzelne  Puncte.  Hier  werden  folgende  sechs 
behandelt:  die  Fristen  zur  Eintragung,  die  Zahlungs- 
pflichten, die  Strafbestimmungen,  die  zur  Controle 
dienenden  Obliegenheiten  verschiedener  Organe,   die 
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VerjähruDgsi'risteD,  die  Normen  Tür  die  Werthbcstim- 
muDgen  bei  der  Propurtionalabgabc. 

«)  ücber  die  Fristen,  innerhalb  deren  rrkumleii  und  Krkiilrungen  zur  h'eui- 
itrirunj;  za  bringen  sind,  s.  besonders  (iesctz  vom  22.  Krim  VII.,  Art.  20 — 25,  Block. 
Art.  Enregistr,  No.  64 — 72,  Vignes,  I,  .'MJS.  Es  wenlen  öffentliche  Urkunden, 
«lerichtSYolizieher  u.  dgl. ,  Notare.  Behörden  einer-,  Urkunden  unter  Privatunter- 
schrift anderseits  ontersehiedcn,  mit  versejüedenen  Fritjten  nach  den  Kategorien 
vi»u  Fällen.    So  müssen  öHentliche  Urkunden  in  kurzen  Fristen  (4,   10,  l.">,  20  Ta;;e\ 

I  rkuudcn  unter  Privatunterschrift  in  langen*n  Fristen.  z.B.  wenn  sie  eine  l'ei)er- 
traguug  von  Eigenthuin  oder  Nutzniessung  an  Liejr«-nschaften  zum  (regcnstande  haben, 
.\uch  Pacht-  und  ]tfiethvciträge  u.  d«rl.  m.  lünnen  *{  Monaten  von  ihrem  Uatum  an 
iur  Kegistrirung.  gebracht  werden,  falls  es  sidi  um  inländische  Fälle  hand.-lt. 
(An.  22  des  Gesetzes  vom  Frim.)  Erb-,  Schenk-,  Vermächtnissannahmen 
im  lolande  müssen  0  Monate  nach  dem  Tode  des  Erblasset  (in  verschiedenen 
längeren  Fristen  bei  Todesfällen  in  verschiedenen  Auslauds'::ebietcii)  rcgistrirt  werden. 

^■i)  Hinbicbtlich  der  Zahlungspflicht  selbst  ist  der  allircmrine  Grundsatz,  dass 
•lio  Abgaben  vor  der  Rcgistrining  zu  entrichten  sind  ((icsetz  vom  Frim.  VII..  Art.  2S). 
Au  Steile  der  Parteien,  welche  in  letzter  Linie  von  den  Abp^abi^n  getrollen  werden 
bollcu,  sind,  im  Interesse  der  Erleichterung  und  Vereinfachung  der  Erhebung,  mehr- 
fach in  nähor  bezeichneten  Füllen  die  Notare,  (ierichtövollzieher  und  (ierichtsschreibcr 
diejenigen,  welche  vorschussweise  die  Zahlung  an  das  Kegisteramt  zu  leisten 
haben  (dasselbe  (icsetz,  Art.  21),  MO).  Di«'-  Parteien  selbst  haften  in  vielen  Fällen 
für  die  von  ihnen  direct  zu  zahlenden  oder  an  die  genannten  Beamten  zurückzuer- 
stattenden Abgaben  solidarisch,  ebenso  bei  Erb  fällen  die  Miterben  -eb.  Art.  29, 
30,  32).  Wird  unter  Parteien  die  endgilti|re  Tragung  der  Abgabe  nicht  vertrags- 
maisig  geregelt,  so  sollen  bei  bürgerlichen  oder  g<'richtlichen  Urkunden,  welche  eine 
Schuldverpflichtung,  Schuldbefreiung,  Uebertragung  von  Eigenthuin  oder  Nutzniessung 
beweglichen  und  unbeweglichen  Guts  enthalten,  die  Schuldner  ü<ler  neuen  Be- 
sitzer, bei  anderen  Urkunden,  die  Betheiligten,  welche  daraus  Vortheil  ziehen, 
die  Abgabe  tragen  (eb.  Art.  31).     S.  Weiteres  Detail  bei  Vignes,  I.  376 — 3S0. 

y)  Die  Strafbestimmungen  betrelfen  thcils  die  Beamten,  Notare,  welche 
Verpflichtungen  zur  Anmeldung  von  Urkunden  fur  die  Kegisirirung  haben,  tlieils  bei 
Urkunden  unter  Privatuntersch  rift  und  bei  den  vorgeschriebenen  „Erklärungen*" 
da»  bet heiligte  Publicum.  Die  Strafen  b^•^tehen,  abgesehen  von  den  Fällen  der 
)kichtigkcit  (S.  536),  in  festen  (icldstrafen  und  in  um  die  Hälfte  oder  auf 
•las  Doppelte  oder  auf  das  Dreifache  des  einfachi-n  Satzes  erhöhten  Abgaben. 
Diese  verschiedeneu  Strafen  werden  mitunter  verlninden  oiler  au<h  so  combinirt,  dass 
bei  Fällen,  wo  die  feste  Kcgisterabgabe  boteht,  eine  feste  (ieldstrafe,  in  Fällen  der 
Proportionalabgabe  die  Erhöhung  derselben,  unter  Bestimmung  eines  Minimal- 
betrags des  Zuschlags,  eintritt  (Gesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  33 — 40,  Vignes,  I,  3S0 
hb  3S5,  Block,  Art.  Enregistr. ,  No.  75  11".!.  U.  A.  ist  der  doppelte  Abgabesatz 
hti  Unterlassung  der  Kegistrirung  in  den  oben  S.  öl!)  genannten  Fällen  des  Art.  22 
d^ä  Geiietzcs  vom  Frimaire  zu  berechnr.u  (i^en.  (iesetz,  Art.  38).  der  hälftiirr  Zu- 
schlag bei  Unterlassung  der  Erklärungen,  welche  Erben,  Schenk-  und  Vermächt- 

II  issnehm  er  abzugeben  haben;  der  doppelte  Satz  bei  Verheimlichungen  oder 
bei  ungenügender  Schätzung  von  Vermögensstuckcn  in  den  letztgenannten  Fällen,  und 
zwar  von  dem  verheimlichten  oder  nicht  mit  ge&chätzt<'n  Betrage  (cb.  Art.  40).  -  Bei 
denjenigen  Urkunden  unter  Privatunterschrift,  welche  nicht  unbedingt  obligatorisch 
rcdstrirangspflichtig  sind,  aber  nach  trau  lieh  registrirt  werden  uubb<*n,  wenn  man 
von  ihnen  vor  Gericht  u.  s.  w.  Gebrauch  machen  will,  tritt  zunächst  zwar  nur  der 
ee^etzliche  ^einfache)  Gebührensatz  ein,  der  doppelte  jedoch,  wenn  sie  vor  der  Bezug- 
nahme am  Gericht  noch  nicht  rcgistrirt  sind.  S.  fur  Einzelnes  ausser  dem  Gesetz  vom 
Frimaire  auch  Gesetz  vom  27.  Vent^se  IX.  und  2^.  April  lbl6  sowie  einzelne  der 
iicueren  Gesetze,  so  vom  23.  Aug.  1S71,  2s.  Fe}»ruar  IS72. 

Eine  principiell  wichtige  Neuerung  im  fiscalischen  Interesse  ist  die  Ein- 
fuhrung einer  bis  dahin  fehlenden  Mit-Interessirung  des  früheren  Besitzers 
'liDes  der  Bcsitzwechselabgabe  unterliegenden  Objects,  .^owie  d»-^  Verni  ieth<rs  un<l 
Verpächters  an  der  richtigen  Eijiregistrirung  der  Urkunde,  Abgabe  der  vorge- 
schriebenen  Erklärungen  u.   s.   w.     Bei    unterbliebener   Rcgistrirung   oder  Erklärung 
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werden  danach  nämlich  auch  die  Genannton  persönlich  und  ohne  Kecurs,  ungeachtet 
entgegenstehender  Stipulationen,  haftbar  filr  einen  Zuschlagabgabesat^  (mindestens 
50  Frcs.).  Davon  wie  von  der  unmittelbaren  Zahlung  des  eingehen  Satzes  kOnneu  sie 
sich  nur  befreien,  wenn  sie  innerhalb  bestimmter  Frist  —  ein  Monat  mehr  als  die 
allgemeine  Frist  in  diesen  Fällen  —  auf  einem  Registeramt  die  die  Handändemng  bc- 
tretfendc  Urkunde  hinterlegen  oder,  bei  deren  Fehlen,  die  nach  Art  4  des  Gesetzes 
vom  27.  Veut.  IX.  gebotenen  „Erklärungen**  abgeben.  (.Gesetz  vom  23.  August  1S71, 
Art.  14,  auch  vom  28.  Februar  1972,  Art.  S).  Wohl  eine  zweckmässige  und  wie  mau 
annehmen  sollte  wirksame  Neuerung. 

Auch  bei  der*Effecten-Umsatzsteuer  (Gesetz  vom  23.  Juni  1857,  Art  lOi 
sind  fUr  Unterlassung  oder  Unvollständigkeit  der  Erklärungen  die  doppelten  Gebühren- 
sätze nach  Gesetz  vom  Frim.  angedroht,  neben  Strafen  von  100 — 5000  Frcs.  für  jede 
Zuwiderhandlung  gegen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  oder  der  Ausführungsver- 
ordnungen. 

6)  Ucber  weitere,  mit  als  Controlmittel  dienende  Obliegenheiten  der 
Notare,  Gerichtsvollzieher,  Gerichtsschreiber,  Secretäro,  Richter,  Yerwaltungsbcamten 
und  sonstigen  öffentlichen  Beamten,  auch  der  Einnehmer,  s.  bes.  Gesetz  vom  Frim., 
Art.  41 — 59.  Danach,  mit  Rücksicht  auf  ähnliche  Bestimmungen  anderer  Gesetze, 
Vignes,  I,  355  —  394,  Block,  Art  Enregistr.,  No.  86  —  97.  Zur  Characteristik 
solcher  Bestimmungen  auch  nach  der  fiscalischen  Seite  vgl.  z.  B.  Art.  47  des  Gesetzes 
vom  Frim.:  auf  Grund  nicht  registrirter  Urkunden  darf  kein  Richter  oder  Schieds- 
richter ein  ürtheil,.kein  Verwaltungsbeamter  einen  Beschluss  zu  Gunsten  von  Privat- 
personen erlassen,  bei  Strafe  persönlicher  Haftbarkeit  für  die  Gebühren. 

t)  Die  Verjährungsfrist  für  die  Ansprüche  des  Fiscus  ist  für  verschiedene 
Kategorien  von  Fällen  auf  V4»  U  2,  5,  10  Jahre  gestellt,  hie  und  da  aber  auch  die 
allgemeine  des  französischen  Civilrechts  von  30  Jahren.  (Gesetz  vom  Frim.,  Art.  60 
bis  62  und  neuere.     Vignes,  I,  399—401,  Block,  Enreg.,  No.  102,  103). 

5)  Von  besonderer  finanzieller  Wichtigkeit  sind  bei  den  Registerabgaben,  nament- 
lich bei  der  Proportionalabgabc  (und  der  „festen  abgestuften")  richtige  Werth- 
angaben in  den  Urkunden  und  Erklärungen.  Daher  bedarf  es  besonders  neben 
Strafandrohungen  hier  Normen  und  Maassregcln  zur  Verhütung,  bezw.  Aufdeckung 
zu  niedriger  Angaben  bei  Handänderungen  unter  lästigem  und  unentgeltlichem 
Titel  (Schenkungen,  Erb  fällen),  wozu  hier  namentlich  das  gesetzlich  gestattete 
Verfahren  der  Abschätzung  durch  Sachverständige  („expertise*')  dient 

Strafen  u.  A.  in  Art.  39  des  Gesetzes  vom  Frim  VII.,  so  doppelte  Gebühr 
bei  Auslassungen  und  ungenügenden  Schätzungen  der  Vermögensstücke  für  Erben, 
Schenk-  und  Vermächtnissnehmer.  Vormünder  u.  dgl.  haben  hier  diese  Strafen  per- 
sönlich zu  tragen.  — 

Ucber  diese  Abscliätzung  besonders  Art  17 — 19,  61  des  Gesetzes  vom 
Frim.,  Gesetz  vom  15.  November  1S08,  vom  23.  August  1871,  Art.  11,  15,  vom 
28.  Februar  1872,  Art  S.  Bei  Urkunden  oder  Declarationen  über  Handänderung  von 
Immobilien  (Eigcnthum,  Nutzniessung ,  Genuss),  auch  von  Handelsfonds  zu 
lästigem  Titel  kann  innerhalb  eines  Jahres  von  Seiten  der  Steuerverwaltung  bei 
muthmaasslich  zu  niedriger  Preisangabe  auf  solche  „Expertise**  angetragen  werden; 
bei  jedem  unentgeltlichen  Besitzwcchscl  von  Immobilien  binnen  2  Jahren.  Ermittelt 
soll  der  wahre  Verkauf swerth  der  Objecto  zur  Zeit  der  Veräusserung  oder  des 
Besitzwechsels  werden.    Vignes,  I,  .394,  Block,  Enregistr.,  No.  52  ft 

§.  223.  c)  Bestimmungen  über  den  steuerpflichtigen 
„Werth"  bei  der  Proportionalabgabe.  Bei  letzterer  kann  es 
ohne  eine  positive  gesetzliche  Bestimmung  mitunter  zweifelhaft  sein, 
welcher  „Werth"  ihrer  Berechnung  überhaupt  zu  Grunde  gelegt 
werden  soll.  In  manchen  Fällen,  wiederum  namentlich  bei  Erb- 
gang und  Schenkung,  sind  auch  gesetzliche  Grundsätze 
für  die  Werthberechnung  selbst  erforderlich.  Die  fran- 
zösische Gesetzgebung  hat  in  zahlreichen  Bestimmungen  hierüber 
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das  Nothwendige  festgesetzt,  im  Wesentlichen  schon  im  Gesetz  vom 
22.  Frim.  VII.,  Art.  14  und  15,  dessen  Bestimmungen  durch 
spätere  Gesetze  einzelne  Moditicationen  und  Ergänzungen  erfahren 
baben. 

GeDaueres  Einzelne  bei  Vignes,  I.  346 — 355,  kürzer  Block,  Art.  Enregistr., 
Xö.  50,  51.  S.  auch  Jacob  a.  a.  0.,  Noten  zu  den  Art.  14  u.  15  dos  (iesetzes  vom 
Frimiire. 

Es  wird  in  diesen  Normen  beweg  lichtes  und  unbewegliches  Gut  unter- 
s<.hieden  und  in  beiden  Kategorien  für  Jede  einzelne  Art  Urkunden,  Rechtsgeschäfte, 
ßtöitzwechsei  u.  s.  w.  die  Bestimmung  über  den  zu  Grundo  liegenden  Werth  getroflVn. 
Ifl  vielen  Fällen  entsprechen  die  Bestimmungen  dem  auch  sonst  Ucblichen  oder  von 
selbst  sich  Ergebenden.  Von  wichtigeren  eigen thUmlichen  Fällen  mOgen  folgende 
beryorgehoben  werden. 

a)  Aus  den  Vorschriften  ftlr  bewegliches  Gut:  Bestellung  von  immerwährenden 
—  d.  h.  nach  ^anzösiscbem  Kecht  höchstens  fQr  30  Jahre  nicht  ablösbaren  —  oder 
Lebensrenten  nnd  von  Pensionen  ur.ter  lästigem  Titel:  hier  ist  das  bestellte 
oder  ver&ussortc  Kapital  das  Object  der  Proportionalabgabo.  Ebenso  verhält  es 
sich  bei  Uebertraguug,  Ablösung,  Hiickkauf  solcher  Kenten  und  Pensionen, 
ohne  Rücksicht  auf  den  hierfür  bezahlten  Preis.  —  Werden  Kenten,  Pensionen  ohne 
Angabe  eines  Kapitals  bestellt  (übertragen,  abgelöst),  so  wird  das  für  diesen 
Vorgang  steuerpflichtige  Object  durch  diejenige  Kapitalsumme  gebildet,  welche  dem 
2u£Ücben  der  immerwährenden  und  dem  10  fachen  der  lebenslänglichen  Rente.  —  wobei 
zwischen  solchen,  die  auf  1  oder  mehrere  lieben  gestellt  sind,  nicht  unterschieden 
wird  —  entspricht,  ebenfalls  ohne  Rücksicht  auf  den  Preis  der  Uebertragung  oder 
Ablösung.  —  Die  unentgeltlich  eingeräumte  Nu tzniossung  an  beweglichem  Gut 
wird  gleich  der  Hälfte  des  Werthcs  solchen  Guts  veranschlagt. 

B^onders  wichtig  ist,  dass  bei  Uebertragungen  auf  Gnind  freigebiger  Ver- 
fogpng  anter  Lebenden  und  für  den  Uebergang  durch  Todesfall  der  Werth  des 
beweglichen  Guts  nach  einer  abzugebenden  Erklärung  der  Betheiligten  —  zu  deren 
Controle  dann  wieder  das  Verfahren  der  „Expertise'*  angewandt  werden  kann  —  sich 
bestimmt,  aber  ohne  Abzug  der  Lasten,  was  u.  A.  die  Erbschaftssteuer  zu 
einer  solchen  vom  Vermögen  ohne  Schuldabzug  macht.  Bei  Werthpapieren 
aller  Art  (auch  des  in  diesen  Fällen  steuerpflichtigen  Uebergangs  französischer 
Staatsrente)  berechnet  sich  der  Werth  in  der  Regel  nach  dem  Börsencurs  vom 
Tage  des  Besitzwechsels. 

^)  Aus  den  Vorschriften  für  unbewegliches  Gut:  bei  Pacht-  und  Mieth- 
r ertragen  bildet  der  jährliche  Preis  unter  Zurechnung  der  dem  Pachter  oder 
Miether  auferlegten  Lasten,  das  Steucrobject:  bei  Pachten  und  Miethen  von  unbe- 
stimmter Dauer  oder  gegen  beständige  Renten  wird  aus  dem  in  gleicher  Weise  berech- 
netco  Pacht-  oder  Miethpreise  ein  Steuerkapital  durch  Multiplication  mit  dem  20  fachen 
gebildet  Bei  Verpachtung  und  Vermiethung  auf  Lebensdauer  wird  der 
Preis  mit  dem  10 fachen  multiplicirt.  Neuerdings  ist  für  ländliche  Immobilien  die 
Ermässigong  der  Kapitaiisatiou  bloss  mit  dem  127^ fachen  erfolgt  (lb75).  —  Bei 
Tauschen  findet  ein  Kapitalanschlag  zum  20 fachen  des  Jahresertrags  ohne 
Lasten  ah  zu  g  statt,  bei  ländlichen  Grundstücken  (ausser  bei  Tauschen  anein- 
amdenitossender  unbebauter,  d.  h.  nicht  mit  Häusern  besetzter)  sogar  zum  25  fachen.  — 
Far  Verkäufe  und  andere  unter  lästigem  Titel  stattfindende  L'ei)ertragungen  von 
Eigenthum  und  Nutzniessung  unter  Lebenden  wird  der  beurkundete,  bezw. 
tlarch  Expertise  festgestellte  Preis  zuzüglich  eines  Kapitalanschla^s  aller  Toasten  zu 
(irnode  geiegt. 

Bei  unentgeltlicher  Üebertragungvonlmmobiliar-Eigenthum  unter  Lebenden 
und  von  Todeswegen,  also  für  die  Proportionalabgabe  als  Schenkunu:s-  und 
Erbschaftssteuer,  wird,  wiederum  ohne  Abzug  der  Lasten,  der  .lahresertrag 
oder  Pacht-  und  Miethzins  mit  dem  20 fachen,  b(;i  ländlichen  Grundstücken  jetzt  mit 
dem  25fachen  zur  Bildung  des  Steuerkapitals  multiplicirt.  Das  10-,  bezw.  127^  fache 
tritt  in  diesen  Fällen  bei  Cebertragung  der  Nutzniessung  allein,  gleichfalls  ohne 
Lasteoabzug,  ein.  Die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  erhält  durch  diesen  Nicht- 
abzug  der  Lasten  —  welcher  in  England  ^etzt  erfolgt,  §.  122,  S.  269  oben  —  einen 
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hesonJercn  Cbaracter,  wciclicr  maiiclic  Bedenken  henrorraft  und  za  bedenteDd  eiliöbter. 
aucli  Tingloiclimässigerer  Belastung  führen  kann,  unter  den  obwaltenden  Verbiltnissevi 
auch  wolil  wirklich  führt  <§.  241). 

§.    224.     8.   Zur  Statistik   der    Kegistrirungsabgaben.     S.   die   reichhaltigen 
Materialien   in   den  oben  S.  506  angegebenen   Stellen.     Einige  Daten  worden  schon 
früher  herausgehoben,   so  in  den  Tabellen  auf  S.  374,   395,  bes.  406,  407,  dann  in 
den  §§.  211  (S.  507),  217,  218,  besonders  in  der  tabcÜariscben  Uebersicht  des  Tarir?« 
der  Proportionalabgabc  S.  523.    Eine  Analyse  des  reichen  statistischen  Materials  masss 
der  monographischen  Bearbeitunjr  vorbehalten  bleiben.    Sie  würde  m.  E.  für  m^ncho 
spcciclle  Fragen   einer   Verkehrsbesteucrung ,    wie  diejenige  des  französischen  Enre- 
gistremenr,  auch  finanzwissenschaftlich  —  wie  wohl  noch  mehr  ToIkswirthschafÜich  — 
wcrthvolle  Beiträge  liefern.   Hier  nur  noch  einige  Daten  znr  Ergänzung  der  früheren, 
bes.  der  auf  S.  406   u.  407  mitgetheilten ,  um  die  Reaction  der  Ereignisse  in  den 
kritischen   Perioden    des   französischen  Staats-   und  Wirthschaftslebeni   auf  die   dem 
Enregistrement  unterworfenen  Geschäfte   und    daher  auf  die  Steaererträge  noch  etwas 
näher  zu  verfolgen. 

Der   Werth  der  Uebertragungen  von  Immobilien  zu  lästigem  Titel  unter 
Lebenden  (wesentlich  Verkäufe)  war  (Bull.  V,  370,  Faure,  p.  89)  in  Mill.  Frcs.: 
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Die  Keaction  ist  in  diesen   vier  kritischen  Perioden  deutlich  zu  erkennen,  dem 
(jrade   nach   ungleich  stark,  aber  so,   wie  es  nach  der  aligemeinen  VcrkehrastöruDg 
durch  die  äusseren  Ereignisse  etwa  zu  erwarten  war.   Der  Ausfall  der  Erträge  ergicbt 
sich  aus   den    Bcwegunj^cn  der  Werthzahlen ,    da  es  sicli  hier  um  die  Proportionil- 
abgab<'  handelt.     Was  er  j^ractisch  bedeutet,  zeigen  z.  B.  folgende  Zahlen  des  Ertrags 
für    die    hier    behandelten    Geschäfte    in     1869—72:    142.6    —    98.7    —    86.5    — 
141.5  Mill.  Frcs.  —  Natürlich  sind  die  (iesammtzahlen  der  Umsätze  und  Erträge  das 
Product  aller  öfters  sich  , kreuzenden  Einflüsse.     Während  des  Krimkriegs  fand  z.  B. 
«'Jne  grosse  speculative  Bewegung  statt.     Die  Umsätze  in  Immobilien  zeigen  daher  für 
lh53— 57  folgende  ZMen:    1810  —  1641   —  1923  —  2016  —  1882  Mill.  Frcs.  — 
Neu.rdings  erreichten  die  Ziffern  in  1881   das  Maximum,  2872  Mill.,  sanken  bis  1884 
auf  2249,  hoben  sich  1885  wieder  auf  2502,  sanken  1886  auf  2104  Mill.  Frcs.     Der 
(lau«^-    der   (Jcscliäfte    und    <les   gesammten   wirthschaftlichen   und   politischen    Lebens 
spi^'gelt  sich  also   immer  deutlich   ab.     Da  sich  die   Einnahmen   des  Enregistrement 
a)M;r    aus    so   verschiedenen   Posten   zusammensetzen   und  auch  die  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuern  darunter  fallen,  zeigen  die  Gesammt- Erträge  nicht  immer  ganz  die 
gleichen  Bewegungen   und   im  Ganzen   doch   eine,  wenn   auch   nicht  ununterbrochen, 
aufsteigende  Bewegung,  —  wie  die  meisten  indirecten  Verbrauchssteuern.   Finanz- 
|)olitisch  sind  sie  daher  bei  wachsendem  Finanzbedarf  sehr  befriedigend. 

Die  Beschränkung  der  Umsätze,  namentlich  der  Verkäufe  von  Immobilien 
durch  die  Kegisterabgabe ,  die  bei  letzteren  Geschäften  so  ausserordentlich  hoch  ist, 
wird  sich  im  Princip  kaum  leugnen  lassen,  was  je  nachdem  als  eine  günstige  oder 
ungünstige  Wirkung  dieser  Steuer  angesehen  werden  wird  und  werden  kann.  Immer- 
hin haben  sich  doch  auch  die  eigentlichen  Verkäufe  allein  von  1827 — 1860  fast  ver- 
doppelt (998  und  1878  Mill.  Frcs).  Seit  dem  letzten  Kriege  sind  sie  dagegen  bei 
den  höheren  Steuersätzen  —  ob  wegen  derselben?  —  wenig  gewachsen,  zeigen 
aber  jähriiche  nicht  unbedeutende  Schwankungen  (1873  1843,  1877  2046,  1884  1965, 
1^86*1837  Mill.  Frcs.,  Bull.  V,  371,  XX,  479,  XXII,  145).  —  Die  Zahl  der  Ge- 
schäfte ist  mitunter  Jahre  lang  fast  stabil,  z.  B.  Uebertragungen  unter  lästigem  Titel 
von  Immobilien  1'57>>  -81 :  988.532  —  982,005  —  981,303  —  986,680  Fälle  (Bull.  XVI, 
154),  und  dies  gilt  nicht  nur  von  der  Gcsammtzahl  für  den  Staat,  sondern  auch  von 
den  Departementszahlen  is.  eb.). 

l  eher  die  zeitliche  Bewegung  der  Werthe  und  Steuerertrüge  von  Micth-  un«l 
Pachtverträgen  s.  Bull.  IV.    138  Mt  1827),   XVI,    150.     Der  Einfluss  der   Zeit- 
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ereipisse  (1848 — 49.    1870 — 71)  markirt  sicJi  auch  hier  deotlicli.     Starke  Stoigorunp 
(l<'r  iK^stcacrten  Werthe  in  Folge  des  Gesetzes  vom  23.  August  J871. 

Statistische  Daten  der  Effecten- Umsatzsteuer  s.  o.  S.  533. 

Aof  die  statistischen  Daten  der  im  Enre»ristrcment  enthaltenen  E r bschaft s- 
Dnd  SchenkuDgssteuern  wird  unten  in  dem  davon  handelnden  Abschnitt  §.  24:i 
n<icb  i)osondcrs  eingegangen. 

Daten  tlber  die  Bewegung  der  (icsammt ertrüge  des  Ennjgistremont  werden 
unten  in  §.  234  neben  solchen,  welche  den  Stempel  betreffen,  mitgctheilt.  In  mancher 
Beziehung  gehören  diese  Daten  zusammen  und  ist  die  Vergleichung  ihrer  Bewegung 
ron  Interesse. 

§.  225.     9.  Zur  Kritik.   Erst  durch  einen  genaueren  Einblick 
in  das  ganze  System,  die  leitenden  Grundsätze  und  die  wichtigeren 
Bestimmungen  (tber  die  Durchführung  wird  man  genügend  in  den 
Stand  gesetzt,  den  steuerpolitischen  Character  einer  so  eigenthüm- 
lichen  und  so  verwickelten  ßesteuerungsart,  wie  sie  das  französische 
Registerabgabewesen  ist,  vollständig  zu  verstehen  und  zu  beurtheilen. 
Durch    das  Studium    der  Einzelheiten    des  Tarifs   und  der   Regi- 
striruDgs-    und   Ertragsstatistik    erlangt   man   auch  erst  ein   deut- 
licheres  Bild    von    der    verkehrspolitischen    und    volkswirthschaft- 
lichen  Bedeutung  dieser  Besteuerung,  wovon  das  Urtheil  Über  den 
steuerpolitischen  Character    und   Werth    der    letzteren  wieder  mit 
abhängt    Wir  schliessen  daher  mit  einigen  Betrachtungen  wie  den 
oben  in  §.  215  schon  vorangeschickten. 

Das  französische  Registerwesen  will,  als  Steuereinrichtung  be- 
trachtet, das  Vermögen,  wo  es  und  wenn  es  in  Urkunden, 
mitunter  auch  wo  und  wenn  es  ohne  Urkunden  in  Rechts- 
geschäften, sowie  in  bestimmten  Thatsachen  oder  Vor- 
gängen, wie  beim  Besitz  Wechsel  in  Folge  Erbfalls  oder 
Schenkung,  sich  vorhanden  oder  in  Bewegung  (im  „Ver- 
kehr") zeigt,  einer  Steuer  unterwerfen.  Diese  Steuer  hat  den 
Character  einer  Besitzs teuer,  vornemlich  in  ihrer  „festen 
Abgnbe",  einer  Verkehrssteuer,  vornemlich  in  ihrer  Pro- 
portionalabgabe. Die  erstere  trifft  das  Vermengen  wesentlich 
da,  wo  es  sich  nach  Urkunden  vorhanden  erweist,  die  zweite, 
wo  es  nach  Urkunden,  Rechtsgeschäften,  Thatsachen  in  Bewegung 
zwischen  verschiedenen  Personen  ist  und  durch  diese  Urkunden  etc. 
diese  Bewegung  bekundet  wird.  Man  kann  in  dieser  Weise  mit 
Vignes  den  Unterschied  beider  Hauptabgaben  und  danach  auch 
ihren  steuerpolitischen  Character  richtig  kennzeichnen  (§.217,  218 
0.  S.  521  u.  S.  522):  im  einen  Falle  werden  Vermögensrechte 
,,declarirt",  im  andern  „zuertheilt^^  Bei  der  weit  über- 
wiegenden  practischen  Wichtigkeit  der   Proportionalabgabe   bleibt 
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(las  Verkehrssteuermoment  in   dem   Registerabgabewesen  nnr  das 
durchaus  vorwaltende. 

Die  principielle  Rechtfertigung  dieses  Abgabezweigs  liegt 
dann  wieder  in  derjenigen  der  Verkehrssteoer  fiberhanpt  (§.  215) 
und  in  der  anzuerkennenden  Rrgänzungs- und  Ersatzfnnction, 
welche  das  Enregistrement  als  Besteuerung  im  französischen  Steuer- 
system speciell  ausübt,  besonders  gegenüber  dem  System  der 
directen  Steuern  und  gegenüber  der  schweren  indirecten  Verbrauchs- 
besteuerung Frankreichs.  Was  in  dieser  Hinsicht  bereits  oben  in 
§.  215  gesagt  wurde,  findet  in  der  vorausgehenden  näheren  Dar- 
stellung der  französischen  Einregistrirung  seine  Bestätigung:  nicht 
die  Einrichtung  als  solche,  nicht  die  Haupttheile  der  Register- 
abgaben, sondern  die  übertrieben  hohen  Steuersätze,  besonders 
für  den  I  m  ni  ob  ili  arver  kehr,  sind  das  Bedenkliche.  Da  eine 
analoge  Besteuerung  des  Mobiliarverkehrs  schon  in  der  Gesetz- 
gebung, gescb^Ycige  in  der  Praxis  nicht  durchgeführt  werden  kann 
und  auch  in  Frankreich  trotz  der  Ausdehnung  des  Enregistrement 
auf  diesen  Verkehr,  trotz  der  Ergänzung  dieset*  Besteuerung  durch 
die  Effecten  -  Umsatzsteuer  nicht  besteht,  so  ergiebt  sich  auch  eine 
Ungleichmässigkeit  der  Belastung  dieser  beiden  Verkehrs- 
gebiete, welche  neue  Bedenken  hervorruft.  Und  nur  um  so  grössere, 
weil  das  Immobiliarvermögen,  bezw.  sein  Ertrag  durch  die  directen 
Steuern  schon  viel  sicherer  und  schwerer  getroffen  wird.  Dagegen 
kann  auch  die  indirecte  Verbrauchsbesteuerung  keine  Aus- 
gleichung bilden,  auch  nicht  in  ihrer  französischen  Einrichtung. 

Vun  der  Erbscbaftsbcsteiierung  scheu  wir  hier  noch  ab  (s.  §.  241).  Ist  sie  auch  im 
fran/Osischen  Enreg:i3trcment  formell  mit  enthalten,  so  kommen  für  sie  doch  wesentlich 
andere  steaerpolitische  Gesichtspuncte  als  für  die  Steuern  auf  Urkunden  und  Rechis- 
geschäfte,  Handünderungen  unter  lästigem  Titel  unter  Lebenden  in  Betracht.  Auch 
die  Höhe  der  Steuersätze,  dann  die  Allgemeinheit  der  Erbschaftssteuer,  nämlich  ihre 
Ausdehnung  auf  alle  Vermögensarten  und  alle  Verwandtschaftsgrade  sind  hier  anders 
zu  beurtheilen.  —  Die  wenigen  kritischen  Bemerkungen  bei  v.  Kaufmann,  S.  'S\\ 
trclfen  das  Wesentliche  m.  E.  nicht  und  erscheinen  mir  auch  sonst  unrichtig,  auch 
in  Betreff  des  folgenden  Puncts. 

Man  hat  mitunter  Einwendungen  gegen  die  Registrirungs- 
abgaben  als  sogen.  „Kapitalsteuern*'  oder  als  Vermögens- 
steuern gemacht.  Diese  sind  indessen  kaum  zutreffend.  Es 
liegt  hier,  wie  auch  bei  den  gleichen  Einwendungen  wider  viele 
Abgaben  in  Stempel  form  und  wider  jede  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuer,  die  übliche  doppelte  Verwechslung,  bezw. 
der  Mangel  der  nothwcndigen  Unterscheidung  zwischen  einer 
einzel  wirthschaftlicben  und  einer  volkswirthschaftlicheu  reellen 
Vermögens-  oder  Kapitalsteuer  und  —  was  die  Kritik  noch  weniger 
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(ibersehen  sollte  —  zwischen  einer  reellen  und  einer  nominellen 
solchen  Stener  war.  Nur  die  hohen  französischen  Steuersätze, 
besonders  bei  dem  Eigenthumswechsel  von  Immobilien  im  Wege 
des  Verkaufs,  bieten  in  beiderlei  Beziehung  allerdings  das  Be- 
denken, dass  die  nominelle  eine  reelle,  die  einzelwirthschaftliehe 
eine  volkswirthschaftliche  Vermögenssteuer  mehr  oder  weniger 
"werde.  Aber  an  sich  ist  dies  nicht  die  Wirkung  dieser  Abgabe- 
form und  auch  in  Frankreich  bei  vielen  anderen  Registerabgaben 
nicht  die  factische  Wirkung  derselben.  In  der  Kegel  werden  die- 
selben and  theilweise  gewiss  auch  die  genannte  Immobiliarverkehrs- 
abgabe  nominelle  einzelwirthschaftliehe  Vermögens- 
steuern und  damit  reelle  einzelwirthschaftliehe  Ertrags- 
oder Gewinn-  oder  Einkommensteuern  bleiben.  Freilich  be- 
lasten die  Registerabgaben  auch  als  Steuern  letzterer  Art  die  Be- 
troffenen zufälliger,  verschiedener,  ungleichmässiger,  als  formelle 
oder  nominelle  Ertrags-,  Conjuncturengewinns-  und  Einkommensteuern 
es  tbun  würden,  aber  in  der  End Wirkung  gleichen  sie  diesen  doch 
einigermaassen.  Und  neben  speciiischen  Nachtheilen  gegen  letztere 
haben  sie  auch  einige  steuerpolitische  und  steuertechnische  Vor- 
züge vor  denselben  voraus  (§.  215). 

S.  über  die  Terminologie  uud  den  Uoterschied  —  der  auch  mit  dem  principalen 
roQ  National-  und  Privatvcrmögon  und  Kapital  /Ubammenhängt  —  Fin.  II,  §.  330. 
.S.  I.i3,  Gmndlo^ang  §.  23,  2S.  Ueberhaupt  die  Ausführungen  meiner  allgemeincu 
Steaerlehre  über  Verkehrs-  und  Gonjuncturenffewinnssteucrn  i^Kin.  II,  §.  407  ff,  473  fr.). — 
Die  Widerlegang  des  Einwands  gegen  Erbschaftssteuern  als  reelle  Kapitalsteuern, 
vas  dieselben  allerdings  in  der  Kegel  sein  werden,  ist  etwas  anders  zu  fuhren.  Siehe 
Fip.  II,  §.  482  ff.  V.  Kaufmann  s  polemische  Bemerkungen  gegen  die  Erbschafts- 
äteuern  (S.  292  ff.)  sind  m.  £.  ganz  schief  und  bleiben  auf  der  Oberfläche.  Auch  seine 
AeosseniDg  S.  Sil,  „der  Nachtheil  der  Einregistrirungsstouer  wurde  sich  recht  schnell 
in  Frankreich  in  seiner  ganzen  Grösse  zeigen,  wenn  nicht  von  allen  Seiten  danach  ge- 
trachtet würde,  die  Abgabe  theilweise  zu  umgelun'*,  übertreibt  sehr. 

Der  unbestreitbare  Uebelstand  der  Registerabgaben  ist  deren 
zu  bedeutende  Höhe  in  den  wichtigeren  Fällen.  Mit  daraus 
folgt  wieder  die  Nothwendigkeit  der  scharfen  Controleu,  Verkehrs- 
hemmnngen,  Strafen.  Allein  diese  grosse  Höhe  der  Steuersätze 
ist  eben  die  Folge  des  grossen  Finanzbedarfs  und  der  gleichfalls 
80  bedeutenden  Höhe  anderer  französischer  Steuern  und  dies  ist 
wieder  die  Folge  der  französischen  Geschichte  und  Politik. 

Wäre  das  Enregistrement  weniger  liscalisch  ausgenutzt,  so  würde  man  andere 
Steuern  noch  mehr  anspannen  müssen.  Hätte  man  die  ein/elwirthschaftlichen  Steuer* 
•juellen.  welche  darch  die  Registerabgaben  erschlossen  wc^rdcn,  durch  dirccte  Ein- 
kommen- nnd  Vermögenssteuern  zu  treffen  gesucht,  so  würde  man  des  hohen  Finanz- 
bedar£s  wegen  auch  diese  Steuern  sehr  stark  haben  anspannen  müssen.  Dann  würden 
die  Schwierigkeiten  der  Einrichtung  und  Durchführung  derselben  so  gewachsen  sein, 
dass  die  Bestenerung  in  dieser  Form  vielleicht  liLstiger  als  in  derjenigen  des  Enre- 
gistrement geworden   und  wahrscheinlich  weniger  ergiebig  geblieben  wäre.    Mit  dem 
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an  sich  sicherlich  begründeten  Vorwurf  des  SuperfiscalisinDs  und  der  zu  hohen  Ab- 
i^abesätze  des  Enregistremcnt  beweist  man  also  unter  den  französischen  ycrhültnissen 
nicht  viel  gegen  diese  Steuerform.  Ziemlich  demselben  Vorwurfe  sind  alle  und 
müssen  alle  französischen  Steuern,  auch  etwaige  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
ausgesetzt  sein. 

Die  specifischen  Nachtheile  der  Registerabgabe,  ver- 
glichen mit  den  letztgenannten  und  sonstigen  Steuern,  welche  als 
ihr  Ersatz,  ihre  Ergänzung,  ihre  Modification  in  Betracht  kommen 
könnten,  sind  dieselben  wie  diejenigen  aller  ähnlichen  Verkehrs- 
steuern,  auch  derer  in  Stempelforra. 

An  einzelne  mehr  oder  weniger  zufällige  Vorgänge  des  Verkehrs  sich  an- 
schliessend, in  mehr  oder  weniger  willkuhrlich  gewählten  Fällen  und  Beträgen  diese 
Vorgänge  oder  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Rechtsgeschäfte  treffend,  besteuern 
sie  die  Pflichtigen  sehr  ungleichmässig  und  ohne  KUcksicht  auf  das  Vorhandensein 
und  die  Höhe  eines  Gewinnes  für  denjenigen,  welcher  die  Steuer  trägt,  bei  dem  be- 
steuerten Vorgang  oder  ßechtsgeschäft.  Daher  widersprechen  diese  Abgaben  sicher- 
lich dem  vermeintlich  leitenden,  d.  h.  oft  genug  emphatisch  henrorgehobenen ,  aber 
stets  ganz  ungenügend  durchgeführten  Grundsatz  der  modernen  französischen  Steuer- 
politik: „Jeden  nach  seinem  Vermögen  und  seinen  Fähigkeiten  zu  besteuern.**  Hier 
böten  nur  Modificationen  der  Einrichtung  der  Verkehrsbesteuerong,  wie  wir  sie  in 
der  „allgemeinen  Steuerlehre"  besonders  auch  in  Betreff  der  „Conjuncturengcwinn- 
steuer"  angedeutet  haben,  eine  Abhilfe  (Fin.  II,  §.  479). 

Die  specifischen  Vorzüge  der  Registerabgaben,  besonders 
verglichen  mit  den  üblichen  Formen  der  directen  Steuern  und  mit 
indirecten  Verbrauchssteuern,  sind  jedoch  auch  nicht  zu  verkennen. 

Die  Kechtsgeschäfte  lassen  sich  zum  Theil  mit  Rücksicht  auf  die  sich  an  sie 
knüpfenden  Registerabgaben  der  jeweiligen  Steucrfahigkeit  mehr  anpassen,  besser  als 
directe  Steuern  und  ebenso  wie  indirecte  Verbrauchssteuern.  Sie  treffen  doch  wenigstens 
öfters  dann,  wenn  ein  Gewinn  gemacht  wird  und  denjenigen,  welcher  ihn  macht  oder 
einen  Vortheil  aus  dem  Verkehrsgeschäft  erzielt.  Sie  lösen  das  Problem  freilich  nur 
roh,  Einkommen,  Ertrag,  Vermögen  zu  besteuern,  aber  sie  lösen  es  doch,  indem  sie 
dann  eintreten,  wenn  durch  einen  Verkehrsvorgang,  ein  Rechtsgeschäft  ein  ökonomischer 
„Werth"  als  vorhanden  oder  als  sich  vom  Einen  zum  Anderen  bewegend  nach- 
gewiesen wird.  Wie  schwer  ist  öfters  für  die  directe  Besteuerung  ein  solcher  Nach- 
weis! Wie  viel  reelle  Steuerfähigkeit  treffen  diese  nicht  oder  unzureichend,  welche 
die  Einrichtung  der  Einregistrirung  zu  finden  und  die  damit  verbundene  Abgabe  zu 
treffen  weiss. 

Gewiss  Alles  nur  Rechtfertigungsgründe  von  sehr  relativem 
Werthe.  Aber  muss  man  sich  mit  solchen  nicht  fast  immer  im 
Steuerwesen  aller  Formen  und  Arten,  aller  Zeiten  und  Länder  be- 
gnügen?! 

Eine  eingreifende  Reform  setzte  zweierlei  voraus,  wovon 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  keine  Rede  sein  kann:  eine 
sehr  bedeutende  Verminderung  des  Finanzbedarfs  oder  —  wo- 
möglich zugleich  —  eine  Ersatzmittel  bietende  Entwicklung  der 
übrigen  Besteuerung.  Dann,  aber  auch  nur  dann,  wäre  es  möglich 
das  Enregistremcnt  von  vielen  fiscalischen  Härten  zu  befreien, 
manche  einzelne  Steuersätze  desselben  aufzuheben,  alle,  nament- 
lich die  bedenklichsten,  erheblich  zu  ermässigen. 
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Wie  die  Dinge  in  Frankreich  liegen,  wird  man  sich  mit  einem 
viel  weniger  weit  gehenden  Keformprogramm  begnügen  müssen: 
Ermässigung  besonders  der  übertrieben  hohen  Registerabgaben 
vom  Besitzwechsel  des  Grundeigenthums  unter  lästigem  Titel  unter 
Lebenden  und  Revision  der  übrigen  Theile  dieser  Abgaben.  Dies 
wäre  aber  nur  durchführbar,  wenn  genügender  EVsatz  für  die  da- 
durch entstehenden  Anställe  an  Einnahmen  durch  andere  Steuern 
zu  beschaffen  wäre.  Nicht  nur  wegen  der  ohnehin  schon 'so  be- 
deutenden Anspannung  aller  übrigen  französischen  Steuern,  sondern 
auch  aus  Gründen  richtiger  practischer  Steuersystematik  und  des- 
jenigen Ersatzes,  welchen  gerade  aufzuhebende  und  zu  ermässigende 
Registerabgaben  erhalten  müssten,  wäre  das  Richtige  wohl  die 
Einfuhrung  einer  supplementären  Einkommensteuer  oder 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer.  Käme  es  dazu, 
vollends  aber  wenn  es,  wie  bisher,  nicht  dazu  kommt,  so  müsste 
innerhalb  des  verbleibenden  Systems  der  Registerabgaben  aber 
jedenfalls  mehr  auf  Entlastung  des  Immobiliar-  und  stärkere 
Belastung  des  Mobiliarverkehrs  hingestrebt  werden. 

Betrachtet  man  endlich  das  französische  Registrirungsabgabe- 
wesen  vom  steuertechnischen  Standpuncte  aus,  so  verdient  es 
alle  Anerkennung,  —  immer  vorausgesetzt,  dass  einmal  durch  eine 
derartige  Besteuerung  so  enorme  Summen  für  die  Staatsbedürfnisse 
erhoben  werden  sollen.  Der  Ertrag  zeigt  sich  trotz  der  Höhe  der 
Steuersätze  sehr  entwicklungsfähig.  Die  logische  Consequenz  und 
systematische  Durchbildung  ist  bewunderuswerth.  Schon  das  grosse 
Hauptgesetz  vom  22.  Frimaire  VII.  ist  eine  steuertechnische 
Leistung  ersten  Ranges  zur  Lösung  des  gestellten  Problems, 
welche  die  höchste  Anerkennung  verdient.  Beweis  dafür,  dass  dies 
Gesetz  trotz  der  grossartigen  Entwicklung  und  vielfachen  Um- 
gestaltung des  Verkehrs  —  Creditwesen!  —  im  19.  Jahrhundert  die 
Grundlage  des  Enregistrement  bleiben  konnte  und  noch  gegen- 
wärtig ist.  Nicht  einmal  das  Bedüriniss  einer  neuen  Codification 
bt  trotz  der  zahlreichen  einzelnen  Abänderungen  und  Zusätze  durch 
spätere  Gesetze  in  besonderem  Maasse  hervorgetreten.  Das  spricht 
sehr  zu  Gunsten  dieses  HauptstUcks  der  Revolutionsgesetzgebung. 

c.   Die  Abgaben  in  Stempel  form. 
Gesetzgebung  und  Literatur  s.  o.  S.  504  und  S.  505. 

§.  226.   1.  Ursprung.   Auch  diese  Abgaben  stammen  aus  dem 
ancien  regime,   wo  sie  unter  dem  Namen  des  droit  de  formule  in 
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freilich  geringerer  Ansdehaung,  unvollkommenerer  Systematisining 
und  niedrigeren  Sätzen,  übrigens  mit  Ausnahme  einiger  Provinzen 
(der  neu  annectirten),  schon  bestanden  hatten  (o.  §.  65).  Der 
Notabeinversammlung  von  1787  hatte  der  Entwurf  eines  neuen 
Stempelgesetzes  vorgelegen,  durch  den  u.  A.  die  Urkunden  unter 
Privatunterschrift  in  grösserem  Maasse  stempelpflichtig  gemacht 
werden  sollten.  Dieser  steuertechnisch  vorzüglich  gearbeitete  Ent- 
wurf stand  indessen  nur  einen  Monat  lang  in  Gesetzeskraft  (4.  August 
1787),  da  das  Gesetz  vom  König  der  Opposition  des  Parlaments 
gegenüber  alsbald  wieder  zurückgenommen  wurde.  Er  enthielt 
alles  Wesentliche  und  Brauchbare  der  Gesetzgebung  der  späteren 
Zeit  von  1797—98  an. 

Der  erste  gesetzgeberische  Versuch  in  der  Revolutionsperiode 
auf  dem  Gebiete  des  Stempelwescns  im  Gesetze  vom  12.  December 
1790/18.  Februar  1791  misslang  ähnlich  und  aus  gleichen  Gründen 
wie  auf  dem  Gebiete  der  Registrirung :  man  wagte  das  Stempel- 
wesen nicht  in  der  Weise  des  Entwurfs  von  1787  auszubilden 
noch  die  strengeren  Controlvorschriften ,  welche  das  flscalische 
Interesse  hier  einmal  verlangt,  als  „zu  wenig  liberal'*,  einzuführen. 
Mit  daher  war  der  finanzielle  Erfolg  des  neuen  Gesetzes  unbe- 
friedigend. Erst  nach  und  nach  kam  man  auch  hier  auf  den  Weg 
jenes  Gesetzentwurfs  zurück.  Nach  verschiedenen  Specialgesetzen 
in  dieser  Richtung,  schuf  auch  hier  ein  technisch  vorzügliches 
Hauptgesetz  dieser  Periode,  dasjenige  vom  13.  Bruroaire  VII. 
(3.  November  1798),  die  endgiltige  Grundlage  für  die  Folge- 
zeit bis  zur  Gegenwart.  Dies  Gesetz,  ein  Seitenstück  desjenigen 
vom  22.  Frim.  VII.  über  die  Registrirung,  knüpft  reell,  wenn  auch 
nicht  formell,  an  den  Entwurf  von  1787  an.  Alle  späteren  Gesetze 
bauen  das  Stempelwesen  auf  der  so  geschaffenen  Grundlage  nur 
weiter  auf  und  aus.  Namentlich  wird  die  Stempelpfiichtigkeit  für 
specielle  Fälle  genauer  normirt  und  wirksam  gemacht.  Die  leiten- 
den Grundsätze  der  Gesetzgebung  sind  dabei  aber  nicht  mehr  ver- 
ändert worden,  so  dass  die  neuerliche  Einführung  von  Stempel- 
marken wohl  als  der  bedeutendste  Punct  des  organisatorischen 
Fortschritts  auf  diesem  Abgabegebiet  bezeichnet  worden  ist.  Durch 
die  Entwicklung  der  Geschäfte,  die  Ausdehnung  der  Stempel 
pflichtigkeit,  die  immer  erfolgreicheren  Controlen  und  die  höheren 
Sätze  (namentlich  die  20^0  Zuschläge)  ist  der  Ertrag  sehr  ge- 
wachsen, besonders  seit  1871. 
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S.  auch  hier  das  Nähere  in  der  trefllicbeu  Darstellung  der  Eut^vicklung  der 
Stempclgosetzgebaog  der  Revolutionszeit  von  Stourro,  I,  444 — 4  69.  Unter  den  bei 
BeraÜiUDg  der  Gesetze  erörterten  Fragen  ist  diejenige  über  die  gerichtliche  Un- 
giltigkeit  von  Urkunden  auf  ungestempeltem  Papiere  —  ^.Nullität''  in  diesem 
Sinne  —  eine  der  auch  finanzwissenscliaftlich  besonders  interessanten.  Schon  in  dem 
der  NotablenreisainmluDg  von  1787  vorgelegten  Entwürfe  war  vorgesehen,  die  Aus- 
steller von  Urkunden  unter  Privatunterschrift  dadurch  im  eigenen  Interesse  zur  Bc- 
uotznng  von  Stempelpapicr  zu  veranlassen ,  dass  sie  andernfalls  mit  Unwirksamkeit 
dieser  Urkunden  vor  (iericht  bedroht  wurd(>n.  Die  Kegierung  begründete  dies  gegen 
die  Einwände  einer  zu  grossen  Strenge  damit,  dass  die  Vorschrift,  Privaturkundcu 
etwa  erst  bei  der  Vorweisung  vor  Gericht  zu  stempeln,  uiclit  ausreiche,  weil  dann  nur 
der  kleinste  Theil  davon  zur  Stempelung-  verpflichtet  werde  und  dazu  komme.  Aber 
die  Bestimmung  wurde  doch  fallen  gelassen  (Stourm,  I,  418).  Von  Neuem  wurde 
die  Frage  bei  der  Vorbereitung  des  Gesetzes  vom  Brum.  VII.  angeregt,  aber  wiederum 
verneinend  entschieden.  Ebenso  ging  es  jungst  nach  dem  deutschen  Kriege  1871  u. 
1875  (Stourm,  I,  464;.  Auch  die  unterlassene  Einregistriining  hat  man  in  Frank- 
reich nar  ausnahmsweise  so  scharf  zu  bestrafen  uewagt  (s.  o.  S.  536).  In  England 
dagegen  ist  die  strengere  Consequenz  der  Unklagbarkeit  eines  Anspruchs  auf  Grund 
ungestempelter  Urkunden  gezogen  worden  (s.  o.  S.  262). 

§.  227.  2.  Finanz-  und  steuerpolitischer  Character 
der  französischen  Stempelabgaben.  Er  iät  in  beiden  Hinsiebten 
eioigermaassen  demjenigen  der  Registerabgaben  verwandt:  ,,6ebühr^^ 
and  „Steuer"  sind  im  Stempelwesen  ebenfalls  gemischt  (§.214, 
215).  Doch  ist  im  Vergleich  mit  den  Registerabgaben  das  Ge- 
bübrenelement  etwas  häufiger  und,  wo  es  vorhanden,  etwas 
stärker  ausgeprägt. 

Dies  folgt  aus  der  im  Gesetze  bestimmten  umfassenden  Anwendung  von  Stempel- 
papier  für  die  verschiedensten  Arten  „öffentlicher"  und  sonstiger  Urkunden,  welche 
von  Gerichten.  Gerichtsvollziehern,  Verwaltungsbehörden,  N(>taren,  Advocaten  ausgehen, 
zum  Theil  auch  aus  der  Stempelpflichtigkeit  für  gewisse  Register  der  Gerichte,  der 
Staats-  and  Gemeindeverwaltungen.  Hier  bekommen  die  betreffenden  Privatpersonen, 
auf  deren  Angelegenheiten  sich  diese  Urkunden  und  Register  beziehen,  dann  den 
Stempel  verrechnet  und  zableu  in  demselben  mit  die  „öffentliche  Dienstleistung". 
Derselbe  Gesichtspunct  waltet  beim  Stempel  für  Eingaben.  Gesuche  u.  dgl.  m.  an 
Behörden  ob.  S.  Gesetz  vom  Brum.  VII. ,  Art.  12  mit  seinen  vielen  einzelnen  Kate- 
gorien von  FäUen.  Da  hier  nicht,  wie  so  vielfach  beim  Enregistrement  (o.  S.  513) 
die  , .öffentliche  Dienstleistung"  fingirt  oder  bloss  im  liscalischen  Interesse  aufge- 
druogen  wird,  sondern  im  Wesen  der  Sache  liegt,  so  ist  das  Gebührenelemcnt  hier  an 
sich  als  vorhanden  zuzugeben  und  die  „Gebühr"  in  der  geforderten  Abgabe  prin- 
cipiell  hier  berechtigt.  Nur  die  Art  ihres  Ansatzes  im  Stempel,  besonders  in  der 
höchst  mechaiüscheu  Form  des  Dimonsions Stempels  (s.  u.  §.  229)  erregt  wieder 
Bedenken.  Und  die  grosse  Ausdehnung,  in  welcher  solche  „öffentliche"  Urkunden 
ond  Begister  s-tempelpflichtig  erklärt  worden  sind,  sowie  die  llöhe  der  Abgab e- 
sätze  bewirken,  dass  auch  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  Abgabe  berechtigter  Maassen 
ils  Gebtlhr  eintritt,  doch  ein  bedeutender  Theil  derselben  Steuercharacter  annimmt. 
Damit  fällt  dieser  Theil  dann  auch  unter  einen  anderen  principiellen  Gesichtspunct 
und  wird  von  demselben  aus  beurtheilt  vielleicht  bedenklich,  wenn  der  „Gebühren- 
theil" in  der  Abgabe  selbst  gerechtfertigt  erscheint. 

Auch  die  Ableitung  einer  allj^emeinen  Berechtigung  oder  sogar  Notliwcndigkeit 
des  Stemi>els  als  „Gebuhr"  für  alle  Urkunden  und  Schriftstücke  bloss  aus  der 
„Möglichkeit",  dass  dieselben  einmal  vor  Gericht  vorgelegt  und  zur  Beglaubigung 
oder  Beweisführung  gebracht  werden  könnten  (Art.  1  des  Gesetzes  vom  Brum.  VII.), 
lird  zwar  mitunter  in  Frankreich  vertreten.  Diese  blosse  „Möglichkeit"  ist  in- 
dessen doch  kaum  schon  ein  genügender  Grund  zu  einer  Gebuhrenerhebung,  so 
▼enig  wie  der  ähnliche  Gesichtspunct  bei  den  Rcgistrirungsabgaben  (o.  S.  514).  Bloss 
die  wirkliche  Beanspruchung  der  Gerichte  stellt  eine  „öffentliche  Dienstleistung" 
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dar,  welche  mit  „(lebührcn"  passend  bezahlt  wird,  wie  im  Falle  der  Gerichts- 
kosten. Nur  im  Stempel  der  für  Processführung  gelieferten  Schriften  der 
Kechtskundigen ,  Advocaten  könnte  mau  daher  etwa  das  Gebuhrenelement  ähnlich 
wie  in  den  Gcrichtskosten  sehen. 

Die  französischen  Stempelabgabeu  enthalten  somit  besonders 
in  den  vorausgehend  angedeuteten  Fällen  gewiss  principiell  „Ge- 
bühren" und  praetisch  mehr  oder  weniger  hohe  Gebtihrenquoten. 
Aber  über  letzteren  Betrag  hinaus  sind  sie  auch  hier  nach  ihrer 
Ausdehnung,  Berechnungsart  und  Höhe  wieder  „Steuern", 
und  zwar  Steuern  auf  Rechtsgeschäfte,  Urkunden  u.  s.  w.,  ähnlich 
wie  die  Registerabgaben,  also,  in  der  üblichen  Terminologie  „Ver- 
kehrssteuern". 

Theils  diesen,  theils,  in  einigen  besonderen  Fällen  des  Dimensions- 
stempels, einen  Verbrauchssteuer-Character  nehmen  die  Stempel- 
abgaben aber  vollends  und  mehr  oder  weniger  ausschliesslich, 
häufig  durchaus  allein  in  den  übrigen  Kategorien  der  Stempel- 
pflichtigkeit  von  Urkunden,  Schriftstücken,  Drucksachen  an,  daher 
besonders  bei  Privaturkunden  (unter  Privatunterschrift). 

Dahin  gehören  die  Fälle  des  Proportionalstcmpels,  des  sogen.  Special- 
Stempels  für  verschiedenerlei  Geschäfts-,  Verkehrspapiere  (wie  Frachtbriefe,  Eisen- 
bahn-Empfangscheine. Connossemente  u.  a.  m.).  des  Che^k-,  Qaittnngs-,  Anschlag- 
( Affichen-)Stempels ,  des  Stempels  für  Versicherungspolicen  u.  s.  w.  Nur  in  den  ein- 
zelnen Fällen,  welche  die  Ausnahme  ?on  der  Regel  bilden,  kommt  auch  hier  in  der 
Abgabe,  welche  im  Stempel  liegt,  das  Gebuhrenelement  mit  vor  oder  überwiegt  selbst, 
so  in  Etwas  bei  Pässen,  Jagdscheinen. 

Mehrfach,  so  namentlich  beim  Proportionalstempel  der  HandelscfTecten ,  Actien, 
Obligationen,  fremden  Staatspapiere,  beim  Stempel  der  Checks,  Quittungen,  der  ver- 
schiedenen Transportpapiere,  wo  überall  in  der  Abgabe  der  Steuercharactcr  so  gut 
wie  ausschliesslich  vorliegt,  ist  die  in  Stempelform  zur  Veranlagung  und  Erhebung 
kommende  Abgabe  stouerpolitisch  der  Kegisterabgabe  wesentlich  homogen. 
Eigentlich  stellen  hier  beide  Abgabearten  nur  zwei  verschiedene  Formen  ein 
und  derselben  Steuergattung,  der  Besteuerung  der  Rechtsgeschäfte 
und  Verkehrsvorgänge,  dar.  Am  Deutlichsten  tritt  dies  in  der  als  Regel  geltenden 
Bestimmung  hervor,  dass  die  Registrirungsämter  nur  die  auf  dem  vorgeschriebenen 
Stempelpapicr  errichteten  oder  für  Stempelzahlung  ausdrücklich  visirten  Urkunden 
registriren  dürfen  (Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  25). 

Die  folgende  Darstelhing  des  Systems  und  der  Grundsätze  des 
französischen  Stempels  wird  den  finanz-  und  steuerpolitischen 
Character  desselben  und  seiner  verschiedenen  Arten  wieder  genauer 
im  Einzelnen  nachzuweisen  suchen. 

Bei  den  einzelnen  Tarifposten  und  ihren  Erträgen  kann  man 
nach  dem  Gesagten  mehrfach,  wie  bei  den  Registerabgaben,  nur 
begriflFs-,  nicht  ziflFermässig  eine  Scheidung  in  „Gebühren"  und  in 
„Steuern"  vornehmen.  Vom  Gesammtertrag  des  Stempels  möchte 
ich  kaum  ein  Dritttheil  als  Gebühren  ansehen,  wie  sich  aus  den 
im  Folgenden  eingestreuten  statistischen  Daten  mit  ergiebt.    Das 
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ist  aber  immerhin  eine  viel  höhere  Quote  als  die,  welche  bei  den 
Registerabgaben  einen  solchen  Character  haben  mag. 

In  Bezug  anf  die  allgemeine  Frage  der  Berechtigung,  Noth- 
wendigkeit  und  Zweckmässigkeit  der  Stempelabgaben,  soweit  die 
letzteren  Steuern  und  speciell  Verkehrssteuern  auf  Urkunden  über 
Rechtsgeschäfte  sind,  gentigt  es  im  Wesentlichen  auf  die  Er- 
örterungen tiber  die  gleiche  Frage  bei  den  Kegisterabgaben  zu  ver- 
weisen (§.  215,  225).  Die  allgemeine  principielle  Berechtigung 
möehte  danach  auch  den  betreifenden  Stcmpelabgaben  meistens 
zazugestehen  sein.  Die  steuerpolitischen  Bedenken  liegen  mehr- 
fach in  der  Berechnungsart,  seltener,  aber  auch  bisweilen,  in 
der  Höhe  des  Abgabesatzes  als  Steuer. 

§.  228.  3.  System  und  leitende  Principien  des 
Stempelwesens. 

a)  Grundsatz.  Ausdehnung.  Der  allgemeine  Grund- 
satZ;  welcher  die  Regel  aufstellt,  steht  gleich  an  der  Spitze  des 
Gesetzes  vom  Brumaire  VII.  und  lautet  hier  im  1.  Artikel:  „Die 
Stempelabgabe  wird  auf  alle  zu  bürgerlichen  und  gerichtlichen 
Urkunden  und  zu  Schriftstücken,  welche  vor  Gericht  vorgelegt  und 
hier  zur  Beweisführung  gebraucht  werden  können,  bestimmten 
Papiere  gelegt.  Es  giebt  hiervon  keine  anderen  Ausnahmen,  als 
die,  welche  im  gegenwärtigen  Gesetz  ausdrücklich  genannt  sind." 
Also  die  fast  denkbar  weiteste  Ausdehnung  der  Stempel- 
pflichtigkeit,  wenn  man  sich  bloss  an  die  Fassung  dieses 
Artikels  hielte.     Das  ist  indessen  nicht  ganz  zulässig. 

Dieser  legislativen  Fassung  der  gesetzlichen  Stcinpclpflichtigkeit  ist  allerdings 
gerade  ihre  Klarheit  und  Bestimiuthuit  und  die  principielle  Allgemeinheit« 
welche  sie  für  die  Stcmpelpflichtigkeit  aufstellt,  nachgerühmt  worden,  so  vonStourm 
(l,  464  ffX  In  letzterer  Hinsicht  sollte  nur  so  das  i'iscalischo  Interesse  genügend 
8;eäichert  sein,  weshalb  die  Fassuu«;  des  Art.  1  als  cim.'  wesentliche  Verbesserung 
analoger  Bestimmangen  im  ersten  Stempelgesetz  vom  IS.  Februar  1791  bezeichnet 
worden  ist.  In  diesem  war  als  allgemeiner  Grundsatz  die  Stempelpilichtigkeit  der 
d«r  Begistrirung  unterworfenen  Urkunden  hingestellt  und  damit  eine  zu  enge 
Grenze  gezogen  (Stourm.  I,  457).  Indessen  kann  man  umgekehrt  doch  die  Fassung 
des  Art  1  des  Gesetzes  vom  Brumaire  VII.  als  zu  allgemein  und  als  selbst  nicht 
einmal  so  durchaus  klar  bezeichnen.  Dies  zeigt  sich  u.  A.  schon  bei  der  Schwierig- 
keit einer  correctcn,  grammatikalisch  und  dem  Sinne  nach  zutreffenden  Ceberset2ung. 
Die  obige  weicht  absichtlich  von  derjenigen  Jacob 's  (a.  a.  0.«  S.  2)  etwas  ab.  Im 
französischen  Text  heisst  es:  „la  contributiuu  du  timbrc  est  (^tablie  sur  tous  les 
papiers  destin«is  aux  actes  civiles  et  iudiciaircs  et  aux  ecritures  ([ui  peuvent  vXtg 
prodoits  en  justice  et  y  faire  foi.  II  n  y  a  d'autres  exceptions  que  celles  nommrmcnt 
cxprimcs  daus  la  präsente."  Die  von  Stourm  gerühmte  „Allgemeinheit"  der 
Fassung  liegt  in  der  Wahl  des  Ausdrucks  ,. p<juvent**,  in  Verbindung  mit  dem  letzten 
Satze.  Aber  das  „peuvent*'  würde  so  ziemlich  jedes  denkl)aro  Schriftstück  umfassen; 
welcher  gewöhnlichste  Privatbrief  könnte  nicht  unter  Umständen  darunter  fallen?! 
Und  die  im  Schlusssatze  in  Aussicht  gestellte  namenweise  Aufzählung  der  Ausnahmen, 
die  auch  in  Art.  16  erfolgt,  reicht  dann  doch,  wie  gewöhnlich  eine  derartige  Casuistik 
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in  einem  Gesetze,  nicht  aus,  um  die  Regel  des  Art.  1  gcuUgend  einzusch ränkeu 
Die  Praxis  hat  daher  auch  hier  die  richtige  Einschränkung  mit  geben  müssen,  indem 
sie  sich  an  den  Sinn,  nicht  an  den  blossen  Wortlaut  des  ganzen  Gesetzes  gehalten 
hat.  Die  auch  practisch  sehr  grosse  Ausdehnung  der  Stompelpflichtigkeit  ist  daher 
doch  kleiner  als  nach  Art.  1  anzunehmen  wäre. 

Der  allgemeine  Grundsatz  des  Art.  1  findet  dann  seine  nähere 
Ausführung  im  Art.  12.  Derselbe  zählt  unter  nochmaliger  anfäng- 
licher Hervorhebung  des  Princips  die  einzelnen  Kategorien  von 
Urkunden  und  Schriftstücken  auf,  welche  der  ersten  Art  des 
Stempels,  dem  Dimensiousstcmpel  (s.  u.  §.  229),  unterliegen. 
Neben  den  schon  oben  genannten  „öffentlichen"  Urkunden  und 
Registern  sind  hier  nun  auch  Urkunden  von  Privatpersonen  unter 
Pr  i  V  at u  n  te  r  s  ch  r  i  f  t  in  sehr  allgemeiner  Weise,  wenn  auch  wiederum 
nicht  so  allgemein,  wie  es  dem  Wortlaut  des  Art.  1  entsprechen 
würde,  für  (dimensions-) stempelpflichtig  erklärt.  Gerade  durch 
diese  Bestimmungen  wird  dem  französischen  Stempelwesen  —  und 
zwar  speciell  demjenigen  Theile  davon,  welcher  sich  auf  Rechts- 
geschäfte, auf  Verkehrsvorgänge  rechtlicher  Bedeutung,  so 
betreffend  Schenkung,  auf  Regelung  des  Erbgangs  (Testamente)  etc. 
bezieht  —  so  sehr  der  Character  der  „Verkehrssteuer",  ähnlich 
wie  beim  Enregistrement,  nicht  oder  nicht  bloss  derjenige  der 
Gebühr  aufgeprägt.  Das  muss  für  die  steuerpolitische  Bedeutung 
des  französischen  Stempelwesens  beachtet  werden. 

S.  Art.  12  des  (jesetzcs  vom  Brum.  YH.,  bei  Jacob,  S.  4  fi'.,  mit  den  spateren 
Abänderungen  der  einzelnen  Puncto  in  den  Noten.  Vignes,  I,  416  ff'.,  Block,  Art. 
timbre.  Hervorzuheben  ist,  dass  nicht  nur  die  öffentlichen,  gerichtlichen,  gerichts- 
vollzieherischen, gerichtsschrciberischen,  notariellen,  advocatorischen  u.  8.  w.  Urkunden, 
diejenigen  von  Verwaltungsbehörden  —  diese  soweit  sie  der  Kegistrirung  unter- 
liegen oder  an  Private  ausgehändigt  werden  — ,  auch  gewisse  Protokolle  selbst 
(dimensions-) stempelpflichtig  sind,  sondern  auch  die  Auszüge,  Abschriften,  Aus- 
fertigungen dieser  Urkunden.  Auch  die  Register  der  Gerichte,  in  welche  die 
der  Kegistrirung  auf  der  Urschrift  unterliegenden  Urkunden  eingetragen  werden,  sowie 
die  Rcpertorien  der  Gerichtsschreiber,  die  Regibter  der  Staats-  und 
Gemeindeverwaltungen  für  Gegenstände,  welche  zu  ihrem  Geschäftskreis  gehören, 
aber  sich  nicht  auf  die  allgemeine  Landesvorwaltung  beziehen,  die  Repertorien 
derSecretäre  dieser  Behörden,  die  Register  der  Notare,  Gerichtsvollzieher, 
anderer  öffentlicher  Beamten  und  ihre  Repertorien,  ebenso  die  Register 
der  Rechnungslcger  von  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten,  endlich 
die  Gesuche  und  Eingaben  an  alle  Behörden  —  wenigstens  in  der  Regel  —  sind 
(dimensions-) stempelpflichtig.  Unter  den  in  Art.  10  (und  der  sich  an  ihn  anschliessen- 
den späteren  Gesetzgebung)  angeführten  Ausnahmen  von  der  Stompelpflichtigkeit 
befinden  sich  u.  A.  die  Urkunden  der  gesetzgebenden  und  vollstreckenden  Gewalt, 
Urschriften  von  Urkunden  u.  s.  w.  der  öfl^'entlichen  Verwaltung  und  Anstalten  dann, 
wenn  diese  Urkunden  nicht  der  Registrirung  unterliegen;  die  Register  der 
Erheber  öffentlicher  Abgaben,  ferner  Quittungen  über  Gehaltsbczüge  u.  dgl. 
der  Staatsbeamten ;  gewisse  Steucrquittungcn  (so  für  directo  Steuern)  u.  a.  F.  m. 

Die  (Dimensions -)Stempelpflichtigkeit  von  reinen  Privaturkunden  bezieht 
sich  einmal  auf  Vertrüge,  welche  Privatpersonen  unter  Privatunterschrift  abschliessen 
(auch  auf  Rechnungsduplicate  über  Cassenführung  und  Verwaltung  besonderer  Ge- 
schäftszweige).    Ferner   werden   allgemein  dem  (Dimensions-) Stempel   unterworfen: 
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A  öfTentlichen   und  Priraturkunden    und  Schriftstücke,   Ausluge,   Abschriften   und 
Ansfertigungcii ,  velchc  bestimmt  oder  y^eeignet  sind,  eine  rechtlich  bedeutsame 
Thttsachc  darzuthun  oder  zum  Zwecke  der  Geltend  machung  einer  Vor- 
pflichtQDg  odor  Entlastung,   beliufs  Beglaubigung  einer  Bohauptun<r, 
2om  Zwecke  der  Begrtluduug  und  Bekämpfung   einos  Anspruchs  vor- 
fobracht  zu  werden"*  (Gesetz  vom  Brum.,   Art.  12,  nach  Jacob's  Uebersetzung  und 
£ijitbüilung  unter  No.  1 ,  Punct  l ,  s.  auch  eb.  No.  2 ,  Punct  1).    Ausnahmen  hiervon 
lüifliaen  in  Art.    16  kaum  vor,  bestehen  aber  ^^leichwohl,   wie  sich  auch  aus  dem 
alibald    anzufahrenden    Art.    50    des    Gesetzes    vom    Brum.    crgiebt.      Unterbliebene 
Stempelung   bedingt  daher  bei  den  genannten  Privat-  und  öffentlichen  Urkunden  und 
Sciihftstücken  Straffälligkeit.     Endlich   aber  bestimmt  der  genannte  Art.  80  noch 
giDZ  allgemein,  dass  «,PriyatschrinstQcke ,   welche,   obwohl  sie  nicht  unter  den  Aus- 
iiahmcn  ausdrücklich  aufgeführt  sind,  doch  ohne  Zuwiderhandlung  gegen  die  Stempel- 
Gesetze  auf  freies  Papier  geschrieben  werden  können  (sie!  —  in  directem  Widerspruch 
mit  der  Fassung  des  Art.  I,   die  sich  auch  hier  noch  iils  zu  generell  erweist  — ), 
vor  Gericht   nicht   vorgelegt    werden  dürfen,    ohne  vorher  der  Extra- 
stempelung  unterzogen  oder  für  Stempel  visirt  worden  zu  sein'',  unter  Straf- 
androhung. —  Auch  Handels-  und  Geschäftsbücher  der  Kaufieute,  Fabrikanten, 
Banqnieis,  Actiengosellschaftcn   und  verschiedener  anderer,   wesentlich    gewerblicher 
l-nternehmungen   [z.  B.  Fremdenbucher  der  Wirthe)  waren   anfänglich   (dimensions-) 
stempelpflichtig .    doch    ist  im   Allgemeinen   diese  Stcmpelpflicht  aufgehoben  worden 
Gesetz  vom   20.  Juli  1SH7,   Art.  4)   und  dafür  ein  Zuschlag  zur  Gewerbesteuer  ein- 
getreten.    Geschäftsbücher   der  Makler  (Art.  84  des  Code    do  comm.)  unterliegen 
jedoch  dem  (Dimensions-) Stempel  (Gesetz  vom  5.  Juni  1S50,  Art.  47\ 

Darch  den  Zutritt  des  (Proportional) Stempels  für  Ilandels- 
effecten  (Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  14)  und  Werthpapiere 
(Gesetz  vom  5.  Juni  1850,  s.  u.  §.  231)  und  durch  die  Ausbildung 
einiger  besonderer  Stempelarten  (§.  280)  erweitert  sich  die 
Ausdehnung  der  Stempelpflichtigkeit  im  französischen  Abgabe- 
system dann  noch  erheblich. 

Grundsätzlich  bezieht  nich  die  Stempelpftichtigkeit  der  im 
Vorausgehenden  genannten  Urkunden  und  Schrirtstticke  nur  auf  im 
Inland  aufgenommene.  Aber  auch  im  Ausland  aufgenommene  sind 
alsdann  stempelpfiichtig,  wenn  sie,  bezw.  bevor  sie  im  Inland  irgend- 
wie benatzt  werden,  in  öffentlichen  Urkunden,  in  Erklärungen,  vor 
Gericht,  vor  Verwaltungsbehörden  (Gesetz  vom  Brum.,  Art.  13),  im 
Allgemeinen  nach  denselben  Normen  und  Tarifsätzen  wie  inländische 
Urkunden. 

So  tibertrifft  Frankreich  in  der  Ausdehnung  des  Stempelwesens 
wohl  jede  andere  ältere  und  bestehende  Gesetzgebung. 

Die  Uebereinstimroung  mancher  einzelnen  Normen  mit  den- 
jenigen, welche  für  die  Kegistrirung  gelten,  tritt  öfters  hervor  und 
ist  an  sich  folgerichtig,  auch  practisch  zweckmässig.  Supertitjcalisch 
ist  das  Abgabesystem  in  beiden  Fällen. 

Grundsätzlich  ist  der  französische  Stempel  ein  Urkunden- 
oder  Scbriftstückstempel,  nicht  eine  Abgabe  vom  Rechtsgeschäft 
oder  Verkehrsvorgang  als  solchem.  Soweit  Schriftlichkeit  von  Ver- 
trägen u.  dgl.  nicht  obligatorisch  noch  allgemein  üblich  ist,  fallen 
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daher  manche  Vorgänge  und  Geschäfte  nicht  unter  den  Stempel.  Bei 
der  Einregistrirung  liegt  der  Sachverhalt  anders,  weil  hier  in 
bestimmten  Fällen,  wenn  Urkunden  fehlen,  „Erklärungen"  über 
Geschäfte  und  Vorgänge  gemacht  und  diese  registrirt  werden 
müssen,  womit  es  dann  auch  zur  Abgabepflicht  kommt  (o.  S.  520). 
§.  229.  b)  Arten  des  Stempels.  Ursprünglich,  speciell 
im  Gesetz  vom  Brumaire  VII.,  Art.  2,  und  danach  zum  Theil  noch 
heute  in  der  Verwaltung,  Statistik  und  Literatur,  werden,  wie  schon 
mehrfach  im  Vorherigen  berührt  wurde,  nur  zwei  Hauptarten, 
der  Dimensions-(Umfang-)Stempel  und  der  Proportional- 
(verhältnissmässige)  Stempel  unterschieden.  Richtiger  ist  es 
wohl  neben  diesen  beiden  eine  dritte  Hauptart,  eine  Reihe  von 
Specialstempeln,  und  zwar  meist  Fixstempeln  zu  stellen, 
welche  nach  und  nach  hinzugekommen  sind,  und  sich  mehrfach 
von  den  anderen  unterscheiden. 

So  z.  B.  auch  im  Block 'sehen  dictionn.  in  dem  reichhaltigen  Artikel  von 
J.  Ghardoa,  während  Vignes  an  der  älteren  Zweitheilung  festhält,  die  Special- 
stempel fast  alle  beim  Dimensionsstcmpel  bespricht  (1,  419  ff.),  aber  doch  selbst 
hervorhebt,  dass  letzterer  in  einigen  Fällen,  eben  denen  der  dritten  Art,  nicht  nach 
der  Papierdimension,  sondern  ausschliesslich  nach  der  Natur  der  Urkunde  sich 
richtet  (I,  415),  das  hcisst  aber  doch,  dass  hier  der  Stempel  nicht  Dimensions> 
Stempel  ist. 

a)  Der  Dimensionsstempel  richtet  sich  nach  dem  Umfang 
des  für  die  Urkunden,  Register,  Schriftstücke  verbrauchten  Papiers 
(eventuell  Pergaments).  Er  wird  daher  auch  wohl,  doch  kaum 
passend,  Verbrauchsstempel  genannt.  Richtiger  kann  er,  im 
Unterschied  von  den  Specialstempeln,  der  eigentliche  Dimensions- 
stempel heissen,  während  dann  der  die  Specialstempel  mit  um- 
fassende der  Dimensionsstempel  „im  weiteren  Sinne"  wäre. 

Nach  amtlichen  Formatgrössen  ist  der  Tarifsatz  im  Principal  für  den 
Bogen  (Blatt)  ein  fünffacher:  V2»  1«  ^V«»  2,  3  Frcs.  Die  ursprtin gliche  Kegel  war 
die  Lieferung  des  Stempelpapiers  durch  die  Verwaltung.  Gewisse  Per- 
sonen sind  gesetzlich  genöthigt,  nur  solches  Papier  zu  verwenden  (Notare,  Gerichts- 
Tollzieher,  Gerichtsschreiber,  Schiedsrichter,  Anwälte,  Advocaten,  alle  öffentlichen  Be- 
amten, ausgenommen  wenn  statt  Papier  Pergament  gebraucht  wird,  (iesetz  vom 
Bmm.  YIL,  Art  18).  Einige  davon,  so  Notare,  Gerichtsschreiber,  sind  auch  noch  in 
der  Wahl  dos  Formats  beschränkt,  indem  sie  kein  Papier  unter  einer  besUmmten 
Grösse  benutzen  dürfen,  was  dann  wieder  eine  bestimmte  Höhe  des  Stempelbetrags 
bedingt  (eb.  Art.  19).  Andere '  Personen ,  boz.  Verwaltungen  können  dagegen  auch 
eigenes  Papier  verwenden,  müssen  dasselbe  aber  zuvor,  d.  h.  vor  dem  Gebrauch 
für  Urkunden  u.  s.  w.  nach  dem  Formattarif  amtlich  stempeln  lassen  (sog.  Extra- 
stcmpelung,  timbre  extraordinaire,  eb.  Art.  7),  wobei  von  dem  amtlichen  ab- 
weichende Papierformate  nach  dem  Satze  des  nächst  höheren  Formats  belegt  werden. 
Der  Zweck  verlangt  dann  aber  sogar  Normen  für  die  Schreibweise,  welche  in 
Bestimmungen  über  die  Maximal -Zeilenzahl  auf  einer  Seite  des  Formats  und  die 
Maximal-Silbeuzahl  auf  einer  Zeile  —  dnrchsclinittlich  für  jedes  Schriftstück  gerechnet  — 
gegeben  sind  (s.  z.  B.  Jacob,  S.  14,  Vignes,  I,  418).  üeberschreitungcn  machen 
straffällig.    Seit  1859  (zuerst  im  Gesetz  vom  11.  Juni  d.  J.)  sind  statt  des  amtlichen 
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Stompelpapicrs  imd  der  Extrastempclung;  auch  Stein pclinarkcn  i^tiinbrcs  mobiles) 
für  die  Berichtigung  des  Dimcnsionsstompcls  (wie  au<h  «ler  übrijreii)  eiiigefülirt  und 
durch  spätere  Gesetze  nach  und  nacli  immer  allgemeiner  in  bestimmt  genannten 
Fällen  für  anwendbar  erklärt  (Daten  bei  Vi)^nes,  1,  449).  Mitunter,  so  bei  dem 
Dimensionsstempel  für  Anschläge  (Affiches)  und  bei  einigen  Specialstempeln  ist  ausser 
der  Eztrastempelang  nur  die  Stempelmarko  in  Gebrauch.  Von  dem  hier  besprochenen 
eigentlichen  Dimensionsstempel  für  Urkunden,  Schriftstücke,  Register  u.  s.  w.  im 
Allgemeinen  kommt  aber  auch  gegenwärtig  noch  nur  Vö — Vi  des  Ertrags  auf  die 
Stempelmarke,  das  Uebrigo  auf  Stempelpapier  (18SG  4G.43  Mill.  Blätter  Stempelpapier 
mit  43.49  Mill.  Frcs.  Ertrag,  14.1 1  Mill.  Blätter  mit  Stempelmarken  mit  1 2.09  Mill.  Ertrag). 
Einzelne  weitere  Vorschriften  suchen  fur  die  gehörige  lisjcalische  Ausnutzung  des 
Dimensionsstempels  zu  sorgen,  z.  B.  diejenige  des  Art.  23  des  (iesetzes  vom  Brum.  VIL, 
wonach  in  der  Begel  nicht  zwei  Urkunden  nach  einander  auf  demselben  Stempelbogen 
^tchen  dürfen  (mit  manchen  Ausnahmen,  s.  Jacob,  S.  15,  in  den  Noten). 

Die  diesem  Dimensionsstempel  unterliegenden  Schriftstucke  u.  s.  w.  sind  die  schon 
oben  in  §.  228  her?orgchobenen ,  welche  für  die  Ausdehnung  der  Stcmpelpflicht  im 
französischen  Recht  überhaupt  vornemlich  in  Betracht  kommen:  öffentliche  Ur- 
kunden. Register,  Urkunden  unter  Privatunterschrift,  namentlich  Vertrags- 
urlninden,  ZQ  registrircnde  u.  a.  m.  Der  früher  genannte  Artikel  12  des  Gesetzes 
rem  Bram.  yil.,.iür  die  Befreiungen  der  Art.  U\  bestimmen  das  Einzelne;  spätere 
G^etze  haben  manche  Aenderungen  und  Ausdehnungen  gebracht  [s.  Block,  dict. 
Art.  timbre,  No.  31).  ^ 

Die  Principalsätzo  des  Tarifs  'des  Dimensionsstempels  waren  von  den  älteren 
Zuschlägen  (dem  „Kricgszehutel'*)  früher  irei.  Denjenigen,  welche  nach  dem  letzten 
Kriege  ein-  oder  wiedereingeführt  wurden,  unterliegen  sie  im  Betrag©  von  2  Decimen 
oder  20%,  wie,  mit  einzelnen  Ausnahmen,  auch  die  übrigen  Stempelabgaben,  immer- 
hin also  niedriger  als  die  Kegisterabgaben ,  welche  im  Allgemeinen  25%  Zuschlag 
erhalten  haben. 

Der  Ertrag  dieses  eigentlichen  Dimcnsionsstempels  ist  gegenwärtig  etwas 
über  ein  Dritttheil  des  gesammten  Stempelertrags.  Zuschläge  inbegriffen  (1886 
55.58  Mill.  Frcs.  von  156.40  Mill.  Frcs.  im  Ganzen)  und  die  kleinere  Hälfte  des 
Dimensionsstempels  im  weiteren  Sinne  (122.30  Mill.  Frcs.),  so  dass  die  grössere  Hälfte 
auf  die  rcrschiedenou  Specialstempcl  kommt  (06.72  Mill.  Frcs.).  Diese  Zißcrn  ver- 
schieben sich  etwas  zu  Gunsten  des  Dimensioiisstempels ,  wenn  man  den  Affichen- 
und  den  wenigstens  theilweise  noch  zum  eigentlichen  Dimensionsstempel  gehörigen  Asse- 
cnranz-Policen Stempel  mit  dazu  rechnet  (s.  u.),  ferner  den  „Dimensionsstempel 
für  andere  nicht  speciell  genannte  Urkunden  jeder  Art'*,  der,  in  der  Statistik  in  einer 
Rubrik  mit  dem  (Special-) Stempel  ftir  Anschläge  und  Schlusszettcl  aufgeführt,  1S86 
1.85  Mill.  Frcs.  ergab.  Dann  kommt  die  vulle  Hälfte  statt  die  kieiuere  auf  diesen 
Dimensionsstempel  vom  Dimensionsstempel  im  weiteren  Sinne.  Der  Proportionalstcmpel- 
Ertrag  erreicht  dagegen  immerhin  nur  '-'^  desjenigen  des  eigentlichen  Dimensions- 
stemj^s  (1886  33.84  Mill.  Frcs.^. 

Das  Urtheil  über  diese  Art  des  Stempels  speciell  kann  nicht 
günstig  ausfallen.  Aufgelegt  nach  einem  denkbar  äusserlichsten 
mechanischen  Moment  in  ziemlich  hohen  Sätzen  bedingt  er  viele 
Mühewaltnng  der  Steuerpflichtigen,  auch  der  Controle  und  belastet 
die  einzelnen  Pflichtigen  jedenfalls  sehr  zufällig  und  ungleichmässig, 
rielfach  mit  der  Wirkung  eines  gegen  die  Leistungsfähigkeit ,  die 
Einkommen-  und  Vermögensverhältnisse,  die  Wcrthhöhe  der  in  den 
Urkunden,  Schriftstücken  und  Registern  bekundeten  Geschäfte  etc. 
umgekehrt  progressiven  Steuerfusses.  In  Proportion  mit  dem  Um- 
fang des  gebrauchten  Papiers  steht  die  Steuertahigkeit  ja  in  keiner 
y^^eise.  Wo  dieser  Stempel  einzuregistrirende  Urkunden  triflFt,  tritt 
er  zu   der  schweren  Registerabgabe  noch  hinzu,   in  der  Wirkung 
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wie  ein  Zuschlag  zu  letzterer,  aber  wie  ein  solcher,  welcher 
gegen  die  Art,  Wcrthhöhe  und  die  Umstände  des  registrirtcn 
Geschäfts  oder  Vorgangs  ganz  indifferent  ist.  Ein  einfacher  Procent- 
zuschlag zur  betreflFenden  Registerabgabe  wäre  steuerpolitisch  und 
am  Ende  auch  steuertechniscli  vorzuziehen. 

§.  230.  fi)  Specialstempel.  Für  verschiedene  Kategorien 
von  Schriftstücken,  Urkunden,  siud  im  französischen  Stempelrecht 
besondere  Stempelsätze  zur  Geltung  gebracht  worden.  In 
einigen  Fällen  kommt  der  eigentliche  Dimensionsstempel  noch  zur 
Anwendung,  aber  anders  als  in  seinem  normalen  Bereich  oder  neben 
ihm  oder  statt  seiner  auch  eine  andere  Veranlagungs  -  und  Er- 
hebungsweise der  Abgabe.  Meistens  ist  aber  das  Moment  der 
Dimension  für  die  Belegung  mit  der  Abgabe  ganz  aufgehoben 
worden  und  es  treten  für  die  verschiedenen  Kategorien  verschiedene 
feste  ^tempelsätze  (fixe  Stempel,  Sttickestempel)  ein  (Fin. 
II,  §.  324).  Daher  waltet  auf  dem  Gebiete  dieser  Specialstempel 
doch  im  Wesentlichen  ein  anderer  Abgabemaassstab  als  bei  dem 
eigentlichen  Dimensionsstempel  und  als  bei  dem  Proportional- 
stempel ob.  Deshalb  ist  es  richtig,  jene  Stempel  von  den  beiden 
anderen  Hauptarten  zu  trennen.  Die  einzelnen  zu  ihnen  gehörigen 
Specialarten  sind  übrigens  wieder  mannigfaltig  und  in  einzelnen 
Puncten  verschieden.  Sie  werden  hier  in  der  Reibenfolge  der  amt- 
lichen Statistik  aufgeführt. 

aa)  Versicherungsstempel. 

Besonders  Gesetz  ?om  5.  Jani  1850,  Art.  33—48,  auch  einzelne  Bestimmungen 
in  späteren  Gesetzen,  nach  1870.  Vignes,  l,  426 — 430;  Block,  dict.  Art.  timbre, 
No.  56 — 68.  Das  genannte,  fUr  diesen  Stempel  grundlegende  Gesetz  von  1850  unter- 
wirft im  Princip  allgemein  alle  Versicherungsverträge  und  deren  Verlängerungen  und 
Veränderungen  dem  Dimensionsstempel,  und  zwar  ausdrücklich  zu  Lasten  des 
Versicherers.  Bei  allen  Versicherungen  —  der  Erwerbsgesellschaftcn ,  einzelner  Ver- 
sicherer, wie  der  GegenseitigkeitsgeseUschaften  —  mit  Ausnahme  der  See-  und 
sonstigen  Wasser-  (PMuss-  u.  s.  w.)  Versicherung,  ist  es  aber  gestattet. 
Seitens  der  Versicherer  Abkommen  (Abonnements)  zu  treffen,  wonach  die  S  ach - 
versicherungsgesch&fte  statt  dieses  Dimeubionsstempols  jährlich  2.  seit  1862  3  Per- 
mille vom  Gesammtbetrag  der  versicherten  Summen,  die  Lcbcnsvorsicherungsgeschäfte 
2  Permille  von  demjenigen  der  jährlich  eingenommenen  Prämien  zu  entrichten  haben. 
Für  Feuerversicherungen  ist  dieser  Abonnementssatz  jetzt  A^/qq  bei  Prämien-,  S^f^^ 
bei  gegenseitigen  Gesellschaften  (Finanzgesetz  vom  29.  December  1884).  Treten  solche 
Geschäfte  von  diesen  Abonnements  wieder  zurück,  so  unterliegen  sie  für  jede  Police 
statt  des  Dimensionsstempels  einem  festen  Satze  von  35,  seit  1862  von  50  Gent.  Einige 
besondere  Bestimmungen  für  See-  u.  s.  w.  Versicherungen.  Assecuranzmakler  und 
-Notare  zahlen  für  ihre  Geschäftsbücher  den  Dimensionsstempel.  —  Die  Statistik 
führt  nur  die  Stempelerträge  von  nicht  maritimen  Versicherungen  auf,  in  3  Posten, 
ISSO  baar  erhobene  (iebühren  (droits  au  comptant)  189,000,  Abonnements  664.000. 
ExtraStempelung  und  durch  Visirung  erhobener  Stempel  3,527,000  Frcs. ,  zusammen 
4,38  Mill.  Frcs. 
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bb)  Anschläge  (StrassenaDSchläge,  affiches). 

Bes.  Gesetz  70m  IS.  Juli  1852  und  IS.  Juli  ls(j6,  Art.  4.  Vi^ncs,  r,  430 
bis  433,  Block,  timbrc,  No.  69 — SO.  Während  die  so^.  gericJitlichen  (legalen, 
O/fentlichen)  Anschläge  dem  ;^ewöhnlichcn  Diuiensionästempel  unterliegen,  besteht  für 
alle  anderen  Strassenanschläge  auf  Papier,  seit  dem  jcren.  Gesetz  von  1S52  auch  für 
solche  aof  Leinwand  u.  dgl.  und  auf  den  Mauern  selbst  (gemalte)  —  dieser  unter 
dem  besonderen  Namen  des  droit  d'affichage  —  ein  specieller  Dimensions- 
stempel. Die  normalen  Einheitssätze  sind  nach  H  (irösscn  für  die  gewöhnlichen 
Anschläge  auf  Papier  5,  15  und  20  Cent.,  jetzt  mit  207o  Zuschlag  (in  gewissen 
Fällen  Erhöhungen V.  die  gemalten  u.  dgl.  Mauerafiiclien  zahlen  je  nach  der  Flächen- 
grösse  Va  und  1  Frcs. .  nebst  20  "/q  Zuschlag.  —  Eine  ireweibesieuerartige,  auch  bes. 
^leschäftsreclamen  tretende  Steuer,  welche  sich  wohl  stcuerpolitisch  billigen  lässt. 
Sie  hat  keinen,  ganz  unbedeutenden  Ertrag  (1^80  fur  12.305,165  gewOhnlicbe  An- 
schläge 1,097,000  Pres.  Ertrag  von  Stempelmarken;  dazu  1,556,000  Trcs.  von  Extra- 
stempclong,  zus.  2,634,000  Frcs. ;  ausserdem  47,000  Frcs.  vom  droit  d'affichage,  zus. 
2,681,000  Frcs.). 

cc)  Aufgehobene  specielle  Stempel. 

Dahin  gehört  der  der  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  angchörige  Stempel  von 
Musiknoten -Papier,  aufgehoben  1840;  der  Stempel  für  gedruckte  Ankündigungen, 
Annoncen,  Prospccte,  aufgehoben  1S57;  und  namentlich  der  Stempel  von  Zeitungen, 
periodischen  Schriften  und  gewissen  nicht  periodischen,  welche  von  politischen,  national- 
ökonomischen, socialen  Angelegenheiten  handeln.  Dieser  wesentlich  unter  politischen 
Gesichtspnnct  in  der  späteren  Zeit  der  ersten  Revolution  eingeführte  Stempel  (Gesetz 
vom  9.  Vondem.  VI.)  hat  begreiflich  Wandlungen  durchgemacht.  Im  Jahre  1S48  auf- 
gehoben, wurde  er  1850  wieder  eingeführt.  Ein  Decret  der  Regierung  gleich  nach  dem 
Sturze  Napoleon's  III.  hat  ihn  wieder  beseitigt  (5.  September  Ib'O).  An  seine  Stelle 
gewissermaa.ssen  ist  aber  nach  dem  Kriege  die  specielle  Zeitungspapierstcuor 
nach  dem  Gewicht  getreten,  20  Frcs.  für  100  Kilo,  ein  Theil  der  damals  einge- 
führten allgemciuen  Papiersteuer,  zu  einem  erheblich  höheren  Satze  als  diese 
Gesetz  vom  4.  September  1871.  Art.  7,  s.  \iX 

dd)  Verschiedene  besondere  Stempel  auf  Urkunden, 
Schriftstücke  des  Geschäfts-,  besonders  des  Geldverkehrs. 
Hier  fassen  wir  die  von  der  Gesetzgebung  unterschiedenen  und 
von  ihr  verschieden  behandelten,  aber  Verkehrs-  und  steuerpolitisch 
doch  unter  sich  näher  verwandten  vier  Fälle  des  Stempels  von 
HchlnssDoten  u.  dgl.  der  Wechselagenten  und  Makler, 
von  Quittungen  u.  dgl.  im  Aligemeinen,  von  besonderen  Quit- 
tungen  bei  öffentlichen  Cassen   und  von  Checks  zusammen. 

aa)  Die  Schlussnoten  und  Rechnungsabschlüsse  der 
Wechselagenten  und  Makler  (borderaux,  arretes  de  compte). 

Sie  sollten  nach  Gesetz  vom  5.  Juni  1S50.  Art.  15  auf  Papier  geschrieben 
werden,  welches  dem  Dimensionsstempel  oder  der  ExtraStempelung  dafür  unterlag. 
Anstelle  dieses  Stempels  hat  das  Gesetz  vom  2.  Juni  1862,  Art.  111  einen  doppelten 
Feststempel  nach  der  Höhe  der  Summe,  auf  welche  sich  der  Schlusszettel  oder 
die  KechDnng  bezieht,  gesetzt,  V,  Frcs.  für  Beträge  bis  10,000  Frcs  ,  P/^  Frcs.  für 
höhere,  mit  20 Vo  Zuschlag  nach  dem  Kriege.  Dieser  Stempel  hat  durch  diese  Ver- 
iodemu;  seine  technische  Natur  offenbar  gewechselt  und  sich  dem  Princip  des  Pro- 
portiona&tempels  etwas  genähert,  doch  nicht  so  viel,  um  ihn  (wie  im  block 'sehen 
dictionn.)  zo  diesem  zu  stellen.  Denn  wirklich  proportional  ist  er  eben  nicht  ge- 
worden. Die  eingetretene  Vereinfachung  ist  eine  Bogünstii^ung  der  grösseren  Ope- 
rationen.    Ertrag  1886  766,000  Frcs. 
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ßß)  Quittungen  u.  s.w.,  nämlich  auch  Empfangsbescheiniguirgen, 
Entlastungen  und  andere  befreiende  Acte  (besonders  im  Privat- 
verkehr). 

S.  Vignes,  I,  420  —  422,  Block,  Art.  timbre,  No.  132  —  142.  Schon  das 
(iesctz  vom  Brum.  VII.,  Art.  12  hat  diese  Schriftstücke  dem  (Dimensions-)  Stempel 
untcrworieu,  da  dieselben  unter  einen  der  allgemein  gehaltenen  Satze  dieses  Artikeb 
fallen.  Der  Art.  13  des  genannten  Gesetzes  bestätigt  dies,  indem  er  ausdrücklich 
Quittungen  bis  10  Pres,  befreit.  Die  Gesetzgebung  nach  dem  letzten  Kriege  hat  hier  eine 
wesentliche  Veränderung  getroffen  und  für  die  Quittungen  u.  s.  w.  einen  Feststempel 
von  10  Cent,  für  jedes  Stuck  (ohne  Zuschläge)  eingeführt  (Gesetz  vom  23.  August  1S71, 
Art.  18).  Die  Befreiung  für  Beträge  bis  10  Frcs.  ist  geblieben  (ausser  bei  Ab- 
schlagszahlungen für  höhere  Summen),  ebenso  bestehen  einige  andere  Ausnahmen 
(eb.  Art.  20).  Wer  seine  Formulare  für  Quittungen  u.  dgl.  vorher  stempeln  lässt, 
geniesst  2®/©  Discont.  Die  Zahlung  erfolgt  überwiegend  durch  Benutzung  von  Stempel- 
marken (ISSß  für  12^.307  Mill.  Stück  13.384  Mill.  Frcs.  Ertrag,  was  mit  dem 
10  Cent.-Stempel  nicht  ganz  stimmt,  aber  in  der  amtlichen  Statistik  nicht  erklärt  wirdV. 
ferner  durch  ExtraStempelung  (1886  38.173  Mill.  Stück  mit  3.817  MiU.  Fr«. 
Ertrag,  was  mit  dem  Tarif  stimmt)  und  „auf  andere  Weise"  (?)  (für  11.125  Mill. 
Stück  1.112  Mill.  Frcs.  Ertrag,  was  auch  stimmt).  Im  Ganzen  ergiebt  dieser  kleine 
Stempel  also  jetzt  18.31  Mill.  Frcs.  Ertrag,  mehr  als  der  analoge  britische  Penny- 
stempel,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  dieser  andere  Urkunden  mit  umfasst  (oben 
S.  264,  265).  Gewiss  eine,  besonders  iVnfangs,  etwas  lästige  Abgabe  wegen  der 
Formalitäten,  aber  eine  durchaus  nicht  drückende,  an  die  sich  der  Geschäftsverkehr 
auch  in  Frankreich  bald  gewöhnt  hat.  S.  den  Aufsatz  im  BuU.  XII,  04  tf.  und  die 
Statistik  daselbst,  p.  147.  Der  Ertrag  des  Quittuugsstempels  stieg  von  1872  mit  13.24, 
1873  mit  13.43  auf  18.04  Mill.  Frcs.  in  1881,  während  die  Zahl  der  Contraventions- 
protokoUe  von  4189  in  1873,  3189  in  1874,  2819  in  1875  auf  803  in  1880  und  976 
in  1881  sank. 

yy)  Quittungen  von  und  an  öffentliche  Cassen. 

Sie  waren,  abgesehen  von  besonderen  Fällen  der  meisten  Steuerquittungen,  schon 
nach  dem  Gesetz  vom  Brum.  VII.  im  Princip  (Dimensions-)stempelpflichtig  und  zwar, 
gegeben  oder  empfangen,  zu  Lasten  der  betretienden  Privaten  (Gesetz  vom  Brum.  VII., 
Art.  29,  die  genannten  Befreiungen  eb.  Art.  16\  Mit  diesem  Stempel  wurde  schon 
früher  eine  ähnliche  Aenderung  getroffen ,  wie  1871  bei  den  allgemeinen  Quittungen. 
Ihre  Entnahme  und  Ertheilung  wurde  für  obligatorisch  erklärt,  aber  ein  Fest- 
stempel  von  20,  seit  1871  von  25  Cent,  für  jedes  Stück  eingeführt  (Gesetz  vom 
8.  Juli  1865,  Art.  4,  vom  23.  August  1871,  Art.  2,  No.  3.  Vigncs,  I,  419.  Block, 
Art.  timbre,  No.  151—155.  Jacob,  S.  10).  Die  Statistik  für  1886  giebt  circa 
3,931,000  Fälle  und  circa  983,000  Frcs.  Ertrag  an. 

öd)  Checks. 

Sie  würden  eigentlich,  wie  „Handelselfecten",  W'cchsel  u.  dgl.  m.  unter  den 
Proportionalstempel  des  Gesetzes  vom  Brum.  VII.  fallen.  Im  verkehrspolitischen 
Interesse,  um  ihre  Einbürgerung  in  Frankreich  zu  begünstigen,  hat  man  sie  aber 
zuerst  für  10  Jahre  lang  von  jedem  Stempel  befreit  (Gesetz  vom  14.  Juni  1865, 
Jacob,  S.  296),  nach  dem  Kriege  zwar  alsbald  sie  mit  belegt,  aber,  nicht  nach 
dem  Proportionalstempel,  was  wiederholt  angeregt  war,  sondern  nach  einem  Fest- 
ste mpel  wie  bei  Quittungen  u.  dgl.  in  2  Sätzen:  10  Cent,  für  gewöhnliche  Checks 
im  Orte,  20  Cent,  für  solche  zwischen  verschiedenen  Plätzen,  auch  zwischen  fran- 
zösischen und  fremden  (Gesetz  vom  23.  August  1871 ,  Art.  18,  No.  2,  Gesetz  vom 
19.  Februar  1874,  Art.  8).  Stempelmarken  sind  nur  in  gewissen  Fällen  anwendbar, 
die  gewöhnlichen  Stempel  unterliegen  der  ExtraStempelung.  Der  Gebrauch  von  Checks 
ist  nach  den  statistischen  Daten  auch  gegenwärtig  noch  verhältnissmässig  beschränkt, 
1886  3.210,000  gewöhnl.  Checks  zu  10  Cent,  mit  322,000  Frcs.  Ertrag,  l,522,00u 
andere  zu  20  Cent,  mit  304,000  Frcs.  Ertrag,  zxis.  626,000  Frcs.  Ertrag.  (Vignes, 
I,  422,  Block, >(imbre,  No.  143—150). 
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Die  hier  unter  „dd"  besprochenen  4  Kategorien  kleiner  Fest- 
stem pel,  meist  zn  10  Centimes,  haben  sonach  1886  immerhin 
20.69  Mill.  Frcs.  ergeben,  fast  ^/j  des  eigentlichen  Dimensions- 
stempels, Ve  ^^^  Dimensionsstempels  im  weiteren  Sinne,  incl. 
der  Speeialstempel,  über  \^g  des  gesammten  Stempels.  Der  niedrige 
Feststempel  hat  sich  hiernach  und  nach  sonstigen  Beobachtungen 
auch  in  Frankreich  fiscalisch  und  verkehrspolitisch  bewährt. 
Indifferent  gegen  die  Summen ,  auf  die  sich  die.  stempelpfiichtigen 
Papiere  beziehen,  bleibt  er  freilich  dem  Einwand  der  Ungleich- 
mässigkeit  der  Belastung  ausgesetzt,  aber  —  er  belastet  im 
concreten  Fall  —  und  darauf  kommt  es  hier  an  —  doch  überhaupt 
nur  sehr  unbedeutend  und  bringt  der  Staatscasse  etwas  Nennens- 
werthes  ein,  das  auf  andere  Weise  kaum  so  wenig  drückend  er- 
hoben würde.  Die  allgemeine  Rechtfertigung  der  „Verkehrssteuer" 
trifft  bei  ihm  wohl  zu. 

ee)  Stempel  von  Scheinen  des  Transportwesens  über 
Versendung  von  Waaren,  zu  Lande  und  zu  Wasser  (Fracht- 
briefe,  Empfangsbescheinigungen  über  zu  versendende  Waaren, 
Schiffsconnossemente).  Hier  ist,  für  gewisse  Eisenbahnscheine  schon 
seit  1863,  für  die  übrigen  Scheine  seit  1871  eine  ähnliche  Steuer- 
technische  Entwicklung  vom  allgemeinen  (Dimensions-)  Stempel  zu 
speciellen,  massigen  Feststempeln,  wie  bei  der  vorausgehenden 
Rubrik  eingetreten.  Sie  hat  ähnlichen  Erfolg  gehabt  und  verdient 
ähnliehe  Anerkennung.  Für  kleinere  Sendungen  unterliegt  sie 
allerdings  wieder  dem  Bedenken  der  antiproportionalen,  ungleich- 
massigeren  Belastung  noch  mehr.  Für  die  steuerpolitische  Be- 
artheilung  ist  ausserdem  zu  beachten,  dass  die  Transportanstalten 
mit  regelmässigem  Dienste,  namentlich  die  Eisenbahnen,  auch 
noch  anderen  Transportsteuern  unterliegen  (s.  u.  §.  238). 

Das  Einzelne,  wo7on  Einiges  näher  mit  Bestimmungen  des  f^anzöi^isc]len  Handels- 
rechb  zasammenhängt,  so  in  BctretI'  der  (Konnossemente,  s.  bei  Block,  Art.  timbre, 
No.  156  —ISO,  Vignes,  I,  423 — 426.  Die  Sätze  des  jetzigen  Stempels  fiir  die 
Frachtbriefe  u.  s.  w.  sind  nach  den  neueren  (iesetzcn  folgende  (bes.  Gesetz  vom 
13.  Mai  1863,  Art.  1,  über  Eisenbahnrecepisse,  23.  August  1S71,  Art.  18,  moditicirt 
ilarch  Gesetz  ?om  28.  Februar  1S72,  Ar(.  11  über  Frachibrietc  und  Rccepisse,  Gesetz 
Tum  30.  März  1872  über  Eisen bahnrecepisse  und  Schitfsconuossemente,  Gesetz  vom 
19.  Februar  1874,  Art.  10  über  Stempelpflichtigkeit  von  —  obligatorischen  —  Kece- 
pissen  oder  Frachtbriefen  über  Geld-  und  W'erthsendungen  und  über  Geldeinziehungen 
ans  dem  Frachtgeschäft  und  andere  Specialbestimmungen  in  den  Stenergesetzen  der 
ersten  70er  Jahre).  Gewöhnliche  (nicht  obligatorische)  Frachtbriefe  des  Land- 
transports entrichten  Y^  Frcs.,  nebst  1 0  Cent.  Zuschlag,  also  60  Cent,  das  Stück  (1 8S6 
nor  106,000  mit  64,000  Frcs.  Ertrag).  Eisenba hnrecepisse  für  Eilgut,  sowie 
über  iünziehiiDg  von  Geld  für  den  Preis  von  beförderten  Gütern  tragen  einen  Stempel 
ron  35,  fOr  Frachtgut  und  alle  eigentlichen  Frachtbriefe  der  Eisenbahnen 
70  Centimes  das  Sttlck,  beides  ohne  Zuschlag  und  als  Abgabe,  welche  den  10  Cent.- 
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Stempel  i'Ur  die  Quittungen  der  Empfänger  der  Waaren  gleich  mit  berichtigt  (Fälle 
zu  35  Cent,  in  1880  24.01  Mill.,  mit  8.41  Mill.  Frcs.  Ertrag,  zu  70  Cent.  27.79  Mill. 
mit  19.45  Mill.  Frcs.,  zusammen  27. Sü  Mill.  Frcs.  Stempelertrag  von  diesen  Bahn- 
scheinen). Ausdehnung  und  Ertrag  erklären  sich  aus  dem  Princip  des  obligatorisch  en 
Recepisses  der  Eisenbahn,  wenn  kein  Frachtbrief,  was  nicht  gesetzlich  nothwendig 
ist,  genommen  wird  (so  schon  nach  Gesetz  von  1863\  Bei  anderem  Landverkehr  fehlt 
eine  analoge  Bestimmung;  wohl  daher  die  geringe  Zahl  der  Fälle.  Auch  Schiffs- 
connossemente  (fUr  See,  Fluss,  Canal)  sind  obligatorisch  für  jeden  Transport 
zu  Wasser  und  tragen  far  das  in  Händen  des  Kapitäns  befmdliche  Original  2  Frc^. 
per  Stücic  (mit  Zuschlag  2  Frcs.  40  Gent.),  womit  bis  zu  4  Originalen  gedeckt  Bind ; 
jedes  weitere  kostet  nach  V«  ^"rcs.  Stempel.  Connossemente  der  Küsten  schiff- 
fahrt unterliegen  dem  halben  Satz.  Der  Ertrag  vom  Connosscmentenstempel  war 
18Sf)  2.08  Mill.  Frcs.,  der  Gesammtertrag  des  Stempels  von  eben  solchen  Versendungs- 
scheinen 30  Mill.  Frcs.,  fast  '/ß  des  ganzen,  fast  V*  des  Dimensions-  und  Special- 
stempelertrags.    Freilich  keine  ganz  unerhebliche  Belastung  des  Transports. 

ff)  Pass-  und  Jagdscheinstempel. 

Beide  sind  zwar  im  Princip  mehr  gebührenartige  als  steuerartige  Abgaben,  aber 
nach  den  ziemlich  hohen  Sätzen  doch  Letzteres  mehr  als  in  anderen  Gesetzgebungen. 
Der  Passstempel  unterscheidet  Inlandspässe  und  solche  für  die  Fremde  und 
beträgt  schon  seit  1810  für  jene  2,  für  diese  10  Frcs.,  welche  Sätze  dem  allgemeinen 
20procentigcn  Zuschlag  von  1871  unterliegen.  Ertrag  1880  für  3210  der  ersteren 
7718,  für  3452  der  letzteren  41,424,  zus.  ca.  49,000  Frcs.  —  Der  Jagdstempel 
fallt  als  Steuer  betrachtet  nicht  unter  die  Verkehrs-,  sondern  uüter  die  directe 
Gebrauchs-  oder  Genuss-  (und  allenfalls  die  Gewerbe-) Steuer.  Er  beträgt  seit  1844 
15  Frcs.  für  den  Staat,  10  Frcs.  für  die  Gemeinde.  Ersterer  Satz  wurde  1S71  auf 
30  Frcs.  erhöht,  doch  schon  1872  wieder  auf  den  früheren  Betrag  ermässigt,  1875 
aber  dem  20%  Zuschlag  unterworfen,  daher  ist  er  im  Ganzen  jetzt  18,  bczw.  28  Frc«. 
mit  dem  Communalsatz  zusammen.  Die  Anzalü  der  ertheilten  Scheine  („permis  de 
chasse")  ist  1885  und  1886  nind  400,000  und  391,000  gewesen,  mit  dem  nicht  uner- 
heblichen Ertrag  für  den  Staat  allein  von  7.20,  bezw.  7.04  Mill.  Frcs.  (vgl.  Gross- 
britannien, S.  344,  345). 

gg)  Stenipelabgabe  von  Fabrikmarken. 

Wohl,  mit  der  amtl.  Statistik,  besser  hier  einzureihen,  als  beim  Proportional- 
Stcmpel  wie  bei  Vignes  (I,  44H).  In  eigenthümlicher  Weise  ist  mit  dem  Handels- 
oder Fabrikmarkensystem  (Gesetz  vom  23.  Jani  1857)  durch  Gesetz  vom  26.  Novbr. 
1873  eine  Stempelabgabe  von  1  (jetzt  2)  Cent,  bis  1  Frcs.,  im  Min.  5  Cent.,  im  Max. 
5  F'rcs.  verbunden  worden,  die  z.  B.  1886  26,211  Frc5.  abwarf  Siehe  auch  zwei 
Decrete  vom  25.  Juni  1874  darüber  (De jean ,  code,  p.  397,  405,  das  Gesetz  selbst  «»b. 
p.  340). 

Im  Rückblick  auf  die  hier  aufgezählten  7  Hauptarten  von 
Specialstempeln  und  deren  Unterarten  ergiebt  sich,  dass  diese 
zweite  Gattung  des  französischen  Stempels  und  demnach  der  daraus 
herrührende  Ertrag  (von  64.87  Mill.  Frcs.  in  1886)  steuerpolitisch 
ziemlich  verschiedene  Abgaben  umfasst.  Die  Entwicklung  zu  be- 
stimmten, meist  massigen  Feststempelu  verschiedenen  Betrags 
(Geldgeschäfts-,  Transportstempel)  möchte  steuertechnisch  das 
besonders  Beachtenswertbe  auf  diesem  Stempelgebiete  sein.  Etwas 
Aehnliches  zeigt  England  besonders  im  Pennystempel ,  finanz- 
wissenschaftlich bemerkenswerth.  Der  steuertechnische  Vortheil 
siegt  dabei  über  die  Bedenken  vom  Standpunct  des  Princips  gleich- 
massiger  Steuerbelastnng. 
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§.  231.  y)  Der  Proportionalstempel,  die  dritte  Haupt- 
gattaog  des  französischen  Stempels,  entspricht  wenigstens  von 
Tornherein,  hierin  ähnlich  wie  die  Proportionalabgabe  im  Enie- 
gistreaienty  der  wichtigen  steuerpoiitischen  Anforderung  ,, gleich- 
massiger''  Besteuerung  weit  mehr  als  die  beiden  anderen  Haupt- 
Stempelgattungen  —  diese  „Gleichmilssigkeit"  in  der  üblichen  Weise 
im  Sinne  der  „Proportionalbesteuerunng"  genommen  (Fin.  If,  §.  397). 
Hierin  liegt  sein  unbestreitbarer  Vorzug  vor  den  bisher  besprochenen 
Stempeln.  Auch  mit  in  Folge  dieses  Umstands  ist  er  mehr  ,,eine 
Steuer"  und  hat  er  das  Geblihrenelement  fast  völlig  abgestreift.  Er 
schliesst  sich  dadurch  der  Besteuerung  im  Registerwesen  genauer 
an  und  wird,  wie  Theile  dieser  letzteren  (§.  218)  und  die  (Jrasatz- 
stener  von  Werthpapieren  (§.  219),  zu  einer  Steuer  auf  das  beweg- 
liche Kapital,  welches  im  Handels-,  Geld-,  Bankgeschäft  u.  s.  w. 
arbeitet  und  in  „Werthpapieren"  des  Börsenverkehrs  angelegt  ist. 

Die  Urkunden,  welche  diesem  Stempel  unterworfen  sind,  lassen 
sich  in  zwei  Kategorien  theilen:  sogen.  Handelseffecten  und 
Werthpapiere  oder  Börseneffecten. 

aa)  Die  Handelseffecten  sind  diejenigen  stempelpflichtigeu 
Urkunden,  welche  schon  nach  der  ursprünglichen  Gesetzgebung 
(13.  Brum.  VII.)  gerade  dem  hier  im  Unterschied  zum  Dimensions- 
stempel eingeführten  Proportionalstempel,  bezw.  der  Verpflichtung, 
auf  betreffendem  Stempelpapier  stehen  zu  müssen,  unterliegen  sollen, 
(gen.  Gesetz,  Art.  2,  14),  nämlich  „verhandelbare  und  für  den 
Handelsverkehr  bestimmte  Effecten",  zu  denen  namentlich 
Wechsel,  auch  Ordre-Billets  und  auf  den  Ueberbringer  lautende 
n.  dgl.  m.  gehören.  Bald  darauf  wurden  aber  auch  nicht  ver- 
handelbare Schuldscheine,  Schuldanerkenntuisse,  einfache  Billete, 
Zahlangsanweisungen  auf  Frist  und  von  Platz  zu  Platz  u.  dgl.  m. 
demselben  Proportionalstempel  unterstellt  (Gesetz  vom  G.  Prair.  VII., 
Art.  6,  auch  Gesetz  vom  19.  Februar  1874,  Art.  4,  mit  weiter,  bis- 
herige Zweifel,  ob  gewisse  Papiere  stempelpfliehtig  seien,  aus- 
sehliessender  Fassung  der  Steuerpflicht).  In  der  Hauptsache  ist 
dieser  Stempel  gleichwohl  der  französische  „Wechselstempel". 
Der  Steuersatz  war  anfänglich  50  Cent.  (V2^%ü)  f^^^*  j^^^  ange- 
fangenen 1000  Frcs.  der  Werthsumme  des  Documents.  Dieser 
mehrfach  veränderte  Satz  ist  der  Normalsatz  geblieben  und  gilt 
aach  gegenwärtig  wieder. 

Der    UmfaBg    der  Kategorie    ist    im    Wesentlichen    derselbe  geblieben;    lS5iJ 
Kicsetz  vom    28.   Mai,  Art.    13)  sind   Warrants,    welche   getrennt  vom   Empfangs- 
schein indosslrt  werden,  dazu  getreten.     Der  Tarif  ist  früher,  vor  1S71,  nur  geruig- 
A.  Wagn«rf  Finanswiasenschaft.   lll.  36 
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fUgig  verändert  worden,  so  in  der  Weise,  dass  der  eigentliche  Proportionalsatz  in  einen 
festen  Stufensatz  für  Beträge  innerhalb  gewisser  Grenzziffern  verwandelt  wurde, 
was  besonders  für  den  Verkehr  be(incmer  und  bei  diesem  Stempel  auch  sonst  üblich 
ist.  Der  alte  Normalsatz  von  Va^/oo  blieb  jedoch  der  durchschnittliche,  wurde  aber 
zeitweilig  mit  Zuschlägen  versehen  oder  allgemein  erhöht.  (S.  Gesetz  vom  IS.  Mai 
1834,  Art.  18,  Ermässigung  von  Vio^^/oo  wieder  auf  Vi****/üO'  besetz  vom  5.  Juni  1S50, 
Art.  1 ,  (u.  A.  Ermässigung  für  kleine  Wechsel  unter  500  Pres.,  die  vordem  allgemein 
25  Cent.,  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Betrag,  gezahlt  hatten,  auf  5  Stufensätze  von  5, 
10,  15,  20,  25  Cent,  für  Wechsel  bis  100,  von  100—200,  2—300,  3—400.  4—500  Frcs.K 
Nach  dem  letzten  Kriege  trat  dagegen  für  diesen  Stempel  zeitweise  eine  bedeutende 
Erhöhung  ein,  und  zwar  eine  Verdoppelung  des  bisherigen  Tarifsatzes  (Gesetz 
vom  23.  August  1871,  Art.  2,  No.  1),  später  sogar  eine  weitere  Erhöhung  um  die 
Hälfte,  also  auf  das  Dreifache  des  früheren  Satzes  (Gesetz  vom  19.  Februar  18T4, 
Art.  3).  Ein  Experiment,  das  sich  wenigstens  iinanziell  insofern  bewährt  hat,  als  der 
Ertrag  im  vollen  Verhältniss  der  Tariferhöhung  und  selbst  darüber  hinaus 
wuchs.  Einnatme  aus  den  beiden  Hauptfällen ,  sogen,  ordinärer  Stempel  (Papier)  und 
Stempelmarken,  zus.  IbOS  6.67,  186'.>  6.81,  1872—78  13.90,  14.49,  21.71  (Mitcinflus.^ 
der  Contributionszahlungen  an  Deutschland?),  23.13.  23.12,  23.85,  25.03  (Maximum) 
Mill.  Frcs.  Im  Jahre  1879  fand  aber  eine  Herabsetzung  dieses  Stempels  wesent- 
lich wieder  auf  den  alten  Satz  vor  dem  Kriege  statt,  also  auf  den  dritten  Theil  des 
bisherigen  (Gesetz  vom  22.  December  1878).  Der  Normalsatz  ist  somit  wieder  Vi"**/oü' 
und  zwar  jetzt  allgemein  für  grössere  und  kleinere  Beträge  immer  in  Stufen  von 
5  Cent,  für  je  100  Frcs.,  nur  dass  Wechsel  unter  100  Frcs.  stets  5  Cent,  zahlen 
(Gesetz  vom  29.  Juli  1881,  Art.  5).  Die  Einnahme  sank  1880  auf  11.02  Mill.  Frc^. 
und  hat  sich  seitdem,  mit  nur  kleinen  Schwankungen,  auf  dieser  Höhe  gehalten  (1886 
11.10  Mill.).  Sie  ist  also  zwar  durch  die  Ermässigung  des  Satzes  nicht  entsprechend 
gesunken,  was  den  verkehrspolitischen  Erfolg  der  Maassregel  zeigt,  aber  doch  nicht 
in  eine  dauernd  steigende  Richtung  gekommen.  (S.  Tab.  Faure's,  S.  104,  Bull.  XXI,  157.) 

Steuerpflichtig  sind  zunächst  alle  Effecten  (Wechsel),  welche  in  Frankreich  selbst 
ausgestellt  und  zahlbar  sind,  dann  aber  auch  diejenigen,  welche  von  Frankreich  aufs 
Ausland  gezogen  werden  und  umgekehrt.  Im  letzteren  Fall  müssen  sie  nachträglich 
gestempelt  werden.  Effecten,  welche  vom  Ausland  auf  das  Ausland  gezogen  sind, 
Frankreich  also  nur  durch  Indossament  passiren,  wurden  dem  französischen  Stempel 
erst  1871  (Gesetz  vom  23.  August)  unterworfen  und  zwar  damals  dem  gewöhnlichen, 
also  dem  stark  erhöhten  Tarif.  Das  wurde  1872  schon  geändert  und  der  Stempel  für 
solche  Etfecten  auf  V/Voo'  hezw.  auf  je  ^/.^  Frcs.  für  je  2000  Frcs.  Betrag  ermässigt. 
Im  grossen  Maasse  sind  Stempelmarken  bei  den  Wechseln  u.  s.  w.  in  Anwendung. 
Die.  Verhältnisse  der  Haftbarkeit  für  den  Stempel  und  für  die  Strafen  bei  unter- 
lassener oder  ungenügender  Stempelung  sind  bes.  durch  das  Gesetz  vom  5.  Juni  1850, 
Art.  2  —  9  genauer  geregelt  worden  (Jacob,  S.  233  ff.).  —  Auch  die  Noten  der 
Bank  von  Frankreich  sind  stempelpflichtig  und  zwar  zu  50  Cent,  und  20  Cent, 
für  1000  Frcs.  Ertrag  davon  1885  rund  984.000,  1886  897,000  Frcs.  Fremdes 
Staatspapiergeld  ist  frei,  fremde  Banknoten,  wenn  sie  in  Frankreich  negociirt 
(indossirt,  acceptirt,  bezahlt)  werden,  nicht.  Vgl.  Vignes,  I,  434—440,  Block, 
dict.  timbre,  No.  83 — 95;  supplem.  g6n6r.,  p.  429. 

Die  ganze  Einnahme  aus  diesem  Proportionalstempcl  war  1886  14.12  Mill.  Frcs., 
davon  für  14.23  Mill.  Stück  mit  gewöhnl.  Stempel  2.90  Mill.  Frcs.,  für  28.67  Mill. 
Stück  Stempelmarken  8.20  Mill.  Frcs.,  für  13.71  Mill.  Fälle  ExtraStempelung 
1.91  Mill.  Frcs.,  für  Visirung  für  Stempel  0.21  Mill.  Frcs.;  der  Rest  vom  Stempel 
der  französischen  Banknoten. 

bb)  Der  Stempel  für  Werthpapiere  (Börseneflfecten),  wesent- 
lich ein  sogen.  Emissionsstempel,  ist  durch  das  fttr  ihn  grund- 
legende Gesetz  vom  5.  Juni  1850  als  Proportionalstempel  bei 
der  ersten  Ausgabe  der  betreffenden  Papiere  an  Stelle  des  bis 
dahin  für  letztere  geltenden  Diraensionsstempels  getreten.  Er 
bildet  in  Verbindung  mit  der  1857  hinzugekommenen  Effecten- Um- 
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satzstener  (o.  §.  220)  und  der  3*^/,,  Eiokommensteuer  von  Werth- 
papieren  von  1871  (o.  §.  206)  die  französische  Besteuerung  speciell 
des  in  solchen  Werthen  angelegten  beweglichen  Kapitals  und 
ist  insofern  steuerpolitisch  von  principieller  Bedeutung.  Eine  ge- 
nügende Gleichstellung  in  der  Besteuerung  dieser  Verraögensart  mit 
derjenigen  des  unbeweglichen  Vermögens  wird  aber  auch  durch 
alle  diese  drei  Steuern  noch  kaum  erreicht.  Als  Besteuerung  des 
Börsenverkehrs  wirkt  der  Stempel  noch  weniger  als  die  Effecten- 
Umsatzsteuer. 

Steaerpfichtig  waren  nach  Gesetz  von  1850  (Art.  14  iD  Action,  Obligationen 
von  Gesellschaften  und  zwar  von  französischen  and  (seit  1857)  auch  von 
fremden;  Obligationen  von  Departements,  Gemeinden,  Öffentlichen 
Anstalten  und  Gorporationen,  zunächst  nur  inländische,  nach  Gesetz  vom 
30.  März.  1872  auch  ausländische;  fremde  Staatspapiere  erst  nach  Gesetz 
Tom  13.  Mai  1863;  eine  besondere  Stellung  nehmen  die  Obligationen  (Pfandbriefe) 
des  Credit  foncier  ein  (Gesetz  vom  8.  Mai  1852.  Art.  29,  Jacob,  S.  259).  Der 
Stempel  eriiielt  die  Natur  dos  (ersten)  Emissionsstempels  bes.  durch  die  Bestimmung, 
dass  ihm  zunächst  nur  die  nach  1.  Januar  1851  ausgegebenen  Actien  u.  s.  w.  unter- 
worfen waren  und  zwar  mit  VaVo  ^^^  Ncnnwerth  bei  Unternehmungen  von  weniger, 
mit  l*/o  ^^  solchen  von  mehr  als  lOjähriger  Dauer  (seit  1871  beide  mit  20  7o  Zu- 
schlag). Neu  an  Stelle  alter  ausgegebene  Actien  sind  frei.  Vor  1S51  ausge- 
gebene Actien  zahlten  bedingungsweise  nur  Va*7ooi  "®"  *"  ^^rer  Stelle  ausgegebene 
tragen  stets  diesen  Satz.  Für  Obligationen  jedes  inländischen  Emittenten,  die  nach 
1.  Januar  1851  ausgegeben  wurden,  ist  der  Steuersatz  allgemein  l^/o«  für  ältere  zu 
nachträglicher  Stempelung  binnen  bestimmter  kurzer  Frist  eingereichte  der  bis  dahin 
bestandene  Satz  (in  der  Regel  ViVo)'»  jetzt  auch  mit  2  Decimen  Zuschlag.  Aus- 
ländische Actien  und  Obligationen  wurden  durch  Gesetz  vom  23.  Juni  1857 
(und  Decret  vom  17.  Juli  desselben  Jahres)  dem  gleichen  Stempel  wie  die  inländischen 
unterworfen.  Die  inländischen  Emittenten  von  Actien  und  Obligationen  können 
aber  statt  der  2^1ilung  des  Emissionsstempels  ein  Abonnement  eingehen,  indem  sie 
jährlich  5  (mit  Zuschlag  jetzt  6^  Cent,  für  100  Frcs.,  also  Vi»  bezw.  0.6**7oo  vom 
Nennwertli  ihrer  Papiere  in  Quartalsraten  zahlen  (Gesetz  von  1950,  Art.  22  und  31), 
wovon  aber  die  in  den  2  letzten  Jahren  nach  Abschluss  des  Abonnements  nicht 
Gewinn  noch  Zinsen  zahlen  könnenden  Gesellschaften  für  ihre  Actien  befreit  werden: 
ein  Stimulos  zur  Eingehung  solclier  Abonnements  für  die  Gesellschaften  (eb.  Art.  24). 
Bei  ausländischen  Gesellschaften  ist  das  Abonnement  obligatorisch.  Fremde 
Staatspapiere  wurden  durch  Gesetz  vom  13.  Mai  1803  (Art.  6  ff,  Jacob,  S.  292  ff.) 
einer  ähnlichen  Stempelabgabe  zuerst  von  Va'Vo^  ^a""  ^o"  1°^ü  (Gesetz  vom  8.  Juni  1864. 
Art.  7)  unterworfen,  wozu  1871  die  2  Decimen  Zuschlag  traten.  Abweichend  von 
anderen  Stcuermaassregeln  der  Periode  wurde  dieser  Stempel  schon  1872  erheblich 
herabgesetzt,  auf  75  Cent,  für  Stücke  bis  500  Frcs.  Nennwerth,  auf  1  \/^  Frcs.  von 
500—1000  Frcs.,  und  auf  je  1'/^  Frcs.  oder  Promille  für  jede  weitern  1000  Frc^. 
(Gesetz  Tom  25.  Mai  1872,  s.  Dejean,  codc,  p.  195  11.,  mit  den  Noten),  ohne  Zu- 
schläge. Politische  und  volkswirthschaftliche  Erwägungen  waren  hierfür  mit  maass- 
?ebend.  Ohne  vorausgegangene  Entrichtung  dieser  Abgaben  dürfen  fremde  Staats- 
papiere in  Frankreich  bei  Strafe  nicht  übertragen  werden  (Gesetz  vom  13.  Mai  1863. 
Art.  7).  Obligationen  (lettres  de  gagej  des  Credit  foncier  sind  etwas  begünstigt. 
Sie  waren  zuerst  nur  dem  Va^/oo  Stempel  für  allgemeine  Handclseft'ecten  unterworfen, 
später  trat  auch  hier  die  Erlaubniss  des  Abonnements  ein:  anfangs  waren  dabei  nur 
2  Cent  far  je  1000  Frcs.  des  Gesammtumlaufs  (.Gesetz  vom  S  Juli  1S52,  Art.  29), 
seit  1872  5  Cent,  oder  bloss  0.05 °Voo  zu  zahlen,  also  der  zehnte  Theil  der  Abgabe, 
welche  bei  den  anderen  im  Abonn»'ment  versteuerten  Papieren  als  Stempel  zu  ent- 
richten ist,  «roneben  diese  letzteren  noch  dem  20°/,,  Kricgszuschlag-  unterliegen.  Für 
die  Veranlagung,  Zahlung,  die  Verpflichtungen  der  Emittenten,  Gesellschaften,  auch 
der  ausländischen,   deren  Papiere   in  Frankreich   emittirt  und  gehandelt  werden,  be- 
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stehen  analoge  Bestimmongen  wie  bei  der  Effecten -Umsatzsteuer  (§.  220).  S.  bes. 
das  Gesetz  vom  5.  Juni  1S50,  Art.  14  —  32  und  ?om  13.  Mai  1863,  Art.  6—11. 
Weiteres  Einzelne  bei  Vignes,  I,  440—446,  Block,  dict  timbre,  No.  101—130. 

Das  Abonnement  wirkt  auch  auf  grössere  Gleichmässigkeit  der  jährlichen  Steucr- 
crträge  hin,  während  der  directe  Emissionsstempelertrag  natUrlicIi  nach  dem  Geschäfts- 
gang mehr  schwankt.  Einzelne  grössere  Veränderungen  der  Zahlen  aucli  bei  Abonne- 
ments von  Jahr  zu  Jahr  (so  beim  Credit  foncier)  sind  ohne  nähere  Erläuterungen, 
welche  in  der  amtlichen  Statistik  fehlen,  nicht  verständlich.  Der  Ertrag  des  ganzen 
hier  besprochenen  Werthpapierstempcls ,  incl.  Abonnements,  war  1885  20.51,  1SS6 
19.72  Hill.  Frcs.  Davon  kamen  auf  französische  Acticn  bezw.  wirkl.  Stempel  nur 
24,823  und  24,233  Frcs.,  auf  Abonnements  4.97  und  4.70  Mill.  Frcs..  auf  französisclie 
Obligationen  ebenso  53,705  und  28,589  Frcs.  und  (Abonnement)  11.70  und  11.88  Mill. 
Frcs.,  auf  Obligationen  des  Cröd.  fonc.  354,031  und  132,791  Frcs.,  zusammen  auf 
inländische  Werthe  17.10  und  16.76  Mill.  Frcs.;  auf  fremde  Gesellschafts- 
u.  dgl.  Papiere  (wesentlich  Abonnements)  1.65  und  1.99  Mill.  Frcs.,  auf  fremde 
Staatspapiere  (Emissionsstempel)  1.754  und  0.968  Mill.  Frcs.,  zusammen  auf  fremde 
Werthe  3.40  und  2.96  Mill.  Frcs. 

Der  ganze  Proportioualstempel  ertrug  1885  35.08,  1886  33.84  Mill.  Frcs.,  d.  h. 
wenig  über  Vs  ^^^  gesammten  Stempelertrags  von  154.59  und  156.14  Mill.  Frcs. 

Wenn  man  die  drei  „Börseneffectensteuern"',  den  besprochenen  Emis- 
sionsstempel ,  die  Umsatzsteuer  (§.  220)  und  die  Einkommensteuer  von  Werth- 
papieren  zusammenfas&t ,  so  war  der  Ertrag  dieser  Steuern  dieses  Theils  des  „beweg- 
lichen Kapitals'  neuerdings  zusammen  etwas  über  100  Mill.  Frcs.  (1885  103.28,  18b6 
103.92  MilL  Frcs.).  Immerhin  ein  Object  im  heutigen  französischen  Steuersystem. 
Aber  ob  eine  genügende  Ausgleichung  auch  bloss  gegen  die  Grundsteuer  und  die 
Immobiliarbesitzwechselabgabe  (ohne  Schenkungs-  und  Erbschaftssteuer),  die  zusammen 
fUr  den  Staat  allein  das  Dreifache  (1886  ca.  306  Mill.)  abwarfen?    Doch  schwerlich! 

§.  232.  4.  Durchfuhrung  der  Stempelabgabe.  Es  liegt 
im  Wesen  eines  solchen  „formalistischen"  Abgabesystems,  wie  des 
Stempels,  dass  dasselbe  für  die  Betheiligten,  Publicum,  Fiscus, 
Behörden  viele  Schwierigkeiten  macht  und  eine  Menge  von  Normen, 
Verwaltungsmaassregeln  und  Einrichtungen  in  BetrefiF  der  erforder- 
lichen Förmlichkeiten,  Oontrolen,  Straf bestimmungen  u.  s.  w. 
bedingt.  Darin  unterscheiden  sich  dann  die  Stempelsysteme  ver- 
schiedener Länder  nach  ihrem  specifischen  Character  wieder  in 
Einzelheiten,  aber  in  Hauptpuncten  bringt  das  gleiche  Abgabeprincip 
auch  tibereinstimmende  oder  ähnliche  Normen  und  Verwaltungs- 
einrichtungen mit  sich.  Daher  ist  hier,  mehr  als  auf  dem  ver- 
wandten, aber  doch  Frankreich  eigenthümlichen  Gebiete  der  Regi- 
strirungsabgaben ,  aaf  die  allgemeine  finanztechnische  und  admini- 
strative Lehre  vom  Stempelwesen  zu  verweisen.  Manches  an  sich 
Eigenthümliche  in  den  hierher  gehörigen  Bestimmungen  und  Ein- 
richtungen des  französischen  Stempelwesens  stimmt  dann  wieder 
mehr  oder  weniger  mit  den  betreflFenden  Verhältnissen  im  Enie- 
gistrement  Uberein,  so  dass  dafür  auf  die  frühere  Darstellung 
Bezug  genommen  werden  kann  (§.  221,  222).  Vielerlei  Einzelnes, 
was  sich  auf  die  Durchführung  des  Stempels  bezieht,  ist  auch 
bereits  des  nahen  Zusammenhangs  wegen  in  den  vorausgehenden 
Paragraphen  an  seinem  Ort  mit  berührt  worden,  besonders  bei  der 


Stempelabgabcn.     Durclifübrungr.  563 

DarstelloDg  der  verschiedenen  Haupt-  und  Unterarten  des  Stempels, 
wo  sieb  einzelne  dieser  Verhältnisse  wieder  verschieden  gestalten. 
Daher  genügt  es,  im  Folgenden  Einiges  zur  Ergänzung  oder 
zur  besonderen  Characteristik  der  Normen  und  Einrichtungen, 
welche  die  Durchführung  des  französischen  Stempels  betreffen, 
hervorzuheben. 

Das  Detail  ist  natürlich  auch  hier  erlichlich,  wenn  auch  niclit  in  gleichem  Grade 
wie  beim  Enrcgistremcnt.  Auch  nur  das  Wichtigste  daraus  in  Blocif,  dict..  Chardon*s 
Art.  timbrc,  bes.  No.  S — 30,  186—212  und  passim  bei  den  einzelnen  Stcmpclarten ; 
8.  auch  in  den  Sapplem.  den  gleichen  Artikel.  Vignes,  bes.  I,  447 — 45S,  4(>8  und  eben- 
falls bei  den  einzelnen  Stempeln,  p.  416—446,  v.  Hock,  S.  1%— 201,  v.  Kauf- 
mann, S.  301  ff.:  beide,  besonders  letztere,  in  diesen  wichtigen  Puncten  hier  wie 
sonst  zn  dttrftig  fUr  solche  umfassende  monographische  Werke.  Von  den  Gesetzen 
sind  besonders  wichtig  für  diese  Fragen:  das  vom  13.  Brnm.  VII.,  namentlich  Art.  17 
bis  32;  vom  28.  April  1816,  namentlich  Art.  63  ff.,  75.  76:  vom  16.  Juni  1824, 
besonders  Art.  10 — 14:  vom  5.  Juni  1850  (Wechsel  und  HandclseflTccten  Börsen- 
efTectcn,  Versicherungsverträge  mit  zahlreichen,  gerade  hierher  gehörigen  Bestim- 
mungen), s.  bes.  auch  Art.  49;  Gesetz  vom  2.  Juli  lb62.  Art.  17  ff.,  nebst  Dccreten 
vom  30.  Juli  und  29.  October  1862;  Gesetz  vom  13.  Mai  1863.  Art  8  IT.;  femer 
einige  der  nach  dem  letzten  Kriege  erlassenen  (jesetzc,  wo  die  Veränderung  der 
Principien  in  einigen  Fällen,  ferner  die  Erhöhungen  der  Sätze  und  das  stärker  ge- 
wordene fisc^ischc  Interesse  in  den  hierher  gehörigen  Bestimmungen  mehrfach 
Neoerongen,  Verbesserungen  und  Verschärfungen  gebracht  haben:  bes.  Hauptgesetz 
vom  23.  August  1871,  nebst  Decret  vom  25.  und  vom  27.  November  1871  (Dejean, 
p.  67,  74.  s.  aoch  die  Noten  zu  dem  Gesetz  selbst,  p.  6  ff.);  Gesetz  vom  30.  Mär/ 
1872  ( Eisen bahnrecepissc,  Connossemente) ;  Gesetz  vom  19.  Februar  1874;  Decret  vom 
19.  Fcbraar  1874  (tlber  Stempelmarken  für  Handelscffecten,  Warrants);  Decret  vom 
29.  April  1881  (Stempelmarken).  Auch  in  anderen  Stempelgesetzen  sind  einzelne 
hierher  gehörige  Puncte  gelegentlich  mit  geregelt. 

§.  233.  Die  Pancte,  welche  hier  noch  besonders  behandelt 
werden  sollen,  betreffen:  a)  die  Erhebung  der  Stempelabgabcn; 
b)  die  Zahlnngsverpflichtungen,  Haftbarkeitsverhältnisse 
und  Strafandrohungen;  c)  die  iiscalischen  Hilfsmittel  dazu 
und  Gontrolen  darüber,  dass  die  gesetz-  und  vorschriftsmässigen 
Stempelungen  u.  s.  w.  überhaupt  und  richtig  erfolgt  sind 
nnd  Zuwiderhandlungen  entdeckt  werden;  d)  die  Verfolgung 
Ton  Zuwiderhandlungen  und  die  Strafverhängung;  e)  die 
Verjährungen;   f)  die  Stempclbefreiungen   und  Aehnliches. 

a)  Die  Erhebung  der  Stempelabgabe  erfolgt  regelmässig 
und  vomemlich  durch  den  Verkauf  von  Stempelpapier  und 
Stempelmarken;  ausserdem  durch  die  sog.  ExtraStempelung 
(timbre  extraordinaire) ,  die  Visirung  anstatt  des  Stempels, 
und  durch  Abonnement;  endlich  ausnahmsweise  (besonders  für 
die  Generalzahlmeister  der  Finanzverwaltung)  im  Wege  der  laufen- 
den Rechnung  mit  dem  Staatsschatze. 

Vigncs,  I,  448  ff*.,  Block.  timl)rc,  No.  H  ff'. 

a)  Die  einfache,  allen  Betheiligten  bequemste  Form  der  Stempelmarken  hat 
iQch  in  Prankreich  immer  allgemeinere  Anwendung  gefunden,  doch  ist  sie  nur  in  den 
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von  den  Gesetzen  näher  bezeichneten  Tällen  statthaft.  Mitunter  (so  mehrfach  beim 
Dimensionsstempel)  mUsseu  die  Marken  von  Fiuanzorganen  (Einnehmern)  angebracht 
und  überschrieben  werden,  nicht  unmittelbar  von  den  Pflichtigen  selbst.  Die  Art  der 
Ueberschreibung  ist  vorgeschrieben.  Der  Verkauf  von  Papier  und  Marken  steht 
nur  denen  zu,  welchen  er  besonders  gestattet,  bezw.  tlbertrageu  ist;  früher  regel- 
mässig nur  den  Registerämtern,  neuerdings,  zur  Erleichterung  des  Anschaffens 
für  das  Publicum,  auch  den  Einnehmern  der  directen  Steuern  und  besonders 
den  staatlichen  Tabakverkäufern,  welche  dafür  Provisionen  gemessen.  OefFent- 
liche  Beamte  dürfen  aber  die  Stempel  nur  von  den  Rcgisterämteni  kaufen.  Anderen 
Personen  als  den  von  der  Verwaltung  autorisirten  ist  der  Verkauf  von  Stempelpapier 
und  Marken  bei  Strafe  untersagt. 

ß)  Die  ExtraStempelung  (s.  o.  S.  552)  erfolgt  durch  Stempelau fdrnck 
auf  Papier,  das  zu  stempelpflichtigen  Urkunden  bestimmt  ist  und  dessen  sich  Private 
und  Behörden  statt  des  amtlichen  Papiers  bedienen  wollen.  Es  muss  aber  vor  der 
Benutzung  eingereicht  werden.  Notare,  Advocaten,  Beamte  dürfen  jedoch,  wie  schon 
früher  bemerkt,  nur  amtliches  Stempelpapier  benutzen.  Zur  Vornahme  der  Extra- 
stempeluijg  sind  nur  gewisse  Hauptbureaux  berechtigt.  Auch  sind  die  Fälle  specicU 
genannt,  wo  sie  zulässig  ist.     Die  Zahlung  muss  im  Voraus  erfolgen. 

)')  Visiru ug  statt  des  Stempels  findet  ebenfalls  gegen  Vorauszahlung  der 
Abgabe,  in  gewissen  gesetzlich  bestimmten  Fällen,  statt,  so  wenn  Marken  nicht  ange- 
bracht werden  können,  auch  bei  der  Erhebung  von  Stempelgebühren  im  Stempelwesen. 

A)  Des  Abonnements  anstatt  der  speciellen  Stempelung,  bezw.  Abgabeerhebung 
ist  oben  mehrfach  gedacht  worden.  Die  Actien  und  Obligationen,  für  die  es  z.  B. 
erfolgt,  unterliegen  dann  einzeln  der  unentgeltlichen  ExtraStempelung. 

b)  Die  Zahlungsverpflichtungen,  Haftbarkeitsver- 
hältnisse und  Strafandrohungen.  Die  Zahlungsver- 
pflichtungen ergeben  sich  vielfach  aus  den  Bestimnaungen  über 
die  Stempelpflichtigkeit  von  selbst.  Wo  sie  zweifelhaft  sein  können, 
wie  bei  Vertrags-  und  anderen  Urkunden,  an  denen  verschiedene 
Parteien  oder  Personen  betheiligt  sind,  sind  sie  in  den  Gesetzen  näher 
bestimmt.  Letzteres  gilt  auch  von  den  Haftbarkeitsverhält- 
nissen verschiedener  Betheiligten,  sowie  derjenigen  Organe,  welche, 
wie  Notare,  gewisse  Beamte,  Urkunden  aufnehmen.  Die  Straf- 
androhungen bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Normen  für  die 
ZahluDgspflicht  und  für  die  Haftbarkeit  folgen  dann  mit  logischer 
CoDsequenz  aus  diesen  Normen. 

In  der  Regel  ist  derjenige,  welcher  eine  stempelpflichtige  Ur- 
kunde ausstellt  (unterzeichnet),  der  zunächst  Zahlungspflichtige, 
eventuell  der,  zu  dessen  Gunsten  die  Urkunde  ausgestellt  ist  oder 
der  sich  derselben  für  seine  Zwecke  bedient.  Wer  die  Zahlung 
endgiltig  trägt,  ist  dabei  der  Vereinbarung  unter  den  Betheiligten 
gewöhnlich,  aber  nicht  ausnahmelos,  überlassen.  Für  die  Ent- 
richtung der  Stempelabgaben  und  Strafen  haften  im  Uebrigen  die 
Betheiligten  solidarisch. 

So  die  Unterzeichner  bei  zweiseitigen  Verträgen,  Gläubiger  und  Schuldner  bei 
Quittungen,  sowie  bei  Darlehnsverträgen ,  die  öffentlichen  Beamten,  welche  bei  Ent- 
gegennahme oder  Aufnahme  von  Urkunden  nicht  gestempelte  Acten  oder  Bücher  an- 
fuhren (Gesetz  vom  28.  April  1816,  Art.  76). 
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Die  Strafen  selbst  gelten  im  Stempel wesen  Übrigens,  ab- 
gesehen von  unterlaufender  betrügerischer  Absicht  bei  einer  Zu- 
widerhandlung,  nicht  als  wirkliche  Strafen,  sondern  als  civilrecht- 
liche  Wiedergutmachungen,  und  gehen  eben  deshalb  auf  die  Erben 
über.  Sie  sind  gewöhnlich  Geldstrafen,  meistens  feste  Sätze, 
verschieden  in  der  Höhe  nach  den  einzehien  Fällen  im  Gesetze 
bestimmt,  mitunter  aber  auch  Quoten  vom  Werth,  um  welchen 
es  sich  in  der  betreffenden  Urkunde  handelt,  so  bei  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Vorschriften  tiber  den  Wechsel  Stempel  (s.  u.). 

Ucffentlichc  Beamte,  Notare  u.  «Igl.  Personen  unterliegen  gewöhnlich  mSlssigun 
festen  Strafen  (allgemeine  Herabsetzung  denselben  dur«]i  Gesetz  vom  IG.  Juni  1824, 
Art.  10'.  Neben  den  Geldstrafen  sind  regelmässig  die  gesetzlichen  Stempelabgaben 
aasserdem  noch  zu  zahlen.  Nur  selten  sind  ausdrücklich  Uechtsnachtheilc  mit 
Zuridcrhandlungen  verbunden.  So  )»eim  Wechsel  Stempel  (Gesetz  vom  5.  Mai  1850, 
Art  5  und  7,  s.  u.,  auch  Vignes,  I,  45<r. 

AU  Beispiele  für  die  specielle  gesetzliche  Nonnirung  der  hier  behandelten 
I'UDCte    mögen    folgende    dienen:    Der    (^a  ittungsstempel    ist    zwar   zu  Lasten  des 
Srhnldners,  dem  <]uittirt  wird  oder  worden  ist.   Aber  haftbar  für  die  Stempelung, 
Jäher  straffällig  (mit  50  Frcs.  im  Principalc  für  jeden  einzelnen  Fall)  ist  der  Gläubiger, 
<icr  die  Quittung  erthcilt  hat,   und  zwar  persönlich  und  ohne  KuckgriK  auf  den 
Schuldner  auch   trotz   etwa  entgeirenstehender  Abmachungen  (Gesetz  vom  23.  August 
1S7I,  Art.  23,   Üejean,   p.  34\  —  Der  Versicherungsstempel   ist   immer  zu 
I-toten   des  Versicherers,  der  auch   allein  straffällig   bei   Zuwiderhandlungen   ist, 
ahücaflf  den  Versicherten  zurückgreifen  zu  dürfen  (Gesetz  vom  5.  Juni  IS50,  Art.  33).  — 
(iesellschaften  a.  s.  w.,  welche  nicht  gestemjielte  oder  nicht  aus  dem  vorgeschriebenen 
Sfockrcgister    (rcgistre    a  souche)  herausgenommene   Actien   ausliefern,    unterliegen 
einer  Strafe    von    12®/a  des  Ijctreflendcn   Actienbctrairs.     Einer  gleichen  Strafe   von 
10%  sind  Wcchselagenten  und  Makler  unterworfen,  welche  sich  an  der  Uebertragung 
aylcher  Actien   betheiligen  (Gesetz  vom  5.  Juni  1850,    Art.  18,    10).     Aehnliche  Be- 
stimmungen bei  dem  Obligationenstempel  und  demjenigen  für  fremde  Staats- 
I-apiere.     Auch   der  Inhal»er   eines   solchen,   sowie  jeder  öffentliche  Beamte,   der 
l»«i  der  Veräosserung  eines  ungestempelten  Papie-rs  mitwirkt,  ist  mit  einer  Strafe  von 
1<j7„  des  Nennwerths  bedroht  (G^isetz  vom  13.  Mai  18G3,  Art.  7). 

Besonders   wichtig   sind   alle   solche   Normen   für   den   Stempel   der   Handels- 
effectcn,   daher  namentlich   den  Wcchsclstempel    wegen  der  regelmässigen  Be- 
theiligtheit   verschiedener  Personen   an  dem  Wechsel.    S.  darüber  Gesetz  vom  5.  Juni 
ISdO,  Art.  2  ff.  (danach  Vignes,  l.  436  11".,  Block,  timbre,  No.  !)3  fl'.).     Hier  be- 
5t»;ht  zunächst   die  Stempelpflicht  für  den  Aussteller.     Ist  das  Papier  von   diesem 
Dicht  oder  nicht  richtig  gestempelt,  so  hat  es  der  Empfänger,  wenn  ersieh  eigener 
StrafHÜligkeit  entziehen   will,   innerhall>  14  Tagen  oder  früher,   wenn  es  vorher  ver- 
fällt, für  Stempel  risiren  zu  lassen,  wofür  dit^  Abgabe  aber  die  dreifache  der  gewöhn- 
lichen (15   statt  5  Cent,   fiir   100  Frcs."»  ist,  jedoch  immer  zu  Lasten  des  AussteIlei->. 
•Jen  entgegengesetzte  Vertragsbestimmungen  hiervon  auch  nicht  befreien.    Wenn  jedoch 
aach   der  Empfänger  die  Stempelung  nicht   in    der  angege)»encn  Weise  nachholt,   so 
sind  Aussteller,  Acccptant,  Berechtigter  oder  erster  Indossant  und  zwar 
^in  Jeder  einer  Strafe  von  6%  des  Wechselbetrags  —  eventuell,   bei  zu  niedrigem 
Stempel,  ron  6°/o  ^^r  durch  letzteren  nicht  gedeckten  Wechselsumme  —  unterworfen. 
Für   diese    hohe  Strafe   haften   die  Genannten   solidarisch,   wobei    der  Inhaber   di«- 
Abgabe   und  Strafen  auszulegen   hat,   vorf)ehaltlich  seines  Kückgrifl's  auf  die  and«a*en 
Verhafteten.     Nur  der  erste   Indossant  i>t  zwar  straffällig,  aber  auch    ein    weiterer, 
daher  der  Inhaber  hat  bei  nicht  genügend  gestempelten  Etiecten  eine,n  Kechtsnach- 
theil,    nämlich   ein    beschränktes  Klagerecht,   nur  gegan   den  Trassanten   und 
Acceptanten.     Verboten    ist    endlich    Jedermann    die    Eincassirung    oder    das  Ein- 
CAsiirealassen    ungestempelter   oder    ungenügend    gestempelter  Ettecten,   unter   einer 
Strafe,  deren  Androhung  eine  wesentliche  (Jautel  richtiger  Stempelung  ist,  nämlich  von 
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▼t^-rsm  ^»*,,  drs  Rertracs  des  Effects.  Acha]i«^be  Notbcb.  im  Einzeben  ctvis  ib- 
w  .^.htt^'i,  f^tlvth  für  fremde,  im  lolaad  zahlUre  Effecten.  —  Die  veiteren  Special* 
^^nmmnut'.n  in  d^o  oben  S.  550.  5*».^  reoannten  Gesetzen.  Koch  andere  Bei^de  bd 
V;roei  obd  Block. 

c)  Die  Hilfsmittel  und  ControleD,-om  die  gesetzliche 
•Stempelnng  herbeizaführen  nod  Zawiderhandlangen 
zn  entdecken. 

S.  Viirncr.  L  454  ff..  Block,  timbre,  No.  193-200.  Das  Wesentliche  ist  in 
der  fröher'^n  Dar^ellong  »clion  benihrt  worden  oder  erj^ebt  sich  danns,  so  tos  den 
v^ben  l>ei  d'^n  Handel5»iffecten  ervibnten  Pnncten. 

In  der  Hauptsache  lassen  sich  zwei  „Controlmethoden" 
nnterscheiden  y    eine   indirecte   und   eine   directe.     Die  erste 
besteht  in  Pflichten  der  Behörden,  Beamten,  Gerichte, 
Notare   n.   s.  w.,    dann  namentlich  der  Registerämter  und 
anderer    Steuerämter    (der    Zoll  Verwaltung,    der    indirecten 
Steuern,  des  Octrois),  bei  Gelegenheit  ihrer  Amtshandlungen 
regelmässig    zugleich    zu    controliren,    ob    die    vorschrifismässige 
Stempelung  der  ihnen   vorkommenden  Urkunden  erfolgt  ist.    Die 
zweite  Methode  besteht  in  Rechten    (und   daraus  sich  ergeben- 
den Amtspflichten)  der  Registerämter,  direct  von  Amts- 
wegen nachzuforschen,  ob  die  richtige  Stempelung  stattgefunden  hat 

Für  die  Handhabung  der  ersten  Gontrolmcthoilc  ist  die  schon  im  Gesetz  von 
l't.Jirum.VII..  Art.  21  enthaltene  Bestiminnn«:  besonders  wichtif?.  dass  Behörden.  Beamte 
(fcriehte  ii.  s.  w.  keine  Amtshandlungen  vornehmen  noch  Urtheilc  fällen  oder  Bc 
schlniiso  fassen  dürfen  auf  Grund  von  Urkunden,  Registern,  Handclseflecten .  welch 
nirlit  vorschriftsmässig  gestempelt  sind.  Spätere  Gesetze  haben  diese  Gontrolpflichtei 
noch  wirksamer  zu  machen  gesnclit,  so  das  Gesetz  vom  5.  Jani  1850.  Art.  49,  wonacl 
der  Beamte  bei  Strafe  jedesmal  ansdrUcklich  erklären  muss,  ob  ein  bei  eine 
Amtshandlung  ihm  vorgelegtes  Schriftstück  richtig  und  fdr  welchen  Betrag  es  gc 
stempelt  war.  Aehnliches  in  Art.  2  des  Gesetzes  vom  30.  März  1872  in  Betrel 
frem'ler  Werthpapiere.  Besonders  wichtig  und  auch  wirksam  ist  weiter  die  Bcstim 
mun^*-,  dass  die  Hegisterämter  nicht  oder  nicht  vorschriftsmässig  gci<tempelte  Urkunde 
nicht  registriren  dürfen  (Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  25\  Immerhin  hängt  es  natürlic 
bei  dieser  Methode  der  indirecten  Controle  vom  Zufall  ab,  ob  und  welche  Schrift 
stUrkc  u.  s.  w.  überhaupt  zur  Controle  kommen. 

In  diesem  Puncte  tritt  nun  die  Methode  der  dircctcn  Controle  ergänzend  eil 
Narh  derselben  sind  in  den  Gesetzen  genannte  Anstalten ,  Einrichtungen ,  Personc 
'Notare,  (icrichtsschreiber,  Secretäre  n.  a.  m ).  ferner  namentlich  Actiengescllschaftei 
Versichern ngs-,  Verkehrsanstalten  verpflichtet,  den  Agenten  des  zuständigen  Register 
amts  ihre  Bücher,  Register,  Rechnungen  u.  dgl.  m.  zur  Prüfung  auf  die  Vorschrift* 
massige  Stempelung  vorzulegen,  unter  Strafandrohung  für  jeden  Fall  der  Vcrweigcrun 
(Gesetz  vom  2.S.  August  1S7J,  Art.  22,  aber  auch  schon  nach  Bestimmungen  i 
früheren  (iesetzcn.  (iesetz  vom  15.  December  1S75,  Art.  4).  Für  die  practische  Wirk 
samkeit  solcher  Normen  kommt  es  natürlich  auf  die  Handhabung  an.  Immerhin  kan 
wohl  auf  diese  Weise,  schon  weil  der  Abgabepflichtige  auf  die  Möglichkeit  diese 
Controle  Rücksicht  nehmen  nuiss  und  wird,  mancher  Zuwiderhandlung  und  Defraudatio 
mit  Erfolg  vorgebeugt  werden. 

d)  Die  Verfolgung  von  Zuwiderhandinngen  und  di 
Strafverhängung. 

Ucbcr  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Stern pelgcsetze  werden  sofort  Protokoll 
von   den   compctenten  Beamten,  welche  die  Sache  entdeckten,  aufgenommen.    Dabc 
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LönnoD  die  betreifendon  Urkunden,  Register,  Effecten  mit  Bescblag  belegt  und  den 
Protokollen  beigefügt  werden.  Doch  unterbleibt  dies,  wenn  die  strafrälligcn  Personen 
das  Protokoll  alsbald  unterzeichnen  und  die  Strafe  nebst  der  gesetzlichen  Steuipcl- 
abgabc  auf  der  Stelle  entrichten  (Gesetz  vom  Brum.  VII. ,  Art.  31).  Andernfalls 
erfolgt  die  Beitreibung  mittelst  Zwangsbefehls.  Wird  dem  nicht  nachgekommen,  so 
^ht  die  Sache  nach  denselben  Normen  wie  bei  den  Kegisterabgaben  an  das  compe- 
tente  Ci?ilgcricht  zur  Entscheidung,  gegen  welche  letztere  keine  Berufung  statt- 
findet (Gesetz  Tom  Brum.  VIT.,  Art.  32;  22.  Frim.  VII.,  Art.  65;  28.  April  1816, 
Art.  76). 

e)  Die  Verjährungsfristen. 

Die  regelmässige  ist  die  SOjührige  in  Betreff  der  Stempel  und  Strafen  Seitens 
des  Pflichtigen  gegen  die  Verwaltung;  ausnahmsweise  eine  2jährige  (.Gesetz  vom 
26.  Juni  lb24,  Art.  14).  Das  Kecht,  unrichtig  erhobene  Abgaben  und  Strafen  zurUck- 
zafordem,  verjährt  für  den  Berechtigten  in  5  Jahren. 

f)  Die  Stempelbefreinngen  und  Aehnliches. 

Wie  bei  den  Registerabgaben  giebt  es  im  französischen  Kecht  auch  bei  den  Stempeln 
drei  Kategorien  von  Fällen,  wo  die  Abgabeerhebung  vorläufig  oder  endgiltig  unterbleibt: 
einmal  wird  sie  mitunter  nur  ins  Debet  gebucht,  bis  der  Pflichtige  festgestellt  ist 
(z.  B.  bei  PolizeiprotokoUen,  „actes  timbre  en  d6bet") ;  ferner  erfolgt  in  gewissen  Fällen 
die  Stempelung  unentgeltlich  („gratis'*,  so  wo  der  Staat  selbst  belastet  würde  oder 
ans  HumanitätsgrUnden,  z.B.  bei  Eheschliessnngen  Armer);  endlich  sind  nach  Special- 
bestimmoDgen  der  Gesetze  manche  Fälle  aus  besonderen  Rücksichten  (auch  aus 
rerkehrspolitischen)  ausdrücklich  von  dem  Stempel,  unter  den  sie  an  sich  fallen 
wurden,  ausgenommen  oder  befreit  (nach  Vigues,  I.  447).  Aber,  wie  die 
frtthere  DarsteUung  gezeigt  hat,  ist  die  Stempelpflichtigkeit  im  französischen  Kecht 
sdir  ausgedehnt  und  allmählich  immer  ausgedehnter  geworden,  namentlich  durch  die 
Gesetzgebung  der  letzten  Jahrzehnte  und  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71.  Mit  duhcr 
imd  wegen  der  Zuschläge  (Docimen)  die  bedeutende  Ertragssteigerung. 

§.  234.    5.  Zur  Statistik. 

Durch  die  folgenden  Daten  werden  die  in  die  vorausgehende  Darstellung  einge- 
streuten ergänzt.  Zugleich  werden  hier  auch ,  wie  oben  am  Schluss  des  §.  224  vor- 
behalten wurde.  Daten  über  die  Bewegung  der  Gesammterträge  auch  des  Eure- 
gistremcnts  mitgetheilt.  S.  Bull.  XII,  42  (IS  15— 1882);  für  die  folgenden  Jahre  und 
mit  den  Einzelheiten  in  den  Jahresberichten  der  Kegisterverivaltung  (im  Bull.;  für 
18S6  Bull.  XXII,  154).  S.  auch  Faurc,  p.  1»9,  105  (1868— 87).  Die  Zahlen  beim 
Enregistrcment  umfassen  hier  das  letztere  im  weiteren  Sinne,  daher  einschliesslich 
der  Gcrichtsschreiberei -  und  Hypothekenabgaben,  der  Geldstrafen,  die  auch  für 
Stempel  bei  den  Registerabgaben  mit  verrechnet  sind ,  der  Siegeltaxen,  der  Einziehung 
Ton  Jnstizkosten. 


Ertrag  in  Mill  Frcs. 

Rcgistrir. 

Stempel. 

Zusammen. 

1S16 

118.10 

24.94 

148.04 

1820 

126.87 

25.74 

152.61 

1830 

153.46 

27.96 

181.42 

1840 

194.46 

34.47 

228.94 

1847 

228.70 

41.70 

270.40 

1850 

208.33 

39.85 

248.17 

1860 

305.60 

56.39 

362.00 

1869 

371.95 

89.32 

461.27 

1870 

290.67 

74.85 

365.52 

1871 

341.06 

82.18 

423.24 

1S72 

439.17 

137.75 

576.92 

1873 

429.68 

140.15 

569.82 

1881 

571.76 

155.36 

727.15 

188G 

519.11 

156.14 

bto.lo 

Die  Steigerung  ist  ausserordentlich,  woraus  sich  die  Fähigkeit  dieser  Steuerarten. 
vermehrte  Betrage  bei  Bedarf  zu  liefern,  ergiebt.    Die  allgemeine  Entwicklung  des 
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Vcrkelirs,  die  Ausdehnung  wolii  namentlich  der  Creditwirthschaft  in  allen  Formen, 
die  Ausdehnung  der  Abgabeptiichtigkeit  und  die  Erhöhung  der  Steuersätze  theileu 
sich  in  den  Erfolg.  Die  Schwankungen  in  kritischen  Jahren  sind  oben  S.  406  fi. 
schon  näher  verfolgt  worden.  Auch  hier  vermag  ich  nicht  anzugeben ,  wie  in 
187()/71  in  dem  von  den  Deutschen  besetzten  Theilc  Frankreichs  die  Verrechnung 
filr  obige  Daten  stattgefunden  hat.  In  den  allerletzten  Jahren  zeigt  sich  Stabilität  im 
Ertrag  des  Stempels,  Rückgang  in  dem  des  Enregistremcnt  (^Maximum  in  1881).  Bei 
letzterem  war  die  Steigerung  des  Ertrags  nach  den  Finanzmaassregeln  des  Kriegs 
lang-samer,  aber  anhaltender  als  beim  Stempel,  der  aber  später  wieder  mehr  Stetigkeit 
im  Ertrage  zeigte.  Das  hängt  wohl  damit  zusammen,  dass  die  Steuerobjecto  des 
Stempels  weniger  als  diejenigen  des  Enregistrements  von  den  Schwankungen  im  Ver- 
kehrsleben beeinflusst  werden,  aber  auch  weniger  empfindlich  für  Steuererhöhungcii 
sind  oder  sich  letzteren  weniger  entziehen  können. 

Die  Zusammensetzung  der  Stempelerträge  aus  den  einzelnen  Stempelkategorien 
ist  oben  schon  mit  gezeigt  worden  (bes.  in  §.  229 — 231).  Im  Unterschied  vom  Enre- 
gistrement  ist  es  beachtenswerth ,  dass  beim  Stempel  der  Ertrag  des  Pro- 
portionalstempels viel  kleiner  als  derjenige  des  übrigen  ist  (wenig  über 
1  :  4,  ISSG  33.8  gegen  122.3  Mill.  Frcs.),  während  das  Verhältniss  das  um- 
gekehrte beim  Enregistremcnt  ist,  indem  auf  die  „feste*'  Abgabe,  selbst 
inbegriffen  die,  der  Proportionalabgabe  sich  schon  mehr  nähernde  „feste  abge- 
stufte", kaum  10,  auf  die  Proportionalabgabe  an  OO^o  des  Ertrags  fallen.  Steuer- 
politisch  ist,  soweit  dieser  Punct  entscheidet,  das  ßegisterabgabeweson  hiernach 
erheblich  günstiger  als  das  Stempelwesen  zu  beurtheilen,  weil  sich  die  Proportional- 
abgabe —  freilich  auch  nur  sehr  roh  und  durchaus  nicht  immer  —  doch  im  Ganzen 
den  Anforderungen  gleichmässigerer  Steuerbelastung  der  Pflichtigen  besser  anpasst. 

Die  Einnahme  aus  Geldstrafen  war  in  1h85  und  188ß  beim  Proportional- 
stempel 206,441  und  208,830,  beim  Dimensions-  und  Specialstempel  487,189  und 
478,072,  bei  anderen  Strafen  (incl.  Einkommensteuer)  514,191  und  584,321  Frcs., 
zus.  1.208  und  1.271  Mill.  Frcs. 

SiegelgobUhren  kamen  1886  203,984  Frcs.  für  den  Schatz  ein  (Tarif  der 
Adels-,  Wappentaxen,  Altersdispense  und  einiges  Andere  im  Gesetz  vom  28.  April 
1816,  Art.  55,  bei  Jacob,  S.  181). 

§.  235.  (3.  Zur  Kritik  des  Stempels.  Auf  eine  um- 
fassendere Kritik  des  fianzösiscben  Stempelwesens  als  solchen  soll 
hier  jetzt  nicht  eingegangen  werden.  Es  kann  an  den  in  die  Dar- 
stellung eingestreuten  Bemerkungen  gentigen.  Denn  das  französische 
Stempelwesen  ist  doch  nicht  so  abweichend  von  demjenigen  anderer 
Länder,  dass  nicht  die  Kritik  des  Stempels  überhaupt,  in  der  all- 
gemeinen Steuerlehre  (Fin.  II,  §.  467  ff.,  auch  323  ff*.)  und  in  der 
systematischen  speciellen,  im  Wesentlichen  auch  für  den  franzö- 
sischen Stempel  zuträfe.  Daher  hier  nur  noch  wenige  kritische 
Bemerkungen. 

Namentlich  die  grosse  Ausdehnung  des  besonders  roh  mecha- 
nischen Dimensionsstempels  scheint  mir  ein  Uebelstand  des 
französischen  Stempelrechts  zu  lein.  Die  Erhebung  von  Gerichts- 
gebtthren  mit  in  dieser  Form  (für  Processschriften  etc.)  ist  ebenfalls 
ein  besonderer  Mangel,  und  zwar  nicht  nur  ein  finanz-  und  steuer- 
politischer, sondern  wohl  auch  ein  justizpolitischer,  —  was  noch 
bedenklicher  ist.  Der  Hinzutritt  des  Stempels  zu  den  Register- 
abgaben in  vielen  Fällen  erhöht  die  Steuerbelastung  der  registrirungs- 
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Pflichtigen  Rechtsgeschäfte  und  damit  manche  Bedenken  dieses 
Abgabesystems  gewiss  auch  öfters  nicht  unerheblich,  und  zwar 
nicht  nur  wegen  des  Betrags  der  Stempelabgabc,  sondern  auch 
wegen  der  Art,  wie  die  letztere  eingerichtet  ist. 

Aber  anderseits  bietet  sich  doch  in  der  Verbindung  von 
Stempel  und  Registerabgabe,  auch  von  crsterem  mit  der 
Umsatzsteuer  (bei  Werthpapieren),  wieder  der  bei  einem  grossen 
Gesammtsteuerbedarf,  welcher  einmal  aufgebracht  werden  muss, 
doch  nicht  unwichtige  Vortheil,  die  Steuerlast  mehr  auf  ver- 
schiedene Arten,  Fälle,  Zeitpuncte  der  Stcuerpflichtig- 
keit  zu  vertheilen.  Es  wird  hier  eben  derselbe  steuerpolitische 
Grundsatz  angewandt,  wie  in  einem  ganzen,  aus  vielen  verschieden- 
artigen Steuern  bestehenden,  statt  eines  sehr  einfachen  Steuer- 
systems und  gar  statt  einer  „einzigen  Steuer*^  Immerhin  freilich 
erhebt  sich  dem  Betrachter  doch  nicht  selten  die  Frage,  ob  es 
nothwendig,  richtig,  zweckmässig  ist,  Registerabgaben  und  Stempel 
oeben  einander  zu  erheben,  so  bei  den  registrirungspflichtigen 
Urkonden  und  ob  man  hier  nicht  besser  bloss  eine  einzige  ent- 
sprechend umgestaltete  Abgabeform  wählen  könnte  und  sollte. 

Bei  den  Specialstempeln,  wo  die  Entwicklung  in  der  Richtung 
niedriger  Fixstempel  als  der  steuertechnisch,  allgemein  be- 
achtenswerthe  Punct  dem  Kritiker  entgegentritt  (S.  558)  und  bei 
dem  Proportionalstempel  in  seinen  beiden  Hauptkategorien, 
Handelseffecten  (Wechsel)  und  Werthpapieren,  zeigt  der 
Stempel  in  seiner  französischen  Ausbildung  im  besonderen  Maasse 
jenen  seinen  eigenthtimlichen  und  an  sich  steuerpolitisch  und  steuei- 
technisch  gerechtfertigten  Cbaracter  der  Ergänz ungs-  und  der 
Ersatz  Steuer  gegenüber  dem  französischen  System  der  directen 
Besteaemng:  so  gegenüber  der  Patentsteuer  und  deren  unzu- 
reichender Belastung  mancher  in  ihren  Erträgen  aus  den  dieser 
Steuer  za  Grunde  liegenden  „äusseren  Merkmalen"  nicht  genügend 
getroffener  Gewerbe,  besonders  des  Geld-,  Bank-,  Verkehrs-,  Ver- 
sicherangswesens ;  so  ferner  gegenüber  dem  Fehlen  der  Ein- 
kommensteuer, welches  Letztere  den  Einkünften  aus  beweg- 
liehem  Vermögen  namentlich  zu  Gute  kommt,  ein  Privileg,  das 
dorch  die  Registrirungspflichtigkeit  von  Rechtsgeschäften  und  Ur- 
kunden einigermaassen  vermindert  wird. 

So  Manches  daher  im  Ganzen  wie  im  Einzelnen  an  dem  fran- 
zösischen Stempelwesen  vom  finanz wissenschaftlichen  und  volks- 
wirthschaftlichen ,  ja,    wie  bemerkt,    selbst    vom  justizpolitischeu 
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Standpauct  auszusetzen  ist:  im  Rahmen  der  gesammten 
französischen  Besteuerung  betrachtet  hat  dieser  Stempel 
in  seiner  erreichten  Ausgestaltung  doch  auch  wohl  seine  tiefere 
steuerpolitische  und  steuertechnische  Berechtigung. 

<J.  Die  Gcrichtsschreibcroiabgaben  (droit  de  groffe). 

(icsetzgebuug  s.  o.  S.  504,  Grundlage  im  Hauptgosctz  vom  21.  Vent.  VII. 
[\\.  MäM  1799).  Literatur.  Vigues,  I,  458—461,  469,  II,  408—410  (Tarif). 
Block,  dict.  Art.  greffier,  p.  1048.  v.  Hock,  S.  201—204.  v.  Kaufmann,  S.  298. 
Statistik  in  derjenigen  der  Verwaltung  des  Enregistrement,  zu  wclcbcr  diese  Ab- 
gaben rcssortircn. 

§.  236.  Diese  Abgaben  haben  ttberwiegend  Gebühren- 
character,  als  Zahlungen  für  Amtshandlungen  der  ,,greffiers'' 
(Gerichtsschreiber).  Die  letzteren  beziehen  auch  in  den  Haupt- 
fällen  Antheile  an  diesen  Gebühren,  zur  Ergänzung  ihrer  massigen 
festen  Besoldungen.  Im  engen  Zusammenhang  mit  der  eigenthttm- 
liehen  französischen  Organisation  dieses  Dienstzweiges  der  Gerichts- 
schreiberei (der  Gerichtskanzlei),  mit  der  Function  der  Gerichts- 
schreiber und  mit  der  Gattung  der  einzelnen  Amtshandlungen  dieser 
Personen  stehend,  sind  sie  nicht  aus  dem  finanzwissenschaftlichen 
Gesichtspuncte  in  erster  Linie  zu  beurtheilen  und  auch  als  „Ge- 
bühren" nur  in  Verbindung  mit  Gerichtsorganisation,  Processrecht  etc. 
ganz,  verständlich.  Steuerelemente  enthalten  sie  grossentheils  gar 
nicht,  stets  nur  in  geringem  Grade.  Indem  sie  aber  regelmässig 
in  solchen  Fällen  vorkommen,  wo  für  die  betreffenden  Urkunden 
und  Rechtsgeschäfte  schon  Stempel-  und  Registerabgaben  entrichtet 
sind,  bilden  sie,  wenn  auch  wesentlich  Vergütungen  für  specielle 
Dienstleistungen,  doch  in  der  finanziellen  Wirkung  eine  abermalige 
neue  Belastung  von  Urkunden  und  Rechtsgeschäften,  obschon 
in  weit  geringerer  Höhe  und  nach  einem  anderen  Princip  und 
Maassstab  als  die  beiden  anderen  genannten  Abgabearten,  vertheilt 
Ihr  Gesammtertrag  ist  gegenwärtig  mit  ca.  8  Mill.  Frcs.  etwas 
über  5%  des  ötempelertrags  und  etwa  VU^U  desjenigen  des  En- 
registrements. 

8.  über  Organisation  und  Function  des  Dienstes  der  Grcffiers  den  gen.  Artikel  im 
Block 'sehen  dict.  Greffiers  besteben  an  den  Civil-,  Friedens-,  Handelsgerichten,  beim 
Cassationshof,  Staatsrath,  Rechnungshof,  mit  verschiedenen  Tarifen  (Vignes,  I,  458). 
Derjenige  für  die  Civilgerichte  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  21.  Vent.  VII., 
Art.  2  ir.  (Jacob,  S.  104  fl.)  u.  kaiserl.  Decret  vom  12.  Juli  1808  (eb.  S.  137).  Die 
Abgabesätze ,  bei  denen  zum  Principal  der  alte  107o  Zuschlag  vom  Jahre  VII  und 
ein  weiterer  seit  1871  (Gesetz  vom  23.  August),  also  zusammen  20  7o  treten,  zerftillen 
in  drei  Haupt  arten: 

1)  Für  die  Eintragung  dncr  Sache  in  die  Gerichtsrolle  ^droits  de  mise 
en  rule)  „feste"  Sätze  von  1,  17^,  3,  5  Frcs.   10 "/^  davon  fallen  in  der  Regel  (nicht 
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überall)  den  Grcffieis  als  GebUhrcnanthcil  zu.  Ertrag  1885  und  18Sß  bei  Civil-  und 
Handelsgerichten  789,000  und  796,000  Frcs.,  bei  rriedonsrichtorn  353,000  und 
359.000  Frc3. 

2)  Für  die  Abfassung  und  üeberschreibung  (rcdaction  et  transcription) 
ircwisser  im  Gesetz  genannter  Urkunden;  un<l  zwar  meistens  feste  Sätze,  je  narh 
den  Gegenständen,  für  jeden*FaU  von  P/i»  lV-2  ""**  ^  Frcs.;  in  zwei  Fällen  aber  auch 
Proportionalabgaben  von  Vi  (bedingt  W'/o  ^^^^  ^^^  ersten  5000  Frcs.)  bei  Listen 
über  Antheilssummen  von  (ilänbigcrn,  Anweisungen  zu  Beisteuern  derselben,  sowie 
)>ei  gerichtlichen  Zuschlägen.  Diese  Gestaltung  der  Abgabe  nimmt  ihr  nicht  noth- 
vendig  den  GebOhrencharacter ,  sondern  dient  nur  zur  angemesseneren  Verfheilung 
der  Kosten  unter  den  Interessenten.  Auch  hier  bczi«dicn  die  Greffi<*rs  lO^/^  drs 
Ertrags.     Letzterer  war  1SS5  und  1880  1,S10,000  und  L979,000  Frc«<. 

3)  Für  Ausfertigungen  (exp6ditions)  von  Erkenntnissen,  l.rtheilen  und 
Gerichtsnrkunden ,  für  jedes  Stück  1,  \\f^.  2  Frcs.,  je  nach  dem  (icgenstand,  wie  das 
(jt^etz  es  näher  angiebt  Der  Antheil  des  Greffiers  ist  hier  30  Cent,  pro  Stück  (Holle), 
bei  Aasfcrtignngen  für  Staatsbeamte  im  Namen  und  für  das  Interesse  des  Staats  20  Gent. 
Der  Hanpttheil  des  Ertrags  fallt  auf  diese  dritte  (iattung,  1885  und  1886  4,540,000 
Qnd  4,944,000  Frcs. 

Der  Gesammtertrag  dieser  Abgaben  war  daher  1885  und  1886  7,492,000  und 
5.077,000  Frcs.,  wobei  (meiner  Annahme  nach)  die  Anthcile  der  Greffiers  schon  ab- 
gezogen sind. 

In  allen  Fällen,  namentlich  auch  1>ei  den  Ausfertigungen,  sind  diese  Gebühren 
ausser  den  Stempeln  zu  entrichten.  Im  Interesse  des  Ertrags  des  letzteren  be- 
stehen wieder  Vorschriften  über  die  Zahl  der  Zeilen  auf  der  Seite  und  der  Silben  in 
der  Zeile,  welche  die  Ausfertigungsurkunden  im  Durchschnitt  inno  zu  halten,  also 
DanenÜich  nicht,  gegen  das  fiscalische  Interesse,  zu  überschreiten  haben.  Immer  be- 
achtenswerth  für  die  Consequenz,  mit  der  das  fiscalische  Interesse  auf  diesem  Gebiete. 
überall  hin  verfolgt  und  der  Znsammenhang  von  Register-,  Stempel-,  und  Gerichts- 
schreibereigebühren daher  gewahrt  wird. 

Ueber  die  vierte  Kategorie  der  zu  diesem  ganzen  (iebiet  gehörenden  Abgaben, 
die  Hypothekengebühreu,  ist  des  Zusammenhangs  wegen  schon  oben  in  §.  219  im 
Rahmen  der  Darstellung  des  eigentlichen  Enregistrement  (\.  c.  S.)  gcliandelt  worden. 

Es  ist  somit  dieses  grosse,  verwickelte  in  jeder  Hinsicht  besonders  wichtige  Ab- 
gibegebiet nunmehr  rollständig  zur  Darstellung  gebracht  worden.  Wir  können  uns 
(Wier  jetzt  zu  den  übrigen  Abgaben  wenden,  welche  wir  zur  französischen  „Ver- 
liehrsbestcuerung*'  i.  w.  S.  gestellt  haben  ^o.  S.  417). 

2.    Abgabe  von  den  Erfindungspatenten  (brcvets  d'invention). 

Gesetzgebung.  Gesetz  vom  5.  Juli  1^44,  bes.  Art.  4.  Literatur.  Block, 
dict.  Art.  brevet  d'invention,  No.  45,  46.  Vgl.  auch  Klostcrmann,  Patentiresotz- 
gebnng  aller  Länder,  2.  Aufl.,  Berlin  1S76,  S.  316  H'.,  über  das  französische  Patent- 
recht, S.  334.  V.  Kaufmann,  S.  567.  Statistik  der  Erträge  bei  Faure.  p.  148, 
im  Etat  bei  den  „verschiedenen  Erträgen'*. 

§.  237.  In  Frankreich  besteht  als  Princip  des  Patentrechts  das  reine  An- 
mcIdoFer fahren,  ohne  Vorprüfung.  Das  Patent  kann  auf  5,  10  oder  höchstens 
15  Jahre  genommen  werden.  Seine  (iiltigkeit  ist  an  die  Zahlung  einer  gleicii- 
mässigcn  Jahresabgabe  von  100  Frcs.  geiinüpft.  wciclic  jährlich  vor  Beginn  dos 
Jahres  entrichtet  sein  muss,  soubt  verfallt  das  Patent.  Bei  einer  Cession  des  Patents 
muss  diese  Abgabe  für  die  ganze  Dauer  der  Zeit,  für  die  jenes  genommen  i>t  und 
noch  lüaft,  also  je  bis  zum  5.,  10.  oder  15.  Jahre,  auf  einmal  erlegt  werden. 

Die  Abgabe  hat  wie  jede  derartige  Patenttaxe  etwas  vom  Characterder  (iebühr, 
als  Koätenersatz  für  das  Patentamt,  sonst  den  einer  Steuer,  in  der  man  zwar  etwas 
(^lewerbesteaerartiges ,  aber  auch  etwas  Verkehrsstcuerartiges  sehen  kann,  insoweit  die 
Abgabe  für  den  Erwerb  des  Erfinderschutzrechts  bezahlt  wird.  Der  Zweck,  durch 
die  Abgabeforderung  zugleich  die  übermässige  Entnahme  von  Patenten  zu  beschränken, 
wird  auch  in  Frankreich  anerkannt. 


572  <>•  B-    2.  K.   Steuerrecht.    1.  H.-A.    2.  A.    Frankreich.    §.  28S. 

Ihr  Krtrag  ist  jetzt  über  2  Mill.  Frrs. . 

1S69         1,446,000  Frcs.  1S72         1,137,000  Frcs. 

1870  1,007,000      ,.  1875  1,418,000      „ 

1871  1,035,000     „                            1884  2,138,000     „ 
Anschlag   1887   2,190,000  Frcs.     Also   starker  Rtlckgang  in  der  Kriegszeit  und  lang- 
same Erholung.                                                                    , 

3.  Transportsteuern 
oder  Steuern  von   „öffentlichen"   Fahrzeugen,   bezw.   Fuhrdiensten,   insbe- 
sondere  regelmässigen,  einschliesslich  Eisenbahnen,  namentlich  für  den  Per- 
sonentransport (voitures  publiques). 

Gesetzgebung  (Hauptgesetze).  Grundlegendes  Gesetz  vom  9.  Vend6m.  VI. 
(30.  September  1797)  für  Personentransport.  Gesetz  vom  5.  Vent.  XII.  (23.  Februar 
1804),  Ausdehnung  auf  gewisse  Waarentransporte.  Decrete  vom  14.  Fructid.  XII. 
(1.  September  1804).  Im  Finanzgesetz  vom  25.  März  1817,  Art.  112  fj".  wesentlich 
nur  neue  Redaction  der  älteren  Vorschriften.  Tarifänderungen,  meist  ErhOhongen 
und  andere  kleinere  Veränderungen  mehrfach,  so  1819,  1833,  1837,  1851,  1855,  1871. 
In  letzterem  Jalirc  durch  Gesetz  vom  16.  September  1871  nahezu  Verdoppelung  der 
Steuer.  Gesetz  vom  11.  Juli  1879  (Tarifmodification  gegenüber  dem  Gesetz  vom 
25.  März  1817,  Art.  112,  113  und  genauere  Bestimmungen  tlW  die  Art  und  Weise 
der  Berechnung  der  Steuer).  —  Diese  Gesetze  beziehen  sich  im  Allgemeinen  auf  die 
Steuer  vom  Eisen bahntransjiort  mit.  Besondere  Bestimmungen  über  diese  Steuer  im 
Gesetz  vom  2.  Juli  1838;  wesentlich  verändert  durch  Gesetz  vom  14.  Juli  1855.  Die 
starke  Tariferhöhung  des  Gesetzes  vom  16.  September  1871,  Art.  12,  betrifft  practisch 
vornemlich  nach  ihrem  fmanziellen  Effect  die  Eisenbahnen.  Genauere  Bestimmungen 
über  die  Darchfuhrung  der  Steuer  für  Eisenbahnen  durch  Decret  vom  21.  Mai  18S1, 
zu  dessen  Erlass  die  Verwaltung  durch  Art.  4  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1879  er- 
mächtigt worden  war.  Gesetz  vom  3.  März  und  9.  September  1881.  Der  Principal- 
satz  der  Steuer  erhöbt  sich  durch  die  2  Decimen  Zuschläge  (des  einen  alten  von  107« 
von  1799  und  eines  zweiten  von  derselben  Höhe  aus  1855).  —  Ausser  der  eigent- 
lichen Steuer  von  „voitures  publiques"  besteht  auch  noch  eine  Licenz abgäbe  von 
den  „Wagen"  (Tarif  nach  Gesetz  vom  25.  März  1817,  Erhöhung  um  57o  i™  Gesetz 
vom  30.  December  1873).  —  Vorübergehend  hat  nach  dem  letzten  Kriege  auch  eine 
Besteuerung  des  gewöhnlichen  Frachtgüterverkehrs  der  Eisenbahnen 
(„petita  vitesse")  bestanden  (Gesetz  vom  21.  März  1874).  Doch  ist  dieselbe  bald 
wieder  beseitigt  worden  (Gesetz  vom  26.  März  1878).  —  S.  über  den  wesentlichen 
Inhalt  der  Gesetze  bes.  Block  und  Vignes. 

Literatur.  Stourm,  II,  108  — 117  (Entstehung  der  Besteuerung  in  der 
Periode  der  ersten  Revolution  und  Verknüpfung  mit  den  Einrichtungen  des  „öffent- 
lichen" Fuhrwesens  der  früheren  Zeit).  Vignes,!,  191—194,  Tarif  daselbst  II,  388. 
Block,  dict.  Art.  voitures  publiques,  p.  1833  ff.,  suppl.  gen6r.,  p.  438  (Gesetz  von 
1879);  Art.  Chemins  de  fer,  dict.,  p.  412,  No.  62—64,  suppl.  gcncr.,  p.  86  (Decret 
von  1881);  Art.  Licence,  dict.,  p.  1198.  v.  Hock,  S.  410—418,  420.  v.  Kauf- 
mann. S.  431 — 442,  beide  hier  ziemlich  ausführlich.  Bull.  VI,  1  (Gesetz  von  1879), 
IX,  457  (Decret  von  18S1),  Tarife  XVI,  535.  —  Statistik  bei  Vignes,  II,  294, 
V.  Kaufmann,  a.  a.  0.,  Faure,  p.  121.  Bull,  in  den  Berichten  der  Verwaltung 
der  „indirectcn  Steuern",  so  I,  146,  XIX,  266,  282,  XX,  600  u.  a.  m. 

§.  238.  1.  Entwicklung.  Character.  Die  französische 
„Transportsteuer"  von  „öffentlichen"  Fahrzeugen  (Fuhr- 
werken) oder  Fuhrdiensten  bietet  ein  eigenthttmliches  Beispiel  des 
Waltens  systematischen  Sinnes  in  der  französischen  Steuer- 
gesetzgebung. Die  Steuer  wurde  1797  wesentlich  aus  fiscalischen 
Rücksichten  eingeführt,  um  den  Ausfall  an  Einnahmen  zu  decken, 
welchen  die   damals  gleichzeitig  erfolgte  Aufgabe  der  Personen- 
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nnd  Packetpost  (ferme  nationale  des  Messageries)  endgiltig  mit  sieh 
bringen  musste.  Diese  Verwaltung  hatte  allerdings  tbatsäehlich 
mit  Defieiten  gearbeitet,  da  man  sich  nicht  entscbliessen  konnte, 
ihr,  wie  anfangs  beabsichtigt  war,  ein  ausschliessliches  Recht  auf 
Fahrcurse  mit  festen,  nach  Tagen  und  Stunden  genau  bestimmten 
Äbgangszeiten  in  wirksamer  Weise  zu  verbürgen.  Man  half  sich 
schliesslich,  indem  man  die  Mcssagerien  überall  der  Privatindustrie 
Qberliess  und  eine  Steuer,  theils  als  Proportionalabgabe  von 
10%  vom  Er  trag  der  Personen- Fahr  zeuge  mit  regelmässigem 
Fahrdienst  zwischen  verschiedenen  Orten  zu  fest  bestimmten  Äbgangs- 
zeiten, theils  als  feste  Abgabe  von  anderen  „öffentlichen*^,  auf 
besondere  Bestellung  fahrenden  Personen-Fahrzeugen  einführte. 

Bei  der  ersten  Abgabe  wurde  ein  Viertel,  seit  181U  ein  Drittel  für  „leere  Plätze" 
abgereohnet.  Ajifangs  auch  gewisse  Ausseuplätzc  niclit  berücksichtigt,  ferner  das  etwa 
im  Fahrpreis  enthaltCDC  „Trinkgeld'*  nicht  mit  besteuert.  Im  Princip  betraf  und  be- 
triffk  die  Steuer  auch  den  Verkehr  zu  Wasser  im  Inlande.  1804  wurde  dann  der 
reirelmässigc  Waarenverkehr  zu  Lande  der  Proportionalabgabe  mit  unterzogen. 
Die  Hauptsache  ist  immer  die  Besteuerung  des  Personenverkehrs  geblieben. 
Abonnements  wurden  gestattet  (1S05).  Mancherlei  kleinere  Veränderungen  im  Tarif, 
in  der  Berechnungsweise  der  Abgaben  sind  im  Laufe  der  Zeit  erfolgt  (s.  die  oben 
genannten  Gesetze  u.  s.  w.).  An  Ca^ui.^tik  und  an  Zweifeln,  welche  die  Judicatur 
entschied,  fehlte  es  auch  hier  nicht.  Die  Abgabe  unterstand  zuerst  der  Enregistrement- 
renrahung,  lb05  wurde  sie  zum  Zweck  besserer  Durchfiihrung  und  Controle  unter  die 
Verwaltung  der  indirecten  Steuern   gestellt,   zu  welcher  sie  noch  gegenwärtig  gehört. 

Diese  in  der  französischen  Steuergesetzgebung  beliebte  Coni- 
bination  von  Proportional-  und  festen  Abgaben  ist 
geblieben  und  systematisch  ausgebildet  worden.  Zu  beiden  trat 
seit  1817  noch  eine  Licenzabgabe  von  jedem  einzelnen  Fahr- 
zeug bei  der  Einfügung  der  „öffentlichen  Fuhrwerke"  in  das 
wesentlich  Controlzwecken  dienende  Licenzsysteni  der  indirecten 
Besteuerung. 

Das  steuerpolitisch  entscheidende  Moment  in  der  Entwick- 
long  dieser  „Besteuerung  öffentlicher  Fuhrwerke"  war  dann  die 
systematische  An  Wendung  derselben  auf  den  Eisenbahn- 
ire r  kehr.  Dadurch  wurde  zugleich  die  steigende  und  eine  all- 
mählich sehr  erhebliche  finanzielle  Bedeutung  dieser  Be- 
steuerang  herbeigeführt. 

An  und  für  sich  war  es  nur  folgerichtig,  den  Personentransport 
1er  Eisenbahnen  unter  die  einmal  bestehende  Besteuerung  der 
[iffentlicheD  Fahrzeuge  zu  stellen.  Das  Sträuben  der  Bahngesell- 
schafteD;  welches  mit  dem  Hinweis  auf  die  Benutzung  der  von  ihnen 
selbst  hergestellten  Bahnen^  als  ihrer  eigenen  Wege^  zu  begründen 
s;esuebt  wucde,   ist  daher  auch  mit  Recht  zurückgewiesen  worden. 
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Da  die  Bahnen  aber  in  dem  Tarif  des  Personenverkehrs  nicht  bloss 
für  den  eigentlichen  Transportdienst  ihres  Fuhr-  und  Wagenparks, 
sondern  auch  fUr  die  Benutzung  der  Bahnen  selbst  bezahlt  wurden, 
so  war  es  gleichfalls  folgerichtig,  dass  die  Proportionalsteuer  nur 
von  dem  Tarif  betrag  für  den  ersteren  Dienst  erhoben  wurde. 

Dies  hat  das  (icsctz  vom  2.  Juli  1S38  festgestellt,  wonach  im  Allgemeinen, 
Mangels  anderer  Bestimmungen,  Vs  ^^  Tarif bctrags  und  daher  Verkehrsertrags  als 
der  der  Proportionalabgabc  zu  unterwerfende  Theil  anerkannt  wurde.  S.  Näheres  über 
diesen  Punct  bei  v.  Kaufmann,  S.  434  ff.,  wo  in  der  sonst  guten  Darstellung  nur  die 
scharfe  steuerpolitische  Auffassung  mangelt  und  die  schärfere  Entwicklung,  wie  öfters 
hei  ihm,  zu  einseitig  auf  bloss  fiscalischc  Rücksichten  zurückgeführt  wird.  Auch 
Hock,  S.  417,  hebt  den  entscheidenden  principiellen  Punct  nicht  hervor.  S.  auch 
Vignes,  I,  192,  Block,  dict.  Art.  voitures  publ. ,  No.  9,  10,  Art.  chemios  do  fcr, 
No.  62,  Stourm,  I,  115.  Hier  wird  überall  das  Wesen  der  älteren  und  ihr  Unter- 
schied von  der  neuen  Eisenbahnstcuer  verkannt.  Eine  „Ausnahme*",  wie  im 
Block'schen  dict.  a.  a.  0.  in  No.  10  gesagt  wird,  also  eine  Art  Steuerprivileg, 
war  die  frühere  Beschränkung  der  Eisen bahnabgabe  auf  die  Steuer  vom  eigentlichen 
Trausportdienst  nicht,  sondern  etwas  nach  dem  Geiste  der  bestehenden  Transport- 
steuer Richtiges.  Es  ist  auch  nicht  zu  vergessen,  dass  die  damalige  französische 
Eisenbahngesetzgebung:,  wie  auch  die  anderer  Länder,  so  dio  prcnssische,  noch  der 
Idee  der  Möglichkeit  der  Trennung  dos  Fahrverkehrs  vom  Besitz  der  Bahngcleisc 
anhing,  wobei  dann  eine  uns  jetzt  fremdartig  und  sonderbar  vorkommende  Zusammen- 
setzung des  Tarifs  aus  zwei  Elementen ,  für  den  eigentlichen  Transport  und  für  die 
Bahnbenutzung,  wieder  nur  folgerichtig  war. 

Im  Jahre  1855  wurde  dann  aber  die  Besteuerung  des  Eisen- 
bahnverkehrs umgestaltet  und  damit  dieselbe  überhaupt  steuer- 
politisch zu  etwas  Anderem  gemacht,  als  sie  bis  dahin  gewesen 
und  als  die  allgemeine  Steuer  auf  „öffentliche  Fahrzeuge"  war  und 
blieb.  Wird  die  Eisenbahnsteuer  auch  seitdem  nach  wie  vor  als 
ein  Glied  dieser  allgemeinen  Steuer  aufgefasst,  so  ist  sie  das  doch 
nur  noch  formell,  ihrem  Wesen  nach  hat  sie  sich  so  verändert, 
dass  eigentlich  eine  neue  Steuer  vorliegt.  Das  Gesetz  vom  14.  Juli 
1855  bestimmte  nämlich,  dass  die  Proportionalabgabe  von  10®/o, 
nebst  Zuschlügen,  von  dem  ganzen  tarifmässigen  Preise, 
daher  Ertrage  des  Personenverkehrs  der  Eisenbahnen,  ferner  auch 
des  Eilgut  Verkehrs  berechnet  werden,  den  Eisenbahnen  aber  auch 
die  wohl  schon  geübte,  jedenfalls  von  ihnen  beanspruchte  Be- 
rechtigung, diese  Steuer  zum  concessionirten  Tarifsätze  hiuzu- 
zuschlagcn,  gestattet  werden  solllc.  So  ist  diese  Steuer  äusser- 
lich  eine  Ertragssteuer  vom  genannten  Eisenbahnverkehr, 
ihrem  Wesen,  ihrer  vornemlichen  Wirkung  und  schliesslich  auch 
selbst  ihrer  Form  nach  eine  indirecte,  durch  die  Bahn  Verwaltung 
mit  erhobene,  regelmässig  vom  Benutzer  der  Bahutransportdienste 
getragene  Verbrauchs-  oder  Genusssteuer  geworden.  Das 
Gewerbestcuerartige,  auch  das  nicht  ganz  fehlende  Gebührenartige 
der  allgemeinen  Fahrzeugsteuer  ist  damit  in   der  Hauptsache  ver- 
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schwnnden.    Sie  miiss  daher  auch   principiell   anders  als  letztere 
beartheilt  werden. 

Das  ist,  so  viel  ich  sehe,  in  der  Literatur,  so  in  (Icr  oben  genannten,  übersehen 
oder  nicht  richtig  erkannt  worden,  auch  von  v.  Kaufmann  ni<ht,  der  hier  immer 
Dor  einseitig  fiscalische  Tendenzen  sieht.  —  Nebenbei  bemoriit  ist  der  wirkliche 
äteuerpolitische  Character  einer  St<;ucr  wie  tier  französischen  Eisen  bahnsteuer  von 
1S55  übrigens  mit  nach  der  Antwort  auf  die  schwer  zu  entsclieidendc  Krage  zu  be- 
stimmen« welche  Rückwirkung  eine  solclie  Steuer  auf  Verkelir,  Tarife,  Reinbeträge  bat. 
Ich  möchte  doch  annehmen,  auch  nach  der  Höhe  der  Steuer,  dass  dieselbe  nach  dieser 
muthmaasslichen  Rückwirkung  immerhin  etwas  wie  iAiw  Ertragssteurr  der  Eisenbahnen 
uiit  wirkt.  Für  die  Reortlieilung  des  Steuergeset/es  von  lS.i5  kommt  das  mit  in 
Betracht. 

Die  Umgestaltung^  welche  hiernach  gerade  die  Eisenbahn- 
steuer durch  das  Gesetz  von  1855  erlangt  hat,  wird  man  mit  Rück- 
sicht auf  die  Stellung  des  Eisenbahnwesens  unter  den  Communi- 
catioDS-  und  Transportanstalten  der  Gegenwart  und  auf  die  ganze 
Gestaltung  des  französischen  Steuersystems  steuerpolitisch 
nicht  so  durchaus  missbilligen  können,  wie  es  wohl  geschehen  ist. 
Nach  der  rechtlichen  Natur  der  Privat- Eisenbahnen,  schon  in  Betreff 
ihrer  Entstehung,  ist  eine  Sonderstellung  derselben  im  Steuerwesen 
nicht  ungerechtfertigt.  Nach  der  factisch  mehr  oder  weniger  mono- 
polistischen Stellung  im  Verkehrslebcn  ebenso  wenig.  Allerdings 
wird  man  nach  beiden  Momenten  zunächst  nur  eine  besondere 
Ertrags  besteuern ng  der  Bahnen  billigen  können,  nicht  die  im 
französischen  Recht  gestattete  Tarifsatzerhöhung  um  die  Steuer, 
also  die  Ueberwälzung  auf  das  Publicum.  Und  in  der  That  ist 
dies  der  misslichere  Punct.  Aber  selbst  dafür  lässt  sich  geltend 
machen,  dass  eine  derartige  Steuer  in  ein  Steuersystem  immerhin 
hinein  passt,  welches  wie  das  französische  so  allgemein  dahin 
strebt,  die  Tragung  der  grossen  Steuerlast  durch  Vertheilung  der 
letzteren  auf  möglichst  viele  Verkehi  sacte,  Consume,  Rechtsgeschäfte 
zu  erleichtern.  Verkehrspolitische  Bedenken  bleiben  trotzdem  gewiss, 
aber  sie  müssen  und  dürfen  auch  wohl  beim  Personen-  und 
Eilgutverkehr  den  in  Frankreich  einmal  gebotenen  finanziellen 
Rücksichten  weichen.  Beim  Frachtverkehr  liegt  die  Sache  anders. 
Hier  ist  die  in  der  Finanznoth  nach  dem  letzten  Kriege  1874  ein- 
geführte Steuer  denn  auch  bald  wieder  beseitigt  worden  (1878). 

Der  finanzielle  Schwerpunct  der  ganzen  ,, Transportsteuer'*  ist 
durch  die  grossartige  Entwicklung  des  Eisenbahnverkehrs  und  die 
starke  Erhöhung  der  Steuer  seit  1871,  aber  auch  wesentlich  mit 
durch  die  Umgestaltungen  des  Gesetzes  von  1855  durchaus  in  die 
Eisenbahnsteuer  verlegt  worden.  Diese  bringt  Jetzt  an  95%  des 
Gesammtsteuerertrags   von  ca.  90  Mill.  Frcs.  auf.     Erst  durch  die 
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Ausdehnung  der  Steuer  auf  die  Eisenbahnen  und  dnreh  die  genannte 
Steuererhöhung  ist  die  ganze  Steuer  so  zu  einem  erheblichen  Finanz- 
objeet  für  das  französische  Budget  geworden. 

Ob  Frankreichs  Finanzlage  eine  Wiederermässigung  der  Steuer 
so  leicht  und  bald  zulassen  wird,  wie  es  im  Verkehrsinteresse  er- 
wünscht wäre,  ist  fraglich  und  wäre  gegenüber  so  vielen  anderen 
bedenklicheren  Steuern  nicht  durchaus  räthlich.  Eher  könnte  man 
daran  denken,  die  wenig  einträgliche  und  durch  die  Einrichtnng 
und  die  Controlen  viel  lästigere  Besteuerung  der  übrigen  Fahr- 
zeuge aufzuheben :  gewissermaassen  jetzt  nur  noch  ein  Anhängsel 
der  Eisenbahnsteuer,  wenn  auch  der  Ausgangspunct  dieser  ganzen 
Steuergattung.  Abgesehen  von  auch  hiergegen  noch  etwas  mit- 
sprechenden finanziellen  Bedenken  wird  aber  nicht  nur  der  alte 
Bestand  der  Steuer,  sondern  auch  der  französische  Sinn  für  strenge 
„Steuer Systematik",  in  welcher  letzterer  man  in  Frankreich 
wohl  ohne  Weiteres  die  Erfüllung  der  Gerechtigkeitsforderungen 
sieht,  dagegen  sich  auflehnen. 

§.  239.  2.  Einrichtung  und  Tarif  der  Transport- 
besteuerung. Nur  dem  „öffentlichen"  Verkehr  dienende 
Fahrzeuge  sind  steuerpflichtig,  also  frei  die  Privatfuhrwerke  für 
die  persönlichen  Zwecke  des  Besitzers.  Für  diese  besteht  jetzt 
als  directe  Gebrauchssteuer  eine  eigene  Wagensteuer,  mit  welcher 
die  hier  behandelte  nicht  zu  verwechseln  ist.  Bei  letzterer  sind 
dann  nach  der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  folgende  Fahrzeug- 
und  Transport  zweige  zu  unterscheiden,  bei  welchen  hier  die 
jetzt  geltenden  Tarifsätze  gleich  beigefügt  werden. 

S.  bes.  Gesetz  vom  11.  Juli  1879.  Decret  vom  21.  Mai  1S81;  Tarifllbcrsicht. 
Bull.  XVI,  535. 

a)  OeflFentliche  Fahrzeuge  (Wagen)  für  den  Verkehr  zu  Land 
und  zu  Wasser  und  zwar 

a)  mit  regelmässigem  Fahrdienst,  d.  h.  einem  solchen, 
welcher  zwischen  mehreren  Puncten  zu  bestimmten  Abgangs- 
zeiten erfolgt.  Hier  findet  die  Proportionalabgabe  An- 
wendung. 

Der  Tarifsatz  im  Principal  ist  ^/,o  des  Preises  der  Plätze  der  Fahrgäste  und 
des  für  den  Waarentransport  bezahlten  Preises,  einerlei  ob  für  jeden  Fall  oder  im 
Abonnement  erhoben.  Die  Berechnung  erfolgt  jetzt  in  der  Weise,  dass  bei  Tarif- 
sätzen von  50  Cent,  nnd  darüber  22V//y  der  Nettoeinnahmen  oder  V49  <^er  Brutto- 
einnahmen, bei  Tarifsätzen  unter  50  Cent.  12%  <^er  ersteren  oder  %,  der  letzteren 
die  Steuerschuldigkcit  (mit  allen  Zuschlägen  zum  Principal)  bilden.  Ertrag  nur  noch 
unbedeutend,  1886  für  Reisende  210,688.  fUr  Waaren  bloss  2839  Frcs.!  (Bull.  XXIIl, 
287).   Dies  erklärt  sich  aus  den  Veränderungen  des  Gesetzes  von   1879  (s.  u.).    Früher, 
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z.  B.  1876,  war  der  Ertrag:  (ind.  ausserordentlicher  Dienst,   s.   u.)  erhcUlich   höher 
2,434,000  Frcs.  für  Personen  und  Sfi.OOO  ftir  Waaren  (Bull.  I,  146). 

ß)  (Mieth-)  Fahrzeuge  auf  Bestellung.  Hier  besteht  die 
feste  Abgabe,  theils  nach  Fahrzeugen  (Wagen),  theils  nach 
Plätzen. 

Zu  diesem  Verkehr  werd<Mi  jetzt  auch  Wagen  mit  l>cstimmtcm  Dienst  zwischen 
zwei  PoDCten  gerechnet,  wenn  dieselben  die  Stadt  nicht  oder  nicht  über  40  Kilometer 
weit  verlassen,  Forausgesctzt«  dass  niclit  eine  unmittelbare  Fahrt t'ortsetzuug,  auch  nicht 
mit  Wagenwechsel,  nach  entfernteren  Puncten  stattfindet  (daher  voituros  assimil6s 
au  senrice  d'occasion.  Gesetz  vom  11.  .luli  1ST9,  Art.  2,  wodurch  eine  Ausnahme  von 
Art.  112  des  Gesetzes  vom  25.  März  1S17  begründet  wird).  In  Folge  dessen  fällt 
<l**r  Omnibus-  und  Pferdebahn  verkehr  jetzt  unter  diese  feste  Abgabe,  woraus  sich 
die  Geringfügigkeit  des  Ertrags  unter  i:  mit  erklärt.  Die  Ausnahmebestimmung  bestand 
übrigens  ?ordem  schon,  aber  nur  innerhalb  15  Kilometer  Entfernung  (Gesetz  vom 
t^.  Juni  1833,  Art.  8). 

Der  jetzige  Tarif  ist  eine  feste  Jahresabgabe  fiir  Wagen  von  1 — 2  Plätzen  von 
50  Frca,,  3  Plätzen  75  Frcs.,  4  Plätzen  100  Frcs.,  5  Plätzen  120  Frcs.,  (J  Plätzen 
137^/,  Frcs.;  für  grössere  Wagen  (Waggons,  auch  Schiffe)  von  6  —  50  Plätzen  pro 
Platz  12Vj.  von  51—150  desgl.  6V4,  über  150  :\^i^  Frcs.  pro  Platz.  Der  Ertrag  war 
1S86  4,549,500  Frcs.,  früher,  z.  B.  1876,  nur  .'i,01 7,000  Frcs.  Ausserdem  1886  für  in 
lUesc  Kategorie  gestellte  Eisenbahnen  84,990  Frcs. 

y)  Fahrzeuge  im  ausserordentlichen  Dienst,  d.  h.  zur 
Aushilfe  bei  Bewältigung  des  „regelmässigen"  Dienstes  (unter  «). 
Hier  besteht  dieselbe  Proportionalabgabe  wie  bei  «. 

und  zwar  mit  dem  gleichen  Tarifsatze.  Ertrag  incl.  des  „vorübergehenden" 
Diensts  (0.  &)  1886  23,903  Frcs. 

J)  Fahrzeuge  im  vorübergehenden  Dienst,  d.h.  bei  ein- 
zelnen besonderen  Gelegenheiten,  wie  öffentlichen  Festen  u.  dgl. 
(senrice  accidentel).    Hier   besteht  eine  massigere  feste  Abgabe. 

Ft\r  den  Platz  und  Tag  jetzt  mit  Zuschlät>cn  1874  Centim<^s. 

b)  Eisenbahnen.  Sie  unterliegen  der  Proportionalabgabe 
vom  Ertrag  des  Personenverkehrs  und  des  Eil  gut  Verkehrs 
(grande  vitesse). 

Die  Bahngesellschaften  können  zwischen  der  Erhebung  der  Steuer  nach  der 
wirklichen  Einnahme  und  im  Abonnement  wählen  (Decret  von  1881).  Im 
letzteren  üblichen  Falle  werden  der  Berechnung  der  Steuer  jetzt  zu  (irunde  gelegt 
die  tarifmässigen  Roheinnahmen  der  Bahngesellschaften  für  bt^de  genannte  Verkehre 
(Postcollis  sind  jedoch  frei).  Davon  j>ind  -^^  ,,^  oder  18.831  .  .  .  %  von  Tarifeinheiten 
von  50  Cent,  und  darüber,  '*  „^  oder  10.714  .  .  .  %  von  solchen  unter  50  Cent,  zu 
••ntrichten,  was  den  gesetzlichen  Beträgen  von  22'''o  und  12",,  (mit  Zuschlägen)  der 
..Nettoeinnahmen*''  gleich  gilt.  2  Cent,  pro  Einnahuiepost  werden  (Decret  vom  21.  Mai 
isSD  dabei  von  den  ersteren  Fällen  abgerechnet,  vorbehjiltlich  einer  Kevision  dieses 
AbzDgs  Alle  5  Jahre.  Früher  war  die  Berechnungsweise  streitig,  namentlich  in  Betretl" 
der  Znschlagsdccimeii  und  der  10%  neuen  Steuer  von  1S7I,  ob  beide  nämlich  von 
dem  »Iten  Steuer- Principalsatz  oder,  nach  eingetn^tenem  Zuschlag  dossellien  zum  Tarif 
der  Bahn,  ?on  dem  ganzen,  die  Steuer  schon  in  sich  enthaltenden  Satze  zu  berechnen 
!*eien,  was  die  Stenerverwaltnna:  l)ehauptete.  S.  darüber  Block,  dict.  Art.  voit.  publ. 
Xo.  11,  12.  7.  Kaufmann,  a.  a.  (J.,  S.  487.  Jetzt  ist  die  Sache,  wie  angegeben, 
geregelt,  also  der  wirklich  erhobene  Steuersatz  procontweise  «loch  niedriger  als  der 
gesetzliche.  Ein  Fortschritt  in  der  Kichtung  besserer  Steuervertheilung  wäre  es,  wenn 
man    bei   der  Bestcaemng  des  Personenverkehrs   die  Wagenclassen  unterschiede 
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und  diese,  statt  proportional,  progressiv,  am  Niedrigsten  die  3.,  am  Höchsten  die  ]., 
belegte.  —  Der  Ertrag  ist  endgiltig  immer  erst  nach  Abschlass  der  ßechnongeu 
der  Bahnen  festzustellen.  Er  war  für  Personen  in  1S86  nach  der  Abschlassrechnung 
72.42  Mill.  Frcs.,  für  Eilgut  15.47,  zus.  87.89  Mill.  Frcs.,  nach  den  durch  die  Steuer- 
verwaltung während  des  Jahres  selbst  constatirten  Summen  bezw.  62.70,  12.83, 
75.53  Mill.  Frcs. 

Zu  diesen  Steuern  treten  noch  Licenzgeb (ihren  und  Ge- 
bühren flir  die  Fahrzeug-  oder  Wagen- Controlmarke.  Dem 
Licenzzwang  mit  seiner  Gebühr  und  dem  Controlmarken- 
zwang  unterliegen  alle  Wagen  und  Schiffe  für  den  regel- 
mässigen und  den  ausserordentlichen  Dienst,  einschliesslich 
der  Eisenbahnwagen,  der  Controlmarke  auch  die  auf  Bestellung 
fahrenden  Wagen. 

Die  Licenzgobuhr  betriigt  jährlich  mit  Zuschlägen  (JV4  Frcs.  pro  Waggon,  Wagen, 
Schul  inur  für  zweirädrige  Wagen  2Vi  Frcs.);  für  Wagen  auf  Bestellung  (ß),  daher 
Droschken  u.  dgl.  wird  an  Stelle  dieser  Licenzgebühr  nur  ein  Stempel  von  10  Cent, 
erhoben.  Die  Controlmarke  besteht  in  einem  kleinen  amtlichen  Metallschild,  das  an 
jedem  Fahrzeug  angebracht  werden  muss  und  2  Frcs.  kostet  (estampille).  Der  Controle 
in  Folge  des  Licenzzwangs  unterlagen  1873  und  1885  Eisenbahnunternehmungen 
bezw.  38  und  üO,  Unternehmer  öffentlichen  Fuhrwerks  mit  regelmässigem  Dienst  4332 
und  515,  mit  Bestellungsdienst  10,301  und  13,709  ^Bull.  XX,  fiOO).  In  diesen  Zahlen 
zeigt  sich  der  Einfluss  des  Gesetzes  von  1879. 

Der  Eisen  bahnfrachtverkehr  unterlag-  nach  dem  Gesetz  vom  21.  März  lb74 
einer  5''/y  Abgabe  vom  eigentlichen  Frachtpreis  zuzüglich  der  Lade-  und  Entlade- 
gcbühren,  der  Bahnhofsspesen  und  Uebergangsgebühren  zwischen  verschiedenen  Netzen 
für  alle  W'aaren  und  Gegenstände,  welche  nach  dem  Tarif  für  „petite  vitesse*'  befördert 
werden.  Auch  diese  Steuer,  die  keinen  weiteren  Zuschlägen  unterlag,  durfte  auf  den 
Tarifsatz  geschlagen  werden.  Befreit  blieben  Waaren  im  Transit  von  einer  zur  anderen 
(irenze  und  Waaren  im  directcn  Verkehr  nach  dem  Ausland.  (Näheres  im  Decret  vom 
22.  Mai  1874,  Dejean,  code,  p.  38S  ff.).  Die  Steuer  trat  noch  für  einen  Theil  von 
1874  in  Kraft  und  hörte  mit  1.  Juli  1878  wieder  auf  (Gesetz  vom  26.  März  1878). 
Erfrag  187C  23.11  Mill.  Frcs. 

Der  Gesammtertrag  der  Transportsteuer  (ohne  die  eben  genannte) -war  (Faurc. 
p.   121)  in  Mill.  Frcs. 


von  Eisen- 

von anderen 

Summe 

bahnen. 

Fahrzeugen. 

1809                    32.98 

5.21 

3S.19 

1873                     04.36 

5.42 

69.77 

1878                     83.23 

5.89 

89.12 

1879                     75.91 

5.05 

80.96 

1883                     90.10 

4.72 

94.88 

1887(Anschl.i     85.82 

4.82 

90.64 

Man  ersieht  besonders  den  Einfluss  der  starken  Erhöhung  der  Eisenbahnsteuer 
um  ein  weiteres  Zehntel  des  Tarifpreises,  sowie  den  Einfluss  des  Gesetzes  von  1879 
auf  die  Abnahme  der  Erträge  von  anderen  Fahrzeugen.  Vor  dem  Kriege  kam  von 
dem  Steuerertrage  auf  letztere  Vh — \^t-  J^'^zt  nur  noch  etwas  über  S^o« 

Die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  erfolgt  bei  den  gewöhnlichen  Fahr- 
zeugen auf  Grund  von  vorgeschriebenen  Deolarationen  der  Unternehmer  über  alle 
einzelnen  für  die  Besteuerung  wichtigen  Puncto.  Der  Licenzzwang,  die  ihm  ent- 
springenden Controlrechte  der  Verwaltung,  die  Controlmarkirung  der  Wagen  dienen 
zur  Sicherung  der  gesetzlichen  Besteuerung,  üeber  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen 
werden  Scheine  ausgestellt,  welche  die  Wagenführer  stets  bei  sich  tragen  müssen. 
Für  den  Verkehr  im  regelmässigen  Dienst  sind  Bücher  und  Register  mit  bestimmter 
Einri<!htung  zu  führen.  Auch  Abonnements  sind  in  gewissen  Fällen  statthaft.  Straf- 
androhungen vftrvollständigen  das  ziemlich  complicirte.  und  lästige  Besteuerungssystem, 
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dessen  zahlreiche  Eiozelheiteii  and  Abweichung^cu  bei  den  oben  unterachiedenen 
DiensiUweigen  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden  sollen.  S.  die  hierauf  näher  ein- 
gehende Darstcllong  von  v.  Hock  und  im  Block 'sehen  dictionn.  Das  Einzelne  ist 
mit  der  üblichen  Schärfe  and  Conset^uenz  des  französischen  Steuerrechts  durch- 
gearl^citet  und  stellt  in  seiner  (iesammtheit  wieder  ein  merkwürdiges  Beispiel  davon 
dar,  was  sich  der  französische  Verkehr  und  Gewerbebetrieb  im  Gebiet  der  iudirecten 
Steoeni  und  Yerkehrssteuem  (Enregistrement  und  Stempel)  an  fiscalischen  Plackereien 
und  Controlen  gefallen  lässt,  während  man  in  der  directen  Besteuerung  so  »pröde  ist, 
in  die  persönlichen,  ökonomischen  Gescbäftverhältnii^se  dem  Fiscus  Einblick  zu  ge- 
währen. 

Die  Geschäftsführung,  das  Kechnung>>wesen ,  die  Ucli'entlichkeit.  die  Betricbs- 
concentration  im  Eisenbahnwesen  erleichtern  eine  solche  Besteuerung  viel  mehr  als 
diejenige  der  so  zersplitterten  sonstigen  Fuhrwerksunternehmungen.  Die  neuere  Ent- 
wickclung  im  Verkehrswesen  ist  daher  auch  in  diesem  Puncto  dieser  Transportsteuer 
sehr  za  Gate  gekommen. 

Seeschiffe  und  Seeschifffahrtsverkehr,  auch  der  Pei*sonenverkehr  dabei 
unterliegen  der  Steuer  nicht  mit. 

4.   Kuckblick  auf  die  französische  Verkehrsbesteueruug  im  Ganzen. 

§.  240.  Stellt  man,  wie  wir  es  hier  gothan  haben,  die  Trans- 
portstenern  zur  Vcrkcbrsbesteuerang,  also  zu  Einer  Hauptgruppe 
der  BesteueruDg  mit  dem  Enregistrement  und  Stempel  zusammen, 
so  erhält  man  von  dieser  Gruppe  gegenwärtig  in  Frankreich  einen 
Ertrag  von  ca.  765  Mill.  Frcs.  —  auch  noch  nach  der  Abnahme 
des  Enregistrementertrags  in  den  allerletzten  Jahren,  vordem  von 
rund  800  Mill.  Frcs.  und  mehr.  —  Das  ist  nahezu  das  Doppelte 
des  Ertrags  der  directen  Staatssteuern,  nur  etwa  100 — 150  Mill. 
weniger  als  der  Ertrag  der  Zölle  und  indirecten  Verbrauchssteuern 
(ohne  Monopole  und  Ziickersteuer)  zusammen,  mehr  als  das  Doppelte 
des  Rohertrags  des  Tabaksmonopols  und  an  30%  des  gesammten 
gegenwärtigen  Staatssteuerertrags.  Die  ungemeine  Wichtig- 
keit dieser  Steuergruppe  als  Finanzobject  im  französischen  Staats- 
haushalt ergiebt  sich  hieraus,  aber  auch  die  ausserordentliche 
Belastung  des  „Verkehrs*'  in  dem  hier  gemeinten  Sinne. 
Nicht  zu  vergessen  ist  dabei  übrigens,  dass  die  Erbscbai'ts- 
and  Schenkungssteuern  im  französischen  Enregistrement  in- 
begriffen sind. 

In  steuertechnischer  Beziehung  giebt  es  kaum  ein  feineres 
and  verwickelteres,  daher  interessanteres,  freilich  aber  auch  lästigeres 
»Steuergebiet  als  dasjenige  dieser  französischen  Verkehrsbesteuerung  : 
rein  fiscalisch,  steuertechnisch  betrachtet  eine  bewun- 
dernswerthe  Leistung,  der  man  in  der  französischen  und 
sonstigen  Besteuerung  schwer  etwas  Aehnliches  zur  Seite,  geschweige 
ihr  voranstellen  kann.  Steuer  politisch  freilich  kein  unbedenk- 
liches Lob! 
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In  steuerpolitiscber  Hinsiebt  kommen  aber  auch  noch 
sonstige  Bedenken,  anderseits  allerdings  aucb  günstige  Seiten  dieser 
„Verkehrsbesteuerung''  in  Betracbt. 

Bei  der  Zufälligkeit,  ob  und  in  welchem  Maasse  die  ein- 
zelnen Personen  von  dieser  Besteuerung  getroffen  werden,  kann 
von  einer  Erl'tillung  der  ,,Gerechtigkeitspo8tulate"  der  Allgemeinheit 
und  Gleicbmässigkeit,  von  einer  Uebereinstimmung  der  Besteuerung 
durch  Registerabgaben,  Stempel  und  Transportstenern  mit  dem 
„leitenden  Grundsatze''  der  modernen  französischen  Steuerpolitik, 
„Jeden  nach  seinen  Fähigkeiten  zu  belasten",  durchaus  nicht  die 
Rede  sein.  » 

und  zwar  nicht,  wenn  mau  diese  grosse  Steuergruppe  allein  für  sich,  und 
ebensowenig,  zum  Theil  selbst  uoch  weniger,  wenn  man  sie  mit  der  directen 
und  mit  der  Verbrauchsbesteuerung  zusammen  betrachtet:  noch  woniger,  wenn  man 
bedenkt,  wie  schwer  die  Rechtsgeschäfte  des  Immobiliarverkehrs  belegt  sind, 
während  doch  die  Immobilien  schon  durch  die  directe  Besteuerung  —  die  Häuser 
eventuell  durch  drei  directe  Steuern I  —  gctroflfen  werden.  Die  Steuerlast,  welche 
einmal  Dank  der  französischen  Staatsgeschichte  zu  tragen  ist,  wird  durch  die  Verkehrs- 
steuern  nach  ganz  anderen  Grundsätzen  auf  die  Bevölkerung  vertheilt,  als  dusch  die 
beiden  anderen  Gruppen.  Aber  ob  überhaupt  „gerechter"'  und  nicht  noch  ungerechter, 
in  welchem  Grade  „gerechter",  wenn  das  erste  „ob"  selbst  bejaht  werden  sollte,  das 
ist  zweifelhaft  genug. 

Andererseits  bleibt  doch  die  Thatsache  bestehen,  wiegt  steuer- 
politisch schwer  und  spricht  zu  Gunsten  dieser  Steuer- 
gruppe, dass  eben  durch  ihre  drei  Hauptglieder,  die  Register- 
abgaben, Stempel  und  die  Eisenbabnsteuer,  die  Tragung  des 
betreffenden  Theils  der  französischen  Steuerlast  er- 
leichtert und  vielleicht  erst  möglich  gemacht  wird, 
weil  das  „  Lastenvertheilungsprincip"  bei  ihnen  ein  so 
ganz  anderes  als  bei  den  directen  und  den  Verbrauchssteuern  ist. 

Kein  erfahrener  Steuerpractikcr  und  kein  besonnener  Theoretiker  wurde  wohl 
trotz  der  schweren  Mängel  dieser  Vcrkehrssteuern  die  Aufhebung  derselben  zu  ver- 
langen und  den  Ausfall  dann  durch  Steuern  der  beiden  anderen  Gruppen  zu  decken 
wagen.  Würde  man  wirklich  so  vorgehen,  so  wäre  das  Ergebniss  für  die  Lastenver- 
tlieilung,  nach  dem  Maassstabe  , .gerechter"  Besteuerung,  schwerlich  ein  besseres,  der 
wirthschaftliche  Druck  der  Übrigen,  entsprechend  vermehrten  oder  erhöhten  Steuern 
wohl  noch  grösser,  dem  Einzelnen  empfindlicher,  der  volkswirthschaftliche  und  sociale 
Nachtheil  einer  öo  ausserordentlich  hohen  Besteuerung,  wie  die  französische  Gesammt- 
besteuerung  einmal  sein  muss.  höchst  wahrscheinlich  noch  bedeutender. 

In  allen  diesen  Hinsichten  erweist  sich  die  französische  Ver- 
kehrsbesteuerung auch  geeignet,  jene  Function  zu  übernehmen, 
welche  ihr  nach  der  principiellen  steuersystematischen  Aufgabe 
dieser  ganzen  Steuergruppe  obliegt:  die  Function  der  Ergänzung 
und  des  Ersatzes  gegenüber  anderen  Steuern  im  gesammten 
practischen  Steuersystem. 
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Fin.  II,  §.  467  tT.  Gewiss  viclCacb  nur  in  roher,  an  sich  nicht  eben  befriedigender 
Weise,  aber  doch  so,  dass  man  diese  Besteuerung,  als  (ianzes  betrachtet,  nicht  cnt- 
behreu  möchte,  weil  sonst  das  Steuerwesen  noch  weit  mehr  Mängel  aufweisen  würde. 

Indem  die  zahlreichen  einzelnen  Abgaben  dieser  grossen  Steuer- 
gruppe  einen  Beitrag  zu  Gunsten  der  IStaatscasse  dem  Einzelnen  da 
abfordern,  wo  sich  letzterer  im  Bcj^itz  von  Vermögen,  Einkommen, 
wirthschaftlicher  LeistungstVihigkeit  bei  einem  Rechtsgeschäft,  in 
einer  Beurkundung  u.  s.  w.,  bei  einem  Transportact  zeigt,  über- 
nimmt die  betreffende  Besteuerung  denn  auch  die  Aufgabe,  welche 
den  directen  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  zukäme 
und  anderswo  diesen  obliegt.  Was  in  dieser  Beziehung  oben  (§.  225) 
vom  Enregistrement  speciell  gesagt  wurde,  lässt  sich  einigermaassen 
für  die  ganze  französische  Verkehrsbesteueiung  verallgemeinern. 

SteuerpoUtische  und  steuertechnische  Vurzüg«*  wie  Nachthoilc  sind  mit  dem  einen 
wie  mit  dem  anderen  Wege  nach  dem  gemeinsamen  Ziele:  einer  Besteuerung  nach 
der  „wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit",  verbunden.  Wo  die  Besteuerung  einmal  so 
hoch  sein  muss,  wie  unter  französischen  Verhältnissen,  hat  der  Weg  der  Vcrkchrs- 
bc5tcaeruDg,  ähnlich  wie  derjenige  der  Veibrauchsbesteuerung,  verglichen  mit  dem 
der  directen  Besteuerung,  immerhin  den  besonders  schwer  wiegenden  Vorzug,  den 
Drack  der  Steuerlast  durch  Vertheilung  der  letzteren  auf  zahlreiche 
einzelue  Fälle  im  wirthschaftlichen  Leben  —  eben  Kechtsgeschäfte,  ürkunden- 
aussteliuDg  u.  s.  w. ,  Transportacte  —  weniger  empfindlich  zu  machen.  Ich  möchte 
annehmen,  dass  z.  B.  solche  mehr  oder  weniger  klar  bewusste  und  selbst  unbewusste 
Momente  es  mit  erklären,  dass  man  die  Deckung  des  neuen  plötzlich  ungeheuer  ver- 
mehrten Steuerbedarfs  nach  1S70  —  71  in  so  besonders  starkem  Maasse  mittelst  der 
Amidehnung  und  Steigerung  der  Yerkehrsbesteueruug  bewerkstelligte. 

Bei  dem  jetzt  einmal  für  unabsehbare  Zeit  gegebenen  und 
dem  immer  weiter  sich  steigernden  iSteuerbedarf  wird  daher  auch 
wohl  in  Frankreich  an  eine  Umgestaltung  dieser  Besteuerung, 
soweit  damit  eine  starke  Ertragsverminderung  der  letzteren 
verbunden  sein  würde,  kaum  zu  denken  sein. 

Für  die  Reform  frage  möchte  sich  daraus  ergeben:  man 
sollte  wenigstens  die  schlimmsten  Puncte,  welche  wohl  im 
Enregistrement  und  hier  in  den  Besitz  wechselabgaben 
von  Immobilien,  ferner  im  Gebiete  des  Stempels  im  Dimen- 
sion sstempel  liegen,  zu  verbessern  suchen.  Auch  Reformen  dieser 
Art,  welche  kleinere  Ausfälle  ergäben,  wären  aber  wohl  an  die 
Voraussetzung  gebunden,  dass  eine  directe  Einkommen-  oder 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  eingeführt  würde,  wie 
wir  oben  (S.  502)  bei  dem  Rückblick  auf  die  directe  Besteuerung 
schon  empfohlen  haben. 

Denn  die  directen  Ertragssteuern  Frankreichs  allein 
können  solche  Ausfälle  nach  ihrer  technischen  Einrichtung  schwer- 
lich decken,  oder  es  würde  das  andere  überwiegende  Bedenken 
haben.    Die  Verbrauchssteuern  aber  hierfür  noch  immer  weiter 
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anzuspannen  erscheint,  einmal  nicht  hinlänglich  sicher  ausführbar  — 
wenn  man  nicht  in  weiteren  Monopolen,  wie  dem  des  Branntweins, 
das  Hilfsmittel  finden  sollte  und  möchte  — ,  anderseits  sonst  wieder 
zu  bedenklich.  Verbleibt  der  Haupttheil  der  Erträge  aus  den 
drei  grossen  Verkehrssteuern,  so  handelt  es  sich  auch  nur  um  eine 
massig  hohe  supplementäre  directe  Einkommensteuer,  was 
deren  Einführung  und  Einbürgerung  wesentlich  erleichtern  würde. 


G.   Die  Anfallerwcrbs-Bcstcuerung:,  inöbesonderc  die  Erbschafls-  uud 

Schcnkniigsbesteuerung. 

Von  den  beiden  hierher  «gehörigen  französischen  Steuern,  den  Erbschaft s- 
und  Schenkungssteuern  und  den  Steuern  auf  Loose  sind  die  erstcren  ganz  im 
Sy&tem  der  französischen  li  egisterabgaben  enthalten,  daher  in  der  Hauptsache 
schon  o))en  (namentlich  in  §.  218)  mit  abgehandelt  worden.  Deshalb  im  Folgenden 
nur  noch  weniges  Weitere  specicll  über  diesen  Thcil  der  Registerabgaben.  Die  Steuer 
auf  Loose  gehört  in  Frankreich  zu  der  Besteuerung  der  Werthpapiere  oder  der 
.H®/y  Steuer  „vom  Einkommen  aus  beweglichen  Werthen"  und  wurde  deshalb  gleich- 
falls schon  früher  an  betreifender  Stelle  mit  bcöprochen  (§.  2üS  ff.).  Wir  kommen 
auf  diese  Steuer  jetzt  nicht  besonders  zurück. 

Gesetzgebung.  S.  oben  diejenige  über  Enrcgistrement  und  Kegisterabgabon 
S.  50.S.  Spccielle  üebersicht  im  Bull.  XV,  540.  Grundlage  schon  Art.  4  des  (le- 
setzes  vom  22.  Frim.  VII;  {\2.  December  1790),  wonach  „alle  ücbcrtragungen 
von  Eigen th um,  Nutzniessung  und  üenuss  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Guts,  sei  es  unter  Lebenden  oder  durch  Sterbefall"  der  Pro- 
port ionalabgabo  des  Enregistrements  unterworfen  werden.  Tarif  im  Anschluss 
an  diesen  Art.  4  in  Art.  6!)  des  genannten  Gesetzes,  mit  späteren  Abänderungen ,  bo 
durch  Gesetz  vom  IS.  Mai  1850,  Art.  10  für  die  gerade  Linie  im  Sterbefall, 
desgl.  hier  und  im  Gesetz  vom  2S.  April  ISIG,  Art.  bH  bei  Schenkungen,  für  die 
Seitenlinie  besonders  durch  Gesetz  vom  21.  April  1^32,  Art.  38  tim  Gesetz  vom 
18.  Mai  1850,  Art.  10,  (ileichstcllung  von  beweglichem  und  unbeweglichem  Gut),  fiir 
Ehegatten  durch  Gesetz  vom  28.  April  18 HJ.  Art.  58  (auch  54  und  Gesetz  vom 
18  Mai  1<»50,  Art.  10),  für  Nichtverwandte  durch  Gesetz  vom  21.  April  1832, 
Art.  33.  S.  die  Zusammenstellung  des  Tarifs  bei  Jacob,  S.  211  If,  dann  oben  S.  527. 
Zu  diesen  Principalsätzen  treten  die  Zuschläge  mit  25 %•  Ueber  die  Werth- 
berechnungen  gelten  die  allgemeinen  Grundsätze  bei  den  Kegistcrabgaben ,  bes. 
(iesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  14.  15.  S.  auch  Gesetz  vom  18.  Mai  1850.  Art.  7.  Die 
weiteren  Hauptbestimmungen  im  Gesetz  vom  Frim.  VII.^ 

Literatur  s.  o.  S.  505;  in  Betreu  der  Entwicklung  der  neuen  Gesetzgebung 
aus  der  alten  s.  auch  hier  Stourm,  I,  eh.  XV,  passim  u.  o.  §.  05.  —  Statistik 
ob.  S.  506.  bes.  Bull.  XV,  540,  XVII,  404,  XXI,   157;    L  24,  III,  343  u.  a.  m. 

§.  241.  1.  Erbschafts-  und  Schenkungsbesteuerung 
als  Tüeil  des  Enrcgistrement.  Das  Characteristische  der 
französischen  Erbschafts-  und  Schcnkungsbesteuerung  ist  ein  zwei- 
faches, einmal  die  vollständige  Eingliederung  derselben 
in  das  System  des  Enregistrements;  sodann  die  Uinzu- 
fUgung  einer  förmlichen  Scheukungssteuer,  d.  h.  von 
„Ücbcrtragungen  unter  Lebenden  zu  unentgeltlichem  Titel",  ein- 
schliesslich derjenigen  unter  nächsten  Verwandten  (gerade  Linie), 
zu  der  Erbschaftssteuer. 
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In  steuertechnischer  und  administrativer,  daher  auch  in  fisca- 
lischer  Beziebang  ist  jene  Kingliederung  wohl  günstig,  in  steuer- 
politischer dagegen  tiberwiegend  bedenklich.  Auch  hier  hat  aber 
wieder  die  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  (das  Gesetz  vom 
10.  Deceniber  1790  und  vom  22.  Frim.  VII.)  weder  diese  Erbschafts- 
and SchenkuDgsbesteuerung  erst  geschaffen,  noch  diese  Eingliede- 
rung zuerst  herbeigeführt.  Die  Vorläufer  der  neuen  Gesetzgebung 
sind  vielmehr  auch  hier  die  altern  Gesetze  über  den  centi^me 
denier  —  vom  Eigenthumswechsel  von  Immobilien  allein  unter 
Lebenden  und  von  Todeswegen  —  und  zum  Theil  über  die  droits 
de  controle  und  droits  d'insinuation  (o.  §.  ()5). 

Für  die  steuertechnische  und  die  administrative  Seite  dieser 
Besteuerung  gentigt  es,  auf  die  frühere  Darstellung  im  Abschnitt 
von  den  Registerabgaben  zu  verweisen. 

Nicht  za  ubcrächon  ist,  dai>b  da,  wo  /u  den  Kcgistcrabgabcu  Stüiü|jc'lab^abeii 
hiii/utrctcn .  namentlich  wegen  vorschriftsinJLssij;:cn  (iebrauclis  des  dem  Dimeusions- 
^tL■mpcI  unterworfenen  Papiers  für  die  betreireinl(ui  Urkunden,  auch  die  Erbschafis- 
uud  Schcnkungitöteaern  sich  um  entsprechende  Stempel beträp:e  erhöhen.  Ausser  der 
Uaoptabgabc,  der  Proportion alabi^abe  von  Schenkungen,  Erbschaften,  Vermächt- 
nissen, kommen  auch  die  kleineren  festen  Jiegisterabgaben  bei  diesen  An^elegcn- 
lieiten  ?or,  so  bei  Urkunden,  welche  Abstehunj;,  Ausschlagung  von,  Verzichtleistung 
auf,  wie  anderseits  Annahme  von  Erbschafteti ,  V'ermiichtnissen  enthalten  (Gesetz  vom 
Krim.   VII.,  Art.  6S  und  spätere,  mit  Abänderungen  der  Satze). 

Ueber  die  steuerpolitischc  Bedeutung  dieser  Besteuerung 
and  ihrer  Eingliederung  in  das  System  des  Enregistrcment  ist  hier 
noch  Einiges  hinzuzufügen,  auch  zur  VervollstUndigung  der  prin- 
cipieilen  Kritik  des  Enregistrcment  in  §.  225,  wo  diese  Besteuerung 
absichtlich  nur  nebenbei  berührt  wurde. 

Die  principielle  steuerpolitischc  Berechtigung,  Ja 
Nothwendigkeit  von  Erbschaftssteuern  überhaupt  in  einem 
Steuersystem  ist  gewiss  nicht  zu  bestreiten.  Dafür  kann  hier  auf 
die  Behandlung  dieser  Frage  in  der  „allgemeinen  Steuerlehre"  ver- 
wiesen werden  (Ein.  II,  §.  482  Ü".).  Schenkungen  von  Todes- 
wegen sind  nothwendig  der  Erbschaftssteuer  oder  einer  analogen 
Steuer  zu  unterziehen,  wenn  die  Erbschaftssteuer  nicht  zu  leicht 
soll  umgangen  werden  können.  In  Frankreich  hat  man  es  aber 
mit  einer  eigentlichen  umfassenderen  Sehen kungsstcucr  zu 
thun,  in  Betreff  deren  die  princi[)ielle  und  praetische  Frage  doch 
anders  liegt.  Daher  darüber  unten  (§.  242)  noch  ein  Wort  Nach 
dem  speeiellen  Charaetcr  des  französischen  Steuersystems  dürfte 
eine  Erbschaftssteuer  vollends  nicht  fehlen. 

Auch  die  hauptsächlichen  Puncto  der  Ausgestaltung 
von   solchen  Steuern  —  die  allgemeine  Schenkungssteuer  vorläufig 
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einmal  slU  berechtigt  zugegeben  — ,  namentlich  ihre  Ausdehnung 
auf  alle  Arten  VermögenKobjecte,  bewegliches,  unbeweg- 
liches Gut,  Werthpapiere,  die  Ausdehnung  auf  alle  Ver- 
wandtschaftsgrade, einschliesslich  der  geraden  Linie, 
die  Tarifabstufung  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft 
zum  Beerbten,  sind  im  Ganzen  in  der  französischen  Gesetz- 
gebung richtig  den  priucipiellen  Anforderungen  der  Finanzwisseu- 
schaft  gemäss  geregelt.  Die  Zahlen sätze  der  Tarifstufen 
sind  immer  etwas  Willkührliches,  aber  in  den  Proportionen  zu 
einander  wohl  auch  passend  bestimmt. 

Der  verhältnissmässi^  hohe  Satz  für  Ehegatten  (Jt°/o  ffcgen  l"/o  iu  der  directen 
und  6V»7o  ^^  ^^1"  uächbten  Seitenlinie  im  Principal  bei  der  Erbschaftssteuer)  ist  etwas 
auffällig  und  abweichend  von  anderen  Ländern,  ao  namentlich  England,  aber  e^s 
mag  diese  Tarihrung  französischen  Auffassungen  entsprechen,  (ileiches  gilt  von  den 
Tarifstufen  bei  Schenkungen  in  directcr  Linie  und  unter  Ehegatten  im  Ehevertrage, 
während  der  Ehe  oder  ausserhalb  eines  Ehevertrags  (s.  o.  S.  527K  wenn  dabei  die 
Willkuhr  in  der  Bestimmung  der  Verschiedenheit  der  Sätze  auch  schon  etwas  auf- 
fälliger ist.  Steuerpolitisch  fragwürdiger,  weil  wesentlich  eine  Gonsequenz 
der  Eingliederung  der  Steuern  in  das  Enregistrcmentsystem,  sind  die  vorkommenden 
Unterschiede  der  Steuer  höhe,  zum  Nachtheil  des  Immobiliarbesitzes,  zwischen 
Immobilien  und  Mobilieu.     Dafiir  gelten  die  folgenden  Bedenken  mit. 

Die  absolute  Höhe  der  Abgabeprocente  der  Erbschafts- 
und Schenkungsstcuern  —  letztere  wiederum  zunächst  als  berechtigt 
zugegeben  —  erscheint  im  Ganzen  nicht  zu  bedeutend,  auch  nicht 
in  der  directen  Linie  und  in  der  nächsten  Seitenlinie.  Sie  ent- 
spricht den  principiellen  Anforderungen  und  ist  ohnehin  durch  die 
Verbältnisse  des  französischen  Steuerbedarfs  geboten. 

Ja  nach  diesen  bemessen  und  verglichen  mit  anderen  französischen  Steuersätzen 
in  der  übrigen  Besteuerung,  sowie  mit  den  Erbschaftssteuersätzen  anderer  Länder, 
z.  ß.  ( Trossbritanniens  und  verschiedener  Continentalstaaten,  selbst  —  wenigstens  in 
Betreff  der  Seitenlinie  und  der  Nicht- Verwandten  — auch  deutscher  Staaten  erscheinen 
die  französischen  Steuersätze,  sogar  einschliesslich  der  Zuschläge,  nicht  einmal  so 
anomal  hoch,  etwa  mit  Ausnahme  derjenigen  für  bewegliches  (iut  ausserhalb  des 
Ehevertrags  (27:^%)  "nd  für  unbewegliches  Gut  l47o)  »»sans  partage*'  in  der  geraden 
Linie,  wo  letzteren  Falls  wieder  Consequenzen  der  Eingliederung  der  Steuer  in  das 
Enregistremcnt  vorliegen. 

Der  hohe  Gesammtertrag  der  französischen  Steuern  möchte 
daher  auch  an  sich  und  vollends  mit  Rücksicht  auf  die  französische 
Finanzlage  nicht  eben  steuerpolitisch  zu  beanstanden  sein.  Er 
müsste  nur  auf  die  betreffenden  Steuerträger  mit  Rücksicht  auf 
die  folgenden  Bedenken  etwas  anders  vertheilt  sein.  Seine 
Grösse  entspricht  im  Uebrigen  auch  der  Function,  welche  diese 
Steuern  in  Frankreich  mit  zu  übernehmen  haben:  als  Ersatz  einer 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer,  als  Ergänzung  der  ungenügen- 
den directen  Besteuerung,  auch  zur  M i t besteuerung  von  Con- 
juncturengewinnen  an  vererbten  Werthobjecten  zu  dienen. 
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S.  oben  S.  524  and  anten  §.  243  die  statistischen  Daten.  Em  Ertrag  von  gegen- 
wärtig rund  200  MilL  Free.,  d.  h.  incl.  Schenkungsstouern  etwa  ebensoviel  wie  in 
Grossbritannien  die  Erbschaftssteuer  ergiebt  (S.  275),  welches  Land  diese  Besteuerimg 
so  besonders  stark  entwickelt  hat,  wird  gerade  nach  diesem  Vergleich  von  Anderen 
fielleicht  ungebührlich  hoch  gefunden  werden.  Nach  meiner  prineipiellen  Auffassung 
von  der  Erbschaftssteuer,  auf  welche  von  jenen  200  Mill.  gut  '^^  fallen,  ist  er  dies 
nicht  und  bei  einem  Gesammtsteuerbedarf  des  Staats  von  rund  2700  Mill.  Frcs.,  mit 
7.4%«  ohne  Schenkungssteuer  mit  H.5°/o  dieser  Summe  ebenfalls  nicht.  In  Grosbbritannien 
ijt  diese  Relation  \0—\\%. 

Der  Bedenken  sind  nun  namentlich  zweierlei.  Heide  hängen 
mit  derjenigen  Einrichtung  der  Steuern  zusammen,  welche  aus  der 
steaerpolitisch  unrichtigen  und  priucipwidrigen  F2ingliederung  der 
letzteren  in  das  Enregistrement  nothwendig  folgt.  Einmal  werden 
nämlich  die  Besitzwechsel  in  Folge  Todesfalls  und  bei 
Schenkungen  den  übrigen  ßesitzwechseln  in  Folge  von 
Rechtsgeschäften  im  Verkehr  zu  weitgehend  gleich- 
gestellt, wenn  auch  mit  Berücksichtigung  der  völlig  ab- 
weichenden Ursache  des  Besitz  wechseis,  wie  sich  in  der  Ein- 
richtung eines  besonderen  TariCsystems  der  Erbschafts-  und 
Schenkangssteuern  zeigt.  Ferner  werden  —  was  bei  dem  Besitz- 
wechsel unter  lästigem  Titel  im  Verkehr  begreiflich,  auch  hier 
zwar  nicht  unbedingt,  aber  doch  eher  berechtigt  ist  und  sich  auch 
viel  schwieriger  anders  machen  lässt  —  in  völlig  unzulässiger 
Weise  bei  diesen  Steuern  die  Lasten  und  Schulden  bei  der 
Bemessung  des  die  Grundlage  der  Besteuerung  bildenden  Werths 
des  Objects  nicht  abgezogen  (Gesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  14. 15). 
Das  ist  eine  freilich  auch  in  anderen  Gesetzgebungen,  so  früher 
in  der  britischen,  vorkommende  Bestimmung.  Durch  dieselbe  wird 
die  Erbschatlssteuer  aber  zu  einer  öfters  recht  bedenklichen  Be- 
lastang,  welche  sich  auf  die  Steuerträger  sehr  ungleichmässig  ver- 
theilt,  namentlich  wohl  wieder  zum  Nachtheil  des  Immobiliar- 
besitzes. 

a)  Die  Gleichstellung  des  Erbgangs  (und  der  Schenkgebung)  mit 
anderem  Besitzwechsel  ist  formell  in  der  französischen  Gesetz- 
gebung streng  durchgeführt,  so  im  grundlegenden  Gesetz  vom  Fri- 
maire  VII.  Es  entspricht  das  auch  wieder  dem  mechanisch  syste- 
matisirenden  Character  des  französischen  Steuerrechts.  Aber  es  ist 
doch  materiell  eine  Anomalie  und  führt  denn  auch  zu  bedenk- 
lichen Consequenzen.  Vor  Allem  wird  dabei  der  völlige  ökono- 
mische und  socialpolitische,  daher  auch  steuerpolitische 
Unterschied  zwischen  dem  noth wendigen  Besitzwechsel  bei 
Todesfällen  im  Erbgang  und  doch  auch  ähnlich  hei  Schenkungen 
wenigstens  im   nächsten   Verwandtenkrejse   behufs   Ausstattung 
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Mitgift  u.  dgl.  m.  einerseits  und  dem  in  der  Regel  freiwilligen 
Besitzvvechsel  bei  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  zq  lästigem 
Titel  anderseits  gänzlich  bei  Seite  gesetzt. 

In  dem  Tarifsysteni  der  Kegibterabgaben  fUr  jene  und  für  diese  F&llc  kommt 
dieser  Unterschied  zwar  wieder  zur  Anerkennung,  aber  bedenkliche  ConsequeozeD 
jener  formellen  Gleichstellung  bleiben  doch,  so  namentlich  in  den  höheren  Steuer- 
sätzen für  Schenkungen  von  Immobilien  als  für  solclie  von  Mobiiicn,  in  verschiedenem 
Maasse,  aber  allgemein  für  Schenkungen  in  der  geraden  Linie  und  zwischen  Ehe- 
gatten (s.  0.  S.  524,  527  den  Tarif). 

Die  ökonomische  und  socialpoli tische  Verschiedenheit 
des  Besitzwechsels  in  Folge  Erbgangs  (oder  von  Schenkungen  der 
angedeuteten  Art)  gegenüber  dem  Besitzwechsel  in  Folge  der  ge- 
wöhnlichen Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs  würde  steuerpolitisch 
und  folgerichtig  auch  Steuer  technisch  eine  andere  Behand- 
lung der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern  als  der  Besitzwechsel- 
abgaben bei  Verkauf  und  Tausch  u.  s.  w.  im  Steuerrecht  bedingen. 
Das  würde  passend  auch  formell  seinen  Ausdruck  in  beson- 
deren Steuergesetzen  für  die  in  beiden  Fällen  steuerpolitisch 
ganz  verschiedenen  Abgaben  finden.  Nicht  der  „Besitz- 
wechse^^  als  das  in  beiden  Fällen  Gleiche,  sondern  die  Ursache 
desselben,  als  das  hierbei  völlig  Verschiedene,  mtisste  den 
Anknüpfungspunct  für  zwei  verschiedene  Gesetzgebungen  bilden. 

b)  Practisch  bedenklicher  und  principiell  nicht  minder  unrichtig 
ist  der  Nicht-Abzug  der  Lasten  und  Schulden  bei  den 
Erbschaftsteuern. 

(jerade  die  zunehmende,  in»  Einzelnen  aber  wieder  so  ungleichmääsigo  Ent- 
wicklung von  Creditverkettungen  un(er  den  Einzelwirthschaften  fuhrt  hier  uoth- 
wcndig  zu  ganz  u  ngleich massigen  Belastungen,  ahnlich  wie  bei  den  CJruud- 
und  (iebaudcsteuern,  welche  auf  das  Ob  und  Wie  hoch  der  Verschuldung  auch  nicht 
Kückbicht  nehmen.  Was  sicli  aber  bei  diesen  Ertragssteuern  nicht  gut  durchführen 
lässt.  die  Berücksichtigung  der  Schulden,  das  ist  bei  Erbschaftssteuern  recht  wohl 
durchführbar  und  muss  bei  ihnen  grundÄÜt/Jich  verlangt  werden.  Kann  die  Staats- 
casse  den  Ertra;,^sau stall,  welcher  sich  bei  der  Anwendung  der  bestehenden  Tarif&ütze 
aus  einer  dergcbtalt  abgeänderten  Erbschafisbebteuerung  orgeben  würde,  nicht  ertragen, 
so  ist  es  richtiger,  ihn  durch  entsprechende  Erhiihung  der  Tarifsätze  aus- 
zugleichen Die  Belastung  durch  die  Steuer  wird  sich  dabei  dann  wesetfdich  gerechter 
gestalten. 

So  wie  sie  jetzt  ist,  muss  daher  die  französische  Erbschafts- 
steuer, zumal  bei  der  an  sich  richtigen  Mitbelastung  der  geraden 
Linie  und  bei  den  geltenden  Steuersätzen,  als  eine  recht  unvoll- 
kommene Form  dieser  Steuern  bezeichnet  werden.  Der  Grund- 
besitz wird  dabei  auch  wieder  überwiegend  Benachtheiligungen 
erfahren. 

So  kann  wohl  über  die  Eingliederung  der  in  Rede  stehen- 
den  Steuern   in   das   Enregistrement  vom   Standpuncte   der 
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Steuerpolitik  aus  nicht  günstig  geurtheilt  werden.  In  beson- 
deren Gesetzen  als  besondere  Steuern  würden  sie  auch 
sofort  auf  den  ersten  Blick  als  das  erscheinen,  was  sie  sind: 
steuerpolitisch  etwas  Anderes  als  die  eigentlichen 
Registerabgaben.  Steuertechnische  und  administrative  Puncte 
analog  zu  gestalten,  was  vielfach  richtig  ist,  hinderte  ja  auch  dann 
nichts.  Jetzt  stellt  das  Enregistrement  eine  anorganische  Ver- 
bindung heterogener  Elemente  dar,  wovon  sich  misslichc 
practische  Folgen  leicht  nachweisen  lassen. 

So  ist  es  z.  B.  eine  Consequenz  dieser  mechanischen  formell -gleichen  Behand- 
lung heterogener  Abgaben,  dass  in  der  Kegel  jede  einzelne  steuerpolitiscbe  Aenderung-, 
auch  in  den  Steuersätzen,  ohne  Weiteres  auf  die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern 
angevcndet  vird,  nur  weil  sie  ein  Thcil  <les  Enregistrement  sind,  z.  B.  die 
gleichen  Zuschläge,  wie  geschehen,  aufgelegt  worden,  (iewiss  öfters  ein  schwerer 
Missstand!  Es  kann  ja  im  concretcn  Falle  sein,  dass  ein  gleiches  \  ergehen  bei  allen 
Registerabgaben  richtig  ist.  Aber  das  könnte  ja  auch  stattfinden,  wenn  jene  verschieden- 
artigen Bestandtheile  des  Steuerwesens  getrennt  wtlrden.  Man  muss  nur  immer  speciell 
prüfen,  ob  gleiches,  ob  verschiedenes  Vorgehen  das  Passende  isf.  Diese  Prüfung 
aber  wird  nur  zu  leicht  bei  der  Zusammenfassung  zu  Einer  Steuergruppe,  wie  im 
Enreg:istrement,  unterbleiben. 

§.  242.  2.  Die  Hinzuftigung  der  Schenkungssteuer 
zur  Erbschaftssteuer.  Die  Einbeziehung  von  Schenkungen 
von  Todeswegen  (donationes  mortis  causa)  in  die  Erbschafts- 
besteuerung  oder  die  Unterstellung  solcher  Schenkungen  unter  eine 
wesentlich  analog  gestaltete  besondere  Besteuerung  wird,  wie  schon 
bemerkt,  als  eine  folgerichtige  Consequenz  der  Erbschaftsbesteuerung 
gelten  mtlssen,  schon  um  Umgehungen  der  letzteren  nach  Möglich- 
keit zu  verhüten.  Anders  liegt  die  Frage  bei  gewöhnlichen 
Schenkungen  unter  Lebenden,  auch  Nächst-Verwandten, 
welche  sofort  oder  zwar  erst  in  bestimmter,  jedoch  nicht  vom  Tode 
des  Scbenkers  abhängiger  Frist  und  unter  etwaigen  weiteren  Be- 
dingungen den  Uebergang  von  Werthobjecten  vom  Schenker  auf 
den  Schenknehmer  zur  Folge  haben.  Das  EigenthUmliche  der 
französischen  Gesetzgebung  ist,  dass  sie  im  Princip  auch  solche 
Schenkungen  den  Registerabgaben  für  „Uebertragungen  von 
Eigentbum,  Nutzniessung  und  Genuss  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Guts''  unterwirft  (Gesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  4),  wenn  und 
soweit  als  diese  Uebertragungen  registrirungspflichtig 
sind,  daher  wenn  sie  thatsächlich  beurkundet  werden  oder, 
wenn  sie  in  Ermangelung  einer  Beurkundung  declarirt  werden 
müssen. 

Die  Beurkundung  seDist  ist  nirlit  unbedingt  (»bli^atoriscli.  die  Hcgistrinin^  des 
B^hsitzwechscls  unter  Lebenden  ebendi^shaib  «gleichfalls  nirlif,  die  DerlaratioFi  nur  bei 
Cebcrtragung    von    Eigenthum,    Nutzniessunj^    und    (jenuss    un  beweir  liehen    (iuts. 
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Deshalb  fallt  nur  letzteres  unbedinjsrt  rechtlich  und  einigermaassen  sicher  that- 
sächlich,  bewegliches  aber  sogar  rechtlich  nur.  wenn  die  Schonkunig  —  wozu 
kein  unbedingter  Zwang  vorliegt,  also  nur  facultativ  —  beurkundet  wird,  that- 
sächlich  daher  durchaus  nicht  alls^emein  unter  die  Registerabgaben  für  Schenkungen. 
(S.  0.  S.  r)19  tr.,  Gesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  22,  .SS,  Gesetz  vom  27.  Vent.  IX,  Art.  4; 
Vigncs,  I,  338.)  Einer  der  früher  schon  erwähnten  Fälle  (S.  519),  wo  die  allge- 
meine Fassung  des  Art.  4  des  Gesetzes  vom  Frim.  YII.  doch  nicht  die  allgemeine 
Kegistrir-  und  Abgabepfliclitigkeit  eines  Rerhtsgcschäfts  oder  Verkehrsvorgangs  in 
Frankreich  herbeigeführt  hat. 

Auch  hier  zeigt  sich  daher  zunächst  die  formelle  Einreihung 
der  ^Schenkungen  oder  der  „unentgeltlichen  Uebertragungen  unter 
Lebenden"  unter  die  in  das  System  des  Enregistreraent  eingeglie- 
derten Fälle  von  Bedeutung  für  die  rechtliche  Begründung  der 
Abgabepfiichtigkeit  der  Schenkungen,  in  der  eben  erwähnten  Be- 
schränkung. Eine  Behandlung  der  Frage  und  eine  Conseqnenz 
dieser  Eingliederung,  in  BetreflF  deren  die  im  vorigen  Paragraphen 
hervorgehobenen  Bedenken  gelten. 

In  principieller  Hinsicht  ist  eine  Schenkungssteuer  über- 
haupt und  speciell  als  Glied  des  französischen  Steuersystems  zwar 
ähnlich,  aber  nicht  ganz  ebenso  zu  beurtheilen,  daher  nicht 
in  gleichem  Maasse  zu  rechtfertigen  wie  die  Erbschafts- 
steuer. 

Die  Begrtlndung  einer  solchen  Steuer  als  einer  „Anfallerwerbs-Steuer**  ist  zwar 
im  Wesentlichen  ebenso  zu  liefern,  wie  diejenige  der  Erbschaftssteuer,  soweit  es  sieb 
um  die  ökonomisclic  Art  dieses  Erwerbs  für  den  und  die  ökonomische  Wirkung  des- 
selben auf  den  Schenknehmcr  handelt  (Fin.  II,  §.  482).  Aber  nach  der  anderen  mit 
in  Betracht  kommenden  Seite  liegt  die  Sache  anders,  nämlich  in  ßetreff  einmal  des 
Erbrechts  und  sodann  des  ..Schenkungsrechts**.  Letzteres  ist  ein  noth wendiger  Be- 
standtheil  des  „Eigonthunisrechts",  ersteres  nicht,  sondern  ein  besonderes  Rechts- 
institut neben  dem  Eigenthumsrecht.  Das  bedingt  für  die  Ökonomische  und  für  die 
üteuerpolitische  Auffassung  Verschieden heiton.  Ich  beziehe  mich  für  diese  an  dieser 
Stelle  nicht  weiter  zu  verfolgende  Frage  auf  die  Erörterungen  in  meiner  „(Jrundlegung'*, 
2.  A.,  §.  2S(i  und  Fin.  II,  §.  473  If.,  482  li". 

In  practischer  Hinsicht  ist  allerdings  zuzugeben,  dass  eine 
Schenkungssteuer  namentlich  für  Schenkungen  unter  Ver- 
wandten, zumal  in  der  geraden  Linie  und  besonders  in  dem 
thatsächlich  wichtigsten  Falle  bei  Schenkungen  von  Eltern  an 
Kinder  (Ausstattungen,  Mitgiften  u.  s.  w.),  als  eine  Consequenz 
einer  Erbschaftssteuer,  namentlich  wieder  einer  solchen,  welche  die 
gerade  Linie  mit  trifft,  aufgefasst  und  insofern  auch  allgemeiner 
begründet  werden  könnte.  Denn  durch  solche  „Schenkungen"  wird 
eigentlich  der  dereinstige  unter  die  Erbschaftssteuer  fallende  Ver- 
mügensbetrag  verkürzt  und  werden  Erbportionen  gewissermaassen 
vorweg  ausgeantwortet.  Durch  diese  „Schenkungen"  erfolgt  also 
unzweifelhaft  auch  eine  Verkürzung  des  Ertrags  der  Erbschafts- 
steuer. 
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Zn  einer  allgemeinen  principiellen  Begründung  der  Sehenk- 
nngssteuer  nach  der  vorhin  angedeuteten  Seite  möchte  aber  auch 
dieser  practische  Gesichtspunct  noch  nicht  ausreichen,  eben  weil 
das  „Schenkungsrecht"  als  nothwendiger  Bestandtheil  des  Eigen- 
thnmsrechts  anzusehen  ist  und  eine  schenkungsweise  Uebertragung 
von  Vermögenswerth  derjenigen  unter  lästigem  Titel  ökonomisch 
nnd  socialpolitisch  und  deshalb  auch  wieder  steuerpolitisch  nicht 
ohne  Weiteres  gleichgestellt  werden  kann. 

Gerade  aus  wesentlich  practischen  Kr  wägungen  ist  aber 
femer  auch  ein  Haupteinwand  gegen  eine  allgemeinere  Schenkungs- 
steuer wie  die  französische  zu  erheben:  es  ist  schlechterdings 
nicht  möglich,  sie  einigermaassen  vollständig  dem  Ge- 
setze gemäss  durchzuführen.  Wiederum  wird  sie  den  Immo- 
biliarbesitz viel  allgemeiner  als  den  Mobiliarbesitz  und  unter 
dem  letzteren  wieder  den  grössten  Theil  des  Werthpapierbesitzes 
viel  schwerer  als  vielerlei  anderes  bewegliches  Gut  erfassen.  Auf  diesen 
Sachverhaltdeutetauch  die  Statistik  der  französischenSchenkungssteuer 
hin  (S.  524  u.  591).  Das  ist,  wie  immer  in  solchen  Fällen  und  wie 
die  Ertragsstatistik  zeigt,  nicht  nur  ein  Nachtheil  in  fiscalischer, 
sondern  auch  ein  Bedenken  in  allgemeiner  Steuer  politischer 
Hinsicht.  Denn  die  Steuervertheilung  wird  dadijjLch  trotz  richtiger 
gesetzlicher  Normen  thatsächlich  eine  ganz  ungleichmässige. 
Auch  nach  Gesellschafts  classen,  Erwerbsständen,  Volks- 
sitten u.  dgl.  Momenten  mehr  möchten  sich  bei  der  Schenkungs- 
stener  weitere  Ungleichmässigkeiten  ergeben,  indem  der  gesetzlich 
zu  besteuernde  Schenkungsact  nach  diesen  Kategorien  und  Ver- 
hältnissen in  mannigfach  ungleichem  Grade,  bald  leichter,  bald 
schwerer,  bald  vollständiger,  bald  nur  weniger  vollständig  zu  er- 
fassen ist. 

Wenn  man  vor  strengeren  Controlmitteln,  vor  einem  gerade  in 
diesen  Dingen  wohl  besonders  lästig  empfundenen  fiscalischen  Ein- 
dringen in  persönliche  und  Familienverhältnisse  nicht  zurtickscheut, 
mag  es  wohl  gelingen,  diese  Bedenken  zu  vermindern.  Aber  ein- 
mal bieten  solche  Mittel  und  Wege  und  ihre  Anwendung  gerade 
hier  besondere  Schwierigkeiten,  und  sodann  wird  auch  damit  nicht 
entfernt  diejenige  vollständige,  daher  gleichmässige  Besteuerung 
erreicht,  welche  dem  Gesetze  entspricht  und  principiell,  wenn  die 
Steuer  einmal  bestehen  soll^  zu  verlangen  ist. 

Die  französische  Gesetzgebung  und  die  administrativen  Normen 
und  Einrichtungen  des  Enregistrement  reichen  jedenfalls  hierzu  nicht 
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aus,  wahrscheinlich  weniger,  als  bei  jedem  anderen  Theile  dieses 
Steuergebiets,  auch  als  bei  der  Erbschaftssteuer.  Der  Beurkun- 
dungszwang,  der  directe  Registrirungszwang  flir  Ur- 
kunden, der  Declarationszwang  zum  Ersatz  fehlender  Beur- 
kundung mtisste  viel  schärfer,  viel  umfassender,  daher  aber  freilieh 
auch  viel  lästiger,  bis  zum  Unerträglichen,  gesetzlich  gefordert  und 
hinsichtlich  der  Durchführung  controlirt  werden,  als  es  selbst  gegen- 
wärtig, wo  man  in  dem  Allen  in  Frankreich  schon  nicht  eben 
spröde  ist,  auf  dem  Gebiete  des  Enregistrement  geschieht  und  als 
es  wohl  überhaupt,  beim  besten  Willen  der  Verwaltung,  durchführbar 
sein  m()chte,  —  vollends  beweglichem  Gut,  gar  Werthpapieren 
gegenüber. 

Alle  diese  Erwägungen  führen  zu  keinem  besonders  gün- 
stigen Urtheil  über  solche  allgemeine  Schenkungs- 
steuern und  speciell  über  die  französische  aus  dem  Gesiehtspunct 
der  steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Betrachtung. 

§.  24.S.  H.  Zur  Statistik.  Schon  früher  wurden  Daten  mitgetbeilt,  welche 
sicli  mit  auf  die  beiden  hier  betrachteten  Steuern  bezichen  S.  o.  S.  524  und  passim. 
Die  Einzelheiten  der  amtlichen  Statistik  (bes.  Bull.  XV,  554  IT.,  Daten  seit  1S2(). 
specialer  1877— S2,  Bull.  XXII,  Ufi,  Daten  für  1SJ55  und  1886)  lassen  sich  mit  für 
die-  Beweisführung  in  Sachen  der  Schenknngssteuern  benutzen.  S.  ebenfalls  schon 
oben  S.  528.  Das  D^il  ist  zu  «^ross.  um  es  hier  einfligen  zu  können,  und  nur  bei 
einem  genaueren  Eingeh'Mi  auf  dasselbe  ist  ein  sichererer  Beweis  —  wie  bei  aller 
Statistik  freilich  nur  ein  Wahrscheinlichkeitsbeweis  —  zu  fuhren.  Es  muss  genilii^en, 
hier  auf  eiiiiire  Puncte  hinzuweisen,  welche  durch  die  Statistik  illustrirt  werden.  Daran 
wird  ein  kleiner  E.Tcurs  über  denEinfluss  der  französischen  Be?ölkcrung-s- 
bewegung  auf  die  Ergebnisse  der  Erbschaftssteuer  geknüpft,  welcher  ali<T- 
dings  aus  «lern  (iehiet  der  Steuerstatistik  etwas  hinausfuhrt,  aber  doch  eine  auch  für 
die  st^'uerpolitische  Würdigung  dieser  Steuer  wichtige  Seite  behandelt. 

Der  Schwerpunct  der  Schenkungssteuer  liegt  durchaus  in  der  directen 
Lini«',  weit  mehr  als  bei  der  P>bschaftssteucr  untl  unverhaltnissmässig  zurück  traten 
dabei  Schenkungen  von  Werthpapieren  u.  dgl.,  ebenfalls  weit  mehr  als  bei  der 
Erbschaftssteuer,  wnhrend  das  sonstige  gewöhnliche  bewegliche  (lUt  dort  erheblich 
stärker  vertreten  ist  als  hier.  Das  Alles  wird  zum  Theil  an  der  wirklichen  Ver- 
schiedenheit der  üebertragungen,  zum  Theil  aber  vermuthlich  auch  daran  liegen,  das» 
die  Veranlagung  der  Schenkungssteuer,  besonders  in  Betreff  der  Werthpapiere,  vielleicht 
auch  überhaupt  ausserhalb  der  directen  Linie,  mangelhafter  ist.  Die  folgenden  Daten 
scheinen  mir  diese  Auffassung  zu  bekräftigen.  Sie  bilden  zugleich  eine  Ergänznnir 
der  summarischen  Daten  für  IsSO  oben  S.  524.     Es  war  (Bull.  XXII,  140): 

Zahl  der  Tälle  Werthbetrag  Steuerbetrag 

Schenkungen.  1^S5  lss(j  Mill.  Frc«.  1000  Frcs. 

1*585  1886  1885  ISvil 

Directe  Linie       .     .     .  152,744  152,210  U70.14  054.68  l8,:in  is.l.U 

Seitenlinie  A       .     .     .  6,657  6,8.^0  26.50  20.19  1,075  2.1>0 

B       .     .     .  01 :{  965  3.87  3.32  300  25s 

C       .     .     .  537  485  ^2.33  2.61  200  24s 

Ehegatten 950  785  *  3.34  4.25  94  s2 

Nicht-V.Twandte      .     .  5,217  5,290  15.36  24.06  1,595  2,53.s 

Summa 167,018  166,595  1021.54  1018.40  24,485  23,441 
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Objecte  der  Zahl  der  Fälle  Werthbetrag  Steuerbetrag 

Schenkungen.  18S5  1886  Mill.  Frcs.  1000  Frcs. 

J8S5  188«  18^5  1886 

Bewegliches  Gut      .    .  97,466  06,698  569.84  558.75  10,242  10,089 
Französische  n.  fremde 

Staatsfonds       ...  765  710  12.00  15.29  235  683 
Französische  a.  fremde 

Werthpapiere  .     .     .  1,100  1,837  20.39  17.42  344  719 

Zusammen  „Mobilien'^  .  99,331  98,745  602.23  591.46  10,821  11,491 

Immobilien      ....  67,687  07,850  419.31  426.94  11,664  11,949 

Somma 167,018  166,595  1021.54  1018.40  22,485  23,440 

Daron  L  Ueirathsfertrag  97,932  97,640  558.16  552.46  10,731  10,761 

„     ausserhalb      .     .  69,086  68,955  463.38  465.94  11,754  12,6SO 
Erbf&lle. 

Directe  Linie      .     .     .  533,315  539,478  3622.67  3583.24  45.28  44.79 

Seitenlinie  A       ...  153,968  157,270  782.03  814.26  65.54  66.16 

B       .     .     .  22,246  23,174  131.18  128.28  11.48  11.22 

C       .     .     .  9,527  9,738  103.18  102.74  10.32  10.27 

Ehegatten 166,311  166,735  538.85  520.71  20.21  19.53 

Ntelit-Verwandte     .     .  36,904  38,167  229.00  220  02  25.76  24.75 

Somwt 922,271  934,562  5406.91  5369.24  176.59  176.73 

Objecte  der  £rbf&llc. 

fievegUches  Gut      .    .  481,213  484,775  1681.65  1630.16  57.52  58.49 

Französische  u.  fremde 

Staatsfonds.    .     .     .  18,869  21,046  315.48  351.43  11.86  13.16 
FraazAsisohe  u.  fremde 

Wertlipaikteie  .    .     .  16,690  19,011  625.70  634.78  22.34  22.25 

Zoiammen  „Mobilien*' .  516,772  524,832  2622.83  2616.36  91.72  93.90 

Inmobilien     ....  405,499  409,730  2784.08  2752.88  84.87  82.22 

Somma 922,271  934,562  5406.91  5369.24  176.59  176.78 

Seitenlinie  A:  Geschwister.  OnkcI  und  Taiiteu,  NeH'en  und  Nichten.  —  B:  Gross- 
onkcl,  Orosstanten,  Grossnefien,  Grossnichtcn.  —  C:  Verwandte  vom  5.— 12.  Grade. 

Etwa  91 7o  <^cr  FÜle  uud  etwa  94  7o  der  Wertlibeträge  kommen  bei  den 
Schenkungen,  nur  etwa  56— 577o  der  Fälle  und  etwa  66 — 67%  <Jer  Werthbeträge 
kommen  bei  den  Erbschaften  auf  die  directe  Linie.  Die  üebertragungen  von 
Werthpapiercn  'incl.  Staatsfonds)  sind  bei  den  Schenkungen  nur  8.2,  bei  den 
Erb  seh  arten  18Vo  d®r  Gesammtwerthe. 

Das  genauere  Detail  der  Statistik  der  Schenkungssteuer  (Bull.  XV,  556) 
ergicbt,  dass  in  der  directen  Linie  über  die  Hälfte  der  Werthbeträge  auf  „üeber- 
tragungen im  Ehecontracf'  kommen,  davon  wieder  Vk  auf  bewegliches  Gut 
(zum  Steuersatz  von  1.25Vo  i™  Principal,  wie  ebenso  fUr  Werthpapiere),  nicht  V»  **if 
Immobilien  (^2.75%  Steuer),  etwa  3%  ^^^  Werthpapiere.  Von  der  anderen 
etwas  kleineren  Hälfte  kommen  an  90%  ^^^  Üebertragungen  ausserhalb  Ehecontracts 
mit  Theilung'' (Code  civ.,  Art.  1075  und  1076)  und  davon  hier  */ö  auf  Immobilien 
(Steuersatz  1.50,  bei  MobiÜen  und  Werthpapiereii  nur  1%).  Civiirechtliche  Bestim- 
mungen, wie  die  bezeichneten,  erweisen  sich  hier  von  besonderem  Einfluss. 

Die  Steuererträge  ergeben  nach  den  Kategorien  der  belasteten  Personen  im 
Darchschnitt  dei  beiden  Jahre  1885  und  1886  folgende  Quoten  in  7o* 

Schenkungen.      Erbschaften. 


Directe  Linie  . 
Seitenlinie  A   . 

.,  B   . 

,,  C   . 

Ehegatten  .  . 
Nichtverwandtc 
Summa  .     .     . 


0.3  11.3 

9.0  14.3 


.     100.0  JOO.O 

Die  ZufäUigkeitcn  des  Ertrags,  nach  den  Verwandtschaftsverhältnissen,  daher 
nach  den  anzuwendenden  Steuersätzen  uud  nach  den  Werthbeträgeu  in  den  einzelnen 
Jahren  führen  nattlrlich  Verschiebungen  der  Quoten  mit  sich.    Die  typischen  Ver- 
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schieden heiteQ  ergeben  sich  aber  schon  genügend  aus  einem  solchen  Beispiel.  Sie 
springen  bei  der  Schenkaugssteoer  verglichen  mit  der  Erbschaftssteuer  in  die  Augen. 
Bei  jener  liegt  der  Schwerpunct  der  Erträge  trotz  der  niedrigen  Steuersätze  ganz  in 
der  directen  Linie,  bei  den  Erbschaften  in  der  Seitenlinie  und  namentlich  in  der 
ersten  (Geschwister  u.  a.  w.). 

§.  244.  Statistischer  Excurs  über  denEinflass  der 
Bevölkerungsbewegung  auf  die  Ergebnisse  der  Erb- 
schaftssteuer. Soweit  nicht  testamentarische  Verfügungen  er- 
heblichere Abweichungen  von  der  gesetzlichen  Erbfolge  bedingen 
—  was  im  Kreise  der  näheren  Verwandten  doch  meistens  nur  in 
geringem  Maasse  und  in  Frankreich  wegen  der  hohe^  Pflichttheile, 
bez.  der  Kleinheit  der  zur  freien  Disposition  des  Erblassers  stehen- 
den Vermögensquote  in  noch  geringerem  Grade  als  in  Ländern 
anderen  Erbrechts  der  Fall  ist  —  wird  der  wirkliche  Erbgang  in 
letzter  Linie  von  der  Bevölkerungsbewegung,  speciell  von 
dem  Absterbe-,  bez.  Aussterbeverhältniss  der  Bluts- 
verwandten bestimmt.  Je  leichter  die  directe  Linie  ausstirbt^ 
desto  mehr  Erbanfälle  in  der  Seitenlinie,  und  weiter  in  der  ent- 
fernteren Seitenlinie,  je  leichter  die  nähere  ausstirbt.  Testamen- 
tarische Bestimmungen  werden  doch  zumeist  die  Verwandtschafts- 
verhältnisse berücksichtigen.  Je  weniger  nahe  Verwandte  vor- 
handen sind,  desto  mehr  wird  vermuthlich  durch  Testament  regelnd 
und  abweichend  von  der  gesetzlichen  Erbfolge  zu  Gunsten  der 
Gatten,  entfernterer  Verwandten  und  Nichtverwandten  verfügt 
werden. 

Wie  sich  in  dieser  Beziehung  die  französischen  Verhältnisse  gestalten,  lässt  sich 
natürlich  aus  den  Steuererträgen  nicht  sicher  ersehen,  weil  diese  ?on  den  Fer- 
schiedenen  Steuersätzen  beeinflusst  werden.  Immerhin  erscheinen  25 — 26%  Ertrag 
der  directen  Linie  nicht  hoch,  36 — 37 "/o  der  ersten  Seitenlinie  (d.  h.  wohl  meistens 
der  Geschwister)  und  6 — 77o  ^cr  zweiten  Seitenlinie  ziemlich  hoch,  —  auch  im  Ver- 
gleich mit  der  britischen  Succession  duty,  soweit  ein  solcher  bei  der  Vei^chiedonheit 
der  Steuergesetzgebung  zulässig  ist,  was  freilich  nur  beschränkt  der  Fall  (s.  o.  S.  275 
und  269;  die  Legacy  duty  gestattet  noch  weniger  einen  Vergleich;  bei  diesen  beiden 
britischen  Steuern  fehlt  auch  die  Besteuerung  der  Ehegatten). 

Bessere  Anhaltspuncte  ergeben  die  Vermögenswerthe  in  ihrer  Vertheilung 
auf  die  verschiedenen  Personenkategorien,  denen  sie  durch  Er'bgang 
u.  s.  w.  zufallen,  sowohl  in  einzelnen  Jahren  als  vollends  in  der  Reihenfolge  der  Jahre. 

Allerdings  müssen  dabei  drei  Voraussetzungen  gemacht  werden,  wenn  man 
einen  Schluss  ziehen  will:  dass  die  Steuerveranlagung  unter  den  verschiedenen 
Personenclassen  gleich  zuverlässig  erfolgt,  ferner,  dass  in  längeren  Zeiträumen  in 
dieser  Hinsicht  keine  erheblichen  Aenderungen  eingetreten  sind,  endlich,  dass 
weder  in  der  gesetzlichen  Erbfolge  noch  in  den  in  grossen  Volkskreisen 
üblichen  testamentarischen  Bestimmungen  in  einer  solchen  längeren  Periode 
erheblichere  Abweichungen  von  dem  früher  Geltenden  und  Ueblichen  Platz 
gegriffen  haben.  Voraussetzungen,  welche  wohl  nicht  völlig  genau,  aber  doch  gerade 
in  Frankreich  so  weit  zutrefi'en  möchten,  dass  man  mit  leidlicher  Sicherheit  schliessen 
kann.  Variable  Factoren,  deren  Grösse,  Bedeutung  und  Veränderung  man  noch 
schwerer  berücksichtigen  und  nicht  zur  Zitier  bringen  kann,  welche  aber  gleichwohl 
auf  das  Ergebniss  einwirken,  giebt  es  auch  ausserdem  noch.  So  wird  die  im  Laufe 
der  Zeit  eingetretene  Vermehrung  des  beweglichen  Vermögens  und  besonders  des 
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Werthpapiorbesitzes  insofern  influircii,  als  die  gesetzliche  Steuerveranlagung  des- 
selben bei  den  verschiedenen  Erbenkategorien  vcrmuthlicli  niclit  ganz  gleich 
vollständig  ist  und  auch  in  dieser  Beziehung  wieder  in  lungeren  Zwischenräumen 
Veränderongen  erleidet  Es  könnte  z.  B.  der  Fall  sein,  dass  sich  Werthpapierbesitz 
in  der  directen  Linie  mehr  als  in  der  Seitenlinie  der  Bosteuenmg  entzieht.  Eine 
Verminderong  der  Quote  der  directen  Linie  von  dem  Werthbetrage  in  längerer  Periode 
wäre  dann  mit  darauf  zurückzufahren. 

Alle  solche  Erwägungen  mahnen  zur  Vorsicht  in  der  Schlussziehung.  Dennoch 
ifiud  folgende  Berechnungen  von  Interesse  fUr  die  ökonomische  und  sociale,  für 
die  steaerpolitische  und  —  für  die  populationistischc  Seite  der  französischen 
ErbschAftssteuer-S  (atistik . 

Die  abertragenen  Werthbetrage  im  Durchschnitt  di  r  Jahre  ISSö  und  isSfi 
waren  l>ei  der  Erbschaftssteuer  in"o. 

Directe  Linie <^^-*Jlki  - 

Seitenliaie  A 14.8|^^-' 

;:    c!  .  :  ;  :  :  :  'ih' 

Ehegatten 9.8 

Nichtverwandte 4.2 

Summa 100.0 

Hiernach  bleiben  nur  %  des  im  Erbgang  übertragenen  Vermögens  in  der 
directen  Linie,  nur  etwas  über  *J^  in  dieser  und  der  nächsten  Seitenlinie.  Die 
finanzielle  Bedeutung  einer  Erbschsdftssteucr  steigt  bei  dem  üblichen  Princip  pro- 
giesdrer  Steuersätze  nach  der  grösseren  Entfernung  vom  Beerbten  natürlich,  je  meUr 
Erbgang  ausserhalb  der  directen,  weiter  ausserhalb  der  nächsten  Seitenlinie,  endlich 
auaseriialb  jeder  Verwandtschaft  erfolgt.  Man  vergleiche  auch  hier  die  Daten  über 
Groasbritaunien  (S.  275,  27ü),  aus  deren  Abweichungen  von  den  französischen  indessen 
wieder  bei  der  yerschicdeniieit  der  Einrichtung  beider  Steuern  Schlüsse  auf  den  Erb- 
gaog  in  beiden  Ländern  nicht  uhnc  Weiteres  gezogen  werden  können. 

Bevor  dann  der  interessanteste  Punct,  die  etwaige  Veränderung  der  Quoten 
der  Erbenkategorien  in  längeren  Perioden,  untersucht  wird,  sei  zunächst 
noch  einmal  der  früher  schon  berührte  folgende  Punct  etwas  näher  ins  Auge  gefasst : 
oämlich  der  Einfluss  von  bedeutsameren  Vorgängen  in  der  Bevölkerungsbewegung, 
d.  h.  hier  speciell  in  den  Todesfällen  auf  den  Erbgang  und  damit  auf  die  Stouer- 
crträge  in  einzelnen  besonders  characieristischeii  Jahren.  Dieser  Einfluss  ist 
ganz  unverkennbar.  In  Betreif  von  1S70  — 71  ist  darauf  schon  oben  S.  107  auf- 
merksam gemacht  worden.  Das  Genauere  zeigen  folgende  Daten ,  die  auch  für  die 
steuerpolitische  Würdigung  der  Erbschaftssteuer  von  Interesse  sind.  Es  ist  dabei  daran 
zu  denken,  dass  Elsass- Lothringen  nur  noch  für  einen  Theil  von  IS'O  von  dieser 
Statiöük  mit  umfasst  wird  (Bull.  XV,  542).  Die  Zahlen  Mill.  Frcs 
ErbfiUle     Directe  Linie  7o  Seitenlinie  7«  Ehegatten  %     Nichtverwandte  % 

1S6S      2303.2  1      ,.  681.3  \      .  338.1  \      ,.  132.5  1      ^Q^^^^ 

1869  2507.6  /     ^^^'^        H40.9  /     *^""         351).3  /     ^""•"         128.9  /     ^""" 

1870  2337.3  97.2         003.1  91.2         333.6  95.7  98.3  75.4 

1871  8407.8         147.7         946.1         143.1         470.0         134.8         187.0         143.1 

1872  2716.7         112.9         727.5         110.4         373.0         106.9         134.0         102.5 

1873  2507.9         104.2         697.1  105.5         370.0         105.1         136.0         104.1 
Die  Abnahme  in  1870  ist  jedenfalls  mit  auf  die  Kriegsereignisse  zurückzuführen, 

weil  dadurch  vielfach  eine  Steuerveranlagung  unmöglich  gemacht  wurde  oder  ver- 
schoben werden  musstc.  Die  starke  Zunahme  in  1871  erklärt  sich  ausser  aus  ver- 
mehrten Todesfällen  in  diesem  und  dem  Vorjahr  aus  nachträglicher  Regelung  von 
Rückständen  aus  1870.  In  den  einzelneu  Kategorien  von  Erbfällen  zeigt  sich  sonst 
aber  kein  grosser  Unterschied  in  der  Quotenbeweguug,  mit  Ausnahme  der  Erbschaften, 
die  an  Nichtverwandte  kamen,  bei  denen  die  Declarationen  1S70  besonders  im  Rückstand 
geblieben  sein  müssen. 

Die  Bewegung  nach  Kategorien  von  Werthobjecten  (Bull.  XV,  549)  ergiebt 
bei  allen  hier  unterschiedenen  4  Arten  (s.  o.  S.  591)  in  IS 70  kleine  Abnahmen  gegen 
die  Vorjahre,  am  Stärksten  bei  den  Inscriptionen  im  Sfaatsschuldbuch ,  nicht  unbe- 
greiflich, dann  1871  überall  starke  Zunahmen,  am  Stärksten  bei  öllcntlichen  Fonds 
und  Actien  (.ausser  französischer  Uenteninscriptionj. 
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Die  Schenkungen  zeigen  bei  allen  4  Person onkategorien  erhebliche  Ab- 
nahmen der  Werthbctr&gc  1870  und  noch  1S71,  erst  1872  besonders  starke  Zu- 
nahmen, die  in  den  folgenden  Jahren  aber  nur  venig  und  nicht  allgemein  (so  nicht 
unter  Ehegatten)  sich  wi^er  Fcrmindern.  Z.  B.  directc  Linie  1868 — 75  866,  87S, 
640,  676,  1070.  972.  935,  1005  Mill.  Frcs.  (Bull.  XV,  555\ 

Die  allgemeine  Sterblichkeit  war  in  dirccter  und  indirecter  Folge  des 
Kriegs  ?on  1870—71  enorm.  1869—72  2.34,  2.88,  3.48,  2.19%.  hezw.  864,826  — 
1046,909  —  1271,010  —  793,064  Todesfälle.  Dem  Fiscus  kam  das  in  der  Erbschafts- 
steuer sehr  zu  statten,  eine  immerhin  cigenthUmliche  Consequenz  einer  solchen  Steuer : 
sie  florirt  in  Calamitäten. 

Auch  in  früheren  Jahren  lässt  sich  ein  gewisser  Einflnss  politischer  Ereig- 
nisse auf  die  zur  Erbschaftssteuer  veranlagten  Werthe  und  auf  den  Steuerertrag  nach- 
weisen, nur  ?iel  geringer,  weil  der  Einfluss  auf  die  Sterblichkeit  geringer  war,  oder 
diese,  wo  sie  gestiegen,  gleichzeitig  etwa  von  anderen  Ereignissen,  Theuerung,  rer- 
heerenden  Krankheiten  emporgetrieben  war  (so  1847 — 49,  1854 — 55  — Krimkrieg — , 
1859  italienischer  Krieg).  Aber  seit  der  ersten  RcFolution  hat  kein  politisches  Er- 
eigniss  entfernt  so  stark  die  Bevölkerungsbewegung  und  namentlich  die  Sterblichkeit 
nachtheilig  becinflusst  als  der  Krieg  von  1870 — 71 ,  nicht  einmal  die  napoleonischen 
Kriegsjahre  1806  ft".,  1812—14.    (S.  Ann.  Stat.  1882,  p.  83, ff.). 

Sind  nun  in  den  Quoten  der  Erbenkategorien  bestimmte  Aenderungen 
während  der  Beobachtungsreihe  (seit  1826)  nachweisbar,  welche  auf  Yorg&nge  in  der 
Bevölkerungsbewegung,  namentlich  in  der  Sterblichkeit  als  auf  ihre  Ursache  hin  zeigen? 
In  einzelnen  kritischen  Zcitpuncten,  wie  1870 — 71,  kaum,  was  auch  keine 
allgemeineren  Gründe  hier  vermuthen  lassen.  In  längeren  Perioden  wäre  es  da- 
gegen a  priori  bei  der  geringen  Geburtszifier  Frankreichs,  der  niedrigen  ehelichen 
Fruchtbarkeit  und  dem  kleinen  jährlichen  üeberschuss  der  Geburten  Ober  die  Todes- 
fälle —  1870—71  hat  sogar  die  Zahl  der  Todesfälle  um  548,000  überwogen  —  nicht 
unmöglich,  ja  eigentlich  wahrscheinlich,  dass  häutiger  ein  Aussterben  der  directen 
Linie  und  selbst  der  ersten  Seitenlinie  erfolgt,  dass  dann  die  Intestaterbschaften  in 
diese  und  weiter  in  die  entfernteren  Linien  übergehen,  anderseits  auch  mehr  Erb- 
schaften und  Vermächtnisse  durch  testamentarische  Bestimmungen  an  Ehegatten,  ent- 
ferntere Verwandte  und  selbst  Nichtverwandte  fallen,  weil  weniger  oder  eventuell  gar 
keine  Rücksichten  auf  nähere  Verwandte  genommen  werden  müssen. 

Statistisch  lässt  sich  ein  solcher  Schluss  nur  wieder  unter  den  oben  angedeuteten 
Voraussetzungen  prüfen.  Man  wird  dabei  auch,  um  die  Zufälligkeiten  des  Erbgangs 
in  den  einzelnen  Jahren  etwas  auszugleichen,  Durchschnitte  mehrerer  Jahre  zu 
Grande  legen  müssen.  Im  Folgenden  werden  die  Ergebnisse  einer  solchen  statistischen 
Berechnung  mitgctheilt.  Die  absoluten  Zahlen  s.  im  Bull.  XV,  542,  XXI,  137,  XXII, 
147.  Die  Daten  an  ersterer  Stelle  —  1826 — 1882  —  beschränken  sich  auf  die 
4  Hauptkategorien  von  Erben.  In  den  Jahresberichten  der  Enregistrement- Verwaltung 
sind  auch  die  3  Arten  der  Seitenverwandteu  unterschieden,  bei  denen  eine  Unter- 
suchung des  Erbgangs  für  die  angedeutete  Frage  gleichfalls  von  Interesse  wäre.  Doch 
muss  sie  hier  als  zu  weitläufig  unterbleiben.  In  der  directen  Linie  wäre  noch  eine 
genauere  Verfolgung  des  Erbgangs  —  von  Eltern  auf  Kinder,  Grosskinder  und  um- 
gekehrt —  auch  von  Werth.  Hier  fehlen  die  Daten  indessen  auch  in  der  amtlichen 
Statistik.  Es  würde  zu  weit  führen,  hier  die  Berechnung  in  dem  ganzen  Zeiträume 
für  einzelne  Jahre  und  Perioden  (z.  B.  Quinquennien)  vorzunehmen  und  hier  einzu- 
fügen. Die  folgende  Uebersicht  beschränkt  sich  auf  eine  Berechnung  im  Anfang, 
der  Mitte  und  am  Schluss  der  Periode  von  1826 — 1885. 

*  Die  obige  Annahme  findet  danach  ihre  volle  Bestätigung.  Die  Jahre 
1871  bis  72  sind  hier  nicht  mit  in  die  Beobachtungsreihe  gezogen,  obgleich  sie  für  die 
Frage  Interesse  böten,  weil  die  Veranlagung  damals  zu  sehr  gestört  war  und  dieser 
Umstand  sich  nicht  climinircn  lässt. 


)solute  Zahlen.  Summe  Mill.  Frcs. 

Directc 
Linie. 

Seiten- 
Linie. 

Ehe- 
gatten. 

Nicht- 
verwandte. 

Durchschnitt  1S26— 30      1383.4 

970.5 

207.8 

129.8 

35.3 

1851—55      2061.5 

1410.2 

381.3 

195.0 

54.9 

1876—80      4831.6 

3247.5 

933.9 

476.4 

178.5 

1885              5406.9 

3622.7 

1016.4 

538.8 

229.0 

•    »     •  #     • « 


Seiten- 

Ehe- 

Nicht- 

Linie. 

gatten. 

verwandte. 

17.91 

9.3S 

2.55 

18.50 

9.46 

3.68 

19.;^3 

9.86 

3.59 

18.71) 

9.97 

4.24 
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Durchschnitt  1826—30        100.00  70.16 

1851—55        100.00  68.41 

1876—80        100.00  67.22 

1885  100.00  6700 

Es  wäre  nun  freilich  möglich,  dass  andere  Umstände  als  die  Bewegung  der 
Sterblichkeit  in  der  Familie  diese  Bewegun«^  der  Quoten  bestimmt  oder  doch  mit  be- 
stfmmt  haben.  So  etwa  eine  stärkere  Vermehrung  der  Schenkungen  in  der  directen 
Linie.  Indessen  sind  von  1826—30  bis  1S76 — SO  die  Erbfälle  in  der  directen  Linie 
um  335,  die  Schenkungen  nur  um  23S7o  gewachsen,  in  der  Seitenlinie,  wo  die 
SchenkuDfcen  aber  wenig  ins  (lewicht  fallen,  die  Erbfälle  um  377,  die  Schenkungen 
[ior  um  128  Vo*  Wenn  daher  nicht  etwa  anzunehmen  ist,  dass  in  der  directen  Linie 
immer  mehr  Hinterziehungen  bei  der  Erbschaftssteuer  stattfinden,  was  unwahrschein- 
lich ist  und  durch  die  regelmässige  und  constante  Verschiebung  der 
Quoten  der  Erbenkategorien  mit  widerlogt  wird,  so  bleibt  nur  die  Annahme 
übrig,  dass  die  geringe  Geburtsziffer  und  der  Gang  der  Sterblichkeit 
wirklich  in  Frankreich  den  Erbgang  mehr  in  die  Seitenlinie  und  selbst 
aus  der  Blutsverwandtschaft  herausdrängen.  Diese  eigenthUmliche  Be- 
völkerungsbewegung Frankreichs  bedingt  dann  eine  steigende  Ergiebig- 
keit der  Erbschaftssteuer  wegen  der  progressiven  Steuersätze  in  der  Seitenlinie, 
bei  Ehegmtten  und  Nichtverwandten.  Ein  fiscalischer  Vortheil,  welcher  natürlich  in 
mancher  Hinsicht  seine  Bedenken  hat  und  in  Ländern  mit  anderer  BevOlkerungs- 
bew^^ng,  daher  z.  B.  in  den  germanischen,  bei  dieser  Steuer  nicht  hervortreten  wUide. 

Die  weitere  Untersuchung  dieser  Verhältnisse  muss  anderen  Arbeiten  überlassen 
bleiben  und  gehörte  auch  mehr  in  das  bevölkerungsstatistische  als  in  das  steuerstatistische 
Gebiet.  Diese  Zusammenhänge  sind  aber  von  so  eigcnthrimlichem  Interesse,  dass  dieser 
kleine  Excurs  an  dieser  Stelle  gestattet  sein  mag.  Da^s  vermehrte  Vergebungen  an 
religiöse  und  dgl.  Stiftungszwecke  auch  mit  bei  der  Verschiebung  der  Quoten  etwas 
fflitspielen  mOgen,  ist  möglich.  Aber  die  Haupterklärung  scheint  uns  doch  im 
Gang  der  Bevölkerungsbewegung  zu  liegen. 

Für  manche  andere  hier  nicht  weiter  hergehörige  Fragen  ist  das  interessante 
Material  der  Erbschaftssteuerstatistik  verwerthbar  und  verwerthet  worden,  so  für  die 
Schätzung  des  Volksvcrmögens  und  der  Vermehrung  des  letzteren.  Wenn  man  an 
dem  Vergleich  der  eingesteuerten  Erbschaftssteuerwerthe  mit  den  Staatseinnahmen  auch 
das  Steigen  und  Fallen  der  durch  diese  Einnahmen  dargestellten  Belastung  des  Volks- 
vermögens zu  messen  gesucht  hat  (Bull.  I,  24,  111,  344  11'.),  so  ist  das  freilich  etwas 
gewagt. 

D.    Die  Gesammtgruppe  der  directen,  der  Verkehrs-  und  der  Erb- 

schaftsb«' Steuerung. 

§.  245.  Die  drei  grossen  Gruppen  der  modernen  fran- 
zösischen Staatsbesteuerung,  die  directe,  die  Verkehrs-  und  die 
Erbschaftsbestenernng  oder  die  beiden  grossen  Gruppen  der 
französischen  Verwaltnngspraxis:  „directe  Steuern"  und„Enre- 
gistrement  nebst  Stempelwesen^',  lassen  sich  auch  wieder  zu 
Einer  Hauptgruppe  der  französischen  Staatsbesteuerung  zu- 
sammenfassen und  dann  der  zweiten  Hanptgruppe,  der  in- 
directen  Verbrauchsbesteaerung  (einschliesslich  der  Zölle) 
gegenttberstelien.  Eine  solche  Zusammenfassung  und  Gegenüber- 
stellung ist  fllr  die  \Ytirdigung  des  französischen  Staatssteuersystems 
wie  zur  Gewinnung  eines  allgemeinen  finanzwissenschaftlichen  Er- 
gebnisses   aus    der   französischen   Steuergeschichte   von  In 
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Der  Doctrinarismus  und  die  Ideologie  der  ersten  Revolution 
glaubten  mit  directen  Steuern  und  allenfalls  mit  etwas  Register- 
und Stempelabgaben  den  Bedürfnissen  des  Staatshanshalts  eines 
Grossstaats  im  Ganzen  gentigen  zu  können  (§.  167  fif.).  Obgleich 
man  nun  in  dem  Zeiträume  nahezu  eines  Jahrhunderts  diese  Steuern 
immerhin  viel  umfassender  ausgebildet  hat,  als  es  im  ersten  Plane 
lag,  und  das  fiscalische  Interesse  in  der  technischen  Ausgestaltung 
derselben  stark  genug  zur  Geltung  gelangt  ist,  —  statt  der  um  1792 
erstrebten  ca.  400  Mill.  (S.  385)  geben  die  genannten  Steuern  jetzt 
mehr  als  das  Dreifache  —  reicht  doch  nach  wie  vor  1789 
der  Ertrag  dieser  Einen  grossen  Steuergruppe  bei 
Weitem  nicht  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs  aus.  Die 
zweite  grosse  Gruppe,  die  in  der  Zeit  der  ersten  Revolution  so 
verfehmte  indirecte  Verbrauchsbesteuerung,  muss  zu  diesem 
Behufenoch  um  ein  paar  hundert  Millionen  mehr  abwerfen  als 
die  bisher  besprochenen  Steuern  zusammen  genommen! 

Dabei  sind  die  directen  und  die  Verkehrsstcuern  schon  so  snperfiscalisch  ausgenutzt, 
dass  aus  ihnen  auf  der  bestehenden  Basis  auf  einmal  nicht  viel  mehr,  als  sie 
schon  ertragen,  herauszupressen  sein  möchte.  Das  hat  unsere  eingehende  DarsteUung 
wohl  gezeigt.  Nur  die  weitere  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  mag  sie  noch  er- 
giebiger machen.  Dann  wird  aber  auch  der  Steuerbedarf,  und  wahrscheinlich 
mindestens  in  gleichem  Maasse,  gewachsen  sein.  Und  wenn  man  auch  durch  Aus- 
bildung einer  rationellen  directen  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  noch  einige 
hundert  Millionen  mag  erzielen  können,  so  wäre  anderseits  dann  vollends  eine  Ermässigung 
der  Steuersätze,  hie  und  da  bei  den  bestehenden  directen  Steuern,  in  weiterem  Um- 
fang im  Enregistrement,  dringend  geboten.  An  einen  irgend  umfassenderen  Ersatz 
des  Ertrags  der  indirecten  Yerbrauchsbesteuerung  durch  Beformen  im  Gebiete  der 
j  etzigen  directen  und  Vcrkehrsbesteucrung  allein  ist  gewiss  nicht  zu  denken. 

Das  „steuergeschichtliche  Facit"  von  allgemeinerer  Be- 
deutung, das  wir  hieraus  ziehen,  ist  daher:  ohne  stark  ent- 
wickelte Verbrauchsbesteuerung,  sogar  neben  einer  oft  so 
übermässig  fiscalisch  ausgestalteten  directen  und  Verkehrsbestenerung, 
wie  der  geschilderten  französischen,  ist  im  ^, neuen''  wie  im 
„alten  Regiment''  der  Haushalt  eines  Grossstaats,  dessen 
geschichtliche  Stellung,  mit  Recht  oder  Unrecht,  einen  grossen 
Finanzbedarf  bedingt,  vollends  aber  der  Haushalt  des  Staates  eines 
politisch  so  ruhelosen  und  ehrgeizigen  Volkes  wie  des  französischen 
schlechterdings  nicht  zu  führen. 

Von  diesem  „Facit"  ist  für  den  folgenden  Schlussabschnitt  von 
der  Verbrauchsbesteuerung  von  vornherein  Act  zu  nehmen.  Der 
„Superfiscalismus"  ist  auch  hier  das  nothwendige  Product  der 
französischen  allgemeinen  Geschichte. 
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£.    Die  indirecten  Steuern  oder  die  Verbrauchsbesteuerung 
{im    weiteren    Sinne,    einschliesslich    der    Monopole,    Zölle.    Gebrauchs-    und 

Gcnnsssteuern,  s.  o.  S.  417). 

Die  Gesetzgebung  ist  für  die  einzelnen  hierhergehörigen  Steuern  regelmässig 
eine  besondere.  Die  betreffenden  Gesetze  werden  daher  bei  jeder  Steuer  oder  kleineren 
Steueig^ppe  speciell  angegeben.  Die  Verwaltung  dieses  grossen  Gebiets  zerfällt 
io  mehrere  Abtheilungen,  von  denen  die  wichtigste,  diejenige  der  „indirecten 
Steuere**  i.  e.  S.,  die  mcihten  hierhergohörigen  Steuern  nebst  den  bereits  bei  der 
Verkehrsbestcuerung  dargestellten  Transportsteuern  unter  sich  vereinigt.  Gewisse 
Einrichtungen  und  leitende  Grundsätze  der  Verwaltung  sind  aber  auch  dem 
ganzen  Gebiet  der  Verbrauchsbesteuerung  gemeinsam.  Sie  kommen  im  Folgenden 
zuerst  zur  Darstellung. 

Literatur.  Stourm.  I,  eh.  11 — 14;  II,  eh.  18,  19.  Vigncs  I,  eh.  2, 
p.  111—319;  II,  p.  2S7— .M13  (Statistik^;  II,  3S2— ,S96  (Tarife^  Josat,  minist,  d. 
fiii.,  bes.  IL  partie,  eh.  3 — 5,  p.  519  tf.  v.  Hock.  Cap.  6 — S.  v.  Kaufmann, 
S.  263  ff,,  320 — 550.  Block,  dictionn.  und  supplem.  Art.  contributions  indirectes. 
dooanes,  tabac  (Monopol)  und  die  Artikel  über  die  einzelnen  hierhergehörigen  Steuern. 
Say's  dictionn.  de  finances  Art.  contributions  indirectes  (im  fasc.  10,  p.  1226 — 1245) 
ond  einzelne  Artikel,  soweit  sie  in  dem  alphabetischen  Werk  schon  erschienen,  so  bes. 
Art  boiäsoDS  (von  Stourm^.  In  diesem  Say 'sehen  Werk  auch  Statistik.  Die  wich- 
tigen Massregeln  nach  dem  Kriege  auf  dem  (iebiete  der  indirecten  (einschliesslich  der 
Verkehrs-)  Besteuerung  im  Einzelnen  gut  (mit  vielen  statistischen  Daten)  dargelegt 
und  kritisch  beurtheilt  in  Mathieu-Bodct's  sorgfältigem  und  objectivem  Werke 
Jes  finances  frangaises  de  18T0— TS".  Par.  1881,  bes.  vol.  I.  eh.  2—4.  S — 11,  vol.  II, 
eh.  25;  femer  Amagat,  les  cmprunts  et  les  imput-»  de  la  rangen  de  IS'l.  Par.  18b9, 
bes.  p.  161  IT.  Bull.  d.  Minist,  de  fin. ,  s.  GeneralrcKister  in  vol.  XX  (1886)  über 
„contribat.  indir.",  „douanes",  ,.manufacturcs  de  l'etat";  Einzelnes  auch  unter 
„Gomptabilit6  publ.**  (neueste  Gesetzgebung,  Enqueten,  so  über  die  Getränkesteuern, 
Tarife,  Statistik,  histor.  Statist,  und  Iegi^lative  üebersichtsartikel  melirfach,  z.  B.  Über 
die  Monopole).  Jahresberichte  der  (ieneraldirectionen  etc.  und  in  den  folgenden 
Bänden,  mit  reichem  statistischen  Materini.  Faure.  budg.  d.  1.  France,  p.  110  ti*. 
iSutistik  1868— 18S7.) 

Von  grösseren  wesentlich  administrativen  Werken  und  Commentaren  über 
die  französischen  indirecten  Steuern  wurde  bes.  benutzt  Olibo,  code  des  contri- 
butions indirectes  et  des  octrois,  3  vol.  5.  cd.  Lyon  1878 — 79,  ein  fUr  das  Eindringen 
in  das  administrative  Detail  ganz  unentbehrliches  Werk.  Weitere  Bibliographie  bei 
Block,  dictionn.  p.  685,  Say.  dict.  p.  1244 


1.    Die  indirecten  oder  Verbrauchssteuern  im  Allgemeinen. 

§.  246.  1.  DienstorgaDisatioD.  Finanzielle  Be- 
den ta  Dg.  Im  Unterschied  von  der  directen  Besteuerung,  wo  die 
allgemeinen  Verwaltungsbehörden  mehrfach  an  der  Verwaltung  be- 
theiligt sind  (§.  179  ff.),  besteht  auch  in  Frankreich  nach  der 
Technik  der  indirecten  Steuern  eine  besondere  diesem  Zweige 
angepasste  Dienstorganisation  mit  eigenem  Behörden-  und  Be- 
amtenapparat. Nach  mehrfachem  Wechsel  auch  in  der  Zeit  seit 
1815  ist  gegenwärtig  die  Verwaltung  dieser  Steuern  in  Frank- 
reiehunterfünffinanzministerielleGeneraldirectionen, 
diejenigen  der  „indirecten  Steuern**  (i.  e.  S.),   der  Staats- 

A.  Wmgn«?*  Ffiuuunrissenflcbaft.    III.  39 
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I 

raanufacturen,  der  directen  Steuern,  der  Comptabilität, 
der  Zölle,  ausserdem  an  eine  Abtheilung  des  Kricgsmini- 
steriums  vertheilt. 

Die  Gcii^Idirection  dor  iiulirecten  Steuern  erhielt  1S14  ihren  Namen,  wo  sie 
an  die  Stelle  der  napoleonischen  „Regie  der  vereinig^tcn  Abgaben''  (regle  des  droits 
r6onis)  trat.  Letztere  war  1804  für  die  Verwaltung  der  wiedereingeführten  inneren 
Verbrauchssteuern  und  einiger  anderer  Steuern  gebildet  worden.  Zeitweilig  ist  mit 
der  Direction  der  indirecien  Steuern  auch  die  Verwaltung  der  Zölle  vereinigt  ge- 
wesen (1814 — 15.  1851—69),  ferner  die  Verwaltung  des  Tabak-  und  Pulvcr- 
monopols.  üeber  die  mehrfachen  Veränderungen  in  dieser  Dienstorganisation 
Josat,  p.  521,  590.  Die  Grösse  und  Verschiedenartigkeit  der  Dienstgeschäfte  haben 
nach  manchen  Exi)erimenten  zu  der  jetzigen  Organisation  geführt.  Ausser  admini- 
strativen und  technischen  Bücksichten  scheinen  aber  mitunter  politische  Erwägungen 
(so  bei  der  neuerlichen  Unterstellung  des  Pulvcrmonopols  unter  das  Kriegsministerium), 
hie  und  da  vielleicht  auch  persönliche  Einflüsse  bei  den  Veränderungen  mit  gespielt 
zu  haben. 

a)  Die  Generaldirection  der  „indirecten  Steuern" 
hat  es  namentlich  mit  der  Veranlagung  und  Erhebung  der 
aueh  in  Frankreich  im  engeren  Sinne  sogenannten  inneren 
indirecten  Steuern  zu  thun.  Ausserdem  umfasst  sie  aber  einige 
andere  Abgaben  und  Einziehungsoperationen. 

Es  unterstehen  ihr  speciell  die  innere  Salzsteuer,  die  Getränkesteuern, 
die  inländisch  e  Kubenzuckersteuer,  die  neueren  kleineren  inneren  in- 
directen Steuern  (Mineralöl,  andere  Oele,  Stearin  und  Kerzen,  Essig  und  Essig- 
säure, Dynamit  u.  s.  w.,  frülier  auch  die  inzwischen  wieder  beseitigten,  zu  denen  seit 
1886  auch  die  Papiersteuer  gehön),  das  (übrigens  verpachtete)  Ztlndhölz eben - 
Monopol,  die  Prüfungsabgabe  von  Gold-  und  Silberwaaren ,  die  Dena- 
turalisationsabgabe von  Alcohol,  die  Spielkartensteuer,  die  Licenzcn 
im  Gebiet  der  Verbrauchsbesteuerung.  Ferner  ressortirt  zu  dieser  Direction  der 
Verkauf  (nicht  die  Cultur  und  Fabrikatiun)  des  Tabaks  beim  Tabakmonopol 
und  ebenso  der  Verkauf  (nicht  die  Herstellung)  des  Pulvers  beim  Schiess- 
pulvermonopol.  Verschiedene  kleinere  Abgaben  und  Einnahmen,  welche  mit 
diesen  indirecten  Steuern  in  Verbindung  stehen,  gewisse  Stempel.  Control- 
gebühren  überwachter  steuerpflichtiger  Gewerbe,  Plombirungsgelder,  Geldstrafen, 
werden  ebenfalls  von  dieser  Direction  mit  verwaltet  und  erhoben.  Ausserdem  gehören 
die  schon  oben  behandelten  Transport  steuern  von  öflfentlichem  Fuhrdienst,  auch 
von  Eisenbahnen  zu  ihrem  Ressort.  Endlich  unterstand  ihr  die  Erhebung  der  18S0 
beseitigten  Abgaben  von  der  Schifffahrt  im  Inneren  und  untersteht  ihr  noch 
gegenwärtig  die  Einziehung  der  Pachtgelder  von  Fähren ,  üeberfuhren,  Fischerei  u.  a.  m., 
sowie  diejenige  gewisser  Zahlungen  der  Gemeinden  zum  Ei>atz  von  Ausgaben 
im  Interesse  des  städtischen  Octroidienstes,  auch  communaler  Kasernirungsbei träge. 
Es  findet  sich  hier  also  mit  den  grossen  Hauptzweigen  der  „inneren  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung"  eine  Reihe  kleinerer  Eiuuahmezweige  vereinigt,  welche  finanz- 
wisfecnschaftlich  besser  zu  einer  anderen  Steuergruppe  gestellt  werden  (die  Transport- 
steuern zu  den  „Verkehrbsteuern")  oder  gemischt  Steuer-  und  gebühren  artiger  oder 
nur  letzterer  Natur  sind.  Sie  fallen  auch  insgesammt  finanziell  nicht  sehr  erheblich 
ins  Gewicht.  Auf  eine  eigene  Darstellung  dieser  Nebenzweige  des  Dienstes  dieser 
Generaldirection  verzichten  wir  hier,  soweit  nicht  der  Zusammenhang  mit  den  wich- 
titferen  Zweigen  zu  einer  Erwähnung  Anlass  giebt.  Einige  statistische  Daten 
weiter  unten. 

b)  Die  Generaldirection  der  Staatsmanufacturen 
fungirt  jetzt  ausschliesslich  noch  für  das  Tabakmonopol  und 
zwar  nur  für  die  Ueberwachung  des  inländischen  Tabakbaus,  den 
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Ankauf  des  Tabaks  im  In-  und  Auslande  und  die  Herstellung  der 
Tabakfabrikate,  während  der  Verkauf  der  letzteren  zur  General- 
direction  der  indirecten  Steuern  gehört. 

Anfänglich  stand  das  Tabakmonopol  bei  der  ^ß^fno  der  vereinigten  Abgaben'', 
der  späteren  Direction  der  indirecten  Steuern.  Nacli  mehrfachen  früheren  Ver- 
änderungen, wobei  sie  bereits  zeitweilig  selbständig  gestellt  gewesen,  t^urde  die 
Tabaksrurwaltung  1860  von  Neuem  zu  einer  eigenen  Generaldirection  erhoben, 
welcher  ISCiS  unter  Beilegung  des  Namens  „Generaldirection  der  Staatsmanu- 
facturen'*  auch  die  Herstellung  de»  monopoli>irten  Pulvers  far  den  Privat- 
verkehr  (im  UnterAchied  vom  Bedarf  der  Militärverwaltung)  übertragen  wurde  (s.  u.). 
Im  J.  1873  wurde  dieser  Fabiikationszwcig  ihr  aber  wieder  abgenommen  und  dem 
Krie^miuisterium  mit  tibertragen.     (Josat,  p.  521,  591.     Vignes  I,  2ül.) 

c)  Die  Generaldirection  der  directen  Steuern  und 
diejenige  der  Comptabilität  (coniptabilit6  publique)  verwalten 
von  den  erst  im  Folgenden  mit  behandelten  Steuern  die  von  uns 
hier  mit  eingereihten  ,,6ebrauchs-  und  Genusssteuern'^,  nämlich 
die  im  französischen  Finanzrecbt  mit  zu  den  „den  directen  Steuern 
as^imilirten  Specialtaxen''  gestellten  Steuern  auf  Wagen  ui^d 
Pferde,  Billards,  gesellige  Vereine  u.  dgl.  (geschlossene 
Gesellschaften)  (S.  416,  418).  Die  erstgenannte  Direction  besorgt 
aber  anch  hier  nur  die  Veranlagung  und  was  damit  zu- 
sammenhängt, die  zweitgenannte  die  Erhebung  dieser  Steuern 
fS.  422). 

d)  Das  Kriegsministerium  verwaltet  seit  1873  durch  eine 
seiner  Directionen  (Ingenieurs  des  poudres  et  salpetres)  das  ge- 
sammte  Pulvermonopol,  daher  auch  die  Fabrikation  des  für  Handel, 
Bergwerke,  Jagd  bestimmten  Schiesspulvers.  Den  Verkauf  des 
letzteren  besorgt  aber,  wie  schon  bemerkt,  auch  hier  die  General- 
direetion  der  indirecten  Steuern. 

So  war  es  auch  vor  1865  gewesen,  wo  die  Pulver-  und  Salpeterdirection  im 
KriegamiDisterium  aufgehoben  und  letzterer  nur  die  Fabrikation  des  Pulvers  fUr 
Militlrzvecke  belassen,  die  des  Handelspulvers  aber  der  Tabak -Direction  mit  Über- 
tragen worde.  Alle  Staats -Pulver- Fabriken  und  Salpeter  -  Raffinerieen  gingen  1873 
wieder  aaf  das  Kriegsministerium  über. 

Die  folgende  Uebersicht  zeigt  die  heutige  hohefinanzielle 
Bedentang  der  französischen  indirecten  Steuern  und  die  Ver- 
theilang  derselben  auf  die  oben  genannten  Verwaltungs- 
directionen. 

Bull.  XXIII,  265  If.,  306,  Ergebniss  der  nicht  unter  der  Direction  der 
directen  Steuern  stehenden  Abgaben  für  1886;  Anschlag  der  drei  unter  der 
Direction  der  directen  Steuern  stehenden  Gebrauchssteuern  fiir  1987  im  Bull.  XX,  8; 
Zölle,  cb.  XXII,  6:^0,  Ergebniss;  auch  Faure  p.  82,  118,  119.  Die  Reihen- 
folge ist  die,  in  welcher  sie  hier  besprochen  werden  (s.  S.  417). 
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Ertrag  Ertrag 

1000  Frcs.     1000  Ftos. 


I.  Bei   der   Direction   der   indirecten    Steuern 
erhoben : 

A.  Verbrauchssteuern: 

Innere  Salzstener 

Getränkesteuern: 

Wein 

Obstwein 

Branntwein 

Alkoholis.  Weine 

Bier 

Zaschl.- Centimen 

Ezpeditionsgebahr 

Innere   Zuckersteuer     .     .     .         . 
Neuere  kleinere  innere  Steuern: 

Papier 

Mineralöl 

Andere  Gele 

Stearin,  Kerzen 

Essig  u.  s.  w 

Dynamit  u.  s.  w 

Andere  verwandte: 

Gold-  und  Silberprtlfungsabgabe    .     . 

Alcohol  —  dcnaturalisirt      .... 

Spielkarton      .     .  * 

Monopole: 

Tabak   

Pulver 

Zündhölzer      .     .* 

Licenzen: 

bei  Getränken 

andere   

Summe  A.  Verbrauchssteuern  .     . 

B.  Ausserdem  werden  bei  dieser  Direction 
noch  vereinnahmt: 

Stempel 

Strafen  und  Contiscationen    .     .     .     . 
Von  Fähren,  Fischerei  u.  dgl.  m. 
Zinsen  von  S'euercrcditen     .    .    .     . 
Communale  Ka>emirungskosten .     .     . 
Verschied.  Andere»  Kostenersätze  u.dgl. 

C.  Ferner  Transportsteuern: 

Eisenbahnen 

Andere  öffentl.  Fuhrwerke  .... 
Summe  aller  dieser  Einnahmen     .     .     . 

Berichtigt**) 

Dazu  Erträgnisse  des  2.  Theils  des  Exercice 

Gesammtbetrag  I 

II.  Bei    der    Direction    der    directen    Steuern 
veranlagt : 

Wagen,  Pferde  u.  s.  w 

Billards 

Vereine,  Gesellschaften 


133,216) 

15,472 

234.554 

2.451 

21,693 

83 


10,590*) 

37 

2,555 

8,716 

2,933 

796 

4,6241 
2,220> 
2,305| 

368.9381 
12,97n 
17,010) 

12.2091 
684/ 


8,6631 
4,128 
2,755 
516 
1,536 
2,904J 


75,6141 
4,923/ 


11,0701 
1,187[ 
1,490| 


8,865 


407,468 


4,781 
86,91« 


25,627 


9,149 

398,919 

12,893 
954,620. 


20.502 


80,537 

1,055,659 

1 ,055,688 

20,724 


1,076,888. 


13,747 


'^)  Seit  1.  Deccmber  18SC  weggefallen,   also  obiger  Ertrag  nur  für  11  Monate. 

**)  Die  Summirung  ergiebt  29,000  Francs  weniger,  vielleicht  wegen  eines  nicht 
ermittelten  Druck-  oder  Rechenfehlers  in  einer  Rubrik. 
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Ertrag:  Ertrag 

1000  Frc^.  1000  Pres. 
III.  Zölle: 

Eingaugszölle  (iucl.  von  Zucker)    .     .      ;i24.595) 

Statist.  Abgabe 6,440 1  .,10  «ni 

SchiffTahrtsabgaben 7.684  (  •*'*^'^^" 

Ntibeneinn.  der  Zollverwaltung  .     .     .         4,891  J 

Salzsteuer  in  dieser  Verwaltung;      .     .           —  23,006 

Somme  IIL —  366,616 

Summe  I.  bis  111 —  1,456,746 

Summe  ohne  die  Trausportsteuern  unter  I.e.           —  1,376,209 

Solche  Daten  für  ein  einzelnes  Jahr  geben  bei  den  Schwankungen  der  Erträge 
gerade  der  hier  aufgeführten  Steuern  naturlich  nur  ein  Bild  von  der  Bedeutung  der 
verschiedenen  Posten  im  Ganzen  und  von  der  Grösse  des  Gesammtertrags  dieser 
Steuern  im  Vcrhältnisa  zu  demjenigen  der  übrigen  grossen  Stcuergruppen. 

Mit  13-1400  Mill.  Frcs.  beläuft  sich  der  Ertrag  dieser  „Ver- 
brauchsbesteuerung"   auf   1—200  Mill.  hoher   als   derjenige   der 
beiden  frtlher  dargestellten  Gruppen  der  Staatsbesteuerung  (S.  596). 
Die  grosse  Steuervermehrung   seit  dem  deutsch-fran- 
zösischen Kriege  fällt  in  besonders  starkem  Maasse  auf 
diese  „Verbrauchsbesteuerung".   Von  661  Mill.  Frcs.  in  1869 
stieg  die  Gesammteinnahme  (incl.  Transportsteuern)  bei   der  Ge- 
Dcraldirection  der  indirecten  Steuern  schon  1875  auf  über  1000  Mill. 
und  bat  sich  seitdem  zwischen  1050  und  1100  Mill.  Frcs.  bewegt, 
einmal  letztere  Ziffer  selbst  etwas  überschritten.    Ebenso   ist  die 
Einnahme  bei  der  Generaldirection  der  Zölle  von  145  Mill.  in  1869 
von  1874  an  rasch  gewachsen  und  in  den  1880er  Jahren  bis  auf 
360 — 400   Mill.   Frcs.   und   mehr   gestiegen    (incl.   Salzsteuer   und 
Zuckerzoll).    Im  Unterschied  von  den  dirccten  Steuern  erfolgen  zu 
den    indirecten   Steuern  in   Frankreich   keine  Zuschläge  zu   De- 
partemental-   und   Communalzweckcn.     Das   ermöglichte   mit   die 
grosse  Einnahmesteigerung  für  die  Staatscasse,  die  sonst  wohl 
nicht    in    diesem    Umfange    zu    erreichen    gewesen    wäre.      Das 
jySteuerpolitiscbe    Programm'^    nach    dem   Kriege    in    der  Periode 
seit  1871  war  aber  überhaupt  gerade  die  „Erhöhung  undVer- 
mebrnng  derindirectenSteuern^'  (einschliesslich  Enregistre- 
ment  und  Stempel).     Wir  kommen   auf  diese  schon  oben  (§.  172 
biä  174)  characterisirte  Politik  unten  zum  Sehluss  noch  einmal  zu 
sprechen. 

Im  Folgenden  wird   zunächst   nur   die  Einrichtung  und   der  Geschäftskreis  der 

Generaldirection   der   indirecten  Besteuerung    dargestellt.     Von   der  Tabait-  und  der 

ZoUfcrw&Itung  speciell   wird  später  im   Eingang  der  Darstellung   dieser  Steuern  ge- 
handelt worden. 

§.   247.     2.     Einrichtung    und    Geschäftskreis    der 
Direction  der  indirecten  Steuern.    Nach  der  techui 
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Natnr  dieser  Steuern  —  wie  auch  der  Zölle  und  der  Verkehrs- 
steuern (Enregistrement  und  Stempel)  —  hängt  Veranlagung 
und  Erhebung  hier  sachlich  und  häufig  auch  zeitlich  näher  zu- 
sammen als  bei  den  directen  Steuern.  Die  bei  letzteren  in  der 
französischen  Verwaltung  bestehende  durchgreifende  Trennung  des 
Veranlagungs •  und  Erhebungsdienstes,  welche  beide  hier  sogar 
unter  zwei  verschiedenen  Generaldirectionen  stehen  (S.  422),  findet 
sich  bei  den  indirecten  wie  bei  den  Zöllen  und  Verkehrssteuem 
auch  nicht.  Auf  die  Einrichtung  des  gesammten  Dienstes  ist  diese 
Verschiedenheit  von  Einflnss. 

Der  Dienst  tbeilt  sich  auch  bei  der  Generaldirection  der 
indirecten  Steuern  in  einen  Central  dienst  zu  Paris  und  einen 
Local-  oder  Departementaldienst. 

Josat,  p.  522  ff.  Block,  dict.  Art.  contrib.  indir.  IV,  12—57.  Say,  dict., 
p.  1237  ff.,  hier  kürzere  Darstellung  der  neuesten  Gestaltung.  Vignes  I,  30S  ff. 
V.  Hock,  S.  441  ff.  T.  Kaufmann,  S.  323  ff.  Das  mancherlei  Detail  soll  hier  nicht 
gegeben  werden;  im  Folgenden  nur  einige  Hauptpuncte. 

Der  Central  dienst  unter  dem  Generaldirector  ist  jetzt  unter  3  (bis  1881  4) 
Abtheilungen  („divisions"),  jede  unter  einem  „Verwalter**  (administrateur)  vertheilt. 
(Die  Functionen  derselben  bei  Josat,  p.  523  ff.)  Der  Generaldirector  hat  ausserdem 
ein  Centralbureau  und  ein  Bureau  fllr  die  Personalien  unmittelbar  unter  sich. 

Der  Departementaldienst  gliedert  sich  wieder  in  den  mehr  centralisirteu 
höheren  und  in  den  mehr  decentralisirten  niederen  oder  eigentlichen  Local- 
dienst.  In  der  Begel  bildet  jedes  Departement  einen  Directionsbezirk  unter 
einem  Director;  nur  das  Seinedepartement  mit  Paris  hat  drei  Directionen.  Dieser 
Bezirk  ist  je  nach  Bedarf  wieder  unter  ünterdirectoren  in  Unterbezirke, 
welche  nach  dem  Umfang  der  Geschäfte  ein  oder  mehrere  Arrondissements  umfassen, 
eingetheilt.  In  jedem  Directionsbezirk  stehen  unter  dem  Director  „Inspectoren^', 
theils  „sesshafte**  (s6dentaires) ,  welche  ausschliesslich  in  ihrem  Wohnsitz  thätig 
sind,  theils  Departementsinspectoren,  welche  Randreisen  zu  machen  haben. 
Diese  Inspectoren  haben  die  allgemeine  Ueberwachung  des  Dienstes  und  die  speciellc 
Prüfung  der  Eechnungsleger  zu  besorgen,  sowie  das  Personal  des  „activen**  Dienstes 
(s.  u.)  in  ordentlicher  Anspannung  zu  halten. 

Für  den  eigentlichen  Localdienst  bestehen  Haupteinnehmereien 
(receveurs  principaux)  für  die  Vereinnahmuug  der  Gelder  der  Unter-  und  Neben- 
ämter, für  die  Verrechnung  mit  diesen  u.  s.  w.,  sie  fungiren  für  ihren  Ort  oder  für 
kleinere  Bezirke,  aber  auch  mit  als  Unterämter ;  sodann  bestehen  in  den  grösseren  oder 
wichtigeren  Städten  eigene  Unterämter  (receveurs  particuliers)  m*  den  Ver- 
anlagungs- und  Erhebungsdienst  der  einzelnen  Gefalle;  endlich  Nebenämter 
(recefeurs  buralistes)  in  den  kleineren  Gemeinden.  Im  Interesse  leichter  und  be- 
quemer Erledigung  der  Steuergeschäfte  für  das  Publicum  ist  die  gesetzliche  Be- 
stimmung seit  1816  getroffen,  dass  jede  Gemeinde,  die  eine  Erhebungsstelle  wünscht 
und  einen  zahlungsähigen  Mann  dafür  stellen  kann,  das  Recht  hat,  ein  solches 
Nebenamt  zu  erhalten.  Manches  specialisirt  sich  nach  den  einzelnen  Steuern.  Be- 
sonders die  eigenthümliche  Einrichtung  der  Getränkesteuern,  namentlich  derWeiu- 
und  Branntweinsteuern,  die  dabei  vorkommende  Versendungs-  und  Transport- 
controle  bedingen  wieder  Eigenthümlichkeiten  im  Ueberwachungsdicnst  (§.  252  ff.). 
Die  Einnehmer  der  Direction  der  Indirecten  Steuer  fungiren  gewöhnlich  auch  mit  als 
Verschleisser  von  Tabak  und  eventuell  von  Pulver. 

Im  Localdienst  wird  ferner  zwischen  den  Städten  und  dem  platten  Lande 
unterschieden.  Dort  bestehen  regelmässig  Steuerämter  mit  festem  Sitze,  in  denen 
die  Veranlagung  oder  Feststellung  der  Steuern  von  der  Erhebung  derselben 
getrennt  und  jede  einem  besonderen  Beamtenpersonal  übertragen  ist.    In  wichtigeren 
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Orten  fangv^n  daneben  noch  standige  Controleure.  Auf  dem  Lande  wird  der 
Dienst  von  ambulanten  Beamten,  zu  Pusis  oder  zu  Pferd,  immer  zwei  zusammen, 
dem  eigentlichen  Einnehmer  und  dem  Hauptcommis,  besorgt  und  so  Veranlagung, 
Erhcbong  und  daneben  regelmassig  auch  Controle  von  demselben  Personal 
vorgenommen. 

Specialbeamte  fungiren  statt  der  genannten  Beamten  oder  Behörden  mitunter 
DOck  für  einzelne  Zweige  der  unter  dieser  Generaldirection  stehenden  Abgaben. 

Im  französischen  Finanzreclit  wird  auf  diesem  Gebiete  in  der  departementalen 
und  localen  Steuerverwaltung  noch  zwischen  dem  sess haften  (s6dentaire)  und  dem 
actiTen  Dienst  unterschieden.  Zu  jenem  rechnet  man  den  Bureaudienst  der 
Directoren,  Unterdirectoreu  und  der  einzig  mit  der  Eincassirung  von  Steuern  betrauten 
Aemter  (comptablesV,  zum  activen  Dienst  die  insbesondere  mit  der  üeberwachung 
der  Steaerpflichtigen  und  mit  der  Constatiruug  der  steuerpflichtigen  Fälle  betrauten 
Behörden  und  Beamten:  die  Inspectoren,  Controlcure,  ambulanten  Erbeber  und  das 
untere  üeberwachungspersonal  speciell  für  die  liierhcrgehörigcn  „indirecten**  Steuern. 
iSo  Say,  dict.  Art.  contr.  indir. ,  p.  1238.  Die  Unterscheidung  wird  von  den  ein- 
zelnen Autoreu,  so  Vignes,  Josat,  Block 's  dict.,  v.  Hock  [s.  S.  25,  442J, 
r.  Kaufmann  a.a.O.  nicht  ganz  in  der  gleichen  Weise  gemacht.)  An  dem  Ueber- 
wachangsdienst  hat  auch  das  Perbonal  anderer  Finanzzweige,  namentlich  die  Zoll- 
vache,  in  gewissen  Fällen  Thcil  zu  nehmen,  hie  und  da,  z.  B.  bei  dem  Getränke- 
transport, üben  auch  andere  Verwaltungsorgane,  wie  Weg-  und  Brückenwächter, 
Gem^darmerie  u.  a.  m.  die  Controle  mit  aus.  —  Statistisches  und  Angaben  über  die 
Bezahlung  der  Beamten  im  Folgenden  bei  den  Erhebungskosten. 

Der  grosse  Umfang  und  die  Mannigfaltigkeit  des 
Dienstes  anf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern 
mit  ihrer  schwierigen,  verwickelten  Üeberwachung,  Veranlagung 
and  Erhebung  sind  durch  die  technische  Natur  dieser  Steuern 
nothwendig  begründet.  In  Frankreich  werden  sie  aber  durch  die 
gebotene  streng  fiscalische  Tendenz,  durch  die  Höhe  der 
Steuersätze  und  durch  die  specitische  Einrichtung  einiger  Steuern 
(Getränkesteuern,  Tabakmonopol)  noch  gesteigert.  Das  Verwaltungs- 
personal muss  deshalb  in  Frankreich  besonders  zahlreich  und  kost- 
spielig sein.  Natürlich  stellt  es  auch  eine  Menge  über-,  neben-  und 
untergeordneter  Kategorieen  von  Beamten,  m.  a.  W.  eine  grosse 
bareankratische  Hierarchie  dar.  Die  in  solchen  Einrichtungen 
enthaltenen  Uebelstände  sind  nicht  zu  verkennen,  aber  sie  sind  die 
unvermeidliche  Folge  eines  solchen  Steuersystems.  Manches 
mag  darch  den  Einäuss  politischer  Momente,  persönlicher  Rück- 
sichten unter  den  so  oft  wechselnden  Verfassungen  des  Staats  und 
den  noch  viel  häufiger  wechselnden  Ministerien  verschlimmert 
worden  sein,  auch  gerade  seitl87U.  Aber  in  der  Hauptsache  wird 
man  die  Dienstorganisation  mit  ihren  Schwachen  und  Vorzügen 
zogleicb  mit  dem  ganzen  superfiscalischen  System  französischer 
indirecter  Steuern  hinnehmen  müssen.  Das  System  ist  eben  wieder 
das  Product  französischer  Staatsgeschicbte  im  19.  Jahrhundert 
und  musste  durch  die  nach  dem  Kriege  von  1870  —  71 
eingeschlagene 9    freilich    im   Grossen    und   Ganzen    kaum   uu^s^ 
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mögliche  Steuerpolitik  Dothwendig  noch  schärfer  herausgebildet 
werden. 

§.248.  3.  Ucberwachungsdienst,  Erhebnng,  Recla- 
mationen,  Eintreibung,  Steuervergehen.  Die  technische 
Natur  der  indirecten  Steuern  überhaupt  und  der  französischen 
insbesondere,  namentlich  einzelner  der  letzteren,  wie  vor  allen  der 
Getränkesteuern,  bedingt  auch  einen  umfassenden  Dienst  regel- 
mässiger üeberwachung  (in  strengster  Form  mittelst  des  sogen, 
steueramtlichen  „Exercice**,  §.  263).  Darin  liegt  eine  der  besonderen 
Belästigungen  des  wirthschaftlichen  Verkehrs,  welche  wieder  als 
Folge  des  Systems  hingenommen  werden  muss.  Für  die  Ausübung 
dieses  Dienstes,  zur  Feststellung  der  Stcuerschuldigkeiten,  zur  Ver- 
hütung von  Defraudationen  und  zur  Ermittlung  derselben  geniesst 
die  Verwaltung,  namentlich  das  hieihergehOrige  Dienstpersonal, 
wichtige  Rechte  in  BetreflF  des  regelmässigen  oder  ausserordentlichen 
Besuchs  in  den  Geschäftsräumen  der  dem  Exercice  unterworfenen 
Steuerpflichtigen,  auch  des  Eindringens  in  die  Wohnungen  im  Ver- 
dachtsfalle (z.  B.  bei  Hehlerei)  gegenüber  sonstigen  Privaten  u.  dgl.m. 
Umfang  und  Art  wie  Ausübungsmodalitäten  dieser  Rechte 
und  der  correlativen  Pflichten  des  Publicums,  z.  B.  hinsichtlich  der 
Tageszeit  der  Besuche,  der  Vornahme  derselben  bei  gewöhnlichen 
Privaten  nur  unter  Assistenz  von  Friedensrichter,  Maire  oder 
Polizeicommissär,  bestimmen  die  betreffenden  Gesetze,  zum  Theil 
diejenigen  über  die  einzelnen  Steuern.  Natürlich  wird  ein  erheb- 
licher Theil  der  Verwaltuügskosten  der  indirecten  Steuern  gerade 
durch  diesen  Ueberwachungsdienst  und  das  zahlreiche  Personal 
dafür  veranlasst.  Statistisches  über  diesen  Dienst  im  folgenden 
§.  249. 

Die  Erhebung  der  indirecten  Steuern  erfolgt  auf  zweierlei 
AVeise.  Entweder  werden  die  schuldigen  Beträge  gleich  unmittelbar 
nach  der  amtlichen  Feststellung  haar  bezahlt  (sogen,  droits  au 
comptant)  oder  vorläufig  festgestellt  und  als  Steuerschuld 
dem  Pflichtigen  zur  Last  geschrieben  (sogen,  droits  constates) 
auf  Grund  der  Ermittlung  der  Beamten  bei  dem  „Exercice"  oder, 
soweit  das  zugelassen  ist,  nach  Schuldigkeits-Anerkenntnissen  der 
Steuerpflichtigen  selbst.  Diese  Beträge  sind  also  nicht  sogleich 
fällig.  Die  Vorschriften  über  die  Behandlung,  Sicherstellung,  Ein- 
ziehung dieser  Schuld  sind  bei  den  einzelnen  Steuern  öfters  etwas 
verschieden.  Der  berechtigte  allgemeine  Gesichtspunct  ist  aber, 
die  Entrichtung  der  Steuer  dem  zunächst  Verpflichteten  zu  erleichtern 
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und  dieselbe  thunlicbst  so  anzusetzen,  dass  der  letztere  nicht  oder 
nicht  lange  die  Steuer  aus  eigenen  Mitteln  vorschiessen  muss,  — 
womit  der  specifische  Character  „indirecter"  Steuern  anerkannt 
wird  (Fin.  II,  p.  338,  388).  Daher  werden  hier  auch  meist  eigentliche 
Steaercredite  für  bestimmte  Maximalfristen  gegeben,  die  aber 
nach  dem  letzten  Kriege  verzinslich  gemacht  worden  sind.  Er- 
folgte dagegen  sofort  Baarzahlung,  so  wurde  früher  dem  Pflichtigen 
ein  Discont  gewährt,  was  neuerdings  aufgehört  hat.  Das  Gleiche 
gilt  von  den  Zöllen  (Gesetz  v.  15.  Febr.  1875). 

Beim  Tabak-  und  Pulvermonopol  müssen  die  amtlichen 
Debitanten  sofort  den  die  Steuer  enthaltenden  Preis  bei  dem  Bezug 
der  Lieferungen  aus  den  Magazinen  haar  entrichten.  Der  feste 
Absatzpreis  enthält  dann  ibre  Provision  gleich  mit.  Credit- 
gewährnng  an  Käufer  erfolgt  natürlich  nur  auf  ihre  Gefahr. 

Streitfragen,  daher  Reclamationen  über  die  Ver- 
anlagung der  Steuern  können  bei  Baarzahlung  wie  bei  „Con- 
statirong^'  der  Steuer  entstehen.  Das  Reclamationsrecht  des 
Steuerpflichtigen  bezieht  sich  im  ersten  Falle,  wenn  er  voraus- 
setzuDgsweise  den  geforderten  Betrag  entrichtet  hat,  auf  ent- 
sprechende Rückzahlung  des  Entrichteten  oder  zu  viel  Entrichteten, 
im  zweiten  auf  entsprechende  Herabsetzung  oder  Löschung  seiner 
Steuerschuld.  Hier  steht  ihm  dann  einmal  die  Beschwerde  im 
Verwaltungswege,  sodann  aber  auch  die  Klage  im  Civil- 
gerichtswege  zu,  wenn  ungeachtet  seines  Widerspruchs  die 
Verwaltung  gegen  ihn  einen  Zahlungsbefehl  erlässt,  wozu  sie 
zunächst  das  Recht  hat,  und  dieser  Befehl  executirbar  ist, 
eventuell  auch  gegen  ihn  executirt  wurde. 

lu  dieser  Beziehung  kommt  hier  der  schon  früher  crwühntc  wichtige  Grandsatz 
in  Betracht,  dass  die  Civilg e richte  bei  den  indirccten  Steuern  wie  bei  den  Kegister- 
und  Stempclabgaben  auch  schon  hinsichtlich  der  Veranlagung,  bezw.  bei  der  Frage 
compcteut  sind,  in  welcher  Art  und  in  welchem  Maasse  Jemand  überhaupt  zu  der 
TerlanjTten  Steuerentrichtuiig  rechtlich  verpflichtet  sei.  Bei  den  directeii 
Steaem  wird  darüber  nur  im  Verwaltungswege  entschieden,  kann  also  auch  nur 
iüoerfaalb  desselben  reclamirt  werden.  (S.  o.  $$  1^)1,  8.  428,  §.  212.  S.  510  und  die 
dort  angegebenen  Stelleu,  bes.  Vigucs  I,  2S3  Ö'.  Block,  dict.  contrib.  indir..  Nr.  S6. 
Say,  dict.  dere.  Art.,  p.  1241.  Ges.  H.  22.  Frim.  VII,  5.  Vent.  XII.)  Appellation 
gegen  die  Entscheidung  des  Civilgerichts  iindct  nicht  statt,  Anfechtung  nur^  im 
Caasationswege.  Die  Anbrinp^uug  der  Klage  hat  für  die  Vollziehung  eines 
Zahlongsbefehls,  zu  der  eventuell  wieder  das  Gericht  mitzuwirken  hat,  nur  dann 
aofdchiebende  Wirkung,  wenn  der  Steuerpflichtige  binnen  8  Tagrn  motivirtcn  Wider- 
sprach eingelegt  und  die  Sache  zur  Entscheidung  vor  das  competente  Civilgericht  ge- 
bracht hat.  Bekommt  der  Steuerpilichtige  nach  cinstweilij^er  freiwilliger  Zahlung  oder 
nach  erfolgter  Execution  Kecht,  so  hat  er  ausser  auf  ßuckersatz  des  Gezahlten  auch 
Anspruch  auf  Entschädigung.  Für  gewöhnlich  sistirt  indessen  die  Verwaltung 
Zvangsinaassregeln  gegen  den  klagenden  Steuerschuldner  überhaupt,  wenn  keine  Gefahr 
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vorliegt,  dass  im  Falle  des  Obsiegcns  der  Verwaltung  das  Interesse  des  Fiscas  inzwischen 
gefährdet  wird. 

Gegen  rückständige  Steuerschuldner,  bei  ,,con8tatirten'^ 
Fällen,  erfolgt  die  Beitreibung  nach  Eintritt  des  Zahlungs- 
termins auch  mittelst  Zahlungsbefehls  der  Verwaltung.  Das 
Weitere  gestaltet  sich  dann  in  der  eben  angegebenen  Weise.  Wo 
Cautionen  der  Steuerpflichtigen  zu  stellen  sind  oder  bei  Steuer- 
crediteU;  welchen  solche  oder  andere,  z.  B.  wechselmässige  Ver- 
pflichtungen des  Steuerschuldners  zu  Grunde  liegen,  geben  diese 
Cautionen  u.  s.  w.  zunächst  die  Mittel  für  den  Fiscus,  sich  im 
Weigerungs-  oder  Unvermögensfalle  des  Schuldners  bezahlt  zu 
machen.  Im  Uebrigen  hat  die  Verwaltung  das  Privileg,  sich  vor 
anderen  Gläubigern  (mit  gewissen  Ausnahmen)  an  das  bewegliche 
Vermögen  (einschliesslich  Werthpapiere)  des  Schuldners  zu  halten. 
Auch  bei  Fallissement  des  Steuerpflichtigen  geniesst  der  Fiscus 
für  seine  rückständigen  Steuerforderungen  Vorrechte.  In  allen 
Streitfällen  ist  die  Civiljustiz  competent.  Die  Verjährungs- 
frist ist  gegen  die  Verwaltung  für  nicht  eingezogene  Abgaben 
ein  Jahr  vom  Zeitpunct  der  Fälligkeit  ab,  gegen  den  Steuer- 
pflichtigen für  die  Forderung  von  Rückzahlungen,  Herausgaben 
(z.  ß.  v^on  beschlagnahmten  Waaren)  zwei  Jahre. 

Ueber  Steuervergehen,  Hinterziehungen  (Contra- 
ventionen,  Defraudationen)  werden  zunächst  von  den  competenten 
Steuerbeamten  —  bisweilen  auch  von  den  anderen,  bei  der  Ueber- 
wachung  mit  betheiligten  öffentlichen  Beamten,  z.  B.  seit  1872 
hinsichtlich  des  Transports  der  Getränke  —  in  genau  vor- 
geschriebenen Formen  und  unter  ebensolchen  Modalitäten  Proto- 
kolle aufgenommen.  Zur  Entscheidung  geht  die  Sache  alsdann 
an  das  Correctionstribunal  erster  Instanz.  Gegen  dessen 
Urtheil  kann  appellirt  und  auf  Cassation  angetragen  werden. 

Auch  die  französische  Praxis  kennt  aber  im  Gebiet  der 
indirecten  Besteuerung  das  Vergleichs-  oder  Abfindungs- 
verfahren Ober  Geldstrafen  bei  Defraudationen.  Principiell 
nicht  unbedenklich  (Fin.  II,  §.  598)  gilt  dies  Verfahren  eben  doch 
durch  das  practische  Bedürfniss  ttlr  geboten.  Es  kann  sowohl  vor 
Anhängigmachung  der  Sache  vor  Gericht  als  selbst  nach  erfolgtem 
Urtheil  eintreten.  Nach  der  Höhe  der  Summe,  um  die  es  sich  bei 
einem  Straffall  und  einer  Verurtheilung  dreht,  sind  verschiedene 
Instanzen  der  Finanzverwaltung  zur  Bestätigung  der  Vergleiche 
competent  (Departementsdirector,   Generaldirector,  Minister).    Die 
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eiDgehenden  Strafbeträge  werden  grossentheils  unter  die  bei  der 
ErmittluDg  der  Defraudationen  betheiligten  Beamten  —  und  zwar 
im  Allgemeinen  nur  an  die  unteren,  bis  zu  einem  bestimmten  Grade  — 
vertbeilt. 

Die  in  Geltung  stehenden  Vorschriften  über  die  in  diesem  §.  berührten  Puncto 
stammen  zum  Theil  noch  aus  Gesetzen  und  Decrotcn  der  Periode  der  ersten  Revolution 
her.  So  Ges.  7.  5.  Vent.  XU,  Decr.  v.  1.  Germin.  XIII  u.  a.  m.  Bes.  wichtig  dann 
mit  einigen  Bestimmungen  das  Ges.  v.  28.  Apr.  1816  (so  g.  235—238  über  die  Rechte 
der  Verwaltung  in  Bez.  auf  visites,  exercices,  Eindringen  in  Wohnungen  Privater  im 
VerdachtsfaU).  Bei  der  Einführung  der  neuen  indirecten  Steuern  1871  ff.  wird  ge- 
wöhnlich in  dem  betreffenden  Gesetze  die  Anwendung  der  älteren  gesetzlichen 
Normen  auf  die  Verhältnisse  der  neuen  Steuern  ausdrücklich  ausgesprochen  (z.  B. 
Ges.  ▼.  4.  Sept.  1871,  Art.  8).  Das  Einzelne  bei  Vignes  I.  283  ff.,  Art.  288—293. 
Block,  dict.,  Art.  contr.  indir.,  bes.  Nr.  81—113.  Say,  dict.,  ders.  Artikel,  p.  1241 
bis  1244,  wo  fUr  die  wichtigeren  Puncte  die  gesetzlichen  Bestimmungen  allcgirt 
werden.  Auf  einige  davon  kommen  wir  unten  bei  den  einzelnen  Steuern  zurück,  bes. 
in  der  Darstellung  der  Getränkebestcuerung .  dem  in  jeder  Plinsicht  eigenthümlichsten 
und  fioanzwissenschaftlich  interessantesten  Thcil  der  indirecten  Steuern.  Der  weit- 
läufige Gegenstand  lässt  sich  aber  hier  nicht  erschöpfen.  Für  die  finanzwissenschaft- 
liche Würdigung  der  französischen  indirecten  Steuern  ist  indessen  die  Beachtung  dieser 
Puncte  wichtig. 

§.  249.  4.  Erhebungskosten.  Trotz  des  complicirten 
VerwaltUDgsapparates ,  des  zahlreichen  Verwaltungspersonals, 
namentlich  auch  des  weitläufigen  Ueberwaebungsdienstes  sind  die 
Erhebungskosten  (i.  w.  S.)  der  eigentlichen  inneren  indirecten 
Steuern,  der  Monopole  und  der  Zölle  in  Frankreich  verhältniss- 
mässig  niedrig.  Sie  haben  sieh  auch  relativ  immer  weiter 
ermässigt,  verglichen  mit  der  früheren  Zeit,  mit  den  Kosten  der 
andren  grossen  Steuergruppen  und  mit  denen  andrer  Länder. 
Das  erklärt  sich  wesentlich  mit  aus  der  enormen  Einnahme, 
welche  diese  Abgaben  in  Frankreich  abwerfen,  und  der  grossen 
Steigerung  derselben  in  den  letzten  Jahrzehnten,  besonders  seit 
1871.  Natürlich  mussten  sich  selbst  absolut  etwas  wachsende 
Kosten  mit  der  grösseren  Vermehrung  der  Einnahmen,  auf  die  sie 
sich  vertheilen,  relativ  günstiger  stellen.  Kann  man  den  amtlichen 
Kostenberechnungen  trauen  und  annehmen,  dass  dieselben  in  ver- 
schiedenen Zeiträumen  genau  nach  denselben  Grundsätzen  erfolgt 
sind,  80  wäre  aber  auch  die  absolute  Steigerung  der  Erhebungs- 
kosten nicht  eben  bedeutend.  Hie  und  da  scheint  danach  selbst 
eine  absolute  Abnahme  derselben  eingetreten  zu  sein.  Desto 
besser  musste  sich  das  Verhältniss  der  Kosten  zu  den  Ein- 
nahmen stellen.  Freilich  sind  hier  wie  sonst  bei  den  Kosten  die 
Zinsen  und  etwaige  Amoitisationsbeträgc  des  grossen  Gebäude- 
eapitals  und  anderer  stehender  Capitalien  der  Steuerverwaltung 
nicht  berücksichtigt. 
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Statistik  des  Ueberwachungsdienstcs  im  Gebiet  der  indirecten  Steuern 
(incl.  Monopole)  in  Bull.  VI,  5,  XIII,  736,  XX,  598.  Auch  v.  Kaufmann,  S.  326  fi. 
Im  Allfremeinen  sind  alle  Producenten,  Fabrikanten,  Händler,  Niederlagen-Inhaber  der 
steuerpflichtigen  Artikel,  bezw.  die  betreffenden  Unternehmungen  der  Deberwachnng 
unterworfen.  Die  Einführung  der  kleineren  neuen  indirecten  Steuern  nach  1871  hat 
daher  die  Zahl  der  Ueberwachten  vermehrt.  Doch  wird  dieser  Deberwachungsdienst 
bei  den  (amtlichen)  Debitanteu  ?on  Tabak  und  Pulver,  bei  den  Goldschmieden, 
Juwelieren,  Uhrmachern,  ferner  bei  denjenigen  Get ranke debitanten,  welche  abonnirt 
bind,  sich  abgefunden  haben  (und  letzteren  Falls  nur  Branntwein  verkaufen)  oder  iu 
den  der  „einzigen  Taxe''  unterworfenen  Städten  ihr  Geschäft  haben,  nicht  ausgeübt. 
Dadurch  vermindert  sich  die  Zahl  der  thatsächlich  ständig  überwachten  Unternehmer 
auf  fast  die  Hälfte  aller  im  Princip  der  Controle  unterstehenden.  Nur  schätzungs- 
weise führt  die  Statistik  die  Anzahl  der  bloss  ihren  eigenen  Wein  und  Cider  erntenden 
Eigenthümer  und  Brenner  i^bouilleurs  de  cru),  welche  steuerfrei  sind,  auf.  Auch  die 
Eisenbahnunternehmungen  (IS69  32,  lSb5  60)  und  diejenigen  des  öffent- 
lichen Fuhrwesens  (1869  14,647,  1885  14,224)  unterliegen  dieser  Controle  mit 
(s.  0.  S.  578).  Die  Ilauptzahlen  sind  folgende  (auch  1869  ohne  Elsass-Loth ringen  be- 
rechnet), einschliesslich  der  ebengenannten  Geschäfte.  Weitere  Einzelheiten  bei  den 
betreflenden  Steuern.  „Exercice"  ist  die  strengere  Form  der  periodischen  oder  selbst 
beständigen  Ucber wachung. 

1869  1873  1S85 

Unternehmer  im  Gebiet  der  Getränke.        396,711         380,293        427,437 
Darunter: 

Unter  Exercicc 274,472         2Ü0,57b        246,229 

Frei  davon 122,239         Il9,'il5         181,208 

Schätzung  der  Eigenernter  und  Brenner    2,282,676      2,312,689      3,358,172 
Alle  anderen  Unternehmer     ....         94,11"  92,536         104,927 

Darunter : 

Im  Exercicc 30,445  30,007  35,282 

Exercice-frei J)3,672  62,529  69,695 

Gesammtzahl  der  control.Steucrpilichtigen       490,828  472,829  532,364 
Darunter : 

Im  Exercicc 304,917  290,585  281,461 

Exercice-frei 185,911  182,244  250,903 

Die  „andren''  exercicc-freien  Unternehmer  sind  die  Tabak-  und  Pulverdebitantcii 
und  die  Goldschmiede  u.  dgl.  Ausserdem  hatten  noch  einige  Fabrikanten  die  Papier- 
steuer durch  Abonnement  berichtigt  und  sich  dadurch  vom  Exercice  befreit  (1885 
10),  was  in  obigen  Zahlen  nicht  berücksichtigt  ist.  Die  apart  stehenden  Getränkc- 
Debitanten  in  Paris  sind  überhaupt  in  den  Zahlen  nicht  mit  enthalten. 

Die  Erhebungskosten  bestehen  ganz  überwiegend  in  personlichen,  für 
(las  Verwaltungspersonal.  So  im  Etat  f.  1887  f.  das  „Personal**  in  der  Veiwalt.  d. 
indir.  Steuern  29.32  Mill.  Frcs. ,  für  Mieth-  und  andre  Schadloshaltungcn  (grOssten- 
theils  jedenfalls  persönliche  Kosten)  5.74,  für  Materielles  0.43  Mill.,  für  verschiedenes 
Andre  (incl.  gewisse  Geschäfte  beim  Tabakmonopol)  2.43  Mill.  Frcs.,  zus.  37.98  Mill. 
Frcs  Das  zahlreiche  Yerwaltungspersonal  umfasste  in  den  1870er  Jahren  im  Central- 
dienst  der  Gencraldirection  der  indirecten  Steuern  125  Personen  in  6  Kate^orieen,  im 
Departementaldienst  in  19  Kategorieen  12,311  (darunter  z.  B.  234  receveurs  parti- 
culiers  s^dentaires,  je  1100  ambulante  Einnehmer  zu  Pferde  und  deren  Begleiter, 
Commis,  je  lOOü  desgl  zu  Fuss,  45S0  Leute  des  Ueberwachungspersonals  und  für  die 
Exercices).  Ausserdem  an  11 — 12,000  buralistes  und  an  1800  Octroieinnehmer, 
welche  für  den  Staat  die  Eingaugsabgabe  von  Getränken  in  den  Städten  mit  erheben. 
Im  Ganzen  ein  Personal  von  ca.  25 — 26.000  Köpfen.  Diese  Beamten  beziehen  feste 
Gehalte,  w^elche  gewöhnlich  für  jede  Kategorie  wieder  in  einige  Classen  (z.  B.  bei 
den  receveurs  partic.  sedcnt.  iu  8)  zerfallen.  Dazu  treten  für  einzelne  Beamten - 
kategorieen  Mieth-  und  andre  Entschädigungen,  z.  B.  bei  den  ambulanten 
Beamten.  Ausserdem  erhalten  die  Beamten  im  eigentlichen  Erhebungsdienst  Provi- 
sionen (remises)  in  der  Form  von  Tanti6men  von  den  durch  sie  constatirten, 
bezw.  zur  wirklichen  Erhebung  gekommenen  Summen.  Die  Höhe  dieser  Tantiemen 
steht   in   umgekehrtem  Procentvcrhältniss   zu  denjenigen  der  vereinnahmten  Gesammt- 
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beti^e,  z.  B.  bei  Saminen  bis  10.000  Frcs.  ist  sie  4%,  von  10,001—30.000  Pres. 
3V,7.  u.  «•  ▼..  bei  Ober  200,000  Frcs.  Vj7o*  t)ei  Beträgen  über  300,000  Frcs.  sinkt 
sie  weiter  auf  0.4 7o  ^  ^^^  zweiten  300.000  Frcs.  und  schliesslich,  immer  nach 
einer  fallenden  Scala  far  den  Zuwachs,  auf  0.04 7o  ^^^  Betr&ge  über  S  Mill.  Frcs. 
In  diesen  Tantiemen  und  Scalen  treten  gelegentlich  Aendemngen  ein.  (Block,  dict. 
Art  coDtrib.  indir.,  S.  55  ff.,  Art.  recereurs  partic,  suppl.  g6n6r. ,  Art  contr.  indir. 
und  perceptenrs ,  mit  weiteren  Einzelheiten.)  Für  einzelne  Beamtenkategorieen  nnd 
LandesiheiJe  bestehen  Specialtarife.  Die  Buralistes  beziehen  diese  Pro?iäionen  nach 
der  Anzahl  ihrer  Ansfertigungcn.  Sie  haben  gewöhnlich  einen  Tabakdebit.  Za 
diesen  Einkünften  kommen  für  einige  Beamtenkategorieen  noch  die  Antheilo  an 
Stra^gelden. 

Die  Beamten  der  Generaldirection  der  indirecten  Steuern,  insbesondere  im 
Departementaldienst ,  sind  grösstentheils  cautionsp flichtig,  mit  Beträgen,  welche 
sich  nach  der  Art  des  einzelnen  Amts  abstufen  und  rom  einfachen  Betrage  des  Ge- 
halt» bis  zü  dem  4 — TV«  fachen  der  Amtseinkünfte  steigen  (Block,  dict.,  Art.  contr. 
indir.«  Nr.  55  ff.,  snppl.  gön6r,  Art.  percepteurs). 

Das  Yerh&ltnlss  der  gesammteu  Verwaltungs-  und  Erhebungs- 
kosten  zn  den  Einnahmen  wurde  schon  oben  S.  434  nach  amtlicher  Berechnung 
für  die  Hanptclassen  aller  französischen  Steuern  angegeben.  Die  relative  Ver- 
minderong  der  Kosten  im  Laufe  längerer  Zeit  trat  aus  den  Zahlen  deutlich  henror. 
Im  Einzelnen  hat  man  für  die  indirecte  Besteuerung  im  weiteren  Sinne  folgende 
Kostenqnoten  berechnet,  wobei  für  Tabak  und  Pulver  nur  die  eigentlichen  Vor- 
waltaogs-  nnd  Erhebungbkosten,  nicht  die  naturlich  viel  bedeutenderen  Kosten  fUr  den 
Rohstoff  nnd  für  die  Fabrikation  —  ganz  mit  Recht  —  aU  Regiespesen  oder  Er- 
hebongskosten  angesetzt  sind  (Bull.  I,  125  ff.,  XVI,  15  ff.)  Die  zweite  Colonne  der 
abtfolaten  Zahlen  bezieht  sich  auf  den  „Reinertrag"',  welcher  vom  „Rohertrag'' 
nach  Abzog  der  Bewirthschaftungskosten,  Rückzahlungen,  non-valeurs  u.  dgl. 
übrigbleibt.  Er  enthält-  also  die  eigentlichen  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten  noch 
in  sich.  Die  Procentzahl  giebt  den  Betrag  der  letzteren  von  diesem  „Reinertrag'' 
an.  Ans  dem  Vergleich  der  absoluten  Zahlen  in  den  3  angegebenen  Zeitpuncten 
ersieht  man  gut  die  verschiedene  Bewegung  der  Erträge  und  der  Kosten,  mit  denen 
jene  erzielt  werden,  daher  auch  die  technisch -finanzielle  Vortheilhaftigkeit  einer 
so  fiscaliscben  Steuerpolitik  wie  der  französischen  und  freilich  auch  den  Einfluss  einer 
grossanigon  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  oder  weniprstens  Consumsteigerung, 
welche  die  Erträge  so  wachsen  Hess. 


Absolute  Zahlen. 

Vo  der  Kosten 

Rohertrag 

Reinertrag 

Kosten 

vom  Reinertrag 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Frcs. 

Indirecte  Steuern  der  General- 

direction ohne  Tabak  u.  Pulver 

1828 

140.17 

139.30 

20.93 

15.2 

1876 

745.53 

742.33 

32.05 

4.42 

1884 

717.70 

716.55 

34.S3 

4.86 

Tabak  und  Pulver 

1828 

72.00 

54.SG 

H.20 

14.9 

1876 

336.06 

271. IS 

5.02 

1.S5 

1884 

3S8.50 

314.40 

6  44 

2.04 

Tabak  aUein 

1876 

322.35 

2C1.44 

4.53 

1.73 

1884 

373.59 

306  06 

6.14 

2.01 

Pulver  allein 

1876 

13.71 

9.74 

0.50 

5.13 

1884 

14.91 

S.34 

0.29 

3.51 

ZAlle  nnd  Salz 

1828 

103.53 

150.93 

24.3S 

16.1 

1876 

2S"/.45 

286.92 

29.38 

10.23 

1884 

399.96 

397.6S 

30.56 

7.6S 

Das  Tabakmonopol   würde  hiernach  jetzt  mit  ca.  27o  ""^   ^^^^  dieselben  Er- 
hebnng^kosten  wie  Enregistrement ,  Stempel  und  Domänen  machen  (ob.  S.  434).    Bei 
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letzterer  Generaldircction  ist  eine  Trennung  der  Kosten  für  die  ihr  unterstehenden 
Zweige  nicht  möglich.  Sicher  aber  betragen  diese  bei  den  Domänen  and  gewissen 
Forsterträgen,  welche  hier  verwaltet  oder  vereinnahmt  werden,  erheblich  mehr  als  bei 
Enregistrement  und  Stempel  allein,  so  dass  die  f.  18S4  berechnete  Quote  von  2.17% 
bei  letzteren  beiden  Steaerzweigen  noch  etwas  niedriger  sein  wird.  Die  übrigen 
indirecten  Steaern,  mit  ihrem  kostspieligen  Ueberwachurigsdienst  über  die  zcrsplitturte 
priFatwirthschaftliche  Production  (GetrUiikesteuernl),  haben  immerhin  auch  jetzt  noch 
mehr  als  doppelt  so  hoho  Erhebungskosten  als  das  Tabakmouopol  und  als  En- 
registrement und  Stempel  und  die  Zölle  sogar  noch  fast  die  vierfachen.  Die 
relative  Verbesserung  des  Kostenverhältnisses  seit  1828  ist  bei  allen  genannten 
Steuern  aber  sehr  bedeutend,  die  absolute  Kostcnstei^erung  nicht  sehr  erheblich, 
bei  Tabak  ist  seit  1828  sogar  eine  absolute  Kosten vern.inderung  erfolgt. 

Für  die  Generaldircction  der  Zölle  allein  ist  jüngst  eine  umfassende  amtliche 
Berechnung  über  die  Einnahmen  und  die  Erhebungskosten  von  1791 — 1885  ver- 
öffentlicht worden,  wobei  selbst  die  Jahre  der  ärgsten  Revolutionswirren  nicht  fehlen. 
Die  Zuverlässigkeit  der  Daten  für  diese  Jahre  muss  dahingestellt  bleiben  (Bull.  XXI, 
488  fi'.,  mit  graph.  Darstellung).  Hiernach  hätten  die  Kosten  in  den  1790er  Jahren 
zwischen  50  und  22,  1801 — ]bl4  zwischen  I6V4  ""^  ^^  i^^^  vielen  Schwankungen), 
1817 — 19  ca.  207o  betragen.  Von  da  an  sind  sie  ziemlich  stcti»?  bis  auf  13%  >n 
Mitte  der  40or  Jaiire  gesunken,  1848  ff.  wegen  verminderter  Einnahme  bei  gleich 
bleibender  Ausgabe  wieder  auf  18 — 227©  gestiegen,  dann  von  Neuem  bis  1855  auf 
157o  gefallen,  hierauf  etwas,  seit  18(50  (Handelsvertrag  mit  England,  Verminderung 
der  Kinnahmen)  stärker,  auf  23 — 24 7o  gestiegen,  bis  1869  jedoch  wieder  auf  19% 
gesunken,  nach  dem  Kriege  alsdann  mit  rasch  wachsender  Einnahme  bei  geringer 
Steigerung  der  Ausgaben  von  IO^/q  in  1872  auf  t07o  his  1877  und  langsam  weiter 
auf  7'/,%  in  1885  gewichen.  Die  absolute  Steigerung  der  Kosten  war  seit  1816 
bis  1862  zwar  eine  fast  stetige,  aber  eine  sehr  lang>ame,  von  ca.  22 — 23  auf  32  bis 
33  Mill.  Frcs.  Dann  sanken  sie  wieder  auf  27—28  Mill.  (1869).  Seit  1872  betragen 
sie  etwas  über  30,  1879—85  wenig  schwankend  etwa  317a  ^i^-  ^^cs  jährlich; 
eine  steuertechnisch  glänzende  Entwicklung! 

Manche  Puncto  der  Steuerverwaltuug,  welche  zwar  die  indirecten  Verbrauchs- 
steuern im  Allgemeinen  betreffen,  erlangen  doch  bei  einzelnen  der  hierhergehörigen 
Steuern  wieder  besondere  Bedeutung  und  gestalten  sich  dabei  in  Einzelheiten  etwas 
verschieden.  Sie  werden  deshalb  zweckmässiger  erst  im  Folgenden,  soweit  nöthig,  mit 
bebandelt.  In  jeder  Hinsicht  hebt  sich  die  Getränkebesteuerung  unter  allen 
französischen  indirecten  Verbrauchssteuern  als  die  finanz  wissenschaftlich 
cigenthümlichste  heraus.  Sie  wird  daher  auch  am  Eingehendsten  behandelt  und 
Manches,  was  zwar  auch  bei  andren  Steuern  vorkommt,  bei  ihr  aber  besonders  wichtig 
und  bemerkensweith  ist,  wird  in  ihrer  Darstellung  seinen  Platz  finden. 

Die  Zölle  auf  eingeführte  fremde  Artikel,  welche  als  inländische  einer  inneren 
Verbrauchssteuer  unterliegen,  bringen  wir  in  Folgendem  gleich  bei  den  Verbrauchs- 
steuern, soweit  nöthig,  mit  zur  Sprache. 

Eine  üebersicht  der  Tarife  der  indirecten  Steuern  im  Bull.  XVI,  514. 


2.     Die  einzelnen  Verbrauchssteuern. 

a.    Die  inneren  Verbrauchssteuern  bei  privatwirthschaftlicher 

Productionsweise. 

(Salz-,  Getränke-,  Rübenzucker-,  kleinere  derartige  und  ähnliche  Steuern,  s.  0.  S.  417.) 

f(.    Die  Salzsteuer. 

Gesetzgebung  (Hauptbestimmungen).  Endgiltige  Wiedereinführung  der  Salz- 
steuer nach  vorausgegangenem  Decret  v.  16.  Mai  1806  durch  Ges.  v.  24.  April  — 
4.  Mai  1806,  dazu  Decret  v.  11.  Juni  1S06.  Tarifänderungen  1813,  1816.  Ges.  v. 
17.  Juni  1840,  K.  Ord.  v.  7.  März  1841,  auch  26.  Juni  1841  u.  a.  m.  Aufhebung 
der  Steuer  durch  Decr.  v.  18.  März  184*^,  Wiedereinführung  durch  Ges.  v.  28  Dec.  1S4S 
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in  geringerer  Höhe  (7j).  Vorüborg-ehende  Belegung  mit  den  Kricgszusclilägen  (25 7o) 
durch  Ges.  7.  2.  Juni  1875,  Aufbebung  dieser  Zuschläge  durch  Ges.  y.  26.  Dec.  1S76. 
Seitdem  keine  Tarifveränderung.  Zulassung  fremden  Salzes  zur  Einfuhr  aus  dem 
Ausland  gegen  Eingangsabgabc,  Ges.  v.  18.  Juli  1850.  Fabriken  u.  dgl.,  in  denen 
Salz  als  Nebenproduct  gewonnen  wird,  chemische  Fabriken  u.  s.  w. ,  unterstehen  den 
Betriebsrorschriften  und  Controlen  der  Salzsteuer  z.  Th.  mit  und  sind  für  das  in  den 
Consum  gebrachte  Salz  steuerpflichtig,  Ges.  v.  17.  Juni  1840.  Decr.  v.  26.  Juni  1841. 
Anderseits  mehrfache  Steuerfreiheit,  so  bes.  für  Exportsalz,  Fischerei  u.  dgl., 
dann  fQr  bestimmte  Fabriken,  für  landwirthschaftliche  Zwecke,  wenn  denatu- 
rirtcs  Salz  verwendet  wird  (gon,  Ges.  v.  1806,  Ges.  ?.  17.  Juni  1840,  Decr.  v. 
19.  Jnli  1868  —  Steuerrestitution  bei  exportirter  gesalzener  Butter  — ,  Ges.  v. 
2.  Juli  1862  über  Steuerfreiheit  des  Salzes  in  Sodafabriken,  Decr.  v.  8.  Nov.  1869 
betr.  Freiheit  von  dcnaturirtem  Vieh-,  Dan<;sa]z  u.  dg].,  auch  Decr.  v.  25.  Mai  1882; 
weitere  Ausdehnung  dieser  Freiheit  fUr  verschiedene  benannte  Gewerbe,  wie  Töpferei, 
Lohgerberei,  Carmin-,  Indigo-,  Seifen-,  Anilin-,  Glas-,  Papierfabriken  u.  a.  m. 
hes.  1882  ff). 

Literatur.  Stourm  I,  318—324  (Wiedereinführung).  Vignes  I,  164—168. 
Block,  dict  Art  sei,  auch  suppl.  g6n6r.  und  annuel  (1885).  Olibo  III,  147—210 
die  einzelnen  Artikel  der  Gesetze  und  Decrcte  mit  Commentar).  v.  Hock,  S.  328 
bis  338  (eingehende  gute  Darstellung  der  steuertochnischen  Seite,  Erhebung, 
Controlen  u.  s.  w.).  v.  Kaufmann,  S.  424  —  430.  —  Statistik,  eb.  S.  431. 
Faure,  p.  120,  112,  dann  in  d.  jährl.  Statist.  Bericht  der  Generaldircction  der  indir. 
Steuern  und  der  Zölle  im  Bull.,  so  f.  1886  und  1887  XXIII,  268  ff.,  XXII,  633 
Zölle).     Uebersicht  der  Consumtion  und  Finanz-Erträge  1816 — 76  im  Bull.  I,  29. 

§.  250.  1.  Die  Salzsteuer  im  Allgemeinen.  Unter  den 
indirecten  Verbrauebssteuern  des  Ancien  regime  war  die  Salzsteuer, 
namentlich  in  der  drückenden  und  gehässigen  Form  der  Gabelle, 
besonders  unbeliebt  gewesen  (§.  63).  Daher  war  ihre  Aufbebung 
gleich  im  Beginn  der  Revolutionsära  bestimmt  in  Aussicht  genommen 
worden  (Gesetz  vom  3.  November  1789)  und  durch  Decret  vom 
30.  März  1790  vom  1.  April  an  auch  wirklich  erfolgt.  Der  6e- 
danke,  eine  Salzsteuer  wieder  einzuführen,  blieb  auch  längere  Zeit 
sehr  unpopulär,  obgleich  er  sich  doch  bereits  unter  dem  Directorium 
als  Project  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  wieder  hervor- 
wagte, im  Drange  des  Finanzbedürfnisses  und  mit  der  Begründung, 
dass  eine  massige  Salzsteuer  in  der  Form  einer  wenig  lästigen  an 
die  Production  sich  anschliessenden  Verbrauchssteuer  den  berech- 
tigten Einwendungen  und  der  allgemein  verbreiteten  Abneigung 
gegen  die  alte  Gabelle  keineswegs  unterliege.  Nach  einem  fehl- 
geschlagenen Anlauf  fand  der  Plan  im  J.  1799  auch  im  Rath  der 
500  Billigung,  fiel  aber  im  Ralh  der  Alten.  Auch  der  erste  Consul 
war  Anfangs  der  Wiedereinführung  der  verhassten  Steuer,  die 
Gandin  (Herzog  von  Gaütaj  alsbald  plante,  abgeneigt.  Es  ver- 
gingen noch  mehrere  Jahre,  bis  man  gleichwohl  von  Neuem  zu  der 
Steuer  griif.  Der  Ertrag  derselben  war  anfangs  zur  Unterhaltung 
der  Strassen,  Brücken  u.  s.  w.  bestimmt,  nachdem  das  besondere 
Wegegeld  aufgehoben  worden  war.    Dabei  wurde  die  Monopolform, 
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an  die  auch  gedacht  worden  war,  vermieden,  die  Steuer  möglichst 
an  die  Productionsstätten  geknüpft  und  der  Verkehr  für  das  schon 
versteuert  in  ihn  gebrachte  Salz  thunlichst  von  Controlen  befreit, 
auch  die  Salzsteuer  niedrig  angesetzt,  zuerst  auf  10,  gleich  darauf 
auf  20  Centimes  für  das  Kilogramm  Speisesalz. 

Decr.  y,  16.  März,  Ges.  r.  24.  April,  4.  Mai,  Dccr.  v.  U.  Juni  1806.  S.  bes. 
Stourm  I,  310  (F.,  328  ff.  für  die  Einzelheiten  der  hier  skiz/.irten  Entwicklung. 
Durch  die  mässigro  Zahl  von  Salzwcrken  und  die  Bctricbsconcentration  im  Inneren, 
sowie  durch  die  Einrichtung  der  Seesalzgewinnung  in  Sal^teichen,  die  von  der  Zoll- 
verwaltung bequem  mit  überwacht  werden  können,  ist  die  Einfuhrung  der  Salzsteuer 
als  Productionssteoer  erleichtert  und-  die  Beibehaltung  dieser  Steuer  begünstigt  worden. 

Steuerfreiheit  für  ins  Ausland  gehendes  Salz  wurde  von 
Anfang  an  gewährt,  und  diese  Freiheit  dann  im  Lauf  der  Zeit 
aus  volkswirthschaftlichen  Gründen  immer  mehr  erweiteit  und  be- 
quemer brauchbar  gemacht. 

Besonders  für  exportirte  eiogesalzcne  Objecte,  für  die  Seefischerei,  für  die  von 
der  Marine  und  in  den  Colonieen  gebrauchten  Salzwaaren,  für  die  Einsalzung  von 
Fischen  überhaupt,  dann  für  gewisse  Industrieen,  welche  Salz  in  ihren  Fabrikations- 
processen  brauchen,  und  für  landwirthschaftlichen  Zwecken  der  Viehfütterung,  der 
Düngerbereitung  und  Düngung  und  sonst  dienendes  Salz,  das  dann  aber  denaturirt 
sein  muss  (s.  d.  Ges.  und  Decr.  in  der  Vorbemerkung).  Industrieen,  welche  zur  Her- 
stellung menschlicher  Nahrung^-  und  Genussmittel  Salz  verwenden,  geniessen  aber 
folgerichtig  keine  SteuerfVeiheit  und  ebenso  folgerichtig  ist  das  in  gewissen  Industrieen 
als  Nebenproduct  gewonnene,  in  den  eigentlichen  Consum  übergehende  Salz  steuer- 
pflichtig. Man  will  übrigens  einen  besonderen  Einfluss  der  Gewährung  der  Steuer- 
freiheit auf  die  Vermehrung  des  Salzverbrauchs  in  Industrie  und  Landwirthschaft  nicht 
wahrgenommen  haben. 

Im  Princip  und  im  Wesentlichen  auch  in  der  practischen 
Durchführung  des  Princips  ist  daher  die  französische  Salzsteuer 
auf  (Jas  als  menschliches  Nahrungs-  und  Genussmittel  im 
inländischen  Consum  dienende  Salz  (Kochsalz)  beschränkt. 
Dadurch  entfallen  die  Einwendungen  gegen  eine  allgemeine, 
alles  irgendwie  verwendete  Salz  treffende  Steuer.  Die  Vermeidung 
der  Monopolform,  die  Freigebung  des  Verkehrs  in  versteuertem 
Salze,  die  verhältnissmässig  einfache  Form  der  Steuer,  die  Ab- 
wesenheit fast  aller  der  Controlen,  Zwangsmaassregeln,  vollends  der 
förmlichen  Consumerzwingung,  welche  die  alte  Salzsteuer  characte* 
risirten,  machen  auch  die  früheren  Einwendungen  gegen  die  neue 
Steuer  im  Wesentlichen  hinfällig.  Der  Angriffspunct  für  die  Kritik 
der  Gegner  dieser  Steuer  blieb  und  bleibt  dagegen  die  Be- 
steuerung des  Speisesalzes  an  sich  und  die  Höhe  des 
Steuersatzes. 

Nach  vorübergehender  Erhöhung  des  letzteren  von  20  sogar  auf  40  Centimes 
für  das  Kilogramm  Ende  1S13  wurde  der  Satz  1816  auf  30  Cent,  festgestellt  und  blieb 
so  bis  1S4S,  mit  einem  Ertrage  von  70  Mill.  Frcs.  für  die  Staatscasso. 
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Die  principiellen  Ansichten  im  Schoosse  der  provisorischen  Re- 
gierung von  1848  in  Bezug  auf  indirecte  Verbrauchssteuern  wichtiger 
Nahrnngs*  und  Genussmittel  (§.  171)  führten  denn  auch  alsbald  zur 
Aufhebung  der  Steuer  (Decret  v.  18.  April  1848),  die  aber  noch 
vor  ihrer  völligen  Durchführung  bereits  Ende  1848  wieder  rück- 
gängig gemacht  wurde  (Gesetz  v.  28.  Dec.  1848).  Dabei  wurde 
jedoch  der  Steuersatz  auf  den  dritten  Theil  des  früheren,  10  Centimes 
für  das  Kilogramm,  herabgesetzt.  Dadurch  opferte  man  endgiltig 
anfangs  45,  später  30—40  Mill.  Frcs.  Staatseinnahme  auf,  ohne 
den  Gonsumenten  eine  ebenso  grosse  Ersparung  an  Kosten  zu  ver- 
schaffen. Denn  der  Einzelpreis  des  Salzes  ging  notorisch  nicht 
am  den  vollen  Betrag  des  Steuererlasses,  sondern  nur  etwa  um  die 
Hälfte  desselben  herab.  Der  Consum  selbst  stieg  zwar  sofort 
vorübergehend  (1849)  erheblich  und  blieb  dauernd  höher  als  vorher 
(in  den  40er  Jahren  6.5,  in  den  50er  8.25  Kil.  pro  Kopf),  aber 
hob  sich  dann  kaum  weiter.  Die  Massregel  von  1848  kann  daher 
fiscalisch  und  volkswirthschaftlich  nicht  besonders  günstig  beurtheilt 
werden. 

Die  principielle  Abneigung  in  weiten  politischen  Kreisen  gegen 
jede  Besteuerung  des  Salzes  war  indessen  in  der  Zeit  nach  1870 
doch  stark  genug,  um,  trotz  des  dringenden  Finanzbedürfnisses;  die 
Salzsteuer  von  der  Erhöhung  der  sonstigen  indirecten  Verbrauchg- 
und  der  Verkehrssteuern  auszunehmen.  Im  Jahre  1875  wurde  sie 
zwar  dem  25®/o  Zuschlag  mit  uuterzogen  (Gesetz  v.  ?.  Juni  1875), 
aber  schon  Ende  1876  (Gesetz  v.  26.  Dec.  1876)  wieder  von  dem- 
selben befreit,  so  dass  der  frühere  Satz  von  10  Cent.  (10  Frcs.  f. 
100  Kilogr.)  seitdem  abermals  gilt.  Derselbe  ist  im  Verhältniss  zu 
der  Höhe  der  meisten  französischen  Steuern  und  auch  im  Vergleich 
mit  anderen  Ländern  nicht  übermässig  hoch,  sogar  niedriger  als  in 
Deutschland,  wo  er  12  Pfennig  oder  etwa  15  Cent,  für  das  Kilo- 
gramm beträgt,  der  Consum  auch  etwa  1  Kilogramm  niedriger  als 
in  Frankreich  ist  (7.7  gegen  8.7  Kil.  pro  Kopt).  Der  Ertrag  ist 
jetzt  jährlich  etwa  32—32.5  Mill.  Frcs.  oder  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  etwa  85  Cent,  gegen  1  Frcs.  15  Cent.  (92—93  Pfenn.) 
im  Deutschen  Reich:  niedriger  in  Frankreich,  ein  seltener  Aus- 
nahmefall bei  deutschen  und  französischen  Steuervergleichungen. 
Die  weitere  Ausdehnung  der  Steuerfreiheit  des  Salzes  für  gewerbliche 
Zwecke  hat  das  Wachsthum  des  Ertrags  in  Frankreich  etwas  gehemmt. 

Die  moderne  französische  Steuer  ist,  im  günstigen  Unterschied 
von  der   verwickelten    und    ungleichmässigen   Salzbesteuerung    in 

A.  Wagner,  Flnaiizwisseiischaft.  III.  40 
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der  alten  Monarchie,  die  gleiche  im  ganzen  Staatsgebiete, 
sie  macht  auch  keinen  Unterschied  zwischen  Seesalz  wnd  im 
Inneren  gewonnenem.  Nur  in  einem  kleinen  Grenzgebiet  gegen 
die  Schweiz  (pays  de  Gex  und  Theil  von  Obersavoien)  besteht  eine 
Ermässigung  des  Satzes  auf  2  Cent,  für  das  Kilogramm.  Salz  ans 
Algier  und  den  Colonieen  unterliegt  nur  dem  allgemeinen  Steuer- 
satze. Ausländisches  Salz  dagegen  zahlt  ausser  der  allgemeinen 
Steuer,  wenn  es  in  den  Consum  tibergeht,  noch  einen  Einfuhr- 
zoll, welcher  nach  den  Sorten,  nach  den  Transportwegen 
(See  und  Land)  und  zum  Theil  nach  den  Grenzen  verschieden 
ist  und  im  Höchslbetrage  im  Tarif  von  1881  40  Vo,  seit  1884 
immer  noch  33  ^/^  der  Steuer  ausmacht.  Das  inländische  Salz  ge- 
niesst  also  einen  nicht  unerheblichen  Schutz. 

Der  Zolltarif  unterscheidet  folgendermasscn :  roh  und  gereinigtes  Salz  (See-. 
Salinen-,  Steinsalz),  nicht  weiss,  nach  dem  bis  1S81  geltenden  Tarif  für 
100  Kil.  zu  Land  über  die  belg.  und  Inxemb.  Grenze  2Vä  nebst  2  Decimen,  nach 
dem  Tarif  v.  4.  Mai  1881  3  Frcs.,  nach  Ges.  v.  5.  April  1884  2  Frcs.  40,  übor 
andere  Landgrenzen  bez.  nur  62 — 74—60  Cent.;  zur  See  tlber  Canal  und 
Ocean  2  Frcs.  18—2  Frcs.  60—2  Frcs.  10  Cent.,  über  Mittelmeer  nur  62—74 
—  60  Cent.;  ferner  gereinigtes  weisses  Salz  zu  Land  über  die  lux.  und  belg. 
Grenze  3  Frcs.  43 — 4  Frcs — 3  Frcs.  30,  über  die  anderen  Landgrenzen  dieselben 
Sätze  wie  nicht  weisses  Salz;  zur  See  über  Canal  und  Ocean  43  Cent.  — 
4  Frcs.— 3  Frcs.  30  Cent.,  über  Mittelmeer  62—74—60  Cent.  In  den  Handels- 
verträgen und  Conventionaltarifen  kommt  Salz  nicht  besonders  vor,  es  gilt. daher  der 
allgemeine  Tarif.  Mit  Elsass-Lothringen  verlor  Frankreich  wichtige  innere  Salzwerke 
und  Salinen,  für  deren  Salzeinfuhr  nach  Frankreich  also  jetzt  der  Zollsatz  für  die 
, .anderen  Landgrenzen**  Anwendung  findet.  (Bull.  IX,  475,  XI,  518,  XY,  399.  XVI, 
531,  Beutner,  Zolltarife  Europas  Berl.  1883,  I,  159.) 

Nach  Bull.  I,  29  und  XXIII,  283  war: 


Steuer- 

Versteuerte 

Consum 

ertrag 

Menge 

p.  Kojjf 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Kü. 

Kil. 

1817 

52.5 

175.8 

5.99 

1845 

70.4 

236.7 

6.74 

1851 

26.6 

266.7 

7.45 

J869 

32.9 

329.4 

S.56 

1876 

37.7 

301.3 

8.35 

1886 

31.9 

319.7 

8.70 

Steuersatz,  wie  schon  bemerkt,  bis  1848  30,  von  da  bis  1875  10,  1875 — 76  12  5, 
seit  1877  wieder  10  Cent.  p.  Kil. 

§.  251.  2.  Einrichtung  der  Salzsteuer.  Die  jetzige 
französische  Salzsteuer  ist  eine  an  die  Productionsstätten 
sich  anschliessende  allgemeine  innere  Verbrauchssteuer, 
welche  das  Salz  regelmässig  erst  beim  Uebergang  desselben  ans 
den  Productionsstätten  und  Magaziuen  in  den  Consum  oder  in  den 
freien  Verkehr  trifft.  Die  Controlen  erstrecken  sich  daher 
namentlich  auf  diese  Stätten,  beschränken  sieh  aber  auch  im 
Wesentlichen  darauf,  mit  der  Ausnahme,  dass  in  einem  gewissen 


) 
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Umkreise  um  die  Stätten  im  Inneren  (15  Kilometer)  und  bis  zu 
einer  gewissen  Entfernung  von  den  Seekllsten  (aueli  15  Kilometer) 
die  Salzversendung  dem  Anmeldezwang  bei  der  Steueibeböide  oder 
dem  Zollamt  und  dem  Begleitsebeinverfabren  unterliegt.  Im 
Uebrigen  zerfallt  die  Salzsteuer  administrativ  in  zwei  Arten,  die 
innere  für  das  im  Binnenlande  gewonnene  Salinen-,  Siede-  und 
Steinsalz,  welche  unter  der  Generaldiieetion  der  indirecten  Steuern, 
und  die  wesentlich  die  Seesalzgewiunung  treifende  Steuer,  welche 
im  Küstenstriche  unter  der  Generaldirection  der  Zölle  mit  steht. 

Nach  administrativer  Zweckuiä&sii^kcit,  mit  Kiicksicht  auf  die  örtlicbe  Lage,  aber 
auch  nach  Veränderung  der  Eigenthums-  und  Betriebsverhältnissc,  wenn  z.  R.  ein 
Salzwerk  an  eine  andere  Sakuntcrncbmung  übergelit,  erfolgen  mitunter  Yerscbiebungcn 
zwischen  den  unter  den  genannten  beiden  (ieneraldirectionen  stehenden  Werken,  daher 
auch  zwischen  den  Salzsteucrerträgnissen  beider.  Man  kann  deshalb  nicht  kurzweg 
sagen,  dass  nur  Seesalzgewinnuug  unter  der  Zollverwaltung,  alle  andere  ganz  unter  der 
Verwaltung  der  indirecten  Steuern  steht.  So  erwarb  z.  B,  1^86 — 87  das  Syndicat  der 
..Salinen  des  Ostens''  ein  ihm  Concurrenz  machendes  Etablissement  in  der  Zolllinie, 
wodurch  die  Erträge  der  Steoerverwaltung  1SS7  gegen  1886  stiegen,  die  der  Zoll- 
Tcrwaltong  fielen  (Bull.  XXIII,  2G8).  Die  wichtigsten  Werke  des  Binnengebiets  mit 
über  60%  ^^  Steuerertrags  liegen  im  Dep.  Meurihe  und  Mosel,  die  nächstwichtigen 
mit  lS*/o  ^^  Ertrags  in  Donbs,  dann  noch  erhebliche  in  den  Dep.  Jura,  Landes, 
Haute-Saöne,  Haute-Garonne,  Unterpyrenäen,  im  Ganzen  nur  in  7  Depart.  bedeutendere 
Werke;  kleine,  z.  Th.  ganz  kleine  Ertrage,  wohl  aus  ehem.  Fabriken,  kommen 
aosserdem  noch  in  8  Departements  vor.  Diese  locale  Concentration  erleichtert  die 
B«=*teiierang. 

Die  Salzsteuern  im  Inneren  und  im  K  (ist en strich  sind  in 
allem  Wesentlichen  gleich  eingerichtet,  mit  kleineren  Unterschieden, 
welche  sich  aus  den  verschiedenen  Betriebsverhältnissen  ergeben. 
Der  einzige  wichtigere  Unterschied  des  Finanz-  und  Verwaltungs- 
recbts  ist,  dass  die  Anlegung  und  Ausbeutung  der  Seesalzteiche 
^marais  salants)  ohne  Weiteres,  d.  h.  ohne  besondere  behörd- 
liche Ermächtigung  stattfinden  kann,  aber  eine  Declaration 
verlangt,  wonach  dann  die  Werke  der  Ueberwachung  unterliegen, 
während  die  Ausnutzung  von  Sieinsalzlagern  und  Salzquellen  im 
Inneren  ausser  an  eine  mindestens  einen  Monat  vorausgehende 
Declaration  noch  an  die  Erlangung  einer  im  Staatsrath  zu  ge- 
währenden Concession  geknüpft  ist. 

Diese  wird  bei  Bergwerken  höchstens  fUr  einen  Umfang  von  20,  für  Salz- 
quellen n.  dgl.  für  einen  solchen  von  1  Quadratkilometer  crtheilt,  übrigens  auf  dem- 
selben Banm  nur  einheitlich  an  Einen  Unternehmer  gemeinsam  für  Bergwerk  und 
Quellen.  Auch  mnss  sich,  im  Interesse  der  Stcuerverwaltung ,  jeder  Concessionär  in 
Jer  Eegel  verpflichten,  mindestens  fUr  Vä  Mill.  Kilogr.  Salz  jährlich  zu  gewinnen. 
Für  die  Anlegung  ?on  Salzbergwerken  und  Erschliessung  von  Sal/quellen  kommt 
mehrfach  das  Bergrecht  in  Betracht,  daher  das  (ics.  v.  21.  April  IS  10,  die  Ver- 
oHnongen  dazu,  für  die  Conccssioncn  auch  das  Ges.  v.  17.  Juni  1S40  und  Ord.  v. 
7.  März  1841.  Der  Bergwerk  sst«ai  er  (o.  §.  207)  unterliegen  Salz  werke  nicht,  — 
Tas  übrigens  keifte  nothwendigc  und  auch  keine  richtige  Consequenz  der  Salzsteuer 
ist.  da  diese   einen  ganz  anderen  steuerijulitischen  Cliaractcr  als  die  Bergwerkssteucr 
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hat.  —  Wohl  aber  zahlen  Salzwerke  Grundsteuer  fiir  die  Oberfläche  der  be- 
nutzten Grundstücke  und  Grundsteuer  filr  die  Gebäude  (s.  o.  §.  189,  188).  Jede  Aus- 
beutung salzhaltiger  Stoße  und  jede  Salzsiederei  ist  beim  nächsten  Steuer-  oder  Zollamt 
anzumelden  und  darf  nur  in  ausdrucklich  genehmigten  Stätten  erfolgen.  Geheime 
Salzgewinnung  u.  s.  w.  ist  verboten.  Jedes  Salzwcrk  muss  durch  eine  angemessene 
Umzäunung  oder  Ummauerung  getrennt  yon  sonstigen  Gebäuden  sein,  darf  nur  einen 
Zugang  haben,  ist  jederzeit  den  Steuerbeamten  zur  Ausübung  der  üeberwachung 
zugänglich. 

Steueramtlich  controlirt  und  festgestellt  wird  die  wirklich  gewonnene  Salz- 
mcnge  (insofern  besteht  „Fabrikat besteuern ng")  und  diese  bildet  den  Ausgangs- 
punct  für  die  Bemessung  der  Stcuerschuldigkeit  Das  Salz,  welches  nicht  sofort  aus 
dem  Werk  selbst  in  den  Consum  übergeht  und  in  diesem  Fall  principiell  sogleich  zu 
versteuern  ist,  muss  in  Magazine  gebracht  werden.  Hier  ist  über  Ein-  und  Ausgang 
^cnaa  Buch  zu  führen  und  erfolgt  vierteljährliche  Abrechnung  mit  dem  Steaeramt. 
welches  den  Verkehr  des  Magazins  und  den  Bestand  der  Lager  überwacht.  Zur 
Sicherung  dieser  Controle  über  Werke,  Salzteiche  und  Magazine  besteht  der 
Transport-Anmeldezwang  und  das  Begleitscheinverfahren  in  der  er- 
wähnten Ausdehnung  von  15  Kilometer  um  das  Werk,  bezw.  von  der  Küste  aus. 
Auch  bedarf  nächtlicher  Transport  noch  besonderer  Erlaubniss.  Fohlt  diese  oder 
fehlen  die  erforderlichen  Begleitscheine,  so  ist  Confiscation  und  doppelter  Steuersatz 
angedroht. 

Von  den  nach  den  Registern  und  Controlen  steuerpflichtigen  Salzmengen  werden 
dreierlei  Nachlässe  gewährt,  einmal  von  dem  wirklich  gewonnenen  Salz  3 — 57oi 
etwas  verschieden  jo  nach  den  Gewinnungsorten,  als  allgemeiner  Verlust  sodann  von 
dem  magazinirten  Salz  87o  a^s  Lagerverlust,  endlich  von  dem  versendeten  Salz  2% 
als  Transportverlust. 

Im  Princip  ist  die  Salzsteuer  beim  ü ebergang  in  den  Consum,  daher  bei 
Entnahme  aus  dem  Magazin  und  beim  Verkauf  fällig  und  haar  zu  entrichten.  Doch 
bestehen  einige  Ausnahmen,  wo  der  Fälligkeitstermin  erst  später  eintritt  Auch 
werden  Steuercredite  in  der  Weise  gewährt,  dass  für  Summen  über  mehr  als 
300  Frcs.  genügend  verbürgte  Obligationen  mit  4  Monat  Verfallzeit,  aber  unter  An- 
rechnung von  Verzugszinsen  und  mit  Provisionsbezügen  (remises)  für  die  Beamten 
angenommen  werden :  die  gleiche  Einrichtung  wie  bei  den  anderen  indirecten  Steuern 
und  den  Zöllen  (Ges.  v.  15.  Febr.  1875,  Maximum  der  remise  V»Vo)- 

Leichtere  St  raff  alle  werden  ohne  Appellation  vom  Friedensrichter  mit  persön- 
licher Geldstrafe  von  100  Frcs.  neben  der  Confiscation  der  beschlagnahmten  Gegen- 
stände, im  Rückfall  oder  in  gewissen  Erschw^rungsfällen  vom  Correctionstribunal  mit 
2 — 500  Frcs.  und  Vj— 2  Monat  Gefängniss,  in  bestimmten  Fällen  des  Gesetzes  v.  1840 
ebenfalls  von  diesem  Gerichtshofe  mit  Confiscation  auch  der  Werkzeuge,  Transport- 
mittel, ausser  dem  Salz  selbst,  mit  Geldstrafen  von  500—5000  und  10,000  Frcs., 
und  mit  Erhebung  des  Doppelsatzes  der  Steuer  geahndet.  Auch  kann  die  Concession 
unter  Umständen  entzogen  werden.  S.  bes.  Ges.  v.  1806  und  1840  nebst  Decreten 
dazu.  Vignes  und  Block,  dict.  a.  a.  0.,  am  Meisten  Einzelheiten,  von  denen  hier 
nur  das  Wichtigste  berührt  wurde,  bei  Hock,  so  tiber  Steuerfreiheit  der  Fischerei, 
der  Fischeinsalzung  u.  dgl.  m.  (S.  333  fi*.).  Die  Auslegung  der  einzelnen  gesetzlichen 
Vorschriften  durch  die  Rechtsprechung  bei  Olibo. 

Dem  üeberwachungs dienst  („exercice")  der  Direction  der  indirecten 
Steuern  unterstanden  1869  (ohne  Elsass-Lothr.)  nur  32,  1873  23,  1885  22  selbständige 
Unternehmungen  („fabricants'*).  Also  eine  grosse  Eigenthums-  und  Betriebsconcen- 
tration,  günstig  für  die  Steuerverwaltung  (Bull.  XX,  600j.  Es  war  (1886  defin.,  1887 
provis.,  Bull.  XXUI,  283) : 


Sal 

zmenge  versteuert 

Steuerertrag 

Mill.  Kil. 

Mill.  Frcs. 

Steuer- 

Zoll- 

Zus. 

Steuer- 

Zoll- 

Zus. 

verwaltung 

verwaltung 

verwaltung 

verwaltung 

1886 

89.65 

230.07 

319.75 

8.865 

23.007 

31.872 

1887 

105.36 

219.86 

325  22 

10.406 

21.986 

32.39.H 

Zu   2   Frcs.  p.  100  Kil.  für   Gox    und  Savoicn    wurden   hiervon    bez.  1.25    und 
1.63  Mill.  Kil.  versteuert.     Das  Vcrhältniss   der   von    den    beiden   Generaldirectionen 
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erhobenen  Salzsteuern  hat  iin  Laufe  dicät'^  Jahrhunderts  mehrfach  periodisch  ges<;hwankt, 
im  Cjaozen  bat  aber  die  innere  (jewinnung  absolut  und  relativ  {jegeuübcr  der  Scesalz- 
gevinnoDg  zugonommen. 


f.    Die  Besteuerung  der  Getränke,  Wein,  Obstwein,  Branntwein,  Bier. 

Gesetzgebung.     Die    französische   Getränkebesteucruug   (impnt   des    hoissons) 
ist  nach  dem  Enregistreucnt  die  verwickeltstc  von  allen  französischen  Besteuerungen. 
Sie  bietet  eben  deshalb  auch  für  die  Darstellung  besondere  Schwierigkeiten.     In  den 
zihlreichen  Gesetzen,  Ycrordnungen  und  in  der  Menge  der  Instructionen  treten  diese 
Verwickeltheit   und   diese   Schwierigkeiten    schon    äusserlich    hervor.     Eine   amtliche 
l'cbcisicht  (Bull.  X,   516)   führt  zwischen  1S04   und  1S80  auf:    für  Wein  und  Cider 
3S  Gesetze,   27   Decrete  und   (in   der  Königszeit  von  1SI5— 47)   1)  Ordonnanzen,  für 
Branntvein  (Alcohol)  39  Gesetze,  43  Decrete  und  S  Ordonnanzen,  für  Bier  19  Gesetze, 
ft  Decrete  und  1  Ordonnanz!     Mehrfach  sind  hier  für  die  3,  bezw.  4  Getränke  aller- 
dings dieselben  Gesetze,  Decrete   bei  jeder  Kategorie   besonders  gezählt.    Aber  ge- 
wöhnlich   sind    die  Bestimmungen    wieder   im   Kahmcn    desselben  Gesetzes   für  jede 
Gattung  mehr  oder  veniger  abweichend.     Im  Ganzen  ist  die  Geträukesteucr  für  Wein 
und   Obstwein  (Cider)  wesentlich    in  der  gleichen  Weise    eingerichtet,   die  Ver- 
schiedenheiten betreffen  voniehmlich  nur  die  Steuersätze.     Die  Alcoholsteuer  hat 
mit  der  Weinsteuer  einige  Puncto  gemeinsam,  ist  a))er  im  llauptpuucte,  besonders  seit 
dem    Gesetz    von  1824,   sonst   technisch    verschieden.     Die   Biersteuer   bildet   ein 
selbständiges,   von   den    beiden    anderen    Gctränkesteuorn    sich    durchgreifend   unter- 
scheidendes Glied  des  Systems.     Nur  die  wichtigsten   (iesetze  und  Verordnungen 
Verden  im  Folgenden  angegeben.     Die  vollständige  Liste  s.  im  Bull.  a.  a.  0. 

Wiedereinführung  der  in  der  Kevolutionszcit  (S.  37!)')  beseitigten  Getränkc- 
bteoem  durch  Ges.  ?.  5.  Ventose  XII  (25.  Febr.  1804);  verschiedene  Decrete  im  J.  XII 
and  XIII,  bes.  ?.  1.  Germ.  XIII.     Weitere  Ausbildung  durch  Ges.  v.  24.  April  1806 
(Decr-  T.  5.  Mai  und  31.  Aug.  1800)  und  Ges.  v.  25.  Nov.  1S08  (Decr.  v.  21.  Dec.  180S\ 
Damit  war  der  dauernde  Grund  der  Gesetzgebung  wieder  gelegt.     Der  Branntwein 
unterlag  dabei  noch  den  Bestimmungen  der  AVe  in  Steuer.     Fortbildung  in  den  Decr. 
V.  5.  Jan.  und  7.  Apr.  1814.     Art.  Codiiication  im  (ies.  v.  8.  Dec.  1814  und,  nachdem 
Napoleon  I.  durch  Decret  v.  8.  Apr.  1815  die   bestehende  Gesetzgebung  umgestossen 
hatte,  von  Neuem  durch  das  (iesctz  v.  28.  April  1^10:  bis  heute  das  grundlegende 
für   die  Getränkebesteuerung,   besonders   für  Wein,   Cider,  Bier,  Steuern,  welche 
TOD    da  an   im  Wesentlichen  in  ihrer  damals  erreichten  technischen  Einrichtung  ver- 
blieben sind.    Erheblichere  Modilicationen,  vürnehmlich  der  Weinsteuer  u.  A.  durch 
das    Überhaupt  noch   wichtige  Ges.  v.  25.  März   1817;   dann  Ges.  v.  12.    Dec.  1830, 
21.  Apr.  1832,  25.  Juni  1841.     Der  Alcohol  wurde  dagegen  erst  durch  das  Ges.  v. 
24.  Juni  1824  einer  eigenen  Verbrauchsabgabe  unterstellt  und  aus  dem  Kahmeii 
der  Weinsteuer  in  der  Hauptsache  herausgenommen.     Im  J.  1848  und  1849  auf  dem 
Papiere   durch  Decrete  und  Gesetze   grossentheils  umgestossen ,  wurde  die  Getränke- 
bedteoemng   noch  vor  der  Ausführung  dieser  Bestimmungen  auf  der  alten  Grundlage 
wiederhergestellt  (Ges.  v.  20.  Dec.  1849).     Erheblichere  Äenderungen  dann  nur  noch 
durch  Decr.  v.  17.  März  1852,  sonst  unter  Napoleon  III.  nur  kleinere  (bes.  noch  durch 
Ges.  T.  8.  Juni  1864).  —  Nach  dem  deutschen  Kriege  allgemeine  Tariferhöhungen, 
bes.  durch  Ges.  v.  1.  Sept.  1871,  für  Alcohol  spcciell  durch  Ges.  v.  26.  März  1872, 
für  die  Getränkesteuern  im  Ganzen  durch  Ges.  v.  30.  Dec.  1873,  für  Theilc  der  Wein- 
uud  Gidersteuer  durch  Ges.  v.  81.  Dec.  1873.     Dazu  traten  verschärfte  Control- 
und  Strafbestimmungen   und  einzelne  Äenderungen  der  Erhebung  (Ges.  v. 
28.  Febr.,    26.  März,    2.  Aug.  1872,  21.  Juni  1873,  16.  Febr.  1875,  9.  Juni  1875, 
14.  Dec.  1875  u.  a.  m.'),    an    die    sich    wieder   wichtigere   Ausführungsverordnungen 
(De«:rete)  anschlössen  (bes.  1875 — 79).     Durch  Ges.  v.  19.  Juli  1880  erfolgten  darauf 
bcdeuteude    Tarifermässigungen    und    neue    kleinere    Veränderungen.      Seitdem 
schweben  verschiedene  Kcformprojecte,  welche  auch  zu  Gesetzentwürfen  ge- 
fuhrt haben,  so  1887  (Bull.  XIX,  239)  und  wieder  1888  iBull.  XXIV,  529),  letzterer 
mit  höchst  ladicaler  Tendenz,  s.  u.  §.  253. 
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Literatur.  Stourin  I,  eh.  lä.  bes.  p.  352  11".  (.Wiederherstellung  iler  Steuern 
unter  Napoleon  I).  Vignes  I,  110 — 117  ({j:etrennte  Darstellung  der  einzelnen  Steuern, 
weniger  eingehend  als  bei  anderen  Steuern),  Tarife  eb.  II,  3S2.  v.  Hock,  S.  300 
bis  'Ml  und  passim,  S.  3S3  ff.  v.  Kaufmann,  S.  332—398.  Block,  dict.,  Art. 
boissons  von  Koucou  und  Supplem.  (suppl.  gener.  1S78 — S4.  p.  52  und  spatere). 
Bes.  eingehend  und  vorzüglich,  u.  A.  über  die  verschiedenen  Getrünkesteuer-EntjUcten, 
in  Say's  dict.  de  lin.  die  betreffenden  Fachartikel,  namentlich  Stourm's  Art.  boissons, 
dann  alcool,  biere,  vin,  cidre,  vinage,  denaturation  und  sonstige  einzehie  über  die 
technischen  Puncte  bei  dieser  Steuer  (noch  nicht  alle  erschienen);  auch  Stourni, 
l'impöt  sur  l'alcool  dans  les  princip.  pays.  Par.  18SC,  p.  5 — SS.  —  Olibo,  der 
ganze  IJand  I  (ö72  p. !  über  die  einzelnen  Thcilc  des  Systems),  fcriier  in  vol.  2  über 
bouilleurs  et  distillateurs,  acquits-ä-caution ,  Liccnzen.  S.  auch  J.  Wolf,  Brannt- 
weinsteuer, Tüb.  1S84,  S.  126—155,  ders.  in  Schanz'  Fin.  Arcb.  IV,  39J.  Die 
einzelnen  Massregeln  auf  diesem  (icbietc  nach  dem-  letzten  Kriege  von  Mathien- 
Bodet  dargestellt  und  z.  Th.  kritisirt  (so  I,  37,  40,  OS  H".  —  Kepressivmassrcgdii 
gegeuünterschleif  in  1S72— 113.  137,  141,  239,  253,  301,  332),  ferner  von  Amagat 
a.  a.  0.  bes.  p.  319  ff.,  168  ff.  Bibliographie  im  Bloffk 'sehen  dict.  p.  253,  im 
Say'schen  p.  430.  Statistik  bei  Faure  p.  114  ff,  Vigncs  II,  2SS,  in  den 
Artikeln  des  Say'schen  dict.,  auch  manche  Daten  bei  v.  Kaufmann,  vornehmlich 
aber  im  Bull.,  bes.  die  höchst  reichhaltigen  Daten,  welche  amtlich  für  die  grosse  (jc- 
tränkesteuerenqueto  v.  1879  ff.  zusammengestellt  worden  sind,  in  vul.  IX  und  X;  dann 
Daten  über  Production  von  Wein,  Cider,  Alcohol  und  über  vielerlei  Einzelnes  aus  dem 
Gebiete  dieser  Besteuerung  (s.  (ieneralregistcr  f.  die  20  ersten  Bände  d.  Bull.  p.  S'i. 
Daten  über  die  Stcuercrträge  in  den  Verwaltungsberichten.  Im  Bull,  auch  seit  IST 7 
die  Gesetze,  Decreto,  Gesetzentwürfe  mit  Motiven,  Einzelnes  aus  den  En(iueten,  so  der 
Haupttheil  des  Berichtes  der  letzten  ausserparlamentarischen  Untersuchungscommission 
unter  L.  Say's  Vorsitz  (Bull.  XXII,  329,  Bericht  v.  Finanzminister  Kouvier  an 
Präs.  Grevy,  Ber.  der  Commission  über  die  Monopolfrage  im  Journ.  offic.  v. 
9.  Juli  1888,  über  die  sanitäre  Seite  der  Alcoholfrage  und  über  Steuerreformen  im 
Bull.  18S8  XXIV,  p.  470  i\\  und  592  ff.).  Der  demgemäss  ausgearbeitete  Gesetz- 
entwurf ist  der  obengenannte,  am  30.  Üctober  ISSS  der  Deputirtenkammer  vorgelegte 
(Bull.  XXIV,  529). 

Im  Folgenden  wird  zunächst  eine  Uebcrsicht  der  Entwicklung  der  Getränke- 
besteuerung als  ganzes  System  und  im  Allgemeinen  gegeben,  darauf  die  Ein- 
richtung des  Systems  und  der  einzelnen  Steuern  dargestellt.  Einiges  in  der  technischen 
Einrichtung  dieser  Steuern  beschränkt  sich,  wie  oben  schon  bemerkt,  nicht  auf  &ie 
allein,  sondern  ist  nur  bei  ihnen  besonders  wichtig  und  zum  Theil  weiter  ausgebihiet, 
kehrt  aber  bei  anderen  indirecten  Steuern,  wie  der  Salz-,  Zuckersteuer,  den  (Jel- 
steuern  u.  a.  m.,  wieder.  Es  wird  im  Wesentlichen  hier  bei  der  Behandlung  der 
(ietränkesteuern  auch  für  die  anderen  Steuern  mit  erledigt  (Exercice,  circulation. 
acquits-ä-caution  u.  s.  w.).  —  Das  Detail  der  Bestimmungen  ist  auf  diesem  Sieuer- 
gebiete  ausserordentlich  gross.  Auch  die  folgende  Darstellung  kann  von  wichtigeren 
Einzelheiten  nicht  ganz  absehen ,  weil  sie  zur  (Jharacteiistik  des  Systems  geboren. 
Aber  sie  möglichst  zu  beschränken  oder  zurücktreten  zu  lassen,  war  die  Absicht. 


aa.     Die  Entwicklung  der  Getränke b est euerung  als  Ganzes  und  im 

Allgemeinen. 

§.252.  1.  Ursprung,  Ausbildung  und  allgemeine 
finanzielle  Bedeutung  von  1804—1871.  Auch  die  moderne 
französische  Getränkebesteuerung  stellt  in  vielen  und  wichtigen 
technischen  Puncten,  besonders  beim  Weine,  ein  Wiederaufleben 
von  ähnlichen  Steuern  des  „alten  Regiments*',  der  ehemaligen 
,,aides*'  (§.  i)2)  dar.  Nur  dass  die  neue  Steuer  verallgemeinert, 
vereinheitlicht,   systematisch   vollständiger  und  noch  folgerichtiger 
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in  ihren  Einzelheiten  ausgebildet  worden  und  der  frühere  Tarif- 
wirrwarr  verschwunden  ist.  Die  moderne  Gesetzgebung,  namentlich 
das  Hanptgesetz  von  1816,  ist  wohl  als  fiscalisches  Meisterstück 
gepriesen  worden,  v.  Hock  nennt  es  ,,das  umfassendste,  kühnste 
und  durchdachteste,  welches  je  aus  dem  Gehirn  eines  Finanz- 
aiinisters  entsprang'^  Aber  abgesehen  davon,  dass  dieses  Gesetz 
mehr  nur  die  Normen  seit  1808  zusammenfasste  und  schon  insofern 
nicht  die  Arbeit  Eines  Mannes  war:  es  lässt  sich  sogar  nachweisen, 
wie  es  Stourm  gethan  hat,  dass  die  wichtigsten  technischen  Be- 
stimmungen der  neuen  Getränkebesteueiung  den  Keglements  der 
ferme  generale,  der  Ordonnanz.  Ludvvig's  XIV.  von  1680  und  über- 
haupt dem  im  Laufe  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  ausgebildeten 
Finanzrecht  der  aides  nachgebildet  worden  sind.  Der  „Bruch  mit 
der  Vergangenheit'^  war  auch  hier  nur  ein  vorübergehender,  das 
„Neue"  später  mehr  scheinbar  als  wirklich,  die  lästigen  Controlen 
und  Verkehrshemmungen  namentlich  bei  der  Weinsteuer  gingen  von 
der  alten  Zeit  in  die  moderne  hinüber.') 

Die  aides  \varen  nach  einigem  Zögern  hinsichtlich  der  sogen. 
Eingangsabgabe  in  den  geschlossenen  Städten  (droits  d'entr^e) 
schliesslich  doch  mit  dieser  Abgabe,  in  der  Consequenz  der  von 
der  constitnirenden  Versammlung  einmal  eingeschlagenen  Steuer- 
politik, im  J.  1791  gefallen  (Gesetz  v.  17.  März  171)1),  nachdem 
sie  ohnehin  schon  thatsächlich  vielfach  hatten  preisgegeben  werden 
müssen  (§.  167).  Die  Fiuanznoth  regte  zwar  auch  in  Betreff  der 
Getränkesteuern  schon  in  der  Zeit  des  Directoriums  Gedanken  der 
Wiederherstellung  an.  Aber  nur  als  C  o  ni  ni  u  n  a  1  a b  g ab  e ,  nämlich 
als  Theil  des  städtischen  Üctroi,  das  für  eine  Anzahl  Gemeinden, 
darunter  Paris,  17!)8  wieder  zugelassen  wurde,  trat  die  Getränke- 
steuer vorläufig  wieder  ins  Leben.  Fast  5— 6.  Jahr  später,  im 
Jahre  18Ö4  unter  Napoleon's  Regierung,  kehrte  sie  als  Staats- 
steuer zurück,  um  seitdem  nicht  wieder  zu  verschwinden  und 
nach  und  nach  durch  ihren  steigenden  grossen  Ertrag  einer  der 
Grundpfeiler  des  französischen  indirecten  und  des  ganzen  Steuer- 
systems überhaupt  zu  werden.  Die  erste  Gesetzgebung  brachte 
einen  unbefriedigenden  Versuch  mit  einer  neuen  Steuerform,  einer 
Art  Productionssteuer.  Schon  1806  kehrte  man  zu  den 
Steuerfprmen   der  früheren  Zeit  zurück   und  bildete  dann  die  Ge- 

*)  V.  Hock,  S.  301.  Stourm  l,  331  ü".  und  dors.  iui  dict.  de  fiii.,  Art.  boisbous, 
I».  417.     Auch  für  das  Folgcjidc  Näheres  bes.  bei  Stourm. 
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tränkebesteuerung  demgemäss  aus:  ein  System  von  drei  bez.  vier 
Abgaben,  die  sogen.  Circulations-,  Klein-  (Detail-),  Eingangs- 
und „einzige"  Abgabe. 

Die  1804  neu  gescLaffcne  Steuer  knüpfte  unmittelbar  an  die  Production  au 
u]»d  war  sehr  massig.  Nach  der  Wein-  und  Obsternte  erfolgten  Aufnahmen  der  ge- 
wonnenen Mengen  Getränk,  mit  späterer  Nachprüfung  der  Bestände  (sogen.  System  des 
Inventars).  Der  Wein  zahlte  dann  heim  Verkauf  40  Cent.,  Cidre  u.  s.  w.  15  Cent, 
p.  Hectol.  Branntwein  aus  diesen  Getränken  destillirt  zahlte  nichts  weiter,  aus  anderen 
Stoffen  (Korn,  Kernobst)  ebenfalls  nur  40  Cent.  p.  Hectol  (Ges.  ?.  5.  Ventose  XII  oder 
25.  Febr.  1804). 

Im  J.  1808  wurde  die  Aufnahme  mittelst  Inventars  beseitigt.  Aber  schon  180H 
{Gas.  V.  24'.  April)  wurden  zwei  neue  Abgaben  von  den  Getränken  eingeführt  und 
damit  die  Grundlage  des  ganzen  späteren  Systems  geschaffen:  die  sogen.  Circu- 
lationsabgabe,  anfangs  als  57o  Werthabgabe,  seit  1808  als  specifische  Abgabe 
nach  der  Menge  (Hectoliter)  und  nach  einem  vierstufigen  sogen.  Zonen  -  Tarifsatze 
auf  Grund  einer  Eintheilung  des  französ.  Gebiets  in  4  Classen  (Zonen)  nach  dem  un- 
gefähren Durchschnittswerth  des  Weins  (Min.  30,  Max.  80  Cent.  p.  Hectol.),  fenuT 
die  sogen.  Kl  ein  abgäbe  („Detailgebühr",  droit  de  detail),  als  Werthabgabe  von  10, 
1808  von  15Vo'  ^^^^  ^^^^  ^^i""  ^^s  dritte  Abgabe  des  Systems  die  Eingaugs- 
abgabe  in  Städten  von  2000  Einwohnern  und  darüber  nach  einem  mit  der  Grösse 
der  Ortsbevölkerung  in  Stufen  aufsteigenden  Tarife  hinzu  (Ges.  v.  25.  Nov.  1808). 
Die  Circulationssteuer  ward  sogleich  in  der  für  sie  characteristisch  gebliebenen 
Weise  eingerichtet,  nämlich  so,  dass  jcäe  Platzveränderung  der  Getränke  steueramtlich 
gemeldet  und  ein  Begleitschein  dafür  genommen  werden  musste  (sogen.  oxpedition\ 
die  Grosskaufleute  für  die  bei  ihnen  eintreflenden  Mengen  belastet  und  ihre  Lager- 
bestände periodisch  aufgenommen  wurden.  Auch  der  Branntwein  wurde  zunächst 
noch  wie  Wein  behandelt ,  unterlag  daher  den  drei  genannten  Abgaben ,  nur  bestand 
für  die  Circulationssteuer  kein  Zonen-,  sondern  ein  einheitlicher  Tarif  (1  Frcs.  20  Cent. 
]).  Hectol.  in  Fässern,  5  Frcs.  in  Flaschen).  Schon  1812  wurde  aber  für  Branntwein 
die  Circulations-  und  Klcinabgabe  in  eine  einzige  15%  Werthabgabe  verwandelt. 
Bier  wurde  seit  1808  ausschliesslich  einer  Fabrikationssteucr  unterworfen, 
daher  von  den  drei  Abgaben  der  übrigen  Getränkesteuern  nicht  getroU'en.  Im  J.  1814 
(Decr.  v.  27.  April)  wurde  auch  bereits  die  vierte  Abgabe  des  Systems  eingeführt, 
die  sogen,  einzige  Abgabe  (taxe  unique),  welche  in  Städten  mit  Octroi,  unter  Be- 
seitigung der  inneren  Controlen  (des  Exercice).  an  die  Stelle  der  Circulations- 
uud  Kleinabgabe  in  Form  einer  entsprechend  erhöhten  Eingangsabgabe 
trat,  damals  obligatorisch,  wenn  die  Gemeinde  nicht  in  kurzer  Frist  widersprach. 
(S.  Näheres  bei  Stourm  I,  353  ff.,  ders.  in  Say's  dict.,  Art.  boissons,  p.  419  fl., 
meist  wörtlich  übereinstimmend,  dann  Stourm 's  Art.  alcool,  eb.  p.  16.  Diese  Schriften 
auch  für  das  Folgende). 

Dieses  Getränkesteuersystem  bewäbrte  sich  finanziell,  der 
Ertrag  stieg  von  180G— 9  von  35  auf  100  Mill.  Frcs.  Es  war 
aber  freilich  für  den  Verkehr,  ttir  die  Producenten,  besonders  die 
Wein-  und  Obstbauer,  und  für  die  Weinhändler  und  Wirthe,  wie 
für  das  Wein  beziehende  Privatpublicum  mit  recht  lästigen  Controlen 
und  Mühen  verknüpft.  Daher  machten  sich  1814  und  1815 
politische  Rücksichten  in  der  Gesetzgebung  dagegen  geltend. 

Die  Kestaurationsregierung  gewährte  den  „Eigenbauern"  für  Wein,  Obstwein 
und  Branntwein,  den  sie  bloss  aus  ihrem  eigenen  Erntei)rodact  gewonnen, 
Steuerfreiheit,  einerlei  wohin  und  an  wen  das  üetrank  ging,  —  womit  die  noch 
ü^egenwärtig  nicht  ausgetragene  Streitfrage  über  die  Behandlung  des  Products  der 
Eigen bauer  und  sogen,  bonilleiirs  de  cru  begann,  eine  Streitfrage,  welche 
wiederholt  die  Gesetzgebujig  bis  in  die  neueste^  Zeit  beschäftigt  hat  und  mehrfach 
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Tcrbcbicdcu  ciitochiedeii  wurde  (l)ccr.  v.  b.  l)ec.  JSI4).  Na<'1i(lcin  dann  durch 
Napolcou  I.,  uach  der  KUckkohr  von  KlWa,  aus  noch  weitergehenden  politischen  Tcn- 
deozen  mit  dem  Gctränkcstcucräystcm  gebrochen  und  dafUr  Händlcrlicenzcn  — 
die  später  blieben  —  eingeführt  worden  (Dccr.  v.  8.  Apr.  1815),  die  königliche  Ue- 
gieroog  aber  abbald  zu  dem  früheren  System  zurückgekehrt  war  und  es  durch  das 
Haaptgesetz  ?.  28.  Apr.  1816  cndgiltig  ueu  begründet  hatte,  wurde  zwar  die  Steuer- 
freiheit der  Eigcnbaaer  beschränkt  (1S16,  1817),  verblieb  aber  für  den  persönlichen 
Verbrauch  und  für  Transporte  in  der  Nachbarschaft  von  Keller  zu  Keller,  was  die 
Quelle  niemals  völlig  unterdrückt  gewordener  üntersclilcife  geworden  ist.  Durch  Ges. 
T.  25.  März  1817  wurden  die  Grundbestimmungen  der  Wein-  und  Ciderbesteuerung 
dann  zum  Abschluss  gebracht,  die  Circulationsabgabo  blieb  auf  Sendungen  an 
„Private"  (particulicrs) ,  die  Kleinabgabe  auf  Klein  Verkäufer  (Wirthe,  Dcbitanten) 
beschränkt:  ein  durchgreifender  principieller  Punct  der  Getränkcbcsteucniug. 

In  der  Alcoholbestcuerung  erfolgte  dagegen  im^J.  1824  eine 
wichtige  Aenderung.  Die  bestehende  Werthab  gäbe  wurde  nämlich 
beseitigt  und  durch  eine  einheitliche,  genau  nach  der  Stärke 
(Gradhaltigkeit)  bemessene  specifische  Steuer,  die  sogen.  „Ver- 
brauch sabgabe''  (droit  de  consonimation)  ersetzt.  Diese  Steuer 
ward  nach  dem  Hectoliter  reinen  Alcohols  zu  dem  Steuersatz  von 
50  Frcs.  berechnet  und  mittelst  des  Gay-Lussac 'sehen  Centesimal- 
Alcoholometers  bestimmt  (Gesetz  v.  24.  Juni  1824).  Dieses  ist  die 
Grandlage  der  Besteuerung  geblieben,  nur  sind  später  die  Steuer- 
sätze sehr  erhöht  worden.  In  den  Orten  mit  Eingangsabgabe  tritt 
letztere  übrigens  auch  für  Alcohol  hinzu. 

Wiederum  waren  es  im  J.  1830  nach  der  Julirevolution  mit 
politische  Erwägungen,  welche  zu  einer  erheblichen  Tarif- 
reduction  der  Getränkesteuern,  selbst  für  Alcohol,  auf  ca.  ^/3  des 
Satzes,  auch  der  Kleinabgabe  (auf  10  ^|^f)  und  zur  Anstellung  einer 
umfassenden  Enquete  über  die  ganze  technische  Einrichtung  der 
Besteaernng  führten.  Gegen  diese  Einrichtung  hatte  sieh  besonders 
in  den  Weinbau  treibenden  Landcstheilen  eine  scharfe  Opposition 
erhoben.  Das  Ergebniss  der  Untersuchung  war  aber  der  Steuer 
selbst  und  den  Grundlagen  ihrer  Einrichtung  günstig.  Nur  in 
einigen  Puncten  der  Formalien,  der  Controlen  und  der  Erhebung 
erfolgten  Erleichterungen  und  Veränderungen,  die  hie  und  da  zu 
weit  gingen,  so  dass  später  Einzelnes  davon  wieder  etwas  modificirt 
werden  musste. 

Ges.  V.  17.  Oct.  und  12.  Dec.  lS;iO,  21.  Aj.r.  1S32,  23.  Apr.  1836,  20.  Juli  18M7, 
25.  Jani  1841.  Stourin,  Art.  boissons  im  Say 'sehen  dict.  p.  423,  über  d.  Emiurto 
V.  1S3Ü.  ü.  A.  wurde  den  Dcbitantcii  von  Spirituosen  «cestattct,  {^^egen  Entrichtung 
•1er  Abgaben  bei  der  Ankunft ,  sich  von  der  Üe))erwachimg  (dem  Exercice)  zu  lösen 
[sog.  debitantä  rcdimcs,  1832).  Die  „einzige"  Abgabe  wurde  1841  auf  Ersatz 
d.ir  Klein-  und  Eingangsabgabe  beschränkt,  so  dass  sie  nicht  mehr  die  Circulations- 
abgabe  mit  nmfasste,  dafür  aber  die  Controle  innerhalb  der  betrelleiiden  Gemeinden 
im  Interesse  der  Staatssteuer  und  auch  das  Uctroi  wieder  hergestellt  wurde.  —  Die 
Stcncrermäüaigung  von  1830  verminderte  den  Ertrag  sehr,  ohne,  wie  von  amtlicher 
and  sonstiger  sachverständiger  Seite  hervorgehoben  wird,  den  Gousumentoa  in  Preis 


622        0.  B.    2.  K.    Steuerrecht.    1.  H.-A.    2.  A.    Frankreich.    §.  252,  253. 

oder  Qualität  zu  (iute  zu  koDimeii.  Der  Weinsteucrerti-ag  sank  1830  auf  ISHl  von 
H0.5  auf  35.2  Mill.  Trcs.  und  erreichte  erst  1846 — 47  annähernd  wieder  die  frühere 
Höhe;  der  Alcoholöteuerertrag  sank  von  1830  auf  lb31  von  20.2  auf  14.5  Mill.  Frc^. 
und  war  ei-st  .1839  wieder  so  hoch  als  1830  (Bull.  IX,  181,  X,  155). 

Aus  ähnlichen  politischen  Gesichtspuncten  ging  man  im 
J.  1848  sofort  gegen  die  GetrUnkesteucrn  vor,  nur  viel  radicaler. 
Wegen  der  lästigen  und  gehässigen  Erhebungsart  hob  die  provi- 
sorische Regierung  die  Kleinabgabe  und  die  Ueberwachangen  dafür 
auf  und  führte  eine  aligemeine  Verbrauchsabgabe  für  Wein,  Obst- 
wein und  Alcohol  mit  einem  massig  gehaltenen  Tarife  ein,  wobei 
übrigens  die  Förmlichkeiten  der  Circulation  verbleiben  sullten 
(Decr.  V.  31.  März  1848).  Die  Nationalversammlung  stellte  indessen 
die  alte  Gesetzgebung  einfach  wieder  her  (Ges.  v.  22.  Juni  1848). 
Zwar  beschloss  sie  selbst  später  nochmals,  mit  in  politischer 
Tendenz,  die  Aufhebung  (Ges.  v.  D.  Mai  1849).  Bevor  aber  der 
Terrain,  von  welchem  an  diese  Massregel  Platz  greifen  sollte 
(1.  Jan.  1850),  herbeigekommen  war,  wurde  durch  die  neu  gewählte 
Nationalversammlung  abermals  das  alte  Steuersystem  wieder  her- 
gestellt und  die  Frage  der  Steuerreform  wieder  einer  Enquete- 
Commission  übertragen  (Ges.  v.  20.  Dec.  1849).  Das  Ergebmss 
auch  dieser  neuen  eingehenden  Prtlfung  war  schliesslich  wiederum 
der  bestehenden  Steuereinrichtung  im  Ganzen  günstig.  Nur  in 
einigen  Einzelheiten  wurden  Abänderungen  vorgeschlagen,  welche 
durch  das  Decret  v.  17.  März  1852  im  Wesentlichen  in  das  Steuer- 
recht übergegangen  sind.  Untei*  Napoleon  III.  blieben  die  so 
wieder  festgestellten  Grundlagen  der  Besteuerung  dann  fast  un- 
verändert. Der  -Ertrag  stieg,  mit  unter  dem  Einfluss  von  Tarif- 
erhöhungen, erheblich,  bei  allen  Getränken  zusammen,  inbegriffen 
dieNebenabgaben,von  110.9  Mill.  in  1859  auf  259.4  Mill.  Frcs.in  1869. 

S.  wiederum  bes.  Stourm  im  dict.  de  (in.,  Art.  boissons,  p.  423  iL  Eiucm 
alten  Vorwurf  gegen  die  (ieträukcsteuer  (auch  für  Alcohol  seit  1824),  dass  dieselbe 
iiUmlich  nur  bei  der  Kleinabgabc,  als  einer  Worthabgabe,  die  Qualität  berück- 
sichtige, bei  den  sonstigen  Abgaben,  als  specifischeu  Steuern,  im  Gauzeu  dagegen  nicht, 
glaubte  man  nach  den  Untersuchungen  der  Commission  doch  nicht  weiter  als  mittelst 
Beibehaltung  der  Kleinabgabe  und  Steucrzuschlag  fUr  Weine  und  Spirituosen  in 
Haschen  und  für  Liqueure  Kecjinung  tragen  zu  können.  —  Das  Privileg  der  Eigen- 
bau er  wurde  wieder  etwas  beschränkt,  auf  Sendungen  von  Keller  zu  Koller,  bloss 
innerhalb  des  Cuutous  und  der  benachbarten  üemeindeu.  Eine  andere  Privilegien- 
frage, die,  welche  das  sogen,  öteuerfreie  vinago,  d.  h.  die  Vermischung  des  Weiua 
mit  Alcohol  ohne  Steuer  für  letzteren  betrifft,  wurde  1856  zu  Gunsten  dieser 
Freiheit  für  7  Departements  des  Südens  gelöst,  1864  (Ges.  v.  8.  Juni)  aber  wieder 
beseitigt.  (Stourm  a.  a.  0.,  p.  424.  Art.  vinage  im  Block 'sehen  und  im  Say 'sehen 
dictionn.) 

§.  253.  2.  Periode  seit  1871.  Nach  dem  deutschen  Kriege 
mussten  begreiflicher  Weise  die  schon  so  ergiebigen,  aber  doch 
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immer  noch  einer  weitereu  Ertragssteigerung  fälligen  Gctränke- 
steueru  ihren  gebührenden  Autheil  an  der  allgeuiein  gebotenen 
SteueiTermehrung  mit  übernehmen.  Dabei  trat  aber  immer  schärfer 
eine  characteristische  Neigung  hervor,  die  Belastung  mehr  auf 
den  Alcohol  zu  schieben,  als  auf  die  übrigen  Getränke.  Ferner 
suchte  man  nicht  nur  durch  Tariferhöhungen,  sei  es  des  Trincipal- 
satzes  (so  besonders  bei  Alcohol),  sei  es  der  Zuschläge  dazu  für 
Staat^rechnung  (der  „Decinien"),  sondern  durch  Ausdehnung 
und  Verschärfung  der  Controlcn,  der  Formalitäten,  der 
Strafen  den  Unterschleif  wirksamer  zu  unterdrücken. 
Beide  Bestrebungen  sind  von  Erfolg  begleitet  gewesen.  Der  Ertrag 
der  Getränkesteuern  stieg  von  1869  bis  1880  für  den  Staat  (ohne 
die  Zölle)  von  259.4  auf  454.4  Mill.  Frcs.,  also  um  ca.  75  «/o.  Mit 
den  Zöllen  und  Gemeindeoetrois  ergab  sich  um  1880  ein  Gesammt- 
ertrag  von  über  600  Mill.  Frcs. 

Die  Tariferhöhungen,  zumal  für  Alcohol,  drängten  dann  auch 
ihrerseits  wieder,  weil  sie  noch  mehr  zum  Untcrschleif  anreizten, 
auf  die  Verschärfung  der  Controlcn  u.  s.  w.  hin.  Natürlich,  dass 
aber  dadurch  die  Belästigungen  gesteigert  wurden  und  die  Un- 
popularität  dieser  Bebteuerung,  trotz  der  Gewöhnung  der  Pflichtigen 
an  letztere,  noch  wuchs. 

Dazu  traten  immer  mehr  andere  Schwierigkeiten  in  Betreff  der 
Einrichtung  der  Getränkebesteucrung.  Solche  machten  u.  A.  be- 
sonders die  Fragen  von  der  Steuerfreiheit  der  Eigenbauer  und 
Eigenbrenner  (bouilleurs  de  cru)  und  von  der  Unterstellung 
derselben  unter  die  regelmässige  steueramtliche  Controle  („exercice**), 
ferner  von  der  Besteuerung  des  Alcoholzusatzes  zum  Weine 
(vi nage)  in  theils  neuer,  theils  vermehrter  Weise,  abermals 
vollends  bei  den  höheren  Steuersätzen.  Diese  Fragen  beschäftigten 
fast  beständig  die  öffentliche  Meinung  und  wiederholt  die  Gesetz- 
gebung, die  sie  in  verschiedener  Weise  behandelte.  Ferner  ver- 
laugten die  Verheerungen  der  Reblaus,  die  wachsende 
Concurrenz  der  „industriellen"  Alcohole  mit  denen  aus 
Wein  etc.,  die  Veränderungen  und  Verbesserungen  der  Technik  des 
Brennereibetriebs,  die  bei  letzterem  mitspielenden  landwirthschaft- 
lichen  wie  anderseits  die  Weinbauinteressen  u.  dgl.  m.  noch  mehr 
als  in  anderen  Ländern  Berücksichtigungen  bei  einer  so  streng 
fiscalischen  Steuergesetzgebung.  Aber  das  dringende  Finanz- 
bedürfniss  machte  diese  Berücksichtigungen  noch  schwieriger  als 
anderswo.     Wiederum  schuf   auch  die   ungeheuere  Zersplitterung 
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der  privatwirthschaftlichen  Production  beim  Weinbau,  Obstbau,  der 
Brennerei,  bei  den  gebotenen  hohen  Steuersätzen  noch  ihre  eigenen 
Schwierigkeiten  für  eine  erträgliehe  und  doch  hinlänglich  einträg- 
liche Einrichtung  der  Getränkebesteuerung.  Die  Sachlage  war 
und  ist  in  Frankreich  in  dieser  Hinsicht  eine  ganz  andere  als  in 
Grossbritannien  ohne  Weinbau  und  mit  bloss  industrieller,  ausser- 
ordentlich concentrirter  Brennerei  (S.  291)  und  auch  als  in  Deutsch- 
land, wo  Weinbau  und  Weinconsum  so  viel  beschränkter  sind.  Die 
zunehmende  Verbreitung  der  Trunksucht,  die  Erkenntniss  der 
schädlichen  Ingredienzen  besonders  der  nicht  oder  nicht  genügend 
gereinigten  industriellen  Branntweine  gaben  endlich  der  Frage  der 
Getränkebesteuerung  abermals  eine  neue  Wendung.  Sanitäre, 
ethische,  selbst  politische  Momente  begannen  immer  stärker  ihre 
Berücksichtigung  zu  verlangen.  Die  Schankwirthschatls  -  Gesetz- 
gebung, die  Licenzfrage  traten  deshalb  mit  in  den  Vordergrund. 

So  wird  es  begreiflich,  dass  mancherlei  Reformprojecte  auf- 
tauchten und  mehrfach  auch  die  Gesetzgebung  beschäftigten.  In 
eigenthümlicher  Form  trat  das  Branntwein -Monopolproject  in 
dem  Alglave'schen  Plane  einer  Art  Kleinverkaufs- Monopols 
hervor.*)  Abermals  wurde  eine  grosse  parlamentarische  Enquete 
i.  J.  1882  angestellt  und  darauf  nochmals  eine  ausserparlamen- 
tarische  über  einige  Hauptfragen  der  Getränkesteuerreform,  be- 
sonders der  Branntweinbesteuerung  (1887).  Die  verbesserte  Finanz- 
lage hatte  schon  im  J.  1880  (Gesetz  v.  19.  Juli)  die  Möglichkeit 
zu  einigen  Steuererleichterungen  gegeben.  Man  glaubte,  dies  vor- 
nehmlich den  Getränkesteuern  zu  Gute  kommen  lassen  zu  sollen 
und  schritt  daher  zu  einer  erheblichen  Ermässigung  der  Tarife 
derselben.  Man  erzielte  damit  eine  beträchtliche  Ertragsabnahme, 
hat  aber  wieder  die  Erfahrung  gemacht,  dass  davon  den  Gonsu- 
menten  wenig  zu  Gute  gekommen  ist,  was  u.  A.  der  Zersplitterung 
des  Getränkekleinhandels  oder  Debits  mit  zugeschoben  wird  (Sa y). 
Die  beständige  Agitation,  das  Mitspielen  politischer  Bücksichtnahmen 
auf  einzelne  Volksclassen,  aber  allerdings  auch  die  Ergebnisse  der 
neuen  Untersuchungen  der  Getränkesteuern,  die  dabei  erfolgten 
Vorschläge  und  das  Bestreben,  den  sanitären,  ethischen  und  cultur- 
politischen  Rücksichten,  welche  bei  der  Einrichtung,  der  Getränke- 
steuern mitspielen,  möglichst  Rechnung  zu  tragen,  hat  denn  jüngst 

*)  S.  darüber  J.  Wolf,  im  Finauzarcliiv  IV,  31)7.  Branntweiu  sollte  nur  in 
amtlichen  Flaschen  durch  den  Staat,  der  ihn  den  Erzeugern  im  Grossen  abkaufte, 
in  den  Consum  und  Kleiu?crkehr  tlbergehen  dürfen. 
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za  einem  radicalen  Gesetzentwurf  des  Finanzministers  Peytral 
geftihrt.  Hier  wird  nichts  Geringeres  geplant,  als  die  völlige 
AnfhebuDg  der  Wein-,  Gider-  und  Biersteuern  als  Staats- 
stenern  und  die  Ersetzung  des  grossen  Ausfalls  an  Einnahmen 
durch  die  Steigerung  der  Alcoholsteuer,  die  Erhöhung 
der  Licenzen  und  die  Einführung  einer  kleinen  Ein- 
kommensteuer.  Das  lange  vorschwebende  Ziel,  die  GetrUnke- 
besteuerung  wesentlich  auf  den  Alcohol  zu  concentriren,  würde  damit 
erreicht  werden. 

S.  wiedenm  bes.  Stourm  in  den  gen.  Artikeln.  Ueber  die  einzelnen  stener- 
politischen  Massregeln  und  Pläne  auch  Mathieu-Bodet  und  Amagat  a.  a.  0. 
Darch  Ges.  t.  1.  Sept  1871  wurde  u.  A.  die  Circulationsabgabe  verdoppelt  (f.  Wein 
in  Flssem  auf  1  Frcs.  20  Cent,  1.60,  2  und  2  Frcs.  40),  f.  Flaschenwein  auf  15  Frcs. 
p.  H«ctoL  gebracht,  die  Alcoholstener  stieg  v.  75  auf  125  Frcs.,  später  (Ges.  v. 
26.  März  1872)  f.  Branntwein  in  Flaschen,  für  alle  Liqueure  (auch  in  Fässern)  auf 
175  Frcs.,  die  corrcspondirendcn  Ab^ben  (taxe  de  remplacement  in  Paris,  Steuersatz 
in  den  Tilles  redim6es)  wurden  entsprechend  erhöht,  die  Eingangsabgabe  desgl.  (Ges. 
T.  31.  Dec*  1873).  Die  Kl  ein  abgäbe  blieb  dagegen  im  alten  seit  1852  wieder  be- 
stehenden Principalsatz  v.  15V«m.  ^i^  Biersteuer  wurde  gleichfalls  1871  fUr  „starkes 
Biei^  um  die  H&lfto,  für  „kleines  Bier"  auf  das  Doppelte  gesteigert.  Die  Getränkc- 
steoern  unterlagen  wie  die  meisten  übrigen  indirecteu  beständig  dem  alten  10% 
Zuschlag  ftkr  den  Staat  (Ges.  v.  1816)  und  seit  1855  einem  zweiten  ebenso  hohen,  wozu 
1S74  noch  eine  halbe  Decime  trat  (Ges.  v.  30.  Dec.  1878),  zus.  also  25%  Zuschlag 
zum  Principalsatz  (mit  kleinen  Abweichungen  im  Einzelnen).  Im  J.  1880  wurden 
dann  die  Circnlations-  und  Eingangsabgabe  f.  Weine  und  Obstweine  um  ein  Drittel, 
die  Kleinabgabe  auf  12.5Vo  ^om  Preise  (incl.  Decimen)  herabgesetzt,  die  Alcohol- 
stener ebenso,  Decimen  inbegriffen,  auf  156V4  I^rcs.  p.  Hectol.  (Ges.  r.  19.  Juli  1880). 
Die  „Cxpeditionsgebühr*'  für  die  Auslieferung  steueramtlicher  Begleitscheine  jeder  Art 
ist  1878  (Ges.  ?.  81.  Dec.)  von  15  auf  40  Cent,  erhöht  worden,  wozu  dann  noch  eine 
Stempelabgabe  von  10  Cent  tritt. 

Unter  den  Gesetzen,  welche  nach  dem  Kriege  das  Steuer  verfahren,  die 
FormaHtIten ,  die  Ck>ntrolen  und  Strafen  u.  dgl.  m.  in  einigen  Puncten  neu  regelten, 
bez.  verschärften,  sind  hervorzuheben:  diejenigen  vom  28.  Febr.  1872  (über  Formali- 
täten, Controlen,  Behandlung  der  acquits-ä-caution  u.  dgl.  m.  bei  der  Circulation  der 
Getrinke);  26.  März  1872  (u.  A.  Über  Behandlung  des  Absinths);  2.  Aug.  1S72 
(Dnterstellang  der  bouilleurs  de  cru  unter  das  exercice,  mit  Modlficationen) ;  21.  Juni 
1878  (betr.  Verfahren  bei  Defraudationen,  Strafen  im  Gebiet  der  indirecten  Steuern); 
16.  Febr.  1875  (unterwarf  die  bis  dahin  vom  excreice  befreiten  reellen  Entreputs  von 
Getränken  in  Paris,  wo  viel  Unterschleif  vorgekommen  sein  soll,  den  Controlen  und 
Formalitäten  des  Grosshandels  und  der  Entreputs,  wie  sie  ausserhalb  Paris  bestehen); 
4.  März  1875  (betr.  die  constatirten  Fehlmengen  —  manquants  —  über  die  gesetzlichen 
yachläaae  bei  Grosshändlern,  Brennern  und  Destillateuren  und  die  Besteuerung  dieser 
Mengen);  9.  Juni  1875  (die  „einzige"'  Steuer  obligatorisch  an  Stelle  der  Detail-  und 
Eingangsabgabe  für  alle  Orte  über  10,000  Einw.  gemacht);  14.  Dec.  1875  (Wieder- 
aufhebong  der  Controle  für  die  Eigenbrenner).  S.  über  die  Massregeln  v.  1876  fi'. 
lies.  Mathien-Bodet  I,  98,  113,  134,  301,  332. 

Der  finanzielle  Erfolg  der  genaDnten  Tarifveränderungen 
UDd  VerscbärfaDgen  der  Controlen  tritt  in  folgenden  Daten  des 
Ertrags  der  einzelnen  Abgabearten  und  des  Gesammtertrags  deutlich 
bcrror,  wobei  aucb  die  Verschiebungen  zwischen  den  Erträgen  der 
Abgabearten  stenertechnisch  beachtenswerth  sind. 
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Faurc  p  114,  womit  die  Daten  und  Berechnnnixen  der  amtlichen  Jahresberichfo 
der  Gencraldircction  der  indirecten  Steuern  zu  ver»5:leichen ,  im  Bull.,  z.  B.  f.  1S^() 
XXIII,  538,  auch  für  die  Vertheilung  der  Erträge  auf  die  gemischten  Abgabearten, 
welche,  wie  die  „einzige  Taxe",  mehrere  sonst  getrennte  Abgaben  in  sich  enthalten. 
Die  Zahlen  bedeuten  Millionen  Francs. 

186»)  1S72  1ST6  ISSO  ISSl  l^b4 
Circulationsabgabc  von  Wein 

und  Cider 17.53  33.77  47.26  3S.46  26.65  2S.21 

Kxpeditionsgebühr      .     .     .  1.18  1.17  4.12  3.86  4.2S  4.'!^2 

Kleiuabgabe 94.84  99  37  100.19  1I3.4S  99.^>5  ü^.ls 

Allgemeine  Alcoholsteuer    .  47.01  62.15  98.25  135.30  146.53  156.09 

Kingangsabgabe     ....  11.50  10.72  9.74  10.98  11.02  12.11 

Einzige  Steuer 10.09  12.45  46.03  38.54  33.92  3T.3;{ 

Pariser  Ersatzsteucr  .     .     .  50.82  49.96  72.39  75.80  68.70  66.M 

Biersteuer 16.>3  19.58  21.25  22.62  23.67  23  07 

(lesammtcrtrag 249. i)3  2y.).l(;  399.24  439.05  414.63  42<i.(>5 

Es  liegen  die  Daten  bei  der  Klein-,  Eingangs-  und  Pariser  Ersatzsteuer  aucli 
getrennt  fUr  Weine  und  Obstweine  einer-,  Alcohol  anderseits  vor.  Demnach  kam«ui 
in   18S4  auf 

Wein  u.  s.  w.  Alcohol 

Kleinabgabe 46.22  51.76 

Eingangsabgabe 2.25  9.90 

Pariser  Ersatzsteuer  ....     39.23  27.57 

In  1S84  fällt  sonach,  ohne  die  „einzige  Taxe",  auf  den  Alcohol  245.3  Mill.  Frcs. 
Am  Bcmerkenswerthesten  ist  besonders  diese  starke  Steigerung  des  Ertrags  der 
Alcoholsteuer  und  der  „einzigen  Steuer"  (letzteres  eine  Folge  des  Gesetzes  von  1^75, 
welches  diese  Steuer  für  die  Orte  von  mehr  als  10,000  Einw.  obligatorisch  machtoV 
Die  Expeditionsgebühr  wird  auch  in  einigen  anderen  Fällen  erhoben,  der  Ertrag  fällt 
aber  fast  ganz  auf  das  Gebiet  der  Getränkebesteuerung. 

Der  Gesammtertrag  der  letzteren  war  1886  (incl.  Expeditionsgebühr)  412.23, 
1 5^87  417.99  Mill.  Frcs.  (Bull.  XXIII,  284).  Gegenwärtig  also  etwa  Vy— V«  d«r  gesammten 
Staatssteuern,  ohne  die  neuester  Zeit  erheblich  gewordenen  Zolleinnahmen  für  fremde 
Weine,  Alcohole  und  Biere  (is^O  bez.  25.27,  8.18,  2.84,  zus.  36.28  Mill.  Frcs.).  Dir 
volle  finanzielle  Bedeutung  der  französischen  Getränkesteuern  crgiebt  sich  aber  erst 
unter  Einrechnung  des  den  Gemeinden  zufallenden  Octroiortrags  von  Getränken, 
welcher  1880  auf  113  Mill.  berechnet  wurde  1,79  f.  Wein,  2.3  f.  Cider,  14.23  f.  Bier. 
17.5  f.  Alcohol).  So  steigt  der  Ertrag  aus  inneren  Steuern,  Zöllen  und  Octrois  für 
den  Staat  und  die  Gemeinden  auf  über  600  Mill.  Frcs.  (1880  608,74,  Bull.  X,  51  n. 
Seitdem  hat  er  in  Folge  der  Tarifredurtioncn  von  1S80  etwas  abgenommen. 

Nach  den  von  der  Gcneraldircction  der  indirecten  Steuern  für  die  Enquete  von 
1881  angestellten  Berechnungen  ergiebt  sich  für  die  einzeln  en  Getränke  folgende 
Ertragsbewegung  der  für  Staat  und  Gemeinden  erhobenen  inneren  Steuern,  Zölle 
und  Octrois  in  Mill.  Frcs.  (Bull.  X.  510): 

Durchschnitt  Wein  Obstwein  Alcohol  Bier  Nebenabg.  Summe 

1830-39  65.40  8.46  19.42  12.12  5.64  lll.O.i 

1840—49  78.39  9.23  27.49  14.80  6.S9  136.79 

1850— .59  92.24  11.80  44.33  20.32  8.41  177.12 

1860—69  155.00  15.09  91.89  28.06  9.92  299.97 

1870—79  228.11  16.36  165.59  32.91  13.64  456  60 

1880  281.89  16.61  246.62  39.69  18.93  603.74 

Auf  den  Alcohol  fiel  hiernach  in  den  30er  Jahren  17.5,  1880  40.8 'V'o  J'^"* 
Ertrag».  Seitdem,  in  Folge  der  Wirkungen  des  (icsetzcs  von  1880,  ist  diese  Quote 
noch  gestiegen. 

Man  veranschlagte  um  IsTS,  dass  die  sämmtlichen  Staats-  und  LocaUtmiern  den 
Wein  im  Durchschnitt  mit  etwa  20 %  vom  Verkaufswerthe  belasteten  (mit  6  Frcs.  54  Cent. 
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für  32.5  Frcs.  p.  Hcctol.  —  nur  etwa  3 — 4%  des  fraiizös.  Weins  «rcbört  zu  dem 
Prodiict  höherer  Qnalität  und  Preises);  ebenso  hoch  scliälzfe  man  die  mittlere  Be- 
lastung des  Obstweins  (3  Frcs.  47  Cent,  von  15  — 10  Frcs.  Werth  p.  Hectol.). 
(Bull.  YII,  149).  Eine  solche  Belastung  galt  als  zu  hoch.  Deshalb  die  Ermässigung 
im  Ges.  7.  ISSO  und  die  weiteren  Reformpläne. 

Misslicher  ist  aber  ein  anderer  Punet  des  ganzen  Systems, 
nämlich  ob  die  Consumenten  durch  die  einzelnen  Arten 
der  Getränkesteuer  wenigstens  annähernd  gleich- 
massig  getroffen  werden?  Bei  allgemein  höheren  Tarifen  ist 
das  natürlich  noch  wichtiger.  Besonders  schwierig  ist  hier  die 
Feststellung  des  richtigen  Verhältnisses  der  Ci reu lationsab gäbe, 
welche  die  wohlhabenderen  Privaten,  und  der  Klein- 
abgabe, welche  den  Wirthshausverkehr  und  mehr  die  mitt- 
leren und  unteren  Erwerbsclassen  vornehmlich  zu  treffen  hat.  Die 
Frage  der  Ueberwälzung  und  endgiltigen  Tragung  der  Steuer  bleibt 
dabei  ausserdem  noch  ganz  unerledigt.  Man  hielt  früher  und  um 
1871  die  Circulationsabgabe  gegenüber  der  Kleinabgabe  für  zu 
niedrig  und  hat  sie  daher  stark  erhöht,  die  andere  im  alten 
Principalsatz  belassen.  Mit  den  betreffenden  Abgaben  ist  dann 
aber  wieder  die  „einzige  Steuer"  und  die  Pariser  Ersatzsteuer 
im  richtigen  Verhältniss  zu  hahen,  was  auch  Schwierigkeiten 
gemacht  hat. 

Das  hat  sich  z.  B.  bei  der  Ausführung  einer  Vorschrift  des  Ges.  v.  9.  Juni  1875 

betr.  die    obligatorische   Durchführung    der    „einzijreu   Steuer"    in    den   Orten    über 

1 0,000  Einw.)  ergeben ,   wonach   alle  3  Jahre  eine  iievision  des  Tarifs  der  „einzigen 

Steuer'  erfolgen  sollte.    (Näheres  in  d.  Motiven  des  Ges.  v.  18S0,  s.  Bull.  VII,  152.) 

Gerade  die  steuertechnische  Verschiedenheit  der  ein- 
zelnen Theile  des  Getränkesteuersystems  hat  man  wohl  sonst  ge- 
rühmt, weil  sich  die  Besteuerung  so  den  Verschiedenheiten  der 
Verkehrs-,  Absatz-  und  Consumtionsverhältnisse  gut  anpasse.  Aber 
die  hierdurch  wieder  bedingte  Complication  macht  eben  eine 
gleichmässige  Besteuerung  der  Consumenten  —  von  der  Ueber- 
wälznngsfrage  ganz  abgesehen  —  sehr  schwierig  und  im  practisclien 
Ergebniss  fraglich. 

Die  Strebziele  der  verschiedenen  neueren  privaten  und  officiellen 
Reformpläne  und  Gesetzentwürfe  gehen  daher  auch  mit  auf  eine 
Vereinfachung  der  Besteuerung  hinaus. 

In  dem  Gesetzentwurf  v.  18S6  sollte  das  Excrcice  bei  den  Getränkedebitanten 
fortfallen,  ebenso  allgemein  die  Klcinabgabe,  dagegen  verbleiben  die  Circulations- 
abgabe —  nach  einem  dreistufigen  Tarif  für  Wein  nach  3  Abtheilungen  des  Gebiets, 
nach  einem  Einheitstarif  für  Obstwein  und  für  Alcohol  —  als  allgc^meine  Verbrauchs- 
steuer im  ganzen  Staatsgebiete,  die  Kinpangsabgabe  in  Orten  iibcr  4000  Einwohnern 
nach  einem  siebenstufigen  Ortstarif  igemäss  der  Volkszahl),  mit  weiterer  Unterscheidung 
dieses  Tarifs  für  Wein,    nicht  für   Obstwein   und   Alcohol,    nnch  den   drei   Gebiets- 
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abtheilungen.  Die  Licenzeii  sollten  verdoppelt,  die  stenerfreie  Alcoliolisirang  der 
Weine  auf  die  Grenze  bis  zu  12%  Alcoholstärke  des  Weins  beschrankt,  der  von  den 
honilleurs  de  cra  fabricirte  Alcohol  mit  besteuert,  diese  Personen  zwar  nicht  dem 
Exercice,  aber  einer  Controlc  der  Brennerei-  und  Destillirapparato  u.  s.  w.  mit  unter- 
zogen, der  Schwcrpunct  der  Besteuerung  durch  Erhöhung:  der  allgemeinen  Verbrauchs- 
abgabe für  Alcohol  auf  215  Frcs.  p.  Hectol.  —  ausser  der  nach  Ortsclassen  zwischen 
7.5  und  30  Frcs.  sich  bewegenden  Eingangsabgabe  —  noch  mehr  in  diesen  Artikel 
gelegt  werden  (Ges.  u.  s.  w.  im  Bull.  XLX.  239,  Motive  ob.  S.  233  ff.).  Das  finanzielle 
Ergrcbniss  dieses  Project  gebliebenen  Reformplans  wurde  auf  ein  Plus  von  76.3  Mill. 
Frcs.  für  den  Staat,  gegenüber  dem  bisherigen  Ertrage,  geschätzt  (Verlust  bei  Wein 
und  Obstwein  49.3,  Gewinn  bei  Alcohol  im  Ganzen  115  Mill.  Frcs.,  sonst  bei 
Lic<*nzcn  u.  a.  m.). 

Die  ausserparlaraentarische  llDtersuchangscommission  von  1888 
constatirte  nach  der  hygienischen  Seite  der  Frage ^  dass  die 
Ursache  des  ,,AIcoholisnius''  im  Missbrauch  und  in  der  schlechten 
Beschaffenheit  der  alcoholischcn  Getränke  liege. 

Auf  Verhütung  des  Missbrauchs  könne  man  durch  Verminderung  der  Gonsumtion 
und  hierauf  durch  Verminderung  der  Schenklocalc  und  durch  die  mittelst  Steuer- 
erhöhung zu  erzielende  Preissteigerung  des  Getränks  hinwirken.  Die  Verminderung 
der  Schenklocalc  durch  Verwandlung  der  Licenzen  in  widerrufliche  behördliche  Ge- 
nehmigung widerspreche  den  französischen  Gewohnheiten  und  gebe  zu  Missbräuchen 
Anlass.  Eher  könne  man  daran  denken,  die  Zahl  der  Debite  nach  dem  Vcrhältniss 
(IfiT  Bevölkerung  zu  begrenzen.  Doch  empfehle  sich  mehr,  dies  auf  dem  indirectcn 
Wege,  durch  Erhöhung  des  Licenzsteucrsatzes  zu  erreichen,  wodurch  die  kleinsten 
Locale  verdrängt  werden  würden;  Erhöhung  der  allgemeinen  Verbrauchsabgabe  setze 
aber  gleichzeitig  verschärfte  Controlen  zur  Bekämpfung  der  Defraudation  voraus. 
Daher  sei  üeberwachung  der  Eigenbrenner  mit  geboten.  Im  hygienischen  Interesse 
sei  der  Uobergang  der  landwirthschaftlichen  Branntweine  in  den  Consum  nur  nach 
erfolgter  Reinigung  unter  Innehaltung  eines  Reinheitstypus  zu  gestatten,  die  Wein- 
und  Obstbranntweino  müssten  einer  ähnlichen  Verkaufscontrole  wie  schädliche  Ver- 
zchrungsgegcnständc  unterworfen  und  entsprechende  Strafen  den  Verkäufern  angedroht 
werden.  Alle  industriellen  und  landwirthschaftlichen  gewerbsmässigen  und  sonstigen 
Brenner  sollten  Declarationen  über  ihren  Betrieb  machen  müssen,  die  Eigenbrenner 
nur  für  höchstens  10  Liter  Alcohol,  als  Eigenconsum,  steuerfrei  sein,  die  Fabrikation, 
der  Verkauf  und  die  Benutzung  von  Dcstillirkolben  und  anderen  Destillirapparaten 
überwacht,  der  Wein  nach  der  Alcoholstärke  besteuert,  der  Zusatz  von  Branntwein 
zu  Wein  nur  bis  zu  37o  ""d  bis  zur  Grenze  von  157o  Alcoholstärke  des  Weins  statthaft 
sein  (Bull.  XXIV,  482,  616). 

Der  Gesetzentwurf  vom  30.  Oct.  1888  trug  diesen  Vorschlägen 
Rechnung,  ging  aber  noch  darüber  hinaus. 

Danach  sollen  die  Staatsstcuern  von  Natur  weinen  jeder  Stärke,  von  alcoholi- 
sirten  oder  Kunstweinen  bis  13  Grad  Stärke,  von  Obst-,  Honigwein  (Meth),  von 
Bier,  demnach  die  betreffenden  Circulations-,  Klein-,  Verbrauchs-,  Fabrikationssteuem 
bei  den  genannten,  ferner  die  staatlichen  Eingangsabgaben  in  Städten,  auch  die. 
Expeditions-,  Begleitscheinstempel-  und  Quittungsabgaben  fortfallen  (mit  einer  Einbusso 
von  104.57  Mill.  Frcs.),  die  üeberwachung  (exercice)  der  Getränkcdebite  auch  auf- 
hören. Der  Ersatz  sollte  gefunden  werden  in  der  Erhöhung  der  Alcoholsteucr 
(auch  von  Eigenbrennern,  die  nur  noch  für  10  Liter  im  Jahre  steuerfrei  sein  sollten") 
auf  210  Frcs.  p.  Hectol.  reinen  Alcohols  (104  Mill.  Frcs.  Plus),  in  der  Bcstoucning 
des  „vinage"  und  in  erhöhten  und  anders  geregelten  Licenzen.  Alcoholzusatz  zu 
Wein  bis  zu  37o  ^^  Maximum  und  bis  zur  Erreichung  eines  Stärkegehalts  von 
12  Grad  zahlt  für  den  Hectoliter  reinen  Alcohols  37.5,  aller  Wein  über  12  Grad 
Stärke,  der  nicht  eine  höhere  Naturstärke  hat,  sondern  künstlich  alcoholisirt 
worden,  für  seinen  Starketrchalt  von  13 — 15  Grad  50  Frcs.  vom  Hectoliter  reinen 
Alcohols,  von  16—21   Grad  dgl.  100  Frcs.,  von  22  Grad  und  darüber  den  Normalsatz 
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?oo  210  Pres.  (Ertragsanschlag  dafür  20  Mill.  Frcs.).  Die  Licenzen  sollen  in 
fixen  Sützen  fUr  Debitanten,  (irosskaii floate,  Brenner,  Brauer  und  in  pro- 
portioDalen  Sätzen  nach  dem  Miethwcrth  der  Gewerbslocalitäten  von  8,  14  und 
20%  —  also  nach  dem  Princip  der  Patentsteuer  —  erhoben  werden,  wovon  man 
bez.  22  (fixer  Satz)  und  23  Mill.  (prop.  Satz)  Pins  erwartet.  Totalplus  (incl.  von 
Essig)  161.9  Mill.  Frcs.,  daher  Ausfall  durch  die  ganze  Reform  32.67  Mill.  Frcs., 
welcher  durch  eine  Einkommensteuer  im  Anschlag  von  35  Mill.  Frcs.  gedeckt 
werden  soll  (Bull.  XXIV,  529  if.). 

Der  Entwurf  ist,  während  dies  geschrieben  wird,  noch  nicht  erledigt.  Die 
CoDcentration  auf  den  Alcohol,  auch  in  den  alcoholisirten  Weinen,  ist  besonders  be- 
merkeDSwerth.  Auch  die  Steuerllberwachung  würde  danach  eine  andere,  sie  würde 
sich  nicht  mehr  auf  den  Umlauf  und  den  Kleinverkauf,  sondern  ausschliesslich 
auf  die  Alcoholfabrikation  und  Zumischung  zum  Weine,  sowie  auf  die  Fabrikation  und 
den  Verkauf  von  Destillirapparaten  erstrecken.  Ob  die  Ueberwachung  in  dieser  Be- 
schickung wirksam  genug  werden  kann?  Und  ob  die  Aufhebung  jeder  eigentlichen 
Wein-  und  Bierbesteuerung  gerade  unter  französischen  Consumtionsverhältnissen  nicht 
zu  weit  geht  und  die  Berücksichtigung  bloss  des  Alcohols  und  die  Hohe  der  Steuer 
dafür  nicht  die  Steuerlast  zu  einseitig  auf  die  Branntweinconsumenten  schieben,  wenn 
auch  anter  Wahrnehmung  der  hygienischen  und  ethischen  Interessen,  die  in  der  Frage 
mitspielen  — ? 

Im  Folgenden  stellen  wir  die  Getränkebesteuerung  dar,  wie  sie  bisher  besteht 


bb.    Einrichtung  der  Getränkebesteuerung. 

§.  254.  1.  Einzelne  Steuerarten.  Hierfür  ist  nach  dem 
Früheren  in  wichtigen  Puncten  die  Besteuerung  des  Weins  und 
Obstweins  (Apfel-,  Birnwein,  auch  Honigwein  oder  Meth),  dann 
die  des  Alcohols,  endlich  die  des  Biers  zu  unterscheiden. 

Als  allgemeine  Abgabe  besteht  die  Licenzsteuer  für  die 
gewerbliche  Unternehmung  auf  dem  Gebiet  der  Getränke,  nämlich 
für  Kleinabsatz  („Debitanten",  Wirthschaften  u.  s.  w.), 
Grosshandel,  gewerbsmässige  Brennerei  und  Destil- 
lation,  Brauerei. 

S.  o.  über  Licenzen.  In  den  dict  von  Block  und  Say  unter  diesem  Wort.  Bes. 
Ges.  T.  1816  Art.  144,  171.  Zu  den  Debi tauten  gehören  alle  Arten  Kleinverkaufs- 
steilen, anch  von  Eigenbauem  und  Eigen brenuern.  Der  Tarif  umfasst  S  Stufen  nach 
Ortsclaasen  (Volkszahl)  von  15 — 50  Frcs.  (incl.  Decimen).  Die  Grosshändler  ent- 
richten aberall  den  gleichen  Satz  125  Frcs.,  ebenso  die  gewerbsmässigen 
Brenner  und  Destillatcure  25  Frcs.,  die  Brauer  in  11  Depart.  125,  in  den 
übrigen  75  Frcs.  Frei  von  der  Brcnn-Licenz  sind  die  Brenner  und  Destillateure  von 
Wein,  Obstwein,  Kernobst,  welche  ausschliesslich  eigenes  Ernteproduct 
i^bouillears  de  cru)  verarbeiten,  sie  haben  bei  Grossverkäufen  auch  keine  Grosshändler- 
licenz  zo  entrichten  (Olibo  II,  9);  dann  die  Brauer,  welche  nur  für  den  Eigen- 
consom  brauen.  In  Paris  ersetzt  die  .,Ersatzsteuer'  (s.  u.)  alle  Licenzen  mit,  bis 
auf  die  der  Brauereien.  Licenzstcnerpflichtig  waren  1S86  408,021  Debitanten  mit 
S.St  MiU.  Frcs.  Steuerertrag.  27,029  Grosshändler  mit  3.40  Mill.  Frcs.,  2751  Brauereien, 
1^5  Gewerbsbrenncr  und  Destillateure,  259  Liqueurfabriken ,  lb7S  Grossli(iuoristcn, 
im  Ganzen,  incl.  die  Licenzen  anderer  Unternehmungen  als  auf  dem  (ietränkegebiet, 
461, 79S  Licenzpflichtige  mit  12.89  Mill.  Frcs.  Steuerertrag,  der  zum  bei  Weitem 
grtesten  Theil  doch  von  Geschäften  im  Getränkegebiet  hcrrUhrt  (Bull.  XXIII,  289). 
Diese  Abgaben  haben  auch  nach  ihrer  massigen  Höhe  wesentlich  nur  den  Charactor 
von  Special-Gewerbesteuern. 

Waipner,  Flaanswinettsehaft.  IIL  4  t 
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.■ibihcilungeii.    Diu  LiMitwii  mOw  ,  .' ■'    ../firauellSBten ero 

fteino  nuE  dlo  nnoza  bis  m  1"'  .,/  '       „    ,        _ 

lionilleu«  de  cm  hbtioi'-  .-■        ,,//''^i',  »Wt  0*1»  Gesetz  voll 

Eierclc«.  «her  «iflw  "  .  •    ,^  ";;*>>  FlMchenwein,    also    im 

abgäbe  för  Alcob  .>»  oHein  —  iBni  versclneiletn; 

7.5  ond  SO  FrcF  ^^^,  '  ^^  ^; ,w-,  Eingangs- 1111(1  „einzige" 

ÄlLdS  11^^  ^wd  Lyon  die  „Ersatztaxe", 

^"^'  i')'  ^*'"  •  Eineanesabprabe  ebenso   wie  die 

Liffinrnn  I  ^eJjcn  einander,   d.  Ii.  für  dasselbe 

D:  Steuer  als  Ersatzabgabe  der  Eiu- 

conat  "  ■''  die  Pariser  (und  Lyoner)  Ersatzsteuer 

\jxv  bgabeu,    iiucb  der  Cireulations-  und 

Be  7       fi,-'.gboi   unterliegt    drei  solchen  Abgaben,    der 

A- *^*''    '/i^emeinen  Verbrauchssteuer  —  jetzt,  seit 

r  l.'''*''!^ii^"    iSSO,    ohne    den    bis  dabin  geltenden   höheren 

x'^.'t'*'*  jn/riwosen  in  Flaschen,  für  Liqucure,  Alt^ntb,  daher 

'*'^/*»"'^e  hei  Wein,  jetzt  im  gleichen  Satze  llir  Fass-  und 

'  I,  ^''''Lnjttve\a  — ,    dann    der    Eingangsabgabe    und    in 

.^tfcft*".^,  der  alleinigen  Ersntzstcucr.    Bier  wird  dagegen 

paii»  ''j^r  einzigen  ytcner  bei  der  Fabrikation  getroffen. 

0'"'        die  städtischen  Finanzen  fallen    alle  genannten  Ge- 

.    jn  den  Gemeinden  mit  Oktroi  dann  noch  ausserdem  unter 

*  pje  Veranlagungs-  und  Erhebangsfornien,  sowie  die 
^  QtfO  I  ^  '^  richten  sich  natUrlieb  wieder  nach  dem  stcuertechnischen 
^lifiracter  jeder  einitelnen  der  genannten  Abgaben. 

Eine  besondere  kleine  Nebenabgabe  ist  die  an  die  Ver- 
sendung oder  den  Transport  der  Weine,  Obstweine  and 
Alcohole,  bez.  an  die  dabei  vorkommenden  Begleitscheine,  sieh 
anknltpfende  EspeditionsgebUhr. 

Sic  buträgl  10  Cuot.  ala  Stempul  filr  jede  ,.K\pcdilion"  Seitens  dvs  Sleuer- 
anits,  aasserdem  40  (jeiitimcs  für  Jude  Expuilitiün  mit  „ftcqniU-n-cttntiou"  oder 
..passaTants"  i'dnher  mit  Stempel  liier  '/,  Fri^^j.).  ZabI  sblcher  KsfMilitidnen  in 
40  Cum..  siä'Ditciitbcils  bei  den  lietrünLesIemTii .  z.  R  in  l^SU  M,!I3I.51!I  mit 
!  TS  Mill.  Frci.  Krtrag. 

%.  255.  2.  Steuerpflichtige.  Theils  als  Steuersu  bjecte 
oder  eigentliche  Stcnerpfliehtige,  Iheils  nur  als  Stener- 
haftende  sind  bei  diesen  vei  sehiedenen  Steuerarten  folgende 
sechs  Personcnkategorieen  zu  unterscheiden  :  sogen,  c  i  n  f  a  c  h  0 
Private;  Eigen  bauer  und  Eigenbrenncr  (bouilleurs  de  cru); 
oiufnche  KleliiTcrkUufer  und  Litjucurdebitanten;  ein- 
lache   und     lji(|ncur  -  G  rosshändler;     gewer bsmitssige 
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Brenner  und  Destillateure;  Brauer.  Je  nach  der  Steuerart, 
am  die  es  sich  handelt,  erscheinen  diese  Personen  in  verschiedener 
Weise  als  Steuerpflichtige  oder  Steuerhaftende  und  unterliegen  sie 
verschiedener  Verantwortlichkeit  und  Controle,  überhaupt  einem 
verschiedenen  Steuerrecht.  Erläuterungen  verlangen  besonders  die 
zwei  ersten  Kategorieen. 

^Einfache  Private"  sind  im  Steuerrecht  insbesondere  die  Personen,  welche 
Cjetrinke,  speciell  Wein  und  Obstwein,  aber  auch  Spirituosen,  regelmässig  fUr  ihren 
eigenen  Bedarf,  beziehen  und  dann  der  Circulationsabgabe ,  bei  Spirituosen  der 
Verbnuchssteuer,  e?cntuell  auch  der  Eingangsabg^abe  oder  statt  beider  der  „einzigen'* 
Steuer,  in  Paris  und  Lyon  der  Ersatzsteuer  unterliegen.  Der  Begriff  des  „einfachen 
Pri?aten"  wird  in  der  Praxis  etwas  ausgedehnt  (Block,  dict.  Art.  boissons  No.  54  ff.). 

Eigenbaaer  und  Eigenbrenner  sind  Wein-  und  Obstbauer,  welche  nur 
ihr  selbstgeerntetes  Product  zu  Wein,  Obstwein,  Alcohol  verarbeiten.     Für  einen 
bestimmten  Familienbedarf  (20  Liter  Alcohol)  sind  die  Brenner  steuerfrei.    Bei  Wein- 
transporten  innerhalb  des  Cantons   und   der  Xachbargemeinden  von  Keller  zu  Keller 
sind  die  Eigenbauer  von  der  Circulationsabgabe  frei.     Die  Brenner  unterstanden  nach 
dem  Ges.  v.  2.  Aug.  1S72  dem  Exercice  der  Steuerbehörde,  was  aber  nach  dem  Ges. 
T.  14.  Dec.  1S75   wieder  aufgehört  hat.     Wenn  Eigenbauer   und   Eigenbrenner  ihre 
gewonnenen  Getränke  im  Grossen   verkaufen,   bez.  versenden  und  im  Kleinen 
verschenken,  treten  auch  fUr  sie  die  allgemeinen  Formalitäten,  Controlen  und  Ab- 
gaben ein,  d.  h.  sie  unterliegen   insbesondere  dem  Meldezwang  in  Betreli  der  Ver- 
isendangen,  der  Expeditionsgebubr ,  der  Circulations-  und  eventuell  der  Kleiuabgabe. 
Im  Princip  ferner  sind  die   Eigenbauer  und  Brenner  nur  für  die  Verarbeitung   des 
selbstgcernteton  Products   zu  Wein,   Obstwein,   Alcohol  vom  Exercice  befreit. 
Die  Schwierigkeit  liegt  für  die  Steuerbehörde  darin,  zu  verhindern,  dass  angekauftes 
Product   mit  verarbeitet  wird  und  dass  die  Eigenbauer  und  Eigenbrenner  an  Dritte 
steuerfrei  absetzen.    Im  Kampf  mit  diesem  Unterschleif  liej^t  die  Verwaltung  beständig. 
Um   ihn   erfolgreich  zu   fuhren,  verlangt  sie  die   Beseitigung  des  „Privilegs''   dieser 
Personen,  von  dem  regelmässigen  „exercice"  frei  zu  sein,   namentlich  in  Betretf  der 
Brenner.     Allein  es  handelt  sich  bei  der  grossen  privatwirthschaftlichen  Zersplitterung 
des  französ.  Wein-  und  Obstbaues  um  eine  sehr  erhebliche  Anzahl  von  solchen  Per- 
sonen, die  dann  mit  überwacht  werden  müssen,  daher  um  technische  Controlschwierig- 
keiten  und  um  grossen  Volkskreisen  missliebige  Beaufsichtigungen,  was  das  Mitspielen 
eines  politischen  Moments   in   dieser  viel  erörterten  Frage  erklärt.     Die  Zahl  der 
bonillears  de  cru  hat  sich  in  der  Zeit  seit  1871,  übrigens  mit  erheblichen  Schwankungen, 
besonders  stark  vermehrt.    Im  J.  1S8.')  wurden  die  Weinbauer  auf  1.791,779,  die  Obst- 
liaoer  auf  1,035,376.   die   Eigenbrenner  auf  531,017  veranschlagt  (Bull.  XX,  601); 
letztere  Zahl  war  noch    1S81    nur   100,653.     Die  Menge  des  steuerfrei  consumirten 
Weins  an  sich,  dem  absoluten  Betrage  des  letzteren  nach,  und  im  Verhältniss  zum 
besteuerten    Wein    richtet    sich   wesentlich    nach    den  Ernteverhältnissen:    bei   guten 
Ernten  steigt  absolut  und  relativ  besonders  dieser  steuerfrei  bei  den  Eigenbauern  ver- 
zehrte Wein,    bei    schlechten    sinkt    er  aber  auch   besonders  stark.     Die  versteuerte 
Menge  schwankt  daher  weniger  als  die  Erntemenge  und  vollends  als  die  unversteuert 
verzehrte  (dies  das  Ergebniss  einer  Tabelle  im  Bull.  IX,  123,  f.  d.  Jahre  1831—79, 
▼obei  natürlich  die  Zahlen  der  Erntemenge  und  unversteuerten  Menge  nur  schätzungs- 
weise ermittelt  sind).    Im   längeren  Durchschnitt   bleibt  V* — '/a  d«r  Ernte  steuerfrei, 
z.  B.  1870—79   10.45   Mill.  Hectol.  v.  38.09   im    Ganzeji.     Aehnliche  Schwankungen 
beim  Obstwein,  wo  aber  im  Durchschnitt  jetzt  die  Hälfte  und  mehr  st»*uerfrei  ver- 
ehrt wird  (Bull.  IX,  371). 

Bei  Alcohol  läsbt  sich  der  Einfluss  der  Weinernte  auf  den  absoluten  und 
relativen  Umfang  der  Eigen breunerei  e))enfalls  erkennen:  in  guten  Jahren  wird  zur 
Verwerthuug  des  Products  mehr  gebrannt,  in  schlechten  weniger  (so  1855 — 57). 
Doch  Üben  andere  Umstände,  wie  die  Goncurrenz  der  industriellen  Brennerei  und  dio 
Preisconjuncturen  hier  noch  ihren  eigenen  Einfluss.  Im  Ganzen  ist  die  Alcohol«- 
i^evinnuug   aus   Wein,    Obst,    Fruchten   gegenüber  derjenigen   aus   mehligen  StofTen« 

n* 
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Melasse,  Raben  auch  in  Frankreich  sehr  zurilckgegang:en :  1840 — 50  von  891,500  licet, 
roiuen  Alcohols  815,000  aus  Wein.  Obst  u.  s.  w.,  1^05—09  von  1,344,014  55:12S;^, 
1870—79  von  1,545,899  nur  451,070,  1880  soj^ar  von  1,5*51.008  nur  4s,514  (Bull.  X. 
124),  und  seitdem  (18S0 — 87)  keine  wesentliche  Veränderung::  18S7  z.  B.  bei 
2,005,655  Hectol.  Ciesainmtgewinnung  von  Alcohol  specioU  aus  Wein  32,758,  aub 
Cider  13,595,  aus  Weiuträbern  u.  dgl.  (marcs,  lies  l,  B.)  41.^72,  aus  Fruchten  23^6, 
zus.  aus  diesen  Substanzen  90,611  Hectol .  oder  nur  noch  ca.  4.57o  (Bull.  XX[II,  r.09i. 
Dieser  Bewegung  entsprechend  —  zum  Tiieil  nur  ein  anderer  statistischer  Ausdruck 
filr  dieselbe  Erscheinung  —  ist  die  Alcoholgcwinnung  der  Eigenbrenner 
mit  Schwankungen  absolut  und  relativ  sehr  gesunken  und  der  steuerfreie 
Eigenconsum  wenigstens  absolut  in  längeren  Perioden  gesunken,  in  einzelnen  Jahren 
erreicht  er  aber  noch  die  frühere  Höhe  (s.  für  beide  Puncte  die  Daten  von  1830 — 80 
im  Bull.  X,  122,  bis  1887  Bull.  XXHI,  668,  672).  So  wurden  bei  einer  guten  Wein- 
und  Obsternte  1883  von  den  Eigenbrennern  40,000  Hectol.  Alcohol  von  2.011,000  im 
Ganzen  und  1.484,020  versteuertem  Alcohol,  bei  einer  schlechten  Ernte  1886 
72,000  Hectol.  von  2,052,000,  bezw.  l.41!»,901  erzeugt,  der  frei  von  den  Brennern 
selbst  verzehrte  Branntwein  auf  41,100  Hectol.  geschätzt  (Bull.  eb.).  Wer  kann  aber 
bürgen,  dass  die  Brenner  nicht  mehr  als  20  Liter  steuerfrei  verzehren  oder  verkaufen  V 
In  den  3  Jahren  des  Exercico  1872 — 75  wurde  die  steuerfrei  verzehrte  Menge  auf 
26—27,000,  in  den  nächsten  Jahren  auf  38—39,000  Hectol.  geschätzt.  Bei  30  bis 
40,000  Hectol.  Eigenconsum  crgiebt  sich  für  die  Staatscasse  eine  Einbusse  von 
5.7 — 6.3  Mill.  Frcs.  jährlich,  —  unberücksichtigt  die  muthmassliche  Defraude.  und 
misslich  ii-t  auch  die  Verweigening  dieses  Steuerprivilegs  für  kleine  laudwirthsch. 
Brennereien,  welche  andere  Stoti'e  verarbeiten. 

S.  über  die  Behnndlung  der  Eigenbauer  und  Brenner  Block,  Art.  boissons. 
No.  62—73;  Say,  dict.  Art.  bouilleurs  de  cru.  Mathieu-Bodet  I,  39,  137,  256,  331. 
Olibo  II,  1—59  passim. 

Auf  die  vier  anderen  eben  genannten  Kategorieen  von  Steuerpflichtigen  und 
Steuerhaftenden  wird,  soweit  nöthig,  im  weiteren  Verlauf  mit  eingegangen.  S.  bes. 
ilie  klare  Darstellung  für  jede  Kategorie  im  Block'schen  dict  Art.  boissons,  No.  74  11., 
Specielleres  im  Commentar  von  Olibo. 

§.  256.  3.  Wichtigere  Puncte  der  Kiiirichtung  der 
Getränkebesteuerung. 

Die  einzelnen  Bestimmungen  zur  Durchführung  des  Systems  sind  ebenso  zahlreich 
als  mannigfaltig,  und  zwischen  Wichtigerem  und  Untergeordnetem  ist  im  einzelnen 
Falle  nicht  immer  leicht  zu  unterscheiden.  Alles  steht  in  Verbindung  unter  einander, 
folgt  aus  einander,  bedingt  sich  gegenseitig.  Bei  der  hier  gebotenen  Kürze  der  Dar- 
stellung muss  Vieles  ganz  übergangen  und  die  Hervorhebung  des  Wichtigeren  un- 
vermeidlich mit  nach  subjectivem  Ermessen  —  noch  dazu  des  Ausländers  und  des 
Theoretikers,  nicht  des  in  solchen  Dingen  competenteren  Practikers  —  erfolgen.  Zu 
verweisen  ist  besonders,  wie  immer  gerade  für  derartiges  administrativ -technischeus 
Einzelne,  auf  v.  Hock  für  diese  Puncte,  wenn  auch  seitdem  Vieles  geändert  worden 
ist.  V.  Kaufmann 's  Darstellung  enthält  gute  Partieen  (so  S.  383  IK),  aber  ist  in 
diesem  Abschnitt  zu  ungleichmässig  gearbeitet  und  unterscheidet  nicht  immer  ge- 
nügend (so  z.  B.  S.  383  nicht  zwischen  den  Formalitäten  der  Circulation  und  der 
speciellen  Circulationsabgabe).  Knapp ,  aber  vorzüglich  ist  für  diesen  Gegenstand  der 
Art.  boissons  im  Block'schen  dict.,  auch  sui)pl.  gencr.  in  den  betrellenden  Abschnitten. 
Im  Say 'sehen  dict.  sind  nur  die  allgemeinen  Verhältni.sse  in  den  durchweg  trefflichen 
Artikehi  boissons,  vin,  cidre,  alcool,  biere,  die  specielleren  in  besonderen  Artikeln 
unter  den  einzelnen  technischen  Ausdrücken,  und  hi»;r  recht  klar  und  genau,  behan<lelt. 
Doch  ist  das  Werk  in  der  11.  Lieferung  (Ende  1S88)  nicht  mit  dem  Buchst  D  fertig, 
es  fehlen  daher  noch  viele  Artikel.  S.  u.  A.  circulation ,  acquits-ä-cauiion .  cong«'-, 
abonnements;  von  noch  nicht  erschienenen  entreput,  exercico,  droit  de  detail,  «Fentree, 
taxe  unique,  taxe  de  remplacemcnt  u.  s.  w.  Auf  dieses  Say'sche  Werk  ist  für  das 
Detail  besonders  Bezug  zu  nehmen.  Es  giebt  hier  viel  mehr  als  das  Block'sche  dict., 
auch  als  die  für  das  Allgemeinere  der  Getränkebesteuerung  vorzüglichen  Arbeiten  von 
Stourm,  und  in  den  einzelnen  Artikeln  doch  wieder  in  knapper  Form  und  in  syste- 
matischer Darstellung,   während  Commentare  wie  Olibo  zwar  noch  mehr  ins  Detail, 
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in  die  Casuistik  und  in  die  Streitfrajr«;n  die  hier  /alillos  sind  und  eine  iimfan»!:- 
reiche  und  wichtige  Thatigkeit  der  Judicatur  Ix^dinirt  haben  —  hineinführen,  aber  zu 
systemlos,  zu  unübersichdich,  daher  weni^rer  für  wissenschaftliclie  als  für  unmittelbar 
practische  Zwecke  brauchbar  sind.  Mathieu-Bodet  hat  auch  die  hieher  gehöriircn 
Keformen  nach  1ST0  gut  beleuchtet  S.  für  die  Branntweinsteuer  ferner  J.  Wolfs 
Arbeiten  a.  a.  0. 

Es  lassen  sich  in  der  Einriehtun<;  der  Besteuerung  hier  die 
speeiellen  Verhähnisse  bei  jeder  einzelnen  der  oben  in  §.  254 
anfgeführten  Steuern  und  die  allgemeineren,  alle  oder  mehrere 
dieser  Steuern  betreffenden  Verhältnisse  unterscheiden. 

a)  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Steuern. 

aa)  Circulationsabgabe.  Sie  ist  im  Princip  diejenige 
Verbrauchsteuer  von  Wein  und  Obstwein,  welche  den  Privat- 
consumenten  treffen  soll,  und  zwar  denjenigen,  welcher  das 
Getränk  nicht  selbst  ans  seinen  eigen  gewonnenen  Producten  her- 
stellt, —  dafür  besteht  Steuerfreiheit,  —  sondern  welcher  es  von 
Dritten  erwirbt,  und  zwar  dann,  wenn  es  sich  um  den  Bezug 
im  Grossen,  d.  h.  von  mehr  als  25  Litern  auf  einmal  und  um 
die  Vermehrung  des  Privaten  bei  sich  zu  Hause,  bez.  im  Privat- 
loeal,  im  Unterschied  von  der  Wirthshausverzehrung,  handelt. 
Dieses  Princip  erleidet  bei  der  practischcn  Durchführung  aber 
Modificationen ,  Erweiterungen  und  Beschränkungen.  Der  Tarif 
ist  ein  nach  einem  Qualitätsraoment  dreifach  abgestufter  spe- 
cifiseher. 

Die  tirundzüfre    der  P^inrichtung    sind    die    folgenden.     Der   steuerbare  Act 
T»ird  durch  die  behufs  Versendung  stattfindende  Platzveränderung  von  Wein  und 
Mb>twein    (d.  h.  Apfel-,    Birn-,    Honigwein)    gebildet.     Deshalb    ist  jede  solche  Ver- 
äuderang    dem   Steueramt    anzumelden    und    dafUr    ein  Begleitschein    zu 
üchmeo   (§.  263).     Tranä])orte  von  der  Kelter  zum  Keller  des  Eigen bauers  (rccoltant) 
Qad    ?on    einem    seiner  Keller    zum    anderen,    innerhalb    desselben  Cantons  oder  der 
Nach)jarg"emeinden,   sind  aber  dem  Princip   der  Steuer   gemäss  von  der  Circulations- 
abgabe   befreit,    ]»edürfen  jedoch   auch   eines   „passavant"   (§.  263).     Wegen    Defrau- 
datioDSgefahr  ist  dagegen  der  früher  auch  in  weiterer  Kntfernung  erlaubte  Transport 
des  Eig-enproducts  des  Eigen l>auers  nach  seinen  eigenen  Kellern  nicht  mehr  von  der 
Circulationsabgabe  frei:  eine  Erweiterung  der  Steuerpllicht  gegen  das  Princip.     Sonst 
isl  ifjgelmässig  Besitzwcchsel  zwischen  verschiedenen  Personen,  also  gewöhnlich 
im  Verkauf,    Bedingung    der    Steuerpllicht.     Doch    bestehen    hiervon    einige    Aus- 
nahxDeu.     lusbesondere  unterlieiien  klr-inere  Versendungen  oder  Bezüge  als  25  Liter 
•täte    der    Circulationsabgabe    der    Kleinabgabe    mit.     Ferner    sind  Versendungen    an 
Grosshändler,  Debitanten   oder  Wirt  he   und   sonst   mit  Licenz  zum  Getränke- 
handel  Tersehcue  Personen  ebenfalls  frei  von  d«'r  Circulationsabgabe,   und  gehen  mit 
de/j    erforderlichen   Begleitscheinen   an   die   l)estiHimungsmüssigeii    Empfänger.      Doch 
OütcT/iegren    der  Abgabe  in   den   Städten   mit   ..einziger  Steuer*   auch   die  Debitanten. 
Frei  j^inti  auch,  wie  von  allen  anderen  Getränkesteuern  (bis  auf  die  Expeditionsgebühr). 
die    für    die    Ausfuhr    ins   Ausland    bestimmten    Sendungen.     In  Paris    (und  Lyon) 
t:T^ciit    die    Enjatzsteuer   die  Circulationsabgabe    mit.     Der  Tarif   ist  ein   drei-   (bis 
iH^O  eiu  rier-)stufiger,   nach    drei  Abtheilungen,    in  welche  Frankreich  nach  der  un- 
befahren Gute   und   dem  Preise  des  dort  consumirten  Weins  eingethcilt  ist,  jetzt 
mit    deu    Sätzeu  von  1,   1.5,   2  Frcs.  (Principal  und  Decimen)   p.  ilectol.  Fass-  wie 


634         6  B.    2.  K.    Stcuerrecht.    1.  H.-A.    2.  A.    Frankreich.   §.256,227. 

Flaschenwein;  früher  letzterer  mehrfach  höher  tarifirt.  so  von  1871 — SO  einheitlich  zu 
15  Frcs.  p.  Hectol.:  der  Tendenz  nach  mit  ein  Qualitätsfuss,  der  aber  nach  seiner 
practischen  Wirkung  doch  nicht  richtig  als  solcher  wirkte  und  deshalb  wieder  auf- 
gegeben wurde.  Der  anzulegende  Tarifsatz  richtet  sich  nach  der  Classe  des  ßc- 
stimmungs-,  nicht  des  Yersendungsorts.  Obstwein  hat  den  Einheitssatz  von  bO  Cent, 
im  ganzen  Gebiete.  Gegenüber  der  Kleiuabgabe  ist  die  Circulationsabgabc  auch  nach 
der  Verdoppelung  des  Principals  in  1871  und  vollends  nach  der  Wiederermässigung 
in  1880  wohl  immer  noch  zu  niedrig.  So  betrug  der  Mittelpreis  1870 — 79  für  das 
Hectol.  Wein  bei  den  Weinbauern  selbst  29,  im  Grosshandel  38,  bei  den  Debitanten 
55.25  Frcs.,  die  der  Circulationsabgabc  unterzogene  Menge  im  Durchschn.  17.41  Mill. 
Hectol.,  der  Steuerertrag  33.63  Mill.  Frcs.  oder  p.  Hectol.  1.94  Frcs.,  d.  h.  vom 
ursprünglichen  Preise  6.7,  von  dem  am  meisten  zur  Vergleichnng  geeigneten  Gross- 
handelspreise 5.1,  vom  Debitantenpreise  selbst  nur  35°/^,,  während  der  Wein  im 
Kleinhandel  damals  157o  nebst  273  Decimen  Zuschlag  vom  Debitantenpreis,  seit  18S0 
immer  noch  12.5^0  ^^  Ganzen  zahlt  Allerdings  tritt  in  den  Orten  über  4000  Einw. 
noch  die  Eingangsabgabe  hinzu.  Aber  auch  mit  dieser  zusammen  erscheint  der  im 
(irossen  bezogene  Wein  des  Privaten  begünstigt.  Im  J.  1886  unterlagen  17.208,404 
Hectol.  mit  23.37  Mill.  Frcs.  Ertrag  der  Circulationsabgabc,  p.  Hectol.  1.38  Frcs.; 
davon  5.07  Mill.  Hectol.  in  der  1.  Classe  mit  1,  10.77  in  der  2.  Classe  mit  IVi»  nur 
775,011  Hectol.  in  der  3.  Classe  mit  2  Frcs.  Steuersatz.  Obstwein  u.  dgl.  wurde 
1880  3,125,413  Hectol.  mit  2.5  MilJ.  Frcs.  Ertrag  versteuert.  (S.  jedoch  unten  über 
die  etwas  abweichenden  Berechnungen  und  Bull.  XXHI,  548.  Daten  aus  Bull.  XXIII, 
280,  IX,  HO  u.  a.  0.) 

§.  257.  bb)  Kleinabgabe  (droit  de  d6tail).  Sie  ist  im 
Prineip  diejenige  Verbrauchsteuer  von  Wein  und  Obstwein, 
welche  denConsum  im  Kleinen,  daher  insbesondere  in  Wirth- 
schaften  aller  Art  oder  bei  sogen.  Debitanten,  aber  auch  bei 
Bezügen  von  weniger  als  25  Liter  auf  einmal  ins  Haus,  also  für 
den  Privatconsum  in  diesem  Sinne,  treffen  soll;  und  zwar 
wiederum  mit  Ausnahme  des  aus  eigenen  Producten  gewonnenen 
Getränks,  das  der  Wein-  und  Obstbauer  mit  den  Seinen  selbst 
steuerfrei  verzehrt.  Auch  hier  ist  daher  die  Voraussetzung  der 
Steuerpflicht  der  Absatz  an  Dritte.  Die  Abgabe  ist  eine 
Werthabgabe  nach  dem  Absatzpreise  der  Weine,  jetzt  von 
12.5%  (ohne  weitere  Zuschläge). 

Die  Hauptpuncte  für  die  Steuerverwaltung  sind  die  sichere 
Constatirung  der  vom  Debitanten  bezogenen  und  abgesetzten 
Mengen  und  der  Verkaufspreise  dafür.  Darauf  richtet  sich 
daher  die  Controle  vor  Allem  und  um  sie  ausüben  zu  können, 
unterstehen  die  Debitanten  der  steueramtlichen  regelmässigen  Visi- 
tation, dem  sog.  Exercice  (§.  263,  264),  soweit  sie  sich  nicht 
durch  Abonnements  davon  befreien,  was  zulässig  ist,  oder  die 
Kleinabgabe  zusammen  mit  der  Eingangsabgabe  in  die  sogen, 
„einzige  Steuer"  verwandelt  wird. 

Nachweislich  im  Grossen,  d.  h.  in  Mengen  von  über  25  Liter  auch  von 
Debitanten  abgesetzter  Wein,  ein  auch  diesen  Personen  gestattetes  Geschäft,  ist  von 
der  Klcinabgabe  frei  und  eventueU  der  Circulationsabgabe  unterworfen.  Der  Debitant 
muss  die  Eröffnung  seines  Geschäfts,  das  Verkaufslocal ,  die  Mengen  und  Sorten  Ge- 
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tränike,  welche  er  besitzt,  der  SteucrTerwaltuuir  anmelden  und  ein  Schild  oder  dgl. 
aussen  fttbren.  Die  allgemeine  Yerscndun^s-  bez.  Bczugscontroio  ist  auch 
die  Voraussetzang  für  die  Veranlagung  und  Krhebung  der  Kleinabgabe  (§.  263). 
Ceber  Za-  und  Abgang  wird  Buch  jreführt  und  steucramtlirh  durch  das  p]xercicc 
coDtrolirt  Vielerlei  einzelne  Bestimmungen,  über  Hechte  der  Vorwaltung  und  rilichtcn 
der  Debitanten,  suchen  ünterschleif  zu  verhüten.  Unter  Umständen  kann  die  Ueber- 
wmchuDg  auf  die  Nachbarhäuser  ausgedehnt  werden.  Eine  besondere  Gefahr  liegt 
immer  darin,  dass  Wein  im  Geheimen  in  die  Lager  des  Debitantcn  gelaugt,  daher 
besondero  aus  Nachbarhäusern,  wohin  etwa  Wein  zum  Privatconsum  bezogen  wurde. 
Was  sich  nach  den  Büchern  als  Fehlmenge  ergiebt,  nicht  nachweisbar  verdorben 
ist  und  den  gesetzlichen  Satz  von  ;iVo  ^^^  Abgang  und  Familienconsum  übersteigt, 
unterliegt  der  Kleinabgabe.  Die  Verkaufspreise  werden  von  den  Debitanten 
(leclarirt,  im  Falle  der  Bestreitung  hat  der  Maire,  mit  Kecurs  an  den  PrUfecturrath, 
za  entscheiden.  Sie  sind  im  Local  an  sichtbarer  Stelle  anzuschlagen  und  dürfen 
beim  Verkauf  nicht  tlhersch ritten  werden.  Strafandrohungen  suchen  die  Innehaltung 
dieser  Vorschriften  zu  sichern.  Gleichwohl  sollen  gerade  in  Bezug  auf  die  Preise 
darch  unrichtige  Angaben  und  Anlegung  anderer  Verkaufspreise  die  meisten,  nur 
schwer  zu  constatirenden  ünterschleife  vorkommen.  Die  Steuer  ist  von  den  dem 
Exercice  unterstehenden  Debitantcn  regelmässig  nach  vierteljährlichen  Abrechnungen 
za  zahlen.  Fast  ^  des  von  Debitanten  abgesetzten  Weins  und  fast  der  ganze  Obst- 
wein wird  durch  die  Visitation  beim  Kxercice  zur  Veranlagung  gebracht.  Der  Kest 
kommt  grösstentheils  auf  Abonnements.  iS.  Vignes  I,  K'{1 ,  Art.  Abonn.  im 
Say 'scheu  dict.,  p.  4 ) 

Diese    sind    meistens   sogen.  Einzelabon  ncmcnts  der  einzelnen   Debitanten, 
entweder  —   aber  selten    —   nur  in  Betr.   des  Preises,   wo   man   sich  über  einen 
Mittelpreis  einigt,  die  üeberwachung  nur  mehr  die  Mengen  betrifft  und  die  Steuer 
daron  erhoben  wird   (sog.  Abonnement  für  das  llectolitcr) ;  oder,  und  in  der  Kegel, 
auch  in   Betr.  der  Mengen,    gegen    eine  Abfindungssumme,    immer   höchstens   auf 
1  Jahr.    Das  Eingehen  auf  solche  Abonnements  kann  die  Verwaltung  nicht  verweigern. 
Einigt  man  sich  nicht  über  die  Summe,  so  entscheidet  der  Präfecturrath,  mit  Kecurs 
in  den  Staatsrath.    Ausserdem  kommen,   aber  nur  selten,  sogen.  Collectiv-  oder 
Corporationsabonnements  der  Gesammtheit  der  Debitanten  eines  Orts  unter 
solidarischer  Haft  vor,  nach  Beschlnss   von   mindestens  -/s   der  Debitanten  unter  Ge- 
nehmigung des  Municipalraths.     Endlich  giebt  es  noch  sog.  allgemeine  Abunne- 
ments,   welche  auf  Verlangen   der  Municipalräthe  für  ganze  Gemeinden   über  die 
Klein*   und   Circulationsabgabe    gewährt    werden    müssen,    wo    dann    die  vereinbarte 
Summe  an  die  Staatscasse  in  halbmonatlichen  Katen  aus  der  Gemeindecasse  entrichtet 
wird.    Sie   verlangen   zum  Abschluss  die  (ienchmigung  des  Finanzministers,  kommen 
übrigens  auch  nur  wenig  vor.    Durch  die  Erklärung  der  „einzigen  Steuer"  als  obli- 
gatorisch in  den   Gemeinden  von    über  10,000  Eiuw.  (Ges.  v.  \).  Juni  1875)   hat   die 
Zahl  der  abonnirten   wie  der  dem  Exercice   unterworfenen  Debitanten  abgenommen. 
Es  waren 

\i>l'A  1871)  lbS5 

Für   Wein    und    Cider    abonnirte 

Debitanten 54,74fi  39,441  5t),756 

Abgelöste .     bloss    Alcohol    ver- 
kaufende Debitanten  (s.  u.)    .       30,494  29,895  :^9,732 

Debitanten  in  Städten  mit  einziger 

Steuer 28,745  6S,940  84,720 

Zus.  frei  vom  Exercice   ....     119,715  138,271  181,208 

Debitanten   dem   Exercice    unter- 
worfen     228,884  216,576  214,495 

Summe 348,599  354,852  395,70:< 

In  allen  diesen  Zahlen  fehlt  Paris  (Bull.  XX,  600). 

Den  Grosshändlern  als  solchen  war  früher  bei  erheblicher  Strafe  (500 — 5000  Frcs. 
«Dd  Confiscation  der  Getränke)  der  Debit  verboten.  Jetzt  ist  ihnen  derselbe  gestattet, 
venu  sie  für  das  Kleingeschäft  ganz  getrennte  Lager  und  Locale  haben.  Die  Fehl- 
mengen, welche  bei  ihnen  über  die  gesetzlichen  Nachlässe  hinaus  durch  die  Ver- 
viltang  constatirt  werden,  sind  nach  dem  Satze  der  Kieinabgabe  zu  versteuern.     Nur 
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unbedeutend  sind  die  gleich  beim  Bezog  von  Wein  nnd  Cider  erhobenen  Beträge  der 
Kleinabgabe. 

FUr  1886  ergiebt  sich  für  die  verschiedenen  Fälle  der  Kleinabgabe  Folgendes 
(Bull.  XXIII,  280): 

Wein  Obstwein  u.  s.  w. 

Hectol.          Ertrag  Frcs.  Hectol.       Ertrag  Frcs. 

Beim  Bezug  erhoben      .     .     .         14,826             139,126  217                640 

Fehlmenge  bei  Grosshändicrn .         36,687             337,812  5,192            19,473 

Durch  Exercice  constatirt  .    .     2,578,163        24,399,420  3,218,599       7,250,327 

Abonnements 1,431,856         13,410,631  67,136         178,602 

Summe     ....     4,061,532        38.286,989  3,291,144      7,449,042 

Der  Steuersatz  bei  den  Debitanten  mit  Exercice  stellt  sich  mit  Nachlässen  auf 
12.11 5 7o  statt  auf  12.57o-  Diese  Ziffern  enthalten  aber  lange  nicht  die  ganze  Klein- 
abgabe, da  dieselbe  grossentheils  mit  in  der  „einzigen'*  Steuer  und  der  Pariser  und 
Lyoner  Ersatzsteuer  steckt  (s.  u.).  Sie  steigt,  unter  Einrechnung  der  betreff.  Bestand- 
theile  dieser  Steuern,  auf  87.63  Mill.  Frcs.  f.  Wein  von  133.22  Mill.  Total  und  auf 
2.68  Mill.  Frcs.  f.  Obstwein  von  15.48  MiU.  Frcs.  Total  (BuU.  XXIII,  539).  -  Der 
Durchschnittspreis  der  von  Debitanten  unter  Exercice  abgesetzten  Mengen  ist  in  den 
letzten  Jahren  erheblich  gestiegen.  Er  war  bei  Wein  18S2— 87  p.  Hectol.  76.38 — 
77.79—76.17—75.67—78.04—79.61  Frcs.  gegen  46.72  im  Durchschnitt  von  1850—59, 
51.57  von  1860—69,  55.25  von  1870—79;  bei  Obstwein  1882—87  19.48—19.05— 
17.88—18.39—22.50—21.28  gegen  16.05,  16.30  und  18.51  in  den  drei  genannten 
Decennialperioden  (Bull.  XXIII,  281,  IX,  110,  370).  Natürlich  wird  die  Summe  im 
Abonnement  immer  entsprechend  neu  geregelt ;  eben  deshalb  die  höchstens  einjährigen 
Abonnements.  Die  Werthabgabe  wurde  also  neuerdings  einträglicher,  kam  aber  auch 
noch  mehr  in  Missverhältniss  zur  Circulationsabgabe,  und  die  Ermässigung  des 
Steuersatzes  in  1880  wurde  durch  dies  Preissteigen  ziemlich  aufgewogen:  so  trug 
z.  B.  das  Hectoliter  Wein  im  Durchschnitt  von  1886 — 87  an  Kleinabgabe  9.50,  von 
1875 — 76  auch  nur  9.6  Frcs.,  obwohl  damals  die  Abgabe  als  Quote  vom  Werth  etwa 
um  die  Hälfte  höher  war  als  jetzt  Der  Fiscus  protitirt  also  bei  steigenden  Preisen 
erheblich,  aber  die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  im  ganzen  System  wird 
verschoben. 

§.  258.  cc)  Die  EiDgangsabgabe  ist  im  Princip  eine  Ver- 
brauchssteuer zu  Gunsten  des  Staats  speciell  von  der  städti- 
schen, d.  h.  von  der  Bevölkerung  in  Orten  mit  mehr  als  4000  Ein- 
wohnern, von  Wein,  Obstwein,  Meth,  wie  auch  von  Alcohol. 
Sie  tritt  zu  der  Circulations-  und  der  Kleinabgabe,  wie  bei  Alcohol 
zu  der  allgemeinen  Verbrauchsabgabe  noch  hinzu,  so  dass  durch 
diese  vereinigten  Abgaben  die  städtische  Bevölkerung  höher  als  die 
ländliche  besteuert  wird:  was  mit  dem  höheren  Wohlstand  der 
Städte  begründet  wird,  also  ein  Umstand  ist,  durch  den  die  Ge- 
tränkesteuer sich  dem  Princip  der  Besteuerung  „nach  der  Leistungs- 
fähigkeit" anpasst.  Derselbe  Gedanke  waltet  im  Tarif  ob,  welcher 
ein  siebenstufiger,  mit  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung  steigender 
specifischer  ist,  bei  Alcohol  und  Obstwein  für  jede  Ortsclasse  der 
gleich  hohe,  bei  Wein  noch  in  Gombination  mit  den  Abtheilungen 
des  Staatsgebiets,  wie  bei  der  Circulationsabgabe. 

Die  Controle  erfolgt  in  Verbindung  mit  der  Versendungs-  und  Bczugscontrolc 
und  den  Begleitscheinen  beim  Eingang  in  die  Ortschaften,  wobei  die  Transporte  oder 
Bezüge  dem  Steueramt  angemeldet  werden  müssen.    Steuerpflichtig  ist  nur  das  für 
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den  Consnni  im  Orte  bestimmte  Getränk,  nicht  das  unter  Coutrole  bloss  durchgeführte. 
Auch  die  ?om  EigenthUmer  in  den  Ort  zur  Kciterung  u.  s.  w.  eingeführten  und  die 
im  Orte  fom  Selbstbauer  geernteten  Trauben  und  Trachte  sind  der  Eingangssteuer 
und  einer  entsprechenden  Coutrole  mittelst  Aufnah uie  eines  Inventars  unterworfen, 
vobei  die  Steuer  nach  dem  Reductionsverhültniss  von  2  Ilcctol.  Wein  aus  3  Hectol. 
Trauben  und  5  Hectol.  Obstwein  aus  3  Obst,  bei  trocknen  Früchten  von  1  Hectol. 
Obstwein  aus  25  Kilogr.  Obst  berechnet  wird.  Ein  allgemeines  Abonnement  für  die 
Weinlese  Seitens  der  Gemeinde  ist  zulässig,  (irosshändler  und  Selbstbaucr  können 
fELr  ilire  Bezüge  und  Producte  die  sonst  beim  Eingang  fällige  Zahlung  verschieben, 
wenn  sie  die  Getränke  in  EntrepOt  bringen,  wofür  beim  Händler  MinimaJmengen  zum 
B^inn  vorgeschrieben  sind.  Debitanten  und  Private  haben  kein  gesetzliches  Anrecht 
auf  Gewährung  des  Entrep<5ts,  doch  kommt  die  administrative  Zulassung  auch  bei 
ihnen  vor.  Versteuert  wird  dann,  was  nach  den  Bestandbüchern  des  Eutrepots  oder 
eigenen  Lagers  in  den  Consum  übergegangen  ist,  bez.  was  fehlt,  nach  Abzug  der 
Nachlässe,  welche  beim  Eigenbauer  seit  1852  bis  107o»  beim  Grosshändier  bis  6 — 7Vü 
bei  Wein  betragen  (bei  Obstwein  und  Alcohol  77o^-  I^er  Tarif  von  18SÜ  steigt  in 
7  Ortsstnfen  (4—6000  als  erste.  Über  50,000  Einw.  als  höchste)  von  35  auf  80  Cent. 
p.  Hectol.  für  Cider  u.  s.  w.,  von  V/^  auf  30  Frcs.  p.  Hectol.  für  Alcohol,  von  0.40 
auf  1  50,  von  0.55  auf  2.25,  von  0.75  auf  3  Frcs.  für  Wein  nach  den  drei  Gebiets- 
tbeil-Classen.  Besondere  Bestimmungen  bestehen  über  die  Berechnung  der  Orts- 
befölkerung,  Behandlung  der  Vorstädte  u.  s.  w. 

Durch  die  facultativ  zulässige,  neuerdings  für  Orte  über  10,000  Einw.  obli- 
gatorisch gewordene,  daher  mehr  verbreitete  „einzige  Steuer"  hat  die  Eingangs- 
al^be  als  selbständiges  Glied  der  Getränkebesteuerung  an  Bedeutung  verloren. 
Direct  unter  diesem  Namen  führt  die  amtliche  Statistik  nur  kleine  Beträge  auf,  so 
ftir  1886  von  2.14  Mill.  Hectol.  Wein  1.54  Mill.  Frc^.  Ertrag,  von  1.19  Mill.  Hectol. 
Obstirein  0.55  Mill.  Frcs.,  von  471,327  Hectol.  Alcohol  9.69  Mill.  Frcs.  Allein  wenn 
man,  wie  es  in  besonderen  Berechnungen  auch  hierfür  die  Yerwaltungsstatistik  thut, 
die  einzige  Steuer  und  die  Pariser  und  Lyoner  Ersatzsteuer  wieder,  wie  oben  bei  der 
Kleinabgabe,  in  die  Steuern  zerlegt,  die  sie  vertreten,  so  ergeben  sich  erheblich 
grössere  Zahlen  für  die  Eingangsabgabe,  nämlich  in  1886  für  Wein  13.52  Mill.  Hectol. 
mit  22.82  Mill.  Frcs.  Steuerertrag  von  133.22  Mill.  Frcs.  Total,  für  Obstwein 
3.25  MiU.  Hectol.  mit  2.68  Mill.  Frcs.  von  15.48  Mill.  Frcs.  Total,  für  Alcohol 
614,327  Hectol.  mit  13.98  Mill.  Frcs  ,  zus.  an  Eingangsabgabe  39.48  Mill.  Frcs.  von 
234.55  Mill.  Frcs.  Total  (ohne  den  Zuschlag  für  alcoholisirte  Weine).  (Bull. 
XXUI,  280  und  540).  Im  J.  1886  bestand  die  Eingangsabgabe  selbständig  in 
266  Gemeinden  (in  147  von  4—6000,  in  119  von  6—10.000  Einw.),  in  Verbindung 
mit  der  einzigen  Steuer  in  ISl.  davon  22  unter  6000  Einw.,  zus.  in  447  Ge- 
meinden mit  6.33  MüL  Einw.,  wozu  dann  noch  Paris  und  Lyon  apart  kommen 
(BuU.  XXHI,  540). 

dd)  Die  mehrfach  schon  erwähote  „einzige  Steuer"  tritt 
in  Orten  von  4— 10,000  Einwohnern  facultativ,  seit  dem  Gesetze 
vom  9.  Juni  1875  in  allen  Orten  Über  10,000  Einwohner  obli- 
gatorisch an  Stelle  der  bestehenden  Klein-  und  Eingangsabgabe 
von  Wein  und  Obstwein  u.  s.  w.  Ebenso  wird  die  allgemeine 
Verbrauchssteuer  von  Alcohol  (§.  260)  in  Orten  mit  Eingangs- 
abgabe beim  Eingang  gemeinsam  erhoben.  Die  Debitanten  werden 
in  diesen  Orten  (sog.  villes  redimees)  dann  von  Exercice  befreit, 
nnterliegen  aber,  wie  Private,  der  Circulationsabgabe  mit.  Die 
Controle  besteht  in  der  allgemeinen  Versendnngs-  und  Bezugs- 
controle  und  in  derjenigen  beim  Eingang  in  die  Orte.  Die  Tarife 
werden  periodisch  revidirt,  um  sie  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Kleinabgabe,    als    einer    Werthquotenabgabe ,    zu    erhalten.      Die 
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Schwierigkeiten,  die  Debitanten  in  Städten  auch  mittelst  des 
Exerciee  ausreichend  zu  controliren  und  das  letztere  wirksam  zu 
gestalten,  neben  dem  Vortbeil,  den  Verkehr  von  lästigen  Fesseln 
im  Innern  der  Städte  zu  befreien,  haben  zu  der  Ausdehnung  der 
einzigen  Steuer  und  zur  Einführung  der  Steuer  als  obligatorischer 
Massregel  geführt:  ein  bemerkenswerther  steuertechnischer  Vorgang, 
ähnlich  wie  die  Pariser  Ersatzsteuer. 

lieber  die  facultative  Einfahrung  entscheidet  ein  Bescbluss  des  ad  boc  durch 
eine  Anzahl  Grosshändler  und  Debitanten  zu  Ferstärkendeu  Municipalraths.  Eigen- 
bauer  unterliegen  für  ihr  Absatzproduct  der  einzigen  Steuer,  nicht  aber  der  Circu- 
lationsabgabe.  Die  Formalien,  Erhebung,  £ntrep6ts  n.  s.  w.  sind  sonst  wie  bei  der 
Eingangssteuer.  Die  einzige  Steuer  ist  überhaupt  eigentlich  nur  eine  erhöhte  Ein- 
gangsabgabe, mit  einem  wesentlichen  Unterschied,  nämlich,  dass  sie,  weil  sie  die 
Klcinabgabe  als  Werthquotcnabgabe  mit  zu  ersetzen  hat,  aber  spccifische  Abgabe  bleibt, 
nothwendig  veränderlich  sein  muss.  Man  hilft  sich  dadurch,  dass  man  die  Tan fc 
periodisch  revidirt,  aber  an  specifischen  Sätzen  festhält,  was  practisch  kaum  anders 
möglich,  in  der  Durchführung  aber  nicht  ohne  Schwierigkeiten  ist  und  principicU  der 
Steuer  doch  einen  von  der  Kleinabgabe,  die  sie  ersetzen  soll,  wiederum  abweichenden 
Character  giebt:  der  ganze  Vorgang  steuertechnisch  auch  als  Uebergang  von  der 
principiell  richtigeren  Werthsteucr  zur  practisch  passenderen  specifischen  beachtens- 
werth.  Nach  Ges.  v.  9.  Juni  1875  Art.  4  und  5  sollte  nach  1.  Januar  1S79  alle 
5  Jahre  der  Tarif  revidirt  werden.  S.  über  hervorgetretene  Schwierigkeiten  Motive 
zum  Gesetzentwurfe  von  1880,  Bull.  VII,  154.  Das  Gesetz  von  1875  und  das  vom 
19.  Juli  1880  bestimmte,  dass  die  Tarife  der  einzigen  Steuer  nach  den  Mengen  und 
Arrondissements- Durchschnitts -Detailpreisen  der  Debitanten  in  1877 — 79,  dann  vom 
1.  Jan.  1886  in  5 jähr.  Perioden  revidirt  werden  sollten.  Bis  dahin  sollte  die  einzige 
Steuer  in  den  Orten  über  10,000  Einw.  das  Dreifache  des  Eingangstarifs  des  Ges.  v. 
1880  nicht  übersteigen  dürfen  (Art  5).  —  Der  Ertrag  der  einzigen  Steuer  war  ISSH 
für  0.42  Mill.  Hectol.  Wein  29.30  Mill.  Frcs ,  d.  i.  im  Durchschn.  4.58  Trcs.  p.  Hectol., 
für  1.76  Mill.  Hectol.  Obstwein  3.60  Mill.  Frcs.,  2.04  Frcs.  p.  Hectol.  (für  Alcohoi 
nicht  ausgeschieden).  In  der  Stcuersumme  des  Weins  steckt  10.11  Mill.  Frcs.  Ein- 
gangsabgabe, 19.25  Mill.  Frcs.  Kleinabgabc,  in  der  des  Obstweins  bezw.  1.75  und 
1.86  Mill.  (Bull.  XXni,  540,  280). 

ee)  Ersatzsteuer  von  Paris  (und  Lyon)  (taxe  de  rem- 
placement).  Sie  stellt  im  Princip  eine  völlige  Unification  der 
Getränkebesteuerung  dar,  indem  eine  einzige  speci fische 
Abgabe  in  der  Form  der  Eingangsabgabe  als  Ersatz 
aller  anderen  Steuern,  selbst  der  Licenz,  für  jede  Art 
Getränk  (ausser  Bier)  erhoben  wird.  Der  Tarif  wird  nothwendig 
jedesmal  gleichzeitig  mit  der  Veränderung  der  Tarife  der  anderen 
Abgaben  geregelt,  zuletzt  im  Gesetz  vom  19.  Juli  1880.  Er  ist 
absichtlich  höher  als  in  anderen  Orten  gehalten,  mtisste  aber 
eigentlich,  da  die  Ersatzsteuer  namentlich  die  Klcinabgabe  mit  zu 
ersetzen  hat,  periodisch,  ähnlich  wie  die  einzige  Steuer,  gemäss 
den  Veränderungen  der  Preise,  revidirt  werden.  Die  Controlen 
des  Exerciee  der  Debitanten  u.  s.  w.  fallen  bei  der  Ersatzsteuer 
fort:  der  Hauptzweck  und  Hauptvortheil  für  Verwaltung  und  Ver- 


Getränkebesteueruii^.    Ersatzt^teucr.  Alcoholsteuer.  639 

kehr.     Destillation  von  Alcohol    ist  in  Paris  verboten,    Liqueur- 
fabrikatioD  jedoch  nicht. 

Die  Ersatzsteuer  in  Parij*  ist  (ohne  weiteren  Zuschlag)  nach  ücs.  v.  l^'SO  für 
Wein  8.25  Frcs.  p.  HectoL,  in  Lyon  7.77.  für  Obstwein  4.50  und  2.05,  für  Alcohol 
1S6.25  in  Paris  (vor  1S80  auch  hier  ein  höherer  Tarif  für  Flaschenbranntwein, 
Cider,  Absinth,  seitdem  ein  gleicher  Satz  für  allen  Alcohol).  Die  Pariser  Gross- 
händler und  Hinterieger  in  den  Entrepots  sind,  wegen  der  vorgekommenen  Miss- 
brauche  u.  s.  w.,  dem  Exercice  unterstellt  worden  (Ges.  v.  16.  Febr.  18T5  s.  o.). 
Der  Ertrag  der  Ersatzsteuer  war  1886  in  Paris  für  4.34  Mill.  Hectol.  Wein  35.81 
Mill.  Pres.,  für  306,121  Hectol.  Obstwein  1.38  Mill.  Frcs.,  für  143,000  Hectol.  Alcohol 
26.63  Mill.  Frcs.,  welche  Summe  nach  amtlicher  Berechnung  sich  als  3.51  Mill.  Frcs. 
Circnlations-,  9.77  Eingangs-  und  22.53  Mill.  Frcs.  Kleinabgabe  ergeben  würde 
CBuU.  XXni,  539). 

§.  259.    ff)    Die    allgemeine    Verbrauchssteuer    von 
Alcobol  (droit  g^näral  de  consommation)  ist  die  hauptsächliche, 
im  ganzen  Staatsgebiete,  bis  auf  Paris ,  gleiche  Branntweinsteuer, 
zn  welcher  in  den  Orten  mit  Eingangsabgabe,  wie  schon  bemerkt, 
dann  die  letztere  noch  hinzutritt.    In  Orten  mit  einziger  Steuer 
vereinigt  sich  die  allgemeine  Verbrauchssteuer  mit  der  Eingangs- 
abgabe in  der  Erhebung.     In   Paris  ist  sie  in  der  Ersatzsteuer 
enthalten.     Seit  dem  grundlegenden  Gesetze  vom  24.  Juni  1824 
von  der  Weinsteuer  abgetrennt  und  verselbständigt,  stellt  sie  seitdem 
im    Princip    eine    speci fische    Abgabe    in    Form    einer    hohen 
Fabrikatsteuer   dar,    welche    nach    dem    reinen   Alcohol- 
gehalt  aller,  der  eigentlichen  Verzehrung  oder  Verwendung 
zn  Verzehrungsgegenständen    dienenden   gebrannten  Flüssigkeiten 
mittelst  des  Gay-Lussac'schen  Centesimal-Alcoholometers  bemessen 
wird.      Sogen,  denaturirter ,    für    gewerbliche    Zwecke    dienender 
Spiritus  unterliegt  auch   einer  Steuer,  aber  einer  viel  massigeren. 
Die  Controle,  welche  bei  der  starken  Steigerung  der  Steuersätze 
sehr  verschärft  werden  musste  und  wurde,   erfolgt  zunächst  durch 
die  Ueberwachung  (Exercice)  der  sogen,  gewerblichen 
Brennereien    oder    Destillationsanstalten ,    eine    Ueberwachung, 
von  welcher  die  sogen.  Eigenbrenner  (bouilleurs  de  cru)  von  Wein- 
und  Frtichtebranntwein ,   welche  ausschliesslich  ihr  eigenes  Ernte- 
product  verarbeiten,   seit  1875   wieder  befreit  sind,  —  die  schon 
oben  (S.  631)    besprochene  Frage    ^  ;    ferner  dient,    zumal  auch 
gegenüber  diesen  Eigenbrennern,  bei  diesen  sogar  allein,  die  all- 
gemeine Versendungs-  und  Bezugscontrole  zur  hier  bei 
Alcohol  besonders  wichtigen  Hilfe ;  endlich  unterstehen  die  Gross - 
händler,    die    Entrepots,     Liqueurfabrikanten,    Debi- 
tanten,   —    letztere  mit    Ausnahme    derer   in    den   „abgelösten" 
Städten    (mit    einziger    Steuer)    und    in    Paris    — ,    der    Ueber- 
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wachung.  Bei  der  grossen  Höhe  der  Steuer  sind  Zahlungs- 
aufschübe hier  von  besonderer  Wichtigkeit  und  die  Einrichtungen, 
sie  zu  ermöglichen,  gut  getroffen,  so  namentlich  durch  die  Be- 
stimmung, dass  nicht  die  Brennerei  als  solche  die  Steuer  zu  ent- 
richten hat,  sondern  der,  welcher  zum  eigen  Consum,  als  Privater, 
oder  zum  Absatz  unmittelbar  für  den  Consum,  als  Debitant,  den 
Branntwein  bezieht,  ferner  durch  die  Einrichtung  der  Entrepots 
und  durch  die  Zulassung  der  Versteuerung  des  bezogenen  Quantums 
bei  den  Debitanten  nach  Massgabe  des  Absatzes,  auf 
Grund  der  Bestandscontrole  mittelst  des  Exercice.  Bei  der  deut- 
lichen Tendenz  der  Gesetzgebung,  auf  dem  beschrittenen  Wege  der 
Steigerung  des  Steuersatzes  fortzuschreiten,  und  bei  der  immer 
mächtigeren  Entwicklung  der  gewerblichen  Brennerei  werden  diese 
Erleichterungen  der  Zahlung  wie  jene  Verschärfungen  der  Controlen 
immer  wichtiger.  Da  diese  gewerbliche  Entwicklung  aber  auch  zu 
grösserer  Betriebsconcentration ,  im  Vergleich  zu  der  ehemals  fast 
allein  zu  beachtenden,  so  ganz  zersplitterten  Wein-  und  Obst- 
brennerei, ftihrt,  so  werden  die  Controlverschärfungen  auch  an- 
wendbarer und  erfolgreicher.  Sie  sind  auch  in  Frankreich  neuer- 
dings mit  nach  englischem  Vorbild  vorgenommen  worden. 

S.  bes.  den  Art.  AIcool  von  Stoiirm  im  Sa y 'sehen  dict,  auch  Stourm's  Schrift 
über  die  Branntweinsteuer:  Wolf  a.  a.  0.  Oben  §.  253.  Die  neueren  (iesetze  vom 
28.  Febr.  1872,  26.  März  1S73,  21.  Juni  1878,  10.  Febr.  1875  (o.  S.  G17),  l\).  Juli 
1S80,  Reglements  „A''  v.  18.  Sept.  1879  für  grosse  Melasse-  und  Kombrenner.rien, 
„A  bis*'  vom  19.  Sept.  1879  für  landwirthsch.  Brennereien,  „B"  v.  15.  August  ISM 
für  gewerbliche  Wein-,  Cider-,  Fruchtbrennercien  und  einige  andere  (Bull.  X,  5, 
auch   Block,   suppl.  gener.  p.  53V,   Decr.  v.  27.  Dec.  18^4   (über  das  Alcoholomctcr). 

Die  Steuersätze  sind  im  Laufe  der  Zeit  selir  stark  gesteigert  wurden.  1S24  war 
der  Normalsatz,  incl.  Decime,  55  Frcs.,  seit  1830  37.40.  seit  1855  00,  seit  1^00  90, 
seit  1871  150,  seit  1878  150.25,  von  1872  —  1880  für  Spirituosen  in  Flaschen, 
Li<iueure,  Absinth  218.75  Frcs.,  seit  1880  für  alle  Spirituosen  gleich,  156.25  Frcs. 

Der  Satz  bezieht  sich  stets  auf  reinen  Alcohol,  verändert  sich  also  im  einzolnm 
Falle  nach  dem  (lohalt.  Die  steuertechnische  Hauptaufgabe  ist  daher,  zugleich  dorn 
ganzen  Character  der  Steuer  als  Fabrikatsteucr  entsprechend,  die  sichere  und 
möglichst  einfache  Ermittlung  des  Alcoholgehalts,  —  ein  Problem,  das  in  Frankrei<*h 
seit  länger  für  so  weit  genügend  gelöst  gilt,  dass  man  die  Besteuerung  in  der  an- 
gegebenen Art  einrichten  zu  dürfen  geglaubt  hat.  Nach  einer  Keductions-  und 
CorrectionstabcIIe  wird  bei  der  Veranlagung  der  Steuer  in  der  Praxis  umgerechnet, 
wenn  die  Temperatur  der  Flüssigkeit  von  der  normalen  von  15  Grad  Celsius  abweicht 
(s.  die  Tabelle  bei  Block,  dict.,  p.  243).  Das  Gay-Lussac'sche  Centesimal-Alcoholo- 
meter  ist  für  alle  Verwaltungsacte  und  Privatgeschäfte  zum  ausschliesslich  anwend- 
baren gesetzlich  erklärt  worden.  Jedes  in  Gebrauch  kommende  und  ebenso  jedes 
dabei  mit  benutzte  Thermometer  darf  nur  verkauft  und  benutzt  werden,  wenn  es  zuvor 
amtlich  beglaubigt  und  diese  Beglaubigung  durch  ein  vorgeschriebenes  Zeichen  con- 
btatirt  ist.  Mit  beiden  Instrumenten  erfolgen,  wie  überhaupt  in  Frankreich  mit 
Maasseu  und  Gewichten,  periodische  Revisionen.  Jeder  Patentpflichtige,  welcher 
(iross-  oder  llalbgrosshandel  mit  Alcohol  treibt,  muss  beide  veriticirte  Instrumente 
haben  ((ies.  v.  7.  Juli  l^sl,  auch  7.  Juli  18s2,  2*^.  Juli  1S83.  Decr.  v.  27.  Der  lss4. 
in  dorn  das  Alcoholometer  beschrieben  ist,  Bull.  XVII,  4).     Ein  jüngstes  Gesetz  vom 
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10.  Döc.  18S7  eröffnet  ein«'  P^^•i^bew^;rlulni^  fiir  die  Krlindun«^  ciiuiS  oinfacheu  und 
pnctisch  Ton  der  Stciirn^Twaltung  verw<;ndl)arcn  Verfahrens  zur  Erkennung  der 
<-heiDischen  Reinheit  des  Alroliols.  Friiljcr  ((ies.  v.  1824)  wurde  Branntwein  in 
Flaschen,  aller  Liqucur  (auch  in  Fässern)  und  Frihlite  in  Branntwein  als  „reiner 
Alcohol"  versteuert.  Seit  den  ^^russcn  St«'U<^rerholiiing:en  nach  dein  letzten  Kriege 
wird  aber  auch  hier  nur  narh  dem  rmiittelten  Alcoliolgrade  versteuert  (Gesetz  vom 
2t>.  Mürz  1$72).  Nur  Absinth  bheb  unbiniingt  noch  als  reiner  Alcohol  behandelt, 
(Abäinthessenz  nur  als  Medicin  zu  iabriiiren  und  zu  verkaufen  erlaubt).  Das 
Gesetz  vom  19.  Juli  1S*>0  stellte  Absinth  aber  auch  in  diesem  Puncte  anderen 
SpiritQOsen  gleich. 

Durch  diese  Einrichtiiug  der  Alcoholsteucr  als  Fabrikatstcuer 
hat  Frankreich  die  Schwierigkeiten  und  bedenklichen  Folgen  der 
Besteuerung  nach  Rohstoffen  oder  Betriebsmerkmalen  vermieden, 
allerdings  damit  auch  die  rrämiirung  technischer  Fortschritte, 
welche  mit  diesen  anderen  Steuerfoimen  verbunden  sind  (Preussen, 
Deutschland  u.  a.  L).  Dio  Fabrikatsteuer  bedingt  dann  nur  be- 
sonders scharfe  Controlen.  Eben  hier  zeigte  sich  das  Privileg  der 
bouilleurs  de  cru  nachtheilig,  anderseits  bot  die  Versendungs- 
controie  hier  besondere  Vortheile  zur  Ergänzung  der  Brennerei- 
controle.  Die  Steuer  wird  zwar  nicht  unmittelbar  von  der  Brennerei 
gezahlt,  aber  durch  die  Controlen  wird  hier  die  Menge  des 
Fabrikats  constatirt,  die  Brennerei  damit  belastet  und  von  da  an 
der  Verbleib  des  Fabrikats  durch  die  Versendungscontrole  verfolgt 
und  das,  was  steuerpflichtig  wird,  —  daher  u.  A.  nicht  der 
exportirte  Alcohol  —  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Be- 
steuerung herangezogen,  so  z.  B.  auch  der  zum  Vinage  benutzte 
Alcohol. 

Alle  gewerblichen  Brennereien  und  Rectilicirungsanstalten  müssen  nicht  nur  eine 
Licenz  nehmen,  wonach  sie  unter  das  stcueramtliche  Exercice  kommen,  sondern  auch 
Declarationen  über  ihren  Betrid)  machen.  In  allen  grösseren  gewerblichen 
Anstalten  erfolgt  jetzt  —  nach  englisclieni  Muster,  doch  mit  Modilicationen,  wie  sie 
^chon  die  grössere  Anzahl  der  Geschäfte  bedingt  hat  —  eine  beständige  Ueber- 
»achung  durch  Beamte,  welche  in  <ler  An>talt  selbst  installirt  sind.  Sie  controliren 
alle  Operationen,  vom  Bezug  der  Kohstolle  bis  zur  Fertigstellung  des  Fabrikats  und 
'J' T  Ilinausfuhrung  desselben ,  wobei  die  Verwaltung  auch  vieles  Einzelne  in  Betrelf 
'lor  Aufstellung  und  Benutzung  der  G«; fasse,  Bottiche,  Köhren,  Vorlegeschlösser, 
Schlüssel  u.  s.  w.  regelt  (s.  bes.  Bul.  A  v.  l'^TO'.  Für  landwirthsch.  Brennereien 
sind  die  Controlen  etwas  mildere,  noch  mehr  für  die  übrigen  (gewerbl.  Wein- 
brennereien u.  s.  w.),  doch  dürfen  z.  B.  auch  hier  die  Beamten  zu  jeder  Tageszeit, 
und  wenn  die  Brennerei  Nachtarl>e.it  hat,  auch  Nachts  in  die  AnstaU  kommen;  die 
Verbindungen  mit  Nachbarhäusern  sind  verboten  u.  a.  m.  —  Bei  den  nicht  dem 
Eiercice  unterstehenden  Destillationen  der  Eigenbrenner  ist  wenigstens  durch  Ver- 
minderung des  steuerfrei  zu  consumirenden  Branntweins  von  40  auf  20  hiter  für  den 
Haushält  dem  Üuterschleif  zu  begegnen  gesucht  worden ,  wenn  auch  sicher  immer 
ii'>ch  ohne  genügenden  Erfolg.  Denn  die  hier  nun  seit  lb70  wieder  allein  zum  Ersatz 
'l'!r  Hrennereiconirole  funi^irende  V'erxrnlungsicontrole  mag  woiil  noch  ziemlich  aus- 
rvii:hen  bei  Transporten  in  weiterem  Entfernung,  schwerlirh  jedoch  bei  geheimen  Ver- 
^•»ufen  in  der  Nachbarschaft  (Stuurmi.  Ebendeshalb  ist  das  Streben  der  Steuer- 
f'Twaltnng  nach  Ausdehnung  der  Uel)''rwa<'liung  über  die  bouilleurs  de  cru,  wenn 
io<:h  in  anderer,  mihierer  Form  als  bei  den  gewerblichen  Brennern,  so  begreiflich 
•il^  gerechtfertigt,  wie  wieder  in  ilen  n<'Uesten  Ciesetzent würfen  (S.  (ii^). 
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(jrosähändler  und  Debitantcn  beziehen  den  Branntwein  u.  s.  w.  regelmässig 
unter  der  Form  des  sogen,  acquit-ä-caution  (§.  263).  Sie  werden  dann  in  einem 
Steuerconto  m^it  den  Bezugsmengcn  belastet  Die  Grosshändler  erhalten  darauf  für 
jede  Versendung  Entlastung,  müssen  aber  für  die  bei  der  Controle  (dem  hier 
Recensement  genannten  Exercice)  fehlenden  Mengen,  soweit  diese  den  statthaften  Ab- 
gang bis  zu  7  °/o  für  Leckage  u.  s.  w.  übersteigen,  versteuern.  Debitantcn  dürfen  den 
empfangenen  Alcohol  nach  Massgabe  des  durch  das  Exercice  constatirtcn  Abgangs, 
unter  Abrechnung  von  37o  ^^r  Verlust  und  Familieuconsum,  versteuern,  haben  daher 
hier  gar  keinen  „Steuervorschuss**  zu  machen,  wenn  sie,  der  Annahme  nach,  den 
Preis  um  die  Steuer  erhöhen  oder  die  Stärke  des  Getränks  entsprechend  herabsetzen 
konnten.  —  Durch  Entrichtung  der  Steuer  gleich  bei  Empfang  des  Alcohols, 
wozu  sie  das  Recht  haben,  können  sich  die  Debitanten  aber  auch  vom  Exercice  ganz 
befreien,  was  vielfach  geschieht,  freilich  alsdann  aber  den  vollen  Steuervorschuss  be- 
dingt, (üeber  eine  besondere  Art  des  ünterschleifs,  welche  nach  der  Steuererhöhung 
von  1871  sehr  zugenommen  haben  soll,  nämlich  mittelst  sogen,  fictiver  Ver- 
sendungen auf  acquits-ä-caution  s.  Mathleu-Bodet  I,  98.  Das  Ges.  v.  28.  Febr.  1S72 
suchte  dem  vorzubeugen,  indem  es  namentlich  von  den  Versendern  Angabe  der 
Transportart,  der  Route,  der  Hauptpuncte  der  Passage,  von  den  Empfängern  Vorlage 
der  Frachtscheinc,  Eisenbahnpapiere  u.  s.  w.  verlangte.) 

Das  Princip  der  Fabrikatsteuer  in  Verbindung  mit  der  Erhebungsart  der  Steuer, 
der  Versendungscontrole  und  dem  acquit-ä-caution  als  Begleitschein  ermöglicht  dann 
auch  eine  einfache  Lösung  des  Problems  der  Steuerfreiheit  des  ins  Ausland 
exportirten  Alcohols.  Derselbe  wird  überhaupt  gar  nicht  wirklich  ver- 
steuert, in  keinem  Stadium  der  Fabrikation  und  des  Handels,  sondern  auf  Grund 
eines  Certißcats  des  betr.  Zollamts,  welches  die  erfolgte  Ausfuhr  bescheinigt,  wird 
das  mit  dem  Alcohol  einstweilen  belastete  Conto  der  Brennerei  oder  des  Grosshändlers 
wieder  entlastet. 

Eine  besondere  Besteuerung  besteht  für  den  Alcoholzusatz  zu  Weinen 
(sogen,  vinage,  „alcoholisirte"  Weine)  und  für  denaturirten  Alcohol  zu  gewerblichen 
Zwecken.  Die  erstere  ist  erst  1852  eingeführt,  indem  bis  dahin  Alcoholzusatz  zu 
Wein,  bis  zu  einer  Stärke  des  letzteren  von  26  Grad  und  bis  zu  einem  Zusatz  von 
57o  reinen  Alcohols,  allgemein  steuerfrei  war,  seit  1852  nur  noch  in  7  südl.  Departe- 
ments, was  auch  1864  aufhörte.  Nach  dem  Kriege  wurde  zunächst  aller  Wein  mit 
einer  Alcoholstärke  von  mehr  als  15  Grad  dem  Doppelsatz  der  Alcohol  Verbrauchs- 
steuer, der  Eingangsabgabe,  der  Pariser  Ersatzsteuer  (und  auch  des  Octroi)  für  die 
Gradstärke  von  15 — 21  Grad  unterworfen,  Wein  von  Stärke  über  21  Grad  aber  in  der 
Steuer  dem  reinen  Alcoholsatz  unterstellt.  Später  wurden  von  dieser  Steuer  Weine 
mit  natürlicher  Alcoholstärke  von  15 — 18  Grad  befreit  (Ges.  v.  2.  Aug.  1S72  Art.  3), 
wenn  sie  gleich  als  solche  von  dem  versendenden  Weinbauer  bezeichnet  und  das  auf 
dem  Begleitschein  angegeben  war.  Die  ins  Ausland  und  in  die  Colonieen  gehenden 
alcoholisirten  Weine  sind  von  der  Alcoholsteuer  frei.  Die  ganze  Frage  ist  technisch 
und  wirthschafdich  noch  nicht  endgiltig  entschieden,  die  Gesetzgebung  wird  vielfach 
angegangen,  sie  neu  zu  regeln  (s.  auch  Wolf,  in  Schanz'  Finanzarch.  IV,  402V 

Denaturirter  Spiritus  und  Branntwein  für  gewerbliche  Zwecke,  der  in 
Gegenwart  der  Steuerbeamten  für  den  Consum  unbrauchbar  gemacht  war,  war  schon 
nach  dem  Ges.  v.  1814  steuerfrei.  Eine  unklare  Bestimmung  des  Ges.  v.  1S16  führte 
aber  1833  Seitens  der  Verwaltung  dazu,  diese  Freiheit  als  aufgehoben  anzusehen. 
Erst  ein  Gesetz  v.  14.  Juli  1843  gewährte  wieder  Freiheit  von  den  allgemeinen 
Alcoholsteuern ,  führte  aber  eine  kleine  Abgabe  vom  denaturirten  Alcohol  ein  (Ord. 
V.  14.  Juni  1844,  29.  Aug.  1845).  Nach  dem  Kriege  von  1870  stellte  das  Ges.  vom 
2.  Aug.  1872  diese  Abgabe  im  Principal  auf  30  Frcs.  p.  Hectol.  und  verordnete, 
dass  ,,die  Commission  der  Künste  und  Slanufacturen"  für  jeden  Zweig  der  Gewerbe 
die  Bedingungen  der  Denaturalisation  des  Alcohols  in  Gegenwart  der  Beamten  zu  be- 
stimmen habe.  In  der  Regel  wird  Holzgeist  (.Methylene).  meist  ^'{,,  zugesetzt.  Neues 
strenges  Reglement  v.  29.  Jan.  1881.  S.  Art.  D6naturation  p.  1403  von  Stourm  im 
Sa y 'sehen  dict..  Bull.  IX,  355.  das  Reglcm.  v.  18S1). 

§.  260.  Statistisches  zur  Alcoholbesteuerung.  Die  Ergebnisse  der 
Alcoholsteuer  im  J.  1886  sind  die  folgenden  (Bull.  XXIII,  282,  288,  541). 
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Hectoliter  Ertrag  Steuersatz  Frcs. 

reiuer  Alcohol  MilJ.  Frcs.  p.  Hcctol. 
AUgem.  Yerbraachssteuer,  erhoben 
bei  Entnahme,  Ankunft,  Eingang 
in  abgelöste  Städte,  Fehlmenge 

bei  Grosshindlern 1,003,809  156.77  156.25 

Desgl.    constatirt    durch    Exercice 

(Debitanten) 273,581  41.47  151.57 

Ersatzstener  Ton  Paris      ....  142,998  2ß.H3  186.25 

Summe 1,419,88S  224.87  — 

Eingangsabgabe 471.327  9.69  Verschied. 

Summe —  234.55  — 

Zuschlag    für    alcoholisirte  Weine: 

Doppeitc  Verbrauchssteuer     .     .  5,715  1.79  312.50 

Doppelte  Par.  Ersatzsteuer     .     .  1,413  0.53  372.50 

Doppelte  Eingangsabgabe  ...  3,119  0.14  Verschied. 

Zus.  ¥on  Weinen —  2.45  — 

Denaturalisationsabgabe     ....  59,196  2.22  37.50 

Summe  aller  dieser  Abgaben     .     .  —  240.22  — 

Die  Steuerverwaltung  hat,  wie  für  alle  Getränke,  so  besonders  für  Alcohol  seit 
Jahren  eine  vortreffliche  Statistik  aufgestellt,  deren  Daten  far  alle  Seiten  der 
Steuerfrage,  aber  auch  fur  die  wirthschaftlichen  Puncto  der  Production  und  die 
ethischen  des  Consums  von  grossem  Interesse  sind.  Reichste  Materialien  in  vol.  9 
und  10  des  Bull,  für  die  Enquete  v.  1880.  Neueste  Daten  f.  1886  und  1887 
Bull.  XXni,  658  ff.  S.  schon  oben  S.  626.  Auch  v.  Kaufmann,  Wolf,  Stourm 
a.  a.  0.,  so  in  der  Schrift  über  die  Alcoholsteuer  p.  29,  44  und  im  Sa y 'sehen  dict. 

Die  wichtigste  Thatsache  der  Prodnctionsstatistik  ist  auch  in  Frankreich 
die  Ueberhandnahme  der  grossen  industriellen  Brennerei  von  mehligen  Substanzen, 
Melasse,  Runkelrüben,  nur  wenig  von  Kartoffeln ,  gegenüber  der  in  der  Productions- 
menge  mehr  und  mehr  verdrängten  Wein-,  Obstwein-  und  Fruchtbrennerei,  dann  der 
gewerblichen  gegenüber  der  der  bouilleurs  de  cru  (die  freilich  muthmasslich  die 
amtlichen  Schätzungen  übersteigt).  S.  schon  o.  S.  632  die  Daten.  Speciell  für  die 
letzten  Jahre  sind  die  Productionsdaten  folgende  (Bull.  XXIII,  608): 

1886  1887 

Hectoliter  Hectoliter 

Alcohol  aus 

Mehligen  Substanzen 789,963  765,050 

Melasse 471,781  451,826 

Runkelrüben 683,485  672,352 

Wein 19,513  32,758 

Cider 28,600  13,595 

Trabern  u.  s.  w 49,311  41,872 

Fruchten 4,424  2,386 

Andere  Substanzen 4,673  25,796 

Summe 2,052,250  2,005,635 

Davon  aus  gewerblichen  Brennereien  1,980,000  1,952,000 

Bouilleurs  de  cru  ca 72,000  53,000 

Versteuert 1,419,901  1,467,642 

Die  Anzahl  der  gewerblichen  Brennereien  war  1886  3395,  1887  3528,  diejenige 
der  bouilleurs  de  cru  schätzungsweise  bez.  540,167  und  519,453,  von  denen  aber 
Dicht  ganz  die  Hälfte  in  dem  Jahre  im  Betrieb  waren ,  nämlich  bez.  248,647  und 
235,233.  Die  Durchschniitsproduction  dieser  Eigenbrenner  ist  also  —  wenn  die 
Schätzungen  einigermassen  richtig  —  minimal,  nur  einige  20  Liter.  Von  den  ge- 
«^erblichen  Brennereien  verarl)eiteten  1SS7  mehlige  Stoffe  a46,  Kartoffeln  18,  Melasse 
und  Rüben  594,  Wein  1261,  Cidcr  374,  Traber  u.  s.  w.  799,  Früchte  82,  andere 
Stoffe  54.  Nur  250  Anstalten  sind  bedeutender,  nur  53  gewannen  jede  über 
lO.OOO  HectoL,  im  Durchschn.  26.700  Hectol.,  nur  je  3  über  60,000,  50—60,000, 
^ü- 50,000,  ü  zwischen  30— 10,000  (Bull.XXIIl,  660,  666).  Also  doch  auch  hier  noch  eine 


644  6.  B.    2.  K.   Steuerrecht.    1.  H.-A.    2.  A.    Frankreich.    §.  260. 

viel  geringere  Betriebsconcentration  als  in  Grossbritannien  (o.  S.  291).    Alles  beachtcns- 
werth  fttr  die  Steuerfrage. 

Die  Statistik  der  Versteuerung,  Verwendung  und  des  Consums  ergiebt 
auch  für  die  Steuerfrage  wichtige  Aufschlüsse  (s.  bes.  Bull.  XXIII,  66S,  672,  675). 
In  den  letzten  Jahren  sind  in  der  Regel  nicht  ganz  drei  Viertel  der  heimischen  Pro- 
ductionsmenge  zur  Versteuerung  gelangt.     Die  Verwendung  in  1S87  war: 

Heimisclie  Production 2,052,250  Ilectol.  l  «  ooa  oar  u    *  i 

Einfuhr 228,640       „        /  2,280,896  Hectol. 

Davon 

der  allgcm.  Verbrauchssteuer  unter- 
worfen    1,419.888 

der  Denaturalisationsabgabe     .     .     .         59,196 

in  Essig  verwandelt   ......         52,070 

als  Abzug  bei  Grosshändlcm  gestattet         91,0^9 

für  Vinage  dcclarirt 125,268 

frei  bei  den   bouilleurs  de  cru  ver- 
zehrt ca 41,106 

ausgeführt 288,812 

Entlastungen  f.  verschiedene  Verluste         37,153 

Entlast.    für   geringeres    Rendement, 

Abgang  bei  Rectification  .     .     .         11,816 

Menge  auf  dem  Transport,  in  Durch- 
fuhr am  Jahresschluss      .     .     .         38,145 
Differenz 116,348 


2,164,548 


1  1  fi  HASi 


Diese  Differenz  kann  sich  aus  Veränderungen  in  den  Vorräthen  Anfangs  oder 
Ende  d.  J.  erklären. 

Von  dem  Alcohol  zum  eigentlichen  Consum  kamen  1887  auf  die  Versteuerung 

Vy  durch  Debitanten  ausserhalb  Paris  1,126,775  HectoL;  durch  Private  für  Versorgung 

im  Grossen  (d.  h.  nicht  durch  Vermittlung  von  Debitanten,  welche  Zahlen  in  den 

vorausgehenden    mit    stecken)    150,115  Hectol.,    ausserdem    die    Pariser  Consumtion 

142,498  Hectol. 

Sehr  bemerkenswerth  ist,  dass  nach  den  französischen  Erfahrungen  weder  die 
Preisschwankungen  —  welche  bei  den  niedrigeren  Steuersätzen  der  früheren 
Zeit  und  bei  damals  öfters  und  andauernd  erheblich  höheren  Preisen  mehr  als  bei 
den  umgekehrten  Verhältnissen  der  Zeit  seit  1871  einwirken  mtissten  —  noch  die 
starken  Tariferhöhungen  in  der  letzten  Periode,  welche  den  Steuersatz  auf  das 
3 — 4 fache  des  Preises  brachten,  einen  sehr  erheblichen  Einfluss  auf  die  Consumtion 
und  namentlich  die  Tariferhöhungen  keine  irgend  nachhaltige  Verminderung 
der  Consumtion  bewirkt  haben.  Daraus  erklärt  sich  der  ausserordentliche 
fiscalische  Vortheil  dieser  Erhöhungen  und  ergiebt  sich  auch  in  Frankreich 
die  enorme  fiscalische  Tragfähigkeit  des  Branntweins.  Vorgekommene 
Steuerermässigungen  haben  auch  nur  wenig  auf  den  Consum  eingewirkt,  sind  auch 
notorisch  im  Preise  wenig  oder  gar  nicht  den  Consumenten  zu  Gute  gekommen ,  was 
auch  in  diesem  Falle  aus  der  grossen  Anzahl  der  Debitanten,  der  knappen  Lage  sehr 
vieler  unter  ihnen,  der  Neigung  und  Möglichkeit,  Steuerermässigungen  dem  eigenen 
Säckel  des  Wirths  zu  Gute  kommen  zu  lassen,  und  der  Unfähigkeit  oder  Indolenz  der 
Consumenten,  ihr  Interesse  wahrzunehmen,  erklärt  wird  (L.  Say,  Stourm). 

Der  Consum  hat  seit  lange  eine  wenig  unterbrochene  aufsteigende  Richtung. 
In  1830  p.  Kopf  1  12  Liter  stieg  er  bis  1869  auf  2.62.  Der  Steuererlass  1830  um 
31 7ü  (^on  55  auf  37.4  Frcs.)  erhöhte  ihn  unmittelbar  nicht,  die  Steuererhöhung  1855 
um  45  7o  (von  37.4  auf  60  Frc5.)  und  die  von  1860  um  50  7o  (von  60  auf  90  Frcs.) 
drückten  ihn,  die  erste  gar  nicht,  die  zweite  fast  nicht  und  nur  ganz  vorübergehend, 
und  hemmten  auch  die  Zuwachsrate  kaum.  Auch  von  den  sehr  hohen  Preisen  der 
Mitte  der  50er  Jahre,  bei  den  starken  Missernten  von  Wein  und  Obst,  gilt  ziemlich 
dasselbe  (Preis  1850— 5s:  56,  53,  110,  128,  214,  145,  111,  109,  70  Frcs.  p.  Hectol.). 
Der  Consum  steigt  bis  1855  von  1.46  auf  1.80,  sinkt  nur  bei  dem  Maximalpreise  von 
1854  auf  1.6S,  um  in  den  folgenden  Jahren  sofort  auf  2.00,  2.13,  2.29  Hectol.  zu 
steigen.     Die  Tariferhöhung  in  1871    um  66  7^,  (90  auf  150  Frcs.)  traf  in   ein  Jahr 
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Aöheran  Mittelpreises  (75  Frcs.  g:egen  57  und  54  Frcs.  in  1870  und  1S72).  Der 
Gonsnm,  1S69  2.63,  1870  2.32,  1871  2.81,  sauk  allerdings  1872  auf  2.09,  war  aber 
1873  ff.  2.59,  2.69,  2  82  und  stieg  1S80  bis  3.64  Hectol.  p.  Kopf,  bei  Preisen 
zwischen  43  und  68  Frcs.  und  obwohl  1873  der  Tarif  noch  um  47o  erhöht  und 
damals  die  Liqueure,  Absinthe  u.  s.  w.  höher  als  gewöhnlicher  Alcohol  besteuert 
waren.  Wein-  und  Obsternten  waren  dabei  Mitte  der  70er  Jahre  meist  sehr  reichlich. 
Nach  dem  Fortfall  der  Zuschlagtaxen  für  Liqueure  u.  s.  w.  in  1881  stieg  der  Consum 
1881  auf  3.91,  erreichte  1884  mit  3.98  das  Maximum,  war  aber  1886  und  1887  auf 
3.53  und  3.84  Liter,  bei  Preisen  meist  zwischen  40—50  Frcs.  in  den  ls80er  Jahren. 
Die  Yermehmng  der  allgemeinen  Production  bes.  der  industriellen  Branntweine,  die 
Zunahme  der  Schenken,  die  dadurch  gegebene  leichtere  Gelegenheit  und  Verfuhrung 
zum  Consum  sind  otl'enbar  viel  entscheidender  als  die  Steuerhöhe  (vgl.  die  Daten  im 
finll.  XXUI,  668,  X,  122,  auch  Stourm,  impOt  sur  lalcool,  p.  28.  34).  Stourm 
theüt  nach  den  Aufnahmen,  welche  L.  Say  als  Seinepräfect  probeweise  bei  100  Debi- 
tanten  in  Paris  machen  Hess ,  die  interessante  That^ache  mit ,  dass  der  ausgeschenkte 
Branntwein  Tor  der  Sleuererhöhung  ?on  1S71  38.81  Grad  Stärke  hatte,  ein  Jahr 
später  36.70,  Ende  1875  H7.50.  Etwas,  aber  auch  nicht  ?iel  und  nicht  andauernd 
hatte  sich  der  Kleinyerkehr  also  durch  Verminderung  der  Qualität  bei  den  Steuer- 
erhöhungen schadlos  gehalten  (Stourm  a.  a.  0.  p.  44). 

Die    Steuererträge    des    Alcohols    sind    aber    unter    diesen   Vorhältnissen 
folgendermassen  gewachsen: 

Ertrag  der  inneren 

Staatssteuer  p.  Kopf 

Mill.  Frcs.  Frcs. 

1831  14.52  0.45 

1855  35.98  1.00 

1860  63.64  1.70 

1869  9G.09  2.52 

1872  119.00  3.13 

1880  220.94  6.03 

1884  245.49  6.51 

1887  242.48  6.34 

iBniL  X,  366,  XXUI,  282,  auch  Stourm  a.  a.  0.). 

Diese  Erfahrungen  machen  Pläne,  wie  den  oben  erwähnten  neuesten  (S.  628), 
die  Getränkesteuer  ganz  in  der  Branntweinsteuer  (und  der  für  alcoholisirte  Weine) 
aufgeben  zu  lassen,  auch  vom  fi scalischen  Standpuncte  in  Frankreich  begreiflich. 
Vielerlei  andere,  auch  ftlr  die  Steuerfrage,  Octroi  u.  dgl.  beachtenswerthe 
Daten,  so  über  den  Consum  der  einzelnen  Departements  und  grösseren  Städte,  in  der 
amtlichen  Statistik  müssen  wir  hier  übergehen  (s.  z.  B.  Bull.  XXIU,  674).  —  Die 
Einfuhr  von  Alcohol  hat  seit  Mitte  der  TÜer  Jahre  stark  zugenommen,  von  50,000 
auf  aber  200,000  Hectol.,  die  Ausfuhr  hält  sich  mit  unter  300.000  Hectol.  nur  auf 
der  Höhe  froherer  Jahrzehnte  und  ist  bloss  Anfang  und  Mitte  der  70er  Jahre  erheblich 
hober  gewesen  (Bull.  eb.  p.  670). 

Die  Herstellung  denaturirten  Alcohols  hat  sich  seit  10  Jahren  mehr  als  ver- 
doppelt (Bull.  eb.  p.  675,  mit  Angabe  der  einzelnen  gewerblichen  Verwendungen). 

Die  Getränkebesteuerung,  besonders  für  Wein,  Obstwein,  Alcohol  spielt  auch  in 
den  Gemeindehaushalten  Frankreichs  in  den  Orten  mit  Octrois  eine  sehr 
«ichtige  Rolle  (s.u.).  Mit  im  Interesse  der  Staatsfinanzen  finden  sich  in  den  Steuer- 
gesetzen Nonnen  und  Tarifschranken  für  den  Getränkeoctroi,  so  im  Ges.  v.  19.  Juli  1880 
Art  6.  wonach  Wein-  und  Obstwein-Octroisatz  im  Allgemeinen  nicht  das  Doppelte  der 
Cngangsabgabo  überschreiten  darf. 

§.  261.  gg)  Die  Bierbesteuerung  ist  wesentlich  verschieden 
von  der  übrigen  Getränkebesteucrung  eingerichtet  und  im  Ganzen 
Tiel  einfacher.  Auch  sie  ist  allerdings,  wie  die  anderen  Getränke- 
steuern, im  Princip  eine  —  in  der  practischen  Durchftlhrung  übrigens 
wesentlich  modificirte  —  Fabrikat  Steuer,  aber  eine  solche,  welch 

A.  Wagner,  FinannriatenBehaft.    III.  42 
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nicht  bloss  beim  Produccnten  controlirt  und  demnach  diesem  zur 
Belastung  gebracht,  sondern  auch  bei  ihm  erhoben  wird.  Das 
Bier  geht  daher  bereits  versteuert  in  den  Verkehr  über,  wes- 
halb bei  diesem  Getränk  die  Verkehrscontrolen  fortfallen.  Die 
Veranlagung  und  Controle  der  Steuer  erfolgt  in  der  Brauerei  mittelst 
der  Ueberwachung  der  technischen  Einrichtung  und  des  Betriebs 
selbst.  Der  Tarif  unterscheidet  zwei  Sätze,  für  sogen,  „starkes"  Bier, 
jetzt  3.75  Frcs.  p.  Hectoliter  und  flir  sog.  „kleines"  Bier,  welches 
aus  Nachguss  auf  bereits  zu  dem  starken  Bier  benutztes  Malzschrot 
hergestellt  wird,  mit  einem  nur  Vs  so  hohen  Steuersatze,  1.25  Frcs. 
—  eine  Unterscheidung,  an  welche  sich  besonders  viele  Missbräuche 
und  Unterschleife  angeknüpft  haben.  Wiederholt,  besonders  seit 
1871  geplante  Reformen  der  Bierbesteuerung,  bei  denen  es  sich 
zum  Theil  um  den  Uebergang  zu  einer  anderen  Besteuerungs- 
methode handelte,  sind  nicht  zu  Stande  gekommen.  Der  neueste 
radicale  Gesetzentwurf  giebt  die  Biersteuer  ganz  auf  (S.  628),  wofür 
schon  früher  parlamentarische  Stimmen  sich  in  der  Ueberzeugung 
erhoben  hatten,  man  könne  das  Problem  einer  zweckmässigen  und 
vor  Unterschleifen  hinlänglich  zu  sichernden  Biersteuer  durch 
keinerlei  Steuermethode  lösen,  so  in  der  Getränkesteuerenquete 
von  1880. 

Grundlage  der  Bicrstcuer  ist  immer  noch,  mit  einigen  späteren  Veränderungen, 
das  Ges.  v.  28.  Apr.  1816  (Art.  107  iL),  S.  ausser  den  oben  genannten  aUgemcinen 
Schriften  den  Art.  biere  7on  Rons  sau  im  Say 'sehen  dict,  die  hier  p.  399  genannten 
Berichte  aus  1974,  1875,  1880  über  die  Biersteuer  und  über  die  Refonnplanc  p.  393. 
Olibo  I,  569 — 634.  —  Die  französ.  Biersteuer,  im  Princip  Fabrikatsteuer,  ist  nach 
ihrer  practischen  Gestaltung  eigentlich  eine  sogen.  Kesselsteuer.  Die  Brauereien 
bedürfen  zunächst  der  Licenz,  die  75,  bezw.  in  einigen  Departements  125  Frcs.  im 
Jahre  kostet  (s.  o.  S.  629).  Dazu  treten  zweierlei  Dcclaralionspflichten 
gegenüber  dem  Steueramt.  einmal  betrefi's  der  Einrichtung  der  Brauerei,  ^peciell 
des  Inhalts  der  Kessel,  Bottiche  u.  s.  w.,  welche  Gelasse  erst  nach  erfolgter  amtlicher 
Nachprüfung  benutzt  werden  dürfen,  auch  jede  Aendcrung  in  den  Gefassen  muss 
vorher  angemeldet  werden;  zweitens  betreffs  der  jedesmaligen  Vornahme  des  Betriebs 
selbst,  wo  die  Zeit  der  Heizung,  Zahl  und  Inhalt  der  Kessel,  welche  benutzt  werden 
sollen,  Zahl  und  Gattung  der  mit  demselben  Malzsclirot  beabsichtigten  Gebräue,  Zeit 
der  Füllung  der  Fässer  u.  s.  w.  angegeben  werden  muss  und  die  Verwaltung  die 
umfassendsten  Rechte  der  Controle  während  des  ganzen  Brauprocesses  und  bei  der 
Fassung  hat  Die  Veranlagung  der  Steuer  erfolgt  nur  nach  dem  Rauminhalt 
der  Kessel,  wobei  für  jedes  Gebräu  der  volle  Inhalt  berechnet,  aber  für  Abzüge  u.  s.  w. 
207o  abgezogen  wird  (Ges.  v.  1816  Art.  10,  Olibo  I,  587).  Wenn  die  Controle  der 
Bottiche  u.  s.  w. ,  oder  beim  Fassen  mehr,  als  nach  dem  Inhalt  der  Kessel  an- 
genommen, ergiebt,  so  wird  das  Plus  nach  d.  Ges.  v.  1816  in  Beschlag  genommen, 
Vin  I^Iqs  bedingt  die  Vermuthnng  eines  nicht  declarirten  Gebräus  und  Straffalligkeit. 
Ein  10°/o  übersteigender  Mehrbetrag  der  Menge  über  die  declarirte  steuerpflichtige 
hinaus  wird  nachversteuert  (gen.  Ges.  Art.  111).  Die  Fortschritte  und  Veränderungen 
der  Technik  und  die  Anwendung  verschiedener  Braumethoden  haben  dazu  gcnöthigt, 
theils  im  Wege  der  Gesetzgebung,  theils  in  dem  der  Verordnung  und  Instruction  der 
Verwaltung,  einige  Modificationen  hinsichtlich  der  allgemeinen  Branercibcstimmungen 
einzuführen,  so  z.  B.  bei  baier.  und  cambray 'scher  Braumethode,  wo  in  die  mit  den 
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erforderlichen  üntersatzcu  versehenen  Kesseln  mehr  als  dem  Bruttoinlialt  der  letzteren 
entsprechende  Stoffmengen  gebracht  werden  dürfen  {Hb — 40 7o  Plus). 

Als  „kleines''  Bier,  Dtlnnbier,  gilt  nur  das  Gebrüu,  welches  als  letztes, 
nach  mindestens  zwei  vorangegangenen  Gcbräuen  starken  Biers,  mit  demselben  Schrot 
gewonnen  wird,  wobei  noch  einige  weitere  Bedingungen  hinsichtlirh  der  Herstellung 
erfallt  sein  müssen. 

Die  Steuer  ist  für  die  fertigen  Mengen  am  Ende  jedes  Monats  fallig.  Früher 
wnrde  dann  bei  sofortiger  Baarzahlung  ein  Discont  oder  Credit  für  einige  Monate 
gewährt.  Seit  d.  Ges.  v.  15.  Febr.  1S75  ist  das  auch  hier,  wie  bei  allen  indirecten 
Steuern  (o.  S.  605)  verändert.  Bei  Baarzahlung  fällt  der  Discont  fort,  Credite  auf 
4  Monate  sind  verzinslich  und  mit  einer  Provi>ion  filr  den  verantwortlichen  Erheber 
versehen.  Statt  der  gesetzlichen  Veranlagung  der  Steuer  können  aber  in  Städten  von 
über  30,000  Einw.  allgemeine  Abonnements  mit  der  Gcsammtheit  der  Brauer, 
auf  deren  Wunsch  und  unter  solidarischer  Haft,  bewilligt  werden.  Sie  bestehen 
f^egenwärtig  nur  für  Paris,  dessen  Brauerei  unter  der  Concurrenz  von  ausserhalb  im 
Rückgang,  übrigens  in  grösserer  Concentration  begrüFen  ist  (Say,  dict.,  p.  395V 

Ein  erheblicher  Mangel,  den  die  Kohstoflbesteucrung  nicht,  jedenfalls  nur  ge- 
ringer hat.  ist,  dass,  ausser  in  der  Unterscheidung  von  starkem  und  Dünnbier,  kein 
Qaalit&tssteuorfnss  besteht. 

Hausbrau  bloss  für  den  eigenen  Bedarf  ist  im  Princip  auch  steuerpflichtig. 
facdsch  aber  vielfach  nicht  getroffen.  Gebrüu  von  Hospitälern  für  eigenen  Bedarf 
geniesst  Ermässigungen.  —  Zur  Essigfabrikation  verwendetes  Bier  ist  biersteuerfrei, 
anterliogt  aber  der  Essigsteuer  (§.  278).  Traubenzucker,  welcher  nur  zur  Her- 
stellung von  Dünnbier  gewisser  Art  verwendet  wird,  ist  von  der  Zuckersteuer  frei. 
ETportirtes  Bier  erhält  volle  Steuerrestitution. 

Die  Bierproduction  und  Consumtion  ist  auch  in  Frankreich  in  Zunahme 
l»e^lfen,  p.  Kopf  war  der  Consum  inländ.  Bier  1S.S0 — :^0  ca.  10.54,  1S50— 59  15.58, 
1960—69  19.14.  1870—70  22.22.  1SS6— S7  21.2  Liter,  davon  früher  nur  ^/.„  neuer- 
dings über  V«*  jö^zt  V.-,  Dünnbier.  Die  Production  und  Consumtion,  überwiegend  im 
Tiorden  und  Nordosten,  schwankt  mit  nach  dem  Ausfall  der  Obst-  und  Ciderernte. 
Die  Zahl  der  überwachten  Brauereien  war  ISliO  28G1.  1S72  2750,  1SS5  2722,  zeigt 
also  wenigstens  keine  besondere  Abnahme.  Die  Einfuhr,  meist  deutschen  Biers,  über- 
schritt schon  7»  ^lilJ*  Hectol. ,  ist  ab»T  wieder  etwas  im  Kückgang,  sie  unterliegt 
einem  erheblich  höheren  Zoll,  als  das  einheimische  Bier;  die  Ausfuhr  ist  unbedeutend. 
In  1S^7  ward  im  Inneren  versteuert  7.9S  Mill.  Hectol.  Bier,  davon  4.09  starkes, 
3.2S  Mill.  Dünnbier,  9000  Hectol.  für  Hospitäler.  Steuerertrag  21.69  Mill.  Frcs , 
1%0_(;9  irar  er  i.  D.  Ui.5S  Mill.  Frcs.  Im  J.  Is71  wurden  die  Steuersätze  von  2.40 
und  0.60  Frcs.  auf  H  und  1  Frcs.,  mit  Decimen  3.75  und  1.25  Frcs.  gesetzt.  Der 
Ertrag  stieg  von  ca.  17  auf  über  20  Mill.  Frcs.  (Bull.  X,  24,  80(),  XXIH,  282\ 

Bei  der  Darstellung  der  Zucker-  und  der  Essigbesteuerung  werden  noch  Zu- 
sammenhänge mit  der  Getränkebesteuerung  zu  berühren  sein. 

§.  262.    fi)  Allgemeine  Verhältnisse  der  Einrichtung  der 
Getränkebesteuerung.     Nachdem   im  Vorausgehenden   die  Verhält- 
nisse der  Einrichtung  der  einzelnen  Steuern  des  Getränkesteuer- 
systems   dargestellt   worden    sind,    sind   jetzt    noch    einige    all- 
gemeine Verhältnisse,  welche  in  den  §§.  256--261  meistens  schon 
gelegentlich  mit  berührt  worden  sind,  zu  behandeln  (s.  o.  S.  633). 
Sie  betreifen  in  der  Regel  nur  die  Wein-,  Obstwein-  und  Alcohol- 
steaefy  nicht  die  Biersteuer.    Von  solchen  allgemeinen  Verhältnissen 
kommen  namentlich  folgende  fünf  in  Betracht,  von  denen  die  beiden 
ersten  wieder  näher  unter  sich  zusammenhängen,  daher  im  Folgen- 
den 80  behandelt  werden:  Die  Vorschriften  liber  die  Versendung 
oder  Cireuiation  (Transport)  der  Getränke;  das  BegleitscheiiiM^^ 
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verfahren  und  damit  zusammenhängend  die  Arten  der  Zahlung 
der  Steuern;  dieControlen  mittelst  periodischer  Visitation 
oder  beständiger  laufender  Beaufsichtigung  (Exercice, 
recensement);  die  Einrichtungen  des  Entrepotwesens;  die 
»Strafbestimmungen. 

Für  andere  Puncto  ist  auf  den  Abschnitt  von  den  „indirecten  Steuern  im  All- 
gemeinen" (§.  24G  (f.)  zu  verweisen.  Die  genannten  fttnf  Puncto  werden  hier  nur 
insoweit  noch  besonders  beliandelt,  als  sie  nicht  bei  der  Darstellung  der  einzelneu 
Steuern  schon  genügend  zur  Sprache  kamen  und  als  es  die  Bedeutung  der  Sache  mit 
sich  bringt. 

aa)  Circulation  und  Begleitscheinverfahren.  Die 
Controle  der  Circulation  der  steuerpflichtigen  Getränke,  d.  b.  der 
besprochenen,  mit  Ausnahme  des  Biers,  bildet,  nach  dem  Früheren, 
den  geradezu  entscheidenden  Punct  des  französischen  Getränke- 
steuersystems. Es  besteht  daher  die  Vorschrift,  dass  jede  Entnahme 
und  Versendung  von  Getränken  zuvor  steüeramtlich  vom  Ver- 
sender oder  Bezieher  (Käufer)  angemeldet  und  dafür  ein  vom 
Frachtführer  bei  sich  zu  tragender  steueramtlicher  Begleitschein 
erlangt  sein  muss.  Diese  Formalitäten  sind  unabhängig  von  der 
Circulationsabgabe  (§.  257),  wenn  auch  die  Voraussetzungen  der 
Veranlagung  und  Erhebung  der  letzteren.  Aber  sie  haben  eine 
allgemeine  Bedeutung  für  das  ganze  System,  weil  sie 
auch  für  die  anderen  Steuern  den  Stützpunct  der  Controle  für  Ver- 
anlagung und  Erhebung  bilden.  An  den  Begleitschein  selbst 
knüpfen  sich  nur  die  oben  (S.  630)  schon  erwähnten,  nach  der 
Alt  dieses  Scheins  sich  richtenden  Expeditions-  und  Stempelabgaben. 

(ies.  V.  28.  Apr.  1816  Art.  6  u.  ff".,  10  ff.  Dazu  Olibo's  Commentar  I,  50,  €4. 
Die  oben  erwähnten  Verschärfungen  wegen  der  missbränchlichen  „fictiven  Ver- 
sendungen" (S.  642)  im  Ges.  v.  28.  Febr.  1872,  Ges.  v.  2.  Aug.  1S72,  Art.  '^. 
21.  Juni  1873,  Art.  8,  §.  2;  ministerielle  Circulare  v.  16.  Jan.  1879,  31.  Juli  1882, 
11.  Aug.  188S  (Bull.  XXIV,  148,  Erleichterungen  bei  den  Versendungen  von  Ge- 
tränken in  kleinen  Mengen;  schon  d.  Ges.  ?.  1816,  Art.  18  hatte  für  Reisende  solche 
Erleichterungen  in  knappem  Masse  gewährt).  Art.  Circulation  im  Say 'sehen  dict., 
Vignes  I,  122.  Bei  y.  Kaufmann  S.  383  ergiebt  sich  die  selbständige  Bedeutung 
der  Formalitäten  niclit  deutlich  genug,  sie  wären  auch  nicht  unter  „Circulationsabgabe" 
zu  behandeln  gewesen. 

Der  Begleitschein  wird  nur  ausgeliefert,  wenn  die  Declaration  die  Mengen. 
Arten,  Qualitäten  der  Getränke,  die  Arten  der  Versendung  und  Bestimmung,  Namen, 
Vornamen,  Wohnort,  Beruf  der  Versender,  Frachtführer,  Käufer,  bestimmuugsmässigen 
Empfänger,  bei  Alcohol  auch  Inhalt  und  Stärke  des  Fasses,  bei  acquits-ä-c^ution  als 
Begleitschein  die  Stoffe,  aus  denen  der  Alcohol  hergestellt  ist  —  wonach  dann  je  für 
Wein,  industr.  Alcohole  und  Mischungen  sich  die  Farbe  des  Papiers  des  Scheins 
richtet  —  angiebt.  Das  Bedürfniss  des  Verkehrs  hat  bei  der  Möglichkeit,  das  fiscal. 
Interesse  auch  dabei  leidlich  zu  sichern,  zu  einigen  Erleichterungen  für  kleine  Ver- 
sendungen geführt,  wofür  auf  die  genannten  Circulare  zu  verweisen  ist.  Sie  bilden 
doch  nur  kleine  Ausnahmen  des  allgemeinen  Princips  des  Anmeldezwangs  für 
alle  Versendungen.  Die  Steuerbeamten  und  z.  Th.  auch  sonstige  Verwaltungsorgane 
(Gendarmerie,  Strassen-  und  Brücken  Wächter  u.  a.  m.,  Ges.  v.  28.  Febr.  1872,  Art.  b) 
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haben  hiernach  auch  auf  dem  Transporte  selbst  weitj^chondc  Control rechte,  die 
öcit  1871  noch  verschärft  worden  sind  (gen.  Ges.  v.  1872). 

Die  Begleitscheine  sind  dreifacher  Art,  wesentlich  nach 
der  Unterscheidung,  ob  und  wie  die  Steuerzahlung  gesetzlicher 
Weise  zu  erfolgen  hat  oder  üblicher  Weise  erfolgt.  Danach  dient 
als  Begleitschein  entweder  ein  sogen,  cong^  oder  ein  sogen,  acquit- 
a-caution  oder  ein  sogen,  passavant.  Dies  System  von  ver- 
schiedenen Begleitscheinen  und  das  Verfahren  bezüglich  derselben 
kommen  auch  bei  anderen  indirecten  inneren  Verbrauchssteuern 
und  in  der  Zollverwaltung  vor.  Bei  den  Getränkesteuern  ist  es 
von  besonderer  Wichtigkeit. 

Der  cong6  wird  als  Begleitschein  crtheilt.  wenn  die  Steuer  bei  Absenduug 
entrichtet  ist,  worüber  dabei  zugleich  quittirt  wird,  lieblicher  Weise  kommt  er 
für  Getränke  nach  Entrichtung  der  Circulationsabgabe  bei  Versendungen  an  Private, 
iiach  Zahlung  der  Kleinabgabe  und  der  Alcohol-Vcrbrauclisabgabe  auch  sonst  in  An- 
Tcndong  (s.  Art.  conge  im  Say'scben  dict.). 

Der  acqoit-ä-caution  wird  bei  Versendungen  von  (ietränken.  welche  erst 
beim  Empfang  versteuen  werden  sulleu,  ausgestellt,  so  dass  erst  im  Ankunftsorte 
die  Versteuerung  steneramtlich  zur  Erledigung  gelangt.  Entsprechende  Sicher- 
ätellnngen  für  die  Zahlung  werden  daher  hier  gefordert.  Die  Einrichtung  des  acquit- 
a-H^aution  dient  dazu,  die  Steuerzahlung  selbst  zu  verschieben,  gemäss  der  allgemeinen 
Tendenz  der  französischen  Getränkebesteuerung,  und  die  Controle  doch  möglichst 
wirksam  zu  machen.  Mittelst  des  ac(iuit-ä-caution  gehen  u.  A.  die  Getränke  in  die 
Städte  mit  „einziger  Steuer*'  und  nach  Paris,  wo  regelmässig  erst  beim  Eingang  in 
diese  Orte,  nicht  bei  der  Absendung  die  Abgabe  entrichtet  werden  soll,  ferner  in  die 
Eatrepöts  und  von  einem  derselben  ins  andere,  auch  die  zum  Export  ins  Ausland 
bestimmten  gehen  mit  diesem  Begleitschein  an  das  Grenzzollamt.  Besonders  fur  die 
hohe  Alcohol -Verbrauchssteuer  ergiebt  sich  aus  diesem  Begleitscheinvcrfahren  der 
jnwse  Vortheil  der  Verschiebung-  der  Steuerontrichtung  bis  zum  endgiltigen  Ueber- 
*ang  der  Waare  in  den  Consum  oder  bis  zur  Streichung  der  Steuerschuld  beim 
Export  Ohne  diese  Einrichtung  wäre  bei  einer  Steuer,  welche  3—400%  vom  Pro- 
ductioDSwerth  beträgt,  der  Verkehr  und  Handel  sehr  erschwert.  Im  System  der 
ac/^uits-ä-caution  liegt  daher  der  Scliwerpunct  des  ganzen  Begleitscheinverfahrens. 
Es  ist  umfassend  aus-  und  fein  durchgebildet.  S.  den  Specialartikel  darüber  im 
Say 'sehen  dict.,  OliboII,  519 — 542.  Grundlage  dafür  schon  im  Ges.  v.  21.  Aug.  17U1, 
Art.  2— 14  gelegt:  im  Ges.  v.  1S16,  Art.  230  wird  auf  das  Ges.  v.  1791  nur  Bezug 
fenommeu.  Wichtig  dann  die  Ord.  v.  11.  Juni  181G,  auch  Decr.  v.  17.  März  1852, 
and  die  genannten  Verschärfungen  zur  Verhütung  fictiver  Versendungen  im  Ges.  vom 
2S.  Febr.  1872. 

Der  sogen,  passavant  endlich  dient  als  Begleitschein,  wenn  überhaupt  keine 
Steoerpflicht  für  das  Getränk  vorliegt,  so  bei  den  Transporten  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kellern  eines  Weinbauers  u.  s.  w.  oder  einfachen  Privaten,  wo  aber  doch 
immerhin  eine  steueramtliche  Meldung  und  die  Entnahme  eines  solchen  Begleitscheins 
•'rforderlich  ist. 

Zur  Erleichterung  des  Verkehrs  können  den  Versendern  von  Getränken,  in  deren 
Wohnort  kein  Steueramt  besteht,  besondere  sogen,  „laissez-passer'*  gewährt 
▼erden,  mittelst  welcher  Formulare  Transporte  bis  zum  nächsten  Steueramt  gehen, 
»0  dann  der  laissez- passer  durch  einen  der  drei  genannten  Begleitscheine  ersetzt 
wird.  Besondere  Vorschriften  regeln  die  Durchführung  oder  den  Aufenthalt 
ron  Getränken,  welche  unter  Begleitschein  gehen,  in  Orten  mit  Eingangsabgaben  oder 
mit  einziger  Steuer. 

§.  263.  bb)  Die  steueramtliche  Beaufsichtigung,  das 
sogen.  Exercice  (bei  den  Grosshändlern  recensement)  beruht 
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auf  Rechten  der  Verwaltung  und  entsprechenden  Pflichten  der 
Steuerschuldner,  bezw.  Steuerhaftenden,  welche  in  den  einzelnen 
in  Betracht  kommenden  Fällen  verschieden  geregelt  und  daher  bei 
der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern  schon  erwähnt  worden  sind. 
Durch  die  Vorschrift  der  Anmeldung  des  Geschäfts  bei  der 
Steuerbehörde  und  durch  den  Licenzzwang  werden  die  Geschäfte 
der  Beaufsichtigung  unterstellt. 

Den  Beginn  macht  dann  die  Controle  der  Production. 

Sic  besteht  Dach  dem  Früheren  vollständig  und  streng  als  beständige  Beauf- 
sichtigung nur  bei  den  gewerblichen  Brennereien  und  Kectificationsanstalten 
von  Alcohol,  sowie  bei  den  Bierbrauereien,  während  das  „Privileg  der  Freiheit 
vom  Exercice'*,  welches  die  Eigenornter  und  Sclbstbrenner  gemessen,  bei  der  Ge- 
winnung des  Weins  und  Obstweins  und  bei  der  Herstellung  des  Aicohols,  hier  die 
mehrfach  besprochene  Lücke  in  das  Controlsystem  reisst.  Die  Beschränkung  dieses 
Privilegs  auf  die  Verarbeitung  selbst  gewou neuer  Producto  ist  factisch  nicht  ge- 
nügend durchzuführen.  Nur  wenn  Eigenernter  und  Selbstbrenner  in  Orten  mit  Ein- 
gangsabgabe  das  Getränk  erst  im  Inneren  dieser  Orte  herstellen,  erfolgt  auch  ihre 
üeberwachung. 

Sodann  unterstehen  die  Getränke-Kleinverkäufer  oder 
„Debitanten",  daher  namentlich  die  Schenkwirthe  u.  dgl.  m., 
die  Grosshändler  mit  Getränken  und  die  Entrepöts  der 
periodischen  Visitation  von  Zeit  zu  Zeit. 

Die  auf  Grund  der  Versendungs-  bez.  Bezugscontrole  geführten  Ver- 
zeichnisse dienen  dabei  zunächst  als  Anhalt  Fehlmengen  über  die  gesetzlichen 
Nachlässe  hinaus  unterliegen  dabei,  wie  früher  schon  bemerkt,  der  Versteuerung.  Am 
Wichtigsten  und  Strengsten  ist  die  Üeberwachung  der  Debitanten,  welche  dann  nach 
Massgabe  des  constatirten  Absatzes  die  Steuer  zu  entrichten  haben.  Weniger  streng 
und  seltener  erfolgen  die  Visitationen  (recenscments)  der  Grosshändler.  Die  Üeber- 
wachung der  Entrepöts  ist  zur  Ergänzung  uothwendig  und  hat  sich  auch  in  Paris, 
wo  sonst  wegen  der  „Ersatzabgabe"  die  Versendungscontrolen  im  Inneren  und  die 
Exercices  fortfallen,  bei  den  „reellen"  Entrepöts  (s.  u.)  zur  Unterdrückung  von  üutor- 
schleifen  geboten  gezeigt  (s.  o.  S.  639).  Auch  einfache  Private  werden  über- 
wacht, wenn  sie  auf  dem  Trausport  befindliche  Getränke  bei  sich  lagern  haben  oder 
in  Orten  mit  Eingangsabgabe  des  Entrepöts  geniessen.  Ueber  die  Formalitäten, 
unter  welchen,  und  insbesondere  Über  den  Zeitpunct,  in  welchem  die  Visi- 
tationen u.  s.  w.  ausgeübt  werden  dürfen,  bestehen  nähere  Vorschriften.  Im  All- 
gemeinen beschränkt  sich  das  Becht  auf  die  Tageszeit,  ausser  in  Brennereien  und 
Brauereien  mit  Nachtdienst,  bei  Debitanten  besteht  es  for  die  ganze  Zeit,  wo  die 
Locale  dem  Publicum  offen  sind.  Die  Ausübung  des  Rechts  steht  den  competenten 
Steuerorganen  als  solchen  ohne  Weiteres  zu.  Nur  im  A^erdachtsfall  können  auch 
bei  Personen,  welche  dem  Exercice  nicht  unterstehen,  Visitationen  erfolgen,  doch  nur 
auf  Grund  der  Ermächtigung  eines  höheren  Verwaltungsorgans  und  in  Begleitung 
eines  Polizeibeamten.  Bestimmungen  v.  1816  und  später,  Olibo  I,  344  ff.  Der  noch 
ausstehende  Artikel  Exercice  im  Say'schen  dict. 

ce)  Entrepöts,  d.  h.  steuerfreie  Niederlagen  bilden 
im  französischen  Zollrecht  und  im  Recht  der  indirecten  Verbrauchs- 
steuern überhaupt,  speciell  aber  wieder  in  der  Getränke- 
besteuerung ein  wichtiges  Hlllfsmittel,  dem  Steuerpflichtigen, 
bez.   Steuer  haften  den    die  Verschiebung    der  Steuerentrichtung 
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oder,  besonders  bei  cxportirten  Getränken,  die  cndgiltige 
Unterlassung  der  »Steuerzahlung  —  auch  selbst  nur  vorschuss- 
weise —  zu  ermöglichen.  Im  Allgemeinen  haben  bei  den  Ge- 
tränkestenern  nur  die  Produceuten  selbst  und  die  Gross- 
händler gesetzlichen  Anspruch  auf  Entrepots,  nur  bedingungs- 
weise and  beschränkt  Private  und  nur  nach  administrativem 
Ermessen  bisweilen  auch  Debitanten,  diese  mit  Ausschluss  der 
abonnirten. 

Es  werden  aach  hier  Süi^eii.  öft'(;iitliche  oder  reelle  und  private  oder 
fictive  Entrepots  unterschieden.  Erstere  bestehen  in  einem  eigenen,  der  Gemeinde 
üder  der  öffentlichen  Verwaltung  gehörigen  Magazin,  die  anderen  in  Niederlagen 
bei  sich  zu  Hause,  aber  unter  der  erforderlichen  Controle  der  Steuerverwaltung. 
Wo  ein  öireutliches  Entrepot  besteht,  kann  der  Municipalrath  dies  zum  ausschliess- 
lichen erklären.  Fehlmengen  in  solchen  waren  früher  steuerfrei  (Ges.  v.  1816),  jetzt 
nicht  mehr.  FUr  Privatlager  muss  Caution  gestellt  werden.  Es  gelten  filr  sie  die 
nämlichen  Controlrechte  der  Verwaltung  wie  für  die  Lager  der  (irosshändler.  Haupt- 
bestimmüngcu  im  Ges.  v.  1816,  Art.  31  — riU,  mit  Ergänzungen  durch  spätere  Gesetze, 
s.  Olibo  I,  197 — 225,  279  11".  Der  noch  ausstehende  Art.  EntropOt  im  Say 'sehen 
dict  (im  Block'schen  handelt  derselbe  nur  von  den  Zollentrepots).     Vigncs  I,   137. 

dd)  Die  Strafandrohungen  sind  begreiflicher  Weise  bei 
dem  Cbaracter  der  französischen  Getränkebesteuerung  zahlreich 
und  öfters  scharf.  Sie  sind  seit  1871  noch  mehrfach  verschärft 
worden.  Sie  betreifen  unterlassene  oder  unrichtige  Declarationen, 
Versendungsanmeldungen,  Weigerungen,  die  Controle  (speciell  das 
Exercice)  zuzulassen,  geheime  Fabrikation,  Unterschleife  durch  In- 
umlaufsetzung von  Getränken  oder  Verkauf  derselben  ohne  Ent- 
richtung oder  Sicherstellung  der  Steuern  und  tiberhaupt  die  ein- 
zelnen Zuwiderhandlungen  gegen  die  gesetzlichen  und  administra- 
tiven Normen  des  ganzen  ,, regime  des  boissons".  Die  Strafen 
bestehen  regelmässig  in  Geldstrafen  zwischen  einem  Minimum 
und  Maximum,  mit  Erhöhung,  besonders  des  ersteren,  im  Wieder- 
holungsfälle, ferner  in  gewissen  Fällen  in  Confiscation  des 
Objects,  auf  das  sich  die  Zuwiderhandlung  oder  der  Unterschleif 
bezog,  ausnahmsweise  auch  in  Gefängnissstrafe. 

S.  schon  d.  Ges.  v.  1S16,  so  Art.  46,  94—96,  106  u.  A.,  von  den  neueren  bes. 
(1.  Ges.  T.  21.  Juni  1S73,  betr.  die  indirecten  Steuern,  dessen  Bestimmungen  grossentheils 
speciell  die  Getrankesteuern  betreffen,  auch  Ges.  v.  28.  Febr.  1S72  u.  a.  m.  Nur 
einige  Beispiele.  Versendung  von  Getränken  ohne  die  vorgeschriebenen  An- 
meldungen und  Begleitscheine  oder  mit  unrichtigen  oder  mangelhaften  Angaben  darin 
ist  mit  Geldstrafen  von  200 — 1000  Frcs. ,  im  Wiederholungsfalle  von  500  Frcs.  im 
Minimum,  bei  Branntwein,  Liiiueur  u.  s.  w.  überhaupt  von  500 — 5000  Frcs.  und  mit 
Beschlagnahme,  bez.  Confiscation  der  Ladungen  bedroht,  die  Transportmittel  können 
event.  als  Sicherung  der  Geldstrafe  beschlagnahmt  werden.  Wichtig  ist,  dass  sich 
di«isc  Strafandrohungen  auch  auf  die  Verletzungen  der  speciellen  Declarations- 
^orschriften  beziehen,  welche  nach  dem  Ges.  v.  28.  Febr.  1872  für  Getränke- 
versendungen vorgeschrieben  worden  sind.  —  Bei  Nichtübereinstimmung  von  Acquit- 
i-Caution  und  steueramtlichom  Entlastungscertificat  treHen  die  Unterzeichner  sechsfache 
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Circulationsabgaben  bei  Wein  und  Obstwein  (Decr.  t.  17.  März  1852,  ähnl.  Ges.  7. 
21.  Juni  1873,  Art.  10,  betr.  alcoholisirte  Weine).  —  Besondere  z.  Th.  verschärfte 
Bestimmungen  betreffen  Zuwiderhandlungen  und  Unterschleife  bei  der  Eingangs-, 
der  einzigen  und  der  Pariser  Ersatzabgabe  (1 — 200  Frcs.  und  Confiscation, 
ausser  Strafen  für  geheimen  Transport).  Bei  gewissen  Fällen,  so  bei  Unterschleifen 
mittelst  Uebersteigung ,  unterirdisch  oder  mit  bewaffneter  Hand  treten  allgemein,  bei 
gewissen  anderen  Manipulationen,  wenn  es  sich  um  Spirituosen  handelt,  z.  B.  beim 
Verbergen  in  der  Kleidung,  Correctionsstrafen  von  6  Tagen  bis  6  Monat  Ge- 
f&ngniss  ein,  ebenso  bei  Destillationen  in  Paris,  wo  sie  rerboten  sind,  oder  bei  Ein- 
führung wieder  gereinigter  denaturirter  Alcohole  (Ges.  7.  Ibl6,  Art.  46,  v.  21.  Juni  IS?.*), 
Art.  11 — 14).  —  Dehitanten,  welche  ohne  Anmeldung  ihr  Geschäft  betreiben,  ver- 
fallen Geldstrafen  von  300 — 1000  Frcs.  und  der  Confiscation  der  Getränke.  In  andern 
Fällen  von  Zuwiderhandlungen  treten  die  gleichen  Strafen,  wie  die  bei  der  Versendung 
genannten,  ein.  —  Aehnliche  Bestimmungen  gelten  fUr  Zuwiderhandlungen  von 
Grosshändlern,  Destillateuren  u.  s.  w.  Bei  Bierbrauern  sind  die  Geld- 
strafen 2—600  Frcs.  Hier  kommt  auch  die  Androhung  der  Confiscation  der  Kessel 
vor,  wenn  in  nicht  eingemauerten  Kesseln  Bier  hergestellt  ist. 

Schätzungen  über  den  Umfang  der  Unterschleife  sind  natOrlich  immer 
misslich.  Diejenigen,  welche  von  den  bouiileurs  de  cru  ausgehen,  werden  wohl  immer 
noch  einen  ziemlichen  Umfang  erreichen.  Sie  wurden  mitunter  auf  7s  ^^1-  Hectol. 
Alcohol  geschätzt  Auch  Unterschleife  mit  unrichtigen  Begleitscheinen,  mehrmaliger 
Benutzung  solcher  für  rerschiedene  Sendungen  u.  dgl.  m.  sollen,  trotz  der  ver- 
schärften Gesetzgebung  von  1872  —  73,  immer  noch  vorkommen.  S.  Wolf,  Brannt- 
weinsteuer, S.  154. 


cc.    Geträukezölle. 

§.  264.  Die  Zölle  sind  schon  im  Vorausgehendem  mehrfach 
erwähnt  worden.  Besonders  bemerkenswerth  ist^  dass  sie,  wie  in 
anderen  Fällen  französischer  innerer  Verbranchssteuerny  so  bei  Salz 
(S.  614),  bei  den  zum  Gonsum  eingeführten  auswärtigen  Artikeln 
nicht  als  Ersatz  der  inneren  Steuer,  sondern  als  besondere 
Abgaben  von  fremden  Waaren  bestehen  und  die  innere  Ver- 
brauchsabgabe daher  dann  erst  noch  hinzutritt.  Eine  Aus- 
nahme bildet  hiervon  unter  den  Getränken  nur  das  Bier,  wo  der 
—  die  innere  Fabrikatsteuer  übrigens  selbst  im  Convention altarif 
noch  erheblich  tibersteigende  —  Einfuhrzoll  die  einzige  Abgabe 
auch  an  Stelle  der  inneren  Steuer  ist.  Diese  Ausnahme  ist  also 
doch  eigentlich  nur  eine  formelle.  Bei  den  wichtigeren  Getränken 
Wein  und  Branntwein  bedingt  dann  freilich,  zumal  bei  Wein, 
theilweise  auch  bei  Branntwein,  schon  die  technische  Einrichtung 
der  inneren  Steuer,  dass  das  zum  inländischen  Gonsum  gelangende 
aus  dem  Ausland  eingeführte  Getränk  nicht  gut  durch  den  Einfuhr- 
zoll allein  besteuert  werden  kann.  Aber  möglich  wäre,  den  Einfuhr- 
zoll etwa  auf  die  hinzutretende  innere  Steuer  anzurechnen.  Das 
geschieht  jedoch  nicht,  der  Zoll  ist  daher  ein  Finanz  zoll  und 
zugleich  ein  Schutzzoll,  um  den  das  ausländische  Getränk 
höher  als  das  inländische  besteuert  wird.    Auch  durch  die  Gou- 
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veotionaltarife  der  Handelsverträge,  welche  Fraukreich  seit  1860 
abgeschlossen  hat,  ist  dieser  Sachverhalt  geblieben  und  nur  der 
Tarifsatz  gegen  den  allgemeinen  Tarif  ermässigt  worden.  Jüngst 
haben  dann  aber  gegenüber  den  in  der  Brennerei  und  Branntwein- 
beateaerang  anderer  Länder  erfolgten  Veränderungen  der  Con- 
carrenzbedingnngen  des  fremden,  besonders  auch  des  deutschen 
Spiritns  bei  der  Einfuhr,  starke  Tariferhöhungen  des  Alcoholzolls 
stattgefunden,  wodurch  der  Schutzzollcharacter  desselben  wesentlich 
verschärft  worden  ist. 

Vor  1871  waren  indessen  diese  Bezolluugs Verhältnisse  nicht 
von  besonderer  practischer  Bedeutung,  weil  die  Wein-,  Bier-  und 
Alcoholeinfuhr  im  Ganzen  geringfügig  und  nur  letztere  vorüber- 
gehend in  Jahren  schlechter  Weinernte,  wie  1854—1857,  erheblicher 
war.  Seitdem  dagegen  und  in  steigendem  Maasse  seit  etwa  10  Jahren, 
unter  dem  Einfluss  der  Verheerungen  der  Reblaus  und  wohl  auch 
der  vermehrten  Concurrenz  der  fremden  Alcohole,  bat  sich  dieser 
Sachverhalt  sehr  geändert  und  könnte  leicht  so  verbleiben,  wie  er 
jetzt  geworden  ist.  Die  Einfuhr  fremder  Weine  und  Alcohole  ist 
viel  grösser  geworden  als  ehedem,  der  Zollertrag  daher  entsprechend 
gewachsen.  In  den  letzten  Jahren  betrug  sogar  die  Weineinfuhr 
nach  Frankreich  dem  Werthe  nach  mehr  als  das  Doppelte  der 
Weinausfuhr!  Dadurch  bat  sich  die  practiscbe  Bedeutung  der  Ge- 
tränkezollfrage natürlich  auch  gegen  früher  verschoben.  Der  ganze 
Vorgang  ist  ein  gutes  Beispiel  für  den  finanzwissenschaftlich  und 
volkswirthschaftspolitisch  wichtigen  Satz,  dass  solche  Tariffragen 
in  Betreff  des  Verhältnisses  zwischen  inneren  Verbrauchssteuern 
und  Einfuhrzöllen  nicht  bloss  nach  den  Tarifsätzen  selbst,  sondern 
zugleich  mit  Rücksicht  auf  die  jeweilige  Lage  der  thatsächlichen 
Productions-  und  Handelsverhältnisse  zu  beurtheilen  sind.  Auch 
die  Einfuhr  von  Trauben  und  Früchten  (Feigen)  zur  Verarbeitung 
zu  Wein  u.  s.  w.  hat  zugenommen,  so  dass  auch  die  Zölle  auf  diese 
Gegenstände  bei  der  Getränkebesteuerung  mitspielen. 

Alcohol  gehörte  zu  den  Artikeln,  betreffs  deren  Frankreich  an  ürossbritauuieu 
im  HandelsTertrage  Ton  1860  Concessionen  machte  (die  Zölle  sollten  danach  nicht 
aber  30%  ^om  Werth  betragen).  Das  Princip  dieser  Zollermässigung  ging  dann  in 
die  Conrentionaltahfe  über.  Damals  wurde  z.  B.  der  Alcoholzoll  von  30  auf  15  Frcb. 
p.  Uectol.,  ausser  der  inneren  Verbrauchsabgabc,  der  Bierzoll  von  7.20  Pres,  auf 
2  Frcs.  «in  dem  Conventionaltarife  herabgesetzt.  Die  britische  Alcoholeinfuhr  nach 
Frankreich  ist  aber  unbedeutend  geblieben  und  hat  nach  ISüO  selbst  niemals  wieder 
eotferot  die  Höhe  wie  in  den  schlechten  W'einjahrcn  1854  ff.  erreicht,  wo  sie  einmal 
auf  86,000  Hectol.  gestiegen  war  {\Sbö ,  auch  in  1856  und  1857  an  S0,000  Hectol., 
später  Max.  1881  and  1882  mit  45,000  und  27,000,  meistens  aber  nur  wenige  1000, 
KuU.  X,  162,  XXIII,  67Ü\  —  Nach  dem  Kriege  von  1870-71  hemmten  auch  hier 
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diu  Hanüülsvcrträgc  eine  stärküre  Zollerhöhung.  Als  allgemeinen  Zoll  bestimmte  das 
(ies,  V.  S.  Juli  1S71  30  Frcs.  p.  Hectol.  der  Flüssigkeit  von  Branntwein  in  Flaschen, 
desgl.  35  Frcs.  von  allen  Liqueuren,  30  Frcs.  vom  reinen  Alcohol  von  Branntwein 
in  Fässern,  mit  späterem  Zuschlage  bez.  31.20  und  86.40  Frcs.  Die  Vcrtragstarifc 
hatten  in  allen  Fällen  den  Zollsatz  von  15  Frcs.  Der  allgemeine  Tarif  von  1881 
bestimmte  wieder  30  Frcs.  für  Alcohol  in  Fässern  v.  Hectol.  reinen  Alcohols,  desgl. 
in  Flaschen  von  der  Flüssigkeit  und  ebenso  von  Liqueuren  40  Frcs.  von  der  Flüssig- 
keit. 30  Frcs.  ist  immerhin  an  60%  der  neuerlichen  Durchschnittspreise,  und  der 
Vertragstarif  von  15  Frcs.  beträgt  danach  doch  auch  noch  an  30 7o-  Bei  Gelegenheit 
der  deutschen  Branntwcinsteuorreform  in  18S7  und  in  specioUer  Begrtlndung  damit 
hat  Frankreich  provisorisch  durch  ties.  v.  5.  Juli  1887  den  Satz  des  allgemeinen 
Tarifs  auf  70  Frcs.  für  bestimmte  Zeit  erhöht  und  den  Termin  mehrmals  verlängert, 
zuletzt  durch  Ges.  v.  20.  Mai  1S88  bis  auf  Weiteros. 

Der  Wcinzoll  wurde  nach  dem  Kriege  auf  5  Frcs.  f.  d.  Hectol.,  bei  Liqucur- 
weinen  auf  20  Frcs.  gestellt,  mit  spätcrem  Zuschlag  war  er  bez.  5.20  und  20.80  Frcs. 
Der  Vertragstarifsatz  war  einheitlich  3.50  Frcs.  Im  allgemeinen  Tarif  von  1881 
wurde  der  Zoll  ebenfalls  einheitlich  auf  4.50  Frcs.  gesetzt.  —  Der  Bier  zoll,  vor 
1860  7.20  Frcs.  p.  Hectol.,  im  brit.  Vertragstarif  2  Frcs.  (nebst  innerer  Verbranchs- 
btcucr),  betrug  nach  dem  Kriege  mit  Zuschlag  7.75  Frcs.  im  allgemeinen,  5.75  Frcs. 
im  Vertragstarif,  seit  18S1  in  erstercm  7.50  Frcs.,  womit  die  innere  Steuer  gedeckt 
ist.  Diese  ist  aber  nur  3.75  Frcs.  für  starkes  und  1.25  Frcs.  für  Dünnbier  (§.  262).  — 
Auch  der  Obstwein-  und  Methzoll  wird  ausser  der  inneren  Steuer  für  fremdes, 
zum  Consum  eingehendes  Getränk  erhoben,  ist  aber  practisch  bei  fast  ganz  fehlender 
Einfuhr  ohne  Bedeutung.  £r  war  vor  1881  im  allgemeinen  Tarif  für  Obstwein  2.50, 
für  Meth  31.20  Frcs.  p.  Hectol.,  im  Tarif  v.  1881  bez.  1  und  20  Frcs.,  im  Vertrags- 
tarif kommt  von  diesen  Getränken  Cider  allein  mit  0.25  Frcs.  p.  Hectol.  vor.  Der 
Zollertrag  überschreitet  einige  100  Frcs.  jährlich  nicht.  —  Trockene  und  gepresste 
Trauben  (auch  Aepfcl  und  Birnen)  zahlen  nach  dem  allgem.  Tarif  von  1881  6  Frcs., 
ebenso  viel  trockene  und  gepresste  Feigen,  aber  beide  Kategorieen  nach  dem  Ver- 
tragstarif nur  30  Cent.  f.  100  Kilogr. 

Die  Statistik  der  Ein-  und  Ausfuhr  und  der  Zollerträge  ergiebt  Folgendes 
(s.  Bull.  IX,  295  fl",  X,  160  if.,  506,  XXII,  614  ff.,  XXIII,  23,  670  u.  a.  m.). 

Die  Alco  holein  fuhr  wie  Ausfuhr,  zumal  die  crstere,  zeigt  sich  von  der 
Weinernte  beeinflusst.  Die  Einfuhr  betrug  vor  1852  immer  nur  5  —  7000  Hectol., 
stieg  Mitte  der  50er  Jahre  auf  201,000— 3T7,000  im  Jahre,  sank  dann  aber  in  ge- 
wöhnlichen Jahren  wieder  auf  50.000 — 70,000,  erst  seit  1879  hat  sie  fast  jedes  Jahr 
200,000  Hectol.  überschritten,  1SS6  war  sie  229,000  (für  17.2  Mill.  Frcs.),  1887 
212,000.  England  ist  daran  fast  gar  nicht  mehr,  Deutschland  war  Anf.  der  1880or 
Jahre  mit  der  Hälfte,  in  den  letzten  Jahren  nur  mit  V* — V7  betheiligt.  Die  Einfuhr 
von  Liqueuren  war  im  Max.  etwa  2500,  neuestens  wieder  unter  1000  Hectoliter.  — 
Aehnlich  hat  sich  natürlich  der  Zoll  er  trag  bewegt,  er  war  1851  schon  einmal 
6.39  Mill.  Frcs.,  im  Durchschn.  v.  1860—69  0.99,  von  1870—79  0.70,  seit  1878  ist 
er  immer  erheblich  höher,  Max.  1882  4.1  Mill.  Frcs.,  i..D.  v.  1883—87  3  Mill.  — 
Die  Ausfuhr  frauzös.  Alcohole  war  in  dem  4.  und  5.  Jahrzehnt  ca.  75^  im  6. 
ca.  V4  Mill.  Hectol.  jährlich,  in  den  70er  Jahren  450,000  im  Durchschn.,  seitdem  ist 
sie  durchschnittlich  unter  300,000,  1886  289,000,  1887  286.000,  die  seit  einigen 
Jahren  stark  gesunkene  Liqueurausfuhr  war  im  vor.  Jahrzehnt  ca.  24,000  Hectol. 
jährlich,  1886  nur  11,410,  1887  8536.  —  Allerdings  sind  die  oxportirten  Alcohole 
von  hohem  Werthe,  so  1886  75.7,  1881  79.4  Mill.  Frcs.,  etwa  4  mal  so  werthvoll  wie 
die  importirtcn,  was  auf  die  bezogenen  und  versendeten  Sorten  Licht  wirft. 

Die  Wein  ein  fuhr  war  in  den  früheren  Jahrzehnten  und  bis  1853  ganz  un- 
bedeutend, 2500 — 3500  Hectol.  jährlich.  Dann  stieg  sie  von  1854  an  bei  den  da- 
maligen schlechten  Weinernten  rasch  und  stark,  1857  bis  auf  628,000  Hectol.,  sank 
<lanu  wieder  erheblich,  aber  doch  nur  in  2  Jahren,  1865  und  66  aof  unter 
100,000  Hectol.,  Durchschn.  1860-69  194,000.  Von  1872  an  wuchs  sie  bedeutend, 
wohl  unter  dem  Miteinfluss  der  Ausscheidung  von  Elsass-Lothringon,  dessen  Aus-  und 
Einfuhren  seitdem  im  französ.  Handelsausweis  erscheinen.  Sie  war  5— <- 600,000  Hectol. 
jährlich,  nur  einmal,  1875  noch  unter  300,000.  Seit  1879  stieg  sie  dann  rapid.  1880 
auf  7.2  Mill.  Hectol.,   1886  auf  11.01,   1887  auf  12.28  Mill.,  d.  h.  in  diesem  Jahre 


(ititränkcbeütcuoruii^r.     /«»Ile.     Kurkhlirk.  ()55 

Äof  50 7o  der  Weinernte  von  24.33  Mill.!  ücr  Wcrth  dieser  Einfuhr,  1S7S  nur 
eist  59.2,  war  1887  573.2  Mill.  Frcs.  und  im  Durchschn.  v.  1S7S— bT  337.3  gegen 
nur  244.2  MilL  Werth  der  Woinausfuhr  in  diesen  10  Jahren!  (Bull.  XXII,  2H\ 
Spaoieo  ood  Italien  liefern  die  Hauptuien<ren.  Der  WeiuzoUertrag,  im  4.,  5.  und 
6.  Jahrzehnt  'A-'/to  Mill.  Frcs.  jährlich/ im  7.  bloss  07,000  Frcs.,  stieg  v.  1S72  an 
in  die  Million«n,  Durchschn.  1870—79  3.09,  1879  10.25,  1S80  25.27,  lSb6 
21.3  MilL  Pres.«  bildet  also  jetzt  V7 — Vo  ^^  Ertrags  der  inneren  Weinsteuer  {,\Sb\j 
133.2  Mill.  Frcs.).  —  Die  Weinausfuhr  hat  sich  bei  den  schlechten  Weinernten, 
bez.  bei  der  Abnahme  der  Weingewinnung  in  den  IbSOer  Jahren,  offenbar  nur  mit 
Hilfe  dieser  gesteigerten  Bezüge  fremder  Weine  einigermassen  auf  der  früheren  Höhe 
erhalten  kOnncn.  Sie  war  vom  4.  bis  7.  Jahrzehnt  durchschnittlich  ?on  1.2  auf 
2.4S  Mill.  HectoL  jährlich  gestiegen,  hatte  im  8.  Jahrzehnt  3.28  (Max.  1873  3.98, 
Min.  1879  2.79  Mill.)  erreicht,  seitdem  ist  si<)  auf  ca.  2.6  Mill.  gewichen  (1886  2.71, 
18S7  2.40).  Frankreich  hat  daher  vorläufig  aufgehört,  zu  den  überwiegend  Wein 
aosfUirenden  Ländern  zu  zählen,  es  ist  unter  die  Weinbezugsländor  getreten.  —  Die 
Einfuhr  von  trockenen  Trauben  und  Feigen,  meist  zur  Weiubercitung,  war 
l'^85  und  1886  bez.  95.35  und  88.42  Mill.  Kil.  Trauben  und  16.18  und  18.19  Mill. 
KiL,  woraus  2.27  und  2.82  Mill,  bez.  (aus  Feigen)  21,107  und  21,770  Hectol.  Kunst- 
wein bereitet  worden  wäre  (Bull   XXIII,  281). 

Alle  diese  Umstände,  die  eben  deshalb  etwas  genauer  dargelegt 
sind,  machen  es  begreiflich,  dass  in  dem  alten  Weinlande  und 
Weinstenerlande  Frankreich  jetzt  ernstlich  an  die  volle 
Beseitigung  der  Staats-Weinsteuer  gedacht  wird:  eine 
finanzpolitische  Wirkung  der  —  Reblaus,  nicht  nur  auf  Steuer- 
erträge, sondern  auf  die  ganze  Einrichtung  eines  wichtigen  Be- 
stenemngsgebiets ! 

Die  Biereinfuhr  ist  wi»;  die  Bierausfuhr  seit  Jahrzehnten  in  langsamer, 
aber  stetiger,  erst  seit  den  1860er  Jahren  erstere  in  etwas  erheblicherer  Stei»(orung 
begriffen  gewesen;  von  da  an  überragt  sie  die  Ausfuhr  (Durchschn.  1860  —  60 
48.000  Hectol.  Einfuhr,  28,000  Ausfuhr).  Seit  1S7I  ist,  vornehmlich  mit  durch  die 
Einwirkung  des  Aus^cheidens  von  Elsass-Lothringen,  die  Ausfuhr  fast  stabil  geblieben 
(26—32,000  Hectol.  jährlich),  die  Einfuhr  sofort  und  weiter  rasch  auf  V4.  Va»  Vi  Mill. 
Hectol.  gewachsen,  dann  aber  wieder  etwas  gesunken  (Max.  1882  und  83  414,000, 
1886  293,000.  1887  236,000  Hectol.),  der  Ertrag  der  Riersteuer  daher  auch  von 
V4  MilL  im  7.  auf  1.40  im  8.  Jahrzehnt  und  2.8  Mill.  in  1882—86  jährlich  ge- 
stiegen —  immerhin  auf  Va  ^^^  Ertrags  der  Steuer  von  inländischem  Bier. 


dd.    Rückblick  und  zur  Kritik. 

§.  265.  Die  eigenthünilichc  Verbindung  der  Besteuerung  der 
verschiedenen  Getränke  und  die  nicht  minder  eigenthünilichc  Zu- 
sammenfiigung  technisch  verschiedener  Steuerarten  zu  einem  Ganzen 
erscheinen  wohl  beim  ersten  Anblick  ziemlich  willkürlich,  die  Be- 
zeichnung dieses  Ganzen  als  ,,System''  der  Getränkebesteuerung 
daher  auch  fragwürdig.  Bei  der  näheren  Betrachtung  der  Menge 
einzelner  Bestimmungen,  welche  der  Durchführung  dieses  ,,Systems^^ 
dienen^  steigert  sich  sogar  die  Empfindung  des  Willkürlichen  noch 
and  macht  das  Ganze  dann  schliesslich  mehr  den  Eindruck  einei^ 
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förmlichen  steiierrechtlichen  und  steuertechnischen  Chaos  als  eines 
klaren  und  folgerichtig  durchgebildeten  „Systems". 

Allein  eine  solche  Be-  und  Verurtheilnng  der  französischen 
Getränkebesteuerung  wäre  eine  unrichtige.  Giebt  man  vielmehr 
einmal  die  Nothwendigkeit  und  Berechtigung  der  Getränkebesteue- 
rung in  einem  Umfange  und  Maasse  zu,  wie  sie  in  Frankreich 
besteht  —  und  durch  die  finanziellen  Erfordernisse  nothwendig 
geworden  ist  —  so  erweist  sich  die  ganze  Einrichtung  bei  un- 
befangener Prüfung  als  ein  Ergebniss  klarer  Steuer  politischer 
Gedanken  und  Ziele  und  im  Ganzen  wie  in  allen  ihren  Einzel- 
heiten als  die  Durchführung  eines  klaren  steuertechniscben 
Planes  zur  Verwirklichung  jener  Ziele.  Das  Einzelne  ist  mit 
strenger  Folgerichtigkeit  entwickelt,  auch  das  Untergeordnete  und 
Nebensächliche.  Nothwendigkeit  und  System  sind  da  vorhanden, 
wo  zuerst  nur  Willkür  erscheint.  Namentlich  gilt  dies  von  dem 
Haupttheil  der  französischen  Getränkebesteuerung,  der  Wein-, 
Obstwein-  und  Alcoholbesteuerung,  bei  welcher  sich,  im  Unterschied 
von  der  Bierbesteuerung,  vornehmlich  Eigenthümliches  und  von  den 
Einrichtungen  anderer  Gesetzgebungen  Abweichendes  findet. 

Nach  dem  vorschwebenden  steuerpolitischen  Ziele  soll  die  Be- 
steuerung der  vorgenannten  drei  Getränke  möglichst  eine  wirk- 
liche Verbrauchssteuer  sein.  Daher  wird  die  Steuerpflicht 
wesentlich  auf  das  zum  heimischen  Consum  bestimmte  Getränk 
beschränkt  und,  unter  den  erforderlichen  Cautelen,  das  zur  Aus- 
fuhr gelangende  Getränk  überhaupt  gar  nicht  erst  versteuert.  Zu 
diesem  Zweck  wird  im  ersten  Falle  die  Verpflichtung  zur  Steuer- 
zahlung an  den  Act  der  Consumtion  selbst  geknüpft  oder 
wenigstens  an  eine  Stelle  gelegt,  welche  diesem  Acte  mög- 
lichst nahe  liegt,  bis  dahin  aber  nur  die  Erzeugung,  die 
Versendung  und  die  Lagerung  des  Getränks  steueramtlich 
unter  Controle  genommen.  Für  das  ausgeführte  Getränk 
aber  wird  nicht  erst  die  Steuer  erhoben  und  dann  zurückerstattet, 
sondern  das  von  den  betreff^enden  Begleitscheinen  begleitete  Ge- 
tränk geht  überhaupt  steuerfrei  hinaus.  Nach  diesen  Ziel-  und 
Gesichtspuncten  sind  die  technischen  Einzelheiten  der  Einrichtung 
und  Üurchflthriing  der  Getränkebesteuerung  gestaltet. 

So  hält  man  sich  zur  Veranlagung^  iler  Steuer  an  das  fertige  Product,  da:» 
„Fabrikat'',  nicht  an  Betriebsmerkmale  bei  der  Herstellang  noch  au  KohstoH- 
mengcn  u.  dgl.  m  (Fin.  II,  §.  492).  Es  erfolgt  dann  eine  Uontrolc  der  Pro- 
duction,  aber  nicht  die  Besteuerung  des  Getränks  beim  Producenten 
selbst,  sondern  nur  die  Ermittlung  der  producirten  Menge  bei  ihm  durch 
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die  regelmässige  steucraintliche  Uehcrwachnnj^  lExcrcirc).     Die  empfindliche 
Lacke  bei  letzterer  bleibt  —  folgerichtijj:,  weil  eine  Abwoicliung  vom  Grundgedanken  — 
die  fehlende  üeberwachnng   der  Production  der  Eigenbaner  und  Eigenbrenner.     Der 
Prodacent    ist    nicht    der    eigentliche   Stf^uerpflicbtigc ,    sondern    nur    der    Steuer- 
haftende, dem  die  producirten  Mengen  zur  Last  geschrieben  werden,  bis  sie  nach- 
weislich rerstenert   oder  zu  steuerfreier  Verwendung,  wie   in   der  Ausfuhr,  gelangt 
sind.     An   die  Productionscontrole  der  gewerbsmässigen   Getrankeerzeugung  schliesst 
sich   die  Versendnngscontrole   an    und    selbstfuidig    tritt  dieselbe  auch   bei  der 
Versendung  von  Getränken  Seit«M)s  der  Eigenbauer  und  Eigenbrenner  ein.    Sie  ist  in 
ihrer  ganzen  Einrichtung,  mit  dem  Anmeldezwang  fUr  Versendungen,  dem  Begleitschein- 
zwang,  den   betreffenden  Abgalx^n   bei   der  „Expedition"   und   „Circulation"   der  Ge- 
tränke, der  Controle   beim  Eingang   in   die  goschlossenon  Orte   ein  wesentlicher  und 
wieder  dnrchans  folgerichtig  ein-  und  durchgeführter  Punct  des  ganzen  Systems:  si(^ 
dient  dazu,  das  Stenerobject.  auf  dem  Wege  vom  Producenten,  Grosshändler, 
den    Stenerhaftenden ,    zum    Händler,    W'irth,    ('onsumonten,    als   den 
eigentlich  Steuerpflichtigen   verfolgen   und   erfassen  zu  können,   e>s  aber  eben 
erst  kurz   ?or  oder  selbst,  wie  bei  den  Debitanten,   erst  nach  dem  erfolgten  Cousum 
zor  Besteuerung  zu   bringen.     Die   Controle   beim   Em  p  fang  Seitens  des  Stcuer- 
haftenden    oder   Steuerpflichtigen,    die    Gewährung    des    Hechts    der   steuerfreien 
Niederlage  (EntrepOt)  an  den  Producenten  und  Grosshändler,  der  Getränkebezug 
der  Debitanten  und  Händler  anter  dem  System  des  acquit-ä-caution,  die  üeber- 
wachung  der  Lager  und   Keller  der  Grosshändler,  Entreputs,  Debitanten,  Liqueur- 
fabrikantcn,  wodurch  bei  Grosshändlcrn  und  Entreputs  es  wieder  möglich  wird,  nur 
Steuerhaftung,  nicht  Zahlungsverpflichtung,  beim  Debitanten  nur  Eintritt  der  Stcuer- 
pflicht  und  Fälligkeit  der  Steuerzahlung  nach  Massgabe  des  Absatzes  eintreten 
zu   lassen:  —  alle  diese  Einrichtungen   und  Bestimmungen  sind  wieder  streng  folge- 
richtig  und    dienen    erfolgreich   dem   Zweck,    die  Steuerzahlung  aufschiebbar  zu 
machen  und  der  Getränkebosteuerung  den  (/haracter  einer  Verbrauchssteuer  des 
Consumenten  thunlichst  zu   wahren.     Die  Formen  der  Sicherstellung  und   der 
endlichen  Entrichtung  der  Steuer  sind  den  obwaltenden  französischen  Productions-, 
Absatz-,  Verkehrs-,  Consumtionsverhältnisscn  gut  angepasst. 

Auch  die  Alcoholbesteuerung  war  ursprünglich  nach  den  gegebenen  Verhält- 
nissen der  früher  fast  allein  in  Betracht  kommenden  Wein-  und  Obstweinbrennerei 
leidlich  genügend  eingerichtet.  Das  freilich  von  vornherein  misslicho  Privileg  der 
(>>ntrolfreiheit  der  Eigenbrenner  war  von  den  Eigen bauern  von  Wein  und  Obst  ~ 
zunächst  denselben  Personen,  die  eben  auch  destillirtcn  — ,  herUbergcnommen .  bei 
der  früheren  geringeren,  weniger  zum  Untersclileif  anreizenden  Höhe  der  Steuer  aber 
auch  noch  nicht  so  bedenklich  wie  später.  Die  Entwicklung  der  gewerbsmässigen 
i^Gross-)Brennerei  von  mehligen  Stoffen,  Melasse,  Kuben  schuf  dann  auch  in  Frankreich 
die  Nothwendigkeit  immer  schärferer  Betriebscontrolcn. 

In  dieser  ihrer  eomplicirten  EinrichluDg  hat  die  französische 
Getränkebesteuerung  die  schwierige  Aufgabe  verhältnissmässig  be- 
friedigend gelöst,  eine  sehr  einträgliche  „indirecte"  Ver- 
brauchssteuer bei  einer  ausserordentlich  zersplitterten 
privatwirthschaftlichen  Production  so  durchzuführen,  dass 
diese  Production  dabei  bestehen  kann.  Der  Gross- 
betrieb —  wenn  auch  zu  Gunsten  der  gewerblich -technischen 
Entwicklung,  aber  mit  sehr  bedenklichen  socialpolitisehen  Folgen  — 
wird  nicht  so  einseitig,  wie  bei  Rohstoff- und  Betriebsmerkmal- 
Steuern  zum  Nachtheil  der  kleineren  Betriebe  prämiirt.  Der 
Steuer  wird  der  beabsichtigte  Character  der  wirklichen  Ver- 
brauchssteuer thunlichst  gewahrt,  v.  Hock 's  oben  (S.  019)  schon 
erwähntes  Urtheil   über  das  Gesetz  von   181G  ist  besser  auf  den 
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ganzen  Baa  dieser  Getränkesteuer-Gesetzgebung  an- 
zuwenden: er  ist  ebenso  umfassend  und  kühn  als  durch- 
dacht, freilich  auch  ein  Werk,  an  welchem  eine  höchst  intelligente 
und  tüchtige  Verwaltung  Menschenalter  hindurch  gearbeitet  bat 
und  bis  in  die  Gegenwart  hinein  emsig  fortarbeitet,  wie  die  seit 
1871  erfolgten  weiteren  legislativen  und  administrativen  Fortschritte 
beweisen.  So  radicale  Reformpläne,  wie  derjenige  ^on  1888,  wenn 
er  auch  immer  noch  wichtige  Theile  der  Grundlagen  der  bestehen- 
den Gesetzgebung  festhält,  sind  doch  wohl  auch  deswegen  bedenk- 
lich, weil  viel  Erprobtes  dabei  zu  leicht  preisgegeben  wird. 

Die  anklebenden  Mängel  des  ganzen  Systems  sind  freilich 
anderseits  auch  nicht  zu  verkennen. 

Die  verschicdeue  Qualität  der  Getränke,  welche  bei  Wein  und  Brauntweio 
nicht  bloss  in  der  Alcoholstärke  liegt,  wird  dadurch  noch  nicht  genügend  berück- 
sichtigt, dass  die  wichtige  Kleinabgabe  bei  Wein  nnd  Cider  nach  dem  Preise  bemessen 
und  die  Circulationsabgabe  nach  den  Preis?erhältnisscn  dreifach  abgestuft  ist.  Auch 
die  Bierstcucr  trägt  der  Qualität  des  Getränks  nicht  ausreichend  Ecchnong.  Nach 
diesen  Seiten  ?erstösst  die  Getränkebesteuerung  gegen  den  Grundsatz,  die  Steuerlast 
nach  der  Leistungsfäliigkeit  zu  vertheilen.  Genügend  und  richtig  wird  dieser  Grund- 
satz durch  den  Hinzutritt  der  Eingangsabgabe  in  den  grosseren  Orten  auch  noch  nicht 
zur  Anwendung  gebracht.  Einen  dirccten  Verstoss  gegen  denselben  bildet  der  Um- 
stand, dass  die  einzelnen  Glieder  des  Systems  die  verschiedenen  Consumon  ten - 
kreise  zu  ungleich  treffen,  was  besonders  von  der  Kleinabgabc  einer-,  der  Circu- 
lationsabgabe  andererseits  gilt. 

Die  Controlcn  sind  unvermeidlich  belästigend,  störend,  und  doch  noch  nicht 
genügend  wirksam,  um  den  Unterschleif  zu  bewältigen.  Beides  trifft  in  besonderem 
Maasse  bei  der  dem  System  eigcnthUmlichen  —  wenn  auch  noch  bei  anderen 
französischen  indirecten  Steuern  sich  findenden  —  Versendungs-  oder  Transport- 
controle  zu.  Die  Erhöhung  der  Alcoholsteuer  hat  alle  Controlen  noch  nothwendiger 
gemacht,  die  eingetretenen  erheblichen  Verschärfungen  reichen  gleichwohl  noch 
immer  nicht  aus.  Und  doch  haben  sie  schon  einen  Umfang  und  eine  Beschaffenheit, 
die  anderswo  kaum  als  erträglich  gelten  würden.  Man  hat  dennoch  auch  bei  den 
neueren  Eeformprojecten  der  Steuer  an  die  Milderung  und  theilweise  die  Beseitigung 
dieser  Controlen  gedacht.  In  Betreff  dieser  Bestrebungen,  namentlich  soweit  sie  auch 
das  Aufgeben  der  besonders  odiösen  Versendungscontrole  bei  einer  Concentration  der 
Getränkebesteuerung  bloss  auf  Alcohol  betreffen,  möchte  indessen  das  WortStourm's 
gelten:  ,.en(wcder  die  Formalitäten  festhalten  oder  die  Steuer  unter- 
drücken''. Eine  Variante  des  „Sit  ut  est,  aut  non  sit'\  deren  Anwendbarkeit  die 
logische  Consequenz  und  technisch  vollendete  Durcharbeitung  des  Systems  am  Besten 
beweist.  Manche  Erleichterung  gewähren  ja  auch  die  Abonnements,  aber  die 
glcichmässiec  Wirkung  derselben  auf  die  abonnirten  Steuerpflichtigen  steht  freilich 
wohl  mehrfach  dahin,  ebenso  wie  die  gleichmässigc  Behandlung  der  Abonnenten 
einer-  und  der  Nicht -Abonnenten  anderseits,  sowie  die  genügende  Sicherung  des 
iiscalischen  Interesses  bei  solchen  Abonnements  immer  fraglich  bleibt. 

S.  Stourm  im  Art.  boisson,  Say's  dict.  p.  426.  Er  betont  aber  auch,  dass 
die  Gewöhnung  der  Steuerpflichtigen  und  Haftenden  die  Controlen  nicht  so  unerträglicli 
in  der  Praxis  macht,  als  sie  nach  dem  Wortlaut  der  Gesetze,  Verordnungen  und 
Instructionen  erscheinen.  In  der  Praxis  wickelten  sich  die  Dinge  in  der  Regel 
einfach,  glatt  und  schnell  ab,  die  Steuerverwaltung  gewähre  jedes  Entgegenkommen, 
das  mit  der  genügenden  Wahrung  der  fiscalischcn  Interessen,  die  sie  zu  hüten  hat, 
irgend  vereinbar  sei  u.  s.  w. 
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y.    Die   Zuckerbesteucninj!:. 

Die  specicU  hierher  gehOn;nde  Besteuerung  des  einheimischen,  zum  inneren 
Verbrauch  gelangenden  Rübenzuckers  steht  in  engem  Zusammenhang  mit  der  He- 
steuernng  des  französischen  Colonialzuckcrs  und  des  fremden  Kohr-  wie 
Kobenznckers  durch  die  Einfuhrzölle,  sowie  mit  der  Behandlung,  bezw.  der 
difiercntiellen  Bczollung  von  Kohzuckcr  und  li  affin  ade  bei  der  Einfuhr  und  mit 
der  Regelung  der  Reductionsvcrhältnisse  der  verschiedenen  Zuckersorten  auf 
einander,  speciell  fUr  die  Feststellung  der  Ausfuhr  Vergütungen.  Auf  diese  Zu- 
sammenhänge muss  daher  auch  in  der  Darstellung  Rücksicht  genommen  werden.  Das 
Tarifwesen  der  französischen  Zuckerbesteuerung  wird  so  ein  sehr  verwickeltes. 
£s  bat  zudem  häufige  Aenderungen  erfahren,  sowohl  in  seinen  Sätzen  als  in 
seiner  ganzen  technischen  Einrichtung.  In  allen  seineu  Einzelheiten  kann  dieser 
<iegenstand  hier  nicht  verfolgt  werden. 

Die  ganze  Materie  der  Zuckerbestcneruug  gehört,  wie  das  Zollwe-seu  und  z.  Th. 
auch  die  Getränkebesteuerung,   zu  denjenigen  Ünanzwirthschaftlichen,  bei  welchen  die 
volkswirthschaftlichc  Seite   vor  der  bloss  finanziellen  an  Bedeutung  voran  steht. 
Namentlich   die  Beziehungen  zwischen  der  Entwicklung  der  Rübenzuckerindustric  und 
der  Landwirthschaft  und  zwischen  ersterer  und  dem  internationalen  Zucker- 
handel  sind  ebenso  verwickelt  als  wichtig.    Durch  die  seit  lange  in  Frankreich  ein- 
geschlagene und  in  einigen  Puncten  noch  gegenwärtig  festgehaltene  Handelspolitik 
wird    die  Zackeisteuerfrage   gerade    in   Frankreich   nach   ihrer  volkswirthscliaftlichcn 
Seite    auch    noch    verwickelter    als   in    den    meisten   anderen  Ländern,    z.  B.  als  in 
Deutschland,  wo  es  sich  nur  um  den  Gegensatz  fremden  Rohr-  und  später  auch 
ItObenzuckers  zum  einheimischen  Rübenzucker,  oder  als  in  England,   wo  es  sich 
in  Ermangelung  einer  einheimischen  Rübenzuckerindustrie  auch  früher  zur  Zeit  der 
ZackerzOlle  nur  um  den  Gegensatz   des  eigenen   Colonial-  zum   fremden  Zucker 
handelte.    In  Frankreich  sind  schon  nach  der  Herkunft  d r o i  Hauptunterscheidungen 
hei  Zacker  zu  machen:  französischer  Colonial-,  fremder  und  einheimischer 
( ßQben-)ZucLcr.      Dazu    treten    aber    in    Betreff   der   importirten    Zucker   weitere 
Unterscheidungen    der   Handelspolitik:    so    zwischen    direct   aus    überseeischem 
Productionsgebiet,  aus  europäischem  Productionsgebiet  und  aus  europäischen 
£ntTep«*>ts    kommendem,    bei    dem    seewärts    eingeführten    zwischen   dem    unter 
franzOs.   und    fremder  Flagge  anlangenden  Zucker.     Durch    den    Abschluss   von 
Handelsverträgen  und  speciell  von  Zuckcrconventionen  —  mit  Grossbritannien, 
Niederlanden,  Belgien  —  kommen  wiederum  neue  Unterscheidungen  in  das  Tarifwesen. 
In  Folge  dieser  und  anderer  ähnlicher  Umstände  mehr  werden  die  auf  diesem  Gebiete 
überhaupt  so  wichtigen,  vielfach  entscheidenden  Wechselwirkungen  zwischen  der 
lönrichtnng  und  dem  Tarifwesen  der  Rüben zuckersteucr,  der  EiMfuhrzülle  und  Ausfuhr- 
vergQtungen   einerseits   und    der  technischen   und   wirthschaftlichen  Entwicklung  der 
Rubenzuckerproduction  und  des  internationalen  Zuckerhandels  anderseits  in  Frankreich 
noch    mannigfaltiger,    verwickelter,    wechselnder    als  anderswo.     Auch   bei  dem  in 
diesem  Werke  gebotenen  Bestreben,  die  Zuckerfrage  als  Steuerfrage  zu  behandeln, 
lässt  sich  eine  Berücksichtigung   der  augedeuteten  anderen  Seiten   der  Frage  nicht 
vermeiden ,  weil  dieselben  mit  der  steuerpolitischen  und  steuertechnischen ,  streng  ge- 
nommen  allein   hierhergehörigen  zu   eng  zusammenhängen.      Aber  selbstverständlich 
können  diese  anderen  Seiten  hier  nur  berührt,  nicht  entfernt  erschöpft  werden.     Dirr 
Hauptpunct  ist  die  Rubenzuckersteuer:  die  Zölle  und  Zoll  fragen  müssen  in 
die  folgende  Darstellung  aufirenommen  werden,   aber  sind  darin  absichtlich  in  zweite 
Linie  gestellt. 

Gesetzgebung.  i^Kurze  Uebersicht,  aber  nur  wichtigere  Gesetze,  Decrete.) 
Sic  hat  sich  in  dem  Bestreben ,  allen  Interessenten  Rücksicht  zu  gewähren ,  fast 
unaufhörlich  verändert,  von  1S14— S4  ist  26 mal  und  seitdem  noch  mehrmals  daran 
gearbeitet  worden.  Bis  zur  Einfuhrung  der  Rubenzuckersteuer  i.  J.  IS.HT  kommt  nur 
•lic  Zollgesetzgebung  und  deren  Tarifwesen  in  ßetrarht.  Massgebend  daher 
die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Zollrechts  und  Zolltarifs  auch  für  dieZueker- 
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Zölle,  mit  der  dem  franzOs.  Zollrecht  eigcnthamlichen ,  in  einigen  Ponctcn  noch 
geltenden  differenti eilen  Behandlung  des  eingeführten  Zackers  nach  Herkunft, 
Flagge  (franzOs.  und  fremde),  directer  und  indirecter  (d.  h.  ans  Entrepdts 
kommender)  Einfuhr.  Grundlegend  für  die  Tarif begünstigung  des  französ. 
Colonialznckers  gegenüber  dem  fremden  und  für  die  besondere  Begünstigung  der 
inländischen  Raffinerie  das  Ges.  v,  28.  Apr.  1816.  Mehrfache  Veränderung 
der  Gesetze  über  die  Tarifsätze,  Kcndements-  oder  Ausbenteziffem,  Ausfuhrvergatungen 
in  den  folgenden  Jahrzehnten  (s.  v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie,  S.  120  ff.). 

Erste  Einführung  einer  inländischen  Kübenzuckersteuer  durch  Ges.  v. 
18.  Juli  1S37.  Zu  unterscheiden  sind  seitdem  in  der  Gesetzgebung  die  Bestimmungen 
über  die  Einrichtung  und  die  Erhebungsmethodo  dieser  Steuer,  über  die 
Tarife  derselben,  über  die  Bemessungs weise  der  Einfuhrzölle  und  deren 
Tarife  und  über  die  Bemessungsweise  der  Ausfuhrvergtttungcn,  bezw. 
Steuer-  und  Zollrestitutionen. 

Für  die  Einrichtung  der  Rübenzuckersteuer,  Unterstellung  der  Roh- 
zuckerfabriken  unter  die  stcueramtliche  Controle  (Exercice)  ist  bes.  wichtig  das  Ges. 
V.  31.  Mai  1846  nebst  Ord.  v.  29.  Aug.  1S46  und  das  Gesetz-Decret  v.  27.  März  1852 
nebst  Reglem.  y.  1.  Sept.  1852;  danach  gelten  hier  auch  einige  Bestimmungen  des 
Ges.  V.  28.  Apr.  1816  (so  Art.  235,  236,  betr.  Visitationen  u.  s.  w.).  Die  Steuer  im 
Princip  Fabrikatsteuer;  jährliche  Licenzen.  Als  Methode  für  die  Ermittlung 
des  steuerpflichtigen  Minimum  bestimmt  d.  Ges.  f.  1846,  Art.  7,  die  Messung 
der  Dichtigkeit  des  Safts  mittelst  des  Densimeters,  desgl.  Ges.  7.  19.  Juli  1880, 
Art.  21  (ZurUckführung  der  mit  dem  Densimeter  nach  der  Saftmenge  ermittelten  Er- 
gebnisse auf  Raffinade).  Feststellung  der  wirklich  gewonnenen  und  als  solche 
steuerpflichtigen  Menge,  daher  eventuell  über  das  aus  dem  Saft  abgeleitete 
Minimum  hinaus,  durch  die  Controle  (Exercice)  des  fertigen,  zur  Versendung 
aus  der  Fabrik  hinausgehenden  Rohzuckers.  Die  Methode  für  Ermittlung  des  letzteren, 
sowie  für  die  Bemessung  des  Verhältnisses  des  Rohzuckers  zur  Raffinade  und  für  die- 
jenige der  Ausfuhnrergütungen  des  Rohzuckers  war  nach  der  anfänglichen  Gesetz- 
gebung die  Vergleichung  mit  Farbe  typen  yerschiedenen  muthmasslichen  Zucker- 
gehalts und  danach  bestimmten  Steuersatzes.  Nach  Ges.  v.  29.  Juli  1S75  trat 
Verstcuening  nach  dem  wirklichen  Zuckergehalt,  daher  eventuell  auf  Grund 
saccharimetrisclier  Prüfung,  ein  (s.  u.).  —  Abonnements  der  Zuckerfabriken 
für  Mini  mal  ausbeuten  nach  der  Saft  probe,  unter  Freilassung  der  höheren  Ausbeute, 
zugelassen  nach  Ges.  v.  23.  Mai  1860,  Art.  4,  durch  Ges.  v.  7.  Mai  1864  wieder 
aufgehoben.  —  Völlige  Umgestaltung  der  Erhcbu ngsmothode  zunächst  facul- 
tativ  seit  l.Sept.  1S84,  obligatorisch  nach  1.  Sept.  1887,  durch  Verwandlung  der 
Fabrikat-  bez.  Saft  besten  ening  in  die  Rohstof  fbesteuerung  nach  der  Rüben- 
menge  durch  Ges.  v.  29.  Jnli  1884,  mit  Bestimmungen  über  die  steuerpflichtigen 
Minimalausbeuten  (Rendements)  und  Freigebung  der  Mehrproduction; 
inodificirt  und  niedrigere  Mitbesteuerung  des  Plus  der  Ausbeute  durch  Ges.  vom 
4  Juli  1S87.  Admini^rative  Durchführung  der  neuen  Steuerform  durch  Decrete  vom 
31.  Juli  1884  und  25.  Aug.  1S87. 

Die  von  der  Gesetzgebung  bis  in  die  neueste  Zeit  sehr  begünstigten  Raffi- 
nerie en  von  Rohzucker  sind  licenzpf lichtig  (Ges.  v.  1846),  sie  unterlagen  zwar 
auch  früher  schon  in  gewissen  Fällen  der  Visitation,  aber  in  der  Regel  nicht  dem 
beständigen  Exercice  (Beer.  v.  27.  März  1852,  Art.  2).  In  Consequenz  der  inter- 
nationalen Zuckerconvention  stellte  das  Ges.  v.  21.  März  1874  zwar  die  Raffinerieen 
allgemein  unter  das  Exercice ;  die  Ausführnng  dieses  Gesetzes  wurde  aber  verschoben 
bis  1.  März  1876  (Ges.  v.  29.  Juli  1875)  und  ist  auch  dann  nicht  sofort  ordentlich 
erfolgt.  In  Verbindung  mit  der  neuesten  Gesetzgebung  v.  1884  ist  die  Controle  der 
Raffinerieen  eine  derjenigen  der  Rohzuckerfabriken  ähnliche,  aber  nicht  gleich  scharfe 
geworden  (Ges.  v.  27.  Mai  1887,  Decr.  v.  25.  Aug.  1887\ 

Eigene  Melasse-Entzuckerungsanstalten  stehen  unter  dem  Exercice 
(Ges.  V.  1846),  Melasse  selbst  trägt  einen  niedrigen  Steuersatz.  Glncose  (Trauben-, 
Stärkezucker) ,  —  d.  h.  nach  der  gesetzlichen  Definition  alle  saccharinischen ,  nicht 
crystallisirbaren  Producte  — ,  ist  schon  seit  Ges.  v.  4.  Juli  1843  steuerpflichtig,  zu 
einem  massigeren  Satze;  steuerfrei  nur,  mit  gewisser  Beschränkung  bei  Dünnbier,  bei 


Zackerbest  euer  ung.     (jesetzgebung.  661 

Zusatz  zu  Bier  (Ges.  ?.  19.  Jali  1880,  Art  23,  Ges.  v.  1.  Mai  1822,  Art.  b).  Die 
Glocosefabriken  sind  dem  Exercicc  zw&r  mit  unterworfen,  aber  nicht  dem  beständigen ; 
ticenzpflichtig  sind  sie  nach  Ges.  v.  1S46. 

Die  Tarife  der  ßubenzuckerstencr  wie  der  Zölle,  sowie  die  gesetzlichen 
Ansbenteziffern,   Keductionszahlen  zwischen  Rohzucker  und  Raffinade 
and   die  Nonnen  far  die  Berechnung  der  AusfuhrForgUtungen  haben  seit  1837 
viele  Veränderongen  erfahren.     Erhöhung  der  RUbenzuckersteuer  schon  durch  Ges. 
V.  3.  Jali  1840.    Feststellung  einer  allmäiigen  Steigerung  der  Steuer  bis  zu  der  1847 
zu  erreichenden  Gleichstellung  mit  dem  Zollsatz  für  französ.  Colonialzucker,  nach  Ges. 
r.  2.  Jali  1843,   anter  Fortdauer   der  Begünstigung    beider   gegen   fremden  Zucker. 
Nene  Begünstigung  des  französ.  Colonialzuckers  auch  gegen  den  einheimischen  Raben- 
zacker  mittelst  eines  Zoll -Abschlags  (diHaze)  nach  Ges.  v,  13.  Juni  1851  und  Gesetz- 
Decret   7.  27.  Mär/  1852.    ein    System,   das   mit   vrerschiedenen  Veränderungen   der 
Steuersätze  bis  Ende  1809  dauerte.     Wichtige  Tarifändcrungen  u.  dgl.  m.  durch  Ge- 
setze   T.   23.  Mai    1860,    2.  Juli    1862,    7.   Mai   1864.      Abschluss    einer    inter- 
nationalen    Zuckerconrention    mit     Grossbritannien,     Niederlanden,    Belgien 
unter  dem  8.  No7.  1864  auf  10  Jahre  v.  1.  Aug.  1865  an,  mit  Nachtrag  1868.    Be- 
stimmungen   in  Frankreich    aber    niemals  genügend    durchgeführt.  —   Nach   dem 
Kriege   starke   Tariferhöhungen    aus  finanziellen  Gründen   durch  Ges.  \rom 
8.  Jali  1871,  V.  22.  Jan.  1872  und  30.  Dec.  1873.    Zweite  internationale  Zucker- 
conrention   zwischen    den  genannten   Staaten  y.   11.  Aug.  1875;   zur  Ausfilhrang 
derselben   Ges.  7.  30.  Dec.  1875,   durch  Nichtratificirung  der  Convention  Seitens  der 
Niederlande  die  Ausführang  dieses  Gesetzes  verschoben.    Dritte  Convention  v.  8.  März 
1S77,   ebenfalls   ohne   genügenden   practischen    Erfolg   in    Frankreich   (s.  d.  a.  gen. 
Schriften   von   7.  Kaufmann  und   J.  Wolf).  —  Neues  Tarifsystem  und  starke 
Herabsetzungen  der  Tarife  durch  Ges.  v.  19.  Juli  1880.    Abermalige  Aenderungen 
in  Verbindung  mit  der  technischen  Umgestaltung  der  Rulienzuckeräteuer ,  durch  Ges. 
r.  29.  Juli  1884;  dazu  die  Decreto  v.  31.  Juli  1884  und  22.  Juli  1885,  leUteres  betr. 
die  Verwendung  von  niedriger  besteuertem  Zucker  jeder  Art  als  Zusatz  zu  Wein 
and  Obstwein    7or    der   Gährung.    Fortdauer    des   im   Ges.  7.  1884   angeordneten 
Zollzuschlags  für  fremde  Rohzucker  aus  Europa  durch  Gesetze  7.  13.  Juli  1886  und 
24.  Juli   1888    (hier    bis    Ende  1890).      Bekämpfung    der    bald    eingetretenen    un- 
günstigen  finanziellen  Folgen   des  Gesetzes  7.  29.  Juli  1884  durch  Einführung 
eines  zeitweiligen  Zuschlags  7on  20 7o  ^^^  allen  Zucker,  auch  des  zur  Zuckerung 
der  Weine  u.  s.  w.  benutzten,  sowie  eines  Zuschlags  v.  10  Frcs.  für   100  Kil.  raff. 
Zockers  für  die  steuerfreie  Mch rausbeute  der  Rübonzuckerfabriken ,  über  das 
gesetzliche  Ausbeuteverhältniss  hinaus,  und  für  die  gleichfalls  steuerfreie  Quote  der 
eingeftlhrten  französ.  Colonialzucker,  welche  dabei  als  gesetzlicher  Fabrikalionsabgang 
berechnet   wird,    durch   Ges.  v.  27.  Mai  1887.     Erhöhung   dieser   Zuschläge   (auf 
50 Vo»  tö2.  20  Frcs.),   unter  Herabsetzung  des  Principalsatzes  durch  Ges   7.  24.  Juli 
1SS8.    Erhöhung  der  gesetzlichen  Minimalausbcutequoten  (Rendements)  der  Rüben- 
zockerüabriken  schon  vorher  durch  Ges.  v.  4.  Juli  1887. 

Auch  bei  den  Zöllen  und  den  Bemessungen  der  Ausfuhrvergütungen  ist, 
wie  bei  der  Rübenzuckersteuer,  an  Stelle  der  Classification  nach  Farbentypeu 
die  saccharimetrische  Feststellung  des  Zuckergehalts  (Polarisation smoth od e) 
getreten  (Ges.  7.  29.  Juli  1«75,  Ges.  v.  30.  Dec.  1875).  Dabei  wurden  nach  dem 
zwischen  gewissen  Grenzen  sieb  bewegenden  Zuckergehalt  zunächst  wieder  Classen 
von  einem  Minimum  bis  zu  einem  Maximum  Zuckergehalts  unterschieden,  für  den 
zum  einheimischen  Verbrauch  bestimmten  Zucker  2,  bezw.  3,  für  den  zur  „zeitweiligen 
Zulassung*'  in  den  Raffinerieen  (und  dann  ercut  für  die  Ausfuhr  ins  Ausland)  be- 
stimmten 4,  bezw.  5  (s.  Olibo  III,  224,  Circ.  v.  18.  Febr.  1876).  Nach  dem  Ges. 
7.  19.  Juli  1880  wird  nicht  mehr  nach  diesen  Classen,  sondern  nach  dem  wirklichen 
jedesmaligen  Zuckergehalt,  unter  Gewährung  gewisser  Nachlässe  und  Ab- 
rechnung der  Salz-,  bezw.  Aschen-  und  Glucoscbestandtheile  in  dem  Zucker,  nach 
gesetzlichen  Coefficientensätzen  dafür,  versteuert,  verzollt  und  rückvergütet 

Literatur.     S.   für  die  ganze  Materie,  namentlich  auch  in   Betreß'  des  Zu- 
sammenhangs der  Besteuerungsart  und  Steuerhöhe  mit  den  oben  erwähnten  landwirth- 
schaftlichen    und    handelspolitisclien    Seiten    bes.    v.   Kaufmann,    Zuckerindustrie, 
Berl.  1879,  daselbst  über  Frankreich  S.  50,  S.  113—143,   über  die  Internat.  Zuckcr- 
▲  .  Waifner,  Finanrwisfionsphaft.   ITT.  13 
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conventionen  eb.  S.  171—196,  für  die  Zeit  bis  1878,  ders.  in  den  Fin.  Frankreichs 
S.  398—422,  für  die  Zeit  bis  18S1;  zur  Ergänzung  und  zur  Fortführung  bis  ISSä 
J.  Wolf,  3  Aufsätze  über  die  Zuckersteuer  in  d.  Tüb.  Ztschr.  XXXVIII  (1882K  tiber 
Frankreich  bes.  S.  313  ff.,  660—669  (Ges.  y.  1880),  ders.  in  Schanz'  Finaw- 
archiv  III,  1886  1—85,  über  Frankreich  S.  48—61  (Ges.  v.  1884).  In  der  folgenden 
Behandlung  der  französ.  Zuckerbesteuerung  wird  unter  Hinweis  auf  diese  tüchtigeo 
Arbeiten  y.  Kaufmann 's  und  Wolfs,  die  sich  gut  ergänzen,  Vieles  übergangen 
oder  nur  kurz  berührt,  so  die  volkswirthschaftlichen  Seiten  der  Frage,  mancherlei 
Technisches  und  überhaupt  die  Zeit  bis  1880.  Yornemlich  soll  die  Umgestaltung 
der  Besteuerung  im  J.  1884  hier  zur  Erörterung  kommen.  Vielerlei  Hergehöriges 
auch  in  den  fachtechnischen  Zeitschriften  der  Zuckerindustrie.  Ueber  die  ganze 
Zuckersteuerfrage  s.  Kiecke  im  Schönberg'schen  Handb.  2.  Aufl.  III,  431 — 446  (bes. 
über  die  deutsche  Enqut^te  1883 — 84,  S.  435  ff.),  üebcr  das  Technische  s.  z.B. 
Wagner,  ehem.  Technologie,  11.  Aufl.  Leipzig  1880,  „Zuckerfabrikation"  S.  580—625 
und  die  daselbst  S.  580  citirte  Special -Fachliteratur  (Stohmann,  Scheibler, 
Stamer  u.  s.  w.);  ferner  Ciaassen,  Ueberblick  über  die  Zuckerindustrie  Deutsch- 
lands. 1888  (Fabrikationstechnik). 

Vignes  I,  156 — 163.  Block,  dict.  und  Supplemente,  Art.  sucre,  über  die 
technische  Einrichtung  und  Durchführung  der  Steuer  und  die  neueste  Gesetzgebung. 
Im  Say 'sehen  dict.  steht  der  betr.  Artikel  noch  aus.  Für  das  Einzelne  Olibo  lU, 
211 — 344  (bis  1879),  sehr  reichhaltig  und  für  das  Verständniss  auch  mancher  wich- 
tigeren Puncto  der  Steuereinrichtung  und  Verwaltung  unentbehrlich,  v.  Hock, 
S.  321 — 327,  Stand  um  1856,  natürlich  nicht  mehr  genügend,  üeber  die  gesetz- 
geberischen Vorgänge  seit  1871  Mathieu-Bodet  I,  32,  83,  239,  253,  273,  330, 
II,  401  ff.;  auch  Amagat  p.  166,  172;  über  den  ganzen  historischen  Gang  der 
Zuckersteuerfrage  ders.  p.  382  tf.  Die  neueren  Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  w.  im  BulL, 
bes.  voL  VIII,  X,  XVI,  XVIU,  XX  bis  XXIV.  üeber  die  Veränderungen  der 
Steuertechnik,  ihre  Ursachen  und  Folgen,  Manches  auch  in  den  Statist,  und  Verwaltungs- 
berichten im  Bull. 

Statistik.  Manche  Daten  bei  y,  Kaufmann  und  in  guter  Verarbeitung  für 
die  Beweisführung  bei  J.  Wolf,  Faure,  p.  124,  bes.  aber  nel  werthvolles  Material 
im  Bull.,  so  II,  29  (Zuckerconsum  und  Steuersatz  seit  1830),  III,  141  (Statistik  der 
Rübenzuckerfabrikation  1838—76,  auch  nach  Depart.),  XIII,  156.  Seit  1880 
namentlich  die  Jahresberichte,  auch  über  den  Stand  der  technischen  Ein- 
richtung, die  Wirkungen  der  Gesetzgebung,  so  XI,  320,  XIII,  158,  XV,  17,  XVII, 
170,  XIX,  404,  XXI,  298,  XXIU,  256.  Auch  XXI,  599  (Production  und  Herkunft 
der  Zucker  in  1886),  XXI,  6ü2  (Zuckemng  von  Wein),  XXIII,  532  (dasselbe), 
XXIV,  80  ff.  (Statistik  der  Ein-,  Ausfuhr,  Production,  Consumtion  seit  1871—1887, 
bes.  lehrreich). 


aa)  Entwicklung  der  Zuckerbesteuerung. 

§.  266.  1.  Periode  bis  1871.  Schon  die  Zuckerhandels- 
politik der  früheren  Zeit  ging  in  Frankreich  auf  Begünstigung  der 
einheimischen  Raffinirung  des  colonialen  und  fremden  Rohr-Roh- 
zuckers und  auf  diejenige  der  Rohzuckerproduction  und  der  Zucker- 
einfuhr  der  eigenen  Colonien  aus.  Mit  unter  dem  Einfluss  der 
Handels-  und  Zollpolitik  Napoleon's  I.,  besonders  während  der 
Continentalsperre  seit  1810  verbreitete  sich  die  Rübenzuckergewin- 
nung damals  in  der  Praxis.  Nach  1814  nahmen  die  Handels- 
verhältnisse wieder  ihre  natürliche  Gestalt  an.  Die  leitenden  Grund- 
züge der  Gesetzgebung  waren  von  da  an  und  bei  den  Zöllen  Jahr- 
zehnte lang,  namentlich  bis  um  1860,  in  einigen  Puncten  noch 
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läDger,  in  den  Einzelheiten  der  Durchführung ,  besonders  in  den 
Tarifsätzen,  öfters  verändert :  Verbot  der  Einfuhr  raffinirten 
Zackers y  erhebliche  Zolldifferenz  bei  der  Einfuhr  zu  Gunsten 
des  französcben  Colonialzuckers  gegenüber  dem  fremden  Zucker, 
insbesondere  für  Rohzucker,  Gewährung  von  Rückzöllen  für 
ausgeführte  Raffinade,  welche  nach  Berechnungsweise  und  Höhe 
zu  erheblichen  Ausfuhrprämien,  besonders  bei  der  Verarbeitung 
französischen  Colonialzuckers  wurden,  demnach  Begünstigung  theils 
der  einheimischen  Raffinirung,  theils  der  französischen  Colouial- 
znckerproduction,  dem  Grade  nach  wechselnd,  Beides  zum  Nach- 
theil des  fiscalischen  Interesses  und  der  einheimischen 
Consnmtion,  welche  langsam  wuchs. 

Die  Rübenzuckerindustrie  genoss  dagegen  nach  1814 
lunäcbst  noch  über  zwei  Jahrzehnte  lang  Steuerfreiheit.  Dank 
derselben  entwickelte  sie  sich  immer  weiter  und  dehnte  sich  vor- 
nemlich  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  Landwirthschaftsbetrieben, 
in  zahlreichen,  vielfach  nur  kleinen  Fabriken  über  einen  grossen 
Thcil  Frankreichs  aus,  mit  ihrer  Production  in  der  Mitte  der  dreissiger 
Jahre  bereits  ein  Drittel  bis  zur  Hälfte  der  damaligen  französischen 
Zockerconsumtion  deckend.  Die  Benachtheiligungen,  welche  daraus 
Ar  die  Staatscasse  und  für  das  Productionsinteresse  der  französischen 
Colonien  hervorgingen,  regten  seit  den  zwanziger  Jahren  schon  die 
Frage  der  Besteuerung  des  heimischen  Zuckers  an.  1832  und  1836 
wurden  bezügliche  Gesetzentwürfe  vorgelegt,  aber  noch  abgelehnt. 
Im  Jahre  1837  kam  jedoch  ein  Gesetz  zu  Stande  (Gesetz  v.  18.  Juli 
1837),  das  für  die  Zuckerfabriken  Licenzen  (50  Frcs.)  einführte, 
sie  der  steueramtlichen  Ueberwachung  unterstellte  und  den  Zucker 
vom  I.Juli  1838  an  in  Form  einer  Steuer  vom  Fabrikat,  bezw. 
Halbfabrikat,  dem  Rohzucker,  einer  Gewichtssteuer  von  10  Frcs. 
fSr  100  Kilogr.  im  ersten,  15  Frcs.  vom  zweiten  Jahre  an  unterwarf. 

Eine  Ordonnanz  v.  4.  Juli  1S3S  stufte  diese  Steuer  nach  einem  Typensystem 
in  Gemissheit  des  angenommenen  Zuckergebalts  ab,  ein  System,  das  dann  im  Gesetz 
T.  3.  JoU  1840  unter  gleichzeitiger  Erböbung  der  Sätze  (25  Frcs.  —  33.30  Frcs. 
bezw.  86.10  Frcs.)  bleibend  in  die  Gesetzgebung  überging.  Im  Jahre  1843  (Ges.  v. 
2.  JaU)  wurde  darauf  eine  schrittweise  jährliche  Erhöhung  von  5  Frcs.  fur  den 
Steoentatz  v.  1.  Aug.  1844  an  bestimmt,  um  so  bis  1847  die  Steuer  auf  die  Höhe 
des  Zolls  des  französ.  (Colonialzuckers  zu  bringen,  auch  die  Zahl  der  Typen  auf  2 
fermiDdert.  Die  so  gleichgestellten  Zucker  blieben  aber  erheblich  gegen  allen 
fremden  Zucker  begünstigt,  dessen  Einfuhr  auch  ferner  nur  als  Rohzucker,  nicht 
raffinirt,  gestattet  war.  Gegenüber  dem  Normalzollsatz  für  fremden  Rohzucker  von 
71.50  Frcs.  behielt  der  Colonialzucker  eine  Ermässigung  von  22  Frcs.  im  Zoll.  Der 
Tarif  specialisirte  ausserdem  die  Zollsätze  bei  fremdem  Zucker  nach  der  Flaggo  und 
nach  der  Herkunft,  mit  Ermässigung  bei  frauzös.  Flagge,  ebenso  bei  directer 
Einfuhr  (nicht  aus  Eutrepots)  und  wieder  bei  Herkunft  aus  Indien  gegenüber  der  aus 

4^* 
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aodereo  aossereorop.  Ländern.  Beim  franzIVs.  Colonialzacker  ▼»  wieder  der  ans 
Boorbon  •.B6uiuod)  Tor  dem  aus  Amerika  (deo  Aotillea,  Guadeloupe,  Martinique) 
etwas  begünstigt  So  gingen  die  Zollsätze  im  Tarif  Ton  li»40  fon  3S.50  Frcs.  filr 
100  KiL  far  ^.anderen  als  weissen  Rohzucker'  aus  Bourbon  in  13  Stufen  bis  auf 
105  Frcs.  für  weissen  oder  gleichgestellten  fremden  Rohzucker  unter  fremder  Flagge. 
Durch  das  wichtige  Gesetz  r.  31.  Mai  1S46  nebst  Ord.  v.  29.  Aug.  1S46  wurde 
darauf  die  technisch -administratire  Darchfahrung  der  Rübenzuckerb^euerung  zum 
Abschluss  gebracht,  —  in  den  strengen  Formen  des  französischen  Ueberwachungs- 
systems  (Ezercice),  wie  es  der  Character  der  Steuer  als  Fabrikatsteuer  hier  besonders 
bedingte.    S.  Olibo  III,  211;  Amagat  p.  3S2  ff. 

Die  WirkuDg  der  BesteneruDg  zeigte  sich  alsbald  in  der  Be- 
triebsanfgabe  einer  grösseren  Anzahl,  meist  kleinerer  landwirth- 
sehaftlicher  Fabriken,  in  dem  Verschwinden  der  Rflbenzncker- 
industrie  ans  einer  Anzahl  Departements  mit  weniger  günstigen 
Prodnctionsyerhältnissen  nnd  der  Goncentration  dieser  Industrie  in 
16—18,  namentlich  in  3 — 5  Departements,  wo  diese  Verhältnisse 
günstiger  lagen,  aber  nur  in  einer  kurz  dauernden  Abnahme  der 
Gesammtproduetion,  indem  die  bestehen  gebliebenen  oder  neuen 
Fabriken  ihren  Betrieb  ausdehnten:  Erscheinungen,  wie  man  sie 
ähnlich  bei  der  Einführung  und  Erhöhung  der  Steuer  auch  in 
anderen  Ländern  mit  anderen  Steuermethoden  (Rohstoffsteuer  u.  a.  m) 
beobachtet  hat,  so  dass  sich  hier  ein  specifischer  Einfluss  der  fran- 
zösischen Fabrikatbesteuerung  nicht  erkennen  lässt.  Das  fiscalische 
Interesse  blieb  so  in  einem  gewissen  Nachtheil,  das  coloniale  nicht 
minder.  Daraus  gingen  Gedanken  selbst  eines  Verbots  der 
Rflbenzuckerindustrie,  anderseits  Tendenzen  zur  Steuererhöhung, 
mindestens  bis  zur  Gleichstellung  der  Steuer  mit  dem  französischen 
Colonialzucker  hervor,  wie  sie  dann  in  den  genannten  Gesetzen 
von  1840  und  1843  verwirklicht  wurden.  Die  begünstigte  Raffinerie 
verarbeitete  bald  heimischen  ebenso  wie  eingeführten  Zucker. 

Die  Entwicklung  bis  1850 — 51  war  folgende  vom  1.  Stenerjahr  1838 — 39  an: 

Zahl  der  Productions-       Darchschitts- 


Depart 

Zahl  der 

menge 

production  per 

mit 

Fabriken 

Mill.  Küogr. 

Fabr. 

Fabriken 

Rohzucker 

Kil. 

1838—39 

51 

547 

39 

71,300 

1839—40 

39 

418 

23 

55,000 

1840—41 

38 

388 

27 

69,600 

1844—45 

19 

294 

36 

122,400 

1850—51 

17 

304 

76 

250,000 

^ 


(Bull,  m,  155.)  Die  Consumtion  war  von  113  Mill.  KU.  in  1837  und  183S  auf 
fast  130  Mill.  in  1846  und  1847  (alle  Zucker  zus.  gefasst)  gestiegen,  wovon  anfangs 
etwa  Vs'  ^^"Q  ^is  ^ur  Hälfte,  schliesslich  an  Vs  bereits  auf  einheimischen  Rübenzucker 
kam  (Bull.  II,  30). 

Die  immer  empfindlichere  Concurrenz,  welche  der  Rübenzucker 
unter  dem  System  der  Gleichstellung  der  Abgaben  dem  französischen 
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CoIonialzQcker  machte,  veranlasste  im  J.  1851  die  Rückkehr 
zur  Zollbegfinstigung  des  letzteren  gegenüber  dem  Steuersatz 
des  Rübenzuckers.  Zugleich  erfolgte  eine  Erhöbung  des  Satzes  für 
diesen  und  der  Versuch,  an  Stelle  des  Typensystems  der  Besteuerung 
die  genaue  saceharimetrische  Bestimmung  des  Gehalts  an 
reinem  Zucker  und  der  Ausbeute  bei  der  Raffinirung  zu  setzen 
(Gesetz  v.  13.  Juni  1851). 

Ein  Yersnch,  der  sich  indessen  practisch  noch  nicht  bewährte,  so  dass  man 
bald  zu  dem  Typensystem  zurückkehrte  (Decr.  ?.  27.  März  1S52).  Das  Differential- 
piincip  zu  Ungunsten  alles  fremden  Zuckers  und  des  inländischen  Rübenzuckers 
gegenüber  dem  französischen  Colonialzucker  blieb  bestehen,  doch  erfuhr  es  1852  und 
Ton  Keaem  1S54  und  1855  in  Betreff  des  fremden  Zuckers  einige  Ermässigungen. 

Ein  erheblicher  Schritt  in  freihändlerischer  Handelspolitik  und 
liberaler  Zollpolitik  erfolgte  alsdann  in  Veranlassung  des  Handels- 
vertrags mit  Grossbritannien  vom  J.  1860  und  in  der  Consequenz 
der  damit  eingeleiteten  Volkswirthschaftspolitik,  namentlich  durch 
das  Gesetz  vom  23.  Mai  1860. 

Dms  Verbot  der  Einfuhr  raffinirten  Zuckers  wurde  für  Vertragsstaaten  auf- 
gehoben, die  Steuer  und  die  Zölle  wurden  bedeutend  ermässigt,  der  Zollabschlag  zu 
Gaasten   französischen  Colonialzuckcrs  zwar  beibehalten,  aber  vermindert  und  zeitlich 
aaf   eine    Reihe   von   Jahren    (zunächst   bis    1S64,    bezw.  1865)   begrenzt,    mit    der 
IiiAiiäsiclitnahme  der  Aufhebung  jeder  solchen  Begünstigung  alsdann,  der  Diiferential- 
Zollzuschlag   für  fremden  Zucker  und  für  Einfuhr  unter  fremder  Flagge  wurde  eben- 
falls herabgesetzt.     Auch  wurden  Abonnements  der  Zuckerfabriken  auf  der  Grund- 
lag-e  einer  aUein  steuerpflichtigen  Minimalaubbeute  —  1425  Gramm  Zucker  für  jedes 
HecColiter  Saft  und  jeden  Grad  des  Dichtigkeitsmessers  —  zugelassen,  was  auf  eine 
Be^DSdgUDg  der  Rübenzuckerproduction  und  auf  eine  durch  die  Besteuerung  bewirkte 
Förderang  des  technischen  Fortschritts  hinauskam  (Ges.  v.  23.  Mai  1 860).     Das  Gesetz 
iiDteiscliied  auch  nur  noch  Rohzucker  jeder  Art  als  Eine  Tarifclasse  und  raffinirten 
Zacker.     Der  Principalsatz  für  nicht  raffin.  Zucker  war  25  Frcs.  für  100  Kilogr.  in- 
ländischen ,  ebenso  viel  für  auf  französ.  Schilfen  ans  französ.  Colonicen  eingeftlhrten, 
5   Frcs.  mehr  für  fremden  aussereuropäischen,  9  Frcs.  mehr  für  den  aus  Entrepöts  — 
in   beiden  Fällen  unter  französ.  Flagge  — ,14  Frcs.  mehr  für  fremde  Flagge;  raffinirter 
2ahlte    in  allen   Fällen   27ii  Frcs.  mehr.     Zucker  aus  französ.  Culonieen  jenseits  des 
Cmps    äer   guten    Hoffnung   genoss  6   Frcs.,    nach   1.  Juli  1865  l*/«  Frcs.  Abschlag. 
Bei    der  Beseitigung  der  Zoll-  und  Steuerstufen  nach  Typen  für  unraffinirten  Zucker 
waltete   der  Gedanke  ob,  dass  die  Fabriken  sich   bestreben  würden,  Rohzucker  her- 
znstenen,  der,   ohne  der  kostspieligen  Raffinirung   zu  bedürfen,  unmittelbar  in  den 
Consam   übergehen    könne   (s.  Ber.  d.   Commiss.   des   gesetzgeb.    Körpers   über   den 
Gesetzentirorf  ?.  1860,    im    Preuss.  Hand.-Arch.  ISHO,    I,    647).     Diese   Erwartung 
scheint  sich  nicht  erfüllt  zu  haben.     Das  Ges.  v.  7.  Mai  1S64  führte  wieder  3  Typen 
ein  und  hob  die  Abonnementsabschliessung  auf.    Obwohl  schon  1862  (Ges.  v.  2.  Juli) 
wieder  ein  Zuschlag  zu  Steuer  und  Zoll  von  10  Frcs..  bez.  12  Frcs.  (mit  den  Decimen), 
daher   auf  42  Frcs.  im  Ganzen  erfolgte,  hat  doch  eine  bleibende  starke  Ermässigung 
der  Znckeisteuern  stattgefunden:    von  60   auf  42   Frcs.  im  Normalsatz  mit  Decimen. 
Der  Zockerconsum   stieg  von  1»5  Mill.  Kil.  in  1^57—59  auf  246  Mill.  in  1861—63 
and  nach  Torübergehender  Abnahme  auf  271   Mill.  in  1S67— 69,  etwa  7.7  Kil.  p.  Kopf 
bei   im  Ganzen  überhaupt  etwas  weichenden  Zuckerpreiseu.     Ein  Einfluss  der  Steuer- 
ermässig^ng  auf  die  Steigerung  de^  Consums  ist  hier  wohl  anzunehmen.    Der  Colonial- 
zucker 7on  Beunion   und   den  Antillen   wurde  von  Neuem  für  die  Zeit  vom  15.  Juni 
1S64  —  1.  Januar  1870  mit  einem  Zollabschlag  von  5  Frcs.  p.  100  Kil.  begünstigt 
.Geö.  j.  7.  Mai  1864,  Art.  2). 


666        fi-B.    2  K.    Steuerrecht.    l.H.-A.    2.  A.    Frankreich.    §.266.  267. 

Die  BestimmuDgen  über  die  Ausfuhr  und  über  die  Berechnung 
der  Vergütungen  für  ausgeführte  Raffinade  (Art.  7  des  Gesetzes 
vom  23.  Mai  1860)  liefen  fortdauernd  auf  die  Gewährung  erheb- 
licher Ausfuhrprämien  hinaus.  Dies  änderte  sich  auch  nur  der 
Form,  nicht  dem  Wesen  nach,  als  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1864 
neue,  dem  wiederangenommenen  Typensystem  augepasste  Ausbeute- 
annahmen  für  die  Umrechnung  der  auszuführenden  Raffinade  auf 
Rohzucker  feststellte  und  ein  neues  System  der  Behandlung  der 
Steuer-  bzw.  zollfrei  auszufahrenden  Zucker  einrichtete:  das  der 
zeitweisen  abgabefreien  Zulassung  von  nicht  raffi- 
nirten  Zuckern  jeden  Ursprungs  behufs  Raffinirung  für  die 
Ausfuhr  (admission  temporaire  en  franchise,  Ges.  v.  1864,  Art.  5,  6). 
Zum  Nachtheil  der  Staatscasse,  unter  Verschiebung  der  natürlichen 
Preisverhältnisse  und  der  Concurrenz  verschiedener  Länder  auf 
dritten  Märkten  ist  dieses  System  von  Ausfuhrprämien  vornemlich 
nur  für  die  Raffinerieen  und  eventuell  für  die  ausländischen 
Consumenten  günstig  gewesen  und  hier  nichts  Anderes  als  ein 
unverdientes  Geschenk  an  sie.  Die  einheimische  Rübenzuckerpro- 
duction  und  die  Rohrzuckergewinnung  der  französischen  Golonieen 
profitirten  davon  nur  etwa  indirect  durch  die  künstliche  Steigerung 
der  Nachfrage  der  Raffinerien  nach  Rohzucker  behufs  Verarbeitang 
zum  Export.  Auf  die  Beseitigung  dieses  Prämiensystems  zielten 
die  Zuckerconventionen  von  1865,  1875  und  1877  zwischen 
Frankreich,  Grossbritannien,  Niederlanden,  Belgien  hin,  ohne  dass 
etwas  Befriedigendes  erreicht  worden  wäre.  Freilich  durch  Mit- 
schuld Frankreichs  wegen  dessen  ungenügender  Ausführung  der 
Conventionsbestimmungen. 

Näher  soll  dieser  Gegenstand  hier  nicht  verfolgt  werden.  S.  darüber,  be^.  auch 
hinsichtlich  der  ungünstigen  Einwirkungen  des  Typen- Classificationssystems,  namentlich 
des  (holländischen)  Farben -Typensystems,  welches  nach  den  von  den  Gonventional- 
staaten  in  Köln  angestellten  practischcn  Proben  angenommen  wurde,  V.Kaufmann, 
Zuckerindustrie,  S.  130  ff.,  172,  J.  Wolf,  Tüb.  Ztschr.  B.  38,  S.  644,  662. 

Die  Eübenzuckerproduction  hat  sich  mit  Schwankungen,  welche  weniger  von 
den  Steuerverhältnissen,  als  von  den  Ernteverhältnissen  bedingt  waren,  fortdauernd 
ausgedehnt    £s  war 


Zahl  der 

Menge  der 

Durchschnitts- 

Depart. 

Zahl  der 

Production 

production 

mit 

Fabriken 

Mill.  KU. 

p.  Fabr. 

Fabriken 

Rohzucker 

Kil. 

1851—52 

15 

329 

69 

209.700 

1859-60 

18 

384 

126 

377,200 

1860—61 

18 

334 

101 

302.400 

1869—70 

24 

465 

289 

621,500 

1871     72 

22 

490 

337 

687,900 

(RoU.  III,  155). 
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Für  die  Stenererträge  sind  bei  dem  complicirten  fraDzö- 
sischen  System  und  bei  der  Bedeutung  der  Ausfabrprämien  ausser 
der  jeweiligen  Rübenzuckerernte  und  Einfuhr  wesentlich  die  Rela- 
tionen massgebend,  in  welchen  bei  dem  Zucker  „zum  Consum^^ 
die  drei  nach  der  Herkunft  unterschiedenen  Zucker,  der  inländische 
Rüben-,  der  französische  Colonial-  und  der  fremde  Zucker  betheiligt 
sind,  sowie  die  Grösse  der  Zuckerausfuhr  und  deren  Ver- 
theilang  auf  die  drei  genannten  Zuckersorten  und  auf  die  daraus 
hergestellten  Raffinaden.  Daher  nicht  nur  erhebliche  Jahres- 
schwankungen  der  Steuererträge,  sondern  auch  derBeitrags- 
quoten,  welche  von  den  Erträgen  auf  die  drei  Zuckersorten  kommen. 

S.  die  Tabelle  bei  7.  Kaufmann,  Fin.  Fr.s  S.  420  (1849— SO).  Der  Ertrag 
stieg  ?on  70.6  Mill.  Pres,  im  Dorchschn.  v.  1849—51  auf  112  Mill.  in  1867—69, 
woron  anfangs  etwa  %,  zuletzt  über  die  Hälfte  auf  den  Bubenzucker  kamen. 

Im  J.  1869  waren  die  Mengen  des  Consums,  in  Robzucker  berechnet,  und 
die  Stenererträge: 

BübenzQcker 147.9  64  61 

Golonialzucker 84.7  31.95 

Fremder 38.7  16.70 

Zusammen 271.2  113.25 

Glucose —  0.827 

Fanre  p.  124;  etwas  abweichend  Bull.  II,  39  (^aucb,  ohne  Erklärung  mehrfach 
in  den  amtl.  Statistiken  etwas  verschicdeno  Zahlen,  z.  6.  Bull,  eb  und  XXIV,  56,  61). 
Von  der  inländ.  Prodnction  kam  auf  die  Dep.  Nord,  Aisne,  Pas  des  Calais,  Somme, 
Oise  mehr  ah  V?-  I^ie  Verhältnisse  der  Ein-  und  Ausfuhr  näher  zu  verfolgen, 
müssen  wir  uns  far  diese  ältere  Periode  hier  versagen.  In  der  folgenden  werden 
sie  bei  ihrem  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Besteuerung  mit  zu  betrachten  sein. 

§.  267.     2.   Periode   seit   1871.     Die   Zuckersteuern    und 
Normalzölle  waren  in  Frankreich  auch  vor  dem  Kriege,   nach  der 
neuen  Erhöhung  in   den   Gesetzen   von  1862   und  1864   immerhin 
bereits  60 — 75  %  des  Preises  für  Rohzucker  gewesen:  hoch  in  Ver- 
hältniss  zu  anderen  Ländern.     Gleichwohl  war  es  in  der  Finanz- 
lage nach  dem  Kriege  unvermeidlich,   sie  weiter  und  erheblich  zu 
steigern,  in  drei  Schritten  1871—73  schliesslich  um  56%,  was 
aber  jetzt,  nach   dem  endgiltigen  Fortfall  des  Zollabschlags  des 
französischen  Colonialzuckers  und  der  im  Wesentlichen  erfolgten 
Gleichstellung   des  fremden  Zuckers  wenigstens  in  der  Hauptsache 
gleichmässig  für  Zucker  allen  Ursprungs  geschah.     Dadurch  stiegen 
die  Sätze   auf  100 — 115  ^/q  des  Preises:   eine  enorme  Höhe  bei 
diesem  Artikel,  welche  allerdings  wohl  die  weitere  Zunahme   des 
ConsüDis    gehemmt,    selbst   etwas   Abnahme  darin   bewirkt,    sich 
daher  auch  finanziell  nicht  ganz  in  dem  sonst  wohl  zu  erwartenden, 
freilich  aber  doch  immer  in  bedeutendem  Grade  vortheilhaft  gezeigt 
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hat.  Die  Lage  der  Rttbenindustrie  war  dabei  aber  ungünstiger  ge- 
worden. Die  Znckerconventionen  von  1875  und  1877  und  neue 
Gesetze  von  1875  änderten  in  dieser  Hinsieht  nicht  viel. 

Die  Verbesserung  der  Finanzlage  Ende  der  siebenziger  Jahre 
wurde  daher  auch  dazu  benutzt,  den  Gonsumenten  wie  der  Industrie 
zu  Liebe  eine  erhebliche  Verminderung  des  Steuersatzes  im 
Jahre  1880,  um  ca.  45  Vo  ^^^  zuletzt  geltenden  Betrages  für  Raffi- 
nade, herbeizuführen,  —  gleichzeitig  mit  der  Ermässigung  der  Ge- 
tränkesteuern (S.  624),  beide  Massregeln  in  Verbindung  mit  ein- 
ander, als  Goncession  an  verschiedene,  dabei  interessirte  Landestheile. 
Die  Tarifirung  wurde  auch  etwas  vereinfacht,  in  einigen  Puncten 
verändert,  ausländischer  Zucker  Zollzuschlägen  unterworfen, 
welche  bei  Raffinade  nicht  unerheblich  waren,  die  Feststellung  der 
Ausbeuteverhältnisse (Rendements)  nach  dem  wirklichenZucker- 
gehalt  statt  nach  Classen  angeordnet  (Gesetz  vom  19.  Juli  1880). 
Jene  Ermässigung,  noch  von  sinkenden  Preisen  begleitet,  hat  zu 
einer  namhaften,  aber  nicht  so  dauernd  anhaltenden  Steigerung  der 
Consumtion,  als  man  erwartet  hatte,  geführt.  Die  Vermehrung  der 
Einfuhr  fremden  wie  die  gleichzeitige  Verminderung  der  Ausfuhr 
heimischen  Zuckers  —  vornemlich  die  Folge  der  stärkeren  Ent- 
wicklung der  deutschen,  belgischen  und  österreichischen  Zucker- 
industrie, und  des  erlangten  Uebergewichts  der  Zucker  dieser 
Länder,  besonders  Deutschlands,  auf  dem  für  Frankreich  wichtigen 
britischen  Markte  —  haben  aber  auch  bei  der  so  viel  niedrigeren 
Steuer  die  Lage  der  französischen  Rübenzuckerindustrie  von  1880 
an  trotz  jener  Gonsumsteigerung  precär  erhalten :  Umstände,  welche 
dann  zu  der  grossen  völligen  Umgestaltung  der  Besteue- 
rungsmethode im  Jahre  1884  führten.  Das  System  der  Aus- 
fuhrprämien blieb  ungeachtet  der  Zuckerconventionen  von  1876 
und  1877  und  der  sich  anschliessenden  Gesetzgebung  von  1875, 
welche  auf  eine  richtigere  Berechnung  des  Zuckergehalts  und  der 
Ausfuhrvergütungen  hinzielte,  bis  1880  wenig  verändert  in  Geltung 
und  ist  auch  durch  das  Gesetz  von  1880  nicht  genügend  beseitigt 
worden.  Bei  der  schwierigeren  Lage  der  Industrie  wagte  man 
vollends  nicht  ganz  damit  zu  brechen. 

Die  Erhöhung  der  Consumsteucr  für  alle  Zucker  betrug  zuerst  30%  ^es  bt- 
stehenden  Satzes  (d.  h.  von  Principal  und  Decimen  zus.,  Ges.  v.  8.  Juli  1871),  bald 
noch  weitere  20  7o  desselben  (Ges.  v.  22.  Jan.  1872)  und  schliesslich  abermals  47o 
des  so  erhöhten  Satzes  (Ges.  v.  30.  Dec.  1873).  Der  Satz  war  dadurch  von  42  auf 
65.52  Frcs.  p.  100  Kil.  Kohzucker  unter  der  Type  No.  13,  auf  68.64  Frcs.  für  die 
No.  13 — 20,  auf  "0.20  für  dem  raffinirten  gleichges^tellten  (poudres  blanches),  auf 
73.32  Frcs.  für  raffinirten  Zucker  inl&nd.  Ursprungs,  auf  26  Frcs.  für  Zucker,  welcher 


Zackerbestcuürunp.     Entwicklunir  seit  1871.  669 

mit  Hilfe  des  Baryt-Verfahrens  oder  df^l.  aus  Melasse  gewonnen  wird,  auf  11.44  Frcs. 
für  Glacose  erhöht  worden.    Diese  Tarifsätze  erfuhren    bei  den  Zöllen  noch  einige 
kleinere  Modificationen,  je  nach  der  Herkunft  der  eingehenden  Zucker,  wo  für 
die  Zackerconventions-Staaten  Grossbritannien.  Belgien,  Holland  etwas  niedrigere,  für 
die  anderen  Handelsvertrags-Staatcn  etwas  höhere,  für  Oesterreich  damals  noch  höhere 
Zölle  in  Anwendung  kamen,  auch  sonst  noch  Unterscheidungen  Platz  griffen  (s.  bei 
T.  Kaufmann,  Zackerindustrie,  S.  142,  den  Zolltarif).    Erneute  Vorsuche,  zu  einer 
internationalen  Zuckercon?ention  zu  kommen,  wurden    1875   aufgenommen, 
ftihrten    auch    zum   Abschluss    einer   solchen    mit    den    früher   genannten  8  Staaten 
(11.  Aug.  1S75),  doch   trat  dieselbe,   weil  Holland  nicht   ratificirte,  nicht  in  Kraft. 
Das   französ.  Ges.  v.  30.  Dec.  1S75   hatte   mit  Rücksicht   auf  diese  Convention  neue 
alternatiTe  Bestimmungen  betreffs  der  Zuckerbesteucrung  getroffen,  die  einen  für 
den  Fall,  dass  die  Convention  ratificirt  werde  (Art.  1 — 12),  die  anderen  (Art.  13 — 15) 
für  den   entgegengesetzten  Fall,   der   also   eintrat.    Danach  und  nach  dem  mit  be- 
stimmenden Gesetz  v.  29.  Juli  1S75  wurden,  nuter  Festhaltung  der  bestehenden,  vor- 
genannten   Tarifs&tze,    bei    den    zwei    Arten    der    Behandlung    des    Zuckers 
Terscliiodene    Classificationen    unterschieden:    einmal    für    die  Zahlung    der 
Verbrauchssteuer  2  Classen,  die  eine  unter  der  No.  13  der  Type  umfasste  die 
Zocker  unter  91 7o  Gehalt,  die  zweite,  für  die  Typen  14—20.  die  von  Ol— 987o  ine*- 
(poudres  blanches  mit  9S7o  ^^^^  mehr  angerechnet);  sodann  für  die  „zeitweilige 
Zulassung'"   4  Classen,  die  erste  für  die  Typen  15— IS  incl.,  wohin   die  Zucker 
mit  l*2Vo  exd,  und  987^  iöcl.  Gehalt,  die  zweite  für  die  Typen  10—14  incl,  wohin 
die  Zucker  mit  85 7o  i^cJ-  —  92  excl.,  die  dritte  fnr  die  Typen  7—0  incl.,  wohin 
die  Zucker  mit  76 7o  J'^cl.  —  85  excl.,  die  vierte  für  die  Typen  unter  7,  wohin  die 
Zocker  mit  weniger  als  76  7o'    ^^^^  dieses  Classificationssystem   ausgebeutet  wurde, 
am  an  Steuer  zu  sparen   und   an  Ausfuhrvergütung  zu  gewinnen,  s.  bei  J.  Wolf, 
Ttlb.  Ztschr.  B.  38,    S.  662  11".     Soweit  nun  das  beibehaltene  Farben  -  Typensystem 
dem  wirklichen  Zackergehalt  nicht  zu  entsprechen  schien,  trat  nach  den  Gesetzen  vom 
29.  Juli  und  30.  Dec.  1875  ergänzend  zur  Correctur  der  Ausbouteberechnnngen  und 
der  danach  bestimmten  Steuer-,  Zollsätze  und  Vergütungen  dieamtlichesacchari- 
metrische  Expertise    eiji,    worin    wenigstens  principiell  eine  wesentliche  Ver- 
besserung des  Verfahrend  lag  (Olibo  111,  210  ff.,  v.  Kaufmann,  Zackerindustrie, 
S.  131  ff.,  173  ff.). 

Nach  dem  Ges.  v.  19.  Juli  1880  (im  Bull.  VIII,  24  ff.,  auch  bei  v.  Kaufmann 
Rn.  Vtjs  S.  415),  das  am  1.  Ott.  18S0  in  Kraft  trat,   wurde  Zucker  jeder  Herkunft 
ha  der  Bestimmung  zum  inneren  Consum  folgenden  Sätzen  unterworfen:  lieh-  und 
nffin.  Zucker  40  h'rcs.  f.  100  KU.  raffin.  Zuckers  (also  Rohzucker  nach  der  Aus- 
beute an  raffiu.  Zucker),   desgl.  43  Frcs.  f.  100  KU.  Candiszucker,  Zocker,  in  besond. 
Anstalten  aus  steuerfreier  Melasse  gewonnen,   14  Frcs.  f.  100  Kil..  Glucose  8  Frcs. 
desgl.;  Syrop,  Bonbons,  eingemachte  Früchte  wie  raffin.  Zucker,  Confituren  und  ge- 
ackertes Biscuit  zum  halben  Satze  des  raffin.  Zuckers,  Chocolade  88  Frcs.  p.  100  Kil., 
Xelasse,  welche  nicht  zur  Destillation  bestimmt,   bei   absol.  Zuckergehalt  bis  incl. 
507,    f.  JOO   Kil.  12   Frcs.,    bei    höherem    Gehalt    2578  ^'rcs.      Fremder    Zucker 
flsterlag  ausserdem  einem  Zollzuschlag  im  allgem.  Tarif  von  H  Frcs.  f.  100  Kil. 
Rohzucker    (d.  i.  von    98  7»    Kendem.    und    darunter),    2    Frcs.   im  Vertragstarif, 
WL  Frcs.  bez.  8  Frcs.  f.  Raffinade   oder   ihr   gleichgestellten   Zucker   (über   08 7o^' 
I5*/i  Frcs.  bez.  11  Frcs.  f.  Candis.     Als  Raffinade  gilt  aller  Zucker  in  Broden  oder 
dergleichen  Formen,  ihm  gleichgestellt  Zucker  in  Pulver  (Stampfmelis)  aus  fremden 
Lindem  mit  Ausbeute   über  9S7ü'    ^^i   anderem  (Roh-)Zuckcr  wird  für  die  Berech 
onng    der  Ausbeute   an  Raffinade   in  Max.  08.   in   Min.  65 7o   angenommen,    vom 
wirklichen  Prüfungsergebniss  aber  tV2**'o  als  Abgang  abgerechnet,  auch  bei  dem  zur 
..zeitweiligen  Zulassung''  in  die   Raffinerieen  —  behufs   event.  Exports  —  gehenden 
Zoclcer:  Bestimmungen,  worin  wieder  ein  Element  der  Ausfuhrprämie  enthalten 
ist.     Die  Feststellung   der  Ausbeute   des  Rohzuckors   erfolgte   wie   bisher  »ach   der 
pdUrimetrischen  Analyse  und  mit  Absetzung  des  4  fachen  (statt  früher  des  5  fachen) 
an  Aschen-  und  des  2  fachen  an  Glucosebestandtheilen  (noch  etwas  zu  hoch,  daher  zu 
günstig*  für  den  Raffineur).    Bei  der  Ausfuhr  von  Raffinade  wird  aber  dieser  Abzug 
ftii  Glucose  nicht  berücksichtigt,  was  unter  Umständen  wieder  eine  erheblichere  Aus- 
fuhrprämie darstellt  (s.  das  Ges.  v.  1880,  Art.  IS,  10,  dazu  die  guten  Erläuterangcn 
T.  J.  Wolf  in  d.  Tttb.  Ztschr.  B.  38,  S.  662—666). 
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Die  Gestaltung  der  Prodnction,  Gonsnmtion  and  des  Znckerhandcls 
beit  dem  Kriege  bis  zum  Ges.  y.  1SS4,  und  damit  die  ökonomische  Begründung  der 
grossen  Umänderung  der  Besteuerung  durch  dieses  Gesetz,  ergeben  sich  aus  folgenden 
Daten.  Die  Jahre  seit  1S$4  bis  zur  Gegenwart,  soweit  Daten  vorliegen,  werden  dabei 
gleich  mit  hinzugezogen  und  in  der  Besprechung  jenes  Gesetzes  im  folgenden  Parafrrapben 
mit  benutzt  werden.  Sie  zeigen  die  Wirkungen  desselben  (Bull.  II,  39,  III,  155, 
XIII,  156,  XXIII,  2S3,  bes.  XXIV,  56—61,  ausserdem  die  Jahresberichte  über  die 
Ettbenzuckeriudustrie  im  Bull.,  s.  o.  S.  662;  Faure  p.  124). 


Menge  der 

Production 

Declarirt  far 

in  Roh- 

berechnet in 

innere  Gonsumtion 

zucker  unter 

Raffinade  nach 

Rüben- 

Franz. 

Fremder 

Zu=. 

Type  13 

Analyse 

zucker 

Col. 

Mill.  Kil. 

Mill.  £11. 

MUl.  KU. 

Mill.  KU. 

Mill.  KU. 

MUl.  Eil. 

1871—72 

335 

287 

83 

48 

26 

157 

1875—76 

462 

396 

178 

47 

47 

272 

1876—77 

243 

209 

131 

50 

64 

245 

1^79—80 

278 

238 

160 

54 

104 

31S 

1880—81 

331 

284 

202 

49 

126 

376 

1881—82 

393 

337 

220 

64 

120 

404 

1882—83 

423 

363 

247 

44 

111 

402 

1888—84 

474 

406 

246 

50 

129 

425 

1884-85 

318 

273 

187 

88 

147 

422 

1885—86 

309 

265 

315 

75 

38 

427 

1886—87 

506 

434 

326 

89 

26 

440 

1887—88 

c400 

343 

— 

1876—77  und  1879—80  war  das  Minimum,  1875—76,  1883-84,  1886—87 
das  Maximum  der  Production.  Die  Jahre  sind  Campagnejahre  1.  Sept.  —  30.  Aug.; 
bei  der  Gonsumtion  Kalender-  oder  Finanzjahre  und  zwar  die  Daten  fOr  das  zweite 
Jahr  der  ersten  Colonne  (also  1871 — 72  für  1872  u.  s.  w.). 

In  der  Zahl  der  im  Betrieb  stehenden  Fabriken  ging  bis  1884  keine  sehr  erhcb- 
Uche  Veränderung  vor  sich  (1871—72  490,  1875—76  Max.  525,  1883—84  483). 
Seitdem  hat  sich  die  Zahl  rasch  vermindert  und  die  Durchschnittsproduction  ver- 
grOssert:  eine  bemerkenswerthe  Wirkung  des  Ges.  v.  1884  (1884 — 85  449,  1885 — 86 
413,  1886—87  391,  18S7— 88  375,  in  4  Jahren  eine  Abnahme  um  108  oder  227o*. 
die  Durchschnittsproduction  stieg  von  981,000  KU.  Rohzucker  in  188.H — 84  auf 
1,294,000  in  1886—87:  rascher  als  früher. 

Die  Declarirungeu  zum  Gonsum  haben  sich  bis  1879  massig,  seit  ISSO,  dem 
Jahre  der  Steuerreduction,  erheblich,  indessen  andauernd  nur  bis  1884  gesteigert. 
Die  stärkste  relative  Zunahme  und  selbst  eine  ebenso  starke  absolute  Zunahme  als  auf 
den  Rübenzucker  fällt  aber  auf  den  ausländischen  Zucker,  der  daher  von  dem 
Gesetze  v.  1880  am  Meisten  profitirte:  1879  war  der  Antheil  dieses  Zuckers  nur 
50  MUL  Kil.  gewesen.  Seit  1886  ist  das  dann  freilich  wieder  ganz  anders  geworden, 
während  von  1885  an  der  AntheU  des  Olonialzuckers  stärker  stieg. 

Die  Handclsstatistik  der  Periode  1871 — 1887  zeigt  die  eingetretenen  Ver- 
änderungen in  der  SteUung  der  französischen  Zuckerindustrie  noch  deutlicher.  S.  Bull. 
XXIV,  58  ff.  Die  Einfuhr  stieg  besonders  von  1878 — 84 — 85  und  zwar  namentlich 
die  Einfuhr  fremden  Rübenzuckers:  letzterer  von  8.64  Mill.  Kil.  Rohzucker  in 
1879  auf  5^.71  in  1880,  91.84  in  1881,  1884  noch  89.73,  dagegen  1885  nur  47.94  MUl., 
1886  135,000  KU.,  1S87  5643  KU.!  Deutschland  war  dabei  zeitweise  am  Stärksten 
betheiligt,  1884  mit  54.1  MiU.  KU.,  1886  mit  —  100  KU.;  dann  Belgien  und  Oesterreich. 
Die  Ausfuhr  von  inländischem  Rohzucker  und  von  RafBnade  nahm  dagegen  von  1875 
an  erheblich  ab,  bis  1885,  um  dann  wieder  stark  zu  steigen.  Besonders  der  englische 
Markt  bezog  weniger  französischen  Zucker.  Der  französische  Rohzucker  wurde  hier 
fast  ganz,  der  raffinirte  auch  etwas  durch  den  deutschen  verdrängt  (s.  die  brit. 
handelsstat.  Daten  in  Bull.  XXIV,  83,  85).  Der  französische  Golonialzucker,  fast 
ganz  aus  den  AntUIen  (Martinique  und  Guadeloupe)  und  aus  R^union  stammend,  be- 
hauptete sich  mit  annähernd  gleicher  Einfuhr  nach  Frankreich  1871—79,  sank  dann 
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aoch  etwas,  nahm  aber  seit  1SS5  einen  neuen  Aufschwung.  Die  immerhin  crsch werte 
Lage  dieses  französischen  Colonialzuckcrs ,  mit  in  t^olge  der  wachsenden  Coucurreuz 
des  mitteleuropäischen  Bübenznckers .  war  für  die  neue  Richtung  der  französischen 
Znckersteuorpolitik  auch  mit  massgebend.  —  Der  S  teuerer  trag  ging  ?ou  Jld.2  Mill. 
in  li569,  106.3  in  1872  auf  172.3  in  1873  und  mit  erheblichen  Schwankungen  bis 
auf  19S  Mill.  Frcs.  in  1ST4  empor,  um  dann  nach  der  Reduction  der  Sätze  in  18S0 
auf  133.7  Mill.  Frcs.  in  1881  zu  sinken,  sich  aber  wieder  bis  160.1  Mill.  in  1884  zu 
erhöhen. 

§.  268.  3.  Die  Neugestaltung  der  Zuckerbesteuerung 
im  Jahre  1884.  Die  bisherige  französische  Besteuerungsmethode, 
die  Fabrikatbesteuerung  oder  genauer  gesagt  die  Verbindung 
der  Saftsteuer  mit  ihrer  Correctur  durch  die  saccharimetriscbe 
Analyse,  hatte  zwar  wegen  ihrer  schwierigen  und  lästigen  Controlen 
und  ihrer  ganzen  complicirten  technischen  Durchführung  manche 
Angriffe  erfahren.  Aber  sie  galt  anderseits  als  eine  rationellere 
Bestenerungsmethode  wie  jede  andere  vom  Standpuncte  der  allge- 
meinen Verbrauchssteuerpolitik  aus.  Seit  länger  wurde  allerdings 
nicht  verkannt,  dass  sie  den  technischen  Fortschritt  im  Rübenbau, 
bezüglich  der  Erhöhung  des  Zuckergebalts  der  Rüben,  und  in  der 
Fabrikation,  bezüglich  der  vollständigen  und  wohlfeilen  Gewinnung 
des  Zuckers  aus  den  Rüben,  nicht  in  demselben  Grade  befördere, 
weil  sie  nicht  durch  die  Ermöglichung  von  Ersparungen  an  Steuer 
ihn  so  förmlich  prämiiere,  als  andere  Besteuerungsmethoden,  be- 
sonders die  Rohstoff  besteuerung,  d.  h.  die  eigentliche  Rübensteuer, 
oder  auch  als  etwa  ein  Abonnementssystem  bei  der  Saftsteuer 
mit  bloss  steuerpflichtigen  Minimalausbeuten,  wie  es  von  186Ü  an 
einige  Zeit  hindurch  in  Frankreich  bestanden  hatte.  Anderseits 
galt  auch  mit  Recht  eine  solche  Pränüirung  für  steuerpolitisch  zu 
ungleichmässig,  daher  ungerecht  wirkend  und  das  französische 
System  als  dem  landwirthschaftiichen  Interesse  entsprechender,  in- 
sofern es  dem  Boden  einen  höheren  RUbenertrag  abgewinnen  Hess, 
der  ihm  in  grösseren  Futterrückständen  der  Zuckerindustrie  wieder 
zn  Gute  kam. 

Erst  der  grosse  Aufschwung  der  sonstigen  continentalen, 
besonders  aber  der  unter  der  Rohstoffbesteuerung  zur  Blütbe  ge- 
kommenen und  der  französischen  Zuckerindustrie  immer  gefähr- 
licher gewordenen  deutschen  Rübenzuckerfabrikation  und  die 
mit  dadurch  bedingte  veränderte  Stellung  des  französischen  Rüben- 
und  Colonialzuckcrs  im  Welthandel  gaben  den  Anstoss  zur  völligen 
Umgestaltung  des  eingebürgerten  Besteuerungssystems.  U.  A.  galt 
es  auch  zn  bewirken,  dass  die  grossen  Raffinerieen  wieder  mehr 
genöthigt  würden,   heimischen  Zucker  statt  auswärtigen  zu  ver- 
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arbeiten,  welches  Letztere  seit  1879  stark  zugenommen  hatte.  Die 
übliche  specifische  Animosität  gegen  Deutschland  machte  sich 
hierbei  noch  besonders  geltend. 

So  kam  es  denn  im  Jahre  1884  zur  Einführung  der 
Rtibensteuer,  zuerst  für  3  Jahre  (1.  September  1884 — 87)  als 
facultative  Massregel  in  Form  von  Abonnements,  für  welche 
günstige  Ausbeuteminima  als  Grenze  der  Steuerpflichtigkeit  des 
gewonnenen  Zuckers  zugelassen  wurden,  vom  1.  September  1887 
an  als  obligatorische  Massregel.  Der  Steuersatz  blieb  nominell 
der  Fabrikat-,  bez.  der  Halbfabrikatsteuersatz,  der  dann  auf  die  rech- 
nungsmässig  gewonnene  Menge  angewendet  wurde.  Er  ward  zwar 
nominell  höher  als  der  von  1880  gestellt,  aber  reell  mit  Rücksicht 
auf  die  Steuerfreiheit  der  Mehrausbeute  war  er  niedriger.  Zugleich 
wurde  der  fremde  europäische  oder  aus  europäischen  Entrepots 
kommende  Rohzucker  wieder  einem  höheren  Zuschlagzoll 
unterworfen,  welcher  nicht  rückvergütet  wurde:  ein  Streich 
gegen  den  Bezug  solchen  Zuckers  durch  die  Raffinerieen,  auch  bei 
beabsichtigter  Wiederausfuhr  der  Raffinade. 

Einen  Erfolg  für  die  Umgestaltung  des  französischen  Aussen- 
handeis,  die  Hebung  des  Gonsums  heimischen  Zuckers,  die  Ver- 
besserung des  Zuckergehalts  der  Rüben  und  der  Fabrikationstechnik, 
namentlich  durch  Hindrängen  auf  die  Annahme  besserer  Aus- 
beutungsmethoden  (Diffusion  u.  s.  w.)  hat  die  neue  Besteuerung 
in  der  kurzen  Zeit  ihrer  Wirksamkeit  bereits  gehabt.  Aber  die 
Grossbetriebstendenz  ist  auch  schon  stärker  hervorgetreten,  viele 
Fabriken  sind  schon  eingegangen  und  das  Finanzinteresse  drohte 
durch  die  Annahme  zu  niedriger  Ausbeuteminima  und  die  Steuer- 
freiheit der  Mehrausbeute  bald  so  empfindlich  geschädigt  zu  werden, 
dass  bereits  Erhöhungen  jener  Minima  und  eine  „zeitweilige  Zu- 
schlagsteuer^'  für  den  steuerfreien,  namentlich  den  aus  der  Mehr- 
ausbeutc  herrührenden  Zucker  nothwendig  geworden  sind.  Ob 
diese  „Provisorien",  zu  denen  auch  der  Zollzuschlag  für  fremden 
Rohzucker  gehört,  wieder  beseitigt  werden  können  oder  „Definitiva*' 
werden,  steht  noch  dahin.  Aber  unwahrscheinlich  ist  Letzteres 
nicht.  Etwas  Endgiltiges  hat  auch  das  Gesetz  von  1884  schwerlich 
geschaffen.  Seine  Tarife  und  Ausbeuterelationen  sind  ja,  wie  ge- 
sagt, auch  bereits  wieder  abgeändert  worden.  Ob  Frankreich  die 
neueste  Londoner  Zuckerconvention  einfach  mit  annehmen  wird, 
lässt  sich  zur  Zeit,  wo  dies  geschrieben  wird,  auch  noch  nicht 
sagen.    Geschähe  es,  so  würden  zur  vertragsmässigen  Beseitigung 
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der  Ansfahrprämien  wieder  erhebliche  Veränderungen  in  der  8teuer- 
gesetzgebnng  nothwendig  werden. 

§.  269.  4.  Einzelnes  über  die  neue  Gesetzgebung 
und  ihre  Wirkungen.  Das  wichtigste  Ereigniss  in  der  Ge- 
schichte der  Politik  und  Technik  der  Zuckerbesteuerung  ist  der 
Uebergang  zur  Rübenstener  in  Frankreich  aber  jedenfalls.  Diese 
Massregel  und  die  daraus  hervorgehenden  Einwirkungen  auf  Rüben- 
bau und  Fabrikationstechnik  verdienen  iinanzwissenschaftlich  allge- 
meine Beachtung  und  sollen  deshalb  hier  etwas  näher  verfolgt  werden. 

S.  d.  Ges.  ?.  29.  Jali  1SS4  in  Bull.  XVI,  125  (auch  Block's  dict  suppl.  gener, 
p.  418).  Dazu  das  Aasfuhrangadccrct  v.  81.  Juli  1884,  Ball.  XVI,  253.  Uebor 
diese  Gesetzgebung  gut  J.  Wolf,  im  Finanzarch.  IIL,  53  ff.  Ferner  Ges.  f.  4.  Juli  1887 
tBalJ.  XXII,  1,  Block,  dict.  suppl.  f.  1S*n7  p.  300)  und  Decr.  v.  25.  März  1887  (Bull. 
XXII,  229). 

Der  Steuer-  und  Zollsatz  für  Zucker  jeden  Ursprungs  ist  50  Frcs.  (gegen 
40  Eres,  im  Ges.  y.  1S80)  für  Roh-  und  raffin.  Zucker,  für  100  Kil.  raffin.  Zuckers 
^also  mit  entsprechender  Umrechnung,  bez.  Ermässigung  fur  Rohzucker),  53.50  Frcs. 
fUr  Candiszucker,  10  Frcs.  far  Glucose.  Melasse,  welche  nicht  zur  Destillation  dient, 
trigt  f.  100  Kil.  bei  absolutem  Zuckergehalt  bis  50  <^/o  15,  bei  höherem  32  Frcs., 
Chocolade  93  Frcs.  Rohzucker  und  aller  nicht  dem  raffinirten  gleichgestellter  aus 
Europa  oder  europäischen  Entrepots  unterliegt  (zunächst  bis  Ende  August  1886)  einem 
nichtrflckzahlbaren  Zuschlag  ?on  7  Frcs.  f.  100  Kil.,  statt  3  Frcs.  bisher.  Auch  ist 
die  Minimalausbeute  aus  den  letztgenannten  Zuckern  von  65  auf  80  ^1^  erhöht  worden. 
Als  Uebergangsmassregel  von  dem  Steuersatz  von  40  auf  50  Frcs.  wurde  eine 
Inventarisirung  der  Zuckerbestände  der  Raffinerien,  Fabriken  und  kauf- 
männischen Magazine  vorgenommen  und  der  vorgefundene  Zucker  mit  10  Frcs.  Oom- 
plementärabgabe  belegt:  frei  davon  Beträgo  unter  1000  Kil.  (Ergebniss  ca.  22  Mill. 
Kil.  und  2.2  Mill.  Frcs.  Steuer). 

Schon  ein  Gesetz  v.  13.  Juli  1886  verlängerte  die  Erhebung  des  Zollzuschlags 
für  europäischen  Rohzucker  bis  Ende  August  1888,  das  Ges.  v.  24.  Juli   1888  vor- 
iiufig  bis  Ende  August  1S90.     Das  Ges.   v.    27.  Mai  1^87   (Bull.  XXI,  573)   brachte 
iber  auch  allgemeine  Tariferhöhungen,  so  bis  Ende  1887  von  20  ^/^  für  alle  Zucker 
(also  von  50  auf  60  Frcs.  per  100  Kil  V  von  15  auf  18  und  von  32  auf  38.40  Frcs. 
für  die  beiden  Sorten  Melasse,  von  93  auf  9S.40  Frcs.   für  Chocolade.    Die  Steuer- 
erböhung  von  10  Frcs.  f.  100  Kil.  raf(in.  Zuckers  traf  auch  wieder  die  Vorräthe  von 
bisher  schon,   aber  niedriger  versteuerten  Zuckern   (mittelst  Inventarisirung)  und   die 
nach  den  Ges.  v.   29.  Juli  1884   und   13.  Juli  1SS6  als  Ausbeute-Ueberschuss 
ond  Fabrikationsabgang  steuerfreien  Zucker  (s.  u.).    (Restitution  dieser  Zuschläge 
anf  die  Vorräthe  am  1.  Jan.  1888  vorbehalten,  Art.  4  d.  Ges.  v.  27.  Mai  1887).    Das 
Ges.  V.  24.  Juli  1888  (Bull.  XXIV,  14)  stellte  dann  zwar  den  Normalsatz  von  40  Frcs., 
des  Ges.  v.  1880  (statt  50  Frcs.    des  Ges.   v.    1884)   von   der  Campagne   1888—1889 
(1.  Sept.  1888)  an  wieder  her,  legte  aber  zugleich  einen  „zeitweiligen  Zuschlag" 
—  doch  ohne  Fristbestimmung  —  von  50%  fUr  »l'^n  Zucker  auf,  so  dass  es 
bei  60  Frcs  Steuersatz  in  Wirklichkeit  verblieb.     Dem  entsprechenden  „Aequivalent- 
Znschlag''    von    20    Frcs.    wurden    ferner    die    steuerfreien    AusbeuteUber- 
lichtlsse  und  FabrikationsabzUge  der  neuen  Campagne  sofort,  die  aus  der  voraus- 
gehenden von  Anfang  1889  an  unterworfen;  bis  dahin  entrichteten  letztere  nur  10  Frcs. 
solchen  Zuschlags.  Auch  die  als  Fabrikationsabgang  freien  Beträge  des  französischen 
Colonial Zuckers  (s.  u.)  trugen  bis  1.  September  1SS4  nur  10,  von  da  an  20  Frcs. 
Zuschlag. 

Diese  in  beständiger  Veränderung  begriffenen  Tarifeinzelhciten  zeigen  die  fis- 
calischen  Schwierigkeiten  und  Benachtheiligungen,  in  welche  man  durch  das  viel 
zu  weit  gebend  die  Zuckerfabriken  begünstigende  Gesetz  von  1884  gekommen  war. 
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Die  Bestimmangen  des  letzteren  über  die  inländischen  Zuckerfabriken 
waren  die  folgenden:  die  letzteren  konnten  mit  der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern 
Abonnements  eingehen,  wonach  als  allein  steuerpflichtig  berechnet  wurde 
auf  je  100  Kil.  Rüben  die  Ausbeute  von  0  KU.  raffinirten  Zuckers  bei  Diffu- 
sions-  oder  einem  ähnlichen,  von  5  Kil.  bei  dem  Verfahren  mit  continuirlichcn 
oder  hydraulischen  Pressen.  Was  darüber  gewonnen  wurde,  war  also  steuerfrei, 
auch  Syrup,  Melasse.  Fabriken,  welche  nicht  abonnirten,  erhielten  einen  Abzug  von 
8  7o  ^0"  ^^^^^  Gesammtfabrikation.  Nach  *ö  Jahren,  d.  h.  nach  1.  Sept  1887  glaubte 
man,  werde  sich  das  neue  Stencrverfahren  eingebürgert,  die  Fabrikation,  durch  allge- 
mcincro  Annahme  des  Diffusionverfahrcns,  jenem  angepasst  haben.  Von  da  an  sollte 
die  Rübcnbestenerung  obligatorisch  für  alle  Fabriken  werden,  wobei  ein 
einheitlich  erAusbeutesatz,  also  ohne  Unterschied  des  Fabrikationsverfahrens,  zu 
Grunde  gelegt  wurde,  nämlich  in  jährlicher  Steigerung  für  die  4  Jahre  1.  Sept  18S7 
bis  dahin  1891  von  6.25  —  6.5—6.75  —  7  KU.  raffinirten  Zuckers  für  100  KU. 
Buben.  Gegenüber  den  raschen  Fortschritten  der  Praxis  in  der  Ausbeutung  und  den 
dabei  drohenden  fiscalischen  Schädigungen  erhöhte  indessen  das  Ges.  v.  4.  Juli  1SS7 
für  die  genannten  4  Jahre  bereits  die  gesetzlichen  Ausbeuteminima  um  '/i  K^* 
jährlich,  also  auf  7 — 7.25 — 7.5  und  7.75  Kil.  Zuckerfabriken,  welche  zur  Zeit  des 
Erlasses  des  Ges.  v.  1884  sich  bereits  darauf  eingerichtet  hatten,  gleichzeitig  Zucker 
und  Alcohol  zu  erzeugen,  blieben  nach  dem  gen.  Ges.  v.  1887  ausnahmsweise  unter 
dem  älteren  Steuerverfahren  stehen  und  genossen  dann  vom  festgestellten  Productions- 
quantum  12  7o  Abzug.  Zugleich  wurde  durch  das  gen.  Gesetz  auch,  „wegen  der 
grösseren  Kosten  des  im  Interesse  der  Zucke i  Industrie  eingeführten  Steuerverfahrens" 
eine; jährliche  Nebenabgabe  von  30  Gent,  für  je  1000  KU.  verarbeiteter  Rüben 
eingeführt. 

Um  bei  dieser  Begünstigung  des  einheimischen  Rübenzuckers  den  französischen 
Colon ialzucker,  den  Grundsätzen  der  neueren  Gesetzgebung  gemäss,  einigermassen 
gleichgestellt  zu  erhalten,  wurde  demselben  bei  der  directen  Einfuhr  nach  Frankreich 
ein  Fabrikationsabgang  von  12  "/o  '^^  Gute  gerechnet  (Ges.  v.  1884  Art  5). 
Dieser  wurde  nach  Ges.  v.  15.  Juli  1886  lür  die  Campagne  1886 — S7  bereits  auf 
24%  erhöht  und  allgemein  bestimmt,  dass  er  zukünftig  dem  mittleren  Ausbeute- 
überschuss  der  heimischen  Zuckerindustrie  in  der  letzten  Fabrikationscampagne 
über  den  gesetzlichen  Minimalsatz  hinaus  gleichkommen  soUe. 

Besondere  Bestimmungen  trafen  die  gen.  neueren  Gesetze  (v.  29.  JuU  18S1 
Art.  6,  V.  4.  Juli  1887  Art.  5)  über  gewisse  Ausbeuteberechnungen  bei  der  Entlastung 
der  Conten  betr.  „zeitweilige  Zulassung*'  von  Zucker  zur  Raffinirung  behufs  Ausfuhr. 

Zucker  zur  Zuckerung  der  Weine  und  Obstweine  vor  der  Gährung,  wurde 
durch  das  Ges.  v.  18S4  Art.  2  dem  niedrigeren  Satze  von  20  Frcs.  für  100  Kil. 
raffinirten  Zuckers  unterworfen.  Dazu  Decr.  v.  22.  Juli  1885  über  die  Durch- 
führung (Bull.  XVIIl,  269).  Den  20  V^-Zuschlag  des  Ges.  v.  27.  Mai  1887  tragen 
auch  diese  Zucker  (bis  auf  Weiteres  nach  Ges.  v.  24.  JuU  1888). 

Die  Einwirkungen  dieser  neuen  Gesetzgebung  auf  Ein- 
und  Ausfuhr  von  Zucker  und  auf  die  Betheiligung  der  in- 
ländischen und  der  französischen  Golonialzuckerindustrie  an 
der  Versorgung  der  heimischen  Gonsumtion  sind  schon 
oben  erwähnt  und  mit  Zahlen  belegt  worden  (S.  670).  Die  ein- 
getretenen Veränderungen  im  Rübenbau,  Menge  und  Qualität 
der  Rüben,  in  Fabrikationstechnik,  Zahl  und  Grösse 
der  Fabriken  und  localem  Sitz  der  Industrie  ergeben  sich 
genau  aus  den  mit  reichem  statistischen  Material  versehenen  Ver- 
waltungsberichten der  Steuerdirection  über  die  Rübenzuckerindustrie. 
Einige  wichtigere  Thatsachen  von  allgemeiner  Bedeutung  für  die 
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Zackerstenerfrage  und  speciell  für  die  Beurtheilung  der  nenen  Be- 
stenerangsmethode  sollen  hier  noch  Platz  finden. 

Zn  vergleichen  sind  ausserdem  die  Ausfahrungen  von  J.  Wolf  über  die  neue 
französische  Gesetzgebung  im  Finanzarch.  a.  a.  0. 

Bis  Ende  der  70er  Jahre  war  der  französische  Rübenbau  in  der  Zuckerhaltigkeit 
der  Rübe  und  die  Industrie  in  der  Technik  der  Fabrikation  notorisch  immer  mehr 
hinter  denen  Mitteleuropas  zurückgeblieben.  Die  intensive  Bodencultur,  besonders  im 
Norddepartement,  hemmte  die  Gewinnung  zuckerreicherer  Kuben,  die  Ankaufsbedingungen 
beförderten  mehr  die  Menge  als  die  Qualität  in  der  Cultur,  das  Classüicationssystem 
der  Steuergesetzgebung,  vor  dem  Ges.  v.  1880,  begünstigte  die  Production  von  Zucker 
niedrigen  Gehalts  und  ermöglichte  so,  ältere  Fabrikationsmethoden,  die  in  Deutschland 
und  Oesterreich  längst  verbessert  waren,  beizubehalten.  Das  Diffusionsverfahrea, 
das  technisch  beste  (s.  Wagner,  ehem.  Technol.  S.  600,  Ciaassen  S.  4  fl.)  war 
noch  nicht  sehr  verbreitet,  auch  das  0 s m o s e verfahren  bei  der  Entzuckerung  der 
Melasse  noch  wenig  und  in  manchen  anderen  Pnncten  war  die  Technik  zurück  (s. 
amtl.  Ber.  f.  1880,  Bull.  XI,  319).  In  allen  diesen  Verhältnissen  traten  indessen  unter 
dem  wachsenden  Diuck  der  ausländischen  Concurrenz  seit  Ende  der  70  er  Jahre  mehr 
Fortschritte  ein,  welche  seit  dem  Ges,  v.  ISSO,  das  diese  Concurrenz  noch  steigerte, 
rascher  und  bedeutender  wurden,  besonders  in  Betreff  der  Fabrikationstechnik,  nament- 
lich der  Ausdehnung  der  Diffusion,  der  Verbesserung  der  Sicdoapparate  u.  dgl.  m. 
Die  Zuckerausbeute  wuchs  so,  die  einzelnen  Departements  zeigten  nach  ihrer  Rüben- 
cultnr  aber  erhebliche  Unterschiede,  die  alten  Hauptsitze  der  Industrie,  Nord  und  Pas 
des  Calais,  kamen  nicht  mehr  so  vorwärts. 

Mit  der  wenn  auch  zunächst  nur  facultativen  Einführung  der  Rabensteuer  und 
Steuerfreiheit  der  das  gesetzliche  Minimum  übersteigenden  Ausbeute,  nach  Ges.  v.  i8S4, 
traten  dagegen  sofort  und  seitdem  immer  umfassender  erhebliche  Veränderungen 
im  Rübenbau  und  in  der  Fabrikationslechnikein:  einerseits  zuckerreichere  Rüben, 
höhere  Preise  dafür.  Versuche,  bei  der  Lieferung  und  dem  Ankauf  die  Rüben  nach 
dem  Zackergehalte  zu  bezahlen  —  eine  schwierige  Sache,  weil  die  Methoden  zur 
Bestimmung  dieses  Gehalts  bei  der  Anwendung  auf  die  Rübe  selbst  noch  vielfach 
versagen  und  die  einzelnen  Rüben  starke  Unterschiede  zeigen  — ,  aber  auch  kleinere 
Ertragbmenge  per  Hectare  und  entsprechend  relativ  geringere  Mengen  Fütterungsrück- 
stände; anderseits  immer  weitere  Ausdehnung  der  Diffusion  an  Stelle  des  Pressver- 
fahrens, mindestens  continuirliche  an  Stelle  der  hydraulischen  Pressen,  Verbesserung 
der  Siedeapparatc ,  Turbinen,  Filtrirung  und  anderer  technischer  Betriebseinzelheiten, 
vermehrte  Anwendung  der  Osmose,  doch  nur  erst  in  einzelnen  Fällen  auch  anderer 
neuerer  —  dem  Osmoseverfahren  überleKeuer  (^Claassen  S.  58  ff.)  —  Melasseent- 
zuckemngsverfahren  u.  dgl.  m. 

In  Folge  alles  dessen  lasche  und  starke  Steigerang  der 
Zackerausbeute  (in  Procenten  des  Rtibengewichts),  aber  freilich 
auch  bald  ausserordentliche  Zunahme  der  steuerfreien  Mehraus- 
beate zam  Nachtheil  des  Fiscus,  wodurch  allerdings  die 
rasche  Verbesserung  der  Maschinerie  u.  s.  w.  ökonomisch  erleichtert, 
öfters  wohl  erst  ermöglicht  wurde.  Etwas  haben  durch  Preis- 
ermässigung auch  die  Consumenten  Vortheil  gehabt. 

S.  die  Berichte  im  Bull.  XVII,  171,  XIX,  404,  XXI,  298,  XXIII,  256. 

Abonnirt  waren  schon  im  ersten  Jahre  1884—85  142  von  449  Fabriken,  die 
aber  45  Vo  ^^^  Production  darstellten  und  bis  auf  1  alle  die  gesetzliche  Ausbeute 
abertrafen,  im  Durchschnitt  um  2i).14Vü  ^^^  Steueranschreibung,  um  22.46%  ^^^ 
Production;  im  zweiten  Jahre  waren  schon  325  von  413  Fabriken  abonnirt,  die  steuer- 
freie Mehrausbeute  betrug  31.21%  ^^r  Production;  im  dritten  Jahre  waren  von  391 
384  abonnirt,  die  genannte  Mehrausbeute  war  auf  36.44  %  gestiegen. 

Schon  1886  wurde  amtlich  zugestanden:  „Das  neue  Steuersystem  habe 
alle  Wirkungen  gehabt,  die  zu  erwarten  gewesen  wären''  (Bull.  XXI,  299). 
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Die  Zuckeransbente  (in  raffinirtem  Zocker  berechnet)  war  nnter  dem  alten  Steuer- 
system etwa  5.5  Vo  ^^  Dorchscbnitt,  1SS4 — 85  bis  1SS6— 87  bei  den  abonnirten  Fabriken 
7.27,  8.12,  8.87  (in  Somme  9.34,  in  Aisne  9.17,  in  P.  d.  Calais  nur  8.61,  in  Nord 
S.42),  1887—88  ca.  9.5— 9.75  7„.  Der  Preis  der  Rüben  war  z.  Th.  am  5—10% 
hoher  wie  früher,  der  Ertrag  p.  Hect.  aber  ?on  35,000  anf  30 — 31,000  Kil.  gesunken. 
Die  Prodnction  hat  sicli  zu  Ungunsten  der  Departements  mit  zackerärmeren  Rüben 
(do  Nord,  P.  d.  Calais,  die  früher  an  der  Spitze  standen),  za  Gunsten  derjenigen  mit 
zackerreicheren  (Somme,  Aisne)  etwas  verschoben.  In  diesen  4  and  2  anderen  Departe- 
ments (Oise  und  Seine  et  Marne)  ist  sie  noch  concentrirt.  Die  Darchschnittsprodaction 
einer  Fabrik  hat  sich,  zumal  in  guten  Emtejahren,  am  30 7o  erhöht  (s.  o.  S.  670), 
eine  Richtung,  die  nach  deutscher  Erfahrung  wohl  andauern  wird. 

Freilich  war  aber  die  Menge  des  als  AusbeuteUberschnss  steuerfreien 
heimischen  Zuckers  schon  in  den  3  ersten  Jahren  des  neuen  Systems  ?on  39.6  auf 
157.8,  des  französischen  Colonialzuckers  von  11.1  auf  26.4  Mill.  KiL  gewachsen  und 
die  so  gewährten  „Prämien"  beliefen  sich  in  den  3  Jahren  auf  25.4 — 44 — 72.1  Mill. 
Frcs.!  (Bull.  XXIII,  256).  Dies  erklärt  die  erwähnten  neuesten  fiscalischen  Yer- 
ändorongen  der  Gesetzgebung,  welche  der  Staatscasse  wieder  einen  Theil  der  erlittenen 
Einbusse  gut  machen  sollen. 

Einige  bemerkenswerthe  Daten  seit  1880  — 1882  ergiebt  noch  die  folgende 
ücbersicht: 

1881-82  1884-85  1886—87 

Zahl  der  Fabriken 486  449  391 

Arbeitstage  Fon  Männern  1000  .     .     .  4975  3592  4280 

„    Weibern  1000   ...  708  436  440 

„    Kindern  1000    .     .     .  658  400  383 

Verarb.  Ruhen  Mill.  Tonn 6529  4557  4S27 

Rübenpreis,  1000  Kil.  Frcs 20.87  19.08  23.97 

Rübenertr.  p.  Ilect.  1000  Kil.    .     .     .  33.8  31.2  31.9 

Ruckstände  (pulpes)  1000  Tonn.      .     .  1572  1207  1498 

Preis  dafür.  1000  Kil.  Frcs.      .     .     .  10.16  861  7.73 

Fabriken  mit  hydraul.  Pressen  .     .     .  267  149  53 

„    continuirl 128  141  120 

„    Diffusören               ...  91  159  218 

Verbund.  Räperies  mit  hydraul.  Pressen  93  61  35 

„              „         „  continuirl.     ,,  91  24  23 

„              „         „   Diffusören      .     .  19  45  56 

Totalzabl  der  hydraul.  Pressen .     .     .  2023  1369  572 

„    continuirl 861  960  SS2 

Diffusöre 1214  2318  3240 

Inhalt  der  letzteren  Hectol 29,525  53,580  86,471 

Fabr.  mit  Osmogencn 99  154  289 

Zahl  der            557  1085  1^84 

Zuckerausbeute,  %  ^^^  Uübcn   .     .     .  5.14  5.99  S.86 

Davon  in  abonnirten  Fahr —  7.27  8.87 

nichtabonnirten  Fabr.  ...  —  5.24  6.S0 
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Die  Arbeitslöhne  sind  durchweg  etwas  herabgegangen,  um  6 — 7^0  —  ^tuch 
beachtenswerth  (Bull.  XIII,  XIX,  XXII).  Die  amtliche  Statistik  gestattet  die 
Veränderungen  aller  einzelnen  wichtigeren  technischen  Einrichtangen ,  Apparate, 
Maschinen  u.  s.  w.  zu  verfolgen.  —  Fortschritte  hat  auch  die  Qualität  der  ge- 
wonnenen Zucker  gemacht.  Immer  mehr  Fabriken  haben  sich  technisch  in  den  Stand 
gesetzt,  Raffinaden  und  Candis  sowie  anderen  Zucker  von  98  7o  ^^^  darüber  zu  er- 
zeugen. Eigene  „ruperies''  (Entsaftungsanstaltcn),  getrennt  und  mehr  oder  weniger 
entfernt  von  der  Fabrik  gelegen,  zu  der  sie   gehören,  sind  Frankreich  eigenthUmlich. 

Die  Consumtion  hat  sich  in  den  Jahren  1884—87  auf  i.  D  428.5  Mill.  Kil. 
erhöht,  ca.  11.2  per  Kopf,  also  seit  der  Mitte  der  70er  Jahre,  wo  sie  ca.  262  Mill. 
Kil.  oder  per  Kopf  ca.  7  Kil.  war,  allerdings  wieder  stark  zugenommen.  Die  Gesetz- 
gebung von  1884  kam  auch  in  ihrer  Wirkung  schliesslich  auf  eine  Ermässigung  des 
Steuersatzes  um  V4 — Vs  hinaus,  wenngleich  es  fraglich  bleibt,  inwieweit  das  in  den 
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Preisen,  also  fUr  die  Consuuienton,  sicli  ausgedrückt  liat.  Die  Bctljciliicnn»'  der  Pro- 
ductionsländer  an  der  Versorgung  d<'s  Consuuis  ergiebt  sich  aus  den  oIhmi  S.  t»7ü 
angegebenen  Zahlen. 

Den  Steuerertrag  (incl.  Zolle,  etwas  aljweichend  —  o.  S.  ß6T  —  von  Faur 
I».  125,  im  Ball.  XIX,  270  f.  18s4  und  issr,  mit  170.7  und  171.G  Mill.  angegeben) 
liat  die  Gewinnung  der  steuerfreien  Mehransbeute  bei  Kübenzuckcr  und  die  Gewährung 
der  bedeutenden  Abrechnung  bei  Colonialzucker  wieder  erheblich  vermindert.  ISSt) 
auf  133.8  (92.2  inn.  Steuern,  42.0  ZOlh*),  1SS7  (prov.)  auf  120.1  (bez.  Sl.'.l  und  38.3) 
Mill.  Frcs.  'Ein  solches  Ergebniss  drängte  unter  französischen  Finanzverhältnissen 
nothirendig  auf  Massregelu  zur  Wiederci-hnhung  der  Einnahmen,  wie  die  getroffenen, 
hin.  Der  Ertrag  der  crmässigten  Zuckerst^uer  zur  Zuckerung  der  Weino  ist  hier 
inbepriflcn  (1SS6  17.2  Mill.  Kil.  mit  3.44  Mill.  Frc^.  Ertrag).  —  l^ffinirter  Zucker 
für  Corsica  zahlt,  nebenbei  bemerkt,  nur  20  Frc^.  per  100  Kil.,  d.  h.  den  halben 
Satz.  —  Glucosc  bringt  ausserdem  nocli  2.(» — 2.7  Mill.  Frcs.  jetzt  ein. 


bb)  Einrichtung  der  Zuckersteuer. 

S.  fUr  die  frühere  Zeit,  bis  1SS4,  Vigncs  und  Block,  dict.,  Art.  sucrc;  ge- 
naueres in  Olibo  a.  a.  O.  Hauptgesetze  und  Decr.  v.  1S4G  und  1852  (o.  S.  600), 
auch  Ges.  v.  7.  Mai  1864,  29.  Juli  und  30.  Dec.  1875,  29.  Juli  1S80;  für  die  neueste 
Zeit  ?)es.  Dccrete  v.  31.  Juli  1884  (Bull.  XVI,  253)  und  v.  25.  Aug.  1887  (Bull.  XXII, 
229).  ücl>er  die  Controle  der  Zusetzung  von  Zucker  zu  Wein  und  Obstwein  vor  der 
(iähmng  zu  ermässigtem  Satze  ((ies.  v.  29.  Juli  18S4  Art.  2),  das  Decr.  v.  22.  Juli  1885 
•  Bull.  XVni,  269).  Die  Grundsätze  des  Exercice,  «ler  Vcrsenduugscontrole  u.  s.  w. 
sind  dieselben  wie  auf  anderen  Gebieten  der  französischen  indirecten  Besteuerung,  so 
hei  den  Getränken,  in  der  Anwendung  modificirt  nach  der  Technik  des  Gewerbes  und 
nach  den  sich  nach  letzterer  mit  richtenden  Besonderheiten  der  Uebcrwachungsauf- 
gabeu.    S.  daher  oben  §.  202  ff. 

§.  270.  1.  Ueberwachungder  Fabriken.  Das  bis  1884 
bestehende  System  der  Fabrikat-,  bez.  Halbfabrikatbesteuerung 
brachte  es  schon  an  sich  und  vollends  in  seiner  practischen  Durch- 
führung —  mittelst  der  Saftmessung  und  der  Feststellung  der  end- 
giltigen  Mehrausbeute  darüber  hinaus  —  mit  sich,  dass  der  ganze 
Fabrikationsprocess  von  Anfang  au  bis  zum  Schluss,  d.  h. 
liis  zum  Ausgang  der  Zucker,  Syrupe  und  Melassen  aus  der  Fabrik, 
bei  den  inländischen  Zuckerfabriken  (für  Rüben-  und 
Stärkezucker)  einer  strengen  und  beständigen  Ueberwachung 
in  den  üblichen  Formen  des  französischen  Exercice  unterliegen 
raasste. 

Daher  für  diese  Fabriken  der  Liccnzzwang  (50  P'rcs.,  seil  1871  100  Frcs. 
jährlich),  die  Declarationspflicht  bezuglich  der  Angaben  über  die  ganze  Ein- 
richtung der  Fabrik,  ihre  technischen  Apparate  u.  s.  w.  und  die  weitere  vor 
jeder  Campagno  bezüglich  dos  technischen  Verfahrens  und  der  Arbeitszeit, 
sowie  die  Verpflichtung,  Forgeschriebone  und  controlirte  Register  über  die  einzelnen 
Operationen  und  deren  Ergebnisse,  über  die  Mengen  und  Arten  der  ge- 
wonnenen Producte  zu  führen  u.  dgl.  m.  Die  Stcuerl)eamten  haben  dann 
r^ntsprecbende  Zutritts-  und  Controlrechte,  können  auch  während  der  Betricbs- 
if\i  in  der  Fabrik  dauernd  installirt  wenlen.  Sie  haben  die  Apparate  und  die 
Operationen  zu  tiberwachen,  einige  der  letzteren  dürfen  nur  in  ihrer  (iegenwart  voll- 
zo<ren  werden,  lieber  die  Production  wird  amtlich  Ruch  geführt  und  am  Anfang 
und  Schluss  der  Campagno  ein  Inventar  aufirenommen.  Dabei  constatirte  Fehl- 
A.  Wagner,  Flnauzwisienjirhufi.    III.  44 
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mengen  gegen  das  AasbeateminimuDi  sind  im  Princip  steaerpflichtig,  ebenso  bierb«^i 
ermittelte  Mehransbenten  (s.  n,).    Versteckte  Mengen  u.  dgl.  werden   beschlagnahmt 

An  diese  BestimmuDgen  über  das  Exercice  reihen  sieh  weitere 
liber  die  Einrichtung  der  Fabrik,  nm  Unterschleife  verhüten 
zu  können,  und  über  den  Verkehr  mit  Zucker  und  zuckerigen 
StofiFen  an. 

So  darf  eine  Fabrik  keine  innere  A^'erbindang  mit  fremden  Häusern,  nar  einen 
irewöbnlich  offenen  Hanpteingang  haben,  die  Fenster  müssen  in  vorgeschriebener 
Weise  vergittert  sein.  Heimischer  oder  fremder,  fertiger  oder  unfertiger  Zucker. 
Syrup,  Melasse,  darf  nicht  von  anderswo  in  die  Fabrik  gebracht  werden,  falls  diese 
nicht  gleichzeitig  Kaffiniranstalt  ist.  Als  Regel,  welche  aber  einige  Ausnahmen  er- 
leidet, gilt,  wie  bei  den  Getränken  (S.  64S),  dass  jede  Versendung  von  Zacker  u.  s.  w. 
angezeigt,  steueramtlich  geprüft  und  in  gewissem  örtlichen  Umfang  (innerhalb  des 
Arrondisscments,  in  dem  eine  Fabrik  liegt,  und  der  diesem  Arrondisseroent  benaclibart^n 
Cantone)  unter  Begleitschein  in  Form  eines  ac(|Uit-u-caution  (S.  049)  gehen  musj*. 
Auch  sonstige  Formalitäten  (Zeit,  Verpackungsart)  sind  für  die  Versendung  angeordnet. 
Die  Steuer  ist  im  Princip  bei  dem  Ausgang  de-s  Zuckers  aus  der  Fabrik  fällig.  Doch 
Ijcstehcn  einige  öffentliche,  dem  Staate  gehörende  Entrepots  (Paris,  Lille),  in 
denen  der  Zucker  einstweilen  steuerfrei  gelagert  werden  kann,  sowio  Gewährung  von 
Steucrcrediten  gegen  Sicherstelluug  auch  hier.  F i c t i v e  Entreputs  („ä  domicile") 
sind  bei  Zucker  ausgeschlossen. 

Zur  Vervollständigung  eines  solchen  Ueberwachungssystems 
hätte  allerdings  wohl  von  Anfang  an  die  Unterstellung  auch  der 
Raffinerieen  unter  das  Exercice  gehört,  um  den  Rohzuckerbezug 
zu  controliren.  Bei  diesen  ist  aber,  wie  oben  schon  bemerkt,  erst 
neuerdings  eine  bessere  Ucberwachung  erreicht  worden. 

Dabei  muss  besonders  der  Eingang  von  Kohzucker  und  der  Ausgang  von  Raffi- 
nade bei  jeder  Anstalt  überwacht  werden.  Bezügliche  Declarationsptlichteu  speciel! 
für  den  Eingang  der  ursprünglich  nur  bereits  versteuert,  später  nach  dem  System  der 
,, zeitweiligen  Zulassung''  auch  einstweilen  steuerfrei,  unter  Sicherstellung,  zu  beziehenden 
Kohzucker  bestanden  der  Controle  halber  auch  schon  früher.  Im  Princip  ist  auch 
hier  die  Steuer  beim  Ausgang  der  Raffinade  aus  der  Fabrik  fällig,  wenn  der  Kuh- 
zucker unversteuert  bezogen  war.  Die  üeberwachung  ist  um  so  leichter,  da  die 
l^affincrie  in  wenigen  Gross- Anstalten  (jetzt  10)  concentrirt  ist.  Aber  das  Exercice 
bei  den  Kaffinerien  macht  allerdings  nach  der  Technik  des  ganzen  Betriebs  viel  grössere 
Schwierigkeiten  als  bei  den  Kolizuckerfabriken.  S.  über  diese  Frage  und  die  Ver- 
handlungen betr.  die  Einführung  des  Exercice  1S71  ff.,  1875  Am6,  tarifs  de  douaues, 
Par.  1870,  11,  S.'iO  ff.,  363  if. 

§.  271.  2.  Besteuerungsmethode.  Hier  ist  vornemlich 
die  Zeit  vor  und  nach  dem  Gesetz  von  1884  zu  unterscheiden. 
Doch  sind  auch  in  der  ersteren  bei  der  Durchführung  der  im 
Ganzen  beibehaltenen  Methode  Veränderungen  erfolgt. 

a)  Die  ältere  Methode  (bis  1884).  \^on  Anfang  an  und 
bis  1884  war  die  inländische  Zuckerbesteucrung  als  Fabrik  at- 
bczw.  Halbfabrikat-  (Rohzucker-)  Besteuerung  gedacht. 
Die  Verwaltung  musste  also  bemüht  sein,  das  gewonnene  Pro- 
duct  nach  seiner  Menge  und  Art  (Zucker  nach  den  verschiedenen 
Verarbeitungsstufen,  als  Rohzucker,  Raffinade,  Candis  u.  s.  w.  und 
u«nch  der  Qualität   oder  Sorte,   dem  Zuckergehalt,   Syrup,  Melasse) 
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festzustellen.  Darauf  hatten  auch  die  Controlen  hinauszugehen. 
Man  wählte  nun  zu  diesem  Behufe  zunächst  den  Weg  der  sog. 
Saftbestenerung,  indem  man  aus  der  Menge  und  Dichtig- 
keit des  Zuckersaftes  vor  der  Scheidung  mittelst  des  sog.  Dichtig- 
keitsmessers (Densimeters)  ein  stenerpflichtigesMinimum 
der  Ausbeute  an  Zucker  einer  bestimmten  Type  aus  den  Rüben 
festzustellen  suchte.  Alsdann  erfolgte  aber  zur  Correctur  dieses 
Ergebnisses  erst  die  genaue  Feststellung  der  eventuell  dieses  Mini- 
mum tiberschreitenden  Zuckerproduction  durch  die  schon  erwähnte 
steueramtliche  Buchführung  und  Inventarisirung  vor  Be- 
ginn und  am  Schluss  jeder  Campagne.  Das  also  corrigirte  Ergeb- 
niss  der  Saftbesteuerung  wurde  der  Berechnung  der  Steuerschuldig- 
keit der  Fabrik  zu  Grunde  gelegt.  Die  Steuermethode  war  also 
zunächst  nur  nominell  die  der  (Halb)  Fabrikatsteuer,  indem 
die  Steuer  nach  Menge  und  Sorte  des  Products  bloss  bemessen 
wurde,  eigentlich  war  es  die  einer  modificirten  Saftsteuer. 
Eine  reelle  Fabrikatsteuer  entstand  daraus  erst  durch  die  an- 
gegebene Correctur. 

S.  Ges.  V.  31.  Mai  1846,  Art.  7:  die  Steuoranschreibungen  (cbarges)  berechnet 
im  MiDimom  nach  Menge  und  Dichtigkeit  des  der  Scheidung  unterworfenen  Safts  im 
YerliältDiss  von  1400  (iramin  Zucker  erster  Type  auf  100  Liter  Saft  und  jeden  Grad 
des  Den&imcters  über  100  (Dichtigkeit  des  Wassers)  vor  der  Scheidung  bei  Temperatur 
von  15®  C,  wobei  Brüche  unter  Vio  ^rad  vernachlässigt  werden.  Das  Saftvolumen 
wird  nach  dem  Inhalt  der  Kessel,  unter  Abzug  von  107oi  berechnet.  (S.  Durch- 
führung danach  bei  Olibo  III,  263,  Kegl.  v.  1852,  Art.  S,  9,  Olibo  p.  293.  Er- 
läuterang  bei  v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie,  S.  124  tf.)  Die  angenommene  Gramm- 
Zahl  hat  gewechselt.  Im  Ges.  v.  19.  Juli  ISSO,  Art.  21,  ist  der  Ansatz  auf  1200  Gramm 
raff.  Zuckers  fUr  das  Hectoliter  bestimmt  worden. 

Als  Saftsteuer  hat  diese  Steuermethode  die  jener  ankleben- 
den Mängel;  vor  allen  den,  dass  aus  der  Saftdichtigkeit  nicht 
sicher  und  nicht  gleichmässig  auf  den  Zuckergehalt  geschlossen 
werden  kann,  —  Zuverlässigkeit  des  Densimeters,  Sorgfalt  der  Be- 
obachtung, Integrität  der  Controlbeamten  selbst  vorausgesetzt, 
Voraussetzungen,  welche,  zumal  früher,  auch  nicht  immer  zugetroffen 
sein  sollen.  Auch  wirkt  die  Saftsteuer  nicht  gleichmässig  auf  die 
Besteuerten  und  veranlasst  unter  Umständen  unökonomische  Be- 
triebsoperationen. Ohne  Hinzutritt  der  scharfen  Betriebscon- 
trolen  mittelst  des  Exe  rcice  und  schliesslich  der  Versen  du  ngs - 
controle  und  insbesondere  ohne  die  Correctur  durch  die 
Bestandaufnahmen  würde  die  Saftsteuer  mit  durchschnittlich 
massigen  Ausbeutem'inimis  vollends  unzureichend  bleiben.  Die  Er- 
gänzung dieser  Steuermethode  nach  diesen  Seiten  war  also  fiscalis 
ganz  folgerichtig. 
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Was  in  Kaufmannes  Parstcllang,  Zuckerindustrie,  S.  12(),  nicLt  recht  erkannt 
wird.  (Unrichtig  hier,  dass  geringere  Ergebnisse  bei  der  Controle  Nachlässe  bedingten. 
Die  Fehlmengen  sind  steuerpflicbtig  nach  Ges.  v.  lS4fi,  Art.  8,  doch  kann  durch  den 
Finanzminister  eine  Befreiiuig  erfolgen.  Decr.  v.  7.  Jan.  ISHO,  Art.  1,  Olibo  III, 
204.)  S.  die  Kritik  der  Saftsteuer  von  J.  Wolf,  in  d.  Tub.  Ztschr.  B.  38,  S.  8ü0. 
Wenn  man  die  Ausbeutcminima  bei  der  Saftsteuer  nicht  zu  hoch  ansetzt  und  dann 
Abonnements  gewahrt,  bei  denen  die  Mehrausbeute  steuerfrei  bleibt,  wie  in  Frankreich 
nach  d.  Ges.  v.  23.  Mai  18G0,  so  kann  die  Saftsteuer  einigermasscn  ähnlich  wie  die 
KohstolFsteuer  oder  wie  eine  andere  Pauschalirungsstcuer  wirken,  nämlich  gewisse 
technische  Fortschritte  prämiirend.  Doch  waren  die  Erfahrungen  in  den  wenigen 
Jahren  des  Bestehens  dieser  Einrichtung  nicht  günstig;  die  letztere  kam  nur  einigen 
(legenden  mit  zuckerreichcrer  Kühe  zu  Gute.  So  gab  man  sie  1864  (Ges.  v.  7.  Mai, 
Art.  4)  wieder  auf  (Olibo  III,  239,  Wolf,  Finanzarch.  III,  60).  Vor  der  Reform 
V.  1684  dachte  man  wieder  an  diese  Saftsteuer  mit  Abonnements,  gab  aber  dann  doch 
der  Rubensteuer  den  Vorzug  (Wolf,  im  Finanzarch.  III,  52,  der  Agriculturrath  hatte 
sich  filr  die  Saftsteuer  als  weniger  revolutionirend  wirkend  erklärt),  üeber  die  Be- 
triebscontrole  und  die  Inventarisirungen  u.  s.  w.  bes.  Eeglem.  v.  1.  Sept.  1S52.  bei 
Olibo  III,  28S  If.  zur  Ansführung  des  Decrets  v.  27.  März  1852. 

Jene  Correctur  der  Ergebnisse  der  Saftsteuer  durch 
die  Betriebscontrolc  enthält  aber  eine  neue  schwierige  Auf- 
gabe, nämlich  die  Zuckersorten  und  Qualitäten  richtig  fest- 
zustellen, um  die  nach  diesen  bestimmten  Steuersätze  anzulegen 
und  die  Mengen  und  Arten  der  Producte,  welche  die  Inventarisirung 
ergiebt,  mit  den  Anschreibungen  und  vorläufigen  Belastungen  nach 
der  Saftprobe  zu  vergleichen.  Hierfür,  sowie  für  die  Verzollung 
und  die  Berechnung  der  Ausfuhrvergütungen  für  Raffinade 
bediente  man  sich  des  (ursprünglich  holländischen)  Systems  der 
Classification  der  Zucker  nach  der  Farbe.  In  der  Anwendung 
dieses  Systems  trat  aber  die  Vereinfachung  ein,  dass  man  je  eine 
Anzahl  dieser  sogen.  Farben  typen  in  Eine  Kategorie,  zu  einer 
Normal  type  zusammenzog,  nach  letzteren  Typen  die  Steuersätze 
und  die  Umrechnungszahlcn  zwischen  Raffinade  und  Rohzucker 
bestimmte  und  jede  vorkommende  Zuckcrqualität  auf  ihre  Type 
zurückführte.  Hierdurch  wurde  die  Besteuerung  des  einheimischen 
Rübenzuckers  wie  die  Verzollung  des  Colonial-  und  fremden  Zuckers 
also  wieder  in  eigenthümlicher  Weise  modificirt.  Die  „Fabrikat- 
steuer" nahm  die  Gestalt  einer  Steuer  nach  solchen  Typenclassen 
an,  ihr  „ Qualitätssteuer fuss"  ward  von  vornherein  vielfach 
ein  ungenauer,  da  jede  Type  Zucker  verschiedenen  Gehalts  um- 
fasste,  der  Steuersatz  also  höher  für  Sorten  an  der  üntergrenzc 
der  Type,  niedriger  für  die  an  der  Obergrenze  war.  Dies  führte 
unvermeidlich  zu  fiscalischen  Benachtheiligungen.,  auch  zur  Hin- 
drängung der  Zuckerproduction  in  einseitige  technische  und  damit 
öfters  unökonomische  Richtung  und  zur  Verwandlung  der  Aus- 
fuhrvergtitungen  in  Ausfuhrprämien. 
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Die  Bestiminuugcii  über  die  Zahl  uud  Grenze»  der  Typen  haben  gewechselt. 
Im  Gos.  Y.  3.  Juli  1S40  wurden  S.Typen  f.  Rohzucker  unterschieden,  iLit  4  Steucr- 
stufco:  fUr  die  erste  Type  und  Nuancen  darunter,  zwischen  der  ersten  und  bis  zur 
zweiten  Type  incl.,  über  der  zweiten  und  bis  zur  dritten  incl. ,  über  der  dritten, 
danacb  25— 27.75— 30.50 --3:i20  Frcs.  f.  100  Kil.;  mit  letzterer  Kate^^orie  pflcich- 
gestellt  Zucker  in  Broten,  j^eringer  als  Melis  (oder  quattre-cassons);  endlich  als  eine 
fünfte  Classc  Melis  u.  s.  w.,  auch  Candis  zu  30.10  Krcs.  Veränderungen  der  Classi- 
fication und  Steuersatze  1S51,  1S52,  ISGO,  1S04.  Das  Ges.  v.  7.  Mai  1S04  unterschied 
KohzQcker  jeden  Ursprungs  in  zwei  Classcn,  unter  No.  13  mit  42  Frcs.,  Nr.  13  bis 
incl.  20  mit  44  Frcs. ;  ausserdem  dem  raftinirten  ähnlichen  (poudres  blanches)  über 
No.  20  mit  45  Frcs.  Steuer,  raft'.  inländ.  und  aus  den  französ.  Colonieen  mit  47  Frcs. 
Dieselbe  Classification  auch  in  d(;n  Tarifen  nach  dem  Kriege,  1*>71,  1S72. 

Die  internationale  Zuckerconvention  von  1SG4  legte  ihren  Bestimmungen 
ebenfalls  die  Classification  nacli  der  Farbe  zu  Grunde.  Provisorisch  wurden  als 
Minima  des  Ausbringens  von  Zucker  beim  Raffiniren  4  Classcn  angesetzt:  auf  je 
100  Kil.  hell.  Type  IS— 15  die  1.  Cl.  mit  S77y  raff.  Hutzucker,  Type  14—10  die 
2.  Cl.  mit  857j,,  Type  II— 7  die  3.  Cl.  mit  Sl,  unter  7  die  4.  Cl.  mit  70,  wobei  die 
Zw^isrhensorten  zwischen  2  ('lassen  zur  unteren  gehören  sollten  (Art.  1  d.  Convention 
V.  S.  Nov.  1S64.  Darüber  Circ.  v.  25.  Juli  1S(>5,  Preuss.  Iland.-Arch.  1S66,  I,  232). 
Darauf  wurden  in  Köln  i»ractische  Versuche  von  einer  Conimission  der  Conventions- 
mächte angestellt,  wonach  dann  für  die  gen.  4  (blassen  als  Ausbringensprocente 
normirt  wurden:  94,  88,  SO,  07  (Dcclar.  v.  20.  Nov.  1S06,  Preuss.  Iland.-Arch.  1S07, 
I,  233).     ücber  die  Wirkungen,  v.  Kaufmann,  Zuckerind.  S.  131. 

Das  Ges.  v.  30.  Dec.  1S75  unterschied  in  den  Artikeln,  welche  bei  Nicht- 
ratificatiou  der  neuen,  am  11.  Aug.  Ib75  zu  Brüssel  abgeschlossenen  Convention  in 
Gcltong  traten,  2,  bezw.  3  ('lassen  für  den  Verbrauchssteuer  zahlenden  Zucker, 
t,  bezw.  5  für  den  zeitweilig  in  den  Raffinerieen  zugelassenen,  behufs  Ausfuhr  der 
Raffinade  (s.  o.S.  061).  Olibo  III,  223,  224^.  —  Der  zur  Ausfuhr  kommende  französ. 
Rohzackcr  war  steuerfrei  (Ges    v.  23.  Mai  IbOO,  Art.  b). 

Der  besondere  Mangel  jeder  Classitieation  der  Zucker  nach 
der  Farbe  liegt  in  der  Unsicherheit  des  Schlusses  aus  der 
Farbe  auf  den  wirklichen  Zuckergehalt,  speciell  auf  den 
Gehalt  des  Rohzuckers  an  krystallisirbarem  Zucker.  Ausserdem 
ist  eine  künstliche  Dunklerfärbung  des  Zuckers,  um  den  Steuersatz 
zu  ermässigen  oder  die  Ausfuhrv  ergütung  zu  erhöhen,  ohne  wesent- 
lichen Nachtheil  und  ohne  Einfluss  auf  den  Zuckergehalt  auszu- 
führen. 

S.  J.  Wolf,  Tüb.  Ztschr.,  R.  3S,  S.  317,  nach  (Junning,  über  Saccharimetrie, 
Berl.  Ib75.  Auch  v.  Kaufmann,  Zuckerind.  S.  131  if. ,  wo  auch  noch  des  Ucbel- 
stands  gedacht  wird,  dass  die  der  Einschätzung  zu  (jirundc  liegenden  Normalmuster 
sich  allmälig  selbst  verändern. 

Diesen  Schwierigkeiten  und  Uebelständen  hat  die  französische 
Gesetzgebung  dadurch  zu  begegnen  gesucht,  dass  sie,  nach  einem 
schon  früheren,  aber  bald  wieder  aufgegebenen  Versuche,  die 
saccharimetrische  Untersuchung  statt  der  Farbentypen  der  Be- 
steuerung zu  Grunde  zu  legen  (Gesetz  vom  13.  Juni  1851),  die 
Verwaltung  ermächtigte,  in  Zweifelsfallen,  wenn  die  Nuance  des 
Zuckers  seinem  wirklichen  Zuckergehalte  nicht  zu  entsprechen 
schiene,  eine  amtliche  Prüfung  nach  den  saccharimetrischen 
Procedaren  zu  veranlassen.     Bald  wurde  dann  dies  Verfahren 
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gemein    angewandt,    wenn   Zocker   vom    Fabrikanten    nicht   über 
Type  20  von  vornherein  declarirt  worden  waren. 

Gesetz  v.  29.  Juli  1875,  Art.  3  und  Gesetz  v.  30.  Dec.  1875.  Die  dabei  an- 
gewandte Specialmetbode  ist  die  sogen,  optische,  mittelst  des  Polarimeters 
(s.  Wagner,  ehem.  Techno!.,  S.  504).  S.  die  Durchführung  bei  Olibo  III,  223  ff. 
Der  Fabrikant  hatte  das  Bccht,  wenn  der  Zuckergoljalt  nicht  mit  der  Nuance  überein- 
stimmte, denselben  zu  doclariren.  Bes.  bei  Verdacht  künstlicher  Färbung  wurde  die 
saccharim.  Untersuchung  wichtig.  In  Hauptsitzen  der  Znckcrindustrio  wurden  Uuter- 
suchungsbureaux  eingerichtet,  in  Paris  ein  Centralbureau.  an  welche  die  erforderlichen 
Proben  geschickt  werden.  S.  auch  Ges.  v.  19.  Juli  1880,  Art.  18.  Bei  der  Um- 
rechnung ?on  Rohzucker  auf  Raf Gnade  werden  dann  das  Ausbringen  nach  der 
polarimctrischen  Analyse  veranschlagt  und  für  die  Nichtzucker-Bestandtheile,  welche 
das  Krystallisiren  hindern,  Abzüge  gewährt,  wie  früher  schon  bemerkt  wurde  (S.  669) ; 
für  Glucosebestand  das  2  fache,  für  Aschenbestand  das  4  fache  (früher  5  fache),  beides 
wohl  zu  hoch.    S.  Wolf,  Tüb.  Ztschr.,  B.  39,  S.  318,  664. 

Auch  diese  Prüfungsmethode  ist  indessen  mit  wesentlichen 
Mängeln  behaftet,  die  sich  bisher  nicht  beseitigen  liessen.  Ihre  Ergeb- 
nisse sind  nicht  genügend  sicher,  die  Coefficienten  für  die  Abrechnung 
der  Nichtzuckertheile  sind  ebenfalls  nicht  allgemein  genau  bestimm- 
bar und  gleichmässig;  die  angenommenen  beruhen  auf  Muthmassnng 
und  sind  wahrscheinlich  immer  noch  zu  hoch,  also  für  den  Fiscus 
zu  ungünstig  und  störend  für  gleichmässige  Besteuerung.  Auch 
lassen  sich  künstliche  Beimischungen  von  Nichtzucker- Stoffen 
machen.  Endlich  ist  die  Methode  in  der  Praxis  schwierig  anzu- 
wenden, so  dass  man  sie  auch  deswegen  als  nicht  geeignet  zur 
deiinitiven  Beibehaltung  bezeichnet  hat.  Die  i.  J.  1884  wenigstens 
bei  der  inländischen  Zuckerbesteuerung  erfolgte  Aenderung  ist 
durch  solche  Erwägungen  unterstüzt  worden.  Ein  Fortschritt  war 
es  aber  immerhin,  dass  das  Gesetz  vom  19.  Juli  1880  von  der 
Tarifirung  nach  Classen  zu  derjenigen  nach  dem  wirk- 
lichen Zuckergehalt  auf  Grund  der  characterisirten  sacchari- 
metrischen  Analyse  übergegangen  ist. 

S.  J.  Wolf,  Tüb.  Ztschr.,  B.  38,  S.  318,  r,64,  nach  Ciunniug's  obengenannter 
Schrift.  Das  saccharim  ctrische  Problem  ist  schon  als  wissenschaftliches  ein 
schwieriges,  die  Benutzung  der  saccharinietr.  Methode  für  die  Praxis  vollends  nur 
bedingt  zulässig. 

§.  272.  b)  Die  neue  Besteuerungsmethode.  Die  durch 
das  Gesetz  von  1884  eingeführte  eigentliche  Rü benbesteuening 
ist  natürlich  auch  für  die  ganze  Einrichtung  der  Steuer  von  ent- 
scheidender Bedeutung  geworden.  Die  Saftsteucr  wurde  dadurch 
beseitigt,  zunächst  in  den  abonnirten  Fabriken,  seit  1.  Sept.  1887 
allgemein.  Die  bisherigen  Controlen  konnten  geändert  werden,  an 
ihre  Stelle  trat  eine  um  so  sorgfältigere  Controle  der  Einbringung 
von  Rüben  in  die  Fabrik  und  des  Rübengewichts.    Jene  Controlen 
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hätten  selbst  grossentbeils  fortfallen  köonen.  Ihre  Beibehaltung 
hatte  jedenfalls  bei  strenger  und  folgerichtiger  Durchftihrung  der 
Rtibenstener  in  der  Kegel  keine  direct  fiscalische,  steuertechnische 
BedeutQDg  mehr,  sie  boten  indessen  das  Mittel  zur  Ergänzung  der 
Riibencontrole  und  dienten  ausserdem  zu  statistischen  Ermittlungen, 
welche  auch  für  die  Verwaltung  werthvoll  sind.  Seitdem  dann  die 
zunächst  steuerfreie  Mehrausbeutc  an  Zucker  Ober  das  gesetzliche 
Minimalausbringen  hinaus  wieder,  wenn  auch  nur  zu  einem  massigen 
Satze,  mit  versteuert  und  nach  ihrem  Betrage  die  Quote  des  steuer- 
freien Abgangs  beim  französischen  Colonialzucker  bemessen  wurde 
(S.  674),  war  die  genaue  Ermittlung  des  Betrags  dieser 
Mehrausbeute  wieder  fiscalisch  geboten  und  mussten  dafür  die 
Betriebs-  und  die  Versendungscontrole  wie  bisher  verbleiben. 

Bei  der  neuen  Steuermethode  ist  ferner  die  bei  der  Fabrikat- 
steuer mögliche  einfache  Freilassung  des  zu  exportirenden  Roh- 
zuckers von  der  Steuer  —  er  ging  zu  diesem  Behuf  unter  Begleit- 
schein (acqait-a-caution)  an  das  Grenzzollamt  —  nicht  mehr  aus- 
führbar. Es  muss  vielmehr  eine  AusfuhrvergUtung  auch  für 
den  Rohzucker  festgestellt  werden.  Diese  wird  freilich  hier,  wie 
bei  Raffinade  zu  hoch,  wenn  sie  einfach  gemäss  der  gesetzlichen 
Mioimalausbeute  an  Raffinade  aus  den  Rüben  bestimmt  wird.  Aber 
auch  in  diesem  Falle  setzt  sie  bei  der  Anwendung  auf  Rohzucker 
erst  eine  Umrechnung  des  Steuersatzes  für  raffinirten  auf  den  für 
Rohzucker  voraus.  In  diesen  Fällen,  wie  auch  bei  den  Einfuhr- 
zöllen muss  daher  zur  Feststellung  des  Zuckergehalts,  insbesondere 
der  Rohzucker,  die  saccharimctrische  Untersuchung  bei- 
behalten werden,  wie  das  auch  in  Frankreich  geschehen  ist. 

In  diesen  Puncteii  ist  die  frillicre  Ciesetzgebung  in  Kraft  geblieben,  speciell 
Art.  IS  des  Ges.  v.  JSSO.  S.  die  Tarif bostimmungcii  des  Ges.  v.  1SS4  oben  S.  073. 
Daa  Nähere  der  Controlo  bei  der  Kubensteuer  bestimmt  das  Dccr.  v.  3J.  Juli  1SS4 
[BqU.  XVI,  253,  im  Auszuj?  bei  Wolf,  Finanzarcli.  III,  54),  ergänzt  durch  das  Decr. 
V.  25.  Aog.  lSb7  (Bull.  XXII,  221»).  l>iö  Controle  betriöt  vornemlich  die  Waage - 
ap parate,  die  amtlicli  geprüft,  mit  automatischem  Zählwerk  versehen,  gegen  willkür- 
ijche  Beeinflussungen  geschützt  sein,  zu  dem  Zweck  Einrichtungen,  Schlösser  u.  dgl.  m. 
haben  müssen,  zu  denen  die  Verwaltung  die  Schlüssel  in  der  Hand  hat,  Siegel  an- 
legen darf  u.  s.  w.  (spec.  Vorschriften  im  Decr.  v.  1^S7);  ferner  die  Zugänge  zur 
Waage,  die  gegen  geheimes  Einbringen  von  Rüben  zur  Verarbeitung  geschützt  und 
sjO  beschaffen  sein  müssen,  dass  der  Controlbeamte  von  seinem  Platze  aus  die  Waage 
gut  übersehen  kann.  Die  \'erwiegungen  geschehen  in  Minimalmengen  von  500  Kil., 
die  Beamten  führen  Bucli  darüber,  nach  den  Aufzeichnungen  wird  täglich  die  Fabrik 
gemäss  den  gesetzlichen  KeductionssUtzen  belastet.  Die  Fabrikanten  müssen  mindestens 
1  Monat  vor  Beginn  der  Arbeit  der  Controlbehörde  den  Plan  des  Waageapparatos 
und  der  ganzen  Einrichtung  der  Fabrik  einreichen,  die  Herstellung  der  Waage  muss 
mindestens  1  Monat  vor  Beginn  der  Arbeiten  beendigt  sein,  ohne  vorgängige  Anzeige 
und  Zastimmoug   der  Controlbehörde   darf   weder   an  Waage   noch  Einrichtung  der 
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Fabrik  etwas  verändert  werden.  Die  Fabrikanten  müssen  auch  in  amtlicli  gelieferte 
Kegister  Eintragungen  über  ihre  Operationen,  den  gewonneneu  Zucker,  machen, 
worüber  die  Decrete  das  Eiuzchie  näher  bestimmen.  Die  amtlichen  Inventarisirungeu 
erfolgen  in  der  früheren  Weise.  Die  Belastungen  und  Steuerfreiheiten  bestimmten 
sich  anfangs  aber  nur  nach  den  gesetzlichen  Keductionszid'eni  von  rafHn.  Zucker  auf 
Kuben.  Der  der  Mehrausbeute  über  das  Minimum  hinaus  cntsprecheudo  Zucker  kann 
steuerfrei  versandt  werden,  bezw.  unterliegt  er  jetzt  nur  der  Ergänzungssteucr 
dafür,  sobald  die  Production  die  gesetzliche  Belastung  übersteigt.  Rohzucker  und 
Melasse  können  jetzt  auch  aus  anderen  Fabriken  bezogen  werden.  Bei  den  Ent- 
lastungen erfolgt  die  Umrechnung  der  Rohzucker  auf  Rafßnado  nach  den  Bestimmungen 
des  Ges.  v.  1880,  Art.  18,  also  nach  saccharimetr.  Feststellung  des  Zuckergehalts; 
nach  Ges.  v.  4.  Juli  1S87  werden  Rohzucker  von  mindestens  (>5  und  höchstens  9S% 
zur  Entlastung  der  Conten  für  „zeitweilige  Zulassung'*  nach  dem  Reinergebniss  an 
ralf.  Zucker,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Ges.  v.  1880,  aber  mit  Abrechnung  von 
iVaVo  *^^  „Abgang"  angesetzt.  Der  Zuckergehalt  der  Melasse  ist  vom  Versender 
zu  declariren,  doch  nicht  unter  157o»  wobei  Melassevcrsendungen  an  Destillerieen 
oder  ins  Ausland  anfangs  keine  Entlastung  bedingten.  Nach  Ges.  v.  4.  Juli  ISST, 
Art.  6,  werden  letztere  Versendungen  der  Fabriken,  welche  kein  Osmoseverfahreu 
haben,  mit  14Vo  ^^s  Gewichts  bei  Melassen  von  wenigstens  44 "/o  des  absoluten 
Zuckcrreichthums  zur  Entlastung  gut  geschrieben.  Bei  Melasseversendungen  von  einer 
abonnirteu  Fabrik  au  die  andere  wird  die  Entlastung  beim  Versender  und  die  Be- 
lastung beim  Empfänger  auf  14  Kil.  raÜ'.  Zuckers  für  100  KU.  Melasse  angerechnet. 
Das  Decr.  v.  1887  hat  auch  noch  besondere  Declarationspflichten  für  die  Fabriken, 
welche  das  Osmose  verfahren  anwenden,  eingeführt.  —  Einige  SpecialpHichten 
sind  den  Fabriken  und  Raffinerieen  durch  Ges.  v.  27.  Mai  1887  wegen  der  Erhebung 
des  Steucrzuschlags  für  den  bisher  schon  steuerpflichtigen  und  der  Specialtaxe  des 
bisher  —  als  Ausbeuteüberschuss  u.  s.  w.  —  steuerfreien  Zuckers  auferlegt  worden.  — 
In  den  8  Zuckercolonieen  Guadeloupe,  Martinique  und  R6union  sind  jetzt  auch  eigene 
amtliche  Laboratorien  für  die  Analyse  der  exportirten  Zucker  eingerichtet  (Ges.  vom 
13.  Juli  1880,  Art.  3). 

Bestreitungen  bezüglich  der  richtigen  Veranlagung  der  Zuckersteucr,  daher 
insbesondere  betreffend  die  Menge  und  den  Zuckergehalt,  Seitens  der  Fabrikanten, 
Kaffineure  gehen  wie  in  anderen  ähnlichen  Fällen  der  indirecten  Besteuerung  an  die 
durch  Ges.  v.  27.  Juli  1822  für  solche  Fälle  eingerichtete  Expertencommissiou 
zur  Entscheidung  im  coutradictorischen  Verfahren  (Decr.  v.  27.  März  1852,  Art.  4, 
Regl.  V.  1.  Sept.  1S52,  Art.  20,  Olibo  III.  'AOS\ 

Die  Strafandrohungen  der  früheren  Gesetze  sind  noch  in  Kraft  geblieben. 
Jede  Verletzung  der  Gesetze,  Reglements  u.  s.  w.  ist  mit  1000—5000  Frcs.  und 
Confiscation  der  Zucker,  Synipo,  Melassen,  die  fraudulös  fabricirt,  verhehlt,  fort- 
geschickt sind ,  bedroht ,  im  Wiederholungsfalle  kann  die  Strafe  auf  das  Doppelte 
steigen  (Ges.  v.  1846,  Art.  26,  Decr.  v.  1852,  Art.  7,  Ges.  v.  30.  Dec.  1873,  Art.  3). 
•Nach  d.  Decr.  v.  1S52  kann  auch  bei  mehr-  als  zweimaliger  Straffalligkeit  vom 
Finanzminister  Schluss  der  Fabrik  angeordnet  werden  (ob  noch  geltend?).  Das 
Ges.  V.  4.  Juli  1887,  Art  4,  hat  ausserdem  alle  Manipulationen,  um  die  Waagen  zu 
fälschen  und  über  das  Gewicht  der  verarbeiteten  Rüben  zu  täuschen,  mit  der  doppelten 
Steuer,  welche  auf  diese  Weise  seit  Beginn  der  Campagne  entzogen  werden  konnte, 
und  mit  dem  Vierfachen  im  Wiederholungsfälle,  bedroht.  —  Das  Straf  vor  fahren 
ist  das  allgemeine  bei  den  indirecten  Steuern  (S.  606). 


cc)   Rückblick  und  zur  Kritik. 

In  der  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  und  im  vorausgehenden  Abschnitt 
von  der  Einrichtung  der  Zuckerbestcuerung  sind  die  nöthigen  kritischen  Erörterungen 
bereits  an  den  Orten,  wo  es  der  Zusammenhang  mit  sich  brachte,  grosscnthcils 
eingefügt  worden.  Daher  hier  nur  noch  einige  kritische  Bemerkungen  all- 
gemeiner Art  ilber  den  ganzen  Gang  der  Steuerentwicklung  und  specicll  bloss  noch 
über  die  neugcwählte  Form  der  Rübensteuer.    Auch  hier  wird  die  wichtige  band  eis- 
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politische  Seit6  der  Zucker-Zollfrag«;  und  der  Ausfuhrver^iUungcii  nicht  weiter 
Terfolg^.  S.  darüber  ausser  den  genannten  Schriften  noch  Arne,  6tude  des  tarit's 
de  dooaues,  I,  eh.  18  u.  22  sowie  namentlich  Le.vis,  die  französ.  Ausfuhrprämien, 
Bodh  1S70,  passim  u.  hcs    Abschn.  VII. 

§.  273.  Die  französische  Ziickerbesteuerung  liefert  ein  gutes 
Beispiel  der  ausserordentlichen  Schwierigkeiten  und  völlig  gar  nicht 
za  lösenden  Conflicte;  in  welche  man  in  der  Steuerpolitik  durch 
die  Verqnickung  sich  kreuzender  finanzieller  und 
schntzöllnerischer  Interessen  geräth.  Die  Versuche,  diese 
Interessen  zu  versöhnen,  —  anfangs  besonders  zwischen  Fiscus  und 
fremder  Zuekereinfuhr  einer-,  heimischer  Raffinerie  und  französischen 
Zuckercolonien  andrerseits,  später  zwischen  dem  Fiscus  und  auch 
der  heimischen  Zuckerindustrie  und  wieder  zwischen  letzterer  und 
der  Raffinerie  und  zwischen  Rübenzucker  und  Colonialzucker,  auch 
beiden  letzteren  und  fremdem,  neuerdings  besonders  mitteleuropäischem 
Rübenzucker,  —  durchziehen  wie  ein  rother  Faden  die  Geschichte  der 
Zackersteuer  seit  mehr  denn  70  Jahren  und  bedingten  ihre  ewigen 
Veränderungen,  bald  der  Tarife,  bald  der  Einrichtung,  ohne  dass 
bisher  etwas  Befriedigendes  erreicht  worden  wäre. 

Bald  wurde  das  ilscalisclie  Interesse  zu  sehr  preisgegeben,  wie  jungst  wieder  im 
Gesetz  ron  1884,  und  musste  wohl  oder  übel  eine  Wiedergutmachung  erfolgen,  bald 
machte  sich  das  Interesse  der  Kaffinerie,  der  Colonieen,  der  inländischen  Kohzucker- 
production  mehr  geltend  und  führte  zu  Veränderungen  der  (lesetzgebung,  aber 
niemals  gelang  es,  die  drei  Interessenten  unter  einander  und  den 
Fiscus  mit  ihnen  gleichzeitig  und  genügend  glcichmässig  zu  be- 
friedigen. Ungemein  grosse  Vortheile  wurden  den  Interessenten  öfters  zugeführt, 
auf  Kosten  des  Fiscus  oder  der  Consumcnten,  lang:e  Zeit  hindurch  den  Kafßnerieen, 
meist  auch  den  Oolonieen,  anfangs  und  wieder  neuerdings  den  Kübenzuckerfabriken. 
Die  Einflüsse  auf  die  Vermögens-  und  Einkommensvertheilung,  die  aus  solchen  Ver- 
hältnissen hervorgingen,  haben  sicherlicli  vielfacli  grosse  Bedenken  gehabt.  Dass 
tiann  bei  ungewöhnlich  starker  Begünstigung  eines  Intoressententheils  die  anderen 
Interessenten  und  der  Fiscus  wieder  reagirten,  war  begreiflich,  auch  gut,  aber  ein 
dauernder  genügender  Zustand  und  damit  ein  wahrer  Uahei)unct  kam  doch  nicht 
herbei.  Immer  nur  neue  Verschiebungen  der  Interessenspliären,  welche  als  solche  den 
Keim  zu  abermals  neuen  Veränderungen  in  sicli  trugen. 

Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  dem  gcgenliber  eine  „strict 
freihändlerische"  Politik  auch  rein  vom  finanzpolitischen 
Htandpnncte  aus  günstiger  erscheint,  nicht  nur,  weil  sie  das  fis- 
calische  Interesse  allein  und  strenger  zu  verfolgen  gestattet,  sondern 
w-eil  sie  den  Keim  zu  solchen  beständigen  Umgestaltungen  wegen 
all  dieser  sonstigen  „Rücksichtnahmen"  nicht  in  sich  trägt:  sie  ver- 
ändert sich  in  Tarifen  und  Einrichtung  eben  bloss  nach  finan- 
ziellen Gesichtspuncten.  Die  neuere  britische  Zoll-  und  Accise- 
gescbiehte  zeigt  das,  auch  auf  dem  Gebiete  der  Zuckerindustrie 
(S.  316).    In  Betreff  des  nunmehr  steuerfreien  Zuckers  ist  Gross- 
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britannien  ja  auch  nur  durch  die  continentale  Politik  der  Zucker- 
Ausfuhrprämien  in  neue  Schwierigkeiten  geratben,  weil  seine 
Raffinerie  unter  diesen  Verhältnissen  leidet  (S.  317). 

Damit  soll  die  protectionistische  Politik  weder  im  AUge- 
gemeinen  noch  speciell  auf  diesem  Gebiete  kurzweg  abgewiesen 
werden.  Es  mögen  zwingende  Gründe  für  sie  sprechen.  Ob  freilich 
1884  in  Frankreich?  Aber  man  muss  dann  nur  die  Consequenzen 
klar  erkennen  und  tragen:  sie  liegen  in  der  geschilderten ,  nicht 
zufälligen,  sondern  unvermeidlichen  beständigen  Ver- 
änderungsbedUrftigkeit  der  Gesetzgebung.  Eine  alle 
Interessen  der  verschiedenen  Productionskreise  und  des  Fiscus  eud- 
giltig  befriedigende  Gesetzgebung  ist  nicht  möglich.  Dies  Problem 
ist  als  solches  eben  ein  unlösbares.  Neue  Veränderungen 
der  ökonomischen  und  technischen  Productions-,  der  Bezugs-  und 
Absatzverhältnisse  im  In-  und  Ausland  bedingen  immer  wieder 
„Veränderungen  der  Rechtsordnung",  —  hier  der  Steuer- 
gesetzgebung. Bei  der  einen  Steuermethode  mehr  als  bei  der 
anderen,  bei  der  Rttbensteuer  mehr  als  bei  der  Fabrikatsteuer,  aber 
auch  bei  dieser. 

Das  Alles  will  daher  sehr  bedacht  sein,  wenn  man  mit  einer 
einmal  finanzpolitisch  gebotenen  solchen  Verbrauchssteuer,  wie  der 
hier  besprochenen,  protectionistische  Gesichtspuncte  verbinden  will. 

Die  Conflicte,  welche  dann  aber  ebenfalls  unvermeidlich  und 
streng  folgerichtig  daraus  entstehen,  dass  verschiedene  Staaten 
eine  ähnliche  protectionistische  Politik  verfolgen,  zeigen 
sich  in  der  Zuckersteuerfrage  auch  einmal  in  besonders  drastischer 
Weise.  Daher  die  wiederholten  Bestrebungen,  gerade  auf  diesem 
Gebiete  „internationale"  Conventionen  abzuschliessen,  wie 
jüngst  die  neue  von  1888,  theils  im  fiscalischen  Interesse  aller 
Betheiligten,  theils  um  „die  internationale  Concurrenz  auf  ihre 
'natürliche'  Grundlage  zurückzuführen".  Da  aber  hier  einmal 
scharfe  Interessenconflicte  der  verschiedenen  „Volkswirthschaften" 
und  damit  wieder  der  Völker  vorliegen,  werden  auch  solche  Con- 
ventionen,  so  berechtigt  sie  an  sich  sind,  vielleicht  nicht  einen 
dauernden.  Alle  befriedigenden  Zustand  herbeiführen. 

Wie  viel  schwieriger  sind  aber  nach  den  gegebenen  Verhält- 
nissen, bei  der  beständigen  Veränderung  der  ökonomischen,  tech- 
nischen, rechtlichen  Bedingungen  der  Production  und  des  Absatzes, 
alle  modernen  Steuerprobleme  als  die  früheren!  Wie  fehlen  so  voll 
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ständig  die  Analogieen  zwischen  jetzt  uud  ehemals!  Uns  immer 
wieder  ein  Beleg  für  unsere  Auffassung  der  bloss  bedingten 
Bedeutung  der  älteren  Finanz-  und  Steuer gcschichte  —  d.  b. 
derjenigen  vor  dem  19.  Jahrhundert  —  für  die  Theorie  und  Praxis 
des  Finanzwesens  (Fin.  I,  §.  12,  18,  III,  §.  1,  2,  §.  90). 

Speciell  die  Einftthrung  der  „Rüben Steuer"  an  Stelle  der 
bisherigen  „Fabrikatsteuer*',  einer  rohen  RohstoflF-Steuerform 
an  Stelle  dieser  mit  Recht  als  immerhin  wesentlich  „rationeller" 
geltenden  Steuermethode  ist  auch  ein  beachtenswerthes  Beispiel 
dafür,  wie  bei  der  Einrichtung  solcher  Steuern  andere  als  „rationelle" 
theoretische  und  practische  Erwägungen,  auch  als  handgreifliche 
fiscalische  Interessen  mitunter  den  Ausschlag  geben,  selbst  in  einem 
Lande,  wo  letztere  Interessen  so  schwer  wiegen  müssen  und  — 
zur  Ehre  der  Franzosen  sei  es  gesagt  —  unter  allen  Verfassungs- 
und Regierungsformen  zur  Anerkennung  kommen.  Bei  der  gedachten 
Massregel  von  1884  entschied  wieder  einmal  —  zumeist  die  Eifer- 
sucht auf  Deutschland! 

Die  Rttbensteuer  als  Besteuerungsmethode  hat  den  unvermeid- 
lichen Nachtheil,  die  Qualität  der  Rüben  nicht  zu  berücksichtigen, 
Prämien  an  Gegenden  mit  nach  Naturverhältnissen  zuckerreicheren 
Rüben  zu  geben,  die  Technik  und  demgemäss  die  Production  in 
einseitige,  forcirte,  zum  Theil  unökonomische  Entwicklung  zu  treiben, 
den  Grossbetrieb  besonders  zu  begünstigen,  —  eine  Folge,  welche 
wieder  mit  so  vielen  volkswirthschaftlichen ,  socialpolitischen  und 
schliesslich  politischen  Bedenken  verbunden  ist.  Sie  führt  weiter 
daza,  die  Steuerlast  und  die  Productionsvortheile  ^o  ungleich- 
massig  zu  vertheilen,  die  Ausfuhrprämien  wieder  mehr  hervortreten 
zu  lassen  und  noch  schwerer  abstellbar  zu  machen.  Schon  in  den 
wenigen  Jahren  des  Bestehens  der  neuen  Steuermethode  zeigen  sich 
alle  diese  vorauszusehenden  Wirkungen  aufs  Deutlichste  und  sie 
werden  noch  mehr  hervortreten,  wenn  nicht  eine  angemessene  Er- 
höhung der  Verbrauchssteuer  für  die  „Mehrausbeuten"  bald  eintreten 
und  ausgleichend  einwirken  sollte. 

In  Frankreich  zeigen  sich  aber  auch  noch  specifische  Uebel- 
ständCy  welche  nicht  der  Rübenstcuer  als  solcher,  sondern  dem 
Wechsel  in  der  Bcsteucrungsmethode  zuzuschreiben  sind. 
„Die  Rübensteuer  ist  eben  keine  Steuerform  für  eine  alte  Industrie, 
die  ihre  Standorte  nach  Gesichtspuncten  gewählt  hat,  die  der  Rüben- 
Steuer  fremd  sind  und  mit  ihr  hinfällig  werden",   sagt  mit  Recht 
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J.  Wolf  im  Finanzarchiv.  Die  Verschiebung  der  Standorte 
hat  schon  begonnen  und  bringt  wiederum  für  die  Einen  ^^unver- 
schuldete  Verluste",  für  die  Andern  „unverdiente  Gewinne".  Ein 
neuer   Beleg    für    die   Allmacht    der    Conjuncturen    (Grundlegung 

ij.  76  ff.)- 

Aber  Alles  das  will  nichts  besagen.  Eines  erreicht  Frankreich 
jedenfalls,  es  entgeht  der  entsetzlichen  Gefahr,  —  „preussischen" 
Zucker  essen  zu  müssen! 


A.    Die  neueren  kleineren  inneren  Verbrauchssteuern. 

Die  Einrichtung  und  das  einzelne  Stcuc rtcchnische  und  Adiuini- 
btrative  dieser  Steuern,  wie  Liccnzpflich  t,  Ucberwachnng  (Exercice)  u.  s.  w., 
nach  den  üblichen  Normen  des  französ.  Vcrwaltungsrechls  der  indircctcn  Steuern,  wie 
es  bei  den  Getränkestcuern,  der  Salz-  und  Zuckersteuer  dargestellt  worden  ist.  Deshalb 
wird  darauf  im  Folgenden  nicht  näher  eingegangen. 


aaj    Im  Allgemeinen. 

§.  274.  Die  hier  zu  besprechenden  inneren  Verbrauchssteuern 
auf  Mineralöl,  andereOele,  Stearin  undKerzcn,  Essig 
und  Essigsäure,  Dynamit  und  Nitroglycerin  sind,  ebenso 
wie  die  später  noch  darzustellenden,  mittlerweile  wieder  aufgehobenen 
auf  Papier,  Seife,  Cichorien  alle  nach  dem  Kriege  von  1870 
bis  1871  in  den  damaligen  Finanznöthen  und  in  der  Verfolgung  der 
eingeschlagenen  Steuerpolitik  eingeführt  worden.  Die  verwandte 
Zun  dh()lz  eben  Steuer  gehörte  anfangs  auch  hierher,  ist  dann  aber 
bald  in  ein  Monopol  verwandelt  worden.  Sie  traten  zum  Theil 
ergänzend  zu  den  bereits  bestehenden  und  damals  erhöhten  Ein- 
fuhrzöllen, so  speciell  die  Mineralölsteuer.  Einige  dieser 
Abgaben  hatten  schon  im  Ancien  regime  bestanden,  so  die  Steuer 
auf  andere  Oele,  auf  Seife  und  Papier,  erstere  auch  wieder 
eine  Zeit  lang  nach  1815  (1817 — 1822).  Einzeln  im  Ertrag,  gegen- 
über den  grossen  indirecten  Hauptsteuern,  keine  von  hervorragender 
Bedeutung,  sind  sie  doch  in  ihrer  Gesammtheit  immerhin  finanziell 
kein  ganz  unerhebliches  Object  des  französischen  Budgets  gewesen 
und  selbst  nach  der  Beseitigung  der  drei  genannten,  mit  ertrag- 
reichsten und  nach  Modification  der  Steuer  auf  vegetabilische  Oele, 
haben  sie  die  finanzielle  Wichtigkeit  nicht  ganz  verloren. 

Sie  bilden  ■—  wie  ähnliche  Vorgänge  in  Nordamerika  während 
des  dortigen   lUirgerkriegs  —  ein  characteristisches  Beispiel,   wie 
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derartige,  lästige,  sogar  kleinliche  und  einzeln,  wie  gesagt,  selbst 
finanziell  unbedeutende  Steuern,  trotz  aller  prineipieller,  steuer- 
politischer und  practischer  steuertechnischer  Bedenken  und  trotz 
ihrer  UnpopnlaritUt  aus  frtlheren  Zeiten  her,  in  schweren  Finanz- 
krisen gerne  auftauchen,  namentlich,  wenn  sie  sich  in  ihrer  Ein- 
richtang  an  andere  analoge  Steuern  ansohlicsscn.  Bcgrciilich,  dass 
dann  aber  bei  einer  Besserung  der  Finanzlage  solche  Steuern  ebenso 
gern  bald  wieder  beseitigt  werden,  früher  als  andere  von  grösserer 
finanzieller  Bedeutung  und  vielleicht  steuerpolitisch  bedenklichere 
und  selbst  früher,  als  letztere  eine  Ermässigung  erfahren.  So  ist 
es  aach  in  Frankreich  gegangen:  Aufhebung  der  Seifen-  und 
Cichoriensteuem ,  ertragvermindernde  Aenderung  der  Steuer  auf 
vegetabilische  Oele  mit  Aussicht  auf  völlige  Beseitigung  derselben 
schon  1878,  Beseitigung  der  Papiersteuer  1885  —  1886. 

Endgiltig  verbleiben  dagegen  solche  Steuern,  welche  sich  er- 
gänzend an  andere  Hauptsteuern  anschliessen  und  deren  Einführung 
daher  eine  Lücke  im  Steuerrecht  ausfüllte,  wie  die  Essigsteuer  und 
die  Dynamitsteuer,  bei  welcher  letzteren  auch  noch  besondere  Gründe 
für  die  Besteuerung  wegen  der  durch  diese  erleichterten  sicherheits- 
polizeilichen Ueberwachung  mitsprechen.  Nur  die  Stearin-  und 
Kerzensteuer  und  die  Zündhölzchensteuer  sind  bisher  aus  rein 
finanziellen  Gründen  erhalten  worden. 

Ob  nicht  auch  sie  wieder  verschwinden  werden,  ist  aber  immer- 
bin nicht  unwahrscheinlich,  obwohl  bei  der  ZündhcUzchensteuer 
die  Monopolform  in  dieser  Hinsicht  ein  besonderes  llenimniss  bilden 
könnte,  nachdem  man  einmal  die  Privatfabriken  seiner  Zeit  expro- 
priirt  hat.  Aber  die  geringfügige  Ertragsfahigkeit  solcher  Steuern, 
die  Belästigung  von  Production  und  Verkehr  durch  sie,  die  überall 
sieb  geltend  machende  Tendenz,  die  innere  indirecte  Vcrbrauchs- 
bestenerung  auf  einige  wichtige  Hauptartikel  zu  concentriren,  aber 
schon  aus  verkehrspolitischen  Gründen  auch  zu  beschränken  — 
was  erst  in  unserer  Zeit  möglich,  weil  iiscalisch  genügend  ergiebig 
geworden  ist,  im  Unterschied  zu  den  Consum Verhältnissen  des 
vorigen  und  noch  des  Beginns  dieses  Jahrhunderts  — ,  Alles  dies 
macht  es  nöthig  und  daher  wahrscheinlich,  dass  solche  kleine  „Ver- 
legenheitssteuern^'  nach  AufhiJrcn  ihrer  Ursache  auch  selbst  nach 
kurz  oder  lang  wieder  aufhchen. 


090        6.  B.   2.  K.   Steucneclit.    1.  H.-A.    2.  A.   Frankreich.   §.  274,  275. 

Die  Erträge  der  noch  liestehcnden  und  der  wieder  aafgehobenen  Steaem  sind 
folgende  gewesen  (Faure  p.  120,  130,  Ball.  XXIII,  .*IOG)  in  1000  Frcs. 

1S72  1875  1S76  187S  1880  18S<) 
Noch  bestehend: 

1.  Mineralöl 154  203  86  144  85  30 

2.  Andere  Oele —  5,785  5,338  5,939  3,370  2,555 

3.  Stearin  und  Kerzen    ....  —  6,471  7,251  7,397  7,925  8,7Hi 

4.  Essig  n.  s.  w —  1,152  2,004  2,104  2,440  2,93:; 

5.  Dynamit  u.  s.  w.    .     .     .  ^  ^  —  —  203  396  983  796 

Zusammen  1—5  .     .   ^      _      154     13,611     14,882     15,980     14,803     15,036 

Aufgehoben: 

6.  Papier 9.812  11,651  13,180     14,855  16,866         — 

7.  Cichorie 2,507  5,113  5,363       5,116  —            — 

8.  Seife —  5,785  6,171 1,308         -- — 

Zusammen  6— ^  -     -    _  •  _12^1-'     22,549     24,714     21,279  J6,366  _  — 
Summe  1—S  .     .     .     .     .     12,473     36,160     39.596     37^259_31J69'   loVO'^r. 

9.  Zündhölzchen    .....     .       5.924 16.589     16J68     16,033     16,067 17,0 10 

Summe  1—9  .     .     .  ~  ".     18,397     52^749 "T5,764     53,292     47,236     32,046 

Das  Maximum  des  Ertrags  war  1876  und  1877  mit  c.  56 — 57  Mill.  Frcs. 
erreicht,  etwa  4.4%  ^cr  damaligen  gesammten  indirccten  Verbrau chssteoem  (mit 
Monopolen  und  Zöllen);  immerhin  nur  14%  der  damaligen  Getninkesteuem,  17 — 18% 
des  Tabakmonopol-Ertrags,  31%  des  Zuckersteuerertrags,  28%  des  Zollertrags.  Durch 
einige  Mehrbelastung  dieser  Hauptsteuern  hätte  man  daher  wohl  auch  damals  diese 
lästigen  kleinen  neuen  Steuern  entbehrlich  machen  können.  Aber  die  Einfuhrung 
der  letzteren  hat  die  Steuerbelastung  der  Bevölkerung  wenigstens  etwas  allgemeiner 
und  gleichmässigcr  vertheilt,  was  bei  der  enormen  indirecten  Besteuerung  und  deren 
rascher  und  grosser  Steigerung  nach  dem  Kriege  doch  wohl  die  richtigere  Steuer- 
politik war. 

bb)  Die  einzelnen  noch  bestehenden  neueren  kleineren  inneren 

Verbrauchssteuern. 

Mineralöl,  andere   Oele,  Stearin   und  Kerzen,  Essig  und  Essigsäure,  Dynamit   und 

Nitroglycerin. 

Die  S.  418  hier  mitgenannte  Papiersteuer  ist,  als  aufgehoben,  unten  bei  rc) 
eingereiht  (§.  2S0). 

aa)  MineraTölsteuer. 

Gesetzgebung.  Gesetz  v.  16.  Sept.  1871,  Art.  5  (auch  Art.  5  des  Ges.  vom 
4.  Sept.  1871,  betr.  Declarationspflichten  und  Strafen),  Reglem.  dazu  v.  22.  Dec.  1871 
(Olibo  III,  406).  Ges.  v.  29.  Dec.  1873.  Ueber  den  iinanziell  viel  wichtigeren 
Einfuhrzoll  von  fremdem  Petroleum  die  Tarifgesetze  (bes.  nach  dem  Kriege. 
so  fles.  V.  8.  Juli  1871,  Art.  17  u.  Ges.  v.  30.  Dec.  1873,  Art.  4);  einzelne  Bestimmungen 
in  Finanzgesetzen  (Budgets)  so  f.  1888  (Block,  suppl.  1888,  p.  334). 

Literatur.  Vignes  1,  148 — 151:  Block,  dict.,  Art.  huiles  mineralcs; 
Olibo  III,  401-470;  Mathieu-Bodct  I,  54,  240;  Amagat  p.  349,  378.  — 
Tarif  Bull.  XVI,  533.  —  Statistik  s.  oben,  Faure  p.  120;  im  Bull,  in  den 
Jahresberichten  der  Directioncn  der  indirecten  Steuern  und  der  Zölle. 

§.  275.  Die  Besteuerung  des  iDländischen  Steinöls  u.  dgl. 
ist  principiell  steuerpolitisch  neben  einem  Pctroleurazoll,  zumal  einem 
hohen,  an   sich  folgerichtig.     Sie  fand   in  Frankreich   denn   auch 
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anmittelbar  nach  der  starken  Erhöhung  dieses  Zolls  nach  dem  Kriege 
statt  Bei  der  unbedeutenden  heimischen  Gewinnung  und  der  Ueber- 
legenheit  des  amerikanischen  Petroleums  war  die  Steuer  indessen 
practisch  und  finanziell  immer  unwichtig  und  hat  in  den .  letzten 
Jahren  noch  mehr  an  Bedeutung  verloren.  Ihre  Aufhebung  würde 
daher  wohl^  ähnlich  wie  in  anderen  Fällen,  wo  eine  unerhebliche 
und  keiner  wesentlichen  Ausdehnung  fähige  innere  Gewinnung  eines 
beim  Eingang  aus  dem  Auslande  besteuerten  Artikels  steuerfrei  ge- 
lassen wird,  kaum  fiscalische  Bedenken  haben  und  den  Petroleum- 
zoll nicht  einmal  partiell  aus  einem  Finanzzoll  zu  einem  Schutz- 
zoll machen. 

Die  Steuer  war  anfänglich  nur  nach  rohem,  gereinigtem  üel 
und  Essenz  abgestuft;  seit  1874  ist  sie  es  auch  nach  dem  Dichtig- 
keitsgrad, bezw.  der  Leuchtkraft  des  Steinöls.  Einrichtung,  Steuer- 
technik und  Verwaltung  sind  die  gewöhnlichen. 

Die  Sätze  des  Ges.  v.  16.  Sept.  1871  Art.  5  sind  für  die  3  gen.  Qualitäten  5, 
8  und  10  Frcs.  für  100  Kil.  im  Principal.  Die  kurz  zuvor  durch  Ges.  v.  8.  Juli  1871 
erhöhten  Zollsätze  waren  viel  höher,  nämlich  fUr  rohes  Petroleum  von  aussereurop. 
Ländern  20,  von  anderswo  25  Frcs.,  gereinigtes  32  und  37,  Essenz  40  und  45  Frcs. 
für  100  Kil.  gewesen.  In  Folge  Handelsvertrags  mit  (irossbritannien  wurden  die  — 
lenchtkräftigeren  —  von  dort  eingeführten  Oelo  von  1874  an  den  französischen  gleich- 
gestellt, was  den  Anlass  gab,  die  innere  Steuer  auf  alle  zur  Beleuchtung  geeignete 
Mineralöle  nach  Dichtigkeit  und  Leuchtkraft  abzustufen  (Ges.  v.  29.  Dec.  1 873 :  Essenz 
von  700°  Dichtigkeit  und  darunter  bei  Temperatur  von  15^  für  100  Kil.  44.50  Frcs.; 
raff.  Oel  von  800«  und  darüber  34.50  Frcs.,  dasselbe  unter  800**  für  jeden  Grad 
weniger  10  Cent,  mehr;  rohes  Oel  für  jedes  Kil.  reines  von  800 •  bei  15°  Temperatur 
22  Cent.,  dgl.  für  jedes  Kil.  Essenz  von  700®  32  Cent.).  Diese  Sätze  stehen  noch  in 
Geltung  (ohne  Zuschlag).  Anwendung  lindet  sogut  wie  ausschliesslich  der  Satz  von 
rohem  Oel  zu  22  Gent.  (18^6  kam  darauf  der  ganze  Steuerertrag  bis  auf  —  3  Frcs., 
welche  für  raff.  Oel  zn  34.50  Frcs.  per  Kil.  eingingen).  Der  Z  oll  wurde  im  Tarifges. 
V.  26.  Juli  1872  auf  32  und  37  Frcs.  für  rohes  Oel  von  aussereuropäischen  Ländern 
und  von  anderswoher,  auf  52  und  57  Frcs.  für  raff.  Oel  und  Essenz  erhöht;  Einfuhr 
nur  über  bestimmte  Zollämter  zugelassen  (Decr.  v.  30.  Dec.  1873,  Dejean  p.  361); 
Tara  ist  18  und  19  %  (Decr.  v.  12.  Apr.  1872).  Diese  Sätze  wurden  nach  Aufhebung 
des  Ges.  v.  26.  Juli  lb72  wieder  durch  Ges.  v.  30.  Dec.  1873,  Art  4  nach  dem 
Dichtigkeitsgrad  abgestuft  und  dadurch  etwas  verändert,  aber  verblieben  im  Wesent- 
lichen in  dieser  Höhe,  mit  Ermässigungen  nur  in  den  Vertragstarifen.  Erst  der  Tarif 
von  18S1  ging  erheblich  herab,  auf  Ib  Frcs.  für  rohes  und  25  Frcs.  für  raff.  Oel  und 
Essenz.  Der  Zollertrag  war  187()— SO  jährlich  19.1,  1883—87  25.4  Mill.  Frcs.,  also 
der  Ertrag  der  Innern  Steuer  (S.  690)  davon  neuerdings  nicht  mehr  ^/^  %•  ^io  Zahl 
der  Fabriken  war  in  den  letzten  Jahren  11,  vor  1882  18 — 19.  Der  grosse  Control- 
apparat  des  Decrets  v.  22.  Dec.  1871  erscheint  gegenüber  solchen  kleinen  Productions- 
verhältnissen  vollends  übermässig. 

i^fi)    Steuer  auf  andere  Oele. 

Gesetzgebung.  Gesetz  v.  31.  Dec.  1ST3  Art.  4  IF.,  durch  welches  eine  Reihe 
von  Artikeln  des  aufgehoben  gewesenen  alten  Oelsteucr-Gesetzos  v.  25.  März  1817 
aber  die  Einrichtung  der  Erhebung  der  Steuer  wieder  in  Kraft  gesetzt  wurden.  Ges. 
r.  22.  Dec.  1878  (über  die  Feststellung  der  Einnahmen  für  1879)  Art.  3—0.  Die 
Einfuhrzölle  in  den  Tarifen. 
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J.iteratur.  Stourui  II,  106.  —  VignesI,  p.  151 — 154;  Block,  dict.,  Art. 
hniles,  suppl.  gciu  r.- dgl.;  01i))o  III,  441 — 460  (auch  Abdruck  der  wieder  geltenden 
Artikel  des  des.  v.  1S17).  —  Mathieu-Bodet  l,  241;  Amagat  p.  350.  —  Tarif 
Bull.  XVI,  583.  — Statistik  o.  S.690;  Faur  p.  120;  im  Bull,  in  den  JaLresberirliten 
der  Direction  d(;r  indirecten  Steuern.     Statistik  <ler  U«*berwachung  Bull.  XX,  r»00. 

§.  27().  Unter  „anderen"  Oelen  sind  Oele  jeder  Art,  mit 
Ausnahme  der  Mineralöle,  daher  vegetabilische  wie  animalische  zu 
verstehen.  Die  Hauptsache  bilden  die  Oliven- Speiseöle.  Die 
Einführung  dieser  Steuer  characterisirt  sich  als  Wiederein- 
führung der  älteren  von  1817  (Gesetz  vom  25.  März)  mit  Ver- 
änderungen und  einem  niedrigeren  Tarif. 

Diese  Steuer  von  1^17  war  auf  Orte  über  2000  Einwohner  beschränkt  gewesen, 
hatte  den  Tarif  nach  Orts«lassen  und  na«h  Sätzen  für  Olivenöl  und  anderes  Oel,  für 
ersteres  in  doppelter  lliihe  unterschieden  (p.  Hectol.  14 — 40  und  7 — 20  Frcs.),  in 
einigen  südlichen  Departements  galt  letzterer  .niedrigere  Satz  auch  für  Oiivenftl.  Auf- 
hebung durch  Ges.  v.   17.  Aug.  Is22. 

Die  Steuer  fand  vom  Standpunct  des  landwirthschaftlichen 
Interesses  und  weil  sie  ein  in  manchen  Gegenden  wichtiges  Lebens- 
mittel treffe,  Opposition,  drang  aber  in  der  durch  den  Finanzbedarf 
gegebenen  Lage  doch  durch.  Sie  wurde  jetzt  jedoch  für  alle  Oele 
auf  denselben  Satz  und  gleichmässig  für  das  ganze  Staatsgebiet, 
übrigens  mit  einem  erheblich  niedrigeren,  nach  Ortsclassen  abge- 
stuften Tarif  als  1817,  gestellt  und  auf  Orte  über  400()  Einwohner 
beschränkt. 

Die  Steuer  ist  daher  eine  „Eingangs ab  gäbe"  in  Städten,  ähnlich  wie  die 
l)ctreflendo  Weinsteuer  (S.  636),  deren  Modalitäten  der  Einrichtung  und  Erhebung 
auch  im  Wesentlichen  auf  sie  tibertragen  worden  sind  (Ges.  v.  31.  Dec.  1S73).  Der 
Tarif  für  100  Kil.  in  5  Ortsclassen  6—12  Frcs.  (4—10,000  Einw.  6,  über  100,000  Einw. 
1 2  Frcs.)  im  Principal.  Steuerpflichtig  ist  in  den  Ort  eingeführtes  und  im  Orte  selbst 
fabri«irtes  Oel.  Steuerfrei  das  Oel,  welches  den  Industrieen  als  Rohstoff  und  Schmier- 
material für  Maschinen  dient,  unter  Sicherstellung  und  Einrichtung  von  Entrep'ts. 
Fabrikanten  und  Händler  (mit  Oel-Entrepots)  sind  licenzpllirhtig  und  unterliegen  der 
Uebcrwachung  (Exerrice).  Das  Nähere  über  Einrichtung,  Controle,  Erhebung  der 
Steuer,  über  Declarationen  der  Transporte,  Controle  derselben  u.  s.  w.,  im  Ges.  von 
1S17  Art.  90 — 106,  in  Allem  ähnlirh  wie  bei  Wein.  Strafen,  Contisration  der  Oele 
und  200 — 1000  Frrs.  Busse  bei  Contravcntionen ,  in  schwereren  Fällen  höhere  Geld- 
strafe und  Freiheitsstrafe  (Ges.  v.  1S73  Art.  6).  —  Die  von  der  Steuer  betroffenen 
Gemeinden  haben  das  Kecht,  mit  dem  Fiscus  Abonnements  an  Stelle  der  specicUeu 
Erhebung  abzuschliesscn,  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Ges.  ?.  28.  Apr.  1S16 
Art.  7.S — 75  (Olibo  III,  ihi\ .  Gnindsätze  dafür).  Der  Ertrag  der  Steuer  stieg  bis 
1S78  auf  fast  6  Mill.  Frcs.  Zahl  der  Uberwarhten  Fabrikanten  1S79  22S,  Händler 
mit  Entrepota  1899. 

Die  Unpopularität  der  Steuer,  ihre  principiellen  steuerpolitischen 
Bedenken,  führten  bei  verbesserter  Finanzlage  bald  zu  ihrer  wesent- 
lichen Einschränkung,  principiell  eigentlich  zu  ihrer  Aufhebung 
als  Staatssteuer. 
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Das  Gesetz  t.  22.  Dec.  187S  bestimmte  nämlich  von  Anfang  1S79  an  diese  Auf- 
hebong:  in  allen  bisher  steuerpflichtigen  Orten,  wo  kein  Octroi  auf  diese  Ocle  er- 
hoben werde.  Beibehalten  blieb  die  Steuer  nur  in  den  Orten  tlber  4000  Einwohner, 
welche  ein  Oel-Octroi  hatten  und  festhalten  wollten.  Danach  steht  es  seitdem  in  der 
Hand  der  Monicipalräthe,  ob  ihre  Ortschaft  von  der  Staatssteuer  auf  Oel  befreit 
werden  soll,  was  dann  die  Aufhebung  aoch  der  Gemeindesteuer  darauf  bedingt.  In 
Folge  dieser  Bestimmung  hat  die  Zahl  der  Orte  mit  Oelsteuer  stark  abgenommen,  im 
J.  ISTü  allein  um  219  und  seitdem  weiter  jährlich  in  einigen  Fällen,  entsprechend 
die  Zahl  der  aberwachten  Fabrikanten  und  Händler  (schon  ISSl  nur  noch  176  und 
690,  1S85  61  und  730,  1887  84  und  S51).  Orte,  welche  die  Oelsteuer  behalten  oder 
neu  einfahren,  können  mit  dem  Fiscns  einen  Vertrag  schliessen,  wonach  sie,  unter 
crent  Erhöhung  ihres  Octroisatzes  auf  das  Doppelte,  an  den  Staat  den  Betrag  als 
Paüschsumme  entrichten,  den  der  Staat  im  Durchschnitt  der  2  letzten  Jahre  der 
eigenen  Besteuerung  bezogen  hat,  doch  soll  dieser  Betrag  den  eigenen  Octroiertrag 
nicht  übersteigen.  Im  Uebrigen  bleiben  die  Erhebungsformen  des  Ges.  v.  1873  in 
Kraft  (Näheres  Über  d.  Ausfahrung  des  Ges.  v.  1878  bei  Olibo  III,  445  ff.)  Die 
seit  1879  eingetretene  Ertragsabnahmo  der  Staatssteuer  erklärt  sich  auf  diese  Weise 
(S.  690).  Im  J.  1886  kam  der  Ertrag  von  2,555,000  Frcs.  fUr  den  Staat  auf 
214,748  metr.  Gentner,  also  100  Kil.  waren  nur  mit  2.18  Frcs.  belastet.  Der  Ein- 
irangszoll  war  für  reine  Olivenöle  bis  18S1  3.12  Frcs.,  seitdem  4.50,  Yertragstarif 
4.50,  Zollertrag  von  diesen  Oelen  lbS3 — S7  jährlich  0.66  Mill.  Frcs.  Bei  diesen,  wie 
bei  anderen  ausländischen  Oelen  tritt  beim  Eingang  in  steuerpflichtige  Orte  die  innere 
Steuer  noch  hinzu. 


yy)  Steuer  auf  Stearin  und  Kerzen. 

Gesetzgebung.  Einfuhrungs-Gesctz  v.  30.  Dec.  1873,  Art.  9 — 17.  Keglern. 
T.  S.  Jan.  1874. 

Literatur.  Vignes  I,  172 — 174;  Block,  dict.,  Art.  Stearine;  Say,  dict., 
Art.  acide  st^arique  und  bougies;  Olibo  III,  p.  426  —  442;  v.  Kaufmann, 
S.  449— 451;  Mathieu-Bodet  I,  240;  Amagat  p.  172,  349.  —  Tarif  Bull.  XVI, 
534  (auch  Tarif  der  Vignetten).  —  Statistik  o.  S.  690.  Faure  p.  120;  im  Bull,  in 
den  Jahresberichten  der  indir.  Steuern;  auch  XX,  600. 

§.  277.  Auch  diese  Steuer  verdankt  lediglich  der  Finanzlage 
im  Jahre  1873  ihre  Einführung  und  ist  damals  ohne  Debatte  ge- 
nehmigt worden.  Auch  ihre  Beibehaltung  bis  jetzt  hat  keine 
Schwierigkeiten  gefunden.  Neben  Petroleumsteuer  und  Zoll  ist  sie  auch 
stenerpolitisch  wohl  haltbar  und  durch  die  Freilassung  der  Talg- 
lichter einem  nahe  liegenden  Bedenken  weniger  ausgesetzt.  Folge- 
richtig wäre  allerdings  bei  dieser  Besteuerung  der  besseren  Be- 
leachtangsmittel  eine  Staatssteuer  auf  Gas  und  electrisches  Licht. 
Die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  sind  freilich  Ver- 
kehrs- und  fabrikationsbelästigend,  indessen  nicht  schlimmer  als  bei 
anderen  französichen  inneren  Verbrauchssteuern.  Sie  erfolgen  im 
Allgemeinen  in  der  bei  letzteren  üblichen  Weise  (Licenzen,  Decla- 
rationen,  Exercice,  Circulationscontrole  u.  s.  w.).  Eine  beachtens- 
werthe  stenertechnische  Eigenthümlichkeit  besteht  darin,  dass  die 
Kerzen  nur  in  geschlossenen  Paeketen  von  bestimmtem 
Gewicht  und  versehen  mit  vorschriftmässigen  Vignetten, 
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welche  von  der  VerwaltUDg  gegen  den  Betrag  des  Steuersatzes  ge- 
liefert werden,  aus  der  Fabrik  herausgehen,  ausgelegt 
und  verkauft  werden  dürfen:  also  die  Benutzung  des  Stempels 
zur  Erhebung  einer  Verbrauchssteuer,  wie  bei  der  russischen  und 
amerikanischen  Tabaksteuer. 

Das  Stouerobject  ist  Stearinsäure  (acidc  stcarique)  und  alle  Mischungen  von 
Wachs  u.  s.  w.  im  Zustand  von  Lichtern  oder  Kerzen  (Wachskerzen).  Für 
andere  Verwendungen  sind  diese  Stoffe  steuerfrei.  Der  unverändert  gebliebene 
Steuersatz  ist,  mit  2  Decimen,  30  Frcs.  f.  100  Kil.,  die  regelmässigen  Packete,  nach 
Lichtsorten  verschieden,  zu  500  und  1000  Gramm,  auch  zu  200,  danach  Satz  der 
Vignette  15,  30  und  6  Cent.  Ins  Ausland  gehende  Lichte  sind  steuerfrei,  was  nicht 
mittelst  Steuerrückzahlung,  sondern  nur  mittelst  Abschreibung  auf  die  Belastungen  der 
Fabrik,  gewöhnlich  in  der  Form  des  NichtUberziehens  der  Packete  mit  Vignetten  aus- 
geführt wird,  wo  dann  die  Sendungen  mit  acquit-ä-caution  ans  Grenzzollamt  gehen. 
S.  das  Einzelne  bes.  bei  Olibo.  —  Das  Ges.  v.  30.  Dec.  1873  hat  gleichzeitig  den 
Einfuhrzoll  von  Stearinsäure  auf  5^0  vom  Wertli  und  von  Kerzen  jeder  Art  auf 
lOVo  gestellt,  wozu  auch  hier  letzteren  Falls  die  innere  Steuer  noch  hinzutritt.  Im 
Tarif  v.  1S81  sind  die  Sätze  bez.  10  und  19  Frcs.  für  100  Frcs.  —  Die  Fabrikanten 
haben  20  Frcs.  jähr).  Licenztaxe  zu  zahlen  und  unterstehen  dem  Exercice,  ebenso 
die  Grosshändler  mit  Entreputs,  nicht  die  Kleinhändler.  Zahl  der  Fabrikanten  von 
Stearinsäure  allein  ISSß  5,  von  Lichtern  974,  überwachte  Händler  4G,  früher  bei 
weiterer  Ausdehnung  der  Uebcrwachung  mehr  (18^1  704).  Die  Zahl  der  Fabrikanten 
ist  zurückgegangen  (ISSl  noch  11M6),  immerhin  beachtenswerth.  —  Steucrcrtrag 
langsam  steigend  (S.  690);  18«6  für  29.05  Mill.  Kil.  8.72  Mill.  Frcs.  Die  Einfuhr 
von  Kerzen  ist  unbedeutend,  Ausfuhr  erheblicher  (über  3  Mill.  Kil.);  der  Zoll  auf 
Stearinsäure  giebt  c.  200,000  Frcs. 


dö)  Steuer  auf  Essig  und  Essigsäure. 

Gesetzgebung.  Ges.  v.  2.  Juli  1943  und  2.  Aug.  1872,  Art.  4  (Steuer  auf 
dcnaturalisirten  Alcohol,  wodurch  auch  der  zur  Fabrikation  von  Essig  dienende  mit  ge- 
troffen). Ges.  V.  17.  Juli  1875  betr.  allgemeine  eigene  Essig-  und  Essigsäure-Steuer, 
Min.-Circ.  vom  1.  Aug.  1S75.  Ausführungsverordnung  im  Decret  vom  11.  Mai  187G, 
vom  11.  Aug.  1884. 

Literatur.  Vignes  I,  155 — 156.  Block,  dict.,  Art.  vinaigre.  Say,  dict., 
Art.  acide  acctic^ue  und  der  noch  ausstehende  vinaigre.  Olibo  III,  471 — 4S5. 
Bull.  XVI,  257  (Decr.  v.  1884).  v.  Kaufmann,  S.  452,  453.  —  Mathieu-Bodct  I, 
303.  Amagat  p.  351.  —  Tarif  Bull.  XVI,  534.  —  Statistik  o.  S.  690.  — 
Faur  p.  121;  in  den  Berichten  im  Bull. 

§.  278.  Die  eigene  Essigsteuer  nach  dem  Gesetz  vom 
17.  Juli  1875  hatte  nur  nebenbei  einen  direet  fiscalischen  Zweck. 
Ihr  Hauptzweck  war,  eine  Gleichstellung  in  der  fiscalischen 
Behandlung  für  die  verschiedenen  technischen  Arten 
der  Essigfabrikation  nach  den  dabei  benutzten  Grund- 
stoffen herbeizuführen.  Zugleich  bot  die  neue  Steuer  die  er- 
wünschte Gelegenheit,  die  bei  niedrigerem  Einfuhrzoll  lästig  em- 
pfundene Concurrenz  deutscherAlcohol-Essigezu  erschweren, 
indem  die  eingeführten  Essige  dann  nach  der  französischen  Finanz- 
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praxis  die  Essigsteuer  als  innere  Steaer  noch  neben  dem  Zoll  mit- 
zutragen hatten. 

S.  ober  den  frahercn  Bechtszustand  in  Betreff  der  Ausdehnung  der  Wein-, 
Cider-,  Bier-,  Alcoholsteuer  auf  Essig  und  über  die  innegehaltene  Praxis  der  Ver- 
waltung Olibo  III,  471  und  Roucou's  Aufs,  vinaigre  im  Block 'sehen  dict,  über 
das  Technische  Wagner,  ehem.  TeehnoL,  11.  Aufl..  S.  723  ff.  Durch  die  Ent- 
wicklung der  Essigfabrikation  aus  Essigsäure  und  aus  Branntweinen,  welche  aus  der 
Destillation  von  Melassen  und  Zuckerrüben  herrühren,  war  allmälig  die  früher  für 
Speiseessig  fast  allein  in  Betracht  gekommene  Weinessig- Fabrikation  zurückgedrängt 
worden.  Bieressig  und  Cideressig  waren  unwichtig,  wurden  aber  im  Princip 
ron  der  Bier-  und  Ciderstcucr  getroffen.  Bei  Weinessig  und  Branntweinessig  hat  die 
Auslegung  der  Steuerg<jsetze  gewechselt,  aber  die  Praxis  damit  geendet,  dass  Wein- 
essig schon  seit  1817  durch  die  Entscheidung  des  Cassationshofs  von  der  Wein- 
Circulationssteuer ,  welche  die  Verwaltung  darauf  mit  hatte  ausdehnen  wollen  und 
damit  überhaupt  von  der  Weinsteuer  befreit  ward,  Branntweinessig  nur  der 
Steuer  des  dcnaturalisirten  Alcohols  des  Oes.  v.  2.  Juli  1843  in  ihren  niedrigen 
Sätzen  unterliegen  sollte,  aber  unter  gewissen  Cautelen  auch  davon  befreit  wurde. 
Seit  dem  Gesetz  v.  2.  Aug.  1872  indessen,  welches  die  Steuer  auf  denatur.  Alcohol 
auf  30  Frcs.  p.  Hectol.  erhöhte,  erfolgte  die  Anwendung  dieses  Steuersatzes  auch  auf 
den  ans  Alcohol  erzeugten  Essig,  während  die  anderen  Essige,  insbesondere  die  Wein- 
essige und  die  aus  Essigsäure  hergestellten  Essige  steuerfrei  blieben.  Dadurch  ward 
für  die  Fabrikation  der  Branntwein -Essige  ein  misslicher  Zustand  herbeigeführt, 
welcher  zu  Beschwerden  der  Interessenten  führte.  Aus  verschiedenen  Projccten  ging 
schliesslich  das  Gesetz  v.  17.  Juli  1875  hervor. 

Das  neue  Gesetz  führte  eine  selbstständige  innere  Verbrauchs- 
steuer auf  Essig  jeder  Art  und  aaf  Essigsäure,  welche  nach  dem 
Stärkegehalt  des  Essigs  an  Essigsäure  und  der  letzteren  an  Säure 
abgestuft  ward,  ein,  unterwarf  ausdrücklich  die  eingeführten  aus- 
ländischen Essige,  unabhängig  vom  Zoll,  auch  dieser  Steuer  mit, 
befreite  ebenfalls  ausdrücklich  die  zur  Essigfabrikation  benutzten 
Weine,  Biere,  Cider,  Alcohole  von  den  betreffenden  Steuern,  damit 
auch  die  Alcohole  von  der  Denaturalisationsabgabe  bei  dieser  An- 
wendung, machte  die  Essigfabrikanten  licenzpflichtig  (20  Frcs.), 
ebenso  die  Grosshändler  (10  Frcs.)  und  unterstellte  Fabrikation, 
Versendung  von,  Handel  mit  Essig  den  üblichen  bezüglichen  Con- 
trolen  des  Exercice,  der  Versendung  u.  s.  w.,  wobei  die  gewöhn- 
licben  Einrichtungen,  den  Fabrikationsverhältnissen  angepasst,  die 
Vorschriften  über  das  Begleitscheinverfahren  (acquits-ä-caution),  die 
Straf bestimmungen  u.  s.  w.  wiederkehren.  Die  zu  industriellen 
Verwendungen  bestimmten  Essige  und  Essigsäuren  sind,  unter  den 
erforderlichen  Nachweisen  dieser  Verwendung,  steuerfrei,  wobei 
die  Verwaltung  eventuell  vorherige  Denaturalisirung  verlangen  kann. 
Ebenso  sind  die  ins  Ausland  gehenden  Fabrikate  steuerfrei. 

S.  das  Einzelne  bes.  bei  Olibo  und  in  dem  neuen  Decret  v.  1884.  Der 
Steuersatz  (incl.  25^0  Zuschla«::  zum  Principal)  war  und  ist  p.  Hectol.:  für  Essig  bis 
S7o  Essigsäure  5,  von  9— 127«  7.50,  von  13— 167«  10,  für  Essig  und  Essigsäure 
von  17— 307o  Säure  1S.75,  von  ;U— 407o  25,  von  über  407o  52.50;  für  100  KiL 
krystaUisirtcT  und  in  festem  Zustand   befindlicher  Essigsäure  62.50  Frcs.    Der  Zq" 
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war  vor  18S1  2.08  Frcs.  p.  Hcctol.,  seitdem  4.50  Frcs..  im  Vertragstarif  3.50  Frcd. 
Za  den  für  industrielle  Verwendung:  steuerfreien  Essigen  und  Essigsäuren  gehört 
ausdrücklich  der  zu  irgend  welchen  Nahrungsmitteln,  sowie  zu  Toiletteartikeln, 
Parfümerieen  dienende  nicht  mit.  —  Der  Ueberwachung,  bezw.  dem  Ezercic«  unter- 
standen und  liccnzpflichtig  waren:  1S79  467  Fabrikanten,  2124  Grosskaufleute, 
126  Consenrefabrikanten.  18S6  bezw.  414  (wovon  21  speciell  Essigs&arefabrikanten)  — 
2462  —  106.  Der  langsam  steigende  Stcuerertrag  (S.  690),  1886  2,933,000  Frcs., 
fällt  grösstenthcils  auf  Essig  der  untersten  Stenerstufe  (1886  2,765,000  Frcs.  für 
553,000  Hectol.),  vom  Rest  das  Meiste  auf  die  zweitunterste  Stufe  (103,000  Frcs.  für 
13,677  Hectol.). 


es)   Steuer  auf  Dynamit  und  Nitroglycerin. 

Gesetzgebung.    Decret  v.  21.  Dec.  1S72   (Erklärung  der  Zugehörigkeit  des 
Dynamits    zum    Pulvermonopol,    Tarif).      Ges.  v.   S.  März  1875    (üeberlassung    der 
Fabrikation  von  Dynamit  und  von  Nitroglycerin-Explosivstoffen  an  die  Privatindustrie, 
nebst  Einführung  einer  Steuer).     Decr.  v.  5.  Juli   1875.    Reglem.  v.  24.  Aug.  1875. 
Ausserdem  polizeiliche  Bestimmungen,  so  Decr.  v.  28.  Oct.  1882,  betr.  Verwendung; 
von  Dynamit. 

Literatur.  Vignes  I,  202;  Block,  dict..  Art.  dynamite,  auch  snppl.  gener. 
(Decr.  V.  1S82).  Say,  dict.  ders.  Artikel  (noch  ausstehend).  Olibo  II,  450  fl*.  (auch 
Reglem.  v.  1S75).  Bull.  XXII.  481.  v.  Kaufmann  S.  453  (in  der  Einleitung 
Irrthum).  —  Mathieu-Bodet  I,  804.  Amagat  p.  350  (über  die  parlam.  Debatten 
1873—75).  —  Tarif  Bull.  XVI,  552.  —  Statistik  s.  o.  S.  690.  Faurc  p.  121.  In 
den  Verwaltungsberichten  bei  Pulver  (Bull.  XXIII,  304). 

§.  279.  Nach  dem  Kriege  von  1870-71  hatte  sich  die  Privat- 
industrie  der  Herstellung  des  Dynamits  zu  bemächtigen  begonnen. 
Im  sicherheitspolizeilichen  und  iiscalischen  Interesse  suchte  indessen 
die  Regierung  die  Zugehörigkeit  des  Dynamits  zu  den  Schiess- 
pulvern und  damit  zu  dem  für  letztere  zu  Recht  bestehenden 
Fabrikations-  und  Verkaufs-Monopol  aus  dem  Gesetze  vom 
13.  Fructidor  V  durchzusetzen,  zunächst  im  Verordnungswege  (Decr. 
V.  21.  Dec.  1872).  Für  das  von  der  Verwaltung  des  Pnlvermono- 
pols  herzustellende  Dynamit  wurde  ein  dreistufiger  Tarif  (nach  der 
Sprengkraft)  festgestellt  und  die  Einfuhr  von  Dynamit  aus  dem 
Auslande  an  die  besondere  Ermächtigung  des  Finanzministers  ge- 
knüpft, der  dabei  den  Zollsatz  zu  bestimmen  haben  sollte. 

Diese  Einbeziehung  des  Dynamits  unter  das  Pnlvermonopol 
fand  indessen  bei  den  Interessenten,  den  Fabrikanten  und  Benutzern 
des  neuen  Sprengstoffs,  bei  gewissen  Politikern  und  bei  den  frei- 
händlerischen Doctrinären  Widerspruch,  der  sich  zu  wiederholten 
Malen  in  den  Jahren  1873—75  durch  die  Parlamentsdebatten  hin- 
zog. Die  von  der  Regierung  beabsichtigte  Verwandlung  des  Decrets 
von  1872  in  Gesetz  scheiterte  schliesslich.  Die  Fabrikation  von 
Dynamit  und  Nitroglycerin  wurde,  unter  ausdrücklicher  Abänderung 
des  Gesetzes  vom  Fructidor  V  —  dessen  principielle  Anwendbar- 


Steu^^r  auf  Dynamit.  697 

keit  auf  den  streitigen  Fall  damit  anerkannt  wurde  —  der  Privat- 
industrie,  unter  den  ftir  ausreichend  gehaltenen  sicherheits- und 
gewerbepolizeilichen  Cautelen,  überlassen,  und  eine  Steuer  von 
2  Pres,  im  Maximum  für  das  Kilogramm  Dynamit  eingeführt.  Dieses 
gesetzgeberische  Ergebniss  lässt  sich  kaum  genügend  rechtfertigen, 
wenn  man  einmal  ein  Pulvermonopol  hat,  zumal  eine  eben  erst 
im  Entstehen  begriffene  Privatindustrie,  wie  die  hier  besprochene, 
keine  besonderen  Schwierigkeiten  für  die  Monopolisirung  des  Dyna- 
mits geboten  hätte. 

Die  Fabrikation  von  Dynamit  und  Nitroglycerin  Explosivstoffen, 
als  steuerpflichtige  Gegenstände,  unterliegt  übrigens  nicht  nur  den 
gewöhnlichen  steuertechnischen  Bedingungen  und  Controlen  und  den 
gewerbepolizeilichen  Beschränkungen  der  gefährlichen  und  unge- 
sanden  Industrieen  —  zu  welcher  Kategorie,  nebenbei  bemerkt, 
auch  manche  andere  Industrieen  des  Gebiets  der  indirecten  Ver- 
branchssteuern  gehören.  Sie  ist  auch  noch  unter  specielle  er- 
schwerende, der  Absicht  nach  Sicherheit  gegen  Missbrauch  bietende 
Cautelen  gestellt  worden. 

Insbesondere  erheischt  jede  Errichtung  einer  Fabrik  eine  eigene  Ermächtigung 
der  Regierung,  die  nur  nach  Anhörung  des  Präfecten  auf  gemeinsamen  Antrag 
der  Minister  des  Ackerbaues  und  Handels,  des  Innern,  der  Finanzen  und  des  Kriegs 
dardi  Decret  des  Präsidenten  erthciit  wird.  Auch  muss  für  jede  einzelne  Fabrik, 
auch  desselben  Fabrikanten,  eine  Cautiou  von  50,000  Frcs.  gestellt  werden,  —  was 
auf  Grossbetrieb  mit  hinwirkt.  Zur  unmittelbaren  Verwendung  an  Ort  und  Stelle 
kann  die  Fabrikation  von  Nitroglycerin  zu  4  Frcs.  Steuer  far  das  Kil.  übrigens  den 
betrefleoden  Industriellen  unter  besonderen  Cautelen  von  der  Regierung  gestattet 
wcrdoo.  Aus  Gründen  der  Oflentlichen  Sicherheit  dürfen  ferner  endgiltig  oder  zeit- 
weilig die  Fabrikation  von  Dynamit  verboten,  die  Depots  und  Kleinverkaufsstellen 
unterdrücJct  werden,  nacli  Beschluss  des  Staatsraths  und  Anhörung  der  Parteien,  ohne 
dass  Fabrikanten,  Depositare  oder  Händler  irgend  einen  Anspruch  auf  Entschädigung 
erheben  können  (Ges.  v.  1875,  Art.  0).  Fabrikanten  und  Händler  sind  denselben 
Reglements  wie  Pulverdebitanten  unterstellt;  im  Interesse  der  Sicherheit  dürfen  er- 
forderliche weitere  Control -Vorschriften  erlassen  werden.  Für  die  Einfuhr  von 
Dynamit  aus  dem  Auslande  ist  specielle  Ermächtigung  der  Regierung  erforderlich, 
der  ZoUsatz  ist  2.50  Frcs.  Exportirtes  Dynamit  geniesst  mittelst  Abschreibung 
von  dem  Belastungscouto  Stcnerfreiheit.  —  Die  Strafandrohungen  sind  schwerer 
als  in  anderen  Fällen.  Sie  gehen  bei  Vergehen  gegen  Gesetz  und  Reglements  sofort 
auf  Haft  Ton  1  Monat  bis  1  Jahr  und  100-10,000  Frcs.  Geldstrafe,  vorbehaltlich  der 
Anwendang  des  Art.  468  des  Code  penal. 

Die  Zahl  der  Fabrikanten  war  von  1S7U — So  beständig  nur  2,  die  der  über- 
wachten Depositare  stieg  von  0  auf  32.  Der  Ertrag  der  Steuer  (,S.  090)  schwankt 
jlbriich  erheblich,  1882  war  er  schon  einmal  1,763,000  Frcs.  Er  kommt  fast  ganz 
rom  Dynamit  zu  dem  Satze  von  2  Frcs.  p.  Kil.  (18S6  von  71)5,908  Frcs.  für 
397,286  Kil.  im  Ganzen  bloss  2673  Frcs.  für  66b  Kil.  auf  Nitroglycerin).  Die  Tarifsätze 
des  Decrets  v.  1872  waren  in  3  Stufen  11.25,  7.50,  4.50  Frcs.  p.  Kil.  gewesen,  — 
vohl  zu  hoch.    Aber  das  Hess  sicli  ja  auch  beim  Monopol  leicht  ändern. 

Man  sieht  aus  allen  diesen  Verhältnissen,  den  peinlichen  Con- 
trolen und  Betriebsbedingungen,  der  Betriebsconcentration,  der  V 
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kehrscontrole ,  dass  doch  die  Einbezielmng  des  Dynamits  in  ein 
einmal  bestehendes  Pulvermonopol  das  Rationellere  wäre. 


cc)   Die   einzelnen   wieder   aufgehobenen    neueren   kleineren 

inneren   Verbrauchssteuern. 

Papier,  Cichorie,  Seife. 

««)    Papiersteuer. 

Gesetzgebung.  Einführung  durch  Ges.  v.  4.  Sept.  iS71  Art.  7  (auch  8,  10); 
Ausfahrungsdecr.  ?.  28.  Nov.  1871.  Ges.  v.  21.  Juni  1873  Art.  18  (Tarifönderung) ; 
AusfUhrungsdecr.  v.  16.  Aug.  1873.  Ges.  v.  30.  Dec.  1873  (4%  Tarifzuschlag).  Ges. 
V.  30.  Juni  1874  (Steuerfreiheit  für  das  Journal  officiel  —  dazu  Reglern.  ?.  18.  Juni 
1877).  Art,  18  des  Finanzges.  v.  29.  Dec.  18S4.  (Verschärfung  der  Circulationscon- 
trole).  Ges.  v.  29.  Juli  1881  Art.  5  (Pressgosetz ,  Aufhebung  der  Zuschlagsteuer  für 
Zeitungspapier  in  Consequenz  des  Art.  5).  Decr.  v.  30.  Juli  1881.  —  Aufhebung  der 
ganzen  Papiersteuer  durch  Ges.  V.  8.  Aug.  1885  (Budgetgcs.  für  1886)  Art.  2,  vom 
1.  Dec.  lbS6  an. 

Literatur.  Stourm  II,  119;  YignesI,  169—172;  Block,  dict.  Art.  papier, 
dgl.  suppl.  g6n6r.  und  suppl.  für  1886;  Olibo  III,  395—426;  Bull.  XXI,  157—161. 
V.  Kaufmann  S.  442—445.  —  Mathieu-Bodet  I,  42.  Amagat  p.  847,  379. 
—  Tarif  Bull.  XVI,  553.  —  Statistik  o.  S.  690.  Fauro  p.  120.  Jahresberichte 
im  Bull.    Uebersichten  und  interessantes  Detail  Bull.  XXI,  160. 

§.  280.  Diese  schon  im  alten  „Regiment"  vorhanden  gewesene 
Steuer  war  1791  mit  anderen  indirecten  Abgaben  beseitigt  worden. 
Projecte,  sie  wieder  einzuführen,  sind  schon  unter  dem  Directorium 
und  ernstlich,  bis  zur  Vorlage  eines  Gesetzentwurfs,  1815—16  auf- 
getaucht, aber  nicht  zu  Stande  gekommen.  In  der  Finanzkrise  von 
1871  stand  der  Plan  einer  Papiersteuer,  neben  anderen  ähnlichen 
neuen  Steuern,  auf  Zündhölzchen,  Cichorien,  mit  voran. 

Er  wurde  durch  die  Ansicht  der  Steuerverwaltung,  dass  die  Erhebung  einer 
solchen  Steuer  an  sich  und  bei  der  Conccntratiou  der  Fabrikation  auf  nur  etwas  tlbcr 
400  Fabriken  nicht  besonders  schwierig  und  kostspielig  sei  und  keine  wesentliche  Ycr- 
mehrung  der  Steuerbeamten  verlangen  werde,  unterstützt.  Auch  kam  dem  Plane  zu 
(Jute,  dass  er  eine  Mitbestcuerung  der  Zeitungen,  welche  nach  dem  Sturze  Napoleou's 
so  eilig  vom  Stempel  befreit  worden  waren  (S.  555),  einfach  gestatte.  Anderseits 
fand  er  heftige  principiellc  Opposition  wegen  der  behaupteten  „antisocialen*'  und  „anti- 
civilisatorischen''  bildungs-  und  wirthschaftsschädlichen  Wirkungen  einer  solchen  Steuer. 
Besonders  wurde  auf  die  Schädigung  des  Interesses  des  Volksunterrichts,  des  Buch- 
handels, der  Packpapier  benutzenden  Industriecn  u.  dgl.  m.  hingewiesen,  was  man 
jedoch  wieder  durch  die  Bemerkung,  dass  es  sich  bei  der  Steuer  zum  grossen  Theil 
gar  nicht  um  Yertheuerung  fUr  die  Gousumenteu,  sondern  nur  um  einige  Verkürzung 
der  Gewinne  des  Zwischenhandels  handeln  werde,  zu  widerlegen  suchte. 

So  kam  die  Steuer,  zugleich  mit  der  Cichorien-  und  Ztind- 
hölzchensteuer,  schon  im  Sommer  1871  zu  Stande  (Ges.  v.  4.  Sept. 
1871).  Dem  Ertrage  nach  ist  sie  die  wichtigste  der  kleineren,  nach 
dem  Kriege  eingeführten  inneren  Verbrauchssteuern  gewesen  (S.  690). 


Pai)ii;rsteuer.  (ji)«) 

Diese  Papiersteuer  traf  im  Princip  alle  Sorten  Papier,  anfangs 
nach  einem  dreistufigen,  seit  dem  Gesetz  von  lb73  (21.  Juni) 
nach  einem  vierstufigen  Qualitätsfuss.  Sie  war  hier  eine 
Fabrikationssteuer,  die  in  den  üblichen  Formen  der  franzö- 
sischen, an  die  Productionsstätten  sich  anschliessenden  indirecten 
Verbrauchssteuer  entweder  direct  nach  den  speciellen  steueramtlichen 
Aufnahmen  der  fertiggestellten  und  versendeten  Papiere,  daher 
mittelst  Declarationspflichten,  Buchführungszwang,  Exercice,  Ver- 
sendungscontrole  u.  s.  w.  veranlagt  und  erhoben,  oder  auch  auf 
Grund  jährlichen  Abonnements  von  den  Fabrikanten  bezahlt 
wurde.  Ausserdem  wurde  aber,  speciell  zum  Ersatz  des  durch 
Decret  v.  5.  Sept.  1870  beseitigten  Zeitungsstempels  (S.  555),  ein 
Zuschlag  von  20  Frcs.  für  100  Kil.  von  1871—1881  für  dasjenige 
Papier  erhoben,  welches  zum  Druck  von  cautionsp flichtigen 
Zeitungen  und  anderen  periodischen  Publicationen  verwendet 
wurde.  Diese  Zuschlagtaxe  ist  schon  seit  1881  fortgefallen,  indem 
die  Aufhebung  der  Cautionspflicht  nach  dem  neuen  Pressgesetz  vom 
29.  Juli  1881  so  ausgelegt  wurde,  dass  damit  jene  Taxe  implicite 
auch  falle.  Nachdem  dann  bereits  1880  in  Folge  parlamentarischer 
Initiative  und  1881  in  Folge  derjenigen  der  Regierung  selbst  die 
Aufhebung  der  ganzen  Steuer  in  Aussicht  genommen  gewesen,  aber 
wegen  budgetärer  Bedürfnisse  schliesslich  beide  Male  noch  vertagt 
worden  war,  wurde  dieselbe  endgiltig  im  Finanzgesetz  vom  8.  Aug. 
1885  für  die  Zeit  vom  1.  Dec.  1886  an  beschlossen  und  trat  auch 
an  diesem  Termine  ein.  Eine  Einnahme  von  14 — 15  und  mit  dem 
ehemaligen  Zeitungszuschlag  von  18  -  11)  Mill.  Frcs.  wurde  dadurch 
aufgegeben,  etwa  ^/^  des  Biersteuerertrags. 

S.  bes.  Ball.  XXI,  157  11.,  über  die  steuertecbnische  Durchfübraujj  und  die  Cou- 
troleo,  die  im  Kiazclücn  Intcrcäse  bieten,  aber  den  allgemeinen  französischen  Grund- 
sätzen entsprechen,  die  üecrete  von  J>71  (bei  Dejean,  <ode  p.  74  IL)  und  von  1873 
(eb.  p.  320  ff.,  auch  bei  Olibo  III,  401  ff.).  Der  Tarif  war  im  Ges.  v.  1871  in 
H  Claissen:  15  Frcs.  für  100  Kil.  Cigarreten-,  Seiden-,  anderes  ähnliches  sehr  feines 
Papier,  Pergament-  u.  dgl.  Papier,  auch  Briefpapier  jeder  Art;  10  Frcs.  fUr  Schreib-, 
Druck-,  Zeichen-,  Musik-  u.  dgl.  Papier,  weisses  Tapeten-,  farbiges  und  marmorirtes 
Eiubandpapier  u.  dgl.;  5  Frcs.  Cartons,  Cartonpapicr,  Knveloppeupapier,  farbiges 
Tapetenpapier,  Pack-,  Löschpapier  u.  dgl.  Das  zu  Zeitungen  u.  s.  w.  verwendete 
Druckpapier  gehörte  zur  zweiten  Classe,  zahlte  daher  mit  dem  Zuschlag  30  Frcs.  per 
100  Kil.  Das  Ges.  v.  21.  Juni  1S73  Art.  18  veränderte  diese  Classification  der  Papiere 
etwas  und  bildete  fttr  Briefpapier  jeder  Art  eine  eigene  neue  (zweite)  Classe  mit 
1 1  Frcs.  Bei  gewissen  Papieren,  wie  Tapeten,  bunten  Cartons  u.  dgl.  wurden  nach  den 
Ansführangsdecrcten  (Art.  6)  erhebliche  Naclüässe  zur  Feststellung  des  steuerpflichtigen 
(iewichts  gewährt  (Vö — %)•  ^^^  Boschneidung,  Faronnii-ung  u.  dgl.  in  der  Fabrik 
konnten  bis  10  7o  abgerechnet  werden.  Mit  den  4  7o  Zuschlägen  (Ges.  v.  30.  Dec. 
1S73)  stellte  sich  so  der  vicrstulige  Tarif  schliesslich  auf  15.60—11.44—10.40—5.20, 
fUr  Zeitnngspapier  auf  20.80  (im  Ganzen  32  24)  Frcs.  für  100  Kil.  Aus  dem  Ausland 
eingeführtes  Papier  unterlag  auch  hier  ausdrücklich  ausser  dem  EingangszoU  der 
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inneren  Steuer  (Ges.  v.  1&71  Art.  7).  Der  Zoll  war  vor  1881  für  Papier  99.84  bis 
187.20,  im  Tarif  von  1881  nur  25,  im  Vertragstarif  8  Frcs.,  far  Pappo  in  Bl&ttcra 
vor  1881  wie  ftir  Papier,  dann  11  und  (im  Vertragstarif)  8  Frcs.  Französisches  Papier 
und  daraus  hergestellte  Gegenstände  (also  z.  B.  auch  Papiermache)  waren  bei  der  Aus- 
fuhr ins  Ausland  und  die  Colonieen  steuerfrei. 

Die  Fabrikanten  waren  liccnzpflichtig  (20  Frcs.  jährlich,  nach  Ges.  v.  1873 
nur  einmal,  auch  für  mehrere  Fabriken  desselben  Besitzers  zu  entrichten).  Unter  dea 
Gontrolen  iät  die  Versendungs-  und  Circulationscontrole  beachtenswerth.  Im  Um- 
kreis von  2  Myriametern  um  jede  Fabrik  mussten  Duplicate  der  WegfUhrungsdecla- 
rationen  alle  Transporte  begleiten  und  waren  auf  Verlangen  den  Agenten  der  indirecten 
Steuern  vorzuzeigen  (Reglern,  von  1871  und  1873  Art.  14").  Da  dies  zur  Verhütung 
von  Unterschleifen  noch  nicht  für  ausreichend  galt,  wurde  bestimmt,  dass  alles  in 
Mengen  von  über  50  KU.  im  Transport  befindliche  Papier  mit  Begleitschein  (exp^dition) 
versehen  sein  müsse,  der  auf  jedes  Verlangen  den  Dienstthuenden  vorzuweisen  war, 
—  eine  Ermächtigung,  die  indessen  thatsächlich  doch  nicht  angewendet  sein  soll  (Ges. 
V.  29.  Dec.  1884  Art.  18,  Bull.  XXI,  159). 

Die  Specialtaxe  für  Zeitungen  u.  s.  w.  war  von  1872 — 80  von  1,982,000  auf 
8,917,000  Frcs.  Ertrag  gestiegen.  Im  Jahre  1884  war  der  Bruttoertrag  der  ganzen 
Steuer  16,117,000  Frcs.,.  wovon  für  exportirtes  Papier  1,321,000,  für  Rechnung  der 
Steuerfreiheit  des  Journal  officiel  92,000,  für  Abzüge,  Verluste  u.  dgl.  28,664  Frcs. 
abzusetzen  waren,  so  dass  14,676,000  Frcs.  Reinertrag  (noch  incl.  Verwaltnngskostcn) 
blieb.  Für  den  Specialdienst  der  Papiersteuer  waren  1S74  nur  124  Agenten  mit 
198,000  Frcs.  Kosten,  1.30  7o  der  Einnahmen,  18S5  nur  70  Agenten  mit  127,300  Frcs. 
Kosten  oder  0.90  ^^  ^^^  Einnahmen  zu  bestreiten.  Die  Zahl  der  Fabrikanten,  übrigens 
grösser  als  anfänglich  angenommen,  war  1873  642,  1879  53:{,  1881  601,  18b5  527, 
die  der  Entrepositaires  unter  Controle  anfangs  12 — 17,  seit  1879  erheblich  höher  250, 

1885  288,  die  der  überwachten  (Zeitungs-)  Drucker  1873  579,  1880  678.  —  Die 
Statistik  im  Bull.  (XXI,  161)  gestattet  auch  folgende  interessante  Angaben,  aus  denen 
die  ungemeine  practische  Bedeutung,  freilich  auch  die  Umständlichkeit  dieser  Controlen. 
besonders  der  Versen dungscontrolen  für  den  Verkehr  einmal  zift'ormässig  hen'ortritt: 
Die  Zahl  der  aufgenommenen   Protokolle  (wegen  Contraventionen)  1874   316  (Max.), 

1886  136  (Min.),  1885  236.  Zahl  der  acquits-a-caution  bei  Versendung  18'<3  13,506, 
1878  11,929,  dann  rasch  steigend,  1882  (Max.)  72,740.  1885  noch  62,546;  Zahl  der 
laissez-passer  (S.  649)  Min.  1874  99,500,  Max.  1885  279,700.  Auf  Grund  ronacqnits- 
äcaution  sind  1882  141.10  Mill.  Kil.  Papier  u.  s.  w.,  1SS5  118.23  Mill.  versendet 
worden.  —  Die  Ausfuhr  von  Papier  hat  sich  während  des  Bestehens  der  Steuer  mit 
Schwankungen  annähernd  auf  gleicher  Höhe  gehalten  (22 — 24  Mill.  Kil.),  die  Ein- 
fuhr ist  stark  gestiegen,  von  3—4  Mill.  Kil.  anfangs  auf  12 — 13  Mill.  zuletzt  (Bull, 
a.  a.  0.):  wohl  Einfluss  des  Tarifs  v.  1881  und  des  Vertragstarifs,  aber  doch  be- 
achtenswerth, da  die  innere  Steuer  daneben  zu  tragen  war. 


ß(i)    üichoriensteucr. 

Gesetzgebung.  Gesetz  v.  4.  Sept.  1871  Art.  6  zur  Einführung,  Dazu  Aus- 
führungsdecr.  v.  30.  Nov.  1871  (Dejean  p.  105  ff),  Decr.  v.  18.  Jan.  1873  (eb.  p. 
291  ft*.),  Ges.  V.  25.  Juli  1873  Art.  20,  21,  23,  24  (u.  A.Ausdehnung  der  Steuer  auf 
der  Cichorie  ähnliche  Producte).  Zollerhöhung  im  Ges.  v.  8.  Juli  1871  Art.  6.  Auf- 
hebung der  inneren  Steuer  durch  Finanzges.  f.  1879  (Ges.  v.  28.  Sept.  1878  Art.  2) 
V.  1.  Jan.  1879  an. 

Literatur.  Vignes  I,  168.  Block,  dict,  Art.  chicoree.  Say,  dict,  ders. 
Art.  V.  Kaufmann  S.  459.  —  Mathieu-Bodet  I,  43.  Amagat  p.  348.  — 
Statistik  in  den  früheren  Verwaltungsberichten  der  indirecten  Steuern.  Faurc 
p.  120.     0.  S.  690. 

§.  281.  Auch  diese  Steuer  ist  durch  die  FinanzbedtirfDisse  nach 
dem  letzteo  Kriege  verursacht  wordeu.  Zu  ihrer  Einftlhrung  trug 
die  Rtlcksicht  auf  den  fiscalischen  Nachtheil  des  Cichorienconsums 


Cichoricnsteuer.  701 

ttlr  den  Ertrag  des  Kaifeczolis,  zumal  seit  dessen  Erhöhnng  Dach 
dem  Kriege  bei.  Das  principielle  Bedenken  gegen  diese  Steuer  auf 
einen  Artikel  des  Gonsums  der  ärmeren  Classe  und  das  weitere 
Bedenken,  dass  dieser  Gonsum  in  einigen  Gegenden  (Departement 
Nord,  Pas  de  Galais)  besonders  stark  verbreitet  sei,  die  Steuer  that- 
Bäeblich  also  nicht  gleichniässig  wirke,  tauchten  auf,  aber  hinderten 
die  Einftthmng  der  Steuer  nicht.  Obwohl  man  die  Herstellung  der 
Cicborie  fUr  den  eigenen  Hausbedarf  frei  liess,  keinen  nachtheiligen 
Einflnsfi  der  Steuer  auf  den  Gonsum  und  dessen  Zunahme  glaubte 
nachweisen  zu  können  und  die  Erhebungskosten  massig  waren, 
wurde  die  Steuer  doch  schon  im  Jahre  1878  wieder  aufgehoben, 
bald  nach  der  Seifensteuer,  obwohl  der  hohe  Kaffeezoll  verblieb. 
Damit  ward  eine  Einnahme  von  5V3  Mill.  Pres,  aufgegeben. 

Die  Einrichtung  der  Steuer  war  die  Übliche,  Licenzen, 
Declarationen,  Exercice,  Versendungscontrole  u.  s.  w.  Eigenthüm- 
lich  war  auch  hier,  wie  bei  der  Kerzen-  und  Zündhölzchensteuer, 
die  Vorschrift,  dass  die  Gichorie  nur  in  geschlossenen  Packeten 
bestimmten  Gewichts  und  in  gestempelten  Umschlägen 
cireuliren  und  zum  Verkauf  gebracht  werden  durfte. 

Der  Fabrikationsstoucrsatz  war  30  Cent,  per  Kil.  fUr  die  ,,raciuc  de  chicorcc 
pr^panüo**.  beabsichtigt  waren  50  Cent,  «rewesen,  aber  nicht  anj^enomuieo.  Die  ein-- 
geführte  Gichorie,  gebrannt  oder  gemahlen,  zahlte  nach  dem  Tarif  v.  ^.  Juli  1S7! 
55  Frcs.  per  100  Kil.  (statt  der  Innern  Steuer),  nach  Aufhebung  d«;r  inneren  Steuer 
im  Tarif  tou  ISSl  noch  5  Frcs.  Der  KaileezoH  war  in  demselben  Tarif  für  Bohnen 
auf  150  und  170  Frcs.,  fUr  gebrannten  oder  i^^emahlenen  auf  200  Frcs.  gcbtellt,  mit 
4*/a  Zuschlag  spater  150  und  200  Frcs.  Licenz  der  Fabrikanten  und  gewisser  Kau f- 
Icttte  20  Frcs.  Die  Forgeschriebenen  üewichtsniengcn  der  Packetc  waren  100,  2öO, 
500,  1000  Gramm  und  mussten  so  beschatl'en  sein,  dass  sie  uiittebt  Stempeln  oder 
gestempelter  Vignetteu  umschlossen  werden  konnten.  Nach  Ges.  v.  21.  Juni  1S73  Art. 
23  mossteo  die  Fabrikanten  auf  ihre  Koston  selbst  diese  Papiere  anbringen.  Diese 
Stempelung  oder  Yignettirung  war  aber  hier  keine  Steuererhebungsform,  sondern  nur 
eine  Gontrolfonn.  Die  Fabrikanten  u.  &.  w.  hatten  die  Steuer  nach  monatlicher  Ab- 
rechnung ia  der  sonst  üblichen  Weise  (baar  oder  mit  (Jautionsobligationeu)  zu  begleichen. 
Die  Kleinkaofleutu  durften,  wenn  sie  weniger  als  100  (iramm  verkauften,  nicht  mehr 
als  1  Packet  auf  einmal  anbrechen.  —  Die  Menge  der  versteuerten  Cichorie  ist  von 
1S72 — 1877  von  ca.  S — l)  auf  ca.  IS  Mill.  Kil.  gestiegen. 


yy)   Seifen  Steuer. 

Gesetzgebung.  Eingeführt  durch  Ges.  v.  80.  Dcc.  Ib73  Art.  7,  8;  Keglern. 
V.  ^.  Jan.  1874.  Ges.  v.  5.  Aug.  1S74  Art.  S  (Steuerfreiheiten).  Decr.  v.  b.  Aug.  1875 
(Darchftlhnuig  der  Scifeusteuerfreiheit  für  Webereien  und  Färbereien  von  (iewebcn). 
Aufliebung  durch  Finanzges.  v.  16.  März  187S  Art.  1  vom  1.  April  lb7S  an. 

Literatur.  Stourm  II,  107.  Vignes  I,  171.  Block,  dict.,  Art.  savons 
V.  Kaufmanns.  459.  —  Mathieu-Bodet  1,240.  Amagat  p.  349.  —  Statistik 
0.  S.  690.    Faure  p.  120.  ^ — 
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§.  282.  Diese  gleichzeitig  mit  der  Stearin-  und  Kerzensteuer 
und  der  allgemeinen  Oelsteuer  eingeführte  Steuer  wurde  an  Stelle 
einer  anfangs  geplanten  Ausdehnung  der  Salzsteuer  auf  das  zur 
Sodafabrikation  dienende  steuerfreie  Salz  gewählt.  Sie  traf  Seife 
jeder  Art  mit  5  Fres.  per  100  KU.,  doch  bestand  umfängliche 
Steuerfreiheit  für  Seife,  welche  zu  bestimmten  im  Gesetz  v.  5.  Aug. 
1874  noch  genauer  bezeichneten  Verwendungen  von  Seife  in  der 
Textilindustrie  diente.  Die  ins  Ausland  gehende  Seife  war  eben- 
falls steuerfrei.  Fremde  Seife  trug  auch  hier  eine. Compensatious- 
abgabe  von  5  Frcs.  bei  der  Einfuhr,  neben  den  beträchtlichen 
Zöllen.  Die  Einrichtung  der  Besteuerung  war  die  übliche,  mit 
Licenzpflicht  (20  Frcs.),  Declarationen,  Buchführungszwang,  Exer- 
cice,  Versendungscontrole  u.  s.  w.  Einer  besonderen  Controle  unter- 
lagen aber  auch  die  Fabriken,  welche  Seife  steuerfrei 
beziehen  durften.  Nach  wenig  über  vierjährigem  Bestehen  wurde 
die  Steuer  bereits  wieder  aufgehoben,  der  erste  Schritt  zu  Steuer- 
erleichterungen auf  diesem  Gebiet.  Der  Ertrag  von  ca.  6  Mill.  Frcs. 
war  hinter  den  anfänglichen  Schätzungen  von  9  Mill.  zurückgebliebeu, 
wie  behauptet  wird,  weil  viele  Hinterziehungen  stattfanden. 

Im  allgemeinen  Tarif  vor  1S81  war  Seife  mit  205  Frcs.  belegt,  im  Vertrags- 
tarif  mit  G  und  70,  im  Tarif  von  1881  mit  12  und  6  Frcs.  far  100  Kil.  Steuerfrei 
war  die  Seife  für  die  Vorbereitung,  Entfettung,  Färberei,  Bleicherei  von  Seide,  Wolle, 
Baumwolle  und  anderen  Faserstoft'en  der  Textilindustrie  im  rohen  Zustand  oder  als 
Gewebe,  wenn  es  noch  nicht  die  letzte  Appretur  erhalten  hat.  Die  Verwendung  musste 
genügend  erwiesen  werden.  Die  Steuerfreiheit  erfolgte  in  der  Weise,  dass  die  Seifen 
von  den  Fabriken  unter  acquits-ä-caution  oder  aus  dem  Auslände  unter  Zollplombe 
bezogen  werden  mussten.  Die  acquits  wurden  beim  Empfänger  nur  unter  Vorzeigung 
der  Sendungen  unter  Band  und  Blei  dechargirt.  Dann  Einlagerung  in  abgesonderte 
Magazine  und  Herausnahme  nur  nach  dem  täglichen  Bedarf,  mit  entsprechenden 
weiteren  Controlen.  Fehlmengen  nach  den  Inventaren  steuerpflichtig.  Nach  Gutdünken 
der  Verwaltung  periodische  Visitationen  oder  Einrichtung  bleibender  Ueberwachung 
auch  dieser  Textilindustrie-Etablissements  (Decr.  v.  8.  März  18T5).  Diese  doppelseitige 
Controle,  theils  der  Seifenfabriken,  theils  der  Textilfabrikeu  war  bei  dem  massigen 
SteuenMirag  wohl  ein  Umstiuid,  der  die  Bestrebungen  nach  baldiger  Beseitigung  der 
Steuer  unterstutzte.  —  Im  Jahre  des  höchsten  Ertrags,  1876,  wurden  163.6  Mill.  Kil. 
Seife  im  Inland  producirt,  wovon  123.3  Mill.  vereteuert,  18.3  steuerfrei  ausgeführt. 
18.3  dgl.  in  der  Textilindustrie  verwendet,  der  Kest  blieb  in  Verrechnung.  Man  hatte 
den  stcuerpliichtigen  Consum  bei  der  Einführung  der  Steuer  auf  180  Mill.  Kil.  geschätzt. 

Die  ursprünglich  als  gewöhnliche  Verbrauchssteuer  eingerichtete,  dann  aber  bald 
in  Monopolform  gekleidete  Zündhölzchensteuer  wird  unten  bei  den  Monopolen 
mit  behandelt  werden  (§.  300). 


f)  Andere  verwandte  kleinere  Steuern. 

Prufungsabgabe  von  Gold-   und  Silberwaaren ,  Abgabe  von   denaturalisirtem  Alcohol, 

Spielkartcnsteuer. 

Die  jetzt  mit  37.50  Frcs.  vom   Hectoliter  reinen  Alcohols  erhobene  Steuer  von 
denaturalisirtem  Alcohol  ist  oben  S.  642  bei  der  Getränkebesteuerung  schon  mit  be- 
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sprochcn  worden.    Ertrag  f.  51),  106  Hectol.  2.22  Mill.  Frcs.  in  18S6,  f.  s5,.-i()0  llcctol. 
3.20  Mill   Frcs  (pro?is.)  in  ISST. 


a)    Prilfungsabgabc   von    Gold-    und   Silbcrwaarcu. 
(Droit  de  garautie  sor  les  ou?rages  d*or  et  d'argent) 

Gesetzgebung.  (Hauptbestimmungcn.)  Wiedereinführung  durch  das  grund- 
legende Gesetz  vom  19.  Brumaire  VI  {\).  Nov.  1797).  Zahlreiche  weitere  Gesetze 
und  VerordnaBgcn  über  Einzelheiten,  besonders  der  Ansfahrung,  betreffen  meistens 
UQT  die  gewerbepolizeiliche  Seite  der  Sache,  die  Markirungen  u.  dgl.  ni. 
Alle  einzelnen  noch  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  bei  Olibo.  So  noch  ver- 
schiedene aus  J.  VI  u.  den  folgenden  Jahren  bis  XIII;  dann  wieder  1S19,  1S20 
(5  Mai),  1S30,  1S3S  (Ord.  v.  7.  Apr.  tlber  der  poinron  de  recense),  Ges.  v.  10.  Aug. 
ISd^.*  nebst  Ord.  v.  30.  Dec.  1830  (über  Ausfuhr  von  Gegenständen  ohne  französische 
Marke  und  ohne  Abgabezahlung\  Ges.  v.  9.  Aug.  1844  Art.  13  (Herabsetzung  der 
droits  dargue),  Ord.  v.  23.  Dec.  lS4f3,  Derr.  v.  24.  Juli  1857  (Einrichtung  der 
„Garantie'*  in  Algier),  Decr.  v.  26.  Mai  1860  (Ausdehnung  der  Verpflichtungen  der 
Fabrikanten  plattirter  Waaren  auf  diejenigen,  welche  vergoldete  und  versilberte  Waaren 
aof  g^vanischem  oder  electro-chemischem  Wege  herstellen).  Decr.  v.  13.  Jan.  1864 
IQ.  A.  eigener  Stempel  für  eingeführte  ausländische  Waare).  Nach  dem  Kriege  Ab- 
gabeerhöhung  durch  Ges.  v.  30.  März  1S72.  Decr.  v.  27.  Juni  1877  (Ausfuhr 
französischer  Waare  nur  über  bestimmte  Zollämter).  Decr.  v.  27.  Juli  1878  (Regelung 
der  Backzahlung  der  Abgabe  bei  Ausfuhr  von  Waaren).  Ges.  v.  25.  Jan.  1SS4  (Ein- 
fühnuig  eines  vierten  Einheitsgrads  —  titrc  —  für  zur  Ausfuhr  bestimmte  Gegenstände), 
AusfÜhrungs-Decr.  dazu  v.  10.  Juni  18S4  (s.  Bull.  XV,  145,  647).  Decr.  v.  24.  Dec. 
18S7  (eigener  Stempel  für  ausgeführt  gewesene,  wieder  zurückgesendete  französische 
Waare). 

Literatur.  S.  die  Bibliographie  über  den  weitläufigen  und  verwickelten  Gegen- 
stand in  Block,  dict.,  Art.  garautie,  p.  1034.  Stourm  II,  90— 103  (Wiederherstellung 
der  alten  Gesetzgebung  durch  das  Ges.  v.  Brumaire  VI).  Vignes  I,  187 — 191. 
Block,  dict.,  Art.  garautie  von  Moreau,  rei'-.hhaltig,  eingehend  und  klar.  Suppl. 
gener.  p.  215  (Ges.  v.  18S4),  Suppl.  188S  p.  367.  Olibo  II,  543-684  (höclK<t 
detaillirt  and  reichhaltig),  v.  Hock  S.  432—439;  v.  Kaufmann  S.  447—149.  — 
Mathieu-Bodet  I,  104,  105.  Ama^-at  p.  343.  —  Statistik.  Faurc  p.  11n; 
bes.  in  den  Uebersichten  (mit  weiteren  Ausführungen)  im  Bull.  I.  216.  V,  233,  XV, 
156;  Ertragsdaten  in  den  Berichten  der  indircoton  Steuerverwaltuiij»-. 

Die  wichtigste  und  interessanteste  Seite  des  (icgcnstandes  ist  die  gewerbe- 
polizeiliche, zugleich  die  r^mplicirteste,  welche  jene  Menge  von  Bestimmungen 
und  deren  häufige  Abänderung  (betretis  der  Arten  der  !Murkirung  u.  s.  w )  veranlasst 
hat  Sie  kann  hier  aber  nur  gestreift  werden.  S.  darüber  bes.  den  Art.  von  Moreau 
ood  Olibo 's  Werk,  auch  Bull.  a.  a.  ().,  bes.  XV,  156. 

§.  283.  Von  Alters  her  bestand  in  Frankreich  eine  strenge 
gewerbepolizeiliche  Controle  der  Herstellung  und  des  Verkaufs 
von  Gold-  und  ßilberwaaren.  Namentlich  seit  dem  16.  Jahrhundert, 
lann  nnter  Ludwig  XIV.  und  wiederholt  im  18.  Jahrhundert  wird 
diese  Controle  im  Einzelnen  geregelt.  »Sie  dient  einem  doppelten 
Interesse  y  einmal  soll  sie  den  Käufern  Sicherheit  hinsichtlich  der 
Qualität  der  Waaren  gewähren  und  zweitens  von  den  Producenten 
UDSolide  und  betrügerische  Concurrenz  fern  halten  und  der  franzö- 
sischen Waare  im  In-  and  Auslande  einen  guten  Ruf  verbürgen.  Das 
Controlsystem  bedingte  Einrichtungen,  welche  Kosten  machten.  Es 
wird  daher,   ohnehin   im  Geiste   der    älteren  Gewerbepolitik,    in 
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systematischer  Weise  seit  Ludwig  XIV.  ein  Gebtthrenwesen 
damit  verbunden,  das  diese  Kosten  zu  decken  ermöglichte,  aber 
darüber  hinaus  UeberschUsse  gewährte,  so  dass  es  in  eine  gewerbe- 
stenerartige,  überwiegend  wohl  schon  in  eine  Verbrauchs-  und  luxus- 
steuerartige  Besteuerung  überging.  Das  Ganze  war  aber  zweck- 
mässig und  nicht  einseitig  fiscalisch  geordnet  und  erfüllte  seinen 
gewerbepolizeilichen  Zweck  gut. 

Gleichwohl  brach  auch  diese  bewährte  Einrichtung  in  der  ersten 
Revolution  zusammen,  ohne  förmlich  gesetzlich  aufgehoben  zu  sein, 
ja  sogar  trotz  ausdrücklicher  wiederholter  amtlicher  und  legislativer 
Erklärungen,  dass  die  Controle  fortzudauern  habe.  Die  „Gebühren'^ 
fielen  unter  die  Kategorie  der  „indirecten  Steuern'^,  die  unvermeid- 
lichen Controlmassregeln  unter  die  Opposition  gegen  derartige  „Ein- 
griffe in  die  freie  Bewegung^'  und  damit  beide  unter  die  einseitige 
Verurtheilung  der  Tagespolitik.  Die  nach  dem  thatsächlichen  Weg- 
fall der  Controle  (1791  ff.)  eintretenden  Missstände  wurden  aber 
rasch  so  empfindlich,  dass  bald  an  eine  Wiederherstellung  der  Con- 
trole ernstlich  gedacht  wurde,  wobei  auch  die  Wahrnehmung  des 
Finanzintcresses  mit  als  Ziel  hervortrat.  Diesen  Bestrebungen  ver- 
dankt das  grundlegende  Gesetz  vom  19.  Brumaire  VI  (9.  Nov. 
1797)  seine  Entstehung.  Es  besteht  im  Wesentlichen  in  der 
Wiederherstellung  der  früher  in  Geltung  gewesenen 
Bestimmungen,  wie  dies  IS t o u r m'  auch  hier  näher  nachgewiesen 
hat.  Dieses  Gesetz  ist  die  Grundlage  der  „Garantie^'  der  Gold-  und 
ISilberwaaren  geblieben.  Es  ist  überwiegend  eingewerbepolizei. 
liebes,  nebenbei  aber  auch  ein  f  i  s  c  a  1  i  s  c  h  e  s  Gesetz.  In  beiden 
Beziehungen  hat  es  sich  ziemlich  bewährt.  Später  sind  in  der 
Hauptsache  nur  Ergänzungen  nach  der  gerwerbepolizeilichen 
Seite  erfolgt. 

Fiscalischer  Art  sind  die  Bestimmungen  über  die  bei  Ge- 
legenheit der  amtlichen  Controle  zu  erhebenden  Abgaben  (gen. 
Gesetz  Art  21,  „droits  de  garantie"),  welche  später  nur  um  die 
Zuschlagdeeimen  erhöht,  sonst  bis  1872  unverändert  geblieben  sind. 
In  diesem  Jahre  trat  eine  Erhöhung  des  Principalsatzes  der  Abgaben 
in  der  damals  eingeschlagenen  Richtung  der  Finanzpolitik  ein  (Ges. 
v.  30.  März  1872).  Ausserdem  bestehen  Gebühren  für  die  vor- 
geschriebene Benutzung  der  staatlichen  Gold-  und  Silber- 
draht- oder  Fädenziehereien  (Argues),  die  also  eine  mono- 
polistische öffentliche  Einrichtung  darstellen,  —  weil  man  an  diesen 
Gold-   und  Silberdrähten   und  Fäden  keine  Markirung   anbringen 
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kann  —  sowie  ProbicrergebUhren.  Die  erbobeneD  eigentliebcn 
Garantieabgaben  wurden  bei  der  Ausfuhr  von  Waaren  nach  dem 
Gesetz  vom  Bramaire  VI  zu  Vs  ersetzt,  so  dass  das  letzte,  nicht 
rUekvergOtete  Drittel  eine  Art  Ausfuhrzoll  darstellte.  Nach  dem 
Gesetz  von  1872  erfolgt  jetzt  voller  Ersatz.  Missbräuche,  welche 
mittelst  geheimer  Wiedereinfuhr  steuerfrei  ausgeführter  Waaren  ge- 
trieben wurden  und  daher  das  fiscalische  Interesse  schädigten, 
haben  verschärfte  Gontrolen  veranlasst,  sind  dadurch  vermindert, 
aber  kaum  ganz  abgestellt  worden.  Fremde  eingeführte  Waaren 
unterliegen  derselben  Qualitätscontrole  wie  die  einheimischen  und 
den  Garantiegebtthren  dafür  neben  den  Zöllen. 

Finanzwissenschaftlich  betrachtet  stellt  die  „  6  a  r  a  n  t  i  e  a  b  - 
gäbe"  eine  gemischte  Abgabe  dar,  welche  Elemente  der  Ge- 
bühr und  der  Steuer,  speciell  der  Verbrauchs-  (Gebrauchs-) 
und  Luxussteuer,  —  in  Etwas  vielleicht  auch  der  Special- Ge- 
werbesteuer —  in  sich  vereinigt.  Die  kostenlose  Markirung  von 
Exportwaare  und  die  Rückvergütung  bei  markirter  und  versteuerter 
solcher  Waare  lassen  in  der  Abgabe  das  Element  der  indirecten 
Verbrauchssteuer  deutlich  hervortreten.  Die  Abgabe  ist  in  jedem 
dieser  Elemente  und  auch  in  ihrer  Höhe  wohl  zu  rechtfertigen.  Der 
Ertrag  ist,  mit  Schwankungen,  bis  1869  und  wieder  von  1872  an, 
nach  der  Steuererhöhung,  bis  1882  gestiegen,  hat  seitdem  aber  nicht 
unerheblich  wieder  abgenomm'en.  Vielleicht  ist  daran  ünterschleif 
im  auswärtigen  Handel  immer  noch  etwas  betheiligt,  worauf  auch 
andere  Daten  der  Handelsbewegung  hinweisen. 

Der  Abgabesatz  des  Ges.  v.  Brum.  VI  auf  neu  fabricirte  Waare  war  20  Frcs. 
für  das  Hcctogramm  Gold,  1  Frcs  für  das  Hectogramm  Silber,  ohne  die  Probier- 
gcbtthren,  später  (J.  VII)  mit  107o  Zuschlag,  also  22  und  1.10  Frcs.,  seit  1855  mit 
20*/o  Zuschlag,  24  und  1.20,  Erhöhung  im  Ges.  ?.  30.  März  1872  auf  30  und 
1.60  Frcs.  im  Princ.  mit  2Vj  Decimcn  Zuschlag,  daher  auf  37.50  und  2  Frcs.  oder 
7om  Werthe  des  7io  deinen  Münz-Metalls  allein  immerhin  12.1  und  10®/,,, 
CDtsprechend  weniger  Fom  Werthe  des  Fabrikats.  Die  Drahtzuggebühren  sind  für 
Gold  45  und  30,  für  Silber  25  und  12  Centimes  für  das  Hectogr.,  je  nachdem  Zieh- 
werkzeuge  (filiöres)  des  Fabrikanten  selbst  gestellt  werden  oder  nicht.  Die  Probier- 
gebahren  betragen  bei  der  Probe  mit  Probierstein  9  Cent,  für  das  Dekagramm  Gold, 
20  Cent,  für  das  Hectogr.  Silber,  sonst  für  jede  Probe  im  Probiertigel  (coupelle)  bez. 
3  Frcs.  und  80  Cent.  Steuerobjocte  und  Ertrage  waren  folgende  (Bull.  I,  217, 
XV,  157,XXriI,  288): 


L./VIL1,    JiOO 

Gold  waaren 

Silberwaaren 

Garantiesteuer 

Hectogr. 

Hectogr. 

1000  Frcs. 

1860 

S9,GG5 

713,(i45 

3.022 

1869 

118,230 

739,943 

3.720 

1870- 

64,299 

416,361 

2.043 

1871 

74,072 

458,103 

2.32S 

1872 

121,021 

705,849 

5.239 

1873 

113,777 

671,965 

5.386 

1881 

145,341 

s20,905 

7.092 

1886 

84,103 

736,49  7 

4.624 
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Im  J.  1882  waren  7on  dieser  Waarenmenge  8143  Hectogr.  Gold  und  42,424  Hectogr. 
Silber  ausländischen  Ursprungs.  In  der  Ertragsziffcr  ist  der  Betrag  der  rUckgczahlten 
Abgaben  bei  der  Ausfuhr  noch  enthalten;  er  war  z.  B.  1869  79,000,  1870  236,000, 
stieg  dann  anf  720,000  in  1876  und  1877,  war  aber  1881  nur  noch  198,000  Frcs., 
nach  Eintritt  des  Docrets  v.  27.  Juli  1878  (s.  u.).  Anderseits  fehlt  in  der  Ertrags- 
ziffer  der  Betrag  der  für  wieder  eingeführte  franzOs.  Waare  erhobenen  Steuer  (1869 
c.  10,000  Frcs.,  1872  39,000,  1877  189,000,  1881  nur  1614  Frcs.). 

Für  die  genauere  Durchführung  der  Controle  nach  der  gewerbepolizeilichen  Seite 
muss  hier  auf  die  Gesetze,  bes.  das  vom  Brum.  VI,  die  Decrctc  und  die  eingehenderen 
Darstellungen  und  Commentare  verwiesen  werden. 

Es  werden  zur  amtlichen  Probe,  Garantie  und  Garantiestempelnng  nur  Gold- 
waaren  von  3  „gesetzlichen  Feinheitsgraden**  zugelassen,  von  920,  840  und  710®**/oo, 
seit  1 884  speciell  auch  noch  goldene  Uhrgehäuse  bloss  zum  Export  von  einem  vierten 
Grade  zu  5S3**/oo;  bei  Silberwaaren  sind  die  gesetzlichen  Feinheiten  950  und  800**^/oo- 
Die  erlaubte  Fehlergrenze  (tolcrancc)  ist  bei  Goldwaaren  3,  bei  Silberwaaren  5*^/o<,. 
Die  erfolgte  Controle  wird  dann  durch  Marken  oder  Stempel  ausgedrückt,  deren 
mehrere  unterschieden  werden.  Jede  für  den  inländischen  Markt  bestimmte 
Waare  muss  die  Marke  des  Fabrikanten  tragen,  dann  die  amtlichen  Marken  der 
Feinheit  und  des  Garantieburcaus ;  ganz  kleine  Gegenstände  haben  an  Stelle  dieser  3 
2  kleine  eigene  Marken,  eine  für  Gold  und  eine  für  Silber.  Besondere  Amtsmarken 
bestehen  für  importirte  fremde  Waaren,  für  zur  Ausfuhr  bestimmte  mit 
Fcinheitfgarantie  versehene  steuerfreie  Waaren,  für  ebensolche,  mit  vorbehaltener 
Kück einfuhr  ausgeführte  Waaren  (seit  1878),  für  wirklich  reimportirte  Waaren 
^poingon  de  retour,  seit  1887),  für  neue  Stempelung  von  Waaren  nach  Constatirung 
falscher  Feinheitsgrade  und  Stempel  (poin^n  de  recensc),  für  alte  Sachen  (de  hasard), 
für  Gold-  und  Silberbarren,  auch  für  plattirte  Waare. 

Diese  verschiedenen  Markirungen  sollen  zur  Verhütung  von  Täuschungen  des 
Publicums  und  zugleich  zur  Wahrnehmung  des  fiscalischen  Interesses  dienen.  Mit 
vollständigem  Erfolg  indessen  noch  immer  kaum,  indem  theils  Nachahmung  der  amt- 
lichen Marken  schwer  ganz  zu  verhüten  ist,  theils  bei  der  Ausfuhr  und  Wiedereinfuhr 
Hinterziehungen,  bezw.  widerrechtliche  Erlangungen  von  Steuervergütungen  vorkommen, 
was  allerdings  die  seit  1878  eingerichteten  Massrcgeln  (Einführung  besonderen 
Stempels)  erschwert  haben  (Bull.  XV,  156).  Die  hier  für  die  Finanzverwaitung  vor- 
liegenden Schwierigkeiten  erklären  sich  folgendermassen.  Sie  werden  hier  als  ein 
gutes  Beispiel  solcher  Verhältnisse  einmal  etwas  näher  dargelegt. 

Die  amtliche  Markirung  ist  für  in-  und  ausländische,  für  den  in- 
ländischen Markt  bestimmte  Waaren  obligatorisch  und  auf  die  erwähnten 
Feinheitsgradü  beschränkt.  Die  ins  Ausland  gehenden  französ.  Waaren  können  ver- 
schieden behandelt  werden,  1)  entweder  so,  dass  die  mit  den  gewöhnlichen 
Inlandsmarken  versehenen  Waaren  ausgeführt  werden:  dann  erfolgt  jetzt,  seit  dem 
Gesetz  von  1872,  volle  Rückvergütung  der  erhobenen  Garantiegebühren;  oder 
2)  so,  dass  die  Waaren  von  vornherein  mit  besonderen  „Ausfuhrmarken"  ver- 
sehen werden:  dann  wird  überhaupt  keine  Garantieabgabe  erhoben,  es  ist  nur  zu  ver- 
hüten, dass  die  Waare  im  Inland  abgesetzt  wird,  muss  daher  die  wirkliche  Ausfuhr 
controlirt  werden;  die  Markirung  dient  hier  nur  dazu,  dem  fremden  Markte  die 
Garantie  der  richtigen  Qualität  zu  geben;  endlich  3)  brauchen,  nach  Ges.  v.  10.  Aug. 
1844,  Exportwaarcn  eventuell  überhaupt  nicht  markirt  zu  werden  und  keine 
Garantiegebuhren  zu  entrichten,  sie  müssen  aber  dann,  nach- erfolgter  Prüfung 
und  Anerkennung  des  gesetzlichen  Feinheitsgrades  —  was  also  immerhin  auch  lücr 
vorgeschrieben  bleibt,  —  bei  der  Verwaltung  hinterlegt  oder  von  deren  Beamten  über- 
wacht werden,  bis  die  Ausfuhr  nachgewiesen  wird. 

Hintergehung  des  Fiscus,  Hinterziehung  schuldiger  Gebühren,  unrecht- 
mässige Erlangung  von  Ausfuhrvergütungen  ist  hier  nun  auf  mancherlei  Weise 
möglich.  Einmal  durch  Nachahmung  der  amtlichen  Marken  und  durch  Absatz  von 
Waaren  mit  Exportmarke  oder  ohne  Marko  im  Inland:  die  schwierigeren  und  wohl 
selteneren  Fälle;  sodann  durch  Einschmuggeln ng  ausländischer  Waare,  ohne  nach- 
trägliche Markirung  und  Gebuhrenentrichtung:  wohl  nicht  ganz  zu  verhüten,  schon 
beim  Reisendenverkehr,   da   die  Beschränkung   des    freien   Mitbringens   von  W'aaren 
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dorch  Reisende  für  den  pcrsönlichon  Gebrauch  auf  5  Hectogr.  f.  d.  Person  (Art  23 
des  Ges.  t.  Bram.)  nicht  sicher  zu  controliren  ist;  indessen  wird  auch  über  diese  Art 
der  Hinterziehnng  nicht  besonders  geklagt.  Die  Hauptfälle  derselben  betreten  nel- 
mehr  die  genannte  erste  Kategorie  von  Waaren,  welche  mit  Inlandsmarke  versehen 
AüsfQhrrergtktangen  erlangen  und  dann  nach  erfolgter,  steueramtlich  controlirter  Aus- 
fohr  im  Geheimen  wieder  eingeführt  werden,  um  entweder  ohne  neue  Markirung 
Steuer] rei  im  Inland  abgesetzt  oder  selbst  ron  Neuem  zur  Ausfuhr  angemeldet  und 
abermals  mit  AusfuhnrergUtung  exportirt  zu  werden.  Auf  diese  Weise  scheint  bes. 
ron  1872 — 7b  der  Fiscus  in  steigendem  Maasse  hintergangen  zu  sein,  namentlich  bei 
Goldvaaien.  Das  Decr.  y.  27.  Juli  1S78  führte  eben  deshalb  einen  eigenen  Stempel 
für  Waaren  ein,  welche  mit  der  Bedingung  der  Wiedereinfuhr  exportirt  werden.  Dor 
Erfolg  war  eine  bedeutende  Verminderung  der  Ausfuhr  von  Waaren  mit  den  all- 
gemeinen Inlandsstempeln  (von  16,000— 17,SÜ0  Hectogr.  Gold  auf  9800  in  1879, 
4—5000  in  den  folgenden  Jahren,  von  27—30,000  Hectogr.  Silber  auf  20,000,  dann 
auf  15 — 17,000"),  und  demgcmäss  die  schon  erwähnte  Abnahme  der  Ausfuhr- 
Vergütungen  für  solche  Waaren,  von  über  700,000  auf  c.  200,000  Frcs.  (Bull.  XV, 
156,  158).  Aber  ganz  scheint  der  Uebelstand  auch  hierdurch  nicht  beseitigt  zu  sein, 
wie  die  EinfQbrung  einer  eigenen  „Retourmarke"  fiir  wiedereingeführte  franzjis.  Waare 
in  1887  (Decr.  v.  24.  Dec.)  vermuthen  lässt.  —  Die  Ausfuhr  von  französ.  Waare  mit 
£zp ortmarke  ist,  mit  einigen  Schwankungen,  im  Ganzen  von  1872 — 73  bis  1882  un- 
gefähr gleichgeblieben  (GoMwaaren  17 — 20,000,  Silberwaaren  55,000 — 70.000  Hectogr.). 
tHe  Ausfuhr  nicht  markirter  Waare  war  und  blieb  unerheblich  (Gold  100 — 600, 
etwas  steigend,  Silber  700 — 1400  Hectogr.). 

Zar  Erzwingung  der  vorgeschriebenen  Markirung  bestehen  die  erforderlichen 
Controlen  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  der  Gold-  und  Silberwaaren, 
namentlich  Anmeldepflichten  der  Fabrikanten.  Händler,  Visitationsrechte  der  Ver- 
waltung. Eine  förmliche  beständige  ücbcrwachung  (Exercice)  wird  aber  nicht  aus- 
geabt.  Die  Zahl  der  controlirten  Fabrikanten  (incl.  Uhrmacher)  war  1879  2387,  1886 
2305  (wo?on  503  Uhrmacher),  der  Händler  13,394  und  14,147.  Licenzpflichtig  sind 
diese  Geschäfbleute  nicht.  Garantiebureaux  bestehen  in  den  wichtigeren  Städten 
(einige  70).  Sie  unterstehen  für  die  technische  Seite  ihrer  Aufgaben  der  MUnz- 
verwaltnng,  für  die  fiscalische  der  Direction  der  indirecten  Steuern.  —  Die  Straf- 
bcstimmungen  sind  auf  diesem  Gebiete  angemessen  verschürft:  so  bei  Nachahmung 
und  unerlaubter  Anwendung  von  Staatsmarken  Zuchtliaus  (travaux  fernes,  reclusion, 
Art.  108  des  Ges.  v.  Brnm.  VI,  Code  pen.  Art.  140,  141);  bei  Betrug  in  Betreff  des 
Feingehalts  Gefangnissstrafe  von  3  Monat  bis  1  Jahr  und  Geldstrafe  (Code  p6n., 
Art.  423;  im  Art.  81  des  Ges.  v.  Brum.  steigende  Geldstrafo  im  Wiederholungsfall, 
beim  dritten  Male  CeschäftsuntersagungV,  bei  anderen  Contraventionen  Geldstrafen 
von  200  —  (im  Wiederholungsfalle)  500—1000  Frcs.,  schon  beim  2.  Falle  öffentliche 
Bekanntmachung,  beim  dritten  (ieschäftsverbot  mit  Strafe  der  Confiscation  alier 
Handelsobjecte  (Ges.  v.  Brum.  Art.  So);  ähnlich  bei  Anbringung  falscher  Marken, 
wo  die  Waare  ausserdem  conliscirt  wird  (eb.  Art.  109);  fertige,  nicht  markirte  Waare 
wird  beim  Fabrilcanten  und  Händler  beschlagnahmt,  worauf  Strafverfolgung  vor  dem 
Correctionstribunal  eintritt;  bei  Besitzern  werden  solche  Waaren  ronfiscirt  und  wird 
ebenfalls  das  Strafverfahren  eingeleitet  (eb.  Art.  107). 


^■iii)    Sinelkartcnsteuer. 

Gesetzgebung.  Wiedereinführung  durch  die  Stempelgesetzc  v.  9.  Vendt^m. 
J.  VI,  Begelung  durch  Verordn.  v.  3.  Pluviose  VI  (22.  Jan.  179i^).  Verscliiedene 
weitere  Bestimmungen  in  diesem  und  den  folgenden  Jahren  bis  1810,  bes.  Decr.  v. 
1.  Gennin.  XIII.  Neue  Regelung  und  Tarifirung  durch  Decr.  v.  9.  Febr.  1810,  dann 
bes.  darch  Ges.  v.  28.  April  1816  Art.  100—170,  223—226.  Einzelnes  später  durch 
Ordonnanzen  geordnet  und  durch  Gesetze  (4.  Juni  1836,  7.  Aug.  1850)  verändert. 
Tariferhöhnng  durch  Ges.  v.  l.  Sept.  1871  Art.  5,  Ges.  v.  21.  Juni  1873  Art.  19. 
Circ.  T.  15.  Joni  1887. 
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Liteiatur.  Stourm  II,  121—124.  Vignes  I,  185—187.  Block,  dict, 
Art.  cartes  ä  joaer  todBoqcoü;  suppl.  1S87  p.  230.  Say,  dict.,  Art.  cartesäjoaer 
von  Hastier.  Olibo  II,  253—275.  v.  Hock  S.  407— 410.  v.  Kaufmann  S.  443 
bis  447.  —  Mathieu-Bodet  I,  40,  Amagat  p.  339.  —  Tarif  Bull.  XVI, 
538.  —  Statistik  Faure  p.  118.    Berichte  der  Steuervervraltung  im  Ball. 

§.  284.  Auch  diese  Abgabe  stammt  ans  der  Zeit  vor  1789, 
wo  sie  seit  dem  16.  Jahrhundert  bestanden  hatte  und  wesentlich 
ebenso  geregelt  war  wie  in  der  Gegenwart,  besonders  in  einem 
Reglement  von  1751.  Im  Jahre  1791  als  „indirecte  Steuer"  mit  den 
übrigen  gefallen,  wurde  sie  in  Verbindung  mit  der  Stempelgesetz- 
gebung 1797  ff.  auf  der  alten  Grundlage  wieder  hergestellt.  Ihr 
Tarif  hat  mehrfach  nach  Höhe  und  Classification  gewechselt.  Nach 
dem  letzten  Kriege  traten  Erhöhungen  ein.  In  Betreff  der  Ein- 
richtung der  Steuer  sind  allgemeine  Pnncte,  nach  Analogie  der 
sonstigen  Verbrauchssteuern  —  so  Licenzpflichtigkeit  (50  Frcs.,  seit 
1871  100  Pres,  im  Principal,  125  mit  Zuschlag)  flir  den  Fabrikanten, 
Exercice  der  Fabrik  u.  s.  w.  —  und  besondere  Puncte  zu  unter- 
scheiden. Hinsichtlich  letzterer  ist  das  von  Anfang  an  Characteristischc 
geblieben:  eine  Beschränkung  der  Fabrikation  auf  gewisse  Orte? 
noch  verschärfte  Gontrolen  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  der 
Karten,  Zwang  zur  Entnahme  des  Papiers  für  die  Herstellung  der 
gewöhnlichen  Karten  (mit  „französischen  Bildern'*)  zu  bestimmten 
Preisen  von  der  Steuerverwaltung,  Umhüllung  jedes  Spiels  in  vor- 
geschriebener Weise,  mit  bestimmter  Bezeichnung,  Marke  und  Band- 
streifen mit  Trockenstempel,  anzulegen  von  den  Steuerbeamten, 
ohne  welchen  Bandstreifen  die  Karten  nicht  im  Verkehr  sein  dürfen. 
Die  Ausfuhr  von  Spielkarten  ist  durch  Steuerfreiheit  der  letzteren 
erleichtert,  auch  die  Fabrikation  dieser  Karten  von  gewissen  Be- 
schränkungen, so  von  der  zwangsweisen  Benutzung  von  Regie-Papier 
befreit,  aber  die  Ausfuhr  selbst  wird  noch  besonders  überwacht. 
Die  Einfuhr  von  Spielkarten  ist  verboten.  Der  Ertrag  ist  nach  der 
Steuererhöhung  von  1871  gestiegen,  doch  nicht  verhältnissmässig, 
seit  1876—77  ist  er  fast  gleich  geblieben,  mit  nur  kleinen  jährlichen 
Schwankungen. 

Der  Steuersatz  war  anfangs  (J.  VI)  ein  dreistufiger,  für  ein  Spiel  nach  Zalil  der 
Karten  20,  30  und  40  Cent,  seit  1810  ein  gleicher  von  25,  seit  1816  von  15  Cent., 
1850  wieder  ein  zweistufiger  von  25  für  Karten  mit  französischen,  von  40  ftlr  solche  mit 
fremden  Porträts,  1S71  abermals  ein  gleicher  von  50  (im  Principal),  1873  wiederum 
ein  zweifacher,  50  für  Karten  mit  französischem,  70  für  solche  mit  fremdem  Bilde, 
mit  den  Zuschlägen  62.5  und  87.5  Cent,  für  jedes  Spiel.  VieUeiclit,  rein  fiscalisch 
betrachtet,  doch  zu  hoch,  worauf  wenigstens  die  Ertragsstabilität  hinweist  Der  Ertrag 
stieg  von  ca.  Vt  ^lül-  ^^rcs.  in  1830  auf  1.61  in  1869,  nach  der  Steucrerhöhung  von 
1871  und  1873  auf  2.3—2.4  Mill.  Frcs.,  1886  war  er  2,305,000  Frcs.,  für  3,592,000 
Spiele,  fast  ganz  für  die  gcwöhnliclien  Karten,  mit  französischem  Bild  (1880  2,24 ^.OOO 


Spielkartcüätcaci*.    Tabakmonopol.  709 

Francs).  Der  SteuererhOhung  um  ca.  lOS^/g  nach  dem  Khcgre  i^ind.  Zuschläge  be- 
rechnet) entsprach  also  nur  eine  Ertragssteig:erung  von  ca.  44  7o-  ^^  zur  Vorder- 
seite der  französischen  Karten  von  der  Regie  zu  beziehende  Papier  kostet  in  4  Sorten 
für  1000  Blatt  30,  20,  30  und  22  Frcs.  Einnahme  daraus  (bei  den  verschied.  Ein- 
nahmen der  indir.  Steuern)  in  den  letzten  Jahren  c.  160,000  Frcs. 

Im  Jahre  1S16  dachte  die  Kegicrung  an  die  Errichtung  eines  Spielkarten- 
Monopols,  das  aber  abgelehnt  wurde.  Die  ausserordentlichen  Beschränkungen  der 
Priratfabrikation  bei  dem  bestehenden  Steuersystem,  die  kleine  Zahl  der  Fabrikanten 
(1S69  64,  1873  52,  1SS6  nur  noch  23)  legen  einen  solchen  Gedanken  nahe,  zumal  in 
einem  Laude,  wie  Frankreich,  wo  drei  andere  Monopole  schon  bestehen  und  man  die 
Tabakdebitanten  so  bequem  auch  mit  dem  Spielkartendcbit  betrauen  kann.  Jetzt  be- 
sorgen letzteren  14,604  Kaufleute  (1S69  15,062,  1S73  13,943),  die  zur  Betreibung 
ihres  Geschäfts  einer  eigenen  Vollmacht  der  Regio  bedürfen,  dem  Buchfohruugszwang 
fUr  Ankäufe  von  den  Fabrikanten,  von  denen  direct  gekauft  werden  muss,  und  für  die 
täglichen  Verkäufe  und  der  Visitation  der  Steuerverwaltung  unterliegen. 

Auch  sonst  gehen  die  Beschränkungen  und  Controlcn  weit.  Fabriken  werden 
rechtlich  nur  in  den  Orten  mit  Directionen  der  indirectcn  Steuern,  thatsäclilich  in  den 
Hauptorten  der  Arrondissements,  wo  sich  die  Controle  (Exercico)  genügend  einrichten 
lisst,  gestattet  Die  Fabrikanten  entrichten  die  Steuer  nach  Massgabc  der  verbrauchten 
gestempelten  Bandstreifen,  welche  um  die  Spiele  gelegt  werden.  Sie  haben  gleiclifalis 
über  (he  Verkäufe  genau  Buch  zu  führen.  Auch  Wirthschaften  u.  dgl.,  in  denen 
Karten  gespielt  werden,  haben  genau  Buch  über  ihre  Ankäufe  zu  führen  und  können 
visitirt  werden.  Üinen  wie  jedem  Privaten  ist  der  Verkauf  von  Karten,  mit  oder  ohne 
Band,  neuer  oder  selbst  gebrauchter  untersagt.  Steht  ein  solcher  Apparat  von  Con- 
trolen  n.  s.  w.  mit  dem  finanziell  doch  wenig  erheblichen  Object  in  rechtem  Einklang? 
—  Eine  Frage,  die  freilich  auch  in  anderen  Ländern  bei  der  Kartensteuer  auf- 
tauchen kann. 

Die  Strafbestimmungen  sind,  dem  Character  dieses  Steuergebiets  gemäss, 
auch  besonders  scharf,  neben  Confiscation  und  Geldstrafe  (1000 — 3000  Frcs.)  immer 
auch  1  Monat  Gefangniss  bei  Fabrikation,  Verkauf  ohne  Erlaubuiss  (Ges.  v.  16.  April 
1S16  Art  166),  auch  bei  Spiel  mit  verbotenen  Karten  in  Wirthschaften  u.  dgl.  (cb. 
Art  167);  bei  Fälschungen  und  Nachahmungen  von  Mustern,  Marken,  ausserdem 
Zwangsarbeit  (Art  168,  Code  penal  Art.  142,  143).  Contraventionen  sollen  doch  häufig 
sein,  auch  mittelst  Benutzung  steuerfreier  Exportkarten,  welche  im  Geheimen  wieder 
eingeführt  werden,  —  also  wie  bei  den  Gold-  und  Silberwaareii. 


b.    Die   Verbrauchssteuern    in    Monopolform. 
Tabak-,  Pulver-,  ZündhOlzcheumonopol. 

Seit  der  Beschränkung  der  „Gcneraldircction  der  Staatsmann facturcn"  auf  das 
Tabakmonopol  (S.  598),  haben  die  in  Frankreich  bestehenden  Staatsmonopole 
nichts  besonders  Gemeinsames ,  daher  werden  sie  hier  gleich  jedes  einzeln  für  sich 
behandelt  Ucber  die  Einfuhrung  der  drei  Monopole  in  die  Stcuen'crwaltung  ist  oben 
(S.  598  tf.)  schon  das  Erforderliche  angegeben  worden. 

a.    Das  Tabakmonopol. 

Gesetzgebung.  Aufhebung  des  alten  Monopols  durch  Freigabe  des 
inneren  Tabakbaus,  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  durch  Ges.  v.  20./27.  März 
1791.  Seitdem  nur  Tabakzoll  bei  Einfuhr.  Neue  innere  Steuer  auf  die  Fabri- 
kation ?.  22.  Brum.  VII  (12.  Nov.  1798),  verbessert  durch  Ges.  v.  29.  Flor^al  X 
(19.  Mai  1802)  und  Ges  v.  5./15.  Ventöse  XII  (25.  Febr./6.  März  1804),  Er- 
hdhnog  und  Veränderung  durch  Ges.  v.  24.  April  1S06  (Art  44 — 47).  Decr.  über 
Cultor,  Fabrikation,  Verkauf  v.  16.  Juni  1808.  —  Wiedereinführung  des  Fabri- 
kations-  und  Verkaufsmonopols  durch  kaiserl.  Decret  v.  29.  Dec.  1810:  dazu 
Decr.  T.  11.  Jan.  1811  betr.  Verwaltung  und  Ueberwachung  der  Tabakankäufe, 
Fabrikation,  des  Verkaufs.    Erhaltung  des  Monopols  unter  der  Restauration  durch  Ges. 
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V.  24.  Dcc.  1S14.  üebernahme  in  das  codificirende  Hanptgesetz  über  Finanzen, 
speciell  über  indirccte  Steuern  v.  28.  April  1816,  Titel  V,  Art  172—229;  hier  aber 
Monopol  nur  bis  Ende  1820.  Durch  weitere  Gesetze  immer  auch  nur  für  be- 
stimmte Perioden  verlängert  (Ges.  y.  28.  April  1819  bis  E.  1825,  v.  17.  Juni 
1824  bis  E.  1830,  v.  19.  April  1829  bis  E.  1837,  v.  12.  Febr.  1835  bis  E.  1841.  y. 

23.  Apr.  1840  bis  E.  1851,  Decr.  v.  11.  Dec.  1851,  Ges.  ?.  3.  Juli  1852  bis  E.  1862, 
Ges.  V.  22.  Juni  1862  bis  E.  1872,  v.  21.  Dec  1872  bis  E.  1882,  ?.  24.  Dec.  1882 
bis  E.  1892).  —  Tarifbestimmungen  durch  Decr.  v.  9.  Mai  1811,  Ord.  v.  17.  Juli 
1S16  und  9.  Oct.  1816,  18.  März  1832,  Decr.  y.  2.  Mai  1848,  19.  Oct  1860,  16.  Aug. 
1862,  29.  Juni  1863  u.  a.  m.  —  Nach  dem  Kriege  verschiedene  Tariferhöhungen 
und  Veränderungen:  Ges.  v.  8.  Juli  1871  Art.  16  (Zoll),  4.  Sept.  1871  Art.  1. 
2,  Decr.  v.  17.  Febr.  1872,  bes.  Ges.  v.  29.  Febr.  1872  nebst  Decr.  v.  1.  März  1S72, 
Decr.  V.  11.  Juni  1872,  2  Decrete  v.  17.  Aug.  1872  (Zonen  des  Cantinetabaks),  Decr. 
V.  10.  Oct.  1874  (Exportpreise),  25.  April  1876,  Ges.  v.  13.  Juni  1878  (Einfuhrzölle), 
Decr.  ?.  14.  Dec.  1881  (Havanna- Cigarren)  und  andere  für  Einzelnes  (s.  die  Angaben 
im  Bull.  XVI,  545  ff.  beim  Tarif).  —  Preise  in  Algier,   Decr.  v.    11.  März  1873. 

—  Die  Grundlage  des  Monopols  ist  mit  geringfügigen  Aendcrungen  das  Ges.  v. 
28.  April  1816  geblieben  (s.  Olibo);  s.  auch  Ges.  v.  12.  Febr.  1835,  23.  April  1840, 

24.  Juli  1843,  Decr.  v.  12.  März  1860,  Decr.  v.  17.  März  1874  u.  a.  m.,  worin 
durchweg  nur  ganz  vereinzelte  Nebenpuncte  verändert  werden. 

Literatur.  Josat,  min.  de  fin.  p.  586—597.  Stourm  I.  371  ff.,  3S1— 398, 
(Wiedereinführung  des  Monopols  nach  der  Revolution  durch  Napoleon,  Abriss  der 
Geschichte  der  vorausgegangenen  Steuerversuche  von  1791 — 1810  und  ihrer  Erfolge.) 
Vignes  I,  174—181.  Block,  dict,  Art.  tabac,  auch  suppl.  g^ner.  und  Einzelnes 
in  den  Jahressupplementen  (aus  Decreten,  Circularen  u.dgl.).  Say,  dict.,  Art.  tabac 
.steht  noch  aus.  Olibo  II,  309—446.  Bull.  I,  94—102.  v.  Hock  S.  338—355. 
V.  Kaufmann  S.  508 — 536  (S.  509  Auszug  aus  dem  Enqußtebericht  v.  1835,  S. 
512  ff.  aus  dem  v.  1876).  —  Mathieu-Bodet  I,  98.  Amagat  p.  339.  —  Enquete 
sur  l'exploitation  du  monopole  de  tabac  etc.  Par  1874  ff.  Daraus,  im  Folgenden  bes. 
benutzt,  die  „R^ponses  aux  questions  etc  "  der  Gen.-Directoren  der  Staatsmann facturcn 
und  der  indirecten  Steuern,   mit  vielen  statistischen  Daten  und  Annexen,  Par.   1874. 

—  Tarif  Bull.  XVI.  545—551.  —  Statistik  Bull.  X,  563,  XVII,  626.  Jahres- 
berichte der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  über  die  Verkäufe  im  Bull.  Jahres- 
bericht der  Verwaltung  der  Staatsmanufacturen,  aparte  Publication,  letzte  hier  benutzte 
f.  1886,  Par.  18SS;  einleit.  Ber.  daraus  f.  1884  im  Block 'schon  Ann.  de  stat.  1SS7 
p.  310.  Faure  p.  130,  197.  Auch  v.  Kaufmann  S.  524—535.  Vielerlei  Daten 
z.  Th.  auch  Darstellung  des  französischen  Monopols  in  den  deutschen  Schriften  über 
Tabakbesteuerung  von  M.  v.  Mohl,  Krückl,  Mayr  u.  a.  m.,  auch  in  den 
Materialien  der  deutschen  Tabakenquetc;  hier  u.  A.  in  B.  III  Anl.  XII  S.  99 — 150 
diu  wichtigsten  Gesetze  über  die  französische  Tabakbesteuerung  seit  1798  im  französischen 
Wortlaut;  Statistik  der  Erträgnisse  der  Steuer  vor  dem  Monopol,  1798 — 1811,  eb. 
S.  112.  —  Neuerdings  giebt  die  Verwaltung  in  zwanglosen  Heften  eine  eigene  Fach- 
zeitschrift heraus,  Memorial  des  manufacturcs  de  l'ötat,  tabacs  (18S4 — 87  3  Hefte\ 
worin  wesentlich  nur  die  agrar-  und  fabrikationstechnischen  und  ökonomischen  Seiten, 
nicht  die  finanziellen  behandelt  werden. 


aa.    Entwicklung  der  Tabakbesteuerung. 

§.  285.  1.  Die  Tabakbesteuerung  bis  zur  Wieder- 
einführung des  Monopols  (1791 — 1810).  Im  Ancien  regime 
hatte  die  Besteuerung  des  Tabaks  in  Monopolform,  unter  Aus- 
schluss des  heimischen  Tabaksbaues  im  Monopolgebiete,  das  damals 
noch  nicht  ganz  Frankreich  umfasste,  stattgefunden  (S.  148).  Das 
gut  eingerichtete  Monopol  war  der  ferme  g(!*n6rale  mit  tibertragen 
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gewesen  (S.  154)  nnd  hatte  steigende  Erträgnisse  aufgewiesen,  die 
letzte  Paehtsumme,  für  1790,  war  32  Mill.  Livres.  Die  constituirende 
Versammlung  zögerte  auch  bei  diesem  günstigen  Ertrage  und  bei 
der  Schwierigkeit,  ihn  durch  eine  andere  Form  der  Tabakbesteuernng 
oder  durch  sonstige  Steuern  zu  ersetzen,  mit  der  Aufhebung  des 
Monopols  (S.  378).  Mirabeau  z.  B.  ist  für  die  Aufrechthaltung 
desselben  eingetreten.  U.  A.  wurde  daflir  geltend  gemacht,  dass 
die  Raucher  die  Abgabe  in  dieser  Form  freiwillig  trUgen  und  es 
bedenklich  sei,  den  Steuerausfall  bei  der  Aufhebung  auf  die  übrige 
Bevölkerung  zu  übernehmen.  Die  geplante  Fabrikationssteuer  er- 
schien zu  unergiebig  und  mit  der  Freiheit  der  Tabakcultur  unver- 
einbar. Diese  wagte  man  aber  dem  bisherigen  grossen  Monopol- 
gebiet nicht  länger  vorzuenthalten,  da  sie  eine  nothwendige 
Consequenz  des  constitutionellen  Grundsatzes  und  der  „Declaration 
der  Menschenrechte''  sei,  dass  jeder  Eigenthümer  frei  über  sein 
Eigenthum  verfügen  könne.  Ebensowenig  wünschte  man,  in  den 
in  das  allgemeine  Steuergebiet  einzuziehenden,  bisher  monopolfreien 
Provinzen  mit  bedeutendem  Tabaksbau  —  besonders  im  Elsass 
und  Flandern  —  eine  solche  „EigenthumsbeschrUnkung'' gar  erst 
neu  einzuführen.  Anderseits  hielt  man  auch,  wie  früher  (S.  148), 
Monopol  und  heimischen  Tabakbau  nicht  miteinander  vereinbar. 
So  siegte  schliesslich  auch  hier  der  damalige  politische  und  finanz- 
wirthschaftliche  Doctrinarismus,  das  Monopol  fiel.  Jedermann  erhielt 
im  Inlande  die  Freiheit,  Tabak  zu  bauen,  zu  fabriciren  und  zu 
verkaufen  (Gesetz  v.  20./27.  März  1791).  Nur  die  Einfuhr  von 
Tabakfabrikaten  blieb  zunächst  noch  verboten.  Die  einzige 
Form  der  Tabakbesteuerung  war  der  Einfuhrzoll  auf  Tabak- 
blätter,  dieser  aber  hätte  neben  völlig  steuerfreiem  inländischen 
Tabak  selbst  dann  nicht  irgend  genügende,  der  bisherigen  des 
Monopols  entsprechende  Erträge  abzuwerfen  vermocht,  wenn  nicht 
ohnehin  durch  die  politischen  Zustände  die  Zollverwaltung,  die  Con- 
trolen  und  der  ordentliche  Handel  lahm  gelegt  worden  wären.  Der 
Ertrag  sank  auf  Vie  ^^s  früheren  (1.5  —  1.8  Mill.  Frcs.).  Dabei  soll 
sich  die  Qualität  der  Tabakfabrikate  gegen  die  Monopolzeit  ver- 
schlechtert, der  Preis  nicht  ermässigt  haben. 

S.  Stourm  I,  371— 3<il.  Olibo  II,  310  ff.  Bull.  I,  94,  alles  nach  dem  Bor. 
f.  Vifien,  Enqu.comm.  7.  1835.  Der  Einl'uhrzoll  für  Blatter  war  zuerst  25  L.  p. 
Qalntal  (50  Frcs.  per  100  Kil.),  in  französischen  Schilfen  iinportirt  ^/^  davon.  1792 
wurde  er  auf  die  Hälfte  gesetzt,  fremde  Fabrikate  zu  30  und  50  Frcs.  p.  100  Kil. 
zugelassen.  Später  (1797)  wieder  die  Bestimmungen  von  1791.  Natürlich  sind  bei 
der  Beorthcilnng   der  Wirkungen    einer   blossen   Besteuerung    durch  Einfuhrzoll   die 
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damaligen  ZcitFerhältnisse  zu  berücksichtigen,  auch  die  Papici^eldwirren.    Ein  „rein- 
liches Experiment"  liegt  also  nicht  vor. 

Bei  dieser  Sachlage  tauchten  unter  dem  Directorium  aber  doch 
bereits  wieder  Pläne  zu  einer  Aenderung  der  Tabakbesteuerung  auf, 
wenn  auch  noch  unter  Ablehnung  des  Monopolgedankens,  um  aus 
dem  Tabak  eine  grössere  Einnahme  für  den  Fiscus  zu  erzielen. 
Nach  mehreren  Anläufen  kam  man  zur  Besteuerung  in  Form  einer 
Fabrikationssteuer  (Ges.  v.  22.  Brum.  VI  oder  12.  Nov.  1798). 
Diese  Steuer  war  zuerst  technisch  noch  sehr  unvollkommen  ein- 
gerichtet, da  man  ernstlichere  Controlen  noch  scheute.  Sie  warf 
daher  auch  nur  wenig  ab  (1.1 — 1.3  Mill.  statt  der  erstrebten  10  Mill.). 
Aber  sie  bildete  wenigstens  wieder  einen  ordentlichen  Anfang  neben 
dem  etwas  erhöhten  Einfuhrzoll  für  Tabakblätter,  und  wurde  mit 
fortschreitender  öflFentlicher  Ordnung  in  der  Consequenz  ihres  Prin- 
cips  allmälig  weiter  ausgebildet,  so  dass  sich  der  Ertrag  vom  J.  XI 
(1802—3)  an  auch  rasch  hob.  Er  erreichte  schliesslich  die  Hälfte 
bis  drei  Viertel  des  Ertrags  des  ehemaligen  Monopols,  —  freilich 
20  Jahre  später  und  in  dem  damals  so  bedeutend  vergrösserten 
französischen  Staatsgebiet.  Das  Monopol  ergab  in  den  ersten  Jahren 
nach  seiner  Wiedereinführung  allerdings  auch  nicht  gleich  so  viel, 
wie  erwartet  wurde,  aber  doch  sehr  bald  den  Ertrag  des  alten  am 
Schluss  des  Ancien  r6gime  und  dann  langsam,  jedoch  stetig  steigende 
Erträge.  Ob  die  freiere  Entwicklung  des  Fabrikatsteuerertrags 
ähnlich  günstig,  wie  in  den  letzten  Jahren,  und  wie  alsdann  die- 
jenige des  Monopolertrags  gewesen  wäre,  lässt  sich  nicht  bestimmt 
bejahen  oder  verneinen,  da  1810 — 11  eben  das  Monopol  an  Stelle 
jener  Steuer  trat,  ist  aber  doch  nicht  wahrscheinlich.  Ueber  die 
Qualität  und  die  Preise  im  Vergleich  zur  alten  Monopolzeit  wurde 
unter  der  Fabrikatbesteuerung  beständig  geklagt.  Eine  noch  weitere 
Steigerung  der  Steuersätze  zur  Ertragsvermehrung  bei  dieser  Steuer- 
form erschien  ausgeschlossen. 

S.  Stourm  I,  3S1  tl'.,  die  Statistik  S.  3S8  (mit  den  Daten  aus  der  £uqa£-te  r. 
1S35  im  3.  Band  der  deutschen  Enqu.  S.  112  nicht  ganz  übereinstimmend  s.  a.) 
Olibo  und  Bull.  II  a.  a.  0. 

Die  Fabrikatsteuer  in  ihrer  allmäligen  Ausbildung  ist  als  Versuch  einer 
cr^iebio^eren  Tabakbesteuerung  ohne  Monopol  immerhin  von  allgemeinerem  Interesse, 
daher  liier  eine  etwas  eingehendere  Darstellung  derselben.  Das  erste  Gesetz  ?om 
Brum.  YII  war  noch  in  jeder  Hinsicht  unzulänglich.  Sein  Erlass  wurde  damit  be- 
gründet, dass  die  Yernelfaltigung  der  Steuerobjecte  ein  Mittel  sei,  die  Steuer  milder 
und  die  Erhebung  leichter  zu  machen  und  dass  gerade  der  Tabak  eine  werthroUe 
Steuerquellc  wegen  der  Grösse  der  Consumtion  und  der  schwachen  Belastung  des  einzelnen 
Pflichtigen  biete.  Unter  fernerer  Freierklärung  von  Bau,  Handel  und  Fabrikation  von 
Tabak.  Verbot  der  Einfuhr  fabriciiien  Tabaks,  Erhöhung  der  Zölle  auf  Kohtabak 
3(t,   in   französischen  Schiffen   im2)ortirt  20  Frcs.  p.  Quinta!)  und  EutrepOtzwang  für 
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die  fremden  Tabake,  die  nicht  gleich  zur  Fabrikation  bezogen  und  verzollt  wurden, 
wurde  dem  Fabrikanten  eine  „Specialtaxe"  von  40  Cent,  und  24  Cent.  p.  Kil.  filr 
2  Sorten  Tabakfabrikate  auferlegt.  Die  Einschätzung  jeder  Fabrik  filr  das  Fabrikations- 
quantam  war  den  Manicipalverwaltuugen  übertragen,  die  dabei  bloss  auf  Grund  ein- 
ziuiehender  „Erkandigiingcn*'  über  Zahl  und  Art  der  Maschinen,  der  Proceduren  u.  s.  w. 
einschätzen  sollten!  Eigenthümer  und  Depositare  von  fabricirtem  Tabak  hatten  der 
Cantonverwaltang  bei  der  Einführung  der  Steuer  Erklärungen  über  ihre  Vorräthe  zu 
machen,  wobei  diese  Verwaltung  ermächtigt  wurde,  sich  von  der  Wahrheit  der  An- 
gaben zu  vergewissern,  aber  unter  Vermeidung  „vexatorischcr  und  den  Hechten  der 
Bürger  zuwiderer  Formen'S  Um  die  Municipalverwaltnngen  an  der  richtigen  Ein- 
schätzung zu  interessircn ,  erhielten  sie  die  eine  Hälfte  der  Geldstrafen,  die  andere 
der  Schatz.  Für  ezportirte  Tabakfabrikate  war  die  Steuer  zu  '/»  ^oim  nachgewiesenen 
Ausgang  aas  dem  Zollgebiet  zu  ersetzen.  Die  fmanz.  Verwaltung  der  Steuer  war  der 
Regie  des  Enregistrement  übertragen  worden. 

In  den  späteren  Gesetzen  wurde  aber  die  einmal  angenommene  Steuerform  zweck- 
mässig weiter  gebildet,  d.  h.  allerdings  vor  Allem  mit  den  das  fiscalische  Interesse 
sichernden  Caotelen  versehen.  Die  ganze  Entwicklung  ist  auch  als  Beispiel  beachtens- 
werth,  wie  man  mit  fortschreitender  Wiederherstellung  der  politischen  Ordnung  in 
Steoersachcn  nuthwendig  wieder  zu  den  alten,  bewährten,  oder  zu  passenden  ähnlichen 
neuen  steuertcchnischen  und  administrativen  Controlen  und  Verkehrsbeschränkungen 
gelangt,  welche  freilich  vielfach  lästig,  aber  eben  durch  den  fiscalischen  Zweck  und 
die  gewählte  Stenerform  einmal  geboten  sind. 

So  wurde  im  Ges.  v.  29.  Flor.  X  (19.  Mai  1802)  zur  Erschwerung  des  Grenz- 
schmuggels die  Einfahr  von  Kohtabak  zu  Lande  überhaupt  verboten,  bei  Strafe  der 
Confis^tion  der  Waare  und  der  Transportmittel,  zu  Meer  nur  in  12  bestimmten  Häfen 
und  bloss  in  Schilfen  von  100  Tonnen  und  darüber,  unter  Androhung  gleicher  Strafen 
gestattet,  von  Norden  und  Osten  (aus  Deutschland  oder  Holland)  nur  über  den  Rhein 
in  Cöln,  Mainz  oder  Strassburg.  Zoll  06  und  44  Frcs.  (französische  Flagge)  p.  100  Kil., 
Eotrepdtszwang,  Circulation  innerhalb  20  Kilometern  von  Küste  und  Grenze  nur  mit 
acquit'ä'Cautlon,  unter  Androhung  der  genannten  Strafen.  Dasselbe  Gesetz  verschärfte 
die  Contiolen  der  inneren  Tabaksteuer  und  erweiterte  die  bezüglichen  Rechte  der 
Verwaltung  and  Pflichten  der  Tabak fabrikanten.  Jeder  der  letzteren  hatte  vorher  eine 
Declaration  einzureichen,  bei  Geld-  und  Contiscationsstrafe.  die  Steuerbeamten  durften 
für  sich  jederzeit  die  P'abriken  visitiron,  in  Begleitung  des  Maire  oder  seines  Adjuncten 
auch  die  Häuser,  welche  geheimer  Fabrikation  verdächtig  waren.  Die  Steuer  wurde 
bereits  eine  einheitliche  ohne  Qualitätsfuss  —  40  Cent.  p.  Kil.  —  eine  characte- 
ristische  Wendung  bei  jeder  Fabrikatsteuer  (Russland,  Nordamerika).  Einen  weiteren 
Schritt  in  dieser  Richtung  verschärfter  Controlen  machte  das  Ges.  v.  5.  Ventose  'XU. 
Die  Steuer  wurde  der  R6gie  des  droits  r6nnies  unterstellt.  Der  Zoll  wurde  erhöht 
VlOO  Frcs.  p.  100  Kil.,  in  französischen  Schilfen  bO  nebst  10  7«  Zuschlag),  die  Formali- 
täten, um  fremden  Tabak  vom  Zollamt  oder  aus  dem  Entrepot  zu  beziehen,  wurden 
ausgedehnt  (Versendung  nur  auf  Grund  einer  Declaration  betr.  die  beziehende  Fabrik 
und  mit  acquit-ä-caution,  der  innerhalb  gewisser  Fristen  vom  Steuerbeamten  bei  Ein- 
gang des  Tabaks  in  die  Fabrik  dechargirt  werden  musste).  Fabrikanten  und  Debitanten 
von  Tabakfabriken  wurden  licenzpflichtig.  Die  ersteren  mussten  unter  Androhung 
von  Gonfiscation  und  weiterer  Geldstrafe  dem  Steueramt  die  Mengen  heimischen  und 
fremden  Tabaks  anzeigen,  welche  sie  verarbeiten  wollten,  und  Buch  tiber  die  be- 
zogenen Mengen  Kohtabak  und  die  versendeten  Mengen  Fabrikate  fuhren;  die  Fabriken, 
Häuser,  !&Iagazine  unterlagen  der  Visite  und  Ueberwachung  der  Steuerbeamten.  Die 
Lic«nzen  der  Fabrikanten  haben  im  Betrage  gewechselt,  180H  waren  sie  1000  bis 
10,000  Frcs.,  für  eine  bestimmte  Firma  15,000,  später  war  das  Minimum  2000.  zuletzt 
.HOOO  Frcs.  Die  Debitantenlicenzon  wurden  anfangs  nach  dem  Umsatz,  höchstens 
10  Ont  p.  Kilo,  geregelt,  schliesslich  nach  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung  abgestuft 
1,10  Classen  von  6 — 100  Frcs.).  Die  Debitanten  durften  keine  eigentlichen  Fabri- 
kationsinstrumente besitzen  und  unterstanden  ebenfalls  der  Visite  der  Steuerbeamten.  — 
Aosgefthrter  heimischer  Rohtabak  zahlte  einen  Ausfuhrzoll  (T'/a  Frcs.  p.  100  Kil.\ 
Fabrikate  erhielten  Steuerrestitution,  aber  mussten  unter  acquit-ä-caution  zum  Zollamt 
gelangen.  —  Die  Straf  bestimmun  gen  waren  auch  noch  verschärft  worden;  bei  drei- 
maliger Gontravention  trat  ausser  den  anderen  Strafen  Schliessung  der  Fabrik  ein. 
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lü  der  Folge  wurden  die  Zölle  und  die  inneren  Steuern  erhöht,  so  jeuc 
IbüH  (Decr.  v.  26.  Febr.)  auf  200  und  ISO,  ISIO  (Decr.  v.  8.  Febr.  1810)  auf  40U 
und  360  Frcs.,  mit  10%  Zuschlag  (Continentalsperre) ;  die  innere  Steuer  ver- 
doppelt (80  Cent.  p.  Kil.)  und  eine  „Verkaufsabgabe*'  von  20  Ccut  noch 
hinzugefugt  (Ges.  v.  24.  Apr.  1S06).  Nach  diesem  Gesetz  mussten  auch  alle  fabri- 
cirten  Tabake  mit  Marken  und  Vignetten  der  Regie  versehen  sein. 

Das  Decret  v.  16.  Juni  1808  dehnte  dann  namentlich  die  Controle  mit  auf  deu 
Tabakbau  aus.  Jeder  Pflanzer  musste  zu  Anfang  des  Jahres  seine  Absicht  und 
Lage  und  Umfang  seiner  Felder  anzeigen,  die  Steuerbeamten  nahmen  nach  der  Ernte 
luventare  auf  und  hatten  die  erforderlichen  Visitationsrechte.  Der  geerntete  Tabak 
durfte  nur  unter  Begleitschein  (acquit-ä-cautiou)  versandt  werden,  far  FehlmengcD 
nach  Inventar  und  Versandregister  hafteten,  nach  Abzug  gewisser  Kachlässc,  Pflanzer 
und  Grosskaufmann.  Für  die  Fabrikanten  wurde  die  vorgeschriebene  Buchführung 
noch  mehr  specialisiit.  Jede  von  der  Eegie  zu  beziehende  Vignette  kostete  1  Cent. 
Die  Debitanten  durften  nur  Fabrikate  mit  amtlicher  Vignette  und  Fabriktype,  keinen 
ßohtabak  fuhren.  Jede  Circulation  von  Tabakfabrikaten  von  tlber  10  Kilogr.  war  an 
acquit-ä-caution  geknüpft. 

Diese  sehr  verschärften  Vorschriften  steigerten  den  Ertrag  allerdings  rasch.  Wie 
weit  andere  Factoren  (politische  Verhältnisse,  Krieg  und  Frieden,  Gebietsänderung  n.  s.  w.) 
einwirkten,  bleibe  dahingestellt.  NachStourm  (I,  388)  war  der  Ertrag  der  inneren 
Steuer  allein  (incl.  Licenzeu)  i.  J.  X  1,127,000,  XII  3,741,000,  XIII  8,363,000,  1807 
13,353.000,  1809  14,664,000,  1810  21,127,000  Frcs.;  dazu  Zoll  1807  8,225,000, 
1810  4,328,000  Frcs.  Nach  der  Enqu6te  v.  1835  (a.  a.  0.)  war  jährlich  im 
Durchschnitt  Sept.  1798-März  1804  die  besteuerte  Menge  4.16  Mill.  Kü.,  der 
Steuerertrag  4.78  Mill.  Frcs.,  p.  Kil.  1.15  Frcs.,  März  1804— Mai  1806  bez.  11.S6 
Mill.  Kil.,  12.68  Mill.  Frcs.  und  1.07  Frcs.,  Mai  1806— Juli  1811  bez.  9.68  MiU.  Kil., 
16.02  Mill.  Frcs.  und  1.65  Frcs.  p.  Kilogr. 

§.  286.  2.  Die  Wiedereinführung  des  Tabakmono- 
pols und  seine  dauernde  Einbürgerung.  Verschiedene 
Gesichtspunete  und  Erwägungen  waren  es,  welche  die  napoleonische 
Regierung  im  Jahre  1810  zu  der  wichtigen  Massregel  der  Ersetzung 
der  bestehenden  Form  der  Tabakbesteuerung  durch  das  Monopol 
veranlassten,  einer  der  auch  principiell  bedeutsamsten  und  folgen- 
reichsten Schritte  des  ersten  Napoleon  auf  dem  Gebiete  der  Be- 
steuerung, ähnlich,  wie  die  Wiedereinführung  der  Geträukesteuer 
(§.  252).  Einmal  wirkten  hier  allgemeine  finanz-  und  steuer- 
politische Erwägungen,  sodann  die  speciellen  Erfahrungen 
mit  der  Fabrikatsteuer  ein.  Die  ersteren  mögen  ein  wenig 
mit  als  Vorwand  gedient  haben,  aber  sie  enthielten  doch  auch 
sachlich  Richtiges.  Die  Erfahrungen  mit  der  bestehenden  Tabak- 
steuer zeigten,  dass  mit  dieser  Steuerform  die  fiscalischen  Interessen 
sich  nicht  hinreichend  befriedigen  Hessen  und  die  volkswirthschaft- 
lichen,  auch  die  Ackerbauinteressen  nicht  nur  nicht  besser,  sondern 
eher  weniger  gut  als  beim  Monopol  berücksichtigt  würden. 

Im  Eingang  zum  Decret  v.  21).  Dec.  1810  werden  jene  allgemeinen  Erwägungen 
folgendermassen  in  immerbin  sehr  beacbtenswerther  und  fur  die  napolconische  Finau/.- 
uud  Steuerpolitik  Überhaupt  cbaracterisiiscber  Weise  dargelegt.  Die  Finanzen  eines 
grossen  Staats  müssteu  aucb  für  ausserordentliche  Umstände,  selbst  für  die  Wechsel- 
fälle schwerer  Kriege  die  Mittel  bieten,  ohne  d;iss  man  zu  neuen  Steuern,  die  in  den 
ersten  Jahren  nur  wenig  einbrächten,  zu  greifen  brauche.    Das  yon  manchen  Nationen 
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hieifOr  angewendete  Mittel,  das  Anleiheäystem ,  sei  verwerflich  und  unmoralisch,  da 
es  im  Voraus  die  Zukuuft  belaste.  Vorzuziehen  sei  ein  System  einer  grossen  Auzahl 
Steuern,  die  in  gewöhnlicher  Zeit  wenig  das  Volk  belasteten,  weil  der  Tarif  niedrig 
sei,  aber  in  aosserordentlicher  Zeit  durch  einfache  Tariferhöhung  allen  Bedürfnissen 
der  Finanzen  entsprechen  könnten.  Unter  Hinweis  auf  die  Herabsetzung  der  Grund- 
nnd  Personalsteoeni ,  die  Errichtung  der  droits  reunies  und  der  Salzsteuer  wird  dann 
der  Tabak  als  der  ?on  allen  Gegenständen  zur  Besteuerung  geeignetste  bezeichnet. 
Die  bisherigen  Erfahrungen  mit  der  Tabakbesteueruug  seien  aber  unbefriedigend:  ge- 
ringe Zahl  der  Fabriken,  die  doch  noch  weiter  zu  vermindern  wäre,  der  Preis  der 
Fabrikate  so  hoch  wie  zur  Zeit  der  Ferme,  nur  kleiner  Ertrag  fur  den  Staat,  die 
Landwirthc  g^nz  von  den  Fabrikanten  abhängig.  Alles  in  Allem:  die  Staatsregie 
sei  passender,  selbst  im  Interesse  der  Landwirthschaft. 

In  der  Zeit  vor  1789  und  noch  während  der  ersten  Jahre  der 
Revolution  hielt  man  es,  wie  schon  bemerkt,  nicht  fUr  möglich, 
Tabakmonopol  und  einheimischen  Tabakbau  mit  ein- 
ander zu  vereinigen.  Das  frühere  Monopol  war  ganz  auf  die  Ver- 
arbeitung eingeführten  Tabaks  gegründet  gewesen.  In  dieser 
Hinsicht  glaubte  man  die  Schwierigkeit  dadurch  lösen  zu  können, 
daas  die  neue  fiegie  verpflichtet  werde,  vornemlich  in- 
ländischen Rohtabak  zu  verarbeiten  —  nach  dem  Decret 
V.  29.  Dec.  1810  höchstens  Vis  fremden  —  und  demgemäss  der 
Tabakbau  im  Inland  unter  Controle  der  Verwaltung,  ins- 
besondere mit  Ablieferungszwang  in  Betreif  des  gewonnenen  Tabaks, 
in  dem  dem  Bedürfniss  der  Regie  entsprechenden  Umfang  zu  ge- 
statten sei.  Dies  System  ist  das  dauernde  geworden.  Es  hat 
zwar  in  der  Weiterentwicklung  zu  einer  localen  Anbaubeschränkung 
und  zu  scharfen  Anbaucontrolen  geführt,  die  Verwendung  fremden 
Tabaks  ist  auch  vermehrt  worden.  In  einem  grossen  Theil  Frank- 
reichs ward  der  Tabakbau  so  rechtlich  in  Folge  des  Monopols  aus- 
geschlossen, aber  doch  vornemlich  nur  dort,  wo  er  überhaupt  nur 
thatsächlich  fehlte  oder  unbedeutend  oder  wo  das  Product  von  be- 
sonders geringer  Güte  war,  so  dass  das  Verbot  ohne  oder  ohne 
wesentliche  practische  Bedeutung  gewesen  ist.  Eine  —  vermeint- 
lich „inconstitutionelle'*  —  „Privateigenthumsbeschränkung"  lag  in 
diesen  Bestimmungen  allerdings.  Aber  immerhin  bewährte  sich 
doch  das  Princip,  den  heimischen  Tabakbau  an  sich,  wenn  auch 
mit  Beschränkungen  zuzulassen  und  ihn  nur  dem  Monopol  dienstbar 
zu  machen.  Damit  entiällt  aber  ein  beliebter  Einwand  gegen  das 
letztere,  welcher  in  Frankreich  auch  das  alte  Monopol  getroffen 
nnd  zu  dessen  Beseitigung  mit  beigetragen  hatte.  Indem  dann  die 
Ankäufe  der  Regie  an  die  Stelle  derjenigen  der  bisherigen  Fabrikanten 
iraten,  da  man  gleiche  Consumtion  glaubte  voraussetzen  zu  dürfen, 
erlitt  die  Landwirthschaft  keinen  Schaden  und  hatten  die  Tabak- 
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bauer  noch  den  Vortheil,  einen  zahlungsfähigen  Käufer;  welcher 
nicht  darauf  angewiesen  war,  die  Preise  des  Rohtabaks  herabzn- 
drücken,  statt  der  Zwischenhändler  und  Fabrikanten  zu  erhalten. 

Das  fiscalische  Interesse  war  natürlich  doch  das  eigent- 
lich treibende  Motiv  zur  Wiederherstellung  des  Monopols.  Man 
glaubte,  den  Ertrag  mit  der  Zeit  auf  80  Mill.  Frcs.  anschlagen  zu 
dürfen,  was  „eine  Verminderung  um  eine  ähnliche  Summe  beim 
Tarif  der  Personal-  und  Grundsteuern  gestatten  und  dem  Staats- 
schatz die  Sicherheit  geben  werde,  auf  ein  stets  im  Verhältniss  zu 
den  Umständen  und  zu  den  Bedürfnissen  stehendes  Einkommen 
rechnen  zu  können'^  War  dieser  Ertragsanschlag  auch  zu  opti- 
mistisch und  würde  die  letztgenannte  Erwartung  sich  gerade  bei 
dem  Niedergang  von  Einkünften  aus  einem  solchen  Monopol,  wie 
aus  allen  indirecten  Steuern,  in  kritischen  Zeiten  des  Staatslebens 
sicher  nicht  genügend  erfüllt  haben,  so  ist  doch  auch  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  Frankreich  durch  das  Tabakmonopol  sich  eine  un- 
vergleichliche finanzielle  Hilfsquelle  für  die  Deckung  eines 
erheblichen  Theils  seines  steigenden  Finanzbedarfs  verschafft  hat. 
Das  sollte  sich  voll  und  ganz  freilich  erst  zwei  Menscbenalter 
später  unter  den  völlig  veränderten  politischen  und  finanziellen  Ver- 
hältnissen nach  dem  grossen  Kriege  von  1870 — 71  zeigen.  Eine 
grosse,  tief  eingreifende  Finanzmassregel  dieser  Art  kann  aber  in 
ihrer  vollen  Bedeutung  auch  erst  allseitig  nach  solcher  längerer 
Erfahrung  gewürdigt  werden.  Das  Tabakmonopol  hat  sich  in 
Frankreich  als  einer  der  Grundpfeiler  des  ungeheueren 
Finanzbaus  erwiesen.  Man  wird  daher  nicht  umhin  können,  in 
seiner  Wiedereinführung  einen  Beweis  der  weitsichtigen  Politik 
Napolcon's  I.  und  seiner  Gehilfen  anzuerkennen. 

Der  Reinertrag  des  Monopols  war  gleich  zuerst,  vom  1.  Joli  ISll — Endo  IS  14, 
also  in  der  kriegsbewegtesten  Zeit,  jähriich  im  Darckschnitt  26.67,  1815  82.12,  1S16 
33.36,  Ibl?  39.18  Mill.  Frcs.  80  Mill.  wurde  erst  ein  Meuschcnalter  später  erreicht 
(1844  79.50,  1815  82.53),  freilich  auf  einem  viel  kleineren  Staatsgebiete  als  auf  dem 
von  1810.  Die  von  der  Steuer  getroffene  Menge  der  Tabakfabrikato  war  zuletzt  1S09 
10.85,  1810-1.  Juli  1811  14.63,  d.  h.  im  Jahre  9.75  Mill.  Kil.  gewesen;  in  den 
ersten  S'/j  Jahren  des  Monopols  (1.  Juli  1811— E.  1814)  war  sie  jährlich  15.97  Mill. 
Kil. ,  was  allerdings  auf  bedeutende  Unterschleife  bei  der  Fabrikationssteuer  hinwiese. 
Ein  genauer  Vergleich  ist  bei  den  Gebietsvoränderungen  und  Kriegsläuften  dieser 
Jahre  freilich  nicht  möglich.  Auf  dem  so  viel  verkleinerten  französ.  Monopolgebiet 
war  1816  und  1817  die  verkaufte  Menge  10.36  und  11.60  Mill.  Kil. 

Das  Monopol  wurde  auf  Grund  der  Untersuchungen  einer 
ISpecialeommission,  welche  die  Ursachen  des  Deficits  und  die  Mittel, 
dieses  zu  beseitigen,  geprüft  hatte,  auf  Vorschlag  des  Finanz- 
ministers Gaudi  n,  Herzog  von  Gagta,  nach  Anhörung  des  Staats- 
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raths  vom  1.  Jali  1881  an  errichtet.  Gharacteristisch  für  die  Zeit 
und  den  Herrscher  allerdings,  wie  von  Stourm  u.  a.  ni.  hervor- 
gehoben wird,  durch  ein  einfaches  kaiserliches  Decret,  vom 
29.  December  1810,  betreflFend  „die  Betrauung  der  Regie  der  ver- 
einigten Abgaben  mit  dem  ausschliesslichen  Ankauf  von  Kohtabak, 
Fabrikation  und  Verkauf  der  Tabakfabrikate",  —  nicht  durch  ein  förm- 
liches Gesetz.  Aber  dass  die  Massregel  sachlich  zweckmässig 
war,  wird  doch  schon  durch  die  einfache  Beibehaltung  des  Mono- 
pols, mit  nur  unwesentlichen  Veränderungen,  Seitens  der  Kestau- 
rationsregierung  (Gesetz  v.  24.  Dec.  1814,  28.  Apr.  1816)  und 
Seitens  aller  folgenden  Regierungen  unter  dem  wechselvollen  Lauf 
französischer  Dinge  bestätigt.  Die  Anläufe  gegen  das  Monopol 
wiederholten  sich  zwar  lange  Zeit,  sie  gingen  aber  nur  von  staats- 
rechtliclien  und  freihändlerischen  Doctrinären  aus.  Daher  verliefen 
sie  practisch  denn  auch  ganz  im  Sande. 

Die  einzige  Concession  war  die  Fristsetzung  für  das  Monopol, 
welche  aber  auch  nur  eine  Formalität  darstellte,  jedenfalls  seit  lange 
dazu  wurde.  Vor  Ablauf  erfolgte  regelmässig,  ohne  grössere  Be- 
anstandung, die  Verlängerung  auf  eine  neue  Frist.  Und  so  wird 
es  sicher  weiter  gehen,  auch  das  nächste  Mal,  1893  ff.  und  so  fort. 
Es  wäre  vollends  in  der  heutigen  Finanzlage  Frankreichs  auch 
schlechterdings  nicht  ohne  das  Tabakmonopol  auszukommen,  jede 
andere  Steueribrm  würde  weniger  passen,  andere  Mängel  haben 
und  sicherlich  nicht  entfernt  die  bisherigen,  immer  noch  steigenden 
Einnahmen  abwerfen,  muthmasslich  ohne  dass  der  Ertragsausfall 
in  Preis  oder  Qualität  irgend  den  Consumenten  zu  Gute  käme.  Die 
Anstellung  der  beiden  Enqueten  von  1835—37  und  1873 — 76  war 
ebenfalls  nur  eine  kleine  Concession  an  die  Gegner.  In  beiden 
Fällen  war  das  Ergebniss  dem  Monopol  günstig,  im  zweiten  wurde 
überhaupt  von  vornherein  das  Frincip  des  Monopols  als  solches 
schon  bei  der  Untersuchung  als  gar  nicht  mehr  strittig  angenommen. 

Einzelnes  mag  ja  immer  noch  zu  verbessern  sein.  Die  Ein- 
richtung als  Ganzes  genommen  war  von  vornherein  gut  ge- 
lungen. Zeuge  des,  dass  man  in  der  langen  Zeit  seit  1810  nichts 
Wesentliches  zu  ändern  für  nothwendig  befunden  hat. 
Welcher  erfreuliche  Unterschied,  vom  Standpuncte  des  finanziellen 
Gesetzgebers  aus  betrachtet,  gegen  alle  übrigen  indirecten  Ver- 
brauchssteuem  „bei  freier  privatwirthschaftlicher  Production",  wo 
die  Veränderungen,  oft  tief  greifender  Art,  nicht  aufhören  (Zucker- 
Steuer!)!    Das  Monopol  als  Steuerform  löst  daher  auch 
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Dach  dieser  wichtigeo  französischen  Erfahrung  ein 
schwieriges  Besteuerungsproblem  endgiltig  befriedigend. 
Nur  Veränderungen  in  kleinen  Einzelheiten  sind  erfolgt.  Die 
zum  Verkauf  gebrachten  Fabrikate  wurden  —  auch  im  Consumenten- 
interesse  —  mannigfaltiger,  Rauchtabak  vor  Schnupftabak,  Cigarreu 
und  neuerdings  Gigaretten  gewannen  allmälig  einen  viel  grösseren 
Raum  in  Consumtion  und  Production,  die  Verkaufspreise  wurden 
mehrmals  erhöht  und  verändert,  die  Fabrikation  technisch  vervoll- 
kommnet und  verwohlfeilert,  die  Interessen  der  Tabakbauer  und 
Fabrikarbeiter  zweckmässig  wahrgenommen.  Das  finanzielle  Er- 
gebniss  stellte  sich  immer  glänzender  heraus  und  zwar  nicht  nur 
durch  die  absolute  Steigerung  der  Roh-  und  Reinerträge ;  sondern 
auch  durch  ein  immer  günstigeres  Verhältniss  beider  zu  einander, 
wegen  relativ  stark  sinkender  Kosten.  So  kann  das  Urtheil  im 
Ganzen  nur  günstig  über  die  Massregel  von  1810  lauten. 

Nähere  statistische  AusfuhruDgen  zum  ßeloge  werden  unten  noch  gegeben 
werden.  Sie  fUgen  sich  besser  an  die  Darstellung  der  Einrichtung  an  und  werden 
in  Verbindung  mit  dieser  lehrreicher.  Hier  nur  vorläufig  wenige  Hauptzahlen  über 
die  finanzielle  Bedeutung  des  Monopols  und'  deren  Entwicklung.  (Für  die  Zeit  ?on 
1815 — 1S69  Bull.  I,  97  und  die  Ausfahrungen  dazu.  Die  anderen  Daten  aus  den 
Jahresberichten,  auch  Faure  130,  197). 


Jahres- 

Verkaufte 

Roh- 

Aus- 

Rein- 

Procent 

Durch- 

Menge 

ertrag 

gaben 

ertrag 

d.  Ausgaben 

schnitt 

Mill.  KU. 

Mill.  Frcs. 

MiU.  Frcs. 

Mill.  Frcs. 

V.  Rohertrag 

1815     17 

10.57 

57.14 

22.25 

34.89 

38.9 

1867—69 

31.73 

251.01 

58.49 

192.45 

23.3 

1884 

36.24 

376.48 

70.39 

306.09 

18.7 

Vo  Zunahme 

bis  1867—09 

200.0 

339.3 

163.0 

451.6 

— 

"/„Zunahme  bis  1884 

241.8 

559.0 

210.4 

777.3 

Das  Jahr  1S84  zeigt  das  bisher  erreichte  höchste  Ergcbniss,  1885 — 18S7  war  der 
Rohertrag  um  2 — 7  Mill.  Frc^.  niedriger.  Berücksichtigt  man  das  Ausscheiden  Elsass- 
Lothringens  nach  1869  (^iu  diesem  Jahre  mit  c.  1.8  Mill.  Kil.  Cousum  und  c.  8  ^Mill. 
Frcs.  Erlös),  so  stellen  sich  die  Resultate  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  verhältnib^- 
massig  noch  etwas  günstiger.  In  der  ganzen  Perlode  von  1815 — 1869.  in  55  Jahren, 
ist  fast  ohne  Unterbrechung  eine  Zunahme  der  Verkaufsmengen  des  Rohertrags  un<i 
des  Reinertrags  erfolgt.  Bei  den  crsteren  hat  nur  in  12  Jahren  eine  immer  nur  ge- 
ringfügige Abnahme  gegen  das  Vorjahr  stattgefunden  (auch  1848  und  1849  nur  eine 
kleine),  im  Rohertrag  nur  8  mal,  im  Reinertrag  nur  7  mal.  Das  Monopol  zeigt  also 
nicht  nur  eine  grosse  Stoigerungsfähigkcit  des  finanziellen  Ertrags,  sondern  auch 
kleine  Jahresschwankungen:  ein  Vorzug  vor  anderen  indirocten  Steuern,  die 
mehr  vom  Gang  des  Erwerbslebens  u.  s.  w.  abhängen  (s.  auch  o.  S.  407).  Die 
Tarifsteigerungen  machen  sich  in  der  Bewegung  der  Verkauismengen  nur  wenig  als 
Hcmmungsmittel  geltend  (bei  Erhöhung  der  Hauptsorte  in  1860  um  24**/o  war  die 
Verkaufsmenge  1859—63:  28.60—29.58—28.24-28.55—29.44  Mill.  Kil.).  Die  Kriegs- 
jalirc  1870 — 71  zeigen  sich  dann  freilicli  in  allen  Zahlonverhältnissen  sehr  nachtheilig 
(o.  S.  408),  auch  wohl  mit  wegen  der  als  Staatseigcnthum  den  deutschen 
Truppen  anheimfallenden  Vorräthe  u.  s.  w.  in  den  occupirten  Landesthcilen,  —  worin 
eine  üble  Seite  des  Monopols  verglichen  mit  einer  anderen  Steuerform  hervortritt.  (Die 
Ausgaben  der  Regie  sind  1870  speciell  auf  Grund  der  Kriegsverloste ,  Territorial- 


Tabakmonopol.    EinfUhruu^.    Einrichtung.  719 

alitretuug  um  eine  Summe  von  25.35  Mill.  Frcs.  höber  gewesen,  Bull.  I,  1)7). 
Uiuterher  ist  die  aufäteigende  Bewegung  der  Verltaufsmengen ,  Koh-  und  Reinerträge 
Tüu  1871  an  wieder  eine  ununterbrochene  bis  18S4,  die  Tarifsteigeruug  1872  H. 
(gleich  um  25 7u)  ^^^  ^i^  vielleicht  etwas  verlangsamt,  aber  nicht  aufgehalteu.  Die 
verkaafte  Menge  war  schon  ls74— 75  wieder  so  hoch  wie  vor  dem  Kriege  (Elsass* 
Aostritt  berücksichtigt).  (Bull.  X,  365 ;  danach  eine  Abnahme  in  der  Ziffer  des  Bein- 
ertragä  in  1878.    Das  ist  aber  ein  —  üruckfehler.     Faure,  130.) 

Einige  der  kleinen  Aenderungen  in  der  Einrichtung  dos  Monopols  seit  dem 
Decrete  von  1810  werden  im  Folgenden  berührt  werden,  vgl.  bes.  die  Decrete  von 
1810  and  1811  mit  den  Üesetzen  von  1814,  1816.  In  späteren  (z.  B.  12.  Febr.  1835) 
nur  ganz  wenige  Einzelheiten  geändert. 


bb.    Einrichtung  des  Tabakmonopols. 

§.  287.  1.  Allgemeine  Dienstorganisatioo.  Nach 
iiiehrrachem  Wechsel  in  Stellung  und  Organisation  bildet  die  Tabak- 
verwaltung eine  eigene  ,,6eneraldirection  der  Staatsmanu- 
facturen'',  analog  den  anderen  grossen  Generaldirectionen ^  in 
welche  das  Finanzministerium  eingetheilt  ist.  Trotz  umfassenderen 
Namens  hat  diese  Generaldirection  aber  gegenwärtig  nur  mit  dem 
Tabak  allein  zu  thun  und  auch  in  Betreff  desselben  beschränkt 
sich  ihre  Thätigkeit  —  insofern  ihrem  Namen  wieder  entsprechend 
—  auf  drei  Functionen,  die  Ueberwachung  des  inlän- 
dischen Tabakbaus,  den  Ankauf  des  Kohtabaks  von  den 
inländischen  Tabakbauern  und  aus  dem  Auslande  —  hier  inbegriffen 
den  Ankauf  von  Fabrikaten  —  und  auf  die  Herstellung  der 
Tabak fabrikate  aus  den  angekauften  Rohstoffen.  Ihr  Dienst 
ist  daher  mit  Recht  als  ein  wesentlich  agricoler,  commerciellcr 
und  industrieller,  nicht  als  ein  eigentlich  finanzieller  zu  chanic- 
terisiren  (Josat).  Nach  der  finanziellen  Seite,  als  Ertrags- 
quelle für  den  Staat  und  als  Steuerform,  untersteht  das  Tabak- 
nionopol  auch  jetzt  noch  der  Generaldirection  der  indirectcn 
Steuern,  welche  allein  den  Verkauf  der  Tabakfabrikate  im 
Monopolgebiete  und  ins  Ausland,  mitbin  die  Erhebung  der  Ein- 
nahmen vom  Monopol  zu  besorgen  hat.  Diese  Generaldirection 
führt  daher  die  eigentliche  finanzielle  Verwaltung  des 
Monopols. 

S.  0.  S.  59S.  Josat  p.  .592,  Vignes  I,  309,  Ulibo  II,  312  H'.,  448.  — 
Nach  dem  Decret  von  ISIO,  Art.  1,  war  neben  dem  Ankauf  des  Kohtabaks  und  der 
Fabrikation  auch  der  Gross-  wie  Klcinvcrkauf  der  Tabakfabrikate  der  „Kegie  der  ver- 
einigten Abgaben"  (droits  rcunics)  ul)ertragen  gewesen;  ebenso  nach  Art.  1  des  Ges. 
V.  24.  Dec.  1814  der  „Hogic  der  indirectcn  Auflagen*'  (iinpositions),  nach  Art.  172 
des  Gea.  ?.  28.  Apr.  ISIO  der  „Hegie  der  indirectcn  Steuern".  Die  Abtrennung 
einer  besonderen  Direciion  (Specialdirection)  für  die  Ueberwachung  des  Tabakbaus, 
den  Ankauf  des  Tabaks  und  die  Fabrikation  von  der  Generaldirection  der  indirecton 
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Steuern,  welcher  seitdem  nur  der  Verlauf  der  Fabrikate  vorbehalten  blieb,  erfolptc 
zuerst  durch  die  Julimonarchie  mittelst  K.  ürd.  ?.  5.  Jan.  1831;  die  Erhebung  der 
Tabakdirection  zur  Geueraldirection  durch  Ord.  v.  17.  Dec.  1844.  Nach  der  Februar- 
revolution von  1848  wurden  die  Generaldirectionen  im  Finanzministerium  aufgehoben 
und  die  Tabakvcrwaltnng  unter  einer  Direction  mit  den  indirecton  Steuern  vereinigt 
(„dircction  des  contrib.  indirectes  et  des  tabacs'').  Nach  dem  Staatsstreich  1851 
wurde  diese  Direction  auch  noch  mit  der  Zollvei-waltung  zu  Einer  ,.Generaldirection 
der  Zölle  und  indircctcn  Steuern**  zusammengezogen.  Abermals  erfolgte  aber  eine 
Abtrennung  der  Tabakverwaltung  und  die  Erhebung  derselben  zu  einer  eigenen 
(teneraldirection ,  mit  Beschränkung  auf  die  genannten  Functionen  agricoler,  commer- 
cieller  und  industrieller  Art  ganz  nach  den  Bestimmungen  der  Ord.  v.  1831,  durch 
Kais.  Decr.  v.  12.  März  1860,  Art.  1.  Nach  der  Uebcrtragung  der  Fabrikation  des 
Jagd-,  Bergwerks-  und  Handelspulvcrs  wie  der  Salpetergewinuung  vom  Kriegs- 
ministerium auf  diese  (lencraldircction  erhielt  dieselbe  ihren  jetzigen  Namen  „General- 
dircction  der  Staatsmanufacturen**  (üecr.  v.  17.  Juni  und  9.  Nov.  1865),  der  ihr  dann 
geblieben  ist,  auch  nachdem  in  BetrelF  des  Pulvers  u.  s.  w.  der  frühere  Zustand  der 
Dienstorganisation  und  Ressortbegrenzung  wieder  hergestellt  worden  war  (Decr.  vom 
\H.  Nov.  1878).  Schon  die  Zeitpuncto,  an  denen  einige  dieser  Veränderungen  ein- 
getreten sind,  zeigen,  dass  hier  mehrfach  politische  Anschauungen  und  Tendenzen 
der  Zeit  mitgewirkt  haben.  Die  Verselbständigung  der  Tabakverwaltung  zu 
einer  eigenen  (leneraldirection  und  die  Beschränkung  der  letzteren  auf  die 
mehrfach  genannten  Functionen,  während  der  Verkauf  der  Fabrikate  der  General- 
direction  der  iudir.  Steuern  übertragen  bleibt,  sind  aber  doch  wohl  als  Puncto  von 
allgemein  administrativ-technischer  Bedeutung,  für  welche  auch  letztere 
Rücksichten  entscheidend  w^aren ,  fUr  die  Frage  der  Einrichtung  dos  Monopols 
bcachtenswerth. 

Der  Dienst  der  Gcneraldircction  gliedert  sich,  wie  sonst  (S.  602), 
in  einen  Central-  und  einen  Loeal dienst,  letzterer  wieder,  nach 
den  Aufgaben  der  Verwaltung,  in  den  Dienst  des  Anbaus  und 
der  Magazine  und  denjenigen  der  Fabrikation  (der  Mann- 
facturen). 

Hinsichtlich  des  Personals  der  Verwaltung  und  der  Kategorieen  desselben 
ist  als  eigenthümlich  hervorzuheben,  dass  die  Leitung  der  Fabrikation  und  der  tech- 
nischen Arbeiten  dabei  ausschliesslich  durch  Ingenieure  aus  der  poly- 
technischen Schule  erfolgt.  An  der  Spitze  jeder  Manufactur  steht  ein  eigener 
Director  (4  (jehalfsstufen  von  S,  9,  10  und  12  Tausend  Frcs.)  mit  Ingenieuren, 
Unteringenieuren ,  Ingenieur-Eleven,  Experten,  Controleuren ,  Magazinverwaltern  und 
sonstigen  Oommis  verschiedener  Art  und  Grades.  Wird  in  dem  Bezirk  eines  Fabrik- 
dircctors  auch  Tabak  gebaut,  so  untersteht  die  obere  Leitung  und  Verwaltung  auch 
diesem  Director.  Bezirke  des  Tabakbaus,  ohne  Fabrik  darin,  haben  eigene  Directoren. 
Zu  dem  Dienstzweig  für  Anbau  und  Magazine  gehören  sonst  noch  Oultur-Vcrificatorcn, 
('ultur-Controleure,  Inspectoren  und  Unterinspectoren,  Magaziu-Gontroleuro,  Rohtabak- 
Niederlagenvcrwalter.  S.  Josat,  p.  593  11'.,  Vignes  I,  809,  v.  Kaufmann, 
S.  514  IW  (Einzelnes  aus  d.  Budget).     Ueber  die  Kosten  des  Personals  s.  u.  §.  296. 

§.  288.  2.  Die  Durchführung  des  Tabakmonopols. 
Dieselbe  bedingt  überall  die  Lösung  dreier  Aufgaben,  der  An- 
schaffung des  Rohstoffs,  des  Blätter-  oder  Rohtabaks,  der 
Verarbeitung  desselben  zu  Tabakfabrikaten,  des  Verkaufs 
der  letzteren.  Die  beiden  ersten  Aufgaben  sind,  wie  gezeigt,  in 
Frankreich  der  Geueraldirection  der  Staatsmanufacturen,  die  dritte 
derjenigen  der  indirecten  Steuern  übertragen.    An  die  erste  Aufgabe 
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sehliesst  sich  die  Ueberwachnng  des  einheimischen  Tabak- 
baus für  die  Regie  und  des  —  auch  in  Frankreich  zulässigen  — 
Tabakbaus  für  die  Ausfuhr  von  Rohtabak  sowie  die  Con- 
trole  der  wirklich  erfolgenden  Ausfuhr  an.  Zur  ersten  Aufgabe 
selbst  gehört  der  Erwerb  (Ankauf)  des  inländischen  Rohtabaks 
für  die  Zwecke  der  Regie  nach  den  dafür  geltenden  Taxbestim- 
muDgen  u.  s.  w.,  sowie  der  Ankauf  des  ausländischen  Tabaks, 
welcher  von  der  Regie  mit  verarbeitet  werden  soll,  der  Transport 
des  in-  und  ausländischen  Tabaks  in  die  Rohtabak-Magazine 
und  die  Lagerung  desselben  in  diesen  oder  eventuell  der  Trans- 
port gleich  in  die  Fabriken.  Die  zweite  Aufgabe  endigt  mit  der 
UeberfÜhrnng  der  Tabakfabrikate  in  die  Verkaufs -Nieder  lagen. 
Die  dritte  Aufgabe,  die  des  Verkaufs,  umfasst  directe  Ver- 
käufe an  Gonsumenten  aus  den  Fabriken  und  an  anderen  Stellen 
(von  ausländischen,  besonders  Havannacigarren),  die  Verwaltung 
der  Niederlagen  (Entrepöts)  der  Tabakfabrikate,  die  Versorgung 
der  Debitanten  aus  letzteren  mit  den  Fabrikaten,  welche  dann 
durch  die  Debitanten  direct  an  das  Publicum  verkauft  werden, 
endlich  die  Verkäufe  der  Regie  (von  Blättern  und  Fabrikaten)  be- 
hufs Ausfuhr  und  die  hiermit  in  Verbindung  stehende  Ueber- 
wachnng. Das  Verwandte  oder  in  naher  Beziehung  Stehende  zu- 
sammenziehend, kann  man  das  wichtigere  Einzelne  unter  folgenden 
Rubriken  zur  Darstellung  bringen:  inländischer  Tabakbau, 
Ankauf  und  Einfuhr  aus  dem  Auslande  (von  Rohtabak  und 
Fabrikaten),  Fabrikation,  Verkauf. 

a)   Inländischer  Tabakbau. 

Darüber  Decr.  v.  1810,  Tit.  2—4,  schon  erheblich  erweitert  in  den  Bestimmungen 
des  Ges.  7.  1814,  Tit.  2—4;  damit  im  Ganzen  Übereinstimmend  das  jetzt  geltende 
(ies.  T.  1816,  Tit  5,  Kap.  2—4  (Art.  180—214).  Kleine  Abänderungen  im  Ges.  v. 
12.  Febr.  18iJ5,  Art.  2—4,  Ges.  v.  22.  Juni  1S62,  Art.  2  und  3,  Ges.  v.  21.  Dec.  1S72, 
Art  2,  8.    S.  Vignes,  Block,  dict.  a.  a.  0  ,  bes.  Olibo  II,  380—408. 

Der  Tabakbau  sollte  nach  dem  Gesetz  von  1816,  Art.  180,  in 
denjenigen  Departements  beibehalten  bleiben,  wo  er  damals 
bereits  autorisiit  war,  vorausgesetzt,  dass  er  sich  auf  100,000  Kil. 
(in  trockener  Waare)  beläuft.  Die  Ermächtigung  für  jedes  Departe- 
ment zum  Tabakbau  erfolgt  durch  Gesetz  oder  Decret.  Sie  kann 
auch  versuchsweise  ertheilt  werden. 

Im  departementalen  Umfang  des  Tabakbaus  sind  in  Folge  des  fUr  diese  Yer- 
hiltnisse  besonders  wichtigen  Ausscheidens  von  Elsass-Lothringen  (Dep.  Nicdcr-Rheiii. 
Ober-Rhein,  Mosel  mit  Tabakbau  im  Umfang  des  dritten  Theils  des  verlangten  Gesammt- 
quantums  der  Regie  vom  heimischen  Tabakbau  in  1S69)  Veränderungen  eingetreten.  Der 
Anbau  ist  auf  mehr  Departements  ah  frUher  ausgcdclint  worden.     In  den  50er  Jahren 
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erfolgte  er  nur  in  9  Depart.:  Nieder -Kliein,  Nord,  Pas  de  Calais,  Lot.  Lot  und 
Garonne,  Ile  und  Vilainc,  Var,  Rhoncmtindungen ,  Gironde  (Hock  S.  340),  spater 
traten  Veränderungen  ein.  1869  war  der  Bau  ausser  in  den  genannten  9  noch  in  10 
anderen  Depart  zugelassen,  nämlich  in  Seealpen,  Dordogne,  Mcurtho,  Ober -Saune, 
SaToien,  Obersavoien,  Oberpyrenäen,  Landes,  Ober-Rhein,  Mosel,  zus.  in  19.  Jetzt 
besteht  der  Tabakbau  ausser  in  den  genannten,  von  denen  die  olsass-lothrin/rischen, 
noch  neuerdings  auch  der  Distr.  Beifort,  fortfielen,  auch  in  Meurthe  und  Mosel,  Corrcze, 
Maass,  Iscre,  Vaucluse,  Vogesen,  zus.  in  22  Dep.  S.  Reponses  p.  299  fl*.,  compt«) 
des  manuf.  p.  1886,  p.  76.  Die  Hauptmenge  kommt  auf  Dordogne  (1886  vom  ver- 
langten Quantum  von  22,275,000  Kil.  4,125.000),  Lot  und  Garonne  (3,035,000),  Nord 
(2.52  Mill.),  P.  d.  Calais  (2.16),  Iscre,  Lot.  Gironde  (je  1.8—1.9  Mill.),  Ile  und  Vil. 
(1.2  Mill.),  alle  anderen  unter  1  Mill.  Kil.  Diese  locale  Beschränkung  des  Tabak- 
qaues  erleichtert  von  vornherein  die  Controle. 

Wer  innerhalb  eines  zum  Tabakbau  ermächtigten  Departements 
Tabak  bauen  will,  muss  darüber  vorher  eine  Declaration  ein- 
reichen und  die  ausdrückliche  Erlaubniss  erlangt  haben, 
sonst  wird  er  straffällig.  Also  Licenzzwang.  Die  Fläche  eines 
einzelnen  Tabak felds  darf  dabei  nicht  unter  ein  gewisses 
Minien  um  herabgehen. 

1810  40,  1816  20,  seit  1862  5  Are,  doch  in  diesem  kleinen  Umfang  nur.  wenn 
die  Declaration  des  Tabakbauers  mindestens  10  Are  umfasst.  Der  im  Verstoss  gegen 
diese  Vorschriften  gebaute  Tabak  wird  auf  Kosten  des  Pflanzers  zerstört  und  letzterer 
ausserdem  straffällig  (f.  je  100  Kuss  Tabakbau  50  Pres,  bei  Bau  in  offenem  Felde. 
150  Pres,  bei  solchem  innerhalb  einer  Unimauerung,  Max.  3000  Pres.).  Auch  wird 
dem  Pflanzer  das  Recht,  in  Zukunft  Tabak  zu  bauen,  entzogen.  Statistik  der  Zahl 
der  Pflanzen,  der  Flächengrössen ,  der  Qualität  und  Menge  der  Abliefeningen .  auch 
p.  Pflanzer,  in  den  Reponses  p.  296,  Compte  f.  1886  p.  76.  Die  Zahl  der  Pflanzer 
neuerdings  wieder  stark  gestiegen,  in  den  1860er  Jahren  bis  1872.  ohne  die  ab- 
getretenen Dep.,  c.  32,000,  1^86  50,008,  die  14,518  ha.  bebauten,  also  auf  1  c.  29  Are, 
früher  c.  31.1,  verlangtes  Quantum  22,575  Mill.,  auf  1  Pflanzer  451  Kil.,  abgeliefertes 
Quantum  18.74  Mill.  Kil.,  von  1  Pflanzer  355  Kil.  Zahlreiche  Pflanzer  liefern  bis 
unter  100  Kil.,  eine  Anzahl  aber  auch  über  2000  Kil.  —  Ausserdem  1886  in  Algier 
6459  Pflanzer,  die  3.11  Mill.  Kil.  lieferten. 

Der  geerntete  Tabak  muss  dann,  nach  Massgabe  der  gesetz- 
lichen Berechnungen  seiner  Menge,  der  Behörde  vorgewiesen  und 
für  Fehlbeträge  der  Preis  des  sogenannten  Cantine-Tabakfabrikats 
(s.  u.)  erlegt  werden.  Die  Pflanzer  können  aber  ihre  Ernte  sowohl 
filr  die  Versorgung  der  Regiefabriken  wie  —  unter  den 
vorgeschriebenen  Formalitäten  —  für  die  Ausfuhr  bestimmen. 

FUr  den  ersteren  Zweck  wurde  früher  (Gesetz  von  1810, 
Art.  184)  im  October  für  jedes  zum  Anbau  zugelassene  Departement 
eröffnet,  wie  viel  Centner  Tabak  die  Regie  im  nächsten  Jahre  be- 
dürfe und  ihr  von  der  Ernte  zu  liefern  seien.  Dabei  sollten  mindestens 
Vc  des  Tabakbedarfs  der  Regie  durch  den  heimischen  Anbau  ge- 
deckt werden,  —  gegen  höchstens  Vir,  fremden  Tabaks  nach  dem 
Decret  von  1810.  Im  Jahre  1835  trat  aber  hierin  eine  Aenderung 
ein.  Dem  heimischen  Tabakbau  sollten  seitdem  nur  noch  höchstens 
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Vö  des  Bedarfs  der  Kegie  zufallen  und  der  Finanzminister  jährlich 
die  Zahl  der  zu  bebauenden  Heetaren  und  der  erforderlichen  6e- 
sammtmeDge  auf  die  Tabakdepartements  vertheilen  (Ges.  v.  12.  Febr. 
1835  Art  3).  Thatsächlich  wird  die  genannte  Quote  seit  lange 
nicht  erreicht,  die  Verarbeitung  ausländischen  Tabaks  über- 
wiegt sogar  öfters,  theils  weil  der  inländische  Anbau  nicht  die  er- 
forderliche Menge,  theils  und  wohl  hauptsächlich,  weil  er  nicht  die 
erforderliche  Qualität  liefert. 

S.  die  Statistik  im  Ball.  X,  362,  XV,  626;  Comptc  f.  18S6.  p.  29:  angekaufte 
Mengen  des  Rohstoffs  von  inländischen  Pflanzern  und  überhaupt  (in  letzteren 
Zahlen  ausser  Kohtahak  auch  Cigarren  inbegriffen).  Danach  wäre  allerdings  that- 
sächlich  ungeachtet  der  entgegenstehenden  gesetzlichen  Bestimmung  von  1S16,  die  sich 
hiemach  unausfahrbar  erwies,  die  Quote  des  inländischen  Tabaks  schon  vor  1835  kl  einer 
gewesen  als  nach  dem  Gesetz.  0 öfters  waren  schon  damals  weniger  als  *if^^  mitunter 
nur  '^ — Va — Vs  ^^  Tabaks  inländisches  Product,  offenbar  je  nach  dem  Ausfall  der 
heimischen  Ernte.  Nach  1835  nahm  diese  Quote  noch  mehr  ab,  war  auch  nicht 
gleichmissig,  wiederum  wohl  je  nach  dem  Ernteausfall,  sie  fiel  aber  auch  Öfters  schon 
unter  die  H&lf^e.  Später  hob  sie  sich  wieder  darüber  hinaus,  auf  c.  %  i"  ^^^  letzten 
Jahren  vor  dem  Kriege,  in  besonders  günstigen  Erntcjahren  auf  noch  mehr  (1865  'Vis)» 
Nach  dem  Kriege  Ist  das  inländ.  Erntequantum  noch  nicht  wieder  auf  die  frühere 
absolute  Höhe  gekommen,  also  das  Ausscheiden  des  Elsass  trotz  der  räumlichen  Er- 
weiterung des  Tabakbaus  noch  nicht  ganz  ersetzt  worden.  Aber  seit  1880  ist  das 
inländ.  Product  in  fortschreitender  Steigerung  begriffen.  Die  Quote  war  mehrfach 
bis  auf  */ß — Vs  gewichen,    18S0  aber  wieder  über  Va«     ^  ^^r  jährlich  in  Mill.  Kil. 

inländ.  Quantum  Gosammtquantum 
1867—70                        21.92  32.72 

1881—83  17.26  42.70 

1886  21.84  42.92 

Dem  Werthe  nach  überwiegt  der  fremde  Tabak  noch  mehr  (1881 — 83  einhcim. 
11.74,  aller  zus.  36.03,  1886  bez.  18.38  und  46.82  Mill.  Frcs.),  aber  doch  nicht  in 
(lern  Masse,  dass  es  sich  dabei  um  durchweg  viel  höhere  Qualitäten  handeln  könnte. 
Es  wird  in  der  That  auch  überwiegend  ordinärer  amerikan.  und  europ.  Tabak  ein- 
geführt, der  zwar  durchschnittlich  auch  theuerer  als  der  inländische  ist  (35  bis 
mv^\  s.  u. 

Um  die  jedem  Departement  zugewiesenen  Tabakflächen  auf 
jedes  Arrondissementim  betreifenden  Departement  zu  vertheilen, 
fangirt  seit  dem  Gesetz  von  1835  eine  eigene  Commission,  welche 
die  „Anbauerlaubnisse"  gewährt. 

Sie  besteht  aus  dem  Präfccten  oder  einem  Delegirten  desselben  als  Präsidenten, 
dem  indirecten  Steuer -Dircctor,  einem  höheren  Beamten  des  Anbau  -  Dienstes ,  je 
1  Mitglied  des  General-  und  des  Arrondiss.-Raths,  die  nicht  Pflanzer  sein  dürfen,  im 
Ganzen  5  Mitgliedern  (Ges.  v.  1835,  Art.  2).  Bei  der  Ermächtigung  zum  Anbau  ist 
aof  die  Sokenz  der  Pflanzer  zu  sehen. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Declarationen ,  Erlaubnisse,  Uebcr- 
vachung  u.  s.  w.,  tlber  die  Entlastungen,  Classificationen,  Expertise,  Erntclieferun;;^ 
iiestimmt  der  Pr&fect  nach  Anhörung  zweier  hervorragender  Pflanzer  und  nach  dem 
Gutachten  des  Steuerdirectors.  Es  werden  danach  dann  Lasten  hefte  entworfen, 
welche  für  die  Pflanzer  wie  filr  die  Verwaltung  bindend  sind.  Eine  Uebcrschreitung 
des  dcclarirten  und  gestatteten  Anbaus  um  '/^  macht  straffällig  (25  Frcs.  f.  100  Fass, 
Max.  1500)  und  auch  hier  erfolut  Entziehung  dos  Kechts  des  Tabakbaus  fiir 
die  Zukunft. 
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Der  ganzeTabakbau  wird  dann  von  Anfang  an  durch  alle 
seine  Stadien  hindurch  bis  zur  Ablieferung  des  Products  in  die 
Magazine  der  Regie  sorgfältig  von  den  Controlbeamten  des  Cultur- 
dienstes  überwacht,  damit  das  Ernteqnantum  genau  fest- 
gestellt und  nichts  davon  bei  Seite  gebracht  werden  kann.  Zur 
wirksamen  Durchführung  dieser  Ueberwachung  ist  dem  Pflanzer 
eine  bestimmte  Art  der  Bebauung  vorgeschrieben. 

Am  genauesten  ist  das  Einzelne  dargestellt  von  v.  Hock  S.  342  If.«  die  £nt- 
bcheidong  der  Fragen  bei  Olibo  II,  3yS  tf.  Die  Controle  erfolgt  zur  Zeit  der  Be- 
samung der  Felder,  dann  nach  Entwicklung  der  Pflanzen,  wiederum  zur  Zeit  der  Keife 
der  Blätter  und  bei  wie  nach  der  Ernte.  Sie  richtet  sich  besonders  auf  genaues  lune- 
lialten  der  declarirten  Anbauflächen  und  Feststellung  der  muthmasslichen  Tabakemtc 
schon  zur  Zeit,  wo  die  Pflanzen  noch  auf  dem  Felde  stehen.  WesenÜicli  um  diese 
Feststellung  zu  ermöglichen  ist  den  Pflanzern  auch  im  Einzelnen  die  Anbauweise  ?or- 
geschrieben  (z.  B.  strenger  Eeihcnbau,  die  Reihen  und  die  Pflanzen  gleich  weit  von 
einander,  keine  andern  Pflanzen  dazwischen).  Die  Pflanzen  werden  bereits  auf  dem 
Felde  gezählt.  Verkümmerte  Pflanzen  düifen  ersetzt  werden.  Auch  die  Menge  der 
brauchbaren  Blätter  wird  ermittelt.  Auf  diesen  Grundlagen  erfolgt  schon  eine  vor- 
läufige Feststellung  des  vom  Pflanzer  vorzuweisenden  Erntequantums.  Nach  der  Ernte 
muss  der  Pflanzer  die  Stengel  und  Strünke  der  Pflanzen  herausreissen  und  zerstören. 
Auch  für  seinen  Privatbedarf  darf  er  nichts  zurückbehalten.  Verluste  und  Be- 
schädigungen durch  die  Witterung  u.  dgl.  bedingen  nur  dann  Ansprach  auf  Ermässigung 
des  vorläufig  ermittelten  Erntequantums,  wenn  sie  durch  die  Controlbeamten  in  Gegen- 
wart des  und  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Maire  constatirt  sind.  Die  Höhe  des 
Erlasses  erfolgt  durch  Uebereinkunft  zwischen  Beamten  und  Pflanzer,  in  Ermangelung 
dieser  durch  Entscheidung  von  Experten,  die  der  Präfect  zu  ernennen  hat.  Unbrauch- 
bare Ucberbleibsel  sind  auch  hier  zu  vernichten.  Dasselbe  Verfahren  wiederholt  sich 
bei  Beschädigung  des  Tabaks  nach  der  Ernte  bis  zur  Uebemahme  in  die  Regie- 
Magazine. 

Der  geemtete  Tabak  wird  auch  bei  und  nach  der  Trocknung  überwacht,  danach 
sein  Gewicht  wieder  abgeschätzt  und  er  unter  Begleitschein  zum  Magazin  gebracht, 
wo  dann  die  genaue  Feststellung  des  Gewichts  und  der  Blätterzahl  erfolgt  und  das 
Conto  des  Pflanzers,  unter  Vergleichung  mit  den  Aufnahmen  in  den  früheren  Stadien, 
endgiltig  geregelt  wird.  Für  nicht  durch  die  gewährten  Nachlässe  gedeckte  Fehl- 
mengen muss  der  Pflanzer  aufkommen,  ebenfalls  nach  der  Taxe  des  Cantine-Tabak- 
fabrikats.  In  Betreff  des  hiernach  sich  ergebenden  Abrechnunjpresultats  hat  der 
Pflanzer  binnen  Monatsfrist  das  Reclamationsrecht  vor  dem  Präfecturrath ,  welcher 
binnen  2  Monaten  entscheiden  muss.  Im  Jahre  18S6  war  z.  B.  das  verlangte  Quantum 
22,275,000  KU.,  die  abzuliefernde  Menge  nach  Schätzung  auf  Grund  des  Blätter- 
inventars 18,700,500  Kil.,  wovon  32,500  für  Export  bestimmt,  der  Rest  für  die  Regie. 
Das  wirkliche  Erntequantum  wurde  schliesslich  auf  19,290,155  KU.  ermittelt,  davon 
18,743,916  zahlbar  durch  die  Verwaltung,  37,800  KU.  Ausfuhr,  133,204  KU.  wurden 
als  nicht  für  Zahlung  zulässig  abgezogen,  375,235  verworfen  durch  die  Experten 
und  zerstört. 

Durch  rationeUe  Förderung  der  agrarisch-technischen  Seite  des  Tabakbaus  Seitens 
der  Monopolverwaltung  ist  mancher  Fortschritt  erzielt  worden. 

Der  geerntete  Tabak  wird  von  der  Regie  nach  Taxpreisen 
übernommen,  welche  jährlich  im  Voraus  vom  Finanzminister  für 
die  folgende  Ernte  arrondissementsweise  für  die  verschiedenen 
Qualitäten  des  Tabaks  festgestellt  und  öffentlich  bekannt  gemacht 
werden. 
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Ges.  T.  1816  Art.  192,  ergänzt  durch  Ges.  v.  12  Febr.  1S35  Art.  4.  v.  Hock 
S.  344  tr.  Diese  Preise  sind  für  die  Neigung  zum  Tabakbau  natürlich  massgebend 
und  bilden  die  Basis  der  Calculation  des  Pflanzers.  Sie  werden  absichtlich  so  gestellt, 
dass  der  Tabakbau  sich  genügend  bezahlt  macht,  selbst  lohnender  als  Weizenbau  ist, 
und  sind  im  Durchschnitt  wohl  etwas  höher,  als  sie  im  freien  Verkehr  sein  würden; 
das  etwaige  Plus  fallt  daher  allerdings  dem  Monopol  zur  Last,  oder,  wie  man  ein- 
gewandt hat,  „der  Tabakbau  wird  mit  aus  dem  Steuersärkel  gezahlt*'.  Das  ist  aber 
kein  erheblicher  Einwand,  sondern  die  genügende  Bezahlung  nur  eine  Entschädigung 
für  die  mancherlei  Belästigungen  des  Tabakbaus  unter  unvermeidlich  so  scharfer  An- 
bau- und  Ablicferungscontrole.  Einen  grösseren  Vortheil  als  aus  dem  vielleiclit  etwas 
höheren  Preise  zieht  der  Pflanzer,  welcher  für  die  Regie  baut,  aus  dem  Umstände, 
dass  er  einen  Abnehmer  hat,  welcher  ihn  zwar  auch  noch  bei  der  Ablieferung  des 
Tabaks  scharf  controlirt,  aber  ihn  doch  nicht  drückt,  nicht  ausbeutet  und  zahlungsfähig 
ist.  Die  Lage  des  Kegietabakbauers  ist  gerade  in  dieser  Beziehung  entschieden 
günstiger  als  die  des  „freien",  wie  des  deutschen,  pfälzischen  und  heute  des  elsässischen, 
was  sich  auch  ans  der  Thatsache  ergiebt,  dass  gerade  die  elsässischen  Tabakbauer, 
welche  ja  beide  Systeme  vergleichen  konnten,  für  das  deutsche  Tabakmonopol  ein- 
getreten sind.  Die  Festsetzung  der  Preise  erfolgt  unter  Beirath  einiger  hauptsächlicher 
Pflanzer  vom  Finanzminister  mit  nach  dem  Gutachten  der  Tabaksdirectoren,  für  3  nor- 
male Qualitätsciassen,  für  1  Extraclasse  (besonders  gute  Qualitäten,  surchoix,  zur  Er- 
muthignng  des  Anbaus,  für  die  gesetzlich  10  Cent,  per  Kil.  mehr  gegeben  werden 
darf  und  thatsächlich  wird,  als  für  die  erste  Glasse)  und  für  1  niederste  Classe,  unter 
der  dritten  Normalclasse  (geringste  Waare,  non  marchands). 

Das  Wichtigste  und  Schwierigste  ist  dann  die  Sortirung  des  abgelieferten 
Tabaks  nach  diesen  Preisstufen.  Sie  erfolgt  durch  Vergleichung  mit  Typen  oder 
Masterbüscheln  von  Seiten  einer  zu  diesem  Behuf  durch  ihre  Zusammensetzung  die 
Bürgschaft  der  Unparteilichkeit  bietenden  Sachverständigen-Commission ,  welche  aus  2 
von  der  Fabrik-  und  Magazinverwaltung  bestimmten  Beamten  und  3  vom  Präfecten 
ernannten  Sachverständigen  besteht. 

Die  Tazsätze  für  die  genannten  5  Classen  sind  seit  lange  nur  wenig  verändert, 
auch  für  die  meisten  Tabak -Departements  die  gleichen,  nur  für  5  darunter  um  je 
10 — 15  Frcs.  in  den  4  obersten  Classen  niedriger  als  die  allgemeinen  Taxsätze. 
Letztere  waren  für  die  Ernte  von  1S85  gegen  diejenigen  aus  der  Periode  1863 — 72 
um  10—15  Frcs.  höher  und  betrugen  155 — 145 — 112—90  —  für  non  marchands  in 
3  Unterstufen  70 — 50—25  Frcs.  für  100  Kil.  Der  wirklich  gezahlte  Durchschnittspreis 
war  für  non  marchands  im  J.  1885,  verschieden  nach  den  Departements,  Max.  GO, 
Min.  42.20  Frcs.  Die  Taxsätze  für  Algier  waren  160—150—120—90  und  (Cl.  5)  60 
bis  10  Frcs.  (Durchschnittspreis  hier  45.62  Frcs.)  (Compte  f.  1886,  p.  77). 

So  wird  dem  Pflanzer  nicht  nur  ein  genügend  remunerirender, 
sondern  auch  ein  von  Jahr  zu  Jahr  fast  gleiehmässiger 
Preis  zu  Theil.  —  Damit  gewinnt  er,  im  vortheilhaften  Unterschied 
?om  „freien  Verkehr",  eine  sichere  Grundlage  für  seine  Berech- 
nungen; ein  wahrer  Segen  gerade  für  den  Landwirth.  Der 
Erlös  ans  dem  Tabakbau  schwankt  daher  für  den  Pflanzer  fast 
nur  nach  dem  Ausfall  der  Ernte  und  der  davon  bedingten 
Quantität  und  Qualität  (Taxelasse)  seines  Products. 

Der  Durchschnittspreis  fUr  den  an  die  Kegie  abgelieferten  Tabak  richtet  sich 
natürlich  bei  gleichen  Taxen  wesentlich  nach  der  Vertheilung  des  Products  in  die 
Taxelassen  und  ist  dementsprechend  verschieden.  Aber  die  Unterschiede  zwischen 
den  einzelnen  Jahren  sind  auch  hier  nicht  so  gross,  als  man  zunächst  annehmen 
möchte.  Bleibende,  doch  im  Ganzen  wieder  jährlich  weniger  schwankende  Differenzen 
zeigen  sich  von  Departement  zu  Departement.  Der  gezalilte  Durchschnittspreis  fUr 
100  Kil.  war  ISö.H— 72  84.65,  1SS4  {uicl  Algier;)  S7.24,  lbS5  bl.85  (ohne  Algier 
57.21)  Frcs.    Auf  1  Pflanzer  kam  lb63 — 72  i.  D.  eine  Einnahme  von  31b.60  Frcs., 
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auf  1  Hectare  ein  Erlös  von  1023.67  Frcs.;   1885  bezw.  326.90  und  1124.96  Frcs. 
(Compte  a.  a.  0.,  R^ponses  p.  297). 

Die  Zahlung  an  den  Pflanzer  geschieht  auf  Anweisung  des  abnehmenden 
Magazins  durch  die  Gasse  der  indirecten  Steuern,  unter  Abzug  ron  1  Cent.  p.  Kil.  f. 
Spesen,  gemeinnützige  Förderung  des  Tabakbaus  u.  dgl.  m. 

Bohstoffmagazine  bestehen  in  Frankreich  und  Algier  (wo  der  Tabakbau 
frei  ist,  aber  die  Cultur  für  die  Versorgung  der  Regio  gefördert  wird)  32  (1886), 
deren  specielle  Verwaltungskosten  an  Gehalten,  Löhnen  u.  s.  w.  und  sachlichen  Aus- 
gaben i.  J.  1886  2.71  Frcs.  für  100  Kil.  angekauften  und  aufbewahrten  Tabaks  waren. 
Der  Wcrth  der  Immobilien  der  Magazine  war  1880  10.98  Mill.,  der  Mobilicn 
0.51  Mill.  Frcs. 

Ausser  für  die  Regie  kann  aber,  wie  bemerkt,  Tabak  auch 
für  die  Ausfuhr  (als  Rohtabak)  gebaut  werden. 

Der  Pflanzer,  mag  er  allein  für  die  Ausfuhr  oder  zugleich  für 
die  Regie  bauen,  unterliegt  aber  denselben,  oder  ganz  analogen 
Vorschriften,  Bedingungen,  Controlen  und  Strafandrohungen,  wie 
der  blosse  Regiepflanzer. 

Ges.  V.  1816,  Art.  202—214,  auch  die  mit  geltenden  allgemeinen  Art  180—182, 
Olibo  II,  402 — 408.  Namentlich  ist  auch  zur  Ausfuhr  der  Tabakbaa  nnr  in  den 
,,Tabakdepartements''  und  unter  den  allgemeinen  Bedingungen  (Declaration,  Erlaubniss, 
Vorweisung  der  Ernte,  Einstehen  für  Fehlmengen)  gestattet,  und  speciell  wird  nur  als 
zahlungsfähig  anerkannten  oder  Caution  stellenden  Pflanzern  die  Erlaubniss  ertheilt. 
Wird  gleichzeitig  von  demselben  Pflanzer  für  die  Regie  gebaut,  so  muss  der  ganze 
geemtete  Tabak  ins  Magazin  abgeliefert  und  dort  erst  die  Scheidung  für  die  beiden 
Venvendungen  vorgenommen  werden.  Der  Export  muss  spätestens  bis  1.  Aug.  des 
folgenden  Jahres  erfolgt  sein,  wenn  der  Pflanzer  nicht  vom  Prlifecten  nach  Begut- 
achtung des  Tabakdirectors  einen  Aufschub  erlangt  hat  oder  der  Tabak  nicht  bis  zur 
Ausfuhr  in  den  Regie-Magazinen  hinterlegt  ist,  was  gegen  Gebührenzahlung  gestattet 
wird.  Nach  Ablauf  der  Frist  wird  nicht  ausgeführter  Tabak  confiscirt  Jede  Ver- 
sendung auch  dieses  Tabaks  bedarf  eines  Begleitscheins  der  Verwaltung  in  Form  eines 
laissez-passer  bloss  zu  dem  Steueramt  des  nächsten  Magazins;  hier  wird  er  untersucht, 
verwegen,  verschnürt  und  plombirt  und  geht  dann  mit  acquit-ä- caution  zum  Grenz- 
zollamt. Nachlässe  an  den  zur  Belastung  geschriebenen  Mengen  für  Beschädigung  u.  dgl. 
sind  auch  beim  Ezporttabak  statthaft.  —  In  irgend  wesentlichem  Umfange  erfolgt 
indessen  Tabakbau  für  die  Ausfuhr  und  Export  von  Rohtabak  überhaupt  nicht  Im 
J.  1885  fand  nur  in  2  Depart.  Tabakbau  für  die  Ausfuhr  und  in  ganz  kleinem  Umfang 
statt  (Pas  d.  Calais  80,000,  Nord  2500  Kü.). 

Der  gesammte  Tabakbau  Frankreichs  umfasste  in  den  1850  er 
Jahren  etwas  über  10,000  Hectaren,  stieg  auf  13 — 14,000  in  den 
letzten  Jahren  vor  dem  Kriege,  sank  dann  und  betrug  längere  Zeit 
nur  10—11,000  ha,  ist  aber  in  den  letzten  Jahren  wieder  auf  über 
14,000  ha  gestiegen,  mit  einem  Erlös  fUr  den  an  die  Regie  abge- 
lieferten Tabak  von  11-16  Mill.  Frcs.  jährlich. 

Es  war  z.  B.  1877—79  die  mit  Tabak  bebaute  Fläche  10,853—10,884—10,454  hat. 
das  Erntequantum  149,810—152,018—121,011  Quint.,  p.  ha  13.75—14.09—11.58  Quin 
(Ann.  stat.  1882  p.  275).  Ueber  1000  ha  nur  in  3  Dep.  (Lot  und  Garonne  3057, 
Dordogne  2400,  Lot  1600),  zwischen  500  und  1000  in  4  (Pas  de  Galais,  Gironde,  Ilc 
und  Vilaine,  Nord),  100— 500  ha  in  3,  unter  100  in  9  (incl.  Corsica).  Im  J.  1SS5 
war  die  Fläche  in  Frankreich  14,518,  der  Ertrag  192,902  m.  Centn.,  Erlös  16.3  Mill. 
Frcs.  (ohne  Algier,  hier  3.14  MiU.  m.  Centn,  und  3.20  Mill.  Frcs.),  p.  ha  13.28  Centn. 
Vergleichsweise    war   im   Deutschen   Kelch    der  Tabakbau  zwischen    1871 — 85    auf 
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c  25 — 30,000  ha  früher,  neuerdings  auf  20—22,000  ha  ausgedehnt,  der  Ertrag  p.  ha 
15 — 22  metr.  Centnor. 

Auch  andere  Beschränkungen  bestehen  noch.  So  darf  z.  B.  Niemand,  ausser 
dem  richtig  autorisirten  Tabakbauer  selbst,  daher  auch  dieser  niclit  nach  Ablauf  der 
Ablieferungs-  oder  Ausfuhrfrist,  Kohtabak  in  Besitz  haben  (Ges.  v.  1816,  Art.  217), 
womit  Bohtabakhandel,  auch  fUr  Ausfuhr,  ausgeschlossen  erscheint.  Die  Be- 
stimmungen über  Defraudation  und  die  Strafen  (Ges.  v.  1816,  Art.  218,  221  ff.)  be- 
treffen ausser  Contrebande  in  Fabrikaten,  geheime  Fabrikation  u.  s.  w.  auch  Rohtabak- 
besitz, -Yeritauf,  -Transport  mit.  Einige  Strafen  sind  besonders  schwer.  So  bei 
Verkauf  Ton  Tabak  aus  der  Wohnung,  Colportage,  sofortige  Arretirung  und  Gefangen- 
nahme, Confiscation  des  Tabaks,  der  Yerkaufsgeräthe,  der  Transportmittel,  ausserdem 
Geldstrafe  von  800—1000  Frcs.;  bei  Besitz  von  Tabak  Geldstrafe  ?.  10  Frcs.  p.  KU., 
im  Ganzen  mindestens  100,  höchstens  3000  Frcs.,  zugleich  Confiscation.  Die  Vor- 
urtheilten  kOnnen  bis  zur  völligen  Zahlung  der  Strafgelder  bis  zu  6  Monaten,  im 
Rackfall  bis  zu  1  Jahr  gefangen  gehalten  werden.  —  Die  Controle  gegen  Defrau- 
dation wird  ausser  von  den  Steuorbcamten,  Zollbeamten  auch  mit  von  den  Gendarmen, 
Foistaufsehem ,  Feldhütern  und  überhaupt  jedem  vereidigten  Angestellten  ausgeübt. 
Antheile  an  den  Prämien  für  die  Ergrcifcr  machen  diese  allgemeine  Controle  hier 
wohl  wirksam.  Im  J.  1886  sind  im  Ganzen  127,712  Kil.  Tabak  (und  Fabrikate)  be- 
schlagnahmt worden;  die  Prämien  der  Ergreifer  betrugen  53,506  Frcs.  (Compte 
f.  1886,  p.  87). 

§.  289.  b)  Ankauf  and  Einfuhr  ausländischen  Tabaks. 
Soweit  der  inländische  Tabakbau  den  Bedarf  der  Regie  quantitativ 
und  qualitativ  nicht  deckt,  wird  Seitens  der  Regie  ausländischer, 
fiberwiegend  überseeischer,  besonders  amerikanischer,  doch 
auch  daneben  anderer  Rohtabak  eingekauft  und  eingeführt.  Die 
Privateinfuhr  von  Rohtabak  ist  dagegen  natürlich  verboten.  Ebenso 
kauft  die  Regie  auf  ihre  Rechnung  auch  ausländische  Tabak- 
fabrikate, besonders  Cigarren  (namentlich  Havanna-  und  etwas 
Manilacigarren)  und  Cigaretten,  behufs  Absatzes  im  Inlande  zu  den 
Regiepreisen,  ein.  In  diesen  Geschäften  kommt  ihr  der  Gharaoter 
als  grosser,  zahlungsfähiger  Käufer  zu  Gute,  welcher  sich  aller 
Vortheile  der  Verbindung  mit  dem  Handel^  mit  grossen  Lieferanten 
QDd  der  Versorgung  durch  diese,  aber  auch  des  directen  Einkaufs 
darch  die  Consuln  auf  den  grossen  Tabakmärkten  und  unmittelbar 
bei  den  überseeischen  Tabakpflanzern  bedienen  kann. 

Nach  d.  Compte  f.  1SS6,  p.  80  betrugen  im  J.  188G  die  Ankäufe  von  Rohtabak 
(abzüglich  Refactien  u.  dgl.)  20.95  Hill.  KU.,  wovon  20.48  durch  Lieferanten 
(31  Firmen,  viele  deutschen  und  jüdischen  Namens,  einige  mit  mehreren  Mill.  Kil. 
Lieferungen,  welche  in  verschiedene  Magazine  und  z.  Th.  direct  in  die  Fabriken 
^eh^),  475,000  Kil.  durch  die  Consuln.  Von  der  Gesammtmenge  5.28  Mill.  Kil.  f. 
7. IS  Mill.  Frcs.  (incl.  Nebenspesen)  p.  100  Kil.  136.03  Frcs.  europ.  und  and.  Product, 
56,000  Kil.  (351.44  Frcs.  p.  100  Kil.)  davon  durch  die  Consuln;  15.60  Mill.  Kil.  f. 
20.0  MiU.  Frcs.,  p.  100  Kil.  127.73  Frcs.,  amerik.  Ursprungs,  wovon  408,000  Kil. 
durch  Consuln  (619.26  Frcs.  p.  100  Kil.).  Ausserdem  wurden  Fabrikate,  Cigaretten 
und  Fabrikmaterialien  5574  Kil.,  Cigarren  (meist  Havanna)  11,799  KU.  (p.  Kil. 
6S.50  Frcs.),  im  Ganzen  Fabrikate  f.  972,000  Frcs.  bezogen.  Vornemlich  ist  hier  der 
Consal  in  d.  Havanna  (f.  3.28  Mill.  Frc^.),  etwas  auch  der  in  Salonichi,  Bahia, 
Pest  thätig.  Der  Werth  der  Einfuhr  von  Rohtabak  und  Fabrikaten  war  1886 
28.15  Mill.  Frcs. 
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Einen  weiteren  Einblick  in  die  Versorgunji!:  der  Kegle  mit  Rohtabak  zur  Fabri- 
kation und  Fabrikaten  zum  Verkauf  gewähren  folgende  Daten  aus  dem  Geschiiftijberirlji 
f.  Ibb4  (Hlock,  Ann.  stat.  1SS7,  p.  310). 


Besitz  Anfang 

Ankauf  im 

Kosten  des 

Kosten  für 

des  Jahres 

Jahre 

Ankaufs 

100  Kil. 

Kilogr. 

Kilogr. 

1000  Frcs. 

Frcs. 

Einheim.  Koliiabak 

18,135,016 

17,280,212 

15,081 

87.24 

Fremder  Kohtabak  .     . 

27,988.125 

21,049,180 

20,197 

124.45 

In  der  Fabrikation  .     . 

17,127,849 

— 

Fabrikate 

3,770,309 

0,0:i8,000 

173 

2013.25 

Ilav^ann.  und  and.  Cig. 

09,101 

34,950 

2,577 

7370.40 

(oder  Stuck 

8,741,5(i5 

294.81)   (1000  St.) 

Beschlagnahmter  Tab. 

3,080 

140,304 

319 

217.95 

Ausschuss   und   Staub 

17,080 
07,111,832 

44,347 

Summe   .     .     . 

38,523,780 

Unter  „beschlagnahmtem  Tabak"  in  der  zweiten  Col.  (Ankauf)  auch  von  Debi- 
tanten  zurückgenommer  (gauz  kleine  Mengen). 

Die  Auf.  des  Jahres  besessene  Menge  im  W'ertli  (Col.  1,  Ankaufskosten  nebst 
den  weiteren  Speseu  bis  zu  dem  betrefFenden  Stadium)  von  93.59  Mill.  Frcs.  vertheilte 
sich  mit  29.70  Mill.  Kil.  auf  die  Vorrathe  in  den  KohstofF-Magazinen,  mit  33.16  Mill. 
auf  die  in  den  Fabriken,  mit  3.75  Mill.  auf  die  in  den  Fabrikatniederlagen,  mit 
442,000  Kil.  auf  den  auf  dem  Transport  befindlichen  Tabak.  Die  Buchführung  über 
diese  Bestände  und  über  die  darin  erfolgenden  Aenderungen  ist  bei  dem  Kohtabak  in 
den  Magazinen  bis  auf  die  Kilogramme,  bei  den  Fabrikaten  sogar  bis  auf  die 
Gramme  genau. 

Auch  die  Einfuhr  von  Tabak fabrikaten  aas  dem  Aus- 
lande ist  im  Allgemeinen  für  Private  untersagt  (Gesetz  von  181G, 
Art.  173).  Doch  hatte  man  schon  seit  1820  unter  dem  Namen  von 
„Gesundheits-  und  Gewohnheitsvorrath"  (provision  de  sant6  et 
d'habitude)  in  beschränkten  Mengen  für  den  einzelnen  Empfänger 
(bis  10  Kil.  jetzt)  den  Bezug  von  Cigarreu  und  Cigaretten 
und  einigen  anderen  Fabrikaten  zu  einem  speciellen  Tarife  itir 
Privatrechnung  zugelassen.  Davon  kann  in  der  Praxis  immerhin 
etwas,  aber  bei  der  Beschränkung  der  Bezugsmenge  doch  nur  in 
geringem  Maasse  Gebrauch  gemacht  werden.. 

Zollges.  V.  7.  Juni  1820.  Erl.  v.  8.  Oct.  1850;  Tarif  im  Ges.  v.  13.  Juni  187^: 
p.  Kil.  für  Cigarren  und  Cigaretten  30,  Schnupf-  und  Kautabak  15,  Bauchtabak  der 
Levante  25,  anderer  llauchtabak  15  Frcs.,  bis  zu  10  Kil.  in  1  Jahre  filr  den  cinzeln«Mi 
Bezieher,  mit  Verbot  des  Wieden'erkaufs.  Die  Cigarren  u.  s.  w.  sind  vom  Zollamt 
mit  Kegie -Vignetten  zu  versehen,  ohne  welche  sie  nicht  circuliren  dQrfen;  ebenso 
muss  die  Zoll(|uittung  beigefügt  sein.  Sonst  tritt  Beschlagnahme  ein.  Bis  1^50 
musste  vor  jeder  solchen  Einfuhr  eine  besondere  Ermächtigung  der  indirecten  Steuer- 
verwaltuug  erlangt  sein.  Nur  die  für  den  Transitverkehr  offenen  Zollämter  haben  das 
Becht,  diese  Einfuhr  zu  gestatten. 

Die  Einfuhr  zu  obigem  Tarif  wirft  jährlich  5  —  700,000  Frcs.  ab  (1883—87). 
Im  J.  1887  (Tabl.  gcncr.  du  commerce  p.  220)  war  die  Einfuhr  von  Cigarren  zum 
Consum  netto  78,739  Kil.  f.  2,040.000  Frcs.,  mit  395,390  Frc^i.  Zoll;  von  Ciga- 
retten 3772  Kil.  netto  f.  28,290  Frcs.,  mit  87,220  Frcs.  Zoll;  von  anderen  Fabrikaten 
2590  Kil.  f.  12,950  Frcs.,  mit  17,737  Frcs.  ZoU,  zus.  f.  2,086,000  Frcs.  mit 
500,347  Frcs.  Zollertrag.  —  Erleichterungen  gemessen  sonst  nur  kleine  Kestvorrätho 
der  Keisenden  u.  dgl.  m.  Olibo  II,  360 — 304.  Obwohl  nach  dem  Zolltarif 
ausdrücklich   die   Einfuhr   von   Rohtabak   in   Blättern    und   Kippen    und    von   Tabak- 
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fabrikateu  für  die  Kcgic  zollfrei  und  die  erstgenannte  für  Private  verboten,  tiud(;t  sich 
in  den  Ertragsausweiöcn  der  Zollverwaltung  dennoch  ein  Ertrag:  von  Tabak  in  Blättern 
und  Rippen  (1883—87  jährlich  2—800,000  Frcs.)  ausgewiesen  (Bull.  XXIV,  428,  auch 
Tabl.  g6ner.  1887)  (?). 

Genauere  statistische  Daten  über  die  „direct  an  die  Consumenten  verkauften'' 
importirten  Fabrikate  in  den  jährl.  Vorwaltungsberichten  der  indir.  Steuern.  Mit- 
theilungon  daraas  und  über  die  letztgenannte  Verkaufsart  unten  in  §.  291. 

§.  290.  c)  Tabakfabrikation.  Der  bei  Weitem  grösste 
Theil  der  von  der  Regie  verkauften  Fabrikate  wird  von  ihr  in  ihren 
—  bis  vor  Kurzem  19,  in  1886  21,  ausserdem  1  in  Algier  — 
Fabriken  („Manufacturen")  selbst  hergestellt:  nach  dem  Erlös  beim 
Verkauf  berechnet  fast  99  ^/o.  Für  die  Gestaltung  und  Beurtheilung 
des  französischen  Tabakmonopols  als  eines  „Fabrikationsmonopols^' 
ist  es  von  vorneherein  beachtenswerth ,  dass,  entsprechend  der 
französischen  Consumtionsricbtung,  überwiegend  Rauchtabak  und 
in  bedeutendem  Umfang  auch  Schnupftabak  producirt  wird,  ob- 
wohl, wie  überall,  auch  in  Frankreich  die  Cigarre,  neuerdings 
zum  Theil  statt  ihrer  die  Ciga  rette  in  der  Cousumtion  fortschreitend 
Raum  gewinnt  und  demgemäss  die  Fabriken  immer  mehr  diese 
Sorte  Tabakfabrikate  zu  liefern  haben.  Der  Kautabak  spielt 
daneben  nur  eine  kleine  Rolle.  Die  technischen  Aufgaben  der 
Fabrikation  sind  bekanntlich  nach  diesen  Hauptsorten  der  Fabrikate 
verschieden.  Nach  verbreiteter,  obwohl  nicht  unbedingt  zutreflFender 
Annahme  bietet  die  Fabrikation  des  Ranch-  und  Schnupftabaks  in 
grösseren  Fabriken  für  eine  Regie  weniger  Schwierigkeiten,  als 
diejenige  der  Cigarren,  hat  wohl  selbst  einige  Vorzüge,  besonders 
was  den  Schnapftabak  anlangt,  in  Vergleich  mit  der  Privatindustrie. 
Der  Grund  wird  darin  gefunden,  dass  Cigarren  Handarbeitsproduct 
sind,  während  bei  den  anderen  Fabrikaten  die  Maschinen  mehr 
Anwendung  finden.  Insofern  würde  die  Richtung  der  französischen 
Consumtion  für  das  Tabakmonopol  günstiger  sein,  als  in  anderen 
Ländern  mit  relativ  grösserer  Cigarrenconsumtion,  wobei  allerdings 
jene  Richtung  gerade  durch  das  Monopol  und  durch  die  relative 
Preisstellung  der  Fabrikate  in  ihrer  Entwicklung,  bez.  Beharrung 
beeinflusst  worden  sein  könnte.  Indessen  haben  sich,  wenn  man 
die  Consumentwicklung  während  längerer  Perioden  betrachtet,  diese 
Verhältnisse  doch  wesentlich  verändert.  Im  Beginn  der  Monopol- 
zeit überwog  nach  der  Consummenge  noch  der  Schnupftabak  den 
Rauchtabak,  jetzt  wird  dieser  3 — 4  mal  so  stark  als  jener  consumirt. 
Vor  1840  war  der  Cigarreuconsum  unbedeutend,  seitdem  hat  er  sich 
verzehn-  bis  vervierzchnfacht  und  jetzt,  wie  gesagt,  tritt  die  Cigarette 
immer  mehr  hervor:  allen  diesen  Veränderungen  desConsums  musste 
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sich  doch  —  konnte  sich  aber  auch  die  Monopol-Fabrikation  an- 
bequemen. 

Aus  der  Verkaafsstatistik  ergiebt  sich  das  Genauere  auch  hinsichtlich  der 
fabricirten  Sorten.  Es  war  unter  Zusammenziehung  aller  Verkäufe  (daher  incl. 
derjenigen  zu  ermässigtcn  Preisen  in  den  Grenzzonen,  an  die  Truppen,  Hospitaler, 
1886  auch  incl.  derjenigen  in  Corsica,  Obersayoische  Zone.  Gex,  Monaco)  der  Verkauf 
nach  der  Menge  und  der  Erlös  dafUr  nach  den  von  Debitantcn  und  directen  Consumentcn 
gezahlten  Preisen  (Bull.  X,  150  ff.,  XXIII,  290  ff.): 

1875  188G 

Menge  Erlös  Menge            Erlös 

1000  Kil.  1000  Frcs.  1000  Kil.       1000  Frcs. 

Echte  Havanna-  und  Manüacigarrcu           62.8  4,554  29             3,371 

Französische  Cigarren 3,226  45,586  3,494           57,280 

Cigaretten  (französ.  und  fremde) .     .         508  8,317  858           17,832 
Directe  Verkäufe  an  die  Gonsumcutcu 

(ttberwiegcnd  Cigarren,  auch  echte)           40.0  2,778  (auf  die  Sorten  vertheilt) 

Rauchtabak 18,485  158,803  23,705          201,785 

Schnupftabak 6,815  78,127  6,413           73,334 

Kautabak 590  6,698  737             8,572 

Ordinäre  Carotten 435  5,001  473             5,444 

Verkäufe  fUr  Export  .    .    .     .     .     .          167 1^76  (auf  die  Sorten  vertheilt^ 

Summe     .     .     .    .    .    .    30"^0  311,240         35,710         367~618~ 

Sonst  zu  reducirten  Preisen    ...       —  —  11  18 

(genauer  35,722.7      367,643.8) 

Hiernach  ist  die  Cigarotte  besonders  stark  gestiegen,  Rauchtabak  aber  etwas 
mehr  als  Cigarren,  Schnupftabak  hat  ab-,  Kautabak  zugenommen.  Gewisse  Richtungen 
der  EntwicUung  der  Consumtion  treten  hierin  wohl  hervor.  Die  directen  Verkäufe 
an  Consumenten  waren  1886  61,844  Kil.  f.  4,020,000  Frcs.,  die  fUr  den  Export 
148,239  Kil.  f.  1,094,000  Frcs.  Jene  haben  zu-,  diese  abgenommen.  Beachtcnswerth 
auch  die  Abnahme  der  Bezüge  echter  Havanna-  und  Manilacigarren ,  was  auf  immer 
bessere  Leistung  der  heimischen  Fabrikation  hinweist. 

Die  gewöhnlichen  amtlichen  Berichte  über  das  Monopol  enthalten  keine  besonders 
eingehenden  Daten  über  die  Einzelheiten  der  Fabrikation.  S.  z.  B.  Comptc  f.  187S, 
p.  54,  f.  1886,  p.  62.  Darüber  mehr  in  den  Statist.  Beilagen  zur  Enquete  (bes  für 
1861—72).  S.  Rcponses  p.  317,  322  tf.,  bes.  über  die  Arbeiter-  und  die  Lohu- 
zahlungsverhältnissc  (in  der  grösstcn  Manufactur,  der  von  Gros-Caillou  in  Paris). 
Einige  Daten  daraus  auch  bei  v.  Kaufmann  S.  520.  Durch  den  Verlust  von 
Elsass-Lothriugeu  schieden  die  Fabriken  zu  Strassburg  und  Metz  aus.  Es  war  in  den 
Manufacturcn  in  1000  Frcs.: 

1861  1869  1878  18S6 

Werth  der  Utensiüen  u.dgl.  .      1,584  1,760  2,403  2,722 

Maschinen 2,309  3,779  4,025  4,87H 

Mobiliar  etc 54  96  81  101 

Immob. Grundstücke  ....      4,639  7,3791       «.  m-        »>j;aq- 

„      (iebäudü  .     ....     10,388         15,723f       ^^'^^^         ^^'^^' 

Zusammen      ....     18,974         28,733         27,707         32,798 

(Statistik  f.  1878  und  später,  wie  es  scheint,  etwas  anders  aufgenommen.") 

Um  1872  waren  in  den  Manufacturen  an  16,000  Arbeiter  mit  über  500  Auf- 
sehern beschäftigt;  genau  533  Aufseher,  wovon  258  männliche  in  Monatslohu,  275 
(251  männl.  und  24  weibl.)  in  Tagelohu;  14,585  eigentliche  „immatriculirte''  (d.  h.  nach 
Beendigung  der  Lehrzeit  definitiv  angenommene)  Arbeiter,  worunter  575  in  Tagelohn 
(283  m.  u.  292  w.),  14,585  in  Stücklohn  (nur  1098  m.  u.  13,487  w.).  Die  weib- 
lichen Arbeitskräfte  überwiegen  also  stark  (gen.  Band  der  „Rcponses"'  p.  324).  (In 
den  „Culturmagazinen",  für  Rohtabak,  waren  125  Aufseher  und  674  Arbeiter  be- 
schäftigt, letztere  alle  auf  Accord,  darunter  401   Weiber  und  Kinder.)    Die  Accord- 
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arbeiten  ond  danach  die  Tarife  dafür  sind  sehr  specialisirt,  nach  Stück,  Tausend, 
Quadratmeter,  Längenmeter  n.  a.  m.,  bes.  nach  dem  Gewicht,  letzteres  bei  den  eigent- 
Kchen  Fabrikationsarbeiten  (Tarif  f.  Gros-Caillau  a.  a,  0.,  p.  326 — 331,  über  die  ein- 
zelnen Verhältnisse,  Becratiruug,  Bezahlung  der  Arbeiter  u.  s.  w.  die  Fragen  und 
Antworten  p.  163  fi.) 

Die  aUgemein  eingetretenen  Lohnsteigerungen  (1860 — 72 
nm  ca.  25,  in  Paris  um  26.5  %)  niachen  sieh  für  die  Regie  be- 
sonders bei  der  Cigarrenfabrikation  fühlbar,  weil  diese  aus- 
schliesslieh  Handarbeit  ist,  and  fallen  daher  mit  der  relativen  and 
absoluten  Zunahme  des  Cigarren-  (und  Cigaretten-)  Consums  mehr 
ins  Gewicht.  Diese  Kostensteigerungen  werden  aber  durch  andere 
Ersparungen  zum Theil aufgewogen.  Grossbetriebs-Concentration, 
Verminderung  der  Generalkosten,  Einführung  der  Aecordarbeit  statt 
Taglohns,  mancherlei  technische  Fortschritte  in  den  Geräthen, 
Apparaten,  Maschinen,  Fabrikationsprocessen  u.  dgl.  m. 

Besonders  die  Ersetzung  der  Handarbeit  durch  die  Maschiue,  wo  das 
möglich  ist,  hat  Ersparungeu  herbeigeführt.  So  wurden  in  einem  öfters  citirten  — 
allerdings  nicht  typischen  Beispiel  —  in  der  Fabrik  von  Morlaiz  durch  letztere 
Massregel  die  Fabrikationskosten  von  Schnupftabak  bei  Handarbeit  von  22.67  Frcs.  per 
100  KU.  in  1870  auf  7.55  Frcs.  in  1872  bei  mechanischer  Leistung  herabgesetzt  und 
dadurch  100,000  Frcs.  gespart  (Reponses  p.  172,  Bull.  I,  99).  Bis  1860  fand  meistens 
Tagelolinarbeit  statt,  seitdem  immer  mehr  Aecordarbeit.  Man  führt  darauf  zwischen 
1860  und  1869  ein  Sinken  der  bezüglichen  Verarbeitungskosten  von  5.77  Frcs.  auf 
3.99  Frcs.  für  100  Kil.  zurück,  jährlich  um  575,000  Frcs.,  trotz  höherer  Löhne 
(Reponses  p.  572).  Durch  bessere  Ausnutzung  der  Rohstoffe  ist  es  gelungen, 
100  KU.  Fabrikate  1869  mit  98.928  Kil.  Rohmaterial  herzusteUen,  wozu  man  1851—60 
noch  104,449  KiL  brauchte,  was  in  1869  1.8  Miil.  Kil.  oder  1.5  Mill.  Frcs.  ersparen 
Hess  (B^ponses  p.  171).  Mit  Hilfe  aller  solcher  Verbesserungen  in  Technik  und 
Oekonomie  gelang  es,  trotz  der  Lohnsteigorung  und  mitunter  auch  der  Preissteigerung 
des  Bohstofis,  die  gesammten  Fabrikationskosten  wenigstens  erheblich  weniger 
als  die  Löhne  steigen  zu  lassen:  für  100  Kil.  Fabrikate  von  1860 — 69 — 72  nur  von 
34.74  auf  38.52  und  40.61  Frcs.,  oder  1860—69  um  10.88,  1869—72  um  16.89% 
(Rep.  p.  171).  Für  1886  werden  diese  Kosten  auf  53.89  Frcs.  per  100  Kil.  der  ver- 
arbeiteten Kohstoffe  angegeben:  wohl  eine  stärkere  Steigerung  seit  1872  auch  wegen 
der  grösseren  Cigarrenproduction. 

Die  Bemühungen  um  Verbesserungen  der  genannten  Art  erklären 
es,  dass  in  der  ganzen  Periode  seit  1815 — 20  sogar  keine  Ver- 
theucrung  der  gesammten  Kosten  der  verkauften  Mengen 
Fabrikate  eingetreten  ist. 

Nur  sind  in  den  letzten  Jahrzehnten,  ofTeubar  unter  dem  EinHuss  der  vermehrten 
Cigarrenfabrikation  und  der  dabei  besonders  empfindlichen  Lohnsteigerungen,  jene 
Kosten  nicht  mehr  so  niedrig  als  in  den  1840  er  Jahren.  Es  kostete  1  Kil.  Fabrikate 
im  Durchschnitt  der  Kegie  1815  2.23,  1820  1.74,  1830  1.83,  1840  1.57,  1850  1.73, 
1860  1.74,  1865  1.97,  1869  1.80,  1S82  1.93  Frcs.  (Bull.  I,  lüO,  XVII,  626). 

In  diesen  Beziehungen  erweist  sich  die  französische  Monopol- 
verwaltnng  doch  recht  tüchtig  und  zeigt  damit,  dass  es  wohl  mög- 
lich ist,  bekannte  Anklagen  gegen  das  ;,  ökonomisch -technische 
Können^'  der  ,;Staatsfabriken''  zu  entkräften.    Auch  für  die 
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Förderung  der  Arbeiterinteressen  geschieht  manches  Er- 
freuliche, so  dass  die  Zustände  hier  ein  besseres  Bild  als  bei  der 
„freien"  privatwirthschaftlichen  Fabrikation  anderswo  bieten. 

Freilich  noch  10  volle  Arbeitsstunden,  mitunter  11  und  12,  Rop.  p.  172;  tiber 
vielerlei  Massregeln  zu  Nutz  und  Heil  der  Arbeiter,  eb.  p.  176 — 190.  Zahlungen  in 
die  caisse  des  retraites  s.  Bull,  so  XVIII,  694.  Wir  müssen  es  uns  versagen,  auf  diese 
Seite  der  Sache  an  dieser  Stelle  weiter  einzugehen. 

Die  Urtheile  tiber  die  Qualität  der  französischen  Tabak- 
fabrikate sind  begreiflich  vor  Allem  unter  Franzosen  und  Nicht- 
Franzosen verschieden,  aber  wohl  mehr  nach  Gewohnheit  und  da- 
von bedingtem  Geschmack  der Consumenten,  als  nach  wirklich  ob- 
jectivem  Massstabe.  Dabei  muss  selbstverständlich  z.B.  von  Deutschen 
beiVergleichungen  nur  Vergleichbares  verglichen  werden, 
also  namentlich  von  vornherein  die  grosse,  eben  vom  französischen 
Monopol  aus  fiscalischen  Gründen  beabsichtigte  Preishöhe  Berück- 
sichtigung finden,  so  dass  nicht  Fabrikate  gleichen  Preises  ver- 
glichen werden.  Alsdann  möchten  die  französischen  Schnupf- 
tabake wie  seit  lange  auch  jetzt  noch  sehr  günstig  zu  beurtheilen 
sein.  Dass  aber  auch  die  Rauchtabake  und  die  Cigarren  und 
Cigaretten  sich  immer  mehr  verbessern,  wird  vielfach  behauptet  und 
ist  aus  der  Vermehrung  der  Sorten,  der  Verbesserung  der  Fabrikations- 
methoden, vielleicht  etwas  auch  aus  der  Abnahme  der  Einfuhr 
echter  Havannacigarren  und  des  „tabac  de  santä'^  mit  zu  schliessen. 

S.  R<I:ponses  p.  191  ff.  222  ff.  Nach  den  Mittheilungen  in  der  Enqußtc  haben 
sich  die  Fabriken  und  die  Techniker  darin  der  Aufgabe  gerade  der  technischen 
Verbesserungen,  auch  in  den  Utensilien,  Apparaten,  Maschinen  durchaus  gewachsen 
gezeigt  (a.  a.  0.  p.  192).  Die  Anzahl  der  Sorten  (Varietäten)  hat  zugenommen: 
1835  40,  1873  81,  davon  Schnupftabak  13  und  10,  Abnahme  in  Folge  einer  Ver- 
änderung bei  Cantinetabak  nach  dem  letzten  Kriege,  Kautabak  9  und  7,  aus  gleichem 
Grunde,  Scaferlatis,  Rauchtabak  13  und  17,  —  ebenfalls  Verminderung  der  Cantine- 
tabake  von  6  auf  3  —  Cigarren  5  und  14,  Cigaretten  0  und  38,  ohne  19  Sorten  aus 
Levantintabak  (R6ponses  p.  332).  Die  Verkaufsstatistik  von  1886—87  zeigt  im  eigent- 
lichen Monopolgebicte  (ohne  die  Grenzzonen  und  die  Militärtabake  u.  s.  w.)  folgende 
Anzahl  Preisclassen:  Cigarren  im  Debitantenverkauf,  echte  Havanna  und  Manila  0, 
im  directen  Verkauf  an  Consumenten  dsgl.  21,  Cigarren  in  Frankreich  fabricirt  bez. 
10  und  13,  fremde  und  französische  Cigaretten  bez.  23  und  22,  Bauchtabak  5  und  9, 
Schnupftabak  3  und  3,  Kautabak  2  und  2;  zu  demselben  Preise  giobt  es  dann  aber 
wieder  verschiedene  Sorten  bei  Kaucli-,  Schnupftabak,  Cigaretten.  Namentlich  hei 
letzteren  hat  man  neuerdings  die  Varietäten  vermehrt  (s.  u.)  Alles  in  Allem  wohl  so 
nicht  die  Mannigfaltigkeit  wie  in  Deutschland,  auch  nicht  wie  beim  österreichischen 
Monopol,  aber  doch  wohl  eine  allen  wesentlicheren  Preis-  und  GcschmacksdifTerenzen 
genügend  Rechnung  tragende  Mannigfaltigkeit,  die  auch  z.  B.  in  Deutschland,  vielfach 
nur  in  Nichtigkeiten  oder  selbst  in  bedenklichen  Dingen,  öfters  nur  im  „spanischen 
Namen"  oder  bloss  in  der  —  Einbildung  besteht. 

Die  einzelnen  Fabriken  sind  von  erheblich  verschiedener  Grösse, 
aber  im  Durchschnitt  von  sehr  bedeutendem  Umfang,  wie  schon  die 
oben  S.  730  angegebenen  Daten  über  das  Anlagecapital  und  ebenso 
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die  QaaDtität  der  Fabrikate  ergeben:  in  den  letzten  Jahren  pro 
Fabrik  (19)  über  1.8  Mill.  Kil.  im  Durchschnitt,  an  800—900  Arbeiter 
and  Beamte.  Also  Grossbetrieb  im  eminentesten  Sinne  mit  allen 
seinen  allgemeinen  Vorthcilen  und  einigen  besonderen  auch  speeiell 
in  der  Tabakfabrikation,  wenn  auch  andererseits,  wie  behauptet 
wird,  mit  einigen  Schwächen  gerade  hier,  besonders  bei  Cigarrcn 
und  theilweise  auch  bei  Rauchtabak.  Aber  durch  gewisse  Ein- 
richtangen,  auch  durch  Ar  bei  tstheilung  nach  Sorten  zwischen 
den  einzelnen  Fabriken  werden  diese  Nachtheile  doch  sehr 
gemindert  und  wieder  andere  Vortheile,  wie  Stärke  einer  Fabrik 
in  Speeialitäten,  erreicht.  Es  produciren  nämlich  nicht  alle 
Fabriken  alle  Sorten,  noch  jede  diese  in  dem  gleichen  Verhältniss. 
Zum  Theil  richtet  sich  das  vielmehr  nach  dem  angedeuteten  Ge- 
sicbtspuDct,  zum  Theil  nach  der  örtlichen  Lage  einer  Fabrik, 
wovon  der  bequeme  Rohstoffbezug  und  der  Absatz  der  Fabrikate 
mit  abhängt.  Jede  Fabrik  versorgt  namentlich  wieder  die  in  einem 
gewissen  örtlichen  Bezirk  bestehenden  Verkaufsniederlagen. 

SpecieU  für  die  Fabrikation  von  Cigarren  aus  Havannatabak  in  Frankreich 
selbst,  wozu  man  durch  die  Vortheucrung  der  importirtcn  Cigarren  gedrängt  wurde, 
ist  die  Fabrik  von  Reuilly  bei  Paris  schon  1S56  eingerichtet  worden.  Man  begann 
mit  der  Herstellung  bloss  einer  Sorte  (Miliares,  zu  15  Cent,  per  Stück),  gelangte  aber 
bald  auch  za  anderen  feineren  Sorten  und  konnte  mit  der  Güte  und  den  Kosten  des 
Fabrikats  zufrieden  sein.  Nur  die  vom  Klima  abhängige  DilFcrenz  der  Productions- 
bedin^Dgen  Hess  sich  nicht  ganz  beseitigen,  wohl  aber  ebenfalls  in  ihrer  Wirkung 
?ermlndem.  Die  Fabrik  von  Keuilly  ist  auch  im  Interesse  der  Güte  des  Fabrikats  auf 
«ioe  gewisse  Fabrikationsmenge  beschränkt.  Die  Verminderung  der  dirccten  Einfuhr 
von  Harannacigarren  hängt  mit  dieser  Entwicklung  der  inländischen  Fabrikation  zu- 
sammen (R«'3ponses  p.  247  If.,  251),  Annexe  349l 

Auch  die  Entwicklung  des  Cigarettenconsums  zeigt,  da^s  die  Kegie  recht 
vohl  den  geschäftlichen  Gesichtspuncten  Rechnung  tragen  kann.  Die  bctrelleiide 
Fabrikation  begann  1S43,  blieb  aber,  anfangs  bei  zwei,  seit  1847  bei  einem  Tarifsalz, 
Qoerheblich  bis  1865  (5 — 8000  Kil.  jährlich).  Dann  stellte  man  mehr  Sorten  her,  zu 
verschiedenen  Verkaufspreisen,  worauf  der  Consum  alsbald  stieg  (11,000  Kil.  18(J!)). 
Aafe  Neue  nahm  er  durch  Einführung  neuer  Sorten  1S72  ff.  trotz  der  Preissteigerungen 
stark  zu  und  wuchs  seitdem  beständig,  auf  8 — 900,000  Kil.  gegenwärtig  (En<|u. 
Fepouses  p.  253).  In  der  Enqacte  von  1873  if.  sind  alle  die  ökonomisch-technischen, 
die  Fabrikation  betreffenden  Puncte  eingehend  erörtert  worden,  bes.  in  den  im 
Vorausgehenden   benutzten   „Antworten"   des  Generaldirecto rs  der  Staatsmanufacturen. 

An  Uebei  tragung  der  Fabrikation  an  Private  ist  gelegentlich 
gedacht,  aber  doch  davon  abgesehen  worden,  da  die  massgebenden 
fiscalischen  Interessen  für  Staatsfabriken  sprachen  und  die  übrigen 
Interessen  durch  diese  letzteren  mit  wahrgenommen  werden  ki'mnen. 

Nur  eine  Specialsortc  ('igaretteu  mit  verschiedenen  Preisijätzen  („Richard  Koenig'*) 
scheint  eine  Ausnahme  zu  bilden.  Directe  Verkäufe  an  Consumenten  davon  durch  die 
Kegie  f.  4304  Kil.  in  ISS6  f.  232,000  Frcs. 

Für  die  Transporte  von  Tabak,  Rohtabak  wie  Fabrikaten, 
bestehen  mit  den  Eisenbahngesellschaften  Verträge  über  die  Tarifsätze. 
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Ausgabe  fOr  Transport  in  18S4  2,675,000  Frcs.,  p.  100  Kil.  4.92  Frcs.  ?oü 
den  Magazinen  in  die  Fabriken,  2.53  Frcs.  von  letzteren  (Fabrikate)  in  die 
Niederlagen. 

Die  fertigen  Fabrikate  werden  dann  von  der  Verwaltung  der 
Staatsmanufacturen  derjenigen  der  indirecten  Steuern  überliefert, 
welche  den  Verkauf  zu  besorgen  bat. 

Einzelne  andere  Puncto,  welclie  die  Fabrikation  betreflen,  kommen  im  folgenden 
§.  mit  zur  Sprache.  Ueber  Einzelnes  in  der  Organisation  des  Fabrikationsdienstes 
ö.  Block,  Art.  tabac  No.  10  li".  Beachtenswerth  ist,  dass  die  Angelegenheiten  der 
Fabriken  in  collegialer  Form  (im  Käthe,  conseil)  durch  die  betrefrenden  höheren 
Beamten  (Dircctor,  Ingenieur,  Controleur,  dazu  mit  bloss  berathcnder  Stimme  der 
Unteringenieur)  entschieden  werden.  Für  die  üebernahme  der  eingehenden  Kohtabake, 
die  Bestände  davon  in  den  Fabriken  und  in  den  verschiedenen  Vcrarbeitungsstufeu, 
die  Abfuhrung  an  die  indirecte  Steuerverwaltung  bestehen  natürlich  scharfe  Coutroleu, 
genaue  Buchführung ,  Verantwortlichkeiten  der  betreffenden ,  durchweg  cautions- 
pflichtigen  Beamten. 

§.  291.  d)  Verkauf  der  Tabakfabrikate.  In  diesem 
liegt  der  Act  der  Steuererhebung  und  damit  der  finanzielle 
Schwcrpunct  des  Monopols.  Der  schliesslich  dabei  realisirte  Rein- 
ertrag ist,  zumal  bei  den  hohen  französischen  Preissätzen ^  über- 
wiegend „Steuer",  aber  doch,  wie  bei  jedem  solchen  Monopol, 
in  nicht  unerheblichem  Maasse  auch  „Geschäftsgewinu", 
welcher  durch  die  Monopolisirung  auf  den  Fiscus  übertragen 
wird.  Man  kann  daher  nicht  wohl  den  ganzen  Reinertrag,  welcher 
nach  Abzug  der  Kosten  des  Rohtabaks,  der  Fabrikations-  und 
sonstigen  Unkosten  vom  Rohertrage  übrig  bleibt,  auf  das  „Steuer- 
conto"  stellen:  auch  bei  „freier  privater  Production"  würde  der 
Consument  ausser  den  genannten  Kosten  einen  solchen  „Geschäfts- 
gewiun"  und  einen  danach  mit  geregelten  Preis  zu  zahlen  haben 
—  im  Klein  verkehr  wohl  öfters  eiuen  solchen,  welcher,  wenn 
auch  unter  dem  besonders  hohen  französischen  Monopolpreise  stehend, 
doch  bei  Weitem  nicht  um  die  Differenz  zwischen  letzterem  Preise 
und  jenen  Kosten  niedriger  sein  würde.  Das  ist  gerade  bei  der 
Beurtheilung  des  französischen,  allerdiogs  nach  den  Verkaufspreisen 
streng  fiscalisch  eingerichteten  Tabakmonopols  festzuhalten,  auch 
gegenüber  den  Angriffen,  welche  dies  Monopol  eben  wegen  dieses 
seines  „Fiscalismus**  erfahren  hat.  Den  grossen  Preiszuschlag, 
welchen  Tabakfabrikate  im  „freien  privaten"  Kleinabsatz  zu  erhalten 
l)flegen,  beschränkt  das  französische  Dcbitsystem  auf  eine  massige 
Provision,  worin  beim  Vergleich  des  Monopols  mit  dem  „freien 
Verkehl"  bereits  eine  beträchtliche  Beschützung  des  Consumenten- 
interesses  liegt.  Letzteres  wird  ausserdem  durch  die  garantirte 
Reinheit  und  überall  zu  findende  Gleichmässigkeit  des  Fabrikats 
gerade  mittelst  des  Monopols  nach   einer  andern   wichtigen  Seite 
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wahrgenommen.  Die  Preiszuschläge  zu  den  Kosten  bis  zum  Debit 
kommen  aber  im  Monopol  eben  der  Gesammtheit,  nicht  dem 
Zwischenhandel  und  der  Fabrikation  zu  Gute,  und  fallen  so,  mag 
man  sie  als  Steuerzuschläge  oder  als  Geschäftsgewinn  auflassen, 
unter  einen  anderen  und  —  günstigeren  Gesichtspunct. 

Es  handelt  sich  dann  bei  dem  Tabakmonopol  um  zweierlei, 
einmal  um  die  Organisation  des  Verkaufs,  sodann  um  die 
Normirung  der  Verkaufspreise. 

a)  In  ersterer  Hinsicht  ist  die  allgemeine  Kegel,  dass  die  Tabak- 
fabrikate in  Niederlagen  (Entrepots)  —  im  Jahre  1886  358, 
ausserdem  5  in  Corsica  und  5  in  Algier  —  überführt  und  von  hier 
an  die  Debitanten  verkauft  werden,  deren  Anzahl  im  Jahre  1886 
43,740  war.  Die  Vorsteher  der  Niederlagen  („Verleger",  Entrc- 
poseurs)  sind  Staatsbeamte  und  stehen  über  Empfang  und  Abgabe 
der  Fabrikate  zu  den  festgesetzten  Preisen  in  Verrechnung  mit  der 
Stenerverwaltung.  Für  sie  kommen  daher  die  gewöhnlichen  Grund- 
sätze des  französischen  Finauzrechts  in  Betreff  der  Kechnungslegung, 
Verantwortlichkeit,  Cautionspflichtigkeit,  Entlastung  u.  s.  w.  in  Be- 
tracht. Die  meisten  Niederlagen  sind  auch  gleich  mit  den  Haupt- 
und  Neben-Steuerämtern  verbuuden.  Die  Verleger  beziehen  ausser 
den  festen  Gehalten  nur  in  einigen  wenigen  besonderen  Fällen 
kleine  Provisionen,  so  in  Algier  in  Form  eines  kleinen  Zuschlags 
zu  dem  Preise,  den  ihnen  der  Debitant  zu  zahlen  hat,  ferner  die  mit 
den  direeten  Verkäufen  an  die  Consumcnten  betrauten  (s.  u.)  Die 
Debitanten  dagegen  sind  Privatpersonen,  welche  nach  bestimmten 
Grundsätzen  ausgewählt  und  von  der  Regie  mit  dem  örtlichen  Klcin- 
verkaaf  an  die  Consumenten  beauftragt  werden.  Sie  gelten  aber 
wie  die  Verleger  in  ihrer  Eigenschaft  als  Debitanten  doch  auch  als 
Regie-Beamte  und  sind  daher  insoweit  nicht  ])atentsteuerpflichtig. 
Sie  müssen  die  Fabrikate  aus  der  Niederlage  gegenBaar  zu  dem 
für  sie  festgestellten  Preise  jeder  einzelnen  Sorte  (dem  „Debi- 
tantenpreise'*)  übernehmen  und  beim  Verkauf  genau  die  eben- 
falls festgestellten  Preise  (die  „Consumentenpreise")  innehalten. 
Die  DiflFerenz  zwischen  beiden  Preisen  —  etwas  verschieden  nach 
den  Sorten,  meist  6 — 8— 10— 12  ^/o  des  Debitantenpreises  —  bildet 
ihren  „Geschäftsgewinn*'  oder  ihre  „Provision".  Erst  zu- 
züglich dieser  Debitantenprovision  ergiebt  sich  daher  der  eigent- 
liche Rohertrag  des  Tabakmonopols,  d.h.  die  Summe,  welche  das 
Publicum  für  den  Tabak  schliesslich  zahlt.  Der  in  den  Finanz- 
rechnungen erscheinende  Rohertrag  ist  um  diese  Provision  kleiner. 
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Bei  der  Baarzahlung  der  Debitantcn  entlallt  die  Cautionspflichtigkeit 
und  die  licchnungslegung  für  die  Bezüge  und  Verkäufe,  aber  der 
regelmässigen  steueramtlichen  Controle  und  bestimmten  Verpflieb- 
tungen  der  Buchführung  —  nicht  jedoch  dem  eigentlichen  Exercice 
—  unterliegen  auch  die  Debitanten. 

Gewisse  Tabakfabrikate,  namentlich  feinere,  wie  bestimmte 
Sorten  importirter  Havannacigarren,  jedoch  auch  in  Frankreich 
fabricirte  Cigarren,  Cigaretten,  jetzt  auch  Rauch-,  Schnupf-  und  Kau- 
tabak, werden  aber  theils  ausschliesslich,  theils  ausser  bei  den  Debi- 
tanten durch  die  sogenannten  „Bureaux  für  directen  Verkauf'  auch 
direct  an  die  Consumenten  zu  einem  eigenen  Tarif  dafür,  in 
besonderen  Verpackungen  und  in  bestimmten  Minimalmengen  ver- 
kauft: ein  in  Ausdehnung  begriffener  Absatz,  welcher  aber  im  Ganzen 
neben  dem  normalen  durch  die  Debitanten  doch  nur  geringfügig 
ist.  Ebenso  werden  die  für  den  Export  bestimmten  Fabrikate 
direct  aus  den  Niederlagen  verkauft. 

Von  SOG  Niederlagen  in  1886  waren  310  mit  Haupt-  und  Untcrstcuerämtcru 
(recettes  princip.  au  particul.)  verbunden,  aii  selbständig  für  sich.  Nach  Decr.  vom 
11.  Miirz  1873  betragen  die  Provisionen  der  Verleger  im  algierschen  und  corsican. 
Absatz  p.  Kil.  feinerer  Cigarren  25,  mittlerer  20,  ordinärer  10 — 15,  bei  Cigaretten 
ebenfalls  10—15,  von  anderen  Fabrikaten  10  Cent.  (Oiibo  II,  320).  Um  diese  Be- 
träge erhöht  sich  hier  der  Debitantenpreis ,  aber  nicht  auch  der  Consumentcupreis. 
m.  a.  \V.  hat  der  Dcbitant  diese  Provisionen  an  den  Verleger  aus  seinem  durch  die 
genannte  Preisdifferenz  sich  ergebenden  üeschäftsgewinu  zu  entrichten.  Die  Verleger, 
welche  Luxustabake  direct  an  die  Consumenten  verkaufen,  beziehen  dafür  von  Ver- 
käufen unter  1  Million  1,  über  1  Million  VsVo  Provision  (Decr.  v.  27.  April  1877, 
Olibo  II,  322V.  dies  geht  auf  Kechnung  des  Fiscus. 

Die  Zahl  der  Debite  ist  beständig  vermehrt  und  dadurch  die  bequeme  Ver- 
sorgung der  Consumenten  erleichtert  worden.  Mitte  der  1850er  Jahre  gab  es  .'<3,30ü. 
1873,  ohne  Elsass- Lothringen,  39,980,  1884  43,280,  1S86  43,740,  wovon  14,302 
mit  Nebensteuerämtern  (recettes  buralistos)  verbunden,  29,302  selbständige.  Die 
Debitanten  müssen  den  Tabak  in  gewissen  Minimalmengen  auf  einmal  (10  Kil-,  in 
Paris  25,  ausnahmsweise  auf  dem  Lande  5  und  3  Kil.)  beziehen  und  unterliegen 
dabei  und  für  den  Transport  der  Controle.  Bei  der  grossen  Zahl  der  Debite  und  der 
Bedeutung  der  Provisionen  fiir  den  Fiscus  und  für  die  Consumenten  ist  die  Kegelung 
des  Debits  keine  unwichtige  Sache  und  ist  öfters  an  Aenderungen  gedacht  worden. 
Schwierigkeiten  bietet  einmal  die  Verleihung  von  Debiten,  dann  auch  der  Um- 
stand, dass  viele  Debitanten  (fast  Vs)  ^^^  Ausübung  ihres  Debits  verpachten  und 
so  beweisen,  dass  die  Provisionen,  zum  Nachthoil  des  J^scus  und  der  Consumenten, 
zu  hoch  sind.  Bei  der  Verleihung  liegt  natürlich  die  Gefahr  des  Protectionsweseus, 
liolitischer  Rücksichton  nahe.  Decrete  v.  28.  Nov.  1873  und  17.  März  1874  haben 
die  Angelegenheit,  die  unter  dem  Kaiserreich  mehrfach  aufgerührt  worden  —  noch 
im  Ges.  v.  27.  Juli  1870  war  bestimmt  worden,  dass  dem  Finanzgesetz  jährlich  eine 
Tabelle  der  Namen,  Wohnorte  und  Titel  der  vom  Finanzminister  mit  Debiten  con- 
cosbionirtcn  Personen  beizufügen  sei  —  neu  geregelt.  Danach  wurde  eine  eigene 
jiihrlich  zu  erneuerndü  Commission  von  9  Mitgliedern  unter  dem  Vorsitz  eines  Mit- 
gliedes der  Nationalversammlung,  aus  Deputirten  und  Staatsräthen ,  beim  Finanz- 
ministerium eingerichtet,  welche  Listen  für  Candidaturen  zum  Debit  aufzustellen  hat. 
Nach  diesen  Listen  besetzt  dann  der  Finanzminister  die  grösseren  Debile  (über 
1000  Frc^.  Ertrag),  der  Präfect  in  seinem  D(ipartement  die  kleineren.  Auf  die  Listen 
sollen    vorncmlich   Personen    kommen,   welche   selbst  oder  deren  Verwandte  (Väter, 
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<iattcn)  Verdienste  um  den  Staat  erworben  liaben  (in  4  Kategorieen ,  bes.  Ofliciere, 
Di^mte,  und  deren  Frauen,  Wittwcn,  Kinder,  auch  Soldaten,  Privatpersonen,  die  sich 
durch  mutbige  und  hingebende  Acte  verdient  gemacht):  also  das  Debitwesen,  niclit 
uopassend,  als  eine  Art  „Civilversorgung".  Die  Commission  giebt  auch  von  jedem 
Candidaten  an,  ob  er  von  der  persönlichen  Führung  des  Debits  entbunden  werden 
d&rfe.  In  den  Departements  ist  eine  ähnliche  Commission  aus  5  Mitgliedern  (Präfect, 
je  1  Mitglied  des  (ieneralraths  und  des  Präfecturraths ,  der  Director  der  indirecten 
Steuern  und  der  eines  anderen  depart.  Finanzdienstes)  mit  Prüfung  der  Gesuche  betraut 
(Decr,  V.  17.  März  1874).  Das  Einzelne,  u.  A.  auch  über  die  Bedingungen  des  Dispenses 
von  der  pereönl.  Führung  des  Debits  bei  Olibo  II,  322 — 331. 

Das  Verhültniss  der  Provisionen  der  Debitanten  folgt  aus  dem  Tarif, 
welcher  die  Debitanten-  und  Consumentenpreise  enthält.  Im  J.  lbS4  war  z.  B.  der 
„Gewinn"  der  Debitanten  35,S44,0Ü0  Frcs.  oder  ü.ßT'Yo  ^*^  durch  die  Debitanten 
abgesetzten  Tabaks,  dieser  nach  dem  Debitantenpreise  berechnet  (36S.73  Mill.  Frcs.). 
Die  Consomenten  zahlten  daher  nicht  nur  letztere  Summe,  sondern  404.57  Mill.  Frcs. 
Auf  die  Haupt- Preis -Classen  vertheilt  sich  jener  Gewinn  mit  10,124,000  Frcs.  für 
feinere  Tabake  (11.49  Vo  Zuschlag  zum  Uebernahmepreis),  22,275,000  für  ordinäre 
lS.7ü7o),  3,107,000  für  Tabake  zu  reducirten  Preisen  (14.087J,  339,000  Frcs.  für 
Soldaten tabake  (15.35 7o)-  ^^  Durchschnitt  kommt  auf  ein  Debit  828  Frcs.,  im  Ein- 
zelnen bestehen  aber  grosse  Verscliiedenhciten  und  schiene  eine  Ermässigung  der 
Provisionen  oder  eine  —  wenigstens  in  gewissen  Fällen  eintretende  —  Versteißrorung 
wohl  erwägenswerth.  Denn  auch  die  kleinen  Debite  bilden  vielfach  nur  eine  Neben- 
thätigkeit.  Die  Debitanten  beziehen  ausserdem  häufig  Provisionen  für  den  ihnen  mit 
abertragenen  Debit  von  Pulver,  Stempel-  und  Postmarken;  letztere  beiden  Debite 
müssen  sie  auf  Verlangen  tibernehmen  (gegen  meist  IVo  Gebühr)  (Olibo  II,  341). 

Die  directen  Verkäufe  an  Consumenten  erfolgen  durch  7  specicUe  Bureaux 
(3  in  Paris,  wovon  1  mit  der  F'abrik  Gr.-Caillou  verbunden,  je  1  in  Lyon,  Bordeaux, 
Marseille,  Nizza)  und  durch  2  Entrepots  (Havre,  Vichy).  84  7o  tles  Absatzes  kommen 
aof  Paris  aUein.  Ihre  Ausdehnung  ist  öfters  erwogen  worden,  auch  im  fiscaüschen 
Interesse,  um  den  Consumenten  Gelegenheit  zu  etwas  wohlfeileren  Ankäufen  in 
grosserer  Menge  auf  einmal  zu  geben,  was  dann  doch  erfahrungsmässig  zu  rascherem 
Verbrauch  führe.  Etwas  Ausdehnung,  auch  auf  andere  Fabrikate  als  Cigarren,  hat 
auch  stattgefunden.  Im  J.  18S6  wurden  01,844  Kil.  Fabrikate  für  4,020,000  Frcs. 
direct  abgesetzt,  davon  allein  20,790  Kil.  Havannacigarren  f.  2,790,000  Frcs.,  doch 
nur  wenig  Kauch-,  Schnupf-  und  Kautabak.  Im  Ganzen  nur  1.1 7o  ^^'^  Verkaufs 
durch  Debitanten,  nach  dem  Werthe  (,362.08  Mill.  Frcs.).  Die  theucrsten  Havanna- 
cigarren (von  70  Cent.  p.  Stück  aufwärts  bis  5  Frcs.)  werden  überhaupt  nur  direct 
durch  jene  Bureaux  verkauft  (in  Kisten  und  Packeten),  aber  auch  Cigarren  bis  zur 
Sorte  von  10  Cent.  p.  Stück  und  alle  Cigaretten.  (Bull.  XXIII,  297,  etwas  abweichend 
Compte  p.  105.) 

§.  292.  ft)  Die  Normirung  der  Verkaufspreise  erfolgt 
—  bei  den  VerkUufen  durch  DebitaDteu  immer  in  dem  Doppeltarif 
des  Debitanten-  und  des  Consumentenpreises  —  abweichend  von 
den  Grundsätzen  moderner  Staatssteuerpolitik,  wie  sie  namentlich 
in  Frankreich  sonst  möglichst  consequcnt  durchgeführt  worden,  nicht 
einheitlich  im  ganzen  Staats-  und  Monopolgebiete.  Die  nor- 
malen, vom  Fiscus  einmal  gewählten  vollen  Preise  gelten  nur  in 
dem  Haupttheile  des  Staatsgebiets,  mehr  im  ,,Inneren'',  in  gewisser 
Entfernung  von  den  dem  Schmuggel  besonders  ausgesetzten,  daher 
namentlich  von  den  Landgrenzen.  Die  Gefahr  des  Schmuggels  aus 
dem  Aaslande,  besonders  aus  Gegenden  starken  einheimischen  Tabak- 
baues und  eines  anderen,  auch  mit  niedrigeren  Steuersätzen  arbeiten- 
den Steuersystems,  wie  an  den  r)stlichen  Landgrenzen  Frankreichs, 
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Düthigte  dazu,  inländische  Grenzzonen  zn  bilden^  in  welchen, 
um  den  Schmuggel  weniger  verführerisch  und  rentabel  zu  machen, 
die  Verkaufspreise  wenigstens  der  dem  Schmuggel  besonders  aus- 
gesetzten ordinären  Tabake  erheblich  niedriger  als  im  Innern 
des  Landes  zu  stellen  sind  (sogenannte  Cantine-Tabake).  Je  nach 
der  Gefahr  des  Schmuggels  sind  hier  dann  verschiedene  Zonen 
mit  verschiedenen  Preistarifen  fUr  ordinäre  Rauch-  und  Kau- 
tabake —  nicht  für  Cigarren,  Cigaretten,  seit  1872  auch  nicht 
mehr  für  Schnupftabake  —  eingerichtet  worden.  Dies  System 
bedingt  aber  weitere  Controlen  und  Beschränkungen,  namentlich 
betreffs  der  jedesmaligen  Ankaufs-  und  der  Besitzmengen  von  solchem 
wohlfeileren  Tabak  Seitens  des  einzelnen  Consumenten  und  das 
Verbot  des  Hinüberbringens  dieses  Tabaks  aus  der  wohlfeileren  in 
die  theuerere  Zone  und  aus  allen  Zonen  in  das  Gebiet  der  normalen 
Vollpreise.  Das  Ganze  eine  missliche,  dem  fiscalischen  und  dem 
Gerechtigkeitsinteresse  widersprechende  Concession  an  Verhältnisse, 
mit  denen  aber  eben  einmal  unvermeidlich  bei  sehr  hohen  Monopol- 
preisen gerechnet  werden  muss.  In  diesen  wie  in  anderen  Fällen 
(Salz,  Branntwein)  ist  die  Entwicklung  der  fremden  Steuersysteme 
in  einer  dem  Inland  ähnlichen  Richtung  und  mit  ähnlich  hohen 
Sätzen  wohl  erst  die  Voraussetzung  dafür,  dass  von  einer  solchen 
„Privitegirung'^  inländischer  Gebietstheile  abgesehen  werden  kann. 
Für  Frankreich  wären  daher  Monopolgebiete  um  das  seine  herum, 
mit  ähnlichen  Preisen  und  Transportcontrolen,  sehr  erwünscht 

Ausserdem  bestehen  noch  besondere  niedrigere  Tarife  für  das  Pays  de  Gex,  für 
eine  Zone  im  Dep.  Ober-Sa\roien,  für  Corsica  (and  Algier),  filr  das  dem  französischen 
Monopol  angeschlossene  Gebiet  des  Fürstenthums  Monaco.  Zu  einem  eigenen 
niedrigen  Tarif,  dem  der  zweiten  Grenzzone,  wird  Tabak  an  Hospitäler,  ferner  zu 
einem  noch  niedrigeren  an  Soldaten  und  Seeleute  der  Kriegsmarine  in  be- 
schränkter Menge  abgelassen.  Die  zum  Export  abgegebenen  importirten  und  die 
eigenen  Fabiikate  der  Regie  werden  ebenfalls  zu  einem  ermässigten  Tarif  rerkauft 

Das  Yerhältniss  dieser  Verkäufe  zu  verschiedenen  Preisen  war  das  folgende 
(Bull.  I,  150,  XXIII,  290,  s.  auch  oben  S.  730,  Erlös  nach  Debitantenpreis) : 


1875 

1886 

Menge 

Erlös 

p.  Kil. 

Menge 

Erlös 

p.  Kil. 

1000  Kil. 

1 000  Frcs. 

Frcs. 

1000  Kil. 

1000  Frcs. 

Frcji. 

Zu  vollen  Preisen  durch 

De  bi  tauten      .     .     . 

23,682 

288,005 

12.71 

27,009 

338,475 

12.53 

Davon    Cigarren    und 

Cigaretten  .... 

3,797 

58,457 

15.50 

4,300 

74,678 

1737 

Kauchtabak   .... 

12,152 

140,095 

11.53 

15,212 

177,034 

11.64 

Schnupftabak     .     .     . 

6,781 

77,975 

11.50 

6,334 

72,850 

11.50 

Kautabak  und  Carotten 

952 

11,478 

12.05 

1,163 

13,913 

1196 

Zu  ermässigten  Preisen 

in  den  (irenzzoncn  . 

4,ii:J9 

16,749 

3.40 

6,563 

21,339 

3.27 

Davon  Rauchtabak .     . 

4,817 

16,624 

3.45 

6,558 

21,309 

3.26 

Kautabak 

22 

125 

5.63 

5.5 

30 

5.40 
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Die  Ziffern  für  die  anderen  kleinen  Gebietstlieilc  mit  besonderen  ennässigtcn 
Tarifen  sind  ganz  klein.  Auf  Corsica  kommen  z.  B.  18SG  27,097  Kil.  Kauchtabak 
mit  162,181  t^cs.  Erlös,  p.  Kil.  c.  6  Frcs.  —  An  die  Truppen  wird  nur  Rauch- 
nnd  Kautabak,  an  die  Hospitäler  ausserdem  auch  Schnupftabak  zu  ermässigtem 
Preise  abgelassen.  In  1 886  war  bei  beiden  zusammen  der  Verbrauch  an  Rauchtabak 
1,796,000  Kil.  für  2,527,000  Frcs.,  also  p.  Kil.  nur  1.42  Pres.,  an  Kautabak  42,000  Kil. 
für  81,241  Frcs.,  c  2  Frcs.  p.  Kil.,  an  Schnupftabak  46,000  Kil.  fUr  205,000  Frcs., 
c.  4.45  Frcs. 

In  dem  wichtigeren  Falle  der  Grenzzonen  sind  die  Preise  bei  Rauchtabak  durch- 
schnittlich nicht  Vs»  ^®i  Kautabak  nicht  Va  ^^r  vollen  Preise.  Dass  diese  Preise  hier 
auf  den  Consnm  ?on  Rauchtabak  steigernd  eingewirkt  haben,  crgiebt,  in  Ermangelung 
einer  genauen  Berechnung  des  Consums  p.  Kopf,  der  Vergleich  der  Consumquanta  im 
Haoptgebiet  und  in  den  Zonen  sofort,  da  crstercs  jedenfalls  erheblich  mehr  als 
c  2 — 3  mal  so  gross  und  so  bevölkert  ist,  der  Consum  sich  aber  wie  2.3  :  1  verhält; 
auch  ist  in  der  Periode  1875 — 86  der  Consum  in  den  Zonen  stärker  als  in  dem 
Haaptgebiet  gestiegen:  dies  Alles,  obwohl  der  Schmuggel  gerade  im  Grenzgebiet  dem 
legalen  Gonsnm  am  Meisten  schaden  müsste.  Der  üscalische  Nachtheil  crgiebt  sich 
aber  freilich  aus  diesen  Vergleichen  auch.  Auf  Grund  der  vollen  Monopolpreise  be- 
reclmet  sich  ein  Einnahmeausfall  von  c.  40  Hill.  Frcs.,  dieselbe  Consumtion  ange- 
nommen, Ton  20  Mill.  Frcs.,  wenn  man  voraussetzt,  dass  sich  bei  jenen  Preisen  der 
Consum  auf  *L  des  bisherigen  rcduciren  würde ;  (die  Frage  hat  also  eine  erhebliche 
finanzielle  Bedeutung.  Daher  öfters  der  Gedanke  an  Aeuderungen.  Nach  dem  Kriege 
beschränkte  man  (Dccr.  v.  17.  Aug.  1872)  die  früheren  5  Zonen  auf  3,  modificirte 
dies  aber  später  wieder.  Die  jetzt  geltenden  Tarife  sind  für  Rauchtabak  (Scaferlati) 
in  der  1.  Abtheil,  der  1.  Zone  p.  Kil.  1.30  bez.  1.50  (Debit-  u.  Gonsumpreis),  in  der 
2.  AbtheiL  2.60  u.  3,  in  der  2.  Zone  4.40  u.  5,  in  der  3.  Zone  7.20  u.  8  Frcs.,  d.  h., 
je  weiter  man  sich  von  der  Gefahr  des  Schmuggels,  daher  im  Allgemeinen  von  der 
Grenze  entfernt,  desto  höher  steigt  der  Tarif;  der  volle  Tarifsatz  des  ordin.  Tabaks 
ist  11.50  bez.  12.50,  des  feineren  in  Frankreich  fabricirten  wie  fremden  15  bez. 
16  Frcs.  Von  den  6,558,000  Kil.  Cantine- Rauchtabak  in  1886  kamen  613,000  Kil, 
auf  die  erste,  3,862,000  auf  die  zweite  Abtheil,  der  1.  Zone,  1,614,000  auf  die  2., 
468,000  Kil.  auf  die  3.  Zone.  Der  Rauchtabak  für  Hospitäler  kostet  4.40  bez.  5  Frcs., 
für  die  Truppen  1.30  bez.  1.50;  Schnupftabak  für  erstero  wie  Rauchtabak  gegen 
ebenfalls  11.50  (12.50)  u.  15  (16)  Frcs.  des  vollen  Satzes.  Kautabak  kostet  in  1.  Zone 
5  30  (6),  in  2.  7.20(8),  für  Truppen  1.80  (2)  Frcs.  gegen  die  Normalpreise  von  gleich- 
falls 11.50  (12  50)  und  15  (16)  Frcs. 

Cantinetabak  in  den  Grenzzonen  wird  nur  in  Mengen  bis  zu  100  Gramm  auf 
einmal  an  einen  Käufer  abgegeben;  Niemand  darf  davon  mehr  als  3  Kil.  in  Vorrath 
haben.  Militärtabak  wird  nur  in  Mengen  von  10  Gramm  p.  Mann  des  Uutcrofficicr- 
ond  Soldatenstands  und  p.  Tag  verkauft,  auf  Grund  von  Anweisungen  über  100  Gramm, 
welche  die  Regie  alle  10  Tage  den  Militärbehörden  überreicht.  —  Schon  die  anfäng- 
liche Gesetzgebung  (Ges.  v.  1816,  Art.  175)  hatte  die  Fabrikation  des  sog.  Cantine- 
tabaks  zu  höchstens  4  Frcs.  p.  Kil.  angeordnet,  als  die  vollen  Preise  im  Max.  auf 
11.20  Frcs.  für  erste  und  7.20  Frcs.  für  zweite  Qualität  Tabak  gestellt  waren.  Durch 
Ordonnanzen  und  Decrete  ist  die  Materie  dann  später  weiter  entwickelt  worden; 
s.  z.  B.  den  Tarif  v.  18.  März  1882,  mit  4  Zonen  („Linien"),  die  erste  mit  2  Stufen. 
Detail  bes.  bei  Olibo  11,369  0*.,  415,  und  eingehend  über  die  ganze  Frage  der 
„Zonen"'  die  Darlegungen  der  Generaldircction  der  indir.  Steuern  in  der  Enquete  v. 

1873  (R6ponses  p.  371  ff.).     Angabe  der  Gemeinden,   welche  zu  den  Zonen  gehören, 
im  Decr.  v.  17.  Aug.  1872,  bei  Dejean  p.  260  fl". 

Der  Tarif  für  Exporttabak  ist  ganz  nach  einzelnen  Gigarren-  und  sonstigen 
Fabriksorten  specialisirt,  umfasst  auch  die  importirten  „echten"  Cigarren  und  ist  natür- 
lich durchweg  ermässigt  gegen  die  inländischen  Consumentenpreise  und  auch  noch 
gegen  die  Debitantenpreisc ,  doch  nicht  in  so  erheblichem  Maassc,  als  mau  es  nach 
der  Höhe  der  Inlandspreise  voraussetzen  möchte:  was  immerhin  die  Conen rrenzfähig- 
leit  auch  noch  bei  ziemlich  hohen  Preisen  zeigt.  Der  Tarif  ist  noch  etwas  niedriger 
bei  Entnahmen  von  mehr  als  100  Kil.  als  bei  kleineren.    S.  Ministerialerl.  v.  10.  Oct. 

1874  u.  24.  Aug.  1879,  danach  den  Tarif  im  Bull.  XVI,  548  ff.   Bei  feinen  Havauna- 
cigarren  nur  Ermässigangen  um  c.  10  Vo«    ^^^  wohlfeileren  um  20 — 36,    bei  franzö- 
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sisclieii  um  2Ü — 507o  (z-  I^-  von  50  auf  35,  von  37.50  auf  30,  von  25  auf  IS,  vuü 
1^.75  auf  13,   von  12.50  auf  S  Frcs.   p.  Kil.  bei  den  wohlfeilsten  Sorten),   bei  Ciga- 
retten  um  25— 507^  (z.B.  von  25  auf  17—18,  von  20  auf  J3,  von  15  auf  10  Frcs.), 
bei  feinsten  Rauchtabaken  um  20—50,  bei  den  gewöhnlichen  um  über  50*/o»  ebeuso 
bei  Schnupf-  und  Kautabaken  (von  lö  auf  7.75,  von  12.50  auf  6  Frcs.  p.  Kil.),  lauter 
Daten,   welche  für  die   Bcurtheilung  der  vollen  Monopolpreise  beachtenswcrth  sind. 
Der  Export  betrug  1SS6  14S,329  Kil.  für  1,094,000  Frcs.  (nach  Bull.  a.  a.  0.),  davon 
Havannacig.   485,    französ.    9754,    Cigarctten    20,080,    fremder   Hauchtabak    21,G33, 
französ.  74,525,  Schnupftabak   13,960,  Kautabak  95,  Carotten  24,  zu  reduc.  Preisen 
7GS3.  —  Algier  ist  für  diese  Exporte  als  Bestimmungsland  ausgeschlossen,   da  die 
Kegie  dort  selbst  verkauft ;  in  die  französ.  Coloniecn  dürfen  Sendungen  gehen.   S.  Ein- 
zelnes  bei  Olibo  II,  3S0  IF.,  über  die  bei  dem  Export   zu    erfüllenden   Formalieu 
(expcdition   und   laissez  -  passer    für   Sendungen    bis    10   Kil.,    acquit-ä-caution    für 
grössere)  p.  384. 

An  Pharmaceuten,  ThierUrzte,  Viehbesitzer  können  Tabaksblätter  zum  Preise  des 
Gantinetabaks  abgegeben  werden.  Tabakbrühe  wird  neuerdings  zu  Sätzen  nach  dem 
(iradgehalt  auf  ürund  der  Bestimmung  durch  das  Areometer  abgegeben,  Abfalle  der 
Tabakfabrikation  zu  1  Frc.  p.  Kil.    (Olibo  II,  377). 

§.  293.  aa)  Höhe  der  Verkaufspreise.  Bei  der  Nor- 
nüriing  der  Vollpreise  im  Monopolgebiet  griff  man  von 
vornherein  zu  hohen  Preisen  im  fiscalischen  Interesse  und  hat 
diese  dann  mit  geringen  Veränderungen  —  bei  einigen  Sorten  mit 
einer  kleinen  Ermässigung  im  Jahre  1832  —  bis  zum  Jahre  1860 
beibehalten.  Den  Zuschlägen  (10,  bez.  20  %)  der  indirecten  Steuern 
unterlagen  diese  Preise  nicht.  Durch  Decret  vom  19.  Oet.  1860 
wurden  dann  die  Preise  des  ordinären  Tabaks  (Rauch-,  Schnupf-, 
Kautabak,  Carotten)  erheblicher  erhöht,  von  7.25  und  8  Frcs.  auf 
9  und  10  Frcs.  (Debitanteu-  bezw.  Consumentenpreis)  per  Kil.,  des- 
gleichen etwas  die  niedrigeren  Preise  im  Zonengebiet.  Die  Ver- 
kaufsmenge verminderte  sich  zwei  Jahre  lang  ein  wenig,  im  ersten 
Jahre  um  3—4^0,  erreichte  aber  schon  im  dritten  die  frühere  Höhe 
und  wuchs  dann  weiter,  so  dass  das  liscalische  Interesse  seine 
Befriedigung  fand  (S.  718).  Neue  allgemeine  Tariferhöhungen  er- 
folgten dann  nach  dem  Kriege,  besonders  durch  das  Gesetz  vom 
29.  Febr.  1872,  seit  welchem  die  Vollpreise  für  die  genannten  Arten 
ordinären  Tabaks  11.50  bez.  12.50,  feineren  Tabaks  15  bez,  16  Frcs. 
sind.  Die  Preise  der  Cigarren  und  Cigaretten  wurden  dem  ent- 
sprechend in  etwas  verschiedenem  Maasse  nach  den  Sorten  gleich- 
falls erhöht. 

Sie  geben  bei  den  nur  dircct  aus  den  Yerkaufsburcaux  an  die  Consumenteu 
abgegebenen  feinsten  echten  Havannacigarren  bis  auf  5  Frcs.  für  das  Stück  (1 250  Frcs. 
für  das  Kilogramm,  —  es  werden,  unabhängig  vom  wirklichen  Gewicht,  immer 
250  Cigarren  auf  1  Kil.  gerechnet),  aber  auch  in  24  Abstufungen  bis  auf  10  Gent, 
das  Stück  (25  Frcs.  p.  Kil.)  lierab.  Die  durch  Debitanten  verkauften  HavannacigarrcD 
gehen  von  00  Cent.  p.  Stück  (140  bez.  150  Frcs.  p.  Kil.)  in  S  Stufen  bis  auf  15  Cent 
(33  u.  ii7.5  Frcs.  j).  Kil.\  die  französischen  von  60  in  11  Stufen,  neuerdings  von  50 
in  10  Stufen  bis  auf  5  Gent.  (140  bez.  150,  jetzt  116  bez.  125,  bis  11  bez.  12.50  Frcs. 
p.  Kil.)  herunter.    Die  Gigarutten,  von  denen  immer  1000  Stück  auf  das  Kilu  gerechnet 
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werden,  kosten  im  directen  Vcrkuuf  an  die  Gonsumenten  in  21  Stufen  p.  Kil.  125  bis 
ISFrcs.,  beim  Verkauf  durch  die  Dcbitanten  in  20,  jetzt  22  Stufen  02  bez.  100  (Con- 
samentenpreis)  bis  13.90  bez.  15  Frcs.  Die  am  Stärksten  dircct  abgesetzten  echten 
Harannas  rangiren  zwischen  150  u.  87  50  Frc«.  p.  Kil,  also  600  bis  350  Frcs.  p. 
Mille,  die  am  Stärksten  direct  abgesetzten  französischen  Oigarren  sind  die  Marken  zu 
75,  31.25  u.  25  Frcs.  (300,  125  u.  100  Frcs.  p.  Mille),  die  Cigaretten  —  ausser  der 
am  Stärksten  gehenden  Marke  „König"  —  gehen  am  Meisten  in  den  Preisen  von 
30,  40,  25,  35  Frcs.  Der  Cigarrenvorkauf  der  Debitantcn  ist  bei  Weitem  am  Grösston 
in  den  Marken  zu  12.50  ( De bitanten preis  11)  und  25  (22)  Frcs.  p.  Kil.,  d.  h.  in  der 
untersten  und  drittuntersten  Stufe;  18SG  u.  lSs7  kam  von  dem  Gigarrenabsatz  der 
Debitantcn  darauf  über  Vs  ^^^  Menge,  ^l^ — 'V*  ^^s  Erlöses.  Von  den  Gigaretten 
werden  durch  die  Debitanten  namentlich  die  Marken  zu  25  (23.25),  15  (13.90)  u.  20 
(1S.50)  verkauft,  auch  über  */^  der  Menge,  fast  V4  <i<JS  Erlöses.  Statist.  Daten  darüber 
im  folgenden  §.    Die  Tarife  im  Bull.  XVI,  545,  Statist.  XXIII.  290. 

Die  Tariferhöhungen  nach  dem  Kriege  haben  allerdings  kurze 
Zeit  die  Verkaufsmenge  herabgedrückt,  1873  verglichen  mit  1869 
(ohne  Elsass-Lothringen)  um  ca.  S^o»  aber,  wie  früher  schon  bemerkt 
(S.  718),  bereits  1875—76  war  die  ehemalige  Höhe  erreicht  und 
stieg  die  Verkaufsmenge  bis  1884  ununterbrochen.  Der  Fiscus  fand 
also  abermals  bei  den  Tariferhöhungen  gut  seine  Rechnung,  obgleich 
ja  freilich  dahin  steht,  ob  bei  massigeren  Preisen  eine  dann  stärkere 
Consumsteigerung  das  Finanzinteresse  nicht  ebenfalls  befriedigen 
könnte.  Darauf  könnte  man  aus  dem  stärkeren  Consum  des  wohl- 
feileren Cantinetabaks  und  auch  aus  dem  Vergleich  mit  dem  grösseren 
Consum  in  Ländern  wohlfeileren  Tabaks,  wie  Deutschland,  und 
selbst  eines  anderen  Monopolgebiets,  wie  Oesterreich,  schliessen. 

Der  Consum  (d.  h.  die  Yerkaufsmenge)  von  Tabakfabrikaten  war  1884  (bisher 
erreichtes  Maximum)  p.  Kopf  962  (iramm.  Erlös  10  Frcs.,  18S3  945  u.  9.85  Frc5., 
1S86  947  u.  9.78  Frcs.  (Bull.  XVIII,  291).  Etwas  abweichend  Compto  f.  1SS6 
p.  123:  in  1886  934  Gramm,  wovon  169  Schnupf-,  765  Rauchtabak  (incl.  Gig.). 
Wie  übrigens  neben  Wohlstand  und  Preisen  Sitte  und  (ioschmack  einwirkt,  zeigt  der 
^anz  Ycrschiedene  Consum  in  den  Departements:  1SS6  Schnupftab.  Min.  24,  Max. 
335,  Rauchtab.  (incl.  Gig.)  Min.  264,  Max.  1410  (nicht  Seine,  sondern  RhonemUnd., 
noch  höher  Beifort  mit  1914)  Gramm.  beid<;  zusammen  Min.  381,  Max.  1592  (Beif. 
1951)  Gramm.  Danach  vertheilt  sich  die  Tabaksteuer  im  Lande  recht  un- 
gleichmässig.  —  In  Deutschland  ist  der  Consum  jetzt  1.4 — 1.5,  vor  derSteuer- 
erhöhung  1,7 — 1.8  Kil.  fabrikationsreifen  Rohtabaks  p.  Kopf  (Steuer-  und  Zollertrag 
auch  jetzt  noch  nicht  voll  1  M.,  früher  etwa  30—40  Pfennig)  (Stat.  Jahrb.  1887,  S. 
135,188).  In  West-Oestcrreich  ist  der  Consum  etwa  1.4  Kil.  Fabrikate  (1884— 86), 
der  Erlös  c.  3.2  fl.  p.  Kopf,  wobei  die  Cigarre  im  Consum  relativ  mehr  als  doppelt 
so  stark  als  in  Frankreich  vertreten  ist  (über  '/ö  gegen  nicht  Vio  ^^m  (iesammtconsum) 
(Oest.  Stat.  Handb.  f.  1887  S.  131). 

Die  genaue  Feststellung  des  Verhältnisses  zwischen  den 
Kosten  der  Tabakfabrikate  und  des  Erlöses  dafUr,  dem- 
nach die  genaue  Bezifferung  des  Preisaulschlags  und  des 
Btenerzuschlags  im  Monopol,  bietet  bei  der  Complication  der 
Verhältnisse  und  damit  der  Berechnungsgrundlagen  Schwierigkeiten, 
vollends  für  die  einzelnen  Gattungen  Fabrikate.  Aber  auch  für  die 
Gesammtmenge  der  letzteren  kommt  man  zu  einem   verschiedenen 
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Ergebuiss,  je  nachdem  man  einen  Zins-  und  Amortisationsbetrag  ftlr 
das  Anlagecapital  und  einen  Zins  für  das  Betriebscapital,  wie  es 
eigentlich  richtig  wäre,  bereits  mit  zu  den  „Kosten"  setzt  oder,  wie 
in  den  Finanzrechnungen,  nicht.  In  diesem  Falle  enthält  der  be- 
rechnete Reinertrag  diesen  Zins-  und  Tilgungsbetrag  in  sich. 

Ein  Pauschan  schlag:  crgicht  Folgendes:  Werth  der  Rohtabakc,  in  Verarbeitung 
begriffener  Tabake,  der  Cigarren-  und  Fabrikatvorrärhe  etc.  Anf.  1886  06.47,  Ende 
1886  98.87  Mill.  Frcs.,  i.  D.  97.67  Mill.  Frcs.  „Betriebscapitol",  worauf  etwa  107« 
Gewinn  zu  rechnen  wäre:  44.00  Anf.,  44.62  Ende  1886,  i.  D.  44.31  Mill.  Frcs.  Werth 
der  Gebäude,  Maschinen  etc.  als  ,.Anlagekapital**,  worauf  ausser  10%  Gewinn  5%  Amorti- 
sation käme.  In  Summa  wäre  daher  c.  16.42  Mill.  Frcs.  Zins-  und  Amortisations- 
betrag zu  den  Ausgaben   des  Monopols   liinzu   und  von  dem  Reinertrag  abzurechnen. 

Annähernd  richtig  und  für  die  hier  vorliegenden  Zwecke 
doch  im  Wesentlichen  genügend  sind  indessen  Berechnungen,  in 
welchen  man  sich  auf  die  massgebenden  Hauptpuncte^  fabricirte 
Mengen,  Auslagen  dafür  im  Jahre,  Erlös  dafUr  nach  den  Verkaufs- 
preisen und  Absatzarten  beschränkt.  Dabei  sind  aber  die  Provi. 
sionen  der  Debitanten  wenigstens  vergleichsweise  mit  zu  berück- 
sichtigen. 

Die  Durchschnittszalilen  für  die  Gesammtmonge  der  Fabrikate  verändern  sich 
jährlich  natürlich  auch  in  Gemässhcit  der  Veränderung  derjenigen  Quoten,  welch«* 
auf  die  einzelnen  Gattungen  und  Sorten  der  Fabrikate  kommen,  weil  und  soweit  bei 
diesen  das  Yerhältniss  zwischen  Herstellungskosten  und  Verkaufspreisen  ein  verschie- 
denes ist.  Mit  der  Steigerung  der  Tarife  wird  das  Verhältniss  zwischen  Kosten  und 
Erlös  gtinstigcr,  der  Preis-  uud  Steueraufschlag  höher,  ebenso  wirkt  die  Verminderung 
und  umgekehrt  die  Steigerung  der  Herstellungskosten  ein.  —  In  den  französischen 
amtlichen  Berechnungen  werden  zu  den  „Einnahmen^'  auch  die  im  Jahre  erfolgten 
Vermehrungen  des  Kegie-Capilals,  zu  den  „Auslagen'*  die  Verminderungen  desselben 
gerechnet,  —  ganz  richtig. 

Im  Ganzen  kann  man  annehmen,  dass  anfangs,  d.  b.  nach 
1815,  das  Verhältniss  zwischen  Auslagen  und  Einnahmen 
etwa  wie  37  —  35  :  100,  dann  (1827—36)  wie  30:100,  darauf 
allmälig  (1837—60)  wie  27—26—25  :  100,  1861-64  wie  24—23  zu 
100  war,  oder  a.  a.  W.  dass  der  Preis-  und  Steuerzuschlag 
zu  den  Herstellungskosten,  als  Ergebniss  des  Zusammen- 
wirkens der  Kostenbewegung,  Tarifnormirnng  und  des  Gangs  des 
Consums  nach  Gattungen  von  ca.  185  allmälig  auf  ca.  325%  ge- 
stiegen ist.  Nach  dem  Kriege  hat  sich  in  Folge  der  genannten  drei 
Momente  das  Verhältniss  zwischen  Auslagen  und  Einnahmen  bis 
1884  wie  etwas  unter  19 :  100,  der  Preis-  und  Steuerzuschlag  auf 
ca.  430  7o  gestellt  Nimmt  man  aber  die  Provisionen  der  Debitanten 
noch  hinzu,  so  ergiebt  sich  für  1884  ein  Verhältniss  der  Ausgabeo 
zu  den  Einnahmen  wie  etwa  17.5  :  100  und  ein  Gesammtaufschlag 
von  ca.  470^/,,.     Das  wäre  in  Frankreich  mit  der  blossen  Fabrikat- 
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Steuer  schwerlich,  mit  dem  britischen  System  der  TabakbcsteueruDg 
bloss  durch  den  Zoll,  unter  Verbot  des  einheimischen  Tabakbaues 
und  Beschränkung  des  Consums  auf  ausländischen  eingeflihrten, 
vermuthlich  ebensowenig  zu  erreichen  und  jedenfalls  nur  mit  nach- 
theiligeren volkswirthschaftlichen  Wirkungen. 

Die  angegebenen  Zahlen  sind,  wie  jEi^csaict,  nur  Näherungswcrtlic.  Die  ge- 
naue Berechnung  in  dem  Bericht  filr  IS$4  erg:iobt  fur  die  an  die  Niederlagen  aus 
den  Fabriken  abgelieferten  französischen  Fabrikate  (also  ausser  den  importirten 
Haranna-  und  Manilacigarren)  einen  Aufschla«:  (ohne  die  Debitantenproyisionen)  von 
4Hl7(r  Einschliesslich  der  importirten  Cigarren  ermässigt  sich  dieser  Aufschlag  etwas. 
weil  diese  letzteren  schon  beim  Ankauf  theurer  kommen  und  nicht  im  gleichen  Maasse 
wie  die  französischen  Fabrikate  beim  Verkauf  im  Preise  hinaufgeschraubt  werden  (der 
Annahme  nach  auch  nicht  können).  Fur  1SS()  (^Gompte  p.  71)  ist  die  amtliche  Be- 
rechnung des  ,,bcn6ficc'*  gegenüber  dem  Kostenbetrage  (prix  de  rcvient)  -l.SO.TT,  bei 
Hanuina-  und  Manilacig.  nur  10S.29^/o. 

Berechnet  man  aus  den  Zahlen  des  ge-^^ammtcn  Kostenaufwands,  des  Koh-  und 
Keinertrags  zu^  Ycn'ollständigun<:  der  Daten  über  diese  für  die  finanzielle  Würdigung 
des  Monopols  entscheidenden  Puncte  noch  den  Durr.hschn  ittskostensatz,  Absatz- 
preis und  Regiegewinn  für  das  Kilogramm  des  Jedt^maligcn  Gosammtabsatz.es ,  so 
ergiebt  sich  p.  Kil.  Frcs.: 


Je  2  Jahre: 

Kostensat/. 

Prelis. 

Gewinn. 

Gewinn  7ü  vom 
Kostensat^j. 

1S17— IS 

2.02 

5  50 

:{.4s 

172.M 

1 S34— 35 

\.^1 

5/^^ 

1.01 

214.4 

1H5S-.VI 

1.74 

0.20 

4.55 

201.5 

1868—0«) 

1.S2 

7.SS 

0.00 

.sn.s.o 

1884—85 

1.07 

10.37 

S.40 

420.4 

1817     IS  zu 

1884—85  wie 

100: 

07.:» 

1SS.5 

241.4 

Ts  sind  auch  hier  die  Vermehrungen  de.s  KegiiM'apitals  bei  den  Kinnahmen,  die 
Vennindemngen  desselben  bei  den  Au>i;abon  eingesetzt,  bei  ersteren  auch  die  Nebon- 
dnnahmen  inbegriffen.  Unter  Ilinzurerhnung  der  Provision  der  Debitantcn  erhöht 
sirh  der  Preis  und  Gewinn  noch  fast  genau  um  1  Frc.  (07  Cent.),  1S84 — 85  auf 
11.84  bez.  9.37  Frcs.  p.  Kil.,  was  wieder  einen  Preis-  und  Steueraufschlag  von  470  7o 
«•rgiebt.  Für  die  französischen  Fabrikate  allein  wird  der  Verkaufspreis  nach  Debi- 
tAntensat/  in  den  Niederlagen  f.  18^0  auf  10.23  Frcs.  p.  Kil.,  der  üebernahniewe-rth 
auf  1.92  Frcs.  amtlich  berechnet  (Ber.  f.  isso  p.  !)). 

§.  294.  bb)  Abstufung  der  Verkaufspreise.  Ein  solcher 
enormer  Preisaufschlag  zeigt,  welche  Steuerbelastung  der  Tabak- 
consamenten  durch  das  Monopol  erfolgt,  wenn  dabei  auch  immer 
zu  beachten  ist^  dass  dieser  Aufschlag  den  „Geschäftsgewinn''  mit 
in  sich  enthält  und  ein  Theil  davon  auch  bei  „freier  privatwiilh- 
schaftlicher  Production"  den  Consumenten  treffen  würde  (S.  734). 
Da  der  grösste  Theil  des  Tabaks  zudem  in  der  Form  ordinärerer 
Fabrikate  Ton  der  Masse  der  Bevölkerung  verbraucht  wird  und 
dieser  Theil  weitaus  den  Haupte rtrag  liefert,  so  lllllt  jene  Steuer- 
belaatnng  im  Monopol  doch  vornemlich  auf  die  grosse  Volksmasse. 

Das  Bedenken,  welches  dann  gegen  eine  so  hohe,  mittelst  des 
Monopols    erreichte    Tabakbesteucrung    hinsichtlich    der   Gleich- 
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mässigkeit  der  Belastung  auftaucht,  vermindert  sich  jedoch^  weil 
gerade  die  Monopolform  die  Anlegung  eines  wenigstens  an- 
nähernd die  Qualität  der  verschiedenen  Fabrikate  berücksichtigen- 
den Steuerfusses ,  eines  ^,Qualitätsfusses^'  zulässt,  mehr  wie 
jede  andere  Tabaksteuerform.  Ja,  das  Monopol  ermöglicht  es  sogar, 
einigermassen  den  Steuerfuss  für  die  feineren  Qualitäten  der  Fabrikate 
progressiv  steigen  zu  lassen  und  so  die  Tabakbesteuerung  mit 
in  Gemässheit  des  Grundsatzes  der  „Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit"  der  Consumenten  einzurichten  (Fin.  II, 
S.  348). 

Im  französischen  Tabakmonopol  sind  nun  die  Preise  in  der 
That  mit  Hücksicht  auf  diesen  doppelten  Gesichtspunct  der  höheren 
Besteuerung  des  feineren  Tabaks  und  wieder  der  wohlhabenderen 
Consumenten  abgestuft,  —  freilich  nur  soweit  als  es  practisch  und 
nach  den  Interessen  des  Fiscus  selbst  durchzuführen  ist. 

Denn  die  ganz  genaue  Abstufung  der  Preise  nach  Qualität  des  Fabrikats  und 
Durchschnittswohistand  der  Consumenten  scheitert  schon  an  der  Schwierigkeit  oder 
Unmöglichkeit,  für  jede  einzelne  Sorte  (z.B.  bei  Cigarren,  Cigaretten)  die  spcciellen 
Hei-stellungskosten  zu  ermitteln.  Die  Qualität  der  verkauften  Tabake  steht  femer 
immer  nur  einigermassen  im  Yerhältniss  zum  Wohlstand  der  Consumenten.  Auch 
hindert  der  höhere  Anschafl'ungs-  oder  Herstellungspreis,  z.  B.  bei  echten  Havanna- 
cigarren  und  zum  Theil  allgemeiner  bei  Fabrikaten  aus  feineren  americanischcn  Ta- 
baken, den  Aufschlag  so  hoch  zu  normiren.  wie  es  der  Qualität  der  Fabrikate  im 
Yerhältniss  zu  ordinäreren  und  wie  es  dem  Wohlstand  der  Durchschnittsconsumentcn 
entsprechen  w^ürde.  Denn  die  dann  eintretende  Vertheuerung  würde  leicht  ihren 
Zweck  verfehlen,  weil  sie  zu  einer  C-onsumminderung  führte  und  so  das  Interesse  des 
Fiscus  schädigte. 

Der„QualitätS8teuerfuss",  welcher  die  Leistungsfähigkeit 
der  Consumenten  berücksichtigt,  ist  daher  auch  in  Frankreich  nur 
„im  Grossen  und  Ganzen"  durchgeführt,  aber  schon  das  ist 
ein  Vortheil. 

Die  grösseren  Preisstufen  des  französischen  Tarifs  nach  Haoptgattungen,  so  bei 
liauch-.  Schnupf-  und  Kautabak  nach  den  beiden  Unterscheidungen  von  „feinerem" 
und  ,,ordinärem'*  Fabrikat  (zu  l(i  uud  12.50  Frcs.  p.  KU.,  Consumentenpreis)  und 
einigermassen  auch  nach  den  genannten  l'^abrikaten  einer-,  Cigarren  —  inländische 
im  Durchschnitt  1886  c.  1G.4  bez.  18  (Debitanton-  uud  Consumentenpreis)  p.  Kil.  — 
und  Cigaretten  —  1S8G  c.  20.7  und  22.S  p.  Kil.  —  andererseits,  sowie  wieder  die 
I*reisstufen ,  in  welchen  die  Sorten  von  Cigarren  und  Cigaretten  zu  einander  stehen, 
entsprechen  wenigstens  einem  solchen  „roheren"  Qualitätssteuerfuss.  Die  PreisdiHerenz 
drückt  hier  freilich  nicht  bloss  die  Aufschlagdifferenz,  sondern  auch  diejenige  der 
Anschaffungs-  und  Herstellungskost(;n  mit  aus.  Der  viel  höhere  Preis  der  „echten* 
Havannacigarren  —  ISSG  p.  Kil.  117.35  Frc^.  im  Durchschnitt,  mit  108.29|*/o  Auf- 
schlag:, wie  bemerkt,  wozu  bei  dem  allerdings  nur  kleinen,  etwa  V^  ^*^  (iesammt- 
absatzes  betragenden  Verkauf  durch  Debitanten  noch  c.  87©  Provision  für  den  Con- 
sumenten hinzutritt  —  gegenüber  im  Inland,  aus  einheimischen  und  fremden  Tabaken 
hergestellten  Cigarren  ist  vollends  in  erheblichem  Grade  auf  die  höheren  Anschatfungs- 
kosten  zurückzufahren. 

Daten  über  die  V  ort  he  ihm  g  des  Consums,  bez.  Verkaufs  nach  Sorten  sind 
schon  mohrfarh  oben  fingesfreut  worden  (,S.  728,  S.  730,  S.  732,  S.  738).  Im  Jahre  ISsC 
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war  der  Verkauf  an  Debitantcn  und  direct  an  Consumentcn  (^iiicl.  Fehlmengen  zur  Last 
der  Bechnuugüleger  der  Niederlagen,  auch  incl.  Verkauf  in  Corsica  und  Algier,  aber 
ohne  Export  und  Einiges  sonst)  folgender  (Com[)te  d.  manufact.  1886  p.  9;  hie  und 
da  etwas  abweichend  Bull.  XXXII.  '1\H)  II) 

Erlös 
Menge     mittl.  Preis    .^..        .  .     7„  des 

lOÜOKil.  p.  Kil.Frcs.   ^n^nnf       ^     Erlöses. 
^  1000  rrcs. 

Havanna-  und  Manilacigarren       .     .     .  2S.4         117.85  3,rM37              0.1) 

Französ.  Cig.  u.  feinere  Tabakfabrikato  r),12()             lÖ.Sl  »0,174             23.5 

Ordinäre  Tabake 22,041             11.48  253,050             60.0 

Tabak  za  reducirten  Preisen   ....  6.066              3.26  21,796              ().0 

Truppentabak 1,6SS 1.30  2,201 0.() 

Summe     35,540  10.23         366,567  100.0 

Von  dem  Debitantenverkauf  von  Tabakfabrikaten,  ausser  Cigarren  und  Gigaretten, 
—  der  directe  Veritauf  an  Consumenten  ist  ganz  unerheblich  —  zu  Vollpreisen 
im  Mouopolgebiete  kommen  auf  die  Preisciasseu  in  1886  folgende  Mengen  und  Er- 
löse, wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die  Relationen  von  Jahr  zu  Jahr  kaum  irgend 
merklich  schwanken  (nach  Bull.  a.  a.  0.): 

Menge         Dcbit.-Preis         Aj.LX  Vo  ^^^ 

1 000  Kil.       p.  Kil.  Frcs.       j  ^^^^^^  Erlöses 

liauchtabak: 

Scaferlati,  fremder    .     .    .  234  15  3,507  2.0 

„         feinerer    .     .     .  364  15  5,463  3.1 

ordinärer.    .    •  j4^614  __}^'^ 168,065 04.9 

Summe.     .    .     ..  15,212    '  —  177,034  ~     100.0" 
Schuupftabdc : 

Fremder 0.448  15  7  0.001 

Feinerer 1.630  15  24  0.004 

Ordinärer _^ 6,332.0 11.50 72.819  99.995 

Summe 6,334^0  —  72,850  lOO.Ö 

KautAbak: 

Feiner 155  15  2.322  27.4 

Ordinärer _. 534 11.50 6,147 72.6 

Summe  .     .     .     .     .~  ~6S9                    -  8,468  100.0 

Ordin.  Carotten     ....  473  11.50  5,444              — 
Oder  von  allen  genannten  Sorten 

Feiner  (aach  fremder)   .     .  755  15  11,323                4  3 

Ordinärer 2U53  11.50 252,475 95 J^ 

Summe '  22,708  —  263 J96  Toö.o 

Von  den  1887  eingeführten  feinsten  Rauchtabaken  wurden  durch  die  Dcbitanten 
verkauft  794  Kil.  Vizir.  (23.50  Frc^.  p.  Kil.),  843  Kil.  feiner  Levantiner  U8.75  Frcs. 
p.  Ell.)  Die  direct  an  die  Consumenten  abgesetzten  fremden  Rauchtabake  (zu  20  bis 
45  Pres.  p.  KiL  in  7  Stufen)  betrugen  1886  doch  zusammen  auch  nur  2697  Kil.  für 
64,000  Frcs.  neben  3241  Kil.  ord.  für  41,000  Frcs. 

Bei  Cigarren  und  Gigaretten  wiederholt  sich  dieselbe  Erscheinung,  wenn 
sich  auch  nicht  ganz  in  gleichem  Maasse  ein  Ueber wiegen  der  Consumtion  ordinärer 
Fabrikate  zeigt  (s.  schon  oben  S.  741).  Der  Consum  hochfeiner  und  sehr  theurer 
Cigarren  Ist  ein  minimaler,  z.  B.  in  1886  Absatz  der  theuersten  Sorte  des  franzö- 
sischen Tarifs  direct  an  Consumenten  (1250  Frcs.  p.  Kil.,  StUck  5  Frcs.)  nur  375  Gramm, 
der  zveitdieaersten  (1000  Frcs.)  2700,  der  dritttheuersten  Sorte  (750  Frcs,)  700,  der 
vierten  (500  Frcs.)  18,300  Gramm,  erst  der  sechsten  (3127^  Frcs.)  219.2  Kil.  — 
Fasst  man  die  Cigarren  (incl.  echte)  und  Gigaretten  in  3  grössere  Preisclassen  zusammen 
{.nach  Debitantenpreis  bez.  bei  den  direct  abgesetzten  nach  Gousumentenpreis),  so  ergie})t 
sich  Folgendes  C  1886  (berechnet  nach  den  Daten  im  Bull.  a.  a.  0.). 
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p    .         ,..,  Meui^e  Erlös         7«  ^^ 

ireib  p.  Jvii.  j^^,j  j^j,      jyj^^j  ^^^^^     Erlöses 

Cigarreii : 

100  Frcs.  und  mehr    ....  1S2.8  2,(»25  4.3 

33      „      bis  unter  100  Frcs.  .  1/J*^8  9,450  15.3 

11      33      „      .  32,844  48,318  S0.4 

Summe  .     .     .     .     .  35.015  60,393  lOO.O 
Cigaretten : 

30  Frcs.  und  mehr 505.4  2,203  12.6 

Unter  30  Frcs 7.827  15,281  87.4 

Summe.'.     ...       8,332  17,484         100.0 

In  wie  weit  die  Preisstufen  bestimmt  beabsichtigten  Zuschlägen  zum  Kostensatze 
behufs  Durchführung  des  Qualitätsfusses  und  progressiv  höherer  Belastung  der  wohl- 
habenderen Consumenten  entsprechen,  ist  einigermassen  aus  der  Yergleichung  der 
Sorten  und  Preise  zu  ersehen.  Für  die  schwierigeren  genaueren  Berechnungen  sind 
auch  in  dem  detaillirten  Rechnungswesen  der  französischen  Monopolverwaltung  noch 
keine  völlig  genagenden  Gnindlagen  vorhanden.  Indessen  fehlt  es  in  den  amtlichen 
statistischen  Yorößentlichungen  nicht  ganz  an  Anhaltspuncten  wenigstens  zu  approxi- 
mativen Veranschlagungen.  S.  bes.  die  Tabellen  in  dem  Bande  der  Kcponses  der 
Generaldirectoren  zu  der  En<iurte  v.  1873,  p.  336  ff.,  wo  für  die  einzelnen  Fabriken 
für  einige  Sorten  Fabrikate  „Fabrikationskosten"  p.  Kilogr.  f.  1853—72,  1863—72, 
berechnet  worden.  Der  Character  dieser  Zahlen  als  blosser  Näheningswerthu  wird  in 
den  Erläuterungen  selbst  hervorgehoben.  Die  einzelnen  Jahre  zeigen  auch  aus  zu- 
falligen Einflüssen  ziemlich  bedeutende  Schwankungen  der  Kostensätze  bei  derselben 
Fabrik  und  unter  den  einzehien  Fabriken  sind  diese  Sätze  auch  mehrfach  erheblich 
verschieden.  Es  handelt  sich  ferner  hier  nur  um  die  eigentlichen  „Fabrikations- 
kosten", für  Geräthe,  Apparate,  Gehalte,  Löhne,  Räume  u.  s.  w.,  nicht  um  die 
ganzen  Herstellungskosten,  indem  bes.  der  Werth  des  Rohstoffs,  die  Kosten  der 
Magazinirung ,  des  Transports  dabei  fehlen.  Einiges  Interesse  bieten  die  Berech- 
nungen aber  doch.  Die  folgende  Uebersicht  giebt  einige  bcmerkenswertbc  Daten  für 
1872  zum  Vergleich  dieser  Fabrikationskosten  und  damaligen  neuen  Tarifpreisc, 
p.  Kil.  in  Frcs.,  wobei  die  specicU  genannten  Fabriken  diejenigen  der  grössten  Pro- 
ductionsmcnge  sind. 

Fabrikations-  Debitanten- 
kosten  preis 

Frcs.  Frcs. 

Ordinärer  Schnupftabak : 

Chateau-Roux 0.0844  11.50 

Paris  (Gr.-Caillou) 0.1600  11.50 

Durchschnitt 0.1222  11.50 

Andere  Fabr.  Max 0.3218  11.50 

,,    Min 0.0738  11.50 

Feiner  Schnupftabak: 

Gr.-Caillou O.SIOO  15 

Ordinärer  Rauchtabak: 

Gr.-Caillou *.     .     .       0.1930  11.50 

Lyon 0.1461  11.50 

Andere  Fabr.  Max 0.3630  11.50 

„    Min 0.1141  11.50 

Fremder  Rauchtabak: 

Gr.-Caillou 0.3110  15 

Feinerer  Rauchtabak: 

Havro  0.2495  15 

Andere  Fabr.  Max 0.4350  15 

,,    Min 0.2359  15 

Cigarren  zu  5  Cent.: 

Marseille 2.0276  11 

Toulouse 1.7683  11. 
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Fabrikatious-  Debitanten- 

kosteii  preis 

Frcs.  Vtcs. 

Audere  Fabr.  Max 2.4212  11 

„            M     Min 1.7873  11 

Cigarren  zu  7*/«  Cent.: 

Chateau-Koux 2.4070  Id.oO 

Andere  Fabr.  Max 2.7303  1 6.50 

M    Min 2.1800  IG.oO 

Cigarren  zu  10  Cent.: 

Chateau-Roux 4.0200  22 

Gr.-Caillou 4.1700  22 

Andere  Fabr.  Max 4.4014  22 

„     Min 3.35ir)  22 

Cigarrcn  (z. Th.  aus  Ha?.tab.)  v. K e u i II y : 

""*««'«  Sorte {l^  II 

Folgende 8.1118  44 

Dritte  (Trabuco^) 9.8551  50 

„      (Regalias) 0.9746  56 

Vierte  (Londres) 12.3730  (i8 

Exceptionells 10.2380  92  und  mehr. 

Das  Kilogr.  Cigarrcn  wird  auch  hier  zu  250  Stück  angenommen. 

Siebt  man  von  allen  anderen  Theilen  der  Herstellungskosten 
ab,  die  freilich ,  wie  besonders  die  Rohstoffkosten  nach  dessen 
Qualität;  wieder  erheblich  verschieden  sind,  indessen  doch  nicht  so, 
dass  durch  ihre  Einbeziehung  die  obigen  Relationen  vollständig 
verschoben  würden,  so  ergiebt  sich  bei  Schnupf-  und  Rauchtabak 
ein  grösserer  relativer  Gewinn  als  bei  Cigarrcn,  der  höchste  bei 
ordinärem  Schnupf-,  dann  bei  Rauchtabak.  Bei  Cigarrcn  von  ver- 
schiedenen Sorten  ist  der  relative  Gewinn  nicht  erheblich  ver- 
schieden, doch  auch  bei  den  ordinären  Sorten  etwas  höher  (Kosten 
zum  Debitantenpreis  hier  wie  1 :  5—6—7,  bei  den  anderen  1:4—6). 
Der  absolute  Gewinn  per  Kil.  steigt  aber  doch  mit  der 
Qualität  der  Sorte,  so  bei  Schnupf-  und  Rauchtabak  von  11 
bis  11 V4  ^^f  l^Vö — 1^*  3)  bei  Cigarrcn  von  ca.  9  auf  ca.  14 — 18 
bis  25—46 — 56—72  Frcs.  und  weiter,  Zahlen,  welche  sich  durch 
Einrechnung  der  anderen  Kosten  allerdings  gerade  bei  den  höheren 
Qualitäten  mehr  als  bei  den  unteren  vermindern,  aber  doch  in  den 
ungefährenRelationen  auch  dann  bestehen  bleiben.  Dadurch 
wird  aber  das,  was  oben  über  den  Steuerfuss  gesagt  wurde,  be- 
stätigt. Der  geringe  ('onsum  der  feineren  Tabake  (incl.  Cigarrcn) 
zeigt  zwar,  dass  auch  diese  grösseren  absoluten  Gewinne  bei  diesen 
Tabaken  fttr  den  finanziellen  Gesammtertrag  des  Monopols  nicht 
viel  ausmachen.  Aber  eine  der  höheren  Qualität  der  feineren  Tabake 
und  der  grösseren  „Leistungsfähigkeit''  der  Consumenten  derselben 
entsprechende  Mehrbelastung  dieser  Personen  wird  doch  auf  diese 
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Weise  erreicht.    Das  bleibt  eine  besonders  vortheilhafte  Seite  der 
Tabakbesteuerung  in  Monopolform. 

§.295.  e)  Einige  weitere  Einzelheiten.  Zur  Ergänzung 
der  vorausgehenden  Darstellung  der  Einrichtung  des  französischen 
Tabakmonopols  wären  noch  manche  Einzelheiten  zu  erwähnen,  von 
denen  hier  nur  noch  einige  hervorgehoben  werden  mögen. 

S.  im  Ges.  v.  1816  bes.  die  „allg:emcincii  Bestimmungen"  Art.  215 — 227. 
Olibo  II,  409  IT.  nnd  passim,  so  p.  305  11". 

a)  Das  Monopol  bezieht  sich  auch  auf  sog.  künstlichen  Tabak  (tabac  factico) 
und  jede  andere  Materie,  welche  zum  Verkauf  als  Ti^bak  präparirt  wird  (Ges.  von 
1835,  Art.  5). 

ß)  Die  feineren  Hauch-  und  Schnupftabake  und  alle  Cigarren  werden  auch  you 
den  Debitanten  in  genau  nach  Art,  Farbe,  Bezeichnung,  Vignetten,  Marken,  Gewicbts- 
menge  und  (bei  Cigarren  und  Cigarettcn)  Anzahl  vorgeschriebenen  Behältern 
und  Verpackungen,  welche  nach  den  Sorten  verschieden  sind,  verkauft  (ücbersicht 
bei  Olibo  II,  365  ü'.),  Kautabake  und  Carottcn,  ordinärer  Schnupf-  und  Uauchtabak 
in  bestimmten  Mengen  offen  nach  Gewicht.  Die  Debitanten  dürfen  nicht  mehr 
als  ein  Kistchen  jeder  Sorte  Cigarren  auf  einmal  öffnen  und  die  Packete  der  feineren 
Cigarren  nur  im  Ganzen  verkaufen. 

y)  Jede  Menge  von  über  10  Kil.  Tabakfabrikate  darf  nur  mit  acquit-a-caution 
circuliren,  Mengen  von  1 — 10  Kil.  bedürfen  dazu,  wenn  sie  nicht  mit  Marken  und 
Vignetten  der  Kegio  bekleidet  sind,  eines  laissez  passer  (Ges.  v.  1816,  Art.  2J5). 
Cantinctabake  sind  noch  mehr  beschrankt:  sie  dürfen  nicht  in  Mengen  über  1  Kil. 
circuliren,  selbst  wenn  sie  Marken  haben,  falls  sie  nicht  aus  den  Staatsfabriken  oder 
Niederlagen  kommen,  wo  sie  von  acfiuit-ä-caution  oder  Factur  des  Verlegers  begleitet 
sein  müssen  (Ges.  v.  23.  Apr.  1840,  Art.  2).  Verstösse  gegen  diese  Transport- 
vorschriften sind  mit  Beschlagnahme  und  Confiscation  des  Objects  wie  der  Trausport- 
mittel und  mit  100—1000  Frcs.  Geldstrafe  bedroht  (Ges.  v.  1816,  Art   216). 

6)  Niemand  darf  andere  als  gesetzlich  zugelassene  Tabakfabrikate  besitzen,  auch 
von  den  Regiefabrikaten  keine  grösseren  Vorräthe  als  10  Kil.,  falls  sie  nicht 
mit  Kegiemarke  versehen  sind  (Ges.  v.  1810,  Art.  217).  S.  die  analogen  Beschrän- 
kungen f.  Cantinetabak  schon  oben  S.  739  und  für  Tabakplianzer  S.  727. 

f)  Der  Besitz  von  Werkzeugen  und  Geräthen  zur  Tabakfabrikation 
ist  verboten  und  bedingt  in  Verbindung  n.it  dem  Besitz  von  Tabakblättern  oder  Tabak 
in  Verarbeitung  die  Schuld  der  Defraude  sowie  die  bezüglichen  Strafen  (Confiscation 
des  Tabaks,  der  Geräthe  u.  s.  w.,  Geldstrafe  von  1000—3000  Frcs.,  Art.  220,  221  des 
Ges.  V.  1816). 

l)  Die  oben  S.  727  schon  erwähnten  Strafen  für  geheimen  Verkauf  und 
Colportagc  beziehen  sich  auch  auf  diese  Handlungen  in  Betreff  von  Tabaksfabrikaten 
(Ges.  v.  1816,  Art.  222). 

/;)  Vorstände  von  Niederlagen  und  Verkaufsläden,  welche  Kegicfabrikate 
falschen,  durch  Hinzufügung  von  oder  Mischung  mit  fremdartigen  Stoffen,  wenlen 
abgesetzt,  —  was  auch  auf  Debitanten  Anwendung  findet  (gen.  Ges.  Art  227, 
8.  Olibo  II,  445). 

§.  296.  i)  Finanzielles  Ergebniss.  Die  im  Voraus- 
gehenden zahlreich  eingestreuten  statistischen  Daten  Hessen  das 
glänzende  finanzielle  Ergebniss  des  französischen  Tabakmonopols 
bereits  zur  Genüge  erkennen.  Zum  schliesslichen  Ueberblick  und 
zugleich  zum  Rückblick  auf  Früheres  und  auf  die  ganze  Periode 
des  Monopols  von  Mitte  1811  bis  Ende  1886  werden  hier  noch 
einige  Daten  aus  der  Abrechnung  der  Generaldirection  der  Staats- 
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mauufactaren  fUr  das  Jahr  1886 ,  das  letzte,  dessen  Abrechnung 
vorliegt,  zuBammengestellt. 

S.  Compte  f.  1886,  p.  28  ff.,  3  fl".,  52  «'. 

Periode 

V.  1./7.  1811  issri 
bis  .'il./12.  188(1 
Einnahme: 

(j«>aiiunt?erkauf  Menge  1000  Kil 1,624,81^»  :^6,052 

Erlös  dafür  1000  Frcs 12,360,275  368,341 

Verschied.  Einnahmen  1000  Fr« 56,805  1,5S4 

(iesammteinnahme 12,417,170  360,925 

rectilicirt 12,417,203  369,925 

Ausgabe: 

Einheimischer  Tabak  (incl.  Algier)  1000  Kil 1,092,896  21,842 

Zahlong  dafUr  1000  Frcs 838,401  18,380 

Fremder  Tabak  und  Diverses  1000  KU 808,203  21,082 

Zahlung  dafür  1000  Frcs 1,239,627  28,445 

Zqs.  Ank&Qfe,  Menge  1000  Kil 1,901,099  42,933 

Zahlung  dafttr  1000  Frc^ 2,078,028  46,825 

Fabrikations-,  Transport-  und  alle  sonst.  Ausla^^cu  1000  Frcs.  1,098,034  26,597 

Gesammtausgabe  1000  Frcs 3,176,162  73,421 

rectificirt 3,176,186  73,42! 

üeberschuss  hiemach  1000  Frcs 9,241,017  296,503 

Capital  der  Regie,  vermehrt  1000  Frcs 226,044  2,814 

Desgl.  vermindert  1000  Frcs 82,761  — 

Rest  der  Capitalvermehrung  1000  Frcs 143,283  — 

Keeller    Reinertrag   (incl.   Capital bc weguug ,   nach   Be- 
richtigung der  Rechnungen)  1000  Frcs 9,386,967  299,317 

Far  den  Staatsschatz  envorben 9,351,003  295,663 

Die  Zahlen  der  letzten  Reihe  bctreflbn  den  ücberschuss  der  Einziehungen  über 
die  bewerkstelligten  Zahlungen. 

Das  Capital  der  Regie  aus  der  ersten  Periode  1.  Juli  1811  —  Ende  1814 
war  33.89  Mill.  Frcs.  Es  hat  sich  bis  18b6  mehr  als  vervierfacht.  Unter  der 
Capitalvormindcrung  befindet  sich  als  Verlust  durch  den  Krieg  von  1S70  der  Betrag 
von  25,345,000  Frcs. 

Der  bisher  erreichte  Höchstbetrag  der  Verkäufe  (36,374,000  Kil.),  des  Roh- 
ertrags (377,629,000  Frcs.)  und  des  reellen  Reinertrags  (incl.  Capitalvermehrung) 
(306,034,000  Frcs.)  war  im  J.  1884. 

Die  Ausgabe  f.  1886  vertheilt  sich,  abgesehen  von  dem  Rohtabakankauf  (s.  die 
Tabelle),  auf  Transportkosten  mit  2,513,000  Frcs.  und  auf  andere  Kosten  mit 
21,084,000  Frcs.  Von  letzteren  kommen  auf  die  Rohstoff-Magazine  und  Manu- 
facturen  22,747,000  Frcs.,  auf  Verkaufskosten  (ohne  die  Debitantenprovisionen) 
1,336,000  Frcs.     unter  jenen  22,747,000  Frcs.  waren: 

1000  Frcs. 

Gehalte  der  Manufactur-Beamtcn 793 

„         ,,    Cultur-  und  Magazin-Beamten      .     .  1,206 

Gagen  bei  den  Magazinen 165 

Löhne    „      „            „           391 

Gagen    ,.      „    Manufactureu 1,384 

Löhne    „      „              ,^            U,811 

Zus.  persönl.  Ausgaben 18,750 

Sonstige  Ausgaben  bei  den  Magazinen  ....  246 

„              „            „      „    Manufactureu  .     .     .  2,555 

beiden  zusammen   ...  780 


Zus.  sachl.  Ausj^aben 3,581 

Verachiedenes 417 
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Von  der  Gesammtaurigabc  machen  die  Kosten  des  Tabaks  63.8,  die 
Transportkosten  8.4,  die  Magaziniruugs-  und  Fabrikationskosten  31.0,  die 
Verkaufs  kosten  1.8  Vo  »"S- 

Zu  letzteren  gehören  aber  eigentlich  diu  Debi tan tenpro  Visionen  noch  hiuzu, 
mit  35,151,000  Frcs.,  womit  die  Gesamm tausgabo  auf  108,572,000  Frcs.,  der 
Ko  her  trag  auf  405,07r),000  Frcs.  steigt,  so  dass  jene  26.8  Vo  ^on  diesem  beträgL 


Cc)    Kückblick  und  zur  Kritik. 

§.  297.  Im  Rückblick  auf  die  dargelegte  EDtwickluDg  des 
französischen  Tabakmonopols  ergiebt  sich,  dass  die  Erwartungen, 
welche  Napoleon  I  und  seine  Finanzmänner  bei  der  nach  neunzehn- 
jähriger Unterbrechung  und  nach  anderen  unzulänglichen  Be- 
steuerungsexperimenten erfolgten  Wiedereinführung  des  Monopols 
im  Jahre  1810  gehegt  hatten,  sich,  wenn  auch  erst  nach  längerer 
Zeit,  als  man  damals  vermuthet  hatte,  im  Wesentlichen  erfüllt 
haben  (§.  286).  Mit  Hilfe  des  Monopols  hat  man  eine  Tabak- 
besteuerung erreicht,  welche  in  verhältnissmässig  bequemer  Form, 
mit  genügender  Berücksichtigung  der  laod wirthschaftlichen  Interessen, 
jetzt  über  300  Mill.  Frcs.  rein  für  den  Staat  erträgt,  was  etwa  den 
neunten  Theil  der  ungeheuer  gesteigerten  gegenwärtigen  gc- 
sammten  französischen  Staatsbesteuerung  ausmacht 

üeber  zwei  Drittel  der  directen  Siaatssteuero ,  über  drei  Achtel  der  gowaltigfu 
Einkünfte  aus  den  Verkehrssteueru  (Enregistrement,  Stempel  u.  s.  wX  zwei  Drittel  den 
i'uormeu  Ertrags  der  Getränkestcuern  und  ebenso  viel  als  durch  die  Zölle  wird  so 
durch  die  Tabakbesteuerung  dem  Fiscus  eingebracht  (s.  auch  S.  579,  596).  Und  am- 
weitere  Steigerung  des  Monopolertrags  ist  nach  allem  Bisherigen  wahrscheinlich,  wenn 
auch  in  den  letzten  Jahren  (seit  1S84 — 85)  sich  eine  kleine  rückl&ofige  Bewegung  im 
Ertrag  gezeigt  hat. 

Freilich  stellt  der  Reinertrag  des  Tabakmonopols,  wie  jedes 
solchen  Monopols,  was  nicht  vergessen  werden  darf  (S.  734),  zu 
einem  Theil  gar  keine  Steuern,  sondern  eine  Uebertragung 
vonGeschäftsgewinnen  dar,  welche  bei  „freiem  Verkehr"  der 
Privatindustrie  und  dem  Handel  zufallen  würde. 

Möglich,  selbst  wahrscheinlich,  dass  auch  der  französische  Tabakbau  ohne  das 
Monopol  und  unter  Voraussetzung  einer  Steuer,  welche  ihn  lebensfähig  erhielte,  eine 
grössere  Ausdehnung  als  gegenwärtig  einnehmen  würde,  obwohl  er  sich  als  landwirth- 
schai'tlicher  Productionszwcig  schwerlicli  dabei  einer  solchen  Sicherheit  und  Prosperität 
erfreute,  als  da,  wo  er  jetzt  betneben  wird,  unter  dem  Monopol  (S.  725).  Aber  die 
Fabrikations-,  Gross-,  Zwischen-  und  Kleinliandelsgewinne,  welche  sonst  vorkommen 
w^ürden,  bezieht  allerdings  beim  Monopol  der  Staat  in  dem  Reinertrag.  Nur  die  Ge- 
winne, welche  bei  der  Versorgung  der  Kegie  mit  ausländischem  Tabak  durch  Liefe- 
ranten u.  s.  w.  gemacht  werden  (S.  727),  bleiben  dem  Privathandel.  Sie  würden  bei 
„freier  Concurrenz''  im  Tabakgeschäft  jedoch  vielleicht  noch  bedonteuder  sein. 

Man  muss  also  immerhin  zugestehen,  dass  der  hohe  finanzielle 
Reinertrag    des    Tabakmonopols    volkswirthschaftlich    be- 
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trachtet  auf  Kosten  der  gänzlichen  oder  theilweisen  Unter- 
bindung eines  wichtigen  nationalen  Erwerbszweigs,  den 
andere  Länder  bei  anderen  Steuersystemen  für  ihre  Volkswirthschaft 
erhalten  haben,  erworben  wird. 

Allein  darin  kann  kein  entscheidendes  Bedenken  gegen 
das  Monopol  gefunden  werden.  Es  bleibt  auch  volkswirthschaft- 
lich,  nicht  nur  finanziell  ein  Vortheil,  dass  der  hohe  Ertrag  des 
Tabakmonopols  es  ermöglicht,  andere,  sonst  nöthige  Steuern  za  ent- 
behren oder  bei  anderen  bestehenden  Steuern  die  Steuersätze 
massiger  zu  halten,  als  es  sonst  geschehen  könnte. 

Als  Glied  der  modernen  Gesammtbesteuerung  und 
zumal  der  Verbrauchs  besten  erung  ist  zudem  eine  einträgliche 
Tabakbesteuernng,  vollends  wo,  wie  in  Frankreich,  die  Besteuerung 
einmal  so  stark  angespannt  werden  muss,  zu  rechtfertigen,  ja  zu 
verlangen,  —  wenn  freilich  auch  hier  in  der  Entwicklung  der  Ein- 
träglichkeit der  Tabakbesteuerung  aus  allgemeinen  steuerpolitiscben 
Gründen  wieder  ein  bestimmtes  Maas s  innegehalten  werden  sollte 
und  es  fraglich  werden  kann,  ob  dieses  Maass  in  Frankreich  nicht 
überschritten  wird.    Ein  Punct,  auf  den  zurückzukommen  ist. 

Jedes  wichtige  Finanzmonopol  enthält  aber  zugleich  ein  Stück 
„Eigenthumsordnung"  und  damit  ein  Stück  „volkswirth- 
schaftlicher  Organisation'^  Gerade  in  dieser  Hinsicht  zeigt 
das  Tabakmonopol  in  Frankreich,  dass  man  mittelst  einer  solchen 
Einrichtung  recht  wohl  im  Stande  ist,  „Planmässigkeit"  der 
Production  an  Stelle  der  privatwirthschaftlichen  „Regellosigkeit"  zu 
setzen  und  dass  dabei  die  ökonomischen  und  technischen 
Interessen  und  ebenso  die  Consumenteninteressen  ge- 
nügend wahrgenommen  werden  können. 

Denn  was  m  letzterer  Hinsicht  den  etwaigen  Einwurf  mit  der  Preis  höhe 
anlangt,  so  ist  diese  keine  Principienfrage.  Sie  kann  rechtlich  und  factisch  Jeden 
Aagenhlick  ermässigt  werden,  wenn  das  für  nothwendig  oder  zwcckuiässig  gilt  und 
die  Finanzen  es  erlauben.  Auch  die  Festhaltuug  hoher  Preise  ist  beim  Monopol 
aber  eben,  weil  der  grössere  Gewinn  dabei  der  Gesammtheit  zufliesst,  ganz  anders  als 
bei  der  Priyatindustrie  zu  bcurtheih^n. 

Gerade  das  französische  Tabakmonopol  beweist  daher  auch 
die  Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  der  „Verstaatlichung** 
von  Industrie-  und  Handelszweigen  in  ökonomisch  und  tech- 
nisch geeigneten  Fällen  und  beweist  insofern  etwas  für 
„socialistische  Forderungen". 

Die  Versorgung  eines  grossen  Marktbedarfs  in  einem  so  wichtigen  Verbrauclis- 
artikel,  wie  Tabak,  mittelst  eines  absulut  und  relativ  —  im  Verhältuiss  zur  „freien 
Tabakindustrie"   anderer  Länder  und  im  Vergleich  mit  anderen  Productionszweigen 
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des  cigeuen  Landes  —  so  geringen  Personals,  an  Arbeitern,  Beamten,  Debitauteu 
u.  s.  w. ,  ist  auch  ein  glänzendes  Beispiel  dafür,  dass  die  „staatliche  Organi- 
sation der  Arbeit"  ihre  Aufgabe  hier  weit  besser  und  auch  —  weit  wohl- 
feiler löst,  als  die  „privatwirthschaftlichc*',  mit  ihrer  gerade  auf  dem  Gebiete 
des  Tabaks  masslosen  Kraftvergeudung  —  in  Betreff  des  Personals  —  und  Betriel«- 
zcrsplitterung,  mit  ihrer  Fälschung  der  Fabrikate,  ihrer  Täuschung  über  Qualität  und 
Werth,  mit  ihrer  Yertheuerung  des  Artikels  durch  den  Zwischen-  und  Kleinhandel, 
zumal  für  den  „kleinen  Mann*'.  Der  Vergleich  zwischen  Deutschland  und  Frankreich 
fällt  in  diesen  Beziehungen  vielfach  zu  Gunsten  des  letzteren  und  seines  Monopols  aus, 
—  was  am  Allerwenigsten  eine  Schule  fou  Theoretikern  und  Politikern  Fcrkeunea 
sollte,  welche,  ganz  mit  Kecht,  „Versorgung  des  Bedarfs  mit  möglichst  ge- 
ringem Kriifteaufwand*'  als  Ziel  richtiger  Tolliswirthschaftlicher  Entwicklung  hin- 
stellt, sich  aber  freilich  gewöhnlich  dem  Wahne  hingiebt,  die  Erreichung  dieses  Ziels 
auf  dem  Boden  „volkswirthschaftlicher  Anarchie"  als  am  Besten  gesichert,  ja  selbst 
als  allein  möglich  anzusehen:  ein  Wahn  oder  ein  Dogma,  welche  durch  das  Studium 
einer  Einrichtung,  wie  derjenigen  des  französischen  Tabakmonopols,  gut  wider- 
legt werden. 

Von  den  Bedenken  bezüglich  des  französischen  Tabakroono- 
pols  scheint  dasjenige  in  Betrefif  zu  hoher  Preise,  besonders  der 
ordinäreren  Fabrikate  und  des  weiteren  in  Betreff  einer  zu 
grossen  Quote  des  gesammten  riesigen  Steuerbedarfs,  welche 
auf  die  Deckung  durch  die  Tabakbesteuerung  fällt,  allerdings 
der  Erwägung  werth.  Ob  in  beiderlei  Beziehungen  gegenwärtig  noch 
das  richtige  Maass  inne  gehalten  wird,  kann,  wie  schon  bemerkt, 
fraglich  sein. 

üb  nicht  selbst  das  fiscalischc  Interesse  bei  einer  Ermässigung  der 
Monopolpreise  gerade  für  die  ordinären  Tabake  des  Massenconsums,  welcher  doch  für 
den  Ertrag  entscheidend  ist  (S.  745),  protitiren  würde?  Die  erfreuliche  höhere  Be- 
lastung der  feineren  Tabakfabrikate,  die  Anlegung  eines  „Qualitätsfusses"  (^S.  TU) 
hebt  das  Bedenken  einer  unverhältnissmässigen ,  d.  h.  mit  der  Leistungsfähigkeit  in 
Widersj)ruch  stehenden  Besteuerung  der  Tabak  consumirenden  Volksmassen  doch  noch 
nicht  ausreichend.  Die  Ungleichmässigkeit  des  Tabakconsums  in  den  einzelneu  Lande^- 
theilen  (S.  741)  und  die  leidige,  wenn  auch  unvermeidliche  Zulassung  der  viel  wohl- 
feileren Cantinetabakc  in  den  Grenzzonen  bilden  weitere  Verstösse  gegen  allgemeine 
Steuerprincipien  und  Postulate  und  gegen  Grundsätze,  welche  so  gern  zwar  in  Frank- 
reich als  Leitstern  der  modernen  französischen  Steuerpolitik  „nach  den  Principien  von 
17S9'*  hingestellt  werden,  —  Grundsätze,  welche  freilich  auch  bei  anderen  französischen 
Steuern,  nach  wie  vor  17S9,  oft  genug  verletzt  werden  oder  lediglich  eine  formelle 
Anerkennung  im  Steuerrecht  finden.  Die  enorme  Höhe  der  Tabakpreise  im  Monopol 
steigert  die  angedeuteten  Bedenken  hier  nur  noch  besonders. 

So  gerechtfertigt,  ja  nothwendig  aber  auch  wie  bemerkt,  gerade 
die  Tabakbesteuerung  überhaupt  in  unseren  Steuersystemen  und  be- 
sonders im  französischen  ist,  so  sehr  man  mit  Recht  behaupten 
darf:  soll  es  einmal  eine  Verbrauchsbesteuerung  geben,  so  ist 
die  Tabak bcäteucrung,  und  eine  hohe  Tabakbesteuerung  einer 
ihrer  richtigsten  und  wichtigsten  Bestandtheile,  —  man  kann  doch 
anderseits  eben  bei  diesem  Artikel  nach  seinen  eigenartigen 
Consumtionsverhältnissen  nicht  läugoen,  dass  für  die 
Tabakbesteuerung  ein  Maass  geboten  ist,  welches  ihr  Ertrag  im 
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Gesammtsteaerertrag  nicht  Überschreiten  sollte.  Ein  Gesichtspunct, 
welcher  bei  der  Besteuerung  des  Tabaks  mehr  wie  bei  der  Brannt- 
weinbesteaerung  Beachtung  verlangt,  selbst  bei  dieser  aber  nicht 
unrichtig  ist  Den  neunten  Theil  eines  so  colossalen  Steuer- 
bedarfs durch  die  Tabakbesteuerung  aufbringen,  das  heisst  eben 
doch,  den  zufälligen  Consunienten  eines  Verbrauchsartikels  eine 
kanm  noch  zu  billigende  Extra-Last  für  die  Bestreitung  des 
Staatsanfwands  zuschieben.  Und  gerade  dieConsumenten  sind 
es  ja,  welche  bei  der  Besteuerung  in  Monopolform  wirklich  voll  und 
ganz  getroffen  werden:  eine  der  steuertechnischen  Glanz- 
seiten des  Monopols.  Aber  nach  dem  Maasse  der  Besteuerung, 
der  Höhe  der  Quote  der  letzteren  vom  Steuerbedarf  und  der  indi- 
viduellen Vertheilung  der  Tabakconsumtion  bleibt  es 
steuerpolitisch  doch  bedenklich,  die  Tabakbesteuerung  so  über- 
mässig stark  gegenüber  allen  anderen,  auch  den  übrigen  Verbrauchs- 
steuern, deren  Objecte  nirgends  solche  individuelle  Consumverschieden- 
heiten  aufweisen,  werden  zu  lassen. 

So  wird  man  das  wenigstens  vom  Standpunctc  heutiger  Theorie  und  Praxis  und 
spccieU  vom  Standpunete  der  ,,Gleichmässigkeit*'  der  Besteuerung  aus  auffassen.  Als 
man  in  der  Revolution  das  alte  Monopol  beseitigte,  wurde,  characteristisch  fUr  die 
Verschiedenheit  der  Anschauungen  in  solchen  Dingen,  gerade  die  Uebernahmc  des 
Einn&hmeAUsfalls  auf  die  nicht -tabakverbrauchende  Bevölkerung  mit  als  Bedenken 
gegea  die  Beseitigung  des  Monopols  geltend  gemacht. 

Freilich  steht  man  in  Frankreich,  Dank  der  inneren  und  äusseren 
Politik  im  „Jahrhundert  der  Revolution",  deren  Reflex  die  colossale 
Steuerlast  ist,  hier,  wie  in  anderen  Fällen,  wo  ähnliche  Bedenken 
auftauchen,  beim  Enregistrement  und  Stempel  (S.  579  ff.),  bei  den  Ge- 
tränkesteuem  (S.  655  ff.),  vor  einem  peinlichen  Dilemma :  schiebt  man 
diesen  Steuern  eine  so  grosse  Quote  des  Steuerbedarfs  zur  Deckung 
zu,  so  erreicht  man  zwar  diese  Deckung,  aber  es  erheben  sich  die 
angedeuteten  Bedenken;  berticksichtigt  man  diese,  so  wird  die 
Deckung  des  Bedarfs  noch  schwieriger  und  man  muss  wieder  zu 
manchen  anderen  Steuern  greifen,  d.  h.  die  Gesammtbesteuerung 
noch  verwickelter  und  für  die  Volkswirthschaft  vielleicht  noch  lästiger 
machen.  Die  französische  Besteuerung  leidet  eben  einmal  unver- 
meidlich unter  den  Folgen  der  Politik  ihres  Landes.  „Macht  mir 
gute  Politik,  und  ich  will  Eure  Besteuerung  erträglich  machen." 
Diesen  Satz  hat  das  „neue",  wie  das  „alte  Regiment"  in 
Frankreich  gleichermasscn  vergessen  und  —  niuss  nun  die  Folgen 
tragen. 
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/y)    Das  Pulverinoiiopol. 

(insctzgebung.  (Haoptbestimmangen.)  Ges.  v.  13.  Fructidor  V  (30.  Aug. 
1797).  (ies.  ?.  10.  Aug.  I^^IO  (Freigabe  der  SaJpelergewinnung).  (ics.  v.  16.  März 
1819  (Preisnormining).  Ord.  v.  17.  No\r.  1819  (Ergreiferpramicn).  Ges.  v.  24.  Mai  1834. 
(ies.  V.  25.  Juni  1841  (Art.  25,  Strafen).  Ord.  v.  5.  Oct.  1842  (Prämien).  Decr.  v. 
J.  März  1852  (Strafen),  (ies.  v.  19.  Juni  1871  (Strafen!.  Ges.  7.  4.  Sept.  1871  Art.  11 
(Verdopplung  des  Preises  des  Jagdpulvers).  (Jes.  v.  25.  Juli  1873  (Herabsetzung:  des 
Preises  auf  den  früheren  Stand).  257o  Zuschlag  f.  Jagdpulvcr  durch  Ges.  v.  30.  Der. 
]>il'A  und  2.  Juni  1875.  —  Zahlreiche  ältere  und  neuere  Decrete  über  sichcrboits- 
polizeiliche  Einzelheiten;  über  die  Organisation  (Decr.  v.  13.  Nov.  1873);  dann  über 
den  Tarif,  neuerdings  bes.  Über  den  Preis  des  zur  Ausfuhr  bestimmten  Pulvers, 
die  Bedingungen  dabei  u.  A.  m.  (sc  Decr.  v.  21.  Mai  1886).  (S.  Olibo).  —  Antrag 
auf  Aufhebung  des  Pnlvermonopols  i.  J.  1887  (Bull.  XXIII,  574).  Ueber  Dy- 
namit u.  s.  w.  s.  schon  0.,  §  279. 

Literatur.  YignesI,  201.  Block,  dict.  Art.  poudres  et  salprtres,  auch  im 
suppl.  gc''ni;r.  und  in  den  Jahressupplementen.  Olibo  II,  44«) — 517,  auch  III,  15J;, 
Bull.  XXII,  474—482  (geschirhtl.  Ueberblick  über  die  bezügliche  Gesctzgcliung  von 
Pulver  und  Salpeter  v.  16.  Jahrhundert  an),  v.  Hock  S.  355 — 359.  ?.  Kaufmann 
S.  537-540.  —  Mathieu-Bodet  I.  41,  307.  Amagat  p.  342.  Die  Enqui'te  von 
1883  tf.  bezog  sich  z.  Th.  mit  auf  das  Pukermonopol.  S.  die  „Ucponses'*  (S.  71i0 
des  Steuerdirectors  p.  305.  —  Tarif  (im  Einzelnen  öfters  rerändert,  bes.  f.  Polvor 
zum  Export)  Bull.  XVI,  552  ff.  —  Statistik  Bull.  XVH,  548,  XXIII,  483.  Faun^ 
p.  130,  230.    Berichte  der  Verwaltung  der  indir.  Steuern  über  die  Erträge. 

§.  298.  1.  Im  Allgemeinen.  Schon  im  Ancien  regime 
hatte  seit  dem  IG.  Jahrhundert  ein  Monopol  der  Pulverfabrikation 
und  des  Pulververkaufs  wie  der  Salpetergewinnung  aus  Gründen  der 
hohen  Staatspolitik  und  nationalen  Sicherheit  bestanden.  Dasselbe 
war  besonders  durch  die  Berechtigungen  in  BetreflF  der  Nach- 
grabungen auf  Salpeter  in  Privathäusern  lästig  geworden,  ein  Vor- 
recht, das  von  Ferraiers  ausgeübt  beständig  Anlass  zu  Klagen  ge- 
geben hatte.  Darin  traten  jedoch  noch  vor  der  Revolution  wesentliche 
Verbesserungen  ein.  Der  Staat  übernahm  die  Gewinnung  von  Salpeter, 
die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Pulver  im  Jahre  1770  in 
eigene  Regie,  machte  die  Nachsuchung  von  Salpeter  vom  Willen 
der  Ilauseigenthümer  abhängig  und  befreite  schliesslich  die  Wohn- 
häuser ganz  von  dieser  Nachsuchung  (1777). 

Bei  der  besonderen  Lage  dieses  Monopols  entging  dasselbe  und 
damit  die  mit  ihm  verbundene  Einnahme  auch  der  allgemeinen  Auf- 
hebung derartiger  Einrichtungen  im  Jahre  1791,  obwohl  es  nach 
seinem  Erträgniss  zu  den  verfehmten  „indirecten  Steuern"  gehörte. 
Die  Wirren  der  Zeit  führten  indessen  thatsächlich  zu  einem  Bruch 
des  Monopols,  auch  hörte  die  Fabrikation  und  der  Verkauf  von  Pulver 
Seitens  des  Staats  zu  Privatzwecken  aus  Gründen  der  öffentlichen 
Sicherheit  auf.  Diesem  Zustande  suchte  das  Gesetz  vom  13.  Fruc- 
tidor V  (30.  Aug.  1797)  ein  Ende  zu  machen,  indem  es  aus  Gründen 
der  iuneren  Sicherheit  und  um  der  Ruhe  der  Bürger  Willen  wie  im 
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Interesse  der  Natioualvertbeidigiing  nach  Ausbcii,  gemUss  dem  noch 
geltenden  Rechtszustand  die  Gewinnung  vonSalpeter  und  die 
Herstellung  und  den  Verkauf  des  Pulvers  von  Neuem 
ausdrücklich  dem  Staate  allein  vorbehielt.  Auch  die  private 
Einfuhr  von  Pulver  und  Ein-  und  Ausfuhr  von  Salpeter  wurden 
verboten,  ebenso  der  Besitz  von  Kriegspulver,  und  der  Besitz  von 
allem  andern  Pulver  beim  Privaten  ohne  besondere  obrigkeitliche 
Ermächtigung  auf  5  (seit  1834  auf  2)  Kil.  beschränkt,  sowie  eine 
Reihe  von  weiteren  sicherheitspolizeilichen  Anordnungen  getroffen. 

Das  Monopol  bezieht  sich,  nach  der  Auslegung  der  Judicatur, 
auch  anfalle  dem  Schiesspulver  ähnlichen  Explosivstoffe. 

Das  Monopol  wurde  und  wird  mittelst  der  Preisnormirung  für 
das  Pulver,  namentlich  für  das  Jagdpulver,  fiscalisch  in  der  Weise 
ausgenutzt,  dass  es  mit  zur  Erhebung  einer  Verbrauchssteuer 
dient,  die  den  Haupttheil  des  Reinertrags  bildet. 

Das  Gesetz  vom  Fructidor  V  ist  noch  heute  die  Grundlage  des 
Monopolrechts.  Doch  sind  manche  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
beseitigt  oder  abgeändert  worden.  Namentlich  wurde  die  Einfuhr 
ausländischen  Salpeters  und  die  Gewinnung  und  der 
Verkauf  vonSalpeter  im  Inlande,  mit  wenigen  Beschränkungen, 
seit  1819  freigegeben  (Ges.  v.  10.  März  1819),  so  dass  seitdem 
das  Monopol  sich  im  Wesentlichen  nur  noch  auf  Pulver  und  andere 
ähnliche  Explosivstoffe  bezieht.  Aber  auch  in  dieser  Hin- 
sicht hat  neuerdings  eine  Einschränkung  des  Monopols  statt- 
gefunden, indem  durch  das  Gesetz  v.  8.  März  1875  die  Fabrikation 
von  Dynamit  und  Nitro-Glycerin-Sprengstoffen  der  Privat- 
industrie überlassen  wurde  (s.  o.  §.  279). 

An  die  Aufhebung  des  ganzen  Monopols  ist  öfters  gedacht 
worden.  Ein  im  Jahre  1887  gestellter  Antrag  ging  darauf  hinaus. 
Es  sollten  im  Allgemeinen  die  Grundsätze  des  Gesetzes  v.  8.  März 
1875  betr.  Dynamit  auch  auf  Pulver  angewendet,  also  dessen 
Fabrikation  und  Verkauf  unter  genügenden  Cautelen  der  Privat- 
indnstrie  überlassen  werden.  Doch  ist  es  bisher  nicht  dazu  ge- 
kommen. Zwingende  sicherheitspolitische  Gründe  sprechen  kaum 
Itlr  das  Monopol,  wie  auch  das  Beispiel  anderer  Länder  beweist. 
Die  Erhebung  einer  indirecten  Verbrauchssteuer  vom  Jagdpulver, 
worin  die  finanzielle  Bedeutung  des  französischen  Monopols  im 
Wesentlichen  besteht,  —  eine  Art  „Luxussteuer"  —  Hesse  sich,  wie 
bei  Dynamit,  auch  bei  der  Privatfabrikation  nach  den  üblichen 
franzr>sischen  Formen  durchführen.     Anderseits  sind  die  Gründe  für 


756  6-B.    2.  K.    Steuerrecht.    1.  H.-A.   2.  A.   Frankreich.   §.299. 

die  Aufhebung  eines  altbestehenden  Monopols  auch  nicht  durch- 
schlagend. 

§.  299.    2.    Einrichtung. 

a)  In  der  Verwaltung  des  Monopols  sind  mehrfach  Ver- 
änderungen eingetreten,  welche  früher  schon  in  Verbindung  mit 
anderen  Organisationen  zu  erwähnen  gewesen  sind  (S.  599  u.  720). 
Jetzt  ist  die  Pul  verfahr  ikation  wieder  dem  Kriegsministerium, 
der  Verkauf  des  Pulvers  an  Private  der  Generaldirection 
der  indirecten  Steuern  übertragen:  also  bei  diesem  Monopol 
eine  ähnliche  Vertheilung  der  Functionen  wie  beim  Tabakmonopol 
(S.  7111). 

Das  Pukcr  für  Private  umfasst  das  für  den  Handel,  auch  Export,  Jagd,  Berg- 
werke, Feuerwerke,  Schutzeng:esellschaften,  die  Handelsmarine  n.  s.  w.  bestimmte 
Pulver.  Die  HersteUung  desselben  erfolgte  bis  zum  Jahre  1805  durch  das  Krie^- 
ministerium.  Damals  wurde  diese  Aufgabe  der  Generaldirection  der  Staatsmanufactureii 
mit  übcrtraf>:en,  im  Jahre  1S74  aber  in  dieser  Beziehung  der  frühere  Zustand  wieder 
hergestellt  (Decr.  y.  13.  Nov.  1873).  —  Im  Kriegsministerium  besorgt  jetzt  wieder  eine 
eigene  Abtheilung  diese  Geschäfte,  das  Corps  des  Ingenieurs  des  poudres  et  salprtrcs 
(Decr.  V.  9.  Mai  1875).  In  Folge  des  Armeegesetzes  ?.  16.  März  1882  sind  hier 
formelle  Aendeiungcn  in  Bezug  auf  die  Trennung  der  Direction  und  der  Ausführung 
der  Geschäfte  eingetreten  (Decr.  v.  19.  Febr.  1883,  Block,  suppl.  g6ncr.  p.  379).  Der 
Verkauf  des  Pulvers  für  Private  —  zu  dem  eventuell  auch  Kriegspulver,  z.  B. 
für  den  Export  nach  anderen  Ländern  gehört  —  untersteht  nach  wie  vor  1865  und 
1873  der  Generaldirection  der  indirecten  Steuern. 

b)  DieNormirung  der  Preise  des  im  Innern  abgesetzten 
Pulvers  erfolgt  durch  Gesetz,  diejenige  der  Preise  des  ftlr  die 
Ausfuhr  bestimmten  Pulvers  jährlich  durch  Ministerialerlass,  nach 
Uebereinkunft  zwischen  dem  Kriegs-  und  Finanzministerium.  Ein 
eigentlicher  Bteuerzuschlag  findet  dabei  ausdrücklich  nur  bei 
dem  für  die  Jagd  u.  dgl.  dienenden  Pulver  statt,  während  das 
Bergwerkspulver  sowie  das  zur  Ausfuhr  bestimmte  um  einen 
Preis  verkauft  werden  soll,  welcher  ein  gesetzliches  Maximum  nicht 
überschreiten  darf  und  den  eigenen  Herstellungs-  und  Transport- 
kosten der  Regie  am  Orte  der  Verwendung  anzupassen  ist 

(ies.  V.  16.  März  1811K  Olibo  II,  514.  Bull.  XXII,  478.  Der  Tarif  selbst 
spccialisirt  nach  Verwendungszwecken  und  Sorten  genau.  Die  Verdopplung 
der  Preise  des  Jagdpulvers  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  (Ges.  v.  4.  Sept.  1S71 
Art.  11)  wurde  wegen  auch  fiscalisch  nachtheiliger  Einwirkung  auf  den  Consuin  bald 
wieder  rückgängig  gemacht  (Ges.  v.  25.  Juli  1S7'()-  Doch  unterliegt  Pulver  im  Inland 
dem  25 7ü  Zuschlag  der  indirecten  St<;ueru  zum  Principal.  Bei  der  Festsetzung  der 
Preise  für  das  zur  Ausfuhr  bestimmte  Pulver  sind  die  allgemeinen  Preisconjuncturen 
massgebend. 

Der  bestehende  Tarif  ist  fUr  Jagdpulvor  nach  4  Sorten  p.  Kil.  28 — 19.35 — 15— 
11.85  Frcs.  (Consumentcnpreis,  s.  u.).  ausnahmsweise  für  englisches  Pulrer  38  Pres.;  für 
Bergwerkspulver  in  3  Sorten  2.85 — 2..5Ü— 2  Frcs.:  für  Pulver  zu  verschiedenen  anderen 
Zweck(;n  :i.40— 2 — l.Oü  — 1.50— 1.40  Frcs.;  sugen.  pulverin  0.90;  ausserdem  noch 
einigt*    weitere  Specialsätze.     Besondere,    meist    erheblich   niedrigere  Tarife  bestehen 
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wieder  für  Pays  de  Gcx,  Zone  Fon  Obersavoien,  Corsica,  Tunis,  Monaco.  —  Der  Tarif 
für  die  Jagdpul?er  zum  Export  ist  ISSfi  erheblich,  z.  Th.  anf  die  Hälfte  herabgesetzt 
worden,  so  Ar  H  Sorten  von  5  und  4.25  —  4.50  und  3.75  —  4  und  3.25  Frcs.  p.  Kil. 
auf  bez.  2.50  und  1.90  —  2.25  und  1.65  —  2  und  1.4Ö.  Vgl.  die  Tarife  im  Bull. 
XVI,  552  flf.,  XXII,  479  ff.,  XXIII,  302  iL 

c)  Der  Rohertrag  des  Monopols  kommt  grösstentheils  aus 
dem  Verkauf  der  dritten  und  vierten  Sorte  Jagdpulvers  und  der 
ordinären  Sorte  Bergwerkpulvers.  Der  Reinertrag  kann  übrigens 
ans  dem  Jagdpulver  nicht  allein  herrühren,  wenigstens  neuerdings 
nicht  y  wie  das  Verhältniss  des  Absatzes  von  Jagdpulver  und  des 
Erlöses  dafür  zum  Reinertrag  ergiebt.  Es  muss  demnach  auch  an 
dem  anderen  Pulver  und  nach  Lage  des  Dinge ;  wie  sie  die 
statistischen  Zahlen  constatiren,  vornemlich  doch  am  Bergwerks- 
pnlver,  nicht  ganz  unbedeutend  von  der  Regie  profitirt  werden. 

Die  Verkaufsmengen  und  Ertragsverhältnisse  waren  folgende  (ältere 
Daten  bei  7.  Hock  S.  359;  Bull.  XVII,  548,  XXII,  482,  XXIII,  300  fl.,  Faure 
p.  130,  230:  übrigens  in  den  amtl.  Quellen  mehrfach  etwas  abweichende  Daten). 

1000  Kil.  1000  Frcs.  1000  Frcs.  1000  Frcs. 

1819  6S3             3,272  2,181  1,091 

1835  954             4,015  2,302  2,813 

1854  2,497  8,025  3,653  4.372 
1864  4,183  12,817  5,671  7,146 
1869  4,582  14,084  4,449  9,635 
1874  4,124  13,081  4.270  8,811 

1855  4,740  15,006  4,541  10,465 

Die  Zahlen  beziehen  sich  mit  auf  Algier.  Auch  verhältnissmässig  ist  der 
Reinertrag  immer  günstiger  geworden.  1  KU.  kostete  der  Regie  hiernach  durchschnitt- 
lich 18S5  0.95  Frcs.  und  wurde  von  ihr  für  4.01  Frcs.  verkauft,  also  mit  einem 
Gewinn-  oder  Steucraufschlag  von  322  7o.  der  beim  Jagdpulver  noch  viel  erheblicher 
gewesen  sein  muss.  Seit  1SS2  sind  Verkaufsmenge  und  Erlös  etwas  gesunken,  der 
Reinertrag  wenig.  Auch  die  Dynamitstcuer  hat  seit  1882  im  Ertrage  abgenommen 
(S.  690,  697). 

Nach  dem  Jahresbericht  der  Dircction  der  indirecten  Steuern  —  mit  etwas 
abweichenden  und  zwar  kleineren  Zahlen,  als  die  vorausgehenden  (s.  Bull.  XXI,  436, 
XXIII,  300)  —  wurde  1885  an  Jagdpulver  im  Inland  verkauft  491,000  Kil.  für 
6,029,000  Frcs.,  p.  Kil.  12.3  Frcs.,  wo\ron  auf  die  zwei  untersten  Sorten  allein  bez. 
131.000  und  350,000  Kil.  zu  1,584,000  und  3,937,000  Frcs.;  an  Minenpulver 
2,815,000  Kil.  für  6,350,000  Frcs.,  p.  Kil.  2.25  Frcs.,  fast  alles  von  der  niedersten 
Sorte  oder  Tarifclasse.  Die  Verkäufe  für  die  Ausfuhr  betrugen  832,0ü0  Kil.  fUr 
935,000  Frcs.,  p.  Kil.  1.11  Frcs.  Der  kleine  Rest  von  der  ganzen  Summe  (die  im 
BaU.  a.  a.  0.  nur  zu  4,410,000  Kil.  für  13,802,000  Frcs.  angegeben  wird,  also  etwas 
niedriger  als  in  der  vorausgehenden  Tabelle)  kam  auf  die  sämmtlichen  anderen  Ver- 
wendongszwecke  und  Absatzgebiete. 

d)  Der  Verkauf  des  Pulvers  ist  ganz  ähnlich  eingerichtet  wie 
beim  Tabakmonopol  (§.  291).  Das  der  Direction  der  indirecten 
Steuern  vom  Kriegsministerium  überlieferte  Pulver  wird  in  Nieder- 
lagen (Entrepöts)  gebracht  und  von  hier  aus  theils  direct  an 
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Consurrienten  verkauft,  theils  und  vornenilich  an  Debitanten  zu 
einem  etwas  ermüssiglen  Preise  —  dem  „Debitantenpreise'*  —  ab- 
gegeben, welche  es  dann  nach  dem  amtlichen  Tarif  des  Consumenten- 
preises  an  das  Publikum  verkaufen.  Für  einzelne  Sorten  bestehen 
besondere  Bestimmungen.  Die  Debitanten  müssen  über  die  Verkäufe 
genau  Buch  führen,  insbesondere  über  Zeitpunct,  Sorte,  Menge  des 
Pulvers,  über  Namen,  Beruf  und  Wohnort  des  Käufers. 

Vielfach  fungiren  die  Verleger  und  Debitanten  des  Tabaks  zugleich  mit  für 
Pulver.  Die  Ernennung  besonderer  Pulverdebitanten  erfolgt  durch  den  Präfectcn. 
Die  Zahl  der  Debitanten  war  18G9  (ohne  Elsass- Lothringen)  s.r»42,  1S85  10,079.  Die 
Provision  der  Debitanten  beträgt  beim  Jagdpulver  1.20,  meist  0.60  Frcs.  p.  Kil.,  Minen- 
pulver darf  nur  von  solchen  Debitanten  verkauft  werden,  die  dazu  eine  eigene  Er- 
mächtigung des  Präfecten  haben,  und  auch  dann  nur  auf  (irund  eines  Certitioats  des 
Maiies  oder  des  leitenden  Ingenieurs  hinsichtlich  der  Verwendung.  Die  Preise  dieses 
Pulvers  sind  für  Debitanten  und  Oonsumenten  jetzt  dieselben.  Die  Verkäufe  von 
Pulver  erfolgen  vorschriftsmassig  in  Behältern  und  Mengen,  welche  für  die  verschie- 
denen Sorten  verschieden  sind.  —  Mancherlei  sicherheitspolizeiliche  Vorschriften  be- 
stehen natürlich  für  die  Aufbewahrung  und  den  Transport  von  Pulver.  In  unruhigen 
Zeiten  können  die  Präfecten  den  Verkauf  von  Pulver  ganz  verbieten,  die  Vorräthe 
der  Debitanten  einziehen  oder  den  Verkauf  auf  Debite  in  den  Hauptorten  der  Arron- 
dissements  beschränken  und  ihn  an  specielle  Ermächtigung  der  Räufer  knüpfen.  Die 
Debitanten  unterliegen  der  steucramtlichen  visite  und  im  Princip  dem  exercicc.  S. 
darüber  und  über  das  auch  hier  umfangreiche  Detail  des  Verwaltungsrechts  Olibo, 
z.  B.  II,  501. 

Salpeterfabrikanten,  welche  ausserhalb  der  Bezirke  der  staatlichen  Salpeter- 
fabriken ihr  Geschäft  treiben,  sind  licenzpflichtig  (25  Frcs.).  Solcher  gibt  es  aber 
seit  Jahren  nur  3 — 5. 

e)  Die  Strafandrohungen  sind  auf  diesem  Gebiete  mehr- 
fach besonders  scharf,  was  sich  aus  der  Verknüpfung  sichcrheits- 
polizeiiicher  mit  den  fiscalischen  Interessen  zur  Genüge  erklärt. 
Namentlich  wird  in  einigen  wichtigeren  Fällen  mit  Confiscation 
derObjecte  und  mit  Gelds  trafen  Gefängniss strafe  verbünden. 
Zur  Aufspürung  von  Contraventionen  dienen  hier  in  besonderem 
Maasse  Prämien  der  Ergreifer.  Eigene  Anzeigepflichten  über 
Pulvervorräthe  bestehen  ttir  ankommende  Schiffe.  Die  früher  auch 
hier  zulässige  Vereinbarung  der  Steuerbehörde  in  Bezug  auf 
Confiscation  und  Geldstrafen  über  Abfindungssummen  hat  seit 
1851  zu  Gunsten  steter  gerichtlicher  Entscheidung  aufgehört. 

S.  bes.  Ges.  v.  Fruct.  V,  Art.  27—31,  36.  Ges.  v.  2S.  Apr.  1816  Art.  222—225, 
Ges.  V.  24.  Mai  1S34  Art.  2—4,  Ges.  v.  25.  Juni  1841  Art.  25.  Olibo  II,  469  fl., 
501 — 514.  Block,  dict.  Art.  poudres  Nr.  15 — 21.  Beispiele:  bei  unerlaubter  Pulr er- 
Fabrikation  Geldstrafe  von  3000  Frcs.,  Confiscation  des  Pulrers  und  der  (ieräthe 
und  Stoffe  zur  Herstellung;  Einsperrung  der  beschäftigten  Arbeiter  anf  8  Monat, 
beim  KUckfall  auf  1  Jahr;  Va  ^^^  Geldstrafen  an  den  Dcnuncianten.  Bei  unerlaubtem 
Verkauf  300—1000  Frcs.  und  Gefä.ngniss  von  1  Monat  bis  2  Jahren,  letztere  Strafe 
auch  bei  unerlaubtem  Besitz  von  Kriegs-  oder  Armeepulver  oder  bei  Besitz  von 
mehr  als  2  KU.  anderem  Pulver,  neben  100  Frcs.  Geldstrafe.  Handelsschiffe, 
welche  nicht  binnen  24  Stunden  nach  Ankunft  ihre  Pulvervorräthe  angemeldet  haben, 
laufen  500  Frcs.  Geldstrafe.     Verbotene  Pulvereinfuhr  ins  Staatsgebiet   unterliegt 
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ausser  Confiscation  des  Pulvers  und  der  Transportmittel  einer  Strafe  ?on  20.44  Frcs. 
p.  Kil.  Pulver;  bei  Einfuhr  zur  See  dem  doppelten  Satze.  Die  Ergreiferantheile 
richten  sich  z.  Th.  nach  der  Zahl  der  arretirtcn  Contra venienten  (15  Frcs.  p.  Kopf) 
und  nach  der  Menge  des  beschlagnahmten  Pulvers  (3  Frcs.  p.  Kil.). 


y.    Das  Streich-  oder  Zündhölzchen-Monopol. 
(Monopole  des  allumettes.) 

Gesetzgebang.  Erste  Einführung  einer  Stener  durch  Ges.  v.  4.  Sept.  1S71, 
Art.  3 — 5,  dazu  Ausführangsdecret  v.  2'».  Nov.  1871.  Tarifänderung  durch  Ges.  v. 
22.  Jan.  1872,  Art,  4.  Dccrct  v.  29.  Febr.  1872.  —  Errichtung  des  Monopols  durch 
Ges.  V.  2.  Aug.  1S72;  in  Art.  3  dieses  Gesetzes  Erklärung  der  Anwendbarkeit  der 
Expropriations-Gnindsütze  des  Ges.  vom  3.  Mai  1S41.  Oeffcntl.  Zuschlag  für  die  Ver- 
pachtung des  Monopols  an  eine  Gesellschaft  am  12.  Oct.  1872,  nach  Lasteuheft  v. 
5.  Sept.  1872.  ücber  die  Durchführung  der  Expropriation  finanzmin.  Circular  v. 
8.  Nov.  1872  an  die  Präfectcn.  Ges.  v.  15.  März  1S73  über  die  Ausübung  des 
Monopols  und  den  Verkauf  der  Streichhölzchen.  Dccr.  v.  30.  Dec.  1874  betr  Er- 
mächtigung der  concessionirten  MonopoIgesclUchaft  zum  Verkauf  von  Luxusstreich- 
holzchen  und  Tarif  dafür.  Vertrag  zwischen  dem  Finanzminister  und  der  concess. 
Monopolgescllschaft  vom  11.  Dec.  1874.  Ges.  v.  28.  Jan.  1875  betr.  das  Monopol 
(in  Art.  3  Erklärung  der  Anwendbarkeit  der  Unterschleif  bei  Tabak  betreffenden  Be- 
stimmungen der  Art.  222  und  223  des  Ges.  v.  28.  Apr.  1816  auf  Contraventionen  • 
gegen  Gesetze  und  Decrete  betr.  das  Streichhölzchen-Monopol).  Decr.  v.  I.  Febr. 
1875  betr.  Verkaufspreise  gewisser  Luxushölzchen.  Ges.  v.  28.  Juli  1875  betr.  Unter- 
drückung von  Unterschleifen  (Anwendbarkeit  der  Art.  217,  218,  237  des  Ges.  v. 
28.  Apr.  1816).  Decr.  v.  10.  Aug.  1^575.  Neue  Verpachtung  des  Monopols  v.  1885 
an,  Zuschlag  Aug.  1884,  nach  Lastenheft,  mit  Tarif,  vom  7.  Juli  1884. 

Literatur.  Vignes  I,  181—185.  Block,  dict..  Art.  allumettes  chimiques, 
auch  suppl.  gcn6r.  p.  19  (Vertrag  v.  1884).  Say,  dict.  ders.  Artikel.  Olibo  IIF, 
345 — 393  (Gesetze,  Decrete,  Lastenheft,  Pachtvertrag  im  Wortlaut,  mit  Noten,  auch 
Entscheidung  der  Streitfragen).  Dcjean,  code,  die  einzelnen  Gesetze  (mit  Noten). 
BulL  XVI,  639  ff.  (Erneuerung  dos  Vertrags,  1SS4,  Lastenheft),  v.  Kaufmann 
S.  541 — 550  (ein  vorzüglicher,  reichhaltiger  Abschnitt,  Auszüge  aus  den  Motiven,  Ver- 
handlungen, bes.  über  die  Streitigkeiten  zwischen  Pachtgesellschaft  und  Staat,  worauf 
hier,  unter  Hinweis  auf  Kaufmann's  Darstellung^,  nicht  näher  eingegangen  wird;  s. 
darüber  auch  Say,  dict.  p.  128.  —  Mathicu-Bodet  I,  41,  84,  148,  30s,  313.  — 
Tarif  (neuer  v.  1885)  im  Bull.  XVI.  532  und  in  den  oben  genannten  Gesetzen  und 
Decreten.  —  Statistisches  bei  v.  Kaufmann.  Faure  p.  130  (Ertrag  f.  d.  Staat); 
Bericht  über  indirecte  Steuern. 

§.300.  1.  Im  Allgemeinen.  Einführung  einer  Steuer. 
Die  Besteuerung  der  Streichhölzchen  bietet  nach  drei  Seiten 
ein  besonderes  Interesse,  einmal  als  neue  Verbrauchssteuer 
auf  einen  wichtigen,  ja  unentbehrlichen  Consumartikel, 
sodann  weil  man  sich  veranlasst  gesehen  hat,  die  erst  im  Jahre  1871 
eingeführte  neue  Steuer  schon  im  folgenden  Jahre  wesentlich  aus 
stenertechnischen  Gründen  in  die  M  o  n  o  p  o  1  f  o  r  m  hinüber  zu  führen ; 
endlich  weil  man  das  Monopol  an  eine  Finanzgesellschaft  ver- 
pachtet hat. 

Beides  Letztere  Maassregeln,  welche  den  Grundsätzen  moderner 
französischer  Finanzpolitik  widersprechen,  denn  bei  Tabak  und 
Pulver  handelte  es  sich  doch  um  alte  Monopole,  für  welche  in  einem 

49  * 
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Falle  auch  emincDt  wichtige  FinanzinteresseD,  im  anderen,  der  An- 
nahme nach,  Sicherheitsinteressen  sich  geltend  machten.  Bei  den 
Streichhölzchen  war  erst  ein  neues  Monopol  einer  einmal  be- 
stehenden und  entwickelten Privatindustrie gegenüber  einzuführen, 
nachdem  schon  die  Besteuerung  dieses  Artikels  erheblichen  Bedenken 
begegnet  war.  Und  vollends  die  Verpachtung  dieses  Monopols, 
die  damit  verbundene  Nothwendigkeit,  Privatorganen  wichtige 
Controlrechte  zu  gewähren,  war  eine  mehr  an  die  berufenen 
Zeiten  der  fermiers  des  ancien  regime  erinnernde  Massregel,  die 
dennoch  —  nicht  nur  beliebt  wurde,  sondern  sich  einbürgerte  und 
wenigstens  bis  jetzt  bestehen  geblieben  ist.  Das  Ganze  ein  neues 
Beispiel,  dass  man  auf  diesem  Gebiete  mit  Generalisationen ,  wie 
„die  und  die  Einrichtung  gehört  definitiv  nur  der  und  der  finanz- 
geschichtlichen Epoche  an'',  vorsichtig  sein  mnss.  Mindestens  heisst 
es  auch  hier:  „keine  Regel  ohne  Ausnahme".  Ob  eine  solche  Aus- 
nahme im  concreten  Falle  Platz  greifen  soll  und  in  unserem  Bei- 
spiel berechtigt  war,  darüber  gehen  dann  freilich  die  Meinungen 
wieder  leicht  auseinander. 

Die  Einführung  einer  Verbrauchs-  oder  Fabrikations- 
steuer auf  Streichhölzchen  gehört  zu  jener  Reihe  von  Besteuerungs- 
massregeln, zu  denen  man  nach  dem  deutschen  Kriege  in  Frank- 
reich, gezwungen  durch  die  Finanznoth  der  Zeit  und  um  die  Steuerlast 
einigermassen  auf  verschiedene  Objecte  zu  vertheilen,  griff.  Die 
neue  Steuer  bildete  speciell  ein  Glied  in  der  Reihe  der  „neuen 
kleinen  Steuern",  welche  oben  bereits  besprochen  worden  sind 
(§.  274—282).  Nur  ihre  spätere  Hinüberführung  in  die  Monopol- 
form ist  der  äussere  Grund  dafür,  dass  sie  erst  hier  zur  Darstellung 
kommt  (S.  690). 

Eine  solche  Streichhölzchensteuer  war  aber  kein  ganz  neues 
Steuerproject.  Man  hatte  vielmehr  schon  früher  unter  Napoleon  HL 
einmal  an  sie  gedacht  und  damals,  1860 — 62,  auch  Seitens  der 
Finanz  Verwaltung  mittelst  einer  eigenen  Enquete  Material  über  die 
Lage  der  betreffenden  Industrie  gesammelt.  Die  Wahrnehmung  des 
ausserordentlichen  Preisaufschlags,  den  der  Artikel  durch 
den  Zwischenhandel  auf  dem  Wege  vom  ersten  Producenten  bis 
zum  Consumenten  erfahre ,  von  200  ^/o  und  vielleicht  noch  mehr, 
und  die  Beobachtung  der  grossen  Feuersgefahr,  die  durch  den 
Missbrauch  mit  dem  gleichwohl  selbst  im  Kleinhandel  noch  so  wohl- 
feilen Artikel  hervorgerufen  werde,  hatten  schon  vordem  die  Idee 
einer  ZUndhölzchensteuer  auftauchen  lassen. 
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S.  Olibo  III,  346.  Um  1862  schätzte  mau  —  wohl  zu  hocli  —  die  Production 
?on  Streichhölzchen  jeder  Art  auf  5Ü  Milliarden  Stuck,  im  (iewicht  von  1 1  Mill.  Kil., 
za  einem  FabrikationskosteD-Aufwand  von  9,  einem  Eu-gros-Preiso  fon  11  und  einem 
Detail-Preise  von  26  Mill.  Frcs.  Also  ein  „Zwischengewinn'*  von  17  Mill.  Frcs.  oder 
l$S*/o-  I^io  Z^bi  der  Fabriken  von  einiger  Bedeutung  war  c.  150,  ausserdem  an 
1000  kleine  Haosindostriebetriebe  mit  Vertrieb  der  Waaro  durch  Colportage  der  Pro- 
dacenten  selbst.    Ein-  and  Ausfuhr  glichen  sich  ungefähr  aus. 

Bei  der  Neuordnung  der  Finanzen  nach  dem  Kriege  erschien 
denn  auch  dies  Stenerproject  neben  den  zahlreichen  anderen,  za 
denen  die  Finanzlage  drängte,  alsbald  auf  der  Bildfläche  und  wurde, 
trotz  mehrfacher  Opposition  und  prineipieller  wie  practischer  Be- 
denken zum  Gesetz  erhoben  (Gesetz  v.  4.  Sept.  1871). 

Es  wurde  vomemlich  mit  den  beiden  genannten  Gründen  motivirt,  wozu  dann 
Aasschlag  gebend  noch  die  weitere  Erwägung  kam,  dass  der  Artikel  ebenso  gut,  wie 
mancher  andere«  damals  besteuerte,  eine  Steuer  ertragen  könne.  Dem  speciellen  principiellcn 
Bedenken,  dass  es -sich  hier  um  einen  Artikel  noth  wendigsten  Bedürfnisses 
bandle,  begegnete  mau  mit  dem  freilich  sich  eigentlich  aufhebenden  Doppeleinwand, 
dass  eine  missige  Steuer,  wie  sie  geplant  werde,  den  Gegenstand  gar  nicht  sehr  ver- 
theuem  werde,  da  sie  wesentlich  vom  grossen  Gewinn  des  Zwischenhandels  getragen 
werden  werde,  auch  die  Vertheilung  der  Consumtion  auf  die  g^nze  Bevölkerung  die 
Steuer  für  den  einzelnen  Consumenten  kaum  fühlbar  machen  könne,  anderseits  aber 
eine  Vertheuerung  des  Artikels  für  den  Consumenten  aus  allgemeinen  Gründen 
erwünscht  sei,  um  deu  gefährlichen  Missbrauch  zu  erschweren  und  so  Feuersgefahren 
zu  vermindern.  Ein  Gesichtspunkt,  der  seit  Jahren  vielfach  durch  die  Generalräthe 
vertreten  worden  war:  die  „legalen  Vertreter  der  Bevölkerung  hätten  so  zu  dieser 
Steuer  selbst  die  Initiative  ergriffen''.  —  Ueber  die  zahlreichen  sonstigen  Steuer- 
projecto  in  der  Zeit  nach  dem  Kriege  s.  bes.  Amagat,  z.  6.  p.  16S.  Erst  bei  der 
Würdigung  der  Finanzlage  nach  dem  Kriege,  wie  sie  in  solchen  Projectcn  henortritt, 
wird  man  dem  einzelnen  realisirten  Project,  mag  es  auch  sonst  Bedenken  genug  bieten, 
gerecht  werden. 

Die  dnrch  das  Gesetz  vom  4.  Sept.  1871  neu  eingeführte  Steuer 
wurde  in  den  üblichen  Formen  der  französischen  indirecten 
Yerbraachssteuern  bei  „privatwirthschaftlicher  Productionsweise" 
eingerichtet.  Daran  knüpften  sich  einige  besondere  Normen 
nach  der  specifischen  Natnr  einer  Zündhölzchen-Besteuerung  an. 

Daher  Licenzpflicht  (20  Frcs.)  der  Fabrikanten  wie  der  mit  Fabrikanten  recht 
versehenen  Grosshändler  und  Commissionäre ,  Declarationspflicht  über  Art  und 
Umfang  der  Fabrikation,  ebenso  der  Gross-  und  Kleinhändler  in  Betreff  ihres  Ge- 
schäfts. Unterstellung  der  Fabriken  und  Debite  unter  die  Controle  der  Beamten  der 
indirecten  Steuern  (Form  des  exercice),  entsprechende  Straf bestimmungen  u.  s.  w. 
S.  bes.  Ges.  v.  4.  Sept.  1871   Art.  3— 4,  Reglern,  v.  29.  Nov.  1871  (Dejean,  p.  95ff.). 

Für  das  steuerpflichtige  Object  „allumettes  chimiques"  wurde  eine  „Legal- 
definition  gegeben:  „alle  Objecte,  welche  mit  Zündstoff  versehen  (amorc6s)  oder 
derartig  präparirt  sind,  dass  sie  sich  durch  Reibung  (frottement)  oder  durch  jedes 
andere  Mittel,  als  directe  Berührung  mit  einem  in  Brand  befindlichen  Gegenstand  ent- 
flammen oder  Feuer  hervorbringen  können'*  (Gc;:.  v.  1871  Art  3). 

Der  Tarif  wurde  büchsen-  oder  packctweise,  nach  der  Zahl  der  Hölz- 
chen, bestimmt,  fUr  die  gewöhnliche  Waarc  Typenmengen,  in  denen  sie  nur 
in  den  Handel  kommen  durfte  (50,  100.  200,  500,  1000),  festgestellt  und  verordnet, 
dass  alle  inländischen  oder  importirten  Hölzchen  nur  in  geschlossenen  Büchsen 
oder  Packeten,  bekleidet  mit  gestempelten,  die  Steuerzahlung  coustatircndeu 
Vignetten  circuliren  und  zum  Verkauf  kommen  dürften  (gen.  Ges.   Art  4).     Der 


762  «'»ß-    '■^'    Stcuerrccht.    J.  H.-A.    2.  A     Frankreich.    §.300,  Hol. 

Tarif  war  zuerst  —  fiir  ordinäre  Waarc  in  Holz  gegen  den  Entwurf  etwas  ermas>ifft 
—  IV,  Cent,  für  Büchsen  von  50  Stück  und  darunter,  3  Cent,  für  51 — 100,  je  li  Cent, 
f.  je  100  in  grössen'u  Büchsen  oder  Päckchen  für  Waare  in  Holz;  für  feinere  Waare 
aus  anderen  Stoßen  als  Holz  (Wachs  u.  s.  w.)  10  Cent.  f.  jo  100  Stück.  Das  Ges. 
V.  22.  Juni  1S72  erhöhte  den  Satz  für  Waare  in  Holz  auf  4  Cent,  für  je  100  Stück 
und  darunter.  Die  Stcmpelvignetten  mussten  nach  Decr.  ?.  29.  Febr.  1S72  von  d«»n 
Fabrikanten  selbst  auf  ihre  Kosten  angebracht  werden,  während  ihnen  in  diesem  Falle 
zuerst  eine  Provision  gewährt  worden  war.  —  Ausdrücklich  trug  auch  hier  impor- 
tirte  Waare  noch  neben  dem  Eingangszoll  die  innere  Verbrauchssteuer  ((les.  v. 
4.  Sept.  1871  Art.  3)  und  unterlag  dieselbe  dann  auch  dem  Markirungszwang.  Export- 
waare  war  steuerfrei. 

In  der  Praxis  bewährte  sich  diese  Bestenernng  jedoch 
nicht  sonderlich.  Der  Ertrag  blieb  namentlich  hinter  der 
Erwartung  zurück. 

Statt  15  Mill.  erhielt  man  nur  5—6  Mill.  (genau  in  1S72  5,072,000  Frcs.).  Die 
zahlreichen  und  zerstreut  liegenden  Fabriken  waren  schwer  ordentlich  zu  beaufsichtigen, 
die  Fabrikanten  klagten  dennoch,  da  die  geheime  Fabrikation  bei  dem  Artikel  nicht 
genügend  zu  verhüten,  daher  der  Unterschleif  gross  war.  Die  Klagen  über  die  Feuers- 
gefahr blieben  die  alten.  Don  Consumenten  aber  wurde  unerwartet  ganz  übermässif? 
die  Waare  seit  Einführung  der  Steuer  vortheuert,  indem  der  Detailpreis  trotz  der 
schon  bisher  grossen  Gewinne  des  Zwischenhandels  nicht  bloss  um  8—4  Cent,  f.*  100  Stück, 
sondern  um  5,  10,  selbst  15  Cent,  stieg.  „Das  Publicum  zahlte  so  fast  20  Jklill.  Frcs. 
mehr,  als  es  beim  Monopol  zahlen  würde.*'    (S.  die  Note  bei  Dcjoan,  codc  p.  252.) 

Auch  wenn  diese  Beschwerden  nicht  übertrieben  gewesen  sein 
sollten,  kann  man  ihre  volle  Beweiskraft  freilich  doch  bezweifeln, 
weil  die  Steuer  kein  ganzes  Jahr  ordentlich  in  Gang  war  und  sich 
doch  Manches  bei  längerem  Bestehen  gebessert  haben  möchte.  Den 
Consum,  und  damit  die  Ertragsfähigkeit  der  Steuer  hat  man  über- 
haupt etwas  überschätzt,  wie  auch  in  der  Folgezeit  beim  Monopol 
sich  zeigte. 

Diese  „Erfahrungen^'  führten  aber  dazu,  dass  der  bereits  an- 
länglich  aufgetauchte  Gedanke,  die  Steuer  in  M  onopol  form  ein- 
zurichten, schon  im  Sommer  1872,  noch  vor  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  ersten  Einführung  der  Steuer,  durch  ein  neues  Gesetz 
(vom  2.  Aug.  1872)  verwirklicht  wurde:  ein,  wenn  gerechtfertigtes 
oder  selbst  nothwendiges,  so  doch  auffallend  schnelles  Vorgehen  mit 
einer  auch  principiell  so  wichtigen  Massregel,  noch  bevor  die  bis- 
herige Steuerform  sich  wegen  der  Kürze  der  Zeit,  in  der  sie  in 
Geltung  stand,   überhaupt  nur  hätte  genügend  bewähren  können. 

§.  301.  2.  D  a  s  M  0  n  0  p  0 1.  Die  Begründung  des  einzuführen- 
den Monopols  stützte  sich  auf  die  im  Vorausgehenden  angegebenen 
Puncte.  Das  Consumenteninteresse,  nicht  nur  was  den  Preis, 
sondern  auch  was  die  Qualität  des  Artikels  anlangt,  spielte  dabei 
eine  bemerkenswerthe  Rolle.  Den  Ausschlag  gab  aber  doch  das 
Finanzbedürfniss  und  die  Annahme,  dass  dessen  Deckung  fUr 
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den  von  der  Steuer  veranschlagten  Ertrag  von  mindestens  15  Mill. 
Pres,  gerade  bei  diesem  Artikel,  nach  dessen  eigenthüni- 
lichen  Prodnetionsbedingungen,  nur  durch  das  Mono- 
p  0 1  genügend  gesichert  wei  den  könne.  Diese  Erwägungen  siegten 
über  die  allgemeinen  Bedenken  und  über  eine  lebhafte  Opposition, 
welche  sich  gegen  die  Monopole  überhaupt  und  gegen  das  beab- 
sichtigte speciell  richteten,  wobei  die  Kosten  der  Expropriation  der 
bestehenden  Privatfabriken  und  die  Unmöglichkeit,  der  geheimen 
Fabrikation  überhaupt  Herr  zu  werden,  auch  als  finanzielle  Be- 
denken festgehalten  wurden.  Der  Hauptinhalt  des  massgebenden 
Gesetzes  v.  2.  Aug.  1872  ist  der  folgende. 

Von  der  Veröffentlichung  des  (jesctzcs  an  wurde  „Ankauf,  Fabrikation  und  Ver- 
kauf von  Streichhölzchen  (allumcttes  chinii(|ues)  im  ganzen  Staatsgebiete  ausschliesslich 
dem  Staate  übertragen**  (^Art.  1).  Der  Finanzin inister  wurde  ermächtigt,  dies  Monopol 
entweder  direct  durch  die  Verwaltung  der  Staatsmanufacturen  auszubeuten  oder  im 
Wege  öffentlichen  Zuschlags  oder  nach  gegenseifiger  Uebereinkunfi  {k  l'amiable)  eine 
Concession  far  die  Ausbeutung  des  Monopols  zu  ertheilen  (Art.  2).  Zur  Schaffung 
des  freien  Bodens  far  das  Monopol  sollte  die  Expropriation  der  bestehenden 
Fabriken  eintreten,  alsdann  nach  den  Bedingungen  des  Gesetzes  rom  3.  Mai  IS  LS. 
Die  erforderliche  Entschädigungssumme  sollte  der  Finanzminister  vorschiesseu  dürfen 
und  mittelst  Vorwegnahme  aus  dem  Monopolortrag  wieder  einziehen  (gen.  Ges.  Art.  1). 
Doch  wies  der  Finanzminister  die  Präfecten  in  einem  Circular  vom  S.  Nov.  1872 
(bei  Dejean,  rode  p.  25"<)  selbst  darauf  hin,  dass  häufig  das  Interesse  des  Fiscus 
und  der  Industriellen  in  der  Vermeidung  der  Expropriation  übereinstimme,  daher 
dann  besser  an  deren  Stelle  vcrtragsmässige  Feststellung  der  Entschädigung 
treten  werde.  Nur  konnte  der  Fabrikant  seinerseits  immer  Expropriation  verlangen. 
Das  Gesetz  y.  1872  stellte  ferner  Maxima  der  Verkaufspreise  der  Streichhölzchen 
nach  Sorten  auf:  Waare  in  Holz  p.  Kil.  2'4  Frcs.,  Büchse  von  150  10,  von  60  Stück 
5  Cent,  mit  erlaubter  Fehlergrenze  (tolörance)  von  107«'  Waare  in  Wachs  10  Cent, 
für  Schachteln  von  40,  mit  gleicher  Fehlergrenze  (Art.  4).  Im  Falle  der  Verpachtung 
der  Steuer  sollten  die  finanziellen  Abmacliungen  der  Bestätigung  der  Nationalversamm- 
lung bedürfen  (Art.  5).  Bei  jeder  Art  der  Ausbeutung  des  Monopols  sollten  Einfuhr, 
Circnlation  und  Verkauf  der  Streichhölzchen  unter  dem  H6gimo  und  unter  den  Straf- 
bestimmungen der  Stcuergesetze  v.  4.  Sept.  Is71  u.  22.  Jan.  1872  verbleiben  (Art.  6). 

EigeDthümlieher  Weise  und  rein  sachlich  nicht  recht  erklärlich 
entschied  sich  der  Finanzmioister  für  die  Verpachtung  des  Mono- 
pols an  eine  Actiengesellschaft,   nicht  für   den  Eigenbetrieb. 

Da  die  beiden  anderen  Monopole  in  eigener  Kegie  zufriedenstellend  verwaltet 
wurden,  damals  noch  beide  durch  die  „Direction  der  Staatsmanufacturon'*,  welche  die 
Coasumartikel  fabricirte  (S  720),  so  hätte  es,  sollte  man  meinen,  vollends  nahe  gelegen, 
das  neue  Monopol  ebenfalls  in  die  Eigenverwaltung  zu  nehmen.  Die  ökonomisch- 
technischen Aufgaben  waren  nicht  besonders  schwierig,  jedenfalls  leichter  als  bei  den 
zwei  anderen  Monopolen,  die  Production  Hess  sich  nur  zu  ihrem  Vortheil  auf  wenige 
Hauptfabriken  concentrireu ,  was  die  eigene  Kegie  vollends  leistungsfähig  machen 
mnsbte  und  von  der  Pachtgesellschaft  gleichfalls  durchgeführt  wurde.  Der  Vertrieb 
der  Waare  konnte  den  Tabakdebitantcn ,  aber,  um  den  Artikel  noch  allgemeiner  und 
bequemer  den  Consumenten  zugäii^i^lich  zu  machen,  auch  anderen  Privatdetaillisten, 
wie  CS  Seitens  der  Pachtgesellschaft  denn  auch  geschehen  ist.  überlassen  werden. 
Den  Schwierigkeiten  der  Kegelung  des  Pachtwesens,  welche  bald  hervortreten  sollten, 
und  den  misslichen  Consequenzen,  Steuerpächtern  und  deren  Orgauen  weitgehende  und 
odiöse  Controlrechte  zu  übertragen,   wäre  man  entgangen.    Aber  allerdings  hätte  der 
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Fiscus  von  vornherein  das  Kisico  des  Monopols,  das  sich  doch  nicht  genau  ver- 
anschlagen Hess,  tragen  und  möglicher  Weise,  wenigstens  in  den  ersten  Jahren,  mit 
einem  niedrigeren  Reinertrag  sich  begnügen  müssen,  als  der  war,  wolcheu  der  Pacht- 
schilling der  Gesellschaft  verbürgte.  Es  scheint,  dass  diese  finanziellen  Rück- 
sichten, neben  etwa  mitsprechenden  politischen  Momenten,  für  die  Yeqjachtung  den 
Ausschlag  gaben.     Ob  mit  Recht,  möchte  ich  dahin  stehen  lassen. 

Der  Gesellschaft  wurde  durch  öffentlichen  Zuschlag  nach  dem 
Meistgebot  auf  Grund  der  Bedingungen  eines  „Lastenheils*'  vor  drei 
anderen  Bewerbern  das  Monopol  auf  zunächst  20  Jahre  überlassen, 
vorbehaltlich  beiderseitigen  Ktindigungsrechts  am  Ende  jeder  fünf- 
jährigen Periode  immer  ein  Jahr  zuvor. 

Sie  bildete  sich  mit  einem  Capital  von  40  Mill.  Frcs.,  hatte  10  MilL  Frcb. 
Caution  zu  stellen  und  jährlich,  solange  der  Gonsum  im  Monopolgebieto  40  Milliarden 
Stuck  Streichhölzchen  im  Jahre  nicht  übersteigen  würde.  16,030,000  Eres.  Pachtsumme 
zu  entrichten,  für  den  höheren  Verbrauch  einen  verhaltnissmässigen  Betrag;  für  die 
exportirten  Hölzchen,  die  nur  in  besonderen,  von  den  für  den  heimischen  Gonsum 
arbeitenden  ganz  getrennten  Anstalten  fabricirt  werden  durften,  1.6  Geutimes  für 
1 000  Stück  aus  Holz,  9  Cent,  für  1000  aus  Wachs.  Die  Gesellschaft  hatte  nach  ihrer 
Wahl  die  ihr  passenden  vom  Staate  erworbenen  bislicrigeu  Privatfabriken  unentgeltlich 
in  Gebrauch  zu  übernehmen  —  was  aber  nur  mit  0  (oder  11?)  geschehen  ist  — ,  sie 
in  gutem  Zustande  zu  erhalten  und  sie  in  solchem  seinerzeit  zurückzusteUen.  Eventuell 
durften  von  ihr  2  neue  Fabriken  auf  Staatskosten  errichtet  werden  (bis  zum  Maximum 
V.  700,000  Frcs.  Kosten).  In  ähnlicher  Weise  übernahm  die  Gesellschaft  die  brauch- 
baren Geräthe  u.  s.  w. ;  ferner  schätzungsweise  die  vorhandenen  Materialien  und 
Fabrikate  (für  1,796,000  Frcs.).  Die  Gesollschaft  musste  sich  verbindlich  machen,  die 
Bedürfnisse  des  Consums  genügend  zu  befriedigen,  die  für  den  Verkauf  bestimmten 
Sorten-Typen  und  die  Maximalpreise  dafür  wurden  festgestellt.  Der  Conce^ionar 
durfte  Spocialagenten  vereidigen  lassen,  welche  dann  ermächtigt  waren,  Protokolle 
wegen  Verletzung  der  das  Monopol  betreffenden  Gesetze  und  Reglements  aufzunehmen, 
mit  Beweiskraft  bis  zum  Beweis  des  Gegentheils.  Er  konnte  in  diesen  FäUen  vor  wie 
nach  dem  ürtheil  sich  mit  den  Contravenieuten  abfinden.  Für  Verstösse  der  Gesell- 
schaft gegen  die  vertragsmässigen  Verpflichtungen  wurden  Geldstrafen  angedroht;  auch 
dem  Staat  das  Kecht  vorbehalten,  wenn  die  Bedürfnisse  der  Consumtion  irgendwo 
nicht  genügend  befriedigt  werden  sollten,  auf  Kosten  der  Gesellschaft  die  erforderliche 
Abhilfe  eintreten  zu  lassen.  Zweifel  bei  der  Ausführung  oder  Auslegung  des  Ver- 
trags (Lastenhefts)  waren  im  Verwaltungswege  vom  Finanzminister  zu  entscheiden, 
vorbehaltlich  Recurs  an  den  Staatsrath.  (Das  Vorausgehende  aus  dem  Lastenheft  v. 
5.  Septl872,  bei  Olibo  III,  355—365;  das  Lastonheft  enthält  noch  manches  weitere 
Detail.   S.  auch  Ges.  v.  15.  März  1873.) 

Eine  Schwierigkeit,  auf  welche  schon  bei  der  Feststellung  der 
Bedingungen  in  dem  Lnstenhefte  hatte  Rücksicht  genommen  werden 
mtlssen,  lag  in  den  Verhältnissen  der  Einfuhr  ausländischer 
Streichhölzchen. 

In  Consequenz  des  Monopols  musste  diese  verboten  oder  nur  dem  Monopolisten 
selbst,  bez.  der  Monopolpächterin  gestattet  werden.  In  ersterer  Hinsicht  hinderten 
aber  die  Handelsverträge  wenigstens  zunächst  noch.  Es  konnte  daher  unmittelbar 
nur  ein  Verbot  der  Privateiufuhr  aus  Staaten,  mit  denen  keine  solchen  Verträge  be- 
standen, erfolgen.  Aus  Vertragsstaaten  blieb  diese  Einfuhr  gestattet,  gegen  den 
Zoll  und  eine  besondere  Steuer  von  4  Gent,  für  llolzwaare,  5  Gent,  für  Wachshölzchen 
p.  100  Stück,  aber  nur  für  den  persönlichen  Gebrauch,  bis  5  Kil.  für  den  Bezieher 
in  einem  Jahre,  Verkauf  und  Colportago  wurden  verboten.  Die  importirte  Waare 
musste  mit  Stempel  zum  Beweis  der  Gebührenzahlung  bekleidet  werden.  Nach  Ablauf 
der  Handelsverträge   wurden  Streichhölzer  nicht  mehr  in  die  neuen  Verträge  aui- 
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genommen  DDd  sind  seitdem  und  nach  dem  Tarif  v.  1881  für  Privateinfuhr  unbedingt 
?erboten.  Die  Monopolf^esellschaft  darf  nur  mit  specieller  »mächtiguiig  des  Finanz- 
ministers  ausländische  Waare  einführen  (Lastenheft  von  1812  Art.  8,  Ges.  v.  15.  März 
1S7S  Art.  3,  Ges.  ?.  28.  Jan.  1875  Art.  2,  Olibo  III,  361,  Say,  dict.  p.  128). 

Besondere  unerwartete  Schwierigkeiten  traten  aber  durch  die 
Verzögerungen,  welche  der  Erwerb  der  Privatfabriken 
durch  den  Staat  erfuhr,   für  die  Ausführung  des  Vertrags  ein. 

Die  zwanzigjährige  Concessionsdaner  sollte  von  dem  Ta<;e  an  laufen,  wo  die 
Gesellschaft  die  zur  Ausbeutung  des  Monopols  bestimmten  Fabriken  übernehmen  würde. 
Der  Tennin  hierfür  musste,  weil  sich  die  vollständige  Abwicklung  der  Expropriations- 
geschäfte hinauszog  und  man  bis  dahin  den  bestehenden  Fabriken  den  Geschäftsbetrieb 
nicht  untersagen  konnte,  bis  1.  Oct.  1874  hinausgeschoben  werden,  von  wo  an  die 
Gesellschaft  daher  erst  mit  dem  Fabrikationsmonopol  bekleidet  wurde.  Da  aber  auch 
nach  diesem  Termin  noch  Vorrüthe  von  bisherigen  Fabriken  im  Handel  waren  und 
noch  nicht  sofort  ganz  ausgeschlossen  werden  konnten,  wurde  iu  einem  neuen  Vertrag 
zwischen  dem  Staate  und  der  Gesellschaft  vom  ll.Dec.  1874  (s.  denselben  bei  Olibo 
III,  366  ff.)  bestimmt,  dass  erst  der  1.  Januar  1875  der  Termin  sein  sollte,  von  dem 
an  die  Gesellschaft  als  mit  dem  Monopol  ausgestattet  gelten  und  die  20jährige  Con- 
cessionsdauer  laufen  solle.  Der  neue  Vertrag  modificirte  ausserdem  einige  andere 
Bestimmungen  des  früheren.  Seine  finanziellen  Stipulationen  wurden  in  dem  Ges.  v. 
2S.  Jan.  1875  genehmigt.  Bis  1.  Jan.  1875  hatten  die  Streichhölzchen  der  Gesell- 
schaft, ebenso  wie  die  der  bisherigen  Privatfabriken  die  Steuersätze  der  früheren 
Gesetze  zo  tragen.  Einige  Uebergangsbestimmungen  wurden  ebenfalls  noch  getroffen.  Die 
Betheilignng  des  Staats  an  dem  Gewinn  aus  dem  Absatz,  von  mehr  als  40  Milliarden 
Stück  im  Inland  wurde  etwas  anders  normirt,  was  aber  keine  practisohe  Bedeutung 
erlangte,  da  der  Vertrieb  diese  Höhe  nicht  erreichte  (Art.  6  d.  Vertr.  v.  1874).  Für 
das  erste  Quinquennium  wurde  der  Antheil  des  Staats  bei  exportirter  Waare  von  1.6 
auf  0.8  Cent.  f.  1000  Stück  aus  Holz,  von  9  auf  4  Cent,  für  1000  Stück  aus  Wachs 
herabgesetzt. 

So  erklärt  es  sich,  dass  die  Einnahme  aus  dem  Monopol  ei'st  vom  Jahre 
1S75  an  ihre  volle  vertragsmässige  Höhe  iür  den  Staat  erreichte.  Bis  dahin  war 
der  Ertrag  gewesen:  \^1\  2372  Frcs.,  1872  5,924,000,  1873  9,103,000,  1874 
9,858,000  Frcs.  1875  betrug  er  16,5^9,000  Frcs.,  Über  V^  Mill.  Frcs.  über  die  Ver- 
tragssumme, was  vorncinlich  aus  der  Besteuerung  von  Restvorriithen  zu  Ende  1874 
herrührt.  Von  da  an  bis  1884  hat  die  Einnahme  des  Staats  jährlich  zwischen  3000 
und  185,000  Frcs.  mehr  als  die  stipuiirte  Summe  von  16.030,000  Frcs.  betragen,  in 
Folge  des  Exports.  Die  Gesellschaft  selbst  hat  freilich  in  den  ersten  Jahren  zugesetzt, 
namentlich  weil  der  Absatz  weit  unter  der  Annahme  blieb.  Eine  Klage  auf  Ent- 
schädigung, welche  Seitens  der  Gesellschaft  angestellt  wurde,  fiel  indessen  nicht  zu 
Gunsten  der  letzteren  aus  (s.  v.  Kaufmann  S.  509). 

Zu  erwerben  bez.  einzulösen  und  eventuell  mittelst  Expropriation  waren  gegen 
600  Fabriken,  davon  an  100  grössere  (v.  Kaufmann  S.  540).  Die  erforderliche 
Entschädigungssumme  war  auf  22  Mill.  Frcs.  geschätzt  worden,  erreichte  aber  schliess- 
lich 32.5  Mill.,  wovon  2  Mill.  für  Werkzeuge  u.  s.  w.,  Rohstolle,  Fabrikate  (Bull  XVI, 
539).  Die  Schwierigkeit  für  die  volle  Durchfahrung  des  Monopols  folgte  aus  den 
Bestimmungen  über  die  Expropriation  nach  dem  anzuwendenden  Ges.  v.  3.  Mai  1841. 
Danach  mosste  der  zwangsweise  zu  enteignende  EigenthUmer  im  Besitz  seines  Immobils 
und  demnach  im  Rechte  des  Betriebs  —  unter  Verpliichtung  der  Steuerzahlung  — 
bis  zu  dem  Tage  bleiben,  wo  er  die  Entschädigungssumme  gezahlt  erhielt.  Damit 
waren  Verzögerungen  unvermeidlich  geworden  und  es  zum  Thcil  den  Fabrikanten 
seihst  möglich  gemacht,  solche  herbei  zu  führen.  (S.  Circ.  d.  Finauzministers  v.  8.  Nov. 
1872,  bei  Dejean  p.  257).  Die  von  der  Pachtgesellschaft  nicht  übernommenen  Ob- 
jecte  sind  ?om  Staate  grossentheils  wieder  verkauft  worden. 

Vor  Ablauf  der  zweiten  Quinquennialperiode  hat  der  Staat  von 
dem  vertragsmässigen  Rechte  der  Kündigung  der  Pacht  Gebranch 
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gemacht,  um  etwas  bessere  finanzielle  Bedingungen  zu  erzielen,  was 
ihm  denn  auch  gelungen  ist. 

Sic  konnten  iliui  nach  10  Jahren  also  doch  gewährt  werden.  Die  alte  Gesell- 
Schaft  verpflichtete  sich  nämlich  in  einem  neuen  Vertrage  statt  der  bisherigen 
16,030,000  Frcs.  jährlich  1  Mill.  mehr,  vom  fünften  Jahre  an  2  Mill.  mehr  zu  ent- 
richten ,  wobei  nur  die  besondere  Bezahlung  für  exportirtc  Streichhölzchen  fortfiel. 
In  der  Deputirtenkammcr  wurde  denn  auch  das  Monopol  beizubehalten  beschlossen, 
indem  sowohl  die  beantragte  Aufhebung  jeder  Steuer  als  die  Rückkehr  zu  freier 
Fabrikation  mit  leichter  Vermehrung  der  Steuern  abgelohnt  ward.  Doch  wurde  eine 
Resolution  gcfasst,  dass  das  Monopol  durch  Zuschlag  vergeben  werden  soUe.  Ein 
erster  Versuch  blieb  erfolglos,  alsdann  wurde  aber  die  „Allgemeine  Streichhölzchen - 
(tosellschaft  für  Frankreich  und  das  Ausland''  concessionirt,  für  eine  jährliche  Zahlung 
an  den  Staat  von  17,010,000  Frcs.,  zuzüglich  eines  Antheils  von  40%  vom  Erlöse 
aus  dem  Absätze,  welcher  auf  französ.  Gebiete  35  Milliarden  StUck  llbürbtoigcn  würde. 
Die  besondere  Abgabe  für  die  ausgeführten  Hölzchen  wurde  aufgehoben,  der  Gesell- 
schaft zugleich  die  Einfuhr  fremder  Hölzchen  untersagt  Diese  Summe  von 
17,010,000  Frcs.  stellt  seitdem,  d.  h.  seit  1885,  im  Etat  und  in  den  Ertragstlbersichten 
der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern.  Der  neue  Vertrag  läuft  auch  wieder  auf 
20  Jahre,  v.  1.  Jan.  18S5  an,  vorbehaltlich  der  Aufkündigung  je  nach  5 jähr.  Perioden 
immer  ein  Jahr  vor  Ablauf  derselben.  Sonst  nur  kleine  Abänderungen  des  früheren 
Vertrags  (s.  das  Lastonheft  v.  1SS4,  Bull.  XVI,  040  ff). 

Es  ist  demnach  bisher  nicht  nur  die  Besteuerung  der  Zünd- 
hölzchen, sondern  auch  das  Monopol  und  die  Verpachtung 
desselben  bestehen  geblieben.  Da  die  Rückkehr  zur  Steuerfreiheit 
oder  auch  nur  zur  Besteuerung  unter  Freigabe  der  Fabrikation  und 
des  Verkaufs  nicht  bloss  erhebliche  finanzielle  Bedenken  hätte, 
welche  in  der  Lage  der  französischen  Finanzen  berücksichtigt 
werden  müssen,  sondern  auch  die  ganzen  früheren  Expropriations- 
massregeln zwecklos  werden  Hessen,  ist  es  kaum  wahrscheinlich, 
dass  man  in  absehbarer  Zeit  wieder  zur  Aufgabe  des  ganzen  Monopols 
schreiten  wird,  —  falls  nicht  eine  Revolution  einmal  wieder  einen 
allgemeinen  Umsturz  des  bestehenden  Steuersystems  mit  sich  führen 
sollte.  Eher  möchte  anzunehmen  sein,  dass  man  über  kurz  oder 
lang  an  die  Stelle  der  Verpachtung  den  Selbstbetrieb,  die 
Regie  treten  lässt,  wozu  sich  nach  dem  Pachtvertrage  alle  5  Jahre 
von  1885  an  Gelegenheit  ergäbe.  Denn  Missliches  liegt  in  der 
Ausnutzung  eines  Monopols,  einer  Steuerquelle,  durch  Pächter, 
wenigstens  heutzutage,  immer  leicht.  Das  hat  sich  in  den  ersten 
Jahren  der  früheren  Pachtperiode  wiederholt  und  unangenehm  gezeigt 

§.  302.  3.  Einzelheiten  des  verpachteten  Monopols. 
Zur  Ergänzung  des  Vorausgehenden  sind  noch  folgende  Puncte  als 
bemerken 8 werth  hervorzuheben. 

a)  Es  besteht  die  Verpflichtung  für  die  Pachtgesellschaft, 
für  alle  Anforderungen  des  Consums  Streichhölzchen  von 
guter  Qualität  in  genügender  Weise  zu  fabriciren  und 
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zum  Verkauf  zu  bringen:  ein  Punct  von  besonderer  prin- 
eipieller  Bedeutung  zum  Vergleich  des  Monopolsystems  und  des- 
jenigen des  „freien  Verkehrs''. 

Za  diesem  Zweck  sind  in  dem  dem  Pachtvertraj^c  zu  (Jniiidc  licg^cnden  Lasten- 
hefte genau  die  Sorten,  Vcikaufszahi-Einheitea  und  die  MaximaJpreise  — 
unter  die  also  die  Gesellschaft  hinunter  gehen  darf  —  festgestellt,  im  neuesten  Tarif 
Ton  1884  folgendermasscn :  es  werden  zwei  Hauptgattungen,  „reglemcnts- 
mässige''  und  Luxus-StreichhiUzchen  unterschieden.  Von  ersteren  kommen  in 
den  Handel  8  „Typen",  nämlich  llolzstückchen  mit  ordinärem  Phosphor  nach  dem 
Gewicht  p.  KU.  (auf  1  Kil.  mindestens  3500  Stück)  zu  2  Frcs.,  dreierlei  Packete  oder 
Schachteln  derselben  Sorte  zu  500,  150,  60  Stuck  zu  30—10—5  Cent.,  zweierlei 
Schachteln  ?on  Holzwaare  mit  amorphem  Phosphor  zu  100  und  50  Stück  zu  10  und 
5  Cent,  Wachsstreichhölzchen  mit  ordin.  und  amorphem  Phosphor  zu  40  und  30  Stück. 
jede  Schachtel  zu  10  Cent.  Die  Luxus waare  zerfällt  in  5  Sorten,  von  denen  drei 
in  3,  1  in  4,  1  in  1  Verkaufszahl -Einheiten  in  den  Handel  kommen  (Preis  z.  B.  für 
sog.  .schwedische"  1000  Stück  1.10  Frcs.,  Schachtel  mit  Reiber  und  50  Stück 
10  Cent).  Weitere  Sorten  Luxnswaare  können  gcnehmifft  werden,  den  Preis  dafür 
setzt  ein  Decret  des  Präsidenten  der  Republik  fest  In  Betreff  der  Stückzahl  ist  bei 
allen  Sorten  Hölzchen  eine  „Toleranz"  von  5 — I0  7o  zul^siff»  die  aber  im  Ganzen 
höchstens  27o  erreichen  darf  (s.  Art  3  des  Lastenhefts  v.  lbS4).  Die  früheren, 
wesentlich  gleichen  Tarife,  so  im  Decr.  v.  30.  Den.  1874  und  1.  Febr.  1875  f.  Luxus- 
waarc,  z.  B.  bei  ülibo  HI,  372  ff.,  Block,  dict,  p.  104.  Die  Packetc, 
Schachteln  u.  s.  w.  kommen  mit  bestimmten,  nach  den  Sorten  verschiedenen  Marken 
oder  Vignetten  in  den  Verkehr. 

Die  Verwaltung  der  indir.  Steuern  überwacht  die  Qualität  der  Waare.  Zu 
dem  Behufe  werden  Muster  der  vorgeschriebenen  Sorten  bei  ihr  hintcricgt  (Art.  4 
des  Vertrags  v.  1S74). 

Sie  hat  ausserdem  auch  das  Recht,  alle  Fabriken  und  Magazine  der  Gesellschaft, 
ihrer  Abnehmer  (sous -  traitants)  und  der  Debitanten  zu  controliren,  die  Art  der 
Rechnungsführung  anzuordnen,  auch  die  Bücher  einzusehen  und  die  (irösse  der 
Fabrikation  und  des  Absatzes  zu  constatircn. 

Die  schou  erwähnten  Strafandrohun.ü^cu  (S.  7f>4)  suchen  die  Innchaltung 
auch  aller  dieser  Verpflichtungen  zu  verbürgen  (Art.  10  des  Lastenhefts  v.  1S72). 

Für  den  Absatz  ist  dann  das  Gebiet  in  Regionen  eingotheilt,  in  denen  die 
Gesellschaft  den  Vertrieb  an  ,,sous-traitants"  übcrgicbt  welche  wieder  die  Debitanten 
veisorgen.  Die  leichte  Versorgung  der  Consumenteu  wird  dadurch  gesichert,  dass 
gesetzlich  jedem  patentirten  Kleinvcrkäufcr  auf  sein  Verlangen  der  Debit  von 
Streichhölzchen  der  Monopolpächterin  und  zu  einem  für  alle  gleichen  Provisionssatze 
überlassen  werden  muss  (Ges.  v.  2S.  Jan.  1S75,  Art  2,  s.  Ulibo  IH,  371  Note).  Man 
woUte  so  alle  Kleinhändler  in  demselben  Verkaufsgebiet  vom  Standpuncte  der  freien 
Concurrenz  aus  in  die  gleiche  Lage  vorsetzen  — ,  alles  beachtenswerthe  Puncto  für 
die  socialpolitische  Seite  des  Monopols. 

b)  Die  Pachtgesellschaft  betreibt  die  Fabrikation  und  den  Ver- 
kauf der  Streichhölzchen  auf  ihre  Rechnung  und  Gefahr. 
Aber  sie  ist  dafür  vom  Staate  auch  in  dem  ihr  übertragenen  Mono- 
polrechte zu  schützen. 

Zu  diesem  Behufe  hat  namentlich  die  Finanzverw  altuug  die  gesetzlichen 
Controlrechte,  Strafverfolgungen  und  Strafverhängungen  zu  Gunsten 
der  Gesellschaft  auszuüben ,  bez.  zu  veranlassen.  Es  sind  auch ,  besonders  durch  die 
Gesetze  vom  15.  März  1S73,  Art  5,  2S.  Jan.  1875,  Art.  3  und  28.  Juli  1875  wichtige 
Controlrechte  und  Straf bcstimmungen  zur  Sicherung  des  Monopols, 
von  anderen  Steuergebietco,  wie  dem  Tabakmonopol,  auf  die  analogen  Fälle  des  neuen 
Monopols  übertragen  oder  neu  erlassen  worden.  Und  auch  die  Pachtgesellschaft  selbst 
darf  —  und  soll  —  in  gewissem  Umfang  von  sich  aus  durch  ihr  eigenes 
Personal  Coutrolen    ausüben,    Contraveutionen   verfolgen    und  Straf- 
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antrage  stellen,  sowie  sich  über  Strafen  mit  den  Contravenienten  abfinden 
und  die  Straf-  und  Abfindungsbeträge  einziehen,  zur  Hälfte  für  sich  selbst  (s.  o.  S.  764 
Lastenheft  v.  1872,  Art.  9,  mit  noch  näheren  Eiuzelbeslimmungen).  üebcr  die  geu. 
gesetzlichen  Normen  s.  bes.  den  Commcntar  von  Olibo  III,  352,  371,  376. 

Die  Anwendung  dieser  z.  Th.  scharfen  und  weitgehenden  Control-  und  Straf- 
bestim uiungcn  hat  am  meisten  Schwierigkeiten  und  Opposition  geschaflen.  Die  im 
Anfang  erfolgte  finanzministerielle  Beauftragung  von  Agenten  der  Geiellschaft  mit 
Control-,  Inspcctions-  und  Visitationsrechten  fahrte,  bes.  nach  Erlass  des  Ges.  vom 
28.  Juli  1875,  zu  sehr  vielen  Klagen,  indem  diese  Agenten  eine  tibertriebene  Menge 
Visitationen  vornahmen.  Deshalb  nahm  der  Finanzminister  diesen  Auftrag  zurück, 
womit  dann  aber  die  Rechte  der  Gesellschaft  auf  Schutz  ihres  Monopolrechts  gefährdet 
erschienen.  Dies  veranlasste  die  Gesellschaft  zur  Anstellung  der  Klage  auf  Ent- 
schädigung beim  Staat^rath,  mit  der  sie  aber  nicht  durchdrang  (s.  Koussan's  Artikel 
imSay'scheu  dict.,  p.  128,  121)  und  v.  Kaufmann,  S.  547  &.  Besonders  die  Aus- 
dehnung der  Visitationen  auf  Nachforschung  nach  blossem  Besitz  nicht-monopolischer 
Streichhölzchen,  sogar  bei  blossen  Priyaten  war  der  heikle  Punct).  Alles  missliche 
Verhältnisse,  welche  nicht  dem  Monopolprincip ,  sondern  dem  Princip  der  Ver- 
pachtung eines  solchen  Monopols  zuzuschreiben  sind  und  derentwegen  Vignes 
sagte:  „Die  Schwierigkeiten  sind  der  Art,  dass  man  vielleicht  auf  das  System  der 
Pacht  verzichten  wird"  (I.  184).  Der  weitere  Verlauf  der  Dinge,  die  Erneuerung 
des  Pachtvertrags  i.  J.  1884  beweist  jedoch,  dass  später  diese  Schwierigkeiten  über- 
wunden wurden. 

Worauf  die  Controle  im  Einzelnen  sich  erstreckt,  ergiobt  sich  mit  aus  folgenden 
Strafbestimmungen:  geheime  Fabrikation  von  Streichhölzern  mit  Geldstrafe 
von  300—1000  Frcs.  und  Beschlagnahme  und  Confiscation  der  Hölzer,  der  Werkzeuge 
und  FabriLationsstoile  bedroht,  im  Wiederholungsfall  Gefängnissstrafe  von  6  Tagen  — 
6  Monat;  ebenso  Aufbewahrung  von  Werkzeugen,  Stoficn  u.  s.  w.  (Ges.  v.  28.  Juli  1875, 
Art.  2,  3).  —  Fraudulöser  Verkauf,  Colportage  von  Zündhölzchen  bedroht  mit 
Verhaftung,  Geldstrafe  von  300 — 1000  Frcs.,  Confiscation  der  Objecto,  Geräthe,  bei 
Colportage  auch  der  Transportmittel  (Ges.  v.  28.  Apr.  1816,  Art  222,  v.  24.  Jan.  1875, 
Art.  3).  —  Blosser  Besitz  von  Nicht  -  Monopol  -  Hölzchen  bei  „einfachen 
Privaten''  mit  Confiscation  und  10  Frcs.  p.  Kil.,  Min.  100,  Max.  3000  Frcs.,  Geld- 
strafe geahndet  (Ges.  v.  28.  Juli  1875,  Art.  1,  Ges.  ?.  1816,  Art.  216,  217, 
8.  Olibo  III,  376  Noten).  Solche  Privaten  dürfen  auch  nicht  „echte"  Hölzchen  für 
mehr  als  1  Kil.  besitzen,  wenn  die  Hölzchen  nicht  mehr  mit  den  gesetzlichen  Marken 
versehen  sind.  —  Inhaber  von  Wirthschaften  u.  dgl.  m.  werden  zwar  von  letzterer 
Beschränkung  nicht  getioflen,  fallen  aber  beim  Besitz  von  Nicht -Monopol -Artikeln 
unter  dieselben  Strafen,  wie  fraudulöse  Verkäufer  und  Colporteure  (Ges.  ?.  28.  Juli  1875. 
Art.  1,  Ges.  v.  1816,  Art.  222,  Olibo  a.  a.  0.). 


6.   Rückblick  auf  die  Monopole  und  Vergleich  mit  den  sonstigen 

inneren  Verbrauchssteuerformen. 

§.  303.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  nach  der  vorausgehenden 
Darstellung  noch  einen  Rückblick  auf  die  indirecten  inneren  Ver- 
brauchssteuern bei  „freier  privatwirthschaftlicher  Pro- 
duction"  einer-  und  auf  die  in  „Monopolform  erhobenen" 
Steuern  anderseits  zu  werfen  und  zwischen  diesen  beiden  „Steuer- 
formen*'  nach  den  französischen  Erfahrungen  einen  Vergleich 
zu  ziehen. 

Vom  finanzwirthschaftlichen  Standpuncte  aus  möchte 
dieser  Vergleich  zu  Gunsten  derMonopole  ausfallen,  wenigstens 
bei  den  drei  bestehenden  französischen  Monopolen. 
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Das  fiscalischo  Interesse  liess  sich  bei  diesen  sehr  gut  wahrnehmen,  und 
mit  erheblich  geringeren  Schwierigkeiten  als  bei  den  übrigen  inneren  Verbrauchs- 
steaern.  Das  Besteuernngsproblem  wurde  durch  die  Wahl  des  Monopols  in  jeder 
Hinsicht  Tereinfacht  und  nach  richtigen  steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Grund- 
sätzen lOsbar.  Bei  der  Verbrauchsbesteuerung  der  Privatproduction,  vollends  in  unserer 
Zeit  der  rasch  wechselnden  Technik,  Oekonoinik,  Verkehrsverhältnisse  bot  es  dagegen 
immer  grössere  Schwierigkeiten,  die  sich  völlig  befriedigend  kaum  für  einen  Moment, 
auf  die  Dauer  niemals  lösen  liosseu. 

Steuerpolitisch  war  es  auch  ein  grosser  Vortheil,  dass  beim  Monopol  ein 
Qnalitätsfass  angelegt  werden  konnte,  was  sonst  gar  nicht  oder  viel  unvollkommener 
geschieht  Die  MitUbertragung  von  Geschäftsgewinn  mittelst  des  Monopols  an 
den  Staat  ermöglicht  es,  den  Steuerfuss  niedriger  zu  halten,  als  es,  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  der  Fiscus  dieselbe  Einnahme  beziehen  sollte,  sonst  hätte  geschehen  müssen. 
Die  Controlen  mussten  zwar  bei  den  Monepolen  zur  Verhütung  geheimer  Fabri- 
kation oder  Einfuhr  besonders  scharf  sein,  aber  sie  waren  dann  auch  wirksamer  und 
weniger  belästigend  als  diejenigen,  welche  bei  der  andern  Steuerform  eintraten.  Die 
Erhebungskosten  stellten  sich  besonders  günstig.  Man  konnte  mit  Hilfe  der 
Monopolform  so  diejenige  „Steuerfähigkeit",  welche  dem  Verkaufszweig  inne  liegt 
und  aus  allgemeinen  Gründen  der  Steuerpolitik  wie  nach  den  spcciellen  Verhältnissen 
des  concreten  Steuerbedarfs  fiscAlisch  „gehoben"  werden  sollte,  mit  grösserer  Sicher- 
heit und  mit  weniger  Mühe  und  weniger  bedenklichen  Consequenzeu  als  bei  der 
anderen  Steuerform  für  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  practisch  ausnutzen. 

Aber  auch  vom  volkswirthschaftlichen  Standpunctc  aus 
bietet  die  Monopolisirung  gerade  nach  den  französischen  Erfahrungen 
einige  erhebliche  Vorzüge. 

Wenigstens  auf  Gebiete  angewandt,  wie  die  besprochenen,  erweist  sich  nach 
diesen  Eiüahrungen  der  Monopolist,  speciell  bei  Tabak  und  Pulver,  die  er  in 
Frankreich  ja  in  eigener  Regie  verwaltet,  der  Staat,  bez.  seine  Verwaltung 
ökonomisch-technisch  genügend  leistungsfähig,  um  das  hier  vorliegende 
„Productionsproblem**  befriedigend  zu  lösen.  Die  Monopol  Verwaltung  arbeitet 
in  Grossbetrieben  technisch  tüchtig,  ökonomisch  wohlfeil:  das  Ziel 
jeder  ?emünftigen  „Produciionsordnung**.  Sie  hält  hiernach  den  Vergleich  mit  der 
Privatindustrie  recht  wohl  aus.  Steht  sie  in  Einzelnem  zurück,  so  auch  in  Anderem 
voran.  Die  „Regellosigkeit"  der  Production,  mit  allen  ihren  weiteren  schlimmen 
Folgen  für  alle  Betheiligten  —  nicht  zuletzt  auch  für  die  gewöhnlichen  Lohn- 
arbeiter — ,  die  Kräftevergeadung  in  unwirthschaftlichen  Betriebsformen  vermeidet  sie 
ungleich  bosser. 

Verglichen  mit  der  in  den  üblichen  Formen  der  Verbrauchsbesteuerung  besteuerten 
Privatindostrie  —  beim  Productionsbetrieb,  der  Fabrikation,  Versendung,  beim  Absatz 
u.  s.  w.,  wie  in  Frankreich  im  Falle  der  Salz-,  Getränke-.  Zucker-  und  der  verschie- 
denen kleineren  Verbrauchssteuern  —  ergiebt  sich  als  ein  gerade  auch  volkswirth- 
schaftlich  und  socialpolitisch  wichtiger  Vortheil  der  Monopolisirung,  dass  die  Conilicto 
zwischen  innerer  Steuer  und  Zoll  und  die  so  wesentlich  verschiedenen  Einwirkungen 
der  Verbrauchssteuer  auf  die  einzelnen  Producenten,  Händler  u.  s.  w.  vermieden 
werden.  So  entfällt  beim  Monopol  der  Bezug  von  „rentenartigen  Diftercnzgewinnen** 
zu  Gunsten  der  in  irgend  einer  Hinsicht  ihren  Concurrenten  überlegenen  Producenten, 
wie  er  bei  der  Getränkesteuer,  der  Zuckersteuer  vorkommt,  —  zumal  bei  Besteuerung 
des  Rohstofts  u.  dgl.  m.  Es  entfällt  auch  die  Exportprämie  mit  ihren  vielfach  so 
bedenklichen  Wirkungen. 

Da.'^s  anderseits  der  richtige  technische  und  ökonomische  Fortschritt  in 
der  Production,  speciell  in  der  Verbesserung  der  Qualität  der  Erzeugnisse,  der  Ver- 
minderung der  Kosten  auch  beim  Monopol  möglich  ist  und  bei  einer  intelligenten 
Verwaltung  erfolgt,  hat  sich  beim  französischen  Tabakmonopol  zur  Genüge  gezeigt. 

Volkswirthschaftlich  und  socialpolitisch  ist  es  ferner 
ein  besonderer  Vorzug  der  Monopolforin,  dass  die  Consumenten- 
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Interessen  sieh  dabei  sicherer  als  bei  jeder  anderen  Form,  was 
Qualität  nnd  Preis  des  Steuerobjeets  anlangt,  wahrnehmen  lasseo. 

Das  ist  vollends  unbestreitbar,  wenn  man  erwägt,  dass  derjenige  Theil  des  Rein- 
ertrags des  Monopols,  welcher  nicht  auf  Steuerzuschlag  zu  den  Preisen  der  Ver- 
brauchsgogenstünde ,  sondern  auf  Uebertragung  sonst  von  der  Privatproduction  und 
dem  Zwischenhandel  bezogener  Ocschäftsgcwinne  anf  den  Fiscus  zurückzuführen  ist, 
zugleich  für  die  Consumenten,  d.  h.  für  die  Bevölkerung,  direct  oder  indirect  andere 
Steuern  erspart. 

Das  Monopol  garantirt  eine  bestimmte  Qualität,  Reinheit,  bequeme 
Erlangbarkeit  des  Artikels  zu  einem  fest  bestimm  ton  Preise.  Jeder  technisch- 
ökonomibche  Fortschritt  der  Production  kommt  entweder  unmittelbar  dem  Monopolisten, 
also  dem  Staate,  und  dadurch  den  Consumenten,  als  Steuerzahlern,  zu  Gute  oder 
ermöglicht  es,  sonst  etwa  nftthige  Preis-  und  Steueraufschläge  zu  unterlassen  oder  zu 
ermässigen.  Die  Privatindustrie,  zumal  die  mit  Verbrauchssteuern  belastete,  winJ 
immer  dahin  streben,  die  Yerwdhlfeilerungen,  welche  der  ökonomisch-technische  Foit- 
schritt  herbeiführt,  möglichst  für  sich  zu  behalten,  sie  eventuell  nur  mit  dem  Zwischen- 
handel theilen,  dem  Consumenten  davon  nichts  oder  möglichst  wenig  zukommen  lassen, 
im  Gcucntheil  ihm  womöglich  noch  mehr  als  den  Betrag  der  Steuer  znwälzen.  Dass 
auch  hier  die  „freie  Concurrcuz*'  nicht  genügende  Abhilfe  schafllt,  zeigen  die  Walir- 
nehmungen  der  Wirkungen  von  Herabsetzungen  des  Steuersatzes  bei  den  franzosischen 
(letrünkesteuern  (S.  644),  des  Prämiensystems  bei  der  Zuckerbesteuerung  (S.  666),  der 
Preiserhöhungen  bei  der  Streichhölzchensteuer  (S.  762). 

Allerdings  wird  man  diese  französischen  Erfabrangen  in  Betreff 
dieser  Vorzüge  des  Monopols  als  Verbrauchssteuerform 
nicht  wieder  zu  sehr  verallgemeinern  dürfen.  Sie  treten  in  den 
drei  französischen  Monopolen  mit  wegen  der  specifischen  Pro- 
ductionsbedingungen  bei  den  betreffenden  Artikeln  hervor. 

Die  hier  gemachten  Erfahrungen  möchten  vielleicht  am  Besten  für  eine  Aus- 
dehnung des  Monopols  auf  Salz  —  gerade  zur  Wahrnehmung  des  Consumenten- 
Interesses  neben  dem  fiscalischen  —  sprechen ,  wenigstens  solange  Salz  überhaupt 
besteuert  worden  soll.  Die  Gefahr,  einen  Artikel  von  der  Bedeutung  des  Salzes  im 
Volkshaushalt  zum  Gegenstand  von  „Speculationsringen"  —  wie  neuerdings  in  Gross- 
britannien —  werden  und  so  einer  „Privatsteuer**  unterworfen  zu  sehen ,  vermiede 
man  beim  Monopol,  und  —  vielleicht  nur  bei  ihm.  —  Dass  zur  Ausschliessung  des 
Dynamits  vom  Pulvermonopol  kein  sachlich  durchschlagender  Grund  bestand,  in 
einem  Lande,  welches  einmal  ein  Pulvermonopol  besitzt,  wurde  oben  (S.  697)  schon 
hervorgehoben. 

Nach  der  Sachlage,  d.  h.  nach  den  gegebenen  Productions- 
verhältnissen  bei  den  Getränkesteuern,  —  gerade  in  Frank- 
reich auch  wohl  einschliesslich  dieser  Verhältnisse  bei  der  Aleohol- 
steuer  — ,  bei  der  Zucker  st  euer  wird  man  hier  freilich  erheblich 
mehr  Bedenken  gegen  ein  etwaiges  Monopol  als  Verbrauchssteuer- 
form hegen  müssen.  Aber  wenn  man  die  Einrichtung  dieser  Steuern, 
die  Wirkungen  derselben  auf  die  Volkswirthschaft,  die  Producenten, 
Händler,  Cousumenten,  wenn  man  die  finanziellen  Ergebnisse  mit 
den  entsprechenden  Verhältnissen  bei  den  Steuern  in  Monopolform, 
besonders  beim  Tabakmonopol,  unbefangen  vergleicht,  wenn  man 
die  Nothwendigkeit  immer  neuer  Veränderungen  der  Getränke-  und 
Zuckersteuer -Gesetzgebung   beobachtet  und   die  Einsicht   gewinnt, 
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dass  eine  allseitig  befriedigende  Bestenerung  hier  bei  ,, freier  privat, 
wirthschaftlicber  Production'^  doch  auch  durch  das  denkbar  beste 
Steuergesetz  nicht  erreicht  werden  kann,  —  dann  wird  man  zu  dem 
Schluss  gelangen,  dass  Frankreich  recht  that,  wenigstens  in  den 
drei  Fällen  das  Monopol  beizubehalten  oder  neu  einzuflihren.  Ein 
Ergebniss,  welches  eine  allgemeinere  Bedeutung  ftir  die  Finanz- 
wisseoschaft  beanspruchen  darf. 


Hiermit  ist  die  Darstcllong  der  „inneren  Verbraucbsstcuern"  in  Gemässbeit  der 
früheren  Uebersicht  (S.  417 — 418)  beendigt.  Mit  einer  kleinen  Abweichung  von  der 
dortigen  Reihenfolge  wenden  wir  uns  jetzt  erst  zu  den  ..gewerblichen  Licenz- 
steacrn'\  weil  diese  mit  den  inneren  Vcibrauchssteuern  aufs  Engste  zusammenhängen, 
und  behandeln  dann  auch  erst  die  stcuerpolitisch  den  letzteren  verwandten«  bloss 
steuertechnisch  davon  verschiedenen  „directen  Getränke-  und  Genusssteuorn", 
um  darauf  mit  der  einzigen  noch  rückständigen  grossen  (jruiijic  der  Staatsbesteuerung, 
den  Zollen,  zu  schliessen,  eine  Gruppe,  deren  cigenailige  und  selbständige  Stellung 
im  französischen  Steuersystem  diese  Reihenfolge  auch  sonst  am  Passendsten  erschei- 
nen lässt. 

c.    Die  gewerblichen  Licenzsteuern.*) 

Gesetzgebung.  Allgemeine  Grundlage  auch  hier,  nach  vorangegangenen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  für  einzelne  Fälle  (Tabak,  Getränke)  das  grosse  Hauptgesetz 
T.  28.  Apr.  1S16  Art.  144,  171;  Ges.  v.  21.  Apr.  1832  Art.  44  (Einführung  von 
Qnartal-Stenersätzen  für  die  meisten  Fälle).  Sodann  die  Gesetze  über  die  einzelnen 
inneren  Yerbranchs- ,  die  Tranbportsteucrn  und  verwandte  (Spiclkartensteuer) ,  wo  die 
betreffenden  Gewerbebetriebe  für  licenzpflichtig  erklärt  und  unter  Controle  (Exercice) 
gestellt  werden.  Am  Ausgcdelintcstcn  und  Wichtigsten  sind  die  Licenzcn  in  der 
Gctrinkebestcuerung.  Die  betreffenden  Gesetze  und  einzelnen  Bestimmungen  sind 
oben  bei  jeder  einzelnen  Steuer  schon  erwähnt  worden.  Ges.  v.  1.  Sept.  1S71  Art.  6 
(Verdopplong  der  Licenzsätze). 

Literatur.  Vignes,  passim  bei  den  einzelnen  Steuern.  Block,  dict.  Art. 
licence.  Olibo.  II,  277 — 307  (genaue  aiphabet.  Uebersicht  der  licenzpflichtigcn  Ge- 
werbe und  Fälle  und  der  Ausnahmen  von  der  Regel),  v.  Hock  S.  419 — 422. 
V.  Kaufmann  S.  326—329.  —  Mathieu-Bodct  I,  40.  Amagat  p.  344.  — 
Tarif  bei  Block,  Olibo,  Vignes  (II,  394).  v.  Kaufmann,  bes.  Bull.  XVI, 
536  ff.  —  Statistik    Faure  p.  llS.     Berichte  der  Dircctiou  der  indir.  Steuern. 

§.  304.  Die  Licenzabgabe  des  französischen  Steuerrecht^  ist 
ein  Anhängsel  dei*  Getränke-  und  einiger  anderer  Steuern,  vom 
steuerpolitischen  Character  einer  kleinen  Specialgewerbe- 
stener,  insofern  einer  directen  Steuer  von  der  einzelnen 
gewerblichen  Unternehmung  als  solcher.  Nur  auf  dem 
Gebiete  der  Getränkebesteuerung  ist  das  Licenzsteuerwesen 
nach  Höhe  und  Art  der  Steuersätze  und  Zahl  der  Steuerpflichtigen 
von  etwas  grösserer  Bedeutung  nach  dem  Gesammtertrag  für  die 

*)  S.  0.  S.  416,  wo  aber  irrthUmlich  die  Gewerbe  der  Gold-  und  Silberwaaren- 
brancbe  nnd  die  Debite  von  Tabak  und  Pulver  mit  als  licenzabgabepfichtig  ernrühnt 
sind.  Sie  unterstehen  nur  eventuell  der  Controle  der  Steuerbehörden  mit,  entrichten 
aber  keine  Licenzsteuer. 
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FiuaDzen  und  nach  der  individuellen  Belastung  wenigstens  für  ein- 
zelne Steuerpflichtige.  Nur  bei  den  Getränke-  und  Oeldebitanten 
(Kleinhandel,  Wirthschaften  u.  s.  w.)  ist  es  zu  einer  Art  System 
ausgebildet.  Im  Uebrigen  liegt  seine  Bedeutung  nach  der  üblieheD 
französischen  Annahme,  die  freilich  nicht  genügend  begründet  er- 
seheint (s.  u.),  nicht  sowohl  in  der  finanziellen  Seite:  den  Erträgen 
und  Belastungen,  als  in  der  administrativen  Seite,  es  soll  ein 
Hilfsmittel  bilden,  um  die  Verpflichtung  zur  Unterstellung  unter  die 
steueramtliche  Controle  wirksamer  zu  machen  und  für  die  Aus- 
übung dieser  Controle  die  äusseren  Anhaltspuncte  sicherer  zu  be- 
schafl^en. 

In  dieser  Beziehung  ist  es  denn  auch  im  Vorausgehenden  bei  den  betreffenden 
einzelnen  Steuern  schon  mit  zur  Sprache  gekommen  und  daher  hier  nur  Weniges  zur 
Ergänzung  und  um  eine  Uebersicht  über  das  ganze  Gebiet  zu  gewinnen,  hinzuzufügen. 
S.  oben  S.  578  (Fuhrwesen),  629  (Getränke),  663  (Zucker)  und  passim,  §.  275—284 
(einzelne  Steuern). 

Das  leitende  Princip  wurde  wiederum  der  Gesetzgebung  des 
ancien  regime,  speciell  einer  Ordonnanz  von  1680  über  ein  „droit 
annuel"  für  Wirthschaften  u.  dgl.  Geschäfte  (8  und  6V»  Livre  jähr- 
lich) entnommen  und,  nach  vorausgegangenen  Bestimmungen  fQr 
Tabak-  und  Getränkegeschäfte  unter  Napoleon  I.,  endgiltig  für  das 
Gebiet  der  Getränk egesc hafte  (commerce  quelconqne  de  bois- 
sons)  im  Gesetz  v.  28.  April  1816  aufgestellt  und  dann  auch  auf 
einige  andere  Geschäfte,  deren  Artikel  oder  Leistungen  (Trans- 
portwesen) einer  „indirecten"  Steuer  unterworfen  sind,  ausgedehnt 
Es  muss  danach  ein  jedes  solches  „Gewerbe"  —  abgesehen  und 
unabhängig  von  der  Anmeldung  zur  Patentsteuer  (S.  470).  —  von 
seinem  Inhaber  der  Steuerbehörde  angemeldet  (declarirt),  dafür 
eine  „  L  i  c  e  n  z  "  V  0  r  B  e  g  i  n  n  der  Fabrikation  oder  des  Debits  u.  s.  w. 
erlangt  und  für  diese  „Licenz"  eine  tarifmässige  Abgabe, 
welche  ebenfalls  „Lieenz''  heisst,  erlegt  werden. 

Diese  Licenz  gilt  regelmässig  nur  ftlr  Eine  gewerbliche  Unternehmung  oder 
Anlage  (Etablissement)  in  Einer  Gemeinde,  ist  also  bei  mehreren  Etablissements 
desselben  Unternehmers  mehrfach  zu  nehmen,  bez.  zu  entrichten  und  zwar  jedes 
Jahr  von  Neuem.  Sie  iät  demnach  eine  periodische  directe  Steuer.  Sie  gilt 
aber  als  haftend  am  Etablissement,  nicht  an  der  Person  des  Gewerbe- 
treibenden, geht  daher  wahrend  der  Dauer  ihrer  Giltigkeit  auf  den  etwaigen  neuen 
Besitzer  oder  Erwerber  eines  Gewerbes  Über,  der  jedoch  seinerseits  eine  neue  Erklärung 
abgeben  mui>s.  Die  Liccnzpflichtigkeit  hört  bei  den  Getränkedebitantcn  u.  dgl.  nur 
auf  Gnmd  einer  besonderen  Erklärung  der  bisherigen  Pflichtigen,  das  Geschäft 
aufzugeben,  auf;  bei  den  übrigen  Licenzirten  mit  der  Thatsache  des  Geschäftanfgebens. 
(S.  bes  das  Ges.  v.  28.  April  1816  Art.  144,  171,  dann  die  einzelnen,  namentlich 
auch  die  Gesetze  über  die  neueren  kleinen  indirecten  Steuern  aus  der  Zeit  Ton 
1871  ff.  Ulibo  III,  278  ff.,  299  ff.,  Lösung  der  „Fragen",  Block,  dict.  Art.  licence 
Nr.  IG  ff.,  25  ff.). 
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Gontra?eiitioneii   in  Bezug  auf  die  Licenz  werden  mit  300  Frcs.  Geldstrafe 

geahndet  und   im  Falle  einer  Hinterziehung  mit  dem  Vierfachen  der  hinterzogenen 
ictrfige  (Ges.  \r.  1816  Art.  171). 

Die  Licenzabgabe  war  anfangs  allgemein  in  Einer  Jahresrate  zu  entrichten, 
einerlei  in  welchem  Zeitpuncte  das  Geschäft  begonnen  oder  angemeldet  worden  war. 
Im  Jahre  1832  (Ges.  ?.  21.  Apr.  Art.  44)  wurden  für  die  damals  bestehenden  Licenz- 
abgmben,  ausser  denen  bei  öffentlichen  Fuhrwerken,  Quartal -Steuersätze  angeordnet. 
Bei  den  neuen  Licenzen,  welche  später  eingeführt  wurden,  aucli  1871  [f.,  besteht  ge- 
wöhnlich wieder  die  Abgabe  als  Jahressatz. 

Licenzsteuerpflichtig  sind  nach  der  gegenwärtigen  Gesetz- 
gebung vor  Allem  die  Gewerbe  im  Gebiet  der  verbrauchssteuer- 
pflichtigen Getränke;  ferner  die  Fabrikanten  und  Händler  von 
vegetabilischem  Oel,  die  Fabrikanten  von  Spielkarten,  von 
Salpeter  (ausserhalb  der  Bezirke  der  staatlichen  Salpeterproduction), 
von  einheimischem  Rüben-  und  Stärkezucker,  von 
Kerzen  und  Stearinsäure,  von  Essig  und  Essigsäure  (bis 
zur  Aufhebung  der  betreflFenden  Steuern  auch  von  Streich- 
hölzchen, Papier,  Cichorie,  Seife),  die  Grosshändler  in 
Essig  (wenn  sie  Steuercredit  beanspruchen);  endlich  die  Unter- 
nehmer öffentlichen  Fuhrwerks,  einschliesslich  der  Eisen- 
bahngesellschaften. Der  Steuersatz  besteht  in  der  Regel 
in  einem  Fixum  für  das  Jahr  bez.  das  Quartal.  Nur  bei  den 
Getränke-  und  Oeldebitanten  ist  dies  Fixum  nach  Orts- 
cia ssen  in  Gemässheit  der  Bevölkerungszahl  abgestuft  und  dadurch 
etwas  mehr  zu  einem  Specialgewerbesteuer  System  ausgebildet.  Bei 
den  Getränke- Hausir  er  n  besteht  die  Unterscheidung  nach  dem 
Transportmittel  für  den  Steuersatz.  Bei  öffentlichem 
Fuhrwerk  (incl.  Schifffahrt  und  Eisenbahnen)  ist  die 
Licenzabgabe  abweichend  von  der  üblichen  Form  nach  Zahl  und 
(bei  gewöhnlichem  Landfuhrwerk)  auch  nach  Art  der  Fahrpreise 
eingerichtet  und  nimmt  dadurch  auch  einen  etwas  anderen  Steuer- 
eharacter  an.  Die  Princip aisätze  wurden  im  Jahr  1871  (Gesetz 
T.  1.  Sept.  Art.  6)  verdoppelt  und  unterliegen  ausserdem  den  25  '^  „ 
Zuschlägen. 

Die  Tarife  a.  a.  0.  and  bes.  die  genaue  Uebersicht  der  einzelnen 
za  jeder  Gattung;  gehörenden  Gewerbe  bei  Olibo  III,  283  ff.,  wonach  die  Casnistik 
doch  ziemlich  gross  ist,  aber  die  Einreihang  der  Fälle  in  licenzpfllchtige  und  nicht 
piii^tige  folgerichtig.    S.  auch  Block,  dict.  Art.  licence  eh.  II. 

Za  den  Licenzirten  der  Getränkebestenerung  gehören  zunächst  die  Kl  ein - 
Absatz-  oder  Debitantengcschäfto  und  die  ihnen  gleichgestellten  mit  einem 
Tuif  ?on  Jahress&tzen  mit  Decimcn  (aber  nur  in  Quartalraten  zuzahlen),  der 
in  S  Ortsclassen  (unter  4000  Einw.  bis  50,000  Einw.  und  mehr)  von  15  auf  50  Frca. 
steift  Die  Debitanten  in  Paris  sind  aber  licenzfrei,  die  „Ersatzsteuer''  deckt  hier 
die  Licenz  mit  Die  Oeldebitanten  zahlen  (in  Orten  über  4000  Einw.)  dieselben 
licenzen  (daher  ron  20  Frcs.  an).  Die  Grosshändler  in  Getränken  und  die  ihnen 
gleicbgesteUten   Geschäfte    (so   die    Niederlagen-Halter    dcnaturalisirten    Branntweins) 

A.  Wagner,  Finuunriasenschaft.    III.  50 
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haben  eine  Licenz  von  125  Frcs.  jährlich,  die  Hausirer  mit  Getränken,  welche 
Fuhrwerk  benutzen,  ebenso,  wenn  sie  nur  Saumthierc  benützen,  bloss  15  Frcs.  Die 
gewerbsmässigen  Branntweinbrenner  und  Destillateure  entrichten  25  Frcs. 
Licenz,  die  Eigenernter  und  Eigonbrenner  (bouilleuis  de  cru),  die  nur  eigenes 
Ernteproduct  verarbeiten,  sind  als  solche  licenzfrei,  auch  für  Verkäufe  von  Brannt- 
wein ihrer  Fabrikation  im  Grossen;  ftlr  den  Kleinabsatz  unterliegen  sie  aber  der 
Debitantenlicenz  ihres  Wohnorts.  Die  gewerbsmässigen  Bierbrauer  haben  in 
11  bestimmten  Departements  eine  Licenz  von  125,  in  den  übrigen  von  75  Frcs.; 
wenn  sie  zugleich  Ausschank  ihres  Bieres  bei  sich  selbst  betreiben,  bedürfen  auch  sie 
ausserdem  noch  der  Debitantenlicenz  ihres  Orts.  Blosser  Hausbrau  fUr  Eigenconsum 
ist  licenzfrei.  Die  Licenz  der  Fabrikanten  von  Spielkarten  und  von  ein- 
heimischem Zucker  ist  125,  von  Salpeter,  Kerzen,  Essig,  (wie  früher  die  der 
anderen  Fabrikanten,  deren  Fabrikate  jetzt  wieder  steuerfrei)  25  Frcs.,  der  Essig-Gross- 
händler 12.50  Frcs.  Oeffentliche  Fuhrwerksunternchmungon  (s.  o.  S.57S), 
auch  Eisenbahnen  und  Schiff  fahrt  entrichten  jährlich  für  Waggon,  Wagen. 
Wasserfahrzeug  6.25  Frcs.;  zweiräd.  Wagen  aber  nur  2*/*  Frcs.  —  Durch  die  Aus- 
legung der  Gesetze  sind  dann  die  einzelnen  Gewerbe,  welche  zu  jeder  Licenz- 
kategorie  gehören,  genau  bestimmt  worden.  Am  Wichtigsten  ist,  dass  jede  Art 
„Wirthschaft'',  auch  Gasthöfe,  Hotels  garnis  (auch  wenn  sie  nicht  Speisen  und 
(ietränke  geben)  u.  dgl.  licenzpflichtig  sind.  Olibo  fuhrt  60  Specialzwcige  als  licenz- 
pflichtig  an,  42  verwandte  als  frei  von  der  Licenz. 

Die  EDtrichtnng  der  LiceDzsleuer  erfolgt  bei  der  Au- 
meldnng  baar,  bei  öffentlichem  Fuhrwerk  findet  jährlich  am 
Beginn  des  Jahres  eine  neue  Anmeldung  der  Wagen  u.  s.  w.  statt 
und  wird  dann  danach  die  Steuer  gleich  berichtigt.  Für  die  tibrigen 
Licenzpflichtigen  werden,  wie  bei  anderen  directen  Steuern,  Rollen 
entworfen  und  danach  die  Abgabe  auf  Anzeige  der  Steuerbehörde 
erhoben.  DieLicenzen  werden  trotz  ihres  steuertecbnischenCharacters 
als  directe  Steuern,  von  der  Direction  der  indirecten  Steuern  mit 
verwaltet. 

Der  Ertrag  hat  sich  durch  die  Tariferhöhungen  von  1871 
gegen  früher  ungefähr  verdoppelt  und  ist  seitdem  in  Folge  der 
Vermehrung  der  licenzpflichtigen  Geschäfte  auf  etwar  13  Mill.  Frcs. 
gestiegen,  wovon  über  12  Mill.  Frcs.  von  den  Getränkelicenzeu 
herrühren,  noch  nicht  ganz  3^/,)  des  Ertrags  der  Getränkebesteuerung. 

Der  Gesammtertrag  war  (Faure  p.  IIS,  nach  den  Staatsrechnungen,  etwas 
abwidi'hend  in  den  Zahlen  von  den  Jahresberichten  der  indir.  Steuern),  1000  Frcs.: 

1869  5,590 

1872  10496 

1884  12,591 

1887  (provisorisch)  18,010. 

Im  J.   IS86  war  (delin.  Zahlen,  Bull.  XXIII,  288): 


Anzahl  de 
(ieschäfte 


r        Krtrag  der  Steuer  I>ü£j;J«cli«.  *les 

1000  Frcs.         .p^"??i^- 

1  Geschalt  Frcs. 


(iotraiike-Debitantcn    .     .     .  408,021                      8,811                      21.C 

(irosshündlcr     .     .  27,029                      3.398                    125.0 

Brauer 2,751] 

Brenner  u.  dgl 1,845} 

Alle  and.  Licenzirtcn      .     .  22,1521 

Summe'    .     .  461,798                    12,894                      2f.i 


Brenner  u.  dgl 1,845;  684  25.1*» 
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Wie  die  Tarife  und  diese  Zahlen  der  Dnrchschnittsbelastnng 
der  Geschäfte  ergeben,  sind  die  Licenzstenern  ja  nicht  eben  hoch, 
werden  in  vielen  Fällen  kaum  empfanden  werden  und  bringen  dem 
Staate  doch  immerhin  ein  Dutzend  Millionen  und  mehr  ein. 

Dennoch  können  Bedenken  gegen  die  ganze  französische 
Licenzbesteuemng  und  gegen  die  Einrichtung  derselben  nicht  ver- 
schwiegen werden.  Einmal  ist  der  Umfang  der  Licenzpflichtigkeit 
doch  etwas  willktthrlich  bestimmt  und  sodann  die  individuelle 
Belastung  doch  zu  ungleichmässig. 

In  enterer  Hinsicht  erregt  die  Auswahl  der  licenzpfliclitigen  und  licenzfreien, 
Gfteis  ganz  analogen  Geschäfte  Bedenken.  Die  Licenzfrcihcit  der  Tabak-  und  Pulver- 
debitanten  ist  begreiflich  und  gerechtfertigt,  da  diese  Personen  in  einer  Hinsicht  als 
Finanzorgane  fangiren.  Aber  warum  sind  z.  B.  die  Salzwcrko,  Dynamitfa))riken, 
Gold-  und  Silberschmiedc  u.  s.  w.  licenzfrei?  Dass  die  Liccnz  als  Abgabe  nicht 
eine  nothwendige  Folge  der  Unterstellung  der  Geschäfte  unter  die  Gontrolo  der  Steuer- 
behörde ist,  beweisen  diese  Ausnahmen.  Die  Einnahme  des  Staats  aus  der  Licenz 
kann  mit  als  Kostenersatz  für  dieControlc  betrachtet  werden.  Aber  genügend 
motifirt  wird  auch  durch  diesen  Gesichtspunct  die  Licenzabgabo  nicht  In  anderen 
Fillen,  so  bei  den  Dynamitfabriken  (Ges.  v.  8.  März  1875,  Art.  1),  werden  die  Kosten 
des  Exercice  auch  dem  Fabrikanten  zugeschoben  und  vom  Finanzminister  jährlich  ge- 
regelt Wie  es  jetzt  besteht,  erscheint  doch  das  ganze  System  der  Licenzabgaben  zu 
sehr  nur  als  fiscalische  Plusmacherei.  Die  Steuercontrole  könnte  gerade  so  eintreten, 
wenn  man  sich  mit  Anmelde-  und  Declarationspfiicht  begnUgto,  aber  ohne  Erhebung 
einer  Abgabe  dabei. 

In  Betreff  des  zweiten  Bedenkens  ist  aber  in  der  That  doch  klar,  dass  die 
gleichen  festen  Licenzsätze,  eventuell  wie  bei  den  Getränkedebitanten  bloss 
mit  Ortastnfen,  wenn  auch  wohl  ziemlich  jeden  Steuerpfiiclitigen  nur  leicht,  so  doch 
die  einzelnen  derselben  Classe  ohne  jede  Rücksicht  auf  den  Umfang  ihres  Geschäfts 
ganz  f erschieden  treffen.  Die  Licenzabgabe  wird  so  zu  einer  rohen  Taxe,  die 
dem  französischen  Steuergrundsatz  .Jeder  nach  seinen  Kräften''  durchaus  widerspricht 
BI068  die  Niedrigkeit  der  Sätze  macht  das  weniger  ftlhlbar.  Eine  gleichmässige 
£rhOhiuig  der  Sätze,  wie  im  J.  1871  die  Verdoppelung,  hat  so  aber  auch  noch  ihre 
besonderen  Bedenken. 

Will  man  daher  wirklich  die  Licenzbesteuerung  ergiebiger 
machen  nnd  sie  zu  einem  förmlichen  Gliede  der  Getränke- 
bestenemng  erheben,  wie  nach  dem  Steuerproject  von  1888  (S.  629), 
etwa  mittelst  der  theureren  Debitantenlicenz  zugleich  auch  „consum- 
politische^' Tendenzen  verfolgen,  so  wäre  eine  rationellereAus- 
und  Umbildung  der  ganzen  Einrichtung  unbedingt  geboten. 
Namentlich  die  für  einen  grösseren  Ertrag  erforderlichen  höheren 
Sätze  mttssten  dann  für  jede  einzelne  Gewerbegattung  nach  Merk- 
malen abgestuft  werden,  aus  welchen  man  auf  den  individuellen 
Betriebsnmfang  und  die  Steuerfähigkeit  jedes  einzelnen 
Geschäfts  einigermassen  schliessen  kann.  Der  in  dem  Project  von 
1888  enthaltene  Gedanke,  mit  nach  dem  Miethwerth  der  Ge- 
werbslocalitäten,  wie  bei  der  Patentsteuer  die  Licenzen  abzu- 
stufen,  liegt  dann   in  Frankreich  nahe  (8.  629).    Aber  ein  ganz 
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genügendes  Merkmal  ist  dieses  gerade  bei  diesen  Geschäften  auch 
noch  nicht.  Die  einfache  Erhöhung  der  fixen  Licenzsätze,  an  die 
daneben  gedacht  ist,  hätte  freilich  noch  ihre  besonderen  Bedenken. 

d.  Directc  (iebranchs-  und  (iünnsssteuern. 
Wagen    und    Pferde.     Billards.      Gesellige    Vereine    u.  s.  w. 

Gesetzgebung.  Gleichzeitige  Einführung  dieser  drei  Steuern  durch  Ges.  v. 
16.  Sept.  1S71,  Art  7 — 10,  fUr  die  Steuer  von  Wagen  und  Pferden  mittelst  Wieder- 
herstellung des  1865  aufgehobenen  bezOglichen  Gesetzes  v.  2.  Juli  1862.  Ges.  v. 
18.  Dec.  1872  (Erhebung  der  Billard-  und  GeseUschaftssteuer  nach  den  Grundsätzen 
der  directen  Steuern).  —  Abänderung  der  Wagen-  und  Pferdesteuer  durch  Ges. 
V.  23.  Juli  1S72,  Art.  5—11,  und  Ges.  ?.  22.  Dec.  1879,  Circ.  ?.  21.  Jan.  1882 
(Ausführung  der  Steuerfreiheit  für  reglementsmässigeu  Besitz  von  Wagen  und  Pferden 
im  Militärdienst).  Fin.-Ges.  v.  29.  Dec.  1884,  Art.  3  (Punct  der  Veranlagung^.  — 
Ausführ.- Decr.  für  die  Billardsteuer  v.  27.  Dec.  1871.  —  Ausführ.- Decr.  für  die 
Gesellschaftssteuer  v.  27.  Dec.  1871.  Ges.  v.  5.  Aug.  1874,  Art  7  (eine 
weitere  Exemtion). 

Literatur.  Stourm  I,  253,  255,  262  (Steuern  der  Revolutionszeit).  Die 
Gesetze  bis  1875,  auch  das  von  1862,  die  Decrete  u.  A.  in  Dejean*s  code. 
Vignes  I,  77 — 80.  Block,  dict.  Art  chevaux  et  voitures,  bUIards,  cercles,  auch 
mehrfach  in  den  Supplementen.  Say,  dict.  Art.  voitures  (noch  nicht  erschienen), 
billards,  cercles  (beide  eingehend),  v.  Kaufmann,  S.  255 — 256  (Pferde-  und 
Wagensteuer,  nicht  ganz  richtig),  259.  —  Mathieu-Bodet  I,  45,  150.  Amagat, 
p.  204  ff.  —  Ertragsstatistik  Faure,  p.  82,  Basis  der  Veranlagung  jährlich, 
z.  B.  f.  1887,  Bull.  XXIII,  644. 

§.  305.  1.  Im  Allgemeinen.  Die  drei  hierher  gehörigen 
Steuern  bilden  nach  ihrer  steuerpolitischen  Tendenz,  welcher 
sie  ihre  Einführung  mit  zu  verdanken  haben,  nämlich  nm  als 
,,Luxussteuern*'  zu  fungiren,  nach  ihrer  steuertechnischen 
Gestaltung,  als  Glieder  der  „den  directen  Steuern  gleichgestellten 
Speeialtaxen'^  (S.  416),  und  nach  der  Gleichzeitigkeit  ihrer 
Einfuhrung  in  der  Finanznoth  nach  dem  deutschen  Kriege  durch 
das  Gesetz  v.  16.  Sept.  1871  eine  zusammengehörige  Gruppe  kleiner 
Steuern,  eben  der  „directen  Gebrauchs-  und  Gennsssteuem'^  In 
ihrer  schliesslichen  Wirkung  sind  sie  anderseits  den  indirecten  Ver- 
brauchssteuern wieder  mehr  verwandt,  mehr  als  den  frtther  be- 
sprochenen directen  Steuern,  zu  denen  sie  in  Frankreich  admini- 
strativ geh()ren.  Ihre  Vermehrung  und  Erhebung  erfolgt  ganz  nach 
den  Grundsätzen  der  directen  Steuern,  nach  welchen  auch  das 
Reclamationswesen  eingerichtet  ist  (S.  426).  Sie  unterstehen  auch 
wie  die  übrigen  directen  Steuern  in  Betreff  der  Veranlagung  der 
Generaldirection  der  directen  Steuern,  in  Betreff  der  Erhebung  dei- 
jenigen  des  öffentlichen  Rechnungswesens  (S.  422). 

Wenn  auch  im  Jahre  1871  erst  eingeführt,  sind  sie  Übrigens 
doch  nichts  durchaus  Neues  in  der  französischen  Steuergescbichte. 
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„Lnzassteoern''  aaf  den  Besitz  ?on  J^axus-Pferdcn  und  Mauleseln ,  wie  auf  das 
Halten  von  Dienstboten  waren  schon  1791  mit  der  Mobiliarsteucr  verbunden  gewesen 
(,S.  384,  452),  1795  war  auch  eine  Wagen- und  eine  Kaminsteuer  dazu  gekommen.  Diese 
Steaem  sind  aber  ron  Anfang  1807  an  aufgehoben  worden  {iies.  ?.  4.  Mal  1806), 
als  wenig  ergiebig,  lästig  für  die 'Pflichtigen.  Im  J.  1862  war  dann  abermals  eine 
Steuer  auf  Wagen  und  Pferde  eingeftlhrt  worden  (Ges.  v.  2.  Juli  1862),  welche  aber 
wegen  zu  weitgehender  und  unrichtiger  Fassung  der  Exemtionen  wenig  ergeben  hatte 
(3  statt  der  erwarteten  5  Mill.)  und  ohne  Versuch  einer  Verbesserung  nach  3  Jahren 
wieder  fallen  gelassen  war.  Auch  eine  Gesellschaftssteuer  war  schon  im  J.  1870 
koiz  vor  dem  Kriege  von  einem  Deputirtcn  beantragt  gewesen. 

Nach  dem  Kriege  gingen  die  drei  Steuern  aas  der  parla- 
mentarischen Initiative  hervor.  Man  hatte  ausserdem  an  andere 
ähnliche  gedacht,  auf  Pianos,  Livreen,  Dienstboten.  Nachdem  man 
im  Jahre  1872  das  erste  Gesetz  über  die  Steuer  auf  Wagen  und 
Pferde  passend  verändert  hatte,  machte  man  so  durch  diese  drei 
Steaem  doch  immerhin  wieder  eine  Einnahme  von  12 — 13.5  Mill 
Frcs.  für  den  Staat,  ausserdem  über  V2  ^ill*  ^i'^^*  ^^^  die  Ge- 
meinden, denen  eine  Quote  der  in  ihnen  erhobenen  Wagen-  und 
Pferdesteuer  zufällt,  flüssig. 

Immerhin  ist  so  ein  kleiner  Ausbau  des  französischen  Steuer- 
systems in  der  Richtung  einer  etwas  schärferen  directen  Besteuerung 
der  wohlhabenderen  Classen  erfolgt  und  damit  eine  Massregel, 
welche  eine  erfreuliche  Ergänzung  der  Besteuerung  der  Massen 
durch  die  grossen  Verbrauchssteuern  war.  Aber  freilich  nicht  ent- 
iemt  eine  genügende  Ausgleichung  zur  gebührenden  Mitbelastung 
der  reicheren  Classen,  wie  sie  gerade  in  Frankreich  zu  verlangen, 
aber  auch  durch  ein  entwickelteres  System  von  „Luxnssteuem'^  als 
das  angenommene  nicht  zu  erreichen  wäre.  Dafür  bedürfte  es 
immer  einer  angemessenen  Einkommensteuer  oder  Einkommen-  und 
Vermögensteuer.  Diese  paar  kleinen  Luxussteuern  entbinden  vollends 
nicht  von  dieser  Verpflichtung. 

Der  Ertrag  war  (b'aure  p.  S2,  Anschlag  f.  1888,  Bull.  XXII,  12)  in  1000  Frcs.: 

1873  JSTU  1880  1884  1888 
„AUgem.  Fonds"  (Ertra>j: 
fOr  den  Staat): 

Wagen  und  Pferde »,190  11,814  9,t>38  10,402  11,260 

BUlards U80  1,014  1,020  1,119  1,200 

GeseUschaften U43  j.^31  1,457  1,537  1,480 

Summe    .     .  .11,528         13,759         12,115         13,058      13,"940' 

„Specialfonds'': 
Wagen  n.  Pferde  Gemeindeantheil         491  596  511  551  591 

„      „  AusfaUfonds  (57o)  •     •         «3«             625  611             643  591 

„       „  Vsd- Taxe  d.i.  Anmeld.            15                19                19               21  24 

BiUards,  Kosten  der  1 .  Anmeldung             3.6              4                 4                 4  4.7 

Gesellschaft.,  Kostend.  l.Aumeld. 0.3^ 0^              0^3 0.3  0.3 

Zus.  SpecialfondsJ       1,149  Ü44  1,145        _  1^219        UU^ 

Gesanuntertrag .     .     12,677         15,003        13,260         14,277      r5,15r' 
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§.  306.  2.  Die  Wagen-  und  Pferdesteuer  wurde  in  der 
Eile  der  gesetzgeberischen  Arbeit  nach  dem  Kriege  in  der  Weise 
eingeführt,  dass  das  frühere  mangelhafte  und  nicht  bewährte  Oesetz 
vom  2.  Juli  1862  einfach  wieder  in  Kraft  gesetzt  wurde  (Ges.  v. 
16.  Sept.  1871  Art.  6). 

Dieses  ältere  Gesetz  hatte  die  allerdings  bei  dieser  Steuer 
Schwierigkeiten  bereitende  Frage  der  Besteuerung  der  Wagen  und 
Pferde,  welche  vom  Eigenthümer  in  der  Landwirthschaft  und  im 
Gewerbebetriebe,  daneben  aber  mit  zum  persönlichen  Gebrauch 
benutzt  werden,  einseitig  zu  Gunsten  der  Besitzer  und  gegen  das 
fiscalische  Interesse  dahin  entschieden,  dass  in  diesem  Falle  Steuer- 
freiheit eintrete.  Denn  darauf  hin  wurden  durch  selbst  nur  ganz 
gelegentliche  Benutzung  von  Wagen  und  Pferden  zu  landwirthschaft- 
liehen  und  gewerblichen  Zwecken  zahllose  Befreiungen  von  der 
Steuer  beansprucht  und  erlangt. 

Diesen  Mangel  suchte  daher  bald  ein  neues  Ges.  v.  23.  Juli  1872 
durch  Belegung  der  „ausschli esslich''  in  Landwirthschaft  und 
Gewerben  benutzten,  an  sich  steuerpflichtigen  Wagen  und  Pferde 
mit  der  halben  Steuer  abzuhelfen.  Dies  Gesetz  hat  zugleich 
auch  noch  in  einigen  anderen  Puncten  zweckmässige  Aenderungen 
herbeigeführt,  sonst  aber  den  Steuertarif  des  Gesetzes  von  1862 
belassen.  Erst  dadurch  wurde  diese  Steuer  hinlänglich  ergiebig 
gemacht  und  ihrem  wesentlichen  Zwecke,  den  Besitz  von  Wagen 
und  Pferden  zum  persönlichen  Gebrauch  der  Eigenthümer ,  als 
Zeichen  eines  gewissen  Wohlstands,  zur  Grundlage  für  eine  „Luzus- 
steuer''  zu  machen,  angepasst  Bei  der  Niedrigkeit  der  meistens 
anzuwendenden  halben  Tarifsätze  glaubte  man  in  einer  solchen 
leichten  neuen  Steuer  keine  Ueberlastung  der  Landwirthschaft  und 
der  Gewerbe  sehen  zu  müssen.  Die  ausschliesslich  zu  landwirth- 
scbaftlicher  und  gewerblicher  Arbeit  dienenden  Arbeits-  und  nicht 
zum  Personentransport  dienenden  Wagen  und  Pferde  wurden  von 
der  Steuer  auch  nach  dem  neuen  Gesetz  nicht  getroffen  (s.  n.). 

In  dieser  neuen  Form  hat  sich  die  Steuer  im  Ganzen  bewährt. 
Das  Gesetz  von  1872  ist  die  Basis  geblieben.  Ein  späteres  Gesetz 
vom  22.  Dec.  1879  hat  jedoch,  neben  einer  Veränderung  der  Tarif- 
stufen, wiederum  den  Besitzern  von  Wagen  und  Pferden  das  Zu- 
gestUndniss  gemacht,  dass  letztere  schon  dann  nur  der  halben  Steuer 
unterliegen  sollen,  wenn  sie  „gewöhnlich'^  in  der  Landwirth- 
schaft und  in  den  Gewerben  benutzt  werden.  Dadurch  entstand 
eine  Ertragsverminderung  um  über  1  MilL  Pres.,  obwohl  anderseits 


Wagen-  u.  Pferdesteuer.  779 

gleichzeitig   durch   das   genannte  Gesetz    auch  Maulthierc    als 
steuerpflichtig  erklärt  worden  sind. 

Da  in  Frankreich  auch  das  dem  öffentlichen  Verkehr 
dienende  Fuhrwerk  steuerpflichtig  ist  (§.  238,  239),  war  es  im 
Uebrigen  vollends  folgerichtig,  Privatfuhrwerk,  Gespann  und  Reit- 
pferde einer  besonderen  Steuer  zu  unterziehen,  —  ein  Gesichts- 
pnncty  welcher  auch  mit  für  die  Steuer  vertreten  wurde. 

Von  Einzelheiten  sind  folgende  die  wichtigsten.  Hie  und  da  ergeben  sich 
aach  dabei  Zweifel  and  eine  erst  darch  die  Praxis  und  das  Beclamationsvorfahren  zu 
entscheidende  Casmstilf.  Immer  ein  Beweis,  dass  auch  eine  solche,  scheinbar  so  bc- 
senden  einfache  Steuer  doch  ihre  technischen  Schwierigkeiten  hat,  weshalb  hier 
darauf  etwas  näher  eingegangen  wird. 

a)  Steuere bject  waren  nach  dem  Gesetze  v.  1862  «J^er  bespannte  Wagen 
(foitnre  attel6e)  und  jedes  Beit-  oder  Spann-Pferd,  welches  zum  persönlichen  Gebrauch 
des  EigenthUmers  oder  seiner  Familie  dient";  nach  dem  Ges.  v.  1872  sind  „in 
Federn  hängende  Wagen  (?oitures  suspcndnes),  welche  zum  Personentranspert 
bestimmt  8ind*\  das  Steuerobject,  —  eine  Erweiterung  der  Steuerpflichtigkeit  gegen 
das  frohere  Gesetz,  insofern  nach  diesem  bei  jedem  EigenthUmer  nur  so  viel  Wagen, 
als  nach  dem  vorhandenen  Pferdebesitz  bespannt  werden  konnten,  nach  dem  neuen 
aUe  besessenen  Wagen  zu  versteuern  sind ;  als  steuerpflichtige  Pferde  werden  im  Ges. 
V.  1S72  „die  zur  Bespannung  der  steuerpflichtigen  Wagen  dienenden''  den 
Reitpferden  gegenüber  gestellt  Jemand,  der  daher  z.  B.  keine  solche  Wagen  hat,  ist 
hiernach  auch  fUr  seine  Gespanne  immer  steuerfrei,  —  weshalb  die  grosse  Menge  der  in 
Landwirtbschaft  und  Gewerben  benutzten  Pferde  docli  un besteuert  ist  Das  Gesetz  v. 
1879  hat  dann  die  Maulthiere  (mules  et  mulets)  unter  denselben  Voraussetzungen 
wie  Pferde  für  -steuerpflichtig  erklärt.  —  Erst  im  Keclamationswoge  gegen  die  Steuer- 
verwaltung ist  entschieden  worden,  dass  Pferde  und  Wagen  eines  Eigenthtlmers, 
welche  bei  einem  Dritten  in  Stallung  oder  Remise  stehen,  bei  diesem  nicht  auch 
steuerpflichtig  sind,  falls  sie  nicht  dem  letzteren  zur  Bespannung  eines  ihm  gehörigen 
Wageos  dienen.  Das  wäre  sonst  in  der  That  auch  eine  Doppelbesteuerung  (s.  d.  Ent- 
schädung  des  Präfecturraths  des  Dep.  Seine  bei  Block,  suppl.  1888,  p.  851). 

b)  Steuersubject  ist  zwar  regelmässig  der  EigenthUmer  der  steuer- 
pflichtigen Wagen  und  Pferde,  aber  nicht  schon  an  und  für  sich  nach  dem  Ges.  v. 
1S72,  Art  8,  sondern  der  Besitzer  als  solcher,  daher  z.  B.  auch  der,  welcher 
ven  einem  Wagenbauer  auf  1  Jahr  einen  Wagen  für  sich  miethet,  für  diesen  Wagen 
(s.  eine  Entsdieidung  bei  Block,  suppl.  g6u6r.,  p.  106). 

c)  Der  Steuertarif  ist  im  Wesentlichen  noch  der  alte  des  Gesetzes  von  1862 
geblieben,  bis  auf  eine  Aenderung  im  Ges.  v.  1879.  Der  Tarif  unterscheidet  2  Arten 
Wagen,  mit  4  und  mit  2  Rädern,  letztere  sind  mit  Vs  ^^  Satzes  der  crsteren  (in 
Paris  mit  V»)  belegt.  Reit-  und  Wagenpferde  (und  Maulthiere)  entrichten  denselben 
Satz.  Der  Tarif  hat  dann  für  jeden  Wagen  und  jedes  Pferd  feste  Sätze,  welche 
nach  Ortsclassen  abgestuft  sind,  ursprünglich  nach  5,  seit  dem  Ges.  v.  1879  nach  ß, 
felgendermasseii,  in  Frcs.  p.  Stück: 


Paris 

Gemeinden  über  40,000  Einw. 
Desgl.  20,0001—40,000   .     . 
10,001—20,000     .     . 
5,001—10,000     .     . 
„        5,000  und  weniger  . 


Wagen  zu 

4              2  Pferd 

Rädern 

60            40  25 

50            25  20 

40            20  15 

30             15  12 

25             10  10 

10               5  5 


Die   Stufe   von    ,S0,   bczw.  15    und    12    Frcs.  ist   1H79   eingeschoben.     Früher 
traten    die    beiden     untersten    Stufen    bei    Orten    von    3001  —  20,000     und    unter 


3000  Einw.  ein. 


780        6-  B.    2.  K.    Steoerrocht.    1.  H-A.   2.  A.   Frankreich.    §.  806,  307. 

Hat  Jemand  mehrere  Wohnsitze,  so  wiid  er  für  die  Wagen  und  Pferde,  die 
ihm  gewöhnlich  folgen,  in  der  Gemeinde  bosteaert,  wo  er  personalstcnerpflichtig  i^u 
aber  nach  dem  Satze  der  Gemeinde  der  grösseren  Bevölkemng;  für  die  Wagen  and 
Pferde,  die  gewöhnlich  in  einem  Wohnsitz  bleiben,  indessen  nach  dem  Satze  der 
Ortsclassc  dieses  Wohnsitzes  (Ges.  f.  1862,  Art.  10).  Wechselt  Jemand  seinen 
Wohnsitz,  so  tritt  e^ent.  der  höhere  Steuersatz  des  neuen  Orts,  daher  eine  Gomple- 
mentärsteuer  ein,  was  der  Steuerpflichtige  anzumelden  hat  (Ges.  y.  1S72,  Art  9\ 

Das  beliebte  französische  Ortsclassen- System  findet  also  auch  hier  wieder  seine 
Anwendung.  Wohl  noch  mit  zweifelhafterer  Berechtigung  als  in  anderen  Fällen 
(S.  488).  Denn  z.  B.  Grossgrundbesitzer,  Fabrikanten,  Htttten-  und  Bergweri^besitzer 
und  Rentiers,  welche  „auf  dem  Lande''  wohnen,  zahlen  so  durchweg  nur  die  niedrigeren, 
gemeinhin  die  niedrigsten  Steuersätze  für  ihre  „Equipagen"',  was  schwerlich  der  stener- 
politischen  Tendenz  einer  solchen  Steuer  entspricht. 

d)  Steuerermässigung,  auf  die  Hälfte  der  Tarifsätze ,  geniessen  nach 
dem  Gesetz  v.  1872,  Art.  6,  diejenigen  gesetzlich  sonst  steuerpflichtigen  Wagen  und 
Pferde  (und  Manlthiere),  welche  „ausschliesslich",  nach  dem  Ges.  r.  1879,  welche 
„gewöhnlich"  im  Dienste  der  Landwirthschaft  und  eines  patentsteuerpflichtigen 
Gewerbes  oder  Berufs  ?erwendet  werden.  Doch  sind  in  letzterer  Hinsicht  die  Wagen 
und  Pferde  der  Patentpflichtigen  der  Tabelle  G.  des  Patentsteuergesetzes  r.  18.  Mai 
1850  (jetzt  D,  S.  473,  481),  der  „liberalen  Berufe",  ausgenonunen ,  also  der  ToUen 
Steuer  unterworfen  (s.  Dejean,  code  p.  214  die  Note). 

e)  Steuerfreiheit  geniessen  ipso  jure  alle  Wagen  und  Pferde,  welche  nicht 
ausdrücklich  in  die  Kategorie  der  halb  oder  ganz  steuerpflichtigen  fallen,  —  wo  es 
also  im  Zweifelsfall  auf  die  Entscheidung  im  Verwaltungswege  oder  im  Bedamations- 
rerfahren  ankommt  In  dem  wohl  nicht  seltenen  Falle,  dass  z.  B.  Jemand  seine  in 
Landwirthschaft  und  Gewerbe  beschäftigten  Pferde  wechselweise  auch  als  Bespannung 
steuerpflichtiger  Wagen  benutzt,  wird  nur  je  1  Pferd  fUr  je  1  zweispännigen  Wagen 
voll  besteuert  Ausserdem  sind  aber  bestimmte  Wagen  und  Pferde  ausdrücklich 
im  Gesetze  ftlr  steuerfrei  erklärt,  nämlich  Stuten  und  Hengste,  welche  aus- 
schliesslich für  die  Züchtung  bestimmt  sind,  Wagen  und  Pferde,  welche  ausschliesslich 
für  öffentliches,  der  betreffenden  indirecten  Besteuerung  unterworfenes  Fuhrwerk 
dienen,  desgL  solche,  welche  im  Besitz  ron  Pferdehändlern,  Wagenfabrikanten  und 
Wagenhändlern  ausschliesslich  zum  Verkauf  oder  zur  Vermiethung  bestimmt  sind, 
endlich  solche,  welche  in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  Militär-  und  Verwidtongs- 
diensts  gehalten  werden  (Ges.  v.  1872,  Art.  7,  etwas  ?erändert  und  erweitert  gegen 
Art  7  des  Ges.  v.  1862,  wo  auch  Wagen  und  Pferde  von  Eeligionsdienem  frei  ge- 
wesen; über  die  Befreiungen  ?om  Militärdienst  s.  das  Girc.  ?.  1882  bei  Block,  suppl. 
gen6r.  p.  105). 

f)  Die  Veranlagung  der  Steuer  erfolgt  regelmässig  für  ein  ganzes  Jahr,  in 
Betreff  der  Thatsachen  am  1.  Jan.  (Ges.  v.  1862,  Art  9,  v.  1872,  Art  8).  Die 
Steuerpflichtigen  müssen  ihre  Wagen  und  Pferde  bei  der  Mairie  des  oder  der  Wohn- 
orte in  der  ersten  Hälfte  des  Jan.  anmelden,  ebenso  die  Gemeinden  angeben,  wo 
sie  beständig  steuerpflichtige  Elemente  haben.  Ebenso  sind  Veränderungen  an- 
zumelden, desgl.  neuer  Erwerb  von  steuerbaren  Wagen  und  Pferden  im  Laufe  des 
Jahres,  wo  vom  ersten  Tage  des  betr.  Monats  die  Steuer  dann  eintritt,  ohne  Anrech- 
nung der  etwaigen  Steuerzahlung  früherer  Besitzer  (Ges.  v.  1862,  Art  11,  v.  1872, 
Art  8;  s.  Dejean  p.  246  Note). 

g)  Unterbliebene,  ungenaue  oder  unvollständige  Declaratiouen  werden  vom 
Gontroleur  der  directen  Steuern  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Maire  und  den  Kepar- 
titoren  ergänzt  (Ges.  v.  1862,  Art.  11,  mit  weiterer  Bestimmung  über  Entscheidung  von 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  diesen  Personen). 

h)  Der  Steuerpflichtige  hat  das  Kcclamation sr echt,  nachdem  die  SteucrroUe 
zur  Erhebung  bestimmt  ist  (Ges.  v.  1862,  Art.  11). 

i)  Die  Strafe  für  unterlassene  oder  ungenaue  Declaratiouen  ist  Verdoppelung 
der  Steuer  (Ges.  v.  1862,  Art  12). 

k)  Die  Steuer  wird  mit  einem  Zuschlag  von  57o  ^^  Entlastungen,  Er- 
mässigungen (Ausfallfonds,  S.  426),  für  Veraulagungs-  und  Erhebungskosten  erhoben; 
reicht  das  nicht  aus,  so  erfolgt  eine  Vorauserhebung  auf  den  nächsten  Steuerbetrag 
(eb.  Art.  18,  s.  o.  S.  777  die  Tabelle). 


Wagen-  n.  Pferdftstciier.    BilUrdsteuer.  781 

I)  Den  Gemeinden  fallt  57o  (im  (ics.  v.  1862  107o)  des  bei  ihnen  erhobenen 
Steuerbetnges,  atizUglich  der  gewährten  Entlastungen,  zn  ((ies.  v.  1S72,  Art.  10). 
In  der  SteaerroUe  f.  1^87  standen  folgende  Steuerobjecte  (Bull.  XXIII,  H44): 

Zur  ganzen  Steuer  Zur  halben  Steuer 

veranlagt                           veranla^rt  Sumuie 

Einfwher  Doppel-           Einfacher  Doppcl-  öumuit 
(Straf-)satz                  satz 
Objccte  in  der  (temeinde  der  Veranlagung. 

Wageo  zu  4  Rädern     .     177,<>5ti        1$5             155,423             1H7  M33,431 

„   2       „           .       S5,014         14S             S63,S07           1J74  «50,143 

Pferde,  Maalthiere  .    .     137.562         1U7            935,451)           1,085  l,074,30:i 

Objecte  aus  anderen  Gemeinden. 

Wagen  zu  4  Radern     .        3,503            5                   202            —  3,710 

„        „   2       „                      370            —                     70             —  440 

Pferde,  Manlthiere  .     .        5.692            4                   269            —  5,965 

§.  307.  3.  Die  Billardsteucr  ist  wesentlich  anter  dem  6e- 
sichtspanct  einer  kleinen  Luxussteuer  durch  das  Ges.  v.  16.  Sept.  1871 
Art.  8  eingeführt  worden,  und  zwar  ununterschiedlich  sowohl  fttr 
Billards  in  öffentlichen  Orten  (Wirthschaften)  wie  im  Privatbesitz 
zam  Gebranoh  des  Besitzers  selbst. 

Die  wichtigereD  Einzelheiten  der  Besteuerung,  wobei  es  ebenfalls  an 
casnistiBchen  Streitfragen  nicht  ganz  fehlt,  sind  in  Kurze  die  folgenden.  (S.  für  hier 
UebenmgeneB  das  Decr.  t,  27.  Jan.  1871,  bei  Dejean,  code  p.  124  und  bes.  den 
Aitikd  Ton  Arnoax  im  Say 'sehen  dict.,  auch  Block,  dicL  p.  23S,  snppl.  genor. 
p.  52).  Vennlagong,  Erhebung,  Keclamationen  wie  bei  den  directen  Steuern  Uber- 
hiiipt  und  bei  der  Wagen-  und  Pferdesteucr  speciell. 

1^  Steuere bject  ist  jedes  Billard,  auch  das  unbenutzte,  auch  das  in  schiechtem 
Zustand  befindliche,  wenn  nur  nicht  v<!kllig  demontirte,  dem  steuerpolitischen  Gedanken 
des  Oeeeties  gemäss  das  zum  VergnUirun  u.  dgl.  dienende  [s,  u.  d).  Aber  nur 
eigentliche  Billards,  nicht  sogenannte  fQr  andere  Spiele  («mglisches,  holländisches, 
chinesisches)  sind  Stenerobjoct  (s.  Say  und  Block  a.  a.  ().). 

b)  Steuersubject  ist  der  Besitzer  als  solrhur,  einerlei  ob  er  das  Rillard 
ZUM  OlTentlichen  Gebrauch  stellt  oder  seinem  Privatgebraucli  vorbehält. 

c)  Der  Steuertarif  ist  wieder  ein  Ortsclassentarif,  für  Paris  60,  für 
SUdte  Ober  50,000  Einw.  30,  von  10,000—50,000  15.  f.  andere  Orte  0  Krcs.  fur  das 
Stock.  Der  bei  einer  Luxussteuer  richtige  Gedanke  einer  höheren  Besteuerung  der 
PriTatbiUnids  wurde  nicht  verwirklicht. 

d)  Steuerfreiheit  gemessen  nur  die  zum  Verkauf  oder  zur  Vermiethung  be- 
stiBBten  BflUrds  der  Billard  -  Fabrikanten  und  Händler,  welche  diese  nicht  zum 
penönfichen  Qebrauch  verwenden.  Eine  andere  Qualität  des  Besitzers,  z.  B.  bei 
BiUaids  im  Besitz  von  Heilanstalten,  bedinjj^t  keine  Steuerfreiheit. 

e)  Die  Veranlagung  der  Strucr  erfolgt  regelmässig  nach  dem  Stande  am 
1.  Jan.  AlT  das  ganze  Jahr,  und  zwar  auf  (irund  von  Declarationen,  welche  der 
Besitzer  bei  der  Mairie  seiner  (reineindo  v.  1.  ()ct.  bis  Ende  Jan.  machen  muss. 
Diese  Declmimtionen  werden  bis  zu  inner  erfolgten  Abänderung  derselben  als  (irnndlatre 
ugesehen  (s.  Ges.  ?.  1871,  Art.  10,  und  das  Decr.  v.  27.  Jan.  ISTl,  mit  den  weiteren 
erforderlichen  BeMimmuDgen). 

f)  Die  Strafe  fUr  unterlassene  oder  ungenaue  Declaration  ist  auch  hier  Ver- 
doppelang  des  Steuersatzes. 

Die  Zahl  der  steuerpflichtigen  Biliardbesitzer  war  1S72  (iS,OüO,  1SS2  bi3,2<.KJ,  in 
16,S27  bez.  18,675  Gemeinden  (eine  fast  gleiche  Zahl  <iemeinden  besass  keine);  die 
Zahl  der  BiJUlds  in  den  Rollen  war  bez.  73,SS5  und  SS.027;  1S>»7  94,751;  die  Zahl 
der  nicht  dednrirten  ist  von  3 — 4000  anfangs  auf  einige  100  jetzt  gesunken,  18^7  ISO 
(Say,  dict  p.  403,  Bull.  XXIII,  014). 
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§.  308.  4.  Die  Steuer  auf  solche  geschlossene  Gesell- 
schaften u.  dgl.  (cercleSy  sociätös,  lieux  de  röunion),  wo  die  Mit- 
glieder (abonn^s)  Beiträge  (cotisations)  zahlen,  ist  ebenfalls  durch 
das  Gesetz  v.  16.  Sept.  1871  Art.  4  eingeführt  worden,  wiederum 
in  der  Absicht,  dadurch  eine  Art  „Luxnssteuer^^  für  wohlhabendere, 
mehr  oder  weniger  mttssige  Leute  zu  begründen.  Danach  ist  auch 
die  Umgrenzung  der  Steuerpflicht  und  die  Feststellung  der  Aus- 
nahmen erfolgt.  In  der  Regel,  ja  wohl  fast  ausnahmelos  wird  das 
einzelne  Mitglied  hier  voll  und  ganz  von  der  Steuer  getroffen  werdeu, 
um  welche  eben  sein  Beitrag  erhöht  wird. 

Die  Einzelheiten  sind  die  folgenden.  S.  fUr  das  Genaaere  das  Decr.  ?. 
27.  Üec.  1871  (Dejean  p.  128)  und  bes.  den  Artikel  „corcles"  von  Arnoux  im 
Say'schen  dict 

a)  Steaerobject  ist  der  Betrag  der  Beiträge  der  Mitglieder  der  geoanutüu 
Gesellschaften,  Vereine,  Clubs  u.  s.  w.,  einschliesslich  der  etwaigen  Eintrittsgelder, 
auch  obligatorischer  allgemeiner  ausseroixlentlicher  Einzahlungen. 

b)  Stcuersubject  ist  der  betreffende  Verein  als  solcher,  vertreten  durch  seineu 
Geranten,  Secrctär  oder  Schatzmeister,  der  die  Steuer  zu  entrichten  hat 

c)  Der  Steuersatz  ist  20%  ^^  Betrags  des  Steuerobjects. 

d)  Befreit  sind  ausdracklich  nach  dem  Gesetz  Wohlth&tigkeits-  und  gegen- 
seitigc  Uü&gesellschaften ,  femer  ausschliesslich  wissenschaftliche,  literarische,  land- 
wirthschaftliche,  musikalische  Vereine,  wenn  sie  nicht  tägliche  Zusammenkünfte  haben. 
Durch  Ges.  v.  5.  Aug.  1874,  Art  7,  sind  auch  Vereine  für  gymnastische,  Schiess- 
übungen u.  dgl.  m.  befreit  worden  (c.  400).  Auch  die  obligatorischen  Militärcirkcl 
sind  frei. 

e)  Die  Veranlagung  erfolgt  auf  Grund  einer  vorgeschriebenen  Declaratiou 
des  Secretärs  u.  s.  w.  über  Mitgliederzahl  und  Beiträge.  Die  Dedaration  gilt  für  die 
späteren  Veranlagungen,  bis  eine  Abänderung  angemeldet  ist  Die  Jahresschuldigkeit 
ist  auf  einmal  zu  entrichten. 

f)  Die  Strafe  des  doppelten  Satzes  trifll  auch  hier  unterbliebene  oder  ungenaue 
Declaratiou. 

Zahl  der  Gemeinden  mit  steuerpflichtigen  Gesellschaften  1872  1906,  18S5  2360, 
der  (icsellschaften  4561  und  5235,  der  Mitglieder  217,717  und  257,964,  in  1887 
(Veranlagung)  240,518  (ausser  817  nicht  declarirten,  mit  Doppelsatz),  der  steuer- 
pflichtigen Beträge  in  den  genannten  3  Jahren  6.50 — 7.03 — 7.04  Mill.  Frcs.  (und 
1 1 ,722  f.  nicht  declarirte  Beträge).  Anfangs  war  die  nicht  declarirto  Summe  doppelt 
so  hoch  (Say  p.  905,  Bull.  XXIII,  644). 


Anhang. 

g.  809.  Verschiedene  andere  kleinere  directe  und  indirecte  Ab- 
gaben der  französischen  Staatsbesteuerung. 

Diese  oben  S.  416  H'.  schon  genannten  Abgaben  enthalten  zwar  zum  Theil,  wie 
namentlich  die  einträglichste,  die  für  Veritication  der  Gewichte  und  Maasse,  Steuer- 
elemente in  sich,  sind  aber  doch  im  Uebrigen  aparter  Natur,  gebtüirenartig ,  Kosten- 
ersätze.  Wir  gehen  deshalb  nicht  näher  auf  sie  ein,  sondern  fügen  nur  noch  ein 
paar  Daten  über  sie  hinzu,  für  das  Weitere  auf  die  dictionnaires  von  Block  und 
Say,  auf  Vignes  u.  a.  m.  verweisend. 
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£s  war  der  Ertrag  in  1000  Frcs. 

A.  Zu  den  den  „directen  Steuern  gloichgestellteu  Special- 

taxen*'  gehörend: 

1869        1872        1874        1884        1887 

1.  Yerification  der  Gewichte  n.  s.  w.  .     .      1,765      3,432      4,129      4,511       4,514 

2.  „  „   Alcoholometer     ...         —  —  —  —  80 

3.  Abg.  f.  Besuch  d.  Apoth.  und  Drog.   .         233         223         262         306         321 

4.  Abg.  f.  Inspect.  d.  Fabr.  u.  s.  w.    .     .  —  —  —  — 18 

Summe  A.     .    .     .       1,988      l,65y"  4,391       4^817     '4,933 

B.   Zu  den  „verschiedenen  Abgaben  der  indirecteu 

Besteuerung"  gehörig: 

5.  Inu.  SchiffT.-Abg.  (Flüsse,  Can&lc)    .    .  3,978  3,698  4,391  —  — 

6.  ZöUe, Abg. T.Fähren, Fisch., Jagd u.a.m  2,190  2,601  2,398  2,848  2,496 

7.  Stempel  in  Verwalt.  indir.  Steuern  .     .  6,177  6,012  7,380  8,637  8,826 

8.  Ertr.  d.  Geldstraf,  u.  Confiscat    .     ._.  1,403  4,731  3,922  4,206  6,154 

Summe  B.     .    .     .13,748     17,042     18,091     15,691     17,476 

S.  Faure  p.  82,  118,  BulL  XXIII,  373,  289.  Die  Daten  f.  1887  Anschlag  bei 
A,  proTis.  Zahlen  bei  B,  die  frtlheren  aus  den  Abschlüssen. 

Zu  A  1.  Eine  obligatorische  Yerification  der  im  Handel  gebrauchten 
Maasse  und  Gewichte  findet  jährlich  statt  und  giebt  Anläse  zu  Gebührenerhebung. 
Neue  Regelung  durch  Decr.  t.  26.  Febr.  1873  und  Tarif  darin,  wodurch  die  früheren 
Einnahmen  yerdoppelt  wurden,  so  dass  seitdem  die  „Besteuerung  des  Handels'' 
mittelst  dieser  Abgabe  schärfer  hervortritt. 

Zu  A.  2.  Eine  obligatorische  Verilication  der  Alcoholometer,  ebenfalls 
gegen  Gebühren,  findet  nach  dem  Ges.  v.  7.  Juli  1881  und  28.  Juli  1883  statt 

Zu  A.  3.  Die  regelmässige  Visitation  der  Apotheken,  Droguerieen  u.dgl. 
erfolgt  nach  Ges.  ?.  21.  Germ.  XI,  gegen  Gebühren  eines  Decrets  ?.  25.  Therm.  XI. 

Zu  A.  4.  Die  vorgeschriebene  Inspection  von  Fabriken  und  Niederlagen  von 
Mineralwasser,  Bädern  u.  s.  w.  erfolgt  gegen  Gebuhren  nach  Ges.  v.  25.  Juni  1841, 
Art.  30.  Die  betr.  Einnahme  wurde  früher  anderswo  verrechnet,  seit  1887  bei  den 
genannten  Taxen. 

Zu  B.  5.  Die  Abgaben  für  die  Unterhaltung  der  Ströme,  schiffbaren 
Flüsse  und  Canäle  beruhten  zuletzt  auf  einem  Gesetz  v.  9.  Juli  1836  mit  Tarif 
und  auf  Specialtarifen  für  einzelne  Canäle.  Diese  Abgaben  sind  aber  durch  Ges.  v. 
19.  Febr.  1880  sämmtlich  aufgehoben  worden. 

Zu  B.  6.  Hierhin  gehören  mancherlei  verschiedene  Einnahmen,  Abgaben, 
Zölle  u.  dgl.  für  Fähren,  Brücken,  Schiffziehen,  Fischerei,  Jagd,  aus 
dem  Ertrag  der  Baumanpflanzungon  u.  dgl.  an  Canäien  und  Derartiges  mehr; 
gegebenen  Falls  nach  besonderen  Tarifen. 

Zu  B.  7.  Die  hier  genannten  Stempelerträge  rUhreu  aus  den  kleinen 
Stempeln  für  die  Bezettelungen,  Quittungen  u.  dgl.  in  der  Verwaltung  der 
indirecten  Steuern  her,  wie  sie  früher  mehrfach  erwähnt  worden  sind.  Sie  treten  also 
zu  den  Erträgen  des  sonstigen  allgemeinen  Stempelwesens  (S.  567)  noch  hinzu. 

Zu  B.  8.  Der  Ertrag  aus  Geldstrafen  und  Confiscationcn,  aus- 
schliesslich aus  dem  Gebiet  der  indirecteu  Steuern,  ist  nach  dem  Kriege,  von  1872 
an,  theils  durch  die  schärfere  Controle  und  die  Steigerung  der  Strafen, 
theils  durch  die  Einführung  neuer  indirecter  Steuern  erheblich  gewachsen.  Er  schwankt 
übrigens  begreiflicher  Weise  von  Jahr  zu  Jahr  stark  (Max.  1875  7,955,000  Frcs., 
Min.  1881  1,906,000  Frcs.,  1886  im  Definitivum  4,128,000  Frcs.).  Zahl  der  Proto- 
kolle über  Contraventioneu  1886  35,807,  1887  39,530  (Bull.  XXUI,  288). 

Mit  den  genannten  8  Einnahme  -  und  Abgabearten ,  die  immerhin  zusammen 
wieder  20  und  einige  Mill.  Frcs.  abwerfen,  sind  die  Erträgnisse  der  Steuerverwaltung 
noch  nicht  einmal  vollständig  vorgeführt    Es  kommen  noch  veischiedene  andere  vor. 
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von  welchen  einzelne,  wie  die  Zinsen  der  Steuercreditc ,  doch  auch  «och  Steuer- 
charactcr  haben.  Im  Voranschlag  f.  1S87  üuden  sich  noch  folgende  Ertragäposleu 
unter  der  Gcneraldirection  der  indirocten  Steuern  (in  1000  Frcs.): 

Erhebung  von  den  Gemeindon  für  Kasornirungskostcu   ....  2^VJ\) 

Entschädigung  Seitens  der  Städte  fUr  Octroidienst 478 

Preis  der  Bleie  (Plombirung)  bei  Salz,  Zucker,  Getränken,  Pulver  97 

Ueberwachungskosteu  der  Zuckerniedcrlageu  und  Sodafabriken    .  77.5 

Zinsen  der  Steuercreditc 52i) 

Einziehung  von  Vorschüssen  von  Gemeinden   f.  (iehalts-Abonne- 

ments  in  Betreff  der  Beamten 586 

Desgl.  von  Gemeinden  f.  Druck-  u.  dgl.  Kosten 264 

Desgl.    von    Spielkartenfabrikanten    als    Preis    des    gelieferten 

Papiers  u.  s.  w.  (s.  o.  S.  709) 159 

Desgl.  von  Beamten  f.  Preis  von  Instrumenten 21 

Verschiedene  und  zufällige  Einnahmen _.     •    _^   • 515.8 

Summe"  T  .    7  .~  4,926.3 


e.    Die  Zölle 
insbesondere  als  Verbrauchssteuern  (Finanzzölle). 

Das  französische  Grenzzollwesen  hat  auch  seit  1789  und  nach  der  Herstellung 
eines  einheitlichen  Zollgebiets  und  eines  allgemeinen  Tarifs  eigentlich  nur  in  zweiter 
Linie  als  eine  Einrichtung  des  Finanz-  und  Steuerwesens,  in  erster  als  eine  solche 
der  Handels-  und  Yolkswirthschaftspolitik  gedient  Das  Finanzinteresse, 
mit  Hilfe  der  Zölle,  besonders  der  Einfuhrzölle  dem  Staate  Einnahmen  zu  rerschaffen 
und  in  FinanziöUen  Verbrauchssteuern  zu  erheben,  spielte  freilich  immer  mit,  aber 
es  trat  nur  in  einzelnen  Perioden,  vornemlich  sogar  erst  seit  1871,  schärfer  hervor. 
Der  handelspolitische,  der  protectionistische  Gesichtspnnct  war  und  blieb  der 
beherrschende:  eine  Erscheinung,  welche  ja  auch  in  anderen  Ländern,  so  auch  in 
Grossbritannien,  beobachtet  wird,  in  Frankreich  aber  sich  besonders  frappant  zeigt, 
nach  momentaner  ZurUckdrängung  immer  wieder  hervortritt  und  das  Charactcri- 
stischc  bleibt. 

Namentlich  die  interessante  Geschichte  der  französischen  Zolltarif- 
Politik  seit  1789  ist  daher,  zumal  bis  1871,  weit  mehr  ein  Gegenstand  der  handels- 
politischen und  allgemein  volkswirthschaftlichen  als  der  finanzwirthschaftlichen  Be- 
trachtung. Eine  auch  nur  etwas  mehr  ins  Einzelne  gehende  Darstellung  dieser 
Geschichte  wird  von  selbst  zu  einer  allgemeinen  Geschichte  der  modernen  französischen 
Volkswirthschaft,  —  wiederum  mehr  als  das  anderswo  der  Fall  ist 

In  diesem  lediglich  iinanzwissenschaftlichen  Werke  liegt  auch  bei  der  Darstellung 
des  Zollwesens  einschliesslich  des  Tarifwesens  natürlich  wieder  eine  viel  begrenztere 
Aufgabe  vor:  das  Zoll-  und  Tarifwesen  gehört  streng  genommen  nur  als  Thdl  des 
Besteuerungswesens  hierher,  der  Finanzzoll,  nicht  der  Schutzzoll,  das  finanzpolitische, 
nicht  das  handelspolitische  Moment  interessiren  uns  allein  näher.  Indessen  bei  dem 
nahen  Zusammenhang  aller  dieser  Dinge  und  bei  der  Bedeutung,  welche  gerade  in 
Frankreich  auch  die  Schutzzölle  im  Ganzen  für  die  Einnahme  des  Staats  aus  den 
Zöllen  haben ,  ist  es  unmöglich,  die  handelspolitischen  und  Schutzzollfragen  hier  ganz 
unberücksichtigt  zu  lassen.  Ja,  die  Einwirkung  bestimmter  handelspolitischer  Ziel- 
puncte  und  der  diesen  gemäss  eingeschlagenen  Zolltarif-Politik  auf  den  Zollertrag  ist 
sogar  ein  (legenstand,  welcher  wieder  für  die  finanzwissenschaftliche  Betrachtung  des 
Zollwesens  wichtig  ist  und  wofür  die  französischen  Verhältnisse  und  Eifahrungon  be- 
sonders lehrreich  sind.  Deshalb  werden  im  Folgenden  in  der  Skizze  der  Tarifgeschichte 
und  in  den  statistischen  Daten  der  Zollerträge  diese  Seiten  des  Gegenstands  auch  nicht 
übergangen.  Aber  auch  hier  ist  der  leitende  Gesichtspnnct  für  die  Darstellung,  wie 
in  anderen  früheren  ähnlichen  Fällen  (britische  Zolltarif-Geschichte,  französ.  Geträuke- 
uud  Zuckerbesteuerung  u.  s.  w.),  immer  der  für  dies  Werk  gebotene:  alles,  was  nicht 
rein  finanzwirthschaftlicher  Art  ist  gehört  eben  nur  soweit,  als  es  für  die 
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Finanzen  Bedeotnng  behiüt,  hierher,  mag  es  an  sich  und  für  die  Volkswirthschaft 
u.  s.  w.  auch  das  viel  Wichtigere  und  Interessantere  sein.  Die  richtige  Grenzziehung 
und  die  nothwendige  Beschränkung  nach  diesem  Gesichtspunct  sind  freilich  hier  gerade 
nach  der  Lage  der  französischen  Dinge  besonders  schwierig. 

Mit  diesen  Bemerkungen  wird  ja  nur  etwas  aUgemein  Bekanntes  hervorgehoben, 
das  gleichwohl  oftmals  in  seiner  Bedeutung  nicht  genügend  gewürdigt  wird:  alle  Dar- 
stellung der  Finanzgeschichte  und  vollends  wieder  bloss  der  Steuergeschichte  eines 
Landes  sowie  der  Gestaltung  seines  l^nanz-  und  Steuerwesens  in  einem  bestimmten 
Zeitpunctc,  wo  man  gewissermassen  einen  momentanen  Stillstand  in  der  Entwicklung 
tingirt,  beruht  auf  einem  Isolirungsyer fahren,  alle  finanzwissenschaftliche  Dar- 
stellung auf  einem  Abstractionsver fahren,  welche  beide,  methodologisch  be- 
trachtet, berechtigt,  ja  nothwendig  sind,  aber  eben  doch  den  Vorgängen  und  Verhält- 
nissen in  der  Wirklichkeit  Zwang  anthun,  weil  etwas,  was  wie  Finanzen  und  Steuern 
in  engem  Zusammenhang  mit  Anderem  und  in  engster  beständiger  Wechsel- 
wirkung damit  steht  —  nach  der  Bedarfsseitc  mit  Geschichte,  Politik,  Ver- 
fassung, Verwaltung  des  Staats,  nach  der  Seite  der  Bedeck ungsmittelbe seh affung 
mit  der  ganzen  Volkswirthschaft  —  isolirt  für  sich,  ausser  diesem  Zusammen- 
hang und  dieser  Wechselwirkung,  „abstracf*  betrachtet  wird.  Eine  Schwäche  der 
concreten  Finanz-  und  Stcuergeschichte  und  der  ganzen  Finanzwissenschaft,  die  auf 
keinem  anderen  Gebiete  der  Besteuerung  vielleicht  so  bemerklich  als  gerade  im  Zoll- 
wesen ist,  zumal  wenn  es  sich  um  ein  Land  wie  Frankreich  handelt,  dessen  Tarif- 
politik  fast  immer  mehr  volkswirthschaftlichen  als  finanziellen  Zielen  und  Interessen 
gedient  hat.  Aber  freilich  eine  Schwäche,  die  sich  im  Grunde  in  allen  Zweigen  der 
Historie,  der  historischen  und  Geisteswissenschaften  und  eigentlich  ebenso  der  Natur- 
wissenschaften zeigt,  und  im  letzten  Grunde  nothwendig  aus  dem  begrenzten  mensch- 
lichen Erkenntniss- ,  Verstäudniss-  und  demnach  auch  Darsteliuugsvermögen  folgt, 
das  ans  eben  die  Dinge  nur  mittelst  jenes  gedankcnmässigen  Isolirungs-  und  Abstractions- 
verfiEÜirens,  nicht  auf  einmal  in  ihren  wirklichen  allgemeinen  Zusammenhängen,  Be- 
dingtheiten und  Wechselwirkungen  zn  erfassen  erlaubt. 

Auch  in  der  folgenden,  etwas  eingehenderen  chronologischen  Uebersicht 
der  Gesetze  n. s.  w.,  welche  in  der  üblichen  Weise  wie  in  den  früheren  Abschnitten 
hier  vorangestellt  wird,  beschränken  wir  uns  auf  die  Angabe  der  hauptsächlichen 
grandlegenden  und  Organisations-  u. dgl. Gesetze  und  der  wichtigeren  Tarif- 
gesetze, Handelsverträge  u.  s.  w.,  besonders  erst  der  neuesten.  Die  zahlieichen 
einzelnen  Gesetze,  „Ordonnanzen'*  (in  der  Königszeit  1814 — 1848),  „Decrete"  (in  der 
übrigen  Zeit)  über  Tarifpuncte.  welche  vornemlich  nur  von  handelspolitischer 
Bedeutung  sind,  werden  hier  absichtlich  übergangen.  Dafür  ist  auf  die  handeis-  und 
zollpolitische  Specialliteratur  zu  verweisen.  Das  Eine  oder  Andere  wird  unten  in 
der  Darstellung  mit  berührt  werden.  Ucbcr  die  Zuckerzollgesetze  s.  o.  S.  G51)  if. 
Sie  werden  im  Folgenden  nicht  wieder  alle  besonders  namhaft  gemacht,  wenn  auch 
hie  und  da  erwähnt 

Gesetzgebung.  Revolutionszeit  1790  fr.:  Vier  grundlegende  Gesetze: 
Aufhebung  der  inneren  Zölle  (traites)  durch  Ges.  v.  5.  Nov.  1790  (o.  S.  150). 
Neuer  allgemeiner  einheitlicher  Zolltarif  für  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  v. 
15.  März  1791.  Organisation  des  Zolldiensts  (Personal)  durch  Ges.  v.  (23.  Apr) 
1.  Mai  1791  und  Ges.  v.  (6.)  22.  Aug.  1791  (Zollverfahren,  Formalitäten  dos  Dicnsts, 
Verpflichtungen  des  Publicums  u.  s.  w.),  nach  manchen  späteren  Verändeningcn  die 
Grundlage  des  Diensts  und  Zollverfahrens  noch  gegenwärtig.  Dazu  die  Gesetzgebung 
über  Eutrepöts,  bes.  Ges.  v.  8.  Flor.    XI  (23.  Apr.  1803). 

Kriegszeit  (1793 — 1813).  Beginn  des  handelspolitischen  Kampfes  mit 
England  u.s.w.  aus  kriegspolitischen  Motiven  1793  (Dccr.  v.  1.  März,  19.  Mai, 
9.  Oct.  1798,  10.  Brum.  V  [31.  Oct.  1796]  u.  a.).  —  Bestimmungen  über  ZoU- 
zahlang  während  der  Assignatcnwirthschaft,  Ges.  v.  20.  Therm.  III  (7.  Aug. 
1795),  4.  Nivose  IV  (25.  Der.  1795),  14.  Therm.  IV  (1.  Aug.  1796,  Zahlung  der 
Zölle  wieder  ganz  in  Münze),  15.  Brum.  IV  (5  Nov.  1796,  Zollbeamten-Gehalte  wieder 
in  MtUize).  —  Ges.  v.  29.  Flor.  X  (Ermächtigung  der  Regierung,  von  sich  aus  Tarif- 
ändemngen  und  Prohibitionen  vorzunehmen,  also  bloss  vermittelst  .,Decrets'').  Er- 
neuter handelspolitischer  Kampf  gegen  England  Seitens  Napoleons  L,  Bor- 
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liner  Decr.  v.  21.  Nov.  1806,  Mail.  Decr.  v.  23.  Nov.  1807  und  17.  Sept.  1808,  Decr. 
V.  8.  Oct  1810  (Contiuontalsperre).  Tariferhöhungen  und  Prohibitionen  durch  ver- 
schiedcno  Gesetze,  Decrete,  bes.  aus  1803  (28.  Apr.),  1806  (30.  Apr.)  1810  (8.  Febr., 
10.  Aug.  u.  a.  m.). 

Periode  der  Restauration  (1814 — 1830).  Wiedereinführung  normaler  Handelä- 
und  Zollverhältnisse  durch  Yerschiedeno  Ordonnanzen  von  1814.  Festhaltung  und  Neu- 
begründung  eines  prohibitorisch-protectionistischen  Systems  der  Handels- 
und Zollpolitik  durch  Ges.  v.  17.  Dec.  1814  (Art  34  betr.  die  Berechtigung  der 
Regierung,  im  Falle  dringenden  Bedürfnisses  Tarifänderungen  u.  s.  w.  vorzunehmen). 
Dazu  einzelne  andere  Gesetze  tlber  Tarife  von  AVaarengruppen  (Getreide,  Wolle,  Eisen, 
Colonialwaaren  1814,  1815);  Ges.  v.  16.  Dec.  1814  (Freihäfen.  Marseille).  —  End- 
giltige  Begrtlndung  des  Zollweseus  durch  das  Ges.  v.  28.  April  1816,  nebst  Ge<. 
V.  27.  März  1817  und  21.  Apr.  1818  (Zollreglement,  Repression  des  Schmuggels),  Ord. 
V.  10.  Sept.  1817  (Marseiller  Freiheiten).  —  Weiterer  scharf  protectionistischer 
Au[sbau  des  Zoliwesens  und  der  Tarife  1819  ff. — 1826  (bes.  auch  f.  Landwirth- 
schaft,  Getreide,  Schafvolle,  Vieh  u.  a.  m.,  Golonialzucker ,  Eisen, 
Stahl,  Waaren  daraus,  Textilindustrie  u.  s.  w.,  Marine;  bes.  wichtige  Gesetze 
V.  10.  JuU  1819,  7.  Juni  1820,  7.  Juli  1821,  27.  Juli  1822,  17.  Mai  1826;  Schiff- 
fahrts-Yerträge  mit  Nordamerica  v. 24. Juni  1822  und  mit  Grossbritannien 
V.  26.  Jan.  1826). 

Periode  der  Julimonarchie  (1830 — 1848).  Fortdauer  der  protectioulstisch- 
prohibitoriscben  Richtung  der  Zollgesetzgebung,  nur  mit  geringen  Modificationen.  Ges. 
V.  9.  Febr.  und  27.  Febr.  1832  (tlber  Transitverkehr,  Entropots,  auch  im 
Innern).  Neues  Gesetz  über  Getreidezölle  v.  15.  Apr.  1832,  nach  Verlängerung 
durch  Ges.  v.  26.  Apr.  1833  die  Grundlage  bis  1860.  Verschiedene  kleine  Modi- 
ficationen dos  Prohibitiv-  und  Schutzzollsystems  durch  Ordonnanzen,  be- 
stätigt und  fortgebildet  durch  Ges.  v.  2.  Juli  1836,  Ges.  v.  5.  Juli  1836  (Einfuhrung 
des  sogen.  Veredelungsverkehrs,  d.  h.  Zulassung  zeitweiliger  zollfreier  Einfuhr 
fremder  Producte  durch  kön.  Ordonnanzen ,  zum  Zweck  der  Fabrikation  oder  Ver- 
feinerung, mit  der  Pflicht  der  Wiederausfuhr  in  bestimmter  Frist).  Wichtigere  Tarif- 
änderungen durch  Ges.  v.  6.  Mai  1841  und  9.  Juni  1845  th.  mehr  piotectionistisch 
(Oelsamen  u.  a. m.),  th.  etwas  entgegengesetzt.  —  Handelsverträge  mit  kleinen 
Goncessionen  mit  Belgien  v.  16.  Juli  1842  und  13.  Dec.  1845,  dieser  auf  6  Jahre, 
und  mit  Sardinion  v.  28.  Aug.  1843  (auf  4  Jahre,  u.  A.  differentielle  Ermässigung 
der  Viehzölle). 

Periode  der  zweiten  Republik  und  des  zweiten  Kaiserreichs  (1848 — 
1^70).  Fortdauer  des  bisherigen  handeis-  und  zollpolitischen  Systems,  doch  Beginn 
eingreifenderer  Modificationen  nach  dem  Staatsstreich  Napoleons  IIL  Bruch  mit  dem 
alten  System  und  Ucbergang  zu  „gemässigtem  Schutzzoll''  mittelst  eines  Systems 
„liberaler  Handelsverträge"  seit  1860.  —  Decr.  v.  10.  Juni  1848,  Ges.  v.  17.  Dec. 
1848  (erhöhte  Ausfuhrprämien,  Tarifmassregeln).  —  Handels-  und  Schifffahrts- 
verträge mit  mittelamerican.  Staaten,  mit  Belgien,  mit  Sardinien,  Russ- 
land, Beiden  Sicilien  1847 — 50.  —  Ermächtigung  des  Kaisers  durch  die 
neue  Verfassung,  von  sich  aus  Handelsverträge,  auch  in  Betreff'  der  Tarife, 
mit  verbindlicher  Kraft  des  Gesetzes  abzuschliessen  (Verfassung  v.  1852,  Art.  6,  Sen. 
cons.  V.  22.  Dec.  1852  Art.  3):  die  Handhabe  zu  den  späteren  Handelsverträgen  und 
Conventionaltarifen  von  1860  ff.  Tarifermässigungen  (u.  A.  PXt  Vieh,  einige 
Rohstoffe)  durch  verschiedene  Decrote  von  1852 — 59,  auch  Suspension  des  Ge- 
trcide Zollgesetzes  von  1832  in  Theucrungszeit  1853  ff.  und  länger  darüber  hinaus, 
bis  1859,  ebenfalls  durch  Decrete;  die  Tarifänderungen  dieser  Decrete  durch  Ges,  v. 
1850  und  1859  (ausser  für  Getreide)  dann  bestätigt. 

Einleitung  einer  „liberalen  Tarifreform'',  besonders  zur  Beseitigung  der 
Einfuhrverbote  und  zu  Tarifermässigungen  in  „Conventionaltarifen" 
vermittelst  des  Abschlusses  einer  ganzen  Reihe  von  „liberalen  Handelsverträgen", 
zuerst  mit  Grossbritannien  am  23.  Jan.  1860  (Grundsätze,  Tarifmaxima)  nebst 
Anhangs-Gonventionen  v.  12.  Oct.  und  16.  Nov.  1860  (Conventionaltarife).  Darauf 
weitere  ähnliche  Verträge  mit  Belgien  (1.  Mai  1861,  mit  Zusatz  r.  12.  Mai  1S63), 
Preussen  und  Zollverein  (2.  Aug.  1802),  Italien  (17.  Jan.  1863).  Schweiz 
(30.  Juni    1>i64),    Schweden   und   Norwegen  (14.  Febr.   1865),  Hansestädten 
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(4.  März  1865),  Mecklenburg  (9.  Juni  1865).  Spanien  (18.  Juni  1865),  Nieder- 
landen (7.  Juli  1866),  Portugal  (11.  Juli  1866),  Oestcrreich  (11.  Dcc.  1866), 
Kirchenstaat  (29.  Juli  1867);  ausserdem  mit  Japan  (25.  Juni  1866);  zusammen 
14  Yertr&ge.  (Die  angegebenen  Daten  sind  die  des  Vertragsabschlusses.  Davon 
unterschieden  die  Daten  der  Publicationsdecrete,  nach  denen  mitunter  auch  citirt 
wird,  und  die  Daten  des  Zeitpuncts,  an  dem  die  Verträge,  Tarife  u.  s.  w.  in  Kraft 
treten.  Gewöhnlich  10 — 12jühr.  Dauer,  mit  Recht  der  Aufkündigung  ein  Jahr  vorher 
und  sonst  stillschweigender  Fortdauer.) 

Wichtigere  neuere  Beformgesetze:  Ges.  v.  5.  Mai  1860  (Befreiungen  und 
Ermässigongen  bei  Rohstoffen.  Herkunfts-  und  Flaggenzuschlägen);  Ges. v. 

15.  Juni  1861  (kleine  feste  Getreidezölle  an  Stelle  der  „beweglichen  Scala'');   Ges.  v. 

3.  Juli  1861  (Handel  mit  den  Colon.  Antillen  und  Reunion);  Ges.  v.  16.  Mai  1863, 

4.  Juni  1864  (weitere  Tarifveränderungen  u.  a.  m.);  2  Ges.  vom  1.  Mai  1867  (Handel 
mit  Indien,  Fischerei,  Steinkohlenzoll  u.  a.);  Ges.  v.  17.  Juli  1867  (Handel 
von  Algier);  Ges.  ?.  11.  Juli  1868  (Colonialpolitisches  und  Tarifsachen).  —  Decr.  v. 

16.  Juli  1863  (Zoll  f.  Petroleum  und  SchieferOl).  —  Dazu  kommen  in  dieser  Periode 
die  wichtigen  Gesetze  über  Zucker  (s.  oben  S.  661,  666),  bes.  das  Ges.  v.  23.  Mai 
1S60,  Decr.  v.  16.  Jan.  und  24.  Juni  1861,  Ges.  v.  7.  Mai  1864  (statt  Gewährung 
eines  ZnckerrackzoUs  [Drawback]  „zeitweilige  zollfreie  Zulassung*'  von  Zucker  zur 
Raffinimng),  auch  die  Zuckerconvention  vom  8.  Nov.  1864.  —  Endlich  das  wichtige 
Ges.  V.  19.  Mai  1866  über  die  Handelsmarine  (Gleichstellung  der  fremden 
Flagge  mit  der  französischen  im  Tonnengeld  und  bei  dirccter  Einfuhr).  —  Noch  vor 
dem  Sturze  des  Kaiserreichs  wurde  bei  der  Verfassungsveränderung  im  Jahre  1869 
(Sen.cons.  v.  8.  Sept.  1869)  bestimmt,  dass  in  Zukunft  Veränderungen  in  den  Zoll- 
tarifen in  Handelsverträgen  erst  auf  Grund  eines  Gesetzes  giltig  würden. 

Periode  des  Kriegs  von  1870 — 71  und  der  dritten  Republik  seitdem 
(1870 — 1889).  Benutzung  der  Zölle  in  stärkerem  Maasse  zur  Erzielung  höherer 
Staatseinnahmen  in  der  Finanzuoth.  Rückschlag  gegen  die  Politik  der  Han- 
delsverträge, mit  ans  finanziellen,  überwiegend  aus  protectionistischen  Gründen, 
und  vermehrte  schutzzöllnerische  Tendenz,  aber  endgiltige  stärkere  Benutzung  der 
Zolle  zu  finanziellen  Zwecken,  schliesslich  doch  unter  Festhaltung  eines  Systems  von 
Handelsverträgen  mit  neuen  „Conventionaltarifen**  statt  des  „allgemeinen  Tarifs''; 
Tarife,  welche  aber  nach  Inhalt  und  nach  Höhe  der  Zollsätze  den  finanziellen,  nur 
wenig  jedoch  den  protectionistischen  Rücksichten  mehr  als  die  früheren  Conventional- 
tarife  entsprechen.  —  Noch  Ges.  v.  27.  Juli  1870  (Erhöhung  der  Zölle  bes.  auf  CafFee, 
auch  Cacao.  Tliee,  bei  Ausbruch  des  Kriegs  aus  finanz.  Grunde).  Ges.  v.  S.Juli  1871 
(Erhöhung  der  Zölle  f.  Zucker,  Caffee,  andere  Colonialwaaren.  Wein,  Branntwein,  Likör, 
aus  gleichem  Grunde).  Ges.  v.  11.  Juli  1871  (Uebergangsmassregeln  in  Betreff  des  Ges  v. 
8.  Juli).  Ges.  V.  26.  Juli  1872  (umfassendes  Tarifges.,  bes.  zur  Bezollung  der  fremden 
Rohstoffe);  dazu  Erlass  v.  18.  Aug.  1872.  Aufhebung  des  Ges.  v.  26.  Juli  1872 
durch  das  Ges.  t.  25.  Juli  1873.  Ges.  v.  30.  Dec.  1873  (4  7«  Zuschlag  zu  den  Zoll- 
sätzen des  allgem.  Tarifs,  und  andere  Tarifpunctc,  Art.  2,  4,  5).  —  Ges.  t.  15.  Febr. 
1875  (Behandlung  der  ZoUcredite).  Ges.  v.  19.  März  1875  (Reglementirungen). 
Ges.  V.  2.  Juni  1875  (Verschärfung  der  Zollcontrolen  u.  Strafen).  —  Neues  Ges. 
über  die  Handelsmarine  v.  30.  Jan.  1872  (wieder  Flaggcnzuschläge  und 
Zuschläge  f.  Waaren  aus  europ.  „Entreputs"  u.  a.  m.).  Aufhebung  der  Art.  1 
und  2  dieses  Gesetzes  (betr.  die  Flaggen  zuschlage)  durch  Ges.  v.  28.  Juli  1873. 
—  Einführung  einer  Abgabe  „zur  Deckung  der  Kosten  der  Handelsstatistik" 
durch  Ges.  v.  22.  Jan.  Is72  Art.  3.  —  Einführung  einer  Abgabe  zur  „Deckung  der 
Kosten  des  Quais"  („Quai-Abgabe")  in  Form  eines  Tonnengelds  für  beladene 
Schiffe  jeder  Flagge,  welche  aus  der  Fremde  oder  französ.  Colonieen  in  französ. 
Häfen  kommen,  durch  das  gen.  Ges.  über  die  Handelsmarine  v.  30.  Jan.  1872  Art.  0; 
modific.  durch  Ges.  v.  20.  März  1875. 

Frankfurter  Friedensvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  v.  10.  Mai 
1871,  worin  der  frühere  Handelsvertrag  mit  dem  Zollverein  nicht  wiederhergestellt 
wird,  aber  in  Art.  12  beide  Contrahenten  sich  zusagen,  sich  auf  dem  Fusse  der  meist- 
begünstigten Nation  zu  behandeln,  sofern  es  sich  um  Begünstigungen  in  Handels- 
verträgen mit  England,  Belgien,  Niederlanden,  Schweiz,  Oesterreich, 
Kussland  handelt.  Dadurch  sind,  ohne  einen  eigenen  Handelsvertrag  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland,  die  mit  den  genannton  dritten  Staaten  bestehenden  oder 
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neu  abgeschlossenen  Handelsverträge  fOr  den  französ.  -  deutschen  Handelsverkehr  in 
Betr.  der  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrabgaben.  Zollförmlichkeiten  u.  s.  w.  massgebend. 
Die  Schifffahrtsverträge  sind  wieder  in  Kraft  getreten,  doch  hat  sich  Frankreich 
vorbehalten,  von  deutschen  Schiffen  und  deren  Ladungen  Tonnen-  und  Flaggeugebflhren 
nvent.  zu  erheben,  aber  nicht  höher  als  von  den  Schiffen  u.  s.  w.  der  genannten  dritten 
Staaten.  Hiernach  liegen  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  keine  kündbaren 
Handelsverträge  vor.  Die  Behandlung  auf  dem  Fuss  der  meistbegünstigten  Nation 
dauert,  solange  Handelsverträge  mit  den  genannten  dritten  Staaten  Begünstigungen 
enthalten  und  solange  —  Frieden  besteht.  —  Ueber  den  Handelsverkehr  zwischen 
Elsass- Lothringen  und  Frankreich  während  einer  Uebergangszeit  (1872)  s.  die 
Zusatzcouvention  zum  Friedensvertrage  v.  13.  Oct.  1871. 

Ges.  V.  2.  Febr.  1S72  (Ermächtigung  der  Itegierung,  die  Handelsverträge 
mit  Grossbritannien  und  Belgien  in  passender  Zeit  zu  kündigen,  um  freie 
Hand  für  fiscalische  und  protectionistische  Tarifreformen  zn  ge- 
winnen). Kündigung  dieser  Verträge  am  15.  und  18.  März  1872.  Neue,  aber  nicht 
in  Kraft  getretene  Verträge  mit  Grossbritannien  v.  5.  Nov.  1872  u.  Belgieu 
v.  5.  Febr.  1873.  Abermalige  Verträge  mit  diesen  Staaten  v.  23.  Juli  1873,  wodurch 
die  früheren  von  1860/61  wieder  in  Kraft  treten.  Zusatz  zu  dem  Vertrag  mit  Gross- 
britannien  v.  24.  Jan.  1874;  zu  dem  mit  Belgien  v.  7.  Febr.  1874  und  29.  Sept  1879. 
Ges.  V.  14.  März  1873  (überhaupt  die  Conventionaltarife  provisorisch  in  Kraft  gelassen). 
Verfassungsges.  v.  16.  Juli  1875  (Art.  8  §  2,  Handelsverträge  nur  nach  Genehmigung 
beider  Kammern  giltig).  Normale  Ablauffrist  der  älteren  Handelsverträge  der  1860er 
Jahre  zwischen  31.  Dec.  1879  und  27.  März  1880.  Handelsvertr.  mit  Rnssland  v. 
1.  Apr.  1874  (Behandlung  auf  dem  Fuss  der  meistbegünstigten  Nation).  Ges  v.  4.Aug. 
1879  (Kegierung  ermächtigt,  die  bestehenden  Handelsverträge  zu  verlängern,  aber 
nicht  über  6  Monate  nach  Bekanntmachung  eines  neuen  „allgemeinen  Zolltarife**).  Ges. 
V.  20.  Juli  1881  (Regierung  ermächtigt  zur  Verlängerung  der  Handelsverträge  auf 
3  Monat,  v.  8.  Nov.  1881  an,  also  bis  zum  8.  Febr.  1882). 

Neuer  allgemeiner  Tarif  nach  Ges.  v.  7.  Mai  1881. 

Neue  Handelsverträge:  mit  Belgien  (31.  Oct  1881),  Italien  (3.  Nov. 
1881),  Oesterreich-Üngarn  (7.  Nov.  1881),  Niederlanden  (26.  Nof.  1881), 
Portugal  (19.  Dec.  1881),  Schweden  und  Norwegen  (30.  Dec  1881),  die  alle 
am  9.  Febr.  1882  in  Kraft  treten  sollten.  An  Stelle  des  holländischen,  den  die  holl. 
Kammern  nicht  genehmigten,  trat  ein  neuer  v.  24.  März  1882.  der  abermals  von  den 
holl.  Kammern  nicht  genehmigt  wird.  Weitere  Verträge  mit  Spanien  (6.  Febr. 
1882),  Schweiz  (23.  Febr.  1882).  Znsatzacte  mit  Portugal  v.  6.  Mai  1882.  — 
(les.  V.  2.  Febr.  1882  (Ermächtigung  der  Regierung,  die  in  Kraft  stehenden  Handels- 
und SchifTfahrtsverträge  bis  1.  März  bez.  15.  Mai  gegenüber  den  Mächten,  mit  denen 
neue  Verträge  abgeschlossen,  zu  verlängern).  Ges.  v.  20.  April,  4  Gesetze  v.  11.  Mai, 
3  V.  13.  Mai,  wodurch  die  Ratificirung  der  neuen  Verträge  mit  Italien,  Belgien, 
Spanien,  Schweden  und  Norwegen,  Schweiz,  Oesterreich-Üngarn,  Portugal  durch  den 
Präsidenten  der  Republik  genehmigt  wird.  Decrete  v.  13.  und  14.  Mai  1882  erklären 
diese  Verträge  für  ausführbar.  Ges.  v.  27.  Febr.  1882  (Behandlung  brit.  Producte 
auf  dem  Fuss  der  meist  begünstigten  Nation).  Ges.  v.  11.  Mai  1882  betr.  die  Ge- 
nehmigung der  l^tification  eines  Vertrags  v.  28.  Febr.  1882  mit  Gross britannien. 
Neuer  Vertrag  mit  Oesterreich-Üngarn  an  Stelle  des  von  1881  v.  18.  Febr.  1884, 
genehmigt  durch  Ges.  v.  8.  März  1884  (stets  kündbar,  endigend  6  Monat  nach  der 
Kündigung).  Neuer  Vertrag  mit  den  Niederlanden  v.  19.  Apr.  1884  mit  Special- 
tarif für  einige  direct  importirte  Waaren  (Ges.  v.  8.  Aug.  1885).  Ges.  über  die  be- 
sondere Bezollung  aller  Producte  aus  Rumänien  v.  7.  Aug.  1885.  Nach  Kün- 
digung des  H.V.  mit  Italien  zum  29.  Febr.  1888  starke  Erhöhung  des  Tarifs 
(auch  über  die  Sätze  de»  allgemeinen  Tarifs  v.  1882  hinaus)  für  wichtigere  italieo. 
Producte  durch  Ges.  v.  27.  Febr.  1S88  (Bull.  XXIU,  234.  Aehnlich  auf  Seite  Italiens 
gegen  franzOs.  Producte,  eb.  p.  330).  Auch  die  Türkei  gehört  vertragsmässig  zu 
den  meistbegünstigten  Staaten.  Von  europ.  Staaten  unterliegen  nur  Dänemark, 
(jriechenland  und  unterlag  bis  zu  dem  gen.  Vertrag  Holland  dem  allgemeinen 
Tarif,  der  sonst  nur  auf  den  Handel  aussereurop.  Länder  und  auf  die  nicht  in 
den  Conventionaltarifen  stehenden  noch  zoUfreien  Artikel  europäischer  L&nder  An- 
wendung findet. 


zolle.    Gesetzgebung.    Literatur.  789 

Neueste  Veränderungen  des  allgemeinen  Tarifs:  namentlich  Buckkehr  zu 
stärkerer  landwirthschaftlicher  Schutzzollpolitik.  Ges.  ?.  5.  Apr.  1884 
(u.  A.  Salz),  2  Gesetze  v.  28.  März  lbS5  (neue  und  höhere  Getreide-  und  Mehl- 
zOlle  und  höhere  Vi  eh  Zölle),  Ges.  v.  29.  März  und  5.  Apr.  1887  (abermalige  Er- 
höhung der  Getreide-,  Mehl-  und  Viehzölle).  Ges.  vom  KX.  Apr.  1889  (Roggenzoll 
erhöht);  and.  Ges.  v.  dems.  Tage  (Salzzölle).  —  Ges.  v.  5.  Juli  1887,  25.  Nof.  1887, 
26.  Febr.  1888,  29.  Mai  188S  (Erhöhung  der  Branntiveinzölle  und  Verlängerung 
der  Dauer  dieser  Erhöhung,  s.  o.  S.  654). 

Neues  Ges.  über  die  Handelsmarine  ?.  29.  Jan.  1881  (Schiffbau-  und  Schitf- 
üahrtspramien),  dazu  Bcglem.  im  Decr.  v.  29.  Juni  1881. 

Diese  fast  ein  Jahrhundert  umfassende  Uebersicht  der  Zoll-  und  Tarifgesetz- 
gebuug  bildet  ein  Gerippe  für  eine  liier  nicht  mögliche  eingehendere  allgemeine  Ent- 
wicklungsgeschichte des  französischen  Zollwesens  und  der  Tarifpolitik  und  bewahr- 
heitet schon  die  einleitende  Bemerkung,  dass  auf  diesem  Gebiete  der  handelspoli- 
tische Gesichtspunct  vor  dem  finanzpolitischen  der  beherrschende  war  und  blieb. 

Literatur.  Aus  der  reichen  Speciallitcratur  werden  auch  hier  nur  einige 
Weike  herausgehoben,  welche  vom  Verfasser  umfassender  benützt  worden  sind.  Weitere 
literar.  Nachweise  mehrfach  in  den  hier  genannten  Werken  selbst  wieder. 

Vornemlich  ulier  Tarifpolitik  und  deren  Geschichte:  Stourm  11,  eh.  IS, 
bes.  p.  61 — 90  (Zoll-  und  Tarifwesen  in  der  HinUberleitung  aus  dem  ancien  regime 
in  die  neue  Zeit).    Fournier  de  Flaix,  r^forme  de  l'imput  cn  France,  Par.  1885, 

1,  466  fr.  (Tarif  v.  1791).  Oomte  de  Butenval,  premier  tarif  g6n6r.  d.  douanes 
17S7 — 91,  Par.  1876.  Am«';,  6tude  sur  les  tarifs  de  douanes  et  sur  les  trait6s  de 
commerce,  Par.  Ib76,  2  vol.  (eingehende  (ieschichte  der  Tarifpolitik,  bes.  von  1786 
an,  bis  1876,  ein  vorzugliches  Werk,  gemässigt  freihändlerischer  Standpunct,  bes.  zu 
Gunsten  des  Systems  der  napoleon.  Handelsverträge).  Bacques,  douanes  fran«;.,  essai 
bist.  2.  6d.  Par.  1862  (kurzer  Abriss,  bes.  der  Entwicklung  der  Organisation  1815 — 62). 
M.  Chevalier,    examen   du   syst   commorc.   connu  sous  le  nom  du  syst,  protecteur, 

2.  ed.  Par.  1858.     Wolowski,  liberte  commerc  et  rcsultats  du  traite  de  commerce 
de  1860,   Par.  1860.     W.  Lcxis,    die  französ.  Ausfuhrprämien   im  Zusammenhange 
mit   der  Tarifgeschichte   und    Handelsentwicklung  Frankreichs   seit    der  Restauration, 
Bonn  1 870  (dies  in  jeder  Hinsicht,  namentlich  auch  methodologisch,  ausgezeichnete  Werk 
enthält  u.  A.  auch  einen  sorgfaltig   gearbeiteten   stoffreiclien  Abriss   der  allgemeinen 
Tarifgeschichtc  von  1789—1869,  S.  41—96).    üeber  die  Tarifpolitik  nach  dem  Kriege, 
ausser  Amc,   bes.  Mathieu-Bodot  passim,  bes.  über  die  Tarifpolitik  1871 — 73  in 
vol.  I,  eh.  2 — 4,  Amagat  passim,  bes.  part  IH,  eh.  8  p.  358  ff.    —    Ucber  die  Er- 
träge  der  Zollverwaltung   (incl.  Salz  unter  derselben,  o.  S.  615)  nach  Hauptposteu 
und  über  die  Hauptposten  der  Verwaltungskosten  und  sogen,  non-valcurs  (Escompte, 
Bflckzahlungcn,  Ausfuhrprämien  u.  s.  w.)  eine  lehrreiche  amtliche  Publication :  douanes 
et  sels,  tabl.  gt'ner.  des  recettes  etc.  (1789 — 1872),  Par.  1874  (Wiederabdruck  einer 
1865    in  wenigen  Exemplaren    abgezogenen   Statist.  Uebersicht,   deren  Exemplare  im 
Communeaufstaud  mit  dem  Finanzministerium  meist  verbrannten).  —  Wiederholt  haben 
in  Frankreich  über  die  Lage  von  Handel  und  Industrie  und  die  Tarifpolitik  Enqueten 
bez.  eingehende  Verhandlungen  im  Conseil  super,  du  commerce  stattgefunden,  auch 
zur  Vorbereitung  von  Tarifreformen.    So  1828.  1834,  1800,  s.  über  letztere  bes.  Am 6 
I,  eh.  14  (Materialien  f.  die  Feststellung  des  Couventionaltarifs  der  Handelsverträge  v. 
1860  ff.).    Zur  Vorbereitung  des  neuen  allgemeinen  Tarifs  v.  1881    Rapport  und  En- 
quete de  la  commission  du  tarif  grn6ral  de  douanes,  1878  ff. 

Die  älteren  Tarife  (1791 — 1854^  in  dem  amti.  Tarif  chronolog.  des  douanes  de 
France,  Par.  1855.  Der  Tarif  von  1860 — Ol,  nebst  Statistik  des  Handelsverkehrs,  der 
Zollerträge  (bes.  1857—59)  und  Daten  über  die  Zölle  von  1860  in  0.  Hübner's  Be- 
richten des  Statist.  Centralarchivs  Nr.  7  (Zollgesetzgebung  und  Handel  Frankreichs), 
Leipz.  1861.  Die  neueren  Tarife,  auch  die  einzelnen  Gesetze,  Handelsverträge u.  s. w. 
im  Preussischcn.  jetzt  Deutschen  Handelsarchiv,  in  Dejean'sCode  (1871  ff.\ 
im  ital.  Bulletino  dl  legislat.  e  Statist,  doganale  e  commerciale  (seit  1884  im  Italien. 
Finanzministerium  herausgegeben);  dann  seit  1877  im  Bull,  de  Statist  des  Finanz- 
ministeriums (so  u.  A.  Vergloichung  des  alten  allgemeinen  und  des  bisherigen  Cou- 
ventionaltarifs mit  dem  neuen  allgemeinen  Tarif  v.  1881  Bull.  IX,  459  ff.,  des  alten 
und  neuen  Oonventionaltarifs  mit  dem  neuen  allgemeinen  Tarif  Bull.  XI,  503  ff.,  des 

A.  WagD«r,  FinanswisRensebaft.  III.  oV 
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Kampftarifs  von  1S88  gegen  Italien  mit  dem  geltenden  allgem.  und  Gonrentionaltarif 
Bull.  XXIII,  235  £).  Der  Tarif  von  1881  auch  in  der  deutschen  amtL  Sammlung  der 
Zolltarife,  Berl.  1884  und  in  der  Beutner'schen  Sammlung  (Centrakerb.  deutscher 
Industrieller),  Berl.  1883.  Für  die  Zeit  bis  18C9  bez.  1876  ist  bes.  auf  die  Werke 
von  Lezis  und  Amt:  zu  verweisen,  deren  Daten  über  Gesetze  u.  s.  w.  auch  zu  der 
Zusammenstellung  der  obigen  Uebersicht  mit  benutzt  wurden. 

Vomemlich  über  Zollverwaltung,  Zollverfahren,  meist  ohne  Eingehen 
auf  das  Materielle  des  Tarifwesens:  Bibliographie  bei  Block,  dict  p.  818, 
Vignes  L  217—28«,  297—308,  314—320,  Josat,  p.  568—580.  Block,  dict.  Art. 
douanes  von  Ozenne,  auch  Supplemente,  Art.  entrepöts  und  einzelne  andere.  Im 
Say'schen  dict.  sind  die  betreffenden  Artikel  noch  nicht  erschienen.  Bourgat,  c^e 
des  douanes,  Par.  1848,  mit  späteren  Supplementen,  v.  Hock,  Cap.  6,  S.  236 — 31 S 
(Zollverwaltung,  Zollgesetz  und  -Verfahren,  Navigationsgesetze  n.  s.  w. ,  auch 
S.  278 — 305  über  den  Zolltarif,  meist  über  den  um  1856  geltenden;  in  der  Dar- 
stellung der  practischen  Puncte  wie  gewöhnlich  meisterhaft  und  unerreicht),  v.  Kauf- 
mann S.  460—501. 

Statistik.  Tableau  gencr.  du  commerce,  jährl.  grosses  Tabellen  werk :  letzter 
Band  f.  1887.  Darin  auch  Daten  über  den  Zollertrag.  Documents  Statist  r^unies  par 
l'administr.  d.  douanes.  Darin  längere  Ucbersichten ,  auch  über  die  Zollerträge.  Im 
Bull,  ausfuhrliche  Auszüge  aus  d.  tabl.  g6ncr.,  auch  über  die  Zollerträge  und  die  ein- 
zelnen unter  Specialrt^gime  stehenden  Handelszweige  (f.  1887  Bull.  XXIV,  403 — 431). 
Wichtigste  Daten  auch  im  Annuaire  stat  de  la  France.  Faure  p.  110  ff.,  194  S. 
(1868—87). 


ä)  Entwicklung  des  Zollwesens  und  Gang  der  Tarifpolitik. 

In  Betreff  des  letzteren  Puncts  muss  sich  die  Darstellung  hier  nothwendig  auf 
eine  Uebersicht  in  grossen  Zügen  beschränken.  Eine  solche  Uebersicht  ist  aber 
auch  zur  Würdigung  der  finanziellen  Seite  des  Zollwesens  als  einer  Besteuerungs- 
einrichtnng  nicht  wohl  zu  entbehren.  Tarifproben,  die  ohnedem  eine  Yergleichung 
mit  den  Preisverhältnissen  bedingen,  um  genügend  gewürdigt  zu  werden,  werden  nur 
ausnahmsweise  und  mehr  erst  für  die  neuere  Zeit  und  für  die  Finanzzölle  mitgetheilt. 
S.  für  die  Geschichte  der  Tarifpolitik  bes.  die  Werke  von  Am6  und  Lexis,  dann 
Mathieu-Bodet  und  Amagat  (Zolldebatten  von  1872 — 73). 

§.  310.  1.  Grundcharacter  und  Epochen  im  Ueber- 
blick.  Die  Geschichte  des  französischen  Zollwesens  und  namcDt- 
lieh  der  Zolltarif  -  Politik  wird  in  starkem  Maasse  vom  Gang  der 
allgemeinen  politischen  Geschichte  beeinflnsst,  wiederum 
mehr,  als  sich  dies  auf  jedem  anderen  Besteuerungsgebiete  zeigt 
Eine  Beobachtung,  welche  in  anderen  Staaten  ebenfalls  zu  machen 
ist,  aber  kaum  in  dem  Grade  wie  in  Frankreich.  Man  kann  daher 
die  Perioden  der  allgemeinen  Geschichte  denen  der  Zoll-  und 
Tarifgeschichte  passend  zu  Grunde  legen,  wie  es  schon  in  der 
vorausgeschickten  Uebersicht  der  Gesetzgebung  geschehen  ist. 

Aber  eigentliche  Epochen,  in  denen  eine  grundsätzlich 
verschiedene  und  practisch  erheblich  anders  wirkende 
Handels-  und  Zollpolitik  eintritt,  bilden  jene  Perioden  nicht  Von 
solchen  „Epochen"  kann  man  dagegen  etwa  folgende  vier  unter- 
scheiden: die  Zeit  von  1791-93,  von  1793—1860,  von  1860—71 
und  seitdem. 
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In  der  ersten  Epoche  wurde  das  neue  einheitliche,  das 
ganze  Staatsgebiet  umfassende  Landesgrenzzoll- 
system  und  der  allgemeine  Tarif  dafür  begründet.  Bald 
tritt  aber,  zunächst  in  Folge  der  Kriegsereignisse,  im  Zoll-  und 
Tarifwesen  eine  scharfe  Wendung  ein,  zu  Prohibitionen  der 
Einfuhr  gewisser  Waaren  und  in  einzelnen  Fällen  auch  der  Aus- 
fuhr und  zu  hohen  Schutz-  und  Finanzzöllen,  indem  das  Zollwesen 
als  politisches  Kampfmittel  und  von  Neuem,  ähnlich  wie  im 
Ancien  rögime,  als  Mittel  der  Protection  benutzt  wird.  So 
wird  unter  Napoleon  I.  der  Grundcharacter  der  Handels-  und 
Zollpolitik  wieder  durchaus  ein  prohibitorisch-protectioui- 
stischer,  neben  dem  das  rein  finanzielle  Interesse  in  zweite 
Linie  tritt.  Dieser  Character  bleibt  aber,  mit  kleinen  Schwankungen, 
vielfach  sogar  mit  Steigerungen,  besonders  in  der  Ausdehnung  des 
Schutzprincips  auf  die  Landwirth^chaft  und  deren  Producte 
(Getreide,  Vieh,  Wolle,  Oelsaaten)  in  den  folgenden  drei  Perioden 
der  politischen  Geschichte  Frankreichs,  unter  der  Restauration^  der 
Julimonarchie  und  der  zweiten  Republik  und  selbst  bis  in  die  erste 
Hälfte  der  Zeit  des  zweiten  Kaiserreichs  hinein  im  Wesentlichen 
gewahrt.  Eben  deshalb  ist  die  ganze  lange  Zeit  von  1793  bis 
1860  in  der  Hauptsache  als  Eine  Epoche  der  Handels-  und  Zoll- 
politik von  gleichmässigem  Grundcharacter  aufzufassen. 

Erst  durch  das  von  Napoleon  III.  aus  eigener  Initiative  herbei- 
geführte „System  liberaler  Handelsverträge",  das  mit 
Recht  öfters  den  Namen  dieses  in  diesem  Puncte  verdienten 
Herrschers  führt,  erfolgt  im  Jahre  1860  ein  grundsätzlicher 
und  practisch  bedeutsam  wirkender  Bruch  mit  dem 
historisch  durch  zwei  Menschenalter  überkommenen  prohibitorisch- 
protectionistischen  System  der  Handels-  und  Zollpolitik,  zu  Gunsten 
eines  gemässigten  Schutzsystems  mit  einem  „allgemeinen 
Zolltarif'  mit  höheren  und  „Conventionaltarifen''  zwischen 
den  Vertragsstaaten  mit  niedrigeren  Sätzen  und  ohne  Prohibi- 
tionen, wobei  nur  die  Finanzinteressen  in  Folge  der  An- 
wendung ähnlicher  Tarifgrundsätze  im  allgemeinen  Zolltarife  auf 
die  Finanzzölle  etwas  zu  wenig  Berücksichtigung  finden.  So  bildet 
die  Zeit  von  1860—70  eine  dritte  Epoche. 

Die  Finanzlage  nach  dem  deutschen  Kriege  nöthigte  dann 
auch  hier  dazu,  das  Zollwesen  —  „nach  nordamerikanischem 
Muster"  —  in  stärkerem  Maasse  als  Besteuerungseinrichtung 
zur  Beschaffung  grösserer  Staatseinnahmen  zu  benutzen.    Zugleich 
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aber  trat  ein  wirthschaftspolitischer  und  rein  politischer  Rückschlag 
gegen    das  System  der  Handelsverträge  ein,    der  besonders  ?on 
Thiers  unterstützt  zwar  in  seinen  neuen  Uebertreibungen   nicht 
durchdrang,  aber  doch  die  Handels-  und  Zollpolitik  wieder  mehr 
in  protectionistische  Richtung,  nur  jetzt  unter  besserer  und 
dauernder  Wahrung  des  Finanzinteresses,  hinein  trieb.    Diese  Be- 
wegung   lief    indessen,    nach    vorübergehender    Lossagung    vod 
Handelsverträgen,  deren  bindende  Wirkung  man  in  der  Notb  nach 
dem  Kriege  auch  als  finanziell  lästig  empfunden  hatte,  schliesslich 
in  ein  neues  System  von  Handelsverträgen  mit  massigeren  Con- 
ventionaltarifen  aus,  neben  welchen  letzteren  ein  neuer  „allgemeiner 
Tarif",    der    von    1881,    den    Protections-    und    Finanzinteresseo, 
ersteren  in  geringerem,  letzteren  in  höherem  Grade  als  die  früheren 
allgemeinen  Tarife,   auch  noch  Napoleons  III.  gerecht  zu  werden 
suchte.    Nur  auf  einem,  allerdings  besonders  wichtigen  Gebiete, 
dem    der    landwirthschaftlichen  Producte,    erfolgte    in  den 
letzten  Jahren  in  Getreide-  und  Vieh  zollen   eine  principiell 
und  practisch  bedeutsame  Rückkehr  zu  höheren  Schutzzöllen: 
aus  denselben  allgemeinen  Gründen,  wie  auch  in  anderen   euro- 
päischen Ländern,  wegen  der  empfindlichen  russischen  und  ost- 
europäischen, mehr  noch  transoceanischen,  namentlich  nordamerika- 
nischen Goncurrenz.  Im  Ganzen  kann  man  so  die  Zeit  seit  1871  bis 
zur  Gegenwart  als  eine  vierte  Epoche  der  französischen  Handels- 
und  Zollpolitik  zusammenfassen,   von  wieder  etwas  mehr  pro- 
ectionistischem  Character,  um  die  wirthschafUiche  Selbständig- 
keit und  eigene  Leistungsfähigkeit  des  Landes  mehr  als  nach  dem 
1860  angenommenen  System  zu  erhalten,  aber  doch  auch  in  dieser 
Hinsicht  von   ungleich  gemässigterer  Richtung  als  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahrhunderts,   und  zugleich  eine  Epoche,  welche  sieb 
von  allen    früheren  durch   stärkere  Ausnutzung  der  Zölle 
als    Quelle    von    Staatseinnahmen    characteristiseh   unter- 
scheidet. 

Die  Periodisirung  der  Geschichte  der  Handels-  und  Zollpolitik 
V  nach  den  Perioden  der  allgemeinen  politischen  Geschichte,  der 
grossen  französischen  Staatsumwälzungen,  ist  trotzdem  nicht  qd* 
fdchtig  und  nicht  werthlos.  Nur  muss  man  sich  auch  hier,  wie 
ajpf  so  vielen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  in  Frankreicb, 
ntcht  darüber  täuschen,  dass  diese  „Umwälzungen''  der  Staats- 
formen und  Verfassungen,  in  denen  die  Franzosen  trotz  eines  vollen 
Jf^hrhunderts  entgegengesetzter  Erfahrungen   immer  noch  das  Heil 
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suchen,  Dicht  tiberali  sehr  tiefgreifend  einwirken,  so  namentlich 
nicht  auf  dem  hier  besprochenen  Gebiete.  Die  jeweih'gen  Zeit- 
umstände, die  concreten  Bedürfnisse,  die  Strömungen  in  der  ö£fent- 
lichen  Meinung,  die  politischen  Einflüsse  und  die  MachtstelluDg, 
welche  die  verschiedenen  Interessentengruppen  unter  den  verschie- 
denen Staatsformen  und  Verfassungen  erlangen,  bestimmen  öfters 
doch  nur  Tempo  und  Maass,  in  welchen  eine  allgemeine 
Richtung  der  Handels-  und  Zollpolitik  zur  Durchführung  kommt, 
aber  nicht  die  allgemeine  Kichtung,  den  Grundcharacter 
dieser  Politik  selbst.  Das  lehrt  die  interessante  französische  Zoll- 
geschichte von  1793—1860  deutlich. 

§.  311.  2.  Erste  Epoche.  Begründung  des  einheit- 
lichen Zollgebiets  und  des  ersten  allgemeinen  Zoll- 
tarifs im  J.  1791.  Der  früheren  königlichen  Regierung  war  es 
trotz  ihrer  Machtitille  und  mehrfach  darauf  hinzielender  Bestrebungen 
nicht  gelungen,  den  Golbert'schen  Gedanken  zu  verwirklichen, 
nemlich  aus  dem  französischen  Staatsgebiet  ein  einheitliches  Zoll- 
gebiet ohne  innere  Zollschranken  und  mit  Grenzzöllen  nach  Aussen 
sowie  mit  einem  allgemeinen  Zolltarif  zu  machen.  Das  handels- 
politische und  Zollsystem  selbst  war  aber  seit  Colbert  nur  immer 
mehr  prohibitorisch-protectionistisch  geworden.  Darunter  blühte 
der  Schmuggel  und  litten  die  Zolleinkünfte  vom  ausländischen 
Verkehr,  welche  ohnedem  nach  den  Consumtionsverhältnissen ,  be- 
sonders nach  dem  nur  erst  massigen  Verbrauch  von  Colonialwaaren, 
noch  nicht  erheblich  sein  konnten. 

S.  0.  §  64.  In  dem  gen.  tabl.  gener.  des  reo.  etc.  (douanes  et  sels)  befindet  sich 
eine  Karte,  welche  das  französ.  Staatsgebiet  nach  den  drei  grossen  handelspolitischen 
tinippen  darstellt  (o.  S.  150).  Dem  Gcbictsumfang  nach  ist  die  zweite,  die  sud- 
liche  Gruppe,  die  „provinces  reputees  ctrangeres*',  zu  der  getrennt  davon  im  Norden 
ausser  Bretagne  und  Franche-Comt6  auch  das  französ.  Flandern,  Artois  gehörte,  fast 
noch  etwas  grösser  als  die  erste  Gruppe,  das  Gebiet  der  „cinq  grosses  fermes''. 
Innerhalb  des  südlichen  Haupttheils  der  zweiten  Gruppe  wurden  an  besonderen  Linien, 
welche  die  gen.  Karte  angiebt,  noch  die  Abgaben  der  inneren  „traites''  erhoben.  Die 
dritte  Gruppe,  die  „proyinces  ä  l'instar  de  l'ötranger  effectif'  bildet  in  den  Deutsch- 
land abgerissenen  Ländern,  den  drei  BisthUmeru  Metz,  Toul,  Verdun,  Lothringen  und 
Elsass  ein  in  sich  zusammenliängendes  Gebiet.  Ausser  diesen  standen  die  Freihäfen 
Ton  Marseille,  Bayonne,  Dilnkirchen,  kurze  Zeit  auch  (1789—90)  Lorient  mit  kleinem 
Gebiet  und  das  sog.  Pays  de  Gex,  an  der  Grenze  gegen  Genf,  wie  auch  Avignon  mit 
Gebiet,  ganz  ausserhalb  des  franzö%.  Zollgebiets.  Der  Ertrag  der  gesammten  traites 
(incl.  die  inneren  und  localen  Zölle  u.  dgl.  und  die  Abgaben  von  den  Einfuhren  aus 
den  französ.  Colonieeu,  das  sogen,  domaine  d'Occident)  war  im  letzten  6-jähr.  Pacht- 
vertrag (1787 — 92)  mit  28.44  Mill.  L.  dem  Staate  gewährleistet,  wovon  auf  die 
eigenUichen  Zölle  für  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  18.44  Mill.  veranschlagt  werden, 
etwas  höher  als  früher  Necker  annahm  (s.  o.  S.  149  und  tabl.  gen6r.  p.  9).  In  der 
Verwaltung  standen  damals  wie  von  Neuem  seit  Einführung  der  Salzsteuer  und  wie 
noch  gegenwärtig  (S.  615)  die  Zölle  in  Verbindung  mit  den  Salzsteuern  (gabelles,  o. 
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§  63,  gen.  Tabl.  enthält  auch  Über  die  Bezirke  der  verschiedenen  Gabellen  eine  Karte 
des  französ.  Staatsgebiets),  so  in  dem  Pachtvertrag  ?on  17S7  ff.  mit  58.56  Mill.  L, 
incl.  einiger  Ertragsantheile  rund  60  Mill.,  also  über  dreimal  so  viel  als  aus  deo 
Zöllen  erwartet  wurde !  AussenzOUe  und  Salzsteuem  zusammen  beim  Beginn  der  Re- 
volution mithin  78.44  Mill.  Beide  Abgabearten  müssen  wegen  der  gemeinsamen  Ver- 
waltung, daher  der  Regiekosten,  auch  im  Folgenden  mehrfach  zusammengefasst  werdea^ 

Noch  vor  1789  traten  indessen  Aendernngen  in  der  Handels- 
und  Zollpolitik  ein  und  umfassendere  wurden  wenigstens  versucht. 

In  ersterer  Hinsicht  hat  der  sogen.  Eden-Vertrag  von 
Versailles  zwischen  Frankreich  und  Grossbritannien  vom 
J.  1786  mindestens  auf  kurze  Zeit  dem  alten  handeis-  und  zoll- 
politischen Kriege  zwischen  beiden  Ländern  ein  Ende  gemacht, 
eine  Behandlung  auf  dem  Fusse  der  Gegenseitigkeit  und  wechsel- 
seitiger Rücksicht  herbeigelUhrt  und  für  eine  Reihe  wichtiger 
Artikel  der  Einfuhr  in  das  andere  Land  einen  Conventionaltarif 
mit  massigen  Zollsätzen  —  Fabrikate  meist  10,  12,  15  ^/^  vom 
Werth  —  festgesetzt.  Die  späteren  Revolutionskriege  haben  diesem 
handeis-  und  zollpolitischen  System  nur  zu  bald  und  auf  lange 
hinaus  ein  Ende  bereitet 

Geschichte,  zeitgenössische  Beurtheilung  und  practische  Wirkung  dieses  Vertrags 
sind  vielfach  behandelt  worden.  Freihändler  und  Schutzzöllner  weichen  im  Urtheü 
mitunter  stark  von  einander  ab,  wie  oftmals  beide  übertreibend.  Im  Ganzen  möchte 
ein  günstiges  Urtheil  das  richtigere  sein.  S.  Gomte  de  Butenval,  präc.  histor.  et 
6con.  du  träit6  de  commerce  entre  la  France  et  la  Gr.Br6tagne,  signd  k  Versailles  le 
28.  Sept.  1786,  Par.  1869.  Am6  I,  eh.  2.  Stourm  II,  17—60,  Wolowski,  Üb. 
comm.  p.  157  ff. 

Wichtiger,  weil  von  allgemeinerer  Bedeutung,  wenn  sie  ver- 
wirklicht worden  wäre,  würde  noch  die  tiefgreifende,  die  Grund- 
sätze des  britischen  Handelsvertrags  verallgemeinernde  handeis- 
und  zollpolitische  Reform  geworden  sein,  welche  die  Regierung 
der  Notabeinversammlung  von  1787  zur  Berathung  vorlegte. 

Sie  ging  hinaus  auf  Beseitigung  der  inneren  ZoUlinien,  Zusammenfassung  des 
ganzen  Staatsgebiets  in  ein  einziges  Zollgebiet,  Erhebung  von  allgemeinen  Ein-  und 
Ausfuhrzöllen  als  Grenzzöllcn  nach  einem  rationellen,  nach  Waarenclassen  gemäss  der 
Verarbeitungsstufe  abgestuften  massig  hohen  allgemeinen  Tarif  (Max.  für  fertige 
Fabrikate  12%  hei  der  Einfuhr,  ebenso  Max.  127o  bei  der  Ausfuhr  gewisser  Artikel), 
ferner  auf  Beseitigung  fast  aller  Einfuhrverbote,  bis  auf  fremde  Cattun-  und  Colonial- 
waaren,  und  der  Ausfuhrverbote  bis  auf  wenige  Kohstofie,  endlich  auf  Zulassung  des 
Transit-  und  EntrcpCtsverkehrs,  der,  vornemlich  auf  Andrängen  der  Unterschleif  dabei 
befürchtenden  Steuerpächter  seit  1688  untersagt  worden  war.  In  der  Notabelnversamm- 
lung  waren  es  besonders  die  Angehörigen  von  Elsass-Lotbringen  u.  s.  w.,  die  damals 
den  handelspolitischen  Particularismus  gegen  Frankreich,  wie  ihre  Nachkommen  heute 
gegen  Deutschland  vertraten  und  den  Eintritt  ins  französ.  Zollgebiet  scheuten,  weil 
sie  den  freien  Verkehr  mit  Deutschland  u.  s.  w.  festhalten  wollten ,  sich  auf  die  Zu- 
sagen bei  der  Annexion  ihrer  Gebiete  berufend.  S.  die  oben  S.  789  gen.  Schrift 
von  de  Butenval  über  den  tarif  gcn6r.  p.  19  ff,  36.    Stourm  I,  479,  II,  61— C4. 

Es  war  daher  ein  sicherlich  sehr  bedeutsamer  Schritt,  den  die 
constituirende  Versammlung  1790 — 91   machte,  indem  sie 
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im  Wesentlichen  das  Reformproject  von  1787  zur  Ausführung 
brachte,  —  eine  principiell  und  practisch,  volkswirthschaftlich  und 
finanzpolitisch  ausserordentlich  wichtige,  wenn  auch,  nach  dem  Ge- 
sagten abermals  keine  originale  Massregel  der  Revolutionszeit. 
Durch  die  vier  oben  (S.  785)  genannten  grundlegenden  Gesetze 
wurden  nunmehr  die  inneren  Zölle  (S.  150)  abgeschafft,  das 
ganze  damalige  französische  Staatsgebiet  2u  einem  einheitlichen 
nationalen  wirthschaftlichen  Markt-  und  Grenzzoll- 
gebiet gemacht,  dafür  ein  in  handeis-  wie  finanzpolitischer 
Hinsicht  leidlich  liberaler  allgemeiner  Grenzzolltarif  für  Ein-  und 
Ausfuhr  hergestellt,  welcher  „mit  Recht  als  der  freisinnigste,  den 
Frankreich  bis  zur  Periode  der  modernen  Handelsverträge  (von 
1860)  besessen  hat,  bezeichnet  werden  kann^'  (Lexis),  die  Zoll- 
verwaltung und  der  practische  Zolldienst  zweckmässig 
organisirt  und  das  Zollverfahren  gut  eingerichtet.  Damit  be- 
ginnt die  eigentliche  moderne  Zeit  französischer  Handels-  und 
Zollpolitik,  die  erste  unserer  oben  unterschiedenen  Epochen.  Dass 
dieselbe  nur  von  so  kurzer  Dauer  war,  lag  lediglich  an  den  bald 
ins  völlig  Masslose  sich  steigernden  revolutionären  Wirren,  den 
Excessen  der  Papiergeldwirthschaft  und  dem  Ausbruch  einer  kaum 
unterbrochenen  zwanzigjährigen  Kriegsära.  Erst  später,  nach  end- 
giltig  wiederhergestelltem  Frieden,  sollte  sich  zeigen,  welche  grosse 
Bedeutung  die  handeis-  und  zollpolitischen  Massregeln  von 
1790 — 91  besassen,  aber  freilich  auch,  wie  sie  in  Verbindung  mit 
der  erneuten  scharf  prohibitorisch-protectionistischen  Tarifpolitik, 
dem  emsig  gehüteten  und  sogar  noch  weiter  entwickelten  Erbtheil 
der  Revolutions - ,  Kriegs-  und  Kaiserzeit,  sich  als  Handhabe  für 
eine  Volkswirtbschafts-  und  Finanzpolitik  erwiesen,  die  1791  nicht 
im  Plane  gelegen  hatten. 

üeber  den  Tarif  v.  1791  ButcnvaTs  gen.  Schrift,  bes.  p.  82  tf.,  im  letzton 
Anhang  eine  Vergleichung  der  Zölle  der  Colbert'schen  Tarife  mit  denen  von  1791 
und  1876  fUr  wichtige  Fabrikate.  Arne  I,  52  0'.  Stourm  II,  65 — 75.  Fournier 
de  Flaix  I,  469  ff.  Lexis  S.  46  fl'.  Colbert'sche  »^rationelle"  Grundsätze  eines  „ge- 
mässigten Schutzzolls"  waren  der  Leitstern  im  Tarif  von  1791.  Wenige  Einfuhr- 
verbote nur  noch  (21,  wovon  aber  nur  7  im  protectionist.  Sinne),  weniger  und  un- 
wichtiger als  noch  1876  im  „allgemeinen  Tarif"  standen;  31  Ausfuhrverbote  noch, 
auf  wichtige  Bohstoti'ü.  Der  Einfuhr-Zolltarif  liess  die  hauptsächlichsten  fremden 
Bohstofie  und  Nahrungsmittel  (Getreide,  Vieh,  Wolle,  Flachs,  Häute,  Roheisen  in 
Gänzen  u.  s.w.)  frei  eingehen,  traf  andere  (so  Steinkohlen,  Seide,  Oele)  mit  c.  2VaVo 
des  Werths  und  ging  dann  bei  anderen  Artikeln,  Luxusnahrungsmitteln,  Specerei- 
waaren.  Halb-  und  Ganzfabrikaten  gruppenweise  auf  5,  7,  10,  12,  157o«  selten  bis 
auf20— 257o-  Am  Höchsten,  20— 307«,  waren  Weine,  Branntweine,  Liköre  belastet. 
Nach  diesem  ungefähren  Massstabe  waren  im  Tarif  dann  für  die  verschiedenen  Waaren 
speci fische  Zölle  bestimmt,  bei  denen  die  einzelnen  Sorten  einer  Waarengattung, 
besonders  der  Fabrikate,  im  Vergleich  mit  später  aber  nicht  sehr  eingehend  specia- 
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lisirt  waren.  Daher  war  der  Zoll  auch  bei  derselben  Gattung  je  nach  Qualität  und 
Sorte  verschieden  hoch.  Der  Ausfnhrzolltarif  umfasstc  immerhin  noch  80  Posten, 
namentlich  Weine  (nach  der  alten  Classification  nach  Herkunft  und  Eingangsweg), 
Vieh,  auch  Rohstoffe,  wie  Wolle,  Baumwolle,  Halbfabrikate,  wie  Leinengame.  Ge- 
treide war  aber  bei  der  Ausfuhr  zollfrei,  indessen  damals  aus  Gründen  der  inneren 
Politik  die  Ausfuhr  überhaupt  verboten,  was  jedoch  nur  als  Ausnahmemassrcgel  ge- 
meint war.  Die  Einrichtungen  des  Transit-  und  Entrepötverkehss  wurden  aber, 
abweichend  von  dem  liberalen  Plan  von  1787,  nicht  neu  geordnet,  weil  die  Interessenten 
dadurch  eine  Begtlnstigung  der  Einfuhr  von  Fabrikaten  fürchteten.  Auch  die  Stellung: 
der  Freihäfen  wurde  bald  verändert,  indessen  doch  bes.  ftlr  Marseille  modificirt 
beibehalten. 

Die  Organisation  der  Zollverwaltung  und  des  practischen  Zolldieusts 
erfolgte  fUr  die  leitende  centrale  und  obere  Verwaltung  nach  dem  Muster  von 
Necker's  Einrichtung  der  Regie  bei  den  aides  (1780),  indem  einem  Collegium  von 
8  Personen  die  Gentralverwaltung  und  je  einem  Director  in  den  eingerichteten 
20  Zoll  bezirken  die  obere  Localverwaltung  übertragen  und  diese  Personen,  neben 
festen  Gehalten,  auf  Tantiemen  von  den  Erträgnissen  angewiesen  wurden.  Der 
untere  eigentliche  Zolldienst  wurde  wesentlich  nach  den  Reglements  der  früheren 
ferme  g6n6rale  eingerichtet  (Ges.  v.  1.  Mai  1791,  Stonrm  H,  76—80).  Das  vortreff- 
liche Gesetz  über  das  Zollverfahren  v.  22.  Aug.  1791  aber,  noch  gegenwärtig  die 
Grundlage,  ist  wieder  nur  in  wesentlichen  Puncten  eine  Reproductiou  der  Zoll- 
Ordonnanz  von  1687,  wie  Stourm  im  Einzelnen  gezeigt  hat  (H,  81 — 85).  —  Die 
Aufhebung  der  Salzsteuer  hat  den  Dienst  der  Zollverwaltung  bis  zur  Wiedereinfüh- 
rung dieser  Steuer  im  Jahre  1806  (S.  612)  natürlich  vereinfacht  und  verwohlfeilert. 

lieber  die  finanzielle  Wirkung  des  neuen  Zollwesens 
und  besonders  des  Tarifs  von  1791  lässt  sich  bei  den  damaligen 
Zeitverhältnissen  und  dem  baldigen  Kriegsausbruch  und  der  Papier- 
geldwirthschaft  nicht  sicher  urtheilen,  zumal  die  vorhandenen  Rech- 
nungen z.  Th.  unzuverlässig  und  lückenhaft  sind.  Nach  diesen 
Daten  würde  sich  bei  massigem  Rohertrag  und  verbältnissmässig 
sehr  hohen  Verwaltungskosten  ein  erheblich  ungünstigeres 
Resultat  als  in  den  letzten  Jahren  der  Ferme  für  den  Staat 
ergeben. 

Nach  den  gen.  Tabl.  g6ncr.  p.  12  wäre  gewesen  in  1000  Frcs. 

1791. 

Rohertrag 24,533 

Regiekosten      ....       7,719 

Reinertrag 16.813 

7o  der  Kosten  v.  Rohertr.         3 1 .5 

1791  für  13  Monate  (v.  1.  Dec.  1790  an\  1793/91  für  1  Jahr  87,  Monate  (bis  1.  Ven- 
dcm.  m  oder  22.  Sept.  1794).  Im  letzten  Jahre  incl.  1,173,000  Frcs.  SchiftTahrtb- 
abgaben.  —  Die  Zahl  des  Yerwaltuugspersoualä  im  scrv.  s6dentaire  1,703,  im  sen*. 
actif  13,284,  zus.  15,047,  mit  6,916,000  Frcs.  Gehalten  u.  s.  w.;  ausserdem  im  Central- 
dienst  46  Beamte,  194,000  Frcs.  Kosten. 

§.  312.  3.  Zweite  Epoche.  Rückkehr  zu,  Fest- 
haltung und  weitere  Ausbildung  scharf  prohibi- 
torisch-protcctionistischer  Handels-  und  Zollpolitik, 
1793—1860. 

Wir  wollen  und  können  hier  nicht,  auch  nicht  einmal  cursorisch,  die  einzelneu 
Phasen  der  Entwicklung  und  vollends  Tarifeinzelheiten  verfolgen,  zumal  nicht  für  die 


1792. 

1793—94. 

20,996 

26,779 

S.404 

13,730 

1 2,592 

13,049 

40 

50 — 75 
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Periode  der  Rerolation  und  Napoleon's  I.,  wo  vieles  und  gerade  das  momentan  am 
Meisten  einschneidende  Einzelne,  wie  die  Massregeln  bei  der  Contlnentalsperre ,  doch 
nur  Tou  ephemerer  Bedeutung  war.  Unter  Verweisung  auf  die  oben  genannte  Lite- 
ratur muss  eine  allgemeine  Charakteristik  genügen,  bei  der  hier  aber  auch 
wieder  mehr  die  finanzpolitische,  als  die  an  sich  wichtigere  und  interessantere 
handelspolitische  Seite  heryorgehoben  wird.  Wir  betrachten  daher  namentlich  die 
£rtrags?erhältuisse  des  Zollwcscns  allein  etwas  näher  (nach  den  Daten  des  gen. 
tabl.  g^n^r.)  und  von  1817  an  auch  die  Einbussen,  welche  die  Zollerträge  durch 
die  Ausfuhrprämien  und  Rückzölle  (drawbacks)  erlitten  haben,  für  das 
Einzelne  dieses  Puncts  auf  Lexis*  erschöpfende  Darstellung  verweisend.  Die  Roh- 
und  Reinerträge  der  Zollverwaltung  sind  jader  finanzielle  Reflex  der  Tarifpolitik 
und  dieser  gerade  interessirt  am  Meisten  in  diesem  Werke.  Bei  dem  erwähnten 
administrativen  Zusammenhang  muss  dabei  nur  mitunter  auch  hier  der  Salzsteuer 
gedacht  werden. 

a)  Periode  der  Revolution  und  des  ersten  Kaiser- 
t  hums.  Mit  der  Ausartung  der  Revolutionsbewegung  zur  Schreckens- 
herrschaft, der  masslosen  Ausgabe  und  Entwerthung  des  Papier- 
geldes und  dem  Kriegsausbruch  hätten  die  neuen  Zoll-  und  Tarif- 
gesetze so  wie  so  ihre  practische  Bedeutung  grossentheils  einbUssen 
müssen.  Besondere  kriegspolitische  und  im  Inneren  ,,anti- 
reactionäre^^  Gesetze  und  Massregeln  in  Bezug  auf  den  auswärtigen 
Handel  führten  dies  Resultat  nur  noch  rascher  und  schärfer 
herbei. 

Einfuhrverbote  betreffs  der  Waaron,  namentlich  der  Fabrikate,  aus  den  Län- 
dern, mit  denen  Krieg  gefuhrt  wurde,  besonders  aus  Grossbritannien,  bald  förmliche 
Proscriptiou  britischer  Fabrikate,  so  dass  schon  der  Besitz  derselben  verdächtig 
machte,  Ausfuhrverbote  für  wichtige  Lebensmittel,  besonders  Getreide,  Ge- 
brauchsartikel und  Rohstoffe,  jede  Verletzung  mit  den  strengsten  Strafen  bedroht,  unter- 
banden unter  der  Herrschaft  des  Conveuts  wenigstens  jeden  legitimen  Verkehr  nach 
Aussen  vielfach  ganz,  natürlich  trotz  allem  zum  Theü  nur  zu  Gunsten  des  Schmuggels. 
Doch  zeigen  die  ZoUeinkünfte  nicht  sofort  einen  so  grossen  Rückgang,  als  man  nach 
dem  Allen  vermuthen  möchte,  freilich  bestanden  sie  aber  fast  ganz  aus  entwertheten 
Assignaten. 

Protection  istische  Wirkungen  musste  diese  Politik  als- 
bald haben,  wie  ja  ohnedem  die  rasch  sich  steigernde  Entwerthung 
der  Assignaten  in  derselben  Richtung  wirkte,  wenn  auch  unter 
dem  Zustand  im  Innern  das  Alles  nicht  gleich,  wie  es  in  ruhigen 
Zeiten  geschehen  wäre,  zur  Geltung  kam.  Bald  aber,  besonders 
unter  dem  Directorium  seit  1796,  verbanden  sich  auch  protectio- 
nistische  Tendenzen  mit  den  kriegspolitischen  Gesetzen  und 
Massregeln,  wodurch  dann  für  die  Zeit  wieder  eintretender  grösserer 
innerer  Ruhe  und  Ordnung  der  Umschwung  der  Handels-  und 
Zollpolitik  indieprohibitorisch-protectionistische  Richtung 
eingeleitet  war.  Die  ZoUeinkünfte,  die  aber  seit  1795  zur  Hälfte 
und  seit  Sommer  1796  vollständig  wenigstens  wieder  in  Münze 
zu  zahlen  waren,  sanken  in  dieser  Zeit  auf  ihren  geringsten 
Betrag. 
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der  neuen  Coneurrenz  Englands  und  unter  der  Beschränkung  ihres 
bisherigen  Absatzmarkts  zu  sehr,  als  dass  sie  nicht  bald  auch  von 
der  neuen  Regierung  hätten  berücksichtigt  werden  mUssen.  Und 
die  Vertreter  dieser  Interessen  waren  zudem  Factoren,  die  sich 
geltend  zu  machen  wussten  und  auch  aus  politischen  Gründen 
nicht  unbeachtet  bleiben  konnten.  So  kehrte  man  nach  kurzer 
Pause  zu  der  prohibitorisch-protectionistischen  Politik 
der  Revolutionsgesetzgebung  und  der  Kaiserzeit  noch  in  Gesetzen 
von  1814:  im  Wesentlichen  zurück.  Verbote,  hohe  Schutzzölle,  ur- 
sprünglich aus  Motiven  der  Kriegspolitik  hervorgegangen,  wurden 
damit  für  lange  ein  bleibender  Bestandtheil  des  geltenden 
Rechts  des  auswärtigen  Handels  und  des  Zollrechts  und  von  den 
Interessenten,  namentlich  der  Grossindustrie,  für  sich  und  ihre 
Arbeiter  als  ein  förmliches  Recht  in  Anspruch  genommen. 

Auch  wo,  wie  z.  B.  bei  Zucker,  das  finanzielle  Interesse  mächtiger  mitsprechen 
musste^  siegte  das  Interesse  der  Raffinerie  und  setzte  von  Neuem  das  Verbot  selbst 
au  Stelle  eines  noch  so  hohen  Schutzzolls  durch.  Die  Belehning  über  die  Gefährdung 
mancher  Interessen  durch  die  Ermächtigung  der  Regierung,  mittelst  blosser  Decrete  den 
Tarif  und  Verbote  zu  ändern  (s.  o.),  führte  jetzt  dazu,  diese  Ermächtigung  erhebÜch  zu 
beschränken,  namentlich  auf  Verfügung  ?on  Einfuhrverboten  und  Zollerhöhungen, 
nicht  auch  sie  für  Verminderung  der  Zölle  zu  gewähren,  ausser  bei  Rohstoffen  (Ges. 
V.  17.  Dec.  1814  Art.  34,  der  bleibende  Bedeutung  für  das  französische  Tarifrecht 
gewann).    (Am6  I,  71,  Vignes  I,  226V 

Nach  der  erneuten  Herstellung  des  königlichen  Regiments  im 
Jahre  1815  machten  sich  dann  sofort  oder  nach  und  nach 
viererlei,  sich  mehrfach  freilich  kreuzende  finanz-  und  handels- 
politische Einflüsse  geltend,  von  denen  aber  die  protectio- 
nistischen  doch  bald  und  dauernd  die  Oberhand  gewannen. 

Einmal  forderte  allerdings  jetzt  in  Folge  der  erheblich  ver- 
schlimmerten Finanzlage  das  Finanzinteresse  auch  im  Zoll- 
wesen mehr  Anerkennung  und  wurde  in  dem  Colonial-  oder 
Specereiwaaren-Zweige  und  bei  den  Rohstoffen  auch  mehr 
wahrgenommen.  Anderseits  trat  diesem  Bestreben  auch  hier 
bei  dem  besonders  wichtigen  Artikel  Zucker  sowohl  das  Interesse 
der  heimischen  Raffinerie  als  namentlich  bald  auch  dasjenige 
der  Colonien  und  der  inländischen  Rübenzuckerindnstrie 
in  Betreff  des  Rohzuckers  hemmend  und  kreuzend  entgegen  (§.  266), 
wie  weiter  das  Interesse  der  Rhederei  und  Schifffahrt, 
welche  das  Monopol  oder  wenigstens  die  Bevorzugung  der 
heimischen  vor  der  fremden  Flagge  und  der  directen 
transoceanischen  vor  der  indirecten  Einfuhr  der  Colonialwaaren 
und  Rohstofle  aus  europäischen  Zwischenhäfen  (Entrepöts,  England, 
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Holland,  Belgien)  verlangten.  Drittens  gewann  das  Interesse 
der  Industrie  überhaupt,  besonders  der  Textii-,  zumal  der 
BaumwoU-  und  Wollindustrie  und  der  Eisenindustrie,  nunmehr 
vollends  einen  grösseren  Einfluss.  Auch  benöthigten  einige  Indu- 
strieen  bei  einer  hohen  Besteuerung  ausländischer  Rohstoffe,  wie 
Baumwolle,  auch  Schafwolle,  oder  bei  einer  inneren  Besteuerung, 
wie  später  in  der  Zuckerindustrie,  eine  Wahrnehmung  ihrer 
speciellen  Exportinteressen  mindestens  in  der  Form  der  Rück- 
gewährung des  Rohstoffzolls  (bez.  der  inneren  Steuer)  bei 
der  Ausfuhr  von  Fabrikaten  aus  diesem  Rohstoff  (drawbacks). 
Dazu  traten  aber  auch  wirkliche  Ausfuhrprämien.  Endlich 
viertens  machten  sich  nunmehr  auch,  besonders  bei  den  niedrigen 
Getreidepreisen  seit  1818,  die  Interessen  des  ländlichen  Grund- 
besitzes und  der  Landwirt hschaft  immer  mächtiger  geltend. 
Und  wenn  auch,  wie  immer,  hier  wichtige  Interessencolli- 
sionen  zwischen  Industrie  und  Landwirthschaft,  Rohstoffproduction 
und  -Verbrauch,  Industrieen  der  Halb-  und  Ganzfabrikate,  in 
Frankreich  noch  besonders  zwischen  den  auf  Absatz  ins  Ausland 
stark  mit  angewiesenen  Weinbaugegenden  und  den  Weinexport- 
Häfen  einer-,  den  übrigen  agrarischen  und  industriellen  Pro- 
ductionszweigen  anderseits  vorlagen,  so  kam  es  doch  zu  Com- 
promissen  und  zur  Anerkennung  einer  gewissen  Solidarität 
aller  Productionsinteressen  und  damit  zu  einem  vereinten 
Streben  nach  einer  prohibitorisch- hochschutzzöll- 
nerischen  Handels-  und  Zollpolitik.  Diesem  Streben 
wurde  in  der  Gesetzgebung  die  errungene  politische  Stellung 
der  Grossindustrie  und  des  Grundbesitzes  und  die  noth- 
wendige  Rücksichtnahme  der  Restaurationsregiernng  und  vollends 
der  Jalimonarchie  auf  diese  politischen  Machtfactoren  förderlich. 

So  siegte  schon  in  dem  grundlegenden  Gesetz  vom  28.  April 
1816  der  protectionistische  Gesichtspunct  und  weitere  Gesetze  der 
nächsten  Jahre,  namentlich  von  1817 — 26,  seit  1819  auch  besonders 
mit  zu  Gunsten  der  Landwirthschaft,  bauten  ein  prohibi- 
torisch-hochschutzzöllnerisches  Handels-  und  Zollsystem 
aus,  das  dem  des  Ancien  regime  an  Strenge  nichts  nachgab,  es 
vielfach  darin  und  in  „rationeller  Folgerichtigkeit"  übertraf,  von 
dem  1791  angenommenen  aber  ausserordentlich  weit  abwich. 

Das  Finanzinteresse  trat  dabei  nothwendig  wieder  in 
zweite  Linie.  Unter  der  endgiltig  erreichten  politischen  Ruhe 
lebte    die  Volkswirthschaft    und    der  Verkehr  mehr  auf  und  die 
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ZoUeinkünfte  stiegen  denn  auch,  wenn  schon  bis  gegen  1840  nur 
langsam  und  massig,  erst  dann  erheblicher.  Die  ,,kleine''  Juli- 
revolution  von  1830  markirt  sich  hier  nicht  gerade  scharf  und  nicht 
dauernd  ab.  Aber  das  System  der  Rückzölle  (drawbacks) 
und  Ausfuhrprämien,  welches  sich  seit  1817  entwickelte, 
gewann  bald  grosse  finanzielle  Bedeutung  fUr  den  Staat  und 
entzog  der  Zollcasse  viele  Millionen.  Das  war  zum  erheblichen 
Theil  eine  reineEinbusse,  da  mehr  rückvergütet  wurde,  als  an 
Zöllen  und  Steuern  erhoben  worden  war.  Auch  die  Rückzölle 
(drawbacks)  hatten  wie  die  Ausfuhrprämien  insofern  einen  „grati - 
ficatorischen"  Character  (Lexis). 

S.  fUr  das  Einzelne  die  oben  S.  7&G  in  der  Uebersicht  der  Gesetzgebung  ge- 
nannten Gesetze,  bes.  aus  1816 — 1S26.  Am6I,  eh.  5  ff.,  Lexis  S.  58  ff.  Die  Tarif- 
geschichte der  einzelnen  Zweige  und  Artikel  kann  liier  nicht  näher  verfolgt  werden. 
Sie  ist  auch  ganz  überwiegend  nur  ?on  handelspolitisch  em  Interesse.  Daher  hier 
bloss  noch  wenige  Bemerkungen. 

Die  Belegung  der  Rohstoffe  mit  z.  Th.  hohen  Einfuhrzöllen  hatte  bei  den 
noth wendig  aus  fremden  Ländern  zu  beziehenden,  wie  vor  Allem  bei  Baumwolle, 
lediglich  einen  finanziellen  Character,  der  betreffende  Zoll  war  Finanzzoll.  Aber 
auch  bei  diesen  wie  bei  solclien  Rohstoffen  und  sonstigen  Producten,  welche  die 
eigenen  französischen  Colonieen  liefein  konnten  und  lieferten,  besonders  bei 
Zucker,  wurde  das  Finanzinteresse  wieder  durch  das  Mitspielen  protectionistischer 
Rücksichten  geschädigt.  So  bei  dem  Zoll  zu  seh  lag  bei  der  Seeeinfuhr  unter  fremder 
Flagge  oder  zu  Lande  und  bei  der  „indirecten"  Einfuhr  aus  europäischen 
Zwischenhäfen  („Entrepots")*  statt  diroct  aus  den  (überseeischen)  Prodactions- 
ländern,  wodurch  die  heimische  Rhedcrei  begünstigt  werden  sollte;  ferner  bei  dem 
höheren  Zoll  des  fremden  gegenüber  dem  französischen  Colonialzucker. 

Bei  anderen  Rohstoffen  für  die  Industrie,  wie  Schafwolle,  Flachs,  Oel- 
samen,  Steinkohle,  handelte  es  sich  namentlich  um  Schutzzölle  für  die  be- 
treffenden gleichen  heimischen  Producte  der  Landwirthschafl  und  des  Bergbans,  wobei 
das  Finanzinteresse  von  vornherein  nur  secundär  war,  wenn  auch  nicht  fehlte. 

Manchfach  noch  wichtiger,  als  die  Prohibitiv-  und  Hochschutzzoll-Politik  auf 
dem  Gebiet  der  Industrie  —  wobei  Textil-  und  Metallindustrie  im  Ganzen 
dauernd  im  Vordergrund  stehen  —  war  in  der  hier  besprochenen  Periode  die  agra- 
rische Schutzzollpolitik,  besonders  für  Getreide,  Vieh,  Rohstoffe  der  Industrie 
wie  Schafwolle,  Flachs,  Oelsamen.  Diese  Politik  tritt  namentlich  unter  der 
Restauration  so  scharf  und  mächtig  hervor,  dass  sie  fast  mehr  noch  als  die  industrielle 
und  maritime  Schutzzollpolitik  der  Periode  ihr  Gepräge  gegeben  hat. 

Das  Characteristische  ist,  dass  der  in  der  Zeit  des  ancien  regime  und  aus  poli- 
tischen Gründen  noch  in  gesteigertem  Maasse  in  der  Revolntions-  und  Kaiserzeit  (bes. 
seit  1810)  durchaus  vorherrschende  „theueru  ngspolitische''  Gesichtspunct  des 
„Consumenteninteresses",  mit  in  der  Regel  freier  Einfuhr  der  agrarischen  Nah- 
rungsmittel und  in  Theuerungszeiten  mit  Ausfuhrverboten,  dem  Gesichtspunct  des 
agrarischen  „Producenteninteresses''  fast  vollständig  weicht.  Die  bekannte 
agrarische  Krise,  die  bald  nach  dem  Hungerjahr  1S16/17  dauernd  eintrat,  hat  daza 
freilich  beigetragen,  aber  die  Entwicklung  wurde  durch  die  allgemeinen  politischen 
Verhältnisse  der  Restaurationszeit  mit  hervorgerufen  und  stark  begünstigt  Schon  1S14 
wurde  die  Getreidehandelspolitik  der  letzten  Jahre  Napoleon 's  verlassen  und  die  Aus- 
fuhr von  Getreide  freigegeben  (gegen  ein  kleines  Wagegeld),  solange  der  Mittelpreis 
in  drei  Gebietsabtheilungen,  in  die  man  für  diese  Gesetzgebung  das  Land  eingetheilt 
hatte,  eine  gewisse  Höhe  nicht  überstiegen  hatte  (p.  Hectol.  Weizen  23,  21,  19  Frcs.). 
Die  Einfuhr  blieb  aber  auch  jetzt  noch  frei  (Ges.  v.  2.  Dec.  1814).  Dabei  verblieb 
es  1810  auch  noch  '50  (>ent.  p.  lOO  Kil.  Getreide  und  Mehl,  als  kleiner  Finanzzoll 
bei  der  Einfuhr).     In  dem  Theucrungsjahr  181C — 17   ging  man  sogar  vorübergehend 
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ZQ  Einfahrprämien  über.  Das  später  eintretende  starke  Steigen  der  Getreidepreise, 
das  Erscheinen  rassischen  Getreides  in  Sudfrankreich,  das  Beispiel  Englands  führten 
aber  dann  za  dem  landwirthschaftlichen  Schatzzollsystem. 

Im  Ges.  T.  IG.  Jali  1819  wardc  namentlich  die  Getreideein  fahr  unter  das 
System  der  gleitenden  Zollscala  gestellt;  bei  gewissen  mittleren  Preisen  be- 
stand ein  massiger  Zoll,  welcher  bei  einem  höheren  Preise  sank,  bei  einem  niedrigeren 
progressiv  stieg,  bis  bei  einem  gewissen  Minimalpreise  Einfuhrverbot  eintrat,  wobei 
die  Einfuhr  unter  fremder  Flagge  und  zu  Lande  in  allen  Füllen  einem  höheren 
Zoll  unterlag.  Die  Ausfuhr  war  gegen  einen  kleinen  Zoll  (7«  Frc.)  erlaubt,  solange 
jene  mittleren  Preise  nicht  überschritten  waren.  Diese  „Kornzollgesetzgebung''  wurde 
durch  die  Gesetze  v.  7.  Juni  IS'iO  und  4.  Juli  1821  noch  mehr  in  protectionistischer 
Weise  ausgebildet,  nach  Lage  der  Umstände  fast  mit  prohibitorischcr  Wirkung,  und 
verblieb  so  bis  1830  bez.  1832.  Hier  wurde  eine  etwas  liberalere  Gesetzgebung, 
welche  die  Kegierung  plante,  nur  mit  Modificationen  angenommen,  so  dass  es  im 
Wesentlichen  bei  der  früheren  blieb,  nur  die  Ein-  und  Ausfuhrverbote  bei  gewissen 
Preisen  durch  Zölle  ersetzt,  Landweg  dem  Wasserweg  unter  französischer  Flagge  gleich- 
gestellt und  der  Zuschlag  für  fremde  Flagge  vermindert  wurde  (Ges.  v.  15.  Apr.  1882, 
durch  Ges.  v.  26.  Apr.  1SS3  „bis  zur  Tarifreform",  thatsächlich  so  bis  nach  1860, 
verlängert).     (Ame  I,  eh.  6  und  p.  185  if.,  Loxis  S.  64  ff.,  74.) 

Eine  ähnliche  Entwiciclung  trat  bei  Vieh  ein,  wo  der  niedrige  Einfuhrzoll  von 
1816—1822  auf  c.  10%  vom  Werth  erhöht  wurde  (für  gemä.steto  Ochsen  von  3  auf 
50  Eres.  p.  Stück,  Ges.  v.  27.  Juli  1822);  femer  bei  Schafwolle,  wo  das  frühere, 
dem  indostriellen  Interesse  dienende  System  des  Ausfuhrzolls  nun  im  agrarischen 
Interesse  dem  des  Einfuhrzolls  wich  und  diese  Zölle  weiter  erhöht  wurden,  auch 
sich  ein  System  der  Ausfuhrprämien  für  Wollwaaren  anschloss  (Ges.  v.  7.  Juni 
1820,  Decrete  v.  1823—25,  Ges.  v.  17.  Mai  1826).  und  ähnlich  war  der  Verlauf 
bei  anderen  Agrarproducten  (Flachs  u.  s.  w.).  (S.  Ame  I,  125  ff.,  143  ff.  und  passim, 
Lexis  S.  66  ff.) 

Mit  im  iiscalischen ,  aber  überwiegend  doch  auch  wieder  im  protectionistischen 
Interesse  erfolgte  auch,  sogar  zum  Tlieil  aus  parlamentarischer  Initiative,  eine  Ver- 
schärfung der  Massregeln  gegen  Schmuggel  und  eine  Erweiterung  der  bezüg- 
lichen Controlrechte  der  Verwaltung.  So  besonders  eine  Ausdehnung  des 
Rechts,  nicht  bloss  in  der  Grenzzone,  sondern  im  ganzen  Staatsgebiete  nach  aus- 
ländischen, Einfuhrverboten  unterliegenden  Textilwaaren  Nachforschungen  vorzu- 
nehmen.   (Ges.  V.  1816.) 

§.  314.  Gelegentlich  traten  freilich  nicht  nur  ein  Stillstand  in 
der  dargelegten  Entwicklung,  z.  B.  1826  ff.  für  einige  Zeit,  sondern 
auch  wohl  kleineRUckschläge  gegen  die  herrschende  Handels- 
and Zollpolitik  ein,  aber  sie  waren  nicht  von  erheblicher  Bedeatung, 
und  worden  durch  anderweite  Massregeln  in  schutzzöUnerischer 
Richtung  (z.  B.  noch  1845  in  Betreff  des  Zolls  auf  Oelsaaten) 
mehr  als  aufgewogen.  Finanzpolitisch  am  Wichtigsten  waren  die 
mehrfachen  Aenderungen  im  System  der  Zuckerzölle  und 
Zuckerprämien  und  die  mit  den  Zollfragen  in  naher  Verbindung 
stehende  Einführung  und  Entwicklung  der  Rübenzuckersteuer 
(§.  266  ff.). 

Die  drei  sich  ablösenden  Regierungen  von  1814—15,  1830  und 
1848  bezeichnen  auf  diesem  Gebiete  im  Uebrigen  keinerlei  wesent- 
liche Aenderung  oder  auch  nur  Markirung,  kaum  eine  Nuance  in 
Tempo  und  Maass  der  wesentlich  gleichbleibenden  Richtung  der 
Handels-  und  Zollpolitik. 
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Das  agrarische  Interesse  waltete  unter  der  Bestauration  noch  ein  wenig  mehr 
als  unter  der  Julimonarchie  vor.  Die  Getreidezollgesetzgebang  von  1830  und  1S32 
(Gesetz  v.  15.  April)  war,  wie  gesagt,  wenigstens  ein  Bischen  liberaler  als  die  frühere. 
Unter  Loois  Philipp  war  anderseits  der  Einfluss  des  ,,Privatkapitals*',  der  Grossindustrie 
als  eines  politischen  Machtfactors ,  mit  dem  zu  rechnen  war,  aus  bekannten  Gründen, 
noch  grösser  als  unter  der  Bestauration,  was  sich  auch  in  der  Handels-  und  Tarif- 
politik zeigte.  Die  Aenderung  der  Yerkehrsverhältnisse  bahnte  einige  Erleichterungen 
an.  Der  aus  schutzzöllnerischen  Gründen  gefürchtete  Transitverkehr  wurde  auf 
die  Einfuhrverboten  unterliegenden  Waaren  ausgedehnt  und  sonst  erleichtert  (Durch- 
fuhrzoll 50,  dann  25  Cent.  p.  100  Kil.  oder  25,  dann  15  Cent.  p.  100  Frcs.  Werth, 
nach  Wahl  des  Declaranten,  sog.  Wagegeld.  Ges.  v.  9.  Febr.  1832).  Im  Jahre  1842 
wurde  dieser  Durchfuhrzoll  aufgehoben  (Ord.  v.  10. Dec.  1842).  Die  Erleichterung 
des  Transitverkehrs,  ferner  die  Organisation  des  Entreputwesens  im  Inlande  wurde 
aber  nur  gegen  die  Opposition  der  Interessenten,  der  Seehäfen,  entwickelt  (Ges.  v. 
27.  Febr.  1832).  Der  Gedanke  einer  Zollunion  mit  Belgien  tauchte  auf,  fand  in 
politischen  Erwägungen  —  auch  den  Vorgängen  in  Deutschland  gegenüber  — 
seine  Unterstützung,  aber  bei  den  Industriellen,  welche  sich  durch  die  belgische  Con- 
currenz  gefährdet  sahen,  lebhafte  Ablehnung.  Es  kam  mit  Nachbarstaaten,  wie 
Belgien,  Sardinien,  nur  mit  Muhe  zu  Handelsverträgen,  welche  bloss  kleine  Zu- 
geständnisse im  Einfuhrtarif  für  einige  Waaren  enthielten  und  nur  auf  kurze  Zeit 
abgeschlossen  wurden,  um  auch  an  solche  „Concessionen''  nicht  zu  lange  g^ebundeo 
zu    sein. 

Die  ephemere  „zweite  Republik*'  von  1 84S  hat  vollends  auf  diesem  Gebiete  wenig 
gcthan ,  eigentlich  nur  in  der  (iewährung  vermehrter  und  höherer  Ausfuhr- 
prämien für  die  nothleidende  Industrie  den  Tribut  fUr  die  volkswirthscbaftlichen 
Wirkungen  der  neuen  Staatsumwälzung  gezahlt.  Die  Zollerträge  sanken  unter  dem 
Einfluss  dieses  Ereignisses  begreiflich  ohnehin,  die  Ausfuhrprämien  aber  belasteten  die 
Staatscasse  mehr  als  jemals  früher. 

Erst  mit  dem  zweiten  Kaiserreich  trat  alsbald  wenigstens 
eine  deutliebe  Neigung  zu  einer  Wendung  der  Handels-  und  Zoll- 
politik, nicbt  in  freibändlerischer,  wohl  aber  in  antiprohibi- 
torischer  und  gemässigterer  protectionistischer  Richtung 
hervor. 

Sie  äusserte  sich  in  einigen  bezügliclien  Massnahmen,  zu  deren  Einfühmnic  der 
Verord II ungs weg  (l)ecret)  gesetzlich  die  Handhabe  bot.  So  i»am  es  zu  Aufhebungen, 
bez.  Suspensionen  einzelner  Einfuhrverbote,  während  der  Theuerungsperiode  1853  tf. 
auch  zur  Suspension  des  Kornzollgesetzes  von  1832  und  zur  Verminderung  oder  Be- 
seitigung der  Zölle  auf  andere  Lebensmittel,  Vieh,  Fleisch  u.  s.  w. 

Aber  umfassendere  Pläne  zur  Aufhebung  aller  Prohibitionen,  zur 
Ersetzung  derselben  durch,  wenn  auch  hohe  Zölle  und  zu  definitiver 
Umgestaltung  des  Getreidezollgesetzes  von  1832  wurden  gegenüber 
der  Opposition  bei  den  Interessenten  doch  aufgegeben  oder  vertagt 
(1856  ff.).  Erst  von  1860  an  mit  und  nach  dem  Abscbluss  des 
Handelsvertrags  mit  England  trat  in  diesen  Beziehungen  die  ent- 
scheidende Wendung  ein.  Bis  dahin  blieb  doch  der  pro  hihi- 
torischprotectionistische  Character  in  der  Hauptsache 
gewahrt.  Die  Finanzinteressen  kamen  dabei  nicht  zu  ihrer 
berechtigten  Geltung. 

Uebcr  die  Massrcgeln  zwischen  1S52— 60  Arne  I,  270—286,  Lexis  S.  84  ff. 
Aus  dieser  Uoberairht  der  Entwicklung  ergiebt  sich  wioder,  dass  die  französische 
Handels-  und  Zollpolitik  in  der  That  in  dieser  ganzen  Periode  von  1814 — 1860  einen 
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einheitlichen  Character  hatte,  aber  eben  wesentlich  mehr  im  Dienste  anderer, 
wirklich  oder  vermeintlich  richtiger  und  berechtigter  v o Ik s wir thschaftl icher,  als 
in  demjenigen  finanzieller  Interessen  geleitet  wurde.  Sie  hat  auf  letztere  vielfach 
mehr  hemmend  als  fördernd  eingewirkt 

Die  Zolle inkUnfte  sind  nicht  so  gestiegen,  als  es  bei  einem  liberalen  Zoll- 
system, namentlich  ohne  Prohibitionen  und  mit  massigeren  Schutzzöllen,  vielleicht 
auch  (wie  bei  einigen  Colonialwaarcn,  Zucker,  Cadee  u.  a.  m.)  bei  niedrigeren  Finanz- 
zöilen  zu  erwarten  gewesen  wäre,  zumal  in  den  späteren  Jahrzehnten  dieser  langen 
Periode  bei  der  Entwicklung  der  Dampfcommunicationen  und  unter  den  Segnungen 
einer  dauernden  Friedenszeit;  die  Regiekosten  sind  bei  dem  starren  Prohibitiv- und 
Hochschatzzollsystem  höher  gewesen,  als  sie  sich  bei  einem  andern  System  wohl  ge- 
stellt haben  würden  —  wie  in  diesem  Puncte  die  Erfahrungen  in  den  1860er  Jahren 
beweisen,  s.  u.  S.  817;  das  System  der  Kückzöllo  und  Ausfuhrprämien  hat 
vielleicht  den  Rohertrag  der  Zölle  etwas  gesteigert,  aber  um  so  mehr  den  Reinertrag 
vermindert. 

Die  folgende  Uebersicht  liefert  noch  einen  genaueren  zitfermSssigen  Beleg  für 
die  Richtigkeit  des  Gesagten.  Es  sind  darin  auch  hier  nur  einzelne  Jahre  ausgewählt, 
deren  Daten  für  unseren  Zweck  ausreichen.  Genauere  Statistik  der  Prämien  bei 
Lezis,  bes.  S.  112.  Das  tabl.  gcn6r.  trennt  hier  die  Ein-  und  Ausfuhrzölle  und 
später  auch  die  Einnahmen  aus  den  Zöllen  von  fremdem  und  Colonialzucker  und  führt 
unter  den  non-valeurs,  welche  ausser  den  Regiekosten  vom  Mehrertrag  der  Zölle  und 
der  Salzstener  abgehen,  die  einzelnen  dazu  gestellten  Posten  apart  an,  ausser  den 
Ausfuhrprämien  nämlich  Rückzahlungen  von  Abgaben,  Yertheilnng  von  Geldstrafen, 
Discontc  von  Zöllen  und  Salzsteuer,  Bleigeldcr  u.  dgl.,  verschiedene  Vorwegnahmen, 
welc)ie  Posten  aber  nicht  im  ganzen  Zeitraum  vorkommen ;  die  Ausfuhrprämien  (nebst 
Drawbacks)  werden  im  Folgenden  b'isonders  mit  aufgeführt.  Seit  1S52  erscheint  bei 
den  Zöllen  die  Summe  für  „tabacs  de  sante''  <,S.  728)  mit,  die  hier  zu  den  allgemeinen 
Einfuhrzöllen  gefügt  wird.     Die  Daten  in  Mill.  Frcs. 


Ein- 
nahme 

Einfuhr-Zölle 
allg.      Zucker 

Zus. 

Ausf. 
Zölle 

Schifff.- 
Abg. 

Ver- 
schied. 

Summe 
roh 

Salzst. 

1815 

— 

32.72 

3.43 

2.00 

4.37 

42.51 

51.91 

1S17 

— 

56.93 

3.23 

2.08 

0.56 

02.79 

46.84 

1820 

— 

70.34 

3.77 

i.21 

2.56 

78.88 

52.85 

1^20 

— 

99.07 

1.42 

3.07 

0.90 

105.12 

53.69 

1830 

— 

— 

97.60 

1.33 

3.29 

0.03 

102.91 

51.32 

1S31 

— 

91.82 

1.18 

2.31 

0.61 

95.93 

55.88 

1839 

— 

104.49 

1.70 

2.79 

2.75 

111.72 

56.82 

1840 

Sl.07 

33.55 

114.02 

1.42 

3.11 

2.68 

121.83 

56.58 

1846 

1 05.54 

48.3S 

153.91 

1.91 

3.59 

2.82 

162.23 

54.96 

1847 

87.09 

4b.79 

130.49 

2.04 

2.85 

2.80 

144.18 

56.92 

1848 

00.07 

29.SS 

89.94 

2.45 

2.07 

2.01 

96.47 

51.24 

1S49 

S2.9S 

44.88 

127.80 

2.47 

2.53 

2.72 

135.57 

27.26 

1852 

90.46 

43.4() 

139.80 

2.27 

3.30 

2.79 

148.24 

27.00 

1859 

111.03 

78.46 

188.49 

4.22 

4.35 

2.08 

200.14 

28.30 

1860 

77.29 

53.88 

131.17 

3.42 

4.43 

1.84 

140.86 

30.27 

Der  genannte  Tabak  1852  0.33,  1859  0.87,  18(50  0.95  Mill.  Das  Jahr  1860 
das  der  Reform.  Der  Ertrag  der  Salzsteucr  bei  der  Direction  der  indir.  Steuer  stieg 
ausserdem  von  1810—47  von  4  auf  12.2  Mill.  und  war  seitdem  5 — 10  Mill. 

In  der  folgenden  zweiten  Uebersicht  ist  in  einer  Colonne  der  Reinertrag  der 
Zolle  unter  Abzug  aller  Regickosten  (und  der  non-valeurs),  in  der  anderen  richtiger 
(wie  in  der  amtl.  Statistik)  der  Reinertrag  von  Zöllen  und  Salzsteuer  zusammen  unter 
Abzug  der  ja  beide  betrelFenden  gemeinsamen  Regiekosten  berechnet.  Die  Pro- 
':entberechnung  der  Kosten  l)ezieht  sich  in  der  letzten  Colonne  auf  den  „Reinertrag" 
floich  „Rohertrag  abzüglich  non-valeurs.*' 

A.  Wagner,  Finanswissenfichaft.    III.  52 
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Regie- 
kosten 

Non-valeurs 

Reinertrag 

7o  der 

Regiekosten 

Ausgabe 

Ausfnhr- 

Anderes 

zolle 

Zölle  n. 

von 

präin. 

u.  s.  w. 

Salz 

Kohertr 

.     Keinertr 

1815 

22.08 

1.22 

21.13 

71.13 

22.33 

23.67 

1817 

23.53 

0.08 

1.00 

37.63 

84.47 

21.5 

21.75 

1820 

22.87 

0.96 

3.11 

51.94 

104.79 

17.5 

18.0 

1826 

23.05 

9.83 

4.98 

68.27 

121.96 

15.5 

1  (>.0 

1830 

23.76 

14.64 

3.22 

61.30 

112.62 

15.5 

17.5 

1831 

23.13 

16.48 

3.33 

53.00 

108.87 

15.25 

17.5 

1839 

23.87 

10.88 

4.41 

72.57 

1 29.39 

14.0 

15.5 

1840 

24.54 

9.65 

4.65 

S2.99 

139.57 

13.75 

15.0 

1846 

25.72 

17.31 

4.54 

115.70 

169.62 

11.75 

13.0 

1847 

26.64 

20.90 

4.40 

92.25 

149.17 

13.0 

15.0 

1848 

26.03 

21.72 

3.30 

45.43 

96.67 

17.67 

21.0 

1849 

25.71 

20.11 

3.68 

86.07 

113.33 

15.75 

18.5 

1852 

26.08 

23.98 

3.52 

94.66 

121.67 

14.0 

17.67 

1859 

30.32 

50.30 

3.08 

1 16.44 

144.80 

13.33 

17.33 

1860 

31.12 

44.18 

2.70 

62.87 

93.14 

1S.5 

25.0 

Die  Salzs  teuer  war  bekanntlich  1849  auf  den  dritten  Theil  herabgesetzt 
worden  (S.  613).  Die  Ausführ prämien  (deren  obige  Daten  nach  den  tabl.  gener. 
von  den  Zahlen  bei  Lexis  S.  112  ein  wenig  abweichen)  schwanken  nach  Geschäfts- 
conjuncturen  und  nach  Veränderungen  in  der  Gesetzgebung  über  sie  ziemlich  erheblich, 
öfters  von  Jahr  zu  Jahr.  Das  Maximum  davon  fiel  in  der  Periode  der  Restauration 
auf  1830,  unter  der  Julimonarchie  auf  1832  (24.15  Mill.),  das  Minimum  hiej  auf 
1837  (8.65),  zwischen  1848—60  war  das  Max.  in  1859,  das  Minimum  in  1S4!« 
(21.11  Mill.).  Der  grössere  Theil  der  Prämien  kam  gewöhnlich  auf  die  Zucker- 
prSmien ,  schon  in  den  30er  Jahren  mitunter  bis  */^  aller,  in  den  40em  V^ — Vs »  i" 
den  50em  V9—V5  (Lexis  S.  112). 

§.  315.  4.  Dritte  Epoche.  Zollreform  des  zweiten 
Kaiserreichs  (1860 — 70).  ce)  Im  Allgemeinen.  In  der  voraus- 
gehenden Periode  seit  1814  hatte  sich  jedenfalls  gezeigt,  dass  eine 
Tarifreform,  welche  das  Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsystem  auch 
nur  irgend  etwas  allgemeiner  und  eingreifender  umgestalte,  am 
Wenigsten  vom  „Parlamentarismus"  zu  erwarten  war.  Derselbe 
war  nicht  im  Stande  gewesen,  die  sich  sträubenden  mächtigen 
privatwirthschaftlichen  Interessen,  welche  sich  als  „volkswirthschaft- 
liche"  Interessen  geriren,  soweit  zu  bändigen,  um  eine  solche 
Tarifreform  durchzusetzen.  Das  neu  begründete  französische 
Kaiserthum  hatte  in  der  ersten  Zeit  seines  Bestehens  doch  auch 
noch  mit  diesen  Factoren  im  grösseren  Maasse  rechnen  zu  müssen 
geglaubt,  und  war  daher  nur  langsam  und  tastend  mit  einzelnen 
Reformmassregeln  vorgegangen. 

Aber,  auf  der  Höhe  seiner  politischen  Macht  und  Geltung  an- 
gelangt, nach  dem  italienischen  Kriege  von  1859,  wagte  es  dann 
doch,  gemäss  den  handelspolitischen  Ideen,  welche  Napoleon  IN- 
seit  länger  hegte,  ernstlicher  an  die  schwierige  und  heikle  Aufgabe 
einer  allgemeineren  Tarifreform  heranzutreten.     Das  war 
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eine  That,    die    einen  bleibenden  Rubmestitel  dieses  Herrsehers 
bilden  wird. 

Die  Tarifrefonn  selbst  ist  daher  eine  Thatsache,  welche  im  Hinblick  auf  die 
Toranfgefangenen  Jahrzehnte  den  Beweis  dafür  liefert,  dass  die  neue  Staats-  und  Yer- 
fassang8K>rm ,  welche  dem  Kaiser  die  erforderliche  Machtvollkommenheit  zur  Durch- 
setzung einer  solchen  Tarifreform  gab,  mindestens  nach  dieser  Seite  ein  Segen  für 
Frankreich  war,  um  den  wirren  Knäuel  ?ou  pri?atwirtlischaftlichen  Interessen,  der 
sonst  nicht  mehr  zu  lösen  war,  zu  durchhauen  und  in  die  fast  in  Stagnation  gerathene 
Handels-  und  Zollpolitik  wieder  Bewegung  und  Fortschritt  zu  bringen. 

In  dieser  Tarifreform  haben  allerdings,  wie  die  Folgezeit 
zeigte,  die  Finanzint  er  essen,  welche  an  das  Zollwesen  geknüpft 
waren,  etwas  zn  wenig  Berücksichtigung  gefunden. 

Das  lag  jetzt  aber  wenigstens  nicht  mehr,  wie  bisher,  darin,  dass  sie  so  stark 
zu  Gunsten  einzelner  Gruppen  von  Priratinteressenten  preisgegeben  wurden,  sondern 
darin,  dass  linan  in  zu  weitgehendem  freihändlerischen  Optimismus  und  nach  einseitiger 
Auslegung  nicht  allgemein  giltiger,  namentlich  britischer  Erfahrungen,  mehrfach  aucli 
mit  der  Ermässigung  der  Finanzzolle,  besonders  des  wichtigen  Kaffee zolls,  und 
mit  solchen  Schutzzöllen,  welche  zugleich  Finanzzölle  mit  waren,  wie  die  Zucker- 
zölle,  wohl  etwas  zu  rasch  und  zu  stark  vorgegangen  war,  den  Einfluss  niedrigerer 
Zölle  auf  Gonsumtion  und  Preis  der  betreffenden  Artikel  überschätzend.  In  und  nach 
dem  Kriege  ron  1870  hat  man  diesen  finanzpolitischen  Fehler  der  Tarifreform 
von  1860  durch  angemessene,  jetzt  freilich  in  der  neuen  schwierigen  Finanzlage  sehr 
bedeutende  Erhöhung  finanziell  wichtigerer  Zölle,  besonders  der  reinen  Finanzzölle 
(Kaffee)  oder  der  stark  als  solche  mit  in  Betracht  kommenden  Schutzzölle  (Zucker), 
leicht  wieder  gut  machen  können. 

Die  Reform  selbst  war,  an  sich  ganz  riehtig,  vornemlich  als 
eine  grosse  Massregel  der  allgemeinen  Volkswirthschafts- 
politik  geplant  und  musste,  wenn  sie  Erfolg  hatte,  dann  auch 
indirect,  wenigstens  mit  der  Zeit,  den  Finanzen  wieder  zu  Gute 
kommen. 

Die  leitenden  Ideen  der  Kefonn  werden  vom  Kaiser  in  einem  berühmt  gewor- 
denen Schreiben  vom  5.  Januar  1800  an  das  Ministerium  selbst  folgendermaassen 
zusanunengefasst : 

Eine  grosse  und  eingreifende  Keform  in  volkswirthschaftlichcr  Hinsicht  mUsse 
jetzt  eintreten  und  habe  man  sich  mit  den  Mitteln  zu  beschäftigen,  den  verschiedenen 
Zweigen  des  Nationalreichthums  einen  grossen  Aufschwung  zu  geben.  Es  erscheine 
nothwendig,  den  auswärtigen  Handel  durch  Austausch  der  Erzeugnisse  zu  entwickeln, 
vorher  aber  den  Ackerbau  zu  verbessern  und  die  Industrie  von  allen  bisherigen  Fesseln, 
welche  ihr  eine  untergeordnete  Stelle  geben,  zu  befreien.  Die  Rohstoffe  mttssten 
vom  Zoll  befreit,  die  Transportmittel  verbessert,  die  Prohibitionen  durch 
Schutzzölle  ersetzt  werden.  Daher  zunächst:  Aufhebung  der  Zölle  auf  Wolle 
und  Baumwolle,  allmälige  Herabsetzung  derselben  auf  Zucker  und  Kaffee, 
kräftig  betriebene  Verbesserung  der  Communicationswege.  Verminderung  der  Canal- 
abgaben.  Dadurch  allgemeine  Ermässigung  der  Transportkosten,  Vorschüsse  an 
Ackerbau  und  Industrie,  beträchtliche  Arbeiten  von  öffentlichem  Nutzen,  Aufhebung 
der  Prohibitionen  und  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  mit  fremden 
Mächten.     (Monit.  univ.  v.  15.  Jan.  1S60,  Preuss.  Hand.-Arch.  1860.   I,  69.) 

Auf  dieser  Grundlage  und  nach  dieser  Richtschnur  wurde  in 
der  That  auch  practisch  vorgegangen. 

Den  Anfang  der  Reform  machte  der  wichtige,  wahrhaft  in  die 
bisherige    Handels-    und   Zollpolitik   Bresche    legende  Handels- 

52* 
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vertrag  mit  Grossbritannien  vom  23.  Jan.  1860,  dessen 
Verbandlangen  bis  zuletzt  streng  geheim  gehalten  worden  waren. 
Die  Staatsverfassung  von  1852,  welche  dem  Kaiser  auch  für  die 
Regelung  des  Zolltarifs  in  Handelsverträgen  freie  Hand 
liess,  indem  danach  solche  Tarif änderungen  Gesetzeskraft  hatten, 
bot  die  erwünschte,  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  fast  noth- 
wendige,  ttbrigens  durchaus  massvoll  und  vorsichtig  benutzte  Hand- 
habe, um  auf  diesem  Gebiete  Wandel  zu  schaffen.  Die  Aufhebung 
der  Einfuhrverbote,  besonders  für  Fabrikate,  die  Fest- 
setzung von  Maxim is  für  die  Zölle  wichtiger  Waaren,  speeiell 
der  Fabrikate,  die  Einfügung  der  „ Meistbegünstigungs- 
claus el",  d.  h.  des .  Versprechens ,  sich  auf  dem  Fuss  der  meist- 
begünstigten fremden  Nation  in  Zöllen,  Schifffahrtsabgaben  u.  dgl. 
zu  behandeln,  in  diesem  ersten  und  in  den  späteren  Handels- 
verträgen mit  anderen  Mächten  waren  höchst  bedeutsame  Fort- 
schritte in  der  Richtung  von  der  bisherigen  streng  prohibitorisch- 
protectionistischen  Handels-  und  Zollpolitik  zu  derjenigen  eines 
gemässigten  Schutzzollsystems. 

Dio  MeistbegUnstigungsclausel  in  den  HandelsFertr&gen,  deren  unter  Um- 
ständen auch  etwas  missliche  Seiten  deswegen  nicht  verkannt  zu  werden  brauchen,  hat 
doch  gerade  nach  den  Epfahrangen  Frankreichs  und  anderer  Länder  seit  1860  als 
günstiger  Ansporn  zu  einer  Entwicklung  der  internationalen  Handels-.  Schifi- 
fahrts-  und  Zollpolitik  in  der  Kichtung  des  sich  in  vernünftigen  Schranken  haltenden 
Schutzzollsystems  und  gemässigt  freihändlerischer  Politik  gedient.  Denn  einmal  erhielt 
jedes  Land  so  das  Interesse,  sich  in  die  durch  Handelsverträge  verbundene  internatio- 
nale Gemeinschaft  aufnehmen  zu  lassen,  um  für  seinen  Handel  an  den  Vortheilen  von 
Tarifermässigungen  der  anderen  Länder  Theil  zu  nehmen.  Und  sodann  erhielt  auch 
Jedes  Land,  das  mit  einem  anderen  schon  Handels-  und  Schififahrts\'erträge  mit  dt^r 
Meistbegünstigungsclausel  abgeschlossen  hatte,  thcils  ein  eigenes  Interesse,  den  Ab- 
schluss  neuer  solcher  Vertrüge  eines  Dritten  mit  seinen  Contrahenten  zu  begünstigen, 
da  ihm  die  dem  Dritten  dabei  gewährten  weiteren  Tarifconcessionen  für  seinen  Handel 
dann  ohne  Weiteres  zu  Gute  kamen,  theils  war  wenigstens  sein  Gegeninteresse  gegen 
den  Abschluss  neuer  Verträge  seines  Contrahenten  mit  weiteren  Ländern  ein  geringeres, 
als  es  sonst  vielleicht  gewesen  wäre.  Vgl.  Schraut,  Syst.  d.  Handelsverträge  und 
Meistbegünstigung.    Leipz.  1884. 

Dem  Handelsvertrag  mit  Grossbritannien  schlössen  sich  dann 
noch  im  Jahre  1860  und  den  nächstfolgenden  die  oben  in  der 
Uebersicht  der  Gesetzgebung  (S.  786)  nach  ihrem  Datum  bereits 
angegebenen  Handelsverträge  mit  Belgien,  Preussen  und  dem 
Zollverein,  Italien,  Schweden  und  Norwegen,  Hanse- 
städten, Mecklenburg,  Spanien,  Niederlanden,  Portugal, 
Oesterreich,  Kirchenstaat  an.  Dadurch  wurde  die  neue 
internationale  Handels-  und  Zollpolitik  und  auch  die  fran- 
zösische förmlich  in  ein  völkerrechtliches  System,  meist, 
speeiell  in  Frankreich,  auf  der  Grundlage  eines  mehr  oder  weniger 
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^, gemässigten  Schutzzollsystems'*  gebracht.  Der  früher 
schon  vorgekommene  Unterschied  zwischen  einem  ,, allgemein en^' 
Zolltarif  und  einem  oder  mehreren  sogen.  Gonventionaltarifen, 
welche  letzteren  dann  ^^Differentialtarife'^  zu  Gunsten  der 
Contrahenten  sind,  gelangte  auf  diese  Weise  zu  grosser  Bedeutung. 
Aber  gerade  die  ,,MeistbegünstigungsclauseP'  führte  als- 
bald zur  Gleichheit  der  Conventionaltarife  und  die  immer 
weitere  Ausdehnung  der  Handelsverträge  zur  Einengung  des 
Geltungsgebiets  des  allgemeinen,  höhere  Sätze  bei  der  Ein- 
fuhr enthaltenden  Tarifs,  welcher  nur  noch  für  den  Handelsverkehr 
in  Fabrikaten  u.  dgl.  mit,  bez.  die  Einfuhr  aus  den  immer  weniger 
zahlreichen  und  weniger  wichtigen  übrigen  Staaten  und  für  die 
in  den  Gonventionaltarifen  nicht  vorkommenden  Waaren  (meist 
agrarische  Robstoffe,  Colonialwaaren)  galt. 

Zu  diesen  Staaten  gehören  in  Frankreich,  wie  regelmässig 
auch  in  den  anderen  europäischen  Ländern,  freilich  die  wichtigen 
transoceanischen  Länder  Amerikas,  Asiens,  Afrikas,  also  die 
Versorger  Europas  mit  wichtigen  gewerblichen  Rohstoffen,  für  die 
sie,  wie  für  Baumwolle,  Farbehölzer  z.  Th.  eine  Art  Productions- 
monopol  haben,  und  mit  „Colonialwaaren''  zur  Verzehruog,  also 
auch  letzteren  Falls  Producten  des  (tropischen  u.  s.  w.)  Natur- 
monopols, welche  in  Europa  vornemlich  die  mit  Finanzzöllen  be- 
lasteten Artikel  bilden.  Aber  hier  trat  nun  in  Frankreich  die 
autonome  Handels-  und  Zolltarif-Reform  ein.  Denn  die  napo- 
leonische Tarifreform  blieb,  weder  hier  noch  bei  anderen  Handels- 
artikeln, welche  in  den  Gonventionaltarifen  nicht  vorkommen, 
stehen,  sondern  ging  bei  denselben  im  Wege  autonomer  Gesetz- 
gebung vielfach  mit  Zollbefreiungen  oder  Tarifherab- 
setzungen in  den  Jahren  1860  u.  ff.  vor,  Massregeln,  welche  zum 
Theil  von  besonders  eingreifender,  freilich  mitunter  bleibend  nach- 
theiliger finanzieller  Bedeutung  wurden,  weil  man  dabei,  wie 
gesagt,  wohl  öfters  etwas  zu  weit  ging.  Aber  die  Aufhebung 
der  Rohstoffzölle  war  doch  im  Ganzen  ein  wichtiger  Schritt, 
bei  dem  das  finanzielle  hinter  dem  volkswirthschaftlichen  Interesse 
zurückstehen  durfte,  zudem  ein  Schritt,  der  das  finanziell  so  nach- 
theilige Kückzoll-  und  Ausfuhrprämiensystem  zu  verlassen  erlaubte. 

Mittelst  solcher  oder  analoger  Massregeln  (Einfnhrgestattung, 
Ermässigung,  schliesslich  Beseitigung  der  Zollzuschläge  für  Ein- 
fuhren unter  fremder  Flagge  und  Ermässigung  der  Zuschläge  für 
„indirecte"  Einfuhr  aus  europäischen  „Entrepots"  oder  Zwischen- 
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häfen)  wird  endlich  auch  auf  dem  Gebiete  der  Rhederei  and 
Schi  ff  fahrt  (Gesetz  v.  19.  Mai  1866),  sowie  in  Betreff  des 
Handels  zwischen  Frankreich  und  seinen  eigenen  Colonieen  (Ge- 
setze von  1863 — 68,  S.  787)  ebenfalls  durch  autonome  Gesetzgebung 
reformirend  vorgegangen.  Auch  dadurch  sind  mehrfach  finan- 
zielle Einbussen  entstanden,  aber  doch  überwiegend  aus  volks- 
wirthschaftlichen  Grtlnden  zu  rechtfertigende,  welche  sich  durch  die 
Gestaltung  des  Verkehrs  auch  wieder  theilweise  ausgeglichen  haben. 
Im  Verwaltnngswege  sind  ausserdem  die  Formalitäten  für  den 
Transitverkehr  erleichtert  worden  (1860). 

So  stellt  die  „napoleonische  Zollreform  von  1860"  in  der  That 
eine  neue  Epoche  französischer  Handels-   und  Zollpolitik  dar. 

Alles  in  Allem  wird  man  die  Reform  im  Ganzen  als  eine  be- 
rechtigte, gelungene  und  auch  in  ihren  Folgen  weit 
tiberwiegend  günstige  bezeichnen  dürfen,  — vorbehaltlich, 
wie  gesagt,  einiger  finanzieller  Bedenken,  welchen  leicht 
Rechnung  zu  tragen  gewesen  wäre,  welche  aber  auch  nicht  so 
schwer  wiegen  —  namentlich  angesichts  der  französischen  Finanz- 
lage im  letzten  Jahrzehnt  Napoleon's  HL,  vor  dem  Kriege  von 
1870  — ,  um  das  vorausgehende  Urtheil  danach  zurücknehmen  oder 
auch  nur  wesentlich  einschränken  zu  müssen. 

§.  .'<16.  ß)  Einzelnes  aus  dieser  dritten  Epoche  (1860 — 70).  Auch  hier  ist 
die  wichtigere  handelspolitische  Seite  der  Handelsverträj^e  und  der  Tarifreform. 
als  nicht  hierher  gehörig,  nicht  weiter  genauer  zu  ?erfolgen.  S.  darüber  bes.  Amcl, 
eh.  13  (Vertrag  v.  1860,  p.  287-315),  eh.  14  (Conventionaltarif,  p.  317— 46S,  ein- 
gehende Darstellung  der  Aufsuchung  von  Grundlagen  für  die  endgiltige  Feststellung 
der  Sätze  des  Conrentionaltarifs,  auch  für  die  möglichste  Hinüberführung  der  Werth- 
zftllc,  bez.  der  dafür  im  Vertrag  aufgestellten  Maxim a,  in  speciüsche  Zölle  [s.  u.]), 
dann  Arne  II,  eh.  15—21  (die  übrigen  HandeLsverträge,  ausser  dem  britischen,  die 
anderen  Keformgesetzc,  die  Gesetzgebung  über  Komzölle,  Zucker,  Handelsmarine,  zeit- 
weilige Zulassungen,  die  Interpellation  von  1868.  mit  handelspolitischer  Debatte); 
passim  auch  eh.  23  und  24.  Lexis  S.  87 — 96.  Wolowski's  gen.  Schrift  (bes.  auch 
über  die  Resultate  des  Handelsvertrags  v.  1860). 

üeber  die  Vorbereitung  der  Reform  und  die  Durchführung  derselben  vielerlei 
Material,  dann  auch  die  einzelnen  Gesetze,  Dccrete  etc.,  soweit  sie  den  auswärtigen 
Handel  angehen,  sowie  Statistisches  im  Preussischen  Handelsarchiv,  bes.  Jahrgang 
1860,  I  u.  IT.  S.  daselbst  auch  in  Jahrg.  1858,  II,  den  Aufs.  „Frankrei<hs  Zollsystem** 
S.  569 — 580  und  0.  Hüb  n  er  's  Zollgesetzgebung  Frankreichs,  wo  in  der  Handelsstatistik, 
eine  gute  ücbersicht  der  einzelnen  Waaren  und  Zollerträge  dafür  (Durchschnitt  1837 — 46. 
1847 — 56  und  die  .S  einzelnen  Jahre  1857 — 59),  mit  Angabe  der  geltenden  und  der 
früheren  Tarifsätze  jeder  Waare.  Statistik  der  Zollerträge  in  d.  Doc.  stat,  commerce 
(1861—68  im  Heft  fUr  J.  1868,  p.  136). 

Wir  beschränken  uns  hier  darauf,  noch  Einiges  über  den  Inhalt  und  die  Aus- 
führung des  die  Bahn  brechenden  britischen  Handelsvertrags,  der  fUr  die 
ganze  Reform  von  principieller  Bedeutung  und  auch  für  Zolltechnisches  wichtijr 
war,  femer  über  die  allgemeinen  handelspolitischen  und  Zollreformen  bei- 
zufügen, dabei  einige  Zoll  proben,  bes.  für  Fiuanzz.ölle  und  sonst  finanziell  wich- 
tigere Zölle  zu  geben  und  eine  Uebersicht  der  Zollerträge  anzuschliessen. 
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{{)  Der  britische  Handelsvertrag  (s.  denselben  u.  A.  im  Preuss.  H.-A.  Ib60, 
i;  daselbst  aach  verschiedene  crläatcrndc  Artikel  darüber,  so  z.  B.  S.331).  Die  Zu* 
tändnisse  Frankreichs  bezüglich  seiner  Tarife  etc.  an  Grossbritannien  und  die 
:hselseitigen  Zugeständnisse,  die  wir  unter  Beiseitelassung  der  britischen  an  Frank- 
2h  (s.  z.  B.  0.  S.  323,  324)  hier  allein  verfolgen,  waren:  Zulassung  einer  Reihe  auf- 
Ahlter  Artikel  britischer  Prodnction  und  Fabrikation,  welche  namentlich  alle  haupt- 
hlichen  Arten  Halb-  und  Ganzfabrikate  umfassen,  zu  einem  Einfuhrzoll  von  höchstens 
Vo  vom  Werth,  incl.  die  2  Znschlagsdecimen,  vom  1.  Oct.  1864  an  von  höchstens 
7o;  Herabsetzung  des  Zolls  für  Steinkohlen  und  Cokes  auf  15  Gent.  p.  100  Kil. 
>er  die  Werthberechnung  nähere  Bestimmungen  (Art.  4).  Wechselseitiger  Vorbehalt 
Rechts,  wenn  ein  einheimischer  Artikel  einer  inneren  Steuer  (Accise)  unterworfen 
rde,  dem  fremden  gleichen  Artikel  einen  entsprechenden  Einfuhrzoll  aufzulegen 
■t  t),  der  später  bei  der  Zolltariffrage  in  1872  eine  entscheidende  Bedeutung  gö- 
nn). Frankreich  behielt  sich  auch  sofort  vor,  den  Einfuhrzöllen  für  raffinirten  Zucker 
I  aus  Salz  gefertigten  chemischen  Producten  die  innere  Steuer  hinzuzufügen  (Art.  1). 

Hiermit  waren  die  Einfuhrverbote  gefallen  und  für  die  Zölle  der  vornom- 
i  in  Betracht  kommenden  bisher  verbotenen  wie  sonstigen  Waaren,  meistens  Halb- 
1  Ganzfabrikate,  Werth zo  11 -Maxima  festgesetzt,  welche,  so  hoch  sie  nominell 
:h  waren,  doch  meist  eine  erhebliche  Ermässigung,  bez.  den  Uebergang  zu  einem 
imässigten*'  Schutzsystem  darstellten.  Um  die  damalige  Zeit  waren  noch  50  Waaren- 
tungen  oder  Specialitäten  (Tarifposten)  bei  der  Einfuhr  verboten,  darunter  aller- 
gs  eine  Anzahl  nicht  aus  protcctionistischen  Gründen.  Letztere  lagen  aber  bei 
;htigen  Kategorieen  vor  (gewissen  Waaren  der  Textil-,  der  Metall-,  der  Töpferei- 
nstrie  u.  a.  m.). 

Das  in  der  Praxis,  zumal  bei  der  Anwendung  auf  Fabrikate  immer  missliche 
irthzoll System  sollte  auch  nur  eine  Uebergangsmassregel  bilden,  indem  nemlich 

Werthzölle  in  speci fische  auf  Grund  der  Mittelpreise  der  dem  Datum  des  Yer- 
i;s  vorangehenden  0  Monate  durch  eine  Zusatzconvention  vor  dem  I.Juli  ISGO  ver- 
idelt  werden  sollten  (Art  13).  Die  WerthbezoUung  verblieb  bei  Artikeln,  in  Be- 
r  deren  man  sich  über  die  Festsetzung  specifischer  Zölle  nicht  einigen  konnte.  Die 
fgabe  der  Normirung  specifischer  Zölle  zeigte  sich  langwieriger  und  schwieriger  als 
n  angenommen,  da  hierin  die  schliessliche  practische  Bedeutung  der  Sache  lag  und 

den  sr.hutzzöllnerischen  Interessen  sich  abgefunden  werden  musste.  Deshalb  ein 
dit-Anikel  zum  Handelsvertrag  (v.  27.  Juni  1S60)  und  auf  Grund  desselben  der 
schluss  von  besonderen  Conventionen  über  Gruppen  von  Waaren  und  deren  Tarif- 
le  (erste  v.  12.  Oct.  1860,  über  Eisen,  Stahl,  Metalle,  Metallwaaren,  Leder,  Leder- 
iren, raff.  Zucker,  Möbel  u.  a.  m.,  Preuss.  H.-A.  1860,  I,  484  ff.;  zweiter.  16.  Nor. 
»1,  über  Textil  waaren.  ehem.  Producte,  Glas-,  Krystall-,  Töpferwaaren  und  ver- 
iedene  andere,  eb.  S.  621  ff.;  in  dieser  Convention  in  Art.  HI  auch  Festsetzung  der 
satzabgaben  zu  den  Zöllen  f.  brit.  Producte  als  Ersatz  der  betreffenden  inneren 
QZ(">s.  Steuernd 

Für  die  weit  überwiegende  Anzahl  Waaren  und  Zollpositionen  derselben  Waarc 
rden  so  speci  fische  Zölle,  die  gewöhnlich  mehr  oder  weniger,  öfters  auch  nicht 
)edeutend  unter  dem  Vertragsmaximum  blieben,  festgestellt.  Aber  bei  einer  An- 
1  Waaren  oder  Zollpositionen,  bes.  bei  manchen  feineren  Stahlwaaren.  wo  die  An- 
sung  eines  angemessenen  <^ualitäts-Zollfusses  in  der  Form  des  speciiischen  Zolls 
schwierijr  erschien,  wurden  auch  Werthzölle  festgehalten,  regelmässig  aber  in 
em  Betrag  erheblich  unter  dem  Vertragsmaximum,  5,  lOVo»  gewöhnlich  höchstens 
y^.  statt  des  Vertragsmaxiraums  von  30  bez.  25  ^/q.  Hier  blieb  dann  die  Bestim- 
ug  des  Art.  4  des  Handelsvertrags  v.  23.  Jan.  1860  von  Wichtigkeit,  dass  —  nach 
er  im  französischen  Zollrecht  auch  sonst  enthaltenen  Regel  —  bei  Zweifelsfällen 
jr  den  in  der  schriftlichen  Declaration  angegebenen  Werth  und  über  die  Qualität 
•  Waare  die  Zollverwaltung  berechtigt  sein  solle,  die  Waaren  mit  5%  Zuschlag  zu 
sem  Werth  zu  erwerben;  ein  mehr  als  Drohung,  denn  wegen  seiner  practischen 
leutung  wichtiges  Recht,  da  seine  Anwendung  für  die  Beamten  misslich  ist.  Bei 
i  Webwaaren  mit  Werthzöllen  behielt  sich  die  französische  Regierung  später  in  der 
(.-Conv.  V.  16.  Nov.  1860  vor,  ausschliesslich  das  Pariser  Zollamt  für  die  Zulassung 
:her  Waaren  zu  bestimmen   (Art  IV).     Man  hatte  bei  Meinungsverschiedenheiten 
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Über  den  Werth  7on  Waaren,  die  nach  Werth  zu  yerzolion  waren,  statt  des  Vorkaufri- 
rechts  des  Zollamts,  die  Entscheidung  durch  Experte  in  Aussicht  genommen,  was 
sich  aber  ebensowenig  practisch  bewährte,  da  sich  nicht  gern  Pri?ate  zu  der  Ueber- 
nahme  des  unpopulären  Amts  fanden.  (Gonvent.  v.  12.  Oct  1860,  Art.  VIII,  dar- 
über Am6  I,  390  ff).  Ausser  den  überhaupt  erforderlichen  Ursprungscerti- 
ficaten,  da  nur  britische  Producte  unter  die  Bestimmungen  des  Uandels?ertrags 
üelen,  und  den  Werthdeclarationen  des  Importeurs  wurde  bei  Waaren,  die  nach  dem 
Werth  zu  verzollen  waren,  auch  die  Beifügung  einer  vom  Fabrikanten  oder  Käufer 
auszustellenden,  vom  französischen  Gonsul  in  Grossbritannien  zu  visirenden,  den  wirk- 
lichen Preis  anzeigenden  Factura  verlangt  (gen.  Convention  Art  IV).  Wo  übrigens 
bei  Fabrikaten  sehr  verschiedener  Qualitätsstufen,  wie  besonders  bei  den  Erzeugnissen 
der  Textilindustrie  (Garnen,  Geweben),  specifische  Zölle  festgestellt  wurden, 
hat  man  durch  weitgehende  Spccialisirung  der  Qaalitäten  und  der  Zölle  dafür  die 
Anforderungen  eines  Qualitätsfusses  im  specifischen  Zoll  möglichst  zu  erfüllen 
gesucht  (z.  B.  bei  einfachem  reinen  Wollgarn  9,  bei  einfacliem  Baumwollgarn  15,  bei 
rohen  Baumwollgeweben  9  Zollsätze). 

Ausdrücklich  blieb  auch  im  Handelsvertrag  (Art.  3)  der  Differentialzoll  bei 
Importen  zu  Gunsten  der  französischen  Flagge  noch  bestehen. 

Wechselseitig  behielt  man  sich  die  Befugniss  vor,  auch  für  die  Waaren  des  Ver- 
trags Ein-  und  Ausclarirungsabgaben  zur  Deckung  der  Kosten  in  den  Häfen 
zu  erheben,  wobei  aber  Gleichstellung  mit  den  heimischen  Schiffen  vorbehalten  wurde 
(Art  10):  eine  Bestimmung,  die  es  nach  1870  möglich  machte,  in  Frankreich  die 
sogen.  Quai  abgäbe  einzufuhren. 

Bemerkenswert)!  in  sonstiger  Hinsicht  ist  noch  die  wechselseitige  Verpflichtung, 
die  Ausfuhr  von  Steinkohlen  nicht  zu  verbieten,  noch  mit  Ausfuhrzoll  zu  be- 
legen (Art.  11). 

Endlich  lautet  die  „Meistbegünsigungsclauser'  in  Art.  19:  ,.jede  beider 
Mächte  verpflichtet  sich,  der  anderen  jede  Begünstigung,  Bevorrechtung  oder  Er- 
mässigung des  Tarifs  der  Einfuhr  von  den  in  dem  gegenwärtigen  Vertrag  erwähn- 
ten Artikeln  zu  Theil  werden  zu  lassen,  welche  die  besagte  Macht  irgendwelcher 
dritten  Macht  zugestehen  möchte.  Sie  machen  sich  femer  verbindlich,  die  eine  gcgeu 
die  andere  kein  Ein-  oder  Ausfuhrverbot  in  Kraft  zu  setzen,  das  nicht  zu  gleicher 
Zeit  auf  alle  anderen  Nationen  seine  Anwendung  findet''  Alles  unbedenklich  für  den 
Fall  des  Kriegs  zwischen  den  Oontrahenten ,  da  ja  dabei  solche  Verträge  erlöschen, 
aber  der  letzte  Punct  wenigstens  völkerrechtlich  sonst  wohl  etwas  zu  weit  gehend. 

Der  Vertrag  «lief  auf  10  Jahre  vom  Datum  der  Auswechslung  der  Katiflcationeu 
an,  mit  Vorbehalt  einjähriger  Kündigungsfrist  vor  Ablauf  und  sonstiger  jährlicher  Fort- 
dauer mit  dieser  Frist  (Art  21). 

Von  finanzieller  Bedeutung  war  der  Vertrag  für  Frankreich  natürlich  in  jeder 
Hinsicht:  ungünstig,  soweit  die  legitime  Einfuhr  gegen  bisher  nicht  wcnigsens  im  Vcr- 
hältniss  zu  den  Tarifermässigungen  stieg,  was  aber  vielfach  der  Fall  war,  günstig  im 
letzteren  Fall  und  ausserdem,  weil  der  Schmuggel  mehr  durch  legitime  Einfuhr  ersetzt 
wurde,  sowie  auch  dadurch  etwas,  weil  das  mit  dem  Vertrage  inaugurirte  Zollsystem 
eine  Vereinfachung  und  Kostenverminderung  des  Zolldienstes  gestattete  (§.  318). 

Die  übrigen  Handelsverträge  bewegten  sich  im  Ganzen  auf  demselben  prin- 
cipiellen  Boden  wie  der  britische  und  führten  nur  zu  einigen  weiteren  Tarifermässi- 
gungen: mitunter  zu  solchen  von  speciell  finanzieller  Bedeutung,  wie  z.  B.  gegen- 
über Italien  (Südfrüchte,  Olivenöl  u.  a.).  Hervorzuheben  ist  etwa  noch  der  öster- 
reichische Vertrag  vom  ll.Dec.  1866,  weil  er  in  Betreff  der  fremden  Flaggen 
eine,  nach  der  Meistbe<2:ilnstigungsclausel  für  die  anderen  Vertragsstaaten  mit  geltende 
Bestimmung  enthielt,  welche  nach  dem  Kriege  ein  Hemmniss  gewisser  handelspoli- 
tischer Velleitäten  wurde.  Diesem  Vertrag  war  das  Ges.  v.  19.  Mai  1866  Ober  die 
Handelsmarine  vorangegangen  (s.  u.).  Da  dasselbe  von  Mitte  1869  an  die  fremde 
Flagge  ohnehin  der  französischen  auch  für  die  sogen,  indirecte  Fahrt,  d.  h.  im  Ver- 
kehr Frankreichs  mit  dritten  Ländern  gleichstellte,  nicht  nur,  wie  bis  dahin,  in  der 
sogen,  directen  Fahrt,  so  wurde  diese  (fleichstellung  der  österreichischen  Flagge  in 
dem  Vertrag  von  1866  auch  vertragsmässig  gewährt  (Art.  10\  ein  Zugeständniss,  das 
dann  nach  der  MeistbcgUnstigungsclausel  auch  den  anderen  Vertragsstaaten  zu  Theil 
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wurde.  Aach  wurde  in  den  Vertrag  die  ZoUfreiheit  von  Schiffbaamaterialien  and  der 
Zoll  roü  2  Frcs.  p.  Tonne  für  einzuführende  Schiffe  und  Scbifiskörper  aufgenommen 
(s.  d.  Yertr.  u.  Tarif  im  Preuss.  H.-A.  f.  1867,  I,  1,  3).  Als  sich  nach  dem  Kriege 
TOD  1870  Frankreich  Ton  diesen  Vertragsbestimmungen  aus  finanz-  und  marinepoli- 
tischen  Grdnden  lossagen  wollte,  was  für  Oesterreich  selbst  wohl  nur  ron  unter- 
geordneter practischer  Bedeutung  gewesen  wäre,  ging  Oesterreich  darauf  nicht  ein 
und  hinderte  so  die  Zurücknahme  der  Gleichstellung  der  Flaggen  der  anderen  Ver- 
tragsstaaten mit  der  französischen,  wiederum  in  Consequenz  der  Meistbegünstigungs- 
claosel  (s.  Am6  II,  36,  317  if.  Der  Verf.  fuhrt  Ocstcrreichs  Weigerung  auf  deutsche 
Einflt^e  zurück). 

§.  317.  (2)  Die  übrigen  Reformen  1860  11.  nebst  Tarifproben.  Einige 
davon,  bes.  die  Entlastung  ?on  Rohstoffen  und  Korn,  sowie  die  Umänderung  des 
Systems  der  Drawbacks  und  Ausfuhrprämien  nebst  der  Einführung  des  Systems 
der  „zeitweiligen  zollfreien  Zulassung''  (bes.  bei  Zucker)  waren  speciell  auch  von 
finanzieller  Bedeutung.  Die  ersteren  entzogen  der  ZoUcasse  nicht  unbeträchtliche 
Einnahmen,  die  letzteren  verminderten  anderseits  die  finanziellen  Einbussen  des  Rück- 
zoll- und  Ausfuhrprämiensystems  erheblich  und  beseitigten  sie  grossentheils.  (S. 
Am6  n,  eh.  16—20). 

(a)  Entlastung  der  Rohstoffe.  Das  Ges.  v.  5.  Mai  1S60  (s.  Preuss.  H.-A. 
1860,  I,  580)  hob  für  eine  Reihe  besonders  wichtiger  fremder  Rohstoffe  (so  Baum- 
wolle, Wolle,  Indigo  und  andere  Farbstoffe)  den  Einfuhrzoll  ganz  auf,  wenn  die 
Einfabr  in  französischen  Schifien  erfolgte,  bei  einzelnen  Waaren  mit  der  Beschrän- 
kung, dass  die  Einfuhr  nur  aus  gewissen  Ländern,  z.  B.  bei  Baumwolle  aus  ausser- 
enropÜBchen  zollfrei  sei,  aus  anderen  Ländern  einem  massigen  Zoll  auch  für  fran- 
zösische Flagge  unterliege  (z.  B.  bei  Baumwolle  —  also  aus  den  europäischen  Zwi- 
schenhäfen —  3  Frcs.  p.  100  Kil.).  Die  Einfuhr  unter  fremder  Flagge  und  zu 
Lande  blieb  zwar  überhaupt  zollpflichtig,  aber  der  Zoll  wurde  sehr  herabgesetzt 
(meist  auf  1,  2,  3  [so  bei  Baumwolle,  Wolle],  4,  6  Frcs.  p.  100  Kil.,  nur  bei  Indigo 
blieb  er  noch  höher,  25  und  2S  Frcs.).  Die  bisherigen  Zölle  dieser  Waaren,  hie  und 
da  schon  ermässigt  (so  für  Baumwolle  und  Wolle  seit  1856),  waren  z.  B.  je  nach  dem 
Herlconftslandc  und  Einfuhrweg  (See,  Land,  Flagge)  bei  roher  Baumwolle 
in  verschiedenen  Stufen  5 — 35  Frcs.  p.  100  Kil.  (frei  nur  unter  französischer  Flagge 
aos  französischen  Ck>]onien),  mit  einem  Zollertrag  in  1854  noch  von  19.01  MiU.  Frcs.; 
bei  Schafwolle  für  gemeine  ungewaschene  bis  1856  20 — 22 Vo  ^^^  Werthe,  seit- 
dem 5 — 15  Frcs.  p.  100  Kil.,  für  feine  ungewaschene  und  gemeine  gewaschene  10 
bis  25  Frcs.,  für  feine  gewaschene  25— 3*78  Frcs.,  Zollertr.  1859  7.56  MiU.;  bei 
Indigo  50—400  Frcs.,  Zollertr.  1859  576,000  Frcs.  Das  gen.  Ges.  hob  aber  ander- 
seits auch  die  bei  der  Ausfuhr  von  Baumwoll-  und  Wollgarnen  und  Geweben  ge- 
währten Prämien  auf.  Auch  nach  Abzug  dieser  letzteren  wurde  der  Ausfall  des 
ZoUertrags  auf  19  MiU.  Frcs.  geschätzt.  —  Auch  der  Steinkohlenzoll  wurde  1S6U 
aUgemein  auf  10  Cent,  bei  Einfuhr  über  die  Maass  und  das  Moseldepartemcnt ,  auf 
15  Gent  für  100  Kil.  sonst  (auch  zur  See),  1864  zu  Land  und  in  französischen 
Schifien  zur  See  auf  12  Gent,  gesetzt.  Die  Ermässigungen  für  andere  Rohstoffe  folgten 
später  noch  (so  Decr.  v.  5.  Jan.  1861).  Weiter  ging  hierin  noch  das  umfassende 
loUges,  T.  16.  Mai  1863,  das  eine  grosso  Reihe  von  Rohstoffen  befreite  oder  im  Zoll 
ennässigte,  mehrfach  so.  dass  nur  die  Einfuhr  in  fremden  Schilfen  noch  etwas  be- 
lastet blieb;  ferner  Ges.  v.  4.  Juni  1S64,  verschiedene  Decrete,  Ges.  v.  1.  Mai  1867 
oud  17.  Juli  1868. 

(b)  Ermässigung  von  Finanzzöllcn.  Von  besonderer  finanzieller  Be- 
deutung war  die  erhebliche  /ollermässigung  für  Hauptartikel,  wie  Zucker. 
Kaffee,  Gacao,  Thee  dorch  d.  Ges.  v.  23.  Mai  1860,  wo  sich  freilich  bei  Zucker 
die  Sache  wegen  der  Beziehung  zur  Rübenzuckersteuer  und  zum  französischen  Golo- 
nialzackcr  complicirte  (s.  o.  S.  665,  das  Ges.  im  Preuss.  H.-A.  1860,  I,  645,  mit  dem 
Bericht  der  Gommission  des  gesetzg(;benden  Kr>rpers\  Allerdings  zeigte  sich  hier  bald, 
dias  man  doch  bei  den  neuen  Sätzen  das  finanzielle  Interesse  zu  sehr  geschädigt  hatte, 
veshalb  später  bei  Zucker  wieder  Erhöhungen  erfolgten.  Rohzucker  (Prima)  wurde 
ron  45  Vtcs.  (ohne  Decimen^  Zoll  p.  100  Kil.  auf  25—39  Frcs.  (je  nach  Herkunft. 
Flagge)  ermässigt  (speciellere  Angaben  S.  665),  Kaffee  von  50 — 105  Frcs.  (6  Stufen, 
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Min.  aus  franzöä.  Colon.  Jens,  des  Kaps  in  französ.  Schiffen,  Max.  ans  europ.  Entre- 
p«'»ts  in  fremden  Schiffen)  auf  30—55  Frcs.  (4  Stufen,  dgl.),  Cacao  von  20 — 75  Frcs. 
(5  Stufen)  auf  20—40  Pres.  (4  Stufen,  dgl.),  Thec  von  150—600  Frcs,  (4  Stufen) 
auf  75—100  Frcs.  (3  Stufen),  seit  1S66  (Decr.  v.  30.  Mai)  auf  40  und  100  Frcs.  (incl. 
Decimen).  Von  erheblicher  finanzieller  Bedeutung  war  nur  der  Zucker-  und  Kaffee- 
zoll;  crstcrer  ergab  1859  aus  den  französ.  Colonien  43.57,  1861  25.97,  aus  fremden 
Ländern  bez.  34.89  u.  27.56,  Kaff^ee  1859  30.52,  1861  nur  18.63  (erst  1868  wieder 
•27.08)  MiU.  Frcs.,  Cacao  1859  2.61,  1861  1.66  (1868  2.32),  Thee  444,000  und 
265,000  Frcs.  Vollends  bei  diesem  Artikel  war,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  die 
Zollermässigung  nach  den  französischen  Consumverhältnissen ,  welche  sich  durch  den 
Zoll  nicht  bestimmen  Hessen,  finanziell  unzweckmässig.  Im  J.  1862  bei  Zucker 
wieder  etwas  Erhöhung  des  Zolls  (S.  665),  aber  er  blieb  niedriger  als  früher  belastet 
Auch  der  KttckzoU  von  Zucker  1860  vermindert,  1864  trat  das  andere  System  der 
„zrritweiscn  Zulassung''  ein  (S.  666).  Die  ZuckerzoUgesetzgebung  folgte  im  Uebrigen 
nothwendig  der  allgemeinen  Bewegung  der  Zuckerbesteuerung  (§.  266  ff*.)  Auch  Kaffee 
wurde  wieder  etwas  erhöht  (36—55.40  Frcs.,  Decr.  v.  24.  Juni  1 86 1 ,  Ges.  v.  1 6.  Mal  1 86 1 ). 
Eine  neue  Einnahmequelle  war  sonst  nur  der  Petroleumzoll  (Decr.  v.  16.  Juli 
1863,  f.  100  Kil.  3  Frcs.  aus  Ursprungsland  in  französ.  Schiffen,  sonst  5  Frcs.;  ebenso 
im  Ges.  v.  4.  Juni  1864),  der  um  1868  aber  noch  keine  halbe  Mill.  Frcs.  ergab  und 
eT»i  in  der  Periode  nach  1870  bei  viel  höherem  Satze  und  grösserer  Consumtion  ein 
wichtiger  Finanzzoll  wurde. 

(r.)  Reform  der  Korn-  und  Nahrungsmittelzölle.  Sie  bestand  in  der 
Ersetzung  der  Kornzöllc  nach  dem  System  der  gleitenden  Scala  (Ges.  v. 
1S32)  durch  massige  feste  Einfuhrzölle  (far  Weizen,  Spelz,  Mengekorn  —  m»^- 
teil  —  und  Mehl  daraus  für  100  Kil.  50  Ceot.  in  französ.  Schiffen  und  za  Lande. 
1  Frc,  Mehl  iVs  Frcs.  in  fremden  Schiffen,  anderes  Getreide  und  Mehl,  auch  Ka- 
stanien, Erbsen,  Wicken,  Hirse  in  französ.  Schiffen  und  zu  Lande  frei,  in  fremden 
Schiffen  50  Cent,  ebenso  kleine  feste  Zölle  für  Brot,  Reis,  Sago,  Nudeln,  Makaroni). 
(ietreidc,  Mehl,  die  anderen  gen.  Nahrungsmittel,  Kartoffeln  wurden  von  Ausfuhr- 
zöllen frei  erklärt,  fremdes  (retreide  und  Mehl  auch  zur  Privatniederlage  (entrepot 
fictif)  zugelassen  (Ges.  v.  15.  Juni  1801).  Hierbei  erfolgte  zugleich  der  Uebergang 
von  der  Zollbemessung  nach  Raum  (Hcctoliter)  zu  der  nach  Gewicht  Die  Weizenein- 
fuhr behufs  Umwandlung  zu  Mehl  und  Ausfuhr  desselben  zollfrei  (Decr.  v.  25.  Aug. 
1H61).  Finanziell  wurde  durch  diese  Reform  kaum  eine  Einbnsse  herbeigeführt, 
eher  sogar  ein  Gewinn  gemacht.  Denn  bei  dem  früheren  System  war  Einfuhr  und 
Zollertrag  in  der  Regel  nur  gering,  auch  sehr  schwankend  gewesen,  in  Theuerungs- 
zeitcn  waren  die  Zölle  aber  nach  dem  System  der  gleitenden  Scala  niedrig  oder 
suspendirt.  Von  einiger  Bedeutung  war  gewöhnlich  nur  der  Ertrag  des  Weizenzolls 
(1836—41  4.38,  1847—56,  bei  mehrfacher  Suspension,  0.78,  1857—59  0.627  Mill. 
Frcs.).  Aus  anderem  Getreide  meist  ganz  geringer  Ertrag  (nur  bei  Hafer  1859  0.32 
Mill.),  auch  der  Ertrag  des  Mehlzolls,  des  Brotzolls  klein.  In  der  neuen  Periode  war 
der  Ertrag  aller  Cerealienzölle  höher  (1861  4.78,  1862  4.12,  dann  bis  1865 
sinkend  auf  0.2:i6,  18H7  und  68  wieder  4.8  MiU.),  Reis  (bis  1861  V«— 6  Frcs.,  jetzt 
V«— 2  Frcs.),  hatte  zuletzt  (1857—59)  0.21  Mill.  Zollertrag  gegeben,  1861—68  war 
cf  zwischen  818,000  und  221,000  Frcs. 

In  dieser  Richtung  ging  dann  das  Zollges.  v.  16.  Mai  1863  weiter,  indem  es 
die  durch  Decrete  von  1852 — 54,  1861  bestimmten  Zollherabsetzungen  bestätigte,  so 
Imjs.  für  Thiere  (Ochsen  und  Rinder  1  Frc.  p.  Stück,  bis  1853  50,  bez.  15  Frcs., 
Kiihü  1  Frc,  früher  25,  Kälber,  Schafe,  Schweine  V*  ^^o.,  früher  5 — 15  Frcs.), 
Fleisch  (»/a  Frc.  p.  100  Kil.,  bis  1853—54  18—36.30  Frcs.).  Butter  (frische  frei, 
g«^alzene  2V4  Frcs.  p.  100  Kil.,  früher  erstere  3  —  3.30,  letztere  5  —  5.50  Frcs.), 
Heringe  u.  a.  m.  Die  Erträge  dieser  Zölle  waren  auch  früher,  vor  1853 — 54,  nicht 
bedeutend  gewesen.  Auch  Wein  und  Branntwein  erlangten  definitiv  die  Ermässi- 
gung, die  ihnen  durch  Decrete  v.  1854  u.  1857  zu  Theil  geworden  (Wein  V*-.  Alkohol 
25  Frcs.  p.  Hectol.,  ehedem  ersterer  15 — 35,  letzterer,  soweit  er  nicht  verboten,  5ü 
bis  200  Frcs.).  Der  Zollertrag  dieser  Artikel  war  nur  in  Jahren  der  Weinmissemte 
etwas  erheblicher  gewesen  (S.  653  K.). 

•  d)  Reform  der  Schifffahrtsgesetzgebunj^:.  Auf  diesem  Gebiete  hatte 
man  am  Längsten  gezögert,  und  zunächst  auch  in  dem  Handelsvertrage  mit  England 
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roo  1860  keine  directen  Zugeätäuduisse  gemacht.  Daher  bis  dahin,  specicli  gegenüber 
Grossbritannien,  nur  die  Gleichstellung  der  fremden  mit  der  heimischen  Flagge  in  der 
sogen,  directen  Fahrt,  d.  h.  zwischen  Frankreich  und  Grossbritannion  nebst  seinen 
europäischen  Besitzungen  selbst,  der  Verkehr  mit  den  transoceanischcn  britischen 
(Kolonien  fiel  also  unter  die  allgemeinen  beschränkenden  Bestimmungen.  Die  wich- 
tigsten Begünstigungen  der  französischen  Flagge  waren  der  Vorbehalt  gewisser 
Fahrten  fur  sie  (KUstenfahrt,  Verkehr  mit  den  französischen  Golouien),  Zollzu- 
schläge für  die  meisten  Waaren  bei  der  Einfuhr  zu  Lande  oder  unter  frem- 
der Flagge  zur  See,  in  welch  letzterer  Hinsicht  nur  in  der  „directen"  Fahrt  ver- 
tragsmässig  die  Flaggen  der  meisten  Länder  der  französischen  gleichgestellt  worden 
waren,  Zollzuschläge  fUr  die  Einfuhr  wichtiger  aussereuropäischer  Waaren  aus 
europäischen  Zwischenhäfen  (Entrepots),  Zollermässigung  um  Vs  ^^^ 
Naturproducte  (ausser  Zucker),  die  direct  in  französischen  Schiffen  aus  Ländern  jen- 
seits der  Sundainseln  eingeführt  wurden.  Endlich  konnten  für  fremde  Schiffe  allein 
oder  in  höherem  Betrage  Tonnengelder  erhoben  werden,  wo  nicht  vertragsmässig  auch 
in  diesem  Puncte  die  fremde  Flagge  gleichgestellt  war  (s.  Amc  II,  163).  Durch 
dieses  „SchifiTahrtssystem"'  wurden  die  Zolkerhältnisse  viel  complicirter ,  die  Zollein- 
nahmen theils  günstig,  theils  ungünstig  beeinflusst,  die  inländischen  Industrieinteressen 
aber,  bes.  soweit  sie  wohlfeile  Versorgung  mit  fremden  Rohstoffen  (Baumwolle,  austral. 
Wolle)  rerlang^en,  benachtheiligt.  Der  französische  Schiffbau  war  durch  das  Ver- 
bot der  Einführung  fremder  Seeschiffe  (zur  Unterstellung  unter  die  französische  Flagge) 
geschlitzt,  nur  fremde  Flussschifie  durften  eingeführt  werden  (Zoll  20  Frcs.  p.  Tonne). 
Zuerst  wurde  dann  der  Zuschlag  für  die  indirecte  Einfuhr  aus  britischen  Entrepots 
unter  britischer  Flagge  in  Betreff  einiger  Artikel  in  der  Zus.-Gon7ent.  v.  16.  Aug.  1860 
aufgehoben  (für  rohe  Baumwolle,  austral.  Schafwolle,  Jute,  s.  den  Tarif).  Belgien  er- 
langte darauf  im  Handelsvertrag  für  die  indirecte  Einfuhr  von  Kaffee  eine  Ermässi- 
gung des  Zuschlags,  für  Zucker  die  Erlaubniss  der  Landeinfnhr  gegen  2  Frcs.  Zu- 
schlag zum  sonstigen  ZoU.  Aber  eine  allgemeinere  Modification  der  Gesetzgebung 
über  Bevorzugung  der  französischen  Flagge  fand  bei  den  Interessenten  noch  Fiel  Oppo- 
sition. Politische,  maritimpolitische,  etwas  auch  finanzielle  Rücksichten  spielten  mit, 
der  Flaggenzuschlag  brachte  1864  immerhin  3.87,  der  für  Einfuhren  aus  fremden 
EntrepAts  1.90  Mill.  Frcs.  ein  (Amc  II,  181).  Eine  eigene  EntjU^te  wurde  angestellt, 
aber  schliesslich  siegte  der  freihändlcrisrhe  Gesichtspunct,  wenigstens  in  einigen  Haupt- 
b^^ziehungen ,  doch  in  dem  wichtigen  Ges.  v.  19.  Mai  1866,  nebst  Decr.  v.  8.  Juni 
1S66.  Die  Tonnengelder  speciell  für  fremde  Schiffe  wurden  danach  v.  I.Jan.  1867 
an,  die  Flaggenzuschläge  für  Einfuhren  auf  fremden  Schiffen  nach  3  Jahren,  Mitte 
1869.  aufgehoben,  die  Einführung  fremder  Seeschiffe  zur  Französirung  gegen  2  Frcs. 
p.  Tonne  gestattet,  dem  Schiffbau  aber  durch  Zulassung  zollfreier  Einfuhr  von  Mate- 
rialien und  Fabrikaten,  incl.  Maschinen,  eine  Hilfe  gewährt.  Der  Verkehr  zwischen 
Frankreich  und  Algier  wurde  fremden  Flaggen  gestattet.  Aber  die  Küstenfahrt  in 
Frankreich  blieb  der  heimischen  Flagge  vorbehalten  und  die  Zuschläge  bei  indirccter 
Einfuhr  aus  Entreputs  blieben  im  Allgemeinen  bestehen,  nach  dem  Gesetzentwurf 
hatten  auch  sie  nach  6  Jahren  wegfallen  sollen. 

Auch  die  Verkehrsbeziehungen  zu  den  französischen  Colonien  wurden  in 
liberalerem  Sinne  geordnet,  wenn  auch  Bevorzugungen  der  französischen  Flagge  in  der 
Form  von  Zollzuschlägen  für  fremde  Flaggen  blieben  (Ges.  v.  3.  Juli  18H1 ,  betr. 
Martinique,  Guadeloupe,  Rcunion) :  noch  weitergehend  war  die  Gleichstellung  im  Handel 
Algiers  (Ges.  v.  19.  Mai  1866,  Art.  8—10,  Zollges.  f.  Algier  v.  17.  Juli  1867). 

(e)  Die  Ausfuhrzölle  waren  seit  lange  finanziell  von  vcrhältnissmässig  ^e- 
riuger  Bedeutung,  meist  früher  7«  frc.  p.  100  Kil.  oder  V+Vo  ^^m  Werth,  doch  für 
einige  Rohstoffe  im  protcct.  Interesse  höher,  dann  in  das  System  der  gleitenden  Scala 
bei  Getreide  für  einen  höheren  Stand  der  Preise  eingefügt  (Ges.  v.  1832).  Auch  hier 
sring  die  napoleonische  Regierung  mit  Reformen  vor.  Das  Decr.  v.  5.  Dec.  1857  (bez. 
Ges.  V.  19.  Juni  1859)  ermässigte  für  einige  Artikel  die  höheren  Zölle,  beliess  sie  für 
eine  Reihe  benannter  im  bisherigen  Betrage  und  hob  sie  für  alle  übrigen  auf.  Das 
Ges.  V.  14.  Juli  1860  beseitigte  einige  Ausfuhn-erbote  (so  auf  Gerberrinde)  und  hob 
die  Ausfuhrzölle  auf  anderes  Bau-  und  Nutzholz  als  Nussbaumholz  auf.  Ein  Decr.  v. 
JS.  Juli  1860  hob  den  Ausfuhrzoll  auf  Steinkohle,  Cokes  Cl  Cent  p.  100  Kil.)  auf, 
ein  Decr.  v.  21.  Nov.  1860   das  Ausfuhrverbot  von  Eisenerz   (Ausfuhr  zollfrei).    Das 
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Ges.  7.  16.  Mai  1863  beseitigte  dann  alle  Aasfohrzölle,  bis  auf  die  mehrfach  aach 
in  anderen  Ländern  noch  länger  beibehaltenen  für  Lumpen  aller  Art  (ezcl.  aas  Wolle, 
12  Frcs.  p.  100  Kil.),  Pappdeckel,  Papiermaasse,  Halbzeug  (auch  12  FYcs.),  altes  Taa- 
werk  (4  Frcs.),  hob  auch  alle  Ausfuhrverbote,  excl.  literarischen  Nachdruck  und  Kriegs- 
munition, auf. 

(f)  Von  nicht  geringer  finanzieller  Bedeutung  war  es,  dass  mit  den  Reformen 
der  Einfuhrzölle  im  Wesentlichen  das  kostspielige  System  der  Drawbacks  und 
Ausfuhrprämien  seit  1S64/65  wegfiel.  Das  neue  System  der  „zeitweiligen  zoll- 
freien Zulassung''  fremder  Producte  (Zucker,  Cerealien,  Eisen,  Gewebe)  zur  Einfuhr 
behufs  Bearbeitung  in  Frankreich  und  Wiederausfuhr  binnen  einer  bestimmten  Frist 
gab  zwar  neben  anderen  auch  wieder  zu  finanziellen  Bedenken  Anlass,  indessen  doch 
zu  geringeren  als  früher.  (S.  Am 6  11,  eh.  20).  Nur  bei  Zucker  blieb  auch  unter 
den  veränderten  Verhältnissen  wegen  unrichtiger  Ansetzung  der  Ausbeuteziflem  ein 
Theil  der  früheren  finanziellen  Missstände  bestehen  (S.  666).  Im  Ganzen  ist  su  wenig- 
stens der  Ausfall  an  ZoUcrträgen,  welchen  die  napoleonische  Reform  mit  sich  brachte, 
durch  die  Beseitigung  des  Bückzoll-  und  Ausfuhrprämiensystems  theilweise  compen- 
sirt  worden. 

(3)  Die  Zollerträge  u.  s.  w.  gestalteten  sich  im  Ganzen  unter  dem  Einfluss 
der  handelspolitischen  und  Tarifreform  folgendermaassen ,  wobei  zum  Vergleich  das 
in  der  früheren  Uebersicht  S.  805  schon  mit  enthaltene  Jahr  1859  als  Ausgangspunct 
genommen  wird.  Die  Berechnung,  bes.  bei  den  Ausgaben,  wie  bei  der  gen.  Ueber- 
sicht.   Die  Daten  in  Millionen  Frcs. 


Einnahme 

Einfuhr-Zölle 

Ausf.- 

Schiirf.- 

Ver- 

Summe      Salz- 

Allg.  V. 

Zucker 

Zus. 

Zr>llc 

Abg. 

schiec 

1.       roh         Steuer 

1850 

111.08 

78.46 

18S.49 

4.22 

4.35 

2.08 

200.14       28.36 

1861 

73.36 

53.39 

126.75 

1.61 

4.87 

1.55 

134.7S       26.85 

1864 

64.36 

09.05 

133.41 

0.33 

4.20 

1.46 

139.41       23.19 

1865 

64.11 

61.08 

125.19 

0.21 

3.71 

1.43 

130.54       23.13 

1869 

71.64 

48.64 

120.28 

0.16 

0.31 

1.58 

122.31       22.2S 

Ausgabe 

Regie-          Non-valeurs 
kosten  Ausf.-Präm.  Anderes 

Reinertrag         "^ 
r,.,,,        Zölle  und    v 
^''"^      Salzsteuer 

1^  der  Regiekosten 
.  Roh-     V.  Rein- 
ertrag        ertrag 

1859 

30.32 

50.30 

3.08 

116.44 

144.80 

13.33         17.33 

1861 

31.67 

23.31 

1.S7 

77.93 

104.78 

19.5           23.25 

1864 

31.50 

26.42 

0.94 

80.54 

103.73 

19.33         23.25 

1865 
1S69 


31.60 
27.68 


0.33 
0.23 


1.31 
1.33 


97.30 
92.09 


120.43 
115.37 


20.5 
19.0 


20.75 
19.33 


Die  folgenden  Jahre  sind  des  Kriegs  wegen  unvergleichbar,  übrigens  lb70  oiid 
1871  günstiger  als  die  Vorjahre  (s.  u.  §.  323\ 

Man  sieht,  dass  wenigstens  bis  zum  Schluss  der  napoleonischen  Herrschaft  das 
finanzielle  Ergebniss  der  Reform  ein  ungünstiges  geblieben  ist.  Ob  eine 
langsamere  Durchführung  der  Tarifermässigungen  ein  besseres  Ergebniss  geliefert 
hätte,  lässt  sich  ja  niclit  bestimmt  sagen,  aber  ganz  unwahrscheinlich  ist  es  nicht 
Namentlich  bei  den  eigentlichen  Fiuanzziillen ,  wie  Kaffee,  dem  Hauptartikel  ausser 
Zucker,  dann  auch  bei  letzterem  waren  die  Reductionen  wohl  zu  stark,  gegen  das  in 
französischen  Verhältnissen  berechtigte  Besteuerungsinteresse  und  ohne  entsprechenden 
Vortheil  für  die  Consumcntcn.  Ich  möchte  Arne  (II,  69)  darin  beistimmen,  dass  bei 
Kaffee  vermutblich  auch  bei  einem  erheblich  höheren  Zoll,  ebenso  wie  früher  und 
wie  wieder  nach  1 870.  eine  starke  Consnmtionsvcrmehrung  zu  erwarten  gewesen  wäre, 
die  Zolleinnahme  aus  diesem  Artikel  daher  für  1860 — 69  gegen  1859  nicht  nur  den 
rechnungsmässigen  Ausfall  von  8,415,000  Frcs.  jährlich,  sondern  einen  weit  grösseren 
ergeben  hat.  Hier  hat  man  einen  finanzpolitischen  Fehler  begangen,  den  man  übrigens 
schon  in  dem  Ges.  v.  27.  Juli  1S70  wieder  gut  machte  (s.  folg.  §). 

Beraerkenswcrth  ist  anderseits,  dass  die  Reform  eine  erhebliche  Vermin- 
derung des  Zollpersonals  und  der  Kosten  dafür  ermöglicht  hat,  trotzdem  in 
dieser  Periode  Nizza  und  Savoien  zum  Zollgebiet  hinzugetreten  waren.    Zwischen  1S60 
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und  1867  sind  580  Beamte  im  Bnreaudienst,  6885  im  Rrigadedienst,  zusammen  7365. 
Personen  mit  4,860,000  Frcs.  Gehalten  beim  Zollwcscu  erspart  worden,  74  ^®r  ^^~ 
sammtzahl  (1860  im  Serv.  sedent.  2766,  im  Serv.  actif  26,672,  zus.  29,43^,  1867  bez. 
2238 — 19,844 — 22,082). —  Dadurch  stiegen  allerdings,  aber  doch  nur  vorübergehend, 
die  Nicht-Activitätsbezüge  auf  1,782,000  Frcs.  (seit  1867  ist  dieser  Posten  auf  ein  be- 
sonderes Oonto  gebracht  —  Fonds  de  retraite  —  und  scheidet  aus  den  Regiekosten 
aus,  die  daher  oben  in  der  Ziffer  für  1869  etwas  zu  niedrig  angesetzt  sind).  Eine 
nicht  unbedeutende  Kostenersparung  crgiebt  sich  doch.  (Tabl.  g6n6r.  des  recettes, 
p.  45 — 51.) 

Die  gen.  Daten  beziehen  sich  seit  1849  immer  mit  auf  Algier. 

Die  Hauptartikel   des  Zollertrags  waren   in  186S  (das  im  Allgemeinen  etwas 
grossere  Erträge  hatte  als  1869)  verglichen  mit  1859  folgende,  in  1000  Frcs.: 

Kein  oder  über- 


wiegend 1 859 
Finanzzülle 

Zucker 78,459 

Kaffee 30,525 

Getreide 0,419 

Oacao 2,610 

Pfeffer 1,138 

Branntwein ....  622 

Tafelfrttchte     .     .     .  2,100 

Olivenöl 2,387 

Reis 214 

KSse 768 

Tbee 444 


1868 

48,578 

27,075 

4,796 

2,321 

1,361 

840 

675 

üo5 

475 

367 

204 


Zus. 


119,686       87,247 


üeberwiegend 
Schutz-  und 
Rohstoffzöllo 
Steinkohle,  Cokes 
Wollgewebe     .     .     . 
Baumwollgewebe .     . 
Flachs-  u.Hanfge  webe 
Baumwollgarn .    .     . 
Leinen-  u.  Hanfgarn 
Maschinen  u.  dgl.     . 
Oole  aus  fett  Körnern 
Metallarbeiten .    .     . 
Wollgarn     .... 
Roheisen     .... 
Stahl _._ 

Zus.    .     . 
Alle  übrigen 


1859 

10,733 

1,174 

41 

1,403 

471 

704 

1,307 

799 

177 

19 

1,978 

85 


1868 

8,699 

5,349 

2,419 

1,535 

1,253 

1,191 

972 

566 

494 

417 

354 

311 


18,891 
50,046 

Summe 188,623 

Ab  Ausfuhrpräm.      .       50,299 
Kein 138,324 


23,560 
12,763 

123,570 
201 

128,369 


Für  1859  nach  den  Materialien  bei  HabntT  zusammengestellt,  für  1868  in  d. 
Doc.  stat  p.  1868,  p.  136. 

§.  318.  5.  Vierte  Epoche.  Periode  seit  dem  Kriege 
Yon  1870.  Uebersicht.  Die  einzige  Besteueningsmassregel, 
welche  noch  unter  der  Kaiserlichen  Regierung  in  Frankreich  gleich 
bei  Ausbrach  des  Kriegs  erfolgte,  betraf  gerade  die  Zölle,  speciell 
einige  Finanzzölle.  Man  erhöhte  die  vordem  zu  stark  er- 
mässigten  Zölle  auf  Kaffee,  Cacao,  Thee  (Gesetz  v.  27.  Juli 
1870),  was  freilich  nur  bei  Kaffee  nach  Lage  der  Dinge  von 
grösserer  finanzieller  Bedeutung  sein  konnte. 

Der  Kaffeezoll  wurde  verdoppelt  von  50  und  55  auf  100  und  110  Frcs.  p.  100 
Kil.  Qe  nach  der  Einfuhr  diroct  aus  aussereuropäischen  Ländern  oder  aus  europäischen 
Zwischenhäfen),  der  Cacaozoll  von  25  und  35  auf  50  und  60  Frcs.  (mit  derselhen  Unter- 
scheidung), der  TheezoU  von  40  und  100  Frcs.  auf  100  und  160  Frcs.  dgl.  gebracht. 

Nach  dem  Friedensschluss  gehörten  Maassregeln  auf  dem  Ge- 
biete des  Zolltarifs  zu  den  ersten  und  wichtigsten,  mit  welchen 
man  die  schwierige  Finanzlage  zu  verbessern  suchte. 

Es  war  auch  ganz  gerechtfertigt,  auf  dem  finanzpolitisch  etwas 
in   der  Entwicklung  zurückgebliebenen  Gebiete  der  Handels-  und 
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Zollpolitik  Reformen  zum  Zweck  der  Erlangung  höherer  Staate- 
einnahmen vorzunehmen.  Aber  die  Bindung  durch  die 
Handelsverträge  bot  hier  jetzt  auch  flir  solche  Reformen  in 
bloss  iiscalischer  Richtung  Hindemisse ,  welche  sich,  zunächst 
wenigstens,  als  unüberwindlich  erweisen  sollten.  Ausserdem  er- 
folgte, besonders  unter  der  Präsidentschaft  von  Thiers,  eines 
alten  überzeugten  Schutzzöllners  und  Gegners  der  neueren  napo- 
leonischen Handels-  und  Zollpolitik,  auch  wieder  mehr  eine  Yer- 
quickung  der  Finanzpolitik  mit  der  Protectionspolitik  in  den  Zoll- 
verhältnissen, woraus  verfehlte  und  schliesslich  undurchführbare 
Restrebungen  hervorgegangen  sind. 

Die  getroffenen,  theils  nur  versuchten  Massregeln  lassen  sieb 
für  die  ganze  Periode  unter  folgenden  sechs  Puncten  zusammen- 
fassen : 

a)  Erhöhung  wichtiger  Finanzzöllc  gleich  nach  Ende 
des  Kriegs. 

b)  Versuch  einer  allgemeineren  Tarifreform,  wesentlich,  wenn 
auch  nicht  ausschliesslich,  in  finanzpolitischer  Tendenz,  namentlich 
mittelst  erneuter  Bezollung  fremder  Rohstoffe,  besonders 
derjenigen  der  Textilindustrie. 

c)  Versuch  einer  neuen  Schifffahrtsgesetzgebung: 
Wiedereinführung  von  Flaggenzuschlägen  und  Einführung 
einer  sog.  Quaiabgabe  (Tonnengeld). 

d)  Plan  vermehrter  Ausfuhrzölle  und  Einführung  einer  sog. 
statistischen  Abgabe  für  die  Deckung  der  Kosten  der  Handels- 
statistik. 

e)  Erlass  eines  neuen  allgemeinen  Zolltarifs  im  J.  1881 
und  Abschluss  neuer  Handelsverträge. 

f)  Rückkehr  zu  agrarischen  Schutzzöllen  für  Getreide 
und  Vieh  1884  ff. 

S.  für  das  Einzelne  bes.  Arne  II,  cb.  22,  Mathieu-Bodet  bes.  I,  cb.  2-4 
passim,  II,  cb.  26  passim.  Amagat  bes.  partie  III,  cb.  1  u.  8.  Die  o.  S.  780  ange- 
gebenen Materialien  im  Boll. 

§.  319.  a)  Erhöhung  wichtiger  Finanzzölle.  Sie  er- 
folgte, in  Fortsetzung  und  Ausdehnung  der  Massregeln  des  Gesetees 
V.  27.  Juli  1870,  bald  nach  dem  Friedensschluss  in  erheblichem 
Maasse  und  im  Ganzen  mit  bedeutendem  finanziellen  Erfolge  bei 
den  Hauptartikeln  des  Colonialwaarenzweigfl,  wiedernm 
namentlich  bei  Kaffee,  Cacao,  Thee,  femer  bei  Pfeffer  und 
anderen  Gewürzen,  dann   bei  Petroleum,  Wein.     Bei  dem  mit 
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hierher  gehörigen  Hauptartikel  Zucker  hemmten  nur  die  ver- 
wickelten Besteuerungsverhältnisse  und  Productionsconjunctureu, 
dass  die  Wirkungen  der  Steuererhöhung  gleicbmässig  zur  Geltung 
kamen,  aber  eine  bedeutende  Mebreinnahme  wurde  durch  die  sehr 
starken  Steuer-  und  Zollerhöhungen  doch  erzielt  (§.  267).  Diese 
erhöhten  Zölle  sind  dann  im  allgemeinen  Tarif  von  1881  im  Ganzen 
beibehalten  worden. 

So  wurde  schon  1871,  vollends  von  1873  an  der  Zollertrag  ein 
viel  stärkerer  Posten  im  Einnahmebudget  als  im  letzten  Jahrzehnt 
des  zweiten  Kaiserreichs,  er  steigt  auf  das  2— 2 V2 fache  bis  Ende 
der  1870er,  auf  das  3— 3 Va  fache  in  den  folgenden  Jahren,  Zucker 
eingeschlossen,  auf  das  Doppelte  in  der  ersten  Periode,  auf  das 
beinahe  4  fache  später,  ohne  Zucker  gerechnet,  wozu  die  genannten 
Finanzzölle,  besonders  von  KaflFee,  Petroleum,  Cacao,  Pfeffer,  Wein 
vomemlich  beigetragen  haben. 

S.  bes.  Ges.  7.  8.  Juli  1871;  über  die  Zolle  auf  Wein  0.  S.  054,  auf  Zucker 
S.  061,  607  ff.,  auf  Petroleum  S.  690.  Kaffee  in  Bohnen  wurde  jetzt  auf  150  u.  ]70 
Frcs.  (von  Ausser-Europa  und  von  anderswoher),  also  auf  das  Dreifache  der  Sätze  vor 
dem  Krieg,  gebrannter  und  gemahlener  Kaffee  auf  200  Frcs.  gesetzt,  Cacao  auf  100 
u.  120  Frcs.,  Thee  auf  200  u.  260,  Pfeffer,  Piment,  Gewurznelken,  Zimmet,  Cassia- 
Lignea,  Muscatnuss  in  Schalen  auf  200  u.  240  ]'>cs.,  Muscatnuss  ohne  Schalen  und 
Muscatenblüthe  (Macis)  auf  300  u.  350,  Vanille  auf  400  Frcs.,  Petroleum  roh  auf 
20  u.  25,  gereinigt  auf  32  u.  37  Frcs.  p.  100  Kil.  Das  Ges.  v.  30.  Dec.  1873  legte 
zu  allen  Z()Uen  noch  einen  Zuschlag  von  4°/^.  Diese  Zölle  gingen  mit  diesem  Zu- 
schlage (daher  z.  B.  für  Kaffee  156,  gebrannt  208)  in  den  neuen  allgemeinen  Tarif 
von  1881  bleibend  Über.  Auch  die  Zuschlagsätze  bei  der  Einfuhr  dieser  Waarcn 
ans  europäischen  Ländern  (bez.  Zwischenhäfen,  Entrepots)  wurden  in  diesem  Tarif 
meist  in  demselben  Betrage  wie  in  dem  gen.  Ges.  von  1871  beibehalten  (fttr  Kaffee 
Ermässigung  von  20  auf  10  Frcs.  p.  100  Kil.,  doch  unter  Wegfall  des  Extraznschlags 
von  47o^.    Statistik  der  Zollerträge  s.  u.  §.  323. 

b)  Die  Bezollang  der  Rohstoffe  hat  nach  verschiedenen 
Anläufen,  einem  Lieblingsgedanken  von  Thiers  gemäss,  vorüber- 
gehend Gesetzeskraft  erlangt  (Gesetz  v.  26.  Juli  1872).  Aber  diese 
Massregel,  schon  in  kleinerem  Umfange,  als  anfangs  geplant  war, 
verwirklicht,  musste  bald  mit  Rücksicht  auf  die  Handels- 
verträge rückgängig  gemacht  werden  (Gesetz  v.  25.  Juli  1873). 
Und  auch  während  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  hat  sie  keine 
erhebliche  practische  Bedeutung  gewinnen  können,  da  eben  ihre 
Anwendung  sich  den  Vertragsstaaten  gegenüber  nicht  unmittelbar 
durchsetzen  liess  und  der  Verkehr  mit  anderen  Ländern  nicht 
wichtig  genug  war.  So  war  diese  ganze  zollpolitische  Massnahme 
ein  Schlag  ins  Wasser. 

S.  das  ZoUgesetz  v.  1S72  z.  B.  in  Dejean's  Code  p.  221  tf.  bis  247,  im  Preuss. 
H.-Arch.  1872,  dazu  Erlasse  v.  18.  Aug.  1872  betr.  den  Zcitpunct  der  Anwendung 
der  specifischen  Zollsätze  des  Ges.  v.  1872  auf  eine  Beihe  Artikel.    Durch  das  Ges. 
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V.  25.  Juli  1873  traten  einfach  die  vor  dem  Ges.  v.  26.  Juli  1872  bestehenden  Zoll- 
sätze wieder  in  Kraft.  Uober  die  ganze  Maassregel  und  die  ungemein  lebhaften  De- 
batten im  Parlament  s.  Amc  II,  eh.  22,  bes.  p.  262.  273  fr.,  Mathieu>Bodet  II. 
6««:,  113  ff..  23.5,  Amagat  p.  359  ff.  bis  369.  Die  Projecte  durchliefen  selbst  m- 
schiedenc  Phasen,  die  Opposition  im  Parlament  führte  einmal  zn  einer  Präsident- 
schaftskrisis. Schliesslich  drang  Thiers  mit  einem  grossen  Theil  seines  Projects  durch, 
aber,  wie  der  weitere  Verlauf  zeigte,  nur  pro  forma.  Das  Einzelne  ist  mit  mancherlei 
verschiedenen  politischen,  handeis-  und  ^nanzpolitischen  Strömungen  und  Gegenströ- 
mungen durchflochten,  bietet  ein  interessantes  Stück  neu  französischer  parlamentarischer 
(üeschichte,  braucht  aber  hier  nicht  weiter  verfolgt  zu  werden.  Der  Plan  als  solcher 
ist  indessen  doch  finanzpolitisch  von  allgemeinerem  Interesse,  wesshalb  das  Bemerkens- 
wertheste  darüber  hier  noch  mitgetheilt  wird. 

Die  ganze  Maassregel  war  doch  in  erster  Linie  aus  einem  finanz-  oder  steuer- 
politischen Gesichtspuncte  entsprungen,  aber  handelspolitische  Gesichtspuncte  spielten 
bei  den  Urhebern  (Thiers, Pouycr-Qucrti  er)  mit  Die  Kothwendigkcit  der  Deckung 
des  ungeheueren  Finanzbedarfs  war  der  treibende  Factor.  Bei  der  Schwierigkeit  dieser 
Deckung  und  bei  den  Verhältnissen  der  übrigen  Steuern  galten  die  Zölle  als  ein 
besonders  geeignetes  Object.  höhere  Einnahmen  zu  beschaffen.  Die  britischen  und  die 
nordamerikanischen  hohen  Zollerträge  schienen  dafür  mit  zu  sprei-hen.  Die  napo- 
leonische Zollpolitik  hatte  auch  das  Flnanzinteresse  nicht  genügend  wahrgenommen. 
Unter  den  Zöllen  aber  wurden  diejenigen  auf  Rohstoffe,  besonders  der  Textil- 
industrie, welche  seit  1860  zollfrei  geworden  waren,  für  ein  auch  finanzpolitisch 
vorzügliches  Steuerobject  gehalten.  Eine  Besteuerung  dieser  Stoffe  schien  in  der 
Finanzlage  angemessen,  träfe,  soweit  Ucbcrwäizung  auf  die  Consumenten  stattfände, 
die  Artikel  der  Bekleidung,  der  Wohnungsausstattung,  der  Möbel  u.  dgl.  m., 
was  gegenüber  der  sonstigen  Besteuerung  der  Nahrungsmittel  gerechtfertigt  sei;  die 
betreffenden  Steuern  vertheilten  sich  auf  zahlreiche  Contribuenten,  die  einzeln  nur  in 
geringem  Maasse  belastet  würden.  Bei  der  Schwankung  der  Preise  und  dem  Wechsel 
der  Handelsconjuncturen  werde  femer  auch  ein  solcher  Zoll  vom  Zwischenhandel  u.  A.  m. 
mit  getragen  werden.  Eine  derartige  „Besteuerung  von  Industrie  und  Handel*'  wurde 
wohl  wegen  der  durch  die  übrigen  französischen  Steuern  nicht  genügend  getroffenes 
Besteuerung  dieses  Zweigs  der  nationalen  Arbeit  mit  befürwortet.  Die  Erhebung  dieser 
Zölle  sei  in  Verbindung  mit  der  bestehenden  Zolleinrichtung  einfach  und  wohlfeil.  Die 
Interessen  der  inländischen  Fabrikation  und  der  Fabrikatenausfuhr  sollten  und  könnten 
bequem  und  einfach  durch  Gewährung  entsprechender  Rück  zolle  (Drawbacks)  f^r  die 
ausgeführten,  aus  bezollten  fremden  Rohstoffen  hergestellten  Fabrikate,  durch  Zn- 
lassuni?  der  zollfreien  Einfuhr  der  Rohstoffe  behufs  Verarbeitung 
nnd  Ausfuhr  der  Fabrikate  (System  der  sogen,  „zeitweiligen  Zulassung")  und 
durch  angemessene  „Zuschlagszölle**  für  die  eingeführten  fremden  Fabrikate, 
nach  Maassgabe  des  Zolls  für  die  in  ihnen  enthaltenen  Rohstoffe,  genügend  wahr- 
«^enommen  werden,  ein  Zuschlag,  welcher,  wenn  er  so  bloss  eine  Compensation  für 
den  Rohstoffzoll  sei,  den  Handelsverträgen  nicht  widersprechen  würde.  Man  dachte 
an  einen  Rohstoffzoll  bis  zu  ca.  20  7o  ^öm  Werth,  der  übrigens  regelmässig  in  Form 
specifischen  Zolls  zu  erheben  wäre,  in  solcher  Höhe  für  den  kleinen  Mann  unf^lbar. 
grade  für  den  Reichen  aber  nach  dessen  Gonsumverhältnissen  von  Webwaaren  u.  s.  w. 
eine  richtige  proportionale  Steuer  darstellen  würde  (?).  Je  nachdem  erwartete  man  so 
160—170  Mill.  Frcs.  und  mehr  aus  diesen  Zöllen  zu  erlangen  (Regier.-Forderung  1871 
170,  1872  165  Mill.  Frcs.,  incl.  10  Mill.  Frcs.  vom  Zuschlag  für  Fabrikate),  wovon 
die  Hälfte  auch  nach  Abzug  der  Rückzölle  als  Einnahme  verbleiben  würde. 

Diesen  Gründen  für  die  RohstoffbezoUung  wurden  aber  mehr  zatreffendf 
Gegengründe  gegenübergestellt.  Mit  Recht  wurden  practische  Bedenken  gegen  ein 
abermaliges  umfassendes  System  von  Rückzölleu  für  auszuführende  Fabrikate  geltend 
gemacht,  ein  System,  das  nicht  gleichmässig  auf  die  Betheiligten  einwirke  und  unver- 
meidlich doch  viele  Störungen  für  Industrie  und  Export  durch  seine  Controleinricb- 
tungen  mit  sich  bringe.  Obwohl  eine  vermehrte  „Besteuerung  der  Industrie  und  de» 
Handels'"  als  etwas  in  der  bestehenden  Finanzlage  nicht  Ungerechtfertigtes  selbst  von 
den  Nächstbetroffenen  zugegeben  wurde,  ward  doch  grade  dieser  Weg  der  Bohstoff- 
besteuerung  abgelehnt.  Lieber  hätte  man  in  den  betreffenden  Kreisen,  welche  eine 
Opferwilligkeit  aus  patriotischen  Gründen  zeigen   zu   sollen  glaubten,   selbst  eine  Be- 
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iteaeruDg  nach  den  Geschäftsumsätzcn  (chiffre  dos  affaires)  gesehen.  Auch  ?on 
einer  allgemeinen  inländischen  Fabrikatensteucr,  von  einer  abgestuften  Stempelabgabe 
Ulf  Facturen  und  Quittungen  war  die  Rede. 

Der  ausschlaggebende  Gegengrund  war  aber  ein  practischer  und 
)pportunistischer:  man  hielt  —  und  wie  sich  zeigte  mit  Recht  —  dafür,  dass 
die  bestehenden  Handelsrerträge  die  Durchführung  der  Rohstoff- 
bezollung  mit  ihren  nothwendigen  Gonseciuenzen,  namentlich  auch  mit  den 
Zoll  zuschlagen  für  Fabrikate  aus  den  Yertragsstaaten  zu  den  Sätzen  des  Con- 
rentionaltarifs,  nicht  gestatten  und  die  betreffenden  fremden  Staaten  nicht  auf  die 
erforderlichen  vertragsmossigen  Umänderungen  der  Handelsverträge  und  Conventioiial- 
tarifo  oder  auf  den  Abschluss  neuer  Verträge,  welche  sich  der  Rohstoff bezoUung  an- 
passten,  eingehen  würden. 

Diese  Erwägungen  führten  zur  Verwerfung  des  ersten  bezüglichen  Thiers 'sehen 
Projects  im  Januar  1872,  in  Folge  dessen  zum  Rücktritt  von  Thiers  von  der  Präsident- 
schaft. Doch  kam  es  wieder  zu  einer  Versöhnung  und  einer  Vertagung  des  ganzen 
Plans.  Dem  Regierungsproject  „10 — 20  7o  Rohstoffzoll  mit  Gewährung  von  RückzOllen 
iKsi  Ausfuhr  der  Fabrikate''  hatte  die  dasselbe  verwerfende  Budgetcommission  ein 
andres,  ähnliches  „3Vo  RohstoffzOlle ,  aber  ohne  Rückzölle''  (doch  auch  mit  Zuschlag 
auf  die  eingeführten  fremden  Fabrikate)  gegenübergestellt.  Auch  dies  Projcct  wurde 
jedoch  in  der  Plcnarversammlung  selbst  fallen  gelassen. 

Die  Finanznoth  blieb  indessen  bestehen  und  das  Zollprojoct  kehrte  wieder.  Thiers 
und  die  Kammer  verstanden  sich  schliesslich  zu  einem  Compromiss :  das  Ges.  v.  20.  Juli 
1S72  führte  einen  538  Artikel  umfassenden  neuen  Zolltarif  für  Rohstoffe  und 
f&r  „Compensationstaxen"  auf  Fabrikate  ein,  stellte  einen  Tarif  für  Rück- 
Zölle  bei  Fabrikatenausfuhr  auf,  welcher  sich  aber  in  Betrett  der  Textilindustrie  auf 
Baumwollwaaren  beschränkte,  ermächtigte  den  Präsidenten,  für  jede  im  Gesetz  ge- 
nannte Waare  das  Datum  der  Anwendung  des  neuen  Tarifs  zu  bestimmen  —  was  für 
eine  Anzahl  meist  finanziell  untergeordneter  Waaren  durch  Decr.  v.  18.  Aug.  1872 
geschah  — ,  verfugte  aber  ausdrücklich,  dass  „keine  Abgabe  auf  die  für  die  Industrie 
erforderlichen  Rohstoffe  erhoben  werden  dürfe,  bevor  die  entsprechenden  Compen- 
sationsabgaben  auf  die  aus  den  gleichen  Stoffen  hergestellten  fremden  Fabrikate  in 
Kraft  getreten  sein  würden"  (Art.  7  d.  Ges.  v.  26.  Juli  1872). 

Damit  war  das  neue  Zollgesetz  im  Wesentlichen  zu  einem  todten  Buchstaben 
g^emacht,  weil  nun  zuvor  die  Verhandlungen  mit  den  Vertragsstaaten  stattlinden  und 
Erfolg  haben  musstcn ,  welcher  jedoch  ausblieb.  Man  hatte  den  Ertrag  dieser  neuen 
ZöUe  auf  93,847.000  Frcs.  veranschlagt,  wovon  42,254,000  Frcs.  der  Annahme  nach 
sofort,  18,431,000  Frcs.  nach  Ablauf  der  Verträge  mit  England  und  Belgien, 
33,162,000  Frcs.  nach  Ablauf  der  übrigen  Verträge  oder  nach  dem  Gelingen  ent- 
sprechender neuer  Verträge  flüssig  zu  machen  gewesen  wären.  (Matthieu-Bodot  I, 
146.)  Allein  diese  Annahmen  waren  viel  zu  optimistisch  und  beruhten  auf  der  un- 
zutreffenden Voraussetzung,  dass  man  sich  bei  der  Anwendung  der  neuen  Tarife  über 
mancherlei  zwar  nicht  rechtlich  zwingende,  aber  tbatsächlich  unvermeidliche  Riick- 
sichten  wurde  hinwegsetzen  können  (vgl.  Am6  II,  295  ff.). 

Verhandlungen  mit  England  über  die  Abänderung  einiger  Puncto  des  Handels- 
vertrags waren  seit  1S71  geführt  worden,  hatten  aber  kein  genügendes  Ergebniss  ge- 
habt, obwohl  man  französischcrseits  ausdrücklich  betonte,  dass  es  sich  nur  um  die 
Gewinnung  freierer  Hand  in  Bctrefl  der  finanziellen  Seite  der  Zölle,  nicht  um 
eine  Rückkehr  zum  Schutzzoll  handle.  Durch  den  gleichzeitigen  Versuch,  wieder  zu 
Flaggenzuschlägcn  zu  kommen  (s.  u.),  waren  solche  Verhandlungen  freilich  noch 
erschwert  worden.  Auch  die  Ermächtigung  der  Regierung  durch  ein  besonderes  Ge- 
setz, zur  Kündigung  der  Handelsverträge  mit  Grossbritannien  und  Belgien  zu  schreiten, 
weil  man  „ohne  zu  dem  ökonomischeu  Regime  von  1800  zurückzukehren,  in  der  gegen- 
wärtigen Lage  des  Landes  die  Zolltarife  revidiren"  müsse  (Ges.  v.  2.  Febr.  1872),  und 
die  darauf  wirklich  erfolgte  Kündigung  dieser  Verträge  (^15.  und  IS.  März  1872) 
führten  nicht  zum  Ziele.  Neu  ab«rcschlosseue  Verträge  befriedigten  nicht.  Die  theil- 
weise  Anwendung  der  Rohstoffzölle  nach  dem  Decr.  v.  18.  Aug.  1872  fand  bei  den 
Industriellen  viel  Opposition  und  unterlag  selbst  dem  Vorwurf  der  Ungesetzlichkeit, 
weil  sie  im  Widerspruch  mit  dem  obengen.  Art.  7  des  Ges.  v.  1S72  stände.    Der  Zoll- 
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ortrag  des  leztcren  wurde  so  auf  1.^  MiU.  Frcs.  beschränkt.  Dies  geriugftlgigc  finan- 
zielle Resultat  und  die  Uebcrzeug^ung  von  der  DudurchfUhrbarkeit  des  Gesetzes  führten 
dann,  nach  Thiers'  definitivem  Sturze,  zur  einfachen  Aufhebung  des  ganzen  Gesetzes 
(Ges.  V.  25.  Juli  1878). 

§.  320.  c)  Scbifffahrtsgesetzgebung  und  Quai-Ab- 
gabe. Die  hier  getroflFenen  Massregeln  hatten  eine  ausgeprägtere 
protectionistische  Tendenz  als  die  soeben  besprochenen, 
ijesonders  zu  Gunsten  des  inländischen  Schiffbaues  und  der  fran- 
zösischen Flagge,  in  scharfer  Reaction  gegen  das  liberale  Gesetz 
über  die  Handelsmarine  von  1866  (S.  815). 

Das  Gesetz  v.  30.  Jan.  1872  führte  wieder  Zollzuschläge 
für  Waaren  ein,  welche  unter  fremder  Flagge  (ausser  aus  den 
französischen  Colonieen)  importirt  werden,  machte  den  Zoll- 
zuschlag für  aussereuropäische  Waaren  bei  der  Einfuhr  aus 
europäischen  Zwischenhäfen  (Entrepöts)  allgemein,  er- 
höhte im  Interesse  des  heimischen  Schiffbaues  die  Zölle  bei  der 
Einführung,  bez.  Franzisirung  fremder  Seeschiffe  gegen  den  Satz 
des  Gesetzes  von  1866  sehr  bedeutend  und  errichtete  wieder  ein 
allgemeines  Tonnengeld,  „fUr  die  Kosten  des  Quais''  — 
daher  „Quai-Abgabe'*  genannt  —  für  Schiffe  jeder  Flagge, 
auch  der  französischen,  welche-  aus  dem  Ausland  oder  aus  fran- 
zösischen Besitzungen  und  Colonieen  in  französischen  Häfen  an- 
langen. 

Die  Flaggcnzuschlägo  waren  für  100  Kil.  bei  Einfuhren  aus  Europa  und 
Mittel uiccr^cbiet  7^,  von  Aussereuropa  diesseit  Cap  Hörn  und  Gap  der  guten  Hofl- 
nung  ly,,  ?on  jenseit  dieser  Caps  2  Frcs.  p.  Tonne,  sollten  also  besonders  die  ,4ange" 
Fahrt  unter  französischer  Flagge  begünstigen.  Bloss  Guano  war  von  diesen  Zuschlägen 
frei.  Der  neue  Zuschlag  für  Einfuhren  aus  Entreputs  war  3  Frcs.,  abgesehen 
von  den  Fällen,  wo  schon  höhere  deranige  Zuschlüge  bestanden.  Beiderlei  Zuschläge 
galten  auch  für  die  Einfuhr  in  Algier.  Der  Zoll  für  die  Franzisirung  frem- 
der Seeschiffe  (ausser  der  eigentlichen  Abgabe,  s.  u.  §.  327),  nach  dem  Con?en- 
tionaltarif  mit  Üesterreich  nur  2  Fro^.  p.  Tonne,  wurde  jetzt  auf  40,  50  und  60  Frcs. 
p.  Tonne  für  ausgerüstete  Segelschiti'e  erhöht,  je  nachdem  sie  aus  Holz,  aus  Holz  und 
Eisen,  oder  ganz  aus  Eisen,  wozu  bei  Dampfschiffen  noch  der  Zoll  für  die  Maschine 
kam.  Der  Zoll  für  SchifiskOrper  war  30,  40  und  50  Frcs.  Zugleich  wurde  die  im 
(jes.  V.  19.  Mai  1866  gewährte  Zollfreihcit  für  Schidbaumaterialicn  beseitigt.  Die 
„Quai-Abgabe"  endlich  wurde  auf  Vi  ^^rc.  p.  Tonne  des  Gehalts  für  Ankünfte  aus 
Europa  und  Mittclmccrbecken ,  auf  1  Frc.  für  andere  Ankünfte  gestellt. 

Die  letztere  Massregel  war  lediglich  finanzieller  Art 
und  konnte,  da  sie  auch  die  französische  Flagge  traf,  unbeschadet 
der  aus  den  Handelsverträgen  hervorgehenden  Verpflichtungen 
sofort  ernstlich  durchgeftihrt  werden.  Sie  entsprach  einem  aus- 
drücklichen Vorbehalt  in  diesen  Verträgen  (britischer  Vertrag  von 
18G(),  Art.  10,  o.  S.  812).  Der  wichtigste  protectionistische  Punct, 
die  Auflegung  von  Flaggenzuschlägen  bei  der  Einfuhr,  Hess 
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sich  dagegen  nicht  durchführen.  Denn  hier  hinderte  der  Vertrag 
vom  11.  Dec.  1866  mit  Oesterreich,  dessen  Bestimmungen  den 
anderen  Vertragsstaaten  nach  der  Meistbegünstigungsclausel  zu 
Gute  kamen,  und  Oesterreich  weigerte  sich,  auf  diese  Rechte  zu 
verzichten  (S.  813).  Auch  die  höheren  Zölle  für  die  Franzisirung 
fremder  Schiffe  standen  mit  dem  österreichischen  Vertrage  in 
Widerspruch.  So  war  man  genöthigt,  auf  die  Durchführung  dieser 
Pnncte,  wenigstens  bis  auf  Weiteres,  zu  verzichten,  und  hob  speciell 
durch  das  Gesetz  v.  28.  Juli  1873  die  Flaggenzuschläge  all- 
gemein wieder  auf,  zu  derselben  Zeit,  als  das  Gesetz  über  die 
Kohstoffzölle  wieder  hatte  zurückgenommen  werden  müssen.  Es 
verblieben  nur  die  neuen  Zollzuschläge  für  die  Einfuhren  ausser- 
europäischer  Waaren  aus  europäischen  Häfen  und  die  Quai- 
Abgabe,  welche  letztere  einige  finanzielle  Bedeutung,  TVs  Mill.  Frcs. 
Ertrag,  gewann. 

Das  spätere  Gesetz  über  die  Handelsmarine  v.  29.  Jan.  1881 
kam  auch  auf  die  Flaggcnzuschläge  und  auf  die  höheren  Zölle  für 
die  Franzisirung  fremder  Schiflfe  nicht  zurück.  Aber  es  suchte 
Schiffbau  und  Rhederei  auf  directe  Weise  zu  begünstigen.  Es 
gewährte  nemlich  an  Stelle  der  Zolifreiheit  für  Schiffbaumaterialien, 
unter  dem  Titel  einer  „Ausgleichung  der  Belastungen,  welche  der 
Zolltarif  den  Erbauern  von  Seeschiffen  auferlege",  erhebliche 
Schiffbau-Prämien  und  ausserdem  französischen  Segel-  und 
Dampfschiffen  „in  langer  Fahrt"  unter  dem  Titel  einer  „Aus- 
gleichung der  Belastungen,  welche  der  Handelsmarine  durch  die 
Recrntirung  und  den  Dienst  in  der  Kriegsmarine  aufgelegt  seien" 
zunächst  für  10  Jahre  jährliche  Schifffahrtsprämien.  Die 
allgemeinen  und  speciellen  Zoll  zuschlage  für  die  „indirecte" 
Einfuhr  aussereuropäischer  Waaren  aus  europäischen  „Entrepots" 
behielt  das  Zollsystem  von  1881  bei  und  regelte  ihre  Sätze  von 
Neuem,  den  allgemeinen  Satz  etwas  erhöhend,  die  speciellen  Sätze 
theils  erhöhend,  theils  ermässigend,  mehrfach  nur  mittelst  Abrundung 
der  Beträge.  Ausserdem  ist  auch  eine  Reihe  von  europäischen 
Waaren  bei  indirecter  Einfuhr,  d.  h.  nicht  aus  dem  Productions- 
lande  unmittelbar,  Zollzuschlägen  unterworfen. 

Die  Schiffbauprämieii  siud  für  den  Bruttogehalt  bei  SchifTen  aus  Eisen  und 
Stahl  60,  aus  Holz  bis  zur  Grosse  von  200  Tonnen  10,  bei  grösseren  Schiffen  20,  bei 
„gemischten"  Schiffen  (aus  Eisen  und  Holz)  40  Frcs  p.  Tonne,  für  die  Schiftsmaschinen 
und  zugehörige  Apparate  ausserdem  12  Frcs.  p.  100  KU.  (Ges.  v,  IbSl,  Art.  4).  Die 
Schifffahrtsprämien  betragen  bei  Schilfen  französischen  Baues  im  ersten  Jahre  fllr 
jede  Nettotonnc  und  je  lOÜO  durchlaufene  Meilen  1 7»  Frcs.  und  nehmen  jühiiirh  um 
0.075  Frc.  bei   hölzernen    und   gemischten,  um    0.0.">    Frc.   bei   eisernen    SchiH'en   ab. 
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Bei  Schifien  fremden  Baues  unter  französischer  Flagge  ist  die  Prämie  halb  so  hoch. 
Bei  Dampfschifien,  welche  nach  vorher  von  der  Marineverwaltung  gebilligten  Plänen 
gebaut  sind,  erhöht  sie  sich  um  15%  (Ges.  v.  1S81,  Art.  9).  Ausgenommen  von  dieser 
Prämie  sind  die  für  kleine  und  grosse  Fischerei  bestimmten  Schiffe  und  Schiffe  von 
Subvention.  Linien  sowie  für  YergnUgungszwecke.  Schiffe,  welche  Schifffahrtsprämien 
geuiesscn,  müssen  die  Postcorrespondenz  unentgeltlich  befördern,  auch  können  sie  (bez. 
alle  Handelsschiffe?)  im  Kriege  requirirt  werden  (Art.  10,  9).  Siehe  auch  Decr.  r. 
17.  Aug.  1881.  Statistisches  über  diese  Prämien  im  Bull.  XV,  ISO.  Bis  Ende  1^S3 
betrugen  die  liquidirten  Schiff bauprämien  16,696,000  Pres. 

Die  Tarife  für  die  Zuschlagzölle  bei  indirecter  Einfuhr  bilden  die  Tab.  C 
u.  D  des  Zollgesetzes  von  1881.  Eine  bedeutendere  Höhe  haben  diese  Zuschläge  bes. 
bei  ausscreuropaischen  Colonialwaarcn  aus  europäischen  Häfen  (S.  819),  doch  au<b, 
z.  Th.  in  Folge  Erhöhung  gegen  früher,  im  Tarif  v.  1881,  bei  einigen  andern,  z.  B. 
Seidengeweben,  chin.  und  Japan.  Porcellan,  Bronzen,  Möbeln.  Speciell  sind  hier 
37  aussereuropische  Waaren  genannt,  wovon  fünf  zoschlagfrei.  Der  allgemeine  Zu- 
schlag für  „alle  anderen"  solcher  Waaren  ist  3.00  Frcs.  p.  100  Kil,  früher  war  er 
3.12;  im  Conventionaltarif  haben  einige  davon  massigere  Sätze.  Der  Tarif  D  für  die 
indirecte  Einfuhr  europäischer  Waaren  umfasst  26  Posten,  wovon  zwei  frei;  meist  ge- 
wisse Rohstoffe.  Der  Zuschlag  ist  zwischen  %  und  5  Frcs.,  meist  2 — 3  Frcs.  f.  100 
Kil.  Die  übrigen  nicht  genannten  Waaren  europäischen  Ursprungs  unterliegen  keinem 
solchen  Zuschlag.  In  der  Kegel  gilt  für  aussereuropäische  und  für  europäische  NVaaren 
dieser  Zuschlag  bei  indirecter  Einfuhr  nach  dem  allgemeinen  Tarif  ebenso  gegenüber 
den  Yertragsstaaten ,  da  die  Handelsverträge  meist  nichts  Anderes  oder  Ungünstigeres 
bestimmt  haben.  (S.  die  Noten  im  Bull.  IX,  p.  516 — 518  zu  den  Tabellen  C  u.  D 
des  Tarifs  v.  1881.) 

Durch  ein  Ges.  v.  2.  Apr.  1889  ist  die  Schifffahrt  zwischen  Frankreich  u. 
Algier  wieder  ausschliesslich  der  französischen  Flagge  vorbehalten  worden. 

d)  Ausfuhrzoll-Project.  Statistische  Abgabe.  In 
VerfolgUDg  ihrer  handeis-  und  zollpolitiscben  Gesichtspunete  und 
Ziele  hat  die  Thiers'sche  Regierung  unmittelbar  nach  dem  Kriege 
auch  daran  gedacht,  durch  Ausfuhrzölle  wieder  grössere 
Summen  fUr  den  Staatsschatz  flüssig  zu  machen,  auch  hierin  gegen 
die  Politik  des  kaiserlichen  Kegiments  reagirend.  Man  dachte  an 
einen  Ertrag  von  15  Mill.  Frcs.  aus  einem  kleinen  allgemeinen 
Ausfuhrzoll  (1%  vom  Werth)  und  aus  höheren  Ausfuhrzöllen  für 
einige  französische  Stapelartikel,  besonders  Weine  und  Brannt- 
weine. „Die  ersteren  würden  leicht  vom  Handel  mitgetragen,  die 
letzteren  vermeintlich  auf  den  fremden  Bezieher  oder  Consnmenten 
überwälzt  werden  können."  Indessen  war  dies  bei  der  Natur  der 
französischen  Waaren  und  bei  der  Concurrenz  mit  anderen  Pro- 
ductionsländern  doch  zweifelhaft.  Jedenfalls  opponirten  die  fran- 
zösischen Exportinteressenten,  das  Project  fiel  (1871).  So  verblieb 
es  bei  dem  bestehenden  System,  das  die  Ausfuhr  zollfrei  Hess,  von 
PapierfabrikatioDsmaterialien  (Lumpen  u.  dgl.)  abgesehen  (S.  816). 
Im  Zolltarif  von  1881  sind  dann  auch  diese  letzten  Ausfuhrzölle 
fortgefallen. 

Das  Project  von  1871  wollte  Wein  im  Fass  mit  1  Frc.  p.  Hectoliter,  in  Flaschen 
mit  5  Cent.  p.  Flasche,  Champagner  mit  20  Genf,  belegen,  Branntwein  mit  2  Frcs. 
p.  Hect.  im  Fass,   20  Cent.  p.  Flasche,  Liköre  25  Cent.  p.  Flasche,   ausserdem  Eier 
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Tafclfrüchtc,  Oelkucliüu,  Ilundc  starker  Kavc.  Alle  aiidt^ren  nicht  bcnaüiiten  WaariMi, 
die  keinen  Kückzoll  genossen,  1 7o  ^'^^  Werth  (nacli  dem  Werth  in  der  Haudelsstati- 
stik,  vorbehaltlich  der  Umwandlun;^  in  specifische  Sätze  durch  Decrete).  (S.  Amr  II, 
266,  Amagat  p.  373  fl',  Mathieu-Bodet  I,  35).  — „Hunde  starker  Ka(;4;,  bei  Aus- 
fuhr aber  die  Landgrenze''  hatten  schon  bisher  einen  Ausfuhrzoll  (zuletzt  6.25  Frcs. 
p.  Stück  im  allgemeinen,  6  Frcs.  im  Conv.-Tarif)  entrichtet.  Im  Tarif  von  1881  ist 
an  Stelle  dieses  Ausfuhrzolls  das  Ausfuhrverbot  getreten  (Zusammenhang  au<'h  mit 
zolhechnischen  Momenten ,  da  solche  Hunde  gern  zum  Schmuggel  benutzt  werden). 
Dies  Verbot  ist  in  normalen  Zeiten  jetzt  ausser  dem  bestehengebliebenen  der  Ausfuhr 
von  Nachdrucken  das  einzige  noch  geltende  des  französischen  Zollrechts.  —  Der  Er- 
trag der  Ausfuhrzölle  war  zwischen  1870  —  80  226  —  517,000,  meist  250—400,000 
Frcs.  jährlich. 

Als  eine  Art  Ersatz  des  fallengelassenen  Projects  des  Ausfuhr- 
zolls wurde  dagegen,  ausschliesslieh  aus  finanzpoli tischen 
Erwägungen,  unter  der  Motivirung  einer  „Deckung  der  Kosten  der 
Uandelsstatistik''  eine  eigene  kleine  statistische  Abgabe 
(droit  de  statistique  commerciale)  auf  alle  ein-  und  ausgeführten 
Waaren  gelegt  (Gesetz  v.  22.  Jan.  1872,  Art.  3).  Der  weitere, 
übrigens  anfechtbare  Gedanke,  dass  gerade  die  Kaufleute  an  dieser 
Handelsstatistik  ein  besonderes  Interesse  hätten,  spielte  dabei  mit. 
Richtiger  ist  die  Begründung  einer  solchen  Abgabe  mit  dem  Interesse 
der  Handelsstatistik  selbst,  da  die  Pflicht  der  Abgabezahlung  als 
solche  zur  Beschaffung  besseren  Urmaterials  mit  die  Handhabe 
giebt.  Die  Abgabe  bringt  immerhin  6V4  Mill.  Frcs.  ein  und  somit 
wohl  sicher  mehr  als  die  Kosten  jener  Statistik  betragen. 

Der  Satz  ist  10  Cent,  für  jedes  selbständige  Stück  (in  Colli,  Fass,  Kiste,  Sack, 
andrer  zusammenfassender  Verpackung)  oder  10  Cent,  für  1000  KU.  oder  für  1  Cubik- 
mcter  der  entsprechenden  Massenwaaren,  auch  10  Cent.  p.  Stück  Vieh,  ohne  Znschlag- 
centimeu,  einerlei  welches  die  Herkunft  oder  Bestimmung.  Die  Abgabe  traf  also  auch 
den  Verkehr  mit  den  Vertragsstaaten  und  hat  sich  hier  durchsetzen  lassen,  obwohl 
prin<:ipiell  ein  Widerspruch  mOglich  war,  der  bei  der  Kleinheit  der  Abgabe  aber  in 
den  meisten  FäUen  kein  erhebliches  practisches  Interesse  hatte.  Der  Ertrag  war  schon 
1S72  5.67  Mill.  Frc^.  und  stieg  dann  allmälig,  fast  ununterbrochen,  bis  auf  6.80  in 
1SS3,  6.72  Mill.  in  1SS7. 

§.321.  e)  Der  Zolltarif  von  1881  und  neue  Handels- 
verträge. Nach  dem  misslungenen  Zollreform- Versuch  von  1872 
verblieb  es  im  ersten  Jahrzehnt  nach  dem  Kriege  im  Wesentlichen 
bei  den  früheren  allgemeinen  und  bei  den  Conventionaltarifen,  von 
der  Erhöhung  der  Finanzzölle  (§.  319)  und  der  neuen  allgemeinen 
ZoUerhöhnng  von  4'V(,  durch  Gesetz  v.  30.  Dec.  1873  abgesehen, 
welche  letztere  aber  auf  die  in  den  Vertragstarifen  aufgezählten 
Waaren  nicht  anwendbar  war.  Mittlerweile  liefen  die  bestehenden 
Handelsverträge  ab  oder  konnten  gekündigt  werden,  so  dass  von 
Anfang  1879  an  freie  Hand  für  den  Abschluss  neuer  Verträge  und 
für  grössere  und  practisch  allgemein  durchführbare  Tarifreformen 
erlangt  wurde. 
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Man  beuutztc  diese  Zeit  für  die  Vorbereitung  eines  umfassenden 
neuen  ZolltarifsysteniS;  aueh  mittelst  einer  neuen  Enquete  tiber  die 
wirthschaftlichen  Bedingungen  und  Grundlagen  des  Tarifs.  Im 
Gesetz  v.  7.  Mai  1881  wurde  darauf  ein  neuer  allgemeiner 
Zolltarif  fUr  Ein-  und  Ausfuhr  (Tabelle  A  und  B)  gegeben, 
welchem  in  besonderen  Tabellen' (C  und  D)  die  bereits  besprochenen 
Zuschlag  Zölle  bei  der  indirecten  Einfuhr  aussereuropäiscber 
und  europäischer  Artikel  und  in  einer  weiteren  Tabelle  (E)  die 
Zolle  und  Zollbefreiungen  von  Erzeugnissen  französischer  Coloniecn 
und  Besitzungen  bei  der  Einfuhr  in  Frankreich  beigefügt  wurden. 

Inzwischen  wurden  die  abgelaufenen  Handelsverträge  auf  kurze 
Fristen  mehrmals  verlängert  und  Vorbereitungen  für  den  Abschluss 
neuer  Handelsverträge  mit  den  meisten  bisherigen  Vertragsstaaten 
getroffen.  Daraus  gingen  in  den  Jahren  1881 — 82  neue  Handels- 
verträge mit  Belgien,  Italien,  Portugal,  Schweden  und 
Norwegen,  Spanien  und  der  Schweiz  (S.  788)  hervor,  in 
denen  Tarifstipulationen  enthalten  waren.  Aus  der  Ver- 
einigung der  letzteren  bildete  sich  ein  neuer  üonventional- 
tarif,  welcher  ausser  für  die  genannten  dann  auch  ftir  andere 
Staaten  nach  der  Meistbegünstignngsclausel  in  Kraft  trat,  nemlich 
durch  einen  neuen  Handelsvertrag  mit  blosser  Meistbegünstigungs- 
clausel  für  Oesterreich-Ungarn  (18.  Febr.  1884)  und  Gross- 
britannien  (28.  Febr.  1882),  ferner  für  das  Deutsche  Seich 
auf  Grund  des  Frankfurter  Friedensvertrags  (S.  787).  Ausserdem 
galt  dieser  Conventionaltarif  nach  älteren  Verträgen  für  die  übrigen 
europäischen  Staaten,  d.  h.  für  alle  ausser  Dänemark, 
Griechenland  und  die  Niederlande.  Die  letzteren  haben 
später  aber  noch  einen  eigenen  Handelsvertrag  mit  einem  Special- 
tarif für  wenige  Waaren  mit  Frankreich,  im  Uebrigen  auf  der  Basis 
der  Behandlung  nach  dem  Fusse  der  meistbegünstigten  Nation,  ab- 
geschlossen (19.  Apr.  1884).  Mit  aussereuropäischen  Staaten 
hat  Frankreich  keine  Tarifverträge. 

In  der  deutschen  amtlichen  Ausgrabe  der  Zolltarife  (Suppl.-Baiid  zum  Deutschen 
Ilaiidelsarch.  ISSI)  sind  bei  den  einzelnen  Positionen  in  dem  französischen  Vertrags- 
tarif die  einzelnen  Vertragsstaaten  genannt,  denen  die  „Tarifconcession"  vortrags- 
mässig  gemacht  ist,  —  ein  fUr  Deutschland  wichtiger  Punct  (S.  7S7).  Die  neuen 
Handelsverträge  u.  A.  auch  in  der  Fortsetzung  von  Martens'  Kecueil  de  traites,  par 
J.  Hopf,  bes.  Serie  II,  vol.  8  u.  1). 

So  wurde  im  Ganzen  principiell  an  dem  ,^napolconischen 
System  der  Handelsverträge"  auch  später  nicht  viel  geändert.  Der 
neue  allgemeine  Tarif  gilt  wie   der  alte   für  den  Handelsverkehr 
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mit  Staaten,  mit  denen  keine  Verträge  bestehen,  bezw.  für  die  Ein- 
fabr  von  Erzeugnissen  dieser  Länder,  sodann  für  die  im  (Konven- 
tionaltarif nicht  vorkommenden  Waaren.  Practisch  ist  der 
Unterschied  von  früher  indessen  etwas  grösser,  aber  auch  nicht 
eben  sehr  bedeutend,  was  für  die  Bewährung  des  Vertragssystems 
spricht. 

Der  neue  GonFeiitionaltarif  umfasst  nicht  so  vicio  Waaroii  als  der  alte,  so  dass 
der  allgomeiiie  Tarif  wieder  zu  weiterer  Anwendung  gelangt,  auch  gegenüber  den 
Vertrags-  und  den  ihnen  gleichgestellten  Staaten.  Ind<}Ssen  sind  mehrfacli  da,  wo 
besondere  Vertragszölle  fortfielen,  die  Sätze  des  allgemeinen  Tarifs  auf  die  des  früheren 
GoDTentionaltarifs  herabgesetzt.  Bisweilen  haben  auch  finanzielle  Rücksichten  die  Nicht- 
aufnahme ron  früheren  Conventionaltarifiiosten  in  den  neuen  Conventionaltarif  ver- 
anlasst. 

Im  Ganzen  ist  in  dem  neuen  Tarifsystem  das  Finanz - 
interesse  an  höheren  Zöllen  in  geeigneten  Fällen  mehr  berück- 
sichtigt worden,  so  im  allgemeinen  Tarif,  besonders  bei  den 
Colonialwaaren ,  wo  die  Erhöhungen  des  J.  1871  im  Wesentlichen 
verblieben  sind  (S.  821),  aber  auch  sonst  mehrfach  in  diesem  Tarif 
und  mitunter  auch  im  Conventionaltarif. 

S.  die  Vergleichung  der  einzelnen  Sätze  der  alten  und  neuen  allgemeinen  und 
Gonventionaltarife  in  Bull.  IX,  450  ß'.  und  XI,  50311*.  Beispiele:  die  neuen  wieder 
etwas  höheren  Vieh-  und  Fleischzöllc  (s  §.  322),  welche  jetzt  auch  für  die  Vertrags- 
staaten gelten,  die  Zölle  auf  Eier,  Butter;  die  Erhöhung  des  Branntweinzolhi  im 
Conventionaltarif  durch  Gleichstellung  mit  dem  doppelt  so  hohen*  Satze  im  allgemeinen 
Tarif.  Der  linanzicll  wichtige  Steinkohlenzoll  ist  im  allgemeinen  Tarif  auf  den 
Satz  des  Convcntionaltarifs  (12  Cent.  p.  1000  Kil.)  reducirt. 

In  handelspolitischer  Hinsicht  ist  der  neue  allgemeine 
Tarif  gegen  den  früheren  ziemlich  durchweg  zu  einem  rationellen 
»Schutzzolltarif  ohne  Prohibitionen  und  mit  massigeren, 
wenn   auch   nicht  niedrigen  Zollsätzen  umgebildet  worden. 

Bei  den  Zöllen  auf  Halbfabrikate  und  Fabrikate  geschah  das  gewöhnlich 
in  der  Weise,  dass  die  Siktzc  des  alten  Conventionaltarifs  mit  geringen  Veränderungen  in 
den  neuen  allgemeinen  Tarif  übergingen.  Das  Tarifsystem  der  napoleonischen  Ver- 
träge hat  auch  dadurch  eine  bemerkenswerthe  Anerkennung  gefunden.  Die  Bohstoffe 
sind  zollfrei  geblieben,  Stoffe  in  den  ersten  Verarbeitungsstufen  es  mehrfach  geworden 
oder  mit  massigen  Zöllen  belegt.  Die  —  besonders  bei  Baumwoll-  und  Wollgarnen 
und  Geweben,  einigen  Metallwaaren,  chemischen  Producten  u.  a.  m.  —  noch  verblie- 
benen, wenn  auch  durch  den  Conventionaltarif  gegenüber  den  meisten  Industriestaaten 
grösstentheils  unpractisch  gewordenen  Einfuhrverbote  des  alten  allgemeinen  Tarifs 
sind  jetzt  auch  im  allgemeinen  Tarif  fast  durchaus  beseitigt  und  durch  specifische 
Einfuhrzölle  ersetzt,  hie  und  da  ist  die  Einfuhr  selbst  zollfrei  geworden  (Beispiele  in 
der  Kategorie  der  chemischen  Producte).  Einfuhrverbote  bestehen  für  gewöhnlich  nur 
noch  für  die  Monopolartikel,  für  Spielkarten,  Kriegswafl'en  und  gewisse  (ieschosse, 
Kupfermünzen  ausser  Cours.  An  die  Stelle  von  Werth zollen,  wo  sie  hie  und  da 
im  allgemeinen  Tarif  noch  vorkamen,  z.B.  bei  Möbeln  und  Holzwaaren,  sind  spe- 
cifische getreten. 

Man  kann  diese  Aenderungen  alle  nur  als  zweckmässige  und 
richtige  bezeichnen,  wenn  man  sich  einmal  auf  den  auch  der  neuen 
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Tarii'bilduDg  zu  Grunde  liegenden  principiellen  handelspolitischen 
Gesiehtspunet  „gemässigten  Schutzzolls'^  stellt.  Auch  das  Finanz- 
interesse  möchte  im  Ganzen  dabei  gut  gefahren  sein,  jedenfalls 
besser  als  bei  dem  früheren  allgemeinen  Tarif,  wennschon  vom 
finanziellen  Standpunct  aus  eine  weitere  Ermässigung  der  vielfach 
immer  noch,  besonders  bei  feineren  Qualitäten  der  Fabrikate,  recht 
hohen  Schutzzölle  auch  des  neuen  allgemeinen  Tarifs  zu  wünschen 
gewesen  wäre. 

Ein  sehr  umfassendes  und  ins  Specielle  gehendes,  zahlreiche 
Zollposten  und  einzelne  Positionen  enthaltendes  Äctenstttck  ist 
freilich  auch  der  neue  allgemeine  Tarif  geblieben.  Er  zählt  bei 
der  Einfuhr  immer  noch  579  Nummern,  darunter  allerdings  zahl- 
reiche Artikel  als  „zollfrei^'  mit  gerechnet,  aber  anderseits  bei 
vielen  Nummern  mit  mehreren,  besonders  bei  Gespinnsten  and  Ge- 
weben mit  sehr  vielen  Positionen.  Der  Unterschied  mit  dem 
heutigen  britischen  Tarif  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  ausserordentlich 
gross  geblieben. 

Die  ungemein  weitgehende  Qualitätsspecialisirang  der  specißschen  Zölle  des  alten 
CoüventioDaltarifä  bei  Gcspiuusteu  und  Geweben  ist  in  den  neuen  allgemeinen  Tarif 
übergegangen.  Mehrfach  sind  dabei  die  Sätze  des  Conventionaltarifs  ein  wenig  um- 
geändert, öfters  etwas  erhöht  worden,  namentlich  bei  den  feinsten  Qualitäten.  Dies 
entspricht  aber  dem  leitenden  (iesichtspunct  des  französischen  Tarifsystems.  Schwierig- 
keiten bei  der  practischen  Anwendung  eines  solchen  Tarifs  im  Zolldienst  sind  dabei 
freilich  unvermeidlich. 

Der  neue  Conventionaltarif  unterscheidet  sich  von  dem 
alten  Conventionaltarif  und  folglich  auch  von  dem  neuen  allgemeinen 
Tarif  viel  weniger  als  letzterer  von  dem  alten  allgemeinen,  besonders 
in  Betreff  der  Höhe  der  Sätze. 

Bei  den  vornemlich  in  Betracht  kommenden  Zöllen  für  Halb-  und  Ganz- 
fabrikate, besonders  in  der  Tcxtilbranche,  sind  die  Sätze  des  früheren  Tarifs 
meist  unverändert  beibehalten  oder  haben  nur  kleine  Veränderungen  erfahren,  letzteren 
Falls  regelmässig  kleine  Ermässigungen.  Doch  fehlen  auch  Erhöhungen  im  neuen 
gegen  den  alten  Conventionaltarif  nicht  ganz,  z.  B.  bei  gewissen  feineren  Baumwoll- 
geweben und  Baumwollsammet.  Mitunter  ist  selbst  an  Stelle  der  Zollfreihcit  im 
früheren  ein  nicht  unbedeutender  Zoll  im  neuen  Conventionaltarif  getreten,  so  bei 
Farbstoffen  aus  Steinkohlentheer. 

Das  Wichtigste  war  auch  hier  die  Umwandlung  der  früheren 
noch  mehrfach  verbliebenen  Werthzölle  in  zum  Theil  allerdings 
ziemlich  hohe  specifische  Zölle,  welche  jedoch  hinter  den  Sätzen 
des  neuen  allgemeinen  Tarifs  mehrfach  erheblich  zurückbleiben, 
mitunter  diesen  aber  auch  nur  gleichstehen. 

Leinwand,  feinere  Baumwoll-,  Wollgewebe,  einige  Lederwaaren.  Möbel  und 
andere  Holzwaaren,  musikalische  Instrumente  u.  a.  m. 
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Auf  diese  Weise  herrscht  in  dem  neuen  Tarifsysteni,  princi- 
piell  und  rechtlich  betrachtet,  eine  erheblich  grössere 
Gleichniässigkeit  in  den  Zöllen  fUr  die  Einfuhr  von  Waaren 
ans  den  begünstigten  und  aus  den  übrigen  Ländern  als  in  dem 
1860  begründeten.  Daher  ist  das  Interesse,  an  der  Begünstigung 
Theil  zu  nehmen,  ein  weniger  starkes  als  früher  geworden. 
Practisch  genommen  hat  sich  dagegen  nicht  so  viel  verändert, 
weil  eben  für  die  Einfuhr  von  Halb-  und  Ganzfabrikaten  auch 
schon  vordem  fast  nur  die  durch  Handelsverträge  begünstigten 
Länder  bedeutenderer  industrieller  Entwicklung  in  Betracht  ge- 
kommen sind.  Berücksichtigt  man  das,  so  ergiebt  sich,  dass  der 
Fortschritt  zu  massigeren  Schutzzöllen  nach  den  vornemlich  mass- 
gebenden Conventionaltarifeu  bemessen  in  der  Periode  nach 
1881  verglichen  mit  derjenigen  nach  1860  nicht  gerade  bedeutend 
war,  aber  dass  doch  ein  Fortschritt  in  dieser  Richtung,  kein 
Rückschritt  zu  schärferem  Schutzzoll  erfolgt  ist.  Der  grosse 
Fortschritt,  welcher  durch  das  Handelsvertragssystem  im  J.  1860 
gegen  das  bis  dahin  geltende  Tarifsystem  gemacht  ist,  wurde  also 
erhalten  und  etwas  weiter  geführt,  —  trotz  der  politischen  Wendung, 
welche  die  Jahre  1870 — 71  brachten.  Indem  der  alte  Conventional- 
tarif  aber  sogar  die  Grundlage  des  neuen  allgemeinen  bei  Haib- 
und Ganzfabrikaten  wurde,  ist  eben  nunmehr  das  1860  inaugurirte 
„liberalere"  handelspolitische  System  aus  einer,  wenn  auch  weit 
umfassenden  Ausnahme  zur  generellen  Regel  für  den  gesammten 
Einfnhrhandel  geworden.  Die  vielfach  so  scharf  angegriilcne 
Handelspolitik  Napoleon's  III.  hat  so  in  der  That  eine  bemerkens- 
werthe  Genugthuung  durch  die  geschichtliche  Entwicklung  erfahren. 
Der  Fehler  einer  zu  geringen  Beachtung  der  finanziellen  Inter- 
essen beim  Zollwesen  hat  aber  zugleich  seine,  nicht  schwierige, 
Berichtigung  gefunden. 

Der  Zocker  ist  neuerlich  unter  den  Normen  der  allgemeinen  Zu(-licrs»tcuer-(iesctz- 
gcbuDg  (§.  267)  geblieben.  Der  neue  Conventionalturif  gewährt  nur  bei  raffinirtem 
und  ihm  gleichgestellten  rohen  Zucker  eine  Ermässigung  (zunächst  an  Belgien)  von 
4Vi  u.  5*/«  Frcs.  gegen  den  allgemeinen  Tarif  v.  ISbl,  (18  u.  51  gegen  50'/^  u. 
56 Va  Frcs.).  —  Ein  paar  Tarifanderungen  gegen  die  Sätze  des  allgemeinen  Tarifs  v. 
ISSl  brachte  für  wenige  Artikel  (u.  a.  Salz)  das  Ges.  t.  5.  April  18S4,  auch  das  v. 
VX  Apr.  1S89. 

§.  322.  f)  Neue  agrarische  Schutzzölle.  Von  all- 
gemeinerer handeis-  und  zollpolitischer,  sowie  nach  dem  Erfolg, 
wenngleich  nicht  nach  dem  eigentlichen  Zweck,  auch  von  finan- 
zieller Bedeutung  ist  dann  seit  dem  Erlass  des  neuen  Tarifs  nur 
die  Rtickkehr  zu  höheren  agrarischen  Schutzzöllen  fUr 
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Getreide  und  Vieh  im  J.  1885  geworden.  Die  Gründe  dafür  liegen 
in  dem  bekannten  Preisdrack,  welchen  die  west-  nnd  mittelearo- 
päischen  Agrarproduete  durch  die  vermehrte  Concurrenz  über- 
seeischer, namentlich  nordamerikanischer,  indischer  und  osteuro- 
päischer, besonders  russischer  Producte  in  neuester  Zeit  erfahren 
haben.  Auf  die  schwierige  Frage,  ob  zu  diesem  Behufe  neue  oder 
erhöhte  Schutzzölle  in  Frankreich  wie  anderswo,  speciell  in  Deutsch- 
land, berechtigt  waren  und  auf  die  ebenfalls  schwierige  Frage 
nach  den  Wirkungen  dieser  Zölle  kann  hier  nicht  näher  eingegangen 
werden.  Genug,  dass  die  genannten  Zölle  wieder  ein  wichtiger 
und  auch  finanziell  bedeutsamer  Theil  des  bestehenden 
französischen  Zollwesens  geworden  sind.  Beachtenswertb  ist  dabei, 
dass  die  neuen  GetrcidezöUe  nur  als  höhere  feste  Zölle,  wie 
seit  1861,  nicht  nach  dem  früheren  System  problematischen  Werths, 
demjenigen  der  „gleitenden  Scala^',  festgesetzt  worden  sind. 

Die  Zölle  des  allgemeinen  Tarifs  v.  18S1  waren  für  Getreide  fast  dieselben  wie 
die  vorher  bestehenden,  für  Vieh,  bes.  Ochsen,  schon  etwas  erhöht,  aber  doch  noch 
wesentlich  nur  Finanzzölle.  Im  alten  und  neuen  Gonventionaltarif  fast  durchweg  die- 
selben Sätze  wie  im  allgemeinen  Tarif.  Durch  die  Gesetze  vom  2S.  März  18S5  und 
29.  März  und  5.  April  18b7  sind  dagegen  wesentlich  höhere  Zölle,  der  Absicht  nach 
agrarische  Schutzzölle,  wenn  auch  von  fraglicher  Wirkung  in  dieser  Hinsicht  einge- 
treten. Neue  Erhöhungen  sind  geplant  {iSSH  u.  ISSl),  s.  u.).  Die  Tarife  verrmdcrten 
sich  folgendcrmassen : 

Allgemeiner  Tarif  Ges.  Ges. 

alter  v.  ISSl  v.  1885  v.  1887 

Frcs.  Frcs.  Frc«.  Frcs. 

p.  100  Kil.:  .  , '^ ^ 

Weizen  u.  s.  w.  Körner  ....     0.62  0.60  3.00  6.60  5.00 

Mehl      ....     1.25  1.20  6.00  9.50  8.00 

Anderes  (ietrcide,  Körner    .     .     .     Frei  Frei  1.50  5.10  3.00 

„        Mehl  ....    Frei  Frei  Frei  Frei  üuveränd. 

Malz Frei  Frei  1.90  5.50  ünveränd. 

Schillsbrot 1.25  1.20             5.50  8.00 

Grütze,  (iraupen  u.  dgl 1.25  1.20             5.50  8.00 

Nudeln 6.24  6.00  Ünveränd.  8.00 

Sago  u.  dgl 1.25  6.00  Ünveränd.  8.00 

p.  Stück: 

Ochsen 3.74  15.00  25.00  38.00 

Kühe 1.25  8.00  12.00  20.00 

Stiere 3.74  8.00  12.00  Ünveränd. 

Junge  Ochsen  u.  dgl 1.25  5.00  8.00  Ünveränd. 

Kälber 0.31  1.50  4  00  800 

Widder,  Schafe  u.  s.  w 0.31  2.00  3.00  5.00 

Lämmer 0.12  0.50  1.00  ünveränd. 

Böcke,  Ziegen,  Zicklein  ....  Frei  0.50  1.00  ünveränd. 

Schweine 0.31  3.00  6.00  üuveränd. 

Spanferkel 0.12  0.50  1.00  ünveränd. 

p.  100  Kil.: 
Frisches  Schlachtfleisch   ....     0.62         3.00  7.00  12.00 

Gesalzenes  Fleisch 4.62        4.50  8.50        ünveränd. 
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Der  Zoll  für  Weizen  jijilt  Jiuch  für  Spelz  und  Mischkorn.  „Anderes"  (ictrcide 
noifasst  Koj^gcu,  Gerste,  Hafer,  Mais,  Buchwci/cu.  Die  £rh<)hung  des  Zolls  g;ilt  aber 
im  (ies.  V.  1885  nur  für  Kogf::en,  Gerste  und  Hafer  und  die  weitere  im  Ges.  v.  1SS7 
imr  für  Hafer.  Von  den  im  (ies.  v.  1SS5  unterschiedenen  2  Zöllen  gilt  der  erste, 
niedrigere,  für  europäisches  und  direct  von  Ausäereuropa  eingeführtes,  der  zweite, 
höhore,  für  aussereuropäisches  aus  euro))äiscben  Zwischenhäfen  eingeführtes  Product. 
Jüngst  ist  durch  (ies.  v.  1().  Apr.  Is89  auch  der  Zoll  für  Koj^gen  weiter  erhöht:  auf  '\  u. 
r».60  Frcs.  t^nach  dem  gen.  Ilorkunftsunterschied)  u.  für  Mehl  auf  5  u.  s.tiO  Frcs.  — 
Für  Getreide  und  übrige  eingeführte  Producte  gilt  bei  der  Einfuhr  aus  den  Vertrags- 
und begünstigten  Staaten  der  all*;emeine  Tarif,  bis  auf  Nudeln,  wo  Italien  den  halben 
Zoll  (3  Frcs.)  im  Conventionaltarif  hat,  wivs  aber  zeitweilig  durch  den  Handelskrieg 
zwischen  Frankreich  und  Italien  suspcndirt  ist.  Bei  Vieh  besteht  nur  für  Spanferkel 
unter  8  Kil.  Gewicht  Zollfreiheit  im  Konventionaltarif  (Belgien),  die  Erhöhung  des  Zolls  in 
1S85  bezieht  sich  nur  auf  schwerere  Ferkel.  Für  sonstiges  Vieh  kommtauch  gegen  die 
Vertragsstaaten  der  allgemeine  Tarif  zur  Anwendung.  Für  frisches  und  gesalzenes 
Fleisch  ist  im  Conventionaltarif  gegenüber  mehreren  Staaten  der  allgemeine  Tarifsatz 
besonders  aufgenommen,  so  dass  die  ZoUerhöhung  gegenüber  den  begünstigten  Staaten 
nicht  Platz  greift  Eine  amtliche  Uebersicht  der  französischen  (ietreide/oll- Gesetz- 
gebung und  der  Zollerträge  von  171)1—1885  im  Bull.  XIX,  41H. 

Die  Zollerträgnisse  zeigen  bei  Getreide  deutlich  den  Ein- 
flass  dieser  Zollerhöhungen,  bei  Vieh  kaum. 

§.  323.  g)  Finanzielle  Ergebnisse  des  Zollwesens 
seit  dem  Kriege.  Wie  die  folgende  Uebersicht  des  Näheren 
zeigt,  sind  diese  sehr  günstige  gewesen,  so  dass  die  Zollerträge  in 
dieser  neuesten  Periode  absolut  und  relativ  viel  bedeutender  für 
die  Finanzen  ins  Gewicht  lallen  als  in  einer  der  frtlheren  Epochen. 
Der  bei  Weitem  grösste  Theil  der  vermehrten  Einkünfte  kommt 
natürlich  auf  die  Einfuhrzölle,  aber  auch  die  statistische  Ab- 
gabe und  das  neue  Tonnengeld  (Quai -Abgabe)  haben  zu  dem 
günstigen  Resultat  beigetragen.  Dasselbe  ist  ausserdem  durch  das 
relativ  gegen  dasjenige  der  Roherträge  viel  geringere  Anwachsen 
der  Verwaltungskosten,  die  Geringfügigkeit  der  noch  bezahlten 
eigentlichen  Ausfuhrprämien  und  den  Fortfall  der  Disconten  bei 
Baarzahlungen  der  Zölle  und  der  Salzsteuer  (seit  1875)  für  den 
Reinertrag  der  Zollverwaltung  noch  weiter  verbessert  worden. 
An  der  Steigerung  des  Ertrags  der  Einfuhrzölle  sind  die  im  Zoll- 
satz so  stark  erhöhten  eigentlichen  Finanzzoll -Artikel,  besonders 
der  Kaffee,  dieser  jetzt  mit  100  Mill.  Ertrag,  das  Petroleum 
zumeist  betheiligt,  aber  auch  andere  Artikel,  vornemlich  die 
Cerealien  und  unter  den  neueren  Verhältnissen  des  französischen 
Weinbaues  (S.  654)  der  Wein,  haben  zu  der  Steigerung,  besonders 
in  den  letzten  Jahren,  wesentlich  beigetragen. 

Somit  hat  sich  die  aus  zwingenden  finanziellen  Gründen 
eingeschlagene  Handels-  und  Zollpolitik  und  das  Maasshalten  in  der 
Schutzzollpolitik  finanziell  gut  bewährt. 
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Dio  folgende  Uobersicht  scbliesät  sich  den  früheren,  namentlich  der  auf  S.  S16 
aus  der  letzten  Periode  an.  Das  für  die  früheren  benutzte  Tabl.  g6ncr.  geht  nur  bis 
1872.  Die  Daten  für  die  folgenden  Jahre  sind  den  Tabellen  ?on  Fanre  p.  100  ff., 
195,  108  und  den  Zusammenstellungen  der  Zollerträgo  im  amtl.  Tabl.  de  commerce 
und  darnach  im  Bull.  (XXY.  42S  zuletzt,  f.  18S7,  und  frühere  Bände)  entnommen 
und  möglichst  so,  wie  die  früheren,  gruppirt  worden.  Eine  Uebersicht  der  Roheiu- 
uahmen  (incl.  Salz)  und  Kosten  v.  1791—1885  im  Bull.  XXI,  488  (s.  o.  S.  610),  in 
einigen  Zahlen  etwas  abweichend  vom  Tabl.  gcn6r. 


Einnahme 
Mill.  Frcs. 

1809 

1870 

1871 

1872 

1873 

1880 

1881 

1885 

1887 


Einfuhrzölle 
Allgem.    Zucker 


71.64 
79.71 
104.22 
98.15 
148.76 
243.67 
266.72 
207.91 
295.72 


Ausgabe       Kegie- 
Mill.  Frcs.       kosten 


1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1880 
1S81 
1885 
1S87 


27.68 
27.45 
27.58 
29.39 
30.16 
31.87 
29.43 
31.50 
c.  31.15 


48.64 
45.50 
51.62 
47.62 
69.36 
87.53 
60.64 
100.69 
38.80 

Non- 
Ausf.- 
Priim. 
0.23 
0.17 
0.15 
0.16 
0.23 
0.16 
0.17 
c.  0.2 
c.  0.2 


Zus. 

12028 
135.21 
155.84 
145.77 
218.12 
331.20 
327.36 
368.60 
334.52 

valeurs 
Anderes 

1.33 

1.29 

1.60 

2.29 

c.  2.55 

c.  1.50 

c.  1.50 

c.  1.50 

c.  2.00 


Ausf.-  Schifff.-  SUtist.  Ver- 


zolle 
0.16 
0.26 
0.38 
0.47 
0.34 
0.52 
0.10 


Abg.  Abg.  schied. 

0.31  —  1.58 

0.25  —  1.39 

0.26  —  1.52 

3.61  5.67  2.58 

4  42  5.50  3.56 

7.23  6.50  3.72 

7.67  6.58  3.74 

7.35  6.45  3.79 

8.18  6.72  5.16 


Summe    Salzst 


122.31 
127.10 
158.00 
158.10 
231.94 
349.18 
345.45 
386.19 
354.58 


22.3S 
23.70 
24.09 
23.47 
25.92 
18.27 
19,67 
23.33 
21.99 


Kei 

ZöUe 

92.09 
98.20 
128.77 
126.26 
198.90 
316.15 
317.79 
352.99 
321.23 


ncrtrag 
Zölle  u. 
Salzst. 
115.37 
121.90 
152.86 
149.73 
224.82 
384.42 
337.46 
386.32 
343.22 


7o  der  Kcgickosteu 

vom 
Rohortr.     Reine  rtr. 


19.0 

18.25 

15.0 

16.33 

11.70 

8.50 

8.50 

7.50 

8.30 


19.33 
18.33 
15.50 
16.50 


Die  mit  „circa"  bezeichneten  Zahlen  sind  bei  den  Regiekosten  und  Ausfuhr- 
prämien f.  1887,  bei  letzteren  auch  f.  1885,  die  Voranschläge,  bei  den  „anderen" 
Non-valeurs  1873—87  Schätzungen,  da  mir  die  Daten  nicht  für  die  Zölle  ausgeschie- 
den von  anderen  gleichen  Posten  bei  den  indirecten  Steuern  vorlagen  (es  kann  sich 
hier  aber  um  keine  grossen  Diflerenzcn  handeln).  —  Dio  Berechnung  der  Proccnte  der 
Regickosten  vom  „Reinertrag"  wie  oben  S.  805  (Rohertrag  bloss  abzüglich  Non-valeurs). 

Die  Zunahme  der  Schifffahrtsabgaben  kommt  ganz  auf  das  neue  Tonncn- 
geld  (Quai  -  Abgabe),  7 — 7*/,  Mill.  Frcs.  in  neuerer  Zeit.  Die  anderen  Abgaben  dieses 
Zweigs  sind  kleine  Gebühren  bei  der  Schulfahrt  (s.  u.  §.  327,  zus.  c.  310,000— 
330,000  Frcs.,  wovon  3400,  mitunter  7—11,000,  für  Franzisirung  fremder  Schule, 
34,000—40,000  Frcs.  für  Conges  französischer,  31—36,000  für  Pässe  fremder  Schiffe, 
240,000  —  260,000  Frcs.  fiir  Permis  und  Certificate  bezügl.  Schiffsladungen).  —  Die 
Rubrik  „Verschiedenes"  umfasst:  kleine  Stempelabgaben,  c.  */,  Mill.;  Urkunden 
über  Schiffsfranzisirung,  1 — 4000  Frcs.;  Zahlungen  der  Gemeinden  für  die  Kosten  des:* 
zollamtlichen  Exercice  der  EntropAts,  30—53,000  Frcs.;  Zahlungen  der  Sodafabriken 
für  die  Kosten  des  Exercice,  ^U—^U  Mill.;  Magazin-  und  Bewachungsgeld,  2 — 7000; 
verschiedene  und  zufällige  Einkünfte,  1  —  1 V4  Mill.;  Geldstrafen  und  Gonfiscationen, 
1—1 V4  Mill.;  Plombirungs-  und  dgl.  Gebühren  (so  für  Transit),  7$  Mill.;  La/areth- 
und  andere  Einkünfte  von  Sanitätsanstalten,  1.2 — 1.4  Mill;  Gebühr  für  die  sanit.  Unter- 
suchung des  eingeführten  Viehs,  V7 — Vs  Mill. 

Dio  Verwaltungskosten  zerfallen  in  die  in  Frankreich  und  in  Algier,  und 
weiter  in  persönliche  (in  den  letzten  Jahren  c.  28,  anfangs  der  Periode,  1871 
c.  23  Mill.,  dazu  in  Algier  jetzt  1,1  Mill.),  sachliche  (normal  früher  Vs  Mill.,  jetzt 
c.  450,000,  in  Algier  100,000  Frcs.),  und  diverse  (anfangs  3V3,  jetzt  nur  IV,  Mill., 
in  Algier  80 — 85,000  Frcs.).  —  Die  „anderen"  Non-valeurs,  ausser  den  Aus- 
fuhrprämien, umfassen  nach  Wegfall  der  Zoll-  und  Salzsteuer -Disconten  (6 — 700,000 
für  Zoll,  über  200,000  für  Salz  früher)  bes.  Rückzahlungen  von  Zöllen  (3—600,000 
Frcs)  und  Vertheilung  von  Geldstrafen  (z.B.  1871  u.  1872  371,000  u.  907,000 Frcs.). 
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Bei  der  starken  Vermehrang:  der  ZolIerträg;e  sind  die  Regiekosten  relativ,  in  %, 
gegen  die  1860er  Jahre  auf  Vr,  gefallen. 

Die  folgende  üebersiclit  giebt  die  Ertragnisse  der  Einfuhrzölle  der  Haupt - 
artikel  und  ist  mit  der  früheren  auf  S.  817  zu  Fergleichen.  Am  Stärksten  schwanken 
aus  früher  besprochenen  (irUnden  (§.  267  ff.  und  nach  Ausweisen  der  Tabellen  auf  S.  670 
U.S.  S17,  S32)  die Ertrrignisse  dcsZnckers,  namentlich  des  fremden,  im  (icgcnsatz 
zu  dem  ans  den  französischen  Colonien.    (Mill.  Frcs.) 


Kein  oder 

überwiegend 

Finanz  Zölle 

Katlee 25.0 

Zucker 47.6 

Cerealien 2.3 

Petroleum 10.6 

Wein !.:< 

Cacao 3.4 

Tafelfrüchte O.S 

Vieh I)ei  and. 

Pfeiler,  Piment  ....  0.4 

Branntwein 0.1 

Bier bei  and. 

Thee 0.5 

Käse 0.4 

OUvenöl 0.4 

Keis 0.2 

Zus.     .     .     .  03.0 
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99  6 

3S.S 

41.1 

29.  :i 

23.3 

13.3 

7.1 

5.3 

4.9 

2.7 

1.8 

1.3 

0.6 
0.6 

Frei 

269.7 


Rohstoff- 
und  überwiegend 
Schutzzölle 
Steinkohle    .... 
Wollgewebe      .     .     . 
Baumwollgewebe  .    . 
Baumwollgarn  .    .    . 
Werkz.  Met.-Art.   .     . 
Maschinen  u.  dgl.     . 
Eisen  und  Stahl   .     . 
Topf.,  (Jlasw.    .    .     . 
Leinengarn  .... 
Leinwand     .... 
Seidüngewebe  .    .     . 
Oel  aus  fettigen  Körnern 

Zus.     .     . 
Andere  Waaren     .    . 
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Summe 


8.6 

8.9 

7.7 

1.9 

0.7 

1.6 

1.5 
bei  and. 

0.7 

1.8 
bei  and. 
_  0.3 

33.7  ' 
19.1 


11.4 
7.3 
7.2 
3.3 
2.6 
2.5 
2.4 
1.8 
0.8 
0.6 
06 
0.4 


40.9 
23.9 


145.8       334.5 


Die  Zölle  von  Cerealien  und  Vieh  können  hier  wohl  zu  den  Finanzzöllen  gestellt 
werden,  zu  denen  übrigens  auch  die  Rohstoß'zöUe,  bes.  die  SteinkohlenzüUe  gerechnet 
werden  könnten.  Einige  Zollposten  haben  in  dieser  Periode  1870 — 1887  im  Ertrage  sehr 
geschwankt,  besonders,  wie  gesagt,  Zucker,  aber  doch  auch  andere.  Kaffee  gab 
1S70  und  1871  schon  3S.9  und  40.1,  1883—86  jährlich  schon  106.5;  Cerealien 
zuerst  1879  über  10  Mill.  (13.7),  von  ISSl— 84  wieder  6—8,  1885-87  aber  11.2, 
21.1,  41.1,  Vieh  erst  seit  1881  regelmässig  über  1  Mill.  Frcs.,  1881—86  2.3,  4.7,  5.3, 
4.4,  5.3,  5.6,  Wein  noch  1877  nur  2.7,  dann  steigend  auf  27.5  in  1881  und  wieder 
herab  auf  15.9  Mill.  Frc^.  in  1885  (s.auch  S.655).  Die  Schwankungen  der  übrigen,  ünanziell 
minder  wichtigen  Artikel  sind  meist  gerinsrer,  und  gleichen  sich  mehr  gegenseitig  von 
Jahr  zu  Jahr  aus.  Die  Schwankungen  der  Gesammterträgc  kommen  vornemlich 
mit  von  den  Artikeln  Zucker,  Cerealien,  Wein  her. 

Im  Vergleich  mit  der  früheren  Zeit  ergiebt  sich,  dass  der 
Hanpttheil  der  Zollerträge  jetzt  auch  verhältnissmässig  mehr 
als  früher  aus  den  Finanzzöllen  herrührt,  zumal,  wenn  man 
zu  diesen  die  Zucker-  und  Getreide-,  Vieh-  und  Steinkohlenzölle 
ganz  hinzurechnet.  Auf  die  „Finanzzölle"  in  diesem  weiteren 
Sinn  kam  dann  von  dem  Gesammtertrag  (abzüglich  Zuckerausfuhr- 
prämie bei  Einnahme  und  Ausgabe  in  1859)  z.  B.  1859  53.7,  1868 
77.6,  1887  84.0%.  Wäre  nicht  der  Ertrag  des  Zuckerzolls  wegen 
der  Beziehung  zur  inländischen  Zuckerindustrie  und  Zucker- 
besteuerung  so  schwankend,  so  würde  das  noch  schä-rfer  hervor- 
treten. Im  Ganzen  ist  daher  überhaupt  in  neuerer  Zeit  das  fran- 
zösische   Zollwesen     mehr    und    mehr    zu    einer    überwiegend 
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finanziellen  Einrichtung  und  in  geringerem  Grade  eine  schütz - 
zöUerische,  namentlich  handeis-  oder  richtiger  industrie- 
politische geworden,  —  freilich  abgesehen  von  der  Rückkehr 
zu  agrarischen  Schutzzöllen,  welche  indessen  durch  ganz  neue 
weltwirthschaftliche  Conjuncturen  bedingt  gewesen  ist. 

Durch  diese  schärfere  Anspannung  des  Finanzmoments  im 
Zollwesen  ist  freilich  eine  neue  vermehrte  Belastung  der  Bevölkerung 
mit  Verbrauchssteuern  eingetreten,  welche  in  einigen  Fällen, 
vor  Allem  bei  dem  französischen  warmen  Nationalgetränk,  dem 
Kaffee,  auch  bei  Petroleum  gewiss  empfindlich  geworden  ist 
Aber  auch  das  war  eben  nur  eine  unvermeidliche  Wirkung  der 
allgemeinen  Finanzlage  und  damit  wieder  der  Politik  des  Landes. 
Vom  Standpunct  der  gesammten  Steuerpolitik  und  speciell  der  all- 
gemeinen Verbrauchssteuerpolitik  aus  war  diese  Entwicklung  der 
Erträgnisse  der  Einfuhrzölle,  der  wichtigeren  Finanzzölle  wie  der 
weniger  bedeutenden  Finanz-  und  der  industriellen  Schutzzölle,  im 
Uebrigen  unter  französischen  Verhältnissen  auch  zu  billigen  und 
folgerichtig.  Denn  durch  diese  Besteuerung  der  eingeführten  aus- 
wärtigen Verzehrungs-  und  Genus^mittel  und  Verbrauchsgegen- 
stände, darunter  auch  mancher  Luxusconsumptibilien  der  Massen 
wie  der  wohlhabenderen  Classen,  wurde  immerhin  die  ganze 
Steuerlast  gleichmässiger  und  auf  noch  mehr  Schultern  vertheilt, 
und  mit  den  Verhältnissen  der  Besteuerung  inländischer  Objecte, 
den  kalten  Getränken,  dem  Zucker,  dem  Tabak  und  den  übrigen 
Artikeln  zweiten  Ranges  in  Uebereinstimmung  gebracht.  Die  er- 
folgreich eingeschlagene  Handels-  und  Zollpolitik  seit  1870  erscheint 
so  finanzpolitisch  richtig. 


ff.  Die  Einrichtung  des  Zollwesens. 

Im  vorausgehenden  Abschnitt  von  der  Entwicklung  des  ZoUwesens  und  dem 
(jang  der  Tariipolitik  ist  manches  auf  die  Einrichtung  des  ZoUwesens  Bezügliche  schon 
mit  zu  berühren  gewesen  und  kann  im  Folgenden  übergangen,  wie  das  Meiste,  was 
sich  auf  das  Tarifwesen  bezieht,  oder  braucht  nur  kurz  erwähnt  zu  werden.  Manches 
ergiebt  sich  aus  der  Natur  der  Sache,  dem  Wesen  des  (irenzzoUsystems,  der  dabt-i 
vorkommenden  Uebcrwachung  des  Grenzverkehrs,  namentlich  bei  der  Conceiitration  des 
linanziellen  wie  protectionistischen  Moments  im  Zoliwesen  auf  Einfahrzölle.  Daher 
besteht  in  den  betreffenden  Normen,  Massregeln  und  einzelnen  Einrichtungen  auch  in 
den  verschiedenen  Culturstaaten  viele  Uebereinstimmung  im  Principicllen  und  Mate- 
riellen des  Zollreclits  und  mehr  nur  Verschiedenheiten  im  Formellen.  Es  ist  deshalb 
nicht  nothwendig,  in  alles  Detail  des  französischen  Zollrechts  näher  einzugchen.  Manche? 
ist  dann  freilich  dem  letzteren  specifisch  eigenthümlich  oder  wenigstens  in  besonderei 
Weise  aus:gebildet,  so  das  Transit-  und  Entrepotwesen,  das  Uückzoll- (Drawback-)  und 
Ausfuhri^rämienwcben ,   das  System  der  zeitweisen   zollfreien  Zulassung  von  fremden 
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Producten  zur  Bearbcitunfi^  und  Wiederausfuhr  („Yerüdelungä?erkehr'') ,  die  Controlc 
im  GrcDzbezirk,  die  Durchführung  ehemals  des  Werthzollsystems  und  jetzt  noch  des 
Systems  sehr  specialisirender  specifischer  Zölle,  wie  bei  Waaren  der  Textilbranche, 
das  Controlrecht  bei  Verdacht  des  Schmuggels,  die  Betheiligung  der  Beamten  am  Erlös 
ans  Coufiscationen  und  Geldstrafen  u.  a.  m.  Indessen  bezieht  sich  das  Meiste  hiervon 
auf  die  handclspolitischo  Seite  des  Zollwesens,  die  als  solche  nicht  hierher  ge- 
hurt, Qud  Einiges  liat  auch  mit  dem  Fortfall  der  bezüglichen  Einrichtungen  nur  mehr 
noch  historisches  Interesse,  wie  im  Wesentlichen  das  KUckzoll-  und  Ausfuhrprämien- 
wesen. Endlich  sind  manche  Normen  und  Einrichtungen  im  Zollwesen  die  gleichen 
oder  aoalogeD  wie  bei  anderen  französischen  Steuern,  besonders  den  inneren  Ver- 
branchssteoern.  darunter  namentlich  denen  mit  Vorsendungscontrole,  EntrcpCtrecht,  wie 
z.  B.  den  Getränkesteoern,  so  dass  mit  Rücksicht  auf  früher  Dargestelltes  hier  Manches 
übergangen  werden  kann  oder  es  genügt,  es  kurz  zu  berühren  (s.  u.  A.  bes.  §  .263,  204 
übiT  die  Getränkesteuern). 

Nach  diesen  auf  möglichste  Beschränkung  hinweisenden  Gesichtspnncten  ist  die 
folgende  Darstellung  entworfen.  S.  die  Litenitur  oben  S.  790,  bes.  Yigncs,  Block, 
Jict.  Art  donano  ron  Ozenne,  v.  Hock.  Für  die  Verhältnisse  der  Kückzölle  und 
Ausfuhrprämien  Lexis'  gen.  Werk.  —  Die  Ilauptgcsetze  sind  schon  die  o.  S.  7S5 
genannten  ?.  1791. 

§.  324.  1.  Dienstorganisation.  Das  Zollwesen  steht 
gegenwärtig  unter  einer  eigenen  finanzministeriellen  General- 
direction,  derjenigen  der  Zölle.  Zeitweilig  war  frtiher  die  Ver- 
waltung des  Zollwesens  und  der  indirecten  Steuern  unter  Einer 
Generaldirection  vereinigt,  was  sich  indessen  nicht  bewährt  zu 
haben  scheint  und  bei  dem  Umfang,  der  Verschiedenheit  und 
Mannigfaltigkeit  der  Geschäfte  auch  wohl  nicht  passend  ist. 

Vereinigung  durch  Decr.  v.  27.  Dec.  1851,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  die 
Generaldirection  der  indirecten  Steuern  in  die  des  Zollwesens  aufgenommen  wurde, 
weil  die  Verwaltung  der  Zölle  sich  seit  1S48  besser  als  die  der  indirecten  Steuern 
bewährt  haben  soll  (v.  Hock,  S.  21).  Trennung  noch  unter  Napoleon  III.  durch 
Decr.  ?.  19.  März  lb69.  Eine  Zeit  lang  (1851  — üO)  war  auch  die  Tabakmonopol- 
Verwaltung  mit  d(;n  beiden  anderen  unter  derselben  gen.  Dii'ection  verbunden  (S.  720). 

Zum  Geschäftskreis  der  Generaldirection  der  Zölle  gehören 
ausser  allen  Angelegenheiten  der  eigentlichen  Zölle  die  Erhebung 
der  statistischen  Abgabe,  der  Schifffahrtsabgaben,  der  Plombirungs- 
und  Stempelungsgebtihren ,  der  in  Zollsachen  von  der  Verwaltung 
und  auf  Grund  gerichtlicher  Urtheile  verhängten  Geldstrafen,  die 
Einziehung  der  Nebeneinnahmen  der  Zollverwaltung  und  die  An- 
gelegenheiten des  der  Zolldirection  unterstellten  Theils  der  Salz- 
steuer. 

Die  Dienstorganisation  der  Generaldirection  der  Zölle  ist 
analog  derjenigen  der  anderen  eingerichtet.  An  der  Spitze  steht 
der  Generaldirector,  ihm  zur  Seite  zwei  „Administratoren*^,  welche 
mit  ihm  den  „Administrationsrath"  für  die  ganze  Verwaltung 
bilden.  Der  Dienst  zerfällt  dann  auch  hier  in  den  Central- 
dicnst  in  Paris  und  in  den  Departemental-  und  Local- 
dienst. 
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Vgl.  0.  S.  ()02  über  die  Organisation  des  Dienstes  der  indirecten  Stenern.  Josat 
p.  57;<  H.,  276  fr.,  Block,  dict.  Art  douane  Nr.  14—33,  Vignes  I,  309,  314. 

Der  Centraldienst  unter  dem  Generaldirector  bat  zwei  Abtheilangen ,  jede 
unter  einem  der  Administratoren  und  enthält  10  Bureaus,  wovon  eines  anmittelbar 
unter  dem  Generaldirector  als  Gentralbureau  fungirt  Bemerkenswerth  ist,  dass  der 
(icncraldirector  von  Amtswegen  Mitglied  verschiedener,  mit  dem  Handels-  und 
Zoll  Wesen  in  näherer  Intercsscnbezichung  stehender  „ßäthe"'  (conseils)  und  Gommissionen 
lAt.  So  des  oberen  Handels-  und  Indastrieraths,  des  Comit6s  der  Ktlnste  und  Manu- 
factiircn,  der  Gommission  fUr  internationale  Aasstellungen,  der  Commission  für  die 
Feststellung  der  Handelswerthe  in  der  Statistik,  des  Gesundheitsraths.  Das  Personal 
der  Ccntralverwaltung  ist  von  Gratificationen,  Ergreifer-Antheilen,  Antheilen  an  Plom- 
birungsgeldcrn  u.  dgl.  ausgeschlossen  (s.  u.). 

Der  Dcpartemeutaldienst  zerfällt  in  Directionsbezirke,  deren  Zahl 
auch  in  neuerer  Zeit  noch  Veränderungen  erfahren  bat  (vgl.  für  die  frühere  Zeit 
0.  S.  799).  Von  32  ist  sie  jetzt  auf  26  reducirt  (incl.  1  in  Algier).  Die  Zollverwal- 
tung in  den  Colonien  gehört  zu  dem  Kessort  des  Marineministeriums.  Diese  Bezirke 
umfassen  vornemlich  das  Küsten-  und  Grenzgebiet,  sie  fallen  mit  Departements  nicht 
genau  zusammen ;  auch  im  Inneren  bestehen  einzelne  eigene  Directionen,  so  in  Paris. 
An  der  Spitze  jedes  Bezirks  steht  ein  eigener  Director  mit  einem  Hilfspersonal  von 
Inspectorcn  verschiedenen  Grades.     Kr  wie  diese  Beamte  sind  cautionspflichtig. 

Der  Departementaldienst  gliedert  sich  dann  in  den  Verwaltungs-,  Bureau-, 
oder  sesshaften  (scdentaire)  einer-,  den  activen  oder  Brigadedienst  anderseits. 
Ersterer  „liquidirt,  erhebt  und  eincassirt  die  Abgaben*',  letzterer  „hindert,  bekämpft 
und  constatirt  Hinterziehung  und  Schmuggel"  (Vignes,  vgl.  o.  S.  603). 

Zum  Bureaudienst  gehören  ausser  den  Zolldirectoren  und  Inspectorcn  von 
Beamten  höheren  Grades  noch  die  Haupteinnehmer  (receveurs  principaux)  und 
die  ersten  Bureau-Directionsbeamten  (premiers  commis),  von  Beamten  niederen  Gra- 
des die  Controleure,  Veriticatoren,  verschiedene  Classen  Bureaubeamten  (commis)  sowie 
die  Neben-  und  tJntercin nehmer  (receveurs  particuliers  et  subordin6s).  Zum 
activen  Dienst  oder  m.  a.  W.  zur  Zoll  wache,  welche  jetzt  nach  Ges.  v.  1872  u. 
1873  ganz  militärisch  organisirt  ist  und  zu  den  militärischen  Streitkräften  des  Landes 
gerechnet  wird,  gehören  Brigaden  von  Zollwächtern  (pr6poses)  zu  Fuss  und  zu  Pferde 
unter  Capitäncn,  Licutuants,  Brigadieren  und  Uuterbrigadieren,  woran  sich  noch  eine 
Zoll  marine- Abtheilung  schliesst.  Dieser  active  Dienst  umfasst  gegenwärtig  an 
21,000  Mann,  wovon  an  16,000  Mann  Zollwächter  und  Matrosen.  Militärisch  bildet 
er  31  active  Bataillone,  1  Zug  Cavallerie.  und  S  Bat.,  15  Compagnien,  15  Sectionen 
für  den  Festungsdienst.     Cautionspflichtig  sind  nur  die  Einnehmer. 

Der  Ucberwachungsdienst  der  Inspectorcn  und  Dnterinspectoren  wird 
auch  hier,  wie  bei  den  indirecten  Steuern  (S.  607),  in  den  sesshaften  und  in  den 
Keisedienst  (divisionnairc)  unterschieden.  Jener  betrifft  die  üeberwachung  des 
Bureaudienstes  am  Sitze  selbst,  dieser  diejenige  des  äusseren  Dienstes,  des  Rech- 
nungswesens der  ZoUeinnchmer  (comptabilite)  und  des  Brigadedienstes. 

Die  Hauptcinnchmer  haben  u.  A.  im  Namen  der  Regio  das  Vorkaufs- 
recht bei  /.u  niedrigen  Angaben  über  den  zollpflichtigen  Werth  bei  Werthzöllen  aus- 
zuüben, auch  von  sich  aus  die  Rechtsstreite  in  Betreff  der  Verletzung  der  Zollgesetze 
zu  verfolgen  (s.  über  ihre  sonstigen  Functionen,  Stellung,  Rechnungslegung  Näheres 
bei  Josat,  p.  578,  276). 

Die  Verificatoren  haben  namentlich  bei  der  Verzollung  der  Steuern  die 
Art,  Sorte,  Qualität  und  richtige  Tarifposition  festzustellen,  was  bei  den  früheren  viel- 
fach vorkommenden  Werthzöllen  und  noch  gegenwärtig  bei  der  weitgehenden  Spe- 
cialisirung  mancher  speciiisclien  Zölle,  besonders  der  Schutzzölle  auf  Gespinnste,  Ge- 
webe u.  a.  m.,  seine  Schwierigkeiten  hat  und  umfassende  Waaren-  und  Tarifkcnntuiss 
voraussetzt. 

Auch  der  Brigadedienst  zerfällt  in  sesshaften  an  den  Landgrenzen  selbst, 
ambulanten  zur  üeberwachung  in  und  an  den  Grenzzonen,  maritimen  auf  der  See 
im  Küstciibezirk,  und  Escortedienst  zur  Begleitung  zollpflichtiger,  noch  nicht  ver- 
zollter Waaren  ins  Innere. 
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Alle  Zollbeamte  werden  vereidigt  Die  Zollwächter  haben  in  Zoll- 
sachen far  Vorladungen  und  andere  Rechtsstreite  die  Befugnisse  der  Huissiers.  Sie 
dürfen  weder  selbst  noch  durch  ihre  Frauen  Handel  treiben,  auch  nach  ihrer  Ent- 
lassung während  5  Jahren  nicht  im  Grenzbezirk  wohnen,  wenn  sie  daselbst  nicht  schon 
früher  heimisch  waren,  um  sie  von  der  Betheiligung  am  Schmuggel  abzuhalten. 

Eine  besondere  Wichtigkeit  haben  im  französischen  Zolldienst  die  An th eile 
der  Zollbeamten  am  Erlös  aus  Beschlagnahmen,  Consfiscationen ,  Geldstrafen.  Früher 
(Ell.  V.  16.  Frim.  II)  hatten  auch  die  höheren  Beamten  vom  reinen  Erlös,  der  nach 
Abzug  von  y^  für  die  caisse  de  retraites  blieb,  einen  Antheil  von  Va«  ^^  seit  1848 
(Erl.  V.  6.  Juni)  beseitigt  ist.  Seit  dieser  Zeit  wird  aus  diesem  Antheil  ein  Fonds  ge- 
bildet, welcher  jährlich  vom  Generaldirector  an  die  bei  Schmuggelverfolgung  verdien- 
testen Beamten  unteren  Grades  (d.  h.  unterhalb  der  Unterinspectoren  und  Uauptein- 
nehmer)  vertheilt  wird.  Von  dem  Kest  des  Erlöses  bekommt  der  Staatsschatz  Vg  des 
ganzen  Erlöses,  die  Ergreifer  Vo<  ^^  ^  bestimmter  Weise  zu  vertheilen  ist;  der 
Dennnciant  hat  Anspruch  auf  Va  ^cs  Nettoerlöses.  (Block,  dict  Art.  douane  Nr. 
153—158.) 

Die  Zoll  wache  nimmt  übrigens  auch  an  der  Gontrole  gegen  Hinterziehungen, 
Schmuggel  u.  s.  w.,  bei  der  Circulation  der  Getränke,  beim  Tabakmonopol  u.  s.  w.  Theil. 

Ueber  die  Kosten  des  Zolldienstes  s.  schon  oben  S.  610,  dann  §.312,  314,  317 
passim,  für  die  neueste  Zeit  §.  323.  Für  die  Central  Verwaltung  mit  c.  lOU  Beamten 
treten  zu  den  früher  angegebenen  Kosten  in  der  letzten  Periode  noch  c.  400,000  Frcs. 
Personalausgaben.  Die  Kosten  stellen  sich,  wie  die  früher  mitgetheilten  Zahlen  des 
Näheren  ergeben,  jetzt  viel  günstiger  als  ehedem  und  überhaupt  günstig  im  Vergleich 
auch  mit  anderen  Ländern,  wenn  auch  nicht  so  wie  in  England,  wo  sie  c.  47o  gegen 
c  87o  iö  Frankreich  betragen. 

§.  325.  2.  Durchführung  des  Zollwesens.  Es  handelt 
sich  hier  vornemlich  um  die  Erhebung  der  Zölle,  nunmehr  nur 
noch  Einfuhrzölle,  und  der  statistischen  Abgabe.  Die 
Schifffahrtsabgaben  haben  einiges  Besondere. 

a)  Zoll-Grenzdistrict  (rayon - fronti^re).  Das  leitende 
Princip  des  Zolls  als  Grenz  zoll  bedingt  die  genaue  Uebcrwachung 
des  Waarenverkehrs  über  die  Grenzen  gegen  das  Ausland,  zu  Land 
und  zu  Wasser  und  Meer  und  zu  diesem  Behufe  auch  eine  er- 
gänzende Uebcrwachung  im  Inlande  innerhalb  der  äusseren  Grenz- 
linie wenigstens  bis  zu  einer  gewissen  Entfernung  von  der  Grenze. 
In  Frankreich  ist  zu  diesem  Behufe  im  Princip  ein  Grenzstreifen 
von  2  Myriametern  von  der  Grenze  an  gerechnet,  in  besonderen 
Fällen  noch  etwas  mehr  (2V2  Myriameter)  an  den  Landgrenzen 
und  von  1  Myriameter  an  den  Seeküsten  (auch  längs  der  in  die 
See  mündenden  Flüsse,  Canäle)  zu  einem  besonderen  Grenzzoll- 
district  ausgebildet.  In  demselben  bestehen  eigene  beschränkende 
Vorschriften  für  die  Waarencirculation  und  auch  fllr  die  An- 
lage von  Magazinen  gewisser  Manufacturwaaren,  sowie 
für  Fabriken  und  Manufacturen  selbst,  um  die  Gelegenheiten 
zum  Schmuggel  wirksamer  zn  bekämpfen.  Auf  dem  Meere  erstreckt 
sich  die  Zollüberwachung  noch  auf  eine  Entfernung  von  4  Lieues 
von  der  Küste. 
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Die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Ges.  v.  22.  Aug.  1791  sind  in  der  Revolu- 
tions-  und  Kaiserzeit  noch  ?erschärft  worden  und  gelten  durch  Aufnahme  in  die  spä- 
tere Gesetzgebung  (1S14,  1S16)  oder,  als  nicht  besonders  aufgehoben,  noch.  Nament- 
lich müssen  Waarcn,  welche  innerhalb  des  Grenzdistricts  an  den  Landgrenzen  trans- 
portirt  werden,  mit  Begleitschein  des  Zollamts,  der  genaue  Angaben  za  enthalten 
hat  (evcnt.  mit  blossem  passavant,  der  5  Cent,  kostet,  S.  649),  versehen  sein,  sonst 
gelten  sie  für  geschmuggelt.  Solange  Ausfuhrrerbote  und  Ausfuhrzölle  bestanden, 
waren  diese  Formalitäten  auch  für  die  aus  dem  Inlande  kommenden  Waaren  noch  be- 
sonders wichtig.  Die  zu  Markte  gebrachten  landwirthschaftlichen  und  ähnlichen  Artikel 
und  kleine  Mengen  einiger  Gebrauchsartikel  (Gewebe.  Zucker,  Kaffee)  im  Besitz  der 
Pmatconsumenten  sind  allein  von  diesem  Begleitschein-Zwang  frei.  Nächtlicher  Trans- 
port unterliegt  besonderer  Anmeldung  und  Genehmigung.  Im  Küstendistricte  bestehen 
etwas  weniger  scharfe  Vorschriften. 

Die  Beschränkungen  für  Magazine  und  Fabrikanlagen  gelten  nur  für  den 
Landgrenzdistrict.  Sie  bestehen  in  Verboten  in  kleineren  Gemeinden  (unter  20ü0  Ein- 
wohner), gewisse  Waaren  im  Magazin  zu  führen,  oder  in  Verpflichtungen,  Register  über 
Bezüge  und  Vorräthe  gewisser  Manufacturwaaren  unter  Controle  des  Zollamts  zu  halten, 
ferner  in  der  Verpflichtung  zur  Erlangung  einer  besonderen  Ermächtigung  für  die 
Anlage  von  Fabriken  u.  dgl.  ausserhalb  der  Städte  und  zur  zwangsweisen  Verlegung 
bei  constatirtem  Schmuggel.  Die  practischc  Bedeutung  dieser  Vorschriften  ist  mit 
dem  Uebergang  zu  einem  liberaleren  handeis-  und  zollpolitischen  System  natürlich 
geringer  geworden. 

Auch  ausserhalb  des  Grenzbezirks,  im  ganzen  Staatsgebiete,  selbst 
in  den  Häusern,  konnte  früher  eine  Nachforschung  nach  verbotenen  fremden  Baum- 
wollgarnen. Baumwoll-  und  Wollgeweben  und  anderen  Geweben  und  eine  Beschlag- 
nahme stattfinden  (Ges.  v.  28.  Apr.  1816,  Art.  59,  60,  Ges.  v.  21.  Apr.  1S18,  Art 
43,  44),  was  aber  durch  Ges.  v.  16.  Mai  1863,  Art.  31  beseitigt  worden  ist  (Vgl. 
auch  Am6l,  87,  98,  Vignes  I,  272.) 

b)  Zollämter  bestehen  zu  Lande  als  eigentliche  Grenz- 
ämter an  der  Aussenlinie  des  Grenzbezirks,  besonders  für  die  Er- 
klärung der  Einfuhr  von  Waaren  aus  dem  Auslande,  und  an  der 
Innenlinie,  besonders  für  aus  dem  Inlande,  also  namentlich  zur 
Ausfuhr  kommende  Waaren.  An  der  SeekUste  sind  sie  für  beide 
Zwecke  vereinigt.  Im  Inneren  giebt  es  ausserdem  Zollämter,  an 
die  die  Waaren  von  aussen  und  eventuell  von  denen  sie  nach 
aussen  unter  Zollplombe  gehen. 

Nicht  alle  Waaren  können  aber  über  jedes  Zollamt  eingeführt  werden.  Eine  Reihe 
bestimmter  Waaren  darf  nur  über  gewisse  Zollämter  eingehen,  namentlich  tlber  solche 
mit  reellen  Entrepots.  Auch  werden  Waaren,  deren  Tarifsatz  eine  gewisse  Hohe  über- 
steigt (20  Frcs.  f.  100  Kil.),  nur  über  bestimmte  Zollämter  eingelassen.  Nach  den 
Zollerhöhungen  nach  1870  sind  wieder  einige  Gontrol?erschärfungen  eingetreten,  so 
auch  zur  Controle  des  Transitverkehrs  und  d<js  Verkehrs  in  Waaren  im  System  der 
„zeitweisen  Zulassung"  (Ges.  v.  19.  März  1875,  Art.  2)  beim  Passiren  des  Grenzbezirks. 

§.  326.  c)  Zollverfahren  und  Verwandtes.  Erstres  ist  in 
Frankreich  wegen  des  Characters  des  Tarifs  umständlich  und 
streng,  so  bei  dem  früheren  System  der  Prohibitionen,  der  Werth- 
zölle,  der  Höhe  der  Finanz-  und  Schutzzölle,  'der  grossen  Speciali- 
sirung  der  specifischen  Zölle,  besonders  bei  Halb-  und  Ganzfabrikaten, 
am  Meisten  in  der  Textilbranche. 

Die  Hauptbestimmungen  rühren  schon  aus  dem  CJesetz  v.  22.  Aug.  1791  und 
damit  aus  den  Ordonnanzen  des  Ancien  regime  her  und  haben  sich  durch  eine  Praxis 
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von  Menschenaltern  erprobt  Sie  sind  aber  wiederholt  in  Einzelheiten  verändert  und 
mehrfach  noch  verschärft  worden,  so  nicht  nur  in  der  Periode  der  Kampf-,  Handels- 
nnd  Zollpolitik  Napoleon 's  I.,  sondern  auch  in  der  Periode  des  Prohibitiv-  und  Hoch- 
schutzzollsystem der  folgenden  Regierungen  (IS  16,  1818,  s.  o.  S.  808)  und  auch  noch 
in  der  jüngsten  Epoche  dei  schärfereu  fiscalischen  Tendenz  im  Zollwesen,  so  durch 
das  Gesetz  v.  2.  Juni  1875. 

Die  einzelnen  Normen  über  die  Verpflichtungen  der  Eigen- 
thümer,  bezw.  Waarenföbrer  wie  über  die  Rechte  der  Zollverwaltung 
folgen  gerade  beim  Zollverfahren  in  der  Hauptsache  mit  Noth- 
wendigkeit  aus  dem  Wesen  der  Verzollung.  Sie  sind  daher  beim 
Grenzzollsystem  überall  ähnlich  und  auch  in  Frankreich  nur  durch 
die  erwähnten  Einflüsse  umständlicher  und  strenger  geworden.  So 
lange  man  aus  fiscalischen  Gründen  einen  so  umfassenden  Tarif, 
wenn  auch  jetzt  nur  noch  Einfuhrtarif,  und  so  hohe  Zollsätze  auf- 
recht erhalten  muss,  Entrepot-Zuschläge  (surtaxes  d'entrepots)  erhebt 
und  die  Schutzzölle  immer  noch  so  zahlreich  und  hoch  und  so  weit 
gehend  specialisirt  bei  wichtigen  Fabrikaten  bleiben,  so  lange  bei 
der  ausgedehnten  und  hohen  inneren  indirecten  Steuer  eigentliche 
Ausfuhrvergütungen  gewährt  werden  müssen,  die  zollfreie  Zulassung 
von  Waaren  im  Veredelungsverkehr  erfolgt  und  nicht  alle  Ausfuhr- 
prämien, ofl'enc  und  verhüllte,  absolut  fortgefallen  sind,  wird  auch 
schwerlich  an  dem  Zollverfahren  etwas  Erhebliches  zu  ändern  sein. 
Hier  wird  einmal  wieder  wenn  nicht  Alles,  doch  das  Meiste  auch 
in  diesen  „zolltechnischen''  Dingen  von  allgemeinen  finanziellen  und 
commerciellen  Verhältnissen  bedingt. 

Die  einzeln  auf  das  Genaueste  geregelten  Stadien  des  Zoll- 
verlahrens  sind  die  Waarenerklärungen  (Declarationeu), 
die  Aus-  und  Einladungen  (insbesondere  bei  Schiffen),  die 
Revisionen  (Visitationen)  der  Waaren  und  die  Verifica- 
tionen  der  Erklärungen,  die  Festsetzung  von  Gewicht, 
Maass,  Zahl,  Werth,  je  nach  der  Art  der  Waare  und  den 
Tarif bestimmungen ,  die  Berechnung  der  Zollbeträge  nach 
dem  anzuwendenden  Tarifsatz  und  nach  den  Bestimmungen  über 
Netto-,  Bruttoverzollung  und  Tara-Gewährung,  WerthverzoUung,  die 
Entrichtung  der  Beträge  oder  die  Creditirung  derselben  und 
eventuell  die  Einziehung  unbezahlt  gebliebener  Zölle, 
namentlich  im  Falle  der  Creditirung.  Verschiedenheiten  treten 
dabei  zwischen  Einfuhren,  die  wir  hier  vornemlich  vor  Augen 
haben,  und  Ausfuhren,  zwischen  Verkehr  zu  Lande  und  zur 
See  ein.  Besondere  Regeln  bestehen  für  den  Transit,  für  das 
EntrepOtwesen,  für  die  zeitweilige  Zulassung  zur  Einfuhr 
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im  Veredelungs verkehr  behufs  Wiederausfuhr  des  verarbeiteteo 
Products,  im  Unterschied  von  der  Einfuhr  für  den  heimischen  Ver- 
brauchy  für  das  Rückzoll-,  Steuerrückvergütungs-  und 
Ausfuhrprämienwesen.  Eine  Reihe  von  Strafandrohungen 
(Ordnungsstrafen)  knüpft  sich  an. 

Vieles  hiervon  ist  aber  gerade  wieder  nur  oder  ganz  überwiegend  von  Wichtig- 
keit in  handelspolitischer,  nicht  in  finanzpolitischer  Beziehung.  Es  betrifft  auch  eioe 
grosse  Menge  Details,  die  sich  nicht  kurz  zusammenfassen  lassen,  und  kann  hier  nicht 
näher  verfolgt  werden.  Wir  beschränken  uns  auf  einige  orientirende  Bemerkungen 
über  das  Wichtigste  und  Eigenthümlichere.  Ausser  auf  Vignes  (bes.  I,  288  —  270), 
Block 's  dict  Art.  douane  Nr.  47 — 109,  Art.  Entrepdt,  transit,  ist  bes.  auf  die  vor- 
zügliche, eingehende  und  im  Wesentlichen  noch  zutreffende  Darstellung  von  v.  Hock 
(S.  245 — 278)  zu  verweisen;  es  sind  seitdem  doch  nur  wenige  Einzelheiten  geändert 
worden,  so  in  Betreff*  der  Zollcredite  (Ges.  v.  15.  Febr.  1875).  Das  maassgebeude 
Hauptgesetz,  mit  vielen  einzelnen  späteren  Vervollständigungen,  ist  das  vom  22.  Aug. 
1791   geblieben. 

a)  Die  stempelfreien  Waarenerklärungen  sind  obligatorisch,  auch  für 
die  auszuführenden  Waaren  und  für  die  zollfreien,  unter  Strafandrohung:  die 
(irundlage  auch  der  Handelsstatistik.  Fehlt  die  Erklärung  und  kann  sie  nicht  sofort 
gemacht  werden,  so  werden  die  Waaren  gegen  eine  Gebühr  zollamtlich  magazinirt. 
Die  Erklärung  muss  in  vorgeschriebener  Form  die  genauer  bezeichneten  Puncte  ent- 
halten, bei  Werth Zöllen  auch  die  Wer th angäbe  nach  der  gesetzlichen  Berech- 
nungsweise. Eventuell  ist  das  erforderliche  Ursprungscertificat  beizufügen.  Das 
Gesetz  v.  2.  Juni  1875  hat  die  Declarationspflicht  bei  Einfuhr  verbotener  Waaren  (für 
Entrepot,  Durchfuhr)  und  von  Waaren  höheren  Zolls  (20  Frcs.  und  mehr  p.  100  Kil.) 
oder  mit  inneren  Steuern  belegten  und  die  Strafandrohungen  verschärft. 

•  S)  Aus-  und  Einladung  der  Waaren,  insbesondere  bei  Schiffen,  setzt  zoU- 
amtlicne  Mitwirkung  voraus,  in  Form  schriftlicher  Erlaubniss  (permis,  cong^)  und  unter- 
liegt verschiedeneu  Gontrolen  und  Beschränkungen  (so  als  Regel,  dass  sie  nur  bei 
Tage  erfolgen  darf). 

y)  Auf  Grund  der  Waarenerklärnng  erfolgt  die  Revision  und  Verification 
der  Waaren.  Abweichungen  der  Erklärung  vom  Befund,  einerlei  ob  ein  Mehr  oder 
ein  Weniger  constatirt  ist,  sind  strafbar.  Bei  Mehrbefund  kann  ausser  der  Geld- 
strafe höherer  Steuersatz  (doppelter),  auch  Confiscation  je  nach  Verschiedenheit  der 
FäUe  eintreten. 

(J)  In  Betreir  der  Werthzölle  hatte  das  Zollamt  ein  Vorkaufsrecht  (Pre- 
emption) bei  muthmaasslich  zu  niedriger  Werthdeclaration ,  das  schon  im  Zollgesetz 
V.  1791  begründet,  anfangs  auch  für  Rechnung  der  Zollbeamten,  später  (seit  1871) 
nur  für  die  des  Schatzes  ausgeübt  werden  konnte,  und  zwar  in  der  Art,  dass  die 
Waare  mit  10%  Zuschlag  zum  declarirten  Werthe  erworben  wurde.  Im  britischen 
Handelsvertrag  von  1860  wurde  dieser  Zuschlag  sogar  auf  5^0  herabgesetzt,  um  in 
dem  neuen  Zollsystem,  bes.  bei  Fabrikaten,  zu  niedrige  Angaben  zu  verhüten.  Die 
practische  Anwendung  dieses  Rechts  bietet  aber  Schwierigkeiten  und  Risico.  Seit  dem 
fast  völligen  Fortfall  der  Werthzölle  im  Tarif  v.  1881  ist  die  Sache  von  keiner  prac- 
tischen  Bedeutung  mehr. 

e)  Bei  den  Gewichtszöllen  erfolgt  die  Verzollung  bei  allen  höheren  Zoll 
tragenden  Waaren  (über  10  Frcs.  p.  100  Kil.)  nach  dem  Nettogewicht,  das  je  nach 
Wunsch  des  Interessenten  entweder  ohne  Auspackung  nach  der  für  die  betrefi*ende 
Waarengattung  festgestellten  gesetzlichen  Tara  oder  mit  Auspackung  nach  dem 
wirklichen  Gewicht  der  Verpackung  ermittelt  wird,  in  welchem  letzteren  Fall  die 
Waarenerklärnng  das  Nettogewicht  muss  angegeben  haben. 

l)  Complicationen  in  den  Verzollungsverhältnissen  entstehen  durch  das  System 
der  Zollzuschläge  für  Waaren  aussereuropäischen  Ursprungs  bei  indirecter 
Einfuhr  aus  europäischen  Zwischenhäfen  und  der  Zollzuschläge  für  gewisse  eu ro- 
däisc  he  Waaren  bei  indirecter  Einfuhr  (S.  819,  824).  Ferner  gelten  die  Vertrags - 
tarifc  auch  jetzt  noch  regelmässig  nur  für  die  Producte  nachweisbaren  Ursprungs 
aus  dem  betreffenden  Vertragsstaate,  der  gewöhnlich  durcli  notorische  Thatsacben,  wie 


ZoUvesen.     Zollverfahren.  g41 

cbaracteristischo  Merkmale  der  Artikel,  Umstände  der  Einfuhr,  doch  e?eutucll  auch 
durch  Ursprongscertificate  erhärtet  wird.  Vgl.  die  Vollzugsvorschriftcn  zum 
Tarife.  1881,  im  Auszug  in  der  deutschen  amtl.  Tarifsammlung  v.  18S4,  französ. 
Tarif,  S.  54. 

ff)  Streitfragen  zwischen  Zollamt  und  Interessenten  über  Art,  Gattung,  Sorte, 
Ursprung,  Werth  der  Waarcn,  behufs  Anwendung  der  Tarifposition  werden  durch  Sach- 
verständige entschieden,  nach  Ges.  v  27.  Juli  1822,  Art.  19,  moditicirt  durch 
Tarifges.  ?.  7.  Mai  1881,  Art.  4. 

9)  Bis  zum  J.  1875  wurde  auch  bei  den  Zöllen  fOr  grössere  Zollbeträgc  im  Fall 
der  sofortigen  Baarzahlung  ein  Discont  oder  Rabatt  gewährt,  regelmässig  lVs"/o 
für  4  Monate.  Das  Ges.  v.  15.  Febr.  1875  (S.  605)  hat  auch  für  die  Zölle,  wie  für 
alle  indirecten  Steuern  Baarzahlung  ohne  Rabatt  vorgeschrieben.  Doch  werden 
für  die  Einfuhrzölle,  wie  für  eine  Reihe  genannter  indirecter  Steuern,  vi  ermonat- 
liche Credite  für  schuldige  Beträge  von  mindestens  300  Frcs.  auf  Grund  der  Stellung 
Ton  vorgeschriebenen  Obligationen  ertheilt.  Diese  Credite  sind  aber  zu  verzinsen 
l^nach  Min.-£rl.  mit  37o  P-  *•)  0"d  mit  einer  Provision  (VjVo  ini  Max.)  verbunden. 

i)  Einige  Specialbestimmungen  bestehen  für  den  Seeverkehr,  insbesondere  für 
die  Einfuhr  über  See.  Die  Schiffs  manifeste  müssen  eventuell  schon  auf  See, 
innerhalb  der  Küstenzoll -Linie,  dem  Zollbeamten  vorgezeigt,  von  ihm  visirt  werden. 
Ohne  zollamtliches  Visum  des  Manifestes  darf  auch  kein  Schiff  den  Hafen  verlassen. 
Um  die  Schmuggelgefahr  zu  vermindern,  dürfen  gewisse  Waaren  nur  in  gewissen 
Häfen  und  nur  in  grösseren  Schiffen  (mindesens  40  Tonnen)  eingeführt  werden.  Die 
einzelnen  Bestimmungen  sind  hier  zahlreich  und  zeigen  den  streng  fiscalischen,  pro- 
hibitiv-hochschutzzöllerischen  Character  der  französischen  Handels-  und  Zollpolitik, 
auch  Einflösse  der  Revolutions-  und  napoleonischen  Zeit  in  Manchem  noch  heute. 

x)  Die  Erleichterung  des  Transitverkehrs  in  Ausdehnung  auf  alle  Waaren, 
auch  auf  die  Einfuhrverboten  unteriiegenden,  und  die  Einrichtung  zollfreier  Nieder- 
lagen (Entrepöts)  mit  derselben  Ausdehnung  sowie  auch  im  Binnen  lande  (Ges. 
V.  9.  u.  27.  Febr.  1832)  wurde  in  Frankreich  dem  Interesse  gegnerischer  winhschaft- 
licher  Kreise  auch  erst  mit  Mühe  abgerungen  (S.  804).  Von  sichernden  umständlichen 
Controlen  ist  aber  Beides  umgeben  geblieben.  S.  über  den  Transitverkehr,  der  hier 
nicht  weiter  hergehört,  Vignes  1,  259 ff.,  Block.  Art.  transit.  Ueber  Zoll-EntrepAts 
Vignes  I,  254 — 259,  Block.  Art.  entrepots,  v.  Hock,  S.  256  ff.  Begründungsges. 
V.  S.  Flor.  XI,  auch  einzelne  Bestimmungen  in  späteren,  bes.  in  den  gen.  Gesetzen  v. 
1S32.  Gerade  bei  hohen  Finanz-  und  Schutzzöllen  ist  die  Einrichtung  von  allge- 
meiner Wichtigkeit.    Die  Hauptpuncte  sind  folgende. 

Es  werden  Entrepots  in  den  Häfen,  die  älteren,  und  im  Binnenlande,  seit 
1832,  dann  auch  hier,  wie  bei  inneren  Steuern  (S.  651),  reelle  und  sogen,  fictive 
unterschieden.  Die  reellen  £ntrep<')ts  sind  öffentliche  Anstalten,  regelmässig  auf  Kosten 
des  Staats  oder  der  betreffenden  Städte,  eventuell  der  Kaufleute  des  Orts,  unter  Doppel- 
verschluss  des  Zollamts  und  eines  vereidigten  Handelsagenten.  Die  Waaren  werden 
nur  auf  Grund  einer  gleichen  Erklärung  wie  bei  der  Einfuhr  gelagert,  Register  über 
Bestand  und  Bewegung  der  Niederlage  geführt,  die  Zollverwaltung  revidiri,  bei  Ab- 
weichung des  Befundes  um  ein  gewisses  Maass  von  den  Declarationen  wird  der  Mehr- 
befund sofort  zur  Strafe  mit  dem  einfachen  Zollbeträgc  belegt.  Auch  erfolgen  jährlich 
Bestandsrevisionen,  wobei  Abgänge  den  Verpflichteten  (.event.  auch  den  Zollbeamten) 
zur  Last  geschrieben  werden.  Die  regelmässige  Maximalfrist  für  die  Lagerung  ist 
3  Jahre,  die  nur  ausnahmsweise  verlängert  wird.  Sonst  müssen  die  Waaren  verzollt 
oder  wieder  ins  Ausland  geführt  werden.  Letzteres  unbedingt  bei  Waaren  unter  Ein- 
fuhrverbot. Der  Zollsatz  richtet  sich  nach  dem  zur  Zeit  des  Uebergangs  der  Waaren 
ans  dem  Eutrepot  in  den  Consum  geltenden  Tarif.  Kauf  lenten,  welche  des  Schmuggels 
oder  der  Unterschleife  bei  der  Benutzung  des  Entrept'its  überführt  sind,  kann  das  Recht 
der  Niederlage  entzogen  werden.  —  Die  fictive  Niederlage  besteht  in  der  Einlagerung 
zollpflichtiger  Waaren  beim  Kaufmann  u.  s.  w.  selbst,  unter  entsprechender  Sicher- 
stellung für  die  spätere  Zollzahlung  oder  Wiederausfuhr.  Einfuhrverbotene  Waaren 
sind  allgemein  davon  ausgeschlossen.  Sonst  gelten  im  Ganzen  die  Regeln  wie  bei  der 
reellen  Niederlage.  Die  Dauer  der  Lagerung  ist  auf  1  Jahr  beschränkt,  es  erfolgen 
vierteljährlich  Revisionen  und  Bestandaufnahmen.  —  Die  Handelsstatistik  führt  jährlich 
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auch  den  £utrep6t?erkehr  auf.  Die  Einlagerung  umfasst  gegenwärtig  dem  Werthe 
nach  etw^a  Vh  ^*^^  Specialeinfuhrhandels,  -,3  davon  kommen  auf  Harre  und  Marseille 
allein.     Die  F'inanzzoUartikel  (Kafl'ec,  Zucker  u.  a.  m.)  sind  dabei  stark  vertreten. 

A)  Ueber  Ausfuhrprämien  und  RUckzOlle  s.  Yigncs  I,  251  ff.,  Block, 
dict.  Art.  douane  Nr.  101 — 109,  bes.  das  Buch  von  Lezis.  Seit  1864  besteht  nur 
noch  ein  kleiner  Eest  der  einst  so  ausgedehnten  und  auch  für  die  Finanzen  so  be- 
deutsamen Einrichtung,  so  für  gesalzene  Butter  und  gesalzenes  Fleisch,  in  Betreff  der 
Salzsteuer.  Umfangreiche  Control Vorschriften  waren  natürlich  mit  der  Auszahlung 
dieser  Vergütungen  verbunden. 

fi)  Das  System  der  zollfreien  Zulassung  von  fremden  Producten  behufi 
„Veredelung"  und  Wiederausfuhr  der  l)earbeiteten  Waare,  seit  1836  angenommen, 
beruht  auf  einem  ähnlichen  Gcsichtspunct  wie  die  Gewährung  eines  eigentlichen  Rück- 
Zolls.  Durch  Anwendung  desselben  u.  A.  im  J.  1864  auf  Rohzucker  zur  Raffinirung 
ist  das  frühere  Prämien-  und  Rückzollsystem  bei  diesem  wichtigen  Artikel,  wenigstens 
nominell,  beseitigt  worden.  Es  ist  für  eine  ganze  Reihe  von  Artikeln  eingerichtet, 
auch  fUr  Weizen,  zur  Mehlausfuhr.  (Debersicht  in  der  amtl.  deutschen  Samml.  d. 
Zolltarife,  Frankreich  S.  58.    Statistik  in  d.  Handelsstatistik  jährlich.) 

v)  Ausser  den  Zöllen  des  Tarifs  unterliegen  diejenigen  fremden  Waaren,  welche 
als  einheimische  Artikel  eine  innere  Steuer  tragen,  im  Princip  auch  dieser 
letzteren,  bezw.  einem  Ausgleichungszollzuschlag  dafür.  Ueber  die  Durch- 
führung dieses  Princips  bei  den  einzelnen  Artikeln  ist  früher  das  Erforderliche  bei 
der  Darstellung  der  betreffenden  inneren  Steuern  gesagt  worden.  Auch  die  Waaren 
ans  Vertragsstaaten  sind  von  diesem  Zuschlag  oder  von  der  1)esonderen  Zahlung  der 
inneren  Steuer  nicht  frei,  eine  Belastung,  welche  ausdrücklich  in  den  Verträgen  vor- 
behalten worden  ist.  Auch  die  den  heimischen  Fabrikanten  durch  die  steueramtliche 
Ueberwachung  entstehenden  Kosten  kOnnen  bei  der  Festsetzung  der  für  fremde  Waaren 
zu  zahlenden  Zuschlagsteuem  in  Anschlag  gebracht  werden.  Besonders  complicirt  ist 
die  Bestimmung  bei  den  mit  Alkohol,  auch  mit  denaturirtem,  hergestellten  W^aaren, 
namentlich  verschiedenen  chemischen  Producten,  wo  nach  dem  Tarifgesetz  v.  18S1 
eine  entsprechende  Zollerhöhung  erfolgt.  Eine  Uebersicht  darüber  in  der  gen.  deut- 
schen amtlichen  Tarifausgabe  S.  55. 

§.  327.  d)  Nebenabgaben  im  Zollwesen. 

Dahin  gehören  nicht  die  öfters  hier  erwähnten  gewöhnlichen  Stempel 
auf  Urkunden,  welche  in  Zollsacheu  vorkommen  (Eingaben  u.  dgl.)  oder  welche  in 
Verbindung  mit  Handels-  und  Tran  Sportverhältnissen  stehen,  wie  auf  Fracht- 
scheine, Recopisses,  Connossamente  (s.  0.  S.  557)  und  eigentlich  auch  nicht 
die  gewöhnlichen  Quittungstempel,  welche  in  der  Zollverwaltung,  wie  in  anderen 
Finanzzweigen  vorkommen  (S.  556).  Die  Erträge  der  Stempel  von  Frachtscheinen  u.  s.  w. 
stehen  auch  in  der  Rechnung  der  Stempelverwaltung,  die  Quittungsstempel  indessen, 
wie  es  scheint,  nicht  oder  wenigstens  nur  theilwcise.  Dagegen  gehören  die  Ezpe- 
ditions-  und  Begleitscheinstempel  (75  Cent,  für  acquit-ä-caution)  und  die 
Blei-  (Plombirungs-)  und  Waarenstcmpelungsabgabcn  (estampillage),  spe- 
ciell  als  zollamtliche  Nebenabgaben,  hierher.  Der  Satz  für  das  Blei  lum  Zoll- 
verschluss  ist  25  u.  50  Cent.  Der  Ertrag,  aus  dem  die  Verschnürung  zu  bezahlen 
ist,  wird  unter  die  Zollbeamten  vertheilt.  Die  betreffenden  Posten  stehen  unter  den 
verschiedenen  Einnahmen  der  Zollverwaltung,  in  den  letzten  Jahren  für  „Stempel  jeder 
Art"  c.  Va  Mill.  Frcs.  jährlich  und  über  Vg  Mill.  für  Blei-  u.  s.  w.  Gelder.  Endlich 
kann  noch  die  schon  behandelte  statistische  Abgabe (S.  825)  zu  den  Nebenabgaben 
im  Zollwesen  gerechnet  werden.  Die  Lazareth-  und  Sanitätsanstalts einnahmen 
haben  einen  anderen,  mehr  gebührenartigen  Character,  die  Abgabe  für  Untersuchung 
eingeführten  fremden  Viehs  wenigstens  der  Tendenz  nach  ebenfalls  (S.  832 
und  unter  e  im  Folgenden). 

e)  Schifffahrtsabgaben. 

Die  Erträge  derselben  s.  schon  oben  S.  ^32.  Die  finanziell  allein  wichtige  ist 
die  früher  schon  besprochene  neue  Quaiabgabc,  ein  Tonnen-  und  Hafengeld  (S.  822). 
Der  frühere  Zollzuschlag  für  Waaren  unter  fremder  Flagge  und  der  noch  bestehende 
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Zollzuschlag  bei  indirecter  Einfuhr  (surtaxe  d'cntrepots)  gehört  zu  den  Zöllen 
selbst.  Ausserdem  kommen  nur  verschiedene  kleine  Abgaben,  voruomlich  nach  (ics. 
V.  27.  Vend6m.  II  (neben  späteren)  hier  vor:  1)  Die  Franzisirungsabgabc  für 
die  obligatorische  Erwerbung  der  französischen  Flagge  für  ein  Seeschiff,  im  Inland 
gebautes  wie  rom  Ausland  erworbenes,  unter  Erfüllung  der  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen, nach  dem  Principalsatz  von  9  Cent.  p.  Tonne  für  kleine  Schiü'e  bis  100, 
18  Frcs  für  Schiffe  von  100—200  Tonnen,  24  Frcs.  von  200—300  T.,  6  für  je 
100  weitere  Tonnen.  Fremde  Schiffe  haben  beim  Uebergang  unter  französische  Flagge 
ausserdem  den  Zoll  von  2  Frcs.  p.  Tonne  zu  tragen,  seitdem  das  Ges.  v.  30.  Jan. 
1S72  mit  seinen  höheren  Zöllen  zurückgenommen  worden  ist  (S.  822  ff.).  —  2)  Aelteres 
Tonnengeld.  Davon  besteht  nur  noch  ein  Rest  in  gewissen  Fällen,  nemlich  das- 
jenige Tonnengeld,  welches  allen  Schitl'en,  auch  französischen,  spccicll  zur  Deckung 
von  Anleihen  für  Hafenverbesserungen  aufgelegt  werden  konnte  und  kann,  im  Max. 
von  2V5  Frcs.  p.  Tonne  (Ges.  v.  19.  Mai  1866,  Art.  4).  Das  ältere  allgemeine  Ton- 
nengekl,  im  höheren  Betrage  für  fremde  als  für  französische  Schiffe,  ist  auch  für 
letztere  seit  Anfang  1867  aufgehoben  (dass.  Ges.  Art.  4).  Die  Quai- Abgabe,  im 
gleichen  Satze  für  alle  Flaggen,  ist  aber  seit  dem  Ges.  v.  30.  Jan.  1872  an  die  Stolle 
getreten  —  3)  Abgabe  für  die  Ertheilung  des  obligatorischen  cong6  für  abgehende 
französische  Seeschiffe  (in  Sätzen  von  1,  3  u.  6  Frcs.,  letzterer  für  Schilfe  von  und 
über  30  Tonnen).  —  4)  Abgabe  für  obligatorische  Schi  ff  spasmo  bei  fremden  Schiffen 
(1  Frc).  —  5)  Abgabe  für  Ertheilung  des  erforderlichen  permis,  für  jede  Ein-  und 
Ausladung  von  Waarcn,  für  Ausstellung  eines  Certificats  über  Aus-  und  Einladung 
von  Ladungstheilen  bei  Ankunft  und  Abfahrt,  Abgabe  der  Quittung  (ac(iuit),  in  Ver- 
bindung mit  Tonnen-  und  Expeditionsgebühren.  Satz  1  Fic.  für  fremde,  Va  ^'f^-  ^^^ 
französische  Ladungen,  mit  Ausnahme  bei  letzteren  in  der  Küstenschilffahrt.  Nur 
diese  unter  Nr.  5  gen.  Abgabe  ist  im  Ertrag  etwas  erheblicher  (c.  Vi  Mill.  Frcs.  jähr- 
lich, 8.  0.  S.  832). 

f)  Wesentlich  zu  den  Schitlfahrtsabgaben  &ind  dann  noch  die  San itätsge buh- 
reu  im  Seeverkehr  zu  rechnen,  die  in  einem  neuen  Reglement  für  das  gesammto 
Sanitätswesen  des  Verkehrs  v.  22.  Febr.  1876  in  4  Kategorieen  neu  geregelt  sind: 
a)  für  Controle  bei  Ankunft,  im  Princip  für  alle  Seeschiffe  p.  Tonne  5,  10  u. 
15  Cent.,  je  nach  der  Fahrt;  b)  für  Ueberwachung  in  der  Station  bei  in  Quarantäne 
liegenden  Schiffen,  3  Cent.  p.  Tonne;  c)  für  Aufenthalt  im  Lazareth,  p.  Pers.  2. 
1  u.  Vs  '•'rc.;  d)  für  Dcsinfection  von  Waarcn,  Vj  Frc.  p.  100  Kil.  verpackte  Waaren, 
V'g  Frc.  u.  1  Frc.  für  Häute,  bes.  Berechnung  f.  Lumpen.  Gewisse  Exemtionen  be- 
stehen. S.  Block,  dict.  Art.  regime  sanit.  Nr.  74  —  80.  —  Aehnlicher  Art  ist  die 
Abgabe  für  die  Untersuchung  des  in  Frankreich  eingeführten  Viehs. 

§.328.  g)  ZoUcontrole  und  Verfolgung  des  Schmug- 
gels; IStrafbestimmungen  und  Strafverhängung. 

Auch  hier  Grundlage  das  Ges.  v.  22.  Aug.  1701,  mit  Veränderungen,  oft  mit 
Verschärfungen  später,  bes.  noch  durch  Ges.  v.  2.  Juni  1875.  S.  für  das  Einzelne 
bes.  Vignes  I,  270  ff.,  207—308  und  v.  Hock,  S.  262-276. 

Die  Verpflichtung  zur  Waarenerklärung  bei  den  Zollämtern  im 
Grenzdistriet  und  eventuell  bei  den  inneren  Zollämtern,  die  Plom- 
birung  der  vom  Ausland  ohne  sofortige  Zollzahlung  oder  Zollsicher- 
stellung an  innere  Zollämter  gehenden  Waaren  und  das  Begleitschein- 
verfahren dabei,  die  Controle  im  Grenzbezirk,  die  Ueberwachung 
der  Seektisten,  die  Vorschrift  der  zollamtlichen  Genehmigung  des 
Ausladens  der  Schiffe,  die  Controle  des  Entrepot- Verkehrs  sind  die 
Hilfsmittel,  Schmuggel  nach  Möglichkeit  zu  verhüten.  Zur  Ver- 
folgung des  Schmuggels  im  Verdachtsfall   haben   die  Organe   der 
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Zollverwaltung  weitere  Durch s ach ungs rechte,  die  aber  an  be- 
stimmte Bedingungen  und  Förmlichkeiten  geknüpft  sind. 

Yignes  fasst  a.  a.  0.  I,  270  die  Haaptbestimmnngen  im  Wesentlichen  fol- 
gendemiaassen  zasammen:  Jede  Haussuchnng  darch  Zollbeamte  setzt  als  Regel  — 
mit  AnsDahmen  —  die  Mitwirkung  eines  Manicipalbeamten  oder  Polizeicommiasiis 
voraus.  Unbedingt  dürfen  Zollbeamte  auch  im  Grenzdistrict  nur  in  Yerfolgrung  des 
Schmuggels  in  flagranti  in  Häuser  dringen.  Sonst  darf  auch  hier  nur  bei  Tage  eioe 
Haussuchung  im  Fall  des  Verdachts  des  Vorhandenseins  einer  geheimen  Niederlifre 
geschmuggelter  Waaren  stattfinden,  wobei,  wenn  der  Verdacht  sich  nicht  bestätigt, 
eine  Entschädigung  von  24  Frcs.  zu  zahlen  ist,  vorbehaltlich  grösserer  Entsch&digungs- 
ansprtiche.  Ausserhalb  des  Grenzbezirks  im  Inneren  des  Landes  darfen  Waaren  nur 
beschlagnahmt  werden,  wenn  sie  ohne  Unterbrechung  Über  die  Linien  des  Grenzbezirks 
verfolgt  worden  sind.  Sind  die  Waaren  dabei  schon  in  ein  Haus  gebracht,  so  darf 
eine  Haussuchung  auch  in  diesem  Falle  nur  bei  verbotenen  oder  solchen  Waaren  er- 
folgen, deren  Zulassung  auf  gewisse  Bureaus  beschränkt  ist.  Specielle  Vorschriften 
bestehen  ftlr  Schiffsdurchsuchung,  wo  selbst  KriegsschiHe  besucht  werden  dtkrfeo. 
U.  A.  kann  innerhalb  4  Meilen  von  der  Küste  von  jedem  Schiff  eine  Gopie  dos  Schiffis- 
manifestes  verlangt,  jedes  Schiff  unter  100  Tonnen,  das  hier  vor  Anker  Uegt  oder 
lavirt.  besucht,  dürfen  bei  Eingang  in  den  und  Ausgang  aus  dem  Hafen  die  Schifä 
von  Zollwächtem  bestiegen  und  durchsucht  werden,  auch,  ausser  bei  Kriegs- 
schiffen, Nachts. 

Die  Innehaltung  der  gesetzlichen  Vorschriften  bezüglich  der 
einzelnen  Stadien  und  Puncte  des  Zollverfahrens  ist  durch  Straf- 
androhungen,  insbesondere  von  Geldstrafen  als  Ordnungs- 
strafen, ZU  verbürgen  gesucht.  Die  Verletzung  der  Aus-  und 
Einfuhrverbote  wurde  und  soweit  diese  Verbote  noch  bestehen 
wird  sie  auch  jetzt  noch  mit  schwereren  Strafen,  höheren  Geld- 
strafen und  Confiscation  der  Waaren  und  Transportmittel 
(besonders  der  Schifie)  bedroht.  In  einigen  besonderen  Fällen  er- 
folgt auch  sofortige  Arretirung  und  Gefängnissstrafe. 

Solche  schwerere  Fälle  sind:  Einschmuggelung  verbotener  Waaren  und  von 
Waaren,  welche  mit  mehr  als  20  Frcs.  p.  100  Kil.  Zoll  oder  mit  inneren  Steuern  be- 
legt sind.  (Geldstrafe  von  mindestens  500  Frcs.,  eventuell  vom  Betrag  des  Werth  des 
Objects,  wenn  derselbe  höher  ist.  Ges.  v.  2.  Juni  1875.)  Confiscation  7on  Waare 
und  Transportmittel,  Geldstrafe  von  1000  Frc^.  oder  vom  doppelten  Werth  der  confis- 
cirten  Waaren  und  Gefängniss  von  6  Monat  bis  3  Jahr  eventuell  bei  Schmuggel  der 
gen.  Waaren  in  der  Umgebung  der  Häfen,  an  den  KUsten,  mittelst  Wagen,  in  Rotten 
von  mehr  als  3  Leuten  zu  Pferde  oder  mehr  als  6  zu  Fuss  (Ges.  v.  28.  Apr.  1816, 
nebst  anderen,  auch  gen.  Ges.  v.  1875).  Andere  Beispiele  von  Strafen:  Unter- 
lassung der  Declaration  von  zollfreien  Waaren  bei  Ein-  und  Ausgang:  100  Frcs.  Geld- 
strafe. Zusammenfassung  verschiedener  Ballen  u.  dgl.  als  Einheit  in  der  Declaration : 
Confiscation  und  100  Frcs.  Strafe.  Werden  bei  der  Kevision  mehr  Ballen,  Kisten. 
Tonnen  u.  dgl.  vorgefunden,  als  declarirt  worden:  ebenfalls  Confiscation  des  Plus  und 
100  Frcs.  Strafe.  Werden  weniger  davon  vorgefunden,  so  fUr  jeden  fehlenden  Ballen, 
Kiste  300  Frcs.  Strafe,  falls  nicht  höhere  Gewalt  als  Ursache  des  Älinderbefundos 
nachweisbar.  Ergiebt  sich  bei  der  Kevision  ein  grösseres  Gewicht,  Zahl,  Maass  als 
declariert  war,  so  tritt  bei  einem  Plus  von  57o  bei  Metallen,  von  107o  ^^^  anderen 
Waaren  für  das  Plus  der  doppelte  Zollsatz  ein.  Bei  unrichtiger  Declaration  über 
Gattung  und  Qualität  der  Waaren  100  Frcs.  Geldstrafe  und,  wenn  die  beabsichtigte 
Zollhinterziehung  12  Frcs.  übersteigt,  auch  Confiscation.  —  Verschärfte  Bcstim- 
mungeu  mehrfach  im  Seeverkehr.  Waaren,  welche  ohne  schriftliche  zollamtliche 
Erlaubniss  eingeführt  werden,  werden  confiscirt,  daneben  100  Frcs.  Geldstrafe.  Bei 
Einführung  verbotener  Waaren  zur  See  Confiscation  der  Waaren,  der  Schifte  und  Geld- 
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strafe  im  Betrag  des  Wcrths  der  Waare,  miDdestens  500  Frcs.,  solidarisch  vom  Schiffs- 
hemi  and  WaareneigenthUmer  zu  tragen.  Gapit&ne  von  Schiffen  anter  40  Tonnen, 
welche  gewisse  Waaren  nicht  einführen  dürfen  (S.  84 1),  unterliegen  bei  Verstoss  hier- 
gegen einer  Geldstrafe  von  500—1000  Frcs.  Der  Capitän  jedes  Schifö  muss  das 
Schiffsmanifest  innerhalb  24  Stunden  nach  Ankunft  beim  Zollamt  hinterlegen,  bei 
500  Frcs.  Geldstrafe.  Wird  es  überhaupt  nicht  hinterlegt  oder  ist  es  unrichtig,  so 
wird  der  Capitän  persönlich  zu  1000  Frcs.  und  einer  dem  Werth  der  nicht  ange- 
gebenen Waaren  gleichen  Summe  verurthcilt.  —  Analoge,  z.  Th.  schwere  Strafen  bei 
Contraventiouen  im  Transitverkehr,  bei  ungerechtfertigter  Erlangung  von  Ausfuhrprä- 
mien, bei  nicht  rechtzeitiger  (6  Monat)  Wiederausful^  der  aus  zeitweilig  zollfrei  zu- 
gelassenen Stoffen  hergestellten  Erzeugnisse. 

Die  Verfolgung  der  Straffälle  in  Zollsachen  steht  regel- 
mässig der  Zollverwaltung  zu,  nur  bei  Verbindung  des  Fiscal- 
vergehens  mit  einer  sonstigen  strafbaren  Handlung  und  in  bestimmten 
Fällen  des  Gesetzes  v.  2.  Juni  1875  der  öffentlichen  Gewalt  über- 
haupt. Die  Aufnahme  von  Protokollen  über  Zollvergehen  steht 
zwei  Zollbeamten  gemeinsam  und  innerhalb  des  Grenzdistricts  nach 
einer  eigenthümlichen ,  nicht  aufgehobenen  Bestimmung  der  Revo- 
lutionsgesetzgebung (Gesetz  v.  9.  Flor.  VII)  auch  zwei  anderen 
französischen  Bürgern  zu.  Die  betreffenden  Protokolle  müssen  die 
im  Gesetz  näher  angegebenen  Puncte  enthalten. 

Die  Abu rth eilung  der  Zollvergehen  erfolgt  regelmässig  in 
erster  Instanz  vor  den  Friedensrichtern,  in  der  Berufungsinstanz 
vor  den  Correctionstribunalen.  Vor  letztere  gehören  aber  von 
vornherein  die  oben  genannten  schwereren  Fälle  von  Zollvergehen. 
Mit  Zollvergehen  in  Verbindung  stehende  Verbrechen  gehen  eventuell 
vor  die  Assisen,  vor  die  auch  Fälle  des  Schmuggels  mit  Wider- 
setzlichkeit und  in  Rotten  von  3  und  mehr  bewaffneten  Personen, 
sowie  Schmuggel,  welcher  von  Zollbeamten  begangen  oder  be- 
günstigt worden  ist,  gehören.  Die,  welche  als  Versicherer  oder 
Interessirte  am  Schmuggel  Theil  genommen,  unterliegen  denselben 
Strafen,  wie  die  Hauptschuldigen. 

Auch  bei  Zollvergehen  hat  die  Verwaltung  vor  wie  nach 
dem  Urtheil  das  Recht  der  Abfindung  mit  dem  Schuldigen,  vor 
dem  Urtheil  in  Betreff  aller,  nach  endgiltigem  Urtheil  nur  in  Betreff 
der  Geldstrafen.  Die  Bestätigung  dieser  Abfindungen  steht  dem 
Generaldirector  bez.  dem  Finanzminister  zu. 

S.  die  einzelnen  gesetzl.  Bestimmungen  bei  Vignes  I,  299  ff.  über  Straf?er- 
folgung,  Protokolle,  (ierichtscompctcnzcn,  Straf^rerhängung,  Abfindungen.  —  In  Betreff 
der  Streitigkeiten  über  das  Ob  und  Wieviel  der  Zahlungspflicht,  über  Rückforderung 
gemachter  Zahlungen  entM-.heiden  auch  in  Zollsachen  wie  bei  den  indirecten  Steuern 
(S.  605)  die  Civilge richte.  Die  Verjährung  gegen  die  Verwaltung  i^^t  2,  gegen 
die  Pflichtigen  1  Jahr.    (Vignes  I,  297-298.) 
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§.  329.  Anhang.  Sogen.  Specialrcgimes.  Das  besprochene  Zollsystem 
gilt  unmittelbar  nar  fUr  das  eigentliche  continentale  Frankreich.  Die 
Küsteninseln  sind  nicht  in  das  Zollgebiet  eingeschlossen,  Corsica  gehört  zwar 
daza,  aber  hat  für  die  höheren  Zölle  (über  5  Frcs.  p.  100  KU.)  nur  die  halben  Sätze. 
Für  die  Colonicn  bestehen  besondere  Vorschriften.  Die  Einfuhr  aus  denselben 
nach  Frankreich  erfolgt  im  Allgemeinen  zollfrei,  ausser  für  einige  wichtige  Finanzzoll- 
artikel; nach  dem  Tarif  v.  1882,  Tab.  £  sind  nemlich  zollpflichtig  und  zwar  nach  den 
Sätzen  des  allgemeinen  Tarifs  Zucker,  Verzuckertes,  Kallee,  Cacao,  Chocolade,  Pfeiler, 
Piment,  Gewürznelken,  Zimmt,  Cassia  lignea,  Amomen,  Cardamomen,  Muscatnüsse, 
Muscatblütho,  Vanille;  vom  Senegalgebiet  event  noch  andere. 

Auch  zwischen  Algier  und  Frankreich  besteht  im  Wesentlichen  gegenseitig  Zoll- 
freiheit (Ges.  y.  1 7.  Juli  1807).  Doch  ist  algier'sche  Chocolade  und  gemahlener  Cacao 
bei  der  Einfuhr  in  Frankreich  (Decr.  v.  31.  Juli  1873,  Art.  1,  Ges.  v.  19.  März  1875, 
Art.  4),  frauzös.  Zucker  bei  der  Einfuhr  in  Algier  besonders  zollpflichtig.  Der  Zoll- 
tarif Algiers  für  fremde  Waaren  ist  erheblich  weniger  umfangreich  und  massiger  als 
der  französische  Tarif.  (S.  Zollges.  ?.  17.  Juli  1807.  Der  1884  geltende  Tarif  in 
der  deutschen  amtl.  Sammlung  Kr.  27.)  Bei  fremden  Waaren,  die  aus  Algier  nach 
Krankreich  eingeführt  werden,  ist  oycntueU  der  französische  Zoll  oder  die  ZoUdifierenz 
gegen  den  algier'schen  Zoll  zu  bezahlen.  (Tab.  E  des  Tarifs  ?.  1884.)  Die  algier 'sehen 
Zolleinkünfte  bilden  einen  Theil  der  französischen,  die  Verwaltungskosten  gehören  zu 
denen  der  französischen  Zollirer waltung. 

Marseille  gcniesst  bes.  im  Niederlagcverkehr  einige  Erleichterungen.  —  Im 
Verkehr  der  landwirthschaftlichen  Ernteproducte  aus  Grundstücken  Fremder 
diesseits  und  Einheimischer  jenseits  der  Grenze  besteht  Zollfrciheit.  —  S.  f.  Näheres, 
bes.  über  die  algier'schen  Verhältnisse,  Block,  dict.  u.  Supplem.  Art.  Algerie, 
Art.  douanes  Nr.  110—122,  Vignes  I,  273—277,  v.  Kaufmann,  S.  486—488. 
Ueber  den  algier'schen  octroi  de  mer  Block,  dict.  Art.  Algerie  Nr.  159  u.  Suppl. 
1885,  p.  3  (Tarif  v.  1885  an).  Wir  müssen  es  uns  hier  versagen,  Algier  weiter  in 
die  Darstellung  zu  ziehen. 

y.    Rückblick  auf  das  Zollwcsen  und  zur  Kritik. 

§.  330.  1.  Finanzielle  Seite.  Nach  mancherlei  Wand- 
lungen der  Handels-  und  Zollpolitik,  nach  förmlichen  Excessen  des 
Prohibitiv-  und  Schutzzollsystems  und  langdauernder  bleibender 
Einbtlrgerung  desselben  ist  man  in  Frankreich  einigermassen 
wieder  zum  Ausgangspunct  einer  beinahe  hundertjährigen  Ent- 
wicklung, zu  einem  Tarifsystem,  welches  sich  dem  1791  begrün- 
deten wenigstens  annähert,  zurückgekehrt:  der  Besteuerungs- 
zweck des  Zollwesens  steht  wieder  mehr  voran,  der  handels- 
politische, derprotectionistischemehr zurück.  Das  erscheint 
uns  im  Ganzen  eine  richtige,  in  den  französischen  finanziellen  und 
volkswirthschaftlichen  Verhältnissen  begründete  Entwicklung  zu  sein. 

Freilich  sind  die  eigentlichen  Finanzzölle,  besonders 
der  als  Genuss-  und  Reizmittel  dienenden  Artikel  der  Colonial- 
waarenbranche,  ungemein  hoch  und  von  Neuem  seit  dem  letzten 
Kriege  stark  gesteigert  worden.  Aber  das  war  eben  die  unvermeid- 
liche Folge  des  vermehrten  Steuerbedarfs  und  damit,  wie  immer, 
der  französischen  äusseren  und  inneren  Politik  und  der  Rück- 
wirkung derselben   auf  die  Finanzen.    Nach  Lage  der  Dinge  war 


Zollweseu.    Rückblick.  847 

es  aber,  wie  schon  oben  bemerkt  (ö.  819),  auch  wohl  richtig,  mit 
Kücksicht  auf  äie  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  und  die 
Monopole  und  deren  »Steuersätze  die  Finanzzölle  angemessen  zu 
erhöhen.  Ob  man  dabei,  rein  finanziell  betrachtet,  zu  weit  gegangen 
ist,  so  etwa  namentlich  bei  den  Hauptartikeln  Kaffee  und  Zucker, 
auch  Petroleum,  ist  ohne  Anstellung  von  Experimenten  mit 
massigeren  Zoll-  und  Steuersätzen  nicht  sicher  zu  entscheiden,  aber 
jedenfalls  auch  nicht  ohne  Weiteres  von  vornherein  als  wahr- 
scheinlich, anzunehmen.  Eher  könnte  vom  allgemeinen  steuerpoli- 
tischen Standpuncte  aus  das  Bedenken  fUr  erwägenswerth  gelten, 
ob  man  mit  so  hohen  Zollsätzen,  wie  vor  Allem  bei  Kaffee, 
Petroleum,  nach  den  Gonsumtionsverhältnissen  des  Artikels  nicht 
gegen  die  richtige  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  zu  sehr  ver- 
stösst,  —  unter  der  bei  diesen  Artikeln  wohl  meist  zutreflFenden 
Voraussetzung  einer  vollen  Ueberwälzung  des  Zolls  auf  den  Gross- 
Preis,  wobei  freilich  die  Einwirkung  des  Zolls  auf  den  schliesslich 
massgebenden  Klein -(Detail-)  Preis  wieder  ein  complicirtes  Problem 
ist.  Soweit  dies  Bedenken  gerechtfertigt  seih  sollte,  würde  unter 
der  Annahme  der  finanzpolitischen  Zweckmässigkeit  der  hohen 
Tarifsätze  durch  die  letzteren  dann  nur  wieder  bewiesen  werden, 
dass  Frankreich  durch  seine  Politik  und  Geschichte  genöthigt 
worden  ist,  seine  Steuervertheilung  ungleichmässiger, 
auch  nach  Unten  zu,  für  die  Volksmasse,  drückender  zu 
machen,  —  wie  das  bei  den  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
steuern auch  nicht  zu  vermeiden  war. 

S.  die  Daten  aber  Zoll-  und  Steuersätze  S.  t)91  (Petroleum),  8.  819  (Finauzz«>lle). 
Beispielsweise  ist  der  französische  Zoll  fttr  Kaftee  ^150  u  208  Frcs.  p.  100  Kil.)  aller- 
dings mehr  als  dreimal  so  hoch  wie  der  deutsche  (40  u.  50  M.),  für  (Jacao  (104 
Frcs)  mehr  als  doppelt  so  hoch  (35  M.),  fdr  Thee  fast  doppelt  so  hoch  (208  Frcs. 
gegen  100  M.),  für  Gewürze  mehr  als  3 — 7  mal  so  hoch  (208  —  416  Frcs.  gegen 
50  M.)»  für  Petroleum  2V3 — 3mal  so  hoch  (18  u.  25  Frcs.  gegen  6  M.).  Auch  der 
Zucker  trägt  doch  in  Frankreich  selbst  nach  der  Ermässigung  von  1880  und  nach  der 
neueren  Steuerreform  wohl  noch  doppelt  so  hohe  Belastung  als  in  Deutschland.  Der 
französische  KaifeezoU  ist,  natürlich  je  nach  der  Sorte  und  nach  den  Preisschwankungen 
verschieden,  bis  100%  und  mehr  vom  Preise  des  Artikels;  ebenso  bei  Petroleum,  bei 
Zucker  auch  jetzt  noch  nicht  so  sehr  viel  geringer.  Die  Gonsumtion  ist  trotzdem  auch 
bei  Kaffee  in  beständiger  Steigerunj^  begriÜen,  von  c.  48  Mill.  KU.  1866 — 68  auf 
c.  53  Mill.  1877 — 70  und  c.  6^  Mill.  1883 — 86.  Freilich  eine  laugsamere  Zunahme 
als  früher  bei  niedrigerem  Zoll  —  1837/46  wurden  14.2,  1S47/57  19.7,  1857/59 
2S.S  Mill.  KU.  verzollt  — ,  aber  doch  noch  eine  beträchUiche ,  so  dass  es  fraglich 
bleibt,  ob  eine  —  vollends  nicht  sehr  bedeutende  —  Verminderung  des  Zolls  das 
tinanzieUe  Interesse  nicht  auch  jetzt  ebenso  schädigen  würde,  als  1860  Ü'.  Nach  einer 
jüngsten  amtlichen  Berechnung  (Bull.  XXV,  415)  war  d»;r  Kalfee-Consum  p.  Kopf 
1831  2*^7,  1S51  050,  1S61  973,  1872  1295,  ISSl  1640,  1886  1,787,  1887  1,670, 
ISSS  1.752  (iramm.  Da  merkt  man  kaum  eine  hemmende  Wirkung  des  höheren  Zolles. 
—  Viel  niedriger  als  im  deutschen  Tarif  sind  in  Frankreich  Tafelfrüchte  belastet 
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Auch  bei  den  zahlreichen  kleineren  Finanzzollartikeln 
und  bei  denen  von  mehr  oder  weniger  protectionistischem 
Character  handelt  es  sich  doch  in  Frankreich  im  Ganzen  um  kein 
unbedeutendes  Finanzinteresse.  Eine  so  überwiegende  Wichtig- 
keit ftir  die  Zollerträge,  wie  sie  schon  lange  in  Grossbritannien 
(S.  304)  einige  Hauptartikel  besassen,  haben  die  Hauptartikel  der 
BezoUung  in  Frankreich  nicht. 

Das  erklärt  sich  allerdings  zum  Theil  dadurch,  dass  nach  den  h-anzösisrhen 
?olkswirthschafUichen  Verhältnissen  Wein  und  Branntwein,  abgesehen  von  der  neuesten 
Zeit,  als  Einfuhrartikel  Fiel  weniger  in  Betracht  kommen,  Tabak  wegen  des  Monopols 
bei  den  Zollerträgen  fehlt  und  bei  Zucker  die  Gomplication  der  Einfuhr  mit  der 
einheimischen  Production  den  Zollertrag  ?ermindert.  Selbst  im  J.  1SS5,  wo  der  Zucker- 
zoll  ungewöhnlich  viel  einbrachte  (100.5  MilL.  1887  nur  38.8)  und  der  Kaffeezoll  das 
bisherige  Maximum  erreichte  (1067,  1887  99.6  Mill.),  kam  auf  diese  beiden  Artikel, 
dann  auf  die  5  weiteren  einträglichsten  Zollartikel  Petroleum,  Wein,  Cacao,  Stein- 
kohle, Cerealien  (letztre  als  Ein  Artikel  gerechnet),  zusammen  also  auf  7  Artikel  284.8 
Mill.  Pres,  oder  77.3  7o  ^om  Gesammtertrag  von  368.6  Mill.  aus  den  Einfuhrzöllen, 
im  J.  1887  (bei  etwas  anderer  Reihenfolge  der  genannten  Artikel,  Cerealien  waren 
sogar  vor  Zucker,  also  in  die  zweite  Stelle  getreten)  256.8  Mill.  Frcs.  oder  76.7 ^/^ 
des  Gesammtertrags  ?on  334.5  Mill.  Fast  ein  Viertel  der  letzteren  Summe  ist  also 
noch  durch  die  anderen  Zollartikel  zu  beschaffen,  obwohl  hier  die  Zölle  Fon  Wein, 
Getreide,  Steinkohle  bereits  zu  den  Hauptartikeln  der  eigentlichen  Finanzzölle  ge- 
rechnet worden  sind. 

Man  begreift  hiernach  und  kann  es  auch  finanzpolitisch 
rechtfertigen,  dass  der  französische  Zolltarif,  der  allgemeine,  wie 
der  Conventionstarif,  immer  noch  so  umfangreich,  nach  Zahl 
der  bezollten  Artikel  und  einzelnen  Positionen,  und 
hoch  nach  den  Zollsätzen  geblieben  ist,  im  Vergleich  mit  dem 
deutschen  und  mit  anderen,  vollends  mit  dem  britischen  Tarif, 
der  ja  nur  noch  ganz  wenige  Artikel  umfasst  (S.  304). 

Auch  an  die  neueren  agrarischen  Schutzzölle,  an  den 
Zoll  auf  Steinkohle  und,  wie  die  früheren  Uebersichten  (S.  819 
und  833)  zeigen,  an  die  industriellen  Schutzzölle,  besonders 
im  Gebiete  der  Textil-  und  Metallbranche,  knüpfen  sich  in 
Frankreich  nicht  unerhebliche  finanzielle  Interessen.  Denselben 
entsprach  die  Rückkehr  zu  höheren  agrarischen  Zöllen  auf 
Getreide  und  Vieh  und  mindestens  die  Aufrechthaltung  eines 
gewissen  Maasses  industrieller  Schutzzölle.  Der  allgemeine 
Tarif,  welcher  vor  1881  galt,  hat  in  Betreff  dieser  letzteren  Zölle 
auch  gegen  das  Finanziuteresse  viel  zu  hohe  Sätze  gehabt,  von 
seinen  Prohibitionen  ganz  abgesehen,  der  Getreide-  und  Viehzoll- 
tarif von  1861  und  noch  von  1881  hat  umgekehrt  durch  seine  sehr 
niedrigen  Sätze  auch  das  Finanzinteresse  zu  wenig  wahrgenommen. 
So   war  die  Tarifreform  von  1881,    welche   bei   den  industriellen 
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Zöllen  ja  schon  durch  die  Conventionaltarife  von  1860  S.  eingeleitet 
war,  und  die  Erhöhung  der  Getreide-  und  Viehzölle  von  1885  ff. 
vom  finanziellen  Gesichtspunct  aus  wohl  zu  billigen. 

§.331.  2.  Handelspolitische  Seite.  Ob  man  tlber  diese 
Massregeln  vom  handeis-,  agrar-  und  industriepolitischen 
Gesichtspunct  ebenso  urtheilen  soll,  ist  freilich  eine  andere  Frage, 
die  wir  hier  auch  nicht  zu  erledigen  haben,  aber  doch  kurz  streifen 
wollen. 

a)  In  Betreff  der  agrarischen  Schutzzölle  wird  doch  auch 
der  Freihändler  einräumen  dürfen,  dass  die  neuen  Getreide-  und 
Vi  eh  Zölle  Frankreichs,  wie  anderer  europäischer  Länder,  welche 
zu  denselben  zurückgekehrt  sind  oder  sie  wieder  erhöht  haben,  in 
ganz  neuen  abnormen  Weltconjuncturen  ihre  Erklärung 
und  wenigstens  eine  relative  Rechtfertigung  finden,  mindestens  als 
ein  statthaftes  Experiment  und  als  mögliches,  wenn  auch  nicht 
sicheres  Hilfsmittel  gegenüber  einer  schweren  agrarischen  Krisis 
für  eine  Uebergangszeit.  Anderseits  ist  es  gewiss  ein  sehr  er- 
wägenswerthes  steuerpolitisches  Bedenken  ernster  Art  und 
von  wahrhaft  principieller  Bedeutung,  dass  diese  Zölle,  —  gerade 
wenn  und  soweit  als  sie  ihren  Zweck  erfüllen,  d.  h.  als  Schutz- 
zölle wirken,  also  wenn  und  soweit  sie  die  Inlandspreise  erhöhen 
oder  ein  weiteres  Fallen  ermässigen  und  verhüten,  —  Steuern  auf 
nothwendige  Nahrungsmittel  seien  und  so  die  Steuerlast 
ungleichmässiger,  besonders  mehr  nach  Unten  zu,  auf  die 
Yolksmassen  vertheilten. 

Indessen  ist  gegen  die  practische  Tragweite  dieses  Bedenkens 
doch  Verschiedenes  einzuwenden. 

Einmal  ist  es  eben  fraglich,  ob  und  wieweit  jene  Zölle  die 
Wirkung  als  Preis  erhöhende  oder  Preisfallen  hemmende  Schutzzölle 
wirklich  haben. 

Wirken  sie  uicht  oder  nicht  für  ihren  vollen  Betrag  so,  so  entfallt  aUer- 
dings  überhaupt  oder  soweit  als  sie  nicht  so  wirken,  ihr  Zweck  als  Schutzzoll. 
Aber  dann  entfällt  auch  die  Berechtigung,  sie  anzugreifen,  vom  freihändlerischen  und 
finanzpolitischen  Standpuncte  aus,  während  sie  vom  letzteren  aus  als  Einnahmequelle 
ihren  Werth  behaupten,  der  dann  durch  die  erwähnten  Bedenken  nicht  weiter  beson- 
ders geschädigt  wird  und  vollends  in  französischer  Finanzlage  unter  diesen  Umständen 
anzuerkennen  ist.  Wirken  diese  Zölle  umgekehrt  ganz  oder  theilweise  auf  die 
Preise  als  Schutzzölle  in  der  erwähnten  Weise,  so  bleibt  das  freihäudlerische 
und  das  hervorgehobene  steuerpolitische  Bedenken  allerdings  nicht  nur  im  Princip, 
sondern  practisch  bestehen.  Aber  auch  hier  gilt  dann,  wie  so  oft  bei  Maassregeiu 
der  Yolkswirthschafts-  und  der  Steuerpolitik:  eventuell  sind  diese  Zölle  auch  dann 
als  berechtigt  anzuerkennen,  weil  sie  zur  Bekämpfung  eines  schweren  Nothstandes, 
welcher  die  Grundlagen  der  Volks wirthschaft  berührt,  in  Ermangelung  anderer  oder 
besserer  Hilfsmittel   nicht  entbehrt  werden  können,  weil  sie  von  zwei  Uebeln  —  der 
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durch  sie  bedingten  oder  verursachten  Stcuerbclastung  und  dem  Ruin  der  Landwirth- 
Schaft  —  das  kleinere  sind,  wozu  dann  doch  auch  noch  selbst  bei  der  hier  angenom- 
menen Wirkung  wieder  hinzukommt,  dass  sie  eine  worthvolle  Einnahmequelle  bilden. 

Practisch  aber  hebt  sich  sodann  das  principielle  Bedenken 
auch  noch  durch  einige  weitere  Erwägungen  mehr. 

So  üben  diese  Zölle  überhaupt  schwerlich  ganz  allgemeine,  gleichmässige  Wir- 
kungen auf  die  Stellung  der  gesammten  inländischen  Getreide-  und  Viehpreise  aus. 
Ferner  halten  sie,  nach  bisherigen  Wahrnehmungen,  mehr  nur  ein  weiteres  Preisfallen 
etwas  auf  und  hemmen  es,  als  dass  sie  die  Preise  erheblich  steigern.  So  wird  nur 
der  Vorthcil  einer  den  Käufern  von  Getreide  und  Vieh  ungewöhnlich  günstigen  Con- 
junctur  etwas  geschmälert:  es  handelt  sich  mehr  um  lucrum  cessans,  als  um  damnum 
emergens  für  sie,  —  immerhin  ein  für  die  gesammte  Beurtheilung  wichtiger  Unter- 
schied. Endlich  aber  kommt  der  Zoll  für  die  Brot-  und  Fleischpreise  und  damit  für 
die  etwaige  Belastung  der  eigentlichen  Consumenten  doch  vollends  erst  als  ein  mög- 
liches, entfernteres,  secundäres  oder  tertiäres  Moment  in  Betracht,  das  neben  anderen, 
zum  Theil  wichtigeren  nicht  noth wendig  eine  entscheidende  Rolle  spielt.  Soweit  aber 
der  Zoll  auf  die  ausländischen  Produccnten,  die  Verkehrsanstalten,  die  Händler,  die 
Kleingewerbetreibenden  ganz  oder  theilweise  geschoben  wird,  was  immer  möglich, 
theilweise  wahrscheinlich  ist,  entfallen  wieder  die  steuerpolitischen  Bedenken  in  Betreff 
einer  üeberlastung  der  Consumenten ,  während  die  sonstigen  steuerpolitischen  Be- 
denken wegen  der  Mitbelastnng  der  genannten  Kreise  freilich  auftauchen,  aber  nicht 
mehr  als  bei  allen  übrigen  Zöllen,  und  während  die  finanziellen  Vortheile  in  Betreff 
der  Erschliessung  einer  Einnahmequelle,  verbleiben. 

Nach  dem  Allen  möchte  die  Rückkehr  zu  den  höheren  agrarischen 
Zöllen  sich  in  Frankreich  immerhin  mit  genügenden  Gründen  unter- 
stützen lassen. 

b)  Bei  den  industriellen  Schutzzöllen  machen  sich  die 
volkswirthschaftspolitischen  und  steuerpolitischen  Bedenken  wegen 
der  Wirkungen  dieser  Zölle  auf  die  Consumenten  und  auf  die  Ver- 
theilung  der  Steuerlast  weniger  als  bei  den  agrarischen  Schutzzöllen 
geltend,  während  die  finanziellen  Interessen  auch  hier  mit  zu 
Gunsten  sprechen.  Aber  die  angedeuteten  Bedenken  fehlen  aller- 
dings auch  hier  nicht  völlig  und  anderseits  sind  die  finanziellen 
Interessen  hier  nicht  so  bedeutend  als  bei  den  agrarischen  Schutz- 
zöllen. 

Die  industriellen  Zölle  sind  in  Frankreich  in  dem  Vertrags-  wie  im  allgemeinen 
Tarife  immer  noch  recht  ausgedehnt,  mehrfach,  besonders  bei  den  feineren  und  fein- 
sten Qualitäten  ?on  Fabrikaten  recht  hoch,  nach  ihrer  Specialisirung  in  den  wichtig- 
sten Fällen,  besonders  in  der  Textilbranche ,  zwar  rationell  veranlagt,  nach  den  Ge- 
sichtspuncten  des  Schutzzollsystems  als  eines  Systems  industrieller  Erziehung,  aber  in 
dieser  Gestaltung  doch  auch  am  Ersten  als  wirkliche  Schutzzölle,  in  Betreif  der  In- 
landspreise der  analof^en  heimischen  Producte,  daher  namentlich  der  feineren  Quali- 
täten, wirkend.  Der  Tarif  von  1791  war  in  den  wichtigsten  Zweigen  liberaler  als  der 
von  1881,  vielfach  selbst  nach  der  absoluten  Höhe  der  Sätze,  vollends  nach  der  rela- 
tiven, gegenüber  den  Preisen  der  Artikel. 

Indessen  wirken  die  noch  bestehenden  französischen  indu- 
striellen Schutzzölle  doch  auf  die  Preise  der  Masse  der  inländischen 
Halb-  und  Ganzfabrikate  schwerlich  erheblich,  etwa  gar  allgemein 
vertheuernd,  ein.    Vielfach  kommen  sie  gewiss  nur  als  Finanzzölle 
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und  hie  und  da  aU  Luxuszölle  für  einige  Consumentenkreise  in 
Betracht.  Daher  haben  die  erwähnten  Bedenken  doch  keine  grosse 
prac tische  Bedeutung  trotz  ihrer  principiellen  Richtigkeit.  Die 
Beseitigung  der  Prohibitionen,  die  fast  allgemeine  Ermässigung  der 
industriellen  Schutzzölle  durch  die  Vertragstarife  der  1860er  Jahre 
und  neuerdings  im  allgemeinen  und  in  dem  neuen  Vertragstarif 
von  1881  waren  Massregeln,  welche  demnach  wohl  handeis-  wie 
finanzpolitisch  gleich  richtig  und  zweckmässig  waren. 

Der  völlige  Bruch  mit  den  industriellen  Schutzzöllen,  wie 
in  Grossbritannien,  oder  die  noch  weitere  starke  Ermässigung 
wäre  finanziell  in  heutigen  französischen  Verhältnissen,  auch  vom 
Standpuncte  der  Besteuerungspolitik  aus,  kaum  richtig  gewesen, 
wenn  diese  Massregeln  auch  wohl  bei  der  erreichten  und  weiter 
möglichen  Entwicklung  der  französischen  Industrie  keine  all- 
gemeinen, höchstens  in  einigen  wenigen  Zweigen  entscheidende 
volkswirthschaftspolitische  Bedenken  gehabt  haben  möchten.  So 
wie  diese  Zölle  heute  noch  erhalten  worden  sind,  tragen  sie  doch 
auch  mit  dazu  bei,  das  bei  einer  so  hohen  Gesammtsteuerbelastung 
nothwendige  Ziel  zu  erreichen,  nemlich  die  Steuern  möglichst 
vielseitig  zu  verth eilen,  um  so  die  Last  leichter  tragbar  zu 
machen.  Die  Specialisirung  der  specifischen  Zölle  ist  dabei  zwar 
ein  protectionistischer  Gesichtspunct,  aber  zugleich  eine  Massregel, 
welche  steuerpolitisch  ebenso  richtig  ist,  weil  sie  auf  die  Anwendung 
eines  Qualitätssteuerfusses  hinauskommt. 

So  möchte  die  neuere  französische  Zolltarifpolitik  und  möchte 
insbesondere  der  noch  so  umfangreiche  allgemeine  und  Vertrags- 
tarif doch  im  Ganzen  richtig  sein.  Die  britische  Tarifpolitik  mit 
ihrer  Goncentration  auf  ganz  wenige  Hauptfinanzzoll-Artikel  und 
ihrem  völligen  Absehen  von  Schutzzöllen  wäre  ftir  Frankreich, 
wenigstens  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen ,  schwerlich 
finanziell  ergiebig  genug  und  steuerpolitisch  weniger  passend  als  die 
eingeschlagene  oder  beibehaltene. 

3.  Das  Zollverfahren  und  alles  Zolltechnische  ist 
gewiss  umständlich  und  vielfach  belästigend,  die  Gontrolen  sind 
weitläufig,  die  Strafandrohungen  schwer.  Dies  und  jenes  Einzelne 
mag  ohne  Bedenken  und  vielleicht  zum  Vortheil  des  Fiscus  wie 
des  Publicums  zu  ändern,  zu  mildern,  zu  vereinfachen  sein.  Denn 
der  Einfluss  einer  übermässig  prohibitorisch-protectionistischen  und 
superfiscalisehcn  Politik  zeigt  sich  in  Manchem  noch.  Aber  grosse 
umfassende  und  einschneidende  Aenderungen  sind  schwerlich  am 
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Platze,  so  wenig  als  bei  den  analogen  Verhältnissen  der  indirecten 
Steuern  (Getränke!  S.  658)  oder  Monopole. 

Die  FinanzzAlle  sind  sehr  hoch  und  müssen  des  Finanzbedarfs  wegen  doch  so 
bleiben,  die  Schutzzölle,  auch  nach  dem  erfreulichen  Wegfall  der  principiell  ja  durchaus 
richtigen,  aber  in  der  practischen  Anwendung  unzweckmässigen  WerÖizulle,  noch  zu 
sehr  spccialisirt  und  mUssen  doch  auch  so  sein  und  bleiben,  so  lange  man  an  ihnen 
überhaupt  festhält,  was  eben  auch  finanziell  erwünscht  erscheint,  der  ganze  Tarif 
ist  noch  zu  umfangreich  und  muss  aus  den  angedeuteten  Gründen,  wiederum  auch 
finanzieller  Art,  dennoch  ebenfalls  so  sein  und  bleiben.  Das  bedingt  Alles  nothwendig 
auch  eine  weitläufige,  mühsame  Zollbewachung,  ein  umständliches  Zollverfahren,  eine 
entsprechende  Organisation  des  Zolldienstes  und  freilich  auch  entsprechende  Kosten, 
welche  in  Frankreich  daher  nicht  bloss  wegen  der  Landgrenzverhältnisse,  sondern  wegen 
der  ganzen  Zolltarifpolitik  —  ausserdem  übrigens  auch  wegen  der  inneren  indirecten 
Steuern  und  Monopole,  auf  deren  Sicherung  der  Zolldienst  mit  aufzupassen  hat  —  höher 
sein  und  bleiben  werden  als  in  Gross britannien.  Einzelne  weitere  tarifpolitische  Reformen, 
z.  B.  die  Beseitigung  der  Zollzuschläge  für  die  indirecte  Einfuhr  (aus  den  „EntrepOts"), 
die  völlige  Gleichstellung  der  Sätze  des  allgemeinen  und  des  Vertragstarifs  sind  wohl  zu 
erwägen.  Grossen  Einfluss  auf  die  Vereinfachung  des  Zolldienstes  und  Zollverfahrens 
werden  sie  schwerlich  ausüben  können. 

So  wird  man  a.  E.  zu  der  Ansiebt  kommen  müssen,  dass  das, 
was  durch  die  bisherigen  Reformen  und  namentlich  durch  die 
Tarilgesetzgebung  von  1881,  welche  doch  im  Wesentlichen  die 
handeis-  und  zollpolitischen  Massregeln  der  napoleonischen  Handels- 
vertragsperiode zum  gemeinen  Recht  des  Landes  gemacht  bat,  er- 
reicht ist,  vorerst  nicht  in  mehr  freibändlerischer  und  in  der 
Richtung  massigerer  Finanzzölle  weiter  gebildet  werden  wird.  Es 
wird  genug  sein,  wenn  es  im  Ganzen  auf  diesem  Stande  erbalten 
wird.  Und  gerade  auch  finanzielle  Rücksichten  werden 
muthmasslich  grössere  Fortschritte  in  der  angegebenen  Richtung 
hemmen. 


F.    Rückblick  auf  die  gesammte  französische  Staatsbesteuerung,  ins- 
besondere auf  die  Steuerpolitik  seit  1S71. 

S.  oben  §.  67  über  „die  französischen  Finanzen  am  Scliluss  des  ancien  regime". 
Ferner  in  Betreff  der  Neuzeit  die  statistischen  Daten  in  §.  166,  S.  873,  374  und  die 
Abschnitte  über  die  „Besteuerung  der  dritten  Kepublik''  S.  396 — 404,  „Bückblick  auf 
die  französ.  Steuerentwicklung  seit  1789  bez.  1S15"  S.  410 — 415  und  die  verschie- 
denen „Rückblicke"  und  Ausführungen  „zur  Kritik",  welche  den  Schluss  der  Dar- 
stellung der  jedesmaligen  Stenergruppe  bilden,  S.  49S — 502  über  die  directen  Steuern. 
S.  579 — 582  über  die  Verkehrsbesteuerung,  S.  595 — 596  über  die  directe,  Verkehrs- 
und Erbschaftsbesteuerung,  S.  768 — 771  über  die  Monopole,  sowie  die  ähnlichen  kri- 
tischen Rückblicke  auf  einzelne  Steuern,  bes.  §.  205  (Pateutsteuer),  §.  225  (Enregistre- 
ment),  §.  235  (Stempel),  §.  265  (Getränke),  §.  273  (Zucker),  §.  297  (Tabakmonopol\ 
§.  3M0,  331  (Zölle). —  Aus  der  Literatur  s.  bes.  Mathieu-Bodet  II,  eh.  15—18 
(Fragen  der  Steuerreform  auf  den  Hauptgebieten)  und  eh.  25  (über  das  nach  dem 
Kriege  von  1870/71  angewendete  Steuersystem,  bes.  §.  3,  p.  390  —  402);  ferner 
Amagat,  partie  III  („Ics  impöts  de  la  rangen"). 

§.  332.  1.  Das  Uebergewicht  der  indirecten  Be- 
steuerung.     Das    grosse    Gebiet    der    modernen    französischen 
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StaatsbesteueruDg ,  wie  sie  sich  seit  der  ersten  Revolution,  daher 
gerade  in  einem  Zeitraum  eines  Jahrhunderts  (1789 — 1889)  ent- 
wickelt hat,  ist  nunmehr  im  Vorausgehenden  auch  in  den  wich- 
tigeren Einzelheiten  vollständig  zur  Darstellung  gebracht  worden. 
Es  mag  daher  zum  Schluss  noch  einmal  ein  kurzer  Rückblick  auf 
diese  Besteuerung  als  Ganzes  geworfen  und  dabei  namentlich,  wie 
wir  uns  früher  vorbehielten  (S.  601),  die  Gestaltung  ins  Auge  ge- 
fasst  werden,  welche,  wie  es  scheint  endgiltig,  diese  Besteuerung 
seit  dem  verhängnissvollen  letzten  Kriege  Frankreichs  gegen 
Deutschland  angenommen  hat.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  um 
eine  Wiederholung  des  in  den  früheren,  so  eben  citirten  „Rück- 
blicken'' Gesagten,  auf  welche  Ausführungen  vielmehr  für  alles 
Einzelne  hier  zum  näheren  Beleg  Bezug  genommen  wird,  sondern 
nur  um  eine  Characterisirung  des  Gesammtganges  der 
französischen  Staatssteuerpolitik  in  diesem  soeben  ablaufenden 
„ersten  Jahrhundert  der  Revolutionen'',  und  um  eine  Characteri- 
sirung des  erreichten  Gesammtergebnisses.  Erst  die 
genaue  Einzelkenntuiss  aller  Phasen  der  Entwicklung  und  aller 
Theile  der  Besteuerung,  wie  sie  unsere  Darstellung  zu  geben 
suchte,  setzt  in  den  Stand,  eine  solche  Characterisirung  richtig 
vorzunehmen,  richtig  zu  begründen  und  selbst  wieder  richtig  zu 
verstehen. 

Das  Ergebniss  der  Steuerentwicklung  ist  ein  Ueberwiegen  der 
indirecten  Verbrauchssteuern  (einschliesslich  Zölle,  directe 
„Luxussteuern*',  verwandte  kleinere  Abgaben  und  Transport- 
Steuern)  über  alle  übrigen  Steuern,  d.  h.  über  die  beiden  anderen 
grossen  Gruppen,  die  directen  und  die  Verkehrs  steuern  (i.  e.  S. 
d.  h.  Enregistrement  und  Stempel,  jenes  einschliesslich  Erbschafts- 
und Schenkungssteuern).  Vollends  aber  indirecte  Verbrauchssteuern 
und  Verkehrssteuern  zusammen  überwiegen  bei  Weitem  die  directen 
Steuern. 

Dies  Ueberwiegen  ist,  durch  deu  ersten  Napoleon  begründet,  in  erhöhtem  Maasse 
seit  der  Julimonarchie ,  abermals  gesteigert  unter  Napoleon  III.,  immer  mehr  henror- 
getrcten.  Aber  erst  die  Ereignisse  ?on  1870 — 71,  deren  weitere  finanzielle  Folgen 
und  dio  von  der  dritten  Republik  eingeschlagene  Steuerpolitik  haben  den  indirecten 
Steuern  im  genannten  Umfang  das  volle  Uebergewicht  verschafft.  Noch  am  Schluss 
des  zweiten  Kaiserreichs  vertheilte  sich  die  französische  Staatsbesteuerung  etwa  je  zur 
Hälfte  auf  indirecte  und  auf  alle  anderen  Steuern.  Jetzt  überwiegen  jene  um  ein 
paar  hundert  Millionen  (iSS5  um  c.  300)  und  machen  etwa  55^0  äU^i*  äus  (s.  die 
Daten  S.  374). 

Diese  absoluten  und  Verhültnisszahlen  ändern  sich  natürlich,  je  nachdem  man 
den  Begriff  der  indirecten  Steuern  weiter  oder  enger  fasst.  Wie  man  hierbei  aber 
auch  nach  den  verschiedenen  Ansichten  der  Theorie  und  Praxis  verfahrt,  auch  wenn 
mau  insbesondere  die  Kegisterabgaben  zum  Thcil  zu  den  directen  Steuern  stellt,  so 
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bleibt  doch  immer  ein  erhebliches  Uebergewicht  der  ,Jndirecten"  Steuern  über  die 
anderen,  die  alsdann  sogen,  directen,  bestehen. 

Wenn  man  z.  B.  mit  der  französischen  Verwaltongspraxis  nnd  mit  manchen 
Theoretikern  den  ganzen  Betrag  der  Einnahme  aus  Enregistrement  und  Stempel  (wie- 
derum einschliesslich  Erbschafts-  und  Schenkungsstenem)  zu  den  indircctcn  Steuern 
rechnet,  so  überwiegen  letztere,  in  diesem  Sinne  genommen,  um  mehr  als  dasVier- 
fache  die  eigentlichen  directen  (um  1885  c.  2183  gegen  474  Mill.)  oder  diese  machen 
nicht  mehr  18%  ^^^  Gesammtbesteuerung  aus.  Wenn  man  umgekehrt  die  genannten 
Verkehrssteuem ,  welche  sich  in  die  Katogorieen  „dirccto"  und  „indirecte'*  Steuern 
eben  nicht  einfach  einreihen  lassen,  anders  yertheilt,  etwa  die  Erbschafts- und  Schen- 
kungsstenem (c.  2Ü0  Mill.),  welche  den  directen  Steuern  jedenfalls  näher  als  den 
indirecten  stehen,  zu  den  directen  rechnet  oder  selbst,  wie  es  auch  französische  Prac- 
tikcr  thun,  soMathieu-Bodet  (II,  397),  die  ganze  Proportionalabgabe  des  Enregistre- 
ments  (S.  522),  daher  fast  90 7o  ^^s  Ertrags  des  letzteren  als  „Steuern  auf  das  Kapi- 
tal'', so  ändern  sich  die  absoluten  und  Verhältnisszahlen  wiederum  erheblich.  Im 
ersten  Falle,  bei  Einstellung  der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern  unter  die  directen, 
sind  die  Zahlen  um  1885  dann  c.  674  „directe''  und  c.  1983  „indirecte"  oder  c.  25 
und  75% i  ^^  /weiten  Falle,  bei  Einstellung  der  ganzen  Proportionalabgabe  des  En- 
registrements  unter  die  directen,  bezw.  c.  887  und  1770  Mill.  oder  c.  33  und  67 7o- 

Es  ergiebt  sich  hiernach,  dass  in  Frankreich  im  Laufe  des 
Revolutions-Jahrhundeiiis,  von  den  1780er  bis  zu  den  1880er  Jahren, 
die  Staatsbesteuerung  sich  nicht  nur  mindestens  verfünffacht, 
sondern  dass  sich  auch  das  Verhältniss  zwischen  directen 
und  indirecten  Steuern  —  wie  immer  man  diese  Abgrenzung 
auch  mache  —  immer  mehr  zu  Gunsten  der  letzteren  Steuer- 
gattung  verschoben  hat.  Das  ist  nach  verbreiteter,  freilich  sehr 
einseitiger  und  in  dieser  Allgemeinheit  selbst  unbedingt  unrichtiger 
steuerpolitischer,  steuertechnischer  wie  auch  socialer  und  politischer 
Beurtheilung  ein  Na  cht  heil.  Dann  liegt  derselbe  jedenfalls  als 
Ergebniss  der  Entwicklung  und  endgiltigen  Gestaltung  der  franzö- 
sischen Besteuerung  vor. 

Bedenkt  man  aber,  dass  die  Epoche  des  Revolutionszeitalters 
mit  der  fast  unbedingten  Verwerfung  der  indirecten  Steuern  begann, 
so  können  die  damaligen  steuerpolitischen  Bestrebungen  und  die 
Thatsachen  der  Entwicklung  und  Gestaltung  des  Steuerwesens 
allerdings  kaum  stärker  in  Widerspruch  stehen,  als  sie  es  thun. 

Die  jüngste  Periode  nach  dem  deutsch -französischen  Kriege 
hat  diesen  Widerspruch  noch  wesentlich  verschärft,  weil  sie,  wie 
in  diesem  Werke  im  Einzelnen  näher  dargelegt  worden  ist,  ganz 
vorwiegend  die  inneren  Verbrauchssteuern,  die  Monopole,  Zölle  und 
die  Verkehrssteuern  —  Enregistrement,  Stempel,  Transportsteuern  — 
zu  höherer  Ergiebigkeit  gebracht  bat.  Es  ist  das  in  dem  Grade 
geschehen,  dass  man  diese  Periode  mit  Recht  kurzweg  als  diejenige 
einer  einseitigen  Entwicklung  der  indirecten  Be- 
steuerung (i.  w.  S.)  behufs  BeschafTung  des  durch  die  neue 
schwierige  Finanzlage  hervorgerufenen  Steuerbedarfs  steuerpolitisch 
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characterisirt  hat  (s.  die  Tabelle  S.  395  und  §.  172-174).  Die 
Bedenken,  namentlich  socialpolitischer  Art,  welche  man  bei 
objeetiver  Würdigung  der  indirecten  und  Verkehrssteuern  nicht 
übertreiben  darf,  aber  doch  in  immerhin  erheblichem  Umfang  zu- 
gestehen muss,  sind  in  Betreif  dieser  neuesten  Steuerpolitik  schon 
oben  (§.  177)  anerkannt  worden. 

Durch  Rechenezempel ,  indem  man  etwa  mit  Mathieu-Bodet  manchen  der 
nach  dem  Kriege  neueingefdbrten  oder  erhöhten  Steuern  den  Character  als  f^directer"' 
Steuern  vindicirt,  wird  nattlrlich  die  Berechtigung  des  vorausgehenden  ürtheils  nicht 
hinfällig  gemacht  und  nicht  einmal  eingeschränkt. 

S.  Mathieu-Bodet  bes.  II,  390  fr.  Daselbst  Uebersichten  der  einzelnen  von 
1870 — 77  eingeführten  oder  erhöhten  Abgaben  sowie  der  von  1872 — 80  wieder  auf- 
gehobenen oder  verminderten,  in  beiden  Fällen  nach  den  Ertragsanschlägen.  Die 
ersteren  betrugen  hiemach  747.78,  die  letzteren  323.59  Mill.  Frcs.  unter  jener  Summe 
von  747.78  Mill.  waren  44.08  Mill.  Zuschlagcentimen  (für  den  Staat)  zur  Patentsteucr 
(s.  0.  S.  399)  und  Erhöhungen  von  Tarifsätzen  dieser  Steuer,  14.02  Mill.  kamen  auf 
die  den  directen  Steuern  gleichgestellten  Taxen,  35.68  Mill.  auf  die  3  7,,  Steuer  vom 
Ertrag  beweglicher  Werthe  u.  s.  w.,  Beträge,  die  mit  einer  Summe  von  800,000  Frcs. 
gewisser  algier 'scher  Abgaben  zusammen  94.58  Mill.  Frcs.  ausmachen  und  in  der 
That  zu  den  „directen**  Steuern  zu  zählen  sind:  12.6%  <^er  neu  aufgelegten  oder 
erhöhten  Steuern.  Der  genannte  Autor  rechnet  aber  noch  96.56  Mill.  Proportionai- 
abgaben  des  Enregi^itrements  hierher,  die  nach  ihm  „den  Character  directer  Steuern 
auf  das  Capital**  hätten,  und  gelangt  so  zu  einem  Betrage  von  191.15  Mill.  Frcs. 
directer  in  der  Summe  der  neuen  Steuern  oder  25  (25.6)  Vo  derselben.  Beschränkt 
man  den  Begriff  „directer**  Steuern  auf  die  alten  grossen  französischen  Hauptsteuern 
allein  oder  auf  diese  nebst  den  Taxen,  so  wäre  die  Quote  der  directen  Steuern  in  den 
Steuerhöhungen  nach  dem  Kriege  nur  6,  bezw.  87o* 

§.  333.  2.  Die  finanzwirthschaftliche  Berechtigung 
der  eingeschlagenen  Steuerpolitik.  Allein  lassen  wir 
einmal  den  steuerpolitischen  und  sonstigen  Werth  der  grossen 
Steuergruppen  und  einzelnen  Steuern  des  französischen  Staats- 
steuersystems und  die  schwierige  Frage  nach  den  socialen,  wirth- 
schaftlichen  und  politischen  Folgen  der  eingetretenen  Entwicklung 
dieses  Systems,  bis  1870  wie  nach  1870,  bei  Seite. 

Die  eigentlich  finanzwirthschaftliche  Frage  in  Betreff 
dieser  Entwicklung  und  ihres  Ergebnisses  ist  doch  eine  andere: 
nemlich  ob  die  Steuerpolitik,  von  welcher  diese  Entwicklung  und 
ihr  Ergebniss  in  der  Zeit  vor  wie  nach  1870,  abhingen,  unter  dem 
Einfluss  der  unvermeidlichen  Noth wendigkeit,  den  einmal  auf- 
tretenden Steuerbedarf  zu  decken,  wenigstens  insofern  die  richtige 
war,  als  sie  die  nach  den  Verhältnissen  allein  mögliche,  von 
vornherein  allein  einigermassen  Erfolg  versprechende 
und  relativ  in  Betreff  der  Lastenvertheilung  und  Aufbringung 
erträglichste  wie  die  wirklich  im  Ganzen  von  Erfolg  begleitete 
war?    Darauf  möchten  wir,  gestützt  auf  unsere  genaue  Darstellung 


856       6.  ^'   2.  K.   Stcuerrccht.   1.  H.-A.   i.  A.   Frankreich.   §.  333. 

der  Steuerentwicklung  und  der  Technik  der  einzelnen  französischen 
Steuern,  antworten:  Ja,  wenigstens  im  Wesentlichen! 

Die  völlige  Unmöglichkeit,  einen  Steuerbedarf,  wie  den  des 
französischen  Staats,  wesentlich  allein  durch  directe  Steuern  nach 
den  Ideen  der  Politiker  und  Finanzmänner  der  ersten  Revolution 
aufzubringen,  war  von  vornherein  jedem  Unbefangenen  klar  und 
ist  durch  die  Tbatsachen  voll  und  ganz  bestätigt  worden.  Die 
Rückkehr  zu  ergiebigen  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern  durch 
Napoleon  L,  die  Ausbildung  der  Verkehrssteuern  (Enregisticment 
und  Stempel)  war  daher  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  des 
Steuerbedarfs  und  nach  der  mit  Sicherheit  weiter  zu  erwartenden 
Entwicklung  dieses  Bedarfs  in  einem  modernen  europäischen  Gross- 
staat, wie  Frankreich,  eine  unbedingt  gebotene  Steuerpolitik. 

Allerdings  wäre  man  schon  damals,  trotz  der  Eriegsläufke  und 
gesammten  Zeitlage,  und  wäre  man  vollends  in  der  Folgezeit,  be- 
sonders als  mit  der  Julimonarchie  und  in  noch  stärkerem  Maasse 
später  die  Durchschnittsziffer  des  Staatsbudgets  immer  mehr  wuchs 
(S.  373),  nicht  genöthigt  gewesen,  in  dem  Orade,  als  es  geschah 
und  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  geschehen  musste,  so  ein- 
seitig die  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern  (einschliesslich  des 
Tabakmonopols)  und  das  Enregistrement  (später  auch  den  Stempel) 
zu  immer  grösseren  Erträgnissen  zu  bringen,  wenn  man  die  be- 
stehenden directen  Steuern  anders  eingerichtet  und 
durch  andere  Formen  der  directen  Besteuerung  er- 
gänzt hätte. 

Dies  hätte  von  vornherein  geschehen  künnen,  mindestens,  nach  den  Wahrneh- 
mungen gerade  mit  den  directen  Steaeru  in  den  ersten  Jahrzehnten  ihres  Bestehens, 
nachträglich  geschehen  mUäsen,  zumal  seit  der  Periode  der  Jolimonarchie.  Von  da  an 
wurde  es  von  Jahr  zu  Jahr  bei  dem  steigenden  Steuerbedarf  nothwendiger ,  vollends 
aber  in  der  Zeit  nach  dem  letzten  Kriege.  Aber  die  gebotene  und  mögliche  Reform 
der  directen  Steuern  unterblieb,  und  um  so  mehr  mussten  natürlich  die  anderen 
inneren  Steuern  ergiebiger  gemacht  werden. 

Da  man  zudem  bis  zur  Zeit  des  dritten  Kaiserreichs  die 
finanziellen  Erträge  der  Zölle  —  freilich  auch  meist  „indirecte 
Verbrauchssteuern",  aber  andere,  die  inneren  angemessen  er- 
gänzende —  in  einseitiger  prohibitorisch-protectionistischer  Politik 
nicht  genügend  entwickelte  und  da  alsdann  Napoleon's  III.  sonst 
durchaus  richtige  Reform  der  Handels-  und  Zollpolitik  wiederum 
die  finanzielle  Aufgabe  des  Zollwesens  nicht  richtig  löste,  so  musste 
vollends  die  Ergiebigkeit  der  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
steuern übermässig  gesteigert  werden.  AVenigstens  diesen  Fehler 
in  Betreff  der  Zölle  hat  die  dritte  Republik  richtig  verbessert. 
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Das  französische  directe  Staatssteaersystem  ist  ein  reines 
Ertragsstenersystem,  aber  nicht  einmal  ein  völlig  ausgebil- 
detes, wenigstens  alle  ^^Erträge'^  umfassendes,  da  ihm  vor  Allem 
eine  directe  Besteuerung  der  Zins rente,  bis  1872  völlig,  seit  der 
damaligen  Einführung  der  Steuer  auf  gewisse  Werthpapiere  noch 
grossentheils  fehlt.  Ein  solches  System  kann  seinem  inneren  Wesen, 
seiner  ganzen  technischen  Einrichtung  nach  und  nach  den  Er- 
fahrungen aller  Länder,  vor  Allem  Frankreichs  selbst,  nur  mit 
theilweiser  Ausnahme  der  Gewerbesteuer  (Patentsteuer),  nicht  im 
erforderlichen  Maasse  steigende  Erträge  abwerfen. 
Um  so  weniger,  wenn  es,  wie  in  Frankreich,  der  eigentliche,  fast 
alleinige  Träger  der  Besteuerung  der  höheren  Selbst- 
verwaltungskörper, hier  der  Departements,  und  ausserdem 
auch  noch  ein  Ilauptträger  der  Communalbesteuerung  ist. 

Die  Veranlagaiig  einer  der  Steuern  dieses  Systems,  der  wichtigsten  von  aUen, 
der  Grandsteuer,  ist  viel  zu  schwcrfäUig  und  umständlich,  und  in  ihren  Resultaten 
stets  viel  zu  unvollkommen,  diejenige  der  drei  anderen  grossen  französischen  Steuern 
zu  mechanisch,  in  Folge  dessen  die  Vertheilung  der  durch  die  einzelnen  Steuern  auf- 
gebrachten Summen  viel  zu  ungleichmässig,  als  dass  man  diesem  System  auch  noch 
zumuthen  könnte  und  dürfte,  vom  wachsenden  Gesammtsteuerbedarf  des  Staats  auch 
nur  immer  die  gleiche,  geschweige,  eine  steigende  Quote  aufzubringen. 

Gewiss  ist  es  möglich,  durch  Veränderungen  der  Ein- 
richtung und  Veranlagung  dieser  Steuern  einige  Ver- 
besserungen herbeizuführen,  wonach  die  Bedenken,  diese 
Steuern  für  den  Staat  ergiebiger  zu  machen,  sich  vermindern.  Die 
Patentsteuer  liefert  den  Beweis  dattir.  Aber  in  den  Hauptpuncten 
lässt  sich  an  diesen  Steuern  nicht  viel  verändern  und  verbessern. 
Eben  deshalb  werden  sie  sich  immer  unfähig  zeigen,  in  Staaten 
mit  rasch  wachsendem  Steuerbedarf  genügend  ergiebig  zu  werden. 

Schwerlich  hätte  auch  die  denkbar  zweckmässigste  und  gelungenste  Verbesserung 
der  grossen  französischen  directen  Steuern,  solange  sie  ihren  steuertechnischen  Grund- 
character  von  Ertragssteuern  behalten  hätten,  es  ermöglicht,  einen  wirklich  er- 
heblicher in  Betracht  kommenden  Theil  des  zuwachsenden  Steuerbedarfs  durch  sie, 
mehr  als  es  geschehen  ist,  aufzubringen  und  um  diesen  Betrag  das  zu  verkurzen,  was 
man  aus  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkehrsstcnern  durch  Erhöhung  der  Steuersätze 
und  sonstwie  herauspressen  musste.  Durch  die  frühzeitigere  Hinzufügung  einer  er- 
giebigeren Capitalrentensteuer  als  der  erst  nach  dem  Kriege  eingeführten,  nicht  ge- 
nügend ausgedehnten  auf  bewegliche  Werthe,  wäre  wohl  etwas  mehr  zu  erreichen 
gewesen.  Aber  auch  die  dadurch  zu  beschaffenden  Summen  wären  doch  gering  ge- 
wesen verglichen  mit  dem  vermehrten  Steuerbedarf  und  mit  dem  grossen  Antheil,  den 
die  höheren  Erträge  der  Verbrauchs  -  und  Verkehrssteuem  thatsächlich  geliefert  haben 
und  doch  verhältnissmässig  leicht  liefern  konnten. 

So  war  es  also  unseres  Erachtens  ein  Fehler,  dass  mam 
nachdem  die  ersten  Illusionen  über  die  finanzielle  Leistungsfähig- 
keit des  in  der  Revolution  begründeten  directen  Steuersystems  den 
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handgreiflichen  Erfahrungen  gegenüber  geschwunden  sein  mussten, 
nicht  mehr  und  ernstlicher  dies  System  gerade  nach  der  Richtung 
seiner  Ertragsfäbigkeit  zu  verbessern  suchte.  Aber,  auch  wenn 
dieser  Fehler  vermieden  worden  wäre,  was  neben  allem  Anderen 
sicherlich  auch  immer  rein  politische  Rücksichten  hintertrieben 
haben,  —  eine  erhebliche  Aenderung  hätte  die  Steuerpolitik 
in  Bezug  auf  die  Ausdehnung,  Entwicklung  und  verstärkte  Ergiebig- 
machung  der  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuem  dadurch 
doch  nicht  erfahren  können. 

Ein  50  oder  100  oder  selbst  150  Hill.  Frcs.  Mehr  aus  den  directen  Staats- 
steuern, als  sie  geliefert  haben,  hätte  eben  unter  den  französischen  Verhältnissen  die 
oben  hervorgehobenen  Relationen  der  grossen  Steuergruppen  zu  einander  nicht 
wesentlich  verschoben,  die  vielen  Hunderte  von  Millionen,  welche  die  genannten 
übrigen  Steuern  mehr  liefern  musstcn  und  lieferten,  doch  nicht  sehr  bedeutend  ver- 
mindert. 

In  diesen  Erwägungen  liegt  die  Begründung  des  obigen  Urtheils, 
dass  die  eingeschlagene  französische  Staatssteuer- 
politik vor  wie  nach  dem  Kriege  „im  Wesentlichen^' 
die  richtige,  die  gebotene,  die  allein  mögliche  war. 

§.  334.  3.  Die  Ergänzung  der  Besteuerung  durch 
eine  Einkommen-  oder  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuer. Allerdings  ist  dies  Urtheil  noch  etwas  einzuschränken 
nach  einer  anderen  Seite,  aber  bestehen  bleibt  es  auch  hier. 
Gerade  die  Erfahrungen  mit  der  finanziellen  Unzulänglichkeit  des 
französischen  directen  Steuersystems  mussten  lange  und  vollends 
wieder  in  der  Finanzlage  der  neuesten  Zeit  zu  der  Erwägung 
führen,  ob  nicht  dies  ganze  System  von  Grund  aus  umzuge- 
stalten und  in  ein  beweglicheres  „Subjectsteuersystem^^ 
hinüberzuführen  oder  wenigstens  ob  nicht  mit  dem,  dann 
freilich  in  diesem  und  jenem  Punct  zu  verändernden,  aber  im 
Ganzen  verbleibenden  Ertragssteuersystem  ein  Subject-,  ein  Ein- 
kommen- oder  Vermögenssteuersystem  oder  ein  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuersystem  zu  verbinden  sei. 

Bei  dem  ersten  Plane  hätte  das  System  der  englischen  Einkommenstener,  bei 
dem  zweiten  dasjenige  deutscher  directer  Besteuerung,  namentlich  Preussens  und 
solcher  Länder,  welche  Ertrags-  und  Einkommensteuern  combiniren,  einigermaassen 
vorbildlich  sein  können,  —  natürlich  nur  soweit  dergleichen  ,,Uebertragungen"  von 
Mustern  von  einem  auf  das  andere  Land  zulässig  sind.  An  eine  britische  Einkommen- 
steuer hat  man  in  Frankreich  auch  wiederholt  gedacht,  auch  nach  dem  Kriege,  und 
völlig  ignorirt,  wenn  auch,  wie  es  scheint,  schon  aus  „nationalen*'  Rücksichten  nicht 
ernstlicher  ins  Auge  gefasst,  sind  auch  die  prcussisch-deutschen  Verhältnisse  directer 
Besteuerung  nicht.  Auch  legislative  Anläufe  sind  in  der  Richtung  der  Einkommen- 
steuer gemacht,  wie  noch  der  letzte  Ende  1888  (S.  629),  der,  wie  es  scheint,  mittler- 
weile bei  dem  abermaligen  Wechsel  des  Ministeriums  aber  wie  die  früheren  ohne 
positives  Ergebniss    bleibt     S.  über    die    betreffenden    früheren  Projecte   seit  1871 
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Yves  Guyot,  imp.  sur  Ic  revono,  1.  Anuex,  Mathicu-Bodet  I,  58,  IIG,  119, 
151,  120,  219,  176,  243,  II,  105,  120,  überhaupt  II,  eh.  16,  §.  2,  3,  Amagat, 
p.  300  ff.,  164,  207  ff. 

Im  Laufe  der  Darstellung  wurde  es  wiederholt  als  ein  Fehler 
bezeichnet,  dass  man  vollends  nach  1870,  damals  mit  in  Folge  der 
einseitigen  gegnerischen  Stellungnahme  von  Thiers,  nicht  zur 
EinilQhrung  einer  Einkommensteuer  oder  einer  Einkommen- 
und  Vermögenssteuer  oder  einer  Vermögenssteuer  allein 
(d.  h.  einer  nominellen,  einer  „Capitalsteuer",  wie  die  Franzosen 
sie  meistens  nennen)  gelangt  ist.  Darin  hätte  u.  E.  eine  passende 
Ergänzung  des  französischen  Steuersystems  überhaupt  und  nament- 
lich desjenigen  der  directen  Besteuerung  gelegen. 

Mit  beweglichem  Steucrfuss,  wie  in  England  und  anderen,  auch  deutschen 
Staaten,  wäre  eine  solche  Steuer  immerhin  im  Stande  gewesen,  der  französischen  directen 
Besteuerung,  als  Ertragssteuersystem,  die  ihr  so  sehr  mangelnde  Anschmiegungs- 
fähigkeit  an  den  Wechsel  und  an  die  Steigerung  des  Finanzbedarfs  zu  verleihen  — 
den  Grundsätzen  der  „Ausroichendheif*  und  „Beweglichkeit*'  gemäss,  die 
sich  hier  wie  überall  als  wahre  oberste  Steuerprincipicn  und  Postulate  erweisen  — . 
Eine  nicht  unbedeutende  Beihilfe  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs  hätte  eine  solche 
directe  Steuer  und  nur  sie  ebenfalls  leisten  können.  Die  besitzenden  Classen,  die 
Wohlhabenderen  stärker  belastend,  mit  augemessen  progressivem  oder  wenigstens  mit 
nicht  gar  zu  niedrigem  Steuerfuss,  mit  Degression  nach  Unten,  hätte  diese  Steuer  in 
französischen  Verhältnissen  und  neben  den  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  auch  auf 
die  richtige,  gerechte  und  socialpolitisch  wUnschcnswerthe  Vertheilung  der  Steuerlast 
passend  mit  hingewirkt. 

Ein  Fehler,  ein  schwerer  Fehler  der  Steuerpolitik,  ein 
wesentlicher  Mangel  des  Steuersystems  ist  es  daher  in  der 
That  unseres  Erachtens,  dass  es  in  Frankreich  nicht,  selbst  nach 
1870  nicht  zu  einer  solchen  directen  Steuer  gekommen  ist. 

Freilich  dürfen  die  sehr  grossen  Schwierigkeiten  auch 
nicht  unterschätzt  werden,  welche  sich,  rein  nach  sachlichen  6e- 
sichtspuncten  betrachtet,  der  Einführung  einer  Einkommen-  oder 
Vermögenssteuer  neben  oder  gar  statt  der  bestehenden  directen 
Steuern  in  Frankreich  nothwendig  entgegenstellen.  Dadurch,  dass 
die  letzteren  zugleich  die  Träger  der  Departemental-  und  Com- 
munalbesteuerung  sind,  wachsen  diese  Schwierigkeiten  noch  ausser- 
ordentlich. 

Es  würde  zu  weit  ftlhren,  das  hier  näher  nachzuweisen,  ein  genaueres  Eingehen 
auf  diese  Frage  „de  lege  ferenda''  liegt  auch  ausserhalb  der  Aufgabe  dieses  Werks. 
Für  jeden,  der  diese  Dinge  etwas  kennt,  das  französische  directe  Steuersystem,  nament- 
lich die  Patent-  und  die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  auf  die  Verbindung  mit  oder 
den  Uebergang  in  ein  Einkommen-  und  Vermögenssteuersystem,  die  Verhältnisse  der 
Combination  von  Ertrags-  und  Pcrsonalsteuem  in  anderen  Ländern  ins  Auge  fasst, 
ergeben  sich  solche  Schwierigkeiten  im  bedeutendsten  Maasse,  von  den  Vornrtheüen 
gegen  die  Einkommensteuer  in  Frankreich,  von  der  leidigen  Nothwendigkeit  politischer 
Rücksichtnahmen  in  diesem  Lande  gerade  bei  der  Einführung  einer  solchen  Steuer 
gar  nicht  zu  reden.    Dennoch  war  und  ist,  wie  gesagt,  und  ist  u.  E.  heute  noch  diese 
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Steuer  io  Frankreich  nothwendi^.  In  deu  neueren  Projecten  scheint  man  die  Schwie- 
rigkeiten ihrer  Combination  mit  den  anderen  Steuern  indessen  kaum  hinlänglich  zu 
würdigen. 

Dem  sei  jedoch,  wie  ihm  wolle.  Auf  der  anderen  Seite  darf 
man  aach  die  finanzwirthschaftliche  Tragweite  jenes 
Fehlers  der  Steuerpolitik  und  jenes  Mangels  des  Steuersystems 
nicht  übertreiben.  Für  die  Beantwortung  der  oben  aufgeworfenen 
eigentlich  finanzwirthschaftlichen  Frage  kommt nemlich  doch 
noch  ein  anderer  Punct  in  Betracht. 

Nehmen  wir  wiederum  an,  es  sei  die  Einführung  einer  directen 
Einkommen-  oder  einer  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  oder 
einer  Vermögenssteuer  allein  neben  den  oder  selbst  statt  der  be- 
stehenden directen  Steuern,  und  in  der  denkbar  befriedigendsten 
Weise  gelungen.  Auch  dann  wäre  es  sicher,  dass  mit  einer  solchen 
Steuer,  wenn  sie  anstelle  der  jetzigen  directen  Steuern  getreten 
wäre,  schwerlich  ein  höherer,  wenn  überhaupt  nur  ein  ebenso  hoher 
Ertrag  erzielt  werden  könnte,  als  mit  diesen  Steuern.  In  dem  fUr 
die  Argumentation  der  Anhänger  der  Einkommensteuer  günstigeren 
Falle,  den  wir  auch  für  den  wahrscheinlicheren  halten,  dass  sie 
neben  die  bestehenden  directen  Steuern  getreten  wäre  oder  träte, 
—  wie  in  Preussen  —  möchte  wohl  ein  eigener  neuer,  also  ein 
Mehr  ertrag  über  den  bisherigen  aus  den  directen  Steuern  von 
1—200  Mill.,  wohl  in  Maximo,  auf  diese  Weise  zu  erzielen  gewesen 
sein  oder  jetzt  sein. 

Das  Danebenbestehen  des  Enregistrements«  der  Erbschaftssteuer,  des  Stempels  ist 
auch  in  der  Frage  der  Ergiebigkeit  einer  solchen  Einkommen-  oder  Vermögenssteuer 
nicht  zu  übersehen.  Würde,  was  steuerpolitisch  wohl  richtig  wäre,  ein  Theil  der  aus 
den  genannten  Verkehissteuern  bisher  erzielten  Erträge  bei  einer  Beform  dieser  Steuern 
mit  durch  die  genannte  Steuer  aufzubringen  gesucht  (S.  545),  so  mag  jene  Ertrags- 
Ziffer  gerade  in  Frankreich  überschritten  werden  kOnnen,  aber  dann  wäre  damit  ja 
theilweise  wieder  nur  dieser  Ausfall  gedeckt.  S.  auch  Mathieu-Bodet  II,  100,  der 
das  Fragliche  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der  Einkommensteuer  nachzuweisen  sucht 

Ist  dem  so,  so  ergiebt  sich  wiederum,  wie  bei  einer  blossen, 
auf  stärkere  Ertragsfähigkeit  hinzielenden  Reform  der  bestehenden 
directen  Steuern,  dass  selbst  mit  einer  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuer die  gesammte  französische  Steuerpolitik  in  Gang  und  Ergeb- 
nissen wieder  doch  nicht  so  wesentlich  anders  hätte  sein  können, 
als  sie  gewesen  ist. 

Selbst  abgesehen  von  der  Ungewobntheit  der  modernen  Fran- 
zosen an  eine  directe  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  wird  man 
zudem  einräumen  müssen,  dass  eine  solche  Steuer,  sobald  sie  zu 
einem    wirklich    erheblichen   Ertrag   hätte  gebracht  werden 
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sollen,  —  und  nur  bei  einem  solchen  hätte  die  Steuerpolitik  eine 
wesentlich  andere  Wendung  einschlagen  können,  —  sehrdrtickend 
geworden  wäre,  gewiss  mehr  als  das  angenommene  System  mannig- 
facher neuer  oder  erhöhter  alter  indirecter  innerer  Verbrauchs-, 
Verkehrssteuern  und  Zölle.  Eine  solche  directe  Personalsteuer 
kann  —  und  soll  allerdings  auch  —  wohl  eine  passende  Ergän- 
znngsfunction  im  Steuersystem  übernehmen,  aber  sie  kann 
schwerlich,  mindestens  nicht  unter  den  bestehenden  socialen  und 
wirthschaftlichen  Verhältnissen,  nach  ihrer  Ergiebigkeit  ein 
solcher  Hauptträger  der  Besteuerung  werden,  wie  es  die 
französischen  indirecten  Verbrauchs-  und  die  Verkehrssteuern,  bei 
allen  ihren  Mängeln,  doch  immerhin  sind.  Deswegen  nochmals: 
„im  Wesentlichen"  war  die  französische  Steuerpolitik,  vor  wie 
auch  nach  1870,  die  gebotene,  die  richtige,  weil  die  allein 
mögliche,  Erfolg  versprechende  und  verhältnissmässig 
erträglichste. 

Nicht  sie,  sondern  ihre  Ursache,  die  ruhelose  innere  und 
äussere  französische  Politik  und  Geschichte,  —  selbst  wieder  das 
Product  des  Nationalcharacters  —  mag  man  anklagen.  Jede 
wesentlich  andere  Steuerpolitik  wäre  noch  drückender  gewesen  und 
hätte  schwerlich  das  erste  Ziel  jeder  Steuerpolitik,  die  Deckung  des 
Bedarfs,  erreicht. 

So  urthcilt  u.  A.  auch  Mathiüa-Bodet  II,  300  ff.,  dessen  cinzebicn  Beweis- 
gründen man  deswegen  noch  nicht  immer  beizastimmen  braucht.  Die  zweckmässige 
Ergänzungsfunction  einer  directcn  Pcrsoualstcuer,  wie  der  Einkommen  -  und  Ver- 
mögenssteuer, übersieht  auch  er. 

Unter  die  erschwerenden  Umstände  für  eine  planmässige  Finanz-  und  Steuer- 
politik gehört  sicherlich  auch  hier  der  ewige  Wechsel  der  Ministerien.  Es  bleibt 
ein  Wunder,  dass  trotzdem  noch  so  Tüchtiges  geleistet  wurde.  Seit  dem  4.  Sept.  1870 
hat  das  Finanzministerium  zweiundzwanzig  Mal  gewechselt,  also  im  Durchschnitt 
jeder  Minister  nur  wenig  über  ^4  J^i^^r  sein  Amt  innegehabt,  wobei  allerdings  mehr- 
mals dieselben  Männer  das  Portefeuille  wieder  übernahmen  (L.  Say  4mal).  (S.  die 
Liste  der  Finanzminister  seit  1789,  im  Bull.  XXV,  1.) 

So  ergiebt  sich  zum  Schluss  wohl  das  Resultat,  dass  auch  die 
Steuerpolitik  mehr  durch  die  „allgemeinen  bedingenden  Ver- 
hältnisse'^ als  durch  die  subjectiven  Wünsche  und  Bestrebungen 
der  Theoretiker  und  selbst  der  leitenden  Staatsmänner,  der  Re- 
gierungen und  der  Parlamente  ihre  Haupt richtung  erhält. 
Schwerlich  wäre  auch  unter  ganz  anderer  politischer  Verfassung 
die  Entwicklung  der  französischen  Steuerpolitik  seit  1870  eine 
wesentlich  andere  gewesen,  als  sie  war.  In  dieser  Periode  waren 
die  „Verhältnisse^^  auch  den  Mächtigsten  gegenüber  zu  mächtig. 
Dass  aber  freilich  zielbewusste  Herrscher,  wenn  die  „Verhältnisse 
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ihnen  vorarbeiten,  einen  Einflnss  angilben  können,  zeigt  die  Steuer- 
politik Napoleon's  I.  in  Betreff  der  indirecten  Steuern  und  des 
Tabakmonopols,  Napoleon's  III.  in  Betreff  der  Zölle.  Thiers  und 
die  übrigen  Staatsmänner  der  dritten  Republik  haben  nichts  Aebn- 
liches  auf  diesem  Gebiete  an  Leistungen  aufzuweisen. 


II.    Die  Localbesteuerung, 
d.  h.  die  Departemental-  und  Gommunalbesteuerung. 

Die  Darstellung  dieser  Besteuerung  ist  hier  aus  äusseren  UUcksichteu  auf  den 
Raum,  aber  auch  aus  inneren,  sachlichen  Gründen,  wie  sie  schon  fOr  die  Behandlung 
der  an  sich  iinanzwirthschaftlich  oigenthümlicheren  britischen  Localbesteuerung 
maassgebend  waren  (S.  345),  absichtlich  knapper  gehalten  als  die  Yorausgchende  Dar- 
stellung der  Staatsbesteuerung.  Das  Localstcuerwesen  lässt  sich  vom  gcsammten  localen 
Finanzwesen  nicht  so  lostrennen,  wie  das  bei  der  Staatsbestcuerung  gegenüber  den 
Staatsfinanzen  möglich  ist.  Das  locale  Finanz-  und  Steuerwesen  eines  Landes  steht 
aber  auch  in  so  enger  Verbindung  mit  der  ganzen  Organisation  der  Localverwaltung, 
dass  eine  speciellere  Darstellung  desselben  unvermeidlich  auf  diese  Organisation  selbst 
näher  eingehen  muss.  Das  ist  hier  ausgeschlossen  und  muss  der  monographischen 
Bearbeitung  des  Gegenstandes  überlassen  bleiben. 

Daher  handelt  es  sich  uns  auch  hier,  wie  bei  der  Darstellung  der  britischen 
Localbesteuerung  (S.  346),  bloss  um  eine  Darstellung  und  Beurtheilung  der  franzö- 
sischen Departemental -  und  Gommunalbesteuerung  für  sich,  Fon  dem  der  speciellcn 
Steuerlehre  zugehörigen  Standpuncte  der  Steuertechnik  und  Steuervcrwal- 
tung  aus. 

Die  Aufgabe  ist  dann  insofern  hier  einfacher  als  in  der  Darstellung  der  bri- 
tischen Localbesteuerung,  weil  Frankreich  in  der  Hauptsache  keine  selbständigen 
directen  Localsteuem,  sondern  nur  Zuschläge  fUr  Departemental- und  Communal- 
zwecke  zu  den  grossen  directen  Staatsstcuem  hat.  Einer  eigenen  Darstellung  der 
technischen  und  administrativen  Seite  dieser  Zuschläge  gerade  als  Steuern  bedarf 
es  daher  nicht  mehr.  Es  genügt,  dafUr  auf  die  frühere  Darstellung  der  Staatssteuem 
(S.  420 — 489)  zu  verweisen.  Die  beiden  einzigen  aparten  directen  Local-,  bezw. 
Communalsteuem ,  die  Wegedienst-Ersatzabgabe  in  Geld  und  die  Hunde- 
steuer lassen  sich  kurz  erledigen.  Die  zahlreichen  sonstigen  directen  „Ab- 
gaben'', besonders  im  Gemeindehaushait,  sind  nach  ihrer  finanzwirthschaftlichen  Katar 
Gebühren.  Beiträge,  Kostenersätzo  und  scheiden  danach,  nach  der  von  uns 
festgehaltenen  Eintheilung,  aus  der  Darstellung  der  Besteuerung  aus. 

Allerdings  ist  nun  das  französische  System  der  Departemental-  und  Communal- 
zuschlage  zu  den  directen  Steuern  etwas  verwickelt  und  bietet  in  mancher  Beziehung 
besonderes  Interesse.  Aber  es  hängt  auch  in  den  Einzelheiten  wieder  ganz  enge  mit 
der  Einrichtung  der  Localverwaltung,  specicU  mit  der  Uebertragung  gewisser  öffent- 
licher Yerwaltungsgebiete  und  ihrer  Kosten,  wie  Wegewesen,  Schulwesen,  Unter- 
stützungswesen u.  a.  m.  an  Departements  und  Gemeinden  oder  mit  den  Bestimmungen 
über  die  Theilung  dieser  Gebiete,  auch  nach  der  Kostenseito,  zwischen  diesen  Ver- 
waltungskörpem  und  dem  Staate  zusammen.  Dasselbe  gilt  von  der  Naturalleistung  im 
Yicinalwegewesen  und  der  betreffenden  communalen  Verpflichtung  auf  letzterem  Ge- 
biete. Auch  deswegen  gehört  das  meiste  Einzelne  nicht  hierher  in  die  specielle 
Steuerlehrc  und  grossenthcils  überhaupt  nicht  in  die  Finanzwissenschaft.  Es  muss  in 
letzterer  Beziehung  genügen,  auf  die  Darstellung  des  Finanzwesens  der  französischen 
Departements  und  Gemeinden  im  Abschnitt. vom  „Finanzwesen  der  Selbstverwaltung"* 
in  der  3.  Aufl.  des  1.  Bandes  dieses  Werks  (in  §.  59)  zu  verweisen. 

Anders  liegt  die  Sache  bei  der  wichtigen  selbständigen  indirecten  Gommunal- 
steucr  in  Frankreich,  dem  weitverbreiteten  Octroi,  eine  noch  in  der  Gegenwart  bei- 
behaltene  und   ausgebildete   städtische  Verbrauchssteuer,   welche   auch  vom 
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finanz wissenschaftlichen  Gesichtspuncte  ans  grosse  Aufmerksamkeit  verdient.  Indessen 
braucht  auch  hier  die  Darstellung  nicht  so  eingehend  als  diejenige  der  indirecten 
Staatssteuem  zu  sein,  weil  vielerlei  principielle,  technische  und  administrative  Fragen 
beim  Octroi  doch  wieder  ähnlich  wie  bei  diesen  staatlichen  Verbrauchssteuern  liegen. 
Wir  besitzen  auch  gerade  in  der  deutschen  Literatur  eine  neueste,  eingehende  und 
vorzügliche  Arbeit  über  das  französische  Octroi  in  dem  unten  genannten  monographie- 
artigen  Aufsatz  v.  Beitzenstein's,  auf  den  hier  besonders  Bezug  genommen  werden 
soll,  um  unsere  eigene  Darstellung  des  Gegenstandes  etwas  zu  kürzen. 

Allgemeinere  Finanzliteratur  a.  schon  Fln.  I.  (3.  Aufl.),  S.  127.  U.  A. 
die  tüchtige  Schrift  von  v.  B rasch,  die  Gemeinde  und  ihr  Finanzwesen  in  Frank- 
reich, Leipz.  1874  (ursprunglich  Leipz.  Dissertat.);  auch  ins  Französische  übersetzt 
von  de  Waxel,  Paris  1879.  Bibliographie  bei  Block,  p.  1423,  763  und  in  den 
Artikeln  bei  Say.  Im  Block 'sehen  dict.  die  Artikel  Organisation  communale  von 
Smith,  bes.  eh.  8  (Einnahmen),  und  in  den  Supplcm.  (suppl.  g6n6r.  das  Ges.  v. 
5.  Apr.  1884),  Art.  conseil  g6n6ral  und  departement,  bes.  Nr.  99  ff.,  106  ff.  über  die 
Einnahmen,  Art.  Centimes  additionnels,  Art.  octroi;  im  Say 'sehen  dict.,  soweit  er- 
schienen, die  vorzüglichen  Artikel  budget  communal  und  budg.  dcpart.,  Centimes  addit. 
von  de  Crisenoy  (einem  hohen  Finanzbeamten).  Vignes  I,  64— 74  (centim.  addit.), 
203  —  217  (octroi),  294  —  297  (Rechtsstreite,  Strafverfolgung  beim  Octroi).  v.  Hock, 
S.  159—161  (Zuschläge),  377—383  (Octroi).,  v.  Kaufmann,  S.  724—766  (grossen- 
theils  nur  Statist.  Aufzählung  und  Daten,  keine  ünanz-  und  verwaltungsrechtliche  Dar- 
stellung). V.  Keitzenstein,  in  Schönberg's  Handb.  der  polit.  Oocon.  2.  A.  III. 
Abh.  commun.  Finanzwesen,  S.  620 — 21,  Frankreich;'  Ders.,  das  (Ülonununalsteaer- 
system  Frankreichs  in  den  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc.-Politik  XII,  115 — 157.  —  Braff, 
administr.  financ.  des  communes,  Par.  1857.  Thorlet,  regime  financier  et  comptabi- 
litc  des  communes,  Par.  1887.  —  Die  neuesten  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen, 
bes.  über  Staatszuschüsse  u.  dgl.,  im  Bull.  —  Specielle  Literatur  über  Octroi 
s.  u.  vor  §.  342. 

Reiche  und  werthvolle  Finanzstatistik.  So  seit  1878  eine  eigene  jährliche 
Publication  „la  Situation  financ.  des  communes'';  noch  bes.  ,^situat.  des  recettes  et 
d^^enses  des  communes  en  1885  et  des  emprunts  et  dettes  au  31.  D6c  1886'';  in  den 
letzten  Jahren  auch  eine  eigene  Public,  über  die  Situation  financ.  des  dcpartements 
(zuerst  f.  18S5).  Daraus  Auszüge  im  Bull,  (so  mehrfach  in  früheren  Bänden,  in  den 
leUten  Jahren  XX,  585,  XXI,  52,  XXII,  495,  634,  XXIV,  618,  XXV,  190,  197). 
Ebenso  im  Bull,  die  Budgets  von  Paris.  Desgl.  detaiUirte  Statistik  des  Octroi  in 
ganz  Frankreich  und  speciell  in  Paris  wiederholt,  bes.  XI,  43 — 81.  —  Statistik  sonst 
auch  im  Say 'sehen  dict.,  bei  Faure,  v.  Kaufmann. 

Die  Gesetze  über  die  Steuern  unten.  Allgemeine  neuere  Gesetze  über  die 
Departements,  mit  Bestimmun^ren  finauzwirthschaftlicher  Art,  die  Ges.  v.  10.  Mai 
1838,  18.  Juli  1866,  10.  Aug.  1871,  einzelne  finanzielle  Bestimmungen  in  den  Finanz- 
gesetzen. Für  die  Gemeinden  und  deren  Finanzwirthschaft  und  Steuerwesen  jetzt 
die  Grundlage  das  grosse  codificirende  Ges.  v.  5.  Apr.  1884. 


A.   Die  französische  Localbesteuerung  im  Allgemeinen. 

§.  335.  1.  Uebersicht.  Aus  der  Entwicklung  der  Organi- 
sation der  Localverwaltung  seit  der  ersten  Revolution  sind  bisher 
endgiltig  nur  die  Departements  und  die  Gemeinden  als 
selbständige  juristische  Personen  und  öifentliche  Finanzkörper  mit 
eigenem  Haushalte  und  Steuern  hervorgegangen,  nicht  auch  die 
Arrondissements  und  Cantone.  Die  französischen  Localsteuern 
sind  daher  ausschliesslich  Dep artemental-  und  Gemeinde- 
steuern. 

Eine  besondere  Stellung   nimmt  die  Abgabe   von  Theatern    und   dgl.   m.   für 
•Armenzwecke    ein,    die  keine   eigentliche  Gemeindesteuer  ist  (s.   §.341    am  Ende). 
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Die  bekanntlich  aus  politischen  Moti?en  —  um  den  provinziellen  Particolarismus 
leichter  Überwinden  zu  können  —  erfolj^e  Zerschlagung  der  althistorischen  Pronnzen 
in  verhältnissmässig  kleine  Departements  und  die  anfängliche  Zerlegung  der  letzteren 
in  Districte  war  zuerst  nicht  so  gemeint  gewesen,  dass  diesen  neuen  Bildungen  jede 
Eigenschaft  als  SelbstvcrwaltungskOrper  und  jeder  eigene  Haushalt  mit  Ausgaben  und 
Einnahmen  fehlen  sollte.  Die  anfängliche  Gesetzgebung  von  1790 — 91  nahm  bereits 
Zuschläge  zu  den  beiden  neuen  directen  Staatssteuern,  der  Grund-  und  der  Mo- 
biliarsteuer, bis  zu  einem  Maximum  für  die  Departemental  -  und  Districtsausgaben 
in  Aussicht.  Allein  die  revolutionäre  Centralisationstendenz  beseitigte  bald  die  eben 
erst  in  Ausbildung  begriffenen  Schöpfungen  wieder  (1793).  Zwar  kam  es  dann  von 
Neuem  zu  eigenen  Departementalausgaben  und  Zusclilägen  zu  den  directen  Steuern 
fUr  die  Deckung  derselben.  Auch  wurden  unter  Napoleon  I.  besondere  Arrondisse- 
mentsausgaben  und  Steuerzuschläge  dafür  gesetzlich  ermöglicht  (,1S07,  1811).  Eine 
mehr  organische  Ausbildung  der  Departements  zu  selbständigen  Körpern  mit  den  er- 
forderlichen Rechten  der  Persönlichkeit  und  mit  eigenem  Haushalte  erfolgte  aber  erst 
unter  der  Julimonarchie  (Ges.  v.  10.  Mai  1S3S),  die  weitere  Entwicklung  vomemlich 
durch  die  Gesetze  v.  IS.  Juli  1866  und  10.  Aug.  1871.  Das  Recht  der  Regierung, 
Arrondissementsauflageu  einzurichten,  wurde  1838  beseitigt.  S.  über  die  einzelnen 
Phasen  der  Entwicklung  bes.  de  Griscnoy's  Art  budg.  dcpart.  im  Sa y 'sehen  dict. 
p.  496-500. 

Es  entsprach  den  die  Zeit  der  ersten  Revolution  beherrschenden 
politischen  und  finanzwirtbschaftlichen ,  insbesondere  auch  den  da- 
maligen steuerpolitischen  Ideen  über  die  wesentlich  alleinige 
Berechtigung  directer  Steuern,  über  die  Verwerflichkeit 
der  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern,  über  die  Vor- 
züglichkeit der  neu  geschaffenen,  nur  durch  die  Mobiliar- 
steuer ergänzten  Grundsteuer  (§.  167,  168)  und  über  die 
Nothwendigkeit  einer  festen  Verbindung  der  Staats-  und 
Localbesteuerung,  dass  man  die  städtischen  Verzehrungs- 
steuern,  das  Octroi,  wie  andere  indirecte  Verbrauchssteuern 
aufhob  (Ges.  v.  25.  Febr.  1791),  Departements  und  Gemeindeu, 
soweit  sie  überhaupt  Steuern  brauchten,  allein  auf  directe  Steuern 
anwies,  eigene,  aparte  Localsteuern  aber  wieder  vermied  und 
daher  nur  Zuschläge  zu  den  neuen  directen  Staats- 
steuern, namentlich  der  Grund-  und  der  Mobiliar-  (und 
Luxus)  Steuer,  gestattete  (Centimes  additionnels  dcpart ementaux  et 
communaux).  Dies  Zuschlagsystem  ist  dann  in  aller  Folgezeit 
bestehen  geblieben,  nur  auf  die  anderen  beiden  directen  Steuern, 
die  Patent-  und  die  Thür-  und  Fenstersteuer  mit  aus- 
gedehnt worden,  bei  beiden  jedoch  in  geringerer  Höhe  der  Zu- 
schläge, wofür  indessen  bei  der  Patentsteuer  die  Gemeinden  am 
Princip aisatz,  den  der  Staat  sonst  ganz  für  sich  erhebt,  mit 
8^/o  betheiligt  worden  sind  (§.  198  ff.).  Auch  in  Betreff  einer  der 
neueren  „den  directen  Steuern  gleichgestellten  Specialtaxen",  der 
Wagen-  und  Pferdesteuer,  wurde  den  Gemeinden  ein  Antheil, 
jetzt  57o,  tiberwiesen  (S.  781).    Das  Zuschlagsystem  characterisirt 
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sich  bei  Departements  und  Gemeinden  zum  Theil  als  Zweck- 
steuersystem, mit  bestimmten  Verwendungszwecken  der  ein- 
zelnen Zuschläge  oder  zur  Deckung  bestimmter  Ausgaben  mit  dem 
Zuschlage. 

In  der  Departementalbesteuerung  ist  es  ausschliesslich  bei 
diesem  System  der  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteuern  geblie- 
ben. Alle  übrigen  Einnahmen  der  Departements  sind  privatwirth- 
schaftlicher,  gebührenartiger  Natur,  Beiträge  und,  besonders  neuer- 
dings, Subventionen  des  Staats,  auch  Beiträge  der  Gemeinden  für 
Einzelnes.  Der  grosse  Haupttheil  der  ordentlichen  Einnahmen  wird 
aber  durch  die  Zuschlagcentimen  gebildet  (s.  §.  336). 

Die  Gommunalbesteuerung  ist  dagegen  nicht  auf  das  Zu- 
schlagsystem beschränkt  geblieben.  Vielmehr  kehrte  man,  ins- 
besondere in  den  Städten  und  grösseren  Gemeinden,  wie  im 
Staate,  zu  den  indirecten  Verbrauchssteuern  in  der  Form 
des  Octroi  wieder  zurück  (Ges.  v.  27.  Vend6m.  VII  für  Paris, 
27.  Frim.  VIII  für  andere  Städte,  5.  Vent.  VUI  allgemein).  Dies 
Octroi  ist  allmählich  in  so  zahlreichen  Gemeinden  (im  J.  1888  in 
1525)  angewandt,  so  umfassend  ausgebildet  und  zu  einem  so 
starken  Ertrage  gebracht  worden,  dass  es  an  finanzieller  Bedeu- 
tung für  den  Gommunalhaushalt  der  Gesammtheit  der  französischen 
Gemeinden  und  zumal  für  den  riesigen  Haushalt  von  Paris  die 
directe  Besteuerung  mittelst  der  Zuschlagcentimen  erheblich  über- 
trifit  (s.  folg.  §.).  In  dieser  Hinsicht  war  die  Entwicklung  also 
auch  hier,  ganz  entgegen  den  steuerpolitischen  Tendenzen  in  der 
früheren  Zeit  der  ersten  Revolution,  eine  ähnliche  wie  bei  der 
Staatsbesteuerung.  Diese  hervorragende  Stellung  der  indirecten 
Verbrauchssteuer  in  der  Gommunalbesteuerung  Frankreichs  ist  das 
im  Vergleich  mit  anderen  Ländern,  besonders  mit  Grossbritannien 
und  Deutschland,  Eigenthümliche,  das  sich  in  anderen  Staaten  zwar 
auch  noch  findet,  aber  kaum  in  ähnlicher  Ausdehnung  und  finan- 
zieller Bedeutung.  Nach  der  Technik  der  Erhebung  des  Octroi  er- 
fährt zugleich  der  Grundsatz  der  inneren  Verkehrsfreiheit  in  der 
Praxis  so  eine  erhebliche  Einschränkung. 

Zuschlags-Centimen  zu  der  directen  Steuer  und  Octroi  sind  die 
hauptsächlichen  französischen  Communalsteuern,  aber  nicht  die  ein- 
zigen. Eine  specielle  Zwecksteuer  für  die  Vicinalwege  ist,  bei 
Unzureichendheit  der  ordentlichen  Corampnaleinnahmen,  die  Geld - 
abgäbe,  welche  in  Folge  von  Gesetzen  aus  der  Zeit  der  Restau- 
ration  und  Julimonarchie  (28.  Juli  1824  u.  v.  21.  Mai  1836)  nach 
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Wahl  der  Pflichtigen  statt  der  gesetzlichen  dreitägigen 
Natural- Arbeitsleistung  für  die  Vicinalwege  entrichtet  wer- 
den kann.  Der  Werth  dieser  Abgabe  wird  nach  dem  Steuertarif- 
massigen  Conversionswerth  der  Arbeitsleistung  in  jeder  Gemeinde 
in  Geld  veranschlagt  und  erscheint  dann  in  dieser  Weise  berechnet 
als  Geldsumme  in  der  Finanzstatistik  der  Gemeinden.  Endlich  ist 
unter  dem  zweiten  Kaiserreich  durch  ein  Gesetz  v.  2.  Mai  1855 
eine  Hundesteuer  zu  Gunsten  der  Gemeinden  als  obligato- 
rische Communalsteuer  eingeführt  worden. 

Hiermit  sind  die  eigentlichen  Steuern  im  französischen  Ge- 
meindehaushalt erschöpft.  Die  zahlreichen  und  finanziell  öfters 
recht  bedeutenden  sonstigen  Abgaben,  besonders  in  den  Städten, 
haben  auch  hier  nicht  die  finanzwirthschaftliche  Natur  eigentlicher 
Steuern,  sondern  diejenige  von  Gebühren,  Beiträgen,  Kostenersätzen, 
privatwirthschaftlicben  Einkünften,  wenn  dabei  auch  mitunter  Steuer- 
elemente inbegriffen  sind. 

§.  336.  2.  Die  Stellung  der  Steuern  im  Departcmen- 
tal-  und  Gommunalhaushalte.  Der  Character  eines  grossen 
Theils  der  Stenerzuschläge  und  der  Ersatzabgabe  im  Vicinalwege- 
wesen  als  Zwecksteuern  Ulsst  sich  völlig  genügend  nur  durch 
eine  genauere  Darstellung  der  Verwaltungsaufgaben  der  Departe- 
ments und  Gemeinden  nachweisen  und  verständlich  machen.  In 
Ei-mangelung  einer  solchen  kann  aber  auch  die  Finanzstatistik 
der  Haushalte  beider  Körper  einigermaassen  über  dieses  Verhältniss 
und  weiter  über  die  ganze  Stellung  der  Steuern  in  und  die  Bedeu- 
tung derselben  für  diese  Haushalte  orientiren.  Deshalb  werden 
hier  einige  finanzstatistische  Daten,  besonders  aus  der  Gegenwart, 
eingefügt. 

S.  schon  Fin.  I  (3.  Aufl.),  §.  59. 

a)  Die  Departements.  Die  Beobachtung,  dass  nicht  nur 
die  Staatsausgaben,  sondern  ähnlich  auch  die  „Localausgaben^^  der 
Selbstverwaltung  in  starker  und  namentlich  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten und  Jahren  immer  rascherer  Zunahme  begriffen  sind,  macht 
man  auch  in  Frankreich,  speciell  auch  bei  den  Departements,  und 
zwar  bei  den  ordentlichen  wie  bei  den,  nur  mehr  schwankenden, 
ausserordentlichen,  bei  den  obligatorischen  und  den  übrigen  Aus- 
gaben (Fin.  T,  S.  129).  Dies  hat  in  Frankreich  wie  anderswo  dazu 
geführt,  einzelne  Ausgaben  den  Departements  ab-  und  auf  den 
Staat    zu  nehmen,  anderseits  zur  Bestreitung  der  verbleibenden 
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AnsgabenStaatsdotationeD;  Subventionen,  Zuschüsse,  regel- 
mässig für  bestimmte  Zwecke,  wie  das  Wegewesen,  zu  gewähren 
(Fin.  I,  §.  49).  Aber  trotzdem  mnssten  für  die  steigenden  Aus- 
gaben doch  ausserdem  auch  immer  mehr  Steuern  erhoben  werden. 
Daher  sind  die  Zuschlagcentimen  für  Departementalaus- 
gaben  auch  fast  beständig,  wenn  auch  nur  langsam 
gestiegen. 

So  waren  z.  ß.  (nach  Say,  dict.,  p.  495)  diese  Ausgaben  in  Mill.  Frcs.: 


Ordentliche  .... 
Ausserordentliche  .    . 

1851 
.     .    73.40 
.     .     24.25 

.     .     97.65 

1860 
123.73 
68.40 

192.13 

1881 
160.64 
153.32 

Summe 

313.96 

In  1885  und  188C  ergiebt  die  neueste  specielle  Pnblication  über  die  Finanzen 
der  Departements  in  Betreff  der  —  hier  zusammengezogenen  —  Hauptrubriken  der 
Ausgaben  und  Einnahmen  Folgendes  (Bull.  XXII,  634,  mit  Erläuternngsbericht,  Bull. 
XXV,  190).    In  Mill.  Frcs. 


Ausgaben: 

Präfecturcn 

Immobilien,  Bauten,  Miethen,  Mobiliar 

Depart.-Strassen 

Vicinal-      „         

Localeisenbahncn 

Eisenbahnen  allgemeiner  Bedeutung    . 

Geisteskranke 

Cnterstützte  Kinder 

Kinder  im  1.  Jahre 

Andere  Unterstützungen 

Oeffentlicher  Unterricht 

Unterstützung,  Wissenschaft,  Kunst .     . 
„  I^ndwirthsch.,  Industrie 

Cultus 

Kataster 

Anleihe  -  Dienst 

Verschiedenes 

Summe 


1885 


1885 

3.09 

18.96 

Wegewesen 
139.37 

Oetfentliche 

Unter- 
stutzungen 
44.38 
18.23 

4.91 

0.085 
0.159 
27.60 
9.59 


1886 


r  22.25) 
1 105.741 
^      5.06 
5.53 
20.40 
17.00^ 
\     1.60  ( 
l    6.55J 

f     1.431 
\     3.49/ 


1886 

3.11 

26.9» 

Wegewesen 
136.57 

Oeffentliche 

Unter- 
stutzungen 
45.55 
18.23 

4.93 

0086 
0.153 
29.41 
9.62 


271.37 


273.99 


Der  Schwerpunct  der  Ausgaben  liegt  also  im  We gewesen  i.  w.  S.,  dem  auch 
noch  ein  grosser  Theil  der  Ausgaben  dos  Anleihediensts  zuzurechnen  ist 

Bei  den  Einnahmen  wird  hier  gleich  in  Betreff  der  Zuschlags-Centimen 
nach  der  amtlichen  Statistik  spccialisirt.  Die  Erläuterung  findet  diese  Specialisirung 
in  §.  337  u.  338. 

Einnahmen:  1885 

1.  Aus  Besitz — 

2.  Aus  Beiträgen  u.  s.  w.  Dritter  ....  — 
Neml.  f.  ord.  Ausgaben,  excl.  Wegcweson 

(vicinalit6) 

von  Staat 0.991 

von  Gemeinden 9.29 

von  Privaten 3.1  ol 

I^tus        — 


1885 

0.86 

00.45 

1886 

18S6 

0.91 

59.50 

19.43     • 
80.74~ 

5.80 
9.98 
3.04 

^     18.82 
79^3 
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raeinden,  wo  es  besteht,  den  Ertrag  der  Centimen  tiberwiegt,  er- 
giebt  sich  aus  den  Daten  auch  für  die  Gemeinden  ohne  Paris 
ebenfalls.  Die  ohne  das  Octroi  gebotene  ungefähre  Ver- 
doppelung der  Centimen  würde  bei  der  Beschaffenheit  der 
französischen  directen  Steuern  in  hohem  Grade  bedenklich 
sein.  Das  Octroi  erscheint  neben  solchen  Steuern,  als  der  einzigen 
Grundlage  der  Zuschläge,  kaum  entbehrlich. 

ß)  Zieht  man  Paris  mit  in  die  Berechnung,  so  war  summa- 
risch, ordentliche  und  ausserordentliche  Einnahmen  zusammen- 
gefasst,  das  Ergebniss  für  alle  Gemeinden  incl.  Paris  das  folgende, 
in  Mill.  Frcs. : 

1877  1885 

138.26         172.50 


Centimen  jeder  Art 
Octroi 

Zusammen 
Aus  Besitz  u.  ügl.  .     . 
Andere  Einnahmen 

Summe .     . 
Aus  Anleihen  u.  Veräusserungei 

Gesammtbetrag   '.     .  ~  1008.46       1019.06 


253.13  283.59 

391.88  456.09 

174.14  169.82 
186.64  287.51 

752.16  "  913.42 

250.29  105.64 


Die  Einkünfte  „aus  Besitz"  rUhren  her  aus  Miethen,  Pachten,  Holzschlag, 
Weidegeld,  Zinsen,  Gebühren  von  Markten,  Hallen  und  mancherlei  communalen  An- 
stiilten  und  Einrichtungen  u.  s.  w.;  die  „anderen  Einnahmen"  aus  der  Er- 
satzabgabe für  Vicinalwege,  Hundesteuer,  Antheilen  an  Staatssteuern,  Subventionen  für 
I*rimiirunterriclit,  für  Vicinalwege  und  für  andere  ausserordentl.  Ausgaben  u.  a.  m. 

Die  Communalsteuern  betragen  hier  von  den  Einnahmen  ab- 
züglich der  Anleihen  und  Veräusserungserlöse  fast  genau  die  Plälfte, 
incl.  Ersatzabgabe  und  Hundesteuer  fast  drei  Fünftel. 

Von  der  gleichzeitigen  Einnahme  des  Staats  aus  den  directen 
Steuern  (ohne  Nebenfonds)  betrug  die  Summe  der  Communal. 
zuschlüge  1877  35.5,  1885  (trotz  inzwischen  erfolgter  Ermässigung 
der  staatlichen  Patentsteuer)  44.1%,  vom  blossen  Principal  der 
Staatssteuern  bezw.  41.7  und  49.0%,  —  Belastungen  der  directen 
Staatssteuern  mit  Zuschlägen,  welche  wiederum  das  Unterbleiben 
von  neuen  Zuschlägen  für  Staatszwecke  nach  dem  Kriege  (ausser 
bei  der  Patentsteuer)  mit  erklären. 

Fasst  man  endlich,  nicht  nach  dieser  speciellen  Finanzstatistik 
der  Departements  und  Gemeinden,  sondern  nach  den  Staatshaus- 
haltsrcchnungen  und  Voranschlägen  (für  1881))  —  mit  etwas  ab- 
weichenden Zahlen  —  die  Departemental-  und  Communalzuschläge 
zusammen  und  vergleicht  sie  mit  dem  Staatsbetrag  der  directen 
»Steuern  (ohne  Nebenfonds  für  non-valeurs  u.  s.  w.,  aber  incl.  die 
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allgemeinen  Zuschlüge  flir  den  Stnat  selbst),   so  ergiebt  sieb  Fol- 
gendes,  in  Mill.  Pres.: 

1S69  1809  1889  1889 

Staatsciiinaliine —  331.86  —  40G.38 

Departements-Zuschl.     .     .     .     129.041  «oi»  o^  1"0.S1\  ..«o  ca 

(lemeindeu-          ,.         ...     101.90J  18b.99J 

Zuschl.  Vü  von   Staatseinn.     .         —  09.6  —           S9.5 

Man  begreift  biernaeh  in  Frankreich  die  gleiche  Finanzpolitik, 
wie  in  anderen  Ländern :  den  DepartementB  und  Gemeinden  durch 
Uebernahme  von  Ausgaben  auf  den  Staat  und  durch  Subventionen 
des  letzteren  in  steigendem  Maasse  Hilfe  zu  gewähren,  —  und  das 
trotz  des  Octrois.  Bei  einer  anderen  Verfassung  der  directen 
Steuern  möchte  diese  Finanzpolitik  und  das  Octroi  nicht  ganz  ebenso 
dringend  sein,  aber  wesentlich  anders  könnte  man  gleichwohl  schwer- 
lich verfahren.  Diese  Erwägung  ist  für  die  Kritik  der  französischen 
directen  Besteuerung  nicht  unwichtig. 

;')  Für  Paris  allein  ergiebt  sich  die  Stellung  und  Bedeutung 
der  Communalbesteuerung  im  städtischen  Haushalte  aus  folgenden 
Zahlen. 

Das  ordentliche  Budget  war: 


Mill.  Frcs.          p. 

Kopf  Fn 

l'S. 

J.  VII 

7.5 

14.50 

1800 

12.0 

23.00 

1813 

23.0 

37.00 

• 

1817 

68.5 

96.00 

• 

1849 
1800 

1880 

44.0 
104.0 
229.0 

43.00 

91.50 

114.00 

(Bull.  VII,  200.] 

) 

Einnahme 

davon  aus 

MiU.  Frcs 

• 

Centiin. 
Mill.  Frcf 

Octroi 
j.            Mill.  Frcs. 

J.  VII 

7.37 

0.32 

6.63 

184S 

43.40 

1.10 

26.57 

1860 

103.60 

2.57 

67.34 

1870 

223.62 

24.26 

124.47 

1887 

258.90 

33.19 

137.00 

1889 

267.00 

33.49 

140.25 

(Bull.  VII,  201  ff.,  XXV,  352,  348.)  Von  1876  incl.  an  (wie  vermuthlich  auch 
in  den  Daten  filr  die  Vorjahre)  die  Einnahme  ohne  diejenige  für  Specialfonds  aus 
Anleihen,  Vcräusserungen  u.  dgl. ;  bei  den  Centimen  seit  1876  auch  incl.  Hundesteuer 
und  Specialauflagen;   bis  1887  incl.  „constatirte**,  für  1889  veranschlagte  Einnahmen. 

Die  von  den  genannten  Communalsteuern  gebildete  Quote  der 
Gesammteinnahme  ist  seit  1848  ziemlich  dieselbe  geblieben,  etwas 
über  %.  Von  der  ordentlichen  Einnahme  (i.  e.  S.  der  Stadtrech- 
nung) war  sie  1876  und  1887  beide  Male  fast  68%.  Es  sind  also 
.  die  Steuern  und  die  übrigen  Einkünfte  ungefähr  in 
gleicher  Progression  gewachsen.    Aber  der  schon  früher 
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SO  stark  gesteigerte  Ertrag  des  Octroi  ist  neuerdings  in  der  ver- 
hältnissmässigen  Entwicklang  hinter  den  Gesammteinnabmen 
und  auch  hinter  den  Centimen  (nebst  Zubehör)  etwas  zurückgeblie- 
ben. 1860  war  er  von  der  ganzen  Communalsteuereinnahme  96.4, 
1871)  83.7,  1887  80.8%.  Immerhin  liefert  auch  jetzt  noch  das 
Octroi  viermal  so  viel  als  die  directen  Communalsteuern ,  was 
besonders  für  Vergleichungen  mit  der  Gemeindebesteuerung  der 
Grossstädte  anderer  Länder  (Berlin!)  beachtenswerth  ist. 

lu  dem  Drittel  —  1881)  etwas  mehr,  00.03  Mill.  von  der  ordentl.  Einnahme 
i.  e.  S.  ?on  263.76  Mill.  Frcs.  —  der  Pariser  ordentlichen  Einkünfte,  welches  aus 
anderen  Quellen  als  den  genannten  Steuern  herrührt,  betragen  für  1889  die  Zu- 
schüsse des  Staats  für  Polizei  7.69,  des  Staats  und  Seinedepartements  für 
Unterhaltung  und  Keinigung  des  Pflasters  3.9  Mill.  Frcs.  Ausserdem  sind  folgende 
Posten  auch  als  engere  Gruppe  verwandter  Einkünfte  bcmerkenswerth :  die  Zahlungen 
der  Gasgesellsch.  19.12,  die  Abgaben  f.  Wasser  12.22,  von  öflbntl.  Fuhrwerk  5.72, 
von  Hallen,  Märkten,  Schlachthäuseni ,  Entrepots  14.67,  die  Strasscnkehrtaxe  2.87, 
die  Beerdigungstaxen  und  Zahlungen  für  Grabplätze  3.28  Mill.  Frcs.  Die  genannten 
Posten  von  zusammen  58.88  Mill.  Frcs.  enthalten  immerhin  neben  „Gebühr**,  „Bei- 
trag'^ auch  Steuerelemente  in  sich,  welche  sich  indessen  schwer  genauer  beziffern 
und  auch  nicht  sicher  steuerpolitisch  characterisiren  lassen.  Einiges  davon  (wie  bei 
(ias,  Wasser,  Markt-,  Schlachthausgeldern)  hat  etwas  von  der  Art  einer  indirecten 
Verbrauchs-  und  einer  Specialgew crbcsteucr. 


B.   Die  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteuern. 

Gesetzgebung.  Die  einzelnen  Bestimmungen  sind  in  verschiedeneu  Gesetzen 
zerstreut ;  einige  werden  im  jährlichen  Finanzgesetz,  bezw.  im  Gesetz  über  die  Erhebung 
der  directen  Steuern  immer  von  Neuem  gctrofi'en,  in  Anknüpfung'  an  die  geltenden  Be- 
stimmungen der  Specialgesetze.  Das  Wichtigere  wird  im  Folgenden  erwähnt  und  dabei 
die  bezügliche  Gesetzcssteile,  soweit  es  geboten  erscheint,  citirt. 

Literatur.  Vignes  I,  64 — 74.  Block,  dict.  Art.  dt'ipart.  Nr.  99,  106,  organis. 
commun.  Nr.  553 — 558;  Ders. ,  Artikel  im  suppl.  g6ncr.  (nur  Abdruck  des  Gemeinde - 
Gesetzes  v.  5.  Apr.  1884,  Art.  133,  134).  Eingehend  und  mit  Statist.  Daten  die  Art. 
im  Say 'sehen  dict.  Centimes  additioneis,  budget  d6part.  p.  487,  491,  budget  commun. 
p.  472  ü'.  Alle  in  Kraft  stehenden  einzelnen  Bestimmungen  in  dem  Werk  von  Thorlet, 
regime  fin.  d.  communes'  (s.  Register  unter  cent.  addit). 

Statistik  in  den  oben  S.  863  gen.  Publicationen  und  im  Bull. 

§.  337.  1.  Allgemeine  Grundsätze.  Die  DarchfUhrung 
des  Systems  der  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  für  Departe- 
mental-  und  Communalzwecke  ist  in  Fraukreich  genau  durch 
die  Staatsgesetzgebung  geregelt.  Auch  gegenwärtig  haben 
daher  die -Departements  und  Gemeinden  oder  ihre  Organe^  die  Ge- 
neral- und  Municipalräthe,  obwohl  deren  Competenz  allmälig  gegen 
früher  erheblich  erweitert  worden  ist,  doch  auf  diesem  Gebiete  eine 
im  Wesentlichen  streng  gebundene  Marschroute.  Das 
Staatsgesetz  bestimmt,  für  welche  allgemeinen  oder  spe- 
ciellen  Zwecke  überhaupt  nur  Zuschläge  aufgelegt  und  erhoben  . 
werden  dürfen,  so  dass  die  betreifenden  Steuern,  insbesondere  im 
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zweiten  Fall,  bei  der  Bestimmung  zu  speciellen  Zwecken,  wie  schon 
bemerkt,  deutlich  den  steuerpolitischen  Character  von  „Zweck- 
steuern"  haben.  Das  Gesetz  bezeichnet  ferner  die  eine  oder 
mehreren  Steuern,  welche,  desgleichen  zu  welchen  Zwecken, 
und  in  welcher  Hiihe  sie  mit  Zuschlägen  belegt  werden  dürfen, 
mitunter  müssen.  Hinsichtlich  der  Höhe  wird  entweder  ein  be- 
stimmter Satz  geaetzlich  vorgeschrieben  oder  ein  Maxi- 
mum normirt,  bis  zu  dem  gegangen  werden  darf,  daher  insbeson- 
dere je  nach  dem  Bedarf.  Im  letzteren  Falle  besteht  dann  für  die 
General-  und  Municipalräthe  ein  gewisser  Bewegungsspielraum. 
Eine  Ueberschreitung  des  Maximums  setzt  aber  die  Ermächtigung 
durch  ein  neues  besonderes  Gesetz  voraus.  Die  Ausschreibung  und 
Erhebung  der  Zusehläge  erfolgt  darauf  wie  bei  den  Staatssteuern 
selbst,  die  Erhebung  namentlich  auch  durch  die  Organe  der  staat- 
lichen Finanzverwaltung.  Zur  Deckung  der  Erbebungskosten 
der  Zuschläge  wird  wieder  ein  eigener  Zuschlag  zu  den  zu  er- 
hebenden Centimen  gelegt  und  zugleich  mit  erhoben,  sowie  auch 
aus  ähnlichen  weiteren  kleinen  Zuschlägen  für  Entlastungen,  Aus- 
fälle u.  dgl.  (non-valeurs)  ein  betreffender  Fonds,  wie  bei  der 
«taatssteucr  (8.  426)  gebildet. 

§.  338.  2.  Die  Departementalzuschläge.  Hier  wie  bei 
den  Gemeinden  werden  auch  in  Betreff  der  Zuschlagscentimen  das 
ordentliche  und  das  ausserordentliche  Budget  unterschieden. 

a)  Ordentliches  Budget.  Es  enthält  regelmässig  folgende 
sogen,  ordentliche  (ordinaires)  Zuschlag-Centimen,  bezw.  es  be- 
steht das  Recht  für  die  Generalräthe,  sie  aufzulegen: 

a)  25  Cent,  oder  7o  zur  Grund-  und  zur  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  sowie  1  Cent,  oder  %  zu  allen  4  directen 
Steuern  als  Maximum  flir  die  Bestreitung  der  ordentlichen  De- 
partementalausgaben  im  Allgemeinen. 

Diese  Sätze  gehen  zurück  auf  das  Gos.  v.  1^.  Juli  1866,  Art.  6,  worin  bestimmt 
worde,  dass,  in  Abänderung  bis  dahin  bestehender  Einrichtungen,  das  Finanzgesetz 
jäbriich  anzuordnen  habe,  bis  zu  welcher  Höhe  die  bisher  zur  Auflegung  benutzten 
genannten  zwei  Steuern  mit  Zuschlägen  für  die  ordentlichen  Departementalausgaben 
Ton  den  Goneralräthen  belegt  werden  dürften.  Da.s  Finanzges.  v.  31.  Juli  1867  hat 
dann  die  im  Text  angegebenen  Sätze  angeordnet  und  den  1  Cent  auf  alle  ?ier  directen 
Steuern  wegen  des  Wachsthums  der  Bedürfnisse  hinzugefügt.  Hierbei  ist  es  seitdem 
im  Princip  geblieben  (Ges.  v.  10.  Xug.  1871,  Art.  58)  und  regelmässig  in  den  ge- 
nannten Sätzen  sind  die  Zuschläge  in  den  Finanzgesetzen  angeordnet  worden  (s.  Ges. 
über  die  directen  Steuern  f.  1SS9  vom  18.  Juli  1888,  Art.  6).  Die  besondere  und 
hohe  Belastung  gerade  der  Grund-  und  Personal-  und  Mobiiarsteuer  ist  aus  der 
früheren  geschichtlichen  Entwicklung  der  Zuschläge  für  die  Departements,  von  der 
RcTolutionszeit  an,  zu  erklären.  Schon  bei  der  Einführung  der  neuen  directen  Steuern 
waren   25 7o  Zuschläge   zu   den   genannten   beiden  Steuern   für   Departements-   and 
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Dibtrictsauägabeü  ciugericbtet  worden  (Güs.  v.  17U1).  Darin  traten  später  rcrschiedcue 
Veränderungen  ein,  doch  verblieb  es  schliesslich  im  Ganzen  bei  dieser  Bdegang  der 
beiden  Steuern.  (S.  bes.  de  Crisenoy  im  Say'schcn  dict.  de  fin.,  p.  41)7/1'.,  auch 
807  ü'.).  Die  gesetzliche  Grenze  7on  25 7o  hestand  so  schon  lange,  ist  aber  erst  all- 
mälig  (seit  ISol)  wirklich  erreicht  worden.  Aber  bis  1867  zcrlßel  dieser  Betrag  in 
drei  Theile,  lOVj  Cent  für  die  ordentlichen  obligatorischen  Departementsausgaben. 
7  Cent,  für  die  Dotirong  eines  „fonds  commun*\  der  dann  nach  gewissen  Bedürfnissen 
und  Verhältnissen  unter  die  Departements  verthcilt  wurde,  7V2  Cent,  fur  die  sog. 
fa(-uhati?en  Ausgaben  nach  näherer  Bestimmung  der  Verwendung  Seitens  der  General- 
räthe  (Fin.  I,  3.  Aufl.,  S.  129).  Das  gen.  Ges.  von  1866  zog  diese  Posten  zusammen, 
bestimmte  ihre  Verwendung  filr  das  betreifende  Departement,  in  dem  sie  erhoben 
werden,  und  eröffnete  aus  Staatsmitteln  einen  Fonds  von  4  Mill.  Frcs.  zur  Unter- 
stützung der  bedürftigen  Departements  im  Etat  des  Min.  des  Innern,  jährlich  durch 
kais.  Decret  zu  verthcilen.  (Aenderungen  hierin  durch  Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  Art. 
58).  S.  Vignes  I,  65,  Say,  dict,  p.  4S9.  Sämmtliche  Departements  erheben  die 
hier  besprochenen  Zuschläge  im  vollen  Maximalbetrage  gegenwärtig. 

ß)  17  weitere  Centimes  auf  alle  4  directen  Steuern,  even- 
tuell, nemlich  bei  Unzureichendheit  der  anderen  (ordentlichen) 
Centimen,  zu  Ausgaben  für  Vicinalwege. 

Begründung  im  (ies.  v.  21.  Mai  183(».  Dann  jährl.  Finanzges.,  so  das  gen.  G»!i5. 
f.  1S89,  Art  11;  der  Betrag  von  7  Cent  seit  länger,  früher  5  Cent  Auch  hier  han- 
delt es  sich  um  die  gesetzliche  Ermächtigung  der  Generalräthe  zu  dieser  Auflage, 
wobei  der  Verwendungszweck,  bezw.  der  Bedürfnissfall,  im  Gesetz  noch  näher  an- 
gegeben ist, 

;)  4  weitere  Centimen  auf  alle  4  directen  Steuern,  für  den 
Primärunterricht. 

Früher  2,  dann  3  Cent  (Ges.  v.  15.  März  1S50,  10.  Apr.  1867),  durch  Ges.  v. 
lt>.  Juli  1875  auf  4.  gebracht 

J)  Eventuell  ein  Zuschlag  bis  5  Centimen  auf  die  Grund- 
steuer, für  Katasterarbeiten. 

Ges.  V.  2.  Aug.  1829,  s.  0.  S.  444.  Gegenwärtig  nur  in  3 — 4  Departements  vor- 
kommend, daher  der  niedrige  Ertrag  in  der  üebersicht  der  letzten  Jahre  (S.  867). 

e)  Eventuell  bis  2  Centimen  auf  alle  4  Steuern,  welche  für 
die  Bestreitung  gewisser  obligatorischer  Departemental -Ausgaben 
von  Amts  wegen  ins  Departemental-Budget  gesetzt  werden  kön- 
nen, wenn  der  Generalrath  dafür  keine  genügenden  Credite  be- 
stimmt hat. 

Ges.  V.  10.  Aug.  1871,  Art  60,  61;  sehr  selten  vorkommend,  daher  oben  S.  &6S 
in  der  Üebersicht  diese  Rubrik  unausgefullt.  Das  Maximum  von  2  Cent  seit  länger 
im  jährl.  Finanzges.  bestimmt  (f.  18S0  Art  8  des  Ges.  über  die  Erhebung  der  directen 
Steuern). 

Der  regelmässige  Maximalbetrag  dieser  ordentlichen 
Departemental-Zuschläge  ist  mithin,  wfenn  man  von  den  zwei  letzten 
wenig  oder  fast  gar  nicht  vorkommenden  Fällen  absieht:  37  für 
die  Grund-  und  die  Personalsteucr,  12  für  die  Thür-  und  Fenster- 
und  die  Patentsteuer.  Hiernach  besteht  eine  bedeutend  höhere  Be- 
lastung der  ersteren  für  die  gewöhnlichen  Departementalausgaben, 
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was  in  der  Art  und  Wirkung  thcils  dieser  Ausgaben,  theils  dieser 
Steuern  mit  seine  Erklärung  und  in  Etwas,  aber  kaum  völlig,  seine 
Bechtfertigung  findet.  Es  erklärt  sich  eben  auch  mehr  aus  der 
älteren  historischen  Entwicklung  des  Departemental-,  Finanz-  und 
Zuscblagwesens,  als  aus  der  Verfolgung  bestimmter  steuerpolitischer 
Grundsätze  und  Ziele.  Einigermaassen  wird  die  Ueberlastung  der 
Grund-  und  Personal-  und  Mobiliarsteuer  wenigstens  relativ  geringer 
durch  den  Hinzutritt  der  ausserordentlichen  Zuschläge. 

b)  Ausserordentliches  Budget.  Auch  hier  kommen,  ausser 
Anleihen,  Erlösen  aus  Veräusserungen  und  einigen  anderen  zu- 
fälligen, in  dieses  Budget  gestellten  Einnahmen,  Steuerzuschläge 
vor,  und  zwar  dann  auf  alle  vier  directen  Staatssteuern  zu- 
sammen und  gleichmässig.    üierhin  gehören  zwei  Fälle: 

tt)  Zuschlagcentiraen ,  welche  die  Generalräthe  bis  zu  der 
durch  das  jährliche  Finanzgesetz  bestimmten  Grenze, 
regelmässig  bis  12,  für  ausserordentliche  Ausgaben  auflegen 
dürfen. 

(les.  V.  10.  Aug.  1S71,  Art.  40.  Ges.  über  directe  Steuern  f.  18S9,  Art.  7. 
Hier  DiOssen  die  (Jentimen  eingerechnet  werden,  welche  nach  Specialgesetzen  aus  der 
Zeit  Yor  dem  Ges.  v.  1^.  Juli  1S66  über  die  Generalräthe  erhoben  werden.  Das  Scine- 
departement  hat  die  Ermächtigung  zur  Erhebung  dieser  12  Cent,  nicht,  weshalb  hier 
für  alle  ausserordentlichen  Ausgaben  eventuell  nur  durch  Specialgesetz  (unter  d) 
Zuschläge  aufgelegt  werden  können.  Fast  alle  Departements  (in  ls85  81)  erheben 
diese  Zuschläge  jetzt  bis  zu  dem  gestatteten  Maximum  und  viele  unterstützen  damit 
die  dürftigen  Gemeinden,  um  diesen  die  Erhebung  von  Zuschlägen  „wegen  ungenügen- 
den Einkommens*'  entbehrlich  zu  machen.  Zwei  Departements  blieben  1885  wenig 
unter  den  127oi  ^r^i  hatten  in  dieser  Rubrik  keine  Zuschläge,  (de  Crisenoy  bei 
Say,  dict,  p.  902,  BuU.  XXII,  635.) 

ß)  Zuschläge,  welche  die  Generalräthe  in  weiteren  Bedürf- 
nissfällen auflegen,  zu  deren  Ausftthrung  es  dann  aber  eines 
besonderen  Gesetzes  bedarf. 

Solche  Zuschläge  kommen  jetzt  auch  fast  in  allen  Departements,  mitunter  in  be- 
trächtlicher, einzeln  selbst  die  Summe  der  ordentlichen  Centimen  erreichender  und 
übersteigender  Höhe  vor.  Im  J.  18S5  bestanden  sie  in  7S  Departements,  in  Höhe  von 
Vt  bis  39  Cent. 

Neuerdings  hat  die  Steigerung  der  Finanzbedürfnisse  der  De- 
partements die  ausserordentlichen  Zuschläge  schon  auf  die  Höhe 
Yon  etwa  zwei  Dritteln  der  wirklich  erhobenen  ordentlichen  ge- 
bracht (S.  868).  Eine  bedenkliche  Entwicklung  bei  der  mangel- 
haften Grundlage,  den  so  unvollkommenen  directen  Steuern,  eine 
Entwicklung,  welche  aber  ohne  einschneidende  Umgestaltungen  der 
gesammten  staatlichen,  departementalen  und  communalen  Finanz- 
yerfassnng  schwer  zu  ändern  sein  wird.  Vermuthlich  wird  der 
Druck  der  Zuschläge  noch  mehr  zur  Uebernahme  von  Ausgaben 
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auf  den  Staat  und  zu  stärkeren  Subventionen  aus  Staatsmitteln 
fübren,  eber  als  zu  einer  eben  so  böebst  sebwierigen  Veränderung 
der  directen  Besteuerung.  An  Einftibrung  eigener  indirecten  Depar- 
tementalsteuern  ist  wohl  kaum  zu  denken. 

Der  Gesammtbetrag  der  Departementalzuscbläge  aller  Art 
im  ganzen  Staate  vertheilte  sieh  auf  die  einzelnen  vier  Steuern 
folgendermaassen.  Zahlen,  welche  itir  sich  und  vollends  vereint 
mit  denjenigen  der  Communalzuschläge  (s.  folg.  §.)  wieder  Manches 
in  der  französischen  Staatssteuerpolitik,  so  besonders  das  Unter- 
bleiben von  Staatszuscblägen  nach  dem  Kriege,  —  mit  Ausnahme 
der  Patentsteuer  —  erklären. 

Zuschlüge  zum  Priucipal  der 
Grund-  Person.-  Thür-  und  ieiu>ter-,  Pateutstcuer 

und  Mobil.-, 
ISüy  48.9  48.9  23.1»  25.2 

1872  51.0  51.4  26.4  27.5 

18S4  lll'^l  56.5  31.7  32.1 


/57.01 
156.1/ 


(Aus  den  Tabellen  Faure's,  p.  73  11.)  Die  Zalilen  Gentimen,  also  Prorente  vom 
Staats  -  Principalsatze.  Sie  beziehen  sich  auf  die  Fonds  de  nou-valeurs  der  Departe- 
ments mit.  Bei  der  Grundsteuer  in  1884  die  erste  Zahl  für  das  nicht  bebaute,  die 
zweite  für  das  bebaute  Eigenthum.  Gerade  bei  der  Grundsteuer  ist  zur  Würdigung 
dieser  hohen  Zuschläge  an  die  ungleiche  Vertheilung  dieser  Steuer  auch  innerhalb 
eines  Departements  zu  denken  (S.  441). 

§.  339.    3.    Die  Communalzuschläge. 

a)  Ordentliches  Budget.  In  demselben  stehen  folgende 
„ordentliche"  Centimen: 

a)  5  Centimes  im  Maximum,  nur  auf  die  Grund-  und 
Personal-  und  Mobiliarsteuer,  fllr  die  ordentlichen  all- 
gemeinen Gemeindebedürfnisse,  falls  zu  deren  Deckung  ein 
solcher  Steuerbedarf  vorliegt. 

Dieser  Zusclilag  geht  ebenfalls  auf  die  Gesetzgebung  der  Ke?olutionszeit  zurQck 
(Ges.  V.  11.  Frim.  VII),  beruht  speciell  auf  dem  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  Art.  31,  und 
seine  fernere  Auflegung  wird  im  jälirlichen  b'inanzgesetz  bewilligt.  Seine  Erhebung 
setzt  nicht  nothwendig  ein  vorausgehendes  Votum  des  Municipalraths  voraus.  (Näheres 
über  die  ältere  Gesetzgebung  im  Say 'sehen  dict.,  p.  483  ff.) 

(i)  Eventuell  bis  5  Centimes  auf  alle  4  directen  Steuern, 
mit  der  speciellen  Zweckbestimmung  für  das  Vicinalwegewesen. 

Dieser  Zuschlag  nur,  wenn  die  ordentlichen  Gemeindeeinnahmen  sonst  nicht  ge- 
nügen. Er  steht  femer  in  Verbindung  mit  der  Naturalleistung  für  das  Vicinal- 
wegewesen (§.  .'^40).  Im  Bedürfnissfall  kann  der  Municipalrath  entweder  letztere 
Leistung  (oder  deren  Ersatz  in  Geld)  oder  den  hier  besprochenen  Zuschlag  oder  eine 
Verbindung  dieser  beiden  Mittel  beschliessen  (Ges.  v.  21.  Mai  1S36,  Art.  2).  Der 
Zuschlag  kommt,  ebenso  wie  der  folgende,  sonst  in  allen  (iemeinden  vor. 

;)  Eventuell  bis  4  Centimen,  ebenfalls  auf  alle  4  directen 
Steuern,  speciell  für  den  Primärunterricht. 
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Ebenfalls  im  BcdUrfnissfall ,  wenn  j^cwiäso  ordcntlichü  Einnahmen  nicht  aus- 
reichen. Ges.  ?.  15.  März  1S50,  Art.  40,  19.  Juli  1875,  Art.  7.  Hierzu  Gesetz  v. 
16.  Juni  1881.  S.  bes.  Thorlet  a.  a.  0.,  §.  168,  aSG,  521  (Modificationen  bei  der 
Darchf abrang). 

d)  Eventuell,  im  Bedtlrlnissfall,  Zuschläge  zu  allen  vier 
directen  Steuern,  ohne  Begrenzung  der  Höhe,  für  den  Fcld- 
httterdienst. 

Früher  nur  auf  die  Grundsteuer  gelegt.  Ges.  v.  21.  Apr.  1S32.  Art.  11),  31.  Juli 
1&Ö7,  Art.  16.  Sie  gehören  formell  zu  den  ausserordentlichen  Centimen,  werden  aber, 
ils  jährlich  wiederkehrend,  unter  die  Einnahmen  des  ordentlichen  Budgets  gestellt. 

b)  3  Centimen  als  Zuschlag  für  Erhebungskosteu  auf  den 
Betrag  aller  Zuschläge  zu  allen  4  Steuern,  ferner  Zuschläge  für 
einen  Entlastungs-  und  Ausfallfonds  (non-valeurs). 

Regelmässig  1  Cent,  bei  der  Grund-  und  Pers.- Steuer,  3  bei  der  Th.-  und 
Fenstersteuer,  5  bei  der  Patentsteuer.  Ges.  ?.  20.  Juli  1837,  Art.  5,  18.  Juli  1S52, 
Art.  5,  und  jährl.  Finanzgesetz. 

Die  genannten  Centimen  betragen  im  Ganzen  (abgesehen  von 
dem  Zuschlag  unter  s)  und  vom  unbestimmten  unter  d)  je  14  für 
die  Grund-  und  Personal-  und  Mobiliar-,  je  9  für  die  beiden 
anderen  directen  Steuern.  Also  auch  hier,  wie  bei  den  Departc- 
mentalzuschlägen,  eine  stärkere  Belastung  der  beiden  ersteren. 

Zur  Ergänzung  kommen  aber  noch  hinzu : 

C)  Zuschläge  zu  allen  4  directen  Steuern  im  Bedürfnissfall, 
nemlich  wegen  sonst  unzulänglichen  Einkommens,  ein  von 
einer  immer  wachsenden  Anzahl,  jetzt  schon  von  der  grossen 
Mehrzahl,  über  ^/^  der  Gemeinden,  in  zugleich  immer  stärkerem 
Maasse  angewendetes  Hilfsmittel,  um  trotz  aller  Subventionen  u.dgl.  m. 
zu  einem  Gleichgewicht  im  Haushalte  zu  kommen.  Insofern  ein 
besonders  wichtiges  Kriterion  der  sich  steigernden  Finanzbedürfnisse 
und  der  erschwerten  Finanzlage  der  Gemeinden. 

Schon  von  früher  her  bei  jährlichen  obligatorischen  wie  bei  facultativen 
Ausgaben  zulässig  (Ges.  v.  IS.  Juli  1837,  Art.  40).  Bei  den  ersteren  erfolgt  die  £r- 
michtigung  zur  Auflegung 'durch  Erlass  des  Präfecten,  bei  den  tlbrigen  durch  Decret, 
und  zwar  regelmässig  nur  dann,  wenn  die  Gemeinde  die  Specialcentimen  für  Primär- 
onterricht,  Vicinalwege,  Feldhüter  bereits  voll  aufgelegt  hat.  Die  Votirung  findet 
immer  nur  auf  1  Jahr  statt  und  muss  dann  eventuell  erneuert  werden.  S.  Ges.  vom 
5.  Apr.  1884,  Art.  133;  darüber  Thorlet,  §.  518,  519,  Block,  suppl.  gencr.,  p.  328. 

Im  J.  1886  erhoben  von  den  36,117  Gemeinden  27,795  solche  Zuschläge;  die 
Zahl  schwankt,  ist  seit  einigen  Jahren  immer  gestiegen,  war  aber  früher  schon  grösser. 
Ihe  erhobenen  Summen  sind  jedoch  fortschreitend  grösser  geworden,  1S86  35  Mill. 
Frcs.  In  der  französischen  Gemeinde-Fiuanzstatistik  werden  alle  erhobenen  Centimen 
aller  Gemeinden  jährlich  zusammengerechnet:  eine  rohe  Berechnungsweise,  aus  deren 
Zahlen  man  nur  mit  Vorsicht  schliessen  kann,  da  der  Centime  der  kleinsten  und  der 
gröasten  Gemeinden,  der  in  vielen  lOOOcn  Gemeinden  nicht  100  Frcs.  Werth  und 
anderseits  über  '4  Mill.  Frcs.  (Paris)  beträgt,  hierbei  gleich  gesetzt  wird.  Aber  die 
Gesammtbewegung  der  Gentimen  lässt  sich  so  bequem  verfolgen.  So  war  die 
Zahl  alier  Centimen: 
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Wegen  ün/ulänfflich- 
( ordentliche  keit  des  Ausserordentliche  Zubaiuiueu 

Einkommens 
1S7S  504J72  805,675  402,301  1,712,S3S 

ISSS  505J05  1)02,733  454,42S  1.452,860 

(Bull.  XXIV,  621,  vgl.  auch  Say,  dict.,  p.  »sOO.)  Die  Zahl  der  ordentlirh.-n 
Oentinien  schwankt  jährlich  ganz  unerheblich,  diejenige  der  ausserordentlichen  stärker, 
aber  sie  bewegt  sich  im  Ganzen  auch  in  die  Höhe.  Die  Centimen  wegen  Unzuläng- 
lichkeit steige«,  mit  einer  Ausnalime,  ununterbroclien ,  wenn  auch  in  sehr  verschie- 
denem ürade  jährlich. 

fj)  Aach  bei  den  Gemeinden,  wie  bei  den  Departements  ist  der 
Fall  vorgesehen,  dass  ein  Munieipalrath  nicht  die  erforderlichen 
Fonds  für  obligatorische  Gemeindeausgaben  bewilligt.  Hier  wird 
dann  von  Amtswegen  die  Summe  eingesetzt  und  dattir  bis  zu 
einem  bestimmten  Maximum  bei  unzulänglichen  sonstigen  Ein- 
künften ein  Zuschlag  auf  die  vier  directen  Steuern  gelegt. 

Aus  der  früheren  Uosetzgebung  übergegangen  in  Art.  140  des  neuen  (iemeinde- 
gcsetzcs  V.  5.  Apr.  18S4.  Der  Artikel  bestimmt  das  Nähere,  das  Finanzgesetz  jähr- 
lich das  Maximum  des  Zuschlags:  10 7o  ^^^  ^^^  obligater.  Ausgaben.  20°/^,  falls  es 
sich  um  die  Zahlung  von  Schulden  auf  Grund  gerichtlicher  Verurtheilung  handelt 
(Ges.  über  directe  Steuern  für  1S80,  Art.  10). 

b)  Ausserordentliches  Budget.  Die  Auflegung  ausser- 
ordentlicher Centimen  für  ausserordentliche,  allgemeinere  wie 
speciellere  Bedürfnisse,  steht  dem  Munieipalrath  unter  gewissen 
Formalitäten  und  Beschränkungen  ebenfalls  zu.  In  dem  neuen 
Gemeindegesetz  v.  5.  Apr.  1884  sind  die  Puncte  zum  Theil  neu 
geregelt  (Art.  141  —  143).     Es  gehören  jetzt  hierhin  folgende  Fälle: 

a)  Zuschläge  für  ausserordentliche  Ausgaben  von 
„Nützlichkeit  für  die  Gemeinde"  (d*utilit6  cummunale), 
regelmässig  auf  alle  vier  directen  Steuern. 

Der  Generalratli  des  Departements  bestimmt  jährlich  innerhalb  der  Grenzen  des 
Finanzgesetzes  (1S80  207o'  ^^^^'  ^'^♦^r  dir.  Steuern  Art.  0,  und  so  schon  länger)  das 
Maximum  dieser  Centimen,  das  die  Municipalräthe  auflegen  dürfen  (Ges.  y.  10.  Aug. 
1871,  Art  42,  Ges.  v.  5.  Apr.  1881,  Art.  141).  Die  Municipalräthe  dOrfen  bis  5  Cent, 
auf  5  Jahre  ohne  Weiteres  für  Zwecke  solchen  NutzcRS,  3  Cent,  ftlr  Vicinal- 
wcge,  }\  für  anerkannte  Feldwege  (chemins  ruraux  reconnus)  votircn.  Die  üeber- 
schreitung  der  5  Cent.,  bis  zu  dem  vom  Generalrath  bestimmten  Maximum,  und  die 
längere  Belegungsdaucr  als  5  Jahre  ist  an  die  Genehmigung  des  Präfecten.  die  Ueber- 
schreitung  des  eben  genannten  Maximums  an  die  Genehmigung  durch  Decrct  des 
Präsidenten  der  Republik,  diejenige  einer  Dauer  von  über  30  Jalireu  an  den  Erlass 
eines  Decrets  im  Staatsrath  geknüpft.  (Ges.  v.  1884,  Art.  142,  143.)  üebcr  Paris 
s.  unter  ß,  S.  fUr  Weiteres  Thorlet.  §.  416.  576—581;  die  Ausführungen  eines 
Erlasses  des  Min.  d.  Inneren  zu  dem  Ges.  v.  1884  im  Block 'schon  dict  suppl.  gencr. 
p.  330.  Ucber  die  frühere  Gesetzgebung,  die  durch  das  Ges.  v.  1884  z.  Th.  auf- 
gehoben worden  ist  (vgl.  Art.  168  dieses  Gesetzes)  s.  Vignes  I,  70  ff. 

Auch  bei  diesen  Centimen  zeigt  sich  nicht  nur  die  vorhin  schon  hervorgehobene 
Aufwärtsbeweguug,  sondern  namentlich  auch  eine  Ausdehnung  auf  immer  mehr  Ge- 
meinden. 1S62  13.403,  1877  10,086,  1886  25,014,  also  jetzt  schon  bei  mehr  als  V-, 
fast  ^4  aller  (Say,  p.  000).    Die  amtliche  Statistik  (situat  iiuauc.  des  communes)  gicbt 
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für  jede  einzelne  (ieineindo  ausser  der  Zahl  der  j^esainmten  Oenünieu  auch   die  der 
ausserordentlichen  und  die  Dauer  der  letzteren  an. 

ß)  Zuschlüge  auf  Grund  vou  Spccialgcsctzcn  in  jedem 
einzelnen  Falle. 

Dahin  gehören  solche  Zuschläge,  welche  die  vom  Kinan/gesetz  bestimmte 
Maxim&Igrenzo ,  bis  zu  der  der  (ienemlrath  ausserordentliclie  Zuschläge  fiir  zulässig 
erklären  darf  (jetzt  20%»  s.  oben),  überschreiten  würden;  ferner  alle  ausser- 
ordcntli'.-licn  Auflagen  in  Paris,  früher  auch,  bis  zum  (ics.  von  tSS4  in  I^yon  ((ies. 
V.  5.  Apr.  1S^4,  Art.  168,  §.  15,  2S,  wona<"h  für  Paris  die  frühere  (iesetzgebung, 
bes.  Ges.  v.  24.  Juli  1S()7,  in  Kraft  geblieben  ist).  —  Auch  hier  werden,  wie  bt;i  «htn 
ajidercu  ausscrordentlichoo  Steuern,  alle  4  directen  Steuern  und  gleichmässig 
belegt;  für  Paris  haben  aber  Specialgesctze  mehrfach  auch  die  4  Steuern  in  ver- 
tichiedeucm  Maasse  belegt,  namentlich  die  Patentsteuer  niedriger  als  die  3  anderen, 
auch  wohl  einmal  die  Grundsteuer  hoher  als  die  anderen  (s.  die  Note  im  Say'schen 
dice.,  p.  899). 

y)  Zuschläge  zu  den  4  directen  Steuern  ftlr  die  Unter- 
stützung dürftiger  Familien  der  zu  den  Fahnen  eingerufcncn 
Soldaten  der  Reserve  und  der  Territorialarmee. 

Bei  Unzurcichcndheit  der  gewöhnlichen  Einkünfte  und  der  innerhalb  des  statt- 
haften Maximums  erhobenen  ausserordentlichen  Centimen  sind  die  Gemeinden  nach 
Ges.  V.  21.  Dec.  18b2,  Art.  1,  ermächtigt,  sich  bis  zu  '6  Cent,  jährlich  oder  ausser- 
ordentlich für  diesen  Zweck  Zuschläge  zu  den  4  directen  Steuern  aufzulegen.  Etwa 
erhobene  Centimen  dieser  Art  werden,  wie  die  für  FeMhiiter,  zu  den  ordendichen  Ein- 
nahmen gezählt,  charactcrisiren  sich  aber  doch  mehr  als  ausserordentliche,  was  sie 
nach  französ.  Kecht  auch  formell  sind  (Thorlet,  §.  401). 

Die  Gesammtbelastung  der  französischen  Gemeinden  mit 
diesen  verschiedenen  Zuschlägen  ist  eine  recht  erhebliche,  auch  in 
Zunahme  begriffene  (S.  889).  Die  einzelnen  Gemeinden  zeigen 
natürlich  sehr  grosse  Verschiedenheiten,  welche  die  Finanzstatistik 
genau  zu  verfolgen  gestattet.  Bei  der  technischen  Unvollkommen- 
heit  der  Vertheilungsgrundlage ,  eben  der  Veranlagung  zu  den 
directen  Staatssteuern,  ist  jedenfalls  auch  die  Ungleichmässig- 
keit  der  Belastung  innerhalb  einer  Gemeinde  eine  er- 
hebliche, wenn  auch  nicht  immer  ebenso  gross  als  im  Departement 
und  im  ganzen  Staate.  Die  Unzulänglichkeit  der  directen  Steuern 
für  die  Staatsfinanzen  hängt,  wie  schon  bemerkt,  mit  dieser  Be- 
nutzung dieser  Steuern  zur  alleinigen  Grundlage  der  Departemental- 
stenem  und  mit  zu  einer  Hauptgrundlage  der  Communalsteuern 
enge  zusammen.  Die  Schwierigkeiten  sind  hier  dieselben,  wie  in 
anderen  Ländern  des  „Zuschlagsystems^^  für  die  directen 
Localsteuern  (Fin.  I,  3.  Aufl.  §.  51).  In  Frankreich  erhöhen  sie 
sich  noch  nach  dem  (!haracter  der  directen  Steuern  als  Ertrags- 
stenem  und  nach  den  grossen  technischen  Mängeln  dieser  Steuern. 
Aber^  wie  deutsche,  speciell  preussische  Erfahrungen  zeigen,  würde 
auch  die  Einfügung  einer  Einkommensteuer  in  die  französische 
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Staatsbesteuerung  und  die  Mitbclegung  derselben  durch  Zuschläge 
für  Departemental-  und  Communalzwecke  zwar  wohl  die  Schwierig- 
keiten, die  jetzt  in  Frankreich  bestehen,  etwas  vermindern,  indessen 
doch  im  Ganzen  belassen. 

Zu  bemerken  ist  noch,  dass  der  Staat  für  seine  Forsten  mit  aUeu  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Communalcentimen  in  demselben  Yerhältniss  wie  die  Privaten 
belegt  wird  (Ges.  v.  5.  Apr.  1S84,  Art.  144,  und  so  schon  seit  1860,  vorher,  nach 
einem  (ies.  von  1867  zur  Hälfte). 

Früher,  auf  Grund  des  Finanzges.  v.  15.  Mai  1818,  Art.  39—41,  und  späterer 
Gesetze  (1837,  1867)  bestand  in  Frankreich  die  Einrichtung,  dass  die  „Hochs t- 
b  esteuerten'*  in  der  Gemeinde,  in  gleicher  Anzahl  wie  die  Municipalrathe  im 
Dienst,  bei  Beschlüssen  über  ausserordentliche  Steuern,  Anleihen  und  einiges  Andere, 
mitwirken  mussten  („adjonction  des  plus  imposcs",  s.  unter  diesem  Titel  den  Art.  v. 
Aruoux  bei  Say,  dict.,  p.  33).  Ein  Ges.  v.  5.  Apr.  1S82  hat  diese  Mitwirkung  all- 
gemein beseitigt 

Die  Communal zuschlage  stellten  sich  zum  Principal  der  4  Steuern  folgcnder- 
maassen : 

(irund-,  Person.-         Thür-  und  Fcnst.-,  Paten tst. 

und  Mobil.-, 
1S6(»  34.6  31.2  26.7  23.5 

1872  3l).5  37.1  33.3  29.5 


/49.0\ 
148.8/ 


49.0  44.5  38.6 


(Faure  a.  a.  ü.,  Berechnung  wie  oben  S.  876  bei  den  Dcpa^t,-Zuschläge^.^ 
Die  Belastung  der  einzelnen  (remeinden  stei^  in  manchen  Fällen  sehr  hoch 
(Beispiele  von  300  —  500  Centimen,  bes.  in  Corsica),  schwankt  aber  nicht  nur  im 
Staate,  sondern  auch  im  Departement  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  oft  erheblich.  In 
der  amtlichen  Statistik  wird  jährlich  die  Zuschlagsbelastung  nach  folgenden  Kategorieen 
berechnet,  wobei  die  Centimen  hier  aber  nicht  Procente  darstellen,  da  die  auf  die 
verschiedenen  Steuern  in  einer  Gemeinde  fallenden  Centimen,  die  sich  von  Steuer  zu 
Steuer  lind  Gemeinde  zu  (lemeinde  doch  an  ganz  verschiedene  absolute  Summen  an- 
knüpfen, einfach  summirt  werden.  Es  wird  also  die  Belastung  nur  ganz  ungefähr 
verglichen  und  ersichtbar,  nur  die  Jährliche  Bewegung  im  Ganzen  ist  so  einiger- 
maassen  richtig  zu  erkennen  (Bull.  XXIV,  619). 

Zahl  der  (jcuieinden 
Unter  15  Zuschl.-Cent.   . 
15-30 


31—50 
51—100 
Heber  100 


1»  1» 

Summe 


1887 

1888 

3,880 

3,723 

7,915 

7,679 

9,598 

9,712 

10,650 

10,960 

4,078 

4,040 

36,121 

36,123 

Die  gesammten  Departemental-  und  Communal zuschlage 
erreichen  bei  der  Grund-  und  der  Personal-  und  Mobiliar- 
steuer neuerdings  schon  die  volle  Höhe  des  Principalsatzes  und 
mehr,  verdoppeln  diese  Steuern  also  für  die  Pflichtigen.  Und 
auch  bei  den  zwei  anderen  directen  Steuern ,  welche  von  den  ge- 
wöhnlichen (alten)  Zuschlägen  frei  sind,  erreichen  sie  doch  an 
drei  Viertel  des  Principals.  Da  bloss  die  Grundsteuer  neuer- 
dings ohne  eigentliche  Staatszuschläge  ist  (abgesehen  von  dem 
kleinen  Zuschlag  für  den  Ausfallfonds),  so  erhöht  sich  indessen  die 
Belastung  durch   alle  Arten  Zuschläge  doch  am  Meisten  bei  den 
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drei  anderen  Steuern.  In  der  Zeit  des  besonders  hohen  Staats- 
zuschlags  zur  Patentsteuer  (1873—79)  war  letztere  am  Stärksten 
belastet. 

Nach  den  Tabellen  bei  Faare  a.  a.  U.  ergiebt  sich  Folgendes  für  den  ganzen 
Staat.     Centimen,  hier  Procente; 


Depart.-  und  Commuu.-Zuschlägc 

Sümmtlichc 
(incl.  für  i 

'■  Zuschläge 
den  Staat) 

/.  ,„  1      Pers.-  u. 
^'"^^^-^      Mob.., 

Th.-  u. 

Patent- 

Grund-, 

Pers.-  u. 

Th.-  u. 

Patent- 

Fenster-, 

steuer 

Mob.-, 

Fenster-, 

steuer 

1S69 

88.5           80.1 

50.6 

•  4S.7 

S5.8 

100.7 

68.9 

64.5 

1872 

90.5           S8.5 

59.7 

57.0 

92.5 

1 09.4 

78.6 

72.8 

1S74 

92.4          92.2 

03.2 

59.;^ 

94.4 

11S.7 

S2.1 

121.9 

1S84 

l^^^-^\       105  5 
\104.9/       ^^^-^ 

76.2 

70.7 

ri08.0| 
1107.1/ 

126.9 

95.1 

110.3 

In  1884  bei  der  Grundsteuer  die  erste  Zitier  für  nicht  bebautes,  die  ziireite  filr 
bebautes  £igenthum.  Der  Staats  Zuschlag  bei  der  Grundsteuer  ist  nur  1.8  —  2.2 
Cent,  für  Ausfallfonds  u.  dgl.,  bei  der  Pers.-  und  Mob.-Stouer  hierfür  und  für  all- 
gemeine Staatszwecke  20.6 — 21.4,  bei  der  Th.-  und  Fensterst.  18.3 — lJi.9, 
bei  der  Patentst.  15.8  Anfangs,  79.6  in  1873,  62.6  1874—79,  seitdem  39.6. 


C.    Die  übrigen  directen  Gommunalsteuern. 

§.  340.  Hierhin  gehören  nach  dem  Früheren  nur  die  Natural- 
leistungflirdasVicinalwegewesen,  bezw.  die  Geldabgabe 
als  Ersatz  dafür  und  die  Hundesteuer. 

1.     Die  Wcgcdienstabgabe. 

Gesetzgebung.    Ges.  v.  2S.  Juli  ls24.    Hauptgesetz  v.  21.  Mai  1836. 

Literatur.  Vignes  I,  86;  Block,  dict.  Art.  chemins  vicinaux  Nr.  154  IT., 
auch  suppL  gi-ncr.,  Say,  dict.,  ders.  Artikel,  p.  1057,  und  der  (noch  nicht  erschienene) 
prestations  en  natnre.  Thorlet,  §.  387  IF.  Der  Gegenstand  steht  in  Verbindung  mit 
dem  ganzen  Verwaltungsrecht  des  Wegewesens,  was  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden 
kann.  Er  hat  aber  auch  ein  allgemeineres  wirthschaftliches  und  finanzwissenschaft- 
liches Interesse  und  in  dem  Streit  über  die  Wegcfrohnden  (correes)  des  ancien  regime 
einen  wichtigen  wirthschaftsgeschichtlichen  und  selbst  politischen  Hintergrund.  S.  dar- 
über Stourm  I,  eh.  7,  v.  Brasch  a.  a,  0.,  S.  96 IT.  u.  o.  S.  142. 

Die  älteren  Wegefroh nden  im  Ancien  regime  waren  eine 
Verpflichtung  der  Gemeindeeinwohner  gewesen,  an  die  sich  in 
Betreff  der  Art  der  Ausübung  manche  Uebelstände  angeknüpft 
hatten.  Derentwegen  waren  sie  vielfach  verhasst  geworden. 
Turgot  hatte  in  seiner  Generalität  von  Limoges  sie  aufgehoben 
und  durch  eine  Geldabgabe  ersetzt.  Auf  Grund  dieser  Erfolge 
führte  er  später  die  Massregel  allgemein  durch,  in  einem  seiner 
berühmten  Edicte  von  1776,  wobei  an  Stelle  der  Frohnde  ein  Zu- 
schlag zum  „Zwanzigsten"  (o.  S.  141)  treten  sollte.  Aber  mit 
anderen  wurde  auch  dies  Ediet  alsbald  nach  Turgot's  Austritt  aus 
dem  Ministerium  in  Folge  der  Opposition  des  Adels  und  der  Paria- 
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racnte  wieder  zurückgenommen.  Jedoch  noch  vor  der  Revolution 
kam  es  nach  Anregungen  Necker 's,  unter  der  Sympathie  der 
Provincialversammlungen  und  schliesslich  besonders  durch  ein 
Votum  der  Notabeinversammlung  von  Neuem  zur  Aufhebung  der 
Frohnden,  statt  deren  eine  einfache  Leistung  oder  Geldsteuer  ein- 
treten sollte  (1787). 

Während  der  Revolution  gerieth  aber  das  Wegewesen  in  grossen 
Verfall.  Die  Einrichtung  eines  Wegegelds  an  Strassenstellen 
(1797)  fand  viel  Gegnerschaft  und  war  nicht  einträglich  genug. 
Unter  Napoleon  kehrte  man  für  die  den  Gemeinden  zur  Last 
fallenden  Vicinalwege  zu  Naturalleistungen  zurück,  welche  die 
Municipalräthe  beschliessen  konnten  (1802).  Aber  zur  geordneten 
Durchführung  im  Wege  der  Gesetzgebung  kam  die  Sache  erst,  mit 
nach  den  Wünschen  der  Generalräthe ,  im  J.  1824.  Hier  wurde 
bestimmt,  dass  die  Gemeinden,  wenn  ihre  Einkünfte  für  die  ordent- 
lichen Wege-Ausgaben  nicht  hinreichten,  „Leistungen**  („prestations*^) 
den  Pflichtigen,  nach  deren  Wahl  in  Geld  oder  in  natura, 
auflegen  dürften  (Ges.  v.  28.  Juli  1824).  Dies  System  wurde  dann 
endgiltig  durch  das  Gesetz  v.  21.  Mai  1836  geregelt,  bietet,  neben 
anderen  Einkünften  und  Subventionen,  die  Mittel  zur  ordentlichen 
Ausführung  und  Instanderhaltung  der  Vicinalwege,  und  fungirt  jetzt 
im  Ganzen  zur  Zufriedenheit  der  Bevölkerung,  auch  der  Ver- 
pflichteten, von  denen  eben  viele,  besonders  auf  dem  Lande,  die 
Naturalleistung  der  Geldabgabe  vorziehen. 

Das  Ganze  ein  Beispiel,  wie  auch  in  unserer  Zeit  derartige 
Natural-Arbeitsleistungen  noch  am  Platze  sein  können,  wenn  man 
sie  passend  und  ohne  Chicane  zu  gestalten  weiss  und  die  Wahl 
zwischen  Geldzahlung  und  Arbeitsleistung  lässt.  Die  Einrichtung 
in  dieser  Combination  zwischen  Geldabgabe  und  Arbeitsleistung  ist 
auch  Steuer  politisch  beachtenswertb. 

Die  geltenden  Hauptbestimmungen  sind  die  folgenden. 

Die  Gomeinde,  bczw.  der  Municipalrath  ist  nicht  genöthigt,  zu  dieser  Ein- 
richtuiijc  zu  greifen.  Reiclien  die  ordentlichen  Einkünfte  bereits  zu  der  der  Gemeinde 
obliegenden  Erhaltung  der  Vicinalwege  aus,  so  kann  er  darauf  verzichten.  Auch  andern- 
falls, wie  schon  oben  bei  den  Centimen  zu  erwähnen  war  (S.  876  snb  ß)^  kann  er 
zwischen  der  Wegeleistung  und  Specialcentimen  zu  den  vier  directen  Steuern  wählen 
oder  Beides  verbinden. 

Lcistuni^sp  flicht  ig  ist  jeder  männliche  gesunde,  zwischen  vollen  18  und 
unter  60  Jahren  stehende,  ledige  oder  verheirathete ,  einerlei  welchem  Berufe  ange- 
hörige,  in  den  Kollen  der  directen  Steuer  stehende  Gemeindeeinwohner.  Jedes  Familien- 
oder Wirthschaftshaupt  (an  der  Spitze  eines  landwirthschaftlichen  oder  gewerblichen 
Betriebes)  ist  aber  nicht  nur  für  seine  Person,  sondern  auch  für  die,  die  eben  genann- 
ten Eigenschaften  (abgesehen  von  der  EinroUirung  bei  den  directen  Steuern)  besitzenden 
Personen  in  seiner  Familie  oder  in  seinem  Dienste,  ferner  für  jedes  Zug-  oder  IMt- 
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thier,  Karren  oder  bespannten  Wagen  im  Dienst  seiner  Familie  oder  Wirthscliaft, 
Icistungspflichtig.  Für  diese  von  ihnen  abliängigen  Personen,  Thiere,  Wagen  sind 
auch  die  einerlei  wie  boschatfencn  (auch  weibliche,  in  jüngerem  oder  höherem  Alter 
als  zwischen  18  und  60  Jahren  stehende)  Personen  zur  Abtragung  der  Leistung 
verpflichtet. 

Der  Umfang  der  Pflicht  ist  drei  Arbeitstage  (in  stark  besteuerten  (ie- 
meinden  war  eine  Zeitlang  noch  die  Forderung  eines  vierten  Tages  zulässig,  ISfiT — S2\ 
Der  in  den  Rollen  verzeichnete  Pflichtige  kann  nun  aber  wählen  zwischen  der 
Arbeitsleistung  selbst  und  deren  Ersatz  in  Geld.  Der  Um  Wandlungstarif  wird  jähr- 
lich vom  Generalrath  festgestellt,  nach  seinem  Ermessen  einheitlich  für  das  ganze 
Departement  oder  verschieden  für  einzelne  Gemeinden  und  eventuell  auch  innerhalb 
einer  Gemeinde  nach  den  Localverhältnissen  verschieden  ((ies.  von  1S«S(),  Art.  4,  vom 
10.  Aug.  1S71,  Art.  46).  Jeder  Pflichtige  soll  sich  über  die  Wahl  in  dem  der  Publi- 
cAtion  der  Kellen  folgenden  Monat  erklären.  Unterlässt  er  es,  so  tritt  die  Geld- 
forderung  ein,  die  ebenfalls  noch  Platz  greift,  wenn  der,  welcher  sich  für 
Arbeitsleistung  entschied,  seine  Pflicht  vernachlässigt  oder  sich  später  weigert,  sie  zu 
erfüllen,  —  ein  practisch  wichtiger  Punot  des  Systems.  Die  Geldzahlungen  sind,  wie 
die  directen  Steuern,  in  Zwölfteln  fällig  und  werden  auch  sonst  wie  diese  Steuern  be- 
handelt. Diese  Wegeleistung  kann  bei  nachlässigen  Gemeinden  <iuch  von  Amts- 
wegen durch  den  Präfccten  aufgelegt  werden.  Unter  Umständen  können  Ueber- 
srhUsse  aus  dieser  Abgabe  auch  für  andere  Strassen,  selbst  für  Localeisenbahnen  in 
^^ewissen  Grenzen  mit  verwendet  werden  (Ges.  v.  21.  Juni  1870,  II.  Juni  1880,  Art. 
12).  —  Weiteres  Einzelne  in  Block,  dict.  Art.  ehem.  vicin.  Nr.  156 — 184,  Thorlet, 
§.  3S7  ff:,  649. 

Im  Durchschnitt  werden  gegenwärtig  in  Frankreich  etwa  60 Vo  ^^^  Leistungen 
in  natura,  40 7o  ^^  ^'C^<^  erfüllt.  Zwischen  den  einzelnen  Departements  bestehen  in 
diesem  Verhältniss  aber  grosse  Verschiedenheiten.  (Stourm  I,  236.)  Nach  dem 
Geldauschlag  stieg  der  Werth  der  Naturalleistungen  von  22.77  auf  52.23  Mill.  Frcs. 
von  1S37  bis  1867,  bis  1879  auf  59.53;  jetzt  ist  er  einige  60  MUl.  (Bull.  VII,  297). 

§.  341.    2.    Die  Hundesteuer. 

Gesetzgebung.  Einführungsges.  v.  2.  Mai  1855,  Decrete  v.  4.  Auir.  lS55, 
9.  Jan.  1856  (Steuertarif  in  jedem  Depart),  3.  Aug.  1861,  22.  Dec.  1886). 

Literatur.  Vignes  I,  85 — 86;  Block,  dict  Art.  chiens  v.  Smith,  Nr.  10 
)»is  22.    Bes.  Say,  dict.  Art.  chiens  von  Dclatour,  mit  Statistik. 

Der  Gedanke  an  eine  Hundesteuer  ist  seit  den  40er  Jahren 
mehrfach  verfolgt  worden  und  tllhrte  die  parlamentarische  Initiative 
zu  einigen  Projecten,  bei  denen  an  eine  Htaatss teuer  gedacht 
war.  Zu  Stande  kam  die  Steuer  erst  auf  Anregung  der  kaiserlichen 
Regierung  und  zwar  als  Gemeindesteuer,  deren  Einführung  den 
Gemeinden  geboten  wurde,  also  als  obligatorische  Massregel 
(Ges.  V.  2.  Mai  1855).  Die  Gemeinden  haben  nur  das  Recht,  den 
Tarifsatz  zwischen  dem  gesetzlichen  Maximum  von  10  und  Minimum 
von  1  Frcs.  vorzuschlageu,  der  dann  nach  Anhörung  des  General- 
raths  mittelst  Decrets  im  Staatsrath  festgestellt  wird.  Erfolgt  kein 
Vorschlag,  so  wird  der  Tarif  von  Amtswegen  vom  Präfecten  be- 
stimmt. Unterschieden  werden  zwei  Steuersätze,  ein  höherer 
für  Jagd-  imd  Luxushunde  („zum  Vergnügen"),  ein  niedrigerer 
für  alle  anderen,  namentlich  für  Schutz-,  Wacht-,  Ilirten- 
hundc  u.  8.  w. 
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Die  Steuer  bietet  sonst  nichts  eben  Eigenthümliches.  Sie  ist  nach  der  Weise 
dieser  Steuer  wie  in  anderen  Ländern  eingerichtet  Die  Unterscheidung  der  beiden 
Huudekategorieen  hat  vielfach  Anlass  zu  Streitigkeiten  gegeben  und  Entscheidungen 
des  Staatsraths  nöthig  gemacht.  Der  Besitzer  von  Hunden  hat  die  Declarationspflicht 
bei  der  Mairie.  Die  Dcclaration  gilt  bis  zu  eintretenden  Aenderungen,  ist  abo  nicht 
immer  periodiscli  zu  erneuern,  —  eine  bemerkenswerthe  Bequemlichkeit  far  die  Pflich- 
tigen. Unterlassung  der  Declaration  wird  mit  dem  dreifachen,  unvollständige  oder 
ungenaue  mit  dem  zweifachen  Steuersatz  gebusst. 

Der  Ertrag  der  Steuer  im  Ganzen  steigt  langsam,  aber  ziemlich  stetig.  Et  war 
1S62  4.98,  1872  5.87,  1885  7.93  Mill.  Frcs.,  letztere  Summe  für  2,690,209  Hunde, 
also  p.  Stück  fast  3  (2.95)  Pres.,  mithin  doch  sehr  niedrig  (688,407  in  erster, 
2,001,802  in  zweiter  Kategorie).  In  den  einzelneu  Departements  und  Gemeinden  ist 
naturlich  nach  Zahl,  Gattung  und  Steuersatz  der  Hunde  der  Ertrag  sehr  verschieden 
(Say,  dict.,  p.  1079).  

Ausser  diesen  directen  Steuern  beziehen  die  Gemeinden,  wie  schon  bemerkt, 
Antheile  an  der  Patentsteuer  (87o)»  der  Wagen-  und  Pferdesteuer  (5%),  den 
Jagdscheinen,  10  Frcs.  p.  Stück.  Diese  Antheile  liefern  den  Gemeinden  gegen- 
wärtig jährlich  bezw.  c.  G.2  —  0.5S  —  4.0  Mill.  Frcs. 


Unter  den  französischen  Communalsteuem  wird  öfters  auch  die  Abgabe  auf- 
geführt, welche  Theater  und  andere  öffentliche  Schaustellungen,  Panoramen, 
OfTentliche  Bälle  in  Theatern  u.  dgl.  m.  für  die  Hospize  und  Wohlthätigkeits- 
bureaux  zu  entrichten  haben,  theils  im  Betrage  von  Yio  ^^^  Preises  der  Billete, 
theils  von  demjenigen  eines  Viertels  des  Bruttoertrags  (Gesetze  aus  J.  V  und  später): 
eine  wohl  als  „Armenstcuer''  (droit  des  indigents)  bezeichnete  Abgabe.  Gerade 
bei  der  für  die  Gemeinden  nicht  obligatorischen  Armenpflege  in  Frankreich 
möchte  diese  Abgabe  indessen  nicht  zu  den  Communalsteuem  zu  rechnen  sein,  wenn 
sie  sich  denselben  als  eine  „Zwecksteuer*'  im  engsten  Sinne  von  luxusstcuer- 
ar tigern  Character  auch  anschliesst  S.  den  Art.  von  Block,  droit  d.  indigents, 
in  s.  dict.  u.  Suppl.  Statistik  f.  Paris,  Bull.  XXV,  77,  Jahrb.  f.  Paris  p.  1885,  p.  600. 
Die  Einnahmen  schwanken  in  Paris  sehr,  demnach  dann  auch  der  Ertrag  (Pariser 
Einnahmen  der  Theater  u.  s.  w.  1809  15.20,  1870  8.11,  1871  5.72,  1872  16.14,  Max. 
187S,  Weltausstellung,  30.66,  Min.  1887,  22.06  Mill.  Frcs.). 


D.    Das  commuuale  Octroi. 

Gesetzgebung  (Hauptgesetze,  Decrete).  Aufhebung  des  Octrols  des  ancien 
regime  durch  Ges.  v.  19./25.  Febr.  1791,  Decr.  v.  2./17.  März  1791.  Erneute  Zu- 
lassung indirecter  Localsteuern  im  Princip  durch  Ges.  v.  9.  Germ.  V.  (29.  März 
1797)  und  11.  Frim.  VII  (1.  Dec.  1798).  Ges.  über  Octroi  in  Paris  v.  27.  Vendem.  VII 
(18.  Oct.  1798),  in  anderen  Orten  Ges.  v.  27.  Frim.  VIU  (18.  Dec.  1799),  auch  mit 
allgemeinen  Kegeln;  allgemeine  Zulassung  durch  Ges.  v.  5.  Vent.  VIII  (26.  Febr.  1800). 
Ges.  v.  2.  Vendem.  VIII  (22.  Sept.  1799).  —  Auch  in  der  Folge  und  bis  in  die 
neueste  Zeit  mehrfach  für  Paris  einzelne  Sonderbestimmungen.  —  Antheil  des 
Staats  am  Ertrag  des  Octroi,  Erl.  v.  24.  Frim.  XI  (15.  Dec.  1803),  24.  Apr.  1806; 
aufgehoben  durch  Decr.  v.  17.  März  1852.  —  Administrative  Durchführung 
im  Einzelnen  bes.  durch  codificirendcs  Keglem.  v.  17.  Mai  1809  und  K.  Ordonn.  v. 
9.  Dec.  1814,  noch  gegenwärtig  die  Grundlage  hierfür.  —  Her  übernähme  in 
das  Finanz-  und  Gommunalverwaltungssystem  der  Restauration  durch 
einzelne  Bestimmungen  im  Ges.  v.  8.  Dec.  1814  und  im  Ges.  v.  28.  Apr.  1816,  bes. 
Art.  147 — 159.  —  Uebernahme  der  Mobiliarsteuer  event.  auf  den  Ertrag 
des  Octroi  (s.  o.  §.  194)  durch  ältere  Gesetze,  dann  durch  D.  v.  24.  Apr.  1806, 
25.  März  1817,  21.  Apr.  1832  und  3.  Juli  1846.  —  Einzelnes  ausser  in  den  ge- 
nannten u.  A.  auch  im  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  17.  Aug.  1S22.  Ord.  v.  23.  Juli  1826 
(Rechnungslegung).  Ges.  v.  24.  Mai  1834,  11.  Juni  1842,  10.  Mai  1846  (Vieh- 
und  Flcischversteuerung).    Decr.  v.  17.  März  1S52.  —  BestiHunungen  über  eine  Grenze 
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der  Octroisätze  fflr  Getränke,  insbes.  in  Gemeinden  mit  staatlicher  Eingang s- 
stea^  für  Getränke,  in  den  bezuglichen  Getränkesteuergesetzen,  so  im  Ges.  v. 
28.  Apr.  1816,  Art.  149  und  späteren.  Ges.  v.  22  Juni  1854,  19.  Juli  1880.  —  Ges. 
V.  27.  Juli  1867  Ober  die  Municipalräthe  (Competenz  derselben  in  Sachen  des 
Octroi  und  Regelung  der  Bes tat igungs rechte  der  vorgesetzten  Behörden,  Art.  8 
bis  10).  Dazu  Ausfahrungsdecret  und  Keglern,  v.  12.  Febr.  1S70,  mit  Maximal- 
tarif (u.  A.  bei  Olibo  11,  68  IT.,  Vigücs  II,  .390^.).  Departemental-Ordnungs- 
Gesetz  t.  10.  Aug.  1871  (Art.  46—49,  Mitwirkung  der  Generalräthe  in  Octroi- 
angelegenheiten).  —  Ges.  v.  5.  Apr.  1884  betr.  die  Gemeindeordnung,  Art.  137 
bis  139  über  Octroi  (Modification  einiger  Puncte  der  früheren  Gesetzgebung).  —  Ges. 
V.  16.  Juni  1881  (uncntgoltl.  Unterricht  in  öffeutl.  Primärschulen,  y^dea 
Ertrags  des  ordentl.  Octroi  dafür).  —  Mehrfache  frühere  und  neueste  Decrete,  Min.- 
Erlaase  über  die  Durchführung  des  Entreput  fictif  für  Brenn-  und  Rohstoffe  der 
Fabriken,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  {\fylS,  1882,  1888,  s.  Block,  dict.  u.  Supplem).  — 
Mit  dem  Octroi  steht  auch  noch  ein  staatlicher  Einnahmezweig  und  eine  bezüg- 
liche Zahlung  der  Gemeinden  in  Verbindung,  die  sogen.  Käser nirungs kosten  in 
Gemeinden  mit  Octroi,  Dccr.  ?.  10.  Aug.  1810,  Art.  3,  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  Art.  46, 
Ord.  T.  5.  Aug.  1818. 

Literatur.  Bibliographie  im  Block'schen  dict.,  p.  1349;  bei  t.  Brasch, 
a.  a.  0.,  S.  102;  in  den  Aufs.  v.  Reitzenstein's  in  Hildebrand-Conrad 's  Jahrbüchern, 
B.  42  (N.  F.  B.  8),  S.  42  und  passim.  —  Stourm,  passim,  z.  B.  I,  eh.  13;  p.  352.  — 
Vignes  L  203—217,  294—297,  II,  390  ff.  (Generaltarif  v.  1870).  Block,  dict.  Art. 
octroi  Ton  Vuatrin,  nebst  Supplementen  (viele  Entscheidungen  der  Judicatur);  auch 
einzelne  Abschnitte  in  dem  Art.  Organisation  commun.  (so  im  suppl.  gcn6r.  die  mini- 
sterielle Instruction  zu  den  Artikeln  über  Octroi  in  der  neuen  Gemeindeordnung 
T.  1884,  p.  332).  Say,  dict.,  der  Hauptartikel  octroi  noch  nicht  erschienen.  Einzelnes 
in  anderen,  so  im  Art.  budget  comm.  p.  472,  Statistisches  p.  477  ff.  v.  Hock,  S.  377 
bis  382.  r.  Kaufmann,  S.  744 — 746.  —  Als  Commentar  und  Sammlung  des 
Yerordnungsmaterials  u.  s.  w.  (wo  Dalloz'  rcpertoire  zu  weit  zurückliegt  und 
deshalb  nicht  mehr  ausreicht)  bes.  wieder  Olibo  II,  61 — 238  (in  der  benutzten  5.  Aufl. 
bis  1878).  Thorlet's  r6g.  financ.  passim,  bes.  §.  486  ff.,  s.  v.  octroi  in  Register 
(gegenwärtiger  Rechtszustand).  —  Bonnal,  traitii  des  octrois,  Par.  1873.  Wesentlich 
historisch  (ancien  regime):  Burot  de  TIslc  de  Challan,  les  octrois,  Senlis,  1872  (s. 
T.  Reitzenstein  a.  a.  ü. ,  S.  42).  Desgl.  für  Paris  A.  de  Saint- Julien  et  G. 
Bienaymc,  histoire  des  droits  d'cntr6e  et  d'octroi  ä  Paris,  Par.  1887  (wesentlich 
ältere  Geschichte,  aber  bis  1SS6  gehend,  eh.  7  u.  S  die  Zeit  v.  1791 — 1886,  p.  115 
bis  137),  mit  Tarifen  v.  12.  u.  1 3.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart.  L.  Blanc  (Pariser 
Jurist.  Dissert  1880  gemischten  Inhalts,  darin:)  les  iinances  de  la  commune  et  la 
question  des  octrois.  —  Wiederholte  Discussion  der  principiellen  und  practischen  Frage 
des  Octroi  hinsichtlich  des  Für  und  Wieder,  so  in  den  1860er  Jahren  und  auch  noch 
nach  1870,  theils  in  den  Fachzeitschriften  und  der  öffentlichen  Presse,  theils  in  eigenen 
Schriften  (s.  Katalog  d.  preuss.  Statist.  Bur. ,  II.  Abth. ,  S.  819).  Vieles  davon  in 
F.  Reitzenstein's  Arbeit  berührt,  auch  von  v.  Brasch,  worauf  hier  zu  verweisen 
genügen  muss,  da  an  dieser  Stelle  auf  die  Controverse  nur  kurz  zum  Schluss  (§.  349) 
eingegangen  werden  kann.  Vorschläge  zur  Aufhebung  des  Octroi  auch  im  Par- 
lament vor  und  selbst  noch  nach  dem  Kriege,  so  1876;  darüber  Mathieu-Bodet 
n,  371  S.  Aus  der  deutschen  Literatur  bes.  die  Schrift  von  v.  Brasch,  die  Ge- 
meinde und  ihr  Finanzwesen  in  Frankreich,  S.  103 — 129  (gute  Uebcrsicht,  aber  im 
Standpnnct  zu  einseitig  und  in  den  legislat.  Daten  mehrfach  Fehler)  und  v.  Reitzen- 
stein, kurz  in  B.  XII  der  Sehr.  v.  Vor.  f.  Soc.-Polit.  (Com munalsteuerf rage),  S.  150 
bis  157,  erschöpfend  und  vorzüglich  in  Conrad's  Jahrb.,  B.  42  (N.  F.  B.  8),  S.  41 
bis  100  und  B.  43,  S.  219 — 258.  worauf  hier  für  Einzelnes  Bezug  genommen  wird. 

Statistik.  Jährl.  amtliche  Statistik  über  das  Octroi.  S.  schon  oben  S.  409. 
Viel  Material  im  Bull.,  z.  Th.  langjährige  Ucbcrsichtcn ,  auch  mit  Erläuterungen  und 
Geschichtlichem,  so  XI,  39  ff.  (Statistik  v.  1831—80),  I,  32,  81,  136  (grosse  Städte, 
Vergleich  mit  den  Einnahmen  aus  directcn  Steuern),  XXIV,  62  (Octroi  in  1887), 
XXUI,  312  (Octroi  in  Paris  1801—1887),  und  sonst  vielfach,  bes.  über  Paris.  Daten 
öfters  anch  im  Block'schen  Annuire  de  statist.,  so  f.  1888,  p.  42.  Femer  Daten  in 
den  jihiL  Publicationen   über  die  Finanzlage  der  Gemeinden  und  in  a.  m.  (S.  803); 
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auch  im  Ann.  stat.  de  la  Frauce  and  f.  Paris  in  dem  Ann.  stat.  de  la  ville  de  Paris 
(Jahrf?.  18S5,  p.  346 — 357).  Viel  Statistisches  auch  in  r.  Reitzenstein's  Arbeit, 
bes.  B.  43,  219  ff. 

1.  üebersicht  der  Entwicklung. 

§.  342.  Auch  bei  dem  Octroi  der  Gemeinden  hat  man  es,  wie 
bei  so  manchen  ,,modernen''  französischen  Steuern,  wieder  mit  einer 
uralten,  sicher  bis  ins  13.  und  12.  Jahrhundert  zurück  zu  ver- 
folgenden Besteuerung  zu  thun.  Dieselbe  war  im  Ancien  regime 
in  den  letzten  Jahrhunderten  zu  einer  allgemeinen  ausgedehnten 
Entwicklung  in  zahlreichen  städtischen  Haushalten  gelangt,  zwar 
nicht  einheitlich,  aber  doch  vielfach  eingreifend  durch  die  Staats- 
gesetzgebung geregelt  und  durch  dieselbe,  besonders  seit  Ludwig  XIV. 
mit  für  die  Staatsfinanzen  in  Anspruch  genommen  worden,  indem 
endgiltig  die  Hälfte  des  Octroiertrags  dem  König,  bez.  dem  Fiscus 
zufallen  sollte  (1653,  1663,  1681).  Am  Schluss  des  „alten  Regi- 
ments^'  war  das  Octroi  so  eine  Hauptgrundlage  für  die  städti- 
schen Finanzen,  namentlich  auch  in  Paris  und  durch  den  Staats- 
antheil  auch  eine  wichtige  Quelle  von  Staatseinkünften. 

In  den  Städten  war  der  Octroiertrag  zum  Theil  zu  Zwecken  der  Hospitäler  be- 
stimmt. Bei  buntem  Wirrwarr  und  grosser  Mannigfaltigkeit  der  besteuerten  Artikel 
und  der  Steuersätze  waren  es  schon  vor  1789,  wie  im  19.  Jahrhundert,  vornemlich  die 
Getränke,  besonders  Wein,  Spirituosen,  Fleisch,  Wild,  Geflügel,  Fische, -andere 
agrarische  Producte  (Butter,  Eier),  Viehfutter,  Brenn-,  Beleuchtungs - ,  Bau- 
materialien, aber  auch  einzelne  fertige  Artikel,  Fabrikate,  auf  welchen  das  Octroi 
ruhte.  Die  Sätze  waren,  bes.  in  Paris,  zum  Theil  hoch  und  dadurch  wohl  vielfach 
druckend.  (Vgl.  die  Tarife  f.  Paris  in  Saint- Julien  und  Bienaymc  a.  a.  0.)  Die 
ältere  Bauweise  der  Städte  gab  auch  hier,  wie  in  anderen  Ländern,  die  einfache  und 
im  Ganzen  sichere  und  bequeme  Erhebungsform,  an  den  T hören  u.  s.  w.,  an  die 
Hand  und  demgcmäss  erfolgten  die  Controlen  beim  Verkehr  vom  Lande  in  die  Städte 
hinein.  Die  Erhebung  geschah  auch  hier  vornemlich  durch  Steuerpächter.  Der 
Gesammtertrag  des  Octroi  in  Frankreich  erreichte  um  1798  vielleicht  93  Hill.  Livres 
(übrigens  nicht  ganz  sichere  Schätzung,  s.  v.  Ileitzenstein,  Jahrb.  42,  55).  lu 
Paris  war  der  letzte  Pachtvertrag  v.  17S7— 1792  auf  jährlich  30  Mill.  L.  (mit  be- 
dingungsweisem Abzug  von  1.22  Mill.)  in  Minimo  abgeschlossen.  Selbst  im  J.  1790, 
wo  doch  die  Volksbewegung  gegen  das  Octroi  schon  stark  eingewirkt  hat,  wird  die 
erzielte  Einnahme  auf  35.91  Mill.  L.,  wovon  25.06  fUr  den  Staat,  10.85  für  Sudt  und 
Hospitäler,  angegeben  (Saint-Julicn  und  Bienaym6,  p.  113,  v.  Reitzeustein 
a.  a.  0.,  S.  53;  vgl.  auch  oben  S.  155  aus  Neck  er 's  Anschlägen;  Über  die  Periode 
vor  1789  tlberhaupt  v.  ßeitzenstein,  S.  43 — 57). 

Beim  Ausbruch  der  Bevolution  wandte  sich  die  Volksbewe- 
gung mit  besonderer  Schärfe  gegen  die  Octroi s,  ja  man 
kann  wohl  sagen,  mit  dem  Sturm  auf  die  ^^Barri^ren'',  speciell  in 
Paris,  und  mit  der  Anzündung  derselben  begann  eigentlich  die 
revolutionäre  Bewegung  in  dieser  ,,drastischen''  Weise 
sich  kund  zu  thun.  Obgleich  man  zur  Wiederherstellung  der 
Barrieren  schritt,   die  Nationalversammlung  auch,  wie  in  anderen 
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ähnlichen  Fällen,  wiederholt  bis  zur  Neuordnung  der  Steuern  die 
Fortdauer  der  Octroierhebnng  decretirte,  war  die  letztere  doch  in 
Paris  und  anderen  Orten  nicht  mehr  in  der  früheren  Ordnung  und 
Strenge  bei  der  Schwäche  der  öffentlichen  Gewalt  durchzusetzen. 
Die  principiellen  steuerpolitischen  Bedenken  der  damaligen  Gesetz- 
geber gegen  alle  indirecten  Steuern  und  vollends  gegen  die  eine 
Menge  wichtiger  Lebensbedürfnisse  belastenden  und  den  freien 
Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  so  belästigenden  und  störenden 
Octrois  kamen  hinzu  und  mit  den  übrigen  indirecten  Verbrauchs- 
steuern fielen  denn  auch  die  Octrois  in  der  Gesetzgebung ,  ohne 
dass  man  irgendwie  zuvor  für  den  unentbehrlichen  Ersatz  der 
städtischen  Einkünfte,  für  die  Deckung  der  speciell  auf  das  Octroi 
angewiesenen  Ausgaben,  —  vom  Staatsantheil  am  Octroi  ganz  zu 
schweigen  —  gesorgt  hätte,  in  einer  Zeit,  wo  die  neuen  directen 
Steuern  eben  erst  in  der  Ausbildung,  die  gesammte  öffentliche 
Ordnung  immer  mehr  in  der  Auflösung  begriffen  war:  einer  der 
characteristischsten  Vorgänge  thörichter  Finanzpolitik  in  dieser  an 
solchen  Vorgängen  so  reichen  Periode. 

Ges.  F.  19./25.  Febr.  1791.  Fortfall  der  Erhebung  y.  1.  Mal  1791  an,  welcher 
Tag  daranfhin  mit  öffentlichen  Musik- AuMgen  gefeiert  wurde.  S.  Julien  u.  s.  w., 
p.  114,  T.  Reitzenstein,  S.  57  if. 

Die  Freude  währte  auch  hier  nicht  lange.  Mit  dem  Fortfall 
der  Octrois  zerrütteten  die  Finanzen  der  Städte  alsbald  völlig.  Die 
directen  Steuern  boten  keine  Abhilfe.  Die  nothwendigsten  Aus- 
gaben konnten  nicht  mehr  bestritten  werden,  namentlich  auch  die- 
jenigen ftir  Untersttttzungswesen  (Hospitäler),  ,,die  Verwaltung 
stand  stilP'y  der  selbst  so  bedürftige  Staat  musste  für  das  Dring- 
lichste Vorschüsse  leisten.  Diese  Verhältnisse  erklären  es,  dass 
man  auf  diesem  Gebiete  schon  unter  dem  Directorium  noth- 
gedrungen  zu  den  ,,indirecten  Verbrauchssteuern'^  zurück- 
kehrte und  gerade  iUr  die  Gemeinden  zuerst  wieder  principiell  bei 
Unzureichendheit  der  anderen  Mittel,  auch  der  Zuschlagcentimen, 
„indirecte  und  locale  Contributionen^'  für  allein  zulässig  erklärte 
(Ges.  V.  9.  Germ.  V,  Art.  6).  Schrittweise,  zunächst  mittelst  jedes- 
maligen Specialgesetzes,  ging  man  dann  mit  der  Wiedereinführung 
des  Octroi,  zuerst  in  Paris  (Oct.  1798),  darauf  in  verschiedenen 
einzelnen  anderen  Städten  vor,  bis  schliesslich  von  1800  an  ganz 
allgemein  nach  genereller  gesetzlicher  Ermächtigung,  im  einzelnen 
Falle  bereits  nur  im  Verordnungswege  (mittelst  Decrets),  das  Octroi 
wieder  eingeführt  ward. 
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Ges.  7.  5.  Vcnt.  YIII;  ferner  die  anderen  oben  in  der  Uebersiclit  genannten  Ge- 
setze» S.  884).  Der  her?orgehobeno  Hauptzweck  war  die  Sicherung  der  Mittel  für 
Hospitäler  und  sonstige  öffentliche  Hilfsleistung,  wonach  das  Octroi  auch  anfangs  be- 
nannt wurde  (o.  municip.  et  de  bieufaisance).  Aber  damit  war  keine  Beschränkung 
in  Verwendung  und  Benutzung  fUr  andere  Gemeindeausgaben  in  der  Weiterentwicklung 
verbunden,  ron  dem  bleibenden  subsidiären  Character  des  Octroi  abgesehen,  nem- 
]ich,  dass  es  nur  eingeführt  und  verbleiben  sollte,  wenn  die  anderen  Einkünfte,  incl. 
die  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern,  nicht  ausreichten.  Die  betroffenen  Artikel, 
speciell  in  Paris,  waren  im  Ganzen  und  meist  von  vornherein  wieder  die  früheren, 
namentlich  die  Getränke,  aber  auch  Vieh  und  Fleisch,  trockenes  Viehfatter,  Brenn - 
und  Baumaterialien,  regelmässig  dagegen  nicht  Getreide,  Mehl,  Brot.  Die  Sätze  waren, 
zumal  anfangs,  aber  meist  erfieblich  niedriger  als  die  früheren,  —  auch  daher  natür- 
lich dann  der  Ertrag  kleiner,  von  anderen  Einflüssen  abgesehen.  Wichtig  und  ein 
Fortschritt  gegen  früher  war  die  principiell  scharfe,  aber  in  der  Praxis  doch  erst 
allmälig  völlig  durchgeführte  Beschränkung  des  Octroi  auf  die  zur  Consumtion  in 
der  Gemeinde  bestimmten  Artikel,  im  Unterschied  von  den  nur  durchgeführten. 
Mit  der  weiteren  Wiederherstellung  der  Staatsordnung  unter  dem  Consulat  und  Kaiser- 
reich dehnte  sich  die  Octroi-Einrichtung  dann  rasch  wieder  allgemeiner  und  auch  auf 
zahlreiche  kleine  Gemeinden  aus.  Sie  soll  1805  im  damaligen  Staatsgebiet  in  3262 
Gemeinden  bestanden  haben.  In  Paris  war  der  Rohertrag  des  Octroi  ISOl  10.94, 
1804  schon  19.05,  seitdem  bis  1S13  19 — 21  Mill.  Frcs.,  also  doch  immerhin  nach- 
haltig erheblich  niedriger  als  vor  der  Revolution  der  städt.  und  Staatsantheil  zusammen 
(Bull.  XXm,  312.    St.-Julien  u.  s.  w.  p.  1141!.,  v.  Reitzcnstein,  B.  42,  S.  59  ig. 

Das  so  wiedereiDgeführte  Octroi  war  zuerst  als  reine  Ge- 
meindesteuer (mit  Verwendung  mit  für  die  Hospitäler  u.  s.  w.) 
geplant  gewesen.  Vom  J.  1802  ab  beanspruchte  aber  auch  der 
Staat  wieder  einen  Antheil,  zunächst  von  5%  von  dem  Reinertrag 
des  Octroi  in  den  Gemeinden  über  4000  Einwohner,  seit  1806  von 
10  Vo  in  den  Gemeinden,  die  über  20,000  Frcs.  Octroiertrag  hatten, 
unter  dem  Titel  des  Suppenbrots  der  Soldaten  und  mit  der  Moti- 
virung  einer  Vertheuerung  der  Truppenverpflegung  durch  das  Octroi. 
Dieser  10%  Antheil  ging  in  die  spätere  Gesetzgebung  (1816),  mit 
Ausdehnung  auf  alle  Gemeinden  mit  Octroi,  über  und  wurde  erst 
im  J.  1852  von  Seiten  des  Staats  aufgegeben. 

Erl.  V.  24.  Frim.  XI,  Ges.  v.  24.  Apr.  1806.  Ges.  v.  28.  Apr.  1816,  Art.  153, 
Decr.  V.  17.  März  1852,  Art.  25.  Nur  von  den  Ertragen  der  Haupt-,  nicht  der  Zu- 
schlag -  und  zeitweiligen  Sätze  wurde  der  Staatsantheil  bezogen.  Auch  war  u.  A.  der- 
jenige Betrag  davon  frei,  welcher  vom  Octroi  zum  Ersatz  der  Mobiliarsteuer  verwendet 
wurde.  Bei  der  Aufhebung  im  J.  1852  sollten  die  ordentlichen  Sätze  sofort  ohne 
Weiteres  um  10%  herabgesetzt  werden,  also  die  Aufhebung  den  Steuerpflichtigen, 
nicht  den  Gemeinden  zu  Gute  kommen. 

Sonstige  Antheile  des  Staats  am  Octroi  oder  anderen  Gemeindeeinkünften  waren 
nach  dem  gen.  Artikel  des  Ges.  v.  1816  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Indessen  lief 
die  damals  schon  bestehende  und  dauernd  gebliebene  communale  Käsern irungs- 
Kosten-Zahlung  eigentlich  auf  einen  verhüllten  Antheil  am  Octroi  hinaus.  Es  wurde 
nemlich  durch  Decr.  v.  10.  Aug.  1810  angeordnet,  dass  in  Gemeinden  mit  Oc- 
trois  die  Militärbetten  auf  Kosten  dieser  Gemeinden  zu  besorgen  seien,  da  die  letz- 
teren das  Octroi  vom  Consum  der  Truppen  bezögen.  Für  diese  „Ausgaben  für  Kaser- 
nirung  und  Militärbetten"  erfolgte  dann  durch  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  Art.  46  eine 
Umänderung,  indem  eine  Abgabe  von  bis  höchstens  7  Frcs.  p.  Mann  und  3  Frcs. 
p.  Pferd  jährlich  und  dafür  Abonnements  mit  den  Gemeinden  eingeführt  wurden  (Ord. 
V.  5.  Aug.  1818).    Im  Effect  kommt  dies  in  der  That  eben  doch  auf  einen  Antheil 
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des  Staats  am  Octroicrtrage  hinaus.    (Olibo  H,  239 — 251,  Abschii.  frais  de  cascrne- 
meiit.)    Der  Staat  bezog  unter  diesem  Titel  1S60  1.51,  1884  2.17  Mill.  Frcs. 

Bald  nach  der  WiedereiDführuDg  des  Octroi  wurde  auch  die 
früher  schon  besprochene  Einrichtung  getroffen,  dass  es  den  Ge- 
meinden mit  Octroi  gestattet  sein  solle,  die  staatliche  Persona  1- 
und  Mobiliarsteuer  ganz  oder  theilweise  aus  dem  Octroi- 
ertrage  zu  bestreiten. 

S.  oben  §.  191.     Zuerst  im  J.  XI   und  XII;  fUr  Paris  Krl.  v.  21.  Sept.  1803. 

Nachdem  sich  so  das  Octroi  unter  dem  ersten  Kaiserreich 
wieder  als  Gemeindebesteuerung  eingebürgert  hatte,  scliritt  man  im 
Verordnungswege  dazu,  durch  allgemeine  Normen  in  das 
gcsammte  Octroiwesen  eine  gewisse  Ordnung  und  Uebereinstimmung 
zu  bringen,  betreffs  der  Einführung,  Einrichtung  und  Durchführung 
des  Octroi,  der  Wahl  der  besteuerten  Artikel,  der  Erhebungs- 
form u.  s.  w.  (Decr.  v.  17.  Mai  1809).  Die  staatliche  Oberaufsicht 
über  das  Octroi  stand  der  Direction  der  „vereinigten  Abgaben", 
der  späteren  Generaldirection  der  indirecten  Steuern  zu,  welcher 
im  J.  1812  sogar  die  Erhebung  der  Octrois  selbst  übertragen 
wurde.  Letztere  Massregel  wurde  jedoch  als  obligatorische  unter 
der  neuen  königlichen  Regierung  wieder  rückgängig  gemacht  (Ges. 
V.  8.  Dec.  1814). 

Das  Octroiwesen  selbst  ging  aber  im  Wesentlichen  auf  der 
bisherigen  Grundlage  in  diese  neue  Periode  über,  doch  mit  Ge- 
währung etwas  weiterer  und  selbständigerer  Rechte  des  Municipal- 
raths  in  Betreff  der  Einrichtung  des  Octroi  (Ord.  v.  9.  Dec.  1814, 
in  der  Hauptsache  eine  Wiederholung  des  Decrets  von  1809).  In 
dem  grossen  Steuergesetz  v.  28.  Apr.  1816,  dessen  im  früheren 
Verlauf  dieser  Arbeit  so  oft  zu  erwähnen  war,  wurde  das  Octroi- 
wesen dann  in  das  Steuersystem  der  Restauration  endgiltig  auf- 
genommen, die  leitenden  Grundsätze  des  Finan^^rechts  dieses 
Gebiets  festgestellt,  auch  durch  Bestimmung  einer  Grenze  der 
Octroisätze  für  Getränke  im  Verhältniss  zu  den  staatlichen  Ge- 
tränke-Eingangsabgaben (o.  §.  258)  das  fiscalische  Interesse  in 
diesem  besonderen  Falle  einer  Collision  der  staatlichen  und  com- 
munalen  Finanzinteressen  sichergestellt  (Ges.  v.  1816,  Art.  149). 
Die  Ordonnanz  vom  9.  Dec.  1814  blieb  im  Uebrigen  die  Grundlage 
des  Verwaltungsrechts  des  Octroi  und  ist  es  in  Hauptpuncten  noch 
gegenwärtig. 

In  der  Folgezeit  ist  dann  nur  wenig  an  diesem  Rechte  und 
nur  in  Einzelheiten  verändert  worden.   Erst  durch  die  Gesetze  über 


890         6.  B.   2.  K.   Steucrrecht.    1.  H.-A.    2.  A.   Frankreich.    §.  342. 

die  Municipalräthe  vom  24.  Juli  1867,  über  die  Generalrätbe  vom 
10.  Aüg.  1871  und  in  neuester  Zeit  noch  durch  die  Gemeinde- 
ordnung vom  5.  April  1884  sind  hinsichtlich  der  Competenzen 
in  Octroiangelegenheiten  Aenderungen  und  im  Allgemeinen  Er- 
weiterungen der  Rechte  der  Selbstverwaltungsorgane,  doch  mit  den 
genügenden  Cautelen  zum  Schutz  der  allgemeinen  und  der  Staats- 
interessen, getroffen  worden  (s.  folg.  §§.). 

Von  besonderer  Bedeutang  war  der  Erlass  eines  Reglements  unter  dem  12. 
Febr.  1870  znr  Ausführung  des  gen.  Gesetzes  von  1867  fArt.  8—10),  vorin  far  alle 
Gemeinden,  ausser  Paris,  ein  Normal-Maximaltarif  für  die  Octroisätzc  und  ein 
Yerzeichniss  der  im  Allgemeinen  zur  Belegung  mit  Octroi  zulässigen  Artikel  auf- 
gestellt worden  sind.  Höhere  Sätze  und  andere  ab  die  im  Tarif  genannten  Objecte 
bedürfen  einer  besonderen  Genehmigung  von  höherer  Stelle  (Decret  nach  Begutachtung 
im  Staatsrath). 

Die  neuere  Gesetzgebung  hat  so  gesucht,  einseitigem  commu- 
nalen  Fiscalismus  auf  dem  Gebiete  des  Octroi  und  wirthschaftlich 
und  socialpolitisch  bedenklicher  Gestaltung  des  Octroiwesens  nach 
Möglichkeit  zu  begegnen  —  besonders  in  Bezug  auf  die  Wahl  der 
Steuerobjecte,  die  Höhe  der  Steuersätze,  die  Verhütung  einer  Be- 
günstigung der  localen  Production  in  schutzzöUnerischer  Weise 
mittelst  des  Octroi  gegen  die  Production  anderer  inländischer  Orte, 
die  Erschwerung  der  Lage  der  nicht  flir  den  Ortsbedarf,  sondern 
fUr  den  allgemeinen  Absatz  im  Handel,  im  In-  und  Auslande, 
arbeitenden  Industrieen  durch  das  Octroi,  die  Hemmung  des  localen 
Durchfuhrverkehrs,  —  während  anderseits  doch  dem  Octroi  eine 
mächtige  finanzielle  Bedeutung  für  die  Gemeindehaushalte  verschafft 
und  erhalten  wurde.  Diese  Bestrebungen  sind  im  Ganzen  erfolg- 
reich gewesen.  In  fast  allen  Städten  und  überhaupt  in  den  meisten 
grösseren  Ortschaften  ist  das  Octroi  regelmässig  die  wichtigste  Stener- 
quelle  geworden  und  geblieben. 

S.  schon  die  statistischen  Daten,  welche  oben  in  §.  336  eingestreut  wurden; 
auch  die  Daten  S.  409.  Folgende  Uebersicht  zeigt  die  Entwicklung  im  Ganzen 
Block,  Ann.  d.  sUt.  p.  1888,  p.  42). 

^  1  Zahl  der  Mit  Rohertrag  Erhebungs-  Rohertrag 

''^^  Gemeinden  1000  Ein w.  MUl.  Frcs.  kosten  7o  p.  Kopf, Frc5. 

1823  1434  5,997            G1.87  27.8  10.32 

1833  1448  6,306            65.94  24.1  10.46 

1843  1467  7,297            83.17  21.8  11.40 

1853  1475  7,330            90.42  20.8  13.16 

1S63  1510  9,582           157.44  10.3  16.43 

1873  1516  10,517           211.21  8.7  20.08 

1884  1524  12,476           284.38  8.1  22.81 

Im  J.  1869  bestand  das  Octroi  in  1543  Gemeinden,  gab  201.54  Mill.  Frcs.  roh. 
in  1872  in  150b,  mit  199  53  Mill.  Ertrag,  nach  dem  Ausscheiden  von  Elsass-Lothriugeu, 
im  J.  1887  gab  es  1525  Gemeinden  mit  Octroi.    Die  Zahl  schwankt  jährlich  wenig, 
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aber  doch  Afters  etwas  durch  neue  Einführung  oder  Aufhebung  des  Octroi,  meist  üi 
ganz  kleinen  Gemeinden.  Im  J.  1887  vertheiltesich  die  Zahl  der  Gemeinden  (ohne 
Corsica,  woselbst  9  Gemeinden  mit  Octroi)  folgendermaassen  nach  der  Grösse  der 
„agglomerirten  Bevölkerung"  (Bull.  XXIV,  62): 


Gemeinden  bis  4,000  Einwohner 

Yon     4—10,000 
„    10—20,000 
mit  Ober  20,000 


»1 


<* 


1« 


1» 


1» 


Zusammen 


1076 

271 

95 

74 


1516 


Von  487  Städten  tlber  4000  Einw.  hatten  bloss  47  kein  Octroi;  unter  den  klei- 
neren besassen  es  auch  rein  ländliche  Ortschaften. 

In  den  grösseren  und  zumal  den  Grossstädten  hat  sich  das  Octroi  seit  lange  zur 
weitaus  stärksten  communalen  Steuerquelle  entwickelt.  Es  wirft  hier  gewöhnlich 
3 — 5mal,  in  einzelnen  Fällen  8 — lOmal  so  viel  ab  als  die  Communalzuschläge  zn  den 
directen  Steuern,  ja  selbst  mehr  (Paris,  mitunter  auch  andere  Städte,  z.  B.  1876  St- 
E^ienne)  als  die  vier  grossen  directen  Steuern  für  Staat,  Departement  und  Gemeinde 
zusammen  in  den  betreffenden  Gemeinden  ergeben,  in  anderen  Gemeinden  wenigstens 
50—90 «/o  letzterer  Summe  (vgl  Bull.  I,  86,  87  f.  1876,  23  grösste  Städte,  XI,  68, 
f.  1879  alle  Gemeinden  über  20.000  Einw.,  XXIV,  68,  30  grösste  Städte).  So  war 
IST 6  in  Mill   Frcs.  der  Ertrag: 


Verhältniss  Von  den 

Octroi 

4  directe 

beider  dir.  Steuern 

Steuern 

Erträge  Gemeinde- 

7o         Antheil 

Paris      .     .     .     . 

124.24 

105.84 

117.4    -  23.89 
80.6          3.13 

Lyon      .     .     .     . 

11.14 

13.69 

Marseille     .     . 

9.78 

11.08 

88.2           1.66 

Bordeaux     .     . 

4.27 

9.05 

47.1           1.60 

Lille  .... 

3.72 

4.89 

76.0           0.74 

Nantes    .     .     . 

2.31 

3.66 

63.7           0.77 

Toulouse     .    . 

2.90 

3.27 

88.7           0.66 

Kouen    .     .    . 

3.50 

4.76 

73.5           0.99 

Havre     .    .     .     . 

2.48 

4  02 

61.8          0.74 

St.  Etienne      .     . 

2.85 

260 

109.5          0.27 

(Bei  den  directen  Steuern  die  Nebenfonds,  der  87o  Gcmeindeantheil  von  der 
Sta-itspatentsteuer  in  der  4.  Col.  inbegriffen.    Bull.  I,  86). 

Im  J.  1887  war  der  Bohertrag  des  Octroi  (mit  Nebeneinnahmen)  in  Paris  130.69 
Mill  Frcs.  (p.  Kopf  58.30  Frcs.),  in  Lyon  10.27  (dgl.  29.86),  in  Marseille  9.64  (dgl. 
25.63),  in  Bordeaux  5.51  (dgl.  22  89),  in  Lille  5.51  (22.89  p.  K.),  in  3  anderen 
Städten  3—4,  in  4  2—3,  in  14  1—2  Mill.  Frcs.,  also  in  26  Städten  über  1  Mill. 
Frcs.    (Bull.  XXIV,  68.) 

Die  reichhaltige  Octroistatistik  lässt  auch  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Departements  ersehen  (vgl.  z.  B.  Bull.  XXIV,  64).  Im  J.  1887  kam  (ohne  Corsica) 
vom  rohen  Gesammtertrag  von  282.71  Mill.  Frcs.  (p.  Kopf  22.99  Frcs.)  auf  Paris  allein 
136.69,  auf  die  anderen  Gemeinden  146.02  Mill.  In  den  Departements  war  der  Ertrag 
p.  Kopf  zwischen  3.64  im  Dep.  Finist^re  und  27.68  Frcs.  im  Dep.  Bhone. 

In  Paris  allein  war  die  Ertragsvermehrung  des  Octroi  (übrigens  zum  Theil 
durch  Ausdehnung  des  Octroigebiets,  bes.  durch  Gesetz  v.  16.  Juni  1859  von  1860  an): 


Jahr 

Ertrag 

Jahr 

Ertrag 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Frcs 

1816 

^0.65 

1856 

44.89 

1826 

30.10 

1866 

96.08 

1836 

29.59 

1876 

124.25 

1846 

33.99 

1886 

135.42 

Max.  sc^on  1882  149.66,  seitdem  andauernd  weniger,  Anschlag  f.  1888  137.75 
MilL    (Bull.  XXIII,  312.) 
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2.     System  und   leitende  vorwaltungs-,    fiuanz-  und  stcucrrechtliche 

Grundsätze  des  Octroiwescns. 

Vgl.  besonders  die  Abh.  von  v.  ßeitzenstein,  namentlich  B.  42,  S.  68  ff.  und 
Abschn.  III  (grundlegende  Keglements),  S.  70  ff.,  auch  IV,  S.  85  ff.,  eine  treffliche 
Bearbeitung  auch  der  verwaltungs-  und  finanzrechtlichen  Dogma tik  des  Gegenstands. 
Die  Gemeindeordnung  von  1884  konnte  in  dieser  li)ereits  18S4  erschienenen  Arbeit 
noch  nicht  berücksichtigt  werden.  Sie  hat ,  ohne  dass  die  Hauptbestimmungen  der 
früheren  Gesetzgebung  über  Octroi  beseitigt  oder  nur  wesentlich  verändert  worden 
sind,  für  die  Stellung  des  Octroi  im  Gemeindehaushalt  Aenderungen  herbei- 
geführt, vornemlich  aber  die  Gompetenzen  der  einzelnen  Selbstverwaltungsorgane 
und  Staatsbehörden,  welche  beim  Octroi,  namentlich  bei  seiner  Einführung,  seineu 
Tarifen,  mitzuwirken  haben,  etwas  abgeändert.  S.  den  amtlichen  Commentar  im  Circ- 
Erl.  d.  Min.  d.  Innern  v.  15.  Mai  1884  im  Block'schen  dict.  suppl.  g6n6r.,  p.  332. 
Ueber  das  System  und  die  Grundsätze  sonst  auch  gut  und  klar  in  Kürze  Yignesa.  a.0. 
und  der  Art.  Octroi  von  Yuatrin  im  Block  sehen  dict.  Die  folgende  Darstellung 
schliesst  sich  zunächst  näher  an  diejenige  v.  Keitzenstein's  an,  mehrfach  wOrtÜch; 
eine  andere  Fassung  würde  nur  mangelhafter  ausfallen  (s.  bes.  B.  42,  S.  66,  68,  60, 
71,  85).  Für  das  hier  übergangene  Einzelne  und  in  Betreff  der  Phasen  der  Entwick- 
lung ist  bes.  auf  v.  Reitzenstein's  Abhandlung  zu  verweisen. 

§.  343.  Das  moderne  französische  Octroi  lässt  sich  schon  zur 
Zeit  seiner  endgiltigen  Wiederherstellung  durch  die  oben  erwähnten 
Gesetze  der  Revolutionszeit  mit  vonReitzenstein  durch  folgende 
drei  Sätze  eharacterisiren :  1)  es  ist  eine  eigene  Communal- 
Auflage  ,,zur  Ergänzung  der  für  den  Bedarf  nicht  ausreichen- 
den Einnahme  der  grösseren  Gemeinden ,  bestimmt,  in  seinem  Er- 
trage die  Mittel  für  die  Erfüllung  der  localen  Verwaltung  zu  ge- 
währen"; 2)  diese  Abgabe  wird  „von  Gegenständen  des 
örtlichen  Verbrauchs  erhoben";  3)  ihre  „Erhebung  und 
örtliche  Regelung  gehört  im  Princip  zu  den  Attributionen 
der  Gemeindeverwaltung". 

Das  Reglement  von  1809,  die  Ordonnanz  von  1814  und  das 
Steuergesetz  von  1816  (28.  Apr.)  haben  dann  das  Octroirecht  codi- 
ficirt  und  fortgebildet,  namentlich  durch  „Normativbedingungen, 
.  welche  die  Grenzen  und  Formen  bezeichnen,  innerhalb  deren  die 
selbständige  EntSchliessung  der  Gemeindeverwaltungen,  bezw.  in 
höherer  Instanz  der  Organe  der  Staatsgewalt  sich  zu  bewegen  hat." 

Die  Gesetzgebung  des  zweiten  Kaiserreichs  und  der  dritten 
Republik  hat  danach  auf  der  älteren,  im  Ganzen  beibehaltenen 
Grundlage  „sich  in  drei  Richtungen  bewegt:  zunächst  ist  das  Recht 
der  Gemeinden,  ttber  den  Ertrag  des  Octroi  zu  verfügen  bezw.  über 
den  Verwendungszweck  Bestimmung  zu  treffen,  zu  einem  aus- 
schliesslicheren  und  ausgedehnteren  gestaltet  worden  (besonders 
durch  Decret  vom  17.  März  1852);  zweitens  haben  die  formellen 
Befugnisse  der  Gemeindeorgane,   über  die  Erhebung  eines  Octroi 
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bezw.  dereu  Modalitäten  zu  beschliessen,  eine  Erweiterung  erfahren" 
und  ist  die  Competenz  des  Organs  des  höheren  Sclbstverwaltungs- 
körpers,  des  departementalen  Generalraths  als  genehmigender  Ober- 
instanz, statt  der  Staatsbehörde,  eingefügt  bezw.  erweitert  worden 
(Gesetze  v.  24.  Juli  1867  und  10.  Aug.  1871);  drittens  endlich  ,,hat 
die  Gesetzgebung  sich  eine  einheitlichere  Regelung  der  für  die 
Octroisteuer  in  formeller  und  vor  Allem  in  materieller  Hinsicht 
massgebenden  Grundsätze  angelegen  sein  lassen",  namentlich  hin- 
sichtlich der  gleichmässigeren  Tarifnormirung ,  der  Beschränkung 
der  durch  das  Octroiwesen  bedingten  Hemmungen  der  freien  Ver- 
kehrsbewegung, der  geringeren  Belastung  der  unteren  Classen 
durch  die  Localtarife  des  Octroi,  der  Vermeidung  einer  Beeinträch- 
tigung des  staatsfinanziellen  Interesses  an  indirecten  Steuern, 
speciell  an  den  Getränkesteuern,  durch  das  Octroi  (Gesetz  vom 
24.  Juli  1867,  Reglement  v.  12.  Febr.  1870,  einzelne  Bestimmungen 
in  den  Getränkesteuergesetzen,  von  1816  und  später). 

Nach  der  neuen  Gemeindeordnung  von  1884  wird  der  Ertrag 
der  zu  den  ordentlichen  Communalausgaben  bestimmten  Octrois 
jetzt  einfach  als  ein  Glied  (Nr.  4)  der  Einnahmen  des  ordent- 
lichen Gemeindebudgets  aufgeführt  und  der  Ertrag  der  Sätze  und 
Zuschlagsätze  (surtaxes),  welche  die  specielle  Bestimmung  für 
ausserordentliche  Ausgaben  und  für  Rückzahlung  von 
Anleihen  haben,  zu  den  ausserordentlichen  Einnahmen  des 
Gemeindebudgets  gestellt  (Art.  133,  134). 

Diese  Unterscheidang  hat  eine  besondere  Bedeutung  für  die  jetzige  Ordnung  des 
Gemeindehaushalts  bekommen,  u.  A.  in  Folge  einer  das  ordentliclie  Octroi  bctrcft'cndeu 
Bestimmung  des  Gesetzes  y.  16.  Juni  1881  über  die  absolute  Unentgeltlichkeit  des 
Primärunterrichts  in  den  öffentlichen  Schulen.  Danach  ist  V5  ^om  Reinertrag  der 
ordentlichen  Steuersätze  (taxes)  des  Octroi  —  wie  ?erschiedcner  anderer  Communal- 
üinkUnfte,  so  auch  aus  der  Hundesteuer,  des  Gemeindeantheils  an  der  Wagen-  und 
Pferdesteucr  und  der  Jagdscheinabgabe  u.  a.  m.  —  ausdrtlcklich  für  die  ordentlichen 
und  obligatorischen  Ausgaben  der  Gemeinde  im  Dienste  der  öffentlichen  Primarschulen 
zu  verwenden  (gen.  Ges.  Art.  3\ 

In  der  neuen  Gemeindeordnung  sind  dann  auch  die  Compe- 
tenzen  von  Municipalrath,  Generalrath  (oder  Departementalcom- 
mission  in  der  Zeit  zwischen  den  Generalrath-Sessionen),  Präfect^ 
Staatsoberhaupt  (Präsident  der  Republik)  in  Bezug  auf  EintUhrung, 
Erhebungsordnung,  Verlängerung,  Tarifänderungen,  Aufhebung  des 
Octroi,  Reglementirung  und  sonst  bei  den  verschiedenen  Mass- 
nahmen zu  beobachtende  Normen  mehrfach  abweichend  von  der 
früheren  Gesetzgebung  geregelt  worden    (Art.  137  —  139).      Diese 
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Bestimmungen  bilden  den  gegenwärtigen  Rechtszustand  des  Octroi 
bezüglich  der  Puncte,  welche  sie  betreffen. 

Im  Ganzen  erscheint  hiernach  jetzt,  entsprechend  der  ein- 
getretenen thatsächlichen  Entwicklung  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  80 — 90  Jahren,  der  ursprünglich  geplante  und  im  bisherigen 
Recht  beibehaltene  mehr  subsidiäre  Character  des  Octroi,  zur 
Ergänzung  der  anderen  Communaleinnahmen,  auch  der  Zuschlag- 
centimen, dem  eines  regelmässigen  normalen  Glieds  der 
Gemeindeeinkünile  gewichen.  Damit  würde  das  Octroi  dann  jener 
Entwicklung  gemäss  auch  rechtlich  doch  eine  andere,  festere 
Stellung  im  Communalsteuersystem  erlangt  haben,  wenngleich  es 
nicht  zu  einem  nothwendigen ,  obligatorischen  Gliede  geworden, 
sondern  ein  facultativer  Bestandtheil  dieses  Systems,  je  nach 
den  Beschlüssen  des  Municipalraths,  geblieben  ist. 

Im  Folgenden  wird  vorncmlich  der  grcgenwärtigc  Rechtszastand  bei  dein 
Octroi  dargelegt,  mit  gelegentlichen  Kückblicken  auf  frühere  Phasen  und  Bestimmungen, 
aber  mit  Beschränkung  auf  das  Hauptsächliche.  FUr  weiteres  Einzelne  s.  die  gen. 
Schriften,  ausser  v.  Reitzcnstein,  Vigncs,  Yuatrin  auch  Thorlet  und  beson- 
ders Olibo. 


3.    Die    hauptsächlichen    einzelnen    Grundsätze    und    Bestimmungen. 

.  §.  344.  Das  in  diese  Darstellung  Gehörige  wird  hier  unter 
folgenden  sieben  Puucten  znsammengefasst:  Einführung,  Ver- 
längerung, Aufhebung  des  Octroi — ,  örtlicher.Um  fang  des 
Octroigebiets  („Octroibezirk'*)  — ,  sachlicher  Umfang 
der  dem  Octroi  unterworfenen  Artikel  oder  Bestimmung 
der  Steuerobjecte  —  Feststellung  des  Octroitarifs 
(Tarifsätze)  —  Organisation  des  Octroidienstes  (Ver- 
waltungs-  und  Erhebungsformen)  —  Erhebung  des 
Octroi,  Controlen,  Erhebungskosten  und  Reinertrag  — 
Strafbestimmungen:  eine  Anordnung  der  Darstellung,  welche 
sich  aus  dem  Wesen  der  Sache  ergiebt,  daher  ähnlich  von  allen 
Autoren  befolgt  wird. 

1.  Einführung,  Verlängerung  und  Aufhebung  des 
Octroi.  Die  Einführung  eines  Octroi  in  einer  Gemeinde  und 
die  Feststellung  der  Steuersätze  dafUr  erfolgt  nur  auf 
Antrag  des  Municipalraths  nach  einem  bezüglichen  Beschluss  des- 
selben  und  nach  Begutachtung  durch  den  Generalrath  oder  die 
Departementalcoramission  auf  Grund  der  Ermächtigung  der  Re- 
gierung   mittelst    eines    im    Staatsrath    ertheilten    präsidentiellen 
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Decrets.    Dasselbe  gilt  vom  Erlass  der  Reglements  in  Betreif  der 
Erhebung  des  Octroi, 

Gem.-Ges.  y.  1884,  Art.  137.  Nar  vorübergehend  war  kurze  Zeit  hindurch  unter 
Napoleon  I.,  wenn  die  Municipalräthe  nicht  über  das  Octroi  votirten  oder  es  ablehn- 
ten, bedingungsweise  Seitens  der  Regierung  die  Einführung  des  Octroi  von 
Amtswegen  in  einer  Gemeinde  zulässig  (Regl.  v.  1809,  auch  nach  Ord.  7.  1814), 
was  aber  seit  dem  Ges.  v.  1S16  (Art.  147)  wieder  aufgehört  hat. 

Die  im  ordentlichen  Gemeindebudget  stehenden  Erträge  des 
Octroi  aus  den  ordentlichen  oder  Hauptsätzen  sind  gewöhnlich 
bleibend  und  werden  meistens  auf  10  Jahre,  die  Zuschlagtaxen 
für  ausserordentliche  Ausgaben  im  ausserordentlichen  Budget 
gewöhnlich  nur  auf  5 — 6  Jahre  festgestellt.  Eine  Verlängerung 
der  Zeitdauer  kann  der  Municipalrath  für  höchstens  5  Jahre  allein 
von  sich  aus  rechtsgiltig  bescbliessen.  Für  eine  Periode  über 
5  Jahre  hinaus  bedarf  es  wieder  derselben  Mitwirkung  der  ge- 
nannten anderen  Instanzen ,  wie  bei  der  Einführung  und  ersten 
Feststellung  der  Octroisätze. 

Ges.  7.  1S84,  Art.  139,  137.  Vgl.  Thorlet,  §.  4^9.  Im  gen.  Gesetz  sind  die 
Befugnisse  des  Generalratbs  gegen  früher  etwas  erweitert  worden.  So  musste  vor- 
dem immer  erst  der  Generalrath  die  Genehmigung  einer  Verlängerung  von  Zu- 
sclilagtaxen  ertheilen  (Ges.  v.  1871,  Art.  47).  Auch  sonst  Veränderungen  gegen  früher, 
s.  Vignes  I,  206  If. 

Die  Aufhebung  von  Octroisätzen  kann  der  Municipalrath 
nach  dem  neuesten  Gesetz  von  1884  nicht  mehr  von  sich  aus  allein 
bescbliessen.  Sein  Beschluss  unterliegt  zuvor  dem  Gutachten  des 
Generalratbs  (oder  der  Departementalcommission)  und  der  Ge- 
nehmigung des  Präfecten,  gegen  deren  Verweigerung  (oder 
im  Falle  der  Verzögerung  der  Antwort  über  3  Monate  hinaus)  an 
den  Minister  des  Innern  Recurs  ergriffen  werden  kann. 

Ges.  V.  1884,  Art.  138,  69.  Bis  dahin  genügte  ein  Beschluss  des  Municipal- 
rath», wenn  derselbe  nicht  innerhalb  eines  Monats  ?om  Präfecten  annullirt  worden  war. 
£s  ist  daher  jetzt  die  Aufhebung  eines  Octroi,  bezw.  eines  Satzes  desselben  er- 
schwert worden,  was  Beachtung  verdient.  Vollständiges  Auf  heben  eines  einmal  ein- 
geführten ganzen  Octroi  ist  nach  der  amtlichen  Statistil  selten,  kommt  aber  doch  ziem- 
lich jährlich  da  und  dort  vor  (S.  890). 

2.  Oertlicher  Umfang  des  üctroigebiets  („Octroi- 
bezirk'^).  Auch  seine  Feststellung  ist  zunächst  Sache  des  Ge- 
meinderaths,  unterliegt  aber  dann  in  derselben  Weise  wie  Einführung 
und  Reglements  der  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  (also  wie 
unter  ,,1^').  Es  können  jedoch  in  den  Octroibezirk  nicht  bloss  die 
eigentlichen  Orte  (Städte)  und  Vorstädte,  sondern  auch,  wenn  es 
für  zweckmässig  zur  richtigen;  vom  Gemeinderath  zu  bestimmenden 
Abgrenzung  des  Bezirks  gehalten  wird,  ländliche  Districte,  ferner 
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für  den  Octroibezirk  grösserer  Orte  (von  mindestens  4000  Einwohnern) 
andere  Gemeinden  im  Weichbilde  (banlieue),  um  den  Schmuggel 
zu  verhindern,  einbezogen  werden,  diese  Gemeinden  sogar  gegen 
ihren  Willen,  doch  müssen  sie  vorher  gehört  werden  und  die  in 
ihnen  erhobenen  Einnahmen  fallen  immer  den  betreffenden  Ge- 
meinden zu. 

Hier  siud  die  Kechte  zur  Einbeziehung  anderer  Districte  und  (jemeinden  erwei- 
tert worden  gegen  eine  anfängliche  Beschränkung  (Ord.  v.  1814,  Art.  26),  bes.  durch 
Ges.  V.  1816,  Art.  147,  152  (Olibo  II,  lOS,  219,  Thorlet,  §.  509).  Wie  die  Ver- 
rechnung mit  den  Gemeinden  der  banlieue  durchgeführt  wird,  ist  nicht  recht  klar. 
Der  im  Text  angeführte  Schlnsssatz  ist  dem  Art.  152  des  Ges.  ?.  1816  entnommen: 
„les  recettes  faites  dans  ces  banlieues  appartiendront  toujours  aux  communes  dont 
dies  seront  compos6es'\  Wörtlich  kann  das  nicht  wohl  genommen  werden,  sonst 
hätte  die  Hanptgemeinde  unter  Umständen  schweren  Nachtheil.  £s  wird  hier  wohl 
eine  vortragsmässige  Vcrtheiluug  oder  eine  solche  nach  dem  Kopfbetrage  stattfinden.  — 
Practisch  ist  die  Sache  vielfach  ?on  Bedeutung,  wie  man  sich  leicht  vergegenwärtigt 
und  die  Statistik  beweiat.  Die  letztere  unterscheidet  hier  dreierlei:  die  Gesammt-, 
die  Zusammenwohn-  (agglomcree)  und  die  im  umfang  dos  Octroibezirks  sich  befin- 
dende Bevölkerung.  Mitunter  stimmen  alle  drei  (so  von  grösseren  Städten  in  Paris), 
mitunter  die  dritte  mit  der  ersten  oder  die  dritte  mit  der  zweiten  übereiu,  nicht  selten 
gehen  sie  auch  alle  drei  auseinander.  Im  J.  18S7  umfassto  in  ganz  Frankreich 
(ausser  Corsica) 

die  erste     13,546,314 

die  zweite  11,040,636 

die  dritte   12,300,573 
Personen.    (Bull.  XXIV,  66,  68).     Von  der  örtlichen  Bcschalfcnheit  des  Octroibezirks 
und  seiner  Grenzlinie  hängen  die  Schmuggelgefahr,  daher  die  Controlon,  die  Erhebungs- 
kosten mit  ab.    Die  Localverhältnisse  sind  natürlich  hier  von  entscheidendem  Einfloss 
auf  die  zweckmässigste  Gestaltung  des  Bezirks  und  der  Grenzlinie. 

§.  345.  3.  Die  Steuerobjecte  oder  die  Artikel  des 
Octroi.  Die  Bestimmung  dieser  Artikel  ist  mit  derjenigen  der 
Höhe  der  Steuersätze  (§.  347)  der  finanz-  und  steuerpolitisch 
wichtigste  Punct  beim  Octroi.  Von  der  Auswahl  der  Gegenstände 
und  der  Höhe  der  Sätze  hängt  die  finanzielle  Ergiebigkeit 
des  Octroi  ab^  aber  auch  dasMaass  der  Bedenken,  denen  das 
Octroi  als  Besteuerung  ausgesetzt  ist.  Interessen  der  Consumenten 
steuerpflichtiger  Artikel ,  besonders  der  unteren  Classen,  Interessen 
des  Verkehrs  und  der  grossen  Productionszweige,  der  Landwirth- 
Schaft,  der  Industrie,  des  Handels  verlangen  bei  diesen  beiden 
Puncten  nothwendig  eine  umfassende  Berücksichtigung.  Die  An- 
griffe der  Theorie  und  der  Praxis  knüpfen  sich  vomemlich  hier  an 
(§.  349).  Daher  muss  gerade  hier  thunlichst  Bürgschaft  dafür  ge- 
schafft werden,  dass  diesen  Rücksichten  richtig  Rechnung  getragen 
wird.  Das  kann  am  Besten  durch  Einschränkung  der  Com- 
petenz  der  Localorgane  in  Betreff  beider  genannten  Pnncte 
und  durch  angemessene  Mitwirkung  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung,  der  Staatsbehörden  und  der  Organe  höherer 
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SelbstverwaltUDgskörper,  auf  diesem  Gebiete  geschehen. 
Dadurch  soll  nameDtlich  eine  zu  enge,  zu  einseitige  und  kurz- 
sichtige, zu  classenegoistische  und  zu  sehr  bloss  Localinteressen 
kennende  Kirchthurms-Politik  möglichst  unschädlich  gemacht  werden. 

Die  französische  Gesetzgebung  hat  in  Betreff  der  Auswahl 
der  Artikel  verschiedene  Phasen  durchlaufen.  Anfangs  wohl 
etwas  zu  weiten  Spielraum  für  die  Gemeindebehörden  lassend,  hat 
sie  dann  mehr  Einschränkungen  gemacht  (1809,  1814),  darauf  aber 
wieder  im  Gesetz  von  1816  den  Gemeinden  freiere  Bewegung  ge- 
währt. Im  Verwaltungswege  in  der  Aufsichtsinstanz  wurde  indessen 
wohl  immerhin  etwas  regulirend  und  Bedenkliches  hindernd  ein- 
gewirkt, doch  konnte  dem  gesetzmässigen  Recht  den  Gemeinden 
gegenüber  nicht  durchgegriffen  werden.  Von  Neuem  ist  aber  dann 
später  zur  Wahrnehmung  der  allgemeineren  Interessen  bei  der  Be- 
stimmung der  Objecte  und  Steuersätze  des  Octroi  die  Competenz 
der  Gemeinden,  bezw.  der  Municipalräthe  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung eingeschränkt,  zuerst  die  Mitwirkung  der  Staats- 
behörden (Präfect,  Staatsrath,  Staatsoberhaupt)^  darauf  auch  die- 
jenige des  departementalen  Generalraths  hierbei  eingerichtet 
(Ges.  V.  24.  Juli  1867,  bez.  v.  10.  Aug.  1871)  und  zur  Ausführung 
des  Gesetzes  von  1867  das  schon  erwähnte  Reglement  vom 
12.  Febr.  1870  und  in  demselben  ein  sogen.  Generaltarif  ge- 
geben worden,  in  welchem  letzteren  die  im  Allgemeinen  zu- 
lässigen Artikel  kategorienweise  und  die  Maxima  der  Tarif- 
sätze aufgeführt  worden  sind.  Dieser  (nicht  für  Paris  mit  geltende) 
Tarif  ist  die  Norm  geblieben.  Die  Belegung  anderer  als  in  ihm 
enthaltener  Artikel  und  die  Ueberschreitung  des  Maximalsatzes  sind 
nicht  unbedingt  ausgeschlossen,  aber  an  weitere  Formalitäten  und 
besondere  Genehmigung  geknüpft.  In  der  neuesten  Gesetzgebung 
(1884)  ist  es  im  Princip  hierbei  verblieben. 

Hiernach  ist  der  gegenwärtige  gesetzliche  Zustand  bezüglich 
der  Bestimmung  der  Steuer  objecte  des  Octroi  der  folgende: 

a)  Steuerpflichtig  sind  von  den  im  Localtarif  enthaltenen 
Artikeln  nur  diejenigen,  welche  zum  örtlichen  Verbrauch 
bestimmt  sind,  aber  diese  im  Princip  auchsämmtlich  und  nach 
gleichem  Steuersatze  für  den  gleichen  Artikel,  einerlei,  ob 
dieser  von  ausserhalb  eingeführt  oder  im  Octroigebiet 
selbst  producirt  worden  ist. 

b)  Steuerfrei  sind  dagegen  in  der  Regel  voll  und  ganz  die- 
jenigen Artikel,    welche    unter  Innehaltung  der  vorgeschriebenen 
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Förmlichkeiten  durch  das  Octroigebiet  nur  hindurch  ge- 
führt —  „transitiren"  —  oder  welche  in  Entrepöt  (regel- 
mässig sog.  entrepöt  iictif),  nach  den  dafUr  geltenden  Regeln ,  ge- 
nommen werden. 

Brennmaterialien  und  Rohstoffe  der  Industrie,  welche  zur  Herstcllang 
von  Waareu  für  den  Absatz  nach  Aussen  verbraucht  werden,  werdon  jetzt  nach 
dem  Reglement  von  1870,  Art.  8,  ebenfalls  zum  (auch  iictiven)  Entrepöt  zugelassen, 
wenn  der  etwaige  Octroibetrag  '^Vo  ^^^  Wcrthes  der  Menge  Ubeisteigt  und  die  Aus- 
fuhr der  fertigen  Artikel  nachgewiesen  wird.  Bei  geringerem  Octroibetrag  ist  Zahlung 
zu  leisten.  Ein  langwieriger  Streitpunct,  der  so  jetzt  geregelt  ist,  aber  seitdem  noch 
mehrfach  zur  Entscheidung  von  Zweifeln  durch  Verordnungen  normirt  werden  musste. 
Vgl.  Olibo  II,  78,  V.  Reitzenstein,  B.  42,  S.  92— 94.  Block,  dict.  suppl.  g6n6r., 
p.  292  (Üccr.  V.  8.  Dcc.  1882),  suppl.  p.  1$8S,  p.  386  (Decr.  v.  19.  Juni  1888). 

Die  beiden  sich  ergänzenden  Grundsätze  sind  im  modernen 
französischen  Octroirecht  von  Anfang  an  anerkannt  worden.  Sie 
ergeben  sich  auch  aus  dem  Wesen  des  Octroi  als  einer  örtlichen 
Verbrauchsabgaben  sowie  aus  dem  richtigen  Bestreben ,  der 
Octroieinrichtung  die  Wirkung  eines  localen  Schutzzolls 
oder  umgekehrt  eines  Ausfuhrzolls  zu  nehmen,  die  freie  Ver- 
kehrsbewegung nicht  mehr  einzuschränken,  als  durch  die  Ein- 
richtung einmal  geboten  ist,  die  locale  Industrie,  welche  für  den 
Aussenabsatz  arbeitet,  nicht  zu  belasten  und  das  Octroi  auch  nicht 
wie  die  früheren  Binnenzölle  zu  Transitzöllen  werden  zu  lassen. 
Mit  Recht  ist  daher  die  Gesetzgebung  hier  dazwischen  getreten 
und  hat  die  Gemeindeautonomie  beschränkt. 

Die  Schwierigkeit  war  nur,  dies  hier  in  allgemein  richtiger  Weise  zu  thun,  und 
sodann  die  gesetzlichen  Bestimmungen  überall  zur  strengen  Durchführung  in  der  Praxis 
zu  bringen.  In  letzterer  Hinsiclit  zumal  wird  diese  Schwierigkeit  hie  und  da  leicht 
immer  wieder  auftauchen,  wie  sich  bei  der  Regelung  des  £utrep6trechts,  der  Behand- 
lung der  Brennmaterialien  und  Bohstotfe  der  Industrie  zeigt. 

Anerkennung  der  Grundsätze  schon  im  Cics.  v.  27.  Krim.  VIII,  Art.  22,  Ord.  v, 
1814.  Art.  11.  Ges.  v.  1816,  Art,  148;  nach  letzterem  ist  eine  Ausnahme  von  der 
Uegel  der  Besteuerung  der  zum  Localconsum  bestimmten  Gegenstände  „nur  in  ausser- 
ordentlichen Fällen  und  auf  Grund  eines  Specialgesetzes  statthaft".  Solche  Ausnahmen 
kommen  aber  wohl  nicht  vor.  Mitbclastung  der  im  Inneren  dos  Octroigebiets  er- 
zeugten Gegenstände  des  Tarifs  nach  demselben  Satze  wie  die  importirten,  Ord.  von 
1814,  Art.  24,  mit  Ausnahme  von  Bier,  welches  von  ausserhalb  eingehend  höchstens 
um  Vi  höher  als  das  im  Gebiet  gebraute  belegt  werden  durfte  (Ord.  v.  1814,  Art  14). 
Dieser  „locale  Bicrschutzzoll'*  ist  aber  nach  dem  Keglem.  v.  1870,  Art.  10,  nicht  mehr 
ii:estattet.  Natilrlich  setzt  die  strenge  Durchführung  dieses  Grundsatzes  —  ähnlich  wie 
bei  Einfuhrzöllen  und  Accisen  —  ein  gleiches  steuertechnisches  VeranlagongSTcrfahren, 
also  z.  B.  bei  Bier,  Alkohol,  eine  Fabrikatsteuer  voraus. 

Für  Transitverkehr  und  Entrcpotwesen  beim  Octroi  bestehen,  mutatis 
mutandis,  analoge  Normen  und  Einrichtungen  wie  bei  den  inneren  indirecten  Ver- 
brauchssteuern des  Staats,  bes.  den  Gctränkcstcuem  (Eiugangsabgabe),  und  bei  den 
Zöllen.  S.  bes.  o.  §.  262,  2G3  und  S.  841.  In  der  Ord.  v.  1814,  Art.  37—55,  auch 
lieglcm.  V.  1870,  Art.  7  it.,  14,  das  Einzelne,  worauf  wir  hier  unter  Verweisung  auf 
die  frühere  Darstellung  dieser  Puncto  nicht  weiter  eingehen.  S.  darüber  Olibo  11, 
12t)— IMS,  Art.  odroi  im  BlockVhen  dict.  Nr.  f.O— 64,  v.  Keitzenstein,  B.  42, 
S.  79--»2,  lU. 
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Umfassende  Freiheit  yom  Octroi  geniesst  die  Militär-  und  Marinerer- 
waltung  für  die  etwa  dem  Localoctroi  unterliegenden  Rohstoffe,  Baumaterialien,  Brenn- 
stoffe u.  dgl.,  doch  fQr  Lcbonsmittol  nur,  wenn  diese  nicht  am  Orte  verzehrt  werden 
sollen  (also  fOr  Magazinirung  u.  dgl.)*  Brennmaterial  ist  auch  fUr  die  Handels- 
marine (mit  Entrepötrecht)  frei,  dieses  und  die  erforderlichen  Rohstoffe  auch  far  die 
Eisenbahnen  und  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Werkstätten.  Dagegen  ist 
der  Verkehr  in  Bahnhöfen,  Wartesälen,  Burcaux  u.  s.  w.  der  Eisenbahnen  dem 
Localoctroi  unterworfen  (Reglem.  v.  1&70,  Art.  11 — 13). 

Die  Durchfuhrung  der  Besteuerung  der  im  Octroigebiet  „gecmteten,  präparirten 
oder  fabricirten*'  Tarifobjecte  scheint  weniger  Schwierigkeiten  zu  machen,  als  man 
zunächst  Fermuthen  mOchte.  Der  Producent  muss  Dcciarationcn  abgeben  und  sofort 
zahlen,  wenn  er  kein  Entrepotrecht  beansprucht.  Die  Octroibeamten  können  die  Mengen 
der  Objecto  in  der  Behausung  des  Pflichtigen  aufnehmen  und  die  zur  Verhinderung 
des  ünterschleifs  nöthigen  Verificationen  machen  (Ord.  v.  1814,  Art.  80,  vgl.  Olibo  II, 
122  ff.).  Förmliches  „Exercice*'  scheint  nicht  stattzufinden,  obwohl  es  bei  Fabrikaten 
als  Controlmittel  in  Betracht  kommen  könnte.  Erleichtert  wird  die  Sache  dadurch, 
dass  rein  ländliche  Productionen  doch  im  Octroigebiet  nur  theilweise  vorkommen  oder 
die  betreffenden  Producte  dem  Octroi  nicht  unterliegen,  und  dass  in  wichtigen  Fällen, 
wie  bei  den  Getränken,  fUr  die  Staatsbesteuerung  Gontrole  oder  Exercice  stattfinden. 
Aber  z.  6.  die  fehlende  Gontrole  bei  Eigenbau  von  Wein  (S.  631)  muss  doch  auch 
fflr  das  Octroi  Schwierigkeiten  bieten,  ebenso  die  Besteuerung  von  Ortsfabrikaten,  wie 
Lichte  (Kerzen)  u.  a.  m. 

§.  346.  Der  Umfang  der  Artikel,  welche  zur  Belegung 
mit  Octroitaxen  zugelassen  sind,  hat,  wie  bemerkt,  in  rechtlicher 
Hinsicht  gewechselt  und  der  Umfang  der  wirklich  besteuerten 
Artikel  ebenfalls.  Auch  besteht  in  letzterer  Hinsicht  noch  jetzt 
zwischen  den  einzelnen  Octrpigemeinden  mancher  Unterschied. 
Mehrfach  werden  nur  einige  Artikel,  wie  z.  B.  die  Getränke,  belegt 
Auch  die  Autonomie  der  Gemeinden  oder  ihrer  Organe,  der  Muni- 
cipah'äthe,  und  die  Gompetenz  und  Mitwirkung  der  Staatsbehörden 
und  Generalräthe  hat  in  diesem  Puncte  Veränderungen  erfahren. 
Die  gegenwärtig,  insbesondere  nach  den  genannten  Gesetzen  von 
1867,  1871  und  1884  und  nach  dem  Reglement  von  1870  geltenden 
Normen  für  alle  Octrois  —  ausser  dem  unter  besonderen  Vor- 
schriften, nicht  unter  dem  eben  genannten  Reglement  mit  seinem 
Generaltarif  stehenden  Pariser  —  sind  die  folgenden: 

In  dem  Reglement  sind  zunächst  diejenigen  Artikel  aufgeführt, 
welche  regelmässig,  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, von  den  Municipalräthen  in  den  Localtarif  auf- 
genommen werden  dürfen.  Die  Artikel  bilden  sechs  Kate- 
gorieen:  Getränke  und  Flüssigkeiten,  Esswaaren, 
Brenn- (und  Beleuchtungs-)  Gegenstände,  Viehfutter,  Bau- 
materialien u.dgl.,  verschiedene  Objecte. 

Diese  Classification  (ausser  der  letzten  Kategorie)  rUlirt  aus  dem  Keglement  von 
1809  hör  und  ging  dann  in  die  Ord.  ron  1S14  (Art.  11,  mit  Specialisirung  in  den 
Art.  12  ff.)  über,  in  dem  Sinne,  dass  ausdrücklich  die  belegten  Objecte  immer  in  eine 
der  5  Glossen  fallen  musstcn.  Als  „Ksswaaren"  wurden  dabei  „die  gewöhnlich  zur 
Nahrung  der  Menschen  dienenden  Gegenstände"'  bezeichnet,  mit  der  aus  den  früheren 
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(icsetzcn  (J.  YIl,  1809)  stammenden  Ausnahme  von  Getreide,  Mehl,  Früchten,  Butter, 
Milch,  GemUsen  und  „anderen  geringen  Esswaaren''  (menues  denri^es),  eine  Ausnahme, 
welche  dann  selbst  wieder  Einschränkungen  erfuhr  (Ord.  v.  1814,  Art.  10  u.  17). 
Diese  gesammte  Begrenzung  der  Octroiobjecte  fiel  indessen,  nach  einer  allerdings  nicht 
unbestrittenen  Auslegung  des  Wortlautes  des  Gesetzes,  durch  eine  generelle  Fassung 
des  Rechts  der  Muuicipalräthe  zur  „Bezeichnung  der  zu  besteuernden  Objecte''  im  Ges. 
V.  ISK),  Art.  147.  Danach  galt  es  filr  gesetzlich  zulässig,  auch  andere  als  die  in 
den  5  Classcn  enthaltenen  oder  dazu  zu  rechnenden  und  ebenso  die  früher  aus- 
drücklich ausgenommenen,  also  z.  B.  selbst  Getreide  und  Mehl,  nach  Beschloss 
des  Gemcinderaths  einem  .Octroisatz  zu  unterwerfen.  Das  ist  auch  mehrfach  geschehen 
und  war  von  der  Aufsichtsinstanz  der  gesetzlichen  Bestimmung  gegenüber  nicht  immer 
zu  hindern.  (Vgl.  Vignes  I,  209,  Vuatrin  bei  Block,  dict.  Art.  octroi,  Nr.  33 
bis  36,  mit  Urtheilen  der  Judicatur,  des  Cassationshofs,  v.  B ei tzen stein,  B.  42. 
S.  95  fl.) 

In  dieser  Hinsicht  hat  dann  aber  das  Ges.  v.  1867  (Art  h — 10)  und  der  nach 
ihm  erlassene  Gcneraltarif  eine  Beschränkung  der  Befugnisse  der  Gemeinde- 
räthe  und  eine  Erweiterung  der  Aufsichts-  und  Genehmigungsbefug- 
nisse  der  Staatsbehörden  gebracht,  wodurch  es  möglich  geworden  ist,  Artikel, 
die  man  nicht  oder  nicht  mehr  (bei  Erneuerungen  des  Tarifs)  belegt  zu  haben  wünschte, 
aus  dem  Octroi  auszuschli essen.  Diese  Bestimmungen,  mit  den  Modificationen  durch 
das  Ges.  v.  1871  u.  1S84,  werden  alsbald  im  Folgenden  mit  erwähnt  werden. 

Der  Generaltarif  führt  dann  in  jeder  der  6  Classen  die  ein- 
zelnen zugelassenen  Artikel  auf  und  bestimmt  nach  einem  in  der 
üblichen  französischen  Weise  gemäss  der  Bevölkerungsgrösse  ge- 
bildeten sechsstnfigen  Ortsclassentarif  die  Tarifmaxima  für  jeden 
Artikel,  die  niedrigsten  in  den  kleinsten,  die  höchsten  in  den 
grössten  Gemeinden.  Bei  Artikeln  in  verschiedenen  Sorten  (Quali- 
täten) dürfen  die  Gemeinden  innerhalb  des  Maximums  die  Octi*oi- 
Sätze  entsprechend  specialisiren.  Nach  diesem  Tarif  soll  nun  im 
Allgemeinen  jeder  Localtarif  gebildet  werden,  d.  h.  die  Gemeinde- 
räthe  haben  freiere  Bewegung  nur  in  Betreff  der  im  Generaltarif 
aufgeführten  Artikel  und  bis  zu  dem  Maximalsatz  ihrer  Ortsclasse, 
ohne  natürlich  in  der  Zahl  der  Artikel  und  Höhe  der  Sätze  soweit 
wie  der  Generaltarif  gehen  zu  müssen. 

Die  allmälige  Hinüberführung  der  bestehenden 
Localtarife  in  den  Rahmen  des  Generaltarifs  —  der 
zunächst  practisch  wichtigste  Punct  —  ist  nun  dadurch  bereits  im 
Gesetz  von  1867  und  danach  etwas  modificirt  auch  in  dem  von  1884 
wirksam  angebahnt,  dass  einmal  nur  solche  Gemeinderaths- 
Beschlüsse  über  Verlängerung  oder  Erhöhung  von  Octroisätzen  auf 
höchstens  5  Jahre  ohne  Weiteres  rechtskräftig  werden,  welche  sich 
auf  im  Generaltarif  enthaltene  Artikel  und  auf  das  Maximum  nicht 
überschreitende  Sätze  beziehen  (Ges.  v.  1884,  Art.  139)  und  dass 
ferner  Belastungen  von  Objecten,  welche  im  Localtarif  bisher  noch 
nicht  belegt  waren,  Einführung  oder  Erneuerung  von  Taxen,  welche 
im  Generaltarif  fehlen,  sowie  von  Sätzen,  welche  das  Maximum 
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letzteren  Tarifs  überschreiten,  zuvor  vom  Generalrath  (bez.  der 
Departementalcoramission)  begutachtet  und  danach  durch  ein  im 
Staatsrath  erlassenes  Decret  des  Staatsoberhauptes  (Präsidenten) 
bestätigt  sein  müssen  (Ges.  v.  1884,  Art.  137).  Da,  nach  dem 
Früheren,  derselbe  Weg  für  die  erste  Einführung  und  für  die  Ver- 
längerung und  Erhöhung  von  Octroitaxen  auf  mehr  als  5  Jahre 
vorgeschrieben  ist  (S.  894),  so  war  es  möglich,  den  Generaltarif 
nach  und  nach  practisch  Überali  zur  Geltung  zu  bringen  und  die 
Ausnahmen  bezüglich  der  Wahl  der  Objecte  wie  der  Höhe  der  Sätze 
auf  besondere  Fälle  zu  beschränken. 

Vgl.  V.  Reitzenstein,  B.  42,  S.  96  U".  Der  Generaltarif  u.  A.  bei  Olibo  IL 
Oy — 75,  bei  T  ho  riet,  p.  15111'.,  Vignes  II,  390.  Beispiele  aus  den' Localtarifen 
bei  V.  Reitzenstein,  B.  43,  S.  220«".,  Ders.,  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc.-Pol.  XII  (Com- 
iiiunalsteuerfrage),  S.  153  ft'.  Zur  Characteristik  des  gen.  Tarifs  Folgendes.  Die  6  Orts- 
klassen unterscheiden  nach  der  „agglomerirten"  Bevölkerung  Orte  bis  4000,  von  4001 
bis  10,000,  von  10,001—20,000,  von  20,001—50,000,  von  50,001—100,000,  Über 
100,000  Ein w.  (Paris,  wie  gesagt,  fehlt  hier). 

Zur  ersten  Kategorie,  Getränke  und  Flüssigkeiten,  gehören  Wein,  Alkohol 
(3  Arten  incl.  denaturalisirter) ,  Bier  (hier  für  die  Steuersätze  auch  3  Gebiets-  oder 
Depart.-Abtheilungen),  Essig,  Limonades  gazeuses.  In  der  amtlichen  Statistik  und  im 
Pariser  Tarif  werden  hier  aber  auch,  wenigstens  neuerdings,  einige  andere  „Flüssig- 
keiten", wie  Oele,  auch  Brennöle,  u.  a.  m. ,  welche  der  Generaltarif  in  diese  erste 
Kategorie  stellt,  eingereiht. 

In  der  zwei  ton  Kategorie,  Esswaaren,  stehen:  lebendes  Vieh  (7  Arten,  bez. 
Sätze),  verschiedene  Fleisch waaren ,  Speck,  Geflügel,  Wild,  Fische  (See-  und  Süss- 
wasscrfische) ,  Austern,  Butter,  trockener  Käse,  Speiseöle,  Trüffeln  und  TrüfFolspeisen, 
eingemachte  Früchte,  Oli  en,  trockene  Tafelfrüchte  (Rosinen,  Feigen,  Datteln,  gedörrte 
Pflaumen  u.  dgl),  Orangen,  Citronen.  Der  Berücksichtigung  localer  Verhältnisse  ist 
bei  der  Belegung  von  Wild,  Geflügel,  Kaninchen,  der  Luxusbesteuernng  durch  die 
Einreihung  mancher  Artikel  in  diese  Rubrik  (auch,  wie  bei  Ostender  Austern,  durch 
Zulassung  des  Doppelten  des  Maximums)  genügender  Spielraum  gewährt.  Getreide, 
Mehl,  Brot,  Kartoffeln,  Gemüse  und  andere  agrarische  gemeine  Esswaaren,  auch  Salz, 
finden  sich  im  Generaltarif  nicht,  in  Wahrnehmung  der  Interessen  der  unteren  Classen 
und  der  Verkehrsbewegung  zwischen  Stadt  und  Land,  bedürften  also  für  ihre  Zulassung; 
oder  Beibehaltung  in  Localtarifen  der  erwähnten  besonderen  Genehmigung.  Diese 
Artikel  sollen  mittlerweile  auch  meistens  aus  den  Localtarifen,  wo  sie  früher  etwa  voi^ 
kamen,  ausgeschieden  sein.  Ausdrücklich  untersagt  der  Tarif  die  Belegung  von  gesalz. 
Makrelen,  Laberdan  (gesalz.  Kabeljau),  Stockfisch,  geräucherten  u.  gesalz.  Häringen.  — 
In  Paris  steht  Salz  im  Octroitarif. 

Unter  der  dritten  Kategorie,  den  Brennmaterialien,  befinden  sich  Holz 
(mit  Unterscheidung  von  weichem  und  hartem),  Reisig,  Holzkohle,  Torf,  Stein  -,  Braun- 
kohle und  andere  mineral.  Brennstoffe,  Coke,  animal.,  vegetab.  und  mineral.  Brennöl 
(excl.  Fischöl,  Gerberfett),  Lichte  und  Kerzen  aller  Art,  Spermaceti,  Talg. 

In  der  vierten  Kategorie,  Viehfutter,  ist  grünes  ausdrücklich  ausgeschlossen, 
Heu,  Klee,  Luzerne  u.  a.  m.,  Stroh,  Hafer,  Gerste,  Kleie,  Grummet  zugelassen. 

In  der  fünften  Kategorie,  Baumaterialien  u.  dgl.,  finden  sich  22  Arten  auf- 
geführt, Kalk  und  Mörtel,  Cement,  Gips,  Bau-,  Bruch-,  Pflaster-,  Quadersteine,  Stein- 
platten, Marmor,  Granit,  zu  Bauten  bestimmtes  Eisen,  Zink,  Blei,  Kupfer,  Guss,  einerlei 
ob  fa^onirt  oder  nicht,  Dachschiefer,  Dachziegel,  Ziegelsteine,  irdene  Röhren  u.  dgl.  m., 
Thon,  Thonerde,  Sand,  Schutt,  Kies  (letztere  Objecte  frei  für  öffentliche  Strassen), 
bearbeitetes  Bau-  und  Tischlerholz,  unbehauenes  Holz,  Fensterglas,  Spiegelglas:  also 
in  der  That  alle  hauptsächlichen  Baumaterialien,  so  dass  das  Octroi  bei  dieser,  prac- 
tisch für  die  Finanzen  nicht  unwichtigen  Kategorie  zu  einer  förmlichen  Hausbau- 
und  Wohnungsbesteuerung  werden  kann. 

▲.  Wftgnor,  FüuuuwiMeiisehaft.    IIL  58 


902        6.  B.    2.  K.    Steuerrecht.    1.  H.-A.    2.  A.    Frankreich.   §.  846,  34r. 

In  der  sechsten,  im  Reglement  ?on  1870  hinzugekommenen  Kategorie  ,, ver- 
schieden er  Objecto''  wird  aufgeführt :  Seife  (Paifümerieseifen  event.  zum  drei- 
fachen Maximum),  Firnisse  ausser  aicobolische,  Bleiweiss,  Zinkweiss  u.  andere  Farben, 
Essenzen  jeder  Art,  flüssiger  Thecr,  GasrUckstände  und  andere  als  Essenzen  verwend- 
bare Flüssigkeiten;  —  also  z.  Th.  wiederum,  wie  Farben,  Stoffe  für  Bauten. 

In  der  untersten  und  zweituntersten  Ortsclasse  sind  bisweilen  einzelne  Artikel 
im  Generaltarif  nicht  aufgeführt,  also  hier  nicht  ohne  Weiteres  belegbar. 

Bei  Artikeln,  welche  beliebig  nach  Gewicht,  Maass,  Zahl  versteuert  werden  können, 
dürfen  die  Gemeinden  die  ihnen  passende  Tarifirungsweise  bestimmen. 

Statistische  Daten  über  die  Erträgnisse  der  Steuerobjecte  am  Schluss  des  fol- 
genden §. 

Das  Urtheil  über  die  Auswahl  dieser  Artikel  im  Generaltarif 
wird  natürlich  je  nach  dem  Standpunct  zum  Octroi  überhaupt  ver- 
schieden ausfallen.  Lässt  man  einmal  das  Octroi  im  Ganzen  als 
System  der  communalen  Verbrauchsbestenerung  zu,  so  wird  man 
die  Auswahl  wohl  billigen  können. 

Durch  den  Ausschluss  der  wichtigsten  vegetabilischen  Nahrungsmittel,  die  Ab- 
stufung der  Steuersätze  nach  Ortsclasscu  und  Gattung  der  Objecto  entfallen  wenigstens 
die  nächstliegenden  steuerpolitischen  Bedenken  hinsichtlich  der  Ueberlastung  der 
unteren  Classen  oder  werden  sie  doch  auf  dasjenige  Maass  redncirt,  das  bei  der 
ganzen  Einrichtung  eben  in  den  Kauf  genommen  werden  muss.  Den  landwirthschaft- 
lichen  und  sonstigen  Yerkehrsinteressen ,  den  finanziellen  Staatsinteressen  (durch  Aus- 
schluss der  Colonialwaaren ,  des  Salzes,  Zuckers,  Tabaks,  Pulvers  aus  dem  General- 
tarif, durch  Beschränkung  der  Getränkeoctroisätze  in  diesem  Tarif,  s.  u.)  ist  Rechnung 
getragen.  Ein  gewisses  Maass  der  Gleichmässigkeit  des  Octroi  in  der  Auswahl  der 
Objecto  ist  verbürgt  oder  wenigstens  ein  Uebermaass  der  Ungleichmässigkeit  in  diesem 
Puncto  beschränkt.  Das  Luxussteuerprincip  kann  im  Octroi  passend  mit  verwirklicht 
werden.  Die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  des  Octroi  für  die  Communalfinanzen  ist 
anderseits  gesichert  und  die  Steuerlast  durch  Vcnheilung  der  letzteren  auf  vielerlei 
Objecto  und  Gonsumenteu  erträglicher  gemacht. 

§.  347.  4.  Die  Steuersätze  des  Octroi  und  die  dafür 
geltenden  Normen  sind  des  Zusammenhanges  wegen  mehrfach  in 
den  beiden  vorausgehenden  Paragraphen  bei  der  Behandlung  der 
Steuerobjecte  bereits  mit  erwähnt  worden.  Zur  Ergänzung  ist  noch 
Folgendes  hinzuzufügen. 

a)  Vornemlich  in  Betreff  der  Getränke,  d.  h.  des  Weins, 
Alcohols,  Obstweins  —  nicht  so  unmittelbar  des  Biers  — 
liegt  bei  der  gleichzeitigen  Staatsbesteuerung  dieser  Artikel  und 
auch  wegen  einer  der  Formen,  in  welcher  sich  diese  Staats- 
besteuerung vollzieht,  —  der  Eingangsabgabe,  §.  258  —  die 
Gefahr  einer  Beeinträchtigung  des  staatsfinanziellen  Interesses 
durch  das  Octroi  und  zumal  durch  zu  hohe  Sätze  des  letzteren 
vor.  Daher  hat  hier  die  Gesetzgebung  durch  Bestimmung  von 
relativen  Maximis  fttr  die  Octroisätze  —  Maximalhöhe  der 
Octroisätze  im  Verhältniss  zu  den  staatlichen  EingAngsabgaben  — 
und   durch   Erschwerung  einer  Erhöhung  der  Octroisätze   dartlber 
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hinaus,  neuerdings  mittelst  der  Forderung  eines  Gesetzes  hierzu, 
das  Interesse  der  Staatsfinanzen  zu  schützen  gesucht. 

S.  Ges.  7.  1816,  Art.  149  (Max.-Satz  des  Geträn keoctroi  in  Zukunft  gleich  der 
staatlichen  Eingangsabgabe.  Ausnahmen  nur  mittelst  kOnigl.  Ordonnanz).  Mehrfache 
Aenderungen  in  den  späteren  Gesetzen  über  die  Getränkesteuern  (1842  —  seitdem 
Abweichung  nur  durch  Gesetz  gestattet  — ,  1852,  1854,  187H).  Der  Generaltarif 
von  1870  nimmt  bei  den  Getränken  (auch  excl.  Bier)  einfach  Bezog  auf  die  Maxima 
nach  den  damals  geltenden  Gesetzen.  Nach  d.  Ges.  ?.  19.  Juli  1880,  Art  0,  dürfen 
die  Octrois  auf  Wein  und  Obstwein  (iucl.  Mcth)  das  Doppelte  der  staatlichen  Ein- 
gangsabgaben nicht  überschreiten;  in  den  Gemeinden  unter  4000  Einw.  —  wo  keine 
solchen  Eingangsabgaben  bestehen  —  gilt  für  das  Octroi  der  Municipalsatz ,  für  die 
Gemeinden  von  4000 — 6000  Einw.  Abweichungen  nur  nach  Specialgesetz.  Auch  nach 
der  Gem.-Ordn.  v.  1884,  Art.  i:J7,  bedürfen  Zuschläge  (surtaxes)  zum  Octroi  für  Wein, 
Obstwein,  Alcohol  über  den  in  den  Gesetzen  betr.  die  staatliche  Eingangsabgabe  be- 
stimmten Satz  eines  besonderen  Gesetzes.  S.  Vuatrin's  Art.  octroi  im  Block 'sehen 
dict.,  Nr.  41  ff.,  Thorlet,  Nr.  506  tf.,  v.  Reitzenstein,  B.  41,  S.  98  ff.;  vgl.  auch 
die  Ausfuhrungen  über  die  Reduction  der  Getränkesteuem  (1881)  im  Bull.  VII,  149  ff. 
Die  Wein-  und  Alcohol- Octroisätze  sind  im  Ganzen  nur  niedrig,  verglichen  mit  den 
betreffenden  Staatssteuern  (bei  Wein  vielfach  nur  Vs«  V*»  Va»  ähnlich  bei  Alcohol,  in 
Paris  zwar  am  Höchsten  von  allen  Octrois  auf  Getränke,  aber  nur  bei  Wein  höher  als 
die  staatliche  „Ersatzsteucr**,  S.  639  oben),  bei  Alcohol  c.  Va  so  hoch  (Bull.  XI,  76, 
VII,  155).  Auch  die  Octroierträge  bei  Getränken  zeigen,  ausser  bei  Bier,  die  wirk- 
same Schranke  durch   die  daneben  bestehende  Staatsbesteuerung  der  Getränke  (s.  u.). 

b)  Bei  allen  anderen  Artikeln  des  Octroi  sind  jetzt  die  Maxima 
des  Generaltarifs,  je  nach  der  betreffenden  Ortseiasse,  einzuhalten. 
Innerhalb  dieser  Grenze  gelten  bei  der  ersten  Festsetzung,  Ver- 
längerung und  Erhöhung  der  Sätze  die  in  den  §§.  344—346  an- 
gegebenen allgemeinen  Normen. 

Daher  ist  namentlich  Verlängerung  und  Erhöhung  bis  auf  5  Jahre  Seitens  der 
Municipalräthe  allein,  auf  längere  Zeit  oder  über  den  Satz  des  Generaltarifs  hinaus 
nur  unter  der  früher  erwähnten  Mitwirkung  vom  Generalrath  mittelst  Präsident.  Decrets 
zulässig  ((ies.  v.  1884,  Art.  137,  139).  Auf  Tarifproben  verzichten  wir  hier.  S.  den 
General tarif,  aus  dem  v.  Reitzenstein  ß.  42,  S.  96  einige  Proben  mittheilt.  Die 
(iotrankc-  und  Fleisch tarife  der  Städte  über  20,000  Einw.  im  J.  1879  im  Bull.  XI, 
7r».  auch  VII,  IS")  einige  Daten  für  Wein. 

c)  Hinsichtlich  der  Versteuerungsart  sind  besondere  gesetz- 
liche Normen  für  Schlachtvieh  und  Fleisch*  gegeben  und  be- 
achtenswerth. 

Nach  Art.  18  der  Ord.  von  1814  war  lebendes  Vieh  nach  dem  Stück,  ge- 
schlachtetes eingeführtes  nach  Vierteln  pro  rata,  zerstücktcs  nach  dem  Gewicht  zu 
versteuern.  Aus  gewissen  agrarischen,  die  Viehzucht  betreflenden  Rücksichten  hat 
später  ein  Gesetz,  das  v.  10.  Mai  1846,  auch  für  Vieh  selbst  die  Versteuerung  nach 
dem  (je  wicht  vorgeschrieben,  doch  konnte  die  Versteuerung  nach  dem  Stück  bleiben, 
wo  der  Satz  für  Ochsen  8  Frcs.  nicht  überstieg.  Ausdrücklich  wird  in  diesem  Gesetz 
auch  wieder  betont,  dass  eingeführtes  zerstücktes  Fleisch  oder  in  Vierteln  nicht  höher 
als  Fleisch  im  Vieh  selbst  belegt  werden  darf  (Art.  5).  Vgl.  Olibo  IL  95  —  99, 
Block,  dict.  octroi,  Nr.  45. 

Aus  der  interessanten  Statistik  werden  hier  jetzt  noch  einige  Daten  zur  Illu- 
stration der  finanziellen  Bedeutung  der  einzelnen  Kategoricen  von  Ar- 
tikeln gegeben,  und  zwar  für  ganz  Frankreich  und  für  Paris  und  einige 
grössere  Städte.  Die  ebenfalls  beachtenswerthc  Octroistatistik  nach  diesen  Kate- 
i;orieon  und  nach  den  einzelnen  Departements,  welche  z.  B.  die  in  den  einzelnen 
Theilen    dos    Staatsgebiets   sehr   verschiedene   Bedeotang   der   (jbstwein-    und   Bier- 
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besteucrung  ersehen  lässt,  kann  hier  nicht  näher  berllcksichtigt  werden.    S.  im  Bull 
bes^die  Tabellen   in  vol.  XI,   50—81  (1831—80);   anch  XXIV,  63  ff.  (1887).     Aus- 
züge aus  diesen  Materialen  auch  bei  v.  Reitzen stein,  B.  43,   2S8  ff.     Yg"!.  auch 
oben  S.  409. 

Es  war  in  ganz  Frankreich  (doch  1887  ohne  C-orsica)  von  folgenden  Artikel- 
gattungcn  der  Rohertrag  in  Mill.  Frcs. : 

1831  1847  1SG9  1872  ^^^'.S^^'^A 

I.  l.  Wem 14.00  22.03  00.00  04.74  09.39     328.5         15.6 

2.  Obstwein   ....       1.23  3.73  2.41  1.50  3.48       96.0         44.6 

3.  Bier 2.92  5.04  12.40  1J.80  15.50     324.6         25.5 

4.  Alcohol      ....       2.24  4.05  7.40  S.63  21.14     230.4       1S5.7 

5.  Andere  Flilssigkeiten       1.64  2.38  0.84  8.S9  13.19     817.1         92.S 

Zus.  I:  (lotränke  u.  s.  w.  2lJ.63  38.43  89.03  95.55  122.76    304.1  ~  3S.0 

II.  Esswaaren      ....  10.75  20.50  48.89  48.87  82.66     191.9  69.1 

in.  Brennstoffe     ....  7.56  10.94  24.32  23.17  30.70     221.7  26.2 

IV.  Viehfutter      ....  3.44  5.03  10.21  10.53  15.40     197.0  50.S 

V.  Baumaterialien    .     .     .  2.60  7.80  23.95  10.89  25.28     821.1  5.6 

VI.  Diverses 1.03  2.03  5.12  4.52  4^22  _397J^  (—18.9) 

Summe      .     .     .     .13.37     90.60     201.54     199.53     281.Ö2     277.6"       39.9 

Bei  Bier  Schätzung.  Unter  „anderen  Flüssigkeiten"  1887  z.  B.  1.35  Mill.  von 
Essig;  neuerdings  hier  auch  Oele  in  der  Statistik  eingerechnet  (1884  z.  B.  6.3  Mill.\ 
welche  amtlich  zur  2.  Kategorie  zählen,  auch  sonst,  z.  B.  in  der  Pariser  Statistik, 
Unterschiede  zwischen  der  amtlichen  und  der  statistischen  Kubricirung. 

Bei  Wein  und  Obstwein  sind  die  Ernten  und  Preise,  bei  Baumaterialien  die 
Bauconjuncturen  von  besonderem  Einfiuss,  daher  das  grossere  Schwanken  in  einzehicn 
Jahren.  Bei  Bier  ist  der  Austritt  des  Elsass  nach  1869,  bei  den  Getränken  seitdem 
überhaupt  wohl  die  stärkere  Anspannung  der  Staatsbesteuerung  zu  bemerken.  Die 
Zunahmeproccnte  (wo  1887  das  Fehlen  von  Corbica  kaum  Eiufluss  äussert)  in  den 
beiden  unterschiedenen  Perioden  sind  besonders  bemorkenswerth.  Nur  Alcohol,  und 
dieser  trotz  der  gesteigerten  Staatssteuern,  und  Esswaaren  haben  von  1869 — 87  eine 
besonders  starke  Zunahme  erfahren,  was  bei  letzteren  doch  überwiegend  von  Fleisch 
und  anderen  Nahrungsmitteln  herrührt.  Daher  bei  Alcohol  eine  consumpolitiscb ,  bei 
Esswaaren  eine  steuerpolitisch  nicht  günstige  Entwicklung. 

In  einigen  grösseren  Städten  war  das  Ertragsergcbniss  in  18^7  das  folgende, 
wobei  aber  wieder  nicht  zu  vergessen  ist,  dass  ein  einzelnes  Jahr,  bes.  bei  Cider 
und  Baumaterialien,  leicht  zufällig  mehr  vom  Durchschnitt  abweichende  Zahlen  haben 
kann  (1000  Frcs.): 

Paris        Lyon  Marseille  Bordeaux  Lille 

Wein 45,536       3,(>88     2,572        514        415 

Cider 700  0.5     —  2  5 

Bier 3,955         453        404        129     1,227 

Alcohol 11,483  571        487        257        381 

Essig 770  44  20  23  23 

Andere  Flüssigkeiten^      10,451  127        192        140 140 

Zus.  Getränke    .     .  '  72;9()1  '  4,884  3,675  1,065  2,191 

•    Esswaaren     ....  31,936  3,082  3,235  2,792  1,181 

Brennstoffe    ....  13,474  599  787  573  492 

Futter 4,959  515  783  432  289 

Baumaterialien  .     .     .  10,181  1,013  1,026  471  486 

Diverses 2,343  160  100  72  3 

Summe     ....     135,195     10,253     9,611     5,405     4,5l)9 

Der  Unterschied  von  Wein-  und  Biergegendeu  zeigt  sich  bemcrkenswerth.  Cider 
ist  z.  B.  in  Rennes  (425,000  v.  1,008,000  Frcs.),  Ronen,  Havre  ein  wichtiges 
Octroiobjcct,  fehlt  dagegen  In  anderen  Städten  ganz  oder  fast  ganz.  Auf  Bier  kommt 
in  Roubaix  fast  V*»  *"^  Wein  nur  */^y  des  Ertrags.  Alles  Belege,  wie  sich  die 
Octroibesteuerung  den  Localverhältnissen  gut  anpassen  kann :  eine  günstige  Seite. 
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Auch  in  ganzen  Departements  verschwindet  Cid  er  völlig  oder  fast  völlig. 
Der  Unterschied  von  Wein-  und  Biergegendon  tritt  noch  deutlicher  als  in  einzelnen 
Städten  hervor. 

Einen  vollständigen  Einblick  in  die  finanzielle  Bedeutung  der  einzelnen  Objecto 
des  Octroi  und  in  die  Belastungs Verhältnisse  giebt  nur  die  Specialstatistik  aller  ein- 
zelneu Artikelclassen.  S.  f.  Paris  Ann.  de  la  vüle  de  Paris  p.  1S85,  p.  346  ü'.  Daraus 
mögen  hier  noch  folgende  Daten  des  Ertrags  herausgezogen  werden,  in  1000  Frcs. 
Zu  den  «.Flüssigkeiten''  der  \.  Kategorie  sind  hier  Ocle,  auch  Brennöle,  Trauben,  Fir- 
nisse und  verschiedene  Artikel  der  6.  Kategorie  des  allgem.  Tarifs  gestellt. 


Wein,  Obstwein,  Alcohol  . 
Denaturirtor  Alcohol.    .     . 

Bier,  fremdes 

„     einheimisches   .    .     . 
Essig  und  Säure  .... 

Conserven  u.  dgl 

Olivenöl 

Anderes  Oel 

Gewisse  anim.  Oele  .     .    . 

Trauben  

Mineralöl  und  Essenzen 

Fimiss 

Oelfarben 

Andere  als  min.  Essenzen  . 
Flüssiger  Theer  .... 
Aether,  Chlorof.    .     .    .     . 


I.  Summe:  Flüssigkeiten  ausser 
Wein,  Cider,  Alcohol  .     .    . 

I.  Mit  diesen 

Fleisch  von  Schlachthöfen  .  .  . 
Fleisch  von  auswärts  .... 
Trüffeln  und  Eingemachtes  .  . 
Marin.  Fisch,  Fleisch     .... 

Geflügel,  Wild 

Fische 

Austern 

Butter 

Trockener  Käse 

Eier . 

IL  Esswaaren  .  .  .  ^  .  . 


59,312 

133 

3,755 

238 

762 

15 

632 

4,909 

23 

473 

3,875 

152 

143 

239 

6 

m 

15,358 

74,803 

13,853 

3,950 

143 

416 

5,919 

1,363 

709 

2,522 

633 

864 


Holz 

ßeisig  u.  dgl.  .  ^. 
Holzkohle  u.  dgl.  . 
Kohlenstaub  u.  s.  w. 
Steinkohle,  Coke  . 

HL  Brennstoffe  . 


Kalk,  Cement 

Gips 

Eisen  f.  Bau 

Guss  f.  Bau 

Steine 

Ziegel,  Schiefer  und  and.  Aehnl. 

Thon,  Sand 

Eichenes  und  hartes  Holz  .  .  . 
Tannen-  und  weiches  Holz  .  . 
Anderes  Holz 

IV.  Baumaterialien     .... 


1,720 

124 

2,807 

38 

7,^83 

12,272 

1,048 

1,476 

1,304 

668 

764 

622 

154 

1 ,442 

2,419 

17 


Heu    .     . 
Stroh  .     . 
Hafer     .     . 
Gerste 

V.  Futter 
Salz    .     . 


Wachs,  Stearin,  Spermac,  Kerzen 

Talg  und  Fette 

Asphalt  etc 

VI.  Diverses 


10,138 

1,242 

808 

2,569 

64 


4,683 

879 

1,195 

108 

158 


2,340 


30,374 


Gesammtertrag  mit  Nebeneinnahmen  (854,000)  135,363,000  Frcs.  Der  Pariser 
Tarif  weicht  in  Objecten  und  Sätzen  etwas  vom  Generaltarif  f.  die  anderen  Orte  ab. 
Aber  ein  Bild  von  den  Einzelheiten  des  Octroiwesens ,  namentlich  der  Grossstädte, 
bekommt  man  doch.  Die  Statistik  specialisirt  noch  etwas  weiter.  In  der  Debersicht 
sind  kleinere  Posten  in  mehreren  Kategoheen  etwas  zusammengezogen  worden. 

§.  348.  5.  Dienstorganisation,  Verwaltungs-  und 
Erhebungs formen.  Die  Gesetzgebung  bat  anfangs  etwas  ge- 
wechselt (S.  889).  Seitdem  die  Erhebung  des  Octroi  den  Gemeinden 
zurtlckgegeben  worden  ist  (Ges.  v.  8.  Dec.  1814),  hat  die  Direction 
der  indirecten  Steuern  unter  der  Autorität  des  Finanzministers  nur 
die  Oberaufsicht  über  die  Erhebung  und  Verwaltung  aller  Octrois 
(Ord.  V.  1814,  Art.  88),  die  specielle  Ueberwachung  in  der  einzelnen 
Gemeinde  tibt  der  Maire,   Unterpräfect  und  Präfect  (Ges.  v.  1816, 
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Art.  147).  In  dem  Gesetz  von  1816  sind  dann  vier  Ver- 
waltungs-  und  Erhebungsformen  fUr  zulässig  erklärt 
worden,  zwischen  denen  der  Manicipalrath  wählen  kann:  die 
Eigenverwaltung  (rögie  simple),  die  Verwaltung  durch 
einen  Dritten  mit  vertragsmässiger  Festsetzung  eines  bestimmten 
Ertrags  für  die  Gemeinde  und  Betheiligung  der  letzteren  an  dem 
Mehrertrag  darüber  und  über  die  Kosten  hinaus  (sog.  r^gie 
int^ress^e),  die  Verpachtung  und  das  Abonnement  mit  der 
staatlichen  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  (Ges.  v. 
1816,  Art.  147). 

Für  jede  einzelne  Form  bestehen  wieder  Specialbestimmungen ,  auf  welche  wir 
nicht  näher  eingehen  (z.  Th.  noch  aus  dem  Keglern,  von  1S09).  Beim  Abonnement 
erfolgt  ein  Vertrag  über  die  Zahlung  der  Bcamtengehalte  u.  dgl,  die  übrigen  Kosten 
trägt  die  Gemeinde  (Ord.  v.  1814,  Art.  95).  Bei  der  AnsteUung  der  Beamten  auch 
in  Eigeuverwaltung  hat  die  Staatsbehörde,  mehrfach  der  Präfect  ein  Mitwirkuugsrecht, 
in  Gemeinden  mit  über  20,000  Frcs.  Octroiertrag  kann  eiii  Vorstand  ernannt  werden, 
jetzt  durch  den  Präfecten.  Auch  die  anderen  Beamten  ernennt  der  Präfect  auf  Vor- 
schlag des  Maire  (Ges.  v.  1S16,  Art  155,  J56,  Decr.  v.  25.  März  1852,  Art.  5,  6, 
Olibo  II,  222—235;  über  die  Dienstverhältiiisse  sonst  Ord.  v.  1S14,  Art.  56  fl'.).  Dar- 
über und  über  die  Erhebungsformen  mit  den  Einzelheiten  bes.  Olibo  II,  139— 14'.^ 
197—212,  Vuatrin  im  Block'schen  dict.  Art.  octroi,  Nr.  67—86,  Vignes  I,  213  bis 
215.  7.  Keitzenstein,  B.  42,  S.  82 — 83.  —  Die  Octroibeamten  sind  vorpflichtet,  die 
staatlichen  Eingangsabgaben  mit  zu  erheben  (Ges.  v.  1816,  Art.  154,  s.  Olibo  II,  221). 

Die  endgiltige  Wahl  der  Erhebungsform,  als  zu  dem  die  Er- 
iiebung  ordnenden  Reglement  gehörig ,  ist  an  die  Begutachtung 
durch  den  Generalrath  und  au  die  Genehmigung  durch  präsiden- 
tielles,  im  Staatsrath  ertheiltes  Decret  geknüpft  (Gesetz  von  1884, 
Art.  137). 

In  mehr  als  der  Hälfte  der  Fälle  besteht  jetzt  (lbb7)  die  Eigeuverwaltung  (in 
835  von  1516),  in  mehr  als  einem  Viertel  die  Verpachtung  (4 17),  in  noch  nicht  einem 
Fünftel  das  Abonnement  mit  der  Steuerverwaltung  (262),  bloss  in  zweien  die  „intcr- 
cssirte  Regie'',  die  Verpachtung  meist  in  kleinen  Gemeinden. 

Ein  unbedingter  Vorzug  einer  der  drei  Uauptformen  scheint 
nicht  anerkannt  zu  werden.  Immerhin  ist  das  starke  Ueberwicgcn 
der  Eigenverwaltung,  —  die  nach  diesen  Zahlen  auch  in  sehr 
vielen  kleinen  Städten  vorkommt,  denn  bloss  440  Städte  mit  Octroi 
haben  überhaupt  über  4000  Einwohner  —  beachtenswerth  uud 
scheint  anzudeuten,  dass  die  Gemeinden  diese  Form  liuauziell, 
vielleicht  auch  für  ihre  Selbständigkeit  vorziehen. 

Bull.  XXIV,  62.  —  Abonnements  mit  den  Steuerpflichtigen  selbst  waren  früher 
zulässig,  sind  es  aber  seit  181*.)  nicht  mehr  (Olibo  11,  202,  v.  Keitzenstein, 
B.  42,  S.  83). 

Die  Organisation  der  Kegie  iu  Piiris  beruht  auf  der  Ord.  v.  22.  Juli  1831:  ein 
Director  und  drei  ,,KcgisseuiV  fuhren  die  A'crwaltung  unter  der  unmittelbaren  Auto- 
rität des  Scineprälectcn  und  der  Ueberwachunir  der  Direction  der  indirecten  Steuern 
vVignos  I,  216,  Saint-Julicn  u.  s.  w.,  p.  12*,)). 
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§.  349.  6.  Erhebung  des  Octroi,  Controlen,  Er- 
hebungskosten und  Reinertrag.  Die  Einrichtung  der  Er- 
hebung und  die  Kegeln  datUr  ergeben  sich  aus  dem  Wesen  der 
Sache  und  aus  der  Analogie  mit  den  Zöllen. 

Dio  Grenzen  der  Octroibezirke  sind  aaf  den  Strassen  mit  Pfosten  and  Inschriften 
zu  bezeichnen.  In  der  Eegel  erfolgt  dio  Yerstcuerang  der  von  ausw&rts  kommenden 
Artikel  bei  den  au  der  Grenze  des  Bezirks  (Barri<^re)  liegenden  Bareauz,  doch  kann 
sie  auch,  nach  r'>rtlichen  Verhältnissen,  im  Innern  des  Ortes  erfolgen,  wohin  dann  die 
Waaren  u.  s.  w.  zu  bringen  sind  (Ord.  von  1814,  Art  27,  84).  ^ur  über  die  bezeich- 
neten Barrieren  und  Bureaux  dürfen  Waaren  eingeführt  werden.  Die  Waarenfuhrer 
müssen  declarireu,  ihre  Frachtbriefe,  Connossemente,  Begleitscheine  u.  dgl.  vorweisen, 
die  Beamten  haben  nach  Befragung  Visitationsrcchte ,  nicht  oder  falsch  declarirte 
Waare  wird  beschlagnahmt  (Ord.  v.  1814,  Art.  28.  29).  Regelmässig  angehalten,  ge- 
fragt und  visitirt  an  der  Barrit^re  dürfen  Träger  von  Lasten,  Karrenf uhrer,  öltent- 
liches  Fuhrwerk  und  Privatfuhrwerk  ohne  Federn,  nach  einer  späteren  Bestimmung 
(1884)  auch  sonstiges  Privatfuhrwerk  (voitures  particul.  suspendues)  werden,  gewöhn- 
liche Fussgänger  und  Reiter  nicht,  doch  im  Verdachtsfall  auch  sie,  wie  Jedermann, 
indessen  nur  unter  Vorführung,  Ausfragung  und  Visitation  vor  einem  Polizeiofficier 
oder  dem  Maire  (Ord.  v.  1S14.  Art.  30,  31).  Vgl.  für  das  Einzelne  den  Commentar 
von  Olibo  zu  den  betreffenden  Bestimmungen. 

Die  neuen  Verkehrsmittel,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  haben  einer- 
seits die  Controle  und  Erhebung  erleichtert^  anderseits  erschwert 
und  lästiger  gemacht  Aber  einmal  gewöhnt  an  diese  Dinge  scheint 
die  französische  Bevölkerung  hier  mehr  Geduld  zu  entwickeln,  als 
eine  deutsche  oder  englische  wohl  thun  würde.  Die  Unpopularität 
des  Octroi  unterliegt  freilich  auch  in  diesen  Beziehungen  keinem 
Zweifel  und  ist  in  unruhigen  Zeiten  immer  wieder  hervorgetreten 
(1870  in  Lyon),  aber  gegenüber  der  finanziellen  Vortheilhaftigkeit 
und  schwierigen  Ersetzbarkeit  des  Octroi  doch  nicht  mehr  allgemeiner 
durchgedrungen  (§.  350). 

Die  Erhebungskosten  stellen  sich  natürlich  sehr  ver- 
schieden nach  der  Grösse  des  Rohertrags,  der  Grösse  und  dem 
Wohlstand  der  Bevölkerung  des  Bezirks ,  dem  Umfang  und  der 
Art  der  besteuerten  Artikel,  den  örtlichen  Verhältnissen. 

Unter  l>esonders  günstigen  Umständen,  wie  in  Paris,  sinken  sie  auf  einen,  vollends 
für  eine  indirecte  Verbrauchssteuer  massigen  Betrag  (1887  in  Paris  5.75  "/o  ^^s  Roh- 
ertrags). Aber  selbst  in  grossen  Städten,  wie  Marseille,  Bordeaux,  sind  sie  mitunter 
doch  hoch  (bez.  14.75  und  14.69  7o  ^^  diesen  zwei  Städten  in  1887),  jedoch  in  anderen 
grossen  und  mittleren  nur  wieder  7 — 10%'  vielfach  9-  137o-  Max.  von  30  grössten 
Städten  in  1887  Marseille  und  Bordeaux,  Min.,  noch  unter  Paris,  Koabaix,  5.29 7o' 
Im  J.  1879  war  d«s  Maximum  im  Creusot,  wo  nur  Getränkeoctroi,  mit  20.31  %  (^^^^^^^ 
30.31,  ein  Druckfehler  in  der  solcher  überhaupt  manche  zählenden  v.  Reitzeustein 'sehen 
Arbeit,  B.  43,  S.  224,  vgl.  Bull.  XI,  71).  Das  zweite  Maximum  in  grösseren  Städten 
damals  in  Versailles,  17.937oi  Minimum  Paris  5.01  und  auch  Roubaix  6.26,  doch 
auch  eine  Stadt  von  nur  c.  20,000  Einw.,  wie  Neuüly,  nur  6.85  7o  (Bull.  XI,  68  if., 
XXIV,  68  ff.). 

In  Paris  selbst  ist  seit  1847  nur  noch  eine  kleine  Ermässigung  eingetreten,  1847 
6.1,   1850  6.52,   1865,  nach  Erweiterung  des  Bezirks  in  1860,  5.14,  in  den  letzten 


iiLiitrh  eJi.*:  *>riit^  SM^yt^roiiT-    l'it  Z»U  d-r=  I;;rLsT|»eis&ii*is  lA  Pari»  »"ir  1M7  1230. 
liNOi  2il*.  j%'lf   Mi^i'ihjili  XL  47. 

Ia  ^H\fZT\tm*iU\\\t:i  barrbscfc^itt  d-rr  be^irefeadcL  One  mit  KKtroi  wir 
m>;T  4afe  MiLUDum  V^i^  ^  Dtp.  Ardenfieu).  das  MiiximiuD  2v>l  Dep-  Loz^re).  Üer 
DrjKliv.hiiiu  roll  r»i*z  friiLkreich  war  S.'-^.  S^ii  XuUsiz  dtr  ISTöer  JaLre  ian 
4i»»t  Zi-*;r  iiLmtz  w*;^;/  üt^r  S**,  r-rwes^L.  ab^r  auch  nichi  BrLr  reäOAifiii.  trotz 
4er  i^*:^t%»iU*:u  HfjhvTXt'mst .  wkhi-zit'i  ^ir:  frJii':r  erheblich  h6her.  m>3  noch  1U.3*« 
w*r  «,  die  l'ei>er5i';Lt  obeii  S.  Sy*i  .  Eine  weitere  Vermiiidenmc  scheint  jetzt  aläo 
iii^Lt  ththr  Z'J  enrarteb  zo  b*:!^. 

Jieri'jitichtiirt  mzü.  da<»  die  Octrcieianehmer  fereii  Pr&risio&ea  auch  noch  die 
ErbebuL^  der  iitaatlicbeii  Eifiraxt^sabrabr^b  b^äorrcii.  m  ermisbirt  sich  ubiirens  der 
ErbebabiTMatz  bocb   cm  mehr  ala   ')*«.   ]S>5   in  ranz  Frankreich  auf  S.5^*  «    BulL 

XXIV.  i^  . 

£b  üt  aa';fa  die«  noch  mehr  aU  b*:i  den  indirect'.'n  Steuern  des  Staats,  aber  doch 
2V«  weniirer  ond  der  Konten ^atz  \t*:\  den  Octroi?  allein  doch  aoch  nur  1**'«  mehr 
aU   l>ei    den  Z^illen.     (S.  o.  S.  434.  auch  '•<)'*.     Eine   neoeste  Berechnung   im  Ball. 

XXV.  Ahh.  fiebt  iü  l^V.i  für  die  dir'^cteu  Staatssteoeni  3.3.  die  indirecten  4.  die  Zölle 
neb»t  Salzbteuer  7.0.  f.  Enre^tr..  Stemp«:!  u.  Domänen  33*«) 

Die  Durchs cbnittsbö he  des  Erhebangskostensatzes  und 
der  ab 80 Inte  Betrag  dieser  Kosten  ist  kaum  ein  Bedenken  gegen 
da8  Octroi.  Das  Misslicbe  bleibt  die  Höbe  in  einzeben  Orten,  die 
mitunter  wobl  in  der  Frage  der  Beibebaltang  oder  Aufhebung  mit- 
sprechen mÜHSte. 

Der  Reinertrag,  welcher  nach  Abzug  dieser  Erhebungskosten 
bleibt,  ist  im  Ganzen  wie  oßmals  im  Einzelnen  schliesslich  doch 
eine  so  hohe  und  wachsende  Summe,  dass  er  eben  die  dauernde 
Einbürgerung  des  Octroi  begreiflich  macht  und  wenigstens  f inanz - 
wirthschaftlich  meistens  rechtfertigt. 

Die  Kotwicklung  war  für  ganz  Frankreich  (1SS7  wieder  ohne  Corsica)  folgende 
(Bull.  XI,  51,  XXIV,  G7;  beim  Kohortrag  incl.  Kebcueinuahmen),  in  Mill.  Eres. 


Roh- 

Erheboogs- 

Rein- 

ertrag 

kosten 

ertrag 

1831 

54.24 

5.SS 

48.36 

1847 

87.y8 

9.60 

78.38 

1809 

201.35 

16.34 

185.01 

1872 

11)'J.43 

17.51 

181.92 

1887 

282.71 

24.69 

258.03 

(Dir;  RohcrtragäziH'cT  ist  hier  mitunter  etwas  kleiner  als  oben  S.  904  in  der  Ueber- 
hicht,  während  das  Umgekehrte  zu  erwarten  wäre;  ebenso  auch  in  anderen  Jahren  der 
Tabelle,  aus  der  die  Zahlen  entnommen  sind.  Es  muss  sich  das  aus  verschiedenen 
Abrechnungswuiseu  erklären,  die  aber  nicht  erläutert  sind.) 

Mit  diesen  Ertragsziifern  nimmt  die  indirecte  Verbrauchs- 
bestcuerung  auch  in  der  französischen  Commiinalbesteuerung  eine 
sehr  wichtige  Stellung  ein.  Wenn  auch  nicht  eine  verhUItniss- 
mUssig  ebenso  bedeutende  als  in  der  Staatsbesteuerung,  so  doch 
eine  viel  hervorragendere  als  in  manchen  anderen  Ländern,  be- 
sonders als  in  Grossbritnnuicn  und  Deutschland:  immerhin  ein  weit 
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und  auffallend  abweichendes  Ergebniss  von  den  steaerpolitischen 
Ideologieen  der  ersten  Revolution  (§.  167). 

7.  Strafbestimmungen.  Es  finden  meistens  die  für  Contra- 
ventionen  und  Defraudationen  im  Gebiete  indirecter  Staatssteuern 
angedrohten  Strafen  auf  diese  Vergehen  in  Oetroisachen  Anwendung. 

100 — 200  Frcs.  Geldstrafe  bei  Defraude  in  Pri?atwagen  mit  Federn  (Ges.  vom 
29.  März  1832,  Art  S),  sonst  Anwendung  der  Bestimmungen  der  Art.  27  u.  46  und 
223—225  des  Ges.  v.  28.  Apr.  1816  (Ges.  ?.  29.  März  1832,  Art.  8,  9,  v.  24.  März 
1844,  Art.  9).  Danach  Confiscation  der  Steuerobjecto  und  Transportmittel,  Geldstrafo 
von  100 — 200  Frcs.,  in  erschwerten  Fällen  (Einsteigen,  unterirdisch,  bewaflhet)  ausser- 
dem Gefängnissstrafe  von  6  Monat.  (Vgl.  Olibo  I,  252,  II,  440 if.)  Die  Beamten 
haben  ähnliche  Befugnisse  zur  Protokollaufnahme  bei  Contraventionen  wie  die  der 
indirecten  Steuern.  Die  Sache  geht  seit  1834  zur  Entscheidung  immer  gleich  an  das 
Correctionstribunal  (wegen  der  Höhe  des  Minimalstraf  betrage).  S.  Art.  75  ff.  der  Ord. 
V.  1814  über  das  Contentieux  (Olibo  II,  157 — 171).  Auch  hier  sind  aber  die  Maires 
berechtigt,  mit  Genehmigung  des  Präfecten,  sich  vor  wie  nach  ergangenem  ürtheil  über 
die  Strafen  abzufinden  (Ord.  v.  1814,  Art.  83).  Der  Erlös  aus  Geldstrafen  und 
Conüscationen ,  abzüglich  der  Kosten,  ^llt  halb  der  Gemeinde,  halb  den  Beamten  zu 
(cb.  Art.  84).  Das  Einzelne  bei  Olibo,  Vigncs  I,  295  ff.,  Block,  dict.  octroi, 
Nr.  97  ff. 

4.    Hückblick  und  zur  Kritik. 

Vgl.  schon  V.  B rasch  a.  a.  0.,  bes.  S.  113  ff.  (zu  einseitig  die  übliche  Kritik 
der  Gegner  der  indirecten  Verbrauchssteuern);  namentlich  aber  v.  Reitzenstein, 
B.  43,  S.  229 — 258,  mit  eingehender  Berücksichtigung  der  polemischen  und  der  das 
Octroi  vcrtheidigenden  Literatur,  auch  der  agrar.  Enqueten  v.  1866  ff.  und  1879  ff., 
wo  das  Octroi  mit  erörtert  wurde ;  dann  Mathieu-Bodet  II,  372 — 390  (Vertheidiger 
der  Octrois).  Ich  stimme  in  der  Beweisführung  v.  Reitzenstein  grösstentheüs 
bei,  würde  selbst  die  Gründe  für  das  Octroi,  gerade  in  französ.  Vorhältnissen,  und 
gegen  den  Ersatz  durch  andere  Steuern  noch  etwas  schärfer  betont  haben;  im  Er- 
gebniss, weniger  in  einzelnen  Argumenten,  bin  ich  auch  mit  Mathieu-Bodet 
einverstanden.  Ein  genaueres  Eingehen  auf  alle  „Für  und  Wider''  und  auf  die  literar. 
Discussion  der  Frage  ist  hier  nicht  die  Absicht  und  auch  nicht  die  Aufgabe  dieses 
Abschnitts  dieses  Werkes,  wie  schon  einleitend  bemerkt  wurde.  Nach  v.  Reitzen- 
stein's  eingehender  und  trefflicher  Erörterung  ist  eine  neue  specielle  Behandlung  der 
Frage  auch  vorläuüg  überflüssig. 

§.  350,  Das  Octroi  bat  leicht  begreiflich  vielerlei  AngriflFe  er- 
iahren,  principielle,  namentlich  von  Seiten  des  freihändlerischen 
Doctrinarismus  und  aus  Gesichtspuncteu  der  Steuerpolitik,  practische 
von  Seiten  vieler  Interessenten.  Es  ist  in  der  üblichen  Weise  als 
indirectc  Verbrauchsbesteuerung  und  noch  besonders  als  eine  solche 
der  Gemeinden  angefochten  worden.  Auch  an  parlamentarischen 
Attaken  und  Anregungen  zur  Beseitigung  der  ganzen  Einrichtung 
hat  es  selbst  bis  in  die  neueste  Zeit,  auch  noch  nach  1870,  nicht 
gefehlt  (so  in  1876). 

Vielfache  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung, 
namentlich  Schädigung  der  unteren  Classen  bei  der  Öfters  doch  nicht  unerheblichen 
Belastung  wichtigerer  Consumptibilien  und  sonstiger  Gebrauchsgegenstände  und  der 
Herkunft  des  grössten  Theils  der  Octroierträge  aus  der  Besteuerung  dieser  Objecte; 


T)10        6.  B.   2.  K.   Steuerrecht.    1.  H.-A.    2.  A.    Frankreich.   §.350. 

widerwärtige  und  stierende  Yerkebrähemmungeu  zwischen  Stadt  and  Land,  in  Wider- 
spruch mit  der  sonst  erreichten  freien  wirthschaftlichen  Bewej^ung  auf  dem  einheit- 
lichen nationalen  Marktgebiete,  insofern  doch  ein  Wiederaufleben  der  älteren  inneren 
Schranken  wie  in  der  Zeit  der  Binnenzölle;  beständiger  Anreiz  zu  Defraudationen: 
Benachtheiligung  der  landwirthschaftlicheu  Interessen,  auch  nach  Fortfall  öqü  Octrois 
?on  wichtigeren  vegetabilischen  menschlichen  Nahrungsmitteln,  durch  die  Belastung  ?ou 
Fleisch,  Butter,  Eiern,  Yiehfutter  u.  s.  w.;  Hemmung,  Schädigung  und  bedenkliche 
Yertheuerung  des  städtischen  Bauwesens  durch  die  Steuern  auf  Baumaterialien;  end- 
lich auch  finanzpolitische  Bedenken  gerade  wegen  der  von  anderer  Seite  ge- 
rühmten hohen  Einträglichkeit,  leichter  Steigerungsfähigkeit  des  Ertrags  und  nicht 
unmittelbar  vom  Consumenten  empfundenen  Belastung:  denn  das  führe  und  habe 
notorisch  vielfach,  zumal  in  den  grösseren  Städten,  zu  leichtsinnigen  Ausgaben,  zu 
unnöthigem  Bauluxus,  zu  vollends  rascher  Steigerung  der  communalen  Budgets  geführt, 
was  bei  der  Herkunft  der  Octroierträge  überwiegend  aus  der  Besteuerung  von  Massen- 
consumptibilien  der  unteren  Classen  vollends  bedenklich  sei.  In  der  parlamentarischen, 
fachliterarischen  und  öffentlichen  Pressdebatte,  in  landwirthschaftlicheu  Enqueten 
(1866  ff.,  1S79  if.)  kommen  diese  und  andere  Bedenken  zum  Ausdruck  und  zur  mehr 
oder  weniger  objectiven  Erörterung. 

Aber  das  Octroi  ist  nun  einmal  immer  mehr,  zumal  in  den 
grösseren,  vollends  in  den  Grossstädten,  am  Meisten  in  Paris  auf 
dem  Boden  der  bestehenden  Gesetzgebung  eine  höchst  wichtige 
Einnahmequelle  der  Gemeinden  geworden,  vielfach,  wie  vor  Allem 
in  Paris,  der  wahre  Grundpfeiler  der  Gommunalfinanzen.  Sein 
Ersatz  oder  auch  nur  seine  wesentliche  Beschränkung 
wäre  in  Frankreich  mindestens  in  den  grösseren  Gemeinden  an 
Voraussetzungen  gebunden,  welche  sich  schwer  oder  gar  nicht  er-' 
füllen  lassen. 

Die  Zusammenschweissung  von  Staats-  und  Communalsteuorn  in  der  directeu 
Besteuerung  mittelst  des  Zuschlagssystems,  die  steuertechnische  Beschaffenheit  dieser 
directen  Steuern,  der  Mangel  einer  brauchbaren  allgemeinen  personalen  directen  Steuer, 
wie  einer  Einkommen-  oder  Vermögenssteuer,  die  Benutzung  fast  aller  anderen  Steuer- 
arten in  stärkster  Anspannung  für  den  Staat,  die  Uugeeignetheit  oder  Unzulänglichkeit 
der  übrigen  Staatssteuern  oder  einer  etwa  noch  aufzufindenden  neuen  communalen 
Sondersteuer  —  wie  der  hierfür  ins  Auge  gefassten  Wohnungs-  oder  Miethsteuer  — 
lässt  es.  wenigstens  in  allgemeinerer  Weise,  kaum  möglich  und,  soweit  es  möglich  sein 
sollte,  theils  finanziell  ganz  unzweckmässig,  theils  steuerpolitisch  zu  bedenklich  erscheinen, 
auf  das  Octroi  zu  verzichten.  Auch  mittelst  einer  Einkommensteuer  und  etwaigen 
Zuschlägen  dazu  für  die  Communen  oder  mittelst  einer  Wohnungs-  und  Miethsteuer 
kann  man  überhaupt  und  vollends  unbedenklich  —  auch  nach  Erfahrungen  anderer 
Länder,  wie  specioU  Deutschlands  —  sicher  nur  einen,  schwerlich  einen  allgemein 
sehr  grossen  Theil  des  Octroi  ersetzen. 

So  möchte  das  Verbleiben  der  Octrois,  wenigstens  in  der 
Hauptsache,  das  finanzwirthschaftlich  allein  Mögliche 
oder  minder  Bedenkliche  und  selbst  das  verhältniss- 
niässig  Beste  sein.  Es  macht  in  einer  solchen  Frage  doch 
auch  einen  Unterschied,  ob  eine  derartige  Besteuerung  etwa  erst 
neu  einzuführen  oder  ob  sie  eine  alt  eingebürgerte  ist,  wie 
eben  in  Frankreich. 

Nur  zwei,  finanzpolitisch  auf  Dasselbe  hinauskommende  andere 
Hilfsmittel  würden  etwa  eine  grössere  Einschränkung  des  Octroi- 
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Wesens  ermöglichen:  die  stärkere  Uebernahme  von  Com- 
iDunalausgaben  auf  Staat  und  Departements  und  ver- 
mehrte Dotationen  beider  letzteren  an  Gemeinden. 
Beide  Mittel  werden  in  gewissem  Umfang  (bei  Schul-,  Wegewesen) 
schon  angewandt  und  vermuthlich  noch  zu  ausgedehnterer  An- 
wendung kommen.  Darauf  drängt  in  Frankreich  wie  in  anderen 
europäischen  Ländern  die  Entwicklung,  auch  die  fieschaffenheit 
des  Staatssteuerwesens  hin.  Aber  manche  principielle  und  practische 
Bedenken  hat  auch  die  zu  ausgedehnte  Anwendung  dieser  Mittel 
und  damit  hat  sie  nothwendig  wieder  ihre  Grenzen,  die  in  Frank- 
reich wegen  der  Ueberspannung  der  Staatsbesteuerung  für  directe 
Staatszwecke  wohl  noch  engere  als  in  manchem  anderen  Lande 
sind.  Eben  deshalb  wird  man  sich  mit  Recht  in  Frankreich 
ernstlich  überlegen,  ob  man  an  dem  Octroi  viel  rütteln  soll.  Zu 
den  Illusionen  der  Finanz-  und  Steuerpolitik  der  ersten  Revolution 
wird  man  doch  auch  auf  diesem  Steuergebiete  nicht  leicht  wieder 
zurückkehren,  so  wenig  als  auf  demjenigen  der  Staatsbesteuerung. 

Der  Plan  einer  Ersetzung  des  Octroi.  z.  B.  in  Paris,  durch  eine  Wobnungs- 
oder  Miotb Steuer  —  nach  den  principiell  nicht  unrichtigen  Anschauungen  der  Frei- 
handclsschule  über  btädtischc  Grund-  und  Hausrente  und  über  die  relative  Berech- 
tigung des  Princips  der  Besteuerung  ,,uacb  Leistung  und  Gegenleistung*'  —  verkennt 
eben  die  vielen  und  wesentlichen  Bedenken,  welche  anderseits  auch  eine  solche  Steuer 
hat.  Melirfach,  was  die  Vertbeilung  der  Steuerlast  und  den  steuerpolitischen  Grund- 
character  anlangt,  sind  es  ähnliche  wie  sie  die  „Verbrauchssteuern"'  auch  sonst  treßen, 
zu  denen  die  Wobnungssteuer  ja  in  einer  Hinsicht  gehört.  In  Berlin  z.  B.  argu- 
uientirt  uaiu  —  übertreibend,  aber  doch  zum  TheU  wieder  richtig  —  gerade  gegen 
die  Miöthsteuer  als  die  neben  einer  Einkommensteuer  fast  alleinige  Grundlage  der 
Gemeindebesteucrung.  Vielleicht  könnte  in  Frankreich  in  grösseren  Städten,  bes.  in 
Paris,  an  einen  th  eil  weisen  Ersatz  des  Octroi  durch  eine  derartige  Steuer  gedacht 
werden,  aber  nicht  entfernt  an  einen  vollständigen.  Das  verbieten  nicht  nur  die 
grossen  Beträge  des  Octroi,  welche  ersetzt  werden  müssten  und  sich  schwerlich  über- 
haupt durch  die  genannte  Steuer  beschatten  Hessen,  nicht  minder  verbietet  es  auch 
der  Character  der  Miethsteuer.  Die  Bedenken  gegen  letztere  würden  natürlich  wieder 
in  der  Praxis  bei  grosser  Höhe  der  durch  sie  zu  bcschaflenden  Summen^  wachsen. 

Mit  Kücksieht  auf  die  Verwendung  der  Octroieinnahmen  für 
die  communalen  Ausgaben,  von  denen  doch  viele  wirklich  „gemein- 
nützig^'  sind  und  zum  Theil  gerade  den  „unteren  Classen^'  besonders 
zu  Gute  kommen  —  Unterrichts-,  Gesundheits-,  Wohlthätigkeits- 
wesen  u.  a.  m.,  was  Mathieu-Bodet  mit  Recht,  nur  etwas  zu 
einseitig  und  nicht  immer  in  richtiger  Begründung  betont  — ,  lässt 
sich  auch  auf  das  Octroi  die  allgemeinere  Kechtfertigung  gerade 
„indirecter  Verbrauchssteuern"  anwenden,  deren  Erträge  für  gemein- 
nützige Leistungen  im  spcciellcn  oder  überwiegenden 
Interesse  der  unteren  Classcu  verwendet  werden. 
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Li  der  fran/ösischcu  Gesetzgebung  ist  durch  die  Festlegung  ciues  Fünftels  des 
Ertrags  des  ordentlichen  Octroi  für  den  sonst  unentgeltlichen  Primäruuterricht  in  den 
öflentlichen  Volksschulen  dieser  Gesichtspunkt  neuerdings  auch  wieder  in  die  Gesetz- 
gebung hinein  getragen  worden  (Ges.  v.  lü.  Juni  1S81).  Er  war  ihr,  wie  die  frühere 
Bestimmung  des  Octroiertrags  für  die  Deckung  der  Kosten  der  Hospifliler  und  für 
öiTentliche  Wohlthiitigkeit  beweist  (S.  8ST),  schon  ehedem  nicht  fremd.  S.  auch  Fin.  II, 
S.  4D1 ,  und  meine  Aufsätze  über  Finanz  Wissenschaft  und  Staatssocialismus ,  Tüb. 
Zeitschr.  1887. 

In  Frankreich,  wie  in  anderen  Ländern,  wurden  nuü,  wie  ge- 
sagt, ja  mehrfach  bisherige  locale,  commnnale,  departementale 
Ausgaben  ganz  oder  theilweise  auf  den  Staat  übernoramen  oder 
von  diesem  Subventionen  uud  Dotationen  für  solche  Zwecke  ge- 
währt. Da  die  Mittel  des  Staats  hierfUr  indessen  wieder  that- 
sächlich  grossentheils  aus  den  Erträgen  indirecter  Verbrauchssteuern 
nach  der  bestehenden  Steuerverfassung  fiiessen  und  schwerlich  auf 
andere  Weise  genügend  beschafft  werden  können,  so  entfällt 
implicite  wenigstens  der  Einwand  gegen  das  Octroi  als  „indirecte 
Verbrauchssteuer".  Denn  das  Octroi  löst  hier  gewissermassen  nur 
andere,  staatliche  Verbrauchssteuern  ab,  welche  bei  noch  umfassen- 
derer Uebernahme  von  Localausgaben  auf  den  Staat  oder  bei  noch 
stärkeren  Subventionen  dann  ihrerseits  nur  wieder  in  erhöhtem  Maasse 
angespannt  werden  müssten. 

Nun  kann  trotzdem  Manches  für  ein  derartiges  Vorgehen 
sprechen,  auch  indirecte  Verbrauchssteuern  des  Staats  vor  solchen 
der  Gemeinden,  wie  der  Octrois,  Vorzüge  haben  oder  weniger  Be- 
denken bieten.  Aber  möglicher  Weise  gilt  Letzteres  auch  um- 
gekehrt und  ausserdem  wird  die  concrete  Finanzlage  und  der  Zu- 
stand der  Staatsbesteuerung  es  doch  räthlich  machen  können,  lieber 
mittelst  einer  eigenen  indirecten  Verbrauchssteuer  der  Gemeinden 
den  Localbedarf  zu  decken,  als  auf  dem  angedeuteten  anderen 
Wege.    Gerade  in  Frankreich  möchten  die  Dinge  so  liegen. 

Diu  noch  weitere  Anspannung  der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  des  Staats 
für  eine  Politik  der  Unterstützung  der  Gemeinden  hat  in  Frankreich  bei  dem  erreich- 
ten Zustand  der  genannten  Staatsbcsteueruug  doch  auch  ilire  ernsten  Bedenken,  nel- 
leicht  selbst  ihre  (xrenze  an  der  Schwierigkeit  der  practischeu  Durchführung. 

Anderseits  möchte  gerade  den  Communaloctrois  in  steuer- 
politischer Hiusicht  manches  wenigstens  relativ  Günstige 
im  Vergleich  zu  indirecten  staatlichen  Verbrauchssteuern,  auch  zu 
den  Zöllen  auf  wichtigere  Massencoiisumptibilien,  nachzurühmen, 
miudestens  zu  behaupten  sein,  dass  diese  Octrois  einige 
sonst  wichtige  Bedenken  weniger  als  diese  Staats- 
steuern haben. 
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Sie  gestatten  eine  passende  Auswahl  der  Steuerobjecte  und  zweckmässige  Be- 
stimmung der  Steuersätze,  eine  Anpassung  an  die  örtlichen  Prodnctions-  und  Con- 
sumtionsvcrhältnisse ,  eine  Ausnutzung  mit  zu  angemessener  Luxusbesteuerung  der 
Wohlhabenderen,  mehr  wie  die  meisten  staatlichen  indirecten  Verbrauchssteuern. 

Sie  haben  allerdings  denselben  Mangel  wie  in  der  Regel  andere  indirecte  Steuern, 
wie  die  Zölle,  keinen  Qualitätssteuerfuss  in  ihren  specifischen  Sätzen  zu  be- 
sitzen, da  eben  auch  bei  ihnen  dessen  Anwendung  zu  schwierig  oder  unmöglich  ist 
und  von  einer  Werthverstcuerung  dasselbe  gilt  (Wein!  Bei  Fleisch  möchte  durch  die 
Preisregelung  der  verschiedenen  Sorten  oder  Qualitäten  eher  eine  der  letzteren  sich 
anschmiegende  Vertheilung  des  Octroibetrags  stattfinden).  Die  Octrois  ziehen  ferner 
ihre  Haupterträge  freilich  auch  aus  den  grossen  Massenartikeln  der  Gonsumtion,  wie 
die  staatlichen  indirecten  Steuern.  Endlich  wird  auch,  wie  bei  letzteren,  so  bei  den 
Octrois  die  Belastung  des  Consumentcn  duroli  Preiserhöhung  oder  Qualitätserniedrigung 
wohl  vielfach  Platz  greifen,  obgleich  sicher  auch  hier  viel  verwickeitere  Vorgänge  in 
der  Praxis  vorhanden  sind,  ah  die  übliche  freihändlerische  Doctric  annimmt  und 
manche  Theile  der  Octrois  definitiv  auf  andere  als  die  Gonsumenten  fallen.  Auch 
Rückschläge  auf  die  städtische  Grund-  und  Hansrente,  die  wegen  „Verthcuerung  des 
Lebens  durch  das  Octroi''  nicht  so  steigen  kann,  sind  nicht  ausgeschlossen. 

Nehme  man  aber  selbst  an,  dass  die  Consumenten  voll 
und  ganz  die  eudgiltigen  Steuerträger  seien  und  dass 
daher  alsdann  die  ,,Gleichmässigkeit'^  der  Steuerbelastung 
bei  den  Steuerobjecten  des  Octrois  wieder  stark  verletzt  werde, 
namentlich  zu  Lfugunsten  der  ,,kleinen  Leute'^  Dann  tritt  hier 
doch  wahrscheinlich  eher  als  unter  analogen  Verhältnissen  bei  all- 
gemeinen staatlichen  Verbrauchssteuern  eine  gewisse  Ausgleichung 
durch  Weiterwälzungen  der  Steuerbelastungen  ein. 

Denn  hier  kann  die  örtliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  der  Ab-  und  Zuzug 
zwischen  Stadt  und  Land,  die  „Freizügigkeit'*  in  der  That  eine  solche  ausgleichende 
Function  wohl  ausüben.  Bei  dem  beständigen  Zuschuss,  den  die  städtische  Bevöl- 
kerung, zumal  unter  französischen  Bevölkerungsverhältnissen,  vom  Land  und  aus  kleinen 
Städten  erhält,  kommt  das  vermuthlich  hier  in  Betracht. 

Damit  würde  das  principiell  anzuerkennende  steuerpolitische 
Bedenken  gegen  die  Octrois  sich  aber  practisch  mehr  oder  weniger, 
vielleicht  nicht  unwesentlich  beheben. 

Auch  mit  einem  anderen  Umstand,  nemlich,  wie  die  fran- 
zösische Staatsbesteuerung  nun  einmal  als  Product  der 
allgemeinen  politischen  Geschichte  des  Laudes  geworden 
ist,  muss  indessen  hier  in  der  Frage  der  Octrois  gerechnet  werden. 

Hätte  die  unruhige  innere  und  äussere  politische  Geschichte  Frankreichs  nicht 
zu  einer  so  ungeheuren  Staatsschuld  und  für  diese  wie  für  die  anderen  Staatsausgaben 
nicht  zu  so  hoch  angespannter  Gesammtbcsteuerung  geführt,  so  Hesse  sich  durch  Sub« 
ventionen  und  Uebernahme  von  Localausgaben  auf  den  Staat  leichter  und  umfassender 
helfen  y  auch  eine  den  Communalinteressen  si<-h  mehr  mit  anpassende  Reform  der 
directen  Steuern  eher  durchführen.  Dann  könnte  man  auch  das  Octroi  entbehr- 
licher machen. 

Durch  die  immer  nothwendig  und  wohl  auch  möglich  bleibende  Einführung  einer 
grossen  Personal-,  einer  Einkommensteuer,  die  man  unmittelbar  oder  mittelbar 
auch  für  die  Gemeinden  mit  ergiebig  machen  k4')nnte  und  sollte,  Hessen  sich  zwar  auch 
jetzt  einige  weitere  Mittel  beschallen,  um  damit  etwas  vom  Octroi  zu  ersetzen.  Aber 
viel  könnte  schwerlich   auf  diese  Weise   geschehen,  zumal  der  Ertrag  einer  solchen 
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Steuer  mindestens  ebenso  sehr  für  die  Beschränkung  besonders  hoher,  drückender  und 
bedenklicher  bestehender  Staatssteuem  (Enregistremont  I  Directe  Ertragssteuern)  als 
miäslicher  Communalsteuom,  wie  das  Octroi  eine  ist,  Ferwerthet  werden  müsste  (§.  334). 

So  gelangt  man  auch  hier  zu  dem  Ergebniss:  man  wird  in 
der  Hauptsache  trotz  aller  Bedenken  auch  das  Octroi 
in  Frankreich  behalten  müssen,  so  gut  wie  die  hohe  und 
schwere  staatliche  indirecte  Verbrauchs-  und  Verkehrsbesteuerung. 
Es  liefert  die  erforderlichen  Mittel  zur  Bestreitung  nothwendiger 
und  gemeinnütziger  öffentlicher  Ausgaben,  Mittel,  welche  andere 
Communal-  oder  Staatssteuern,  wenn  überhaupt,  nur  schwieriger 
und  unter  anderen,  aber  wahrscheinlich  grösseren  Bedenken  würden 
beschaffen  können. 

Damit  aber  gelangen  wir  zum  Schluss. 

Ein  Ergebniss,  wie  das  soeben  gewonnene,  mag  man  bedauern, 
man  wird  seine  ßichtigkeit  deshalb  nicht  läugnen  dürfen.  Die 
Schuld  liegt  auch  nicht  in  abstellbaren  technischen  Mängeln  der 
französischen  Steuerverfassung,  des  Staats,  wie  der  Departements 
und  Gemeinden,  sondern  diese  Steuerverfassnng  ist  eben 
selbst  das  im  Ganzen  nothwendige  Ergebniss  der  all- 
gemeinen französischen  Geschichte.  Eine  „Schuld'^i 
wenn  man  davon  reden  darf,  trifft  dann  nur  diese. 

Allerdings,  das  Resultat  der  Entwicklung  eines  vollen  Jahr- 
hunderts im  französischen  Steuerweseu,  auch  in  der  Communal- 
besteuerung  wie  in  der  Staatsbesteuerung,  besteht  darin,  dass  bei 
allen  anzuerkennenden  Fortschritten  formeller  Art  die  Besteuerung 
Frankreichs  im  Jahr  1889  materiell  nicht  eben  sehr  viel  anders 
als  1789  geworden  ist.  Beweist  das  aber  etwa  ein  Versäumniss, 
eine  Unfähigkeit,  einen  Mangel  an  gutem  Willen  der  in  vieler  Hin- 
sicht eminenten  französischen  Steuerpolitiker  und  Steuertechniker, 
welche  an  dieser  Besteuerung  seit  hundert  Jahren  unablässig  ge- 
arbeitet haben? 

Keineswegs!  Die  „Schuld"  liegt  anderswo,  —  im  Gange 
der  inneren  und  äusseren  französischen  Staatsge- 
schichte im  ersten  —  und  schwerlich  letzten  —  „Jahrhundert  der 
Revolutionen",  im  Verlauf  und  Ergebniss  einer  Geschichte,  die  selbst 
wieder  ein  Product  des  kelto-gallischen  National- 
characters  ist. 

Nach  der  nunmehrigen  Durchwanderung  des  grossen  Gebietes 
der  französischen  Besteuerung  dürfen  wir  wohl  auf  den  früheren 
Vergleich    zwischen    der  britischen  und  französischen   Be- 
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Steuerung  (S.  415)  zurUckkommeD.  ,,Die  britische  verdient  den 
Vorzug,  sagten  wir  dort,  sie  ist  eben  auch  das  Product 
einer  glücklicheren  Geschichte  und  einer  glücklicheren 
Volksanlage,  als  die  französische  Besteuerung/' 

Das  sollte  das  über  Steuerdruck  und  finanzielle  Misswirthschaft 
heute  in  der  „Republik^'  ebenso  wie  vor  hundert  Jahren  in  der 
„absoluten  Monarchie'^  klagende  französische  Volk  im  „Jubiläums- 
jahre" 1889  nicht  vergessen. 

Aber  auch  die  Finanzwissensehaft  hat  diese  Zusammen- 
hänge zwischen  Volkscharacter,  politischer  Geschiebte  und  —  Be- 
steuerung zu  erkennen  und  anzuerkennen  und  damit  ein  Verständniss 
zu  gewinnen,  das  auch  für  sieneben  dem  Eindringen,  Verstehen 
und  Beherrschen  alles  steuertechnischen  Details  wichtig  ist.  Mit  in 
dieser  Auffassung  liegt  auch  unsere  Kechtfertigung  dafür,  dass  wir, 
zugleich  zum  Nachweise  solcher  Zusammenhänge  auf  die 
lehrreiche  Entwicklung  der  französischen  Besteuerung  „von  1789 
bis  1889''  so  ausführlich  im  Rahmen  dieses  finanzwissensehaft  liehen 
Werkes  und  hier  in  der  „speciellen  Steuerlehre"  eingegangen  sind. 
Der  richtige  Standpunct  auch  für  die  Würdigung  des  steuertechnischen 
Details  selbst  wird  erst  dadurch  erlangt,  dass  es  in  diesen  grossen 
Zusammenhang  mit  den  die  Entwicklung  der  Besteuerung  im  Ganzen 
beherrschenden  Factoren  gebracht  wird. 


Nachträge. 

Zur  britischen  Besteuerung. 

Seit  dem  Erscheinen,  bezw.  der  Ausarbeitung  des  Abschnitts  über  die  britische 
Bcbteueiung,  Anfang  1887,  haben  in  ISST  und  1888  verschiedene  Veränderungen  der 
britischen  Staats-  und  Localbestcucrung  stattgefunden.  Darüber  verbreiten  sich  die 
Budgetreden  der  Schatzkanzler  (Göschen)  näher.  \ß.  dieselben  im  Bull.  1$S7,  XXI, 
515  tf..  ISSS,  XXIII,  443  ff.,  1889,  XXV,  426  tf.)  Es  handelt  sich  dabei  mehr- 
fach um  Details,  die  wir  hier  nicht  bringen  können.  Hervorzuheben  sind  u.  A.: 
Aeiiderungen  der  Wein  zolle,  indem  bei  Weinen  in  Flaschen,  namentlich  Schaum- 
weinen, zu  dem  Zoll  nach  der  Alcoholstärke  noch  ein  Zuschlag  (27«  sh.  p.  Gall.) 
hinzutritt,  um  einen  besseren  Qualitätbfuss  zu  erreichen;  bei  Flaschenweinen  unter 
einem  gewissen  Wenh  (15  sh.  p.  Gall.)  ermässigt  sich  der  Zuschlag  auf  1  sh. 
(a.  Bull.  XXIII,  694^.  —  Aendeningen  des  Stempels  für  gewisse  Urkunden, 
t'eb ertragungen,  Gründung  von  Actiengesellschaften  u.  s.  w.  i^Amtlichcr 
Erlass  darüber  im  Bull.  XXIV,  72  ilX  —  l'eberlassung  eines  Drittels  «les  Ertrags  der 
probate  duty  an  die  Grafschaften  u. s.  w.  zur  ArmenunterstUtzung,  ferner 
des  Ertrags  der  sogen.  Luzussteuern  auf  Wagen.  Wappen,  männliche  Dienstboten, 
Hunde,  Jagdscheine  u.a.m.,  sowie  der  Brauer- und  (ietränkehändler-Abgaben 
an  die  Localkorper.  Alles  in  der  Tendenz,  so  die  Ueberlassung  von  bisherigen  Staats- 


